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Studien zur Rheinfchiffahrtsakte. 


Bon Profeſſor Dr. Otto Mayer im Leipzig. 


Der Wirklihe Geheime Ober-Regierungsrat Herr M. Peters, vortragender 
Rat im Königlich) Preußiſchen Minifterium der öffentlichen Arbeiten, hat in jenem 
Bude „Sciffahrtsabgaben“ unter anderem auch bie Behauptung aufgeftellt: 
Die Rheinihiffahrtsakte von 1868 geftatte den Uferftaaten die Erhebung ſolcher 
Abgaben, jofern fie nur das Gebührenprinzip einhalten und das Maß ihres 
Aufwandes für die Wafferftraße nicht überjchreiten.. Der Wortlaut des Art. 3: 
„Auf dem Rheine ... . darf eine Abgabe, welche ſich lediglich auf die Tatſache 
der Beihiffung gründet, weder von den Schiffen oder deren Labungen, noch von 
den Flöffen erhoben werden“, jcheint diefe Deutung unbedingt auszufchließen. 
Tatfächlich ift auch die noch bis zum Jahre 1867 fo florierende Abgabenerhebung 
ſeitdem gänzlich eingeftellt geblieben. Der Verſuch, den Peters unternimmt, jener 
Anordnung der Rheiniciffahrtsaftte mit Hilfe der Donauſchiffahrtsakte einen 
anderen Sinn zu geben, geht erheblich über alles hinaus, was man fich jonft 
wohl im Kampfe der Meinungen an gewagten und unhaltbaren Rechtsdebuftionen 
gefallen lafjen muß. Ich glaube das in den Fritiihen Bemerkungen meiner 
Schrift „Sciffahrtsabgaben“ ') S. 20 ff. mit hinreichender Deutlichkeit dargetan 
zu haben. Peters beruft fi) aber auch (S. 302 ff. feines genannten Buches) 
auf die Entftehungsgeichichte des Vertrags und das ihm zugängliche Akten: 
material, woraus ein Vorbehalt der Erhebung von Gebühren fich ergeben fol. 
Die Belege, die er anführt, find keineswegs flar und die Darftellung ift recht 
dürftig; da3 hat bei ihm feine ganz beftimmte Bedeutung. Nadpräten fonnte 
ic zunächſt nicht. Inzwiſchen hat aber das großherzoglich badiſche Minifterium 
die Güte gehabt, mir auf meine Bitte feine Akten, die Schiffahrtsabgaben be— 
treffend, zur Einfichtnahme zu überlaffen. Ich habe jetzt meine Tyaszikelitöße 
(fie fangen mit 1821 an) mühſam durdhgearbeitet. Für die Schrift von Peters 
hätte ich e8 nicht getan. Aber es war ſonſt lohnend; e8 gibt gewiß fein beileres 
Mittel die damaligen ftaatlihen Zuftände zu erkennen, als wenn man fid) ein: 
mal fo in die vielen Eleinen Einzelheiten vertiefen muß. Die verichnörfelte 
Unterſchrift eines deutichen Diplomaten von Anno 30 babe id; mir für meinen 
Privatgebraud; abgemalt.e. Man fieht den Mann leibhaftig vor ſich und die 
ganze „gute“ alte Zeit, zu der er gehört. 

In der Sache mödjte ich nunmehr noch folgendes bemerken: 

Der Gegenfag von Steuer und Gebühr, der bei Peters eine jolhe Rolle 
ipielt, ift ja in ber Tat wiſſenſchaftlich von höchſter Bedeutung. Aber ganz 
dilettantiſch wäre e8 zu verlangen, daß aud) die geihhichtliche Wirklichkeit ſich nur 
um dieſe Begriffe drehte. In den Kämpfen, welche der abichließenden Rhein: 
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ſchiffahrtsakte vorausgingen, find durchweg ganz andere Unterfcheidungsmerfmale für 
die von der Schiffahrt zu erhebenden Abgaben oder Zölle maßgebend gemejen. 
Zuerjt waren es ja die holländiihen „Seezölle”, welche vertragsmwidrig an ben 
Rheinmündungen erhoben wurden, zufolge der „grammatiihen und logiſchen“ 
Auslegung, weldye die dortigen Geheimräte dem Worte „jusqu’a la mer“ zu 
geben wußten. Preußen war damals ziemlid im Stiche gelafjen und arg ver: 
höhnt worden wegen jeiner „„pretentions maritimes“ — ohne Flotte! Schließlich 
half Metternih. Nun kam denn aud) endlich die Rheinſchiffahrtsakte von 1831 
zuftande. Die von ber Wiener Kongreßafte Art. 108 vorgejehene Kommiſſion 
der Rheinftaaten ordnete darin die Sache auf den Grundlagen der Rhein-Schiffahrts- 
Oktroi⸗Konvention vom 15. Auguft 1804. Der Rheinftrom war behufs ber 
Abgabenerhebung in Streden zerlegt, am Anfange jeder Strede war eine Boll: 
ftelle, um von den fie befahrenden Schiffen im voraus entrichten zu lafjen, was 
dafür geichuldet war. Dies war aber zweierlei: die Refognitiondgebühr, 
Sciffögebühr, droit de reconnaissance, nad) ber Labejähigfeit des Schiffs— 
gefähes berechnet, und das Oktroi, der eigentliche Zoll von der Ladung, droit 
sur le chargement, nad) dem Gewichte ber Ladung berechnet, mehr und mehr 
auch nad) der Verjchiedenheit ihrer Art abgeſtuft. Das was ihnen beiden ge: 
meinfam war, die Eigenihaft als Stredenzoll, führte zunädft zu den 
bitterfien Konflikten. Preußen hatte jeit 1816 jene große Wirtichaftspolitik 
ind Werk zu jegen begonnen, der die Zukunft gehörte. Es faßte jeine Länder 
zu einheitlichen Zollgebieten zujammen. Daraus ergab ſich eine ſtrenge Ueberwachung 
der dieſe durchichneidenden Waflerftraßen. Die anderen Uferftaaten aber be- 
trachten den Rhein wie einen neutralifierten Völkerverkehrsweg und proteftieren 
gegen dieſe „Mautheingriffe“. Die Akten hallen wider vom „freien deutſchen 
Rhein“ im Sinne de8 „tonventionsgemäß freien Rheins“ und des Kampfes 
gegen Belaftung oder Hemmung „aller auf dem freien Strome des Rheins tran= 
fitierenden Waren“.') Zugleich aber hatte Preußen aus der Aufhebung aller 
Binnenzölle die Folgerung gezogen, daß auch die fonventionsmäßigen Rhein— 
zölle, joweit der Strom durch preußifches Gebiet fließt, nicht gefordert werden 
dürften. Sobald freilih ein Schiff aus diefem Bezirke heraustritt, was bei der 
Bergfahrt in Koblenz geichah, wurde ihm die Rechnung gemacht und alles für 
die durchfahrenen preußiichen Erhebungsftellen fonventionsmäßig Geſchuldete in 
einem großen Poften nachgeholt. Das hatte für die anderen zunächſt nicht 
viel zu bedeuten.) Wer, um dem preußiichen Geſamtrheinzoll zu entgehen, vor 
der Endſtation auslud, hatte den preußischen Einfuhrzoll zu bezahlen uud wenn 
er die Ware nach Baden bringen wollte, nody einmal den badiſchen Einfuhrzoll. 
Als aber die oberrheiniichen Staaten in den Zollverein mit Preußen. traten, 
fiel das leßtere weg. Baden und Württemberg jahen ſich genötigt, damit die 
Schiffe trogdem bis zu ihnen herauffuhren, jedesmal den preußiſchen Rheinzoll 
zu vergüten. Ein greulicher Zuftand !?) Vergeblich verlangten die Süddeutichen 
die Durchführung des fonventionsmäßigen Erhebungsmodus. Preußen erklärte 
die Wiedereinführung eines Stredenzolles für jchlehthin unmöglich, da die 
Bevölkerung jeines Rheingebietes nun einmal an bie völlige Freiheit des inneren 


!) Brot. der Rheinſchiffahrts-Kommiſſion vom 23. November 1821. 

2) Es trat nur auf diefe Weije recht jcharf hervor, daß Preußen tatſächlich „die 
Konfumenten der oberrheinifhen Staaten befteuerte” (Note des preuß. Geſandten vom 
2, Oktober 1847). 

’) Schilderung in Zuſchrift d. Min. d. Fin. a. d. Min. d. Ausw. vom 24. Mai 1845. 
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Sciffahrtvertehrs gewöhnt jei.') Nur einige Maßregeln zur Abſchwächung jener 
Nachteile waren zu erzielen gemejen. 

Dafür ſchien ſich ſeit Mitte der VBierziger Jahre die Möglichkeit zu er- 
Öffnen zur Unterdrüdung des einen ber beiden in der vertragsmäßigen 
Rheinschiffahrtsabgabe enthaltenen Beftandteile, des Oktrois oder eigentlichen 
Rheinzolfes, im Gegenjaß zur Rekognitionsgebühr oder Schiffsgebühr. Soviel ich 
jehe, ging der erfle Anftoß dazu von der Niederländiihen Regierung aus. Im 
Protokoll der Rheinihiffahrts-Fommiffion vom 3. September 1844 erklärt ihr 
Bevollmädhtigter: „Er jei beauftragt, die gänzliche Aufhebung des Rheinſchiffahrts— 
zolles in Antrag zu bringen, nötigenfall®e mit einer geringen Erhöhung der 
Relognitionsgebühr.” Alsbald griff auch Preußen den Gedanken auf. Gegen: 
über dem Drängen auf Wiederherjtellung des Stredenzolles erwiderte e8 in der 
(Anm. 5) erwähnten Note vom 12. Juli 1847: „Nur Aufhebung alles Zolles“ 
fönne helfen; dies jei „der einzig mögliche Weg zur Beleitigung der gegenwärtig 
beitehenden Ungleichheit“. Auf der Konferenz der deutſchen Rheinuferitaaten zu 
Wiesbaden 11. Auguft 1847 wiederholt Preußen jeinen Vorſchlag, deſſen Wort: 
laut allerdings jo verftanden werden könnte, als bezwede er Aufhebung aller 
Schiffahrtsabgaben. Bayern begrüßt ihn ala „jehr erfreulichen Beweis füderativer 
Gefinnung“, und fragt an, ob die Rekognitiondgebühr nicht gleichwohl beitehen 
bleiben jolle. Preußen erwidert: „Auf das Rekognitionsgeld beziehe ſich fein 
Vorschlag nit. Wie der Landverfehr neben dem Tranſitzoll Chauſſee- und 
Brüdengeld, alſo Abgaben für die Benutzung gewiffer Anlagen zu tragen bat, 
jo dürfte auch neben dem fünftig etwa einzuführenden Rheintranfitzoll nad) wie 
vor ein Wegegeld für das Befahren des Rheins zu zahlen, nad 
Befinden der jet bei Erhebung des Rekognitionsgeldes angemwendete Tarif einer 
Revifion zu unterwerfen fein.“ Der Vorſchlag ging nicht durch. Preußen ift 
aber noch mehrmals auf diejen Gedanken zurüdgeflommen. So in der Note vom 
16. Auguft 1855, die fi) ausdrüdlich auf den im Wiesbadener Protokoll von 1847 
eingenommenen Standpunkt beruft, und dann wieder in der Note vom 9. Dftober 
1860 und in ber Konferenz ber deutjchen Rheinuferftaaten vom 12, Dezember 1860; 
Aufhebung des Rheinzolfes (Oktrois) und „anderweitige Regelung” der Rekognitions- 
gebühr, das ift die Loſung. 

Es ift leicht zu — welchen Wert dieſe Unterſcheidung für Preußen 
hatte. Sein Grundſatz: feine Binnenzölle und die konventionsmäßigen Streden: 
zölle waren in Konflift und die Klagen der Vertragsgenoſſen Hatten nicht ganz 
unrecht. Es kam aljo darauf an, den Sciffahrtsabgaben die Natur von Zöllen 
zu nehmen und nur Wegegelder zu erheben, die auch nach den ftrengiten 
Grundjägen im Binnenverfehre gerade jo gut zuläffig jein mußten wie bie 
Ehaufjeegelder; dann war die „beftehende Ungleichyeit“ zu bejeitigen. Der 
Weſensunterſchied zwiſchen Zöllen und Wegegeldern wurde darin gefunden, daß 
die erfteren von den bewegten Waaren erhoben werben, bie letzteren für die 
Benugung der Waflerftraße zur Schiffahrt, „für das Bejahren des Rheins”, 
aljo von dem fahrenden Schiffe. Das jollte dann praktiſch einen verjchiedenen 
Erfolg haben, injofern die Zölle auf die Konjumenten übermälzt werden könnten, 
die Wegegelder nicht. Deffen glaubte man ganz fiher zu jein und darum nahm 
man es mit jener Unterjcheidung der Erhebungsweije ftreng. Bu der Konferenz 


1) Mote des preuß. Gejandten vom 12. Juli 1847; Note des preuß. Min. des 
Aeußern vom 16. August 1855, deögl. des preuß. Gejandten vom 9. Oftober 1860. 
1* 
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vom 12. Dezember 1860 hatte Baden den Antrag geftellt: „An Stelle bes 
Rheinzolles und der Rekognitionsgebühr ein einfaches Waſſerwegegeld zu jeßen, 
1 Sgr. vom Zentner der Güter, und auf die einzelnen Erhebungsftreden zu 
verteilen.“ Aber Preußen befämpfte diejen Antrag (der ja eine höchſt beträchtliche 
Verminderung der Abgaben bedeutete), und zwar nicht wegen der unabhängig 
von ben aufzumwendenden Koften bemeflenen Höhe der Abgabe, jondern wegen 
der Art der Erhebung (von den Gütern!), die e8 für beſonders beläftigend erkannte. 
Das einzige fer: Aufhebung aller Zölle und Erhebung einer nad) Streden verteilten 
Rekognitionsgebühr nad) der Tragfähigkeit bes Schiffes. Dabei ſchlug es vor, „den 
Ertrag der Rekognitionsgebühr (aljo die Gebühr für das Befahren des Rheins) der: 
geftalt zu erhöhen, daß vorausfichtlich eine angemefjene Einnahme verbleibe“. Der 
preußijche, wie der badiſche Wegegeldbegriff iſt ein rein formelle. Nach durch 
fahrener Strede berechnet werden wollen fie beide; zum preußiichen gehört aud 
noch die Erhebung vom Sciffögefäß, zum badiſchen ein geringer Sat (nicht 
ganz ein 1 Pig. pro Strede und Zentner). In dieſem leteren Sinne wird 
auch öfter von einem „bloßen“, einem „einfachen“ Wegegeld geſprochen. — 


Mit der jchärferen Ausprägung der Wegegeldnatur der Abgabe find wir 
von jelbit in das Gebiet des wiſſenſchaftlichen Begriffes der Gebühr gefommen. 
Gebühr ift eine Gegenleiftung in Geld für die bejondere Inanſpruchnahme einer 
öffentlichen Anftalt oder Einrihtung. Zum Unterjchied von der Steuer hat 
die Gebühr nocd eine bejondere — mir mollen jagen — moraliihe Recht: 
fertigung in dem Aufwand, melden die benüßte Einrichtung dem gebühren- 
erhebenden Staate verurjaht. Abſtrakt genommen, fann man eine gemille 
Billigkeitsforderung aufftellen, daß diefer Aufwand und der Gejamtbetrag ber 
Gebühren ſich möglichſt deden jollen. Es wäre aber ein leerer Doktrinarismus 
zu behaupten, daß es glattweg jo fein müſſe und jo jein könne.“) Die Gebühren, 
melde die Poft erhebt, geben vernünftigerweile einen Ueberſchuß, die bes 
Reichögerihts und ber Univerſität beden die Koften nicht entfernt. Hier 
fommen noch allerlei andere Rüdfichten in Betracht. Gebühren find Gegen: 
feiftungen und entjprechen dadurd ihrem Begriff, aud; wenn fie dem Maße 
nad der Leiſtung nicht entiprehen. Wenn e3 fih um die Benüßgung einer 
natürlihen Waſſerſtraße handelt, wäre aber ſchon rein tatjächlih ein feiter 
Maßſtab mit der Forderung des Ausgleichs nicht gegeben. Was dazu gehört, 
um Herſtellung, Betrieb und Abjchreibung bei einem Kranen, einer Schleufe, 
einer Wage zu deden, da8 mag man mit annähernder Sicherheit berechnen. 
Aber der Strom hält nicht nur weder Regel noch Gleihmaß ein in jeinem 
Bedarj, er ftellt auch eine Vereinigung gar vieler Intereffen dar; was daran 
gebaut und gearbeitet wird, dient der Landeskultur, der Sicherung vor Ueber: 
ihmemmungen, der Geiundheitsfürforge, der Schiffahrt auch, was jedes trifft für 
jeinen Anteil, ift mehr oder weniger Schäßung und Willtür, grenzt fi) feines: 
wegs mit objeftiver Sicherheit ab. 


Alles in Allem, wenn ich jage: Sciffahrtögebühren find zu erheben, gebe 
id) gar feinen Maßitab, jege ich hinzu: nad der Höhe des für die Schiffahrt 
gemachten Aufwandes, jo gebe ich einen vieldeutigen, der Willfür Tür und 
Tore öffnenden. 


ı) Wenn man gar, wie Peterd ©. 322, von einem „wirtichaftlihen Naturrecht” 
'pricht, fo ift das wohl nicht jo ernft gemeint. 
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Betradhten wir die Rheinihiffahrtsabgaben unter dieſen Gefichtspunften, 
fo zeigt fi, dab ber Zujammenhang mit den Strombaukoften, der bie 
Gebühren kennzeichnen joll, bei ihnen von Anfang an betont wurde. Schon 
der Reichsdeputationshauptſchluß von 1808, auf deſſen Grundlage nachher die 
Dftroisflonvention geichloffen wurde, beftimmt in $ 39, daß der Ertrag, 
nach Abzug der Koſten der Erhebung, der Verwaltung und der Polizei, „vor: 
zügli zur Unterhaltung der Leinpfade und der zur Schiffahrt erforderlichen 
Arbeiten auf jedem der rejpeftiven Ufer beitimmt if“. Auch die Wiener 
Kongrehafte hebt in Art. 111 und 113 dieſe Gegenjeitigfeit hervor. Selbit: 
verftändlich ift hier immer die ganze Abgabe gemeint ohne Unterjchied zwiſchen 
Dftroi und Rofognitionsgebühr. Im Wiesbadener Protokoll vom 11. Auguft 
1847 erklärt Naflau: „Der Rheinzoll ift feine Abgabe, welche unbillig genannt 
werden fann, indem den Regierungen dagegen nicht unerhebliche Leiftungen 
obliegen.“ Und gegenüber dem preußilchen Verſuch, einen aufzubebenden Rhein: 
zoll und ein beizubehaltendes Wegegeld zu unterjcheiden, führt Heffen in einem 
Promemoria vom 3. Februar 1848 aus: „Die großherzogliche Regierung teilt 
die Anficht der preußiichen über die Natur der Aheinzollabgaben nicht. Sie 
fieht das Rheinoktroi, welches nad) der Rheinichiffahrtsakte an den verſchiedenen 
Erhebungsitellen erhoben werden joll, für nichts anderes als ein Waſſer— 
wegegeld an. Er joll dasjelbe in jeiner Wirkung derjenigen Abgabe gleich 
fein, welche auf gebauten Landſtraßen für den Gebrauch derjelben erhoben wird. 
Dieſes Wafferwegegeld dient, nad) Berichtigung der auf dem Rheinoktroi radizierten 
Renten zur Beftreitung der Koſten für die Unterhaltung der Leinpfade, für die 
Arbeiten im Bette des Fluſſes und für die polizeilichen Anftalten zur Aufrecht: 
erhaltung der Sicherheit auf dem Rhein.“ Es wird dann der Vergleich mit 
den preußiſchen Ehauffeegeldern im einzelnen durchgeführt. In Staaten, die 
ſolche erheben, jchließt das Promemoria, fordert die Konſequenz, aud die 
Waflerwegegelder, insbejondere die Schiffahrtsabgaben auf dem Rhein, jo wie 
fie find, beizubehalten. — Dabei ergaben allerdings dieje Wafjerwegegelder für 
Heſſen einen erheblichen Ueberihuß, der im Jahre 1848 auf über 100000 Thlr. 
jährlich berechnet wurde. Und doch Waflerwegegeld! mn einer badiichen Denk: 
Ichrift von 1859 „über Umgeftaltung der Rheinzölle in MWafferwegegeld“, wird 
hervorgehoben: „Der Aufwand, dem die Zölle vorzugsmeile ihren Urſprung 
verdanken, fteht mit den Einnahmen in auffallenditem Widerſpruch.“ Baden 
bat 1857 20000 Franken eingenommen, 100000 Franken ausgegeben. Gleich: 
wohl wird nur angeftrebt: ein „jehr mäßiges Waſſerwegegeld, welches Mittel für 
die auf den Rheinzöllen noch ruhenden Renten und für Unterhaltung der 
Leinpfade und der Schiffahrtsitraße liefern würde“. Baden ift aljo zufrieden, 
wenn e3 nur einen Zulhuß für den ihm obliegenden Aufwand erzielt. Eine 
glatte Dedung kann überhaupt nicht Biel der Vereinbarung jein. Denn 
die Selbitfoftenberehnung gibt bier feinen zu rechtlicher Bindung brauchbaren 
Mapftab. 

Diefe Erkenntnis trat mit voller Klarheit zutage bei den Verhandlungen 
ber Frankfurter Nationalverfammlung zum Gejeßentwurf über die 
Aufhebung der Flußzölle. Der im Namen bes „volfswirtichaftlichen Ausſchuſſes“ 
dazu erftattete Bericht rechtfertigt die Aufhebung aller Abgaben mit folgender 
Erwägung: „Der Grundjag der Wiener Kongreßakte, die Flußzölle auf die zur 
Erhaltung der Sciffbarkeit notwendigen Einnahmen zu beichränfen, ift wie die 
jeitherige Erfahrung zur Genüge dargetan hat, keineswegs geeignet, die Schiff: 
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fahrt vor drüdender Belaftung zu fihern. Großenteils liegt das in der Natur 
der Sache; denn ein Waflerwegegeld, deflen Höhe nad) den Koften der Unter: 
haltung fi richten joll, fann an fi feinen Maßſtab geben, der im Vorwege 
fih feſt beftimmen ließe uſp.“ Es werden nun im einzelnen verjchiedene 
Gründe diefer Unjaßbarkeit aufgeführt.) Noch jchlagender ift die gemeinjame 
Gegenerflärung der Regierungen. ®) Sie verlangen Abſchaffung aller beftehenden 
Schiffsabgaben und Flußzölle, „jedoch find die Uferftaaten berechtigt, Waſſer 
wegegelder zu erheben, welche von ber Reichögewalt, und zwar in der Art jet: 
gejegt werden, daß jeder Uferjtaat nicht mehr erhebt, ala zum Erſatz der regel: 
mäßigen Verwendung erforberlih ift.“ Alfo Gebühren in Höhe des eigenen 
Aufwandes follen die Einzelftaaten erheben dürfen — das Gebührenideal! — 
aber beileibe nicht nad) eigener Schätzung und Feſtſetzung, jondern die um: 
parteiiiche Reichögewalt beftimmt ihnen das Maß. So allein wird das Ge: 
bührenprinzip bier rechtlic verwendbar. 

Die Chauffeegelder, die jo häufig mit den Sciffahrtsabgaben verglichen 
werben, lafjen ſich ihrer Natur nad) viel leichter nad) dem Maßſtabe der Selbſt— 
foften regulieren; der Aufwand ift bier gleihmäßiger und es handelt fich nicht 
darum, den Anteil anderer nterefjen erft noch auszuſondern. Der Zollver- 
einigungövertrag vom 8. Juli 1867 Art. 22 beſchränkt fie in der Tat auf die 
Höhe der Selbitkoften; er fügt aber vorfichtigermweije noch einen abjoluten Maß— 
ftab Hinzu: fie dürfen in feinem alle den Sat des preußilchen Tarifs von 
1822 überjchreiten. 

Hätte man e3 je gewagt die Schiffahrtsabgaben vertragsmäßig der einzel: 
ftaatlichen Berechnung der Selbitkoften anzuvertrauen, jo würde man nicht ver: 
fäumt haben, ein gleiches vorzujehen. Aber man hat e3 nie ernitlich verjudht, 
ſondern ſich ftets an feſte Säße gehalten. Der Fortſchritt beftand nur im 
fortwährenden Herunterdrüden dieſer Sätze. Ende 1860 war man joweit ge: 
fommen, daß Helfen und Naffau an eigentlihem Rheinzoll nur mehr ’/s bes 
urfprünglichen Normaljages erheben durjten, Baden, Bayern und Preußen nur 
%/ıo; ſeit 1864 waren alle Staaten aud gehalten, an NRekognitionsgebühren 
höchſtens die Hälfte des Normaljages zu erheben. 

Und nun wäre das Unglaubliche geihehen! Denn nad alledem jollen 
die Vertragsgenoſſen im Jahre 1868 kurzweg, eigentlic) jogar ganz ftillihweigend, 
jedem wieder freigegeben haben, ſich feine Abgaben nad) den zuredhtgelegten 
Eelbitkoften zu berechnen und ſolche aljo, wie das ja als jelbitverftändlic angejehen 
wird, auch durch die Nachholung älteren Aufwandes in nit mehr meßbarer 
Weile zu fteigern ? 

Den Nachweis, daß die Regierungen wirklich jo mutwillig gewejen jeien, 
macht fid) Peters, jcheint mir, etwas gar zu leiht. Von dem ganz unzus 
läfjigen Verſuch, aus der Donauſchiffahrtsakte hiefür Schlüffe zu ziehen, reden 
wir nicht mehr; der ift bejeitigt. Er beruft fi aber auch auf den Text ber 
Rheinichiffahrtsakte und den Zujammenhang der Verhandlungen. Und dahin 
wollen wir ihm folgen. 

Was den Tert anbelangt, jo lautete ber preußiihe Entwurf, der ja 
zugrunde lag, in dem entiprechenden Art. 3: „Für bie Befahrung bes 
Rheins darf eine Abgabe weder von den Schiffen ober ihren Ladungen, noch 





1) Wigard, Stenogr. Ber. Bd. V ©. 3758, 3759. 
) Ubgedrudt bei Schumacher, Zur frage der Binnenihiffahrt3abgaben S.130, 131. 
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von den Flöſſen erhoben werden.“ Hier ift einfach die, wie wir jahen, jeit dem 

Jahre 1847 von Preußen feftgehaltene Formel zur Bezeihnung ber Wegegelber 

wiedergegeben, als der einzigen Abgabenart, an deren Möglichkeit noch gedacht 

werden ſollte. Auch dieje wird aljo bier verneint, mitjamt der mehr und 

Ken diejen Ausdrud gehängten dee einer Gegenleiftung für den gemachten 
ufwand. 

Der im endgültigen Vertragstext an die Stelle getretene Art. 2 ſpricht 
allerdings von „Abgabe, melde fich lediglich auf die Tatſache der Beichiffung 

ründet“. Und Peter Enüpft daran S. 307 ff. eine breitere Auseinander: 
Bea Aus den Aenderungen, welche der Zert im Laufe der Verhandlungen 
erlitten hat, gehe hervor, meint er, daß feine Anpaffung an Art. 15 des Pariſer 
Vertrags (Donaufhiffahrt betreffend) beabfihtigt war (worauß er dann bie 
wunderliche Folgerung ziehen möchte, daß aud die in einem jpäteren Artikel 
des Parijer Vertrags für gewiffe Abgaben ausdrücklich gemadyte Ausnahme mit 
übernommen wäre; davon reden wir, wie gejagt, nicht mehr); ber neue Wort- 
laut jei anjcheinend auf Betreiben des franzöfiihen Vertreters gewählt und habe 
die Abficht, jenes Verbot „jeines allgemeinen Charakters zu entkleiden“ und in 
feiner ſachlichen Wirkung „einzujchränten“; die Zuſätze „bass uniquement“ 
und „sur le fait“, wie fie im franzöftiichen Zerte lauten, könnten einen anderen 
Sinn überhaupt nicht haben; wenn man nicht jagen wollte, daß Befahrungs— 
abgaben unter Umftänden doch zuläffig jein follten, hätte man einjad „den 
preußilchen Vorſchlag mit feiner kurzen peremtoriihen Faſſung“ angenommen. 
Ih habe in meiner Entgegnung bemerkt, daß ich nicht veritände, wie die Ver— 
Ihiedenheit der beiden Ausdrüde jo große Tragweite haben jolle. Nunmehr 
babe ich die Verhandlungen, auf welche ſich Peters beruft, jelbft eingejehen und 
fanrı beftätigen, daß er ein reines Märchen erzählt. 

Der Entwurf beftimmte in Art. 1 freie Schiffahrt auf dem Rhein, ein= 
ſchließlich von vier namentlich bezeichneten niederländiihen Waflerläufen. 

Art. 2 verbot die Befahrungsabgaben. 

Art. 3 befahl alle zur Rheinſchiffart gehörigen Schiffe wie die eigenen 
zu behandeln. 

Art. 4 handelte dann noch einmal von ben Niederlanden bejonbers: die 
zur Rheinihiffahrt gehörigen Schiffe jollen dort auch jeden anderen Weg ala 
jene vier nehmen dürfen und die niederländiiche Regierung „wird aud) auf anderen 
al den in Art. 1 bezeichneten Waſſerſtraßen weder Gebühren und Abgaben, welche 
jih lediglich auf die Tatſache der Beſchiffung diejer Waſſer— 
ftraßen gründen, noch zwilchen Zobith, Rotterdam, Dortreht und Amfterdbam 
Boien-, Balken: oder Lotjengebühren erheben“. 

Man fieht, daß diefer Art. 4 zum Zeil von freier Schiffahrt handelt, 
wa3 an rt. 1 ſich anichloß, zum Zeil von Abgabenverbot, was zu Art. 2 
gehörte, beides war für die Niederlande apart behandelt. Das wollte man nicht, 
und fo findet fid) denn im Protokoll der Kommiſſion vom 23. Juli 1868 der 


Bermerf: 
„Artikel 2 und folgende. 

Es wurde für geeignet erachtet, die Reihenfolge der Artikel 2 bis 8 voll: 
ſtändig zu ändern, jo zwar, daß als neuer Artikel 2 der bisherige Artikel 4 in 
abgeänberter Faſſung, jodann als Artikel 3 der bisherige Artitel 2 mit einem 
Zufag aus dem biäherigen Artikel 4... . eingejegt werden joll.“ 
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Bei der „neuen Faſſung“ des Artikel 2 ift dann ganz von ſelbſt ber 
Ausdrud „welche ſich Lediglich auf die Tatſache der Beihiffung gründen“ auß 
dem nun mehr vorangeitellten Art. 4 übernommen worden an Stelle bes Aus: 
drudes „für die Befahrung“.’) Dieje beiden Ausdrüde ftanden im urfprünglichen 
Entwurf ganz friedlich nebeneinander und bebeuteten das nämliche (wird „aud 
auf anderen Wafjerläufen” feine Abgaben erheben, welche „Fich lediglich... gründen”). 
Sonft ift nichts vorgefommen. 

Es wäre jchade, hier noch irgendeine Bemerkung hinzuzufügen. — 

Des weiteren fcheint die Phantafie aud) noch eine unheilvolle Rolfe geipielt 
zu haben, bei der Parftellung, die Peters S. 303 ff. gibt von ben Gegen: 
leiftungen, welche für den Verzicht auf die Abgaben verlangt und von den Ver— 
bandlungen, die barüber mit den Niederlanden geführt worden find. Er erzählt 
und: „Die Gegenleiftung jollte darin beftehen, daß die Niederlande ebenjo mie 
alle anderen Rheinuferftaaten eine pofitive Verpflichtung übernehmen jollten, 
den Strom, ben fteigenden Bebürfniffen der Schiffahrt entiprechend, nicht nur zu 
unterhalten, fondern auch weiter auszubauen.“ Denn der maßgebenbe Art. 67 
der Rheinichiffahrtsordnung vom 31. März 1831 verpflichtete im mejentlichen 
nur zu Unterhaltung des Leinpfades und zur Fernhaltung von im Strombette 
vorfommenden Hindernifjen. Es beitand zwar nod) ein Vertrag vom 31. Dezember 
1851 zwiſchen dem Zollverein und den Niederlanden, der eine außdrüdliche Strom: 
verbefferungapflicht enthielt; aber der war kündbar. Das Streben der deutſchen 
Unterhändler ging deshalb dahin, eine untündbare feſte Norm dieſes Inhalts 
in die Rheinichiffahrtsakte aufzunehmen, und das fam zum Ausdruck, in dem 
Art. 30 des „der niederländiichen Regierung mitgeteilten preußiichen Entwurfs”, 
dahin lautenb: „Les parties contractantes s’engagent chacune pour l’etendue 
de son terriloire à mettre le chenal et le chemin d’halage en bon état 
et à les maintenir dans cet etat.“ Allein: „dieſer Vorſchlag drang nicht 
durch, und nad) langen mühevollen Verhandlungen lam es ſchließlich zu einem 
Kompromiß, daß die Strombaupflicht der Uferftaaten durd) die Einſchaltung comme 
pour le passe, zu beutih: (machen fi) wie bisher (verbindlich) beichränkt 
werden ſollte.“ Und nun knüpft Peter daran ein über drei Seiten fi) hinweg— 
ziehendes Wehklagen über ben deutſchen Mißerfolg. Das war eine „contradictio 
in adjecto“, feiner der „leider vielfach vorkommenden Tlüchtigkeitsfehler“, 
ſondern ein wirkliches „sacrificium intellectus‘“ ein „unklare und ohne Zweifel 
abfichtlidy mehrbeutiges Kompromiß”, in der „Praxis als völlig wertlos“ ſich 
erweiſend. 

In Wirklichkeit iſt die Sache nicht ſo ſchlimm geweſen. Vielleicht iſt es 
einem Leſer, der gelernt hat, auf feiner Hut zu jein, gleich aufgefallen, daß hier 
gerade „der der niederländiihen Regierung mitgeteilte Entwurf“ betont wird, 
um dann mit dem franzöfiihen Texte weiter zu operieren. Es war natürlich 
alsbald Ehrenjache der deutichen Vertreter in der Kommiffion geworden, den Vorrang 
ihrer Sprade zu behaupten, ald Minimum hatten fie den Grundſatz aufgeftellt, 
daß jedenfalls für fie und ihre Staaten immer nur der deutiche Tert maßgebend 





’) Bei derjelben Gelegenheit wurde dann auch die Beitimmung über Boien- und 
Bafengelder (Art. 3 Ubi. 2) verallgemeinert. Uriprünglid, in Art. 4, bezog jie fih nur 
auf die Niederlande, die ja unterhalb Rotterdam jolche Gelder (Seeihiffahrt) erheben durften. 
Wenn die Folgerungen, welche Peters 5 308 aus dem „ebenfowenig” ziehen will, einer 
BWiderlegung bedürften, jo wäre fie damit gegeben. 
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jei — jelbftverftändlich, möchten wir ſagen.) Die Anträge, welche von ihnen ein= 
gebracht wurden, waren immer deutſch; manchmal verzögerte das Verlangen nad) 
einer franzöſiſchen Ueberjegung die Verhandlungen; bei größeren —* legte 
man aus Höflichkeit von vorneherein eine ſolche bei. Die Mitglieder der Kom— 
miſſion bekamen dann beides. Der badiſchen Regierung wurde unterm 6. Auguſt 
1867 vom preußiſchen Geſandten der Entwurf der Rheinſchiffahrtsakte „in 
deutſcher und franzöſiſcher Sprache“ vorgelegt. Es würde nicht ſtimmen 
zu dem ſonſtigen Verhalten der preußiſchen Regierung, wenn fie es der nieder— 
ländiihen Regierung gegenüber ander gemacht hätte. 

Weshalb aber nun bier bei Peters dieſe plögliche Vorliebe für den 
franzöfiihen Zert? Darin ftedt eben wieder eine Keine Schlauheit. Der maß— 
gebende deutſche Text des Entwurfes lautete nämlich von vorneherein in 
Art. 30: „Die vertragenden Zeile verpflichten ih, au in Zukunft innerhalb 
der Grenzen ihres Gebietes das Fahrwaſſer und den Leinpfad in guten Stand 
zu jegen und darin zu erhalten.“ Das „auch in Zukunft“ war in der fran= 
zöfiichen Ueberjegung einfach weggeblieben. Die zur Begründung beigegebene 
Denkichrift hatte aber S. 11 ganz ruhig bemerkt: „Art. 30 entiprict dem 
Art. 67 der Alte von 1831" — dem „ungenügenden“ Art. 671 Die babilche 
Oberdirektion des Waſſer- und Straßenbaues hatte gleichwohl mit Bericht vom 
2. September den Wunſch ausgeſprochen, daß man ſich dagegen verfichere, um 
diejes (deutichen!) Textes willen nicht zur Wegräumung der Kiesbänfe im Rhein 
angehalten zu werden. Der zum Gutachten aufgeforderte Bevollmächtigte in der 
Rheinichiffahrtsfommiffion meint: man werde in diefer Hinſicht feine größeren 
Pflichten haben ala bisher und niemand in der Kommiſſion werde etwas ba= 
gegen Haben, dab dad im Schlußprotofoll erklärt werde (Bericht vom 15. April 
1868 Ziff. 17). Im Sclußprotofoll wurde dann gleichwohl nichts aufge: 
nommen; denn als der badiiche Vertreter in der Sitzung vom 23. Juli 1868 
dies Bedenken zur Sprache brachte, erklärte die Kommiſſion, daß ein Mißver— 
ſtändnis nicht möglich jet, „indem aus der Faſſung des Artikel nicht mehr als 
die bisher beitehende Verpflichtung gefolgert werden könne” (Prot. ©. 16). 
Dann fährt das Protokoll fort: „Auf Verlangen des Bevollmächtigten für 
Niederland wurde in Zeile 3 ſtatt .den Leinpfad‘ gelegt: ‚die vorhandenen 
Leinpfade‘, da nad den in den Niederlanden beftehenden Lofalverhältniffen die 
Anlegung eines Leinpfades nicht überall möglich jei". Niemand hat wider: 
prochen ; weder vorher noch nachher Haben die Niederlande gegen den Art. 30 
jegt Art. 24) andere Einwendungen vorgebradt. Der jranzöfiihe Zert war 
inzwijchen durd den Zujaß „comme pour le passe‘ beridtigt und mit dem 
deutjchen in Einklang gebracht worden (der jchließlich jeinerjeits, ftatt „auch in 
Zukunft“, jagte: „wie bisher”) — ohne Sang und Klang! Die ganze Geiſter— 
ſchlacht um Art. 30, die Peterd mit vifionärem Auge geihaut haben will, mit: 
jamt der beutichen Niederlage, ift ja recht jeflelnd zu lejen und geeignet, das 
patriotijche Gefühl zu erregen. Wahr ift nichts daran. ?) 

1) Prot. d. Komm. vom 7. Juni 1817 $ 2; vom 7. Dezember 1825; Promemoria 
des preußiihen Vertreters Präfident Delius von 1829: „daß Preußen und die übrigen 
deutijchen Uferftaaten volllommen beretigt find, den deutihen Text des Rheinvertrages 


als Driginal anzujeben“. 

2, Ernitlihe Schwierigkeiten entitanden mit den Niederlanden nur wegen ber Bes 
fimmung in Art. 2, wonad fie die Schiffahrt auf dem Wege zum Meere „durch künſtliche 
Anlagen nicht erjhweren“ follten. Deshalb wurden die Verhandlungen jogar zeitweilig abge- 





10 Mayer, Studien zur Rheinſchiffahrtsakte. 


Einen praktiihen Zmek und Zuſammenhang hat das Phantafiegebilde 
gleihwohl. Da nämli für die trügeriihe Zujage der Niederländer „bie 
deutiche Gegenleiftung in Geftalt des internationalen Berzichtes auf die Binnen- 
zölfe” in Art. 3 der Afte „volltommen klar und deutlih“ gemacht worden ift, 
jo leuchtet e8 ja ein, wie gut es war, daß man dieſen Verzicht nicht „gänzlich 
und für immer” und nicht jo ganz „ohne weiteres“ gemacht hat, jondern fich 
die Wiedereinführung wenn nit von Zöllen, doch von Schiffahrtsabgaben 
im Gebührenmaß vorbehielt. Wir follen e8 alfo mit fyreuden begrüßen, daß 
nad) Ausweis der Akten wirklich im Hinblid auf die erwartete und nicht ein- 
getretene Gegenleiftung der Niederländer ein jolder Borbehalt ausgejprochen wurde. 

Dadurch erhält das Zitat, welches Peterd S. 302 bringt, erſt jeine rechte 
Bedeutung. Er jchreibt: „Der preußiiche Unterhändler für den Abichluß ber 
Rheinihiffahrtsakte erklärte nad) dem Protokoll vom 23. Yuli 1868, die deut- 
ihen Staaten hätten auf dieſe Zölle keineswegs ohne weiteres‘ verzichtet, 
wenn fie auch deren Erhebung eingejtellt hätten. Die übrigen deutichen Ber: 
treter ſchloſſen ſich dieſer Auffaffung im allgemeinen an.“ 

Natürlich betrachten wir das Protokoll wieder erft einmal genauer. 
Dort hatte der niederländiiche Vertreter vor Eintritt in die ſachliche Erörterung 
geäußert (S. 2): Es bedürfe, da die Hauptſache, nämlich die Abgabenfreibeit 
für den Rhein, in dem preußiihen Entwurfe ohne weiteres zugeftanden fei, 
gar feines langen Vertrags mehr; der Fiskus der Uferftaaten ſei danach bei 
der Sade nicht mehr direft intereffiert; ftatt des ausführlichen Entwurfes 
würden daher wohl einige kurze Beitimmungen genügen. Darauf erwiderte der 
preußiſche Bevollmädtigte: „Daß die Rheinichiffahrtsabgaben, deren Erhebung, 
wie er hier beiläufig bemerken wolle, durdy die Friedensverträge von 1866 
zwar eingeftellt worden, auf die die deutichen Staaten indeſſen keineswegs ohne 
weiteres verzichtet hätten, künftig definitiv aufgehoben jein follen, 
jei auch in dem vorliegenden Entwurfe anerkannt.“ Aber e8 jei doch noch gar 
vielerlei im einzelnen zu ordnen und deshalb wäre es befler, ſich an die Vor: 
lage zu halten, „weldye jedenfalls das Verdienſt der Vollſtändigkeit für ſich in 
Anſpruch nehmen dürfe“. 

Tür dieſe Auffaffung des preußiichen Bevollmächtigten, „entichied ſich bie 
Kommiſſion in ihrer Mehrheit” (Prot. ©. 4). Es fteht alfo jo: 

Die „beiläufige Bemerkung“ des preußiſchen Bevollmächtigten enthielt 
eine jelbftverftändliche, von niemandem beftrittene Wahrheit. Gibt man aller: 
dings den Zwiſchenſatz allein, jo kann der Eindrud hervorgerufen werden, daß 
es ih) um einen Vorbehalt handle auch gegenüber dem abzujchließenden Ber: 
trag. Lieſt man aber billigerweije den ganzen Gab, jo ergibt fi) das gerade 
Gegenteil; e8 ergibt fi, daß der preußilche Bevollmächtigte, eben weil die Ein- 
ftellung der Erhebung der Sciffahrtsabgaben nad) den Friedensverträgen feine 
definitive, für alle Rheinuferftaaten verbindliche war und fein konnte, eine aus— 
drüdliche Vertragsbeſtimmung für nötig erklärte, in ber jämtlihe Rheinufer- 
ftaaten die definitive Aufhebung diefer Abgaben anerkannten. In den Friedens— 
verträgen hatten die Kontrahenten fi) nämlich zur völligen Einftellung nur 
verpflichtet, jofern, was dann tatſächlich geſchah, aud die übrigen deutſchen 


broden (Brot. 23. Juli 1868 ©. 38). Die Niederländer waren damals jehr mihtrauijch 
gegen Preußen und fürdteten, man ſuche VBorwände, um in ihre Freiheit bezüglich des 
öffentlihen Bauweſens einzugreifen (Bericht des badiihen Minifter-Refidenten im Haag 
vom 10. September 1868). Das war natürlich etwas ganz anderes. 
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Rheinuferftaaten gleichzeitig die gleiche Maßregel treffen würden; bie deutſchen 
Rheinuferftaaten ftanden aber hinſichtlich der Rheinſchiffahrt überdies noch mit 
andern am konventionellen Rhein beteiligten nidytdeutichen Uferftaaten — Frank: 
rei und Niederland — in einem internationalen Vertragsverhältnis. Hatten 
diefe die Abgaben auch einjeitig bereit8 aufgehoben, jo hatten fie fi) doc 
ebenjowenig, wie e3 bie beutichen ARheinuferjtaaten ihnen gegenüber getan, den 
anderen Rheinuferftaaten gegenüber vertragamäßig zur Aufhebung verpflichtet. 
Der preußiihe Bevollmächtigte wiederholte daher lediglich, mas bereits bie 
preußifche Denkichrift in der Begründung zu Art. 2 des Entwurfs ber Rhein: 
Ihiffahrtsafte ausgeführt hatte; danach ſollte „durch biefen Artikel bie bisherige 
nur zwiſchen deutſchen Regierungen vereinbarte, in Frankreich und Nieberland 
auf Grund einjeitiger Akte der Gejegebung beftehende Freiheit der Rheinſchiff— 
lahrt von Abgaben zum internationalen Vertragsrecht zwilchen den Ufer: 
faaten erhoben werden”, wie e8 dann durch Art. 3 geichah. 

Die Zuftimmung der Kommilfion „in ihrer Mehrheit“ aber bezog fi in 
Virklichleit auf die von Preußen vorgeichlagene geihäftsorbnungsmäßige Be: 
handlung (Gejamtrevifion der Rheinichiffahrtsakte ftatt der von ben Nieder 
landen zuerft angeregten Beſchränkung aufeinzelne Aenderungen und Ergänzungen). 
Wenn man aber, wie Peters tut, die nur „im allgemeinen“ erfolgte „Zuftimmung 
der deutſchen Vertreter“ auf die tatſächlich unwiderſprochene „beiläufige Bes 
merfung“ bezieht und gar noch ohne den entfernteften Anhaltspunkt hinzufügt: 
„der franzöfiiche Vertreter jcheint .. . . doch im meientlihen den beutichen 
Standpunkt unterftüßt zu haben“, jo wird dadurdy der Eindrud beſtärkt, daß es 
fi hier in Wirklichkeit um einen rechtsbedeutſamen von den Vertragsparteien 
zugelafienen Vorbehalt handle. 

In beiden Richtungen wird aljo wieder einmal, objektiv betrachtet, bei 
vielen Leſern der Petersihen Ausführungen eine Täuſchung vorliegen. — 

Es jei mir nur geftattet, noch ein Wort zu jagen von einem jehr erwünjchten 
Nebengewinn, den mir mein Aktenſtudium gebradht hat und der mir für bie 
Rechtsgeſchichte der Schiffahrtsabgaben nicht unbedeutend zu fein jcheint. 

Reichöbeputationshauptichluß, Pariſer Frieden, Wiener Kongreßakte 
ſprechen durchweg nur von Abgaben für die Benützung der Waſſerſtraße des 
Rheins, Schiffahrtsabgaben, droits de navigation. Was man für die Be 
nügung der verjchiedenen Einrichtungen in den Flußhäfen verlangen wollte, 
blieb zunächſt noch frei und der Regelung der Einzelftaaten überlaffen. Es 
ſcheint, gerade am Rhein, Unfug damit getrieben worden zu jein, und jo ergab 
fh das Bedürfnis, die vertragamäßige Bindung auch auf dieje „Nebengebühren“ 
auszudehnen. Der preußiiche Entwurf einer Rheinſchiffahrtsordnung von 1821 
beftimmte in 857: „Wo Werfte, Bollwerke, Kranen, Wagen, Magazine und 
Sicherheitshäfen . . . errichtet find, ift nur derjenige, der fie wirklich gebraucht, 
zu den linterhaltungsfoften beizutragen verpflichtet. Ein Schiffer, der am 
Ufer anlegt... . ohne jolche Anftalten zu benüßen ... iſt nicht verpflichtet, 
dafür eine Gebühr zu bezahlen.“ Daneben handelte es fih aud darum, 
Marimaljäge für biete Gebühren zu gewinnen. Der jo mühſelig zuftande 
gefommene Vertrag von 1831 gab in feinen Art. 53—70 die nötigen Bes 
fimmungen, wieder mit Aufzählung der wichtigften hierhergehörigen „Maßregeln 
zur Erleichterung des Handels und zur Beförderung der Schiffahrt“. 

Die Zollvereinigungsverträge von 1833 handeln in Art. 15 von „Wafler: 
zöllen oder auch Wegegeldgebühren auf Flüſſen“, in Art. 17 von „Kanals, 
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Schleujen:, Brüden:, Fähr:, Hafen, Wage-, Kranen- und Niederlage-Gebühren 
und Leiftungen für Anftalten, die zur Erleichterung des Verkehrs beſtimmt find”. 
So auch nody Art. 23 und Art. 25 des Zollvereinigungävertrags von 1867. 

Die Reichöverfaflung von 1849 jpricht wiederum in $ 25 von Flußzöllen, 
in $ 26 von „Hafen, Kranen:, Wager, Lager-, Schleufen- und dgl. Gebühren“. 

Alſo überall die Schiffahrtsabgaben einerjeit3 und ein Verſuch anderjeits, 
die der Schiffahrt jonft noch dienenden Einrihtungen aufzuzählen. Und bie 
Ausdrudsweile erbt fich fort, aud das Erforderniß der „Benußung wirklich 
beitehender Einrichtungen“ — wer fi) darüber aufhält, hat fein Verftändnis 
für das Gejeß der Beharrung im Recht; das gilt aud) von Peters. 

Und nun fommt auf einmal die Berfaffung de Norddeutichen Bundes 
Art. 54 Abſ. 4: „Auf allen natürlichen — dürfen Abgaben nur für 
die Benutzung beſonderer Anſtalten, die zur Erleichterung des Verkehrs beſtimmt 
find, erhoben werben.“ Es iſt außer Zweifel, daß mit den „beſonderen An: 
ftalten” gemeint ift, was man fonft aufzuzählen verſuchte. Delbrüd') bat es 
nod) zu allem Ueberfluß bezeugt, daß Art. 25 des Bollvereinigungävertragd von 
1867 zur Erläuterung diene. 

Aber woher fommt nun diejer Ausdruck „beiondere Anftalten“? Logiich 
läßt er fi) ja wohl erklären als Gegenjag zur benußten Waflerftraße. Aber 
jo von ungefähr jchneit der Wechſel im Ausdrud nicht herein. Irgendein 
Grund, irgendeine Anknüpfung muß vorhanden jein. 

Ich hoffe, daß viele Lejer veritehen werden, daß mich bdieje Unklarheit 
— und ebenſo, daß ich mich freute, als ich glaubte, die Löſung gefunden 
zu haben. 

Es iſt bekannt, daß der Art. 54 unſerer Reichsverfaſſung entſtanden iſt 
aus einer kräftigen Zuſammenziehung der Beſtimmungen der Art. IV und V 
ber Reichöverfaffung von 1849. Delbrüd, der das gemadt hat, Hat natürlich 
die dazu gehörigen Materialien in Händen gehabt, und an ſolchen boten die 
Alten des preußiichen Minifteriums nichts Bedeutiameres als die gedrudte „Denk: 
Ichrift über die Beitimmungen, welche rückſichtlich der ſchiffbaren Flüſſe und 
Waſſerſtraßen im Deutichen Reiche zu treffen jein werden in jpezieller Anwendung 
auf die preußtichen Verhältniffe“. Sie enthält Bemerkungen zu ben Verband: 
lungen bes maßgebenden „volkswirtſchaftlichen Ausſchuſſes“ der Nationalverjamm- 
lung, datiert von Frankfurt, Oktober 1848, und vertritt ausdrüdlich den Stand 
punkt der preußifchen Regierung. Scumader, der fie in ben preußilchen 
Minifterialatten gefunden haben muß, bezeichnet fie (Binnenidiffahrtt S. 126) 
als „anscheinend halbamtlich“. Sie findet fi) aber aud in den badilchen Akten 
mit dem Vermerk des Minifteriums des Aeußern, d. d. 15. November 1848: 
„Bon Großherzoglicer Gejandtichaft zu Frankfurt wird br. m. eingejendet die 
ihr vom Königlich preußischen Bevollmächtigten mitgeteilte Denkichrift über uſw.“. 
Dann gehen Exemplare amtlich an die Minifterien des Innnern und der Finanzen. 

Tür die äußere Rangftellung reicht das aus. Ich muß aber aud) geftehen, 
ih) habe in den ganzen 19 Faszikeln feine Auseinanderjfegung gefunden, die jo 
jehr den Stempel der geiftigen Ueberlegenheit getragen hätte, wie diefe. War 
es bloß die ungeheure Anregung des Jahres 1848? War es ein bedeutender 
Mann, der das geichrieben hat? Es verdiente feitgeflellt zu werden. Was 
unjereinen -bejonder8 anmutet, das ift der großartige ſyſtematiſche Zug, der in 


') Der Art. 40 der Reichäverfafiung ©. 89. 
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dieſem Schriftftüd ift; die ganze Abgabenfrage beherricht es. EB verdiente in 
extenso abgedrudt zu werben. Ich muß mich darauf beichränfen, einiges wieder: 
zugeben, was zur gegenwärtigen Frage gehört. 

Die Denkſchriſt beginnt mit einer Darftellung „der Haatsreattisen 
Grundlagen im allgemeinen“. Hier werden unterfchieden: privative?') 
und fondentionelle Flüſſe. Bezüglic der erfteren üben die Staaten un: 
bedingte Rechte der Geſetzgebung und Auffiht (©. 4): 

1. über Gebraud des Waſſers (Zulaffung Fremder zur Schiffahrt, 
Anlegung von Kanälen, Mühlen, Fähren); 

2. über ben Gebraud ber Ufer (Leinpfabe, Häfen, Bollwerke und andere 
Baflerbauten); 

3. über die Abgaben, melde, ſei e8 für den Gebraud dei 
Bajjers, fei e8 für die Benußung der zur —— dieſes Ge— 
brauchs eingerichteten Anlagen, zu entrichten find. 


Dieſen Rechten korreſpondiert die Verpflichtung, für die Schiffbarkeit des 
Fluſſes und für die Anlegung und Unterhaltung der zur Beförderung derjelben 
dienenden Anlage zu jorgen. 


In Anjehung der fonventionellen Flüffe find dieſe Rechte nicht auf: 
gehoben, ſondern nur im wenigen Beziehungen vertragsmäßig beichräntt. Ins— 
beiondere befteht hier für die Staaten die Verpflichtung: „von der Schiffahrt .. 
ſowohl für den Gebraud bes Wajjers ald aud für bie Benußung 
bejonderer Anftalten zum Beiten des Verkehrs Abgaben von feinem 
höheren Betrage und auf feine Täftigere Weife zu erheben, als diefe für jeden 
einzelnen Fluß vereinbart ift.“ 


E3 folgt jodann die Darftellung bes „Rechtsguftandes in Preußen“ 
— dieſer ift jehr befriedigend. Auf privativen Flüſſen und Kanälen 
wird (mit einigen Ausnahmen) weber ein Warenzoll von den verichifften 
Gütern, noch ein Wafferwegegeld von den Schiffsgefäßen, fondern nur eine nad 
dem Schiffsgefäß bemefjene Abgabe „für die Benutzung der zur Erleichterung 
der Schiffahrt beftimmten Anlagen (Echleufen) erhoben“. Auf fonventionellen 
Füſſen wird von der Binnenſchiffahrt (vermöge des oben geichilderten Syſtems 
der Erhebung an der Staatögrenze) weder ein Warenzoll, noch ein Waſſerwege— 
geld (Rekognitionsgebühr) erhoben. 
So ftehen im ganzen einer Ausgabe für Unterhaltung der Waflerftraßen 
von 1524907 Tr. gegenüber an Einnahmen: 
eigentlihe Waflerzöle -. - » » 2 3329033 
Maflerwegegelder . . .. 106489 
Abgaben für Benugung beſonderer Anſtalten 471356 


Summa 1106878 Thr. 


Hiezu wird bemerkt, daß die Einnahmen für die Benußung von Häfen, 
Bollwerken, Rranen, Wagen uſw. ſowie das Aufziehen von Brüden bei dieler 
Berechnung ebenforvenig berüdfichtigt werben, als die Ausgaben für diefe Anlagen, 
weil das faſt überall den Kaſſen der betreffenden Kommunen gehört. 

Und nun kommen brittend Gedanken über das zu jhaffende 
Reichs recht. 





) Deren ſchiffbarer Lauf einem Einzelſtaate ausſchließlich angehört (Oder!). 
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Abtretung der einzelitaatlichen Flußhoheit an privativen Waflerftraßen ift 
untunlih. Anders bei gemeinichaftlichen Flüffen; bier tut „zentrale Leitung“ 
not. Wie follen fie geordnet werden? Ueber zweierlei ift man einverftanden : 

Es jollen Warenzölle auf den deutſchen Waſſerſtraßen nicht 
erhoben werden — und: 

Es jollen „für die Benugung bejonderer Anlagen und Ans 
ftalten“ Abgaben zu entrichten jein. 

Dazwiſchen liegt die dritte frage, ob „Für die Benugung der Waſſer— 
ftraßen ein zur Unterhaltung und Berbejjerung zu verwendendes 
Waſſerwegegeld“ erhoben werden fol. Darüber find die Anfichten ver- 
ichieden. Preußen muß nad den ſeit 1816 und 1818 verfolgten Prinzipien 
dieje Frage verneinen (S. 13). Das Argument: die von der Natur jelbit ge: 
ihaffenen Flüffe müßten frei fein im Gegenjag zu den „erjt angelegten” Land: 
ftraßen und Kanälen, ift weniger bedeutſam als die politiihe Notwendigkeit: 
der Binnenverfehr auf den preußiſchen MWaflerftraßen ift jeit 30 Jahren „frei 
von allen nit für die Benußung bejonderer Anftalten zu ent: 
richtenden Abgaben”. Das Volk ift daran gewöhnt. 


Es wären aljo nur beizubehalten die Abgaben „für die Benußung be— 
fonderer Anftalten und Anlagen zum Vorteil der Schiffahrt”, über welche, wie 
ejagt, fein Zweifel beiteht. Unter den „Anlagen“ find „unbedenklich aud die 
Ranäle zu nennen“. Die Höhe der Abgaben ift zu normieren auf die „Unter: 
haltungskoſten“ (S. 15). 

Wir hören unfere Reichöverfaffung ſprechen, Art. 54 Abſ. 4! Alle die 
Ausdrücke, in welchen fie von ihrem Vorbild, der Reichsverfaſſung von 1849, 
abweicht, fie Klingen uns bier ſchon entgegen: „Waſſerſtraße ftatt Flüſſe, 
„bejondere Anftalten“ ftatt ber dur ählung, „Anftalten und Ans 
lagen“, um aud die fünftlichen Bafferftragen zu umfaffen, bejondere Anftalten 
„zum Beiten des Verkehrs”, „zur Erleihterung“ des Gebrauchs des 
Waſſers, der Schiffahrt eingerichtete oder beftimmte Anlagen, das hat fidh 
zufammengezogen in bejondere Anftalten, „die zur Erleichterung des Verkehrs 
beftimmt find“, und ſchließlich ftimmen alle drei, die Reichöverfafjung von 1849 
und die von jet und unjere Denkſchrift vom Oktober 1848 überein in dem 
Sat, daß hier nur die Unterhaltungsfoften gededt werden jollen. 

Wird man danad) einen Zweifel hegen fönnen, daß Delbrüd bei jeiner 
Formulierung des Art. 54 Abſ. 4 dieſe Denkſchrift benugt Hat? Das fehlende 
Glied ift hier gefunden und der Kreis geſchloſſen.!) 

Und nun beachte man, wie reinlih fi) bier die „Abgaben für die Be- 
nußung bejonderer Anlagen und Anftalten“ abheben von dem „für die Be— 
nugung der Waflerftraße” zu erhebenden und „zur Unterhaltung und Ver— 
beflerung zu verwendenden” Wafjerwegegeld — dem Waflermegegeld, das wegfallen 
foll, 1849 zuerſt weggefallen ift, 1867 noch einmal, und das nad Delbrüds 
Zeugnis, mit Einführung der Reichöverfaffung aud) aus dem Bollvereinigungs: 
vertrag von 1868, der es nod in Art. 23 erwähnte, um des Art. 54 Abi. 4 


i) Wertvoll dürfte auch noch manches andere in der Denkichrift fein. So die Aus— 
führungen ©. 16 über die Sonderjtellung der Seehäfen (Art. 54 Abſ. 3 RVerf.). Auch 
die Rechtsbedeutung der Schleujen wird beleuchtet, jofern fie einen Fluß nicht notwendig 
zur fünftlihen Waſſerſtraße mahen. Bgl. auch Entw. zum Sclußprotofoll zur Rhein— 
Ihiffahrtdafte Art. 3. 
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willen verfhwinden mußte. Dem gegenüber hätte doch wahrlich aud die ver- 
mwegenfte Auslegungsfunft nie darauf verfallen dürfen, eben dieje „Unterhaltung 
und Verbefjerung der Waflerftraße“ in die „beſonderen Anftalten“ des Art. 54 
hineinſchmuggeln zu wollen. 

Herr Geheimrat Peters, ber fi an dieſes Unternehmen gemadjt Hat, 
rüähmt ſich gerne ung Minderbegünitigten gegenüber feines befjeren Aftenmaterials. 
Seine unermüblichen Berfiherungen, er verftehe nicht, was der Geſetzgeber mit 
dem Worte „beſondere“ Anftalt Ernſthaftes gemeint haben fünne (S. 15, 110, 
199, 242, 243), waren ſchon ohnedies recht auffallend. Wenn wir jet an: 
nehmen müſſen, er babe auch die hervorgehobenen Darlegungen der Denkſchrift 
vom Oktober 1848 gefannt, jo wird das noch auffallender. Aber es ftimmt 
zu dem Zweck, den er verfolgt und zu der ganzen Art, wie er rechtswiſſen— 
haftliche Dinge behandelt. 
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Beiträge zum prenfifchen Unterrichtsrenpt, 
Bon Profeffor Dr. Eduard Hubrich in Königsberg i. Pr. 


8 1. Die Rechtsnatur preußiſcher Nniverfitätäftatuten und die Gejehes: 
publifation in Preußen. 


In der Kontroveife über den Gejehesbegriff nad) preuß. Staatsrecht iſt 
eine nicht unwichtige Einzelfrage die Beftimmung der Rechtsnatur ber preuß. 
Univerfitätsftatuten. Anſchütz, der namens der „herrſchenden“ Staatsrechtstheorie 
das Wort ergriffen, fieht in den Vorſchriften der Univerfitätsftatuten teil3 Ver— 
waltungsvorſchriften, ſoweit ſich jene nämlich „über die innere Organijation und 
Ordnung der Anftalt“ verbreiteten, teils Rechtsvorſchriften, ſoweit nämlich Bes 
ftimmung über „Rechte und Pflichten der Univerfitätsanftalt nach außen, gegen: 
über Nichtangehörigen (3. B. Vermögensfähigkeit, öffentliche Rechte)“ getroffen 
jei. Die Vorſchriften der erften Kategorie dürfe der preuß. König auch nad 
bem Inkrafttreten ber Verfaffung deshalb einjeitia erlaffen, weil ihm allein nad) 
Urt. 45 Verf. „die vollziehende Gewalt” zuftehe. Für den Erlaß ber in den 
Univerfitätöftatuten enthaltenen Rechtsvorichriften dagegen liege zugunften bes 
Königs eine jpezialgejegliche, durch die Verf. nicht beleitigte Ermädtigung in 
8 68, II, 12 ALR. vor: „Die innere Verfaffung derjelben (d. 5. der Univer- 
fitäten), die Rechte des afademifchen Senats und eines jedesmaligen Borftehers, 
in Bejorgung und Verwaltung der gemeinſchaftlichen Angelegenheiten, find durch 
Privilegien und die vom Staat genehmigten Statuten einer jeden Univerfität 
beftimmt“ (Gejeggebende Gewalt 1901, ©. 70). Arndt erflärt ohne Unterſchied 
die Univerfitätsftatuten für objektive Rechtsnormen, die ſich auch mit Gebot und 
Verbot an alle, die e8 angeht, wenbeten.‘) In dem $ 68, II, 12 ALR. könne 
unmöglic das Recht der Krone, auch nad dem Erlaß der Verf. Univerfitäts- 
ftatuten zu erlaffen oder abzuändern, gefunden werden. „Denn Genehmigen und 
Erlaffen find ganz verjhiedene Dinge. Oder wer wagt zu behaupten, daß, weil 
ftäbtifches Eigentum nur mit Genehmigung des Bezirksausihuffes veräußert 
werben fann, der Bezirksausihuß auch ohne und jelbft wider den Willen Der 
Stadt ſolches Gut veräußern kann?“ Geftehe man der Krone das Recht zu, 
Univerfitätsftatuten zu erlaffen und vorhandene abzuändern, jo laſſe fih auch 
dies nur auf Grund der Anſchauung rechtfertigen, daß bis zum Erlaß des 
allgemeinen Unterrichtögejeßes (vgl. Art. 112, 26 V.) die Krone noch die Be— 
fugnis der Rechtsjegung im Unterrichtsweien habe. Es ift aljo die befannte 
Arndtihe Idee vom „jelbftändigen“ (d. 5. jelbftändig neben der Verfaſſung be— 
ftehen gebliebenen) Verordnungsrecht des Preußenkönigs, mitteld deren dieſer 








') Die Stellung der Krone Preußen zu den Univerfitäten 1902 ©. 8, Selbjtändiges 
Verordnungsrecht 1902 ©, 146, 
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Autor auch zu einer Beitimmung der Rechtsnatur der preuß. Univerfitätsftatuten 
gelangen zu können vermeint. 
Weder der Löſungsverſuch von Anſchütz, noch ber von Arndt befriedigen 
vollftändig. Auch die prinzipielle Würdigung, melde Bornhak — „Die Rechts- 
verhältnifje der Hochichullehrer in Preußen 1901* ©. 22 ff. — an ben preuß. 
Univerfitätsftatuten übt, bietet Anlaß zur Beanftandung. Soweit Arndt und 
Bornhak grundjäglich von dem materiellen Gejegesbegriff, wie ihn die „herrſchende“ 
Staatsrechtstheorie ald maßgebend für die Konftruktion des preuß. Staatsrechts 
überhaupt und insbejondere für die Auslegung der preuß. Verfaſſungsurkunde Hin- 
ftellt, abweichen und demgemäß mit ber dee eines „jelbftändigen” Königlichen 
Verordnungsrechts zu operieren genötigt find, ift allerdings an diefem Orte eine 
erichöpfende Auseinanderjegung mit ihnen ausgeſchloſſen. Es muß hier, was 
Bornhak anbetrifft, der Hinweis auf die Beleuchtung feines Standpunfts durch 
Anſchutz (S. 122 ff.) genügen, was Arndt anbetrifft, auf die Darlegungen des 
Berfaflers i in den „Annalen“ 1904 ©. 770. Anſchütz bat allerdings Recht, wenn 
er n$68IT 12 ALR. noch die für die Gegenwart maßgebende Gejegesgrundlage 
der preuß. Univerfitätsftatuten ſieht. Doc ſchränkt er den Rechtsnorminhalt ber 
leßteren zu jehr ein, und auch feine Definition des materiellen Geſetzesbegriffs 
N Ei anz der notwendigen Berichtigung. ') 
3 ACH. bedacht, aud) die öffentlih rechtlichen Einrichtungen der da— 
— — Monardjie wenigftens den Grundzügen nad zu fodifizieren, er: 
flärt die Univerfitäten grundjäglich für Veranftaltungen des Staates ($ 1 II 12), 
welche alle Rechte privilegierter Korporationen haben ($ 67), und die Univerfitäts- 
(ehrer („ſowohl ordentliche als außerordentliche Profefforen, Lehrer und Offi- 
sianten“), für der Rechte der Königlichen Beamten teilhaftig ($ 73). Hinfichtlich 
der „inneren Berfaflung” einer jeden Univerfität vermweift aber der $ 68 II 12 
auf zwei jpezielle Rechtsquellen: auf Privilegien und Statuten. Die damalige 
gemeinrechtliche Theorie faßte nun unzweifelhaft die Privilegien als echte, durch 
einen Rechtsnorminhalt charakterifierte leges speciales auf und den Träger bes 
Geſetzgebungsrechts zugleich als den Beſitzer der Privilegiengewalt. Man verſtand 
unter einem Privileg *) eine beſondere — in Anſehung eines gewiſſen Individuums 
oder Rechtsſubjekts — eine Ausnahme vom gemeinen Recht dergeitalt anordnende 
Verfügung des Regenten, daB jolche ſich nicht bloß auf einen einzelnen Fall, 
iondern auf alle oder mehrere zukünftige Fälle von gleicher Art zu erjtreden 
babe. Unter der Borausjegung gehöriger Bekanntmachung — jelbit von feiten 
des Privilegierten aus — hielt man durch das Privileg, wie jonft durd ein 
Geſetz, eventuell alle Untertanen für verpflichtet. Daß das Privileg in Ab: 
weihung vom gemeinen Recht eine Rechtsbegünftigung gemähre, wurde zwar als 
Regel, aber doch nicht ala unumgänglich nötig angejehen. Das ALR. — in 
jeinem publiziſtiſchen Teil weſentlich den damals herrſchenden Theorien folgend 
hegt die nämliche Auffaſſung über den Privilegienbegriff und legt das Recht, 
Privilegien als Ausnahmen von Gejegen zu bewilligen, wie die Geſetzgebungs— 
befugnis als ſolche ($ 6 II 13), dem „alle Rechte und Pflichten des Staats gegen 
jeine Bürger und Schußverwandten“ in ſich vereinigenden ($ 1) Staatsoberhaupt 
ausſchließlich bei (8 7 IL 13).?) Vorherrſchend iſt ebenfalls im ALR. die Auf— 


„ Dur" Stier-Somlo, Preuf. Staatdreht Bd. IS. 108 ff. 
Glück, Pandekten Bd. [®. 553, II ©. 2, 3; Pütter, Inst. — publ. 1802 S. 240; 
äberlin, Teutiches St. Bd. II ©. 176; Leift, Teutiches St. ©.2 
€. 5. Klein, Preußiſches Zivilrecht 1801 ©. 23; Hubrid, — RN 834, 
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faffung, daß das Privileg regelmäßig eine Rechtsbegünſtigung in fich ſchließe. 
Die in $68 IT 12 in bezug genommenen Privilegien der Univerfitäten rührten 
teild von Sohenzollernregenten, teil8 von anderen Fürſten ber (vgl. Koch, Die 
preuß. Univerfitäten Bd. I Einl. 15). Der $ 68 beftätigte durch jeine Bezugnahme 
die Rechtöbeftändigkeit dieſer Privilegien, anderjeits behielt er dadurch offenbar 
dem Hohenzollernkönig aud für die Zukunft das Recht vor, durch derartige 
einjeitige Privilegien in die innere Univerfitätsverfaffung normierend einzus 
greifen. Soweit num bie in $ 68 Il 12 in bezug genommenen Privilegien in 
der Tat „die innere Verfaffung einer Univerfität, die Rechte des akademiſchen 
Senats und jeines jedesmaligen Vorftehers, in Bejorgung und Verwaltung der 
gemeinichaftlichen Angelegenheiten“ betrafen, beiteht bei der allgemeinen, aud) 
vom ALR. angenommenen Bedeutung der ‘Privilegien ficher fein Grund, den 
entiprechenden Vorſchriften jchlechthin die Rechtsnormeigenichaft abzuiprechen. Im 
Anschluß an die Darlegungen Roſins) muß davon ausgegangen werben, daß 
die Rechtsnorm die Tatbeftände, bie fie erfaflen will, unter dem Gefichtöpunft 
einer in fich geichlofjenen Einheit normiert, während die Verwaltung, wenn nicht 
einen einzelnen konkreten Fall, nur eine Summe fonfreter Fälle normiert. Bei 
Einrichtung einer Staatsanftalt kann der Staat freilich ſich allein mit der Be— 
tätigung feiner verwaltenden Funktion begnügen; er fann die betreffenden Normen 
lediglid) ala Verwaltungsnormen aufftellen, d. h. als jolche, welche Normierungen 
nicht unter dem Gefichtöpunft der Einheit, jondern Iedigli der Summe ent— 
halten, mit der Konjequenz, daß dem Normadreflaten an ſich in jedem fonfreten 
Fall von ber zuftändigen Verwaltungsinſtanz doch nad) Belieben das Abgehen 
von ber jonft in Betracht fommenden Norm nachgeſehen werden fann. Aber die 
Einrihtung einer Staatsanftalt kann auch unter die Garantie des objektiven 
Rechts geitellt jein. Wermöge jeiner Rechtsjegungsmadt kann der Staat bei 
Einrichtung einer Staatsanftalt die Zatbeftände, die mit ben inneren und 
äußeren Beziehungen der Staatsanftalt zufammenhängen, durch Normen nad 
dem Geſichtspunkt einer in ſich geichloffenen Einheit regulieren. Dieje Normen 
find Rechtsnormen, bie, jolange fie nicht rechtögültig bejeitigt find, alle in Frage 
fommenden Willensjubjette, auch die ſtaatlichen Verwaltungsfunktionäre, ohne 
Unterjchied und ohne Ausnahme, in ihren Bann zwingen.?) Die Auffaffung, 
melde, wie gezeigt, das ALR. im Einklang mit der damaligen gemeinredhtlichen 
Theorie über den Privilegienbegriff befigt, hat ebenfalls den Gedanten zum Kern, 
daß dadurch eine Mehrheit von Zatbeftänden unter dem Gefichtspunft einer in 
ſich geichloffenen Einheit reguliert werde, und wenn daher in $ 68 II 12 ALHR. 
von der Regulierung ber „inneren Univerfitätsverfaffung”“ und insbejondere der 
Rechte des akademiſchen Senats, und jeines jedesmaligen Vorftehers, in Bejorgung 


2) Bgl. Polizeiverordnungsreht 2. Aufl. S. 8, 12; ferner Laband Bd. II ©. 2; 
Hubrich, Das Reichsgericht über den Geſetzes- und ———— nad Reichsrecht 
1905 ©. 76. Allerdings nimmt Roſin an, daß die lediglich innerhalb des Verwaltungs— 
apparat3 wirtende „Berwaltungsverordnung“ analog dem Geſetze „die einheitliche Nor— 
mierung einer Tatbeftandseinheit” enthalte (S. 28); er läht jedoch (S. 30 N. 8) die untere 
Berwaltungsbehörde, welche die „VBerwaltungsverordnung“ im Einzelfall verlegt, zu der 
Redtfertigung zu, „daß nad) der Eigenart des Falles die Befolgung der Inſtruktion eine 
von der Oberbehörde nicht vorausgejehene Schädigung des Gemeinwohls mit fi gebradt 
hätte“. Hierin liegt aber m. €. ein deutliher Hinweis, daß auch die ind Auge gefahte 
„Berwaltungsverordnung“ nur Normierungen nad) dem Gejihispunft der Summe ent- 
hält. Vgl. au Otto Mayer, Deutiches Verwaltungsrecht Bd. II ©. 235. 

J Bergl. Rojin ©. 34. 
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und Verwaltung der gemeinihaftlichen Angelegenheiten, „durch Privilegien“ die 
Rebe ift, jo waren damit, auch vom Standpuntt der heutigen Staatsrechts— 
wiffenihaft einwandfrei, wahre Spezialreht8normen gemeint. Die in $ 68 
erwähnten „Privilegien“ waren die lex, d. h. den $ 68 näher ausführende 
Spezialrechtöverordnungen, beren einjeitigen Erlaß fich der Hohenzollernkönig dafelbit 
auch für die Zukunft vorbehielt. Als zweite jpezielle Rechtsquelle für die innere 
Univerfitätsverfaffung nennt der 8 68 „die vom Staat genehmigten Statuten 
einer jeden Univerfität“. Die deutſchen Iniverfitäten hatten, gleich anderen 
mittefalterlichen Korporationen, zunädft dad autonome jus statuendi, d. h. die 
Befugnis, die eigenen Berhältniffe durch jelbftgeichaffene Normen bes objektiven 
Rechts zu regulieren, beſeſſen.) Aber der vorbringende fürftliche Abſolutismus 
entkleidete mit der Zeit die Univerfitäten mehr und mehr des Charakters auto: 
nomer, mit dem Recht der Selbftgeießgebung, Selbftgerichtöbarfeit und Selbſt— 
verwaltung außgeftatteter Korporationen und geftaltete fie grundſätzlich zu Staats- 
anftalten um, die naturgemäß die maßgebenden Impulſe fortan von dem fürft: 
lien, abjoluten Träger der Staatsgewalt empfingen. Bon dem Fürſten, der 
allein als ſpezifiſcher Träger der Geſetzgebung im Staatöverbande, als Quelle 
alfes im Territorium geltenden geſetzten, ja jelbft ungejegten Rechts galt,*) 
leiteten nach dieſer Wandlung auch die Univerfitätsftatuten, die vorher dem 
autonomen jus statuendi der Univerfität ſelbſt entiprungen waren, ihre rechts: 
verbindliche Kraft her. freilich bejeitigte auch der fürftliche Abſolutismus nicht 
vollftändig das forporative Element aus ber beutichen Univerfitätsverfaffung, 
und namentlich binfichtlic der Schaffung der Univerfitätsftatuten ward der Uni— 
verfität mwenigftens ein Vorſchlagsrecht belaffen. Doch brauchte der Landesfürit 
ala Geſetzgeber auf dieſe Borjchläge feine Rüdficht zu nehmen und konnte das 
vorgeichlagene Univerfitätsftatut nad) Belieben revidieren und ändern; jeine „Ge— 
nehmigung“ oder „Beftätigung“, die als Ausflug und Betätigung der in ihm 
monopolifierten Gejeggebungsgewalt erichien, verlieh einzig und allein dem Uni: 
verfitätsftatut die Kraft einer Rechtsnorm (vgl. Gierfe, Genoffenichaftsrecht Bd. III 
S. 775). Diefen Stand der Entwidlung teilt das ALR. 3 betrachtet zwar 
die Gejeggebungabefugnis für ein ſpezifiſches Majeftätsrecht (IT 13 8 6), nimmt 
aber an, daß fi in gemwiffen Fällen der gejeßgeberiiche Wille des Staatsober- 
baupts nur in der Form der „Beitätigung“ oder „Genehmigung“, alſo hinzu— 
tretend zu ber Willenserklärung einer anderen Inftanz, äußere, weil e8 dieſer 
Inftanz ein gewiſſes Recht des Geſetzesvorſchlags gönnte. J. J. Moſer, der 
Haffiiche Zeuge des beutichen Staatsredhts des 18. Yahrh., erklärt jelbft nicht 
nur das Recht, „Gelege zu geben“, als „ein unftreitiges Stüd der Landeshoheit“ 
(Bon der Landeshoheit in Regierungsiadhen 1772 ©. 305), jondern auch an ſich 
die Befugnis, „den Aufjag machen zu dörffen“ (die jog. Gejeßesinitiative!), als 
„ein Vorrecht des Landesherrn, jo ihme niemand ftreitig machen fan”. „In— 
defien” — meint J. J. Moſer weiter — „gibt e8 doch auch Abfälle von dieſer 
Regel”, und das ALR., dem die ausdrüdliche Hervorhebung, daß dem könig— 


Gierke, Senoflenihaftsreht Bd. I S. 438, Bd. II ©. 889, 972; Rönne, Unter: 
rihtöweien des preuß. Staat? Bd. IT S.370. Bol. Bornhak, Geſchichte der preuß. 
Univerfitätövermaltung ©. 6, 61. 

2) Geſetz⸗Reviſion Penſ. XII—-XIV S 19: „Die Bejepesfraft der Gewohnheitsrechte 
beruht daher, gleich den Statuten, auf der vom Landesherrn allen wohlhergebrachten Ge— 
wohnheiten im allgemeinen erteilten Genehmigung.“ €. 5. Klein, Preuß. Zivilrecht ©. 2; 
Blüd, Bandelten Bd. 1 S. 447, 453. 
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lihen Majeftätsrecht der Geſetzgebung auch an ſich das Recht bes Geſetzesvor⸗ 
ſchlags immanent jei, anjcheinend gar nicht lohnt, erkennt jelbft einige Ausnahme: 
fälle an, wo andere Inſtanzen, als der Hohenzollernkönig, „den Aufſaz maden“, 
d. h. einen jürmlichen Entwurf zu einem neuen Gejeg ausarbeiten und dem 
Landesherrn zur geſetzgeberiſchen Adoptierung unterbreiten dürfen. 

In diefem Sinne erklärt zunächſt $ 2 Einl. ALR. allgemein, daß 
„Statuten einzelner Gemeinheiten und Gejellihaften nur durch die Qandesherrliche 
Beitätigung die Kraft der Geſetze (d. h. geſetzter Rechtsnormen) erhalten“. Der 
8 2 ftellt e8 außer allem Zweifel, daß die Statuten „nicht mehr vermöge der 
den Gemeinden und Geſellſchaften zugeitandenen Autonomie ihre Kraft erhalten, 
londern nur duch den Willen des Landesherrn“. „Sie treten“ — heißt e3 
darüber bei Koch, Komm. 3. ALR. 8. Aufl. IS. 22 — „damit in die Reihe 
der gewöhnlichen landesherrlichen Verordnungen, die nur von der Geſellſchaft 
oder Gemeinheit entworfen und vollzogen zu werden pflegen, aber nur injomeit 
zur Geltung fommen, als fie unverändert beftätigt werden; was daran geftrichen 
wird, jällt weg, und was zuſätzlich oftroyiert wird, muß angenommen und 
angewendet werden.“ Fälle jpezieller ern des im $ 2 Einl. ausgedrüdten 
Prinzips bieten aber einerjeit3 die $$ 115 ff., IL, 8, anderjeitö der $ 68, IL, 
12 dar. Nach $$ 115 ff. haben die „mit den Rechten privilegierter Korporationen 
(Zit. 6 $23 seq.)“ ausgeltatteten Stadtgemeinen das Recht, Statuten über die 
innere Einrichtung und Polizey der Gemeine oder gewiſſer Klaſſen derjelben zu 
errichten, doc müſſen diefelben, ehe fie die Gemeine und deren einzelne Mit- 
glieder verpflichten können, allemal erft der vorgejegten Landes-Polizey-Inftanz 
zur Prüfung vorgelegt werden. Richtig bemerkt Hierzu Rofin (©. 39): „Es 
handelt fi hier der Sade nah nur um ein Vorſchlagsrecht der Ge: 
meindeorgane,') während das die Untertanen verpflichtende Moment, die Santtion, 
in der vom Landesheren oder in jeinem Namen zu erteilenden Beftätigung” 
lag. Die Einreihung der Stadtftatuten zur Beitätigung erfolgte an die Kriegs- 
und Domänen-Kammer ($ 116, II, 8), doch ward die Betätigung jedenfalls 
nur in minder wichtigen Fällen von ber Kammer jelbft erteilt, im übrigen aber 
vom Landesherrn jelbft bzw. vom Generaldireftorium. Wie bei den Städten, 
geht das ALR. bei den, wenngleich als Staatsanftalten, jo doch auch ala 
privilegierte Korporationen erklärten Univerfitäten von einem Vorſchlagsrecht 
derjelben Hinfichtlicy ihrer Statuten aus. Das allein will ber $ 68, II, 12 
ALR. bejagen, wenn er „dem Staat“ die „Genehmigung“ der Univerfitäts: 
ftatuten vorbehält. Allerdingg war die Befugnis der preuß. Univerfität, den 
„Auflag” zu ihrem Statut zu machen, eine prefäre; fie jchloß fein mahres 
Anrecht, bei der definitiven Tyeititellung des Statut jelbit entſcheidend 
mitzuwirken, in fi. Der „Staat“, d. h. präjumtiv der alle Rechte der Staats- 
gewalt in ſich vereinigende Hohenzollernregent entſchied nad; eignem Belieben 
über die definitive Faſſung des Statutsentwurfs, und megen ber jchlechthin 
ausichlaggebenden Bedeutung der ftaatlichen d. h. königlichen Genehmigung war 
ein derartig „genehmigtes Univerfitätsitatut“ rechtlich nichts anderes, als eine 
fönigliche Rechtsverordnung, die die lex d. h. den $ 68, II, 12 näher aus- 
führte. Die Normen des ftaatlid) genehmigten Univerfitätsftatut waren aber, 
auch wenn fie gemäß $ 68 über „die innere Verfaſſung der Univerfität, die 

1) ©. auch Bornhak, Pr. Staatdreht Bd. III ©. 135 und die Ausführungen des 
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Rechte des akademiſchen Senats, und feines jedesmaligen Vorſtehers, in Be— 
jorgung und Berwaltung ber gemeinjchaftlichen Angelegenheiten”, ergingen, 
Rechtsnormen — vorausgeſetzt nur, daß fie, entiprechend dem Weſen der Rechts- 
norm, bie erfaßten Tatbefänbe unter dem Gefichtspunft einer in ſich geichloffenen 
Einheit regelten. Wie es übrigens vorher hinfichtlih der Privilegien feitgeftellt 
it, enthielt auch die Bezugnahme auf die „vom Staat genehmigten Statuten 
einer jeden Univerfität“, in $ 68 einen Vorbehalt für die Zukunft, ſowohl in 
betreff der Vorſchlagsbefugnis ber Univerfität, wie. in betreff des ausſchlag— 
gebenden Charakters der Hantlicen d. h. an ſich königlichen „Genehmigung“. 
Schon die bisherige Erörterung läßt erkennen, worin bei der Beurteilung 
der preuß. Univerfitätsftatuten einerſeits Anjihüg, anderjeits Arndt und aud) 
Bornhak fehlgehen. Es ift unzutreffend, wenn Anſchütz den „die innere 
Organijation und Ordnung“ der Anftalt betreffenden Statutsvorſchriften ſchlecht- 
bin bloß den Charakter von VBerwaltungsvorichriften beilegen will. Der $ 68, 
II, 12 weift den Univerfitätsftatuten durchaus nicht bloß die Aufgabe zu, „Vor: 
Ihriften über Rechte und Pflichten der Univerfitätsanftalt nad) außen, gegenüber 
Nihtangehörigen (3. B. Vermögensfähigkeit, öffentliche Rechte)“ auzufteflen, 
londern gerade grundjägli die Beltimmung ber „inneren“ Verfaſſung der 
Anftalt. Der Begriff „innere Verfaſſung“ ift zwar etwas unbeitimmt. Wohl 
zeigt in $ 68 die bejondere Hervorhebung „der Rechte des akademiſchen Senats 
und jeines jedesmaligen Vorftehers, in Bejorgung und Verwaltung der gemein: 
ihaftlihen Angelegenheiten”, aus dem allgemeinen Begriff „innere VBerfaffung“,") 
dad das ALR. fih als möglichen Inhalt des Univerfitätsftatuts auch die 
Regelung der Vertretung der Univerfität nad) außen, alfo nicht lediglich die 
Regelung rein interner Beziehungen der Univerfitätsangehörigen gedacht hat. 
Aber jonft weiſt der Begriff „innere Verfaſſung“ doch entichieden weſentlich auf 
innere Beziehungen des Univerfitätsverbandes hin, auf das, was Anſchütz „innere 
Organijation und Ordnung der Anftalt“ nennt. Ziehen wir ab, was das 
ALR. jelbjt normierend über das Univerfitätswejen jagt — $ 67: Univerfitäten 
haben alle Rechte privilegierter Korporationen (Bejahung der Vermögensfähigkeit ! 
Bol. SS 81 fi, II, 6); 88 69—72 Gerichtsbarkeit des akademiſchen Senats; 
8 73 Gleihftellung der einzelnen Lehrer und Beamten der Univerfität mit den 
föniglichen Beamten unter bejonderem Hinweis auf Zit. 10 8 104 ff. (hier 
88 104—113 „Rechte der Eivilbedienten in ihren Privatangelegenheiten“); 
88 74— 129 über Aufnahme, Beauffihtigung, Disziplinierung der Studierenden, 
über deren Rechte in Privatangelegenheiten und die Notwendigkeit akademiſcher 
Zeugnifje — jo bleibt ala möglicher Inhalt eines Univerfitätsftatuts, weil auch 
dem Begriff „innere Verfaffung” entiprechend, — außer ber formalen Wieder- 
bolung und auch näheren Spezialifierung der im ALR. unmittelbar geregelten 
Materien — etwa übrig: Konftituierung und Geſchäfte (Vertretungsbefugnis) 
des akademiſchen Senats und jeines jedesmaligen Vorſtehers, Ordnung und 
Geſchäfte der einzelnen Abteilungen der Univerfität, Rechte und Pflichten der 
einzelnen Lehrer und Beamten in Bejriedigung des Univerfitätszweds. 
Derartige Normen eines Univerfitätsftatuts, wenn fie auch augenjcheinlich 
unmittelbar nur die äußeren Willensiphären der einzelnen Glieder des Univerfitäts- 
verbandes gegenjeitig abgrenzen, jchlechthin für Verwaltungsvorichriften zu erflären, 


1) Der ganze Inhalt des 8 68 wird durd das Marginale „Innere Berfaflung” 
harafterifiert! 


22 Hubrich, Beiträge zum preußiſchen Unterrichtsredht. 


geht nicht an. Die vom Staat genehmigten Univerfitätsftatuten erjcheinen viel- 
mehr vermöge des Hinweiſes auf fie im $ 68, auch wenn fie Normen über die 
„innere Verfaſſung“ der Univerfität — über die Rechte des afademijchen Senats 
und feines jedesmaligen Vorftehers und darüber hinaus über weitere 
einjhlagende Verhältniſſe — aufftellen, nur ala der verlängerte Wille 
des preuß. Gejeßgeberd und jegen im dieſer Hinficht wahres objektives Recht!) 
ieft, jofern die Vorjchriften nur die yundamentalbedingung einer Rechtsnorm 
erfüllen, Tatbeftände, an welchen die äußeren Willensjphären mehrerer Willens» 
träger beteiligt find, unter dem Gefichtspunft einer in fich geichloffenen Einheit 
zu regulieren. Ya, indem der Gejeßgeber in $ 68 bezüglich der „inneren“ 
Univerfitätsverfaffung, ſtatt jelbjt die nötigen Beltimmungen zu treffen, die 
nähere Ordnung den „Privilegien“ und den „Statuten“ überweilt, hat er es 
den berufenen Organen geradezu zur Pflicht gemacht, in jeiner Vertretung die 
einichlagenden Normen als jolche, welche die zu erfajlenden Zatbejtände unter 
dem Gefihtspunft einer in fich geichloffenen Einheit ergreifen, d. h. als Rechts: 
normen zu firieren, jo daß aljo das beliebige Abgehen der „Verwaltung“ bier 
ausgeichloffen jein jol. Auch die bier etwa parallel . Vergleich heran: 
zuziehenden Vorſchriften des ALR. jelbft in $ 26 ff., IL, 6 über die „Grund— 
verfaffung“ der privilegierten Korporationen und in $ 42 ff. über „die inneren 
Rechte” derſelben enthalten doch objektive Rechtsnormen, nicht bloße Verwaltungs: 
vorjchriften! Arndt und Bornhak verfennen aber, daß der $ 68, II, 12 implicite 
ein Vorſchlagsrecht der Univerfität Hinfichtlic ihres Statuts anerkennt. So 
prefär dasjelbe war, weil es nicht zu einer mitentjcheidenden Stimme bei ber 
definitiven Statutsfeftitellung berechtigte, jo war es doch nicht ohme praktische 
Bedeutung. Der mit der Staatsprari3 wohlvertraute J. J. Mojer bemerkt 
jelbit in bezug auf das bloße Recht des Geſetzvorſchlags (S 312): „Wer den 
Auflaz eines Geſetzes, Vergleichs uſw. machen darff, der hat vil dadurch gewonnen.“ 
Das durch $ 68, IL, 12 ALR. anerkannte Vorſchlagsrecht der preuß. Univerfitäten 
it auch jeitdem in allen einſchlagenden Fällen tatſächlich berüdfichtigt worden. 
Bornhak erzählt jelbit:*) „Entweder wurden wie 3. B. 1868 in Marburg Rektor 
und Senat ſelbſt zur Ausarbeitung eines neuen Entwurfs der Univerfitätsftatuten 
vom Minifter aufgefordert, oder die Organe der Korporation wurden, nachdem 
der Entwurf im Minifterium aufgeftellt oder, wie im Marburger Falle, im 
Minifterium umgearbeitet war, darüber gehört.” 


Der 8 10 Einl. des ALR. jchreibt vor: „Das Geſetz erhält jeine rechtliche 
Verbindlichkeit erjt von der Zeit an, da es gehörig befannt gemadt worden.“ 
Wie ſtand e8 nun mit dem Erfordernis der Publikation hinfichtlih der im 


) Während nah dem jonftigen Spradgebrauh des ALG. z. B. der Ausdruck 
„Inſtruktion“ materiell eine Berwaltungsvorjchrift bezeichnet (vgl. * 85, 124 II, 10, 
Hubrich, Annalen 1904 ©. 917, 920), wird der Ausdruck „Statut“ an ſich gerade 
unverlennbar in — — mit dem Begriff des gefepten Rechts gebraudit. 52, 
61, 62 Einl. ꝛc. S. auch Hubrid, Annalen 1904 ©. 807 

ı) Rechtsverhältniſſe der Hochſchullehrer, S. 23. daß die Univerſität „mit ihrem 
Gutachten? vernommen, erwähnt ausdrücklich der Ein ngang ded Berliner Statut® vom 
31. Oftober 1816 und des Bonner Statuts vom 1. September 1827. Ebenjo war die 
Königsberger Univerjität bei Feititellung ihres Statut3 vom 4. Mai 1843 ſelbſt mit tätig. 
Wenn nah Bornhak S. 24 ein Minijterialrejtript vom 28. Dezember 1852 dem Kurator 
der Univerfität Halle erklärte, ein Recht, über den Entwurf der neuen Statuten gehört 
zu werden, ftehe der Univerfität nicht zu, jo ift damit nichts bewiejen als daß bei diejer 
Gelegenheit die Tragweite von $68 II, 12 ALR. verfannt wurde, 
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$ 68, II, 12 in bezug genommenen „Privilegien“ und „vom Staate genehmig- 
ten“ liniverfitätsftatuten, die wir als Rechtsſetzungsakte qualifiziert haben ?‘) 

Im Gegenjag zu einer früheren Zeit‘) war man in Deutichland im 
18. Jahrh. bereit3 auf den Standpunkt gelangt, daß man die verbindliche Kraft 
geſetzter Rechtönormen notwendig an die vorherige Bekanntgabe bderjelben an die 
breitere Deffentlichkeit band. Eine Publikation, die bloß in der Promulgation, 
d. h. in der Ausfertigung der Gejegesurfunde beitand, wurde nicht als genügend 
angejehen, man forderte, als zum Weſen der Publikation gehörig, außer der ein- 
fahen Promulgation noch andere darüber hinausgehende Bublifationshandlungen. 
In diefem Sinne ftatuiert auch der $ 10 Einf. ALR. das Requifit der Geſetzes— 
publifation. Zur Zeit der Emanation des ALR. „beitand nad) der Verordnung 
vom 24. Auguft 1717 (C. €. M. Tom. II, Abt. 1, pag. 614) ala mejentliche 
Art der Publikation die, daB jede geſetzliche Beſtimmung den verjchiedenen Be: 
börden mitgeteilt und durch dieſe der Anichlag derjelben an den bazu beitimmten 
öffentlichen Orten bewirkt wurde. Das ALR. 8 11 Einl., indem ed ben An- 
ſchlag beibehielt, fügte nod Hinzu, daß das Gejeg im Auszuge in den Intelligenz: 
Blättern der Provinz befanntgemadht werden ſolle. Hiernach war aljo bie 
örtliche Publikation als enticheidend über die rechtliche Verbindlichkeit der 
Gejege für die Untertanen hingeſtellt.“ Der in $ 11 Einl. ALR. vorgejchriebene 
Publifationsmodus („E3 müſſen daher alle geleglihen Verordnungen, ihrem 
völligen Inhalte nad, an den gewöhnlichen Orten öffentlich; angejchlagen und 
im Auszuge in den ntelligenzblättern jeder Provinz, für welche fie gegeben 
find, befanntgemadht werden“) war jedoch (troß des Wortlauts: „alle gejeß- 
fihen Verordnungen“) nicht in jeder Hinſicht abjoluter Natur. Bereit ein 
Refkript vom 30. Juni 1794 (N. E. E. Tom. IX, ©. 2361) legte den $ 11 dahin 
aus,”) daß die Abficht dieſer Beitimmung nicht dahin gegangen fei, den für 
bejondere Verordnungen vorgejchriebenen (außerordentlichen) modum publicationis 
(dur Ableſung von der Kanzel ac.) zu ändern. 


Sodann ift zu beachten, dat nad dem ganzen Zuſammenhang der $ 11 
nur für die vom Landesherrn ausgehenden Rechtsjegungsalte als Regel 
gelten will. Der ganze, mit der Weberichrift „Bon den Gejegen überhaupt“ 
verjehene Abſchnitt I der Einleitung ALR. geht nur von ben „Geſetzen“ bes 
eigentlichen „Geſetzgebers“ im preuß. Staate aus, und zwar an ſich ohne zu 
unterjcheiden, ob das Geſetz ſich auf den ganzen Staat eritredt oder propinzieller 
oder lokaler Natur ift.*) Diele Vorjchriften des ALR. vermochten, obwohl fie 


!) Den Gefihtäpunft der Publikation berüdfihtigen weder Arndt, nod jelbit 
Anihüsp bei der Beitimmung der Redtönatur der Univerfitätäftatuten. — Bornhaf zählt 
die Univerfitätäftatuten wohl den von ihm jogenannten „verwaltungäredtlihen Verord— 
nungen“ zu, welche er, entgegen den von ihm zu einjchräntend gedeuteten landredhtlihen 
„Hejepen“, von dem Erfordernis der Publikation für befreit hält. Br. St. I, S. 91, 437; 
dagegen j. O. Mayer I, ©. 121. 

) Bol. Lukas, Ueber die Gejegespublifation 1903 ©. 44. 

Simon, Preuß. Staatäreht Bd. I Ein!. ©. 64. 

) Man vergleihe: $ 1. Das ALR. enthält die Vorſchriften, nah welchen die Rechte 
und Berbindlichleiten der Einwohner des Staate8 zu beurteilen find. $ 2. Befondere 
Provinzialverordnungen und Statuten einzelner Gemeinheiten und Gejellihaften erhalten 
nur durdh die landesherrlihe Beftätigung die Kraft der Geieke. 35. Die 
vom Landesherrn in einzelnen Fällen oder in Anfehung einzelner Gegenjtände ger 
troffenen Verordnungen fünnen in anderen fällen oder bei anderen Gegenftänden als 
Befege nicht angeiehen werden. 8 7. Ein jeder Entwurf zu einer neuen Verordnung 

. muß vor der Bolljiehung der Geſetztommiſſion zur Prüfung vorgelegt werden. 89. 
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die Grundlage für bie ſpätere preußiſche Rechtsentwicklung wurden, an und 
für ſich die gejeßgebende Macht bes preuß. StontSoberhaupte nicht einzu= 
ſchränken. Der Landesherr konnte ala Gejeßgeber im gegebenen Fall davon 
abgehen und, wie bereits in ber vorlandredtlichen Periode, durch jeinen abjoluten 
Willen die vorgeichriebenen Publikationsformen beliebig geftalten.‘) Er konnte 
insbeſondere bei Privilegien und bei von ihm beftätigten Statuten, die nur die 
gegenjeitigen Beziehungen eines Kleinen Intereſſentenkreiſes zu regulieren beftimmt 
waren, fi) mit dem Belanntwerden bzw. mit der Belanntgabe feiner Willens- 
meinung in dieſem Kreiſe begnügen. Und ferner konnte er den Inflanzen, denen 
er ausnahmsweiſe an feiner Stelle eine Rechtsjegung auf beitimmt begrenztem 
Gebiete erlaubte, aud; die Wahl des Publifationsmodus — unter Abgehen von 
811 Einl. — nadlaffen; und zwar konnte mit Rüdfiht auf das beichränttere 
Gebiet diefer ausnahmsweiſen Rechtsfegung gerade grundjäglich angenommen 
werden, daß dieje Inftanzen im Zweifel nicht die für die bedeutungävollere 
unmittelbare Rechtsſetzung de8 Landesherrn beitimmte Publifationsvorichrift des 
$ 11 einzuhalten brauchten.?) 

Die Richtigkeit diejes Sachverhalts, daß nicht bei jedem Rechtsjegungsakt 
jeit Emanation des ALR. die Befolgung des $ 11 Einl. unbedingt notwendig 
war und daß namentlich der Landesherr eine zu beftimmt begrenzter Rechts— 
jegung ausnahmsweiſe delegierte Inſtanz von — Vorſchrift unter Umſtänden 
entband, erhellt ſchon aus den berührten Vorſchriften des ALR. über die 
ftädtiichen Statuten: 


Die Vorgeiegten eines jeden Departements im Staatdrat müffen dafür haften, daß diejer 
Anordnung in feinem Fall entgegengehandelt werde. $ 10 und $11 j. oben. $ 12. Es 
ift aber aud) ein jeder Einwohner des Staats ſich um die Geſetze, welche ihn oder jein Gewerbe 
und jeine Handlungen betreffen, genau zu erkundigen gehalten; und es kann fih niemand 
mit der Unmifjenheit eine® gehörig publizierten Gejeges entichuldigen. 8 15. Die von 
jeiten bes Geſetzgebers nötig befundene und gehörig publizierte Erflärung eines 
älteren Geſetzes aber gibt in allen noch zu entiheidenden Fällen den Ausichlag ꝛc. 

i) RG. IBS. 24 I 1885, €. 13 ©. 215. Selbſtverſtändlich ftellte $ 11 Einl. eine 
Normierung nah dem Geſichtspunkt der Einheit dar. Aber der Landesherr konnte aus 
ber Fülle feiner gejepgebenden Macht heraus Tatbeftände, die an fih unter $ 11 gefallen 
wären, berausheben und als eigene Einheiten normieren. Vgl. Rofin ©. 8. 

*) Das DT. v. 21. Dezember 1854 (Strieth. 16 S. 101) jpricht mit Bezug auf ein 
Bublitandum v. 7. Juni 1786 über die Entrihtung der Forſtkulturdienſte einorfeitß aus, 
daß allerdings erjt dur die Publikation „ein Gejeg juriſtiſches Dajein erhält“, daß 
anderjeit8 „organiihe Vorſchriften für die Forſtökonomie“ nicht der für „allgemeine Ge— 
jege* bejtimmten Publikationsweiſe (BD. v. 24. Auguft 1717 E.E.M. Tom. 2 Sett. 1 pag. 613) 
unterliegen. Das entipridt auch dem & 16 Einl, Entw. eines allgem. GB. f. d. pr. &. 1784: 
„Jedes neue Gejeg muß denjenigen, Die ed verbinden joll, gehörig befannt ge= 
macht werden.“ Der aus dem Urteil des OT. v. 21. Dezember 1854 gezogene abitrafte 
Sa des Herausgebers in Strieth. Ar. Bd. 16 S. 101: „Organijche Verordnungen über 
Gegenstände der Staatswirtihaft und Finanzverwaltung, 3. B. das Publilandum vom 
T. Zuni 1786, bedürfen zu ihrer verbindliden Kraft der bejonderen Publifation 
nicht,“ ift nicht finnentiprehend. — Der Anfiht Bornhaks, daß „verwaltungsrechtliche 
Verordnungen“ troß ihrer Rechtsnormeigenſchaft der Publikation nicht bedürfen (Pr. St. S. 91), 
dient weder die Entiheidung des Obertribunals Bd. 12 ©. 145, noch das Erf. des Komp. 
Ger. v. 5. April 1851 JMBL. ©. 191 zur Stüge. Der KompGH. erfennt in der KO. vom 
7. Juli 1830 (über Gehaltswejen der Beamten) eine reine VBerwaltungsinftruftion, die den 
Beamten bloß im Verwaltungswege befanntgemadht werden durfte: „Diejelbe normiert 
aber nur da® Verhältnis der Beamten; fie normiert das dienftlihe Verhalten berjelben 
und bildet einen Teil derjenigen Borichriften, von melden der Beamte vermöge feines 
Amtes Kenntnis zu nehmen verpflichtet und welche zu ignorieren der Beamte, ohne 
mit jeinen Dienftpfliten in Widerſpruch zu treten, gar nicht befugt iſt.“ Ueber das Ober- 
tribunaläurteil Bd. 12 ©. 145 j. unten. 
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II, 8, $ 115: Stadtgemeinen haben das Recht, Statuten, welche die innere Ein- 
ridtung und Bollgen ber Semeine oder gewiſſer Klaſſen derielben betreffen, dur ordnungs= 
mäßig abgefaßte Schlüfje zu errihten. $ 116: Doch müſſen dergleihen Schlüſſe, ehe fie 
als Statuten die Gemeine und deren einzelne Mitglieder verpflichten können, allemal erft 
der vorgejegten Landes-Polizey-Inſtanz zur Prüfung vorgelegt werden. $ 117: Bei 
Errihtung neuer Statuten, wodburd die äußern Rechte der Gemeine oder die Privatrecdhte 
ihrer einzelnen Mitglieder beftimmt werden follen, ift alles das zu beobachten, was wegen 
Abfafjung neuer Gejege vorgeichrieben worden (Einl. $ 10—13). 8 118: Auch finden 
eben dieje allgemeinen Borichriften Anwendung, wenn von der Abänderung oder Auf: 
bebung joldher Statuten die Rebe iſt. (Ebenda $ 63—66.) 


In diejen Paragraphen find einerjeits ftädtiiche Statuten über die innere 
Einrichtung und Polizey der „Gemeine oder gewiſſer Klaſſen derjelben“, andrerfeits 
Statuten, wodurd die äußern Rechte der Gemeine oder die Privatrechte ihrer 
einzelnen Mitglieder beftimmt werden jollen, einander gegenübergeitellt, und nur 
für die zulegt erwähnten ift der Publifationsmodus von $ 11 Einl. ALR. als 
erforderlich bezeichnet. Doc) ift der Grund dieſer Unterſcheidung nicht etwa der, 
daß das ALR. nur die Beitimmungen der Statuten nad) $ 117 als Rechts: 
vorihriften anjah.") Diefe Annahme verbietet jchon die Faflung: daß dergleichen 
Schlüſſe erſt nad ftaatliher Prüfung „ald Statuten die Gemeine und deren 
einzelne Mitglieder verpflichten können“. Dieje Wendung jchließt durchaus das 
Vorliegen einer Verpflichtung, etwa bloß aus Vertragsmwillen, aus und weilt 
notwendig auf eine Haftung aus Rechtönormwillen hin. Dazu deutet das ALR. 
jelbjt auf folgenden möglihen Inhalt der ftädtiichen Statuten hin: Beftimmung, 
ob der Magiftrat gewählt oder vom Landesherrn beftellt werde (8 120). 
Beitellung von Unterbedienten ($ 127), Verwaltung des Bürgervermögens 
($ 160). Dieje Angelegenheiten betrafen ficher mehr „die innere Einrichtung 
und Polizey der Gemeine”, als die „äußern Rechte der Gemeine oder die Privat- 
rechte ihrer einzelnen Mitglieder“, und daß ihre Regelung rechtlich etwa bloß 
durch Vertragsnormen, nicht durch Rechtsnormen erfolgen jollte, ift nicht gut 
benfbar. Kurz, die ftädtiichen Statuten ſowohl über die innere Einrichtung 
und Polizey der Gemeine oder gewiſſer Klaſſen derjelben, wie über die äußern 

echte der Gemeine oder die Privatrechte ihrer einzelnen Mitglieder waren 
Rechts vorſchriften und die oben berührte Differenz hinſichtlich des angeordneten 
Publifationsmobus Löft ſich einfach auf folgende Art. Die ftädtiichen Statuten 
der erften Kategorie waren lediglich beftimmt, Verpflichtungskraft innerhalb 
desjenigen Intereſſentenkreiſes zu gewinnen, beffen einzelne Angehörige an ihrer 
Schaffung einen gewiffen unmittelbaren Anteil hatten.) Es erübrigten ſich 
daher weitergehende Publifationshandlungen, die von $ 10 Einl. ALR. geforderte 
Publizität der zum Inkrafttreten beftimmten gejegten Rechtsnormen war hin- 
ſichtlich dieſes Teils der ftädtiichen Statuten von vorneherein in gewilfem Grade 
bereitö gegeben. Die ftädtiihen Statuten aber über die äußeren Rechte ber 
Gemeine oder bie Privatrechte ihrer einzelnen Mitglieder zielten nicht auf eine 
bloße Verpflichtung der Glieder der Stadtgemeine als ſolcher ab, jondern konnten 
die Rechtsſphäre eines jeden Einmwohners des Staats tangieren. (Dal. $ 12 
Einl. ALR.) Daher jhärfte $ 117 hier ganz finngemäß die genaue Beobachtung 


') Ueber die Stellung ber gemeinrechtlihen Theorie des 18. Jahrh. zu der Frage 
der Gejegestraft der Stabdtftatuten lie 1 ©. 500 ff., Häberlin II S. 174, Leiſt ©. 29. 

’) Bol 110, 111 ge Regel nad)... nur mit den Repräjentanten), $ 112; 
Diefe müflen aber mit den Borftehern der Zünfte und übrigen einzelnen in der Stadt- 
—— befindlichen Korporationen, ſowie dieſe hinwiederum, ein jeder mit den Mitgliedern 
einer Zunft oder Korporation, darüber Rückſprache nehmen. 
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des in $ 11 Einl. ALR. vorgeſehenen Publikationsmodus em. Dagegen ent— 
bindet der Gefegeber die Statuten der erften Kategorie dadurch von dieſer 
Publikationspfliht nah $ 11 Einl. und überläßt es grundjäglihd den bei 
Abfaſſung der Statuten beteiligten Faktoren bzw. der Stabtobrigfeit felbft, wie 
e8 mit der Befanntgabe bzw. mit dem Bekanntwerden dieſes Teil$ Der 
ftäbtiichen Statuten zu halten.') 


Menden wir die gefundenen Ergebniffe auf die Frage der Publikation 
der Univerfitäten erteilten Privilegien und der „ftaatlidh“ genehmigten Univerfitäts- 
ftatuten an, jo war der preuß. König nad) Emanation des ALR. durchaus 
rechtlih in der Lage, fich gegebenenfalls Hier au von dem Publikationsmodus 
nah $ 11 Einl. zu entbinden, und er mußte fi) wohl bazu beftimmt fühlen, 
wenn durch das Privileg oder das Univerfitätäftatut lediglic die gegenfeitigen 
Beziehungen der Univerfitätsangehörigen ſelbſt geregelt wurden. Es genügte 
dann wohl, des Königs Willensmeinung zur Kennntnisnahme bloß der an Der 
Epige ftehenden Univerfitätsorgane zu bringen und dieſen die weitere Mitteilung 
an die einzelnen Glieder bes Univerfitätsverbandes zu überlaffen.?) Nur joweit 
die äußeren Rechte der Univerfitätsanftalt oder die Privatrechte ihrer einzelnen 
Mitglieder etwa beitimmt werben jollten, erwiejen fi) wohl die in $ 11 Eint. 
vorgeichriebenen Publifationshandlungen als angebradit. 


!) Gejeß-Repifion XII-XIV ©. 16: Die „Bublitation der Statuten erfolgte durch 
öffentliden, mit hergebrachten Feierlichkeiten verbundenen Ausruf, wie bderielbe ſich 
größtenteils noch bis jeht erhalten bat, der Anichlag am Rathaufe fam erit jpäter auf. 

So wurde 3.3. mit dem Königsberger Statut vom 4. Mai 1843 verfahren. 
Der Kurator übergab in bejonderer Sitzung das vom König vollgogene Statut an Reftor 
und Senat und eröffnete zugleich die beiondere Anordnung, dab Reftor und Senat für Den 
Drud und die Verbreitung jorgen jollten. Bon diefer Seite wurde alddann je ein Eremplar 
des gedrudten Statuts jedem Univerſitätslehrer zugeftellt, außerdem — Verſendung 
an die übrigen preußiſchen und deutſchen Univerſitäten und Univerſitätsbibliotheten. — 
Bol. hiezu Eingang des Berliner Statuts: „Indem Wir ſämtliche Mitglieder der Univerjität, 
fowie die Behörden anweiſen, fih darnach zu richten“; des Bonner Statuts: „Indem Wir 
diefe von Uns Allerhöchſt genehmigten und vollzogenen Statuten hierdurch publi- 
ciren und gebadter Unſerer Univerjität und allen ihren Angehörigen zur genaueften 
Nachachtung vorſchreiben“. Koch, Preuß. U. Bd. I S. 41, 190. 


(Schluß folgt.) 
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Birchen- und Schulpolitik im Reichslande 
1871-1906.*) 


Bon Regierungsrat a. D. F. Geigel in Straßburg i. €. 


1. Staat und Kirche ergänzen und durchdringen fi} wechjeljeitig; 
der Staat fördert die Gottesverehrung durd) den Religionsunterricht in 
den Schulen und durd die öffentlihredhtliche Stellung, welche er (8. I 16) 
den forporationaberechtigten Religionsverbänden einräumt; letztere —— 
dagegen den Staat in der vaterländiſchen und ſittlichen Erziehung der 
Jugend ſowie in Wahrung verjajjungsmäßiger Ordnung. Der Staat 
ihädigt fi nicht nur, wenn er wie Belgien und Holland (G. Schule 74) 
der Kirche als ihren Herrichaftsbereich die Yugendausbildung überläßt, ſondern 
nod mehr, wenn er, wie jeßt Frankreich und teilweiſe Jtalien (©. tal. 
St. K. 177), aus dem pflichtmäßigen Lehrftoff der Schulen den Religionsunterricht 
abſtreicht. Durch Verquickung ftaatliher und kirchlicher Dinge bis 1792 ſowie 
jüngft durch die Verbrüberung mit den antirepublifaniihen Gruppen (Mt. 62) 
und den Einſpruch gegen Loubet's Romfahrt zum Herricher de vom Papfttum 
feider noch nicht anerkannten italienijhen Einheitsftaates haben in 
Frankreich die Vertreter des abjoluten Kirchentums die große Staatsum— 
wälzung jomwie joeben die Zrennung von Staat und Kirche mitverurjadt ; 
namentlich vermögensrechtlich ift fie für letztere Außerft fühlbar. Die 
deutihen Staaten fanden dagegen ihre Rechnung bisher beffer in friedlichen 
Zufammenmwirfen mit den Einzelfichen unter Wahrung ihrer Hoheitsrechte gegen 
über kirchlichen UWebergriffen; nur eine äußerliche Formfrage bleibt hierbei die 
Verftändigung mit Rom in Form eines Konkordats, wie in Bayern und 
das vom 26. Meffidor IX, oder mittel einer Reihe diplomatifcher Noten über 
Einzelgegenftände. Napoleon I. irrte ſich beim Abichluß des Konkordats in der 
Hoffnung, zur Erhaltung der gallikaniſchen Freiheiten würden fi) die 
Biſchöſe mit ihm gegen Rom verbünden und ſelbſt die Pfarrgeiftlichkeit ftrebe, 
wie zu Zeit Boſſuets, eine nationale Sonderfirhe an; im Gegenteil gelang 
es der Kirche nur zu raſch unter dem Schatten, welchen die im geheimen vor= 
bereitete päpftliche Zehrunfehlbarfeit (G. I 316) zum voraus warf, die Einheit 
der Liturgie und des Katechismus zu Hintertreiben ; jelbftredend fiel daher aud) 
der Staatseid der niederen Geiftlichkeit, der gallifaniiche Unterricht in den 
Priefterfeminaren und ber Staatszwang gegen Geiftliche, welche ihnen obliegende 





*, Einen Teil diejed Aufjages Hat der Berfafier jeinerzeit in der „Straßburger 
Boit* veröffentliht. Abkürzungen: Arch. — Arhiv für kath. Kirchenrecht. G. — Geigel, 
Kirden- und Stiftungsrecht; G. III = Kirchenſteuern, Friedhöfe, ref. Synode 06; G. Schule — 
Schule und Kirche (in Holl., Zur. u, Belgien) 1891; bei Le Roux Straßburg. Leziud = 
preuß. Schulunterhaltungsgei. 28. VIL 06 J. G. Gotta, Berlin. ME. 1.20. Fran = Das 
Rehtöverhältnis von Staat und Kirche 1905. M. = Milllendorf, Staat und fatholijche 
Kirde in Preußen 1903. 
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Amtshandlungen ablehnten. Der Staat rettete fi die Ernennung der Bijchöfe 
und die Beftätigung der Generalvifare, Domherren und Kantonalpfarrer, aud 
die Nachprüfung der, Vermögensrechte oder äußere Kirchenzucht (©. III 99 
A 8b) betreffenden Erlaffe der Kurie. Gegenüber Lehr: und Glaubensfragen 
verhielt er ſich neutral. 

2. Wie die franzöſiſche Regierung, hat daher aud) die deutſche die 
Veröffentlichung des Syllabus und der Beichlüffe des vatikaniſchen Konzils 
weder gebilligt noch verhindert. Der letzten öffentlichen Sitzung des Konzils 
vom 18. Juli 1870 reibten fih an: die Inbeſitznahme der Stadt Rom (mit 
Ausnahme des Vatikans) durch Italien und der Krieg mit Frankreich; er führte 
zur Abtretung der Hauptteile der Bistümer Met und Straßburg, jowie 
eines Zeiles von Nancy und St. Die an das Deutiche Reich; ihm gelang es 
am 7. Dftober 1874, die Bistümer mit der Landesgrenze in 
zu bringen. Der Verſuch der Biſchöfe, die kaiſerliche Beſtätigung der ernannten 
Kantonalpfarrer zu umgehen, mißlang; ſie ſuchten ſie aber ern nad, als am 
10. Februar 1872 der Karbdinalftaatsjefretär Antonelli erklärt hatte, keineswegs 
jei e8 Abficht des hl. Stuhles, das Konkordat zu fündigen; vielmehr jeien 
alle Beitimmungen desjelben zu beachten, für welche „nicht gemäß Artikel 17 
(weil das Staatsoberhaupt nicht mehr der Fatholiichen Kirche angehört) eine 
neue Webereinkunft geichloffen werden mülle“. Die bdeutiche Regierung be: 
anfpruchte nicht die von den franzöfiihen Königen geübten Vorrechte betreffs 
des Ueberſchuſſes der Bilchofstafel (G. I 128, 339) während der Bistums- 
erledigung, des Ausichluffes eines mißliebigen Kardinal von ber Papftwahl 
(„Hodland“ 1905, 631), der Präfentation von Kardinälen, von einem Uditore 
der Rota um. Das konkordatsmäßige Recht des Staatsoberhauptes zur 
Biſchofsernennung ruht allerdings, jo lange nicht Elfaß-Lothringen einen 
fatholiichen Landesherrn erhält; daß aber der Papft Biſchöfe nur mit des 
Kaiſers Einvernehmen ernennt und entläßt, ergibt ſich ſchon aus dem ftaatlichen 
Ausführungsgejeg vom 8. April 1802 zum Konkordat, jo daß deshalb fein 
neues Konkordat nötig wurde. Der Kaiſer ermächtigte daher am 10. Dezember 1880, 
bzw. am 9. April 1881 Fled und Stumpf, „die Verleihung eines Bistums 
anzunehmen und die kanoniſche Ynftitution als Koadjutor mit dem Rechte der 
Nachfolge zu empfangen“ (G. I 342); nachdem dies geichehen war, jeßte er fie 
am 25. Juni 1881, bzw. 8. Juli 1881 „in alle mit der Stelle verbundenen 
Würden und Berechtigungen ein“, zugleich „genehmigend, daß die Bulle, durch 
welche fie die kanoniſche Inſtitution als Koadjutor mit dem Rechte der Nach: 
folge erhielten, in der üblichen Weile veröffentlicht würde.” Ebenſo geftattete der 
Kaifer nad dem Ableben der Biſchöfe led und Stumpf den Theologie-Doktoren 
Frigen und Benzler, „die kanoniſche Inftitution ala Bischof zu empfangen“, 
und ſodann die Veröffentlichung der Inſtitutionsbulle. Domherr Marbach 
und Prälat Frhr. Zorn dv. Bulach wurden mangels eines bezüglichen Antrags 
des Biihofs Dr. Frigen nicht als Koadjutoren, jondern nur als Titular: und 
Weihbiſchöfe eingejeßt. Den Zreueid des Biſchoſs Dr. Benzler und des Weib: 
biihofs Dr. Frhr. Zorn v. Bulach nahm der Kaijer perjönlich entgegen; zuvor 
gelobte erfterer, „den Glauben und die Gottesfurdt der ihm Anvertrauten zu 
hegen und zu pflegen, welche die feſteſten Grundlagen find für die ganze Staats— 
ordnung und die ficherfte Bürgichaft treuer Ergebenheit gegen den erlaudhten 
Landesherrn“, Ietterer dagegen (3. Dezember 1901) „treue Erfüllung jeiner 
Pflichten auch dem Staate gegenüber ; denn gewifjenhafte, gottesfürdhtige Katholiken 
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werden zu gleicher Zeit treue und pflihtbemwußte Untertanen Eurer 
Majeftät ſein!“ Die Biichofsweihe findet erft nach Leiftung des Treueides ftatt. 
Dem Straßburger Weihbiichof wurde jeit 1902 nebenamtlicy auch ein bejolbetes 
Generalvifariat übertragen. In Ermangelung von nachfolgeberechtigten 
„Koadjutoren“ müßte nad) dem Ausſcheiden des Biſchofs da8 Domkapitel mit 
Genehmigung bes Kaifers zwei Kapitelsvikare wählen, welche zufammen bis zur 
landesherrlihen Genehmigung der kanoniſchen Einjegung des Biſchofs das 
Bistum verwalten. 

3. Auch Oberpräfident v. Möller nahm fein Zugeftändnis zurüd, welches 
die franzöfiiche Regierung der Kirche ausdrüdlich oder ftillichweigend gemacht 
hatte; Minifterialrat v. Duriy F überjegte nur der Vollftändigfeit halber auch 
längft außer Anwendung gefommene organijche Artikel in jeinem Staatsfirchen- 
recht. In die Unterrichtöfreiheit und die Mitaufficht der Kirche über öffentliche 
Schulen, wie fie dem Berjprechen der Charte von 1830 entiprechend Falloux' 
Gele vom 15. Mai 1850 geichaffen hatte, mußte der Bundesrat mittels 
Geſetzes vom 12. Februar 1873 eingreifen, um an Stelle der franzöfiichen 
Jugenderziehung die deutſche treten zu laffen. Statthalter v. Manteuffel 
gewährte den bevorrechteten Religionsgejellichaften wieder Mitwirkung (6.1236, 232) 
im Ortsſchulvorſtande (und in dem mittlerweile entichlummerten Bezirks— 
unterridht3rat) zur Beauffihtigung der Volksſchulen; ohne Rückſicht auf 
den Koftenpunft ließ er legtere in befenntnisgetrennte ummandeln, jo daß 
oft auch jet nod (dagegen Lezius 67,64) für faum ein halbes Dutzend Schüler 
der Befenntnisminderheit eigene Lehrer aus öffentlichen Mitteln (troß des 
Lehrermangel3) unterhalten werden! Nad dem Belenntniffe wurden die Lehrer: 
bildungsanftalten wieder getrennt, die Blinden:, Blöden:, Taubftummenanftalten, 
auch viele höhere Mädchenihulen („Das Reichsland“ I 240). Die kirchlichen 
Gymna fien, denen demnädjft das biichöfliche zu Bitich hinzutreten dürfte, wurden 
allmählich den ſt aatlichen gleichgeitellt, zwar nicht, wie in Preußen hinfichtlich 
unmittelbarer ftaatlicher Leitung und des Normaletats für Lehrergehälter, wohl 
aber Hinfihtlih der Abgangsprüfungen, was der Kirche vollauf genügt. 
Abgeordnete der kirchlichen Oberbehörde prüfen auch an den ſtaatlichen 
Gymnafien, Real: und Oberrealihulen die Schüler im Religionsunterriht und 
wirfen mit bei der Anftellungsprüfung der Qehrer und Oberlehrer (6.1239, III 102). 

4. Die Abteilung eines {Friedhofs nad Belenntniffen erklärte der 
Kaijerlihe Rat am 15. April 1905 (G. III 92) nur da für unerläßlich, wo 
die Minderheit regelmäßig, nicht bloß vorübergehend, öffentliche Gottesdienſte 
hält; des Oberpräfidenten Verfügung vom 19. Januar 1877 ftehe nicht im 
Widerjprudy mit dem Gejege. In übergroßem Vollbewußtſein Tandesherrlicher 
Selbitändigfeit gegenüber jeinem Amtsvorgänger hatte aber Manteuffel bies 
bezweifelt und daher den Biſchöfen ſchon bei jeinen erften Bejuchen anheim— 
gegeben, Abmweihungen hiervon durch die Pfarrer im mündlichen Benehmen mit 
den Bürgermeijtern eintreten zu laſſen; er würde durch die Bezirköpräfidenten 
die Kreisdireftoren anmeijen laſſen, dem nicht entgegenzutreten. Da dieſe Zu: 
geftändniffe vom Statthalter nirgends jchriftlich niedergelegt wurden, jo glaubten 
der veritorbene Staatsjefretär Herzog jowie die Bezirkspräfidenten v. Reigen: 
ftein (veritorben) und v. Flottwell (nod rüftig an der Spitze einer 
Provinzialanftalt in Breslau), fie unbeachtet laffen zu müffen; die Unzufrieden: 
heit des Statthalterd über mangelnde Nachgiebigkeit im neugewünjchten Kurſe 
der Kirchenpolitif führte aber zu ihrem und des Staatsjefretärd Herzog früh: 
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zeitigen Ausicheiden aus dem reichsländiſchen Dienſt. Um jo entichiedener trat 
der Statthalter auch Biſchöfen entgegen, wenn fie in rein weltlide Saden 
ſich einzumiichen juchten; jo mußte ſich denn aud das Straßburger Didzejan- 
blatt dem Abftriche einer bereits gedrudten Protefterflärung der Kurie gegen 
die italienische Staatögewalt in der Stadt Rom fügen. Wie in frankreich 
(M. 26) wurden Gemeinde: und Bezirkstagswahlen (joeben noch für Dammers— 
firh, Hirfingen und Schirmeck) beanftandet, wenn fie vom kirchlichen ober 
ftaatlihen, bzw. gemeindlihen Beamten in Ausübung oder aus Anlaß ber 
Ausübung ihres Amtes beeinflußt worden waren. Wie in Preußen, durften 
ſich Firchliche Aufzüge nur in den nad) Zeit, Ort und Bedeutung hergebradhten 
Grenzen bewegen (G. I 54). 


5. Statthalter Fürft v. Hohenlohe-Schillingsfürſt ficherte die 
vaterländijhe Ridtung der Jugenderziehung durch Verordnung vom 
16. November 1887 (Arch. 74 436) und ſchickte 1888 den Univ.Prof. Dr. 
theol. franz Xaver Kraus in Freiburg nah) Rom, jowie den Minifterialrat 
Hamm in Straßburg zu dem damals in Berlin wegen endgültiger Befiegelung 
des Friedens nad) Einftellung des Kulturkampfes weilenden Nuntius Galimberti 
aus München, um deutiche Unterrichtsipradye in den Priefterfeminaren, am 
Kaijersgeburtstag Pontifitalämter in den Domkirchen in Gegenwart des Dom: 
fapitel8 und des Seminars, Hochämter in den Garnijonorten mit Tedeum, 
aud Errichtung einer katholiſchen theologiihen Fakultät in Straßburg zu er: 
langen. Das Entgegentommen Roms in Sahen der Fakultät ließ bei dem 
Widerftand, welchen franzöfiiche Kardinäle bereiten zu müffen glaubten, lange 
auf fi) warten; da8 UWebereinfommen vom 5. Dezember 1902 verbürgt ber 
Kurie, daß die Regierung fih wegen Ernennung der Profefforen in vorheriges 
Einvernehmen mit dem Biſchof zu Straßburg jegen und für eine Lehrkraft, 
die gleichwohl ſpäter in kirchlicher Beziehung Anftoß erregen könnte, Erſatz 
bieten wird. Der Biſchof zu Met geftattet leider immer nod) jeinen Theologie- 
ftudierenden erft nach der am Prieiterfeminar abgelegten Abgangsprüfung den 
Uebertritt zur Univerfität — hauptjählih nur zur Ausbildung als Oberlehrer. 
Die Lehrer am Priefterfeminar brauchen nicht die wiſſenſchaftliche Befähigung 
zu befigen, an einer Univerfität in dem Fache zu lehren, für welches fie tätig 
find. Zum Xheologieftudium laſſen die Bilhöfe zu Met mie Straßburg nur 
noch Deutiche zu, welche aber auch an einem deutihen Gymnaſium die Ent- 
laffungsprüfung beftanden haben müßten! Die Gehälter der Vikare, Pfarrer, 
Domherren und jonftigen Bistumsgeiftlichen find troß zweimaliger Aufbefferung 
unter deuticher Herrſchaft viel niedriger als in irgendeinem bdeutichen Bundes 
ftaat; auch fehlt ein Anrecht auf Ruhegehalt. Leider beantragten bie Biſchöfe 
bisher noch nicht die Ermächtigung zur Erhebung von landestirchlichen Umlagen 
hierzu (G. III, 69 A. 29 b), troßdem leßtere ſich in den evangeliihen Schwefter- 
firhen, auch für die Katholifen in Preußen und Baden bewährten. Die 
Beitätigung der vom Biſchof ausgehenden Ernennungen der Generalvifare, 
Domberren und Haupt: oder Kantonalpfarrer (21 Stellen mehr ala vor 1871) 
überließ der Kaifer dem Statthalter. Die übrigen Geiftlihen kann der 
Biſchof jederzeit auch ohne rechtliches Gehör entlaffen; hiergegen fteht ihnen 
nur Bejchwerde zum Hl. Stuhle zu. Abweichend von Frankreich hat die reichs- 
ländifhe Regierung (M. 21) noch nie die Staatögehälter von Geiftlihen ge- 
jperrt, die ſich eines Amtsmißbrauchs 3. B. bei Wahlen ſchuldig machten. 
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Gewerblicher Betrieb ift jeit Einführung der Gewerbeordnung nicht nur 
Sonntags unterjagt, jondern auch Neujahr, Chriſti- und Mariä-Himmelfahrt, 
Allerheiligen, am erjten und zweiten Weihnachtsfeiertage, jowie in Gemeinden, 
wo evangeliicher Gottesdienft ftattfindet, am Karfreitag (G. I 58). Das auf 
Grund des Jeſuitengeſetzes gegen die ‘Priefter vom hl. Geifte und bie 
Redemptoriften vom Bundesrat erlafjene Verbot, ift jeit 1894 zurüd- 
genommen, nicht aber auch da8 gegen die „Damen vom bi. Herzen“ (G. I 
425, 436, 441). 

6. Auch Statthalter Fürft v. Hohenlohe:Langenburg unterhielt und 
förderte, ohne ‘Preisgabe irgend eines ftaatlichen Hoheitsrechtes, im Geifte tun— 
lihfter Ausgleihung der ftaatlichen und kirchlichen Gegenjäge und ber gleich— 
mäßigen Behandlung der bevorrechteten Bekenntniſſe, die geichäftlich entgegen— 
fommendjten Beziehungen mit den Landesbiihöfen und der römiſchen Kurie. 
Nur vorbehaltlich des jederzeitigen Widerrufes wurden mit Rüdjicht auf die für 
deutſche Schußgebiete errichteten Miſſionsſchulen (G. I 319, 322, 436) 
Mannesklöfter zugelaflen, deren Obere ihren Sit in Deutjchland haben. Als 
Wohltätigkeits- oder Unterrichtsftiftungen, mitunter auch als „Gefellichaften mit 
beihränfter Haftung”, erlangten ein Dutzend Tyrauenniederlaffungen die Rechts: 
tähigfeit, aber fein einziger beihaulidher Orden. Der Staatögenehmigung 
bedürfen jeit 1900 Stiftungen wie Gemeinden zur Annahme von Freigebig— 
feiten (unter Qebenden oder von Zodes wegen, G. I 75) und zum Grunbftüds- 
erwerbe erft von über 5000 ME. ab. An Stelle des Minifteriums bzw. des 
Bundesrats enticheidet jeit Faiferlicher Verordnung vom 22. April 1902 ber 
Raijerlihe Rat über Beſchwerden a) gegen Schließung einer Schule ober 
Berjagung der Genehmigung zur Erridtung einer Schule (®. I 241), 
zur Anjtellung eines Schulvoritehers oder Lehrers, b) gegen Verfügungen 
des Bezirföpräfidenten betreffs Friedhöfe (wie im alle Fameck, oben Ziff. 4) 
und c) über Einjprüche gegen oberkirchliche Vorbeſcheide betreffs der Wahl ala 
Kapitelsſchatzmeiſter, Vorſitzender, Redner, Schriftführer oder Mitglied einer 
Genoſſenſchaft, Unterftügungs: oder Emeritatsfafje, des engeren oder meiteren 
Kichenvorftandes, oder einer jonftigen kirchlichen Vertretung (G. IIl 18, 1213). 
Da vorerft nod) die bürgerliche Gemeinde an Stelle der Kirchengemeinde ben 
ganzen Fehlbedarf des Gotteshauſes nötigenfall3 durch allgemeine Gemeinde: 
umlagen (unter Mitheranziehung auch der Nichtkatholifen) aufzubringen hat, jo 
gehört 3. 3. noch der Bürgermeifter oder Beigeordnete, wenn er fatholiich ift, 
dem Borftande der fatholifchen Kirchengemeinde an. Das Etatö: und Rechnungs— 
weſen der Gotteshäufer wird nur von der SKirchenoberbehörde überwadt; in 
Preußen und Bayern wirken erſprießlichſt auch die Bezirköregierungen mit und 
in Bayern ihre Unterbehörden. Eine Annäherung an die Einrichtungen der 
preußijchen Rheinprovinz dürfte auch beiden Kirchen Vorteile bieten. 

7. Auch den Ausbau der Verfaſſung und der Einrichtungen des „Aug 3: 
burger” wie de8 „reformierten“ Befenntnijjes, melde bei gemein: 
ſamem Belenntnisgrund (G. II 23, 43, 94) nur noch äußerlich getrennt find, 
bewirkte die deutiche Regierung nur im ftetem Einverftändnijje mit ben 
oberfirhlidhen Bertretungen. Das theologiihe Seminar wurde 1871 — 
unter Beibehaltung der ftiftungsmäßigen Dotation!) des Thomas-Kollegialſtifts 








1) Urteil des Landg. Straßburg v. 22. Dez. 1906; Geigel, „Fakultät und Thomas— 
ftift* 1902. 
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(G. I 15, 81, 90) — der wieder errichteten Univerfität als Fakultät ein- 
gereiht, ben Infpektionen (= Dekanatsverſammlungen, ©. II 63) ber 
Vorſchlag des Iandesherrlih zu ernennenden „geiftlihen Inſpektors“ 

(= Dekans oder Superintendenten) und aud im Augsburger Belenntniffe der 
vorerft nur hierfür erweiterten „Kirhengemeindevertretung“ (G.II 31) 
eine, immer mehr Bedeutung gewinnende Mitwirkung bei Belegung der Pfarrei 
eingeräumt. Vertreter der theologiihen Fakultät gehören kraft Geſetzes 
dem Oberfonjiftorium des Augsburger Belenntniffes (G. II 67), dagegen nur 
zufolge freier Wahl (G. III 99, 102) der durch —* (21. Juni 1905) ge 
ichaffenen „reformierten Synode“ an. Erfteres befteht, abgejehen von „geborenen 
Mitgliedern“, aus den Abgeordneten der fieben „Inſpektionen“, letztere aus den 
Vertretern der fünf (Bezirkö-)Konfiftorien, von weldyen fid) Die unter Gutheißung 
des Minifteriums (G. III 78 U. 1 und 4) „den unierten Charakter“ wahrte. Im 
Einvernehmen mit beiden proteftantiichen Schwefterficchen regelte die Regierung 
das Gnabdenquartal, die Bedienung erledigter Pfarritellen, die zwei Pfarr— 
prüfungen (G. III 82, 101), mittel® landeskirchlicher Steuern G. III 
57—76) die Aufbefferung der Dienft: und Rubegehälter der Pfarrer und ihrer 
Hinterbliebenen, aud) (nad) dem Vorbilde de preußiihem Kirchengeſetzes, 
Hr a * G. III 66) die unfreiwillige Verſetzung der Pfarrer in den 

uheſtand. 


8. Nah Bekenntniſſen find getrennt (ſ. o. Ziff. 3) die öffentlichen Volks— 
ſchulen GG. I 231, ſeit 1880) und alle Lehrerbildungsanſtalten (G. I 239), nicht 
dagegen die öffentlichen höheren und mittleren Schulen. Aus dem Ertrage 
von Stiftungen werden katholiſche Gymnafien in Montigny, Straßburg und 
Zillisheim (G1354), ſowie ein proteftantijches') in Straßburg (G.1192) unter: 
halten. Bei fonfeffionellen ftiftungsmäßigen Schulen beteiligt ſich mitunter der 
Staat durch Uebernahme von Lehreritellen auf den Qandesetat, jo daß Dienſt-, 
Nuhegehalt, Umzugs, Witwen: und Wailengelber der Landeskaſſe zur Laft fallen. 
Die Lehrer, Oberlehrer und Leiter ber höheren wie der Volksſchulen in Elſaß— 
Lothringen erhielten noch nicht die finanzielle Gleihitellung mit Preußen; an 
den biſchöflichen Gymnaften fehlt ihnen jelbit noch die Gleichitellung mit den 
reichſsländiſchen Staatsanftalten. 


9. Durchaus gleichberechtigt mit den chriftlichen Kauptbefenntniffen ſind 
im Reichslande die Israeliten, auch betreff3 der Staatögehälter der Rabbiner 
und Vorjänger (G. II 102 ff), der Ergänzungszufhüffe jeitens der bürgerlichen 
Gemeinde (oben 6) und des Unterhalt der Volksſchulen (dagegen Lezius 70). 


10. Einige Städte verlangten joeben weitere Simultan:Bolksichulen ; 
an Stelle der Mehrleiftungen (oben 5 und 6) des Staates und der bürger- 
lichen Gemeinden dürften Kultusbeiträge treten müſſen, wiewohl namentlich 
in Lothringen die kath. Geiſtlichkeit ſich hiegegen noch wehrt. Im übrigen 
dürfte die Geſetzgebung vorerſt nicht einzugreifen haben. 


Ran des Landg. Straßburg v. 22. Dez. 1906; Geigel, „Fakultät und Thomas 
jtift“ 1902. 
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Japans Geld- und Bankweſen. 
Bon Profeffor Dr, 8. Ch. v. Eheberg in Erlangen. 


Das Iebhafte Yntereffe, welches den wirticaftlihen und finanziellen Ver— 
hältniffen Japans feit einer Reihe von Jahren gewidmet wird, rechtfertigt es 
wohl, wenn im folgenden eine gedrängte Weberficht über deſſen Geld- unb 
Bankweſen gegeben wird. Wir verhalten uns dabei vorwiegend referierend und 
benugen ald Quelle, namentlid für die Darftellung des Bankweſens, in der 
Hauptſache ein vom Eaijerlichen japaniichen Finanzminifterium jeit 1900 heraus- 
gegebenes Werk: „Finanzielles und wirtſchaftliches Jahrbuch für Japan“, beffen 
fünften Jahrgang (Tofio 1903) wir der Güte des Vizeminifters der Finanzen, 
Etz. Dr. Y. Safatani, verdanken. An weiteren Publikationen, die gelegentlich benußt 
worden find, nennen wir: Rathgen, Japans Volkswirtſchaft und Staatshaushalt, 
Leipzig 1891 ; Derjelbe, Die Japaner und ihre wirtjchaftliche Entwidlung, 1905; 
„Unfer Baterland Japan“, ein Quellenbuch, geichrieben von Japanern, Berlin 1904 ; 
Kiga, Das Bankweien Japans, Leipzig 1903; Stöpel, Ueber japanijches 
Bankweien, Halle 1904; Dumolard, Le Japon politique, economique et 
sociale, Paris 1903; Morit Schanz, Japans Geld: und Bankweſen, in 
der Hanbelöbeilage der Allgemeinen Zeitung, 1904, Nr. 344. 


I. Das Geldweien. 


Eine der Urſachen, welde zum Sturze der früheren Herrihait und zur 
Wiederherjtellung der Faiferlihen Gewalt in Japan im Jahre 1868 geführt 
haben, war der jchledhte Zuftand der Finanzen und indbejondere des Geldweſens. 
Es war deshalb aud) eine der erften Handlungen der neuen Faijerlichen Regierung, 
dad Geld: und Münzweſen zu ordnen. Schon im Jahre 1871 erſchien ein 
Münzgeleg, durch welches die Goldwährung eingeführt wurde. Die Hauptmüngze 
war der alte japanifche Golbdollar, zu °”° 1000 fein ausgeprägt und 1’/s g Rein: 
gold enthaltend, der heute nur noch vereinzelt zu finden iſt. Da aber Japan 
damals mit feiner Goldwährung allein im fernen Often ftand — alle Nachbar— 
länder hatten die Silberwährung —, fo jah es ſich ſchon 1875 gezwungen, den 
Silberdollar, den „Den“, der nur für den Handel mit dem Auslande beitimmt 
war und nur in den offenen Häfen Kurs hatte, au im Innern zum Umlauf 
zuzulafien und ihn ihm Jahre 1878 als gejegliches Zahlungsmittel dem Golde 
vollftändig gleichzuſtellen. Man ging alſo nominell zur Doppelmährung über. 
Der „Den“ wurde gleichfalls zu *"/ıooo fein ausgeprägt und hatte feit 1879 
ein Gewicht von 416 Brain — 374,4 Brain oder 24,261 g Reinfilber, während die 
filhernen Scheidemüngen von 50, 20, 10 und 5 Sen nur #°%/ıooo fein aus: 
geprägt find. Da aber das Gold fortdauernd abfloß, jo gelangte man tatſächlich 
zur Silberwährung oder eigentlich zu einer Papierwährung auf Silberbafis. 
Diefer Zuftand wurde erſt am 1. Januar 1886 bejeitig. Damals wurde Die 
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Barzahlung auf der Grundlage einer Silberwährung wieder aufgenommen und 
Papiergeld und Silber find jeitdem gleichwertig geblieben. Allerdings beitand 
der wirkliche Umlauf, abgejehen von der Scheidemünze, nur in den gegen Silber 
jederzeit einlöslichen Noten der Bank von Japan (Nippon:Ginko). Für die 
japaniſche Währung maßgebend war aljo nur die Preisbewegung des Silbers. 
Als aber im Jahre 1893 der Silberwert mit der Einjtellung der freien Silber: 
prägung in Indien und der amtlichen Barreneinfäufe in den Vereinigten Staaten 
aufs heftigſte erichüttert wurde und der Goldwert des Silber-Yen plößlich von 
3 ME. auf 2—2,2 ME. ſank, da mußte man fich die Frage vorlegen, ob bie 
bisherige Währung nod) aufrechterhalten werden könne. Teils infolge dieſer 
Entwertung des Silbers, teild aus Gründen, die weiter unten noch furz erwähnt 
werden jollen, und wohl bejonders beeinflußt durd die von Ehina nad) Beendigung 
des Krieges von 1894/95 zu zahlende Kriegsentihädigung, entſchloß man ſich 
im März 1897 zum Uebergang zur Goldwährung und führte dieſen raſch und 
mit Geihid durch. 


Der damals geichaffene neue Gold:Yen repräfentiert genau die Hälfte des 
alten. Das Wertverhältnis zwiſchen Gold und Silber ftand nämlih um 1897 
gerade jo, daß man den alten Gold-Yen halbieren fonnte, um den neuen Gold: 
Den zu erhalten, der dem augenblidlihen Werte des Silber-Yen gerade entiprad). 
War das nominelle Verhältnis von Silber zu Gold in Japan früher 16,174 : 1, 
jo wurde es jeit 1897: 32,248 :1. Die neue Goldmünze wiegt pro Dollar 
0,8333 g brutto = 0,75 g fein = 12,86 Grain und entipricht ſomit der engliſchen 
Parität von 24 ”ıs Pence. 10 Den find demnach gleich £ 1,05 "/a d.') Silberne 
1 Yenftüde werden nicht mehr geprägt; am 1. April 1898 wurde der Umlauf 
diejer Stüde verboten, am 31. Juli 1898 deren Umwechſlung eingeitellt. Silber 
wird in Japan jeitbem nur noch ala Scheidemünze zu °°"/ıooo fein ausgeprägt 
und zwar in 50 Sen: (= "/s Pen), 20 Sen: und 10 Senftüden. Außerdem 
gibt ed noch 5 Senftüde in Nidel und 1Senftüde in Bronze. 


Die Ausprägung an Goldmünzen ftellt ſich jeit 1894/95 wie folgt: 





— ———————————— —— — — — - — 








Fe 20 Henſtücke | 10Yenftüde | 5 Nenftüde | Insgefamt 
Den Ven Nen | Den 
1894/95 = | = 16800009 | 16800009 
1895/96 _ | _ 1410 000°) 1410 000 °) 
1896/97 — | _ 1 050 000 %) 1 050 000°) 
—J5 | 268 110°) 268 110°) 
1897/98 37294600 | 38.690.000 (560 eo 76 u 
1898/99 | — 21870000 200 000 22 150 000 
1899/1900 — | 16 500 000 _ 16 500 000 
1900/01 _ ' 12500 000 _ 12 500 000 
1901/02 _ 14 500 000 _ 14 500 000 
1902/03 _ 37 500 000 _ 37500 000 
1903/04 — 23 890 000 110 000 a24 000 000 
1994/05 | 65 000 000 | 2 500 000 — 67 500 000 





) Ein Pen — 2,0929 Mark = 2 sh, 0 d 582, 
*), Diefe Zahlen ftellen den Nennwert der alten Goldmünzen dar. 
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An Silbermünzen find in dem gleichen Zeitraum die folgenden aus: 
geprägt worden: 






















— lVenſtücke 50Senſtücke 20Senftüde | 10Senftüde | Insgeſamt 
Nen Men | Nen Den | Pen 
1894/95 26 800 000 — 1300782 1700937 29 801 719 
1895/96 16 500 000 — 1000 602 1500827 19 001 429 
1896/97 10 950 000 — 620372 11280651 12 741 023 
1897/98 | — 5 003 505 3001802 | 2001101 10 006 408 
1898/99 — 14 009 807 2 001 202 1000551 ' 17011560 
1899/1900 — 1501051 | 3001802 1 000 551 5 503 404 
1900/01 — 400 282 160 096 440 243 1 000 621 
1901/02 | — 700 492 100 061 200 111 1 000 664 
1902/03 — 800 563 | — — 800563 
1903/04 | — 700 493 | 500 301 500 276 1 701 070 
1904/05 | — 2451 718 550 331 2001102 5 003 151 


| | | | 

Der Uebergang zur Goldwährung war von dem für das Studium ber 
Münzfrage eingelegten Ausſchuß ſchon vor 1897 begutachtet worden, konnte aber 
nicht jofort durchgeführt werden, weil e8 an der erforderlichen ftarfen Gold: 
rejerve fehlte. Erſt der chinefiich-japaniiche Krieg gewährte die Mittel zur Be: 
ihaffung einer angemefjenen Menge Goldes. Die chinefiiche Kriegsentihädigung 
betrug 230 Millionen Taels — 356 Millionen Den, eine für Japan recht 
erhebliche Summe. Japan veranlaßte nun, weil es Gold für größere Zahlungen 
in Europa brauchte und die Goldwährung einführen wollte, in einer Nachtrags: 
fonvention das chineſiſche Reich, die ganze Schuld in eine Goldihuld zu einem 
Silberpreis von 30,4429 d umzuwandeln, und verichaffte ih auf diefem Wege 
die Goldreſerve. 

Die Abfihten, welche Japan bei der Einführung der Goldwährung leiteten, 
find klar. Es wollte einmal die Vorteile, welche es unter der Silberwährung 
über die weitlichen Länder mit Goldwährung errungen hatte, in dem Augenblid, 
in dem das Silber jeinen tiefiten Stand erreicht hatte, dauernd feftlegen. Und 
zweitens hoffte man duch Schaffung einer Goldbaſis Stetigkeit der Wechſelkurſe 
im Berfehr mit Ländern der Goldwährung oder Goldrechnung zu erreichen, Gold- 
anleihen im Auslande ohne allzu großes Riſiko kontrahieren und fremdes Kapital 
ind Land ziehen zu können. 

Was den zweiten Punkt betrifft, jo iſt in dieſem Betreff die Abficht 
Japans zum Zeil zweifellos erreicht worden. Während früher die Kurſe jtarfen 
Schwankungen unterlagen, wodurd) der Handel mit den Goldwährungsländern 
weientlich erjchwert worden war, ift jeitdem eine bemerkenswerte Kursſtetigkeit 
eingetreten, jo daß der Sterlingfurs jeit 1898 bi8 Ende 1904 nur zwiſchen 
25h 00 d1 und 2sh 0047 für 1 Den, der Franckurs zwiichen 2,54 und 2,59 Fre., 
der Markkurs zwiichen 2,05 und 2,10 ME. ſchwankte. Allerdings ift der erwünſchte 
und erhoffte Zufluß billigen Kapitals aus den Goldwährungsländern bisher 
auögeblieben. So wurde bei der im Jahre 1899 in London aufgelegten L’/oigen 
japanijchen Anleihe auf 10 Millionen £ nur 12°/o von dem großen Publikum 
gezeichnet. Allein der Grund für diefen Mißerfolg dürfte nicht in einem Miß— 
trauen des engliihen Publikums gegenüber der japaniichen Währung, jondern 
darin gelegen jein, daß Japan in den letzten Jahren jich in der Entwidlung 

3" 
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feiner Induftrie und feiner Wehreinrichtungen über jeine Mittel hinaus engagiert 
hat und daß eine Verzinſung von nur 4°/o dieſen Verhältniffen nicht entjpricht. 

Die erſtere Abficht, nämlich die Vorteile des Ziefitandes des Silberpreijes 
auszunützen, ift nicht im gleichen Maße erreicht worden. Entgegen den Ber: 
mutungen der japaniichen Kommiffion hatte das Silber im Jahre 1897 feinen 
größten Tiefſtand noch nicht erreicht, fondern ift in der Folge noch unter 
24 Pence gelunfen. Daraus erwuchſen der japanijchen Regierung zweierlei 
Sorgen: Die Schädigung feiner Erportinduftrie und feiner Konkurrenzfähigkeit 
gegenüber Silberländern, bejonders China; jodann der zu erwartende Verluft 
bei den zurüditrömenden und auf der Baſis von 29°/se Pence pro Unze ein- 
zulöjfenden Silberyen. 

Bon den legteren find (nah M. Schanz) im ganzen rund 165 Millionen 
Stück geprägt worden, wovon im Jahre 1597 35 Millionen in Japan zirku- 
lierten, 16 Millionen zur Reſerve der Bank von Japan gehörten und 114 
Millionen in China, Korea, Hongkong und in den Straits umliefen. Betreffs 
der ind Ausland gegangenen Venftüde wird angenommen, daß fie großenteils 
eingeihmolzen oder durch „chops“, d. h. dhineftiche Garantieftempel:Eindrüde, 
verunftaltet und daher nicht mehr einlöjungsberehtigt find. Allein jelbft dann 
bleibt die Liquidation des alten Münzwejens jchweren Berluftmöglichkeiten aus- 
gejegt und in der Tat fand gleich vom Beginn der neuen Goldwährung ein ftarfer 
Goldabfluß nad) dem Auslande ftatt. 

Das eigentliche Mißliche liegt aber zweifellos in der Schwierigkeit das 
erforderlihe Gold zu erhalten und feſtzuhalten. Im Verkehr befinden fich 
nennenswerte Mengen von Goldmünzen nicht; diefer ift nad) wie vor ganz mit 
den fonventierbaren Noten der Bank von Yapan ausgefüllt. Die Goldwährung 
beruht ausihließlih auf dem Barichage diejer Bank. Und die Bank kann Gold 
vom offenen Markte nicht in größerem Umfange an fich ziehen, weil eben dort 
fait feines ift. So droht jtändig die Gefahr, daß das vorhandene Gold ins 
Ausland abfließt. Und wenn der Import zunimmt oder jchlechte Ernten große Lebens: 
mittelaufuhren nötig machen, wird jedesmal der Goldvorrat angegriften, der dann 
dur Finanzoperationen, erſt mit der Kriegsentſchädigung, dann mit auswärtigen 
Anleihen wieder aufgefüllt werden muß. Diefem Zuftand entiprechen auch die 
außerordentlidy großen Ein- und Ausfuhren von Gold, wie fie die folgende 
Tabelle aufmeift. 








| Metallreierve | Notenumlauf 
o | j | der Banf am 
Jahr | Goldeinfuhr Soldausfuhr | am Jahresidluf | Jahreoſchluß 

| Mil. Yen | Mil. Yen | Mil. Yen | Mill. Yen 
1897 64,3 8,9 | 98,3 | 226,2 
1898 37,0 46,3 | 89,6 | 197,4 
1899 20,1 88 | 110,1 | 250,6 
1900 9,0 51,8 67,3 228,6 
1901 10,7 11,5 71,4 214,1 
1902 30,2 0,5 109,1 | 232,1 
1903 25,4 16,7 117,0 233,0 
1904 4,7) 101,0') | 83,6 286,6 





| | | | 
1) Bi8 Ende November. 
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Die folgende Tabelle joll ein Bild geben von dem Betrag der vorhandenen 
Münzen, des auögegebenen Papiergeldes und der gefamten im Umlaufe befind- 
are Wertzeichen ſeit 1898, durch welche unfere obigen Ausführungen ergänzt 

n. 





— — gen — 
Betrag — Barreſerve Münzen und 
der | der Bant Banknoten 
Banknoten ki v. Japan in Umlauf 


1000 Nen 1000 Yen , 1000 Yen 1000 Pen 


' Betrag der Münzen | 
— — 
Jahr, Golde | Scheider | 





| münzen münzen 


‚ 1000 Yen | 1000 Yen 








1898 83649 | 45814 | 204678) 351138 65 513 285 60 
1899 | 93361 54610 | 3546889 | 420163 83335 | 336.828 
1900 , 52930 57118 228570 | 366.065 380856 | 318080 
1901 , 59342 | 58298 | 214097 349496 42789 366 707 
1902 | 89248 , 59177 23209 398 442 11869 | 826572 
1908 | 101780 | 59960 | 232991 | 412480 81328 | 331162 
1904 | 37622 | 6434 | MB6656 | 406,509 17276 | 389234 
| | [ | 


U. Das Bantwejen. 


Ein moderne Bankweſen entitand in Japan erft jeit der Nationalbanf: 
ordnung vom November 1872. Seitdem ift in fchneller Folge eine eritaunlic) 
große Anzahl von Banken entitanden. Ihre Anzahl, ihr Anlagefapital und 
ihre Rejerven ftellten fi) in dem Jahrzehnt 1895—1904 wie folgt: 


SE VERF Fr RT Sr — 








Zahl der Anlagekapital Eingezahlt Reſerve 

Jahr 

Banten 

| 1000 Pen 1000 Yen 1000 Pen 
1895 1003 | 160,319 | 127,648 | 37,885 
1896 1277 | 240,526 106,200 58,666 
1897 1511 311,951 206,715 37,876 
1898 1752 381,399 256,594 41,659 
189 1943 428,239 | 291,683 51,653 
100 2272 501,565 341,922 59,884 
1901 23% 515,683 301,207 68,338 
1W2 2 324 N 525,717 372,590 77,327 
103 | 2275 521,272 | 374,686 86,688 
1904 2257 | 521,738 375,514 ' 90,184 


| | 
j Aus diejer Meberficht geht hervor, daß das auf die einzelnen Banken durd: 
ſchnittlich entfallende Bankkapital, da8 außerdem nur zu ca. zwei Drittel einbe: 
zahlt ift, überraichend Hein ift. Auf jede Bank entfallen durchſchnittlich nur 
etwa 200000 Pen; in den Provinzen beitehen zahlreiche Banken mit einem 
Kapital unter 100000, ja bis unter 19000 Pen. Daraus erklären ſich wohl 
auch die erheblichen Schwankungen in der Zahl der Banken. Die feit einigen 
Jahren von Oſaka ausgehende Bewegung, die dahın zielt, eine Anzahl Eleinerer 
!) Darunter 5,4 Millionen Staatspapiergeld und 1,9 Millionen Yen National— 
banfnoten. 
) Darunter 4,1 Mill. Pen Staatspapiergelb. 
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gr zu größeren zufammenzujchließen, jcheint bislang feinen großen Erfolg 
zu haben. 

Die oben erwähnte Nationalbanfordnung hatte i im wejentlichen die „National 

Bank Acts of the United States of America zum Vorbild genommen und 
dementiprechend Beitimmungen über Ausgabe und Einlöjung der von dieſen 
Banken ausgegebenen Noten getroffen. Im Auguſt 1876 wurde die Bank— 
ordnung dahin abgeändert, daß Nationalbanfnoten gegen Sicherheit von Staats: 
ichuldverichreibungen ausgegeben merden fonnten und in Staatspapiergeld 
fonvertierbar waren. Allein die Konvertierbarkeit gegen Staatspapiergelb be— 
wirkte, daß die Noten tatſächlich nichts anderes waren ala nicht fonvertierbares 
Staat3papiergeld. Die Folge war, daß mit der Zunahme der Zahl der National- 
banten — es waren ſchließlich 153 — die Noten im Kurſe ſanken. Da ent: 
ihloß fi) die Regierung, weitere Nationalbanten nicht mehr zuzulaffen und 
ging 1883 dazu über, den Nationalbanten das Recht der Ausgabe von Bank: 
noten zu entziehen und dieſes ausjchließlich der neu errichteten „Bank von Japan“ 
zu übertragen. Gleichzeitig wurden Maßregeln für die Einlöfung der ſchon aus— 
gegebenen Banknoten getroffen. Die Nationalbanten verwandelten fi mit dem 
Ablauf ihrer Konzejfion meift in Privatbanken und im Jahre 1899 hatten alle 
Nationalbanken als ſolche aufgehört zu beftehen. In ber Zwiſchenzeit hatten fich 
aber neben den Nationalbanten Privatbanten und bankähnliche Gejellichaften 
gebildet, deren Zahl im Jahre 1884 ſchon 954 erreichte und, wie die Heberficht 
ergibt, von Jahr zu Jahr ftieg. Diele Banken und Gefellihaften unterlagen 
zwar der Aufficht des Staates, unterjtanden aber feinen bejonderen gejeglichen 
Beitimmungen. Da aber die Bedeutung diefer Banken für die wirtichaftliche 
Entwidlung des Landes immer mehr zunahm und das Bedürfnis, fie unter 
wirkſamere Aufficht zu Stellen, immer dringlicher wurde, jo wurde im Jahre 1890 
die Bankordnung und die Sparbankordnung erlaffen, welche beide im Jahre 1893 
in Kraft traten. 

Endlich fteht neben den gewöhnlichen Banken noch eine Anzahl von Banken, 
für welche bejondere Geſetze erlaffen worden find. 

Im folgenden jollen die einzelnen Arten von Banfen rüdfichtlih ihrer 
Organiſation und ihres Geihäftsumfangs kurz beſprochen werben, indem wir 
dabei die Banken, welche unter bejonderen Gejegen errichtet find, und Die ge— 
wöhnlichen Banken jowie die Sparbanfen getrennt behandeln. 


A. Banken, welde unter bejonderen Gejegen errichtet jind: 


1. Die Nippon-Ginto oder „Bank von Japan“. Diefe wurde im 
Juni 1882 in Tokio als Zentralftelle nad) dem Mufter der Deutichen Reichs: 
banf mit einem Kapital von 20 Millionen Pen, das jpäter auf 30 Millionen 
erhöht wurde, begründet. Sie befitt nur eine Nebenftelle in Oſaka, aber zahl: 
reiche Agenturen. Ihre Hauptaufgabe befteht darin, den Mittelpunkt für den 
gejamten Bankverfehr Japans zu bilden, den Geldverkehr zu erleichtern, auf 
Herabminderung des Zinsfußes zu wirken, das Diskontieren von Wechleln zu 
fördern, einlösliche Banknoten im Intereſſe der Vereinheitlichung der verichiedenen 
Arten des Papiergeldes und der Herftellung einer feften Grundlage für das 
Münzigftem auszugeben und die Berwaltung der ftaatlihen Einnahmen und 
Ausgaben zu übernehmen. Ihr Privileg läuft auf 30 Jahre. Bezüglich der 
Ausgabe von Banknoten beftehen folgende Beltimmungen: Alle dur Dtetall- 
reſerven gededten Noten find fteuerfrei; darüber hinaus dürfen 70 Millionen 
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durch erfte Sicherheiten gededte Noten gleichfalls fteuerfrei ausgegeben werben ; 
eine Ueberichreitung diejer Grenze dagegen iſt 
nicht unter 5/0 (gewöhnlicher Sat 6 ”/o) zuläffig. 

Die Bank hatte ih) von ihrer Gründung an des Vertrauens des Inlandes 


nur gegen eine Notenfteuer von 


und des Auslandes zu erfreuen und füllte während des chineſiſch-japaniſchen 
Krieges, bei der Reform bes japaniichen Munzweſens und während des rujfiich- 
japaniihen Krieges ihre Stellung als zentrale Bank des Reiches erfolgreich aus. 
Während des Iekteren wurde bei der Bank von Japan eine Anleihe von 35 


Millionen Yen (73,3 Millionen Mark) aufgenommen.') 
Ueber Anlagefapital, Rejerve und Gewinn der Bank von Japan unter: 
rihtet die folgende Tabelle: 


























— = ——— — 
EEE 
Jahr Anlagekapital Eingezahlt Kejerve | Reingewinn | 
| Yen | Den Yen Den | Den in °/o 
1594 20 000 000 10 000 000 ' 7442 50U 2 439 085 1 500 000 15,0 
1895 30 000 000 | 22500000 | 8542500 | 8166 900 1 724 629 14,0 
1896 30 000 000 | 22 500 000 | 9100000 i 3849831 | 2925 000 | 13,0 
1897 30 000 000 22500 000 ' 10800 000 13578313 | 2925 0009) 13,0 
1898 30000000 | 30000000 | 12570000 | 4692227 3262500 | 11,0 
1899 30 000 000 30 000 000 13 570 000 5030 053 | 3 600 000 | 12,0 
1900 30 000 000 | 30000000 | 14880 000 5293 750 3 600 000 | 12,0 
1901 30 000 000 | 30 000 000 | 15 950 000 4666 924 3600000 | 12,0 
1902 30 000 000 | 30 000 000 10 600000 | 4 447 487 3600000 | 12,0 
1903 30 000 000 ' 30 000 000 17150000 | 4187401 3600000 | 12,0 
1904 30 000 000 | 30 000 000 17 350 000 | 4746 384 | 3600000 | 12,0 


Die Einlagen und Vorſchüſſe ftellten ſich in der gleichen Zeit wie folgt: 






















Einlagen Vorjidüjjie 
) | D ar leben | Distontierung von Wechfeln 
Jahr .. | — 
Kiss. Reit Geſamtbetrag Reſt — | Ueberſchuß 
1000 Yen | 1000 Yen | 1000 Yen | 1000 Yen | 1000 Yen | 1000 Hen 
1894 | 341,744 4,819 206,800 | 54,065 | 137,031 20,037 
1895 540,655 6,654 328,526 92,827 150,370 34,091 
1896 1 376,244 195,118 518,311 114,244 247,272 49.354 
1897 1 964,946 78,110 674,647 81,880 319,547 56,307 
1898 1725405 ı 27.211 | 786,118 55,271 344,053 55,525 
1899 1 823,220 | 714,672 | 724,059 38,732 474,731 108,141 
1900 1 974,136 35.258 ı 501,285 48,478 690,390 97,558 
1%1 2 001,102 | 20,157 418,781 71,349 505,893 46,576 
1902 | 2295161 |! 18,888 373,280 55,323 274,635 50,736 
1%03 ı 2564,838 16,397 | 256,331 50,095 220,022 44,380 
1904 3 516,862 43,824 253,350 126,308 383,080 69,596 








2. Die zweitwichtige Bank ift die Shofin-Ginlo oder Yokohama: 
Speziebanf. Dieje ift im Jahre 1830 unter der Nationalbankordnung mit 


N) ©. Jahrbuch 195 ©. 38 
2) Außerdem wurden in — Jahre noch 750000 Yen als beſonderer Gewinn— 
anteil ausgezahlt. 
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einem Kapital von 3 Millionen Pen gegründet worden. Zwar hat ihr die 
Regierung die Erlaubnis zur Banknotenausgabe nicht erteilt, fie hat aber die 
Banf, deren Bedeutung für den auswärtigen Handel von ihr gewürdigt wurde, 
ſonſt in mehrfacher Beziehung begünftigt. So wurde fie mit der Verwaltung 
der Rejerve des Staatsichages im Betrag von mehreren Millionen Yen betraut, 
wodurd fie über ein großes Kapital für Diskontierung von Wechſeln auf das 
Ausland verfügen konnte. Als ihr dieſe Vergünftigung im Jahre 1889 ent= 
zogen wurde, veranlaßte die Regierung als Erjag die Bank von Japan auf 
Verlangen der Speziebant fremde Wechiel bis zum Betrage von 20 Millionen 
gen gegen eine Zinsrate von 2/0 zu rebiöfontieren. Später entſchloß fich die 
egierung der Speziebanf eine Sonderftellung einzuräumen. Es geſchah Dies 
durch eine Verordnung vom März 1887. Damals murde das Kapital auf 
6 Millionen Pen, bei der zunehmenden Ausdehnung der Geichäfte aber bald auf 
12 Millionen und 1899 auf 24 Millionen Pen erhöht, wovon 1905 18 Millionen 
eingezahlt waren. Die Reſerve betrug 1903 und 1904 ca. 10'/s Millionen Den. 
Die Bank, die auch bei ben Fremden Anjehen und Vertrauen genießt, betreibt 
folgende Geſchäfte: Ausländiichen Wechielverfehr, inländiſchen Wechjelverfehr, 
Gewährung von Vorjhüffen, Annahme von Geldeinlagen und Verwahrung von 
Wertgegenftänden, Disfontierung und Einfaflierung von Wechſeln und Sched3, 
Geldwechſelgeſchäfte. Außerdem iſt die Bank je nad) der Geſchäftslage auch befugt, 
Staatspapiere, rohes und gemünztes Gold und Silber und fremdes Geld zu 
faufen und zu verkaufen; endlich kann fie mit Angelegenheiten, die fich auf aus: 
ländiihe Anleihen beziehen, und mit der Verwaltung öffentlicher Gelder 
im internationalen Werfehr betraut werben. 
Ueber den Umfang ihrer Gejchäfte in den Jahren 1895—1904 gibt die 
folgende Tabelle Aufihluß. 











Einlagen, | Borihüffe 
Darleben Disfontierung von Wechfeln 
Fahr | s e 
' Mo j n Geſamt⸗ ae 
REN | Reit Sejamtbetrag | Reit Ban Ueberſchuß 
| 1000 Yen | 1000 Yen | 1000 Yen 1000 Yen | 1000 Yen | 1000 Yen 
1894 239,241 11,002 57,370 | 4,846 22,594 2,957 
1895 322,413 13,051 64,095 | 4,395 28,435 4,286 
1896 | 556,037 10,186 139,588 | 8,697 52,158 6,034 
1897 | 613,454 | 86,134 170,082 4,912 66,382 9,314 
1898 835,506 | 46,612 271,883 20,669 84,863 12,727 
1899 1 009,774 73,492 352,499 21,482 114,911 12,423 
1900 | 887,524 52,979 282,461 25,507 160,597 18,305 
1901 | 851,535 46,511 | 294,056 25,497 115,656 9,022 
1902 ı 987,055 58462 | 359,413 31,693 73,028 8,306 
1903 | 1 159,665 172,872 | 365,880 31,966 76,426 17,919 
1904 | 1 722,878 70,545 | 390,156 41,499 102,211 12,340 


Der Reingewinn betrug in ben letzten vier Jahren durchſchnittlich 
4'/s Millionen Den; die Gewinnanteile ftellten fi) in der gleichen Zeit auf 
3,6 Millionen Yen oder 12°/o. 

3. Während durd) die bisher genannten Banken ſchon jeit längerer Zeit reichlich 
für die Bedürfniffe des Handels geforgt worden war, fehlte e8 an ähnlichen 
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Einrichtungen für das Gewerbe und die Landwirtſchaft. Dieſe Lüde 
wurde ausgefüllt durch die Sun vom April 1896 über die Errichtung ber 
Hypothekenbank für Japan und der landwirtichaftlihen und gewerblichen Banten. 

Die Hypothetenbant von Japan (Nippon-Kwangyso-Ginko) hat die 
Aufgabe, Gewerbe, Handel und Aderbau durch Gewährung langfriftiger Dar: 
leben zu niedrigem Zinsfuß gegen Hypothek auf unbemwegliche Sadyen zu unter: 
fügen und zu ordern. Sie it dag Zentralorgan für große landwirtichaftliche 
und gemwerblidie Unternehmungen. Sie hat die Form einer Aftiengeiellichaft. 
Ihr Geiellichaftsfapital beträgt 10 Millionen Pen, wovon 3,25 Millionen ein= 
gezahlt find. Für die erften ſechs Jahre des Beitehens der Bank hatte bie 
Regierung einen Gewinnanteil von 5°/e garantiert. 

m einzelnen betreibt die Bank hauptjächlich folgende Geichäfte : 

1. Darlehen, die in höchſtens 50 jährlichen Raten rüdzahlbar find, oder auf 
eine beitimmte Zeit von höchſtens jünj Jahren gegen Berpfändung unbeweg— 
licher Saden zu geben; jedod darf die letztere Art von Darlehen ein 
Zehntel der erfteren nicht überjchreiten; 

2. Darlehen ohne Sicherheit zu geben: 

a) an die durch Gejeg organifierten öffentlihen Körperſchaften, wie Re: 
gierungäbezirfe, Landkreiſe, Städte; 

b) wenn es ſich handelt um die Berichtigung von anbaufähigen Ländereien 
in Gemäßheit des Gejeges über die Berichtigung anbaufähigen Landes, 
vorausgejegt, daß alle Beteiligten ſich geſamtſchuldneriſch verpflichten ; 

3. Sculdverihreibungen aufzunehmen, welche von einer gemäß dem Gejeße 
über die Errichtung ſolcher Banken errichteten landwirtichaftlichen oder 
gewerblichen Bank ausgegeben werben ; 

4. im Laufe des Geichäftsbetriebes Kapitalien zur Verwaltung und une 
gemünztes Gold und Silber ſowie Wertpapiere in Verwahrung zu nehmen ; 

5. Kapitalien, die die Bank zur Verwaltung übernommen hat, oder Gelber, 
die im Laufe bes Geichäftsbetrieb ungenußt daliegen, mit Zuftimmung 
des Finanzminiſters bei ficheren Banken zu hinterlegen; 

6. wenn der Kaflenbeitand es geftattet, mit Erlaubnis des Finanzminiſters 
Staatspapiere oder Schuldverichreibungen von Städten oder Regierungs- 
bezirfen zu kaufen, oder bei fiheren Banken Geldeinlagen zu machen. 
Die Bank darf, nahdem ein Viertel des Kapitals eingezahlt ift, Schuld: 

verjchreibungen bis zum zehnfachen Betrag des eingezahlten Kapitals ausgeben, 
jedoch keinesfalls mehr als dem Gelamtbetrag der in jährlihen Raten rüdzahl: 
baren Darlehen und der im Befig der Bank befindlichen Schuldverichreibungen 
landwirtichaftliher und gewerblicher Banken entſpricht. Zweimal im Jahre joll 
eine Einlöjung der Schuldverjyreibungen der Bank mit Prämien im Wege ber 
Auslojung erfolgen, und zwar im Verhältnis der im gleichen Jahre eingelöften 
Beträge der in Yahresraten rüdzahlbaren Darlehen und der Schuldverichreibungen 
der landwirtihaftlihen und gewerblichen Banker. Werden in Raten rüdzahl: 
bare Darlehen vor ihrer Fälligkeit eingelöft, jo fann die Bank damit ihre 
Hypothekenbriefe kaufen und einlöjen. 

Durd ein im April 1904 erlaffenes „Gejet über Sparichuldverichreibungen” 
ift Die Regierung ermächtigt worden, ſolange als das „Gejeß über die außer: 
ordentlichen bejonderen Steuern“ in Kraft ift, die Hypothekenbank zur Ausgabe 
von Sparichuldverichreibungen zu veranlaffen. Dieje haben einen Nennwert von 
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5 Den, lauten auf den Inhaber und find mit höchſtens 4°/o verzinslih. Ihr 
Gejamtbetrag darf 30 Millionen Pen jährlich nicht überjchreiten. Sie find 
innnerhalb 20 Jahren durd jährlich ein= oder zweimalige Auslojung einlösbar. 
Der ganze Erlös diejer Sparjchuldverichreibungen ift von der Bank bei ber 
Dinterlegungsabteilung bes Finanzminiſteriums zu bHinterlegen. Ihre Ausgabe 
bedeutete nach dem offiziellen „Jahrbuch“ einen vollen Erfolg und ift beitimmt, 
den Geldmarkt vor Ueberfüllung zu beſchützen, wie fie leicht infolge der Zahlung 
der Kriegsausgaben eintreten könnte, ſowie das Volk zur Sparſamkeit anzuhalten. 

Der Reingewinn ftellte fi 1897 auf 62555, 1900 auf 285 160, 1903 
auf 532 937, 1904 auf 568 603 Pen und erreichte anfänglih 5, dann 6, 8, 
9,3 und in den Ieten drei Jahren 10°. 


Die Höhe der Vorihüffe und der Schuldverichreibungen ftellt ſich 
wie folgt: 





— 
Schuldverſchreibungen 


Vorſchüſſe 
Jahr Geſamt⸗ Reft Reit aus den | Beigegebener |. | Getilgter | Reit 
betrag ' Vorjahren Betrag Insgeſamt Yerrag ei 


1000 Yen] 1000 Yen | 1000 Yen | 1000 Yen | 1000 Yen] 1000 Yen | 1000 Yen 
| | | 


1897 | 1,376 | 1,376 | — — 








isss 6,77 | 673 — 49977 | 4997 | 0,025 | 4,972 
1899 | 9,068 | 8,777 | 4,972 2'500 7472 | 0,14 | 7,328 
1900 | 18236 | 11,651 | 738 | 2'500 988 | 0,187 | 9,641 
1901 | 14,768 | 14099 9641 | 4.000 | 13,641 | 0,962 | 18,378 
1902 | 18,560 | 17,380 | 13,378 3.000 | 16,378 | 2,137 | 14.241 
1903 | 23,606 | 21,795 14,41 6,000 | 041 | 1,260 | 18.981 


1904 | 25,655 23,808 18,981 2,300 21,281 441 20,840 


Die landwirtihaftlihen und gewerblihen Banken, die gleich 
fall auf Grund des Geſetzes vom April 1896 errichtet worden find, und von 
denen eine in jedem Regierungsbezirk befteht, find örtliche Finanzorgane für 
Gewährung langfriftiger Darlehen zu niedrigem Zinsfuß und bilden das Ber: 
bindungsglied zwildhen dem Publitum und der Hypothekenbank von Japan. 
Sie find Aftiengejellihaften. Ihr Kapital muß mindeftens 200 000 Pen 
betragen. Nach einem weiteren Gejeg vom April 1896 über die Unterftügung 
der landwirtichaftlihen und gewerblihen Banfen hat die Regierung jedem 
Regierungsbezirk ein gewiſſes Kapital für die Zeichnung von Aktien der in dem 
Regierungsbezirt etablierten landwirtihaftlihen und gewerblichen Bank zur 
Verfügung geftellt. 

Die Geſchäfte diejer Banken find die folgenden: 

1. Darlehen, die in höchitens 30 jährlichen Raten rüdzahlbar find, oder auf 
eine beitimmte Zeit von höchitens 5 Jahren gegen Hypothek an Immobilien 
zu geben; doch darf die letere Art von Darlehen ein Fünftel der erfteren 
nicht überjchreiten; 

2. Darlehen ohne Sicherheit an geſetzlich organifierte öffentliche Körper: 
Iihaften, wie Städte und Dörfer, oder auf eine beitimmte Zeit von 
höchſtens 5 Jahren an Gruppen von mehr ald 20 geſamtſchuldneriſch 
baftenden Landwirten oder Gewerbetreibenden, oder an Genofjenichaften, 
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die auf Grund des „Geſetzes über gewerbliche Genoſſenſchaften“ errichtet 
find, zu geben; 

3. Geldeinlagen anzunehmen und ungemünztes Gold und Silber und Wert: 
papiere zu verwahren; 

4. ungenußt bdaliegende Gelder in Staatsihuldiceinen, örtlichen Schuldver: 
ichreibungen oder ſolchen der Hypothekenbank anzulegen oder bei anderen 
Banken zu hinterlegen. 

Die Banken können auch die Verwaltung der Einnahmen und Ausgaben 
ihrer Bezirke übernehmen. 


Jede Bank ift berechtigt, nachdem ein Viertel des Kapitals eingezahlt ift, 
Schuldverſchreibungen bis zum fünffachen Betrag des eingezahlten Kapitals aus— 
zugeben; jedod dürfen die Schuldverichreibungen feinesfalld den Gefamtbetrag 
der auöftehenden in jährliden Raten rüdzahlbaren Darlehen überjchreiten, 
wobei jedoch der Betrag derjenigen Darlehen, welche ala Sicherheit für von 
der Hypothekenbank geborgte Gelder gegeben find, in Abzug gebracht wird. 
Zweimal im Jahre joll eine Einlöjung der Schuldverichreibungen durch Aus: 
loſung (mit Prämien) ftattfinden, und zwar im Verhältnis zu dem Betrage, ber 
davon im gleichen Jahre einzulöfen ift. 

Ueber die Gejchäfte diejer Banken unterrichten die folgenden beiden Tabellen: 














Zabelle I. 
| | F ? | Rein. | i 
Jahr ee Anlagelapital! Eingezahlt Reſerve gewinn Gewinnanteile 
1000 Nen 1000 Yen 1000 Pen | 1000 Yen 1000 Pen! °/a 
1897 6 3350 | 05% = = = = 
1898| 4 25,40 |) 8,798 0,001 0,199 0,114 | 58 
1899 45 29,920 | 15,980 0,082 0,985 0,720 7,3 
1900 46 28,370 | 22.023 0,324 1,794 1,283 5,8 
1901 46 28,370 | 26,050 0,793 2418 1,596 88 
1302 46 28,370 27,657 1,431 2.443 1,638 8,6 
1903 4 28,520 27,808 2.015 2,668 1,632 33 
1904 46 28,520 | 27,808 2.604 2.625 1,603 8,2 
Tabelle IL 
== == = sr 
| Einlagen | Boridhüiie Schuldverſchreibungen 
iR — — = 
Geſamtbetrag Reſt Geſamtbetrag Reſt Insgeſamt re 
10060 Yen | 1000 Yen | 1000 Pen | 1000 Yen | 1000 Yen | 1000 Pen 
1897 | im = | = ee — 
1898 0,963 0,300 4,357 | 4,221 — — 
1399 2,647 1,223 12,718 12,063 0,530 | — 
1900 95662147 20,822 19,201 0,680 = 
1301 13,855 | 3,421 25,590 23,087 1,050 0,026 
1902 : 18,276 4,005 ' 28,409 25,114 2.054 0,084 
1903 22.415 | 4,760 | 31.954 26,801 2,770 0,167 
1904 23,366 | 5,503 | 84,838 29,628 2,702 0,112 


Zu den biöher genannten Banken ift im Jahre 1900 eine neue auf 
Grund eines Geſetzes vom März dieſes Jahres errichtete Gewerbebanf von 
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Japan — Nippon Kögyö-Ginto — getreten. Sie iſt ala Aktiengeſellſchaft 

mit einem Kapital von 10 Mill. Yen errichtet worden, von dem ein Viertel 

eingezahlt ift. Ihre Aufgabe beiteht im Gegenjag zur Hypothekenbank und den 

Be ei und gewerblichen Banken darin: 

Il. Darlehen gegen Verpfändung von Staatsjhulbicheinen, örtlihen Schuld: 
verjchreibungen und Sculödverjchreibungen und Aktien von Handelsgeſell— 
ſchaften zu geben; 

j ae für jolde Schuldſcheine und Schuldverjchreibungen entgegen: 
zunehmen ; 

. Geldeinlagen anzunehmen und Wertgegenftände in Verwahrung zu nehmen ; 

. Zruftgeichäfte zu übernehmen; 

. Wechſel zu disfontieren, für melde Papiere der unter 1 bezeichneten Art 
ala Sicherheit gegeben werden; 

. Darlehen zu geben gegen Verpfändung eine in Gemäßheit der Geſetze 
geihaffenen jelbftändigen „Fonds“. 

Die Bank darf Schuldverichreibungen bis zum zehnfachen Betrag des ein: 
gezahlten Kapitals ausgeben; doch darf der ausgegebene Betrag nicht denjenigen 
der von der Banf gegebenen Darlehen und disfontierten Wechjel und- der in 
ihrem Befite befindlichen ftaatlichen und Schuldverichreibungen und derjenigen von 

Handelsgejellihaften überjchreiten. Jedoch gilt diefe Einfchränfung nicht, wenn 
die Bank mit Genehmigung des Finanzminiſters Schuldverihreibungen ausgibt, 
um Gelder zu beihaffen für Unternehmungen, 'weldhe im öffentlichen Intereſſe 
im Ausland ausgeführt werden jollen. 

Das Anlagefapital der Gewerbebanf beträgt, wie erwähnt, 10 Mill. Pen, 
wovon 1904: 2,5 Mill. eingezahlt waren. Die Einlagen betrugen 1904: 16,8, 
die Vorſchüſſe 9,9, die ausgeitellten Schuldverichreibungen 9 Mill. Den; ber 
Reingewinn ftellte fih auf 186760 Pen, die Höhe der Gewinnanteile betrug 
6 Prozent. 

4. Zu den unter bejonderen Gejegen ftehenden Banken zählt jerner die 
Kolonialbant für den Hokfaidö. Sie iſt errichtet ala Aktiengejellichaft 
auf Grund eines Geſetzes vom März 1899 und hat den Zweck, Kapital zu 
beihaffen für die SKolonifierung und Nutbarmahung der Inſel Yeſo. Das 
Gejellichaftsfapital beträgt 3 Mill. Den und ift voll eingezahlt. Zu ihrem 
Geichäftsbetrieb gehört es: in jährlichen Raten rüdzahlbare Darlehen auf die 
Dauer von höchſtens 5 Jahren zu geben, Darlehen gegen VBerpfändung von Aktien 
oder Schuldverjchreibungen von Aktiengejellihaften, deren Ziel die Kolonifation 
und Nutzbarmachung des Hokkaido ift, zu gewähren und Schuldverichreibungen 
folder Geſellſchaften zu zeichnen und zu übernehmen, Darlehen gegen Verpfändung 
von Wechleln, Wertpapieren und landwirticaftlichen Erzeugniſſen des Hokkaido 
zu geben. Im übrigen entſprechen ihre Geſchäfte denen der gemwerblihen und 
landwirtichaftlichen Banken. Die Bank ift auch befugt, Schuldverihreibungen 
auszugeben, deren Betrag jedod den fünffachen Betrag des eingezahlten Kapitals 
nicht überjchreiten und feinesfalls höher jein darf als der Gejamtbetrag der aus: 
ftehenden in Raten rüdzahlbaren Darlehen. Zweimal jährlich jollen Ausloſungen 
der Schuldverjchreibungen im Verhältnis zu dem im gleichen Jahre zu tilgenden 
Betrag der erwähnten Darlehen ftattfinden. 

5. Endlich nimmt eine Sonderftellung ein die Banft von Taiwan 
(Formoſa). 
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Sie iſt durch Geſetz vom März 1900 als Aktiengeſellſchaft errichtet worden. 
Ihr Geſchäftskapital ſoll mindeſtens 5 Mill. Den betragen; eingezahlt find bis- 
ber 2,5 Mill. Den. Ihr Betrieb umfaßt: Diskontierung von Wechſeln und 
anderen Handelspapieren, Wechjelverkehr und Einkajfierungsgeichäfte für Gejell- 
ihaften und Kaufleute, welche regelmäßige Kunden der Bank find, Darlehen 
gegen Verpfändung von Mobilien und Immobilien, Eröffnung laufender Konti, 
Berwahrung von Wertgegenjtänden, An: und Verkauf von ungemünztem Gold 
und Silber, Agenturgeihäfte für Rechnung anderer Banken, Ausgabe von Bank— 
noten. Bezüglich) der Notenausgabe find folgende Beſtimmungen getroffen: 
Die Bank darf Noten von 1 Yen aufwärts ausgeben, welche jederzeit gegen 
Silber-Yen umgetaujcht werben können; fie muß deshalb Gold und Silber, roh 
oder gemünzt, in Höhe der auögegebenen Noten bereit halten. Doc) darf fie 
bis zu 5 Mill. Den ohne Bardeckung auögeben mit der Maßgabe, daß ber 
jo auägegebene Betrag durch ftaatliches Papiergeld oder durch Staatöpapiere, 
fonvertierbare Noten der Bank von Japan und andere fihere Schuldverjchreibungen 
und Handelspapiere gededt ift und den gegen Spezierejerve auögegebenen Betrag 
nicht überjchreitet. Darüber hinaus auögegebene Noten unterliegen einer Be— 
fteuerung von mindeftens 5 Prozent. 

Im Juli 1904 erließ die Regierung von Formoſa, um die Münzverhält: 
niffe der Inſel zu verbeffern, eine Verordnung über die Ausgabe von Bank: 
noten durch die Bank von Japan, wonach dieje ermächtigt ift, Banknoten von 
1 Yen aufwärts auszugeben, die in Gold eingelöft werben jollen. Auf dieje 
Banknoten finden die über die Noten der Bank von Taiwan erlafjenen Beſtim— 
mungen entiprechende Anwendung und bei Bemejlung der Grenze der Ausgabe 
muß der Betrag der unter dem obigen Geſetz auögegebenen Banknoten mit 
eingerechnet werden. Der Silber-Yen darf nur bei Steuerzahlung verwendet 
werden und die gegen Silber einlösbaren Noten jollen allmählid) gegen in Gold 
einlösbare umgetaufcht werben. 

Ueber den Umfang der Geichäfte der Bank von Taiwan gibt folgende 
Zabelle Aufichluß. 








| | Vorſchüſſe 
Einlagen — 

Darlehen Diskontierung von Wechſeln 

Ice m — - 
| Sejamtbetrag | Reſt Geſamtbetrag Reſt Geſamtbetrag Reſt 


1000 Wen | 1000 Pen | 1000 Yen 1000 Men 1000 Den 1000 Den 


89| 7588 | 0,968 3415 | 2,746 1,210 0,607 
1900 | 40,939 4,975 12,387 | 6,593 7,892 1,057 
1901 44,592 4550 . 12,087 | 5,708 12,227 1,289 
1902 59,324 6,610 | 14,638 7,817 16,447 2,230 
1908 | 83,998 5,600 19,949 5,083 28,722 3,754 
1904 | 111,907 6,024 18,163 5,078 46,253 4,430 





Der Reingeminn betrug 1904: 333960 Yen, bie ſtellten 
ſich auf 202500 Pen, die Höhe der Gewinnanteile auf 90. 


B. Gewöhnlidhe Banken und Sparbanten. 


Wie oben bereit3 erwähnt worden ift, fehlte es biß zum Jahre 1890 an 
geieglihen Beitimmungen über die Stellung der Privatbanken. In diejem Jahre 
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wurden im Zufammenhange mit den Beftimmungen über die Handelögejellichaften 
auch jolche über die gewöhnlichen Banken und die Sparbanfen erlafjen, die am 
1. Juli 1893 in Wirkſamkeit traten. 

Was die gemöhnlihen Banken betrifft, fo find dieſe der Aufficht 
des Finanzminiſters unterjtellt. Bon feiner Zuftimmung ift die Errichtung einer 
Bank jowie die Vereinigung mehrerer Banken abhängig. Der Finanzminiſter 
fann jederzeit eine Prüfung der Bank und ihrer Belitverhältniffe vornehmen 
laffen. Jede Bank muß ihm halbjährlich die Bilanz und jonftige Gejhäfts- 
berichte vorlegen und die erftere auch in Zeitungen oder auf andere Weile öffent: 
lich befannt machen. 

Aus der folgenden Tabelle iſt die Zahl der Banken, deren Kapital und 
Rejervefonds erſichtlich. 














Zahl ber Anlagelapital Eingezahlt Reſerve 

Jahr | | 
Banten 
1000 Yen 1000 Den 1000 Pen 

| 
1895 925 119,479 98,758 | 24,902 
1896 | 1126 187,551 | 132,661 | 43,144 
1897 1281 235,902 161,442 | 19,465 
1898 | 1448 27 7.230 189,830 | 20,307 
1899 1561 296,389 209,973 27,763 
1900 1 802 352,730 239,364 | 35,032 
1901 1867 | 365,032 | 251,700 | 38,868 
1902 1841 | 365.384 258,112 | 45,679 
1903 1 352,194 | 253,004 50,503 
1904 0 13989 | 251,680 | 62.553 

| | 





Die Einlagen und Borichüffe erreichen folgende Summe: 
Einlagen — — _Borihälte — — 
Jahr Darlehen Distontierung von Wechſeln 
Ge ſamidenag Reſt Geſamtbetrag Reit Gejamtbetrag | Reſt 
1000 Pen | 1000 Yen 1000 Yen | 1000 Yen | 1000 Yen 100 Pen 








1942,540 159,252 | 97,262 | 189,063 488,307 

1896 ' 2567,8356 203,763 1284,909 |, 262,920 766,903 | 
1897 3016,910 | 235,507 1571561 | 270,664 907,119 | 
1898 ' 3570,424 287,912 | 1649,979 | 294,800 969,145 | 
1899 | 4492,936 392,257 1825,389 | 311,349 1584,252 | 261,772 
1900 |; 5670,512 436,780 2114,96 351,551 | 2119,275 301,647 
| 5357549 450,187 | 1901,107 356,357 | 1831516 | 272,015 

1902 , 6070,432 | 536,103 2059,183 376,467 1998,691 | 310,948 


| 


a8 





1903 | 6885,557 | 566,228 2198,159 | 380,873 | 2194,020 | 333,821 
1904 | = | 573,780 Bi 389,764 = ' 331,435 


| | 
Die Gewinnanteile betrugen in den Jahren 1900—1903 zwiſchen 18,3 
und 19,4 Millionen Yen, die Höhe der Gewinnanteile zwilchen 8,2 und 8,9 %/o. 
Die Sparbanten') find Aktiengejellichaften mit mindeitens 30000 Yen 


) Meben dieien eigentlihen Sparbanten gibt e8 in Japan feit Gejep vom April 
1875 (in$ Leben getreten im Dezember dieſes Jahres) noch Roftiparkafien. Der Hödhft- 
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Kapital. Sie nehmen Einlagen vom Publikum an und verzinjen fie nad dem 
Kinſeszinsſyſtem. Die Vorfiandsmitglieder find geſamtſchuldneriſch und unbeſchränkt 
für alle während der Dauer ihres Amtes vorgenommenen Geichäfte haftbar; 
ihre Berantwortlichkeit erliicht jedod,) zwei Jahre nach Aufgabe ihres Amtes. 

Zur Sicherung der Einleger muß jede Sparbanf bei dem „Hinterlegungs— 
amt“ einen Betrag, der mindeltens ein Wiertel der Einlagen ausmadt, in 
Staatspapieren oder verzinslichen örtlichen Schuldverichreibungen hinterlegen. 
Benn der hinterlegte Betrag die Hälfte des Geſellſchaftskapitals erreicht, jo kann 
die Bank den Ueberſchuß auch in ficheren Handelöpapieren, Schuldverjchreibungen 
ober Aktien von Handelsgeſellſchaften hinterlegen. 

Aenderung der Sabungen ift an die Erlaubnis des Finanzminiſteriums 
gebunden. m übrigen finden die geſetzlichen Beſtimmungen über die gewöhn— 
lichen Banken auch auf Sparbanfen Anwendung. 

Die Geſchäfte der Sparbanfen ergeben fih aus folgenden Tabellen : 








Jahr Zahl Anlagelapital Eingezahlt Reſerve 
ber Banfen um . 

1000 Men 1000 Nen 1000 Men 
Pr u 
1996 | 1 | 174809 1076 30% 
M  1200N 2.010) 813 
1 5100 3328) 1,30 
1899 | 1989 Samy "45600 2.188 
MO u a ae 1 a u 7 ren 
| 
WER Eu u 
| | 
1904 { en 61,359 37,114 6,161 


betrag, ben eine Perion einlegen darf, beträgt bei diejen 1000 Men, der Mindeſtbetrag 
10 Sen. Benn die Einlage den Hödjitbetrag überjchreitet, jo können für den Mehrbetrag 
auf Rechnung des Einlegerd Staatöpapiere angefauft werden. Der Zinsfuh wird von 
"ya zu Beit durch faijerlihe Verordnung je nad der Lage des Gelbmarftes feitgeießt. 
er niedrigfte war 3,1, der höchite 7,2°%/0; 1904 betrug er 5.04%. Die Gejamtheit der 
Spareinlagen bei den Roftiparkafien in Japan (ohne die Poſtſparkaſſen in Formoſa, Korea 
und Ehina) betrug 1903: 31 643 881 Men, die fih auf 3501 353 Einleger verteilen. Die 
größte Einlage entfällt auf die Landleute (969493 Einleger mit 8028 962 Men Einlage), 
die Kaufleute (381 025 mit 5502663 Einlage), die Zivil- und Militärbeamten (215 797 
mit 2841 842 Yen Einlage). Bemerkenswert ift, daß an den Einlagen aud; 805 570 „Stu: 
dierende“ beteiligt find mit 1939053 Yen. Die ducchichnittlihe Einlage in den Poſt— 
Iparfafien ift, wie man jieht, gering; fie beträgt nur 9,0 Den. Finanz. und wirtic. 
Jahrbuch ©. 141. 
!) Bezeichnet die Zahl und das Kapital der gewöhnlichen Banken, welde das 
Sparbantgeichäft ala Nebengeſchäft treiben. 
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Vorſchüfſe 


Darlehen Dietontlerung v. Wechſeln 


| Einlagen 





' Spareinlagen | Gewöhn. Einlagen 
Jahr, R | E 
Gejamt: | 
|  betrag | Reit 
1000 Wen 1000 Pen 





Geſamit⸗ Geſamt⸗ — Geſamt⸗ 
betrag Reit beitrag Reit betrag Ref 


1000 Yen | 1000 Yen] 1000 Yen 1000 Yen) 1000 Yen | 1000 Yen 











13,536 — 


| 

1895 | 27,326 12,178 ; | 
25,162 | 8,088 | 31,870 — 

| 


1596 51,730 18,214 15,423 | 2,460 





1897 | 75,866 25,393 | 48,170 ° 7,652 50,700 | 16,570 46,469 5,790 
1898 | 86,109 30,042 ° 93,659 | 12,665 72,884 | 23,576 49,887 7,909 
1899 | 119,034 44,749 | 171,212 | 22,892 | 106,227 | 30,202 97,286 ' 17,669 


156,121 25,025 


I 

1900 | 149,236 49,459 | 280,189 | 29,423 | 
127,170 41,117 | 119,392 19,543 

| 


1901 ; 144,028 44,022 | 237,431 | 30,189 
1902| 143,900 51,647 | 239,434 | 833,319 
1903 | 162,495 60,692 | 339,463 : 46,015 
1904| — 6113! — 48,061 





127,996 | 40,801 | 115,952 
178,973 | 54,555 | 169,895 26,988 





Der Reingewinn ſtellte ſich 1901 auf 2,8, 1902 auf 3,2, 1903 auf 
4,1 Mill. Yen, die Gewinnanteile auf 1,7, 1,8, 2,3 Mill. Yen und die Höhe 
der Gewinnanteile auf 9,0, 9,4 und 9,2 Prozent.) 


Erſtaunlich ift, in welch kurzer Zeit Japan auch fein Bankweſen, wie jo 
viele andere Gebiete der ‚materiellen Kultur, neufchöpferiicd geordnet hat. Erft 
jeit etwas über 30 Jahren hat Japan ein modernes Bankweſen. Aber mit 
großem Geſchick hat es nicht nur die erprobten Einrichtungen der wefteuropäifchen 
Staaten nachgebildet, jondern fie auch den beionderen Bedürfnifien bes Landes 
angepaßt. Und fie jcheinen ſich auch in den unruhigen Zeiten, welches e8 zu 
beitehen hatte, bewährt zu haben. Allerdings erinnert noch mandyes an die 
Unvermitteltheit des Weberganges und die Rajchheit, mit der man den neuen 
Einrihtungen fi unterwarf. 

Ich vermweile in dieſer Beziehung auf die in dem offiziellen Jahrbuch 
(S. 134 ff.) enthaltenen Mitteilungen über die Höhe der Zinfen im ganzen Lande 
und bie Höhe der Bankzinien, die erheblih von der bei uns üblichen abweicht. 

Der gewöhnliche Zinsfuß betrug bei Darlehen in Prozent: 


höchſter niedrigſter durchſchnittlicher 

1894 13,0 gt — 

1898 14,1 11,1 — 

1900 13,2 11,0 12,2 
1901 14,3 11,7 13,1 
1902 13,3 10,7 12,1 
1903 12,2 43 10,7 
1904 12,2 93 10,8 


!) Bon fremden Banken haben eigene Filialen in Japan: The Hongkong and 
Shanghai Banking Corporation, die größte Bank des ganzen Ditend, die wegen ihres 
fulanten Geſchäftsgebarens jehr beliebt ift, The Chartered Bank of India, Australia and 
China und die National Bank of China. Bor einigen Jabren bat die 1895 gegründete 
rufjifch-hinefiihe Bank aud Filialen in Yokohama, Kobe, Nagajali und Halodate eröffnet. 
Deutichland hatte biß vor kurzem trop feiner großen Jnterejien in Japan dort feine 
eigene Bank oder Banfzweiganjtalt aufzumeilen. Zwar machte Mitte der 7Ver Jahre 
die Deutiche Bank ben Geriuc, in Japan eine Filiale zu errichten; allein diefer Berjuch 
verlief, wie es fcheint, wegen der unglüdlihen Wahl des Leiterd und wegen mangelnder 
Kulanz gegenüber den Handeldherren in Volohama ergebnislos. Nun iſt diefem Mangel 
abgeholfen, indem fürzlicd) die im Jahre 1899 gegründete Deutſch-Aſiatiſche Bant 
in Shanghai eine Zweiganftalt in Yotohama errichtet hat, die offenbar ein dringendes 
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Der Wechſeldiskont betrug ſeit 1900 zwiſchen 3,70 und 2,91 Sen pro 
Zag und 100 Yen, der Zinsfuß für Einlagen auf Zeit jchwankte in demfelben 
Zeitraum zwiſchen 6,9 und 5,7, der von Spareinlagen zwiſchen 6,7 und 5,6°o. 

Auch der höhere Zins der Staats: und Korporationsanleihen bzw. beren 
niedrigerer Kurs belehrt darüber, daß die Kapitalbeihaffung für öffentliche Zwecke 
nicht To glatt und unter jo günftigen Bedingungen ſich vollzieht, wie in ben 
Ländern der alten Kultur. Die 5prozentige konfolidierte Staatsanleihe, wie die 
5 prozentige Kriegsanleihe ftanden in den neun Jahren 1896 —1904 nur einmal 
(1896) auf 102,35; in den legten fünf Jahren erhob ſich der Kurs nie über 95,40; 
fein niedrigfter Stand betrug in dieſer Zeit 83,20. Die 6prozentige Anleihe 
der Stadt Tokio hatte innerhalb ber letzten fünf Jahre ihren höchſten Stand 
mit 100,70, ihren niedrigiten mit 87,30.) Dagegen ift der Aursftand ber 
meiften Banken, entſprechend den hohen Gewinnen, von denen wir oben berichtet 
haben, ein verhältnismäßig hoher. So ſchwankte innerhalb der fünf Jahre 
1900—1904 der Kur der Aktien der Bank von Japan zum Nennwert von 
200 zwiſchen 442,50 und 373,50, der der Aktien der Yokohama Speziebant 
zum Nennwert von 100 zwiſchen 275,40 und 150,00, der der Aktien der 
Hppothefenbant zum Neunmwert von 50 zwiſchen 117,00 und 60,00.% 

Schließlich möchten wir noch auf den verhältnismäßig hohen Betrag der durch 
die Abrehnungditellen gegangenen Scheks und Wechjel hinweiſen.“) Es betrugen 


bie Zahl der ab- der abgerechnete Betrag 
gerechneten Wechjel uſw. Ven 
1894 353 081 253 141 304 
1895 431 745 368 756 542 
1896 674 239 655 834 846 
1897 781 441 741 490 856 
1898 1612 338 1 187 105 436 
1899 2 543 258 1 722 190 028 
1900 3 781 903 2613 104 391 
1901 4 079 683 2 435 899 803 
1902 4 903 050 2880 974 406 
1903 5 809 158 3587 611 250 
1904 5 768 589 4 156 823 398 


Das aus diejen Zahlen erfichtlihe Anwachſen des Abrechnungsverfehrs iſt 

um jo überrajchender, wenn man bedenkt, daß ſich die Einrihtung von Ab: 
rechnungsftellen nad europäiihem Mufter erft in neueſter Zeit entwidelt hat. 
Die erfte Abrechnungsftelle wurde 1879 in Oſaka, der Haupthandelaftabt Japans, 
errichtet, der dann jpäter noch weitere in Tokio, Kobe, Yokohama, Kyoto und 
Ragoya folgten. Als Mufter dienten die Clearing houses von London und 
Newyork. Wie aus der obigen Weberficht erfichtlich ift, Haben die Abrechnungs- 
ftellen an Umfang mehr und mehr zugenommen und jowohl in bezug auf die 
Höhe bes Betrages wie die Zahl der Scheks und Wechiel in den leßten zwei 
Jahren den Hödjititand erreicht. „Ein weiterer Beweis”, wie das „Finanzielle 
und wirtichaftliche Jahrbuch“ mit ruhigem Selbſtbewußtſein bemerkt, „daß der 
Geihäftsgang durch den Kriegszuſtand nicht gelitten hat“. 
Bedürfnis befriedigt und don den deutichen Kaufleuten mit grober Freude begrüßt wurbe. 
Bol. Herz, Deutihlands Auslandsbanten, in diefer Zeitihrift 1906 Nr. 1; Roſen— 
dorff, Les banques Allemandes à l’Ätranger, in der Revue Economique Internationale, 
3e Anne£, Vol. III, Nr. 3. 

1) Fin. u. wirtih. Jahrbuch, S. 37. 

2) Ebenda, ©. 137. 

2) Ebenda, ©. 133. 
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Die Gewinnbeteiligung der Arbeiter in Deutſchland.“ 
Bon W, Heißner in Kerlin. 


Einleitung. 


Unter den fozialen Reformprojekten, welde zur Verwirklichung eines praf: 
tiichen Ideals der Einfommensverteilung im Sinne der ausgleichenden Gerechtigkeit 
im Laufe des 19. Jahrhunderts aufgeftellt und erörtert worden find, fpielt der 
Gedanke der Beteiligung der Arbeiter am Unternehmergewinn vom Ende der 
60er Jahre bis in die Gegenwart hinein in Deutichland eine bemerkenswerte 
Rolle. So oft auch diejes deal, mweldyes dem Bedürfnis einer einheitlichen 
MWillensentwidlung der in jeder Unternehmung vereinigten leitenden und geleiteten 
Arbeitöfräfte entfprungen ift, von realiftiich denfenden, die erreichten Erfolge mit 
dem Endziel vergleihenden Theoretifern und Praktikern auf feine Durchführbarkeit 
geprüft, ja fo oft es als Allheilmittel zum fozialen Frieden verworfen worden 
ıft, ebenjo oft wird e& in neuer fyorm und mit neuer Begründung von den 
Anhängern diefer Bewegung wieder aufgenommen und vertreten. Mit unermübd: 
liher Geduld bekämpfen die Freunde der Geminnbeteiligung die zahlreichen 
äußeren und inneren Hemmniſſe, welche der Realifierung ihrer Ydee im Wege 
ftehen, und immer wieder finden ſich auch theoretiiche Verfechter dieſes Projekts, 
welches eine weitgehende Umformung des gejamten geiftigsfittlichen Niveaus der 
im modernen Großbetriebe zujammenwirfenden Arbeiter und Unternehmer 
vorausſetzt. 


*) Dr. H. Albrecht, Ein Beitrag zur Frage der Gewinnbeteiligung, Schmollers 
Jahrbuch für Geſetzgebung, Verwaltung und Volkswirtſchaft, 1892 Heft 1. — Auer— 
bad, Das Zeißwerkt und die Karl-Zeik Stiftung, Jena 1903. — Bed, Gerechter Arbeits— 
lohn, Dresden 1902. — Bernftein, Pie Arbeitsteilhaberihaft in der britiichen Ge— 
nofienichaftbewegung, Arhiv fir foziale Gejepgebung und Statiſtik 1899. — Bern— 
ftein, Das Prämienlohninftem und die MWrbeiter. Sozialiftiihe Monatshefte 1902 
895 ff. — Bernftein, Einige Reformverfude im Lohnſyſtem, Sozialiftiihe Monats: 
befte 1904 ©. 271. — Böhmert, Die Sewinnbeteiligung, Unterfuhungen über Arbeits- 
lohn und Unternehmergewinn, Leipzig 1878. — Böhmert, Die Gewinnbeteiligung der 
Arbeitnehmer in Deutichland, Dejterreih und der Schweiz, Dreöden 1902 (au im 
Arbeiterfreund 1901). — Crome, Die partiariihen Rechtsgeſchäfte nah römiihem und 
heutigem Recht nebit Beiträgen zur Behre der verjchiedenen Arbeitöverträge, Freiburg i. B. 
1897. — 8. Diel, Die Gewinnbeteiligung der Arbeitnehmer in Deutichland, Deiterreich 
und der Schweiz. Zeitichrift „Der Großbetrieb”, Berlin, 15. Jan. 1903, — v. Elm, 
Auf der Suche nad Gerechtigkeit: Sozialiitiihe Monatähefte 12 ©. 718 ff. — Engel, 
Der Urbeitövertrag und die Arbeitägejellichaft, Arbeiterfreund 1867. — Einhaufer, 
Die Gewinnbeteiligung, Zeitichrift für die geſamte Staatswiſſenſchaſft 1888. — Freeſe, 
Fabritantenjorgen, Eiienah 18%. — Freeſe, Fabrilantenglüd, Eifenahb 189. — 
Freeſe, Das konjtitutionelle Syitem im Fabritbetriebe, Eifenah 1900. — Freeje, Die 
Gewinnbeteiligung der Angeitellten, Gotha 1905. — Freeſe, Empfindjame Sozial: 
politit, Preußiſche Jahrbücher Bd. 85 (1896), — Frommer, Die Gewinnbeteiligung, 
ihre praftiihe Anwendung und theoretiiche Berechtigung, Leipzig 1885 (auch in Schmoller& 


Heißner, Die Gewinnbeteiligung der Arbeiter in Deutichland. 51 


Nicht mehr als jchroff fich befämpfende, mit allen Mitteln einer klaſſen— 
mäßigen Organifation ihre entgegengejegten Intereſſen vertretende Parteien jollen 
fi Arbeitgeber und Arbeitnehmer gegenüberftehen, jondern in friedlihem Zu: 
jammenarbeiten jollen fie ihre gemeiniamen Zmwede, die an das Gedeihen der 
Unternehmung geknüpft find, verfolgen und in der Erreihung diefer Zwede das 
gemeinfame Entgelt finden für ihre wirtichaftliche Arbeit. Eine foldhe Inftitution, 
welche die direfte Vereinigung zweier ſich ſonſt meist in horizontaler Richtung 
organifierenden Produzentengruppen auf der Baſis einer vertifafen Organijation 
von genofjenihaftsartigem Charakter erjtrebt, drängt immer von neuem der 
wiffenichaftlichen Beobachtung ſich auf, weil fie in der jcheinbaren Einfachheit 
ihrer Anwendung als das nächitliegende Mittel zur Erreihung des ſonſt nur 
nah langen heitigen Klaſſenkämpfen ſich darbietenden Endzieles eines fozialen 
Friedenszuſtandes erjcheint. 

Eine Zeitlang freilich war die Agitation für die Gewinnbeteiligung nad 
vorübergehenden Enttäufchungen und Miberfolgen ihrer Vertreter in Deutichland 
in den Hintergrund gedrängt worden, und die nüchterne, objektive Prüfung der 
bis dahin erzielten Ergebniſſe durch verſchiedene nationalöfonomishe Schriftiteller 
wie Frommer!), Wirminghaus?), Steinbrenner?), Einhaufer*) zc. hat nicht zum 
wenigiten zu der vielfach verbreiteten Ueberzeugung beigetragen, daß die Gewinn: 





Forihungen). — Fuhr, Ueber BE NIE TENHE in der deutichen Großinduftrie, Beit- 
Ichrift für die geiamte Staatswiljenihaft 1899. — Gilman-Katſcher, Die Teilung 
des Geſchäftsgewinns zwiſchen Unternehmern und Ungeftellten (erweiterte Ueberiegung 
des vorigen), Leipzig 1891. — Katſcher, Die Gemwinnbeteiligung, Leipzig 1904. — 
Kleinwächter, Das Einkommen und feine Verteilung, Leipzig 1836. — W Sley, 
Bei Krupp, Leipzig 1891. — van Marten, Durd Arbeit für die Arbeit. Ein Verſuch 
praftifher Durdführung der Sewinnbeteiligung der Arbeiter, Dejiau 1894. — Mataja, 
Der Unternehmergewinn, Wien 1884. — Pierjtorf, Die Lehre vom Unternehmergewinn. 
Dogmengeihichtlid und kritiſch dargeftellt, Berlin 1875. — PBierftorf, Die Karl-Zeih- 
Stittung, Leipzig 1897. — v. Blener, Beigert, Neumann und Wertheim, 
Gutachten über die Beteiligung der Arbeiter am Unternehmergewinn. Schriften des Ver— 
eins für Sozialpotitit, 1874. — Schippel, Lohnformen und Preid der Arbeit. Neue 
Beit, 1892. — Schmoller, Zur Soziale und Gewerbepolitit der Gegenwart. Reden 
und Aufjäge, Leipzig 1891. — von Schulze: Gäverniß, Vermeidung und Beilegung 
von Arbeiterjtreitigkeiten in England. Jahrbuch für Gejeßgebung. Neue Folge 13 
(1889. — von Schulzge-Bävernig, Der Örohbetrieb, Leipzig 1892. — von Schulze- 
Gäverniß, Zum fozialen Frieden, Leipzig 189. — Steinbrenner, Die Gewinn 
beteiligung, Heidelberg 1902. — Stiel, Die Gewinnbeteiligung der Arbeit, Dresden 
1905. — U Bagner, Unternehmergewinn und Arbeitslohn, Göttingen 1897. — von 
wiedened-Südenhorft, Lohnpolitit, Leipzig 1900. -— von Bwiedened:- 
üdenborft, Beiträge zur Lehre von den Lohnformen, Tübingen 1904. — von 

BZwiedened-Südenhorit, Neue Literatur über die Lohnfrage. Archiv für Sozial- 
wifjenihaft und Sozialpolitit, Tübingen 1904, Bd. XX Heft 1. — Beitichrift: Der 
Arbeiterjreund, Organ des Aentralvereind für die arbeitenden Klaſſen, Berlin. 
— Beitihrift: VBoll3wohl. Organ des Vereins „Volkswohl“, Dresden 1885. — Beitichrift: 
Kritiiche Blätter für die ri ed Spzialwifjenihaften. Ed. Bed, Dorn und Spann. 
Januar 1905 ©. 42 ff. 

Frommer, Die Gewinnbeteiligung, ihre praftiijhe Anwendung und theoretiiche 
Berechtigung. Leipzig 1886. 

) Wirmingbaus, Das Unternehmen, der Unternehmergewinn und die Beteiligung 
der Arbeiter am Unternehmergewinn. Jena 1886. 

) Steinbrenner, Die Beteiligung der Arbeiter am Unternehmergewinn, ihre 
Borzüge, Nachteile und Anwendbarkeit. Heidelberg 1892. 

+) Einhaujer, Die Gewinnbeteiligung, ihr Einfluß auf den Unternehmergemwinn 
und auf die Beziehungen zwiſchen Arbeiter und Arbeitgeber. Zeitichrift für die gejamte 
Staatswiſſenſchaft. 1848. 

4* 
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beteiligung in ihrer Anwendung auf gewöhnliche Arbeiter in inbuftriellen Groß: 
betrieben nur von relativ beſchränktem Werte ſei. Erft in ben legten Jahren 
ift, wie in anderen Ländern, fo aud in Deutichland mandyes neue Material 
aus der Praris des Anteilfyftems von jeiten angefehener Fachleute und Sachkenner 
beigebracht worden, welches eine erneute kritiſche Sichtung und Prüfung erfordert. 
Wir erwähnen in erjter Linie die von dem befannten nationalöfonomifhen Ver: 
treter der Gemwinnbeteiligungsidee Viktor Böhmert im Jahre 1901 veranftaltete 
Enquete, zu welcher ein dem internationalen Genofjenihaftstongreß in Manchefter 
(21 —24. Juli 1902) zu Tieferndes Referat des Verfaſſers den Anlaß gab. 
Den Hauptinhalt diefer Enquete bildet eine vollitändige Ueberficht des gegen: 
wärtigen Standes der Anteilbewegung in Deutichland. So eng nun aud bie 
bier unternommenen Beteiligungdverjuche im Zuſammenhang ftehen mit den in 
anderen Ländern, bejonders in Frankreich, England und Amerika mit dem An- 
teilſyſtem gemachten Erfahrungen, jo wünjchenswert erſcheint e8 uns doc, die 
Ipeziell in Deutjchland erzielten Erfolge und die hierauf fich gründenden neueren 
deutichen Theorien in ihrem eigentümlichen Zuſammenhange darzuftellen. Es jpricht 
hierfür vor allem die Tatſache, daß ſchon lange bevor die Agitation für die 
Geminnbeteiligung ihren Höhepunkt erreichte, einzelne völlig jelbftändige, praktiſch 
und theoretiſch wohlbegründete Verſuche mit gleichen und ähnlichen Tendenzen 
bei uns unternommen worden find, 3.8. der jeinerzeit großes Aufjehen erregende 
erite Verſuch einer Ertragsteilung durch Amtsrat Albert auf jeinem Gute in 
Köthen bei Breslau (1829),’) ferner das allgemein bekannte, auf dem Prinzip 
des jog. natürlichen Arbeitslohnes beruhende Erperiment Thünens?) und die auf 
gewerblichem Gebiete bahnbrechende Einführung eines Anteilſyſtems dur den 
Hofbaurat Demmler in Schwerin (1847).?) Allerdings war die Ausgeitaltung 
der Gemwinnbeteiligungsformen in Frankreich, wo die Durchführung diejes Reform: 
projekte zuerft mit glänzendem Erfolge von dem Gebäudemaler Leclaire im Jahre 
1842 unternommen und darauf mit der dem franzöfiichen Geifte eigentümlichen 
Initiative und Energie der Auffaffung neuer epochemachender Ideen in weiteren 
Kreiſen verbreitet wurde, charakteriftiicher und eigenartiger als bei den älteren 
Verſuchen in Deutihland. Auch die Propaganda für das Anteiliyften in England 
war bisher vermöge des höheren Niveau der dort erreichten induftriellen Ent: 
widlung erfolgreicher und vieljeitiger als bei uns, aber in den legten Jahrzehnten 
find doc aud in Deutichland mehr und mehr bedeutungsvolle Erfahrungen mit 
der Geminnbeteiligung gemacht worden, zahlreiche Arbeitervertreter und Unter: 
nehmer haben bei ne Gelegenheiten dazu Stellung genommen und aud) 
theoretijche Unterfuhungen find bervorgetreten, die eine zufammenfafjende Dar- 
ftellung und Beurteilung rechtfertigen. 

Wir erwähnen aus der neueſten Literatur, welche zum Zeil bereit an 
die Böhmertihe Enquete anfnüpft, die eingehende Erörterung der Geminn- 
beteiligungsfrage durd; Hermann Bed), ferner die kürzlich veröffentlichte Studie 
von Wilhelm Stiel?), welche für die praftiiche Propaganda des Syſtems nicht 


N DBgl. Weber's Handb. der ökonom. Literatur (1823/30) Bd. VI ©. 296/97. 
) Bol. Böhmert, Die Gemwinnbeteiligung der Arbeitnehmer in Deutichland, 
— und der Schweiz (S. 9—16) nad Mitteilungen des Herrn A. v. Thünen in 
euenahr. . 
) Böhmert, Die Gewinnbeteiligung (1878) Bd. II S. 230. 
9 H. Bed, Gerechter Arbeitslohn. —* 1902. 
9) ®. Stiel, Gemwinnbeteiligung der Arbeiter. Dresden 1905. 
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ohne Bedeutung ift, und endlich die wiederholte Stellungnahme des bekannten 
Unternehmers Heinrich Freeſe“), der aus eigener Erfahrung über die Wirkjamteit 
der Gewinnbeteiligung berichtet und jeine Standesgenofjen darauf hinmweilt, Die 
Frage nochmals eingehend zu prüfen. Die neuerdings hervorgetretenen ſteptiſchen 
und ablehnenden Urteile von Wirminghaus?), von Elm’), Bernitein*) u. a. jcheinen 
bei den Freunden des Anteiliyitems weniger Beachtung gefunden zu haben. 
Einen ähnlichen Standpunfi vertritt auch Prof. Diehl in feinen Ausführungen 
über die „Gewinnbeteiligung der Arbeitnehmer in Deutichland, Defterreih und 
der Schweiz“ ,’) welche auf Grund einer Kritik der Böhmertichen Enquete reip. 
der dajelbjt angeführten Gemwinnbeteiligungsverjuche zu dem Ergebnis gelangen, 
daß dieſe Löhnungsmethode gefunden nationalöfonomiihen Grundjäßen in bezug 
auf die Verteilung des Ertrages zwijchen Arbeiter und Unternehmer widerſpreche. 

Obgleid nun die Gewinnbeteiligung, die von ihren Anhängern ala das 
Lohnſyſtem, dem die Zukunft gehört, betrachtet wird, noch weit entfernt ift von 
dem langerjehnten Aufihwung zu allgemeinerer Verbreitung, jcheint e8 und doch, 
wie bemerkt, nicht unzwedmäßig zu jein, das neuerdings beigebradjte konkrete 
Material zur Praris und Theorie der Gewinnbeteiligung der Arbeiter in Deutjch: 
land einer wiffenihaftlihen Prüfung zu unterziehen. Eine erneute national- 
öfonomiiche Unterfuhung über Wejen und Bedeutung der Anteilbewegung dürfte 
Ihon deswegen am Plate fein, weil die älteren Argumente, mit welchen man 
dad Projekt gewiffermaßen endgültig abgetan willen wollte, großenteil8 durch 
die Praris widerlegt worden find. Mit Recht konnte der treuefte Verfechter 
diejes Syſtems, Viktor Böhmert, gegenüber verjchiedenen Angreifern desjelben 
betonen, daß fie dad Weſen der Sade nicht richtig erfaßt und nur einzelne 
Wirkungen der Geminnbeteiligung in einleitiger Weile hervorgehoben hätten. 
Wir werden uns bemühen, diele Fehler zu vermeiden und zu einer unbefangenen, 
objektiv begründeten Auffaffung der Gemwinnbeteiligung zu gelangen. 

Die Grundlage unferer Arbeit wird naturgemäß die induftive Unterſuchung 
der von Böhmert beichriebenen praktiſchen Fälle von Arbeiterbeteiligung in 
Deutichland bilden. Aus diejer praftiichen Unterfuhung wird ſich dann, unter 
Abftraktion von zufälligen und vorübergehenden Nebenericheinungen, auch eine 
theoretijche Kritik des Anteilſyſtems ergeben, jomeit eine ſolche nad) dem vorliegenden 
Material überhaupt möglich if. Mannigfache Fragen und Zweifel werden ſich 
im Verlaufe unferer Unterfuhung für uns ergeben, welche von den praftiichen 
Verfechtern der Geminnbeteiligungsidee in der Regel ignoriert oder überjehen 
werden. Man kann 3. B. begründete Zmeifel darüber hegen, ob es berechtigt 
it, alle dem von jener Seite angenommenen Ideal nicht entiprechenden Beteili— 
gungsformen ala eine Entjtellung des Syſtems zu verwerfen und, gleichviel ob 
dieſes Syſtem irgendwo in jeiner reinen form zu dauernder Geltung gelangt 
oder nicht, auf die zufünftige Realifierung jenes Ideals zu verweilen. Vielleicht 
liegt e8 im Weſen der ganzen Einrichtung, daß fie über das Stadium einer 
wohlmwollenden Initiative der Unternehmer mit mehr oder weniger diäfretionärem 


9. Freeie, Fabrikantensſorgen Eiſenach 1896. Tyabrilantenglüd 1899. Das 
fonftitutionelle Syftem im Fabritbetriebe. Eiſenach 1900. Die Gewinnbeteiligung der An— 
geftellten. Gotha 1905. 

) Handwörterbud der Staatöwifienichaft, IT. Aufl. Bd. 4 ©. 716 ff. 

) Auf der Suche nad Gerechtigkeit. Soz. Monatshefte 1902 ©. 718 f. 

) Da3 Prämienlohniyftem und die Arbeiter, Soz. Monatöhefte 1902 ©. 915 fi. 

) Beitichrift, „Der Großbetrieb“ 15. Jan. 1903 Nr. 12. 
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Beigeihmad bisher kaum hinausgefommen ift. Vielleicht ift der ganze Gedanke, 
das Tantiemeigftem von den höherftehenden Beamten: und Arbeiterfategorien, 
bei weldyen es von jeher in Uebung war, auf die gewöhnlichen Durhichnitts- 
arbeiter gewerblicher Großbetriebe auszudehnen, nur in engen Grenzen zu veali- 
ſieren. Vielleicht kann die zugrunde liegende dee der Anpaffung des Arbeits: 
entgelt3 an den Arbeitsertrag, der Beweglichkeit des Arbeitzeinfommens nad) 
den Schwankungen bed Reinertrages, der Willenseinheit von Unternehmer und 
Arbeitern auf andere Weije volllommener und nachhaltiger, wenn auch weniger 
einfach vermirklicht werben, ala die freunde der Gemwinnbeteiligung annehmen. 
Alle dieſe Fragen laufen darauf hinaus, das dort aufgeftellte praktiſche 
Seal aus Gründen feiner beſchränkten Durchführbarkeit oder anderweitiger Er- 
reihbarkeit der angenommenen Zwede feinem Werte nad in frage zu ftellen. 
Mir werden nicht umhin können, zu diefen Tragen Stellung zu nehmen und die 
bier und da fich ergebenden Zmeifel an der Durchführbarkeit der Gewinnbeteili 
gungsidee genauer zu prüfen. Freilich ift vorauszufehen, daß dieſes in bie 
MWillensbeftimmtheit einzelner energiſch vorwärts ftrebender Sozialpolitifer einmal 
aufgenommene deal durch alle noch jo realiftiich begründeten Zweifel nicht aus 
der Welt geſchafft werden fanı. Auch das, was bisher als unmöglich erjcheint, 
fönnte durch die Arbeit jolher Männer unter Umftänden in beſchränktem Kreije 
wirkliche Geftalt gewinnen. Eine rein theoretifche Unterſuchung wie die unjrige 
kann hierauf feinen Einfluß haben. Sie ift in erfter Linie auf das wifjenjchuft: 
liche Begreifen und Beurteilen jener Bewegung gerichtet und wird demgemäß 
jede praftiiche Anweiſung bezüglich der Durchführung des Syitems, wie fie von 
anderer Seite mehrfach verjucht worden ift, zu vermeiden haben. Zur Einführung 
in die Darftellung und Kritit der praktiſchen Beteiligungsverfuche ift indeflen 
eine kurze Erläuterung des Begriffs und der Technif der Gewinnbeteiligung 
unerläßlih. Wir beginnen daher ſogleich mit diejer techniichen Beſchreibung. 


Kapitel 1. 
Begriff und Technik der Gewinnbeteiligung. 


Trotz der Verbreitung, welche die Idee der Gewinnbeteiligung im Laufe 
der Ießten Jahrzehnte in den verichiedenften Bändern erfahren hat, und der um: 
fangreihen Literatur, welche ſich mit Theorie und Praris der Gewinnbeteiligung 
beihäftigt, ift eine allgemein anerkannte, fefte Begrenzung bes Begriffs der 
Gewinnbeteiligung bisher noch nicht gefunden worden. Dieſe Tatſache beruht 
zum Zeil auf der Mannigjaltigkeit der Entwidlungsformen, welde die von 
diejer dee ausgehenden praftiihen Verſuche charakterifiert, zum Zeil aber aud) 
auf einer bisher nicht überwundenen Unflarheit in der prinzipiellen theoretijchen 
Auffaffung vom Weſen des Anteiligitems. Wir wollen gleihwohl den Verſuch 
machen, aus den Grundgedanfen diejes Syftems heraus eine technijche Begrenzung 
des Begriffs der Gewinnbeteiligung zu begründen. 

Gemwinnbeteiligung im inne von Tantiemen, weldhe je nad) der Höhe 
des Reinertrages einer Unternehmung den leitenden Beamten oder bejonders 
qualifizierten Arbeitern gewährt werden, ift eine von jeher in den verjchiedeniten 
Geſchäftszweigen geübte und bewährte Einrichtung. Dieſes Tantiemeniyitem iſt 
in neuerer Zeit zum Ausgangspunkt einer Bewegung geworden, welche darauf 
gerichtet ift, alle Rohnarbeiter eines Betriebes zu umfaffen, um aud) ihnen neben 
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ihren jeiten Bezügen eine von der Höhe des jährlichen Geſchäftsgewinns abhängige 
Einnahme zu verichaffen. Nur mit der legtgenannten Form der Gewinnbeteiligung 
haben wir es bei der gegenwärtigen Unterſuchung zu tun. Die Gewinnbeteiligung 
der Lohnarbeiter untericheidet fi) von dem Tantiemenſyſtem nicht bloß dur 
ihren demofratiichen Charakter, burdy den Umfang ihrer Anwendung innerhalb 
eined Betriebes, jondern fie ift ſowohl hinſichtlich ihrer praftiihen Durchführ- 
barkeit ald in bezug auf ihre jozialpolitiichen Aufgaben von durchaus eigens 
artiger Bedeutung. Praktiich ift allerdings die Arbeiterbeteiligung faft immer 
mit Beamtenbeteiligung verbunden, und jo weit leßtere ein integrierender Be— 
ftandteil eines einheitlichen Anteilſyſtems ift, müffen wir fie auch hier mit in 
Betracht ziehen. Dagegen find alle diejenigen Fälle, wo nur Beamtenbeteiligung 
vorliegt, von unjerer Unterjuhung auszuſchließen. 


Wir verftehen unter Gewinnbeteiligung der Arbeiter diejenige Einrihtung, 
bei welcher die in einer Unternehmung angeitellten Qohnarbeiter unter feſt 
normierten Bedingungen neben ihrem vereinbarten ohne einen Anteil am 
Geihäftsgewinn erhalten, deffen Größe und Verteilung nah feiten Grundſätzen 
geregelt ift. Es liegt in der Tendenz dieſer Einrichtung, die Anteilberedhtigung 
allen Arbeitern eines Betriebes, gleichviel welche Stellung fie in demjelben 
einnehmen, zukommen zu laffen, doc wird in der Mehrzahl der Tyälle eine 
beitimmte Dauer der Beihäftigung zur Bedingung gemadt. Unumgänglic ift 
eine ſolche Beſchränkung nicht, da man aud) bei vorübergehend beſchäftigten 
Arbeitern nad der Dauer ihrer Arbeitszeit genau berechnen kann, welche Quote 
des Jahresanteils ihnen zufallen würde. Andere Bedingungen der Anteilberedy- 
tigung, welche mit der Führung, dem Geſchlecht, Lebensalter ꝛc. des Arbeiters 
im Zujammenhang ftehen, können hinzukommen. Oft wird es fid) hierbei nur 
darum Handeln, grobe Verſtöße gegen die Arbeitsordnung als Ausſchließungs— 
grund zu ftatuieren. Wird dagegen ein befonderer Fleiß, bejonders gute Führung, 
Sorgfalt uſw. des einzelnen Arbeiter zur Bedingung gemacht, jo liegt eine 
willfürliche Entichliegung des Unternehmers oder jeiner Beamten der Geminn- 
beteiligung zugrunde, welche der ganzen Inftitution einen disfretionären Charakter 
gibt und dem Prinzip wideripricht, die Anteilberehtigung an feit normierte 
Bedingungen zu knüpfen. Wir jchließen daher dieje Fälle mit disfretionärer 
Anteilberehtigung von unferer Betrachtung aus. 


Ein unumgängliches Erfordernis geregelter Gewinnbeteiligung iſt ferner, 
daß die Quote des gelamten Reingemwinns, welche in jedem Jahr unter Die 
Arbeiter verteilt wird, eine vorher beftimmte, genau feftitehende if. ‘Man be: 
zeichnet Diejen, den Arbeitern im ganzen zugeſprochenen Reinertragsanteil ala 
Gejamtbonus im Gegenjag zu dem auf den einzelnen Arbeiter entfallenden In— 
dividualanteil, welcher auch Einzelbonus genannt wird. Der lettere ergibt ſich 
aus dem erjteren, von deſſen Größe er abhängt, indem ein bejtimmter Ver— 
teilungsmaßftab, 3. B. Jahreslohn, Kopfzahl. Dienitalter zc. zugrunde gelegt 
wird. Auch diejer Verteilungsmaßſtab muB nad) feſten Grundjägen geregelt 
fein, jo daß der Yndividualbonus in einem vorher beftimmten, genau firierten 
Verhältnis zum Gejamtanteil der Arbeiterichait des Betriebes fteht. Es ift feine 
willfürliche Beihräntung des Begriffs der Gewinnbeteiligung, welche diejer For— 
derung zugrunde liegt, denn es gehört zu den mwejentlichen Eigentümlichkeiten des 
Anteilſyſtems, daß durch dasjelbe eine Einnahme des Arbeiter geichaffen wird, 
die mit der ſchwankenden Höhe des Geſchäftsertrages parallel läuft. Der direkte 
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Zufammenhang zwiichen Geichäftsgewinn und Arbeitereinfommen wird überall 
da unterbroden, wo die Feſtſetzung des Gejamtbonus oder die Verteilung des— 
jelben unter Die einzelnen Arbeiter dem jeweiligen jubjeftiven Ermeſſen des 
Unternehmers reſp. der Betriebsleitung unterworfen ift. Man kann e8 wohl 
al3 eine Vorſtufe der Gemwinnbeteiligung bezeichnen, wenn ein Unternehmer nad) 
gewiffen jubjektiven Maßſtäben eine der Höhe feines jeweiligen Reinertrages 
ungefähr entiprechende Verteilung von Gewinnquoten an jeine Arbeiter vornimmt, 
ohne fih an einen beftimmten Prozentjag des Reinertrages oder an einen 
vorher feitgelegten Berteilungsmaßftab zu binden. Es ließe fi wohl aud) 
darüber ftreiten, ob es nicht zweckmäßiger wäre, je nad den konkreten 
Umftänden beim Jahresabihluß und nad) dem Arbeitserfolge der betreffenden 
Gejhäftsperiode die Beteiligung und Verteilung zu regeln, als fie vom Rein: 
ertrage mechanisch abhängig zu machen, aber ein jolches Verfahren entipricht nicht 
dem ftrengeren Begriff der Geminnbeteiligung, weldyen wir in Uebereinftimmung 
mit der Mehrzahl der Theoretifer aufgeftellt haben. Wohl zu unterſcheiden find 
Gratififationen, Inventurprämien ꝛc., welche bei Feititellung der Jahresbilanz 
nad) einer feftftehenden Quote de8 Gejamtgewinns ‚und geregeltem Berteilungs: 
maßftab den Arbeitern zufließen, von eigentlichen Gewinnanteilen. Vielfach iſt 
die Gemwinnbeteiligung praktiſch aus ſolchen Gejchenfen und Zuwendungen bervor= 
gegangen. Der Foriſchritt bei ihrer Einführung liegt hauptſächlich darin, daß 
der Arbeitgeber ſich auf eine begrenzte oder unbegrenzte Zeit formell des Rechtes 
entäußert, den Anteil des Arbeiter® am Gewinn willkürlich) zu modifizieren. 
Indeſſen werden auch da, wo eine foldhe Regelung befteht, vielfach von jeiten 
der Unternehmer die Gewinnanteile noch ala Geſchenke angejehen, für welche 
beſtimmt qualifizierbare Gegenleiftungen des Arbeiter nicht gefordert werden 
fönnten. 

Bon verjchiedenen Theoretifern, 3. B. Wirminghaus') wird es als uner: 
läßliches Erfordernis einer geregelten Geminnbeteiligung bezeichnet, daß eine 
Verteilung der Gewinnquote an die einzelnen Arbeiter vorgejehen je. Wir 
halten dies indeſſen für eine unberechtigte Begrenzung des Begriffs der Gewinn: 
beteiligung. Zwei Formen der Auszahlung find allgemein verbreitet und neben- 
einander als zwedentiprechend anerkannt: Erſtens die jogenannte Individualbe— 
teiligung, bei welcher der dem einzelnen Arbeiter zufallende Anteil als Quotient 
des Gejamtbonus berechnet und entweder bar ausgezahlt, oder angelammelt und 
dem Konto des Arbeiter in irgendeiner Weile gutgejchrieben wird. Zweitens 
die ſogenannte Kollektivbeteiligung, bei welcher ein Einzelbonus gar nicht 
berechnet, die Gejamtiumme des Anteil3 der Arbeiter am Reingewinn zur 
Unterhaltung gewiſſer Wohlfahrtseinrichtungen, Verſorgungskaſſen zc. verwendet 
wird. In diefem Falle befteht der individuelle Anteil des Arbeiter in der je 
nad) Bedarf eintretenden Nutznießung dieſer Wohlfahrtsanftalten. Es ift aller: 
dings nicht zu leugnen, daß ber Wert ſolcher Wohlfahrtsanftalten nad) ganz 
anberen Gefichtspunften beurteilt werden muß, ala nad) der Höhe der Anteil: 
quote, welche vertragsmäßig zu ihrer Einrichtung verwendet wird. Aber daß 
e8 fi hier um eine Gewinnbeteiligung der Arbeiterſchaft handelt, ift unſeres 
Erachtens unbeftreitbar. Mitunter ift eine folche Kollektivbeteiligung die einzige 
Form, in welcher bei ber betreffenden Unternehmung Gemwinnanteile ausbezahlt 
werden, und zwar bejonders da, wo eine Barauszahlung wegen der geringen 





!) Handwörterb. der Staatöwifj. Bd. IV. ©. 716. 
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Höhe der zu berechnenden Einzelanteile nicht als lohnend erjcheint. Im jehr 
vielen Fäͤllen aber finden wir ein gemiſchtes Syftem, d. h. ein Zeil des Gejamt- 
bonus wird im ganzen für Einrichtungen von allgemeinem Nuten für bie 
Arbeiter verwendet, während ein anderer Zeil unter die Arbeiter aufgeteilt, als 
mdividualbonus ausgezahlt wird. 


Die Verwendung diefer Einzelanteile kann frei oder vorgeichrieben reipeftive 
ganz dem Wrbeitgeber vorbehalten fein. Werden die Einzelanteile nicht bar 
ausgezahlt, Tondern zwangsmäßig angelammelt, um Berficherungafafien, Ber: 
jorgungsanftalten und andere Wohlfahrtseinrichtungen zu bdotieren, jo liegt der 
Unterſchied gegenüber ber Kollettivbeteiligung nur darin, baß ber Arbeiter einen 
beftimmt begrenzten Anſpruch an jene Anftalten reſp. an den Unternehmer hat, 
welher unter Umftänden, 3. B. bei Geſchäftsaustritt, bei Erreichung eines 
beitimmten Lebensalter nad feiner individuell berechneten Größe realifiert 
werden kann. Eine Anjammlung von Einzelanteilen kann aber auch freimillig 
ſeitens der Arbeiter erfolgen, wenn fie Gelegenheit erhalten, Sparfaffenguthaben 
beim Geihäft jelbit oder im einer öffentlichen Sparkaffe dadurch zu erwerben. 
Solche Guthaben können vom Unternehmer entweder nad dem Tandesüblichen 
Zinsfage oder (mit reip. ohne Garantie jenes Zinsſatzes) nad) Art der Divi— 
denden verzinft werden. m . Falle Tiegt eine Art Kapitalbeteiligung 
des Arbeiterd vor. Wird diefe Sapitalbeteiligung in der Weile geregelt, dat 
angelfammelte Gemwinnanteile zum Erwerb von Aktien oder ähnlichen Geichäfts- 
anteilen verwendet werden, jo jpriht man von Gemwinnbeteiligung mit Anteil 
der Arbeiter am Geſchäft. Gegenwärtig befteht, ſoweit uns befannt ift, Solche 
jogenannte Arbeitsteilhaberichaft auf Grund von Geminnbeteiligung in Deutjch- 
fand nicht.) In der älteren Böhmertichen Enquete finden ſich jedoch drei 
ſolche Fälle angeführt, u. a. das berühmte Anteilfyftem der Berliner Meifing- 
werfe von Borchert. Uebrigens ijt Diele Form der Arbeitsgeſellſchaft (industrial 
partnership) aud auf andere Weile herbeizuführen, indem die Arbeiter aus 
Lohnrüdlagen und fonftigen Erſparniſſen Geichäftsanteile erwerben. Es liegt 
dann ausſchließlich eine Gemwinnbeteiligung des Arbeiterfapital® vor, welche von 
der Gemwinnbeteiligung der Arbeit wohl zu unterjcheiden ift. Gemwöhnliche Fabrif- 
ſparkaſſen, welche nicht aus angefammelten Gewinnanteilen hervorgehen, gehören 
natürlid) auch nicht hierher. 

Zur Durchführung der Gewinnbeteiligung gehört eine gewiffe Deffentlichfeit 
der Verwaltung. Nur jelten wird aus Rüdficht auf das Geichäftsintereffe der 
Gejamtanteil der Arbeiter geheim gehalten. Wird dann den Arbeitern auf 
irgendeine Weiſe die Gewißheit verihafft, daß diefer Anteil nicht nach ſubjek— 
tivem Ermeſſen beliebig modifizierbar ift, jo kann aud in diefem Falle noch 
ein Erfolg erzielt werben, in der Regel aber ift eine öfonomiiche Wirkung nur 
dann zu erwarten, wenn das Syſtem bei jeiner Einführung nad allen Bach 
fonfreten Bedingungen und Vorausfegungen dem Arbeiter offen dargelegt wird. 
Eine völlige Verſchweigung des Beteiligungs: und Perteilungsmaßjitabes, wie fie 


1) Eine ſcheinbare Ausnahme bildet die von Böhmert angeführte Genofienihaft 
Eden, wo aber die Anteile am Genofjenihaftsbeiig vorher durch Anzahlungen erworben 
und durch Gewinnanteile nur ergänzt werden (Böhmert ©. 88). — Bei Schudert u. Eo., 
Eleftrizitäts:N.-&. in Nürnberg befteht eine Kapitalbeteiligung der Arbeiter auf Grund 
ern angefammelter Gratififtationen (disfretionärer Gemwinnanteile) cf. Böhmert 
5. 58/59. 
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in vereinzelten Fällen vorfommt, ift techniſch nicht zu rechtfertigen und bedingt 
au für unjere nationalökonomiſche Unterfuhung eine Ausichaltung des betref: 
fenden Falles. 

Wie weit nun bei der Einführung des Syſtems zugleich eine vertrags- 
mäßige Regelung desſelben eintritt, das hängt von dem Willen des Arbeitgebers 
ab. In der Regel wird ein Arbeiterausijhuß zur Beratung herangezogen, reip. 
die Zuftimmung ber ganzen Arbeiterichaft eingeholt. Selten wird die Gewinn— 
beteiligung den Arbeitern einfach oftroyiert, doch kann auch dies bei bloßer Kollektiv: 
beteiligung vorfommen. Für die Beurteilung des Anteiliyitems ijt die mehr oder 
minder weitgehende vertragsmäßige Regelung der Einrichtung von größter Bedeutung. 
In den meiften Fällen wird die Beteiligung als freiwillig und jederzeit wider: 
ruflich bezeichnet. Das Recht beliebiger Kündigung oder reg Mair 
jedoch eine ſtatutariſche Regelung der ganzen Organijation nicht aus. Mitunter 
wird vom Unternehmer ausdrüdlich erklärt, daß die Arbeiter ein vertragsmäßig 
gewährleiftetes Recht auf die Beibehaltung der Inftitution erlangen, es wird 
dann auch eine beitimmte Kündigungsfrift feſtgeſetzt. Dieſes Recht iſt wohl zu 
unterscheiden von dem Recht der Arbeiter auf wirkliche Auszahlung der einmal 
erworbenen Gemwinnanteile, welches aud) da anerkannt wird, wo die Einrichtung 
jederzeit wieder aufgehoben werden kann. 

Bei der weiteren Handhabung des Syſtems werden die Arbeiter ebenfalls 
mehr oder weniger zur Mitwirkung herangezogen. Die aus Kollektivanteilen 
erhaltenen Wohlfahrtsanftalten fönnen überwiegend autokratiſch verwaltet oder 
durch Selbitverwaltung der Arbeiter unter Aufiiht und Kontrolle der Geſchäfts— 
feitung fortgeführt werden. Auch freiwillige und zwangsmäßige Beiträge der 
Arbeiter zu diefen MWohlfahrtseinrichtungen neben der Dotierung aus Gewinn: 
anteilen fommen vor. Man muß fi in diefem Falle hüten, die ganze Wirkung 
jolher Anjtalten dem Gewinnbeteiligungsſyſtem zuzuſchreiben. 

Eine Kontrolle der Arbeiter in bezug auf die Berechnung des Reingewinns 
und die Verteilung der Anteile nad) dem feitgejegten Maßſtabe beiteht in den 
meiften deutſchen Gewinnbeteiligungäfirmen nit. Bei manden Yirmen wird 
ein vereideter Bücherrevijor herangezogen, um die Bilanz zu prüfen und die An: 
teilberehnung den Arbeitern als richtig zu beitätigen. In einzelnen Fällen 
trägt der Unternehmer jogar fein Bedenken, einen Vertrauensausijhuß der 
Arbeiter von der loyalen Durchführung der verjprochenen Gewinnbeteiligung duch 
Einfihtnahme in die Geihäftsbücher zu überzeugen. Ber Aetiengejellihaften und 
anderen Unternehmungsformen mit öffentlicher Rechnungslegung wird ſchon von 
jeiten der Aktionäre und des Auffichtsrates ſowie der mitwirfenden Beamten die 
Richtigkeit der Anteilberehnung geprüft, jo daß eine Ipezielle Heranziehung der 
Arbeiter bier weniger in Frage kommt. 

Wo das Gewinnbeteiligungsiyitem mit nachdrücklicher Konlequenz gehandhabt 
wird, da wird gemeinhin noch ein bejonderes Organ zur Durchführung desjelben 
in Geltalt eines Arbeiterausihuffes geihaffen. Entweder werden dieje Arbeiter: 
ausjchüffe ad hoc gebildet, oder es werden die nad) $ 174 der GewO. bereits 
vorhandenen Organe herangezogen. Alle auf die fortlaufende Regelung der 
Geminnbeteiligung d. h. Verwaltung der Kollektivanteile, Kaſſen, Wohlfahrts: 
einrichtungen ꝛc. bezüglichen Fragen können in diefen Arbeiterausihüflen erörtert 
werden. Auch Beihlußfähigkeit in bezug auf die Form der Auszahlung und 
die Verwendung der Anteile wird mitunter den Ausihüffen gewährt, dagegen 
erhalten fie jelten die Befugnis, in die Handhabung der jonftigen Geichäfts: 
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führung beratend oder mitbeftimmend einzugreifen. Gewöhnlich lehnt der Unter: 
nehmer jede derartige Einmiſchung in die Geihäftsleitung ab. Nur da, mo eine 
Art Eonftitutionellen Betriebsſyſtems in der Entwidlung begriffen ift, finden ſich 
Anfänge einer beratenden Mitwirkung der Arbeiter bei der Geihäftsführung, 
insbeſondere bei denjenigen Tragen, welche die Organijation und die Kontrolle ber 
Arbeit betreffen. 

Wir haben die Grundzüge der gegenwärtigen techniſchen Handhabung des 
Gemwinnbeteiligungsiyftems bisher injoweit dargeftellt, als diefelben im allgemeinen 
als feftftehende betrachtet werden Fönnen. Eine wichtige Streitfrage aber, bie 
wir bisher noch unerörtert ließen, ift die Feſtſtellung des Reinertrages, 
welche der Berechnung der Arbeiteranteile zugrunde gelegt wird. Bier jei nur 
zur technifchen Erläuterung vorläufig bemerkt, daß der zu verteilende Ueberſchuß 
des Bruttvertrages über die Produftionskoften in der verichiedeniten Weile be: 
grenzt wird. Meift wird nicht der ganze Reingewinn des Geſchäfts zwiſchen 
Arbeiter und Unternehmer verteilt, jondern nur derjenige Zeil desjelben, welcher 
nah Abzug einer normalen VBerzinjung des Kapitals und eine® mäßigen Unter: 
nehmergehalts übrig bleibt. Oft wird auch eine beftimmte Minimaldividende 
für das Kapital rejerviert. Wo Unternehmergehalt und Kapitalzins nicht aus: 
drüdlich vorbehalten ift, ift der Prozentſatz des Gejamtbonus natürlich geringer 
als da, wo jener Vorbehalt gemacht wird. Die nominelle Höhe dieſes Prozent: 
lage vom Reingewinn, welcher den Arbeitern zugemwiejen wird, ift daher von 
relativ geringer Bedeutung, e8 kommt vielmehr darauf an, in welcher Weile 
der zugrunde liegende Reingewinn ermittelt wird. Große Abjchreibungen können 
die Höhe diejes bilanzmäßigen Reingewinns weſentlich verringern. Bekanntlich 
fönnen die Amortijationsquoten, welche für die Abnugung der ftehenden Kapi— 
talien (Gebäude, Majchinen zc.) in Anrechnung gebradht werden, bei vorficdhtiger 
Berechnung zur Anſammlung ſtiller Rejerven benußt werden, die bei großen 
Unternehmungen oft eine bedeutende Höhe erreihen. Mittelbar können die 
Arbeiter durch zu weitgehende Abjchreibungen ebenjojehr geihädigt werden, wie 
dur allzugroße Rüdlagen für den Rejervefonds. Eine Kontrolle der Arbeiter 
in bezug auf dieſe Grundlagen der Gewinnberechnung beiteht wohl in feinem 
Falle, doch fommt e8 mitunter vor, daß der Unternehmer fi) verpflichtet, nicht 
mehr als einen beftimmten Prozentjag des Bruttogewinns dem Rejervefonds zu: 
zuführen und über die nad) faufmänniichen Grundjägen notwendigen Abichreibungen 
nicht Binauszugehen. 

Die jchwierigfte Trage in der ganzen Technik der Gemwinnbeteiligung, Die 
fi an die joeben erörterte Berechnung des Reinertrages unmittelbar anjchließt, 
ift die Auffindung eines Maßſtabs für die Höhe des Gejamtbonus. Wie weit 
fann ber einzelne Unternehmer in ber Teilung jeines Geſchäftsgewinns mit den 
Arbeitern gehen? In der Regel wird jeder Geichäftsleiter, der das Anteilſyſtem 
einführt, bemüht jein, die Bedeutung der Arbeit feiner Angeitellten im Ber: 
bältnis zur Bedeutung feiner eigenen Leiftungen und der Produktivität des 
Kapitals in beitimmter Weile einzuihägen. Als Anhaltspunkt wird vielfach) 
das Verhältnis des Lohn: und Gehaltsfontos zu den geſamten Produftionskoften 
oder das Verhältnis der Lohnjumme zum Kapitalwert reip. zu den Kapitalzinjen 
benußt. Je größer die Bedeutung der Arbeit für den finanziellen Gelamterfolg 
des Betriebes, umjo höher fann der Gejamtbonus angejeßt werden, doch wird 
dies nicht immer faktiich maßgebend fein. Bei Aktiengejellihaften wird häufig 
die Höhe der Dividende der Berechnung zugrunde gelegt, indem eine ebenjo 
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hohe Lohndividende ala Zuſchlag zum Jahresverdienft des Arbeiter hinzufommt. 
Im anderen Falle wird ein willfürlidy beftimmter Einzelbonus, ber nad) dem 
Dienftalter verſchieden ift, für jedes Prozent Dividende den Arbeitern zugebilligt, ' 
ohne daß überhaupt ein Gejamtanteil der Arbeiter ala Ausgangspunkt der Be: 
rechnung benußt wird. Es fommt aud) vor, daß der Anteil der Arbeiter nicht in 
Prozenten des Reingewinns, jondern in Prozenten des Lohn: und Gehaltsfontos 
firiert wird, doch ift das nur eine formelle Umrechnung der zugrunde liegenden 
Reinertragsquote. Feſte prozentuale Lohnzuichläge, die von der Höhe des Rein- 
ertraged unabhängig find, fallen natürlich nicht unter den Begriff der Gewinn: 
beteiligung. In jedem alle bildet die Lohnhöhe einen praktiſchen Maßſtab 
jür die dem Arbeiter zufallende Mehreinnahm. Man kann bei jeder Firma 
berechnen, welchen Prozentſatz des Lohnes die Geminnbeteiligung darftellt. Der 
einzelne Arbeiter beurteilt die Gewinnbeteiligung wohl ſtets in — Linie nach 
dieſer Einkommensſteigerung im Verhältnis zum Lohne. Auch da, wo die 
Arbeiter wiſſen, wieviel Prozent des Reinertrages im Durchſchnitt auf ſie ent— 
fallen, wird ihnen die Größe des Geſamtbonus im einzelnen Jahre vielfach 
unbekannt bleiben. Für ſie ſtellt ſich die Gewinnbeteiligung dar als ein nach 
dem jeweiligen Reinertrage der Unternehmung variables Arbeitseinkommen, 
welches ihnen ala Ergänzung des feſten Lohnes beim Abſchluß der Betriebs: 
periode im fall eines pofitiven Geſchäftsgewinns zufällt. 

Eine jogenannte Verluftbeteiligung der Arbeiter kommt praktiſch in Deutſch— 
land nicht mehr vor, nur auf dem Thünenſchen Gute Tellow war eine jolcdye 
längere Zeit durchgeführt. Man darf jedod; den Ausdrud Verluftbeteiligung 
nicht mißverftehen. Jede Gewinnbeteiligung enthält auch notwendig eine Verluft- 
beteiligung injofern, als die durch Fehler des Unternehmers oder der Arbeiter 
oder durch jonftige Faktoren eintretende Minderung des Reinertrages aud eine 
entiprechende Reduktion des Arbeitsanteils an diejem Reinertrage bedingt. Nur 
wenn dieſe partiellen Verlufte jo groß find, daß fie die ihnen gegenüberftehenden 
Gewinne überfteigen, wenn aljo der Gewinn umſchlägt in eine negative Größe, 
hört die Verluftbeteiligung des Arbeiter auf, weil der Unternehmer durch den 
Arbeitövertrag die Garantie übernommen hat, den regelmäßigen Lohn des 
Arbeiterd in jedem Falle unverfürzt außzuzahlen. 

Wir können hiermit unfere vorläufige Ueberſicht der techniichen Momente 
der Gemwinnbeteiligung abichließen. Die genauere Erläuterung einzelner tech— 
nifcher Tragen geichieht am beften bei Gelegenheit der Kritik der praftiichen 
Anwendungsfälle, weldhe in der Böhmertichen Enquete über die Gewinn: 
beteiligung i in Deutichland dargeftellt find. 





982 B. 1 Mt. für ein Jahr, 3 Mt. für 3 Jahre, 6 Mi. für 6 Jahre Dienitzeit 
auf jedes Prozent Dividende. 


(Fortiegung folgt.) 
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Ueber Lohnftatiftik. 


Don Hans Fehlinger in München. 


Die legten Jahrzehnte brachten ohne Zmeifel eine Hebung der wirtichaft- 
lichen Lage der Arbeiterflaffe in allen Induftrieftaaten. Ueber daa Maß bes 
Yortichrittes gehen aber die Meinungen meit auseinander, denn zu feiner 
Beltimmung find nur mangelhafte Grundlagen vorhanden, weil faum ein anderer 
Zweig der Statiftif in der Vergangenheit jo wenig gepflegt wurde, wie bie 
Lohnſtatiſtik. Die Urfachen hiervon liegen in den Schwierigkeiten, welchen bie 
praftiihe Durchführung der Lohnitatiftit begegnet; fie äußern fich ſowohl bei 
ber Bornahme der Zählung jelbft, wie auch bei der Darftellung der Ergebniffe. 
Das mwichtigfte theoretiiche Erfordernis der ſyſtematiſchen Statijtit geht dahin, 
daß innerhalb der Beobachtungsmaſſe alle Fälle gezählt werden müfjen. Soweit 
nun die Lohnitatiftit in Betracht fommt, wäre es daher notwendig, die Löhne 
eined jeden Arbeiter der betreffenden Belhäftigung innerhalb des gegebenen 
geographiichen Beobadhtungsgebietes aufzuzeichnen‘) Dieſes Ziel zu erreichen ift 
in Wirklichkeit nur jelten möglich, namentlih wenn dahin geftrebt wird, nicht 
bloß die Lohnverhältniffe in einem einzigen Gewerbe und an einem einzelnen 
Orte jeftzuftellen, jondern die wirtichaftliche Qage der Arbeiterklafje eines ganzen 
Landes, joweit fie in der Lohnhöhe zum Ausdrude fommt, zu erfaffen. Dan 
hat deöwegen zumeiſt die repräfentative Methode gewählt, bei der e8 fih um 
eine Summe von Einzelbeobahtungen handelt, welche aus der Maſſe mehr ober 
minder willfürlih herausgegriffen find, jedod die ganze Maſſe repräjentieren 
jollen, da8 heißt, es wird angenommen, daß bas, was an ber Teiljumme 
beobachtet wurde, im wejentlihen auch für die übrigen, nicht beobachteten Teile 
der Maſſe zutrifft.) Dance Statiftifer haben diefem Syftem allerdings einen 
recht geringen Wert beigemeffen und find geneigt, es überhaupt nicht ala Statiftik 
gelten zu laflen, während fid) andere, wie C. D. Wright, Bertillon, Kiaer, jehr 
günftig darüber ausſprechen und fi) auf die in diefer Richtung bereit3 gemachten 
Erfahrungen beziehen. 

In erjter Linie ift e8 wichtig, darüber Klarheit zu jchaffen, wie die Lohn- 
ſtatiſtik am beiten organifiert werden kann. Individualzählungen, welche fich 
direft an die Arbeiter wenden, können unter bejtimmten Vorausjegungen ganz 
brauhbare Nachweiſungen liefern, jo z. B. im Anſchluſſe an die Volks- oder 
Berufszählung. Ein praktiſcher Verſuch in dieſer Richtung wurde im Jahre 
1900 i in Ungarn unternommen; im Erhebungsformular der Volkszählung hatten 





1) R. P. Fallner, Die Lohnftatiftit in der Theorie und Prarid. Allg. Stat. Arch., 
6. Bd. S. 84%; —— Faltner, Wage Statisties ꝛc. Quart. Publ. of the Am. 
Statist. Assoe., 6. Bd. N . 46. 

2) Bol. Bericht über die er des Statift. Seminars an der Univ. Wien, 1903/4. 
Etatift. Monatsihr. 1905, Heft 1—3 
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Perjonen, die gegen Lohn oder Gehalt in einem inbuftriellen Betriebe beichäftigt 
waren, den Betrag ihres Wochenlohnes und die Dauer der täglichen Arbeitszeit 
anzugeben. Die Ergebniffe dieſer Lohnftatiftit find fürzlihd vom ungariſchen 
ftatiftiichen Zentralamte veröffentlicht worden. ') Doc liegt die Gefahr nahe, 
bei Individualzählungen ungenaue Angaben zu erhalten, jobald bie Frage 
nad dem Lohne auf einen längeren Zeitraum bezogen ift, da wohl nur 
eine Minderheit der Arbeiter regelmäßige Aufichreibungen pflegt und der Ber: 
dacht nicht Leicht behoben werden kann, die Angaben würden zu Bmweden der 
Befteuerung gefordert. Weniger maßgebend ericheint der Einwand Prof. 
v. Inama-Sterneggs, ed ſolle billigerweije Abftand genommen werden, eine 
Trage nad dem Einfommen, die bei allen jonftigen Individualzählungen ängft- 
lich) vermieden wird, gerade an die Arbeiter zu ftellen. ?) 

In mehreren Etaaten wurde bei den Betriebszählungen Material über 
die Arbeitslöhne gefammelt. Hiergegen ſpricht fid) Prof. Rauchberg aus, indem 
er bervorhebt, die Betriebs: und die Lohnftatiftik jeien nicht nur an andere metho- 
dologiiche Vorausſetzungen gebunden, jondern der Rahmen der Betriebszählung 
jei, was die Zumutungen an das BVerftändnis des Publikums und die Leiſtungs— 
fähigkeit der Zählorgane betrifft, ohnehin jchon bis an die Außerfte Grenze ge: 
ipannt.°) Wenn das rein fchriftliche Erhebungsverfahren angewendet werben 
ſoll, jo muß man zuftimmen. Prof. v. Jnama-Sternegg hegt gegen bie Ber- 
bindung der Lohnftatiftif mit der Betriebszählung ebenfalls Bedenken, aber 
er anerkennt, daß es nicht ganz unmöglich ift, auf diefem Wege braudy- 
bare Aufihlüffe zu erhalten. — Es ift angezeigt, bier auf die praftijchen Re— 
jultate, welche mit der oben erwähnten Kombination erzielt wurden, hinzumeijen. 

Gelegentlich der belgiſchen Induſtrie- und Gemwerbezählung von 1896 
betraf die Trage 17 des Formulars A die Löhne. In dem Fragebogen war 
für die einzelnen Arbeiterfategorien nad) der Spezialität der Arbeit, ſowie nach 
Alter und Gefchleht, anzugeben: Die Zahl der Perſonen; die Summe der Löhne 
bei der leßten normalen Lohnzahlung; die Zahl dei Tage der legten normalen 
Lohnzahlungsperiode; Zuſchuſſe, Prämien x. Dean täufchte fih nit, jagt 
Dr. Warweiler*), hierbei mehr als den Durchſchnittslohn einer jeder profejfio- 
nellen Spezialität zu erhalten, was nicht viel bedeutet, denn wenn auch bei 
gewiflen Berufen, wie 3. B. den Handlangern, Erbdarbeitern, Weißnäherinnen ꝛc. 
die Löhne fih um den Durdichnitt bewegen, jo ift bei höher qualifizierten 
Arbeiterfategorien doch nicht dasjelbe der Tall: Die Löhne der Wollmeber 
eined und desſelben Betriebes oder der Monteure in einer Majchinenwerkftätte 
verteilen fich fait regelmäßig auf Lohnjäge, die vom Einfachen bis zum Drei- 
fachen variieren. 

Die Ermittelung der Löhne wurde in Belgien nad) den angegebenen 
Gefihtspunften vorgenommen, obzwar die Mängel vom Anfang an hervor: 
traten; aber man fürchtete, durch die Stellung zu detaillierter Fragen den 
MWiderftand der Ynduftriellen zu erregen. Als die Betriebszählung gelungen 


!) D&nombrement de la Population des Pays de la Couronne Hongroise en 1900. 
Sechſter Teil, Budapeft 1905. 

) Inama-Sternegg, Staatdw. Abh., S. 384. Leipzig 1903, 

N) Raucberg, Beruf: und Gemwerbezählung im Deutihen Reid. Archiv f. Soz. 
Geſetzgbh. und Statiftif, 14. Bd., 3.--4 Heft. 

) Warmweiler, Die belg. Induftriee und Gewerbezählung. Allg. Stat. Ardh., 
6. Bb., 1. Hälfte. 
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mar, wurde dennoch geftrebt, auch das deal der Lohnftatiftif zu erlangen, 
nämlich die Einzellöhne aus den Lohnliften, wobei zwei verſchiedene Methoden 
zur Anwendung kamen: Die Rüdjendung der Formulare mit in Einzelheiten 
gehenden Anmerkungen an die Fleineren Betriebe und Entjendung eines beſonders 
qualifizierten Zählers in die Großbetriebe, welcher während voller drei Jahre im 
ganzen Lande nad) den Liſten von 1896 die Einzellöhne jammelte. Ueber ben 
Vorgang zur Erlangung der Einzellöhne bemerft Dr. Warmweiler folgendes: ') 
1. eitlohnarbeiter. Das ficherite Mittel um zur Wahrheit zu gelangen und 
zugleid) da8 jür den Arbeitgeber einfachſte (mad hier wohl in's Auge gefaßt 
werden muß) ift, den Tarif zu verlangen, 3. B.: Wieviel Arbeiter zu.... 
die Stunde, wieviel zu . . . . . Diefes Mittel führte bei der belgiichen 
Zählung jtets zum Ziele. Da man außerdem die Zahl der täglichen Arbeite: 
ftunden kannte, war es ein Leichtes, die Taglöhne auszurechnen. — 2. Arbeiter 
individuell pro Stüd bezahlt. Hier ift die einfache Kopie für jeden Arbeiter 
da8 beite, was man tun fann; dabet wäre die Zahl der Arbeitstage mit Abzug 
der Abweſenheiten genau anzugeben. In gewiffen Fällen kann man nicht den 
Lohn bei der legten Auszahlung nehmen; jollte die übernommene Arbeit mehrere 
Wochen zur Ausführung in Anſpruch nehmen, jo erhält der Arbeiter bei jeder 
Auszahlung einen Geldbetrag, der jedoch nicht jein eigentlider Lohn iſt, 
denn das Soldo jeines Endkontos kann für ihm ebenjogut ein Debet ala ein 
Kredit jein. Das befte in diefem Falle wäre, ben Preis für die leßte vollendete 
Arbeit aufzunehmen, um ihn durch die Zahl der Tage zu teilen, weldye er hieran 
effektiv zugebracht hat. Prämien müſſen jpeziell notiert werden. — 3. Arbeiter 
folfettiv pro Stüd bezahlt. Hier muß man für jeden Arbeiter die Zahl der 
Tage haben, die er gearbeitet bat, und die Gejamtjumme, welche er verdient 
hat. Wenn der Arbeiter an verjchiedenen Werfen beichäftigt wurde, jo bietet 
die Anrechnung dieſer Gelamtjumme gewiſſe Schwierigkeiten für ben Unter: 
nehmer; wenn diejes nicht vorfommt, jo kann man fidh hierauf beichränten, die 
von jeder Gruppe Arbeiter verdiente Summe zu erfragen, die Weile der Ver: 
teilung diefer Summe unter die Teilnehmer, und die Zahl der Arbeitstage für 
jeden Arbeiter. — Die Nachtragserhebung über die Löhne ſchloß zufriedenitellend 
ab und man darf die Ergebniffe der belgiſchen Lohnftatiftift von 1896 als bie 
bedeutendite Leiſtung diejer Art betradıten, die bisher unerreicht baiteht.?) Die 
gewonnenen Erfahrungen faßt Warweiler dahin zuſammen: Eine allgemeine Lohn: 
ftatiftit für ein ganzes Land ift dur die gemöhnlichen Mittel der Gemwerbe- 
zählung unmöglich zu erreichen, kann aber leicht damit verknüpft werden. Die 
Erkundigungen müſſen von gut eingeweihten Spezialagenten erlangt werben ; 
ihre Bejuche mögen ſich auf eine längere Zeitdauer eritreden, als das gewöhnlich 
bei Zählungen der Fall ift. 

Bei den Betriebözählungen in den Vereinigten Staaten murden 
jeit 1870 die Summen der Löhne ermittelt, die in dem jeweiligen Zählungs— 
jahre 1. an die Angeitellten, 2. an alle erwachſenen männlichen Arbeiter, 3. an 
alfe erwachienen Arbeiterinnen und 4. an alle jugendlichen Perſonen (ohne Unter: 
ihied des Geſchlechts) eines Gewerbes zur Anzahlung famen. Eine Unterfcheidung 
nad; der Berujsgqualififation fand nicht ftatt. Diele Lohnangaben bezweden haupt: 





) Waxweiler a.a. O. ©. 127—138. 
9) Zu vergl.: Recensement gönöral des industries et des mötiers (31 Octobre 1896). 
Brüfjel 1900—1902. 18 Bode. 


64 Fehlinger, Ueber Lohnflatiftik. 


jählih, den Anteil der Arbeitskoften an den gejamten Produktionskoſten zu 
veranſchaulichen. Die Durchſchnittslöhne, welche fi für jede Gruppe der Be: 
ihäftigten und für die einzelnen geographijchen Gebiete berechnen lafjen, find 
für feinen der innerhalb eines Gewerbes vertretenen Berufe repräjentativ und 
fie können auch nicht herangezogen werden, um die Lohnentwidelung von Jahr: 
zehnt zu Jahrzehnt zu verfolgen, weil die Methoden der Erhebung und Auf: 
arbeitung nicht immer diejelben waren; jo galten 3. B. für die Unterjcheidung 
der Angeftellten und Arbeiter ein jedesmal andere Grundjäße. 

Die Lohnitatiftiihen Erhebungen, welche mit den Gewerbezählungen in 
Canada in den Jahren 1881, 1891 und 1901 verbunden waren, folgten im 
allgemeinen dem Vorbilde des Zenſus der Vereinigten Staaten. Sie umfaßten 
1881 und 1891 alle Betriebe, 1901 aber nur jene mit fünf oder mehr 
beihäftigten Perjonen und geben Aufihluß über die Yahreslohnjummen ber 
männlichen und weiblichen Angeftellten, der erwachſenen Arbeiter, der erwachſenen 
Arbeiterinnen, der jugendlichen Arbeiter und zum Zeil der Heimarbeiter.') 

In den Vereinigten Staaten jah man ein, daß die Lohnitatiftif der Be— 
triebszählungen äußerſt geringwertig ift; deshalb wurden im Anjhluß an die 
Zählungen von 1880 und 1900 Spezialerhebungen durchgeführt und dabei Die 
repräjentative Methode gewählt. Die Darftellung der im Jahre 1880 gewonnenen 
Ergebnifie ift jedoch jo mangelhaft, daß dieſe Statiftif ohne weiteres übergangen 
werden fann.?) Viel wichtiger it ber von Prof. Davis R. Dewey verfaßte 
Bericht über „Arbeiter und Löhne”, der die Reſultate der Erhebung von 1900 
enthält;”) er bietet zugleich einen treiflihen Beweis dafür, meld’ großen 
Schwierigkeiten die Erforihung der Arbeitslöhne in einem großen induftriellen 
Gemeinmejen, wie e8 die Vereinigten Staaten find, begegnet. Für die praftijche 
Durhführung der Unterfuhung waren folgende Gefichtspunfte maßgebend : 
1. Beihränfung auf wenige Stabile und normale Induſtrien; 2. Sammlung der 
wirklichen Lohnjäße; 3. Einteilung der Arbeiter nad Lohnklaffen und Berufen. 
— Die Entihädigung der Lohnarbeit kann auf zweierlei Art dargeftellt werden, 
nämlih a) durch Angabe des Verdienſtes während eines gegebenen Zeitab— 
fchnittes oder b) durch Lohnſätzze, wobei der etwaige Lohnausfall infolge von Krank: 
heit, Arbeitslofigkeit ulm. unberüdfichtigt bleibt und die Summe angegeben wird, 
welche ein Arbeiter bei ununterbrochener Beihäftigung verdient hätte. Nachdem 
die Lohnliſten jelten lange Zeit aufbewahrt werden und der Verdienſt eines 
Arbeiter während einer einzelnen Woche allzujehr von Zufälligkeiten beeinflußt 
und damit irreführend jein fann, entſchloß ſich das amerikanische Zenfusamt, der 
Statiſtik Bohnjäge zugrunde zu legen. Die Sammlung der Daten oblag Spezial: 
agenten deö Amtes, welche — um Vergleiche zu ermöglichen — aus je einer 
Lohnlifte der Jahre 1890 und 1900, die aus einer Zeit normaler Betriebs: 
tätigfeit ftammte, folgendes zu entnehmen hatten: Die Zahl der Perjonen jedes 
Berufes nad dem Geſchlecht und Alter (ob über oder unter 16 Jahren), den 
Lohnſatz jeder Perjon, und zwar entweder pro Stunde, Tag, Woche, Monat 
oder Jahr; die Zahl der Wrbeitöftunden pro Tag und ber Arbeitstage pro 

Woche. Werner war anzumerken, ob die betreffenden Perjonen im Zeit- oder 
Stüdlohn arbeiteten und ob fie Hilfsarbeiter aus dem eigenen Lohne zu zahlen 





!) Quatriöme Recensement du Canada. Vol. 3. Ottawa 1905. 

*; Tenth Census of the United States, Bd. 20 

s) Employees and Wages. Special Report, Tweltth Census of the United States. 
Waihington 1903. 
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hatten. Bei Stüdarbeitern war ber Verdienft in der entiprechenden Lohnzahlungs: 
periode, unter Angabe ber Dauer berjelben in Tagen, einzutragen. Material 
aus beiden Jahren wurde von insgefamt 720 Betrieben erlangt; die meilten 
davon waren Großbetriebe; es beichäftigten: Weniger als 100 Arbeiter 260 
Betriebe, 100 -— 499 Arbeiter 336, 500—999 Arbeiter 74 und 1000 oder mehr 
Arbeiter 50 Betriebe. Indem man fi) im mejentlichen auf große Betriebe 
beihränftte und nur ſolche in Berüdfichtigung zog, die ſeit mindeftens zwölf 
Jahren beftanden — bemerkt Prof. W. Sombart') — traf man eine Auswahl, 
bei der bie gewonnenen Ziffern zweifellos eine überdurchſchnittlich günftige Ge: 
Haltung der Lohnverhältniffe ergeben mußten. 

Diefe Statiftit bezieht ſich auf 34 verfchiebene Induſtrien, die für bie 
amerikaniſche Volkswirtſchaft von befonderer Bedeutung find. Die Veröffentlichun 
geihah in der Weile, daß eine Tabellenjerie die Verteilung der Arbeiter * 
die einzelnen Lohnklaſſen nach Beruf, Geſchlecht, Alter und geographiſchen Regionen 
zur Darſtellung bringt; eine weitere Tabellenſerie verzeichnet die Schwan— 
fungen im Arbeiterftand nad) einzelnen ibdentifchen Unternehmungen, wobei ins= 
beſondere auch Veränderungen in dem Verhältnis gelernter und ungelernter 
Arbeiter, ſowie der eventuelle Erjag männlicher durch weibliche Arbeitskräfte 
ulm. zum Ausdrud kommen. Die legte Tabellenreihe veranihauliht — nur 
für einige Induſtrien — die Unterjchiede in der Höhe ber normalen Sonnige 
und der tatſächlichen Verdienſte. Die Lohnangaben, welche fi auf abweichen 
Zeiteinheiten bezogen, wurben gleihmäßig in Stunden: und Wochenlöhne umge— 
rechnet, was ohne weiteres ausführbar war, da die Dauer der Arbeitszeit in den 
Erhebungsformularen vermerkt wurde. 

* * * 

Bon ben zahlreichen anderen lohnſtatiſtiſchen Erhebungen, die in feinem 
Zufammenhange mit Betriebszählungen ftanden, jollen — ſoweit fie nicht auf 
einzelne Gewerbe oder engbegrenzte Gebiete Bezug haben — noch die widhtigften 
erwähnt werden, und zwar im Anſchluß an das Vorftehende zuerft zwei große 
lohnftatiftiiche Arbeiten der Amerikaner. Die ältere davon iſt der „Aldrich 
Report“?) über Preije, Löhne und Transportkoften. Im März 1891 beauftragte 
der Senat ber Vereinigten Staaten jein Finanztomitee, in praktiſcher Weije die 
Wirkungen der Zollgejege auf die Geftaltung des Außenhandel, auf die Ent: 
mwidelung der landwirtſchaftlichen und gewerblichen Produktion, ſowie der Preije 
und der Arbeitslöhne feſtzuſtellen. Die Erhebung Jollte eingeftandenermaßen der 
Förderung parteipolitiicher Zwecke dienen, aber fie hat dennoch wertvolle infor: 
mationen für ben Volkswirt und Statiftifer geliefert. Das auf die Löhne 
bezügliche Material wurde vom Bundesarbeitsamt zu Waſhington gefammelt ; 
die Verarbeitung fiel Prof. R. P. Falkner zu. Maßgebend war, daß nur 
tatjächlich gezahlte Löhne, die alten Lohnliften entnommen werden fonnten, 
Beadhtung finden durften. Man mußte fih, dba ſoweit wie möglich bis 1840 
zurüdgegriffen werden jollte, auf jene Arbeitgeber beichränfen, deren Betriebe 
mehrere Jahrzehnte hindurch ununterbrodhen beftanden hatten. Es war nicht 
möglich, durchgängig die Angaben für die volle ‘Periode zu erhalten, aber es 
zeigt von der Energie bed Arbeitsamtes, daß über 500 Lohnferien gewonnen 


) Archiv für Sozialwifienid., 20. Bd., ©. 640. 
) Senate Report, Nr. 1394, Finance Committee. Waſhington 1893. 
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wurden, die bis 1860 zurüdreichen. Die Richtigkeit des Materiald wurde niemals 
angezweitelt; gegen die Zufammenjaffung der Reſultate mittel3 der Methode 
fogenannter Jnderzahlen und gegen die auf Grund der Bearbeitung gezogenen 
Schlüſſe Falkner’s ift vieljeitig Widerſpruch erhoben worben.') 

Die jüngſte Darftellung ber Lohnentwidlung in den Vereinigten Staaten, 
die fih auf die Periode 1890—1904 bezieht,?) verdanken wir dem Beftreben 
bes Waſhingtoner Arbeitgamts, die in der Zeit des bemerfensmwerteiten wirt: 
Ihaftlihen Aufſchwunges der Union eingetretenen Veränderungen in der Zebens- 
haltung der Arbeiter zu erfaflen. Die Ausdehnung der Unterfudhung auf die 
ganze Induſtrie war ausgejchloffen; es wurde aber verſucht, „alle wichtigen 
Berufe der leitenden Indujtrien” in jedem Lanbesteile einzubeziehen. Die Daten 
haben Beauftragte des Amtes in den Betrieben ſelbſt beichafft und fie — mie 
im Falle der Lohnftatiftif des Zenſusamtes — ſolchen Lohnliften entnommen, 
in welchen die normalen Betrieböverhältniffe eines jeden Jahres an beiten zum 
Ausdruf kamen. Dem jubjektiven Urteil war hierbei allerdings ein weiter Spiel= 
raum gelaffen und die Wahrjcheinfichkeit von Irrtümerm ift infolge diefer Er: 
hebungsmethode nicht gering. Die Statiftif erftredt fih auf 67 Induſtrien, 
welche 519 Berufe und 3475 Betriebe repräjentieren. Die Veröffentlihung der 
Rejultate geichieht in act Zabellenjerien, wobei Durchſchnittsſtundenlöhne 
berechnet und zur Veranſchaulichung der jährlihen Lohnſchwankungen Index— 
zahlen verwendet wurden. Die Löhne von Stüdarbeitern find nur infoferne 
einbezogen, ald Aufzeichnungen über ihre tatjächliche Arbeitszeit vorhanden waren. 
Klaſſifizierte Lohntabellen find bloß für 21 ausgewählte Berufe zufammengeitellt 
worden. 

Das britiiche Arbeitsamt hat 1887 eine Sammlung von Lohnüberfichten, 
die in den früheren Publikationen des Handelsminiſteriums zerftreut waren, 
unter Hinzufügung noch ungedrudten Materials herausgegeben.) Eine analytijche 
Bearbeitung der Hauptergebniffe, die anfänglicd geplant war, unterblieb. Da 
die Lohnüberſichten bei verjchiedenen Gelegenheiten und zu verjchiedenen Zweden 
aufgeftellt wurden, jo find fie weder nach einer einheitlihen Methode, noch 
periodiſch regelmäßig, noch für gleichmäßige Gebietsabſchnitte erhoben und auch 
in der Form nicht gleichartig dargeſtellt. Mehr Beachtung verdient die von 
derſelben Behörde in den Jahren 1889 —1893 veröffentlichte großartig angelegte 
Lohnftatiftit,‘) die fi) auf das ganze Vereinigte Königreich) und die meiften 
Gewerbe erjtredt. Die Ermittlung erfolgte, von wenigen Gemwerben abgejehen, 
in einheitlicher Weile. Die Löhne wurden von den Arbeitgebern erfragt, die 
jedod ein geringes Entgegentommen an den Tag legten; von faſt 80,000 aus— 
geiendeten fyragebogen wurden nur 14°/o beantwortet. Immerhin liegen 3. B. 
dem eriten Bande: Baummoll:, Woll-, Kammgarn- und Leineninduftrie, Die 
Löhne von einer Viertelmillion Arbeitern zugrunde, dem 2. Bande: die übrige 
Zertilinduftrie, Löhne von 60,163 Arbeitern, dem dritten Bande: Bergwerks— 
und Steinbruchbetriebe, Löhne von 102,998 Arbeitern ulm. Die Arbeiter 


i) Vgl. z. B.: Mitchell, Methods of Presenting Statistics of Wages. Publ. Am. 
Stat. — 1905, S. 335—3:3; Abbott, Wages of Unskilled Labor. Journ. Pol. Ee., 
1905, ©. 340 u. #. 

2) Wages and Hours of J,aabor. Ninetenth Annual Report of the Commissioner 
of Labor. Waſhington 1905. — Bull. of the Dept. of Lab., Nr. 

», Returns of Wages published between 1830 and 1886. London 1887. 

*) Returns of Rates of Wages. 5 Bbe. London 1889—1893. 
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find nach Beihäftigungsart, Alter, Geichlecht, Zeit: und Stüdlohnarbeit genau 
unterjchieden. Das Hauptziel der Statiſtik war, für je eine beftimmte Arbeiter: 
fategorie eines Bezirkes den Durchſchnittslohn in einer Woche des Oktober 1886 
zu ermitteln. ferner wurde noch erfragt: Die Zahl ber Perjonen jeder Arbeiter: 
fategorie, deren Lohnſätze fich innerhalb zehn Prozent über oder unter dem 
Durchſchnitt bewegen ; ber durchichniftliche Höchſt- und Mindeftlohn, der in einer 
Woche des Jahres 1885 gezahlt wurde, endlich (für alle Arbeiterfategorien zu: 
ſammen) die ganze Lohnjumme des Jahres 1885. Einige nicht im regelmäßigen 
Berfahren gewonnene Nachweiſe haben verjchiedene Tyorm.') Seit 1893 gibt 
das Arbeitsamt Yahresberichte über die Schwankungen ber Löhne heraus. — 
Den reichen aber jehr ungleichwertigen Schag der britiichen Lohnftatiftit juchte 

Bowley zu einem Gejamtbilde der —“ zu bereinigen.?) 

Ueber die Lohnverhältnifje in Frankreich unterrichteten die Ergebniſſe der 
Enquete von 1893.) Es wurden ausichlieblih die Jahreslohnfummen einzelner 
Arbeiterfategorien der in die Erhebung einbezugenen Betriebe, oder auch die 
Lohnjummen aller Arbeiter des betr. Betriebes, ermittelt. Die wirklich gezahlten 
Summen eriheinen aber in dem vom Arbeitsamt veröffentlichten Berichte nicht, 
vielmehr find fie nur in Verbindung mit den Nachweiſen über den Arbeiter: 
beftand oder die Arbeitszeiten ald Grundlage von Berechnungen verwendet, bie 
natürlich durch die Genauigkeit diejer zweiten Faktoren mit beeinflußt werden.*) 


* * 
* 

Zur Darftellung der Lohnftatiftit können zwei Methoden angewendet 
werden: Die Berechnung von Durchſchnitten oder die Gruppierung nad) Lohn— 
Hafen. Die Enticheidung darüber, melde Methode in einem gegebenen falle 
vorzuziehen ift, hängt weniger von der perjönlichen Meinung bes Statiftifers 
über den relativen Wert der einen oder der anderen Darſtellungsart ab, ala 
vielmehr von dem Charakter des Materiald und dem Zwed, weldhem die Statiftif 
dienen jol. In manden Fällen, und zwar dann, wenn man nur die Zahl ber 
Arbeiter und die Lohnjumme kennt, ift die Durchſchnittsberechnung das einzige 
anmwendbare Verfahren um den Lohn eines Arbeiters, durch Aufteilung der 
Lohnjumme auf die Gejamtzahl der Arbeiter, zum Ausdrud zu bringen. Ein 
derartiger ftatiftiicher Ausdrud ift nüglic und inftruftiv, jobald e8 fi um eine 
Arbeitergruppe mit annähernd gleichartiger Berufsqualifitation handelt, von der 
vorauögejegt werden darf, daß die Vöhne der Einzelnen nicht in erheblichem 
Maße vartieren. Zur Kennzeichnung der Lohnhöhe in früheren Wirtichafts- 
perioden ober in induftriell zurüdgebliebenen Ländern mit geringer Differenzierung 
der jozialen und ökonomiſchen Verhältniffe und wenig audgebildeter Arbeitsteilung 
reihen Durchſchnittsangaben ebenjfall® hin. Bei unjerem gegenwärtigen Wirt: 
ſchaftsſyſtem, das durch eine außerordentlich weitgehende Spezialijation der 
Arbeitsverrichtungen, die Unterjchiede von Hand: und Mafchinenarbeit uſw. 
harakterifiert iſt, erweiſen ſich Durchſchnittslöhne mehr und mehr als irreleitend. 
Der Vorteil des Durchichnittes Liegt in der Leichtigkeit, mit der er zur Formu— 
lierung eines ftatiftiichen Ausdruds benugt werden kann. Es ſcheint aber höchft 


») Bgl. Beitr. zur Arbeiterftat., Nr. 1, Berlin 1904. 

2) Bowlen, Statistics of Wages in the United Kingdom. 1. bis 14. Teil. Journal 
of the Roy. Stat. Society, 1896—1906. 

®, Salaires et duree du travail. 4 Bde. Bari 18935—7. 

*) Beiträge zur WArbeiterftat., Nr. 1, S. 110. 
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zweifelhaft, ob es rätlich ift, komplizierte wirtichaftlihe Phänomene, wie Die 
Geftaltung der Lohnhöhe und der Lohnentwidlung, auf einen einzigen Ausdrud 
zu reduzieren. Obwohl mande Faktoren im Wirtichaftsleben einen nicht zu 
unterſchaͤtzenden Einfluß ausüben im Sinne der Ausgleihung der Entſchädigung 
für ein gewiſſes Quantum Arbeitsleiftung, wenn hierzu annähernd die gleichen 
Kenntnifje und die gleiche Handfertigfeit erforderlich find, jo begegnet man den- 
noch bemerkenswerten Verjchiedenheiten innerhalb eines wohlumgrenzten Berufes, 
nit nur in demſelben geographiichen Gebiet, jondern ſelbſt in dem gleichen 
Betriebe. Will man dieje Verſchiedenheiten veranichaulichen, deren Kenntnis 
unerläßlich ift für die richtige Beurteilung der wirtichaftlichen Lage der Arbeiter: 
Haffe, jo kann nur — vorausgejegt, daß das vorhandene Erhebungsmaterial 
hiezu geeignet ift — die Gruppierung der Arbeiter nad) Lohnklaffen in Betracht 
fommen, wie e8 3. B. bei der Darftellung der Ergebnifje ber belgiſchen Induſtrie— 
zählung und der von Dewey bearbeiteten Lohnitatiftif des amerikaniſchen Zenjus- 
amtes geichehen iſt. Dieler Methode ftellen fich viele Schwierigkeiten entgegen ; 
da3 muß zugegeben werden. Der praftiiche Defekt, welcher die Nütlichfeit ber 
Lohnklafjenftatiftit am meiften beeinträchtigt, liegt darin, daß zwei gegebene 
Zahlenreihen ſchwer miteinander vergleichbar find, jelbft wenn die Zahl der auf 
jebe Lohnklaſſe entfallenden Arbeiter auch in Prozenten angegeben wird. Aus 
diefem Grunde hat Prof. Dewey, um die Differenzen der Entlohnung und die 
Veränderungen der Lohnhöhe während eines Jahrzehnts feftzuftellen, fumulative 
Prozentjäße berechnet, die anzeigen, welche Proportion der Gejamtheit der Arbeiter 
einen Lohn erhält, der jo body oder höher ift, alö der in der entiprechenden 
Lohnklafje angegebene Sat. Die folgende dem Bericht über „Arbeiter und 
Löhne” entnommene Tabelle veranihaulicht dieſe Darjtellungsmethobde. 








Progentjaß der auf 



























Zahl der Arbeiter £ Kumulativer 

kai Kohn! jede Lohnklaſſe i 

Kohn pro Woche in jeder Lohnklaſſe entfalenden Arbeiter Brozentjah!) 
Doll. 1900 | 1890 ü 1900 z | 1890 1900 1890 





| 
Unter 6... .| 8 39 10 | 68 | 906 | 9,7 
6,— bis 6,49 53 40 7,0 0 | 890 | 932 
650 „ 6,99 7 3 0,9 05 | 820 | 862 
— AD 2 | 5 2,9 11 | 811 | 887 
150 , 7,99 46 37 6,1 6 | 782 | 846 
8— . 8,49 6| 5 0,6 0 | 21 | 71 
8.50 „ 8,99 1 2 0,1 0 | Sı | ea 
323 9,49 92 42 12,2 3 | na | 769 
950 „9,99 22 6 29 11 | 592 | 696 
10— „ 10,49 24 30 2 52 | | 685 
10,50 „ 10,99 60 45 9 | 79 | 5881 | 688 
11,— „ 11,49 % 31 3,3 54 | 452 | 554 
11,50 „ 11,99 1 5 0,1 09 | 419 | 500 
1% — „ 12,49 100 61 132 | 107 | 418 | 491 
12,50 - 12,99 2 3 0,3 0 | 386 | 38.4 
13,— . 18,49 1 0,4 02 | 83 | 379 
13,50 „ 13,99 un u >> 10 | 7 | 3 
ı 
uſw. 
Zufammen » . . «| 79 | 572 | 1000 | 1000 | | 





1) Die kumulativen Prozentjäße beziehen fich ſtets auf den niedrigeren Sag der 
hetreffenden Lohnklaſſe. 
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Die in den Spalten 3 und 4 enthaltene Angabe des Prozentjaes der 
auf jede einzelne Lohnklaffe entfallenden Arbeiter ermöglicht kaum ein Urteil 
darüber, ob im Verlaufe der zehn Jahre die Entlohnung befier 
oder jhlehter geworden ift. Die fumulativen Prozentjäße ber 
Spalten 6 und 7 laſſen dagegen feinen Zweifel zu, fie weilen deutlich auf 
eine Berjchlechterung der Löhne hin. 


Es ergibt fh 3. B. daß im Jahre 1890 78,1 °/o der Arbeiter 
Löhne von 8 Doll. aufwärts erhielten, 1900 aber nur noch 72,1 °/o; 10 Doll. 
oder mehr erhielten 1890 68,5 °/o, 1900 jedoch bloß 56,3 Yo ujm. Die kumu— 
lativen Prozentjäße ermöglichen es ferner, die Lohnklaffe jenes Arbeiterd anzu— 
zeigen, der zwilchen dem niedrigft: und dem höchitbezahlten Arbeiter der betr. 
Gruppe die Mitte einnimmt. So fällt in der vorftehenden Tabelle im Jahre 
1900 — menn alle Arbeiter nach der Höhe ihrer Löhne eingereiht werden — 
der Lohn des mittleren oder 380. Arbeiter (der mittlere Lohn) in die Klaſſe 
10,50—11,00 Doll.; mindeftens die Hälfte der Gejamtzahl erhielt diejen oder 
einen höheren Betrag. 


Wenn e8 fi) um die vergleichende Darftellung der Lohnhöhe in ver: 
Ihiedenen Berufen, zu verichiedenen Zeiten uſw. handelt, aber mit Rüdficht auf 
den Umfang der herzuftellenden Tabellen oder infolge eines anderen Umftandes 
von der Gruppierung der Arbeiter nad) Lohnklaſſen abgejehen werben muß, 
jo ift die Angabe des mittleren Lohnes dem Durchſchnittslohn entichieben vor: 
zuziehen, weil dabei außergewöhnlich; hohe oder niedrige Löhne das Ergebnis 
nit in beionderem Maße beeinfluffen fünnen, wie es bei der Durchſchnitts— 
berechnung häufig vorkommt. 


Ein anderer Vorteil der Benutzung kumulativer Prozentſätze beſteht darin, 
daß neben dem mittleren Lohn jene Lohnjäge mit Leichtigkeit anzugeben find, 
welche mindeitens ein Viertel, drei Viertel, oder eine beliebige andere Proportion 
der Arbeiter erhalten. 


Die damit gewonnene Vergleichsbaſis iſt freilich niht immer 
zufriedenftellend, bejonders jobald die Zahl der Arbeiter gering iſt oder 
wenn ſich die Maffe derjelben auf wenige weit differierende Lohnklaſſen verteilt. 
Es fünnen namentlich die meiften in ſolchen Lohnklaffen ftehen, die entweder viel 
niedriger oder viel höher find ala der mittlere Lohn, während die mittlere und 
die ihr zunächſt fommenden Lohnklaffen nur wenige Perjonen umfaſſen. In 
diefem Falle wird ſchon das Auf: und Abfteigen einzelner Perſonen innerhalb 
der Br genannten Lohnklaſſen zu einer beträchtlichen Schwanfung des mittleren 
Lohnes führen und die in der Beobachtungsperiode eingetretenen Veränderungen 
bedeutender ericheinen laſſen, als fie in Wirklichkeit waren, wogegen anderjeits 
— bei einer derartig ungleihmäßigen Belegung der Lohnklaffen — meitgehende 
Schwankungen gar nicht zum Ausdrud gelangen. 


Diefe Möglichkeit wird durch die umftehende Tabelle illuftriert,') der 
zufolge fi im Jahre 1900 ein Höherer mittlerer Bohn ergeben würde 
ala 1890 (7.50 gegen 7.00), troßdem die Lohnverhältniſſe ſchlechter 
wurden. Sn der Praris werden aber jolche Fälle jehr jelten vorfommen. 
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Kohn Bahl der Arbeiter in jeder Kumtulativer Prozent: 
Lohnklaſſe ſatz 

1900 | 1890 1900 1890 

30 | 6 | 100 100 

10 10 70 94 

6 80 60 84 

2 | 2 | 54 54 

2 | 3 52 52 

2 | 1 50 49 

29 | 9 48 48 

850 „ 8,99 10 10 19 39 
9,— „ 949 | 29 9 29 


8. 
s 

| 

| 


Bufammen 


Zur Beranihaulihung der Geftaltung der Lohnentwidlung während einer 
längeren Reihe von Jahren wird in fteigendem Maße die Methode der Index— 
Zahlen in Anwendung gebradht, nachdem fie Prof. Falkner im „Aldrich Report‘ 
zum erjtenmal für diefen Zweck benußt hatte. Zur Beitimmung der Aenderung 
des Preisniveaus hat fie fich derart eingebürgert, daß ihre Beredhtigung kaum 
mehr in Zweifel gezogen wird.) Man bat eine Anzahl Lohn: (oder Preis:) 
Serien und wählt den Lohn (oder Preis) einer gewiſſen Periode ald Baſis, die 
gleich 100 gejegt wird; die anderen Löhne (oder Preiſe) einer jeden Serie werden 
als Proportionalzahlen diefer Bafıs ausgedrüdt. Falkner hat in jeiner grund: 
legenden Arbeit im „„Aldrich Report“ den fehler begangen, jeder Serie relativer 
Löhne denjelben Wert beizumefjen, ob fie nun den Lohn von 10 oder von 100 
Arbeitern repräjentierte. Damit wird dem einem jeden Arbeiter gezahlten Lohn 
eine Bedeutung beigemeffen, die in umgefehrtem Berhältniffe zur Zahl aller in 
die betreffende Serie einbezogenen Perjonen steht.) Das Arbeitsamt zu 
Waihington hat in dem bereits erwähnten Bericht über die Qohnentwidlung von 
1890—1904 diejen Fehler nur zum Teil vermieden. Aus den Originaldaten 
wurden zuerft Serien relativer Löhne aller Arbeiter der einzelnen Berufe, die 
jede Induſtrie in ſich jchließt, konſtruiert und dabei jede urſprüngliche Serie 
tatſächlicher Löhne, entſprechend der Zahl der einbezogenen Arbeiter, „abgemogen“. 
Bei der Berechnung der Durchſchnitte für die Induftrien (aus den Relativzahlen 
der einzelnen Berufe) wurde jeder Beruf als von gleicher Wichtigkeit betrachtet, 
einerlei, ob er ben Lohn eines halben Dutzend oder mehrerer taujend Arbeiter 
darftellte. Als Grundlage der relativen Löhne dienten Durchſchnittslöhne. Doc 
find auch für die Veranihaulihung von Lohnſchwankungen mitteld der Inder— 
Zahlen die „mittleren Löhne“ als Baſis vorzuziehen, was Prof. W. C. Mitchell 
bei Behandlung der Tyluftuation der Löhne in den Vereinigten Staaten von 
1860 —1880 bewies.”) 


i) Fallner, Lohnftatiftit. Allg. Stat. Urd., VI, 1, ©. 9. 

) Bullod, Contributions to the Study of Wage Statistics. Publ. Am. Statist. 
Assoc., Bd. 6, ©. 213 bis 214. 

°) Publ. Am. Statist. Assoc., Bb. 9, S. 338—342, 
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Skigen und Notizen. 


St Die Theorie der Zuwachſtonne auf der Eifenbahn 
ein zuverläffiged Beweißmittel für Die Einführung der 
Schiffahrtsabgaben? 


Von Dr. Hermann Röder in Berlin-Schöneberg. 


Der Plan der preußifchen Regierung, auf den jchiffbaren Flüſſen des 
Landes Abgaben zur Dedung der durch die Flüſſe verurfachten Koften einzu: 
führen, fand auch juriftiiche Verfechter und Gegner. Nachdem nun aud) die wirt: 
ihaftlihe Seite von berufenen Federn genügend erörtert ift, hält es jehr jchwer, 
fi) au8 dem Für und Wider über die Rechtsmäßigkeit der Sache das richtige 
Bild zu Schaffen. Nun wird aber neuerdings von den Abgabenfreunden auf 
den Ausſpruch des ingenieur des Ponts et Chaussies, Charguerand, ver: 
wiejen, den er auf dem meunten internationalen Schiffahrtskongreſſe tat und 
der in dem Safe gipfelte: „Unter gewiffen Bedingungen iſt die Erhebung von 
Schiffahrtsabgaben geboten, wenigitens ift fie von 0,006 bis 0,010 Frs. für 
den Tonnenkilometer zuläffig, ohne daß durch diefe Belaftung die Schiffahrt ihre 
Konkurrenzfähigkeit der Eifenbahn gegenüber verlieren wird.“ Dieſen Sat hat 
ſich bekanntlich auch die preußische Eijenbahn zunutze gemadt. Charguerand 
berechnet die Selbitkoften der Eijenbahn in Frankreich auf 0,0609 Frs., die der 
Ranaliciffahrt auf 0,0391 Frs., einschließlich eine Betrages zur Verzinſung 
und Tilgung des Wegebaufapitals zu fünf Prozent. Dergleihen Verhältniffe find 
natürlicy nicht ohne weiteres auf Preußen oder Deutichland übertragbar. Schon 
im vierten Abjchnitt feiner Kritik „Nachklänge zum neunten internationalen 
Schiffahrtskongreß“ wies Heubad) darauf hin, daß namentlic) die Höhe ber 
Selbitkoften, die der Gütertransport den Eifenbahnen verurjadht, einer Einſchrän— 
fung bedürfe. Dieje Behauptung wird beftätigt, wern man die für die Ver: 
zinfung und Tilgung des Wegebaufapital® in Frankreich vorhandenen Bebin- 
gungen mit denen vergleicht, die für das gefamte Net der deutichen Staatsbahnen 
in Betracht fommen. Es betrug im Jahre 1903 


in Frankreich in Deutichland 
die Sejamtlänge der Hauptbahnen. . . . . 37,255 km 30,304 km 
das Baulapital > 22200 13,821 Mil. Frs. 7,266 Did. Mt. 
die Verzinſung und Tilgung der Kapitalidulde 661 „ „ S18- u’ 
oder in Prozenten - 2 2 2 2 0 5 %o 3 °o 


Die ganz bedeutende Mehrbelaſtung der Selbſtkoſten durch Zinsbeträge 
macht die Höhe der von Charguérand ermittelten Koſten von 6,09 Ets. oder 
4,07 Pig. pro Zonnenkilometer zum Zeil erflärlih. Charguerand geht aber 
bei jeinen Berechnungen von der Borausjegung aus, daß eine Perjon bei der 
—.. auf einen Silometer ebenjohohe Koften verurjacht, wie eine 


3.8. Beterd und Beſt; leider konnte ih den Mayerihen Aufiaß (j.o. ©. 1 ff.) 
bier noch nicht berüdjichtigen. Ich komme darauf zurüd. Der Berf. 
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Tonne Güter, die über die gleiche Strede geführt wird. Er überfieht dabei, 
wie er felbft zugeben muß, die Schwäche dieſer ng nit und jagt 
unter Bezugnahme auf jeine Rechnungsergebnifle: ieje jehr viel anders 
fein würden, wenn man bie Rechnungen für den Perſonen- und den Güter: 
verkehr hätte getrennt führen können? Die Anhänger der Eilenbahn ſowohl 
als die der Kanäle bejahen dieje frage, doch jeder in entgegengeleßtem Sinne.“ 
Die amgedeutete Unficherheit läßt aljo eine Reihe von willkürlichen 
Borausjegungen innerhalb gewiljer Grenzen zu, unter denen die Rechnung ganz 
nad) der vom Rechner beabfichtigten Beweisführung geformt werden kann, was, 
* oben angedeutet, vom Charguérand zugegeben wird. Auch die Verhältniſſe, 
wie fie fi) für den Perſonen- und Güterverkehr in Frankreich und Deutſchland 
geftalten, zeigen jo bedeutende Unterſchiede, die e8 nicht geftatten, das drüben 
in Frankreich erzielte Rejultat für Deutichland zu verwenden. Als Belag bie 
für möge folgende Gegenüberftellung aus demjelben Jahre dienen. E3 wurden 
im ganzen geleiftet — pk bedeutet Perjonenfilometer, tk Tonnenkilometer: — 


Perſonenverkehr —— 

in Frankreih 2 2.0. 12,261 Mill. pk 15,641 tk 

in Deutihland Preußen Hefien 13,04 „ „ 23,996 — 
Dieſe Leiſtungen erforderten Zugkilometer 

in Frankreichh.... 2 2. 205 Mill. 117 Mid. 

in Deutihland.. . . 2» 2... 15 „, 157 „ 
E3 wurden auf jeden Zugfilometer befördert 

in Sranfreid -. -. » 2» 2.2. 60 aeg 134 Tonnen 

in Deutihland.. - . 2. 2... 90 153 


Zu der Bemerkung, daß es wimnſchenswert erſcheint, die Berechnung der 
Selbſtkoſten der Eiſenbahn in bezug auf den Güter- und den Perſonenverkehr 
geſondert vornehmen zu können, ſagt ſchon Heubach: eine ſolche Trennung ſei 
nicht nur wünſchenswert, ſondern durchaus notwendig und dieſer Anſicht ſchließen 
wir uns vollſtändig an. Denn nichts ſteht einer Beſeitigung der Streitfrage, 
ob die Selbſtkoſten der Eiſenbahn oder der Binnenſchiffahrt die geringeren ſeien, 
mehr entgegen, als der Mangel einer feſten Grundlage zur Berechnung der 
Eiſenbahnſelbſtkoſten. Wenn nun aber Heubach weiter die Behauptung aufſtellt, 
daß die Eiſenbahn fähig ſei und auch berechtigt iſt, bei der Tarifbildung gege— 
benen Falles unter die Selbſtkoſten herabzugehen, ſo können wir ihm nicht folgen. 

Heubach argumentiert nämlich folgendermaßen: die Selbſtkoſten des Eiſen— 
bahn⸗Gütertransportes ſtellen ſich pro Achskilometer auf 9 Pf., da nun jede 
Achſe im Durchſchnitt mit 2,5 t Belaſtung läuft, ergeben ſich die Selbſtkoſten 
für ein Tonnenkilometer auf 3,6 Pig. Die Tragfähigkeit der Wagenachſe iſt 
5,8, wird dieſe nicht nur mit 2,5 t, jondern voll ausgenüßt, jo finfen die 
Selbftkoften auf 9,5, 8—1,55 Pig. pro Tonnenkilometer. Die Theorie der 
Zuwachstonne, nad der eine weitere Ermäßigung der Selbitkoften möglich ift, 
erläutert Heubach an dem Beijpiel einer Bahnverwaltung, deren Verkehrsleiſtung 
nod nicht an der Grenze ihrer Leiftungsfähigfeit anlangt und deshalb imitande 
ift, den bisherigen Verkehr zu vergrößern, ohne für Verwaltung und Unter: 
haltung, für Verzinfung und Tilgung der Eifenbahnichuld, jomwie für Penfions- 
faften größere Aufwendungen zu madhen. Dem wachſenden Verkehr kämen als— 
dann nur die Zugbeförderungs-, Zugbegleitungs: und Werkftättenkoften zur Laft 
und dieſe jeien derartig, daß Eijenbahnfradhtjäge bis herab zu 1,0 und 0,8 Pig. 
denfbar wären. 
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Heubad erkennt in dieſen Refultaten nicht allein die Motive der Tarif: 
politit der Eifenbahnverwaltung an, fondern er befennt ſich ausdrüdlich zu der 
Anfıht, daß diefe Politit aus wirtſchaftlichen Gründen vollitändig berechtigt jei. 
Gegen dieſe Auffaffung Front zu machen, bieten die Vorgänge, die fid) aus dem 
Bebiete der Schiffahrtsabgaben und Eijenbahntarife abipielen, um jo eher Ber: 
onlaffung, ala die Gegner der Waflerftraßen die Behauptung: daß die Koften 
des Kanaltransportes höher jeien, als die. Eiſenbahnfrachtkoſten, fortgeſetzt 
vorbringen. 

Daß die „Theorie der Zuwachstonne“ ſich mit ber Praxis nicht vereinigen 
läßt, ift bereitS von Sympher nachgewieſen. Deffen Ausführungen beden ſich 
volljtändig mit der Erfahrung, daß die Folgerungen, die Heubach aus 
der Theorie zieht, hinfällig werden. Sympher beurteilt in feinem 
Referate „Ueber die mwirtichaftliche Bedeutung der Binnenwafferftraßen” den 
Zuwachsverkehr folgendermaßen: „Der Anwendbarkeit der billigen Frachten, die 
dem Zuwachsverkehr entiprechen, fteht in erjter Linie die Unmöglichkeit entgegen, 
den jogenannten bisherigen Verkehr von dem Zuwachsverkehr zu trennen, 
deſſen Erwedung in dem gewünſchten Maße nur mit dem niedrigen „Zumachätarif” 
zu erreichen ilt. Eine Scheidung iſt praktiſch undenkbar und müßte daher jeder 
Frachtnachlaß auf die bereits vorhandene Frequenz ausgedehnt werden. Das 
würde aber entweder zu einem großen Berlufte der Bahn führen, wenn man 
den neuen Zarifen die theoretiihen Zuwachskoſten zugrunde legen jollte — oder 
den beabfichtigten Zweck der Verkehrserleichterung und Verkehrsvermehrung in 
nur unvollfommener Weile fördern — wenn man den Betrag ber zuläjfigen 
Ermäßigung auf den gefamten Verkehr gleichmäßig erweitern wollte.“ 

Damit ift nicht gelagt, daß bie Eijenbahnverwaltung nicht nad) Fracht— 
tarifen, die in den Selbſtkoſten liegen, arbeiten dürfe, im Gegenteil, dies kann 
unter Umftänden von jehr erheblichen voltswirtichaftlihen Worteilen begleitet 
und dann erwünjcht fein, bejonders trijft bies bei den Frachtgütern 
zu, die am niedrigſten bewertet find, 3. B. Dünger, Sand, Kies, Lehm, 
Mergel uſw. Zu derartigen Opfern ift die Eijenbahn befähigt, weil fie ver: 
möge ihrer Organijation den Berluft durd) die reichlichen Einnahmen aus dem 
Transport beſſer bewerteter Güter deden kann, ohne ihre Gejamteinnahmen 
erheblich zu ſchmälern. Daß diefe Nettoeinnahmen ſich auf feinen Fall 
verringern, fann freilich nicht behauptet werden. Die Erörterungen dieler Trage, 
ſowie derjenigen, ob es dem privatwirtihaftlichen und dem volkswirtſchaft— 
Iihen Intereſſe nicht beffer entiprechen würde, wenn die Eiſenbahn auf die ver: 
zehrenden Frachten zugunften der Schiffahrt verzichtet, würde hier aber zu weit 
führen, da es uns darauf ankommt, der Behauptung entgegenzutreten, daß 
die Selbftkoften der Eiſenbahn bei den billigeren ara Bar geringer ala 
die Einnahmen jeien, weil die zumachienden Koſten ſich unterhalb diefer Tarife 
bewegen. | 
Mit der Ausführung, daß nicht 9,2, 5—3,6 Pig., jondern 9,5,8— 1,55 
Pig. als Selbftkoften beim Eijenbahn-Gütertransport anzujehen jeien, weil bie 
durchichnittliche Achſe zwar 2,5 t beträgt, die Ausnußung aber bis zur vollen 
Belaftung von 5,8 t gefteigert werden könne, verläßt Heubad ben Boden 
der Praxis vollftändig, denn er geht von Vorausjegungen aus, die jelbft 
unter den günftigften Verhältniffen und der vollkommenſten Betriebsorganilation 
ala regelmäßige Ericheinungen weder bei der Eilenbahn noch bei der Schiffahrt 
beobachtet find. Ob die Kohlen des Achskilometer wirklih 9 Pig. betragen, it 
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nebenjädhlidy; auch der Umftand, daß jperrige Güter die Tragkraft der Wagen 
nicht völlig auszunugen geftatten, kann überjehen werden, weil hier ein Ausgleich 
durh Erhöhung der Fracht erfolgen kann. Was aber entichieden der Anficht 
Heubachs widerſpricht, iſt bie —28 daß die Frequenz eines Verkehrsweges 
nach beiden Richtungen „hin“ und „her“ nicht die gleiche iſt und meiſtens 
auch nicht die gleiche fein fann. Einen ſchlagenden Beweis für dieſe Behaup— 
tung liefert der Verkehr im Ruhrrevier. Dort wurden im Laufe des Jahres 
1904 täglich zwiſchen 17000 und 20000 Wagen zu 10 Tonnen geitellt, und 
um die Tragkraft diefer Wagen vollftändig auszunugen, mußten fie beladen in 
das Ruhrrevier geſchickt werden, deſſen Lofal- und Umſchlagsverkehr fi) dann 
aber um täglih 180000 Tonnen erhöhen würde. Daß aljo in diefem Falle 
mit der Ausfuhr die Einfuhr unmöglich Schritt halten kann, liegt auf der 
Hand und Ähnliche Verhältniffe laffen fi) an anderen Orten nachweiſen. Außer: 
dem ift zu bedenken, daß die Frequenz eines Verkehrsweges während bes 
Jahres in den Monatsmittelzahlen häufig ganz erheblih ſchwankt, 
dat aljo das Wagenmaterial, welches zur Bewältigung des Verkehrsmaximums 
vorrätig gehalten werden muß, während ber Beit des Minimums unbenußt 
bleibt. Alle diefe Erfahrungen find jo offenkundig, daß es überflüffig ericheint, 
fie durch Beibringung von Zahlen zu erhärten. Sie laflen es unzweideutig als 
einen Fehlgriff erkennen, wenn Heubach von der idealen Borausjegung ausgeht, 
die Ausnüßgung der Tragkraft der Wagen fünne jemals im vollen Umfange im 
Verkehr bewerkitelligt werben. 

Wir gelangen nad) dieſer Darftellung zu dem Schluß, daß der Durchſchnitts— 
betrag der Gelbftloften des Eijenbahn:Gütertransportes während eines Jahres 
fi) ungezwungen ala Nullpunkt der Frachtenfkala bezeichnen läßt: Frachten, 
die diejen Nullpunkt überfteigen, bringen Gewinn, ſolche, die ihn nicht erreichen, 
bringen Berluft. An Stelle des natürlichen einen künſtlichen Nullpunkt 
zu jegen, muß ebenfogut zu einer falſchen Bilanz führen. Ob dies der Fall 
ift, wenn der Kaufmann jeine Betriebsausgaben nicht in der wirklichen, jondern 
in der Höhe berechnet, die fie unter den allergünftigften Bedingungen hätte an- 
nehmen können? Wir glauben e8 nicht. Denn nad) der Theorie der Zuwachs— 
tonne jollen die Selbitfoften geringer werden, wenn der Verkehr an Tonnen— 
zahl zunimmt. Zugegeben, daß dieſe Behauptung zutrifft, jo muß ſich das 
damit ausgeſprochene Gejeh an den Betriebgergebnifjen der einzelnen Eijenbahnen 
de8 ganzen Landes erfennen laffen. Welche Beobadjtungen hat man nun in 
diefer Hinfiht gemacht? Wir laffen in diefer Hinficht die Auslaffungen Chargu— 
érands, Bellingraths und Symphers folgen: Chargusrand erwähnt in jeinem 
Berichte, daß die Verwaltungs-, Betriebs: und Unterhaltungsfoften pro Zug— 
filometer 2,75 re., die Belaftung eines Güterzuges 135 t und die mittleren 
Transportwerte in Frankreich) nahezu diejelben geblieben wären. Bellingrath 
erinnert in feinen Studien über Bau: uud Betriebsmeije eines deutjchen Kanal- 
geſetzes (Seite 102) an den Ausſpruch des Direktor Mteviscen von der Rheinijchen 
Eijenbahn vom Jahre 1873 bei Gelegenheit der Verfammlung der Aktionäre: 
„Unjere Mehrausgaben haben unjere Mehreinnahmen vollftändig verzehrt, und 
zwar in allen den Tyällen, wo diefe Mehreinnahmen durch eine Steigerung der 
Maflentransporte herbeigeführt wurde.” Sympher äußert ſich in feinen Berichten 
über den Wiener Kongreß (Seite 25): „Die Betriebskoften für den Zuwachs— 
verfehr werden zwar billiger ausfallen, ald für die bisherigen Transporte, ein 
Abichlag von 40 bis 50 9* wie er von Kanalgegnern zuweilen verlangt wird, 
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ift jedoch viel zu hoch gegriffen. für mittlere VBerhältniffe dürfte er 20 °/o 
faum erreichen und für betriebsreiche Bahnen mit niedrigen Selbitkoften ganz 
verichwinden.“ Sympher ſtützt jeine Anficht auf eingehende ftatiftiiche Ermitte- 
lungen und führt als Beifpiel an, daß bei der verfehrsreichen Eijenbahndirektion 
Köln trog wachſender Frequenz während der Jahre 1881 bis 1884 eine Zu: 
nahme der durchſchnittlichen Eijenbahnbetriebstoften eingetreten fei- Dieſe Ein— 
heitsfoften pro Perſonen- bzw. Netto:-Tonnenkilometer ftellten ſich auf 100 °o, 
106 %o, 111 %/o und 105 lo. 

An diejes Schlußergebnis möchten wir noch eine Kritik über die Betriebs: 
ergebniffe ber preußiichen Eijenbahnverwaltung in den legten 15 Jahren heiten. 
Hiernach haben ſich die Zransportweiten bei der Perjonen: und Güterbeförderung 
verringert, die Abnahme ift aber jo unbedeutend, daß die Transportweiten als 
fonftant angejehen werden können. Die Urjahe ber Verkehrszunahme 
ift ausfhlieglih auf die Vermehrung der durd die Eijenbahn 
beförderien Perjonen und Tonnen zurüdzuführen. Die Gejamt: 
leiftung der preußiichen Staatsbahnen betrug im Jahre 1905 rund das 2'/2jache 
der Leiftung von 1891. Die Verfehrsdichte hatte eine etwas geringere Zunahme 
in diefem Zeitraum, nämlich 100 bis 165 °o. Mit der Verkehrsdichte ver: 
größerten fih die Gejamtausgaben der Eijenbahnverwaltung in nahezu gleicher 
Höhe. Die auf einen Perfonen:Tonnentilometer reduzierten Koften find in den 
15 Beobadhtungsjahren von 2,78 auf 2,15 Pig. gefallen. Aus den ftatiftiichen 
Ermittelungen läßt fi nicht der Beweis führen, dat die mittleren Betriebs- 
foften unjerer Staatsbahnen mit der Verkehradichte fallen. Der ganz erhebliche 
Umfang der Verkehrszunahme genügt demnach nicht, einen entſcheidenden 
Einfluß auf die Höhe der Einheitskoften auszuüben. Die größte Wahricheinlich- 
feit ipricht dafür, dab die Einheitsfoften bei jeder Verkehrsdichte auf derjelben 
Höhe, aljo unverändert geblieben find. Die beobachteten Schwankungen find aus 
folgenden Urſachen zu erklären: 

a) Beamte, Betriebsmittel und Materialien der Eijenbahn laſſen ſich un: 
möglich in folder Zahl und Mengen zu regelmäßigem Dienit bereit halten, als 
es das augenblidliche Verkehrsbedürfnis erheiicht, es muß vielmehr ftet3 ein 
Ueberfhuß in Rejerve bereit gehalten werden, um einen plößlic eintretenden 
ftärferen Verkehr bewältigen zu können. Die Koften für dieje Rejerven bieten 
Veranlaffung zu den unregelmäßigen Schwankungen der Einheitskoſten. 


b) Neben diefen unregelmäßigen Schwankungen muß eine dauernde Herab- 
minderung der Einheitsfoften durch Verbeſſerung der techniichen Einrichtungen 
und der Organijation der Eijenbahn herbeigeführt werden, wodurch das auf: 
fallende Sinten der Einheitstoften in den 15 Beobadhtungsjahren zu erklären 
ft. Dieſe betragen nämlich im Mittel der fünf Jahre: 1891/1895, 1896/1900, 
1901/1905 für einen Perſonen-Tonnenkilometer 2,50 Mk., 2,14 ME. und 2,12 ME. 
(Millionen-Tonnentilometer). 

Diejes Ergebnis ift für die Binnenichiffahrt von ganz erheblichem inter: 
eſſe, denn die Theorie der Zuwachstonne wird ftets dann angerufen, wenn es 
gilt, die Befähigung der Eijenbahnverwaltung zur Aufrichtung billiger Ausnahmes 
tarife zu begründen. Es handelt ſich aber nach unſerer Beweisführung nur um 
einen Scheingrund, durch deſſen Bejeitigung die Stellung der Binnenſchiffahrt 
in dem Kampfe mit der Eiſenbahn befeftigt und gefichert werden muß. 
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Skizzen und Notizen. 


Literaturberidt. 


Preisausſchreiben Der Dr. Rudolf Schleiden: Stiftung. 


Die rechts: und ſtaatswiſſenſchaftliche Fakultäͤt freiburg i. B. ſetzt in 
Gemäßheit der bei ihr bejtehenden Dr. Rudolf Schleiden-Stiftung einen ‘Preis 
von Eintaujend Mark für die beite Arbeit über folgendes Thema jelt: 

„Die allgemeine Lehre von den Berwaltungsatten (mit Ausnahme 
der Verordnungen und der Akte der Verwaltungsrechtiprehung) auf den 

Gebieten der innern, Heeres- und Finanzverwaltung nad) dem Rechte des 

Deutihen Reich und der größeren deutſchen Einzelftaaten.“ 

Genauere Angaben über da3 Thema und über die Bedingungen der 
Preisbewerbung können von dem Sekretariat der Univerfität bezogen werden. 


Literaturberidht. 


Bürgerliches Recht 


Bland, Dr. G., Bürger!. Geſetzbuch nebſt Ein- 
rg 3. verm. u. verb. Auflage. 

d. IV. Familienreht, Lg. 3 (Schluß) 

(88 1601— 1721); Bd. V. Erbredt, Lig. 1 
(83 1921— 2017). gr. 8°. (S. XII, 441—825 
bezw ©. 1— 216.) Berlin 1906, J. Gutten- 
tag. Mt. 8.70 bezw. 5.—. 

Das erfte dieler Hefte ſchließt die durch 
hohe Gediegenheit ausgezeichnete Daritellung 
des Familienrechts (Ob.-Reg.-Rat Dr. Unzner) 
ab. Das zweite bringt eine Neubearbeitung 
des Erbrecht, zunächſt bis $ 2017 reichend, 
verfaßt von Brof. Dr. Strohal. Es war vor— 
auszufehen, dab der anerfannte Meifter des 
deutichen Erbrechts ein in jeder Hinficht erſt— 
klaſſiges Werk liefern werde. So iſt ind 
bejondere die Lehre von ber Haftung bes 
Erben für die Nahlahverbindlichkeiten muſter— 
gültig dargeftellt. Eine Fülle neuer Gefichts- 
puntie wird erichlofien ; das Prozeßrecht findet 
überall eingehende und ſachkundige Berück— 
fihtigung. Daß eine zwiſchen Bland und 
Strohal beitehende prinzipielle Meinungs- 
verichiedenheit (S.45 f, 137f.) offen als 
ſolche gefennzeichnet und in ihren Folgen 
Margelegt ift, verdient alle Unerfennung. Ders 
artige Gegenfäge jind unvermeidlih. Ber: 
tuſchungsverſuche jchaden nur. 


Staatd- und Vermwaltungsreht. Verwaltung. 


badiſchen Minifterialaften beibringt. 


Der Standpuntt des berühmten Publiziiten 
zu der aus dem Titel erfichtlihen aktuellen 
Frage ijt unſern Leiern aus dem bedeutiamen 
Aufjage desſelben Verfaſſers bekannt, der 
dieſes erite Heft des 40. Jahrganges der 
„Annalen des Deutihen Reich“ einleitet 
und äußerſt mwertvolle8 Material aus den 
Der 





' for the year ending June 30, 1904. 


Widerlegung der befannten Aufitellungen von 


| Beters ift nun der frönende Schlußſtein ein- 


‚gefügt. (Nur zu 5.40 ber angezeigten Schrift 
‚geben wir bezüglih kanaliſierter Streden 
lieber mit2oening, deſſen Anſchauung auch 
‚oben ©. 14 eine Stüße erhält.) 


Report of the Commissioner of Education 
gr. 8°, 
 (CIV, 1176 ©.) Band I Baihington, 1906 
(Governement printing office.) 

Diejer ftattliche I. Band des neueften Annual 
Report, der eine offizielle Drudiadhe der Unter: 
rihtöverwaltung der Union darftellt, ift unge- 
mein reichhaltig. Für uns kommen außer 





‚folgende Bejtandteile in Betracht: 


der Fülle ftatiftiichen Materiald hauptſächlich 
1. Die 
eingehende PBerarbeitung der Sculgejep- 
gebung der verihiedenen Staaten ber Union 
(S. 249—518), eine BZufammenitellung, wie 
fie zuletzt im Annual Report für 1894 ges 
‚geben war. 2. Die interefjanten Arbeiten 
über das Schulwejen in Ländern außerhalb der 


Paper, Dr. Otto, Brof., Schiffahrtsabgaben. | Union (Großbritannien und Irland, Kanada, 


Kritiihe Bemerkungen zu der gleichnamigen 
Schrift des Wirkt. Geh. Oberregierungsrates 
M. Beters, vortr. Rat im preuß. Min. der 
öffentl. Urbeiten. 8°. (59 ©.) Tübingen 07, 
(3. C. B. Mohr) 


ı Yuftralien, Schweden ıc.). 
‚reihe Monographienfompfer unter dem Titel: 
| Education at the 
(5. 863—998). 4. Die danfenäwerte, durch 
Prof. Hatſchelk in Heidelberg (nun in Boien) 


3. Der ſehr lehr= 


St. Louis Exposition 
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beſorgte Zuſammenſtellung der Beſtimmungen faſſers: Reichs- und reichsländiſches Kirchen— 


über Penſionen von Profeſſoren und 
Beamten jomwie ihrer Hinterbliebenen, dann 
über Berjicherung an ben deutſchen Univerfitäten 
(S.133— 247). 5. Material zum Kampfe der 
Schule gegen den Alkohol (S. 581—632). 


Kirhenredt. 
Acta Pontificia et decreta 38. R.R. Con- 


gregationum. Epbemerides Romanae a SSmo. | 


D.N. Pio PP. X. approbatae ac speciali 
benedietione ornatae. Annus III. (Vol. III) 
gr. 8°. (331 ©. und 271 S. Anhang.) Rom, 
06 (Friedrih Puſtet) In Stalien 8. 4.—, 


außerb. Staliens Fr. 5.— | 
Bon dieſer trefflich geleiteten und durch 


außerordentlihe Billigkeit ausgezeichneten 


Sammlung kurialer Erlafje und Entiheidungen | 
Er ents 
bält außer dem reichen fortlaufenden Materiale 


ift uns der III. Band zugegangen. 
insbejondere auch das Weißbuch über bie 


Verhandlungen, betreffend die Trennung von 


Staat und Kirche in Frankreich. Die Acta 
Pontificia erſchienen künftig zugleich als Fort⸗ 
iegung der analogen, den Zitel, „Nuntius 
Bomanus“ führenden Zeitichrift, die 24 Jahre 
hindurch beftand. 


Geigel, F., Regierungsrat a. D., Kirchen ⸗ 
in 
und Elſaß-Lothringen. gr. 8°. | 


iteuern, Friedhöfe, 
Preußen 
(108 ©.) Straßburg i. E., 06 
Rour & Eo.) . 

In der mertvollen Scrift fteden vor 
allem ſorgfältig gearbeitete kommentierte 
Ausgaben folgender Bejepe: a) Der preußiichen 
Kirhenitenergeießgebung von 1903/06 (über 
firhl. Hilfstonds mit Didzejanumlagen, 


reform. Synode 


(F. &. Le 
— 


Geſamtverbandsumlagen und örtliche Kirchen- 
fteuern), wobei von den für die katholiſche 


Kirche geltenden Normen ausgegangen, aber 
auf die für die evangeliihen Landeskirchen 
geltenden, in der Hauptſache überein» 
ftimmenden Regelungen und auf deren Ab— 
weihungen hingewieſen ift (S. 5—57); b) des 
reihsländiihen Geſetzes von 1901 über 
Gehalts⸗ und Penſionsverhältniſſe der prot. 
Pfarrer und Gürjorge für deren Witwen und 
Baijen, wonah Xandesfirchenfteuern von 


Staat3 wegen und unter ausſchließlich ſtaat⸗ 


lichet Verwaltung zu erheben find (S.57— 65); 
e) des reihsländiihen Geſetzes von 1905 
über die reformierte (unierte) Synode 


(5.%6— 102). Außerdem wird eine interejjante 


Abhandlung über die Friedhöfe nad) Reichs-, 
dreußiſchem und reihsländiihem Rechte 
geboten (S. 76—%). Eine Fülle von Ber: 
weilungen führt auf Material aud für 


andere Rechtögebiete. Diein ſich abgeſchloſſene 


Arbeit bildet zugleich einen Ergänzungsband 
zu den befannten größeren Werten des Ber: 


und 


Stiftungsreht (1899/1900 im gleichen 
Berlag). Wenn dieſes ganz oder teilmeife 
(Ib fath., II prot., ifr., Ia gemeinjamer Teil) 
mitbezogen wird, treten ermäßigte Gejamt- 


‚ preije ein. 


Gewerbe: und Verſicherungsrecht. 


Göße, E., Generalſekr, und P. Schindler, 
Bureauvorfteber, Jahrbuch (früher Taſchen— 
| falender) der Arbeiterverfiherung 1907. Zum 

Gebrauche bei Handhabung der Arbeitervers 





ſicherungsgeſetze. Nach amtlihen Quellen 
zujammengeftellt. 18. Jahrg. 12°. Teil I. 
Unfallverfiherung. XXXIX ©. int. Ralen« 
darium, Screibpapier und 749 Geiten.) 
Teil II: Invalidenverfiherung, Krankenver— 
fiherung und ortsüblide Taglöhne ıc. 
(XXXIX ©. inft. Kalendarium, Schreib— 
papier und 869 Seiten.) Berlin (Liebeliche 
Buch.) geb. je 5.—, zuſ. 9.— 

Die Reichhaltigkeit, praltiſche Brauchbarkeit 
und Hanbdlichkeit dieſs gut eingeführten Wertes 
find befannt. Beſonders zu beadıten ift, daß 
den Gejegesterten ſachgemäße Erläuterungen 
und Dinweije beigegeben find. 





Landmann, Robert, d., Kommentar zur Gewerbe⸗ 
ordnung für das Deutſche Reid, unter Mit- 
wirtung von Dr. Guftad Rohmer, heraus 

egeben. 5. Aufl. I. Bb. Einleitung und 
ewerbeordnung 8$ 1—104 n. gr. 8°. (IX 
u. 798 ©.) Münden 07. (E. H. Bed.) 


Dieſes Werk fteht nicht nur unter den 
Kommentaren zur Gewerbeordnung obenan, 
ſondern gehört auch längft zu dem erwählten 
Kreiſe der einer unbeitrittenen, alljeitigen Ans 
erfennung jich erfreuenden standard works der 
deutichen juriftiichen Literatur überhaupt. Es 
bat jeine hervorragende Stellung während der 
Fortführung durch Nohmer behauptet. Diejer 
hat noch im vorliegenden erjten Band der 5. Aufs 
lage den VI. Zitel (Innungen, Handwerks— 
fammern 2c.) fommentiert und wird zum zweiten 
Band eine Neubearbeitung des Kinderihuß- 
' gejepes liefern. Im übrigen, aljo für weitaus 
den größten Teil des Stoffes bat aber Ex— 
zellenz v. Sandmann jelbjt fi) wieder dem 
Merle gewidmet. Beionderen Intereſſes 
fiher ift aud die nad gründlicher Ueber— 
prüfung erfolgte neue Stellungnahme des 
Berfafjerd zu verjchiedenen wichtigen fragen, 
die teilweije von grundſätzlicher Bedeutung find. 








Finanzweſen und Volkswirtſchaft. 


Baumgarten, Dr. Ferdinand, Rechtsanwalt, 
Privatdoz. an der Univerſität Budapeſt, u. 
Vr. Arkhur Meszlenyg, Amtsrichter in 
Budapeſt, Kartelle und Trufts. Ihre Stellung 
im Wirtſchafts- und Rechtsſyſtem der wichtig 
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ften Rulturitaaten. Eine nationalökonomiſch— 
juriftiiche Studie. Breisgefrönt von der Ungar. 
Alademie der Wiſſenſchaften. (VI u. 362 ©.) 
Berlin 06 (Dtto Liebmann). Preis ME. 8.50 
Das vorliegende Werk ift von der unga- 
riijhen Akademie der Wiſſenſchaften mit einem 
Preiſe bedacht worden. Schon dieje Tatſache 
empfiehlt es der Beachtung und berechtigt den 
Leſer zu befonderen Erwartungen. Wir fönnen 
nad einer gründlihen Durdlicht des Wertes 
bejtätigen, daß dieje nicht getäuſcht werden. 
Jedenfalls iſt das Buch der Herren Dr. Baum: 
garten und Dr. Meszleny das umfafiendite und 


vieljeitigfte, das wir über die Kartelle bejigen; 


es bietet reiches tatlächliches Material und die 


Unterjuhungen über Wejen, een und 


Birkungen ujw. der Kartelle find mit großem 
Scharfjinn geführt und in den Zuſammenhang 


mit den allgemeinen wirticaftlihen Erſchei— 


nungen gelegt. Wohltuend berührt die be» 
fonnene und objektive Art der Behandlung. 


manden 


ferenda finden. Allerdings handelt es ſich 
bier um eine bejonders ichwierige Frage, die 
völlig löjen zu wollen, heute wohl noch ver— 
frübt ift. Auch wir vermögen den Verfajjern 


nicht in allen ihren Vorſchlägen zu folgen, 


namentlich jcheinen uns die dem Steuerweien 
zugedadten Aufgaben ſchwer und teilweiſe gar 
nicht lösbar. Dieje und einige andere Aus: 
ftellungen, die wir hier nicht weiter verfolgen 
tönnen, dürfen aber unſer günjtiges Geſamt— 
urteil über das trefflihe Buch nicht beeinfluflen. 
Es wird alle, denen bisher das Kartellweſen 
fremd geblieben ijt, in erihöpfender Weiſe 
damit befannt maden und allen, die es be- 
n fennen, viel Belehrung und Anregung 
eten. 


Büder, Dr. Karl, Brof., Die Entſtehung der 
Volkswirtſchaft. Vorträge und Berjuce. 
5. flart verm. u. verb. Mufl. gr. 8. (XI, 
463 ©.) Tübingen, 06 (9. Laupp) 

6.—; geb. 7.20 


Die unter dem obigen Sammeltitel ver: | 


öffentlihten Vorträge KR. Büchers bedürfen 
feiner bejonderen Empfehlung mehr. Der 
jeltene Erfolg, den dieje geiftreihen, auf ein— 
gehenden Studien beruhenden und dabei in 
anziehender Form geichriebenen Abhandlungen 
gerunden haben, verbürgt ihre Güte. Dem 
. günftigen Urteile, das wir in ben „Lite 
rariihen Mitteilungen“ gelegentlih der Be— 
jprehung der 4. Auflage gefällt haben und 
dad in vielen anderen Rezenſionen zum 
Ausdruck gefommen ift, haben wir nur hin— 
zuzufügen, dab der Berfajier die Verträge 
einer jorgfältigen Durchſicht rüdjichtlid des 


‚Jenne, 
Am wenigiten Zuſtimmung und vielleiht | Unterridhtsweien in 
iderijpruc werden die Ausführungen | 
der Verfaſſer bezüglich ihrer Vorſchläge de lege 


Literaturbericht. 


Inhalts und der Form unterzogen hat, und 
daß die vorliegende 5 Auflage gegenüber 
‚der 4. Uuflage um zwei Vorträge bereichert 
worden iſt. Die 5. Auflage enthält folgende 
Abhandlungen: 1. Der mirtichaftlihe Ur: 
zuftand; 2. Die Birtihaft der Naturvölter ; 
3. Die Entjtehung der Volkswirtſchaft; 4. Die 
gewerblichen Betriebsſyſteme in ihrer geichicht- 
liden Entwidlung; 5. Der Niedergang des 
Handwerk; 6. Die Anfänge des Zeitungs 
weſens; 7. Arbeitsvereinigung und Arbeits: 
gemeinſchaft; 8. Die Arbeitsteilung; 9. Ar— 
beitsgliederung und foziale Klafienbildung ; 
10. Großitadttypen aus fünf Jahrtaujenden; 
11. Die joziale Gliederung einer mittel» 
alterlihen Stadt; 12. Die inneren Wande— 
rungen und das Städtewejen in ihrer ent- 
widlungsgeihichtlihen Bedeutung. Bon diejen 
Vorträgen find 10 und 11 neu aufgenommen. 


Dr. Hch, Das landwirticaftliche 
Bayern. gr. 8°. (X, 
286 ©.) Leipzig, 06 (N. Deichert Nadıf.) 5.50 

Die Abjicht des Verfafjerd war, eine voll- 
ftändige Ueberfiht über alle dem landiwirt: 
ſchaftlichen Unterriht in Bayern dienende 

Anſtalten von der landwirtichaftlichen Ab— 

teilung der Tehniihen Hochſchule in München 
bis herab zu den ländlihen Fortbildungs- 

ihulen und dem YBanderunterricht zu geben. 

Dieje Abficht ift erreiht. Denn die Arbeit, 

die mit einer kurzen Einleitung über die 

bejondere Stellung Bayerns als Agraritaat 
und mit einem geichichtlichen Ueberblick über 
die ländlihen Unterrichtsanftalten früherer 

Jahrzehnte beginnt, gibt in der Tat ein er- 

ihöpfende8 Bild von den zurzeit beitehenden 

landwirtſchaftlichen Unterrichtsanftalten auf 





Grund der offiziellen Dentichriften, ſtatiſtiſchen 
Werke, AnftaltSprogramme ujw. und regijtriert 
gewiſſenhaft jeden Schüler auch der kleinſten 
Acerbauſchule. Es iſt jozgujagen eine Samm- 
lung von Anftaltsprogrammen und al® jolche 
nicht ohne Wert. 


Beröffentlichungen des Deutichen Bereins f. 

Verſicherungswiſſenſchaft. 5 v. Dr. A. 

| Manes. gr. 8. Berlin (E. Mittler & Sohn) 
Heft X: Die Gewinnbeteiligung der Ver— 
fiherten 6b. d. i. Deutih. Reihe arb. 
Rebensveri.-Gejellih. (IV, 109 ©.) 1906. 
Heft XI: Die gebräudliciten Sterblichkeits— 
tafeln der im Deutihd. Reiche arbeit. 
Lebensverfiherungsunternehmungen. 1906. 


Die vorliegenden Hefte find vom Kaiſ. 
Auflihtsamt für WBrivatverfiberung dem 
V, internationlen Kongreß für Verfiherungs- 
Wiljenihaft zu Berlin gewidmet worden. 
Heft X zerfällt in einen allgemeinen und 
einen bejonderen Teil. Der allgemeine Zeil 
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gibt in großen Zügen eine theoretiihe Dar: 


ftelung derjenigen Srundiäße und Syſteme, 


welche jih aus dem praftiichen Geſchäfté— 
betriebe der im Deutihen Reihe arbeitenden 
Lebensverſicherungs ⸗ Unternehmungen hiſto— 
riſch entwickelt haben. In dem zweiten, 
beſonderen Zeil werden mit möglichſter Voll— 
ſtändigleit diejenigen Einrichtungen geſchildert, 


welche die einzelnen Geiellihaiten rückſichtlich 


Berjicherten 
wieder in 


der 
getroffen haben. 


Gewinnbeteiligung 
Dabei 


ihrer 
find 


toben Zügen die für das angemwenbete | 


item barafterijtiihen Punkte hervorgehoben, 
dagegen Einzelheiten von untergeordneter 
Bedeutung weggelafjen worden. Zur näheren 
Erläuterung jind beiden Zeilen mehrere 
Tabellen beigegeben. Heit XI gibt eine 
vergleihende Darjtellung der gebräuchlichſten 


im Deutſchen Reiche tatſächlich angewendeten 


Sterblichkeitstafeln einerſeits und der aus 
den Sterbenswaährſcheinlichkeiten abgeleiteten 
Werte (Mettoprämien, Renten, Prämien— 
veſerven) andrerſeits Es werden drei 
Gruppen von Sterblichkeitstafeln behandelt: 
Renten =» Sterblichfeitstafeln, ZTodesfalltafeln 
alten Syitems und allgemeine Bevölterungs- 
tafeln. Die Todesfalltafeln neuen Syſtems, 
bei denen durch Abitufung des Beobachtungs— 
materials nad) der abgelaufenen Berfiherungs= 
dauer eine Berüdjihtigung der Wirkung der 
ärztlihen Unterjuhung jtattfindet, konnten 
leider nicht behandelt werden. Es bedarf 
feiner Wuseinanderiegung, dab die vor= 
liegenden Publikationen des kgl. Auffichts- 
amtes jehr wertvoll jind, und es ift dankbar 
zu begrüßen, dab dieſes Amt die reichen Er— 


fahrungen, die es zu machen in der Lage iſt, 
| 


der Allgemeinheit zugänglid madt. 





Der Reduftion find bis zum 15. Januar 1907 
folgende Schriften zugegangen, deren Beipredung ie 
nad) Raum und Welegenbeit vorbesalten wird, 
Adhbilles, Dr. A. Bürgerl. Gejepbuh u. 
Einj.»Gej. 5. Aufl. 8°. 1162 ©. Berlin (F. 
Guttentag) geh. 6.50 
Acwortdh, B.M., Grundzüge der Eiienbahn: 


wirticbaftälehre. Ueberſetzt vd. Dr. v. Wittet. 


175 ©. Bien (Manz) 2.30 


Adides,Dr. 5. Preuß Rommunalabgaben- | 


geieg 12°. 204 ©. Berlin (J. Guttentag) 
geb. 1.50 

Antoni, Dr G, D. Geſeß betr. d. Unterhalt 
d. öff. Voltsſchulen v. 28. VIL 06. 8°. 176 ©. 
Köin (Bachem) 3.40 

Arnold, H., D. ehel. Güterreht von Mül- 
hauen i. €. am Ausg. d. Mittelalters 8°. 
12 ©. Heidelberg (Winter) 1.80 

Aron, Dr. E., D. Reichserbſchaftsſteuergeſetz 
8°. 134 ©. Seipgig (E. 2. Hirſchfeld) 3.— 
Barth, Dr. F. &., Hildebert von Lavardin 
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' u. das firdl. Stellenbejegungsr. 8%. 489 ©. 
Stuttgart (F. Ente) 16.— 

Bernhard, Dr. Ludw., Handbuh der 
Köhnungsmethoden. 8". 234 ©. u. 4 farb. 
Tafeln. Leipzig (Dunder & Humblot) 7.60 

Binding, Dr. K. Verf-Urkunde f. Bayern 
8°. 336 u. 38 ©. Leipzig (Engelmann) 5.60 

Blaſchke, Dr. E, Borlefungen über mathe— 
met. Statijtit. Gr. 8%. 263 ©. Leipzig (B. ©. 
Teubner) geb. 7.40 

Bolze, Dr, Rechte d. Angeit. u. Arbeiter an 
den Erfindungen ihres Etabliffements. Gr. 8°. 
44 ©. Leipzig (Alad. Verlag G. m b. 9.) 

Brunner, Sch. Deutihe Rechtsgeſchichte 

ı 1. 8b. 2. Aufl. Lex. 8°. 629 ©. Leipzig 

(Dunder & Humblot) 14.— 

Crome, Dr. E., Geordnete u. ordentliche 
Buchführg 8°. 27 ©. Tübingen (I. €. B. 
Mohr) —.50 ; 

Guno, Dr. ®., Bigarettenfteuergejeg. 12°. 
139 S Berlin (I. Suttentag) geb. 1.80 

'Daude, Strafgeſetzbuch. 10. Aufl. 8% Berlin 
(9. ®. Müller) geb. 3.60 
Die Geſellſchaft. Hrsg. v. Buber. Bd. I 
Sombart, ®roletariat ; Bd. II Simmel, Re- 
ligion; Bd. III Ular, Bolitit; Bd. IV Bernitein, 
D. Streit; 8%. Frankfurt a. M. (Rütten & 
Xoening) je 1.50 

Die Lage der Berfftättenarbeiter 

\ der f. f. Staatöbahnen. 4°. 119 ©. Bien 

(Hölder) 

Doerkes-Boppard, Dr. ®.N., D. Immu— 
nität d. Neichdtagsabgeordneten. 8%. 226. 
Berlin (Buttlammer & Mühlbrecht) —.80 

Eber3, Dr. G. J. Devolutiondredt, vor— 
nebhmi. n. fath. Kirchenrecht. 8°. 448 ©. Stutt- 
gart (F. Ente) 17.60 

‚Ehrenberg, Dr. Hs., D. Eijenbüttentehnif 


S 

Stuttgart (Cotta). 
Endrücks, Dr. B., D. Beſteuerung d. Wan— 
dergewerbes. 8°. 146S. Leipzig (Deichert) 2.80. 


Fernow, U, Preuß. Einfommenjteuergejeß 
12°. 487 ©. Berlin (I. Guttentag) 3.— 
Fiſcher, O, Grundbudordnung. 4. Aufl. 
12%. Berlin (Guttentag) geb. 2.— 
Formularbud f. d. freiw. Gerichtöbarleit. 
Berf. auf Beranlahg. d. Berl. Anwaltsvereins 
11. Z1.: BGB., Erbredt. Or. 8°. 5.607 -- 842 
Berlin (E. Heymann) 4.50 
'®erloff, Dr. ®., D. kantonale Beſteuerung 
d. Altiengeiellic. i. d. Schweiz 8°. 264 ©. 
Bern (A. Frande) 4.— 
Goerlig, Th. D. Uebertragg. liegenden 
' Gutes. 8°. 148 ©. Heidelberg (Winter) 2.— 
Grotewold, Ehr, Das Finanziyitem des 
Deutihen Reichs. 8°. 150 5. Leipzig (E. €. 
Poeſchel) 2.— 
Gruber, Dr. Eh, Wirtſchaftliche Erdkunde. 
| 12°. 137 ©. Leipzig (Teubner) geb. 1.— 





' u. ber deutiche Hüttenarbeiter. 8°, 204 
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Gutmann, Dr. Jul, Ueber den ameri« 
faniichen Stahltruſt. Gr. 8*. 160 ©. Eſſen 
(8. D. Baedeler) 3.— 

Harburger, Dr. 5, —— 
2. Aufl. 12°. Münden C. H. Bed) 2 
Hatichet,Dr. Zul,, Engl. Staatsrecht. Il. .: 


g- 


Bermwaltg. 8°. 710 S. Tübingen (J. C. 8. 
Mohr) 2.— 
Henle, Dr. ®. v. und €. Habel, Bay. 


Geſetz z. Ausf. d. RZBO. 3. Aufl. 12°. 192 ©. | 


Münden (E. H. Bed) geb. 2.25 
Heſſe, M., D. Rechtsſchuß d. Geſchäfis⸗ und 


Betriebsgeheimniſſe in Deutſchland 8°. 120. 


Leipzig (Dietrich) 2.40 

Hoffmann, Dr. H. v., Deutſches Kolonial— 
recht. 12%. 150 ©. Leipzig (Böjchen) geb. —.80 
Hoffmann, R, Neichderbichaftäfteuergefeg. 
8°. Leipzig (Roßberg) geb. 5.— 

Horn, Dr. Rid., D. Eigentümerhypothet 
gr. 8°, 19865. Breslau (M. & H. Marcus) 5.60 
Huber, Dr. F. C., Brof., 3. Een 
u. gewerbl. Fortbildung Lex. 8°. 45 © 
Stuttgart (Selbftverlag) 

Kaufmann, R.v, 
in Großbritannien, Frankreich, Preußen. 
1/II. ®b. Xer. 8°. 336 und 534 ©. Leipzig 
(E. 8. Hirfhield) 27.—, geb. 31.— 

Kirihberg, Dr. M., Der Boftihug. 8°. 
244 ©. Leipzig (C. V. Dirichfeld) 5.40 

Kobler, Dr. J. M. Minh, Die Pa— 


und 
tentgejeße d. Vlter Bd. I Lig 3—5 Ler. 8°, | 


©. 202—588. Berlin {R. v. Deder) 23.50 
Kred, Grundbuchordnung. 3. Aufl. 
Münden (E. H. Bed) 1.40 


unbewegl. Vermögen. 12°, Berlin (J. @ut- 
tentag) 2.— 

Runze, F. und Dr. ©. Kautz, Redits- 
Bag d. K. Br. a rg 
* v. Parey. 4. Aufl. gr. 8%. Ergzgsbd 

/6. 818 S. Berlin ig Guttentag) 
gauterbad, Dr. Eug., D. Staatd- u. Kom: 
munal-Befteverung gr. 8°. 241 ©. Berlin 

(F. Bahlen) geb. 7.— 

Lindemann, Regifterführung. 8°. Berlin 
8 Guttentag) 4.50 

Liſzt, Dr. © v., D. Pflichten d. auferehel. 
Konkumbenten. gr. 8°. 156 ©. Bien (W. 
Braumüller) 3.40 

Löwe, Dr. E., D. Strafprozehordnung. Mit 
Kommentar. 12. Aufl. bearb. von Dr. Hell: 
a eg gr.8°. 1072 ©. Berlin (3. Guttentag) 


Merzbacher, S, RG. betr. d. Erwerbö- 
und ———— v.20. V.1898,. 
2. ie 12°, 336 ©. Münden (E. 9. Bed) 

eb. 3.— 
I —Cuno, Gemerbegericht® = Gej. | 

6. Aufl. Berlin (J. Guttentag) 2.20 


D. Kommunalfinanzen | 


12°. | 
ſKrech⸗-Fiſcher, Zwangsvollſtredg. in das 


Riteraturbericht. 


‚Müller, €, F. K. von Savigny. 8%. 32 ©, 
Seinsig ® Beicher) 1.— 
DOgilvie,®, Das Redt auf Grundei 
8°. 120 ©. „kein (E. 2. Hirichfeld) 

Bedert, ilitärgejepgebg., Militär 
———— Milit. Oberbefehl. 8°, 56 ©. 
Münden (Th. Adermann) 1.20 

Piloty, Dr. R, D. Verfaſſungsurkunde d. 
Kgr. Bayern. 2. Aufl. bearb. von v. Sut 
ner. 8°. 459 ©. Münden (E. H. Bed) 

Pinkus, Dr. NR, D. Broblem J Normalen 
i. d. Nat.-Oetonomie. 8°, 295 ©. Leipzig 
(Dunder & Humblot) 6.60 

Pitaval, Der, der Gegenwart. Hrsg. von 
Dr. Frant, Roſcher, Schmidt. Bd. HI 9.3 
8°. ©. 183— 267. Leipzig (E. 2. Hirichfeld) 1.60 

Preuß, 9, D. Entwidlung d. beutichen 

| Städteweiens. gr. 8°. 379 5 Leipzig (B. ©. 
Teubner) 4.80 

Raumer, Dr. €. v. und Dr. €. Spaeth, 
Lebensmitteltontrolle. 8°. 213 8. Münden 
(€. 9. Bed) 

Riedel, Dr. A. Frh. v., ee 
7. Aufl. hrsg. von v. Sutner 8”. 
Münden (E. H. Bed) geb. I.— 

Rumpf, Dr. M., Gejeg und Richter. 8°, 
Berlin (D. Liebmann) 4.— 

Runkel-Langsdorff, Dr. ®, D. Folgen 

‚ d. Erwerb eig. Aktien durch d. Attien ejell- 

ſchaft. 8%. 1115. Leipzig (Dunder & Hum- 


biot) 2.80 
Salomon, Alice, Die Urfaden der un: 
gleihen Entlohnung v. Männer: u. Frauen 
eipzig (Dunder & Hum⸗ 


arbeit. 8°. 132 ©. 
blot) 3.20 
Schoenborn, ®., D. Oberauffihtsrecht des 
Staated im mob. deutihen Strafr. 8°. 63 ©. 
Heidelberg (E. Winter) 
Stier-SomlIo,Dr., — d. Verwaltungs⸗ 
rechts. 1. Jahrg. Lex. 8°. 513 ©. Berlin (F. 
Vahlen) 11.— 


a“ 





Sydow-Bujd, Konturdordnung und Ans 
fehtungsgefep. 10. Aufl. 12°, Berlin (3. 
Buttentag) 2.25. 

Thomfen, Dr. Andr., D. deutich —— 
(Allg. —— Gr. 8°, Berlin (Struppe & 
Bindler) 4 


Irzeinsti, ‚ Dr. F. v., Ruffid-potntfce u. 
galizifche Wanderarbeiter. 8°. 145 &. Stutt- 
gart (Eottaı 3.20 

Wiedenfeld, Dr. &., Hamburg als Belt: 
bajen. 8°. 47 ©. u. 1 Karte. Dresden (v. 
Bahn & — 1.50 

Wilbrandt, R a —— 8°, 1396, 
Leipzig (B. 6, Teubner geb. 1 

Wollenzien, J. und ——— Die 
erichtl. Kalkulation. 2. Aufl. T.—10. (Schluß-) 
teig. Gr. 8°. S. 481 -902. Leipzig Goßberg) 

4130 
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Fortſetzung don der 2. Umſchlagſeite: 


Minifterberantwortlichkeit in Heflen. Iſt im 
Großherzogtum Heſſen die Geltendmahung 
der ftaatörechtlichen Minifterverantwortlich: 
teit durch die Reichsjuſtizgeſetze aufgchoben 
oder niht? Bon Dr. Karl Erjelborn in 
Darmitadt. 


u ber Frage „Fabrik“ oder „Hand: 
wert” on Julius Werfmeifter, Hand— 
werfäfammer»Sefretär in Greiz, 


Zur Immunität der Reichötagdabgeordueten. 
Bon Landgerihtsrat Dr. Ernft Müller« 
Meiningen. 


Haftung der Gifenbahnen. Eine jyftematijche 
Darftelung. Von Dr. Paul Hammer in 
Würzburg. 

Deijendenztheorie und Eozialreht. Non Dr. 
Hermann Rehın, Profeflor der Rechte in 
Straßburg i. €. 


Die Wertzuwachsſteuer. Bon Stadtrat 9. von 
Frankenberg in Braunſchweig. 


Die verſchwiegene Wahlurue. Bon Profeſſor 
R Siegfried in Königsberg i. Pr. 


Abhandlungen volks- und finan 


1 


Sur Geſchichte des Schuldenweſens enropä: 
iſcher Staaten BonKarlSeiffertin Hof. 


Das Aſylrecht des engliſchen Parlaments. 
Bon Dr. Julius Stiel, Profeſſor 
der — an der Kgl. Akademie zu Poſen. 


Die Reform der Berwaltungsgerichtsbarkeit 
in Elſaßß-Lothringen. Bon Werner 
Rojenberg, Landgeridhtärat in Straß 
burg i Eifah. 


Aus der politifchen Korreſpondenz des Geh. 
Lean. Rated und ſpäteren Gefandten v. 
Kuflerow. Bon Heinrich v. Poſchinger. 


Die — * eined Rieſenvermögens. Von 
Dstar Stillich, Dozent an der 
ah in Berlin. 


Die Beftimmungen des 5 126 b der Reichs: 
gewerbeordunug in Rüdfiht auf das Lehr: 
verhältnis u Ad Hausſohn und dem die 
elterlihe Gewalt ansübenden Vater. Von 
Julius Werkmeiſter, Handeldfammer- 
jefretär in Greiz. 


wirtichaftlichen, ſowie ftatiftiichen Inhalts wollen 


an Herrn Profeflor Dr. Karl Theodor von Eheberg, Erlangen, jolhe ftaats- und 
verwaltungsredhtlichen oder jonftigen rechtswiſſenſchaftlichen Inhalts an Herren Profeflor 
Dr. Anton Dyroff, Münden Raiferitraße 2, eingefandt werden. 

Die Rüdjeiten der Manufkriptblätter jollen unbefchrieben jein. Das Honorar 


wird nad) Ablauf des Halbjahrs gezahlt, in dem der Abdrud erfolgte. 


Don Ab: 


bandlungen werden, wenn nicht eine bejondere Vereinbarung getroffen ift, 20 Sonder: 


abzüge koſtenlos geliefert. 


Bei Annahme von Beiträgen für die Rubrik 


„Skizzen und Notizen“ erfolgt 


eine bejondere Erflärung nicht, dagegen wird im falle der Ablehnung für baldige 


Rüdjendung Sorge getragen. 


Durch Annahme zum Abdrud erwirbt die Verlagsfirma das alleinige un: 


beihräntte Vervielfältigungsredt. 
Münden, Cenbachplatz 1. 





3. Schweitzer Verlag 


(Arthur Sellier). 





Die Firma-J. Schweiger Sortiment in Münden, Lenbahplaß 1, hat die Jahrgänge 1—33 
(1868— 1900) ſowie die Eeparatabdrüde der „Annalen“ übernommen und offeriert, jo lange die 


Vorräte reichen, 


Jahrg. 18681906, voNitändige Serie mit den vergriffenen und jeltenen 
Sahrgängen 1868, 1869 u. 1880 gut un — mt. 250 — 


1870 — 74 gut gebunden 


„1881-1906 , R 


—— — 
J 


Kleinere Serien, einzelne Bände, einzelne Hefte und Seyaratabdrüde je nach Vorrat zu 
entiprechenden Preiſen. 
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Leipziger / eitschr — 


für Handels-, Konkurs: und B—— — \ 
herausgegeben von SE 

Dr. A. Düringer Dr. E, Jaeger H. Könige * 
Reichsgerichterat Reichsgerichtarat 


Professor an der Universität Leiprig 


— — J, Schweltzer Verlag (Arthur Seller) in München. 


Halbjährlich 6 Hefte in — 
Preis halbjährlich Mk. 10.—. 


Soeben erschien die 2. Nummer. 


Die 1. und 2. Nummer enthalten folgende Abhandlungen: 


Bolze, Dr., Reichsgerichts-Senatspräsident a. D. in ai Haftung der Aktien- 
gesellschaft aus Verträgen über ihre Aktien und aus Arglist, 

Hachenburg, Dr., Rechtsanwalt in Mannheim, Der Verzug bei Sukzessivlieferungen. 

Seuffert, Dr. L. Y., Professor in München, Wiederkaufsrecht und Wiederverkaufs- 
recht während des Konkurses. 

Wolff, Dr., Oberlandesgerichtsrat in Hamm, ‘Die Rechtsstellung des Konkurs- 

verwalters zur Verjährung während des Anfechtungsprozesses. 

Emminghaus, Dr., Professor in Gotha, Die Ansprüche der Ehefrau an der Lebens- 
versicherungssumme des Ehemannes im Todesfalle und im Nachlass-Konkurs. 
Gibt es ein Eintrittsrecht der Frau im letzteren Falle? 

Düringer, Dr., Reichsgerichtsrat, Zur Aufsichtsratsfrage. 

Düringer Dr., Reichsgerichtsrat, Das Bankdepotgesetz. 

Jaeger, Dr., Professor in Leipzig, Wechselbürgschaft zugunsten einer bevor- 
rechteten Konkursforderung. 

Könige, Reichsgerichtsrat, Ist das Verlangen sofortiger Vertragserfüllung als # 
Setzung einer Nachfrist im Sinne des $ 326 BGB. anzuerkennen ? 

Riesser, Dr., Prof. in Berlin, Das Bedürfnis nach einem deutschen Scheckgesetz. 

Kohler, Dr., "Prof. in Berlin, Marke und Warenbenennung. 

Pollak, Dr., Prof. in Wien, "Der Vergleich zur Konkursabwendung in Oesterreich, 

Kretzschmar, OLG.-Rat in Dresden, Die Eintragung des Konkursvermerks bei der 
Briefhypothek (Briefgrundschuld, Briefrentenschuld). 

Brodmann, OLG.-Rat in Hamburg, Zur Theorie des Versicherungsvertrages. 

Düringer, wi Reichsgerichtsrat, Die kurze Verjährung der Gewährleistungs- 
ansprüche 

Jaeger, Dr., Prof. in Leipzig, Die Denkschrift über das gerichtliche Zwangs- 
vergleichs-Verfahren, 

Könige, Reichsgerichtsrat, Ist die Kollektivversicherung ein einheitlicher Vertrag 
oder besteht sie aus einer Reihe selbständiger Versicherungsverträge. 


In den nächsten Nummern erscheinen: 


Ehrenberg, Dr., Prof. in Göttingen, Der Begriff des Versicherungsvertrags. x 
— — Die rechtliche Gebundenheit des Aktionärs gegen die 7 
esellschaft R\. 
Oberneck, Dr., Justizr., Die Eigentümerhypothek im Konkurse. 
Rausnitz, Justizr., Der Einfinss der Konkurse auf das Verfahren der freiwilligen A 
Gerichtsbarkeit. 
Ritter, Dr., OLG.-Rat in Hamburg, Cessio legis im Versicherungsrecht. - 
Schneider, OLG.-Rat in Stettin, Ueber Vertragsstrafen im Versicherungsrechte. 
Ullmann, Rechtsanw. in Magdeburg, Ehevertrag und Gläubigeranfechtung. 
Voss, Amtsger-Rat a. D. in Stralsund, Ueber den Schutz der Beteiligten g 
——— —— im Grenzverhältnis zwischen konkursbefs ıgenem 
d konkursfreiem Vermögen. 5 
Wach, Dr., Geh. Rat, Prof., Prozessführung gegen den Gemeinschuldner persön alich 


Probenummern kostenlos! 
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% fir Gefeßgebung, Verwaltung und Volkswirtfchaft. 4 i 
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Rechts- und er Beitfchrift umd Materialienfammlung 
| ni y Begründet von 


Dr. Georg Sirth und Dr. Mar von Senpel 


8* 


Herausgegeben von 
Dr. Karl Theodor von Eheberg und Dr. Anton Dyroff 


De‘, 
Pi  - . 


Münden 1907 
3. Schweißer Berlag (Arthur Gellier) 





Inhalt: 
Geite Seite 
| Dentihland. Bon W. — in 
Berlin (Fortſetzungh 1 
s1 (Schuß folgt.) 


— 


luß.) 


Skizzen und Notizen. 

Gilt der franzöfiiche Urtert oder die 
beutiche Ueberjegung der Algeciras⸗ 
Ute? Eine er De 
Bon Dr. Heinrih Pohl in Bonn . 154 


Literaturberiht - > 2222.20. 0166 
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Abhandlungen volks⸗ und finanzwirtichaftlichen, ſowie ſtatiſtiſchen Inhalts wollen 
an Herrn Profefior Dr. Karl Theodor von Eheberg, Erlangen, ſolche ftaats: und 
verwaltungsrechtlichen oder jonftigen rechtswiſſenſchaftlichen Inhalts an Herren Profeflor 
Dr. Anton Dyroff, Münden Raiferitraße 2, eingejandt werben., 

Die Rüdjeiten der Manufkriptblätter jollen unbefchrieben jein. Das Honorar 
wird nach Ablauf des Hatbjahıs gezahlt, in dem der Abdrud erfolgte. Bon Ab: 
handlungen werden, wenn nicht eine bejondere Vereinbarung getroffen ift, 20 Sonber: 
abzüge koſtenlos geliefert. 

Bei Annahme von Beiträgen für die Rubrik „Skizzen und Notizen” erfolgt 
eine bejondere Erklärung nicht, dagegen wird im Falle der Ablehnung für baldige 
Rüdjendung Sorge getragen. 

Durch Annahme zum Abdrud erwirbt die Verlagsfirma das alleinige un: 
beichräntte Bervielfältigungsredt. 


Münden, Zeubadplat 1. J. Schweitzer Verlag 


(Arthur Sellier). 





Die Firma J. Schweiger Sortiment in Münden, Leubachplatz 1, hat die Jahrgänge 1—33 
——— ſowie die Separatabdrücke der „Annalen“ übernommen und offeriert, jo lange bie 
orräte reichen, 


Jahrg. 1868—1906, volftändige Serie mit dem bergriffenen und feltenen 
Jahrgängen 1868, 1869 u. 1880 gut gebunden für Mi. 250.— 
„ 1870-1906 gut gebunden für 2 200 nn nn ., 200.— 
„.  1881—1906 „ ö ee a a ur ar ee ee „ 115.— 


Kleinere Serien, einzelne Bände, einzelne Hefte und Separatabdrüde je nach Borrat zu 
entiprechenden Preiſen. 


Meurer, Dr. Ghr., Profeffor der Rechte an der Univerſität Wilrzburg. 


Weberficht über die Arbeiten der Saager Friedens— 


Tonferenz, insbefondere das Abkommen zur friedlichen Erledigung 
internationaler Streitfälle vom 29. Juli 1899, gr. 8”. (60 S.) Mt. 1.80. 


Meurer, Dr. Ehrift., Profeſſor der Rechte in Würzburg. 


Die Genfer Konvention md die Frage ihrer Reform. gr. 8°, 
(VII, 67 ©.) 1906. ME. 3.—. 


Meurer, Dr. Chriftian, Profeſſor der Rechte in Würzburg. 


Die Danger Friedenskonferenz. 1. Band: Das Friedens 
re 
Mt. 


Haager Konferenz. gr. 8°. (VII, 391 ©.) 1905. Preis 


Prof. Meurer verjprah in feiner 1903 erjchienenen Reftoratärede „Ueberficht 
über die Arbeiten der Haager Friedenskonferenz“ eine erihöpfende quellenmäßige 
Darftellung der gefamten Verhandlungen diejer völferrehtlih ungemein wichtigen 
Konferenz. Der erite Band liegt hier vor. Das groß angelegte Werk wird eine 
günſtige Aufnahme finden, denn es erſchließt zum erſtenmale die Konferenzprotokolle 
in ſyſtematiſcher und kritiſcher Sichtung der weiteren Oeffentlichkeit. 


Der II. Band wird das „Kriegsrecht“ behandeln und in den nächſten Tagen erſcheinen. 


J. Schweitzer Berlag (Arthur Sellier) München. 
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Beiträge zum preußiſchen Anterrichtsrecht. 
Bon Profeffor Dr. Eduard Hubrid. 


(Schluß ) 


Für die Würdigung des preuß. Univerfitätsrechts im 19. Jahrh. find zwei 
Momente von bejonderer Bedeutung: die territoriale Ummandlung der preuß. . 
Monarchie und der Erlaß der Verfaffungsurfunde. Die NRechtsjäge des ALR. 
über da8 Univerfitätsweien, einjchließli des $ 68, II, 12, waren Teile des 
„inneren Staatsrechts“ der preuß. Monarchie. Hinſichtlich dieſes „inneren 
Staatsrechts" hat aber das preuß. Gouvernement Eonftant die Rechtsanſchauung 
vertreten") und betätigt, daß die Grundſätze desſelben auch in neuen Gebiets: 
teilen der Monardjie jofort mit der Publifation der Einverleibung Rechtskraft 
gewännen — ohne Rüdficht auf eine bejondere Neupublifation der jene Grund» 
— fixierenden Rechtsnormen. Hiernach wurden die Vorſchriften des 

. über das Univerſitätsweſen, mit Einſchluß des $ 68, II, 12, auch in ben 
1814 und 1815 dem preuß. Staat gewonnenen Landesteilen rechtäverbindlich, 
ohne daß eine formelle Neupublifation berjelben nötig warb.?) Die preuß. Berf. 
vom 31. Jannar 1850 Hat ambderjeitS den König zwar grundjäglid”) 
duch Art. 62 bei der Handhabung der ftaatlichen Rechtsſetzungsfunktion an 
die Mitwirfung der beiden Kammern des Landtags gebunden, aber in dem 
unter den Uebergangsbeftimmungen befindlichen Art. 112 beitimmt: „Bis zum 
Erlaß bes in Art. 26 vorgejehenen Geſetzes bewendet es hinfichtlic des Schul- 
und Unterrichtsweiens bei den jeßt geltenden gejeglichen Beitimmungen.“ Mag 
diejer Art. 112 Hinfichtlicy der Interpretation auch noch einer näheren Unter 
fuhung würdig ſein,“ joviel darf als ficher angejehen werden, daß, wenn eine 
ipezielle Geſetzesvorſchrift des beim Erlaß der Verf. geltenden Schul: und 
Unterrichtsrechts die Krone oder die Schul: und Unterrichtöverwaltung zu einer 
einjeitigen Rechtsjegung auf jpeziell begrenztem Gebiete ermächtigte, biele ipezielle 
Delegation durch Art. 112 unberührt geblieben if. Dementjprechend ift auch 
der $ 68, II, 12 mit der darin enthaltenen Delegation zur einjeitigen Rechts- 
jegung durch die Verfaffung in feiner Weile alteriert worden. Doch bilden die 
pofitiven Normen der preuß. Verfaſſungsurkunde jeitdem nicht allein das „innere 
Staatsrecht“ der preuß. Monarchie. Sie find zu den in mannigfadyen Rechtö- 
quellen veritreuten Normen des vorkonftitutionellen preuß. Staatsrechts nur 
modifizierend herangetreten, haben dieſelben nicht völlig abjorbiert (vgl. 


ı) Hubrich, Deutiches Fürftentum und Berfafjungsweien 1905 ©. 147. 

) Bol. auh Bornhak, Hodhichullehrer ©. 21; Br. Staatsrecht Bd. I S. 100. 

” Hubrid in Annalen 1904 ©. 487. 

* ©. einerjeit? Anſchütz, Gejepgebende Gewalt S. 67 ff., anderjeit3 Hubrich, 
Annalen 1904 ©. 853. 
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82 Hubrich, Beiträge zum preußiihen Unterrichtsrecht. 


Art. 109 B.), bilden vielmehr mit dieſen, ſoweit fie fich erhalten, zufammen 
bad gegenwärtig geltende preuß. innere Staatsrecht. Und auch gegen: 
über den jeit Emanation der Berfaffungsurfunde gemachten territorialen Neu: 
erwerbungen hat das preuß. Gouvernement grundjäglid an bem Standpunft 
feftgehalten, daß neues Gebiet mit ber Bubtifation der Einverleibung bes 
„inneren Staatsrechts“ des bisherigen preuß. Staatsverbanbes teilhaftig werbe.") 
Die preuß. Verfafiung, ſowie die jonftigen Beftandteile des inneren preuß. Staats- 
rechtd find auch hier rechtsverbindlich geworden. Infolgedeſſen ift auch ber 
8 68, II, 12 ALR. mit feinen Delegationen zur Zeit in ganz Preußen 
wirklich geltendes Recht. 

Die Konjequenz dieſer Feſtſtellungen ift, daß nod gegenwärtig jede preuß. 
Univerfität — aud) des erweiterten Staatöverbandes — ein Vorſchlagsrecht hin- 
fichtlich ihrer Statuten befigt. Allerdings ift dasjelbe, wie wiederholt hervor: 
gehoben, prefärer Natur, da das zur Genehmigung berufene Staatdorgan wirf: 
lich definitiv über die Formulierung des Statutinbalts zu entſcheiden bat. Der 
Anteil, welcher jeder Univerfität an der Abfaffung ihrer Statuten zukommt, ift jet 
jedenfalls verjchieden von dem Anteil der Städte bei ber Abfaffung ihrer Ortsftatuten. 
Da die preuß. Verfaffung den beiden Kammern des Landtags nit nur das 
Recht des Gejevorichlags *), fondern auch das der pofitiven Mitenticheidung bei 
Hormulierung des Gejegesinhalts zubilligt (Art. 62), hat die preuß. Rechts: 
ordnung es auch für gut befunden, analog den durch neue Gejeßgebungsafte mit 
dem Rechte der Selbftverwaltung auägeftatteten fommunalen Körperichaften, ins: 
bejondere den Stadtgemeinden, die pofitive Mitenticheibung bei Abfaffung von 
ftatutariichen Beftimmungen zu verleihen. Wenn der $ 11 der Stäbteordnung 
vom 30. Mai 1853 jeder Stadt erlaubt, über beftimmte Materien ftatutarijche 
— dom Bezirksausſchuß zu beftätigende — Anordnungen zu treffen, jo ift 
darunter nicht bloß, wie zur Zeit des ALR., ein Vorſchlagsrecht gemeint, jondern 
Stadtgemeinde und Bezirksausihuß müfjen beide über den Text des Statut 
fid) frei einigen. 

Indem der Art. 622. den König grundfäglich bei Ausübung der 
ftaatlichen Rechtsjegungsfunktion an die Mitwirkung des Landtags band, hat er 
auch, da die Privilegiengewalt ein Teil ber gejeßgebenden Gewalt, grundiäßlich 
die vom vorfonititutionellen Staatsredyt anerkannte ($ 7 IL, 13 ALR.) einjeitige 
Privilegiengewalt des Königs bejeitigt.”) Aber gültige Spezialklaujeln, jei e8 auch 
des vorfonftitutionellen Rechts, können jehr wohl noch gegenwärtig den König 
allein zur Erteilung von Privilegien auf beftimmt begrenztem Gebiete berechtigen. 
Eine ſolche Spezialklaufel ift 8 68, IL, 12 ALR. Auf Grund diejes vermag der 
König noch gegenwärtig einfeitig durch Privilegien Normen über „die innere 
Berfaffung“ einer Univerfität, insbejondere über „die Rechte des afademijchen 
Senats, und feines jedesmaligen Vorftehers, in Bejorgung und Verwaltung der 
gemeinſchaftlichen Angelegenheiten“, aufzuftellen. Nicht minder ift noch gegen= 
wärtig die in $ 68 dem „Staate“ vorbehaltene Genehmigung der Univerfitäts- 
ftatuten an fi) vom König zu erteilen. Der Anſchluß Preußens an das kon— 


') Die Entwidlung des Prinzips der Einheit des preußiſchen Staatsrechts wird in 
einer bejonderen Arbeit genauer beleuchtet werden. 

) In Deutichland hatte jelbjt nach den meiften Berfafiungen vor 1848 nur die 
Regierung die Gejegesinitiative. H. A. Zahariae, Staatsreht Bd. II S. 163. 
* ) So ſchon Rönne, Pr. Staatsrecht Bd. I 1856 S. 168; Hubrich, Annalen 
1 ©. 857. 
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ftitutionelle Syſtem hat an dem Grundſatz, daß der König Träger der einheitlichen, 
unteilbaren Staatögewalt ift, nichts geändert, und wo daher das Gejeg dem 
„Staat“ eine beftimmte Funktion beilegt, ift präjumtiv noch in der Gegenwart 
der König das zuftändige Staatsorgan. ') Doc fteht nichts im Wege, daß 
der König jein Recht, ſei e8 ganz, jei e8 zum Zeil, einem Minifter delegiert. 
Die beiden in $ 68 genannten fpeziellen Rechtsquellen für jede Univerfität 
dürfen aber den ihnen bier geitedten Rahmen (innere Verfaſſung, Rechte des 
afademijchen Senats ꝛc.) nicht überjchreiten. Eine weitere gegenjeitige Abgrenzung 
hinfichtlich des Inhaltes ergibt fi daraus, daß die Normen eine auf Grund 
ne 68 erlafjenen Privilegs auch dem Privilegienbegriff an ſich entiprechen 
müſſen. 

Eine beſondere Behandlung verlangt indeſſen noch nach den Umwandlungen, 
welche in Preußen mit dem Publikationsweſen der Gelege im Verlaufe des 19. Jahr: 
hunderts eingetreten, Die frage, wie e8 jet mit dem Erfordernis der Publi- 
fation bei den in$ 68, II, 12 erwähnten Privilegien und ftaatlich zu genehmigen- 
den lUniverfitätäftatuten fich verhält. Unterm 27. Oktober 1810 hat befanntlic) 
eine königliche Verordnung „in Betracht, daß die bisherige Publikation all: 
gemeiner Geſetze“ nicht zwedgemäß jei, für die gejamte Monarchie eine Gejet- 
lammlung geihaffen zur Aufnahme aller „mehr ala ein einzelnes Regierungs- 
departement” betreffenden Gejege und Berordnungen; außerdem jollte für jedes 
Regierungsdepartement ein Departementsblatt zur Aufnahme aller das Departe: 
ment allein betreffenden „Borjchriften und Publikationen“ erjcheinen. Eine 
weitere königliche Verordnung vom 28. März 1811) verfügte die Einrichtung 
diefer „Amtsblätter* in ben Regierungsdepartements mit der Maßgabe, dab 
dad Amtsblatt zu enthalten habe a) Zitel, Datum und Nummer ber in ber 
Gejegiammlung enthaltenen Geſetze; b) „alle“ zur allgemeinen Bekanntmachung 
geeigneten Verfügungen der verjchiedenen Landesbehörden, aljo ſowohl der Re— 
gierungen und der Oberlandesgerichte, als jonftigen öffentlichen Provinzialbehörben, 
„welche ein gemeinfames Intereſſe für das ganze Departement, einzelne Kreije 
und Derter besjelben oder auch nur für einzelne Klaſſen der Einwohner des 
Departements haben: Es fallen mithin alle jchriftlihen Zirkularien an die 
Unterbehörden, und ſoweit es irgend möglih ift, auch die Zirfularien ber 
[egteren an einzelne Gemeinden hinweg.“ Der Eintritt der Verpflichtungskraft 
der in ber Sean abgedrudten Gejege war von ihrer vorjchrifts- 
mäßigen Anzeige im Amtsblatt abhängig: letzteres war nach dem Ausdrud einer 
Kabinettäordre vom 24. Juli 1826 überhaupt das eigentlihe „Organ, durch 
welches der Wille des Gejeßgeberd den Untertanen bekanntgemacht werden joll“. 
Doch war von dem durd; die Verordnungen vom 27. Oftober 1810 und 28. März 
1811 eingeführten Publifationszwang in der Geſetz- Sammlung bzw. in ben 
Amtsblättern von vornherein eine Gruppe von Rechtsſetzungsakten nicht betroffen: 
nämlich diejenigen, weldye bloß für die Einwohner einer einzelnen Ortſchaft oder 
für die Glieder eines beitimmten Verbandes, die nur einen Teil der Einwohnerſchaft 
einer bejtimmten Ortihaft ausmachten, verpflichtend jein follten. Dies Refultat 
beftätigt in erfter Linie die genauere Prüfung des Wortlauts der Verordnungen 


1) Nach Art. 45 S. 3 V. hat der König aud allgemein die Ermähtigung, die zur 
Ausführung der „Geſetze“, d. b. auch der ausfüllungsbedürftigen vorkonititutionellen Rechts— 
normen (Annalen 1904, S. 857) nötigen Verordnungen zu erlajjen. — Ebenſo jteht es 
jet mit 8 90, 91, II, 15 ALR. Hubridh im Ardiv f. öff. R. 20. Bd. ©. 108, 110. 

2) ©. außerdem BO. v. 9. Juni 1819. H. Simon, Einl. 5. 67. 
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vom 27. Oktober 1810 und 28. März 1811. Erſtere bezog ſich unverkennbar 
nur auf „allgemeine“, d. h. mehr als ein Regierungsdepartement betreffende 
Gejeße, die zweite betraf lediglich gejegliche Beitimmungen, die entweder alle 
Einwohner oder wenigſtens einzelne Klaſſen der Einwohner des ganzen Departe: 
ments oder die Einwohner einzelner Kreife und Derter (Mehrzahl!) verpflichten 
wollten. Die oben genannte Gruppe von Rechtsjägen blieb aljo in der Tat 
ausgejchieden. Auch der „Geſetz-Reviſor“ bezeugt, dab reine „Lofalgejege” nach 
den „über die Beitimmung der Amtsblätter erlaffenen Gejegen“ nicht der 
Publikation durch dad Amtsblatt bedürften, und „nur durch Mißdeutungen 
einzelner Gerichte“ ein Zweifel darüber entftanden jei, welcher indeflen bereits 
von einzelnen Minifterien berichtigt worden.) Für die reinen Lofalgejege bes 
„Gejeßgebers“ blieb aljo in Preußen aud nach Einführung der Gejeg: Sammlung 
bzw. der Amtsblätter die Publikation nad $ 11 Einl. ALR. an ſich Vorſchrift. 
Doch war der König ala abloluter — der er blieb, nicht gehindert, ſich 
im Einzelfall von allen geſetzlichen Vorſchriften über die Geſetzespublikation zu 
dispenfieren?) und einen beſonderen Modus der Bekanntgabe ſeiner geſetzgeberiſchen 
Willensmeinung zu wählen. Eine Wenderung der Rechtslage bewirkte wiederum 
erit das „für den ganzen Umfang der Monarchie” ergehende Geje vom 3. April 
1846 °) mit der Vorſchrift: „Landesherrliche Erlaſſe, welche Geſetzeskraft erhalten 
follen, erlangen diejelbe nur durch die Aufnahme in die Gejeg-Sammlung, 
ohne Unterjchied, ob fie für die ganze Monardjie oder für einen Zeil ber: 
jelben beftimmt find.“ Das Geſetz, deſſen $ 4 ausbrüdlich alle entgegen= 
ftehenden Borjchriften des älteren Rechts außer Kraft fette‘) und nad 
welchem diejenigen Erlaffe zu beurteilen waren, bie jeit dem 1. Mai 1846 
„als Geſetz verfündet werden“ jollten, ſchuf für alle geießgeberiichen Anordnungen 


) Geſetz⸗Reviſion XII-XIII ©. 2; Motive ©. 9; vgl. Verf. d. J. M. v. Kampitz 
v. 6. Dezember 1835 (Kottners Sammlung Bd. V S. 280). In dem damals projektierten 
BGB. f. d. preuß. St. lauteten I1 $ 13: „Lofalgefege bedürfen keiner Publikation durd 
dad Amtsblatt, jondern find auf die, an jedem Orte für die Belanntmahung obrigfeit- 
liher Verordnungen berfömmliche, oder von der Regierung beftimmte Art befanntzu= 
machen und treten mit dieſer Bekanntmachung in Kraft.“ 8 14: „Wenn jedod Lokalgeſetze 
Vorſchriften ded gemeinen, provinziellen oder Ortsrechtes verändern, jo find fie ſogleich 
nad) ihrer Bublifation durd das Amtsblatt zur allgemeinen Kenntnis zu bringen.“ Leber 
„Ortsſtatuten“ vgl. 8 70 fi. 

*) Diejer Fall lag bei der KO. v. 2. Juli 1836, betr. das Verbot der Strohdad- 
bededungen in der eg vor, welche, obwohl mehr als ein Regierungsdepartement 
angebend, nad jpeziellem Ausſpruch des Geſetzgebers über die Art der 
Verkündung lediglich im Amtsblatt verfündet war. ©. Boltdammers Ardiv Bd. V 
©. 87 (DT. v. 6. November 1856) und Koh Bd. IS. 32 N. 42. — Ein weiterer Fall ift 
aud gegeben mit der in Kamp’ Jahrbüderdl, S. 441 veröffentlidten KO. v. 
3. Juni 1838, in welder da8 DT. v. 30. Januar 1840 „eine Dellaration des bis dahin 
beftandenen Geſetzes“ fieht. Entih. Bd. 12 ©. 145. Das DOT. v. 22. Februar 1858 (Strieth. 
Bd. 29 ©. 191) lehnt dabei aber bie Gleichitellung einer ſolchen veröffentlihten 
Kundgebung des Landesherrn mit einer, wenn aud von ihm berrührenden, jo doh gar 
nicht veröffentlihten bloßen VBerwaltungsinftruftion, zu deren Edition die Minis 
jterien eventuell nicht einmal angehalten werden könnten, ab. 

2) Darüber, dab das Gejep vom 3. April 1846 zum materiellen Geſetzesbegriff ſich 
befennt, j. die im Verwaltungsarhiv Bd. XIII ©. 471 mitgeteilten Materialien. 

*) Darunter waren jelbitverjtändlih nur diejenigen älteren Vorſchriften gemeint, 
welhe da8 Publikationsweſen als ſolches zu regulieren beftimmt waren, nicht aber 
diejenigen Spezialflaujeln, welche für einen beitimmten rechtiegenden Alt des Landesherrn 
eine andere Belanntmahung ald in der Gejep- Sammlung vorjaben. S. unten. Das 
G. v. 3. April 1846 ift nach feinem Eingang gerade „zur Vereinfachung der bisherigen Be- 
ftimmungen über die Publifation der Geſetze“ erlajien. 
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des Königs, auch für diejenigen rein lofaler Natur, an ſich als einheitliches 
Publitationsorgan die Gejeg: Sammlung. Aber bei der Emanation des 
Gefeges war man fih — wie die Geleßesmaterialien beitimmt ergeben!) — 
doch darüber vollftändig Klar, daß die geießgebende Macht des noch immer 
abloluten Preußenherrichers als ſolche dadurch nicht definitiv eingejchränft werden 
tönne, und daß demijelben daher noch immer im Einzelfall eine Durchbrechung 
der Grenzen biejes Gejeßes und die Wahl einer bejonderen Publifationsart für 
einen beitimmten gejeßgeberiichen Akt freiitehe. Won der Aufnahme eines dies 
ausiprechenden Vorbehalis im Gejeg nahm man nur Abitand, weil ein jolcher 
zu jelbftverjtändlich fei und weil man aud in den früheren gejeglichen Be: 
ftimmungen über die Gejegespublifation nicht einen jolchen jelbitverftändlichen 


) Diefe bisher ungedrudten Materialien jind mir durh die Güte des 
Geheimen Staatdarhivs in Berlin erichlofien. Als am 23. Oktober 1845 bei der Be 
ratung des hier fraglichen —— in der Juſtizabteilung des Staatsrats die 
Einſchaltung eines ausdrücklichen Vorbehalts, daß der Landesherr im Einzelfall doch eine 
beſondere Publikationsſorm, abweichend vom Geſetzentwurf, beſtimmen könne, beantragt 
war, entſchied man ſich mit ſechs gegen eine Stimme für die Nichtaufnahme des bean— 
tragten Borbehalts, „weil derjelbe jo jehr von jelbjt aus der legislativen Gewalt des 
Landeöherrn folge, daß darüber fein Zweifel auftommen könne”. Das Gutachten der 
YJuftizabteilung des Staatsrat? dom 23. Oktober 1845 berichtet denn auch: „Auch wenn 
das vorliegende Gejeg ergeht, bleibt es immerhin möglich, daß in einem einzelnen Falle 
Ce. Majeftät für eine geieplihe Beitimmung und in derjelben — [aljo ohne vor— 
berige Benußung der Geiep- Sammlung!) — eine andere Form der Bublikation 
anordne. Hierzu bedarf es aber, weil es jich von jelbjt veriieht, feines bejonderen Vor— 
behalt3.* In der Staatdratsfigung vom 7. Januar 1846 fam die Sache wiederum zur 
Sprade: Einige meinten, der Entwurf gehe durch die Ausichließlichleit der von ihm 
aufgeitellten Regeln über das Bedürfnis hinaus und beichränte ſogar gewiſſermaßen die 
Souberänitätsrechte des Königs. Denn denkbar bleibe es dod immer, daß die Abfaſſung 
eines neuen, vielleiht nur für einen Teil der Monardie und für eine vorübergehende 
Beit beftimmten Geiehes unter Umftänden notwendig werden fünnte, die ed ald durchaus 
unratfam ericheinen ließen, ein ſolches Geſetz durch die Geſetz-Sammlung zur allgemeinen 
Kunde zu bringen. Für Fälle diefer Art, die durch bejondere politijche Konjunfturen leicht 
herbeigeführt werden könnten, jei jedenfalls ein Borbebalt in dem $ 1 ded Entwurfs 
etwa des Inhalts nötig, „daß die als Regel geltende Aufnahme jedes Geſetzes in die 
Beieg-Sammlung nur dann eintreten jolle, wenn nicht in dem zu verfündenden Geſetz 
felbft eine beiondere Art der Publikation beitimmt jei*. Denn nur jo bleibe der Staats— 
Berwaltung die Möglichkeit gejichert, einen landesherrlihen Erla auch durch defien bloße 
Berfündung in den Amtsblättern oder auf einem andern dann als zwedmäßig ſich dar— 
jtellenden Wege, Gejegesfraft zu verihaflen, während ſonſt die Gerichte ſtets Zweitel darüber 
hegen würden, ob ein neu erjcheinendes Gejep, welches nicht dur die Geſetz Sammlung, 
jondern auf einem anderen, in ihm jelbjt beitimmten Wege, zur Bublitation gelange, 
wirklich Geſetzestraft habe oder nicht. Darauf erwiderte die Mehrzahl der Nedner: Der 
Staat jei jchuldig, den Untertanen, von denen er Befolgung der Geſetze fordere, auch 
einen völlig fiheren und möglichjt einfahen Weg zu eröffnen, um zur Kenntnis diejer 
Geſetze zu gelangen. Dies könne nur dadurch geichehen, daß er fämtliche Geſetze auf eine 
und Diejelbe bejtimmte Weije, nämlih durch deren Abdrud in der Gejep-Sammlung, 
verfünden lafje. Unbaltbar jei offenbar der Einwand, dab durch Aufftellung einer ſolchen 
Regel das Souveränitätäreht ded Landesherren beeinträchtigt werde; man müſſe jonit 
eben dieſen Vorwurf auch ſchon der bisher vorgeichriebenen Regel, daß jedes Geſetz durch 
die ale, Bee. und das Amtsblatt befanntzumaden jei, überhaupt aber zugleich 
jeder anderen geießlihen Norm machen, durch welche der Landesherr im Intereſſe der 
öffentlichen Ordnung jeine eigenen Regierungdafte an gewijje, im voraus beitimmte 
Formen binde, was dod unvermeidlich notwendig ſei. Darauf unterblieb die ausdrüdliche 
Einihaltung eined Vorbehalts hinfichtlidy einer anderen Publikationsart, ald in der Geſetz— 
Sammlung. Die Redner der Staatöratdmajorität hielten es folglich freilich für „der 
öffentlichen Ordnung“ mehr entiprehend, wenn fortan jämtlihe lande&herrlihe Rechts— 
jegungsafte allein in der Gejeg- Sammlung zur Publifation gebradt wurden, und erklärten 


86 Hubrich, Beiträge zum preußiihen Unterrichtsrecht. 


Vorbehalt für nötig befunden habe. Demnah war troß des „nur“ in $ 1 
Gele vom 3. April 1846 die Geje-Sammlung nur als das regelmäßige 
Publifationsorgan für die Geſetze des Preußenkönigd gemeint,') freilich ohne 
Rüdfiht fortan auf den räumlichen Geltungsumjang dieſer Gelege. Die 
preuß. BVerfaffungsurfunde berührt die Publikationsfrage im Art. 106 Abſ. 1: 
„Gelege und Verordnungen find verbindlich, wenn fie in der vom Geſetze vor: 
geichriebenen Form befanntgemadht find.“ Dieje Beitimmung bezieht ſich laut 
der Entftehungsgefchichte durchaus nicht nur auf die nah Maßgabe der Ber: 
faffung von König und Landtag ausgegangenen „Gelege“ und auf die vom 
König nah Art. 63 und 45 ©. 3 einfeitig erlaffenen VBerordnungen.?) Nachdem 
die „Revifionsfommilfion“ in dem Art. 105 ©. 1 oft. Verf. vom 5. Dezember 
1848: „Gelege und Verordnungen find nur verbindlich, wenn fie zuvor in 
der vom Geſetze vorgeichriebenen Form befanntgemadt worden find“, die beiden 
Worte „nur“ und „zuvor“ als überflüffig geftrichen hatte, wies fie ausdrücklich 
folgende vorgeichlagene Faſſung zurüd: „Gejege und Verordnungen (Art. 43) 
— d. h. die jegigen Ausführungsverordnungen von Art. 45 ©. 3 V. vom 
31. Januar 1850 — find erſt verbindlich, wenn fie in der vom Gejeße vor: 
geichriebenen Form befanntgemadht worden find.“ Denn — lautet die Be: 
gründung — das Gebiet der Verordnungen, welche Geſetzeskraft haben können, 
werde durch die Ausführungsverordnungen im Sinne des Art. 43 der BVerflirf. 
vom 5. Dezember 1848 nicht erjchöpft, indem aud von Adminiftrativ: 
behörden Verordnungen mit Geſetzeskraft erlajien werden 
fönnten (3. B. Lofal:Polizeiordbnungen).“ Hiernach wollte der Ver: 
faſſungsgeſetzgeber durch Art. 106 Abi. 1 B. vom 31. Januar 1850, abgejehen 
von den unter Mitwirtung von König und Landtag ergebenden „Gejepen“, 
auh die entweder vom König einfeitig oder fonft ohne dejjen Be: 
teiligung ergebenden Rechtsſetzungsakte — dies alles umfaßt hier der Ausdrud 
„Verordnung“ — treffen. Er ſpricht aljo in weiterem Umfange deklaratoriſch 
das allgemeine Prinzip aus, daß, ſofern das „Geſetz“, d. h. die objektive Rechts: 
ordnung — gleihgültig ob geießtes oder Gewohnheitsrecht — für die betreffenden 
Normierungserklärungen eine beftimmte Form der Bekanntmachung vorjchreibe, 
die Beobachtung dieſer Form notwendige Bedingung des Eintrittö der verbind: 


fih darum gegen den ausdrüdlihen Vorbehalt einer anderen Publikationsart. Aber 
das auß der Fülle der gejepgebenden Madht bed Königd genommene 
Urgument, daß dieſer auh nah dem Erlaß des vorliegenden Geſetzes 
deſſen Shranten im Einzelfall durhbrehen könne, leugneten fie 
offenbar nidht. Es blieb in Preußen an ſich auch nad dem Geieh vom 3. April 1846 
Rechtens, was das Neichägeriht I 35. 24 I 1885 (Bd. 13 ©, 215) für die Zeit Königs 
Friedrih Wilhelm I. feitgeitellt hat: „Eine unbedingt wejentlihe Form für die 
Publikation der Gejege beitand nicht und konnte nicht beitehen, weil dadurd eine Schrante 
für den königlichen Willen geftedt worden wäre. Der abjolute Wille des Königs konnte 
die betreffenden Formen beliebig geftalten.” Die Motive des Staatsminifteriumd zum 
Gejepentwurf bemerkten ebenfalld: „Bei der Beratung des Gejepentwurf® kam zur 
Sprade, ob nit ein Vorbehalt in das Geſetz aufzunehmen ſei, wonach ausnahmsweiſe 
im Geſetz jelbjt eine andere Art der Publikation al® durch die Geſetz Sammlung vor« 
geichrieben werden könne. Man entichied ſich jedoh für die Weglafjung dieſes Vor— 
bebalts, zu deflen Anwendung fich nicht leicht eine Beranlafjung finden dürfte, und der 
ih ohnehin von jelbft verfteht.“ 

) Auch Koh, Komm. z. AR. IS. 32 Note 40 fügt dem Geſetze vom 3. April 
1846 erläuternd die Klauſel an: „Wenn nicht in dem betreffenden Gelege jelbft eine 
andere Berfündigungsart vorgeichrieben tft.” 

2) ©. Roenne, Berfallungsurfunde ©. 206. 
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lihen Kraft jein ſolle. Seine Tendenz ift e8 dabei unleugbar, aud auf dem 
bier in Rebe ftehenden Gebiete ben Begriff bes Rechtsſtaates ficherzuftellen und 
die beliebige Verwaltungswillkür auszuſchließen. Der Verfafſungsgeſetzgeber hat 
es indeffen unterlaffen, für die, ſei e8 mit, fei e8 ohne den Landtag vors 
genommenen königlichen Rechtsjegungsakte neue Publikationsvorichriften aufzu— 
ftellen, und jo bat im biejer Hinſicht noch das Geſetz vom 3. April 1846 
Geltung. Es ift auf Grund bdesjelben jedenfalls Brauch, die unter Mitwirkung 
von König und Landtag entftandenen Gejege, jowie die einjeitigen königlichen 
Rechtverordnungen in der Gejefammlung zu publizieren.‘) Nur hat das Geſetz 
vom 10. April 1872 beftimmt, daß jortan landesherrlihe Erlaſſe in einzelnen 
aufgeführten Angelegenheiten durch die Amtsblätter mit rechtöverbindlicher Kraft 
befanntgemahht werden ſollen. Nah Art. 45 ©. 3 V. vom 31. Januar 
1850 befiehlt der König die Verfündigung der „Gelege“, und es erhebt ſich 
jegt die nicht unmichtige Trage, ob ber König im Einzelfalle doch nicht eine 
andere Publikation eines Gejeges ala in der Geſetzſammlung anordnen darf. 
Durch das Gejeg vom 3. April 1846 ift, wie gezeigt, die Geſetz Sammlung 
zunächſt zu dem zwar orbnungsmäßigen, aber nicht ſchlechthin ausnahmalojen 
Publifationsorgan für die Gejege des preuß. Staatsoberhaupts geſchaffen worden, 
und es blieb dem König immer frei, in einem Einzelfall feine geſetzgeberiſche 
Willensmeinung in anderer Weile zu rechtöverbindlihem Ausdrud zu bringen. 
Aber dieſe Durchbrehung der Schranken des Geſetzes vom 3. April 1846 ftand 
dem König, da eben die Einjhaltung eines ausdrüdfichen Vorbehalts in dieſer 
Hinficht bei der Ausarbeitung des Geſetzes vom 3. April 1846 unterblieb, nicht 
erade auf Grund dieſes Geſetzes zu, jondern aus der unbejchränft gebliebenen 
ülle feiner gejeßgebenden Gewalt jelbjt heraus. Der Anſchluß Preußens an 
das fonftitutionelle Syftem, welcher durch die Verfaffungen vom 5. Dezember 1848 
und 31. Januar 1850 erfolgte, hat aber die Rechtsftellung des Königs als 
Geſetzgeber wejentlic modifiziert; grundjäglich ift der König bei Ausütbun 
der gejegebenden Gewalt an die Mitwirfung des Landtag gebunden. Es it 
ihm daher verwehrt, das ganze Gefeg vom 3. April 1846 einjeitig ohne Mit= 
wirkung des Landtags zu befeitigen, aber nicht minder ift ihm an fich jeitdem 
bie einfeitige Durchbrechung des Gefeges in einem Sonderfall verjagt. Soll 
dad von König und Landtag bejchloffene Geje verbindlich werben, jo muß der 
König den ihm nad Art. 45 S. 8 V. obliegenden Publifationsbefehl nad 
Art. 106 Abi. 1 DB. konform dem bereit pofitiv beftehenden 
Rechtsſatz ergehen laſſen. Als ſolcher fommt lediglich das pofitive Gejeg vom 
3. April 1846 allein in Betracht, nicht der bei beffen Emanation ala jelbit- 
verftändlich angejehene Vorbehalt. Lebterer muß ſeit der Verfaſſung als fort: 
gejallen gelten. Die Rechtöverbindlichkeit eines Gejeges ift an ſich unbedingt 
von ber Beröffentlihung in der Gejeg: Sammlung abhängig. Und die gleiche 
Bindung des Königs befteht wegen Art. 106 Abſ. 1 V. feitbem in Anjehung 
der Föniglichen „Rechtöverordnungen”, d. h. der ohne den Landtag verfafjungs- 
mäßig zuftande gefommenen landesherrlihen „Erlaffe mit Gefegeskraft“. Eine 
Ausnahme befteht nur in bem Umfange bes pofitiven Gejeges vom 10. April 1872.?) 


1) S. Motive zum Gef. v. 10. April 1872. Sten. Ber. d. AH. 1871—72 Anl. 1 ©. 332. 
9 Das el vom 10. April 1872 jchreibt die Publikation in dem Amtsblatt ins- 
befondere aud für die landesherrlihen Erlafie über die Berleihung des Rechts zur Er- 
bebung von Ehaufjee- und Wegegeld vor. Die Kegierungdmotive dazu (Sten. Ber. des 
AbgH. 1871—72 Anl. ©. 332) bemerken, daß landesherrliche „Erlafie über Hafen- und 
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Eine weitere Ausnahme von der Verpflichtung des Königs, feine „Erlafle 
mit Gejegeöfraft” in der Geſetz Sammlung befanntzumadhen, muß indeflen auch 
für die Zeit nach Erlaß ber Verfaffung zugunften der auf Grund von $ 68 
I 12 ALQR. ergebenden Privilegien und landesherrlid) genehmigten Univerfitäts- 
ftatuten feftgeftellt werden. Der Art. 112 V. vom 31. Januar 1850 hat nämlich 
richtiger Anficht nach bis zum Erlaß des allgemeinen Unterrichtögejeges (Art. 26) 
„hinfichtlid; des Schul: und Unterrichtswejens“ den ganzen vorfonftitu: 
tionellen Rechtszuſtand überhaupt fonjerviert, aljo auch das einjeitige 
Gejeßgebungsrecht des Königs contra und praeter legem. Infolgedeſſen ift 
der König, aud) jofern es fih um die Publikation feiner Rechtsſetzungsakte auf 
dem Gebiete des Schul- und Unterrichtsweſens handelt, vorderhand nicht an 
den Art. 106 Abſ. I V. gebunden. Als eine vorkonftitutionelle Rechtsnorm gilt 
zwar an ſich für die Publikation königlicher einfeitiger Rechtsjegungsafte auf 
dem Gebiete von Schule und Unterricht auch das Gejek vom 3. April 1846, 
ordnungsmäßig find diefe Erlaffe in der Gejeg:Sammlung befanntzumadhen. 
Aber das Gejeg vom 3. April 1346 bindet auf dem Gebiete von Schule und 
Unterricht den König, weldyer durch Art. 112 V. hier von der Herrſchaft des 
Prinzips im Art. 62 V. vorläufig emanzipiert ift, bis auf weiteres nur in dem 
Grabe, wie e8 im Augenblid des Inkrafttretens diejes Gejeges von 1846 gejchah. 
Der damals ala jelbftverftändlich angejehene Vorbehalt, daß der König aus der 
Gülle feiner gejeßgebenden Macht heraus im Einzelfall die Schranken des Gejetzes 
vom 3. April 1846 durchbrechen und eine andere Publifationsart als in der 
Gele: Sammlung wählen könne, begleitet bis auf weiteres das Gele vom 3. April 
1846, joweit die Publikation föniglicher Rechtsjegungsatte auf dem Gebiete von 
Schule und Unterriht in Frage fommt. Wegen ihrer Rechtsnormnatur find 
zwar an fich feit dem Gejeg vom 3. April 1846 die fih auf $ 68 II 12 
ALR. ftügenden Privilegien und landesherrlid) genehmigten Univerfitätsitatuten 
in der Gejeg- Sammlung zu publizieren; aber der König fann im Einzelfall unter 
Abweihung vom Gejeg vom 3. April 1846 eine andere Publikationsweije wählen. 
Er kann ſich hier mit der Bekanntgabe jeiner geleßgeberiichen Willensmeinung 
an die an der Spite ftehenden Univerfitätsorgane begnügen, und dieſen eventuell 
weitere Berbreitungshandlungen auftragen. Tatſächlich find auch die nach ber 
Verfaſſungsurkunde entitandenen Statuten der lUlniverfitäten zu Halle und 
Marburg vom 30. April 1854 und 23. Oftober 1885 nicht in der Geſetz— 
Sammlung befannt gemacht, ohne daß darum deren Rechtsgültigkeit zu beanftanden 
it. Eine Aenderung diejer Rechtslage ift erft in allerlegter Zeit dur 





Schiffahrtsabgaben oder Lotjengebühren in den der Seeihiffahrt geöffneten Gewäſſern 
oder über eigentlihe Schiffahrtsabgaben auf Binnen-Wafjerjtraßen nad) wie dor (dem 
Erlaß des Gejeßed) in der Bejeg- Sammlung Aufnahme finden können, wogegen es 
bei andern rein lofalen Kommunifationsabgaben, wie Brüdengeld, Fährgeld, Kradnengeld 
oder Dammgeld, ungeachtet ihrer Nichterwähnung in dem Bejepentwurf bei der bisher 
üblihen Bublilation der Tarife durh die Amtsblätter jein Bewenden 
behalten würde“. Die Tarife über die bier berührten Kommunilationsabgaben hatten bie 
Natur von Recht3verordnungen intra legem (Hubrich, Arc. f. öffentl. R. Bd. 20 ©. 109). 
Nihtsdeitoweniger war die von den Regierungsmotiven erwähnte Publikation der Tarife 
über Brüdenz, Täprgeld 2c. in den Amtsblättern auch nad Erlaß des Geſ. vom 3. April 
1846 und nad dem ntrafttreten der Berfafjung nicht unrehtmähig. Sie gründete ſich 
unmittelbar auf bejondere gejeplihe Anordnung 88 1, 4. BO. vom 16. Juni 
1838 über die Kommunilationsabgaben (GS. 1838 ©. 368). ZB. des Fin. vom 
18. März 1841 $ 14; 9. Simon, Breub St. II ©. 452, 456. Vgl. Sten. Ber. des Abgd. 
1871—72 Anl. ©. 1163 Bd. 2 ©. 1191. 
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die lex Schiffer, welche den Art. 112 V. formell aufgehoben, herbeigeführt. 
Hierüber ſ. $ 2. 

Die vorftehenden Ausführungen zeigen wiederum einmal, daß bie „herr: 
ſchende“ Staatörechtötheorie durchaus in der Lage iſt, auch die angeblichen 
Unbegreiflichkeiten der Praris auf dem Gebiete de8 preuß. Univerfitätswejens 
zu erklären, und daß auf eine Verwertung der in dem pofitiven Quellenftand 
überhaupt gar nicht begründeten dee von einem „Ielbjtändigen“ königlichen 
Verordnungsrecht hier gar nicht refurriert zu werden braudt. Wenn Arndt 
mit Bezug auf die gejchilderte königliche „Benehmigung“ der Univerfitätsftatuten 
meint: „Genehmigen und Erlaflen find ganz verjchiedene Dinge“, jo kann dies 
Wort nur bei einer äußerlichen Betrachtung der Dinge gelten, und es befindet 
fh aud in offenfichtlihem Widerjprudy mit den feftitehenden Ergebniffen der 
deutichen Rechtögeichichte, welche längft aufgeklärt hat, welche rechtliche Bewandtnis 
es nach dem Durchbruch des Sates, daß der deutſche Qandesherr fpezifiicher 
Träger der gejeßgebenden Gewalt jei, mit der „Betätigung“ oder „Genehmigung“ 
fatutariicher Beitimmungen gewiſſer Verbände gehabt hat. Die von Arndt in 
betreff der Veräußerung ftädtiihen Eigentums aufgeworfene Frage aber bafiert 
flärlich; auf der Heranziehung heterogener Verhältniſſe und jo erübrigt ſich ein 
bejonderes Wort der Widerlegung. 


8 2, Die lox Schiffer vom 10. Juli 1906. 


Vor kurzem hat die preuß. Geſetz Sammlung das Gejeg vom 10. Juli 1906, 
betr. die Abänderung des Art. 26 und die Aufhebung des Art. 112 V. vom 
31. Januar 1850 veröffentlicht: „S1. Der Art. 26 V. erhält folgende Faſſung: 
Das Schul: und Unterrichtsweſen ift durch Gejeß zu regeln. Bis zu anderweiter 
geleßlicher Regelung verbleibt es Hinfichtli bes Schul: und Unterrichtäwejens 
bei dem geltenden Recht. $ 2. Der Art. 112 V. wird aufgehoben.“ Dieje nad) 
dem Antragfteller jogenannte lex Schiffer hat eine nicht unerhebliche Aenderung 
in dem Stande des bisherigen preußiichen Staatsrechts bewirkt, und zwar ans 
Iheinend in einem auf beteiligter Seite jelbft wohl nicht ganz überjehenen Grabe. 

Der jett formell aufgehobene, unter den „Uebergangsbeftimmungen“ der 
Verf. befindliche Art. 112 bejagte: „Bis zum Erlaß des im Art. 26 vorgejehenen 
Geſetzes bewendet es hinfichtlih des Schul: und Unterrichtsweſens bei den jekt 
geltenden gejeglihen Beftimmungen.“ Der Sinn dieſes vielumftrittenen ’) Artikels 
it neuerdings jelbft von Vertretern der „herrichenden” Staatsrechtätheorie Divergierend 
aufgefaßt worden. Anſchütz (Gejeßgebende Gewalt 1902 ©. 68) erflärte etwa: Der 
Art. Eonferviert nicht das Recht der abjoluten Krone, unbeſchränkt Rechtsnormen 
in Schulangelegenheiten zu erlaffen, jondern lediglich das Schulrecht des abjoluten 
Staates, 3. B. des ALR. II 12, die jchlefiihen Schulreglements von 1765 und 
1801, die Regierungßinftruftion von 1817 $ 18, die oftpr. Schulordnung von 
1845 uſw. Der Art. 62 ®., welcher den König bei der Gejehgebung an 
die Mitwirkung des Landtags bindet, gilt troß des Art. 112 aud für das 
Schul: und Unterrichtsweſen; eine einjeitige Rechtsjegung der Krone bzw. ber 
Verwaltung ift nur möglich intra legem, auf Grund jpezieller Ermädhtigungs: 
klauſeln des vorfonititutionellen Schul- und Unterrichtsrehts. Dem gegenüber 
hatte ich geichrieben (Annalen 1904 ©. 853): „Der Art. 112 befagt nicht, daß 
bis zum Erlaß des allgemeinen Unterrichtögefeges nur die Beftimmungen der ein: 


1) S. Schwartz Komm. ©. 83; Arndt im Arc. f. öff. R. Bd. I S. 515. 
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zelnen gerade in Kraft befindlichen Schul- und Unterrichtsgeſetze fortgelten ſollten. 
Es hätte in dieſem Falle lauten müſſen: „bei den jetzt geltenden Schul: und 
Unterrichtögejegen.” Die allgemeiner geformte Wendung „bei den jegt geltenden geſetz⸗ 
lichen Beitimmungen“ erlaubt eine weitergehende Interpretation. Sie erhält aufrecht 
auch die vorfonftitutionelle Kompetenz der Schulverwaltung, d. h. der Krone und ber 
ihr nachgeordneten Schul: und Unterrichtsverwaltungsorgane zur Rechtsjegung auf 
dem beichräntten Gebiete des Schul: und Unterrichtsweſens.“ Der Kernpunkt 
der zwilchen Anſchütz und mir beitehenden Divergenz ift die Tyrage, ob der Art. 112 
ben König troß des Art. 62 V. zu einer einjeitigen ng na aud) contra 
und praeter legem ermädtigte. Es gilt jegt, meine Ausführungen in ben 
Annalen, die die Tragmeite des Art. 112 nur kurz ftreifen konnten, zu ergänzen 
und die Einwirkung der lex Schiffer auf den bier in frage ftehenden Teil des 
preuß. Staatsredhts näher zu umjchreiben. 

Unzweifelhaft würde der von Anihüg dem Art. 112 beigelegte Sinn bei 
ber Wendung „bei den jegt geltenden Schul: und Unterrichtsgejegen“ feſtſtehen. 
Anderjeits nötigen weder die Stellung des Art. 112 in den „Uebergangs= 
beftimmungen“ der Verf., noch der tatſächlich gebrauchte Ausdrud „bei den jetzt 
geltenden geſetzlichen Beitimmungen“, bloß für ſich betrachtet. dem König 
in Eremption von Art. 62 die einjeitige unbeichränkte Rechtsjegung auf dem 
Gebiete de8 Schul: und Unterrichtsmejens zuzujchreiben. Einen Belag hierfür 
bietet der ähnlich geformte, aud) in die „Uebergangsbeftimmungen“ geſetzte, jpäter 
durch Gejeg vom 14. April 1856 aufgehobene (Schwary S. 348) Art. 114 
DB. v. 31. Januar 1850: „Bis zur Emanierung der neuen Gemeindeordnung 
bleibt es bei den bisherigen Beitimmungen binfichtlih der Polizeiverwaltung.“ 
In der oftroyierten V. v. 5. Dezember 1848 folgte diefe Beftimmung als Teil 
des Art. 40 unmittelbar der Vorſchrift: „Aufgehoben ohne Entihädigung find 
die Gerichtöherrlichkeit, die gutöherrliche Polizei und obrigfeitliche Gewalt, ſowie 
die gewiſſen Grundftüden zuftehenden Hoheitsrechte und Privilegien, wogegen 
die Laften und Leiftungen wegfallen, melde den bisher Berechtigten oblagen.“ 
Bereits die oft. Verf. Hatte unter ihren „Allgemeinen Beitimmungen“ ben 
Art. 108, nad) welchem bis zur Abänderung „dur ein Geſetz“, d. h. „auf 
geſetzlichem Wege“ (Schwark S. 340), „alle Beftimmungen der beftehenden Ge- 
jegbücher, einzelnen Gefege und Verordnungen, welche der gegenwärtigen Wer: 
faſſung nicht zumibderlaufen“, in Kraft bleiben jollten. Die im Art. 40 oft. V. 
eingejchaltete Beitimmung „Bis zur Emanierung der neuen Gemeindeordnung 2c.“ 
enthielt nun nad) der Abficht des Geſetzgebers nichts anderes ala eine Spezial: 
anwendung des im Art. 108 außgedrüdten allgemeinen Gedankens. Sie wollte, 
nachdem der Art. 40 zunädhft nur als Prinzip) „bie Aufhebung der guts- 
herrlichen Polizei” proflamiert hatte, „der etwaigen irrigen Auffafjung entgegen: 
treten, als habe die bisherige Polizeiverwaltung der Gutsherrſchaft jofort auf: 
gehört“ (vgl. Bericht des Zentralausichuffes Sten. Ber. I. K. 15. November 1849 
©. 1474). Es jollten vielmehr „die bisherigen Beftimmungen binfichtli der 
Polizeiverwaltung“ in Kraft bleiben, bis das die Prinzipien des Art. 40 oft. B. 
tatſächlich verwirklichende Spezialgejeg, die Gemeindeordnung, ergangen. In— 
folge der Stellung, welche der Geſetzgeber der Vorihriit „Bis zur Emanierung 
der neuen Gemeindeordnung 2c.” innerhalb des Zertes der oft. V. angewiejen, 

) Auch die Motive der Berfafjungstommifjton der Nationalverfammlung zu Art. 37 


des Kommiflionsverfafiungsentwurfd bemerken, daß die BU. „hier nur Prinzipien aus— 
ſprechen fonnte*. Rauer, Prototolle ©. 127 fi. 111. 
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wurden „Die bisherigen (d. 5. noch aus ber vorkonftitutionellen Monarchie 
ſtammenden) Beftimmungen hinſichtlich der Polizeiverwaltung“ unzweifelhaft von 
den allgemeinen Berfaffungsprinzipien des Art. 43 ©. 3 (allgemeine Ermäch— 
tigung des Königs, die zur Ausführung der „Geſetze“ nötigen Verordnungen zu 
erlaffen) und Art. 60 (Gemeinjchaftliche Ausübung der geießaebenden — 
dur König und zwei Kammern) beherrſcht). Dem König war an fih d 
einjeitige Rechtsfegung contra und praeter legem im Verhältnis zu ben ‚bie: 
berigen Beftimmungen hinſichtlich der Polizeiverwaltung“ unterjagt ; eine einfeitige 
königliche Rechtsjegung intra legem fonnte nur gemäß Art. 43 ©. 3 oft. V. 
bzw. gemäß beitimmten vorfonftitutionellen Spezialklauſeln ftattfinden. Bei der 
Revifion der oft. B. 5. Dezember 1848 hob nun die Kommiflion ber II. R. 
(Sten. Ber. 30. Oftober 1849 ©. 916) hervor: Zwar erjcheine die Vorjchrift 
„biß zur Emanierung der neuen Gemeindeordnung 2.“ auch neben Art. 109 
(rev. B. 31 Januar 1850, Art. 108 oft. B.) keineswegs überflüffig, doch finde 
fie paßlicher unter den tranfitorijchen Beſtimmungen ber Verf. ihre Stelle. 
Diejem Vorſchlag entſprechend wurde auch ſowohl in ber II. wie J. K. die Trans— 
ferierung jener Vorſchrift als Art. 114 unter die „Uebergangsbeſtimmungen“ 
der V. vom 31. Januar 1850 beichloffen (Roenne, Verf. 1852 ©. 217 f.). 
Daß man bei dieſer Transferierung die rechtliche Tragweite ber in den Art. 114 
gefaßten Vorſchrift habe ändern, insbefondere „die bisherigen Beftimmungen 
der Polizeiverwaltung“ von ber Beherrſchung durch die Grundregel 

de8 Art. 62 rev. V. (gemeinichaftliche Ausübung der gejeßgebenden Gewalt durch 
König und zwei Kammern) habe emanzipieren wollen, dafür ſpricht nicht das 
geringfte Anzeichen. Der Art. 114 ftellte lediglich eine Spezialanwendung des 
im Art. 109 rev. V. ausgedrüdten allgemeinen Gedankens dar; es jollte noch— 
mals zum Ausdrud gebracht werden, daß ber lediglich „Prinzipien“ profflamierende 
Art. 42 rev. B. nit unmittelbar und jofort „die bisherigen Beitimmungen 
binfichtlich der Polizeiverwaltung“ tangiere; eine Aenderung jei erft von ber 
projeftierten neuen, unter Mitwirkung der Kammern ergehenben Ge: 
meindeordnung?) zu erwarten. Nach dem Inkrafttreten der rev. V. berechtigte 
aljo der Art. 114 weder durch feine Stellung, unter ben „Uebergangs: 
beftimmungen“, noch durd) feine Faſſung den König exzeptionell zu einer eins 
jeitigen Rechtsjeßung contra und praeter legem.?) 

Zroß der Aehnlichkeit aber, welche zwiſchen Art. 112 und Art. 114 rev. 

B. Hinfichtlih der Stellung und Faſſung befteht, kann durd andere Umftänbe 
eine anders lautende Interpretation von Art. 112 notwendig gemacht werden. 
In der Tat führt hierzu eine Prüfung der fpeziellen Entftehungsgeichichte des 
Art 112. Der oft. ®. fehlte eine pofitive, dem Art. 112 entiprechende Beftim- 
mung. Nachdem jene in Art. 17— 22 eine Reihe von Sätzen über das Unter: 
richtsweſen aufgeftellt, jagte lediglih Art. 23: „Ein bejonderes Geſetz regelt 
das gejamte Unterrichtsweſen.“ Schon mit Rüdfiht auf diefen Art. 23 hielt 
fi die Staatöregierung von ber Publikation der oft. B. an „für ermächtigt 
und für verpflichtet, anzunehmen, daß erft mit dem Erlaffe des Unterrichts: 
gejeges die Beitimmungen der BU. über Schule und Unterricht ins Veben treten“ 
(fo Min. dv. Ladenberg Sten. Ber. II. 8. 20. Nov. 1849 ©. 1262), dab alio 


3) Bon dem königlihen Notverordnungsreht nad Art. 105 Abi. 2 oft. V. kann 
bier abgefehen werden. 

*) Ueber dieje Gemeindeordnung |. Schön Kommunalverbände in Pr. S. 36 fi. 56. 

2) Das königliche Notverordnungsreht nad Art. 63 bleibt auch hier außer Betracht. 
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der Inhalt der Art. 17—22 oft. V., ſoweit er nicht bereit? durd das vor 
fonftitutionelle Schul: und Unterrichtsrecht auch jeftgeftellt jei, vorberhand 
fein aftuelles Recht darftelle.') Die pofitiven Beftimmungen des vor: 
fonftitutionellen Schul: und Unterrichtsrechts blieben aljo nad) der Anficht der 
Staatöregierung — gemäß Art. 108 oft. V. — in weiterer Geltung. Under: 
ſeits unterftanden fie bei diejer Auffaffung doch den allgemeinen Verfaſſungs— 
prinzipien von Art. 43 ©. 3 und Art. 60 oft. B. Der König bejaß im Verhält— 
nid zu ihnen nur ein Rechtöverordnungsrecht intra legem, ſei e8 auf Grund 
beftimmter Spezialklaufeln des einichlägigen vorkonftitutionellen Rechts, jei es auf 
Grund der allgemeinen Ermädtigung in Art. 43 ©. 3, joferne nämlich einzelne 
pofitive Beftimmungen des erhalten gebliebenen vorfonftitutionellen Schul: und Unter: 
richtörecht3 einer Ausfüllung bebürftig und überhaupt zugänglid” waren. Eine 
Rechtsjegung contra und praeter legem war aber dem König nur unter Mtit- 
wirkung des Landtags möglich, Art. 60 oft. B.?) Eine weitere Konjequenz ber 
vom Minifter von Ladenberg verlautbarten Rechtsauffafjung war aber, da auch 
der Unterrichtsminifter, ſoweit das königliche Rechtsverordnungsrecht intra legem 
gegenüber den erhalten gebliebenen Normen des vorkonititutionellen Schul: und 
Unterrichtsrecht8 reichte, an Stelle des Königs, gemäß der ihm infolge der Ber- 
ordnung vom 27. Oktober 1810 (vgl. auh KO. vom 4. Juli 1832) zur Seite 
ftehenden allgemeinen, durch die Verfaffung nicht tangierten Delegation, Rechts: 
verordnungen intra legem erlafjen durite.?) In der Untertanenſchaft wurbe aber 
nad) der Publikation der oft. V. dieje Rechtslage vielfadh verfannt. Man er: 
achtete die Beitimmungen der oft. B. über Schul und Unterrichtäweien für 
jofortiges aktuelles Recht, nahm Befugniffe in Anſpruch, die aus der Verfaffung, 
wenn auch nicht aus dem vorfonftitutionellen Schul- und Unterrichtörecht zu folgen 
ſchienen, und verweigerte unter Berufung auf die Verfaſſung Leiltungen, zu 
denen das pofitive vorfonftitutionelle Schul: und Unterrichtörecht verpflichtet hatte. 
Dan verweigerte 3. B. unter Berufung auf Art. 22 oft. B. („in den öffentlichen 

') Min. von Ladenberg hat die B. vom 5. Dezember 1848 mitfontrafigniert! Ueber 
die von ihm anfangs 1849 zu den Berfafiungsartifeln über das Unterrichtsweſen veröffent- 
lfihten „Erläuterungen“. v. Roenne, Berf. und Verw. des preuß. St. Bd. VIII21 ©. 227. 
Schon ein ZR. des M. von Ladenberg vom 14. Dezember 1848 an jämtlihe Provinzial- 
Schulkollegien und »Regierungen bemertte: „In den Art. 18 ff. ®. v. 5.d. M. iſt eine Reihe 
leitender Grundſätze für das Unterrichtsweſen enthalten. Es verfteht fih von jelbit, 
da bdieje lediglich durd das iur Urt. 23 in Ausficht gejtellte umfaſſende Geſetz . . . im Zus 
fanımenhange verwirklicht werden fünnen. lm jedod; etwaigen Zweifeln und Mißdeutungen 
im voraus entgegenzutreten, nehme ich Veranlaſſung, den Provinzial-Schultollegien noch 
bejonders zu eröfinen, dab bis zu der gejeßlihen Regulierung des Unterrichtsweſens die 
dermalen bejtebenden Einrihtungen unverändert in Kraft bleiben.“ (Roenne VIIT 21 
©. 232.) Das ZR. erwähnt nicht ausdrücklich als vorläufig fjufpendiert den Urt. 17 oft. 
B.: „Die Wiſſenſchaft und ihre Lehre ift frei.” Doc war im Hinblid auf die Adrej- 
faten bes ZR. und den ihnen unterftellten Teil des Unterrichtsweſens ein 
Hinweis auf den mwejentlid auf das Univerfitätswejen (vgl. IS 2 St. d. U. zu Bonn; $ 1 
St. d. U. zu Königäberg) refleftierenden Art. 17 nicht erforderlih. Jedenfalls jtellt auch 
Art. 17 eine Vorſchrift des Unterrichtswejens dar. Der Nadjdrud liegt in demjelben auf 
den Worten „und ihre Lehre“. Denn dab die Wiſſenſchaft als joldhe frei, ift in einem 
Rechtsstaat ſelbſtverſtändlich und ihre nicht zu Unterrichtszwecken erfolgenden 
Aeußerungen ſchützte die oft. V. durch die Art. 24 („jeder Preuße bat das Recht, durch 
Wort, Schrift, Drud und bildlihe Daritellung jeine Gedanten frei zu äußern“) und 25. 
Anders Shwark ©.83,85; Bornhat, Hodichullehrer ©. 41. 

2, Von Art. 105 Abi. 2 oft. B. auch hier abgejehen. 

) Ueber die big Korg dieſes minijteriellen Rechtsverordnungsrechts intra legem 
ſ. Hubrich, Annalen 1904 ©. 911 fi. 
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Volksſchulen wird der Unterricht unentgeltlich erteilt“) die Zahlung bes Schul: 
elds (Abg. Stiehl II. K. St. B. ©. 1261, Abg. Ritter I K. ©. 1969), ander: 
Kite nahmen auch wohl Städte auf Grund von Art. 21 oft. V. ein Präjentations- 
recht Hinfichtlih der Lehrerernennung für fi in Anſpruch (vgl. Abg. Richter 
II. 8. St. ©. 1262). Sole Vorkommniſſe drohten den regelrechten Gang ber 
Einrihtungen des Schul: und Unterrichtsweſens in Trage zu ftellen und ver- 
anlaßten den Abg. Stiehl, zunädft in der 11. K. zu beantragen, „unter die 
tranfitorifchen Beitimmungen“ der in der Revifton begriffenen BU. den jpäteren 
Art. 112 rev. B. aufzunehmen. 

Die Blenarverhandlung der II. K. fand darüber am 20. November 1849 ftatt (Sten. Ber. 
©. 1261, 1262). Als erjter empfahl Kultusminijter von Ladenberg jelbit den Stiehlichen 
Antrag als „einen jehr berüdjichtigenswerten: denn, wenngleih nad einer richtigen Aus— 
legung der BU. anzunehmen ift, daß ſämtliche Beitimmungen iiber den Unterriht (da 
dieſe erft durch ein Unterrichtögejeß geregelt werden jollen) augenblidiih noch nicht und 
nicht eher ind Leben treten können, als bis dieſes Unterrichtögeieg publiziert worden ift, 
jo fönnte doch in ähnlicher Art, wie es in Beziehung auf die Batronat3-Berbältnifje ſchon 
geiheben ift,') die Deutung verfucht werden, dab die betreffenden Artikel der BU. fofort 
in Kraft treten müſſen. Solches ift aber, wenn die bisherigen Beftimmungen ohne den 
Erla neuer aufgehoben werden jollen, ganz unmöglih, und eine Menge von nicht zu 
Biienden Zerwürfnijjien würde aus folder Deutung hervorgehen“. Der Minifter jchloß 
mit der Berfiherung, daß ſämtliche Materialien zu dem verbeißenen allgemeinen 
Unterrichtögejeß bereit vorhanden jeien und man deſſen Erlaf; von jeiten der Regierung 
nah Abichluß der Verfafiungsrevifion möglichſt befchleunigen wolle; auch beabfichtige die 
Regierung, den Entwurf des Unterrichtögeiepes zu veröffentlichen, „um noch vorher, ehe 
—2* im Staatsminiſterium beraten wird und durch die weiteren Inſtanzen der Geſetz⸗ 
ebung zur Reife gelangt, dur eine allgemeine Kritit neues Material für die möglichſte 
— zu gewinnen“. Der zweite Redner Abg. Stiehl ſelbſt empfahl ebenfalls 
„zumal mit Rüdfiht auf die von dem Herrn Miniiter angekündigte baldige Erſcheinun 
des Unterrichtsgeſeßzes“ die Annahme ſeines Amendements, in der Ueberzeugung, dab 
ſonſt „wenigitend unjer Vollsſchulweſen nicht bejtehen kann: es find in unjern eben 
beratenen Artikeln jo wejentliche, die bisherigen Beitimmungen verändernde Beſchlüſſe 
gefaht worden, daß, wenn fie mit der beendigten Revifion der Berfafjung jet zur Geltung 
tommen, das Beitehende aufhört, ohne dab, da das Unterrichtögejeg erſt neihchen werden 
muß, etwas Neues da iſt“. Dagegen äußerte Abg. Reicheniperger als dritter Redner: 
„Es lohnt wohl der Mühe, — aufmerkſam zu machen, daß, wenn dieſer Zuſatz— 
Artifel angenommen wird, alle Beſchlüſſe, die wir bis hieran gefaßt haben, 
fowie die ganze Materie der Berfajjungd-Urfunde, jußpendiert und in 
Frage gejtellt werben. Es wird alddann von dem einzigen Veto der Regierung 
abhängen, ob jemald ein Unterrichtsgeſetz zuitande fomme und die Unterrichtäfreiheit 
veriwirflicht werde; wir werden aljo durchaus fein verfafjungsmähßiges Unterrichtsſyſtem 
aufgeftellt haben. Der BZujapartifel jagt nämlich, es jolle bis dahin, daß das Unterrichts» 
gejeg zuftande fomme, von allem dem nichts verwirklicht werden, was in der Verfaſſung 
gejagt iſt; durch das einzige Beto der Regierung können aljo in der Tat alle Beitimmungen 
der Berfafiung wieder annulliert werden.“ Der vierte Redner Abg. Editein widerſprach 
indefien den Beforgniffen des Abg. Reiheniperger: Da Art. 23 oft. B. auf das Unterrichts— 
geieg ausdrücklich hinweije, da ferner des Königs Thronrede „bei Eröffnung der II. aufs 
elöjten Sammer“ jenes als „eines demnädjt den Kammern zur Beratung” vorzulegenden 
Beiepes gedenke, und da aud nad den wiederholten Berficherungen des Kultusminifters 
die Vorbereitungen zu demjelben bereit8 nad allen Seiten hin getroffen jeien, fönne der 
Antrag Stiehl nicht ald etwas betrachtet werden, „was die Erledigung der Sade nur 
auf die lange Bank zu ſchieben geeignet jei”. Anderſeits fügte Edjtein hinzu: gerade 
„im Intereſſe des Schulweſens“ liege ed, mit dem Erlaß des Unterrichtsgeſetzes ſich nicht 
zu übereilen, daher jei e8 erfreulich, dah der Entwurf des Unterrichtsgeſetzes vorher noch 
der öffentlihen Kritik des Publikums ausgejept werden jolle. Der fünfte Redner Abg. 
Richter meinte hinwiederum, dak mande Artikel der V. über das Unterrichtsweſen aud 
ohne das projektierte Unterrichtögejeg jofort anwendbar jeien, und bat daher „durch ſolche 


1, Art. 14 oft. B.: Ueber das Firhenpatronat und die — —— unter welchen 
dasjelbe aufzuheben, wird ein beſonderes Geſetz ergehen. Vgl. dazu Art. 12 oft. V. 
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Beitimmungen (wie den Antrag Stiehlı niht allen Beftimmungen der Ber- 
fajfung entgegenzutreten, fondern diejelben aufrechtzuerhalten, wo ed irgend — 
iſt. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß da, wo noch beſondere Geſetze zur Durchführung dieſer 
Beſtimmungen notwendig ſind, dieſe Geſetze vorher erlaſſen ſein müſſen, wo aber ſolche 
Geſetze nicht notwendig ſind, müſſen wir bei der gg ftehen bleiben”. Dieje 
Aeußerungen des Abg. Richter „über die Interpretation der BU.“ riefen die feititellende 
Schlußbemertung des Minifterd von Ladenberg hervor: Die Regierung hat eben wegen 
Art. 23 oftr. V. von Anfang an angenommen, „daß erft mit dem Erlaſſe des Unterrichtö« 
gelegen die Beitimmungen der 8. über Schule und Unterricht ins Leben treten. Un 
iefer Interpretation muß und wird die Regierung auch ferner bis zur Bublifation der 
rev. B. und demnächſt, bi8 das Unterrichtögejeg in Kraft getreten ift, feithalten,; es 
würden fonft diefelben Verlegenheiten entjtehen, welche vorhin bereit ausführlich geichildert 
worden find und den Antrag des Abg. Stiehl veranlaft haben“. Das Haus nahm darauf 
die Art.26 und 112 rev. B. vom 31. Januar 1850 durch Abſtimmen mittel® Aufftehen 
und Sigenbleiben an.') 


Die Worte des Minifterd v. Labenberg Laflen bei jorgjältiger Prüfung 
feinen Zweifel darüber beftehen, daß er in dem Antrage Stiehl nichts weiter jah 
als eine bejondere Beruhigungsflaufel, die nur das noch deutlicher ausdrüden 
ſollte, was der Minifter Schon im Art. 23 und Art. 108 oft. B. gefunden hatte. 
Die pofitiven Normen des vorfonftitutionellen Schul: und Unterrichtsrechts, mit 
Einſchluß derjenigen, welche die Schul- und Unterrichtsverwaltungsorgane zu einer 
Rechtsnormierung intra legem befähigten, jollten vorderhand meiter gelten. 
Anderſeits jollte die Herrihaft bed im Art. 60 oftr. B. und Art. 62 rev. V. 
ausgebrüdten Prinzips (gemeinjchaftliche Ausübung der gejeßgebenden Gewalt 
durd König und Landtag) dieſen vorkonftitutionellen Normen gegenüber nicht 
beeinträchtigt werden. Den König zunächſt noch als abjoluten Geleßgeber auf 
dem Gebiete von Schule und Unterricht zu erhalten, war nicht die Tendenz, 
welche dem Amendement Stiehl nad; Anficht des Minifters v. Ladenberg eigen 
fein ſollte. So wie der Minifter v. Labenberg, faßte auch der Abg. Stiehl jelbft 
— nach der objektiven Faljung jeiner Worte — wohl jein Amendement auf. 
Umgekehrt war der Abg. Reichenäperger Juriſt genug, ſofort darauf hinzuweiſen, 
daß in die objektive Faſſung des — unter die tranfitorifchen Beitimmungen ber 
BU. zu ftellenden — Antrags Stiehl noch ein ganz anderer Sinn hineingelegt 
werden könne: es erſcheine eventuell durch denjelben „Die ganze Materie der 
Verfaſſungsurkunde ſuspendiert“; von bem einzigen Veto der Regierung 
hänge ab, ob jemals ein Unterrichtägejeg zuftande fommen werde; durch das 
einzige Veto der Regierung könnten alle Beitimmungen der Verfafjung wieder 
annulliert werden. Und ähnlich meinte Abg. Richter, daß durch ſolche Beitimmungen 
(wie den Antrag Stiel) allen Beftimmungen der Verfaſſung entgegen: 
getreten werde. Die Prägnanz diefer Erklärungen nötigt unbedingt zu der An— 
nahme, daß die Abg. Neichensperger und Richter durch den aus der objektiven 
Faflung zu folgernden Inhalt des Antrags Stiehl eventuell auch das durch 
Art. 60 oftr. B. und Art. 62 rev. V. aufgeftellte Prinzip juspendiert jahen, daß 
fie bejorgten, durch Annahme des Stiehlihen Vorſchlags werde bis zum Erlaß 
des allgemeinen Unterrichtögejeges das Schul: und Unterrichtsweien in der Tat 
zu einer abjolutiitiichen Inſel erklärt werden. In welchem Sinne nun die den 
Stiehlihen Vorſchlag adoptierende Majorität der II. Kammer bdenjelben gut 
hieß, darüber fehlen Womente von abjolut ausjchlaggebender Bedeutung. Möglich, 
daß ſich unter diejer Majorität Abgeordnete befanden, welche das Amendement wie 

ı, Das von Arndt Arch. f.öfi. R. I ©. 524 ff. gegebene Referat ijt nit ſinn— 


etreu; doch erübrigt fi ein näherer Nadyweis. Es kann ev. dem Leſer die eigene 
ahprüfung überlafen werben. 
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Minifter v. Ladenberg und Stiehl ſelbſt auffaßten, möglich aber auch, daß 
unter der Majorität fi) ſolche befanden, welche durch ihr Zuftimmungsvotum 
gerade das feftlegen mollten, was Reichensperger und Richter von der nad ber 
objektiven Faſſung bemefjenen Tragweite des Stiehlſchen Vorſchlags befürchtet 
hatten. Es hatte doch augenjcheinlich feine Richtigkeit mit dem, was bg. 
Edftein gejagt, daß eine zu große Beichleunigung des allgemeinen Unterrichts: 
gejees nicht im Intereſſe des Schulweſens jelbft liege, und manche auch ber 
damaligen Rammermitglieder mögen von vornherein eine geſunde Stepfis 
binfihtlich des als jo leicht dargeftellten Zuftandebringens jenes allgemeinen Unter: 
richtögeleßes gehegt haben. Fuhr man angefichts der Irrungen, die bisher die Ver: 
faffungsartitel über das Unterrichtswejen erregt, nicht überhaupt befler, auf dieſem 
Gebiete zunächſt den ganzen vorkontitutionellen Rechtszuftand zu fonjervieren, 
alfo auch die durch das vorfonftitutionelle Recht anerfannte Rechtöftellung bes 
Königs als abjoluter Gejegeber? Derartige Erwägungen können jehr mohl 
einen Zeil der Kammermajorität bejeelt haben’) und bei der Unmöglichkeit näherer 
Ermittlungen, in welhem Sinne wirfli die Kammermajorität ben jpäteren 
Art. 112 rev. V. aboptierte, bleibt angefichts der Verſchiedenheit der Deutung, 
welche jene Beftimmung jchon in ber KHammerfigung vom 20. November 1849 
erfuhr, nichts anderes übrig ald hier den Einn als den vom Verfaſſungsgeſetz- 
geber als ſolchen wirklich gewollten anzunehmen, welcher beffer in das ganze 
Syſtem bes Verfaſſungsganzen Hineinpaßt. Die Einihaltung des Art. 112 unter 
die „Uebergangabeftimmungen“ der BU., wie die allgemeiner lautende Wendung 
„bewendet e8 hinſichtlich des Schul: und Unterrichtsweſens bei den jet geltenden 
gejeglichen Beftimmungen“ berechtigt nun aber im Hinblid auf die gekennzeichnete 
Lage der Imterpretation durchaus zu der Deutung, daß der Berfaffungsgejek- 
geber als ſolcher bis auf weiteres den ganzen vorfonftitutionellen Rechtszuſtand 
auf dem Gebiete von Schule und Unterricht hat konſervieren wollen, auch das 
abjolute Gejeßgebungsrecht bes Königs. Wollten Stiehl oder v. Ladenberg der 
leßteren Konſequenz entgegenwirten — auf deren Möglichkeit fie durch die 
Worte Reichenspergerd hingewiejen waren — jo hätten fie entweder für eine 
andere Faſſung oder für eine andere Stellung ded fraglichen Amendements 
forgen müflen. 3.8. hätte audy die unmittelbare Anknüpfung des Stiehlichen 
Antrags an ben Berfaffungsartifel: „Ein bejonderes Gejeß regelt das ganze 
Unterrichtsweſen“ (23 oftr. V. 26 rev. B.) genügt, die Eremption der binfichtlich 
des Schul- und Unterrichtäwejens jet geltenden gejeglichen Beftimmungen von 
der Herrichaft bes Prinzips des Art. 62 zu verhindern. 

Ebenjo wäre die leichte Wahl der Wendung: „bei ben jeßt geltenden 
Schul: und Unterrichtögeiegen“ der Annahme, daß der Berfaffungsgeleßgeber 


1) Als Mintfter v. Ladenberg am 14. Dezember 1850 aus dem Miniſterium geichieden 
war, erflärte jein Nachfolger von —9 bereits am 7. Mai 1851, „daß, wie er erkenne, 
wohl dringende Bedürfnis vorliege, über die Gehaltöverhältnifie der Lehrer etwas und 
womöglich bald anzuordnen, daß aber fein praftiiches Bedürfnis vorliege, ein allgemeines 
Unterrihtögejeg mit beionderer Beichleunigung zu erlafien. Es ſei überdied ungemein 
ſchwierig, unter gleihmäßiger Wahrung der Rechte de3 Staats, wie der Kirche ein Geſetz 
von folder Bedeutung zu jchaffen“. Ebenjo im Februar 1852: „In diefem Augenblide 
möchte ich dem Bunide eines baldigen Erlaſſes des Unterrichtögeießes die Bemerkung 
entgegenftellen, daß ich nad reifliher Prüfung der Sade . . der Anficht bin, das Geſetz, 
wenn es jegt erlafien werden mühte, könne nicht ander® lauten ala: „es bleibt im 
wejentlihen bei den Beitimmungen, welche wir jest haben.” Somohl innere ald äußere 
Veränderungen im Schulwejen find nicht als Folge eines Geſetzes, jondern von der Ein- 
wirtung der Behörden zu erwarten.“ Roenne I. 2.16. 234 ff. 
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dem König ‚hier vorderhand noch die Befugnis zu einfeitiger Rechtsjegung 
contra und praeter legem gegeben, binderlich gemwejen. Nach der tatjächlichen 
Redaktion der BU. vom 31. Januar 1850 ftellte aber deren Art. 26 zunächſt 
ba8 bejondere, das ganze Unterrichtsweſen regelnde Gejeg in Ausſicht und 
erklärte jchon damit die vorhergehenden Artikel über das Unterrichtsweſen für 
bloße Zukunftsmuſik, Art. 62 ſprach das Prinzip der gemeinjchaftlichen Aus: 
übung der —— Gewalt durch König und Landtag aus, der unter den 
„Allgemeinen Beſtimmungen“ befindliche Art. 109 genügte, indem er alle der 
gegenwärtigen Verfaſſung nicht zuwiderlaufenden Beſtimmungen der beſtehenden 
Geſetzbücher, einzelnen Geſetze und Verordnungen aufrechterhielt, eventuell ſchon 
an und für ſich, den poſitiven vorkonſtitutionellen Schul- und Unterrichtsgeſetzen, 
ſowie den vorkonſtitutionellen Rechtsnormen, welche beſtimmten Verwaltungs— 
organen (Miniſter, Regierung) eine Rechtsſetzung intra legem delegierten, das 
Leben zu ſichern. Indem nun aber der Verfaſſungsgeſetzgeber ſich damit nicht 
genug ſein ließ, ſondern noch unter den „Uebergangsbeſtimmungen“ den Art. 112 
aufſtellte, muß er durch dieſen notwendig noch eine beſondere Rechtswirkung 
haben erzielen wollen — neben der Bewahrung der poſitiven vorkonſtitutionellen 
Schul. und Unterrichtögejeße und der Delegation zur Rechtsnormierung intra 
legem, weldje das vorkonititutionelle Recht dem Unterrichtsminifter und jonftigen 
Unterrichtöverwaltungdorganen erteilte. Dieje bejondere Rechtswirkung faun nach 
ber ganzen Sadjlage nur darin gefunden werden, daß der Verfaſſungsgeſetzgeber 
vorderhand das Schul: und Unterrichtsweſen auch von der Herridaft des 
Prinzips des Art. 62 BU. emanzipieren wollte. König und Kammern waren 
nad) der Abficht des Verfaſſungsgeſetzgebers zunächft nur zu gemeinfamem Zu: 
jammenmwirfen bei Erlaß des das ganze Unterrichtöwejen regelnden beſonderen 
Gejeßes berufen: zu Jonftiger Rechtsjegung contra und praeter legem war auf 
Grund von Art. 112 bis zum Zuftandefommen bed allgemeinen Unterrichts: 
gejeges der König allein befähigt. Anderſeits war der König bis zum Zuſtande— 
fommen des allgemeinen Unterrichtögejeges nicht gehindert, bei einer Spezial: 
rechtsſetzung contra und praeter legem auf dem Gebiete des Schul: und 
Unterrichtswejens auch den Landtag zur Mitwirkung bei Formulierung bes 
Gejegesinhalts zuzulafien, wie e8 jonft bei Anwendung von Art. 62 V. not— 
wendig ift. Aber ein Recht auf Mitwirfung bem König gegenüber ftand dem 
Landtag an fich bei einer derartigen Spezialrechtsjegung nicht zu. Es bedarf 
Iließlih aud; Feiner weiteren Ausführung, daß der König einjeitig auch zur 
Rechtsſetzung intra legem berechtigt war. 


Der bier gegebenen Rechtsentwidlung darf nicht etwa entgegengehalten 
werden, daß Art. 112 von den „jegt“ geltenden gejeglichen Beftimmungen jpricht, 
daß er, mit der BU. vom 31. Januar 1850 erft im Februar 1850 in Kraft 
getreten’), nur die durch Art. 60 oft. B. vom 5. Dezember 1848 bereit8 modifizierten 
„geleglihen Beſtimmungen hinſichtlich des Schul: und Unterrichtsmeiens" babe 
aufrechterhalten fönnen. Das „jetzt“ des Art. 112 muß vielmehr auf ben 
Rechtsſtand im Augenblid des Inkrafttretens der oft. B. vom 5. Dezember 1848 
jelbft zurücbezogen werden.) Mit Recht bemerkte in dieſer Hinfiht in ber 
Sitzg. ber I. 8. vom 19. November 1849 Juftizminifter Simons: „Die Revifion 
der Berjafjungsurfunde hat aber m. E. aud eine dbeflaratorijhe Natur 


) Bgl. hierüber Schwark Komm. ©. 35. 
?) Verkannt von Arndt Ard. f. öff. R. I ©. 531. 
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und joll die Zweifel bejeitigen, welche die urjprünglic, gewählte Faſſung hervor: 
zurufen geeignet ift.“ (S. 1476.) 

Aber der Stiehlihe Antrag kam auch in der Sigung der 1. K. vom 
12. Dezember 1849 zur Verhandlung, und vielleicht führen die Rejultate der 
jelben zu einer Abweichung von der hier entwidelten Rectsauffaffung. 


In der Sigung vom 12. Dezember 1849 (Sten. Ber. 5.1969) empfahl zunächſt der 
Berichterftatter Gr. Igenplig die Annahme mit der kurzen Bemerkung: „Rad ben ge- 
madten Erfahrungen wird es — ſein, dieſen Sag anzunehmen,“ worauf Minifter 
v. Ladenberg noch hinzufügte: „Bon jeiten der Regierung wird dieſem Antrage in Ueber— 
einftimmung mit den angeführten Gründen beigetreten.” Dagegen erklärte Abg. von 
Bodum-Doifjs: „Die tranfitoriihe Beitimmung enthält nur die Anwendung diejes allge 
meinen Grundjages (d. 5. des Art. 108 oft. B.) auf einen beionderen Fall, aus weldem 
Grunde ich diejelbe für völlig überfluifig halte.“ Minifter v. Ladenberg beftritt ſeinerſeits 
die Ueberflüfjigteit de8 Amendements, „weil die Verwaltung faft täglich der Behauptung 
entgegentreten muß, dab die Beftimmungen der Verfaffungsurfunde in bezug auf den 
Unterricht ſchon in dieſem Augenblide und jeit der Bublitation der Verfaſſung gültig feien, 
obgleich auf das befondere Gejeg in der Verfaflungsurtunde verwiejen worden und es 
einleuchtend und gan unmöglih iſt, die Beitimmungen ber BU. eher zur Ausführung 
zu bringen, als bis das Unterrichtsgeſetz erſchienen ift, welches die unumgänglihen Ein- 
leitungen zur Ausführung zu treffen und die erforderlichen Organe zu beſtimmen hat. 
Ich kann daher nur dringend wünſchen, daß zur Beſeitigung aller Zweifel in der Ver— 
fafiungsurfunde ausgedrückt werde, was die Regierung faſt täglich einzelnen Reklamanten 
ame Pa auszuführen gezwungen ift, dat nämlich bis zum Erlafje des Unterrichtsgeſetzes 
es bei den jept geltenden gejelihen Beitimmungen bewende*. Dem Minijter trat Abg. 
Kister entgegen: „Wenn wir wollten bei jedem Artikel der Verfaſſung alle mögliden 
Zweifel durch bejondere Beftimmungen bejeitigen, jo wäre das Ende unjerer Beratungen 
nicht abzujehen. Es jteht im Art. 23: „ein beſonderes Beleh wird das gefamte lnter- 
tichssweſen regeln“, daraus folgt, dab bis zu dieſer Regelung es bei den beſtehenden 
Geiegen jein Bewenden hat. Ih halte deshalb, in Verbindung mit dem Art. 108 8 
es nicht nur für überflüffig, jondern aud für bedenklich, bier noch befonders in 
einem tranfitoriihen Artitel auszuſprechen, dab bis zum Erlaß des im Art. 23 vorgefehenen 
Geſetzes es hbinjihtlih des Shul- und Unterrihtdwejers bei den ‚2 
geltenden geſetzlichen gen bewenden ſoll. Der Ausdrud „jegt geltenden“ ift 
ihon deshalb mißlich, weil die BU. bereits im Dezember vorigen Jahres Gele eiworden . 
Hit. Sodann finden wir aber aud einzelne Säße in den angenommenen Beihlüffen über 
Unterriht und Schule, die unzweifelhaft jet jchon als gültig betrachtet werden müſſen, 
ald: Art. 17 „Die Wiſſenſchaft und ihre Lehre ift frei” und Art. 19 „Unterricht zu erteilen 
und Unterricts-Anjtalten zu gründen, fteht jedem frei, wenn ujw.” — und über ihre 
Gültigkeit würde ein ſolcher tranfitorischer Artikel vielleicht Zweifel erregen. Man könnte 
dagegen zwar jagen, daB dieſe Beitimmungen mit den Beltimmungen der bisherigen 
Gejege ganz übereinftimmten, und ih will nicht behaupten, alle bisherigen Geſetze jo 
genau zu fennen, dab ich ein Urteil darüber abzugeben imjtande wäre, ich mill aber 
beiipieldmweiie nur darauf aufmerfjam mahen, daß im ALR. ein Widerjprud mit unjerem 
Art. 19 fteht, wie der, welcher eine Unterrihtsanjtalt gründen will, aud den Plan 
des Unterrihtd zur Genehmigung vorlegen muß. Die Regierung ſelbſt wird 
ſicher auch nit der Anficht fein, daß feiner der Grundjäge der Urt. 17 ff. nicht ſchon jetzt 
Anwendung finden jolle. Ich glaube ſonach, daß der vorgeſchlagene tranfitoriihe Artikel 
überflüfjig ift und daf, wenn er angenommen wird, er leiht zu Mibverjtändnijien führen 
würde.“ Darauf ſprach nochmals Abg. v. Bockum-Dolffs: „Im Anſchluß an bie Ent- 
widlungen des geehrten Herrn Vorredners kann ich nur dabei beharren, daß zur Ber: 
meidung von Wiederholungen und Verwirrungen die tranfitoriihe Beitimmung in der 
BU. nicht PBlag finden darf. Es ift Sade der Staatdregierung, zu wiflen, ob ein Geſetz 
in Kraft befteht oder nicht Könnte ſeitens der Regierung ein Zweifel über den Fort: 
beitand der bisherigen Gejege wegen des Schulweſens bid zum Ericheinen des neuen 
obgewaltet haben, jo iſt er durch die jegige Debatte jedenfalld bejeitigt. Was dagegen 
die Annahme und vielleicht verkehrten Geſetzes-Uuslegungen jeitens einzelner Verwalteten 
anlangt, und ob fie fi dabei im Jrrtum befinden, das kommt nicht in Betracht und 
fann und nicht beitimmen, für fie Kommentare zu entwerfen, indem m. E. nur die Regierung 
und die Organe berjelben es find, deren Zumerfeichreiten wir zu überwachen und darauf 
zu jehen haben, dab fie das’ zur Ausführung bringen, was wirklich befteht. Das tit 
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entſchieden und dur Art. 108 außer allem Zweifel geiept, weshalb ich dabei beharren 
muß, daß die tranfitortihe Bejtimmung bier überflüſſig und deshalb ſchädlich iſt.“ Endlich 
Abg. Ritter: „Ich halte den tranſitoriſchen Artikel für ſehr notwendig. Ich bin vor kurzem 
in Sclefien —— und habe dort vernommen, daß an verſchiedenen en die Bauern 
fein Schulgeld bezahlen wollen, weil die IT. K. beſchloſſen habe, daß der Unterricht unent- 
geltlidy jei.” Es erfolgte aud im Plenum der I. 8. Annahme des Stiehlſchen Amende- 
ments durch Abjtimmen mittels Aufitehen und Sipenbleiben. 

In der I. K. trat aljo die nämliche Meinungsverjciedenheit über Die 
Tragweite des Stiehlihen Amendements hervor, wie in ber II. K. Minifter 
v. Ladenberg produzierte im Grunde wiederum die Anficht, daß das Amende— 
ment nichts beabfichtige, al8 wegen bejonderer Umſtände für einen bejonderen 
Tall dasjenige nochmals ausdrücklich auszuſprechen, was an ſich bereits auch in 
dem allgemeinen Grundjaß des Art. 108 oft. B. enthalten jei. Dagegen wies 
der Abg. Kisker deutlich genug darauf hin, daß nad) Faflung und Einihaltung des 
Amendements unter die tranfitoriihen Beftimmungen noch ein weiterer Sinn 
in diefem gefunden werben fünne, und lehnte es daher nicht nur ala „überflüflig”, 
jondern geradezu als „bebentlich“ ab. Daß das „jeht“ in dem Amendement 
eventuell auf den Dezember 1848 — die Zeit de3 Ynkrafttretens der oft. V. — 
zu beziehen, entging Kisker nicht, und ebenjo fühlte er das Charakteriſtiſche der 
Wendung hinſichtlich des Schul⸗ und Unterrichtsweſens“; ſie iſt ſicher nach 
ſeiner Anweiſung, wie das „jetzt“, im Sten. Ber. durch Speirdruck ausgezeichnet. 
Wenn auch nicht ganz jo präzis wie in der II. K. Abg. Reichensperger, deutete 
hienach auch Abg. Kisker an, daß aus dem Stiehlſchen Amendement im Falle 
der Annahme etwas über den Art. 108 okt. V. Hinausgehendes gefolgert werden 
könne, und das konnte nad) der Sadjlage nur eine vorläufige Exemption des 
Schul: und Unterrichtswejens von der Herrſchaft des Prinzips des Art. 62 
rev. V. ſein. Die Darlegungen Kiskers machten auc) auf den folgenden Redner, 
v. Bodum:Dolff3, einen ſolchen Eindrud, daß er das Amendement nicht bloß 
„zur Vermeidung von Wiederholungen“, jondern auch „zur Vermeidung von 
Verwirrungen“ abgelehnt wiffen wollte. In welchem Sinn nun die Majorität 
der I. K. jchließlic den Stiehlihen Antrag adoptierte, darüber fehlen ebenjo 
wie Hinfichtlicp der Majorität der II. K., Momente von abjolut Harjtellender 
Bedeutung. Es muß der Verlauf der Verhandlungen der I. K. ebenſo ge: 
wertet werden, wie es oben mit der Verhandlung ber II. K. geſchehen. eben: 
falls bietet die Debatte vom 12. Dezember 1849 feinen Anlaß von ber Feſt— 
ftelung abzumweichen, daß bei der verichiedenen Deutungsmöglichkeit der Sinn 
des Ichließlichen Art. 112 als von dem Verfaſſungsgeſe egaeber ala ſolchem wirklich 
gewollt anzunehmen iſt, welcher beſſer in das ganze Shitem des Verfaſſungs— 
ganzen hineinpaßt. 

Wir fommen hiernady allerdings dazu, dem Art. 112 und dem Art. 114 
DB. troß Aehnlichkeit der Faſſung und der Stellung eine verjchiedene Tragweite 
zuzuſchreiben. Doch ift hierbei abichließend zu bemerken, daß die Vorgänge, 
welche das Inslebenrufen de Art. 114 begleiteten, in feiner Weile für die 
Interpretation des Art. 112 als präjudizierlic) gelten fünnen. In den Sigungen 
der II. K. vom 30. und 31. Oktober 1849 und der I. K. vom 19. November 
1849, in welchen der Art. 114 ins Leben gerufen wurde, tauchte von feiner 
Seite die geringfte Anbeutung auf, daß dadurd eine etwaige Eremption von 
dem Prinzip des Art. 62 rev. V. in Trage käme. Anders verhielt e8 fich aber, 
wie gezeigt, in den fpäteren Situngen der II. 8. vom 20. November 1849 
und ber I. K. vom 12. Dezember 1849 mit der damals geichaffenen Vorjehrift 
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des Art. 112. Die damals aufgeftellte und endgültig nicht geichlichtete Mög— 
fichfeit einer verſchiedenen Deutung des Art. 112 führt in Anjehung dieſes zu 
einer andern Interpretation, ald wie fie für den Art. 114 zu gelten hat. 

Es darf bei der Kompliziertheit der bier in Rebe ftehenden Berhältnifie 

nicht mwundernehmen, daß die an diefem Orte gewonnenen Ergebniſſe bisher 
nicht alljeitig erfannt worden. Indeſſen widerſtreitet das, was in praxi jeit 
dem Inkrafttreten der Berfaffungen auf dem Gebiete von Schule und Unterricht 
eihehen, in feiner Weije diefen Ergebniffen. Es find jeitdem rechtlich unan— 
[ehtbare minifterielle und fönigliche Verordnungen intra legem ergangen, aber 
einzelne Partien des Schul- und Unterrichtswejens find auch durch von König 
und Landtag gemeinjam beichloffene Spezialgejege, jelbft mit Normen contra 
und praeter legem, geordnet. Bei Emanation diejer Spezialgefege hielt man 
fi) regelmäßig nicht an die für Berfaffungsänderungsgejege gegebene erſchwerende 
Formvorſchrift des Art. 107 rev. V., nur bei Verabſchiedung des Gejeges vom 
15. Yuni 1886, über die Anstellung der Lehrer in Polen und Weitpreußen, 
wurde Art. 107 angefichts des durch den Verfaffungstert geforderten allgemeinen 
Unterrichtögejeges beobachtet. Daß ber König jedoch bei diefen Spezialgejegen 
(mit ihren etwaigen Normen contra und praeter legem) den Landtag zur 
Mitwirkung beranzog, war von feiner Seite an ſich Sache barer Freiwilligkeit; 
de jure hätte er, da nicht das Art. 112 vorausgeſetzte allgemeine Unterrichts— 
gejeg in Trage ftand, auch einjeitig vorgehen fünnen. Umgekehrt wurden durch 
die Mitbeteiligung des Landtags dieje Spezialgejege nicht ungültig. Erſt die 
neuliche lex Schiffer hat eine mejentliche Umgeftaltung der bisherigen Recht: 
lage bewirkt — ohne daß ihre Väter dies anjcheinend in vollem Umfange über: 
ſahen. Bei Erörterung der lex Schiffer im Abgeordnetenhaufe') trat wiederum 
ſelbſt auf jeiten der Majoritätsparteien die verichiedene Auffaffung hervor, &b 
die Berfaffung an fi nur ein allgemeines Unterrichtägejeg oder auch Teilgeſetze 
in dieſer Materie zulaſſe. Man nahm jchließlih die lex Schiffer an, um 
wenigftens für die Zukunft zweifellos zu machen, daß aud eine Zeilgejeg: 
gebung im Schul: und Unterrichtsweſen ftatthaft jet. 

Der 82 der lex Schiffer hebt den Art. 112 ®. formell auf. Schon 
aus diefem Grunde war e8 richtig, daß bei der lex Schiffer Art. 107 V. bes 
obachtet wurde. Die Aufhebung des Art. 112 hat aber, wie gejagt, Rechts: 
wirkung nur für die Zukunft. Was bisher auf Grund von Art. 112 geichehen, 
lann aus dem Gefichtspunft der jetigen formellen Aufhebung nicht angefochten 
werden. Anderjeits ftellt ©. 1 des durch die lex Schiffer jet neu gefaßten 
Art. 26 für das Schul: und Unterrichtswejen nur ganz allgemein die Regelung 
„durch Gejeß“ jet. Es kann dies ſowohl ein Gejeg nad) Art. 62 B. (unter 
Zujammenmirfen von König und Landtag), wie eine königliche Notverordnung 
nad Art. 63 jein. Bis zu anderweiter gejegliher Regelung, jagt jet S. 2 
Art. 26, verbleibt es hinfichtlih des Schule und Unterrichtömejend bei dem 
geltenden Recht. Damit find zunächſt die voraufgehenden Art. 20—25 über das 
Schul: und Unterrichtsmwejen noch weiter bis qur Emanation der einichlägigen 
eig für ſuſpendiert erklärt. *) Andererſeits bilden dieje Artikel 
für die etwaige Ausfüßrungsgeießgebung die maßgebende Richtichnur, von welcher 
nur unter Beobadhtung von Art. 107 B. abgemwichen werden fann. Bis zu 


ı) Sten.Ber. vom 3. Mai 1906 ©. 4130; vom 5. Mai 1906 S. 42350. ©. aud) 
Herrenhaus vom 29. Mai 1906, Sten Ber. S. 370. 
9 Bol. Abg. Schiffer S. 4134 (St. B. AH.). 
7# 
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diefer Ausführungsgeleßgebung joll „das geltende Recht”, d. 5 dasjenige, welches 
im Augenblid des Inkrafttretens der lex Schiffer jelbft beitand, erhalten bleiben. 
Die Abfiht der lex Schiffer war e8 nicht, „das geltende Recht“ in dem Sinne 
anzuerfennen, daß jeine Aenderung überhaupt nur im Wege bes Art. 62 bzw. 
63 V. möglich jei.') „Das geltende Recht“ bleibt auch bis zu der Aus 
führungsgejeßgebung dem Wege der Abänderung unterworfen, welchen die Rechts— 
ordnung an jih für Rechtsnormen der gerade fraglichen Art vorfieht. König: 
lie Verordnung intra legem ift wiederum durch föniglihe Verordnung, 
minifteriele Verordnung intra legem ift an ſich durch königliche oder minifterielle 
Verordnung abänderbar. Aber diejenigen Rechtsvorjchriften des geltenden Schul: 
und Unterrichtärechts, welche jelbitändiger Natur find, find nunmehr, auch wenn 
fie aus vorfonftitutioneller Zeit ftammen, durch die neue, der Vorſchrift von 
©. 2 Art. 26 angemiejene Stellung jedenfall der einfeitigen Verfügung des 
Königs — abgejehen von dem Fall der Notverordnung Art. 63 — entrüdt. 
Sie werden jegt von dem Prinzip ded Art. 62 mitbeherriht. Eine Rechtsſetzung 
eontra und praeter legem auf dem Gebiete von Schule und Unterricht ift 
jet nach jormeller Aufhebung von Art. 112 prinzipiell nur durch das Bu: 
jammenmirfen von König und Landtag möglich und das iſt die weientliche, auf 
beteiligter Seite wohl nicht ganz geahnte Neuerung der lex Schiffer. Ander- 
ſeits ift durch die letere den ausfüllungsbedürftigen Normen de3 Schul: und 
Unterrichtsrecht3 gegenüber jomohl da3 allgemeine königliche Rechtverordnungs- 
reht intra legem nad Art. 45 ©. 3 ®., wie das allgemeine minijterielle 
Rechtsverordnungsrecht intra legem nad) der Verordnung vom 27. Oktober 1810 
unberührt geblieben. ) Nicht minder find unberührt geblieben die Spezial- 
klauſeln „des geltenden Rechts“, welche diefe oder jene Inſtanz ausnahmameije 
zu einer beitimmt begrenzten Rechtöjegung berufen. 

Auch auf die in $ 68 II 12 ALR. berührten Verhältniſſe ift die lex 
Schiffer nicht ohne Einfluß. Der $ 68 ift zwar als eine Spezialflaujel „bes 
geltenden Rechts“, welche eine beftimmt beichräntte Delegation zur Rechtsſetzung 
aufftellt, nicht tangiert. Doch geftaltet fich jet die Publikationsfrage der auf 
Grund von $ 68 etwa erlafjenen königlichen Privilegien bzw. landesherrlich ge- 
nehmigten Univerfitätsftatuten anders. Durch die formelle Aufhebung des Art. 112 
und die neue Normierung des Art. 26 V. hat die bisherige Ausjcheidung des 
Schul und Unterrihtswejens von der Herrichaft der allgemeinen Berfafjungs- 
prinzipten aufgehört. Es gilt namentlich auf biefem Gebiete jeßt auch der 
Art. 106 V.: Landesherrliche rechtiegende Erlafie, die auf Grund gültiger Rechts- 
titel im Schul: und Unterrichtsmwejen ergehen dürfen, müſſen jegt in einer Weile 
publiziert werden, die dem zwingenden Berfaffungsgrundjag des Art. 106 ent: 
ipriht. Nur im Rahmen „des Geſetzes“, d. h. des pofitiven, von der Belaftung 
durch jenen ehemals für jelbftverftändlich angejehenen Borbehalt bereiten Ge 
feges vom 3. April 1846 darf die Publikation landesherrlicher Rechtsſetzungsakte 
im Schul- und Unterrichtsweſen vor fih gehen — ohne Rüdfiht auf das 
Geltungägebiet, für welches fie beftimmt find. Seit der lex Schiffer ift alfo 


) Bol. Abg. Marr im UH. ©. 4254. ai 

) Sowohl von verjdiedenen Rebnern des Abgeordnetenhauies, wie von jeiten des 
Kultusminifters Studt wurde ausdrüdlich betont, dab die lex Schiffer dad VBerordnungss 
recht der fgl. Staatäregierung in dem geieglich geordneten Maße, wie bisher, fortbeitehen 
lajien jolle. Abg. Schiffer ©. 4134, 4355; Marr ©. 4252 fi.; Ballaste S. 4258 fi.; 
Min. Studt 8.4264; ebenjo im Herrenhaus Berichterjtatter Graf Eulenburg St.B. S. 371. 
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au Hinjort eine andere Publikation von landesherrlichen Univerfitätsprivilegien 
bzw. von landesherrlich genehmigten Univerfitätsitatuten ala in der Gejegiammlung 
rehtungültig ; wenigftens würden diefe dann nicht ala Rechtsnormen wirken. !) 


8 3. Die Nechtöftelung des Univerfitätsreftors. 


Auf der Grundlage der jeit dem ALR. unverändert beftehen gebliebenen 
finiglihen Befugnis, Univerfitätöftatuten mit ihren Normen über innere Univer— 
fitätsverfaffung und insbejondere über Rechte des akademiſchen Senats und jenes 
jedesmaligen Vorſtehers — im folgenden kurz Univerfitätsreftor genannt — 
zu „genehmigen“, hat nad dem Borgange der neu begründeten Univerfitäten 
„Berlin, Bonn und Breslau“ die überwiegende Mehrzahl der preuß. Univerfitäten 
im Verlaufe des 19. Jahrh. neue Statuten erhalten,?) die, formell ſpezielle könig— 
fiche Rechtsverordnungen intra legem (d.h. $ 68 Il 12 ALR.), materiell einen 
im wejentlichen gleihmäßigen Inhalt haben, jo daß in nicht unerheblichem 
Umfange materiell gemeine Univerfität3-Statutarrecht zurzeit in Preußen vor— 
handen ift. Belonders gilt dies für die Rechtäftellung des Univerfitätsreftors, 
die hier in ihrem Verhältnis zu den einzelnen Univerfitätsprofefforen einer näheren 
Beleuchtung unterzogen werden joll. Da aber hier nur ein Durdjichnittsbild 
gegeben werden kann, wird e8 genügen, wenn die Darftellung im mejentlichen 
auf der Bafis des Statuts der bebeutendften preuß. Univerfität, der Königl. 
Friedrich Wilhelma-Univerfität zu Berlin, vom 31. Oktober 1816, ſich aufbaut. 

Nach gegenwärtigem preuß. Univerfitäts-Statutarrecht beitehen die am 
wiſſenſchaftlichen Lehrgeihäft der Univerſität beteiligten Univerfitätslehrer im 
allgemeinen aus drei Gruppen: ordentliche und außerordentlihe Profefioren, 
jowie Privatdozenten.’) Die Angehörigen der beiden erften Gruppen find un: 
zweifelhaft unmittelbare preuß. Staatöbeamte, dagegen nicht die Privatdozenten. 
Zwar jagt $ 73 II 12 ALR.: „Alle, jowohl ordentliche als außerordentliche 
Profefforen, Lehrer und Offizianten auf Univerfitäten genießen... . bie 
Rechte der Königlichen Beamten“. Indeſſen find unter den „Lehrern“ dieſer 
Stelle nicht die Privatdozenten, jondern „nur die angeftellten Qehrer der Sprachen, 
Künfte und Ererzitien zu verftehen“ (Daude, Rechtöverhältniffe der Privat: 
dozenten S.2, Hubrich, im Gerichtsjaal Bd. 59 ©. 328). Die ordentlihen und 
außerorbentlichen Profefioren verjehen die eigentlichen (öffentlichen) akademiſchen 
Lehrämter, die ihrer Natur nah Staatsämter find. Die Lehrtätigkeit der 
Privatdozenten erfolgt aber in erfter Linie in deren eigenem Intereſſe 
ſelbſt; e8 ift eine Tätigkeit der Uebung, der Vorbereitung für das eventuelle 
Ipätere Hineinrüden in die Klaſſe der zum Verſehen der eigentlichen (öffentlichen) 
akademiſchen Lehrämter berufenen Profefforen (Hubrich, im Gerichtsjaal Bd. 59 
S. 330 ff.). Die orbentlihen und außerordentlichen Profeſſoren unterftehen 
als unmittelbare preuß. Staatsbeamte der nichtrichterlichen Kategorie dem Dis: 
iplinargejeg vom 21. Juli 1852 mit Ausnahme (8 96) der Vorſchriften in 
\ 87—95, welde im Intereſſe des Dienftes die Verjegung in ein anderes gleich— 





») In Frage käme dann eine Wirkung ald Berwaltungdnorm. Bgl. Hubrid, 
Das Reichsgericht über den Geſetz⸗ und Verordnungsbegriff nah Reihsreht ©. 57. 

2) Berlin vom 31. Oktober 1816; Breslau dom 21. Februar 1816; Bonn vom 
L September 1827; Königdberg vom 4. Mai 1843; Halle vom 30. April 1854; Marburg 
vom Dftober 1885. 

2) Weber die Leltoren j. Bornhat, Hodhichullehrer S. 80. 
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geartetes Amt, die einſtweilige Verſetzung in den Ruheſtand mit Wartegeld und 
die zwangsweiſe Verſetzung in den Ruheſtand mit Penſion wegen dauernder 
Unfähigkeit vorſehen (Rheinbaben, Die preuß. Disziplinargeſetze 1904 ©. 44, 326). 
Die Disziplinarverhältniffe der in einem Vorbereitungsftadium für den künftigen 
Profefiorenberuf befindlichen Privatdozenten find gegenwärtig durch ein bejonderes 
Gejeg vom 17. Juni 1898 ae, 

Die Ordnung der gegenjeitigen Redjtöbeziehungen, welche zwiſchen den 
einzelnen Univerfitätslehrern in dieſer ihrer Eigenihaft obwalten, gehört zur 
„inneren“ Univerfitätsverfaffung, it alfo wegen $ 68 II 12 ALR. aud ein 
Stüd des preuß. Univerfitäts-Statutarredhts. In der Tat verbreitet fich dasſelbe 
nad) Ausweis der pofitiven Univerfitätsftatuten darüber eingehend, insbejondere 
aud) über das gegenjeitige Verhältnis zwiſchen dem Rektor und den einzelnen 
Profefjoren, da8 hier näher zergliedert werden ſoll. Es fragt fi) vor allem, 
inwieweit der Rektor gegenüber den einzelnen Profeſſoren mit einer Befehls— 
gewalt ausgerüftet ift. Vorweg läßt ſich dabei als abjolut ficher der eine Grund: 
jag Eonftatieren: Der Univerfitätsreftor ift fein mit disziplinellen Be: 
fugnijjen?) über die Profefforen ausgerüfteter Dienftvorgeiegter. Eine an 
Reklor und Senat der Berliner Univerfität gerichtete Verfügung des Unterrichts- 
minifters von Mühler vom 2. Yuli 1863 (MB. f. d. i. B. ©. 153) ſprach 
in betreff der Disziplin über die Univerfitätsprofejjoren zutreffend aus: 

„Auf den Bericht v. 8. d. M. eröffne ich dem Herrn Rektor und dem Senat, daß 
die Disziplin über die Univerfitätsprofefioren nad $ 1, 18, 19 und 23 Wr. 1 des Gei. 
vom 21. Juli 1852 (Gei. ©. 465) ausſchließlich mir zufteht, und dab ih Eingriffe 
in dieſes Gebiet, welches zu betreten die atademifchen Behörden feine geſetzliche oder ftatuten- 
gemäße Ermädtigung haben, nicht geitatten fann.”) Im übrigen bemerke ih mit Be— 
ziehung auf die an den Prof. Dr. v. Holkendorff ergangene Verfügung v. 18. v. M., daß, 
nachdem die Adrefje des Abgeordnnetenhaujes vom 22. Mai d. 3. in dem Allerh. Beicheide 
vom 26. Mai d. J. Punkt für Punkt ihre Erledigung gefunden hat, die Beteiligung eines 
Königl. Beamten an unberufenen Demonftrationen, welde darauf berechnet find, die in 
jener Adreſſe ausgeſprochenen, verfafjungswidrigen Grundjäße, der Königlichen Autorität 
—— aufs neue geltend zu machen, mit der durch den Dienſteid angelobten Pflicht 
er Untertänigleit, der Treue und des Gehorſams unverträglich iſt. Es muß daher bei 
der geſchehenen Verwarnung des v. Holtzendorff und der daran geknüpften Kommination 
lediglich bewenden.“ 


Selbſt den Privatdozenten gegenüber entbehrt der Univerſitätsrektor der 
Disziplinargewalt eines Dienſtvorgeſetzten. Nach dem Geſetz vom 17. Juni 1898 
kommen ala Dienſtvorgeſetzte mit disziplinellen Befugniſſen wider einen Privat— 
dozenten nur in Betracht: der Unterrichtsminiſter, die Fakultät, bei welcher der 
Privatdozent habilitiert ift, und der Dekan biefer Fakultät.) Ergänzende 
Normen des preuß. Univerfitäts-Statutarrechts, welche neben den Gejeken vom 


i) MNheinbaben ©. 471; Bornhak ©. 71; G. Simon, Das PDisziplinarftrafrecht der 
Privatdozenten in Preußen 1902. 

2) Den Begriff der Disziplinargewalt hier im Sinne von Disziplinarft ra fgewalt 
genommen. 

*) Bol. Rheinbaben ©. 141. „Dienftvorgeiegter“ mit dem Recht der Disziplinars 
ftrafgewalt nach Geſ. vom 21. Zuli 1852 ift im allgemeinen nur, wer das volle Dienft- 
auffihsreht und „nicht bloß eine auf ſachliche Anordnungen und Rektifikationen be» 
ſchränkte Aufjichtsbefugnis (wie z. B. der Direltor einer Minifterialabteilung)” befißt. 
Dieiem Erfordernis entipriht im Verhältnis zu den Univerfitätöprofejjoren allein der 
Unterrihtsminifter, j. unten. Statutariiche Beitimmungen, welde den Falultäten die Be— 
fugnis verliehen, einen Profefior wegen Ungebührlichkeiten durch den Dekan zur Ordnung 
verweijen zu lafien, find jeit dem Gef. vom 21. Juli 1852 weggefallen. Bornhak ©. 49. 

6. Simon ©. 88—92; v. Rheinbaben ©. 475, 476. 
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21. Juli 1852 und vom 17. Yuni 1898 den Univerfitätsreftor mit Dis: 
jiplinarbefugnijjen wider ordentliche und außerordentliche Profeſſoren oder 
Privatdozgenten ausrüften, gibt es nicht.') 

Die Trage indeilen, ob nicht, abgejehen von ber Disziplinargemalt, in 
anderer Hinficht der Univerfitätsreftor doch Träger einer Bejehlögewalt gegen: 
über den Univerfitätsprofeiforen ift, erfordert zunächſt ein kurzes ort über die 
Rechtöftellung des Profeflors jelbft. 

Die zur Wahrnehmung des akademiſchen Lehrgeihäfts berufenen Profel: 
ioren, wie auch die Privatdozenten, treten grundjäßlih als einzelne in Aktion. 
Um der ihnen obliegenden Lehraufgabe zu genügen, find fie vom preuß. Uni: 
verität3-Statutarrecht mit einer Reihe einzelner Befugnifie ausgeftattet. Sie haben 
zunächſt das Recht, ihre „Vorlefungen bei der Univerfität, d. 5. diejenigen Vor: 
träge und Uebungen, welche unter der Autorität der Univerfität von ihnen ge: 
halten werden jollen“, jowohl im Lektionsverzeichnis, wie am ſchwarzen Brette 
anzufündigen. ?) Vorausgeſetzt ift nur, daß fie die Vorlefungen, die fie halten 
wollen, im Rahmen ihrer Zuftändigkeit wählen und auch Hinfichtlih der Ans 
fündigung im Lektionsverzeichnis den Weg einhalten, welcher behufs Aufnahme 
einer Vorleſung im Lektionsverzeichnis vorgejchrieben ift. Ein jeder Profeffor 
it an fich berechtigt, über alle in jeine Fakultät einjchlagenden Fächer Vor: 
lefungen zu halten, Privatdozenten dagegen dürfen nur über die Fächer leſen, 
für welche fie fich bei der betreffenden Fakultät habilitiert haben, und unterliegen 
in diefer Hinfiht der Kontrolle der Fakultät. Die Borlefungen, welche von 
Univerfitätslehrern im Leltionsverzeihnis angekündigt werden dürfen, find auch 
am ſchwarzen Brett anfündbar, von feiten der ordentlichen und außerordentlicher 
Profefloren ohne jede weitere Genehmigung einer Univerfitäts: 
inftanz, von jeiten der Privatdozenten, nachdem die Anichlagsankündigung 
vorher vom Dekan ihrer Fakultät mit einem Genehmigungsvermerk verjehen. 
Bas den Anſchlag der Ankündigrng von Vorlefungen am jchwarzen Brett an= 
betrifft, jo find die ordentlichen und außerorbentlichen Profefforen ohne weiteres, 
die Privatdozenten, wenn ihre Anjchlagsanfündigung mit dem Genehmigungs- 
vermerf des Dekans ihrer Fakultät verjehen, auch zu unmittelbaren Be: 
fehlen an die Pedelle der Univerfität befugt.) Sämtliche Profefforen und 
Privatdozenten find ferner durch das preuß. Univerfitäts-Statutarrecht an fich ver: 
pflichtet, ihre Vorlejungen in den Univerfitätsgebäuden zu halten,*) und dieſer 
Verpflichtung forrejpondiert unzweifelhaft auch ein jubjektives Recht der einzelnen 
darauf. Sämtliche Profefforen und Privatdozenten find endlich, „jeder für fich 
verpflichtet“, darauf zu achten, daß feine Perion fi) ala Hörer an der Bor: 
lefung beteiligt, welche zu den „aänzlid) vom Hören der Vorlefungen ausgejchlof: 
jenen Perjonengruppen“ zählt.) Auch ber legteren Verpflichtung korreſpondiert 


ı) Vgl. auch Bornhak, Hochſchullehrer ©. 49. 

2, Berlin VIII $ 1; Königsberg $ 104; Halle $ 97; Marburg $ 70. 

2) Berlin V $ 12: „An dem jhwarzen Brett dürfen jie (die Pedelle) ohne Vor— 
wifien und Genehmigung des Rektors keine Anjchläge anheften, mit Ausnahme der Ans 
findigung von Borlefungen. Injoferne diefe von ordentlihen oder außerordentlichen 
Brofefioren herrühren, bedürfen fie gar feiner Genehmigung. Die Ankündigungen 
der PBrivatdozenten müfjen von dem Dekan ihrer Fakultät die Genehmigung erhalten, um 
angeichlagen zu werden.“ Bonn 5 87; Breslau V 3 9; Königäberg $$ 72, 104, 105; 
Halle 88 76, 97, 107. 

9 Berlin VIII $ 8; Königsberg $ 10; Marburg $ 81. 

®) Berlin VIII $ 8; Königsberg $ 108; Halle $ 105. 
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jelbftverftändlich ein jubjektives Recht der einzelnen. Sämtliche Univerfitätslehrer 
ericheinen, damit fie ihrer jubjektiven Verpflichtung bzw. ihrem ſubjektiven Recht 
zur Wahrnehmung des Lehrgeihäfts in den von ihnen vorihriftsmäßig gewählten 
Auditorien des Univerfitätsgebäubes genügen können, jedenfalls, jo lange fie als 
einzelne in dieſer Hinficht in Aktion find, notwendig als Träger eines „Haus: 
rechts“ gegenüber allen Perjonen, die entweder zum Hören ber VBorlefung an 
ſich legitimiert, fi in dem betreffenden Auditorium befinden, oder die ſich ohne 
eine derartige Berechtigung im Auditorium eingeftellt haben. Das „Hausrecht“, 
welches die Rechtsordnung im Eonftitutionellen Staat den Staatsbürgern als ein 
Grundrecht garantiert (vgl. 3. B. Art. 6 pr. ®.: „Die Wohnung ift unverleß: 
ih“), Hat an fi zum Inhalt,) dab innerhalb einer nad) Maßgabe der objef- 
tiven Rechtsordnung gewählten oder erlangten Wohn ftätte der Berechtigte allein 
über den dajelbit obwaltenden Zuftand bzw. über die dafelbft zu beobadhtende 
Ordnung zu beitimmen bat, daß er demgemäß befugt ift, den ſich jonft darin 
aufbaltenden Perſonen die Bedingungen ihres Verweilens vorzujchreiben und 
ihnen eventuell abmahnend, mißbilligend, wortverbietend und ausmweijend ent: 
gegentreten darf. Dielen Begriff des „Hausrechts“ hat aber die Rechtsordnung 
ſodann aud auf „abgejchloffene Räume, welche zum öffentlichen Dienft beftimmt“ 
find, übertragen (vgl. $ 123 RStGB.) und fei e8 den daſelbſt jungierenden Ein: 
— ſei es ein ganzes daſelbſt tagendes Kollegium von Beamten, mit der 

ahrnehmung der Befugniſſe des Hausrechts betraut. So macht $ 177 Gerichts: 
verfaflungsgeje mit jeiner Vorſchrift: „Die Aufrechterhaltung der Ordnung in der 
Sitzung liegt dem Vorfigenden ob,“ den Vorfigenden des erfennenben Gerichtes 
gerade zum Träger des Dausrechts in dem betreffenden Sitzungslokal gegenüber 
allen ſonſt darin befindlichen Perjonen: auch gegenüber den Gerichtsbeiſitzern, dem 
Staatsanwalt x. Nur find nicht alle Mittel des Hausrechts dem Träger bes: 
jelben in einem abgejchloffenen, zum öffentlichen Dienft beftimmten Raum gleich— 
mäßig gegenüber allen jonft darin befindlichen Perſonen erlaubt. Derjelbe muß 
in Anjehung mancher Berjonen (3. B. Gerichtäbeifiger, Staatsanwalt) die fub— 
jeftive Pflichtftellung reipektieren, welche zum Verweilen in dem fraglichen Raume 
nötigt bzw. das Jubjeftive unbedingte Recht auf Anmwejenheit. Das im Begriff des 
Hausrechts an ſich liegende Mittel der Hinausweiſung entfällt 3. B. gegenüber 
einem bie Dienftaufficht führenden Beamten der Juftizverwaltung, welchem ein un— 
bedingtes jubjektives Recht auf Anweſenheit bei den Verhandlungen des erfennenden 
Gerichtes verliehen iſt G 176 Abi. 3 GBG.), aber auch gegenüber ben mit- 
wirkenden Beifigern des Gerichts, wie gegenüber dem mitwirkenden Staatsanwalt. 
— Ein von einem einzelnen Univerfitätslehrer zu Vorleſungszwecken vorjchriits- 
mäßig gewähltes und erlangtes Autitorium des Univerfitätsgebäubes ift ebenfalls 
ein abgejchloffener, zum öffentlichen Dienft beftimmter Raum, und unmittelbar 
aus der durch das preuß. Univerfitäts-Statutarreht ausdrüdlich normierten Ver: 
pflihtung des einzelnen Univerfitätslehrers, in einem in beftimmter Weiſe zu 
wählenden Auditorium des Univerfitätsgebäudes zu Iefen, folgt notwendig als 
weitere Konjequenz, daß der Univerfitätslehrer auch berechtigt fein muß, über 
die in dem Auditorium zu beobachtende Ordnung zu befinden, daß er darin ala 
Träger eine „Hausrechts“,*) insbejondere an fih mit den Mitteln der Ab- 


ı) Hubrich, Parlamentariiche Redefreiheit und Disziplin S. 424 

2) Die Judikatur hat übrigens längft angenommen, daß der terminierende jelb- 
ParE Einzelrihter Goltdammers Ardiv Bd. 21 ©. 197, DOT. 17. Januar 1873) oder 
der jelbftändig unterrichtende Einzellehrer in dem betreffenden Amts- oder Schulzimmer 
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— der Mißbilligung, der Wortentziehung, der Hinausweiſung gelten 
muß. 

Wie grenzen ſich num aber den rechtlich jo geſtellten Univerſitätsprofeſſoren 
gegenüber die Befugniſſe des Rektors ab? Um einen ficheren Boden für deren 
Feſtſtellung zu gewinnen, empfiehlt ſich noch die Vorausſchickung folgender all: 
gemeiner Erörterung. 

Hinfihtlich der Tätigkeit des mit der Verwaltung eines Staatsamts be- 
trauten Beamten ift im allgemeinen ein Außen: und ein nnenverhältnis zu 
unterjheiden. Das Außenverhältnis betrifft die Beziehungen des Beamten zu den 
Staatsuntertanen, jomwie zu den Beamten, welche ihm gegenüber äußerlich in eine 
rechtliche Sonberpofition geftellt find. Das Innenverhältnis betrifft die Be— 
ziehungen des Beamten zu den Beamten, welche mit ihm einen internen, nad 
außen geichlofienen, einheitlihen Organismus bilden. Sowohl in biefem nad) 
außen geichloffenen, einheitlichen Organismus fönnen die gegenjeitigen Beziehungen 
der Beamten nad dem Gefichtspunft der Vor: oder Nach- oder Gleihorbnung 
geregelt jein, al3 auch kann eine gleichartige Beſtimmung der gegenjeitigen Be: 
ziehungen da vorfommen, wo die Beamten rechtlid in äußerlich gelonderten 
Pofttionen einander gegenüberftehen. Ein erläuterndes Beilpiel für das letztere 
bilden 3. B. die Beamten, melde zu rechtiprechender Tätigkeit nad) außen in 
der Organijation als Reichs-, Oberlandes:, Land- und Aıntögericht berufen find. 
Sofern Beamte einen internen, einheitlihen Organismus bilden, ift das bie 
Einheit vermittelnde Band der techniiche Begriff der Dienftgewalt.‘) In diejem 
Begriff find im allgemeinen drei Einzelbefugniffe enthalten:*) a) Das Recht der 
Beauffichtigung, b) das Recht der Leitung durch Erteilung von — eventuell 
erzwingbaren — Dienftbefehlen für konkrete Einzelfälle oder für eine Summe 
konkreter Tyälle, c) das Recht der Disziplinarftrafgewalt. „Dienftvorgefegter“ 
im eigentlichen Sinne ift nur der Träger der Dienſtgewalt. Doch find bie in 
der Dienftgewalt liegenden Einzelbefugniffe in einem größern, ein zahlreiches 
Beamtenperjonal erfordernden Staatsweſen in vielfacher Verzweigung verteilt und 
nicht immer in einer Hand vereinigt. Man kann daher auch „Dienftvorgefegte” 
in uneigentlihem Sinne in mannigfahen Schattierungen untericheiden, und ein 
mit dem Recht der Beauffichtigung ausgeftatteter „Dienſtvorgeſetzter“ 3. B. ift 
darum zugleich noch nicht der zu Disziplinarftrafen befugte „Dienſtvorgeſetzte“. 
Anderjeit3 ift ein Beamter, der für einen jpeziellen, nad) außen abgeichloffenen 
Beamtenzweig Träger der Dienftgewalt im ganzen oder gewiſſer in dieſem Be— 


jelbftänbiger ya u Träger bes Hausrechts iſt. Oppenhoff, Komm. z. StGB. 
zu 8 123 N. 6; Nuedorff-Stenglein zu 8123N. 18. — Olshauſen will allerdings 
dad Antragsreht wegen Haudfriedensbruhs nur dem Vorſtand des Gericht oder der 
Schule geben. 

») Bol. DO. Mayer DB. II S. 234. Laband II S. 184. Der $ 196 StGB. 
verleiht „dem amtlichen Borgejegten” ein ſelbſtändiges Antragsrecht bei Beamtenbeleidigung. 
Nah der NReihdgerichtäjudilatur (E. i. St. Bd. 24 ©. 276, Bd. 30 ©. 172) ift „amtlicher 
Vorgeſetzter“ im Sinne bes & 196 wer das Recht hat, „die Geſchäftstätigkeit eines anderen 
Beamten zu beauffichtigen, in diejelbe abändernd und befehlend einzugreifen und die Bes 
folgung feiner Anordnungen zu erzwingen“; nicht genügend ift Leitung und Kontrolle 
nur in gewiſſen Beziehungen, anderſeits ift nicht zugleich erforderlich der Beſitz der 
‚wirflichen disziplinaren Strafgewalt“. Hiernach bat bezüglich einer — Beleidigung 
gegen einen Univerſitätslehrer nicht der Univerſitätsrektor, ſondern nur der Unterrichts— 
minifter das Antragsrecht nad $ 196 zu beanipruden. ©. unten. 

2) Bgl. Birkmeyer, Strafprogehreht ©. 318. 8 146—148 GBG. (Staatdanwalt- 
ihaft) $ 78 fi. preuß. AG. 5. EBG. 24. April 1878. 
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griff enthaltener Einzelbefugniffe ift, dadurch an ſich noch nicht berufen, nach außen 
bin als höhere Inſtanz gegenüber den Eraft Amts nad) außen gewandten Tätig: 
feitsaften eine Beamten aufzutreten, der im Innenverhältnis ala jubordiniertes 
Glied dem fraglichen Beamtenzweig angehört. Die Frage, inwiefern die fraft Amts 
nad) außen gewandten Tätigfeitsafte eined Beamten einer nach außen gerichteten 
Korrektur unterliegen, kann durchaus nad) anderen Ordnungsprinzipien geregelt 
fein, als das etwaige Innenverhältnis, an welchem der Beamte mit anderen Be: 
amten teil bat. Bejonders eigenartig gejtaltet fich die Sadjlage bei einer Staats— 
anftalt, in deren Rahmen mehrere Beamte nad) außen hin al an fich jelb- 
ftändige Eingelfunktionäre aufzutreten berufen find. Sind dieſe Beamte aud 
nad) innen Ölieder eines beftimmten, als geſchloſſene Einheit ſich harakterifierenden 
Beamtenzweiges, jo brauchen fie doch nicht gerade einem an der nämlichen Staat3= 
anftalt fungierenden Beamten als „Dienftoorgejegten“ unterftellt zu jein. !) Der 
Regel nad) vollzieht fich die berufliche Tätigkeit der Beamten in abgeſchloſſenen, 
zum öffentlichen Dienſt beſtimmten Räumen, und ſo erweiſt ſich bei einer Be— 
nutzung derſelben durch eine Mehrheit von Beamten, abgeſehen von der Frage, 
wie die Dienſtgewalt mit ihren Beſtandteilen zu verteilen, auch die Frage ber 
Verteilung der ZTrägerihaft des Hausrechts als regulierungsbedürfti Auch 
bier find mannigfache Ordnungen möglich; doc iſt folgendes —*8* zu 
beachten. Das Hausrecht iſt ein Rechtsbegriff, welcher an ſich fih nicht mit 
bem Begriff der Dienftgewalt deckt. Die Befugniffe der Dienftgewalt können 
ſich aud) außerhalb der abgeſchloſſenen, zum öffentlichen Dienft beftimmten Räume 
geltend machen, anderjeits kann ein Beamter unter Umftänden die im Haus: 
recht liegenden Befugniſſe auch gegenüber einem „Dienſtvorgeſetzten“ auszuüben 
ermächtigt jein.”) Grundjäglihd muß allerdings ein Beamter, welcher in einem 
abgeichlofienen, zum öffentlichen Dienft beftimmten Raum als an fich jelbftändiger 
Einzelfunktionär zu walten berufen ift, al3 Konjequenz feiner Selbftändigfeit auch 
für die Dauer diefer Tätigkeit außer den eigentlichen Obliegenheiten jeiner 
Stellung akzeſſoriſch die jelbftändige Zrägerihaft des Hausrechtes zugebilligt 
erhalten. Freilich wird dadurch nicht ausgeihlofien, daß in anderer Beziehung 
die Trägerichaft des Hausrehts in dem fraglichen Geichäftslofal einem andern 
Beamten eingeräumt jein kann (3. B. außerhalb der Geihäftsftunden bes erft: 
genannten Beamten oder im übrigen Zeil des Geichäftslofals). Jedenfalls darf 
aber bei der Wejensverjchiedenheit des Hausrechtäbegriffd von dem Begriff der 
Dienftgewalt, aber aud) von den jpezifiichen Betätigungen, die Eraft befonderen Amts 
ein Beamter ald Beauftragter des Staat? nad) außen gewandt wirkſam 
vornehmen darf, mit nichten gefolgert werden, daß die Einräumung der Träger: 
Ihajt des Hausrechts in einem beftimmten Geſchäftslokal auch ſchon den Befit 
der Dienftgewalt oder einzelner Beitandteile der letzteren gegenüber anderen 
ebenfalls zur Wirkſamkeit in dem Geichäftslofal berufenen Beamten verleiht oder 
jogar ermächtigt, ald äußere forrigierende Inſtanz gegenüber äußeren Willens- 


!) So jteht nad preuß. Recht bei einem mit mehreren Nichtern bejegten Amts— 
geri richt dem jogen. auflichtsführenden Amtsrichter nicht die Dienftauffiht und damit die 
genſchaft eines Dienjtvorgejepten gegenüber den anderen Amtsrichtern zu. 8 79 AG— 
Eu $ 22 GBG. Anders nad württembergiihem Recht. R. I St. ©. 17. März 1884 
tih. 11 ©. 165. Bol. Strudmannsfoh 1901 zu 8 2 GBG; Hahn Mot. 5. GBG. 

. 430 (über Dienftaurficht). R. I St. ©. 2. Januar 1883 Bd. 7 ©. 406. 
8. B. der Gerichtsvorſitzende ($ 177 GBG) kann gegenüber einem anmweienden 
bienjtauffihtsführenden Beamten der Juftizverwaltung zwar nicht das Mittel der Hinaus« 

weijung, wohl aber da& der Abmahuung anwenden. 
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fundgebungen aufzutreten, die ein Beamter als nad) außen an fich jelbitändig 
tätiger Einzelfunktionär vorzunehmen berechtigt it. Der Hausrechtötitel verleiht 
ala jolcher nicht die Kraft, fi) zum Borgejegten im innern oder äußern Bes 
amtenverhältnis aufzufchwingen. 


Jede preuß. Univerfität ift num eine Staatsanftalt, in deren Rahmen eine 
Mehrheit von Profefforen, jeder an ſich ala jelbitändiger Einzelfunktionär, zu 
einer beftimmten nad) außen gewendeten Tätigkeit berufen ift. Die hier in Frage 
fommenden äußeren Tätigkeitsakte des Profefjors find weſentlich die Ausübung 
des akademiſchen Lehrgeihäfts jelbit und die Ankündigung der Vorlefungen im 
Leftionsverzeichnis oder am ſchwarzen Brett; afzefloriic tritt hinzu die Wahr: 
nehmung des Hausrechts in dem vorihrijtsmäßig erlangten Auditorium bes 
Univerfitälsgebäudes. Selbftverftändlich nehmen auch die Profefforen an einem 
Beamteninnenverhältnis teil, find Glieder eines nach außen geichloffenen, einheit= 
lihen Organismus, der durch das Bejtehen einer Dienftgewalt zuſammengehalten 
wird. Doch maht die Organijation des preuß. Univerfitätswejens nicht ben 
Univerjitätsreftor zum techniichen Träger der „Dienſtgewalt“ gegenüber den ein= 
zelnen im Univerfitätsverbande befindlichen Profeſſoren.) Spezifiicher Träger der 
Dienftgewalt und damit Dienttvorgejegter im eigentlichen Sinne ift gegenüber 
den einzelnen Univerfitätsprofefloren allein der Unterrihtsminifter. Dieje Rechts— 
ftellung des Unterrihtsminifter8 gründet fich einerjeits auf die allgemein gejeß- 
lihen Beftimmungen, welche die Univerfitäten unmittelbar dem Unterrichts 
minifterium unterordnen (Publitandum vom 16. Dezember 1808 N. 11 sub 3; 
BO. v. 27. Oftober 1810; VO. v. 30. April 1815 $ 16; VO. v. 3. November 
1817 II; Inſtr. v. 23. Oftober 1817 $ 6; vgl. Roenne VII, 2, 1 ©. 249), 
anderjeit3 auf das Univerfitäts-Statutarrecht, welches nochmals jede Univerfität 
ausdrüclich der „unmittelbaren Aufficht“ des Unterrichtsminiſters unterftellt und 
legteren ermächtigt, ſowohl die Befolgung des betreffenden Univerfitätsftatuts 
durch „alle, die e8 angeht”, zu überwachen, wie aud) „die in Verfolg und zur 
Bollziehung der Statuten für die einzelnen Fakultäten, Imititute und 
Gegenstände erforderlichen bejonderen Reglements, Inſtruktionen und Beftim = 
mungen zu erlaffen“.*) Bon diefem Rechtsboden aus ift der Unterrichtsminifter 
auh an Jich wider die einzelnen Univerfitätsprofefjoren zur Geltendmahung 
der drei Einzelbefugniffe berufen, welche oben ala dem Begriff der Dienitgewalt 
inhärierend aufgezählt wurden — freilicdy in dem jonft von! der Rechtsordnung 
für dieſe Einzelbefugniffe abgeftekten Rahmen. Aber nicht bloß zum „Dienft- 
vorgejegten“ für das interne Beamtenverhältnis machen die angeführten Rechts— 
normen den Unterrichtäminifter gegenüber den einzelnen Profefioren, vielmehr 
ift derjelbe dadurch (vgl. beſonders „die für die einzelnen Gegenftände erforber- 
lichen befonderen Beftimmungen”) auch für die kraft Amts nad) außen gewandten 
Zätigfeitsafte des Profefjors als die höhere äußere Enticheidungsinftanz erklärt. 
Infolgedeffen dürfen vom Unterrihtsminifter auf etwaiges Anrufen 3. B. aus 
gehen Korrekturen von Zeftaten eines einzelnen Profeſſors oder gegenüber 


1) Anders ift die Stellung des Gymnafialdireftord. S. RG. II 5.6. Juni 1887, 
Rehtiprehung 9 ©. 307. Ueber die Rektoren und Hauptlehrer der Volksſchulen j. 
Schneider-Bremen, Dad Volksſchulweſen Bd. I S. 59. 

*) Berlin I $ 1 u. Schluß; Königsberg $ 2 u. Schluß; Marburg $ 7: „alle zur 
Aufrechterhaltung der inneren und äußeren Ordnung auf derjelben erforderlichen Verord— 
nungen, Reglements, Inftruftionen und andere Verfügungen“, auch Schluß. 
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Borlefungsantündigungen, die ein ſolcher, ſei es im Leftionsverzeichnis, ſei es 
am ſchwarzen Brett, vornimmt. ') 

Weder eine allgemein gejeliche Beftimmung, nod das Univerfität3-Statutar: 
recht beruft auch den Univerfitätsreftor zum allgemeinen Delegaten des Unter: 
richtsminiſters. Will daher der erftere Kompetenzen des Iegteren ausüben, jo 
muß er fi) immer auf einen fpeziellen Rechtstitel dafür ftügen können. Nament: 
lich gilt dies gegenüber Univerfitätsprofefloren, die für den Rektor grundſätzlich 
jelbftändige Einzelfunktionäre find. Das Univerfitäts-Statutarreht unterftellt nur 
ausdrücklich das Unterbeamtenperfonal der Univerfität der Auffichtsgewalt des 
Rektors und bringt auch damit zum Ausdrud, daß es eine gleichartige Zu: 
fändigkeit des Rektors gegenüber den einzelnen Profefforen, deren rechtliche Be: 
iehungen e3 jonft auch normiert, nicht zulaffen will. Anderjeits bringt es die 

atur der Sache mit fi, daß an einer Staatsanftalt, in deren Rahmen mehrere 
an fi) jelbftändige Einzelfunktionäre zu wirken haben, für eine gemifle Ordnung 
in Anjehung „des allgemeinen geihäftlichen Mechanismus” ft Entſch. d. 
RE. St. B. 7 S. 409) zu ſorgen iſt,) und zweckgemäß werden die dazu nötigen, 
einzelnen Aufſichts- und Anordnungsbefugniſſe einem der Funktionäͤre der be: 
treffenden Staatsanftalt beigelegt. Ebenjo fünnen einem der mehreren an einer 
Staatsanftalt an ſich jelbftändig wirkenden Funktionäre gemwiffe einzelne Auf: 
ſichts- und Anordnungsbefugnifje beigelegt fein, wenn in beſtimmten Fällen alle 
Funktionäre der Anftalt zu gemeinjamer Beratung und Beſchlußfaſſung vereinigt 
werden. Doc rüdt dieſer jo ausgezeichnete Einzelfunktionär dadurd nicht in 
die Rolle eines Dienftvorgejegten im eigentlichen Sinne; er wird nur Vorgelegter 
in abgeſchwächtem Sinne und darf nicht weiter greifen, als es ber jeine Zuſtän— 
digkeit begründende Spezialtitel, ſei e8 ausbrüdlich, fei e8 dem Weſen der Sache 
nad), ergibt. So find aud die Verhältniffe an den preuß. Univerfitäten ge: 
ordnet. Gerade dem Rektor find gewiſſe einzelne Aufſichts- und Anord- 
nungsbefugniſſe auch binfichtlih der einzelnen Profefforen verliehen, die aber 
rehtmäßig nur innerhalb der gebührenden Schranken ausgeübt werden. 

Es ſei hier nur an die Vorſchrift des Univerfität3:Statutarrehts erinnert, 
daß auch der Rektor neben den perfünlich haftbar gemachten Univerfitätslehrern 
„von Amts wegen darauf zu wachen” hat,“) daß die gänzlich dom Hören 
akademiſcher Vorlefungen Ausgeichloffenen ſich doch nicht daran beteiligen. Selbft: 
verftändlic richtet ſich dieſe Vorſchrift auch gegen ben einzelnen, jeine perjönliche 
Pflicht außer acht laſſenden Profeffor. ferner hat nad) dem lniverfitäts- 
Statutarreht der Rektor im Senat und Concilium generale der llniverfität 


') Der Natur der Sade nah wird man unter einer „Borlefungsanfündigung“ 
nicht immer bloß die furze Angabe über Titel, Zeit und Ort der Vorleſung zu veritehen 
baben, jondern auch erläuternde Bemerkungen, daß man wegen bejonderer Berhältnifie 
nur in bejtimmter Weiſe die gleichzeitig angefündigte Borlefung halten könne, werben 
unter Umftänden darunter zu rechnen fein. Denn die obwaltenden Verhältniffe können 
bisweilen die Ankündigung einer Borlefung bloß nad Titel, Zeit und Ort al® unver: 
ſtändlich ericheinen laflen und es muß daher als das qute Mecht des einzelnen Profeſſors 
gelten, behufs Wahrnehmung feines afademifchen Lehrgeſchäfts auch das nähere „Wie“ ber 
gleichzeitig angekündigten Vorleſung befanntzumadhen. Beſchwerden gegen eine berartig 
motivierte Borlefungsanfündigung. die, da der zur Genehmigung des Leltionsverzeihnifies 
berufene Kurator (Marburg 8 79) nicht widerſprochen, mit jenem befanntgemadt ift, können 
aber immerhin bei dem llnterrichtäminifter al® höherer Entſcheidungsinſtanz an- 
gebracht werden. 

) Bgl. die Motive 5. GBG. Hahn IE. 67. 

®) Berlin VIII $ 6; Königsberg 8 108. 
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„die Leitung der Verhandlungen und ift in denjelben überall wie der Präfident 
eines nad) Stimmenmehrheit verjahrenden Kollegiums zu betrachten“.) Dieſe Vor- 
icrift erflärt auf die hier in fyrage ftehenden Verhältniffe für anwendbar, was 
das ALR. 11 10 88 119—124 über den Vorgejeßten eines „Kollegiums, im 
welches mehrere Beamte aufammengegogen find“, ausſagt: 

„3 119: Auch der unmittelbare Borgeiegte des Kollegii muß in Saden, die zur 
tollegialiihen Beratung gehören, der Mehrheit der Stimmen fih unterwerfen. 8 130: 
Dem Borgejegten des Rollegii fommt nur da® Recht zu, die Stimmen zu fammeln und 
den Schluß nad der Mehrheit derielben abzuſaſſen. $ 122: Aeußere Ordnung bei dem 
ar und was dahin gehört, hängt ledigli von der Direltive des Borgejegten ab. 
$ 123: Doc darf er von der biöherigen Ordnung nicht abgehen, wenn durch eine Ber 
änderung der Lauf der Geſchäfte unterbrochen oder aufgehalten würde. $ 124: Die dem 
Kollegto ausdrüdlich vorgeichriebene Inſtruktion darf er eigenmächtig nicht ändern.“ 


Bon diefen Vorſchriften intereffiert vornehmlich, daß der Kollegvorfigende und 
folglich auch der den Borfig im Senat und Concilium generale führende Univer- 
fitätsreftor über die „äußere Ordnung bei dem Kollegium und was dahin gehört“, 
Beſtimmung treffen darf, jedoch unter grundjäßlicher Aufrechthaltung der bisherigen 
Drdnung. Der Sinn diefer Regelung ift unzweifelhaft, daß der Rektor der Ber- 
walter eines Hausrechts gegenüber allen Mitgliedern des Senat3 oder des Concilium 
generale der Univerfität fein joll; er joll, unter prinzipieller Wahrung bes bis— 
berigen Herkommens, über die notwendig zu beobachtende Ordnung in dem ab: 
geichloffenen, zum öffentlichen Dienft beftimmten Raum befinden, in welchem unter 
feinem Borfig der Senat und das Concilium generale verfammelt ift. Aller: 
dings nicht alle Mittel, die an fi in dem Begriff des Hausrechts liegen, darf 
der Rektor gegenüber den Mitgliedern des Senats und des Concilium generale 
zur Anmwendung bringen: nicht jolche, welche dem Prinzip der Wahrung der 
bisherigen Ordnung oder der Natur der von ihm präfidierten Berfammlung 
widerſtreiten. Es iſt ausdrüdlich für Pflicht bzw. für Recht des betreffenden 
einzelnen erklärt, den Berjammlungen des Senats oder des Concilium generale 
beizumohnen und von der Anmelenheit besjelben kann melentlid die Willens- 
bildung der Verſammlung jelbit abhängen. Solche Verpflichteten bzw. Berech- 
tigten unterliegen daher nicht dem an ſich im Hausrechtöbegriff liegenden Mittel 
der Hinausweiſung von jeiten des präfidierenden Rektor. Aeußerſtenfalls wird 
fi) der Rektor nur durch das Mittel der Schließung der Verſammlung helfen 
dürfen. Am allerwenigiten kann das Mittel der Hinausmweilung vom Rektor 
wider ben geſetzlich ebenfalla zum Senatömitglied berufenen Univerfitätsrichter 
verfügt werben. Nach dem Geſetz (3 6 Reglement vom 18. November 1819) 
it der mit einem volum deeisivum im Senat ausgeftattete Univerfitätsrichter 
„als Rechtskonſulent der Univerfität“ dafür verantwortlih, daß die Beichlüfje 
und Berhandlungen des akademiſchen Senats nad Ynhalt und Form den be 
ftehenben de und der Berjaffung volllommen gemäß find, und die Auflage 
diefer perſönlichen DBerantwortlichkeit Ichließt ohne weiteres als notwendige Be- 
dingung der Gültigkeit der Beichlüffe und Verhandlungen des akademiſchen 
Senats die Teilnahme des anweſenden Univerfitätsrichter in ſich; Beſchlüſſe 
und Berhandlungen de3 Senats ohne Anmejenheit des letteren find nichtig. 
Die Mittel der Abmahnung und Mikbilligung wird man dagegen dem Rektor 
als Verwalter des „Hausrechts“ im Senat und Coneilium generale wohl zu: 
billigen Dürfen, audy das Mittel der Wortentziehung, ſofern das dem Prinzip 
der Wahrung der biöherigen Ordnung gemäß ilt. 


1) Berlin III $ 20; Königsberg $ 38; Halle $ 54. 





110 Hubrich, Beiträge zum preußiihen Unterrichtsrecht. 


Bon den Borjchriften des Univerfitäts-Statutarrehts ericheint jodann 
für die Wertung der Beziehung zwilchen Rektor und Profefjor hier noch bejonders 
erläuterungsbedürftig die Qualifizierung bes erfteren als „erſte akademiſche obrig: 
keitliche Perſon“ und ala „Vertreter der Univerfität in allen ihren äußeren Ber: 
hältniſſen“. Die Univerfität ift einer doppelten Eigenſchaft teilhaftig. Sie iſt 
ſowohl mit juriftiicher Perjönlichkeit ausgerüftete Staatsanftalt, ala eine be- 
ftimmte, aus Lehr-, Gejhäftse: und Lernperjonal gebildete Perjonengejamtbheit. 
In dieſer zweifachen Eigenichaft kann die Univerfität „äußere Verhältniffe” Haben 
und gerade der Rektor joll dann dem in Frage fommenden „Dritten“ gegenüber 
die Univerfität „vertreten“ d. h. ala Handelnder Faktor für dieje auftreten. 
Selbftverftändlich zeffiert aber dieje allgemeine Repräjentationsklaujel, wo ein 
anderer aus einem jpezialen Rechtsgrunde zum Handeln für die Univerfität 
berufen ift. Ferner ift es durchaus nicht angängig, aus dieſer allgemeinen 
Repräjentationsklaujel eine allgemeine unmittelbare Bejehlägewalt bes Rektors 
wider die einzelnen Profefloren herzuleiten. Sofern überhaupt der einzelne 
Profeffor als ein der Univerfität gegemüberftehender „Dritter“ gedacht werden 
fann, würde ſich aus jener allgemeinen Repräjentationsklaujel höchſtens eine 
Befugnis des Rektors, auch in diejer Beziehung namens der Univerfität Er: 
Härungen abzugeben und Anträge zu ftellen, herleiten lafjen. Die „Qualifi: 
zierung des Rektors als „erfte akademiſche obrigkeitliche Perſon“ geht von vorn: 
herein von dem Vorhandenjein einer Mehrheit akademiſcher obrigkeitlicher Perſonen 
aus und ordnet zunächſt das formelle Rangverhältnis dahin, daß ber Rektor 
der primus inter pares 3. B. gegenüber den Defanen der einzelnen Yakultäten ac. 
jein fol. Freilich werden auch gemwiffe materielle Rechtswirkungen aus der 
Qualifizierung des Rektors als „erjter akademiſcher obrigkeitliher Perſon“ her: 
zuleiten jein. 

Der Begriff der „akademiſchen Obrigkeit“, an welchen diefe Qualifizierung 
des Rektors anfnüpft, hat gewechjelt. In den erſten Zeiten deutichen Univerfitäts- 
weiend gab es „eine afademilche Obrigkeit“ im Sinne der einer autonomen 
Korporation zuftehenden Selbftgeießgebung, Selbftgerichtsbarfeit und Selbit: 
verwaltung. Unter die akademie Selbitverwaltung fiel natürlih auch die 
Geltendmachung der in den Univerfitätslofalen auszuübenden Hausrechtsbefugniſſe. 
Mit der Entwidlung der deutichen Univerfitäten zu Staatsanitalten wurde „die 
akademiſche Obrigkeit“ zu einem Stüd Staatshoheit, welches, von der betreffenden 
Staatögewalt entlehnt, doch eine verjelbftändigte Stellung beſaß, aber im Verlaufe 
der Zeit ſodann mehr und mehr bejchnitten wurde. Das ALR. erfannte hinfichtlich 
der preuß. Univerfitäten den Begriff „der akademiſchen Obrigkeit“ noch an, doch 
war die Selbitgejeßgebung dem wejentlichen Zeile nad) bereits ausgeichieden. 
Der $ 68 I 12 ALR. rejervierte das eigentliche Rechtſetzen hinfichtlih der 
Univerfitätverhältniffe dem Landesherrn (dem Staat) und ließ der Univerfität 
nur nod) ein ziemlich prefäres Recht des Geſetzesvorſchlags. Immerhin verblieb 
aud nad) dem ALR. der Univerfität noch die Selbitgerichtsbarfeit über „alle 
jowohl lehrende, als lernende Mitglieder“ ($ 69, 70, 71 U 12) und aud ein 
gewiſſes Maß der Selbftverwaltung. Exit durch Reglement vom 2°. Dezember 
1810 wurde die afademijche Gerichtsbarkeit über das Behr: und Geichäftsperjonal 
der Univerfität bejeitigt.‘) Dagegen behielt da8 Reglement vom 28. Dezember 1810 
„der akademiſchen Obrigkeit” die ausgedehnte Disziplin und Polizeigewalt ($ 7) 


’, Noenne, Ergänz. d. ALR. 1844 VS. 8%. 
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und ein gewiſſes Maß von Jurisdiktion über die Studierenden vor. Die am 
1. Oftober 1879 zur Geltung gekommenen Reichsjuſtizgeſetze beſeitigten ſchließlich 
auch mit Wirkſamkeit für Preußen die legten Refte ber Univerjitätsgerichts- 
barkeit,") und im Anſchluß hieran erging in Preußen das Gejeg vom 29. Mai 
1879 über die Rechtöverhältniffe der Studierenden und die Disziplin auf den 
Sandesuniverfitäten, welches das Prinzip, daß die akademiſche Disziplin die 
Aufgabe habe, Ordnung, Sitte und Ehrenhaftigkeit unter den Studierenden zu 
wahren ($ 2), näher durchführte.”) Will man nad) der neueren Entwidlung 
des preuß. Univerfitätswejens überhaupt noch von „einer akademischen Obrigfeit“ 
im bejonderen Sinne jprechen, jo laſſen ſich als Beftandteile derjelben wohl nur 
die Disziplinarbefugniffe der Univerfitätsorgane über die Studierenden nad) 
Maßgabe des Gejees vom 29. Mai 1879, wie die nah $ 3 Abſ. 3 dieſes 
Gejeges dem Senat zuftehenden Anordnungsbefugniffe betrachten. In beiden 
Beziehungen fommt eine Befehlsgewalt zum Borjchein, welche, wenn auch im 

runde der preuß. Staatögewalt entlehnt, doch eine gewiſſe verjelbftändigte 
Stellung einnimmt. Bei Emanation de Geſ. vom 29. Mai 1879 hob der 
Bericht der Juſtizkommiſſion des Herrenhauſes vom 3. Januar 1879 (Sten. 
Ber. Anl. S.151) hervor, es könne nicht bezweifelt werben, daß eine akademiſche 
Disziplin „überhaupt noch fortbeftehen und durch eigene Behörden auf 
Grund der forporativen Selbftverwaltung ausgeübt werden müfle, fie jei ein 
mejentlicher Beftandteil der Verfaſſung der beutichen Univerfitäten, welche in 
ihrer Stellung ala Körperichaften und Lehranftalten dieſes Machtmittels nicht 
entbehren fönnten“. Anderjeits jchreibt der $ 3 Abſ. 3 Gef. vom 29. Mai 1879 
ebenfalls ausdrücklich vor: „Der Senat erläht jelbftändig die Vorjchriften zur 
Aufrechterhaltung der Ordnung in den Gebäuden und Anftalten der Univerfität 
(Akademie, Lyzeum).“ Durch diefe Beftimmung ift gegenüber allen, die e8 angeht, 
au gegenüber dem Unterrihtsminifter und dem Kurator (vgl.$ 3 Abſ. 1 und 2) 
jeftgeftellt, daß die Univerfität, vertreten durd) den Senat ala das zuftändige Organ, 
nah eigenem jelbftändigen Ermeſſen „die Hausordnung der afademilchen 
Gebäude und Anftalten” regulieren darf.) Die Ausdrucksweiſe in $ 3 Abi. 3 
iſt dabei jo allgemein, daß der Senat nidht nur zur Aufftellung abftrafter Vor— 
ihriften über die Hausordnung befugt erfcheint, fondern aud) zum Erlaß ein: 
Ihlägiger Vorſchriften für Einzelfälle. 

Bor dem Gejeh vom 29. Mai 1879 war e8 eventuell Sache des Unter: 
richtsminiſters auf Grund der allgemeinen Klauſel des Univerfitäts-Statutar- 
rechts, welche ihn zu den erforderlichen Ergänzungen besjelben ermächtigt, in 
betreff der Ausübung des Hausrechts, welches nach allgemeinen Grundjägen dem 
an ſich als jelbftändiger Einzelfunktionär handelnden Univerfitätslehrer gebührt, 
die näheren Detailvorjchriften zu erlaffen. Durch das Gejeg vom 29. Mai 1879 
ift Dagegen, ſoweit innerhalb der Univerfitätslofale die Hausordnung und das 


ı) Hahn, Mot. 5. BG. I ©. 56. 

2, Die alademiiche Disziplin fällt mit der Disziplinarftrafgewalt nicht zufammen, 
fondern befigt „in diefer nur das Mittel ihrer nötigenfals zwangsweiſen Durdführung“. 
Regierungdmotive in Sten. Ber. d. H. H. 1878—79 Anl. ©. 83. Die laufenden und 
unerbeblicheren Gejchäfte (in der af. D.) hat der Rektor allein zu erledigen. Seine Sadıe 
iſt namentlih die perjönlihe Einwirtung auf die Studierenden zur Beobadtung ihrer 
Pflichten. Eine gejegliche Abgrenzung feiner Einzellompetenz ſchien nur erforderlich, joweit 
2 ra un Kg Disziplinarjtrafgewalt Handelt, und ift in $ 9 Gef. vorgenommen. 

a. O. 


” Regierungsmotive Sten. Ber. d. H. H. 1878—79 Anl. ©. 84. 
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Hausrecht mit Bezug auf die Studierenden von den offiziellen Funktionären ber 
Univerfitätsanftalt zu handhaben ift, der Senat berufen, die erforderlichen 
regulierenden Anordnungen zu treffen und inſofern zunädft der Unterrichts— 
minifter ausg eichaltet. acht der Senat einer Univerfität von feiner Kompetenz 
nad) $ 3 Abi. 3 Gele vom 29. Mai 1879 tatſächlich Gebrauch, jo hamdeln 
auch die auf Grund feiner bezüglihen Vorſchriften tätigen Funktionäre der 
Univerfitätsanftalt — Univerfitätölehrer ujm. — als Vertreter der verjelbftändigten 
„akademiſchen Obrigkeit“ im bejonderen Sinne. Soweit aber Senatsvorjchriften 
nah Maßgabe von $ 3 Abj. 3 nicht beftehen, betätigt ſich in den Hausrechts— 
bejugniffen jedes Univerfitätslehrers fchlechthin unmittelbare preußiiche Staats- 
gewalt. Die Selbftändigkeit des Senats zur Regulierung der afademijchen 
Hausordnung befteht indeſſen nach $ 3 Abſ. 3 nur mit Bezug auf die Wahrung 
derielben gegenüber ben Stubierenden; das Gejeg vom 29. Mai 1879 ift „über 
die Rechtöverhältnifie der Studierenden“ ergangen. Someit dagegen bie 
akademiſche Hausordnung nicht mit Bezug auf die Studierenden zu regeln ift, 
greift wiederum nad) dem Univerfitäts-Statutarrecht die Kompetenz des Unter: 
rihtöminifters Play. Infolgedeſſen ift der Senat nicht nad) Maßgabe des Geſetzes 
vom 29. Mai 1879 ermächtigt, Hausorbnungsvorfchriften auch mit Bezug auf die 
zum Senat und Concilium generale zujammentretenden Profefjoren „jelb- 
ftändig* zu erlaffen. Die dem Senat durch $ 3 Abſ. 3 Geſetz vom 29. Mai 
1879 verbürgte „Selbftändigfeit“ bedeutet andrerjeits nicht „Ausichließlichkeit” ; 
der Gejeßgeber hätte letzteres leicht jagen können, wenn er dieje weiter gehende 
Ausihaltung des Unterrichtsminifters gewollt hätte. Die „Selbftändigfeit“ bes 
Senats bedeutet nur, daß er jofort zu unmittelbar verbindlichen Anordnungen 
befugt ift und nicht der vorherigen Anhörung oder Genehmigung des Unterrichts- 
minifter8 oder des Kurators (vgl. $ 3 Abi. 1 und 2) zum Erlaß feiner Haus: 
ordnungsporichriften bedarf. Die weitere Konjequenz aus diejer Rechtslage ift, 
daß der Unterrichtsminifter auch gegenüber den „jelbftändigen“ Hausordnungs- 
vorſchriften des Senats die höhere eventuell forrigierende Inſtanz bleibt. Dem 
Senat ift die „jelbftändige“ Regelung der akademiſchen Hausordnung durch das 
Geieh vom 29. Mai 1879 nur im ber Erwägung verliehen, daß derartige Bor: 
Ichriften „notwendig von Ort zu Ort je nach den Berhältniffen verjchieden find“. 
(Regierungsmotive Sten. Ber. Herrenhaus 1878—79 Anl. ©. 84.) Den jonft 
beitehenden Inftanzenzug an den Unterrichtäminifter bier völlig auszuſchließen, 
war ſicher nicht die Abficht des Geſetzgebers. 

Die Charakterifierung des Rektors als „erſte akademiſche obrigfeitliche 
Perſon“ begründet nun zunächſt, wie bereitö bemerkt, für ihn einen formellen 
Borrang in der Mehrheit akademiſcher obrigkeitlicher Perjonen. „Perfonen“ bedeutet 
bier offenbar Einzelperjonen im Gegenjag zu dem Begriff des Kollegiums. Bei 
der Bemeſſung des formellen Vorrangs des Rektors erjcheint e8 aber nicht 
möglich, denjelben auf diejenigen Beziehungen zu beichränten, in deren Rahmen 
noch gegenwärtig von „einer afademilchen Obrigkeit“ im beſonderen Sinne bered;: 
tigtermaßen fich jprechen läßt. Die Bezeihnung „erfte akademiſche obrigfeitliche 
Perfon” Enüpft an den Begriff „akademiſche Obrigkeit“ wohl an, darf aber 
nicht als mit dem gegenwärtigen Umfang derjelben ſich dedfend angejehen werben.') 
In jener Bezeichnung liegt nicht ein gleihmäßiger Ton auf „akademiſch“ und 





) Dad — neuejte — Marburger Ilniverjitätsjtatut bezeichnet den Rektor überhaupt 
nur als „erjte obrigkeitlihe Perſon“. 
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„obrigkeitlich“, jondern es liegt der Hauptton allein auf „obrigfeitlih.“ Darnach 
fommt der formelle Vorrang dem Univerfitätsreftor gegenüber allen Einzel- 
perfonen zu, welche innerhalb des Univerfitätsverbandes obrigkeitliche Beziehungen ') 
vertreten, mögen auch leßtere ſich nicht mehr dem techniſchen Begriff einer bejonderen 
„atabemiichen Obrigkeit“ eingliedern laſſen. Anberjeits macht die Charafterifierung 
ala „erfte akademiſche obrigkeitlihe Perjon“ den Rektor nicht etwa materiell zum 
allgemeinen Borgejegten der jonit innerhalb des Univerfitätsverbandes obrigfeit- 
liche Beziehungen vertretenden Einzelperjonen. Nur die materielle Rechtswirkung 
darf aus jener Charakterifierung hergeleitet werden, daß in fyällen, wo bie 
Rechtsordnung eine innerhalb des Univerfitätsverbandes durch eine Einzelperjon 
wahrzunehmende obrigkeitliche Beziehung normiert, ohne einen andern zu berufen, 
der Rektor alsdann als ber Berechtigte zu gelten hat. Dies wird insbejondere 
für die Handhabung der Hausrechtäbejugniffe in den Univerfitätsgebäuden zu 
beadhten jein. Im allgemeinen erjcheint zur Wahrnehmung der bier in Frage 
fommenden obrigfeitlichen Beziehungen, zutreffendenfall® auf Grund der Haus- 
schamossciärlkn des Senats, ber Rektor ala erite akademiſche obrigkeitliche 
Perjon ermächtigt. Immerhin geht dem Hausrecht des Rektors an fi bas 
aud einer jpeziellen Rechtsbeziehung rejultierende Hausrecht des im 
vorſchriftsmäßig erlangten Auditorium jelbftändig feines Lehramts waltenden 
Univerfitätslehrers vor. Im Rahmen des Univerfitätsverbandes erjcheint über: 
haupt jeder Univerfitätslehrer, jofern er auf das akademiſche Lehrgeichäft bezitgliche 
Handlungen vornimmt, als Anteilhaber an der Autorität und der obrigfeitlichen 
Gewalt, welche die Univerfität als eine dem linterricht der noch leitungabebürf- 
tigen Jugend ($ 1 II 12 ALR.) gewidmete Staatsanftalt von der preußijchen 
Staatshoheit entlehnt hat. Diefer Sat bewahrheitet fi jomohl mit Rüdficht 
darauf, daß nad dem Univerfitäts-Statutarredht alle von den berufenen Univerfi- 
tätölehrern gehaltenen Borleiungen „unter der Autorität der Univerfität“ er 
folgen, ?) wie im Hinblid auf die unmittelbaren Bejehlabefugnifie an die Pebelle, 
wenn VBorlefungsanfündigungen am jchwarzen Brett anzubeften find, wie endlich 
au in Anbetracht der Hausrechtöbefugnifie, die nach allgemeinen Grundjäßen 
jeber Univerfitätölehrer in jeinem Auditorium zu beanjprucdhen hat. Se 

Univerfitätsfehrer ift mithin ebenfalls „akademiſche obrigfeitliche Perjon“ und 
hat als ſolche zwar den formellen Vorrang des Rektors zu achten, ift aber an 
ihm nit materiefl durdh eineallgemeine Subordinationapflidt 
gebunden. Demgemäß bar; der Rektor an fich auch nicht beanſpruchen, in einzelne 
Hausrehtsmaßnahmen der einzelnen Univerfitätslehrer forrigierend einzugreifen; 
ein derartiger Eingriff würde der Selbitändigfeit widerjprechen, mit welcher an 
fi) der einzelne Univerfitätslehrer in feinem Auditorium jein Lehrgeihäft zu 
bejorgen bat. Freilich gültig zuftande gefommene Hausordnungsvorſchriften 
be Senats könnten den Rektor zu derartigen Eingriffen ermädjtigen. Ebenjo- 
wenig barf der Rektor, etwa meil er ala erfte akademiſche obrigfeitliche Perſon 
Träger des Hausrechts im Univerfitätögebäubde jei, gegen Borlefungsanfündigungen 
eines Profefiors am ſchwarzen Brett forrigierend einjchreiten.?) Die Vorleſungs— 
anfündigungen der einzelnen Profefjoren am ſchwarzen Brett find formelle Amts- 
bandlungen, die diefe als an fich jelbftändige Einzelfunftionäre vorzunehmen 
legitimiert find. Das ihnen in dieſer Hinficht gewährte Verfügungsrecht über 

’) Vgl. zum Begriff „obrigfeitlih* Laband Bd. J ©. 338. 


») Berlin VIII 5 1; Königsberg $ 104. 
) Qgl. oben. 
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das ſchwarze Brett tritt ſelbſtaͤn dig neben das Verfügungsrecht bes Rektors 
und der Dekane über das ſchwarze Brett, mag auch das letztere weiteren Um— 
fangs ſein.) Nach allgemeinen Grundſätzen — überhaupt ein Träger bes 
Hausrechts ala jolcher nicht zu Korrekturen gegenüber ben jpezifiichen Funktionen 
eines beftimmten Amts legitimiert, bie kraft desielben der betreffende Beamte als 
an ſich jelbftändiger Einzelfunktionär vorzunehmen berechtigt iſt. Ebeniowenig 
wie bie im Rahmen ber une Zuftändigkeit fich haltenden Verfügungen eines 
Delans vom Rektor unter Berufung auf das „Hausreht“ vom jchwarzen Brett 
entfernt werden dürfen, kann dies mit Anjchlägen geichehen, die dem Begriff einer 
formellen Borlefungsanfündigung von feiten eines Profeffors entſprechen. Als 
höhere Enticheibungsinftang kann in diefen Beziehungen dagegen der ben preuß. 
Univerfitäten allgemein übergeordnete Unterrihtsminifter angerufen werden. 


Nachtrãge. 


1. Ueber den Begriff des Privilegs nach preuß. Recht ſ. auch einerſeits Rehbein, 
arg —— I ©. 25, andrerſeits Reichsgericht IV. 3S. 21. Februar 1881 

2. Soweit $ 2 Einl. ALR. bejondere „Provinzialverordnungen“ nennt, die auch 
„nur dur landeöherrlihe Beftätignng die Kraft der Gejege erhalten“, wird ein ftäns 
diſchen Korporationen belafienes Recht des Gejekvorichlags gemeint. ©. Bublifations: 
patent von 5. Februar 1794 V und VI, ferner Rabe, Sammlung I, 7, ©. 15: Bericht 
der Neumärliihen Regierung vom 28. Dezember 1781: „Dabingegen ift die Neumärtijche 
Lehnskonftitution vom 14. Auguft 1724 ohne alles Bedenken für ein Provinzialgejeg zu 
erflären. Die Ritterihaft der fieben Neumärkſchen Sreije, der Lande Sternberg und der 
intorporierten Kreiſe hat jie für ihre Güter entworfen und fie iſt praevia confirmatione 
von Seiten des Landesherrn der Neumärkichen Regierung zur Richtſchnur vorgefchrieben 
worden.“ Damit erledigen ji die von Koch I 22 Nr. 4 aufgeworienen Bedenfen. Das 
Ober⸗Trib. I, ©. 13. Oltober 1865 (Striethorit 61, S. 110) zählt ebenfalld das „nad 
Anhörung der Stände der Kurmark“ erlafiene „Reglement über die Landarmen-Pflege in 
der Kurmarf“ vom 14. Januar 1848 (Ge. S. 37) unter die $2 Einl. ALR. erwähnten 
BProvinzialverordnungen": „Die einzelnen Bejtimmungen desjelben jind daher nit bloße 
Bertragsitipulationen, jondern geieglihe Normen.” 

3. Durch Königlichen Erla vom 24. November 1906 (GeiS. ©. 429) ift angeordnet 
worden, daß vom 1. Januar 1907 ab der bisherige Titel „Geſetz Sammlung für die 
Königlihen Preußiſchen Staaten“ durd die Bezeihnung „Preußiihe Gejeg-Sammlung“ 
erjeßt werde. Der bisherige Titel war nicht geießgeberiih feitgelegt. Der Erlak vom 
24. November 1906 ift daher eine fid) nah Art. 45 S. 3 rev. BU. redtfertigende könig— 
lihe Rechtäverordnung intra legem d. h. Geſetz vom 3. April 1846. — Der Unſicht, daß 
nad der BD. vom 28. März 1811 reine Lofalgejege nicht der Publikation im Amtsblatt 
bedurften, jteht nicht der bajelbft angeordnete Fortfall „der Zirkularien der Unterbehörden 
an einzelne Gemeinden“ entgegen: es jollte eine biäherige Maßnahme fortfallen, die auch 
nur bei einer für mehrere Ortichaften beftimmten Bublilation jtattfand. Ueber die Geſetzes— 
publifation nah preuß. Recht ſ. auch Nehbein I S 24. Das OT. II ©. 3 II 1871 
(Striethorft 81 ©. 112) fpriht unter Anwendung von $ 1 Gef. 8 IV 1846 einer nicht 
in der GejS. publizierten Kabinettsordre von 1864 die Geſetzestraft mit den Worten ab: 
„Nur die Brüfung der Rechtsgültigkeit gehörig verfündigter Königliher Verordnungen 
fteht nah Art. 106 BD. den Behörden nicht zu. Die gehörige erfindigung it aber 
immer Bedingung ihrer Gültigkeit.“ 


") Königsberg 8 72: „An das fhwarze Breit dürfen fie (die Pedelle) ohne Bor- 
willen und Genehmigung des Rektors oder der Dekane feine Anichläge andeften, mit 
Ausnahme der Ankündigung von Borleiungen.” $ 104, 106. 
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Das neue franzöſiſche Gefeh über den wöchentlichen 
Buhetag der Arbeiter und die Schwierigkeiten bei 
feiner Ausführung. 


Bon Dr. jur. René Delconrt, Advolat in Valenciennes. 


Mit dem 2. September dv. Is. ift in Frankreich ein neues Geſetz über 
den wöchentlichen Ruhetag der Arbeiter in Kraft getreten, das bei feiner Aus: 
— auf ſolche Schwierigkeiten geſtoßen iſt, daß es eine allgemeine, nach 
zwei Monaten kaum abnehmende Gärung in den Arbeiter- und Arbeitgeber: 
kreiſen hervorgerufen hat. 

Wir wollen bier das Geſetz und die aus den entgegengejegten Intereſſen 
abftammenden Zwiftigfeiten näher betrachten. 

Schon jeit 20 Jahren ftrebten einige jog. „ligues“ bzw. Vereine nad) 
dem wöchentlichen Ruhetag.) Die jog. „Ligue populaire pour le repos du 
Dimanche“, die nad der 89er Ausitellung begründet worden war, hatte ben 
Begriff im Lande vielfach verbreitet. Kongrefje wurden gehalten. Derjenige 
von 1889 ſchloß jeine Sigungen mit folgendem Wunſch: 

„Es gibt Menſchen, die unter dem Mißbrauch, den man von ihren Arbeits: 
„kräften macht, zu leiden haben, die auszuruhen wünſchen, und die e8 nicht tun 
„Lönnen. Es ift alſo Pflicht aller derjenigen, die die Wichtigkeit des wöchentlichen 
„Rubetags anerkennen, mit allen möglichen Mitteln in die öffentliche Meinung 
„die Ueberzeugung von den für Gejundheit und Sittlichfeit aus einem ver: 
„nünftig gebrauchten regelmäßigen Ruhetag herrührenden Vorteilen zu tragen 
„und in ihr zu unterhalten. Das Minimum der für einen Dann notwendigen 
„Muße ift ein Zag per Woche.“ 

Der internationale von Kaiſer Wilhelm im Jahre 1890 zujammen- 
gerufene Kongreß, in welchem die franzöftiche Ntegierung durd) Senatoren, Ab: 
geordnete jomwie Arbeiter vertreten war, jahte einen Beichluß zugunften eines 
wöchentlichen, allen Ymduftriearbeitern zu gemährenden Ruhetages. In ver= 
ſchiedenen Kongrefjen, namentlich in Lyon (1901) und Limoges (Auguft 1904) 
äußerten die Angeftellten und Gehilfen denſelben Wunſch. Außerdem wurde 
jeit einigen Jahren eine große Agitation in den größten Städten wie Paris, 
Lyon, Marjeille, Bordeaur, Nantes, Chateauroux um. entfaltet. Man bob 
manche Mißbräuche in einigen Induftriezweigen, wie Schneider, Bäder:, Groß: 
warenhandlungen hervor. 





) Für die Gejchichte des Nuhetags im alten franzöfiihen Rechte jowie bei andern 
Nationen fiehe Senat. session ordinaire 1905. — Annexe au procös-verbal de la s6ance 
du 21 f&evrier 1905. Rapport fait au nom de la Commission chargee d’examiner la pro- 
position de loi, adoptse par la Chambre des députés, tendant à #tablir le repos hebdo- 
madaire en faveur des employ6s et ouvriers par M. Poirrier, senateur p. 3—18. 
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Die Klagen ber Arbeiter, die unzähligen Petitionen der Arbeitervereine, 
eine im Jahre 1901 vom „Conseil superieur du travail‘ über jene Frage 
geführte Enquete, die Bemühungen der obengenannten „Ligue pour le repos 
* ru trugen dazu bei, daß das Parlament fi endlih damit be— 
chäftigte. 

Im Jahre 1902 nahm der jozialdemofratiiche Abgeordnete ZEva&s einen 
früheren Vorſchlag wieder auf und verlangte, daß alle Hanbelögehilfen und -An- 
geftellten Anſpruch auf einen Ruhetag per Woche haben jollten. Das Abgeord— 
netenhaus beauftragte mit dem Studium des Vorſchlags eine Kommilfion, die 
ihn für zu eng hielt und auf alle Angeftellten bzw. Arbeiter fait aller Unter— 
nehmungen das Prinzip des Ruhetages ausdehnte. Diefe Anficht genehmigte 
dad Haus am 27. März 1902. Die Senatskommiſſion verbefjerte den Vor: 
ſchlag, und jo verändert wurde er vom Senat am 21. fyebruar 1905 ange: 
nommen. Der Senatsfaffung ftimmte das Abgeordnetenhaus am 10. Juli 1906 
mit 575 gegen 1 Stimme zu. 

Das Gejeg vom 13./14. Juli 1906 beftimmt im Art. 1 einen ganzen un— 
geteilten möchentlihen Ruhetag von vierundzwanzig Stunden „für jeden Ge— 
„bilfen oder Angeftellten in einem Handels: oder Jnduftrieunternehmen, welcher 
„Art es fei, ob öffentlich oder privat, kirchlich oder weltlich, jogar wenn es 
„den Charakter des Berufsſchul- oder Wohltätigkeitsweſens trägt“. 

Im Prinzip muß der freie Tag auf den Sonntag fallen. Ausnahms— 
weile kann er entweder ftändig oder nur für gewiſſe Jahreszeiten auf einen 
andern Wochentag verlegt werden, wenn der Nachweis erbracht wird, daß am 
Sonntag die gleichzeitige Ruhe des geiamten Perſonals dem Publitum oder dem 
normalen Betrieb des Gejchäfts nachteilig jein würde, und zwar wie folgt (Art. 2): 

a) auf einen anderen Tag als den Sonntag für das gelamte Perjonal; 

b) vom Sonntag ab 12 Uhr Vormittag bi8 Montag 12 Uhr Vormittag; 

c) auf den Sonntag Nachmittag mit einem im Zurnus alle vierzehn 
Tage abwechjelnden Erſatzruhetag; 

d) nad) Turnus dem gejamten oder einem Teile des Perjonals. 

Den Turnus einzuführen, find folgende Kategorien berechtigt: 

1. Nahrungsmittelgewerbe; 2. Hotels, Reftaurationen, Schankwirtichaften ; 
3. Tabak- und Blumenläden; 4. Hoipitäler, Hofpize, Armenhäujer, Pflege: und 
Irrenhäuſer, Kinderheilanftalten, Krankenhäufer, Apotheken, Drogerien, Hand— 
lungen mit ärztlichen und chirurgiſchen Apparaten ; 5. Badeanftalten ; 6. Zeitungs», 
Auskunftsbetriebe, Veranftaltungen von Schau: und anderen Ausftellungen, Mu— 
jeen; 7. Miets-Stuhl- bzw. Fuhrwerksunternehmungen, Leihbibliothefen; 8. Ber 
leuchtungsunternehmungen und Waffer: oder Triebkraft-Berteilungsanftalten ; 
9. andere Transportanftalten als Eifenbahnen, Ladungs- oder Abladungsunter- 
nehmungen in den Häfen, Bahnhöfen und Stationen; 10. Induſtrien, in benen 
leicht verderbende Sachen verarbeitet werben; 11. Induſtriezweige, in welchen 
jede Arbeitsunterbredung den Berluft oder die Verichlechterung des eben in der 
Anfertigung begriffenen Produftes mit ſich führt; 12. Fabriken mit beftändigem 
Feuer, wie Hochöfen. 

Eine Ausführungsbeſtimmung des Handelsminiſters wird die Reihe der 
Berufe feſtſtellen, die infolge des Geſetzes unter die Ausnahmen der Ziffern 10, 
11 und 12 fallen. 

Ebenjo kann nad) dem Art. 4 bei abjolut dringenden Rettungd: oder Un— 
fallverhütungsarbeiten oder Materialreparaturen von der Einhaltung des Ruhe— 
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tage abgejehen werben. Dies gilt auch für einen etwaigen zweiten Arbeitgeber, 
ber dieſe Notftandsarbeiten für den betroffenen Betrieb ausführt. 

In jedem Geichäft, das den allgemeinen Ruhetag für daß gefamte Perjonal 
eingeführt hat, kann die Ruhezeit für die Arbeiter, die mit der Wartung der 
Dampftefjel und Motore, oder mit der Delung und Ueberwahung der Maſchinen, 
mit dem Reinigen der induftriellen Lokale, Läden oder Bureaus betraut find, 
jowie für Aufleher und Portierd auf die Hälfte eines ganzen Tages reduziert 
werden (Art.5 8 1). 

Die Geichäfte, in denen Nahrungsmittel im Detail verfauft werden, 
brauchen bloß am Sonntag nachmittag zu jchließen, wenn fie für die minder: 
jährigen Angeftellten, die fi in Koft und Wohnung bei ihrem Prinzipal bes 
finden, einen anderen Nachmittag jede Woche, und für andere einen ganzen 
Feiertag alle vierzehn Tage im Turnus gewähren (Art. 5 $ 2). 

Geſchäfte, die unter fünf Arbeiter oder Angeftellte beichäitigen und die be— 
rechtigt find, den Turnus einzuführen, können den ganzen wöchentlichen Ruhetag 
Fr 4 ee erjegen, die zujammen einen ganzen Tag ergeben jollen 

tt.5 8 3). 

Schnittwarenhandlungen, die ihren Ruhetag am Sonntag haben, fönnen 
an jenen Sonntagen arbeiten, die mit einem vom Bürgermeifter als jolchen 
— örtlichen Feſttage (dev Stadt oder des Viertels) zuſammenfallen 
(Art. 58 4). 

In Unternehmungen, bei denen Unbilden der Witterung Arbeitsunter— 
brechungen bedingen, können Stillſtehenstage als geſetzliche Ruhetage angerechnet 
werden (Art.6 $ 1). 

In den Betrieben unter freiem Simmel, in denen die Vornahme der 
Arbeit an eine beitimmte Jahreszeit gebunden ift, fann der Ruhetag 15mal im 
Jahr ausfallen (Art. 6 $ 2). Das gleiche gilt aud für diejenigen Betriebe, bie 
leicht verderbende Sachen verarbeiten, die zu gewiſſen Perioden einen außer: 
ordentlichen Zuwachs an Arbeit zu bewältigen haben, und die den allgemeinen 
Hubetag am jelben Tage eingeführt haben, unter der Bedingung, daß bie 
were Angeftellten wenigftens zwei volle freie Tage auf den Monat haben 

} . 

Dieſelbe Maßnahme können auch die Miniſter in Staatsbetrieben und in 
allen für den Staat arbeitenden Unternehmungen, ſowie im Intereſſe der Landes— 
verteidigung treffen (Art. 7). 

Wil ein Betrieb irgendeine der im Art. 2 $ 6 begriffenen Ausnahmen 
benugen, jo muß er dem Präfeften des Departements ein Geſuch einreichen. 
Nah) dem im folgenden Donate gegebenen Gutachten des „Conseil munieipal‘, 
der Handelskammer und der Arbeitgeber: und Arbeitnehmerverbände der in Frage 
fommenden Kategorie, enticheibet der Präfeft durch einen mit Gründen verjehenene 
Beihluß, den er binnen 8 Tagen amtlich veröffentlichen jol. Die Genehmigung 
für einen Betrieb gilt für alle Betriebe der Stadt, die dasſelbe Geihäft und 
diejelbe Art Kunden haben (Art. 8). Gegen den Beichluß des Präfeften kann 
beim Conseil d’Etat appelliert werden. Derjelbe muß binnen eines Monats 
vom Tage der Berufung ab jein Urteil ſprechen. Die Berufung jchiebt die Aus: 
führung des Gejeges auf (Art. 9). 

Ausführungsbeftimmungen ordnen die Ueberwachung der Betriebe durch 
Gewerbeauffichtsbeamte jowie durch Polizeibeamte oder Beamte des Miniſteriums 
„des traveaux publics“ an (Art. 10 $ 11). 
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Für Gejegesübertretungen der Arbeitgeber find Strafen von 5 bis 15 Frs. 
im Wiederholungsfalle 16 bis 100 Fis. für jeden ber im einzelnen Falle ge 
jegwidrig beichäftigten Arbeiter vorgefehen; doch darf die Gejamtftrafjumme 
500 Frs. bzw. 300 Fre. nicht überjteigen (Art. 13— 16). 

Das Geſetz betrifft nicht die Angeftellten der Schiffstransportunternehmungen, 
ſowie diejenigen der Eijenbahnen, deren Ruhezeiten von ſpeziellen Gejegen feſt— 
geſetzt find (Art. 17). 

Die auf die Art. 4 und 5 $ 1 des Geſetzes bezüglichen Ausnahmen find 
a ri Kinder unter 18 Jahren und minderjährige Mädchen anwendbar 

(rt. 18). 


* * 
* 


Das iſt in Kürze der Inhalt des neuen Geſetzes. Es leidet aber an dem 
großen Fehler der modernen franzöſiſchen Geſetzgebung, über den ſich die Juriſten 
und zwar mit Recht beklagen. Der Geſetzvorſchlag wird zuerft von Kommiſſionen 
vom allgemeinen Standpunkte aus vorbereitet. Oft wird er in der nachher 
ftattfindenden Diskuffion von dem Abgeordnetenhaufe und dem Senat verändert, 
die überhaupt einen Prinzipientert feſtſtellen. Das Gejeg jelbit überträgt faſt 
alle einzelnen Punkte der praftifhen Ausführung der Öberverwaltung, 
den zuftändigen Miniſtern, die Ausführungsbeitimmungen ohne parlamentarijche 
Kontrolle treffen. Deshalb wird gemeinhin in Frankreich von den Abſichten 
de8 Parlaments als vom jog. „Geift des Gejeges“ ') geſprochen; die Juriſten 
und Sournaliften ziehen ihn vor dem ojt verjpäteten Erlaß der Ausführungs: 
beftimmungen heraus aus den offiziellen Erklärungen des Miniſters oder des 
Berichteritatters. 

Diefe Methode hat zwar ben Vorteil der Schnelligkeit; fie führt aber zu 
einem unklaren und unbeftimmten Ergebnis, das in der Praxis auf die mannig: 
fachften Ausführungsichwierigkeiten jtößt. 

Davon liefert das neue Gejeß ein vollfommenes Beiſpiel. Wir werden 
1. auf den „Geift“ des Gejeges, 2. auf die Verichärfung des Gejeßed durch die 
Ausführungsbeftimmungen, 3. auf da8 Verhalten der verjchiedenen Berufe dem 
Gejege gegenüber und auf die Zwiftigfeiten zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitern 
näher eingehen. 

Der Berichterftatter der Senatskommiſſion bat den Zweck und den Geift 
des Gejetes wie folgt bezeichnet : *) 

„Bill das Gejet den Grundſatz des wöchentlichen allgemeinen Ruhetages 
„Teitfegen, jo müffen dagegen alle Ausnahmen und Abweichungen erlaubt werden, 
„welche entweder das Intereſſe gewiſſer Imduftrien und Handelögewerbe oder 
„das Intereſſe des Publikums erfordern ... 

„. .. Sebesmal, wenn bie allgemeine Ruhe des Perfonal® am Sonntag 
„entweder dem Betrieb oder dem Publikum jehr nachteilig wäre, muß das 
„Geleß alle Ausnahmen de facto geftatten. 

„. . . Unfer Zweck ift immer, die Verallgemeinerung ber gemadjten Fort: 
„Ihritte zu bewirken, nicht aber den Bürgern Gemalt zu tun.“ 

So zeigt der Bericht, da das dem Senat vorgeſchlagene Geſetz ſich ein- 
fach damit begnügte, den Grundjaß des wöchentlichen Ruhetags feitzuftellen, ohne 
aber die ſchon eingebürgerten Gewohnheiten und Gebräuche hart anfaffen zu wollen. 


i) „L’Esprit d'une loi“ von Bierre Ciais, ficho de Paris vom 6. Oftober 1906. 
*%, Journal Officiel, annexe 108. 
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Dieſes Prinzip beftätigte die Debatte. In der Sigung vom 29. Juni, da 
ein Senator der „Rechten“,) Ponthier be Chamaillard, einen Zujag zugunften 
des allgemeinen und jonntäglichen obligatoriihen Ruhetages verteidigte, ants 
wortete Senator Charles Prevet, Berichterftatter, unter dem Beifall der Re: 
gierung und ber Mehrheit des Senats: *) 

„Der Grundjaß unjeres Gejeßes liegt darin, daß ein Arbeiter nur ſechs Tage 
„per Woche beihäftigt werden kann. Die Geihäftsinhaber aber in unſerem 
„Lande haben fein leichtes Leben. Die Steuern liegen ſchwer auf ihnen, die 
„Arbeitsbedingungen find nicht leicht; die Konkurrenz ift jehr groß und viele 
„Keine Geichäfte können fi) faum heraushelfen. 

„Wir müſſen dieje wirtihaftlihen Verhältniffe mit einer jo leichten Hand 
„al3 möglich berühren, bejonderd wenn es fich darum handelt, in einem Lande 
„wie dem unfrigen die Sitten zu verändern... Der Wunjd der Kommilfion 
„gebt im allgemeinen dahin, allen franzöfiichen Arbeitenden, Arbeitnehmern bzw. 
„Arbeitgebern den wöchentlichen Ruhetag zu gewähren und fie jo nad ber 
„allgemeinen Sonntagsruhe Hinzuleiten: Aber Sie verftehen alle, meine Herren, 
„daß enge und zu abjolute Regeln in der Praris zu hart vom Lande empfunden 
„würden, daß wir zuerft danad) trachten müffen, die Gewohnheiten des Publitums 

zu verändern, und daß wir e8 dabei mit den kleinen Handelögewerben nicht 
„leicht nehmen jollen, die wir in einem Tage ruinieren Fönnten. 

„Wir müfjen ihnen ermöglichen, die Gewohnheiten des Publitums nad 
„und nad) abzuändern: damit muß man anfangen. Eine gewiffe Zahl Läden 
„haben Kunden, die ben ganzen Sonntag binfommen. . . . Würde der Geje 
„geber die Leute zwingen, ihre Gewohnheiten aufzugeben, jo würden fie vielleicht 
„von jenem Geſchäft in ein anderes übergehen; mit unjerer Intervention hätten 
„wir in der Zat die Konkurrenz begünftigt.“ 

Und weiter, um jeinen Gedanfen genauer anzugeben, fügte der Bericht: 
eritatter hinzu: 

„Wir wollten ein Geſetz machen, das uns nad und nad) zur vollitändigen 
„Sonntagsrube hinführen joll, und nicht ein hartes, jehr ftrenges und tyranniſches 
„Geſetz, welches alle franzöſiſchen Bürger einer Regulierung unterwirft, bie 
„manchen Ruin im Gefolge hätte.“ 

Und jo groß war in dieſer Hinficht die Uebereinftimmung der Abgeord- 
neten, daß fie die Senatsfafjung des „Repos hebdomadaire‘ mit 575 gegen 
1 Stimme annahmen. 

Die Ausführung war bis zur Veröffentlihung der erften vom Art. 10 
vorgejehenen Beitimmung. die am 24. Auguft erichien, aufgeſchoben worden und 
begann vom 2. September v. Is. ab. Die drei andern, auf welche die Art. 3 
$ 11 und 18 Bezug nahmen, find jet vom Conseil d’Etat bearbeitet. Einft- 
weilen haben die Gewerbeaufficgtäbeamten durch ein „eirculaire‘‘ de8 Handels— 
minifter3 Verhaltungsbefehle erhalten, die ihnen erlauben, das Geſetz vorläufig 
anzuwenden. 

Diejes „‚circulaire“ vom 3. September”) hat das Geſetz auägelegt, er: 
mweitert und verichärft. 


) La droite ift der Name der fonjervativen und königlich gefinnten Partei, jowie 
der fatbolijhen Partei der „Action lib&rale populaire“. 

”) Journal officiel vom 30. Juni 1906. 

2) „Lois Nouvelle“ von Schaffhauier. Nummer vom 15. September 1906 ©. 351. 
9. Rue Bleue Paris IX. 
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Der Miniſter beftimmt, daß alle Betriebe, für welche der allgemeine 
Ruhetag verordnet ift, am fiebenten Tage mit ihrem Hilfsperjonal nicht ar: 
beiten dürfen. 

Das genannte „circulaire‘‘ bat jogar den Text bes Gejeges vollftändig 
mißverftanden. Welches wird die Lage eines Geſchäfts, das den Präfeften um 
eine Abweichung erfucht hat, ſolange diefer nicht entichieden hat? Im Prinzip, 
lagt der Minifter, ift es, als ob es fein Geſuch eingereicht hätte. Diele Er: 
Härung widerjpricht dem Art. 8, nad welchem ber Präfeft ein Gutachten bes 
„Conseil municipal“ und der Arbeitgeber: und Arbeitnehmerverbände einzu: 
holen bat. Es kann jogar vom mit biejen Gutachten verfehenen Beichluffe des 
Präfekten an ben Conseil d’Etat appelliert werben. Des Präfekten Beſchluß 
ift alfo nicht unanfehtbar, und e8 wäre richtig gemejen, bis dahin, nad) dem 
Art. 9, die Ausführung des Gejeges aufzujchieben. 

Es war auch in Trage geitellt worden, ob die Berufung zum Conseil 
d’Etat nad) den Bedingungen der Art. 8 und 9 des Gejehes die Ausführung 
aufichieben würde. In einem offiziöfen, nachher offiziell als falſch erwiejenen 
Interview jagte ein höherer Beamter des Minifteriumd aus, daß jeiner Anficht 
nad) die eingelegte Berufung eine vierzigtägige aufichiebende Friſt zur Folge 
hätte. Manche Prozeffe find daraus entftanden und ftehen jegt vor Gericht. 

Die jog. „Direction du Travail‘, deren Direktor Herr Fontaine ift, gab 
dem Gejeg die Auslegung, daß alle Läden einen Tag per Woche zugemadht 
werden müßten. Folglich wären 3. B. Bäder und Haarſchneider genötigt, ihr 
Haus zu Ichließen, ſogar wenn fie ihren Angeftellten freien Tag gegeben Hatten 
und jelbft ihre Kunden bedienten. „Wir kennen“, jagte Herr Fontaine, „weber 
Söhne noch Töchter, noch Schwiegerföhne, nod Eltern.“ ) Gegen dieſe Er: 
läuterung des Geſetzes erhob fi jogar unter den Mitgliedern des „Conseil 
superieur du travail‘ lebhafter Widerſpruch. „Die Arbeiter”, jagte Senator 
Touron, einer der tüchtigften franzöfifchen Parlamentarier, „welche bei einem 
Prinzipal ſechs Tage gearbeitet haben, find ja berechtigt, wenn es ihnen gejällt, 
am fiebenten Tage bei irgend einem anderen zu arbeiten, außgenommen bei jenem, 
der ihnen die übrigen ſechs Tage Beichäftigung gegeben bat... Das Geſetz 
bezwedt nicht die Zuſchließung der Läden, jondern die Ruhe der Gehilfen und 
Angeftellten.“ 

Jene Stimmung ber Oberverwaltung fteht mit dem „Geiſte“ des Geſetzes 
in vollem Widerſpruch. Ebenfojehr mit den offiziellen Erklärungen vor dem 
Parlament. 

Der Berichterftatter der Senatskommiſſion hat in der Sigung vom 29. Juni 
de. Is. erklärt:?) „Der Fehler des Geſetzes ift, ein Prinzip zu jchaffen, aber 
der Verwaltung die Abweichungen zu übertragen.“ 


ı) Um 1. Oftober befamen brei Haarjchneider von der Straße du cherche-midi in 
Bari ein Protofoll und waren gezwungen, ihr Geſchäft zu ſchließen. 

„Sie haben geftern geöffnet”, jagte der „Gardien de la paix“ dem Prinzipal, 
„beute müſſen Sie ſchließen!“ 

„Über ih bin allein, ich rafiere einige Abonnierte!” 

„Sie haben kein Net dazu! Im Namen des Geſetzes müflen Sie zumaden !* 
„Echo de Paris“ 6. Ottober 1906. Ein Cireulaire des neuen „Minifter® der Arbeit“ 
Herren Rene Biviant vom 20. Dezember 1906 flieht Mutter, Kinder und im Geihäft 
verwendete Berwandte von der Anwendung des Geſetzes aus. 

) Journal officiel Nr. 728. 
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„Wird jene fireng oder nachſichtig fein? Nachſichtig, wie e8 fi) auß der 
„Derhandlung zwiſchen der Verwaltung und Kommilfion, jowie aus der Er: 
„Härung des Miniſters deutlich erkennen läßt.“ 

Und der Minifter hat in dem obengenannten „circulaire‘‘ den Gemerbe- 
auffichtsbeamten für die erfte Zeit der Geltung des Geſetzes Milde und Takt 
anempiohlen. *) 

Die Berihärfung des Geſetzes durch die Oberverwaltung hatte natürlich 
fein milderndes Rejultat und e8 erhoben fich in der Arbeitgeberwelt leidenjchaft- 
fihe Klagen. Die Minifter fowie auch die Staatöverwaltungen wurden mit 
Rejolutionen, Deputationen und Petitionen beftürmt, die Aenderungen im — 
verlangten. Dieſem Widerſtand der Arbeitgeber begegneten bie Arbeiter au 
die lebhafteſte Weiſe. Sie trachteten einheitlich danach, daß der freie Tag auf 
den Sonntag gelegt, daß nur in ganz dringenden Fällen, wie im Gaftwirts-, 
Verkehrs:, Barbiergewerbe ein anderer freier Tag gewählt werde. Und die fran= 
zoͤſiſchen Zeitungen find jeit zwei Monaten voll der verſchiedenen Proflamationen 
und Konflikte der entgegengelegten Parteien. 

Unjere franzöſiſchen Arbeitgeber, die die freie Wahl hatten, wann fie den 
freien Zag legen wollten, waren oft unter ſich nicht einig, welder Tag zu 
wählen war. Diele von ihnen hätten das Geſetz gerne angenommen, fie gehör: 
ten aber zu einem Verbande, deffen gewählte Borftände oft eines von jenen 
log. Viertels-großen Warenhäufern dirigieren, welche vom Gejeg am ſtärkſten ge= 
troffen werden, da ber größte Zeil ihrer Kunden aus am Sonntag faufenden 
Arbeitern befteht. Die Syndifatsvorfteher gebrauchen den Einfluß der von ihnen 
gelenkten Verbände zu ihren eigenen Vorteil. Die Mannſchaften folgen, teils 
aus Gleihgültigkeit, da fie den Widerftand für unnüß erachten, teild aus Furcht 
vor Repreflalien, falls fie eine andere Meinung kundgeben, teils aus eigenem 
Intereffe, da fie den Nutzen des Verbandes im einzelnen Fall ſchon Ba 


n. 

Welches find die Unzufriedenen? Aus welcher Urſache fommt ihre Un— 
zufriebenheit ? 

Im allgemeinen erklären fih die fleinen Arbeitgeber außerftande, 
den Modus des Zurnus einzuführen, weil fie nicht genügend Erſatzkräfte ein- 
ftellen können. Unter den andern Arbeitgebern führen viele oft berechtigte Klagen 
lo die Detailhändler, die Rejtaurateure, Bäder, Mebger und Hotelbefiger. 

Die Detailbandlungen befürdten, daß fie einen erheblichen Verluft 
durch das Geſetz erleiden, da die Arbeiter bisher am Sonntag ihre Kleider, 
Schuhe, Galanterieſachen kauften. Die Verſuchung zu einem ſonntäglichen Spazier: 
ang wird nicht mehr Ioden, da die geichlofienen Läden ihre Neuheiten aus 

urcht vor Licht: und Meberwachungs : Unkoften nicht mehr auöftellen. Dies 
trägt viel dazu bei, den ParijerStraßen das Gepräge des engliihen Sonntags zu 
geben, dba außerdem viele Abmweichungsgejuche, wie wir e8 weiter jehen werben, 
vom Präfekten abgelehnt worden find. 

Sehr eifrig im Kampfe gegen den Ruhetag traten bie —* der 
Reſtaurants in Paris hervor, die unter ber Leitung des berühmten Marguery 
mit einer Art Streik drohten; fie wollten ihre Betriebe am Sonntag geſchloſſen 

») Ein Circulaire vom 22. November 1906 des neuen „Ministre du Travail‘ Viviani 
dat auf die Arbeiterſyndikate als Gehilfen der Gewerbeaufſichtsbeamten für die Ueber: 
wahung der Betriebe hingewieſen. 
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halten, was dem Pariſer höchft unangenehm gewejen wäre, da viele Familien 
am Sonntage dem einzigen Dienftmäddhen den Nachmittag frei geben und in 
den Reftaurationen abends eſſen. Diefe Maßnahme hätte für weite Kreije eine 
ſchwere Einbuße bedeutet. In der Tat ift die Lage bes Reftaurateurs, wie 
diejenige des Hotelbeſitzer am Ruhetage eine jehr jchwere, wenn der Koch nicht 
im Haufe ift und die Küche ber „Extras“ nicht jo gut ſchmeckt. Aber bie 
Reftaurationen haben meiftenteil8 den Turnus doch eingeführt. 

Am beftigften war die Zwiftigkeit zwilchen den Bädermeiftern und 
Bädergejellen, da bad Brot eine viel wichtigere Rolle in der Nahrung des 
Franzoſen fpielt, als bei anderen Nationen. 

Während ber Vorbereitung des Geſekes Hatten die Bädermeifter ber 
Senatskommiſſion vorgeichlagen, alle drei Monate 13 Ruhetage zu geben, welche 
die Gejellen gänzlich oder teilweiſe im Einverftändnis mit dem Prinzipal nehmen 
würden. Der Minifter Doumerque erklärte fi) gegen diefen Vorſchlag und 
troß der Bemühungen des Berichteritatterd Prevet wurde derjelbe mit 170 gegen 
113 Stimmen abgelehnt.) Die Bädermeifter wollten feinen Turnus einführen, 
da fie zu den Hilfsgefellen, die am Ruhetage abwechſelnd die Bädergeiellen 
erjegen jollten, fein Vertrauen hatten und das Mibraten des Gebäds für den 
Prinzipal einen ſchweren Verluſt zur Folge haben müßte. Deswegen entichloffen 
fi) die Meifter, in der Nacht vom Samftag zum Sonntag eine doppelte Fabri— 
fation anzufertigen, und am Montag ihre Anftalten zu jchließen, indem fie den 
Arbeitern 30 Stunden Ruhe ohne Einbuße am Lohn gewährten. Das Arbeiter: 
igndifat aber widerſprach und forderte die Meifter auf, den Turnus, d. h. alle 
ſechs Tage einen Ruhetag mit fiebentägigem Lohn”) einzuführen, und das Brot 
am fiebenten Tage durch vom Prinzipal bezahlte Hilfögejellen anfertigen zu Laffen. 
Natürlich) ſchlugen die Bädermeifter die8 ab und die revolutionäre „Bourse du 
travail‘, deren Einwirkung in jedem Streit mwiederzufinden ift, tat alles mög: 
liche, um den Konflift zu verichlimmern. Sie lud die Bädergefellen zu Meetings 
ein, worin man ihnen von „action directe“ und „sabotage“ ſprach, d. 5. vom 
Gebrauche revolutionärer Mittel, um das Gebäd zu verderben, den Badtrog oder 
den Dfen zu beichädigen, wie 3. B. Seife in's Salz, Petroleum in’s Waſſer 
zu mengen, Säuren und geftampjtes Glas in den vorbereiteten Brotteig hinein- 
werfen. Es wurde jogar vom Generalftreife der gefamten Bädergejellen geiprochen, 
der dann auch in manden Provinzftädten, Corbeil, Niort, Rouen, Grenoble, 
Amiens, Nancy, Zouloufe, zur Ausführung fam. Am 2. Oftober ließen bie 
Bädermeifter in der ganzen Stadt Paris große Plakate anjchlagen, worin fie 
die Gründe, nad welchen ihnen der Turnus als unmöglich erſchien, wie folgt 
zufammenfaßten: 1. Unzulänglichkeit von Arbeitern; 2. mangelhafte Fabrikation, 
die aus dem beftändigen Wechſel der Arbeiter entftehen würde; 3. Verpflihtung 
für den Bäckermeiſter, faft jede Naht in der Bäckerei zuzubringen, um die Ge 
bilfen mit dem Geſchäftsgange vertraut zu machen; 4. Gefahr von Betrug und 
Verbrechen ſeitens mander dem Prinzipal unbekannter Hilfsgeſellen. Am 
4. Oftober beichloffen die Führer der Arbeitsbörfe den Generalitreif vorzubereiten, 
vorläufig aber den Arbeitern zu raten, feine doppelte Arbeit am Samstag aus: 
zuführen, um jo den Turnus zu erzwingen. Am 6. Oktober war der Konflikt 








1) Siehe ein Interview des Herrn Dubuifion, Präfidenten des Bädermeifteriyndilats, 
im „Echo de Paris" vom 7. Ottober 1906. 

*, Die Frage, ob die Arbeiter das Recht auf den fiebentägigen Lohn Haben, wird 
vorläufig (26. Dezember 1906) lebhaft bejtritten. 
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aufs Außerfte geftiegen. Würden bie Bädergejellen ben Prinzipalen gehorchen 
oder den revolutionären Ermahnungen folgen? Trotz der Bemühungen der 
Anardiften und Sozialdemokraten machten von ben 2090 Bädereien in Paris 
und Umgebung 1983 eine doppelte Fabrikation.) E8 ging aber nicht ohne zahl: 
reihe Zwiſchenfälle und einige Attentate ab: 3. B. Rochechouartſtraße Nr. 44 
leerten Gejellen einen Sad Sand in einen Badtrog aus. 

Manche Bädermeifter wurden genötigt, ihren Arbeitern das Eſſen zu geben 
und für fie Matragen zu mieten, weil die Syndifatspatrouillen ihnen übel mit- 
geipielt und fie mit Gewalt verhindert hätten, zurüdzufommen. Ebenjo wurde 
von durch Hilfägefellen in einigen Geſchäften angefertigtem Gebäd vieles ver: 
brannt. Etwa 200 Geiellen, die die zweite Fabrikation verweigert hatten, wurden 
entlaffen.*) 

Am 14. Oktober wurden die Bädermeifter vom Polizeipräfekten Bepine zu: 
jammengerufen, ber fie einlud, am folgenden Tage, dem 15., den Turnus ausnahms- 
weile einzuführen und ihre Gefchäfte nicht zu jchließen, da der „Qorbmaire“ von 
London nah Paris fam und eine Agitation der Arbeiter abjolut vermieden 
werden jollte. Dieje patriotiihen Gründe wurden von den Bädermeiltern zwar 
berüdfichtigt, aber mit dem Vorbehalte, daß fie für die folgenden Wochen ihre 
Freiheit behielten. 

Natürlich ſagten die Arbeiter, daß fie den Sieg dbavongetragen hätten und 
daß die Probe abgelegt worben jei, die Meifter könnten, wollten aber nicht ben 
Turnus einführen. 

Nach diefem Waffenftillftand während des Aufenthalts bes „Lorbmaires“ 
waren noch einige Meifter ber Abfiht, den Kampf fortzufegen. Die Mehrheit 
aber begnügte fi damit, ihren Wunſch zugunften einer Abänderung des Ge- 
jeges zu wiederholen und in einem ‘Plakate tundzugeben, fie würde die Gejchäfte 
wieder am Montag ſchließen, falls das Gejeg unberührt bleibe. Bis dahin aber 
entichloffen fie fih, den Turnus joviel als möglich weiterzuführen, aljo am Don: 
tage nicht mehr zu jchließen. Die Gefellen beichlofjen am 20. in einem revo- 
(utionären Meeting auf der Arbeitsbörfe, den Zurnus „volens nolens‘ zu er: 
zwingen, indem fie mit allen Mitteln jeden Prinzipal bopfottieren und in den 
Bann tun würden, der feine Arbeiter entlafje, wenn fie ihren Ruhetag nad 
Turnus verlangen würden. 

Die Agitatoren, Savoie und Bousquet, Delegierte von der „„Confederation 
generale du travail“ beim Bädergejelleniyndikat, die, beiläufig gejagt, feine 
Bädergelellen find, Hatten weiter nichts zu tun. Dabei aber fanden fie ihre 
Rechnung nicht. Ihren Ratſchlägen zufolge entichloffen fich die Führer des Syn— 
difat3 in einer neuen Verfammlung vom 23. Oktober, neue höhere Lohntarife 
feſtzuſetzen. Allem Anjcheine nad) wird ein Streit vorbereitet. 

Die Nahrungsmittelinduftrie war gleichfalls vom Geſetze hart ge: 
troffen. Im September beitimmten einige Verordnungen des ‘Bolizeipräfekten, 
dab die verjchiedenen Geichäfte des Großhandels von den jog. „„Halles centrales‘“ 





) Bon den 2156 Anftalten des Bäckergewerbes (Brotniederlagen und Bädereien) 
ihlojjen 2034 nad der offiziellen Statijtif der Polizeiverwaltung. 

2) Nach den Ratichlägen eines der Agitatoren der Arbeitsbörſe, Bousquet, haben 
viele der Entlafjenen ihren Prinzipal vor das gewerblihe Schiedsgericht wegen eines 
plöglihen Bruches des Arbeitvertrag® zitiert. Am 16. Oftober haben die „Prad’hommes“ 
in — Fällen den Arbeitern das Recht auf Schadenerjag anerkannt und die Meiſter 
verurteilt. 
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in Paris entweder am Sonntag oder am Montag fließen müßten, um das 
Geſetz auszuführen. Dieje neue Ordnung aber ergab jo unjelige Rejultate, daß 
niemand mehr, jei e8 auf dem Engros-Verkaufplatz, jei e8 in ben reſp. Ge 
ihäften, zumaden wollte. Die zweite Kommiſſion de8 Gemeinderats, beren 
BVorfteher Herr Grebauval ift, vernahm diejen Zuftand der Dinge und bemerkte, 
daß der Präfekt alle dieje Verordnungen getroffen Hatte, ohne ihr Gutachten 
einzuholen. Sie lub den Polizeipräfeften und die Vertreter der verjchiedenen 
Synbdifate ber „Halles centrales‘* zu einer Konferenz ein, worin man die Frage 
genauer prüfen würde. Am 30. Oktober d8. 8. fand die Konferenz ftatt, wobei 
fi) der Präfekt, Herr Marguery, Vorfteher des Syndikats der „Alimentation 
parisienne“ ') und die Delegierten der interejfierten Syndikate einfanden. Aus 
deren Erflärungen ergab e3 fih, daß ber wöchentliche von der Verwaltung be: 
ftimmte Ruhetag in allen Geichäften, ausgenommen den Butter: und Eier: 
geſchäften, unausführbar war. 

Sin der Tat bietet die Sonntagsruhe in der Praxis mandmal jcheinbar 
unüberwinbliche Schwierigkeiten dar, 3.8. für die Kategorien der Schlächter und 
Metger. Das am Sonntag verkaufte Fleiſch ftammt zumeiit von am Freitage 
auf einem Provinzmarkte gefauften Zieren ber, die den Samstag Morgen vor 
ihrer Verjendung nad) Paris geichlachtet werden. Wird die Hauptgroßmehgerei: 
anftalt von Paris am Sonntage geihloffen, jo muß man die Verjendung auf 
ben Montag aufihieben, da die Angeftellten ber Eilgutverwaltung am Sonntag 
auch ihren Ruhetag haben. „Es ift ganz leicht“, jagte ein unmwillendes Mitglied 
der Kommilfion, „man braudt nur die Tiere zwei Tage jpäter zu ſchlachten.“ 
„Jawohl“, antwortete Herr Barillier, Gemeinderatsmitglied von Paris, „aber 
„lo vermehrt man die Koſten des faufenden Metzgers, indem man ihn zwingt, 
„seine Ziere zwei Tage länger zu füttern. Und das hilft weiter nichts, da Sie 
„auf andere Nachteile ftoßen würden 3. B. falls die Kälber beim Metzger zwei 
„Zage länger bleiben ohne geichladhtet zu werden, da befommen Sie fein 
„Brieschen mehr zu efjen.“ Und Herr Barillier legte vor der gerührten Kom: 
milfton dar, das Brieschen jei von einer Drüje am Tiereshalſe gebildet; wird 
das Kalb zu lange geängitigt, dann verdirbt dieſes Brieschen und kann nicht 
mehr verwendet werben. 

Die Fiſchanſtalten erklärten, fie wären genötigt, wenigitens von Allerheiligen 
ab bis Oftern an den Sonntagen nicht zu jIchließen. Die Obſt- und Früh: 
obſtgeſchäfte erjucten, fünf Donate lang ihre Geichäfte beitändig offen halten 
zu dürfen, und gaben fund, fie würden gezwungen werden, den Großverfauf an 
den übrigen Sonntagen des Jahres abzuſchaffen. 

Die Kommilfion hatte ihr Gutachten verſchoben und verlangte zwei Be: 
richte vom Polizei: jowie vom Seinepräjetten (31. Oktober). 

Einftweilen konnte der Präfekt infolge diejes Umſtandes feine anderen 
Mahnahmen treffen und mußte biß zur Entiheidung der Kommilfion und des 
Minifters den Großhandlungen und den Detailhandlungen der „Halles centrales“ 
geftatten bi8 12 Uhr vormittags am Sonntag zu verkaufen. Immer hängt bie 
Lage des Kleinhandels von derjenigen des Großhandel ab, da es dem eriten, 
falls der zweite verboten iſt, unmöglicd wird, fich zu verproviantieren. Am 
5. Dezember lub Herr Joſehh Menard im Namen der Kommilfion den Ge: 
meinderat ein, den Seine-Präfekten dringend zu erjuchen, feine Beftimmungen 





) Diejes Syndikat umfaßt 20000 Mitglieder. 
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betreffend die jonntägliche Zuſchließung der Detailhandlungen von ben „Halles 
Centrales‘‘ aufzuheben. Der Präfeft tat es am 18. Dezember. 

Die Hotelbefiger und Gaftwirte mweigerten fich das Geſetz auszu— 
führen wegen der großen Schwierigkeit, vertrauenswürdige Hilfsangeitellte zu 
finden, und da die meiften Dienftboten bei ihnen in Koſt und Wohnung leben. 
Das Hotelbefigeriyndilat riet ihnen, paſſiven Widerftand zu leiften und gegen 
Protokoll und Urteil Berufung einzulegen. Demzufolge wurde in jeder Stadt 
jeden Sonntag mandes Protokoll aufgenommen; 3. B. in Lille (Nord-Frankreich) 
wurden am 7. Oktober eine gewiſſe Zahl von MUebertretungen von Gewerbe- 
auffihtsbeamten beſtätigt. Am 22. Oktober wurden fünf SGotelbefiger und 
namentlich der Vorfteher der Nordſyndikatſektion vor Gericht zitiert und am 
3. November zu fünf Francs Geldftrafe per Protokoll verurteilt. Alle haben 
appelliert. Am 30. Oftober fand in Paris eine große Verſammlung von 
1200 Sotelbefigern ftatt, unter dem Borfi des Herrn Verny, des Vorſtehers 
der ſyndikatiſchen Gaſtwirtskammer und in Gegenwart von vier Pariſer Abge- 
ordneten, Herrn Berry (I) Barres (I) Bienanne (II) Tournabe (X), die verſprachen, 
eine Abänderung des Gejeges zu verlangen.) Die Verfammlung genehmigte 
den Abänderungsvorſchlag des Herrn Abgeordneten Berry, deſſen Hauptitell 
bier zitiert werden muß. | 

„Die Ruhe kann entweder für einen ganzen Tag, oder in ber Form von 
„Halbtagen oder zu gewiſſen Jahreszeiten ftattfinden. 

„Die Ruhe kann no von 12 Uhr vormittags bis 12 Uhr vormittags 
„des folgenden Zaged oder an einem Nachmittag mit einem Erjagrubetag alle 
„vierzehn Tage, im Zurnus dem gejamten oder einem Zeile des Perjonald ge: 
„währt werden. 

„Die Jahreszeiten, während deren die Ruhe ftattfinden wird, werden vom 
„Prinzipal und Arbeiter im Arbeitsvertrag beftimmt. 

„Die Ruhe wird 52 vierundzwanzigftündige Tage betragen, in Monate 
„oder Yahreszeiten je nach Umftänden geteilt.“ *) 

Die Gaftwirte und Hotelbefiger heben hervor, fie jeien in allen Ländern, 
jogar in England vom Gejee nicht in Anſpruch genommen; der Unterrichts- 
minifter jchließe von ber Anwendung des Geſetzes die Angeitellten der Unter: 
rihtsanftalten aus, die er als eine Erweiterung der Familie betrachtet. Warum, 
jagen fie, nimmt der Minifter vom Gejege das Küchen, Wäſche- und Schlaf: 


) Bon den Barijer Abgeoröneten find die Liberalen und Konjervativen wie Berry, 
Buch, Beauregard der Meinung, dad Gejeg jei umzuarbeiten. Die Sozialdemokraten 
und Radilalen Rozier, Rouanet wollen ed, obwohl unvolllommen, gänzlih ausführen 
lafien. Die „sozialistes unifies“ erheben fich lebhaft gegen die Arbeitgeber und die an« 
geblihe Schwadhheit der Regierung und verlangen die Ausdehnung des Geſetzes auf die 
Voſt- und Eijenbahnbeamten, Dienftboten ufw. Siehe Vorſchlag des Herrn Cornand 
— eined Abgeordneten von Grenoble — (Yiöre). 26. Oftober 1906. 

Der Abänderungsvorichlag des Herrn Abg. Berry fam am 20. November 1906 
zur Diskuſſion, die die Fehler und Unklarheiten des Geſetzes zeigte. Katholiten wie Baul 
Lerolle und „Abbe Lemire“ hoben hervor, der Berryvorichlag würde den faft allgemeinen 
Zurnud einführen und das Prinzip der fonntäglihen Ruhe ſchwächen. Bei den Sozial» 
demofraten fand er lebhaften Widerſpruch. 

Die radilale Mehrheit verweigerte mit 349 gegen 3 und viele Nichtſtimmenden der 
Oppofition, den Berryvorihlag als „d’urgence‘“ zu erflären, und 456 gegen 4 Stimmen 
jandten ihn zur „commission du travail“ zurüd. 

Die Mehrheit will alfo das Geſetz unberührt laſſen. Siehe Journal Officiel vom 
21. November. 
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jaal:Perfonal aus, wenn es dem Staate dient und gönnt demjelben ben Ruhe— 
tag, wenn es einem Privaten dient? 


Natürlich haben alle diefe Unzufriedenen und mit ihnen eine ungeheure Zahl 
von anderen Anftalten nad den Art. 8 ff. Gejuche um Abweichungen vor: 
gebradyt. Wie fteht e8 mit deren Verbeſcheidung? 

Es ift leicht einzufehen, daß das Minifterium und die Oberverwaltung 
fo wenig Ausnahmen ala möglidy gewähren wollen. Ungefähr 25000 Geſuche 
waren eingereicht worden, bie fi unter 122 Kategorien verteilten. Die Hanbels- 
fammer von Paris hat die meiften zur Genehmigung begutachtet. Die Kom: 
milfion des Parifer „Conseil muniecipal“, die aus 19 Mitgliedern beftand, wies 
94 %0 der Geſuche bzw. 86 von den Kategorien ab. Für 7 wurden die Geſuche 
zwar bewilligt, aber mit Beichränfungen; für 29 weigerte fi) die Kommilfion 
gegenüber dem Polizeipräfekten, ihren Beſchluß jo ſchnell zu faſſen. 

Jener hatte denn Gemeinderat auf Befehl der Regierung für eine 24 ftündige 
Seffion zufammengerufen, er dachte, der Gemeinderat würde alle Regierungs: 
taten billigen; der Rat aber wurde von den Intereſſen des Parifer Handels 
fo jehr bewegt. daß er fich weigerte, ohne ernftlihere Prüfung fein Gutachten 
abzugeben.') 

Die Regierung aber legte auf diefes Gutachten nicht viel Wert, da fie am 
26. Oftober den Gemeinderat zujammenrief und am jelben Zage eine große 
Zahl Geſuche abwies, u. a. diejenigen der Hutmader, Schuh-, Wäſche-, Kurz: 
waren:, Moden:, Einpadungs:, Möbel:, Regenihirm:, Eiſengeſchäfte, der Ge— 
ſchäfte mit Zoiletteartifeln und Galanteriewaren, der Ofenhandlungen ufm.?) 

Den Haarſchneidern, den Buchdrudern, aber nur jenen, melde Trauer: 
anzeigen heritellen, wurde erlaubt, am Montag anjtatt des Sonntags die Rube 
an: die Begräbnisunternehmer wurden ermächtigt, für das zur Be: 
erdigung notwendige ‘Berjonal den Turnus einzuführen. 

In der Situng vom 26. Oftober erhob ſich die Mehrheit des Gemeinde: 
rat3 gegen die Verſagung der Ausnahmegejuche durch den Polizeipräfetten. Sie 
jcheint die Regierung blamieren zu wollen. Die Diskuffion wird ſich noch 
einige Wochen fortjegen, aber inzwiichen bleiben die Beichlüffe des Präfekten in 
Kraft. Es war ja auch unnüß, das Gutachten des „Conseil munieipal“ ein: 
zuholen, wenn die Regierung beabfichtigte, „jehr wenig Abweichungen zu geitatten.” 
Anfangs Dezember hat der Gemeinderat verjdhiedene günitige Gutachten ab: 
gegeben. 

Die Statiltif der in Paris vom Polizeidepartement mwahrgenommenen 
Uebertretungen ergibt folgendes für die drei letzten Wochen des Oktober: 

14. Ottober (Beſuch ded „Lordmaires“) 1863 Unterfjuchungen, 109 Uebertretungen 
21. und 22. Oktober 1029 er 495 . 
28. und 9. „ 1236 m 548 pr 

Alle Uebertreter werden vor Gericht zitiert; viele Prozeffe aber find bis 
zum Beichluß des Präfekten über das Gejuc des Unternehmers um Gewährung 
von Ausnahmen oder um Einführung des Turnus aufgehoben worden. Einige 
wurden freigeiprodhen, weil fie beim Conseil d’Etat Berufung eingelegt hatten 


1) ©. einen Artikel von 9. Latapie in der „Röpublique frangaise“ vom 14. Oftober. 
*) Mehrere von jenen Beſchlüſſen des Bolizeipräfeften Yepine wurden am 1. Dezember 
1906 vom Conseil d’Etat als gejegwidrig, für null und nichtig erklärt. 
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und die Berufung auffchiebend if. (Tribunal de simple police de Bergerac, 
21. Dezember 1906.) 


* * 
* 


Aus diefen Ausführungen wird man erjehen fünnen, daß das Prinzip des 
Gejeges von allen franzöfiichen Arbeitgebern angenommen ift, die einzige Schwierig: 
fit aber darin liegt, die Intereſſen des Handels mit denjenigen der Arbeiter 
in Uebereinftimmung zu bringen. 

Am 21. Oktober wurde in Paris eine „Ligue für die Reviſion bes Ge: 
ſetes über den wöchentlichen Ruhetag“ begründet.) 

Den Statuten nad) wird die „Ligue“ außerhalb von jeder politischen 
Gruppierung bleiben und die Revifion des Gejeges in einem weit praftifcheren 
und liberaleren Sinne verfolgen. 

„Die gejetlihe Regelung der Ruhe muß in jedem Zweig ber nationalen 
„Zätigfeit aus einem Einverftändnis ober Ipeziellen Vertrag ac Pisa Arbeitgeber 
„und Arbeitnehmer hervorgehen und die Intervention des Staates muß fi) damit 
„begnügen, ſolche Einverftändniffe und Verträge zu billigen, nicht aber zu ver: 
„hindern, natürlich infomweit fie dem Willen des Gejeßgebers entiprechen und 52 
„Rubetage per Jahr den Arbeitern gewähren, bzw. die Zahl der Werktage im 
„Jahre auf 313 beichränfen.“ 

Sektionen werden zurzeit in folgenden Städten gegründet: Angouleme, 
Aalon, Charleville, Chäteaurour, Chatellerault, Gray, Honfleur, Lille, Mantes, 
Nancy, Niert, Poitiers, Le Puy, Rouen, Zulle, St. Omer, St. Servan. 

Werden jene Bemühungen eine Abänderung des Gejeges erlangen? ch 
glaube es faum, da viele Abgeordneten nicht wagen werden, ihren }ozialdemo- 
kratiihen Wählern damit Verdruß zu machen. Wahricheinlic; werden am Ende 
die Gegner des Geſetzes fih in die Notwendigkeit fügen. Die Praris wird 
monde fehler eines übelgemachten Gejeges verbejlern Laffen. 

In Frankreich wird viel, aber nicht lange gejchrien ! 


!) Deren Sitz liegt 33. Boulevard Barbe, Paris. 
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Die Gemwinnbeteiligung der Arbeiter in Deutſchland. 
Bon W. Heißner in Kerlin. 


(Fortjegung.) 
Kapitel II. 
Das Material der Unterfuchung. 


Zur Ergänzung und Fortführung feiner bereit? 1878 veröffentlichten 
grundlegenden Unterſuchung über die Geminnbeteiligung der Arbeitnehmer, welche 
alle in Betradht kommenden Länder umfaßte, veranftaltete V. Böhmert im 
Sabre 1901 eine neue jpezielle Erhebung über das Anteilfyftem in Deutichland, 
Defterreihh und ber Schweiz, um über ben gegenwärtigen Stand der Bewegung 
ein möglichft vollftändiges objektive Bild zu geben. Die äußere Veranlafjung 
zu dieſer Unterfuhung gab, wie bereit erwähnt, ein für den Genoflenichafts- 
fongreß in Mancheſter (1902) übernommenes Referat, welches neben anderen 
Berichten diefer Art die Grundlage bieten jollte zu einer im Zujammenhange 
mit ber Genofjenihaftsbewegung einzuleitenden Propaganda für die Gewinn: 
beteiligung. Die über den Rahmen eines ſolchen Referats weit hinausgehende, 
forgfältige Böhmertiche Enquete trägt jedoch in feiner Weile den Charakter einer 
gelegentlichen Agitationsichrift, fie ift vielmehr trotz mancher Einſeitigkeiten, die 
in der Natur ſolcher Erhebung durch Fragebogen liegen, ſehr wohl geeignet, als 
Ausgangspunkt einer wiſſenſchaftlichen Erörterung über Weſen und Bedeutung 
ber Gewinnbeteiligung auf Grund der in den genannten Ländern gemachten 
Erfahrungen zu dienen. Wir beichränfen uns aus ben in der Einleitung ange: 
führten Gründen in folgendem auf die Kritik der jpeziell in Deutichland erzielten 
Ergebniffe. Bevor wir jedoch zur Beiprehung der einzelnen praktiſchen Fälle 
übergehen, wollen wir noch einige Bemerkungen über Beichaffenheit und Wert 
bes zu unterfuchenden Materials vorausijhiden und an der Hand unjerer im 
vorigen Kapitel begründeten technijchen Begrenzung des Begriffs der Geminn- 
beteiligung eine kritiſche Sichtung dieſes Materials vornehmen. Hierbei werden 
aud) alle diejenigen Verſuche, bei welchen zwar Gewinnbeteiligung befteht, aber 
über den praftiihen Erfolg derjelben feine oder nur ganz unvollftändige Mit— 
teilungen vorliegen, von der weiteren Erörterung ausgeſchieden werben. 

Die neue Böhmertſche Enquete war in folgender Weife eingerichtet: An 
etwa 200 bdeutjche Firmen, von denen angenommen wurbe, daß fie Geminn- 
beteiligung oder verwandte Löhnungsmethoden eingeführt hätten, wurde ein 
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Fragebogen!) gelandt, nad welchem die Unternehmer ihre Erfahrungen mit 
bem Anteitipftem möglichft unter Darlegung eigener Anfichten und Hinzufügung 
von Geichäftsberichten, Statuten 20. dem Beranftalter der Erhebung mitteilen 
follten. Auf die geftellten Tragen antworteten ungefähr 100 Firmen. Elf von 
diefen Firmen hatten die Gewinnbeteiligung früher eingeführt, aber wieder auf- 
gegeben ; zirfa 50 andere Firmen hatten das Syſtem entweder gar nicht eingeführt 
oder nur Profuriften bzw. qualifizierten Angeftellten Anteile gewährt. Nur 
42 deutſche Betriebe hat Böhmert in feine endgültige Zulammenftellung ber 
Geminnbeteiligungsfirmen aufgenommen, auch dieje, wie wir fpäter jehen werben, 
zum großen Zeil mit Unreht. Die Ausicheidung derjenigen fälle, wo das 
Anteiliyftem wieder aufgegeben wurde, war vielleicht wegen Mangels genauerer 
Auskünfte nicht zu vermeiden, indeffen entftand auf diefe Weile ein ehr einſeitiges 


‘) Aufragen, betreffend die Gewinnbeteiligung von Geſchäftangeſtellten nnd Arbeitern. 


A. Allgemeine Fragen. 
1. Name und Sig der Firma (Bejellichaft): 
2, Art der Induftrie oder des Gewerbes: 
3. Zahl der Angeftellten und Arbeiter: 
a) Zahl der Ende 1900 angeftellten Beamten, Meijter, Werkführer (ausſchließlich 
der Vorſtands⸗ und Auffichtöratömitglieder): 


b) Zahl der Ende 1900 beichäftigten erwachſenen Arbeiter (über 18 Jahre) 
und zwar: 
männliche weibliche 
4. Gejamtjumme der im Jahre 1900 an die Beamten, Meifter und Werkführer 
(ausſchließlich der Vorſtands- und Auffichtsratdmitglieder) gezahlten Gehalte: 
5. Gejamtjumme der im Jahre 1900 an ſämtliche Arbeiter gezahlten Löhne: 
6. Geſamtſumme 
a) der im Jahre 1900 für die geiegliche Berfiherung des Nrbeiterperfonals 
(Kranken, Unfall, Invalidität und Alteröverfiherung) geleijteten Beiträge: 
b) der im Jahre 1900 von ber Firma (Gejellihaft) geleifteten freiwilligen 
Beiträge und Stiftungen für die Wohlfahrt des Perjonals (z. B. Gratifitationen 
an Beamte, Meijter und Arbeiter, Beihilfen zu Spar: und Berjorgstafien, 
Speife- und Gejellihaftshäuiern, Unterrichtskurſen, Schulen ꝛc.). 
B. Bejondere Fragen. 
7. Bann und aus melden Beweggründen wurde Gemwinnbeteiligung eingeführt ? 
8. Wer bezieht Gewinnanteile (Tantiemen) neben feitem Gehalt oder Lohn? Nur 
qualifizierte oder jämtlihe Angeftellte und Arbeiter ? 
9. Welche Gewinnanteilfummen wurden jeit dem Beftehen der Einrihtung jährlich 
ausgezahlt? 
a) an die Beamtenſchaft (einichließlih der Meifter, Werkführer ıc., aber aus- 
ſchließlich der Vorſtands⸗ und Aufſichtsratsmitglieder)? 
b) an das Arbeiterperſonal? 
10. In welchem Verhältnis ſteht die ganze zur Verteilung gelangende Gewinn— 
anteilſumme zum Reinertrage des Geſchäfts? Wie wird der Gewinnanteil des 
einzelnen Angeſtellten oder Arbeiters beſtimmt? 


11. Werden die Gewinnanteile bar ausgezahlt oder werden fie ganz oder teilweiſe 
angejammelt ? 


12. Wie erfolgt die Verwendung der Gewinnanteile? Fit fie den Gewinnbeteiligten 
freigeftellt oder ift ein bejonderer Berwendungszwed vorgeichrieben, 3. B. Erwerb 
von Geihäftsanteilen, Einlage in bejfondere Sparbücher oder Hilfstajien ? 


13. Wie ift die etwa eingeführte Arbeitsgeſellſchaft organifiert ? 
a) jurijtisch ? 
Annalen des Deutſchen Reiche. 1907. 9 
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Bild von der Wirkung dieſes Syſtems. Es ift bemerkenswert, daß Böhmert in 
feiner erften Enquete, 1878, 54 Fälle von Gemwinnbeteiligung und verwandten 
Löhnungsmethoden in Deutichland namhaft machte und beichrieb. Hiervon 
waren nur 25 Fälle von Geminnbeteiligung im Böhmertichen Sinne!) (davon 
brei mit Kapitalbeteiligung und zwei lanbwirtichaftliche). Bon diefen 25 Fällen 
find nur neun übriggeblieben und in die neue Enquete wieder aufgenommen. 
Ein Zeil der gegenwärtig beftehenden Gemwinnbeteiligungsficmen bat erft in ben 
legten Jahren das Anteiligften eingeführt und ift daher noch gar nicht in der 
Lage, ein definitives Urteil über den Erfolg desjelben zu fällen. Oft ift eine 
gewiſſe Abneigung der Unternehmer bemerkbar, mit genaueren Mitteilungen über 
ihre noch in der Entwidlung begriffenen Einrichtungen und über interne Ber: 
hältnifje ihres Betriebes an die Deffentlichkeit zu treten. Die Antworten find 
zum großen Zeil jchematijch, nichtsjagend, ja mitunter wird nur die Einrichtung 
jelbft beichrieben, über den Erfolg aber nichts mitgeteilt. Gutachten von Arbeits: 
nehmern finden fich in der neuen Böhmertihen Enquete überhaupt nicht — 
nur in einem Falle ftammt der Bericht von der Hand eines kaufmänniſchen 
Angeftellten, der im Sinne jeines Chef3 referierte. Die Einfeitigkeit des Unter: 
nehmerftandpunftes, welcher bier ausichließlih zum Ausdrud kommt, ift bei 
vielen Einzeldarftellungen ganz unverkennbar. Nicht alle Abfichten und Neben: 
abfichten der Einrichtung werden offen ausgeſprochen. Die Stellungnahme ber 
Arbeiter zur Gemwinnbeteiligung ift nur indireft zu erfennen. Nicht jelten ift 
eine gewifje Voreingenommenheit des Betriebsleiters für jeine aus jozialpolitifchen 
Rüdfichten geichaffenen Einrichtungen bemerkbar. Eine alljeitige kritiſche Dar: 


b) öfonomischetehniih ? (In welcher Weiſe nehmen die angefammelten Gewinn: 
anteile und Arbeiterfapitalien am Geſchäftsertrage Anteil? Sind fie der 
Berluftgeiahr ausgeiept oder wie find ſie gelihert? Inwieweit wird für 
das beteiligte Arbeiterfapital und für die Wrbeiterinterefien durch einen 
Rejervefonds für Verluſtjahre gejorgt ?) 

14. Wie erfolgt die Verwaltung der Gewinnbeteiligung? Nur feitens des Unter— 
nehmers oder unter Mitwirkung der Arbeiter (Ausihuß)? Wie können ſich die 
Urbeiter nötigenfalld von der Richtigkeit der Angaben betr. die Feſtſtellung der 
Bilanz, Gewinnanteiljumme, Abichreibungen für Berlufte u. dgl. überzeugen ? 
Verden ev. Reviloren zu diefem Zwed angejtellt oder find alle oder einige 
Beteiligte (VBertretungsausihuß) berechtigt, Bilanz und Geſchäftsbücher einzu ſehen 
oder beglaubigte Abſchrift zu fordern ? 

15. Welches find die Refultate der Gewinnbeteiligung ? 

A. Ungünftige Erfahrungen betr. nacteilige Nebenwirkungen uſw. 

B. Welche günftige Erfolge erreichte man 
I. in ötonomiſcher Hinſicht: 

a) für den Unternehmer ? 

b) für die Arbeiter (insbeſondere wie hoch belief fich jährlih [ev. im legten 
Jahre] der höchſte, niedrigite und mittlere Gewinnanteil, wie verhielt ſich 
legterer zu den Durhichnittslähnen) ? 

I. in fozialer und moralifher Hinfiht mit Bezug auf Fleiß, Treue, Sorgfalt, 
Geihäftsinterefje der Arbeiter, Beziehungen zwiſchen Arbeitgeber und Arbeit» 
nehmer ujw.? 

16. Sind Ihnen Firmen bekannt, die mit der Gemwinnbeteiligung mit oder ohne 
Erfolg Berjude gemacht haben? Welde? 

’) Der Böhmertihe Begriff der Gemwinnbeteiligung ift umfaflender al® fih nad 

unjerer Meinung rechtfertigen läht, ed waren daher jtreng genommen weit weniger ala 
25 wirflide Gewinnbeteiligungsfälle vorhanden. 
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ftellung der gemachten Erfahrungen, wie fie bei einer öffentlichen Enquete mit 
fontradiktoriicher Verhandlung und Beiragung beider Parteien erreicht wird, 
liegt bier in feinem Falle vor. 

Gegenüber der älteren Böhmertſchen Erhebung zeigt die neue Umfrage 
neben manden VBorzügen leider auch bedeutende Nachteile und Schwächen. Die 
ragen über die Organifation der eigentlichen Gewinnbeteiligung find präziler 
geftellt, jorgjältiger disponiert und aud der Zahl nad) erweitert. Nach den 
vorausgeichicten techniichen Erläuterungen werben bieje Fragen ohne weiteres 
verftändlich jein. Daneben enthält die neue Enquete Angaben über Aufwendungen 
der Firmen für die gefegliche Arbeiterverſicherung, freimillige Wohlfahrtseinric)- 
tungen ꝛc., welche an fich jehr beachtenswert, aber für die Beurteilung der 
Gewinnbeteiligung wenig oder gar nicht verwendbar find. Ein wejentlicher Nach— 
teil der neuen Umfrage liegt darin, daß über die Lohnverhältniffe nur eine 
einzige Frage geftellt ift, welche die Gejamtjumme der im Jahre 1900 gezahlten 
Löhne und Gehälter betrifft. In der alten Erhebung waren wertvolle Fragen 
und Antworten enthalten über die Lohnhöhe im Vergleich zu den ortsüblichen 
Sägen, ferner über das Verhältnis des Lohnes zum Preile der Produkte und 
über den Prozentiag des Kapitals, welchen das Lohn- und Gehaltstonto darftellte. 
Auch waren die die Grundlage der Gemwinnbeteiligung bildenden Lohniyfteme 
(Zeitlohn, Stüdlohn, Gruppenakkord) und die mit ihr verbundenen Prämienlöhne 
meiſt eingehend beichrieben. Durch dieſe Ermittlungen wurde ein Urteil über 
das Verhältnis der Gemwinnbeteiligung zum Arbeitslohn und über die Bedeutung 
der Arbeit für den Gejamterfolg der Unternehmung eigentlich erft ermöglicht. 
Zwar finden ſich auch in der neueren Enquete vereinzelte Angaben dieſer Art 
über die Lohnverhältniffe, aber nur wenig exaktes und fontrollierbares Material. 

Ein weiterer Fehler diefer Erhebung ift ebenjo wie bei der vorhergehenden 
Enquete die mangelhafte begrifflihe Präzifierung der Gemwinnbeteiligung. Wir 
müffen, wie bereit8 bemerkt, alle diejenigen Fälle ausjcheiden, wo entweder nur 
der Gewinnbeteiligung verwandte Prämien: und Gratififationsfyfteme vorliegen 
oder wo die Höhe des Gejamtbonus ober der Einzelanteile diskretionär, d. h. 
vom Reinertrage objektiv unabhängig ift. Wir jcheiden hiernach folgende Firmen 
von der Betrachtung aus: 


7. Harburger Gummifabrif in Harburg. 

Die früher beftehende Gewinnbeteiligung ift wegen Differenzen zwiſchen 
Arbeitern und Unternehmer (in verluftbringenden Jahren!) abgeihafft und ftatt 
deflen ein Minimalzeitlohn mit Fleiß: und Erjparnisprämien eingeführt. Nur 
in den nad Arbeitsleiſtungen und Geſchäftsausfall abgeftujten „Weihnachts: 
geſchenken“ und in Sparkafjengutichriiten gewiffer bevorzugter Arbeiterfategorien 
beſteht noch ein Reft der früheren Geminnbeteiligung der Arbeiter. 


8. Mar Krauſe, Papierausftattungsfabrif, Berlin. 
Die Arbeiter erhalten ohne Rüdfiht auf den wirklichen Geſchäftsgewinn 
des Jahres feſte Lohnzujchläge (1 MWochenlohn). 
12. Shudert & Eo., Elektrizitäts-Akt.“Geſ., Nürnberg. 


Gewinnbeteiligung nur für Beamte; Arbeiter erhalten nad) freiem Ermeffen 
des Vorftandes Gratififationen, die in feinem unmittelbaren Zujammenhang mit 
9* 
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ben Reingewinn der Gejellihaft ftehen. Dieſe jog. Gewinnanteile können als 
Einlagen von 500—2000 ME. bei der Firma hinterlegt werden und werden 
mit dem Dividendeniag der Aktionäre, minbeftens aber 5°/o verzinft. (1900 ca. 
123900 Mk.). Alſo eine Art Kapitalbeteiligung. 


13. Attiengejellihaft für Glasinduftrie vorm. Friebrid 
Siemens, Dresden. 
Es beiteht nur Geminnbeteiligung der Beamten (Tantiemen) nebſt 


Weihnachts- und jog. Inventurgratifitationen. Die Arbeiter erhalten verjchiedene 
Arten von Prämien und Gratififationen, aber feinerlei Gemwinnanteile. 


14. Braun & Bloem, Munitionsfabrif, Düffeldorf. 

Die Arbeiter beziehen jeit 1872 zweimal jährlich nad dem Umſatze, d. h. 
aljo nad dem Bruttoertrage der Fabrik, gewiſſe Lohnzuſchüuſſe. Es ift anzu- 
nehmen, daß dieſe Lohnzuſchüſſe zu dem Reinertrage in einem je nad) der Höhe 
der Produftionstoften wechjelnden Prozentverhältnis ftehen, alſo nicht Gewinn: 
beteiligung im eigentlichen Sinne, d. h. Beteiligung am Reinertrage, ſondern 
ein verwandtes, anfcheinend ganz zwedentiprechendes Lohnſyſtem. 


15. Sählifhe Leineninduftrie-Gej. vorm. H. C. Müller & Dirt, 
Freiberg i. ©. 
Die Beftimmung der Anteile ift dem jeweiligen Ermeljen von Auffichtsrat 
und Vorftand überlaffen, aljo feine geregelte Gewinnbeteiligung. 


17. D. Morgenftern, Zinnfolienfabrift in Fürth i. Bayern. 


Ohne ftatutariihe Regelung wird ein vermutlich disfretionärer Teil des 
Reingewinns als „Arbeiterrejerve” für Gratififationen zurüdgelegt. Ein Erfolg 
ift noch nicht Fonftatierbar. Die früher beftehende Gewinnbeteiligung ift wegen 
Uenderung der Fabrikationsrichtung trotz teilweiſe günfliger Erfolge aufgegeben 
worden (vgl. Böhmert, Gewinnbeteiligung Teil II ©. 141). 


18. Maſchinenfabrik, Eijen: und Metallgieherei von 
C. A. Shüß, Wurzen. 
Die Arbeiter erhalten nad; Sjähriger Beichäftigung einen feiten Bohn: 
zuichlag von 3°/o reſp. 5°/o, aljo fein Gewinnanteil, ſondern Dienftalterszufchuß. 


19. Die fiskaliſchen Hüttenwerfe bei Freiberg i. ©. 


Die Arbeiter erhalten neben dem feſten Lohn eine Quote des Gedinge- 
gewinns d. i. Gruppenafford, nur die Beamten beziehen Gewinnanteile. 


20. Königliches Steinkohlenwerk Jauderode bei 
Potſchappel i. ©. 


Gemwinnbeteiligung nur für Beamte, daneben Produftionsprämien für 
qualifizierte Arbeiter. 
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21. Bergbau: und Hüttengeſ. Ilsederhütte i. Gr. Ilsede. 


Neben Beamtentantiemen befteht eine Fabrikiparkaffe, die ſich ala Kapital- 
beteiligung der Arbeiter mit Zinsgarantie darftellt. 


22. u. 28. Die Arbeitergenofienihaften Tanne & Wieda i. 9. 


Hier — ein Mittelding zwiſchen Aktiengeſellſchaft und Genoſſenſchaft 
vor, teilweiſe Kapitalbeteiligung der Arbeiter, aber keine Gewinnbeteiligung der 
Arbeit als ſolcher. 


25. Schultheiß-Brauerei Akt.-Geſ., Berlin. 
Kapitalbeteiligung der Arbeiter mittels einer Fabrikſparkaſſe, die Einlagen 
bis zu 5000 ME. annimmt, und außer 4/0 Zinſen noch Zuſchußzinſen nad) 
der jeweiligen Jahresdividende verteilt. Daneben beträchtliche feſte Alterszulagen 
und feſter Zuſchuß an Unterſtützungskafſen der Arbeiter. 


27. Mechaniſche Baumwollenſpinnerei und «Weberei 
in Kaufbeuren. 

Es beſtand niemals eine geregelte Gewinnbeteiligung, ſondern nur von 
1871—77 freiwilli ige disfretionäre Beifteuern der Aktionäre zum Einfommen 
der Arbeiter. Seitdem lediglich Lohn: und Prämienzuſchläge, gelegentliche Ge: 
ihente bei hohem Reingewinn und freiwillige Anjammlungen für Penfions: und 
Unterftügungszwede. 


28. Auguft F. Richter, Goldwarenfabrift, Hamburg. 


Der Gelamtanteil der Arbeiter wird nad Ermeſſen des Unternehmers 
beftimmt und geheim gehalten, auch ift die Verteilung unter die einzelnen 
Arbeiter (nad) Fleiß, Anftellungsdauer, Fähigkeit, Geichieklichkeit und beionderen 
Leiftungen) vollkommen disfretionär. 


30. 3. Scheerer, Strohftoff: und PBappenfabrif in 
Göritzhain bei Zoſſen. 


Es handelt ſich um Dienſtaltersprämien, die als geſperrte Spareinlagen 
angeſammelt werden, ferner um monatliche Fabrikationsprämien. 


31. C. A. Schmitz, Goldwarengroßhandlung, Elberfeld. 

Gänzlich diskretionäre Verteilung der Einzelanteile; über die Höhe des 
Geſamtanteils der Arbeiter wird nichts mitgeteilt, über die Erfolge iſt der 
Unternehmer ſehr im unklaren. 


33. Hannoverſche Landesbank in Hannover. 
Beamtentantiemen. 


36. F. S. Edhardt, Handlung landwirtihaftlider Produkte 
und Wurzen in Wormreidgenbad. 
Beamtenbeteiligung. 
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Eine weitere Prüfung des vorliegenden Materials führt zur Abſonderung 
der Fälle, in welchen über den Erfolg ber Gemwinnbeteiligung nicht berichtet 
wird reip. ungenügende Mitteilungen Bean Dies find folgende Firmen: 


Nr. 9. Georg Adler, Kartonnagenfabrif in Buchholz i. ©. 
400 Arbeiter. 


Die von Georg Abler im Jahre 1868 eingeführte rn it 
nad Umfang und Handhabung!) völlig von dem jeweiligen Ermeflen bes 
gebers abhängig. Die Höhe des Gejamtbonus ift unbekannt. */s der Einzel. 
anteile werben unfündbar bei der ſtädtiſchen Sparkaffe angelegt, '/s bar aus 
gezahlt. Neben dieſer unfreimilligen Anjammlung von Spareinlagen wirft ein 
Syftem von Perficherungseinrichtungen der verichiedenften Art, welche den 
gemeinfamen fyehler haben, dab die Arbeiter beim Geichäftsaustritt jeden An— 
ſpruch verlieren, mit Erfolg auf die Stabilifierung der Arbeiter hin. 


Nr. 10. Aktiengeſellſchaft vorm. Seidel & Naumann, Fahrrad: 
und Nähmajhinenfabrif, Dresden. 2000 Arbeiter. 


Es beiteht eine ftatutarifch feftgelegte Dotierung der Arbeiterinvalidenkaffe 
mit 1"/ Reingewinns; außerdem erhalten die Arbeiter Gratififationen, die 
nah dem Dienitalter abgeftuft und auf den Jahreslohn bafiert, aber vom Rein: 
ertrage unabhängig find. Ueber die Wirkung der Einrichtungen wird nichts 
mitgeteilt. 


Nr. 16. Chemiſche Fabrik in Thann und Mühlhaujen, vorm. 
Keſtner. 


Der Tall iſt bei Frommer?) beſchrieben, über den Erfolg in den letzten 
Jahren ift nichts bemerft. 


Ne. 24. Brauerei zum fFeljenfeller bei Dresden, Akt.-Geſ. 
300 Arbeiter. 

Die urfprünglic) in Form von Weihnachtspraͤmien eingeführte Gewinn: 
beteiligung wurde im Jahre 1896 durdy Gemährleiftung im Gejellichaftsvertrag 
eregelt. Seit 1898 erhalten die Beamten und Arbeiter 4 %/o des Reingewinns, 
* beſteht eine Kollektivbeteiligung von 1°/o, welche zur Dotierung eines 
auch durch ſonſtige beträchtliche Zuweiſungen vermehrten Unterftüßungsfonds 
dient. Daneben tft eine Fabrikſparkaſſe errichtet, welche 4% Zinſen vergütet, 
alſo fich nicht ala Kapitalbeteiligung darftellt. Ueber den Erfolg der Gewinn: 
beteiligung ift nichts zu ermitteln, 


Nr. 26. Eine unbefannte Thüringifhe Maſchinen- und Werft: 
jeugfabrif 
verteilt nad) Maßgabe des Dienftalters, wie es jcheint ohne Rückſicht auf ben 
Lohn, 1—4 Normalanteile an ihre Arbeiter (erft im 20. Jahre 4 Anteile 
erreicht) und zwar im ganzen 5°%/o des Fabrikationsgewinns, Der Hauptzwed 
) Vobmert. Die Gewinnbeteiligung 1878. II. S. 207. 
2, Die Gemwinnbeteiligung S. 115—116. 
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ift Stabilifierung der für den Betrieb notwendigen „eingerichteten“ Arbeitskräfte. 

Al Erfolg dieſer freiwilligen und jederzeit widerruflichen Einrichtung wird nur 

—— daß die alten Arbeiter „agitatoriſchen Hitzköpfen gegenüber ruhiger 
fen“. 


Nr. 29. Elſäſſiſche Konjervenfabrif und Import-Geſ. in Straß: 
burg i. € 220 Arbeiter. 


Beranlaßt durch Freeſes Empfehlung ber Geminnbeteiligung in feiner 
Schrift „Fabrikantenglück“ hat die Direktion dieſer Aktiengejellihaft für die 
Yabrifanlage Schiltigheim eine 10 °/oige Gemwinnbeteiligung der Arbeiter neben 
10 Yoigen Beamtentantiemen im Jahre 1899 eingeführt. Eine 5 /oige Kapital: 
dividende ift den Aktionären garantiert; Gewinnverteilung fann aljo nur ein- 
treten, wenn ein Ueberſchuß über dieſe Kapitalverzinfung vorhanden ift. */s bes 
Arbeitsanteild werden bar ausbezahlt reip. in frei verfügbaren Sparkaſſenbüchern 
angelegt, "/s wird als Klollektivanteil zu einem Penfionsfonds angefammelt. In 
den legten drei Jahren erhielten die Arbeiter einen Individualanteil von 3"/a %/o 
des Lohnes. Ein Erfolg ift bisher noch nicht fonftatierbar. 


Nr. 32. Preußiſche Boden-Kredit-Aktien in Berlin. 50 Arbeiter. 


Das im Jahre 1883 in Kraft getretene Anteilfyftem, welches eine Modi—⸗ 
fifation der bereit8 1875 begründeten Gemwinnbeteiligung barftellt, befteht in 
einer der Höhe der Yahresdividende entiprechenden Butichrift von obligatorifch 
angejammelten Spareinlagen, deren Höhe in den legten 6 Jahren durchichnittlich 
7°/o des Jahresgehalts betrug. Die Guthaben werden erft bei der Penfionierung 
teip. er Zode der Beamten fällig. Ueber die Wirkung der Einrichtung ift 
nichts gejagt. 


Nr. 38. Das But Wulfshagen bei Gettorf. 46 Arbeiter. 


Eine vertraggmäßig geregelte Gemwinnbeteiligung jeiner landwirtichaftlichen 
Arbeiter mit Einſchluß der in der Erntezeit beihäftigten bat Graf Reventlom 
im Jahre 1900 eingeführt, um den Lohn durch einen variablen Zujchlag zu 
feigern und das Öntereffe an Vieh und Inventar zu heben. Bon dem 8 /oigen 
Geiamtanteil der Arbeiter am Reingewinn werden 6°/o in bar auögezahlt, 2 °/o 
einem von den Arbeitern jelbftändig verwalteten Unterjtügungsverein überwieſen. 
€3 ift bemerfenawert, daß der Vorſtand diefe Vereins bei der Berechnung bes 
Reingewinnd und ber fonftigen Verwaltung des Anteiliyftems mitwirkt. Die 
ganze Einrichtung ſoll weder den Charakter einer Wohlfahrtseinrichtung, noch 
den einer widerruflichen Vergünftigung tragen, fie beruht auf einer rechtlichen 
Verpflichtung des Arbeitgeber? und kann nur mit einjähriger Frift gekündigt 
werben. Im Jahre 1900, welches ala bejonders ungünftig bezeichnet wird, betrug 
der Durchichnittsanteil der männlichen Arbeiter 18 ME. Ueber die Wirkung 
diefer vorzüglich angelegten Einrichtung ift leider ein abichließendes Urteil noch 
nicht möglich. Der Zweck derjelben ift, aus bloßen Lohnarbeitern Mitarbeiter 
zu maden und die Arbeiter zu jelbftändiger Organijation anzuleiten. 
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Wir haben dieſe Fälle einer kurzen Erörterung unterzogen, weil bie tedj- 
niſche Einrichtung ein gewiſſes Intereſſe beanſpruchen darf. Eine genauere Be: 
rüdfichtigung verdienen nur die im folgenden zujammengeftellten 14 Tyälle, 
welche unjerer weiteren Unterjuhung zugrunde gelegt find. Wir geben zunädit 
auf Grund der Böhmertihen Beichreibung reſp. jonftiger Mitteilungen der 
betreffenden firmen eine kurze Darftellung und Kritik diefer noch übrig bleibenden 
Fälle, um aladann die aus dieſen Einzelbejchreibungen fich ergebenden allgemeinen 
Relultate der deutſchen Gewinnbeteiligungsverſuche ausführlich) zu erörtern. 


Kapitel II. 


Einzelbefhreibungen der beftehenden deutſchen Anteilfirmen (auf Grund 
der Böhmertichen Erhebung). 


A. Gewerbe. 


Nr. 1. Steinheil, Dieterlen & Eo. Commanditgejellihaft auf 
Aktien in Rothau i. E. (Baummollipinnerei, Weberei und Färberei. 
503 Arbeiter.) 


Die Gemwinnbeteiligung bei Steinheil, Dieterlen & Eo. ift eine jeit mehr 
als 50 Jahren erprobte Einrichtung. Eingeführt wurde fie zu dem Zweck, eine 
Solidarität der Intereſſen zwiſchen Arbeiter, Unternehmer und Kapital herbei: 
zuführen.) Wegen der großen Schwankungen im Reinertrage jeiner Tertilfabrif 
hält der Unternehmer Jndividualbeteiligung für ungmwedmäßig, glaubt aber bie 
Kollektiobeteiligung der Arbeiter empfehlen zu künnen. Er hebt hervor, daß die 
Höhe des Gewinns hauptjächlic” von der Qualität der Mafchinen, den Preis- 
ſchwankungen bes Rohmaterial3 und der fertigen Produkte abhängt, ſchließt aber 
daraus nur, daß die Höhe des Kollektivanteild im einzelnen Jahr den Arbeitern 
unbefannt bleiben müfje: 

„Wenn dieje Schwankungen den Arbeitern befannt wären, jo würden in 
Jahren Fleinen Gewinnes ungünitige Erfahrungen nicht ausgeblieben jein, denn 
jo grelle Kontrafte von einem Yahr zum anderen find dem einfachen Arbeiter 
unverftändlich.” ?) 

Höhere moraliiche Bildung betrachtet gleichwohl der Unternehmer ala Vor: 
bedingung zur Erzielung guter Reſultate. Der Arbeiter müfje lernen, die 
Intereſſen des Unternehmers mit zu berüdfichtigen, wie auch anderfeits der 
Unternehmer in diefem Falle auf das Wohl feiner Arbeiter bedacht jei. 

Ein mejentlicher Zweck des Anteiljyftems iſt für Steinheil die Beteiligung 
der Arbeiter an den Konjunkturengewinnen.”) Das praftiihe Ergebnis diefer 
Beteiligung ift die Unterhaltung verjchiedener Wohlfahrtsanitalten, unter denen 
eine eier Unterftügungsfaffe die Hauptrolle ſpielt. Dielelbe wird zum 
größeren Zeil durch Beiträge der Arbeiter, zum geringeren Zeil durch Gewinn 





i) ef. Böhmert, ©. 34: „Iſt nicht der Arbeiter durch jeiner Hände Arbeit eben- 
jogut os Mitarbeiter = der Aktionär durd) fein anvertrautes Kapital?“ 
Böhmert, S. 3 
N ‚Wir freuen u wenn ein großer Gewinn hohe Dividenden ermöglidt. und 
nicht minder willlommen ift uns dann eine hohe Zuwendung zu dem Arbeitertonto.* 
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anteile, welche als „Zuwendung“ des Geichäftsheren bezeichnet werden, unter: 
halten. Die gemeinfame Verwaltung ber Kaffe durch Unternehmer und Arbeiter 
trägt wejentlid zur Pflege guter Beziehungen bei. 

Das Anteiliyitem der firma hat verjchiedene Entwidlungsphajen durch— 
gemacht. Die zuerft verſuchte Kombination von Gewinn: und Verluftbeteiligung 
Iheiterte an der Undurchführbarkeit der letzteren bei Gelegenheit der ungünftigen 
Konjunktur von 1868--1871. Eine jpäter ind Auge gefaßte Yndividualbetei: 
ligung fam wegen ungünftiger Gejchäftslage nicht zur Ausführung. Eine Seit: 
lang (1889 —1900) wurde das ganze Anteiliyitem dadurch in Frage geitellt, 
daß die gejegliche Arbeiterverficherung aus den SKolleftivanteilen der Arbeiter 
beftritten wurde. Die Wohlfahrtseinrihtungen mußten nun größtenteil® aus 
Zuſchüſſen unterhalten werden, die mehr nad) der Höhe bes jeweiligen Bedarfs 
als nach der Größe des Geihäftsgewinns ſich richteten. Erſt nachdem fich der 
Unternehmer entihloffen hatte, dieje DVerficherungsbeiträge als Lohnzuſchuß auf 
Konto der Yabrikationskoiten zu übernehmen (1900), it die Geminnbeteiligung 
jaktiſch wieder eingeführt. Die Höhe des Kollektivanteils ift gegenwärtig außer: 
ordentlich” gering (20 Mi. = 3—5"/o des Lohnes). Es befteht die eigentüm— 
liche Einrichtung der Garantie eines Dlinimalbetrages des Kollektivanteils, welcher 
eine 5"/oige Zinsgarantie für die Aktionäre und eine Minimaltantiemengarantie 
für Geihäftsführer und Beamte entſpricht. Obwohl nun die Wohljahrtseinrid;- 
tungen aud nad) dem gegenwärtig angewandten Syitem bei ungenügendem 
Ueberſchuß aus anderen Mitteln erhalten werden müffen, ift es doch nach unjerer 
Meinung unberedhtigt, hier die Griftenz einer wirklichen Gewinnbeteiligung zu 
leugnen, wie dies Stiel getan hat.) Denn erjtens wird im diefem Falle der 
logenannte „Vorſichtsfonds“ herangezogen, welcher wahrſcheinlich ebenjo wie der 
Rejervefonds durch Rüdlagen aus dem Reingewinn gebildet iſt. Zweitens ift 
duch ein Präzipuum der Unterftügungsfaffe, welches gleich Hinter der Zins» 
garantie für die Aktionäre rangiert, dafür Sorge getragen, daß jomweit ala 
möglih ein Zurüdgreifen auf den Vorfichtsfonds vermieden wird. 

Die prinzipielle Frage, ob es zwedmäßig ift, Wohlfahrtseinrichtungen aus 
Gewinnanteilen zu unterhalten, alfo ihre Dotierung von der Höhe des Geſchäfts— 
gewinns volllommen mechaniſch abhängig zu machen, glaubt der Betriebäleiter 
auf Grund Iangjähriger Erfahrungen bejahen zu können, da es unvorteilhaft 
ſei, ſolche Ausgaben als Fabrikationskoſten zu buchen. Durch die Garantie eines 
Minimalbeitrages, welche bier befteht, ift übrigens die Exiſtenz jener Anftalten 
gefichert: ohne dieje eigenartige Einrichtung würden fortwährende Zuſchüſſe aus 
gie Mitteln notwendig jein, wie dies aud; 1889—1900 bei der Firma der 

I war. 


Ueber den Erfolg des Syſtems bemerkt der Geihäftsführer, daß es alas 
ein Sporn zu guter und fleißiger Arbeit gedient habe, welche für das Rejultat 
der Produktion eine wichtige Rolle jpiele, auch hätten ftet3 gute und friedliche 
Beziehungen zwiſchen Arbeitgeber und Arbeiter beitanden. Herr Steinheil kann 
die Nüslichkeit jolher Anlage von disponiblen Fonds nicht genug betonen. Der 
Zwed, den Arbeiter an günftigen Konjunkturen teilnehmen zu laffen, wird in: 
defien bei der geringen Höhe bes SKollektivbonus nur mangelhaft erreicht. 
Höhere Beteiligung hält Steinheil in Gewerben mit großen Ertragsſchwankungen 


1) Die Gemwinnbeteiligung der Arbeit, S. 13. 
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für bedenklich, weil fie in mittleren und jchledhten Jahren dem Unternehmer zu 
große Laſten auferlege. 

Trotz des 50jährigen Beftehens kann übrigens die Inſtitution durch 
Aenderung des Geſchäftsſtatuts jederzeit aufgehoben werden. Ein Mitbeftimmungs: 
recht der Arbeiter bei der Geihäftsführung und eine Kontrolle der Anteilberechnun 
ift prinzipiell ausgeichloffen. Die Tatſache, daß jene Wohlfahrtsanitalten * 
Zwangsbeiträge der Arbeiter angewieſen find, und daß die Arbeiter ihrer Nubß- 
nießung bei Austritt aus dem Geſchäft leicht verluftig gehen können, jpricht 
wenig für eine Berallgemeinerung ſolcher Einrichtungen. Daß diejelben in diejem 
alle erfolgreich waren, erklärt fih wohl in erfter Linie durch die perjönliche 
Mitwirkung der Arbeiter bei der Verwaltung. 


Nr. 2. Hallefhe Majhinenfabrif und Eijengießerei, 635 Arbeiter. 


Die Halleſche Maſchinenfabrik und Eifengießerei, ein hervorragend gut 
fundiertes Werk mit vorzüglichem Arbeitermaterial, hat die Gemwinnbeteiligung 
im Jahre 1890 eingeführt, um Fleiß, Sorgfalt und Sparjamfeit der Arbeiter 
in der Verwendung des Materials zu heben, durch die gefteigerte Produktivität 
der Arbeit die Herjtellungsfoften zu vermindern und jo aud in Zeiten ſinkender 
Konjunktur durch billige Preife die Konkurrenzlähigfeit zu erhalten. Nach 
15jähriger Erfahrung verfihert die Direktion, daß das Syitem im allgemeinen 
erfolgreich gemwejen jet, und daß fie au in Zukunft daran feitzuhalten gedenke. 
Nach briefliher Mitteilung des Vorſtandes zeigen die Arbeiter, bejonders die 
älteren, bewährten Leute, ein jtärferes Gefchäftsintereffe, fie bemühen ſich jelbft 
darauf zu achten, daß gut und billig produziert wird. „Nur eine Kleine Minder— 
heit der Arbeiter jcheint von der Bedeutung der Sache nicht durchdrungen zu 
jein und, durch fozialiftiiche Wühlereien veranlaßt, die Sache ind Gegenteil zu 
verkehren.“ Meiſt find dies jedoch nur vorübergehend beſchäftigte Leute, Die 
bald wieder entjernt werden. 

Das Anteilfyftem der Halleihen Mafchinenfabrif trägt nicht den Charakter 
einer Wohlfahrtseinrichtung, es ſoll vielmehr eine Art Lohnſyſtem daritellen. 
Die Fabrik ſucht zunächſt durd einen normalen, ja zum Zeil nod) etwas höheren 
Stüdlohn die fleißigften und tüdhtigften Arbeiter heranzuziehen und ſich diejelben 
ſodann durch die Gewinnbeteiligung dauernd zu erhalten. Die Höhe der Ge- 
winnanteile') richtet fich nach der Dividende für da8 Vorjahr in der Weife, 
daß die Arbeiter ohne Unterichied des Lohnes für jedes Prozent der Dividende 
bei dreijähriger Beihäftigung 4 Mk., bei kürzerer Dienftzeit 2°/s reſp. 1”/s 
reip. */s ME. erhalten. Die Abftufung der Anteile nad dem Dienftalter ver: 
folgt denjelben Zweck, einen gut herangelernten Arbeiterftand Heranzubilden. 
Untüchtige und träge Arbeiter jollen ausgejchieden, Schädigungen und Berun- 
treuungen verhindert, die Freude an der Arbeit durch gefteigerten Gewinn ver— 
mehrt werden. 

Nicht ein gegenjeitiger Vertrag mit beftimmter Kündigungsfrift, jondern 
ein mit Einverftändnis der Arbeiterdeputation geregeltes Statut liegt der Ein— 
richtung zugrunde. Es wird ausdrüdlicd von einem Anrecht der Arbeiter auf 
ihre Gewinnanteile im Gegenjaß zu den früher üblichen Geſchenken beim Jahres— 
abſchluß geſprochen. Mitwirkfung und Kontrolle der Arbeiter bei der Ver— 


i) Eine von der Firma zufammengejtellte tabellarijche Ueberfiht der Gewinnanteile 
ift als Anlage I beigefügt. 
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waltung iſt ausgejchloffen. Die Anteile werden bar ausgezahlt und können 
beliebig verwendet werden. Bis zum Jahre 1902 war die durchichnittliche 
Höhe des Bonus eine ziemlich beträchtliche (10”/o des Lohnes), in den letzten 
Jahren ift fie weſentlich zurüdgegangen, da die hohen Dividende der 90er Jahre, 
welche den Ausgangspunkt der Einrichtung bildeten, fi) nicht behaupten ließen. 

Eine unleugbare Gefahr für das Fortbeſtehen des bisher erfolgreichen 
Anteiligftems liegt in dem Beſtreben ber Direktion, die Arbeiter von jeder Zeil- 
nahme an allgemeinen Bewegungen zur Erzielung beiferer Arbeitsbedingungen 
abzuhalten.) Ausftand und Drohung mit Arbeitseinftellung wird als grobe 
Ungehörigfeit bezeichnet und führt zum Verluſt des Anſpruchs auf Geminnanteile. 
In der Zeit der Hauffefonjunktur erreichte die Fabrik tatſächlich Zurüdhaltung 
ihrer Arbeiter von den Beltrebungen zur Bejchränfung der UWeberftunden, Ver: 
änderung der Fabrikordnung ꝛc., welche in anderen Halleihen Majchinenfabriken 
bervortraten. Es gelang ihr dadurch, große Aufträge in angemeffener Friſt zu 
vollenden. Die Arbeiter hatten jo den unmittelbaren Erfolg ihrer Mehrleiſtungen 
vor Augen. An allgemeinen Lohnbewegungen teilzunehmen hatten fie feine 
Beranlaffung, da fie einen relativ hohen Lohn (im Jahre 1900 durchſchnittlich 
1450 ME.) und bedeutende Gewinnanteile bezogen. Immerhin zeigt die fort: 
währende Anfeindung der Inſtitution durch das ſozialdemokratiſche Volksblatt 
in Halle, daß die Arbeiter, welche zu diejen Angriffen die Anregung geben, ihr 
Geſamtintereſſe durch eine derartige Iſolierung gerade der höchſtſtehenden Arbeiter: 
Ihichten der Branche gefährdet glauben. 


Nr. 3. Mar Roesler, Feinfteingutfabrif in Rodad, 
Herzogtum Koburg, 213 Arbeiter. 

Die Gewinnbeteiligung in der Steingutjabrit von Roedler ift erft im Jahre 
1898 in Wirkſamkeit getreten. Ihre Bedeutung liegt weniger in den praftiichen 
Ergebnifien, die wohl noch weiterer Prüfung bedürfen, als in der grundjäglichen 
Stellungnahme des Unternehmers, der nicht bloß ein weitblickender, durch lang— 
jährige Erfahrungen gereifter Philanthrop, jondern auch ein gemwifjenhafter 
Geihäftsmann ift. Mar Roesler hat die Gewinnbeteiligung „aus Meberzeugung 
und innerem Bedürfnis“ eingeführt, weil er in ihr eine Diaßnahme ausgleichender 
Gerechtigkeit fieht. Er betrachtet den Arbeiter ala Mitarbeiter, ſich jelbit als 
eriten Beamten der Unternehmung und hält e8 für gerecht, den Reinertrag des 
gemeinjamen Wirfens zu gleichen Hälften zwiichen Kapital und Arbeiter zu 
verteilen, während der Unternehmer mit jeinem Kapital allein die VBerluftgefahr 
tragen jolle. Daneben ift die Geminnbeteiligung für ihn eine zwedmäßige Form 
des Arbeitsentgelts, denn für die „mehr als rein tagelöhnermäßige” Leiltung 
fomme dem Arbeiter eine Ertravergütung zu, nicht ala Wohltat, jondern als 
gutes Recht. Die Kehrſeite diefer Einrichtung ift eine verſchärfte Kontrolle der 
Arbeitsleiftungen und des jonftigen Verhaltens der Angeftellten. „Wellen Lebens: 
führung nicht gut ift und wer den Ehrgeiz bejtmöglichiter Arbeitsleiftung nicht 
an den Tag legt, der wird aus der Fabrik entlaffen.“ Auch der Gefihtspunft 
einer Wohlfahrtseinrichtung fehlt in diefem Falle nicht ganz, denn Roesler 

') ef. Einhaufer, Die Gewinnbeteiligung, S. 143: „Werden aber von jeiten der 
Arbeiter gemeinjame Schritte unternommen, um allgemeine Lohnerhöhungen für die ge— 
ſamte Arbeiterſchaft oder für einzelne Werkftätten zu erzwingen, jo erliiht damit jeder 


Anipruch auf Tantiemen entweder für alle Arbeiter oder mindeftens für diejenigen Wert: 
jtätten, welche die Kohnerhöhungen haben erziwingen wollen.“ (Nach dem Einführungszirkular). 
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betrachtet die Gewinnbeteiligung ala die Vollendung einer fortgejegten Reihe 
von Verſuchen, Wohlfahrtseinrichtungen zur fozialen Hebung des Arbeiterftandes 
zu realifieren. Er bat dabei, wie er ſelbſt hervorhebt, den ganzen Weg von 
der patriarhalifchen Fürlorge bis zur freien Ueberantwortung der Einrichtungen 
an die jelbftändig mitwirfenden Arbeiter durchgemacht. 

Die Einwirkung perlönlichen Beiſpiels und wohlmollender Anteilnahme am 
Ergehen der Arbeiter erjcheint ihm ala die mejentliche Grundlage der ganzen 
Inftitution. 

Aufgebaut ift die Geminnbeteiligung auf einen guten feften Lohn, der den 
Arbeitern befriedigendes Vorwärtskommen in Bejig und Lebenshaltung ermöglicht. 
Die Geminnanteile jollen demgegenüber dazu dienen, außerordentliche Ausgaben 
zu beftreiten. Ein Zeil derjelben wird zu obligatoriiher Anfammlung eines 
Kapitals zurücdbehalten, welches zunächſt ala Unterftügungsfonds dient, jpäter für 
größere Wohlfahrtsanftalten verwendet werben joll. 

Der zu verteilende Reinertrag wird ermittelt, indem vom Bruttoerträgnis 
nad ſachgemäßen Abjchreibungen und Dotierung des Rejervefonds ein mäßiger 
Kapitalzins (4°/o) und ein Unternehmergehalt, welches das Zehnfache des Ber: 
dienſtes eines ungelernten erwachſenen Arbeiters nicht überjteigen fol, in Abzug 
gebracht werden. Bedingung der Beteiligung ift zmeijährige Dienftzeit; als 
Bemeſſungsgrundlage dient hauptſächlich das Dienftalter daneben Geſchlecht ber 
Arbeiter (weibliche Arbeiter erhalten die Hälfte). Es befteht Kollektivbeteiligung 
und Sndividualbeteiligung; die entiprechenden Anteile der Arbeiter beliefen ſich 
im Jahre 1900 auf 45 reip. 40 Mk. pro Kopf, zulammen 10—15°/o des 
Lohnes. Ueber die Verteilung der Geminnquoten beichließt unter Vorſitz des 
Chefs ein Arbeiterausichuß, der aud die Dotierung der gemeinnüßigen Ein: 
richtungen regelt und die angelammelten Fonds zu verwalten hat. Eine Kontrolle 
über die Bilanzaufftellung und Gemwinnberechnung haben die Arbeiter nicht, doch 
wird ein Bücherrevifor mit einigen älteren Beamten zur Prüfung herangezogen. 

Ueber den Erfolg der Geminnbeteiligung bemerft der Unternehmer, daß 
ihm ein tüchtiger, fittlich Hochftehender Arbeitsftamm gefichert ſei und ftets 
jozialer Tyriede in jeinem Betriebe geherricht habe, allerdings nicht ausſchließlich 
infolge der Geminnbeteiligung. Zahlenmäßige Vorteile jeien nicht nachweisbar, 
der Vorteil liege mehr auf dem Gebiet der Imponderabilien. Nach den jonftigen 
Angaben ber Firma jcheint indeſſen eine Stabilifierung der Arbeiter und eine 
Steigerung der Arbeitsleiftung über das durchſchnittliche Niveau hinaus nicht 
bloß erfordert, jondern auch erreicht zu fein. Das Verhältnis von Unternehmer 
und Arbeiter ftellt fi) al3 ein außerordentlich günstiges dar. Fremde Kräfte, 
die am Ort ſchwer zu haben find, finden nur ausnahmsweiſe Zulaß. In diefem 
engen Kreiſe fühlt fich der Unternehmer als ein „unter Umſtänden jehr ftrenger, 
aber auch mwohlwollender und gerechter Herr und Meifter, zugleich freundlicher 
Kamerad und nad) beiten Kräften Berater und Helfer in der Not“. Gewiß ein 
erfreuliches Verhältnis, wenn aud) vielleicht die alte Auffaſſung eines perfönlichen 
Dienftverhältnifjes zum Arbeitgeber mit hineinipielt. Als ein erfreuliches Ergebnis 
jeines Syſtems betrachtet Herr Roesler, dat fi die Arbeiter von jozialdemo: 
kratiſchen Umtrieben und Wühlereien fern halten. 


Nr. 4. Heinrih Freeſe, Jalouſie- und Holzpilafterjabrifant, 
198 Arbeiter, in der Sailon 300. 
Angeregt dur die Einrichtung des Anteilfyftems des Holländers van 
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Marken in Delft und bes Gebäudemalerd Leclaire in Paris hat der Yabrikant 
Heinrich Freeſe die Gewinnbeteiligung für feine Arbeiter im Jahre 1890 einge- 
führt. Seit 1891 find die Arbeiter der vier Freeſeſchen Fabrikbetriebe in Berlin, 
Hamburg, Breslau und Leipzig mit 7'/s '/o am Reingewinn beteiligt, daneben 
befteht eine Beteiligung der Beamten mit 5°/o, zufammen 12'/s°/o bes Rein: 
ertrages. Die Höhe der Anteile betrug durchſchnittlich 3 bis 5 %/o des Jahres: 
Iohnes, bei den Beamten 25 °/0 des Gehaltes. Die Bemeffungsgrundlage bildet 
Lohn reſp. Gehalt ohne Rüdjiht auf Stellung und Dienftalter. Es ift bemerfens- 
wert, daß aud die vorübergehend angeftellten Arbeiter nad der Zeit ihrer 
Beihäftigung am Gewinn beteiligt werden. 

Die Auszahlung der Anteile erfolgt zu */s durch Guticrift in Sparkaffen- 
büchern, über die der Arbeiter frei u Ken fann, während "/s ala Kollektiv: 
anteil zur Dotierung einer Unterftügungstaffe verwendet wird. Die Grundlage 
der Gewinnberechnung bildet der volle Reinertrag ohne Abzug von Unternehmer: 
gehalt und Zinfen für das eigene Kapital. Die Kontrolle diefer Gewinnberechnung 

ejchieht durch einen Bücherreviſor, welcher dem Vorfigenden des Arbeiteraus: 
944 beſcheinigt, daß die Feſtſetzung der Anteile nach den geltenden Beſtim— 
mungen erfolgt iſt. Zur Ausſcheidung jedes willkürlichen Ermeſſens in der 
Handhabung der Einrichtung iſt das ganze Syſtem ſtatutariſch geregelt, und 
befigt ber Arbeiter ein Elagbares Recht auf die verdienten Gewinnanteile. Bei 
der Einführung des Syftems wurde ein Arbeiterausihuß, welcher ſich auch jonft 
in der Fabrik dauernd bewährt hat, zur Beratung herangezogen. 

Nicht als Wohlfahrtseinrihtung ift die Gewinnbeteiligung von Herrn 
Freeſe eingeführt, ſondern als zwedmäßiges Betriebsſyſtem. Ein Anteil am 
Ertrage, jo äußert ſich der Unternehmer,') darf nur gewährt und angenommen 
werben als Entihädigung für treue Pflichterfüllung und Wahrnehmung bes 
Geſchäftsintereſſes. Die Unternehmung ſoll aljo durch ein geſteigertes Intereſſe 
der Arbeiter am Reingewinn ergiebiger und widerftandsfähiger werden, die Zahl 
der ungünftigen Jahre joll vermindert, die der günftigen vermehrt werden. Die 
Arbeiter jollen fi) ald Mitglieder einer Gemeinihaft fühlen, in der fie ebenjo 
wie Arbeitgeber und Beamte für den gemeinjamen Zwed der Förderung bes 
Unternehmens arbeiten. Jeder dem Weſen der Einrichtung fernliegende Neben: 
zwed joll vermieden werben. Der Unternehmer verfolgt nicht die Abficht, die 
Arbeiter von der Teilnahme an Gemwerfvereinen und allgemeinen Lohnbewegungen 
zurüdzubalten oder fie dur ein Syſtem von Wohlfahrtseinrichtungen in patri- 
archaliſcher Weile an das Geſchäft zu feſſeln. Die Grundlage jeder rationellen 
Gemwinnbeteiligung bildet, wie er mit Recht hervorhebt, eine vorherige Regelung 
ber Lohnverhältniffe, am beiten durch Tarifverträge, welche dem üblichen Normal- 
lohn entſprechen, womöglid; noch etwa® über ihn hinausgehen. Nur auf Grund 
einer ſolchen Lohnregelung kann der Arbeitgeber von jeinen Angeftellten erwarten, 
daß fie „einen über das Gemwöhnliche hinausgehenden Eifer“ für jein Geichäft 
entwideln jollen. 

Inwieweit ift nun diefe Erwartung bes Unternehmers durch Erfolge jeines 
Anteiliyiteıns beftätigt worden? Nach der eigenen Auffafjung des Herrn Freeſe 
ift ihm das meifte, wa8 er an Geminnanteilen im Intereſſe feiner Arbeiter auf: 
gewendet hat (zirfa 150000 ME. in der Zeit von 1888 bis jeßt) durch erhöhten 
Eifer jeiner Mitarbeiter wieder eingebradht worden. Ganz ficher ift er allerdings 





') Die Gewinnbeteiligung der Ungeftellten, S. 42. 
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nit darüber, denn er bemerkt: „jollte das nicht der Tall fein, jo wird mir 
das, was fehlen jollte, vielleicht auf einem anderen Konto gutgejchrieben werben, 
auf dem wir alle einmal ein Kleines Guthaben gebrauchen können.“ Es ift aljo 
zunädft überwiegend der Gefichtspunft eines Klug berechnenden Geihäftsmannes, 
welcher bei der Durchführung der Gemwinnbeteiligung nicht ein Geſchenk machen 
will, jondern für die über den Durchichnittslohn hinausgehende Steigerung des 
Arbeitseintommens eine entiprechende Steigerung der Arbeitsleiftung erwartet. 
In zweiter Linie ift hier maßgebend ber fozialpolitiiche Zwed, die Arbeiter durch 
Beteiligung am Reingewinn in materieller und jozialer Hinficht zu heben, gleich: 
viel, ob nun der volle Erfolg diejer Fürforge dem Unternehmer perjönlich zugute 
fommt oder nicht. Im ganzen war der Erfolg den Erwartungen bes Betriebs: 
leiter3 entiprechend. Obwohl der Lohnzuſchlag durch die Gewinnbeteiligung nicht 
mehr als 3—5°/o betrug, wurde er doc von ben Arbeitern mit danfbarer 
Anerkennung aufgenommen und zum überwiegenden Zeil zu Einlagen in bie 
Fabrikſparkaſſe verwendet. Es beitanden ſtets erfreuliche Beziehungen zwiſchen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmern. Der joziale Friede, welcher hier auf beſchränktem 
Gebiet in großftädtiichen Betrieben herbeigeführt wurde, iſt freilich nicht aus— 
ſchließlich der Geminnbeteiligung zuzuschreiben, er beruht nicht zum mwenigften auf 
einer rationellen Lohnpolitit, welche allerdings als ein intenrierender Beſtandteil 
der hier gewählten Form der Regelung des Arbeitseintommens betrachtet werben 
kann. Auf Grund langjähriger Erfahrung berichtet der Unternehmer, daß das 
Bewußtjein der Zufammengehörigfeit und Mitarbeiterichaft durch die Beteiligung 
am Reingewinn bei den Arbeitern gewedt wurde. Die Arbeiter zeigten ein 
lebhaftes Intereſſe an der jeweiligen Geftaltung des Reingewinns. Dies kam 
bejonders dadurch zum Ausdrud, daß fie, um ihre Anteile zu fteigern, ſich einer 
ſtrengen gegenjeitigen Kontrolle unterzogen, jo daß neueintretende Arbeiter fich 
zuweilen über bie ftrenge Aufficht der Beamten und älteren Arbeiter beflagten ; 
merfmwürdigerweile unterwarfen ſich aber auch die vorübergehend beſchäftigten 
Saijonarbeiter dem ganzen Niveau gefteigerter Arbeitäleiftung, welches fie bier 
vorfanden. Aus zahlreichen Zufchriften entlaffener Arbeiter am Jahresſchluß 
glaubt der Unternehmer erjehen zu können, dat fie ſicher auch das ihre dazu 
beigetragen haben, ihre Anteile, jomweit e8 an ihnen lag, zu erhöhen. Die Mit: 
beteiligung diejer Arbeiter geihah auf beionderen Wunſch ihrer dauernd ange- 
ftellten Genofien, welche es offenbar als ungerecht empfanden, durch Gewinnanteile 
aus fremder Arbeit Nuten zu ziehen. 

Die erziehlihe Wirkung des Geminnbeteiligungsigitems zeigte fi) auch 
darin, daß bie Freeſeſchen Arbeiter ein zunehmenbdes Berflänbnis für die vom 
Steigen und Tyallen der Gewinne abhängige wirtihaftliche Lage des Unternehmers 
entwicelten. Die Arbeiter find jogar imftande,”) fi ein zutreffendes Urteil 
über das Ergebnis der einzelnen Geſchäfte zu bilden und die Höhe der Dividende 
im ganzen richtig einzujhäßen. Für den Betriebsleiter ergibt ſich als wichtigftes 
wirtjchaftliches Ergebnis der ganzen Einrihtung:?) Ein Betrieb, in den bie 
Intereffer von Arbeitgeber und Arbeitnehmer jo eng verbunden find, daß je 
nad ber Entwidlung des Reinertranes gemeinfam ihr Einkommen ſich verbejjert 
oder verjchlechtert, ift allen Unternehmungen gegenüber, in welchen der ganze 
Gewinn der Beichäftsleitung zufließt, dauernd in der Konkurrenz überlegen. 

1) Die Gemwinnbeteiligung der Angeitellten, S. 37. 


2) Freeſe, Gewinnbeteiligung der Angeftellten, ©. 36. 
5 Ebenda, ©. 51, 60 u.a. 
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Ned. Karl geiß, optiſche Werkſtätte in Jena, 1216 Arbeiter. 


Um dem Perſonal einen Anteil an den Vorteilen günſtiger Konjunktur 
zukommen zu laſſen, wurde die Gewinnbeteiligung der Beamten und Arbeiter 
im Jahre 1896 von der Firma eingeführt. Anteilberechtigt iſt jeder Angeſtellte 
nach der Höhe ſeines Lohnes oder Gehalts ohne Rückſicht auf Dienſtalter oder 
ſonſtige Stellung. Der Gewinnanteil wird ebenſo wie der geſamte Reingewinn 
in Prozenten des Lohn- und Gehaltskontos berechnet und nach dem gleichen 
Prozentſatz für jeden einzelnen in der Fabrik Beſchäftigten ausgeworſen. Die 
Höhe des Anteils belief ſich durchſchnittlich auf 90 (fie ſchwankte 1895/1900 
zwiſchen 5 und 10°/o des Lohnes), d. h. es kam etwa ein voller Monatslohn 
zum regelmäßigen Arbeitseinkommen hinzu. Da der durchſchnittliche Jahres: 
verdienſt eines über 24 jährigen Arbeiters, der mindeſtens drei Jahre im Be— 
triebe beichäftigt ift, auf 1800 ME. geſchätzt wird, jo betrug der durchſchnittliche 
Gewinnanteil diejer Arbeiterfategorie ca. 150 ME. Im Jahre 1899 wurden 
104 448 Mt. in diejer Weile an die Arbeiter verteilt. Die Verteilung des 
Reingewinns ift ftatutariich in folgender Weile geregelt: Wenn nad) Dedung 
aller Betriebsunfoften mit Einſchluß der Dotierung des Rejervefonds der Gewinn 
20 "/o des Lohn- und Gehaltsfontos überfteigt, jo wird ein „angemefjener Teil“ 
des Ueberſchuſſes ala nachträglicer Lohn: und Gehaltszuſchlag dem Perjonal 
überwiejen. Die firma hat fidy alfo eine Minimaldividbende vorbehalten, welche 
über ben lanbesüblichen Zinsjag jedenfalls weit hinausgeht.) Der aus bem 
Ueberihuß anzumeijende Gejamtanteil der Angeftellten wird mit Rüdfiht auf 
die durchichnittliche Geihäftslage mehrerer Jahre und die der Stiftung jedesmal 
obliegenden Pflichten von der Geichäjtsleitung bei der Bilanzaufftellung feſtgeſetzt. 
Die Geichäftsleiter jelbft find von jeder Gemwinnbeteiligung ausgeſchloſſen, fie 
haben aljo bei der Feſtſetzung diejer variablen Lohnzuſchläge fein perjönliches 
Intereſſe und find verpflichtet, auch die berechtigten Aniprüche der Arbeiter in 
unparteiiicher Weije in Erwägung zu ziehen. 

Nad) $ 98 der Statuten ift die ganze Jnititution nur bedingungsweiſe 
in Kraft gejeßt und an eine Erwägung ber jeweiligen Geihäftslage geknüpft. 
Was in jedem Jahr als angemefjener Teil des Ueberſchuſſes erachtet wird, ift 
zwar nach feiten Grunbdjäßen beftimmt, doch nicht in der Weile, daß eine auto: 
matiihe Abhängigkeit der Lohnzujchläge vom Reingewinn vorhanden it. Die 
Abfiht des Geichäftsleiters, Prof. Abbe, bei Einführung der Gewinnbeteiligung 
ging dahin, „daß in Zufunft der Arbeitsertrag des Perionals in einem gewiſſen 
Zeil von dem jeweiligen Reinertrag de8 Unternehmer in geordneter Form 
abhängig gemacht, aljo in einen Gewinnanteil verwandelt würde” ?). 

Der Zweck des Anteiliyitems der Firma ift, nach den ausdrüdlichen Er- 
Härungen des Prof. Abbe, ein Korrektiv für die bejonderen Lohneinrichtungen 
ber Unternehmung zu ſchaffen. Es ift nämlich jedem Arbeiter ein Minimallohn 
garantiert, welcher der durchſchnittlichen Wirtichaftslage angepaßt ift. Dieſer 
tefte Wochenlohn darf nach den Beftimmungen des Statut3, wenn er ohne Vor— 
behalt eingeführt ift oder mindeſtens ein Jahr beftanden hat, nicht wieder herab- 





) Nah dem Lohn: und Gehaltskonto des Jahres 1900 betrug dieſe rejerpierte 
Dividende etwa 15% des 2 Mill. ME. betragenden Anlagelapitals. 

?) Die praftiihe Durchführung jcheint gleihmäßig in der Weiſe gehandhabt zu jein, 
dab die eine Hälfte (50%) des verteilten Ueberſchuſſes dem Perſonal, die andere Hälfte 
der Firma zufiel. Vgl. Bed, Gerechter Arbeitslohn, S. 78, 
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ejegt werden. Infolge diejer Einrichtung würde e8 für die Firma unmöglich 
kin. bei günftiger Konjunktur den feften Lohn in der Weiſe zu erhöhen, wie e8 
der augenblicklichen Geichäftslage entipriht. Sie hat demgemäß den Modus 
getroffen, das Arbeitseinfommen in zwei Zeile zu zerlegen. Der eine von dieſen, 
der Lohn, ift von den Schwanfungen der Konjunktur unabhängig, alſo relativ 
fonjtant. Der andere Zeil joll fid von der durch den Lohn gegebenen Grund: 
linie aus dem auffteigenden Geihäftsgang anpaffen, ift aljo variabel und wird 
als Gewinnanteil bezeichnet. 

Man kann im Bmeifel jein, ob dieſe Bezeichnung richtig if. Wenn 
nämlih die Geſchäftsleitung mit Rüdfiht auf die allgemeinen Verhältniſſe, 
welche die Hebung des Geichäftsganges beftimmen, eine nachträgliche Lohnzahlung 
für ihre Arbeiter in Erwägung zieht, jo verfährt fie, prinzipiell betrachtet, genau 
in derjelben Weile wie jeder andere Arbeitgeber, welcher bei fteigender Konjunktur 
je nach Lage bes Arbeitömarftes und genereller Rentabilität feines Gemwerbs- 
zweiges eine Lohnerhöhung bewilligt. Nimmt man das mittlere Lohnniveau 
als fonftant an, fo kann man den Hinzufommenden, von der Konjunktur 
abhängigen Lohnzuſchlag als variablen Faktor nad; Analogie der Geminn- 
beteiligung betrachten. Die Firma Zeiß unterſcheidet fi nur dadurd von 
anderen gewerblichen Betrieben, daß fie diefen variablen Lohnanteil, welcher jonft 
von den Zufällen der Lohnkämpfe abhängt, in ſyſtematiſcher Weiſe nad) Gefichts- 
punkten der Zweckmäßigkeit regelt. 


Aus diefem Vergleich ergibt fich, daß die Gemwinnbeteiligung in der Zeißſchen 
Fabrik fi von allen anderen als Geminnbeteiligung bezeichneten Inſtitutionen 
weientlich unterſcheidet. Nicht nach dem konkreten, individuellen Reingewinn bes 
einzelnen Jahres richtet fidh Hier der Gewinnanteil der Arbeiter, jondern nad 
der durchichnittlichen Gejchäftslage mehrerer Jahre, d. h. doch wohl nad) dem 
jeweiligen Stande des generellen Reingewinns der Branche, welcher auch jonft 
bei vorgejchrittenen Verhältniffen der Lohnregulierung für die Steigerung bes 
Lohnes maßgebend iſt. 


Da nun die Gewinnanteile der Firma Zeiß ftreng genommen nichts 
weiter als ein integrierender Beftandteil des Gefamtlohnes find und fein jollen, 
jo jehlt Hier der Geſichtspunlt, eine Steigerung des Fleißes, der Sorgfalt x. 
im bejonderen, individuellen Sntereffe der Unternehmung hervorzubringen. Eine 
beiondere Steigerung des Reinertrages ift daher nad) den Angaben der Firma 
ebenjowenig wahrnehmbar gemejen wie eine joziale und moralische Förderung 
der Arbeiter durch die Gemwinnbeteiligung. Dan kann dies keineswegs als 
Beweis eined Mißerfolges der Gemwinnbeteiligung anſehen. Denn einerjeits ift 
das ganze Niveau der auf Hebung ber jozialen Lage der Arbeiter gerichteten 
Inftitutionen bei ber Zeiß-Stiftung ein derartig hohes, daß der Erfolg einer 
einzelnen Maßnahme, wie fie die Gewinnbeteiligung darftellt, von dem Gejamt: 
erfolge der jonftigen Einrichtungen ſchwer zu unterjcheiden fein dürfte. Under: 
jeitö aber war ein folder Erfolg der Gemwinnbeteiligung gar nicht beabfichtigt 
und erwartet, weil diejelbe in dieſem Falle nur ala eine jelbitveritändliche 
und unvermeidliche Lohnerhöhung betradytet wird. Ebenjowenig wie hier der 
Unternehmer eine Ertraleiftung in bejonderem Intereſſe jeines Betriebes gewähren 
will, wird eine entiprechende Ertraleiftung des Arbeiterö reip. eine bejondere 
Hingebung an den Zweck der Unternehmung erfordert. Wir kommen demnad) 
zu dem Schluß, daß das Anteiliyftem der Firma Zeiß nur eine eigenartige 
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Form der Lohnregulierung darftellt, als Gewinnbeteiligung im ſonſt üblichen 
Sinne jedoch nicht betrachtet werden kann. 


Nr. 6. Wiedenbrüd & Wilms, Eijengießerei, Köln-Ehrenfeld, 
60 Arbeiter. 


Zu dem Zweck, die Arbeiter für das Gedeihen des Geihäfts bejonders zu 
intereffieren, fie an die fyirma zu feffeln und vor allem durch erhöhten Verdienſt 
ihre Lebenshaltung und ihren Sparfinn zu erhöhen, wurde die Gewinnbeteiligung 
im Jahre 1900 eingeführt. Die Einrichtung ift noch in der Entwidlung 
begriffen und muß daher nod einige Jahre erprobt werben, ehe man ein 
abichließendes Urteil fällen fann. Das Verhältnis des Gejamtanteild der Arbeiter 
zum Reinertrage wird von der firma geheim gehalten, wir glauben jedoch 
annehmen zu dürfen, daß dieſes Verhältnis ein feititehendes oder nad feſt— 
ſtehenden Grundjäßen variables iſt. Es wird unterjchieden zwiſchen Kollektiv: 
anteil, der zur Bereifung der Koften gewiffer Wohlfahrtseinrihtungen dienen 
ſoll und Imdividualanteil, der dem Arbeiter bar ausgezahlt wird und bisher 
zirfa 100 ME. pro Perjon betrug (im ganzen im Jahre 1900 10 °/o des 
Lohn: und Gehaltkontos). Bemerkenswert find die Mitteilungen der Firma 
über die Verwendung der Einzelanteile, weldhe bier einer Art Kontrolle unter- 
liegt. Ein großer Zeil der Anteile wurde auf Sparkaſſenbücher eingezahlt, ein 
anderer Zeil zur Beitreitung einmaliger, außerordentlicher Ausgaben, 3.8. zum 
Zwed des Ankauf von Möbeln und Hausgerät, von Käufern und Grundftüden 
verwendet. Nur eine Minderheit der Arbeiter verbrauht das Geld zu allge 
meinen Bmeden. 

Die Beftimmungen über den PBerluft der Anteile bei Geihäftsaustritt 
find in der Weife geregelt, daß die Entlaffung wegen ftillen Geſchäftsganges den 
Prämienaniprud für das laufende Jahr nicht aufhebt, dagegen bei freimilligem, 
„unbegründeten“ Austritt der Anteil des Arbeiter zugunften des Kollektivgut- 
habens verfällt. Der Verluft, den der Arbeiter außerdem erleidet, wenn er jeine 
Stellung aufgibt, richtet fich hier wie überall nach der Höhe der Kollektivanteile, 
deren Hutmiehung ihm dadurch verloren geht. Da die Kollektivbeteiligung haupt: 
ſächlich zu Verfiherungszweden (Krankenkaffe, Militärunterftügung ꝛc.) dient, jo 
en ein individueller Anſpruch des austretenden Arbeiter an dieje Fonds nicht 
anerkannt. 

Die Eonftitutionelle Grundlage des ganzen Anteiljyftems bildet ein Fabrik— 
ausſchuß von Beamten und Arbeitern, der unter Leitung des Chefs oder jeines 
Stellvertreterd die Einrichtungen des Anteiliyitems beipridyt und diejelben weiter 
entwidelt. E3 liegt aljo bier eine Vereinbarung über alle die Gemwinnbeteiligung 
mobdifizierenden Beftimmungen vor, bei welcher beide interejjierte Parteien 
zujammenmirfen. Demgemäß find denn auc die Beziehungen zwiſchen Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer fortjchreitend freundliche, und hierin findet der Unter: 
nehmer mit Recht einen jchägbaren moraliihen und jozialen Erfolg. Troß der 
ſchlechten Geichäftszeit ift audy der weitere Zweck einer Steigerung des Arbeits- 
verbdienftes, der Lebenshaltung und des Sparfinns, ſoweit ſich dies bisher über: 
jehen läßt, erreicht worden. Ein ökonomiſcher Vorteil für den Unternehmer ift 
wegen der jchlechten Geichäftszeit nicht fonftatierbar geweien, denn es war nicht 
zu berechnen, ob der Rüdgang des Geichäftägewinns ohne die Einrichtung größer 
gewejen wäre, ald mit derjelben. Die Wahrung des jozialen Friedens in der 
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Unternefmung ſoll durch eine ſcharfe Ablehnung jeder Einmiſchung von außen, 
— die Einführung der Gewinnbeteiligung eingeleitet wurde, gefördert 
werden. 


Nr. 7. (11).) Aktiengeſellſchaft für Federſtahl-Induſtrie, vorm. 
A Hirſch & Eo. in Kaſſel. 435 Arbeiter. 


Zu dem Zweck, bei den Arbeitern das Bewußtſein der Intereffengemeinfchaft 
aller bei der Gejellihaft Mitarbeitenden zu ftärfen, ihnen erhöhtes Intereſſe an 
ihrer Arbeit einzuflößen und fie zu reger und dauernder Tätigfeit anzujpornen, 
wurde bie Gemwinnbeteiligung im Jahre 1892 eingeführt. Je nad) dem Dienft- 
alter erhalten die Arbeiter 50 Pig. bis 6 ME. für jedes an die Aktionäre 
verteilte Prozent der Dividende. Der Prozentiag des Gejamtgewinns, welcher 
auf die Arbeiter im ganzen entfällt, ift nicht angegeben, wechſelt aber vermutlich 
in jedem ‘Jahre, da die Berechnung vom Einzelbonus ausgeht. Im Jahre 1900 
betrug der Gewinnanteil durdichnittlih 36 ME. (12—72 ME.) für erwachjene 
männliche Arbeiter. Bei der geringen Höhe diefer Arbeiterbeteiligung ift nicht 
munderbar, daß ein nachweisbarer ökonomiſcher Erfolg für die Unternehmung 
nicht erreicht worden if. Die Direktion teilt dem Berfaffer mit, daß die 
Ergebnifje injofern gute gemejen find, als in den 12 Jahren, wo das Anteil: 
ſyſtem beitand, fein Konflitt mit den Arbeitern vorgefommen ift, auch glaubt 
fie die erhebliche Verminderung der Vorſchüſſe auf Arbeitslöhne auf die Gewinn: 
beteiligung zurüdführen zu können. Es jcheint indes zweifelhaft, ob nicht 
jonftige, die öfonomijche Lage der Arbeiter beitimmende Faktoren diefen Erfolg 
herbeigeführt haben. 

B. Handel. 


Nr. 8. (34). Papier: und Lederwarenhandblung von D. Th. 
Winkler in Leipzig. 

Nah der Mitteilung eines Angeftellten ift das faufmännifche Perjonal 
der Firma jeit 1891 mit einem nur dem Vertrauensausihuß mitgeteilten, aber 
jeftftehenden Prozentjag am Reingewinn beteiligt. Die Einzelanteile werden nad) 
dem Dienftalter und nad) der Bedeutung der Angeitellten für den Geichäftserfolg 
abgeftuft, jo daß auf jeden Teilnehmer '» bis 5 Anteile entfallen. Verheiratete 
Gehilfen erhalten einen Anteil mehr, weibliche einen weniger. Zur Kontrolle 
befteht ein Vertrauensausſchuß von drei Perfonen, auch wird ein Bücherreviſor 
berangezogen. Der Erfolg der Bewinnbeteiligung war ein dauernd gutes Ein- 
vernehmen und treue Anhänglichkeit des Perjonals. 

Das Winklerſche Anteilſyſtem gehört nicht zu ber Klaſſe der geheimen 
Beteiligungen, bei welchem die Gejhäftäleitung ihrem Perjonal überhaupt nicht 
mitteilt, wie groß der Gelamtbonus it. Die dem Bertrauensausihuß zur 
Pflicht gemachte Verichwiegenheit ift infofern gerechtfertigt als in faufmännifchen 
Geſchäften eine Veröffentlihung der Bilanzergebniffe unter Umftänden ungünftig 
auf den Kredit der Firma einwirken kann. Eigenartig ift die Bafierung ber 
Individualanteile auf das Dienftalter, bei welher auf die Höhe bes Gehalts 
feine Rüdfiht genommen wird und lediglich nad) gewiſſen Kategorien der Arbeit 
(Reifende, Comptoirangeftellte, Hilfsarbeiter 2c.) die Grenze beftimmt wird, bis 





+) Die eingellammerten Zahlen geben die laufende Nummer des Böhmertichen 
Berled: „Die Gewinnbeteiligung der Arbeiter“ pp. Dresden 1902. 
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zu welcher die Bervielfahung des Normalanteil® nad) dem Dienftalter gehen 
kann. Da das übliche Steigen ber feften Gehalte durch dieje Einrichtung nicht 
berührt wird, jo ftellt die Gemwinnbeteiligung ſich ala eine Zuſchlagsvergütigung 
für das Ausharren der Arbeiter beim Geihäft dar. Ihre Vorausfegung iſt, 
dab von Jahr zu Jahr die Arbeit der Angeftellten wertvoller und erfolgreicher 
für das Geſchäftsergebnis wird, wenn ein bejonderer Anreiz zur Steigerung des 
Gelchäftsinterefies vorliegt. Nah fünf Jahren ift allerdings das Marimum 
erreicht, welches der Angeftellte erzielen kann. Dan könnte dies als eine De— 
grejfion der Beteiligung bezeichnen, bei welcher ber normale Anteil der betreffenden 
Arbeiterfategorie erft im fünften Jahre erreicht wird. Ueber die Höhe ber aus— 
gezahlten Anteile wird nichts mitgeteilt. 


Nr. 9. (35). Georg Schepeler, Frankfurt a M. Großhandlung 
mit Kolonialwaren. 152 Arbeiter. 


Die Gemwinnbeteiligung ift erft im Jahre 1900 vom Unternehmer einge: 
führt, jo daß ein abichließendes Urteil über den Erfolg derjelben noch nicht zu 
fällen ift; immerhin glaubt der Geichäftäleiter, daß eine gewiffe Zunahme des 
Geichäftsinterefjes und erziehlihe Einwirkung der Angeitellten auf einander fort: 
laufend bemerkbar ift.') Dies war auch der Hauptzwed, melden die Gewinn: 
beteiligung erfüllen jollte. Zweckmäßig ift die Form der Auszahlung der durch: 
ſchnittlich 4129/0 des Gehalts bzw. Lohnes betragenden Anteile. Sie werden 
auf einer Sparfafje eingezahlt, doch hat jeder Angeitellte freie Verfügung über 
diefe Sparfumme. Es befteht auch eine gewiffe Mitwirkung der Arbeiter bei 
der Verwaltung, injofern die erften Angeftellten mit einem Bücherrevijor zufammen 
die Richtigkeit der berechneten Gewinnſumme jedes Anteilberechtigten beftätigen. 

Wichtiger für die Angeitellten als dieje beichräntte Mitwirfung bei der 
Verteilung des Reinertrages ift bie Tätigkeit eines Geſchäftsausſchuſſes von 
15 Mitgliedern, welcher zu dem Zweck gegründet worden ift, einen gemeinfamen 
Mittelpunkt der Unternehmung für Betriebsleiter und Arbeiter zu Ichaffen, die 
zwedmäßige Erledigung der Geſchäfte gemeinfam zu beſprechen, auch Die 
Wünſche und Borichläge der Arbeiter zur Kenntnis des Unternehmers zu 
bringen. Es ift zwar fein unmittelbarer Zufammenhang dieſes Geichäftsaus- 
ſchuſſes mit der Gewinnbeteiligung erfihtli, aber unzweifelhaft wird derſelbe 
mwejentlich dazu beitragen, den Zweck der Ertragdbeteiligung zu erreichen. Wenn 
der Unternehmer die Arbeiter in den Stand jett, mit vollem Verſtändnis für 
den Zweck des Geichäjts alle ihre Arbeiten zu erledigen, wenn er ihnen Gelegenheit 
gibt, auch durch eigene Vorſchläge bei der Geihäftsführung mitzuwirken, jo 
wird dies gewiß nicht weniger als die am Jahresſchluß erfolgende Belohnung 
für gefteigerte Mitwirkung am Reinertrage dazu beitragen, das Geichäftsinterefie 
der Angeftellten zu beleben. Bemerkenswert ift auch, daß der Unternehmer für 
praftijche Verbeſſerungen und Erfindungen jeitend der Arbeiter noch bejondere 
Prämien zahlt und durch feite Jahresgratifitationen (3/0 des Gehalts), ſowie 
dur ſonſtige Einrichtungen von hohem fozialpolitiihen Werte (Penfionsver: 





1) Nach einer kürzlich erhaltenen privaten Mitteilung ift Herr Hoflieferant Schepeler 
mit der unter dem Einfluß der Freeſeſchen Schriften getroffenen Einrihtung auch gegen= 
wärtig durchaus zufrieden, Wir tragen daher kein Bedenken, diefen Berfuh von Gewinn 
beteiligung troß jeines relativ furzen Beſtehens unter die Zahl der wiſſenſchaftlich ver— 
wertbaren Fälle aufzunehmen. 
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ſicherung, Sommerurlaub x.) den Zweck verfolgt, die wirtſchaftliche Lage feiner 
Angeftellten zu heben. Herr Schepeler will auf dieje Weile dazu beitragen, einen 
neuen Mittelftand von Angeftellten großer Betriebe zu jchaffen, der dem alten 
—— gegenüber ſich durch relative Sicherheit ſeiner materiellen Lage aus: 
zeichnet. 

Auf der Grundlage individuell gefteigerter Teilnahme der Arbeitnehmer 
an dem Gedeihen eines Gejchäfts, welches ihnen weit über ben Durchſchnitt des 
allgemeinen Lohnniveaus bejondere materielle Zuwendungen madjt, ift bieje 
Gemwinnbeteiligung aufgebaut. Es ift fraglich, inwieweit auch andere gut fundierte 
Großbetriebe zu derartigen Mehrleiftungen befähigt wären, aber e8 liegt in ber 
Natur der menſchlichen Verhältniffe, daß ſich nur jelten Unternehmer finden 
werden, welche einen jo Hohen Grad jozialpolitiihen Verſtändniſſes für ihre 
Arbeiter befigen. 


C. Landwirtſchaft. 


Nr. 10. Die Obftbaufolonie Eden in Oranienburg. 29 Arbeiter. 


Um die Intenfität der Arbeit zu fördern, hat die Obftbaufolonie Eden, 
eine Genofjenihaft mit beſchränkter Haftpflicht, im Jahre 1893 die Gewinn: 
beteiligung eingeführt. Nach Dotierung des Rejervefonds, ſachgemäßen Ab: 
ihreibungen und Abzug der Verwaltungskoſten werden 20°0 vom Reſte des 
Reingewinns an die im genoſſenſchaftlichen Betriebe arbeitenden Mitglieder ala 
Lohnzuſchuß nad) Berhältnis der im letzten Geſchäftsjahr gezahlten Löhne 
gewährt. Die Höhe der Gemwinnanteile, die zirla 4—5 "/o des Lohnes betrug, 
belief fi) im Jahre 1898 auf 780,56 und 1899 auf 897,68 Mark. Sie 
werben angejammelt und dienen in erfter Linie zur Einzahlung auf Geichäfts- 
anteile, jodann, wenn dieje voll gezahlt find, ala Einlagen in Sparkaſſenbücher. 
Ueber den Erfolg dieſes Anteiliyitems wird berichtet, daß die Arbeiter intenfiv 
arbeiteten, mit dem Material jparfam umgingen und aud in moraliiher Hin: 
fiht ſich günftig entwidelten. Es ift jedoch fraglich, ob diefe Wirkungen ſpeziell 
der Gemwinnbeteiligung oder vielmehr der genoſſenſchaftlichen Form der Unter: 
nehmung, weldhe auf der Grundlage gemeinjamen Bodeneigentums errichtet ift, 
zu verdanken find. 


Nr. 11. (39). Gutsbeſitzer Ebhardt in Komoromen bei Biala. 
119 Arbeiter. 


Zu dem Zwede, die Arbeiter am Abzuge zu verhindern und für eine 
beffere Wirtſchaftsführung zu intereffieren, beteiligt Herr Ebhardt feit 1899 feine 
Angeftellten und Arbeiter mit 5 am Reingewinn. Die Gejamtjumme ber 
verteilten Anteile betrug im Jahre 1900 1400 Mk.; 40 ME. für einen ver: 
heirateten, 20 ME. für einen ledigen Arbeiter. Als al Mer Anteiligftems 
wird angegeben, dab ber Befiger im Gegenjag zu jeinen Nachbarn, die über 
großen Arbeitermangel lagen, ſtets Ueberfluß an Arbeitern gehabt habe. In— 
defien ift zweifelhaft, ob diejer Erfolg nicht durch andere Faktoren, bejonders 
durch das Zurüditrömen ber induftriellen Arbeiter infolge der Krije zu erklären 
ift. Eine Kontrolle der Arbeiter über die Handhabung des Syitems hält Herr 
Ebhardt für unmöglich, weil die Arbeiter feine Kenntnis der Buchführung hätten. 
Db die jonftigen Erwartungen des Beſitzers fid) erfüllen, ift bei der kurzen 
Dauer ber Einrihtung nicht feitftellbar. In Vorausſicht von ungünftigen Ernte— 


150 Heißner, Die Gewinnbeteiligung der Arbeiter in Deutihland. 


jahren, in welchen ber Reingewinn ganz aufhören könnte, trägt ſich Herr 
Ebhardt mit dem Plan, einen zehnjährigen Durchſchnitt zur Veranſchlagung 
des jährlichen Neingewinns in Anwendung zu bringen und die Ausfälle ſolcher 
Jahre durch den Ueberſchuß ber anderen Jahre hiernach auszugleihen. Indeſſen 
erſcheint diejer Plan praktiſch undurdführbar und würde einer Aufhebung des 
Prinzips der Gewinnbeteiligung gleichkommen. 


Nr. 12. (40). Rittergut Jürgensdborf in Medlenburg: Shwerin. 
95 Arbeiter. 


Die Gewinnbeteiligung de8 Herrn von Blücher, welche jeit 1874 beſteht, 
ift der einzige all einer jeit längerer Zeit bewährten, bis in die Gegenwart 
fortbeftehenden landwirtſchaftlichen Gewinnbeteiligung in Deutſchland. Die Ein: 
rihtung hat den Zweck, das Intereſſe ber Arbeiter mit dem Intereſſe des Guts— 
berrn enger zu verbinden und ihnen die Möglichkeit zu geben, Erjparnifie für 
ihre Kinder reſpektiv für ihr Alter zurüdzulegen. Die vorübergehend beichäftigten 
Erntearbeiter (Sachſengänger u. a.) find von ber Beteiligung ausgeichlofien. 
Nach Abzug einer 3'’s /oigen Verzinfung des Anlagefapitals werden 9 bis 10°/o 
des Gutsertrags den Arbeitern übermwiejen. Für jeden Arbeiter wirb ber Indi— 
pidualanteil zehn Jahre lang in einem Sparkaſſenbuch angefammelt und mit 
3". °/o verzinft. Eine Mitwirkung der Arbeiter bei der Anteilberehnung und 
Verwaltung ift ausgeichloffen. Nach zehnjähriger Dienftzeit belief ſich das Gut: 
haben eines Arbeiter auf 900 bis 1000 ME. Im Durchſchnitt des 28jährigen 
Beitehens der Einrichtung erhielt ein Arbeiter pro Jahr 80 bis 75 Mk., aljo 
zirfa 15°/o bes 500 bis 550 ME. betragenden Geldlohns. Die Abficht des 
Arbeitgebers, einen zuverläffigen, fleißigen Wrbeiterftamm für fein Gut heranzu— 
bilden, ift durch die Gemwinnbeteiligung erreicht. Arbeitermangel hat auf dem 
Gute niemals geherrſcht. Daß die Arbeiter in der Tantieme nad) eigener Mit: 
teilung des Beſitzers nur ein „Extrageſchenk“ jehen, läßt allerdings darauf ſchließen, 
daß eine bejondere Steigerung der Arbeitäleiftung kaum erzielt wurde. Die Gewinn: 
beteiligung wird offenbar von beiden Seiten als Wohlfahrtseinrichtung aufgefaßt. 
Der Erfolg der Stabilifierung ift dadurch herbeigeführt, daß die landwirtſchaft— 
(ihen Arbeiter den Wert einer joldhen, von ihrem Willen unabhängigen An 
jammlung von Jahresprämien wohl zu ſchätzen wiffen. Derjelbe Zwed könnte 
aber durch jede beliebige Art von Geſchenken in ähnlicher Weile erreicht werden. 


D. Verkehrsweſen. 


Nr. 13. (41). Feuerverſicherungsgeſellſchaft „Rhein und Mofel.“ 
Straßburg i. €. 


Nach dem berühmten Mufter der Parijer „Compagnie d’assurances 
generales“') hat die Gejellihaft „Rhein und Moſel“ eine 5°/oige Gewinn: 
beteiligung der Beamten ihres Zentralbureaus (mit Einfchluß der Bureau- 
diener 2c.) eingeführt, um dur allmählihe Anfammlung der Geminnanteile 
eine Berjorgungsfaffe zu unterhalten, die den Angeftellten für den Invaliditäts- 
oder Todesfall oder nad) 25jähriger Dienftzeit rejpeftive Vollendung des 
66. Lebensjahres eine Kapitalfumme fichert. 
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Der Hauptzwed dieſer Einrichtung war wohl ebenjo wie bei ber allge: 
meinen Berficherungsgejellihaft in Paris die Feſthaltung eines mohlgeichulten 
Geihäftsperjonals im Dienfte ber Gejellichaft. Diejer Zweck wird durch jehr 
rigoroje Beftimmungen über den Verfall der erworbenen Anteile beim Geſchäfts— 
austritt der Angeftellten erreiht. Gleichviel ob der Beamte aus irgendwelchen 
Gründen entlafjen wird oder jelbft feine Stellung kündigt, verfällt fein Anteil 
zugunsten feiner Kollegen. Es liegt dann eine zmangsmäßige Aufhebung erwor- 
bener Eigentumsrechte vor, die durch ganz zufällige Umftände zum großen Nach— 
teil der Angeftellten herbeigeführt werden fann. Die große Anhänglichkeit der- 
—— den Dienſt der Geſellſchaft erſcheint hiernach keineswegs als eine ganz 
freiwillige. 

Es iſt nun freilich hervorzuheben daß die Geſellſchaft jedem Beamten bei 
guter Führung eine Gratifikation in Höhe eines Monatsgehalts am Jahresſchluß 
verabreicht. Dieje Jahresprämie iſt vielleicht ein mejentliher Grund für das 
der Gemwinnbeteiligung zugelchriebene gefteigerte Intereffe der Beamten, denn e8 
ift ein mit relativer Sicherheit erzielbarer Lohnzufchlag von mehr ala 9 %/o, der 
von den Reinertragsſchwankungen völlig unabhängig ift. 

Sehen wir hiervon ab, jo fünnen wir nur anerkennen, dab der Zweck 
der Invaliditäts- und Alters: rejpeftive Todesfallverſicherung eines ftändigen 
Geſchäftsperſonals an fi) durchaus unanfechtbar ift. Zahlreiche kaufmänniſche 
Geihäfte erreichen diefen Zweck ohne Gewinnbeteiligung durch Beitritt ihrer An: 
geftellten zu außerhalb ftehenden allgemeinen Verfiherungsanftalten (Magdeburger 
Privatbeamtenverein ꝛc.). Daß eine Verfiherungsgejellicaft ſolche Penſionsbei— 
träge für ihre Beamten im eigenen Geſchäfte anlegt, iſt ebenfalls nicht zu 
tadeln, aber daß fie eine Art gegenſeitiger Haftung der Beamten durch Fortfall 
der Rentenanjprüche beim Geſchäftsaustritt zur Hauptftüge der Kapitalanfammlung 
macht, ift ein jehr bedenkliches Prinzip. Da die relativ hochftehenden Angeftellten 
einer Verſicherungsgeſellſchaft den ziemlich fernliegenden Vorteil einer derartigen 
Alters: reipeftive Witwen: nnd Waifenverforgung wohl zu würdigen wiffen, fo 
wird der Zweck der Stabilifierung troß der Bedenklichkeit des angewandten 
Mittels vielleicht in der Hauptſache erreicht. Aber es ift auch jehr wohl möglich, 
daß, wie dies bei der Pariſer Gejellihaft der Fall war, gerade die tüchtigften 
Beamten unter Umftänden ihre Anteile aufgeben, wenn ſich ihnen anderwärts 
befiere Ausfiht auf Vorwärtöfommen bietet. Bleibt dann nur ein gewiffer 
Mittelihlag von Arbeitskräften beim Geſchäft zurüd, jo ift die Beiftung derſelben 
vielleicht im ganzen geringer, als diejenige anderer Bureaus von Konkurrenz: 
geihäften, welche von Hödhitftehenden, wern auch weniger konjervativen Beamten 
erzielt werben. 


Nr. 14. (42). Sächſiſch-Böhmiſche Dampfſchiffahrtsgeſellſchaft, 
Dresden. 414 Ungeftellte. 


Die Geſellſchaft hat fich nach einem im Jahre 1885 entftandenen lebhaften 
Streit?) über die Nüglichfeit der Gemwinnbeteiligung im Jahre 1886 zur Ein- 
führung derjelben entichloffen und das Syſtem bis jet beibehalten, obwohl fie 
eine öfonomifche Wirkung desfelben nicht wahrnehmen fonnte. Als im Jahre 
1884/85 die Aktionäre eine Dividende von 18°/o bezogen hatten, erjchien in 
der Zeitichrift „Volkswohl“ ein Artikel unter der Heberichrift: „18 %/o Geminn 


9) Arbeiterfreund 1886, S. 402. 
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für die Aktionäre und fein Prozent für die Arbeiter.“ Der Bertreter ber 
Gejellihaft ermwiderte darauf, daß ihm die Gemwinnbeteiligung der Arbeiter nur 
dann als eine Forderung der Gerechtigkeit erjcheine, wenn die Tätigfeit der 
Arbeiter für den Erfolg der Unternehmung, in welcher fie beichäftigt And, von 
weſentlichem Einfluß ſei. Dies ſei aber bei der Gejellichaft nicht der Fall, meil 
deren Reinertrag, abgejehen von der Umficht, Sparſamkeit, Tüchtigkeit der Ber: 
waltung, jowie der Bequemlichkeit der Verkehrsmittel fait ausjchließlih von 
— insbeſondere von günſtigem Wetter und genügendem Waſſer 
abhaͤnge. 

Demgegenüber machte die Redaktion des „Volkswohls“ geltend, daß neben 
der Förderung des Waſſerverkehrs durch den Staat, der Zunahme der Bevöl— 
kerung Dresdens und anderen allgemeinen Verhältniſſen die Leiſtungen einer 
Schiffahrtsgeſellſchaft, bei welcher kaufmänniſche Spekulation ausgeſchloſſen ſei, 
auf dem Perſonal weſentlich mitberuhen. 

Es ſcheint nun, daß die Geſchäftsleitung ſich damals wirklich zur Aner— 
kennung des Prinzips entſchloß, daß Unternehmer und Kapitaliſten bei hohen 
Reinerträgen auch ihren Mitarbeitern einen Zeil ihres Wohlitandes zufließen 
laffen ſollten. Wenigftens machte fie den Verſuch, durch eine ftatutariich feft: 
gejegte 3 °/oige Beteteiligung ihrer Arbeiter am Gewinn eine Steigerung ber 
Arbeitsleiftung herbeizuführen. 

Dieſer Verſuch endete, wie die Direktion ſelbſt hervorhebt, mit einem Mip- 
erfolge. Die Arbeiter empfinden nicht die Bedeutung des „immerhin anjehnlichen 
Opfers“, auch ift eine Wirkung in fozialer und moraliiher Hinſicht nicht 
bemerkbar. 

Es ijt nicht wunderbar, daß bei der geringen Höhe des Lohnzuſchufſes, 
welchen die 464 Angeftellten der Gejellihaft durd; die Gemwinnbeteiligung erhalten 
(genauere Angaben darüber fehlen) eine Gegenleiftung der Arbeiter nicht eingetreten 
it. Aber es ift auch verftändlich, daß bei der relativ beicheidenen Mitwirkung 
der Angeftellten zum Reinertrage diefer Verkehrsgeſellſchaft die Geichäftsleitung ie 
zu einer größeren Anteilquote nicht entſchließen konnte. Unter ſolchen Umſtänden 
erſcheint natürlich die Beteiligung als ein Opfer von zweifelhaftem Nutzen. 

Soweit nad Böhmert. — Auf eine Anfrage des Verfaſſers erwiderte bie 
Gelellichaft, daß nad ihren Erfahrungen das Recht des Arbeitnehmer auf eine 
gewifle Anteilnahme an dem Reingewinn in der Regel geeignet jet, das Intereſſe 
am Gebeihen bed Unternehmens rege zu erhalten. Es jei zweifellos, daß das 
Recht auf Gewinnbeteiligung in dem Arbeitnehmer da8 Gefühl erwede, Teilhaber 
des Unternehmens zu jein, und daß ein derartiges Bewußtſein jedem Unternehmen 
gewiß nur förderlich fei. 

Wie vereinigt fic) diefe Aeußerung mit der an Böhmert gerichteten Mit- 
teilung über den geringen Erfolg bes Anteilſyſtems bei der Geſellſchaft? Es 
icheint, daß die Direktion mehr eine allgemeine Empfehlung des Anteiliyftems 
als ihre fpeziellen Erfahrungen bei unierem Schreiben im Auge gehabt hat. 
Wir fügen noch Hinzu, daß die jeit längerer Zeit beitehende Dotierung eines 
Penfionsfonds für bie Angeftellten, mwelhe nad) Gilman-Katſcher) S. 218 bis 

3°/o bes Reinertrages beträgt, eine Kollektivbeteiligung neben der oben genannten 
Individualbeteiligung barftellt. Dieje Penſionskaſſe hat wejentlic zur Erhaltung 
einer treuen Beamten: und Arbeiterichaft beigetragen. Obwohl die Geiellihaft 


") Die Teilung des Geſchäftsgewinns zwiichen Unternehmer und Angeftellten, ©. 218. 


Heiner, Die Gewinnbeteiligung der Arbeiter in Deutichland. 153 


diefe Einrichtung nicht als eine Form der Gewinnbeteiligung anfieht, darf man 
fie wohl mit Recht ala jolche bezeichnen. 


Kapitel IV. 
Die Ergebniffe der Gewinnbeteiligung in Dentichland. 


Wenn wir auf Grund bes vorgeführten Material® verſuchen, durch ver— 
gleihende Zujammenftellung der erzielten Erfolge zu Anhaltspunften zu gelangen, 
nach welchen die günftigen oder ungünftigen Wirkungen der Gemwinnbeteiligung 
für Unternehmer und Arbeiter zu beurteilen find, jo find wir uns ſehr wohl 
der Schwierigkeiten bewußt, die auß dem beichränkten Umfange biejes Materials 
mit Notwendigkeit fi) ergeben. Bei ber jorgfältigen kritiſchen Unterſuchung, 
welche Frommer im Jahre 1886 über die Gemwinnbeteiligung veranftaltete, ergab 
fh für ihn die Beichränkung des aus allen Ländern herangezogenen Materials 
auf 27 Tälle; für die Landwirtichaft lagen ihm jogar nur vier Fälle vor; nad) 
welden er — unter Zuhilfenahme jonftiger Beobadytungen und Erfahrungen — 
ſechs verichiedene Grundjäße über die Durchführbarkeit der Gemwinnbeteiligung in 
der Landwirtſchaft aufftellte.) Mit Recht Hat Einhaufer?) darauf an By 
gemacht, daß die apodiktiiche Form, im welcher dieje allgemeinen Schlußſätze 
aufgeftellt waren, in auffallendem Gegenſatz zu dem beichränkten Umfange des 
Materials ftanden, aus welchem fie gewonnen waren. Anderfeits ift aber das not- 
wendige Rejultat jeder ftrengen begrifflichen Begrenzung der Gemwinnbeteiligung und 
jeder fritichen Bearbeitung der zu Gebote ftehenden Mitteilungen, daß diejenigen Fälle 
außgeichieden werden, wo feine ®ewinnbeteiligung bejteht oder ungenügende Nachrichten 
über die Ergebnifje derfelben. Es hat, wie Profeſſor Diehl?) mit Recht hervorgehoben 
bat, abjolut feinen Wert, den ganzen Ballaft des kritiklos zufammengetragenen 
Materials noch weiterhin bei der wiſſenſchaftlichen Unterſuchung mit durchzuſchleppen. 
Es entſpricht durchaus den Grundjägen wifjenihaftlicher Methode, jenes mit Unrecht 
berangezogene Material entweder ganz fallen zu laffen oder doch nur injomweit 
zu berüdfichtigen, als etwa durch Vergleich der Gewinnbeteiligung mit verwandten 
Syſtemen, die ſich als Vorſtufen oder Parallelerſcheinungen bderjelben baritellen, 
eine gewiſſe Begrenzung ihrer weſentlichen Zwecke und ihrer praktiſchen Durch— 
führbarkeit gewonnen wird. Wir wollen uns alſo in folgendem in der Haupt: 
ſache auf die Erörterung der Fälle beichränten, in welchen ein wiſſenſchaftlich 
verwertbares Material über den gegenwärtigen Stand ber Gewinnbeteiligung in 
Deutichland vorliegt. Die übrigen von Böhmert angeführten Fälle der Enquete 
von 1901 follen nur gelegentlidy in dem eben erläuterten Sinne zum Vergleich 
herangezogen werden. Zur weiteren Ergänzung dieſes Materials werden wir 
ipäterhin aud auf die aufgegebenen und geicheiterten Verſuche der Gewinn: 
beteiligung in Deutichland etwas näher eingehen. Zunächſt aber Handelt e8 ſich 
für uns lediglih um die objektive Darftellung der praktiſchen Erfolge in den 
vierzehn genauer bejchriebenen Gewinnbeteiligungsfällen, wobei wir uns vorläufig 
von allgemeinen theoretiihen Erörterungen fern halten, um nicht in den Fehler 
zu verfallen, den Frommer bei der Diskuffion über die Iandwirtichaftlichen Fälle 
begangen hat, allgemeine Grundiäge aus einem an fi ungenügenden Material 


) Frommer, ©. 73. 
N) Einhbaujer, ©. 15/6. 
) Beitichrift „Der Großbetrieb“, 15. Januar 1905, S. 161. 
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ſcheinbar induktiv abzuleiten, in Wirklichkeit aber aus anderen Beobachtungen 
zu entnehmen. 

Fragen wir aljo in erfter Linie nad dem Gejamterfolg ber Arbeiterbetei- 
ligung in den gejamten fällen, jo find für die Beurteilung der dauernden 
Durdführbarkeit und Lebensfähigkeit des betreffenden Betriebsſyſtems zunächſt 
diejenigen firmen audzufcheiden, bei welchen die Gemwinnbeteiligung erft ſeit 
jo kurzer Zeit befteht, daß die bisher vorliegenden Beobadytungen, obwohl ſich 
auch Hier bereits Anfänge günftiger Wirkungen bemerkbar gemacht haben, zur 
Begründung eines abichließenden Urteild nicht genügen. Es find die die firmen 
Schepeler, Ebharbt, Wiedenbrüd und Wilms, von denen bie Gemwinnbeteiligung 
erſt im Jahre 1900 reſpektive 1899 eingeführt ift. Ein vierter hierher gehöriger 
Tall ift die Gewinnbeteiligung bei Steinheil und Dieterlen wo in den Jahren 
1888—99 eine faktiſche Aufhebung des Anteilſyſtems infolge der regellofen Zu: 
ihüffe zur Unterhaltung der durch Kollektivanteile begründeten Wohlfahrts- 
einrichtungen ſich ergeben hatte und erft jeit dem Jahre 1900 wieder eine 
wirkliche Gemwinnbeteiligung befteht. Wie fi) hier das bereits ſeit 1847 einge 
bürgerte Anteiliyftem in der neuen Form bewähren wird, läßt fi) wohl noch 
nicht mit Sicherheit beurteilen. 


(Schluß folgt.) 


Skizzen und Notizen. 


Gilt der franzöfifche Urtert oder die deutſche 
Ueberſetzung der Algeriras:Atte? 


Eine ftaatsrehtliche Frage. Yon Dr. hHeinrich Pohl in Bonn. 


Dem $ 1 bes dem Reichötage vorgelegten Geſetzentwurfs zur Ausführung 
der Generalakte der internationalen Konferenz von Algecirad vom 7. April 1906 
war die Generalatte jelbft im Urtert und deutſcher Ueberjegung als Anlage bei: 
gegeben. Bei der Beratung des Entwurfd am 7. Dezember 1906 wurde von 
den Vertretern verſchiedener Parteien auf die außerordentliche Mangelhaftigkeit 
der Ueberſetzung hingewieſen, die eine Reihe von Fehlern enthalte. a, der 
Abgeordnete v. Yollmar erflärte unter dem Beifall feiner Parteigenofjen: „Ganz 
nebenbei möchte auch ich mich dem Tadel anſchließen, welchen der Herr Ab— 
georbnete Bafjermann über die Form des uns vorliegenden Aftenjtüdes aus: 
geiprochen hat. Es heißt faum zu viel tun, wenn man jagt, daß uns faum 
je eine Vorlage vorgelegt worden ift, die jo mangelhafter Art ift, wie die gegen: 
wärtige. Die wenigen Kollegen, die fich die Mühe genommen haben werden, 
die Vorlage genau anzujehen und den franzöfiichen Text der Generalalte von 
Algeciras mit der beigegebenen deutſchen Ueberjegung zu vergleichen, werden zu 
dem Wunjche fommen, daß unter den zahlreihen Beamten de3 Auswärtigen 
Amts das nächte Mal doc ein Herr gefunden werben möge, der etwas beſſer 
in jener Mutterfprache bewandert it und ſich zugleich auf die Darlegung recht- 
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licher Begriffe befier verfteht, damit die Mitglieder des Reichstags nicht direkt 
vr Irrtum verjeßt werden, wie e8 durch die anliegende Ueberjegung der 
ll ift.“ 
Das Borhandenjein nicht unweſentlicher Weberjegungsfehler wurde aud) 
von dem Staatäjefretär de Innern Graf dv. Poſadowsky-Wehner nicht in Ab- 
rede geftellt; vielmehr war e8 gerade diejer Bevollmächtigte zum Bunbesrat, der 
auf ein ſchweres Verſehen des Ueberſetzers hinwies und auf die Konjequenzen 
aufmerfiam machte, die man aus der deutjchen Ueberſetzung — falls dieje maß— 
gebend wäre —, ziehen müßte. Der Abgeordnete Sped hatte an die Vertreter 
der verbündeten Regierungen die Anfrage gerichtet, ob nicht die Generalafte die 
Möglichkeit einer Sonderbelaftung des deutſchen Exports offen laffe, ferner ob 
fie nicht der maroffanifchen Regierung das Recht gebe, gerade ſolche Waren: 
gattungen mit der vorgelehenen vorübergehenden Spezialabgabe zu belegen, 
welche einen einzelnen der SKonferenzftaaten bejonders berühren. Graj Poja- 
dowäty jah fich bei der Beantwortung diefer beiden fragen genötigt, auf den 
jranzöfiichen Urtert des Art. 66 zurüdzugehen. Während es im Urtert heiße: 
A titre temporaire, lesmarchandises d’origine étrangère seront frap- 
pees à leur entr&ee au Maroc d’une taxe speciale s’el&vant & deux et 
demi pour cent ad valorem, heiße es in der deutichen Ueberjegung unter Fort⸗ 
laflung des beftimmten Artikels nur „Waren“. Aus dem, nad) Poſadowsky's 
Anfiht zunächſt maßgebenden, franzöfiihen Text müſſe folgerichtig geichlofien 
werden, dab nicht nur einzelne Waren herausgegriffen werden können, jondern 
daß, wenn ein Zollzuichlag erhoben werde, er von allen Waren zu erheben jei, 
die nach Marofto überhaupt zollpflichtig nad) dem dortigen Bolltarif eingehen. 

Man fieht, in concreto fann die Enticheidung der frage, welche Bedeutung 
der deutichen Ueberjegung beizumefien ift, von großer Tragweite fein. Merkwürdiger 
Weije ift der eben erwähnte Ueberjegungsfehler im Reichsgeſetzblatt (1906 ©. 926) 
nicht zu finden ; dort fteht richtig zu leien „bie Waren“. Eine joldhe Aenderung, 
melde nah der Beratung und Beihlußfaflung im Reichdtage noch vor ber 
Drudlegung nachträglich vorgenommen wird, ift nicht zu rechtfertigen, zum 
wenigften ift fie nicht unbedenklich für denjenigen, welcher den Text der deutichen 
Ueberjegung für maßgebend erklärt und den franzöfichen Urtert nur als Hilfe: 
mittel der Auslegung herangezogen wiſſen will. (Siehe Zorn in der Deutjchen 
Juriften=Beitung XII. Jg. Nr. 2). Der von dem Abgeordneten Schrader gerügte 
Ueberjegungsfehler in Art. 87, wo im franzöfiichen Text von „flagrant delit“ 
die Rede ift, während die Ueberjegung daraus ein „eben vollendetes Vergehen“ 
macht, ift jtehen geblieben. Man hielt e8 für nicht der Mühe wert, — ober 
man jah der drängenden Zeit wegen davon ab — vor der Annahme bes Geſetzes 
auf einer gründlichen Revifion der „keineswegs glänzenden Ueberſetzung“ zu 
beftehen, da man offenbar allgemein der Anficht war, daß nicht die Ueberſetzung, 
Jondern der franzöſiſche Urtert maßgebend jei. 

Diefer vom Abgeordneten Schrader geäußerten Anficht ſchloß fi) aud 
Graf Poſadowsky rüdhaltlos an; er begründete e8 damit, daß er jagte, die 
franzöfifche Sprache jei die der Diplomatie. Ob diefer zur Begründung heran: 
gezogene Sat richtig ift, dürfte jehr erheblichen Zweifeln unterliegen. Aber es 
kann auch gar nicht auf die Richtigkeit diefer Behauptung ankommen, jondern 
bier muß einzig und allein der Gefichtöpunft ausichlaggebend jein, daß ſich 
die Konferenzmächte auf den franzöfiichen Text geeinigt, daß fie dieſen allein 
nnterfchrieben und ſich völferrechtlich verpflichtet Haben, in ihren Staaten die 
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notwendigen gejegeberiihen Maßnahmen herbeizuführen, um ber Generalafte, 
jo wie jie vereinbart worden, ſtaatsrechtliche Geltung zu verſchaffen. Der 
franzöfiihe Wortlaut allein, der Sinn, der nad franzöfiihem Spradgebraud 
der einzelnen Beitimmung zu Grunde liegt, kann allein in Trage kommen. 
Ein geradezu faljcher deuticher Ausdrud kann durch Interpretation unter 
Zuhilfenahme des franzöfiihen Zertes nicht forrigiert werden. Wollte man 
die franzöfiiche Urkunde lediglich als Hilfsmittel der Auslegung heranziehen, jo 
fönnte das zu dem wenig erbaulichen Rejultat führen, daß das auf der Son: 
ferenz mühjam errungene Einverftänbnis nachträglich in weſentlichen Puntten 
durch die beionderen gejeßgeberiichen Maßnahmen in den einzelnen Bertragsftaaten 
wegen unwiſſender oder nadläjfiger ag wieder in Brage geitellt würde. 
Ob es nicht wünjchenswert wäre, daß man jagen könnte: der Text der deutſchen 
Ueberjegung hat als ber offizielle zu gelten, kann bahingeftellt bleiben. Das 
würde jedenfall eine mufterhafte Weberjegung vorausjegen. Aber auch dann 
wäre nicht zu vergeflen, daß jelbft die befte Ueberjegung ein leidiger Notbehelf ift, 
daß aud fie dem Sinn und Geift des Urtertes nur nahelommen, ihn niemals 
ganz erjegen Tann. Dem von Zorn (a. a. D.) geäußerten Wunſche, daß eine 
offizielle Erklärung unjerer gejeßgebenden Faktoren über dieſe ftaatsrechtliche 
Trage Klarheit ſchaffen möge, ift lebhaft zuzuftimmen. 


Literaturberidht. 


Berichterftatter: Brof. Dr. v. Eheberg, Allfeld, Jaeger und Dyroff. 


Bürgerliches Recht. 


Schmidt, Dr. Urth. B., Seh. Juftizrat Brof., 


Familienrecht. L Abſchnitt. Die bürgerliche 


Ehe. 3. (Schluß⸗) Lieferung. Lex. 8°. (S. 577 | 


bis 823 und XI) Münden, 07. (E. 9. Bed) 
fomp!. 15.50 
Der Berfafler führt in diejer Lieferung 
den Kommentar des Familienrechts weiter 
vom $ 1519 bis zum 3 1588. Das Eherecht 
liegt damit in einer gediegenen Darftellung 
vollendet vor. Berwandtihaftd: und Vor— 
munbdichaftsrecht jollen bald folgen, eriteres 
von Brofefior Hedemann, legtered von OLG.- 
Rat U. Fuchs bearbeitet. 


Berfiherungsredt. 


Moivre's, U. de, Abhandlung über Leib- 
renten. Nah der 3. Aufl. dv. 
Deutihe übertr. von Prof. E. Ezuber. 
8er. 8°. (VIO, 886.) Wien, 06. (F. Deutide) 

Die erſte große Arbeit, die für das Ver— 
fiherungsweien von der Wahrſcheinlichleits— 
rehnung Gebrauch madt, in 3. Auflage vor 
anderthalb Jahrhunderten erſchienen, wird 


bier von einem berufenen Fachmann in zus | Hellwig, 


verläffigfter Weije verdeuticht. 


1756 ins 


| Bivilprogehrecht mit Einſchluß des Konkurs 


rechts. 


Fiſcher Lonis, Amtsg Rat, Das Verfahren 
der Zwangsverſteigerung nad d. R®. über 





d. 3BG. v. 24. IIL 1897 an e. Redtsfalle 
dargejtellt. 4. Aufl. 8°. (75 ©.) Berlin, O6. 
(F. Baplen) fart. 1.60 


Die raſch beliebt gewordene Schrift, 
die ein anſchauliches und zuverläffiges Bild 
bes Zwangsverſteigerungsverfahrens entrollt, 
liegt bier bereit in vierter — im ganzen 
| unveränderter — Auflage vor. 


| Harburger, 3., Juſtizrat, Konfursordnung 1. 
DDR u RG. betr. die Anfechtg. von 
Rechtshandlungen e. Schuldnerd außerh. d. 
Kontursverfahrend. Münden, 07. /E. 9. 
Bed) geb. 2.50 

Das bewährte und brauchbare Werkchen 
bietet, was die Unführung reihögerichtlicher 
Ertenntniſſe betrifft, weniger al® die Hand— 
ausgabe von Sydow-Bujd, gibt aber mancher⸗ 
‚lei Literaturnachweiſungen und wertvolle 
‚Notizen aus der bayerijden Redtiprehung. 


db, Geh. Juſtizrat Brof., 





Dr. Ronra 
| Lehrbuch des bdeutihen Bivilprogehrechts. 


Literaturberidht. 


II. Band. 2er. 8°. (XIV, 549 S) Leipzig, 


07. (U. Deichertſche Verlagsbuchh.) geb. 16.— Wert, einen von größter Sadlunde 
Diejer zweite Band enthält die Lehre vom | eingehenden, begrifisiharf und 


Prozehverhältnis im Entiheidungsverfahren 
und don den Prozeßſubjekten (Gericht, Bar: 
teien, Vertreter, Nebenintervention). Der 
Jauptvorzug des Werkes, die auf gründlicher 
enntnis des bürgerlihen Rechts beruhende 
Berückſichtigung des Zuſammenhangs von 
Zivilrecht und Zivilprozeßrecht, bewährt ſich 
auch im zweiten Bande vortrefflich. Wir 
empfehlen das Werk auf das wärmſte. 


Schmidt, Dr. Rich. Prof. Lehrbuch des 
Deutſchen Zivilprozeßrechts. 2, umgearb. Aufl. 
£er. 8°. (XXII,1113 ©.) Leipzig, 
& Humblot) 

In der vorliegenden zweiten Auflage hat 
ih das gediegene Lehrbuch nad Anlage und 
Inhalt wejentlich verändert. Es bietet heute 
ein auf der Höhe der Wiſſenſchaft ftehendes, 
eigenartiged Syitem des Prozeßrechts, das 
der geihichtlihen Entwidiung und den ab» 
ſtratien Grundfragen beſondere Aufmerfiamteit 
widmet, aber aud) eine reiche Fülle von Einzels 
beiten behandelt. In erjter Linie das Studium 
des Prozeßrechts fürdernd, wird es aud dem 
Praftifer ein zuverläjfiger Berater jein. 


Etölzel, Adolf, Sammlung f. d. ziviliftijche 
Prarid. gr. 8°. IL T.: XLVI, 400, 28 ©. 
II. Z1.: (XVII,580 ©.) Berlin, 06. (F. Vahlen) 

Tl. U/II geb. 20 

Eine Neuauflage des klaſſiſchen Wertes 
bedarf feiner Empfehlung mehr. Taufende 
unter den deutſchen Juriſten haben bereits 
die Segnungen diejer „Schulung“ erprobt. 

Die vorliegenden Auflagen (I. Teil 7. Auf- 

lage, II. Zeil 4. Auflage) weijen mancherlei 

Bereiherungen auf. Zum 50 jährigen Schrift: 

teller-Fubiläum und zum 75 jährigen Geburts⸗ 

tage Stölzeld hat die Berlagdanitalt ein vor« 
trefflihes Bildnis des Meiſiers vorangeſtellt. 


Handelsrecht. 


Liebmanu, Dr. J., Juſtizrat, Rechtsanwalt 
und Notar, Kommentar z. Geſ. betr. d. Ge— 
ſellſchaften mit beſchränkter Haftung. 5. gänzl. 
neub. u. verm. Aufl. 8”. (X, 2605.) Berlin, 
06. (Otto Liebmann) 4.80; geb. 5.60 

Die Neuauflage des 
tommentars ijt forgiältig auf den neueiten 
Stand der Gejeßgebung, Judilatur und Lites 
ratur ergänzt. Ein jhägbarer Anhang ent- 
hält fteuerrechtliche Vorſchriften. 


Rieſſer, Dr., Geh. Juſtizrat, Das Bankdepot- 
geieg f. d. Praris erläutert. 2. völlig um— 
gearb. Aufl. gr. 8°. (X, 128 ©.) Berlin, 06. 
(D. Liebmann) 


trefflihen Hand⸗ | 
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Die Neuauflage bildet ein völlig neues 
rg 
oh leicht 
veritändlih geichriebenen Kommentar, Der 
Praxis und der Theorie wird das Bud 
gleihermaßen förderlich jein. 


Sreimillige Gerichtsbarkeit. 

Dittrich, Martin, Landrichter, RG. üb. d. An- 
gelegen heiten der freiw. Gerichtsbarkeit vom 
17. V. 1898. 2. Aufl. 8°. (VIIL 168 S.) 
Leipzig, 06. (Roßbergſche Verlagsbuchh.) 

geb. 2.40 

Eine jehr ihägbare Erläuterung des Ge- 

ſetzes auf der Grundlage der bisherigen Recht— 
rechung 





06. (Dunder | echu 


Fiſcher, Dr. Otto, Prof., Grundbuchordnung 
f.d. D. R. nebft den preuß. Ausf.-Beit. 
Textausg. 4. Aufl. 12%. (258 ©.) Berlin, 06. 
' (3. Guttentag) geb. 2.— 
Die bekannte trefflihe Handausgabe weift 
in diejer 4. Auflage, namentlih in der Mit- 
‚teilung gerictliher Erkenntniſſe, zahlreiche 
ı Ergänzungen auf. 
Krech, Dr. Joh., Geh. Reg. Rat, Grundbud- 
ordnung vom 24. III. 1897. Zertausg. 
' 8. verm. Aufl. 12°. (VIII, 132.) Münden, 
' 06. (€. 9. Bed) geb. 1.40 
In der vorliegenden Wuflage find einer 
ſeits die Angaben über die Rechtſprechung, 
anderſeits die Hinweiſungen auf die Aus— 
führungsvorjchriften der deutichen Gliedſtaaten 
mit aller Sorgfalt vervollftändigt worden. 








Strafprozehredt. 

ı 2öwe, Dr. &., Dr. A. Hellweg, Strafprozeh- 
—— mit Kommentar. 12. Aufl. Lex. 8°. 
(XXXVIIL, 1072 ©.) Berlin (3. — 

| ben 


Das ausgezeichnete Werk, diejer faft nie 
|verjagende Berater der Praris, hat auch in 
‚ber vorliegenden neueften Auflage feine be- 
| fannte Gehalt im wejentlihen beibehalten. 
 Berüdjichtigt ift alles, was die Gejepgebung 
ſeit dem Erjceinen der 11. Auflage — Ok: 
‚tober 1903 — Neues gebracht hat, fo nament- 
lich die Novelle. zum Gerichtäverfafjungsgejeg 
vom 5. Juni 1905 und das Gejeg betr. die 
Entihädigung für unſchuldig erlittene Unter: 
juhungsbaft vom 14. Juli 1904, welches gleich 
dem Entihädigungsgejege von 1898, foweit 
es von jtrafprozefjualer Bedeutung ijt, eine ein⸗ 
‚ gehende Erläuterung erfahren hat. Die neuere 
Rechtſprechung und Literatur ift mit der bes 
fannten Gewiſſenhaftigkeit und überfichtlihen 
Unordnung verwertet. Trotz der erheblichen 
Vermehrung des Stoffes ift der Umfang des 








3.— geb. 3.60 : Werkes kaum mertlih gewachſen. 
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Finanzweſen und Volkswirtſchaft. 


Vhilippovich, Dr. Eng. v., Grundriß der 


politiſchen Oekonomie. 1. Bd. Allg. Volks— 


wirtſchaftsl. 6. Aufl. Lex. 8°. (XII, 431 ©.) 
Tübingen 06 (3. €. B. Mohr) 10.—; 11.— 


Unter den neueren Lehrbüchern ber 
Boltswirtichaftslehre verdient der vorliegende 
1. Band des Grundriſſes der politiichen 
Delonomie zweifello8 an erfter Stelle genannt 
zu werben. Insbeſondere für den Studierenden, 
der in dem Gebiete der allgemeinen Volls— 
wirtichaftslehre ſich eingehendere Kenntnis 
zu verihaffen jucht, ift e8 in hohem Grade 


geeignet. Es erzieht zu theoretiihem Denten, | 


gibt eine Mare, jcharfe Formulierung ber 
voltswirtſchaftlichen Probleme, 
anderjeit3? doch auch genügend tatſächliches 
und biftoriihes Material. So ftellt e8 eine 
lüdlihe Berbindung von Deduktion und 
8 nduttion dar. Das Buch fteht durchaus 
auf der Höhe der Zeit; der Verfaſſer be- 
erriht nit nur die Literatur und das 
atjahenmaterial, jondern gibt aud zahl» 


reihe Proben jelbitändigen Forſchens und 
Werk ijt auch logiih gut‘ 
gegliedert. Die neue Auflage weit gegen 
über der fünften manche Verbeflerungen auf, 


Dentens. Das 


jo auf dem Gebiet des Geldweſens, der 
Kriientheorien und der Lehre vom Arbeits- 
lopn. Ueber Einzelheiten kann man natürs 


li anderer Meinung ſein als der Berfafjer, 


fo 3.8. ob die Ausführungen über Wiflen- 
fhart und Technik nicht beſſer aus dem 
Zufammenhang mit den „periönliden Be 
dingungen“ gelöjt und der Technit etwas 
mehr Kaum gewidmet werden jollte, ob die 


über den „Güterverbrauh“ an der richtigen 
Stelle ftehe ujw. ber das find Fragen 
zweiter Ordnung, bie gegenüber ben Ai 
Borzügen des Buches nicht ins Gewicht fallen. 


Roſcher, Wilhelm, Grundlagen d. National- 
öfonomie. 24. verm. u. verb. Aufl. bearb. 
von W. Pöhlmann. (XV, 895 ©.) Stutt- 
gart 06 (3. G. Cotta) 14.— 

W. 
den Tod des Verfaſſers hinaus an Beliebt— 
heit nicht verloren. In regelmäßigen Zeit— 


abſchnitten folgt eine Auflage der anderen, | 
Das liegt ı 


obwohl der Preis ein hoher ift. 
an den großen Vorzügen des Werkes, an der 
lücklichen Berbindung von Dogmatik mit 
mpirie und Geſchichte, an der Abgeklärt- 
beit und Reife des lirteils des Verfaſſers, 
die es trotz mannigfahen Wandlungen in 
den Anſchauungen vor dem Beralten be= 
wahren. Mit Mluger Zurüdhaltung hat der 
Herausgeber jeglide Menderung an dem 


und bietet | 





Roſchers Grundlagen der Volks— 
wirtichaftölehre haben, wie man fieht, über 


Literaturbericht. 


Charatter des Werkes, jeden größeren Ein— 
griff in den Text, wie er zuletzt aus Roſchers 
| Feder geflofjen war, unterlafien. Er hat 
aber doch eine dankbar anzuerfennende Arbeit 
geleiftet, indem er die neuere Literatur nach⸗ 
etragen und es durch Kleinere Zuſätze im 
erte und in ben Anmerkungen, vorſichtig 
und im Geiite des Verfaſſers vorgeben), 
weitergeführt hat. Wir haben uns darüber 
bereitö bei Beiprehung der eriten Auflage 
(der 22.) in den „Literar. Mitt.“ ausge— 
ſprochen. Einer bejonderen Empfehlung bedari 
das Werk nidt. 


Staatd- und Verwaltungsrecht. Verwaltung. 
Beudix, Ludwig, Fahnenflucht und Verlegung 
ber Wehrpfliht dur Auswanderung. Eine 
rechtöwifjenihaftl. u. polit. Studie 5. d. deutih- 
amerifan. Bancroftverträgen. gr. 8°. (XXX, 
541 ©.) Leipzig, 06.(Dunfer & Humblot) 13% 
Der Berfafier gebt aus von ber Unter: 
ſuchung der praftiih wichtigen Streitfragen: 
„Wie lange kann ein Deuticher wegen Fahnen: 
flucht und wegen Berlegung der Wehrpflict 
zur strafrechtlichen Verantwortung gezogen 
werden, oder wann fann bie nicht mehr ge 
ihehen, wenn er nad der Begehung eines 
biejer Delikte durh Auswanderung, ind 
beijondere nad) den Bereinigten Staaten von 
Nordamerika, naturalifiert wird und alddann 
in die Heimat zurüdtehrt? Und umgekehrt, 
wie lang bzw. wann nicht mehr bei ent: 
iprehenden VBorausjepungen in Nordamerita ?* 
Die Arbeit ift aber zu einer umfaſſenden 


Monographie über die Bancroftverträge aus— 
geſtaltet, die für Straf:, Staats⸗, Verwaltungs 
Lehre von den Kriſen in dem Abſchnitt 
‚allgemeine Lehre von der völferrechtlihen 
Gültigkeit und ſtaatsrechtlichen VBollziehbarteit 


und Völkerrecht Interefiantes bietet. Auch die 


der Staatöverträge erfährt durch die Be 
iehung auf dieje Verträge eine bejondere 
Beleuhtung. Die jüddeutihen Verträge find 


‚nad Annahme des Verfaſſers ungültig. Da: 


gegen jol der zwiiden dem Norddeutichen 
unde und der Union abgeichlofjene Bertrag 
vom 23. Februar 1868 „als deutiches Reihe 
vertragsgeſetz“ auh in den ſüddeutſchen 
Staaten, dann in Eljah-Rothringen, Helgoland 
und den Schupgebieten gelten. Geſetzgebungs— 


politiſche Erörterungen über die Rechtsge— 


ftaltung der „Militärdelikte”, dann des Ber: 
Iufte8 der Reichs- und Staatdangehörigkeit, 
und endlih umfafjende „Materialien“ ſind 
angefügt. 


Fenner, Rud. Ger-Aſſ., Die franzöſiſche 
Geſetzgebung gegen Bettel und Vagabondage 
bis auf Napoleon. gr. 8°. (69 ©.) Leipzig, 
06. (A. Deichertiche Verlagsbuchh. Nachf.) 1.20 

Die tüchtige Arbeit zeigt die bedeutungs— 


Literaturberidt. 


volle —— der an rate Geſetz⸗ 
gebung auf dem Gebiete der Belämpfung des 
18 und der Zandftreicherei jeit den ältejten 
—* bis zum Empire. Die napoleoniſchen 
rinzipien wurden nicht richtig durchgeführt 


und erfuhren ſpäterhin unglückliche Aende— 


rungen. Heute herrſcht „bedauerliche Hilfs | 


lofigfeit”. Die Reform liegt im Stadium ber 
Brojefte, worüber die Einleitung orientiert. 


65;, Dr. Karl, Seh. Rat, Berwaltungäger.: 
Borft., Die Berfaffungsurkunde f. das Könige 
Württemberg. Erläutert. 8°. (VI, 548 ©) 
Tübingen, 06. (3. E. B. Mohr) 7. - 
Der Verfaſſer, dem man ſchon mehrere 
vorzügliche Werte aus dem Gebiete des 
württembergiſchen Staats⸗ und Verwaltungs⸗ 
rechtes verdankt, bietet uns hier eine mit 
reichhaltigem Erläuterungsapparate ausge— 
ſtattete — J5——— der durch das Ver— 
faſſungsgeſetz vom 16. Juli 1906 wejent- 
lich geänderten württembergiſchen Verfaſſung. 
Auch der geſchichtlichen Entwicklung und dem 
Verhältniſſe zur —— iſt volle 
Beachtung zugewendet. ie Geſetze vom 
28. Juli 1906 — Gemeindes und Bezirks— 
ordnung — find gleichfall® entiprechend bes 
rüdjihtigt (S. 104 ff). Beigegeben find das 
Krondotationdedikt, das Hausgejep, das Staats⸗ 
ihuldenftatut, dad Gejep über dad Staats- 
minijterium, das Landtagswahlgejep, die Ge- 
ihäftsordnungen der Kammern, bie Reichs— 
verfafjung und die Militärtondention. 


Gewerbe= und Arbeiter-Berfiherungsredt. 
Auer, &., Gründet Ortskrankenkaſſen! Ein 


Beitrag zur Bereinheitlihung der Arbeiters 
——— r. 8°, (52 ©.) Münden 06 


G. Birk & Co.) — 80 
Eine jahveritändig geihriebene Werbe- u. 
Belehrungsſchrift jozialdemofratiicher Färbung. 


Woedtle, Dr. E. v., Invalidenverſicherungs⸗ 
eſetz vom 13. VII. 1899 mit Ausführungs- 
Genturmmnngen. Text-⸗Ausg. m. Anmertgn. u. 
Sadjregifter. 109. umgearb. Aufl, hrsg. v. 
Reg. R. H. Hollmann. 16°. (XII, 643 ©.) 
Berlin 06 (3. Guttentag) 
geb. in Leinw. 4.— 
Die bekannte, praftiih bewährte Ausgabe 
bat durch reichlichere Benügung der wichtigeren 
Ergebnijje der Rehtiprehung an Braudbar- 
feit noch erheblih gewonnen. 


Jehle, 3., Sekr., Prakt. Führer durd Die 
deutjche Arbeiterverjiherun 


Altenburg 06 (Steph. Beibel) geb. 3.— 
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Kirchenrecht. 


| reifen, Dr. Joſ., Prof. a. D., Priv.-Doz. D., 
\ Der katholiiche und proteitantiiche Pfarrzwang 
‚ und feine Aufhebung in Oefterreih und ben 
deutſchen Bundesitaaten. Ein Beitrag zur 
ı Redtsgeichichte der Toleranz. Mit Abdr. der 
ſtaatskirchenrechtl. Erlafie. gr. 8°. (XII, 195 ©.) 
' Babderborn 06 (F Schöningh) d.— 
Die teilweife oder vollftändige Aufhebung 
des Pfarrzwangs gegenüber Andersgläubigen 
in Dejterreih und Deutſchland wird hier 
‚zum erjtenmale unter Abdrud bes Quellen- 
materiald näher dargeftelt.e. Am längjten 
beitand er in den kleineren deutihen Bundes: 
ftaaten mit vorwiegend proteftantiiher Ber 
‚völferung. Spuren finden ji noch injoferne, 
ald e8 zur Vornahme geiftliher Handlungen 
in der dern einer anderen Konfeſſion in 
——— taaten der ſtaatlichen Genehmigung 
edarf. Für Sachſen-Altenburg und die beiden 
Reuß, dann für die Länder, die dem Apoſto— 
liſchen Bifariate der Nordiſchen Miffionen unter: 
ſtehen (Medlenburg, Schleswig-Holftein, Hanie- 
‚ftädte u. Schaumburg:Xippe), und für Sachſen— 
Meiningen greift der Verfaſſer unter Mit» 
teilung und Berarbeitung nicht veröffentlichten 
Materials zu anderen ſtaatskirchenrechtlichen 
Fragen über das Thema hinaus, um teils 
jeine frühere Darftellung über S.-Altenburg 
‚und Reuß (Staat und fath. Kirche 2c. 1906) 
zu ergänzen, teil® Bauſteine er Staatd- 
kirchenrecht dort nicht behandelter Bundes 
Nasa zu liefern. 


! 





' Sammelwerfe. Enzyllopädien. 


Meyerd Großes Konveriationsleriton. 6. Aufl. 
ger. 8°. 15. Band. (928 ©.) Leipzig. 
(Bibliogr. Inftitut) geb. 10.— 

Der neue Band umfaßt die Artitel von 

„Oehmichen“ bis „Blafatichriften“. In diefem 
"Rahmen behandelt das Werk u. a. Philoſophie, 
Philologie, Phyſik, Phyfiologie, Pflanzentunde 

ı 2c. In die Geſetzgebung, die Rechtspflege und bie 
Vollswirtſchaft ———— ein die Artikel über Par⸗ 

lament, Patent, Pfandrecht, Phyſiokratie u. a. 

Geographiſchen Inhalts find namentlich die 

Artikel Deiterreih, Oſtindien, Ozeanien, Palä— 

'ftina, Barid, PBeding, Perfien ujw. Dem 
Militär und Marinewejen gehören an die 

Artikel Banzertürme, Banzerlaffeten, Banzer- 

ſchiffe. Ausführliche Artikel befafjen jich mit 

PBapierfabrifation und Photographie. Auch 
der vorliegende Band ift mit Abbildungen, 

"Karten und Tafeln wieder reich ausgeftattet. 
Zu erwähnen find beſonders die Tafeln 
„Drnamente*, „Banzerichiffe*, „photographiiche 





8°. (VI, 230 ©.) Apparate“, die Bilder aus den Gebieten der Na- 


turwifjenichaften, (Bapageien, Paradiesvögel, 


Auf Grund praftiiher Kenntnis der Materie | Pferde, Pflanzenkrankheiten, Bilze), die Bildniffe 


bearbeitet. Form: Fragen und Antworten. 


| hervorragender Philoſophen und Phyſiker uw. 
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Andorff, Otto, Oberlandeög Rat, en | 
Sammlung db. f. d. gs genw. Recht v. 
deutung gebliebenen Entid. d. RG. in il! 
II. Band: GBG., ZPO, KO, eg 
1879—1906. er. 8°, Os S) Berlin, 06 
(3. Guttentag) . 22.— 
Diejer dritte und legte Band 8* bereits 
mehrfach empfohlenen inhaltsreichen und 
überaus geſchickt angelegten Werkes enthält 
die Entſcheidungen zu den email 


über Gerichtöverfafjung, Zivilprozeß, Konkurs 
und G®läubigeranfehtung. 


Barla. 


Webers Zuriftenkalender 1907. Bearb. von 
Rechtsanwalt Dr. Arthur Kallmann. 
Abreihtalender in 8°, Berlin (Erich Weber) 2.— 

Der zweite Jahrgang des raſch beliebt 
ewwordenen Kalender? ift in jeinen biographis- 
hen Notizen weſentlich vervollftändigt und 

auch in der Mitteilung des zum Einprägen 
beftimmten Rectsftoffes nicht unerheblich ver— 
bejiert worden — ein dankbar zu begrüßendes 

Unternehmen, das namentlidy dem angehenden 

Juriſten willtommen jein wird. 


— 





Der Redaktion find bis zum 10. Februar 1907 
folgende Schriften zugegangen, deren vu je 
nad Raum und @elegenbeit vorbepalten wird 
Adides, Dr., Stellg. u. Tätigfeit d. Richters. 

8%. 27 ©. Dresden (v. Zahn & Jaenſch) 1.— 
Arbeiterverhältnijje ti. Oftrau—far: 
winer Steinfohlenreviere dargeit. v. 8. K. 
Arb.»Stat. Amti. Handel3Minifterium, II. Ti.: 
Lebens und Wohnungsverh. 4°. 109u.237 ©. 

Wien (Hölder). 
AUrbeitseinftellun 
jperrungen in Defterr.i 


en, Die, und Aus 
.1906. Hr8g.d. Arb.= 


Stat. Amt i. Handeldminift. 8°. 419 ©. Wien 


(Hölder). 
Urdhiv f. —— erung 


hrsg. 
v. A. Wen 


ler. 8°. Bdo. IH. I. 488. a 
(Fiſcher & Kürſten) 12 Hefte 10.— 

Baumhögger, M., D. rechtl. Natur d. Na- 
traljation n. Deuijch R.-StaatöR. Diſſ. 8°. 
62 ©. Bonn (E. Georgi). 

Bredt, J. B., Wertzuwachs an Grundit. u. ſ. 
Beſteuerg. i. —** 80. 76 ©. Berlin 
(Bruer & Eo.) 1 

— G., D. Bogener Därtt b. 4. Dreißigi. 
— °, 124 ©. Leipzig (Dunder & Humblot) 


® u ngern,Dr. O. rh.v., rn d. Br 
rechts. Gloſſen 3. öff. R. I. gr. 8°. 167 S 
Münden (Piper) 

— — Reichsſorgen u. Welfenträume. gr. 8°. 
80 ©. Münden (Piper) 

Fortihritt, jozialer. H. 81: Die evang. Ar— 
beitervereine (Fuft); H. 82/83: Durch Staats⸗ 
bilfe 3. Selbjthilfe. E. Beitr. 5. Penjionsd- und 
Dinterbl.-Berjorgg. d. Brivatb. (Schmelzer); 
9.84: Ueb. d. wirtſch. Aufg. d. jtädt. —— 
Totomjanz); H. 85/86: Ernſt Abbe als | 





Literaturbericht. 


eg age (Hahn); H. 87: Friedrich Lift, 
r Bißmard d. deutihen Wirtichaftslebend 
tr 50. XI.46) (Moft); 9. 88/90: D. Belämpfe. 
| ee Beinen in 9. 91: Sozial 
efretäre u eger (Kat her) Seipni 
(Dietrich) pro Heft —.25 ne 
Fudh8,Dr.E.u.Dr. 9. Arnheim, Grundbud- 
recht. Komm. B. II: Form. Grundbucdhredt. 
6./7. 9. Berlin (Guttentag) 3.50 
Loening, E., Grundz. d. ehe d. D. R. 
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(Guttentag) 
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Reichs-Archiv. ee d. gel. nul i. 
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— 8°, Bl Leipzig (E. €. M. Pfeffer) pro 
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Barneyerd Jahrbuch der Entiheidungen 
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ale nel, Die, Hrdg.v.E.vonHalle. 

U. Th: D. Yusland. 4°, 281 ©. 
Leipzig ee .- 

Willmann, Dr. O., Die Hochſchule d. Gegen— 
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Windſcheids Lehrbud ded Pandeftenrechts 
III. DD. 9. Aufl. bearb.v. Dr. Th. Kipp.gr.8°. 
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rs Kommentar 3 m BGB. 
— — Pr — 


Annalen des tari 
— —— — sr atszeitfchrift für Elfaß-Lothringen 
> iv für Bürgerliches 2* che R 

Vechts anwend 


Blätter y 
a Rechtspflege im Geb. des 


ir 


r das Notariat in Bayern 


— z in Thüringen 
Be freiw. Gerichtsbarteit 
r — — — 


eg: B e zur Erläut. 
Zahrbücher für württembergifche ehe: 


— für Internationales Privat- 
r 

itſchri O Bürgerl. 
a ann 
Zeitſchrift für Nechtöpflege in Bayern 
— für Rechtspflege in Braun- 


Zeit, juriftifche, für Elfaß-Loth- 


pflege 
che Monatsblätt 


Zuriſtiſche Monassierift. für Pofen 


ringen 
— für Rechtspflege in Medllen- 
urg. 


Der Kommentar erntet hier böchftes Lob. Gerühmt wird überall die 
Selbftändigkeit des Urteils, die Einfachheit und Lberfichtlichkeit der 
Darftellung, die Schärfe der Schlußfolgerungen und die praftifche 
Brauchbarkeit der gewonnenen Refultate.. Wir bringen hier nur einige 


Bitate: 


Annalen des Deutſchen Reichs, 1906, No. 8: Einem gewaltigen Aufwande von Fleiß un 
if e8 gelungen, dieſe auf ber Höbe der Wiſſenſchaft ftebende, allentbalben den jeginen Stand Fr 


er erg widerfpiegelnde Bearbeitun 
Sädhf. Archiv für 


anderen äbnlichen Werte 
erfahren. Der Berbindung 


übertreffende praftiicdhe 


att für freiwillige Gerichtsbarteit, 1906, No. 29: Der vierte Band 


Gentralbl 
des Staudingericen 


Be Piistuz und Rechtſprechung. Der Kommentar wird dadurch zu einem Führer 


nd Literaturblatt, 1907, No. 1: 


erften [Staudinger] mebr die Brarie, im zweiten [Plan 


die ihn it —* iM 2. * ins * —— An — 
n mer mipen m te un n De rundiegenden t ungen 
rer 8 R) ie a au 


in verbältnismäßig kurzer 4* fertig zu ſtellen 


mebr die Theorie ibre — 
(Jaeger) 


Nechtöpflege, 1906, No. 23: Die hoben Vorzüge des Kommentars, melde joon feine 
Auflage —— mt feine Wiſſen ——— und feine nad unjerer Me 
rauchba 


nung alle 
t haben eine weltere Berbolllommmung 
ute Aufnahme in der 


Öter). 


e Borzüge 


Kommentars in befondbers hellem Lichte: bie Verarbeitung und Beteibmung der ges 


ber a wie 


Eine der bebeutenditen Ericheinungen umferes Literarifchen 


+. Der neue Staudinger berfant nie, biefes Wort Habe Ich wiederbolt gebört 


und ich habe es aus felbft empfunden, 


ur gen 


— alten ® beutfößen Bie ig forfchend, ift 


(Hebemann). 


‚1906, Ro, 10: Aeußerlich und innerlich ——— ſich dieſer Kommentar als 
# und deutſcher Gründlichkeit 
taudingers Kommentar für die Praris bes 


ebend, aud auf 


Häufig neue Wege 
SB, ein faum 


Berater unb nad feiner Anlage und Vertiefung für die Theorie des neuen — 
(L 


100. en ein frifder, reichauellender Born. 


* Sochenſchrift, 1904, No. 17/20: Hierbei iſt überall im erſter Meibe auf die tie, Dun Gen der 
genommen, 3 


zugleich aber durch ſcharfe und nelftbolle Anafnfe 


der Nedtsperhältnifie, 


und re Der juriftiiden Auffaſſung * wiſſenſchaftliche Erfenntnis des neuen | 


= namenili da, wo id 


ER ' 
— 


LE ut . 


Gtreitfragen ergeben haben — 


n bodem ‘Maße gefördert worden. (Shlid 2* 
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TLeipzie ‚er Zeitsch 


für Handels-, Konkurs: und — 


herausgegeben von j 78 
Dr. A. Düringer Dr. E. Jaeger H. Könige N 
Reichagerichtaret Proßessor am der Universität Leiprig Reichagerichteren 9F 


— — —4 Schweitzer Verlag (Arthur Sellien in München. — — 


Halbjährlich & Hefte in Quartformat. 
Preis halbjährlich Mk. 10.—. 


Die ersten Nummern des I. Jahrganges enthalten: 


Bolze, Dr., Reichsgerichts-Senatspräsident a. D. in Leipzig, — der autien 
Ilschaft aus Verträgen über ihre Aktien und aus Arglis 
enburg, Dr., Rechtsanwalt in Mannheim, Der Verzug ———— 
Seuffert, Dr. L. v. .„, Professor in München, Wiederkaufsrecht und Wiederverkanfs- 
recht während des Konkurses. 
Wolff, Dr., Oberlandesgerichtsrat in Hamm, Die Rechtsstellung des Konkurs- 
verwalters zur Verjährung während des Anfechtungsprozesses. 
Emminghaus, Dr., Professor in Gotha, Die Ansprüche der Ehefrau an der Lebens- 
versicherungssumme des Ehemannes im Todesfalle und im Nachlass-Konkurs. 
. Gibt es ein Eintrittsrecht der Frau im letzteren Falle? 
Düringer Dr., Reichsgerichtsrat, Zur Aufsichtsratsfrage. 
| Düringer Dr., Reichsgerichtsrat, Das Bankdepotgesetz. 
4 Jaeger, Dr., Professor in Leipzig, Wechselbürgschaft zugunsten einer bevor- 
rechteten Konkursforderung. 
Könige, Reichsgerichtsrat, Ist das Verlangen sofortiger Vertragserfüllung als 
Setzung einer Nachfrist im Sinne des $ 326 BGB. anzuerkennen? 
. Riesser, Dr., Prof in Berlin, Das Bedürfnis nach einem deutschen Scheckgesetz. 
Er‘ Kohler, Dr., "Prof. in Berlin, Marke und Warenbenennung. 
Pollak, Dr., Prof. in Wien, Der Vergleich zur Konkursabwendung in Oesterreich. 
Kretzschmar, OLG.-Rat in Dresden, Die Eintragung des Konkursvermerks bei der 
Briefhypothek (Briefgrundschuld, Briefrentenschuld). 
Brodmann, OLG.-Rat in Hamburg, Zur Theorie des Versicherungsvertrages. 
Düringer, en Reichsgerichtsrat, Die kurze Verjährung der Gewährleistungs- 
ansprüche 
Jaeger, Dr., Prof. in Leipzig, Die Denkschrift über das gerichtliche Zwangs- 
vergleichs-Verfahren, 
Könige, Reichsgerichtsrat, Ist die Kollektivversicherung ein einheitlicher Vertrag = 
oder besteht sie aus einer Reihe selbständiger Versicherungs 
Ehrenberg, Dr., Prof. in Göttingen, Der Begriff des Versicherungsv 
Hagens, Reichsgerichtsrat, Die rechtliche Gebundenheit des Aktionärs gegen die 
Gesellschaft. 
Oberneck, Dr., Justizr., Die Eigentümerhypothek im Konkurse. } 
Rausnitz, Justizr., Der Einfluss der Konkurse auf das Verfahren der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit. 
Rehbein, Dr., Reichsgerichtsrat, Zur Reform des Wechselprotestes, = 
Ritter, Dr., OLG.-Rat in Hamburg, Cessio legis im Versicherungsreeht. “ 
Schneider, OLG.-Rat in Stettin, Ueber Vertragsstrafen im Versich — 
Ullmann, Rechtsanw. in Magdeburg, Ehevertrag und Gläubigeranfechtung. 
Veit—Simon Dr., Justizr. in Berlin, Firmen als Mitglieder des Aufsichtsrats x 
Aktiengesellschaften. 
Voss, Amtsger.-Rat a. D. in Stralsund, Ueber den Schutz der Beteiligter 
prozessrechtliche Uebergriffe im Grenzverhältnis zwischen konkursbe 
und konkursfreiem Vermögen. BET. 
Wach, Dr., Geh. Rat, Prof., Die Klage des Konkursgläubigers gegen den Gemeit 
schuldner. 
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Le BURMEHE: 


on des Deulſchen Reichs 5 3 


Seen, Verwaltung und Volkswirtfcaft. 


wiſſenſchaftliche Beitfchrift und Meteiitienfühnienn 


KENT a Begründet von 


RL.” 


m Georg Hirth und Dr. Mar von Seypel 


Herausgegeben von 


Br Münden 1907 
> Be Berlag (Arthur Sellier) 


Inhalt: 


Seite 

| Skizzen und Notizen. 
er Außenhandel Japand. Bon 
Profeſſor Dr. Karl Theodor von 
Eheberg in Erlangen . . 


| 

| Die —— rn der deutichen 
Binnenſchiffahrt. Von Dr. Her- 

FR mann m dder, Berlin-Schöneberg 
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Abhandlungen volfs und finanzwirtſchaftlichen, ſowie ſtatiſtiſchen Inhalts wollen 
an Herrn Profeſſor Dr. Karl Theodor von Eheberg, Erlangen, ſolche ſtaats- und 
verwaltungsredhtlichen oder jonftigen rechtäwifjenichaftlichen Inhalts an Herrn Profefior 
Dr. Anton Dyrofi, Münden Raiferitraße 2, eingejandt werben. 

Die Rüdfeiten der Manujkriptblätter jollen unbeichrieben jein. Das Honorar 
wird nad) Ablauf des Halbjahrd gezahlt, in dem der Abdrud erfolgte. Bon Ab: 
handlungen werben, wenn nicht eine bejondere Vereinbarung getroffen ift, 20 Sonder: 
abzüge koſtenlos geliefert. 

Bei Annahme von Beiträgen für die Rubrik „Skizzen und Notizen“ erfolgt 
eine bejondere Erklärung nicht, dagegen wird im Falle der Ablehnung für baldige 
Rüdjendung Sorge getragen. 

Durch Annahme zum Abdruck erwirbt die Verlagsfirma das alleinige un: 
beichränkte Vervielfältigungsredht. 





Münden, Cenbachplatz 1. I. Schweiker Verlag 
(Arthur Sellier). 
a ee ee 


Die Firma J. Shweiter Sortiment in Münden, Lenbachplatz 1, hat die Jahrgänge 1—33 
(1868— 1900) ſowie die Geparatabdrüde der „Annalen“ übernommen und offeriert, jo lange die 
Borräte reichen, 

Jahrg. 1868—1906, volitändige Serie mit den bergriffenen und feltenen 

Jahrgängen 1868, 1869 u. 1880 gut gebunden für Mt. 250.— 
1870—1906 gut gebunden he ne ———— 200. 
1881—1906 „ FORTE 05 GE RE VER „ 15- 


Stleinere Serien, einzelne Bände, — Hefte und Separatabdrücke je nach Vorrat u 
entiprechenden Preiſen. 





Soeben wurde vollftändig: 
Meurer, Dr. Ghriftian, Profefior der Rechte in Würzburg. 


Die Haager Friedenskonferenz. I. Band: Das Friedens: 
recht der Haager Konferenz. ar. 8°. (VIII, 391 ©.) 1905. Preis 
Rt. 15.—. 


HU. Band: Das Kriegsrecht der Haager Konferenz. gr. 8°. XII, 
689 ©. 1907. Preis Mi. 26.—. 


Meurer bietet hier eine erjhöpfende quellenmäßige Darjtellung der gejamten 
Verhandlungen dieſer völferrehtlih ungemein wichtigen Konferenz. Bejonderes 
Interefje darf der II. Band beaniprucden, der über die praftifch wichtigſten Er« 
gebnifje der Konferenz berichtet, auf denen die II. Konferenz weiter bauen wird. 


3. Schweiter Berlag (Arthur Sellier) München. 





— — 
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Zwei badifche Stantsverträge. 


Ein Beitrag zur Lehre vom internationalen Bertragäredt. 
Bon Dr. Hans Münch in Baden-Baden. 


Einleitung. 


Zweifelsohne hat es für den Öffentlichrechtlichen Theoretifer einen ver- 
Iodenden Reiz, fi) bei feinen Unterſuchungen in jenes Gebiet zu begeben, das 
hauptſaͤchlich dem ziviliſtiſchen Praktiker ala eine Art fata morgana erſcheinend, 
gar ojt ein verächtliches Lächeln abringt; wir meinen das Gebiet des Völker— 
rechts und des internationalen Rechte. Bald aber wird jenes Lächeln ver: 
ichwinden, wenn einmal in der Praxis eine ſpezifiſch völferrechtliche Frage auf: 
taucht, bzw. was öfter der Tall ift, wenn ein Grenzfall, der die Gebiete bes 
Staats- und Völkerrechts berührt, der Enticheidung des Richters harrt. Wird 
dieſe Entiheidung aud, ſoweit fie rein völferrechtlicher Natur ift, in den weit- 
aus meiften Fällen von den oberften Staatsbehörben ausgehen, jo fünnen doch 
auch die unteren Inſtanzen in die Lage fommen, neben eigentlichen Kollifions- 
normen Rectsjäge des Völkerrechts bzw. des äußeren Staatsrechts ihrer Ent: 
ſcheidung zugrunde zu legen. Die Beurteilung völferrechtlicher tragen jegt gar 
oft die genaue Kenntnis privatrechtliher Normen voraus, ebenjo wie die Ans 
wendung privatrechtlicher und zivilprozefjualer Kollifionsnormen die eingehende 
Kenntnis Staats: und völkerrechtlicher Grundjäße verlangt. 


Dabei wollen wir für Diele Unterfuhung völlig außer acht lafien, 
wem e3 zufteht, zu prüfen, ob der die Rechtsnorm anwendende Beamte etwa 
einem auf Grund völferrechtlicher Vereinbarung oder Vertrags gejehten Rechts: 
fa oder einer auf Grund eines Reichögejeges erlaffenen Vorſchrift den Vorzug 
zu geben hat. Wir ftellen uns vielmehr auf die Seite des mit der Prüfungs: 
fompetenz begabten Organes und wollen verjuchen, zwei badiſche Staatäverträge, 
Rechtshilfe betreffend, die wir aus dem allerdings leider noch nicht geichriebenen, 
nur in abstracto erijtierenden internationalen Vertragsfoder herausgegriffen 
haben, auf Grund ihrer mannigfachen Eigenheiten einer juriſtiſchen Analyſe zu 
unterziehen. 


Zunächſt ſollen die Verträge ihrem Inhalte nach, ſoweit dieſer für die 
ſtaats- und völkerrechtliche Behandlung der Staatsverträge von Wichtigkeit iſt, 
Gegenſtand der Unterſuchung bilden; es wird dann auf ihre Form, auf die 
Art ihres Abſchluſſes, ihre Stellung zu den Reichsgeſetzen und auf ihre Be— 
handlung in der Literatur und der Praxis eingegangen werden; allerdings werden 
in der von uns angeführten Literatur wie in der gerichtlichen — nicht 
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gerade unfere beiden badiſchen Verträge ausſchließlich behandelt, jondern mehr 
die Gattung bdiejer Art von Verträgen einer Kritik unterzogen, jo aber, daß 
wir das Geſagte vollfommen auf unſere Verträge anwenden fönnen. Es 
ichließen fi dann kurze Erörterungen über dad Wejen der Staatöverträge im 
allgemeinen und über die Gültigkeit und Wirkſamkeit der fraglihen Verträge 
im beionderen an. 


Wo gejegliche oder vertragamäßige Handhaben fehlen, um ein vorhandenes 
Rechtsinſtitut auf feine fortdauernde Gültigkeit und Wirkjamkeit mit Ausſchluß 
allen Zweifels zu prüfen, müffen notwendigerweife allgemeine Normen aushelfen, 
die ſich ſowohl aus dem vorhandenen Gejeßesmaterial und jeinen Motiven, wie 
aud aus der allgemeinen Rechtslehre herleiten läſſen. Enthält z.B. eine Ver: 
faflung oder ein ſonſtiges Gejeg gar feine Beſtimmung über den Abſchluß von 
Staatäverträgen, wie e8 im Großherzogtum Baden der Fall ift, oder Beftimmungen, 
über die ſich ftreiten läßt, wie Art. 11 der Verfaffung des Deutichen Reiches, 
jo wird die Literatur hier ein willlommenes Feld zur wiſſenſchaftlichen Er: 
gänzung mangelnder oder interpretationsfähiger Vorſchriften vorfinden. So 
find denn aud) eine größere Anzahl von Monographien über den Abſchluß von 
Staatöverträgen und deren ſtaats- und völferredhtlihe Stellung im allgemeinen 
erihienen. Die vorliegende Urbeit nun befaßt fid) mit zwei Verträgen eines 
deutichen Gliedftaates im Hinblick auf bdeffen Zugehörigkeit zum Reid im 
bejonderen. Die frage, inwieweit Beftimmungen eines Staatsvertrages eines 
Einzelftaats, der durch feinen Eintritt in den Bundesſtaat eine in feiner Gejet- 
gebungsfompetenz zum Zeil notwendige Wenderung durchmachen muß, durch die 
mit diefem Vorgang verbundene innerftaatlihe Metamorphofe berührt werde, 
joll den Abſchluß diefer Arbeit bilden. Die Behandlung diejer leteren Materie 
ift infoferne eine nicht ganz leichte, ald man in der die neuere Theorie und 
zum Teil aud) die Praris beherrichenden Auffaffung von der Doppelnatur der 
Staatöverträge mit je einer jelbitändigen ſtaats- und völferrechtlichen Eriftenz 
— Jellinek jpricht treffend von einer „Zmeileelentheorie” ") — bei der Begründung 
einer anderen Anficht auf Heitigen Widerſtand ftoßen wird. 


Es joll hier verfucht werden, eine für die Praris wünſchenswerte Löſung 
der Trage, joweit möglich theoretiih, zu begründen. 


Das Großh. badiſche Juſtizminiſterium hat in einer Bekanntmachung 
vom 1. Auguſt 1905?) erklärt in 3 25, daß im Verhältnis zu Frankreich der 
Dertrag vom 16. April 1846 und im Verhältnis zum Kanton Yargau der 


Vertrag vom = —— — 1867 noch beſtehe. Dieſe beiden Verträge, die ſich 
ihrem Inhalt und Wejen nad) vollkommen bdeden, jollen den Gegenftand ber 
folgenden Unterſuchung bilden, jo, daß die ganze Beſprechung für beide Verträge 
gilt, joweit nicht Abweichendes erwähnt ift. Der badiſch-franzöſiſche Vertrag ift 
im Regierungsblatt vom Jahre 1846 (©. 133), der badiſch-aargauiſche Vertrag 
im Regierungsblatt vom Jahre 1867 (S. 426) abgebrudt. °) 








ı, Jellinet, Gejeg und Berordnung ©. 353. 
) Bad. Geſ. u. Berord.-Blatt 1905 Nr. XIX ©. 392 ff.) 
ar Der Wortlaut beider Berträge ift diefer Abhandlung abichriftliih am Schluß 
angefügt. 
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Erſter Geil. 
Erites Kapitel. 
Die beiden badiſchen Rechtshilfeverträge nach Juhalt, Form und Abſchluß. 
1. Ullgemeine®. 


Das Staatsgebiet in feiner räumlichen natürlichen Umgrenzung bildet die 
Grundlage für die Entfaltung der ftaatlichen Hoheitsrechte. Zu dieſen Hoheits— 
rechten gehört auch die Yuftizhoheit, d. h. die rechtliche Möglichkeit des Staates, 
jeine Rechtsnormen auf alle auf jeinem Gebiet befindlichen rechtsfähigen Per: 
fönlichkeiten anzuwenden und ihren Zweck durd äußere Garantiemittel zu er 
reihen. Das eigene Staatögebiet des jein Recht zur Durhführung bringen 
wollenden Staates bedingt die Ausübung der Rechtsgrundſätze durch jeine 
natürlichen Grenzen; nur auf berrenlojem, zu feinem Staat gehörendem Gebiet 
kann ein Staat noch unbeſchränkt jeine Hoheitsrechte geltend machen; ſonſt 
bedarf er überall der Zuſtimmung jenes Hoheitsſubjektes, das ausſchließlich 
befugt iſt, ſein Hoheitsrecht auf dem betr. Gebiet auszuüben. So iſt es auch, 
abgeſehen von dem Fall einer völkerrechtlichen Servitut, entweder der inner: 
ftaatlichen Gejetgebung vorbehalten, Beſtimmungen darüber zu treffen, daß 
fremden Gerichten ebenſo Rechtshilfe geleiftet wird, mie den inländiichen; oder 
e3 ift den Staatöverträgen bezw. Vereinbarungen vorbehalten, bie Gewährung 
von Rechtshilfe zu regeln. Staatsjerpituten ſowie innere Gejeßgebung find 
wenig geeignet, die internationale Rechtshilfe zu fördern, da ſowohl durd die 
Servitut wie durch das Geſetz an ſich immer nur einjeitige Vergünftigungen 
gewährt werden fünnen. Durch dieſe Einjeitigfeit können aber keinerlei völfer- 
rechtlich bindenden Regeln geihaffen werben; es müßte denn fein, daß eine 
größere Anzahl der in der Völferrechtögemeinichaft ftehenden Staaten durch 
Uebereinjtimmung ihrer Gejeßgebung Normen ſchaffen, die fi, wenn fie gegenjeitig 
anerfannt werden, zu einem völferrechtlichen Gewohnheitsrecht erheben. Die 

ejege jelbit darf man doch wohl nur als Erkenntnismittel für das Vor- 
bandenjein der völferrechtlichen Hebung betrachten. ’) 

Die internationale Redtöhilfe wird nur auf Grund gewohnheitsrechtlicher 
oder auf Vertrag bezw. Vereinbarung beruhender Gegenfeitigfeit die Grundlage 
abgeben können für die Entwidelung einer völferrechtlichen Pflicht des gegen— 
jeitigen Beiftandes. Jedenfalls ift der völferrechtliche Vertrag das beite Mittel 
internationaler Verſtändigung. So konnte ſchon Tyeuerbah (1812) jagen: 
„Bmwei fi) miteinander vertragende Staaten können fi) weit mehr gegenjeitig 
zugeftehen, ala ein Staat durd ein bloß von ihm ausgegangenes Gejeg, wenn: 
gleich mit dem Vorbehalte gleicher Gegengewährung, einjeitig verſprechen barf.“ ) 

Außer den beiden in der Einleitung genannten Staatsverträgen eriftierte 
noch bis zum Jahre 1898 ein badijch=öfterreichiiches „Uebereinfommen“ vom 
Jahre 1819 bezw. 1856 über die gegenjeitige Bollftredbarkeit von Urteilen, 
die in Baden bezw. in Defterreich erlaffen wurden. Im Jahre 1898 jedoch 
wurde dieſe Vereinbarung durch Kündigung aufgehoben.“) Inwieweit die Be: 


Bol. die allgemeinen Erörterungen be iTriepel, — und Landesrecht“; 
a. M. Fiore: „Droit international codifié“ Introd. ch. III. 
2) yeuerbad, „Ueber die Rechtskraft und —2 eines von einem aus— 
wärtigen Gerichte geiprohenen Erfenntnijies“ in der „Ihemis“ 1812, 
) Bad. Gei.- u. Verord.-Bl. 1898 ©. 419. 
11* 
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ftimmungen über gegenjeitige VBollftredbarkeit von Urteilen anderweit im Verhältnis 
von Baden bezw. dem deutichen Reich zu Defterreich geregelt find, das feftzuftellen 
iſt Sache des internationalen Zivilprozeßrechts. 

Mit zivilprozeffualen Fragen wollen wir uns jedoch hier nur joweit es 
zum Verftändnis der ſtaats- und völferrechtlihen Behandlung ber Aufgabe not- 
wendig ericheint beichäftigen. Im übrigen möchten wir bezüglich diejes badiſch— 
öfterreichiichen Rechtshilfeverhältniffes bemerken, daß die dasjelbe regelnden 
Betimmungen einfeitig von den jeweiligen Juftizminifterien in Yorm von og. 
„Deklarationen” gegeben wurden und nicht in Form eines Vertrages oder 
einer Vereinbarung, an deren Abichluß die Regierung als ſolche beteiligt war. 
Wenn fi durd die einfeitigen Erklärungen der Staaten, die nur an ihre eigenen 
Behörden gerichtet find, im Laufe der Zeit ein Gegenfeitigfeitäverhältnis heraus: 
gebildet hat, jo kann man darin wohl eine ftillfchweigende Vereinbarung erbliden, 
von ber aber jeder Staat einfeitig abweichen kann, ohne damit einen Vertrags: 
bruch zu begehen. Denn dieſe „Erklärungen begründen feinen rechtlichen Anſpruch 
auf dauernde Anwendung der in ihnen auägelprochenen Grundſätze; fie find 
nichts als einfache Mitteilung eines Staates über das in ihm geltende Recht, 
deſſen Abänderung daher nur von feinen gejeßgebenden Faktoren abhängt.“ ') 
Rechtliche Anſprüche zwiſchen Staaten werden in Rectshilfefahen nur durch 
Verträge begründet, da durch fie ein Verſprechen bezw. eine Verpflichtung ein— 
gegangen wird. 








badifch-franzöfilchen 
2. Inhalt des Vadilch-narganifihen Bertrages. 

Die genannten Berträge haben im weientlihen zum Inhalt das Verhältnis 
der Gerichtsbarkeit des betr. ausländiſchen Staates zu der des badiſchen Staates, 
insbejondere das Berhältnis der Gerichte jenes zu denen dieſes, indem die Ver— 
träge eine Einigung enthalten über da8 Maß ber Wirkſamkeit, die einem aus: 
ländiihen Urteil inbezug auf die badilhen Gerichte zufommen joll. Jene 
Yuriödiktionsverträge find m. a. W. NRechtshilfeverträge, in denen feſtgeſetzt ift, 
wie badiſche Gerichte zur Verwirklichung ausländiicher Urteile inbezug auf Boll: 
ftredung bes im Ausland gefundenen Rechts beizutragen haben. 

Da wir in den folgenden Erörterungen den Vertrag mit Frankreich vom 
9. Juni 1846 zu Grunde legen wollen, jo jeien bier die für unjeren Zweck 
einichlägigen Artikel angeführt. 

Urt. 1 des Vertrags beftimmt: 


„Urteile, welche von den zuftändigen Gerichten des einen Staates in 
bürgerlihen Rechtsſachen mit Einfluß der Handelsſachen erlaffen find, begründen 
in dem anderen Staate ein richterliches Unterpfand und werden überdies, nachdem 
fie die Rechtskraft beichritten haben, vollziehbar, vorausgeſetzt, daß die Beteiligten 
den in Art. 3 enthaltenen Beftimmungen genügen.” Nach Art. 3 bedarf das 
anerfannte Urteil zu feiner Vollſtreckbarkeit nur einen ſog. „Beiſatzbefehl“, der 
von dem zuftändigen Gericht bes Bezirk, in dem die Partei, gegen welche das 
Urteil erging, ihren Sit hat, bezw. in dem die ftreitige Sache gelegen ift, erteilt wird. *) 


a’ 9. Lammaſch in v. Holgendorff3 Handbuch des Völlkerrechts 1887 Band III 


S. 35 * 
2) Den „Beiſatzbefehl“ entſpricht unſere heutige ‚Vollſtreckungsklauſel“ ($ 724 ZPO.) 
— „le jugement sera declar& executoire‘ heißt es im franzöfiichen Vertragstert. 
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Art. 7 lautet: „Gegenwärtige Hebereinkunft ift auf fünf Jahre abgeſchloſſen 
und bleibt fünf weitere Jahre in Kraft, wenn ſechs Monate vor Ablauf diejes 
Zeitraums feine der beiden Regierungen ihren Rüdtritt erklärt, und jo fort 
von fünf zu fünf Jahren.“ 

Die übrigen Vertragsbeftimmungen betreffen ben Begriff des „zuitändigen“ 
Gerichts, formale Erfordernifje über Ausfertigung des Urteils, Rechtötraftzeugnis, 
jowie die Regelung über a, Ladungen und Erjuchichreiben, welch leßtere 
Materien 3. Z. durch das „Abkommen zur Regelung von Fragen des inter 
nationalen Privatrechts“ vom 14. November 1896 ') erjegt find. 

Der tiefere Sinn ber Rechtöhilfeverträge ift der, daß Staaten, die ſich 
gegenjeitig als vollwertig und ebenbürtig anerkennen, dieje allgemeine Anerkennung 
auch auf die Tätigkeit ihrer Gerichte erſtrecken. Es ift jedoch notwendig, um 
gewiſſen rechtswirkſam jein jollenden Handlungen ausländiiher Gerichte auch im 
Inland dieje Wirkſamkeit zu verleihen, daß diejes Rechtshilfeverhältnis, damit 
ihm die Berpflihtung innewohnt, durch Vertrag geregelt wird. 

Zu den wenigen Verträgen diejer Art gehören nun die beiden badijchen, 
die eine Bereiterflärung eines deutichen Staates enthalten, mit den eigenen 
Drganen die Rechtöpflege des ausländiichen Staates hinfichtlih der Vollſtreckung 
der im Ausland gejällten Urteile zu fördern. 


3. Form der Berträge. 
a) Die Begriffe: „Vertrag“ und „Bereinbarung“. 


Im badiſchen Regierungsblatt ?) wird das von Baden mit Frankreich 
abgejchloffene Rechtsgeſchäft „Staatsvertrag“, jowie „Uebereinkunft“ genannt, Die 
badijch-aargauiihen Verhandlungen erhielten nad ihrem Abihluß den Namen 

„Übereintommen“,’) während die von den Yuftizminifterien von Baden und 
Defterreic abgegebenen Erklärungen „Vereinbarung“ genannt werden.*) Es 
möge glei) vorausgeichidt werden, daß ſich die Begriffe „Vereinbarung“, „Überein: 
re “ und „Übereintommen“ deden. 

In der Theorie wird nun mit wenigen Ausnahmen den veridhiedenen 
Begriffen über Willenseinigungen fein juriftiiher Unterſchied beigelegt; im all: 
gemeinen wird auf alle Willenseinigungen der Sammelbegriff „Vertrag“ ange: 
wandt. Dft wird dann Vertrag ala „übereinftimmende Willenserklärung“ definiert ; 
diefe Begriffsbeftimmung dürfte nur infofern vollftändig richtig jein, als fie 
identifch ift mit „Willenseinigung.“ Die Willenserflärungen, aus denen ſich 
der Bertrag zujammenjeßt, find an und für fich nicht übereinftimmend, jondern 
ungleichartig, fi) gegemfeitig ergänzend. Jellinek jagt: „Der Vertrag ift das 
Zuſam mentreffen mehrerer Willen in einem Gemollten, woburd) die getrennten 
Willen in Beziehung auf ihr Objekt in einem einigen zufammenjchmelzen.” °) 
Es Liegen beim Bertrag jomit mehrere Willen vor, die ſich gegenjeitig anerkennen 
und auf ein gemeinjames Ziel hinftreben. Biegen dagegen zwei beiberjeitig voll» 
tommen gleiche Willenserflärungen vor, jo ift in ihrem zum Zweck einer Einigung 

ı) a 1899 ©. 285 ff. 

2 Bad. Reg.-Bl. 1846 ©. 133. 

9) Bad. er Bl. 1867 ©. 426. 


*) Bab. Geſ. u. Verord.Bl. 1898 ©. 4 
5, ellinet, „Die Lehre von den — ©. 101. 
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erfolgten Zufammentreffen eine „Vereinbarung“ zu jehen. Jellinek nennt deshalb 
„Bereinbarung“ : Willenseinigung zum Zweck der Beiriedigung gemeintamer, 
„Dertrag“ : Willenseinigung zum Zweck der Befriedigung entgegengejeßter oder 
doch nicht fongruierender ntereffen.‘) In gleihem Sinne jpricht fid) Zriepel, 
fowie Binding aus.“) Triepel jagt: „Der Vertrag iſt die Vereinigung mehrerer 
Perjonen von verjhiedenem aber forrejpondierendem Intereſſe zu inhaltlich 
entgegengejeßten auf denjelben äußeren Zweck gerichteten Willenserflärungen.“ 
An diejer Definition kann und jedoch die Ausdrucksweiſe, daß der Vertrag die 
„Vereinigung mehrerer Perjonen“ ſein ſoll, nicht ſonderlich gefallen; der 
Vertrag als etwas Abſtraktes iſt eher eine Willensvereinigung der von den 
Perſonen gebildeten Einzelwillen. Doc wird mit der von Zriepel gegebenen 
Definition im übrigen das Wejen bes Vertrags treffend gekennzeichnet. Binding 
definiert (a. a. DO. ©. 69/70): „Der Vertrag ift das Redhtsgeichäft, welches 
durch zwei von verichiedenen Rechtsfubjekten ausgehende, auf benjelben med 
gerichtete, einander notwendig ergänzende Handlungen verichiedenen Inhalts bes 
gründet wird;“ und zum Unterſchied davon nennt er „Wereinbarung“ eine Ber: 
ichmelzung verichiedener inhaltlich gleicher Willen. Jellinek, Triepel und Binding 
find bis jet die einzigen Autoren, die in der Terminologie zwiſchen Vertrag 
und Vereinbarung ihrem Wejen nad) einen Unterſchied maden. 

In der deutihen und ausländiichen Literatur wird immer wieder nur der 
rein Außerliche Unterſchied, ſoweit überhaupt von einem Unterſchied zwiſchen 
Vertrag und Vereinbarung geiprochen wird, geltend gemadt, daß unter „Ver: 
einbarung“ eine minder feierliche Form des Vertrags zu verftehen ift, und daß 
in Vereinbarungen weniger wichtige Gegenftände geregelt werben.®) 

Die meilten Schriftiteller, die die Begriffe „Vertrag” und „Bereinbarung“ 
gebrauchen, jtellen diejelben als identiih hin, teils indem fie dies ausdrüdlich 
erflären, teils ift dies aus dem Gebraud) diefer Begriffe im Zufammenhang zu 
erfennen. Doch mozu dieſe Erörterungen, die, wie Nippold jagt, „doch nur 
geringes theoretijches Intereſſe haben, da völkerrechtlich überall diejelben Vertrags: 
grundjäße Pla greifen, aud) da, wo es ſich um eine Vereinbarung handelt“. *) 
Jedoch gerade im Gebiete des MWölferrehts, das in ſeiner Theorie, 
beſonders in der Theorie völkerrechtlicher Begriffe noch ſehr im Anfangsſtadium 
ift, wäre es wünſchenswert, einer ſchwankenden Terminologie durch juriſtiſche 
Klarlegung der Begriffe entgegenzuarbeiten. Iſt doch hauptſächlich für die 
Theorie der Völkerrechtsquellen der Unterſchied von Vertrag und Vereinbarung 
ein ſehr wichtiger. Es ſei hier auf Triepel“) verwieſen, der ausführlich darlegt, 
daß wohl Vereinbarungen imſtande ſind, einen Gemeinwillen hervorzubringen, 


9 Jellinet, „Suitem der jubj. öfftl. Rechte“ 2. Aufl. 1905. S. 204 fi. 

”) Triepe:, „Bölferr, u. Yandesr.” 1899. ©. 45. Binding, „Öründung des 
nordd. Bundes“ ©. 69/ 70 in der Feftichrift der Leipziger jurift. Fakultät für Bindiceid. 1888. 

®) Bergl. Bulmerincaq, „Bölterreht und internationales Recht“ in Marquard- 
ſens Handb. De öffentl. Net 1887. Martens-Bergbohm, „Bölterreht” 1883—86, 
©. 412. Ullmann, „Völterret“ 1898, ©. 153. 4. Rivier, „Lehrbud des Völker— 
rechts“ II. Aufl. 1899, S. 322. Bonfils- Grad, „LXehrbud des Völterrechts“ III. Aufl. 
1904. 8.430 Martens, „Precis du droit de gens“ 1864, S. 155. Vattel, „Droit 
des gens“ 1869, ©. 138. Letztere beiden verfteben unter „convention“ (= Vereinbarung) 
einen buch einen einmaligen Alt fich auflöfenden Vertrag, während „traite“ ein 
dauernde, meist jeine Dauer in fich felbjt tragendes —— normiert. 

5O. Nippold, „Der völkerrechtliche Vertrag . . .“ 1894, ©. 42. 

) A. a. O. ©. io. 
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weil fie nicht auf eine beitimmte Teilnehmerzahl beſchränkt find. Die Natur des 
Vertrags aber bringt e8 mit fi), daß er nur aus der Willensbeteiligung zweier 
Parteien hervorgehen kann, die in einem beftimmten Gegenfeitigfeitsverhältnis 
ftehen, wie aus der Definition de8 Vertrags zu entnehmen ift; der den Ber: 
trag erzeugende Wille der Parteien ijt inhaltlich nicht bei den einzelnen Parteien 
gleih, die Vereinbarung dagegen gibt inhaltlich gleihen Willensäußerungen 
rechtliche Wirkung und iſt eher imjtande, die Allgemeinheit zu binden, wie der 
Bertrag. Der Bertrag hat immer nur zwei Parteien, deren Sonbderinterefjen 
ſich nicht deden, die Vereinbarung dagegen hat überhaupt feine Parteien, 
ſondern fie läßt eine unbeichränfte Zahl gleicher ntereffenten zu und trägt jo 
die Tendenz allgemeiner Anerfennungsmöglichleit in fi, was beim Vertrag 
feinem Weſen nad nicht der Fall if. Beim Vertrag bat man mit einer 
Gegenüberftellung von Intereſſenten zu rechnen, bei der Vereinbarung mit 
einer Gleichftellung. Wenn auch die Wirkung der beiden Redhtsinftitute Diejelbe 
ift, jo bietet doc, die Vereinbarung eine leichtere Möglichkeit, ihre Wirkung auf 
andere durch fie noch nicht gebundene Staaten auszudehnen, wie die gewöhnlich 
längere Verhandlungen mit ji bringende Bertragsjorm. 


bı Die beiden badiſchen Rechtshilſeverhältniſſe als mwirklide 
Verträge. 


Wenn wir nun unſer badiſch-franzöſiſches und badijch-aargauiiches Rechts- 
hilfeverhältnis in ihrer jchriftlichen FFirterung anjehen, wären wir vielleicht ge: 
neigt, auf den erjten Anblid hin unjere Diagnoje auf „Bereinbarung“ zu 
ftellen. „Uebereinfunft“ werden ganz allgemein beide Rechtsinititute genannt; 
die badiſch-franzöſiſche „Uebereinfunft“ hat allerdings den Titel „Staatövertrag ;“ 
fie wurde auh vom Großherzog und dem König der Franzoſen ab: 
geichloffen, während bei der lLebereinfunft mit dem Kanton Aargau nur die 
„Regierungen“ beteiligt waren; aljo im letteren Fall die minder feierliche 
Form, die, wie wir oben gejehen, gewöhnlich „Vereinbarung“ oder „Ueberein- 
funft“ genannt wird. 

Die zwei badiſchen Nechtshilfeverträge find nun auf Grund der Gegen- 
feitigfeit geregelt; nur wenn frankreich die badijchen Urteile volljtredt, vollitredt 
auch Baden die franzöftichen Urteile, dies ift der Sinn der Verträge; das 
Gegenfeitigfeitöverhältnis drüdt ſich auch in der Ueberſchrift der Verträge aus, 
wo von ber „wechjeljeitigen“ und „gegenfeitigen“ Vollſtreckbarkeit geſprochen wird. 

Ein Staatövertrag ift num eine Willenseinigung zum med der Be— 
friedigung entgegengeleßter oder doch nicht fongruierender Intereſſen; auf dieſe 
Definition bezogen, ift der Inhalt der fraglichen Verträge kurz der: Frankreich 
will, daß jeine Urteile in Baden anerkannt und vollitredt werden, Baden will 
dasjelbe von jeinen Urteilen in Frankreich, jedoch ift eine Bereinbarung in 
diefem Werhältnis nicht zu erbliden; es liegen hier gleichſam zwei ſich gegen- 
feitig bedingende Vorverträge vor, die durch ein jeweilig bindendes Verſprechen 
zum endgültigen Vertrag werden; es find nicht gleiche Intereſſen und deshalb 
gleihartige Willensäußerungen, die das Ergebnis der Verhandlungen im Erfolg 
zeigen. Baden z. B. will gar nicht an fi, daß franzöfiiche Urteile in Baden 
dollftrecft werden, wie bies Frankreich will, jondern nur dann, wenn aud) 
badiſche Urteile in Frankreich vollftredt werden — und darin liegt die dem 
Bertrage eigentümlihe Gegengabe; der äußere Erfolg jtellt ſich dann ala 
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Willenseinigung dar. So aud im Privatrecht: beide Kontrahenten wollen, da} 
ein Kauf zuftande kommt, d. 5. daß ber eine den Kaufpreis erhält, der andere 
den Gegenitand, das jeweilige Einzelinterefje geht aber nur auf Gegenitand 
oder Preis. Unſere Rechtshilfeverträge charakterifieren fih nun dadurch alö 
Verträge, daß fie aus inhaltlich entgegengejegten Willensäußerungen beftehen, die 
zur Willenseinigung werden deswegen, weil man übereingefommen ift, daß die 
Willensäußerung der einen Partei nur dann rechtlich wirkſam jein joll, wenn 
eine korreſpondierende Willensäußerung der anderen Partei abgegeben wird. 
Analyfieren wir einmal einen Ausführungsaft des perfeften Vertrages: Wird 
3. B. von Frankreich Baden gegenüber der Vertrag erfüllt, d. h. wird ein in 
Baden ergangenes Urteil in Frankreich vollitredt, jo erlangt Baden dadurd 
einen offenfundigen Rechtsvorteil, der ihm ohne Vertrag jedenfalls nicht zuteil 
würde. Hiemit ift der eine Kontrahent, Frankreich, dem Vertrag nachgefommen, 
das Intereſſe des Gegenfontrahenten, Badens, ift erfüllt. Das entgegengelekte 
Intereſſe Frankreichs beiteht nun darin, daß frankreich in der analogen Lage 
Erfüllung des Vertrages von Baden verlangt; die Willenseinigung beiteht 
darin, daß beide Staaten nur dann ohne weiteres die fremden Urteile voll: 
ftreden, wenn Gegenjeitigfeit verbürgt ift. Die jedesmalige Rechtshilfeleiitung 
eined der Vertragäftaaten jtellt fi) dar als Erfüllung eines einjeitigen Vertrags 
ähnlich dem einjeitig empfangsbedürftigen Rechtsgeſchäft im Privatrecht. Ergeht 
3. B. in Baden ein Urteil, das in Frankreich vollſtreckt werben joll, jo Liegt 
in dem badiſchen Urteil durch den Vertrag gleichſam die ſtillſchweigende Auf: 
forderung zur Offerte an das zuftändige franzöfiiche Gericht, die Vollitredung 
des badiſchen Urteils herbeizuführen. Frankreich kann nun in die Qage kommen, 
öfter badiiche Urteile zu vollftreden, während Baden vielleicht nie ein franzöftiches 
Urteil zur Vollftrefung befommt; Frankreich wird aber auf Grund des Per: 
trage doc immer vollftreden müflen, immer mit der Eventualauflage der 
verbürgten Gegenjeitigfeit und in der Hoffnung, gelegentlich auch einmal jeine 
Intereſſen geltend machen zu können. So jehen wir — im Verhältnis von 
Baden zum Kanton Aargau gilt dasjelbe —, daß wir e8 bier mit wirf: 
lichen Verträgen zu tun haben, die durch ihre Natur auf die begrenzte Zeil: 
nehmerzahl von zwei Parteien beichränkt find und nicht mit Vereinbarungen, 
die aus gleichen ntereffeniphären hervorgingen und eine unbeſchränkte Mitglied- 
ſchaft zulaffen. 
Betrachten wir nun den Abichluß diefer Verträge. 


4. Abſchluß der Rechtshilfeverträge. 


Eine Vorſchrift in der badijchen Verfaffung vom 22. Auguft 1818 über 
Abſchluß und Wirkſamkeit von Staatöverträgen eriftiert nit. Maßgebend war 
beim Abſchluß der Verträge Art. 11 Abi. 3 der Bundesakte vom 18. Juni 1815; 
er beftimmt: „Die Bundesglieder behalten zwar da8 Recht ber Bündniffe aller 
Art, verpflichten ſich jedoch in feine Bedingungen, die gegen die Sicherheit des 
Bundes oder einzelner Bundesftaaten gerichtet wären.“ Diejem Artikel widerſpricht 
der Inhalt der Rechtshilfeverträge nicht. 

Der badildy= jranzöfiiche Vertrag vom 16. April 1846 wurde von ben 
Bevollmächtigten de Großherzog von Baden und des Königs der Franzoſen 
abgeichloffen, von den betr. Monarchen ratifiziert und in Baden im Regierung 
blatt (Nr. 24 vom 20. Juni 1846, ©. 133) publiziert, und zwar als Bekannt: 
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machung, nicht in Gejeßesform mit der entiprechenden Eingangsformel, in der 
die Zuftimmung der Stände zugefihert ift; der Volksvertretung wurde ber 
Vertrag nie vorgelegt. 

Der Staatövertrag zwiihen Baden und dem jchmeizeriichen Kanton Yargau 
trägt ganz den Verordnungscharakter; er hat nicht den Namen „Staatövertrag“, 
londern er wird „Uebereinfommen“ genannt; er wurde nicht in ber feierlichen 
Form geichlojfen, wie der badiſch-franzöſiſche Vertrag mit feiner langen formellen 
Einleitung, er wurde nicht direft vom Großherzog ratifiziert, jondern nachdem 
da3 Uebereinftommen abgejchloffen worden ift, wurde dasjelbe „infolge erhaltener 
Allerhöchfter ‚Ermächtigung‘ zur Nachachtung gebradt”. Merkwürdig ift hier 
der Ausdrud „Ermädtigung,” ftatt, wie man erwarten jollte, Genehmigung, d. h. 
nachträgliche Zuftimmung. ) Bei diefem Vertrag fteht das perjönliche Eingreifen 
des Monarchen mehr im Hintergrund, und doch hat der Vertrag ganz denfelben 
Inhalt und Zweck, wie der von Baden mit frankreich abgejchlofjene. 

Der Art. 11, Abj. 3 der Bundesakte trifft nur in Beziehung auf den 
Inhalt der von den Staaten abzuſchließenden Berträge Beitimmungen, nicht 
dagegen über Legitimation zum Abſchluß, Wirkſamkeit ꝛc. War aud im Mittel- 
alter der Abſchluß von Staatöverträgen im allgemeinen an die ftändilche Zu: 
ftimmung gebunden, ?) jo war doch das zum Abichluß der Verträge Iegitimierte 
Organ der Monarch und vielfach wurde der Staatövertrag auch ohne Zuftimmung 
der Stände in jeiner innerftaatlihen Wirkung als verbindlicdy angejehen. ?) 

MWiewohl nun jeit dem Wiener Kongreß, um einen Zeitpunkt zu nennen, 
das innerftaatliche Recht von wejentlihen Einfluß war auf das gültige Zuſtande— 
fommen von Staatöverträgen, war doch ein joldher Einfluß nur da von rechtlicher 
Bedeutung, wo entweder in der Verfaſſung oder in anderen Landesgeſetzen eine 
Sr munn getroffen war über Abſchluß und Wirkſamkeit von Staatsverträgen. 
Wo feine Beitimmungen aufgenommen find in ber Verfaffung wie in Baden, 
ift zunädjt der Monardy im Zweifel ald Vertreter jeines Staates dem Ausland 
gegenüber zum Abſchluß von Verträgen legitimiert. Nun aber können Verfaſſungs— 
vorfchriften in den Weg treten, die ausführen, daß Angelegenheiten, die 3. B 
die Freiheit der Perjon oder das Eigentum der Staatsangehörigen betreffen, 

nur im Wege der Bandesgejeggebung geregelt werben können, d. h. nur im Wege 
der formellen Gejeßgebung. Die badiihe Verfaſſung beftimmt in ihrem $ 65: 

„Zu allen anderen die freiheit der Perjon oder da3 Eigentum der Staats- 
angehörigen betreffenden allgemeinen neuen Landesgeſetzen oder zur Abänderung 
ober auıthentiihen Erklärung der beitehenden, ift Die Zuftimmung der abjoluten 
Mehrheit einer jeden der beiden Kammern erforderlih.” Was ift nun unter 
Landesgeieg zu verftehen? Wohl nicht der formelle Gejeesbegriff des heutigen 
Staatöredts, d. h. die durch ſtaͤndiſche Mitwirkung entſtandene Rechtsnorm; 
denn das Entſtehen einer ſolchen wird ja in 8 65 Verf. erſt normiert. Es iſt 
unter „Landesgeſetz'“ jener materielle Rechtsſatz zu verftehen, der bisher ala 
„Gejeg“ von der höchſten Staatsgewalt ausging.*) Solde Redtsjagungen, die 


2) „Ermägtigung“ er ap wenigjten® im Privatrecht als eine Art „Einwilligung“ 
ae ig: BEB. 88 1 183. 
2) Bol. Joh. Jac. rer „Bon den Deutihen NReihsftänden“ London 1769. 
5. 497 Are Verſuq des neueſten europäifchen Völkerrechts in Kriegs: und Friedenszeiten“, 
VıIL, 135, 
>) Bol. Hugo Grotius, „De jure belli ac paecis“ 1. III. cap. 20 $ 2 
*) Bol. Wielandt, „Staatdreht ded Großherzogtums Baden“ 1895 8. 164. 
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die freiheit der Perjon oder das Eigentum der Staatsangehörigen betreffen, 
fönnen nad Einführung der Verfaffung (1818) nur unter Mitwirkung der 
Stände erlafien werden; nicht die Form fommt in Betracht, jondern der Inhalt, 
„deshalb iſt zu Staatöverträgen bie ftändiihe Zuftimmung erforderlich, joweit 
darin Anordnungen getroffen find, welche die freiheit der ‘Berfon oder das 
Eigentum der Staatsangehörigen betreffen.” ) 


8 66 der badiſchen VBerfaffung lautet: „Der Großherzog beftätigt und 
promulgiert die Geſetze, erläßt die zu deren Vollzug und Handhabung erforder: 
fihen — die aus dem Auffihts: und Verwaltungsrecht abfliegenden — und alle 
für die Sicherheit des Staates nötigen Verfügungen, Reglements und allgemeinen 
Verordnungen.“ — — — 


Mit Recht behauptet Glodner (a. a. O. S. 149): „Hienach erſtreckt ſich 
das Verordnungsrecht nicht nur auf Vollzugs- und Ausführungsvorſchriften zu 
Gejegen, ſondern auch auf eigentliche Rechtsverordnungen.“ Und als jolde 
Rechtöverordnungen wären unjere Staatöverträge in ihrer Publikation anzujehen. 
$ 918 der badiſchen Zivilprozeßordnung vom 12. April 1859 jagt: „Die Voll: 
ſtreckung der Urteile ausländiicher Gerichte geichieht nad) Maas der beitehenden 
Staatöverträge, und wenn feine jolche gejchlofjen find, nad Dlaas der über 
Vollſtreckung der Urteile des betr. Staates auf Grund der Gegenjeitigfeit erlaſſenen 
Voricpriften der Regierung.“ (Zu den auf Grund der Gegenjeitigfeit erlaſſenen 
Vorſchriften der Regierung zählen die früher erwähnten badijcheöfterreichiichen 
Dellarationen von den Jahren 1819 und 1856). Beſteht weder ein Staats: 
vertrag, noch find Vorjchriften der Regierung erlaffen, dann erit treten die in 
$ 919 der bad. ZPO. enthaltenen gejelichen Beftimmungen in Kraft. In eriter 
Linie find alfo für die Vollitrefung ausländiicher Urteile nad) der bad. Bivil- 
prozeßordnung die Vorſchriften der Staatsverträge maßgebend geweſen; auch Die 
alte Zivilprozgeordnung vom Jahre 1831 enthielt in $ 951 dieſelben Be: 
ftimmungen. Der badijdjfranzöfiiche Vertrag von 1846 erging nun in Aus: 
führung der Zivilprozeßordnung; dazu war nah $ 66 der bad. Berfaffung 
der Großherzog zuftändig ohne Mitwirkung der Stände. Dieſe Rechtshilfever— 
träge über mechielieitige Vollftrefung von Urteilen haben alfo den Charakter 
von Ausführungsverordnungen. Nun reiht im fonftitutionellen Staat das 
unbeſchränkte Vertragsrecht des Monarchen jo weit ald fein Verordnungd- und 
Verfügungsrecht;“) infolgedeffen ſtand dieje Rechtshilferegelung in der unbeichränf: 
ten Vertragsbefugnis des Großherzogs. Heute fällt nach Art. 4, Ziff. 11 der 
Reichsverfaſſung die mwechjeljeitige Vollſtreckung von Erfenntniffen und die Erlebi- 
gungen von Requifitionen überhaupt in die Kompetenz der formellen Geleßgebung. 
Der BVertragsinhalt der beiden Rechtshilfeverträge fiel nach früherer Auffaffung 
nit unter die der Landesgeſetzgebungskompetenz unterliegenden Materien und 
zählte nicht zu den Beltimmungen, die die Freiheit der Perjon und das Eigen 
tum der Staatsangehörigen betreffen. Doc) ftehen wir heute auf dem Standpunkt, 
daß dieje Jurisdiktionsverträge nicht al Ausführungsverordnungen von Geſetzen 
zu betrachten find, jondern, daß fie jelbit in ihrer Wirkung nod immer den 
Geſetzen gleichitehen und in der Form der Gejeßgebung hätten in Wirkjamfeit 


Bgl. K. Glodner, „Bad. Verfaſſungsrecht“ 1905 5.145, Wielandt a. a. O. 
Bol. Jellinet, „Geſetz und Verordnung“ ©. 345. 
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treten müffen. Denn die Berträge berühren wohl indireft die Handlungäfreiheit 
der Perjon. ') 

Etwa 40 Yahre ang, ſeit Einführung der Verfaſſung (1818) bis 
zum Jahre 1860 beitand im Großherzogtum Baden die Praris, Staatöverträge 
„nad vollzogener Ratififation zur allgemeinen Wiſſenſchaft und Danahadtung“ 
zu bringen. Nirgends ijt im bad. Regierungsblatt etwas von der Zuftimmung 
der Stände zu leſen, aud da nicht, wo der Staatövertrag offenkundig Be— 
ftimmungen trifft, die das Eigentum und die freiheit der Staatöangehörigen 
betreffen. Erſtmals wurde zu dem badiſch-franzöſiſchen Vertrag vom 16. Dezember 
1857 über Bau einer Eijenbahnverbindung zwiſchen Kehl und Straßburg zu 
feiner inneren Gültigfeit die Genehmigung der Stände eingeholt.?) Bis dahin 
wurden die von der Regierung abgeichlojjenen Verträge zur „Danachachtung“ 
als Bekanntmachungen veröffentlicht, wie andere Verordnungen. Wenn Glodner 
(a. a. O. ©. 144) jagt, dab in den erften Jahrzehnten des Verfaſſungsrechts 
in Theorie und Praris dem Verordnungsrecht ein meiteres Gebiet eingeräumt 
war, als Heute, jo galt dies hauptſächlich auch in Bezug auf Staatäverträge; 
man ließ eben die Funktion des Vertragsabichluffes als Regierungsatt auch auf 
die Gültigkeit nad innen wirken. Bis gegen das Jahr 1860 konnte man in 
den von Baden abgeichloffenen Staatöverträgen gleihlam ein „supreme law of 
the land‘‘ erbliden im Sinne des Art. IV Sekt. 2 der Berfafiung der Ver— 
einigten Staaten von Nord:Amerifa vom 17. September 1787.) Hier kann 
der Präfident unter Zuftimmung von */s der anmejenden Senatoren einen Per: 
trag gültig und wirkſam abſchließen, ohne daß der Kongreß ein Einſpruchsrecht 
bat.*) Die Mitwirkung des Kongrefjes ift nur injofern bei der Vertragsent: 
ſtehung erforderlih, als er nad) der herridhenden Anficht der amerikaniſchen 
Theoretifer die Zuftimmung zur Ausführung des Vertrags nach deſſen völfer- 
rechtlichen Abſchluß notwendig geben muß.) 

Was die jpaniiche Praris anlangt, jo bezeichnet es Torres Campos ala 





1) In Betracht hätte noh 8 2 der bad. Verfaflung fommen fönnen, wonad alle 
organiſchen Beichlüffe der Bundes-Berfammlung, welche die verfaſſungsmäßigen Verhältnijie 
Deutichlands oder die Berhältnifje deutiher Staatsbürger im allgemeinen betreffen, einen 
Zeil des badiihen Staatdreht3 ausmachen, und für alle Klafien von Landesangehörigen 
verbindlich werden, nachdem fie von dem Staatsoberhaupt verfündet worden find. Diejer 
Paragraph jtellt gegenüber dem erwähnten $ 65 der bad. Berfafiung eine Ausnahmen 
beitimmung dar, wonad aljo die Genehmigung der Stände überflüjfig wäre und bie Ver- 
fündigung der zu erlafienden Vorſchriften durch den Großherzog genügten. Es war uns 
aber nicht möglid, einen Bundesverjammlungsbeichluß aufzufinden, der in irgend welchem 
Zufammenbang zu unferen Staatöverträgen jtünde, außer der erwähnten Beftimmung 
der Bundesalte über Abſchluß von Staatdverträgen. 

) Bad. NRegierungöblatt 1860 ©. 71. 

2) Art. IV Sekt. 2 der Verf. der Verein. St v. Nord:Amerita. — — — „all treaties 
ınade, or which shall be made under the authority of the united states, shall be the 
supreme law of the land — — —“. Nah E. Meier „Ueber den Abſchluß von Staat3- 
verträgen“ 1874, der Gejeg und Staatövertrag für identiih hält (S. 110 a.a. D.), will 
jener Art. IV Sekt. 2 nicht? anderes bejagen, als daß auch die Unionsverträge, nidt 
nur die Uniondgejete „supreme law“ d. h. dem Rechte der Einzeljtaaten vorangehende 
Normierungen dariiellen (S. 191 ff. a. a. D.). 

4) Urt. Il Set. 2 $2 der Verf: „He (the President) shall be have power, by and 
with the advice and consent of the senate, to make treaties, provided two thirds of 
the senators present concur. 

°), Bgl. Jellinet, Geſetz und Verordnung ©. 181 ff. 


172 Münch, Zwei badiihe Staatäverträge. 


die in Spanien herrichende Lehre, daß Staatöverträge in ihrer Wirkung den 
Geſetzen vorgehen. ') 


Geffner jagt: „In den Berfaffungen von Bayern, Baden, Heflen, Sadjien: 
Weimar, Altenburg, jowie Medlenburg: Schwerin und Medlenburg-Streli finden 
fich feine Beftimmungen, melde das Recht des Landesheren, Verträge zu 
Ichließen, bejchränfen. Bei der Ausführung ſolcher Verträge kann daher die 
Mitwirkung der Volksvertretung nur in ſolchen Fällen in Frage fommen, wo 
es fih um Geldbewilligung handelt.“ *) Doc; vermögen wir nad) dem oben 
Dargelegten diefe weite Auffaffung nicht zu billigen. Für Baden glauben wir 
den Sat aufftellen zu können, daß ſich der Großherzog dem Ausland gegen- 
über zu nichts unbedingt verpflichten kann, dem er nicht auch nad Innen uns 
bedingte Rechtswirkſamkeit verleihen könnte. Seligmann meint, joweit die 
Rechtsordnung eines Staates einen Gegenftand der Machtfülle des Oberhauptes 
nicht vorenthalte oder entziehe, jomweit ſei e8 mit der Befähigung ausgerüftet zu 
rechtswirkſamem Handeln. Dies ergebe ſich gewiflermaßen von jelbit in den— 
jenigen Staaten, welche zuerft einer autofratiihen Regierungsform unterworfen 
waren und ſodann eine parlamentariihe Berfaffung erhalten haben. In 
diefen Staaten behalte der Landesfürft notwendigerweile jede Prärogative, 
welche die Verfaſſung ihm nicht entziehe.”) Somit hat hier das Staats: 
oberhaupt die unbejchräntte formelle und materielle Legitimation zum Vertrags: 
abihluß; wenn dann Seligmann nur da ein Anderes annehmen will, wo eine 
„Ausnahme entweder ausdrücklich normiert oder jonft juriftiich zu fonftruieren 
ift“, jo glauben wir, daß eine juriftiiche Konftruktion fi für das badiſche 
Staatsreht inbezug auf Beſchränkung der Vertragslegitimation recht wohl 
durchführen läßt. *) 


Zweites Kapitel. 
Beftimmungen des Reichsrechts und die zwei badijchen Stantöverträge. 


1. Die badiſchen Jurisdiktionsverträge in der Zeit von 1871— 1879. 


Daß die zwei badiſchen Nechtshilfeverträge bi zum Jahre 1870 d. h. 
bis zum Eintritt Badens in ben Deutichen Bund durch den Novembervertrag 
(15. November 1870) nad) außen vollwirkſam und nad innen vollgültig be= 
ftanden haben, unterliegt feinem Zweifel. Nun bat aber das Deutiche Reich 
durch Art. 4 bezw. 11 der Reichsverfaſſung Kompetenzen für fi in Anſpruch 
genommen, von denen zum größten Zeil ausjchließlich jchon die Reichögewalt 
Gebrauch gemacht hat, und nur in wenigen Angelegenheiten ift ber Gejehgebungs- 
fompetenz der Einzelftaaten freier Raum —* Art. 4 Abſ. 1 der Reiche: 
verfaffung in Verbindung mit Ziff. 11 und 13 des Art. 4 lautet nun: „Der 
Beauffihtigung ſeitens des Reiches und der Gejeßgebung besjelben unterliegen : 


6 1) Torres-Campos, M. „Principios de derecho international privado. Madrid 1883. 
. 35—37. 

2) Sejiner, „Die Staatöverträge im allgemeinen“ in Holtzendorffs Handbuch d. 
Völkerrechts. Band 3. 1887. ©. 48. 

) Seligmann, E., „Abſchluß und Wirkſamkeit der Staatöverträge‘ 1890 ©. 183. 

* Näheres darüber im zweiten Teil dieier Arbeit. 
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11. Die Beitimmungen über die wechleljeitige Vollftrefung von Erkennt: 

niffen in Zivilſachen und Erledigung von Requifitionen überhaupt. 

13. Die gemeinfame Gejeßgebung über das geſamte bürgerliche Recht, das 

Strafredht und das „gerihtlihe Verfahren“. 

Nach Art. 11 Abſ. 1 umd 4 der Reichöverfaffung ift die vertragsmäßige 
Regelung biefer Angelegenheiten ebenfalls Sache des Reiches. Solange und 
joweit nun das Reich von der ihm auf biefem Gebiet zuitehenden Befugnis 
durch Geſetze und vertragsmäßige Regelung dieſer Materien feinen Gebraud 
gemacht hat, jolange und ſoweit bleiben die diesbezüglichen Beitimmungen der 
Einzelftaaten aufrecht erhalten. Es wurde nun das „gerichtliche Verfahren“ 
im Jahre 1878 reichörechtlich geregelt durch die Reichszivilprozeßordnung, mit 
Wirkung vom 1. Oktober 1879 an; in ihr find auch Beitimmungen über die 
wechjeljeitige VBollftredung von Erfenntniffen in Zivilſachen getroffen. Rechtshilfe— 
verträge wurden bis zum jahre 1879 vom Deutichen Reich weder mit Frankreich 
noh mit dem Kanton Aargau geichloffen. Alfo au bis zum Jahre 1879 
waren bie badijchen Nechtshilfeverträge durch Feine anderweite Regelung der 
Materie berührt. Ya diefe Verträge genoſſen noch den bejonderen Schuß des 
Reihes. Die VBerfaffung des Deutjchen Reiches hat nad ihrem Eingang, der 
fi) ald ein Programm bdarftellt, von dem man ohne dringenden Grund gewiß 
nit abweichen will, den Zweck, das Bundesgebiet und das innerhalb 
desjelben gültige Recht zu ſchützen und die Wohlfahrt des Deutichen 
Volkes zu pflegen. Im Hinblid auf die Beitimmung, daß das innerhalb des 
Deutichen Reiches gültige Recht geihügt werden joll, unterliegen die in Art. 4 
der Reichöverfaffung aufgeführten Materien nicht nur der Gejeggebung des 
Reiches, Jondern auch der Beauflichtigung; und dieſer letzteren unterliegen fie 
noch bevor das Reid) von feiner Kompetenz Gebraud; macht, injoweit die Materien 
bisher der Gejeßgebung der Einzelftaaten unterftanden. Dieſe Landesgeſetze 
bedürfen zu ihrem Schuße der Beauffichtigung des Reiches, mögen fie nun auf 
Gejeg, Gewohnheitsrecht, Rechtsverordnungen oder Verträgen beruhen. ’) 


2. Die badifhen Rechtshilfeverträge und die VBerbürgung der 
Gegenjeitigfeit nad $ 328, Ziff. 5 der ZPO. 
(88 660 und 661 ber alten ZPO. v. 1. X. 1879). 


Wiewohl in der Reichöverfaffung in Ziff. 11 des Art. 4 die reichsrechtlich 
zu regelnden Beitimmungen über die wechjeljeitige Vollſtreckung von Erfenntnifjen 
in Zivilfachen getrennt von der fonftigen Regelung des gerichtlichen Verfahrens 
(Art. 4 Ziff. 13) aufgeführt werden, wurden doch in der Ausarbeitung des leßteren 
in den 88 660 und 661 Beitimmungen über die mwechjeljeitige Vollftrefung von 
Zivilurteilen im Verhältnis zum Ausland getroffen, d. h. die „Wechieljeitigkeit 
wurde nur inbezug auf die Anerkennung ausländiicher Urteile geregelt“. $ 660 
ZPO. vom Jahre 1878 beftimmte: „Aus dem Urteil eines ausländiichen Gerichts 
findet die Zwangsvollſtreckung nur ftatt, wenn ihre Zuläffigkeit durch ein Boll- 
ſtreckungsurteil ausgeiprochen ift.“ $ 661 Ziff. 5 lautet: „Das Vollftredungs- 
urteil ift nicht zu erlaffen, wenn die Gegenfeitigfeit nicht verbürgt it.“ In 
diefer alten Faſſung der auf Vollſtreckbarkeit ausländiicher Urteile ſich beziehenden 
Gejegesftelle ift die Anerkennung der Rechtskraft ausländiicher Urteile ſtillſchweigend 


1), Sp Hänel, ‚„Deutſches Staatsrecht“ 1892 I. ©. 305. 
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vorausgeſetzt. Nach der Novelle zur Zivilprogekordnung vom 17. Mai 1898 
wird der Grundſatz der Anerkennung ausländiicher Urteile ausdrücklich erwähnt, 
indem in $ 328 ZPO. (neue Faffung) beitimmt wird: „Die Anerkennung des 
Urteild eines ausländiihen Gerichts ijt ausgeſchloſſen: 

9. „Wenn die Gegenjeitigfeit nicht verbürgt ift.“ 

Sit nun die Gegenjeitigfeit nicht verbürgt, jo ift nah 3 723 ZPO. eine 
Zwangsvollitredung aus dem ausländiſchen Urteile im Inland ausgeichloifen ; 
ift aber die Gegenjeitigfeit verbürgt, jo fann nad $ 722 ZPO. (neue Faſſung 
die Zmangsvollitredung nur ftattfinden, wenn ihre Zuläffigfeit dur ein Boll: 
ftredungsurteil ausgeiprochen ift (vgl. $ 660 ZPO. alte Fafſſung). Aus dieien 
Beltimmungen ift ſofort erfichtlich, daß fie im Hinblid auf die badiſchen Rechts- 
bilfeverträge eine weſentliche Erſchwerung ber Rechtshilfe bezw. die teilmeile 
Unmöglichkeit einer foldhen dem Ausland gegenüber enthalten und mit dem Inhalt 
der Verträge in Widerſpruch ftehen. Nach dem badiſch-franzöſiſchen Vertrag 
3. B. wird in Baden ein in Frankreich ergangenes Urteil vollitredt, nachdem 
es in Baden einen jog. „Beilabefehl“ erhalten hat. Nach der Reichszivilprozeß⸗ 
ordnung muß zunächſt das ausländiiche Urteil anerfannt werden; dieſe An: 
erfennung ift, wie wir oben jahen, nad) $ 328 Ziff. 5 ZPO. auögeichloffen, 
wenn die Gegenjeitigfeit nicht verbürgt ift, TS wenn dieſe irgendwie 
zugefichert ift, wird das ausländiſche Urteil anerkannt. 

In dem jeßigen $ 323 ZPO. wird das Erfordernis der Anerkennung 
ausdrücklich aufgeftellt, und erft unter Berufung auf bie Anerkennung ift nad 
zz 722, 723 ZPO. die Vollſtreckbarkeit zuläffig, und zwar muß ein bejonderes 
Vollftrelungsurteil erlaffen werden. Wenn nun als erftes Erfordernis für 
die Vollſtreckbarkeit ausländiſcher Urteile in Deutichland Anerkennung auf Grund 
verbürgter Gegenjeitigfeit gefordert wird — und unter die Verbürgung if an 
eriter Stelle eine ſolche durch Staatöverträge zu rechnen —, Jo ift zunächſt zu 
fragen, wem die Gegenfeitigfeit verbürgt fein muß. 

Die Zivilprozeßordnnng ift ein NReichögejeß, ihre Beſtimmungen haben 
jomit Gültigkeit für das ganze Reich und ken ſich im Zweifel in ihrer 
Gejamtwirfung aufs ganze Reichsgebiet. Nun gibt e8 aber auch Beitimmungen, 
die in dem eben dargelegten Sinne dem Wortlaut nad) — eben weil mir 
es mit einem Reichögejeß zu tun haben — ſich auf das ganze Reichsgebiet be- 
ziehen, ihrem Inhalt nach aber, einer ertenfiven „Interpretation gehorchend, 
reftriftive Wirkung haben d. h. daß fie im gegebenen Falle auf einen einzelnen 
Bundesstaat angewendet werden, auf andere jedoch nicht. Eine diefer Beitimmungen 
it die in $ 328 Ziff. 5 ZPO. enthaltene, wonad die Anerkennung eines aus: 
ländiihen Urteil ausgeſchloſſen ift, wenn die Gegenfeitigfeit nicht verbürgt if. 
Da dieje Vorſchrift nicht ergibt, wem die Gegenfeitigfeit verbürgt fein muß, io 
liegt fein zwingender Grund vor, anzunehmen, daß dieſe Gegenleitigfeit dem 
Reiche gegenüber verbürgt jein muß; es genügt, wenn im fonfreten Falle dem 
betr. Gliedſtaat die Gegenfeitigfeit verfichert ift, zumal ja feine weitere reichs— 
gejegliche Vorſchrift eriftiert über den Umfang der Gegenfeitigkeit und die Art 
ihrer VBerbürgung. Das Reid) hat bis jegt überhaupt außer dem internationalen 
Uebereinfommen über den Eijenbahnfrachtverfehr vom 14. Dftober 1890 *) noch 
feinen Bertrag geichloffen, durch den die Gegenfeitigfeit verbürgt wird. In der 
Denkſchrift zur Novelle zur Zivilprozekordnung von 1898 (S. 112) wird aus: 


) Neichögejeßblatt 1892 ©. 723. 
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drücklich hervorgehoben, daß auch die bundesftaatlichen Verträge über das Gegen- 
jeitigfeitöverhältnis unter die Verbürgung der Gegenjeitigfeit im Sinne der 
z 328 Ziff. 5 ZPO. fallen. Auch iſt in ber Neichstagstommilfion bei der 
Beratung der Zivilprozeßordnung vom Direktor im Reichskanzleramt v. Amsberg 
ausgeiprochen worden: „Staatöverträge, durch die die Gegenjeitigfeit verbürgt 
jein kann, jeien nicht nur die vom Deutjchen Reich jondern auch die von den 
einzelnen Bundesitaaten abgeichlojfenen Verträge; fie jeien, jolange fie beitänden, 
unbedingt zu reipeftieren“. In diejem Sinne äußerten ſich aud) die Abgeordneten 
Strudmann, Miquel, Reichenjperger. ’) Unjere Verträge beruhen, wie der Inhalt 
und die Ueberſchrift ergibt, auf dem Prinzip der Gegenfeitigfeit. 


3. Die badiſchen Rechtshilfeverträge und die 88 722, 723 ZPO. 
jowie $14 EG. 3. ZPO. 


In Art. 1 in Verbindung mit Art. 3 des badiſch-franzöſiſchen Vertrages 
wird beftimmt, daß das ausländiiche Urteil nad) jeiner Anerkennung, nachdem 
es mit einem „Beilaßbefehl“ verjehen ift, zum Vollzug reif ift; mit anderen 
Worten: daB anerkannte Urteil wird, wenn ed mit der Bollftredungsflaufel 
verjehen iſt, vollitredt; eine bejondere Klage zur Erwirkung eines Voll 
ſtreckungsurteils ift jomit nicht nötig. Dagegen lautet $ 722 Abi. 1 3PO.: 
„Aus dem Urteil eines ausländiichen Gerichts findet die Zwangsvollſtreckung 
nur ftatt, wenn ihre Zuläffigkeit durch ein Vollſtreckungsurteil ausgeſprochen ift.“ 
Dasjelbe ift nad) $ 723 ZPO. nicht zu erlaffen, wenn die Anerkennung nad) 
$ 328 ZPO. ausgeichloffen ift. Diefe Beltimmung ift im Gegenjag zu ber: 
jenigen über die Berbürgung der Gegenfeitigfeit abjolut beftimmt; d. h. im 
ganzen Reid) können ausländijche Urteile nur auf Grund eines im Deutjchen 
Reich erlafjenen Volljtredungsurteiles vollzogen werden. Alfo müßte eigentlid) 
auch in Baden aus einem franzöfiichen Urteil nochmals Klage auf Vollitredung 
erhoben werden. 

Durch die Rechtöhilfeverträge ift ſomit eine weſentliche Erleichterung eines 
Zeils des internationalen Rechtshilfeverkehrs getroffen, eine Erleichterung, die 
auf eine Bereinheitlihung internationaler Rehtsauffaffung hinzuwirken imftande 
it. Bei der erften Lejung des Entwurfs zur Reichözivilprozeßordnung in der 
Reichstagstommilfion jagte Direktor von Amsberg, dat mit frankreich einzelne 
deutiche Staaten Berträge über Vollftrefung ausländiiher Urteile gejchloffen 
haben ; da dies nicht von allen Staaten geſchehen ift, fo wünjche er, daß Diele 
Ungleichmäßigfeit bejeitigt würde; „im übrigen ftehe e8 Deutichland wohl an, 
den anderen Staaten in der Aufitellung großer Grundjäße voranzugehen“. *) 
Tatſächlich ift nun diefe „Ungleichmäßigkeit“ nicht befeitigt worden; es liegt alſo 
ein Gegenjag vor zwiſchen Vorſchriften, die aus Staatävertrag herrühren und 

ſolchen der Reichsgeſetze. Die 88 722, 723 ZPO. enthalten genügende Vor: 
ſchriften fürs ganze Reich; im ihnen iſt nicht auf etwaige bundesftaatliche Rechts— 
bilfeverträge verwieſen, wie e8 nah $ 14 EG. 3. ZPO. möglich wäre. Dort 
wird von prozeßrechtlichen Vorſchriften der Landesgejege geiprochen, die, wenn 


2) Bol. Hahn, „Materialien zur Bivilprogehordnung“, ©. 888 fi. Seuffert, 
„Kommentar zur Bivilprozeßordnung“, 9. Aufl. 05, Bd. 1, Anm. zu $ 328; über Gegen- 
jeitigfeit fiehe U. Mampe, „Bedingung der völkerrechtl. Berbürgung der Gegenjeitigfeit”. 
Difj. Greifswald 1908. 

2) Bgl. Hahn a. a. D. ©. 805. 
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nichts beſonderes beftimmt ift, außer Kraft treten.') Die Bertragäbeftimmungen haben 
nun in ftaatsrechtlicher Beziehung für die badiihen Untertanen bezw. Behörden 
die Bedeutung eines Landesgejeges bezw. einer Verordnung ; jedenfalls find fie 
im Sinne des heutigen Staatsrechtes als materielles Gejeg anzujehen. Es 
würde den Rahmen diefer Arbeit überjchreiten, hier genau zu unterjuchen, 
inwieweit die Vertragäbeftimmungen unter den Begriff der materiellen Rechts: 
verordnung bezw. den des Geſetzes im Sinne der Zeit ihrer Entitehung im 
Vergleich zur heutigen Auffaffung fällt; jedenfalls find die Vertragsbeftimmungen 
Rechtsfäte im Sinne unferer Zivilprozeßordnung. 


Nah $ 12 EG. 3. ZPO. ift „Geſetz“ im Sinne der Zivilprozeßordnung 
und ihres Einführungsgejeßes jede Rehtsnorm. Unter die Rechtsnormen 
habe man nun aud Verordnungen und Vorſchriften, die den Inhalt von 
Staatöverträgen ausmachen, zu zählen; da leßtere nad) innen wie Landesrecht: 
läge wirkten, fönnten fie auch wie dieſe aufgehoben werden in ihrer Wirkung 
nad innen; jo verichiedene Schrijtiteller.) Denn „Reichsrecht bricht Landes: 
recht“ nad Art. 2 Reichsverfaſſung. 


Sehen wir aud hier, was die Motive zur Zivilprozeßordnung jagen. 
Wir haben oben gejehen, daß bei der Beratung eines Entwurfs zur Reichs: 
zivilprozeßordnung auch dieje einzelftaatlichen Rechtöhilfeverträge geftreift wurben. 
In den von Hahn gejammelten Materialien zur Zivilprogeßordnung beißt es 
auf Seite 433 im Kapitel über die Vollftredbarfeit ausländiicher Urteile 
in Deutihland: „Die Beltimmungen der Staatöverträge mit außerdeutjchen 
Staaten bleiben jelbitverftändlich aufrecht erhalten“, wiewohl Direktor von 
Amöberg in der Beratung der Yuftizlommilfion auf eine Bemerkung des Ab: 
geordneten Pfaffenroth erwibderte: „ein Vollftrefungsurteil müfje ſtets im Wege 
der Klage und nicht im Wege der Requifition erwirft werben.“ Abgeordneter 
Strudmann dagegen ſpricht fi) wie folgt aus: Die mit den einzelnen 
deutihen Staaten beitehenden Staatöverträge würden allerdings nad jeinem 
Antrag beitehen bleiben; dies jei aber auch der Fall, wenn nichts in den Ent- 
wurf aufgenommen werde; er jeinerjeits hoffe gleichfalls, daß demnädjft ein- 
heitlihe Staatsverträge jeiten® des Reiches abgeſchloſſen würden und dadurd 
die Verträge mit den Einzelftaaten bejeitigt werden würden. Man fieht, die 
Anfihten gingen in der Beratung 3. ZI. erheblich auseinander, und eine pofi= 
tive Beftimmung über das Verhältnis der Zivilprozegorbnung zu den Bor: 
ichriften der Rechtshilfeverträge wurde in jene nicht aufgenommen. Wie aus ben 
Protofollen zu entnehmen ift, bezieht fich diele Reſpektierung der Verträge nicht 
nur auf deren völferrechtlihen Beſtand, jondern auf ihre jtaatörechtliche 
Wirkſamkeit. 








) 814 EG. z. 3PO.: ‚„Die prozeßrechtlichen Vorſchriften der Landesgeſetze treten 
für alle bürgerlichen Redtäftreitigfeiten, deren Entiheidung in Gemäßheit des $ 3 nad 
den Borichriften der Zivilprozeßordnung zu erfolgen hat, außer Kraft, joweit nidyt in 
der Zivilprogehordnung auf fie verwieſen oder joweit nicht bejtimmt ift, dab fie micht 
berührt werden.“ 

2) Bal. Seuffert, Kommentar 3. ZPO. 5. Aufl. Anm. 1 zu $14 EG. 3. ZPO., 
Anm. 13 . 8 550 BPO.; Baupp-Stein, Die Zivilprogehordnung für das Deutſche 
Reid, 5. ra, Anm. 3. $12 EG. 3. ZPO. Anm. II zu 8549; Beitichrift für franzöſiſches 
Bivilreht Bd. 9 ©. 228; Juriſt. —8 f. Elſaß⸗Lothr. Bb. 6 ©. 328; Beitihr. für 
—— Zivilprozeß Bd. 8 S. 66 ff; Entſch. d. Reichsger. in Zivilſachen Bd. 40 ©. 110, 
Bd. 42 ©.309. Roßhirt, Bad. Annalen 47 ©. 377. 
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Urfprünglid) war in dem erften Entwurf der Zivilprogehordnung im Ein: 
führungägeleß die Beitimmung enthalten, daß die von den Einzelftaaten ab: 
geihloffenen Verträge beftehen bleiben jollten; man hat aber dann davon Ab— 
fand genommen, eine derartige Vorſchrift in das Gejeg aufzunehmen, indem 
man es doc anjcheinend im Sinne der vom Abgeordneten Strudimann ge 
äußerten Anficht ala jelbitverjtändlicd; betrachtete, daß durch innerftaatliche 
Geſetzgebungsakte internationale Verträge in feiner Weile berührt werben. 
Peterien will den Satz der Motive, daß die Beftimmungen ber Staatöverträge 
mit außerdeutihen Staaten jelbftverftändlich aufrecht erhalten bleiben, nur auf 
den materiellen inhalt, d. h. die DVerbürgung der Gegenjeitigfeit bezogen 
wiffen und nicht auf die progefjualen Beitimmungen der Vollſtreckbarkeit.!) 
Diele jeien ausschließlich reichsrechtlich durch die Zivilprozeßordnung geregelt. 
Da nun jede Rechtsnorm nah $ 12 EG. 3. ZPO. im Sinne der Zivilprozeß⸗ 
ordnung Geſetz jei, jo müßten auch die Beftimmungen der von den Einzelftaaten 
abgeichloffenen Berträge, jomweit fie als Rechtsnormen anzulehen find, unter $ 14 
EG. 3. ZPO. fallen, wonach die landesgejeglichen prozefjualen Beftimmungen 
aufgehoben find. Damit ift nad; Peterſen entjchieden, daß die prozeßrechtlichen 
Beltimmungen der Staatöverträge durch die Vorſchriften der 88 660, 661 (alte 
Faffung) erſetzt jeien. 

Es erftredt fi) num aber dieje materielle Seite ber Verträge im’Gegen= 
jeitigfeitsprinzip ihrem Zweck nad) gerade auf die Vollſtreckbarkeit; d. h. die 
Horn und Zuläffigkeit der Vollſtreckbarkeit bildet den Inhalt der materiell 
verbürgten Genenfeitigfeit.*) Sehen wir nun zu, nachdem wir der die Verträge 
der Einzelftaaten behandelnden Literatur mit dem eben erwähnten Aufſatz Peters 
ein Stüd — haben, wie die Frage und Wirkſamkeit einzelftaatlicher 
Berträge beim Konflikt mit der ipäteren Reichsgeſetzgebung in ber Literatur 


gelöft wird. 


Drittes Kapitel. 
Die einzelftantlihen Stantöverträge in der Literatur. 


Allgemein ſpricht Laband vom Verhältnis der Staatöverträge der Bundes- 
glieder zur Gejeßgebungsfompetenz des Reiches:) „Die auf Grund von Staats: 
verträgen von den Einzelftaaten erlaffenen Vorſchriften verlieren ipso jure ihre 
Geltung, ſobald das Reich durch Gejeg eine andere Vorſchrift ſanktioniert. — 
Ob die Verträge der Einzelitaaten vor oder nad) ihrem Eintritt in den Bundes— 
ftaat abgeſchloſſen worden find, macht in diefer Beziehung feinen Unterſchied; 
der Grundjag des Art. 2 Reichöverf. deckt beide Fälle — denn das Motiv, 
aus welchem der Einzeljtaat eine Vorſchrift erlafien bat, namentlich ob dies 
auf Grund eines internationalen Rechtsgeſchäfts oder aus eigenem Antriebe 
geichehen ift, verleiht der Vorjchrift feine höhere Kraft; fie muß vor dem Befehl 
der Höheren Macht (des Reiches) weidhen.“ Laband muß notwendigermweije die 
innere Weitergeltung der Verträge beim Entgegenftehen eines Reichsgeſetzes leugnen, 

1) Peterſen, Die $$ 660 und 661 der ZPO. und die prozeſſualen Beitimmungen 
des babijch-franzöfiihen Rechtshilfevertrags“ in der jurift. Zeitichr. f. Eliah-Lothringen 


B.6 SS. 328 fi. 
2) Bol. U. Mampe a. a. O. ©. 28. 
=) Zaband, „Das Staatsrecht des Deutichen Reiches” 4. Aufl. 01, Bd. 2 S. 157, 
Ynnafer des Deutſchen Reihe, 1907 12 
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da er am ftrengften die Trennung der völferrehtlichen Gültigkeit von der ftaats- 
vehtlichen Wirkſamkeit verficht. Franke) jpricht ſich dahin aus, daß er mie 
Laband argumentiert: Reichsrecht bricht immer Landesrecht, einerlei wie dieſes 
entftand, ob unmittelbar durch Geſetz oder mittelbar durch Staatsvertrag. Ebenjo 
verneinen Die fernere Ausführbarkeit der Verträge viele Kommentatoren 
der Zivilprozegordnung.?) Gaupp-Stein läßt die von den beutichen Einzelftaaten 
vor dem 1. Oktober 1879 mit außerdeutichen Staaten geichlojfenen Staatäver: 
träge über Gewährung der Rechtshilfe weder durch die Reichsverfaſſung nod) 
durch die ———— aufgehoben ſein, da ein Reichsgeſetz einſeitig nicht 
von einer internationalen erpflichtung entbinden könne.“) Aehnlich jagt Scherer, 
es ſei ihm unerfindlich, wie ein Staatsvertrag, er meint damit gerade den 
badiſch-franzöſiſchen Rechtshilfevertrag, durch ein deutſches Reichsgeſetz einſeitig 
ohne Zuziehung Frankreichs abgeändert werden dürfe.“ Bornhak läßt die Ver: 
träge vollflommen zu Recht beftehen, weil der Einzeljtaat ben Bertrag in jeiner 
Eigenihaft als volllommen ſouveränes Gemeinmwejen jchloß, und die durch denjelben 
begründete frühere Verpflichtung gehe der jpäteren durch das Reid) entftandenen vor. 
Das Reid) könne daher über die Gegenftände, die den Inhalt eines jolchen Ber: 
tragd bilden, feine demſelben widerſprechenden Geſetze erlaſſen oder Verträge 
abſchließen, ſondern iſt auch ſeinerſeits durch jene früheren internationalen Akte 
der Einzelſtaaten gebunden.“) v. Stengel meint, die Verträge treten außer 
Kraft dadurch, daB das Reich den betr. Gegenitand in einer den Inhalt des 
Vertrags widerſprechenden Weile im Wege des Gejeges oder Staatövertrages 
vegelt.*) Nah G. Meyer: Anſchüůtz iſt eine Aufhebung der Vertragswirkung nach 
innen ſtaatsrechtlich „zweifellos“ auläffig, „völferredhtlic) dagegen nur mit Zus 
ftimmung des anderen Kontrahenten.“ °) Auch L. v. Bar”) jpricht fi gegen 
Aufrechterhaltung der Vertragswirkung nad) innen aus, indem er ausdrücklich 
bemerkt, daß der Staat, ber ein Gejeß publiziert, das einen nod in Kraft 
befindlichen Staatsvertrag verlett, dadurch jeiner völferrechtlichen Verbindlichkeit 
nicht entledigt wird. — Daher jeien 3. B. auch Verträge, welche einzelne 
deutiche Bundesftaaten unter fi) oder mit dem Ausland abgeichloffen haben, 
nicht mehr für die Gerichte bindend, infojern fie deutſchen Reichsgeſetzen wider: 
ftreben und ihre fortdauernde Gültigkeit in legteren nicht etwa vorbehalten: ift. 
Wenn vd. Bar in diefem Zufammenhang die allgemeine Behauptung aufitellt, 
die Gerichte hätten die Gültigkeit der publizierten Staatsverträge bezw. beren 
einzelne Beftimmungen ebenjo wie die Gültigkeit anderer Gelege und Verordnungen 
zu prüfen, jo glauben wir einen allgemeinen Sat diefer Art nicht aufftellen zu 
dürfen, da bei der Frage des richterlichen Prüfungsrechts in eriter Linie immer 


E — in der Beitichr. f. deutſchen Zivilprozeß 1884 Bd. 8 S. 65 fi. 
) Bol. DO. Reinde, D. deutiche ZPO. 2. Aufl.93, Unm. 6 zu 8 661; Hellmann, 

Kommentar 3PO. 1881, Bd. 3 S.27 fi; Wilmowsty-Levy, ZPO. mit Kommentar 
7. Aufl. 95, 2,Bd. Anm. 7 zu 8661 Biff. B; VBeterjen- Anger, Die ZROD. f. d. Deutiche 
Reich 1. BD. 5. Aufl. S. 674 

°; Gaupp=-Stein, ZRO. f. d. Ben: Reich, 5. Aufl. O1, Bd. 1 ©. 16. 

+) Scherer, Das rheiniiche Recht S 

) Bornhak, Preuß. Staatsrecht Bd. .65. 
9 v. Stengel, Das Staatsrecht be Binisreisht Preußen Bd. 2 1894 ©. 570 
nm. 1. 

) Meyer-Anſchütz, „Lehrbuch des deutſchen Staatdreht3*, 6. Aufl. 1905, ©. 236 


D 2. v. Bar, Theorie und Praris des intern. Privatrechts, 2. Aufl. 89, Bd. 1S. 145. 


Anm. ] 
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das pofitive Recht des betr. Staates zu berüdfichtigen ift.') ferner tritt für 
völferrechtliche Weitergültigkeit bei ſtaatsrechtlicher Unwirkſamkeit ein: Pröbſt und 
Zrieps, für die amerikaniſche Praxis: Wharton. ) Von Autoren, die anjcheinend 
auch die völferrechtliche Gültigkeit der Verträge durch die Reichögejeßgebung auf: 
wiflen wollen, jeien genannt außer dv. Stengel und Peterſen noch Huber, 

ini, v. Pözl.”) Huber vertritt die Anficht, daß alle diejenigen Verträge, 
die Materien betreffen, welche der Bundesitaatsgemwalt übertragen find, erlöfchen, 
jobald der Bund von jeiner Kompetenz Gebraud) macht, und zwar aus dem 
Grunde, weil der Gliedſtaat in bezug auf jenen Zeil der Geſetzgebung untergebe. 

Für die vollwirkſame äußere und innere Gültigfeit der fraglichen Verträge 
treten ein: Blumer-Morel, Betinger, Gaupp-Stein, Jaeger, Kaufmann, Sarıwey, 
Triepel, Wengler,“) u. a. 

So jehen wir in bezug auf die alten einzelftaatlichen Rechtöhilfeverträge 
drei Anfichten vertreten. Entweder find die Verträge durch Einführung der 
Reichszivilprozeßordnung völferrechtlih und ftaatsrechtlih hinfällig geworben, 
ober fie bleiben völkerrechtlich gültig, find aber ſtaatsrechtlich umvollziehbar, oder 
endlich werden die Verträge überhaupt nicht durch die innere Geſetzgebung 
eines der Vertragsſtaaten berührt und bleiben infolgedeffen nad außen und 
innen in voller Gültigkeit und Wirkjamteit. 


*) Bgl. Jellinet, Gejeg und Verordnung S. 399 ff. Laband, Staatsredt, 
Bd. 2, 4. Aufl. S. 39 ff. Norſa in der Revae du droit intern. Bd. 6 S. 258. 

N) Pröbſt M. in Hirths Annalen .. S. 241 ff.; Trieps, Das Deutihe Reich 
und die deutihen Bundesftaaten, 18%, ©. 216 ff.; Wharton Fr. „A digest of the 
intern. law of the Unit. States“, Bd. 2 8 iss S. 13, Aufl. 

2) Huber M., „Staatenjulzeifionen*, 1898, ©. 66 5 Tinid, „Das Recht der 
deutichen Einzelftaaten 3. Abſchluß völkerrechtl. Verträge” ; 15832, ©. 52, 56; v. Pözl, 
„Lehrbuch des bayr. Verfaſſungsrechts“, 5. Aufl, S. 468. 

) Blumer-Morel, Handbuch des jchweizer. Bundesſtaatsrechts, 2. Aufl., Bd. 2, 
2, ©. 521, vgl. auch S. 355; Betzinger, „Die auf die ZPO. bezügl. Normen des bad. 
gg 189, ©. 54; Gaupp-Steina. a. D; Jaeger, Kommentar 3. KO. 
1902, Anm. 6 zu gı ; Kaufmann Ft, „Die Rechtskraft des intern. Rechts“, 
1899, ©. 77 ff.; Sarmwey, „Die deutiche Kontursordnung“, 2. Aufl. 18.38, 2 ©. 870; 
Triepel a. a. O. ©. 248; Wengler, — deutſche Konkursordnung, 1879, ©. 88; 


Buſchs Ztihr. 189; Mat. 3. ZPO. ©. 1 


(HFortiegung folgt.) 
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Die Gewinnbeteiligung der Arbeiter in Deutſchland. 


Bon W. Heißner in Berlin. 


Schluß.) 


Eine zweite Gruppe von Fällen bilden diejenigen Firmen, bei denen zwar 
ein befriedigender Erfolg konſtatiert wird, aber nur mangelhafte Mitteilungen 
über Umfang und Art der Beteiligung vorliegen, jo 

1. bei der Obftbaufolonie „Eden“, deren Anteilberechnung nicht genügend 
flargelegt ift und, 

2. bei der Papier: und Lederwarenhandlung DO. Th. Winkler, die keinerlei 
zahlenmäßige Angaben über die Gemwinnanteile madt. 

Als dritte Gruppe find anzuführen diejenigen Unternehmungen, die nur 
partielle Erfolge mit ihrem Anteilſyſtem erreichten und fich. jelbft wenig befriedigt 
über bie dkonomiſche Wirkungen desjelben ausſprechen. Hierher gehört 

1. die ſächſiſch-böhmiſche Dampfichiffahrtsgeiellichaft, die zwar über eine 
treue Beamten: und Arbeiterichaft verfügt, aber fi) darüber beflagt, daß das 
immerhin anjehnlihe Opfer, weldes fie durch die Gemwinnanteile ihren Ange: 
ftellten bringe, nicht genügend gewürdigt werde, und 

2. die Aktiengeſellſchaft für Federſtahl-Induſtrie, vormals Hirſch & Co. 
in Kaffel, die als einzig direkt nadhmweisbares Ergebnis der Gewinnbeteiligung 
die Abnahme der Vorichüffe auf Arbeitslöhne Hinftellt, welche aud aus den 
verichiedenften anderen Gründen rejultieren fann und mit den geringen Einzel: 
anteilen, die hier je nach der Höhe der Dividende den Arbeitern überwieſen 
werden (im Durchſchnitt 36 Mk.), wahrſcheinlich gar nicht im Zufammenhang ftebt. 

Es bleiben aljo nur fünf Gemwinnbeteiligungäfirmen übrig, bei welchen 
eine nachweisbar günftige Wirkung dieſes Syſtems jeit längerer Zeit beobachtet 
und genauer bejchrieben ift, nämlich die Hallefche Maſchinenfabrik, die Feinſtein— 
gutfabrif von Mar Roesler, Heinrich Freeſe, die Verficherungsgejellihait Rhein 
und Mojel und das Rittergut Jürgensdorf. 

Die Firma Zeiß, bei der das Anteilſyſtem weſentlich den Zweck bat, eine 
Lohnergänzung zu ſchaffen, durch welche die Arbeiter an dem generellen Kon 
junfturengewinn beteiligt werden, nimmt injofern eine eigenartige Stellung ein, 
als fie troß der durchaus geficherten und mwohlgeregelten Handhabung ihres An: 
teiliyftems einen bejonderen ökonomiſchen und jozialen Erfolg desjelben ausdrüdlich 
in Abrede ftellt. Sie beabfichtigt nicht, eine beiondere Hingebung des Arbeiters 
an den individuellen Erfolg der Unternehmung, einen bejonderen Fleiß, beſondere 
Sorgfalt ꝛc. durch ihre Reinertragsbeteiligung zu erzielen, jondern ihre Arbeiter 
joffen nur das leiften, was ihrem Gejamtlohne und den jonftigen Betriebäver: 
hältniffen entiprechend von ihnen verlangt wird. Der Gemwinnanteil ift bier ein 
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integrierender Beſtandteil des Lohnes und joll als ſolcher auch keinerlei Wirkungen 
ausüben, die nicht bei allen gut und gerecht gelohnten Arbeitern beftehen. Wir 
werden daher diejen Fall der Gewinnbeteiligung zwar feineswegs zu den Miß— 
erfolgen rechnen, können aber auch anderſeits von einem praftilien Erfolge 
der Gemwinnbeteiligung in dem Sinne, wie fie ſonſt allgemein aufgefaßt wird 
und aufgefaßt werden muß, nämlich ala Mittel zur Förderung des individuellen 
Reinertrages, nicht |prechen. 

Bon den 5 erfolgreichen ällen, die wir bereis angeführt haben, iſt der 
jängfte erft jeit 1898 beitehende die Geminnbeteiligung bei Mar Roesler in 
Rodach. Hier ift bisher ein recht günftiges Ergebnis des Anteiljyitems durch 
weitgehende perjönliche Fürſorge und Opferwilligkeit de3 Unternehmers erzielt 
worden. Die fyernhaltung aller fremden Arbeiter und die faſt patriarchaliſchen 
Berhältnifje im Verkehr zwijchen Arbeiter und Unternehmer bewirken bier ein 
eigenartige Syftem gemeinſchaftlichen Wirkens, welches nahezu genoſſenſchaftlichen 
Charakter annimmt. Der Unternehmer fühlt und bezeichnet ſich jelbft ala erſten 
Arbeiter ſeines Betriebes, er begrenzt das ihm zufallende Gehalt auf das zehn: 
fache des dem gewöhnlichen ungelernten Arbeiter zufallenden Lohnes und teilt 
den ganzen Reinertrag nad) Abzug der Kapitalzinjen zu gleichen Teilen zwiſchen 
fi) und den Angeftellten. Es ift ohne weiteres einleuchtend, daß dies ein ganz 
finguläres, von allgemeiner Anwendbarkeit weit entjerntes Betriebsſyſtem ift. 


Ganz anders ift die Geminnbeteiligung bei Heinrich Freeſe anzujehen, 
welche auf modernen großſtädtiſchen Verhältniffen aufgebaut ift und zu der 
Sozialpolitif des Herrn Rösler infolge ihres mehr geihäftsmäßigen Charakters 
in einem unverfennbaren Gegenia —* Ein erfreuliches Verhältnis zwiſchen 
Arbeiter und Unternehmer iſt hier durch die Handhabung eines liberalen, 
konſtitutionellen Fabrikſyſtems, bei vollkommener Vermeidung jeder wirtſchaft— 
lichen und politiſchen Freiheitsbeſchränkung der Arbeiter jeit nunmehr 17 Jahren 
erreicht worden. Der Erfolg beruht auf einer freiwilligen Hingabe der Arbeiter 
an den Zweck der Unternehmung. Dur) die Geminnbeteiligung ſowohl wie 
duch andere Einrichtungen von hohem jozialpolitiichen Werte, vor allem auch 
durch eine vorteilhafte Lohntarifierung werden den Arbeitern bejondere materielle 
Vorteile zugewendet, bie fie in anderen Unternehmungen derſelben Art jelten 
oder gar nicht vorfinden fünnen. 


Bedeutende materielle Vorteile bietet auch die Halleihe Maſchinenfabrik 
ihren Arbeitern. Durch Gewinnbeteiligung in Höhe von durchſchnittlich 10 °/o 
de3 ahresverdienftes wurden diejelben zu einer bejonders gefteigerten Arbeits: 
leiftung veranlaßt, welche das finanzielle Gejamtergebnis des Betriebes jehr 
weſentlich beeinflußte. Die Gewinnbeteiligung fand hier injofern einen außer: 
ordentlidy günftigen Boden, als gerade in der Maichineninduftrie ausgezeichnete 
und forgfältige Arbeit für die Höhe des Neinertrages von ausjchlaggebender 
Bedeutung ift. Die Arbeit ift keineswegs eine rein mechaniſche und gleihmäßige, 
ſondern fie trägt einen nahezu handwerksmäßigen, individuellen Charakter und 
ipielt die Hauptrolle unter den in Betracht fommenden Produktionskoſten (1395 
— 41/o).") Neben diefen allgemeinen Mtomenten beruht hier der Erfolg bes 
Anteilfyftens auf der Heranziehung eines forgfältig ausgewählten, bejonders 
tüchtigenn Arbeiterperfonals, welches allerdings durch Einſchränkung feiner perjön= 





1) Einhauijer, op. eit. S. 142. 
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lichen freiheit in bezug auf die Zeilnahme an Lohnbewegungen bie bejonderen 
materiellen Zuwendungen der Gejellichaft erfaufen mußte. 

Noch weitergehende Beſchränkungen in der freien Verwertung der Arbeits: 
kraft Iegte die Verficherungsgejellichaft Rhein und Mofel ihren Angeftellten auf, 
um bietelben an das Geihäft zu feffeln. Der Erfolg der Geminnbeteiligung 
nach diefer Richtung hin war jeit 1884 ein günftiger; er ergab ſich durch die 
zwangsmäßige Anjammlung von Erjparniffen zugunften jedes einzelnen An: 
geftellten, der bei jreiwilligem oder unfreiwilligem Geichäftsaustritt anderer 
Angeftellter um Kapital und Zinſen der verfallenen Anteile vermehrt wurden. 

Auh in dem legten in Betracht kommenden Falle, nämlich bei dem 
Rittergut Yürgensdorf beruht der Erfolg der Geminnbeteiligung auf einer 
gewiſſen, hier allerdings weniger weitgehenden Beſchränkung der Abzugsfreiheit 
durch obligatoriiche Anjammlung von Eriparniffen (nad) 10 Jahren auszahlbar) 
für die Arbeiter. Seit 1874 iſt bier ein feiter, zuverläjliger Arbeiterftamm 
berangebildet, welcher die 15 /oige Lohnerhöhung durch die Geminnbeteiligung 
zwar als ein Ertrageichent ohne bejondere Arbeitäfteigerung hinninmt, aber doch 
wenigftens durch Anhänglichkeit an den Betrieb eine auch finanziell nicht zu 
unterihäßende Gegenleiftung für die Vermehrung feines Einfommens bietet. 


Es ift ein merkwürdig buntes Bild, welches die ſoeben dargelegten 
wichtigften Beftimmungsgründe des Erfolges der Geminnbeteiligung in ben 
einzelnen Fälleu darbieten. Teils erjcheint das Anteilſyſtem ala ein Hilfsmittel 
ganz autofratiicher Tendenzen des Unternehmers, welche auf eine Beichränfung 
der perjönlichen Freiheit des Arbeiterd direkt oder indirekt ausgehen, teils aber 
ift e8 ein Ergebnis einer durchaus modernen jozialpolitiichen Anjchauung, und 
es ift auf ben erften Blick gar nicht zu enticheiden, ob die Geminnbeteiligung 
ihrem Wejen nad mehr der einen oder der anderen Richtung angehört, ob alſo 
ihre Durchführung im erfteren Falle durch Nebenzwede geftört wird, die dem 
Endziel der Bewegung widerſprechen, oder ob dieje Zwecke (Fernhaltung des 
Arbeiterd vom allgemeinen Arbeitsmarkt, von Gewerfvereinsbewegungen 2.) aus 
der Natur der Sache jelbit fich ergeben. Es bedarf aljo einer genaueren Unter: 
juhung über die einzelnen Zwede und Erfolge der Gemwinnbeteiligung für Unter: 
nehmer und Arbeiter. Erft auf Grund einer eingehenden Bergleihung der 
Motive und Ergebniffe werden wir imftande jein, die im Wejen der Geminn- 
beteiligung liegenden Charafterzüge von den zufälligen Nebenericheinunger des 
Syſtems zu unterjcheiden und jo zu grundfäßlicen Schlußfolgerungen über 
die Durchführbarkeit der Gemwinnbeteiligung gelangen. 


Wir beginnen unjern Vergleich der einzelnen Anmwendungsfälle mit einer 
ftatiftiichen Ueberficht über die formalen Grundlagen des Syitems, jowie über 
die Höhe der ausgezahlten Geminnanteile im Verhältnis zum AReinertrage der 
Unternehmung und zum Jahresverdienfte des Arbeiterd. Eine allgemeinere Zu: 
Jammenftellung, weldye diejen jpeziellen Weberfichten zugrunde Tiegt, ift als 
Anlage beigefügt.) Soweit die abjoluten Zahlen über die Summe der Löhne, 
der Gemwinnanteile x. aus dem vorliegenden Material erfichtlic find, haben wir 
fie in dieje allgemeine Tabelle aufgenommen. Die relativen Zahlen, d. b. die 
Prozentverhältniffe find allerdings in vielen Fällen gar nit oder nur ſchätzungs— 
weile zu ermitteln, inöbejondere ift bei der Bafierung der Anteile auf die Divi- 


) Tabelle II. 
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dende das Verhältnis zum Reinertrage ein von Yahr zu Jahr mechielndes und 
in feinem alle pofitiv mitgeteiltes. Wichtiger als die nominelle Höhe des Rein- 
ertragsanteils, welche, wie wir bereit3 in unjeren Ausführungen über die Technik 
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hervorgehoben haben,“) je nach der Art der Gewinnberechnung und Gewinnver— 
teilung ganz verſchieden zu beurteilen iſt, iſt das Prozentverhältnis des Lohnzu— 
ſchlags, welchen die Gewinnanteile darſtellen. Dieſes Prozentverhältnis zum 
Jahreslohne haben wir daher in jedem Falle zu ſchätzen verſucht, nur bei ber 
lähfiih-böhmishen Dampfidiffahrtsgefellihaft und der Firma Winkler ift mangels 
pofitiver Angabe auch diefe Schägung nicht möglich. Ueber die Auszahlungsform 
der bewilligten Gewinnanteile fügen wir gleichfalls eine ſtatiſtiſche Ueberſicht bei. 
Wir unterjcheiden die bare Auszahlung von der obligatoriihen Anfammlung in 
Unterftügungsfonds oder in Einzelguthaben und berüdfichtigen noch die ber 
Barauszahlung nahe verwandte Form der Auszahlung in Sparkaffengutichriften, 
die zu freier Verfügung der Arbeiter geftellt werden. Zur Grundlage unjerer 
Ueberficht dient naturgemäß die für den ganzen Charakter des Syſtems bedeu- 
tungsvolle Unterfheidung von reiner ndividualbeteiligung, reiner Kollektiv: 
beteiligung und gemiſchter Beteiligungsform. 


A. Rejultate der Gemwinnbeteiligung für den Unternehmer. 


Gehen wir nunmehr auf die Refultate der Gewinnbeteiligung für den das 
Syſtem einführenden Unternehmer etwas genauer ein, jo müſſen wir nad) den 


) cf. ©. 24. 
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Hauptzweden der Einrichtung drei verichiebenartige Wirkungen unterjcheiden, 
welche überall als ausjchlaggebend für die Beurteilung des Erfolges betrachtet 
werden, nämlich 
I. die Ergebniffe in bezug auf die Stabilifierung der Arbeiterſchaft, 
I. die Ergebniffe hinfichtlich der Steigerung der Arbeitsleiftung, 
III. die Ergebniffe bezüglic der förderung des ſozialen Friedens in der 
Unternehmung. 


ad I. Ergebnifje in bezug auf die Stabilijierung der Arbeiterſchaft. 


Nach dem Urteil der Unternehmer, die die Gewinnbeteiligung durchgeführt 
haben, find die Erfolge derjelben in bezug auf die Feſſelung der Arbeiter an 
das Geichäft, reipeftive die Heranbildung eines treuen, jeßhaften Arbeiteritammes 
im allgemeinen recht günftige.. Nur in drei Tyällen, welche wegen der Kürze 
der Durchführungszeit „hier nicht in Betracht kommen, nämlid; bei Ebhardt, 
Wiedenbrück und Schepeler ift ein Stabilifierungserfolg noch nicht ficher nad): 
weisbar. Der Gutöbefizer Ebhardt glaubt zwar, daß im Verhältnis zu jeinen 
Nachbarn die Abwanderung der Arbeiter in jeinem Gutsbezirf bedeutend geringer 
geworden ift und führt diefe Tatjache zum Teil auf die Gewinnbeteiligung zurüd ; 
aber von einem ficheren Erfolge fann nad) unferer Meinung bei diejem erft 
jeit 1900 beftehenden Anteilſyſtem noch nicht die Rede fein. Dasfelbe gilt von 
MWiedenbrüd und Schepeler. In der Obftbaufolonie Eden, wo es fi) um eine 
genoſſenſchaftliche Arbeiterorganijation handelt, fommt eine Stabilifierung durch 
das Anteiliyftem nicht in Frage. Auch die Firma Zeiß gehört nicht hierher, 
weil bier der Zweck der Feſthaltung der Arbeiter bei der Unternehmung durch 
die Gewinnbeteiligung gar nicht angeftrebt wird. Vielmehr wurde die Stabili- 
fierung durch die jonftigen, Hervorragend günftigen Arbeitsbedingungen ber 
Firma, insbeſondere die Penfionszufiherung und die geficherte Rechtslage der 
Arbeiter wahrſcheinlich in höherem Grade erreicht ald durd) die Gewinnbeteiligung, 
In den übrigen 9 Fällen kann man einen vollen Erfolg des Anteilfyitems 
in dieſer Hinficht Eonftatieren. Die Mittel aber, durd welche diejer Erfolg erzielt 
wird und der fozialpolitiiche Wert diefer Mittel find außerordentlich verjchieden. 

Wir unterjcheiden zwei Arten von Fällen, nämlich: 1. diejenigen, bei 
denen die Stabilifierung durch Barauszahlung der Gewinnanteile erreicht wird, 
2. diejenigen, bei denen mittels Anjfammlung von Individual: oder Kollektiv: 
anteilen eine Feſſelung der Arbeiter ana Geſchäft angeftrebt wird. Daneben ift 
die Unterftügung des Stabilifierungszwedes durd) Verbindung der Gewinnanteile 
mit Dienftaltersprämien in Betracht zu ziehen, welche den Grundcharakter des 
Syſtems in eigenartiger Weiſe modifizieren. 

Die Form der bedingungslojen Barauszahlung der Gewinnanteile zu freier 
Verwendung des Arbeiterd ift mit gutem Erfolge von der Halleihen Maichinen: 
fabrif verfucht und durchgeführt worden. Auf landwirtichaftlihem Gebiete hat 
der eben erwähnte Gutsbefiger Ebhardt ebenfalls mit der reinen Barauszahlung 
von Einzelanteilen einen Verſuch gemadt. Uebrigens ift in allen Fällen mit 
gemiſchtem Beteiligungsfyftem die Barauszahlung für die Individualanteile in 
Uebung, indeſſen tritt bier die Abficht der Stabilifierung hinter dem Zweck der 
Arbeitöfteigerung in der Regel zurüd; ala Hauptmittel ber Feſſelung der Arbeiter 
gilt in diejen Fällen die Anfammlung von Kollektivanteilen zur Unterhaltung 
von Wohlfahrtsanftalten. 
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Es läßt ſich nicht allgemein enticheiden, ob der Stabiliftierungserfolg beſſer 
durch Barauszahlung relativ hoher Einzelanteile oder durch obligatorijche An— 
lammlung von Anteilen zu erreichen ift. fyrommer hat auf Grund eine um: 
fangreiheren Material das letztere nachzuweiſen geiucht,’) Einhaufer hat fich 
auf den entgegengejegten Standpunkt geftellt. Er behauptet, daß die Stabilifierung 
im allgemeinen nur bort erreicht jei, wo der Bonus hoch und jofort bar aus- 
gezahlt wurde.) Wir halten diefe Anfiht auf Grund unjerer Beobachtungen 
für falſch. Richtig ift nur, daß bei Barauszahlung die Sicherung der gewünschten 
Arbeiterzahl ebenfalls erreichbar ift, und daß der Unternehmer im einzelnen 
alle fi darüber zu enticheiden hat, was ihm für feine befonderen Zwede für 
angemefjen erjcheint. 

Eine interefjante Mittelftellung zmwiichen der Barauszahlung und Anjamm: 
lung von Anteilen nimmt die Firma Aug. F. Richter, Goldwarenfabrif in 
Hamburg ein, welche wegen bed geheimen und diskretionären Charakters ihrer 
Gewinnbeteiligung von uns ausgeſchieden werden mußte. Diefe Firma Hat jeit 
1887 mit gutem Erfolge ein Anteiliyftem durchgeführt, nad) welchem die Indi— 
vidualanteile der Arbeiter jedem auf ein perlönliches Konto gutgeichrieben und 
bis zum 20. Dienftjahr, rejpektive 55. Lebensjahr angefammelt wurden. Nur 
im alle des Geichältsaustritt® wurden diefe Guthaben auch vor dieſem 
Zermin bar ausgezahlt. Ein den Arbeitern neuerdings gemachter Vorjchlag, 
die Hälfte der Anteile jährlich) auszuzahlen, wurde von ihnen abgelehnt. Es 
wird ausdrücklich hervorgehoben, daß hier ein durchaus jtabiles Verhältnis der 
Arbeiterichaft erreicht worden fei, und daß nur im vereinzelten Fällen Arbeiter 
austraten, um dadurch eine Verfügung über ihr Guthaben zu erlangen. Es 
ergibt jich hieraus, daß der Verluſt angelammelter Anteile bei Geihäftsaustritt 
des Arbeiterd wohl zu vermeiden ift, wenn auch die Gefahr diejes Verfahrens 
für den Unternehmer nicht ohne weiteres geleugnet werden kann. „Die Anſamm— 
lung eines Vermögens für jeden Arbeiter zur freien Verfügung“ — jo jchreibt 
die Aktiengejellihart für Glasinduftrie in Dresden’) — „kann nicht befürwortet 

werden, weil dadurd die Streifgefahr erhöht und das längere Aushalten dabei 
erleichtert wird.“ 

Im Gegenjag zu der Stabilifierung durch Barauszahlung jteht die weit 
häufiger gehandhabte Anſammlung von Einzelanteilen, welche dem Arbeiter gut: 
geichrieben und verzinft werden, über die er aber nicht eher verfügen lann, ala 
bis er ein gewiljes Lebens: und Dienftalter erreicht reſp. dauernd arbeitsunfähig 
geworben ift, oder die jeine Angehörigen erft nad) jeinem Tode erhalten. Diejes 
Syftem wurde von dem Direktor der Parifer Verficherungsgejellichaft „Compagnie 
d’assurances generales“, Alfred de Eourch, im Jahre 1850 eingeführt und ift 
jeitdem in vielen anderen Geichäften, zum Beijpiel auch der Preußiſchen Boden- 

Kreditbank, weldye darüber nichts Genaueres berichtet, durchgeführt worden. Die 
typiiche Form diefer eigenartigen Zwangsverſicherung haben wir bei der Gejell- 
ihaft Rhein und Mofel beobachte. Ein ähnliches, aber milderes Gutſchrift— 
Syftem Hat das Rittergut Jürgensdorf jeit langer Zeit mit gutem Erfolge für 
die Stabilifierung der Arbeiter gehandhabt. Es ift merkwürdig, wie in allen 
jolden Fällen die Gemwinnanteile einerjeitS als erworbenes Eigentum des Arbeiters 


1) Frommer, „Die Gewinnbeteiligung“, ©. 135. 


2) Einbaujer,l.c. ©. 241 
»2) Böhmert, Die Gemwinnbeteiligung der Arbeitnehmer ꝛc, ©. 61. 
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betrachtet werden, anderſeits aber im Befit der Geſchäftsleitung verbleiben, 
welche fi eine Art Obereigentum über bieje Inbdividualguthaben anmaßt und 
fie bei jedem freiwilligen oder unfreimwilligen Geichäftsaustritt zugunften der 
übrigen Angeitellten verfallen läßt. Je größer aljo der Wechſel des Perjonals 
ift, um fo befier ftehen fich Hier die Arbeiter. Wenn fie troß ber ihnen jtets 
drohenden Werluftgefahr ſich durch jolche beitragslojen Penfionskaflen, Ber: 
ſorgungskaſſen ac. zu einer Fellelung an das Geſchäft bewegen laſſen, jo läßt 
dies darauf jchließen, daß die Arbeiter im allgemeinen den Wert einer Alters: 
und Invaliden- oder Todesjallverfiherung wohl zu jchägen willen. Es ift daher 
nicht richtig, wenn die Aktiengejellichaft Ihr Glasinduftrie, welche hierüber feine 
unmittelbaren Erfahrungen gemadt bat, die Behauptung aufftellt, daß alle 
derartigen Einrichtungen nur von wenigen fürſorglichen Leuten geihäßt werden, 
nit aber von jolchen, die leichtfinnig in den Tag Hineinleben und an die 
Zukunft, ihr Alter nicht denfen. Wahrſcheinlich ift die Zahl der leihtfinnig in 
den Tag hineinlebenden Arbeiter doc etwas weniger groß, als die Direktion 
annimmt. 

Im Gegenſatz zu der obligatoriihen Anfammlung von Sparkafjenguthaben 
wird der freiwillige Erwerb jolder Guthaben von jeiten der Arbeiter bei 
denjenigen firmen erftrebt, welche die Jndividualanteile in Form von frei ver: 
fügbaren Sparkafjengutichriften auszahlen. So 3. B. Freeſe, Wiedenbrüd und 
Wilms (fakultativ neben Barauszahlung) und Schepeler. Auch diefe Einrichtung 
wirkt zweifellos günftig auf die Stabilifierung. In den erften Jahren der Ein- 
führung pflegt die Inanjpruchnahme der Guthaben ſeitens der Arbeiter eine jehr 
weitgehende zu jein, aber bei weiterer Beibehaltung diejes Syſtems mehrt ſich 
von Jahr zu Jahr die Summe der freiwillig eriparten Geminnanteile, und 
obwohl die Arbeiter hier durchaus nicht gehindert find, das Geſchäft zu verlafien, 
bleiben fie in der Regel ihrer Firma treu. 

Noch verbreiteter al die Anjammlung von Individualanteilen ift Die 
Zurüdlegung von Kollektivanteilen der Arbeiter zur Unterhaltung von Wohl: 
fahrtseinrichtungen der verſchiedenſten Art, die alle mehr oder weniger dem 
Zwecke dienen, die Arbeiter an die Unternehmung zu feſſeln. So inäbejondere 
bei Steinheil und Dieterlen, bei denen reine Sollektivbeteiligung beiteht und 
eine darauf bafierte Unterftügungs:, Penſions- und Witwenkaffe den Arbeitern 
jo lange zugute fommt, bis fie aus irgendwelden Gründen das Geihäft ver: 
laſſen müfjen. Ferner bei Wiedenbrüd und Wilms, wo die Prämienfafje vor: 
wiegend zur Kranfenverfiherung verwendet wird und nicht bloß die Anjprüche 
an den Kollektivbefig, jondern auch die Jndividualanteile des laufenden Jahres, 
in welchem ein Arbeiter das Geichäft verläßt, den zurüdbleibenden Genofjen 
zufallen. Zu verichiebenartigen Zwecken, die noch genauer beftimmt werden 
jollen, dient die Fondsanjammlung in der Fabrik von Rösler, welche etwa die 
Hälfte des Gejamtbonus der Arbeiter in Anfprub nimmt. Bei fFreeie wird 
’/s des Gejamtanteil3 für die Unterftügungstaffe, */s für Individualanteile ver: 
wendet. Auch die aus einer 3"/oigen Reinertragsbeteiligung dotierte Penfions- 
kaſſe der Sächſiſch-böhmiſchen Dampfihiffahrtsgefellihaft dient dem Zwed der 
Stabilifierung. 

In allen diejen Fällen zeigt ſich die Tendenz, die durch Geminnbeteiligung 
eihaffenen Wohlfahrtseinrichtungen durch GSelbitverwaltung der Arbeiter zu 
bil aber es ift doch ein weſentlicher Unterſchied, ob eine ſolche Selbftver- 
waltung, wie bei Steinheil und Dieterlen oder Wiedenbrüd und Wilms, mit 
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perjönliher Bindung ded Arbeiter durd ein patriarchaliſches Syftem von Ver: 
fiherungsfafien zc. verbunden ift; oder ob fie, wie bei Freeſe und Roesler, mit 
einer modernen Wohlfahrtspflege ohne derartige Einihränktungen Hand in Hand 
geht. Der äußere Erfolg jcheint zwar in beiden Fällen der gleiche zu fein, 
indeflen dürfte die Möglichkeit, Wohlfahrtseinrichtungen mit patriarchaliſchem 
Hintergrund mit dauerndem Erfolge durchzuführen, bei modernen großjtädtijchen 
Verhältniffen mehr und mehr abnehmen. 


Wir haben bisher lediglich die Stabilifierungserfolge im Zujammenhange 
mit der Beteiligungs: und der Auszahlungsform in Betracht gezogen, es bedarf 
noch einer furzen Erläuterung des Syſtems der Dienitaltersprämien, die in 
Verbindung mit der reinen Geminnbeteiligung gehandhabt werden. Eine voll: 
fommen durchgeführte Dienftaltersprämie findet fi unter den von uns dar— 
geitellten Geminnbeteiligungsfällen nicht.) Meiftens befteht nur eine Art 
Degreifion der Geminnbeteiligung in der Weiſe, daß die volle Berechtigung erft 
nad 3—6 Jahren der Gejchäftsangehörigfeit erreicht wird, während alle jüngeren 
Arbeiter entiprechend geringere Anteile beziehen. So ift bei der Aftiengejellichaft 
für Federftahl-Induftrie eine vom 1. bis 6. Dienftjahr fteigende Dividenden- 
prämie eingeführt. Bei Rösler werden Gewinnanteile erſt nad) zmeijähriger 
Dienftzeit erworben und der Marimaljag nach fünfjähriger Beihäftigung erreicht. 
Die Firma Winkler verteilt einen halben bis fünf Anteile je nach ber Ber 
Ihäftigungsfategorie und unter Bevorzugung der verheirateten Gehilfen, wobei 
dad Marimum nad) fünf Jahren verdient wird. Sehr liberal find die Be- 
fimmungen der Halleichen Maſchinenfabrik, die vom 4. Monat der Beichäftigung 
ab Anteile berechnet und bis zum 3. Jahr anfteigende Anteilquoten feftgejegt hat. 


Die Erfolge werden in allen dieſen Fällen ala befriedigende angejehen. 
In der Hallefhen Mafchinenfabrit find etwa */s aller Arbeiter im Beſitz der 
vollen Anteilsberehtigung. Bei Rösler find nur 5°/o der Angeftellten vor Boll: 
endung des zweiten Berhäftigungsjahres ausgeſchieden, nad) Vollendung des— 
jelben hat überhaupt fein Arbeiter mehr die Fabrik verlaffen. Treue Anhäng- 
Iihfeit des Perfonals wird bei Winkler und zunehmender Wohlftand der 
Arbeiter bei der Aktiengejellichaft für Federftahl-Induftrie mitgeteilt. 

Man kann aljo auf Grund des hier vorliegenden Materials einen Erfolg 
des Altersprämienjyftems nicht wohl beitreiten, aber e8 ift doch nicht zu über- 
jehen, daß die Berechnung der Dienftalteräprämien in allen dieſen Fällen nad) 
der Kopfzahl der Arbeiter ohne Rüdfiht auf die Lohnhöhe erfolgt. Diejes 
Verfahren aber bietet mancherlei Bedenken, da hier auf die individuelle Leiſtung 
deö Arbeiters gar feine Rüdficht genommen wird. Die Beihhränfung der Anteil: 
berehtigung für die jüngeren Arbeiter wird, wie u. a. aus den Mitteilungen 
der Hallejchen Majchinenfabrif über die Unzufriedenheit vorübergehend beichäftigter 
Arbeiter hervorgeht, die Gejamtwirfung leicht ungünftig beeinfluffen, weil der 
Arbeiter die Erlangung höherer Anteile von Umftänden abhängig gemadıt fieht, 
auf deren Beltimmung er zunächſt feinen unmittelbaren Einfluß hat. Angefichts 
diejer Bedenken liegt es nahe, die frage aufzumwerfen, ob nicht derjelbe Erfolg 
fiherer und bequemer durch fefte Dienftaltersprämien erreichbar wäre, wie dies 





ı) Bei der sub Nr. 26 bei Böhmert angeführten Thüringiihen Maſchinenfabrik 
ift die Altersprämie vollkommen durchgeführt, wie es icheint nicht ohne Erfolg, doc find 
die Mitteilungen hierüber unzureidend. 
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bereit? Prof. Diehl!) und Frommer?) erörtert haben. In neuerer Zeit find 
folhe Alterszulagen in zahlreichen Fabriken eingeführt worden. Wir führen 
aus der Böhmertichen Enquete einige Beijpiele an: 

Ohne eigentliche Gemwinnbeteiligung — es beiteht nur eine gewinnberechtigte 
Fabrikſparkaſſe — gewährt die Schultheiß-Brauerei-Aftiengefelihaft in Berlin 
ihren Arbeitern bedeutende Dienftaltersprämien (Hundert Mark nach einjähriger, 
zweihundert Mark nad) dreijähriger Tätigkeit), welche ſich vorzüglich bewährt 
haben. Die Firma Scherer verteilt nach je fünfjähriger Dienftzeit feſte Prämien, 
die als geiperrte Spareinlagen gejammelt werden, jo daß den Arbeitern nad) 
fünfundzwanzigjähriger Beihäftigung ein Kapital von ungefähr 1000 ME. zu: 
fällt. Auch die jeften Lohnzuſchläge von 3/0 für ein bis zehn Jahre, 4 /o für 
zehn und mehr Jahre beichäftigte Arbeiter, welche die Fahrradfabrik Seibel 
und Naumann in Dresden eingeführt hat, find hier zu nennen. Einige Arbeit: 
geber betrachten ſolche Lohnzuichläge Tälihlih als Gewinnbeteiligung. Es it 
jedoch unzweifelhaft, daß alle dieje Fälle unter den allgemeinen Begriff der 
feften Dienftalterszulagen zu jubjumieren find; fie zeigen, daß aud auf Diele 
Weile eine Stabilifierung der Arbeiter erreichbar iſt. Als eigentümliche Wirkung 
ber Gewinnbeteiligung ift indeffen hervorzuheben, daß fie der mit der Stabilifierung 
mitunter verbundenen nadhteiligen Nebenwirkung der gedanfenlojen Routine und 
abnehmenden Produktivität der Arbeit”) bis zu einem gewiſſen Grabe 
entgegenmirkt. 


Als allgemeines Ergebnis unjerer Unterjuhung über den Stabilifierungs: 
erfolg der Geminnbeteiligung können wir bezeichnen, daß dieſelbe nad) Ddiejer 
Richtung hin, gleichviel ob die Gewinnanteile bar ausgezahlt oder angejammelt 
wurden, überwiegend günftige Wirkungen gezeigt hat; meift waren beide fyormen 
ber Auszahlung vereinigt, jo daß aljo praktiſch dieſe Frage der zweckmäßigſten 
Beteiligungsform durch Einſchlagung eines Mittelmeges gelöft wurde. Die 
Unterftügung des Stabilifierungserfolges durd) Kombination mit Dienftalters: 
prämien zeigte fi) als vorteilhaft, wenn aud) nicht ohne gewiſſe Einſchränkungen. 
Das Prinzip derjelben, die Anteilsberechtigung des Arbeiterd mit der Dauer 
jeiner Beihäftigungszeit anwachſen zu laflen, kann bei jeftftehendem Gejamt: 
bonus nur durch eine entiprechende Verkürzung des Anteil der jüngeren Arbeiter 
verwirklicht werden. Es entipricht aber der allgemeinen Vorausfegung Des 
ganzen Syftems, daß die dauernd an das Geſchaft gefeffelten Arbeiter vermöge 
ihrer größeren Schulung, vermehrten Geichäftsintereffes x. eine qualitativ ge- 
fleigerte Arbeitsleiftung erreichen fünnen, welde über die Leiltung der vorüber: 
gehend im Betriebe arbeitenden Angeftellten mejentli hinausgeht. Die Feſt— 
haltung dieſer wohlgeſchulten, jogenannten „eingerichteten Arbeitskräfte“ iſt 


) op. cit. S. 162. 

?) op. eit. ©. 135. 

) Ueber die dießbezüglihen Erfahrungen der Badiichen — ee vgl. 
Zwiedened-Siüdenhorft, „Beiträge zur Lehre von den Lohnformen“ ©. 100 ji 
Ein jehr charakteriftiicher Beleg für die von diefem Autor beitrittene Abnahme der Arbeits- 
energie bei feften Altersprämien findet fih unter den Angaben einer bei Böhmert 
„Wrbeiterfreund“ 1901 S. 178 erwähnten Fabrik: „Die alten Gratifilationsiyfteme für 
Kontorperfonal und Arbeiter jind wieder eingeführt. Der vielleiht weniger geſchickte, 
trägere, aber länger im Geſchäft tätige Arbeiter hat wieder jein jogenanntes Borrecht 
egenüber dem intelligenten neneintretenden Arbeiter. Er weiß, wenn alle ein bi® zwei 
Ihre Zulagen gegeben werden, daß er als älterer und länger anweſender Arbeiter den 
höchſten Sag zu beaniprucden hat.“ 
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bejonder8 in Zeiten fteigender Konjunktur ’) von großer finanzieller Bedeutung 
für viele Unternehmungen, jo unter anderen aud für die Landwirtichaft, wo 
die Abwanderung oder ber Kontraftbrud; von Arbeitern in der Erntezeit dem 
Unternehmer bedeutenden Schaden zufügen kann. Es iſt einleuchtend, daß eine 
ſolche Stabilifierung unter Umftänden in einem einzigen Jahre für den Arbeit: 
geber bedeutende Gewinne einbringen reſp. Verlufte verhindern kann, jo daß 
hierdurch der ganze jahrelange Aufanb für die Geminnanteile erjeßt wirb. 


ad II. Ergebnilje hinſichtlich der Steigerung der Arbeitsleiftung. 


Einen ganz anderen Charakter tragen diejenigen mit der Gewinnbeteiligung 
regelmäßia verbundenen Beftrebungen der Unternehmer, welche auf eine direkte 
Steigerung der Arbeitsleiftung ohne Rüdfiht auf die Beichäftigungsdauer ein- 
zelner Arbeiter gerichtet find. Der Arbeiter joll durch Teilnahme am Geſchäfts— 
gewinn veranlaßt werden, quantitativ ınehr oder qualitativ beſſeres ala andere 
durchichnittliche Arbeiter zu leiften. Er joll jparjamer mit dem Material um: 
gehen, die Majchinen und Werkzeuge fchonender behandeln, ſich einer ſtrengeren 
Kontrolle und Disziplin unterwerfen, kurz nad) den verjchiedenjten Richtungen 
bin Mebrleiftungen bieten, nad deren Ergebniffen der Erfolg oder Mikerfolg 
bes Anteiligftems im einzelnen alle von der Geichäftsleitung beurteilt zu 
werden pflegt. 

Die Erfolge, welche fih in diejer Hinficht ergeben haben, wollen wir im 
folgenden zujanımenftellen. Daß dieje Erfolge auch zum Zeil das Rejultat einer 
Berbejjerung der Arbeitsleiftung durch größere Stabilität der Arbeiter daritellen, 
ift uns zwar wohl bewußt, indeſſen fünnen wir von dieſem bereit3 erörterten 
Stabilifierungserfolge bier abjehen, um Iediglid die direften Wirkungen des 
Anteilfyftems auf die Steigerung der Arbeitsleiftung aller im Betriebe beichäf- 
tigten Arbeiter genauer ins Auge zu fallen. Wir geben zunächſt einen allge 
meinen Weberblid über die Ergebniffe bei den vierzehn in Betracht kommenden 
Tirmen. Auszujcheiden ift auch hier die Firma Zeiß, welche eine Steigerung 
des Fleißes und der Sorgfalt ihrer Arbeiter von der Gemwinnbeteiligung nicht 
erwartet. Auszufcheiden find ferner die drei Fälle Schepeler, Wiedenbrüf und 
Ebhardt, wegen ber furzen Dauer bes Beteiligungsverſuchs. Bei Ebhardt haben 
fi allerdings Anfänge günftiger Wirkungen bei den Landarbeitern bemerkbar 
gemacht. Ein Berichterftatter des Berliner Tageblattes?), welcher im Jahre 1901 
das Gut befichtigte, teilt mit, daß die Arbeiter an der Bearbeitung des Landes, 
an guter Pflege des BViehftandes und des Arbeitszeuges interejfiert jeien, und 
daß die Bearbeitung aus diefem Grunde intenfiver jei, al3 fie jonft jein würde. 
Indeſſen jpriht aus diejen Angaben mehr die Abſicht des Unternehmers als - 
der praktiſche Erfolg. 

Ein weiterer Fall, bei dem genügende Mitteilungen über die Steigerung 
der Arbeitsleiſtung fehlen, ift das Anteilſyſtem von Winkler, deffen Abſicht vor- 
mwiegend auf Stabilifierung der Arbeiter gerichtet ift. 

Eine zweite Gruppe bilden diejenigen Firmen, bei welchen ein öfonomijcher 
Mi ßerfolg des Anteiljyftems hinfichtlich der Arbeitöjteigerung entweder aus: 


n cf. Halleihe Maſchinenfabrik, Böhmert, S. 36: Bei allgemeiner Knappheit an 
Arbeitäfräften treue Ausharren des Arbeiterftammes, dadurd Vollendung großer Auf 
träge in vereinbarter Zeit ıc. 

*) ef. Arbeiterfreund 1901, Seite 181. 
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drücklich konftatiert wird oder indireft auß den Angaben der Geichäftsleitung zu 
ichließen ift. Hierher gehören: 

1. Die Aktiengejellihaft für Federſtahl-Induſtrie, nad) deren Mitteilung 
ein dkonomiſcher Erfolg für den Unternehmer nicht bireft nachweisbar, wahr: 
ſcheinlich alſo aud gar nicht vorhanden ift, 

2. die Sächſiſch-böhmiſche Dampfſchiffahrtsgeſellſchaft, deren Angeſtellte die 
Größe des ihnen gebrachten Opfers nicht zu ſchätzen wiffen, alſo jedenfalls feine 
beiondere Mehrleiſtung bieten, 

3. dad Rittergut Jürgensdorf, deifen Arbeiter die Tantieme nur als ein 
ie u anjehen, d. h. ohne jpezielle Gegenleiftung Hinnehmen. Sehr un: 

cher i 

4. auc die Verficherungsgejellihaft Rhein und Mojel über den Arbeits: 
erfolg ihrer Gewinnbeteiligung. Sie glaubt das Intereſſe ihrer Angeftellten an 
ber Höhe bes Reingewinns, wie e8 z. B. bei der Nachricht von größeren Brand: 
ſchäden der Gejellihait zum Ausdruf komme, nur teilweile auf die Gewinn: 
beteiligung zurüdführen zu können und bat im übrigen feinerlei pofitive Bes 
obachtungen gemacht. 

Aus Gründen, welche mit der Gemwinnbeteiligung an ſich in gar feinem 
Zujammenhange ftehen, erklärt fich zum Zeil die gefteigerte Wrbeitsleiftung der 
Genofjen in der Obftbaufolonie Eden. Sie erwerben dur die Anjammlung 
der Gewinnanteile allmählich den vollen Befig von Gejchäftsanteilen und werden 
jo zu Mitbefigern der ganzen Unternehmung, welche auf freie genoſſenſchaftliche 
Selbithilfe und gemeinjchaftliches Grundeigentum bafiert ift und fein geringeres 
Ziel erreichen foll, als die Löjung der gefamten fozialen Frage.') Die günftigen 
Wirkungen find aljo bier in erfter Linie der Kapitalbeteiligung zuzujchreiben. 
Mag immerhin die intenfivere Arbeitsleiftung, die größere Sparjamfeit in der 
Materialverwendung zc. bis zu einem gewiſſen Grade auf die Gemwinnbeteiligung 
Hr — Sinne zurückzuführen ſein, ſo läßt ſich doch prinzipiell hieraus nichts 
chließen. 

Das Ergebnis dieſer notwendigen Prüfung des vorliegenden Materials iſt 
alſo, daß nur in vier Fällen, nämlich Steinheil, Halleſche Maſchinenfabrik, 
Rösler, Freeſe eine wirklich nachgewieſene Steigerung der Arbeitsleiſtung vor: 
liegt, während in den obengenannten vier Fällen, Federftahl-Jnduftrie A.G., 
Saͤchſiſch- böhmiſche Dampfihiffahrtögefellichaft, Jürgensdorf und Rhein und Moſel 
ein greifbarer Erfolg nicht zu ermitteln ift und die übrigen Fälle für die Be— 
urteilung überhaupt nicht in Betracht fommen. 

Was zunächft die Gewinnbeteiligung bei Steinheil betrifft, jo Ichreibt ber: 

jelbe an Böhmert, daß in dem Syitem ein Sporn für gute und fleißige Arbeit 
liege, welche für das Rejultat feiner Induſtrie eine wichtige Rolle jpiele. Aller: 
dings feien von ausjchlaggebender finanzieller Bedeutung die Höhe des Kapitals 
und die Verbefferung der Werkzeuge und Maſchinen, vor alleın aber die täglichen 
Schwankungen der Kurje von Rohſtoff und Fabrikat, welche tiefgehende Ab— 
wechſlungen in der Höhe des Geihäftsgewinns hervorrufen. Troßdem Tcheint es 
dem Unternehmer doch aud) für jeine Induſtrie zweckmäßig, in günstigen Jahren 
dem feſten Lohn Gemwinnquoten von mäßiger Höhe hinzuzufügen. Er will durch 
dieje Beteiligung der Arbeiter an vorteilhaften Konjunfturen ein partielles Zus 


1) ef. Böhmert, ©. 87. 
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jammengehen der Intereſſen erreichen, durch welches jene nicht zu unterichäßende 
Steigerung der Arbeitsleiftung bewirkt werden joll. 

Nun iſt das Anteiliyitem der Firma das ältefte in Deutichland 
beitehende. Es ift jeit 1847 durchgeführt worden und hat die verichiedenften 
Entwidlungsftadien durchgemacht. Dean fragt fi) daher mit einiger Verwun— 
derung, weshalb hier jede konkrete Angabe über beitimmt qualifizierte Mehr— 
leiftungen der Arbeiter fehlt. Bei der geringen Höhe der hier beitehenden reinen 
Rollektivbeteiligung, welche überwiegend den Charakter einer Wohlfahrtseinrichtung 
trägt, muß man wohl einigermaßen ſteptiſch über den ökonomiſchen Erfolg dieſes 
Beteiligungsſyſtems denken, und wenn wirklid ein folder Erfolg beiteht, jo ift 
— en der Stabilifierung zu verdanken, gehört aljo eigentlih nicht 
ierher. 
Die Erfolge der Geminnbeteiligung in der Halleihen Majchinenfabrif 
haben wir bereit3 bei der allgemeinen Ueberſicht der Ergebnifje des Anteiliyftems 
eingehend geſchildert. Wir haben gezeigt, daß hier der Arbeitsertrag von aus— 
ihlaggebender finanzieller Bedeutung für das Betriebsergebnis iſt, und daß ein 
weit über das Durchſchnittsniveau der Lohnarbeit hinaus gefteigerter Arbeitseffekt 
in diefem Falle nachweisbar ift. In einem im Jahre 1896 an Einhaujer ge- 
richteten Schreiben führte der Fabrikdirektor Riedel die Erfolge hinfichtlid der 
Arbeitsleiftung noch überwiegend auf die Stabilifierung zurüd. Die günftigen 
Erfahrungen, welche während der Aufſchwungsperiode des Induſtriezweiges in 
den Jahren 1898/99 mit der Gemwinnbeteiligung gemacht wurden, haben dann 
deutlich gezeigt, daß mit Ausnahme einer geringen Minderzahl unzufriedener 
Arbeiter, die meiſt nad) kurzer Zeit wieder entlaſſen wurden, alle Arbeiter der 
Fabrik ein jelbjtändiges Intereſſe an den Tag legten, das in anderen Maſchinen— 
fabrifen auch nicht annähernd in demjelben Mae bemerkbar war. Die Arbeiter 
achteten ſelbſt darauf, gut und billig zu produzieren. Sie leiſteten Ueberſtunden, 
die anderswo nicht zu erreichen waren, fie gingen jparjfamer mit dem Material 
und jchonender mit den Maſchinen um und unterwarfen ſich gegenjeitig einer 
iharfen Kontrolle. Zugleich waren auch die Werkführer‘) in der Lage, einen 
fräftigeren Drud auf die Arbeiter auszuüben und die Yabrikordnung, welche 
die Direktion durchführte, war jchärfer als in anderen Betrieben, in denen die 
Arbeiter mannigfadhe Aenderungen und Erleichterungen in diejer Zeit durchſetzten. 
Die ganze Organilation der Arbeit war aljo — baſiert, nach jeder Richtung 
hin Mehrleiſtungen des Arbeiters zu erzielen, welche mittels eines gewöhnlichen 
Lohnſyſtems in derſelben Weiſe nicht hätten hervorgebracht werden können. 

In ähnlicher Weile hat der Fabrikbeſitzer Rösler ſyſtematiſch darauf hin— 
gearbeitet, durch die relativ hohen Extravergütungen, welche er gewährt, eine 
überdurchichnittliche Leiftung jeiner Augeitellten zu erreichen. jeder Arbeiter, 
welcher Hinter dem geiteigerten Niveau dieſes Betriebes zurücdbleibt, welcher ſich 
aljo nicht dazu veranlagt fühlt — wie Herr Rösler ſich ausdrüdt — „eine 
mehr als rein tagelöhnermäßige Leitung“ zu bieten, wird aus ber Fabrik ent: 
offen. Auch hier beiteht eine weitgehende Kontrolle ſeitens des Unternehmers, 
um den Prozeß der Ausleje minderwertiger Arbeiter zu unterftügen, und dieje 
Kontrolle erftredt ſich jogar bis auf die außergeichäftliche Lebensführung bes 
Arbeiter, wo fie allerdings ein Wequivalent findet in der perjönlichen Fürſorge 
des Arbeitgebers. Was hier unter minderwertiger Arbeit verftanden wird, it 
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vielleicht nichts anderes, ald das, was in anderen Betrieben ald Durchſchnitts— 
leiftung hingenommen wird. ebenfalls glaubt Herr Rösler bejonderen Fleiß, 
Eifer und Sparjamfeit bei feinen Arbeitern beobadten zu können. Das merk: 
würdige ift nur, daß diefe Mehrleiftungen feine nachmweisbaren zahlenmäßigen 
Vorteile bieten, jondern vielmehr nad) Anficht des Unternehmers auf dem Gebiete 
ber Imponderabilien liegen jollen. Entweder wird der finanzielle Ertrag der 
Fabrik durch dieje Mehrleiftungen der Arbeiter günftig beeinflußt ober nicht. 
Das letztere jcheint in diefem alle ausgejchloffen. Es wird aljo bei längerer 
Erfahrung wahrſcheinlich auch an greifbaren materiellen Vorteilen für den Be 
triebsleiter nicht fehlen. 

Am ficherften nachgewielen find die Wirkungen der Gemwinnbeteiligung 
hinſichtlich der Arbeitöfteigerung durch die jahrelangen Erfahrungen des Herrn 
Freeſe. Auch hier derjelbe typiiche Vorgang. Das ganze Niveau der Arbeits: 
leiftung in dem Betriebe ift derartig gefteigert, daß neueintretende Arbeiter oft 
lebhaft den Unterjchied empfinden und fich über die ftrenge Kontrolle von jeiten 
der älteren Beamten und Arbeiter wundern, die hier regelmäßig ausgeübt wird. 
Kein Arbeiter kann fid) der Eigenart diejes Betriebsſyſtems entziehen, ohne 
Gefahr zu laufen, entlaffen zu werden. Selbit die Saifonarbeiter, die ebenfalls 
am Gewinn beteiligt find, tragen das ihrige dazu bei, den Erfolg des Unter: 
nehmens zu fördern. Das Rejultat diejes Arbeitsfyitems ift auch vom finanziellen 
Standpuntt aus betrachtet ein wohl befriedigende. In jeiner Brojchüre 
„Fabrikantenglück“ hat Herr Freeſe mitgeteilt, daß nad) Abzug der Gewinn: 
anteile von 1888—1898 jein Umſatz um 167"J/o, jein Geichäjtögewinn um 
268°/o geftiegen jei, er habe aljo alle Veranlaſſung mit dem Ergebnis zufrieden 
zu fein, obwohl er durchaus nicht geneigt jei, die Bedeutung jeiner eigenen 
Arbeit als Inhaber und Leiter des Unternehmens zu unterſchätzen. 

fragt man nad; dem Berhältnis der Arbeitskoften zu dem Werte ber 
Produkte, welches in diefem alle vorliegt, jo ergibt fih aus den Angaben bei 
Böhmert,‘) daß einem Umfag von einer Million ME. jährlich ein Aufwand 
von 250000 ME. an Gehältern und Löhnen gegenüberfteht, aljo ca. 25°/o des 
Umjates auf die Koften der Arbeit entfallen. Ein bejonderer hoher Anteil des 
Arbeitslohnes am Werte des Produktes liegt aljo in diefem Falle nicht vor. 
Ebenſowenig ein bejonders hoher Einzelbonus (3—5°/o des Lohnes, nur 1898 
7,33°/0). Man kann demnad den entichiedenen Erfolg des Syitems binfichtlic 
der Arbeitöleiftung nicht durch die jpezielle Bedeutung der Arbeit für den 
finanziellen Gejamtertrag in einem bejonber8 qualifizierten Induſtriezweige 
erklären, wie dies bei der Halleihen Majchinenfabrik der fyall war. Anderjeits 
läßt ſich auch nicht allgemein hiernad) beurteilen, unter welden Bedingungen die 
Gemwinnbeteiligung mit Erfolg für die Arbeitsleiftung anmendbar iſt. 

Wir fünnen als Ergebnis unjerer Unterfuhung über den Arbeitserfolg 
zunädft nur feititellen, daß die Zahl der öfonomilchen Erfolge bei den in 
Deutichland noch beitehenden Anteilfirmen ebenjo groß it wie die Zahl der 
Miperfolge. Die Gründe des Mikerfolges find nach unjerer Meinung meniger 
im Charakter des Syſtems als in Fehlern bei der Handhabung beslelben zu 
ſuchen. Bei der Attiengejellihaft für Federſtahl Induſtrie, wo nur 3—3'/2 %lo 
des Lohnes nad Kopizahl und Dienftalter der Arbeiter verteilt wurden, Liegt 
der Fehler einerfeitS in der geringen Höhe des Einzelbonus, anderjeits wohl 





1) ©. 41/2. 


Heißner, Die Gewinnbeteiligung der Arbeiter in Deutſchland. 193 


auch in der mangelnden Berüdfichtigung der individuellen Arbeitsleiftung, welche 
nad) ber Höhe des Yahreslohnes wenigftend annähernd beurteilt werben kann 
und daher mit Recht von den meilten Firmen zur Grundlage für die Ber 
rechnung der Einzelanteile gemadt wird. In anderen Fällen, wo berjelbe 
Fehler vorliegt, wie 3. B. bei Rösler und der Halleihen Mafchinenfabrif, find 
die außgezahlten Gewinnanteile bedeutend höher und die jonftigen Bedingungen 
des Erfolges weſentlich günftigere. Bei der Sächſiſch-Böhmiſchen Dampfſchiff⸗ 
jahrtsgejellichaft ift die Höhe des bar ausgezahlten Einzelbonus ebenfalls eine 
niedrige. Bei der Berficherungsgeiellichaft Rhein und Moſel dagegen, wo der 
Bonus jehr hoch ijt, leidet das ganze Syſtem unter der zwangsmäßigen Ans 
jammlung und bedeutenden Verluftgefahr für die Angeftellten. Bei dem —* ut 
Jürgensdorf iſt ein bkonomiſcher Erfolg deswegen nicht nachweisbar geweſen, 
weil die Einrichtung zu ſehr den Charakter einer ohne Mitwirkung der Arbeiter 
eingeführten und verwalteten Wohlfahrtseinrichtung trägt. 

Wo nun dem gegenüber mwirklid ein Arbeitserfolg durch die Gewinn: 
beteiligung erreicht wurde, war dies zum großen Zeil auf die unaußgefeßten, 
Igftematiihen Bemühungen des Unternehmers, einen beionder8 qualifizierten 
AUrbeiterftamm heranzubilden, zurüdzuführen. Eine ſolche Steigerung des Durch— 
ſchnittsniveaus der Arbeit durch individuelle Mebrleiftungen des Betriebsleiters 
ift der weſentliche Zweck jeder Gewinnbeteiliaung. Das vorliegende Material 
ift aber für ſich allein betrachtet nicht ausreichend, um allgemeine Grundſätze 
über die Bedingungen diejes Erfolges auizuftellen. Daß ein Erfolg zu erreichen 
ift, wenn die Arbeit für das finanzielle Betriebsergebnis eine ausſchlaggebende 
Rolle jpielt, zeigt das Beijpiel der Halleihen Maſchinenfabrik; daß ein günftiges 
Ergebnis aud in anderen Fällen erzielt werben kann, wo ſolche vorteilhafte 
Bedingungen nicht vorliegen, ergibt fich unter anderem aus den Erfahrungen 
des Herrn Freeſe. | 

Ob nun ein Gewinnbeteiligungsverjud zu nadhaltiger Steigerung der 
Arbeitöleiftung jührt oder nicht, das dürfte in erfter Linie davon abhängen, ob 
die Arbeiter in den Gewinnanteilen ein gerechtes Entgelt für ihre Mehrleiftungen 
finden. Hierüber ift aus den bisher erwähnten Angaben der Unternehmer 
nichts zu ermitteln, wir werden jedoch im folgenden bei der Erörterung der 
aufgegebenen und gejcheiterten Beteiligungsverfuche in Dentichland einige Anhalts- 
punfte zur Beurteilung diejer höchft weſentlichen Frage zu gewinnen juchen. 

Wenn man lediglich die dkonomiſchen Wirkungen ber Gemwinnbeteifigung 
für den Unternehmer ind Auge faßt, wie dies Frommer in feiner Unterfuchung 
über die Gewinnbeteiligung getan bat, jo muß man notwendig zu einfeitigen 
Anſchauungen über das Anteiliyftem gelangen. Der zufammenfaffende Schluß: 
jag, melden Frommer als Ergebnis jeiner Kritik formulieren zu dürfen glaubt, 
ift folgender: „Die Beteiligung der Wrbeiter am Unternehmergewinne bes 
Arbeitgebers ift da, aber nur da am Plage, wo fie zu einer Steigerung ber 
Güte und Menge der Arbeitöleiftungen oder zu der jonft fehlenden ficheren 
Berfügung über die gewünſchte Anzahl williger Arbeitskräfte führt.“ ') 

Was folgt aus diefem Say? Frommer hat aus den mwejentlichen Zwecken, 
die bei der Gemwinnbeteiligung für jeden Unternehmer maßgebend find, zwei der 
wichtigften herausgegriffen, nämlich die Stabilifierung und die Steigerung der 
Arbeitsleiftung. Sagt man nun aljo, daß die Gewinnbeteiligung nur da am 
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Plage jei, wo dieſe Zwecke erreicht werden, jo heißt dies abjolut nichts anderes, 
als daß fie nur da am Plate ift, wo fie erfolgreich ift. Um dieſen Satz auj: 
zuftellen, bedurfte es feiner Unterfuhung. Denn in jedem all bemüht ſich 
der das Anteilſyſtem einführende Unternehmer, dieje Zwecke zu erreichen; ob er fie 
erreicht, läßt ſich erſt auf Grund praftiiher Erfahrung im einzelnen Falle 
entſcheiden. Nur um die Feſtſtellung der Bedingungen dieſes Erfolges kann es 
ſich alſo bei einer Unterſuchung über die Gewinnbeteiligung handeln. 

Hiervon ausgehend hat Einhaujer') als allgemeines Ergebnis ſeiner Kritik 
von 57 Gemwinnbeteiligungsverjuchen folgenden Sat aufgeftellt: Als Lohnſyſtem 
ift die Gemwinnbeteiligung in der Regel nur in jenen jeltenen Fällen rentabel, 
in denen die Arbeit der maßgebende Faktor für den Ausfall des finanziellen 
Betrieböergebniffes iſt. Hier ift fie das vorzüglichite Lohniyftem, das in Anz 
wendung fommen kann. 

Hier wird aljo als Bedingung des Erfolges Hingeftellt, daß die Arbeit 
für den Geichäftserfolg von maßgebender Bedeutung ift. Wir müfjen zunächſt 
beftreiten, daß e8 nur jeltene Fälle find, in denen die Arbeit eine derartige 
Rolle jpielt. Es gibt eine ganze Reihe großer Ynduftriezweige, 3. B. Kohlen: 
bergbau, Maſchinenfabrikation ꝛc, wo dies der Tal if. Anberfeits hat 
Einhaufer jelbft in jech® von fünfundzwanzig Fällen Erfolge der Gewinnbeteiligung 
feftgeftellt, bei denen die Arbeit für das finanzielle Betriebsergebnis nicht der 

a Faktor war. Dieje Fälle lediglich ala Ausnahme hinzuftellen, gebt 
nicht an. Einhaufer hat dies auch jelbit eingelehen, indem er gewiſſe Be— 
dingungen des Erfolges auch für diefe Fälle aufgeftellt hat.) Indeſſen find 
die * ihm angeführten Bedingungen von ſehr problematiſchem Werte. Wenn 
er z. B. bei geringerer Bedeutung der Arbeit für das Betriebsergebnis als 
Bedingung des Erfolges das Beltehen eines Zeitlohniyftems annimmt, jo er- 
Icheint dies als ein relativ unmelentliches Moment, weldyes mit dem Charakter 
des Anteilſyſtems als joldem wenig zu tun bat. Jedenfalls war die ridjtige 
Schlußfolgerung, die Einhaufer ziehen konnte, nur die, daß ber Erfolg der 
Gewinnbeteiligung zwar leichter und mit größerer Sicherheit da zu erzielen jei, 
wo ber Arbeitsertrag ausjchlaggebend ift für das Betriebsergebnis, daß aber 
eine conditio sine qua non in ber finanziell entjcheidenden Rolle der Arbeit 
nicht gefunden werden £önne.?) 

Die Einfeitigfeit der Frommerſchen und zum Zeil auch ber Einhauferjchen 
Arbeit liegt wie gejagt darin, daß lediglich zwei von ben Zwecken des Anteil: 
igitems, nämlich die Stabilifierung und die Arbeitöfteigerung auf ihren Erfolg 
genauer unterjucht worden find. Mit Recht hat Böhmert dagegen eingewendet, 
daß doch zahlreiche andere Wirkungen der Gewinnbeteiligung für Unternehmer 
und Arbeiter vorhanden jeien, welche mit demjelben Rechte eine Berüdfichtigung 
beanjpruchen könnten. „Als ob nicht auch darin ein großer Gewinn beftände, 
daß die Arbeiter durch Gemwinnanteile, ganz abgejehen von Mebrleiftungen 
zufriedener und Eonjumtionsfähiger werden, daß die Kluft zwiſchen Unternehmer 
und Arbeiter überbrüdt, daß die großen Unterjchiede in der Vergütung der 
AUrbeitsleiftungen etwas gemildert und das Solidaritätögefühl aller an einer 
Unternehmung Beteiligten gefräftigt wird.“ *) 

!) op. eit. ©. 245. 
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ad III. Ergebnijje bezüglich ber Förderung des jozialen 
Friedens, 


MWenn wir den von Böhmert gerügten Fehler vermeiden wollen, müflen 
wir vor allem die Wirkungen der Gemwinnbeteiligung hinſichtlich der Hebung 
des jozialen Tyriedend in der Unternehmung ins Auge fallen. Es ift ohne 
weiteres einleuchtend, daß gute und friedliche Beziehungen zu den Arbeitern für 
ben Unternehmer in jedem alle erwünjcht find und unter Umftänden jogar 
einen hohen materiellen Wert daritellen können. Insbeſondere ala Mittel zur 
Bermeidung von Arbeitseinftellungen ift die Geminnbeteiligung von jeher ein= 
geführt und empfohlen worden. Es wäre daher eine große Einjeitigfeit, wenn 
wir die nad diefer Richtung hin erzielten Erfolge des Anteilſyſtems nicht 
berüdfichtigen wollten. 

Mir beginnen unfere Darjtellung wiederum mit einer ftatiftichen Ueber- 
fiht. Bon den 14 Anteilfirmen find 4 zunächſt auszufcheiden, nämlich 1. die 
Firma Zeiß, melde ausdrüdlic; hervorhebt, daß fie im jozialer Hinficht feine 
bemerfensmwerte Förderung durch die Gewinnbeteiligung wahrnehme, und daß 
ihr auch bei Einführung diejer Einrichtung derartige Abfichten ganz fern gelegen 
baben; 2. Schepeler; 3. Edhardt, bei denen eine Wirkung bezüglich des jozialen 
Friedens bisher noch nicht Eonftatierbar war; 4. Eden, wo der genofjenichaftliche 
Charakter der Unternehmung eine Erörterung diejer Frage ausichließt. In den 
übrigen 10 Fällen kann man ausnahmslos einen zufriedenftellenden Er- 
folg des Anteiligitems für den Unternehmer Eonftatieren. 

Der jüngfte von dielen Fällen ift die Gemwinnbeteiligung von Wiedenbrüd 
& Wilms, wo allerdings erſt jeit 1900 Erfahrungen vorliegen. Die „ftets 
jehr gut gemejenen Beziehungen“ zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer waren 
bier, angeblich infolge der Gemwinnbeteiligung, ganz bejonder8 herzliche und 
freundliche. 

Auch bei Rösler, wo die Gemwinnbeteiligung erft 1898 in Kraft getreten 
it, hat das Syftem noch feine längere Probezeit durchgemacht. Unzweifelhaft 
aber befteht hier ein in fozialer Beziehung außerordentlich günftiges Verhältnis 
zwijchen Unternehmer und Arbeiter. Herr Rösler bezeichnet die Gewinnbeteiligung 
ausdrüdlich als ein Mittel zur Sicherung des jozialen Tyriedens.') 

In der Aktiengejellichaft für —— iſt ſeit dem Jahre 1892 
fein Konflikt der Direktion mit den Arbeitern vorgekommen. In den Statuten 
des Anteiliyftems wird Drohung mit Arbeitseinftellungen und Verleitung anderer 
dazu als Grund zur Ausichliegung der Geminnbeteiligung bezeichnet. Wahr: 
icheinlich ift dies eine bei den meiften Anteilfirmen geltende Beitimmung, Die 
auch da gehandhabt wird, wo fie nicht direft zum Ausdrud gebradt iſt. 

Seit dem Jahre 1891 hat die Firma Winkler die Gemwinnbeteiligung 
durchgeführt; auch bier Hat ftets das befte Einvernehmen zwiſchen Chefs und 
Angeftellten beitanden. 

Heinrich Freeſe hat jeit 1890 mit beitem Erfolge für den Jozialen Frieden 
in feinen Betrieben die Gemwinnbeteiligung durchgeführt. Er hebt hervor, daß 
das Verhältnis zum Arbeitgeber ein jehr erfreuliches „geworden“ ſei. Wir 
haben bereit3 darauf hingewieſen, daß jede Einſchränkung der perjönlichen Freiheit 
des Arbeiter Hinfichtlihh der Teilnahme an Gewerkvereinen, politiichen Be— 
wegungen ꝛc. in diefem Falle vermieden wird, und daß eine rationelle Bohn: 
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tarifierung und ein liberales Fabrikſyſtem wejentlich zur Förderung des fozialen 
Friedens in ben Freeſeſchen Betrieben beitrugen. 

Auch die Halleſche Maſchinenfabrik ift 1890 ohne allgemeine Streitig- 
feiten mit ihren Wrbeitern ausgefommen. Die Direktion ift von dem bisherigen 
Erfolge im ganzen befriedigt; fie hat erreicht, daß ihre Arbeiter ſich von ber 
Teilnahme an Streifunternehmungen und jonftigen Arbeiterbemegungen in einer 
Zeit günftiger Konjunktur fernhielten, und daß fie troß aller Schmähungen des 
Anteilſyſtems durch die Sozialdemokratie größtenteild der Firma treu blieben. 
Ob ber joziale Friede in dieſem Falle völlig gefichert ift, ſcheint uns allerdings 
fraglid. Denn einerſeits fteht eine Minderheit von Arbeitern in ber Fabrik 
offenbar unter dem Einfluß jener Agitation, anderjeit8 wird von den älteren 
Arbeitern, melde für die Gemwinnbeteiligung eintreten, auf Entfernung Diejer 
unzufriedenen Genofjen gedrungen, und fie jelbft Haben vielfach durch jene An: 
feindungen von außen her zu leiden. 

Seit dem Jahre 1886 verfügt die Sächſiſch-böhmiſche Dampfihiffahrts- 
gejellichaft, jeit 1884 die Verſicherungs-Geſellſchaft Rhein und Moſel, jeit 1874 
das Rittergut Jürgensdorf über treue und anhängliche Arbeiter. „Das Ber: 
hältnis des Arbeitgebers zum Arbeitnehmer,“ jo jchreibt der Befiter der left: 
genannten Unternehmung, „ift ein jehr gutes und auf gegenjeitiges Vertrauen 
bafıert.“ Auch in dem Betriebe von Steinheil, Dieterlen & Eo., wo jeit 1847 
das Anteilfyftem gehandhabt wird, waren die gegenfeitigen Beziehungen gute 
und friedlihe. Eine ernftliche Gefährdung des fozialen Friedens fcheint in dem 
ganzen beträchtlichen Zeitraum nicht vorgefommen zu fein. 

Es mag nun zahlreiche andere Fälle geben, in welchen die Gewinnbeteiligung 
weniger günftige Ergebnifje zeitigte ala bei den eben erwähnten Verſuchen, aber 
daß die Teilnahme der Arbeiter am Reingewinn, wenn fie ohne illoyale Neben: 
zwede von den Unternehmern gehandhabt und von den Arbeitern unbefangen 
aufgefaßt wird, an ſich ein ftarfes Motiv zur Förderung guter und friedlicher 
Beziehungen zwilchen Arbeiter und Unternehmer darftellt, fann angeſichts der 
angeführten Tatſachen nicht wohl bezweifelt werben. Es fragt ſich nur, ob der 
auf dieſe Weile hergeftellte Friede in der einzelnen Unternehmung mit dem all: 
gemeinen deal de jozialen Friedens in Einklang fteht. Eine allgemeine Tendenz 
jeder Geminnbeteiligung ift die Fernhaltung der Arbeiter von Streiks und 
anderen Lohnbewegungen. Die Unternehmer leiden unter den fortwährenden 
Erſchütterungen der Ynduftrie durch ſolche Lohnkämpfe, und es muß ihnen deshalb 
an einer Einſchränkung diefer Kämpfe im Intereſſe des Erfolges ihrer Unter: 
nehmung jehr viel gelegen jein. Wenn fie nun jenen aufreibendben Kämpfen 
gegen ihre Arbeiter dadurch ein Ende zu machen juchen, daß fie ihnen auf der 
Grundlage geregelter Lohnverhältniffe einen Anteil am Reinertrage der Unter: 
nehmung gewähren, jo kann diejes freiwillige, weitgehende Entgegenftommen gegen 
die Wünjche der Arbeiter Hinfichtli der Steigerung ihres Eintommens in der 
Zat biß zu einem gewiſſen Grabe den Anſpruch rechtfertigen, daß bie Arbeiter 
nicht noch weitergehende Anforderungen an ben Unternehmer ftelfen. Freilich 
wird diefer Anſpruch ſich alsbald ala ungerechtfertigt herausftellen, wenn bie 
Arbeiter des betreffenden Jnduftriezweiges allgemein eine Erhöhung jenes Lohn: 
niveaus verlangen, welches die Baſis der Gemwinnbeteiligung bildet. In diefem 
Fall kann wohl der Unternehmer die Beteiligung aufheben ober herabfegen, aber 
die Ternhaltung der Arbeiter von jener Lohnbewegung kann er nicht verlangen. 
Zut er e8 dennod), indem er auf das höhere Gejamteintommen der Arbeiter in 
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jeinem Betriebe hinweiſt, und lafjen fich dieſe Arbeiter aus Nüdficht auf den 
angebrohten Berluft der ihmen durch die Gewinnbeteiligung zufommenden bejon- 
deren Vorteile verleiten, von der Teilnahme an der allgemeinen Lohnbewegung 
Abſtand zu nehmen, jo wird dadurch der Gelamterfolg diejer Arbeiterbewegung 
partiell in Frage geitellt. Je größer die Zahl ber Anteilfirmen in einem 
Gewerbe, je leiftungsjähiger und wohlhabender die von ihnen beihäftigten Arbeiter 
find, um jo größer ift die Gefahr durch die wirtichaftliche Iſolierung derſelben 
für den allgemeinen jozialen Fortſchritt der Arbeiterklaffe. Mit Recht hat daher 
ein von Böhmert zitierter, aber nicht namhaft gemachter Nationalölonom dieſe 
nachteilige Wirkung der Gewinnbeteiligung gegenüber den praktiſchen Verfechtern 
des Anteilſyſtems geltend gemacht: „ch leugne nicht, daß die Geminnbeteiligung 
bei jehr wohlwollenden Unternehmern zeitweilig günftig wirken kann. Die Zu: 
funft wird aber da liegen, wo ben großen Maſſen geholfen werden kann, während 
ſolche Spezialeinrichtungen die ohne innere Notwendigkeit begünftigten Arbeiter 
* für den — viel wichtigeren Klafſenbewußtſein nur entfremden 
nnen ...“ 

Wenn nun dem gegenüber Böhmert die Anſchauung vertritt, daß der 
Fortſchritt der Kultur gerade in einer Bekämpfung der Klaſſenunterſchiede 
beſtehe, Klaſſenbewußtſein und Klaſſenbewegungen aber Abwege und Irrwege?) 
darſtellen, jo können wir dieſe Anſchauung, wenigſtens in bezug auf den letzt 
genannten Paſſus, nicht teilen. Wo auf irgendeinem Gebiete in der modernen 
Großinduſtrie ein relativ befriedigender ſozialer Friedenszuſtand erreicht worden 
iſt, da geſchah dies immer nur nach vorausgehenden Klafjentämpien, welche trotz 
aller mit ihnen verbundenen Nachteile der Hebel des Fortſchritts waren. Nur 
da ericheint jener Friede relativ gefichert, wo die beiden in Betracht kommenden 
Parteien der Arbeitgeber und Arbeitnehmer klaſſenmäßig organifiert ala gleich: 
berechtigte Kontrahenten bei der Regelung der Arbeitsbedingungen einander 
gegenüberjtehen und unter vorfichtiger Abwägung ihrer beiderjeitigen Intereſſen 
zu Vereinbarungen gelangen, die auch bei wirklihem Kampfe nur annähernd in 
derjelbenn Weiſe erreicht worden wären. „Wenn nun die beiden ‘Barteien“, jo 
ſchildert Profeffor von Schulze-Gaevernitz') dieſes Stadium ber jozialen Ent: 
wicklung, „die perjönlichen Gehäſſigkeiten aufgeben und lediglich ihr Intereſſe zu 
Rat ziehen, jo werben fie fich fragen, ob die Funktion des Kampfes, die ber 
Machtabwägung, nicht ebenjogut wie dur die Entſcheidung der Natur durch 
menjchliche Einficht verrichtet werden fann, ähnlich wie man die Spannung bes 
Dampfes an einer angebradjten Vorrichtung ablieft, anftatt fie durch das Zer— 
berften des Keſſels kennen zu lernen. Vorausjegung hierfür aber ift, daß die 
zu mefjenden Kräfte d. h. die Organijationen beider Teile wirklich vorhanden 
find. Auch hier gilt e8: „si vis pacem, para bellum.“ 

Was hat nun diejer allgemeine joziale fyriede mit dem partiellen Frieden 
der Gemwinnbeteiligungsfirmen zu tun? Gewiß ift es an fich erfreulich, wenn 
durch verjchiedenartige Spezialeinrichtungen, durch individuelle Bemühungen von 
Unternehmern und Arbeitern, wie fie Böhmert ald Vorbedingung jened univer: 
jalen Friedens fordert, ein mwejentlicher jozialer Fortſchritt erreicht wird, aber es 
fragt fich eben, ob der partielle Friede durch die Gemwinnbeteiligung nicht unter 


4) Wrbeiterfreund 1901, ©. 179. 
7, Böhmert, Die Sewinnbeteiligung der Arbeitnehmer ıc., ©. 121. 
Bermeidung und Beilegung von Arbeitftreitigfeiten (strikes) ꝛc. in England, 
Jahrbuch für Gejepgebung, N. 5. XIII 1889, S. 185. 
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Umftänden zu einem Hindernis jener großen, allgemeinen Klaffenbemegungen 
werden kann, welche Böhmert in optimiſtiſcher Verkennung der realen Berhält: 
niffe als kulturfeindlich anfieht. Nehmen die Unternehmer, welche das Anteil: 
ſyſtem einführen, aus eigener Initiative und perfönlichem Wohlwollen den Erfolg 
vorweg, den jene Arbeiterbewegungen erſt nad) langen Kämpfen erreichen können 
oder in anderen vorgejchrittenen Ländern und Induſtriezweigen bereit3 erreicht 
haben, jo fann dies zwar in beichränftem Kreiſe den jozialen Frieden fördern, 
aber die notwendige allgemeine Fortbildung der jozialen VBerhältnifje, welche nur 
unter dem Drud des energiſchen Vorwärtsſtrebens der Arbeitermafjen vor fi 
geht, kann durch die Gewinnbeteiligung nicht herbeigeführt werden. Denn durch 
die Tatjache, daß in diefem Falle das individuelle Intereffe des Unternehmers 
an jeinem Reinertrage den Ausjchlag gibt, wird die vielleicht nicht beabfichtigte, 
aber doch in der Natur der Sache liegende und demnad notwendige Wirkung 
hervorgebracht, die Arbeiter ihres Betriebes wirtichaftlich zu ifolieren, ihre perjön- 
lichen Intereſſen zu dem allgemeinen SKlaffenintereffe in Gegenjag zu bringen, 
fie dadurch Anfeindungen durd ihre Genoffen auszufegen und jo ſchließlich auch 
den Frieden innerhalb der Unternehmung bis zu einem gewilfen Grade zu 
gefährden. Es ift daher begreiflich, daß die Arbeiter in ihrer Gejamtheit ſich viel- 
fach ablehnenb gegen die Einführung der Gewinnbeteiligung verhalten und für ihre 
Abſchaffung eintreten, wo fie dem Klafjenintereffe nad) ihrer Meinung zumwiderläuft. 

Eine kurze Ueberficht der Fälle, wo die Teilnahme der Arbeiter am Rein- 
gewinn aus inneren d. h. in der Wirkung des Syſtems jelbft liegenden Gründen 
wieder aufgegeben wurde, wird dies erläutern. Der befannteite diejer Fälle war 
bie mit Erwerb von Geihäftsanteilen verbundene Gemwinnbeteiligung der Arbeiter 
bei dem Berliner Mejfingfabrifanten W. Borchert, ber unter der Mitwirkung 
bes befannten Nationalöfonomen Dr. Ernft Engel das Anteiliyftem eingeführt 
hatte. Die jozialpolitiichen Motive diejer Einrichtung waren über jeden Zweifel 
erhaben. Der Unternehmer erftrebte bei der Gewinnbeteiligung 1. die nadjbaltige 
Sicherung der Eriftenz jedes einzelnen Arbeiter und jeiner Familie, 2. die 
Möglichkeit für jeden Arbeiter, im Todesfall für feine Hinterbliebenen jorgen 
zu fönnen, 3. die Möglichkeit der Begründung und Erhaltung wirtidhaftlicher 
Selbftändigfeit und Unabhängigkeit. Trotz diejer wohlwollenden Abfichten des 
Begründers entitanden im Jahre 1872 Streitigkeiten zwijchen Unternehmer und 
Arbeiter, welche zur Aufhebung des Anteiliyftems führten. Der Hauptgrund 
diefer Aufhebung war, daß der Unternehmer bei ber Hauffefonjunktur zu Anfang 
ber 70er Jahre die Löhne jeiner Arbeiter nicht in dem Make erhöhte wie bie 
Konkurrenzunternehmungen — es war naturgemäß, daß dadurch Unzufriedenheit 
unter ben Arbeitern entitand, da fie die augenblidliche Lohnerhöhung dem relativ 
unfiheren und ſchwankenden Ertragsanteil am Schluffe des Jahres vorzogen. 
Die Arbeiter ftellten damals in einer VBerfammlung folgende für ihre Auffaffung 
der Geminnbeteiligung jehr charakteriftiiche Forderungen: 1. Teilnahme an der 
Geſchäftsverwaltung und Einfihtnahme der Bücher durch Arbeiterbelegierte. 
2. Aufhebung der Zwangsſparkaſſe, da fie ſich nicht gemüßigt jähen, aus ihrer 
Taſche billige Betriebsfapitalien herzugeben; 3. vertragamäßige Garantie für die 
Beibehaltung der Einrichtungen, die nicht als freiwillige Wohltat betrachtet 
werben, jondern für den Befiger verpflichtend jein ſollten; 4. Gewinnberehnung 
in kürzeren Zwiſchenräumen ftatt wie bisher am Schluffe des Jahres.‘ 


1) ef. Bed, Gerechter Arbeitslohn, S. 101. 
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Dean kann dieſe Forderungen, abgefehen von dem herausforderndem Ton, 
in dem fie geftellt wurden, wohl an ſich nicht jo unbillig finden. Sobald die 
Arbeiter anfangen jelbftändig über den Nuten der Gemwinnbeteiligung nachzu— 
denfen, werden fie auch beitrebt fein, die praftiiche Ausgeftaltung derſelben * 
ihren Wünſchen zu beeinfluſſen. Da es ſich hier aber um eine Form des 
Arbeitseinkommens handelt, die nach Höhe und Art faſt ausſchließlich von der 
Initiative des Unternehmers abhängt, jo kann Unzufriedenheit und Mißtrauen 
jehr leicht entftehen, werın die Arbeiter ſich in irgendeiner Weile benachteiligt 
glauben. Wo 3. B. die Höhe des Gejamtbonus von vornherein jo gering an— 
gelegt ift, daß die Arbeiter feine nennenswerten Vorteile von der Gewinn: 
beteiligung erhoffen, ift die natürliche Folge, daß die gemünjchten Gegenleiftungen 
der Arbeiter ausbleiben, wie dies 3.3. von der Sächſiſch-böhmiſchen Dampficiff: 
fahrtsgeſellſchaft feſtgeſtellt wurde. Es = in dem Charakter des Syſtems, 
daß ein immerhin „anjehnliches Opfer“ bes Unternehmers bei der Verteilung 
unter zahlreiche Arbeiter als ein relativ geringer Lohnzuſchuß fich darftellt.') 
Wenn aber die Arbeiter gelegentlich höhere Anteile verlangen, jo ſprechen bie 
Unternehmer von „zu anmaßendem Auftreten“ und verlieren die Luft zur Fort: 
jegung des Anteiliyitems. Die Gefahr, daß dasjelbe früher oder ſpäter „Begehr- 
lichkeit züchte”, wenn nicht andere, vorwiegend ethiſche Motive dem entgegenmwirfen, 
hatte aud) Herr Mar Rösler hervorgehoben. Manche der älteren in Deutſchland 
unternommenen Geminnbeteiligungsverjuche find deshalb aufgegeben worden.?) 
An ſich ift freilich nicht einzujehen, weshalb die Arbeiter jede Yeußerung von 
Wünjchen in bezug auf die Höhe ihrer Beteiligung vermeiden jollten, zumal 
wenn eine beitimmt qualifizierte Steigerung der Arbeitsleiftung von ihnen ver: 
langt wird. Iſt doch jelbit von jeiten einzelner Unternehmer der Gedanke aus: 
geiprochen worden, daß die in manchen Betrieben eingeführte Gewinnbeteiligung 
den Wünjchen der Arbeiter in feiner Weile entiprehen fünne.. „Was hie und 
da al3 jogenannte Gemwinnbeteiligung bei einzelnen Unternehmern ' eingeführt 
wurde,“ jo jchreibt eine angelehene deutiche Majchinenfabrif, die über vorzügliche 
Wohlfahrtseinrichtungen verfügt, an Böhmert, „it lediglid; eine mäßige, dem 
äußeren Schein geltende Abjichlagszahlung an die moderne Zeitftrömung, nicht 
aber jene Gemwinnbeteiligung, welche von der großen Mehrzahl der Arbeitnehmer 
gewollt, verlangt und niemals erreicht werden wird.“ ®) 

Aus diejem tiefgehenden Widerſpruch zwiſchen den Zugeftändniffen des 
Unternehmers und den Anjiprüchen der Arbeiter erklärt ſich auch das gelegentliche 
Eingreifen der Sozialdemokratie bei Einführung der Gewinnbeteiligung. Nicht 
immer gelingt e8 den Unternehinern, alle Einflüffe von außen jo energiich abzu= 
wehren, wie es ber Inhaber der Firma Wiedenbrüd & Wilms bei Begründung 
jeine8 Anteiljyftems unternahm. „Wir alle brauchen hier keinerlei Einflüffe von 
außen, wollen fie nicht und werben und ihrer zu erwehren willen, wenn jolche 
trotzdem an uns berantreten und verjuchen jollten, uns läftig zu werden.““) 
Mitunter ftellt fi, wie 3. B. bei ber Halleihen Maſchinenfabrik, erft nach— 
träglich die Notwendigkeit heraus, die unzufriedenen, unter ſozialdemokratiſchem 
Einfluß ftehenden Arbeiter auß dem Betriebe zu entfernen. Es liegt nahe, zu 

vermuten, daß in allen jolden Fällen jchon die bloße Tatſache, daß ein Arbeiter 


2) Bgl. Diel, op. eit. 2 ea 1902, Nr. 12, ©. 161. 
=) — 1901, S. 

2) Arbeiterfreund 1901, ©. mare 

+) Böhmert, ©. 48. 
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fih zu jener Partei befennt, für den Wrbeitgeber Veranlaſſung gibt, ihm zu 
entlaffen. Es wird aljo die politiiche Freiheit des Arbeiterd in einer für ihn 
jehr unliebjamen Weile infolge der Geminnbeteiligung eingeihränkt. Hieran 
I&eitert num aud in anderen Fällen das ganze Anteiliyitem. Böhmert beſchreibt 
einen ſolchen Fall,) wo die Geminnbeteiligung drei Jahre lang beitand und 
alsdann zu beiderjeitiger Befriedigung der Unternehmer und Arbeiter wieder 
aufgehoben wurde. „Die Sozialdemokratie des Ortes“, jo jchreibt dieje Firma, 
„drängte fi in unſere Fabriken. Die fozialdemokratiiche Preſſe griff das ein- 
geführte Syſtem heftig an, ironifierte den Arbeitgeber. Es bildete ſich eine 
politiide Partei unter den Arbeitern, kurz die Unzufriedenheit hatte mehr und 
mehr überhand genommen.“ 

Es ift fraglich, ob in dieſem Falle, wie der Unternehmer behauptet, eine 
geriffe moraliiche Unreife der Arbeiter oder ob Fehler der Geichäftsleitung den 
Miperfolg berbeiführten. Die Tatſache, da die von Fall zu Fall feſtgeſetzten 
Akkordpreiſe in dieſer Fabrik den Arbeitern ftet3 ungenügend erichienen, läßt 
darauf ſchließen, daß eine jeitgeregelte Vohntarifierung, wie fie rationellermweiie 
ala Grundlage jedes Anteiliyftems vereinbart werden jollte, in der Fabrik nicht 
vorhanden war. Anderjeit3 kann man ſich des Eindruds nicht erwehren, dab 
bei derartig heitigen Klafjengegenjägen zwiichen Unternehmer und Arbeitern ber 
joziale Erfolg der Geminnbeteiligung in der Regel ausbleiben muß. Stehen bie 
Arbeiter auf dem Standbpuntt der Marrſchen Theorie, daß ber Unternehmer: 

ewinn einen mit Unrecht ihnen vorenthaltenen Mehrwert ber Arbeit darftelle, 

5 werden fie die Gewinnanteile nur als eine Abjchlagszahlung auf den ihnen 
rechtmäßig zuftehenden vollen Arbeitsertrag betrachten und ſich in feiner Weile 
zu Gegenleiftungen verpflichtet fühlen. 

Unter den aufgegebenen Fällen von Geminnbeteiligung in Deutſchland 
finden fich mehrere, bei welchen eine ſolche Anſchauungsweiſe der Arbeiter zum 
Untergang des Anteiliyitems führte. So 3.8. bei dem Bauunternehmer Albert 
Nie?) in Braunfchweig, einer Stadt, die damals (1872) ein Hauptfig der ſozi— 
aliftiihen Agitation war. Gleich im erften Jahr entftanden hier Streitigkeiten 
über die Höhe der Anteile — biejelben waren unzmwedmäßigerweile auf einen 
Teil der Arbeiterichaft beichräntt — und nad) Ablauf bes dritten Verſuchsjahres 
wurde der Anteilvertrag endgültig aufgegeben. Die Arbeiter zeigten fich träge, 
achtlo8, verſchwenderiſch, unzufrieden und ſtets zum ftreifen bereit, obwohl fie 
außer dem Lohne zirta 200 ME. jährlichen Anteil erhielten (20 %0 des Rein- 
gewinns laut Belellihaftsvertrag!) — Auch in der Berliner Zigarrenfabrif von 
C. Re ilpflug & Co. wurde die gute Abficht des Unternehmers, ſeine Arbeiter 
mit 50° am Reinertrage zu beteiligen, jchon im erften Jahre durch den 
Widerftand der Angeitellten und heftige Angriffe eines fozialdemokratifchen 
Blattes zum Scheitern gebradhtt.?) 

In der mechaniſchen Baumwollſpinnerei und Weberei zu Kaufbeuren in 
Bayern.) wo von 1871—1879 eine Art Gewinnbeteiligung beſtand, zeigten 


1) Arbeiterfreund 1901, 178. 

) Gilman-Katider, Die Teilung des Geſchäftsgewinns zwiſchen Unternehmer 
und Angeſtellten ©. 275. Böhmert, Die te Fr 1878, Zeil II, ©. 240. 

) Böhmert, Die Gewinnbeteiligung, Teil II S. 253/60. 

9 Gilman-Katſcher, S. 262/63. (Böhmert, S. 73, hat diefen Fall mit Unrecht 
in ber neuen Enquete wieder angeführt, obwohl ichon 1879 die Gewinnbeteiligung durd 
ein Prämienſyſtem abgelöft wurde.) 
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ſich die jüngeren Arbeiter, auf welche die jozialdemokratijchen Strömungen ein: 
wirkten, nicht imftande, die Anteilwirtihaft unbefangen zu würdigen, während 
die älteren und verheirateten AUngejtellten auf die Intentionen der Betriebsleiter 
befjer eingingen. Der Hauptgrund für die Aufhebung bes Syftems war jedoch 
das Eintreten von Geichäftsverluften. Ebenjo bei der Aktiengejellichaft Weberei 
Hajel in Haſel und Altmatt in Baden!) und bei dem Holzhändler Adolf Kröber 
in München.?) Wechſel der Konjunktur gab auch in der Seiden- und Sammet- 
bandjabrif 9. v. Brud Söhne in Krefeld?) neben dem paſſiven Verhalten ber 
Arbeiter den Ausſchlag für die Bejeitigung des von 1868—1872 beibehaltenen 
Anteiliyftem3 mit geheimer Bonusberechnung. Der Geichäftseigentümer fand, 
daß das Perjonal weder eine Beflerung der Arbeitsleiftung noch eine größere 
Anhänglichkeit an die Fabrik gezeigt habe. Die Gemwinnbeteiligung müſſe er 
daher für einen Qurus halten, den ſich jehr gebeihliche Betriebe zwar gönnen 
fönnten, der aber zur Lölung der Arbeiterfrage wenig beitrage. — Uebrigens 
iſt nicht einzujehen, wie Herr von Bruck durch die geringfügigen Lohnzuſchläge 
(1—2°/o), welche er feinen Webern ohne irgendeine Erklärung über den Zweck 
der Einrichtung zukommen ließ, eine Löjung der Arbeiterfrage erreichen wollte ! 

Die Thodeihe Papierfabrifations:Gejellihaft zu Hainsberg bei Dresden 
batte ebenfalls gegen die Oppofition ihres jozialiftiich gefinnten Perſonals bei 
der Durchführung der Gewinnbeteiligung zu fämpfen. Es entitanden Eiferfüch- 
teleien unter den Arbeitern. Die Mehrzahl derjelben wollte fi, wie wir dies 
in ähnlicher Weile bei der Firma Borchert beobachtet Hatten, nicht auf Die 
Zurüdhaltung eines Zeild der Anteilquoten zur Bildung eines obligatoriichen 
Sparfonds einlaffen. 

Bei der Berlin-Anhalter Bahn‘), wo die Geminnbeteiligung 1870—73 
in Kraft war, gab die Notwendigkeit einer bedeutenden Lohnerhöhung (ähnlich 
wie bei Borchert) Veranlaffung zur Bejeitigung der Jahresprämie. 

Für den Gutsbefiter Jahnke, der auf feinem Gute Bredow bei Berlin 
fünf Jahre hindurch (1872—77) ein der Zeilwirtihaft verwandtes Gewinne 
beteiligungsſyſtem durchführte, gab die Anfeindung der Einrichtung durch Arbeiter, 
Sozialdemokratie und benachbarte Gutöbefiger den Anlaß, jeine Befigung zu 
verfaufen und damit dem Verſuche ein Ende zu machen. 

Anmaßendes Auftreten der Arbeiter und Reibungen mit dem Unternehmer 
brachten den ‘Partizipationsplan der Zigarrenjabrifanten Moekel & Colmar?) 
in Rülzbeim in Baden zum Scheitern. 

Es ergibt ſich aus dieſer Weberficht von aufgegebenen Gemwinnbeteiligungs- 
fällen, bat das Berhalten der Arbeiter gegenüber den Beteiligungsprojekten der 
Unternehmer doch immer von ausjchlaggebender Bedeutung für den jozialen 
Frieden in ber hetr. Unternehmung it. Wo die Arbeiter unter dem Einfluß 
rabifaler Agitation in einer Art permanentem Kriegszuſtand mit bem Arbeit: 
geber leben, dba merben fie meift jehr bald das Anteiliyftem zum Scheitern 
bringen. Allerdings wird hiergegen geltend gemacht,“) da die Gewinnbeteiligung 
ftet3 einen erziehlihen Einfluß auf die Arbeiter ausübe, und daß oft aud 


) Gilman-Katſcher, ©. 263. 

) Gilman-Katſcher, ©. 288. 

) Gilman-Katſcher, S. 26112. 

) Böhmert, Gewinnbeteiligung Zeil II ©. 281—84. 
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gänzlich unbefriedigende Verhältniffe zwiſchen Arbeitgeber und Angeftellten durch 
dieje Einrichtung gebeflert und zu einträchtigem Zuſammenwirken beider Parteien 
umgeftaltet worden jeien. Wir haben indeffen einen Beweis dafür bei den uns 
vorliegenden deutichen Fällen nicht gefunden. Nur die Neußerungen bes Herrn 
Freeſe über die allmähliche Befferung feiner Beziehungen zu den Arbeitern 
fönnten darauf ſchließen laflen, daß es feinen unausgejegten Bemühungen 
gelungen ift, die wenig erfreulihen Verhältniffe zwiſchen Unternehmer und 
Arbeitern, die in ſolchen großftädtiichen Betrieben häufig zu beobachten find, 
in fortichreitendem Maße günftig zu geftalten. Die Befferung der Beziehungen 
war bier wohl der Ausdrud der Anerkennung dafür, daß die Arbeiter vom 
Unternehmer ala jelbitändige Mitarbeiter betrachtet, daß ihr Koalitionsredht, 
ihre politifche Freiheit von ihm reipektiert wurden und jomit allen Kämpfen 
um die Arbeitäbedingungen, welche die größte Gefahr für den Frieden innerhalb 
der Unternehmung darjtellen, die perjönliche Spite abgebrohen war. Daß 
biejes Ziel auch auf andere Weile ald durch die Geminnbeteiligung erreicht 
werden fann, ift nicht zu leugnen. Daraus folgt aber nicht, daß hier, wie 
Einhaufer‘) behauptet hat, ein im Weien des Anteiljyftens liegendes Ergebnis 
nicht vorliege. Denn e8 liegt in der Tat in dem Charakter diejer Einrichtung, 
daß der Unternehmer jeine Arbeiter nicht mehr als bloße Produftionselemente 
oder Produftionskoftenbeftandteile behandelt, an denen er weiter fein Inteteſſe 
babe, als den Preis ihrer Arbeit möglichft niedrig zu halten, ſondern daß er 
ihnen mit Rüdficht auf ihre freie Selbftbeftimmung zu gefteigerter Arbeitäleiftung 
einen Anteil am Ertrage der gemeinfamen Arbeit gewährt. Die weitgehenden 
Hoffnungen, welche Schmoller jeinerzeit in einem Aufjag über die Gemwinn- 
beteiligung?) an den auf diefe Weife zu gewinnenden Frieden in ber einzelnen 
Unternehmung knüpfte, fönnen wir Äibeffen nicht teilen. Er vergleicht die 
Gemwinnbeteiligung mit der Selbftverwaltung der Kommunalverbände und 
erwartet von einer foldhen freieren Betätigung des Arbeiter innerhalb des 
einzelnen Betriebes eine allmählicye Umgeftaltung der gejamten jozialen Ber: 
bältniffe von innen heraus, durch welche der gegenjeitigen Erbitterung, Reibung 
und Hemmung, die notwendig in jedem großen Geſchäftsorganismus liege, ein 
Ende gemadjt werde. „Bon unten a müſſen wir reformieren, in den ein- 
zelnen Geſchäften müſſen wir den Frieden berftellen, dann ift er auch wieder zu 
finden für ganze Geihäftsbranden und für die gefamte Geſellſchaft.“ Schmoller 
begründet dieje Forderung mit dem Hinweis, daß der in England beichrittene 
Meg, nationale Gewerkvereine und Unternehmerverbände zu organifieren, zwar 
auh zum jozialen Frieden führen fünne, aber erft nad langen erbitterten 
Kämpfen. 

Wir find der Meinung, daß es einen anderen Weg zum jozialen Frieden 
im modernen Jnduftrieftaat überhaupt nicht gibt, und daß es unendlich lange 
dauern würde, bis eine allgemeine Verbreitung des Anteiliyftems auch nur in 
einer einzigen Geſchäftsbranche befriedigende allgemeine Verhältniſſe zwiſchen 


') op. eit. ©. 351. 

) Schmoller, Zur Soziale und Gemwerbepolitif der Gegenwart ©. 461. — Bergl. 
bie weit zurüdhaltendere Beurteilung Schmoller8® im „Grundrik der allgemeinen Volks— 
wirtichaftslehre* T. IT ©. 289/90: „Es (dad Anteiliyftem) wird wohl überhaupt erjt eine 
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liheren Zuftand gewichen find, wenn und wo Unternehmer und Wrbeiter ſich wieder mehr 
al8 Genoſſen betradten.“ 
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Arbeiter und Unternehmer herbeiführen würde. Der Grundgedanfe der Gewinn: 
beteiligung, durch freies Zujammenmwirfen aller im inbuftriellen Großbetriebe 
vereinigten Arbeitskräfte einen einheitlichen Geſamtwillen hervorzurufen, durch 
welchen die Produktivität der Arbeit erheblich gefteigert werden könnte, erjcheint 
und allerdings unanfechtbar. Aber es ift fraglich, ob gerade bie Teilnahme 
der Arbeiter am Reinertrag des einzelnen Unternehmens das geeignete Mittel 
ift, um dieſen Erfolg dauernd und allgemein herbeizuführen. Wenn der deutſche 
Anduftrialiamus, wie D. Naumann’) es fordert, von dem Willen bes ganzen 
Volkes getragen werden muß, um mit Erfolg jeinen Pla auf dem Weltmarkt 
zu behaupten, wenn die Arbeiterichaft durch Mitbeteiligung am Betriebsiyften 
und am Gewinn zum „Sozius“ des Unternehmers werden joll, jo kann dies 
nur durch allgemeine Inſtitutionen, die auf Elaffenmäßiger Organijation beruhen, 
und durch die generelle Gewinnbeteiligung, welche bei vorgeichrittenen Formen 
der Lohnregulierung ſich allmählich Dune nicht aber durch die in vereinzelten 
Betrieben durchgeführte Teilnahme der Arbeiter am Berdienft des einzelnen 
Unternehmers erreicht werben. 


B. Wirkungen ber Gemwinnbeteiligung auf die Arbeiter. 


Wir haben die Gewinnbeteiligung bisher vorwiegend nad) ihren Wirkungen 
für den Unternehmer und das Gebeihen der Unternehmung ind Auge gefaßt. 
Die Erfolge des Anteiligftems für die Arbeiter, welche für die volfswirtichaftliche 
Betradhtung nicht minder wichtig find, wurden nur gelegentlid in dem eben 
bezeichneten Zujammenhange berührt. Bei der Erörterung der Ergebnifje für 
den Sozialen Frieden find wir allerdings den Auffaffungen und Anjchauungen 
der Arbeiter über die Gewinnbeteiligung bereits in mander Beziehung näher 
gefommen. Es bedarf aber noch eined weiteren Eingehens auf dieje für die 
Beurteilung des Anteiliyftems jo bedeutungsvollen Fragen, bevor wir zu allge 
— Schlußfolgerungen über die Ergebniſſe der Gewinnbeteiligung gelangen 
önnen. 

Welche Vorteile und Nachteile für die Arbeiter haben ſich bei den Betei— 
ligungsverſuchen der deutſchen Anteilfirmen bisher ergeben? Wir gehen aus von 
der Erörterung der nachteiligen Wirkungen, um im Anſchluß daran zu unter— 
ſuchen, inwieweit dieſelben durch überwiegende Vorteile der Einrichtung für die 
Arbeiter ausgeglichen werden. 


J. Nachteile des Anteilſyſtems für die Arbeiter. 


1. Nachteilige Wirkungen der Arbeitsſteigerung: An den 
typiſchen Beiſpielen der Halleſchen Maſchinenfabrik, der keramiſchen Fabrik von 
Rösler und des Holzbearbeitungsgeſchäfts von Freeſe haben wir die mannigfachen 
Vorteile nadjgewiejen, welche die eigenartige Arbeitsorganilation einer prosperie- 
renden Anteilfirma für den Unternehmer mit ſich bringt. Die Kehrſeite eines 
ſolchen Betriebsfyftems find die unvermeibliden, oft lebhaft empfundenen Nach— 
teile, welche dieje Einrichtung für die Arbeiter im Gefolge hat. Eine Steigerung 
der Wrbeitsleiftung über das Niveau der durchſchnittlichen Lohnarbeit hinaus 
kann fi nur vollziehen auf Grund einer energiichen Anipannung aller Kräfte, 
die bisweilen zu Ueberanftrengung, Ermüdung und Erſchlaffung der Arbeiter 


1) Demokratie und Kaiſertum, 3. Auflage S. 69. 
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führen kann. Wenn daher 3. B. die jüngeren Arbeiter bei Freeſe und in der 
Halleihen Maſchinenfabrik unter dem Eindrud der gefteigerten Anforderungen 
an ihre Arbeitsleiftungen fi über die auffallende Strenge diefer Arbeitdorgani- 
lation beffagen und zum Zeil nad) fürzerer Beit das Geſchäft verlafjen, weil jie 
fi auf die Dauer jo ungewöhnlichen Anſprüchen nicht fügen wollen, jo läßt 
dies doch wohl darauf jchließen, daß ein ſolches Syſtem nicht ohne eine gemifie 
perfünliche Aufopferung, ohne Zunahme der „Arbeitsqual“, wie Joſefine Braun?) 
diejen Vorgang bezeichnet, durchzuführen iſt. Wenn ferner, wie bei der Halleichen 
Fabrik, in Zeiten günftiger Konjunktur die Arbeiter ſich freiwillig zahlreiche 
Ueberftunden auflegen, um die zu erledigenden Aufträge der Fabrik in vorge: 
ſchriebener Zeit zu erfüllen, jo liegt auch bier die Gefahr der Ueberanftrengung 
vor. Nicht alle Arbeiter find zu ſolchen Mebrleiftungen fähig, und jo findet 
denn, wie Herr Rösler ausdrüdlich fonftatiert hat, eine Ausſcheidung minder: 
wertiger Arbeiter ſtatt, die entweder nicht den Ehrgeiz beitmöglicher Leiftung 
oder nicht die Kraft zu einer mehr ald „tagelöhnermäßigen“ Arbeit haben. In 
dem Geihäft des Gebäudemalers Leclaire‘) in Paris, wo diefer Ausleſeprozeß 
mit ausgeſprochener Schärfe gehandhabt wird, werden die ſogenannten „ſchwarzen 
Schafe“ unter den Arbeitern, welche durch Schwäche oder Laͤſſigkeit den Geichäfts- 
— ſchmälern, binnen 48 Stunden angezeigt und ſelbſt Werkführer dieſer 
rt brieflich denunziert. Bei Gelegenheit der Pariſer Weltausſtellung, als alle 
übrigen Gebäudemaler ftreiften, arbeiteten die Angeftellten dieſer Firma ſechs 
Boden lang 14 Stunden täglid und zwei Nächte wöchentlih. Sie leifteten 
offenbar mehr, ala jelbft der anipruchvollite Arbeitgeber ohne befondere Reizmittel 
von feinen Arbeitern erreichen kann. Wenn ein Unternehmer wie der Fabrik— 
befiter Weigert?) an die Arbeiter auch ohne Gemwinnbeteiligung den Anſpruch 
ftellt, daß fie aus Achtung vor der „Heiligkeit des Arbeitsvertrages” ſtets nad 
beften Kräften die höchſtmögliche Leiftung bieten ſollten, jo erſcheint dies als 
eine utopiſche Forderung. Die Gewinnbeteiligung erfordert eine allmählich 
Schulung und Erziehung ber Arbeitskraft, welche die Arbeiter nicht immer frei- 
willig auf fi) nehmen werden. Sie klagen dann über das „raffinierte Aus- 
beutungsſyſtem“, welches ihnen auferlegt ſei und leiften einen pajfiven Wider: 
ftand, der in zahlreichen Fällen das ganze Syſtem zum Scheitern bringt. 


Mögen nun au in manden Fällen die Arbeiter aus Rückſicht auf Die 
Schonung ihrer Arbeitskraft reipektive aus Trägheit und Gleichgültigkeit ſich dem 
Anteiliyftem widerfegen, jo kann man dies doch nicht ala allgemeine und not: 
wendige Wirkung ber Gemwinnbeteiligungsverjuche betrachten. Die hie und da 
unter den Arbeitern verbreitete Bortellung, daß es in ihrem Intereſſe gelegen 
jei, die in einer gemwiffen Zeit zu verrichtenbe Arbeitsleiftung möglichſt niedrig 
zu halten und den auf eine rationelle Intenſität der Arbeit gerichteten Beſtre— 
bungen der Unternehmer Wiberftand zu Ieiften, wird jogar von jozialiftiicher 
Seite als dem Gejamtintereffe zumiderlaufend energiſch zurüdgemieien.*) 


Wenn alſo die Gewinnbeteiligung durch Steigerung der Arbeitsleiftung zu 
einer erhöhten Produktivität der Arbeit bei gleichzeitiger entiprechender Erhöhung 





') Die Gewinnbeteiligung, Neue Zeit 1856 ©. 448. 

2) cf. Frommer, op. eit. ©. 

’, Schriften des Vereins für Sozialpolitit, Bb. VIS. % 

+, Bernitein, Das Prämienlohniyitem und die Arbeiter, Sozialifttihe Monats- 
hefte 1902 ©. 924. 
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des Arbeitseinfommens!) führt, jo kann dies am ſich nicht ala ein Nachteil für 
die Arbeiter betrachtet werden. Indeſſen wird doch die Art und Weile, wie 
diejes Arbeitsiyftem auf den Charakter der Arbeiter einwirkt, felbft von unbe 
fangenen Beurteilern?) als in mander Hinſicht wenig erfreulich angejehen. 
Einerjeitö die Neigung, ſchwächere Genoflen zu zwingen und zu verdrängen, 
anderjeits das Beitreben, die Zahl der Mitarbeiter nad) Möglichkeit zu ver: 
ringern, fich gegenfeitig ſcharf zu beauffichtigen, ftrengerer Aufficht zu unterwerfen 
und um die Gunft der Vorgeſetzten übereifrig zu bemühen, fönnen zu einer 
allmählichen Untergrabung des Solidaritätögefühls und des Klaflenbewußtfeing 
der Arbeiter führen. Dazu kommt die eiferfüchtige und mißtrauifche Weber: 
wachung anderer in der Unternehmung beichäftigter Perjonen, welche die Höhe 
bes Gewinns beeinfluffen reipeftive ichmälern fünnten. „Je größer das Unter: 
nehmen“, jo hebt Bernftein hervor,?) „um jo mehr fehlt die Möglichkeit für 
den Arbeiter zu überjehen, in welhem Maße andere zum Gebeihen des Ganzen 
beitragen oder ihm Abtrag getan haben“. So iſt denn aud die Geminnbetei- 
ligung wiederholt ftatt Friedensſtifterin die Urſache bitterer Streitigkeiten geworben, 
wie dies 3.8. in der Thodeſchen Papierfabrik, der Zigarrenfabrit Mödel & Col: 
mar ꝛc. zu beobachten war. Es iſt jedoch übertrieben, wenn man, wie Joſefine 
Braun, aus den erwähnten unerfreulichen Begleiteriheinungen des Anteilſyſtems 
den Schluß zieht, daß dasjelbe notwendig zu einer allgemeinen Korruption der 
beteiligten Arbeiter durch Streberei und Aufpafferei, Mißtrauen, Neid und Ber: 
gewaltigung jchwächerer Arbeiter führen müſſe. Man darf die zahlreichen guten 
Eigenſchaften der Gewinnbeteiligung, welche. auch von den Arbeitern anerkannt 
werden, jolden Nachteilen gegenüber nicht vergeflen. Die freiwillige Mitwirkung 
zur Steigerung des Reinertrages, welche der Unternehmer eines Anteilbetriebes 
von jeinen Arbeitern verlangt, um diejen die Möglichkeit zu bieten, fih ein 
erhöhtes Einfommen zu verihaffen, wird von unbefangenen Arbeitern keineswegs 
alö eine unnatürlie und drüdende Zumutung aufgefaßt. Mit Unrecht vergleicht 
daher die genannte Schriftftellerin das Anteiliyftem mit dem Verſuche Munch— 
baujens, fih an dem eigenen Zopf aus dem Sumpf zu ziehen. Wenn bie 
Arbeiter freiwillig einzelne Funktionen mit übernehmen, die in anderen Fällen 
nur dem Unternehmer zufallen, 3. B. die Fürſorge für Erfparniffe an Material 
und Schonung der Maſchinen; die Unterftügung der Arbeitsfontrolle; die Leber: 
legung über die zwedmäßigite Organijation der Arbeit und über die Benutung 
geeigneter Werkzeuge und Hiljsmittel, jo kann man dies feineswegd mit dem 
abihägigen Worte abtun, daß im den Arbeitern zu ihrem eigenen Nachteil alle 
möglihen „Unternehmerinftinkte” großgezüchtet würden, und daß es ein Unding 
jei, fie in diejer Weile der eigenen Arbeitöfraft gegenüber ald Käufer auftreten 
zu laſſen. Gerade dieje Leiftungen, welche eine partielle Interejjenjolidarität mit 
dem linternehmer jchaffen, werden von den Arbeitern durchaus nicht ala nach— 
teilig empfunden, jondern fie vermehren die Arbeitsfreudigfeit und werden feines- 


) Wir laffen zunächſt dahingejtellt, wie oft und unter welchen Bedingungen dieſes 
Ziel der Urbeitöfteigerung in der Praxis erreicht wird. 

) ef. Böhmert, Die Gemwinnbeteiligung 1878 Bd. I ©. 135: Urteil eines 
Shriftjegerd aus Schleswig: Der Egoismus der Arbeiter würde dur die Gewinns 
beteiligung gar zu leicht gefördert. Der jekt vorhandene Geift der Gemeinſamkeit, das 
Zuiammenhalten unter ihnen ericheint dadurd gefährdet, da jeder erpicht jein müßte, für 
ah und jeinen Prinzipal zu jorgen. 

2) Arhiv für Soziale Geſetzgebung und Statiftit Bd. 17 1902 ©. 318, 319. 
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weg3 unter dem Gefichtäpunft einer erfauften Lohnarbeit betrachtet. Wir gelangen 
aljo zu dem Schluß, daß die Vorteile diefer auf Steigerung der Leiftung ge: 
richteten Arbeitsorganifation von den beteiligten Arbeitern höher eingeihäßt zu 
werben pflegen, ala die nachteiligen Begleiterjcheinungen, welche wir zuerſt her: 
vorgehoben haben. 

Was nun freilidd von den Arbeitern einer Geminnbeteiligungsfirma als 
Vorteil betrachtet wird, das kann auf der anderen Seite für die gefamte Arbeiter: 
ihaft als erheblicher Nachteil ſich herausstellen und jomit auch dem dauernden, 
richtig aufgefaßten Intereſſe der erjtgenannten Arbeitergruppe widerjprechen. Bei 
ber Einführung der Gemwinnbeteiligung in der Halleihen Maſchinenfabrik wurde 
von ber Direktion ausdrüdlidy hervorgehoben, daß die Fabrik durch Steigerung 
der Leiftung, der Sorgfalt und Sparjamkeit der Arbeiter in die Lage fommen 
jolle, mit Hilfe einer individuellen Reduktion ihrer Produftionskoften mittel der 
Gewinnbeteiligung die Preife jo zu ftellen, „daß fie aud dann noch Arbeit 
finde, wenn andere Fabriken daran Mangel haben“.') „Der Zweck der Gewinn: 
beteiligung ber Angeitellten am Reinertrage”, jo hebt aud) Herr fyreeje?) hervor, 
joll fein, die Wideritandsfähigkeit der Fabrik zu erhöhen. Die Zahl der Jahre 
mit Erträgen von 10°/o und weniger joll vermindert, die Stellung des Arbeiters 
durch die hohen Erträge des Betriebes wenn nicht einträglicher, jo doch geficherter 
werben.’) Die Konkurrenzfähigkeit der in dieſer Weiſe geförderten Unternehmungen 
werde größer fein als die aller derjenigen Betriebe, in welchen der ganze Gewinn 
in die Taſchen des Unternehmers fließt.*) 

Auch hier Liegt aljo der Gedanke zugrunde, daß die Krifengefahr für die 
Gewinnbeteiligungsfirmen ſich vermindere, weil fie durch relativ billigere Pro: 
duftion in der Lage feien, auch bei ungünftiger Konjunktur ihren Abſatz zu be— 
baupten und ihre Arbeiter weiter zu bejchäftigen. Wie werden nun bie unbe— 
teiligten Arbeiter diefen möglichen Erfolg des Anteiliyftems auffafjen ? 


Al Hauptübelftand der heutigen Wirtihaftsordnung ?) betrachten befanntlich 
die Arbeiter die nachteiligen Folgen, welche fi) aus der regellojen Konkurrenz 
ber fapitaliftiich geleiteten Unternehmungen, der daraus hervorgehenden Ueber: 
produktion und Krijengefahr für fie ergeben. Gerade dieje allgemeine Gefahr 
joll nun für die Arbeiter der Anteilfirmen vermieden werden. Wenn für die 
von anderen Unternehmungen hergeitellten Brodufte fich nicht mehr der entiprechende 
Abſatz findet und demnad nicht mehr Preije erzielt werden, die die von ihnen 
aufgewandten Produftionstoften deden, jo kann der Unternehmer eine® Gewinn: 
beteiligungäbetriebes, wenn er nad dem Plane der Halleihen Maſchinenfabrik 
handelt, jeine Konkurrenten zurüddrängen, indem er vermöge feiner durch Die 
freiwillige Mitwirkung dev Arbeiter reduzierten Produftionskoften noch geringere 
Preije ald andere Unternehmer ftellt. Was folgt aber hieraus für die Lage der 
übrigen Unternehmungen des betreffenden Jnduftriezweiges? Während die An: 
teilfirmen durch die bejonderen Anftrengungen ihrer Arbeiter die Menge ihrer 
auf den Markt gebrachten Produkte vermehren oder doc, wenigitens nad) ‘Mög: 
lichkeit hochhalten, ſteigern ſie auf der anderen Seite die Menge ber unverkäuf— 


Böhmert 1902 ©. 3 

*) Gewinnbeteiligung * ingefetten, ©. 51. 

) Freeſe, op. eit. ©. 4 

*), Freeſe, op. eit. ©. 66. 

5) Brentano, Arbeitseinftellungen und Fortbildung des Arbeitsertraged. Schriften 
des Vereins für Sozialpolitit Bd. 45 ©. 56. 
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lihen Produkte, unter welcher die gefamte Arbeiterichaft zu leiden hat. Sinken 
dann die Preife und infolgedeflen der Gewinn noch weiter, jo werden die Unter: 
nehmer den Drud der ungünftigen Geichäftslage immer mehr auf die Arbeiter 
abwälzen müfjen. Es werden, wie Brentano‘) an einzelnen konkreten Beilpielen 
nachgewieſen hat „Arbeiter in Maſſen entlaffen, mit Hilfe des Drucks der 
Rejervearmee der Arbeitslojen die Löhne der Beichäftigten herabgejegt, die Arbeita- 
zeit verlängert, die Produktion weiter gefteigert ftatt vermindert und die Löhne 
abermal8 herabgejet“. 
Dieje Umſtände werden alſo durch die Gewinnbeteiligung, jobald fie einen 
irgendwie nennenswerten Umfang annimmt, nicht vermindert, jondern gefteigert. 
nn die Arbeiter dies erfennen, jo werben fie vielleicht das ganze Anteiliyftem 
ala ihrem dauernden allgemeinen Intereſſe zumiderlaufend bekämpfen. Sobald 
natürlich eine rationelle Anpaffung der Produktion an den Bedarf durch eine 
fartellmäßige Organijation der Unternehmer, welche aud) die Anteilfirmen um: 
faßt, durchgeführt würde, käme diejes Argument der Arbeiter gegen die Gewinns 
beteiligung nicht mehr in Betracht. Die gefteigerte Produktivität der Arbeit 
kann man vom volf3wirtichaftlichen Standpunfte aus an fi nur alö einen 
Borzug der Gewinnbeteiligung anjehen, aber die darauf fid) gründende Bemühung 
einzelner Unternehmer, in Zeiten fteigender jowohl wie finfender Konjunktur ein 
über den Durdjchnitt hinausgehendes Quantum von Produkten rüdfichtslos auf 
den Markt zu werfen, muß als eine Gefahr für die Arbeiterichaft im ganzen 
betrachtet werben. 


I. Nachteile der Stabilijierung für die Arbeiter. 


Wenn die auß der Krijengefahr fic ergebenden Nachteile des Anteilfyftems 
von den Arbeitern bisher nur wenig beachtet wurden, jo kann dies von den mit 
der Stabilifierungstendenz der Unternehmer verfnüpften nachteiligen Folgen für 
die freie Verwertung der Arbeitsfraft reipeftive des gewonnenen 
Arbeitsentgelt3 keineswegs in berjelben Weife angenommen werden. Wir haben 
verſchiedene Willensäußerungen der Arbeiter, weldye gegen die zmangsmäßige Anz 
jammlung von Spareinlagen gerichtet waren, bereit3 fennen gelernt (cf. Borchert 
S. 131, Thodes Papierfabrit S. 138 ꝛc.), wir haben aber auch anderjeits 
Fälle gefunden, wo bie Arbeiter mit einer ſolchen Sammlung einverftanden waren 
und in derjelben eine wünjchenswerte Unterftügung ihres auf Zurücklegung eines 
Rejervefapitals gerichteten Intereſſes erblidten (3. B. Richters Goldwarenfabrif 
©. 92). Die verjhiedenartige Wirkung erklärt fi) hauptſächlich durch die jozial: 
politifche Tendenz, welche im einzelnen alle der Gemwinnbeteiligung zugrunde Liegt. 

Wo die Arbeiter durch patriarhaliihe Wohlfahrtseinrichtungen, wie die 
Unterſtützungskaſſen bei Steinheil & Dieterlen oder die Anteilſparkaſſe des Ritter: 
gut3 Yürgensdorf an ben Betrieb gejeilelt werden, da pflegen fie die Zuwen— 
dungen bes Unternehmers als „Extrageſchenk“ hinzunehmen, jolange fie dem 
Betriebe angehören, um erft, wenn fie denjelben aus irgendwelchen Gründen 
verlafjen mollen, zur Erkenntnis der pefuniären Verlufte zu gelangen, welche 
ihnen durch den Wechjel der Arbeitsftätte bevorftehen. Die hierin liegende Frei— 
beitsbefchränfung wird dann um jo jchwerer empfunden, je mehr die Arbeiter 
aus eigenen Mitteln zu ſolchen Wohlfahrtsanftalten beigeiteuert; je mehr fie 
durch pofitive Gegenleiftungen für den Unternehmer ſich einen gewiſſen Anſpruch 


1) op. eit. ©. 56. 
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auf die Gemwinnanteile erworben haben. Freilich wird diefer Anſpruch von jeiten 
der Unternehmer oft nur recht mangelhaft anerkannt. Bei Steinheil & Dieterlen 
3. B., wo die Arbeiter mehr als die Hälfte der Beiträge zu der Unterftügungs- 
faffe entrichten, befteht die Beitimmung, daß bei Entlaffung eines Arbeiters in- 
folge einer bejonderen Urſache die Gejchäftsleitung bzw. Generalverfammlung zu 
enticheidben hat, ob ber betreffende von der Einrichtung auszuſchließen ift oder 
nicht. Bei freimilligem Austritt kann der Arbeiter Mitglied der Kaffe bleiben, 
wenn er jeine Beiträge regelmäßig fortbezahlt, verliert aber jeden Anſpruch, 
wenn er 14 Tage im Berzuge ift. 

Noc weniger human find die entiprechenden Beftimmungen bei ben patri- 
archaliſchen Berficherungsanitalten von Georg Adler, Kartonnagefabrit in Buch— 
hola, welcher bereit jeit 1862 eine bisfretionäre Geminnbeteiligung durchgeführt 
bat. Hier befteht 3. B. eine Lebensverficherung aller Arbeiter, für meldhe ber 
Unternehmer die Prämien zahlt. Wenn ein Arbeiter das Geſchäft verläßt, io 
muß er, um bie Police zu erwerben, jämtlihe Prämien zurüdvergüten, mas 
doch in ber Regel für ihn unmöglich fein wird. In Betreff der Penfions: und 
Unterftüägungsfaffe, zu welcher die Firma nur 25% der jährlichen Arbeiter: 
zuichüffe beiträgt, enticheidet bei Entlafjung oder Austritt des Arbeiter in den 
meiften Yällen der vom Fabrikherren geleitete Arbeiterausihuß (jogenannter Ber: 
waltungsrat) darüber, wie mit den Einzahlungen verfahren werden joll. Wenn 
num der Unternehmer über dieje Einrichtungen bemerkt, daß man fid) nicht allzu 
ſanguiniſchen Hoffnungen Hinfichtlich ihres Erfolges hingeben dürfe, wenn er von 
Renitenzfällen ſpricht und die wiederholten Verdächtigungen feiner Beranftaltungen 
durch Sozialdemokraten erwähnt, denen fein Geſchäft von jeher ein Dorn im Auge 
gewejen jei, jo gibt dies ein ziemlich deutliches Bild von der relativ geringen 
Wirkung einer ſolchen patriarchaliſchen Fürſorge, welche von vorgeſchrittenen groß⸗ 
ftäbdtiichen Arbeitern um jo weniger geſchätzt wird, je mehr ſie ihre Aufgabe 
darin jucht, die Angeftellten unter materieller Berluftgefahr an das Geſchaͤft zu 
feſſeln. Derartige Formen der Gewinnbeteiligung ſtellen fi alſo als ein ver 
alteter Typus ber Arbeiterfürjorge dar. „Zeitgemäße Wohlfahrtseinrichtungen 
zielen”, wie von Schulge-Gävernig') mit Recht betont, „nicht darauf, den Arbeiter 
in Abhängigkeit zu halten oder gar herabzudrüden”, jondern ſuchen vielmehr 
bem Wrbeiter zu wirtſchaſtlicher Selbftändigfeit zu verheljen, ihm „Hilfe zur 
Selbſthilfe“ zu bieten, ohne jeine perjönliche Yyreiheit zu beichränfen. Wir haben 
andere Gewinnbeteiligungäfirmen fennen gelernt, wo dieſes moderne Prinzip ber 
Wohlfahrtöpflege in ausgeſprochener Weile zur Grundlage der Gewinnbeteiligung 
gemadht wurde, wie 3. B. bei Mar Rösler und Heinrich Freeſe. In dieſen 
Fällen beiteht zwar aud eine gewiſſe Hemmung ber Bemwegungäfreiheit des 
Arbeiters durch den Wunſch, die Nußniegung der ausſchließlich aus Kollektivan— 
teilen unterhaltenen Unterftügungsfafjen zc. nicht zu verlieren, aber eine perjön- 
liche Abhängigkeit vom Unternehmer ift bier nicht beabfichtigt, und es haben ſich 
auch feinerlei Zeichen von Unzufriedenheit und — der Arbeiter gegen 
dieſe Einrichtungen bemerkbar gemacht. 

Weſentlich anders ſind die nach dem be Courcy⸗Syſtem eingerichteten 
Penfions- und Qebensverficherungstaflen der Verfiherungsgejellichaft Rhein & Mofel, 
der preußiichen Bodenkreditbanf x. vom Standpunkte der Arbeiter zu beurteilen. 
Es Es iſt wohl nicht anzunehmen, daß in dieſer Form der beitragslojen Zwangs— 


* Zum ſozialen Frieden Bd. J. 
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verficherung, bei welcher die Angeftellten fi um jo befjer ftehen, je häufiger e8 
ihnen gelingt, Mitarbeiter aus dem Geichäft herauszudrängen, eine Art patri- 
arhaliicher Fürſorge der Geichäftsleitung zum Ausdrud gefommen jei. Der 
rüdfichtslos durchgeführte Plan, die Arbeiter von dem Uebergang zu Konkurrenz 
unternehmungen abzuhalten, ift das urjprüngliche Motiv ſolcher Gewinnbeteiligung, 
und erft in zweiter Linie fommt der joziale Gefichtspunft in Betracht, welcher 
gleihwohl in oftentativer Weile in den Vordergrund gerüdt wird. Es ift nicht 
wunderbar, wenn die Arbeiter derartigen Einrichtungen von vornherein miß- 
trauiſch gegenüberftehen und injolgebefjen pofitive. Mehrleiftungen fich hier nicht 
nachweiſen laſſen.) Aus den Erfahrungen, die ber Urheber diejes Syitems 
gemacht Hat,*”) geht unzweifelhaft hervor, daß die beiten, energiſch vorwärts— 
ftrebenden Arbeitskräfte, wenn fi) ihnen die Möglichkeit bot, in anderen Unter: 
nehmungen eine unabhängige und einträglichere Stellung zu erlangen, ſich troß 
der bedeutenden perjönlichen Verluſte, die fie beim Geichäftsaustritt erlitten, 
nicht durch die Gemwinnbeteiligung zurüdhalten ließen. 

Mag nun au der Zweck eines ſolchen Anteiligitems, die Arbeiter an bie 
Einzelunternehmung feftzufetten, bei den deutſchen Firmen im großen und ganzen 
erreicht fein, jo wird doch anderjeits die Bekämpfung derartiger Gewinnbeteiligungs- 
formen durch die Vertreter der Arbeiterichaft keineswegs als unberechtigt erjcheinen. 

Wenn man mit Wilhelm Stiel?) jolche Anteiligfteme als „Zerrbilder der 
reinen Gewinnbeteiligung” bezeichnet, jo darf man doch nicht überjehen, daß auch 
die jonftigen mit Kollektivbeteiligung und obligatorifcher Anfammlung verbundenen 
Ausführungsformen der Geminnbeteiligung auf den Zweck der Antettung ber 
Arbeiter an die Unternehmung unverkennbar zugeichnitten find. Den hieraus 
für die Arbeiter ſich ergebenden Nachteilen ftehen aber andere beträchtliche Bor: 
teile gegenüber, die in der relativen Sicherheit und Einträglichkeit feiner Stellung 
begründet find. 

Die Unzufriedenheit der Arbeiter mit dem Anteilfyftem, welche bier und 
da hervortritt, richtet fich auch weniger gegen die Stabilifierungstendenz bes Unter: 
nehmers an fich, als gegen die eigentümliche Art, in welcher einzelne Betriebs- 
leiter, um diejen Zwed zu erreichen, eine Art Obereigentum über die von den 
Arbeitern erworbenen Gewinnanteile fich vorbehalten, die nachträgliche Einziehung 
bereit3 verdienter Anteilquoten in Ausficht nehmen und über die Verwendung 
der ausbezahlten Geldbeträge eine weitgehende Kontrolle ausüben, die von ben 
Arbeitern als läftig empfunden wird. Wo eine jolhe Kontrolle fehlte oder nicht 

genügend durchführbar war, da find freilich — beſonders in den erften Jahren 
nach Einführung des Syſtems — oft recht unerfreuliche Erfahrungen mit den 
Arbeitern gemacht worden. Die plößliche Steigerung des Einfommens, meldhe 
ihnen zufiel, veranlaßte fie zu allerhand unnötigen und unvernünftigen Ausgaben. 
Die vom Unternehmer zurüdgelegten Spareinlagen wurden jo bald ala möglich 
abgehoben und verbraudt, und in manden Fällen jcheiterte das ganze Anteil: 
igftem an diefem törichten Verhalten der Arbeiter (vgl. die oben angeführten 
Fälle) 


Um dieje Gefahr zu vermindern, hat eine Anzahl neuerer deuticher Anteil: 


1) Bon der preußiichen Bodenfreditbant konnte der Verfaſſer troß periönlicher Ans 
frage ebenfowenig wie Böhmert pofitive Angaben über die Erfolge dieſer Einrichtungen 
erfangen ; nur die äußere Form bderielben wurde befanntgegeben. 

2 Bol. Frommer, op. eit. 116—118. 

2) Die Gewinnbeteiligung der Arbeit ©. 9%. 
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firmen von vornherein eine genauere Kontrolle über die Verwendung der Gewinn: 
anteile fich vorbehalten. So hat die Eifengießerei von Wiedenbrüd & Wilms, 
ohne die VBerwendungsfreiheit in bezug auf die Inbdividualanteile allzuſehr einzu: 
Ichränfen, im einzelnen ermittelt,') für welche Zwecke diefe Einnahmen von ihren 
Arbeitern beitimmt wurden. Bon einem größeren Zeil der Angeitellten wurben 
bie Gewinne auf vorhandene oder neu angelegte Sparkaſſenbücher eingezablt, 
eine andere Gruppe verbrauchte dieſe Einnahmen in ganz rationeller Weiſe für 
außerordentlihe Ausgaben, 3. B. für den Erwerb von Häufern, Grundftüden, 
Möbeln, Ausfteuern ac. Eine dritte Heinere Gruppe bejtimmt die Gemwinnquoten 
zu allgemeiner Verwendung, d. h. für laufende Ausgaben. Es ift häufig beobachtet 
worden, daß ältere verheiratete Arbeiter vorfichtiger und jparfamer in der Ver: 
wendung der Anteile find als die jüngeren unverheirateten (vgl. Baummoll: 
ſpinnerei Kaufbeuren)?), bei denen die Gefahren eines ſolchen jpekulativen 
Arbeitsgewinnes beſonders hervortreten. Als ein allgemeiner Nachteil für die 
regelmäßige Fortführung des Arbeiterhaushalts kann indeffen die Gemwinnbetei- 
figung auf Grund dieſer Erfahrungen nicht bezeichnet werden. Die Arbeiter 
müflen naturgemäß erft lernen, ein jo ſchwankendes Einkommen wirtihaftlich zu 
verwenden. Der Unternehmer kann fie hierin unterftügen, indem er 3. B. bie 
Anteile in Form von Sparkafjengutichriiten auszahlt und einen Teil des Gejamt: 
bonus für Anftalten von allgemeinem Nuten zurüdlegt, aus benen die Arbeiter 
aud in ungünftigen Geichäftsjahren Vorteil ziehen. In der Regel find bie 
Gemwinnanteile nicht jo groß, daß fie für das kleine Budget der Arbeiterfamilie 
eine ernfte Gefahr bieten könnten. Es kommt zwar mitunter vor,’) daß die 
Arbeiter in Erwartung hoher Gemwinnanteile ihre Wirtichaft vergrößern, rejpektive 
Schulen machen und in pefuniäre Schwierigkeiten geraten, falla dann ber 
erhoffte Mehrverdienſt ausbleibt; aber ala eine notwendige Wirkung der Gewinn: 
beteiligung ift dies nicht anzufehen. Wo das Anteiliyftem längere Zeit beiteht, 
wie 3. B. bei Heinrich Freeſe, da wird ausbrüdlich hervorgehoben, daß die 
Arbeiter den jeweiligen Reinertrag annähernd richtig einzufchägen vermögen und 
fi) nur jelten ganz dabei verrechnen.*) 


III. Einjeitige Regelung des Arbeitsentgelts dur den Unternehmer. 


Wenn nun in anderen Fällen jchon bei der Einführung der Gewinn: 
beteiligung oder in den erſten Jahren ihrer Anwendung eine allgemeine Unzu— 
jriedenheit und Mibtrauen der Arbeiter gegen die Geichäftsleitung rejpeftive ihre 
Berehnung der Anteilguoten hervortritt, jo beruht dieſes Miktrauen nicht auf 
der ſchwankenden Höhe der Gemwinnanteile und ihren Nachteilen für den Arbeiter: 
haushalt, jondern auf der Tatſache, daß die Arbeiter bei der Feſtſetzung dieſes 
Zeil ihres Einkommens lediglich der Willkür des Unternehmers, dem perjönlichen 
Belieben bdesielben in der Handhabung des Anteiljyitems unterworfen zu jein 
glauben. Die einjeitige Regelung diejer Form des Arbeitsentgelts, welche 
ſtets aus der nitiative des Unternehmers hervorgeht, ift in der Tat ein allge 
meiner Nachteil der Geminnbeteiligung für die Arbeiter. Wir haben feinen 
einzigen Fall gefunden, in dem ein beutjcher Unternehmer auf Wunſch oder 


) Böhmert, Die Gewinnbeteiligung der Arbeitnehmer ꝛc. S. 47/48. 
) Böhmert, Die Gewinnbeteiligung Bd. II S. 168. 

) Diel, in der Zeitihrift: „Der Großbetrieb“ Jahrg. 1903, ©. 161. 
) Freeſe, Gewinnbeteiligung der Angeftellten ©. 36. 
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Antrag feiner Arbeiter die Beteiligung derjelben am Reinertrage einführte. Auch 
über die Höhe und den Umfang dieler Beteiligung find wohl nirgends beftimmte 
forderungen der Arbeiter hervorgetreten. Nur bei der Sächſiſch-böhmiſchen Dampf: 
Ihiffahrtögejellihait war die Einführung der Gewinnbeteiligung nicht unmittelbar 
aus der Initiative der Gejchäftsleitung hervorgegangen, jondern durch eine in 
der Zeitichriit „Volkswohl“) ausgejprochene Aufforderung veranlaßt, einen 
Zeil der damals jehr hohen Dividende den Arbeitern abzugeben; aber aud hier 
jpielten die Angeitellten naturgemäß eine völlig paſſive Rolle. Mit Recht hat 
einer der größten deutichen Unternehmer, Alfred Krupp?), darauf hingewieſen, 
daß es bisher noch feinem Arbeiter eingefallen jei, nach Empfang des vereinbarten 
Lohnes noch einen Anſpruch zu erheben an den Gewinn des Unternehmers. 
Was die Arbeiter im allgemeinen erftreben, ift eine für ganze Gewerbe gleich— 
mäßige und einheitliche Regelung des Lohnes, nicht aber eine nad) dem Rein: 
ertrage der einzelnen Unternehmung variable, in jedem Betriebe bejonders zu 
regelnde Höhe des Arbeitseintommens. Der Grundgedanke jeder modernen Form 
deö Arbeitävertrages ift, daß die Arbeiter dem Unternehmer als gleichberechtigte, 
felbftändige Kontrahenten bei Feſtſetzung der Arbeitsbedingungen gegenüberftehen. 
Wo dagegen die Arbeiter lediglich der Willkür des Unternehmers überliefert oder 
von dem guten Willen desjelben abhängig find, da kann von einem eigentlichen 
Bertrage, von der Begründung eines Rechtöverhältnifjes, wie e8 dem Intereſſe 
der Arbeiter entipricht, nicht die Rede jein. Die Gewinnbeteiligung beruht in 
den meiften Fällen auf einer einjeitigen Willenserklärung des Unternehmers. 
Auch da, wo fie ftatutarijch feftgejegt ift, fann fie meift jederzeit widerrufen und 
aufgegeben werden, iſt aljo auch hier eine bloße Verſchleierung einfeitiger Dil: 
tierung der Arbeitsbedingungen, wie fie in ähnlicher Weile bei den älteren eng: 
liſchen Lohnjkalen vorlag, die ohne Mitwirkung der Arbeiter vom Unternehmer 
feftgejeßt wurden.) So groß auch der Vorteil einer derartigen Regelung des 
Arbeitseintommens für den Arbeitgeber jein mag. welcher nach der Höhe jeines 
Reingewinns die Produftionskoften der Arbeit beitimmen kann, indem er einer: 
ſeits den jeften Lohn auf einem möglichft gleihmäßigen Niveau erhält, anderjeits 
durch bie Beteiligung jeiner Arbeiter an den Ergebnifjen günftiger Geichäftslage 
die bei fteigender Konjunktur jo gefährlichen Lohnkämpfe vermeidet, jo wenig 
entipricht doc, eine joldhe der Mitwirkung des Arbeiters ſich entziehende Ein— 
nahmegeftaltung dem wahren Intereſſe der Arbeiterichaft. 

Es wäre freilich eine ganz jaljche Annahme, wenn man aus dem mangelnden 
Interefſe der Arbeiterichaft für die individuelle Gewinnbeteiligung den Schluß 
zugeben wollte, daß die Arbeiter überhaupt nicht den Wunſch hätten, in Zeiten 
ſteigender Unternehmergewinne Anteil an der Erhöhung der induftriellen Rein- 
erträge zu erlangen. Gerade in den vorgeichritteniten Induftriezweigen find, wie 
v. Schulze-Gävernig eingehend nachgewielen hat, die organifierten Arbeiter in 
England allgemein zu der Erkenntnis gelangt, daß fie der Beteiligung an den 
zeitweifern Gewinnen der Induſtrie bebürfen,‘) um fi und ihre Organijationen 
für jchlechte Zeiten zu ftärken. Die variablen Lohnzuichläge, weldye hier je nad 
der Durchichnittshöhe der Preife reſp. der Geſchäftsgewinne auf Grund fortwährend 


1) Mr. 26 Jahrg. 1885. 

) Dr. ®. Kley, Bei Krupp, Leipzig 1891 ©. 41. 

s) Bon Schulze-Bäverniß, op. eit. Jahrbuch für Geſetzgebung, Bd. 18 
Heft IV ©. 157. 

*) op. eit. ©. 156. 
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neugeregelter Verträge zwiſchen Unternehmer: und Arbeiterverbänden für ganze 
Bezirke und Gewerbe gleihmäßig vereinbart werden, haben freilich nur eine jehr 
entfernte Aehnlichkeit mit den Lohnzuſchüſſen, welche einzelne deutiche Anteilficmen 
nad) ihrem individuellen Reinertrage den Arbeitern zugewähren; indeſſen ift 
offenbar, wie man aus zahlreichen diesbezüglichen Aeußerungen jchließen kann,) 
jene generelle Gewinnbeteiligung das Vorbild, welches den deutſchen Unternehmern 
vorjchwebt. Indem fie nun aber ohne aktive Mitwirkfung der Arbeiter die Höhe 
diefer Lohnzufhüffe nad) ihrem PBerhältnis zum indivibuellen Reinertrage 
beflimmten, jchufen fie eine ganz neue Form des Arbeitsentgelts, welche mit den 
berechtigten Wunſchen der Arbeiterjchaft keineswegs in Einklang fteht. In welchem 
Maße die Arbeiter an den Konjunkturgewinnen teilnehmen, dad wollen fie nicht 
vom Unternehmer fich vorjchreiben laſſen, jondern darüber wollen fie jelbft mit: 
reden. Wir haben an dem Beijpiel der Firma Borchert beobachtet, wie Die 
Arbeiter hier die jchnellere und wohl aud) größere Gewinnbeteiligung durd Lohn: 
erhöhung den vom Unternehmer einjeitig beitimmten Anteilquoten vorzogen. 

Die individuelle Gemwinnbeteiligung ſetzt eigentlich überall voraus, daß Die 
Arbeiter fi) mit einem feften Minimallohn?) begnügen, welcher der durchſchnitt⸗ 
lichen Gejhäftslage entipricht, und da& dann die vom Unternehmer einjeitig feſt— 
geſetzten Gewinnanteile jene variablen Lohnzuſchläge erjegen, welche die wirt: 
ichaftlich entwideltften Arbeiter überall verlangen. Gehen die Arbeiter einer An: 
teilfivrma auf dieſe Vorausſetzung nicht ein, indem fie 3. B. bei fteigender 
Konjunktur eine Lohnerhöhung fordern, jo wird die Gemwinnbeteiligung entweder 
aufgehoben, oder fie erhalten eine doppelte Steigerung ihres Einfommens auf 
Grund eben bderjelben Tatſache, nämlih der Zunahme des Reinertrages bei 
günftiger Gejchäftslage. Eine ſolche Doppelbeteiligung widerſpricht doch wohl 
aber dem eigentlichen Sinn des Anteiliyftems. Es ftellt fi aljo, wenn man 
genauer zufieht, ala ein Aberglaube heraus, daß die Höhe dieſer der Konjunktur: 
bewegung entiprechenden variablen Lohnzuſchüſſe vom einzelnen Unternehmer 
völlig automatiich nad) feinem individuellen Reinertrage zu dauernder Zufrieden: 
heit der Arbeiter geregelt werden könne. Die Arbeiter werden ſtets den Anſpruch 
erheben, unabhängig von der Gemwinnbeteiligung aus der gehobenen Geſchäftslage 
durch Lohnfteigerung Nutzen zu ziehen. Diefen Anſprüchen der Arbeiter gerecht 
zu werden, ift bei einer auf Jahre hinaus jeftgelegten automatijchen Regelung 
der Gemwinnbeteiligung unmöglich). 

In Harer Erkenntnis diefer Tatjache hat der Begründer des Anteiligftems 
der Zeiß-Stiftung, Profeffor Abbe, die Gewinnbeteiligung in der Weiſe geregelt, 
daß die Betriebsleitung nad) der durchſchnittlichen Geſchäftslage mehrerer Jahre 
unter unparteiiicher Erwägung der Intereſſen der Arbeiter die Höhe der aus: 
drücklich als „Lohnnachzahlung“ bezeichneten Gemwinnanteile von Fall zu Fall 
feftjegen joll. Der Nachteil einjeitiger Regelung des Arbeitseinfommens wird 
auch in diefem Falle nidyt ganz vermieden. Indeſſen wird hier wenigitens nad) 
der Intention des Begründers eine gewiffermaßen vormundichaftlihe Erwägung 
der Lohnanjprüche des Arbeiter unter gleichzeitiger Berüdfichtigung des Gejchäfts- 
interefjes der Gewinnbeteiligung zugrunde gelegt. Es ift dies, wie wir mehrfach 

!) Böhmert, ©. 24, 34, 35, 44 ıc. 

Ze die mujterhafte Einrichtung der Firma Zei, ©. 57. Ein Anteilſyſtem mit 
feftem Minimallohn beiak aud die Harburger Gummifabrit, wo jept Prämien in Höbe 


von 25—40°%0 des Lohnes an die Stelle der Gemwinnbeteiligung getreten ſind. 
ef. Böhmert ©. 51. 
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hervorgehoben haben, ein ganz fingulärer all. Bei allen übrigen beutjchen 
Anteilfirmen iſt von einer derartigen Rückſichtnahme auf die Wünſche der 
Arbeiter in bezug auf die Gewinnbeteiligung nichts zu bemerken. Mit Recht 
bat daher die über (S. 58) erwähnte deutiche Majchinenjabrit hervorgehoben, 
daß die bie und da von einzelnen Unternehmern eingeführte Geminnbeteiligung 
nicht jene Gewinnbeteiligung jei, welche die große Mehrzahl der Arbeiter wünſche 
und verlange, — aber nicht bloß um die Höhe der Gewinnbeteiligung handelt 
es fich bei diefen Wünjchen der Arbeiter, jondern auch um das Beftreben der: 
jelben, bei der Feſtſetzung ihrer Teilnahme am Reingewinn aktiv mitzuwirken 
und durd eine vertragsmäßige Regelung des Arbeitseintommens von der 
Willkür des einzelnen Unternehmers unabhängig zu werben. 

Wir haben einige deutiche Anteilfirmen fennen gelernt, bei denen eine 
ſolche vertragsmäßige Regelung für die individuelle Gemwinnbeteiligung durch— 
geführt ift, jo 3.3. bei dem Grafen Reventlow auf dem Rittergut Wulfshagen, 
der eine rechtliche Verpflichtung jeinen Arbeitern gegenüber eingegangen tft, das 
Anteiliyitem nur nad einjähriger Kündigung aufzugeben. Aber auch in diejem 
Falle, wo ein Rechtöverhältnis der Gemwinnbeteiligung zugrunde liegt, kann von 
einer Ueberwindung des im Weſen der Geminnbeteiligung Liegenden Nachteils 
für die Arbeiter, daß die Höhe ihres Arbeitsentgelt von der einjeitigen Beſtim— 
mung bes Unternehmers abhängig gemacht wird, nicht die Rede jein. Es ift 
auch nicht einzujehen, wie bei ber individuellen Gewinnbeteiligung diejer Nachteil 
überhaupt vermieden werben könnte. Da es ji hier um ganz finguläre Ab— 
machungen handelt, welche nur für den einzelnen Betrieb Geltung haben, jo 
fönnen die Arbeiter einzeln oder durch ihre Organifationen im günſtigſten Falle 
nur einen jehr beichränkten Einfluß auf dieje Beteiligungsverträge ausüben. Die 
Gewerkvereine können fih um ſolche individuelle Abmachungen zwiſchen Unter: 
nehmer und Arbeiter eigentlich nur injofern fümmern, als die allgemeinen An— 
jprüche der Arbeiterjhaft in bezug auf die Lohnregelung dadurd berührt werden 
(3. B. bei Gefahr des Lohndruds durdy die Gewinnbeteiligung). Die notwendige 
Grundlage ihres Wirkens ift, daß einem beitimmten Quantum Arbeit ein 
beftimmter, Elar erfenntlicher, nad; allgemein gültigen Regeln jeitgejegter Preis 
gegenüberftehe; gerade dies ift aber bei der Geminnbeteiligung nicht der Fall, 
weil fie ihrem Wejen nad) auf die individuellen Verhältniffe der einzelnen Unter: 
nehmung bafiert ift. Es ift daher eine utopijche Forderung, wenn Bed!) an die 
Arbeiterorganijationen die Anforderung ftellt, ohne Rückſicht auf etwaige Wünſche 
der Unternehmer die Macht ihres Willens für die Durhführung der „Ertrags: 
beteiligung” einzujegen. Es ift nicht einzujehen, von welhem Punkt die Initiative 
der Arbeiter nad diefer Richtung Hin im einzelnen Betriebe ihren Ausgang 
nehmen joll. Selbft gutorganifierte Arbeiterausſchüſſe würden hierin völlig ohn— 
mächtig ſein. Der jozialiftiiche Schriftfteller A. von Elm?) hat diejer Forderung 
Becks gegenüber den begründeten Einwand erhoben, daß eine Erziehung der 
Arbeitgeber zu dem für eine gerechte Ertragabeteiligung erjorderlihen hoben 
Grad von Selbitlofigkeit und Lauterfeit der Gefinnung durch die Arbeiterorga= 
nilationen ein ganz unlösbares Problem jei; die Kapitaliften und Unternehmer 
würden ſich niemals freiwillig des Privilegiums begeben, den Güterheritellungs- 
prozeß einſeitig zu beherrſchen und die Arbeiter mit einer im voraus vereinbarten 





i) op. eit. ©. 1 
) Auf der Sue nach Gerechtigkeit. Sozialiſtiſche Monatshefte 1902 S. 723. 
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Vergütung, dem feften Lohn, abzufinden. Ein tieferer Grund für die Arbeiter, 
der individuellen Gewinnbeteiligung gegenüber bei der bißherigen Gleichgültigkeit 
bzw. Abneigung zu verharren, liegt, wie wir nachgewiejen zu haben glauben, 
darin, daß fie mit dem eigentlichen Ziel ber Arbeiterbewegung, nämlich ber 
generellen Gewinnbeteiligung, nicht übereinftimmt. Der Nachteil der einjeitigen 
Regelung des Arbeitsentgelt bei den Anteilfirmen wird aljo aud mit Hilfe ber 
Arbeiter in Zukunft fchwerlich überwunden werden. Unzufriedenheit und Miß— 
trauen ber Arbeiter werden daher überall entftehen, wo die Gemwinnbeteiligung 
ihren Anſprüchen und Erwartungen aus irgendeinem Grunde nicht entipridt. 


IV. Abhängigkeit der Gewinnanteile von zufälligen Ertrag: 
ihwanfungen; Ungeredtigfeit der Gemwinnanteile als Arbeits: 
entgelt. 


Hiermit hängt ein weiterer mwejentlicher Nachteil des Anteilſyſtems für die 
Arbeiter zufammen, deſſen Wirkungen fi in der Praris der deutichen Anteil: 
firmen mehrfach beobachten laffen, nämlich die hier ſtets vorliegende Abhängigkeit 
des Arbeitseintommens von den zufälligen, individuellen Momenten, welche die 
Höhe des Reinertrages im einzelnen Betriebe beftimmen. Die Tatjache, dab 
das Arbeitseintommen in diejen Betrieben nicht bloß von der Gunft oder Ungunft 
der gewerblichen Lage im allgemeinen abhängt, jondern von dem Schidjal der 
einzelnen Unternehmung, den Leiftungen und Fähigkeiten ihres Leiters, den vor: 
teilhaften oder unvorteilhaften Spekulationen beim Einfauf der Rohftoffe, An: 
Ihaffung von Maſchinen, Wahl der Abjagmärkte, Kalkulation der Preiſe zc. — 
diefe Tatjache muß notwendig eine gewiſſe Unficherheit in der Höhe des Arbeits: 
entgelt3 herbeiführen, welche weit über die mit den allgemeinen Schwankungen 
des Lohnes nad) der Konjunktur verbundene Unficherheit hinausgeht. Nicht als 
ob das deal der Arbeiter eine unter allen Umftänden gleichbleibende, gegen 
jede Schwankung geficherte Arbeitseinnahme wäre — wir haben geſehen, daß 
dies nicht der Fall iſt — aber die Arbeiter eritreben auch für diefe Schwan: 
fungen eine einheitliche, allgemeine Regelung innerhalb der Brande, fie wollen 
nicht von den zufälligen perjönlichen Eigenichaften des einzelnen Betriebsunter: 
nehmers abhängig fein. Wenn die Konjunktur fteigt, jo find fie, wie Brentano 
ausführt‘) nicht geneigt, „auf einen ficheren Vorteil zu verzichten zugunften von 
Hoffnungen, deren Realifierung durch Ungeſchick, Trägheit, Leichtfinn, Verſchwen⸗ 
dung des Betriebsunternehmers jeden Augenblid vernichtet werden kann“. Wenn 
dagegen die Geichäftslage fich verjchlechtert, wenn vielleiht in einzelnen Jahren 
überhaupt fein Reinertrag erzielt wird, jo ſuchen fie oftmals die Schuld in 
Fehlern der Geichäftäleitung, in Benadteiligungen durch den Unternehmer, und 
es entitehen dann leicht —— die bei ruhigem Geſchäftsgang und relativ 
gleihmäßiger Rentabilität vielleicht jahrelang vermieden wurden. — So iſt 3. B. 
die Gemwinnbeteiligung der Harburger Gummifabrif wegen ſolcher Differenzen in 
verluitbringenden Jahren formell aufgegeben worden. Auch bei Steinbeil, 
Dieterlen & Co. ftellte fih in den für die Eljäfliiche Baumwoll-Induſtrie Höchft 
ungünftigen Jahren 1868—1872 heraus, daß die Arbeiter an den jo entftehenbden 
Berluften weder teilnehmen konnten noch wollten. — Bei der mechanischen 
Baummollipinnerei in Kaufbeuren ließen ſich die Arbeiter, da fie die Gewinn— 


ı) Schriften des Vereins für Sozialpolitit Bd. VI Bd. 69 1890 ©. 56. 
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anteile ala eine jelbitverftändliche Pflichtleiftung ber Unternehmer betrachteten, in 
feiner Weile dadurch zurüdhalten, bei günftiger Konjunktur Anſprüche auf höhere 
Löhne zu machen; bejonderd die jüngeren Arbeiter fanden in ber Geminn: 
beteiligung immer wieder ein Mittel zur Verdächtigung bes Kapitald. — In 
der Thodeichen Papierfabrik, wo die Gewinnbeteiligung auch ſonſt vielfach Neid 
und Streit unter den Arbeitern bervorrief, wurde „gehörig räjonniert“,') wenn 
bei geihmälertem Jahresertrage der Unternehmung der Gewinnanteil der Arbeiter 
geringer wurde. 

Derartige an ſich unerfreuliche Fälle find nicht ohne eine gewiſſe Bedeu: 
tung für die Auffafjung bes Anteiligftems jeitens der Arbeiter. Nicht immer 
wird dieſe Auffaffung in jo jchroffer Weile hervortreten, aber auch wo die Arbeiter 
mit ihrem Urteil zurüdhalten, find fie doch oft weit entfernt, in der Gewinn» 
beteiligung ein gerechtes Entgelt für ihre Arbeitäleiftung zu erbliden. 

Schon die rohmechaniſche Gleichheit, mit welcher diejes — häufig 
bemefjen wird,“) widerſpricht dem Gerechtigkeitsgefühl der Arbeiter. So äußert 
fh der erwähnte Schriftjeger aus Schleswig in jeinem Briefe an Böhmert: 
Für das, was jeder verdient hat, befommt er feinen Lohn — habe ich mehr 
als mein Kollege gearbeitet, jo erhalte ich eine entiprechend höhere Vergütung, 
darin liegt Vernunft. Diejes Lohniyftem würde aber bei der Gewinnbeteiligung 
gänzlich wegfallen müflen und dadurd ein weſentlicher Hebel zur Wedung und 
Förderung der Arbeitsluft verloren gehen.“”) Es ſoll wohl nicht damit behauptet 
werden, daß die Geminnbeteiligung die Bafierung auf den Akkordlohn ausſchließt, 
londern, daß die Höhe bes Gewinnanteils für den einzelnen Arbeiter von der 
Größe jeiner individuellen Mehrleiftung in der Regel unabhängig iſt. Auch die 
Höhe des Yahresverdienftes gibt nur einen jehr ungenügenden Maßſtab für dieje 
Mehrleiftungen, die fi) großenteil8 überhaupt nicht in der Form bes Lohnes 
vergüten laflen würden. Wenn alle Arbeiter den gleichen Prozentja des Lohnes 
als Geminn erhalten, jo erjcheint dies als eine nahezu fommuniftiiche Form des 
AUrbeitsentgelts, eine Art Gejamtverdienft, welches ohne genügende Rüdfiht auf 
die bejondere Mehrleiftung an die einzelnen verteilt wird.*) mar wird aud 
biömeilen bei der Gemwinnbeteiligung verjucht, die perjönliche, individuelle Mit: 
wirfung des Arbeiter zum Reinertrage genauer einzujchägen, aber dann entiteht 
faſt notwendig ein bisfretionäres Anteilſyſtem, welches jeiner Willfürlichkeit 
wegen von ben Arbeitern zu vermwerien ift. So beteiligt 3. B. die Goldwaren: 
bandlung C. U. Schmitz in Elberfeld ihre Arbeiter je nad Dienftalter, Pünkt— 
lichkeit, Tyleiß, Eifer, Aufmerkjamteit, Ordnung und beionderen Leitungen der 
Anteilempfänger. Wo man au8 derartigen jubjektiven Maßſtäben ein geregeltes 
Syſtem von Gemwinnanteilen gebildet hat, wie z. B. in der Fabrik des Holländers 

van Marken und zahlreichen franzöfiichen Anteilfirmen, da wird die Arbeiterſchaft 
in verfchiedene Klaſſen geteilt, zwiichen welchen eine regelmäßige Verſetzung ftatt: 
findet; es werden @litearbeiter audgejucht, deren Gemwinnanteile relativ höher 


») Böhmert (alte Enquete) IT S. 203. 

7) Vgl. die Verteilung nad der Kopfzahl bei Rösler, Winkler, Aktiengejelljaft für 
Federftahl-Induftrie, Halleihe Mafihinenfabrit. 

2) Böhmert, (alte Enquete) I. ©. 137. 

+, Man vergl. biemit das viel rationellere Verfahren beim ®ruppenaktord, z. B. in 
den Freiberger Bergwerfen, die Böhmert mit Unrecht unter den Anteilfirmen aufführt. 
Hier wird die individuelle Leiftung von den Beteiligten ganz genau eingejhäßt. Gewinn: 
beteiligung Bergwert wird ausdrüdlih für unausführbar erflärt. Böhmert 1878, 
BD. ©. 35. 
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find; kurz e8 wird ein allgemeiner Wetteifer um die Gunft der Vorgejeßten 
hervorgerufen, welcher jchwerlich ohne nachteilige Wirkung für den Charakter ber 
Arbeiter bleiben kann. Es iſt alfo die objektive Ungerechtigkeit, die auf der 
gleihmäßigen Höhe der Arbeiteranteile beruht, niemals gänzlich zu bejeitigen, 
und jolange die Höhe dieſes Arbeitsentgelt3 von allen möglichen Faktoren, die 
außerhalb des Einfluffes der Arbeiter liegen und einer allgemeinen, gleihmäßigen 
Regelung unzugänglih find, abhängig ift, jo lange werden die Arbeiter der 
Gemwinnbeteiligung ein gewiſſes Mißtrauen entgegenbringen, weldyes wohl vorüber: 
gehend zurüdtreten, aber niemals ganz überwunden werden fann. Bon den 
Arbeitern der noch beitehenden Anteilfirmen gilt dies allerdings nicht in dem 
Maße, wie von den außenftehenden, deren Intereffen und Anſchauungen aud 
die erwähnten jozialiftiichen Schriftfteller — allerdings nicht ohne Einſeitigkeit — 
zum Ausdrud bringen. Diejenigen Arbeiter, welche unter dem unmittelbaren 
Eindrud einer jahrelang erfolgreih durchgeführten Geminnbeteiligung ſtehen, 
pflegen im Gegenteil auch die zulegt erwähnten Nachteile des Anteiliyftems 
relativ gering einzuihägen gegenüber den mannigfadhen Vorteilen, die fie aus 
ihrer bevorzugten Stellung ala Teilhaber am Reinertrage zu gewinnen meinen. 


U. Borteile des Auteilſyſtems für die Arbeiter. 


Wir haben die Vorteile der Gewinnbeteiligung für die Arbeiter, joweit fie 
objektiv nachweisbar find und ſich ald Bedingungen des Erfolges für die Unter: 
nehmer daritellen, im Verlauf unjerer Unterfuhung unter den verjchiedenften 
Gefihtspunften bereits angeführt. Es bedarf aljo nur einer zufammenfaffenden 
Ueberfiht und unparteiiichen Abwägung derjelben gegenüber ben erörterten Nach— 
teilen, die im Wejen der Gewinnbeteiligung liegen, alſo von erheblicher Bedeutung 
für das Gelamturteil fein dürften. 

Wir untericheidben drei Gruppen von Vorteilen, welche für die Arbeiter 
aus der Gewinnbeteiligung erwachſen können: 

1. Technifche Vorteile in bezug auf die Ausbildung und Schulung der 
Arbeitskraft, 

2. ökonomiſche Vorteile dur Steigerung des Arbeitseinfommens, 

3. loziale und moraliſche Vorteile. 


ad 1. Techniſche Vorteile. 


Die typiiche Wirkung eines erfolgreichen Anteiligitems ift eine Steigerung 
der techniſchen Arbeitsleiftung. Diejelbe vollzieht fih in Form einer Ausleſe 
von gut qualifizierten Arbeitern, welche zu einer joldhen vermehrten Anftrengung 
auf die Dauer befähigt und aus Ehrgeiz, Fleiß oder gutem Willen dazu geneigt 
find. Auf diefe Weile wird nun nad Ausjcheidung der untüchtigen Arbeiter 
eine rationelle ntenfität der Leiftung, eine vermehrte Produktivität der Arbeit 
erreiht. Quantitativ und qualitativ werden nach den verjchiedeniten Richtungen 
hin Mebrleiftungen erzielt. Diefe Mebrleiftungen beruhen ohne Zweifel auf 
einer freimilligen Mitwirfung der Arbeiter zur Steigerung des Reinertrages der 
Unternehmung ; da3 Motiv diefer Mitwirkung ift das Streben nad) entipredhender 
Erhöhung des Arbeitseinfommens mitteljt der Geminnanteile.. Die Arbeiter 
übernehmen bei gleichzeitiger Steigerung von Fleiß, Ausdauer und Sorgfalt 
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der Arbeit beitimmte Funktionen, welche anderwärts allein vom Unternehmer 
ausgeübt werden, jo 3. B. jelbftändige Kontrolle, Verbeſſerungen in der Organi- 
jation der Arbeit, der Verwendung von Werkzeugen und Maſchinen x. Durch 
diefe freiwilligen Mebrleiftungen, welche über das Niveau der erfauften Lohn: 
arbeit hinausgehen, wird eine gefteigerte Arbeitäfreudigfeit, eine partielle 
Intereffeniolidarität mit dem Unternehmer hervorgerufen. Wir haben bereits 
hervorgehoben, daß die Vorteile diejes eigenartigen Arbeitsfyftems von den 
beteiligten Arbeitern meist höher eingejhäßt werden als die nadhteiligen Begleit- 
erfcheinungen besjelben. Nicht bloß der Unternehmer, jondern auch der Arbeiter 
empfindet den Vorteil der gefteigerten Produktivität. 

Eine andere Art von techniichen Vorteilen ergibt ſich für die Arbeiter, 
wenn die Zendenz der Stabilifierung erfolgreich durchgeführt wird. Auch bier 
wird die Arbeitsleiftung allmählich gefteigert, aber nicht unmittelbar, jondern 
indireft durch die längere Dauer der Beſchäftigung. 


indem die Arbeiter nad) den jpeziellen Anforderungen des Betriebes ihre 
Arbeitsleiftung mehr und mehr einrichten, erlangen fie eine größere Geichidlich- 
feit, ein gefteigertes Intereffe an dem Erfolg ihrer Arbeit, und zwar ohne die 
nachteilige Nebenwirkung der gedanfenlojen Routine, welche bei gewöhnlichen 
Alterözulagen häufig ſich geltend macht. Die Nachteile, welche für die freie 
Verwertung der Arbeitskraft aus der Stabilifierung fid) ergeben, werden in der 
Regel gering eingeihäßt gegenüber dem Vorteil einer relativen Sicherheit und 
Einträglichfeit der Stellung des Arbeiter. Wenn die Feſſelung an den Betrieb 
durch patriarchaliſche Wohlfahrtseinrichtungen, welche die perjönliche Freiheit bes 
Arbeiter bejchränfen, oder durch zwangsmäßige Anjammlung von Geminn: 
anteilen, die mit Verluftgefahr im Fall bes Geſchäftsaustritts verbunden ift, 
vom Unternehmer verjucht wird, wird der techniiche Erfolg des Anteilſyſtems 
bejonder8 in bezug auf die Steigerung der Wrbeitöleiftung zweifelhaft, wenn 
nicht gänzlich verfehlt. Im ganzen überwiegen aud) hier bezüglich der Stabili- 
fierung die günftigen Wirkungen für die Arbeiter. Sie erlangen mit der Zeit 
eine beamtenähnlicdhe Stellung in der Unternehmung, welche ihrem dauernden 
Intereſſe entipricht. 

Die Vorausſetzung aller angeführten techniichen Vorteile ift, daß die Arbeits- 
fteigerung und Stabilifierung wirklich von jeiten der Arbeiter durchgeführt wird. 
Während die legtere innerhalb des uns vorliegenden Erfahrungskreiſes in der 
Regel erreicht wurde, weil hier die „Intereffen der Arbeiter und Unternehmer 
am leichteiten zufammentreffen, war bezüglich der eriteren in der Mehrzahl der 
Fälle ein negativer Erfolg zu konftatieren. Faſt überall, wo das Anteiljyitem 
in Deutidland wieder aufgegeben wurde, jcheiterte der Verſuch der Arbeits- 
fteigerung an dem Wideritande der Arbeiter jelbit, welche in der Gewinn: 
beteiligung ein gerechtes Entgelt für ihre Mebrleiftungen nicht zu finden glaubten. 
Dagegen ließ die Feſſelung der Arbeiter ans Gejchäft ſich auch da oft erreichen, 
wo dieſe Weberzeugung fehlte und die Arbeiter nur ein zujälliges Geichenf in 
den Geminnanteilen jahen; der Haupterfolg der Reinertragdfteigerung durd) 
freiwillige Mebrleiftungen der Arbeiter wurde dann aber nicht erreicht. Immerhin 
find die techniſchen Vorzüge diejes Betriebsiyitens für die Arbeiter jo beträcht: 
ih, daß fie von den vorgeichritteneren Arbeitern oft nicht verfannt und 
wenigjtend da mit Energie angejtrebt werden, wo ihnen die materiellen Gegen- 
leiſtungen des Unternehmers als ein ausreichendes Aequivalent ericheinen. 
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ad 2. Oekonomiſche Vorteile für die Arbeiter. 


Außerordentlih) mannigfadher Art find die Vorteile, welche das Anteil: 
ſyſtem Hinfichtlich der Verbefferung ihrer ökonomischen Lage für die Arbeiter 
darbietet. Der weſentlichſte Unterjchied in der Wirkung der Gemwinnbeteiligung 
nach diefer Richtung hin beruht darauf, daß die Anteile auf der einen Seite 
als Individualeigentum, auf der anderen Seite als Kollektivbelig den Arbeitern 
zufallen. Wir erörtern zunächſt die individuelle Einnahmefteigerung. 


a) Individuelle Einnahmefteigerung. Der erfte und michtigfte 
ökonomiſche Vorteil, welcher der Geminnbeteiligung nachgerühmt wird, ift der, 
daß fie eine zweckmäßige Ergänzung der feften Löhne darftelle, durch welche das 
Arbeitseintommen beträchtlich gefteigert wird. Ueber die Höhe diejer Lohn: 
zuſchuſſe haben wir in der Anlage zu S. 183 eine Ueberficht gegeben. 
der von Böhmert angeführten Tabelle betrug der Gewinnanteil bei den deutjchen 
Anteilfirmen durchſchnittlich 5,1%/o des Lohn: und Gehaltskontos. Wenn man 
aber die zweifelhaiten Fälle ausjcheidet, jo ftellt fich diefer Prozentſatz für die 
wirklichen Gemwinnbeteiligungsfirmen noch ala ein weſentlich höherer heraus. 


Eine Berbefferung der dkonomiſchen Lage der Arbeiter dur die Gewinn- 
anteile kann allerdings nur dann eintreten, wenn biejelben in wirtichaftlich en 
bringender Weije verwendet werden. Wir haben gejehen, daß die Arbeiter dieſe 
Einnahme, die ihnen ohne eigenes Zutun wie ein Lotteriegewinn in den Schoß 
fällt, zunächſt oft wenig zu jchäßen wiffen, und erft allmählich zu der Erkenntnis 
gelangen, daß diejelbe eine Art Arbeitöverdienft darftellt, welches für zahlreiche 
außerordentliche Ausgaben rationell verwendet werden fann. Auch hier ift alfo 
eine allmähliche öfonomijhe Erziehung der Angeftellten die allgemeine Voraus: 
fegung des Anteiljyftemd. Die Erfolge dieſes Erperiment® waren, wenn wir 
von einzelnen Fällen abjehen, für die Hebung des Arbeiterhaushalts überwiegend 
günstige. Wo die Gewinnanteile eine anjehnliche Höhe erreichen, werden fie als 
Beitrag zum Erwerb Eleiner Häufer oder Grundftüde, zur Anſchaffung von 
Mobiliar, Ausfteuern ac. reip. zur Anfammlung eines Heinen Kapitals ver: 
wendet. Auch für die Zeit der Arbeitslofigkeit und verminderter Qohneinnahme 
bieten fie einen willlommenen Rüdhalt. Für die Berlufte in ungünftigen Ge— 
ihäftsjahren kann ſich der Arbeiter in guten Jahren an den Gemwinnanteilen 
ihadlos halten. Es iſt einer der größten Mängel des herrichenden Lohniyftems, 
daß die feften Lohnjäge vielfah in normalen Geichäftsjahren und mitunter jelbft 
in Zeiten gefteigerten Unternehmergewinns nicht hoch genug find, um für Die 
verringerten Einnahmen des Arbeiter bei finfender Konjunktur einen hin— 
reichenden Ausgleich zu bieten. Solange alſo das Ziel einer entiprechenden all- 
gemeinen Lohnregelung nicht erreichbar ift, ftellt fi die Gemwinnbeteiligung für 
die Arbeiter als eine vom Unternehmer freiwillig dbargebotene Abhilfe diejes 
ſchwer empfundenen Mangels dar. Das weitgehende Entgegentommen, welches 
bier die Arbeiter bezüglich ihrer wirtichaftlichen Anſprüche von jeiten einzelner 
wohlwollender Unternehmer finden, vrechtiertigt, wie bereit nachgewieſen, 
eine gewifje Zurüdhaltung der Arbeiter in bezug auf weitergehende Lohnforder- 
ungen; wenigftens ift bei den Anteilfirmen nicht jelten den von außenftehenden 
Arbeitern ausgehenden Lohnbewegungen die perjönliche Spige abgebrodyen, jo daß 
die Streifgefahr für den Unternehmer hier eine weſentlich geringere it. Auch 
die beteiligten Arbeiter erlangen dadurch unter Umſtänden beträchtlihe wirt- 
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ihaftliche Vorteile. Indem fich die Einficht in die VBerhältniffe und den Stand 
ihres Gewerbes unter der Einwirkung ihrer Teilnahme an der individuellen 
Geſchaͤftslonjunktur bei jonft günftigen Verhältniffen allmählich verbreitet, wird 
die Zahl ihrer unberechtigten Forderungen und ausfichtslofen Kämpfe jedenfalls 
in ähnlicher Weile vermindert wie bei der generellen Konjunkturbeteiligung, 
welhe das oft nur unklar erkannte und unausgeſprochene, aber nad) unjerer 
Meinung allgemeine und notwendige Ziel der Arbeiterbewegung darftellt. Für 
die Arbeiter der Anteilfirmen hat die Gewinnbeteiligung den Vorteil, daß fie 
eine Ergänzung des Lohnes nad dem Geichäftsertrage ohne jeden Kampf, auf 
Grund einer vom Unternehmer automatisch geregelten Form bes Arbeitsein— 
fommens für ihre Perjon erreihen. Der jubjektive Glaube an die auögleichende 
Gerechtigkeit einer jolhen Einkommendverteilung, welcher in erfter Linie auf der 
genaueren Anpaſſung des Arbeitseinfommens an den objektiven Arbeitsertrag, 
die hier vom Unternehmer beabfichtigt ift, beruht, kann ſich bis zu einem gewiſſen 
Grade aud auf die am Geſchäftsgewinn beteiligten Arbeiter übertragen. Für 
dieje Arbeiter befteht ein erfennbarer Zufammenhang zwiichen Arbeitsentgelt und 
Arbeitsleiftung, wie er bei dem gewöhnlichen Lohniyftem vielfad nicht vorhanden 
ift. Gerade diefen Mangel der feften Löhne will die Gemwinnbeteiligung bes 
fämpfen rejp. mildern, indem hier die Arbeiter einem dem wirtichaftlichen Er: 
folge ihrer Leiftungen anzupafjenden variablen Lohnzuſchlag beziehen, welcher das 
Entgelt für ihre Mitwirkung zum Reinertrage der Unternehmung darftellen joll. 


Man kann in der Zat feinen Zmeifel darüber hegen, daß bie Arbeiter 
vieler projperierender Anteilfirmen die Gewinnbeteiligung in dieſer Weile als 
eine wünſchenswerte Lohnergänzung auffaffen, daß fie in dem Gefühl, Teilhaber 
der Unternehmung zu fein, ein fteigendes Intereſſe an dem Erfolge ihrer Arbeit 
gewinnen und den Zuſammenhang diejes Arbeitserfolges mit Ertragfteigerung 
und Geminnanteil aufmerffam verfolgen. Was aber in jedem einzelnen alle 
da3 Ende dieſer wirtihaftlihen Erwägungen der Arbeiter jein wird, das läßt 
ſich nicht vorausſehen. 


Je mehr die ökonomiſche Einſicht der Arbeiter zunimmt, je mehr ſich die 
Erfahrungen häufen, welche ihnen die maßgebende Bedeutung anderer, außerhalb 
ihres Einflufjes liegender Faktoren des Geihäftsgewinns zum Bemwußtjein bringen, 
um jo mehr wirb bie objeftive Ungerechtigkeit des Arbeitsentgelts, welches die Ge- 
winnbeteiligung darftellt, von ihnen erfannt werben. Wir haben früher bereits 
eingehend nachgewieſen, daß eine Uebereinftimmung zwiſchen Arbeitsertrag und 
Arbeitsentgelt bei der individuellen Gemwinnbeteiligung niemals vollkommen er— 
reihbar ift, und daß bie einjeitige Regelung diefer Lohnzuſchüſſe Durch die Unter: 
nehmer dem dauernden Intereffe der Arbeiter in feiner Weile entipridt. Wenn 
fi) alſo die Angeftellten der Anteilfirmnen hierüber täujchen, wenn fie da8 all- 
gemeine, jonft herrichende Mißtrauen gegen derartige Lohnexperimente der Unter- 
nehmer teilmweije überwinden, jo fann man dies nicht als einen melentlichen, 
unſchätzbaren Vorteil des Anteiliyftems betrachten, wie dies von jeiten der Ge: 
winnbeteiligungsfreunde in der Regel geichieht. Solange die Anteilfirmen eine 
relativ gleihmäßige, geficherte Rentabilität aufweijen, ift die Gefahr, dab ihre 
Angeftellten zu klarer Erkenntnis der im Wejen der Geminnbeteiligung liegenden 
Schwächen und Nachteile gelangen, verhältnismäßig gering. Sobald aber ein 
bedeutender Umſchlag in der allgemeinen Geihäftsfonjunktur oder der individuellen 
Rentabilität der Unternehmung, an deren Schiejal fie gebunden find, eintritt, 
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fann jene ftets vorhandene Gefahr aktuell werben und das ganze Anteiligitem 
zum Scheitern bringen. Es jtellt fi dann heraus, daß die Arbeiter das ob: 
jeftive Mißverhältnis zwiſchen ihrer regelmäßigen individuellen Mehrleiſtung 
und der materiellen Gegenleiftung des Unternehmers erkennen und durch paifiven 
Widerftand jede weitere Beibehaltung dieſes Arbeitsſyſtems unmöglich maden. 


So find alfo, wenn man das Fazit zieht, auch die mannigfachen materiellen 
Vorteile durch die Gemwinnbeteiligung nicht al8 ein dauernder Gewinn jür Die 
Arbeiterklaffe anzujehen. Dies ichließt nicht aus, daß die zufällig in dieſer 
Weiſe begünftigten Arbeiter die Steigerung ihres Einkommens lange Zeit dank— 
bar hinnehmen und zum Zeil aud) die entiprechenden Gegenleiftungen dem Unter: 
nehmer bieten. Sobald aber die Geminnbeteiligung einen größeren Umfang 
annimmt, jo liegt hierin, wie wir ri m haben, eine beträchtliche 
Gefahr für den allgemeinen jozialen Fortſchritt. Durch die enge Verbindung 
zwiichen Arbeiter: und Unternehmerintereffe, welche die Geminnbeteiligung be— 
gründen will und teilweije auch wirklich erreicht, werden unter Umijtänden die 
beften, leiftungsfähigiten Arbeiter einer Branche wirtſchaftlich ijoliert, halten fich 
von allgemeinen Lohnbewegungen zurüd und ziehen Vorteil aus ihrer begünftig- 
ten Stellung auf Koften des Gejamtintereffes. Zwar find dieſe Vorteile nicht 
fo groß, daß fie auf die Dauer und im falle ernfthafter Gefahr ihr Klaſſen— 
intereffe gänzlid aus den Augen laffen. Es hat fih im Gegenteil heraus: 
— daß die Unternehmer von Anteilgeſchäften, welche ihre Arbeiter von der 

ilnahme an Gewerkvereinen, von der Ausübung ihrer politiſchen Rechte x. 
ausſchließen wollten, einen nahhaltigen Erfolg nicht erreichten. Entfteht einmal 
ein Kampf zwilchen Wrbeitervertretung und Einzelunternefmung, jo unterliegt 
in der Regel die letztere. Auc die Anfeindungen der Sozialdemokratie gegen 
einzelne Gewinnbeteiligungsfirmen führten häufig zur Aufhebung des Anteil- 
ſyſtems und jelbft da, wo dieſe Störung des inneren Friedens von den An: 
geitellten zurückgewieſen wurde, wie 3. B. bei der Halleihen Maſchinenfabrik, 
Adler, Wiedenbrüd & Wilms xc., pflegen derartige Angriffe nicht ohne große 
Gefahr für die gedeihliche Fortentwidlung des Anteilſyſtems abzulaufen. 


Bon enticheidender Bedeutung für die Beurteilung der Porteile, die Die 
Gemwinnbeteiligung durch Lohnzuſchläge für die Arbeiter mit ſich bringt, iſt in- 
deſſen die Tatſache, daß ſelbſt das meitgehendite Entgegentommen einzelner 
Unternehmer den allgemeinen Anſprüchen der Arbeiter nad diefer Richtung Hin 
nicht genügen kann. Die Arbeiter erftreben eine aktive Mitwirkung bei der 
Beltimmung der Geminnanteile nicht innerhalb der einzelnen Unternehmung, 
ſondern für das ganze Gewerbe in Geftalt einer gleihmäßigen, allgemeinen 
Lohnregelung. Wird Ddiejes Ziel einmal erreicht, was ſich allerdings faum 
vorausjagen läßt, jo wird die individuelle Gewinnbeteiligung dadurch be ee 
weil fie dann ihren Zweck verfehlt. Bis dahin fann man fie in ihrem natur— 
gemäß beichränkten Anwendungskreiſe ala materiellen Vorteil für die beteiligten 
Arbeiter gelten lafjen. 


b) Kolleftiveinnahbmen der Arbeiter Sehen wir 
von der Steigerung des individuellen Wrbeitseintommens, melde durch 
die Gewinnanteile bewirft wird, nunmehr ab, um die Zunahıne des 
Geſamteinkommens der Angeitellten durch Kollektivbeteiligung nad) ihrem öfono- 
miſchen Werte für die Arbeiter zu prüfen, jo zeigt ſich ein weſentlich günftigeres 
Bild. Die Kollektivbeteiligung dient ausichließlih zur Unterhaltung verſchieden— 
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artiger Wohlfahrtsanftalten, welche die wirtichaftliche Lage des Arbeiterd ver: 
beſſern jollen. Indem der Arbeiter auf dieje Weile eine Sicherftellung gegen 
die Nachteile von Krankheit, Alter, Invalidität, Todesfall x. erreicht, ohne in 
feinem Arbeitseinfommen dadurch geichmälert zu werden, ift dies in ber Tat 
für ihn ein unſchätzbarer Vorteil. Die Wohlfahrtseinrichtungen der Geminn- 
beteiligungsfirmen gehen durchweg weſentlich hinaus über die Leiftungen der 
obligatoriichen geſetzlichen Berficherung. Dieje freiwilligen Aufwendungen ent: 
iprechen freilich nicht immer den Anforderungen, welche an moderne Wohlfahrts- 
einrichtungen im Intereſſe der perjönlichen Freiheit des Arbeiterd geftellt werben 
müflen. Aber wir haben anderſeits auch beobachtet, dat die patriarchaliichen 
und mit perjönlicher Feſſelung durch materielle Verluftgefahr verknüpften Wohl- 
fahrtsanftalten einen ficheren und nadhaltigen Erfolg Kir den Unternehmer in 
Zukunft faum verſprechen. Es ift bemerkenswert, daß die Arbeiter, bie biöher 
hiervon betroffen waren, den ökonomiſchen Wert diefer Anftalten keineswegs 
gering Ichäßten, aber auf die Dauer werden fie fich der Einficht wohl nicht ver- 
ihließen fünnen, daß die freie Verwertung ihrer Arbeitöfraft auf dem Arbeits: 
markte unter Umftänden einen höheren Wert für fie hat ala dieſe Ber: 
ſicherungskaſſen. 

Völlig anders ſind die Wirkungen der vorzüglichen Unterſtützungsvereine, 
Hilfskaſſen, Lebensverſicherungseinrichtungen ec. zu beurteilen, welche z. B. von 
Freeſe, Rösler, Schepeler u. a. unter Mitwirkung der Arbeiter ind Leben gerufen 
find. Die Arbeiter werden bier zu ihrem eigenen Vorteil zur Selbftverwaltung 
der betreffenden Fonds unter fteter Kontrolle des Unternehmers herangebildet, 
fie tragen ſelbſt oft zu ihrer gegenfeitigen Unterftügung bei und empfinden bie 
Beihilfe des Unternehmers nicht ala eine drüdende Laft, jondern als ein Motiv 
freiwilliger, perjönliher Hingabe. Die nachhaltige Sicherung ihrer Eriftenz, 
welche fie durch dieje Unterſtützung zur Selbithilfe erlangen, bietet ihnen wirt- 
ſchaftliche Vorteile, die fie in anderen Unternehmungen ihres Erwerbszweiges 
nur felten in ähnlicher Weiſe vorfinden. Immerhin gibt es einzelne Betriebe, 
welche ähnliche Wohlfahrtsanftalten ohne die formelle Bindung an einen feft 
beftimmmten, vorher geregelten Prozentia des Reinertrages einrichten und erhalten. 
Für Die Anteilfirmen befteht die Gefahr, daß dieſe automatiiche Regelung der 
Beiträge mit dem jeweiligen Bedarf der Wohlfahrtsanftalten unter Umftänden 
in Konflikt fommt, aber hr die Arbeiter ift dieje regelmäßige Ausftattung von 
gemeinnüßigen Einrichtungen mit zurüdgelegten Gewinnanteilen doch ein mwejent: 
licher Vorteil, denn fie erkennen darin ein Produkt eigener Wrbeitstätigfeit, 
welches nur aus Zwedmäßigfeitsgründen nicht im einzelnen aufgeteilt, ſondern 
als Kollektiveigentum verwaltet wird. Es läßt ſich feineswegs allgemein ent— 
icheiden, ob ihnen die individuelle Kapitalanfammlung in jedem Falle ermünjchter 
erfcheinen würde ala die folleftive Verwendung, welche eine Art Verfiherung 
auf Gegenjeitigfeit darftellt. Ihren rüdhaltlofen Beifall wird dieje Verwendung 
von Geminnanteilen in jedem Falle finden, wo fie die Freizügigkeit nicht behindert 
und der Rentenanſpruch unanjechtbar ift wie bei der Penfionsverficherung der 
firma Schepeler. Das Gejamturteil über den Wert der SKolleftivbeteiligung 
für die Arbeiter iſt demnad in erfter Linie von dem Charakter der Wohlfahrts- 
einrichtungen abhängig, welde in diefer Weile durch Geminnanteile erhalten 
werden. Wenn dieſe Wohlfahrtseinrichtungen ohne egoiftiiche Hintergedanken 
der linternehmer, aljo ohne den Nebenzwed, die Arbeiter von Gemwerfvereinen, 
allgemeinen Lohnbewegungen, politiiher Tätigkeit zc. fern zu Halten, ins Leben 
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gerufen werden, wenn fie auf einer — Auffaffung des Verbältniffes von 
Arbeiter und Unternehmer beruhen, db. 5. den Arbeitern ihre volle perjönliche 
Freiheit laſſen, dann können fie für bie (etteren von dauerndem Nutzen ſein; 
aber die Zahl der Unternehmer, die ſolche Einrichtungen zu ſchaffen imftande 
find, wird ſtets eine beſchränkte bleiben. Denn einerjeit8 werden die betreffenden 
Eharaktereigenihaften nur jelten fich finden, anderjeit8 wird es häufig den Unter: 
nehmern an Mitteln jehlen, um ihren Arbeitern jo bedeutende Zumendungen zu 
madhen. Bei dem heutigen intenfiven Konkurrenzkampfe, welcher auf eine 
Schmälerung des Unternehmergewinns Hinwirkt, wird immer nur eine geringe 
Anzahl von Arbeitgebern in der Lage jein, einen feiten Prozentſatz ihres Rein: 
gewinns zur Dotierung von gemeinnügigen Einrichtungen zurüdzulegen. 


ad 3. Soziale und ethiſche Wirkungen. 


MWenn wir nun endlich aud) auf die jozialen und ethiſchen Wirkungen der 
Gewinnbeteiligung, die wir bereit in dem Abſchnitt über die Ergebnifje für 
den jozialen Frieden unter einem anderen Gefichtspunfte erörtert haben, noch 
mit einigen Worten eingehen wollen, um den Standpunkt der Arbeiter den er: 
bofften und verjprochenen Vorteilen gegenüber zu fennzeichnen, jo müſſen wir 
zwiichen den mwohlmeinenden Abfichten der Unternehmer und den pofitiven Er: 
folgen auf jeiten der Arbeiter ſcharf unteriheiden. Die Abſicht der erfteren ift 
darauf gerichtet, die Arbeiter aus bloßen Werkzeugen in der Hand des Betriebs: 
leiterö zu freiwilligen, jelbitbewußten Mitarbeitern zu erziehen, fie aus dem 
ganzen fozialen Milieu des interefjelojen, mechaniſch arbeitenden Lohnarbeiters 
herauszuheben, zu gleichitrebenden Genojjen und Zeilbabern zu maden. Die 
beitigen Klaffengegenjäße, welche anderwärts zwiſchen Unternehmer und Arbeiter 
beitehen, jollen durch die Gewinnbeteiligung gemildert, eine dauernde Solidarität 
ber nterefjen begründet und vermöge einer gerechteren Einfommendverteilung 
ber aufreibenbe Kanpi entge a wirtichaftlicher Intereſſen jo weit als 
möglid; vermieden werden. So jollen die Arbeiter unter dem Eindrud un— 
mittelbarer perjönlicher Fürſorge des Arbeitgebers ihren Willen auf den Gejamt: 
zwed der Unternehmung richten und in der Erreichung dieſes Zweckes ebenſo 
wie ber Unternehmer das gemeinfame Entgelt finden für die gemeinjame Arbeit. 
Das Gelamtinterefje der Volkswirtihaft joll durch geiteigerte Produktivität der 
Arbeit, durch aufrichtige Verjöhnung der Arbeiter mit dem herrihenden In— 
duftrieigftem auf dem Boden ber beitehenden Gejellihaitsordnung gefördert 
werden. Der öfonomijche Vorteil diejer jozialen Entwidlung werde Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern in gleiher Weile zugute kommen. 

Wie ftellt fih nun diefem Ideal gegenüber das wirkliche Verhalten unjerer 
Arbeiter dar? Wir haben gejehen, wie jelten e8 den Unternehmern gelungen ift, 
ihre Arbeiter auf ein derartiges Niveau zu heben, daß ein voller Erfolg des 
Anteiliyftems erreicht wurde. Auch bei gefteigerter Intelligenz und Geichidlich- 
feit der Arbeiter, bei zunehmender Treue und Zuverläffigfeit berjelben war 
immer nur ein vorübergehendes, partielles Zujammengehen der Intereſſen im 
engiten Kreiſe erreicht worden, welches jeden Augenblid durch die weitergehenden 
Anſprüche der Arbeiter gefährdet war. Der Glaube an eine gerehte Ein: 
fommensverteilung war bei den Arbeitern dur die Geminnbeteiligung nicht 
dauernd zu begründen, nur eine mehr oder weniger vorübergehende Selbittäufhung 


Heißner, Die Gewinnbeteiligung der Arbeiter in Deutichland. 223 


fonnte bei ihnen den Eindrud hervorrufen, daß fie nicht mehr dem autofratifchen, 
ihre Arbeitäfraft für jeine Zmwede verwendenden Unternehmer, jonbern einem 
Genofjen und Mitarbeiter gegenüberftänden. Das Gefühl der Teilhaberſchaft 
ſcheiterte meift jchon an der einjeitigen Regelung der Anteilberehtigung durch 
den Gejchäftsleiter, an der Tatſache, daß der zu verteilende Reinertrag nicht 
als gemeinjames Eigentum der Produftionsgejellihaft betrachtet, ſondern zu 
ireier Verfügung in die Hand des Unternehmers übergeführt wurde, ber jeinen 
Arbeitern nur eine beichräntte Kontrolle über die Durchführung der verjprochenen 
Ertragsteilung gewährte, jedes weitergehende Verlangen in bezug auf jelbftändige 
Teilnahme an der Gejchäftsleitung und -handhabung aber energiih zurückwies 
und auch den Miterwerb der Produftionsmittel durch die Arbeiter meift von 
vornherein als unmöglich betrachtete. So blieb die dee einer genoffenichaftlichen 
Produktionsweile, welche der Gewinnbeteiligung in gewiffem Sinne zurunde liegt,!) 
ſtets in ihren Anfängen fteden, weil die herrichaftliche Form der Eapitaliftiichen 
Unternehmung mit dieſer Idee in Widerfpruh ftand, und diefer Widerſpruch 
wurde von der Arbeiterichaft im allgemeinen jo lebhaft empfunden, daß von 
einer einheitlihen Willensrichtung, einem dauernden Zujammengehen der inter: 
effen niemals ernftlich die Rede jein fonnte. 


„Ein Berftändnis für meine Beftrebungen,“ jo jchrieb der Fabrikant 
Bertheim in jeinem an ben Verein für Sozialpolitif erjtatteten Gutachten, ?) 
„und das Bewußtſein, Beteiligte des Geſchäfts zu jein, gab fich nirgends bei den 
Arbeitern fund. Ueberall das alte Miftrauen und der fefte Glaube an bie 
ungerechte Ausbeutung des Arbeiter durch das Kapital. Was man ihnen als 
freiwillige Zugabe bietet, das jehen fie nur ala einen Zeil defien an, was ihnen 
unrechtmäßigerweife vorenthalten wird. Denn der ganze Erfolg der Arbeit müßte 
ihnen ja von Rechts wegen werben.“ — Auch in Betrieben, wo der Unternehmer 
den Anſprüchen der Arbeiter in bezug auf die vertragsmäßige Regelung ber 
Gewinnbeteiligung, die Aufnahme ala Gejchäftsteilhaber, die Kontrolle der Ge— 
winnberechnung durch Einfihtnahme in die Bücher ac. in der weitgehenditen 
Weiſe entgegenfam, wie 3. B. bei dem Zimmermeifter Albert Nieß’) in Braun- 
ſchweig, fehlte es nit an ähnlichen Erfahrungen. Obwohl die Arbeiter hier zirka 
200 ME. Gewinnanteile im Jahre erhielten, unterließen fie e8 nicht, dem Geichäfts- 
inhaber vorzubalten, um wieviel größer fein eigener Anteil noch jei, als ber 
eines anderen Zeilhabers. „Der Appetit wuchs mit dem Eſſen.“ „Nicht ein- 
mal von der Beteiligung an einem ausbrechenden Streik ließen ſich die Anteil: 
baber zurüdhalten, waren zum Zeil die erften und unter ben Anführern..... 
obgleich fein Streifender jelbft beim vollendeten Obfiegen fich ſolche Bedingungen 
erringen fonnte, al3 fie der Geihäftsinhaber freiwillig und ohne Zwang bereits 
zugeftanden hatte.“ So warfen die Arbeiter einen Vertrag, welcher ihnen nicht 
weniger wie 20 °/o des gejamten Reingewinns zuficherte, wie eine läftige Feſſel von 
fih ab und hielten fi zu entiprechenden Gegenleiftungen an den Unternehmer 
in feiner Weiſe für verpflichtet. Auch in anderen Fällen rief die Gemwinnbetei- 
figung nur ein erhöhtes Selbftgefühl der Arbeiter hervor, welches zu fteigender 
Unbotmäßigfeit dem Unternehmer gegenüber ausartete, jo 3. B. in der Zigarren= 





1) Bgl. v. Shulze-Gaevernik, Zum jozialen Frieden Bd. I ©. 374. 
7, Schriften des Vereins für Sozialpolitif Bd. 6 ©. 45, 
ı, Böhmert, Die Gewinnbeteiligung Bd. II ©. 240. 
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fabrit Rülzheim in Baden.) Die Arbeiter fühlten ſich hier gewiffermaßen als 
Herren in der Fabrik, miſchten fid) mit allen möglichen Vorſchlägen in die Ge- 
ihäftsleitung ein und forderten, wenn fie wegen Wibderjetlichkeit entlafjen wurden, 
regelmäßig die Auszahlung ihrer Gewinnanteile mit dem Bemerfen, daß der 
Unternehmer ſich ungerechtermeife auf ihre Koften bereichern wolle. 


Ausjihten für die Zufunft des Anteiljyftems. 


Mag nun aud) das ungünftige joziale Milieu in diefen Fällen die Wirkung 
des Anteiliyftems geftört haben, jo beweilen doch die hier gemachten Erfahrungen, 
wie jhwierig die Ueberwindung der allgemeinen Unzufriedenheit unter den Ar— 
beitern jelbft für wohlwollende Arbeitgeber zu fein pflegt, wenn fie ein joziales 
Reformprojeft wie die Gewinnbeteiligung durchführen. Das Anteilſyſtem erfordert 
ein verftändnisvolles Eingehen der Arbeiter auf die Abfichten des Unternehmers, 
welches nur unter befonders günftigen Bedingungen nad) forgfältiger Vorbereitung 
zu erreichen ift. Eine folche innere Umformung und fittlihe Hebung des Ar: 
beiters ift, wie jelbft der eifrigite Verfechter des Anteilgedanfens, Viktor Böhmert, 
bervorhebt, in Zeiten großer jozialer Gegenfäge und hejtiger Klaſſenkämpfe nicht 
zu erreihen.?) So wird denn die Geminnbeteiligung von ihren Anhängern als 
ein ariftofratiiches Lohnſyſtem, dem die Zukunft gehört, betrachtet. „EB muß 
erft die Zeit erfüllt werden, wo die hohe Kulturaufgabe der Beteiligung der 
Arbeiter am Reingewinn allgemeines Verſtändnis findet und in ruhiger Ent- 
wicklung fortichreitet“. Im ähnlich vorfichtiger Weile äußert fich neuerdings auch 
Guftav Schmoller über die Zukunft des Anteiliyftems: „Das Syftem wird wohl 
überhaupt erft eine größere Zukunft haben, wenn bie heutigen jozialen Kämpfe 
wieder einem etwas friedlicheren Zuftand gewichen find, wenn und wo inter: 
nehmer und Arbeiter fi) wieder mehr ala Genofjen betrachten.“ ®) 


Wenn man fid) in diefer Weile mit der Hoffnung auf eine beffere Zukunft 
für die Gemwinnbeteiligung tröften will, weil ber geringe Erfolg in Gegenwart 
und Vergangenheit eine gewiffe Zurüdhaltung in der Beurteilung ber jozialen 
Erfolge rechtfertigt, jo muß man wenigftens fonjequenterweije den Gedanken auf: 
geben, daß die Gewinnbeteiligung den jozialen Frieden herbeiführen könne, wo 
derjelbe nicht fchon vorher im allgemeinen gefichert ift. Es befteht ein jo tief: 
gehender Gegenſatz zwiichen den Wünjchen und Beftrebungen der Arbeiter und 
den Zugeftändniffen der Unternehmer in bezug auf die Teilnahme am Rein: 
gewinn, daß die Verwirklichung bes Ideals der Geminnbeteiligung, welches 
immer nur in der Initiative der Unternehmer jeine Stüße finden kann, wohl 
auch in der ferniten Zukunft nicht jo zu erwarten ift, wie e8 den gegenwärtigen 
Vertretern des Anteiliyftems in Deutichland vorjchmwebt. Freilich wäre Dies 
anders, wenn eine Uebereinftimmung zwiſchen dem deal ber Arbeiter und dem 
der Unternehmer in der Weile herbeigeführt werben könnte, daß die Arbeiter 
die hierauf gerichteten Beftrebungen der Unternehmer freiwillig unterjtüen, To 
daß an Stelle der einjeitigen, autoritativen Regelung des Anteilvertrages eine 
vertragämäßige Regelung der Gemwinnbeteiligung eintreten könnte, wie fie in 


) Böhmert, Die ——— il, Bd. I ©. 261. 
2) Die Gewinnbeteiligung der Arbeitnehmer ©. 122/123. 
®, Grundriß der allgem. Volkswirtſchaftslehre Bd. II S. 290. 
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ähnlicher Weile ſchon jetzt in genofjenichaftlichen Unternehmungen!) der Arbeiter, 
den fogen. Kooperativen fich findet. 


Indeffen ericheint uns auch dieſe Möglichkeit eines aktiven Mitwirkens 
ber Arbeiter bei der Beitimmung ber Anteilquoten auf abjehbare Zeit hinaus 
nahezu ausgefchloffen, weil bie Wünfche der Arbeiter nicht auf die Teilnahme 
am Reinertrage der einzelnen Internehmung, jondern auf die generelle Gewinn: 
beteiligung in Form einer entjprechenden Lohnregulierung gerichtet find. Wir 
fommen aljo zu dem Ergebnis, daß die mannigfachen Vorteile, welche bie 
individuelle Gewinnbeteiligung für die Arbeiter der Anteilfirmen darbietet, auch 
in Zufunft ſtets auf einen engen Kreis von Unternehmungen beichränkt jein 
werben, in welchen einerjeit3 die Unternehmer den hohen Anforderungen dieſes 
Betriebsſyſtems entiprechen, anderjeit8 aber auch die Arbeiter ſich der inneren 
und äußeren Wandlung unterwerfen, melde die unerläßliche Vorbedingung für 
ben dauernden Erfolg des Anteiliyftems bildet. Eine allgemeine Verwirklichung 
dieſes deals, welches eine jo weitgehende pfychiiche Umformung aller Beteiligten 
vorausjegt, ift deswegen nicht zu erwarten, weil, wie Albert Nieß jchon im 
Jahre 1875 hervorhob, die Menjchen mit ideeller Auffaffung im Verhältnis zur 
Gelamtheit verichwindend jelten angetroffen werden, und weil bie notwendigen 
Grundlagen für ſolche Beltrebungen faſt immer nur in den Köpfen jener 
wenigen Idealiſten zu finden find, welche fie heiß und lebhaft wünjdhen. Zum 
Beweiſe diefer Behauptung fei uns gejtattet, die Aeußerung eines erfahrenen 
Unternehmers, der ein hochentwickeltes Anteiliyftem in feinen Betrieben jahr: 
zehntelang durchgeführt hat und noch jegt daran feithält, des Holländers J. €. 
van Marken anzuführen, eine Yeußerung, in welcher er das Ergebnis feiner 
eigenen Erfahrungen über die Wirkung der Gewinnbeteiligung auf die Arbeiter 
in einer Berfammlung der franzöfiichen Gejellihaft zur praktiſchen Durchführung 
des Prinzips der Geminnbeteiligung zujammengefaßt hat: „Wenn aud das 
Syſtem der reinen und einfachen Geminnbeteiligung bis zu feinen legten logiſchen 
Konfequenzen durchgeführt ift, jo begeiftert e8 den Arbeiter doch nur in dem 
Moment, wo ihm die Dividende ausgezahlt wird, läßt ihm aber gleichgültig 
dem Geichid der Firma und den Gefahren des Kapital gegenüber. Für ihn 
bat die Verminderung der Arbeitözeit, die Erhöhung des Lohnes, die Prämie 
am Schluß der Woche immer nod; mehr Bedeutung als der Gewinn am Jahres— 
Schluß, den er jelbft nicht zu verdienen jucht, und deſſen Bedingungen er eben: 
ſowenig zu erfennen beitrebt ift, al8 er ein Verſtändnis dafür befigt, worauf 
dieſer Erfolg beruht.” ?) 


») Bal. den interefjanten Bericht über die britiihen Genofjenjchaften bei v. Elm, 
Auf der Sude nad Gerechtigkeit, Sozialiftiihe Monatshefte 1902 S. 718 fi. 
2) Durch Arbeit für die Arbeit. Rede von Y. E. van Marten. Dejjau 189. ©. 18, 
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beteiligung der Arbeiter in Deutichland. 
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Firma und Ort 





Steinheil, Dieterlen & Eo., Rothau 
i. Elf. 


Halleihe Maſchinenfabrik u. Eiſen— 
gießerei, Halle a. ©. 


Mar Röfler, Rodach in Kobg. 
Heinrich Freeſe, Berlin 
Karl Zeiß, Jena 


Wiedenbrüd & Wilme, Köln: 
Ehrenfeld | 


Attiengei. f. Federſtahl-Induſtrie 
vorm. Hirfh & Eo., Kaſſel 


D. Th. Windler, Leipzig 





Georg Schepeler, Frankfurt a. M. Kolonialwaren, Wein, Zigarren, 


Rhein u. Mofel, Straßburg i. E. Feuerverſicherungsgeſellſch, A-®. | 


Sächſiſch-böhmiſche Dampficiff- 
fahrtögejellihaft, Dresden | 


Obftbaufolonie Eden, Oranienburg | 
(Mart) 


Gutsbeſiher Ebhardt, Komoromwen | 
bei Bialla 


Rittergut Jürgensdorf, Medidg.- | 
Schw. 
| 


Stand der AUnteilbewegung im Jahre 1900. 


der Unternehmung 


Baummollipinnerei, Weberei und 
Färberei, Kommdtgſ. a. 4 


Maihinenfabrif und Eiſengießerei, 


A⸗G. 
Feinſteingutfabrik 
Jalouſien- und Holzpflaſterfabrik 
Optiſche Werkſtätte 


Eiſengießerei 


Federſtahlfabrik, A,-& 
Bapier- und Lederwarenhdlg. 


Hoflieferant 


Schiffahrtsgeſellſchaft, A.-®. 
Dbfibaufolonie, ®. m. b. 9. 


Landwirtichaftäbetrieb 


Landwirtſchafts betrieb 





535 
730 


213 
198 
1111 


60 


Art des Gewerbes und Form | — 


Summe der | Summe der 


| Löhne 


Gehälter 








56 725,— 4 | 374 059, 4 
935 495,— «4 | 706 861,— 4 
infl. $ewinnanteile i. J. 1895 


1896 | 


1888 
1896 


1900 


1892 | 


1891 


1900 
1884 


1893 


1899 


1874 


33 370,— AM 


| 50 253,25 4 


8 


33 842, — A 


2) 940,— 4 


61413174 


1129 456,41 .# 
200 757,68 4 
1146 900—.4 





289 237 26.4 








Summe der 


Beate 





Gewinnanteile 


Arbeiter 





12000 «u 


8386,18 4 | 


68 530,— AM, 3 323,— A 


| 65 333,50 M 





8 396,29 4 
437,1854. 9616,29.4 
33 552,— .M | 104.448,— 4 
5812,46 4 

11.000 .# 


168 279,424 | 55.038,54 .4 10231,—.4| 2310,66 .« 
11 788,89 Mi. D. 


136774 4 i. D. 


| 


241 640,— u | 161 587,32 420 759 M (Benfionstaiie) 





ca. 20 000 ı# 
— 
ca. 28000 ı# 


! 
2.050,— 4 30 168,21 .& 100015006 


20 759 M (Gemwinnanteile?) 


897,63 M. 


rd. 1400 M. 


4 525,-— Mı 
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Skisgen und Notizen. 


Der Außenhandel Japanı. 
Nah japaniihen Quellen. ') 
Von Profeffor Dr. Karl Theodor von Eheberg in Erlangen. 


I. 


In den internationalen Handelsverkehr ift Japan eigentlich erft im Jahre 
1855 eingetreten. Damals wurden die erften Handelsverträge mit Groß: 
britannien, den Vereinigten Staaten und einigen anderen Ländern abgejchlofien, 
die Ein- und Ausfuhrzölle durch Vereinbarung mit den Handelsſtaaten feſt— 
gejeßt und mehrere wichtige Hafenpläge dem er Handel geöffnet. Im 
Jahre 1866 wurde diejer Vertragstarif abgeändert. Mit der nad) dem Sturze 
ber alten We er einjegenden SKonjolidierung der politiihen Ver: 
hältniffe Famen Handel und nduftrie in Aufnahme Die Eröffnung des 
Suezfanals und die Ausdehnung des Schienenneges der Dereinigten Staaten 
bi8 an die Küften des Stillen Ozeans bradten Europa und Amerika dem 
japanifchen SKaiferreiche näher; innere Verfehröverbefferungen belebten Handel 
und Induſtrie und bewirkten eine jährliche Zunahme der internationalen Handels— 
umfäge. Selbft der Krieg mit China und der ruffiihe Krieg haben dieſe 
Entwidlung nit aufgehalten. Nach dem fiegreichen chineſiſchen Kriege ent— 
landen überall neue Unternehmungen der verjchiedenften Art; namentlich 
wuchs die Einfuhr von Maſchinen und anderem Material für gewerbliche Zwecke. 

Die im Jahre 1897 vollzogene Reform des Münzweſens und die Ein- 
führung ber Goldwährung?) bejeitigte die Mikftände, welche dem Handel aus 
den ftändigen Schwankungen bes MWertverhältniffes zwiſchen Gold und Silber 
erwachjen waren und befeftigte die Handelöbeziehungen mit den Goldlänbern, 
welhe den größeren Zeil des Gejamtbetrages des japanischen Handels 
ausmadhten. 

In der Zeit von 1868 bis 1905 find die internationalen Handelswerte 
Japans um mehr al3 das 32fache geftiegen. 

Sie ftellten —* folgendermaßen: 


Yen) 26247000 
58 863 000 


1878 BB an ae 

— a er: 131 161000 
Me N rege 5 265 373 000 
1 A a a „ 530034000 
BERN: 4: ca u wa „ 810072000 


Und zwar it da8 Tempo ber Zunahme immer raſcher, die Berdoppelungszeit 
immer fürzer geworden. 


") Annual return of the foreign trade of Empire of Japan, 1905. — Finanzielles 
und toirtichaftliche® Lehrbuch für Japan, 1905. 
”), ©. meinen Artikel: Japans Geld» und Bankweſen, in diejer Zeitichrift 1907 Nr. 1. 


3) Men — 2,0929 Mar. 
15* 
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In Bezug auf das Verhältnis zwilchen Einfuhr und Ausfuhr find jeit 
1868 bemerkenswerte Veränderungen eingetreten. Während in dem Zeitraum 
von 1869— 1881, mit alleiniger Ausnahme des Yahres 1876, die Einfuhr die 
Ausfuhr übertraf, überftieg in den Jahren 1882—1893, mit alleiniger Aus 
nahme des Jahres 1890, die Ausfuhr die Einfuhr. Seitdem iſt wieder da: 
umgefehrte Verhältnis eingetreten: Die Einfuhr übertrifft regelmäßig die 
Ausfuhr. 

u 


Im Jahre 1905 ftellte fi Japans Wareneinfuhr und Ausfuhr nad 
Herkunft und Beftimmung in Millionen Den, wie folgt: 


Ausfuhr Einfuhr Zujammen 

Wien 162 754 357 187 180 954 349 935 310 
Europa 54 197 130 183 323 774 237 520 903 
Amerita 97 320 450 105 189 031 202 509 481 
Auftralien 4072936 6001197 10 074 133 
Aegypten 283 801 2999133 3 282 934 
Hamati 1876454 13691 1890 146 
Sonftige 1028 482 3880 236 4858 719 
Insgeſamt: 321533 610 488 588017 810071 627 


Der gelamte Handelsumſatz betrug alio 1905 810,1 Mill. Yen oder rund 
1693 Mill. ME., von denen 670 Dill. ME. auf die Ausfuhr, 1020 Mill. Mt. 
auf die Einfuhr entfielen. 

Ueberbliden wir zunächſt einmal Wareneinfuhr und Ausfuhr nach bieler 
Ueberficht, jo fteht in Bezug auf Aus: und Einfuhr Aften obenan. Japan empfängt 
für 187,2 Mill. Den aus Aften und gibt für 162,8 Mill. dort ab. Die 
meite Stelle in Bezug auf die Ausfuhr aus Japan nimmt Amerika ein, bas 
Hr 97,3 Mil. Den Waren erhält, während es mit 105,2 Mill. an der Einfuhr 
beteiligt it. Im letzter Hinfiht wird e8 von Europa übertroffen, das für 
183,3 Mill. Den nad) Japan verjendet; in Bezug auf die Einfuhr aus Japan 
fteht Europa aber mit 54,2 Mill. erheblich hinter Amerika zurüd. Die Aus 
fuhr nad) den übrigen Weltteilen mit 6,2 Mill. iſt ebenjo unerheblich wie bie 
Einfuhr aus diefen mit 9,0 Mill. Im ganzen hat Japan im Jahre 1905 eine 
paffive Waren-Handelsbilanz; e8 erportiert für 321,5 Mill. und importiert für 
488,5 Mill.; die Einfuhr überwiegt demnad die Ausfuhr um 167 Mill. Den. 

Im einzelnen find folgende Länder am meiften am Außenhandel Japant 
beteiligt (in Den): 


Ränder | Ausfuhr Einfuhr Bufammen 











Vereinigte Staaten 941009072 | 104286528 198 295 600 
Chinaa. 98 681 998 52618408 151 300 406 
Brohbritannien . 13039 401 115 380 101 128419502 
Britiih Indien 7997594 90 226 230 98 224 424 
Deutiches Neid 3 4360 402 42579960 46 940362 
More: 0% 4 26 618 870 6150541 32 769411 
Stan .» . 2... 27227474 | 5129208 32 356 682 
Sonate .: 2... 20215081 | 1128596 21343677 
Niederl. Indien 1233011 | 1430004 16 063 015 
Belgien - . » 2... 665520 | 11002185 11 667 705 
Franzdi. Indochina 406933 | 10147957 10 554 890 
Auftralien -. . 2.» 4072936 | 6 001 197 10 074133 
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Bei genauerer Betrachtung der Handelöbeziehungen zwiſchen Japan und 

den europäijchen Ländern fällt beionders Frankreich auf, das für 27 Mill. 
den Waren von Japan empfängt, während esnur für etwas über 5 Mill. dorthin abgibt. 
agegen beträgt die Ausfuhr nad) Großbritanien nur den 9., die nad) Deutich- 
land den 10. Zeil der japaniſchen Einfuhr aus Dielen Ländern. Deutichland 
fteht in Bezug auf den gejamten Außenhandel Japans an 5. Stelle, gleichfalls 
an 5. Stelle bezüglich der Einfuhr, dagegen erft an 8. Stelle bezüglich der Ausfuhr. 


II. 


Es ift von Intereſſe zu jehen, welcher Art fi die Ein: und Ausfuhr 
Japans überhaupt und insbejondere nad) den leßtgenannten Bändern entmwidelt 
hat. Der Gejamtwert der Warenausfuhr betrug 1891: 77,9, hob fid 1895 
auf 133,5, janf 1896 etwas, belief fih 1897 auf 159,4, 1900 auf 198,1 und 
ſtieg feitdem ununterbrochen, auch während der Kriegszeit, auf 321,5 Mill. Den 
im Jahre 1905. Die Einfuhr ftieg von 62,9 Mill. Yen bis 1898 ununters 
brohen auf 277,5 Mill., betrug 1901: 255,8 ftieg dann auf 271,7, 309,1, 
371,4 in den Jahren 1902—04 und nahm auf 1905 um mehr ala 100 Mill. 
Den (488,5 Mill.) zu. Die Ausfuhr nad) Großbritannien betrug 1891 noch 
5,6, die nad) Deutichland 1,5, die nad) Frankreich ſchon damals 15,1 Mill. 
den. Die Einfuhr aus Großbritannien hat ſich in dieſer Zeit von 20 Mill. Yen 
auf 115,4, die aus Deutſchland von 5,1 auf 42,6 Mill. gehoben; während 
Ach alſo die großbritannische um das 4’/s fache gehoben hat, ift die deutiche um 
dad 8 fache in die Höhe gegangen. 

Die japaniihe Ausfuhr verteilt fich folgendermaßen auf die wichtigften 
Warengruppen. 


I. Getränfe, Nahrungsmittel, Genußmittel: 


te ee DE een Den 10584 323 
MBEEDEIBR: . 8 na I er EEE 3 729 450 
reg Be Ne aa ———— ke ae ara rl 7937 604 
RE oe ee ee 2 3523 084 
— Mr u GR u u „ 17424010 


Zujammen: Den 43198471 


I. Manufafturwaren und Rohſtoffe zu jolden: 


Kleider und — — Fe a Yen 5576850 
Drogen, Medilamente, Ehemitlalien, —— — —— 7313399 
Metalle und Metallfabrikate. — „ 189383894 
Del und Wade . I 1 750 316 
Bapier und Bapierfabrifate a a he dar Ant Are en ai * 3 003 226 
Häute, Haare, Muſcheln, Hörner &. . . 2 2 2... ä 1319993 
Gewebe, Garne, Zwirne und Rohmaterialien zu IR: 

BBRBE. „ 113460 906 

Baumwolle.. 6er „ 47560979 

Andertttteeee Ve 77a 2321 863 


Bufammen: Pen 163 343 747 
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IH. Verschiedenes . . . 2 2 2 2 2 nn Yen 72763192 
ERBE: Sa ee at er. — 1 080 536 
Wiederausfuhbtr >» > 2 2 2 2 0 rn. re 3 244 987 


Zujammen: Den 77088715 
Gejamtausfuhr: Wen 321533 610 


An der Ausfuhr Japans im Jahre 1905 find demnad am meisten 
die Manufatturwaren mit 163,3 Mill. Yen (von im ganzen 321,5 Mill.), 
in erfter Linie Seide mit 113,5 Mill., Baummolle mit 47,6 Mill., Metalle 
und Metallfabritate mit 18,9 Mill. beteiligt. Roh-Seide macht mehr ala zwei 
Drittel der Ausfuhr nad) den Vereinigten Staaten und ungefähr das gleiche 
der Ausfuhr nad) Frakreich aus. Nimmt man nod die Seidengewebe (Habutae) 
dazu ſowie die Seidenabfälle und jeidenen Tücher, jo ift damit faft Die ganze 
Ausfuhr nad) Frankreich bezeichnet. Seidengewebe gehen übrigend aud in 
beträchtlicher Menge nad) den Vereinigten Staaten. Großbritannien ift nur an 
Seidengeweben und jeidenen Tüchern, und zwar mit etwas mehr als der Hälfte 
feiner Einfuhr aus Japan beteiligt, Deutichland an denjelben Waren mit un: 
gefähr einem Drittel jeine Einfuhr. Wollmaren gehen hauptiächli nach Ehina, 
Korea, Hongkong. Die Waren, die wir inöbejondere ald Japanwaren zu be- 
zeichnen pflegen, nämlich Fächer, Badwaren, YFußbodenmatten, Porzellan und 
Zöpferwaren, Strobgeflehte gehen vorwiegend nad) den Wereinigten Staaten 
und Frankreich, Fächer auch nah Italien, Lackwaren aud nad) Großbritannien 
und Hongkong, Porzellan und Zöpferwaren nad) Großbritannien und Korea, 
Strohgefledhte nad) Großbritannien und Deutichland. Sehr erheblich ift die 
Ausfuhr an Zündhölzern, für melde China und Hongkong das Hauptabjat: 
gebiet find. Es ift bemerkenswert, daß die Ausfuhr von Manufakturwaren jeit 
1900 nicht unerheblich geitiegen ift, nämlich die Ausfuhr von Fabrikaten von 
28°/0 der Gejamtausfuhr im Jahre 1900 auf 31% im Jahre 1904, die 
Ausfuhr von Halbjabrifaten von 48 auf 53/0, während die Ausfuhr von Roh; 
materialien von 24 auf 16°/o ſank. Es jpricht fi darin die ftarfe Entwidelung 
der japanijchen Induſtrie aus. 


Unter der Ausfuhr von Getränfen und Nahrungsmittel fteht 
Tee obenan mit etwas über 10'/s Mill. Yen. Fünf Sechſtel davon gehen 
nad den Vereinigten Staaten, faft der ganze Reft nad Britiich- Amerika; nur 
unbedeutende Mengen gelangen an andere Länder. Weizenmehl ging 1904 
für 9,6 Mill. Den außer Landes, davon 9,3 Mill. nad) den Bereinigten 
Staaten; Reis ift an der Ausfuhr (1904) mit 4,7 Mill. Yen beteiligt; er 
geht hauptſächlich nad) Auftralien, Großbritannien, Hawaii, den Bereinigten 
Staaten, Oeſterreich-Ungarn, den Niederlanden, Britiſch-Amerika und Frank: 
reih. Bon Belang ift die Ausfuhr von Zintenfiichen, die, in getrodnetem 
Zustand, hauptjählic; nad) Hongkong gehen. Kondenfierte Milch erhalten in 
erheblihen Mengen die Vereinigten Staaten und Deutichland, Zigaretten Ebina 
und Korea. Unter den jonftigen zur Verſendung kommenden Waren find 
Steinfohlen, Kupfer, Kampfer und Safe hervorzuheben. 


v. EHeberg, Der Außenhandel Japans. 231 


Die Einfuhr ergibt folgendes Bild: 
I. Getränte, Nahrungsmittel, Genußmittel. 


Getränke und Nahrungsmittel. . . . » . . . . Den 15344938 
Setreide und Sämereien . . . 2 2 2.“ u se „66573005 
Beine, Liköre, Spirituoſeenn.. 1073118 
a a a ee „ 13710885 
ONE ers ee ante ” 2217572 


Zufammen: Wen 98919518 


U. Manufalturwaren und Rohſtoffe zu jolden 
Baffen, Uhren, Jnftrumente, Werkzeuge, Maihinen . Yen 27954222 


Kleider und Zugeböür . » >» 2 2 2 0m nn 0 1 840 744 
Drogen, Chemilalien und Meditamente - 2... „ 1099105 
"Farbe, Farbitoffe und Färbemittell - . 2 4 71 384 812 
Glas und Gladwaren . . FE a —— 1762438 
Hörner, Elfenbein, Häute, Haare, Muſcheln RER „ 13095 203 
Metalle und Metallwaren: . » 2» 2 2“. RR 
Eifen und Stahl . 2 2 2 2 20202000 41387238 
Anee .....16688 145 
Del und Wachs . . De a ar 5 2 2 361762376 
Papier und Bapierwaren nr a Morgen DA — 1913 702 
Gewebe, Garne, Zwirne und ————— En 
Baumwolle . . . . re 00. u. 131386909 
VBole . » 2 2 2 2 nennen 8359740 
EN a ee er ee 2237 290 
DE as ae ee Er 6423 053 
ee re 6 703 677 
Reiſeeffektkreee.. et be 212664 


Zujammen: Yen 323020218 


III. Berjhiedeneß . . . oo 22 nn nn on 56576462 
WERBEN - - u. 25: ee a R 993 369 
Wiedereinfurhrr ee te R 865 452 


Bufammen: Yen 58435 283 
Gejamteinfuhr: Yen 488538 017 


Was die Herkunftsländer der eingeführten Waren betrifft, jo verteilen ſich 
dieje, wie folgt. Weizenmehl fommt nahezu ausſchließlich aus den Vereinigten 
Staaten, die aud) die weitaus größte Menge Weizen liefern; Reis, der bedeutendfte 
Einfuhrartifel unter den Nahrungsmitteln, fommt aus Britiſch- und Franzöſiſch— 
Indien und Siam, Zuder aus Niederländiſch-Indien. Elektriihe Motoren, 
Lofomotiven, Spinnmaſchinen, Dampffeffel liefern hauptſächlich Großbritannien 
und die Vereinigten Staaten; an ben beiden eriten Artikeln ift auch Deutichland 
beteiligt. Für Anilinfarbitoffe und Indigo ift Deutichland der größte Lieferant, 
ebenio für Zelegraphendraht. syenfterglas kommt hauptſächlich aus Belgien, 
delle liefern China und Korea, Eijen in Barren und Stangen Belgien und 
Teutihland, Eijenjchienen Deutſchland und Belgien, Klumpen, Platten und 
Bleche Großbritannien, Röhren Deutihland und die Vereinigten Staaten, ver- 
zinnte Eijenplatten: und Bleche Großbritannien, Stahl Großbritannien, Zinn 
die Straits Settlements, Zinkbleche Deutichland, Del die Vereinigten Staaten, 
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rohe Baummolle Ehina, Britiih Indien und die Vereinigten Staaten, Baum: 
wollwaren Großbritannien und die Vereinigten Staaten, Wolle Auftralien, 
Woll- und Kammgarne Deutichland, Mouffeline die Schweiz, Frankreich und 
Deutihland, Woll:- und Kammmollftoffe Großbritannien und Deutichland, 
Face, Hanf, Yute und dergl. China, Deden in — Mengen Groß— 
britannien, Tabak die Vereinigten Staaten, Steinkohle Großbritannien, Papier: 
ftoffe fommen hauptſächlich aus Deutichland, Dampffahrzeuge aus Großbritannien. 


IV. 


Ueber die Lage bes Handels im Jahre 1904 jpricht fi) daB offizielle 
Jahrbuch folgendermaßen auß: „Nach dem Ausbruch bes Krieges (mit Rußland) 
ftiegen Frachten und Seeverfiherungen, die ſchon im Anfang bes Jahres er: 
böht worden waren, noch höher, viele japanifhe Schiffe wurden für Kriegs: 
zwede verwendet und bie Eifenbahnen waren in einem großen Umfange für die 
Beförderung von Truppen und Kriegamaterial in Aniprud) genommen. Der 
damit gegebenen Gefahr einer Schädigung des Handels wurde aber dadurch 
wirkſam begegnet, daß viele fremde Schiffe gechartert und bie Beförderung der 
Waren im Inlande in jeder möglichen Weife erleichtert wurde. Außerdem war 
überhaupt der Handel mit Rußland ſchon vorher nicht jehr bedeutend gewejen, 
das Kriegsfeld beichränfte fi auf einen Zeil der Mandſchurei und infolge der 
ununterbrodenen Erfolge unjerer Truppen erlangten wird bald unjer Leber: 
gewicht im Handel mit Korea zurüd und erwarben die Seeherridaft. Infolge: 
defien gelangte der Handel mit China und Korea, ber eine Zeitlang gedrüdt 
war, zu neuer Blüte und troß des großen Krieges, in den wir verwidelt 
find, zeigt unſer Handel unerwartet gute Ergebniffe.“ 

Diefe Worte fünnen, joferne fie den Handel betreffen, au auf das Jahr 
1905 angewendet werden. Allerdings hat die Zunahme der Ausfuhr nicht ent- 
fernt mit den vorhergehenden Jahren gleichen Schritt gehalten, denn während 
fie von 1902 auf 1903 und 1904 um je ca. 30 Mill. Den zugenommen 
batte, weiſt fie von 1904 auf 1905 nur eine ſolche um etwas mehr als 2 Mill. 
ER auf. Dagegen ift die Einfuhr um rund 117 Mill. Yen in dem einen 

ahre gewachſen. Da dieje aber hauptjächlich, wie wir gejehen haben, Vebens: 
mittel und induftrielle Roh: und Hilfsftoffe betrifft, jo fteht ein weiteres Ans 
wachſen der japaniſchen Induſtrie und eine vermehrte Ausfuhr namentlich nad 
China und Korea, den hHauptjädlichiten Abnehmern japanischer Induſtrie— 
probufte, ficher zu erwarten. Es ift auch nicht ausgeſchloſſen, daß die Eröff- 
nung de Panama: oder Nicaragua-Kanals den Handel mit Nordamerika 
neuerdings beleben und daß fi) für den Handel mit Brafilien und Argentinien, 
vielleicht auch für den Handel mit Weftafrifa, neue Wege eröffnen werden. 

Allerdings wird das treibhausmäßige Aufblühen der japaniichen Volks— 
wirtihaft von Kennern des Landes nicht für unbedenklich gehalten. Das 
japaniihe Budget geftaltet fih von Jahr zu Jahr ſchwieriger. Japan hat 
große Schulden aufgenommen und die Steuern zu einer drüdenden Höhe 
geihraubt, die Ernten waren nicht immer günftig, und die glüdliche Führung 
des Krieges hat eine Grünberperiode gezeitigt, die möglicherweife ſchon in kurzer 
Zeit einen Rüdichlag hervorrufen wird. 
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Die Berlehröverhältnifje der deutſchen Binnenichiffahrt. 
Von Dr. Hermann Röder, Berlin- Schöneberg. 


Dierapide Steigerung des Güterverfehrs innerhalb der letzten drei Jahrzehnte 
hat nicht allein die Zahl der Transportgefäße, jondern aud die Ladefähigfeit 
der Fahrzeuge, teild durch verbefferte Ausnügung der Laberäume, teild Der: 
wendung größerer Fahrzeuge erhöht. Noch im Jahre 1877 waren in Deutich: 
land Flußſchiffe von mehr ala 800 t Tragfähigkeit überhaupt nicht vorhanden, 
1902 dagegen verkehrten auf der Elbe Ihon Schiffe von 1500 t, auf dem 
Rhein aber ſolche bis zu 2400 t Tragfähigleit. Die durchichnittliche Größe ber 
Binnenjahrzeuge Deutichlands hat fi) von 80 t im Jahre 1877 auf 220 t 
im Jahre 1902 erhöht. 


Infolge der günftigen Erfahrungen mit großen Schiffsgefäßen, bat fid) 
nun die Anficht verbreitet, daß es ala ein wirtichaftliches Gebot ericheine, den 
Güterverkehr auf Flüſſen und Kanälen mit möglihft großen Fahrzeugen zu 
betreiben. Aber e8 wird dabei in ber Regel überjehen, daß ein derartiger 
Verkehr auf der Flußichiffahrt nur innerhalb gemwiffer Grenzen möglich ift und 
dab er auf ber Kanalſchiffahrt jogar noch weiteren Einfchränkungen unterliegt. 
Freilich bieten große Schiffe den Eleineren und mittleren gegenüber den Vorteil 
der Berbilligung der Fracht, doch ift diefer Vorteil nur jo lang vorhanden, ala 
die heutigen Betriebsbedingungen beftehen bleiben. Die Berbilligung der Fracht 
läßt fich durch beliebige Vergrößerung des Schiffägefäßes nicht ins Ungemeſſene 
feigern. Sie hört um fo früher auf, wenn der Gewinn nur durd) Aufwendung 
von Koften für Herftellung und Inftandhaltung der Waflerftraße erreichbar ift, 
was bei regulierten Flüſſen und noch viel mehr bei Kanälen der Fall ift. 


Werden dergleichen Erwägungen bei dem Baue neuer, oder verbefferungs- 
bedürftiger Waflerftraßen nicht berüdfichtigt, jo übertönt der Ruf nad) großen 
Schiffen die entgegenftehenden Einwendungen; die Rüdjchläge eines derartigen 
Beginnens können natürlich nicht ausbleiben. Da ericheint e8 gewiß recht auf— 
fällig, daß die Handelskammer Heilbronn den projeftierten Rhein-Neckar— 
Donau:Fanal künftig mit großen Schiffen befahren jehen möchte. Sie führt 
in diefer Beziehung aus: „Hinfichtlich der techniichen Ausführung des Kanals 
müflen wir wiederholt darauf dringen, daß er mit einer Tiefe von 2’/s m her: 
geitellt wird, jo daß darauf Schiffe von mindeſtens 1000 t befördert werden können. 
Für Heilbronn würden auch nod Schiffe unter 600 t genügen, ausnahmsweiſe 
größere Sendungen fönnen ja auf verſchiedene Schiffe verteilt werben. Der 
Schwerpunkt liegt aber darin, daß der Kanal, wenn er feinem eigentlichen Zweck 
entſprechen joll, Schiffe von Holland, vom Niederrhein und von der Ruhr direkt 
den Nedar hinauf befördern kann. Eine Labdefähigkeit bis zu 1000 t ift aber 
deshalb für die betreffenden Schiffe in Rechnung zu nehmen, weil die Rhein: 
ſchiffahrt im Laufe der legten Jahre mehr und mehr zu größeren Sciffstypen 
übergegangen ift und Schiffe unter 1000 t dort faum gebaut werden.“ 

Bon den Iofalen Berhältniffen und Verfehröbebürfniffen des Nedarz 
abgejehen, nehmen die, über die Ladefähigkeit der Rheinſchiffe aufgeftellten Bes 
hauptungen ein gewiſſes Intereſſe in Anſpruch, weil fie von einer Autorität 
ausgehen. Zrogdem können wir den Antrag der Heilbronner Handelstammer 
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nicht befürworten, weil er auf Vorftellungen beruht, die auf die Schiffahrt im 
allgemeinen nicht angewendet werden fünnen. 


Ueber die auf dem Rhein verfehrenden Schiffe wird bekanntlich vom Rhein: 
ſchiffs-Regiſter⸗ Verband für Verfiherungszwede Buch geführt. In fein Regifter 
wurden im Jahre 1902 eingetragen: 4095 hölzerne Schiffe, welche Zahl fi 
1903 auf 3007 verminderte; von diefen Schiffen befitt das größte 650 t Lade: 
fähigkeit. Unter diejen Schiffen befinden fi 80 Stüd, die erft in den Jahren 
1900 bis 1903 erbaut wurden. Insgeſamt find 8846 eijerne und hölzerne 
Schiffe regiftriert und davon hatten 8094 eine Ladefähigfeit von weniger als 
1000 t, dagegen 752 eine jolde von mehr als 1000 t. Mehr ala 2000 t 
Ladefähigkeit hatten nur folgende 5 eijerne Laftidhiffe: Johann Chriftian 2067,8 t, 
Leopold Marianne III 2340,06 t, Noah 2082,2 t, Mannheim 59: 2002,6 t, 
Drannheim 60: 2043,7 t. Die drei erften fahren umter niederländijcher, die 
beiden letzten unter badilcher Flagge. Der Ueberfiht wegen mögen die durch 
das Rheinichiffsregifter nachgewieſenen Schiffe in fünf Gruppen: a) ſehr kleine bis 
zu 150 t, b) feine von 150 bis 250 t, c) mittlere von 250 bis 600 t, 
d) große von 600 bis 1000 t und e) jehr große von 1000 bis 2400 t zufammen- 
gefaßt werden. Nach dem Alter verteilen ſich die regiftrierten Schiffe in 
folgender Weile: 





1836—1877 1878—1899 1900— 1904 
jehr Heine Schiffe - - 42 3288 235 
Heine Shife . . - 41 1087 191 
mittlereee 242 1776 324 
Sa. 325 6151 759 
große Schiffe. :- . .- 45 740 83 
jehr große Schiffe . - 1 556 195 
Sa. 46 1296 278 
Hieraus ergibt ſich die durchſchnittliche Jahresproduktion des Sciffbaues für 
1878 1899 1900— 1904 
an ſehr kleinen bis mittleren Schiffen . . 280 St. 150 St. 
großen bis jehr großen —ã—— 569 „ 56 „ 


Die Produktion von Kleinichiffen ift hiernach von 280 pro Jahr auf 150 
gelunfen, der Ausfall fommt zum größten Teil auf Rechnung der jehr Kleinen 
Schiffe; läßt man dieſe unberüdjichtigt, jo ergibt fich für Heine und mittlere 
Schiffe die durchichnittliche Yahresproduftion zu 130 bi8 103 GStüd, während 
die Produktion der großen und jehr großen Schiffe auf der gleihen Durch: 
Ihnittszahl, 57 Stüd, ftehen geblieben ift. 

Nun Haben die Notierungen des Rheinichiffs-Regifter-Verbandes aber auf 
Volitändigfeit feinen Anjprud, da fein Zwang zur Regiftrierung vorliegt ; 
immerhin laffen die mitgeteilten Ziffern feinen Zweifel darüber auflommen, 
dag am Rhein auch heute noh Schiffevonmwenigeral8 1000 t Trag: 
fähigkeit in anjehnliher Zahl gebaut werden. Die entgegengejetzte 
Behauptung der Heilbronner Handelskammer ift deshalb als eine irrige zu 
bezeichnen. 

Daß die Binnenihiffahrt insgefamt, nicht nur die Rheiniiffahrt, Heute 
größerer Schiffe als früher zu ihrem Betrieb bedarf, ift eine feititehende Tatſache 
Offen geblieben ift nur die Frage nad) der Größe derjenigen Schiffe, 
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dur die der Hauptanteil am Verkehr bewältigt wird. Es wurde 
bereit8 erwähnt, daß die mittlere Schiffsgröße der deutichen Binnenflotte im 
Jahre 1877: 80 t, 1902 dagegen 220 t betragen habe; für den Rhein betrug 
die mittlere Schiffögröße im Jahre 1902: 326 t. Daß dieje arithmetifchen 
Mittelzahlen einen zahlmäßigen Ausdrud für den Verkehrswert der Schiffe 
geben, kann nicht behauptet werden. Dab die 1902 gezählten verfchiedenen 
großen Schiffe denjelben Gejamt-Qaderaum befiten, ala eine gleiche Zahl von 
Schiffen, von denen jedes 220 t Tragfähigkeit hat, ift zwar richtig, allein 
Schiffe von ſolchen geringen Größen können offenbar nicht die Hauptlaft des 
Verkehrs im Jahre 1902 getragen haben. Wir fommen der Löfung diejer Frage 
etwas näher, wenn wir das Tyazit aus folgenden Berechnungen ziehen. 

Nach den Ausführungen, die Geheimrat Sympher über die Entwidelung 
de3 Verkehrs auf den deutichen Waflerftraßen anftellt, ift die Gejamt-Verfehrs: 
leitung der Eifenbahnen und Waflerftraßen Deutichlands von 13800 Millionen 
Tonnentilometer im Jahre 1875 auf 48400 Mill. geftiegen, was einer Zunahme 
von 251 °/o entipriht. Die amtliche Zählung der beutichen Binnenſchiffahrts— 
gegenftände ergaben für 1877 einen gejamten Kahnraum von 1400000 t, für 
1902 einen jolden von 5000000 t, woraus ſich die Zunahme von 257 °/o 
berechnen läht. Die Vermehrung der Schiffsräume hat hiernady mit der Zu: 
nahme des Gejamtverfehrd gleichen Schritt gehalten. Innerhalb der nach der 
Schiffsgröße gebildeten Einzelgruppen vollzog ſich die Aenderung des Schiffs: 
beitandes in verichiedener Weiſe; es betrug nämlich (der Raumgehalt in 1000 t 


ausgedrüdt) : 
s in den Jahren 


der Beitand an 1877 1902 Differenz 

jehr kleinen Schiffen 14957 mit 915 t 10443 mit 610 t — 305 t 

fleinen r 1293 „ 30, 5601 „ 1150 „ + MW „ 

mittleren r 623 „ 21, 3981 „ 1530 , + 1309 „ 
Sa. 16873 mit 1386 t 20025 mit 3290 t 

großen Schiffen 20 mit 14 1105 mit 860 „ + 36 1 

ſehr großen „ 0 — 556 „ 750, + 79, 
Sa. 2 mit 14 1661 mit 1610 t 


Insgefamt 16893 „ 1400 „ 21636 „ 5000 „ 


Aus diejer Ueberficht ift zu entnehmen, daß der Handel keineswegs große 
Schiffe bejonders bevorzugt, jehr Kleine Schiffe find freilich jo wenig 
begehrt, daß der Beitand erheblich zurüdgegangen ift. Die größte abjolute Zu: 
nahme liegt bei den mittleren Schiffen von 250 bis 600 t Tragfähigkeit, deren 
Yaderäume um 1309000 t zugenommen haben, dann folgen die Kleinen Schiffe 
zwiihen 150 und 250 t Tragfähigkeit mit einer Zunahme von 900000 t und 
dann erft fommen die großen Schiffe, bezw. jehr großen Schiffe mit 846000 
be3w. 750000 t Zunahme. 

Iſt dennod die Vorausſetzung gerechtfertigt, daß die Vermehrung der 
Schiffsräume dem Verkehrsbedürfnis des Handels folgt, jo iſt doch auch ander: 
jeitö daran die Bedingung zu knüpfen, daß die in den Dienft geftellten Schiffe 
aller Größen gleihmäßig für die PVerladung in Anſpruch genommen werden 
müffen, da jonft, wo dies nicht der Fall ift, wie 3. B. bei ganz Heinen Schiffen, 
eine Verringerung des Beftandes der betr. Gruppe eintreten fann. Unterjuchen 
wir nun, wie e8 in diejer Hinficht bei unjerer Binnenjchiffahrtäflotte beftellt ift. 


236 Skizzen und Notizen. 


Die durchſchnittliche Größe der Schiffe von 250 t an betrug im Jahre 
1902 rund 560 t, für den Rhein erhöht fie ſich durch die dort verfehrenden 
ſehr großen Schiffe auf 620 t, fie dedt fi) aljo mit der Größe von 600 t, 
die für die projektierten neuen Großfanäle und deren Schiffe angenommen 
worden find. Der Gejamtbeftand der Laberäume, den die deutiche Binnenflotte 
im Jahre 1902 bejaß, jett fi) aus folgenden Einzelbeträgen ber Schiffsgrößen 
von 250 t an zulammen: 


Laderäume in 1000 t ber 


Schiffsgröße Deutſche Rhein⸗ Davon Deutſche Schiffe der 

t Schiffe ſchiffe fremde Schiffe Elbe und 
insgeſamt Oder 
250— 300 461 330 59 171 174 
300— 100 806| 9140 363 87 276 387 
400— 500 464 ” 151 50 104 326 
500— 600 409 134 75 59 258 
600— 700 347 151 74 77 178 
700— 800 245 1038 146 101 35 9% 
800— 900 237 167 120 47 59 
900-1000 209 } 2066 137 118 19 42 
1000 — 1200 296 268 202 66 19 
1200—1400 1| 1028 192 150 42 4 
1400 u. mehr 540 435 345 90 _ 


Aus diejer Ueberſicht ift die wichtige Tatſache zu entnehmen, daß Schiffe 
von 300 bis 400 t den meilten Laderaum ftellen und fi) die Anteile der 
übrigen Schiffsgrößen bis zu 1000 t verringern. Dies Verhältnis war bereits 
im Sabre 1877 vorhanden, es hat ſich während des jeitbem verfloffenen Zeit: 
raums nicht zugunften einer anderen Schiffsgröße geändert, und behauptet ſich 
auf dem Rhein jowohl wie auf den öftlichen Strömen, woraus zu folgern ift, 
dat Schiffe von 300 bis 400 t Tragfähigkeit den Verfehröbedürfniffen auf dem 
Strom zu einem ganz erheblichen Teil befler zu genügen vermögen, als größere 
Schiffe. Zu den über die Rheinſchiffe gemachten Angaben ift nod) zu bemerfen, 
daß fich diejelben nicht auf die deutichen Schiffe allein beziehen, ſondern auch die 
ausländiihen Fahrzeuge einjchließen, die auf dem Rhein verkehren. Die 
Beteiligung ber abe Flaggen mit mittelgroßen Schiffs: 
räumen ift jogar der Beteiligung der deutſchen Flagge über: 
fegen, es würde hier aber zu weit führen, die dadurd) veränderten Berhältnifie 
zu berüdfichtigen. Dennoch war es nötig, bei den Angaben über die Rhein: 
Ihiffe die fremden Fahrzeuge einzufchließen, weil jonft ein ganz unzutreffendes 
Bild von der Rheinſchiffahrt entftanden wäre. Mit Schiffen von mehr als 
600 t ift die Beteiligung der fremden Flagge geringer, als die der deutſchen 
Flagge und ändert ſich das Verhältnis der Vaderäume innerhalb der beiden 
Gruppen der großen und jehr großen Schiffe des Geſamtbeſtandes nicht erheblich. 
Bei diefen fommt zum Ausdrud, daß die Vaderäume, von der Kleinen Zunahme 
bei 1000—1200 t abgejehen, bis zu Schiffen von 1400 t abnehmen, dann 
aber eine wejentliche Erhöhung erfahren. Hieraus folgt, daß neben den mittel: 
großen, die jehr großen Schiffe — wenigjtens auf dem Rhein — den haupt- 
ſächlichſten Anteil am Verkehr nehmen. Bon den Berhältniffen auf der Elbe 
oder Oder läßt fich dies nicht jagen, denn hier zeigen die Beftände der Lade— 
räume von 300 bis 400 t-Schiffen an eine audgeiprocdhene Abnahme, was 
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jedoch nicht ausfchließt, daß fich dieſe Verhältniffe in der Zukunft noch ändern 
werden. 

Die Ergebniffe der Zählung der gelamten Binnenflotte Deutichlands 
betätigen nun die oben ve Maren Behauptung, daß es fi nicht um einen, 
fondern um minbeftens zwei Verkehrsſchwerpunkte handelt, die bei Unterfuchungen 
über die wirtichaftlichen Verhäftniffe der Binnenjhiffahrt getrennt behandelt 
werden müffen. Der eine diefer Schwerpunfte liegt bei den mittelgroßen, der 
zweite bei den jehr großen Schiffen. Diefe Schwerpunkte würden für Kanal: 
projekte und die Waſſerſtraßenſtatiſtik folgende Bedeutung abgeben: Dem mittleren 
Verkehrsbedürfnis in Deutichland genügt das 400 t:Schiff. Auf der Elbe 
betrug 1902 die mittlere Größe der Schiffe 250 bis 600 t, aljo ausſchließlich 
die für den Kanalverfehr beftimmten Schiffe 450 t und für den Gejamtbeitand 
bis zu den größten Schiffen erhöhte ſich die Mittelzahl nur auf 457 t. Dieje 
Flotte ift imftande, auf der Elbe einen erheblich höheren Ber: 
febr als den bisher vorhandenen zu bewältigen ohne bak die 
Einjtellung von jehr großen Schiffen zur zwingenden Notwendigkeit geworben ift. 

Schon aus diejer Tatſache läht ſich folgern, daß Großſchiffe weniger dem 
allgemeinen Verkehrsintereſſe dienen und dann iſt es gerechtfertigt, wenn bie 
Verpflihtung, bie Art. 54 der Reichsverfaſſung den Bundesjtaaten auferlegt, nur 
bis zu der Grenze ausgedehnt wird, die durch die Heritellung und Unterhaltung 


einer dauernden Schiffbarkeit der Flüſſe für 400 t-Schiffe beftimmt ift. 
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Opet, D., u. ®. von Blume, Das Familien- 
recht III. Th.: Verwandtſchaftsrecht bearb. v. 
®. von Blume. Lex 8° (VII, ©. 433 
bis 743.) Berlin, 06. (E. Heymann) 8.— 

In diejer den 4. Band (Familienrecht) ab- 
ihließenden Lieferung gibt Profefior von 

Blume (Halle) eine vortrefilihe Rommen= | 
tierung der Vorſchriften über das Berwandt- 
ſchaftsrecht. 

Aigze. Dr. 54, Prof., Recht des BGB. | 
IV. Bud: Tyamilienredt. 12°. (169 ©.) Leip⸗ 
sig, 06. (G. 3. Göſchen) geb. —.80 

Der Verfaſſer hat die jchwierige Aufgabe, 
das Familienrecht in gefälliger, allgemein | 








verftändlicher yorm, aber doch mit juriftiicher | 
Schärfe und Genauigkeit darzuftellen, vor- 


züglich gelöſt. 


Handelsrecht. 


Variſius, Sudolf und Dr. Hans Crüger, Das 
RG. betr. d. Gejellihaften mit beichräntter | 
Haftung- Shyſt. Daritellg. u. Komm. nebit 
Entw. vd. Gejellihaftsverträgen. 4. verm. 
Aufl. gr. 8°. (489 ©.) Berlin, 


tag) 


ı tag) 


Ebeberg, Jaeger und Dyroff. 


Die bewährte Anlage des — bejonders 
auch für Nichtjuriften empfehlenswerten — 
Werkes (iyitematiiche Einführung, Kommentar, 
Muſter von Gejellihaftsverträgen, Anleitung 
zur Regiiterführung) ift aud im diejer Auf— 
lage beibehalten worden. Die neueiten Er: 
gebnifje der Praris find mit Sorufalt nach— 
getragen, die Mufterentwürfe erheblich ver— 


mehrt worden. 
' Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


Lindemann, Otto, Landr., Die Reichsgeſetz— 
gebung üb. gerichtl. Hegifterführung. Text— 
ausg. 12°, (434 ©.) Berlin, 06. (J. Gutten« 

geb. 4.50 

Das braudbare Sammelwerfhen enthält 


die gejeglihen Vorſchriften über die Führung 


ded Handels-, Genofjenihaits:, Wereins», 
Güterrechts-⸗ Muſter-, Börien- und Sciffs- 
regijterd mit kurzen Erläuterungen und er— 
gänzenden preußiſchen Minijterialerlafien. 


Bivilprozegreht mit Einſchluß des Konkurs— 
rechts. 
ſtrech, Dr. J. Geh. Reg. Rat und Prof. Dr. 


06. (3. Gutten⸗ | D. Fiſcher, Die Gejepgebg. betr. die Zwangs— 
8. ⸗ 


vollſtrecig. in das unbewegl. Vermögen im 
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Reihe u. in Preußen. Tertaudg. 5. verm. 
u. verb. Aufl. 12°. (XII, 335 ©.) Berlin, 06. 
‘3. Guttentag) geb. 2.— 
Die beliebte und jhäßbare Ausgabe ent- 
hält alle veihsrehtlihen Vorſchriften über die 
Liegenihaftsvollftredung, außerdem das 
preußiiche Ausführungsreht und Auszüge aus 
ergänzenden Reichs- und Landesgejepen. 


Meyer, Herm., Geb. Juftizr., Oberlandes- 
gerichtrat, Anleitung zur Prozehpraris in 
Beiipielen an Rechtsfällen. 7. verb. Aufl. 8°. 
(IX, 389 ©.) Berlin, 06. (F. Bahlen) geb. 7.— 

Der hohe Wert dieſes Buches für den in 
die Praxis eintretenden Juriſten ift längſt 
anerkannt. Auch dem gereiften Praktiker leijtet 
es treffliche Dienfte. ie Neuauflage — be= 
reitö die fiebente ded Wertes — berüdfichtigt 
den I ren we Stand der Geſetzgebung, 
namentlich auch die Brozepnovelle vom 5. Juni 

1905. Bei der großen Bedeutung der Ge— 

mwerbe- und SB ne er erſcheint es 

ſehr erwünſcht, daß auch das Verfahren dieſer 

Sondergerichte in einer ſpäteren Auflage 

dargeſtellt wird. 


Mugdan, Leo, Stadtrat und I. Bürgermſtr. 
®. Guns, Gewerbegerichtsgeſetz. Tertausg. 
6. neubearb. Aufl. 12°. (273 ©.) Berlin, 06. 
(3. Guttentag) geb. 220 

Die jechite Auflage weit wiederum erheb- 
lihe Ergänzungen und Berbejjerungen auf. 


Eydow, R., Unterftaatsjetr. und Lammers | 
— 2. Buſch, Konkursordnung und 


nfechtungsgeſetz. Textausg. 10. Aufl. 12°. | 


(XXXI, 475 ©.) Berlin, 06. (3. Guttentag) 
eb. 2.25 


begründete, von Reichsgerichtsrat L. Buſch 
fortgeführte und nun bereit3 zum zehnten 
Male aufgelegte Ausgabe der KO. und des 
AnfG. gehört zum Beiten, was die ebenjo 
reihhaltige als gediegene „Guttentagſche 
Sammlung deuticher Reichsgeſetze“ zu bieten 
bat. Der Hauptwert der Buſch-Sydowſchen 
KO. liegt in den knappen, überſichtlich ange- 
ordneten und zuverläffigen Mitteilungen über 
die reichägerichtlihe Rechtſprechung. Sie geben 


Die von Unterjtaatsjetretär R. Sydbom 
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' Lindemann, Dr. H., (E. Hugo), Die deutice 
Stäbdteverwaltung. Ihre Hetnaben auf d. 
Gebiete d. Bolldhygiene, d. Städtebaus u. d. 
Wohnungsweſens 2. verb. u. verm. Aufl. 
gt 8°. (XIII, 622 ©.) Stuttgart, 06. (3.9. 
» Dieß) 12.—; geb. 15.50 
Aeußerſt wichtige Kapitel der Berwaltungs: 
und Bolf3wirtichaftslehre find es, die bier 
jahlundig unter Benüßung nicht allgemein 
zugängliden amtlihen Material bearbeitet 
werden, das hauptjählih den Städten mit 
— als 50000 Einwohnern entſtammt. 
Außer Organiſatoriſchem find berüdfichtigt 
die Stoffgebiete: Städtereinigung, Er: 
näbrung, Badewejen, Anlagen und Spiel» 
pläge, Srantheitöbefämpfung und Begräbnis- 
weſen, Städtebau und Wohnungsweien. 


Stier-Somls, Dr. Prof., Die Ausbildung der 
höheren Berwaltungsbeamten. gr. 8°. (VL 
83 ©.) Berlin 06 (R. v. Deder) 2.50 


Das neue preußiiche Gejep Über die Be: 
fähbigung zum höheren Verwaltungsdienſte 
vom 10. Augujt 1906 (Tert im Anhang der 
Schrift) hat hauptſächlich Hinfichtlich der Dauer 
des gerichtlichen Worbereitungsdienftes der 
jpäteren Regierungsreferendare eine Aenderung 
gebracht. Das Problem der Geſamtreform iſt 
mit geſchichtlichen Rückblicken in der vor— 
liegenden Abhandlung unter Sammlung und 
Sichtung des Materials grundſätzlicher Er— 
örterung unterſtellt. Die Vorſchläge ſind 
S. 77 ff. in zehn Programmſätze zuſammen— 
gefaßt. Der Hauptwert liegt aber in ben 
ni und eingehenden Erörterungen 
elbjt. 





Kolonial- und Böllerredt. 


Fleiſchmaun, Dr. M., Amtsr. u. Briv.-Do;,, 
Auslieferung und Nacdeile nah deutſchem 
Kolonialrecht. 8°. (101 ©.) Berlin 06 (MR. v. 
Deder) 

Die beiden aktuellen Themen find in ans 
regender, erjprieglicher Weife behandelt; zu 

Grunde liegt ein Referat für den 2. deut- 

ihen Koloniallongrei und ein Gutachten für 

die deutſche Kolonialgejellihafl. Für das 


ein vollftändiges und getreues Bild der oberit= 
richterlihen Auslegung des Geſegtzes. 


Staatd- und VBerwaltungsredt. Bermwaltung. 


Königöberger, Art. Ger.-Refer., Verfaſſungs— 
urfunde f. dad Königr. Württemberg vom 
25. Sept. 1819 in der Faſſung nah dem 


ı Auslieferungsrecht binfichtlih der deutſchen 
' Kolonien fommt nad dem Berfafier mur 
' Vertragdreht in Frage; eine Rechtöpflicht 
fraft Gewohnheit beiteht nit. Er unterjuct 
das Beltungägebiet und den Inhalt der Aus— 
lteferungdverträge und empfiehlt ihren räum- 
lichen und jahlihen Ausbau jomwie die Aus— 
Gejeße vom 16. Juli 1906, nebjt dem Lande | dehnung auf weitere Staaten. Das Privileg 
— u.a., m. Anmerkgn. hrsg. 8°. | der Nichtauslieferung wegen politiſcher Delikte, 
(VII, 208 S.) Stuttgart, 06. (3. B. Mesler) | zu denen er aud die Auflehnung gegen die 
.60; geb. 2 — | deutiche Herrichaft rechnet, möchte er für die 

Eine überjichtlihe Tertausgabe mit fnappen | untultivierten Farbigen bejeitigt und in nene 
Anmerkungen. Berträge injoweit nicht aufgenommen jeben. 


Literaturbericht. 


Eine Entwaffnungspflicht des Zufluchtsſtaates 


wird verneint, Nacheile ohne Vertrag auf 
Grund Notſtandes in engen Grenzen zuge— 
laſſen, mit erweiternden Modifikationen 
gegenüber Intereſſenſphären, die Nacheile 
kraft Vertrages näher dargeſtellt und ber Abs 
ihluß ſolcher Berträge empfohlen. 


Kirhenrecht. 


Abhandlungen, firhenrechtliche. Hrsg. v. Prof. 
Dr. Ur. Stug. gr. 8°, Stuttgart 06 (F. Ente) 
32, u. 33. Heft: Bindichedler, Dr. jur. RG., 
firhlihes Aiylreht (Immunitas ecelesiarum 
loealis) und Freiftätten in der Schweiz. (VIIT, 
406 ©.) 15.60 

As Frucht gründliher und ertragreicher 

Quellenforſchung gibt uns dieſes Wert eine 

interefjiante Darftellung der jchweizeriichen 

Beitaltung des firdlichen Ajylrechtes und der 
geiftlihen Freiftätten in vorreformatiicher Zeit 

jomie des weltlichen Aſylrechtes und der rein 

weltlihen Freiſtätten, dann der weiteren Ent- 
widlung in den reformierten und in den 
fatholiihen Orten der Eidgenofjenichaft. Dabei 
lernen wir namentlich eine jehr große Zahl 
von Ajylrechtökonflikten und die auf Bes 
hräntung des Niyfrechtes gerichteten Be— 

#rebungen fennen und jehen, wie dieſe noch 

in der 2. Hälfte ded 18. Jahrh. zu jahr: 

jehntelangen Berhandlungen der eidgenöj- 
iiden Stände mit der Kurie führten. Der 
legte jchmweizeriihe Aſylrechtskonflikt ſpielte 

19% (©. 393 fi.) Die Helvetit machte der 

veralteten Jnititution ebenſo wie etwaigen 

wetlihen Freiſtätten jtillichweigend ein Ende. 

Anderenort3 in Europa jpielte das firchliche 

Aylrecht teilweiſe bis ins 19. Jahrhundert 

binein noch eine Rolle. Die katholische Kirche 

zält im Prinzip auch heute daran feſt (Const. 

Apostolicae Sedis v. 1869 $ 2 art.5; Congr. 

Inquis, 22. Dez. 1880, Acta 8. Sedis XV p. 

537 qq.) 


Gewerbe- und Arbeiter-Berjiherungäredt. 


Funfe, Ernft, u. Walt. Hering, exp. Setretäre, 
Die reichsgeſetzliche Arbeiterveriicherung 
(8ranten=, Unfall- u. Jnvalidenverficherung.) 
3. verb. u. verm. Aufl. (16. bi8 20. Tauf.) 
8°, (256 ©.) Berlin 06 (F. Vahlen) 1.40 
_ Eine viel verbreitete zwedmäßige Ueber- 
ht über das Arbeiterverjiherungsrecht, die 
auf die Bebürfnijje des Berficherten bejonders 
Rüdfiht nimmt, fi aber auch als Lehrmittel 
eignet. 


Ainanzwejen und Bollswirticaft. 


Narſhall, Alfr., Handb. d. Volkswirtſchafts⸗ 
lehre. I. Bd. Ueberſetzt v. Ephraim 
& Sal; gr. 8°. (XXX, 717 ©.) Stuttgart 
% (3. ©. Cotta) 12.— 





| 





| 


‚ verwirklichen würde. 
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Das Bud von Marſhall, das bisher jchon 
im engliihen Urtert in Deutichland wohl 
befannt war, wird nun, nahdem es in 
einer guten Weberjegung erichienen ift, auf 
eine nocd allgemeinere Berbreitung rechnen 
dürfen. Und wir würden e8 mit Befriedi- 
gung begrüßen, wenn diefe Annahme fich 
Aus zwei Gründen. 
Bum erjten ift es, wie Brentano in den ein» 
leitenden Worten bervorhebt, außerordentlich 
vieljeitig; wenn es aud in erfter Linie auf 
der Majliihen Nationalölonomie und ber 
engliichen Literatur fußt, jo ift doch auch die 
franzöfiihe und deutiche genügend berück— 
fihtigt und kommen alle Strömungen auf 
diefem Wifjendgebiete zur Geltung. Zum 
andern, weil e3 zu einer gründliden Bes 
trachtung abftrafter, theoretiicher ragen, die 
längere * über Gebühr vernaächläſſigt 
worden ſind, hinleitet. Daß gerade die 
ſchwierigſten Fragen in eingehendſter Weiſe 
behandelt werden, iſt ein großer Vorzug. 
Aber wir wollen nicht unterlaſſen, darauf 
hinzuweiſen, daß es doch an empfindlichen 
Mängeln leidet. Die Ausführungen ſind 
häufig von einer ermüdenden Breite und die 
Syſtematik kann uns nicht befriedigen. An 
nicht wenigen Stellen ift es nicht leicht, die 
wirkliche Anficht des Verfaſſers zu erfennen, 
wieder andere leiden an Schärfe der Formu— 
lierung. Der Rententheorie des Verfaſſers 
ftehen wir mit großen Zweifeln gegenüber. 
Daß der Verfaſſer zu nad unjerer Anficht 
fruchtlofen mathematiihen Formeln neigt, 
wollen wir weiter nicht rüigen, da man Ddieje, 
ohne den Zujammenhang zu verlieren, über- 
gehen kann. 

So geht unjer Gejamturteil dahin, daß 
dad Werk im einzelnen jehr viel originelle 
zum abjtraften Denfen anregende Unter— 
juchungen aufweift, aber Geſchloſſenheit und 
Präzifion vermiffen läßt. Der Gelehrte und 
derjenige, der im volf&wirtichaftlihen Studium 
bereits jortgefchritten ijt, muß es durdarbeiten 
und wird ihm viel Förderung verdanken. 
Zur Einführung dagegen möchten wir es 
nicht empfehlen. 


Weltwirtihaft, Die, hrsg. v. E. von Halle. 
I. 3. 1906, II. Tt.: D. Ausland. 4°. 281 ©. 
Leipzig (Teubner) 

Mit diefem etwas verjpätet erjchienenen 
3. Teil liegt nun der erjte Jahrgang diejes 
groß angelegten Wertes vollitändig vor. Er 
gibt mehr oder weniger eingehende Mit— 
teilungen über die wirtihaftlihen AZuflände 
aller wichtigen ausländiihen Gebiete. Bes 
ei eingehend ijt der Bericht über das 

ritiiche Reich. Im einzelnen findet ſich viel 

Ungleichheit in der Behandlung ber einzelnen 

Ränder; es ift die aber bei dem eriten 


. 
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Verſuch, alle weltwirtſchaftlich bedeutungs- 
vollen Borgänge zuſammenzufaſſen, nicht zu 
vermeiden, 
nahmslos ſachverſtändigen Angehörigen der 
betrefienden Wirtihaftögebiete —— ger 
weien. Das Werk ift in hohem Maße ver— 
dienftlih und verdient, wie wir bereitö bei 
der Beiprehung der beiden erjten Teile be- 
merkt haben, Beachtung und Empfehlung 


Der Redaktion find bis zum 10. März 1907 
folgende Schriften zugegnangen, deren Beiprehung ie 
nad Raum und Gelegenbeit vorbevalten wird. 
WUllfeld, Dr. Ph. Urh.-Reht an Werken d 

bildenden Fünfte u. d. Photographie. Tert- 
— 12°. 56 ©. Münden (C. H. Bed) 
geb. 1.—. 

Baumgartner, Dr. Geſch. u. Recht d 
Archidiakonats d. oberrh. Bistiimer m. Einſchl 
v. Mainz u. Würzburg. gr. 8°. 224 © 
Stuttgart (F. Ente) 820. 

Beihüg, Dr., D. Fahrläffigk. innerh. d. geſch 
Entm d. Schuldlehre. Tt.I: V. primit. Strafr. 
b. 3. peini. Gerichtsordng Karls V. gr. 8°, 
148 ©. Breslau (Scletter) 3.60. 

Binding, Dr.f., Grundriß d. Deutſch. Strafr 
Alg Zeil. 7. verb. u. verm Aufl gr. 
321 S. Leipzig (Engelmann) geb. T —. 

Bloder, Dr. E., Lebensdauer u. Alkohol. 
8. 32 ©. Bajel (& Reinhardt). 

** K., Die württemb. Juſtizverwaltg. 

€. ſyſt. Darſtellg. Auf amtl. Veranlaſſung. 

Ler 80. (52 ©. u. 214 ©. Reg) Stuttgart 
(WB. Kohlhammer) 16.—. 

Bonne, Dr. ©., Deutiche Flüſſe oder deutſche 
Kloaken. E. ernft. Mahng. i. legt. Stunde au 
Negg. u. nn 8°. 28 ©. Hamburg (Gebr. 
Lüdeting) — 


Clauß, Dr. * D. Staatsbeamte als Ab— 
Eiatso. d. Berf.-Entwidig. d. deutſch. 
taatsw. gr. 8°. 209 ©. Karlsruhe (Braun) 


— Dr. A., Bereinigg. f. gerichtl. 
Pſycholo 2 u. Pinhiatrie i. Großh. Hejlen. 
Bericht üb. d. 4. Hauptverf' Bd. V 9.6 db. 
„Zurift.spiychiatr. Grenzfragen“ gr.8°. 666. 
Halle (Marhold) 1.20. 

Die Geſellſchaft. Hrsg. vd. Buber. M. 4°, 
Bd. V David, D. Zeitung (98 S); Bd. VI 
Wirth, D. Weltverfehr (106 5); Bb. VII 


Schwenninger, D. Arzt (142 ©.). Frankfurt | 


(Rütten & Loening) & 1.50. 

Die Kultur der Gegenwart. Hrög. dv. 
BP. Hinneberg. Ler. 8%. Ti. II Abt. VIII: 
Syitemat. Rechtswiſſenſchaft vd. Stammler, 
Sohm, Gareid, v Ehrenberg, v. Bar, 2. v. 
Seuffert, 5. v. Liszt, Kahl, Yaband, Ans 


— 
B 
E., 
80. 
g 


Die Berichterftattung ift faſt aus- Eberjtadt, Dr. R., 





Literaturberidht. 


ſchütz, Bernapit, v. Martig. Tit. 4, 526 ©. 

Leipzig (Teubner) geb. 16.—. 

D. Spekulation i. neu- 
zeitl. Stäbtebau. Ser. 8, 2206 Jena 
Fiſcher) 4.—. 

Gareid, Dr. &., RG. v. 9. L 07, Urbeber: 
recht an Werfen d. bild. Künfte u. d. — 
Textausg. 8°. 18 ©. Gießen (Roth) —. 

Gejihäftsberidht d. Gr. Bad. Minifterium 
d. Innern f. d. 3. 1897—19%05. Ler. 8. Br. 
I/II (828 ©. un. 628 ©.) Karlsruhe (Gr, Bad. 
Minift. d. Innern). 


Hegelmaier, Dr. &., D. direkten Steuern 
in Württb Grundzüge. 8°, 121 ©. Stutt- 
gart (Koblammer). 


Judikate d. Reichdgerichtd, Verwaltgs-Ge— 
richtshofs u. d. oberit. Gerichtähofes i. Sad. 
d. Kultus, d. Unterr. u. d. Hräg.d. 
Sritih u. Hartig. 8°. Kultus, 
385 ©., Erg.-Heft 130 ©.; II. Ti.: Unteres 
richtsweſen, Stiftungsweien. 6778. Wien 
1901—1906 (Hölder) 6.20; 1.80; 10.40. 

Koſchembahr-Lyskowsti, Dr. J. v. ®. 
eondictio als Bereicherungsklage i. klaſſ. röm 
Recht. Bd. II. gr. 8°. 396 S. Weimar 
(Böhlau * 11.—. 

Krazeiſen, K. v., D. Geſchäfts gen d. bayer. 
Landtags. 8° 836. Münden (E. H. Bed) 1.80 

Maas, Dr. ©, D. Grundjap d. Unmittel- 
barteit i. d. REIBO. gr. 8°. 91 S. Breslau 
— 220. 

Mach, R. v., D. Machtbereich d. bulgar. 
Exarchats in d. Türfei. 8°. 107 &. u. 1 Karte. 
Leipzig Breitkopf & Härtel) 3.—. 

Mapen, Dr. H., D. Indigenatsrecht i. Wiener 
Frieden. Widerlegg. d. OLGR. Dr. O. Brandt. 
8°. 154 ©. Kopenhagen (Gab) 

Monatsblätter f. Arbeiterverjiherg. Hräg. 
v. Mitg!. d. RB. 8°, 1.53. Nr. 1. Berlin 
(Behrend & Eo.) jährl. 1.—. 

Overbed, Dr. U. Frhr. v. Niederlafiungs- 
Freiheit u. Ausweilungs-Redt. Dargeit. a. 
d. Grundt. d. deutſch-ſchweiz. Vertr. v. 31. V. 
189. gr. 8°. 143 ©. Rarlöruhe (Braun) 3.—. 

Benzler, J. Graf Poſadowsty ald Finanz, 
Soziale und "Handelspolititer. I. B. 1882 biä 
ne 8°. (706 ©.) Leipzig (I. I. Weber) 
ge * 

— — Graf E., Kaiſer re u. 

d. Bugantiner. 8. Aufl. 8”. 2008. Münden 
(3. F. Lehmann) 3.—. 

Schwarz, O., Formelle gr gen im 
Preußen u. i. Reid. gr. 8°. 177 ©. Berlin 
(Heymann) 3.—. 

Wretſchto, Dr. A. v, D. Traftat d. Yauren- 
tius de Somercote üb. d. Born. dv. Biſchofs— 
wahlen. 8°, 56 S. Weimar (Böhlau) 2.40. 
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für Handels-, Konkurs: und Versicherungsrecht ji 














herausgegeben von > 

Dr. A. Düringer „Dr E. Jaeger H. Könige "Yz 
Qeichagerichtare Professor an der Universlikt Leiprig Reichagerichtarn I 1 

J. Schweltzer Verlag (Arthur Seiten in München. —————— | 2 
Halbjährlich 6 Hefte in Quartformat. — 

Preis halbjährlich Mk. 10.—. } 3 

Die ersten Nummern des |. Jahrganges enthalten: 

Bolze, Dr., ewerüiliest a. D. in Leipzig, —— der Aktien- Sy 
über ihre Aktien und aus am 


Verträgen 
burg, Dr., „ Rechtsanwalt i in Mannheim, Der Verzug — RR. 2 
Dr. L. v. .„ Professor in München, Wiederkaufsrecht und Wiederverkaufs- I 
recht während des Konkurses. 2 
Wolff, Dr., Oberlandesgerichtsrat in Hamm, Die Rechtsstellung des Konkurs- * 
verwalters zur Verjährung während des ‘Anfechtungsprozesses. 4 
———— Dr., Professor in Gotha, Die Ansprüche der Ehefrau an der Lebens- ’y. 
versich mme des Ehemannes im Todesfalle und im Nachlass-Konkurs. 
Gibt es ein Eintrittsrecht der Frau im letzteren Falle? 
Düringer Dr., Reichsgerichtsrat, Zur Aufsichtsra Ä 
ef Dr., Reichsgerichtsrat, Das ger m tgesetz. u 
Dr., "Professor in Leipzig, Wechselbürgschaft zugunsten einer bevor- ie 
1 echten — 1 — — 1 
zn. chsgerichtsrat, Ist das Verlangen sofortiger Vertragserfüllung als ur 
Setzung einer Nachfrist im Sinne des $ 326 BGB. anzuerkennen? Bin 
Riesser, Dr., Prof in Berlin, Das Bedürfnis nach einem deutschen Scheckgesetz. DB 
Kohler, 'Dr., "Prof. in Berlin, Marke und Warenbenennung. mr, 
Pollak, Dr., Prof. in Wien, "Der Vergleich zur Konkursabwendung in Oesterreich. — 
OL Rat in Dresden, Die Eintragung des Konkursvermerks bei der Br 
Briefhypothek (Briefgrundschuld, Briefrentenschuld). = 
Brodmann, OLG.-Rat in Hamburg, Zur Theorie des Versicherungsvertrages. - 
Düringer, Int Reichsgerichtsrat, Die kurze Verjährung der Gewährleistungs- * 
rü 


ansp 
— * —— in Leipzig, Die Denkschrift über das gerichtliche. Zwangs- 
erfahren, 


Könige, "Beichsgerichtart, Ist die Kollektivversicherung ein einheitlicher Vertrag — 
besteht sie aus einer Reihe selbständiger Versicherungsverträge. ee 

, Dr., Prof. in Göttingen, Der Begriff des Versicherungsvertrags. u 
Hagens, /eichsgerichtsrat, Die rechtliche Gebundenheit des Aktionärs gegen die BD 


Oberneck, Dr., Justizr., Die Eigentümerhypothek im Konkurse. um 
Rausnitz, Justiz. re "Einfluss der Konkurse auf das Verfahren der freiwilligen 
Gerichtsbar ‚ 
Rehbein, Dr Zur Reform des Wechselprotestes. 9 
Ritter, Dr., DL. -Rat in Hamburg, Cessio legis im Versicherungsrecht. x 
Schneider, OLG.-Rat in Stettin, Ueber Vertragsstrafen im Versicherungsrechte. a 
— — in Magdeburg, Ehevertrag und Gläubigeranfechtung. x 
Veit Simon —— rg in Berlin, Firmen als Mitglieder des Aufsichtsrats von A 
ten E 
Voss, Amtsger.-Rat a. D. in Stralsund, Ueber den Schutz der Beteiligten gegen , 
> prozessrechtliche Uebergriffe im Grenzverhältnis zwischen konkursbefangenem " 
und konkursfreiem Vermögen. 
w Dr., Geh. Rat, Prof., Die Klage des Konkursgläubigers gegen den Gemein- 






— Probenummern kostenlos, um 





J. v. eine 


Kommentar zum Bürgerliden Befepbde | 
und dem Ginführungsgeiege < 


herausgegeben bon 


Dr. Theodor Loewenfeld, Dr. Erwin Niezler, Philipp Mayring +, 
Unio.-PBrofeffor und Redtsanwalt Profeffor an der Univerfität weil. 8, Oberlandbesgeriiärat 
In Münden. Freiburg I. ®. "in Minden. 


Dr, Ludwig Kuhlenbed, Karl ober, Dr. Theodor Engelmann, 
Profeffor am |der‘ Univerfität [Meyierumgsrat im K. Bayer. RR. Staattanivalt am Ober -· 
Lauſanne. Juſtlaminiſterium. landesgericht in Münden. 


Dr. Felix Herzſelder, Joſeph Wagner, 
Rechtsanwalt in Münden. Rat am KR, Dberiten Landesgericht 
in Mündden. 


— — 


— 3./4. neubearbeitete Auflage 
erſchienen ſoeben: 
1. Lieferung: Band I, Liefg. 1: Einleitung, Allgemeiner Zeil SS 1-12, I 


erläutert von Dr. Th. Loewenfelb. (5 Bogen.) ‘ME 1.80. 
2, Bieferung: Band III, Liefg. 1: Sadenreht SS 854873, erläulert bon 

R. KRober. (5 Bogen) Mi. 1.80, 
3. Bieferung: Band IV, Liefg. 1: Familienrecht SS 1297—134, 

bon Dr. Tb. Engelmann. (5 Bogen.) ME 1.80. 22 

Zunächſt werden die Bände I, II, III, IV, (Allgemeiner Zeil, Net ber 

Säulbverhältnifie, Sachenrecht, Familienrecht) in Angriff genommen, bie in 2. —— 
wenige Monate nach ihrer Ausgabe vergriffen waren. Die neue Auflage dieſer Bunde wirb 
im Laufe bes Jahres 1907 vorausfichtlich vollendet. Daran ſchließen fi jofort bie 
übrigen Bände, jo dab Ende 1908 das Geſamtwerk in der 3,/4. (Doppel) Auf 
lage wieder vollftändig vorliegen wird. Der Gejamtpreis bes Werles wirb m 
Mt. 140.— betragen. 


Diejer Kommentar wurbe als erjter der großen Kommentare zum BGB 
in neuer Auflage vollftändig. Ueber feine Bedeutung für bie — und 
Entwicklung des Deutſchen bürgerlichen Rechts herrſcht nur ein Urteil. Die N 
nad) ihm ift jo ftart, daß fofort wieder zur Ausgabe einer neuen, und va mer 
boppelten Auflage geichritten werben muß. Dieſe wird bie neueſte Hechtiprecin 
unb Literatur mit der am Staudingerjhen Werke gewohnten Sorgfalt berüdfitigen. 
Für Theorie und Praris wird auch die neue Auflage unentbehrlich fein. 


3. Srhweiger Verlag (Arthur Geller) Rinde 


Drud von Dr. #. D. Datterer & Eie,, G. m. b. 9., Freifing. 





— u ER 


. Vierzigfter Jahrgang. — — 
[AT m Zührlich 12 Hefte. halbjährl Whonnementspreis: 10 ML. A. A 


12 Hefte bilden einen Band. 





Annalen des Beutfhen Reichs 


für Gefeßgebung, Verwaltung und Volkswirtfchaft. 


Rechts- und ſtaatswiſſenſchaftliche Beitfchrift und Materialienfammlung 
Begründet von 


Dr. Georg Hirth und Dr. Mar von Senpdel 


Herausgegeben von 


Dr. Karl Theodor von Gheberg und Dr. Anton Dyroff 





Münden 1907 
3. Schweiger Berlag (Arthur Sellier) 


Inhalt: 
Eeite Selte 
Yie Mittel zur Erzielung vollftändiger Die vage gige Friſt für Einſprachen 
Kapitalrentenbefteuerung im neneflen genen x Reihötagswähler - Liften. 
franzöfifhen Stenergejeßentwurf und on Dr. Earl Hofner in Freiburgi.Br. 296 
anderen Steuergeſetzen. Bon Dr. oec. 
publ. Eugen von Ziegler in Berlin 241 | Skizzen und Notizen. 


Die Ausgaben ded Deutihen Reichs 


| tionale Zwede. Bon 
wei badilhe Ctantöverträge. Von WB Thräm. Geh, Oberre 
gierungs⸗ 
Dr. Hand Münch in Baden-Baden 266 | rat in Botdam . . : 2.2. - 309 


Schluß if 
( Pait Gestiehung.) Literaturbericht Zr Ze + 818 






am 10, April 1907, 


Abhandlungen volks- und finanzwirtidaftlichen, ſowie ftatiftiichen Inhalts wollen 
an Herrn Profefior Dr. Karl Theodor von Eheberg, Erlangen, ſolche ſtaats- und 
verwaltungsrechtlichen oder jonftigen rechtswifjenichaftlihen Inhalts an Herrn Profefior 
Dr. Anton Dyroff, Münden KRaiferitraße 2, eingefandt werben, 

Die Rüdjeiten der Manujkriptblätter jollen unbeſchrieben ſein. Das Honorar 
wird nad Ablauf des Halbjahrs gezahlt, in dem der Abdrud erfolgte. Bon Ab: 
bandlungen werden, wenn nicht eine befondere Vereinbarung getroffen ift, 20 Sonder: 
abzüge koſtenlos geliefert. 

Bei Annahme von Beiträgen für die Aubrif „Skizzen und Notizen” erfolgt 
eine bejondere Erklärung nicht, dagegen wird im Falle der Ablehnung für baldige 
Rüdjendung Sorge getragen. 

Durch Annahme zum Abdrud erwirbt die Verlagsfirma das alleinige um: 
beſchränkte Vervielfaͤltigungsrecht. 


München, Cenbachplatz 1. J. Schweitzer Verlag 


(Arthur Sallier). 





Die Firma 3. Ehweiter Sortiment in Münden, Lenbachplat 1, hat die Jahrgänge 1—33 
(1868—1900) fowie die Separatabdräde der „Annalen“ übernommen und offeriert, jo lange bie 
Vorräte reichen, 


Jahrg. 1868—1906, vollſtändige Serie mit den vergriffenen und feltenen 
Jahrgängen 1868, 1869 u. 1880 gut gebunden für Mt. 250.— 
1870—1906 gut gebunden für . 200.— 
1881—1906 „ ö Re a RS ———— „ 15— 


Kleinere Eerien, einzelne Bände, einzelne Hefte und Separatabdrüde je nach Vorrat zu 
entiprechenden Breijen. 


Soeben wurde vollftändig: 
Menrer, Dr. Ghriftian, Profefior der Rechte in Würzburg. 


Die Haager Friedenskonferenz. 1. Band: Das Friedens: 


recht der Haager Konferenz. gr. 8°. (VII, 391 ©.) 1905. Preis 
Mt. 15.—. 


HU. Band: Das Kriegsrecht der Haager Konferenz. gr. 8°. XIII, 


689 S. 1907. Preis Mt. 6.—. 


Meurer bietet hier eine erihöpfende quellenmäßige Darftellung der gejamten 
Verhandlungen diejer völferrehtlih ungemein wichtigen Konferenz. Befonderes 
Intereſſe darf der II. Band beanſpruchen, der über die praftifch wichtigſten Er« 
gebniffe der Konferenz berichtet, auf denen die II. Konferenz‘ weiterbauen wird. 


3. Schweißer Berlag (Arthur Sellier) München. 





Die Mittel zur Erzielung volltändiger 
Kuapitalrentenbeftenerung im neueſten frauzöſiſchen 
Stenergelehentwurf und in anderen Steuergeſetzen. 


Bon Dr. oec. publ. Engen von Ziegler in Berlin. 


In der eriten Hälfte dieſes Februar wurde der franzöfiichen Deputierten: 
fammer ein Einfommenfteuergejegentwurf vorgelegt, welcher zum erftenmale auch 
eine vollftändige fteuerliche Erfafjung der aus und nad) Frankreich bezogenen 
Rapitalrenten bringen joll. 

Der geſetzgeberiſche Gedanke bewegt fi zwiſchen einer allgemeinen 
Finfommenfteuer, wie fie 3. 3. Preußen und Großbritannien bat, und 
einem Syſtem von Einzelertragdfteuern, wie fie 3. 3. noch in 
Bayern geltenden Rechtes find. E3 werden zunädit Grund: und Hausbeſitz, 
dann gewerbliche und Handelseinfünfte, feſte Gehälter, Löhne, Einkünfte aus 
fiberalen Berufen, jchließlih Kapitalrenten nad verjchiedenen Maßſtäben und 
mittel3 verichiedener Veranlagungsarten beiteuert, und dann wird außerdem für 
dad Gejamteinfommen einer Perſon bzw. Familie, von Beträgen von 5000 Fre. 
an, eine Ergänzungöfteuer erhoben, die mit "/s °/o beginnt und bei 100000 Frs. 
Einfommen bereit3 4 °/o beträgt. Während aber in den angeführten Ländern 
die neuere Gejeßgebung und insbejondere das Problem der allgemeinen Ein- 
fommenfteuer immer mehr auf die Selbftdeflaration der Steuerpflichtigen ala 
Grundlage der Veranlagung binarbeitet, wurde dies in dem neueften Verſuche 
der Steuergefeßgebung, in dem genannten franzöfiihen Entwurfe, nicht zur 
allgemeinen Richtſchnur genommen. 

Das mobile Kapital und jeine Rente entzieht fi) von allen Einkunfts- 
quellen am allermeiften der äußeren Beobachtung, viel mehr als Grundbefit, 
Gewerbe, Handel und auch liberale Berufstätigkeit. Andernteild hat ſich das 
Volkseintommen aus diefer Quelle am ftärkiten vermehrt und ift — dasjenige, 
welhes am leichteften die Steuerlaft tragen kann, da jeine Verwaltung meiſt 
noch die ganze perlönliche Arbeitskraft zu meiterem Erwerbe frei läßt. Die 
vollftändige Heranziehung der Kapitalrenten zur Steuer ift darum ein eigenes 
Problem der gejegeberiihen Kunft, und wir wollen daher einmal die Mittel 
unterjuchen, die fie hierfür gefunden Hat: dort in Frankreich in dem eigenartigen 
neuen Gejegentwurf, dann bei einer voll durchgebauten allgemeinen Einkommen— 
Heuer (Preußen), endlich in einem mobdernifterten Ertragsſteuerſyſtem (Bayern). 


I 


1. Frankreichs ge Steueriyftem iſt von einem dem republifaniichen 
Beifte entiprungenen Abſcheu vor dem Eindringen des Steuerbeamten in die 
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Privatverhältniffe beherriht. Es verjuchte ſoviel ala möglih nad äußeren 
Merkmalen die Steuerobjefte in ihrer Ertragsfähigkeit zu erkennen. Darum 
vermodjte es auch nie der Kapitalrente richtig beizufommen. Bis jegt war hier 
außer den nochmals das Kapital als letztes Ziel erfaſſenden Verkehrsſteuern infl. 
Erbichaitögebühr die „Taxe sur le revenu des valeurs mobilieres“ 
vom 29. Juni 1872 in Gebraudh. Aber dieje Steuer ift nur partiell: fie erfaht 
nicht in- und ausländiihe Staatsfonds, welche gerade ben Hauptteil der in 
Frankreich genoffenen Rente und auch des Parijer Börjenhandels bedeuten, und 
endlich nicht hypothekariſche und freie Darlehen. 

Bei diefer Beichränkung auf Zinſen und Dividenden von Erwerbs: und 
Bermögensgefellihaften und Korporationen und nur auf inländiiche und menige 
ausländiiche (Notierung und Negoziierung fremder Effekten wird nur bei Ver: 
pflihtung zur Steuerzahlung geitattet) tat man natürlich Hug daran, ſich 
nicht auf eine immer unfichere Deklarationspflicht der Nentenbezieher zu verlafien, 
iondern die Rente direkt bei ihrem Schuldner zu befteuern, jo daß man alio 
nur eine geringe Zahl von Steuerpflichtigen und eine um fo leichtere Kontrolle 
bat. Da die Steuer mit vierteljährlichen Zielen erhoben wird, bei feftverzins- 
lichen Werten nad) dem feiten Jahreszins, bei Dividenden: Papieren mit *s 
des vorjährigen Ertrages und unter nachträglicher Richtigftellung (Dekret vom 
6. Dezember 1872 A. 1, 1 u. 2), da aljo nit bei Einreihung der 
Eoupond der Abzug vorgenommen wird, handelt es fih mehr um eine Be: 
fteuerung der Geſellſchaften, als des Rentenbeziehers. ebenfalls Liegt die Ab: 
wälzung ganz im Belieben der Gejellicaiten. 

Dieje Rentenjcyuldner unterliegen einem Deklarationszwang und einer 
Kontrolle der Steuerbehörde unter Strafen, wobei jedoch zu beachten ift, daß 
die Publizität') für die meiften der hier befteuerten Unternehmungen jchon 
durch die andere Gejeßgebung vorhanden ift. Die Strafen zeigen bier nicht den 
Charakter echter Steueritrafen, fie beitehen nicht in einem Vielfadhen der Hinter: 
zogenen Beträge, jondern bewegen fih im Rahmen von 100 bis 5000 Frs. 
find alſo mehr Ordnungaftrafen (Art. 5 Gej. vom 29. Yuni 1872 mit Art. 10 
Geſ. vom 23. Juni 1857). Wir müſſen aber weiter beachten, welch jcharfe 
Kontrolle ſchon durch die Ordnung bes franzöfiihen Wertpapierftempels 
und der Uebertragungsfteuer auf die Banken und Gefellichaiten ausgeübt 
wird (Gej. vom 23. Juni 1857 und Reglement vom 17. Juli 1857 mit manig- 
fachen ſpäteren Aenderungen). 

Beide Steuern ſtehen im engſten Zuſammenhange mit der obigen Coupon— 
beſteuerung, die fie ergänzen ſollen. Nach Art. 7 des gen. Geſetzes müſſen die 
Geſellſchaftfen am Ende jedes Semefters ein Verzeichnis der ftattgefundenen 
Umjcreibungen ihrer Namenpapiere, wie auch den Beſtand der ausgegebenen 
Inhaberpapiere dem Einnehmer (receveur) des Enregiftrement ?) einreihen. Sie 
müffen außerdem jede Requifition, die Anfertigung von Abichriften zc. jeitens 
der Steuerbehörde dulden (Art. 5 und 9 gen. Reglem.). 


') Vgl. zu dem folgenden A. Wagner, Lehrbud der polit. Defonomie IV, 3 und 
Leroy=-Beaulieu, Trait& de la science des finances I, 417 ff.; ferner Shäffle, „Die 
Steuern“. 

Es iſt zu beadten, daß dieje gebührenartigen Steuern, wie aud die Steuern 
auf die valeurs mobilieres nicht unter der Verwaltung der „direften Steuern“, jondern 
des Entegiitrement jtehen, unter dem aus Zwedmäßigkeitsgründen ein Kompler von in 
ihrem formalen Rechte ähnlihen Steuern und Gebühren zujammtengefaht iſt. Der Unter- 
ihied von Steuer und Gebühr ijt in Frankreich überhaupt nicht ausgeprägt. 
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Dadurch ift ein Offenliegen der Verhältniſſe der auf mobilifiertes Kapital 
gegründeten Unternehmungen gegenüber der Steuerbehörbe gewährt, was auch der 
bei den Gejellihaften geübten Befteuerung der Dividenden und Zinjen zugute 
fommt. Hierin liegt auch der erfte Ausdrud des Nichtzurüdichredens vor ſchroffem 
Eindringen bei Geſellſchaften, das gegenüber Privatperjonen dem Franzoſen 
jo unſympathiſch ift. 

Wir verweilen nicht bei dieſer franzöfiichen Umſatzſteuer (droit de trans- 
mission) für Effekten; fie ift zwar, mie Adolf Wagner jagt, im Endergebnis 
auch eine Ertragafteuer von Aktien und Obligationen, wird aber immerhin von 
ben Effektenbefigern nicht ala ſolche gefühlt; auch geht diefe Steuer überall, 
menn fie auch meiſt befjer ala in Frankreich den wirklichen Umſatz und Verkehr 
ber Effekten, nicht einen aus den Umjäten berechneten Durchſchnitts-Kurswert?) 
befaftet, neben der allgemeinen Einkommen- oder Kapitalventenfteuer einher. Auch 
begegnen die überall aus gleihmäßigen Zmwedmäßigfeitsgründen aufgeitellten 
Durhführungsbeitimmungen nicht jo jehr unjerem Intereſſe, da fie ſich im all: 
gemeinen nur gegen die wenigen Umjabvermittler und nicht gegen das Kapitaliften- 
publitum ſelbſt richten. 

2. Aber es ift bier noch des eigentlihen Enregijtrement, jenes die 
verichiedenften Momente des Wirtihaftslebens ergreifenden Gebührenſyſtems zu 
gedenken, das 3. T. nachholen joll, was eine richtige allgemeine Einfommen: 
fteuer erreichen würde. Allein wie die oben dargeſtellte Ertragsſteuer von 
Wertpapieren, trifft es wieder nicht allgemein zu, jondern nur den, der gerade 
einen ſolchen gebührenpflichtigen Alt vornehmen muß; da ift fie aber oft geradezu 
drakoniſch. 

Die Steuer knüpft an einen Regiſtrierungsakt an, der ſo oft als 
möglich obligatoriſch gemacht iſt, nämlich für gerichtliche und außergerichtliche 
notarielle Urkunden, für private Miet- und Pachtverträge; ſchließlich aber müſſen 
alle Privaturkunden, wenn fie vor Gericht oder Behörden gebraucht werben ſollen, 
regiftriert und beiteuert werben. Hierher gehören aud; die Gebühren für 
Hypotheken, die ja von der Revenuenfteuer freigelaflen find; der hohe Satz von 
1/2 °/o bei Uebertragung von Hypothefenforderungen fommt einer Sapitaljteuer 
gleich, ftatt die Rente zu treffen, die bei geringerem Befigwechjel eben frei bleibt. 
Zur Durdführung dieſer gebührenartigen Steuer ift nun ein meitgehender 
Zwang aufgeridtet. Selbſtverſtändlich ift ein jolder für alle mitwirfenden 
Beamten und öffentlichen Urkundsperjonen ; aber auch das Publitum unterliegt 
ihm. Außer Strafen, die im Vielfachen der Gebühr beitehen, verdient bejondere 
Erwähnung die Nichtigkeit gemiller Urkunden und bei Privaturfunden ber 
Ausschluß derjelben vom Gebraud vor Gerichten und Behörden. Eine 
Beftimmung, die und aud im neuen Einfommenfteuergejegentwurf entgegentritt, 
ift die Solidarhaft der Bertragsteile, welche ftet3 einen Mitwiſſer der Hinter: 
ziehung ſchafft, und den, der die Steuer primär nicht zu tragen hätte, mitverhaftet. 

Zum Enregiftrement gehört in Frankreich auch die Erbſchaftsſteuer, 
welche wir bei dem Spyftem ber Steuerdeflaration als eines der wirkſamſten 
Mittel zur Erzielung richtiger Steuerbefenntniffe erfennen werden. 

2) Mit Bei. v. 28. April 1893 wurde erjt eine eigentliche Steuer auf Börjengeihäjte, 


ähnlich unſerem Schlußnotenftempel eingeführt; dadurd wurde die bejtehen gebliebene 
Transmiffiondfteuer noch mehr zu einer KRapitalrentenfteuer gemacht. 
16* 


244 v. Ziegler, Die Mittel zur Erzielung volljtändiger Kapitalrentenbefteuerung 


Don ber Erbſchaftsſteuer (grundlegendes Geſetz vom 22. Frimaire VII) 
verlangt man in Frankreich ein hohes Erträgnis, das namentlich auch durch 
die bisherige Unzulänglichkeit der Kapitalrentenſteuer gerechtfertigt wird. Sie 
umfaßt darum auch die Uebergänge auf die direkte Linie (was allein ca. '/s ber 
gejamten Erbichaftäfteuer ausmacht) und die Ehegatten, ferner in gleicher Weile 
Schenkungen unter Qebenden wie Uebergänge von Todes wegen. Der Abficht des 
Gejeges nach würden aljo lüdenlos die Vermögensübertragungen befteuert, und 
es wäre dadurch, im Gegenjaß zu unjeren Erbſchaftsſteuern, bei entiprecdhender 
formaler Ausgeftaltung ein äußerft wirkſames Mittel zur Erzielung vollitändiger 
Rentendeflarationen gegeben, jobald Frankreich ſich zu deren Einführung ent: 
ſchließen würde. Bei unſern abweichenden deutſchrechtlichen Auffaſſungen der 
Familiengemeinſchaft hingegen wird die Befteuerung der Deizendenz und Ehe: 
gatten, wie bei Schaffung unjerer Reichserbſchaftsſteuer, noch lange Widerſpruch 
begegnen, und ebenjolange wird eine Lüde in den Kontrollmitteln unjerer Steuer: 
faffionen beftehen bleiben. 

Der wunde Punkt der franzöfiichen Erbichaftsiteuer ift aber ihre Kontrolle. 
Maßgebend ift die Erklärung der Beteiligten (Erben, Schenfungs: 
eımpfänger), zu deren Nachprüfung dann allerdings ein amtliches Verfahren — 
expertise — eröffnet werden fann. Einesteils find aber die in dem Mehrfachen 
der Abgabe beftehenden Strafen nicht hoch genug, und andernteil3 wird das Er: 
mittlung3verfahren Ergebniffe meift nur bei Jmmobiliarwerten haben und bie 
Ungleichheit in der Heranziehung diefer und de3 mobilen Kapitals, die an ſich 
ihon im Syſtem der franzöfilchen direkten Steuern liegt, noch jteigern. Dieſem 
Mißſtande kam man auch dadurch nicht bei, daß man lange den Bruttobetrag 
ohne Schuldabzug befteuerte, wodurch man den Ausfall durch Minderdeflarationen 
zu deden juchte, ein zwar fißfaliiches, aber fteuerpolitiich verwerfliches Mittel. 

Nah mannigfaden Anläufen wurde denn auch endlih der Schuldabzug 
geitattet; der Ausrall wurde durch Erhöhung der Steuerjäge und Progreifion 
nad dem Detrage des Anfalles zu deden geſucht — hauptjählic allerdings in 
den entfernten Verwandtichaftsgraden und bei Nichtverwandten.!) Der Nachweis 
der Schulden ift unter jehr ftrenge Bedingungen geftellt. Zur Beitimmung ber 
Erbmaſſe dienen in erfter Linie Inventare, Kaufatte, Verfiherungspolicen und 
endlich die Deflarationen. Ein wichtiges Kontrollmittel ift in Art. 17 gen. Gel. 
gegeben; danach find Banken, Gejellihaften zc., bei welchen Zitres deponiert 
find, verpflichtet, vor Rüdgabe, Auszahlung oder Uebertragung derjelben, ober 
binnen 15 Tagen naher, dem Departementaldirektor des Enregiftrement eine 
Lifte der Titres einzufchiden ;?) Lebensverſicherungsgeſellſchaften müſſen es unter 
ewiſſen Einſchränkungen ebenfalls tun, oder einen Betrag in Höhe der ge- 
Khulbeten Steuer zurüdhalten. 

3. Wie die Progreifion nad diefem neuen Erbichaftsfteuergejege vielleicht 
eine ruht de8 im Jahre 1896 vorgelegten Entwurfs eines allge 
meinen Einfommenfteuergejeßes (Minifterium Bourgeois-Doumer) ıft, 
jo hätte die Erbichaftäfteuer jelbft eine erhöhte Bedeutung neben der dort be: 





1) Sei. vom 25. Februar 1901 und jpätere Ergänzungen. Bei Nidtiverwandten 
beträgt der Höchſtſaß 18,50% gegen früher 9%. BZujammenftellung in der Reg.-Vorlage 
des R- -Erbichoftäiteuergefeges 1905/06, Altenftüd 10. 

*) Man fieht hier wieder, wie wenig ſchüchtern man gegenüber den Gejellihaften 
im Gegeniape zu Privatperionen ift, und wie ander® man das Bertrauen®verhältnis 
zwiihen Bankier und Publikum auffaßt als bei uns, vgl. 8 383/5 RgPO. 
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abfihtigten Deklarationgpflicht gewonnen. Dieje Deklarationäpflicht iſt e8, welche 
und hauptſächlich an diefem Projekt, das jo jcharfer Ablehnung der gejeggebenden 
Körperichaiten wie des Volkes begegnete, intereifiert.‘) Der Mikerfolg von damals 
brachte wohl den jeßigen Finanzminiſter Caillaux auf den Gedanken, die un— 
aufihiebbare Reform nicht wieder mit einer teilmeilen Kopie des preußiichen Ein= 
fommenfteuergejeges zu verfuchen. Auf dieje Weile wird uns klar, warum darin 
jo jorgfältig vermieden ift, die Dinge beim wahren Namen zu nennen, nament: 
li die allgemeine primäre Deklarationspflicht einzuführen, und durch eine An: 
zahl von — Zwangsmitteln und Detailbeftimmungen das Prinzip ver: 
wiſcht wird. 


u 


Diejer neuefte Entwurf des Herrn Gaillaur ift aber doc ſogleich 
rihtig erkannt worden, und er entging gleich jeinem Vorgänger des Herrn 
Poincare nicht den abfälligften Urteilen der Preffe. Bemerkungen wie „eine 
wahre Inquiſition“, „die Gejellichaften find zu Schergen des Fiskus umgebildet“, 
„der Steuerentrihter fann feine Bewegung machen, ohne dab nicht der Fiskus 
unmittelbar davon unterrichtet wird“, bezeugen das Urteil der fachmänniſchen 
Kritit (vgl. Paul Leroy-Beaulieu in L’&conomiste frangais 1907 Nr. 7, 8). 

1. Bevor wir unfer Urteil über die geplante Befteuerung der Kapital— 
tenten und deren Durchführung niederlegen, müflen wir einen Ueberblid über 
das Ganze gewinnen. 

Ganz aufgehoben werben die Grund-, Perjonal:, Tür und Fenſter- und 
Vatentſteuern; dadurch verdient der Entwurf im Gegenſatze zu jeinem Vorgänger 
mwenigftend einigermaßen das Prädifat „allgemein“. Es werden 7 Kategorien 
gebildet, nämlich die Einkünfte aus: 

. Meberbautem Grundeigentum, 

. Nichtbebautem Grundeigentum, 

. Bewegliden Kapitalien, 

. Handel und Gemerbe, 

. Landwirtichaftlihem Betriebe, 

. Gehältern, Löhnen, Penſionen, Lebensrenten, 

. Liberalen Berufen und allen nicht ſchon getroffenen Einkommensquellen. 

Die Kategorien 1—3 werden mit 4 %0, die 4-5 mit 3,50 % und 6—7 
mit 3 0% befteuert. 
ar Die Ertragsermittlung der 1. Kategorie geichieht nach den bisherigen 

ejeßen. 

Für die 2. Kategorie werden zur Aififtenz der Kontrolleure der direkten 
Steuern Kommiſſionen gebildet: aus dem Steuereinnehmer, dem Maire und 


10a Co 





i) Bol. die eingehende Kritif bei Wagner, Finanzwiflenihaft, Ergänzungsheit 
$ 27; die projeltierte progrejfive Einfommenjteuer jollte nur an die Stelle der Tür- und 
Fenſterſteuer, der Berjonal= und Mobiliarjteuer treten; fie jollte nur eine Veränderung, feine 
Vermehrung der Belaftung bringen. Sie wurde aber jo z. T. eine Doppelbejteuerung, 
während nach wie vor die von der Wertpapierfteuer nicht getroffenen Hypotheken- und Dar: 
lehenszinſen frei bleiben, die Dividenden und Binjen von Geiellichaften der neuen Ein» 
tommenjteuer und damit der Doppelbeiteuerung nad ausdrüdlicher Bejtimmung merk— 
wirdigerweije nicht unterliegen jollten. Dabei iſt weiter zu bedenken, daß die Departementals 
und Kommunalzuihläge ih weder an die Wertpapierjteuer knüpfen (mas auch bei der 
Art ihrer Erhebung unmöglih ift) noch zu der allgemeinen Einkommenſteuer hinzu— 
treten jollten. 
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5 Grundeigentümern, die aber merkwürdigerweile aus einer vom Präfekten 
gebildeten Lifte genommen werden. Als Anhaltspunkt dienen authentiiche Nach— 
weile, eingetragene Pachterflärungen, Bergleihe x. Die bei Strafe von 100 
bi8 200 Frs. geforderten Deflarationen der Eigentümer erftreden ſich nur 
auf die natürliche Kulturbeihaffenheit und den Gejamtimmobiliarbefit eines jeden 
in der Gemeinde; fie find alfo in Wahrheit feine Ertragsfaffionen und nur 
von ganz untergeordneter Bedeutung. 

Auch Für die Handels: und nduftrieeinkünite der 4. Kategorie werden 
unter hauptſächlicher Mitwirkung des Präfekten ähnliche Kommilfionen ge: 
bildet. Auch hier müfjen die Steuerpflichtigen nah Aufforderung Erklärungen 
abgeben, welche wieder nicht etwa den Ertrag bdeflarieren, fondern zur Er: 
fenntnis der Art und Ausübung des betr. Gewerbes dienen jollen. 

Dieje Deklarationen find demnach eigentlid nur zur Bequemlichkeit und 
zur Unterftüßung der fachmänniſchen Unkenntnis der Kommilfion da; der Kon: 
trolleur mit oder ohne Kommiffionsmitglieder hat nämlich auch die Befugnis, 
die Etablifjements und Arbeitslofale zu befichtigen und fich jo jelbit diejenigen 
— Merkmale zu beſchaffen, deren Erlangung auch die Deklarationen 
ienen. 

Man behält alſo die rückſtändige Beſteuerung nach äußeren Merkmalen, 
welche doch feinen ficheren Schluß auf den Ertrag gewähren, bei, jet aber an 
Stelle der angenehmen Bejreiung des Pflichtigen von läftigem Eindringen der 
Behörde einen unter Umftänden recht jtörenden Zwang. 

Auc Hier hat die Kommilfion nur eine begutacdhtende Stellung für die 
proviloriiche Einfteuerung und die Prüfung der Reklamationen, die Ent: 
ſcheidung liegt beim Kontrolleur (Art. 37). 

Für die Ermittlung von Gehalts: und Penſionseinkünften der 
6. Kategorie ift ein Syſtem genommen, defjen teilmeije Annahme in dem jüngit 
ergangenen Erlaß des preußiichen Finanzminifteriums') auch bei uns den leb— 
bafteften Widerſpruch erregte, nämlich die Deklarationspflicht der Arbeitgeber. 
Mährend aber in Preußen dies nur ein Hilfsmittel zur Prüfung der Deklara: 
tionen der Lohnempfänger und zwar nur bei Einfommen unter 3000 ME. ift, 
bildet e8 in Frankreich das ordentliche Mittel. Die von Einzelperjonen oder 
Gejellihaften verlangten Liften müſſen die Namen der Angeftellten oder Pen: 
fionäre und die jedem gewährten Beträge aufführen.?) 

Weiter aber ift die Annahme nit von der Hand zu meilen, daß die 
Lohngeber ein Intereſſe an möglichft hohen Angaben ihrer bezahlten Löhne haben, 
was fie bei Naturalbezügen und ähnlichen Emolumenten ohne Betrug leicht zur 
Geltung bringen fönnen. Die Gewerbetreibenden werden ja, wie wir ſahen, zu 
ihrer Gemwerbeiteuer inquifitoriic veranlagt, und da muB es ihnen eine erwünfchte 
Gelegenheit jein, durd) den Nachweis hoher Betriebskoſten den nah äußeren 
Merkmalen geihäßten Ertrag herabzumindern. 

Bei vielen Unternehfmungsarten dürfte diefer Punkt ins Gewicht jallen. 
Es werden weiterhin aber auch dieje gerade in ihrer Ausdehnung wertvollen 
Liiten ein gelegenes und wichtiges Material für die Einfommenitatiftif bilden, 


1) Daß aud in Preußen nun bie Lifte der Lohnempfänger vom Arbeitgeber und 
nicht vom reflamierenden Fiskus aufgeftellt werden muß, ift freilich eine Sünde gegen den 
Geiſt des Geſetzes. 

*), Hier wie mehrfach im Geſetze ſind Exiſtenzminima gewährt, welche ſich nad der 
Einwohnerzahl des betr. Ortes erhöhen. 
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aber wenn, wie wir jehen, fein Vertrauen auf ihre Wahrhaftigkeit befteht, nur 
von Tozialem Uebel jein. 

Während diefe Art der Deklaration bei öffentlihen Angeitellten nicht 
zu beanftanden ift und jelbftverftänblich ein Hilfsmittel der Steuerfontrolle 
bildet, it fie ald maßgebende Grundlage der Befteuerung hinſichtlich der 
Angeftellten von Privat betrieben bedenklich. 


Bei der legten Kategorie endlich, den Einkünften aus liberalen Be: 
rufen verjagten die Vorbilder aus der bisherigen Befteuerung, die Ein: 
ihägung nad) äußeren Merkmalen, und man griff beherzt zur Deflarations- 
pflicht des zu Befteuernden. Dan hätte glauben mögen, daß diefer Ausnahmefall 
fiher mit allen Fallſtricken von KRontrollmaßregeln und jchärfiten Strafbeftim: 
mungen umgeben würde. Wir finden aber die im Gegenfage zu unjeren 
Geiegen bier geringe Strafe im fünffadhen Betrage der hinterzogenen Steuer 
neben der Steuernadhholung auf nur 5 Jahre zurüd. 

2. Und nun wollen wir bie neue Befteuerung der Kapitalrenten 
(Kategorie 3) unter die Qupe nehmen und jehen, wie fi auch bei ihr bie in 
den anderen Kategorien beobachtete Vermiſchung der alten Formen mit den 
modernen ausländijcher neuerer Gejege zeigt — ala ein Bild voll Aengftlichkeit 
und überjpannter Schärfe. Schon der erſte Eindrud drängt uns biejen Ge: 
danfen auf; der ja im allgemeinen richtige Grundjag der Befteuerung möglichft 
nahe an der Quelle läßt fich auf die Kapitalrente vermöge deren eigentümlicher 
volfswirtihaftlicher Natur nicht mit Glüd anwenden. Die Abwälzung zeigt fic 
bei den Schuldzinien, eine Betriebsgewinn:Doppelbeiteuerung bei Dividenden 
bei Wertpapieren der Druck auf den Kurs — und der fteuerpolitiiche Zweck, 
dem Rentenbezieher, der noch jeine ganze Arbeitskraft zur Werbung übrig hat, 
die FKapitalrenteniteuer zum Bemwußtjein zu bringen, verichwindet. So 
berricht denn in der 3. Kategorie der Grundjaß der Befteuerung des Zins 
iheins, des Coupons, der Quittung. 

Zum erften Male werden nun mwenigftens alle formen des Kapitalzinſes 
herangezogen, auch Zinſen von hypothekariſchen und chirographariſchen Forderungen, ') 
Geldfautionen und Gelddepots (mit Fälligkeit bei Sicht oder auf feften Termin), 
endlich” auch Staatsjchuldverichreibungen mit Ausnahme der des franzöſiſchen 
Staates (Art. 19). Wenigftens find letztere von der Couponfteuer befreit, während 
die Befteuerung der Inwohner, die ihr Vermögen g der franzöfiihen Rente 
anlegen, noch bejonders geregelt werden joll (Art. 19 ID. 

Dier Icheiden fih nun die in Form von Coupons gewährten Zinjen 
und Geminnanteile in zwei Sategorien, in die von ausländiſchen und 
die von inländijhen Papieren. Für leßtere bleibt vollfommen 
da8 Geje vom 29. Juni 1872 mit Ergänzungen in Kraft, 
deſſen Ausgeftaltung Hinfihtlih der Verpflidtungen der Ge: 
jellichaften zum Steuerabzug wir bereits dargeftellt haben. 

Die Beiteuerung der Renten ausmwärtiger Papiere aber joll und kann 
ſich jet nicht mehr bloß auf die in Frankreich notierten bejchränfen, und darum 
fommt man mit dem bisherigen Zwangsmittel der Aufitellung von Vertretern 


) Bereit find die Zinjen von Sparlajjenbüdern und die Zinjen der Hypotheken 
gewifler Gejellihaften, welche auf die Hypotheken verzinsliche und fteuerpflichtige Obli« 
gaticnen (ähnlih unjeren Pfandbriefen) aufgeben (Art. 20). 
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nicht mehr aus. Und jo verpflichtet man für erjte jedermann, der in 
Frankreich die Zahlung der Coupons bewirkt, zur Einbehaltung 
der Steuer Art. 24). 

Diefen im franzöfiſchen Machtbereich befindlichen Perjonen zeigt das Geiet 
alle ihm zu Gebote ftehenden Zmangsmittel in einer Schärfe und mit einer 
Beläftigung, als müßten fie das büßen, was bei ben im Auslanbe ge 
zahlten Coupons dur die Mafchen geht. 

1. Müffen alle gewerbsmäßigen Couponshändler dies Metier beim 
Enregijtrementbureau anmelden. 

2. Müffen fie jofort die Steuer abziehen, oder, wenn dieje nach be 
ftehenden Verträgen dem Zinsſchuldner zur Laſt fällt, jogar vorſchießen, außer 
wenn dies jchon vorher durch einen Zwiſchenhändler geſchehen ift. 

3. Muß zu diefem Zwed der Couponeinreicher ein datiertes Berzeihnis 
mit Angabe von Zahl, Art und Wert der Coupons mit abgeben; auf diejem 
bezeichnet dann die Einlöjungsftelle den angefallenen und zurüdbehaltenen Steuer: 
betrag. Der Einreicher kann jeinerjeits wieder eine genaue Abjchrift des Ber: 
zeichniſſes verlangen. 

Zur Weitergabe der Coupons nad Steuerabzug muß diejen ein gleiches 
Verzeichnis mitgegeben werden, auf dem außerdem der wirkliche Steuerentrichter 
angegeben wird. 

4. Müflen diefe Couponshändler 2 Regifter führen, in melde, geordnet 
nah den Einreihern und nad der Art der Coupons, jedes Couponsgeſchäft 
eingetragen wird; ein Regifter für die Operationen, bei denen Zurüdbehaltung 
oder Vorſchießung der Steuer ftattfindet, und das zweite für die Fälle, wo 
die Steuer ſchon von einer Zwiſchenperſon bezahlt worden iſt. Verzeichniffe und 
Regifter müfjen jederzeit dem Steuerbeamten vorgezeigt werden. 

Dieje Einrichtung bedeutet für die Banken eine unangenehme Laft, wenn 
fie auch eine Entihädigung bis zu 1°/o der Steuerbeträge verlangen fünnen; 
am läftigften aber wird e8 wohl empfunden werden, daß fie ſozuſagen ftändig 
den Steuerbeamten im Haufe haben müfjen; denn die Fälle des zweiten Regifters, 
die Annahme jchon beiteuerter Coupons, müſſen doch bis zu der Stelle der 
wirklichen Steuerabführung zurüd genau verfolgt werden; den Banfen aber kann 
man dieſe umftändlihe Kontrolle, die nur durch Vergleichung der Regiſter der 
einzelnen Zwiſchenperſonen geübt werden kann, nicht auferlegen; ſie werden ſich 
mit der formellen Ordnungsmäßigkeit der Verzeichniſſe begnügen. 

Die Einreiher der Coupons aber zur Mitgabe der Berzeichniffe zu ver: 
pflichten, ift, joweit das Privatpublifum in Betracht fommt, eine heikle Sache; 
dieje Verzeichnifje werden erfahrungsgemäß nicht viel taugen. 

Nicht von der Hand zu meilen ift aber auch die Vermutung, daB id, 
namentlih in Grenzgebieten, ein fraudulofer Zwijhenhandel in den 
Coupons entwideln wird mit zweifelhaften Perſonen, welche die Einlöjung der 
Coupons ohne Steuerabzug bejorgen — zum Schaden des Fiskus und oft aud 
der Zindempfänger. Denn man muß bedenken, daß die meiften Coupons bisher 
fteuerfrei waren und darum die Steuer um jo unliebfamer empfunden werden 
wird und zur Deiraudation antreibt.‘) In den meiften Fällen aber wird dieſes 

') Schon find mir Fälle befannt, daß fich franzöfiiche Deponenten bei den Briefen 
ihrer c tigen Banf Firmenaufdrud verbitten oder andere Adrefjen angeben — au? 
Mei iſcher Indiskretionen. 
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dazu führen, daß die Effekten oder wenigftens die Couponsbogen im Auslande 
deponiert werden, weil hierfür, wie wir gleich jehen werben, die Beſteuerung 
noch ſchwieriger wird. Das bedenkliche dabei ift aber im franzöfiichenationalen Sinne, 
daß erftens den einheimiichen Banken Kundſchaft und Gewinn entgeht, zweitens 
aber dem Inlande Geldmittel entzogen werden. Und gerade die Zinſen der in 
ausländiichen Effekten angelegten Gelder bilden ein jehr wichtiges Moment für 
die nationale Zahlungsbilanz. Diefe Couponszinſen werden aber nur zum Zeile 
jofort an den Zinsempfänger nad dem Inlande gejandt, fie bilden meift Gut: 
haben in laufender Rechnung, mit melden nun die fremden Banken für fi 
arbeiten. In erfter Linie wird daraus, abgejehen von politiichen Momenten, 
London, das ja auch der Markt der großen internationalen Spetulationspapiere 
it, den Gewinn ziehen. Damit fteht aber aud) eine ftärfere Engagierung des 
auswärtigen Effeftenmarktes durch franzöſiſches Kapital in unmittelbarem Zu: 
ſammenhang, da dieje auswärtigen Guthaben natürlich nicht zu einem niedrigen 
Depofitalzins Liegen bleiben jollen, jondern höher rentierlihe Anlage juchen. 
Dadurd wird die Nachfrage nach heimiichen Anlagewerten geringer werden und 
das ift gerade für Frankreich mit jeinem ftabilen niedrigen Zinsfuß und niedrigem 
Zins jeiner erften Anlagewerte (Rente und Eiienbahnobligationen) von Bedeutung. 
Vielleicht werden unjere deutichen höher verzinslichen größeren Kommunalanlehen 
und Pfandbriefe das jranzöfiiche Kapital anloden, wenn das nationale Vor- 
urteil mehr verſchwinden wird.!) 

Gegen ausländiihe Banken und jonftige Depojitare vermochte 
auch der in Kontrollmitteln jo erfindungsreihe Herr Gaillaur fein wirkſames 
auszudenken. Hier mußte er bei dem Befiker auswärtiger Papiere, der feinen 
Coupon im Ausland einlöfen läßt, jelbft die Steuer holen. Ihm konnte er nur 
die ihm jo unſympathiſche Deklarationspflicht auferlegen (Art. 29). Aber im 
jelben Artikel wird auch gleich die Kontraventionsſtrafe jeftgejegt, und zwar eine 
barbariiche; e8 wird nämlich 

1. die Hälfte der im Auslande einfaffterten nicht deffarierten Zin fen jelbit, 

2. daneben das dreifache der in vorhergegangenen Jahren hinterzogenen 
Steuern, im Hödftfalle bis auf 10 Jahre zurüd, abgenommen. Betrachtet 
man dagegen die geringen Strafen, welche die gewerbsmäßig mit dem Coupons: 
handel ſich Befafjenden für Unterlaffung der von ihnen verlangten Einrichtungen 
und Steuerabzüge trifft — eine Ordnungsftrafe von 100—10000 Frs. und 
die fünffache Steuer auf die nicht gefürzten Coupons (Art. 30) —, jo nimmt 
man den zwar fiskaliſch erflärlichen, aber ftrafrechtlich merkwürdigen Effekt wahr, 
daß der Zäter, je leichter ihm vom Staate jelbft die Hinterziehung gemadıt 
wird, deſto jchwerer geftraft wird. Dabei bedient ſich das Gele einer Aus: 
drucksweiſe, melde die Auswüchſe der Phantafie Paul Leroy:Beaulieu’3 
a. a. D. begreifen läßt, wenn er jagt, die franzöfiiche Regierung werde Spione 
und Agenten und beitochene Kommis bei den hauptjächlichften auswärtigen Banken 
haben, um von den verheimlichten franzöftichen Konten Kenntnis zu befommen. 
Art. 29 U: „Wenn die Verwaltung par un moyen quelconque 
Kenntnis von den Verfehlungen befommt“ . . .. jagt das Geſetz. Es macht 
zur Feſtſtellung der Uebertretungen der Couponshändler alle Behörden, jogar die 


) Und dies iſt ein Gedanke, der gerade bei Gelegenheit dieier Geſetzgebung frucht⸗ 
bringend in Ausführung gebradt werden fünnte. Das neue Gejeh wird zweifellos eine 
nod engere und vielieitigere Seihäftsverbindung der franzöfiihen und auswärtigen Banten 
anregen, unter denen die nationalen Vorurteile ſich ja längft ſchon abgeſchwächt haben. 
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der Zölle und der Poſt mobil (Art. 30), und mit Schreden malt fih P. Leroy: 
Beaulieu eine zügellofe willfürliche — des Briefgeheimniſſes aus. An 
dieſen gewiß übertriebenen Auslaſſungen iſt das Geſetz ſelbſt ſchuld. 

Wir haben uns unter dieſer Kategorie noch mit der Beſteuerung 
anderer Zinſen als der aus Wertpapieren zu beſchäftigen, nämlich mit den 
Zinſen aus hypothekariſchen und gewöhnlichen Darlehen, aus Geld— 
depots und Kautionen (Art. 28), die mit den eben behandelten Kapital: 
erträgniffen das gemeinfam haben, daß fie bisher der direkten Steuer nicht unter: 
legen hatten. Auch Hier jucht der Geſetzgeber fid) an die gewohnte Couponfteuer 
anzufchließen und ſchafft eine Quittungsfteuer: Die Quittung über die Zinjen: 
zahlung ift mit einer Marke zu verjehen. Der bier jehr naheliegenden Unter: 
laffung der Marfenverwendung jucht man dadurd vorzubeugen, daß Schuldner 
und Gläubiger für die Steuer ſolidariſch haften, während dieje zwingenden 
Rechtes vom Gläubiger zu tragen ift, und daß beiden eine Strafe von 50 Fra. 
droht, wozu für den Gläubiger noch eine Nachzahlung des fünffachen der Hinter: 
zogenen Steuer tritt. 

Diejer Gedanke der Mitinterejjierung des Gegenkontrahenten ijt dem 
franzöfiichen Enregiftrement, wie wir jahen, jchon bekannt gewejen. Auch hängt 
dieſer partiellen Form von Quittungäfteuern nicht das Odium der Verkehrs: 
beläftigungen, das eine allgemeine Quittungsgebühr hätte, an. 

Aber diejen guten Seiten ftehen erhebliche Nachteile entgegen. Auf alle 
Fälle müßte noch die Umgehung der Steuer durch Valutaabzug bei Darlehens: 
bingabe unmöglicd gemacht werden. Dann liegt hier, wo die Steuer fih glatt 
auf die konkrete Beziehung zum Schuldner herausrechnen läßt und nicht in der 
Gejamtrentenfteuer verjchwindet, die Ueberwälzung, ausgebrüdt im Zinsfuß 
oder anderen Nebenbeftimmungen, zu nahe. Bei den Zinſen aus Banfdepots 
— Nettozinien — bürjte es wohl anzunehmen jein, daß die Banken, die durch 
dieſe Steuer fiher einen Zeil ihrer Kundſchaft und ihrer jo wichtigen Depofiten- 
gelder zu verlieren drohen, die Steuer in irgendeiner Weile auf fi nehmen 
oder den Kunden erleichtern ; jo fünnen fie auch durch eine niedrigere Verzinſung 
die Steuer vermindern, und dies durch Herabiegung von Depofitalgebühren, von 
Provifionsjäßen ac. für fih und die Hunden wieder wett machen. 

Auch der Hypothefarfredit wird bei dieſer Steuerform zu leiden 
haben — zwar nicht der von Pfandbriefinftituten gewährte, da dieſe nur im 
Piandbriefcoupon bejteuert werden jollen (Art. 20), wohl aber der gerade 
ichmieriger zu erlangende und bis jeßt Ichon teurere Kredit auf zweiten und 
jpäteren Rang. Zu diefen mannigfachen Mängeln diejer Kapitalrentenfteuer, die 
gerade in den gewählten Mitteln zu ihrer vollen Umfaffung liegen, fommt nun 
der Hauptnadteil, der dem ——— zuwiderläuft, daß 
nämlich dieſes Einkommen nicht in ſeiner Geſamtheit und ſeiner geſchloſſenen 
Bedeutung für die Privatwirtſchaft des einzelnen erfaßt wird, ſondern nur in 
ſeinen verſchiedenen Gewinnungsformen. Dadurch iſt es auch unmöglich, ein 
Exiſtenzminimum ganz freizulaſſen oder nach der wirtſchaftlichen Schwäche 
Ermäßigungen eintreten zu laſſen. Dieſer eminenten ſozialen Aufgabe, die alle 
neueren Steuergejeggebungen berüdjichtigen, und die aud vom franzöfiihen Ent: 
wurfe bei den anderen Steuerfategorien, wenn aud nicht in dem wünſchens— 
werten Maße, Beachtung fand, dürfte man fich auch hier nicht verſchließen. Auch 
der Kapitaliſt verdient Rüdfiht; wie oft tft jein Kapital das Produft jahre— 
langer Arbeitskraft und der Erjag für deren Berjagen. 
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So wenig jozial gegen den Mittelftand der Kapitaliften, jo jchroff ift der 
Entwurf gegen die Vermögenden, jo diktatoriih gegen die Banken: 

Eine äußerft wichtige Einrichtung, die zur Kontrolle der bier zu be: 
handelnden Wertpapier und Gelddbepotzinjen gehört, findet fi) am Schluſſe 
des Gejeges und deutet damit an, daß fie nicht bloß der Kontrolle diejer Renten: 
fteuer dienen, jondern jchlanfweg eine allgemeine Madthandhabe der Steuer: 
gewalt jein joll. Und darin liegt da8 bejonders Bedenkliche dieſer Beitimmungen : 

1. Alle franzöfiihen Krebitinftitute, die Niederlajjungen im Aus 
lande haben, und alle franzöfiichen Niederlaffungen auswärtiger Banken müfjen 
jemefterweije VBerzeichniffe anlegen, in denen die Effeften: und Gelddepots ſowie 
die laufenden Rechnungen von in frankreich domizilierenden Perjonen nad Name 
und Wohnfig des Eigentümer und Natur der Depots und Rechnungen auf: 
geführt find (Art. 81). 

2, Alle in Frankreich etablierten Banken, aljo in: und ausländiiche, müſſen 
in jeder Niederlaffung ein Regifter führen, in welchem alle nad) dem Auslande 
zur Depotnahme oder zum Inkaſſo bei einem Bankier gehenden Sendungen 
von Kapitalien, Effekten, Coupons eingetragen werben müfjen. Es iſt Name 
und Wohnort des Eigentümers, Wert der Gegenftände und der Depojitar: 
adrefjat anzugeben (Art. 82). 

Die Enregiftrementsvorftände dürfen jederzeit von den beiden Verzeichniſſen 
Einficht nehmen, bei erfterem können fie ſogar Kopien der Konti, wie ich die 
Vorſchrift auffaſſe, verlangen. 

Unterlafjung der Eintragung wird mit 500—10000 Frs., Verweigerung 
der Kenntnisnahme mit 100 13. für jeden Tag der Weigerung beitrait. 

Diefe Vorichriften, deren Annahme allerdings in Parifer Börſenkreiſen 
nicht geglaubt wird, gehen weit über ihren unmittelbaren Zweck, auswärtige 
Depots zu kontrollieren, hinaus. Der Beſitz auswärtiger Yilialen wird für die 
größeren franzöfiichen Krebditinftitute geradezu ein Verhängnis, ein Kainszeichen ; 
fie müfjen ihre ganze Kundſchaft vor den Spürnajen der Steuerbehörbe auf: 
deden, nur weil ein geringer Prozentjag dabei ift, der auswärtige Effekten 
befigt. Es jcheint mir, daß hier der Geleßgeber die Begriffe von Ehrlichkeit 
und Anftändigfeit und von Vertrauenspflichten der Banken ganz durcheinander: 
wirft. Kein anftändiges Inſtitut wird fich dazu hergeben, Steuerdefraudationen 
für jeine Kunden zu maden, wird feine Coupons ohne Steuerabzug honorieren; 
aber es wird ihnen nichts in den Weg legen, ihre auswärtigen Effekten in ben 
Filialen zu deponieren und auf ihre Weile fih mit dem Fiskus auseinander: 
zufegen. Aber daß durch das Gejeß num die ganzen Depots und Konti bei 

diefen Banken geoffenbart werben, das ift dad Maßloſe. Dadurch befommt die 
Steuerbehörbe auch ein ———— für die Kontrollierungen der Geſamteinkommen— 
Deklarationen bei der Komplementarſteuer in die Hand, die das nad) der Ver— 
tehrsauffaffung beftehende Vertrauensverhältnis zwiſchen Kunde und Bankier 
berieite fchiebt und jenen Kontrollgwef doch nur unvolllommen erreiht. Die 
Hingabe von Kapitalien zur Verwaltung und Verwertung ift eine eminente 
Vertrauensjache nicht nur gegenüber dem Rufe des Bankiers, jondern auch gegen 
den Staat; die Anſchauung, daß der Staat ein gewiffer Gegner des Privat: 
vermögend ilt, ift zu allgemein eingewurzelt, ebenjojehr wie die Steuerhinter: 
iehungsftrafe nicht als ehrverlegend gilt. Und was ift die Wirkung? Der 
Argwohn, der in Frankreich jchon wiederholt und neuerdings durch die Verluſte 
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an den Ruffenanleihen gegen die Banken zum Ausdrud kam, wird geichürt. 
Viele Leute werden ihre Depots zurüdziehen (denn e8 werben nicht bloß die vom 
Geſetze getroffenen Inſtitute, ſondern das ganze Gewerbe der Fiskusdienerei 
verdächtigt), und das ift volkswirtſchaftlich jehr fchädlih. Wie viel geht nur durch 
Unfenntnis (Berlojungen !), durch mangelhafte Aufbewahrung, ſchlechte Beratung x. 
dann verloren! Die für Handel und Induſtrie unentbehrlichen Kreditgeber 
verlieren einen Zeil der Depofitengelder, die Barbeträge wandern wieder in die 
ſchlechten Käften der Privatleute oder ind Ausland, und die auch politik 
wichtige Sozialifierung des in den Banken konzentrierten Großfapitals, die den 
Geldeinleger und Sparer zum Mitinterefjenten macht, wird wieder zurüdgeichraubt. 
Und was wird erreicht ? 


Die betroffenen Banken werden auf legalem Wege dem fiskaliſchen Net 
entichlüpfen. Sie werden vielleicht ihre auswärtigen Filialen jelbitändig machen, 
und fi daran mit 99100 fommanbitiftiich beteiligen, die auswärtigen Effekten 
ihrer Kunden dorthin legen, die Kunden werden fid) ihre Sendungen nad) dem 
Auslande einfach herausgeben laſſen und jelbit betätigen — und der Enregijtrement: 
vorstand wird leere Regifter vorfinden. Nichts ift erreicht — aber Mißtrauen gejät. 


Die erwähnten beiden Artikel find in der Tat das allerbedenklichite in 
diejem Gejegentwurfe, wobei man ſich allerdings auch an die jhon beftehende 
Depotoffenbarungspfliht in Erbjällen nad Art. 15 des Gef. vom 25. Februar 
1901 erinnern muß. 


Nicht zu vergeffen ift aber auch nod, daß man den ausländilchen Beſitzer 
franzöſiſcher Titres nicht von der Steuer befreit, obwohl man in andern 
Ländern mit Eouponfteuer Mittel und Wege gefunden hat, dies, wenn aud) 
umftändlic, jo doch für die wichtigften Fälle zu ermöglichen. 

Endlich aber verträgt diefe Steuer feine Heranziehung zu den Kommunal: 
bedürfnijjen. Schon bisher war die Steuer auf die mobilen Werte von 
den fommunalen Steuerzuichlägen frei; fie find auch jett unanmwendbar, da bie 
Couponeinlöſungsſtellen meift nit in der Steuergemeinde des Eigentümers 
liegen ; es wäre nur daran zu benten, den Zujchlag für das ganze Land feft: 
zulegen und zu erheben und die Eingänge an die Kommunen zu übereijen, 
was aber erftens gegen die finanzielle Selbftverwaltung verjtoßen würde und 
zweiten® doch nicht die Gemeindezugehörigfeit der Rentenbezüge zum Ausdrude 
brächte; e8 wäre da bejler, die betreffenden Aufgaben gleich) aut das Staat: 
budget zu übernehmen. Nach Art. 90 ift ein Spezialgejeg über die Departemental: 
und Kommunalfteuern geplant. 

3. Wir müffen uns num nod mit der Ergänzungdfteuer auf das 
Gejamteintommen von Haushaltungsvorftänden beichäftigen, mit der unter 
Umftänden die Kapitalrente zum zweitenmale erfaßt wird. 


Sie beginnt bei Einfommen über 5000 Frs. mit 10 rs. = "5 "lo und 
beträgt bei 100 000 Frs. ſchon 4 °/o, ift alfo ftarf progreifiv. Hier werden auch die 
bei den Einzelfteuerarten unter dem Erijtenzminimum bleibenden Bezüge ein: 
gerechnet; es wäre richtiger, wie in Oeſterreich, die Eriitengminima bei den 
Einzelfteuern nur dann zu gewähren, wenn das Gejamteinfommen unter 
einer gewiſſen Höhe bleibt. 

Die Veranlagung erfolgt im mejentlihen auf Grund ber Selbitein: 
Ihäßung der zu Belteuernden. Dieje zu machen, ift aber nidht eine ohne 
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weiteres gegebene Pflicht, jondern fie tritt erſt nach jpezieller Aufforderung 
des Kontrolleurs der direften Steuern ein — (dieſe Steuer ſteht nicht unter der 
Verwaltung bed Enregiftrement) — ein allerdings nur theoretiicher Unterjchied, 
da auch bei uns in praxi die Erflärungen wohl meiftens erft nad) Aufforderung 
abgegeben werden. Diejer Kontrolleur legt eine Lifte von den Perjonen in ber 
Gemeinde an, von denen er vermutet, daß fie der Steuer unterworfen find 
(die bei uns übliche und recht zweddienliche Hauslifte ift nicht eingeführt). 
Hinfichtlidy des beweglichen Einkommens ift der Betrag unter Spezifizierung 
nad der Art anzugeben. Dieſe Deklaration joll mit der über das Einkommen 
aus liberalen Berufen und aus im Auslande eingezogenen Renten auf einem 
Formular gemadt werden. Darin müflen auch die genauen Angaben über 
die zum Abzuge zu bringenden Zinjen und Schulden gemacht werben 
(Art. 63). Sie müllen auf „Ehre und Gewiſſen“ abgegeben werben. 
Nun tritt eine Kommilfion zujammen, in welcher aber feine Steuerpflichtigen, 
wohl aber das Enregiftrement vertreten ift, um jeine Kenntniſſe aus ber 
Mobiliar, Erbichaftsbefteuerung und den verichiedenften Gebührenanfällen 
zu verwerten; hier tritt ſchon ein Nachteil in der Kompetenzverteilung für die 
direkten Steuern zutage. Die Mitglieder werben wie bei den jchon erwähnten 
anderen Kommijfionen vom Präfekten ernannt. Das ift hier, wo es ſich 
nicht mehr, wie bei den Einzeliteuern, um die Schäßung unter Zuhilfenahme 
von äußeren Merkmalen handelt, jondern um die der gelamten wirtichaftlichen 
Pofition, ein jchwerer Mißgriff. Diefe Kommiſſion lädt ſchon durch ihre Zu: 
ſammenſetzung das Odium der Inquiſition auf ſich. Iſt ſchon für richtige 
Deklarationen überhaupt der esprit publie, die politiſche Zufriedenheit, von jo 
großer Bedeutung, jo fann man darauf auch nur rechnen, wenn der Steuer: 
pflidytige von einer unparteiiihen, vom Laienelement beherrihten Kommiſſion 
eingefhäßt wird. Vorladungen vor die Kommilfion, Inſtanzverluſte und amt: 
liche Einſchätzung bei Nichtericheinen find auch hier vorgejehen. Aber aud hier 
finden wir die drafoniiche Strafe auf bie Hälfte des Einkommens und auf 
da3 dreifache des hinterzogenen Betrages bis auf 10 Jahre zurüd (Art. 68/69). 
Und dieſe eremplariihe Strafe aud dann, wenn jemand von Amts wegen (meil 
er feine genügende Aufklärung gab oder nicht erichien) zu niedrig eingeſchätzt 
oder in die Steuerrolle gar nicht aufgenommen worden ilt. 


Der Wert diejer Ergänzungdfteuer, die dod) eigentlich Hauptfteuer 
fein jollte, ift troß des Fortſchrittes, den fie bedeutet, weſentlich dadurch herab: 
gedrüdt, daß fie nur für größere Einfommen, ab Frs. 5000, und damit für 
eine Eleine Minderheit der franzöfiichen Steuerzahler, gilt und hier mit einem 
finanziellen Effeft von ganzen 10 Frs. beginnt. Dadurd kann fie nicht bie 
großen Mängel korrigieren, welche die Einzelfteuern für die überwiegende 
Mehrzahl der Steuerpflichtigen im ihrer Veranlagung haben. Die Eouponfteuer 
bietet zudem auch feinen Anhalt für Kontrollierung der Gejamteintommenfalfion. 
Denn für franzöſiſche Werte wird nad dem alten Geſetze die Steuer von 
dem Zinsichuldner erhoben, ohne daß der Name des Sinabertchers befannt wird, 
ja auf diejen die Steuer audy nur abgewälzt werden müßte. Für die aus— 
ländiſchen in frankreich eingelöften Coupons wird zwar der Name jedes Ein- 
reicher8 verzeichnet, aber e8 ift wohl faum durchzuführen, daraus für jeden 
Couponbefiger nad jeiner Gemeinde eine Note über die von ihm in ganz 
Frankreich zum Inkaſſo gegebenen ausländiichen Coupons zu jenden. 
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Das finanzielle Ergebnis ftellt fi nad) dem Entwurf im Anſchlag folgender: 
maßen: 
s Bisher Millionen künftig Millionen 


1. Ueberbauter Grundbbefig . . . . A 96 
2, Nichtüberbauter Grundbefiß . . . 105 50 
3. Berjonal: und Mobiliarfteuerr . . 101 _ 
4. Tür: und Fenſterſteuer 66 — 
5. Batentfteuerr - . > 2 2 20. 138 (501) 128 
6. Franzöfiihe Eoupond . . . . . 71 711 

Ausländiihe Eoupond. . . . . 9 (80) 36 

(124) 3 Hypothelen, Depots, Dar: 


leben ꝛc. 
21 Landwirtſchaft 
18 Gehälter, Benjionen 
6 liberale Berufe 


— 14 franzöſiſche Rente 
— 120 Ergänzungsſtener 


7. Effeltenſtempel⸗ und ————— 
JJ re er et on 109 131 
690 694 


Wir enthalten uns hier der Betrachtung über die Laftenverichiebung. fügen 
aber noch an, daß auc der Effektenftempel und die Transmiffionsfteuer in dem 
Entwurfe eine neue Feſtlegung erfährt. 


Nach den jeweils höchſten Sägen, auch der Ergänzun fteuer, berechnet, 
ergibt fich darnach 3. B. eine Steuer von 15"/o auf die SKapitalrenten von 
Inhaberpapieren (vgl. ’Economiste a. a. D.). Für die Deklarationen der Renten 
aus dem Auslande und de Gejamteinftommens Hat aud bie 
franzöfiiche allen Bermögensübergang von Todes wegen erjaffende Erbſchafts— 
fteuer nur untergeordnete Sontrollebedeutung. Denn gerade auswärtige 
Depots find mangels eiblicher Inventaraufftellungen auch der Erbichaftäfteuer 
am leichteiten zu entziehen, und die Ergänzungsfteuer läßt jehr viele Renten: 
einfommen frei. ‘allen wir unſer Urteil über bie Diethode der Rapitalrenten: 
jteuerveranlagung zulammen, fo lautet es auf Zaghaftigfeit im ganzen Prinzip, 
unnötige Scheu vor einer allgemeinen Deklarationspflicht und damit einem in 
Wirklichkeit gar nicht jo läftigen Eindringen in die Privatverhältnifje, dafür 
aber im einzelnen heimliche, unangenehme, inquifitoriihe Kontrolle derjelben 
und umjomehr Rigorofität gegen die Kreditbanken und Bankier, mangelnde 
Rüdfiht auf privatwirtichaftlicye Verhältniffe und Gefährdung allgemein volks— 
wirtichaftlicher Intereſſen. 

„Approprie aux traditions, aux moeurs dans notre pays“ ſoll das 
Gejeg nad) den Worten des Finanzminiſters jein; aber es behält nur den 
äußeren Anklang an das beitehende Syitem bei, nicht den alten vertrauten 
Geiſt; fein Frifches, neues, kräftiges Gebilde fam da heraus. 


II. 

Und doch ift dabei eine auswärtige Gejeßgebung Pate geftanden, von ber 
der Finanzminiſter zwar nichts erwähnte, die öſterreichiſche Steuer: 
Alk vom 25. Oftober 1896 betr. die direften Perjonal: 
euern. 
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Auch diejes Geſetz!) unterfeidet 1. Einzelertragsfteuern nämlid die 
allgemeine Erwerbsſteuer von allen Erwerböunternehmungen und auf 
Gewinn gerichteten Beichäftigungen (u. a. Band: und Foritwirtichaft ausgenommen), 
dann die jpezielle Erwerbäfteuer von allen zur Öffentlichen Rechnungs: 
legung verpflichteten Unternehmungen, vor allem alſo Aktiengejellichaften, während 
die alten Real- (Grund: und Haus:) Steuern weiterbeftehen, endlich bie Renten: 
teuer und eine Bejoldungafteuer und 2. bie Perfonaleintommen: 
feuer auf das gejamte Einfommen über 1200 Kr. von phyfiichen Perſonen. 

Der Rentenfteuer unterliegen nun alle Bezüge aus Vermögensobjekten 
oder Bermögensrechten, jomweit fie nicht jchon durch eine Spezialfteuer getroffen 
find?) (S 124. Die Erhebung geichieht auch hier auf zweierlei Art: 

1. durch Abzug bei der Couponbezahlung für bie nicht fteuer- 
befreiten Staatd- und öffentlichen Fonds und die Papiere der der öffentlichen 
—— unterworſenen Unternehmungen, natürlich nur des Inlands 

133); 


2. in allen anderen Fällen, aljo au für alle ausländiichen Fonds, für 
Hppothefen und Darlehenzzinien ꝛc. auf Grund von Selbftbefenntnifien 
(5 137, 138). 

ad 1. Die Eouponfteuer ift alfo viel weiter zurüdgedrängt als im 
franzöfifchen Entwurf und erſcheint eigentlich nur als ein Bequemlichkeitsmittel; fie 
iſt auch frei von allen rigorofen Vorſchriften gegen die Banken. Die Steuer 
wird nicht wie dort bei ben inländilchen Coupons in feiten Terminen und 
Beträgen, unabhängig von der Summe der wirklich eingelöften Coupons er: 
hoben, jondern ift vierteljährig genau in Höhe der wirklich außgezahlten oder 
gutgejchriebenen Beträge dem Steueramt einzuliefern ($ 134). Als Kontroll: 
mittel dienen die jchon für die Erwerbsſteuer der „der öffentlichen Rechnungs— 
legung unterworfenen Unternehmungen“ gebildeten Kataſter, ferner die Rechnungs: 
abichlüffe, in denen die Höhe der wirklich zur Auszahlung gelangten Sinen 
erſichtlich iſt (Vollz. VO. v. 23. Juli 1897 Art. 9) und die Verlojungspläne. 
So fommt die Steuer doch wenigftens näher an den Rentenbezieher heran, dem 
he nah $ 133 in Abzug zu bringen ift, wenngleich) daburd) die vertragamäßige 
Uebernahme durch die Gejellichaft zc. nicht verboten ift. 

Dieje Steuer ift zum Zeile nur mehr eine fisfaliihe Reliquie, weil man 
mit ihr leicht und bequem die bier unterftellten Bezüge wenigftens ganz er: 
Taffen kann, zum andern Zeil finden ſich in ihr die bejonders von Lorenz von 
Stein fo ftarf erhobenen wiſſenſchaftlichen Bedenken gegen die Kapitalrenten- 
Heuer der Dividenden aus den Unternehmungsanteilen berüdfichtigt. 

ad 2. Für alle nicht mittels Abzugs durch den Schuldner ſchon befteuerten 
Renten ift eine Deklarationspflicht ohne belondere Aufforderung gegeben. 
Zur Nachprüfung kann ſich die Steuerbehörde aller ihr zujtehenden Hilfsmittel 
bedienen, alſo auch ber Sadjverftändigen und Auskunftsperſonen. 

Die allgemeine Einfommenfteuer, melde gleich der franzöfiichen 
Komplementarfteuer zu den einzelnen Steuern Hinzutritt, befommt erſt durch 


2) Bal. auch Handwörterbuh der Staatöwifjenih. Bd. III 5. 419, ferner Dr. Rich. 
Reich, große Ausgabe ded Geſetzes, Wien 1905. Wir fönnen bei den ungeheuer vielen 
Einzel- und Ausnahmebeſtimmungen nur dad Allgemeinſte Hier behandeln. 

*) Dividenden von Gejellihaften mit öffentliher Rechnungslegung werden nicht 
bier, ſondern von ber Erwerböfteuer getroffen. 
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Während die Nentenfteuer in ben meiften Fällen 2% (aber von ber 
Staatsihuld 10 %/o, was einer Zinsherabicgung gleichkommt) beträgt (gegen 40 
in Frankreich), beginnt die allgemeine Einfommenjteuer bei einem m. €. ge 
gebenen Eriftengminimum von 1200 Kr. mit 0,6%, (Frankreich 0,2% von 
5000 Fr. an). 

Die allgemeine Einfommenjteuer ift im allgemeinen allen modernen An: 
forderungen gerecht, was Schuldabzüge, Notlagen, Ausländerfrage ꝛc. anlangt. 
Die Kapitalrenten werden von ihr nochmals erfaßt, auch alle Dividenden. Die 
Veranlagung vollzieht fi) von Eintommen über 2000 Kr. an durch Selbft: 
deflaration, bei den andern durch Einſchätzung. 

Die Vorbereitung geichieht nad) Einvernahme von Vertrauensmännern, die 
meift von den Gemeindevertretungen aufgeftellt werden; die Haußliften leiften 
gute Hilfe. Leider ift auch Beioldungsangabepfliht ber Vohngeber ($ 201) 
ftatuiert. Das Verfahren, die Bejugniffe und Zujammenjegung der Kommilfton 
hat wegen ber Aehnlichkeit mit dem preußiichen Gejege bier feinen näheren 
Reiz. Bemerkenswert ift die niedrige Beitrafung der Steuerhinterziehung 
mit dem 3—9Ifachen, für die Steuerverheimlihung (das find geringere 
Verfehlungen) mit dem 1—6fadyen. 

Aue diefen Umriffen des öjterreichiichen ——— ſehen wir 
jedenfalls, daß nur ſeine äußere Anlage von dem franzöſiſchen kopiert wird; 
diejem gegenüber finden wir es aber als eine planmäßige, moderne Anjhauungen 
und Forderungen tunlichſt berüdfichtigende Borftufe zu einer allgemeinen Ein- 
fommenjteuer, welche zweifellos auch Defterreich, freilih im Kampfe gegen um: 
gezählte Privilegien, befommen wird. 


IV. 


Verfolgen wir nun eine Steuergejeßgebung, welche fi) durchweg auf bie 
Selbftdeklaration der Pflichtigen ftüßt, die preußiihe allgemeine Ein: 
fommenfteuer nad) dem Gejege vom 24. Yuni 1891 bzw. 19. Juni 1906. 
Abgejehen von der Ergänzungsvermögeniteuer unterliegt alles Einfommen, 
wenn es auch in dem Belenntniffe genau nad den verichiedenen Quellen ans 
gegeben werden muß, einer einheitlichen Steuer. Dieſe Spezifizierung nad) 
Quellen leiftet für die Prüfung der Deflarationen jchon weſentliche Dienfte, in: 
loferne als diefe einzelm auf ihre Richtigkeit immerfort unter Kontrolle ftehen 
und das Belanntwerden irgendeiner nicht angegebenen Steuerquelle ſchon zur 
Verfolgung führt. 

Die Unterlaffung der Steuererklärung, jei e8, daß dieſe nah $ 25 ohne 
weiteres oder nad) $ 26 erjt nach Aufforderung abzugeben ift, zieht zunächſt 
Verluſt der Rechtsmittel gegen die Einihägung und, wenn eine nochmalige Auf: 
ern ohne Erfolg erging, einen 5 /oigen Zujchlag') zur veranlagten Steuer 
nad ſich. 

Dies find die Heinen Mittel, die nur überhaupt eine Erklärung er: 
zwingen wollen, für die Richtigkeit derjelben aber ohne Bedeutung find. 

Es werden zwei Kommiffionen gebildet, die Voreinſchätzungs- und 
die Beranlagungsfommiliion; in beiden dominieren die Wahlmitglieder. 
Bevor dieſe in Tätigkeit treten, hat bereit der Gemeindevorfteher mit Hilfe der 








i) Nach der neuen Fallung gegen früher 25°%0; legtere jegt nur mehr außerdem 
bei Unterlaffung nah nodhmaliger Aufforderung. 
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Hausliften und auf Grund jonftiger eingezogener Nachrichten!) (SI 22—24) 
Einkommensnachweiſungen aufgeitellt. Diele werden von der erſteren Kommiſſion 
nahgeprüft und bei den Einkommen unter 3000 ME. der Steuerſatz vermerkt 
(die Feſtſetzung desjelben geichieht durch den Borjigenden der Veranlagungs: 
fommilfion). Bor leßterer beginnt nun erft ein richtiges Verfahren. Es fteht 
ihr hier zur Verfügung: 

1. da8 Grundbud; von allen Eintragungen, Umfchreibungen, Löſchungen, 
Zinsveränderungen von Hypotheken und ähnlichen rentierenden Rechten ift der 
Steuerbehörde Mitteilung zu machen; 

2. die freiwillige Gerichtsbarkeit, welche fortlaufende Verzeichnifie 
über ihre Verhandlungen (m. Ausn.) einreihen muß; 

3. die Eijenbahnbehörden bezüglich ihrer Bebdienfteten ; 

4. allgemein alle Staats und Rommunalbehörden, melde in 
alle die Einfommensverhältnifje betreffenden Akten zc. Einficht gewähren müfjen ($ 36); 

5. die Direfte Befragung des Steuerpflichtigen jelbft ; 

6. die beihlugmäßige Auferlegung der Pflicht, die Wirtſchafts-Ge— 
Ihäftsbüdher, Verträge, Schuldverjihreibungen, Zinsquit— 
tungen x. zur Einfiht vorzulegen ($ 40/IV); 

7. die Vernehmung von Zeugen und Sadverftändigen, wenn 
der Pflichtige nicht ericheint, oder die Zweifel trogdem nicht behoben werben; 
dieje Perſonen dürfen das Zeugnis nur nad) den Beitimmungen der ZPO. 
ablehnen. 

Dagegen ift nicht geftattet: 

1. die Ausfunftserholung über den Inhalt des Staatsihuldbuds 
und Vernehmung der Beamten besjelben nad) $ 2/IV des Gejeges vom 20. Juni 
1883, außer der Steuerpflichtige bedient ſich ihrer jelbft ala Beweismittel; 

2. in gleicher Weile über die Sparfajjeneinlagen (8 36/VI); 

3. die Zeugen und Sadjverftändigen dürfen nicht eidlich vernommen 
werden, außer in der Berufungsinftanz ($ 48/IV); es fteht der Steuerbehörde 
gegen fie auch fein Zwangsmittel zur Verfügung; 

4. dem Pflichtigen jelbft fann in feinem Falle ein Eid auferlegt 
oder geftattet werden. 

Wir ftellen hier einige Abweichungen daneben, melde fi in dem bayer. 
Rapitalrenten und Einfommenfteuergejege (beides find Einzel: 
ertragäfteuern) finden, welche ebenfalls auf der Selbftdeffaration beruhen. 

Hier wird die Vorprüfung und Materialfjammlung von der Steuer- 
bebörde jelbft vorgenommen; es ftehen ihr ebenfalls alle Staats: und Kom: 
munalbehörden und Notare zur Verfügung (Art. 18 KRStG.) — aber mit 
Ausnahme von Berlafjenichaften und VBormundichaften, auf deren hier einjchlägige 
Bedeutung wir noch gejondert zu jprechen fommen werden, haben dieje keine 
jelbftändige fortlaufende Mitteilungäpflicht, jondern handeln erft auf Requi— 
ſition. Bedienftete des Steuerpflichtigen dürfen bier überhaupt nicht ver- 
nommen werden (Art.43 EStG.21 KRStG.). Auskunfts: oder Eideövermweigerung 
von Zeugen oder Ausfunftsperjonen unterliegen einer Ordnungsftrafe von 2 bis 
100 ME. Wir müflen hier an einen in der bayeriihen Abgeordnetenfammer 
geftellten, aber nicht angenommenen Antrag Quß erinnern, welcher bei Unter: 
juhungen wegen Hinterziehungen den Rentämtern ein Hausjuchungs: und 


2) Bol. Fuifting, Die preukiichen direkten Steuern 5. Aufl. Bd. I ©. 266. 
Annalen des Deutſchen Reichs. 1907. 17 
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Beihlagnahmereht gewähren, ferner bie Zeugenbeeidigung ſchon im Anlegungs- 
verfahren mit Zeugnispfliht aud der Bankier geitatten, und endlich 
den Bankiers die Pflicht zur Einreihung von PVerzeichniffen der deponierten 
Kapitalien auferlegen wollte — aljo ein wahres Vorbild für Herrn Eaillaur 
(vgl. — Ber. d. K. d. Abg. 1903/04 Bd. XII ©. 877 ff., Bd. XIV 
©. 389 f}.). 


In der Vollz.-Vorſchr. 3. KRStG. vom 10. Auguft 1899 88 10 ff. find 
als dienliche Informationen u. a. aufgeführt: 

1. Bergleihung der Erbihaftsfteueraften und der von Notaren x. 
überreihten Gebührenregifter ac. hinfichtlich der auf Kapitalsanlagen ſchließen 
lafienden Rechtsgeſchäfte (es ift recht wichtig, daß Gebühren und direkte Steuer: 
ſachen zum felben Reffort gehören — entgegen Frankreich); 

2. Ermittlung von Hypotheffapitalien und der in Vormund— 
j ar und Nachlaßſachen verwalteten Kapitalien bei Gerichten. 

3. Schlüfle aus der Wohnungsmiete, dem Berbraude, dem Auf: 
wande und den bekannten Einnahmequellen; 

4. Nachforſchung, ob die von jemand zum Abzuge gebrachten 
nachgewieſenen Paſſivrenten bei deren Empfänger fatiert ſind 
— ein recht wirkſames Mittel; 

5. eine gegenſeitige Mitteilungspflicht unter den Rentämtern, 
wenn Renten ermittelt werden, die Steuerpflichtige aus einem 
andern Bezirke beziehen; 

6. Zuſammenfaſſung aller Ermittlungen in einer Regiftratur für den ein: 
zelnen Pflichtigen. 


Den Deklarationen fommt aber eine viel höhere Bedeutung zu als bie 
einer willkürlichen Bafıs für die amtlihen Ermittlungen, es joll ohne wirkliche 
Gegengründe nicht von ihnen abgewichen werden; anderfeit8 brauchen dieſe Gegen: 
gründe nicht bis zu einem vollitändigen Gegenbeweis durchgeführt zu werden. 
Es ift aber dem Pflichtigen die Art der Bemängelung feiner Faſſion genau 
anzugeben und jeine Beweisführung zu prüfen; auch feine Austunftsverweigerung 
gibt noch feinen zwingenden Grund zur Umftoßung feiner Falfıon: nur wenn 
dem Pflichtigen die Bedenken mitgeteilt wurden und berjelbe den ihm auferlegten 
gejegmäßigen Aufklärungen und Beweisvorlagen ($ 39/1, $ 40/1V preuß. EStG.) 
nit nachlommt oder die Kommilfion ihre Bedenken trotzdem nicht zerftreuen 
fann, darf fie von der Faſſion abweichen. Die Veranlagungskommiſſion ent: 
icheidet ohne Kleinlichkeit dann in den beichriebenen Grenzen.') 

Gegen den Steuerpflidytigen jelbit gibt e8 zum Zweck der fisfaliihen Be— 
weisführung fein Zwangsmittel, er gewärtigt eben Feſtſetzung der Steuer durch 
die Kommilfion, und, wenn ſich danach wirklich Unrichtigkeit der Faſſion ergibt, 
Beitrafung. Auch in der Berufungsinftanz ftellt ſich die prinzipielle Seite nicht 
anders; e3 findet bier im gleicher Weile eine umfaſſende Tatſachenfeſtſtellung 
ftatt, welche die Grundlage der Beurteilung der Kommiſſion ift, aber feine 
prozefjuale Beweispflicht des Berufungsführere. Nur die Möglichkeit der Zeugen: 
vereidigung tritt hier hinzu. 

Dieſe erwähnten Nahprüfungsmittel laffen fi in zwei Arten jcheiben : 

1. Die internen Maßregeln der Behörden. 


) Bgl. Hiezu näher Zuifting a. a. D. ©, 264 ff. 
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2. Die gegen den ‘Pflichtigen und jeine Nachkommen unmittelbar 
gerichteten. 

Erftere werden nicht läftig empfunden, da fie zu jelbitverftändlich find; 
jedermann weiß, daß die Grund: und Hypothekenbücher zc. dem Fiskus zur 
Einfiht offen ftehen, daß die Gebühren, die fi) nad den angegebenen Werten 
der Gegenftände richten, zum Material der Steuerbehörden gehören; jeder 
weiß, daß jeine DVermögensinterefien, wenn fie mit den Amtsfunktionen des 
Staates in Berührung kommen, nicht verborgen bleiben können. 

Aber dieſe Gegenftände find e8 auch nicht, bei denen die Kontrolle 
ihmerzlidy empfunden, die Hinterziehung verlodend ift: darunter fällt vielmehr 
vor allem das aus beweglichem Kapital namentlih aus Wertpapieren be: 
ſtehende Bermögen. Und gerade gegen diejes Kapital richten ſich auch bejonders 
die unter 2 oben genannten Kontrollmittel. Bei diefen wirft aber mehr ihre 
tet? drohende ala ihre effektive Anwendung ; denn einmal ift fie in ausgedehnten 
Mape unmöglich und meiterd muß man es zur Ehre unjerer Finanzverwaltung 
jagen, daß fie fi) dem Wunſche der Mtinifter entjprechend von Heinlicher 
en — welche gerade aus dem franzöfiichen Entwurje uns entgegenatmet 
— ielt. 

Gegen das mo bile Kapital richten ſich nun vor allem die Zeugen— 
einvernahme, die Strafverfolgung, Nachlaßbehandlung und 
Erbſchaftsbeſteuerung. 

Von den dem Pflichtigen ſelbſt auferlegten Verpflichtungen zur Vor— 
lage von Büchern, Schuldverſchreibungen, Zinsquittungen und zur Abgabe von 
Aufklärungen darf man ſich für die Kapitalrenten nicht zu viel erwarten. 
Handelsbücher find ja nach dem Handelsgeſetzbuch $ 45—47 ſchon den Gerichten 
zugänglich, werden darum feine verſchwiegenen Kapitalien aufweilen, wo zudem 
die Aufnahmepfliht des Privatvermögens in diejelben Außerjt beitritten !) und 
jedenfalls leicht zu umgehen it. Die Borlage von Schuldverjchreibungen und 
Quittungen findet nur da ftatt, wo die betreffenden Kapitalien ſchon in der 
Fafſion genannt waren und es nur mehr auf richtige Feſtſtellung der Rente 
anfommt. Aber eine eigentlihe Verſchweigung von Einfommens- 
quellen mobiler Werte wird durch biefe Mittel nicht leicht aufgededt werben. 

Hier wirken nun Beugenvernehmungen jchon beſſer. Aber gerade 
die meiften Perjonen, welche genauere Kenntniffe über die Vermögensverhältniſſe 
haben, ſtehen zu dem Pflichtigen in einem Verhältniſſe, welches nad) $ 383/384 
RZPO. ein Zeugnisverweigerungsreht gewährt. 

Greifen wir ben außer der Verwandſchaft häufigften und wegen der 
Größe der Summen widtigiten Fall heraus, das Vertrauensverhältnis zu dem 
mit der Kapital-Berwahrung und Verwaltung betrauten Bankier. Gerade 
gegenüber der im franzöfiihen neuen Entwurf niedergelegten fonträren An- 
Ihauung jei bier jeftgeftellt, daß der Bankier beim Depofitengeihäft und im 
Kontoforrentverfehr kraft jeined Gewerbes über die ihm dabei befannt gewordenen 
Tatſachen „nach deren Natur“ und vor allem nad der Verkehrsſitte zur Ver: 
ihmiegenheit verbunden if. Nur wegen diefer Garantie wird ihm das Ber: 
mögen anvertraut. Der VBermögensbefig ift wegen ber ihm drohenden Gefahren 
immer etwas, das jeiner Natur nad) geheimgehalten und, wenn es jemanden 


1) Bol. Betzinger, Privatvermögen und Bilanz in —— Zeitſchr. f. 
Handelsz-æKonkt-u Verſicherungsrecht 1907 Nr.5 ©. 311 ff. 
17* 
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mitgeteilt wird, al8 ein Geheimnis anvertraut wird. Das Publikum fteht dem 
Bankier ähnlich wie einem Arzt, einem Geiftlichen gegenüber, weil e8 ihn eben 
zu gewiflen notwendigen Handlungen braudt und ins Vertrauen ziehen muß. ') 

Etwas anderes ift 8 im Strafverfahren. Hier fand unjere Gejeh- 
gebung das öffentliche Intereſſe an der Ordnung und Beobachtung ber 
Gelege zu ftark, um vor privaten Bertrauensbeziehungen halt zu machen. Die 
SPD. beichränkt fi bier auf das Zeugnisverweigerungsrecht von Geiftlichen, 
Rechtsanwälten, Verteidigern und Aerzten ($ 52 StPO.) Im Gtraf: 
verfahren wegen Dinterziehung unterliegt aljo der Bantier 
dem Zeugniszwang. 

Aber nur in wenigen Fällen wird e8 zu dem Verfahren vor den Gerichten 
fommen, welches nad) $ 76 PrEStG. nur dann ftattfindet, wenn der Be 
Ihuldigte nicht die von der Regierung vorläufig feitgejegte Strafe zahlt. Er 
wird dagegen nur demonftrieren, wenn er gerade durch Beweiserhebung eine 
Freiſprechung oder niedrigere Strafe zu erzielen meint, zumal nad $ 76/IH 
die Regierung unter den ordentlihen Strafrahmen herabgehen fann. Dagegen 
aber, daß ber Fiskus einfach durch Straffeitfegung ein Strafverfahren provoziert, 
nur um eine umfangreichere Bemweiserhebung zu erzielen, bietet die Notwendig: 
feit eines gerichtlichen Eröffnungsbeichluffes Garantie. ?) 

In dem Strafrahmen weicht die allgemeine Eintommenfteuer Preußens 
wejentlich von dem bayerischen Kapitalrentenjteuergerfege ab. In letzterem ift ala 
Fixum ber 15 fache Betrag der Hinterzogenen Steuer feſtgeſetzt (Art. 33), 
Preußen gewährt einen Rahmen vom 4—10 fahen ($ 72).”) In beiden 
Geſetzen ift die Strafe in maximo auf 100 ME. reduziert, wenn feine Steuer: 
binterziehungsabfiht angenommen wird. Das preußiiche Gele läßt, wenn vor 
Einleitung einer Unterfuhung oder Anzeigeerftattung richtige Nachfaſſion erfolgt, 
völlige Straffreiheit eintreten, wodurd) namentlich ben ; Werl vor die 
Kommilfion in manden Fällen ein Erfolg gefichert wird. Bayern fett biefür 
immerhin nod) eine Ordnungsſtrafe bis zu 100 ME. feit. 

Wie die hohe Strafe vor Hinterziehung abichreden ſoll, jo ſoll die er: 
wähnte Straflofigkeit bedrüdte Gemüter zur richtigen Nachfaſſion bewegen. 

E3 darf darum auch die Steuernahholung, welche unabhängig von der 
Strafe eintritt, nicht zu jchwer eingreifen, um nicht wieder abzufchreden und es 
frägt fi, ob eine Nachholung bis ſpäteſtens 10 Jahre zurüd, ($ 73 EStG. 
Art. 42/II RStG.) nicht zu weit geht. 

Beſonders beacdhtenswert ift das aber für die VBerpflihtungen der 
Erben. Eine Strafe gegen fie für Hinterziehungen bes Erblaſſers zu erkennen, 
ift ſchon aus allgemeinen ftrafrechtlichen Geſichtspunkten unzuläſſig. Eine 
völlige Nachleiftungsbefreiung würde zu Hinterziehung nur anreizen, andererjeits 
find die Erben, wenn fie einen zu bedeutenden Nadjzahlungsbetrag neben ben 
fonftigen mit dem Erbgange verbundenen Koften leiften müßten, nicht geneigt, 
ihrerjeitö num richtige Faſſionen zu machen und jo verichleppen ſich die Hinter: 
ziehungen durch Generationen durch. Mit Recht nimmt darum das preußische 

ı) Vgl. Saupp- Stein, ZRO. I 874; NO. 53/40. 

) Denn die Straifeitiegung ift fein Strafbeicheid im Sinne $ 459 ff. der StBOD. 
ſodaß auch 8 462 StPO. nicht Pla greift. Anders in Bayern (Art. 37 ARStS. mit 
172 ESt®. Art. 86 AUG. z. StPO.), wo der im Verwaltungswege ergangene Strafbeicheid 
unter $ 459 ff. StPO. geitellt ift. 

) Für die Ergänzungsiteuer auf das Kapitalvermögen allerdings vom 10-25 fachen 
(844 ErgSt®.). 
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ESſtG. Für die Erben eine Nachzahlung nur bis längftens 5 Jahre zurüd an 
($ 73/0). Anders Bayern. 

Hier geht man von dem Gebanten aus, die Staatätaffe ſchadlos zu 
halten; das ift aber nur dann richtig, wenn man im Erbfall aud die ftatt- 
gefundene Hinterziehung mit möglichfter Sicherheit feftitellen fan, mozu bisher 
namentlich” die eidesftattlichen Verſicherungen bei der Erbichaftsiteuer und die 
Nachlakverzeichnifie der Vormünder minorenner Erben beitrugen. Nun, nad 
Begiall erfterer Möglichkeit halte ich e8 für fisfalifch wichtiger, durch Milde 
rihtige Faſſionen für die Zukunft zu begünftigen, als durch Strenge abzu= 
ſchrecken. Die Nachzahlung kann nad Akt. 42 II ARStG., wenn eine auf 
mehr als zehn Jahre zurüdreichende abfichtliche Steuerhinterziegung ftattgefunden 
hatte, bzw. vermutet wird, bis auf 20 Jahre zurüderftredt werden. 

Hier Ichließt nun unmittelbar die Frage an, welde Mittel jind 
gegeben, um bei den Erbfällen die Hinterziehungen aufzu: 
deden und den Fiskus in dem angegebenen Rahmen jchadlos zu halten. 

In erfter Linie könnte bier die Erbſchaftsſteuer wirken, wenn fie 
alle Erbjälle, wie Schenkungen unter den Lebenden erfaßte und dabei eine 
zweifelsfreie Feſtſtellung der Erbmafje mit fich brädhte. 

Das ee re 3. Juni 1906 bat die 
bundesftaatlihen Erbichaftsfteuergejeße außer Geltung gebradt (3 60 REStG.). 
Den Einzelftaaten ift jedoch geitattet, durch Beſteuerung der Erbgänge und 
Schenkungen an die jonft nicht getroffene Deszendenz und bie Ehegatten und 
hinfichtlid, einzelmer anderer Befreiungd-Beitimmungen über das REStG. hinaus: 
zugehen.) Don erfterer Erlaubnis ift in Lübeck. Bremen, Hamburg, Eljah- 
Lothringen, Schwarzburg:Sondershaufen, Reuß ä. 2. Gebraud) gemaht. Im 
allgemeinen entfällt alfo für weitaus die Mehrzahl der Erbübergänge — Des: 
zendenz und Ehegatten — eine Kontrolle durch dieſe Steuer. Für die ver: 
bleibenden Faͤlle heben wir folgende Beftimmungen hervor. 

Neben dem Erwerber einer fteuerpflitigen Zuwendung haftet immer der 
Erbe, alſo auch ber für feine Perfon befreite, wie auch die mit Ordnungsſtrafen 
erzwingbare Ausfunftserteilungspflicht nicht nur für den eigenen Erwerb, jondern 
auch den anderer zutrifft ($ 42 REStG.). Wir erinnern und dabei an bie 
vielfah vom franzöfiichen Enregiftrement geübte Mitintereifierung. Der Anfall 
it „nad) beftem Wiffen und Gemiffen“ zu deflarieren ($$ 36, 37 a. a. D©.). 

Der Regierungsentwurf ließ bier noch, gleich dem biäherigen preußiſchen 
und bayeriſchen Erbſchaftsſteuergeſetz, eine eidesſtattliche Verſicherung zu. 
Wenn dieſe auch nur in den ſeltenſten Fällen abverlangt wurde, jo war allein 
ihr Borhandenfein, ihre Möglichkeit, ein wirkſames Mittel zur Erzielung richtiger 
Angaben. Der Gejegeber, welcher dieſen Eid fallen ließ, zeigte eine große 
Selbftverleugnung und, im Gegenjage zu dem jetzigen franzöſiſchen Gejetgeber, 
ein Verftändnis für die Auffaffung in der Volksmoral. Noch mehr als bei 
anderen Strafgelegen pflegt jonft die Berückſichtigung dieſer Volksmoral bei den 
Steuerftrafen zu gunften eines rüdfichtslojen Fiskalismus vernadjläffigt zu 
werden. Wie man dagegen ſchon bei der Prüfung der Einfommendeflarationen den 
Eid des Steuerpflichtigen zu jeinen Gunften wie Laften ausichloß, fo trug man 
aud) hier der Schwäche des Steuergewiffens Rechnung. Die ſozialdemokratiſche 


1) — Zuſchläge zur Reichsſteuer für eigne Rechnung zu erheben (8 58, 
5 REStG 
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Traktion hatte hingegen die Beibehaltung des Eides bejonderd megen jeiner 
Prohibitiv-Wirkung gegen Einfommenfteuerhinterziefung beantragt. ') 

Die Steuerbehörden find jomit hauptfähli auf die Kontrolle mit Hilfe 
anderer Behörden beichränft, die Beziehungen zwiſchen benjelben find jedoch 
gejeglich genau in ihrem Umfange feftgelegt, wodurch eine ſchrankenloſe behörd: 
liche Inquifition vermieden wird. Notare und Gerichte haben die von ihnen 
eröffneten letwilligen Verfügungen (und alle müffen von ihnen eröffnet werben) 
mitzuteilen und Einfiht in alle Nachlaßverhandlungen wie Erb: und Eheverträge 
zu geftatten ($ 41 a.a. D.). Gerichte und Berwaltungsbehörden müflen von 
Amtswegen die erfahrenen Defraudationen mitteilen ($ 40 a. a. O.). Nach der 
bayer. Vollz.-Bek. vom 10. Auguft 1906 führen die Rentämter für die zunädit 
fteuerfreien Erbgänge, die aber 3. B. wegen — — ſteuerpflichtig 
werden können, Ueberwachungsliſten ($ 10 VB.). 

Die Beſteuerung der Schenkungen unter Lebenden iſt, ſo unbedingt 
nötig fie zur Verhinderung der ſonſt immenſen Steuerumgehungen iſt, äußerft 
ſchwierig durchzuführen, wenn dieſe Schenkungen nicht zur Rechtsgültigkeit der 
amtlichen Mitwirkung unterliegen. Letzteres iſt bei uns für Mobilien — Wert: 
papiere — nicht erforderlih. Nach 8 20 a bayr. Vollz.Bek. müfen Notare 
und Gerichte die von ihnen beurkfundeten Schenkungen aud an die zuftändigen 
außerbayerijhen Erbichaftsfteuerämter in Abjchrift mitteilen. $ 21 a.a. ©. 
jagt weiter, daß bejonderes Augenmerk darauf zu richten ift, daß Schenkungen 
nicht als Hingaben zur Belohnung oder unter einer Auflage oder in der Form 
eine3 läftigen Vertrages gemacht werden, ferner jei eine geeignete Kontrolle in 
allen Fällen zu üben, in denen eine bisher nicht verfteuerte Kapitalrente mit 
Berufung auf eine Kapitalhingabe an andere Perjonen ing von 
der Kapitalrentenfteuer abgemeldet werden; endlich jei auch bei den Gebühren: 
revifionen eine fontrollierende Beobachtung zu machen. 

Man fieht aljo, wie zwar innerhalb des ganzen jteuerlichen Apparates, 
bejonders wenn er einheitlich organifiert it, in Berbindung mit den anderen 
Behörden ſchon eine ftille Beobachtung des Kapitalbefite® und Uebergangs 
möglid) ift. Der bdeutiche Gejeßgeber ließ ſich aber nicht bloß von fiskaliſchen 
Gefihtöpunften leiten und madte von den Mitteln, die eine Erbſchafts— 
befteuerung zur Kontrolle der Rentendeklaration bietet, feinen Gebraud ?) 

Die Strafen für Erbichaftsfteuerhinterziegungen find wohl aud mit Rüd: 
fiht auf die meiſt nebenhergehenden Einkommen- oder Rentenjteuer: Hinter: 
ziehungen und Nachholungen nur auf das 2 bis 4 jache ev. bis 20000 ME. 
beichränft. 

Nach all dem ift aljo die Erbichaftsbeiteuerung bei und als eine mittel: 
bare Beranlaffung zu richtiger Faſſion weniger geeignet; es ift aber noch die 
Art der amtlihenNahlakbehandlung, welche nebenhergeht, zu betrachten. 

Wir betrachten demnach nur das zwingende eventuell gegen den Willen 
der Beteiligten ftattfindende Eingreifen der Behörden. 

Nah $ 1960 BEP. ift dies reichsrechtlich nur zur Nachlaßſicherung und 
nad) 88: 2259 fi., 2300 BGB. zur Eröffnung der Verfügungen von Todes 


) Sie re amtliche rg aller Nacläfje über 1000 Mt. Sten. 
Ber. der Berh. d. Neichst. 1905/06 Bd. I 3121. 

” Andere Abfichten zeigten fich 2 in Bayern gelegentlich des Antrages 
„Ruß“; fr gelangte die Rejolution zur Annahme, „bei der angefündigten Ausgeitaltung 
der direkten Steuern erweiterte Bürgiaften für richtige Steuererflärungen herbeizuführen“. 
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3883/1 FGG.) und Auferlegung des Offenbarungseides ($ 88/I1 FGG.) 
——— ($ 2259/1 BGB.) Für die Nachprüfung der Kapitalangaben ift 
diefe amtliche Eröffnung aber nur von geringer Bedeutung, da bie Verfügung 
meift entiprechenb den Steuerfaffionen abgefaßt jein wird, und die Erbmaſſe, 
wenn die Zumendungen nur in Bruchteilen und nicht in feften Beträgen aus: 
gejett find, nicht daraus hervorgeht. 

Durchgreifend wirkt hier aljo nur eine amtliche Feitftellung der 
Nachlaßmaſſe. 

Ueber die nach $ 1960 gegebenen, aber jelteneren !) Fälle ber Nachlaß— 
fiherung hinaus madt Art. 140 des EG. z. BGB. und 8 192 bes FGG. Vor: 
behalte zu gunften der Landesgeſetzgebung. 

Bon erſterem, nad) dem in allen Fällen die Errichtung eines Nachlaß-— 
verzeichniffe® angeordnet werden fann, machte weder Bayern noch Preußen 
(Art. 79 des preuß. AG. 3. BEB.) Gebraud). 

Der zweite Vorbehalt, welder die gerichtliche Auseinanderjegung 
in größerem Umfange zuläßt, fand in dem bayr. Gejet vom 9. Auguſt 1902 
betr. dad Nachlaßweſen und in der bayr. Nachlaßordnung vom 20. März 1903 
Berückfichtigung. Bayern tat dies aber nicht aus fteuerlichen, fiskaliſchen 
Gründen, — namentlich mit Rückſicht auf eine geordnete Führung des 
Grundbuches und auf das Bedürfnis der ländlichen Bevölkerung nach Gerichts— 
hilfe bei dem hier vorherrſchenden Immobiliarbefſitz. 

Die Auseinanderſetzung wird danach von Amts wegen eingeleitet 
wenn 1. ſich bei der amtlichen Erbenermittlung (Art. 3 NG.) ergibt, daß mehrere 
Erben vorhanden find und 2. innerhalb 2 Monaten jeit dem Erbfall die Aus: 
einanderjegung unter den Erben nicht ſchon früher ftattgefunden Hat 
(Art. 4 NG.) Im dem amtlichen Verfahren ift nun allerdings die amtliche 
Feſtftellung der Zeilungsmafje zu bewirken und zu dieſem Zwecke die Aufnahme 
eines Naclaßverzeichnifies anzuordnen (Art. 5). Aber einmal fehlt dem Gerichte 
jedes Mittel, von den Erben das Nadjlaßverzeihnis zu erzwingen und weiter 
findet das gerichtliche Verfahren überhaupt jein Ende, jobald nur ein 
Beteiligter widerſpricht ($ 95 FGG. 8 118/ III NO.), endlich aber 
wird gerade Hinfichtlich Hinterlaffener Wertpapiere, Forderungen und Bargeld 
die Auseinanderjegung vor Ablauf jener 2 Monate durdy Vereinbarung jchon 
geichehen jein- 

Wie die Motive zu dem bayr. Gelege ganz richtig jagen, wird aljo nur 
der Antrag ber Beteiligten in ben angegebenen Fällen durch das Geſetz erſetzt. 
Es fehlt ihm aber der Zwang gegen den Willen der Beteiligten und damit 
die Bedeutung für die Entdedung fraudulofer Faſſionen. 

Auch in den andern Fällen, in denen nad) BGB. ein Inventar des 
Nachlafles aufgeftellt werden muß, zeigt ſich uns fein anderes Ergebnis. Die 
Inventarpflicht nah 8 1994 BGB. tritt nur auf Antrag eines Gläubigers 
ein mit der Wirkung der Haftungsbeſchränkung des Erben; fie wird aljo meift 
bei überſchuldetem Nachlaß und nicht bei Beitand von rentierendem Kapital: 
vermögen zutreffen. 


») Die Anwendung von $ 1960 BGB. kann allerdings vom Erblajjer oder 
jonftigen Beteiligten nicht ausgeſchloſſen werben. 
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Der Teitamentsvollftreder, der nadı $ 2215 BGB. (aber nicht zwingend) 
unter Zuziehung der Behörden das Nachlaßverzeichnis aufzuftellen hat, fett jeine 
Ernennung durch den Erblafjer voraus. Ein ähnliche® gilt von der Inventar— 
errichtungspflicht des Vorerben ($ 2121 BGB.). 


Eine wichtigere Verpflichtung zur Aufftelung von Vermögensverzeichnifien 
entipringt der Sorge für die Unmündigen, dem Vormundſchafts— 
reht. Das Verzeichnis über das Kindesvermögen ift aufzuftellen 

a) durch den Water beim Tode der Mutter ($ 1640 BGB.), 

b) durch die Mutter beim Tode des Vaters ($ 1686 BGB.), 

c) durch den Bormund für jeinen Münbdel, den minder: und volljährigen, 
bei Anordnung der Vormundſchaft und jpäteren Anfällen an denjelben (68 1802, 
1897 BGB.), 

d) durch den Pfleger ($ 1915 BGB.). 

Die Vermögensverzeichnifje, welche die genannten Perjonen dem Vormund— 
ihaftsgerichte einzureichen haben, find mit der „Berfiherung der Richtig— 
feit und Bollftändigfeit“ zu verjehen; eine eidesſtattliche Verſicherung ift 
alſo für diefe Tätigkeit nicht verlangt; aber es ift zu beachten, daß wenigftens 
der Bormund und Pfleger nad) $ 1789 mit $ 1915 BGB. vom Bormundidafts: 
gerichte zu treuer und gemwillenhafter Führung der Vormundſchaft, möglichft 
mitteld Handſchlags an Eideaftatt, verpflichtet wird. Dieſer Eid ift nun 
allerdings ein Verſprechens- und fein Zeugniseid und darum bei Verlegung nicht 
unter die Meineidäftrafe geftellt, aber die Vertrauensaufgabe, welche die Bor: 
mundſchaft ftellt, ift nady allgemeiner moraliſcher Volksanſchauung zu bedeutend 
und wichtig, als daß die abfichtliche Verlegung des Eides, welche aud in einem 
unrihtigen Vermögensverzeichnis und beffen weiteren folgen zu ſehen ift, nicht 
als ein jchwerer Ehrenmafel erklärt würbe, ganz anders als bei den nad) beftem 
Wiffen und Gewiſſen abzugebenden eigenen Steuerbeflarierungen. Ein Bormund 
wird alfo nicht leicht eine Steuerhinterziehung für fein Mündel fortjegen. 

Abgejehen davon kann das Vormundſchaftsgericht, wenn das eingereichte 
Verzeichnis ungenügend ift, die Aufnahme besjelben durd einen Notar oder 
Gerihtsichreiber anordnen ($ 1802/III BGB., bayr. Vorm. Ordng. vom 19. Jan. 
1900 $ 13/III). Nach $ 1814 BGB. müfjen Inhaberpapiere des Mündels 
hinterlegt werden, worüber die den Steuerbehörden ja zugängliden Aften nad 
$ 20 gen. Verordnung Aufihluß geben. Dazu treten dann noch die periodijche 
und die Schlußrechnungslegung, ſodaß das Mündelvermögen während der ganzen 
Vormundihaftsdauer unter behördlicher Kontrolle fteht. 

Das gleiche gilt nah $ 1915 BGB. für die Pilegihaft. Dies ift 
wichtig, weil einerjeits die behördliche Einmishung zur Aufftellung des Nachlaß: 
verzeichnifjes jeitens des überlebenden Elternteils durch den Erblafjer aus: 
geichlofjen werden kann ($8 1640/II 2, 1686 BGB.) andernteild aber gerade in 
den Fällen, in welchen der überlebende Elternteil mit den unmündigen Kindern 
zugleich erbt, für die Auseinanderjegung nad $ 1909 eine Pflegihaft beitellt 
wird (vgl. $ 39 bayr. VBorm.Orbng.). 

Im allgemeinen kann man aljo jagen, daß ber Erbanfall an 
unmündige Kinder wegen der babei verlangten und mit größerer 
Wahrhaftigfeitsgarantie ausgeftatteten Inventar: Erridtung 
und Ueberreihung für die Steuerbehörde eine Gelegenheit zur 
Sallionsnahprüfung und Steuernadhholung ift. 
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Bei Betrachtung der Faſſionskontrollmittel darf aber neben dem ab— 
Ihredenden nicht ein angenehmes und body recht wirkſames Mittel vergeffen 
werben, das ift die Nachficht, geübt einmal durch Verzicht auf Nachforſchungen 
bei freiwilligen höheren Befenntniffen und dann vor allem durch den fogenannten 
Generalparbon. 

So erließ Bayern anläßlich feiner letzten Steuerreform von 1899 unterm 
24. Aug. 1899 eine Bekanntmachung, nad) der für alle freiwilligen Nachfaſſionen 
Umgangnahme von jeder Nachholung oder Strafverfolgung zugefihert wurde. 
Gelegentlich der Beratung über den ſchon erwähnten Antrag „Quß“ in ber 
bayeriichen Abgeordnetenfammer wurde dieſes Mittel als recht erfolgreich bezeichnet 
und jeine öftere Anwendung empfohlen. Und in der Tat kann letzteres nur 
befürwortet werben. Da die Unmöglichkeit einer Defraudationgentdedung mit 
Rüdfiht auf die von uns angegebenen Kontrollmittel ziemlich genau auszurechnen 
it, werden aud die hohen Strafen nicht genügend abjchreden, anbernteils in 
Ausficht ftehender Pardon auch nicht viele zur zeitweijen Hinterziehung anreizen. 
Bei jehr vielen aber regt fich dad Steuergewifjen und hält nur die Furcht 
vor bedeutender Nachzahlung von freimilligem Nachbefenntnis ab, insbeſondere 
müßte denen, welche befraudierte Renten erben, durch geringere Nachholung 
wie in Preußen entgegengefommen, nicht durch Berihärfung, wie in Bayern, 
ein Antrieb zur Weiterjchleppung der Hinterziehung gegeben werben. 

Wenn wir jet unfere Betrachtung überbliden, jo jehen wir, daß bie 
deutiche Geſetzgebung, welche die direkte Befteuerung auf der Deflarationspflicht 
aufbaut, durchaus nicht alle mittelbaren Wege eingejchlagen hat, um eine 
Kontrolle der Selbitbefenntniffe jo durchzuführen, daß der Fiskus mittels ent- 
Iprehender Nachholungen wenigftens ſchadlos gehalten würde. Sie hat bamit 
die Steuerpolitif über den Fiskalismus geſetzt, und untericheidet fich dadurch 
äußerft vorteilhaft von dem franzöfiichen Gejegverfertiger, Herren Gaillaur; fie 
hat als Begleiter der freien Deklaration des Bürgerd nicht den Boliziften, ſondern 
den Erzieher gewählt, ber das Berftändnis für den Staat und feinen Lebens: 
nero weden und damit der Steuerhinterziehung wieder das Obium ber Un- 
ehrlichkeit aufdrüden jo. 

Dies Zeichen allein fann fie wirfjam bekämpfen. 

Sollte Frankreich feine Steuerreform ganz oder teilmeife auf der Selbit- 
deflaration aufbauen, jo müßte es allerdings für den Uebergang etwa auf die 
Dauer eines Menſchenalters von all den Kontrollmakregeln Gebrauch machen, 
welche den Tyisfus von umfangreiben Defraudationen fihern. Dieſe Mittel 
find aber nicht in dem inquifitoriichen Verfahren des Caillaux'ſchen Geſetzentwurfs 
zu fuchen, jondern in einer entjprechenden Ordnung der internen behörblichen 
Kontrollierung namentlich der amtlichen Nachlaßbehandlung, welche die von uns 
in dieſer Hinficht gefundenen Lüden der deutichen Beltimmungen ausfüllen 


müßte. 
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Zwei badiſche Stantsverträge. 


Ein Beitrag zur Lehre vom internationalen Vertragsrecht. 
Don Dr. Hans Münd, in Baden-Baden. 


(Schluß ftatt Fortiegung). 
Viertes Kapitel. 


Stellung der dentjchen' und außerdeutſchen Rechtſprechung zu den 
Stantsverträgen. 


Sind es in der ftaatd- und völferrechtlichen, auch z. ZI. in der prozeß— 
rechtlichen Literatur hauptſächlich Theoretiker, die ſich mit der Spezialfrage nad, 
der inneren und äußeren Wirfjamfeit der Staatöverträge befaßt haben, jo jollen 
in folgendem einige Erfenntniffe höherer und oberfter Gerichtshöfe angeführt 
fein, um daraus zu erjehen, wie bie Praris über die Frage dentt. Gegen die 
Wirkſamkeit der fraglihen Staatöverträge jpricht fi ein Beſchluß der 
eriten Zivilkammer des Landgerihtse Met vom 20. September 1887 
aus, indem er auf Grund von $ 14 EG. 3. ZPO. die Beitimmungen bes 
badilch-franzöfiichen Rechtshilfevertrages als landesgeſetzliche Prozeßnorm außer 
Kraft treten läßt. Aehnlich erklärt ſich das Reichsgericht in einer Enticheidung 
vom 2. Yuni 1881, wonach Staatöverträge, ſoweit fie in das Gebiet ber 
—— eingreifen, auch durch die Geſetzgebung abgeändert werden könnten, 
unbeſchadet der Frage, welche Folgen ſich hieraus für das Verhältnis von 
Staat zu Staat ergeben.““ Dagegen jagt der ſechſte Zivilſenat des Reichs— 
gericht8 in einer Entiheidung vom 27. Juni 1890, daß Staatöverträge durch 
die Uenderung der Gejeßgebung des einen Vertragsftaates regelmäßig nicht be: 
rührt werden;?) ferner erklärt ebenfalls ber ſechſte Zivilfenat in einer Ent: 
iheidung vom 1. Juli 1889, daß ein Staatsvertrag als Willendeinigung zweier 
Staaten doch mehr ala Landesgejeg ift und kann darum aud nur mit beider: 
jeitiger Zuftimmung aufgehoben werben. „Der $ 4 bes Geſetzes betr. die Ein: 
führung der Konkursordnung hebt lediglich die Vorichriften der ‚Landesgeſetze 
über dad Konkursverfahren und das Konkursrecht auf; Staatsverträge werben 
dabei nicht erwähnt, laſſen ſich auch nicht unter den Ausdrud ‚Landesgeſetze 
einbegreifen.“ „Das einfeitige Abgehen von dem geichloffenen Vertrag würde 
wohlerworbene Rechte des anderen Teiles verlegen.) Wir können deshalb 
Kaufmann nicht zuftimmen, wenn er dieſe beiden Reichögerichtsenticheidungen *) 
anführt und dazu erklärt: „Auch in einigen anderen Entſcheidungen (Kaufmann 


) Entſch. d. deutihen Reichdgeriht3 in Strafi. Bd. 4 ©. 274, 
7) ERGZ. Bd. 26 S. 128. 
9) ERGZ. Bd. 24 ©. 13/14. 


— 


* Kauſmann a. a. O. ©. 76/77. 
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bat vorher diejenige vom 2. Juni 1881 zitiert) jcheint das beutiche Reichs: 
gericht, ohme fich beftimmter darüber auszuſprechen, dody immerhin von der An: 
nahme auözugehen, daß die Beftimmungen eines Staatsvertrags durch ein 
Ipäteres Gejeg im Inland rechtswirkſam geändert oder außer Kraft geſetzt 
werden können.” 

Auch die Franzöfiiche Jurisprudenz erkennt die fortdauernde Gültigkeit des 
badiſch⸗franzöſiſchen Vertrages an.) 


Was die Praris der ſchweizeriſchen Gerichte anlangt, jo leſen wir in einer 
ſtaatsrechtlichen Enticheidung des Bundesgericht? vom 17. Februar 1882 in 
Sachen Luzern gegen Aargau: „Berträge können nicht wegen bloßer Aenderung 
der Verjaflung oder Gejeßgebung bes verpflichteten Teils von dieſem gekündigt 
werben.“ ”) Blumer:Morel bemerkt (a. a. DO. ©. 521), daß ſchon „an und für 
fi die Gejeßgebung durch Verträge gebunden werden fünne“, und an einer an— 
deren Stelle, „daß der Staat dur Staatöverträge ſich rechtsverbindlich ver: 
pflichten fönne, jelbft in Beichräntung feiner Hoheitsrechte“ (a. a. DO. ©. 355). 
Im Hinblid auf den deutſch-ſchweizeriſchen Auslieferungsvertrag von 1874 hat 
das jchweizeriiche Bundesgericht vom 17. Juni 1892 entichieden: „Da das Aus: 
lieferungsgeleg widerjprechende Beftimmungen der beitehenden Staatsverträge 
weder bderogieren wollte noch ohne Verlegung völkerrechtlicher 
Pflichten derogieren konnte, ſo bleibt im Verhältnis zwiſchen Deutſch— 
gg und * Schweiz die Beitimmung des Auslieferungsvertrages von 1874 
in Kraft.“ 


Fünftes Kapitel. 


Analoge einzelftaatliche Verträge Tontursrechtligen Inhalts. 


Es jei geftattet, einige Staatöverträge anzuführen, die Eonfursrechtliche Be- 
ziehungen regeln und durd die jpätere Reichögeleßgebung möglicherweije berührt 
wurden. Bom 13. Mai 1826 eriltiert ein Vertrag zwiſchen Württemberg und 
einzelnen Kantonen der Schweiz, vom 6. Januar 1854 datiert ein Staats: 
vertrag zwiſchen Sadjen und Defterreih und vom 16. Juni 1844 ein Vertrag 
mwiichen Preußen und Defterreih. Bon dieſen Verträgen behauptet Jaeger in 
Eines Kommentar zur Konkursordnung, *) daß die in 84 EG. 3. KO. ver: 
ordnete Außerkraftjegung landesrechtlicher Konkursnormen fih nit auf Staats: 
verträge beziehe. * beruft ſich dazu auf die oben erwähnte Reichsgerichts- 
entiheidung vom 1. „Juli 1889 jowie auj die Motive zur Konkursordnung. 
In dieſen heikt e8, dab Verträge durd) die Geſetzgebung des einen kontrahierenden 
Zeilen einieitige Aenderungen nicht erleiden fönnen.?) 


F Leste-Löwenfeld, „Rechtsverfolgung im intern. Verkehr.“ 1. Aufl. 
1. 9b. 2 728; ferner: Daguin, „De F'autorité et de l'éxécution des jugements étrangers 
en matiere eivile.“ Baris 1887. ©. 113 fi., 217, 361. 

n Siehe Blumer-Morel, Handbuch bes ihweiz. Bundesſtaatsrechts. II. Aufl. 
3b. II, 2 ©. 358/60. 

) Bgl. Kaufmann a. a. O. ©. 82. 

) Jaeger, Die Konturdordnung, 1902, Anm. 6 zu 85 RD. 

) Ebenio Sarwen-Boflert, RD. 1901, EHEM. 8 237.6; v. Bil- 
N Deutih. KO., N EZITN1unT;a.M. re A en KD., 
1900, $ 4, EG. 3. KO. N.1 
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Bei der Beratung der Konkursordnung im Reichſtag wurden nun gegen 
dieje Ausführung der Motive feinerlei Bedenken geäußert, fo daß man wohl 
annehmen darf, daß die fraglichen Verträge auch nad innen noch fortgelten. 
So konnte auch das Obergeriht Zürich in einer Entſcheidung vom 9. Juni 
1885 fi dahin ausſprechen, daß bie betr. Staatöverträge mit Württemberg 
konkursrechtliche Verhältniffe betr. ald noch vollauf zu Recht beftehend anerkannt 
werden. Ebenſo erflärt der jchmeizeriiche Bundesrat in feinem Rechenjchafts- 
bericht für das Yahr 1881 ausdrüdlich, daß die fraglichen Staatöverträge noch 
in Kraft jeien. ?) 
bei In der Reichögerichtsenticheidung vom 1. Juli 1889 (RGE. Bd. 24 ©. 13) 

eißt es: 

„Rechtsnormen, welche in Staatöverträgen enthalten find, beruhen nicht, 
wie Landesgejege, auf einer Verfügung der gejeßgebenden Gemwalten, jondern auf 
der Willenseinigung der vertragichließenden Staaten und können deshalb in der 
Regel bloß mit Zuftimmung beider Bertragihließenden außer Geltung 
gelegt werden.“ 


Sechſtes Kapitel. 
Das Bürgerlihe Geſetzbuch und die einfchlägigen einzelftantlichen Berträge. 


Das erfte —— das ausdrücklich Stellung nahm zu früheren über 
einihlägige Materien abgeſchloſſene Staatsverträge der deutſchen Einzelſtaaten, 
iſt das Bürgerliche Geſetzbuch für das Deutſche Reid) vom 18. Auguft 1896. 
Art. 56 des Einführungsgejehes zum Bürgerlichen Geſetzbuch lautet: 

„Unberührt bleiben die Beftimmungen der Staatöverträge, die ein Bundes: 
ftaat mit einem ausländiichen Staate. vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuches geichloffen hat.“ Dieſe Beftimmung ift für unfere Frage nad) ber 
Aufrehterhaltung der genannten Verträge jehr intereſſant. Will diefe aus- 
drüdliche erftmalige Stellungnahme zu den Beitimmungen der Staatöverträge 
im Gejeß eine Ausnahme von ber Regel ftatuieren oder will fie nur die geſetz— 
(ihe Normierung einer längft geltenden Regel barftellen ? 


Sin den Protofollen der Kommilfion für die zweite Lejung des Entwurfs 
des Bürgerlichen Gejeßbuch® heißt es bei ber Beratung des als Art. 56 EG. z. 
BGB. zur Annahme gelangten Antrags:°) „Die bei der Erlaffung früherer 
Reichögejege und bei der Beratung der erften Kommilfion maßgebend gemejene 
Auffaffung, daß die von den Bundesftaaten mit dem Ausland abgeſchloſſenen 
Staatöverträge auch einer reichörechtlichen Kodifikation der betr. Rechtsmaterie 
gegenüber ihre Wirkſamkeit behielten, könne nicht als zutreffend anerfannt werden. 
An ſich komme den in Landesftaatsverträgen enthaltenen Rechtsjägen einem 
Reichögejeh gegenüber feine größere Kraft zu, als den landesgejeglichen Vorſchriften. 
Eine andere Trage ſei, ob nicht das Reid, auf diefem Gebiet den Bundesftaaten 
gegenüber jchonend vorgehen und deren Beziehungen zum Ausland zum Gegen: 
ftand ſeiner Fürſorge machen jolle. Diefe Frage jei um fo unbedenklicher zu 


) Vgl. Revue der Gerichtäpraris im Gebiete de8 Bundeszivilreht3 Bd. 4 ©. 44. 
) ©. Bundesblatt 1882, II. ©. 739, 
’) „Brotofolle“ ©. 366. 
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bejahen, als mit der Aufrechterhaltung der beftehenden Staatöverträge der 
Rechtseinheit auf dem Gebiete des Privatrechts nicht in nennenswerter Weije 
Abbruch geichehe.“ „ES war nun ferner beantragt, aud) eine Beftimmung über 
vom Reich früher abgejchlofjene Verträge zu treffen, jedoch Itand man davon ab, 
da man erwog: Staatöverträge erhielten ihre verbindliche Kraft nad) innen und 
damit den Charakter objektiven Rechts erft durch ihre Publikation ala Geſetz 
und könnten unbeichadet der obligatorischen Bindung des Staates nad) außen 
diejes Charakters durch ein jpäteres Geſetz wieder entfleidet werden. Eine dahin— 
gehende Abficht jei jedoch, jolange der Vertrag dem fremden Staat gegenüber 
beitehe, bei einem jpäteren Gejeß nicht vorauszujegen.” — — — „Anders verhält 
8 fi) bei den Staatöverträgen, die ein Bundesftaat mit dem ausländiichen 
Staat geichloffen, weil dieje Verträge in ihrer Eigenſchaſt ala Landesgejege von 
dem Art. 32 betroffen würden, der die Qandesgejege vorbehaltlich der ausdrüd: 
lichen Ausnahmen außer Kraft ſetze. Aus diefem Grunde habe e8 für bie 
beftehenden von einem Bundesftaat geichloffenen Staatsverträge eines Vorbehalts 
bedurft, während die Aufrechterhaltung der Reichsftaatöverträge unmittelbar aus 
der Abficht der neuen Reichögejege zu folgern ſei.“ — 

Es wird aljo in den Protokollen feſtgeſtellt, daß bei der Erlaffung früherer 
Reichögejege jowie noch in der erften Kommilfion für die Beratung des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs die überwiegende Anficht vertreten wurde, daß die Beitimmungen 
der Staatöverträge der Einzelftaaten in ihrer Wirkung nad) innen dur eine 
reichsrechtliche Kodififation nicht alteriert würden. Erſt bei der zweiten Lejung 
des Entwurfs des Bürgerlihen Geſetzbuchs wurden rechtliche Bedenken geltend 
gemacht, jo daß es jegt im Bürgerlichen Geſetzbuch erftmals der Aufnahme einer 
bejonderen Beitimmung bedurfte über die Wirkfamfeit der fraglichen Verträge 
in jtaatsrechtlicher Hinſicht. 

Jedenfalls zeugt dieſe gelegliche Firierung der Stellungnahme von der 
inneren Wirkſamkeit der Staatöverträge davon, daß es nicht die Abficht ber 
Reichögejeggebung war und jein konnte, internationale rechtlihe Beziehungen 
der Einzelitaaten zum Ausland durch die innere Gejeßgebung unmöglich zu 
machen. Es will uns nicht erjcheinen, daß Art. 56 EG. 3. BGB. eine Aus- 
nahme von der Regel darftellen will, daß Verträge der Einzelftaaten durd) 
Reichsgeſetze juspendiert werden könnten; man wollte gerade im Gegenteil einmal 
gejeglich normieren, daß man, wie die Praris der bisherigen Reichsgeſetze beweiit, 
auf dem Standpunkt fteht, daß Reichsgeſetze einzelftaatlihe Staatsverträge in 
ihrer Wirkung nad) innen nicht einjeitig beeinfluffen oder aufheben wollen. 

Stellen wir und aber einmal auf den anderen Standpunkt, daß Art. 56 
EG. 3. BGB. eine Ausnahme von der bisherigen Regel normieren will, wie 
kommt e3 dann, daß man gerade jeßt erſt bei der Beratung des Bürgerlichen 
Gelegbuches diefe Ausnahme ausdrüdlich erflären will? Schon bei der Beratung 
der Zivilprozeßordnung wurde, wie wir jahen, die Frage nad) der Aufrecht- 
erhaltung der einzelftaatlichen Verträge geitreift; hätte man fich in der Mehrzahl 
gegen Die Aufrechterhaltung der Verträge erklärt, jo wären zweifellos die Bundes: 
ftaaten veranlaßt worden, die Verträge zu fündigen, was jedod nicht geichah. 

Henn in den Protofollen zur zweiten Leſung des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
(S. 366) für die im Einführungsgejeg behandelte Ausnahmeftellung der Ver: 
tragbeftimmungen angeführt wird, daß man die Hoffnung babe, daß das Reich 

die Beziehungen der Einzelftaaten zum Ausland zum Gegenftand jeiner Fürſorge 
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machen werde, und daß aller Wahricheinlichkeit nad die in den Verträgen der 
Einzelftaaten enthaltenen privatrechtlihen Normen nicht von erheblicher Anzahl 
jeien, jo find dies eben in dieſer Ausfage nur Vermutungen, die eine beftimmte 
juriftiihe Auffaffung über das Weſen der Staatöverträge inbezug auf bie innere 
und äußere Gültigfeit faum zu ftügen imftande find. 

Sehen wir uns nod den „Entwurf zu einem Einführungsgejeg zum 
Bürgerlichen Gejegbuh” an, in dem allerdings von einer bejonderen Stellung: 
nahme zu den landesprivatrechtlihen Beitimmungen, melde in den von ben 
einzelnen Bunbdesftaaten mit ausländiſchen Staaten abgeichloffenen Staatsverträgen 
enthalten find, abgejehen ift, jo bat man danach deswegen auf eine bejondere 
Vorſchriſt verzichtet, „weil e8 ala jelbftverftändlich angejehen wurbe, daß Staats: 
verträge, welche von dem Reid) oder von einzelnen Bunbesfinnten mit auslänbilchen 
Staaten abgeſchloſſen ſeien, durch die Reichsgeſetzgebung nicht berührt würden.“ ') 
Somit bedurfte e8 erft der Aufnahme eines Artikels 56 EG., als gegen dieſe 
eben dargelegte Anficht Bedenken laut wurden. 

Theorie und Praris find jomit jehr geteilter Meinung bezüglid der Frage 
nad dem Einfluß der Reichögejeggebung auf die einzelftaatlichen Verträge. Am 
Schluſſe des nun folgenden zweiten Teiles diejer Abhandlung werden wir uns 
für oder gegen die Weitergeltung der badiſchen Rechtshilfeverträge in ihrer 
Wirkung nad) innen zu enticheiden haben. 


weiter Teil, 


Erites Kapitel. 


Das Bertragsichliehungsreht im Großherzogtum Baden, abgeleitet aus 
allgemeinrechtlihen Grundfägen. 


In der badiihen Verfaſſung befinden fich Eeinerlei Normen über Abſchluß 
und Inwirkjamkeittreten von Staatöverträgen. 

Grundjäge aus dem allgemeinen Staats- und Völkerrecht, wie aus der 
allgemeinen Rechtslehre überhaupt, müffen jomit hier ergänzend außhelfen. 

Wie ſchon früher dargelegt, ift das dem privat: und öffentlich-rechtlichen 
Vertrag gemeinjame Weien: Die Willenseinigung im Erfolg, als 
Produft der inhaltlih verjhiedenen Willensäußerungen der 
Kontrahenten. Im Bertrag firiert fi) das Wollen eines rechtlihen d. h. 
durch die Rechtsordnung geihüßten Erfolges. Der den Erfolg ala Enbziel er- 
ftrebende Zweckgedanke ift es, der die Rechtsordnung beherricht, und nur ber 
auf einen beitimmten Zmed gerichtete Wille hat Anſpruch auf Rechtsſchutz.ꝰ) 
Diejer beftimmte Zweck muß ein objektiv möglicher jein, d.h. er muß von dem, 
der ihn will, vermöge der ihm zuitehenden Kompetenz, erreicht werden fönnen ; 
es muß dem Handeln ein rehtlihes Können zu Grunde liegen. Zu etwas 
Unmöglihem kann ſich niemand verpflichten, es ift für die Rechtsordnung nicht 
vorhanden. Diejer objektiv unbedingten Unmöglichkeit fteht eine bedingte Unmöglich— 
feit gegenüber, eine relative, die, ſolange die Bedingung nicht eingetreten ift, das 


) Motive zu dem Entwurf des BIRD HBRBREBEE ©. 148. 
*) Bol. Jellinet, Syitem d. R. 2. Aufl. 05, ©. 4. 
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Rehtsgeihäft zu einem ſuſpenſiven, ſchwebenden macht; rechtliche Wirkung im 
Sinne des gemwollten Zmedes kann das Rechtögeichäft erit mit dem Eintritt der 
Bedingung bervorbringen. 


Schließt nun jemand einen Bertrag, deſſen Ausführbarfeit feinem In— 
halte nad) objektiv möglich ift, der aber erft durch Zuftimmung eines Dritten 
rechtliche Wirkungen als Vertrag hervorzubringen imftande ift, jo liegt bis 
zu des Dritten Genehmigung ein in feiner Wirkung bedingtes Rechtögeihäft vor. 
Solche Rechtsgeſchäfte kann auch der Staat jchließen; dieſes ſubjektive Recht 
des Staates jteht ihm aber wie der Einzelperfon nur zu auf Grund einer 
objeftiv-öffentlichen Rechtsordnung, die die Kompetenz beftimmt, innerhalb der 
der Staat durch jeine Organe jeinen Willen in rechtlicher Weife zur Geltung 
bringen fann. Der moderne fonftitutionelle Staat tritt nun als rechtlich handelnde 
Perlönlichkeit äußerlich nur in Geftalt handlungsfähiger Organe auf und jo 
gut wie nie al3 eine Summe von ndividuen. Wir jagen, der Staat trete nur 
„außerlih” in der Geftalt handlungsfähiger Organe auf, deswegen weil das 
Staatöorgan der Volksvertretung eigentlich ibentiich ift mit dem Wolfe felbft 
und nur als des letteren Willensbildungsorgan betrachtet werden muß.’) Im: 
feiner Willensbildung nun ftellt fich der Staat nicht ala eine Einheit dar, ſondern 
als eine Summe von Organen, durch die er handelt, jo daß ber Wille ber 
Organe nur innerhalb ihrer gejeglichen Kompetenz ala Staatswille anzufehen ift. 
Zweierlei Funktionen der Staatöperjönlichkeit Haben ſich im Laufe des Entwidelungs- 
prozefies des Staates herausgebildet: Die Funktion der Vertretung und Förderung 
der Gemeinintereflen und die Funktion der Regierung, als freier Willensentichließung 
des Hoheitsſubjektes „Staat“. Schwierig ift die Abgrenzung diejer Funktionen, 
ja die Grenze wird immer eine fluftuierende bleiben, jo daß Grenzitreitigfeiten 
darüber, ob Normen im Verordnung 2. oder im Geſetzgebungsweg erlaflen 
werben ſollen, unausbleiblich jein werden. Wie im erften Zeil dargelegt, war 
auh in Baden das dem — eingeräumte Gebiet im Hinblick auf 
$ 66 der badilhen Berfaffung früher ein bedeutend weiteres ala heute. — Es 
wird einer jpäteren Abhandlung jeitens des Verfaſſers vorbehalten, die Entwidelung 
des Geletgebungs: und Verordnungsrehts im Großherzogtum Baden einer 
Kritif zu unterziehen. — 

„Rur dadurch, daß etwas für mid; gilt, weil ich e8 will, fann ein Recht 
zwiſchen mir und einem anderen erzeugt mwerden“,?) jagt Jelline. Der Wille 
genügt aber nicht allein, damit daraus Recht entitehe, er ift nur eine Eigenihaft 
des Rechtäbegriffes; fein Recht, das nicht gewollt if. Nur ber Wille kann 
zum Recht werden, der ſich innerhalb einer gewillen Kompetenz äußert und 
diefe Kompetenz findet ihren äußeren Ausdrud in der Organgliederung des 
Staates. So muß audh ein Organ des Staates, das ſich innerhalb jener 
Willensbildungsgrenze als Staat repräjentiert, als Kontrahent beim Abſchluß 
von Staatöverträgen auftreten. Es ift nun eine völferrechtliche praesumptio 
juris, daß ala völferrechtlicher Vertreter des Staates defjen Oberhaupt angejehen 
wird. Dieje praesumptio hat num zweierlei Vermutungen zum Inhalt, einmal 
die Vermutung, daß das Staatsoberhaupt dasjenige Organ ift, da8 den Staat 
repräjentiert d. 5. daß fein anderes Organ zur Vertretung des Staates befugt ift. 


2) Bol. Jellin ef, Allgem. Staatölehre ©. 533; Seidler, „Das jurift. Kriterium 
des *8 ‚©. 66. 
9 Bol. Sellinet, „Die rechtl. Natur der Staatöverträge”, 1880, ©. 48. 
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Ihren tieferen Grund hat dieſe Bermutung wohl in den politiichen Beziehungen 
der Staaten: internationale Höflichfeitsbezeugungen ꝛc. werden den Staatö- 
häuptern als Reprälentanten ihres Staates erwielen; e8 werden Handlungen 
vorgenommen, bie ihrem Inhalte und Zweck nad) keinerlei rechtlihen Charakter 
tragen, doc) allmählich wird die Repräjentationsbefugnis einer rechtlichen 
Beurteilung unterworfen und endlich findet die rechtliche Stellung des Monarchen 
als Repräjentant feines Staates ihren gejeglihen Halt in den Berfaffungs: 
beftimmungen des jeweiligen Staates; jo erhält die auf Gewohnheitsvölkerrecht 
beruhende praesumptio im Staatögrundgejeg eine ftaatsrechtliche Stütze. 

Zweitens aber jpricht die obige Vermutung aus, daß das mit einem 
anderen Staat in Beziehung tretende Staatsoberhaupt den rechtlich relevanten 
Willen feines Staates erklärt, und Hierauf bezieht fich die eigentliche völferrechtliche 
Vermutung, wenn das Staatöhaupt in verbindlicher Weile jeinen Willen kund— 
gibt. Schon aus rein praktiihen Gründen wäre es ja unmöglid, daß die 
Staaten etwa durch die Gejamtheit ihrer Organe miteinander verkehren. So 
haben die meiften Staaten in ihren Berfaffungen allgemeine Beitimmungen 
getroffen über die Vertretungsbefugnis des Staatsoberhauptes in völkerrechtlicher 
Beziehung, wie z. B. für das Deutiche Reich in Art. 11 Abj. 1 der Verfafjung 
des Deutichen Reiches. Andere Verfaſſungen erklären ſich nicht ausdrüdlich über 
die völferrechtliche Stellung des Staatdoberhauptes; jo 3. B. die Verfaſſung des 
Großherzogtums Baden vom 22. Auguft 1818. Der einzige hier in Betracht 
fommende Paragraph der badiſchen Berfafjung, $ 6, 1 jagt: 

„Der Großherzog vereinigt in fi alle Rechte der Staatögewalt und übt 
fie unter den in diefer Verfaffungsurfunde feſtgeſetzten Beftimmungen aus.” So 
fann man aus ben allgemeinen Rechten der Staatögewalt aud die Vertretungs- 
befugnis des Großherzog in völkerrechtlicher Beziehung ableiten, joweit Dieje 
nicht aus der oben angeführten völferrechtlichen Vermutung folge. So jagt 
auch Wielandt:?) „Die Vertretung des Staates nad) außen, und zwar ſowohl 
im Verhältnis zum Deutſchen Reich als im Verhältnis zu anderen Staaten 
ift Recht und Pflicht des Großherzogs bezw. feiner Regierung.“ Diejer allgemeine 
jegt für die Deutichen Bundesftaaten durch die Reichsverfaſſung eingeichräntte 
Grundſatz des Völkerrechts wird in Ermangelung jeiner verfaflungsmäßigen 
Normierung durch feine allgemeine Anerkennung notwendigerweile Beftandteil 
des pofitiven Staatsredhts ala Gewohnheitsrechtsjag. Wenn nun das Völkerrecht 
den Sat aufftellt, daß das Staatsoberhaupt völferrechtliche Verpflichtungen 
eingehen fann, jo „läßt ſich ein Völferrechtsjag über den Umfang des Repräjen- 
tationsrecht3 jedoch nicht nachweiien.“ ) Es kann unmögli im Sinne bes 
Völkerrechts Liegen, den Sat von ber allgemeinen Legitimation de8 Staats: 
oberhauptes in jeiner Vertretung nad außen zu -proflamieren. In der Mehrzahl 
der oben genannten Berfafjungen wird bei jenen völferrechtlihen Aktionen, 
die das Staatshaupt wohl am meiften vorzunehmen hat, den Staatöverträgen, 
immer eine jtaatörechtliche Klaujel betr. den Abſchluß der Verträge oder deren 
Wirkſamkeit beigefegt. Sollen die Staaten, auf deren Anerkennung das Völkerrecht 
beruht, nur dem Völkerrecht zuliebe jenen Sat von der allgemeinen Legitimation 
des Staatöhauptes zum Abſchluß von Verträgen anerkennen, der ſich mit Der 
pofitiven Rechtsordnung der Staaten nicht vereinen läßt, ohne den Konflikt zweier 


RWielandt a. a. O. ©. 34. 
NJellinet, „Geſetz und Verordnung“ ©. 347. 
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Rechtsordnungen hervorzurufen? Wir glauben, ber Selbfterhaltungstrieb ber 
einzelnen Staaten ift doch zu groß, als daß fie einen pofitiven Staatsrechtsſatz 
einer völferrechtlihen Vermutung opfern, nur um nicht der Selbftändigfeit des 
Völkerrechts Abbruch zu tun. 

Wenn Gneift jagt: „EB ift ein normaler Grundjaß, daß der kon— 
fitutionelle Suverän (die Erekutivgewalt) den Staat nad) außen bin ver: 
bindlich verpflichte”, jo ftimmt das eben injofern nicht, als diefer Sat ein von 
der üblichen Norm abweichender ift, wie fie aus den meijten Verfaffungen ab: 
zuleiten ift; im Eonftitutionellen Staat fann im Bmeifel der Monarch den 
Staat nicht unbedingt verbindlich verpflichten. Dieſer Sat von der allgemeinen 
Legitimation ift ein Blankettrechtsjag, der nur dann anwendbar ift, wenn in 
den Berfaffungen keinerlei Beftimmungen getroffen find über die völferrechtliche 
Vertretung bes Staates; er ift eine einfache praesumptio juris, aber feine 
praesumptio juris et de jure. Die primäre Rechtsordnung bilden für den 
Einzelftaat die Berfaffungen, aus ihnen erſt konnten fi) gemeinjame Normen 
zu einem Völferrechtsjag verdichten. Eine ſolche gemeinfame Norm ift nun die, 
dad es das Staatsoberhaupt ift, das den Staat nad; außen vertritt und fonft 
niemand. Was nun die Ausdehnung diefer Bertretungsbefugnis anlangt, jo 
fünnen darüber deswegen feine allgemeinen völferrechtlihen Normen eriftieren, 
weil die einzelnen Berjaffungsbeftimmungen voneinander abweichen; da nun 
dad Bölferreht auf der allgemeinen Anerkennung derer, die ihm unterftehen 
wollen, ruht, ein Staat aber zunächft jeine Verfaſſung anerkennen wird, jo wird 
ein Staat ſich feinem Völkerrechtsſatz unterordnen, der im Widerſpruch zu feiner 
Berfaffung ſteht. Das Völkerrecht überläßt jomit die Beantwortung der frage 
nad) dem Umfang und Inhalt der völferrechtlichen VBertretungsbefugnis eines 
Staatdorganes dem Staatörecht.") 

Wir kommen jomit, allerdings mehr de lege ferenda, zur Forderung, 
daß beim Abſchluß von Staatöverträgen der Gegentontrahent zunächſt die 
Legitimation des ftaatlichen Organes zur Vertretung nad) außen zu prüfen hat, 
jodann aber auch deſſen ftaatlihe Willensbildungstompetenz mit rechtlicher 
Wirkung. Wir ftehen volllommen auf dem Standpunkt von E. Meier, ?) der 
jagt: „Das Ausland ift verpflichtet, die ſtaatsrechtlich geordnete und beichränfte 
Legitimation des Staatoberhauptes zu prüfen, ehe e8 mit demjelben abjchliet.“ 
Aehnlich tritt Laband für die Prüfung der Legitimation deffen, der im Namen 
jeine3 Staates handelt, ein. Der Gegenkontrahent joll „auf eigene Gefahr 
ieftftellen, daß der [andere Kontrahent] die rechtlihe Macht hat, das Subjekt, 
namens deſſen er verhandelt, zu vertreten und zu verpflichten“.°) 

Auch Kaufmann ift der Anficht, daß die Staaten gegenjeitig ihre Ver: 
faffungen und ihre äußerlich ſcheinbaren Widerjprüche fennen müffen.*) Laband 


2) Bol. u.a: E. Seligmann, a. a. O. 8.49f.; Martens-Bergbohm, 
„Bölkerredit“ ©. 394; Jellinek, Gejek und Berordnung ©. 347; v. Liszt, Völkerrecht. 
II. Aufl. 9. ©. 111; Bonfils-Grah, Völlerreht S. 345; Laband, a. a. DO. Bd. II. 
5.134; Rivier, Völkerrecht. II. Aufl. S. 250. 

2) E. Meier a.a. D. ©. 116. 

2) Laband a. a. D. Bd. II S. 122. 

+, W. Kaufmann, „Die Nedtötraft des intern. Rechts“ 1899, ©. 34: „Die 
verjchiedenen Staaten tennen wechſelſeitig ihre öffentlih bekannt gemadten Staats 
verfafjungen. Dafür unterhalten fie auch ihre diplomatiſchen Vertreter, um ſich über bie 
Berfaflungsverbältnifie ujw. des anderen Landes zu unterrihten. Die verihiedenen 
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jagt: „Jeder auswärtige Staat fennt die rechtliche Lage der deutſchen Einzel: 
ftaaten oder muß ſich vor dem Abſchluß eines Vertrags mit ihnen diefe Kennt: 
nis verihaffen; wenn er ſich troßdem darauf einläßt, mit ihnen ein jolches 
Rechtögeihäft abzufchließen, jo weiß er aud, daß jein Gegenfontrahent ſich 
gar nicht ander verpflichten kann ala unter dem jelbftverjtändlichen Vorbehalt, 
daß die von ihm erteilten Zufiderungen nicht im Widerſpruch ſich befinden mit 
den verjaffungsmäßigen Befehlen des Reiches und daß er dur den Erlaß 
eines ſolchen Befehle in bie rechtliche Unmöglichkeit verjeßt werden kann, den 
von ihm abgejchlofjenen Staatsvertrag noch weiter zu erfüllen.“ ') Dazu be- 
merft Heilborn, daß die Einſchränkung der völferredhtlihen Handlungsfähigkeit 
der Einzelitaaten auf einem völferredhtlihen Grund berube, nämlich auf der 
Entftehung des Deutichen Reiches ala völferrechtlicher Perjon, auf ber ihm in 
diejer Eigenichaft zuteil gewordenen Anerkennung von jeiten anderer Staaten . . . 
Die Anerkennung des Reiches durch andere Staaten ſchloß die fortdauernde An: 
erfennung der vollen Rechtsfähigfeit der Einzelftaaten aus, bedingte die Aner: 
fennung dieſer als beſchränkt rechlsfähige Subjekte.“ ) Heilborn geht jehr weit. 
wenn er jagt, daß die Reichögejeßgebung, worunter er aud die Verfafſung 
rechnen muß, von den anderen Staaten nicht anerkannt wird. — „Die in 
blanco erfolgte Anerkennung der Rechtsfähigkeit des Deutichen Reiches war 
vielleicht etwas jorglos, die Folgen hat der anerfennende Staat fich jelbit 
zuzuſchreiben.“ — 

Nun jchließt doc die Anerkennung einer Gemeinihaft von Menſchen als 
Staat mindeſtens indireft die Anerkennung der die Organilation des Gemein- 
weſens regelnden Norm — ber Berfaffung — in fih. Woher joll denn das Aus- 
land wiffen, daß die Einzelftaaten auf einen Teil ihrer völkerrechtlichen Rechts: 
jähigkeit verzichtet haben? Dieſes Wiffen jet anſcheinend Heilborn beim Aus— 
land voraus. Heilborn will der NReichögejeggebung nicht die Kraft einer Völker: 
rechtöquelle geben; das ift auch gar nicht nötig; aber eine Erfenntnisquelle 
partifulären Völkerrechts dürfen wir in den völferrechtlihen Beitimmungen der 
Reichäverfaffung doch erbliden, und auf diefe muß man zurüd, wenn man von 
der völterrechtlich beichränkten Stellung der Einzelftaaten ſpricht. Und mill 
das Ausland nicht die nach Heilborn durch „jorglojfe” Anerkennung jenem er: 
wachjenden nadhteiligen Folgen auf ſich nehmen, 5 wird ed wohl nit umbin 
fönnen, ehe e8 mit einem Einzelſtaat fih in Unterhandlungen einläßt, zu 
prüfen, inwieweit der betreffende Staat auch völferrehtlih handlungsjähig ift. 
Heilborn führt weiter aus: „Erkennt ein Staat einen anderen an, jo muß er 
wiffen, als was für eine Perjönlichkeit er ihn anerkennen will. Bei einem 
BVertragsabihluß kommt die völferrechtliche Rechts: und rare per eines 
Staates in Frage. Darüber muß der andere Teil in Klarheit jein 


Staaten kennen wechſelſeitig auch die rechtlihen Schwierigkeiten und Streitfragen, welche 
fi in Hinfiht der Auslegung der Staatöverfafiung des anderen Staateß ergeben. Sie 
müjjen e3 ſich daber gefallen lafjen, daß ein Staat troß Unterzeihnung und Ratifilation 
eines Staatövertraged und troß Austaufches der Ratifilationsurfunden durd den Staats— 
vertrag noch niht — als unbedingt — gebunden iit, folange die Buftimmung der 
eſetzgebenden Körperichaften dieſes Staates nicht erfolgt oder ein formelle Geſetz dieſes 
Staates noch nicht erlafien ift, wenn nadı der Staatäverfaflung dieſes Staated die jei 
es auch nachträgliche Zuftimmung der ——— Körperſchaften oder der ſei es auch 
nachträgliche Erlaß eines Stantögeleped ur Eingehung eines Staatsvertrags erforderlich ift.“ 

) Laband a.a.D. Bd.2©.157/158. Dagegen Seligmann a.a.D. ©. 91/92, 

9 Heilborn, „Das Syitem des Völkerrechts .“ 1896, ©. 157 fi. 
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oder fie Jich verihaffen. Hier ift nad dem Upianſchen Satze auch im 
Völkerrecht zu verfahren: qui cum alio contrahit, vel est vel debet esse 
non ignarus condicionis ejus. — Welche Grundjäge eriltieren nun im 
Völkerreht über die Rechts: und Hanbdlungsfähigkeit der Staaten? Im 
allgemeinen gibt es ben Grundjag, daß nur ſuveräne Staaten vollberedhtigte 
völferrechtliche Rechtsſubjekte und als ſolche uneingeſchränkt hHandlungsfähig find. ') 

Nach von Liszt num tritt die völferrechtliche Hanblungsfähigkeit befonders hervor 
außer in ber ge. Braiy völferrechtlichen Verkehrs durch diplomatische 
Agenten und dem Recht Krieg zu führen, hauptſächlich in der Fähigkeit zum 
Abſchluß von Staatöverträgen. 

Ein weiterer die völferrechtlihe Handlungsfähigkeit betreffender Satz ift 
der von der völferrechtlih unumfcränft vermuteten Legitimation des Staats: 
oberhauptes als Vertreter jeines Staates nad außen. Wie jchon dargelegt, 
erkennen wir in dieſem legteren Sab nur eine völferrechtliche praesumtio juris, 
einen Blankettrechtsjag, deffen notwendige Ergänzung etwa vorhandene Staats: 
rechtsſätze bilden und der nur dann uneingefchränfte Geltung hat, wenn bas 
Staatsreht gar nichts beftimmt über die völferrechtliche Vertretung oder ſich 
aus demjelben feine Normen ableiten lafjen. Wenn ſomit nad Heilborn die 
Kontrahenten im Haren fein müffen (S. 159 a. a. DO.) über ihre gegenjeitige 
völferrechtliche Rechts: und Handlungsfähigkeit, jo haben fie notwendig ihre 
Verfaffungen oder jonftigen Staatsgrundgejege wechielfeitig zu fernen und bes- 
halb auch zu prüfen und auf diefe Prüfung wollen wir den angeführten Sat 
Upians bezogen wiſſen. Der Staatsvertrag in feiner Geſamtwirkung ift jo 
weder ein rein völferrechtliches noch ein rein ftaatsrechlliches Rechtsverhältnis, 
londern er erhält feinen Charakter ala unbedingt wirffamer Vertrag durch die 
beiden Rechtsordnungen des Völkerrechts und des Staatsrechts. Der völfer: 
rechtliche Akt des Bertragsabichluffes ijt ein am fich jelbftändiger, macht aber den 
Vertrag nicht immer zu einem unbedingt wirffamen; felbftändig ift dieſer Akt 
infofern, als der ihn vornehmende Staatörepräfentant in der Entichließung, ob er 
diefen Akt vornehmen will oder nicht, frei und ungebunben ift als Vertreter 
des Staates nad) außen; natürlich find dabei au immer vom Völkerrecht zu 
beachtende ſtaatsrechtliche Einſchränkungen möglid). 

Wir legen auch bier die Verträge den Erörterungen zugrunde, bie ihrem 
Inhalt nah der Genehmigung ber Volksvertretung bedürfen. 

Der Staatsvertrag befteht aus zwei jelbftändigen Rechtsaktionen, ber 
ftaatlichden Willensbildung und der völferrechtlichen Willensäußerung; feine 
diefer Aktionen für fi) allein erzeugt den Vertrag, ſondern erft ihr me 
wirfen; das dem anderen Staat gegebene Verſprechen ift ein völferrechtlicher 
Akt, aber noch fein Staatsvertrag; jomweit ber ftaatlihe Wertreter die 
Grenzen jeiner Befugnis überjchreitet, hat die übernommene Berpflihtung noch 





1) Bgl. u. a. Ullmann, Bölterret, 1898, ©. 41; v. Liszt, Völkerrecht, 3. Aufl. 
1904, S.44}.; Gareis, „Jnititutionen“, 2.Aufl. S.48. Vgl. auch: Meyer-Anſchütz, 
Staat3redht, 1905, ©. 696: „Die Frage, welches Organ die Befugnis befigt, einen Staat 
völferrechtlih zu verpflichten, ift feine völferrechtliche, fondern eine ftaatdrechtliche Frage; 
fie fann nicht nadı allgemeinen völferrehtlihen Grundiägen, jondern nur nach dem Staats- 
recht des fraglihen Staates entihieden werden.“ — Neben Heilborn und Tezner (a.a. D. 
S. 126) u. a. vertritt in der neueften Zeit Nies den Grundjag von der mirffamen 
völkerrechtlichen Berpflihtung des Staates durd das Staatshaupt bei der unbedingt vor— 
genommenen Ratififation der Verträge. Vgl. Ries in Bried Abhandlungen, Heft 10, 1904. 
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feine Rechtswirkung in dem gemwollten Sinne, der völferrechtliche Akt ift ein in 
feiner Wirkung bedingter. enn das vertragsabichließende Organ in Ueber: 
ſchreitung feiner Kompetenz handelt, fommt fein unbebdingter Staatövertrag 
zuftande, da eine wejentliche VBorausjegung fehlt, unter denen ein Staatövertrag 
geichloffen wird, nämlich daß tatſächlich Staatsmille erklärt wird. Die An: 
nahme, daß Staatswille erflärt wird, ift nun entweder eine ftillichweigende 
oder fie beruht auf der vor dem Vertragsabſchluß vorgenommenen Prüfung ob 
und inwieweit von dem betr. Organ jtaatlicher Wille erklärt werden fann. 
Wird die ge zur Gewißheit, jo it der Vertrag ein umbedingter, 
ausführbarer, fällt die Vorausjegung weg, jo jällt auch damit der bisher be: 
dingte Bertrag weg. So jagt auch Ealvo: „Un traite est annule de plein 
droit et perd jusqu’ä son existence legale... . 2° lorsque son maintien 
ou sa mise à ex&cution rencontre une impossibilite, absolue ou relative, 
que les parties devaient ou pouvaient prevoir au moment ou elles sont 
souscrit leurs engagements.‘ !) 


Betrachten wir num unſere beiden badiſchen Staatöverträge unter unjeren 
heutigen 3. Tl. im vorigen dargelegten Anſchauungen, jo fämen wir zu dem 
Rejultat, daß dieje Verträge nad) heutigem Staatsrecht jo, wie fie abgeichlofien 
und veröffentlicht wurden, nur ald bedingt wirkſame zu betrachten wären; denn 
fie wurden allein vom Großherzog bzw. der Regierung abgeſchloſſen und ohne 
Genehmigung der Stände als verbindlich publiziert. Nach früheren 3. Zt. des 
Abſchluſſes der Verträge herrichenden Rechtsanihauungen waren die Verträge 
auch nad) innen als wirkſam d. h. als ausführbar anzufehen; einmal war, wie 
im erften Zeile der Arbeit erwähnt, da8 Verordnungsrecht des Großherzogs 
ein denkbar weitgehendes, dann aber konnte man in dem erwähnten PBara- 
graphen der badiſchen Zivilprozekordnung eine an das zum Vertragsabſchluß 
berechtigte Organ erteilte Generaldelegation zum unbedingt wirkſamen Abſchluß 
von dort bezeichneten Staatöverträgen erbliden. 


Someit nun heute nod die Einzelftaaten gemäß ihrer —— er 
fompetenz jelbitändiges Vertragsrecht haben, glauben wir, daß nad) badiſchem 
Vertragsrecht der Großherzog feinen Staatövertrag unbedingt abſchließen kann, 
der Beitimmungen enthält, die nach $ 65 der badiſchen Berfaffung das Eigen: 
tum und bie freiheit der Staatsangehörigen betreffe; und diefe Beitimmung 
ift jehr dehnbar. Bonfils jagt:*) „Im den parlamentarijch regierten Ländern 
fann die vorzeitige Ratififation durch dad Staatsoberhaupt nur eine bedingte 
fein. Der Landesherr ift moraliich verpflichtet, die Zuftimmung der Kammern 
herbeizuführen; verjagen dieje aber die Beitätigung, jo iſt der Staat rechtlich 
nicht gebunden. Der andere Vertragsſtaat au 7 die aufichiebenbe A, 
unter der das Ablommen geichloffen worden ift, kennen“ So muß 
Ausland aud die badiſche Verfaſſung fennen; darin fteht nun von 22 
rechtlicher Vertretungsbefugnis des Monarchen allerdings nichts. Hier kommt 
nun der allgemeine völkerrechtliche Blankettrechtsſatz von der vermutlichen 
Vertretungsbefugnis des Staatshauptes in Anwendung. Dieſer Satz wird aber 
durch einen anderen eingeſchränkt, den Satz, daß im konſtitutionellen Staat im 


'‘, Calvo: Le droit intern. thöorique et prat. 5 ed., 87—%. Bb. 1 8 728. 
Aehnlich Hefiter-Befiden a. a. D. ©. 210; f. w. Jellinet, „Gejeg und Berordnung“ 
S. 33 und Note 23 ebenda. 

) Bonfils-Grah a. a. D. S. 436. 
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Zweiſel der Bertrag nur bedingt abgeicdhloflen iſt, bedingt durch die entweder 
jeine völkerrechtliche Gültigkeit oder ftaatsrechtliche Ausführbarfeit ermöglichende 
Genehmigung der Volksvertretung. Das zum Abſchluß Erforderliche zu 
prüfen bzw. Erfundigungen einzuziehen ift Sache des Gegenfontrahenten, will 
er eine möglichit verantwortungsfreie, von etwaigen politiichen Verwickelungen 
verihonte Stellung einnehmen. Dieje vielleiht allerdingg mehr Je lege 
ferenda zu beadjtenden Leitjäge möchten wir, wie im Reichsſtaatsrecht, jo im 
badiſchen Staatsrecht einbegriffen wiſſen gerade deshalb, weil die badijche Ver— 
faflung keinerlei Beftimmung über Staatöverträge enthält. 


Zweites Kapitel. 


Der badiſch-franzöſiſche Staatövertrag und der deutich:franzöfifche Krieg 
bon 1870/71, 


Der Krieg ift nach moderner völferrechtlicher Auffaffung eine Rechte: 
inftitution, ein äußerſtes und letztes Rechtsmittel zur Geltendmahung eines 
Anſpruches; in ihm verkörpert fi) das Recht der Selbfihilfe im Vöolkerrecht. 
Diejes Recht der Selbfthilfe unterliegt beftimmten Normen, die den Krieg: 
führenden gewiſſe Rechte und Pflichten auferlegen. Es Liegt jedodh, wie man 
früher annahm, in diefem Selbfthilfereht nicht die Tendenz, daß e8 jämtliche 
rechtlichen Beziehungen mit dem, dem gegenüber e8 angewandt wird, erlöſchen 
läßt; e8 wäre ja dann auch faum möglich, daß einzelne Rechtsinftitutionen 
gerade dem Krieg ihre Entitehung und Wirkung verdanken; man denke u. a. 
nur an die Genfer Konvention vom 22. Auguft 1864 über ben Schuß der 
franfen und verwundeten Soldaten, an die Peteröburger Konvention vom 
11. Dezember 1868 über die Verwendung von Erplofivgeihoflen, dann für den 
Seefrieg an die Parijer Seerehtöbeflaration vom 16. April 1856; ferner an 
für den Kriegsfall eigens abgeſchloſſene Staatöverträge. Jedoch auch andere 
Verträge werden nicht mit der Kriegserflärung ipso jure in ihrer Gejamtheit 
und Gejamtwirfung aufgehoben, wie es vielfach von älteren Schriftitellern an— 
genommen wurde. Der Krieg vernichtet nicht jämtliche rechtlichen Bande 
zwiſchen den Sriegführenden, jo ‚Does aud nicht jämtliche zwiſchen ihnen ge- 
Ichlofjenen Verträge. Man wird wohl annehmen können, daß allerdings die— 
jenigen Verträge durch Ausbruch eines Krieges zwiſchen den Kontrahenten nicht 
nur in ihrer Wirkung unterbroden jondern ganz vernichtet werden, die gerade im 
Hinblick auf den Friedenszuftand abgeichloffen wurden. Bon ihnen jagt Bon: 
fils,*) daß fie ihrer Natur nach ftillichweigend unter der auflöjfenden Bedingung 
des Friedensbruchs eingegangen wurden; er zählt darunter z. B. Bündnis-, 
Subfibien«, Garantie, Handels, Schiffahrts-, Zollverträge ufw.; ob er in dem 
„uſw.“ auch Rechtshilfeverträge einbegriffen wiſſen will, ift in diefem Zufammen: 
bang nicht erkennbar. Allerdings bemerft Bonfils in jeiner Lehre vom 
Krieg, ”) dab „Verträge, die das bürgerliche Recht betreffen, beftehen bleiben, 
da die Staatsbürger als jolche nicht Feinde find. Ebenſo verhält es ſich mit 
den Berträgen, die dem Gebiet des öffentlichen Rechts angehören, injomweit ala 
fie Privatintereffen regeln.“ Darunter wird Bonfils wohl auch die zivil: 


1) Bonfils-Grah a. a. O. S. 451. 


) Bonfils-Grah a. a. O. S. 5 
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prozefiualen Nechtöhilfeverträge rechnen müſſen, obwohl er ſolche unter den an: 
geführten Beiſpielen nicht erwähnt. v. Liszt?) ftellt den Sat auf: „Durch den 
Krieg werden die zwijchen den kriegführenden Staaten beftehenden Berträge auf: 
gehoben, jomeit fie nicht ganz oder in einzelnen ihrer Beſtimmungen gerade 
für den fall des Krieges geichloffen worden find.“ v. Liszt gefteht zu, daB er 
mit dieſer feiner Anficht vereinzelt dafteht, glaubt fi) aber zum Beweiſe feiner 
Behauptungen auf die Staatenpraris der legten Jahrzehnte ftügen zu können 
und führt dazu den Art. 11 Abi. 1 des Frankfurter Friedensvertrages vom 
10. Mai 1871 und Art. 18 des Zuſatzvertrages vom 11. Dezember 1871 
(RGBl. 1872 ©. 7) an, wonach die Handelsverträge mit ben verjchiedenen 
Staaten Deutſchlands durch den Krieg ala aufgehoben betrachtet wurden. Wir 
verweifen dazu auf die obigen Angaben bei Bonfils, wonach die Handels: 
verträge zu den durch ben Friedenszuſtand bedingten Verträgen gehören und 
durch den Krieg aufgehoben werben; *) wir werden nachher noch auf die Be: 
ftimmungen bes Frankfurter Friedens zurückkommen. 

Es ift jedoch nicht zu vermuten, daß durch den Krieg alle Verträge auf: 
gehoben werden, im Krieg herrſcht feine Rechtslofigkeit, wir jtehen heute nicht 
mehr auf dem Standpunkt, daß die Rechtsordnung nur im Frieden gelte; das 
Recht wirft auch im Krieg weiter, ſonach ift e8 unerfindlich, wie alle Verträge 
von ſelbſt mit Ausbruch eines Krieges zwiſchen den Kontrahenten erlöſchen 
fönnen. Eine andere Trage ift die, ob gewiſſe Verträge in ihrer tatjädhlichen 
Ausführbarkeit d. 5. ihrer Wirkung nad) innen dur den Krieg jußpendiert 
werden können. So, wie durch Ausbruch eines Krieges die Tätigkeit der 
Gerichte ruht und für die Dauer des Kriegazuftandes das gerichtliche Verfahren 
unterbrochen wird, ?) jo kann auch die Ausführbarkeit gewiſſer Verträge ruhen. 


„Alle jene Verträge, welche durch das Objekt des Krieges und die Krieg: 
führung nicht‘ unmittelbar berührt werben, bleiben in Kraft.” .. .*) Wenn 
durch die Sriegderflärung gemiffe Rechtswirkungen hervorgerufen werden, jo 
gehören dazu auch die, daß die Ausführbarfeit der nicht für den Kriegsfall als 
aufgehoben bezeichneten Verträge einftweilen fuspendiert ift.°) 

Sehen wir nun zu, wie die Staatsprari3 ben badiſch-franzöſiſchen Rechts: 
hilfevertrag behandelte. Art. 18 der Zufagfonvention zu dem am 10. Mai 1871 
zu Frankfurt a. M. abgeichloffenen Friedensvertrag zwiſchen Deutſchland und 
Frankreich, vom 11. Dezember 1871 beitimmt: „Abgeſehen von den internationalen 


) p. Liszt a. a. O. ©. 176. 

) U. M., allerdingd „je nad) den Umjtänden“ ift Zueder in vd. Holtzendorffs 
Handbuch des Völkerrechtes Bd. 4 8 86. 

Bol. 8245 ZRO. 

4) Kellinet, „Staatenverbindungen“ ©. 97. 

) Bgl. Seligmann a. a. O. ©. 256; Bluntſchli, „Modernes Völterrecht“, 
3. Aufl, Art. 461, 538, 718; Geßner ind. Holgendorff3 Handbud S. 82: „Der Grundjag. 
daß der Krieg die Staatdverträge nicht aufhebt, jondern nur die Ausführung unterbricht, ift 
nad) den heutigen völferrechtlihen Grundſätzen nicht mehr beftreitbar”; Rivier a.a.D. 
©. 354 ff.! „Der Ausbruch des Krieges macht denjenigen Verträgen ein Ende, die not: 
wendig den Friedenszuſtand voraudjegen*; Heffter-Geffden, „Europ. Völkerrecht 
der Gegenwart“, 1888, $ 122 fagt, dab „die allgemeinen friedensrehhtlihen Verhältniſſe 
der Staaten dur den Ausbrud eines Krieged nur infofern außer Kraft treten, als es 
die Abfiht und Notwendigkeit des Krieges erfordert“; Nippold a.a.D. 5. 242; Neu: 
mann a.a.D. 3. Aufl, © 108; Oppenheim, Syitem des Böllerredhts, 2. Aufl., 
©. 188; Halled, „Intern. law“ 3 ed. 1893, ©. 862; Kent, Commentaries on American 
law. 12 ed., Bb:1 ©. 177. 
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Vereinbarungen, die der Tyriedensvertrag vom 10. Mai 1871 erwähnt, find die 
hohen vertragenden Zeile übereingeflommen, die verjchiedenen Verträge und 
Konventionen wieder in Kraft zu jegen, welche vor dem Kriege zwiſchen den 
deutihen Staaten und Frankreich beftanden haben, alles unter Vorbehalt der 
Zuftimmungserklärungen der betreffenden Regierungen, welche bei Gelegenheit der 
Auswechjelung der Ratififation der gegenwärtigen Uebereinkunft werden beigebracht 
werden.“ .... „ferner wird verabredet, daß die Beitimmungen des babdijch: 
franzöfiichen Rechtähilfevertragg vom 16. April 1846, des zwiſchen Preußen und 
Frankreich am 21. Juli 1845 gejchloffenen Auslieferungsvertrages und der Literar: 
Konvention zwilchen Bayern und frankreich vom 24. März 1865 vorläufig auf 
Eljah-Lothringen angewandt werden, und daß dieſe drei Verträge, bezüglich der 
darin bezeichneten DBerhältnifie für die Beziehungen zwiſchen den abgetretenen 
Gebieten und Frankreich bis auf weiteres als Richtſchnur dienen jollen“ (vgl. 
RGBl. 1872 ©. 19—20). Es wird hier auf den eigentlichen Friedensvertrag 
vom 11. Mai 1871 Bezug genommen; dort heißt e8 in Art. Il: „Da bie 
Handelsverträge mit den verjchiedenen Staaten Deutihlands aufgehoben find... .“ 
Hier wird nun deutlich ausgeſprochen, daß dieje Handelöverträge durch den Krieg 
„aufgehoben“ find; und zwar wird hier nicht, wie in der Zufatfonvention bet 
den anderen Verträgen auf die vorbehaltliche Zuftimmungserflärung der betr. 
Regierungen hingewieſen. Dieje beftimmte Ausdrudsweije des Friedensvertrages 
im Gegenjag zu jener der Zujagfonvention, die gleihjam im Zweifel die Ber: 
träge „wieder in Kraft jegen“ will, läßt u. E. erkennen, daß man jene Verträge, 
auf die die Zujagkonvention Bezug nimmt, nur in ihrer Ausführbarfeit während 
des Krieges ſuspendiert wiſſen mollte. 

Wollte man aber jelbft annehmen, daß die Verträge tatſächlich auch in 
ihrer Gültigkeit nach außen aufgehoben waren, jo hatte man doch die Ueber: 
zeugung, daß dieſe Verträge ihrer Natur nad joldhe find, daß fie nad) dem 
Kriege ohne irgend eine Einjchränktung wieder aufzuleben imftande find. Die 
Ausübung der Gerichtsbarkeit wird ja durch den Krieg nur tatjächlich unter: 
brochen. Es hören nicht auch jämtliche rechtlichen Beziehungen unter den Krieg: 
führenden auf zu eriftieren. Die Belligerenten werben ja immer noch als 
völferredhtlihe Subjekte anerkannt; ber Krieg wird zwiſchen Staaten geführt, 
nicht zwiſchen den einzelnen Untertanen; jo werden auch nur die Beziehungen, 
Die ben Staat als joldyen berühren, wie 3. B. diplomatische Beziehungen, abge- 
brochen, dagegen die den einzelnen Untertanen vertraglich zugelagten Rechte, 
Jomeit fie nicht gerade den Friedenszuſtand vorausjegen, nur in ihrer Wirkung 
ſuspendiert. Hätte man die oben angeführten Verträge ala völlig aufgehoben 
angejehen, jo hätten fie, um wieder von neuem völferrechtlich und ftaatsrechtlich 
in Wirkſamkeit treten zu fönnen, von neuem ratifiziert werden müflen, was 
nicht geſchah, obwohl biejelben heute noch in Geltung find. Dean konnte demnach 
annehmen, daß gerade der babilch-franzöfiihe Vertrag von badiſcher Seite aus 
irı jeiner Wirkung nad) innen als wieder auflebend gedacht werden konnte; denn 
es ift wohl nicht zu vermuten, daß dieſer Rechtöhilfevertrag ohne weiteres auf 
Elfaß-Lothringen ausgedehnt werden jollte, hätte man nicht die Ueberzeugung 
geHabt, daß der Vertrag nur in jeiner Ausführbarfeit juspendiert war, und 
Darauf wird fi) wohl auch da8 „wieder in Kraft jegen“ des Art. 18 der Zujah- 
Zorıvention bezogen haben. 
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Drittes Kapitel. 
Einwirkung der Reichsgeſetzgebung anf die badiſchen Stantöverträge. 
a) Allgemeines. 


Wenn wir von ber Einwirkung der Neichögejeggebung, in unjerem Falle 
der Reichszivilprozeßordnung, auf die badiſchen Rectähiffeberträge ſprechen, jo 
haben wir die beiden Fälle im Auge: ob die Zivilprozeßordnung die ftaatsrecht- 
liche und völferrechtliche Wirkſamkeit der Verträge hinfällig zu machen imftande 
ift, oder ob fie die völferrechtliche Gültigkeit der Verträge beitehen läßt, Dagegen 
der Ausführbarkeit der Verträge im Wege fteht. Sonach ift die Trage nad 
der Einwirkung der Reichögefeßgebung auf die einzelftaatlichen Verträge gleich 
bedeutend mit der nad) dem totalen oder partiellen Erlöfchen der Staatöverträge. 
Werden die Verträge gar nicht berührt von ben Beitimmungen der Reichszivil: 
prozeßordnung, jo kann man eigentlich auch nicht von einem Einwirken letzterer 
auf erftere reden. 

Jellinek ſagt,) dab in Europa die Frage nach der Wirkung eines dem den 
Vertrag ausführenden oder den Vertrag publizierenden Gejege nachfolgenden Ge: 
jeges nur „bezüglich des Verhältniffes von Auslieferungsverträgen zu nachfolgenden 
Aenderungen in der Straf: und Strafprozeßgeſetzgebung der Eontrahierenden 
Staaten aufgemworfen worben jei” ; dies geihah von H. Lammaſch;“) nad) dem 
Ericheinen des genannten Jellinekſchen Werkes, 1887, haben ſich mit der Frage 
ferner noch Holland, Heilborn und Kaufmann beichäftigt, ebenijo M. Huber.°) 


Durch den Eintritt der deutſchen Einzelftaaten in den Bunbesftaat erlitt 
deren völferrechtliche Handlungsfähigkeit eine weitgehende Einſchränkung zugleich 
mit ihrer inneren ftaatsrechtlichen Handlungsfähigkeit — aber feine vollftändige 
Aufhebung. " Die einzelnen Gliedftaaten find Staaten geblieben, nur in Aus— 
übung gewiffer ftaatlicher Funktionen beichränkt durch die Reichöverfaflung ; dieſe 
gibt aud den Rahmen ab für die völferrechtliche Stellung der Einzelftaaten. 
Someit die Bundesftaatöverfaffung nicht? anderes beftimmt, haben die Einzel: 
ftaaten aftives und paffives Gejandtichaftsrecht, fie fünnen Verträge mit dem 
Ausland abſchließen; allerdings beftimmt ſich dieſes völferrehtliche Vertragsrecht, 
feinem Umfang nad) nad) der dem Gliedftaat belaffenen freien Gejeßgebungs- 
und Berordnungsfompeten;. So wird fi) aud das völferrechtlihe Bertrags: 
ſchließungsrecht Hauptjählih auf das Abichließen von Berwaltungsverträgen 
beichränfen.*) 


Inſoweit nun etwaige völferrechtliche Aktionen ber Einzelftaaten nach dem 
Eintritt in den Bundesftaat in Trage fommen, gibt uns die Reichsverfaſſung 
den nötigen Anhalt zur Beurteilung, inwieweit diefe Akte von den Glieditaaten 
vorgenommen werben können. Das Ausland muß die Bertragsichliegungs: 
fompetenz der beutichen Gliedftaaten kennen. „Der Bundesftaat ald Staat 
beſitzt völferrechtliche Anerkennung und e8 muß daher ben mit ben Gliedftaaten 


') Jellinet, Geſetz und Verordnung ©. 365. 

) 9. Lammaſch, „Auslieferungsreht und Aſylpflicht“ 1887 ©. 93 fi. 

) Holland, „Antern. Reht und engliiche Gejege* in Böhmsß. 1894 Bd. 4 S. 62; 
Heilborn, „Der Staatdvertrag ald Staatsgeſetz“ im ArchOeffſt. Bd. 12 189% ©. 173 F.; 
W. Kaufmann a. a. O. S.60F; M. Huber a. a. O. ©. 166 fi. 


— 


9 Jellinek, Staatenverbindungen ©. 306. 
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in Verkehr tretenden Staaten die verfaſſungsmäßig eingeſchränkte Pofition der— 
jelben befannt jein.“ ') Inwieweit muß nun das Ausland befannt jein mit der 
verfaffungsmäßig eingeichräntten Pofition der Gliedftaaten? Laband fagt,?) 
man fönne der Regierung eines auswärtigen Staates die richtige und vollftändige 
Kenntnis der Trage, welche enftände in den Bereich der Reichögejeßgebung 
gehören (im Hinblid auf die Bertragsfompetenz des Reiches) nicht zumuten, 
„während man wohl verlangen und erwarten barf, daß fie die Verfaſſung 
befreunbeter Staaten joweit kennt, um zu wiſſen, wer zur völferrechtlichen Ber: 
tretung derjelben legitimiert ift“. S. 157 a. a. O. nun jagt Laband: „Jeder 
auswärtige Staat kennt die rechtliche Lage der deutſchen Einzelſtaaten oder 
muß fich vor dem Abſchluß eines Vertrags mit ihnen dieſe Kenntnis 
verſchaffen.“ 

Wir können nun dieſe beiden Sätze Labands nicht gut miteinander in 
Einklang bringen; einmal ſoll das Ausland die rechtliche Lage der deutſchen 
Gliedſtaaten kennen, damit es nicht beim Abſchluß von Verträgen ſich bezüglich 
deren Ausführbarkeit trügeriſchen Hoffnungen hingeben kann, und ſelbſt womöglich 
den Vertrag zur Ausführung bringt, während dies dem deutſchen Gliedſtaat 
rechtlich unmöglich iſt; andererſeits will Laband dem Ausland die Kenntnis der 
rechtlichen Lage der Einzelftaaten im gegebenen Falle nicht zumuten. Daß die 
Prüfung diefer Frage für das Ausland unter Umftänden recht ſchwierig jein 
fan, wird wohl niemand leugnen; aber wozu beftehen denn die gegenjeitigen 
diplomatischen Agenten? In deren Befugnis jällt e8 ohne Zweifel, fi) über 
den jeweiligen Stand der Berfaffungs: und Gefeggebungäverhältniffe der Empfangs- 
ftaaten zu verläffigen; und wie die diplomatiichen Vertreter beim Abichluß von 
Staatöverträgen ihre gegenleitige Legitimation 2c. zu prüfen haben, jo haben fie 
aud in bezug auf ſchon beftehende Verträge die Lage der jeweiligen Gejeh- 
— deren Aenderung im Empfangsſtaat zu kennen und geeiqnetenjalls 
ihrer Regierung Anzeige zu machen, insbejondere, wenn durch eine ſolche Gejeß- 
gebungsänderung vertragsmäßig zugeficherte Rechte berührt würden. Der aus- 
wärtigen Regierung als folder fann man natürlih nicht zumuten, daß fie, 
wenn einmal ein Bertrag abgeichloffen und ausführbar ift, beim Gegenfontrahenten, 
über deſſen Gejeßgebungs: und jonftige innerftaatliche Verhältniffe jederzeit im 
Klaren jein muß; das Studium ſämtlicher Geſetz- und Berordnungsblätter der 
Vertragsftaaten kann ihr nicht zugemutet werden; dagegen ift dies Sache der 
diplomatiſchen Vertretung. 

Kehren wir nun nad) diejen allgemeinen Erörterungen zu unferen Rechts— 
Hilfeverträgen zurüd; dieſe enthalten Beitimmungen über eine Materie, deren 
Regelung das Deutiche Reich durch die Reichszivilprogekordnung übernommen 
bat; und wie wir im erften Zeil diejer Arbeit jahen, ſtehen die Vorjchriften der 
Zivilprozeßordnung im Gegenjag zu denen der badiſchen Staatöverträge, ohne 
daß im Reichögejeg auf etwaige einzeljtaatliche Verträge verwieſen ift. Welchen 
Einfluß hat nun die Reichögejeggebung auf die Rechtshilfeverträge? Wir jahen, 
daB einige Schriftfteller die Verträge nad) innen und außen aufreht erhalten 
wiſſen wollen, daß andere nur die Wirkung der Verträge nad) innen durch Die 
Reichögejeßgebung für aufgehoben erklärten, während eine dritte Meinung dahin 
geht, daß die Verträge in ihrer inneren und äußeren Wirkſamkeit durch die 


') Jellinet a. a. O. ©. 308; Laband a. a. O. ©. 157. 
) Laband a. a. O. ©. 132. 
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reihörechtliche Regelung der Rechtshilfe als erloſchen anzujehen find; die leßtere 
Anficht würde ſomit der Reichägejeggebung einen unmittelbaren Einfluß auf das 
Völkerrecht einräumen. 


b) Einfluß der Reihsgejeggebung auf den völkerrechtlichen 
Beitand der Verträge. 


Die Frage, ob die reichögejegliche Regelung der vertraglichen Beſtimmungen 
den Vertrag dem Ausland gegenüber aufhebt, ift gleichbedeutend mit der Trage, 
ob in der Tatſache, daß die Reichägewalt einen Zeil der bisherigen Einzelitaats- 

ewalt für fih in Anſpruch nahm, für gewiſſe Einzelftaatsverträge ein Fall der 
og. „clausula rebus sie stantibus“‘ gegeben erjcheint. Dieje Klauſel bedeutet, 
daß ein Vertrag nur jo lange innere und äußere Gültigkeit haben joll, als die 
Umftände, unter denen der Vertrag geichloffen wurde, ſich nicht weſentlich 
geändert haben. 

Sehen wir zunächſt einmal zu, wie verjchiebene Völkerrechtslehrer die Klauſel 
definieren. 

Bluntſchli) will dann einen Fall der clausula gegeben haben, wenn ein 
beftimmter öffentlicher Zuftand die Vorausjegung und Grundlage eine Staats: 
vertrags war und diejer jo erhebliche Aenderungen erfährt, daß er nicht mehr als 
Grundlage des jpäteren Rechtöverhältniffes betrachtet werden fünne. Fr. Martens 
jagt:*) „Die Gültigkeit eines Vertrags erliiht nur, wenn eine ſolche Veränderung 
in der beiderjeitigen Situation der Parteien eintritt, daß der gedachte Zwed 
unerreihbar wird und die fortgejettte Anerkennung des Vertrages den Staat in 
Gefahr bringen würde.” Nach Jellinet?) wird der Vertrag jelbft vernichtet, 
wenn eine der wejentlichen Borausjegungen wegfällt, unter denen der Staat fontrabiert 
bat. In den „Staatenverträgen“ *) erachtet Jellinef die Klauſel vor allem für gegeben, 
wenn die Erfüllung des Vertrags mit den höchſten Staatszweden, zu welchen 
hauptſächlich die Selbfterhaltung zählt, Kollidierte. v. Liszt°) läßt die clausula 
ihre Wirkung dahin äußern, daß „Verträge, die im Hinblid auf einen beftimmten 
rechtlichen Zuftand nur unter Vorausfegung feiner Fortdauer geichloffen find, 
einjeitig gefündigt werden fünnen, wenn diejer Zuftand fich weſentlich geändert 
bat.“ Nach Gehner‘) „können veränderte Umftände allerdings auf die Gültigkeit 
eines internationalen Vertrages rechtlichen Einfluß haben, da berjelbe eines 
Staatszwedes wegen geichloffen wird, und jeine Fortdauer deshalb davon 
abhängig ift, daß er mit diefem Staatszwede nit in Widerſpruch fommt“. 
Heffter”) zählt unter die veränderten Umftände joldhe, „wobei der Berpflichtete 
jeine bisherige politifche Stellung nicht behaupten könnte und fi namentlich in 
eine Ungleichheit gegen andere Staaten verjegen würde, die 3. Zt. des Vertrags 
nicht eriftierte, auch nicht berüdfichtigt war“. ‚Bulmerincq°) meint, „die Klauſel 





) Bluntihli, „Das moderne Völkerrecht“ 1888 8 456. 

N) Fr. v. Martens, „Das intern. Recht“ Bd. 1 ©. 427. 

») Jellinet, „Geſetz und ee ©. 362. 

9 Zellinet, „Staatenverträge” ©. 62. 

9 v. Liszt, „Das VBöllerreht“ 1904 3. Aufl. ©. 175. 

9 Geßner in dv. Holgendorff3 Handbuh Bd. 3 ©. 80. 

ij HefftersGefften, „Das europ. Völlerreht der Gegenwart” 8. Aufl. ©. 215. 

%) Bulmerincq, „Das Bölterreht oder das intern. Redt“ in Marquardſens 
Handbud I. 2. 1887 ©. 302, 
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fönne nur in dem Sinne Geltung beanſpruchen, daß bei nachweisbar veränderten 
Umftänden ein Bertragichließender gegenüber feinem ober feinen Mitkontrahenten 
eine Aufhebung oder eine Abänderung eines Vertrags beantragen könne, nicht 
aber die, daß Kontrahenten ipso jure dur den von ihnen angenommenen 
Eintritt veränderter Umftände einen Vertrag für aufgehoben oder abgeändert 
erachten.“ Bonfils?) jagt: „Ein Vertrag muß unbedingt erlöjchen, jobald die 
Gründe, die ihn veranlaßt haben, —— find.” Nippold?) läßt nur eine 
in dem Sinne mwejentliche Aenderung, daß die Erfüllung des Vertrages infolge 
davon rehtlih unmöglich geworden erjcheint, zur Berufung auf die clausula 
berechtigen. 

Aus allen diejen Definitionen der clausula läßt fich erfennen, wie un— 
fiher und dehnbar diejer Begriff ift; daß mit der Klauſel vielfah Mißbrauch 
getrieben werden kann, ift erflärlic, jo daß man wohl mit Nippold (a. a. D. 
©. 240) jagen darf, daß man fich im Zweifel jedenfalls für die Gültigkeit 
der Berträge und gegen die Anmendbarkeit der Klauſel zu enticheiden 
habe. Man kann annehmen, daß alle Verträge mit der ftillfchweigenden Klauſel 
geichloffen find, jedoch wird nicht jede Veränderung der Berhältniffe genügen, 
um dadurd den Vertrag durch die Klaufel erlöfchen zu Iaffen. ?) 

Bon ben oben genannten Autoren find e8 Marten und Liszt, die uns 
den inhalt der clausula am beiten wiederzugeben jcheinen. Wir möchten des— 
halb die von Martens und Liszt gegebenen Definitionen in die Sätze zulammen: 
faffen, daß die Gültigkeit der Verträge, die im Hinblid auf einen beitimmten 
rechtlichen Zuftand geichloffen find, nur dann erliſcht, wenn dieſer Zuftand ſich 
weſentlich geändert hat und die fortgelete Anerkennung des Vertrags den 
Staat in Gefahr bringen würde. Der Bertrag erliicht aber nicht ipso jure, 
fondern erft durch Kündigung unter Berufung auf die Klauſel. 

E3 ift nun die frage, ob der Eintritt des Einzelftaates in den Bundes: 
ftaat eine ſolche mwejentliche Veränderung in dem rechtlichen Zuftand des Glied: 
ftaates hervorgerufen hat, daß diejer den Vertrag nicht mehr, ohne den Bundes: 
ftaat zu gefährden, anerkennen kann. Nun bat fich allerdings der rechtliche 
Zuſtand der Einzelftaaten injofern verändert, ala das Reich allein die Vor: 
ſchriften zum großen Zeil zu regeln befugt ift, die bisher in die Kompetenz 
des Gliedftaates fielen. — Reichsrecht breche Landesrecht; die Zivilprozeßordnnung 
als Reichsrecht wolle nun nah $ 14 EG. z. ZPO. jede Rechtsnorm, für die 
nicht in ber Zivilprogeßordnung jelbft eine Ausnahme geichaffen jei, aufheben, 
fomweit fie nit in Einklang mit ihr ftehe; zu dieſen Rechtsnormen jeien 
nun auch die auf Grund eines Vertrages erlaffenen Borichriften zu 

zählen, mögen fie nun als Ausführungsgefege zum Vertrag erlaffen jein oder 
als Bertragsnormen jelbft behandelt werden. — Das ift jo die übliche 
Deduktion derer, die die Verträge aufgehoben wiffen wollen. Der rechtliche 
Zuftand der Einzelftaaten ift nun 3. Zt. des Inkrafttretens der Reichsgeſetz— 
gebung allerdings ein anderer als ber 3. Zt. des Abſchluſſes der Verträge; 
denn jett könnte der Einzelitaat feinen Vertrag mehr über die fragliche Materie 


) Bonfild-Grah a. a. D. ©. 448. 


2) O. Nippold a.a.D. ©. 240. 
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mit dem Ausland abſchließen, weil dad Reich diejen Zeil der Gejeßgebung, die 
fh auf Rechtshilfe zc. bezieht, geregelt hat. Nun kommt für uns zunächſt der 
Staatsrehtsja in Betracht, bob Reichsrecht Landesrecht bricht und ala Landes: 
recht jede Rechtsnorm anzujehen ift, die vom Einzelftaat erlafjen wurde, jedoch 
muß aber auch der Völferrechtsjag beachtet werden, daß ein Vertrag bei ver: 
änderten Umftänden nur dann erliſcht, wenn durch feine Ausführung der Staat 
weſentlich gefährdet würde, wenn e3 fich bei Ausführung des Vertrages um bie 
Kollifion der höchſten Staatszwede handeln würde. ') 

Was den erften Sat anlangt, daß Reichsrecht Landesrecht bricht, mag 
diejes entftanden fein, wie e8 will, jo ftehen wir auf dem Stanbpunft, daß wir 
in den Staatsvertragsnormen ala Willenseinigung zweier Staaten, auch wenn 
wir fie nur in ihrer Wirkung nad) innen betradjten, fein einfaches Landesrecht 
im Sinne des obigen Satzes zu erbliden haben. Beim Sag „Reichsrecht bricht 
Landesrecht“ müffen wir Bezug nehmen auf die Entftehung diejer Rechtsnormen. 
Bei der Entftehung des Landesrecht waren nur die Einzelftaaten beteiligt, die 
dann auch bei der Entftehung des Reichsrechts mitwirken und jelbit mit jenen 
angeführten Sat erzeugt haben; diefer Reichöwille als Summe der Mehrzahl 
der Einzelftaatswillen vermag wohl einen früher erflärten Einzelftaatswillen 
aufzuheben. Es kann aber nicht in der Tendenz des Reichsrechts Liegen, eine 
Willendeinigung zweier Staaten aufzuheben, von denen der eine gar nicht dem 
Reiche angehört; frühere Verträge der Bundesftaaten unter ſich können durch 
Reichsrecht aufgehoben werben, nicht aber Verträge der Bundesftaaten mit dem 
Ausland; jedenfalls erlöjchen Letztere Verträge jolange und iniomweit nicht, jolange und 
joweit dieſe Verträge in ihrer inneren Wirkſamkeit nicht gegen die Eriftenz und 
Sicherheit des Bundesftaates gerichtet find. Und Hier fommen wir auf den 
oben angeführten Völferrechtsjag, daß wir nur dann in Verbindung mit dem 
Reichsrechtsſatz: „Reichsrecht bricht Landesrecht” bei unjeren Verträgen einen 
all der clausula rebus sie stantibus erbliden fönnen, wenn die Ausführung 
der Rechtshilfeverträge fernerhin den höchſten Staatszweden mwiberftreben würde; 
nun fteht der Vertrag wohl im Widerſpruch mit einer Norm der Reichazivil: 
prozeßordnung, die Ausführung der Verträge würde aber weder die Rechts: 
fiherheit im Reich, noch im befonderen in Baden gefährden, fie würde im 
Gegenteil eine Erleichterung des Rechtsverfehrd bilden. Die Motive zur Reiche: 
zivilprozeßordnung haben uns gezeigt, daß man den Wunſch Hatte, daß das 
Reich telbfi ſolche Rechtshilfeverträge ſchließe; jolange dies nicht gehicht, ftelfen 
eben die erwähnten Vorjchriften der Zivilprozeßordnung über Vollſtreckbarkeit 
ausländiicher Urteile ein Mindeftmaß einer Vorſchrift dar, die dann Geltung 
ur wenn feine Staatäverträge über gegenjeitige Vollftredung von Urteilen 
eriftieren. 

Wenn Jelinek jagt: „es würde der anerkannten völferrehtlihen Ordnung 
widerjprechen, wollte man annehmen, die innere Gejeßgebung der Staaten hätte 
das Recht, beftehende Verträge gleich Geſetzen beliebig abzuändern“,*) so 
möchten wir diefen Sat aud auf unjeren all anwenden; denn wir glauben, 
daß e3 bei unſeren Verträgen nicht von Bedeutung ift, daß fich der Einzelftaat 
dem Bunbdesftaat in gewifien Materien unterordnete; dem Völkerrecht d. i. dem 
Gegenkontrahenten gegenüber befteht der status quo, wenn einmal der Vertrag 


i) Bgl. Nippold a. a. D. ©. 124. 
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Münd, Zwei badiihe Staatöverträge. 285 


unbedingt geichloflen ift, fort; beim Abichluß des Vertrags ijt von jeiten des 
Gegenkontrahenten zu prüfen, ob wirklich Staatswille vorliegt; ift derſelbe 
aber einmal rechtswirkſam erflärt, jo jpricht diefe Erklärung für ihre Fortdauer. 


Protokoll 19 der Londoner Konferenz vom 19. Februar 1831 jagt: „Les 
traites ne perdent pas leur puissance, quelque soient les changements 
qui interviennent dans l’organisation interieure des peuples.‘ Der badiſch— 
franzöfiiche Vertrag wurde nun durch die innerftaatliden Veränderungen in 
Frankreich weder im Jahre 1848 durch die Revolution und Erklärung als 
Republif noch durch die Proflamierung als Kaiferreid; vom 2. Dezember 1852, 
noch durd; die abermalige Metamorphoje im Jahre 1871 als erloſchen an- 
geſehen. Darüber find ſich alle Völferrechtslehrer Har, daß eine Aenderung der 
Staatsform nicht von Einfluß auf den Beftand der Verträge ift. 

Der Eintritt des Einzelftaates in den Bundesftaat ift nun an fich ein 
Borgang, der allerdingg auch nad außen, d. 5. dem Ausland gegenüber 
gewichtige Veränderungen hervorruft, gerade auch im Vertragsſchließungsrecht; 
nirgends aber ift der Satz ausgeſprochen, daß frühere Verträge der Einzelftaaten 
erlöichen durch Einführung der Reichögeleßgebung; hier tritt nur die clausula 
in Kraft, daß die Verträge erlöjhen und dies nur dann, ſoweit fie die 
Integrität des Bundesftaates oder feine innere Nechtsficherheit gefährden. 
Immer it anzunehmen, daß ber ſtaatliche Beſehl, den Vertrag auszuführen, 
jo lange Geltung haben joll, alö der Vertrag ſelbſt verbindlich ift. 


Was nun einen anderen von ellinet und Heilborn!) angeführten Sat 
betrifft: „Lex posterior generalis non derogat priori speciali, angewandt 
auf dem Vertrag nachfolgende, dieſem widerſprechende Gelege, jo mag biejer 
Sag in den Staaten gelten, die in den Geleßgebungsverhältniffen injomeit 
feine Aenderung erlitten haben, als fie fidh nicht Rechtsnormen höherer Orb: 
nung als den fich bisher jelbitgegebenen, unterordneten; denn dem angeführten 
Staat fteht in der Reichäftaatspraris der Sa „Reichsrecht bricht Landesrecht“ 
entgegen, einerlei, ob erſteres eine lex generalis oder specialis ift; doch ift 
dem Satz: „Reichöredht bricht Landesrecht', wenn er aud vom Völkerrecht ge= 
achtet werden muß, nicht zu unterftellen, daß er internationale Verpflichtungen 
und Die ihnen entipringenden Normen aufheben will; denn „der Erlaß eines 
Staatögeleßes, deſſen Inhalt mit dem geltenden internationalen Rechte in 
Widerſpruch fteht, ift eine Rechtswidrigkeit und ein Rechtsbruch des betreffenden 
Staates.” °) 

Dieſem Sabe Kaufmanns müfjen wir uns anjchließen, wollen wir den 
unbedingten Bertrag in allen feinen Wirkungen als ein rechtlich zufammen: 
hängendes Ganzes betrachten. 

Lammald?) war es, der für die Auslieferungsverträge die Frage unter 
juchte, inmieweit die Verträge weiterhin Geltung haben, wenn ein Vertragsftaat 
ein dem Bertrage widerſprechendes Auslieferungsgeſetz erläßt. Lammaſch jagt: 
„Bis zu dem vertragsmäßig feſtgeſetzten Endtermin bleibt der Vertrag in 
Kraft, aud wenn einer der Efontrahierenden Staaten fein Auslieferungsgeieg im 








1) Sellinet a. a O. S. 365; Heilborn, „Ötaatövertrag und Staats— 
geſetz“ S. 175. 

2) Kaufmann a. a. O. ©. 66. 
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beſonderen, oder aud etwa im allgemeinen jein Strafrecht oder jein Straf: 
prozeßredht in einem dem Vertrage widerſprechenden Sinne abgeändert haben 
ſollie“ Lammaſch führt dann eine Stelle der engliidhen „Extradition Act“ 
von 1870, ſowie Art. 855 des italieniichen „Codice di procedura penale“ 
an, auch die Motive zu dem belgiichen Auslieferungsgefeg vom 5. April 1874 
und fährt dann fort: „Wenn alfo aud ein dem Vertragsabſchluſſe nachfolgendes 
Geſetz wegen gewiſſer Delikte oder gewiſſen Umftänden eine Auslieferung für 
unzuläffig erklären follte, jo muß eine ſolche Auslieferung dennoch, injolange 
der zu derjelben verpflichtende Vertrag nicht gelöft worden tft, bewilligt werden.“ ') 
Und, was Lammaſch Hier von ben Auslieferungsverträgen jagt, das glauben 
wir, gilt mindeftens in gleihem Maße von unjeren Rechtshilfeverträgen. Mit 
Bornhat?) nehmen wir an, dat das Deutjche Reich mindeftens hätte das Groß: 
herzogtum Baden zur Kündigung der Verträge veranlaffen jollen, wenn es ſich 
nicht mehr durch dieſe internationalen Afte für gebunden erachtete. 


Wir ftellen nur die, wie wir glauben, begründete Vermutung auf, daß 
die Reichögejeggebung nicht den internationalen Verpflichtungen der Einzelftaaten 
einen Riegel vorjchieben wollte; werden die Verträge nicht gekündigt, werden fie 
aber im gegebenen Fall auch nicht zur Ausführung gebracht, jo ift damit ein 
Vertragsbruch gegeben; und dadurch etwa entjtehende internationale Ber: 
widelungen wollte ficher die Reichögefeßgebung nicht beabfihtigen, zumal die 
Bertragsbeftimmungen im Vergleich zur Reichszivilprogegordnung eine Spezial: 
beftimmung enthalten, die eine Erleichterung bes Rechtsverkehrs darftellen und 
feineswegd die Nechtsficherheit gefährden, jondern einer toleranten Anſchauung 
entiprangen, die „große Grundfäße” enthalten, von denen man beim Entftehen 
ber Neichszipilprozeßordnung hoffte, daß fie für das Reich dur Verträge 
geregelt werden. 

Wollten wir aber auch jelbft bei unferen badijchen Rechtshilfeverträgen die 
„celausula rebus sie stantibus“ in Wirfjamfeit treten lafjen, jo witrden die 
Verträge doch nicht ohne weiteres beim Eintritt veränderter Umftände er: 
lojchen jein. Huber?) jagt: „Alle diejenigen Verträge, die Materien betreiten, 
welche der Bundesgewalt übertragen find, erlöfchen, jobald der Bund von jeiner 
Kompetenz Gebraud) macht; und zwar aus dem Grunde, weil der Glieditaat 
in bezug auf jenen Zeil der Gejeßgebung ımtergeht” . . . „Mit der Anerkennung 
des Bundesftantes aber anerkennt der Kontrahent der Einzelftaaten auch den 
Hinfall aller derjenigen Rechte und Pflichten, die durch die Bundesgewalt 
bereit3 aufgehoben find oder e8 noch werden.“ Das wäre bie Anerkennung 
der Wirkung der clausula rebus sic stantibus, wenn dieſe auch bei Huber 
nicht gerade ausbrüdlich ala joldhe erwähnt ift. Huber fährt aber dann fort 
und jagt: „Der Bundesftaat haftet für die Verträge feiner Gliedftaaten, weil 
dieje jelbft haftbar bleiben, aber an der Vertretung ihrer Pflichten zum Zeil 
verhindert find.” Darnach bleibt aljo die völferrechtliche Seite der Verträge 
beftehen und „eine Kündigung von Verträgen, die noch nicht erloſchen find, 
aber vom Bunde aufgehoben werden können, ift feine Rechtspflicht“. (Huber, 
a.a. O. ©. 168.) Diefe Säße würden wieder nidht dem Grundjag der 
clausula entſprechen. Wenn im Vertrag infolge veränderter Umftände, wie es 


) YA. M. Martitz, Intern. Rechtshilfe Bd. II 1897 ©. 65 ff. 
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) M. Huber, „Staatenjulzeifionen“ ©. 166 fi. 


Münd, Zwei badiihe Staatäverträge. 287 


Huber in dem oben zuerft zitierten Sat anzunehmen jcheint, erlischt, jo gebt 
er völferrechtlih und ftaatsrechtlich unter; er bleibt nicht etwa noch völferrechtlic) 
beftehen. Der Bundesftaat, der ja die völferrechtliche Vertretung für die Glied: 
faaten übernommen hat, würde dann infofern für die Verträge jeiner Glied: 
faaten haften, als er dieje veranlaffen müßte, die Verträge zu fündigen; tut er 
das nit — nad Huber ift er dazu nicht verpflichtet — fo befteht der Ver: 
trag für das Ausland weiter; wird der Vertrag aber vom Bliedftaat nicht aus: 
geführt, jo macht diefer ſich bzw. das Reich, das ja völferrechtlih für bie 
Gliedftaaten haftet, eines Vertragsbruches ſchuldig. Wenn Huber meint, daß 
man in der Anerkennung des Bunbdesftaates die Zuftimmung zu einer Eventual: 
fündigung aller Verträge erbliden kann, jo läßt fi) auch daraus die Arınahme ber 
clausula erjehen. Die veränderten Umftände find aber nicht immer foldher 
Natur, daß fie ohne weiteres von beiden Kontrahenten gefannt und anerkannt 
werden; will doch Martens, wie wir fahen, bie Klaufel nur gelten Yaffen, wenn 
in der beiderjeitigen Situation der Parteien eine weſentliche Aenderung 
eintritt. Wer ſich auf die Klaufel beruft, muß dies dem Gegenkontrahenten in 
Form der einjeitigen Kündigung zu erkennen geben. ebenfalls erlöfchen die 
Verträge nicht von jelbft, wie e8 auch v. Stengel anzunehmen jcheint. ’) 

Ein Sat des Londoner Protokolls (den Pontusvertrag betr.) vom 13. März 
1871) lautet: „Les puissances reconnaissent, que c’est un principe essentiel 
du droit des gens qu’aucune Puissance ne peut se delier des engagements 
d’un Traite ni en modifier les stipulations, qu’ä la suite de l’assentiment 
des Partis Contractantes au moyen d’une entente amicale.“ Dieſer Sat, 
der bie ausdrüdliche Uebereinftimmung der Kontrahenten zur Aufhebung bes 
Bertrages verlangt, wird wohl eher imjtande fein, fich in der Praris Geltung 
u verjchaffen, wie der von Huber formulierte Sag von der „Eventualfündigung”. 
ach ber Theorie Huber wäre das Ausland in einer dauernden Unficherheit, 
ob die einzelftaatlihen Verträge noch in Kraft find oder nicht, während fonft 
der Gegenkontrahent weiß, daß er bis zu einer eventuellen Kündigung Ansprüche 
aus dem Vertrag herleiten kann, nad) der Kündigung dagegen nicht mehr. Gegen 
die weitgehende Wirkung der Anerkennung des Bundesftaates wendet ſich Triepel ;?) 
er jpricht davon, daß man die Anerkennung nicht zu weit auslegen darf. „Dan 
wird allerdings. wohl aus der Anerkennung des Bundesftaates durch Dritte den 
Berzicht des Anerfennenden auf feine Anſprüche aus jolhen Verträgen mit ben 
Bliedftaaten herauslejen dürfen, deren Einhaltung an ſich jchon ein Vergehen 
egen bie Eriftenz, Integrität oder Sicherheit des Bunbesftantes bedeuten würde. 
Aber der Anerkennung zu entnehmen, der Anerfennende wolle ein für allemal 
jein Einverftändnis damit erklären, daß ber neugeichaffene Bunbdesftaat, wenn 
es ihm beliebe Eraft feiner Leberordnung über die Gliedftaaten deren jämtliche 
internationalen Verpflichtungen jchaffen fünne, das jcheint mir durchaus nicht 
zuläjfig zu jein. Auch im Völkerrecht find Verzichte nicht zu vermuten.“ Und 
gerade bei unjeren beiden Verträgen find ftillichweigende Verzichte um jo weniger 
zu vermuten, als in den Verträgen ausdrüdlich beftimmt in daß fie jo lange 
ın Kraft bleiben, bis fie gekündigt werden; jedenfall® muß ber Rüdtritt vom 
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Vertrage dem Auslande gegenüber ausdrücklich erklärt werben; von jelbjt tritt 
der Vertrag nicht beim Eintritt veränderter Umftände außer Kraft. Der 
Eintritt veränderter Umftände kann höchſtens die in unjeren Verträgen vor: 
gejehene Kündigungsfrift von fünf Jahren hinfällig machen, aber nicht bie 
Kündigung d. h. die Rüdtrittserflärung jelbft. 


c) Stellung des Deutſchen Reiches zu den einzelftaatliden 
Berträgen in ihrer ſtaatsrechtlichen Wirkſamkeit. 


Durch die Rechtshilfeverträge, die jelbft nad) allgemeinen völferrechtlichen 
Regeln beurteilt werden, wird partifuläres Völkerrecht für die Vertragsftaaten 
geihaffen. Diejes durch Vertrag gejegte Völkerrecht bindet die Kontrahenten 
ebenjo, wie ein innerjtaatliches Geieh jo lange, bis e8 nicht durch einen in fi 
jelbft ruhenden Grund oder durch Kündigung, Zeitablauf zc. feine Wirkung 
verliert. Solange aljo der Vertrag als jolcher befteht, muß er gehalten werben: 
pacta sunt servanda. Die badilhen Rechtshilfeverträge wurden nun weder 
beim Eintritt Badens in den Bundesftaat noch bei Einführung der Reichszivil- 
prozeßordnung im Jahre 1879 gekündigt, und dem VBertragswortlaut nad) erlöſchen 
diefe Verträge nur dur Kündigung. Das Reich hat die völferrechtliche Ver: 
tretung der Einzelftaaten in bezug auf Rechte und Anſprüche übernommen, dem 
entiprechen andererjeit3 die dem Ausland gegenüber erwachjenen Pflichten, für 
deren Erfüllung dur die Einzelftaaten ebenfall® das Reich einzuftehen bat. ') 
Auf die Verhandlungen bin im Reichstag bei der Beratung der Reichszivil— 
progehordnung, wo man lange über die Rechtöhilfeverträge debattierte, wurden 
die Verträge weder von den Einzelftaaten gekündigt nody) vom Reiche, wozu 
letzteres zweifellos berechtigt gemwejen wäre; denn „wenngleich; die Befugnis der 
Einzelftaaten zum Abihluß von Staatöverträgen mit auswärtigen Staaten durch 
das Reich nicht ablorbiert ift, jo fällt dem Reid, doch die Vertretung der Einzel: 
ftaaten bei der völferrechtlichen Geltendmadhung ber aus den Staatsverträgen 
tefultierenden Anſprüche und Verpflichtungen aktiv und paſſiv zu“.“) Welche 
Bedeutung kommt nun dem Sate „Reichsreht bricht Landesrecht” zu? Doch 
wohl die, daß das jemeilig ftärfere Recht feiner Entftehung nad) einer höheren 
Gewalt entipringt und deshalb aud die Garantie beim ftärferen Recht eine 
erhöhte ift. Aehnlich beim Völkerrechtsſatz gegenüber dem Landesrechtsſatz. 
Seiner Entftehung nad entipringt der Völkerrechtsfat der Willendmeinung zweier 
Staaten; allerdings fteht über dem Staat feine weitere Gewalt mehr, durch bie 
der ent jeine Sanktion und Garantie erhält; der legte Verpflichtungs- 
grund ift bei allem Recht die Moral, jo aud beim Völkerrecht, das jeine 
Garantie in der auf Anerkennung beruhenden Selbftverpflichtung der die Völker— 
rechtsgemeinſchaft bildenden Staaten hat; andererjeit3 fteht hinter jedem Völker— 
rechtsjag das Außerfte Mittel, feine Geltung zu erzwingen, ber Krieg. Landes— 
recht fann immer nur in einem Staat entftehen, in dem, für den e8 gelten 
lol, Völkerrecht entjteht durch die Anerkennung mehrerer Staaten gleichzeitig in 
diefen mehreren Staaten, hat aljo ein größeres, ein internationales Entftehungs- 
gebiet. Und als letztes Garantiemittel hat das Völkerrecht den Krieg als 
gewaltigftes Recht der Selbfthilfe, ähnlich) wie im Deutichen Reih in Art. 19 


ı) Bol. Hänel, „Staatsrecht“ ©. 554. 
) Laband a. a. O. ©. 159. 
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der Reichöverfafjung in der Bunbeserefution das legte Mittel vorgejehen ift, den 
Gliedftaat zur Erfüllung der verfaffungsmäßigen Bunbespflichten zu zwingen. 


Wenn man jo die Völferrechtsordnung als eine die Staaten beherrichende 
Rechtsordnung anfieht, wird es begreiflih, wenn der einzelne Staat feine Rechts: 
normen erlaſſen kann, die in wirkſamer Weile der internationalen Rechtsordnung 
widerjprechen ſollten. Pillet jagt:') „L’autorite du droit international est 
superieure à celle du droit national, superieure mê me ä la pretendue 
toute-puissance du Jegislateur ... .“ „Le droit international vient done 
normalement avant les lois nationales .. .“ „ll n’est pas vrai que dans 
chaque Etat l’autorite du droit national soit sup6erieure à celle du droit 
international. C'est au contraire ce dernier qui doit d’abord &tre ob- 
serve... .* „Il suit de la que l’autorite des traités internationaux regu- 
lierement passes est superieure ä celle des lois... .* Dieje Stimmung 
war auch bei den verjchiedenen Reichsgeſetzen, bei denen einzelftaatliche Verträge 
in Betracht famen, wie wir jahen, die berrichende. 


Staatöverträge al Willendeinigungen zweier Staaten fünnen, auch wenn 
fie als Geſetz d. h. in Form eines Gejeges publiziert find, nicht durch einfeitige 
Gejeggebung eines der Vertragsftaaten aufgehoben werden, weder in ihrer völfer- 
rechtlichen Gültigkeit noch in ihrer ftaatsrechtlichen Wirkſamkeit; der betr. Staat 
würde dur ein die Vertragsbeſtimmungen abänderndes weg Ars im Vertrag 
ſtillſchweigend oder ausbrüdlic; gegebenes Verſprechen, den Vertrag zur Aus: 
führung zu bringen bzw. jeine innere Gejeßgebung nad) den Bertragsbeftimmungen 
einzurichten, brechen; und ein Vertragsbruch als mögliche Wirkung eines Gejetes 
fann und darf nicht vermutet werben, da dies ber allgemeinen Rechtsibee wider: 
ſpraͤche. Störf jagt: „Die internationale Rechtsordnung kann ala Rechtsordnung 
übergeordneter Natur nicht durch die einjeitigen Staatsgeſetzgebungsakte der ihr 
eingegliederten Staatsindividuen beliebig abgeändert werben.“ *) 


Stellen wir una auf den Standpunkt, daß Landesgejege nicht internationaleu 
Berpflichtungen, Tolange dieſe beftehen, entgegentreten dürfen, jo müffen in jenen 
Vorſchriften des Einführungsgejeges zur Reichszivilprozeßordnung ($$ 12 u. 14), 
daß die Landesgejege aufgehoben find und Geje im Sinne ber Zivilprozeß— 
ordnung jede Rechtsnorm ift, die ſtillſchweigenden Ausnahmen enthalten fein, daß 
unter die hier gemeinten Rechtsnormen jene in Staatöverträgen der beutichen 
Einzelftaaten enthaltenen nicht zu rechnen find und diefe Verträge jomit in Kraft 
und Wirkſamkeit bleiben. Dieje Annahme ift immerhin nalen als jene, 
die der Unabhängigkeit der Qandesgejeggebung zuliebe, notwendigerweije in ber 
dem Bertrag wiberjprechenden Reichögeleßgebung einen Grund zum Bertragsbrud 
erbliden muß. Bei einem ſolchen Vertragsbrud wird zwar der Gegenfontrahent 
nicht zum Krieg als dem Außerften Zwangsmittel zur Erfüllung der völferrecht- 
lichen Pfliht des Mitkontrahenten jeine Zuflucht nehmen; er fann auch mit 
Repreffalien antworten und jomit natürlich nicht nur den deutſchen Einzelftaat, 
iondern dem Reich in toto eine vertragliche Vergünftigung verjagen. 





ı) Billet, „Recherches sus les droits fondamentaux des Etats dans l’ordre des 
rapports intern.“ in ber Revue gen. d. dr. intern. publ. 1898 ®d.5 ©. 81 ff. 

) Störf, „Dad Wußlieferungdverbot und die partielle Suspenjion völferrecht- 
liher Berträge* im ArchOeffſt. Bd. 9 S. 41; vgl. Kaufmann a. a.D. ©. 47 und die bort 
angeführte Fraris ber Bereinigten Staaten von Norb-Amerita. 
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Schluß. 


Somit find wir zu dem Ergebnis gelangt, daß u. M. die beiden badiſchen 
Rechtshilfeverträge noch in voller äußerer und innerer Wirkſamkeit beftehen; 
einen Auflöfungsgrund fünnten wir nur in den dur die Reichgeleßgebung etwa 
eingetretenen veränderten Umftänden erbliden; doc find dieſe u. €. nicht derart, 
daß die fraglichen Verträge nicht weiter beftehen könnten, jedenfalls ift die 
Sicherheit des Reiches durch den Weiterbeitand der Rechtshilfeverträge in Feiner 
Weiſe gefährdet. Völkerrechtlich beitehen die Verträge mit aller Beſtimmtheit 
weiter; denn bis heute wurden fie nicht gefündigt, aber auch ſtaatsrechtlich 
äußern fie im gegebenen Falle noch ihre Wirkjamfeit, weil die Reichögejeggebung 
völferrechtliche Beitimmungen nicht Juspendieren kann, die Ausführung des Ver: 
trags ift aber der notwendige Ausfluß des völferrechtlichen Verſprechens. In 
diefem Sinne möchten wir aud die Belanntmahung des badiichen Juſtiz- 
minifteriums, internationale Rechtshilfe betr., verftanden wiſſen, auß der zu 
entnehmen ift, daß die Verträge als weitergeltend betrachtet werden und zwar 
niht nur im Verhältnis von Baden zum betr. Gegentontrahenten, wie man 
aus $ 1 der bejagten Bekanntmachung entnehmen könnte, jondern, da es ſich 
um auf dem Gegenjeitigfeitöverhältnis beruhende Berträge Handelt, auch im 
Verhältnis des Auslandes zu Baden. 


ft e8 doch die Tendenz des internationalen Rechts, immer mehr auf einen 
Ausgleich verjchiedener Rechtsordnungen Hinzuftreben; man joll bei der inner: 
ftaatlihen Gejeßgebung nicht bezweden, daß der internationale Rechtsverkehr 
durch innerftaatliche Vorſchriften erichwert, jondern daß er erleichtert werde; 
und find ſchon gejegliche oder auf Vertrag beruhende Beitimmungen vorhanden, 
die den Rechtöhilfeverfehr mit dem Auslande vereinfachen, jo jollen dieſe nach 
Möglichkeit berückſichtigt werden ; find doch gerade die Rechtshilfeverträge imftande 
durch Kennenlernen fremdftaatlihen Rechts auf eine internationale Rechtsaus— 
gleihung hinzuwirken. Wir müffen nicht auf eine möglichſt große Differenzierung 
der nationalen Rechte hinftreben, jondern auf eine möglichft weitgehende Einigung 
im Intereſſe des internationalen Verkehrs. Die Zeiten find vorbei, wo ein 
DOmpteda (1785) jagen fonnte:') „Die Verträge der Völker beftehen gewöhnlich 
in Syriedensichlüffen und ſolchen Traktaten, welche fih auf Krieg und Frieden 
beziehen.“ Und dieje letzteren waren eben politiichen oder militäriichen Inhalts 
und umjfaßten nicht etwa alle auf Frieden beruhenden Verhältniſſe. Heute ift 
e8 ander; aber es dürfte noch befjer fein, gerade auch auf dem Gebiete der 
Rechtshilfe. Man glaubt immer noch zu viel von jeiner Souveränität auf: 
zugeben, wenn man dem Ausland gegenüber im Intereſſe des allgemeinen 
Gerechtigkeitsgedankens gewiſſe Zugeftändniffe madıt, und doc würde „ein jolches 
Verhalten den Intereſſen der gelamten von den, wenn aud nur lojen Banden, 
des Völkerrecht umfaßten zivilifierten Menjchheit jchwere Nachteile bringen.“ *) 
Verjehlt wäre es vom rechtöpolitiihen Standpunkt aus jedenfalls, wollte man 
im eigenen Intereſſe badiſcherſeits die beiden Rechtshilfeverträge injofern aufrecht 
erhalten wiſſen, ald man diejelben zum einjeitigen Vorteile Badens anmenbete, 


Y v. Ompteda, „Literatur des Völkerrechts“ 1785 ©. 588. 
N Lammaſch, 9., in Holkendorfi8 Handbuch Bd. ITT ,Rechtshilfeverträge“. 
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nicht dagegen dem Gegenfontrahenten die Vorteile des Vertrags zukommen 
laffen, ug weil unjere innere Gejeßgebung den Vertragsbeftimmungen wider: 
Iprechende Vorſchriften enthält. Man würde ja direft völferrechtliche Grundjäße 
leugnen, wollte man ſich der durd) Vertrag — Verpflichtungen einſeitig 
entledigen. Sollte nur deswegen dem Satze: „Reichsrecht bricht Landesrecht“ eine 
höhere Wirkung gegenüber dem Völferreht zufommen, weil leßterem die ver- 
oder gebietende äußere Autorität fehlt? Der deutſche Einzelftaat hat eben durch 
den Bertrag und das Reichögeleß zweierlei Verpflichtungen, die er nad) Lage der 
Dinge beide im gegebenen Falle erfüllen muß, wobei natürlicy der Staatsvertrag 
die betr. reichögejegliche Beftimmung ausſchließt und umgekehrt. Der Staat: 
vertrag als durch die Willenseinigung zweier Staaten gejegte völferrechtliche 
lex specialis muß als bei der Entitehung der Reichszivilprozeßordnung im 
allgemeinen als unwiderſprochen gebliebene Rechtsnorm ber allgemeinen Mtinbeft- 
norm ber Zivilprozeßordnung gegenüber heute noch vollauf als zu Recht beftehend 
anerfannt werden; weder auf dem Reichs- noch auf dem Landesgejeßgebungs- 
und Verordnungsweg iſt anderes beftimmt und eine Kündigung der Verträge 
al3 völkerrechtlicher Endigungsgrund erfolgte bis heute nicht. 

Diejen rein rechtlichen Gefichtäpuntten ftehen aber hauptjächtlich die großen 
aus dem internationalen Verkehr und den jreundichaftlihen Beziehungen der 
Staaten entjpringenden rechtspolitiichen Intereſſen gegenüber, die den fraglichen 
Verträgen ihre volle innere und äußere Weitergeltung befürworten müffen. 

Dies der Verſuch einer theoretiihen Unterfuhung über die Wirkſamkeit 
und das Wejen der zwei badijchen Rechtöhilfeverträge; in einer fpäteren Ab— 
Bandlung jollen die Verträge vom Standpunkt des Praktikers insbeſondere im 
Hinblid auf das richterliche Prüfungsreht einer Kritit unterzogen werben. 


Nr. XXIX. 
Großherzoglih Badijhes Regierungs-Blatt. 
Karlsruhe, Donnerstag den 25. Juni 1846. 
Verfügungen und Belanntmahungen der Minifterien. 


(Den Staatdvertrag zwiihen Baden und Frankreich, über die wechjeljeitige Vollſtreckbarkeit 
der Urteile im bürgerliden Redtsjahen, ſowie die AZuftellung gerichtliher Alte und 
Erſuchſchreiben betreffend.) 


Nachdem der zwiihen den Bevollmäditigten Seiner Königlihen Hoheit des Groß— 
berzogd und Seiner Majeftät des Königs der Franzoſen am 16. April l. J. dahier ab- 
geichlofiene Staatövertrag über die wechſelſeitige Vollitredbarkeit der Urteile in bürger- 
lihen Rechtsſachen, jowie die Zuftellung gerichtliher Alte und Erjuchichreiben von beiden 
Seiten ratifiziert worden tft, jo wird derjelbe infolge allerhöchſter Ermächtigung im Urtert 
und beigefügter Ueberjegung andurch zur öÖffentlihen Kenntnis gebradt. 


Karlörupe, den 9. Juni 1846. 


Minijterium des Großherzoglihen Hauſes und der auswärtigen Angelegenheiten. 


von Dujd. Vdt. Barbide. 
19* 
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Son Altesse Royale le Grand-Duc de | 
Bade et 

Sa Majest& le Roi des Francais, ayant ä 
eoeur de procurer à Leurs Etats les bienfaits 
qui resultent de l'action prompte et rögu- 
liere de la justice, ont estimö que le 
meilleur moyen pour arriver à ce but, 
serait de conclure une convention qui 
rendant röciproquement obligatoires dans 
chaque pays les jugements rendu par les 
tribunaux de l’autre, assurät leur ex6- 
cution respective dans a ces causes Ils ont 
nomm& pour Leurs pl&nipotentiaires, char- 
gs de proc&der ä la dite convention, savoir: 

Son Altesse Royale le Grand-Duc de 
Bade: le Sieur Alexandre de Dusch, Grand- 
Cordon de Son Ordre du Lion de Zaeh- | 
ringen, de l’Ordre de Saint Michel de | 
Baviöre, de l’Ordre de Leopolde de Bel- 
gique et de l’Ordre de Saint Jacques du 
Portugal, Commandeur des Ordres de Léo- 
polde d’autriche, du Merite civil de la 
Couronne de Baviöre, de la Couronne de 
Wurtemberg, et de Saint Maurice et Saint 
Lazare de Sardaigne, Son Ministre d’Etat, 
de la maison et des affaires &trangeres, et 








Sa Majest& le Roi de Frangais, le Sieur 
Emil Baron de Langsdorff, Grand Officier 
de son de la Legion d’honneur, 
Grand'-croix de l’Ordre Imperial du Cru- 
z6eiro du Brösil, Son Envoy& extraordinaire 
et Ministre plönipotentiaire pres sa Majeste 
l'’Empereur de Breösil, et charge de sa 
Legation auprös de Son Altesse Royale le 


Grand-Duc de Bade; 


lesquels, aprös s’ötre communique leurs 
pleinpouvoir respectifs, tronves en bonne et 
düe forme, sont convenus des articles 
suivants: 


Art. 1, 

Les jugements ou arröts rendus en 
matiöre eivile et commerciale par les 
tribunaux competens de l’un des deux 
Etats contractants, emporteront hypo- 
thöque judiciaire dans l’autre; en outre, 
ils seront exöcutoire lorsqu’ils auront 
acquis l'’autoritö de la chose jug6e, pourvu 
toutefois que les parties intéressées se 
conforment aux dispositions de l’article 
3 ci-aprös. 


Art. 2. 


Sera ré puté competent: 

1. Le tribunal dans l’arrondissement 
duquel le döfendeur a son domicile ou sa 
rösidence, de plus, 

2, En matiere dans 


reelle, celui 
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Seine Königliche Hoheit der Großherzog 
von Baden und 

Seine Majeftät der König der Franzoſen, 
bon dem dringenden Wunfche geleitet, Ihren 
Staatdangehörigen die Bortheile einer 
ſchleunigen und geordneten Rechtspflege zu 
jihern, haben es für ihre Abficht dienlich 
erfannt, eine Uebereinkunft über die mechjel- 
jeitige Berbindlichleit der in dem einen oder 
anderen ber beiden Staaten ergangenen 
Urtdeile, jowie über die Vollftredbarteit der: 
felben abzujhließen, und zu dem Ende mit 
Vollmacht zu verfehen, 


Seine Königliche Hoheit der Großherzog 
von Baden: den Herrn Alerander von Duſch, 
Großkreuz des Großherzoglichen Ordens vom 
Bähringer Löwen, des königlich bayeriſchen 
St. Midael-Ordens und des königlich portu- 
gieficen Ordens des Gt. Jakob vom 

werte, Eommandeur des f. £. öjterreichi- 
ihen Leopold-Ordens, des königlich bayer- 
ifhen Eivilverdienft-Ordend der Krone, des 
töniglib wirttembergiihen Kronen-Orbdend 
und des königlich jardiniihen Mauritius: 
und Lazarus-Ordens, Höchſt-Ihren Staat#- 
minifter des Haufe uud der auswärtigen 
—— — und 

Seine Majeſtät der König der Franzoſen: 
den Herrn Emil Baron von Langsdorff, 
Groß⸗Offizier der königlichen Ehrenlegion, 
Großkreuz des kaiſerlich braſilianifchen Sübd- 
Kreuz⸗Ordens, Allerhöchſt Ihren außer— 
ordentlichen Geſandten und bevollmächtigten 
Miniſter am kaiſerlich braſilianiſchen Hofe, 
dermalen mit der Geſchäftsführung Aller— 
höchſt-⸗Ihrer Geſandtſchaft am Großherzoglich 
Badiſchen Hofe beauftragt, 

weiche nad Auswechſelung ihrer richtig 
befundenen Bollmadten über nadjftehende 
Artikel übereingelommen find: 


Urt. 1. 
Urtheile, welde von den zuftändigen 
Gerichten des einen Staates in bürgerli 


Rechtsſachen mit Einfluß der Handels— 
jahen erlafien find, begründen in bem 
anderen Staate ein richterliche® Unterpfand 
und werden überdieß, nachdem jie die 
Rechtskraft beichritten haben, vollziehbar, 
vorausgeſetzt, daß die Betheiligten den in 
Art. 3 enthaltenen Beitimmungen genügen. 


Urt. 2, 

Als vom zuftändigen Gerichte erlafien, 
werden die Urtbeile von beiden Staaten 
egenjeitig alsdann anerfannt, wenn die 
Auftändigleit de urtheilenden Gerichtes 
darauf berußt: 
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larrondissement duquel est situé l'objet 


litigieux. 
3. En matiöre de succession le tribunal 
du lien ot la succession est ourverte; 


4. En matiöre de societe, quand il 


s’agit de contestations entre associ6s, ou 
de plaintes portses par des tiers contre la 
societe, le tribunal dans l’arrondissement 
dnquel elle est établie, 


5. Le tribunal dans l’arrondissement | 
duquel les parties ont “lu domicile pour 


lextcution d'un acte. 


Art. 3, 


La partie, en faveur de laquelle un 


jugement aura öt& rendu dans l'un de deux 
Etats, et qui voudra s’en servir dans 
lautre Etat, soit pour faire preuve de 
chose jug6e, soit pour operer la saisie de 
biens du debiteur qui se trouvent dans 
cet Etat, sera tenue de produire à cet 
effet une expedition düement legalisce du 
jugement, avec la preuve de la signification 
et un certificat du greffier constatant 
qu'il n’existe contre le jugement ni oppo- 
sition ni appel. 

S'il ne s’agit que de l’inscription d’une 
hypothöque judiciaire, il suffira d’une 
expedition legalis6e du jngement et d’un 
acte constatant la signification. 


Sur la production de ces pieces, le 
jugement sera declar& ex&ceutoire soit par | 


la Cour Royale ou d’appel, soit par le 
tribunal de premiere instance du lieu du 


domieile du debiteur ou de la situation 
des biens, suivant que la deeision ömanera | 


du premier ou du second degré de juris- 
dietion. 


Art. 4. 


Les deux Gouvernements contractans 
s’engagent ä faire remettre les significa- 


tions ou citations, et à faire exöcuter les 


eommissions rogatoires, tant en matiöre 


eivile que criminelle, autant que les lois | 
du pays ne s’y opposent point. Les röce- ı 


pisses des significations et citations seront 
delivr&s r&ciproquement. 


Art. 5. 
Les commissions rogatoires seront trans- 
mises par la voie diplomatique. 
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1. dab der Bellagte im Bezirke des— 
jelben jeinen Wohnfig oder Aufenthalt 
hatte, oder wenn e8 

2. ald Gericht der gelegenen Sache er- 
fannte, oder 

3. als das Gericht, in deſſen Bezirke 
eine Erbichaft eröffnet ift, oder 

4. al das Gericht des Bezirkes, in 
welhem eine Gejelichaft ihre Niederlafjung 
bat, bei Streitigkeiten der Gejellichafter 
unter fi, oder Klagen Dritter gegen bie 
Geſellſchaft; endlich 

5. als das Gericht des Ortes, melden 


| die Parteien zum Wohnfige für den Volls 


zug eines Vertrages erwählt haben. 


Art. 3. 


Diejenige Bartei, zu deren Gunſten ein 
UÜrtheil ergangen ift, bat, wenn fie ſich 
desjelben in dem anderen Gtaate zum 
Beweiſe rechtäfräftiger Entſcheidung ober 
zur Bwangsvollitredung auf das in dem 
anderen Staat befindlihe Bermögen be— 





dienen will, eine ——— Fertigung des 
Urtheils nebſt Urkunde über die geſchehene 


Eröffnung und ein Zeugniß der Gerichts— 


canzlei über die Rechtskraft desſelben — 
wenn fie aber die Eintragung des richter— 
lichen Unterpfandredht® erwirfen will, nur 
‚ eine beglaubigte Fertigung des Urtheils 
und ein Zeugnik über deſſen Eröffnung 
vorzulegen. 


Das Urtheil bedarf jedoch zu feiner Voll— 
ziehung eines Beiſatzbefehls, welchen, je 
nachdem basjelbe bei einem Über: oder 
Untergerichte erging, auf Vorlage der ge— 
nannten Urkunden, dasjenige Ober- oder 
Untergericht ertbeilt, in beilen Bezirk bie 
Partei, gegen welche das Urtheil erging, 
ihren Wohnfip bat, oder die Sache gelegen ift. 


Urt. 4. 


Beide fontrahirende Staaten verpflichten 
ſich ferner, Buftelungen, Ladungen und 
Erjuhichreiben um Vornahme gerichtlicher 
Handlungen in Eriminal- und Eiviljahen 
durch ihre Behörden vollziehen zu laſſen, 
foweit bie Gejege des Landes, an deſſen 
' Behörden das Anjuchen geſtellt wird, nicht 

entgegenjtehen, aud a Berlangen Bes 
iheinigung über die geichehene Zuftellung 
zu erheben und mitzuteilen. 





Art. 5. 


Die Erſuchſchreiben werden auf diplo- 
matiſchem Wege beförbert. 
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Art. 6. 


Les frais occassiones par les signifi- 
cations ou commissions rogatoires, ainsi 
que le port des lettres, resteront à la 
charge de l’Etat requis. 


Art. 7. 


La presente convention est conclue 
pour ceing ans; à l’expiration de ce terme 
elle demeurera en vigueur pendant cinq 
autres annöes, et ainsi de suite, à moins 
de notification contraire, faite par l’une 
des parties contractantes, six mois avant 
l’expiration de chaque terme. 

Elle sera ratifi6ee et les ratifications 
seront &chang6es à Carlsruhe dans le d&lai 
de six semaines, ou plus töt si faire se 
peut. 

En foi de quoi les plönipotentiaires 
respectifs ont sign& la prösente convention, 
et y ont appose le sceau de leurs armes. 


Fait à Carlsruhe, en double original, 
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Art. 6. 


Für die Beforgung der BZuftellungen 
und Erjuchichreiben follen gegenjeitig feine 
Koften und kein Porto berechnet werden. 


Art. 7. 


Gegenwärtige Uebereinkunft ift auf fünf 
Jahre abgeſchloſſen und bleibt fünf weitere 
ahre in Kraft, wenn ſechs Monate vor 
Ablauf diefed Zeitraums feine der beiden 
Regierungen ihren Rüdtritt erflärt, und 
jo La von fünf zu fünf Jahren. 


Die Ratifilation und die Auswechſelung 
ber Matififations= Urkunden ſoll binnen 
ſechs Wochen oder womöglich nod frühet 
geſchehen. 

Zur Urkund deſſen haben die beiden 
Bevollmächtigten die gegenwärtige Ueber— 
einkunft unterzeichnet und m ihrem 
Familienwappen beſiegelt. 

So geſchehen zu Karlsruhe, am ſech— 


le seiziéme jour du mois d'avril de l’an | zehnten April eintaufend achthundert ſechs— 
de Gräce mil-huit-cent-quarante-six. undvierzig. 
(signe) de Dusch (gez.) von Duſch 
(L. 8.) (L. 8.) 
(signe) E. Baron de Langsdorff (ge3.) E. Baron von Langsdorff 
(L. S.) (L. S.) 
Nr. XLVII. 


Großherzoglih Badijhes Regierungdblatt. 
Karlsruhe, Freitag den 25. Oftober 1867. 
Verfügungen und Belanntmahnngen der Minifterien. 


Die Lebereintunft mit dem Kanton Yargau a gegenfeitiger VBollftredbarfeit der 
Urtheile und Vollzug von Erſuchſchreiben der Gerichte in bürgerlihen Rechtsſachen 
betreffend. 

Nachdem zwiihen der Großherzoglicen Regierung und dem Kanton Aargau durd 
Bermittelung des Schweizeriihen Bundesraths unter dem m Auf J. ein MUeber- 


28. September 
einfommen, betreffend die gegenjeitige Bollitredbarfeit der Urtheile und den Vollzug von 
Erſuchſchreiben der Gerichte in bürgerlihen Rechtsſachen abgeihlofjen worden ift, jo wird 
dasjelbe in Folge erhaltener Allerhöchſter Ermädtigung zur Nahadhtung und mit dem 
Anfügen zur öffentlihen Kenntnis gebradt, daß nad einer weiter getroffenen Berein: 
barung defjen Beftimmungen am 20. d. M. in Kraft und Bolljiehung zu treten haben. 
Karlsruhe, den 11. Oktober 1867. 


Großherzogliches Miniftertum des Großherzoglihen Haufes und der auswärtigen 
Angelegenheiten. 


von Freydorf. Vdt. @iebe. 
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Uebereintommen 
hd dem Großherzogthum Baden und dem Kanton Aargau, betreffend die gegens 
eitige Vollſtredbarkeit der Urtheile den Vollzug von Erjucjchreiben in bürgerlichen 
echts ſachen. 


Artikel 1. 

Erkenntniſſe in bürgerlichen Rechtsſachen, mit Einſchluß der Handelsſachen, welche 
bon den zuſtändigen Gerichten des einen ber kontrahierenden Staaten auf gegenſeitige 
Verhandlungen oder auf Ausbleiben oder Verſäumniß des Beklagten erlafen find, werden, 
nachdem fie die Rechtskraft befchritten haben, aucd) in dem anderen Staate vollziehbar, 
vorausgejept, daß die Beteiligten den in Art. 3 und 4 enthaltenen Beitimmungen genügen. 

Den Erlenntnifjen der Gerichte ftehen rechtäfräftige Schiediprüce gleich. 


Artikel 2. 
Die Frage der Zuſtändigkeit wird nad den Geſetzen besjenigen Staates geprüft 
und enticieden, in welchem das Erkenniniß zum Vollzuge fommen joll. 


Artilel 3. 

Diejenige Partei, weldhe auf Grund eines in dem einen Staate ergangenen 
Urtheiles oder Schiedsſpruchs Zwangsvollſtreckung auf da in dem anderen Staate 
befindlihe Vermögen ermwirten will, bat eine beglaubigte Fertigung des Urtheiles oder 
Schiedsſpruhes nebſt Urkunde über die geichehene Eröffnung und ein Zeugnik der 
Gerichtötanglei über die Mechtöfraft vorzulegen. 


Artilel 4. 

Diejenige Bartei, welche den Bollzug des Urtheild oder Schiedsſpruches verlangt, 
bat die in Art. 3 bezeichneten Ausweiſe der zuftändigen Behörde vorzulegen, welche zu 
prüfen bat, ob das Urtheil oder der Schiedsiprudh nad, denjelben als zuftändig erlaſſen 
und rechtskräftig zu betrachten, Somit der Vollzug zuzulafien jet. Dieje zuftändige Behörde 
it im Kanton Yargau das Obergericht, im ge Peak Baden das Gericht erfter 
Inſtanz desjenigen Bezirks, in welchem die belangte Partei ihren Wohnfip oder Aufent: 
halt bat oder die Sache gelegen ift. 


Artikel 5. 


Beide kontrahierende Staaten verpflichten fich ferner, Zuftellungen, Ladungen und 
Erſuchſchreiben um Vornahme gerihtliher Handlungen in bürgerlichen Rechtsſachen durch 
ihre Behörden vollziehen zu laffen, foweit die Geſetze des Landes, an deſſen Behörden 
das Anjuchen geftellt wird, nicht entgegenftehen, aud auf Verlangen Beiheinigung über 
die geſchehene Buftellung zu erheben und mitzutheilen. 


Artikel 6. 
Für die Bejorgung der Buftellungen und Erſuchſchreiben follen gegenjeitig feine 
Kojten und fein Porto berechnet werden. 


Artikel 7. 


Segenwärtige Uebereinkunft ift auf fünf Jahre abgeichloflen und bleibt fünf weitere 
Jahre in aft, wenn ſechs Monate vor Ablauf dieſes Zeitraumes feine der beiden Re— 
gierungen ihren Rüdtritt erklärt, und jo fort von fünf zu fünf Jahren. 

Sp geihehen Karlsruhe, den 23. Auguft 1867. 

Gegeben in Yarau, ben 28. Herbitmonat 1867. 


Großherzoglich-⸗Badiſches Minifterium des Der Regierungsdrath des Kantons Aargau. 
Sroßherzogliden Hauſes und der aus— Im Namen defielben: 
mwärtigen Angelegenheiten. Der Landammann-PBräfident 


(L. S) (ge) von Freydorf. (L. 8) (gez) Dr, Brentano. 
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Die achttägige Friſt für Einſprachen gegen die 
Beichstagsmähler-Tiften. 


($ 8 Abf. 2 bes Reichstagswahl-Geſetzes vom 31. Mai 1869. — $ 3 Abi. 1 
des Reichstagswahl:Reglements vom 28. Mai 1870, abgeändert durch Bekannt: 
madung des Reichskanzlers vom 28. April 1903). 


Bon Dr. Carl Hofner in Freiburg i. Br. 


Ceit ber erften Einberufung des deutſchen Reichstages hat die Beitimmung 
des Reihstags-Wahl-Gejeges, dab Einſprachen gegen bie MWählerliften binnen 
acht Tagen nad) Beginn ihrer öffentlichen rag ei anzubringen jeien, ſoweit 
erfichtlich, nur jehr vereinzelt zu Zweifeln und Dteinungsverjchiedenheiten Anlak 
geboten. Man legte die Liften während ber vorgejchriebenen acht Tage aus, 
nahm Einjpracdhen, die in dieſer Zeit erhoben wurden, entgegen und berichtigte 
die Einträge darnach, joweit dies begründet erſchien. Daß auch nadıträglid 
etwa noch eine Aufnahme in die Wählerlifte oder eine jonftige Berichtigung ihres 
Inhalts verlangt werden fünnte, daran dachte man im allgemeinen weder in 
Bürgerfreifen noch bei den Gemeindebehörben. Wer 3. B. nad) Ablauf ber 
Auslegungsfrift in eine andere Stabt überfiedelte, der wußte nicht anders, ala 
daß jein Wahlrecht nun verloren jei, jofern er nicht vorzog, am Zag der Wahl 
nochmals in feinen früheren Wohnort, wo er in die Lifte eingetragen war, 
zurüdzureifen, um dort feine Stimme abzugeben. Erſt in diefem Jahre, an: 
läßlid) der infolge Reichstagsauflöſung vom 13. Dezember 1906 nötig gewordenen 
Neuwahlen, hat eine andere Auffaffung um fich gegriffen, und in einzelnen 
Städten war die Zahl der Antragfteller, die nachträglich noch in die Wähler: 
lifte eingetragen werden wollten, ſo groß, daß die Trage, ob foldhe Geſuche ab: 
zuweilen oder zu berüdfichtigen jeien, ob m. a. W. die er Beitimmungen 
über die achttägige Einſprachefriſt als zwingend oder ala bloße Ordnungsvorſchrift 
behandelt werden müſſen, prinzipiellen Charakter angenommen hat. Und da 
dieje frage für künftige Fälle immer brennender werden muß, jo ericheint es 
nicht unangebracht, ihre Beantwortung auf Grund des bisher zur Verfügung 
ftehenden Materials zu verjuchen, jolange eine für das ganze Reich bindende 
Regelung nicht vorliegt. 

Der $ 8 bes UOTE vom 31. Mai 1869 beftimmt in 
feinem 2. Abſatz, S 


a — die Liſten ſind binnen acht Tagen nach Beginn 
der in hung bei der Behörde, welche bie Bekanntmachung erlaſſen bat, 
anzubringen . . .“ Nach weiteren vierzehn Tagen werden die Siften geſchloſſen. 
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und die fraglihe Stelle ($ 4 Abi. 3) im Reichstags MWahl-Reglement vom 
28. Mai 1870 (bzw. 28. April 1903) lautet: 
„Nachdem auf diefe Weile die Wählerlifte abgefchloffen worden, ift jede 

Ipätere Aufnahme von Wählern in diejelbe unterjagt“. 

Hieraus wird nun gefolgert: Wenn das Reglement erft vom Abichluß 
der Wählerlifte an „jede }pätere Aufnahme von Wählern in diejelbe unterjagt”, 
jo wollte e8 offenbar eine Aufnahme von Wählern vor deren Abichluß, ſowie 
eine andere Berichtigung der Lifte jelbft nach diefem Zeitpunkt, nicht verbieten. 
M. a. W.: das Reglement will mit dem wiedergegebenen Sate zum Ausbrud 
bringen, daß der im Geſetz ($ 8) normierten achttägigen Reklamationsfriſt feine 
Präflufiowirkung zutomme, jondern daß diefe Beftimmung lediglich eine Ordnungs⸗ 
vorſchrift darftelle, durch die das Publikum, im ntereffe einer rechtzeitigen 
Fertigſtellung der Liften, zur möglichft baldigen Geltendmahung feiner Ein: 
wendungen veranlaßt werben jollte, indem verjpätete Reklamationen zwar noch 
berücfichtigt werden dürften, aber feinen Anſpruch auf Erledigung hätten. 

Diele, zuerft von Laband') vertretenen Anficht hat in neuerer Zeit mehr: 
fah Anklang gefunden, ohne daß man jedody eine andere, als die joeben mit: 
geteilte Begründung dafür verfucht Hätte. Nun find aber die Bedenken, bie 
fi gegen eine ſolche Auslegung der zit. Paragraphen ſowohl theoretiſch wie aus 
der praftiihen Durchführung ergeben, jo erheblich, daß auch eine genauere Nach: 
prüfung jener, nur dem Geletestert entnommenen Folgerung erforderlich erſcheint. 
Ich möchte daher mit einer Betrahtung des gejetlihen Wortlautes 
beginnen. 

I. Zunächft ſei darauf Hingewielen, daß das Reichstagswahlgeſetz ſelbſt 
feinerlei Anhaltspunkte für eine jo weite Auslegung bietet. Der 8 8 fagt in 
ſchlichten Worten, die feiner weiteren Deutung bedürfen: Acht Tage find für 
die Anbringung von Einſprachen vorgejehen, weitere vierzehn Tage für deren 
Erledigung, dann müſſen die Liften geichloffen werden. Und entiprechend gibt 
dad Reglement den Gang bes Verfahrens an: „Wer bie Lifte für unrichtig 
oder unvollftändig hält, kann dies innerhalb acht Zagen.... anzeigen“ ($ 3 
Abi. 1). Die Entiheidung darüber „muß längftens innerhalb drei Wochen, vom 
Beginne der Auslegung der Wählerliite an gerechnet, erfolgen...“ (Abſ. 3) 
„beide... Exemplare der Wählerlifte find am 22. Tage nad) dem Beginn der 
Auslegung ... abzuſchließen . .“ (5 4 Ab. 2). Bis dahin liegt alles ganz 
klar, und nichts rechtjertigte die Annahme, daß man auch nod) nad) Ablaur der 
erften acht Tage Einſprachen vorbringen könnte. Erſt der Abſ. 3 des 8 4: 
„Nachdem auf dieje Weile die Wählerlifte abgeichloffen worden, ift jede jpätere 
Aufnahme von Wählern in diejelbe unterfagt” war die Beranlaffung zu der 
Schlußfolgerung:*) Alfo fann man noch bis zum 22. Tage Einſprachen geltend 
machen (mern auch feine unbedingte Gewähr dafür befteht, daß fie Berüdfichtigung 
finden). Somit wäre das Reglement berufen, einen geleggeberiichen Gedanken 
auszusprechen, den das Gejet nicht kennt, eine Beitimmung bes Gejeges zum 





) Staatsrecht des Deutihen Reiches 1. Aufl. 1876 ©. 539: „E8 ift ſonach die 
Berüdfihtigung von Reklamationen, welche erſt nah Ablauf der adttägigen Frift ein- 
geben, jowie die nadträgliche — der Wählerliſte von Amtswegen geſetzlich nicht 
verboten, wofern die Oingufügung der Wahlberechtigten nur bis zum 22. Tage nad) Be- 
inn der — erfolgt“. Ebenſo in den drei laser Auflagen; in der 4. Aufl. 
1, Bd. IS. 299. 

) Bgl. Laband a. a. O. 4, Aufl. I Bd. ©. 299 ff.). 
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mindeften jo extenfiv zu interpretieren, wie dies nad) ihrem Wortlaut nie möglich 
wäre. Und doch jollte das Wahlreglement, deſſen Eriftenz fih ja auf $ 15 
des MWahlgejeges gründet, das Wahlverfahren nur ordnen, „ſoweit dasjelbe nicht 
durch das gegenwärtige Geſetz feſtgeſtellt worden ift“ ! 

Dan wird vielmehr zu jagen haben: Nachdem das Gejet jelbft die Friſt, 
innerhalb deren Einſprachen erhoben werben fönnen, auf acht Tage feftgejekt, 
nachdem auch das Reglement diefe Friftbeftimmung in $ 3 ausdrüdlich wieder: 
holt hat — und das jeweild ohne irgend einen Vorbehalt — jo bürfte eine 
Abficht des Gejeggebers, diefe acht Tage jeien nicht immer und für jedermann 
verbindlih, nur dann aus einer andern Gejeßesftelle herauszulejen jein, wenn 
fie gerade diejfen Sinn haben muß. Sobald ſich aber ergibt, daß die frag: 
liche Stelle aud) eine ganz andere Bedeutung haben kann, daß fie aus ganz 
andern Gründen berechtigt, ja jogar notwendig ift, fehlt ein hinreichender Anlaß, 
fie in der erſtgedachten Weile auszulegen. 

In dieſer Beziehung aber muß ſchon die äußere Anordnung be 
Stoffes auffallen. Die Worte: „Nachdem auf diefe Weile. . . ulm.” ſchließen 
ih nicht etwa an die Beitimmungen des Reglements an, die — gewifjermaßen 
an das Publikum gewendet, darüber Auftchluß geben, warn und wo und 
wie eventuelle Einwendungen vorzubringen jeien ($ 3 Abi. 1), jondern erft, 
nachdem ausführliche Anmweifungen für die Behörde über die weitere Behand: 
lung der (innerhalb der erften act Tage eingelegten) Einſprachen, über die 
daraufhin vorzunehmenden Aenderungen der Lifte und über deren jchließlichen 
Abſchluß gegeben find, wird mit dem zit. Safe die Bedeutung des Liften- 
abjichluffes ausgeführt — doch gewiß ebenfalld nur eine Weilung für die Ge: 
ihäftsbehandlung der Liften durch die Behörden, und nidyt etwa ein Winf an 
das Publitum: Eventuell könnt ihr aud) nad) Ablauf der acht Tage nod 
Aenderungen der Lifte erreichen ! 

Aber aud der Inhalt des mehrerwähnten Satzes ($ 4 Abi. 3 Reglm.) 
an fi) ergibt, daß die Abficht des Geſetzgebers nicht darauf gerichtet war, Die 
Eintpraderrift unter Umftänden zu erweitern, jondern einen gang andern, neuen 
Gedanken auszufprechen, der ohne dieſen Paſſus nicht aus dem Geſetz ober 
Reglement gefolgert werden könnte: Der Abſchluß der Wählerlifte ſoll nicht 
die Bedeutung haben, daß fortan jede Wenderung der Lifte verboten wäre, 
vielmehr ift nur „jede fpätere Aufnahme von Wählern in biejelbe unter: 
jagt“. „Berichtigungen ber Lifte durch Streihungen ftehen, jelbjt wenn fie 
nad Abichluß der Wählerlifte erfolgen, nicht im Widerjprud mit dem Wortlaut 
des MWahlreglements ($ 4 Abi. 3)...“ Das gibt aud Laband zu;?) „fie 
müffen aber,” fährt er dann fort, „überhaupt außer dem Falle recht: 
zeitiger Reklamation für höchſt bedenklich eradjtet werden, da jonft ber 
Zweck der Auslegung der Lilten völlig vereitelt werden könnte.“ Damit wirb 
aber gerade zugegeben, daß der Abjak 3 des $ 4 nur dann ein befriedigenbes 
Rejultat liefert, wenn man Reklamationen nur innerhalb der adhttägigen Friſt 
zuläßt. Die Gejegesftelle alfo, auf die allein man fi) zur Begründung bes 
eingangs mitgeteilten Standpunftes En führt gerade zum gegenteiligen Er- 
gebnis, wenn man fie in ihrem Zulammenhang, namentlih mit den ent— 

!) Hier handelt e3 fih aljo um einen Fall, wo das Neglement von der ihm im 
8 15 des Geſetzes eingeräumten Befugnis Gebrauch macht und ein Verhältnis jelbftändig 
regelt, da8 im Geſetz überhaupt nicht „feftgeitellt worden iſt“. 


— 


Ra. a. O. ©. 300. 
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iprechenden Beftimmungen bes Gejeßes, betrachtet, und das in doppelter Hinficht, 
um es nochmals zu präzifieren: Erftens, die Eriftenz ber Vorſchrift erklärt 
fih natürlicherweife daraus, daß man nicht jede Berichtigung der Liften, jondern 
nur die Aufnahme von Wählern nad) dem 22. Tag verbieten wollte, dieſe 
Abſicht aber auch beionders zum Ausdrud bringen mußte, jollte fie überhaupt 
erfennbar jein. Zmeitens, bie Zweckmäßigkeit ber Vorſchrift Teuchtet ein, 
jobald man die Beftimmung über die Einſprachefriſt ftreng auslegt, fie entfällt, 
jobald man auch nachträgliche Reklamationen für zuläffig erklärt. 


Noch eines! Man vergleiche die Art, wie das Geſetz die Einſprache— 
frift regelt, mit der Vorjchrift bes $ 8 Abſ. 2 Sat 1 daſelbſt, wo die Aus: 
legung ber Liften zeitlich feftgelegt ift. Dort ſpricht es Kar und beftimmt 
von „acht Tagen“; Hier wird nur der Beginn ber Friſt („vier Wochen vor 
dem zur Wahl beftimmten Tage”) angegeben, und aud) diejer kann noch weiter 
zurückliegen („Ipäteftens” vier Wochen . .), ſodaß die Zeit, innerhalb deren „die 
Lifte zu jedermanns Einficht auszulegen“ find, faft an feine Grenze gebunden 
it. Erft das Reglement ($ 2 Ab}. 1) Hat ihr eine Mindeftbauer von adıt 
Zagen gefihert. Und doch ift auch die Nuslegung der Liften von mejentlicher 
praftifcher Bedeutung, gerade für die Erhebung von Einſprachen (mas offenbar 
zu diefer Aufeinanderlegung der beiden Friſten durch das Reglement geführt 
hat). Das y! bat ſonach mit voller Abficht für Anbringung von Ein- 
ſprachen eine beitimmte Friſt feftgejegt, und das Reglement hat dieje Friſt 
ebenfo vorbehaltslos übernommen. Wäre übrigens der Bundesrat der Anficht 
gemejen, diefe acht Tage haben nicht als unbedingt verbindlih zu gelten, jo 
hätte er bei Erlaffung des Reglements ficher nicht verfehlt, dies — etwa in 
Anschluß an $ 3 daſelbſt — Har zum Ausdrud zu bringen. Eine Vorichrift 
aber, die, jelbft im günftigften Falle, nur ganz indireft in einem derartigen 
Sinne gedeutet werden könnte, vermag am allerwenigften in einem Reglement, 
deſſen Sprache nicht mit der Präzifion eines jelbftändigen zu ver: 
gleichen ift und infolgedeffen aud nicht mit der Schärfe, wie ein ſolches, aus— 
gelegt werden darf, als genügender Erja für eine ausdrüdliche Erklärung des 
Gejeßgebers zu gelten. 

So wäre benn der Gang des Wahlverfahrens, jomweit er hier intereffiert, 
folgender : 

Einſprachen gegen die Richtigkeit oder Vollftändigfeit der Wählerliften 
find nur injomweit zu berüdfichtigen, als fie innerhalb acht Tagen nad) Beginn 
der Auslegung geltend gemadht werden. Die Enticheidung darüber erfolgt, 
wenn nicht die Erinnerung jofort für begründet erachtet wird, durch Die zu— 
fändige Behörde, und zwar längftens innerhalb dreier Wochen von Beginn der 
Auslegung an gerechnet. Wird demgemäß eine Berichtigung der Liſte er: 
forderlih, jo ift fie alsbald zu bewirken; jedenfalls muß am 22. Tage nad) 
Beginn der Auslegung die Lite abgeichloffen werden, und von da an ift jede, 
auch die Aufnahme jolder Wähler unterjagt, über deren Wahlberehtigung 
rechtzeitig, d. h. innerhalb der genannten drei Wochen entichieden worden ift. 
Streichungen oder jonftige Berichtigungen find auch jetzt noch zuläffig. 

Es ift num zuzugeben, daß e8 dem Wortlaut des Reglement nicht 
wiberfprechen würbe, wollte man eine Berichtigung der Lilten von Amts: 
wegen aud nah Ablauf der achttägigen Einipradheftift, ja jogar nach dem 
Abſchluß der Liften am 22. Tage nod für zuläffig halten. 
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Ich verfenne auch nicht, daß das ganze Einfpracheverfahren nicht jo ſehr 
im Intereſſe der einzelnen Wahlberechtigten ald des Staates vorgejehen ift, ber 
für eine möglichft richtige an des Wahlaktes zu jorgen bat. Kann doch 
das Einſpracherecht nicht nur von den Wahlberechtigten jelbft, jondern von be: 
liebigen anderen Perjonen, Ausländern, Frauen uſw., jogar gegen ben Willen 
der Wahlberechtigten, ausgeübt werden, ') und Jelinek ?) nennt es deshalb, ähnlich 
wie Laband das Wahlrecht jelbft,”) ein bloßes „Reflerrecht“ im Gegenſatz zu 
einem jubjeftiven Rechtsanſpruch. Allein daraus folgt noch nicht, daß ſowohl 
die Ausübung des Einipracherechts als die amtliche Berichtigungstätigkeit nicht 
an beftimmte zeitliche Grenzen gebunden jein jollten; vollftändig richtig werben 
die Liften zur Zeit der Wahl doch niemals fein. Mir fcheint vielmehr bie 
Tendenz des Reichstagswahlgeſetzes dahin zu gehen, da jogar ſchon mit Beginn 
der Auslegung feine eigenmächtigen Aenderungen der Lifte durch die Behörben 
mehr vorgenommen werden jollten. Denn welden Wert würde jonft die Ein- 
Ipradhefrift haben, wenn es vorfommen könnte, daß jemand, der ſich gleich zu 
Anfang vom Eintrag jeine® Namens überzeugt hat, nachträglich, jagen wir nod 
innerhalb der erften acht Tage, von Amts wegen wieder geitrichen würde? Eine 
ſolche Streihung würde mindeitens vorausjegen, daß die Behörde den Geftrichenen 
freiwillig davon in Kenntnis jegte*) und zwar fofort, dvamiter noch Gelegenheit 
hätte, zu reflamieren. Gegen jpätere Streihungen von Amtswegen wäre ber 
davon Betroffene überhaupt machtlos. Aber jelbft wern man ben Zeitpunft, 
nad welchem Einſprachen nicht mehr vorgebradht werben können, mit Laband 
nod; weiter, nämlich bi8 zum 22, Tag hinausrüdte, jo würde dod der Tall 
nicht ausgeichloffen fein, daß jemand, der bis dahin in die Lifte eingetragen 
war, vor der Wahl noch in Konkurs gerät oder die ftaatsbürgerlihen Rechte 
verliert und deshalb wieder geftrichen würde, jeßt aber zweifellos ohne die Mög- 
lichkeit, im Wege der Einſprache die Unrichtigfeit der behördlichen Annahme 
geltend zu maden. Das ift eben der Grund, weshalb Laband in ber oben zit. 
Stelle ſolche Streihungen (die das Gejeg im Abi. 3 des $ 4 doch deutlich vom 
Verbot ausnimmt), „für höchſt bedenklich eradhten muß“ und das mag auch bie 
Urſache jein, weshalb der Reichstag in MUebereinftimmung mit der Wahl: 
prüfungsfommiffion (ſ. unter III) Berichtigungen der Wählerlifte ohne Antrag, 
aljo von Amtöwegen, nur bis zum Beginn der Auslegung der Liften für 
zuläffig erklärt. 

Eine Frage allerdings bleibt dann zu beantworten, eine Frage aber, die 
auftaucht, mag man Liftenberichtigungen, die von Amtswegen erfolgen, ſchon mit 
dem erften Auslegungstag oder mit dem Ablauf der dritten Woche für abge: 
ichloffen halten, oder fie gar noch — ſoweit e8 fi nicht um Aufnahme von 
Wählern handelt — bis zum Wahltag jelbft erlauben wollen: einmal müfjen 
auch in diefer Beziehung die Liften abgeichloffen werden, jpäteftens eben mit dem 
Zag der Wahl, und dann kann für die Stihmwahlen, nad $ 8 Abf. 3 
Reichstagswahlgeſetzes ſogar für „einzelne Neumahlen, welche innerhalb eines 
Jahres nad) der letzten allgemeinen Wahl jtattfinden“, die Schwierigkeit eintreten, 


!) Laband a. a. D. ©. 300. 

2) Jellinel, Syitem der jubjeltiven öffentlihen Rechte, 2. Aufl. Tübingen 1905 ©. 165. 

) Bgl. unten unter V. 

9 Eine pflichtmäßige Benadrihtigung der „Beteiligten“ ift im Reglement 
($ 3 Abi. 3) nur für den ll einer vorangegangenen Entiheidung über die Ein- 
ſprachen vorgejehen. 
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die fi bei der hier vertretenen Anſchauung und aud nad) Labands Anficht 
Ihon für die Hauptwahlen ergeben fann, daß nämlich Perjonen, die noch am 
22. Tage ala wahlberechtigt in die Liften eingetragen find und nun auch ein- 
getragen bleiben müfjen, ihr Wahlrecht nachträglich wieder verlieren. 

Es unterliegt feinem Zmeifel, daß ſolche Perionen, denen die im Geſetz 

aufgeftellten materiellen Borausjegungen des Wahlrechts zur Zeit der Wahl 
jehlen, nicht deswegen gleichwohl das Wahlrecht ausüben dürfen, weil ihr Name 
einmal in der Lifte ſteht; eine joldhe Stimmabgabe ift zwar nicht rechtswidrig 
im Sinne des Strafrechts,“) aber für das Wahlergebnis bedeutungslos, fie ift 
ungültig ; denn den Wählerliften kommt feine fonftitutive, ſondern nur deflara- 
toriſche Bedeutung zu; fie müffen wohl das Recht verkünden, fünnen e8 aber 
nicht begründen. Andrerjeit8 hat aber weder das Reichstagswahl-Geſetz noch 
das Reglement eine Beitimmung vorgefehen, durch welche das nunmehr einzur 
Ihlagende Verfahren geregelt würde. Solange aljo eine Ausfüllung diejer 
offenfichtlichen Lücke durch Reichsgeſetz oder body Enticheidung im Wahlprüfungs- 
verfahren nicht erfolgt, hat die Praris einigen Spielraum, und hierbei dürfte 
3. B. jehr wohl der Modus in Betracht fommen, den das badiſche Landtags— 
wahlgejeg vom 24. Auguft 1904 ausdrücklich — hat:) Die Lifte 
als jolche bleibt unverändert, vor allem wird der Name des Betreffenden nicht 
geitrichen, jondern die der Wahlausübung entgegenftehenden Tatſachen werben 
nur am Rande der Lifte kurz vermerkt, dadurch die Wahlkommiſſion von ſolchen 
Unrichtigfeiten der Lifte in Kenntnis und jo „inftand geſetzt, falls die Perjon, 
auf weldye fid) der Nandvermerk bezieht, ihre Stimme abgeben will, zu ent: 
ſcheiden, ob biejelbe hierzu zuaulafien ift...."°) Ob man demgegenüber eine 
BVerftändigung der Wahlkommiſſion in ber Weile für richtiger hält, daß ihr die 
betr. Tatſachen aftenmäßig mitgeteilt werden, ift wohl unmejentlih. jedenfalls 
find die im $ 3 bes anpassen an aufgeführten Perjonen „von der 
Berechtigung zum Wählen ausgeſchloſſen“, unter den Vorausjegungen des 
8 2 daj. „ruht“ dieje Berechtigung, und in irgend einer Weile muß e8 ber 
Wahlkommiſſion ermöglicht werden, daB Gejeg gerade in dieſen grundlegenden 
Beftimmungen durchzuführen. Wenn aber ein darauf Hinzielendes Verfahren, 
wie man es auch auögeftalten mag, in einem jpäteren Stadium unbedingt not= 
wendig werden fann, jo ift es gewiß aud in einem früheren, jelbit mit der 
Auslegung beginnenden, zuläfjig. 

II. Durch die bisherigen Ausführungen dürfte dargetan ſein, daß der 
Geſetzestext als folcher bei ungezwungener Auslegung zu der Hier vertretenen 
Auffaffung nicht nur führen kann, jondern führen muß. Aus dem Folgenden 
wird fich ergeben, da dieſer Standpunkt auch in der Entftehungsgeihichte 
des Gejeßes jeine Begründung findet, daß er fi) mit dem ber Geſetzgeber dedt ; 


1) S, 108 StrGB. Vgl. Entſch. d. Reichsgerichts in StS. Bd. 10, 60 und 
8b. 21, 414. 

*) 8 36 Abi. 3 daf. Sa 2 lautet: „Werden erft nad diefem Beitpunft“ (Abſchluß 
der Wäplerliite) „Tatſachen befannt, welche, wenn fie rechtzeitig geltend gemacht worden 
wären, die Streihung eines Wähler8 gerechtfertigt hätten, jo find dieje Tatſachen am 
Rande der Lifte unter Angabe des Datums furz zu vermerken“. Dabei ift zu beachten, 
daß das badiiche Geſetz vom Abſchluß der Liften am 22. Tage an überhaupt „jede jpätere 
Berichtigung derjelben unterjagt“. 

s) So motivierte die II. Kammer (Bericht der II. Kammer 1903/04 TI. Beil.Heft 
S. 213 f.) jenen Paſſus. Bol. —— die Entſcheidungen des Reichsgerichts bei Reger 
(Entſcheidiungen der Gerichte und Verwaltungsbehörden 2c.) Bd. 11 S. 327 uud 330. 
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und wenn aud anerfanntermaßen der in den Motiven und jonftigen Bor: 
arbeiten eines Gejees niedergelegten Abficht jeiner Verfaſſer keinerlei enticheidende 
Bedeutung beigelegt werden darf, für die Auslegung eines Geſetzes vielmehr 
ftet3 dieſes jelbft maßgebend bleibt, jo bietet doch, wo ein hiernach gewonnenes 
Rejultat durch die Gegenprobe des „Materialien:“ Befundes beitätigt wird, 
dieje Tatſache ein nicht zu unterſchätzendes Argument für die Nichtigkeit eben 
jene Ergebnifjes. 

Dem heutigen Reichstagsmwahlgeieg liegt ein Regierungsentwuri 
zugrunde, der dem Reichätag des Norbdeutichen Bundes am 9. Mär; 1869 
vom Bundespräfidium vorgelegt, ſodann, ohne an eine Kommilfion vertiefen 
worben zu fein, vom Reichstag jelbft in drei Beratungen geprüft, jchlieglich am 
13. Mai 1869 in der gegenwärtigen Faſſung angenommen und am 31. gl. Mte. 
als „Wahlgejeg für den Reichstag des Norddeutichen Bundes“ publiziert wurde. 
Diefer Entwurf, im mejentlichen an das Reichawahlgejeg vom 12. April 1849 
und das Preußiiche Wahlgejeg zum Reichstage vom 15. Oktober 1866 fich 
anſchließend, bringt allerdings im Bezug auf das Liftenverfahren ein anderes 
Syftem, da8 der jog. „Permanenz der Wählerliften“, in Vorſchlag. Hiernach 
jollten die Liften nicht für jede einzelne Wahl, ſondern nur einmal, im Juli 
des Jahres 1870, aufgeftellt und alljährlich, ebenfalls im Juli, nachgeführt und 
berichtigt werden. Allein was bier interejfiert, ift der Umftand, dab aud in 
dem Regierungsentwurf eine Auslegungs: und Einipradhefrift vorgejehen tar, 
dem Prinzip der Permanenz entiprechend natürlich an ein für allemal be: 
ftimmten Tagen, nämlich jeweils vom 1. bis 15. Auguft, und daß dieſe Friſt 
ſowohl ausmweislich der „Motive“ ') als aud) der Reihstagsverhandlungen ’’) 
ftet3 ala Präklufivfrift angejehen wurde. 


Die Motive bemerken zu $ 9 des Entwurfs, „ .. . dab Einfprachen 
auch nod am 15. Auguft angebradht werden können“, woraus ſich ergiebt, 
daß man e8 nur für zweifelhaft hielt, ob der Endtermin jelbft in die Friſt 
einzurechnen ſei oder nicht; eine noch |pätere Anbringung von Einjprachen er: 
ſchien demnach zweifellos ausgeichloffen. 

So faßte man die Beitimmung des Entwurf auch im Reichstag auf, 
und zwar ohne fie etwa deswegen zu beanftanden. Die Debatte drehte ſich 
vielmehr nur um das Prinzip der Permanenz überhaupt, zu deſſen Bekämpfung 
man nachzumeilen juchte, daß jelbit eine vierzehntägige Auslegungs: und Ein: 
iprachefrift jo gut wie wertlos jei, wenn die betr. Wahl ſich nicht fofort daran 
anfchließe. In diefem Zuſammenhang führte 3. B. der Abgeordnete Projch ?) 
aus: „... Nad 1870 würden die Uebelftände eintreten, daß die Wähler: 
(iften nicht forreft wären, und e8 aud feine Aushilfe gäbe, um die Wähler, 
die dadurch ausgeichloffen werden, dennoch zu berüdfichtigen. Dieſe Uebelftände 
würden um jo größer jein, je mehr fih die Wahltermine vom 15. Auguft, 
ala dem Präflujivtermine, entfernen...“ Aehnlich jchildert der Ab: 
geordnete Miquel*) die praftiihen Folgen der Entwurfsbeitimmung: „Es 


') Nebſt den Entwurf: Nr. 17 der Drudjahenjammlung des Neihädtages des 
Mordd. Bundes i. 3. 1869, Bd. 1; auch abgedrudt in Paul Fiſcher's „Wahlgeiek 
für den Deutihen Reichstag ꝛc.“ mir Erläuterungen, Dresden; S. 111 ff. 

) Stenograph. Berichte über die Berhandlungen des Neichdtages des Nordd. Bundes, 
I. Legislatur⸗Periode, L Band 1869, ©. 188 ff. 

Na.a.D. S. 189 oben. 

) a. a. O. ©. 189 unten. 
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würden die Liften aufgeftellt werben im Juni (sie! joll wohl heißen: Juli); 
nur vom 1. bi3 15. Auguft würde eine Reflamation zuläjjig 
jein. M.H! e8 würde niemand reklamieren... . Nun auf einmal wirb bie 
Wahl ausgeichrieben. Nun ftürzt alles Hin und will reflamieren oder doch 
wenigftend nachlehen, ob der Name in ber Lifte Steht. Er erhält aber zur 
Antwort: Du kannſt nicht reflamieren, bu haft dein Stimmredjt verloren. Er 
erwidert vergeblih: Ich bin ja gar nicht in der Lage geweſen, in ber Zeit 
vom 1. bis 15. Auguft zu reklamieren, denn ich war damals noch gar nicht 
bier * der Stadt Berlin, war alſo ganz außer ſtande, mein Wahlrecht mir 
zu —A 

Um dieſe Mißſtände zu vermeiden, hatte ber Abgeordnete Friedenthal 

einen Ergänzungsantrag zu $ 9 des Entwurfs eingebracht '), des Inhalts: 
„Sobald eine Wahl ausgeichrieben it, werden jpäteftens 14 Tage vor 
dem zur Wahl beftimmten Tage dieſe Liften zu jedermanns Einficht 
ausgelegt, und es ift dies öffentlich befannt zu machen. Einjprachen gegen 
die Liften find binnen 5 Tagen nad öÖffentliher Bekanntmachung bei der 

Behörbe, welche die Bekanntmachung erlaffen bat, anzubringen, und inner: 

— der nächſten 5 Tage zu erledigen, worauf die Liſten geſchloſſen 

werden.“ 

Dieſer Zuſatzantrag unterſcheidet ſich von dem heutigen $ 8 Abi. 2 des 
Geſetzes ganz offenſichtlich nur durch die kürzere Dauer aller Friſten, die ihrer— 
ſeits wieder dadurch bedingt iſt, daß „es ſich nicht mehr darum handelt, der 
Geſamtzahl der Wähler die Korrektur der Liſten praktiſch möglich zu machen, 
fondern nur darum, denjenigen, weldye zugezogen find — jedenfalls aljo einem 
verjchwindend Kleinen ‘Prozentjag der ganzen wählenden Bevölkerung — das 
Wahlrecht nicht zu verjchränfen.“ ?) 

Aber aud) jo befämpft Miquel den Entwurf; nicht weil die Einſprachefriſt 
präffufiv fein jolle, ſondern weil fie zu kurz, bei einer Verlängerung aber, wie 
er e3 wünjcht, die alljährliche Fortführung der Liiten unnötig fei. Auch das 
zeigt er an einem Beilpiel: „Wenn nun eine Wahl auögeichrieben würde, und 
es machte z. B. der Magiftrat der Stadt Berlin oder einer andern größern 
Stadt bekannt, es jeien nur Reklamationen innerhalb der nädjten 
fünf Tage zuläſſig, jo mödte ich willen, wie viele von den bier nicht 
anfäfligen Perjonen dann überhaupt in jenen fünf Zagen Kenntnis von ber 
Bekanntmachung erhalten, und wie viele überhaupt in der Lage jein würden, 
ihre Reklamationen in den fünf Tagen geltend zu maden. Es würden meiner 
Meinung nad) Zaufende und J——— durch dieſe kurzen Friſten aus— 
geſchloſſen werden. . . . Deshalb möchte ich dringend raten, es beim Alten zu 
laffen, wie der Antrag Lafer will.“ ?) Diefer Antrag Lasker jchlägt eben den 
Wortlaut vor, der nachher bei der Abltimmung angenommen wurde, es ift 
Abſ. 1 und 2 des jegigen $ 8 Reichstagswahlgeſetzes, der Jeinerjeits dem $ 10 
des Preuß. Wahlgejeges vom 15. Oft. 1866 *), von unmejentlichen Verbefferungen 
abgeſehen, wörtlich nachgebildet iſt. 

Wohl konnte ich aus den Verhandlungsberichten über die Vorberatungen 
des heutigen Geſetzes keine Stelle wiedergeben, welche ſich direkt mit dem Charakter 


1)Y a. a. O. ©. 189; Druckſachen Nr. 57. 
Abg. ne a. a. O. 


da. a. O. S. 190. 
9) Abgedruckt in Hirth's Staatshandbuch des Nordd. Bundes 1868 S. 1055 f. 
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der jegigen Acht-Tage-Friſt befaßt hätte. Aber gerade der Umftand, dat hierüber 
überhaupt nicht geſprochen wurde, beweift, daß man die Bedeutung derſelben 
im Bezug auf ihre Präflufiv-Wirfung gerade jo gewertet hat, wie bei der zuerit 
vorgeſchlagenen vierzehn: bezw. fünftägigen Friſt. Wie aber diefe ausgelegt 
wurden, bad bürfte nad Anhörung der erwähnten Mbgeordneten nicht mehr 
zweifelhaft fein. — 

Durch die Ausführlichkeit der letzten Zitate hoffe ich gleichzeitig einem 
Vorwurfe vorgebeugt zu haben, welcher möglicherweile dem Gejeß in der Richtung 
gemacht werden könnte, als genügten jeine Beitimmungen zwar jehr wohl 
kleinen Berhältniffen, etwa in ländlichen Bezirken; an Zuftände, Wohnungs: 
wechiel, Zu: und Wegzug u. ſ. ., wie fie unfere modernen Verfehrsverhältnifie, 
namentlih in den Großftäbten, mit fi) bringen, habe man aber bei jeiner 
Beratung und Erlaffung offenbar nicht gedacht. Nun, gerade die von Dtiquel 
gewählten Beifpiele, die auf Berlin, die Vergleiche des Abgeordneten Bumbredit '), 
die auf Paris und Brüffel abheben, Iehren das Gegenteil. Eben meil man 
für ſolche Fälle die nachteiligen Wirkungen der andern Vorjchläge vorausjah, 
hat man fi) zu dem jet gültigen Modus entichloffen; und wenn auch er nicht 
allen Erwartungen entſprach, die man auf ihn ſetzte, jo rechtfertigt diejer Um: 
ftand doch nicht die Annahme, ala habe der Gceiee etwas anderes jagen 
wollen, das vielleicht beffer in unfere Zeit paßte. Uebrigens dürften gerade die 
ausichlaggebenden Erwägungen der damaligen Abgeordneten auch für die Gegen: 
wart nod) voll und ganz zutreffen. 

III. Soviel über den Standpunkt des Reichstags als Gejehgebungsfaktor. 
Wie der jpätere Reichstag des Deutjchen Reiches ſich zu der Frage geitellt hätte, 
wenn fie im Wahlprüfungsverfahren zu ſeiner Entiheidung gelangt 
wäre, darüber fehlen direkte Anhaltspunkte. Der all jcheint nie praftiich ge: 
worden zu fein, oder höchſtens ganz vereinzelt, ſodaß feine Regelung nicht in die ver: 
öffentlichten „Grundſätze“ der Wahlprüfungsfommilfionen aufgenommen werben 
ſollte.) Es ift aber nit nur an und für fi jchon wahrſcheinlich, daß aud 
der ſpätere Reichötag die Auffaffung feiner Vorgänger geteilt haben würde, 
jondern man darf vielleicht aus einem andern „Grundſatz“, der „aus der über: 
einftimmenden Beurteilung zwiſchen Kommiſſion und Reichdtag abgeleitet” ift, 
wie in der vorausgeſchickten Einleitung betont wird, indireft eine Beitätigung 
hierfür entnehmen. Wenn dort zu $ 2 des Wahlreglements u. a. bemerkt wird: 

„Bon ber Auslegung ber Wählerlifte an ift der Gemeindevorftand nur 
auf Antrag befugt, die Lifte durch Nachtragung oder Streihung zu be- 
richtigen”, 

jo ergibt diefer Ausfprud, wenn er überhaupt mit unferm Thema in Zufammen: 
hang gebracht werden darf, mindeftens joviel, daß der Reichdtag bie behörd— 
liche Tätigkeit der Liftenaufftellung ſehr jcharf gegen bie Befugnis des Pu: 
blikums abjcheidet, innerhalb acht Tagen die Liften einzujehen und auf dem 
Einſpracheweg zu berichtigen. Wenn er aber hier eine ſolch' ſcharfe Grenze zieht, 
die der Gejegeswortlaut —9 gar nicht beſtimmt vorzeichnet, ſo müßte er wohl 


ij a. a. O. ©. 191. 

*, Der bereits oben erwähnte „Bericht der Wahlprüfungskommiſſion über die Er— 
ebnifje der Wahlprüfungen in der IX. Legislaturperiode von 1893 bis 1898“ (Stenogr. 
Berichte über d. Verh. d. Reichstags, III. Anl.-Band 1898 ©. 2368) jhidt wenigitens die 
Bemerkung voraus, daß „bei der Prüfung der Wahlakten Verſtöße gegen die naditehenden 
Baragraphen des Wahlgeſetzes ꝛe wiederholt wahrgenommen worden“ jeien. 
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womöglich noch ftrenger über Anfangs: und Endtermin einer Frift urteilen, die 
im Geſetz ausdrüdlich auf acht Tage angegeben ift. 

IV. Was die Stellungnahme der Wiſſenſchaft zur frage ber Ein: 
ſprachefriſt betrifft, jo ift beachtlich, daß auch fie, gerade wie die Praris, bis in 
die meueite Zeit faſt ausnahmslos ftillichweigend daran vorübergegangen ift. 
Neben Laband ift der Tübinger Profeffor Thudichum ber einzige, der ihr über: 
haupt einige Aufmerfjamfeit widmet, wenn er in feinem „Verfaſſungsrecht des 
Nordbeutihen Bundes und des Deutichen Zollverein“ (S. 140) jchreibt: 

„Die angelegt gewejenen Liften können eine Veränderung nur in— 
jomweit — als innerhalb der achttägigen Friſt Anträge darauf geſtellt 
worden find; es können aljo nur diejenigen aufgenommen werden, für welche 
in diejer Friſt das Wahlrecht angeiprochen wurde, nur diejenigen ge: 
ftrihen werden, deren Berechtigung Anfechtung erfahren hat. Ein nad: 
trägliches Aufnehmen oder Streihen von Amtswegen erſcheint unzu— 
läjlig, da dies mit dem Zweck der Belanntmahung in Widerſpruch ftehen 
und dad Recht ber Einſprache illujoriih madhen würde. Sind Ein: 
ſprachen nidt erfolgt, jo gilt bie Lifte am Abende des 
8. Tages der Einjpradefrift ala geſchloſſen“. 

Das war im Jahre 1870. Sechs Jahre jpäter erichien die erfte Auflage 
des Labandſchen Staatsrechts:Werkes, das die andere Meinung vertrat, und jo 
fand dreißig Jahre lang Anficht gegen Anficht, ohne daß es zu einem Austrag 
gefommen wäre. In diefer ganzen Zeit bat die Praxis ftillichweigend ber 
itrengeren Auslegung recht gegeben, und erft jet jcheint man ſich der Autorität 
Labands anſchließen zu wollen. Ob hierfür im Einzelfalle noch andere Gefichtö- 
punkte als die bereit beiprochenen maßgebend find, ift nicht erfichtlich; gleich- 
wohl wäre e8 möglich, da man fih auf Gründe mehr prinzipieller Natur 
ftüßen wollte, weshalb in dieſer Richtung noch einige Bemerkungen angezeigt erjcheinen. 

V. Ich benfe vor allem an einen Einwand, ber etwa folgendermaßen 
zu faffen wäre: 

Durch Art. 20 der Reichsverfaffung werde eines'der wichtigſten und grund: 
legendften Staatöbürgerrechte der Deutichen, dad allgemeine direfte Wahlrecht, 
lanftiontert. Dieſes Recht ſei von ſolcher Bedeutung, daß fein Verluft unmöglich 
an bie Berfäumung der Einſprachefriſt gefnüpft jein könne; zum mindeften müſſe 
dieje Folge vom Gele ausdrücklich angedroht fein, wie dies z. B. in 88 2 und 
3 des Reichdtagswahlgejeges für die Fälle des „Rubens“ bzw. „Ausichlufjes“ 
des Wahlrechts geichehe. 

Zunächſt ift zu beachten, daß das Wahlreht nad) dem Reichstags: Wahl: 
gejeg von zweierlei Faktoren abhängt: einmal von dem DBorliegen der 
materiellen Borausjegungen, die der $ 1 aufzählt, und die nicht durch 
ein Ruben oder den Ausſchluß des Wahlrehts (88 2, 3) wieder hinfällig 
geworben jein dürfen; jodann aber müffen auch die formellen Bedingungen 
erfüllt werden, d. h. der Wahlberechtigte muß, um von feinem Wahlreht Ge- 
brauch machen zu können, in die Wählerlifte eingetragen fein, er muß innerhalb 
eines ganz beftimmten Beitraums an einem beftimmten Tage wählen können, 
und zwar an einem genau vorgejchriebenen Orte, in feinem Wahllofale, die 
Stimmzettel müffen gewiffen Erforderniffen entſprechen uſp. Das Geſetz fennt 
alfo eine ganze Reihe von Formvorſchriften — und dazu gehören auch ins 

bejondere die über die Einſprachen gegen die Wählerliften — und dieje Bor: 
Annalen des Deutſchen Reihe. 1907, 20 
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Ichriften können nicht ohne weiteres mit den Beltimmungen über die materiellen 
Vorausjegungen auf eine Stufe geitellt werden. Sollte aber aladann nicht der 
Schlußſatz des Abſ. 2 in $ 8: „Nur diejenigen find zur Zeilnahme an der 
Mahl berechtigt, welche in die Liften aufgenommen find“ als Hinweis auf die 
Folgen der Trriftverfäumung genügen ? 

Dan betrachte überhaupt einmal da8 ganze Weſen, die Entfteßung unjeres 
Wahlrechts. Herausgeboren aus einer Zeit, wo der Kampf der politiſchen Meinungen 
fi) nicht mit dem abjoluten oder relativen Wert der einzelnen Wahlftimmen 
bejaffen Eonnte, jondern wo die Trage erſt zur Enticheidung ftand: Soll für 
das künftige Wahlrecht ein gewifler Beftand an Unterhaltsmitteln, ein gewifler 
Bildungsgrad oder die Art der höhern oder niederern Abkunft grundlegend fein, 
jollen aljo nur einzelne Gruppen, nur einzelne Klaſſen des Volkes das Privilegium 
des Stimmrechts in öffentlichen Angelegenheiten behalten, oder joll dieſes Recht 
Gemeingut aller beutichen Männer werden, die ſich im Vollbeſitz ihrer bürger- 
lichen Ehren: und Vermögensrechte befinden — aus folden Kämpfen und 
Zuftänden als Sieger hervorgegangen, trägt unfer „allgemeines“ Wahlrecht nicht 
das Gepräge eines unbedingten, immer und gegen jedermann wirkſamen Rechts, 
fondern ift vielfachen Beſchränkungen in jeiner Ausübung ausgeſetzt. „Das 
‚Wahlrecht‘ ift überhaupt fein jubjektives, im individuellen Intereſſe begründete 
Recht, jondern Iediglich der Refler des Verfaſſungsrechts“, führt Laband ') aus, 
ähnlich wie 3.8. dad „Recht“, einer Schwurgerichtsverhandlung als Zuhörer 
beizumohnen, fein jubjektives, individuell ausgeprägtes Recht, jondern nur der 
Refler des Grundiaßes von der Oeffentlichkeit der Gerichtöverhandlungen ift und 
ſchon in der Größe des Raumes jeine Begrenzung findet. So „ann ber ‚Wahl: 
berechtigte‘ nicht etwa verlangen, daß Hinderniſſe, die feiner Stimmabgabe ent: 
gegenftehen, bejeitigt werden, damit er fein Wahlredit ausüben könne, ins 
beiondere ift der Dienftbote, Arbeiter, Geſchäftsgehilfe, Beamte uſw. nicht 
berechtigt zu verlangen, daß er vom Dienft beurlaubt werde, um zu wählen; 
ebenjowenig fann der in Unterfuchungs= oder Strafhaft befindliche Wahlberechtigte 
verlangen, in das Wahllofal geführt zu werden.) Es liegt feine Verlegung 
des Wahlrechts vor, wern Wahlberechtigte durch Einberufung zum Militär- oder 
Gerichtödienftt oder durch Dienſt- oder Geichäftsreiien an der Stimmabgabe 
ehindert werden. Wenn durch Naturereigniffe die Beteiligung an der Wahl 
Fir ganze Wählergruppen unmöglich gemadt ift, jo find fie in ihrem Recht 
nicht verfürzt, und fie können nicht verlangen, daß fie noch nachträglich ihre 
Stimme abgeben dürfen.“ ?) 

Und in der Tat, das Geſetz hat feine Bedenken getragen, durch eine, 
zwar jehr anmgefeindete, aber nidyt minder unzweideutige Beftimmung, den 
Abi. 3 des $ 8, es unter Umständen Zaufenden von Bürgern, für die alle 
materiellen und auch die übrigen formellen Erforderniffe des Stimmrechts vor- 
liegen würden, unmöglich zu maden, ihr Wahlrecht aud) auszuüben. Man mag 
die Erlaubnis, daß „bei einzelnen Neuwahlen, ſofern fie innerhalb eines Jahres 
nad) der legten allgemeinen Wahl jtattfinden, e8 einer neuen Aufftellung und 
Auslegung der Wahllifte nicht bebürfe”, für unbillig und unzweckmäßig erklären, 
wenn man bedenkt, daß im Laufe eines Jahres die allerweitgehenditen Verände— 


— 


VY a. a. O. ©. 306. 

# Hierüber beſonders eingehend Mohl, Das deutſche Reichsſtaatsrecht. Tübingen 
1873 ©. 343 ff. 

2), Laband a. a. O. ©. 307. 
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rungen binfichtlih der Wahlrechtsvorausjegungen eintreten können; das Geſetz 
hat dieje Konjequenzen zugelaflen, man bat fie, wie aus den Verhandlungs— 
zitaten hervorgeht, bewußt auch für Großftabtverhältniffe mit in Kauf genom: 
men, weil man die rajche Erledigung der Nachwahl für wichtiger hielt, als 
die dadurd verlorenen Stimmen. Uebrigens treten diejelben ſchwerwiegenden 
Folgen, zwar in geringerem Umfang, aber defto häufiger, ſchon bei den Stich— 
wablen ein; denn hierbei „find diejelben Wählerliften anzuwenden, wie bei der 
erften Wahlhandlung. . . . Eine wiederholte Auslegung und Berichtigung derjelben 
findet nicht ftatt“ (Reglement $ 31 Abf. 4). Und aud bei den Hauptwahlen 
kann der Zeitraum vom Abſchluß der Wählerliften bis zum Wahltag in dieſem 
Sinne von Bedeutung werden, denn das Gejeg fieht nur vor, bat die Aus: 
legung der Liſten „Ipäteftens vier Wochen“ vor dem zur Wahl beftimmten 
Zage zu beginnen habe. 

Sollte nun ein „Wahlreht“, audy wenn es „allen gemein” fein will, 
deffien Ausübung aber tatſächlich jo leicht an der Unerbittlichkeit gemifjer Form: 
vorſchriften ſcheitern kann, gerade da vom Gejet einen bejonderen Schuß erwarten 
fönnen, wo es fih — nidt um die Ausübung, nicht um die Stimmabgabe, 
ſondern nur um ein vorbereitendes Kontrolfrecht des Publitums handelt? Man 
wird füglich bei der einmal im Geſetz niedergelegten Auffaffung vom Wejen des 
„allgemeinen Wahlrechts“, wie fie in den angeführten Beifpielen zu Tage tritt, 
den Einwand nicht aufreht erhalten können, „der Verluſt eines jo wichtigen 
Rechtes könne unmöglih an die Verſäumung der Einjpracheftift geknüpft 
ſein“, jelbft wenn dieſe Folge in feiner Weife befonder8 angedroht wäre. 


VI. Eines ift richtig! Die Bedeutung des Wahlrechts ift im Laufe der 
Jahre eine andere, größere geworden. Heute hat die Stimme des einzelnen 
Wählers einen viel zu hohen Wert, ala daß ed nur auf Wahlrecht oder Nicht: 
Wahlrecht großer Gruppen antäme, als daß man Tauſende von unmöglich ge: 
machten Abftimmungen einfach ignorieren dürfte. Und dieſe Wertung ihaffen 
nicht nur die Vorkämpfer der Parteien; ſchon im Jahre 1897 ſpricht es Georg 
Meyer auf dem Katheder der Heidelberger Univerfität aus, daß „politifches 
Recht zugleich auch politische Pflicht“ jei,') ja, diefer Gedanke follte nach dem 
Antrage Liebermanns von Sonnenberg ’) jogar zum Geſetz erhoben werden! 
Allein auch diefe Entwidelung der Dinge gibt uns noch fein Recht, einem 
Paragraphen einen Sinn zu unterſchieben, der ſich nicht mit Sicherheit aus 
jeinem Wortlaut und aus dem Zufammenhang, in dem er fich findet, begründen 
läßt. Eine Vorſchrift kann überlebt fein; jolange fie nicht aus der Welt ge: 
ihafft ift, behält fie ihren Anjprud) auf Anerkennung. Und gerade im vor: 
liegenden Falle jcheint mir die praftiide Durchführung der hier befämpften 
Anſicht mit großen Unzuträglichkeiten verknüpft. 

Tür zwingend hält man ja jene Auslegung ebenfalls nicht; man behauptet 
nur, nachträgliche Reklamationen könnten berüdfichtigt werden. Was joll es 
nun für einen Eindruf auf das Wählerpublitum machen, inwiefern jollte es 
der dee ber Bilfigkeit, der Gleichberechtigung, der man dod gerade einen Dienft 
erweiſen will, entiprechen, wenn die eine Stadt jelbft ſolche Einſprachen gelten 
läßt, die fahrläffiger Weile veripätet wurden, die andere dagegen alle Reflaman- 


) Heidelberger Programmrede 1897, ©. 24. 
2, Meihätagsverhdlg. 1897/98 Nr. 63, J. Bd. S 92. Der Antrag blieb unerledigt. 
2y* 
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ten zurückweiſt, die fich nicht innerhalb ber adhttägigen Friſt gemeldet haben. ') 
Gemeindebehörden, die ſich hier der ftrengeren Auffaffung anſchließen, werden 
entichieden in Mißkredit geraten und den Vorwurf der Engherzigkeit ernten. 
Oder follte man etwa nur die „berehtigten“ Einſprachen zulaffen? Gut, 
welche find dann „berechtigt“, welche nit? Man Hat 3. B. den Grundjaf 
aufftellen wollen, *) daß menigftens ſolche Perjonen ihre Aufnahme in die 
Liften auch nad Ablauf der Auslegungssrift verlangen fönnten, die erft nad) 
diejem Termin aber noch vor dem Wahltag das 25. Lebensjahr vollenden, weil 
für den $ 1 Reichötagswahlgejeßes der Tag der Wahl, nicht der Zeitpunkt der 
Aufftellung der Wählerlifte maßgebend ſei. Der legte Sat ift zweifellos richtig. ’) 
Allein daraus folgt doch nur, daß ſolche Perjonen von Anfang an in bie 
Liften eingetragen werben ſollen, und nicht, daß ihnen eine längere Einſprache— 
frift zuftehen müſſe, ald allen andern, denen es vielleicht unmöglich war, ihre 
Aufnahme in die Lifte rechtzeitig zu beantragen, weil fie 3. B. erft jegt in bie 
andere Stabt verzogen find, oder weil fie während der Liltenauslegung krank 
oder verreift waren und niemanden mußten, ber für fie das Nötige veranlaft 
hätte, u. ſ. w. Es find bier jo zahlreiche Fälle von unverjchuldeter Verſäumung 
denkbar, und joviele Schattierungen bis zur Grenze der „Berechtigung“, dab 
es gänzlich ausgeſchloſſen jein dürfte, Mabe von vornherein beſtimmte 
Regeln aufzuſtellen — oder es etwa gar dem Ermeſſen der einzelnen Gemeinde— 
behörden zu überlaſſen, wen ſie noch in die Liſte aufnehmen wollen, wen nicht. 
Vollſte Hochachtung vor den bewährten Erfolgen unſerer Selbſtverwaltung! 
Uber wer auch nur einige wenige Berichte der Wahlprüfungskommiſſionen durch— 
geblättert und gejehen hat, wie oft in Eleinen Gemeinden jelbft die wichtigften 
und unzweibeutigften Beitimmungen unferes Wahlverfahrens auf Koften bes 
Wahlgeheimniffes in der gröblidhften Weile verlegt wurden, der wird nicht 
wünjchen können, daß gar noch „das freie Ermefjen“ folder Gemeindebeamten 
eine allzu große Rolle jpiele. 

An diefen praftiihen Konjequenzen und Schwierigkeiten, meine ih, müßte 
aud der ftugig werden, den die theoretiihen Erwägungen, die wir angeftellt 
haben, nicht zu überzeugen vermochten; und wenn er vorher vielleicht auf dem 
Standpunkt verharrt war, das Reichstagswahlgeſetz paſſe nicht mehr in unjere 
fortgeichrittenen Verhältniſſe, es fei veraltet, überlebt, und da müſſe man fi 
helfen, jo gut e8 eben gehe, dann müßte er jebt erfannt haben, daß Diele 
Altersgebrechen ſich einmal nicht mehr heilen laffen und daß nichts anderes für 
una übrig bleibt, um größeres Uebel zu vermeiden, als und mit dem fleinern 
abzufinden. Dann wollen wir aber aud auf unjerer Seite nicht zurüdhalten 
mit der Erklärung, daß wir nicht minder von einer Reformbedürftigkeit 
unferer Reichſtagswahl-Vorſchriften überzeugt find, daß auch wir eine recht 
baldige Neuregelung des Wahlverfahrense wünſchen und die Erfüllung dieſes 
Muntches vom neugemwählten Reichstag erhoffen. 


1) In Straßburg z.B. enthielten noch bei den lekten Reichſtagswahlen die Benach— 
rihtigungstarten, wie fie jet in größeren Städten üblih find, um den Wählern die 
perjönlihe Einfiht in die Liften zu erfparen, den ausdrüdlichen und unterjtrihenen Ber: 
mert: „Alfo bleiben jpätere Beichwerden unberüdfichtigt“. 

9) Vgl. Reger's Enticheidungen der Gerichte und Berwaltungsbehörden ıc. Bd. 3 
S. 181, Bd. 12 ©. 198. 

) So auch Badiiches Minifterium d. Innern, 7. April 1903 Nr.13975. 
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Skipgen und Notizen. 


Die Ausgaben des Deutſchen Reichs für inter: 
nationale Zwede, 


Bon W. Thrän, Geh. Oberregierungsrat in Potsdam. 
Bir ſtehen jegt mehr denn je im Zeichen ber Internationalität. Immer 


- Mräftiger bricht fih die Erkenntnis von der Snterefjenfolidarität aller Kultur— 
- völfer Bahn. Sehen wir, wie ber neuefte Haushaltapları des Deutichen Reichs 
- — Etat für 1907 — dieſer Zeitrichtung Rechnung trägt. Wir beichränfen 


und hierbei auf diejenigen Ausgaben bes Reichs, deren Zwedbeitimmung ber 


Etat ausdrüdlid durch das Wort „international“ kennzeichnet. Wenn auch 
= zwilchen den Ausgaben biefer Art im Etat jelbft ein innerer Zufammenhang nicht 
beſteht, da fie fich auf verſchiedene, unter fich ſcharf abgegrenzte Verwaltungs: 
zweige verteilen, jo glauben wir fie doch nad folgenden Gefichtäpunften gruppieren 
zu können. A. Redt. B. Kultur und Wiffenigaft. C. Handel und Verkehr. 


A. 1. Der Etat für das aussen Amt enthält ebenjo, wie im 
Vorjahr unter Kap. 6 Tit. 19 ala Beitrag des Reichs zu ben Koſten bes 


internationalen Schiedsgerichtsbureaus in Haag 4000 Mt. Der 


Etat für 1905 hatte hierfür 9000 ME. ausgeſetzt; diefer Betrag ift jedoch laut 
Haushaltsüberfiht für 1905 um rund 4200 DE. überjchritten worden. Für 
1904 waren jene, jetzt ftändig wiederkehrenden Ausgaben von dem Ertraordi: 
narium des auswärtigen Amts (Kap. 6 Tit. 7) mit 3232 ME. beitritten worden. 

2. Der Etat der Reichsjuſt iz verwaltung weiſt unter Kap. 65 Tit. 12 
„Zur Leiftung des Beitrag zur Unterhaltung des in Bern errichteten inter: 


: nationalen Bureaus zum Schuß von Werfen der Literatur und 
Kunſt für das Deutiche Reich” 4400 ME. auf. Diefer Jahresbeitrag wird 


jeit 1890 infolge der internationalen Uebereinkunft vom 9. September 1886 
für jenes von den Verbandsländern gemeinfam zu unterhaltende und unter der 
Aufficht der jchweizeriichen Regierung arbeitende Bureau entrichtet. 

3. Der Etat für das Reichgamt des Innern enthält unter Kap. 7 a 
Zit. 4b ald „Beitrag des Reichs zur Unterhaltung des in Bern errichteten 
internationalen Bureau8 bed Berbands zum Schuß des 
gewerblidhen Eigentums“ 3000 ME. Diejer Betrag erſchien erſtmals im 
Etat für 1902, nachdem Bundesrat und Reichstag den Beitritt des Reichs 
zum internationalen Verband für den Schuß des gemerblichen Eigentums ge— 
nehmigt hatten; er gründet fi) auf Art. 13 ber betr. internationalen Ueber: 
einfunft vom 20. Mai 1883, 

4. Derjelbe Etat fett weiterhin unter Kap. 7a Tit. 21 ala „Beihilfe 
für Die internationale Vereinigung für geleglichen Arbeiterihug zur Unterhaltung 
des internationalen Arbeitsamtes” 8000 ME. aus. 

Dieſe Vereinigung bezweckt, den gejeglichen Arbeiterihug in allen Induſtrie— 
ftaaten zu fördern; fie hat in Bajel em internationales Arbeitsamt errichtet 
mit ber Aufgabe, die für den gejeglichen Arbeiterihug wichtigen Momente in 
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den verjchiedenen Ländern zu beobachten, zu fichten, zu jammeln und überficht: 
lich zu gruppieren, jowie die Ergebniffe der betr. Arbeiten in einer regelmäßig 
ericheinenden Drudihrift zu veröffentlichen. Die Beihilfe de8 Deutichen Reichs 
wurde erftmal3 im Jahre 1902 aus dem Kap. 7a Tit. 18 „Aufwendungen für 
Errihtungen und DVeranftaltungen, welche allgemeinen Intereſſen des deutſchen 
Handel und Gewerbes dienen“ beftritten, jodann für 1903 mit 6000 ME. 
entſprechend dem von andern größeren Ländern bezahlten Beitrag, als befonderer 
Titel in den Etat eingeftellt, und für 1906 mit Rüdfiht auf die bisherigen 
verdienftlichen Leiftungen des Arbeitsamts und das erhebliche Intereſſe, das die 
Reichöverwaltung an der Fortführung feiner Tätigkeit hat, auf 8000 Mk. erhöht. 

B. 1. Der Etat für das Reichdamt des Innern enthält unter 
Kap. 7a Tit. 4a als „Unterftügung für die Beteiligung der deutſchen 
Kunft an internationalen Ausftellungen des Auslands” 20000 ME. 
Dieier Fonds ift übertragbar. Er wurde erftmals im Jahre 1886 auf Bitten 
der damaligen „beutichen Kunftgenoffenihaft“ unter die fortdauernden Aus: 
gaben bes Etats eingeftellt, nachdem jchon vorher wiederholt zum Zeil erhebliche 
einmalige Zumendungen aus NReichsmitteln für genannten Zweck gewährt 
worden waren. 

2. Derjelbe Etat jett unter Kap. 7a Tit. 6a als Yahresbeitrag zu 
ben Koften der internationalen Erdmeſſung 6000 ME. aus. Früher 
hatten auf grund der Uebereinkunft über die internationale Erdmeffung die 
größeren Bundesftaaten des Reichs entiprechende Beiträge geleiftet; in Ueber: 
einitimmung mit den beteiligten Bundesregierungen wurde bei Erneuerung bes 
Uebereinfommend zum 1. Januar 1897 jene Leiftung mit 6000 ME. von 
1896/7 ab auf das Reich übernommen. 

3. Derfelbe Etat weift unter Kap. 7a Tit. 8 b ala Jahresbeitrag zu den 
Koften derinternationalen ſeismologiſchen Aſſoziation 3200 ME. 
auf. Diefe Ausgabe erjcheint erſtmals im Etat für 1904. Die Uebereinkunft 
betr. die internationale Erdbebenforihung war auf der zweiten internationalen 
ſeismologiſchen Konferenz in Straßburg im Juli 1903 zuftande gekommen ; 
nad) Art. 4 derjelben hat ein Staat mit mehr als 20 Millionen Einwohnern 
ein jährlichen Beitrag von 3200 ME. zu zahlen. 

4. Derjelbe Etat enthält unter Kap. 7a Tit. 8d ala Yahresbeitrag 
zu den Koften der internationalen Organilation für Luftſchiff— 
Tahrt 4000 ME. Diejer Betrag ericheint erftmals im vorhergehenden Etat; das 
—— ergeben die Erläuterungen zu dem bezeichneten Titel 8d des Etats für 1906. 

Unter den einmaligen Ausgaben bes Etats für das Reichsamt des 
—— erſcheinen ſodann Kap. 3 Tit. 2 „zur Beteiligung des Reichs an 
der internationalen Bibliographie der Naturmiljenihaften“ 
40000 ME., Kay. 3 Tit. 6 „zur Beteiligung des Reichs an der internatio- 
nalen Erforihung ber nordijhen Meere im Intereſſe der See: 
filherei“ 120000 ME., und Kap. 3 Tit. 8 als „Beitrag zu den SKoften 
des 14. internationalen Kongreſſes für Hygiene und Demo- 
graphie“ 70000 ME. 

Das Nähere über erftgenannte Ausgabe ergeben die Erläuterungen zu 
Kap. 3 Tit. 2 für 1900, 1901, 1905 und 1906. Die Weiterbeteiligung des 
Reichs an dem internationalen Unternehmen ift zunächft auf etwa 5 Jahre von 
1906 ab in Ausficht genommen; die ftändige Zunahme der deutſchen natur- 
wiſſenſchaftlichen Literatur und der Wunſch, fie raſcher und vollftändiger ala 


Thrän, Die Ausgaben des Deutihen Reichs für internationale Zmede. 311 


ſeither zu verzeichnen, machten nach und nach eine rer der Aufwendungen 
für die perjönlichen und Jächlichen Bebürfniffe des beutichen Bureaus von an: 
fänglih (1900) 10000 ME. auf 40000 ME. notwendig. 

Die Entftehung des zweiten Fonds ift aus den Erläuterungen zu Kap. 3 
Tit. 6 für 1901 erfichtlih. Das Unternehmen ſoll aus wiſſenſchaftlichen und 
volfswirtichaftlichen Rüdfichten von 1907 ab auf einen Zeitraum von nod 
3 Jahren fortgejegt werden; das Deutiche Reich, dem bisher die führende Rolle 
zugefalfen war und das Präfidium übertragen ift, wird bei den übrigen beteiligten 
Staaten die Yortiegung des Unternehmens in Anregung bringen. 

Der dritte Fonds ift felbftverftändlih auf das Jahr 1907 beichränft. 
Bei der Stellung, die fi) Deutichland auf dem Gebiet der Hygiene errungen 
bat, joll dem Kongreß, der erftmals in Berlin tagt, dajelbft eine würdige Auf: 
nahme bereitet werden. Die Auslagen werden auf 180000 ME., bie Ein- 
nahmen auf 60000 ME. veranihlagt; zur Dedung bes Tyehlbetrags joll der 
genannte Beitrag geleiftet werden. 

Aehnliche einmalige Ausgaben für internationale Kongreffe ujw. weiſen 
die früheren Etats auf; 3. B. der Etat für 1906 10000 ME. Beitrag zu den 
Koften des 5. internationalen Kongrefjes für Berfiherungswifjenihaft und des 
4. internationalen Kongreſſes für Berficherungsmedizin in Berlin, ferner 
195000 DU. für Beteiligung des Reich an der internationalen Ausftellung in 
Mailand zur Feier der Eröffnung des Simplontunnels. 

Dem internationalen mebdiziniihen Kongreß im Jahr 1890 wurde ein 
Zuſchuß aus Reichämitteln von 80000 ME. gewährt uſw. 

C. Borzugsweile dem internationalen Handel und Verkehr, aber aud 
dem Rechtsſchutz und der Wiſſenſchaft, dienen folgende Fonds: 

1. Reichsamt des Innern. Rap. 7a Tit. 5. „Dahresbeitrag zu den 
Koiten des internationalen Maß: und Gewichtsbureaus in Paris 
9900 ME.“ und Tit. 6 „Zu Geihäftsuntoften des deutichen Mitgliedes des inter: 
nationalen Komitees für Maß- und Scniätswelen. 1500 ME.” 

Durd die „internationale Meterfonvention“ vom 20. Mai 1875 wurde 
unter dem Namen „Internationales Maß- und Gemwichtsbureau” ein ftändiges 
wiflenichaftliches Inftitut mit dem Sit in Paris (eigenes Gebäude) unter aus: 
Ichließlicher Leitung und Auffiht eines internationalen Komitees für Maß und 
Gewicht gegründet. Sämtliche ——— und Einrichtungskoſten des Bureaus, 
ſowie die jährlichen Unterhaltungskoſten des Bureaus und des Komitees ſind 
ſeither durch Beiträge der vertragſchließenden Staaten nach dem Verhältnis der 
jeweiligen Bevölkerung aufzubringen. Für das Jahr 1876 ergaben ſich als 
einmalige Ausgabe des Reichs für jenen Zweck 45000 ME. und als laufender 
Sahresbeitrag 8300 ME. Letzterer — jeit 1897 übertragbar — erreichte nad) 
und nad) den jetigen Stand von 9900 ME. Hierzu trat von 1878 ab eine 
— von 1500 Mk. für die Geſchäftsunkoſten des deutſchen Mitglieds. 

2. Rap. 7 Tit. 6b „Jahresbeitrag zu den Koſten einer ſtändigen Kom— 
mijjion zur Vorbereitung internationaler Schiffahrts: 
fongreije. 4000 ME.“ 

Dieje jeit 1885 beitehenden Kongrefie, die zuerft auf Fragen der Binnen: 
ſchiffahrt beichränkt, jpäter aud) die Seeſchiffahrt in ihren Tätigkeitsbereich ein= 
bezogen, dienen ber Erörterung von Schiffahrtäfragen von allgemeinem nationalen 
Intereſſe. Auf dem Pariſer Schiffahrtsfongreß von 1900 murde die Einjegung 
einer ftändigen Kommiffion zur Worbereitung internationaler Kongrefſe be- 
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ſchloſſen; fie joll die Organifation der Kongrefie von Fall zu Fall vorbereiten 
und durchführen, die Verwertung der Ergebniffe fördern und bie Koften der 
Kongreffe möglichft durch die Kongrekichriften (in den drei Sprachen beutich, 
engliſch, Tranzöfiih) deden. Die Kommilfion hat ihren Sig in Brüffel; zur 
Zeit zählt fie über 50 Mitglieder auß den beteiligten Staaten. Deutſchland ift 
darin angemefjen vertreten; ber regelmäßige Beitrag des Reichs hierfür beläuft 
ſich jeit 1902 auf 4000 Mt. 


3. Rap. 7 Tit. 22 „Jahresbeitrag zu ben Koften bes internatio: 
nalen Bureauß für die Berdifentlihung der Zolltarife in 
Brüfjel. 5555 ME.” 

Das Reich hat jeinen Beitritt zu dem internationalen Verband für bie 
Beröffentlihung der Zolltarife, der fi auf Anregung der belgischen Regierung 
im Jahre 1890 gebildet hat, vom 1. Juli 1904 ab erklärt. Die Koften bes inter: 
nationalen Bureaus dieſes Verbands betragen für das Reich jährlich rund 5555 ME. 

4. Rap. 7 Tit. 23: „Tür Zmede des internationalen landwirt— 
ihaftlihen Inftituts in Rom. 60000 Mk.“. Dieſer Betrag erjcheint 
erftmals für 1907. Die dem Etatsentwurf beigefügte Denkichrift ergibt das 
Nähere. Das Inftitut ſoll namentlich die internationale Saatenftands- und Ernte: 
berichterftattung, das Preisnotierungsweien, den Wetternacdhrichtendienft 2c. fördern. 

5. Etat ber Reihspoft: und Telegraphenverwaltung. Kap. 85 
Zit. 63. Beiträge zur Unterhaltung des internationalen Poft- 
bureau3 5100 ME. und bes internationalen Telegraphenbureaus 
4000 Mt. 

Das für ben Weltpoftverein‘) unter ber Oberleitung der ſchweizeriſchen 
Poftverwaltung in Bern wirkende und von ben Poftverwaltungen des Vereins 
gemeinfam zu unterhaltende internationale Poftbureau hat u. a. die Aufgabe, 
die den internationalen Poſtverkehr betreffenden dienſtlichen Mitteilungen zu 
fammeln, zufammenzuftellen, zu veröffentlichen und zu verteilen, ſowie in 
ftreitigen Tragen auf Verlangen ber Beteiligten fi gutachtlich zu äußern. 
Aehnlich verhält es fih mit dem genannten Zentralorgan der internationalen 
Zelegraphie in Bern; diejes beruht auf dem internationalen Telegraphenvertrag. 

6. Etat des Reihseijenbahnamts Kap. 70 Zit. 13. „Jahresbeitrag 
zum internationalen Eijenbahnfongreß und zu ben Koften des 
Zentralamt8 für den internationalen Eiſenbahntransport. 
25600 ME.“ 

Seit 1893/4 enthält der Etat bes Reichseifenbahnamts je 24000 Mt. 
Jahresbeitrag zur Unterhaltung des gen. Zentralamts in Bern. Das nad) 
langwierigen Unterhandlungen am 14. Dftober 1890 in Bern abgeihlofiene 
internationale Hebereintommen über den Eifenbahnfradhtverfehr war am 1. Januar 
1893 in Kraft getreten; durch den Staatövertrag am 16. Juli 1898 hatte es 
Ermeiterungen und Berbeflerungen erfahren. Jene Vereinbarung, die jett 
faft alle Staaten de8 europäifchen Feſtlands umfaßt, und in der Form eines 
vorzugsweiſe auf der Grundlage deutichen Rechts erwachſenen Zivil- und Handels- 
gejegbuchs für den Transport von Gütern auf etwa 230000 km Eijenbahn 
einheitlihe Normen gibt, erforderte zur ftändigen Verbindung der Vertrag- 


*) Bgl. weiterhin die am 26. Mai 1906 auf Grund der Beratungen des Poſt— 
Er in Rom unterzeihneten neuen Berträge bed Weltpoſtvereins, welde am 
1. Oktober 1907 in Kraft treten jollen. (Bundesratsdrudiache Nr. 66 Seſſion 17). 
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ſchließenden unter fich jenes Zentralamt. Deſſen Aufgabe befteht u. a. darin, 
die richtige Ausführung der internationalen Transporte zu fichern und auf 
Verlangen der Parteien Schiedsſprüche in Streitigkeiten zwiſchen Eijenbahn- 
verwaltungen verjchiebener Nationen zu fällen. Das Weitere über jene aus- 
ſichtsvolle internationale Einrihtung ergeben die Erläuterungen zu dem gen. 
Etatstitel für 1907, fowie die neue Lifte der Eijenbahnftreden, A. welche das 
internationafe Webereintommen über den Eijenbahnfradhtverfehr Anwendung 
findet (Reichögejegblatt 1907 ©. 41) und das „zweite Zujagübereinfommen vom 
19. September 1906 zum Webereinfommen vom 14. Oktober 1890“ nebit Voll- 
ziehungsprotofoll, Ausführungsbeftimmungen und Denkichrift (Reichstags-Druck— 
lahe der 1. Seifion 1907 Nr. 90).*) 

Außerdem tragen die Dispofitionsfondse des Reichskanzlers — Kap. 67 
Tit. 13 —, das log. Ertraordinarium des auswärtigen Amts — Kap. 6 Tit. 20 —, 
\owie das Ertraorbinarium des Reichskolonialamts — Kap. 69a Tit. 26 — 
und der jog. Afrikafonds („Beihilfe zur Förderung ber auf Erichließung Bentral- 
afrikas und anderer Ländergebiete gerichteten wifjenjchaftlichen Beſtrebungen“) 
— einmalige Ausgaben des Reichskolonialamts Kap. 7a Zit.1 — Auf: 
mendungen Hr internationale Zwecke — vgl. 3.2. bie legte Reichshaushalts- 
überfiht (1905) ©. 602 Nr. 5, 6, 9, 12, 18, ©. 603 Nr. 2, ©. 604 Nr. 9 
und die neuefte Denkichrift über die Verwendung des Afrikafonds zu Nr. 41 
der Reichstagedruckſachen der laufenden Seffon ©. 461 VIII d und p. — 
Im übrigen darf nicht unerwähnt bleiben, daß auch die zahlreichen Ausgaben 
des Reichsamts des Innern und des auswärtigen Amts für wiſſenſchaftliche und 
fulturelle Zwede, wenn fie auch nicht die Bezeihnung „international“ führen, 
zugleich einen internationalen Charakter tragen. Sie dienen allerdings zunächſt 
nationalen Zwecken; aber gewiß befteht beſonders für die Deutichen, die ja von 
je das Leben bes gefamten Menſchengeſchlechts ala geiftige Einheit zu erfalfen 
ſuchten, ein nationales Intereſſe, daß die Wiſſenſchaft und die Kultur international 
werden. — Es jeien hier aufgeführt aus dem neueften Etat: Auswärtiges 
Amt Kap. 6 Zit. 11 Beitrag zu den Koften des Seminars für orientaliche 
Sprachen in Berlin 93152 ME, Tit. 12. Dotation für das archäologiiche 
Inftitut in Rom und Athen, Förderung der römiſch-germaniſchen Altertums: 
forſchung in Deutihland und der Forſchungen in Slleinafien, namentlich in 
Pergamon 174000 ME., Tit. 13. Zur Unterhaltung bes deutſchen Inftituts 
für ägyptiiche Altertumskunde in Kairo 18 500 ME.; einmalige Ausgaben Kap. 2 
zit. 1 und 2. Subventionen an die Zoologijchen Stationen in Neapel und 
Rovigno je 20000 ME., Zit. 3. Zur Förderung wiſſenſchaſtlicher, insbejondere 
ethnologiſcher Arbeiten, ſowie zu architektoniſchen Studien in China 32000 ME. 
Reichsamt des Innern. Rap. 7a Tit. 3. Unterftüßung für das römtjd- 
germaniihe Mujeum in Mainz 30000 Mk., Tit. 4. Unterftügung für bie 
Leopoldiniich-Karoliniiche Akademie der Naturforicher in Halle 4000 ME., Tit. 8. 
Für Betrieb und Unterhaltung der Zeitballftationen an den beutichen Küften 
6500 ME., Tit. Sa. Jahresbeitrag zu den Unterhaltungskoften der Kaiferlichen 
Zentralftation für Erdbebenforfhung in Stragburg 18000 ME., Tit. Sc. Zur 
Einrichtung eines mettertelegraphiidhen Dienftes 400 000 Mk., Tit. 19. Zur 


!) Das Zujagübereintommen wurde vom Reichdtag in dritter Beratung am 15. März 
1907 angenommen. Wegen der Mehrausgaben für gen. Zweck vgl. Rede des Präfidenten 
des Reichseiſenbahnamts im Reichstag am 13. März 1907. Brot. &. 432. 
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ey wiſſenſchaftlicher und technifcher zc. Beſtrebungen auf dem Gebiet 
der Landwirtichaft uſp. 115000 Mk.; einmalige Ausgaben Kap. 3 zit. 1. 
Koften der Einrichtung einer Zeitballftation in Norddeih 5000 Mk., Zit. 5. 
Zur Förderung der Bekämpfung des Typhus 200000 ME, Zit. 9. Zur 
wiſſenſchaftlichen Erforihung und Aufdelung des römiichen Grenzwalls (limes) 
15. Rate 15000 ME., Tit. 10. Zur wiſſenſchaftlichen Bearbeitung und Ber: 
öffentlihung der Ergebniffe der ZTiefieeerpedition, 8. Rate 15000 ME., Tit. 14. 
Zur wiſſenſchaftlichen Bearbeitung und Beröffentlihung der Ergebnifje der 
Südpolarerpedition, 4. Rate 30000 ME., Zit. 16. Zur Unterftügung ber 
Protozoenforihung 16000 Mk., Tit. 23. Zur Förderung der Erforjchung 
und Bekämpfung der Tuberfuloje 120000 ME., Tit. 25. Zur Erforichung der 
Schlafkrankheit, 2. Rate 65000 ME., Zit. 26. Beitrag an den Berein zur 
Erhaltung des kunſthiſtoriſchen Initituts in Florenz 15000 ME., Zit. 27. Zur 
Förderung der Spphilisforihung 100000 Mk., Zit. 29. Beitrag für die 
Station zur Erforihung der obern Luftihichten am Bodenſee 22400 ME, 
Tit. 30. Für Forihungen auf dem Gebiet der Reblausbefämpfung, 2. Rate 
20000 ME.) 


Auch die namhaften jährlichen Ausgaben des Neichdamts des Innern für 
das Reichsgeſundheitsamt, für die biologische Anftalt für Land: und Forſt— 
wirtichaft, und die phyfifaliich-techniiche Reichsanftalt ufm., jowie des Reichs: 
marineamts für die Seewarte und Objervatorien dürfen hier nicht vergeffen werben. 

Ebenjo dienen die auf Grund mehrerer Gelege zu gewährenden Beihilfen 
zur Einrichtung und Unterhaltung deutſcher Poftdampferverbindungen mit Oft: 
afien und Auftralien (Reichsamt des Innern Kap. 7a Tit. 12) 5590000 Mt. 
und mit Afrika (ebendaj. Tit. 12a) 1350000 ME, fowie die von Zeit zu 
Zeit wieberfehrenden Koften aus Anlaß der Beteiligung bes Reiche an Welt: 
ausftellungen (Wien 1873 12/. Mill. ME., Philadelphia 1876 rund 550 000 Mk., 
Sydney 1879 300000 ME., Melbourne 1888 175000 ME., Chicago 1893 
2.2 Mill. ME, Paris 1900 rund 5 Mill. ME, St. Louis 1904 rund 
4 Mil. ME.) wejentlic zur Förderung bes internationalen Güteraustaufchs 
und zur wirtichaftlichen Einigung der Kulturvölker. 


Wir jhließen mit dem Wunſch, daß ſich die Ausgaben des bdeutjchen 
Reichs für internationale Zwede von Jahr zu Jahr mehren möchten, und denken 
hierbei zunächſt an die Weiterentwicdlung des Haager Schiebsgerichtsgedanfens im 
Sinne de internationalen Friedens (Hochſchule für internationales Recht xc.), 
an die Förderung ber nternationalität des Wiffens durch den jogen. Profefforen- 
austauſch, Einführung einer internationalen Hilfsſprache ꝛc. und an die allgemein 
fulturelle Bedeutung der drahtloſen Zelegraphie und der Luftſchiffahrt. 


Auf dieſe Weiſe wird der ſchöne engliſche Spruch: „Peace, free trade 


and good will among nations“, jomweit es in Deutſchlands Macht liegt, zur 
Wahrheit werden. 


') Bgl. im übrigen die dem Reichstag am 9. März d. I. zugegangene Denkichrift 
über die wiſſenſchaftlichen und fünftleriihen Unternehmungen, die aus Titeln des Etats 
für das Reichsamt des Innern gefördert werden. 
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Literaturberidht. 


Berichteritatter: die Projefjoren dv. Eheberg, Allfeld und Dyrofi. 


Rechtsgeſchichte 


Sander, Paul, Feudalſtaat und bürgerliche 


Verfaſſung. Ein Verſuch üb. d. Grund» 
problem der deutichen Verfaſſgsgeſch. gr. 8°. 
(VIII, 196 ©.) Berlin 06 (A. Bath) 4.— 
Der verfafiungsgeicichtliche Fortichritt vom 
— mehr periönlideprivaten — Feudalſtaat 
mehr unperlönlihsöfientlihen 
bürgerlichen Verfaſſung“ ftellt fih dem Ber- 
fafier dar als der Uebergang des organifierten 


Gemeinichaftslebend von den Heinen zu den | 


großen Sozialen Kreijen. Jede Erweiterung 





ded jozialen Kreiſes (jeder Fortichritt der 


Bergeiellihaftung) ſchließt ein — für den 


Rulturfortichritt überhaupt präjudizielles® — 


Organiiationd- und Erziehungswerk in fich, 
das darauf hHinausläuft, die mit der Größe 
der Lebenskreiſe wachjende Spannung zwiſchen 


Individual und Soyialinterefie auszugleichen | 


d die Möalicteit ‚ das öffent: 
und jo die Möglichkeit zu ſchaffen, das öffen ‚ europäiichen, 


liche Berbandäprinzip in fteigendem Maße 
neben dem privaten zur Beltung zu bringen, 
ohne die Rechtsſicherheit zu * * 
deutſame Löſungsverſuche bilden die mittel— 


alterliche Stadtverfaſſung und die moderne 


Staatsverfaſſung. Die Unterſuchung iſt geiſt⸗ 
reich und anregend vom Standpunkte des Hi— 
ſtorilers aus durchgeführt. Ein Haupteinwand, 
der erhoben werden kann, dürfte fein, daß 
der Mebrdeutigteit des Begriffs „öffentlich“ 
nit durch klare Unterſcheidungen innerhalb 
dieſer Beariflsgruppe Rechnung getragen ift; 
mit der bloßen Erkenntnis der Melativität 
des Begrifies „Öffentlich“ M e8 nit getan 
(vgl beionderd ©. 53 fi, 58 ff.). Erörtert 
werden u. a. au Hk und Begriff der 
Staatögewalt, ſowie das Wejen der öffent: 
lihen Gewalt überhaupt, immer in Beziehung 


auf das Problem des Gegenjages zwiſchen 


Stadt und Land und ded liriprungs ber 
deutichen Stadtverfafjung jowie des Gegen» 


japes zwiichen Feudalſtaat und modernem | meffung Bedaht nimmt. 


(bürgerlich verfahtem) Staat. 


Batent- und lirheberredt. 


Bolze, Dr., Reichsgerichts-Senatspräſ. a. D., 
Rechte der Angeftellten und Arbeiter an den 
Erfindungen ihres Etabliffements. gr. 8°. 


| 
| 


(44 ©.) Seipsig 07 (Aladem. Berlagögeiell: 
ſchaft m. b. 9.) 
Die Schrift behandelt die befannte, aud 


- 


auf dem legten Juriftentag in Kiel erörterte 
| Frage mit dem allen Arbeiten des Verfaſſers 


eigenen Scharſſinn. Sein Ergebnis iſt: Ent— 
ſcheidend iſt, in welcher J———— der 
Angeſtellte die Erfindung gemacht hat. Wenn 

fe tatjählih im feiner Stellung ald An— 
gejtellter oder Arbeiter eines Erablifjements 
gemadt Hat, gehört diejem bie Erfindung ; 
anders, wenn die Erfindung jene Stellung 
gar nicht berührt. 


Kohler, J. und M. Ming, Die Fatentgejepe 
aller Bölter. Bd. I. Lig. 3/5. 4°. S. 201—588 
Berlin (R. von Deder) 23.50 

Die vorliegenden drei Lieferungen des 
groß angelegten, trefilic außgeftatteten Wertes 
enthalten die Patentgejege der afrilaniichen, 
afiatiihen und auftraliichen 

Kolonien. Die Verlagshandlung kündigt an, 
da am Schluß ded Werkes ein Wörter: 
verzeichnis beigelegt werde, worin die dem 

allgemeinen flüffigen Spradidap der franzö⸗ 
ſiſchen und engliihen Sprade nicht ange— 
börigen Wusdrüde von ſpeziell juriftiicher 

Bedeutung Aufnahme finden jollen. 


Kirchenrecht. 


Acta Pontifleia et decreta 8.8. R.R. Con- 
gregationum. Romana mensualis 5— 
meris. Annus IV (Vol. IV.) gr. 8°. (XV 
480 ©.) Rom 06/7 (Friedrid Puftet). = 
Stalien 8. 4&.—, außerh. Italiens Fr. 5.— 
Unter Hinweis auf unjere Empfehlung in 
Nr. 1 dieſes Jahrg. (S. 77) brauchen wir 
nur zu bemerfen, daß der nun vorliegende 
4. Jahrgang diejer Sammlung wie jein Bor: 
gänger auf möglichſte Vollſtändigkeit des ge: 
botenen Material® bei mdäßigfter Preisbe- 


| Friedberg, E., Ein neues Geſetzbuch für die 
fatholiiche Kirche. gr.8°, Teil I (40 ©.) Teil II 
(32 ©.) [Leipziger akademiſche Programme, 
datiert vom 1. Februar und 1. Mai 1907]. 
Leipzig, Drud v. Uler. Edelmann. 
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Durch da8 Motu proprio Arduum sane 
munus vom 19. März; 1904 hat befanntlid 
Pins X. unternommen, eine Kodifilation des 
geiamten fanoniihen Rechtes in die Wege zu 
leiten. Die Form der neueren Geſetzbücher 
joll nad einer jpäteren Berlautbarung zum 
Vorbild dienen. Zugleich ſollen aber aud 
die zu Grunde liegenden Dokumente ge= 
fammelt werden, joweit fie nad) den authen— 
tiihen Sammlungen des Corpus Juris liegen. 
Vorläufige Syftem: Allgemeiner Zeil und 
die 5 Bücher: De personis. De sacramentias. 
De rebus et locis sacris. De delictis et 
poenis. De judieiis. Friedberg unterftellt 
nun dieſen Kodifitationsplan einer kritiſchen 
Erörterung im abfälligen Sinne und be 
leuchtet die Konjequenzen einer etwaigen Ber- 
wirklichung. Seine Ausführungen find inter 
efi ant, aber nicht durchaus überzeugend. Zu I 
©. 33 ift zu erwähnen, daß die Kurie 1906 
die Konkordate als beiderfeit® bindende Vers 
träge anerfannt bat. Weiteres — ul®. 15, 
18, 22, 29, 30, 33, II S. 20, 2 , 30, 31 
anzumerken; doch fehlt bier der Raum. Deutiche 
Kanoniften find m. W. al® Einzelne zum 
Werke zugezogen. Jedenfalls braudt Parti- 
kularrecht nicht aufgenommen zu werden und 
find gewiſſe politiihe Konjequenzen der Kodi— 
filation überſchätzt. 


Staatöreht. Verwaltung. VBerwaltungsredt. 
als „Sh—Hei Bangebörigteit“ bezeichnet. 


Recht der Berlehrsanftalten. 
Binding, Dr. K., Verf.-Urkunde f. Bayern. 8°, 
36 u. 38 ©. Leipzig 06 (Engelmann) 5.60 


Der biplomatiih genaue Mbdrud der 
bayerijhen Berfafjungsgeiepe, den mir ber 


Sorgfalt Bindings verdanken, fonnte, ohne | 


daß dies ftörend empfunden wurde, durch 
einen bloßen Nachtrag aufs Laufende gebracht 
werben, da die Hauptänderung, das Land— 
tagswahlgeſetz von 1906, ein 


Ganzes bildet und die übrigen Aenderungen 


nur wenige vereinzelte Beitimmungen be= | 


treffen. Immerhin möchte ich empfehlen, an 
den geänderten Stellen des beim Verleger 
vorhandenen Beitandes Verweiſungszettel ein- 
fleben zu laſſen. 


Bornhaf, Dr. C. Grundriß des ————— 
rechts in Preußen und dem Deutſchen Reich. 
65 8°. (VI, 208 ©.) Leipzig 06 (U. Deichert 

4.—, geb. 4.80 


F Buch iſt nicht ein Grundriß im ge⸗ 


meinüblichen Sinne, ſondern eine überſicht— 


liche ſyſtematiſche Darſtellung der Grundzüge 


des deutſchen und preußiſchen Verwaltungs— 
rechtes (mit Einſchluß des Beamtenrechtes, 
des Rechts der Finanzverwaltung und der aus— 
wärtigen Verwaltung, aber mit Ausſchluß des 
Rechtes der Juſtizverwaltung) für aklademiſche 


Jemen | 


Literaturberict. 


Bmwede, wozu die Borlejungen die nähere Aus- 
— geben ſollen. Yu kurz find wodl 
die Einze — ber inneren Verwaltung be» 
banbelt. e Urbeiterverfiherung fehlt. 


Bornhat, Dr. G., Grundriß des deutſchen 
Staatsrechts. gr. 8°. 


(VI, 260 ©.) Seipzig 06 
(A. Deihert Nadf.) — 
Im allgemeinen gilt das Gleiche, wie vom 
vorigen Werke. Beide ergänzen ſich. Der 
„Grundriß“ des Staatsrechts wendet ſich 
übrigens auch an weitere Kreiſe der Ge⸗ 
bildeten. Er gibt zunächſt eine kurzgefaßte 
(134 ©.) Ueberfiht über das Landesſtaats— 
recht mit bejonderer — Preußens, 
ſodann die Grundzüge des Reichsſtaatsrechtes 
(92 ©.) und ſchließlich Andeutungen aus dem 
allgemeinen Staatsreht (24 ©.) 


Hauſchild, Dr. Herb, Die nr 

feit in den Kolonien. gr. 8°. 876) 

Tübingen 06. (3. €. 2.40 

Nah Erörterung verfchiedener Borfragen 
ftellt der Berfafier eingehend zunächſt den 
„originären“ und dann den „derivativen” 
(durch Familiengemeinihaft vermittelten) Er: 
werb und Berluft der Reichsangehörigteit 
dar, die auf eine Naturalijation in den 
Schutzgebieten zurückgeht. Dieje bejondere 
Urt der Reichsangehörigkeit wird im dieier 
Schrift der Kü re aber nit glüdlid, 


Hofacker, W., Oberamtmann, Verhältnis der 
Erekutiv» zu den Kriminalftrafen. gr. 8°. 
(50 ©.) Berlin 06 (E. Heymann). 

Die tüchtige Arbeit (Sonderabdr. aus dem 
Verwaltungsardhiv) entwidelt Begriff, Weien 
und Verrihtung der Erekutivftrafe im Gegen: 
halte zur Sriminalitrafe und kommt ab- 
weihend von der herrſchenden Meinung 

auptjählich zu dem Ergebnifie, daß in jenen 

len, in denen die zu erzwingende Handlung 
oder Unterlafjung zugleih ein nad den all 


‘ gemeinen Strafgefegen gebotenes oder ver: 


| der 





S. 31 


botenes Verhalten bildet,” Exekutiv⸗ und 
Kriminalſtrafe ganz unabhängig nebeneinander 
beftehen und ſich gegenjeitig nicht ausschließen. 
fi. wird dann unterſucht, inwieweit die 
Landesgejepgebungen für die Verwirklichung 

—— Prinzipien Raum laſſen. 
Für Bayern iſt die Frage in der Hauptſache 
angeſichts der Art. 16, U, 21 PolStB. 
gegenftand8los, wie ©. 21, 36 anerfannt wird. 


Bun Fr., u. Dr. 6. Kautz, Redtögrumdi. 
Pr. air = bear. 

Bu, Aufl. gr. 8°. Ergzgsbd. 
1905/6. 318° ©. Berlin (3. Guttentag). 


Das Bud bildet die erite Fortießung zu 


8b. I und II der neuejten (4.) Auflage des 


Literaturbericht. 


bekannten, ausgezeichneten Geſamtwerkes. 
Jene, die ſich auf Weiterbenützung der 3. Aufs 
lage bejchränten, finden bier dad an bie 
früheren Ergänzungsbände anſchließende 
Material. 


Saband, Dr. Baul, Prof., Deutiches Reichs⸗ 
ftaatörecht. Neubearb. a. d. Grundt. d. 8. Aufl. 
d. Heinen Staatdr. d. D. R. Ler. 8°. (VII, 
448 ©.) Tübingen 07 (J. C. B. Mohr) 

Als Erjag von Marquardſen-Seydel, 
Handbuh des dBifentlihen Rechts, joll ein 
neues Sammelwert unter dem Titel: „Das 
öjfentlihde Recht der Gegenwart“ 
eriheinen, herausgegeben von Yellinel, 
Saband und PBiloty. Es fol außer all- 
gemeinen Lehren dad Staatd- und Ber: 
waltungsredt der wichtigen Staaten der Erde 
umfafjen. Den erſten Band des ſyſiematiſchen 
Teil bildet das vorliegende Bud, das eine 
Neubearbeitung des allbelannten „Kleinen 
Laband“ darjtellt und einer weiteren Emp— 
fehlung nicht bedarf. Bier Anhänge geben 
die nötigften Terte unter ben lleberichriften: 
L Die Berfafjung des Deutihen Reichs. IL 
Das beijondere Recht Bayernd. III. Die Ver— 
tafjung des Reichslandes. IV. Die Verfaſſung 
der Schupgebiete. — Als fortlaufender Zeil 
des Gejamtunternehmend fol ein „Jahr 
buh des öffentlichen Rechts“ erw 

iheinen und zwar erſteres jhon 1907, 


Pilsty, Dr. R., D. Verfafjungsurkunde d. Kar. 
Bayern. 2. Aufl. bearb. von v. Sutner. 8°. 
459 S. Münden 07 (E. H. Bed) 4.50 

Dem Bearbeiter der 2. Auflage ift es ge 


ungen, dieje erläuternde Ausgabe der bayer- 


iihen Berfafiungsgeiege und verwandter 
Normen, unbefhadet ihrer Benützbarkeit für 
alademiſche Zmwede, zugleih den Bedürfnifien 
der Praxis anzupafien und jo aud für fie 
zu einem nüglihen Gebrauchsbuch zu machen. 
In der Berüdfihtigun — Spezial⸗ 
literatur hätte der Verfaſſer da und dort 
weiter 
beim Prädikat- und Titelreht der Standes— 
bern 2c.). Einem aus ber 1. Aufl. ſich fort- 


erbenden ſachlich jhlimmen Drudfehler will | 
ih hiermit den Todesſtoß veriegen: S. 18 


3.4 v. u. ſetze: 
willigen“. 


„freigebigen“ ftatt „freis 


gejege des Herzogtums Braunſchweig. Hrsg, 
eingel. und erl. gr. 8°. 2, erweiterte Auflage. 
(VIII, 414 ©.) Wrameiäweig 07 (Bieweg 
& Sohn) 5.— 

Das bewährte Buch, deflen 1. Auflage 
jeinerzeit ein dringendes Bedürfnis befriedigte 
und jegt noch neben Ottos ſyſtematiſcher 








eben dürfen (z.B. beim Budgetrecht, 
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Darftellung ohne Konkurrenz daſteht, iſt 
dantenswerter Weile in bereicherter und 
fleißig nadhgeführter Gejtalt neu aufgelegt 
und wird gerade in unieren Seiten Intereſſe 
auch außerhalb Braunjchweigd erregen, da 
deſſen ſtaatsrechtliche Verhältnifje jo vielfach 
den Gegenjtand der Erörterung bilden. So— 
wohl die quellenmäßigen verfaffungd eſchicht⸗ 
lichen Darlegungen (86 S.) als bie Er— 
läuterungen zu den einzelnen Geſetzen und 
ſonſtigen Normen verdienen alle Anerkennung 
Der Berfafler iſt ja auch als Syndikus der 
Zandeöverfammlung mit dem Etoffe völlig 
vertraut. 


Riedel, Dr. U. Frhr. v. Bolizeiitrafgejepbud. 
7. Aufl. brög. von E U. v. Sutner. 8° 


866 S. Münden 07 (C. 9. Bed) geb. I.— 


Das trefflich eingeführte Werk des früheren 
bayeriihen Yinanzminijterd, das in Pröbſt 
und Englert ausgezeichnete Fortſetzer ge— 
funden Hatte, lag auch bezüglid der Nach— 
führung in 6. und nunmehr 7. Auflage in 
gr Händen. Das Erläuterungsmaterial 
ft bi8 November 1906 benüpt. 


Aundnagel, Dr., Reg.-R., Die Haftung der 
Eijendahn für Verluft, Beihädigung und 
Lieferfriftüberjhreitung nah bdeutichem 
Eiſenbahnrecht. gr. 8°. (XI, 802 ©.) 
Leipzig 06 (Dieterid) —* 6.— 

Der Berfafier bietet eine gründliche und 
gemeinveritändlihe ſyſtematiſche Darſtellung 
der Materie, referiert gut über Literatur und 

Rechtſprechung, und nimmt zu nicht wenigen 


Fragen eine von der herrſchenden Meinung 


abweichende Stellung ein. Inwieweit mit 
Recht, muß bier dahingeſtellt bleiben. Eine 
gewiſſe Rüdjihtnahme auf das internationale 
Recht wäre erwünſcht gemwejen. 


Ihoma, Dr. Richard, Bun: Der Polizei⸗ 
befehl im badiichen Recht. I. Teil. Lex. 8°. (XII, 
475 ©.) Tübingen 06 (I. €. B. Mohr) 11.— 

Das badijhe Recht bildet die jolide 

Grundlage der Daritellung. Bor allem jeine 

Theorie und Praxis — in dieſer tüchtigen 

Arbeit Förderung. Aber nicht nur ſie. Bei 

den rechtövergleihenden Unterjuhungen iſt 

bejonder® auf das franzöfiiche, preußiiche und 
bayerijhe Bolizeireht Rüdfiht genommen. 

Das württembergifhe wird nicht eingehend 


Adam, U. Sandfynditus, Die Verfaffungs- ı herangezogen, jedod) lediglih deshalb, weil 
’ * — 


es ein Tochterrecht des badiſchen iſt, ſodaß 
das Buch gerade auch für Württemberg be— 


ſonderes Intereſſe hat. Stoffgliederung: Die 


Volizeigewalt und ihre rechtlichen Grundlagen. 


Geſchichte und Organijation der badiſchen 


Bolizeiverwaltung ; Entſtehungsgeſchichte des 
PolStGB. Spyitem des badiſchen Polizei— 


rechts auf Grundlage des franzöſiſchen, preußi— 
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ſchen und bayeriihen Rechts. Erlafjung und 
Aufhebung der Polizeiverordnungen. 
etwas fleinerer zweiter Teil ſoll folgen. 


Berfafiung und Berwaltungsorganijation der 
Städte. gr. 8%. Hrsg. im Auftr. d. Ber. f. 
———— Leipzig 06 (Dunder & Humblot). 

I. Band: Königr. Preußen. 1. Bd, mit 
Betr von 9. Rappelmann, 9. Dove, 
P. Lüddedens, A. Glüdsmann umd 


H. Geffcken. (XIV, 300 ©.) Mt. Tu, — 
2. Bd., mit Beitr. v. P. Fuß, F. Wdler 
u. P. Troje (VIII, 209 ©.) RR 4.60. — 


IV. Bd. 3. Heft: Großh. Baden, m. Beitr. 


v. €. Balz, 8. Landmann nn — 


Ehrler. (203 ©.) Mt. 440. V. Bd. 
4. Heft: Kar. Bayern, m. Beitr. v. Br. Ein 
u. Fr. Morgenftern. (VL, 1906.) Mt. 4.20 


Als unentbehrlihe Vorarbeiten für die | 
beabfihtigten Erhebungen über kommunale 
Sozialpolitit — zunädit der Städte — bat 


der Ausſchuß des Bereind für Sozialpolitik 
vor allem Darjtelungen der redtlihen und 
jogialen Grundlagen der jtädtiihen Kommus 


nalverbände und der darauf aufgebauten Ver: | 


fajiung und Berwaltungdorganijation veran— 
laßt. „Leitende Gefichtöpunfte* wurden von 
Schmoller, ein — übrigens nicht binden 
ber — Plan ber Bearbeitung von einem 
Sonderausſchuſſe entworfen und mit einigen 
Bujägen dur den Ausſchuß genehmigt. 
Leitung der Unterfuhungen und Beröffent- 
lihungen wurde E. Löning (für Oeſterreich 
Nedlich) übertragen. Aufgabenftellung wie 
Art der Ausführung verdienen alles Lob, 
obwohl billigerweife von vornherein nicht 
überall abichließende Arbeit erwartet werden 
fonnte. 
volle Ergänzung der ſtaatswiſſenſchaftlichen 
und jozialpolitiichen Literatur. Den bereits 
früher erjchienenen (in den „Lit. Mitt.” ans 
gezeigten) Teilen (Sadjen, Württemberg, 

chweiz) ichließen fih nun die oben be 
zeichneten Publifationen über deutiche Staaten 
(Preußen I u. II, Bayern, Baden) an. Der 
3. „Band“ (Bojen 2c.) des I. „Bandes“ (Preus | 
Ben), ferner die Hanjejtädte, Deiterreich, Eng: 
land, Frankreich und Nordamerila liegen noch 
nicht vor. 


Finanzweſen und Voltswirtſchaft. 


Ein 


ie | 


Literaturbericht. 


Die Geſellſchaft. Hrsg. v. Buber. Bd. IV 
Bernſtein, D. Streit; Bd. V David, D. Zeitung; 
Bd. VI Wirth, D. Weltverlehr; Bd. VII 
Schweninger, ». Arzt. 8°. — he \ 
(Rütten & Loening) 

Dieſe ſchon durd ihre hübſche — 
auffallenden Bändchen verdienen auch wegen 
ihres Inhalts Beachtung. Sie ſind durchweg 
friſch geſchrieben, vielfach auch recht originell 
nnd bieten auch dem, der mit den betreffenden 
Stoffen vertraut ift, zahlreiche Anregungen. 
Beionderd Hat und Bd. VI gefallen. Die 
höchſt ſubjektive Abhandlung von Dr. Schwe— 
ae wird allerdings auf viel Wideriprud 
ſtoßen 





Grotewold, Ghr., Das Finanzſyſtem des 
Deutichen Reichs. 8’. 150 & Leipzig 
(Poeidel) 


Der Berfafjer behandelt die — 
Entwidelung der Reichsfinanzen und ihr 
Verhältnis zu den Bundesjtaaten, beipridt 
‚ eingehend die Finanzreform von 1906, kritifiert 
die jog. indireften Reichsſteuern und ſucht 
die Notwendigkeit der Einführung einer 
Reichdeintommenfteuer zu begründen. Für 
die legtere macht er pofitive Borjchläge be 
züglich ihrer Durchführung. Es iſt zweifel— 
los verdienſtlich, dieſe Frage wieder angeregt 
zu haben. Wir ſind aber, abgeſehen von 
zahlreichen Bedenken gegen die Einkommen— 
ſteuerpläne des Verfaſſers im einzelnen, 
——— der Meinung, daß, jolange das 

eich die- Möglichleit einer ergiebigen Aus 

nußung des Tabakkonſums bat, an das 
Schwierige Problem der Reichseinkommen— 
ſteuer nicht berangetreten werden jolle. 


— Dr. Ch., Wirtſchaftliche Erdkunde. 
7 . 137 ©, Leipzig (Teubner) geb. I.— 
= guter Gliederung und im anziehender 
| Darftellung wird das Verhältnis ber nmatür- 
lichen Lage der Ränder und die Bedeutung 
der Meere für das Wirtjchaftöleben in dem 
' vorliegenden Meinen Buche behandelt. Beit- 
aus die größte Seitenzahl ift der wirtichafte- 
eographiihen Veranlagung Europas und 
Feiner einzelnen Staaten gewidmet. Etwas 
zu kurz find emtichieden die Bereinigten 
Staaten weggelommen. Der Lejer wird viel 
Anregung aus dem Werfhen empfangen. 





Die Arbeiten bilden eine jehr wert: 


Büdling, G., Die Bozener Märkte bis zum | 
Dreißigj. Kriege. 8°. 124 ©. Leipzig (Dunder Lauterbach, Dr. Eng., Die Staatd= u. Kom- 
& Humblot) munalsBeftenerung. gr. 8%. 241 ©. Berlin 

In forgfältiger, gründlicher Unterſuchung (Bahlen) geb. 7.— 
gi uns Dr. ©. Büdling Aufihluß über die Der Bert diejed Buches berußt in der 
edeutung Bozens als mittelalterlichen Stapel Beibringung eines reichlichen, bisher jchwer 
und Handelsplatzes. Zugleid erhalten wir | zugänglihen und deshalb wenig bekannten 
einen belehrenden Einblid in das Zollweien, | Materiald über die engliihe und nord: 
die Formen de3 Markthandels, die Markt: amerikaniſche Befteuerung. E3 ift mit großem 
verwaltung und die Handlungsbücher. ı Fleiß zuiammengetragen und bedeutet eine 


Literaturbericht. 


Bereicherung unſerer Kenntniſſe. 
würdigerweiie find die Angaben bed Ver— 
faffers über das Steuerweien in Deutichland 
nit immer zuverläjfi Unrichtig iſt z. B. 


Merk: 
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Bas das vorliegende Buch von anderen 
Schriften über das gleiche Thema unter: 
jcheidet und es vor anderen — iſt 


die friſche, anziehende Schreibweiſe, die den 


die Mitteilung des Bertafiers über die bayer. | Lejer vergefien läßt, dab er ed mit einem an 
Eintommenfteuer ©. 51, über das Beftehen | fich recht ſpröden Stoff zu tun bat. Zu einer 


von VBermögenditeuern in Deutichland 
5.106 u. a. 
Norbah:Rheinfeld, Dr. Frz. Frhr. v. Grund: 


rip des Finanzrechts. er. 8%. R 
312 5.) Leipzig 06 (Dunder & Humblot) 8.20 

Auf fnappem Raume gibt der Berfafier 
eine erihöpfende Darftellung des öſter— 
reihiihen Finanzrechts. Das 1. Bud er- 
örtert das Finanzrecht im allgemeinen, ber 
zweite das Finanzverwaltungsrecht. 
2. Bud zerfält in drei Hauptitüde, von 
denen das erjte von der tyinangverwaltung, 
das zweite von den Staatdmonopolen, das 
dritte von ben Steuern und Gebühren 
Jandelt. Die Erwerbseintünfte und das 
Staatsjhuldenweien find? von der Dar 
ftellung ausgeichlojien. Freiherr von Myr- 
bah hat fi durch jeine verjchiedenen Ar- 
beiten über 
beionder8 nah der verwaltungsrechtlichen 
Seite bin einen geachteten Namen gemadt; 
der vorliegende Grundriß jchließt jih den 
früheren Arbeiten würdig an. Er zeichnet 
ih dur Klarheit, Zuverläffigkeit und gute 
Syſtematik aus. 


Benzler, J. Graf Poſadowsky als Finanz-, 
Soziale und Hanbeldpolititer, I. Bd.: 1882 
bis 1898. er. 8%. (706 ©.) Leipzig (3. 93. 
Weber) geb. 15.— 

Es iſt ein verdienftvolles und begrüßend- 
werted Unternehmen, die Neben des hervor 
tagenden Staatdmannes Grafen Poſadowsky 
zu jammeln und dem Bublitum zugänglich 
zu maden. Sie find von hohem Werte für 
die Beurteilung des Staatsmannes jelbjt und 
der Zeit jeiner Wirkſamkeit. Natürlich ift 
nicht alle von gleichen Wert und es wäre 
zu erwägen, ob nicht durch Ausſcheiden der 

Heineren und nicht gerade belangreihen Reden 

In ben weiteren Bänden ein gejchlofieneres und 

wirfjameres Bild don dem auberordentlichen 

Reihtum an Kenntniſſen des hochverdienten 


Staatömannes gegeben werden fünnte, Der | 
Veraudgeber hat ſich darauf beichräntt, im | 


einer furzen Einleitung die Perſon des Staat3- 
tefretärs des Innern und jeine Tätigkeit zu 
harakterifieren und den einzelnen Reden eine 
turze Borbemerkung über ihre Veranlajiung 
borausgeidhidt. Ein umfangreiches Regiiter er= 
leihtert die Benügung des ftarfen und jehr 
ſchön außgeftatteten Banbes. 


Stilih, D., Beld- und Bankweſen. 8%, 263 ©. 
Berlin (Karl Eurtius) geb. 4.20 


Dad | 


Öfterreihiiche® Finanzweſen 


ſolchen Leichtigkeit und Sicherheit der Be- 
handlung fann nur ber gelangen, der den Stoff 


ſo vollftändig beberriht wie der Verfaſſer. 
| ®Wir fünnen demnah dad Bud jedem Ge— 
ı bildeten, insbejondere auch den Studierenden, 


warm empfehlen. 


Schwarz, D., Geh. Ob⸗Fin-Rat, Formelle 


Finanzverwaltung in Preußen und im Reid. 
gr. 8°. 185 ©. Berlin (Heymann) 3.— 

Eine jehr dankenswerte Unterfuchung. 
Nur, wer in der Finanzverwaltung fo zu 


Hauſe ift wie der Berfajier, fonnte das foms 
' pligierte Komptabilitätsweien in Preußen und 
im Reid, jo flar auseinanderiegen. Die Schrift 


| fei insbeiondere den im politiſchen Leben 
ſtehenden Berfönlichteiten, vor allem den Abs 
geordneten, mwärmften® zum Studium ems 


pfohlen. 





| Der Redattion find Dis zum 10, Mprif 1907 
' folgende Schriften zugegangen, beren Beſprechung je 
nad Raum und Welegenbeit vorbebalten wird. 

Danzer, Dr. K., D. Fleiichpreife Münchens 
a. 5. IH. u. 16. VII. 1904. Xer. 8°. 107 ©. 

' 0.326. Tab. Münden (E. Reinhardt) 4.—. 

Die Regelung d. Arbeitsverhält- 
niſſes b. Vergebg. öff. Arb. gr. 8°. 412 ©. 
Berlin (Heymann). 

Epftein, %. H., D. autonome Fabrik. Ein 
Verſuch. Lex. 8°. 1208. Dresden (O. V. 
Böhmert) 2.—. 

Eiche, Dr. A., Arbeitsordnung u. Arbeits 
ausfhuß. 8%. 47 ©. Dresden (v. Bahn 


& Jaenſch) 1.—. 

Fleiner, Dr. F. Staatdrechtlihe Geſetze 
Wiürttembergd. Tertaudg. 12%, 552 ©. 
Tübingen (3. E. B. Mohr) 4.—. 

Fuchsberger, O., D. Entiheidgn. d. RG., 
d. BayObLG. u. d. Oberlandesgericte, 
12. Th.: D. Rechtſprechg. z. BGB. nebſt EG. 
Entſch. bis Ende Jan. 1907. Lex. 8°. 415 ©. 
Gieſſen (Roth) 8.—. 

Geſchäftsbericht d. Gr. Bad. Minijt. d. 
Innern f. d. J. 1897—1%05. Bd. L/IL 4°. 
819 u. 6%0 ©. Karlsruhe (Minift. db. 
Innern). 

'Hallbauer, M., u. Dr. Th. Fuchs, Das 
deutiche Pfandredt. (B. 184 d. Jur. Hand- 
bibliothet). M. 8°. 247 ©. Keipzig (Roh 
bergſche Berlagäb.) geb. 3.40. 

Halle, Dr. €. v., Handelömarine u. Kriegs- 
marine. 8%. 69 © Dresden (v. Zahn & 
Jaenſch) 1.50. 

Heim, Dr. F. F. D. Hauptinterpention. 
Ler. 3°, 104 S. Münden (E. H. Bed) 12.—. 
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Jowanowitſch, Dr. M., D. jerbiihe Land» 


wirtichaft. ar. 8%. 98 ©. Münden (E. Rein 
bardt) 2.50. 
Kahl, Dr. ®., Das neue Strafgejegbud. 


8°. 26 ©. Dredden (v. Zahn & Jaenſch) 1.— | 


Kaldjtein, W. v., D. im Deutihen Neid 
erlaſſ. Borjchriften üb. Benupung u. üb. Bes 
Ichaffenheit v. Wohnungen. Ser. 4°. 36 ©. 
Bremen (G. Winter). 

Keidel, F, Gel. üb. d. Angel. d. freim. 


Gerichtöbarteit v. 17. V. 98 m. bei. Berüdf. 


d. bayer. Ausf.eBeft. 2. vollft. umgearb. Aufl. 
Lfg.1. gr. 8°. 808. Münden (J. Schweiger 
Berlag) 1.50. 

Kiriäberg, Dr. M., D. Poſtſcheck. Eine 
voltsw. u. jur. Studie. gr. 8°. 252 ©. 
Tübingen (3. €, B. Mohr) 5.40. 

Leonhard, Dr. R 
Urſache nichtiger Verträge. 2 Aufl. I. Ber: 
tragsbeitandteile u. Jırtum. gr. 8%. 283 ©. 
Breslau (M. u. H- Marcus) 6.—. 


2oeper, Dr. 9., D. Berfiherg. d. Arbeiter- | 


Witwen u. »-Waijen. Ler.8°. 183 ©. Berlin 
(E. Heymann) 4.—. 

Mavaut, H. u. D. Warnotte, La loi sur 
le repos du dimanche gr. 8. 47 ©. 
Gand (F. u. R Bucyt). 


Meurer, Dr. Epr., ee Sriedenstonferenz. 


Bd. II Ktriegsrecht. Lex. 8°. 702 © 
Münden (3- ea Verlag) 26.—. 
Meuſch, Dr. 98 Finanzwirtfpaft d 


Stadt Weifieniels a. * i. 19. Jahrh. 
270 S. Halle a. ©. (Kaemmerer & Eo.) 5.— 
Neumiller, 3, Zivilprozeßordnung f. d. 
D. R. — m. Erl. unt. beſ. Be 
rückſ. d. bayer eſebgbs u. BRITEN: 
2. umgearb. Aufl. 8.38%. 5866 Münden 
(I. Schweiger RR * 8.—. 
Nubbaum, Dr. Artd., D. Polnaer Ritual: 
ng M. Borw. v. Dr. v. wi 
2. Aufl. gr. 8. 272 ©. Berlin (U. W 
Hayna Erb.). 
Diner, Dr. $. u.Dr.8. Thorſch, ®. öft. 
Geſ. üb. Gel. m. b. 9. Tert m. Erl., 
Durchf⸗VO., Deutihd. RG. u. Vertrags: 
Entm, 8°. 211 & Wien (Hölder) 3.60 
Dertmann, Di. ®., Recht d. bürgerl. Ge— 
om U. Buch Schuldrecht I/II. Ubt.: Allg. 
ehren, Einz. Schuldverh. [Sammlg. Göſchen 
Bd. 323/324.) 12°. 152 u. 174 ©. Leipzig 
—— geb. je 1.—. 
Detter, F%., D. Verfahren von den Schwur= 
und den Schöffengerichten. Ler. 8°. 766 ©, 
Leipzig (Dunder & Humblot) 14.—. 


Prof. % Irrtum ale 


8°. | 





Literaturbericht. 


Pfordten,Th.v.b., ——— bayer. 
| 2. verb. Aufl. 12°. 127 S. Münden (€. 
9. Bed) geb. 1.60, 
Pland, Dr. G. Bürgerl. Gejepgbuh nebit 
Einf.-@. 3. verm. u. verb. Aufl. Xer. 8°. 
Bd. II Lig. 2. (S. 421—644). Berlin (Gut: 
tentag) 5.—. 
— of the Commissioner of Education 
IR mit 30. Juni 1904 endende Jahr. 
d. II. Lex. 8". ©. 1178— 2480. Bajhington 
(Dep. of = Interior), 


Rohland, W. v., Völferrechtäquellen. Zum 
praft. Gebr. ge, (167 ©.). Freiburg i. ®. 
(Troemer). 


| Rojenhaupt, Dr. K. D. Nürnberg-Fürther 
Metalipielmareninduitrie t. 0. n. ſozial⸗ 
polit. Beleuchtg. — 229 Stuttgart 
(3. &. Cotta) 

Sarl, Dr. M., — rg 2. verm. 
ag Lex. —* 150 ©. Berlin (R. 2. Prager) 


ER Dr. 3. U., Strafrediti. Fälle. 8. 
9768. Roftod ( oldmann) fart. 2.25 
Schulz, Dr. %, Rüdgriff und BVeitergrifi. 

ER 8°. 1356. Breslau (M. u. H. Marcus) 
) 


Silbernagel, Dr. 4. F. D. Berbältn. d. 
bayer. Landesverſ. «RR. 3- Reichs · Privatrecht 
m. beſ. Berückſ. d. Jmmob.Berj. 8°. 69 ©. 

\ Seidelberg (Weiß) 1.—. 

| 7 Dr. 3, Regz8 Juſtizreform. Tübingen 

an Dr. J, Politit. Bd. dv. 
„Wiſſenſchaft u. Bild * 80. 166 S. Leip⸗ 
‚ig (Quelle u. Meyer geb. 1.25. 

Stieve, Dr. U, D. Teac !. 





Eliaß-Lothringen v. 9. VIL 
Straßburg a. 1.60. 
Toltsdorf, 8, gem. —— in 
Deutihland. M. 8 168 S. Leipzig (B. G 


Teubner) geb. 1.26. 

Verfafiung u. —— ———— d. 
Städte. 6. Bd.: Oeſterreich. 142 u. 
25268. Leipzig 07 (Dunder & — 8.80. 

Verhandlungsbericht d. 4. Gen.Verſ. d. 


Komitees d. internat. —— f. geſ. 
Sant a zu Genf. gr. 8°. 173 ©. 
Jena (8. Fiſch 


Bilmomsti, 8. J Preuß. eg 
gelet, gr. 8. 266 ©. Breslau (3. U. Kern) 


db. Gleihmäßig- 
Rer. 8°. 107€ 





eb, 5.— 
verner, Dr. O. ©. Srage 

feit d. Strafzumefig. i. D. 

Münden (E. Reinhardt) 4.—. 


a — — X an ie ie — — — —— ⸗ 


er Zenschrit 


für Handels-, Konkurs: und Versicherungsrecht 
herausgegeben von 
Dr. A. Düringer Dr. E, Jaeger H. Könige 
Reichsgerichtaret Reichagerichtsrat 


Prolessor an der Universität Leipzig 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) in München. 


Halbjährlich 6 Hefte in n Quartformat. 
Preis halbjährlich Mk. 10.—. 


Die Nummern I—5 enthalten folgende Abhandlungen: 

Bolze, Dr., Reichsgerichts-Senatspräsident a. D. in Leipsig, — der Aktien- 
gesellschaft aus Verträgen über ihre Aktien und aus 

Hachenburg, Dr., Rechtsanwalt in Mannheim, Der Verzug Ne — 

Seuffert, Dr.L. v. ., Professor in München, Wiederkaufsrecht und Wiederverkaufs- 
recht während des Konkurses. 

Wolff, Dr., Oberlandesgerichtsrat in Hamm, Die Rechtsstellung des Konkurs- 
verwalters zur Verjährung während des Anfechtungsprozesses. 

Emminghaus, Dr., Professor in Gotha, Die Ansprüche der Ehefrau an der Lebens- 
versicherungssumme des Ehemannes im Todesfalle und im Nachlass-Konkurs. 
Gibt es ein Eintrittsrecht der Frau im letzteren Falle? 

Düringer Dr., Reichsgerichtsrat, Zur Aufsichtsratsfrage. 

Dr,, "Professor in Leipzig, Wechselbürgschaft zugunsten einer bevor- 
rechteten Konkursforderung. 

Kuss, Reichsgerichtsrat, Ist das Verlangen sofortiger Vertragserfüllung als 

Setzung einer Nachfrist im Sinne des & 326 BGB. anzuerkennen ? 

Riesser, Dr., Geh. Justizr. in Berlin, Das Bedürfnis nach e. deutschen Scheckgesetz. 

Kohler, Dr., "Prof. in Berlin, Marke und Warenbenennung. 

Pollak, Dr., Prof. in Wien, "Der Vergleich zur Konkursabwendung in Oesterreich. 

Kretzschmar, OLG.-Rat in Dresden, Die Eintragung des Konkursvermerks bei der 

thek (Briefgrundschuld, Briefrentenschuld). 

Brodmann, OLG.-Rat in Hamburg, Zur Theorie des Versicherungsvertrages, 

Düringer, I Reichsgerichtsrat, Die kurze Verjährung der Gewährleistungs- 

rüche 


Jaeger, Dr., Prof. in Leipzig, Die Denkschrift über das gerichtliche Zwangs- 
vergleichs-Verfahren. 
— —————— Ist die Kollektivversicherung ein einheitlicher Vertrag 
besteht sie aus einer Reihe selbständiger Versicherungsverträge. 
— * r., Prof. in Göttingen, Der Begriff des Versicherungsvertrags. 
6 Die rechtliche Gebundenheit des Aktionärs gegen die 


Ritter, Dr., ee Dr. 010. -Rat in Hamburg, Cessio legis im Versicherungsrecht. 
Schneider, OLG.-Rat in Stettin, Ueber Vertragsstrafen im Versicherungsrechte. 
Ullmann, Rechtsanw. in Magdeburg, Ehevertrag und Gläubigeranfechtung. 

Voss, Amtsger.-Rat a. D. in Stralsund, Ueber den Schutz der Beteiligten gegen 
prozessrechtliche Uebergriffe im Grenzverhältnis zwischen konkursbefangenem 
und konkursfreiem Vermögen. 

Conrad, a —* W., kais. Bankkassier, Zum Postscheckverkehr. 

Jaeger, D Prof., Feststellung einer Konkursforderung durch das Kaufmanns- 


Welksbart, pe Der Sinn des $ 63 des Handelsgesetzbuches. 
* Dr. v., Regierungsassessor, Der Unfallbegriff in der sozialen und privaten 


a im Reichs-Haftpflichtgesetz. 

„Den tsanwalt, Dozent, Die Prämienrückzahlungspflicht der un- 
erraflich begünstigten Ehefrau beim Konkurse des lebensversicherten Mannes. 

— ‚Oberlandesgerichtsrat, Privatvermögen des Einzel"aufmanns in der Bilanz. 

Pinner, A., Justizrat, Feststellung der Bilanz einer Aktiengesellschaft durch das 
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3./4. nenbenrbeiteten Auflage 


3.9. Staudinger’s 


Kommentar zum Bürgerlihen Gelekbude 
und dem Kinführungsgeſetze 


berausgegeben von 


Dr. Theodor Loewenjeld, Dr. Erwin Riezler, Philipp Mahring +, 
— und NRechtsanwalt Profeſſor an der Univerfität well. st. Oberfandesgerihtärat 
n Minden. Freiburg 1.8. in Münden. 


Dr. Ludwig Kuhlenbed, ſtarl ſtober, Dr. Theodor Engelmann, 
Brofeffor an ber Univerfität R. Regierungsrat Im Bayer, SP, Staatdanwalt am Ober» 
Zaufanne, Juftlaminifterium. Iandesgeridht in Münden. 


Dr. Felix Herzielder, Joſeph Wagner, 
Rechtsanwalt in Münden. Rat am F. Oberften Landesgerlcht 
in Münden, 


erſchienen joeben, enthaltend: 
4. Sieferung: Band II, Liefg. 2: Sacheurecht Rn 874— 988, erläutert don 
R. Rober. (20 Bogen.) Mi. 7.5 


5. Bieferung: Band IV, Liefg. 2: a 88 1325—1466, erläutert 
von Dr. &h. Engelmann. (20 Bogen.) ME. 7.50. 


Außerdem liegen vor: 
1. Bieferung: Band I, Liefg. 1: Ginleitung, Allgemeiner Teil 88 1—12, 
erläutert von Dr. Th. Loewenfeld. (5 Bogen.) ME. 1.80, 
2, Bieferung: Band III, Liefg. 1: Sachenrecht SS 854—873, erläuiert von 
KR. Rober. (5 Bogen), Mi. 1.80, 
8. Bieferung: Band IV, Liefg. 1: Familienrecht SS 1297—1324, erläutert 
von Dr. Th. Engelmann. (5 Bogen.) ME. 1.80. 


Zunächſt werben die Bände I, II, IH, IV, (Allgemeiner Zeil, Net der I 
Sähuldverhältnifie, Sachenrecht, Familienrecht) in Angriff genommen, die in 2. Auflage °F 
wenige Donate nad ihrer Ausgabe vergriffen waren. Die neue Auflage diefer 4 Mr 
Bünde wird im Laufe bes Jahres 1907 vorausfihtlih vollendet. Daran jhlieken + be 
fi ſofort die Übrigen Bände, ſodaß Ende 1908 das Gejamtwerk wieder vollftänbig 
vorliegen wird. Der Gejamtpreis des Werkes wird etwa ME. 140,— betragen. 


3. Erhweiger verlag (Arthur Gellier) Münden. | 
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Drud bon Dr. 5%». Datterer & Gie,, G. m. b. 9., Frelfing. 





Annalen des Beulf hen Beide 1 


Al 
ie fr Geſetzgebung, Verwaltung und Volkswirtfchaft. 


hs- md Aaatswifenfchaftliche Beitfhrift und Materialienfammlung 
Begründet von 


Dr. Georg Sirth und Dr. Mar von Seydel 


Herausgegeben von 


r. Karl Theodor bon Eheberg und Dr. Anton Dyroff 


3. Schweißer Berlag (Arthur Sellier) 


Inhalt: 
Seite | 
a Skizzen nnd Notizen. 
Saarlaualifiernug n Dr. Fritz Die Beiteuerung des Konjunktur- 
enhorjt in ©t. Johann . . 321 ewinnes. Won Dr. Alfred “rn 
t uud 6x in chmidt in Berlin . . 
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Schul⸗ und —— ——— ſowie 
die Heimſparlaſſen. Von Regierungs⸗ 
rat Dr. Seidel in Allenſtein 


el, 





a Zr, u 


Abhandlungen volks- und finanzwirtichaftlichen, ſowie ftatiftiichen Inhalts wollen 
an Herrn Profeffor Dr. Karl Theodor von Eheberg, Erlangen, ſolche ftaat3- und 
verwaltungsrechtlichen oder jonftigen rechtswiſſenſchaftlichen Inhalts an Herrn Profeflor 
Dr. Anton Dyroff, Münden Kaiferftraße 2, eingefandt werben., 

Die Rüdjeiten der Manufkriptblätter jollen unbejchrieben jein. Das Honorar 
wird nah Ablauf des Halbjahrs gezahlt, in dem der Abdrud erfolgte. Bon Ab: 
bandlungen werden, wenn nicht eine beſondere Vereinbarung getroffen ift, 20 Sonder: 
abzüge £oftenlos geliefert. 

Bei Annahme von Beiträgen für die Rubrik „Skizzen und Notizen“ erfolgt 
eine bejondere Erklärung nicht, dagegen wird im alle der Ablehnung für baldige 
Rückſendung Sorge getragen. 

Durch Annahme zum Abdrud erwirbt die Verlagsfirma das alleinige un: 
beſchraͤnkte Bervielfältigungsredt. 


Münden, Cenbachplatz 1. J. Schweitzer Verlag 


(Arthur Selller)· 





Die Firma J. Schweitzer Sortiment in Münden, Leubachplatz 1, hat die Jahrgänge 1—33 
(1868—1900) ſowie die Separatabdrüde der „Annalen“ übernommen und offeriert, jo lange die 
Borräte reichen, 


Jahrg. 1868—1906, vollftändige Serie mit dem vergriffenen und feltenen 
Sahrgängen 1868, 1869 u. 1880 gut gebunden für Mt. 250.— 
„ 1870-1906 gut gebunden für >» 2 2 nn nn nn . 200.— 
„ 1881-1906 „ ir te at RE TE „ 15.— 


Kleinere Serien, einzelne Bände, einzelne Hefte und Separatabdrüde je nad Borrat zu 
entiprechenden Breijen. 


Soeben wurde vollftändig: 
Meunrer, Dr. Chriftian, Srofefior der Rechte in Würzburg. 


Die Haager Friedenskonferenz. 1. Band: Das Friedens 
recht der Haager Konferenz. ar. 8°. (VII, 391 ©.) 1905. Preis 
Mi. 16. 


H. Band: Das Kriegsrecht der Haager Konferenz. gr. 8°. XII, 


689 S. 1907. Preis Mt. 6.—. 


Meurer bietet hier eine erihöpfende quellenmäßige Darftellung der gejamten 
Verhandlungen dieſer völferrechtlih ungemein wichtigen Konferenz. Beſonderes 
Intereſſe darf der II. Band beanipruchen, der über die praktiſch widtigften Er« 
gebniffe der Konferenz berichtet, auf denen die II. Konferenz weiterbauen wird. 


3. Schweißer Berlag (Arthur Selier) München. 
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Die wirtfchaftlicye Bedeutung der Moſel- und 
Saarkanalifierung. 


Von Dr. Frik Diepenhork in St. Johann-Saar. 


I. Geſchichtlicher Neberblid über die Vorarbeiten. 


Nachdem ſich gezeigt hatte, daß eine den Verkehrsanſprüchen der neueren 
Zeit genügende Verbeiferung der Ichiffbaren Moſel auf franzöftichem Gebiete nur 
mittelft der Kanaliſierung des Fluſſes erzielt werden könne, beichloß die franzöſiſche 
Regierung 1867 dieſes Mkittel on und durch minifteriellen Beſchluß 
wurde die Schiffbarmahung der Moſel bis Met angeordnet. Zu Beginn des 
deutich-frangöfiichen Krieges war der Fluß bis an die heutige franzöſiſche Grenze 
nahezu vollendet ; für die Kanalifierung des weiteren Laufs lagen nur die fertigen 
Pläne vor. Im Friedensvertrage 1871 verftändigten ſich die Vertragichließenden 
über die Kanaliſierung dahin, daß „jeder der vertragenden Zeile auf jeinem 
Gebiete die für die Kanalifierung der Moſel begonnenen Arbeiten fortführen 
tolle“. So kam aljo die Schiffbarmachung des Fluſſes bis Met zuftande und 
zwar für 350:Tonnen-Schiffe. Allein eine nahdrüdliche Forderung der Durd): 
führung der Mojelfanalifierung unterhalb Meg ift erſt nad) der Erfindung 
der Entphosphorung der Lothringiichen Minette hervorgetreten. Die eriten Be: 
ftrebungen in diejer Beziehung fallen in die Zeit von 1883 bis 1885. Es muß 
jedoh Wunder nehmen, daß diefe Anregungen nit von den lothringiichen 
Induſtriellen ausgingen, jondern zum Zeil auß den Kreiſen kamen, die heute 
mit aller Entſchiedenheit die Kanalifierung der Mojel: und Saar befämpfen: 
aus ben Kreiſen der niederrheiniich-weitfäliihen Eijeninduftrie. Die Handels: 
fammer Koblenz unterjtügte dieſe erften Beitrebungen durch eine Eingabe an den 
preußiichen Deinifter der öffentlichen Arbeiten über die Kanalifierung der Mojel 
unterm 10. November 1883. Im November 1837 tagten unter dem Borfiß der 
preußiichen Regierung zum erftenmal die Sntereffenten in Koblenz, um 
über verichiedene Punkte eine Einigung zu erzielen. Der erwartete Erfolg der 
Verhandlungen blieb aber aus, da eine Verftändigung zwilchen den Gegnern des 
Projektes, den Vertretern des königlichen Bergbaues an der Saar, dem Freiherr 
von Stumm, ben Vertretern der Eijenwerfe im Bezirk Aachen und denen des 
Lahn und Dillgebietes einerſeits und den Förderern des Unternehmens, den Ber: 
tretern der niederrheiniich-weitfäliichen Eifeninduftrie und den Großfirmen Röchling 
und Später andererjeit3 nicht erzielt wurde. Eine freie Vereinigung von 
Intereffenten ließ trogdem 1888 mit Genehmigung des preußiichen Minifters 
von dem föniglihen Baurat Schönbrod in Trier Pläne ausarbeiten, die jpäterhin 
aber ohne Benügung blieben und jomit veralteten. Im Jahre 1901 jeßte die 
preußijche Regierung in Trier ein Bauamt ein mit dem Auftrage, das Schön: 
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brodihe Material unter Berüdfichtigung der neueften techniſchen Erfahrungen 
umzuarbeiten und neue Pläne für die Kanalifierung der Mofel und Saar unter 
Beachtung der dabei zu gewinnenden Waflerfräfte behufs Ausnügung für die 
Eleftrizitätsgewinnung zu entwerfen. Die beteiligten Eijenbahnverwaltungen 
wurden in demjelben Jahre beauftragt, gutachtliche Ermittelungen über bie 
wirtichaftlichen Folgen der Mofellanalifierung anzuftellen und genaue Berichte 
über die für die Mofelichiffahrt in Betracht fommenden Verfehrögüter einzuliefern. 
In den auf Grund diejer Zufammenftellungen geführten Verhandlungen Preußens 
und Eljaß-Lothringens in Trier 1903 fam es zu einer Verftändigung zwiſchen 
den Regierungsfommifjaren. Eine weitgehende Förderung fand der Plan der 
Moſel- und Saarkanalifierung in der Entichliegung des preußiichen Abgeordneten: 
hauſes vom 7. Februar 1905, die Kgl. Staatöregierung zu erjuchen, 

„die Frage der Zweckmäßigkeit und Durdführbarkeit einer Kanalifierung 
der Mofel und Saar mit möglichfter Beichleunigung einer Prüfung zu unter: 
ziehen und gegebenenfall3 dem Landtage einen Gejegentwurf, in weldem unter 
ausreichender Heranziehung aller Intereſſenten, einſchließlich Eljaß-Lothringens 
und Luxemburgs, die Mittel gefordert werden für die Kanalifierung der Dtojel 
von der lothringiichen Grenze bis Koblenz und der Saar von Brebady bis 
Konz jo frühzeitig vorzulegen, daß der Betrieb auf dieſen Flußfanälen zu 
gleicher Zeit mit dem Kanal vom Rhein nad) der Wejer eröffnet werben kann“. 

Der damalige Minifter Budde hatte einige Tage vorher im preußiichen 
Abgeordnetenhauje erklärt, daß die Kal. Staatsregierung zu diefer Refolution 
eine wohlwollende Stellung einnehme, daß fie andererjeits aber feine Bürgichait 
für die Innehaltung des feitgejegten Endtermins übernehmen fünne, da wefentliche 
Vorbedingungen, wie ber up der Verträge mit Eljaß-Lothringen und 
Luremburg, nicht von ihr allein abhingen. Aber die Regierung ſei bereit, bald 
in eine Prüfung der Trage einzutreten. Die Arbeiten wurden denn auch jeitens 
der Regierung joweit gefördert, daß im März 1906 eine „Denkichrift über die 
Verwertung der Waflerkräfte bei etwaiger Kanalifierung der Mojel und Saar“, 
welche im Minifterum der öffentlichen Arbeiten bearbeitet worden war, ericheinen 
fonnte. Die Handelöfammer Saarbrüden errichtete gemeinfam mit dem Berein 
zur Wahrung der gemeinjfamen wirtichaftlihen Intereſſen der Saarinduftrie und 
der jüdweftlichen Gruppe des Vereins Deuticher Eifen: und Stahlinduftrielfer ein 
techniſches Bureau, um die Pläne für den Handelshafen der Saarftädte und die 
Häfen der Saarhüttenwerte ausarbeiten zu laffen. Nach vorbereitenden Per: 
bandlungen im November 1906 in Saabrüden und im Januar 1907 in Straßburg, 
fanden am 5. und 6. April in Trier umfangreiche Verhandlungen ftatt, an denen 
preußiiche und reichsländiiche Regierungävertreter und Bertreter der Saar: und 
Mojelinduftrie teilnahmen. Als Termin für die Fertigſtellung der Moſel- und 
Saarkanalifierung, die fortan als gemeinfames Unternehmen betrachtet werben 
joll, einigte man ſich auf das Jahr 1915. 


H. Bedeutung der lothringifhen und luxemburgiſchen Minetteerze für 
die deutſche Eijenindnftrie. 
Durd die Erfindung des Thomasverfahrens haben die bis dahin faum 


beadhteten Minetteerze einen ungeheuren Wert erhalten. Ueber die Größe der abbau: 
fähigen Erzvorfommen in Deutich-Lothringen und Quremburg gehen die Anfichten 


Diepenhorft, Die wirtichaftlihe Bedeutung der Moſel- und Saartanalifierung. 323 


iehr ftarf auseinander; Dr. Kohlmann glaubt in feiner vielbeachteten Arbeit über 
die Ausdehnung der Minettefelder ') die geminnbare Fläche unter Berüdfichtigung 
der Heute an ein verhüttbares Eifenerz zu ftellenden Anforderungen nicht größer 
ala 35000 ha einihäßen zu dürfen. Demgegenüber muß aber darauf hinge- 
wiejen werden, daß ber Beſitz der Iothringiich-luremburgiichen und der Saar: 
hüttenwerfe heute ſchon allein eine Fläche von 28444,4 ha umfaßt, deren Er: 
giebigkeit von Sachverftändigen auf 999 Millionen Tonnen fiejelige und 
1195 Millionen Tonnen kalkige Erze angegeben wird. Außerdem find 9351 ha im 
Befit niederrheiniich-weitfäliicher Hüttenmwerfe mit einem Erzgehalt von 275 bzw. 
376 Millionen Tonnen Minette. Demnad) jollen aljo die Erzfelder in Vothringen 
und Luxemburg 2845 Millionen Tonnen Erze in ſich bergen. Dieſe Tonnenzahl 
wird aber noch um 166 Millionen erhöht, wenn man die Erze mit Eifen von 
niedrigerem Prozentſatz ala dem heute üblichen abbauen würde. Das heute zur 
Verhüttung kommende Erz enthält im Durchſchnitt 31 vom Hundert Eifen, 
io dab alſo 3,3 Tonnen Minette zur SHerftellung einer Tonne Roheiſen er: 
forderlich find. 

Trotz der Bedeutung, welche die Minetteerze durch da8 Thomasverfahren für 
die deutiche Eifeninduftrie erlangten, fommt eine ausfchlaggebende Förderung der 
Minette erft jeit 1890 in Betraht. Das geht vor allem aus der Roheiſen— 
erzeugung Südweſtdeutſchlands jeit 1890 hervor, die fih ausichließlih auf 
Mtinette fügt und 1890 mit 1518053 Tonnen einjeßte, heute aber eine Höhe 
von 4768852 Tonnen aufweilt. Außerdem werden jährlich ungeheure Erzmengen 
nad) Niederrheinland-Weſtfalen verfrachtet, wo man in den letten Jahren immer 
mehr dazu übergegangen ift, Hochöfen für die Verarbeitung von Minette zu 
bauen. Die beiden neuen Hochöfen des Hajper Eiſen- und Stahlwerks aus dem 
Yahre 1904 find ausjchließlid für die Verhüttung von Minette erbaut worden. 
MWelhe Rolle für den Bezug der Erze aus Südmeftdeutichland und Quremburg 
dabei eine Frachtverbilligung Ipielt, zeigt das plößliche Anjchwellen des Minette— 
verbrauchs nad Einführung des Ausnahmetarifd vom 1. Yuni 1901. In den 
Jahren von 1901 bis 1905 hat fi der Bezug nahezu um eine Million 
Zonnen vermehrt, wie nachfolgende Zufammenftellung zeigen mag: 

Minettebezug au8 Lothringen und Quremburg durd Niederrheinland-Weftfalen 


1901 . . . ...21082602 Tonnen 
1902 . . . ...1578149 
1903 . . . ... 1790168 
1904 . . ....1948409 
1905 1 956 633 


Und im Jahre 1906 find mehr als 2 Millionen Tonnen Minette allein 
aus lothringiihen Gruben in den Ruhrbezirk gegangen. An diejer zunehmenden 
Pebeutung der Minette für die deutiche und namentlich niederrheiniſch-weſtfäliſche 
Eijenindultrie hat aud) der Umftand nichts ändern fönnen, daß es zwei Gruppen 
von Hüttenwerfen an der Ruhr gelungen ift, mit ſchwediſchen Grubengejellichaften 
vorteilhafte Lieferungsverträge abzuſchließen. Die Verjorgung der niederrheiniſch— 
weſtfäliſchen Hocofenwerfe mit phosphorhaltigen Erzen erfolgt gegenwärtig in 
der Regel nur bis zu 40 vom Hundert aus ſchwediſchen Erzen und mit an: 
rıähernd dem gleichen Prozentſatz aus Erzen des lothringiſch-luxemburgiſchen Gebiets. 
Der Bezug jhwedilcher Erze ıft aber nur für einige (acht) Werke auf längere 


1) „Stahl und Eiien“ 1902 ©. 493, 554, 1273 und 1340. 
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Zeit durch Verträge gefichert, und es ift unter den heutigen wirtichaftspolitiichen 
Strömungen in ne einfach ausgeichloffen, einen lebhafteren Bezug ſchwe— 
diſcher Erze ins Werk zu jegen. Nach den jet geltenden Verträgen der einen 
Gruppe, zu der die Hüttenwerfe Phönix, Hoeſch, Hoerde und Dortmunder Union 
gehören, mit der Aftiebolaget Gellivare-Malmfalt in Stodholm erhalten dieje 
Werke jährlih 805000 Tonnen Erze, deren Preis folgendermaßen berechnet 
wird: Zugrunde gelegt wird für das betreffende Lieferungsjahr der gültig ge 
weſene Thomasroheijenpreiß des rheiniſch-weſtfäliſchen Roheiſenſyndikats und zwar 
dergeftalt, daß am Ende eines jeden Jahres der während desjelben für die Ab- 
lteferungen des Syndikats gültig gewejene Durchſchnittspreis feitgeftellt wird. Als 
Grundpreis ift bei einem ZThomasroheilenpreis von 86,00 ME. für 1000 kg 
frei Verbrauchäftelle der Preis von 16,25 ME. für die Zonne feitgejeßt. Der: 
jelbe gilt für 60 vom Hundert Eijengehalt und ein vom Hundert Phosphor: 
gehalt der Erze. Er verändert fi) um 10 Pfennig für jede Mark, welche der 
Thomasroheijenpreis über oder unter 86,00 ME. feftgeftellt wird. Der Grund: 
preis darf aber nicht unter 13,00 ME. fallen und über 19,50 ME. fteigen. 
Eine andere Gruppe von Hüttenwerfen nämlich Deuticher Kaiſer, Gutehoffnungs: 
hütte, Schalte und die Rheiniſchen Stahlwerfe, hat ähnliche Verträge bis 1917, 
auf Grund deren fie mehr als eine Million Tonnen Erze aus Schweden jähr- 
lich bezieht. Dieſe internationalen Verträge haben aber feinen Einfluß auf die 
Tarifpolitit der ſchwediſchen Ofotenbahn, für die der ſchwediſche Staat nur eine 
beſchränkte Erzbeförderung zuläßt. Nicht einmal bei der Brüffeler Zuderfonven: 
tion hat man gewagt, die Eifenbahntarifvergünftigungen gewiffer Mengen Fran: 
zöfiichen Zuders, die jogenannten Entfernungsnachläſſe, durch einen internationalen 
Vertrag anzutaften. Die Verhandlungen in diejer Angelegenheit am 7. Dezember 
1906 im deutichen Reichstage haben nicht die mindefte Wirkung auf Schweden 
gehabt. Deshalb kann die niederrheiniichweitiäliiche Industrie ſchon zufrieden 
jein, wenn ihre Kontrahenten die vertraglich feitgelegte Erzmenge troß der Eiſen— 
babntarifpolitif liefern können. Damit aber muß fie rechnen, daß nad 1912 
bzw. 1917 die Menge der nad) Deutichland eingeführten ſchwediſchen Erze nicht 
geiteigert, jondern eher vermindert wird. 

„Ein Erjaß für die jchwediihen Erze kann nur in Minette gefunden 
werden, welche zurzeit aus dem lothringiſch-luxemburgiſchen Bezirk bezogen wird“, 
jo heißt es mit Recht in einer Eingabe des Eijen- und Stahlwerks Hoeſch vom 
23. November 1905 an den preußiichen Minifter der öffentlichen Arbeiten, in 
welcher die Verbilligung des Frachtſatzes für Minette als das einzige Mittel 
genannt wird, durch welches dauernd der Bedarf ſchwediſcher Erze verringert 
werden fönne. Wenn auch die Minette die ſchwediſchen Erze nicht vollſtändig 
zu erjegen imftande ift, jo vermag fie es doch jehr wohl in noch weit ftärferem 
Maße zu tun als bisher. Noch vor wenigen Jahren wurden in Niederrhein: 
land: Wejtfalen dem Erzmöller nur 20 bis 25 vom Hundert Minette zugeſetzt; 
heute ift der vom Hundertſatz mancherort3 jhon auf 40 geftiegen. Daß die 
Minette ihren ſchwediſchen Mlitbewerber ſchon ftarf verdrängt hat, beweift die 
Tatſache, da jeit 1892 die Zunahme der ſchwediſchen Erze eine verhältnismäßig 
geringe ift. Sn den Jahren 1898 bis 1903 hat eine Zunahme überhaupt nicht 
ftattgefunden. Seitdem ift dann allerdings ihre Tonnenzahl von 1434 653 auf 
2466532 im Jahre 1906 geftiegen, wojür außer in den erwähnten Lieferungs: 
verträgen der Grund in dem ungeahnten Aufihmwung der deutſchen Roheiſen— 
erzeugung zu ſuchen ift. 
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Neben den Beitrebungen gewiſſer ſchwediſcher Kreife, die Erzausfuhr zu 
beihränfen, von 1911 ab einen Erz. Ausfuhrzoll einzuführen und die Preiſe für 
ſchwediſche Erze auf eine unerjchwingliche Höhe zu treiben, find es vor allem 
friegeriiche Komplikationen, die den ſchwediſchen Erzbezug illujoriih machen. 
Lange bevor der Feind deutiches Gebiet beſetzt hat, kann er durch eine wirkſame 
Blokade dem ſchwediſchen Erzbezug ein unliebjames Ende machen. Würden die 
niederrheinifch-weitfäliichen Werke fi) aber durch ausreichenden Minettebezug 
Erjag geihafft Haben, dann würden kriegeriſche Verwidlungen erft in dieſer 
Hinficht ihre Folgen zeitigen, wenn das Minettegebiet jelbft vom Feinde bejett 
gehalten würde. Die Gefahr des Stillgeftelltwerdens der niederrheiniich-weit- 
täliichen Eifeninduftrie könnte aljo durch den Moſelkanal ganz bedeutend ver: 
ringert werden. Wenn beim Ausbruche eines Krieges die deutichen Eifenbahnen 
ganz durch militäriiche Transporte in Anſpruch genommen find, dann muß 
naturgemäß in der Bewegung der Mafleniracjten für die Eifeninduftrie eine 
Unterbredung eintreten, wenn feine leiftungsfähigen Waflerftraßen zur Ber: 


fügung ſtehen. 


IIL. Die Abhängigkeit der ſüdweſtdeutſchen Eijeninduftrie vom rheiniic- 
weitfälifchen Kohlenmarft. 


Sp reich die ſüdweſtdeutſche Eijeninduftrie an Minetteerzen ift, jo arm 
it fie an Kohle. Alle Vermutungen über große Tettkohlenvorfommen in 
Lothringen haben ſich bis heute nicht erfüllt. Die Förderung der Saar: und 
Moſelbergwerksgeſellſchaft bei Spittel im Kreiſe Forbach fommt für den großen 
Bedarf der Lothringifchen und luxemburgiſchen Hüttenwerke faum in Betracht. 
Und die Kohlen der de Wendelichen Privatgrube Klein:Roffeln in demſelben 
Kreiſe eignen ſich nicht zur Koksbereitung. Der ausgedehnte Kohlenbergbau 
der ftaatlihen Saargruben reicht bei weiten nicht aus, die erforderlichen Kohlen: 
mengen zu ftellen. Im Jahre 1906 Haben die Saargruben nicht einmal den 
Anforderungen der Saarhüttenwerke genügen können. Die königliche Bergwerfs- 
direftion iſt des öfteren mit 50000 Tonnen Koks Hinter den Anforderungen 
zurüdgeblieben. Während nämlich die Mehrförderung der im Rheiniſch-Weſt— 
fäliſchen Kohlenſyndikat zulammengeichloffenen Gruben gegenüber 1905 beinahe 
18 vom Hundert im Vorjahre betrug, ſtieg die SKohlenförderung auf den 
fisfalifchen Bergwerfen an der Saar nur um 4,5 vom Hundert, troß einer um 
15 °/o ftärferen Belegſchaft. Das zeigt zur Genüge, daß die Saarfohlen niemals 
den ganzen Bedarf der jüdmeitdeutichen Eijeninduftrie deden fünnen. Außerdem 
erzeugt der Saarkoks bei weitem nicht die hohe Heizkraft wie jein weſtfäliſcher 
Mitbewerber, wie meiter unten noch gezeigt werden wird. Die Großeijen- 
industrie in Lothringen und Luremburg wird alſo ftet3 auf niederrheiniich-weit- 
fälifchen und belgiichen Koks angewieſen fein. 

Die Eijeninduftrie im Minettegebiete würde auch dann noch auf weit: 
fälifche Kohlen und Koks angemwiejen jein, wenn die Saargruben ihre Förderung 
bi3 zu der erforderlichen Höhe zu fteigern imftande wären, da erfahrungsgemäß 
die Preile der Saarfohlen bedeutend höher find als die der Ruhrkohlen. Die 
Kokspreiſe der Saargruben find ſchon jo body, daß fie niemals eine Fracht nad 
Lothringen tragen können, jet es auf der fanalifierten Saar oder auf der Eijen- 
bahn. Um einen Mitbewerb des Saarkoks auf dem 85 km entfernten Loth: 
ringer Marfte mit dem 325 km weit bergeholten Ruhrkoks zu ermöglichen, 
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müßte mit der gejamten Preispolitif der fisfaliihen Saargruben gebroden 
werden,) wie fich diejelbe in den legten fünfzehn Jahren herausgebildet Hat. 
Folgendes Iehrreiches Beiſpiel jei Hier angeführt: Wären Moſel und Saar jchon 
1899 bis 1902 fanalifiert gewejen, dann hätten die Preife des Syndikatskoks 
B. an dem genau an der Stelle der Durchſchnittsfracht gelegenen Algringen 
etragen: 





: n 
| Syndikatskokspreis Waſſerfracht —— 

1899 | 13,00 5,09 | 18,09 

1900 | 17,00 5,09 22,09 

1301 17,00 5,09 22,09 

1902 13,95 | 5,09 | 19,04 





In der gleichen Zeit Eoftete die Tonne Saarkoks ab Ofen 19,58 DIE. 
bzw. 22,84 ME.; 22,28 ME. und 17,73 Mt. Dazu an Fracht bis Algringen 
auf der fanalifierten Saar je 1,90 Mk., jo daß aljo der Preis des Saarkoks 
in Algringen 21,48 ME., 24,74 ME., 24,18 ME. und 19,68 ME. betragen hätte. 
Das bedeutete aber ein Mehr für Saarkoks von 3,39 Mk., 2,65 ME., 2,09 Mk., 
und 1,45 Mk. pro Tonne in den einzelnen Jahren. Bei den beitehenden 
Saarkofspreifen wäre alio Syndikatskols in Mlgringen um 2,39 ME. für die 
Tonne durchſchnittlich billiger gewejen als Saarkofs. Bei Aufrechterhaltung der 
berrichenden Preispolitif der Kgl. Saargruben ift aljo nicht auf einen Abſatz 
von Saarkoks in Quremburg und Lothringen zu rechnen, ſelbſt mit Hilfe ber 
Moſel-Saar-Kanaliſierung. Und e8 wird erfichtlich fein, daß die Eijeninduftrie 
des Minettegebiets nad) wie vor auf belgischen und Ruhrkoks angewiefen jein 
wird. Deshalb liegt es in ihrem Intereſſe, die Koksfracht jo niedrig mie 
möglich zu geftalten. 

Von Niederrheinland-Weftfalen wurden in ben Sahren von 1901 bis 
1905 folgende Koksmengen nad Lothringen=Quremburg gelandt in Tonnen: 


Lothringen Quremburg Minettegebiet überhaupt 
1901 1 090 000 900 000 1 990 000 
1902 1 310 000 1 015 000 2 325 000 
1903 1 485 000 1 713 000 2 658 000 
1904 1 701 000 1 265 000 2 966 000 
1905 1 662 000 1 450 000 3112 000 


Die Fracht für eine Tonne Koks von Gelſenkirchen nad Algringen 
beträgt heute 7,80 ME., jo daß fich alfo der Preis für eine Tonne Syndikats: 
fofs bei einem Grundpreiſe von 17,50 Dit. ab Ofen auf 25,30 ME. ftellt. 
Mit Hilfe des Wafjerweges würde die Fracht von 7,80 ME. auf 5,83 Mk. 
aljo um beinahe 2 ME. für die Tonne ermäßigt werden. Das macht für die 
Lothringer Hüttenwerfe bei einem Kofsbezug von etwa 1,6 Millionen Tonnen 
rund 3,2 Millionen Mark in einem einzigen Jahre aus. Die Koksfracht 
Gelienfirchen- Eih würde durch die Mojeltanalifierung von 7,50 ME. die Tonne 
auf 6,20 ME. ermäßigt werden, was bei einem Roksbezug von 1450 000 


2 ei Tille, Die Ranalifierung der Saar von Brebach bis Konz, Saarbrüden 
1904 ©. 47 fi. 
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Zonnen jährlich eine Erſparnis an Koksfrachten von 1,7 Millionen Mark aus: 
machen würde. Die Erjparnis für den Koksbezug Lothringens und Quremburgs 
zujammen beträgt jomit 4,9 Millionen Mark in einem Jahre und man fragt 
fi) angeſichts dieſer Tatſachen nad) den Urjachen, die den Plan zur Kanalifierung 
jo langſam reifen lafjen. 


IV. Welche Borteile bringt die Mojellanalifierung Niederrheinland: 
Weſtfalen? 


Wie wir bereits im zweiten Abſchnitt dieſer Ausführungen gezeigt haben, 
iſt eine Verbilligung des Erzbezuges aus dem Minettegebiete für die Eiſen— 
induſtrie des Ruhrbezirks von der allergrößten Bedeutung. Die direkte Bahn— 
fracht von Algringen nach Herne beträgt heute für Erz 5,40 Mi. Bei Wafler- 
fracht würden fi) die Koften auf 3,20 ME. ftellen, wie nachſtehende Tabelle 
jeigen wird: 


Bahnfracht AlgringeneDiedenhofen . . = 2 2 2 20. 0,90 Mt. 
Umſchlag von Bahn zu Schiff (Kipper) - » - 2... 0,10 „ 
Allgemeine Schiifsuntoften auf eine Tonne . . 0,45 „ 
Sclepplohn Diedenhofen-Koblenz (0,2 Pig. fr 367 km) . 054 „ 
Schlepplohn Koblenz- an (0,1 Big. für 190 m .. | 5 .° , 
Kanalabgabe 0,1 Pig. für 67 km . .... > a... 
Kanalfracht Ruhrort⸗ Wi } — 460— 
Höhere Umſchlagskoſten vom Schiff als "don der "Bahn — ı 5 | un 
3,20 Mt. 


Das bedeutet aljo eine Eriparnis von 2,20 Mk. auf die Tonne. Bei 
einem Berjand von 1 956 633 Tonnen Minette nad Niederrheinland:Weitialen 
im Jahre 1906 würden auf dieje Weile an Erzfracht 4400 000 ME. geipart 
worden jein. Aber bieje Erjparnis wird noch bedeutend größer jein, da 
eine Verbilligung der Erzfracht einen ungeahnten Mehrverbraud) von Minette 
im Ruhrbezirk zur Folge haben wird, wie ſchon oben gezeigt wurde. Neben 
die Berbilligung des Erzbezuges tritt aber auch eine ſolche für den Roheijen- 
bezug Niederrheinland-Weftfalens aus dem Mtinettegebiet. Heute beträgt die 
Bahnfracht für 1 Tonne Roheilen von Algringen nad) Herne 8,70 ME. Diejer 
Frachtſatz fommt aber nicht in Betradht, da das Roheiſen in Oberlahnftein 
aufs Schiff umgeichlagen wird. Es beträgt nun die — 


Algringen-Oberladnitein . . . . 5 5,40 Mt. 
Umjchlag aufs Schiff - ——— 
Schiffsfracht Obertaßnftein-Nubrort var arte N 
Kanalfraht Ruhrortsderne . . te A; 

6,60 Mt. 


Bei Benutzung der fanalifierten Moſel würde die Fracht Algringen-Herne 
folgende Höhe erreichen: 


Bahnfracht AlgringensDiedenhofen . . » » x... RO Mt. 
Umidlag aufs Shi - - >: > 2 2 2 en. — A: 
Allgemeine Schiffsuntoften auf die Tonne.» 2. = - 045 „ 
Sclepplobn Diedenhojensfoblen; (0,2 Pig. für 267 km) 0,54 „ 
Schlepplohn Koblenz-Rubrort (0,1 Pig. für 190 km) . . 0,19 „ 
Ranalabgabe 0,4 Pig. für 67 km . . v2 2 2.0. 108 „ 
Kanalfraht Rubrort Derne . . . 2 2 2 0 nn 2. 0,60 


3,96 I. 
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Die Eriparnis beträgt demnad rund 2,60 ME. auf die Tonne Roheiſen 
aus Lothringen. Tür die Strede Eſch-Herne bzw. Stadtbredimus:Herne kommt 
die Tracht für die Tonne Roheiſen um 2,10 ME. bzw. 1,70 ME. billiger als 
heute. Da im Jahre 1905 etwa 300 000 Tonnen Roheifen aus Lothringen 
nad) dem Ruhrbezirk verfrachtet wurden, hätte diefe Frachterſparnis 780 000 ME. 
ausgemacht und für die 600 000 Tonnen ge Roheiſens unter 
Zugrundelegung von 1,70 ME. für die Tonne 1020 000 Mk. Das bedeutet alio 
eine jährlihe Gejamterjparnis an Roheifenfrachten von 1800 000 ME. und an 
Minettebezugstoften von 4 400 000 Mi. — 6 200 000 ME. im ganzen. Und 
troß dieſer günftigen Wirkung der Mojelkanalifierung auf die niederrheintich- 
weftfäliiche Eijeninduftrie geht das Bejtreben vieler Kreiſe des Ruhrbezirks dahin, 
die Schiffbarmachung der Mtofel für 600 Tonnen-Schiffe zu Bintertreiben. 


V. Die Roheifenjelbftloften in Niederrheinland:Weftfalen und Lothringen. 


Im Berichte der Handelskammer Duisburg für 1903 heißt e8: „Die 
Anfichten der niederrheiniſch-weſtfäliſchen Eijeninduftrie über die Mojel: und 
Saarfanalifterung haben in der neueren Zeit eine vollftändige Verſchiebung er: 
jahren. Die Verbilligung der Minettefracjten wird von ber Eijeninduftrie in 
Rheinland: Weitfalen nicht mehr als jo wichtig angejehen gegenüber den Vorteilen, 
die der Eiieninduftrie an der Saar und in Lothringen-Qugemburg bei der 
Abfuhr und Ausfuhr ihrer Fabrikate aus der Kanalifierung erwachſen würden.” 
Diefe Stellungnahme hat dann durch einen Beſchluß der Vereinigung der 
Handelskammern des niederrheinifch-weitfäliichen Jnduftriebezirks vom 3. September 
1904 dadurch eine weſentliche Verſchärfung erlitten, daß eine genaue Prüfung 
der MWettbewerböverhältniffe zwiſchen der Eileninduftrie de8 Ruhrbezirks und 
derjenigen an der Saar, in Lothringen und Luxemburg angeftellt werden 
müſſe, ehe die Kanalifierung der Moſel und Saar in die Kanalvorlage auf: 
genommen werden dürfe. Es erichien jogar eine anonyme Brojchüre, welche von 
Eſſen aus an zahlreiche Abgeordnete des preußiichen Landtags verjandt wurde 
und den Titel trägt: „Welche Gefahren entftehen durch den Saar: und Moſel— 
kanal?“ In diefer Brojchüre werden die „mejentlich billigeren Selbitkoften“ der 
Eijeninduftrie des Minettegebiet8 ala die bes Ruhrbezirfs gegen den Moſelkanal 
ins Feld geführt. Es wird nämlich behauptet, in Weftfalen Eofte die Tonne 
Roheijen mindeftens 50 ME, an ber Saar und an der Mojel dagegen nur 
38—42 Mk. alſo durchſchnittlich 40 ME., was einen Unterjhied von 20 %o der 
Heritellungstoften ausmade. Daß dieje Angaben völlig haltlos find, mögen 
nachſtehende Ausführungen zeigen. 

Bei einem Vergleich zwiichen Niederrheinland:Weitfalen und Südweſt-— 
deutichland gilt es, ausjchließlich wirkliche Parallelfälle in Vergleich zu ftellen. 
In MWeftfalen haben viele Hüttenwerke ihre eigenen Zehen, die die befannten 
Vorrechte beim Kohleniyndifat genießen, aber faſt alle kaufen ihre Erz. An 
der Mojel liegt die Sache umgekehrt; alle Hüttenwerfe haben ihre eigenen Erz: 
felder, aber fait alle kaufen ihre Kohlen. Daraus ergibt fi) aljo eine zwei— 
fache Selbſtkoſtenberechnung: jolche mit gekauften Kohlen in Weftjalen und mit 
gekauften Erzen in Südweſtdeutſchland und ferner ſolche mit jelbitgeförderten 
Kohlen in Weftialen und jelbitgeförderten Erzen im Mtinettegebiet. Es ift alio 
nicht zuläffig, ein weſtfäliſches Werk, das jeine Kohlen kaufen muß, mit einem 
jüddeutichen, das feine Erze felbft fördert, jchlechthin zu vergleihen. Nehmen 
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wir deshalb als eriten Fall auf beiden Seiten die Verwendung gefaufter Kohlen 
und Koks bzw. Erze an. 

Das Rheiniſch-Weſtfäliſche Kohlenſyndikat hatte bis zum 1. April d. Is. 
einen Kokspreis von 16,50 Mk. — ben jetzt geltenden Preis von 17,50 Mt. 
wollen wir ausjchließen, da jene falichen Berechnungen unter den alten Ver: 
hältniffen aufgeftellt worden find. Dazu kommt für bie nieberrheinifc-weit- 
fäliſchen Werke durhichnittlih 1 Markt Fracht des Koks nah den Hocöfen. 
Da zu einer Tonne Roheiſen aus den bort verhütteten hochhaltigen Erzen von 
50—60 % Eilengehalt zwiſchen 1000 kg und 200 kg, alio durchſchnittlich 
950 kg Koks verbraucht werden, jo beläuft fich der Kolnverbrauch nebſt Fracht 


auf die Tonne Roheiſen demnach auf 16,70 
der verwendete Möller koſtet 28, 


— Raltyuichlag a 1,0 „ 
für Löhne und Reparaturen . . 600 „ 
für Binjen und Amortifation . . 200 „ 


Bujammen aljo 53,70 Mt. 

Nun haben ſich bei den Kokspreiſen des Rheiniſch-Weſtfäliſchen Kohlen: 
Iyndifats in neuerer Zeit drei Stufen gebildet, die im erften Vierteljahre 1906 
jolgende Preiſe aufweiſen: 

1. 14 ME. für die allerſchlechteſte Sorte, | 

2. 15 „ für diejenige Sorte mit etwa 9—11 %0 Aſche und 

3. 16 „ für die beiten Sorten mit einem Ajchegehalt von weniger 
ala 9 9%, wie fie Geljenficchen und Harpen erzeugen. 

Nachdem diefer Preisunterichied einmal eingetreten war, bemühten fich die 
Zehen in die erite KHlaffe zu fommen. Hier ftelfte fich alfo der Durchſchnitts— 
preis für eine Tonne Koks im Februar 1906 auf 15,45 ME., fo daß fich aljo 
die oben berechneten Selbftfoften um 1,25 ME. die Tonne verringern und auf 
52,45 ME. ſich Stellen. Diejer Preis gilt aber wohlgemerkt nur für jene Werke, 
— ſich heute mit ganz wenigen Ausnahmen im Ruhrbezirk nicht mehr vor: 

nden. 

Die entiprechenden durchſchnittlichen Selbftloften an der Moſel ſtellen ſich 
folgendermaßen: Im Minettegebiet rechnet man bei einem Eifenausbringen von 
33,3 % aus Mtinette und bei Verwendung von meitfäliihem Koks 1000 kg 
Koksverbrauch auf eine Tonne Roheiſen; bei jedem vom Hundert Ausbringen über 
oder unter 33 P/o 50 kg Koks mehr oder weniger, alſo bei 31,3 %/o Ausbringen 100 kg 
mehr. Das madjt 1100 kg Kofsverbraud auf eine Tonne Robeijen. Der 
durchichnittliche Syndifatspreis für Koks betrug im Februar 1906 nun 15,25 Mi. 
Dazu kommen durdichnittlid 7,80 ME. Koksfracht, was zujammen 23,05 ME. 
ergibt. 1100 kg Koks foften demnad in Lothringen 25,35 ME. Die Selbit: 
foften der Erzgeminnung find in Lothringen ſelbſt Fehr verichieden. Naturgemäß 
arbeiten Stollenanlagen billiger al3 Tiefbauanlagen. Zagebaue find aber heute 
faft gar nicht mehr vorhanden. Für Stollenanlagen mögen die Selbitloften 
durchjichnittlid etwa 2,50 Mk., für Tiefbauanlagen 3,00 ME. fein. Das ergibt 
alio einen Durdjchnitt von 2,75 ME., wenn wir der Einfachheit halber die 
förderung als zu gleichen Zeilen aus Stollen: und Tiefbauanlagen betradten. 
Dazu fommen durdhichnittlih 40 Pig. an Fracht nah dem Hochofen (einzelne 
Werke haben das Doppelte an Erzfracht), jo daß 3,15 ME. Erztoften auf bie 
Tonne Erz herauöfommen. Bei 3200 kg Erzverbraucd für eine Tonne Roh: 
eiſen macht das 10,10 ME. Dazu famen im Februar 1906 noch 3,30 ME. 
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für Mangananjag, jo daß im Februar 1906 für die Mojelinduftrie folgende 
Selbſtkoſten beſtanden: 


1100 kg Kots nebſt Fradt . -. 285,,86 Mt. 
3200 kg Erze nebft Sradt - » .„ . 10,10 „ 
DRONGEN ax. 8% een 3,30 „ 
Köhne und Reparaturen . . » . . 6,00 „ 
Binjen und Amortilation . . » . .« 2,00 „ 


Zujammen aljo 46,75 Mt. 


Dieſe Selbftkoften der lothringiſchen Eifeninduftrie mit jelbitgeförderten Erzen 
fönnen wir aber nur denjenigen rheiniſch-weſtfäliſchen gegenüberftellen, bei denen 
jelbitgefertigter Kof3 verwendet wird. Für Hüttenmwerfe mit eigenen Zechen und 
Kolsanlagen ſtellen ſich die Selbitloften ganz weſentlich niedriger, wie nad): 
folgende Berechnung zeigt. In dem Jahresbericht der Harpener Bergbaugejellichait, 
welher am 27. Oktober 1905 der ordentlichen Generalverjammlung zur Ge: 
nehmigung vorgelegt wurde, erzielte diefe Gejellihaft einen Rohgewinn aus Kols 
von 4731108 ME. und außerdem einen Rohgewinn aus den Teeröfenanlagen 
von 1410444 ME. Das machte zufammen 6141552 ME. oder bei einer Koks— 
erzeugung von 1196930 Tonnen auf die Tonne 5,13 Mi. Da in demijelben 
Berichte der Erlös für die Tonne Koks auf 14,09 ME. angegeben ift, betragen 
alſo die eigentlichen Selbitkoften des Koks 8,96 Mi. Die Generalunfoiten 
betrugen 3775805 ME. Das ergibt für 5528979 Tonnen Kohlen 0,67 ME, 
auf jede Tonne. Da nun aus 1400246 Tonnen Kohlen 1196930 Zonnen 
Koks gewonnen wurden, alfo ein Ausbringen von 80/0 ftattfand, bleiben für 
jede Zonne Koks Generalunfoften 0,82 Mi. Demnad) ftellten fi die Geſamt— 
jelbftkoften für eine Tonne Koks auf 8,96 + 0,82 = 9,78 Mt. Auf Grund 
dieſer Darlegungen kann man alio die Geftehungsfoften für eine Tonne Koks 
der Hüttenwerfe auf 10,00 ME. jchlehthin einjegen, da die Berhältniffe der 
einzelnen Zechen in Niederrheinland-Weſtfalen ziemlich diejelben find. Andererieits 
muß darauf hingewieſen werden, dab einige Zehen, welche den Hüttenwerfen 
Deutiher Kaijer, Krupp, Hoeſch und dem Bochumer Verein gehören, wegen 
der vorzüglichen Qualität der Fettkohlen wejentlich billigere Selbftfoften in ihrer 
Kofzerzeugung haben ala 10,00 Mt. Außerdem liegen die Zehen und Koks— 
anlagen in vielen Fällen jo nahe an den Hochöfen, dag an Beförderung auf die 
Tonne nur einige Pfennige entfallen und nicht, wie oben eingelegt, der Betrag 
von 1 ME. erreicht wird. Welches Uebergewicht nun die gemifchten Werke den reinen 
gegenüber im Ruhrbezirk haben, mag der Umftand zeigen, daß nach dem letzten 
Stande des alten Stahlwerfsverbands 95/0 alles Stahls des Ruhrbezirks von 
gemijchten Werfen geliefert wurden. Unter diefen Borausjegungen betragen die 
durchſchnittlichen Selbitkoften für eine Tonne Roheiſen der niederrheiniſch-weſt- 
fältihen Werke 47,30 Mk., wie folgende Zufammenftellung ergibt: 


950 kge ki . . . 2: 2 202. 9,30 Mt. 
Kolsfradt . :» 2 2... ee SR. a 
Erzmöler . . 2 2... . . +. 3800 „ 
Route - 4. =... % 0: a 1,00 „ 
Löhne und Reparaturen . » . . 600 „ 
Zinſen und Amortijation -. » » „ 2300 „ 


Geſamtkoſten 47,30 Mt., 
die für 95 °/o der am Stahlwerköverband beteiligten Werke anzufegen jind und denen 
in Lothringen bei Anwendung jelbitgeförderter Erze 46,75 ME. entipreben. 
Das ergibt für Lothringen alfo einen Voriprung von 0,55 ME. auf die Tonne. 
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Bei gekauften Erzen ftellt fich die Sache folgendermaßen. Im Februar 1906 
foftete eine Tonne fiejelhaltige Minetteerze ab Grube 3 ME. bis 3,50 ME. in 
Lothringen; alfo im Durchſchnitt 3,25 DE. Kalkhaltige Erze Eofteten 3,50 bis 
3,70 DE. bei einem Ausbringen von 31—32 vom Hundert. Als durdhichnitt: 
ihen Preis fann man aljo 3,60 ME. für die Zonne anjegen. Unter diejen 
Umftänden ergeben fi aljo an Selbſtkoſten: 


1100 kg Kots nebft Fradt . . 2 2 20. 25,35 Mt. 
1000 „ Hejeliges Erz nebſt Kradt. . . . - 3,65 „ 
2200 „ kalliged „ rl eh a 3880 „ 
SRORBRE E  en e 3,30 „ 
Löhne und Reparaturen . . 2 2 2 20. 6,00 „ 
Binien und Amortifation . » » 2 2 2020. 2,00 


Bujammen 49,10 M. 

Nun werden in Lothringen aber eben jo jelten von den Hütten angefaufte 
Erze verhüttet, ald in Niederrheinland-Weftfalen die Werke auf den Erwerb 
fremden Koks angewiejen find. Diefen 49,10 ME. Robeijenjelbitloften im Minette— 
bezirf entiprechen demnach 52,45 ME. Robeifenfelbitkoften im Ruhrbezirk, was 
zu Ungunften ber nieberrheiniichmeftfäliichen Eifeninduftrie einen Unterichied von 
3,35 ME. ergibt. Der Ueberficht halber ſeien noch einmal die gefundenen Selbft- 
foften zujammengeftellt: 








nn. — 


Niederrheinland⸗ 


Selbittoften in Beftfalen Lothringen Unteridied zu 


‚Suniten Lothringens 








— — - — — — — — — 





bei gekauftem Kols im Ruhr⸗ 
bezirf und gekauften Erze im! 52,45 Mt. 49,10 Mt. | 3,35 Mt. 
Minettebezirk. | 


! 





bei jelbiterzeugtem Kols im! | | 
Rubrbezirtundeigenen@rzen 4730 Mt. | 46,75 Mt. 
im Minettebezirt | 


0,55 Mt. 
| 


Die Selbitfoften werden ſich für die lothringiiche Eifeninduftrie aber noch 
im Laufe der nächſten Jahre erhöhen, da für 1907 der Durchſchnittspreis für 
Syndikatskols je nad der Sorte 18 bzw. 17 und 16 ME. beträgt und für 
1908 auf 18,50 bzw. 17,50 und 16,50 ME. angejegt if. Welch großer Nach: 
teil ſich aber nad) einer anderen Richtung hin für die lothringiſche Eijeninduftrie 
der nieberrheinijchweitfäliichen gegenüber ergibt, der dieſen Fleinen Vorſprung 
völlig illuſoriſch macht, joll im folgenden Abjchnitt gezeigt werben. 


VI. Das bisherige Wettbewerböverhältuis zwiſchen Niederrheinland:Weft: 
inlen und Lothringen:Zuzemburg und jeine zulünftige Geftaltung auf 
Grand der Frachtſtellung. 


Die ſüdweſtdeutſche Eiieninduftrie ift eine Grenzinduftrie und nimmt als 
ſolche feinen Anteil an möglihft guten Verbindungen mit ihren Abjabgebieten, 
wie fie einer zentralen Induſtrie zugute fommen. Die großen Eifenverbraud3: 
pläße liegen in erfter Linie in den bdeutichen Großftädten des Nordens und 
Oſtens, wohin bie niederrheiniichweitfäliiche Eifeninduftrie weſentlich geringere 
Frachtſätze zu zahlen hat als ihre Mlitbewerberin im Mtinettegebiet. Das nahe 
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Frankreich kommt als Abjaggebiet wegen Seiner hohen Zollſchranken und vor 
allem wegen jeiner ftagnierenden Bevölkerung für den Südweſten gar nicht in 
Betracht. Der Abſatz nach der Schweiz erleidet durch den ftarfen Wettbewerb 
der belgiichen Induſtrie, der Dank bes nn der jranzöfiihen Oft: 
bahn jehr niedrige Tarife berechnet werben, ftarfen Abbruch. Und Italien 
wird von Jahr zu Jahr kaufunfähiger. Die niederrheiniich-weitfäliihe Eijen- 
induftrie dagegen liegt für den Verkauf ihrer Fertigerzeugnifle, ſowohl für den 
inländiihen Markt als aud für die Ausfuhr, viel günftiger. Außerdem find 
ihre Eijenmwerfe von einem dichten Kranz aufnahmefähiger Großftädte umgeben 
und ihre Frachtlage wird immer noch weiter verbeffert durch den Bau des 
Rhein Wejer-fanald und den geplanten Mainfanal, auf dem die Hüttenwerke 
des Ruhrbezirks bis in das Herz Süddeutichlands eindringen fünnen. Unter 
jolden Umftänden kann Südweltdeutichland unmöglich ruhig zuiehen, wie es 
durch Summierung einer {Fülle Heiner Vorteile für feinen erften Mitbewerber 
auf dem deutſchen Markte einfach an die Wand gedrüdt wird, Jondern es muß 
aud für fi den Ausbau der für fie in Frage kommenden Waflerftraße fordern. 
Auf dem Gebiete der Eijenbahntarifreforn it eine grundſätzliche Aenderung 
zwiichen den Frachtverhältniſſen Niederrheinland-Weftjalend und Südmelt: 
deutjchlands gar nicht mehr herbeizuführen, ohne die Grundlagen der preußiichen 
Staatöfinanzen zu erſchüttern. Es ift ebenjo ausgeichloffen, daß Die ſüdweſt— 
deutiche Eifeninduftrie dies noch erftreben kann, wie es ausgeſchloſſen erjcheint, 
daß die Krone Preußen jemals die Hand dazu reicht. 


Vor allem werden die niederrheiniichweitfäliichen Werke durch den Rhein— 
Weſer-Kanal aufs neue einen ungeheuren Frachtteil den ſüdweſtdeutſchen gegen: 
über erlangen. In nieberrheinitch-eftfälttihen Kreifen werden diejelben auf 
1—2 ME. für die Tonne Roheifen angejeßt und zwar für die am Rhein 
liegenden Eijenwerfe auf etwa 1 ME. und für die öftlichen auf 2 ME., jo daß 
1,50 Mk. den Durdjchnittsanteil für eine Tonne Roheiſen bildet. Dazu 
fommen noch 50 Pig. durchſchnittliche Frachtverbilligung für die Verſendung 
von Halbzeug und Tyertigfabrifaten, jo daß eine Gejamtverbilligung von 2 ME. 
für die Tonne durchſchnittlich eintritt. ES ift nicht abzujehen, wie dad Moſel— 
und Saargebiet fid) gegen eine ſolche Verbilligung der Erzeugniffe jeines Haupt: 
mitbewerber8 auf dem Weltmarkte behaupten fol. Denn ſchon heute liegen 
die Tyradhtverhältniffe für Südweltdeutichland jo ungünftig wie möglid, wie 
ihon oben kurz erwähnt wurde. Nicht nur, daß das Ruhrgebiet eine Tonne 
Minette von Algringen für 5,40 ME. angefahren erhält, während umgefehrt 
von Bodum nad Algringen für die Tonne Koks und Kokskohlen 7,80 ME. 
und für Fabrikationskohlen jogar 8,20 ME. bezahlt werden müſſen — ein 
Unterjhied von 2,40 ME. und 2,80 ME. auf die Zonne —; auch die allge 
meine Frachtlage für das Moſel- und Saargebiet ift fo ungünftig wie möglich. 
Heute beträgt die Fracht für Fertigfabrikate nad) Spezialtarif II von 

Völklingen nad Berlin 24,00 ME. die Tonne 
Dortmund „ ; 1550 „ „ e 
Ruhrort e A 17,00 „u R 


Danach beiteht aljo nad) dem größten deutichen Verbrauchsplatze ein durch⸗ 
ſchnittlicher Unterſchied von 8,00 ME. zwiſchen Niederrheinland-Weſtfalen einer— 
ſeits und der Saar andererſeits. Für Lothringen iſt der Unterſchied noch 
etwas größer. 
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Ganz diejelben VBerhältniffe beftehen für die Ausfuhr. Die Hauptausfuhr 
geht über See. Hier haben die Saarmwerfe mit der Bahn nad; Antwerpen ala 
ihrem nächften und daher. billigften Ausfuhrhafen eine Tonnenfracht von 8 Mk., 
nad Rotterdam jedoh 12 Mk., während andererjeit3 die niederrheinijch-weft- 
fäliſchen Werke mit einer Tonnenfracht von 1 ME. bis 1,50 ME. zu Wafler 
nad beiden Orten fommen. Für die Werke in Dortmund beträgt die Fracht 
bi Emden höchſtens 2 ME. Auch Hier ftellt fi der gleiche Unterſchied von 
durchſchnittlich 8 ME. Heraus. 

Weiterhin können die niederrheiniichen Werke unter Benugung der Wafler: 
ftraße nad) der Schweiz, die doch eigentlich” als natürliches Ablatgebiet ber 
jüdweftdeutichen Werke gelten könnte, ebenjo billig gelangen wie dieſe. 

Nach Süddeutichland haben fie bei Benutzung der Waflerfrachten für ihre 
dertigfabrifate jogar nod einen Vorteil. Bon Ruhrort bi8 Mannheim koſtet 
die Tonne 3,50 ME. Waſſerfracht, während die Fracht nad) Spezialtarif II 

von Völklingen nah Mannheim loco 6,60 Mi. die Tonne und 
. = 2 a transit 6,00 „ „ 5 

beträgt. Und um noch Fradtiäße für andere Hauptſtrecken anzugeben, jeien nur 
noch die ungeheuren Unterjchiede angeführt, welche ſich aus folgenden Fracht: 
verhältniffen ergeben. Nach Spezialtarif II beträgt heute die Fracht 

Oberhauſen Hamburg 6,00 ME., dagegen 

Diedenhofen— Hamburg 16,00 „ und 

Rombah— Hamburg 16,40 „ 

Dur ſolche Frachtdifferenzen werden die Eleinen Vorteile der Eijeninduftrie 
des Mtinettegebiets und an der Saar, welche ihr infolge etwas niedrigerer Selbit- 
foften erwachſen, mehr als aufgehoben. Daß heute die Eiſenwerke Sübdmelt: 
deutichlands noch zu den obenerwähnten Frachtſätzen ihre Fertigfabrikate nad 
Antwerpen jchaffen fünnen, verdanken fie dem Entgegentommen der belgijchen 
Bahnen, die oft noch unter den Stredenjag von 1,7 Pig. heruntergehen. Auf 
dieje Weile fommt es denn, daß ungeheure Summen an Fracht ausländiichen 
Bahnıgeiellichaften zugute fommen. 

Nur in einem Punkte können heute die Saarhüttenwerfe den nieder: 
rheinifch-weitfäliichen erniten Wettbewerb machen, indem fie über Ludwigshafen 
Halbzeug nad) dem Niederrhein verfradhten auf Grund des Spezialtarifes III. 
Für Tyertigerzeugnifie ift dieſe Möglichkeit aber in allen Punkten gänzlich aus: 
geichloffen. Daß fich die Eijeninduftrie des Ruhrbezirks auf Grund der mannig- 
jachen Vorteile günftiger entwidelt hat als die des Mtinettegebiet3 und an der 
Saar, bemweilen wohl am beiten die Zonnenzahlen der Erzeugniffe. Während 
1902 die jübmweitdeutihen Werfe ihren nordmeitlihen Mitbewerbern um rund 
86 000 Tonnen Jahreserzeugung voraus waren, übertraf 1906 die Eijenproduftion 
des Ruhrgebiets die an der Moſel und Saar um nahezu 400000 Tonnen, 

wie nachitehende Tabelle zeigen mag. Danach betrug die Roheijenerzeugung an der 


Moſel und Saar 
(einfhließl. Luremburg) Ruhr Mehr an der Ruhr 
1902: 3367844 Tonnen 3281200 Tonnen — 86644 Tonnen 
1903: 3953 296 — 4009 227 - + 55931 A 
1904: 4 020 646 N 4015821 \ — 4823 " 
1905: 4 335 007 = 4376 646 R + 41633 M 


1906: 4768852 „ 5142783 „ + 373931 „ 
Diefer Vorſprung der niederrheinijch-weitfäliichen Eiſeninduſtrie wird aber 
von jetzt ab noch viel größer werden. Die Eijenbahnverwaltungen haben für 


334 Diepen horſt, Die wirtichaftliche Bedeutung der Mojel- und Saarfanalifierung 


die preußiich-hefftichen Staatsbahnen den Ausnahmetarif VII auch auf die bis 
dahin ausgejchhloffenen Sendungen von binnenländiihen Waſſerumſchlagsplätzen 
ausgedehnt. Durch dieje Erweiterung des Ausnahmetarifs find die Erzfrachten nicht 
unmejentlich bei mittleren und größeren Entfernungen vermindert worden. Die 
weitfäliichen Hüttenwerfe haben bei dem Bezug von ſpaniſchen und ſchwediſchen 
Erzen deshalb bedeutenden Vorteil, wenn fie diejelben über Rotterdam via Duis- 
burg:Rubrort beziehen. So ermäßigt fich beiſpielsweiſe die Erzfracht für das 
Eiſen- und Stahlwerf Hoeſch von den genannten Rheinhäfen von 20 ME. auf 
17 ME. pro Doppelwagen ausſchließlich Hafengebuhr. Während dies Hütten: 
werk vor Inkrafttreten diejes Ausnahmetarifs die Tonne Eijenerz ab Rotterdam 
einſchließlich Umſchlags- und SHafengebühr mit 3,20 ME. verfracdhten mußte, 
zahlt es jegt nur 2,90 ME. für die Tonne Erz. Der Bezug ſchwediſcher Erze 
über Emden jtellt fich deshalb zurzeit für die Dortmunder Werfe etwas teurer 
ala über den Rhein. Allein diejer Unterjchied wird am 1. Juli ds. Is. wieder 
wettgemacht werden durch die Dortmunder jtädtiiche Induftriebahn, weldhe an 
jenem Zage dem Verkehr übergeben werden joll und die Fracht für ſchwediſches 
Eifenerz über Emden um 10 Pig. pro Tonne, auf 2,80 ME. ermäßigt bzm. 
2,95 ME. für den Hoerder Bergwerks- und Hüttenverein)y. Durd Einführung 
diejes Tarifs VII ift dem Eiſen- und Stahlwerk Hoeic in Dortmund die Mög: 
fichfeit gegeben, die Tonne Roheilen bei Verhüttung 6Oprozentiger Erze um 
50 Pig. billiger herzuſtellen. Aehnliche Vorteile werden jpäterhin aber allen 
niederrheiniich-weftfäliichen Werfen zugute fommen, da der Rhein-Weſer-Kanal 
(ängft beichloffene Sade ift und mit ben Arbeiten der Streden Rhein-Herne 
und Bevergern:Hannover jet begonnen wird. 

Bon all diefen Vorteilen, die im einzelnen genommen nicht jehr belang: 
voll find, in ihrer Gejamtheit aber zu ungeheuren Begünftigungen werden, hat 
die Eifeninduftrie in Quremburg, Lothringen und an der Saar auch nicht den 
geringften Nuten. Sie muß zufehen, wie ihrer erften Mitbewerberin ein Zugeftänd- 
ni8 nad) dem andern gemadt wird und daburh die Maße der Eiſeninduſtrie 
an der Ruhr und die ihrigen von Jahr zu Jahr ungleiher auf dem In- und 
Auslandsmarkte werden. a, e8 gewinnt faft den Anjchein, als ob fie zum 
Stieffind unter den beutichen Induſtrien beftimmt fei, während die rheinijich- 
weſtfäliſche Eifeninduftrie einen Wunſch nad) dem andern fid) erfüllen fieht. Die 
ſüdweſtdeutſche Induftrie hat niemals Vorftellungen gegen die Ausführungen diejer 
ihrer erften Mitbewerberin zugute tommenden Vorteile und Begünftigungen erhoben. 
Die Eijenwerfe im Ruhrbezirt arbeiten aber mit aller Kraft gegen die Moſel- und 
Saarkanalifierung, die einen Zeil ungleiher Wettbewerböverhältniffe bejeitigt. 

Dieje feindliche Stellung der niederrheiniich-weitfäliichen Eijeninduftrie wird 
um jo unverftändlicher, wenn man einen Rüdblid auf die von ihr bezogenen 
Minetteerze der lebten Jahre wirft. Die Zahlen im einzelnen find 


Minettebezug aus Minettebezug aus Minettebezug im 
Lothringen: Luxemburg: Ganzen: 

1900 574479 Tonnen 709 542 Tonnen 1284 021 Tonnen 
1901 601 311 R 481 291 — 1082 602 » 
1902 912 888 2 665 261 nn 1578 149 pr 
1903 1 369 918 R 420 250 > 1 790 168 e 
1904 1 382 561 . 565 848 ® 1948 419 = 
1905 1252 112 > 704 521 R 1 956 633 » 
1906 2 170 000 J — — 


— i)j Bgl. hierzu Deutſche Bergwerkäzeitung Nr. 51 vom 1. März 1907. 
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Die Zunahmen de Minetteverbrauhs am Niederrhein und in Weftfalen 
find ſeit 1900 um mehr ald das Dreifache gejtiegen. Daß bie Eiſenwerke an 
der Ruhr aber noch fortgeſetzt an einer Verbilligung der Dlinettefrachten arbeiten, 
geht aus einer Eingabe an den preußiichen Miniſter der öffentlichen Arbeiten 
vom 23. November 1905 hervor, welche von dem Eijen- und Stahlwerf Hoeſch 
in Dortmund ausging und von den Handelsfammern in Hagen i. W., Dort: 
mund und Duisburg befürwortet wurde. In dieſer Denkichrift heißt es: 
„Mehrere rheiniich-weitfäliiche Werke haben bereits den Verſuch gemacht, ſich durch 
Beteiligung an franzöfiihen Gejellichaften einen Zeil dieſer (hocheifenhaltigen) 
Erze (Franzöſiſch-Lothringens nämlich) zu fichern, und dieſe Verſuche werden 
trog der ablehnenden Haltung der franzöfiihen Regierung vorausfichtlicd Erfolg 
haben, jall® mit der Ausdehnung des ermäßigten lothringiihen Tarifs auf 
Sendungen aus dem franzöſiſchen Minetterevier gerechnet werden fann.“ Als 
einziger Erjaß für die ſchwediſchen Erze, deren Bezug wegen der auf ſchwediſcher 
Seite in Ausfiht genommenen Maßnahmen jtets beichränft bleiben würde und 
vorläufig nur für einige Werke am Niederrhein vertraglich gefichert fei, könne 
nur Minette in Frage fommen. Da Minetteerze mit größtem Eijengehalt im 
Plateau von Briey aufgeichloffen jeien, jei e3 für die niederrheinijch-weftfäliiche 
Eiieninduftrie von größter Bedeutung, den ermäßigten Tarif für Sendungen 
ab lothringiichen Stationen auch auf diefe Erzjendungen auszudehnen. Und in 
der Zat ift diefer erwähnte Unterſchied in der Frachtſtellung zwiichen deutſch— 
lothringiſcher und franzöfiic:lothringiicher Minette denn auch ein ganz gewal— 
tiger. Es gelten beilpielaweile heute folgende Säße für die Tonne Minette: 

ab Groß-Moyeuvre bis Dortmund 5,70 Mk., 
dagegen für franzöfiiche Minette 

ab Gonflans bis Dortmund . . 8,32 ME. und 

ab Briey bi8 Dortmund. . . 860 „ 

Diele Fracht fünnte nur für 50—55 prozentige Minette aus Frankreich 
gezahlt werben, da dann erſt der Unterjchied durch den höheren Eilengehalt auf: 
gehoben würde. Welchen Wert viele Werke ARheinlands und Weſtfalens auf den 
Bezug franzöfiicher Minette legen, geht daraus hervor, daß heute der Nachener 
Hütten-Aftienverein Rote Erde mit fieben Zmölftel der Hauptbeteiligte der Ge: 
jellihaft Mines de Saint Pierremont mit dem Site in Abancieulles ift, welche 
die Erzfelder des Beckens von Briey aufichließt. Ferner gehören die franzöſiſchen 
Minettefonzeifionen Jouaville und Batilly bereitd dem Großinduftriellen Auguft 
Thyſſen. Die Eifenwerke Hoeſch, Hoerde und Haſpe befigen zulammen die Kon— 
zeifton Jarny. Da nun die Erzbehüttung in Frankreich mwejentlic mächtiger ift 
als in deutich-Iothringiihem Gebiet, muß man auf jebe der drei Konzeſſionen 
150 bis 200 Millionen Tonnen abbaumwürdige Erze rechnen, insgeſamt aljo 
mit Saint:Pierremont zujammen 600 bis 800 Millionen Tonnen. Bon jüd- 
weitdeutjchen Hüttenwerken find 3. B. die Rödjlingichen Eijen: und Stahlmerfe 
in Völklingen a. d. Saar zur Hälfte an den Minettefeldern Vallery des Aciéries 
de Longwy beteiligt. 

Diele Tatjachen beweiſen zur Genüge, daß die Eijeninduftrie Niederrhein- 
land-Weſtfalens das größte Intereſſe an billigen Frachten für ihre Robjtoffe 
aus dem Minettegebiet hat, die nur durch die Kanalifierung der Mojel für 
600 Zonnen:Schiffe durchgeführt werben können. Die Frachtverbilligung für 
Koks, melde der ſüdweſtdeutſchen Eifeninduftrie zugute kommt und für Roheilen, 
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Halbzeug und Tyertigfabrifate, an welche die Eiſenwerke beider Gebiete teil haben, 
it weiter oben ausgeführt. 


Es darf aber nicht überjehen werden, daß die Mojel: und Saarfanali: 
fierung als die einzigen Faktoren in Betracht fommen, die der Preispolitif der 
ftaatlihen Saargruben einen entichiedenen Damm jegen und eine allzu große 
Einfuhr belgiicher Kohlen verhindern können. Unter der eigenartigen Geichäfts: 
weile der Saargruben haben bejonders die im Saargebiet liegenden fünf Hütten: 
werfe jehr zu leiden. In der Situng des Abgeorbnetenhaufes vom 24. Februar 
1903 bat der preußiiche Minifter der öffentlichen Arbeiten jelbit zugeben müflen, 
„daß die teuerfte Kohle für die preußiichen Staatsbahnen die fiskaliſche Kohle 
ift, obgleich fie bekanntlich ſehr viel jchlechter ift und einen unangenehmeren 
Geruch entwickelt als die rheinifch:weitfälifche Kohle“. Eine ſolche Preispolitif 
auch für die Saar: und Mofelbergwerkägejellihaft in Spittel-Karlingen bei 
Forbach dermaleinft einzuführen und die Saar: und Mojelinduftrie fi unter: 
tänig zu maden, ift heute die Abficht der Befiger jenes Kohlenbergwerks, die 
in der niederrheiniſch-weſtfäliſchen Großinduftrie eine führende Rolle einnehmen. 
Bei Fanalifierter Moſel dagegen Eoften in Algringen Syndikatsfohlen etwa das— 
jelbe wie Saarkohlen, die dann aber wegen ihrer geringeren Qualität hinter den 
Ruhrkohlen zurüdftehen müßten.‘) Das Moſelbecken gehört eben dem Kohlen: 
lieferanten, der e& haben mill. 


Bei einer günftigen Entwidlung der Eijeninduftrie an der Moſel kann 
für die Zukunft aber nur Ruhrkoks in Frage fommen, da bis heute badjähige 
Fettkohlenvorkommen in Lothringen noch nicht gefunden find und, auf Grund 
der vorliegenden Tatſachen zu urteilen, auch wohl nie in ausreichender Menge 
erbohrt werden. Ein erjtes fachmänniſches Gutachten darüber bejagt: „In dem 
Felde Mojel und Saar find bisher nur im jüdlichen Zeile Fettkohlen durch die 
Schachtanlage II und die Schadtanlage V in Merlenbad (Kreis Forbach) auf: 
geichloffen worden. Das ganze Gebiet, in weldem aller Vorausſicht nad in 
erreichbarer Zeufe, d. h. innerhalb einer Teufe bis zu 1200 m, Fettkohlen vor: 
fommen, umfaßt rund 16,5 qkm = rund 8 Normalfelder. In dieſem Falle 
find rund 200 Millionen Tonnen gemwinnbare Tettlohlen vorhanden, wobei 
in Betracht des außerordentlicd mächtigen Kohlenvortommens mit einer Mächtigkeit 
von 40 m gerechnet ift. Es find aljo von den früher (von dem Markſcheider 
Morhenn) herausgerechneten 3200 Millionen Tonnen mindejtens 3000 Millionen 
Tonnen zu ftreihen. Bezüglich des mutmaßlichen fonftigen Vorkommens von 
Fettkohle in Lothringen ift feftzuftellen, dab rund herum in den umliegenden 
Bohrungen bisher nur Flammkohle erbohrt worden ift, Jowohl im Felde Saar 
und Mojel ald aud in den weiter weſtlich nad der franzöfiihen Grenze bin 
ausgeführten neueren Bohrungen. Die Fettkohlen find aljo dort, fall überhaupt 
welche vorfommen, nur in jehr großen Teufen zu erreihen. Zum Beijpiel wird 
man, wenn man das Profil des Schadtes Marie von der Bergwerksgeſellſchaft 
Ba Houve, deren Konzejfion mitten im Felde von Saar und Moſel liegt, ver: 
vollftändigt, das oberſte Flöß der Fettkohlen dort erit bei rund 1700 m Teufe 
erreihen. Aus den 200 Millionen Tonnen Fettkohle find etwa 100 Millionen 
Tonnen Kokskohle zu gewinnen, da die übrigen Kohlen ala Stüdfohle verbraudt 
werden. Aus den 100 Millionen Tonnen Kokskohle find aber höchftens 
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50 Millionen Tonnen Koks berzuftellen ; eine Menge aljo, die bei dem heutigen 
Koksbedarf der Lothringer Eijenwerfe nur 14 bis 15 Jahre ausreichen würde.“ 


VII. Die nationale Bedeutung der Mofel: und Saarlanalifierung. 


Dur die Moſel- und Saarkanalifierung würde das größte deutſche Erz: 
vorfommen mit bem größten deutſchen Kohlenvorkommen verbunden. In dieſer 
Hinficht ſtellt ſie alſo ſchon allein eine wirtſchaftliche Tat erſten Ranges dar. 
Die Abhängigkeit der ſüdweſtdeutſchen Eiſeninduſtrie vom rheiniſch-weſtfäliſchen 
Kohlenmarkt würde durch Benutzung des Waſſerweges nicht mehr ſo ſtörend 
empfunden werden und andererſeits könnten die Minetteerze am Niederrhein und 
in Weſtfalen eher zu der ihnen gebührenden Bedeutung kommen. Welche Rolle 
die Verſorgung der deutſchen Hochöfen mit ausländiichen Erzen heute im Wirt: 
ichaftsleben jpielt, geht am beiten aus den Summen hervor, welche das Deutjche 
Reich jährlich für Eijenerze an das Ausland zu entrichten hat. Diefe Summen 
find in ftetem Steigen begriffen und haben fich jeit 1892 vervierfacht und jeit 
jeit 1886 jogar verzehnfaht. Die gewaltige Steigerung des Tribut, den bie 
deutiche Eijeninduftrie zu einem erheblichen Teile dem Auslande aus dem Grunde 
zahlt, weil ihre binnenländiichen Waſſerwege ungenügend entwidelt find, veran- 
ihauficht folgende Tabelle: 


1885 2 Millionen Mt. 1896 34,8 Millionen Mt. 
1886 — 1897 46,7 B r 
1887 * * 1398 54,5 n n 

1888 14, 7 2 — 1899 70,2 = — 

1889 17,6 = 1900 75,2 e = 
1890 21,2 = — 1901 69,703 " * 
1891 19,4 u u 1902 59,235 fi — 

1892 22,4 r = 1903 80,175 _ * 
1893 21,0 J — 1904 91,782 J 
1894 27,4 * ” 1905 102,414 u w 
1895 27,3 


Diele Zahlungen an das Ausland fünftlih) durch Unterlafjung einer fo 
wichtigen Flußfanalifierung wie der Schiffbarmachung ber Mojel weiter in gleicher 
Weiſe Hinaufzutreiben, wo eine Benützung der nationalen nude dies ver⸗ 
hindern könnte, dürfte kaum im Intereſſe der deutſchen Geſamtwirtſchaft liegen. 
Und die Bevorzugung ausländiſcher Erze würde durch den Ausbau des Rhein— 
Weſer-Kanals noch ins Ungemeſſene ſteigen, wenn die ſchwediſche Regierung hier 
nicht durch ihre beabſichtigten Maßnahmen zur Erſchwerung der Erzausfuhr un— 
bewußt den Minettebefigern entgegengefommen wäre. Allerdings ıft Schweden 
nicht Deutichlands erfter Erzlieferant;; e8 fteht jogar ziemlich weit hinter Spanien 
zurüd. Aber von allen phosphorhaltigen Erzen kommen aus Schweden bei weiten 
die meiften. Wenn deshalb durch die Mojel- und Saarfanalifierung auch nur 
die Hälfte der gewaltigen Summen für ausländijche Erze dem Deutſchen Reiche 
erhalten blieben, jo dürfte das für den nationalen Haushalt ſchon nicht gering 
anzuſchlagen jein. Es ift aber auch vom Standpunkte der nationalen Sicherheit 
aus keinesfalls wünjchenswert, daß eine jo große Induſtrie wie die niederrheiniſch— 
weftfäliiche Eijeninduftrie völlig abhängig von der überjeeiichen Erzzufuhr bleibt. 
Es liegt im nationalswirtihaftlihen Intereſſe, daß Niederrheinland-Weftfalen 
jeine Hodöfen im Falle einer Blofade der beutihen Küfte nicht ausblajen 
braudt, jondern feinen Erzbezug auf einer binnenländiihen Wafleritraße aus 
Deutich-Lothringen und Luxemburg bezieht. Der Minettebezug während eines 
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Krieges kann aber nur dann mit Sicherheit für die Eijeninduftrie im Ruhr— 
gebiet gewährleiftet werden, wenn eine Waflerftraße die Erzgruben mit den Hoc: 
öfen verbindet, da alle Eijenbahnen durch Transporte belegt jein werben. 


Dazu kommen noch wichlige Gründe der innerdeutichen Wirtichaftsentwid- 
(ung. Noch Heute, nad) einem jechsunddreißigjährigen Beſtehen des Deutichen 
Reiche, ift die Landeshauptftabt Bothringens zwar mit Frankreich, aber noch nicht 
mit Altdeutichland durch einen fanalifierten Fluß verbunden. Wenn noch heute 
zahlreiche wirtihaftlihe und Verkehrsintereſſen Lothringense nad) Frankreich 
mweilen, jo ift da3 zum großen Zeil auch auf Rechnung der Unterlaffungsfünde 
zu jegen, daß der großfanalifierungsjähige Mofelfluß noch feine Kanalifierung 
erfahren hat. Erft die Mofelkanalifierung wird das Wirtichaftsleben Lothringens 
endgültig dem deutſchen Wirtichaftsleben einverleiben. Auf diejelben Verhältnifie 
hinfichtlich der Saar ift e8 zurüdzuführen, daß das mit allen Grundlagen für 
eine großinduftrielle Entwicklung im beiten Sinne außgeitattete Saargebiet noch 
heute eine Ynduftrieinjel im äußerften Südweſten des preußiichen Staates ge: 
blieben ift, welche mit den anderen Jnduftriegegenden des Reich nur in loſem 
wirtichaftlihen Zufammenhange fteht. Während das Saargebiet durdy die 
fanalifierte obere Saar und den Saarfanal mit dem Rhein: Mlarne-Fanal und 
jomit mit dem franzöfilchen Kanalnetz verbunden ift, fehlt ihm doch andererjeits 
jeine natürlichite Verbindung durch die Fanalifierte untere Saar und Mojel mit 
dem Rhein. Welche Bedeutung der Saar: und Mofelfanal für die Verjorgung 
eines Kriegäheeres hat, kann hier nicht näher ausgeführt werden. Es mag nur 
erwähnt werden, daß ein einziges 600 Tonnen Schiff den eintägigen Ver: 
pflegungsbedarf für ein kriegsſtarkes Armeekorps umfaßt. Und dazu ift Met 
durh die Schiffbarmahung der Moſel mit einem ſolchen Schiffe zu erreichen. 

Nun ift oft vorgeichlagen, die Kanalifierung der Mojel und Saar vorläufig 
hinauszuſchieben und den Abbau der deutichen Minettefelder nicht zu bejchleunigen, 
um fie für jpätere Zeiten als „nationale Rejerve“ zu haben. Demgegenüber 
muß darauf hingewieſen werden, daß die Erihöpfung der Minettefelder auch 
bei bedeutend jtärferem Abbau, als e8 heute geſchieht, nicht vor 150 Jahren 
eintreten wird. Da bis heute aber noch fein anderes Gebiet im Deutichen 
Reiche mit joldyen —— fündig geworden iſt, wäre es völlig unwirtſchaft— 
lich, die Erzvorkommen für die fernſte Zukunft aufzubewahren. Wer kann 
auch mit Beſtimmtheit ſich dafür verbürgen, daß über kurz oder lang nicht ein 
Verfahren durch die Technik erfunden würde, nach dem aus weit billigeren 
Erzen als im Tiefbau gewonnener Minette Eiſen erblaſen werden kann! Dann 
würden dieſe heute ſo wertvollen Felder mit einem Schlage ihren Wert ver— 
lieren, den ihnen einſt das Thomasverfahren verliehen hat. Die Zukunft wird 
au den heute nicht abbaufähigen Minettefeldern große Bedeutung geben. 
Man jollte deshalb all dieje Bedenken Hintanftellen angeſichts der vielen 
nationalen Vorteile, welche die Schiffbarmachung der Moſel und Saar für 
unſer deutiches Wirtichaitsleben hat. 


VIII. Die technische Vorbereitung der Mofel: und Enarlanalifierung und 
deren Koften. 


Die Kanalifierung der Mojel ift tehniih und mirtichaftlih von jehr 
langer Hand her vorbereitet worden. Das erite Projekt dafür ift bereits 1885 
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in Zrier erſchienen. Dann folgte 1890 die „Begutachtung ber wirtichaftlichen 
Tragweite des Projektes der Kanalifierung der Mofel, Saar und Lahn“. 1901 
errichtete das preußiſche Minifterium der öffentlichen Arbeiten in Zrier ein 
eigenes Kanalbauamt, das in bdreijähriger Tätigfeit ein neues, allen neuzeitlichen 
Anforderungen entiprechendes techniſches Projekt ausarbeitete, das jeit 1903 
völlig abgeſchloſſen vorliegt. 

Nach diefem Projeft der Mojel- und Saarkanalifierung ftellen fih nun 
—— für die Kanalifierung der preußiſchen Moſel und Saar folgender: 
maßen: 

Es koftet die Ranalifierung der preußiihen Mofel fir Sechs— 

bunderttonnen-Schiffe bei einer Tiefe der Fahrrinne von 2,50 m, 

welche eine Belaftung der Schiffe bis zu 800 Tonnen geitattet 54 600 000 Mt. 

Die Kanalifierung der Saar von Saarbrüden bi8 zur Mündung 
in die Mofel bei einer Fahrrinne voon 2m. . . 2 2 2.0. 24 600 000 „ 
Dazu kommen nod ferner für Schleufen uw. . . » — 2000000 „ 
Zufammen 81200 000 Mt. 
Die Shiffbarmahung der Mojel von der preußtichelothringiichen 
Grenze bis Mep koltet oh - > 2 2 2 18 700 000 „ 
Demnad betragen die Geſamtkoſten: 99 900 000 Mit. 


Hiernad) koſtet aljo ein Uferkfilometer der preußiſch-luxemburgiſchen Strede 
226500 ME., auf lothringiſchem Boden dagegen 311666 ME. Da die luxem— 
burgiiche Mofelftrede 36 km auf dem linken Ufer beträgt, würden auf Qurem- 
burg demnah 18 Kanalifierungsfilometer fallen. Bei Geiamtkoften von 
73300000 ME. entfielen alfo auf 

Preußen (223 km) . . . . 50523000 Mt. 
Suremburg (18 km) . . . 4077000 „ 
Elſaß⸗Lothringen (60 km). . 18700000 „ 

Summa 73 300 000 Mt. 

Es ift aber jelbftverftändlich, daß eine derartige Verteilung der Baufoften 
nicht in Betracht gezogen werden kann, da die wirtichaftlichen Intereſſen der 
drei Uferftaaten auf diefe Weile nicht entiprechend zum Ausdrud fommt. Die 
Lothringer Mojelftrede führt zum großen Zeil durch ein dicht mit induftriellen 
Werten bejätes Gebiet, welches gewaltige Maſſenfrachten empfängt und entjendet. 
An ihrem Ende liegt die bedeutende Stadt Met. Das Großherzogtum Lurem- 
burg befitt ebenjalls einen großen Erzbergbau, welder hunderttaujende von 
Zonnen Erz jährlid) nad) dem Niederrhein verſchickt, und jeine Eijeninduftrie 
empfängt nod) weit größere Kofömengen aus dem Ruhrbezirk. Die preußiiche 
Moſelſtrecke enthält dagegen feinerlei ſolche Maflenfrachteninterefjenten. In einer 
Eingabe der Handeläfammer Saarbrüden vom 1. Februar 1905 an das preu— 
Hiſche Abgeordnetenhaus wurde der Berjucd gemacht, zunächſt die Größe der 
in Trage fommenden Imtereffen der Roheijenerzeugung Lothringens, Quremburgs 
und Preußens zu beredjnen und zwar in ber Weile, daß der Empfänger bes 
verjandten Gutes als der einzige Intereſſent betrachtet wurde. Das Ergebnis 
Diejer Rechnung war, daß von den Gejamtfanalifierungstoften etwas mehr ala 
Die Hälfte auf die Reichälande entfielen. 

Die Kanalifierung der preußiichen Mojelftrede und der Saar foftet im 
ganzen, wie oben jchon angegeben, 81200000 Mi. Da nad) dem Porgange 
Der preußiihen Kanalvorlage die einzelnen Provinzen bzw. Regierungabezirfe ein 
Drittel der Baufummen zu verzinien und zu amortifieren haben, jo entfiele auf 
Die Rheinprovinz der Betrag von rund 27100000 ME. Dadurch würde ber 
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Reichsaufwand Preußens nicht mehr jehr bedeutend jein. Für die Rhein: 
ande bedeutete die Verzinſung (3"/s %) und Amortijation (’/s %0) jener 
27100000 ME. einen Aufwand von 1084000 ME. Die Gejamtunterhaltungs: 
foiten und Betriebskoſten der preußiichen Moſel werden fih nad der Kanali— 
fierung auf Grund bes Anjchlages des Königlichen Kanalbauamts zu Trier auf 
930 600 ME. ftellen. Da heute jchon die Unterhaltungskoiten der Moſel ſich 
auf 530000 ME. belaufen, bliebe alfo nur ein Mehr von 400600 ME. Für 
die Saar ergäben ſich auf diejelbe Weile 227000 ME. Unterhaltungs: und Be 
trieböfoften, jo daß alfo im ganzen 2011600 ME. Gejamtkoften für die Rhein: 
provinz fi) ergäben. Bon diefen 2011 600 ME. wollen aber die fünf Eiſenwerke 
an der Saar 600 000 ME. für 15 Jahre tragen, wenn die Kanalifierung der Moſel 
und Saar ein gemeinjames Unternehmen darftellt. Als fi) dann weiterhin zeigte, 
daß die an der preußiſchen Moſel gelegenen Kreije wegen de8 Mangels an 
praftiihem Intereſſe an der Kanalifierung kaum geneigt fein würden, die auf 
die Rheinprovinz für die preußiihe Mofelkanalifierung entfallenden Zins: 
bürgjchaften zu tragen, wurden zwilchen den preußiichen Saarwerfen und den 
Lothringer Mojelwerfen mit Einfhluß mehrerer Luremburger firmen Ber: 
bandlungen gepflogen, die zum Ergebnis hatten, jene Zinsbürgichaften für die 
preußiſche Mtojelftrede aufzubringen. Es kamen damals 850000 ME. weitere 
Zeichnungen zulammen, da die Mojelzweigniederlaffungen der Saarhütten 
250000 ME. unter berjelben Vorausjegung wie die Saarwerke ſelbſt auf ihre 
Schultern nahmen. Bemerkenswert dabei ilt, daß die preußiiche Mofelftrede eine 
außerordentlich ertragareiche Flußkanalſtrecke ſein wird, weil alle Mafjenfradhten 
fie in ihrer gejamten Ausdehnung durdjlaufen; dagegen ift jowohl die Saar ala 
aud) die Lothringer Moſelſtrecke weit weniger ertragsreich, ja beide vermögen, troß 
ihrer großen Bedeutung als Frachtzubringer für die preußiiche Mojel, ihre 
eigenen Anlagefapitalien allein nicht zu verzinjen, jobald fie auch ihre Betriebs— 
und Unterhaltungsfoften deden jollen. Was aber find die gefamten Zinsbürg: 
haften und die Tilgungskoſten im Verhältnis zu den großen Erfparniffen, die 
allein die ſüdweſtdeutſche Eifeninduftrie an ihren Maſſenfrachten durch die Be: 
nügung der ſchiffbaren Mojel machen wird? 


IX. Schlußbetradtungen. 


Durch dieſe eingehenden Darlegungen ift hinreichend gezeigt, welch große 
wirtichaftlihe und nationale Bedeutung die Schiffbarmahung der Moſel von 
ihrer Mündung bi8 Met und der Saar von ihren Einfluß in die Moſel bis 
Saarbrüden (Brebach) erlangt. Kein deutiches Kanalſyſtem kann joldye Maſſen— 
frachten aufweijen als die fanalifierte Mofel und Saar, da fie das größte Erz- 
vorkommen im Zollgebiet mit den ausgedehnten Kohlenlagern in Niederrhein 
land:Weftfalen verbindet. Für die neuzeitliche Wirtihaftsentwidlung, welche den 
Waflerläufen möglichſt alle Maffenfrachten zuzuführen beftrebt ift, würde es 
auf die Dauer unverantwortlich jein, zwei Flüſſe wie Moſel und Saar der 
Schiffahrt für 600 Tonnen: Schiffe verichließen zu wollen. Alle Beitrebungen, 
die Kanalifierung zu verhindern oder doch wenigftens hinauszuſchieben, müffen 
entſchieden ala kurzſichtige und engherzige zurüdgewiejen werden. Dies trifft 
bejonders für die Kanalifierung der Mojel und Saar zu, die ſich ald Gejamt- 
unternehmen als das rentabeljte Kanalſyſtem darftellen werden, welches wir im 
Deutichen Reiche haben. Alle Vorbereitungen in technifcher und finanzieller 
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Beziehung find getroffen und abgeſchloſſen, während man jeinerzeit bei der Be: 
willigung des Rhein: Weler-Sanala im preußiichen Abgeordnetenhaufe noch nicht 
einmal die genaue Münbdungsftelle des Kanals in die Leine kannte. Wenn der 
RKanalifierung der Mojel und Saar noch weitere Schwierigkeiten begegnen ſollten. 
dann find diejelben auf jene jchon oben erwähnten Gegenftrömungen der nieder: 
rheiniſch⸗weſtfäliſchen Eijeninduftrie zurüdzuführen. Es würde dann aber ben 
Anſchein gewinnen, ala ob die preußifche Staatregierung nur für die Bewilligung 
der Wünjche jener mduftriellen allein gewillt wäre und die berechtigten Intereſſen 
der Mofel- und Saarinbduftrie unbeadhtet laſſen wollte. Keine Herabjegung der Eijen: 
bakntarife auf durchſchnittlich 42 ME. für den Doppelmagen Minette, feine 
entiprechende Ermäßigung der Koksfrachten wäre imftande, Südwejtdeutichland: 
Luxemburg das zu erjeßen, was ein Großichiffahrtsweg zur See für fie bedeuten 
würde. Nur die Moſel- und Saarkanalifierung kann die Wettbewerbäverhält: 
niſſe der ſüdweſtdeutſchen und ber nieberrheiniichweitfäliichen Eifeninduftrie 
etwad zugunften der erfteren verjchieben. Und weil ber Moſel- und Saarfanal 
au der deutſchen Nationalwirtichaft enticheidende Vorteile bringen wird, jollte 
man feine Herftellung mit noch größerer Beichleunigung ins Werk jeben. 
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Gemerbefreiheit und Gemerbeswang in der Bedht- 
ſprechung des Reichsgerichts. 
Von Dr. Adolf Günther in München. 


J. 

Wohl keine Materie entbehrt in gleichem Maße der feſten geſetzlichen 
Regelung wie das weite Gebiet der Koalitionen und der Kartelle. Wie fühlbar 
dieſe Lücke gleihmäßig in XTheorie und Praris empfunden wird, haben bie 
Kongrefje der legten Jahre, insbejondere jener des Vereins für Sozialpolitik 
und der Juriſtentag, deutlich gekennzeichnet. Wielleiht wird nun bei den un— 
zähligen Vorſchlägen de lege ferenda, welche die legten Jahrzehnte gezeitigt 
haben, eines in nicht ganz Hinreichendem Maße berüdfichtigt: die Tatjache, 
daß fid) im Laufe der Zeit eine troß mancher Veränderung im weſentlichen 
durchaus konſtante Judilatur unjeres oberiten Gerichtes herausgebildet hat, die 
mand jeiten Maßſtab für die Beurteilung der großen wirtſchafts- und jozial- 
politiihen Probleme gibt und den Anjat eines Wirtichaftsrechtes in fich ſchließt. 

Mer diefe Rechtiprehung des Reichsgerichts eingehend betrachtet, wird ſich 
jehr bald über einen charakteriftiichen Zug klar: Offenbar find die modernen 
Ummälzungen, die fih in Koalition und Kartell äußern, in vielen wichtigen 
Punkten Paralleleriheinungen. Freilich, eines trennt fie in der juriftiichen 
Betrachtungsweiſe: Während die Enticheidungen über Sartelle regelmäßig nur 
vom Bivilrichter ausgehen, erjcheint die Judikatur über Koalitionen meiftens als 
eine ftrafrechtliche. 

Dies ift nicht unverftändlih. Nur in geringem Grabe beichäftigen Die 
aroßen Vorgänge der Kartellbildung und des Kampfes zwiſchen Kartell und 
Dutfider die breite Oeffentlichfeit. Die genialen Männer, welche die Leitung 
unjerer Volkswirtſchaft in Händen haben, verfügen über ſolch feine und ftrafrechtlich 
abjolut harmloje Mittel, ihre Abfichten zu verwirklichen, daß dem, der ſich ge— 
Ihädigt glaubt, durchwegs nur die Zivilklage offen fteht. Ganz anders die 
Arbeiterkoalition. Im Raume ftoßen ſich die Sachen und e8 ift nahezu unver: 
meidlih, daß Riejenausftände in irgend einer Weile mit einem Strafgeſetz 
in Konflitt kommen, zumal bei der weiten Ausdehnung, die, eben nach der 
reihögerichtlihen Jubikatur, dem $ 153 Abi. 2 GewO. oder dem Erpreffungs- 
paragraphen (253 StGB.) zukommt. 

Wenn wir troßdem die reichägerichtlihe Rechtſprechung in ragen des 
Kartells wie der Koalıtion auf ein gemeinjames Prinzip zurüdführen zu können 
glauben, jo ift maßgebend die allgemeine Stellungnahme, welche das Reichsgericht 
gegenüber dem Problem: Gemwerbefreiheit und Gemwerbezwang jeit langem ein: 
genommen hat. 
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Und dieje Stellungnahme, die im weiteren an der Hand zahlreicher Ent: 
ſcheidungen charakteriſiert werden foll, erjcheint in einem vor kurzem ergangenen 
Urteil als, wenn nicht aufgegeben, jo doch in erheblihem Maße modifiziert. 
Diejes Urteil (eines Ziviljenats) vom 2. Yuli 1906!) kann, wenn es, wie zu 
erwarten fteht, vorbildlich für die Judifatur der Untergerichte werden jollte, von 
jehr weittragenden Folgen jein. Da e8 mit mehreren früheren Urteilen, ins: 
beiondere der Straflenate, in ziemlich offenem Widerſpruch fteht, jo darf vielleicht 
angenommen werden, daß früher oder jpäter eine Plenarentiheidung zuftande 
fommt, die dann Elares und feites Recht zu jchaffen haben würbe. 

Es jei nun der bisher vom Reichögeriht eingenommene Standpunkt, zu: 
nächſt Hinfichtlich der Kartelle, dann der Koalition, dargelegt. 


* * 
* 


Man kann wohl ſagen, daß die reichsgerichtliche Rechtſprechung über Kar— 
telle, Truſts und ähnliche Schranken der Gewerbefreiheit von einem warmen 
Mitgefühl für den um ſeine geſchäftliche Selbftändigfeit ringenden Outſider aus: 
geht während fie andererjeits die Notwendigkeit und auch Erſprießlichkeit gewifler 

eihränkungen zügellojer Konkurrenz anerkennt. Die Folge ift ein Innehalten 
der mittleren Linie. 

Laſſen wir das Reichögericht ſelbſt jprechen. . 
Das Urteil (diesmal eines Straflenats) vom 29. November 1900 ?) Führt 
in den Gründen u. a. folgendes aus: 

„Der Preis einer Ware wird u.a, durch den freien Wettbewerb bedingt. Dieien 
gewährleistet da8 Gejek, das in $ 1 GewdDd. den Gewerbetrieb grundiäglich freigibt und 
im $ 7 jedes Recht, andere im Betriebe eines Gewerbes zu bejchränfen, ausgeichlofien Hat. 
Soweit freie Vereinbarungen dur Berpflihtung der Teilnehmer zu bejtimmten Hand» 
lungen und Unterlajiungen den Wettbewerb beichränten, fteht ihnen diejer Grundiag nicht 
im Wege. Wenn aber Sartellbeftimmungen oder ihre Ausführung über die Regelung 
der Verhältniſſe und die Gewerbeausübung ihrer Mitglieder, die ſich denielben ja ver- 
tragsmäßig unterworfen haben, hinaus und in die Rechtsausübung Dritter ein= 
tee fer jie unberedtigt, im Wibderjprud mit dem Geſetz und Häufig geeignet, 
einen wahren Terrorismus namentlih gegenüber dem AZwiihenhandel, zu begründen. 
Sollten .. die Kartellfirmen .. ſich einen Zeil ihres Geihäftsgewinns * Preistreiberei 
mittels Unterbindung der unter dem Schuge der geſetzlich gewährleiſteten Gewerbefreiheit 
ſtehenden Konkurrenz zu verſchaffen ſuchen, ſo wäre dieſer Teil ihres Gewinns ohne 
Zweifel ein gegen die Rechtsordnung erworbener, ein rechtswidriger Vermögens— 
vorteil.“ 

Ganz gleihmäßig ericheint die Begründung eines Zivilurteild vom 25, Juni 
1890.°) Zunädft wird freilich anerkannt: 

„Aus dem Prinzipe der Gewerbefreiheit folgt feine Unantajtbarteit des freien Spiels 
wirtichaftliher Kräfte in dem Sinn, daß den Gewerbetreibenden der Verſuch unterjagt 
wäre, im Wege genojjenichaftliher Selbfthilfe die Betätigung dieier Kräfte zu regeln und 
von Ausjchreitungen, die für ſchädlich erachtet werden, abzuhalten . . .* 


Aber :*) 

„In Beranftaltungen, mit welchen in für einen Erfolg geeigneter Weije vorſätzlich 
darauf abgezielt wird, einem Gewerbetreibenden die Möglichkeit jeiner Berjorgung 
mit den Erzeugnifien, die er für jeinen Gewerbebetrieb niht entbehren 
fann, und die aud für den Eintritt in den Verkehr bejtimmt und in einem für das 


1) „Recht“, 10. September 1906. 

3, Entiheidungeniammlung 34 ©. 16 ff. 
2) 28, 238 a.a. D. 

*) Insb. ©. 247. 
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Bedürfnis zureihenden Mafe vorhanden find, gänzlich zu verjhlieken, liegt, jomweit 
fie ganz oder teilweife Erfolg haben, eine rechtswidrige DELMLDEREIM SEES 
Freilich find die den natürlichen Berhältnifien entiprehenden Ermwerbungen feine erwor- 
benen Bermögengftüde. Aber die Erhaltung und Nukbarmahung eines Gewerbäver- 
mögend beruht zu einem weſentlichen Zeile darauf, daß natürliche Desiehungen des ge- 
werblihen Lebens die natürlihen Wirkungen, die fih alle gleihmähig zu vollziehen pflegen, 
äußern. Wenn nun jemand dieje natürlihen Wirkungen geflifientlih in anderer Weiſe 
al® durd I eines Konkurrenzbetrieb8 zum Nachteil eines beitimmten 
Gemwerbetreibenden in der Abſicht, deiien Gewerbetrieb zu untergraben, verhindert und 
dadurch deſſen Gewerbövermögen eine Beeinträchtigung erfährt, jo liegt eine vorlägliche 
rehtöwidrige VBermögensihädigung dor.“ 

Auf gleihem Boden fteht ein neueres Urteil, vom 14. Dezember 1902'), 
aus dem noch die harakteriftiichften Partien angeführt jein mögen: 

„Ein bejtehender, jelbftändiger Gewerbebetrieb mag .. als ein mwohlerworbenes 
Recht anzujehen jein. Allein damit ift noch nicht gegeben, daß jede Störung oder Beein- 
trädtigung eines andern in biejem Gewerbebetrieb ſich als rechtswidrige, unter $ 823 
Abi. 1 BEB, fallende Rechtöverlegung darſtellte. Das wäre namentlih inſoweit nicht 
anzunehmen, als die fraglihen Eingriffe in Betätigung der dem Gegner jeinerieits zu— 
jtehenden gemwerblihen Dandlungsfreiheit und in Grenzen erlaubter Konkurrenz bzw. 
Koalition erfolgt find ...“ 

„An fi kann e8 einem Gewerbetreibenden oder auch einem gewerblichen Verbande 
nicht verwehrt jein, Dritten für Eingehung von Geihäften . . bejondere Bedingungen zu 
ftellen und bei Nichterfüllung folder die Lieferung ihrer Erzeugniſſe . . zu bermweigern. 
Wenn damit au ein gemwifjer Drud auf den andern . . ausgeübt wird, jo ift doch nicht 
jede, die freie Willensbeitimmung des andern beeinflußende Einwirkung als rechtswidrig 
oder unſittlich anzuſehen. Sittlich verwerflih und nad $ 826 BGB. unerlaubt wäre aber 
das Vorgehen . ., fall die von ihm angewendeten Maßnahmen nad ihrer Art und beab- 
fihtigten Birtung den dadurch Betroffenen in feiner geſchäftlichen Eriftenz 
bedrohten, injofern jein gewerblicher Betrieb dadurd lahmgelegt oder untergraben, 
jein Kredit oder jein Anjehen in der Gejchäftswelt dauernd geihädigt würde... .“ 

Der vom Reichögericht eingenommene Standpunkt ift nad der juriftiichen, 
allgemein logiſchen und insbejondere rein menjchlichen Seite hin abjolut unan: 
fechtbar. Die Trage ift nur, ob er der ungeheuren Macht der wirtſchaftlichen 
Zatjachen gerecht zu werben vermag. Die Begriffe: jemanden in jeinem gejchäft: 
lichen Yorttommen beeinträchtigen — erlaubt — und: jemands wirtſchaftliche 
Eriftenz vernichten — umerlaubt — lafjen fi in ber Wirklichkeit wohl ſchwerlich 
iheiden. Das Reichsgericht hält es beiſpielsweiſe für unzuläffig, wenn der Börſen— 
verein der Deutichen Buchhändler den jogenannten „Schleuderern“ gegenüber feſtſetzt, 
daß ihnen von den Verlegern entweder überhaupt nicht oder nur zum Laden: 
prei3 geliefert werden dürfe. In beiden Fällen jei ihr Betrieb lahmgelegt. 
Wie groß aber foll der geichäftliche Nuben jein, dem ein Kartell dem Dutfider 
noch mindeftens gewähren muß, um ſich nicht Ihadenerjagpflichtig zu machen? 
Soll dies in jedem Tall nad) der Größe des Betriebes, nad) jeinen bisherigen 
Gewinnen uſw. berechnet werden? Uns ſcheint all die ein wenig an bie Mittel: 
ftandspolitif mancher Finanzſyſteme zu erinnern, die bei der Konftruftion „haflens- 
werter Geihäfte” auch von jubtilfter Gewinnberechnung auszugehen pflegen. — 

Noch ift aber das Urteil des Reichögerichts über Kartelle uſw. nicht ab— 
geihlofjen. Erſt die, wenn man will, privatrechtliche Seite ift beleuchtet. Sehr 
gut führt das Urteil vom 4. Februar 1897?) aus: 

„Für die Frage, ob ein derartige Zwede verfolgender Verband das in der Gemd. 
ur Geltung gebrachte Prinzip der Gewerbefreiheit verlegt, fommen zwei Geſichtspunkte in 

etracht: Einmal ob durch Vereinigungen von Gewerbetreibenden, weldhe die Feitbaltung 


1) 56, 271. 
2) 38, 155. 
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gewiffer Mindeftpreife für ihre Produkte erjtreben, den Jntentionen des ——— in⸗ 
ſoweit, als er durch die Gewerbefreiheit die Intereſſen der Geſamtheit fördern will, in un— 
zuläffiger Weiſe entgegengearbeitet wird. Sedann“ uſw. (der privatrechtliche Geſichtspuntt). 

Im allgemeinen wird Gemeinſchädlichkeit der Kartelle nun nicht an— 
genommen; ſie erſtreben Hochhaltung der Preiſe und reihen ſich damit gewiſſen 
zollpolitiſchen Maßnahmen an. Nur dann, jo jagt das Reichsgericht), können 
derartige Verabredungen beanjtandet werben, 

„wenn ſich im einzelnen Fall aus befondern Umftänden Bebenken ergeben, namentlich 
wenn es erfichtlih auf die Herbeiführung eines tatſächlichen Monopol und bie 
wuceriiche Ausbeutung von Konkurrenten abgejehen ift oder diefe Folgen doch durch die 
getroffenen Bereinbarungen und Einrihtungen tatiächlich herbeigeführt werben.” 

Und jollen wirklich alle Kartelle diejer Art unter das Verbot fallen? Tat: 
jähliches Monopol — jedes Kartell wird darnach ſtreben. Wucheriiche Aus- 
beutung — ein jehr jchwer zu definierender Begriff, ungleid) ſchwieriger zu Eon: 
ftruieren al8 der Wucher im normalen Geichäftsleben, der jchon für fich der 
juriſtiſchen Faſſung befanntlic kaum zugänglid ift. — Es gibt Gewerbetreibende, 
die nach diejer Theorie aud ohne Kartellverträge beider Maßnahmen bezichtigt 
werben könnten. Die Preispolitit des preußiichen Fiskus hat jedenfalls ein tat: 
ähliches Monopol ſehr zum Mikvergnügen der konſumierenden Eijenindujtrie 
an der Saar auszunügen verftanden und doch wird man jein Vergehen lediglich 
er politiſchen, nicht vom privatswirtichaftlihen Standpunkt aus mißbilligen 

nnen. 

Taffen wir das Gefagte zujammen: Das Reichögericht unternimmt mit 
Iharf logiſcher Tyolgerichtigkeit den unmdankbaren Verſuch, zwei Gegenjäbe, Ge— 
werbefreiheit und Gemerbezwang, in Einklang zu bringen. Nur Auswüchſe 
ſollen unerlaubt fein. Wir werden im nächften Abjchnitt die Parallelle diejer 
Yudifatur mit der in fozialpolitiihen Tragen verfolgten konſtatieren können. 
Diefe Analogie wird uns jchließlic auch die Berechtigung geben, eine Analogie: 
anmwendung des jüngften jozialpolitiichen Urteils auf die wirtichaftspolitiichen 
ragen der Kartelle zu erwarten. 


I. 

Als die Geießgebung der jungen franzöfiichen Republik jenes jcharfe 
Koalitionsverbot ausſprach, waren fi) gewiß jehr viele einig darüber, daß da— 
mit die wahre Gemerbefreibeit gerettet jei. Die Geſchichte hat das Gegenteil 
dargetan, mit unerbittlicher Notwendigkeit brady der Koalitonsgedanke ſich Bahn. 

Und doch wird man fich nicht verhehlen dürfen: er fteht, ſoweit er gejeß- 
liche Sanktion erfahren hat, in Widerſpruch mit einer individualiftiichen, Die 
Gewerbefreiheit betonenden Rechtsordnung injoferne, al3 er ein Zwangsrecht 
vorausjekt. Man kann ſich mit ihm nun in zweifacher Weile außeinander- 
jegen: man fann den Zatbeftand der Koalition möglichft eng fallen und jede 
Heberjchreitung nad) irgend einer Richtung für unerlaubt erklären; ober man 
billigt Die Koalition ala eine notwendige, wünſchenswerte Erjcheinung und wird 
alsdann auch Maßnahmen für geleglih halten, die nicht direft unter ben 
Koalitionsbegriff fallen, aber praktiſch doch ſtets mit ihm auf innigfte ver- 
bunden find. 

Der erfteren Meinung ift die bisherige Judikatur des Neichögerichts ge: 
mwejen. hr galt die Koaltion als eine zwar erlaubte, aber wenig Sympathie 





1) a. a. O. 


346 Günther, Gewerbefreiheit u. Gewerbezwang in der Rechtſpr. des Reichsgerichts. 


erwedende Durchbrechung der Gewerbe: und Handlungsfreiheit. Folgerichtig fanden 
jene Beltimmungen reihlid Anwendung, die im Rechtsleben überhaupt dem 
Zwang zu begegnen juhen: Die Vorjchriften über Nötigung und Erpreffung. 
Die befannte reichögerichtliche Interpretation des Erpreffungsparagraphen erhielt 
ungeahnte Bedeutung. — 

In einem Streif hatte eine Lohnkommiſſion dem Arbeitgeber eröffnet, dab 
im all beftimmter Nichtbewilligungen die Arbeit im Betriebe nicht wieder 
würde aufgenommen werden. 

„Die Ungellagten find dem ©. in höhniſcher und breifter Weile mit der ein: 
feitigen Aufforderung und Ankündigung gegenübergetreten, dab der geforderte Arbeits: 
lohn an demjelben Tage bis Nachmittag an die Lohnkommiſſion auszuzahlen jei, widrigen- 
falls von den Arbeitern gejtreift wiirde.“ ?) 

Darin hat das Reichögericht den Tatbeſtand der Erpreffung gejehen. Die 
jehr intereffante Begründung gibt ein Bild von dem prinzipiellen fozialpolitiichen 
Standpunkt, der lange vorherrichend geblieben ift. 


„Unbedenklich iſt . . zuzugeben, daß 8 105 GewO. ben Bertragicließenden bei 
Eingehung bes Wrbeitsvertrags hinſichtlich Maß und Höhe von Leiſtung und Gegen- 
leiftung volle Bertragsfreiheit gewährt und daß deöhalb der Urbeiter rechtlich nicht be- 
hindert iſt, das Angebot feiner Arbeitdleiftung an willfürlihe Bedingungen zu knüpfen. 
Das hat aber mit der Trage, ob Erprefiung vorliege, nicht? zu tun. Sofern ein rechts— 
begründeter Uniprud auf Gewährung einer beftimmten Vergütung nicht bereit beftand, 
gelangt die Strafbeitimmung des 9 358 StGB. zur Anwendung, wenn zur Erlangung 
der bezeichneten Bergütung das Mittel der Nötigung im Sinne ded 8 253 gebraudt 
wird, Ebenio ift.... .. vollftändig zuzugeben, daß von dem Tatbeftande der Erprefiung 
der Fall fernzuhalten ift, wenn lediglich ein Baltieren, ein gegenjeitiged® Fordern und 
Verwilligen unter Wahrung beiderjeitiger Vertragäfreiheit vorliegt. Zur Drohung gehört 
der Wille, durch Ankündigung eines Uebels und dur die hierdurch in dem andern 
erregte Furcht vor ihrer Verwirklichung einen Zwang auf deſſen Willen auszuüben. 
Im einzelnen Fal kann eine konkrete Neukerung ihrer Form nad) es zweifelhaft ericheinen 
lafien, ob fie der einen oder der anderen Art angehöre. Es kann insbejondere aud eine 
reine apa Pain um den andern zur Annahme geneigt zu maden, mit der Bor: 
ftellung der dem andern nachteiligen Folgen der Ablehnung verbunden werden, ohne dak 
fie dadurh ihon zu einer Drohung wird, dur die ein Willendzwang geübt werden 
fol... Böllig unberührt von der in $ 152 Gewd. enthaltenen Anerkennung der 
Koalitionsfreiheit bleibt die Frage, welche Mittel, von der Koalition jelbit abgejehen, ſonſt 
die vereinigen Arbeiter und Arbeitgeber zur Erreihung des in $ 152 bezeichneten Zweckes 
anwenden können und dürfen, ohne ſich jtrafbar zu maden .. .* 


Da in dem unten zu beiprechenden jüngften Urteil des Reichsgerichts eine 
glänzende Kritik diefer Ausführungen gegeben ift,?) fo fönnen wir uns an biejer 
Stelle beichränfen: Selbitverftändlicy liegt nicht in dem mehr oder weniger 
rauhen Ton einer Verhandlung das den Arbeitgeber zum Nachgeben veranlaffende 
Moment, jondern in der Tatſache, daß die Arbeiter zum Streit gerüftet find. 
Folgerichtig würde aber nad) biefem Standpunkt jede Benadrichtigung 
des Arbeitgebers über einen bevorftehenden Streit zur Erpreffung werden müflen. 

Neben den Erpreffungsparagraphen joll aber aud die Anwendung der 
Beitimmung des $ 153 Gemd. allzu ſcharfen Kämpfen zwiſchen Arbeitgebern 
und Arbeitern vorbeugen. Das Urteil in Strafſachen vom 30. April 1903?) 
wirft die Frage auf, welche Bedeutung der Bezeichnung „andere“ im $ 153 


1) 8. ©. 21, 114. 

) Fr. ferner Löwenfeld, Koalitionsreht und Strafredt, Brauns Archiv 1899 
©. 497 ff. — Auch das Reichsgerichtsurteil vom 29. November 1900, 34 ©. 16, modifiziert 
den obigen Standpunkt: „Auf die Form der Drohung fommt nichts an, fie kann die 
Form .; = Rates oder einer Verwarnung annehmen.” 

86, 236, 
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Gewd. zufäme; jolle die Strafbeftimmung audh Arbeitgeber vor wider: 
rechllicher Nötigung ſchützen? 

Die Frage wird bejaht und alsdann gefolgert: 

„Ed kann nicht eingewendet werden, dab durch eine derartige Ausdehnung des 
$ 153 GewO. den Arbeitnehmern die ihnen in $ 152 a. a. D. gewährte Koalitionsfreiheit 
entgogen würde. Dieje bleibt ihnen ungeichmälert; verboten aber ift ihnen — und das 
iſt der Zwed des $ 153 —, durch die dort bezeichneten gejegwidrigen Mittel einen Zwang 
auf die Willendfreiheit anderer, ſeien es Arbeitnehmer oder Arbeitgeber, auszuüben, 

ebenio wie die Arbeitgeber nicht befugt find, durd die in $ 158 aufgeführten Mittel einen 
Zwang auf die Arbeitnehmer zu üben.” 

Auch dieje Urteildbegründung wird in der jüngften Entſcheidung ange- 
fochten. Hier jei erwähnt, daß der Schlußpaſſus voll berechtigt ift; in der Tat 
verbietet die reichsgerichtliche Judikatur aud den Arbeitgebern die Anwendung 
allzu jcharfer Mittel; allerdings fand nicht ftrafrechtliches Einjchreiten ftatt, aber 
die zivilrechtliche Haftpflicht wurde anerfannt im Urteil vom 17. März 1904.') 

Ein Gußputzer war wegen Agitation im Betriebe entlaffen worden; der 
Verband Berliner Metallinduftrieller hatte gegen ihn eine Sperre verhängt, 
die den Ausſchluß vom Gewerbe bedeutete. Der vom Verband eingerichtete 
Arbeitsnachweis durfte für den Ausgeiperrten nicht in Wirkſamkeit treten. 

Nachdem das Urteil in treffender Weile dargelegt hat, daß diefem Arbeits: 
nachweis neben der jozialen Funktion der Vermittlung von Arbeit auch die 
Eigenihaft, ein Kampfmittel im Lohnkampfe zu fein, eignet (a. a. O. ©. 419), 
wird weiter ausgeführt: 

„Die Verhängung der Urbeitöjperre bat für die Dauer ihres Beitandes Folgen, 
die der vollitändigen Ausſchließung des betreffenden Arbeiterd von der Beihäftigung in 
einem größeren Betriebe der Metallbranhe nahelommen und ed fann mit Grund die 
Frage aufgeworfen werden, ob nicht eine Einrihtung, die einem Unter: 
nehmerverbande einen jo eminenten Eingriff in die Betätigung ber 
Arbeitskraft eines andern ermöglidt und bzw. die Betätigung der da— 
Durd gegebenen Gewalt al3 gegen dad Geſetz verjtoßend anzuſehen jei.“ 

Schließlich beſagt noch eine weitere Stelle, dat 

„doc jedenfall die Art, wie der Verband von der jelbitgeihaffenen Einrichtung 
Gebrauch gemadht hat, ald gegen die guten Sitten verſtoßend erachtet werden 
mußte.” 

Es zeigt fih u. E. völlig Har: Ebenjo wie Auswücje des Streifs nad) 
Meöglichkeit unterdrüdt werden müfjen, ebenjo darf aucd das Kampfmittel der 
Arbeitgeber, die Ausjperrung, ohne dringendften Grund nicht die Arbeit: 
möglidfeit, da3 wichtigfte Rechtsgut des Arbeiters, unterbinden. 

Daß man in dem Ießtgenannten Urteil, das ſich abjolut folgerichtig an 
die altgemohnte jozialpolitiiche Judikatur des Reichsgerichts anjchließt, ein Novum 
erblidte, hatte nur in dem Sinne Berechtigung: e8 wurden bier die feſtſtehenden 
Grundjäße zum erften Male in voller Schärfe auch gegen bie le 

zur Geltung gebracht. Ob der zivilrechtlichen Haftpflicht einmal die ftraf- 
rechtliche Verantwortung zur Seite tritt, bleibt zunächit dahingeftelt. Immerhin 
mag erwähnt jein, daß ber Tatbeftand mancher Arbeitgebermaßnahmen lebhaft 
an jene fälle erinnert, in denen vom Reichsgericht irgendwie ein Konflikt mit 
dem Strafrecht feftgeftellt worden ift.?) 


ı) 57, 418. 

2) Es jei in diejer Beziehung an den Ausſtand auf der Burbader Hütte im Saar- 
gebiet erinnert. Die Arbeiter hatten unter Kontraftbruch die Arbeit niedergelegt. Man 
Bat, um fie zum Wiederaufnehmen der Arbeit zu bewegen, einen Anſchlag erlafien, der 
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Halten wir als Grundzug der reichögerichtlihen Stellungnahme feft, dab 
die Politik der ſtarken Mittel nad; Möglichkeit unterfagt werden joll, und wenden 
wir uns, indem wir die Analogie dieſer Judikatur zu der in Kartellfragen ge: 
übten zunächſt nur flüchtig andeuten, dem Problem des Arbeitswilligenihußes zu. 

Aehnlich, wie dem Gegner im fozialen Kampfe ein meitgehender Schuß zu 
teil wird, ift dies auch beim Dutfider der Arbeiterbewegung in weitgehenden 
Maße ber Fall. Daß mir es hier mit derjelben Richtung, welche monopol: 
Lüfternen Kartellen entgegentritt, zu tun haben, erhellt ohne Zweifel jofort. Der 
Unterſchied ift nur, daß innerhalb der Arbeiterbewegung ſanfte Mittel wie die 
Hinterlegung trocdener Wechjel bei der Kartellzentrale verfagen und häufig genug 
ftrafrechtliche Tatbeitände angenommen werden können. 

Das Thema ift im vorzüglicer Weile von Lömenfeld im Braunicen 
Archiv (j. v.) behandelt. Nur in Kürze möge, da die einjchlägige Rechtiprechung 
überhaupt befannter ift,') ein oder der andere Geſichtspunkt hervorgefehrt werden. 

— Am 20. Oktober 1899 hat das Reichsgericht“) folgende Frage auf— 
worfen: 

„Kann der Tatbeſtand der —— darin gefunden werden, daß ein Bauarbeiter, 
der einem unter jeinen Berufsgenojjen bejtebenden Verband zur Anjammlung eines 
Streiffonds bisher nicht beigetreten war, durch Drohungen mit alljeitiger Einftellung ber 
Arbeit auf dem Bau genötigt wird, Beiträge zur Kaffe des Verbandes zu zahlen ?* 

Die Trage wurde bejaht, da die befannten Borausfegungen gegeben jeien: 


„: . Rechtswidrig aber war ber erftrebte Vermögensvorteil, wenn ein begründeter 
Rechtsanſpruch auf die —— desſelben fehlte... . Die Annahme der Vorinſtanz, 
daß eine Drohung auch dann vorliege, wenn eine Handlung oder ein Verhalten 
in Ausſicht ftehe, zu welcher der „Iie Bornehmende* objektiv berechtigt jei, fteht mit 
der Rehtiprehung des Reichsgerichts in Einklang.“ 


Belonderes Intereffe dürfte noch folgender Fall verdienen. Ein Arbeiter 
hatte Reijeunterftügung von einer Gewerkſchaft dafür erhalten, daß er während 
eines Streils auswärts gehe und feine Arbeit an Orten leifte, wo joziale 
Differenzen beftänden. Für den Fall der Zumiderhandlung war er mit Anzeige 
wegen Betrugs bedroht worden. Das Reichögericht fieht in feiner Enticheidung 
vom 19. Oftober 1886) das Vergehen des $ 153 GewO. darin, daß die Ge 
werfichaft, als der Arbeiter, der Vereinbarung überdrüffig, wieder Arbeit am 
Streiforte aufnahm, von obiger Drohung Gebraud) madte. Die Motivierung 
ift deshalb wichtig, weil das unten zu bejprechende neue Urteil auf fie — frei— 
lich negativ — Bezug nimmt: 

. .. Mebrigens ift e8 fir Anmendung des $ 153 GewO. ohne Belang, ob das an 


pre Uebel ein widerredhtlihes war. Selbſt die Drohung mit einer begründeten 
Denunziation würde unter die Borjchrift des $ 153 a. a. O. fallen, wenn damit eine 


nad der „Köln. Ztg.“ vom 12. Juni 1906 folgende Stelle enthielt: „Wer ſich bi8 Dienstag 
abend zur Arbeit nicht meldet, hat jeine Knappſchaftsrechte. . dauernd verwirkt.“ Dieies 
Mufterbeiipiel des Kampfcharakters zahlreicher „Wohlfahrtseinrihtungen“ — man bedente, 
daß zu den Knappſchaftskaſſen die Arbeiter die Hälfte entrihten ($ 22 des Statuts, — 
würde wohl zweifellos unter die unerlaubten Mittel der Koalition fallen müſſen. 

ı Als durhaus bekannt darf die Judikatur hinfichtlih des Streifpoftenitehend 
vorausgejept werden. Ein Urteil (StrS. 34, 121) hat e8 mit Widerjtreben für ftrafrechtlid 
nit faßbar bezeichnet, jedoch in einem Zujag praftiich dem Streitpoitenitehen den Garaus 
gemadt. „Entſchieden iſt durch dieſes Urteil auch nicht die frage, ob nicht Gefährdungen 
welhe mit dem Streifpojtenjtehen verbunden jein können, in anderer Weije durch Polizei— 
— ver ——— werden kann.“ 

N StrS. 32 ©. 386. 
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widerrechtlihe Einwirkung auf die Willensbeitimmung des Bedrohten bezwedt würde. 
BViderrechtlih aber ift jede Drohung, mittel® welcher die Teilnahme an den in Rede 
ftehenden Berabredungen erzwungen oder die Freiheit ded Dritten bejchränft werden fol, 
jofern dem Drohenden nicht kraft beionderen Rechtstitels ein Zwangsrecht 
gegenüber dem andern zufteht, und von einem ſolchen Recht iſt in vorliegendem 
Falle nicht die Rede... .“ 

Die Analogie zwiichen dem Dutfider ber Arbeiter: und jenem der Kartell: 
frage ſteht feſt. Denn was ift in letter Linie das bei beiden zu ſchützende 
Rechtsgut: die freie Verwertung ihrer wirtihaftlihen Fähigkeiten. Freilich 
beiteht die Anomalie, daß nur in einem Fall ftrafrechtlicher Schuß befteht. Das 
Reichögericht hat duch Feſtſetzung zivilrechtlicher Haftpflicht den Verſuch einer 
Gleichſtellung unternommen. 


Il. 


DVergegenwärtigen wir uns in furzen Zügen die Grundjäße, die wir den 
angeführten Entiheidungen entnehmen zu können glaubten: 

Das Prinzip der Gewerbefreiheit wird heute nad) zwei Seiten hin durch— 
brodhen. Die wirtihaftlidhe Konzentration hat in ungeahntem Maße Wege 
zu finden gewußt, den Willen des ihr Widerftrebenden zu brechen. Und ein 
gleiches gilt von der Jozialen Sonzentration. Bei ihr aber find zwei Punkte 
von Belang: Sie richtet ſich einerjeit3 gegen den Dutfider im Arbeitsfampfe 
— den Nrbeitswilligen auf Arbeiterfeite —, andrerjeit3 aber fieht fie den 
Gegner in dem Kontrahenten beim Arbeitäfaufvertrag. 

Diefe Borgänge wirtichaftlich-fozialer Natur zeichnen fi) dadurch aus, daß 
bei ihnen der Machtfaktor die erfte Rolle jpielt. Gewiß, aud beim Kon: 
furrenzlampf war die Macht enticheidend. Aber fie äußerte fi, und dies iſt 
wichtig, nur in ihren legten, indirekten TFolgeeriheinungen bedrohlich für den 
Gegner; wenn wir vom Fall des unerlaubten Wettbewerbes abjehen, kehrte ſich 
die Macht des Gegners doch jchlieklicd niemals direkt gegen den Konkurrenten, 
der fühlte fie nur beim jchließlihen Erfolg oder Mißerfolg feiner wirtſchaftlichen 
oder jozialen Bemühung. 

Das Kartell aber, die Arbeitgebervereinigung, die Gewerfichaft, fie diktieren 
ihre Willen. Und fie fommen damit notwendig in Konflitt mit den rechtlichen 
Beitimmungen, welche ein ſolches Diktieren nur geftatten, „wenn Eraft bejonderen 
Rechtstiteld ein Zwangsrecht befteht.“ ?) 

Die Trage Ipigt ſich tatfächlih darauf zu: Eignet diefen modernen Er: 
ſcheinungen ein Zwangsrecht? 

Zu dieſer weitaus wichtigſten Frage nimmt ein vor kurzem, am 2. Juli 
1906, ergangenes Urteil des Reichsgerichts in gewiſſem Sinne Stellung.”) 

Diele Enticheidung wendet fi) nad) zwei Seiten; fie erörtert das „Zwangs— 
recht” einer Arbeiterorganijation ſowohl gegenüber den Arbeitgebern wie gegen: 
über den Arbeitswilligen und jtellt eine Fülle neuer, bahnbredjender Ge: 
danfen auf, 

Der Zatbeftand ift folgender: Im März 1904 ftellten die Bädergefellen 
in R. an die Arbeitgeber Forderungen, die auf Verbeſſerung ihrer Verhältniffe 

— 3. B. Abſchaffung des unhygieniſchen Logiszwangs bei den Meiftern — 
zielten. Es fam zum Streif. Die Streiffeitung forderte in Ylugblättern das 





) Siehe RG. 14 ©. 378 in StrS. 
2, Siehe „Reht* vom 10. September 1906, 
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Publitum zum Boykott der nicht einwilligenden Firmen auf. Das Gewerk— 
ſchaftskartell beichloß dann ben Boykott in aller Form. Die Kläger ftellten 
Antrag auf Unterlaffung und Schadenserſatz, indem fie geltend machten, 

„die Bellagten hätten buch ihre Handlungen das Recht ber ——— auf den 
Betrieb ihres Gewerbes verletzt ($ 823 Abſ. 1 BGB.), und der Bonfott ſtelle eine 


egen die guten Sitten verftoßende, da8 Bermögen der Kläger vorſätzlich jchädigende 
Banbtung dar. .” 


Ferner: Arbeiter, welche fi) dem Beſchluß der Streifleitung nicht fügen 
wollen, wurden mit Ausihluß aus der Gewerfichaft bedroht. Es erfolgte des: 
halb Klage auf Grund $ 153 Gemd. 

In diefen beiden Mufterfällen des Gewerbezwangs hat das Reichögericht 
eine den Arbeitern bzw. der Streifleitung günftige Entſcheidung gefällt. Zu: 
nächſt jei vom Boykott die Rebe. 


In einem nicht unähnlichen Falle hat das Reichsgericht) zwar ben Boykott 
an fi für erlaubt erachtet, die Drohung mit Boykott aber als geeignet, die 
Bedrohten und auch andere Beichäftsleute „in Unruhe zu verjegen, indem fie 
in ihnen den Glauben hervorruft, daß auch ihnen eine gleiche Beeinträchtigung 
ihres Gewerbes in Ausficht jteht“, nad) $ 360 Ziff. 11 RStGB. wegen groben 
Unfugs beftraft und damit jelbftverftändlid auch einen wirkſamen Boykott um: 
möglich gemacht. 

Wir wollen nun nicht im einzelnen den Nachweis führen, wie das jüngſte 
Urteil ſich mit dieſen und ähnlichen Entſcheidungen in treffender Weiſe aus: 


einanderjegt, jondern dem Kernpunkt der frage zufteuern. Wir Iaffen den 
Zert 3. T. folgen: 


„Bad die Berufung auf $ 823 Abj. 1 BGB. anlangt, jo Hat das Reichsgericht 
allerdings mehrfach entichieden, daß der Betrieb eines ſelbſtändigen Geſchäftes ein Rechts: 
gut jei, deſſen ae on negatoriihe Abwehr und Anſpruch auf Schadenserſatz nah 
5 823 Nbi. 1 BGB. begründet. Allein diejes trifft doch jedenfalld nur dann zu, wenn 
ein folder Gewerbebetrieb widerrehtlih geftört iſt. Eine Handlung iit 
aber nicht jchon deshalb widerredhtlich, weil fie für den Ertrag eines Sewerbebetriebs 
eined anderen nachteilig iſt. Es kann fi nur darum handeln, ob bie in vorliegendem 
Tall von den Bellagten ind Werk gejegten Maknahmen über das binausgehen, was in 
dem Lohn- und Klaſſentkampf zwiichen Arbeitgebern und Arbeitnehmern als ftatthaft an— 
5 iſt. Daß dies ſchlechthin von der Boykottierung Gewerbetreibender durch Arbeiter: 
oalitionen gelte, kann der Reviſion nicht zugegeben werden. Sie iſt gleich dem Streit 
ein Kampfmittel, durchdasein Zwangauf Arbeitgeberausgeübtwerden 
ſoll. Ein zureichender Grund, die beiden Kampfmittel bezüglich ihrer Statthaftigkeit 
verſchieden zu beurteilen, liegt nicht vor. Der Boytott bat auch ebenſo wie der Streif 
ein Gegenjtüd in ben Rampfmitteln, deren fich die Arbeitgeber bedienen: bem Streil 
entipricht die Arbeiterausfperrung, und der Sache nad ein Boykott iftes, wenn 
Arbeitgeberverbände einzelne Arbeiter oder ganze Kategorien von 
folden von der Beihäftigung in allen dem Verbande angebörenden 
Betrieben ausſchließen. Das Berbalten der Angellagten enthielt daher Feine 
Störung des &ewerbebetriebes des Klägers, die jhon an fi als rechtswidrig erachtet 
werben fünnte. gs veritöht auch weder nach Ziel... noch nad) den Mitteln... gegen die 


guten Sitten . . 

Zweifellos, das Urteil fteht auf einem weſentlich anderen, auf einem 
moderneren Boden als jämtliche vor ihm ergangenen. Es rechnet mit 
Streit und Ausjperrungen ala notwendigen Erjheinungen einer 
beitimmten Wirtſchaftsepoche. Es wirft nicht die frage auf, ob einer 
der Gegner vielleicht in jeiner Eriftenz bedroht werde und e8 weit u.a. offen- 
hichtli von jenem Urteile ab, das den Schuß der Arbeiter vor der allgemeinen 


) 14. Zuni 1895, StrS. 27 ©. 292. 
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Sperre proflamierte. Gewiß, aud bier wird betont, daß jelbft im jozialen 
Kampfe Schranken einzuhalten jeien, Die allgemeinen des Rechts. Aber 
dem unverkennbar abſchätzigen Urteil früherer Entſcheidungen über diejen Kampf 
im allgemeinen wird nicht beigepflichtet, im Gegenteil, ber joziale Gegenjaß 
wird als Normalzuftand geradezu bingeftellt. 

Noch entichiedener aber dokumentiert fi) die neue Auffaffung gegenüber den 
Arbeitswilligen : 

„Durch $ 153 Gewd. find nur widerrehtlihe Drohungen, dur welche bie 
dort bezeichneten Zwecke erreicht werben jollen, unter Strafe geſtellt. Widerrehtlid 
in diefem Sinne find aber Drohungen nit, wenn dem Drohenden fraft 
beionderen Rechtsſstitels das Zwangsrecht gegenüber dem Bedrohten zu— 
ſteht (RG. 14, ©. 387). Darnad) ift darin, daß ein Verein von Wrbeitnehmern, der in 
einen Kampf um günftige Lohn- und Arbeitsbedingungen eingetreten ift, in Gemäßheit 
jeiner Safungen folder feiner Mitglieder, die fi an dem Kampfe nicht beteiligen würden, 
den Berluft * Mitgliedſchaft in Ausſicht ſtellt, eine Verlegung bes in $ 153 enthaltenen 
Berbote8 nicht zu finden.“ 

Aber aud die Anzeige bei Gericht ift, wenn begründet, rechtlich ges 
ftattet, geichieht ſeitens des Geihädigten auf Grund eines rechtlichen Titels. Und 
doch hatte das Urteil vom 19. Oftober 1886 (vgl. 0.) die Drohung mit einer 
derartigen Denunziation für verboten erklärt. Ferner hatte das Urteil vom 
20. Oktober 1899 jede aud objektiv berechtigte Drohung dem 
Berbote unterftellt. Diefe Auffaffung ift nun aufgegeben. Hören wir: 

„Die Revifion beruft fih auf das Urteil des Reichögeriht® vom 30. April 1903 
(36, 2361.) Es mag dahingeftellt bleiben, ob der erfennende Senat der dem ans 
gezogenen Urteil zugrunde u Auslegung beipflihten könnte, daß unter dem 

orte „andere* in $ 153 Gewöü. unter Umftänden aud Berjonen zu ver— 
ſtehen jeien, welche ihrer —— nach nicht zu der Partei gehören, für 
welche durch die Kampfmittel günftigere Lohn- und Arbeitsbedingungen erreicht werden 
ſollen. Denn auch dann dürfte die von der Reviſion vertretene Kt erung daraus nicht 
bergeleitet werden. Es muß als ausgeſchloſſen angejehen werden, dah ed unter die durch 
81 Gewd. verbotene Drohung falle, wenn die Partei, welhe durh an ſich erlaubte 
Kampfmittel Vorteile erjtrebt, den Gegnern die bevorftehende Anwendung diejer Kampf— 
mittel verfündigt und dadurch auf deren Entihliegung mitzuwirken juht. Es erſcheint 
unmöglid, anzunehmen, daß der Geſetzgeber dasintenjivere Zwangsmittel 
— Die wirkliche Anwendung der zur Bezwingung des Widerjtandd be» 
ſchloſſenen Maßnahmen — habe gejtatten, das mildere — die bloße An— 
d-ohung desjelben — aber mit Strafe bedrohen wollen, es wäre bied aud 
vom Standpunkte ber Zwedmäßigleit aus gar nicht zu verſtehen.“ 


Die bisherige Praris betr. $ 153 GewO. wird hiernach aufs grünbdlichite 
revidiert werden müffen, und e8 wird damit eines der bedeutendften Hemmniſſe 
freier Entfaltung in beiden Lagern fallen. Maßgebend für die neue Richtung 
ift vor allem, daß früher der joziale Kampf als ſolcher von vielen Seiten als 
prinzipiell unter dad Strafgejeg fallend erachtet wurde und man, da man ihm 
jelbſt Straflofigkeit auf Grund des $ 152 GewO. zubilligen mußte, wenigſtens 
denjenigen Tatbeſtand ftrafrechtlich zu erfaflen juchte, der nicht ausdrüdlid 
geichüßt war: die Kampfesdrohung; vgl. in diefem Sinne RG. Bd. 21 ©. 114. 
Rach der neuen Jubilatur iſt endlich die eigentlich jelbitverjtändliche Wahrheit 
anerfannt, daß unter normalen Umftänden dem Streit die Streitverfündung 
porauögeht und daß in diefem VBorausgang der Ankündigung G.i. 
ber Drohung) geradezu ein Mittel zur Hintanhaltung anar— 
Hifcher Zuftände liegt. 


1) Bgl. oben. 
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Noch nach zahlreihen anderen Richtungen bin bildet das Urteil vom 
2. Juli 1906 ein Novum. Ohne hierauf im einzelnen einzugeben, jei bier nur 
— der Konſequenzen, vor allem auch für die Rechtſprechung über Kartelle, 
gedacht. 

Klar iſt ausgeſprochen, daß Streik, Boykott, Ausſperrung rechtlich zuläffige 
Erſcheinungen find, deren Anwendung nicht zum Schadenserſatz verpflichtet. Iſt 
es nicht die notwendige Folge, daß nun das Kartell, der Truſt und damit der 
Gewerbezwang auch im Wirtſchaftsleben in weiterem Umfang als bisher Aner: 
fennung finden? Dies wird um jo mühelojer der Fall jein fönnen, als 
ihon bisher dem Kartell eine gewilfe wohlmollende Sympathie zugemenbdet 
worden ilt. 

Auch die Gewerkichaft ftellt fih ala ein Kartell — von Arbeitöverkäufern 
— dar. Daß fie das Recht hat, Mitglieder, die bei einem Ausftande nidt 
mittun wollen, auszufchließen, ift anerfannt worden. Iſt e8 nicht eine nahe— 
liegende Folgeerſcheinung, daß nad) glüdlich beendetem Ausitand die Gewerkſchaft 
die mit Opfern erzielten Vorteile nicht mit jenen Dutfiders teilen will? Sollte 
eö deshalb zur Drohung mit weiterem Ausitande im ‘alle jene nicht entlafien 
würden, kommen, jo könnte nad der Geſamtauffaſſung der reichägerichtlichen 
Enticheidung ein Klagerecht nicht beitehen. 

Mit kurzen Worten: Der Grundjaß ber Gewerbefreiheit ift, was bie 
Arbeiterbewegung anlangt, zu einem guten Teil modifiziert. Ein — beichränktes 
— Zwangsrecht der Organilation ift anerkannt, die Drohung mit Streik, der 
Boykott, die (auch radikale) Arbeiterfperre find rechtlich zuläſſig. Iſt es du 
denkbar, daß die alten Grundjäße auf dem Gebiete der wirtſchaftlichen Organi: 
jation in Kraft bleiben? Erinnern wir und an das oben wiedergebene Lirteil 
des NReichögerichts vom 29. November 1900: „Wenn aber,“ jo hieß es, „Kartell: 
bejtimmungen oder ihre Ausführung . . . in die Redhtsausübung Dritter ein: 
greifen, find fie unberedhtigt . .“ Ober das Urteil vom 14. Dezember 1902: 
„Sittlid) verwerjlih und nad) 3 826 BGB. unerlaubt wäre aber das Vergeben. 
falls die... Maßnahmen nad ihrer Art und beablichtigten Wirkung den de: 
durch Betroffenen in feiner gejchäftlichen Eriftenz bedrohten . .“ 

Einem von einem Arbeitgeberverband ausgeſperrten Arbeiter Toll feine 
Klage zuftehen, wohl aber einem Dutfider, dem das Kartell die Rohmaterialien 
abjichneidet? In beiden Fällen mag es ſich um die Eriftenz handeln. At 
wirklich; verichiedene Beurteilung möglich? Sollte hier Gewerbefreiheit, dort 
Gemwerbezwang beitehen fünnen ? 

Das iſt jchwer glaublich, angeſichts des innigen Ineinandergehens von 
jozialen und wirtichaftlichen Fragen. Sollte aber tatjädhlicy die neue Judikatut 
des Reichögerichts umjchlagen und den großen Zwangsorganilationen des modernen 
Bebens gegenüber der Schuß des Individuums zurüdtreten müffen, jo wäre, ie 
ftarfe Befürchtungen gerade der Sozialreformer deshalb hegen mag, doch Ichlier- 
li nur der Macht der Tatſachen ihr Recht geworben. 
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Die Bolizei der deutſchen Konfuln, 
Bon Dr. Philipp Roßtenfcher in Würzburg. 





Einleitung. 


Der Begriff der Polizei hat im Laufe der Zeit mannigfache Wandelungen 
erfahren, wie auch die nachitehende geichichtliche Darlegung erjehen läßt. Die 
neuere Staatslehre faßt den Begriff dahin, daß fie unter Ausicheidung der ſog. 
pflegenden Verwaltungstätigfeit unter Polizei im meiteften Sinn die zwangsweiſe 
Durdjegung der ftaatlihen Aufgaben erblidt. 

Zu den Behörden, welchen dieſe Aufgabe zufällt, gehören nad) den ver: 
ichiedenften Richtungen auch die Konjuln. Aber aus der vieljeitigen Tätigkeit 
berjelben find als nichtpolizeiliche Funktionen auszujcheiden : 

1. alle Akte, welche vorwiegend pflegenden Charakter haben, ohne daß 
irgend welcher Zwang hiebei zur Anwendung käme, 3.3. die Unterftügung von 
hilfsbedürftigen Reichangehörigen und Seeleuten, die Mitwirkung bei Bergungs- 
und Rettungsmaßregeln uſw.; 

2. alle mit der eigentlichen gerichtlichen Tätigkeit der Konjuln zuſammen— 
hängenden Funktionen, 3. B. Rechtshilfeakte, Sicherung der Beweiſe durch die 
Zätigfeit des Konſuls in Sachen, welche vor das Konfulargericht gehören, ulm. ; 

3. alle jene Beurfundungen, welche zwar bie Bedeutung öffentlicher Ver: 
waltungsakte haben, an die fich aber fein polizeilicher Zwang unmittelbar an: 
Ichließt, 3. B. die Matrikelführung, Aufnahme von Urkunden, Ausftellung und 
Beglaubigung von Zeugniffen aller Art, Ausfertigung der Mufterrolle ; 

4. alle jene Akte, welche ihrem Charakter nach vorwiegend der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit angehören, 3. B. die Mitwirkung beim Verkauf von Sciffen, 
Einjegung von Schiffsführern, Mitwirkung bei Havereien, Aufnahme von Ber: 
a Führung der Standes: und Schiffsregiſter. 

on all diefen Tätigkeiten ift hier abzufehen und ber Kreis der Aufgabe 
auf jene amtlihen funktionen zu beichränfen, zu deren Durchſetzung obrigfeit- 
licher Zwang jeitens des Konjuls angewandt wird. Wann, unter welchen Um— 
ftänden und in welchem Umfange dasjelbe der Fall ift, dies feftzuftellen ift die 
Aufgabe der folgenden Unterſuchungen. Hiebei find auch die Fälle polizeilicher 
Erlaubnis zu betrachten, die vor dem Eingreifen polizeilichen Zwangs ſchützen, 
insbeſondere jene Arten polizeilicher Erlaubnis, über deren Erteilung polizeiliche 
Urkunden auögefertigt werden, wie die Ausftellung von Päflen aller Art. Die 
Erteilung des Flaggenzeugniffes, an fic eine Funktion der freiwilligen Gerichts- 
barfeit, ift wegen des ſich möglicherweile anſchließenden polizeilihen Zwangs 
in die Betrachtung einzuziehen. Auch wird zur VBervollftändigung der polizei- 
Iihen Tätigkeit der Konfuln noch die eine oder andere Funktion Erwähnung zu 
finden haben, die, ohne direkt vom Zwangsmoment begleitet zu fein, im Zuſammen— 
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bang mit anderen ein deutliches Bild über die polizeiliche Tätigkeit des Konſuls 
auf den einzelnen Gebieten ergibt. Selbitverftändlich find auch alle jene Ent: 
Iheidungen hierher zu rechnen, die vom Konful erlaffen werden und zu beren 
Durchſetzung er ſich des ihm zuftehenden obrigfeitlihen Zwangs bedient. 

Die einzelnen polizeilichen Funktionen find nad den Gefichtspunften des 
Verwaltungsrechts geordnet. 

Demnad find in den Kreis der Betrachtungen zu ziehen: 

I. Die Polizei im allgemeinen; 

1I. die Polizei ber deutichen Konjuln und zwar 
. allgemeine Gefichtöpunfte, 
. die polizeilichen {Funktionen auf den einzelnen Verwaltungszweigen, 
. die Verwaltungsjudilatur der Konfuln, 
. die Zollpolizei der Konfuln, 
. die Verwaltungspolizei der Konſuln in den beutjchen Niederlaffungen 

von Zientfin und Hankau. 


cin - 


I. Zeil. 
Die Polizei im allgemeinen. 
8 1. Begriff der Polizei, 


Mit dem Begriff der Polizei hat man zu verjchiedenen Zeiten verjchiedene 
BVorftellungen verbunden. Während er urjprünglih die weltlichen Angelegen: 
heiten im Gegenjaß zu den kirchlichen umfaßte,‘) erhielt er ſchon in den Reichs: 
polizeiordnungen eine Bedeutung, welche mehr dem der Verwaltung im weiteren 
Sinn entſprach. Man dachte dabei vorzugsweile an Maßregeln, welche ſich auf 
die Sitten des Volkes bezogen.) Im 17. und 18. Jahrhundert begann unter 
dem Einfluß ber naturretlihen Schule eine Richtung, welche auch die gejamte 
pflegende Staatstätigkeit in den Begriff der Polizei einbezog, jo daß nun die 
Polizei die gejamte innere Verwaltung umfaßte.‘) Seit Mitte des 18. Jahr: 
hunderts juchte man den Begriff beitimmter abzugrenzen und ihn von den anderen 
Funktionen bes Staates zu unterſcheiden. Jufti T 1756 und Sonnenfels 
7 1765 verftanden darunter die eigentliche Wohlfahrtspolizei,‘) Log F 1805, 
„die direkte Selbittätigfeit der Staatsregierung für die Erreihung des Staats: 
zwedes jeinem ganzen Umfange nad“.’) Aber erſt Graf von Soden‘) unter: 
Ichied zwiſchen einer ‘Polizei im weiteren Sinn, die mit allen Staatstätigfeiten 
fonfurriert, und einer jelbjtändigen Polizei, die ſich vorzugsweiſe auf das Gebiet 
der öffentlichen Sicherheit bezieht. Dieje genauere Unterjheidung wurde jedoch 
in ber Theorie nicht feftgehalten und der Begriff der Polizei in dem weiten 


ı) Schulze, Preußiſches Staatsreht ©. 299; Meyer, Berwaltungsredt ©. 71, 
Staatdreht ©. 643, 

Schulze a. a D. ©. 289. 

2) Schulze a. a. O. ©. 292. 

) Schulze a. a. O. S 301; Sonnenfels, Handbuch S. 178, Grundſätze Bd. J 
S. 29, 41; Juſti, Grundfeſte Bd. I ©. 4, 6, 9. 

°s, Schulze a. a. D. ©. 302; Log ©. 28. 

© Soden, Nationalölonomie Bd. 7 S. 19, 8.40 ff, 8.128 fj., ©. 152; vgl. auch 
Stein, Bermwaltungslehre 1. Bd: Vollziehende Gewalt ©. 48; vg Wippert S. 183 
Bob S. 16; Lok S. 334; Holzſchuher ©. 19, 63; Hoffer S. 31; Höck ©. 1F. 
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Sinn der inneren Verwaltung gebraucht.) Im Gegenjaß zu dieſer weiten theo— 
retiichen Beitimmung jah die Praxis von der gejamten Staatöverwaltung nur 
daB als das Gebiet der Polizei an, auf dem fich die gebietende und zwingende 
Macht des Staates betätigt. Die Polizei kann nicht ohne die ftaatliche Zwangs— 
gemalt gedacht werden. Dieje ift nicht nur nötig zur Aufreshterhaltung der 
öffentlichen Ordnung und Sicherheit jondern auch zur Erfüllung anderer Auf: 
gaben des Staated. Umgekehrt erfannte man aber audy immer mehr, daß die 
Verwaltung fi) nicht in der Anwendung bed Zwangs erihöpft, jondern daß fie 
fi) daneben und faft vorzugsweiſe in pflegenber Tätigkeit äußert. „Somit muß 
die Polizei die ganze Verwaltung durchdringen, aber fie ift keineswegs die ganze 
Verwaltung ſelbſt; die Polizei kann alſo nicht nad den Objekten der Ber: 
waltungstätigfeit begrenzt werden, jondern es fommt auf die Mittel an, welche 
die Staatsregierung anwendet, um ihre Zwecke zu erreichen.” ?) Nach Bluntjchli 
ift die ‘Polizei die Sorge des Staates für dad Gemeinwohl mittel® Ausübung 
feiner gebietenden und zwingenden Autorität.) Die Polizei umfaßt nah ihm 
da8 ganze Gebiet der Sorge für dad Gemeinmwohl, aber in dieſem ift Polizei 
nur da gegeben, wo der Staat mit Machtgebot und Zmangägewalt in Wirk: 
ſamkeit tritt. Wo die Staatögewalt dagegen nur fördernd, pflegend und unter: 
nd auftritt, wirkt fie nicht als Polizei, jondern als öffentliche Pflege. Ihren 

Abſchluß fand dieſe Begriffsentwidelung in der Verwaltungslehre Steins.*) 
Nach ihm ift die Polizei ein der ganzen Verwaltung immanentes Prinzip, „Ber: 
waltung in Zwangsgewalt oder Zwangsgewalt in der Verwaltung“ ; fie durch: 
dringt die gefamte innere Verwaltung.) 

Auf diefer Grundlage wurde von den folgenden Theoretifern weiter gebaut. 
„Die Polizei“, jagt Seydel,“) „im Sinne der neueren Wiffenihaft ift an fi 
feine materielle Tätigfeit des Staates, jondern eine Form der Staatstätigfeit, 
welche ihren Inhalt durch die verjchiedenen Zwecke befommt, denen fie dient. 
Die Polizei ift diejenige Zwangsgewalt, durch welche der Staat fi und jeine 
Berwaltung jomwie auch jeine Angehörigen vor Gefährdung durch Menſchen 
Ihüßt.“ Selbitverjtändlich bedeutet die Durchführung der Polizei ſtets eine Be— 
Ihränfung individueller Willfür im Intereſſe der Gejamtheit. Darum befiniert 
Stengel:') „Unter Polizei verfteht man diejenige Tätigkeit der inneren Ber: 
mwaltung, welche fi in der Beichränfung des Einzelnen äußert und in der Form 
von Zmang auftritt.“ ®) 

Begrifflich ift die Polizei nicht notwendig auf das Gebiet ber inneren 
Bermwaltung beſchränkt; ihre Tätigkeit ift hauptſächlich durd ihre Zwecke ge 
) Schulze a. a. O. ©. 303. 


2), Schulze a. a. D. ©. 303. 

) Buntſchli, Allgemeines Staatöreht 2. Bd. S. 172; vgl. auch Wippert 
S. 16; Adermann ©. 56. 

*% Schulze a. a. D. ©. 304; Stein, Berwaltungslehre 1. Bd. S. 19%. 

s, O. Mah er, Verwaltungsrecht 1. Bd. S. 248; Steina.a.D. ©.19%; Meyer, 
Staatörcdt ©. 654; Thoma ©. 30. 

% Seydel, Bayr. Staatöreht 3. Bd. ©. 3. 

) Stengel, Wörterbuh „Polizei. 

) Aehnlich definieren auch Laband, Deutiches Reichsſtaatsrecht Bd. III S. 1%; 
Sg. Meyer, Berwaltungsreht ©. 72, Staatsrecht S.644; Rojin, Tg 
recht ©. 133, 248. Ueber die Entwidlung des Polizeibegriffs fiehe Adermann ©. 1ff.; 
Bob ©. 173F.; Höd S.8F.; Mohl ©. 7ff.; Thoma ©. 5,37; Wippert ©. #ff. 
Ueber ——— vgl. Ackermann S. 37ff.; Behr S. 28; Lotz S. 89; Mohl 
S. 42, boff; Pozl S. 49; Sonnenfels Handbuch ©. 173; Schäffle S. 6fl. 
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fennzeichnet. Bezeichnend für fie ift darum aud nicht das Motiv, aus dem 
fie entſpricht, jondern vielmehr ausfchließlih die Art ihrer Wirfung:') das 
Hervortreten der gebietenden und zwingenden Staatsautorität und die Be— 
ihränfung der individuellen Freiheit. Da jedody die polizeilichen Befugniſſe 
faft ausſchließlich den Behörden der inneren Verwaltung nad) den pofitiven 
gejeglihen Vorſchriften beigelegt find, Tann man jagen, daß ſich die Polizei 
auf das Gebiet der inneren Berwaltung beſchränkt. Auch ift nad den 
pofitiven gejetlichen Beftimmungen der modernen Gejeßgebung die polizeiliche 
° Tätigkeit in weitem Maße auf Gegenftände der öffentlichen Wohlfahrtsförderung 
ausgedehnt,?) jo daß ala polizeiliche jede obrigfeitliche Tätigkeit zu bezeichnen 
ift, welche auf dem Gebiete und für Zmede der inneren Staatöverwaltung auf 
Grund der allgemeinen Gehorſamspflicht die natürliche Freiheit der Untertanen 
beichräntt.”) Polizeigewalt ift jonad) jede von den Verwaltungsbehörden geübte 
Staatögewalt, jofern fie polizeilich ift. 

Gegenftand der polizeilichen Tätigkeit iſt Beichränfung der natürlichen 
Handlungsfreiheit, auch wenn fich der Betroffene diejer Beichränfung nicht 
bewußt wird, niemals aber die Entziehung einer rechtlichen Fähigkeit; dieſe kann 
nur beſchränkt werden durch die gänzliche oder teilweile Entziehung oder Ber: 
weigerung der Vornahme ſolcher Eonftitutiver Verwaltungsakte, von denen nad) 
geltendem Rechte gewiſſe Aenderungen der individuellen Rechtsiphäre abhängen. 
Darum dürfen die Polizeibehörden niemals in private oder öffentliche jubjektive 
Rechte eingreifen, wohl aber fünnen fie die Betätigung der rechtlichen Fähigkeiten 
hemmen und den Genuß eines rechtlich geſchützten Gutes verhindern. Als natürliche 
Handlungsfreiheit, die durch die Polizei Beſchränkungen erleidet, ift natürlich nur 
jene freiheit zu denken, welche der Einzelne auf Grund des menſchlichen Zu: 
jammenlebens und bei Erfüllung der wachſenden Kulturaufgaben der menſch— 
lihen Gemeinjchaft betätigen kann. 

Subjekt aller Polizei ift die Staatsgewalt, was durch Abſchaffung jeglicher 
disfretionären Polizeigemalt und die ftrenge Durchführung des Grundjages, daß 
jeber Polizeibefehl auf gejeglicher Grundlage beruhen müſſe, deutlih zur Er: 
ſcheinung fommt.*) Objekt derjelben find alle der Staatsgewalt Unterworfenen 
auf Grund der ihnen obliegenden allgemeinen Gehorjamspflicht, jelbit die ftaat: 
lichen Behörden, ſoweit es fi nicht um hoheitliche Verrihtungen handelt.“) 


$ 2. Polizeibehörden und Polizeibeamte. 


Bolizeibehörden find diejenigen Behörden, denen die Ausübung polizeilicher 
Funktionen obliegt.) Aus dem Wejen der Polizei und ihrem Zuſammenhang 
mit der Verwaltung ergibt fi, daß die Verwaltungsbehörden aud zugleich 
Polizeibehörben find oder fein können und bei Erfüllung ihrer Verwaltungs: 
aufgaben zur Durchführung derjelben eine Polizeigewalt betätigen. Die Ausübung 
der Verwaltungspolizei obliegt im Staatögebiet regelmäßig den Behörden ber 
allgemeinen Landesverwaltung,’) deren Tätigkeit hauptjählid) auf Schuß der 








) Thoma ©.8; Wippert ©. 2%. 

m) Thoma ©. 7; über das legislatoriihe Motiv ©. 36 ff. 

2) Thoma ©. 9 ff. 

+ Thoma ©. 12, 100ff. 

4 Thoma ©. 16. 

N Stengel „Polizei“. 

") Roſin, Bolizeiverordnungsreht S. 185; Schulze ©. 329. 
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faatlihen Einrichtungen und auf Wohlfahrtsförderung gerichtet if. Je nad 
den verjchiebenen Sparten biejer Verwaltungstätigkeit laͤßt fi für jebe 
derfelben ein bejonderer Polizeibegriff fonftruieren, welcher jeweild die auf einem 
Berwaltungsgebiet geltenden und zuläffigen Beſchränkungen der natürlichen 
Handlungssreiheit umfaßt.') Ihre Tätigkeit ift aber begrifflich auf die Gejamtheit 
der polizeilihen Funktionen gerichtet und fie werden darum im Sinn des Per: 
waltungsrechts als allgemeine PVolizeibehörben bezeichnet. Ihnen werben als 
beiondere Polizeibehörden jene gegenüber geftellt, deren Wirkungskreis jachlich auf 
bejondere Materien beichränt iſt.) Die Regelung des Verwaltungsrechts iſt Sache 
der einzelnen Landesgeſetzgebung. Aber auch das Reich übt in großem Umfang 
eine Verwaltung und eine damit zuſammenhängende Polizei, die ihre nähere 
Regelung durch die betreffenden Reichsgeſetze findet. Nach dem Syſtem des Reichs- 
ſtaatsrechts ericheinen ala beiondere Polizeibehörden die Konjularbehörden, die 
Behörden der Schußgebiete, die Marineftationächef3 ujm.”) 

Im allgemeinen jind die Befugniffe der Polizeibehörden : *) 

1. Der Erlaß von Polizeiverordnungen, 

2. der Erlaß von Polizeiverfügungen, 

3. die Feſtſetzung von Strafen vorbehaltlich der Anrufung des ordentlichen 

Gerichts in Polizeiſtrafverfügungen nad) $ 453 ff. StPO., 

4. die Anwendung des Zwangs zur Durchlegung der polizeilichen An: 

ordnnungen. 

Die Organilation der Polizeibehörden beftimmt fi) nad) den die Ver: 
waltung jelbit regelnden gejeglichen Beftimmungen. Aus dem einheitlichen Syſtem 
der Verwaltung ergibt ſich auch die Gliederung ber Polizeibehörden, in welcher 
itet3 die untergeordnete Behörde dem Dienftbejehl der höheren unterworfen iſt.“) 
Die Ausübung der polizeilichen Obliegenheiten ift nicht bloß das Recht ſondern 
auch die Pflicht der betreffenden Behörden. Daraus ergibt ſich, daß dieſelben 
niemals die Ausübung ihrer polizeilichen Befugniſſe niederen Behörden überlaffen 
dürfen außer im falle, daß eine bejondere gejegliche Ermächtigung die Befugnis 
biezu erteilt. 

Mährend den Polizeibehörden der Erlaß polizeilicher Verordnungen und 
Berfügungen und die Entiheidung leichterer Straffälle zufteht, obliegt den Polizei- 
beamten in Unterordnung unter die Polizeibehörden die Ausführung und Voll: 
ftredung ber polizeilihen Anordnungen jowie die Anmendung unmittelbaren 
Zmang?.°) Der polizeiliche Zwang ift reiner Verwaltungszwang im Rahmen und 
mit den Mitteln der Verwaltung. Außerdem haben die Polizeibeamten die 
Friminaljuftiz in der Verfolgung der Delikte zu unterftügen und find zu diefem 
Zwecke Hilfsorgane der Staatsanwaltihait nad) näherer Vorſchrift des GVG. 





) Thoma S. 29, 34. 
) Roſin, Polizeiverordnungsrecht S.185; Pözl S. 145; cf. dazu Juſt i, Grund— 
feſte Bb. II ©. 504 ff., 611 ff., 646 ff. 

) Rojin, Bolizeiverordnungsrecht S. 220; Meyer, Staatsrecht S. 609. 

9 Stengel „Polizei“. 

) Meyer, Staatsrecht ©. 646; Roſin 8.236,56; Behr S.108; Juſti, Grundrik 
381; Orundfeite Bd. II S. 56755.; Pözl S. 145; Sonnenfels Säge ©. 281; 
zZ Homa S. 21, 174; immermann ©. 157 #t., 19. 

9 Stengel 5 olizei“; Mayer, Verwaltungsrecht ©. 358; Juſti, Grundriß 
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und der SEPD.!) wie auch den Polizeibehörben in gewiſſem Umfange die Uinter: 
ftügung der Kriminalpolizei obliegt.?) 


$ 3. Die Ketätigung der Polizei. 


Die Sätze des Verwaltungsrechts wenden fih nur zum Zeil mit Geboten 
und Berboten direft an die Untertanen. Vielfach machen fie den Eintritt 
diefer Verpflichtung abhängig von einer im konkreten Fall ergehenden Willens: 
äußerung der Verwaltungsbehörben, dem Wermwaltungsbefehl, ?) der entweder 
Entiheidung oder Verfügung *) if. Während bei der Entſcheidung bie Behörde 
einfach die abſtrakte Gejegesnorm auf den konkreten Fall anmendet,®) ift beim 
Erlaß der Verfügung innerhalb ber Far Grenzen ihren Zmwedmäßigfeits: 
erwägungen ein breiter Spielraum gelafjen.°) Soll auf einem Gebiete des 
Verwaltungsrehts in irgend einer Weile Zwang gegen eine Perſon geübt 
werden, jo geminnt dieje Willensäußerung der Verwaltungsbehörde ihre Er: 
ſcheinung im Polizeibefehl ) und in der ‘Polizeiverfügung. 4 Soll dieſer Zwang 
durch Androhung einer polizeilichen Strafe ſtattfinden, ſo ſpricht man von 
Polizeiſtrafverfügungen im Sinne des Verwaltungsrechts. 

Der Polizeibefehl ift ſonach jeder obrigfeitliche Befehl, der für Zwecke der 
inneren Staatöverwaltung den Untertanen als ſolchen eine bejtimmte Handlung 
oder Unterlaffung gebietet.?) Er ift entweder verpflichtend oder vollziehend ; dem 
vollziehenden geht notwendig der verpflichtenbe PVolizeibefehl voraus. !°) Diefer iſt 
entweder ein allgemeiner oder ein individueller. 14) Seine verpflichtende Kraft 
fließt in erſter Linie aus dem Geſetz, ſofern dieſes ſelbſt den Polizeibefehl ent— 
hält. Möglich iſt es jedoch, daß durch Geſetz, das Polizeiverwaltungsgeſetz, die 
Befugnis Bi Erlaß von Polizeibefehlen an Organe der öffentlichen Verwaltung 
delegiert i 

Neben dem Bolizeibefehl fteht als weitere polizeiliche Aeußerungsform zur 
Veichränkung der matürlihen Handlungsfreiheit die Polizeiverfügun Ber: 
fügungen im Sinne des modernen Staatsrechts find Befehle der Öfentlichen 
Vermaltungsorgane an die Untertanen als ſolche, joweit fie nicht allgemein ver: 
bindlicher Natur find.'*) Iſt der Befehl ein Polizeibefehl, jo ift dementſprechend 
die ihn anordnende Verfügung eine Polizeiverfügung. In der Form der Ber: 
fügung erſcheint jedoch aud) die polizeiliche Erlaubniserteilung. _ Letztere berubt 
auf dem Grundgedanken, daß e8 ber Polizeibehörde geitattet ift, eine an ſich 
verbotene Handlung im Einzelfall unter beftimmten VBorausjegungen zu er: 
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lauben.") Das Rechtsmittel gegen die Verfügung bildet die Beichwerde an die 
der verfügenden Behörde vorgelegte Dienftbehörbe. *) 

Gegenüber dem allgemeinen Inhalt des Geſetzes, auf dem fie ruht, ums 
faßt die Verfügung begrifflih einen einzelnen Tall oder doch eine Summe 
einzelner Fälle — nicht aber deren abftrafte Einheit.) Sie richtet ſich ent: 
weder an eine Allgemeinheit d. h. an jedermann im Berwaltungäbezirk, den 
fie trifft ala Allgemeinverfügung, oder nur an einzelne beftimmte Perſonen ala 
Einzelverfügung.*) Nah ihrem Inhalt ift fie entweder eine verpflichtende, 
indem fie dem von ihr Betroffenen gegenüber wirft wie ein neuer Rechtsja und 
ihm neue Pflichten auferlegt, oder eine vollziehende, welche die durch den ver: 
pflichtenden Polizeibefehl begründete Pflichten zur Geltung zu bringen hat. °) 
Der Tatbeitand, den die vollziehende Verfügung regelt, iſt immer ein konkreter 
nit nur im Verhältnis zum belegierenden jondern auch im Verhältnis zum 
verpflichtenden Polizeibefehl.) Wollziehende polizeiliche Befehle find nur 
praftiih in der fyorm von Einzelverfügungen. Möglicherweile handelt es ſich um 
bloße Wiederholung des Befehls, wenn aud unter Anpafjung an den konkreten 
Tall.) Der vollziehenden Verfügung gegenüber ift die verpflichtende weſentlich 
individueller Natur. Während bei Erlaß der verpflichtenden Verfügung die 
Polizeibehörde im Rahmen des Gejees den einzelnen Fall nad freiem Ermeſſen 
ordnet, ordnet ihn die vollziehende Verfügung genau nad Maßgabe des Gejeßes, 
das fie vollzieht.) Aber nur unter den im Gejet aufgeftellten Vorausjegungen 
it nad den Grundjäßen des Rechtsſtaats die ‘Polizeibehörde berechtigt, eine 
Handlung oder Unterlaffung zu verlangen.”) Zur Rechtmäßigkeit der Polizei: 
verfügung ift natürlich erforderlich, daß fie fi in den gejeglihen Schranken 
hält und in richtiger fyorm von der zuftändigen Behörde erlaffen wird. Zur 
Einjegung ihrer Autorität für die Einhaltung der polizeilichen Schranken ift die 
Polizeibehörde nicht nur berechtigt jondern verpflichtet") Freilich wird ber 
Vermwaltungsbehörde ftet3 eine gewiſſe Freiheit bleiben in der Entſcheidung, ob 
und mieweit fie die gejeglihen Vorausjegungen im einzelnen Falle für gegeben 
erachtet und in welhem Maße fie eingreifen will. Diejer Spielraum beiteht 
aber auch nur, weil und ſoweit das pofitive Recht dieſen geftattet.") Die Er: 
mächtigung der Bermwaltungsbehörde zum Erlaß von gebietenden und ver: 
bietenden Berfügungen muß aber nicht auf einem jpeziellen Rechtsſatz beruhen, 
welcher die Verfügung nad Vorausfegung und Inhalt beftimmt, diefe Befugnis 
ergibt fich vielmehr auch durch Abftraftion von allgemeinen Rechtsjägen und 
aus den im Gebiete des Polizeirecht3 wichtigen Generalflaufeln.'”) Beide recht: 
fertigen die Zatjache der Ausübung nad) den Grundjäßen des Rechtsftaats. Den 


) Mohl S.49; Zimmermann ©. 63; Thoma ©. 58, 80. 
?) Meyer, Berwaltungsreht ©. 30, Staatsreht S. 816. 
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Zufammenhang zwiichen Geſetz und Verfügung drüdt Laband,*) mit folgenden 
Worten aus: „Das Geſetz ſchafft Rechtsiäge, die Verfügung begründet Rechts: 
verhältnifje” vermöge und nad Vorſchrift des Geſetzes. Doc ift damit die 
Wirkung der Verfügung nicht erſchöpft; fie ſchafft nicht nur Rechtöverhältnifie, 
fie verändert und bejeitigt auch diejelben. 

Es verfteht fi) von jelbft, daß auch die Verwaltung Strafen zur Durd: 
jegung der von ihr aufgeftellten Verpflichtungen verwenden fann. Eigentlich 
bleibt e8 der Verwaltung überlaffen, die von ihr getroffenen Verfügungen mit 
ihren eigenen Zwangsmitteln durchzuſetzen.“) Doch ftehen die Polizeibefehle 
gewöhnlich) in Verbindung mit Strafdrohungen, um ihre Durdjegung zu 
arantieren. Das moderne Polizeiftrafrecht jelbft ſteht vollitändig unter den 

rmen des gemeinen Kriminalftrafredhts. ”) 


Für die geſamte Tätigkeit der Verwaltungs: und Polizeibehörden, aud 
für die Anwendung der geſetzlichen Machtmittel enticheidet bei freieftem Er: 
meffen reine Bmedmäßigkeitsermägung.*) Die Einheit in der ganzen er: 
waltungspraris wird dadurch erhalten, daß in den Berwaltungsverordnungen die 
vorgejegten Behörden abftraft Beftimmung darüber treffen, wie fih im ein— 
zelnen konkreten Fall die Tätigkeit der betreffenden ausführenden Behörde zu 
geftalten hat.°) Diefe Verwaltungäverordnungen treffen Beitimmungen für die 
Tätigkeit der im Staatsorganismus tätigen Behörden und treten deshalb nicht 
an die einzelnen Untertanen mit Rechten und Pflichten heran. °) 


Anders die Rechtsverordnungen. Ihr Rechtsgrund liegt darin, daß die mit 
der Gejeßgebung betrauten Faktoren ihre Gewalt zum Erlaß von Rechtsnormen 
an Behörden des Staats in beſtimmtem Umfang übertragen und diefe durch 
die Delegation die Befugnis zum Erlaß von Rechtsverordnungen erlangen. ') 
Ihrem Wejen nad) ift die Rechtsverordnung formell Verordnung, indem fie den 
Erlaß von Normen dur die Verwaltungsbehörden daritellt, materiell ift fie 
Geſetz, indem ein Tun oder Unterlaflen befohlen wird, woran jowohl die Be- 
hörden wie die Untertanen gebunden jind.?) Aber auch hier waltet bei freiem 
Ermeſſen das die ganze Verwaltung beherrichende Prinzip der Zweckmäßigkeit. 
Nah Maßgabe des delegierenden Geſetzes kann die bdelegierte Behörde die Ver: 
ordnung wieder aufheben oder durch eine andere erjegen.*) Aber die Rechts: 
verordnung ift im Gegenjaß zur Verfügung nicht die konkrete Regelung eines im 
Geſetz ſchon abftraft vorgejehenen Einzelfalles, 10) jondern ein eigener geieß- 
geberijcher Aft der Verwaltungsbehörben. 

Zu diefen Rechtöverordnungen gehören in erfter Linie die Polizeiverordnungen. 
Sie find diejenigen Rechtöverorbnungen, welche allgemeine polizeiliche Befehle, 
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Gebote oder Verbote unter Strafdrohung aufſtellen. Dabei ift es gleichgültig, 
ob die Strafe durch die Polizeiverordnung jelbfi ausgeſprochen wird — Polizei= 
ftrafverordnungen — oder ob die Strafdrohung ſchon in bem belegierenden oder 
in einem dritten Gejeg enthalten ift — einfache Polizeiverordnungen —, jo ba 
diefen lediglich der Ausſpruch des Polizeibefehls vorbehalten bleibt. Sie ver: 
pflichten die Untertanen zum Gehorſam, die Behörden zum Vollzug. ') 

Ihren inneren Grund haben die Polizeiverordnungen darin, daß fie 
beftimmt find, Lokalen Berjchiedenheiten und wechſelnden Bedürfniffen eines 
fleineren Kreiſes durch eine ohne großen Apparat funktionierende, dem Bebürf- 
nisfalle naheliegende Geſetzgebung zu genügen. ?) 

Inhalt der Polizeiverordnungen find ſonach Rechtsvorſchriften, welche 
im polizeilichen Intereſſe zu Handlungen und Unterlaffungen verpflichten. °) 
Nur im Entftehungsgrund unterſcheiden ſich Gejeg und ‘Polizeiverordnung. *) 
Während jenes auf dem verfaſſungsmäßig vorgeichriebenen Weg entfteht, ent: 
ipringt dieje aus den Zweckmäßigkeitserwägungen der Polizeibehörden, jo daß fie 
unter veränderten Umftänden von dieſer wieder aufgehoben werben fann.°) 
Durch die materielle Gleichheit von Gejeg und MPolizeiverordnung ift der 
Gegenſatz zur Polizeiverfügung von jelbft gegeben.*) Die Polizeiverordnung hat 
ein abftraft bezeichnetes Vorkommnis zum Gegenftand, für deſſen künftige 
Konkretifierung fie durch Aufftellung allgemeiner Befehle Fürforge trifft; die 
Polizeiverfügung dagegen hat ein beftimmtes reale8 Vorkommnis zum Gegen- 
fand, aus Anlaß deſſen fie die unmittelbar aktuellen Befehle erteilt.) Es 
läßt fihh deshalb die Polizeiverordnung aud als polizeiliher Allgemeinbejehl 
der polizeilichen Einzelverfügung gegenüberftellen.?) Won der Beichaffenheit des 
einzelnen alles hängt es ab, ob die zu feiner Erledigung erlaffene Verfügung 
verpflichtender oder vollziehender Natur ift. it das reale Vorkommnis nichts 
anderes als die FKonfretifierung des in Gejeg und Verordnung abftraft zur 
Porausfegung allgemeiner Befehle genommenen Zatbeftandes, jo beichränft ſich 
die Zuftändigkeit der Polizeibehörbe auf die Erlaffung der vollziehenden Ber: 
fügung. Iſt das Vorkommnis dagegen individueller Natur, jo kann es ber 
Polizeibehörde Veranlaffung geben, im Rahmen des Polizeigeſetzes eine ver: 
pflichtende Verfügung zu erlaffen.”) Polizeiverordnung und Polizeiverfügung 
find beide konkreter Natur infofern, als der Zatbeftand, den fie regeln, dem 
delegierenden Geieg notwendig jublumiert werden kann; beide find aber auch 
individueller Natur infofern, als diejer Tatbeftand bisher feinem polizeilichen 
Rechtsſatz unterftellt werden konnte. In dieſem leßteren Punkte liegt aber auch 
der Unterſchied zwiichen beiden. Die Verordnung knüpft an einen abftraften 
Zatbeitand an, der ſich immer und bei jedermann konkretiſieren kann, die Ver— 
fügung dagegen an einen realen Zatbeftand, der gerade im einzelnen Fall vor: 
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liegt und deshalb individuell zu bezeichnen if. Durd den verpflichtenden 
Polizeibefehl wird jonad ein fonfreter, im Geſetz abitraft vorgefehener Fall 
entweder abjtraft oder individuell durch Einzelverfügung rechtlich geordnet. ') 
Ob die polizeiliche Pflicht jeitens der Verwaltungsbehörde dur Verfügung 
oder Verordnung ihre Regelung findet, zeigt ſich auch im Unterjchiede ber 
Wirkungen für die Behörde jelbit. Lautet die Ermächtigung der Polizeibehörde 
auf eine Verordnung, jo ftellt die Polizeibehörbe durch den Erlaß derjelben ein 
für allemal feit, welche Beichränfungen der Untertan auf bem von ihr geregelten 
Gebiet hinnehmen muß, und jet denjelben zugleich eine Schranke. Der Spiel: 
raum, den das Delegationsgejeg der Behörde gibt, ift damit fonjumiert. 
Lautet die Ermächtigung dagegen auf Einzelverfügungen, jo kann die Polizei: 
behörde für jeden einzelnen Fall, auf den die Ermächtigung zutrifft, nad 
freiem Belieben ftet3 neue Anordnungen treffen. ?) 


Der Erlaß der Polizeiverordnungen beruht wie der Erlaß von Rechts— 
verordnungen überhaupt auf gejeglicher Delegation.) Dadurch ift e8 in das 
Ermeſſen der Behörden geitellt, ob und wieweit fie von diefem Rechte Gebraud 
machen wollen.*) Die Amtspflicht der Behörden begründet jedoch eine Pflicht 
zum Erlaß injofern, ala jede Behörde verbunden ift zur beftmöglichen Erfüllung 
ihrer Aufgaben zur Förderung des Staatswohles. Soweit die Polizeibehörden 
von dem Recht zum Erlaffe einer Verordnung feinen Gebraudh machen, kann 
ihnen unter Umftänden das durch jelbftändige Normen begründete Recht zum 
Erlaß von Verfügungen Erſatz bieten.) Dem freien Ermefjen ift jedoch dann 
eine Grenze gezogen, wenn das belegierende Geſetz die Regelung einer einzelnen 
Materie vollftändig dem Verordnungsweg zumetit, jowie in ben Fällen, in denen 
die Polizeiverordnungen zur Ausführung von Gejegen beftimmt find, jo daß ohne 
deren Erlaß ein Vollzug des delegierenden Gejeges nicht möglich ift.‘) Von 
jolhen Fällen abgejehen, fteht e8 auch im Ermefjen der Polizeibehörden, regel: 
mäßig die einmal erlaffene Polizeiverordnung wieder aufzuheben oder durch eine 
andere zu erjegen.‘) 


Auch der Inhalt der Polizeiverordnung kann durch das delegierende Geſetz 
ſchon mehr oder minder beitimmt jein.) Jede Polizeiverorbnung enthält wie 
jedes Strafgejeg eine Strafdrohung und eine Norm, deren Uebertretung den 
Zatbeitand zur Anwendung der Strafdrohung bildet.”) Je nah dem Inhalt 
des belegierenden Gejeges können die Polizeibehörden befugt jein zum Erlaß von 
Norm und Strafdrohung oder nur zum Erlaß der Norm oder auch nur zur An: 
drohung der Strafe. Das erfte Prinzip findet feine Verwirklichung in der 
preußiichen Gejeßgebung?‘) und Liegt auch der Reichögejeßgebung zugrunde, das 
zweite Prinzip war maßgebend für die franzöfiiche Gejeggebung und für Die 
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Polizeiftrafrechtskodifitationen der jüddeutihen Staaten.) Die dritte Möglich: 
feit hat feine praftiiche Bedeutung. Das Rejultat wäre, daß durch Hinzufügung 
der Strafdrohung zur Norm die an ſich lex imperfecta zur lex perfecta 
würde, die bisher ſtrafloſe Tat fortan unter Strafe ftünde.”) 

Ye nach den Gegenftänden, welche in der Polizeiverordnnung ihre Normierung 
finden, unterjcheidet man zwiſchen allgemeiner und jpezieller Delegation.”) 
Während ſich die fpezielle Delegation auf die Regelung beitimmter im Geſetz 
aufgezählter Tatbeſtände beichränft, geftattet die allgemeine Delegation den bele- 
gierten Behörden die Anwendung der Polizeiverordinung für das ganze Gebiet 
ihrer polizeilichen Wirkſamkeit. Auf dem erfteren Standpunft fteht wiederum 
das Polizeirecht der jüddeutichen Staaten, während das Syſtem der allgemeinen 
Delegation in der preußifchen Gejeßgebung ſowie in der bes Reihe maß— 
gebend ift.*) 

Aus der Begründung des Polizeiverordnungsrechts in der gejehlichen Dele- 
gation ergibt fi) auch eine Gebundenheit der Polizeiverordnung in bezug auf 
ihren Inhalt, die dahin präzifiert wird, daß diefe Feine Anordnung enthalten 
darf, die mit Belegen oder Berordnungen* höherer Inſtanzen im Widerſpruch 
fteht.?) Das Verhältnis zum delegierenden Geſetz ift ein beftimmt firiertes, 
indem die Verordnung ſich innerhalb der Beſtimmungen diejes Geſetzes bemegen 
muß.) Dagegen läßt ſich ihr Verhältnis zu anderen Gejegen und anderen 
polizeilichen Verordnungen nur aus den pofitiven Beftimmungen des delegierenden 
Gejeßes ableiten und auf dem Wege der Interpretation feitftellen.”) Jede Polizei: 
verordnnung iſt nichtig, jomweit fie die Grenzen überjchreitet, welche ihr das dele— 
gierende Geſetz zieht.*) 

Der Bereich des polizeilichen Verordnungsrechts ergibt fih im allgemeinen 
aus dem Wirkungsfreis der delegierten Behörde; das Verordnungsrecht der über: 
geordnieten Behörde wird erſt wirkſam, wenn das der unteren Behörde nicht 
mehr örtlich ausreicht.”) 

Im allgemeinen ift e8 unzuläffig, daß die Delegierte Behörde die Aus- 
übung bes Verordnungsrechts an andere Behörden weiter überträgt, es jei denn, 
daß eine ſolche Subdelegation fi auf geiehlüche Beitimmungen ftügen läßt.’°) 
Es ericheint jedoch zulälfig, den einzelnen Behörden die Ergänzung und Aus: 
führung der für einen großen Kreis erlaffenen PBolizeiverordnungen zu über: 
tragen oder die Modalitäten der Erfüllung der Norm den örtlichen Berhält: 
nifjen entiprechend zu geſtalten; denn in diefem Tyalle handelt es fich nicht um 
eine jelbitändige Normenjegung, jondern vielmehr um eine detaillierte Aus: 
prägung der jhon vorhandenen. Soweit eine wirkliche Subdelegation vorliegt, 
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ift die Redhtsgültigfeit der von der untern Behörde erlaflenen Polizeiverordnung 
davon abhängig, ob die Delegation jelbit — War dies nicht der Fall, 
ſo iſt die Uebertretung der von der unteren Behörde erlaſſenen Normen nicht 
ſtrafbar, und die auf fie geſtützte vollziehende Polizeiverſügung mit der 
verwaltungsgerichtlichen Klage anfechtbar.‘) Ein ähnliches Verhältnis wie bei 
der Subdelegation ift auch dann gegeben, wenn die DVerordnungsbefugnis dur 
eine jpezielle Delegation mehreren Behörbeninftanzen verliehen ift, die Ober: 
behörde ſonach nur einen Zeil der betreffenden Materie regelt, die Ordnung 
des übrigen Teiles aber der Unterbehörde überläßt. Hier ift die Grund 
lage der von der unteren Behörde erlaffenen Vorſchrift unmittelbar das dele— 
gierende Gejeh.”) 

Beim Erlaß der Polizeiverordnung jelbft haben die delegierten Behörden 
ſich an die ihnen von den vorgelegten Behörden erteilten Anweiſungen und 
Dienftbejehle zu halten.) Auch haben fie gewöhnlicy die Verordnungen der 
vorgejeten Behörde vorzulegen und deren Enticheidung, die fih auf Geſetz 
mäßigfeit und Zweckmäßigkeit zu erftreden hat, abzuwarten. Die Vorlage 
der Polizeiverordnungen an bie höhere Behörde ift eine Kontrollmaßregel zur 
Vermeidung fehlerhafter Polizeiverordnungen im Intereſſe der fie erlaſſenden 
Behörde jelbit, deren Anſehen durdy häufige Aufhebung verfündeter und in 
Vollzug geſetzter Verordnungen jeitens der vorgejegten Behörde und bei Nicht: 
anmwendung durch die Strafgerichte leiden würbe.*) 

Damit jedod) die Polizeiverordbnung bindende Kraft äußert, ift erforderlich, 
daß fie publiziert®), d. h. in der vom Gejeß beftimmten Form und Art befannt 
gemacht wird. Erft von diefem Momente an erlangt fie ihre Wirkſamkeit. 

Außer Kraft gejegt wird die Polizeiverordnung entweder durch eine den 
veränderten Verhältniffen entiprehende von berjelben oder von der vorgeießten 
Behörde erlaffene neue Verordnung‘) oder durch Aufhebung jeitens der erlaflenden 
oder der vorgejegten Behörde,’) die ſowohl aus Zwedmäßigkeitsermägungen wie 
auch auf Beichwerbe durch die von ihr Betroffenen hin erfolgen kann.) Doc 
find die Wirkungen der Aufhebung durch die erlaffende und der Kaffation durch die 
vorgejette Behörde nicht die gleichen. Während die Aufhebung durch die erlafiende 
Behörde bewirkt, daß das von der Verordnung geregelte Gebiet in Zukunft 
jeiner Regelung entbehrt, indem der durch die Verordnung veränderte bisherige 
Zuftand nicht von jelbft wieder eintritt,?) ift das Ie&tere bei der Aufhebung der 
Verordnung durd die —— Behörde der Fall. Die Befugnis zur Außer: 
fraftjegung der Verordnung Ichließt jedoch für die höhere Behörde nicht die 
Befugnis zum Erlaß neuer Verordnungen an Stelle der delegierten Behörde 
ein. Erjcheint der vorgejegten Behörde die gänzliche Aufhebung der Verordnung 
nicht angezeigt, jo bleibt ihr fein anderes Mittel als im Wege der Dienit: 
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anmeilung die verordnende Behörde zu entiprechender Aenderung der erlafjenen 
Verordnung zu veranlafien.') 


84. Das polizeiliche Iwangsredt. 


Bor erfolgter Uebertretung der Strafvorichriften ift e8 Pflicht der Polizei: 
behörden, der Ausführung ber verbotenen Tat mit den ihr zur Verfügung 
ftehenden Mitteln äußeren Zwangs entgegenzumwirken.?) Die Anwendung von 
polizeilihen Erekutivftrafen hat die Nichtbeobachtung polizeiliher Anordnungen 
zur notwendigen Vorausſetzung.') Nach derjelben ift es Aufgabe der Polizei- 
behörden, für Bejeitigung der vorſchriftswidrigen Zuftände zu jorgen.‘) Wie 
aber jede Vollſtreckung jo erfordert auch die polizeiliche eine vorherige Feſtſtellung 
der polizeilichen Pflicht im einzelnen Fall durch Polizeiverfügung, welche mit 
Beichwerde angefochten werden kann und auf Grund deren nad Ablauf 
der Rechtsmittelfriſt das Vollſtreckungsverfahren eingeleitet wird. Doch ift 
mitunter auch eine vorläufige Vollftredung nicht ausgejchloffen.) Als ſpezifiſch 
polizeiliche Zmwangsmittel fommen drei in Betracht: 1. Die Polizeibehörde 
fann ſich der ihr zur Verfügung jtehenden Ungehorjams: und Ordnungs— 
ftrafen (Erekutivftrafen) bedienen und durch deren Verhängung die vorgejchriebene 
Handlung oder Unterlafjung erzwingen.*) Der Unterihied der polizeilichen 
Erefutivftrafe von der eigentlichen Polizeiftrafe befteht darin, daß ſie von der 
Polizeibehörde im einzelnen Fall angedroht wird, wogegen Beſchwerde an die 
vorgeſetzte a. möglid iſt, und nad) Eintritt der Rechtskraft von ihr voll: 
ſtreckt wird.’) Auch die Beitreibung der Gelditrafe erfolgt im Wege des Ver: 
waltungszwangs. Der Höchſtbetrag der Gelditrafe ift geleglich fixiert, die Um— 
wandlung in Haft im allgemeinen ausgeichloffen, wenn fie nicht durch gejeßliche 
Vorſchrift ausdrücklich geftattet ift.) Die Wiederholung der Erekutivftrafe kann 
jo lange fortgejegt werden, bis die Anordnung erfüllt oder der Höchſtbetrag der 
Strafe erreicht ift. 2. Erweiſt fich diejes Mittel als unzureihend, jo kommt es, 
wenn der Polizeibejehl ſich auf die Vornahme fungibler Handlungen richtet, zur 
Erjagvornahme oder Zmangsausführung, indem die Polizeibehörde die betreffende 
Handlung für den Berpflichteten und auf deſſen Koften vornehmen läßt. Der 
Ausführung muB jedod) ſtets die Androhung derjelben vorauögehen. ») 3. Das 
äußerfte fubfidiäre Mittel befteht in der Anwendung unmittelbaren phyſiſchen 
Zwangs, wenn bie polizeilichen Anordnungen anders nicht durchgejegt werden 
lönnen, jalls der Verpflichtete etwas unterlaffen oder in Perſon etwas tun oder 
dulden we Neben der Erjagvornahme ift die Anwendung phyfiichen Zwangs 


y Thoma ©. 473. 

) Roſin ©. 114; Schulze S. 307; Stein ©. 306; Thoma ©. 31. 

— Berwaltungsredt ©. 67, 84, Staatdreht S. 694; Roſin S. 104; 
Stein 

) Roſin S, 115. 

) Thoma ©. 93; über das ältere Bolizeiftrafiyitem ef. Jujti, Grundſätze ©. 367 ff., 
Örundfefte Bd. II ©. 581 ff. 

©) Meyer, Bermwaltungsreht ©. 84, Staatäredht S. 69%; nr 336; Rofin 

S. 119; Schulze ©. 317; Stengel, Polizei; Thoma ©. 86, 

’) Mayer ©. 2 Schulze S. 318; Stein ©. 2307; eh ©. 57. 

ı Mayer © 3 

) Meyer, ——— ©. 67, 84, Staatsrecht S. 694; Mayer ©. 337; 
Rojin ©. 118; Stengel „Polizei; Schulze ©. 307; Thoma ©. 89; Pözl S. 124. 


366 Roßteuſcher, Die Polizei der deutihen Konjuln. 


ausgeſchloſſen.) — Zur Ausführung der polizeilichen Zwangsmaßregeln bedient 
fid) die Polizeibehörde der polizeilichen Vollzugsorgane.. Widerſtand gegen die: 
jelben iſt Widerſtand gegen die Staatögewalt. Vorausſetzung ift natürlich, daß 
die Anwendung bes polizeilichen Zmwangsmittel3 rechtmäßig erfolgt und fi in 
den gejeglihen Schranken hält.?) 


$5. Das Strafverfahren vor den Polizeibehörden. 


Neben dieien verwaltungäpolizeilichen Funktionen fönnen auch nad) der 
REtPD. den Polizeibehörden Funktionen einer VBerwaltungsjudilatur übertragen 
werden.) Wo nämlid) nad) ben Beitimmungen der Qandesgefege die ‘Polizei: 
behörben befugt find, eine in den Strafgejegen angedrohte Strafe durch polizeiliche 
Strafverfügung feftzufegen, ift diefe Befugnis von der StPO. in ihrem Beſtand 
erhalten worden; doch erftredt ſich dieſelbe nur auf Uebertretungen. 9 Unter 
Polizeiftrafverfügung in dieſem prozefjualen Sinn ift jonady eine Verfügung ber 
Polizeibehörde zu verftehen, durch welche fie fraft geſetzlicher Ermächtigung be: 
fugt ift, in geringfügigen Strafjällen über den Zäter unter Vorbehalt des Rechts: 
wegs Strafen zu verhängen. Ihrer Natur nad) ift fie ein Urteil im Gegenjat 
zur Polizeiftrafverfügung im verwaltungsrehtlichen Sinn; bie burd fie feitgefegte 
Strafe it Kriminalftrafe im Gegenjaß zur polizeilichen Erekutivftrafe, welche die 
Polizeibehörde anwendet zur Erzwingung der von ihr geforderten Handlungen 
und Unterlaffungen. Die polizeiliche Erekutivftrafe ift ein Mittel des Verwaltungs: 
zwanges, über deren Anfechtung die höheren Verwaltungsbehörben oder die Ber: 
waltungägerichte entjcheiden ; die durch Polizeiftrafverfügung in prozeffualem Sinn 
verhängte Strafe ift öffentliche Strafe, über den Einſpruch enticheiden die ordent: 
lihen Gerichte. 

Das EG. zur StPO. hat in 86 Abſ. II Ziff. 3 unter Beichränfung auf 
Uebertretungen der Landesgejeßgebung die Befugnis zur Regelung bdiejer Ber: 
waltungsgerichtöbarfeit überlafjen, während das auf Einſpruch fih daran an- 
ſchließende gerichtliche Verfahren im 6. Bud, 2. Abjchnitt der StPO. jeine 
reichörechtliche Regelung gefunden hat. Darnady erftredt fich die Befugnis nur 
auf Uebertretungen im Sinne des $ 1 Abi. 3 StGB. ; ausgenommen find hiervon 
nah $5 Mi. 1 EG. z. StPO. jene Webertretungen, für welde nad) 
Reichögelegen bejondere Gerichte ausichließlich zuftändig find. Die Strafen, welche 
die ‘Bolizeibehörde verhängen fann, reichen jedod nicht ſoweit, als $ 1 StGB. 
für den Begriff der Uebertretung beftimmt. Nach $ 453 Abi. 2 StPO. kann 
die Polizeibehörde feine andere Strafe verhängen ala Haft bis zu vierzehn Tagen 
oder Gelditrafe und diejenige Haft, — für den Fall, daß die Geldſtrafe nicht 
beigetrieben werden fann, nad) $ 28/29 StGB. an die Stelle der letzteren tritt, 
ſowie eine etwa vermirfte Einziehung. Die Landesgejeggebung kann diefe Zu: 
ftändigfeit der Polizeibehörden noch weiter bejchränfen oder davon abjehen, für 
den einzelnen Staat ihre Anwendbarkeit zuzulaffen. Betreff3 des Verfahrens 
beftimmt 3 453 Abi. 3 StPO., daß die Strafverfügung außer der Feſtſetzung 


1) Meyer, Verwaltungsrecht ©. 67, 84, Staatdreht ©. 69%; Mayer ©. 340; 
Rojin ©.109; Stengel „Polizei“; Schulze ©. 307; Thoma 6.89 f.; PözlS. 154. 
A) Mayer 5.359; Stengel „Rolizei”. 
s) StPO. et Kerr 453 ff.; Behr ©. 132; Zimmermann ©. 127, 142: 
sen 4 R 23; Mo S. 58; über ältere Bolizeigerichtöbarteit Juſti, Grundfefte 
) Meyer, Berwaltungsreht 5. 83, 85, Staatsrecht 5.659; Schulze ©. 321. 
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der Strafe die ftrafbare Handlung, das angewendete Strafgeieg und die Beweis- 
mittel bezeichnen und aud die Eröffnung enthalten muß, daß der Beichuldigte, 
jofern er nicht eine nad) den Belegen zugelaffene Beſchwerde an die höhere Polizei— 
behörbe ergreift, gegen die Strafverfügung binnen einer Woche nad) der Befannt= 
gabe bei der Polizeibehörde, welche die Verfügung erlaffen bat, oder bei bem 
zuftändigen Amtsgericht auf gerichtliche Entiheidung antragen kann. Wird von 
diefen Möglichkeiten fein Gebrauch gemacht, jo wird die Strafverfügung voll 
ſtrecbar; der Vollzug richtet fi nad) den Normen des Landesrechts.') 


N Als typiſche landesgejeglihe Regelung fannı die preußiiche gelten, welche auf dem 
Geieg, betr. den Erlaß polizeiliher Strafverfügungen wegen Uebertretungen vom 23. April 
1883 (GS. 5.65) der Anweilung zur Ausführung desjelben vom 8. Juni 1883 
(Min-Bl. S. 152) und der Verordnung betr. das Verwaltun Serge wegen 
Beitreibung von Geldbeträgen vom 15. November 1899 (& . ©. 545), abgeändert 
dur die Verordnung vom 18. März; 1904 (GS. ©. 36) und den Ausführungsanweilungen 
bierzu vom 4. Juli 1904 (GE. ©. 36) und vom 20. November 1899 (Amtsblatt der Fr 
Regierung zu Potsdam 1900, Sonderbeilage zu Blatt 3) beruht (abgedrudt bei Friedel, 
polizeil. — * ©. 101ff.). Die Grundzüge derſelben find im weſentlichen folgende: 
Ber eine Rolizeiverwaltung in einem bejtimmten Bezirfe auszuüben hat, ift befugt, wegen 
der in demſelben verübten, in jeinen Verwaltungsbereich fallenden Webertretungen die 
Strafe durch Berfügung feftzujegen jomwie eine etwa verwirfte Einziehung zu verhängen. 
Die polizeiliche Strafverfügung ift auch gegen Beihuldigte im Alter von 12 bis 18 Jahren 
zuläffig. Wird Gelditrafe Tefigefegt, fo it zugleich die für den Fall des UInvermögens an 
die Stelle der Gelditrafe tretende Hat zu bejtimmen. Die jeftzuießende Geldftrafe darf 
den Betrag von 30 Mt., die Haft, auch wenn fie an Stelle einer nicht beizutreibenden 
Gelditrafe tritt, die Dauer von drei Tagen nicht überjchreiten. Erachtet der Polizeiverwalter 
eine höhere Strafe für gerechtfertigt, jo muß die Berfolgung dem Amtsanwalte überlafjen 
werden (Bei. $ 1). Der Begriff des Verwaltungsbereichs erjtredt fih auf die geſamte 
polizeiliche Tätigfeit. Die Polizeiitrafgewalt ijt demnach nicht bloß auf Zuwiderhandlungen 
gegen rein polizeiliche Verfügungen und Verordnungen beſchränkt, ſondern erftredt ſich 
—9— alle ſtrafbaren Handlungen, die ſich nach dem angedrohten Strafmaß als Uebertretungen 
charakteriſieren. Der Polizeiverwalter hat ſich jedoch der Feſtſetzung der Strafe zu enthalten 
und bie Strafverfolgung dem Amtsanwalte zu überlajjen, wenn er die Anwendung eines 
feine Kompetenz überjteigenden Strafmahes für angezeigt erachtet oder wenn er in Er— 
fahrung bringt, daß der Amtsanwalt bereits Schritte zur gerichtlihen Verfolgung der 
Uebertretung getan hat. Dasjelbe gilt in jenen Fällen, in denen er ein perjönlides 
Interefie an dem Ausgange der Sahe hat (Anw. $2 Ubi. 2). Auberdem fann er fi des 
Erlaſſes der Strafverfügung enthalten und die Verfolgung dem Anıtdanwalt überlafien, 
wenn er wegen der Zwetielhaftigfeit des Falles in Betreff der Feititellung des Tatbeftandes 
oder der Audlegung der Strafvorichrift oder aus jonjtigen bejonderen Gründen im einzelnen 
Falle es für angemeflen eradtet (Anw. $2 Abi. 3). Polizeibehörden, welche auf dieje 
Weile nad preußiihem Berwaltungsreht zum Erlaß von Polizeiverfügungen berechtigt 
find, find außer den Ortspolizeibehörden die Eiienbahndireftionen wegen eijenbabnpolizei« 
liher Uebertretungen, die Oberfiichmeiiter in Fiichereipolizeifahen, die Deihhauptmänner 
in deichpolizeilihen Angelegenheiten, die Landräte wegen Kanal-, Jagd» und Chauſſee— 
polizeiübertretungen und die Regierungspräfidenten in Strom-, Sciffahrtd: und Hafens 
polizetfachen (Friedel S.9—22, Anm. $ 1 Abi. 2). Die Feitiegung einer Strafe durd 
die Bolizeibehörde findet nicht jtatt bei Uebertretungen, zu deren Aburteilung die Rhein— 
ihiffahrt3= und Elbzollgerichte oder die Gewerbegerichte zuftändig find, bei Uebertretungen 
der Vorſchriften über die Erhebung öffentlicher Abgaben und Gefälle und bei Lebertretungen 
bergholizeiliher Vorſchriften GGeſ. 52, Anm. $ 1 Abi. 2). Nah 567 StGB. verjährt 
die Verfolgung von Uebertretungen in drei Monaten, gerechnet vom Tag ber rg 
an. Unterbroden wird die Verjährung dur die Bolizeijtrafverfügung, welde nad $ 45 
Abi.4 StPO. die Bedeutung einer richterlihen Handlung hat. Der Mindeitbetrag der Geld— 
ftrafe ijt nad $27 StGB. eine Mark, unter welche nad $9 Abi. 3 der Unw. nicht herab— 
gegangen werden darf, wenn in der zur Anwendung kommenden Strafvorſchrift die Zu— 
läffigfeit einer geringeren Strafe nicht ausdrüdlich zugelaflen ift. Der Mindejtbetrag der 
Haftitrafe ift nah $ 18 StGB. ein Tag; auch wenn bei Uneinbringlidteit der Gelditrafe 
eine Ummanbdlung in Haftitrafe eintreten muß, darf gemäß $29 Abi.2 StGB. dieſe 
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Eine ähnliche Verwaltungsjudikatur fann nad) $ 6 Abi. 2 Ziff. 3 EG. ;. 
StPO. durd) — — Vorſchrift den Behörden der fiskaliſchen Verwaltung, 
die zweifellos auch als bejondere PBolizeibehörden zu betrachten find, bei Zumider: 


nicht hinter der Dauer von einem Tag zurüdbleiben. Die im Falle des Unvermögens 
des Beichuldigten ftatt der Geldftrafe ſtets jogleich feitzujegende Haft ift jo zu beftimmen, 
da nad) dem Ermejien des Bolizeiverwalter® der Betrag von einer bis fünfzehn Mart 
einer eintägigen Freiheitsitrafe ee ift (8 28 StGB., 89 Abj.3 Anm.) Gegen 
Militärperfonen dürfen die Polizeibehörden Strafen nur wegen jolder Lebertretungen 
feitiegen, zu deren Aburteilung im gerichtlichen Verfahren die ordentlichen Gerichte zu: 
ftändig find. Eine Feitiegung der Haft für den Fall des Unvermögens findet durch die 
Polizeibehörden nicht jtatt (Bei. 84). Außer der Einziehung darf feine Nebenftrafe feit: 

ejegt werden. Zur Ermittelung des Tatbeitandes ftehen der Bolizeibehörde natürlich nicht 
ie jpezifiih prozefiualen Mittel zur Verfügung, ſonſt ift fie jedoh in feiner Weife ge: 
bunden (Anw. $ 3—6). Die polizeiliche Strafverfügung ift dem Beſchuldigten durch einen 
öffentlihen Beamten zu behändigen (Gej. $ 5), die Zuftellung erfolgt in einer der ftraf: 
prozejiualen nadgebildeten Weile (Anw. $ 10). Iſt der Amtsanwalt eingeichritten, bevor 
die polizeiliche reg: dem Beſchuldigten behändigt wurde, jo ift dieſe wirkungslos 
(Bei. $ 8). Der Beichuldigte kann gegen die Strafverfügung binnen einer Woche nad der 
Belanntgabe auf gerichtliche Entiheidung antragen; die Beichwerde an die vorgelegte Be 
börde iſt ausgeſchloſſen. Iſt gegen einen Beihuldigten im Alter von 12 bis 18 Jahren 
eine Strafverfügung erlafien, jo fann binnen der Air den Beidhuldigten laufenden Friſt 
auch der gejepliche Vertreter desjelben auf gerichtlihe Entiheidung antragen (Geſ. $ 3, Anm. 
8 11). Der Antrag auf jolde ift gemäh 8 454 StPO. bei der Polizeibehörde ſchriftlich 
oder mündlich, bei dem Amtsgerichte jchriftlih oder zu Protofoll des Gerichtsſchreibers 
anzubringen; legterenjall® hat das Amtsgericht dem Antragſteller eine Beicheinigung 
hierüber zu erteilen (Geſ. $ 9). Iſt der Antrag verjpätet angebracht, fo hat ihn das Gericht 
durch Beihluß zurüdzumetien. Die Zurüdnahme des Antrags auf gerichtliche Entſcheidung 
ift jeiten® des Beichuldigten bis zum Beginn ber Kern ag © zuläjfig. Geſchieht 
dies, fo hat die Polizeibehörde das Verfahren fortzujegen. da die Strafverfügung dur 
die Zurüdnahme des Antrags wieder in Kraft tritt. Bei rechtzeitiger Anbringung de& 
Antrags hat die Polizeibehörde nad $ 454 StPO. das Recht, die Strafverfügung zurüd: 
zunehmen; bievon ſoll fie jedoh nur dann Gebrauch machen, wenn diejelbe auf einem 
Irrtum beruht (Anw. $ 13). Darüber ift dem Beteiligten Mitteilung zu machen. Wie zur 
Burüdnahme iſt die Polizeibehörde aucd zu entiprehender Milderung ber Strafverfügung 
befugt; dieje fann jedoh nur in Form einer neuen Verfügung erfolgen und ift nur 
innerhalb der dreimonatlihen Verjährungsfriſt zuläffig. Dagegen wird durd die Zurüd- 
nahme die ftrafrechtliche Verfolgbarkeit der Uebertretung nicht berührt; denn die Straf- 
verfügung bat zwar hinfichtlich der Verjährung die Wirkungen einer richterlihen Handlung ; 
dagegen jteht fie, ſolange fie nicht die Nechtäfraft erlangt hat, dem richterlihen Urteil 
infofern nicht gleich, als fie den Beſchuldigten vor gerichtliher Strafverfolgung nicht zu 
jhüßen vermag. Gegen Berjäumung ber Frift zur Stellung des Antrags auf erictlide 
Entſcheidung ijt genäb 8 455 StPO. die Wiedereinjegung in den vorigen Stand möglid, 
über welche der Richter enticheidet (Anm. $ 12). Iſt die Verfügung rechtskräftig geworden, 
jo obliegt der Polizeibehörbe, welche fie erlafjen hat, die Volljtredung derjelben. Dieie 
eichieht bei Gelditrafen durdh Piändung in einer der ſtraf- bzw. 3 [prozefiualen Bol: 
J——— nachgebildeten Weiſe. Iſt die verhängte Geldſtrafe nicht beizutreiben, ſo iſt die 
ſubſidiäre Haftſtrafe zu vollſtrecken. Die Geldſtrafen ſowie die eingezogenen Gegenſtände 
fallen demjenigen zu, welcher die tatſächlichen Koſten der Polizeiverwaltung zu tragen hat, 
vorbehaltlich bejonderer Borichriften oder vertragsmäßiger Beitimmungen (Gej.$ 7). Gegen 
aktive Militärperjonen ift eine vorläufige Straffejtiegung nur zuläffig, wenn die Lebertretung 
nur mit Geld oder ———— bedroht iſt. Iſt ſie dagegen mit Geldſtrafe oder Haft oder 
nur mit Haft bedroht oder trifft mit der Uebertretung ein Vergehen oder ein Verbrechen 
zuſammen, ſo iſt die Beſtrafung bei dem zuſtändigen Militärgerichte zu beantragen. Iſt 
die gegen eine Militärperſon eine Geldſtrafe feſtſetzende oder eine Einziehung verhängende 
Verfügung vollſtreckbar, jo ift die Vollftredung bei dem zuſtändigen Militärgericht zu be— 
antragen. Kann die Gelditrafe nicht erlegt werden, jo wird biejelbe vom Militärgeriht im 
eine verhältnismäßige Freiheitäftrafe umgewandelt (Anw. $ 22). Die Bollftredung der Haft« 
und Gelditrafen verjährt nah 8 70 Ziff. 6 StGB. in zwei Jahren, beginnend von der 
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fülle übertragen werben.!) Der Strafbeicheid, der nach $ 459 StPO. nur Geld: 
ſtrafe jowie eine etwa verwirkte Einziehung jeitjegen darf, muß außerdem wie die 
Strafverfügung das angewendete Strafgejeß und die Beweismittel bezeichnen und bie 
Eröffnung enthalten, daß der Strafbeicheid vollftredbar wird, jofern nicht der 
Beichuldigte eine gejelich zugelafiene Beſchwerde an die höhere Verwaltungs: 
behörbe ergreift oder binnen einer Woche bei der Behörde, welche den Straf: 
beicheid erlafien oder befannt gemadjt hat, auf gerichtliche Entſcheidung anträgt. 
Das ſich hieran anjchließende gerichtliche Verfahren hat im 6. Bud 3. Abſchnitt 
der StPO. feine nähere Regelung gefunden. 


U. Zeil. 
Die Polizei der deutſchen Konjuln. 
1. Abichnitt. 
Die Polizei der Konjuln im allgemeinen. 
8 6. Meberfiht und Rechtsquellen. 


Auf feinem Gebiet des vielgeftaltigen öffentlichen Lebens fließen ſtaats— 
und völferrechtliche Elemente jo zulammen als im Konjularreht. Das ganze 
moderne Völkerrecht ift beherricht vom Zerritorialitätsprinzip,?) nach welchem jeder 
Staat berechtigt ift, die Ausübung fremdftaatlicher Funktionen in jeinem Gebiet 
zu vermehren. Die ganze Betätigung der konſulariſchen Befugniffe beruht aber 
darauf, daß der Konjul zur Ausübung jeiner Funktionen im Aufenthaltsftaat 
zugelaffen ift und diejer die Tätigkeit bdesjelben buldet.”) Die Regelung der 
tontulariihen Tätigkeit muß fi darum auf ftaatsrechtlihe und völferrechtliche 
Grundlagen ſtützen. Staatsrechtlihe Grundlagen find, da nad) der Reichs: 
verfafjung Art. 4 Ziff. 7 und Art. 56 das Konſularweſen der Kompetenz des 
Reichs unterftellt ift, die bezüglichen deutſchen Neichögejege.t) Damit jedoch bie 
im Gejeß jeftgelegten Befugniffe im fremden Staate ausgeübt werden dürfen, 
muB al3 weitere Rechtäquelle hinzukommen die gemohnheitsmäßige oder vertrags- 
mäßige völferrechtliche Anerkennung.’) Unter Gewohnheit ift eine langjährige 


Rechtskraft der Strafverfügung. Unterbrohen wird die Verjährung nad 8 72 StGB. durch 
jede auf Bollftredung der Strafe gerichtete Handlung der Polizeibehörde. Die materielle 
Birfung der vollftredbaren Strafverfügung bejteht darin, daß wegen berjelben Handlung 
eine fernere Unihuldigung nicht jtattfinden fann, es jei denn, daß die Handlung feine 
Uebertretung, jondern ein Bergehen oder Verbrechen war und darum nicht zur Zuftändigteit 
der Polizeibehörde gehörte. In diefem Falle ift während des gerichtlichen Verfahrens die 
— — einzuſtellen. Erfolgt eine rechtskräftige —* ung wegen eines Ber- 
bredens oder Vergehens, jo tritt die Strafverfügung außer Kraft (Gel. $ 10). Das 
polizeilihe Strafverfabren iſt ftempel- und gebührenfrei (Gef. $ 6), an baren Auslagen 
werden nur erhoben bie Poftgebühren, die Koften zur Beitreibung der Geldftrafe und 
die Haft- und Transportkoſten, welde durch VBollftredung der Haft entjtehen (Anm. $ 20). 
Sind dieje Koften nicht beizutreiben, jo fallen fie demjenigen zur Laſt, welcher die Koiten 
der betreffenden Polizeiverwaltung zu tragen hat (Bei. 8 a). 2, Anm. 8 21). 

) Meyer, Staatöredht ©. 660. 

2) Annalen 1882 ©. 84, 412, 436. 

) Unnalen 1882 ©. 85; 1897 ©. 500; 1872 Sp. 1284. 

) Annalen 1871 Sp. 183. König ©. 42, 

3) Unnalen 1882 ©. 87, 412; Laband Bd. 3 ©. 13; Oppenheim S.5ff. 
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anſtandsloſe Duldung der fonjulariihen Tätigkeit jeitens des Aufenthaltsftaates 
zu verftehen. Das Gejeß verleiht die Fähigkeit zur Ausübung der Yunktionen, 
die völferrechtliche Anerkennung fichert die Befugnis hiezu. Mit jehr vielen 
Staaten bat das Reid) Verträge abgeichloffen, welche die ben Konſuln zus 
ftehenden Rechte ausdrücklich aufzählen. In Betracht kommen nicht nur Die 
ipeziellen Konfularverträge jondern aud die Handels, Freundſchafts- und 
Schiffahrtöverträge.) Auch ift für die Rechte der Konfuln die Meiftbegünftigungs- 
Haufel von großer Bedeutung.?) Diejelbe bejagt, daß die deutſchen Konjuln 
befugt fein jollen, im Aufenthaltsftaat alle jene Rechte auszuüben, welche die 
Konjuln der am meiften begünftigten Nation auszuüben berechtigt find. Die 
Rechte der deutichen Konfuln find hier nad) den Verträgen anderer Staaten 
beftimmt und die Konſuln, welche in den hier in Betracht fommenden Ländern 
refidieren, haben wohl darauf zu achten, ob nicht durch Verträge, welche ber 
Aufenthaltsftant mit anderen Mächten abjchließt, ihre eigene Kompetenz berührt 
wird. Bei diefen Verträgen handelt es ſich jedoch nicht nur um die vom 
Deutichen Reich abgeichloffenen, jondern aud um joldye, welche vor der Reichs— 
gründung von den deutſchen Einzelftaaten eingegangen worden find, falls dieſe 
nicht durch Reichsverträge inzwiſchen Aenderungen erfahren haben;“) denn es 
fteht dem Umftand nichts im Wege, dab das Reich als Rechtönachfolger der 
Einzelftaaten in ber Ausübung der Rechte jeinen Konſuln dieſe nad) den völfer: 
rechtlich den Landeskonfuln vordem zuftehenden Normen übertrug; hiebei änderte 
fi) allerdings der Kreis der Objekte, was durch die völferrechtliche Anerkennung 
der Reichsgründung jeine Dedung findet. So gelten die Verträge der Einzel: 
ftaaten als ftillihweigend vom Reidy übernommen und äußern kraft Herfommens 
ihre Wirkung für das Reich.“) 


Vertrag und völferrechtliche Uebung bilden jonady die völferrechtliche 
Grundlage für die Amtstätigfeit der Konſuln, während die Reichsgeſetze die 
ftaatsrechtliche Norm bilden. In den Staatöverträgen findet biejes Verhältnis 
oft jeinen unzweideutigen Ausdrud, indem die Konſuln die vertragsmäßig feit- 
gelegten Rechte ausüben bürfen, „jomweit fie nach den Geſetzen des Staates, der 
fie ernannt bat, dazu befugt find.“ Darum hebt aud der Kommilfionäbericht 
zum Geſetz betr. die Organilation der Bundeskonſulate ausdrüdlich hervor: 
„Die konfularifche Wirkſamkeit ift mit dem Geſetz nicht gefichert; die Konſuln 
dürfen ihre im Gejegentwurf ihmen verliehenen Rechte nicht geltend machen, 
ſolange diefelben nicht die völferrechtliche Anerkennung gefunden haben.” Darauf 
weiſt auch $ 1 bes erwähnten Geſetzes hin mit den Worten: „Sie müſſen nad 
den Bundesgejegen und den ihnen erteilten Juftruftionen ſich richten und bie 
durch die Gejege und die Gewohnheiten ihres Amtsbezirks gebotenen Schranfen 
einhalten.“ Auch die allgemeine Dienftinftruftion zu $ 1 des Konſulatsgeſetzes 
bringt unter Ziff. 4 dieſes das Konſularrecht beherrichende Zerritorialitäts- 
prinzip jehr beftimmt zum Ausdruf mit den Worten: „Kein Staat läßt fremde 
Konjuln in feinem Gebiet anderd zu als unter dem ausdrüdlichen oder ftill- 
ſchweigenden Vorbehalte, daß diejelben nichts gegen die Geſetze des Landes vor— 
nehmen. Die deutichen Konjuln können daher die ihnen durch das Gefeß vom 


i) Born ©. 339. 

) König S©.25. 

) Annalen 1872 Sp. 1283, Laband Bd. 3 ©. 13, König ©. 4. 
*ı Annalen 1882 ©. 416; 1872 Sp. 1283, 1897 ©. 503. 
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8. November 1867 beigelegten Beiugniffe nur inſoweit ausüben, ala die fremde 
Staatögewalt es ihnen geftattet.') 

Soweit Reichsgeſetz und Staatsvertrag gleihmäßig die Ausübung der 
fonfulariichen Rechte garantieren, bilden fie die genügenden Zitel biefür. Was 
aber das Verhältnis zwilchen Gejeß und Vertrag im einzelnen betrifft, ftehen 
fi hier zwei Anfichten gegenüber. Gegen die Anficht Zorns,“ daß die Kon— 
fularverträge ala leges speciales den Reichsgeſetzen als leges generales vor: 
gehen, wird bejonder® von Laband geltend gemacht,) daß ihr jchon der er— 
wähnte $ 1 des deutichen Konſulargeſetzes widerſpricht, welcher beiagt, daß die 
Konjuln fi nad) den NReichögejegen und den ihnen erteilten Inſtruktionen zu 
richten haben. Die in den Staatsverträgen enthaltene Klauſel, daß die Konſuln 
die vertragsmäßigen Rechte ausüben dürfen, „iomeit fie nad) den Geſetzen bes 
Staates, der fie ernannt hat, hiezu befugt find,“ jcheint ebenfall® dagegen zu 
iprechen. Auch wird*) darauf hingewieſen, daß die Verträge dem Reihe nur 
dad Recht gewähren, die rg feftgelegten Funktionen durch jeine 
Konjuln ausüben zu laflen, ohne jede Verpflichtung, von dieſem Rechte tat- 
ſächlich Gebrauch zu maden; dieſe Verpflichtung befimmt fi) nur nad dem 
Reichsgeſetz. Dielen Einwendungen gegenüber ift daran feftzuhalten, daß die 
vom Reich abgeichlofjenen Verträge, welche gemäß Art. 11 der Reichöverfaffung 
die Zuftimmung des Bundesrat und die Genehmigung des Reichstags gefunden 
haben und vom Kaiſer ratifiziert find, die Kraft von Reichsgeſetzen haben,°) 
von denen nad allgemeiner Regel das Spezialgejeg jowie das jüngere Geſetz 
der generellen Norm und dem älteren Geſetz vorgeht.) Würde man auch mur 
Geſetz und Vertrag zuſammen als rechtmäßige Titel der Ausübung konſulariſcher 
Funktionen betradhten, jo würde für die nur vertragsmäßig geregelten eine 
Borausfegung der rehtmäßigen Ausübung fehlen. Es ift aber klar, daß die 
völferrechtlihen Berträge einen Hinreichenden Zitel bilden, jo daß dieje nur ver: 
tragsmäßigen Feſtſetzungen Ergänzungen der allgemeinen Reichsgeſetze darftellen.‘) 

Die Konjuln find nad) $ 1 des Sonjulargejeges berufen, die Intereſſen 
des Reich namentlich in bezug auf Handel, Dertele und Schiffahrt tunlichit 
zu jchügen und zu fördern und ben Angehörigen der Bundes: jomwie 
anderer befreundeter Staaten in ihren Angelegenheiten Rat und Beiftand zu 
gewähren.) Ihre Tätigkeit nad; diefer Richtung umfaßt feine Ausübung von 
Hoheitsrechten, woburd; das Imperium des Reichs zum Ausdrud käme. Neben 
diejen amtlihen Funktionen ift den Konſuln jedoch auch gegenüber den Reichs— 
angehörigen, welche ſich innerhalb ihres Wirkungskreiſes aufhalten, die Aus- 
übung von wirklichen Hoheitsrechten übertragen,*) wodurch fie als Vorgeſetzte der 
in ihrem Gebiet fi) aufhaltenden Deutichen und diejen Gleichgeftellten erjcheinen, 
als Träger de3 ftaatlihen Imperiums. Der Imftitution des Konſulats ift 


!) ef. Annalen 1882 ©. 412, König ©. 41, 45; Oppenheim ©. 11 ff. 

2) Annalen 1882 ©. 4m. 

RLaband Bd. 3 ©. 14: ebenio König © ©. 41; ferner Reig in den Annalen 
1872 Sp. 1289; Goes in den —— 1897 S . 501. 

*) Goe8, Annalen 1897 ©. 50 

5) Laband Bd. 2 ©. 117 ff, 

*) Annalen 1882 ©. 417. 

?) Annalen 1882 ©. 466. 

8 Annalen 1871 —* 184, 1872 Sp. 1283, 1882 S. 409; König S. 12; Oppen— 
beim 6 10; Alt S. 29, 3 

®) Annalen 1882 ©. nn, 412; dagegen Laband Bb.3 ©. 12. 
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gerade dieje Verbindung von obrigfeitlihen und nicht obrigfeitlihen Geichäften 
eigentümlih. Won jeher galt als Hoheitsreht die Ausübung der Polizet, die 
Anwendung unmittelbaren Zwangs zur Erreihung ftaatlicher Zwecke. 

Dieje Ausübung von Hoheitsrechten bedeutet eine weitere oder geringere 
Eremtion von der Staatögewalt des Aufenthaltsftaates für die dem Imperium 
des Konjuls Unterftehenden entweder nur nad einigen Beziehungen oder ganz 
generell.) Dieje ift am weiteften in jenen Ländern ausgedehnt, in welchen die 
Konfuln die vollftändige Gerichtsbarkeit ausüben, die ja nur durd) die beftehende 
Erterritorialität bedingt und begründet ift. Aber jelbit in dieſem weiteſten 
Umfang bedeutet die Erterritorialität nur eine Befreiung von der fremden Ge: 
richtöbarkeit und der Anwendung des fremden Strafrechts, nicht aber aud) eine 
allgemeine Befreiung von den Verwaltungsgeſetzen des Anfenthaltsftaates.?) Piel: 
mehr ſteht das deutiche Konjulargerichtäbarfeitsgejeg auf dem Standpunkt, dak 
außer ben Vorjchriften über Strafrecht und gerichtliches Verfahren nicht das 
deutjche öffentliche Recht zur Anwendung fommt, jondern das Recht des Aufent: 
haltsſtaates.) Nach 8 27 Abi. 2 des erwähnten Gejeges kann durch kailer: 
liche Verordnung jogar beftimmt werben, inwieweit in einem Konjulargerichts 
bezirt die von der dortigen Staatögewalt erlafjenen ftrafrechtlihen Vorſchriften 
neben ben deutſchen Gejegen zur Anwendung kommen. Für das Polizeirecht 
it von Wichtigkeit, daß nad) $ 49 desjelben Gejeges in den Konjulargerichts- 
bezirfen die von der dortigen Staatögewalt erlaſſenen Strafgejege ſoweit An: 
wendung finden, als die durch Herkommen oder dur Staatöverträge beitimmt 
it.) Nah $ 50 kann jedoch durch kaiſerliche Verordnung beftimmt werben, 
inwieweit in bdenjelben die jtrafrechtlichen Vorſchriften der allgemeinen Gejege 
Anwendung finden, die innerhalb Preußens im bisherigen Geltungäbereiche des 
preußiichen Allgemeinen Landrechts in Kraft ftehen.‘) Damit ift die Möglichkeit 
der Einführung preußifcher Polizeivorfchriften gegeben. Aber ſchon der Entwurf 
des erwähnten Geſetzes hält dies nicht für ratjam, da dieje Vorichriften zum 
größten Teil in unmittelbarem Zuſammenhang mit dem preußiichen Verwaltungs: 
recht fliehen und Verwaltungseinrichtungen vorausjegen, die in den Konſular— 
gerichtöbezirfen nicht vorhanden find. Ebenjomwenig it e8 darnach zwedmäßig, 
in denjelben preußiſche Strafvorichriften allgemeinen polizeilichen Inhalts zur 
Anwendung zu bringen, da bier das Polizeiverordnungsreht der Konjuln ge 
nügend eingreifen und bequemere, den lokalen Verhältniſſen entiprechendere 
Normen ſchaffen fann. 

freilich werden bei der Ausübung polizeilicher Funktionen immer mehr die 
Rückſichten auf politiiche Erwägungen den Ausjchlag geben als die gejelichen und 
vertragsmäßigen ——— Jedenfalls iſt hier ein wenn auch in moderner 
Zeit wenig wirkſamer Anſatzpunkt zu neuer Entwicklung und zur Ausdehnung 
der heimitihen Staatögewalt gegeben, wobei nicht zum mindeften das perjönliche 
Taktgefühl und diplomatiiche Geichidt der Konjuln von großer Bedeutung ift. 

Als Rechtsquellen kommen für die Polizei der deutjchen Konſuln folgende 
in Betradt: 

!) Annalen 1882, ©. 412, 436; Oppenheim ©. 37. 

) Unnalen 1882, ©. 84, 437; König ©. 3, 266; Jahrbuch der internationalen 
a > für vergleihende Rechtswifienihaft S. 9. 

Kommilfionsberiht zum KG; König ©. 281. 

*) König ©. 280 


% Annalen 1897 S. 522. 
*) König ©. 279. 
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1. Staatsrechtliche Quellen. 


Gejeg des Norddeutſchen Bundes betr. die Organifation 
der Bundesfonjulate jomwie die Amtsrechte und Pflichten der Bundeskonſuln 
vom 8. November 1867 (BGBL. 1867 ©. 137 f}.), ') „Konfulatsgejeg“ (— KG.), 
in Baden und Heffen eingeführt durch Vertrag vom 15. November 1870 Art. 80 
gif. 4 (BEB. 1870 ©. 650 f}.), in Württemberg durch Vertrag vom 25. No: 
vernber 1870 (BGBL. ©. 654 ff.) Art. 2 Ziff. 6, in Bayern durch Vertrag 
vom 23. November 1870 (BGBL. 1871 ©. 9) II. Abſchnitt Art. 79 Ziff. 4, 
in Baden, Hefien und Württemberg nad) obigen Verträgen in Kraft jeit 
1. Januar 1871, in Bayern gemäß bes Vorbehalte im III. Abjchnitt $ 8 
Abi. 2 des zitierten Vertrags nad) dem Gejet betr. die Einführung Norddeuticher 
Bundesgejege in Bayern vom 22. April 1871 (BGBl. 1871 ©. 87 fi.) $ 3 
mit dieſem in Kraft getreten. Gemäß dem Gejete betr. die Verfaſſung des 
Deutichen Reichs vom 16. April 1871 (BGBl. 1871 ©. 63 ff.) ift nad) $ 2 
Abi. 2 die Terminologie der in Süddeutſchland eingeführten Norddeutichen 
Bunbesgejege dahin zu ändern, daß an Stelle der Worte „Norbdeuticher Bund“ 
die Worte „Deutjches Reich” zu jeßen find. 

Dazu die Allgemeine Dienftinftruftion, ADJ., vom 6. Juni 1871 
(abgedrudt in den Annalen 1871 ©. 595 ff.)?) hierzu der Nachtrag unter 
dem 22. Februar 1873 (beide nicht publiziert). Diejer jet neue Vorſchriften 
an Stelle der urjprünglid) zu $$ 26, 32, 33, 34, 37 des KG. gegebenen Er: 
läuterungen. Durch $ 9 Abi. 3 des Runderlafjes vom 30. Mai 1903 wurden 
dieje neuen Vorſchriften zu $ 33 KG. mit Ausnahme der erften fünf und ber 
legten fünf Abjäge aufgehoben. 

Gejeß über die Konjulargerihtsbarfeit (Konfulargerichtsbarkeits- 
geſetz, KGG.) vom 7. April 1900, RGBl. ©. 213 ff.; vordem in Geltung 
Gejet über die Gerichtöbarfeit der Konjuln in Preußen vom 29. Yuni 1865, 
Preuß. Gej.- Sammlung ©. 681, publiziert mit dem KG. im BGBl. 1867 
©. 144 ff., abgelöft durch das Reichsgeſetz über die Konfulargerichtsbarfeit vom 
20. Juli 1879, RGBl. ©. 197 f}.?) 

Gejeg über die Bildung deutiher RKommunalverbände in 
den Konſulargerichtsbezirken vom 3. Juni 1905, RGBl. S.541/42. 


Seemannsordnung vom 2. Yuni 1902, REB. ©. 175 ff., dazu 
die Novelle vom 12. Mai 1904, RGBl. S. 167/68, SO. ) (vordem alte See: 


1) Dazu die Drudiahen des Norddeutihen Reihdtagd aus der 1. Legislaturperiode 
Seifion 1867, —* 2 Nr. 155, 223, 244. Annalen 1871 Sp. 184; König ©. 4. 
öni . 6. 
®) Dazu de Inſtruktion betr. die Erteilung des von den Kaiſerlich deutſchen Kon— 
ſularbehörden zu gewährenden Schutßes im türkiſchen Reiche mit Einſchluß von Aeghten, 
Rumänien und Serbien ſowie in China und Japan vom 1. Mat 1872, durch Inſtruktion 
vom 10. September 1879 auf alle Länder ausgedehnt, in denen Konfulargerichtsbarteit 
eübt wird; ferner die Anordnung des Reichskanzlers betr. die Konjulargerichtöbarteit 
He Schupgenofien vom 27. Oktober 1900 RZBI. S. 574 ff. und die Dienftanmweijung 
ur Ausführung des KG. unter dem Jane Datum RZB. ©. 577 ff. ef. auch die 
rudjahen des Reichstags, 4. Leg.-Ber., 2. Seſſ. 1879, 4. Band Nr. 70 u. 275, 10. Leg.- 
Per., 1. Seſſ. 1898/1900, 4. Unlageband Nr. 515 und 5. Anlageband Nr. 607. 
9 nr die Drudfachen des Reichstags, 11. Leg.-Per., 1. Seil. 1903/1905, 8. Anlages 
band Mr. 803. 
®) Dazu Drudjahen des Reichstags 1. Leg.-Per., 3. Seſſ. 1872, Bd. 1 Nr. 65; 
10. Zeg. Ber., 1. Sefi. 1898/1900, Anlagedo. 5 Nr. 663; 2. Seſſ. 1900/1902, Anlagebd. 1 
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mannsordnung vom 27. Dezember 1872, RGBl. ©. 409 ff.); dazu die Bekannt: 
madungen des Bundesrat betr. die Unterfuhung von Schiffsleuten auf Zaug: 
lichkeit zum Schiffsdienfte vom 1. Juli 1905, betr. die Logiö-, Walch: und 
Baberäume jowie die Aborte für die Schiffsmannſchafi auf auffahrteiichiffen 
vom 2. Yuli 1905, betr. —— auf Kauffahrteiſchiffen vom 3. Juli 
1905, zujammen publiziert im RGBL. 1905 Nr. 29 ©. 561 ff. 

Gejeß betr. die Shiffsmeldbungen bei den Konjulaten bes 
Deutihen Reiches vom 25. März 1880, RGBl. ©. 181, dazu die VO. 
vom 28. Yuli 1880, RGBl. ©. 183, 

Gejeß betr. die Verpflichtung deutſcher Kauffahrteiſchiffe 
zur Mitnahme heimzujihaffender Seeleute vom 2. Juni 1902 
RED. ©. 212°) (früher Geſetz betr. die Verpflichtung deutſcher Kauffahrtei: 
ſchiffe zur a bilfsbedürftiger Seeleute vom 27. Dezember 1872, 
RGBl. ©. 432 ff.). 

Gejeß betr. die A ——— für Schiffsleute vom 
2. Juni 1902, RGBl. ©. 215 ff. 

Gejeß betr. bie — bon Seeunfällen vom 27. Juli 
1877, RGBl. ©. 549, ?) dazu die Bek. des Reichskanzlers vom 23. November 
1877 (6GBl. ©. 634) betr. Zeugenvernehmung der Konjuln bei Seeunfällen. 

Gejeg betr. das Flaggenrecht der Kauffahrteiſchiffe vom 
22. Juni 1899, RGBl. ©. 319, „Giaggengeieh” — FlG., abgeändert dur 
Geieg vom 29. Mai 1901, RGBl. ©. 184; dazu bie Belanntmadhung betr. 
Ausführungsbeftimmungen zum $ N; des Flaggengeießes vom 10. November 
1899, R8Bl. ©. 380 und bie BD. betr. die Bundesflagge der Kauffahrteiſchiffe 
vom 25. Oktober 1867, BGB. ©. 39. 

Geieg über das Auswanderungdmejen’) vom 9. Juni 1897, 
RGBl. S. 463, dazu die Beitimmungen über den Bejichäftsbetrieb der Aus: 
wanderungsunternehmer und Agenten vom 14. März 1898, RGBl. ©. 39 ff., 
die Bekanntmachung betr. Borjchriften über Auswanderungsidiffe vom gleichen 
Datum, RGBl. ©. 57 ff., abgeändert durh die Belanntmadhungen vom 
26. Februar 1904, RGEBl. ©. 136 und 20. Dezember 1905, RGBl. ©. 779. 

Seeunjallverjigderungsgejeg, SUBEG. *) vom 13. Juli 1887, RGBl. 
©. 329 ff., abgeändert durch das Geſetz betr. die Abänderung der ane 
derſicherungsgefehe vom 30. Juni 1900, RGBl. ©. 335 ff. und 478 ff., 
neuer Redaktion bekanntgegeben am 5. Juli 1900, RGBl. 716 ff. 

Gejeß über das Paßweſen vom 12. Oftober 1867, BEB. ©. 33, 
durch die zum Konſulatsgeſetz erwähnten Verträge auf das Reich übernommen. 

Zur Ausführung diejer Delehe ergingen an die Konſularbehörden zahl: 
reihe Zirkulare, Inſtruktionen und Runderlaffe, die im Text Erwähnung finden. 


Nr. 4, Anlagebd. 3 Nr. 288 u. 361, ar 6 Nr. 570, 577, 612; Anlagebd,. 8 Nr. 901; 
11. Leg.=Ber., 1. Seij. Anlagebd. 3 Rr. 277, ‚ 380. 

1) Drudjaden des Reichätags, 1. Leg. a 3. Seil. 1872, Bd. 1 Nr. 65; 10. Leg.- 
Ber. 1. Seil. 1898/1900, Unlagebd. 5 Nr. 663, 2. Seſſ. 1900/1902, Anlagebd. 3 ‚Nr. 285 a, 
Anlagebd. 6 Nr. 577, 612. 

*) Drudiaden, 8. Leg.Per. 1. Seſſ. 1877, Bd. 1 Nr. 4, 95, 180. 

) Drudiahen, 9. Leg.-Ber., 4. Seſſ. 1895) 97, 6. Unlagebb. Nr. 706, 7 Anlagebd. 
Nr. 769, 791, 795, 796, 804, 805, 861. 

9 Ddrudſachen; T. — 1. Seſſ. 1887, 1. Anlagebd. Nr. 6, 2, Anlagebd. 
Nr. 163, 216; 10. Leg.-Ber., 1. Sei. 1898/1900, 4. Unlagebd. Nr. 523, 6. Anlagebo. 
Nr. 703. 
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2. Völkerrechtliche Quellen. 


Deuticheäthiopiicher Freundſchafts- und Handelsvertrag vom 7. März 1905, 
RGBl. 1906 ©. 470 ff. (nad Art. 3 Meiftbegünftigung). 

Freundſchafts-, Hanbeld- und Sciffahrtövertrag des Zollvereins mit ber 
Argentinifhen Republik vom 19. September 1857, Preußiiche Geſetz— 
lammlung 1859 Nr. 31. 

Handels: und Sciffahrtöverträge der Hanſaſtädte Lübef und Bremen, 
beide vom 11. Mai 1863, jowie Hamburg vom 24. Juni 1863, mit Belgien 
im Text binfichtlid der konſulariſchen Befugniſſe unter einander übereinftimmend. 
Lübeder BO. 1863 Nr. 24, Bremer GBI. 1864 Nr. VI, Hamburger BO. 
1363, Nr. XCVIII. 

Schiffahrtövertrag zwiſchen — und Belgien vom 28. März 1863, 
Preußiiche Gejegiammlung 1863 Nr. 2 

Konſularvertrag zwiſchen dem Daun Reih und Bralilien vom 
10. Januar 1882, RGBl. 1882 ©. 69 ff. ’) 

Handels-, Zoll: und Sciffahrtövertrag —— - Deutihen Reich und 
Bulgarien vom 1. Auguft 1905, RGBl. 1906 Lf. 

Freundſchafts⸗, Handeld: und Schiffahrtävertrag Bollvereins, Mecklenburg⸗ 
Streligs, Medlenburg-Schwerins und Lübecks mit Chile vom 1. Februar 1862, 
Preußiſche Geſetzſammlung 1863 Nr. 43, Zufagverhandlung vom 14. Juli 1869. 

Freundſchafts-⸗, Handeld- und Schifiahrtävertrag bes Bollvereins, Mecklen⸗ 
burg: Schwerind, Medlenburg-Strelig und der freien Hanjaftädte mit China 
vom 2. September 1861, Preußiiche Geſetzſammlung 1863 Nr. 15, dazu Die 
Zujagfonvention vom 2. September 1861, die Deklaration vom 2. September 
1868 und die Spegialbeftimmungen vom 31. März 1880, RGBl. 1881 ©. 261 ff. 

Freundſchafts⸗, Handels und Sciffahrtävertrag zwiihen dem Deutichen 
Reih und Eolumbien vom 23. Juli 1892, RGBL. 1894 S.471 ff. (nad 
Art. 23 Meiftbegünftigung). 

Handelövertrag zwiſchen Preußen und Dänemark vom 17. Juni 1818. 
Preußiihe Gejegiammlung 1818 Nr. 16 (Art. 26), erneuert durch die Kon: 
vention vom 26. Mai 1846, 

Handels- und Schiffahrtövertrag Medlenburg-:Schwerins mit Dänemarf 
vom 25. November 1845 (nad) Art. 10 Meiftbegünftigung), Medi.-Schwer. 
Wochenblatt 1846. Nr. 2. 

Treundichaftsvertrag zwilchen dem Deutichen Reih und Ecuador vom 
28. März 1887, RGBl. 1888 ©. 136 (nad Art. 2 Meiftbegünftigung). 

Handelsvertrag zwilhen dem Deutſchen Reih und Aegypten vom 
19. Juli 1892 RGBl. 1893 ©. 17 ff. 

Schiffahrtsvertrag bes a * Frankreich vom 2. Auguſt 1862, 
— Geſetzſammlung 1865 Nr. 2 


) Nach einer Anzeige im Reichsanzeiger vom 12. November 1886 Nr. 267 cf. 
König ©. 24 ift diefer Vertrag außer Kraft getreten. Wie könnten dann aber Berein- 
barungen zwiihen dem Deutihen Reih und den Vereinigten Staaten von Brafilien 


30. November 1897 
unter dem 15. Sebruar 1898 RGBl. 1899 ©. 550 ff. getroffen werden über die Mit— 


wirfung der beiderjeitigen tonfulariihen Vertreter bei Regelung von Nachläſſen ihrer 
Staatdangehörigen? Der Bertrag ift überdies bei Laband, Zorn, Boihinger und Staus» 
dinger als noch geltend aufgeführt. 
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Schiffahrtövertrag Mecklenburg-Schwerins mit Frankreich vom 9. Juni 
1865, Medi.-Schwer. Reg.-Blatt 1865 Nr. 24. 

Sciffahrtövertrag der freien Hanfaftädte mit Frankreich vom 4. Mai 
1865, Lüb. BO. 1865 Nr. 16, Bremer GBI. 1865 Nr. XVII, Hamb. VO. 
1865 Nr. LX. 

Durch Art. 11 des Friedensvertrag vom 10. Mai 1871 RGBl. 

231 fi. und das Protokoll vom 11. Januar 1872 über die Auswechſelung 
— Ratifikationsurkunden der Zuſatzkonvention vom 11. Dezember 1871 wurden 
dieſe Verträge wieder in Kraft geſetzt. 

Konſularvertrag zwiſchen * —— Reich und Griechenland vom 
26. November 1886, RGBl. ©. 101 ff. 

Vereinbarung wiſchen dem Deutſchen Reich und Großbritannien in 
Betreff der Deſerteure von Kauffahrteiſchiffen — — vom 5. November 
1879, Preußiſches Handelsarchiv 1880, Bd. J, S. 370 ff. 

Freundſchafts-, Handels-⸗, Sciffahrts- und Ronfularvertrag zwilchen dem 
Deutihen Reih und Guatemala vom 20. September 1887, RGBI. 1383 
©. 238 ff.; tritt nad einer Belanntmahung im R8Bl. 1905 ©. 157 am 
22. Juni 1907 außer Kraft. 


Freundſchafts⸗, Handels:, Schiffahrts: und Konfularvertrag zwiſchen dem 
Deutſchen Reich) und dem Königreich der Hawaiiſchen Inſeln vom 
1879, RGBl. 1880 ©. 121 ff. 


Freundſchafts-⸗, Handels, Schiffahrts: und Konfularvertrag zwiſchen dem 
Deutihen Reid und Honduras vom 12. Dezember 1887, RGBl. 1883 
©. 262 fi. 


Konjularvertrag zwiſchen dem Norddeutſchen Bunde und Italien vom 
21. Dezember 1868, BGBl. 1869 ©. 113 ff., durch Konjularvertrag zwiſchen 
Italien und dem Deutichen Reich vom 7. Februar 1872, RGBl. ©. 134 auf 
ausgedehnt. 

Konfularvertrag zwiſchen dem Deutihen Reid und Japan vom 4. April 

1896, RGBl. S. 731 f}., in Kraft jeit 17. Juli 1899 nad) einer Belannt: 
madhung vom 7. Yuli 1899, RGBl. ©. 364. 

Handels, Freundichafts- und Sciffahrtövertrag zwiihen dem Deutichen 
Reih und Korea vom 26. November 1883, RGEBl. 1884 ©. 221 ff. 

Freundſchafts⸗, Handels und Schiffahrtövertra zwiichen dem Norddeutſchen 
Bund und Liberia vom 31. Oftober 1867, BORL. 1868 ©. 197 fi., dem 
Baden am 24. April 1868, Württemberg am 11. Auguft 1868, Heflen am 
29. Dezember 1868 und Bayern am 18. Februar 1869 beigetreten find. 

Konvention zwilhen dem Deutihen Reith und Madagasfar vom 
15. Mai 1883, RGEBl. 1885 ©. 166 (nad) Art. 2 Meiftbegünftigung). 

Freundſchafts⸗, Handels- und Schiffahrtövertrag zwiſchen dem Deutichen 
Reich und den PBereinigten Staaten von Mexiko vom 5. Dezember 1882, 
RGBl. 1883 ©. 259 fi. 

Konfularkonvention zwiihen Preußen und ben Niederlanden vom 
16. Juni 1856, Preuß. Gej.-:Samml. 1856 Nr. 44 durch die Deklaration vom 
11. Januar 1872, RGBL. ©. 67 auf die Konfuln des Deutihen Reichs aus: 
gedehnt. 

Handels- und Schiffahrtövertrag zwiſchen dem Zollverein und den Nieder- 
landen vom 31. Dezember 1851, Preuß. Geſ.Samml. 1852 Nr. 11, dem 
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Oldenburg und Schaumburg=Lippe am 23. November 1854, Medlenburg-Strelig, 
Medlenburg- Schwerin und Lübeck am 1. Dezember 1868, Bremen und Ham: 
burg am 23. März 1871 beitraten. 

Freundſchafts⸗, Handels, Schiffahrts: und Konfularvertrag zwiichen dem 
Sn Reich und Nicaragua vom 4. Februar 1896, RGBI. 1897 
€. 


Handels: und Sciffahrtövertrag zwiſchen Medlenburg Schwerin und 
Norwegen vom 10. Oktober 1846, Medl.-Schwer. Wochenblatt 1847 Nr. 2 
(nah Art. 10 Meiftbegünftigung). 

Handels: und Sciffahrtövertrag zwiſchen Lübet und Norwegen vom 
- ——— 1852, Lub. Verordn. 1853 Nr. 3 (nad) Art. 10 Meiſtbegün— 

gung). 

Handels: und Zollvertrag zwiſchen dem Deutichen Reich und Defter: 
reih=: Ungarn vom 6. Dezember 1891, RGBI. 1892 ©. 3 ff. (nad) Art. 20 
Meiftbegünftigung), dur den Zujagvertrag vom 25. Januar 1905, RGBl. 
1306 ©. 143 ff., hierin nicht geändert. Dazu das Schlußprotofoll zu $ 20 
und 21 des Bertragd). 

Freundſchafts- und Handelsvertrag zwijchen dem Deutichen Reich und dem 
Oranje-Freiſtaat vom 28. April 1897, RGBl. 1898 ©. 93; der Vertrag 
beiteht weiter zwiſchen Deutichland und England. 

Meiftbegünftigungsvertrag zwiſchen dem Deutichen Reid) und dem Frei— 
faat Paraguay vom 21. Juli 1887, REGBI. 1888 ©. 178. 

Freundſchafts⸗, Handels: und Schiffahrtävertrag zwiſchen dem Deutjchen 
Reih und Perjien vom 11. Juni 1873, RGBl. ©. 353 ff. 

Vereinbarung zwiſchen dem Deutichen Reihe und Peru betr. die Stellung 
der beiberjeitigen Konjuln vom 28. Juni 1897, RGBI. 1899 ©. 662. 

Handels: und Sciffahrtövertrag zwiſchen Deutichland und Portugal 
vom 2. März 1872, RGBl. ©. 254 ff. 

Handels-, Zoll- und Sciffahrtövertrag zwiſchen dem Deutichen Reich und 
Rumänien vom 21. Oftober 1893, RGBl. 1894 ©. 1 ff., dazu der Zuſatz- 
vertrag dom ei 1904, RGBl. 1905 ©. 253 ff. 


Konjularvertrag zwiſchen dem Deutichen Reich und Rußland vom 


se —— 1874, RGEBl. 1875 ©. 145 ff., wieder in Kraft geſetzt durch das 
10. Februar 


Schlußprotofoll zum Handels: und Schiffahrtävertrag vom SE Seas 1894, 


RGBl. 1894 ©. 153 Art. 20, durch den Zuſatzvertrag vom * Juli 1904, 


RGBl. 1905 ©. 35 ff. nicht geändert. 
Konjularvertrag zwiſchen dem Deutichen Rei und Serbien vom 
6. Januar 1883, REBl. 1883 ©. 62 ff. (nad) Art. 24 Meiftbegünftigung). 


!) Beide Verträge wurden abgeſchloſſen zwiihen Medlenburg- Schwerin und Libed 
einerjeit3 und Schweden und Norwegen anbererieitd. Da jedoh Schweden nad feiner 
Trennung don Norwegen mit dem Deutfchen Reih unter dem 8. Mai 1906 einen eigenen 
Handels und Schiffahrtsvertrag abgeichlofien hat, nach deſſen Art. 23 Ubi. 2 mit Beginn 
ded neuen Vertrags die zwiihen den Königreihen Schweden und Norwegen und den 
einzelnen deutihen Bundesftaaten abastalokeneh Handeld- und Sciffahrtäverträge für 
die Beziehungen zwiihen Schweden und den betreffenden beutichen Bundesitaaten und 
dem Deutichen Reich außer Kraft treten, beftehen beide Verträge in ihrer Wirkung zwiſchen 
dem Deutſchen Reich einerjeit3 und Norwegen andererjeit3 weiter. 





378 Roßteuſcher, Die Polizei der deutſchen Konjuln. 


andel3: und Bollvertrag zwiſchen dem Deutſchen Reiche und Serbien vom 
Auguſt 1892, RGBl. 1893 ©. 269 ff., dazu Zuſatzvertrag dom 15- No: 


vember 1904, RGBL. 1906 €. 319 ff. 

Handels: und Sciffahrtövertrag zwiſchen dem Deutichen Reiche und 
Schweden vom 8. Mai 1906, RGBl. 1906 ©. 739 ff. (nad; Art. 20 Meift: 
begünftigung). 

Treundichafts:, Handels: und Sciffahrtövertrag des Zollverein: Mecklen— 
burg: Schwerins und Medlenburg:Strelig mit Siam vom 7. Februar 1862, 
Preuß. Gej.-Samml. 1864 Nr. 49, gleidhlautend mit dem 

Freundſchafts-, Handels: und Sciffahrtövertrag der freien Kanjaftädte 
mit Siam vom 25. Oktober 1858, Lüb. BD. 1861 Nr. 25; Bremer Geſetzbl. 
1861 Nr. XXIV; Hamb. BD. 1861 Nr. CV. 

Konjularvertrag zwiihen dem Deutſchen Reih und Spanien vom 
22. Februar 1870, BEB. S. 299, dur Konvention vom 12. Januar 1872, 
RGBl. ©. 211, ausgedehnt auf die Konfuln des Deutichen Reichs. 

Freundſchafts- und Handelövertrag zwiſchen Deutichland und der Süd: 
afrifanifhen Republik vom 22. Januar 1885, RGBl. 1886 ©. 214 fi. 
Der Bertrag befteht weiter zwiichen England und dem Reid. 

Freundſchafts-, Handels: und Sciffahrtsvertrag zwiſchen dem Deutichen 
Reich und der Türkei vom 26. Auguft 1890, RGEBl. 1891 ©. 117 ff.; in 
Art. 24 Verweiſung auf den Freundſchafts- und Handelövertrag zwilchen Preußen 
und der Türfei vom 22. März 1761. 

Handels: und Sciffahrtövertrag zwiichen dem Deutichen Reich und der 
Republit Uruguay vom 20. Juni 1892, RGEBl. 1894 ©. 505 ff. (nad) Art. 5 
Meiftbegünftigung). 

Konjularkonvention zwiſchen dem Deutſchen Reid und den Vereinigten 
Staaten von Amerifa vom 11. Dezember 1871, RGBl. 1872 ©. 95 fi. 

Freundſchafts⸗, Handels: und Sciffahrtövertrag zwiſchen dem Deutſchen 
Reih und Zanjibar vom 20. Dezember 1885, RGEBl. 1886 ©. 261 fi. 

Die Verträge gewähren den Konjuln im allgemeinen die gleichen polizeilichen 
Funktionen, die fi) in den Staaten des Orients um einige der Paß- umd 
Zollpolizei ermeitern.') 


I) Nach dem Frreundichaftsvertrag mit Samoa vom 24. Januar 1879, RGBl. 1581 
5.29 ff. Urt. 11 genoß das Reich in Koniularangelegenheiten die Rechte der Meiſt— 
begünitigung. Diejelben Rechte jtanden Deutichland nad dem Freundichaftävertrag mit 
Tonga von 1. November 1876, RGBl. 1877 ©. 517 fi. zu. Das durch die Generalafte der 
Samoatonferenz in Berlin vom 14. Juni 1889 (Reichdanzeiger vom 22. Januar 18%) 
geichaffene gemeinichaftliche Proteftorat ded Deutichen Reichs, Großbritanniens und der 
Vereinigten Staaten wurde durch die Teilung des Gebietes bejeitigt. Die Auseinander: 
jegung erfolgte durch die deuticheengliiche Konvention vom 14. November 1899 und durd 
den Vertrag der drei beteiligten Mächte vom 2. Dezember 1899. Durch das Geſetz betr. 
die Freundſchaftsverträge mit Tonga und Samoa und den Freundſchafts-, Handeld- und 
Schiffahrtsvertrag mit Banfibar vom 15. Februar 1900, RGBl. S. 37 wurde deshalb 
bejtimmt, daß durch Ffaiferliche Verordnung die Vorſchriſten diefer Verträge ganz oder 
teilweije außer Anwendung gejept werden können. Die Verordnung zur Ausführung 
dieſes Geſetzes vom 17. Februar 1900, RGBl. ©. 39 erllärt, daß die Vorſchriften des 
Freundſchaftsvertrags mit Samoa für das Berhältnis zwiſchen Deutihland und den 
Inſeln Upolu und Sawaii fowie aller andern weitlih des 171. Längegrades wejtlih von 
Greenwich gelegenen Jnjeln der Samoagruppe von dem Tage an, an meldem bieie 
Inſeln in deutichen Befig übergehen, außer Anwendung gejeßt werden und dab das 
Gleiche gelte in Anjehung der Injeln Tutuila nnd der andern öſtlich des 171. Länge 
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3. Internationale Konventionen. 


Madrider Konvention betr. die Ausübung des Schutzrechts in Marokko 
vom 3. Juli 1880, RGBl. 1881 ©. 103 ff. 

Generalafte der Konferenz von Algeciras vom 7. April 1906;') dazu das 
Gele zur Ausführung der Generalafte ber internationalen Konferenz von 
Algeciras vom 21. Dezember 1906, RGEBl. ©. 889 ff. und die Bekanntmachung 
betr. die Ratifitation derielben und die Hinterlegung der Ratififationsurfunde 
vom 9. Januar 1907, RGBl. ©. 19 ff. 

Generalafte der Brüffeler Antiftlavereifonferenz vom 2. Juli 1890, RGBl. 
1892 ©. 605 ff., revidiert durch die Brüffeler Konferenz vom 8. Juni 1899, 


RGBl. 1900 ©. 823 ff. 

Benediger Sanitätöfonvention vom 30. Januar 1892, befanntgemadht 
—* Veröffentlichungen des Reichsgeſundheitsamtes 1893 ©. 405 ff., 417 ff., 
Dresdener Sanitätskonvention vom 15. April 1893, RGEBl. 1894 ©. 343 ff. 
betr. Maßregeln gegen die Cholera und Abwehr berjelben. 

Venediger Sanitätsfonvention betr. Maßregeln gegen die Einjchleppung 
und Verbreitung der Peit vom 19. März 1897 mit Bujagerflärung vom 
24. Januar 1900, RGBl. ©. 43 ff., 821 ff. 

Pariſer Sanitätsfonvention vom 3. April 1894 nebft Zujagerflärung vom 
30. Oktober 1897, RGBl. 1898 S. 973 ff. über die gejundheitliche Ueber: 
wahung der Meffapilger im Roten Meer und im Perfiihen Golf zur Abwehr 
der durch dieje ‘Pilgerfahrten entftehenden janitären Gefahren. 

Eine Kodifitation diejer Sanitätsfonventionen wird die von Deutichland 
noch nicht ratifizierte Parijer Sanitätstonvention vom 3. Dezember 1903 bilden.?) 


grades weftlid von Greenwich gelegenen Injeln ber Samoagruppe von dem Tage an 

an welchem dieje Inſeln in den Bei der Vereinigten Staaten von Umerila übergeben. 
Durh Allerhöchſten Erlaß vom 17 Gebauer 1900, RGBl. S.135 wurde erflärt, daß, 
nahdem die Vereinigten Staaten und Großbritannien auf ihre Rechte auf die dem 
Deutſchen Reiche zuerfannten Inſeln der Samoagruppe verzichtet hatten, dieje Inſeln 
fortab unter deutihem Schuß jtehen werden und dur die weitere Belanntmahung vom 
25. September 1900, RGEBl. ©. 849 wurde bejtimmt, dab die den Vereinigten Staaten 
zuerfannten Inſeln am 17. April 1900 in deren Befig übergegangen jeien und dab an 
diefem Tage die Boricriften des Vertrags mit Samoa gemäß der Verordnung vom 
17. Februar 1900 außer Kraft treten. Durch die weitere Verordnung vom 26. Juni 1902, 
RGBl. S. 261 zur Ausführung des obigen Geſetzes vom 15. Februar 1900 wurde beftimmt, 
dab die Vorſchrift in Art. IX des Freundſchaftsvertrags mit Tonga, wonach das Reid 
und Tonga fi gegenieitig in betreff aller in jenem Vertrag berührten Gegenjtände Die 
Rechte der arg Br Nation zugeftanden haben, ſoweit als dadurch fraft der Meijt- 
begünitigung die Ausübung der Konjulargerichtöbarkeit gejtattet ift, vom 1. September 
1902 an mit der Mahgabe außer Anwendung gejegt werden, dab von diefem Tage an 
die Deutichen und beutihen Schußgenofjen in Tonga den dort von Grohbritannien ein- 
gejegten Gerichten unterworfen find. Abweichend hiervon iſt die Behauptung Zorns in 
jeiner Ronfulargejeggebung ©. 339, 340, daß die Verträge mit Samoa und Tonga nod 
n Kraft ftehen, jowie die weitere Behauptung a. a. DO. ©. 343, daß deutſche Konjulars 
gerichtöbarfeit no in Samoa und Tonga ausgeübt wird, joweit dieſe nicht deutich jmd. 

») Nach Art. 128 der Generalafte bleiben alle Verträge der Signatarjtaanten mit 

Maroffo mithin auch die Madrider Konvention in Kraft. Durch die Generalatte hat der 

andelövertrag zwijchen dem Deutihen Neid und Marofto vom 1. Juni 1890, RG6Bl. 1891 

. 378 ff. einige Aenderungen erfahren. cf. Drudjahen des Reichsſstags, 11. Leg-Per., 
II. Seſſion 1905/6, Aktenftüd Nr. 590. z 

7), Abgedrudt in den Drudiahen des Neihätags, 11. Leg.-Per., 1. Seſſ. 1903/5, 

8. Anlageband, Altenftüd Nr. 760. 
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Internationales Abkommen von Paris über Verhaltungsmaßregeln zur 
Gewährung wirkſamen Schuges gegen den Mäbchenhandel vom 18. Mai 1904, 
RGBl. 1905 ©. 695 ff. 


$ 7. Der Konful als Polizeibeamter. 


Ein jehr großer Zeil reichsrechtlich geregelter polizeilicher Funktionen ob: 
liegt den deutſchen konſulariſchen Vertretern im Ausland.) Stellt man den 
Behörden der allgemeinen Polizei, denen die Handhabung der inneren Ber: 
waltungspolizei obliegt, als bejondere Bolizeibehörben jeme gegenüber, Deren 
Tätigkeit fi) auf beftimmt abgegrenzten Gebieten bewegt, jo ift die Tätigfeit 
der Konjuln zweifellos als die einer bejonderen Polizeibehörde zu bezeichnen, 
wenn fie fi) auch nicht, wie dies ſonſt bei bejonderen Polizeibehörben der Fall 
ift, auf ein einziges beftimmtes Verwaltungsgebiet bejchräntt, jondern vielmehr 
die Funktionen mehrerer bejonderer Polizeibehörden umfaßt. Die Konſuln 
treten in ihren Bezirken unter Umftänden auch an die Stelle von Landes 
polizeibehörden. Soweit nämlib in den nah $ 19 KGG. in den Konjular: 
gerichtöbezirfen zur Anwendung kommenden Gejegen auf Befugniſſe der Polizei: 
behörden Bezug genommen ift, werben dieſe nad $ 23 Abi. 4 KGG. von den 
Konſuln ausgeübt. 

Troß der jonftigen Verjchiedenheiten in der Machtfülle, die zwiſchen den 
mit Gerichtsbarkeit ausgeftatteten Konjuln und denen ohne jolche beitehen, find 
die polizeilichen Funktionen beider im allgemeinen diejelben*) und in den Ber: 
trägen ziemlich gleichlautend fixiert. Da es fich bei der Polizei um Geſchäfte 
der Verwaltung handelt, ift es klar, daß biejelben im einzelnen doc nach der 
völkerrechtlichen Praxis verjchieden find, je nachdem ber fremde Staat ber 
Tätigkeit der Konſuln weitere ober engere Grenzen zieht. Dabei jtehen die 
Süße des ius scriptum nicht immer im Einklang mit den völferredtlichen 
Gepflogenheiten, jo daß der Konſul häufig, beſonders bei gänzlidem Mangel 
völferrechtliher Beitimmungen auf fein Taktgefühl angewieſen if. Natürlich 
bat er fi) bei Ausübung feiner Funktionen vor allem nad) den Gebräuden 
feines Aufenthaltsftaates zu richten.) Die Polizei der deutſchen Konfuln bat, 
nachdem in Art. 4 Ziff. 7 der Reichöverfaffung das gefamte Konjularweien als 
Reichdangelegenheit erklärt ift, von Reich wegen ihre ftaatsrechtliche Regelung 
gefunden und ftellt jo ein einheitliches Syftem dar, das nur durch die Verträge 
und das Herfommen in einzelnen Ländern Modifikationen erleidet gegenüber 
der Polizei im Reich, wobei Reichs- und Landesrecht ſich vielfach ergänzen. 

Die Leitung der Konfulatsverwaltung und die Aufficht über das gejamte 
Konjularweien fteht nad) Art. 56 Reichsverf. dem Kaiſer zu,*) der fie durch 
den Reichskanzler ausüben läßt. Chef aller Reichöverwaltung und damit auch 
der Konfularverwaltung ift der Reichskanzler,) feiner Aufficht find, wie $ 3 

) Ein Berzeihnis der Ronjulate wird in der Regel vom Auswärtigen Amt all 
jährlich veröffentliht. Auh das vom Reichsamt des Innern bearbeitete periodiih er- 
iheinende „Handbuch des Deutichen Reichs“ ſowie das gleichfall& pertodiich ericheinende 
„Handbuh für die Deutihe Handeldmarine* enthält ſolche Weberfihten. cf. aud die 
Bujammenjtellung bei Zorn ©. 343. 

König ©. 47. 

81 KG. Annalen 1871 Sp. 185; 1882 ©. 412. 

*) Laband Bb. III ©. 35; Annalen 1882 ©. 417. 

) König ©. 46, 48; Annalen 1882 S.417; Laband Bb.IIT E40; Holten- 
dorffs Jahrbuh ©. 240. 
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KG. ausdrüdlich hervorhebt, die Reichskonſuln unterworfen. In Angelegen: 
heiten von allgemeinem Intereſſe berichten fie an ihn und empfangen von ihm 
ihre Weilungen.‘) An ihn find aud die Beichwerden gegen Anordnungen der 
Konjuln zu richten, während die im Verwaltungöftreitverfahren zu treffenden 
Entieidungen für die Konfulargerichtsbezirte nah $ 23 bi. 2 KGG. in 
eriter und letter Inſtanz vom Bundesrat erlaffen werden. Schon zur Zeit des 
Norddeutihen Bundes reflortierten die Konjulate nad) Errichtung des Aus: 
wärtigen Amts?) zufolge Runderlaß vom 30. Januar 1870 zu dieſer neu ge: 
ichaffenen Zentralbehörde und nicht mehr zu dem inzwiichen zum Reichsamt des 
Innern umgewandelten Reichfanzleramt.”) Dieje Unterordnung mwurbe *) durch 
die Verordnung betr. die Zuftändigfeit der Reichsbehörden zur Ausführung des 
— vom 31. März 1873°) und die Anſtellung der Reichsbeamten vom 
23. November 1874, REB. ©. 135 noch ausdrücklich auögeiprohen. Das 
eng Amt ift jonac für die Konſuln vorgejegte Dienftbehörde. Someit 
die den Konjuln im Ausland obliegenden polizeilichen Funktionen im Inland 
von Reichsbehörden betätigt werden, ift das Unterordnungsverhältnis unter eine 
vorgejegte Reichsbehörde ohne weiteres flar; aber auch ſoweit dieſe Aufgaben 
im Inland an Landesbehörden überwiejen find, find die Konjuln durch die 
ausdrüdlihen geieglihen Beltimmungen der NReichözentralbehörde unterftellt. 
Nur durch die Vermittlung des Auswärtigen Amtes verkehren fie darum im 
allgemeinen mit den inländiichen Behörben,‘) wie auch dieſes in zweifelhaften 
Fällen die zuftändige inländijche Behörde zu beftimmen hat.‘) 


Subjekt der Polizeigewalt ift ſowohl der Berufs wie der Wahlkonful, wenn 
fie auch in den Ländern des Orients jaft ausſchließlich von Berufsfonjuln aus: 
geübt wird. In vollftem Umfang befitt diejelbe aber der mit Gerichtäbarfeit aus: 
geftattete Konjul, indem nur er befugt ift, polizeiliche Verordnungen zu erlaffen.‘) 
Es verſteht fi von jelbit, daß die fonjulariichen Vertreter wie alle Befugniſſe jo 
auch ihre polizeiliche Tätigkeit nicht ausüben dürfen, bevor fie jeitens der Regierung 
des Landes, in welches ſie entjandt find, betätigt und zur Ausübung ihrer Rechte 
zugelaffen find, d. h. das Erequatur erhalten haben;?) erft dann erlangen ihre 
Amtöhandlungen die Anerkennung bes betreffenden Refidenzitaates und es entiteht 
die Verpflichtung für diejen, dem Konſul die vertraggmäßige Unterftügung durd) 
die Landesbehörden zu gewähren. Dieje an fich jelbftverftändliche Angelegenheit 
bat in den Verträgen ihre ausdbrüdliche Feſtlegung gefunden.) — Wenn aber 





ı) U. a. D.; dazu Hänel und Leiie ©. 7. 
”) Qaband Bd. I ©S.346; König ©. 48. 

) Laband Bb.I ©. 359. 

*, König ©. 48. 

5) Gejeg betr. die Nechtöverhältnifie der Reichsbeamten vom 31. März 1873, 


RED. ©. 61. 


888. 8 51. 

) ADJ. 831 Ziff.5; Annalen 1882 ©. 412; Neumann ©. 48; König S.43; 
Dppenbeim ©. 11, 35; Alt ©. 33. 

10) Vertrag mit Argentinien Art. 11, Aethiopien Art. 3, Brafilien Art. 2, Chile 
Art. 13, Eolumbien Art. 23 Abi. 2, Eofta Rica Art. 26, Preußens mit Frantreih Art. 12, 
Griechenland Art. 1, Guatemala Art. 21, den Hawaiiſchen Injeln Art. 11, Italien Art. 2, 
Japan Art.2, Korea Art. 2, Liberia Art. 7, Merito Art. 19, Nigaragua Art. 21, in der 
Fornfulartonvention zwiihen Preußen und den Niederlanden Art. 3, im Vertrag mit dem 
Sramije-Freiſtaat Art. 9, mit Portugal Art. 17, Rußland Art. 1, Schweden Art. 20, Konjular- 
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$2 KG. unter Konſul im Sinne ber NE den Vorfteher eines General- 
fonjulats, Konjuluts oder Vizefonfulats und die ADY. Hierzu unter den Bor: 
ftehern nicht nur die wirklichen Titulare jondern aud die ordnungsmäßig 
berufenen Stellvertreter verfteht,") jo gilt dies auch für die Ausübung ber Polizei. 
Iſt einem Konjulat ein Vizefonful beigegeben, jo ift diejer legitimierter Stell- 
vertreter.?) Im übrigen ift ordnungsmäßig berufener Stellvertreter nur derjenige, 
der vom Reichöfanzler zur Vertretung des Konjuls ermächtigt ift.”) Dies ift bei 
Berufatonjuln gewöhnlich der erfte Beamte bes Konfulats. Die Vorſchrift gilt 
aber aud für Wahlfonfuln; auch fie müſſen ihre Stellvertreter dem Reichskanzler 
anzeigen und find für diejelben verantwortlid.‘) Im allgemeinen werben jtets 
durch fpezielle Anordnung Beitimmungen über die Stellvertretung getroffen. Aud) 
diefer Punkt Hat in den Werträgen?) jeine ausbrüdliche Feſtlegung erhalten 
dahin, daß im Falle der Verhinderung oder Abmejenheit, desgleihen wenn ein 
Generalfonjul, Konſul oder Vizekonſul ftirbt, die Konfulareleven, Kanzler und 
Sefretäre, jofern fie als ſolche der Regierung bes Nefidenzftaates befannt gegeben 
und ftaatsrechtlich zur Amtsausübung berechtigt find, ohne weiteres zur einftweiligen 
Ausübung der Amtögeichäfte befugt find. Die Vorfteher der Konjulate haben 
deıngemäß bei der Amtsübernahme der Regierung des Refidenzitantes eine Liſte 
des Konſulatsperſonals zu übermitteln und diejelbe von den eintretenden Wer: 
änderungen in laufender Kenntnis zu erhalten; dann wird dieſen Stellvertretern 
in gleicher Weile die Unterftüung jeitens der Ortsbehörden zuteil wie den Amts: 
vorjtehern jelbft.®) 


Nah 8 11 KG. find die Konſuln befugt, mit Genehmigung des Reichs: 
fanzlerd und vorbehaltlich der Zuftimmung der Regierung bes Yutenthaltsftacts 
in ihrem Amtsbezirk konſulariſche Privatbevollmäcdhtigte, Konſularagenten,“) zu 
beitellen. Diele find feine jelbftändigen Organe des Reiche, fie handeln ftets in 
dem ihnen generell oder jpeziell erteilten Auftrag des Konſuls und unter defien 
Perantwortlichteit. Sie fünnen ohne Unterſchied aus Angehörigen des Abende: 
wie des Reſidenzſtaates des Konjul ernannt werden und erhalten nad einigen 
Verträgen von diefem zu ihrem Ausweis eine Beſtallung.“) Nach den Motiven 


vertrag mit Serbien Urt. 1, des Bollvereind mit Siam Art. 2, der Hanjaftädte mit Siam 
Art. 2, des Reichd mit Spanien Art. 2, der Südafrikaniſchen Republit Art. 8 Abi. 4, der 
Bereinigten Staaten Art. 2. 

!) Annalen 1871 Sp. 185; 1872 Sp. 1286; König ©. 10. 

) König ©. 87; Annalen 1882 ©. 419, 421. 

König ©.61; Oppenheim S.20; Alt ©. 32. 

) König ©. 61; Neumann ©. 118. 

®) Vertrag mit Brafilien Art. 8, Coſta Rica Art. 27 Abſ. 6, Preußens mit Frankreich 
Art. 12, Guatemala Art. 22 Abſ. 6, Griehenland Art. 6, Hawaiiihen Injeln Art. 15 u. 16, 
Honduras Art. 22 Abſ. 6, Italien Art. 7, Japan Art. 7, Nicaragua Art. 22 Abi. 6, Kon- 
vention betr. das Schugredht in Maroflo Art. 4 Abi. 3, Vertrag mit dem Oranije-Freiſtaat 
Art. 14, Rußland Art. 6, Siam Art. 2, Serbien Art. 6, Spanien Art. 7, Südafritaniſche 
Republit Art. 13, Vereinigte Staaten Art. 6. 

‘) Befonderd hervorgehoben in der Madrider Konvention Art. 8 Abi. 2. 

?) Annalen 1872 Sp. 1286; 1882 ©. 419; König ©. 46; Neumann ©. 37; 
Oppenheim ©. 20, 65. 

*) Nähere Beftimmungen finden ſich in den Berträgen mit Brafilien Art. 9, Coſta 
Rica Art. 29, im Bertrag zwiihen Preußen und Dänemark Art. 26, in den Verträgen des 
Reichs mit Griehenland Art. 7, Guatemala Art. 24, den Hawaitihen Injeln Art. 17, 
Honduras Art. 23, Italien Art. 8, Japan Art. 8, den Niederlanden Art.7, Nicaragua 
Art. 24, Rußland Art. 7, Serbien Art, 7, Siam Art. 2, Spanien Art. 8, der Südafrikaniſchen 
Republik Art. 8, den Bereinigten Staaten Art 7, in der Madrider Konvention Art. 4. 
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zum KG. dürfen ihnen nur joldhe Geichäfte übertragen werben, welche feine 
obrigfeitliche Gewalt vorausjegen. Hier ift auch das Unterſcheidungsmerkmal zu 
finden, wieweit die Konjularagenten zur Ausübung ber Polizei befugt find; 
dieje iſt Stets Betätigung obrigfeitlicher Autorität. Die ADJ. zu $31 AG. 
zählt indes die polizeilichen Funktionen auf, zu denen die Konjularagenten nicht 
berufen find. Darnach dürfen fie feine Päffe ausftellen ') oder vifieren. Bezüglich 
der Armenpolizei find fie an die Inftruftionen ihrer Vollmachtgeber gebunden.?) 
Eine Polizeigewalt über die Handelsihiffe”) fteht ihmen nicht zu, zur Einſetzung 
eines neuen Scifisführers*‘) fowie zur Ausübung der im Geſetz betr. bie 
Nationalität der Kauffahrteifhiffe den Konfuln übertragenen Befugniffe find fie 
nicht berechtigt. 

Der Kreis ber Objekte ift bei den einzelnen Funktionen ein verfchiedener. 
Im allgemeinen ift die Tätigkeit der Konjuln auf Deutiche und Schußgenoffen 
beſchränkt. Dat Deutiche der Polizeigewalt der Konjuln unterworfen find in 
Ländern, in denen fie Erterritorialität genießen, verfteht fi) von jelbft; denn 
es ift allgemeiner Rechtsjag, daß man deutſchen Staatsangehörigen auch über 
die Grenzen des Reich hinaus Verpflichtungen auferlegen kann. Daß bie Schup- 
genoflen als Angehörige des Refidenzitaates deſſen Polizei auch unterworfen 
bleiben, verfteht fich gleichfalls von jelbit; denn daraus, daß fie der Gerichts: 
barkeit der Konſuln unterftellt find, ergibt fich noch nicht, daß fie vollftändig 
aus der Polizeigewalt des Heimatftaates ausjcheiden. In einigen Fällen beftimmt 
fich jedoch der Kreis der der Polizeigemalt der Konjuln unterworfenen Perfonen 
nad; anderen Momenten. Die polizeilichen Funktionen der Konfuln ftehen in 
erfter Linie im Zufammenhang mit der ihnen zuftehenden Polizei über deutjche 
Schiffe oder gehen wenigſtens direkt oder indireft darauf zurüd. Durch 8 33 
KG. ift den Konſuln die Polizei über die deutichen Kauffahrteiichiffe übertragen 
worden. Hier fnüpft die Polizeigewalt einfach an das Subftrat des Schiffes an. 
Als deutiches Kauffahrteifchiff gilt aber jedes Schiff, das nach dem Gejeg vom 
22. Juni 1899 berechtigt ift, die Reichaflagge zu führen. Auf die Nationalität 
der Schiffsmannſchaft kommt e8 nicht an. Die Unterwerfung derjelben unter die 
Polizeigemalt des Konjul beruht auf dem Vertragsverhältnis. Diejes beftimmt 
fich für deutiche Schiffe nad) der SO., deren diesbezügliche Beitimmungen, weil im 
öffentlichen Intereſſe erlaffen, nicht durch entgegengejeßte Vereinbarungen des Heuer: 
vertragd auögeichlofjen werden fünnen. Die Auswanderungspolizei der Konfuln 
bezieht ſich auf alle Schiffe, denen das Recht zur Beförderung von Auswanderern 
vom Bundesrat verliehen ift. So läßt ſich der Kreis der der Polizeigewalt der 
Konfuln unterworfenen Perjonen nit von vornherein durch eine fefte Linie 
abgrenzen; er ift für die einzelnen polizeilichen Yunktionen bejonders zu beftimmen. 


88. Die Ausübung der Polizei. 


Wie in ber allgemeinen Polizei der Beamte bedient ſich auch der Konſul 
zur Mtitteilung jeiner Anordnungen der Polizeiverfügung, in welcher er feine 
Befehle erteilt. Eine Erekutivftrafe, Haft: oder Geldftrafe, anzubrohen, ift ber 
Konſul — abgejehen von $ 118 SUNG. — in feinem Falle befugt, da hierzu 
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jede geleglihe Ermächtigung fehlt. Zahlreiche Tatbeitände, auf welche ſich 
möglicherweije die polizeilihen Strafverfügungen beziehen könnten, find durd 
entiprechende ſtrafgeſetzliche Vorjchriften geregelt und jo dem Eingreifen der 
Polizeibehörden entzogen. Beijpiele hierfür liefern die Strafvorichriften der SO., 
in welchen die aufgezählten Uebertretungen mit Haft: oder Gelditrafe bedroht 
find, jo daß neben dieſen eine polizeiliche Erefutivftraje gleicher Art nad) all: 
gemeiner Regel ausgeichloffen iſt. Dagegen ſteht den Konjuln das Recht zu, mit 
polizeilihem Zwang aud in dieſen Fällen ihre Anordnungen durchzuſetzen. 
Ueberdies gibt das Verordnungsreht den mit Gerichtsbarkeit ausgeftatteten 
Konfuln die Möglichkeit, generell dur Verordnung einzelne Angelegenheiten 
zu regeln. 

Weit wichtiger find die vorläufigen Entideidungen des Konjuls, befonders 
die Polizeiftrafverfügungen im progeiiualen Sinn. Da die Konſulate nah $ 5 
Abi. 1 SO. als Seemannsämter fungieren, ilt ihnen dur die SO. jelbit Diele 
Befugnis in meitgehendem Maße verliehen. Daß es jich hier tatſächlich um 
Entiheidungen handelt, welche mit den polizeilichen Strafverfügungen auf gleiche 
Stufe zu ftellen find, ergibt fi daraus, daß auch den nicht mit Gerichtäbarfeit 
ausgeitatteten Konſuln diefe Befugnis zuiteht und aus dem ganzen Syitem der 
SD., nad) welhen die Seemannsämter nicht im geringiten als Gerichte, jondern 
vielmehr, wie die Motwe klar bezeugen, als polizeiliche Verwaltungsinſtanzen 
gedacht find. Analoge Enticheidungen mit Vorbehalt des Rechtswegs haben die 
Konjuln auch bei Streitigkeiten zwiſchen Kapitän und Schiffsmannſchaft über 
privatrechtlihe Anjprüche zu erlaffen. Desgleihen ftehen den Konfuln aud Ent: 
iheidungen auf dem Gebiete der Zollpolizei zu, indem fie bei Zumiderhandlungen 
gegen die Vorichriiten der Zollgeiege im Ausland nah manden Verträgen die 
verwirfte Strafe allein oder zujammen mit der Lokalzollbehörde jeitzujegen haben. 


$ 9. Das Polizeiverordnungsredht der Konſuln. 


Nah F 51 KGG. ift der Konſul befugt, für jeinen Gerichtsbezirf oder 
einen Zeil desjelben polizeilihe Worichriften mit verbindlicher Kraft für die 
feiner Gerichtöbarfeit unterworfenen Perjonen zu erlaffen und deren Nicht: 
bejolgung mit Haft, Gelditrafe bis zum Betrage von eintaufend Mark und 
Einziehung einzelner Gegenftände zu bedrohen.) Das alte preußiihe KGG.*) 
geftattete nur Gelditrafe bis zu zehn Zalern, das ältere deutſche KGG. Gelb: 
ftrafe bis zu 150 Mark.) Die Geldftrafen find im Falle der Uneinbring— 
lichkeit nad) 33 28, 29 StGB. in Haft umzuwandeln. Diejes Polizeiverordnungs- 
recht ift in jeiner Eriftenz gebunden an den Beltand der Konjulargerichtsbarkeit.*) 
Zur Ausübung der Gerichtöbarfeit und damit zum Erlaß von Polizeiverord- 
nungen it der Konjul aber nur befugt, wenn er vom Reichäfanzler dazu er: 
mädhtigt ift.°) Deutiche Konjulargerichtsbarkeit wird in den Ländern geübt, in 
denen dies durch Herkommen oder Staatsvertrag geftattet ift.‘) Dies iſt gegen- 
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wärtig noch der Fall in Ehina, Korea, Marokko, Perfien, Rumänien, Serbien, 
Siam, in der Türkei mit Bulgarien, in Aegypten und in Zanfibar.') 

In Aegypten *) beſteht die Konſulargerichtsbarkeit trotz ber —— — 
welche fie infolge des Geſetzes vom 30. März 1874, Bl. ©. 23, der Ber: 
ordnung vom 23. Dezember 1875, RGBl. & 381, abgeändert — die Ver⸗ 
ordnungen vom 4. Februar 1904, RGBl. ©. 61, des Geſetzes vom 5. Juni 1880, 
RGBl. S. 145, der Verordnungen vom 23. Dezember 1880, RGBl. ©. 192, 
vom 15. Februar 1897, RGBl. S. 17 und vom 6. Januar 1901, REBL. ©. 3 
erfahren hat, noch zu Kedht, ebenio wurde in Rumänien unb Serbien formell 
noch eine Gerichtsbarkeit und damit auch das Polizeiverordnungsrecht bes 
tätigt, da ber Berliner Vertraa vom 13. Juli 1878, RGBl. ©. 307 ff. in 
Art. 37 u. 49 hierüber feine Beftimmungen getroffen, ſondern es ausdrücklich bei 
den alten Zuftänden belaflen hat. In Art. 25 Abi. 1 des Konjularvertrags mit 
Serbien hat Deutſchland zwar auf alle ihm nad dem Berliner Vertrag zu: 
ftehenben Rechte und Befreiungen verzichtet, die Konfulargerichtsbarfeit aber mit 
Ausnahme der Streitigkeiten über Immobilien ausdrüdlih im Abi. 2 aufrecht 
erhalten. Da jedod Großbritannien, Ytalien, Oeſterreich, Rußland und Amerika 
auf die ihnen in Serbien und Rumänien zuftehenden Erterritorialitätsrechte ver: 
zichtet haben,°) find dieſe auch für Deutichland bedeutungslos geworden, jo daß man 
jagen kann, daß in beiden Ländern die Gerichtsbarkeit und damit das Polizei: 
verordnungsrecht der beutichen Konſuln durch Herfommen außer Uebung getommen 
it. Nach Art. 7 des englich-deutichen Vertrags vom 14. November 1899 ver: 
zihtete Deutichland auf die Gerichtsbarkeit in Zanfibar von dem Zeitpunkt ab, in 
welchem auch die anderen Nationen die ihnen daſelbſt zuftehenden Erxterritorialitäts- 
rechte aufgeben; infolgedeffen wurde durch Gele vom 15. Februar 1900 
betr. die Fyreundichaftsverträge mit Tonga und Samoa und ben Freundſchafts-, 
Handels und Sciffahrtövertrag mit Zanfıbar, RGBl. S. 37, beitimmt, daß die 
auf die Erterritorialität bezüglihen Vorſchriften des Vertrags mit Zanfıbar durd) 
faiferliche Verordnung her 5 Anwendung gelegt werden können. Dies ift bis 


jegt noch nicht erfolgt.*) 


!) Annalen 1882 ©. 463; König S. 268; abweichend ra ©. 343, fiehe oben 
S 26 Note 1; Reste und göwenfeld dv. IE. 53,8 Bb. II ©. 314, 445. 
2) Annalen 1881 ©. 401; Laband Bb. III ©. 387 ff.; König 'S.%7. 
2) Annalen 1897 ©. 509: König ©. 268; Neumann S. 172ff.; Jahrbuch für 
ey Rechtswiſſenſchaft ©. 99; Sammaid ©. 
önig ©. 268. 
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Skiggen und Notizen. 


Die Beftenerung des Konjunfturgewinnes. 
Von Dr. Alfred Goldſchmidt in Berlin. 


Die in legter Zeit vielfach erörterte Frage der Wertzumachäfteuer ift be 
fanntli nur ein beſonderer Fall der Konjunfturbeiteuerung überhaupt. In der 
Theorie ift dielelbe wohl am ausführlihiten unter den deutihen National: 
öfonomen von Adolf Wagner behandelt worden, während in der Praris bis 
jegt allerdings nur die Wertzumachsfteuer an Grundftüden ausgebaut und be 
handelt worden ift. Diejelbe hat nun nad) fteuertechniichen Gefichtspunkten er: 
hebliche Schwierigkeiten bereitet. Denn die Feſtſtellung, worin eigentlich der 
Konjunkturgewinn befteht, ift bis jegt noch Feineswegs gelungen. Und obmohl 
man fi in marfanten Fällen über die Tatſache der Konjunktur wohl einig if, 
ift die wilfenichaftlihe Umschreibung des Begriffes noch nicht erfolgt, jondern 
mehr oder weniger ein übereinitimmendes Gefühl maßgebend. Infolgedeſſen 
beruhen aucd die in verſchiedenen Städten vorgenommenen Steuerfeftiegungen 
auf Willkür. 

Im folgenden will ich nun verjuchen, der angeregten Frage näher zu treten 
und zur Löſung derjelben, joweit es mir möglich ift, beizutragen. 

Ich gliedere dabei meine Unterfuhung in drei Teile, indem ich zuerft er: 
örtere, was die Konjunkturbefteuerung will, ferner weshalb fie erhoben werben 
ſoll und ſchließlich, wie fie erhoben werden muß. 

Es ift eine mwirtichaftlich feftftehende Tatſache, daß die meilten Güter 
erheblichen Preisihmwantungen unterliegen, die auf den mannigfachſten Urſachen 
beruhen. Treten nun Umftände ein, welde ben Wert eines Gutes erheblich 
fteigern, ohne daß der Beſitzer desſelben Mühe oder Koſten gehabt hat, io 
ſpricht man bei dem betreffenden Gegenftand von einer günftigen Konjunktur. 
Adolf Wagner hat ſich die Mühe gegeben, eine Reihe von Umftänden, melde 
bier preisfteigernd wirken fünnen, anzugeben, ohne biejelben nach einem be: 
ftimmten Prinzip zu ordnen; ich möchte fie in äußere und innere teilen, d. b. 
in jolche, die auf äußeren, dem bewußten Einwirken der Menſchen entzogenen 
Urſachen beruhen, wie 3. B. Witterungseinflüfle, und ferner in ſolche. wo 
Menſchen in bewußter Abfiht zur Erzielung eines gewiſſen Erfolges tätig ge: 
mejen find, wie 3. B. bei Erfindungen, Anlegung von Transportwegen u. a. 
Letztere Abſicht richtet fi natürlich zunächſt nicht auf Wertiteigerung, kann 
dann aber anderswo in weiterem Umfang dieſe Folge haben. 

Wagner und mit ihm die anderen Bearbeiter des Themas legen nun bei 
der Konjunktur das Hauptgewicht auf die Mühelofigfeit des erzielten Gemwinnes. 
Meiner Meinung nad mit Unrecht. Denn es ift zu beachten, daß dieje preis- 
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umgeftaltenden Umijtände ja in gewiſſem Sinne fortwährend tätig find und tat- 
jählih die meiſten Güter, wie bemerkt, auch einer jortwährenden Preis- 
Ihwanfung unterliegen. So ändern fi ja 3. B. in gewiſſen Zeiträumen fort: 
während die Zranäportverhältnifie, die Herſtellungsweiſen der Robftoffe uſw. 
Meines Erachtens ijt aljo das Weſen ber Konjunktur allein mit der Mühe— 
lofigfeit des Gewinns nicht " etroffen, ſondern dazu gehört als erfter Faktor 
eine ungewöhnliche, über das Normale hinausgehende Preisfteigerung. 

Ich wende mic) jet zur Begründung der Steuer. 

Diejelbe hat befanntlich zu einer Kontroverjfe zwilhen Wagner und ben 
Bodenreformern einerjeitd? und Papft nebit Anhängern andrerjeits geführt. 
Wagner will die Steuer aus jozialpolitiiden Geſichtspunkten zum Ausgleich der 
Schäden unjerer privatfapitaliftiichen Wirtihaft, Papit aus dem Prinzip der 
Leiftungsfähigkeit erklären. Beiden Theorien liegt aber offenbar der Gebante 
de8 Gewinnausgleichs zugrunde, indem erjtere mehr den med ber Steuer, 
legtere den Grund hervorhebt. Denn dur die Rüdfiht auf die Leiftungs- 
fähigkeit wird auch bei dieſer Theorie auf die gleiche Verteilung ökonomiſcher 
Borteile geſehen. 

Die Wege, die man nun zur Feſtſtellung bes Konjunkturgewinnes be: 
ichritten hat, beitanden in der Hauptjadhe darin, daß man eine Preisvergleichung 
eines Gutes zu verjchiedenen Zeiten vornahm, davon die Aufwendungen des 
Beſitzers und einen gewiſſen Prozentſatz als regulären Unternehmergewinn ab» 
zog und den Reit ala mühelos erzielten Gewinn, als Ronjuntturergebnis, als 
Wertzuwachs der Steuer unterwarf. Dabei ſchwankte der ala Unternehmer: 
gewinn charafterifierte, jteuerfrei bleibende Prozentiag zwiichen 10 und 30 °/o, 
woraus fich ichon ergibt, mit welcher Willtür hier verfahren worden iſt. Die 
Steuer ſelbſt jollte beim Umſatz erhoben werden. 

Bei diejer gertiegung hatte man, wie jchon bemerkt, in der Hauptſache 
die Miühelofigfeit des Konjunkturgewinnes im Auge, und die bis jeßt gemachten 
Unterſuchungen richteten ſich auh in der Zat darauf, gerade die Höhe ber 
aemadıten Aufwendungen feſtzuſtellen. Man beadhtete dabei indefjen nicht 
genügend den relativen Charakter des Konjunkturgewinnes, und der Zweck ber 
folgenden Zeilen joll e8 eben jein, bie Aufmerkſamkeit auf dieje bis jeßt ver- 
nachläffigte Tatſache zu lenken. 

Es ift vor allem feſtzuhalten, daß der Preis eines Gutes ſich nicht allein 
fteigert, jondern im Verhältnis dazu derjenige anderer Güter auch. Die 
günſtige, ebenſo übrigens die ungünſtige Konjunktur beſteht für einen Gegen: 
ftand mithin nicht nur im der Verſchiebung ſeines Preisniveaus gegen früher, 
fondern aud in dem Verhältnis zu dem anderer Güter. Ferner ſchwanken die 
Preije aller Güter mehr oder weniger und nur eine außergewöhnlide Schwan: 
fung rechtfertigt, wie ich jchon erwähnte, die Bezeichnung Konjunkturgewinn. 
Wie groß dieſe Schwankung feſtzuſetzen ift, dürfte fih auch nicht ohne 
roeiteres en 

Es Ipielt mithin ein relatives und ein jubjeftives Moment bei der Feſt— 
ftellung des Konjunkturgewinnes hinein, und gerade auf der bis jeßt nicht ge— 
glüdten Yeititellung diejer Momente beruhte zum großen Zeil mit die Haupt: 
ſchwierigkeit für eine einwandfreie Steuertehnif. In hervorſtechenden Fällen 
war allerdings, wie jchon in der Einleitung bemerkt, das Gefühl eines Kon: 
juntturgewinnes vorhanden, aber diejer jelbit noch nicht auf klare Begriffe in 
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Verſuchen wir nun dieje Tyeftftellungen. Es handelt fich hierbei zunächſt 
vor alfenı um diejenigen Güter, deren Preis dafür maßgebend ift, einen Kon: 
junfturgewinn zu ftatuieren. Es find das nun offenbar diejenigen, deren Preis 
eine günstige oder ungünftige Konjunktur fühl: oder bemerkbar macht. Die 
Preisfteigerung in irgend einem mirtichaftlicyen Zweige wird nun jomohl von 
dem Käufer wie von dem Verkäufer eines Gutes gemerkt durch dad Verhältnis 
zu denjenigen Gütern, welche fie fonjumieren. Dieſer Konſum ift allerdings 
nad) der Vermögenslage des Einzelnen jehr verjchieden; es gibt indeflen dod 
eine Anzahl von Verbrauchsgütern, welche von jämtlichen Menſchen konſumiert 
werden, und im Verhältnis zu denen alſo die fyeitiegung der Konjunktur zu 
erfolgen bat. Es find dies die zum eigentlichen Leben notwendigen Güter, 
Nahrung, Wohnung und Kleidung, deren Beichaffenheit und Preis, da ja aud 
hier nad) der Vermögenslage erhebliche Verſchiedenheiten obwalten, von mittlerer 
Art anzujegen ift. Allerdings kann ja num aud der Fall eintreten, da von 
den genannten ala Preisregulativ anzufegenden Gebrauchsgegenſtänden nur eines 
eine günftige Konjunktur durchmacht, was dann natürlic; im Verhältnis zu den 
anderen gefühlt wird. Zritt eine Wertjteigerung aller diefer zum Leben not: 
wendigen Güter ein, erhebt fi) alſo die Frage, im Berhältnis zu melden 
anderen Gegenftänden dieje Preisveränderung dann zu meſſen ift, jo ift dem zu er: 
widern, daß dieſe Tatſache gar nicht mehr allgemein als Konjunktur zum Be: 
wußtſein kommt, jondern man dann von einer Veränderung der Lebensverhält- 
niffe ſpricht. Feſtzuhalten ift alfo, daß bei günftiger Konjunktur immer das 
Verhältnis der Preisfteigerung zu den ganzen Lebensbedingungen in Betracht 
zu ziehen iſt. Praktiih müßte alſo dieſe Feſtſetzung in der Weile erfolgen, 
daß bei angeblich günftiger Konjunktur eines Gutes durch ftatiftiiche Tabellen 
feftzuftellen wäre, wie groß die Preisänderung der widhtigften, im vorhergehenden 
angeführten Lebensmittel mittlerer Art und Güte gewejen ift. Nur wo in ber 
Tat hier eine Differenz in der Preisentwidlung ftattgefunden hat, kann über: 
haupt von günftiger oder ungünftiger Konjunktur geiprocdhen werden. Dabei 
bat fi) die Vergleichung natürlich von dem Zeitpunft ab und die Zeit hindurd 
zu erftreden, während welcher eine gewiffe Konjunktur berrichend war. 

Die zweite ſich nun erhebende Trage ift diejenige, wie groß dieſe 
Differenz anzuſetzen ift, damit das betreffende Gut einer günftigen oder un: 
günftigen Konjunktur unterliegend anzujegen ift, oder mit anderen Worten, es 
handelt ſich jet um den jubjeftiven Charakter der Konjunktur. 

Diefer Unterſchied kann nun meines Erachtens gleichfalls nicht anders 
gefunden werden, als daß ein Durchſchnittsunterſchied aller übrigen im Preiſe 
ihwanfenden Güter anzuſetzen ift im Verhältnis zu den eben erwähnten. Ein 
Abweichen nad) oben oder nad) unten würde für das betreffende Gut dann die 
augenblidlic; herrichende Konjunktur angeben, wobei wir in der Höhe dieſer 
Abweihung gleichzeitig einen Mapftab für die Höhe der betreffenden 
Konjunktur haben. 

Es ift dabei allerdings nicht zu leugnen, daß diele Feſtſtellungen ihre 
großen praftiihen Schwierigkeiten haben würden, injofern die Zahl der hier in 
Betradht zu ziehenden Güter, wollte man ſich aud nur auf die wichtigſten 
Gegenstände beichränfen, eine außerordentlich hohe if. Haben wir indeſſen bie 
angegebene Aufgabe ala notwendig erkannt, jo muß man eben, jo gut es geht, 
die erwähnte Unterfuhung machen oder auf die Feltftellung der Konjunktur 
verzichten. Ob fi hier eine Vereinfahung etwa dur Beſchränkung auf 
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gewifle Gegenftände finden ließe, wäre vielleiht die dankbare Aufgabe einer 
weiteren Unterfuhung. Es genügt mir indeflen in biejer Hinficht eine An- 
regung gegeben und darauf hingewieſen zu haben, in melder Richtung ſich 
— em die Forihung auf dem behandelten Gebiet meiter zu 
ewegen bat. 


Schul: und Jugendſparkaſſen, jowie Die Heimfparkafien.') 
Bon Regierungsrat Dr. Seidel in Allenſtein. 
I. 


Der bdeutiche Verein für Jugendiparfaflen hat im Jahre 1906 zwar feinen 
eingehenden Bericht über den Stand dieſer Frage in Deutichland veröffentlicht, 
um nicht der vom „Deutichen Zentralverein für Jugendfürjorge“ für das Jahr 
1907 geplanten ftatiftiichen Erhebung vorzugreifen und nicht in zwei aufeinander 
folgenden Jahren viele Umfragen zu veranlafjen, immerhin aber dod) einige 
Mitteilungen veröffentlicht, welche ein größeres Intereſſe beanjpruchen. 

Der neu gebildeten Zentralitelle für Volkswohlfahrt (nad) Antrag Graf 
Douglas) hat fi zwar der Verein nicht unmittelbar angeichloffen; er tritt 
aber doch mittelbar mit ihm injofern in Verbindung, ala er dem „Deutichen 
Zentralverein für Jugendfürjorge“ zugehört, der jeinerjeit3 dieſer Zentralftelle 
beigetreten it. 

Zu ber Schulſparkaſſenfrage hat eine Anzahl von Sparkafjenverbänden, 
z. B. der rheinifche, der meftfäliiche, der naffauiiche, der Elſaß-Lolhringiſche, der 
brandenburgiiche Sparkafjenverband neuerdings zuftimmende Stellung genommen. 
Bejonderd nachdrücklich geihah dies auf der Verſammlung des lettgenannten 
Berbandes am 29. Dftober v. J. in Berlin, in dem Direktor Hannemann in 
einem Referat über die „Schulſparkaſſe“ tunlichite Förderung jeitens der öffent: 
fichen Sparkaſſen, namentlich auch Honorar für die Lehrer und Rendanten: 
1/2 /o der zur Hinterlegung kommenden Spareinlagen, wünjchte, eine yorderung, 
für die ih ſchon früher eingetreten bin. Der Verband nahm einen Antrag auf 
Uebernahme der erjten Einrichtungskoſten einer Schulſparkaſſe und einer dauernden 
Beihilfe zur Beioldung der Rendanten von jeiten der öffentlichen Sparkaflen an. 

Bon den Kgl. Preußiſchen Regierungen in Liegnig, Potsdam, Arnöberg, 
Düfjeldorf, Frankfurt a. O., Minden und Königsberg find neuerdings fördernde 
Zirfular: Verfügungen ergangen. Auch der Effener Katholikentag hatte ſich 
ernftlich befürwortend mit der Frage der Schulſparkaſſen beichäftigt. 

Vorträge im Intereſſe der zu begründenden Schuliparkaffen zu halten, hat 
der Eljah-Lothringiihe Sparfaffenverein angeregt, und das Miniſterium für 
Eljaß-Lothringen hat dazu Mittel bewilligt. Die Anregung dazu war aus be- 
teiligten Areilen auf dem Lande hervorgegangen. 


ı) Nah dem Umſchreiben des Vorjtandes des Deutichen Vereins für Jugendipar- 
fafien vom — m und dem Nuflage in Heft I der „Jugendfürforge* VIII. Jahr» 
gang 197. 
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Was die Neueinrihtungen bei Schuljparkaffen anbetrifft, jo ift auf einen 
Auflak in der „Junendfürjorge“ (Herausgeber: Rektor Franz Pagel) Heft 1, 
VI. Jahrgang 1907 hinzuweiſen, in welchem zwei neue, in der zweiten Hälfte 
des Jahres 1906 erjchienene Verwaltungsſyſteme für ſolche Kaflen beiprochen 
worden find. 

Das eine von Lehrer Joſef Reinirkens in Eſſen a. Ruhr neuerdings —— 
Syſtem, welches dieſer „Reorganiſation der Schulſparkaſſen, vereinfachtes Marken— 
ſyſtem für Schuliparkaffen“ nennt, ſoll „bereits in vielen Städten und größeren 
Landgemeinden eingeführt jein“. Nach Anficht des Verfaflers des erwähnten 
Artikels wird aber die von Reinirkens erhoffte allgemeine Verbreitung des Syſtems 
ihon deshalb nicht eintreten, weil die deutiche Vehrerwelt im allgemeinen je 
länger je weniger vom Vertriebe der Sparmarfen etwas wiſſen will, was ja 
aud zu dem Erjage der Marken durch die Lochzange (Syitem Riedel:Elbing) 
geführt habe. 

Eingehende Würdigung findet in diefem Auflage auch die Schuliparkafie 
in Friedenau, über welche der Direktor der Sparkaſſe des Kreijes Teltow Adolf 
Hannemann und der Rektor Franz Hannemann in Friedenau in Karl Heymanns 
Verlag 1906 eine Broſchüre veröffentlicht haben. Man hatte in Friedenau an 
der Vervollkommnung der Schuliparkafje fleißig mweitergearbeitet und meinte mın 
zu einen glüdlichen Abſchluß gefommen zu fein. 

Antereffant find aud die „Geichäftsergebniffe" der Friedenauer Schul— 
ſparkaſſe. Faſt alle Yahre feit der Begründung haben 80 % der Schulkinder 
als Sparer aufzumeilen. Jährlich werden ca. 10000 ME. geipat. An Ge: 
ichenten für bebürftige Kinder floffen der Kaſſe teil von Friedenauer Ein: 
wohnern, teil von der Kreisſparkaſſe jährlich zwiſchen 56—80, ja 90 Mk., im 
ganzen 518,20 ME. zu. 

Nahrihten über Jugendiparfafien liegen!) vor aus Preußen 
(2341, 1916) über 

1. die Provinz Brandenburg (271, 103). Die Kal. —— in Pots⸗ 
dam veröffentlichte Nachrichten über 22 Schulſparkaſſen aus 7 len. Diejen 
tritt aber noch der Kreis Niederbarnim mit den Kaffen in Wandlig und Bas: 
dorf, wo jolche jeit vielen Jahren beftehen, hinzu, außerdem noch jeit furzem mit 
Rummelsburg, Niederihönhaufen u. a. Auch in Perleberg, Straußberg. Bochow 
b. Yüterbog uſw. beitehen noch Kaſſen. Die Kaffen in den Berliner Vororten 
Triedenau, Großlichterfelde, D.: Wilmersdorf zeichnen ſich bejonder8 aus, aber 
auch Rhinow, Neuruppin, Perleberg, Straußberg haben gut entmwidelte Kaſſen. 
Die 3 Schuliparkaffen in den Bororten Berlins, Teltower Kreis, hatten von 
4348 Sparern im Jahre 1905 55033 ME. Einlagen, im ganzen 136 150 Mk. 
Am 1. Januar 1906 war Beitand 115008 ME. Die 3 Kaflen (Schulen) von 
Wandlitz, Kreis Niederbarnim, hatten bisher 68874 ME. Einlagen, 44 666 DE. 
Ausgaben und 34306 ME. Beftand. In den 4 Kaſſen (Schulen) von Loſſow 
bei ** a. O. hatten 333 Sparer 11549 Mk. Einlagen. 

2. Provinz; Hannover (136, 109). Der Sparverein für Konfirmanden 
in Hannover hatte im April ds. Is. über 12000 Sparer. Seit Gründung 
des Vereins (1879) erhielten ca. 27000 Sparer faſt 2"/s Millionen Dart 
zurüd, 1906 befamen 1700 Einleger ca. 170000 Mk. Der Berein hat in 

!, Die erfte der Hinter jedem Gebiete eingeflammerten Zahlen gibt die Anzahl 


aller Jugendipartafien, die zweite die der Schüulſparkaſſen des Gebiet? in der legten 
Statiftit vom Jahre 1901 an. 
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Hannover, Linden und 2 Nahbarorten zufammen 171 Sammelftellen, meift von 
Lehrern verwaltet. Osnabrück feit 1887 10972 Sparer mit 574158 ME. 
Einlagen, 447367 ME. Ausgaben. In 1906: 37460 ME. Ausgaben. ar: 
burg: 4260 Sparer, 156400 ME. Einlagen, in 1906: 42000 ME. an 540 Kon: 
firmanden. 

3. Hellen:Najjau (74, 28). An der Sparkaffe zu frankfurt a. M. 
beteiligten fi) 2668 Kinder neben 10248 Erwachſenen; bei der Erjparungs: 
anftalt 221 Kinder neben 2260 Ermwadjienen. 

4. Oftpreußen (200, 192). Die Kgl. Regierung zu Königsberg be: 
richtet aus 6 Kreiſen über 63 Schuliparkaffen, von denen 9 an Raiffeijentaifen, 
7 an ftäbtiiche Sparkaſſen, alle übrigen an Kreisſparkaſſen angeſchloſſen find. 
Im Regierungsbezirt Gumbinnen hat Tilfit Schulſparkaſſen, die 1905 zufammen 
13 166 ME. Einlagen aufmwiejen. 

5. Pojen (433). Hier wird über den Rüdgang der Kaſſen geflagt; der 
Grund liegt wohl in den nationalen Verhältniffen. Rawitſch blidt auf 25 Jahre 
geiegneter, aber auch mühevoller Wirkfamkeit zurüd, dank namentlich dem in: 
zwilchen leider verftorbenen Lehrer Sieg, Am meilten hat die Töchterſchule ge- 
leiftet: 83068 Mk., jämtlihe Schulen zufammen 149 970,90 ME.; alſo fait 
150000 Mt. In Gräß beichloffen die Stabtverordneten: für jedes neugeborene 
Kind werde ein Sparbuch mit einen Beträgen angelegt und den Eltern bie 
Vermehrung empfohlen, dad Geld aber audgezahlt, jobald das Kind das 
14. Lebensjahr vollendet hat. 

6. Rheinland (28, 7). Eidel hat faft 7 Jahre an feinen evangelischen 
Schulen Schulſparkaſſen; in den 28 Klaſſen find 25821 ME. geipart, in den 
13 evangelifhen Klaſſen von Holfterhaufen 8950 DEE. 

Düffeldorf hat ſeit über 30 Jahren eine Sammelfaffe mit jozialem Cha: 
rafter, man fördert durch Prämierung die regelmäßigen monatlichen Spar: 
einlagen: 20 Pf. für je 3 Mk.; die übrigen Sparer a 10 Pf, 5 Pf. Der 
Etat der Kaffe beträgt 299500 ME. 

7. Sachſen (394, 350). Delitzſch blickt au auf 25 Jahre Schulipar: 
faflen=Arbeit zurüd, auch auf viel Segen, bank dem F Archidiak. Meinhardt und 
Lehrer Diedife (jeit 1898). Im Laufe ber 25 Jahre haben 4738 Kinder 
159429 ME. geipart, 3697 Kinder 135723 ME. zurüderhalten. Es verblieben 
570 Knaben mit 14024 ME., 471 Mädchen mit 9681 ME., aljo 1041 Sparer 
23705 Mt. Auch Langenjalza (2. Keßler) hatte in diefem Jahre die 25. Aus- 
zablung: 8589 ME. Hier betrug die Summe der Einlagen 105933 ME., die 
der Auszahlungen 94192 Mk.; Beftand mithin 11741 Mk. für 154 Kinder. 

8. Schleſien (406, 362). Breslau hat jet 45 Schuliparkaffen, nämlid) 
an 12 evangeliihen, 25 fatholiichen und in 8 Hilfsichulen. Seit der Gründung 
(18831) wurden von 21231 Sparern 592714 ME. geipart; — auch jeit 
25 Jahren. In der Grafihaft Glag find noch 5 (früher waren 8) Schulipar: 
faffen an evangeliihen, 3 an fatholiihen Schulen. Im ganzen legten 540 Kinder 
7122 Mt. ein. 

9. Schles ——— (60, 16). Flensburg: Der Sparverein für 
Konfirmanden (L. Mittrode) in 20 Schulen, zählte bisher 12347 Kinder, hatte 
493 494 Mt. Einlagen, zahlte im ganzen aus 420876 ME. Unentgeltliche Ber: 
mwaltung. Aud die Oberrealichule beteiligt ſich. ö 

10. Weftfalen (119, 95). Die Aglerbeder inkl. Umgegend Schulſpar— 
kafſen werben als die erften und beiten des Regierungsbezirkes Arnsberg ange: 
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jehen ; ihre Einrichtungen gelten für mufterhaft (Amtmann Gutjahr). Eeit 
24 Jahren 873277 ME. Einlagen, 732 560 ME. Rüdzahlungen und 190 716 Mt. 
Beltand. 

11. Weftpreußen (192). Bezirk Marienmwerder hatte am 1. Januar 1906 
in 30 — —— 387 Kaſſen. Im Jahre 1905 ſparten 11181 Kinder 
84138 Mk. 

Sonſt in Deutſchland (1714, 1060): 

12. Anhalt (89, 81). Deffau feit 1. Oktober 1894 106534 ME. Ein: 
lagen, 72631 Rüdzahlungen, Beftand 42117 ME. für 961 Sparer. Bernburg: 
die Mädchenſchule jpart am meiften, hat 34 646 ME. 

13, Braunſchweig (134, 109). Der Sparverein für Konfirmanden 
äblt 50 780 Kinder; 2599 famen im Jahre 1905 hinzu. Eingelegt wurden 
Kr 1905 284 231 ME., ausgezahlt an 2384 Kinder 278367 ME. Das Gelamt: 
vermögen betrug 128628 ME. Aus den Ueberſchüſſen wurden für das Jahr 1905 
bewilfigt: für bedürftige Sparer 7270 ME., für Sommerpflege Eränklicher armer 
Schulkinder 1000 Mk., für 2 Anaben: und 1 Mädchenhort im vorigen Winter 
561 Mi. In diefem Jahr erhielten Konfirmanden 1995 ME. Unterftügung. 

14. Hamburg. Hier jparen Kinder für Harzreilen, für Aufnahme in 
eine Tyerienkolonie, für erftere braucht ein Schüler 20 Mk. Ramensbujc bei 
Lübeck hat jeit 13 Jahren eine blühende Schulſparkaſſe. 

15. Eljaß:Lothringen (7, 4). Straßburg in 27 Schulen 5609 Sparer, 
159 774 ME. Guthaben. Außerhalb der Stadt 13 Schulen; 654 Bücher mit 
12183 Mt. In Masmünfter wollte man das Riedelſche Syſtem (Quittungs- 
farten und “odhaange) aus Elbing einführen. 

16. Beide Medlenburg (25). Stargard (neu) 250 Sparer 3703 Mt. 
in 1 Jahr. Ziethen (jeit 1885) 274 Sparer 10434 Mk.; zurüdgezahlt 
10158 ME., Beitand 1093 ME. Auf der Bäk 62 Sparer 870 ME. Einlagen; 
zurüd 1258 Mk.; Beftand 1898 ME. Danhof Rateburg 19 Sparer 449 Mt. 

17. Rönigreih Sadjen (283, 173). Der Verein für Konfirmanden: 
Ausfteuerung, Sit in Dresden, aber mit im ganzen 393 Kaffenftellen an vielen 
Orten, erfreute fi reicher Beteiligung und erheblicher Zunahme. Dur Eintritt 
von 5409 Mitgliedern mit 10289 Kindern ftieg nach Abzug der Abgänge der 
Beitand der Mitglieder auf 31374, die Zahl der Kinder auf 47842, Das 
Vermögen des Vereins erhöhte fi) auf 1351364 Mt. Der Sparverein für 
Konfirmanden-Ausfteuer in Leipzig zahlte zu Oftern ds. Is. an 1937 bei ihm 
iparende Kinder 147685 ME. aus. Er hat in Leipzig und Umgebung 166 Zahl: 
ftellen mit 15000 Sparkindern. In nun 21 Jahren hatte er 130000 ME. 
Binjen. Würdige und bedürftige Konfirmanden werden prämiert. Ein gleicher 
Verein in Chemnitz zahlte an 1155 Konfirmanden Oftern d3. Js. 103900 Mi. 
aus, pro Kind aljo ca. 90 ME. Daneben hat noch der Evangel. Arbeiterverein 
eine Konfirmanden: und Jugendſparkaſſe. Er zahlte 23000 ME. aus, hat ein 
Vermögen von 148 744 ME. Meiben zahlte 6712 ME. aus, Leiönig 18445 Mt. 

18. Sadhjen- Meiningen (245). Im Kreife Meiningen bat jede 
Schule ihre Sparkaffe; im ganzen Lande haben 75/0 aller Schulfinder Spar: 
einlagen bei ihren Schulfparjparfafien gemacht: 39713 Mk., Beitand ſämtlicher 
Einlagen 1270 188 Mt. 

Vom Auslande find hervorzuheben: Holland, Arnheim (60 000 Ein— 
wohner) hat in 10 Schulen Sparfaffen. 1019 Kinder legten 7278 Fr. ein. 
Man will jegt für Förderung der Einrichtung im ganzen Lande wirken. 
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Defterreich. Bei dem deutſch-öoſterreichiſchen Sparkaſſentag in Reichenberg 
trat Profeſſor Dr. Rauchberg: Prag u. a. aud für Errichtung von Schuliparkafien 
ein. Brünn hat eine blühende Schulſparkaſſe; ihr wurden von der erften mähriſchen 
Sparkaſſe 300 Kr. Beihilfe gewährt. 

Schweiz. Bern: Die Schuliparfaffen hatten 12214 Fr. Einlagen gegen= 
über ca. 14400 Fr. im Vorjahr. 

Nordamerika meldet große Fortichritte, nur, daß es auch dort jehr 
ſchwer hält, die betr. Nachrichten zu erlangen. Pittsburg tritt am meiften hervor, 
mit 55 Schulen, 900 Klaffen, dort gleich ebenjo vielen, aljo 900 Kaſſen, 
24000 Sparern; 212720 Doll. Kanjas, 58 Schulen, 650 Kaſſen, 73667 Doll. 
Grand Rapids: 34 Schulen 325 Kaflen, 69472 Doll. New-York hat 250 
Stationen, 271759 Sparer, 2896 584 Doll. Daneben nod Long Island in 
21 Schulen 250 Kafjen, 3814 Sparer und 197909 Doll. Der Bericht zählt 
auf aus 25 Staaten in 122 Städten 1023 Schulen 4844575 Doll., von denen 
nad Abhebung von 3641015 verblieben 1223560 Doll. vom 1. Januar 1906. 

Auftralien. Neu-Süd-Wales: Im Jahre 1900 beftanden 643, und 
1904 669 Schulſparkaſſen. 40000 Einleger (von 240 631) jparten für 1904 
16406 Pib. 12 8 = 328120 Mt. Seit Beginn im Jahre 1887 murbden 
239353 Pfd. = 4787060 ME. eingelegt. 


II. 


Wie die Schul: und Jugendiparfaffe den Sparfinn der Jugend zu beleben 
beitrebt ift, jo gehört zu denjenigen Mitteln, welche angewendet werden, um bie 
Bevölferung im allgemeinen zum fortgejegten Sparen anzuregen, die im Verlaufe 
des letzten Jahrzentes namentlich in Defterreich eingeführte Heimſparkaſſe.) 

Es ift längſt feſtgeſtellt, daß behujs Vermehrung der Spartätigfeit auf 
einen Punkt beionderes Gewicht gelegt werden muß: auf die Bequemlichkeit des 
Einlegens. Im Vergleich mit diefem Umſtand jpielen weber die Zinjenerhöhungen, 
no die Sparprämien eine wejentliche Rolle. In dieſer Erkenntnis wurde für 
das Sparmarfenjyitem, für den Abholungsdienft durch Kaffenbeamte, für die 
Vermehrung der Einlegeftellen auch in Defterreih Propaganda gemacht. Der 
Erfolg bat ſich Hier bei feiner diefer VBeranftaltungen im gemwünjchten Maße 
herausgeitellt. Das Eparmarfeniyftem war zu neuartig und daher der Bevölkerung 
fremd; die Abholung von Sparbeträgen und die Vermehrung der Einlageitellen 
erweijen ſich als einerfeitS zu wenig zugfräftig, anderjeit3 zu koſtſpielig. Der 
große Erfolg blieb zweifelsohne dem Heimſparkaſſenſyſtem vorbehalten. 

Die öfterreichiiche Heimjparkaffe it eine finnreiche Ausgeſtaltung der alten 
Sparbüchſe und eben weil fie fi an eine jo alte und befannte Einrichtung auf 
das Innigſte anlehnt, weil fie nicht Gewöhnung an etwas neues und fremdartiges 
verlangt, wird fie vom Publitum ohne Schwierigkeit angenommen. Die Aus: 
geftaltung befteht darin, daß die Büchſe veriperrt ift und der Schlüſſel fich nicht 
beim Sparer, jondern beim Sparinftitut befindet, und daher jeder Heller, der 
als Spargeld in die Büchle gelegt wird, auch tatjächlih beim Sparinftitut als 
Spareinlage abgeliefert werden muß. 

Das Sparinftitut leiht jedem Einleger koitenlos gegen Kaution eine Spar: 
büchie, übergibt fie ihm verjperrt und ohne Schlüffel und verpflichtet ihn, die 


) Dargeftellt nach dem Bericht der Geiellihaft zur Einführung des Heimſparkaſſen— 
Spitemd, ©. m. b. H., Wien I, Seilergafie Nr. 4 über „Heimipartajien“. 
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eingeworfenen Beträge bei dem Jnititut als Spareinlage abzuliefern. Da der 
Einleger keinen Schlüffel zu der verjperrten Büchſe hat, bleibt ihm auch nichts 
anderes übrig, als diejer Verpflichtung nachzukommen. Er muß mit der gefüllten 
Büchſe in das Sparinftitut gehen, hier wird die Sparbüchſe geöffnet, der Betras 
entnommen und im Einlagebuch gutgeichrieben. Hat alio der Sparer einmal ein 
Gelditüd zu Haufe in feine Sparbüchſe geworfen, jo ift es jo gut wie bei der 
Sparkaffe abgeliefert. Damit ift eine fichere Gewähr dagegen geboten, daß Gelb: 
beträge, die in der vernünftigen Abficht zu jparen, in die Büchſe gemorfen wurden 
dann infolge einer momentanen VBerfuhung anderen Zwecken zugeführt werben. 

Wer erft zur Sparkaſſe gehen und Geld beheben muß, der wird nidt 
jeder momentanen Regung nachgeben, jondern zum mindeiten nur dann, wenn 
ihm an der Sache wirklich jehr viel daran liegt. Nun kann man zwar nid 
wegen jedes Gelditüdes, das man einzeln einnimmt, zur Sparkaſſe gehen, wokl 
aber kann man jede Münze fojort in die Heimjparfaffe einwerfen. 

Was die praftiiche Durchführung anlangt, ift in erfter Linie wichtig, bie 
Auswahl einer guten, haltbaren, jolid gearbeiteten Büchſe aus dauerhaften 
Material, denn eine ſolche Heimfparkaffe wird nicht immer mit Sammthand 
ihuben angegriffen und muß Jahrzehnte hindurch in Verwendung bleiben können; 
auch darf fie möglichft wenig Anlaß zu Reparaturen geben, jonft verliert erſtent 
der Sparer die freude an jeiner Büchje, und zweitens erwachlen immer wieder 
neue Auslagen. Ferner muß der Verſchluß genügende Sicherheit bieten, daß 
die Gelditüde nicht dur den Einwurfichlig herausgenommen werden können. 
Insbeſondere Kinder find in diefer Beziehung jehr erfinderiih und wenden alle 
möglichen Mittel an, um auf dieſe Weile in den Befit des zum Ankauf von 
Zuckerwerk und Zigaretten nötigen Bargeldes zu gelangen. Endlich joll aud 
der Preis fein übermäßiger fein, jondern der Qualität entjprechen. 


Will das Inſtitut einen ausgebreiteten Heimjparkaffenverfehr erzielen, ic 
muß es nad den in Oeſterreich gemachten Erfahrungen die Büchſen umionk 
abgeben, Dedung der Koften und Gewinn in der Verzinfungsipannung juchen 
Dies ift ja auch ganz leicht möglich, da die Manipulation eine jehr einfache if 
und die Büchſen im allgemeinen nicht jehr Eoftipielig find. Nur muß genau 
falfuliert werden, wie hohe Einlagen jährlid; mittels der Heimſparkaſſen zu er: 
warten find und melde Binjenipannung erzielt werden fanı. Der hieraus er- 
zielte Betrag muß zunächſt die Anſchaffungskoſten amortifieren und jpäter Gewinn 
ergeben. Auch die Verwaltung verurjadht gewifje Koften, namentlidy bei größeren 
Verkehr. Der Boranjchlag derjelben wolle den nachfolgenden Abjchnitten ent- 
nommen werden. 


Heimjparfafjen werden nur an Spareinleger abgegeben, bzw. muß jeder, 
der eine Heimſparkaſſe erhalten will, Spareinleger werden. Erfolgt die Abgabe 
fojtenlos, jo muß der Einleger eine Kaution in beftimmter Höhe, je nach dem 
Anihaffungspreis der Büchſe, erlegen, in den meiften Fällen 4 bis 5 Kronen 
Dies vollzieht fih in der Form, daß Vorausjegung der Abgabe einer Heim 
iparfaffe das Vorhandenſein eines Sparguthabens in der betreffenden Höhe ift; 
diejes Guthaben wird für die Büchſe vinkuliert, d. h. der Sparer erhält dieien 
Fonds nur gegen Rüdgabe der unbeihädigten Büchſe zurüdgezahlt. Die Vinku 
lierung wird in jeinem Einlagebud) vorgemerft. Das Inſtitut legt ferner ein 
Verzeichnis der hinausgegebenen Heimſparkaſſen unter der Bezeichnung des Ein- 
lagebuches an. Zu ftatiftiichen Zweden kann nod ein Verzeichnis von Deim: 
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iparfafjeeinlagen geführt werden. Inſtitute, die loſe Karten führen, können die 
Heimjparer buchmäßig zulammenfafien. 

Ericheint nun eine Heimiparfaffe am Kaffenichalter, jo öffnet der Kaſſier 
die Büchſe, zählt das darin befindliche Geld vor dem Ueberbringer ab, über: 
nimmt e3 und beftätigt im Einlagebuche ben Betrag wie jede andere Einlage. 
Die weitere Manipulation untericheibet fi) dann in feiner Weife von der 
jonftigen. Hat fi ein größerer Heimſparverkehr entwidelt, jo empfiehlt ſich das 
von der böhmiichen Sparkafje in Prag gehandhabte Verfahren: Der Kaifier 
bat neben ſich einen Stoß dünner Holztabletten liegen, er öffnet die Büchle, ent: 
leert fie auf die Tablette und übergibt bieje dem Einleger. Diejer fortiert die 
Gelditüde, zählt den Betrag ab und übergibt ihn nun dem Kaifter. Nach einiger 
Uebung Elappt die Sache durchaus und es haben ſich bei feinem ber etwa 60 
deutichen Inſtitute Defterreich8 irgendwelche Umftände ergeben. Manipulation 
und Buchung find dadurch erleichtert, dat die Büchſen numeriert find. Jede 
Büchſennummer entipricht einem Einlagentonto. 

Der Vorgang, daß der Einleger ſelbſt die gefüllte Büchle zur Anftalt 
bringt, il die Regel. Doch eriftieren in der Praris noch zwei andere Syiteme. 
Das eine ift die Abholung der Heimfparkaffenbeträge durch Kafjenboten. Ein 
Beamter des betreffenden Inſtituts geht in jeiner dienftfreien Zeit in einen be: 
fimmten Rayon von Wohnung zu Wohnung, in der fi eine Heimſparbüchſe 
des Inſtituts befindet, öffnet die Büchſe und erteilt eine Interimsbeſtätigung. 
Wenn dann der Einleger gelegentlich zur Sparkaffe fommt, kann auf Grund 
der Interimsbeſtätigung die Zuſchreibung im Einlagebuch erfolgen. Die Ber: 
zinfung beginnt natürlich am Zage nad) der Ausstellung der Interimsbeſtätigung. 
Für dieſes Syſtem berricht in Defterreich wenigſtens bisher feinerlei Intereſſe; 
dagegen wird jeitens einiger Inſtitute das Vertrauensmännerſyſtem ventiliert. 
Es kann nämlid ein Sparinftitut, deffen Einlegerfreis ſich über einen größeren 
Raum erftredt, in einzelnen Orten Vertrauensmänner beftimmen, die den Schlüffel 
zu den dort auögegebenen Hausiparfaffen des Inſtituts erhalten, die Beiträge 
aus den Büchjen mitnehmen, die Quittungen ausfertigen und das Geld per Polt: 
ſparkafſe an das Inſtitut einjenden. 

Als Vorteile, die das Heimfparkaffeniyftem den Sparern bringt, werden 
bezeichnet: große Bequemlichkeit der Einleger, Schuß vor planlojen Geldausgaben, 
Anleitung zum Sparen und daher vielfach Sidyerung der wirtihaftlihen Exiſtenz. 
Die Sparinftitute erzielen den Beitritt neuer Einleger, die Vermehrung des 
Einlagenftandes, die Vergrößerung ihrer Einflußiphäre und ihrer wirtichaftlichen 
Bedeutung. Auch werden durch das Heimiparkaffenigftem natürlich; in erfter 
Linie fleine Einleger herangezogen. 

ſah Das Heimſparkaſſenſyſtem iſt in Oeſterreich in rund 100 Sparkaſſen ein— 
geführt. 

Den Beginn machte die böhmiſche Sparkaſſe in Prag, eine der bedeutendſten 
öfterreihiichen Anstalten, die einen heftigen Kampf gegen die tichechiichen Kon: 
furrenzinftitute führen muß. Die Einführung erfolgte dort am 3. Dezember 
1905. Nady dreiviertel Jahren waren über 7000 Büchſen ausgegeben und 
mittels ihrer Einlagen in der Höhe von rund 400000 Kr. geleiftet. In den 
Anfangsmonaten 1906 wurde dann die Einführung des Heimſparkaſſenſyſtems 
bei einer Reihe öfterreichiicher Anftalten erörtert, doc) konnte man ſich lange 
Zeit hindurch nirgends dazu entſchließen. Erft im Frühſommer 1906 begann 
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die Bewegung ſich auszubreiten: Budweis, Briren, Bielit, beide Waidhofen, 
Völkermarkt, Gemeindeiparfafie Graz beichloffen die Annahme. 

Die meiften Anftalten machen zunächſt eine Probebeftellung von 100 Stüd, 
In Deutihböhmen, in Sclefien find diefe 100 Stüd durchſchnittlich im zwei 
Tagen vergriffen, jo daß bereits am zweiten oder dritten Tag nad) der Ein: 
führung eine dringliche Nachbeftellung auf eine größere Qualität gemacht wird. 
Langſamer vollzieht fid, die Abnahme in den Alpenländern, nicht ungünftig in 
deren Hauptftädten. Die Grazer Gemeindeſparkaſſe hat im erften Monat ca. 600 
Stüd abgeſetzt; die allgemeine Sparkaſſe und Leihanftalt in Linz hatte zunächſt 
500 Stüd beftellt, erhielt jedoch jo viel Nachfragen, daß fie bald darauf noch 
vor dem Eintreffen der erften Lieferung eine weitere Beftellung von 500 Stüd 
aufgeben mußte. Tatſächlich Hat fie im erften Monat 700 Stüd ausgegeben. 
Hervorzuheben ift, daß nunmehr auch die Reichshauptſtadt die Ideen aufgegrifien 
bat und zwar auf Grund bes perjönlichen Eingreifend bes Bürgermeiſters 
Dr. Karl Lueger. Die Zentraljparkaffe der Gemeinde Wien beginnt ihre Tätigkeit 
mit der Ausgabe von Heimjparkafien. 


Das Heimſparkaſſenſyſtem hat in Fachkreiſen rückhaltloſe Anerkennung 
gefunden. Die öfterreichiichen Sparkafjenverbände, eine Reihe öfterreichiicher 
Revifionsverbände und der deutiche Sparkafjenverband (Hannover) haben die 
Einführung entichieden befürwortet. Die Anftalten jelbit, die das Syſtem ein- 
geführt haben, find nahezu ausnahmslos mit den Erfolgen, die fie erzielt, jehr 
zufrieden, und jtellen jeit, daß die Bevölkerung der Einrichtung großes Interefie 
entgegenbringt. Die Prefje fteht dem Syſtem mit voller Sympathie gegenüber. 
In zahlreichen Zeitungsartifeln wurden die Vorteile der Neuerung erörtert und 
die Einführung des Syſtems anempfohlen. Insbeſondere haben ſich die Fach— 
zeitichriften wiederholt mit großer Wärme für die neue Einrihtung aus 
geiprochen. Unter den Tageszeitungen jei der Leitartikel des „Neuen Wiener 
Journals” vom 24. Oftober 1906 hervorgehoben. Nur eine gegneriiche jour: 
naliſtiſche Aeußerung der „Oſtrauer Zeitung“ vom 12. Oktober 1906 bekämpft 
das Syſtem in heftiger Weile und jchließt mit dem Vorſchlag, „eine fahrende 
Sparkaſſe, analog dem befannten Stabtfuhrwerf, einzuführen, in der zwei 
Beamte ihres Amtes walten würden; zur Sammlung der Sparbüdjen würde 
auch das Glodenzeichen genügen.“ ') 


) Mataja, Die Verbreitung des Heimiparkafienweiens, Wien 1907. 
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Literaturbericht. 
Bericterftatter: die Profefjoren v. Eheberg, Jaeger, Dyroff und Febr (Jena). 


Bürgerliches Recht des großen Werkes abgeſchloſſen vor. Aus- 

Achilles, Dr. A., Bürgerl. Geſetzbuch u. führliche Sad und Duellenregifter zu ſämt— 

Einj.eGef. 5. Aufl. 8°. 1162 S. Berlin (3. lichen Bänden erleihtern den Gebraud. 

Öuttentag) geb. 6.50 | 

Dieje beliebte Handausgabe ift in der — 

Neuauflage um mehr als 10 Bogen ſtärker als | Rectögeichichte. 

die vorige. Sie fteht wieder auf der Höhe der Gutmann, Dr. Franz, Die joziale Gliederung 

Zeit und wird ihren angejehenen Blaß in der | der Bayern zur Zeit des Volltsrechtes (20. 9. 

Literatur zum BGB. zweifellos behaupten. d. Abh. aus dem ſtaatswiſſenſch. Seminar zu 
Straßburg i. E. Hrög.v. Gi. Knapp& W. 

Merzbacher, S., RG. betr. d. Erwerbd- und Wittid). gr. 8°. 3305. Straßburg 06 

Birtfhaftsgenofienihaften v. 20. V. 1898. | (Karl 3. Trübner) 


5) 4 
* —* . 886 e. Nünden (Bed) geb. 8. | Die Unterfuhung will die Theorien Wittichs 
Das Gejep über die Erwerbs- und Wirte | um bayeriichen Beblete prüfen. Sie umfaht 
Ibaftögenofienihaften vom 1. I. 1889 wird pen Zeitraum von der Niederlafiung des 
bier in der Fafjung der Bekanntmachung des | Boltzftammes im altbayeriihen Territoriunt 
gegeben. Die Erläuterungen Dr. Merzbaders | nimmt ihren Stoff aus dem von Meidelbed 
halten die richtige Mitte zwiſchen einer Tert- | gejammelten Urkundenmaterial. Die neue Ur: 
ausgabe und einem ausführlihen Kommentar; | fundenedition von Bitterauf ift nod nicht 
fie jind Mar, vermeiden alles Entbehrlihe | penugt worden. Gutmann ift ein überzeugter 
und geben doch zuverläjligen Aufſchluß über Anhänger der grundherrlihen Theorie und 
alle einjhlägigen Fragen. Das BGB, daB | jeine Ausführungen zeigen den großen Vorteil, 
HGB, das 56. uſw. jowie die Rehtiprehung | daß fie jharfe Begriffsbeftimmungen enthalten, 
find jorgfältig verwertet. Im Anhang find | mas bei Beiprechung ftänderechtlicher Probleme 
die Ausführungsverordnungen, Mufterftatuten durchaus notwendig ift. Ausgehend von der 
ulm. wiedergegeben; ein ausführlihes Sach⸗ Hypotheſe, daß joziale Gruppierung und rechis⸗ 
regifter erleichtert die Benugung der emp— | jtändiiche Gliederung in engiter Wechſel— 
feglenswerten Ausgabe. | wirtung — ar =. —— 
2 F u dem ebnis, daß der vollfreie bayeriſche 
Pland, Dr. G., Bürgerl. Geſetzbuch nebſt | Boltögenofte ein Grundherr war, der die 
Einf.=Gej. In Verb. m. RER. Adilles FT, Hufen feiner Grundberrichaft durch freie und 
Prof. Dr. Andre, Oberjuftizr. Greiff, Landr. unfreie Bauern beftellen ließ. Beherrſchender 
Fitgen, DIOR. Streder, Prof. Dr. Gegenjag tft: grundherrliher Eigentümer und 
Strobal, DbRegRat Dr. Un hr 3. verm. | binterjäfliger Bauer. Die Hufe ijt nur grund» 
u. verb. Aufl. Ler. 8°. Bd. II S. 2: Recht der herrliches Gebilde. Das Leben der Voüfreien 
Schuldverhältnifie (Abjhn. 7 T.1-9). 5.421 jje ausgefüllt durch den Dienjt im öffentlichen 
dis 644. Berlin (3. Guttentag) 5.— Geben und dur die Jagd. Bäuerliche Arbeit 
Die Lieferung für den Kommentar in | ift des Bollfreien unwürdig, Pflugarbeit 
muftergültigen Ausführungen vom $516 weiter | ſchändet (S. 154 ff., 232, 275). Auch der Zahl 
bis zum $ 567 (Schenkung, Miete). find die Bollfreien die — 
Weiterhin wird mit anderen die Identität des 
Windſcheids Lehrbuch des Pandektenrechts bayeriſchen nobilis mit dem vollfreien liber 
III. Bd. 9. Aufl. bearb. v. Dr. Th. Kipp. Baivarius angenommen: Der Adel ift zu 
* 8°. 922 ©. Frankfurt a. M. (Rütten & ſpärlich, um in den Quellen bedeutender hervor— 
vening). ‚ zutreten. Bejonders aufmerffam zu maden tit 
Mit diefem dritten Bande (Familien- und noch auf die Ausführungen über das Ber: 
Erbrecht) liegt nun auch die neunte Auflage | Häftnis von Hufe und ergeld (S. 259 ff.). 
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Loenin 
des 
Unterſ. z. Deutſchen Staats⸗ u. er 
hrsg. d. Prof. Dr. ©. Biere). gr. 8°. VIIL, 
157 ©. Breslau 06 (M.& H. Marcus) 4.40 


Nachdem der Verfaſſer den deutſchrechtlichen 
Teitamentöbegriff genau beftimmt und eine 
iharfe Abgrenzung gegenüber der Bergabung 
von Todes wegen gegeben hat, geht er aus⸗ 
führlih auf bie Srage nad dem Urjprung 
der deutichrechtlihen Tejtamente ein. Dieje 


Unterfuhung ift umjo jehwieriger, al& gerade | 


auf diejem Gebiete eine große Verwirrung in 
der Ausdrucksweiſe befteht. Das Vorgehen 
Loenings fann nicht genug gewürdigt werden. 
Wir müflen und, wollen wir dem Rechte des 
Mittelalter auf den Grund fommen, immer 
wieder orientieren, ob mit dem gleihnamigen 
Ausdrud wirklich auch das gleichnamige Rechts⸗ 
inftitut gemeint ift oder gemeint jein fann. 
Im deutichen, ſpeziell auch im magdeburgifchen 
Rechte geht das Teftament auf den Einfluß 
des römiihen und fanoniihen Rechtes zurüd, 
und vor allem die Geiftlichfeit ift für deſſen 
Einführung und Ausbreitung tätig. Die 
Teitamente haben fih nicht auß den Ber- 


gabungen von Todes wegen entwidelt und find | 


auch im Gebiete des Magdeburger Stadtrechts 
bereits im 14. Jahrhundert gebräudlich. — Im 
zweiten Teile werden u. a. die Teftierfähigteit, 
die Teitamentöform, der Widerruf der Tes 
ftamente beiprochen. Bon befonderem Intereſſe 
ift der Abfchnitt über die Tejtamente und das 
Erbenwartredt, in welchem der Nachweis ver- 
ſucht wird, daß anfangs eine außerordentlich 
itarfe Bindung des Teſtators beftand, indem 
er jogar die Einwilligung der Erben für 
ie si über fahrende Habe einholen 
mußte. — 


Handelsrecht. 


Heſſe, M., D. Rechtsſchutz d. Geſchäfts⸗ und 
Betriebsgeheimniſſe in Deutichland. 8°. 120 ©. 
Leipzig (Dietrich) 2.40 

Die Schrift enthält einen lebendigen, aud 
de lege ferenda beachtenswerten und mit er- 
gänzenden Anmerkungen verjehenen Vortrag 
über den Schuß der Geſchäftsgeheimniſſe gegen 
unlauteren Wettbewerb. 


Staub's Kommentar 3. HGB. 8. Aufl., bearb. | 
' feidel, F., Geſ. üb. d. Angel. d. freim. Gerichts- 


v. Könige, Stranz, Binner. Ler. 8°, 
11. 8». 1. Kälfte. ©. 1127— 1438. Berlin 
(Guttentag) 7 


nn 


Die Lieferung bringt den erjien Zeil der | 
von Reichsgerichtsrat Könige neubearbeiteten 
Lehre von den Handeldgeichäften (58 343—372 | 
Gerichtsbarkeit beſtens befannte Verfaſſer gibt 


HGB.). Mit einer ſtaunenswerten, alle nur 
irgendwie hereinfpielenden Fragen erihöpfen- 
den Gründlichkeit und mit ganz hervorragender 








Literaturbericht. 


Dr. Otte, Das Teſtament im Gebiet Sachtenntnis erhält Könige das große Wert 
agdeburger Stadtrechtes. (82. H. d. Staub’8 auf der Höhe der Wiſſenſchaft. Wie 


weit Könige jein Arbeitöfeld eritredt hat, das 
zeigen meifterhaft ausgeftattete neue Erfurie. 
So 3. B. der Exkurs über Akkord⸗ und 
Liquidationsverträge (S. 1236 ff.), die erit- 
malige zuſammenhängende Darftellung auf 
der Grundlage des geltenden Rechte. 


Zivilprozeß⸗ u. Yuftizverwaltung. 


Bohn, K., Die württemb. Juftizvermaltg. €. 
ſyſt. Darftellg. Auf amtl. Veranlaſſung. 
Ler. 8°. 265. u. 214 ©. Reg. Stuttgart 
(W. Kohlhammer) 7 

Dad überaus inhaltsreihe zuverläſſige 

Nachſchlagewerk, auf amtlihe Veranlaſſung 

und unter Benüßung der Alten des Juftiz- 

minifteriumd ausgearbeitet, enthält alle für 
das Juſtizweſen in Württemberg geltenden 

Berwaltungsvoricriften. Das erite Buch gibt 

in zwei Zeilen und 62 Nbichnitten eine ums 

fafiende überfichtlihe Zuſammenſtellung aller 
die Organijation und die Zuſtändigkeit der 
einzelnen Behörden, ſowie jämtliher die An— 
ſtellungs⸗, Rechts- und jonjtigen Verhältniſſe 

jeder Beamten- und Hilfsbeamtenkategorie im 

Juſtizdepartement betreffenden Normen. Das 

en Buch behandelt in drei Teilen und 

39 WUbichnitten alle auf die Geichäfte der 

Juſtizbehörden nebſt Strafvollitredung, jomie 
die auf das Etatd-, Kaſſen- und Gerichts— 
'oftenmwejen bezüglichen Vorſchriften, einichlieh- 
lid} derjenigen für den internationalen Verkehr. 
Trefflihe Regifter erleichtern den Gebraud. 


Reumiller, 3., Zivilprogehordnnung f.d. D. R. 
— m. Erl. unt. beſ. Berückſ. d. baner. 
eſetzgbg. u. Rechtspfl. 2. umgearb. Aufl. fl. 8”. 
586 S. Münden (I. Schweiger Berlag) geb. 8. — 
Unter den ——— der 3BO. ge 


| bührt diefem Buch die erfte Stelle. Es enthält 
‚eine Fülle eigner Gedanken, nit nur eine 


‘ Sammlung von Entſcheidungsſätzen. 


Der 
Stoff ist jehr geichidt angeordnet, das Weient- 
lihe überall jehr jcharf hervorgehoben. Für 


den bayeriihen Juriften bietet da8 Werf den 


bejonderen Borteil, daß es die bayeriichen 


Geſetze und Vollzugsvorſchriften erihöptend 
bis auf die jüngjte Zeit berüdfichtigt. 





Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


barfeit dv. 17. V. 98 m. bei. Berückſ. d. baner. 
Ausf.-Beft. 2. vollft. umgearb. Aufl. Lig. 1. 
r. 8°. 80 © Münden (3. Schweiger 
Berlag) 150 

Der auf dem Gebiete der freiwilligen 


in diejer zweiten Auflage ſeines Kommentars 


zum FGG. ein abgeichlofienes Bild der nad 


Riteraturbericht. 


Reichs⸗ und Landesrecht in Bayern geltenden 


Vorſchriften. In der gleihmäßigen und ers | 
ihöpfenden Berüdfihtigung des bayerijchen 


Rechts jteht dad Wert ohne Konkurrenz da. 
Zwei Lieferungen (bis $ 35) liegen vor. Der 
chluß ſoll im Herbit 1907 ericheinen. 


Staatäredt. Verwaltung. Verwaltungsrecht. 
Arazeifen, ſt. v, D. bayer. Landtagswahl—⸗ 

eſetz v. 9. April 1906. 8°. 266 S., 1 Karte. 

ünden (E. 9. Bed) geb. 3.— 

Mit umeingejchräntter Benutzung der 
Rinifterialaften vom Bater des Geſetzentwurfs 
bearbeitet, wird dieſe Ausgabe des wichtigen 
neuen Geſetzes jedem unentbehrlich jein, der 
ih für das Recht der bayeriihen Landtags 
wahlen zu intereifieren hat oder intereffiert. 


Krazeifen, K. v., D. Geihäftsgang d. bayer. 
Landtags. 8°.83 S. Münden (E. H. Bed) 1.80 

Eine praftiihe, mit Vorbemerkungen ver— 
ſehene Ausgabe der Geihäftsordnungen beider 
Rammern (Sonderabdrud aus den BI. f. 
admin. Praris). 


Etier-Somlo, Dr., Jahrb. d. Verwaltungs 
rechts. 1. Jahrg. Lex. 8°. 513 ©. Berlin (F. 
Vahlen) 11.— 


Nach dem Borbilde des bekannten „Jahr: | 


buches des Deutichen Rechts“ beginnt mit diejem 
ftattlihen Bande ein „Jahrbuch des Ver— 
waltungsrechts“ zu erſcheinen. Das Wert fol 
Jahresberichte über die literariihen Er: 
Iheinungen auf dieiem Gebiete mit Einſchluß 
der Zeitichriftenliteratur geben, wobei in weiten 
Umfang Referate der Autoren jelbit geboten 
werden. Der erite Sabrgang Deteifft 
iheinungen des Jahres 1905. Durch be: 
ſonders gelennzeichnete Zuiäße der Verfaſſer 
oder des Herausgebers find 
binzugelommenen Erwägungen, Entſchei— 
dungen, Gejeße, Kritifen ꝛc. berüdfichtigt, eine 
Einrichtung, die von nicht zu unterfhäßendem 
Berte für die Autoren jelbft iſt, da fie jo in 
einfahjier Art an allgemein zugänglichen 
Orte ergänzende und antitritiihe Bemerk— 
ungen maden können: Künftig joll das 
Jahrbuch —— bald nach Jahresſchluß 
erſcheinen. Schon im nächſten Bande 
ſollen Rechtſprechung, Gejeße und Verord— 
nungen in angemeſſener Weiſe verwertet 
werden. Der Inhalt greift teilweiſe, was fein 
Mangel ift, über das 


werden aus dem Jahrbuche großen Nuten 
jieben. 


Völferredt. 


Meurer, Dr. Ghr., Haager Friedenskonferenz. 


ie Er: | 


ie jeitdem neu | 


erwaltungsredht hinaus | 
in Berfaſſungsrecht, Verwaltungslehre ꝛe. Nicht | 
nur die Theorie, jondern auch die Praxis 
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8b. II. Kriegsrecht. Ler. 8%. 702 S. Münden 
07 J. Schweiger Verlag) 26.— 
Juft zur rechten Zeit, da man fich zur 
‚ zweiten Haager Konferenz ritftet, ift der ab⸗ 
liehende zweite Band dieſes vorzüglichen 
 Quellenwert® über beren Beraknseie er= 
ihienen, die fo viel verfannt wurde, aber 
trog allem für die Entwidelung des Völker— 
rechts hochbedeutſam iſt. Ein Duellenwerknannte 
| ih da® Ergebnis der miühepvollen Arbeit 
Meurers, meil e8 ſelbſt bei weitgehenden 
Anſprüchen das Zurüdgehen auf die indigesta 
ı moles der Protokolle entbehrlih madt. Aber 
es jtedt darin auch außerordentlich viel eigene 
Arbeit in Syftematifierung, jelbftändigen ge— 
ihichtlihen und dogmatiihen Darftellungen, 
negativer wie pofitiver Kritif und Verwertung 
reicher Literatur. Der — neben bem blei= 
benden zu betonende — aftuelle Wert 
des Werkes wird gejteigert durch den interej- 
fanten „Ausblid auf die zweite Haager 
| Konferenz” (S. 641—654). 


Finanzweſen und Volkswirtſchaft. 


Cuuo, Dr. W., Zigarettenſteuergeſetz. 12°. 
139 &. Berlin (Guttentag) geb. 1.80 

Das Bi — unun A bat, jo einfad 
ed zu jein jcheint, in der Praxis doch ſchon zu 
manden Schwierigkeiten geführt, jo daß die 
‚ vorliegende kommentierte Ausgabe des Ges 
| fees, Die zu den einzelnen Paragraphen 
Mare und bei aller Knappheit doch er- 
ſchöpfende Erläuterungen gibt, den Inte— 
reſſenten jehr erwünjcht jein wird. Die Aus— 
gabe enthält aub die Ausführungsbe— 
Himmungen und ein eingehendes Sacıregiiter. 


Fernow, A., Preuß Eintommenfteuergejeg. 
12°. 487 ©. Berlin (Guttentag) 8.— 
Die Fern omwiche Ausgabe des preußifchen 
Eintommenjteuergejeges, die nun in 6., völli 
neubearbeiteter Auflage vorliegt, hat id 
ihon bisher die allgemeine Anerkennung in 
‚einem jolden Maße erworben, daß jie einer 
 beionderen Empfehlung nicht mehr bedarf. 
| Die vorliegende Auflage enthält im einzelnen 
ı zahlreihe Berbeflerungen und gang 
insbejondere die durch die Novelle vom 19. 
VI. 1906 geichaffene Neuerungen. 


Sammlung von Entiheidungen. 


' Warneyerd Jahrbuch d. Enticheidungen A. 
Bivil-, Handeld- u. Prozeßr. 5. Jahrg. 1906. 
gr. 8°. 489 ©. Leipzig (Roßberg) geb. 3.— 
Der fünfte Jahrgang dieſer vortrefflihen, 
‚ reihhaltigen Sammlung enıhält die Recht: 
ſprechung des Jahres 1906 zu etwa ſechzig 
| Gejegen, darunter BGB. HGB. WO. ZPD., 
KO. Auıf®., FGG., GBG. u. EBD. Aud ift, 
wie biöher, die im Berichtsjahr erjchienene 
Literatur angegeben. 
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Der Redaktion find bis zum 15. Mail 1907 


folgende Schriften zugegangen, deren Beipredung ie | 


nad Raum und Gelegenbeit vorbebalten wird. 

Bazille, W., Verfafigs.-Urkunde f. d. Kgr. 
Württember 
Stuttgart (Kohlhammer) 3.40 


Bericht d. Vorft.-Amtes d. Raufmannic. z 


Danzig i. 3. 1906. I. Ti. gr. 8°. 7985. 
Danzig 07. 

Biedermann, E., Die techn. Entwidig. d. 
Eijenb. d. Gegenwart. 8°. 132 ©. Leipzig 
(Teubner) geb. 1.25 

Dentichrift, betr. die Eijenbahnen Afrikas, 
Grundlagen u. Gefihtspuntte f. e. foloniale 


Eifenbohnpotittnftfeitn. (Seihhtent-Drudl. | 
4°. 363 ©. 


12. Leg.-Per. Nr. :62) gr. 

1 farb. Karte. Berlin 07. 
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— — ober fonfigen sehtämiffenihaftigen Inhalts we Deren Profefior 
- Dr. Anton Dyroff, Münden Raiſerſtraße 2, eingejandt werden., | 

5 Die Rüdjeiten der Manuikriptblätter jollen unbejchrieben fein. Das — 
wird nach Ablauf des Halbjahrs gezahlt, in dem der Abdruck erfolgte. Bon Abe 
bandlungen werden, wenn nicht eine bejondere Dereinbarung getroffen ift, 20 Sonder: 
abzüge koſtenlos geliefert. 

Bei Annahme von Beiträgen für die Rubrik „Skizzen und Notizen“ erfolgt 
eine beiondere Erklärung nicht, dagegen wird im Falle ber Ablehnung für baldige 
Rüdjendung Sorge getragen. 

Durch Annahme zum Abdrud erwirbt die Verlagsfirma das alleinige um: 
beſchränkte Vervielfältigungsrecht. 


München, Zenbadplats 1. 3. Scweiker Serie 


BEE T IN TSV ED EIER TOT ER ET Sr EEE 

Die Firma J. Schweiger Sortiment in Münden, Lenbachplatz 1, Hat die Jahrgänge 1-83 

(1868—1900) fowie die Separatabdrüde der „Annalen“ übernommen und offeriert, jo lange bie 

Borräte reichen, 

Jahrg. 1868—1906, vollitändige Serie mit den bergriffenen und jeltenen J 

Jahrgängen 1868, 1869 u. 1880 gut gebunden für ME 250.— 

„ 1870-1906 gut gebunden für 200.— 

„ 1881-1906 , b £ Ä 

Kleinere Serien, einzelne Bände, einzelne Hefte und Separatabdrüde je nad Borrat zu 
entiprechenden Preifen. 


Soeben wurde vollftändig: 
Meurer, Dr. Ghriftian, Brofefjor der Rechte in Würzburg. 


Die Haager Friedendkonferenz. 1. Band: Das Friedens 
recht der Haager Konferenz. gr. 8°. (VII, 391 ©.) 1905. Preis 
Mt. 15. i 


U. Band: Dad Kriegsrecht der Haager Konferenz. | gr. 8°. XI, 
689 ©. 1907. Preis Mi. 26.—. A 


Meurer bietet hier eine erſchöpfende quellenmäßige Darſtellung der gejamien 
Verhandlungen dieſer völferrehtlihh ungemein wichtigen — Beſondere 
Intereſſe darf der II. Band beanſpruchen, der über die praktiſche 

gebnifje der Konferenz berichtet, auf denen die Il, Konferenz —— 


—— 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) Mit 
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Ueber einige Mißbräuche bei Emiſſionen. 
Bon Dr. Georg Wermert in Groß-Lichterfelde bei Berlin. 


1. Einleitendes. 


Als harakteriftiiches Moment der Gründerperiode in ben 1870er Jahren 
zeigte ſich eine fieberhafte Tätigfeit in der Schaffung induftrieller und gewerb— 
licher Anlagen, der Gründung von Aktiengeſellſchaften, der Ueberflutung des 
Marktes mit einer ungeheuren Menge von neugeichaffenen Werten, der Ent- 
feſſelung einer wilden Agiotage an den Börſen, die jedoch nicht imftande 
war, der Meberfüllung des Marktes mit Papieren abzuhelfen. Bei dem bald 
hereinbrechenden Krache ergaben fi) ungeheure Berlufte, und auf die furze 
Sceinblüte folgte ein langjähriges Hinfiechen der deutjchen Volkswirtichaft. Um 
der ungehemmten Emiffionstätigfeit vorzubeugen, wurde das Aktiengeſetz vom 
Jahre 1884 geichaffen, da8 einige der ſchlimmſten Uebelftände de Gründungs- 
ſchwindels bejeitigte, während im Börjengefege vom 22. Yuni 1896, um das 
Publiftum vor minderwertigen Effekten zu jhügen, die Zulaffung von Wert: 
papieren zum Börjenhandel einer gejeglihen Regelung unterworfen wurde. Da 
ſich in der Gegenwart wiederum eine gejahrdrohende Ueberflutung des Marktes 
mit neugeihaffenen Werten zeigt, noch fortgejegt Gründungen über Gründungen 
übereinandergetürmt werden und Sapitalserweiterungen beitehender Anlagen in 
bisher nie gelehenem Maße einander drängen, obgleid der Zinsfuß jchon 
jeit Jahren eine fteigende Richtung eingeichlagen hat und ſich gegenwärtig auf 
einer rüber unmöglich erjchienenen Höhe hält, jo ift es nicht überflüjfig, im 
Hinblide auf den fommenden verluftreihen Rückſchlag auf beftehende Mißſtände 
—— die ſich bei der Schaffung und Einführung neuer Werte ergeben 

aben. 

Zwar fann durch die Zulaffungsftelle keinerlei direkte Einwirkung auf die 
Emijfionstätigkeit ausgeübt werden, aber indem die Zulaffung beitimmten Vor: 
ſchriften unterworfen ift, die fraglichen Werte einer ſcharfen Kontrolle unterliegen, 
jolfen einer wilden Emijftonstätigfeit, wie fie fi) namentlich zu Zeiten auffteigender 
Konjunkturen breit zu machen verjucht, Zügel angelegt werden. Wird dieſer 
Zwed für die Gegenwart in ausreichender Weiſe erfüllt? Um diejes beleuchten 
zu fönnen, müffen die Befugniffe der Zulaffungsftelle in Kürze berührt werden. 

Sie hat gemäß $ 36 BG. die Aufgabe und die Pfliht: a) die Urkunden 
zu prüfen, welche die Grundlage für die zu emittierenden Wertpapiere bilden; 
b) dafür zu jorgen, daß das Publitum über alle zur Beurteilung der zu emit- 
tierenden Wertpapiere notwendigen, tatjächlichen und rechtlichen Werhältniffe, ſo— 
weit al3 irgend möglich, informiert wird, und bei Unvollftändigfeit der Angaben 
die Emiffion nicht zuzulaſſen; c) Emijfionen nicht zuzulaflen, N welche 

Annalen des Deutſchen Reihe. 1907. 
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erhebliche allgemeine Intereffen geſchädigt werden, ober welche offenbar zu einer 
Uebervorteilung des Publitums nbten. 

Die Zulaffungsftelle darf die Emilfion ohne Angabe von Gründen ablehnen. 

Sie iſt gleichjalld befugt, bereits zum Börjenhandel zugelaffene Wertpapiere 
wieder von ihm auszujchließen. Die Zulafjung deutjcher Reich und Staats⸗ 
anleihen darf nicht verjagt werden. 

Um da3 Publitum möglichſt genau über die einzuführenden Papiere zu 
unterrichten, ift der Proſpektzwang durchgeführt worden. Mit Ausnahme der 
deutichen Reichd: und Staatsanleihen ift vor der Zulaffung neu zu begebender 
Merte, jowie bei Ummwandlungen und Kapitalserhöhungen ein Proſpekt zu ver: 
öffentlichen, der die wejentlihen Angaben für die Beurteilung des Wertes ber 
einzuführenden Papiere enthält. 

Die Landesregierung kann für gewiffe Papiere vom Proſpektzwange ent: 
binden. Es find dies Schuldverjchreibungen, für melde das Reich oder ein 
Bundesftaat die volle Garantie übernommen bat, ferner Schuldverjchreibungen 
fommunaler Körperichaften oder kommunalſtändiſcher Kreditinjtitute ſowie unter 
ftaatlicher Aufficht ftehender Pfandbriefanftalten ($ 38 BG.). 

Um den Handel per Erjcheinen zu bejeitigen, darf für Wertpapiere, melde 
zur Öffentlichen Zeichnung aufgelegt werden, vor beendeter Zuteilung an die 
Zeichner eine amtliche Feititellung des Preiſes nicht erfolgen. Diele Be: 
ftimmung richtet fi) gegen die Gepflogenheit der Emiſſionsbanken, die zu begebenden 
Papiere infolge lebhafter Agiotage an der Börſe zu einem höheren als dem 
Emiſſionskurſe zu veräußern und die Zeichner leer ausgehen zu laſſen. Letztere 
werden hierdurch geihäbdigt, indem fie zur Kautionsbeftellung oder zur Leber: 
nahme der gezeichneten Summe anderweitige Wertpapiere verkauft oder jonftige 
Mittel flüffig gemacht haben. 

Gegen die Enticheidungen und Beichlüffe der Zulaffungsitelle ift gemäß 
$ 30 der Börjenordnung für Berlin vom 31. März 1903 binnen acht Tagen 
nad) Belanntgabe die Beichwerde an die Handelskammer zuläſſig. Die der 
Zulaffungsftelle angehörenden Mitglieder der Handelskammer dürfen bei ſolchen 
Beichwerden zwar an der Beratung, nicht aber an der Abftimmung teilnehmen. 
Nach $ 28 Abi. 2 der Börſenordnung ift von dem Erfolge einer etwaigen Be: 
Ihmwerde gegen den Beihlus der Zulafjungsftelle den Vorftänden der übrigen 
deutjchen Börjen für Wertpapiere Kenntnis zu geben. 


2. Garantielonjortien. 


Nach obigen Beitimmungen haben ſich die Emijfionshäufer zu richten, falls 
für die zu begebenden Papiere ein größerer Markt und ein fauffräftiges Publitum 
gefunden werden joll. Im übrigen hat ſich die Emijjion auf Grund des 
geltenden Handelsrechts zu vollziehen. 

Sind nun mit den angedeuteten Borjchriiten die früher hervorgetretenen 
Schäden ausgetilgt worden und funktionieren die beftehenden Einrichtungen in 
der gewollten Weile? Solches vermag angefichts der jeßigen Ueberflutung des 
Marktes mit Werten niemand zu behaupten, weshalb hier einige Uebelitände 
wirtichaftliher und rechtlicher Natur, die infolge der geiteigerten Emilfions- 
tätigfeit der leßten aufiteigenden Wirtichaftsperiode grell hervorgetreten find, 
etwas näher betrachtet werden mögen. 
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Das einjt übel berüchtigte Syſtem Strousberg ift durch $ 184 HGB. 
bejeitigt worden. Für einen geringeren als den Nennbetrag dürfen Aktien nicht 
ausgegeben werden. Die Unterpariemilfion iſt glüdlicherweife verboten. Ohne 
Rückſicht auf die Aktionäre, welche ihr Aktienkapital voll eingezahlt hatten, wurden 
nämlich in der 1870er Gründerperiode, namentlih im Eijenbahnbau, fortgejet 
neue Aktien zu 80, 70, 60, ja 50°/o und darunter an der Börje vertrieben, um 
die Mittel zur Fortführung des Unternehmens zu erlangen. Das nominelle 
Grundkapital wuchs dadurch zu einer ungeheuren Höhe an, weshalb es ſchließlich 
zu dem Werte der Anlage in feinem Verhältniſſe ftand. Wurde dieje endlich nad) 
unendlichen Schwierigkeiten in Betrieb genommen, jo war an eine Dividendenaus: 
ſchüttung erſt dann zu denfen, wenn man das Grundkapital durch mehrfache 
Zuſammenlegung außerordentlich vermindert hatte. Der größte Teil der Aktionäre 
wurde bei diejem ſchwindelhaften Gebahren erheblich benachteiligt, ja geradezu um 
das Hineingeftedte Stapitalvermögen gebradt. Die Verbotsbeſtimmung bes 
5 184 HGB. hat eine wohltätige Wirkung ausgeübt und ujerlojem Schwindel 
vorgebeugt! Allerdings kann jetzt eine Gejellichaft, deren Aktien unter pari 
ftehen, feine Erhöhung ihres Aktienkapital3 vornehmen. Weder an der Börje noch 
jonft im gejchäftlichen Leben wird man den Nominalwert für neue Aktien zahlen, 
wenn die alten Aktien zu einem geringeren Saße zu erlangen find. Ein hervor: 
tretendes Kapitalbedürfnis kann indeſſen durch Ausgabe von Privritätzaftien, 
Obligationen oder durch Zujchüffe der Aktionäre befriedigt werden. Die Zujammen: 
legung der Aftien, durch melde ihr Kurs über pari zweds Ausgabe neuer 
Aktien erhöht werden joll, ift nicht rätlich, weil jede derartige Maßnahme vom 
Publitum mit Mißtrauen aufgenommen wird und fein günftiges Licht auf den 
wirtichaftlihen Stand der Unternehmung wirft. Die Unterpariemijfion dagegen 
durch Vergütungen oder Provijionen verjchleiern zu wollen, iſt nicht angängig; 
denn der Aktionär haftet gemäß $ 211 HGB. für den Nennbetrag der Aktien, 
und wenn der Ausgabekurs höher ift, für diejen. Die Mitglieder des Borftandes 
und des Auffichtsrates, die zu einer jolchen erlegen die Hand bieten, 
verfallen den ſcharfen Strafvorichriften der 883 312 und 3 GB 

Die Ueberpariemiffion iſt jedoch erlaubt, falls fie im —— 
vorgeſehen iſt. Dieſer braucht indeſſen nicht den Emiſſionskurs feſtzuſtellen, 
ſondern nur eine Angabe über ihre Zuläſſigkeit zu enthalten. Die Emiſſionen 
können Gründungen neuer oder Ummandlungen bzw. Kapitalsvermehrungen 
bereitö bejtehender Gejellichaften zum Gegenftande haben. Mit Ausnahme der 
Familiengründungen findet bei ihnen faſt immer eine Begebung der Aktien in 
weiteren Kreiſen ftatt. In der Regel wird fie von potenten Geldmädhten durch— 
geführt. Bei Neugründungen ift in der Verhandlung über den Gejellichaits- 
vertrag ber Kurs feftzuftellen, falls eine Simultangründung vorliegt. Bei einer 
Sufzeifivgründung haben die Gründer den Zeichnungspreis zu beftimmen, 
wenn e3 ſich um eine Lleberpariemilfion handelt. (Die Ummandlungen, die feit- 
verzinäliche Papiere zum Gegenftande haben, mögen hier außer Betracht bleiben). 
Ber den Kapitalövermehrungen unterliegt es der Beſchlußfaſſung der General- 
verjammlung, den Mindeftfurs der Aktien zu beftimmen, für welchen fie an ein 
Konjortium, das die Garantie für die Emijfion übernimmt, abgegeben werden 
ſollen. Aufgabe der Verwaltung ift es jodann, mit dem Garantiefonjortium 
den Ausgabe: oder Zeichnungapreis feitzuftellen. In den meiften Fällen werden 
jedoch vor der Generalverfammlung Angebote entgegengenommen, unter denen 
fi) dieſe das geeignetfte auswählt. Auch bei Neugründungen und Umwandlungen 
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privater Unternehmungen in Wftiengejellihaften greift die Tätigkeit derartiger 
Barantiefonjortien immer weiter um fi), und es wird in der Gegenwart faum 
noch eine größere Aktiengejellichaft geichaffen, ohne daß ein ſolches Konjortium 
feine Hand im Spiele hätte. Aus diefen Transaktionen fließen zum Zeile die 
Hauptgewinne der Großbanken, die ſich zumeift aus der niedrigen Uebernahme 
und ber hohen Ausgabe der zu begebenden Papiere ergeben. 


Beiteht eine ftarfe Spannung zwiichen dem Uebernahme: und dem Aus: 
gabefurs, jo findet entweder eine Benachteiligung des Publikums oder der Gejell- 
Ihaft bzw. ihrer Aktionäre ftatt. 

Iſt der Uebernahmekurs dem wirklichen Werte oder dem Börſenpreiſe der 
alten Aktien recht nahe gerückt, jo gilt e8, vor der Ausgabe die Papiere im Kurſe zu 
jteigern. Es werben durd) Proſpekte, Reklameartifel und Zeitungsnotizen, in denen 
eine bewußte, mehr oder weniger erlaubte Schönfärberei betrieben wird, günftige 
Meinungen über die Gejellichaft verbreitet, die den Beſitz der Aktien in den 
Augen des Publitums als erwünſcht ericheinen lafjen. ei SKapitaldvermeh: 
rungen fann durch Schaffung einer fünftlichen Nachfrage nad) den bereits emit- 
tierten Aktien eine Hurstreiberei durchgeführt werden. Sind die Papiere bereits 
an ber Börje zugelaffen, jo läßt fich ſolches mit Hilfe der beftehenden Börjen: 
einrichtungen nicht allzujchwer bewerfitelligen, zumal die Großbanken nicht leicht 
in die Wirkungsiphären ihrer Schweiterbanfen eingreifen.) Die Fünftliche 
Stimmungsmade ift aud für die Börjenkuliffe günſtig. Sie will gleichfalls 
an der Emilfion, wenn aud nur ein Brojamdhen, verdienen und vermag es 
aud, da das Papier durd) die verftärkfte Nachfrage kurz nad) der Emijfion bei 
normalen Zeiten regelmäßig eine Kursfteigerung erfährt. Allerdings tritt der 
Rüdichlag bei dem Fünftlich getriebenen Ausgabekurſe oft recht raſch ein, weshalb 
der Börfenfundige ſich beizeiten aus den Engagements zu ziehen weiß. Das 
außerhalb der Börje ftehende ‘Publikum, welches die Aktien als Anlagepapier 
gekauft hat, trägt dabei den Schaden. 

Die Aktionäre werden durch die hohe Spannung zwilchen Uebernahmekurs 
und Ausgabefurs dann geichädigt, wenn erfterer fi) weit unter dem wirklichen 
Werte bewegt. Der Gewinn fommt in beiden Fällen den Garantiefonjortien 
zugute, die ihre bedeutenden Erträge, mie gejagt, entweder auf Koften des 
Publikums oder der Aktionäre einheimjen. E3 fragt ſich daher, ob diefe Gewinne 
berechtigt find, d. h. ob für fie gleichwertige Leiftungen gemacht werden. Wenn 
das nicht der Fall ift, dann kann den vielfachen Bejchwerden ber öffentlichen 
Meinung über die Garantiefonjortien die Berechtigung nicht abgelprochen werden. 

Welchen Nuten befigen daher angebli die Garantiefonjortien ? 

1. Sie treten in Zeiten aufjteigender wirtichaftlicher Bewegung in nähere 
Beziehungen mit dem Induftriewerfe und übernehmen Hierdurch die moraliiche 
Verpflichtung, es in trüben Zeiten zu fördern und jomit jeine Tätigkeit zu fichern. 

2. Sie forgen für geeignete Unterbringung der Aktien, weshalb ftärkere 
Kursſchwankungen der Papiere vermieden werden. 

3. Man weicht bei ihrer Inanſpruchnahme ftörenden Eingriffen anderer 
Bankinſtitute aus, welche die KHapitalserhöhung bzw. die Begebung der Aktien 
gefährden könnten. 


!), Conrad, Jahrbücher für Nationalötonomie und Statijti. Jahrgang 1907. 
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Weitere Gründe von Erheblichkeit laſſen fich in der Tat wohl nicht für die 
ZTätigfeit der Garantiefonjortien anführen und follte man fie aud) bei den Haaren 
berbeiziehen. Sind fie nun in Wirklichkeit jo ftihhaltig, um die großen Zwiſchen— 
gewinne zu rechtfertigen? Zur Beantwortung biefer frage ift eine nähere 
Prüfung erforderlich). 

Allerdings treten die Garantiefonfortien in engere Beziehungen zu ben 
Induftriewerfen, für die fie Emijfionen übernehmen. Diefe Verbindung wird 
meiftens jo innig, daß Vorftandsmitglieder der Großbank zu Auffichtsratsmit: 
gliedern des induftriellen Unternehmens ernannt werden, worauf die Bank aus 
Danf für die großen Verdienfte, die ihr durch diefe Verbindung zufließen, wiederum 
in manden Fällen Vorftandsmitglieder des Werkes zu Auffichtsratsmitgliedern 
der Bank erwählen läßt, wodurch oft eine ſchwer zu entwirrende Verquickung 
beider Unternehmungen herbeigeführt wird. Gewiß liegt in der Gewährung 
pon Krebit jeitens der Banken an die Imduftriegefellichaften meiftens eine wirt: 
ſchaftliche Förderung, die nad) Verdienſt anerfannt werden muß. Wenn Ietere 
eine Geldquelle befigen, aus ber fie regelmäßig zu ſchöpfen vermögen, eine Quelle, 
die namentlih in Zeiten jchwierigeren Geſchäftsverkehrs nicht verfiegt, jo 
wird nicht nur dem induftriellen Aufſchwunge Fräftig unter die Arme gegriffen, 
jondern es wird, was weit wejentlicher ift, die Induſtrie über abfteigende Kon: 
junfturen und Abſatzſtockungen beſſer hinweggehoben und ungefährdeter in eine 
neue Periode auffteigender wirtichaftlicher Bewegung hineingerettet, ala e8 ber 
Fall jein würde, wenn die Betriebe auf ihre eigenen Hilfsquellen angemiejen 
bleiben. Es iſt jedoch dabei zu beachten, daß nicht jede Kreditgemährung eine 
Förderung einſchließt. Nicht jelten wird durch allzuflüffigen Kredit eine ungeſunde 
Bergrößerung bes Betriebes, die Aufnahme neuer, wenig geeigneter Fabrikations— 
artifel hervorgerufen, mwodurd das früher mohlfundierte Werk zu einem krank— 
haften Wachstume getrieben wird, deſſen fehlende oder magere Erträge ſich nicht 
mit den einftigen fetten Kühen Pharaos vergleichen laſſen. Ganz verwerflich ift 
die Schaffung von größeren Mitteln, falls fie nur dem Beftreben entipringt, das 
Grundkapital zu der Höhe emporzubringen, um die Aktien an der Börſe ein- 
führen zu können. Es geichieht dieſes öfterd ſeitens der Banken, nicht um die 
Induſtrie zu fördern, fondern um bei der Emilfion glänzende Verdienfte zu 
erzielen und ein von ihnen abhängiges weiteres Spekulationsobjekt zu befiten. 
In joldem Falle wird die Induſtriegeſellſchaft durch das Garantietonfortium 
auf eine ungejunde, gefahrdrohende Bahn gebrängt. i 

Ferner wird bei näherer Verbindung d. h. wohl bei ber wechieljeitigen 
Berihlingung der Vorſtands- und Auffichtsratöftellen die moraliſche Ber: 
pflihtung übernommen, dad Induftrieunternehmen in trüben Zeiten zu fördern 
und jeine Tätigkeit zu fihern. Wenn hierbei die Grenzlinie der wirklichen Kredit— 
jähigfeit des Werkes überjchritten wird, was bei einer moralijchen Verpflichtung 
nur zu leicht der Fall it, jo geraten beide Gejellichaften in Gefahr, die fich bei 
ungünftigen Perioden oder waghalfigen Unternehmungen bis zu ihrem Zuſammen— 
bruche jteigern fann, wie zahlreihe Vorgänge beweiſen. Es mag hierbei nur 
an das Sculbeijpiel der verkrachten Kafleler Trebertrocknungs-Geſellſchaft und 
ber ehemaligen Leipziger-Bank erinnert werden, um die ungeheuren Schädigungen 
der großen Menge durch derartige Konſortien ins hellfte Licht zu rüden. Wenn 
auch bei guten Zeiten die Jnduftriegefellichaft der Bank erhebliche Gewinne durch 
Uebertragung ihrer Emiſſionen zufließen läßt, jo geht die „moralifche“ Verpflichtung 
leterer in trüber ‘Periode doch nur joweit, als die Kreditfähigkeit und Kredit: 
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würdigfeit der Gejellichaft reiht. Da aber ein gut fundiertes Unternehmen 
überall bis zur Grenze jeiner Leiftungsfähigkeit Kredit aufzunehmen imjtande 
ift, jo finkt die Wirkung vorgedachter moraliiher Verpflichtungen faft auf Null 
hinab. Das Garantiefonfortium kann ſich jedoch nicht über das erlaubte Maß 
des Kredits verpfiichten. Es leiftet bei jorgjamer Abwägung der Intereſſen der 
bebürftigen Gejellichaft nichts mehr, als was andere Banken auch zu leiften im: 
ftande find. Sie werden zu ſolcher Leiftung gewiß geneigt jein, wenn fie nur 
nicht durch einfeitige Degünftigung einer einzigen Krebitquelle in guten Seiten 
abgeftoßen werden. Auch kann im geichäftlichen Leben, woſelbſt es ſich ftets 
um Leiftung und Gegenleiftung handelt, von moraliſchen Verpflichtungen nicht 
gut geiprochen werden. Der unter 1 aufgeführte Grund ift daher hinfällig. 

Zweitens jorgt das Garantietonfortium für geeignete Unterbringung der 
Aktien, damit ftärkere Kursſchwankungen vermieden werben. Zugegeben die Tat: 
ſache, jo ift nicht abzufehen, welche Rechtfertigung hieraus für das Beftehen des 
Garantiefonfortiums abgeleitet werben joll. Es bringt bei ber Begebung 
meiltend nur einen Zeil der zu emittierendben Papiere an die Börſe, damit es 
die Kurſe möglichft bequem regulieren, d. h. in normalen Zeiten in die Höhe 
treiben kann. Iſt diejes geichehen, jo werden fie vom Emilfionshauje entweder 
allein oder mit Hilfe befreundeter Bankinftitute bei den Kunden unter Erzielung 
bedeutender Gewinne untergebracht. Bevorzugt werben hierbei ſolche Abnehmer, 
welche die Papiere als ſichern Beſitz anzulegen trachten. Sind die Werte in 
biejer Weile in ihrer Mehrheit in feften Händen, jo kann das Garantiefonjortium 
die Kurſe bei dem geringen an der Börje Ichwimmenden Dtateriale jolange 
auf der erreichten Höhe halten, bis an einer Wende wirtſchaftlicher Entwidelung 
heftige allgemeine Erjchütterungen des Marktes zu bedeutenden Kursverluften 
führen. Dieje Uebervorteilung des Publitums hat indeffen nicht da8 mindefte 
Intereſſe jür die Induſtriegeſellſchaft. Ihr Betrieb vollzieht ſich gänzlich unab- 
bängig von den Börſenkurſen ihrer Papiere, wenn auch letztere unter normalen 
Verhaͤltniſſen ſchließlich ein Barometer für das Ergebnis ihrer Tätigkeit abgeben. 
Ohne verwirrende Agiotage ift die Gejchäftstätigfeitt da8 verurjachende Moment, 
ber Kursftand erft die Tyolgeerfcheinung. Daher war ed auch :anlählich der 
Beratung des Börjengejeges vom 22. Juni 1896 für die rheinijchweitjäliichen 
Montanwerke gleichgültig, ob ihre Werte vom Terminhandel, der die Kurs: 
ſchwankungen auszugleichen ftrebt, außgeichloffen wurden oder nicht. — Nur bei 
Neuemilfionen ift der Kursſtand der Aktien von weientlicher Bedeutung, meil bei 
hoben Kuren eine Kapitalsvermehrung leichter durchzuführen ift und das gefteigerte 
Agio bei der Begebung der Aktien eine willkommene Stärkung ihrer Kapital: 
rejerven darſtellt. Da aber Neuemilfionen meiftens erft innerhalb längerer Beit: 
räume ſich vollziehen und auch nur bei fteigender wirtichaftlicher Konjunktur 
vorgenommen werden, jo find bei Unterbringung folder die früheren Begebungen 
bereit8 durchweg in feiten Händen und das flottierende Material beſchränkt ſich 
auf ein Minimum. Der Dienite eines Garantiefonjortium bedarf e8 daher auch 
nad) diefer Richtung nicht, zumal ohne ein foldhes eine ungerechtfertigte Kurs— 
—— mit den unausbleiblich erfolgenden unangenehmen Rückſchlägen fi richt 
ereignet. 

Was den dritten Punkt anbelangt, jo können ftörende Eingriffe dann 
leicht ftattfinden, wenn die Induſtriegeſellſchaft vorher enge Beziehungen zu einem 
andern Bankhauſe unterhalten hat, das nody im Beſitze einer größeren Anzahl 
der einjchlägigen Effekten ift. Wenn auch ſonſt ein wohldisziplinierter Korpsgeiſt 
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unter den führenden Inſtituten der Hochfinanz befteht, jo vermag doch ber 
Brotneid in ſolchem Falle zu ftörenden Eingriffen in den Börſenverkehr zu 
jühren, um Abſpenſtigmachungen durch günftigere Angebote zu rächen. Die Aktien 
werden auf den Markt geworfen, wie auch durch Blankoverfäufe ein ftarfer Kurs— 
drud erzeugt zu werden vermag, dem die gegnerilche Bank nicht genügend abzu= 
wehren imftande ift. Daher heißt es hier, falls der Emiffionsgewinn unge— 
ihmälert in die Zrejord der Bank ftrömen ſoll: Noli turbare circulos meos! 
Diefe Störungen fallen jedod; nicht dem Induſtriewerke zur Laft, fie ftehen 
lediglid; auf dem Konto derjenigen Bank, die bei günftigftem Angebote den Zu: 
ihlag erhalten hat. Sie weiß, daß fie ein anderes Geldinftitut verdrängt, des— 
halb muß fie von vornherein mit derartigen Eingriffen rechnen. Gibt fie troß- 
dem ein befjeres Angebot, jo muß fie fi Eräftig genug fühlen, anderweitige 
Störungen zu überwinden, um die Emilfion zum glüdlichen Gelingen zu führen. 
Der dritte Grund bildet daher keineswegs eine Leiftung zugunften der 
Induftriegejellichaft, ſondern er ſchließt im mejentlichen nur ein Handeln ım 
eigenen Intereſſe ein, das fälichlicd auf das Haben des Garantiefonjortiums 
verbucht wird. Sonſt müßte man eine hohe Differenz zwiſchen Uebernahme: 
und Ausgabefurd ala eine Zahlung zur Beſchwichtigung ftörender Elemente auf: 
faffen, eine Zahlung, die zwar nicht den Nebenbuhlern, ſondern dem Garantie 
fonjortium zufällt, damit die Emiffion unter Anwendung des fonft üblichen 
Korpsgeiſtes innerhalb der Bankwelt glatt zur Durchführung gelangt. In diejem 
Sinne fünnten die Emiſſionsgewinne faft ala Beſtechungsgelder angejehen werben. 
Gewiß Iafjen ſich die Garantiefonjortien nicht durch ſolche fadenjcheinige 
Gründe rechtfertigen. Die Differenz zwiſchen Uebernahmekurs und Ausgabefurs 
ift in den meiften Fällen tatjädhlich viel zu body und die Gewinne der Konfortien 
find durchweg unverhältnismäßig groß. Ja, man ſpricht offen vom Zufchanzen 
der Gewinne, die ſich oft bei einer einmaligen Operation in bie — — 
belaufen. So bat z. B. die Bergbaugeſellſchaft Maſſen die Kursdifferenz auf 16°/o 
bemefjen! Bon jeder zu emittierenden Million entfiel daher jchon ein Gewinn von 
160000 ME. dem Garantiefonfortium in den Schoß. Dabei war bei ſolchen 
Transaktionen eine Garantie überhaupt nicht erforderlich, da die Aktien bei der 
fteigenden Konjunktur vielfach nody über den Ausgabekurs an der Börfe unter: 
gebradjt werden konnten. Auch jonft beiteht eine Garantie meifl nur dem Namen 
nad. Da eine börjenamtlicdye Notierung der Bezugsrechte ftattfindet und ein 
ftarfer Handel in ihnen befteht, jo find die neuen Aktien bequem in ber Kuliffe 
unterzubringen, weshalb die Durdführung der Emilfion faſt immer ſchlank gefichert 
it. Die Kuliſſe bildet daher das eigentliche Garantiefonjortium, das dem Emilfions- 
hauſe die Haftung abnimmt. Lebteres ftreicht demnad; nur den ungeheuren Gewinn 
ein. Zwar fommt es in wenigen Fällen vor, daß bei ungeſchickter Operation 
und fehlgegriffener Spekulation eine Transaktion mißlingt und die Emilfionsfirma 
auf einem Zeil der zu begebenden Aktien hängen bleibt. Namentlich ereignet 
fih ſolches zu Zeiten beginnender Krijen, die von dem Garantiefonfortium nicht 
rechtzeitig vorhergejehen find. Doch Fällt die verjchwindende Zahl der Fehlgriffe 
gegenüber ben zahlreichen gelungenen Emilfionen nicht ins Gewicht. Als ein 
Beifpiel mißglüdter Transaktionen mag die Ausgabe der Aktien der Adler— 
Zementfabrif durch die Breslauer Diskontobank angeführt werben. 
Bon ber hohen Warte der mächtigen Finanz laffen ſich ungünftige Strö- 
mungen meiftens leicht wahrnehmen, weshalb das Miklingen einer Emiſſion nicht 
allzubäufig eintritt. Selbft in ſolchem alle ift die Bank meiftens kräftig 
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genug, um die übernommenen Aktien nicht mit Verluft verkaufen zu müſſen; 
fie kann fie, fall das Werk über jene Fährlichkeiten hinwegkommt, ohne große 
Beihwerung im Portefeuille behalten, bis eine günftigere Zeit hereinbricht. 


Die hohen Zwiſchengewinne der Uebernahmekonjortien laſſen fich aus dem 
Prinzipe der gegenfeitigen Händewäſche leicht erflären. Ein Borftandsmitglie 
der Induſtriegeſellſchaft ſitzt im Auffichtsrate der Großbank und teilt ſich mit 
den übrigen in die fetten Zantiemen, die für deſſen müheloje Tätigkeit ausge 
worfen werben. Umgekehrt führt ein Direktionsmitglied der mächtigen Bant 
die herrichende Stimme im Aufficytsrate der Induſtriegeſellſchaft. Eine Günft: 
lingswirtſchaft, die fi) auf Koften der beiderjeitigen Aktionäre vollzieht, iſt die 
unausbleibliche Folge davon. Sie zeigt ſich in ganz offenkundiger Weile. Die 
Generalverfammlungen beichließen über die Höhe der Emilfion und über den 
Uebernahmekurs auf Grund der Anträge der Direktionen. Troßdem vorher 
über dieſe Angelegenheit nichts befannt gegeben ift, kann auch in der General: 
verfammlung der einzelne Aktionär nicht? Genaues erfahren. Vielfach 
wird iiberhaupt die Uebernahme dur ein Garantiefonjortium den Aktionären 
verschwiegen und jelbit auf direkte Anfragen aus der Mitte der ſtimmberechtigten 
Aktionäre wird mit dunklen Rätjelmorten geantwortet. Oft hat das Garantie 
konſortium bereit3 in der Generalverfammlung die Mehrheit der Stimmen zu 
feiner Verfügung und kann die Beichlüffe ganz nad; jeinem Willen lenken. Ander: 
mweitige günftige Angebote werden zu der Transaktion nicht herangezogen, und 
falls fie von jelbft jeitens der Banken eingereicht werden, ſei e8 aud) nur um eine 
Konfortialbeteiligung zu erhalten, jo finden fie feine Berüdfihtigung. Der Vor: 
ftand der Induftriegefelichaft überträgt ſpäter aus der ihm verliehenen Macht 
vollfommenheit die Emiffion dem Garantiefonfortium, mit dem er eng verbunden 
ift, bei Gewährung eines unverhältnismäßig hohen Zwiſchengewinnes, mobei die 
Gelamtheit der Aktionäre geihädigt wird. E8 muß daher als gänzlich unftatt: 
haft errachtet werden, etwaige günftigere Angebote anderer Banken oder Bant: 
gruppen ohne weiteres vom Wettbewerbe auszufchließen. Vielmehr ift darauf 
zu dringen, daß bei jeder Emilfion Angebote einer Anzahl von Wettbewerbern 
eingeholt werben, wobei ber Generalverfammlung die Enticheidung über bie 
Zuteilung vorzubehalten ift. Im gegenteiligen Falle Handeln VBorftand und 
Auffihtsrat abfichtlich zum Nachteile der Gejellihaft und find ſonach gemäß 
8 312 HGB. unter Nichtzubilligung mildernder Umftände mit Gefängnis und 
zugleich mit Geldftrafe bis zu 20000 ME. zu beftrafen, wie aud das Gebabren 
unter den Begriff der Untreue ($ 266 StGB.) fällt. Während letztere aber nur 
das vollendete Delitt mit Strafe bedroht, wird durch $ 312 HGB. bereit: 
das auf Schädigung zielende Gebahren ohne Rüdficht auf den Erfolg beftraft.') 
Doc) bezeigen die Gerichte in der Anwendung dieſer Beitimmung eine gewiſſe 
Meitherzigkeit. Don einem kräftigen Zugreifen im Intereſſe der Allgemeinheit 
ift wenig befannt geworden. Man jollte vielmehr nad engliihem Muſter auf 
Grund der genannten Androhung einen energiihen Schuß für die Aktionäre 
herbeiführen. 


Genügt aber eine ſchärfere Handhabung dieſer Strafbeftimmungen im vor: 
liegenden Falle? Folgende Unterfuhung mag die Antwort ergeben. 


— —* ub, Dr. H., Kommentar zum Handelsgeſetzbuche, Berlin 1900 Be. 1 
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Vorausgeſetzt wird, dab die Aktien eines angejehenen, gut geleiteten 
Unternehmens jchon jeit längerer Zeit fi durchweg in feften Händen befinden. 
Nur geringe Mengen von Stüden fommen an den Markt, der fie ohne Wider— 
ftreben aufnimmt und jofort wieder unterbringt. Es foll nun eine Erhöhung 
des Grundkapitals jtattfinden, weshalb hierüber ein Beichluß der General: 
verfammlung ftattzufinden hat ($ 278 HGB... Da die Aktionäre meiftens im 
ganzen Deutichen Reiche und darüber hinaus zerftreut find, der einzelne von ihnen 
nur eine geringe Anzahl von Aktien befitt, jo wird faft ftets bloß ein Kleiner Teil 
der Aktien als ftimmberechtigt bei der Generalverfjammlung angemeldet. Diele 
Aktionäre laffen fi) dazu durch ihren Bankier vertreten. Das Garantietonjortium, 
welches die Emilfion der neuen Aktien als ein lukratives Geſchäft zu über: 
nehmen gedenkt, befindet fich bereit3 im Befite einer nicht unerheblichen Zahl 
von Stimmen, die nod durch die angemeldeten Stimmen der eigenen Kund— 
ichaft verftärft wird. Da in den meiften Generalverjammlungen nur eine 
Minderheit der Aktionäre vertreten ift, jo ift e8 für das Garantiefonjortium 
verhältnismäßig leicht, die Mehrheit innerhalb diefer abftimmenden Minderheit 
zu erlangen und die Beichlüffe der Generalverfjammlung ganz nad jeinem 
Sinne zu lenlen. Zwar darf gemäß $ 252 Abi. 3. HGB. eine Beihlukfaffung 
über ein Rechtsgeſchäft zwilhen Konfortium und der Mftiengefellichaft nicht 
ftattfinden, weil erjtered in diejem alle fein Stimmrecht befigt. Dieje Vor— 
ſchrift kann aber mit leichter Mühe ala nicht beftehend beifeite geichoben 
werden. In der Generalverjammlung wird nur die Emilfion beichloffen und 
der Vorſtand ermächtigt, die bejonderen Modalitäten in geeignet jcheinender 
Weiſe durchzuführen. Bon der MUebernahme der Emilfion durch das 
Garantietonfortium ift feine Rede. Der Vorftand übergibt darauf die Emijfion 
zu günftigen Bedingungen ber Großbank. Die Aktionäre der Induftriegejellichaft 
haben Hierbei ihrer eigenen Schädigung zugeftimmt, oder die Minderheit ift 
einfach überftiimmt worden. 

Derartige Fälle find feine theoretiihen Konftruftionen, fie treten zahlreich) 
—— Ein Aufſehen erregendes Beiſpiel mag hier etwas näher erörtert 
werden. 

Bekanntlich wünſchte der preußiſche Staat die Bergwerksgeſellſchaft 
„Hibernia“ zu erwerben. Zu dieſem Zwecke brachte er mit Hilfe einer 
Großbank faſt die Hälfte der Aktien dieſer Geſellſchaft in ſeinen Beſitz. Es 
gelang ihm indeſſen nicht, die Mehrheit der Stimmen zu erlangen, weil ſich 
ihm eine Vereinigung von Großbanken und Bankiers unter der Führung der 
Berliner Handelsgeſellſchaft und der Firma S. Bleichröder entgegenſtellte, die 
als Beſitzer eines großen Teils der Aktien bisher einen maßgebenden Einfluß 
auf die Bergwerksgeſellſchaft „Hibernia“ bejeflen hatten. Der Reſt der Aktien 
befand fi in feiten Händen, deren Inhaber nicht geneigt waren, ihren Belt 
zu dem jtaatlihen Angebote zu veräußern. Hatte doch die vorhergegangene 
ſtarke Nachfrage eine ungewöhnliche ‘Preistreiberei in diefen Papieren hervor: 
gerufen. Dennoh war die Möglichkeit vorhanden, daß einzelne Befiger ihre 
Aktien an den Staat verkauften, wodurd die Gefahr des Verluſtes der Mehr: 
heit in den Generalverfammlungen in die Nähe gerüdt wurde. Um dieſer 
Dröglichkeit vorzubeugen, zum Zeile auch, um das Kapitalbebürfnis der „Hibernia“ 
zu befriedigen, wurde vom j Vorftande und Auffichtsrate beichloffen, ber 
Generalverjammlung eine Erhöhung des Grundfapitalge um 6'/; Millionen 
Mark in Vorſchlag zu bringen. 
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Bor der Einberufung der Generalverfammlung fand zwiſchen dem Vor— 
ftande und dem Auffichtsrate einerjeit3 und dem im Auffichtsrate vertretenen 
Bankkonjortium andererjeits eine Vereinbarung ftatt, die neuen Aktien nicht 
den biäherigen Aktionären gemäß $ 282 HGB. zuzuteilen, jondern durch die 
Generalverfjammlung lediglich dem Vorſtande die Ermächtigung erteilen zu laſſen, 
Abſchlüſſe mit Banken nad eigenem Ermefjen zwecks Uebernahme der neuen 
Aktien herbeizuführen. Das Konjortium jollte dann die Aktien vom Borftande 
zuerteilt erhalten und zwar zu einem erhehlich niedrigeren Gate, als das vor: 
liegende ſtaatliche Angebot betrug, deſſen Träger die Bankvereinigung 
Dresden-Schaaffhaufen bildete. Die Generalverfammlung war daher nur ein 
Popanz, lediglih eine formale Beranftaltung, um dem fraglichen Abkommen 
die Rechtsgültigkeit zu verleihen. Zu diefem Zwecke hatte fie bloß die Erhöhung 
de8 Grundfapitald zu beichließen, da8 befjere ftaatliche Angebot abzulehnen und 
dem Borjtande die freie Ermächtigung zur Abſchließung des Emijfionsvertrages 
zu erteilen. Das Hibernia-Konſortium Berliner Handelägejellichaft:Bleichröder 
bejaß in der Generalverjammlung vom 27. Auguft 1904 die Mehrheit der Stimmen 
und Eonnte die Beichlüffe troß einer ftarfen gegneriichen Minderheit ganz nad) 
jeinem Sinne lenken. Es benußte tatjächlich die Generalverfammlung, um das 
mit dem Borftande und Auffichtsrate vereinbarte Rechtsgeſchäft zu Iegalifieren 
und den Fiskus mit feinem Angebote abfallen zu laſſen. Obwohl die General: 
verjammlung lediglih die Ueberweilung der neuen Aktien an das Konſortium 
bezwedte, wurde in ihren Beſchlüſſen hierüber nichts feftgeftellt, nur wurbe dem 
Vorftande die oben bezeichnete Ermächtigung erteilt. Es lag hierbei nicht 
nur eine Kollufion zwiſchen Vorſtand und Konfortium vor, fondern eine 
offenfundige Vereinbarung, Ießteres auf Koften der gejamten Aktionäre zu 
begünftigen. Das Konjortium ftimmte materiell im eigenen Intereſſe, und 
durd formale Wahrung der handelsrehtlichen Vorfchriften wurde $ 252 Abi. 3 
HGB. einfach bejeitigt, ald wenn der durch ihn bezwedte Schuß der Aktionäre 
überhaupt nicht beftünde. Die Anfechtung der Beichlüffe der Generalverfjammlung 
jeitens der Minderheit erzielte in der zweiten Inſtanz ein obfiegendes Erkenntnis, 
das jedoch vom Reichögerichte verworfen wurde. Diejes erklärte in einem Aufſehen 
erregenden Urteile die Kapitalserhöhung als zu Recht beftehend. Nach der 
fraglihen Entſcheidung find durch die Beichlüffe der Generalverfjammlung vom 
27. Auguft 1904 die 88 252 Abi. 3 und 259 HGB. jomwie die 88 138 und 
154 BGB. nicht verlegt worden. Bor dem Beichluffe der Generalverfjammlung 
kann gemäß $ 283 Abi. 2 HGB. von einem Abkommen mit dem Konjortium 
feine Rede fein, da die fraglichen Zuficherungen der Gejellihaft gegenüber 
unwirkſam find. Der Zweck des Gejehes ift, vor der Generalverfammlung 
jede Bindung in betreff des Bezugsrechtes auszuſchließen und dieſer volle Freiheit 
der Entſchließung zu wahren. Zroß der Beiprehung der Hibernia-Verwaltung 
mit dem Bankkonſortium über ihr Bedürfnis, Kapital aufzunehmen, kann das 
dabei getroffene Abkommen nicht ala ein „Rechtsgeſchäft“ bezeichnet werden. 
Es find nur Vorbeiprehungen. Pflicht der Hibernia-Verwaltung ift es, fich 
nad) diejer Richtung zu vergewiſſern. Am Tage der Generalverjammlung lag 
allerdings ein Angebot des Konjortiums vor. Aber hierüber hat eine Beihluß- 
faffung nicht ftattgefunden; denn das Protokoll über die Generalverjammlung 
enthält hierüber nichts. Dagegen genehmigt die Generalverjammlung den 
Antrag, das Angebot der Bankvereinigung Dresden-Schaaffhaufen abzulehnen 
und die Einzelheiten der Emilfion feftzuftellen, wobei dem Borftande eine 
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allgemeine Ermächtigung erteilt wird, mit Banken betreffs der Uebernahme ber 
neuen Aktien abzuſchließen. Der Abſchluß hat erit jpäter ftattgefunden, weshalb 
dem Konjortium das Mitſtimmrecht in der Generalverfammlung nicht abzufprechen 
ift. Eine Ausdehnung der Vorſchriften des Abſatzes 3 des $ 252 66GB. auj 
andere vom Wortlaute nicht getroffene Fälle ſei nicht zu rechtfertigen, da fie 
gegen das oberfte Recht des Aktionärs verftoße, nad welchem jede Aktie eine 
Stimme gibt. Die der Hiberniaverwaltung erteilte Ermädtigung, Angebote 
von Perjonen abzulehnen, die ihren Befig an neuen Aktien zur Gefährdung bes 
Beitandes gebrauden würden, wird für volllommen zuläffig erklärt. Es jei 
eine Bedachtnahme der Mehrheit ber Aktionäre, ſich das rentable Unternehmen 
zu erhalten. Es wird das als ein berechtigter Schuß wirtihaftlicher Intereſſen 
angejehen, ber feinen Verſtoß gegen bie guten Sitten enthält. Auch ſei durch 
diefen Beichluß nicht der Grundjag der gleichmäßigen Behandlung der Aktionäre 
verlegt worden; denn das Konſortium fünne mit den übernommenen Aftien 
verfahren, wie e8 ihm beliebe, wenn einmal durch Generalverfjammlungsbeichluß 
das Bezugsrecht der Aktionäre ausgeichloffen worden jei. 

Das find im mejentlichen die Gründe des fraglichen Reichdgerichtserkennt- 
niffes. Mit ihm bat man die jchranfenlofe Willfürherrihaft der Mehrheit 
der Aktionäre in den Generalverjammlungen proffamiert, die, wie angebeutet, in 
den meiften Fällen bloß eine ſchwache Minderheit jämtlicher Aftienbefiger bar: 
ftellt. Der Schuß der Minderheit bei der Zuteilung neuer Aktien, wie ihn 
die 88 252, 282, 283 HGB. enthalten, ift damit hinfällig geworden. Die 
Mehrheit in der Generalverfammlung, die meiftens durch eine kleine Klique 
dirigiert wird, kann fi über alle entgegenftehenden gejeglichen Beſtimmungen 
mit Leichtigkeit hinwegſetzen und jchalten und malten bei Kapitalserhöhungen, 
wie ed ihr beliebt. Das vorftehend ſtizzierte Urteil des Reichsgerichts vom 
13. Juni 1906 bietet ihr dazu die entgegentommendfte Handhabe und rechtfertigt die 
einfchlägigen heimlichen oder offenbaren Abmachungen zwiſchen einzelnen Auf: 
fihtsrat3mitgliedern und dem Borftande der Aftiengejellihaften. Bis zur 
Generalverfjammlung fönnen für die Gejellichaft bindende Abmachungen nicht 
getroffen werden. Wenn dann die Beichlüffe der Generalverfammlung dem Bor: 
ftande das Weitere anheimgeben, jo befitt dieſer angeblich nachher noch volle 
freiheit darüber zu befinden, wen die Aktien nad) den von der Generalver- 
jammlung feftgejeßten oder bloß zur Kenntnis genommenen Bedingungen über: 
tragen werden jollen. Das Konjortium foll daher nicht im eigenem Intereſſe 
geftimmt haben! In weſſen Intereffe hat e8 aber geftimmt? Doc nicht in 
dem der Gejamtheit der Aktionäre; denn im deren Intereſſe liegt die Ausübung 
des gejeglichen Bezugsrechts. Außerdem wird die Gejellihaft geichädigt, wenn 
porteilhaftere Angebote anderer Banken abgelehnt werden und die Emiffion einem 
im Auffichtsrate vertretenen Konjortium von Banken zugefhoben wird, das man 
abfichtlih mit großer Raffiniertheit in die Lage. verjegt, das Fett für ſich allein 
abzujhöpfen. 

Die Tyreiheit des Vorftandes in der Begebung der Altien nach ber 
Generalverfjammlung, die das Reichsgericht vorausjeßt, ift rein illujoriih. Hat 
die Verwaltung vor der Generalverfammlung mit dem Konjortium ein Abkommen 
wegen der Emiſſion getroffen, wobei nicht aus den Augen verloren werden darf, 
daß das allgewaltige Mitglied des Auffichtsrates jelbit Vorſtandsmitglied des 
Banftonjortiums ift, jo fann von einer freiheit des Vorftandes nad) dem General- 
verjammlungsbeichluffe feine Rede fein. Schon ala anftändiger Geihäftsmann 
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ift der Vorſtand verpflichtet, jeine früheren Zulagen zu halten, ganz abgeſehen 
von andern Abhängigkeiten, die in der gegenleitigen Verquickung von Vorftands- 
und Auffichtsratsmitgliedern zweier Gejellichaften vorhanden find. — 

Mer Augen hat zu Jehen und Obren zu hören, der muß die jederzeit 
möglichen gegenfeitigen Durchftechereien fonnenklar erfennen. Borftand und Auf— 
fihtärat garantieren vor der Generalverfammlung dem Konfortium die Emiifion 
zu möglichſt günftigen Bedingungen. Das will nichts anders befagen, als die 
gewaltige Geldmadt, die Auffichtsrat und Vorftand beherrſcht, beichließt, den 
Vorteil der Kapitalerhöhung fich jelbit zuzumenden. Inder Generalverfammlung, 
in der das Konjortium über eine Heine Stimmenmehrheit verfügt, werben nur 
ſolche Sachen beichlofjen, die ihm die Emilfion fichern, ohne befürchten zu müſſen, 
jein Stimmredjt einzubüßen, und nad) ber Generalverfammlung überträgt ber 
Borftand ihm gemäß den vorherigen Abmachungen die Aktien bzw. ihre Begebung. 
Dabei wird weder gegen die guten Sitten verftoßen, nod) findet eine ungerechtfertigte 
Bereicherung ftatt! Die Rechtſprechung erlaubt ein ſolches Gebahren, aber ala 
geihäftlich fair wird es fein reblih denkender Kaufmann bezeichnen Können, 
wenn man ben fall verallgemeinert und von jedem Berftaatlihungsgedanten 
abjieht, der bei unjerer Betrahtung gar nicht in Trage fommen fann. 

Die 88 252 Abi. 3, 282 und 283 HGB. bezweden den Schub ſämt— 
fiher Aktionäre gegen Uebervorteilung. Das Stimmrecht ruht für den Aktionär, 
wenn die Beſchlußfaſſung die Vornahme eines Rechtsgeſchäfts mit ihm betrifft. 
Das „Rechtsgeſchäft“ befteht in unjerem Falle in drei zeitlich auseinanderfallenden 
Handlungen: 

1. in den Vorbeſprechungen bzw. Abmachungen zwiſchen der Verwaltung der 
Aktiengefellihaft und dem Konjortium ; 

2. in dem Beichluffe der Generalverfammlung, den Vorftand mit bem 
Abſchluſſe unter gewiſſen Bedingungen oder ohne ſolche zu beauftragen ; 

3. in der Schlußverhandlung zwilchen dem von der Generalverfjammlung 
Beauftragten und dem Konfortium. 

Die Handlung unter Nr. 1 ift unverbindlich für die Gefellichaft, bis bie 
Handlung unter Nr. 2 fie legalifiert Hat und nun die Handlung unter Nr. 3, 
die Iediglidy in einem Beftätigungsichreiben des Vorſtandes beftehen kann, er: 
möglidt. Die Nr. 2 iſt daher das MWejentliche des einheitlichen Rechtsgeihäfts, 
und gerade bei diejer findet die vom Gejege verbotene Abftimmung des Kon- 
ſortiums ftatt, die vom Neichögerichte in dem Erfenntniffe vom 13. Juni 1906 
ala zu Recht geichehen anerkannt wird, weil formell aus dem Protokolle nichts 
von einem Rechtsgeſchäfte zwiichen der Gelellihaft und dem Konfortium hervor: 
geht! War doch das ganze Rechtsgeſchäft nicht möglich ohne dieſe Abftimmung, 
die eine ſtillſchweigende Zuftimmung zu dem Angebote des Konjortiums enthielt! 

Was toll man von einer ſolchen vein formaliftiihen Auffaffung Tagen, 
wenn man hiermit die vielbeiprochenen Reichögerichtserfenntniffe vom 12. Oktober 
1898, 28. Oftober 1899 und 1. Dezember 1900 in Sachen bes Börfentermin- 
handels vergleicht, in denen genannter höchſter Gerichtähof ſich nicht nur nicht arı den 
Wortlaut von $ 48 BG. bindet, ſondern das Gejeß aus einem angeblichen, in Wirk: 
lichkeit nicht vorhandenen Willen des Gejeßgeberd dahin interpretiert, daß ber 
Wortlaut in fein Gegenteil verwandelt wird. In diejem alle völlige Vernach 
läſſigung des Wortlautes, in jenem peinlichfte Bindung an den ungemein eng 
gefaßten Wortlaut. Muß nicht bei jolchen widerſtreitenden Entiheidungen eine 
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Erihütterung des Vertrauens in die Rechtſprechung überhaupt Pla greifen ? 
Kann man es dem Volke ſchließlich verdenken, wenn es das Necht mit einem ledernen 
— vergleicht, bei dem nach Belieben das Inwendige nach außen gekehrt 
wird? — 

Die Folgen dieſer Rechtſprechung offenbarten ſich bald. Schon am 4. Dezember 
1906 wurde von der Generalverſammlung der Hibernia eine abermalige Erhöhung 
des Grundkapitals und zwar um 10 Millionen Mark beſchloſſen. Die neuen Aktien 
ſollten ala 4,5"/oige Vorzugsaktien zu 103/, ausgegeben werden, obwohl ber 
Fiskus 120° für fie bot und ſich anheiſchig machte, fie den Altionären nad) 
Maßgabe ihres Aktienbefizes für diejen Preis anzubieten. Der Vorwand des 
Schußes berechtigter wirtihaftlicher Intereffen ftand daher diesmal der Geſellſchaft 
nicht zu Gebote; denn bei einer gleichmäßigen Verteilung konnte feine Ver: 
ftärfung der Minderheit in der Generalverfjammlung ftattfinden. Dennoch ließ 
das die Mehrheit beherrichende Konjortium die Aktionäre vom Bezugsrechte aus: 
ihließen, und es wurde der Vorſtand, wie im Jahre 1904, ermächtigt, die Aktien 
nad) Belieben zu begeben. Wieder war e8 das Konjortium, das nad) der General: 
verſammlung die ganze Kapitalsvermehrung aufnahm. Der Einiprud) bes Fiskus 
wurde unterm 25. Februar 1907 zu feinen Ungunften vom Landgerichte in Bochum 
entjchieden. Solches mußte erwartet werden, weil für dieje Enticheidung das 
Reichsgerichtserfenntnis vom 13. Juni 1906 ala maßgebend angenommen wurbe. 

Die Wirkungen diefer Rechtipredjung, durch welche dem Aktionär das ihn 
vom Gejegeber zugelicherte Bezugsreht glatt abgejchnitten wird, laſſen ſich in 
ihrer wirtihaftlihen Bedeutung für den Induftrialismus keineswegs jofort über: 
ſehen. Feſt ſteht es jedoch, daß es in vielen Fällen eine rührige Minderheit der 
Aktionäre oder des Aftienbefiges in einer Hand bei dem mangelhaften Bejuche 
der Generalverfammlungen vermag, nad) Gutdünfen über die Kapitalsvermeh— 
rungen zu verfügen und den Gewinn für ſich abzuichöpfen. Dabei iſt die Gefahr 
der Entwertung der älteren Aktien in nächte Nähe gerückt. Bei Starken, dem 
Umfange des Betriebes nicht entiprechenden Kapitalsvermehrungen, die außerdem 
von einem SKonjortium zu niedrigen Säben übernommen werden, muß eine Ent: 
wertung der älteren Aktien bei dem ftärferen Angebote der jungen Aktien ein- 
treten. Dazu vollzieht fid) unfraglid eine Ermäßigung der Dividende, weil das 
neue Grundfapital nicht die gleich lohnende Beichäftigung wie das alte findet. 
Die finkende Dividende harakterifiert in den Augen des Publikums den ſinkenden 
Stand bes Unternehmens, der nicht durch wirtjchaftliche Urſachen, ſondern lediglich 
durch übertriebene Kapitalavermehrungen hervorgerufen fein kann. Ein ftarfer 
Verfaufsandrang in den Aktien, der noch durch zweifelhafte Gerüchte verftärkt zu 
werden vermag, ijt die Folge, und die jchließlich alljeitig auf den Markt gemorfenen 
Papiere finden nur jchwer ein Unterfommen: für eingeweihte Kreije ein bequemes 
Mittel, fi jonder großen Aufwand des ganzen Werkes zu bemäctigen! — 

Derartige Handlungen find um fo verwerflicher, ala vielfach die Banken— 
verbände nicht einmal mit eigenen Mitteln, ſondern mit dem Kapitale des Publikums 
ihre Erfolge herbeiführen. In der Hiberniaangelegenheit hat das Konjortium nicht 
etwa eigene Gelder oder Depofiten jeiner Kunden in den Aktien der Bank feit- 
gelegt, ſondern e3 gründete eine Kleine Aktiengejellichaft ad hoc, den fogen. „Zruß- 
truft“, dem die gejamten, in jeinem Befige befindlichen Aktien übertragen wurden. 
Der Zrußtruft gab in Höhe der Aktien jejtverzinsliche Obligationen aus, die dem 
Publikum zum Anfaufe empfohlen wurden. Somit fichert fi das Konjortium 
die Aktien und mit ihnen das Stimmrecht in Hibernialachen ohne jeden eigenen 
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Aufwand, rein aus den Tajchen des Volkes, und biejes ift jo gutmütig umd 
hilft ihm eine plutofratiiche Herrichaft auszuüben, die das Scidjal der großen, 
angejehenen Bergwerfägejellihaft ganz in bie Hände des Konjortiums bringt und 
den Emiljfionsgewinn ohne weiteres in deffen Taſche leitet! 

Die Minderheit der Aktionäre ift bedingungalos ber, Plutofratie überantwortet. 
Angefichts diefes gänzlich unhaltbaren Zuftandes muß die Trage aufgeworfen 
werben, ob es bei dem jet geltenden Rechte feinen Schuß für die inderbeit gibt. 

Allerdings enthält, wie früher berührt wurde, $ 312 HGB. EStrai: 
beftimmungen für Mitglieder des Vorftandes oder des Aufjichtsrates, die 
abfichtlic, zum Nachteile der Gefelljchaft Handeln, wie aud die Strafbeitimmungen 
über Untreue ($ 266 StGB.) und Betrug ($ 263 StGB.) in Anwendung 
fommen fönnen. Das Strafgeſetzbuch fteht jedoch nur bei plumpen Delikts— 
handlungen in frag. Um den Mißſtänden im Aktienweſen zu begegnen, 
dient vornehmlich die Sonderbeitimmung des $ 312 HGB., die empfindliche 
Strafen für ein abfihtlihes Handeln der Berwaltungsorgane zum Nachteile der 
Geſellſchaft vorfieht. Findet nun unter den gejchilderten Umftänden ein Verſtoß 
gegen bieje Beftimmung ftatt? Das dürfte wohl nicht ohne Weiteres zu verneinen 
fein; denn bie Sorgfalt eines ordentlichen Geſchäftsmannes erfordert es, ſich bei 
Emijfionen nicht mit einem Angebote zu begnügen. Die Verwaltung bat 
die Pflicht, zu verjuchen, günftigere Angebote zu erlangen und fie der General: 
verſammlung vorzulegen. Die Abjicht der Benachteiligung ift aber unzweifelhaft 
vorhanden, wenn beim arg vorteilhajterer Angebote das ungünftigfte des 
Konſortiums angenommen wird. Hierdurch wird eine Fahre er der 
Geſellſchaft bewirkt. Allerdings konnte in dem erften Hiberniafalle die Abficht der 
Benachteiligung beftritten werden, weil durch den Uebergang der neuen Aktien an 
den Staat der Beitand ber Gejellihaft in Gefahr geriet. In dem zweiten 
Falle fiel diejer Vorwand weg, weil der Vertreter des Fiskus die neuen Aktien 
den Aktionären nad) Maßgabe ihres Aftiensbefizes anzubieten fich verpflichtet 
hatte. Bei diefer brutal zutage tretenden Vergewaltigung der Minderheit würden 
Vorſtand und Auffihtsrat ſich unfraglich ſtrafbar gemacht haben, wenn fie die 
jpäter erfolgenbe Uebergabe an das Konſortium nicht im Auftrage ber General» 
verjammlung vollzogen hätten. Deren Beihluß ging dahin, das Angebot bes 
Staates, 10 Millionen Mark 4,5% Vorzugsaktien zu 120°/0 zu übernehmen, 
abzulehnen, und dem Vorftande die Machtvollkommenheit zu erteilen, in betreff 
der Unterbringung der Aktien die erforderlihe Vorforge zu treffen. Dem 
Konjortium wurden dabei die Aktien zu 103 %/o ausgehändigt und die Gejellichaft 
um 1700000 Mark geihäbdigt. Kein Wunder, wern das Konjortium fi mit 
Händen und Füßen fträubt, die Herrichaft über die Hibernia abzutreten! — 


Dem Borftande kann dabei in dieſem Falle eine ftrafbare iger Saas 
nicht nachgewiejen werden, weil ihm der dolus fehlt. Er verfügte auf Grund 
eines Beichluffes der Generalverfammlung. Dod darf er auch hierbei nicht 
abfichtlih zum Nachteile der Gefellihaft handeln. — Für ben Auffihtsrat 
ftellt fi die Sadjlage wejentlih anders. Seine Mitglieder find Aktionäre, fie 
haben nicht die freiheit des Stimmrecht? wie bie übrigen Aktionäre. Nuten 
fie ihr Stimmredt abjihtlic zum Nachteile der Gejellichaft aus — in dem 
vorliegenden Falle kann von Yahrläffigkeit feine Rede fein —, jo maden fie 
fi ftrafbar gemäß $ 312 HGB. Die Abſicht ber Benachteiligung liegt ſchon im 
der Ueberredung der Aktionäre, für einen der Gejellihaft nachteiligen Antrag 
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zu ftimmen oder in ber Serbeiführung einer derartigen Abftimmung. ') Die 
Mitglieder des Vorſtandes trifft die gleihe Schuld, wenn fie im Beſitze von 
Aktien find und ihr Stimmrecht ausüben. In ſolchem Widerjtreite der Pflichten 
und der Rechte haben daher die Mitglieder des Vorftandes und des Auffichts- 
rates entweder auf ihr Stimmrecht zu verzichten oder ihr Amt aufzugeben. 
Im Hiberniafalle ift ſolches anläßlich der Kapitalerhöhung vom Jahre 1906 
nicht geſchehen, weshalb zum mindeiten betreff3 der Mitglieder des Auffichts- 
rates wohl ein Verftoß gegen $ 312 HGB. vorliegen dürfte. Bei der Praris der 
engliichen und franzöfiihen Gerichte würde ähnliches mit einer eremplarijchen 
Strafe geahndet werden! — 

In Deutihland genügt der biäherige Schuß der Minderheit nicht. Um 
den gänzlich unhaltbar geworvenen Zuftänden beizufommen, muß die Gejeßgebung 
einichreiten. Eine Aenderung der einichlägigen Beitimmungen hat ſtattzufinden: 

1. im Intereſſe der Minderheit der Aktionäre, damit fie fürderhin nicht 
vergewaltigt und zum Vorteile plutofratiicher Mächte empfindlich geſchädigt 
werben ann; 

2. im Sntereffe” der Atiengejellichaften jelbit, damit fie feine ungeredhtjertigten 
Schädigungen erleiden und eine Kleine Klique finanzkräftiger — 
nicht durch allerlei dunkle Veranſtaltungen unter dem Scheine de 
Förderung ihre Erträgniſſe an ſich zu ziehen vermag; 

3. im Intereſſe der wirtſchaftlichen Entwickelung des Deutſchen Reiches; denn 
da eine ſtets wachſende Zahl von induſtriellen und gewerblichen Unter 
nehmungen in Aktiengelellihaften umgewandelt wird, muß fich bei den 
jegt geltenden gejeglichen Beitimmungen und der beftehenden Rechtſprechung 
die Herrihaft der Plutofratie fortgejegt weiter ausdehnen, wobei unjere 
wirtichaftliche Entfaltung erhebliche Gefahren läuft; 

4. im Intereſſe des jozialen Friedens; denn durch Die jortjchreitende Ber: 
— von Induſtrie, Handel und Gewerbe ſollen immer weitere 

reiſe des Volkes an dem vielgeſchmähten Unternehmergewinne teilnehmen, 
wodurch das Kapitaleinkommen der Geſellſchaft im Sinne von Rodbertus 
mehr und mehr der Allgemeinheit zugute kommt. Sollte dagegen der 
fteigende Unternehmergewinn immer ſtärker von den plutokratiſchen 

Vereinigungen abgeichöpft werden, jo ift dadurd dem jozialen Frieden 

nicht gedient, jondern er wird in weite Fernen gerüdt, wenn nicht gar 

in jein Gegenteil verkehrt. 

Bon den Mitteln zur Befjerjtellung ber einzelnen Aktionäre mögen bier: 
jelbft zwei kurz berührt werden. 

Um die geſchilderten Emiſſionsmißbräuche zu verhüten, it $ 282 Abj. 1 
HGB. wie folgt zu geitalten: „Jedem Aktionär muß auf fein Verlangen ein 
jeinem Anteile an dem bisherigen Grundfapitale entjprechender Zeil der neuen 
Aktien zugeteilt werden. Eine anderweitige Verfügung über dieſen Anteil ift nur 
nach ausdrücklicher oder ftillichweigender Verzichtleiftung des Aktionärs geftattet.“ 

Hierdurd; werden Machinationen ad usum Hiberniae verhindert, wenn 
auch dabei dem weiteren WVordringen der Plutofratie noch feineswegs genügend 
gefteuert ift. 

Das wirkſamſte Mittel beiteht, wie immerdar betont werden muß, in der 
gänzlihen Bejeitigung des Aufjihtsrates bei Aftiengejell: 





1) Staub a. a. O. © 95. 
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ihaften. Die Einrichtung der Auffichtsräte hat fi), wie die Erfahrung hin: 
länglich gelehrt hat und wie e8 auch von ihren eifrigften Verfechtern anerkannt 
worden ift, als unfähig erwiejen, die Aktiengejellihaften bzw. ihre Aktionäre vor 
erheblichen Verluften und Zuſammenbrüchen zu ſchützen. Dagegen jchleppt fie 
ſich als eine ſchwere Plage am gefunden Aktienkörper, als ein krankhafter Parafit 
im entwidelungsfähigen Organismus dahin, an feinem Marke jaugend und feine 
Bewegungsmöglichkeit vermindernd. Der Riegel, der mit dem Wegfall des Yn: 
ftitut3 der Auffichtsräte dem weiteren Vordringen ber Plutofratie vorgeichoben 
wird, befteht tatſächlich nicht aus einem Strohjeile, ſondern aus feiteren, wirt: 
jameren Stoffen. — 

Die bisherige, wenig löbliche gegenjeitige Verquidung der Auffichtsräte 
und Vorſtände der verſchiedenen Gejellichaften Fällt damit zu Boden. Dafür it 
zum Schuße der Aktionäre, wie von uns an anderer Stelle begründet worden ift,') 
die dem englischen Rechte nachgebilbete aber ftraffer durchgeführte ftändige Reviſion 
vermittelft geleglichen Zwanges bei den Aftiengejellichaften einzuführen. Ständige 
Reviſoren, die ohne jede Einwirkung auf den Geichäftsbetrieb der Geſellſchaft ın 
genau beftimmten Zeiträumen unabhängig von einander die Aftiengejellichaften 
unter eigener Verantwortung zu revidieren haben, können allerdings eine Gewähr 
für die Zurüddämmung erheblicher Berlufte und Zujammenbrüdhe auf das 
geringfte Maß bieten. Deshalb möge man ungejäumt an die Einführung dieler 
Einrichtung jchreiten. Der Auffichtsrat darf ſich daher als eine überlebte, rein 
deforative Schöpfung bald zu feinen Vätern verfammeln. Der Hochfinanz wird 
dabei das tatjächliche Begebungsmonopol für die Induftrie genommen. — 


3. Brofpelthaftung. 


Hat eine Bereinigung von Großbanken die Emilfion übernommen, jo 
gilt es für fie, die Effekten zu möglichft günftigen Kurſen an ben Markt zu 
bringen. Hierzu bedarf e8 ihrer Einführung an der Börfe, um die amtliche 
Notierung für fie zu erlangen und auf ihren Kurs einwirken zu können. Durd 
3 38 Abi. 2 BG. ift für alle an der Börſe einzuführenden Papiere mit Aus- 
nahme der Reichs: und Staatsanleihen und biniger für mündelficher eradhteter 
Papiere der Proſpektzwang ausgeſprochen worden. Der Proſpekt, der bie 
weſentlichen Angaben über den Wert der betreffenden Papiere enthalten 
jolf, ift vor der Zulaffung zu veröffentlichen. Für die Angaben des Projpeftes 
haften gemäß $ 43 BG. diejenigen als Geſamtſchuldner, welche den Proſpekt 
erlaffen und diejenigen, von denen ber Erlaß ausgeht. Beide Parteien haften 
auch für mejentliche Unvollftändigkeiten des Proſpekts, falls fie auf bößlicher 
Abſicht beruhen. 

Mer erläßt den Profpeft und von wen geht fein Erlak aus? Was joll 
dieje doppelte Haftbarfeit bedeuten ? 

Der Projpeft wird in der Regel von den Gejellihaftsorganen unterzeichnet, 
während die Emijfionsbant bloß in einem kleinen Nachjage den Antrag auf 
Zulaffung der Papiere zum Börfenhandel ftellt und Lediglich diefen unterfertigt. 
Sie übernimmt demnad) feine Verantwortung für die Richtigkeit der Angaben 
des Proſpekts. Aber kann fie fich Hierdurch der Haftung entziehen ? Faſt möchte 
es jo jcheinen; denn in dem Falle der verfrachten Lederfabrik de Heffelle in Nachen 


) Zeitſchrift für die gelamte Staatswifjenichaft, Jahrgang 1906 S. 452 ff. 
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bat das Gericht erfter Inſtanz feine Haftpflicht der Emiſſionsfirma, des A. Schaaf: 
hauſenſchen Bankvereins anerkannt und die Aktionäre mit ihrer Klage abgemiejen.‘) 
Leider hat eine weitere Verfolgung der Angelegenheit nicht ftattgefunden. 

Diefem Standpunkte kann in feiner Weile beigepflichtet werben. Der 
Schuß bes Publikums, den die 88 43 bis 47 BG. bezweden, wird durch ihn 
binjällig. Der Profpeft geht aus von den Bertretern der Gejellichaft, welche 
ihm unterzeichnen. Mit dem Zufammenbruche ift aber die Haftbarfeit der Ge- 
ſellſchaft wirkungßslos. Hat nun die Emijfionzfirma den Proſpekt erlajjen? 

Zweifellos, denn durch die Stellung des Antrages auf Zulaffung wird 
das Schriftſtück eigentlich; zum Proſpekt. Erſt infolge dieſes Antrages tritt ber 
Veröffentlihungszwang gemäß $ 38 BG. in Kraft. Ohne ben fraglichen Antrag 
it ein Erlaß des Proſpektes nicht denkbar. Deshalb ift e8 die Emijfionsbant, 
welche den Proſpekt erläßt, und ihre Haftbarfeit kann wohl nicht beftritten werden. 
Durch ihren Antrag übernimmt fie die Verantwortung für die Richtigkeit und 
Vollftändigkeit der Angaben des Profpektes, zumal nah $ 43 Abi. 2 BG. bie 
Erjagpfliht nicht dadurch ausgejchloffen ift, daß der Proſpekt die Angaben als 
von einem Dritten herrührend bezeichnet. 

Da trotzdem die Gefahr juriftiicher Haarjpaltereien vorliegt und der Schuß 
des Publitums in betreff der Erjagpflicht illuſoriſch gemacht werden kann, jo 
müffen Mittel angewandt werben, welche die Haftbarfeit der Emiſſionsfirma 
außer aller Anfechtbarfeit jegen. Der Zulaffungaftelle an der Börfe find große 
Machtmittel gegeben worden, wie ihr anbererjeit3 nicht geringe Pflichten auf: 
erlegt worden find. Sie darf gemäß $ 36 Abi. 4 BG. die Emijfion ohne 
Angabe von Gründen ablehnen, fie hat nad $ 36 Abſ. 3c die Aufgabe und 
die Pflicht, Emilfionen nicht zuzulaffen, durch welche erhebliche allgemeine 
Intereſſen geihädigt werden. Eine ſolche Schädigung findet ftatt, wenn die 
Emiſſionsbank fi) der geieglichen Haftbarkeit zu entziehen trachtet, wodurd, wie 
im alle de Heflele, die Erfagpflicht überhaupt binfällig werden kann. Es bat 
daher die Zulaffungsftelle darauf zu bringen, daß die Emilfionsfirma nicht nur 
den Antrag auf Zulaffung unterzeichnet, ſondern auch den Proſpekt, wodurch 
jeder Zweifel in ihre Haftbarkeit ausgeichloffen ift. Bei ihrer Weigerung ift Die 
Emijfion ohne Angabe von Gründen abzulehnen und das mit Recht, weil durch 
die Weigerung die Antragftellerin jelbft ihrer Meinung über die nicht genügende 
Solidität des Unternehmens erkennbaren Ausdrud gibt. Es ift daher Aufgabe 
der Zulaffungsftelle, das Publikum für die Zukunft mit Börjenpapieren zu ver: 
jchonen, bei denen die Emijfionsbant zwar die hohen Gewinne einheimjen, aber 
DD der Erjagpflicht möglichft weit aus der Gefahrenzone zu bringen 
trachtet. 

Da Zweifel an der Haftbarkeit der Banken aufgetaucht find, kann die 
Zulaffungsftelle ſich ferner nicht darauf berufen, daß fie eo ipso die Erjagpflicht 
der Banken bei Stellung des Zulafjungsantrages RT Sie kann aber 
die Banken mit leichter Mühe zwingen, die Erjagpflicht für ihre Emilfionen 
durch Mitunterzeihnung des Proſpekts unzweideutig zu übernehmen. Wenn 
ſolches nicht geichieht, ift bei der Emilfion von Aktien ausländiicher Gejellichaften 
von einem Echuge des Publitums in der in Frage ftehenden Angelegenheit über: 
haupt feine Rede. Die bezüglichen Gefellichaften unterftehen nicht den Beftimmungen 
des bdeutichen Börjengefeßes, und die Emiffionsfirmen entziehen fich der Erjaß- 


— 
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pflicht. Im gleicher Weile illuſoriſch wird der vom Gelege beabfihtigte Schut 
de3 Publikums bei inzwijchen zufammengebrodhenen deutſchen Aktiengeſellſchaften. 
——— Zulafſungsſtelle iſt es, ſolches durch eine kategoriſche Forderung zu 
verhin 


4. Börſeuſperre. 


In betreff der Sperre eines Teiles der Emiſſionen kann man an der 
Börſe deutlich Minen und Gegenminen erkennen. Nach $ 38 Abi. 2 BG. 
muß ber Proſpelt den Betrag, der in den Verkehr gebracht, ſowie ben Betrag, 
ber vorläufig vom Verkehre ausgeſchloſſen werden joll und die Zeit, für melde 
dieſer Ausihluß erfolgt, erfihtlih machen. Gegen dieje Beftimmung wird in 
zahllofen Fällen gelündigt. Weder der Betrag, der der Sperre unterliegt, noch 
der Betrag, ber in den Verkehr gebradjyt werben joll, wird bei zahlreiden 
Emiffionen in dem Proſpekte erfichtlid) gemadt. Trotz dieſer Unvollftändigfeit 
der Angaben findet die Genehmigung des Antrages auf Zulaffung ftatt, und 
die Emiffionsfirma hat freie Hand bei dem Verkaufe der Papiere. Vielfach 
wird hierbei wie folgt verfahren: Die Bank behält einen Teil der übernommenen 
Papiere in ihrem Portefeuille, ein Zeil wird zur Zeichnung aufgelegt unter der 
Bedingung, daß der Zeichner die ihm zugeteilten Effekten während einer be 
ftimmten Zeit nicht an den Markt bringen darf. Die Sperrzeichnung verpflichtet 
den Erwerber, jeine Stüde nicht in den amtlichen Verkehr und jomit nicht 
zur amtlihen Notiz gelangen zu laffen. Ein Eleiner Reft wird an der Börie 
zur Ausgabe gebracht, damit fich für das Papier ein Marft bildet, der eine 
amtliche Notierung ermögliht. Auf diefe Weile hat es die Emijfionsfirma in 
der Hand, nicht bloß den Kurs zu regeln, jondern eine im Berhältniffe zur 
Gejamtlage des Marktes dauernd hohe Notierung für da8 Papier burchzujegen. 
Unterftügt wird ſolches durch allerlei Wafchzettel über die Ausfichten der einſchlägigen 
Werte und über den Stand und die Entwidelung des zugrunde liegenden Unter: 
nehmens, die unter den Börſen- und Handelsnachrichten öffentlicher Blätter, 
demnach im redaktionellen Zeile, zumeift kritiklos veröffentlicht werden. Gemäß 
8 676 BGB. Liegt ſelbſt dann eine Schadenserſatzpflicht für diefe Organe nicht 
por, wenn fi die Mitteilungen auch zu direkten Empfehlungen des Papiers 
verdichten. Nur dann, wenn die Blätter fih zu Ratichlägen in Börjenfragen 
verpflichtet haben, fann ein Werfvertrag aus jolden Hinweiſen konſtruiert 
werden, ber die Schadenderjaßpflict einjchließt, da die Gegenleiftung in dem 
Abonnementsbetrage Liegt. — 

Die wenigen aus dem Publitum wieder an den Markt gelangenden 
Stüde vermag die Emilfionsbanf zu hoben Kurſen bequem aufzunehmen, 
während fie im Wege des Selbfteintritt® ihr Portefeuille an ihre Kunden zu 
ben gleihen Kurſen feſt unterzubringen trachtet. Bis die Sperrftüde frei 
werden, bat fi) ber Abſatz zu Lohnenden Preilen zumeift vollzogen. Die 
Emiſſionsbank ift jodann nicht mehr im früheren Maße an der Kurögeftaltung 
interejfiert, wenn auc für fie, da fie mit dem Unternehmen in engfter Kredit- 
beziehung fteht und wohl auch in deſſen Aufjichtsrate vertreten ift, eine 
Hohhaltung des Kurſes noch ſtets von wejentlihem Nuten erſcheint. 

Diefe Minierkunft zuungunfter des Publitums, die e8 ermöglicht, Die 
Effekten zu möglichft hohen Kurſen herauszubringen und ihre Käufer zu Unrecht 
zu belaften, wird von anderer Seite in betreff der Sperre nicht jelten unwirffam 
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gemacht ober doch erſchwert. Der Sperrzeichner hat fich verpflichtet, feine Stüde 
während einer feftbeftimmten Zeit nicht an den Markt zu bringen. Sie bürfen 
im offiziellen Handel nicht erjcheinen, will er nicht vertragäbrüdig und jomit 
haftbar werden. Dabei ift jedoch ein Beſitzwechſel nicht ausgeſchloſſen, ber ſchon 
im Binblide auf Vererbung, Schenkung, Verpfändung zc. nicht ausgeichloffen 
werden kann. Selbſt der Verkauf verftößt nicht gegen die Sperrverpflichtung, 
wenn der Käufer ber Papiere fie unter der gleichen Bedingung übernimmt und 
für fie haftet. Ein Mittel, den Beſitzwechſel feitzuftellen, gibt e8 nur dann, 
wenn die Stüde fi) im amtlichen Markte zeigen. Der Verkauf hat demnach 
außerhalb des offiziellen Verkehrs ftattzufinden. Auf diefe Weiſe iſt jelbft ein 
Umjag an der Börje unter Innehaltung der Sperrvereinbarung möglih. Es 
hat fi daher auch in den legten Jahren an ber Börje ein freier Markt für 
Sperrftüde gebildet, der fi zum Handelsgewohnheitsrechte auszubilden jcheint. 
Der freie Verkehr in Sperrftüden geht jogar einer weitausgreifenden Entwidelung 
entgegen; denn man handelt an ihm nit nur wirkliche Effekten, jondern auch 
gezeichnete, bevor man wiſſen kann, welde Mengen von GStüden auf bie 
Zeichnungen zugeteilt werden. Da durch die Tätigkeit des Emiffionshaufes und 
andere Umftände furz nad der Zulaffung ber Kurs bes Papiers in faft allen 
Tällen gefteigert wird, jo können bei lebhaften Umſätzen innerhalb einer kurzen 
Zeit ſeitens ber Agiotage fichere, wenn auc Kleine, Gewinne erzielt werben. 
Die Klagen der Hochfinanz, die gern den Staatsfommiffar hiergegen zum Ein: 
ſchreiten veranlaffen möchte, muten eigenartig an. Es wird nad Staatähilfe 
gerufen, um das Schäfchen des Publikums zu jcheren nnd bie Wolle ing 
Zrodene zu bringen, welchem Beginnen der böfe Nachbar allerlei Knüppel 
zwilchen die Beine zu werfen droht. Der Verkäufer der Sperrftüde joll num 
mit einem Male Treu und Glauben verlegen. Er müffe die zugeteilten Papiere 
eine gewiſſe Zeit in feinem Befite behalten. Der Unterjchied zwiſchen freiem 
und amtlichen Verkehre an der Börje jei in betreff der Wirkung des Geichäftes 
hinfällig. Der Käufer am freien Markte jei für den amtlichen Verkehr verloren, 
weshalb die Sperre zwedlos werde. — 


Gewiß wird ber Käufer, der im freien Verkehre Sperritüde zu niedrigeren 
Kurjen zu erftehen imftande ift, nicht an ber Schranke die gleichen Stüde 
zu höheren Kurſen kaufen, zumal er auch die Sperrftüde jederzeit wieder ver- 
äußern kann. Durch diefen Handel muß fich allerdings der Verkehr in dem 
gleichen Papiere bei ben amtlichen Kursmaklern verringern. Aber deshalb den 
außeramtlidhen Sperrftüdverfehr als einen verbotenen Terminhandel charafteri: 
fieren zu wollen, ift nicht angängig. Denn wenn im amtlichen wie außer: 
amtlihen Markte ein Verkehr in ces Stüden ftattfindet, der nicht 
gegen das Börjengejeß verftößt, jo kann ſolches auch nicht durch den Verkehr 
in Sperrftüden gejchehen, da die Sperre lediglid) eine privatrechtliche Verpflichtung 
zwijchen Emijfionshaus8 und Sperrzeichner ift, deren ftrengere oder ſchwächere 
Beadtung den Staatskommiſſar nicht zum Einfchreiten veranlaßt, jelbft wenn 
der Großbank hierdurch die fein eingefädelte Spekulation nicht im vollen Um: 
fange gelingen jollte. 

Wenn wir aber die Minierfünfte hüben unb drüben betrachten und bie 
Klagen über die Zmedlofigkeit der Sperre vernehmen, jo will e8 und bei Heran— 
ziehung eines Bergleihes aus dem profanen Leben bedünfen, als wenn das 
eine Grautier das andere nicht mit Unrecht Langohr benennt. — 
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Die Uebervorteilung de Publitums und etwaige jonftige Webelftände 
laffen fid am beften bejeitigen, wenn der überragende Einfluß der finanziellen 
Mächte auf die Kurdnotierung eingedämmt und der Schwerpunkt der Notierung 
in die amtlichen Kursmakler verlegt wird. Bei der Einführung des Deklarations- 
zwanges für jedes Geichäft, dem ein Schlußzettel zugrunde liegen muß, 
vermag auch die erftrebenswerte Kuräzettelmahrheit erreicht zu werden, die heut: 
zutage bloß in der Phantafie ahnungsloſer Gläubiger in Börfenfragen befteht. 


5. Emiffionen ohne Kursnotiz. 


Bon Großbanken find in neuerer Zeit auch Emilfionen ohne Hilfe der 
Börje durchgeführt worden. Da hierbei das Publiftum weit ftärfer außgebeutet 
zu werden vermag als bei den an der Börle zugelafjenen ‘Papieren, jo mögen 
ihnen einige Worte gewibmet werden. Gemäß $ 39 BG. darf die Zulaffung 
von Aktien eines zur Aktiengejellihaft oder Kommanditgejellihaft auf Aktien 
umgewanbelten Unternehmens zum Börjenhandel vor Ablauf eines Yahres 
nad) Eintragung der Gejellihaft in das Handelsregifter und vor der Veröffent: 
lichung der erften Jahresbilanz nebſt Gewinn: und Verluſtrechnung nicht erfolgen. 

Die Uebernahme von Emilfionen ohne Börjennotiz kann nun ftattfinden : 

1. weil das Kapital der Gejellihaft die vorgeichriebene Höhe nicht erreicht, 
weshalb eine Zulaffung an der Börje nicht möglich ift; 
. weil die gejeßliche Forderung des Sperrjahre umgangen werden joll; 
. weil die bei ber Zulaffung vorgejchriebenen Verpflichtungen als zu koſt— 
ipielig oder ſonſt ala untunlich erachtet werben; 
. weil der Antrag auf Zulaffung von vornherein als ausfichtslos an— 
geiehen wird. 

Hiernad find die Emiffionen ohne Börſenkurs ganz verjchieben zu bewerten. 
Die unter Nr. 1 fallenden Emiffionen können durchaus jolide, unanfechtbare 
Werte darftellen. Nah $ 42 BG. beitimmt der Bundesrat den Mindeitbetrag 
des Grundkapital, der bei der Zulafjung von Aktien an einzelnen Börjen maß: 
gebend jein ſoll. Diejer Mindeftbetrag ift laut $ 1 der Bekanntmachung des 
Reichöfanzlers vom 11. Dezember 1896 für die Börjen von Berlin, Frankfurt a. M. 
und Hamburg auf 1 Million Mark, für alle übrigen Börjen auf 500 000 Marf 
feftgefegt worden. Nur im Einzelfalle find Ausnahmen möglid, wenn ber 
Gegenftand der Emilfion lediglich Bedeutung für ein engere Wirtſchaftsgebiet 
bat, dem ber Börfenplag angehört. Dadurd find die Werte kleiner Geſellſchaften 
von der Börje jerngehalten, weil fie ich wegen ihrer verjhwindenden Umſätze 
für dieſen Verkehr nicht eignen. Trotzdem dieje Papiere von gut rentierenden 
Unternehmungen ftammen fönnen, find fie nur für genaue Kenner des Werkes, 
die mit den örtlichen WVerhältniffen vertraut find, empfehlenswert; denn durch 
ihre Nichteinführbarfeit an der Börſe ermangeln fie der öffentlichen Kontrolle. 
Auch fehlt ihnen ein regelmäßiger Abjagmarkt, weshalb fie nur gelegentlich 
wieder veräußert werden können, wie ihnen aud infolge mangelnder Notierung 
eine genügende Preisbafis fehlt. 

Die Emijfionen unter Nr. 2 jollen jpäter zur Notierung gelangen, nur 
wünſcht man fie bereit8 während des Sperrjahres beim Publiftum unterzubringen. 
Die Einführungsfirma ftellt einen demnächſtigen Antrag auf Zulaffung in Ausficht, 
doc übernimmt fie feine Gewähr für eine ſolche. Das Publiftum bleibt daber 
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unter Umftänden mit einem Papier behaftet, das demnächſt nicht zum Börſenhandel 
zugelaffen wird und daher ſchwer übertragbar ift. Die Großbank fährt in diefer 
Sache mit einem Kraftwagen durd das Geſetz, ald wenn es für fie nicht befteht. 
Durch ihre geichäftlich recht anjechtbare Handlung befeitigt fie geradezu $ 39 BG. 
Das Publikum jpielt dabei in den meiften Fällen die leidende Rolle. Um diejes 
illoyale Vorgehen der Großbank zu verhindern, ift e8 die Pflicht der Zulaffungs- 
ftelfe, einen jpäteren Antrag auf Zulaffung ohne weiteres abzulehnen, damit das 
Publikum bei ähnlichen Anläffen fich nicht zum Ankaufe nicht eingeführter Papiere 
bewegen läßt und das Barantiefonjortium mit feinen mehr oder minder zweifel- 
haften Werten belaftet bleibt. Der Vorwand der Großbanf, durch ihr ungervößnliches 
Verfahren einem allzu ſtürmiſchen Beichnungsdrange vorzubeugen, ift zu durchſichtig, 
um einer näheren ECharafterifierung zu bedürfen. Die Zulafjungsftelle hat hier 
die Aufgabe, der ungejeglichen Bejeitigung des Sperrjahres wirkſam entgegenzutreten. 

a8 die Emiffionen unter Nr. 3 betrifft, jo ift ber Profpeftzwang aller: 
dings mit nicht unbedeutenden Koften verfnüpft, indem ein ausführliches Schriftftück 
in den Pflichtblättern veröffentlicht werden muß. Auch kann unter Umftänden die 
peinlihe Durchforſchung des Gründungsherganges, die Veröffentlichung ber Höhe 
des Gründergewinnes oder des Zwiſchengewinnes weder ber Geiellihart noch ber 
Begebungsbant erwünjdht jein. So z. B. ftellte ſich der Gründergewinn bei der 
Allgemeinen Bodengelellihaft auf 1,9 Millionen Marf! Bei den —— 
werfen wurden die Aktien von der Berliner Handelsgeſellſchaft zu 110°/o über— 
nommen und infolge der geftiegenen Konjunktur zu 196 °/ an ben Markt ge 
bracht, weshalb ſich der Emiffionsgewinn bis zu 86/0 für 40 Millionen Mark 
— 34,4 Millionen Dtark bezifferte. Dabei handelte e8 ſich im leßteren alle um 
die Werte eines durchaus joliden Unternehmens, deffen Zulaffung an der Börje 
nichts im Wege ftand. In anderen Fällen wurde von der Zulaffungsftelle der 
Proſpekt wegen allzu erheblichen Zwiſchengewinnes zurückgewieſen. Wenn aber 
wegen ber Srofpefttoften oder ſonſtiger Umftände die Zulaffung nicht einmal 
nachgeſucht wird, dann muß das Publikum willen, daß es fi nur um ganz 
mindermwertige Papiere handeln kann, deren Aufnahme feineswegs erwünſcht ift. 
Das gleiche ift der Fall bei den Papieren, deren Einführung an ber Börfe 
wegen Ausfichtslofigkeit nicht einmal verjucht wird. Es Handelt fich Hierbei 
zweifellos um faule Gründungen, vor denen nicht genug gewarnt werden fann, 
da troß der mißliebigen Erfahrungen immer neue Scharen herzuftrömen, um 
fi die Finger zu verbrennen und ihr jauer Erjpartes in buntbedrudten Papier: 
fegen anzulegen. — Der Handel mit nicht zugelaffenen Wertpapieren, einerlei, ob 
ihre Zulaffung verweigert oder ob dieje nicht nachgeſucht ift, ift nämlich gemäß 
$ 41 Sat 3 BG. jelbft an ber Börſe nicht verboten. Dagegen dürfen für 
die an der Börje abgejchloffenen Geſchäfte in ſolchen Papieren ‘Preisliften bzm. 
Kurszettel nicht veröffentlicht oder in mechaniſch hergeftellter Vervielfältigung 
verbreitet werben, joweit nicht die Börfenordnung für bejondere Fälle Ausnahmen 
geftattet. Nur find die Geihäfte von ber Benutzung der Börjeneinrihtungen 
ausgeichlofien. Das Börjenichiedsgeriht kommt für fie bei Streitigkeiten nicht 
in * auch dürfen fie von den Kursmaklern nicht vermittelt werden. Die 
jelbftverftändliche TFolge davon ift ihr Ausichluß von der amtlichen Notierung. 
Für Geihäfte in den fraglichen Papieren, die nicht an der Börje abgejchloffen 
werben, ift daher eine Verbreitung von Kurszetteln möglich. Natürlich bilden 
die im freien Verkehre an der Börje getätigten Geichäfte die Unterlage für der- 
artige Kuraberichte, nur dürfen fie ihnen nicht allzudeutlich zugrunde gelegt werden, 


422 Wermert, Ueber einige Mißbräuche bei Emiffionen. 


weil jonft die Strafbeftimmungen des $ 77 B®. in Anwendung treten würben. 
Weil nun bei der neuzeitlichen Konzentration des Bankverkehrs jede Großbant 
eine Börje in ſich bildet, welche die amtliche Börſe nur noch ala Schöpferin 
eines offiziellen Kurszettels * bat, jo kann fie durch Verſendung von Preis 
fiften an ihre Kundſchaft den Vertrieb nicht zugelaffener Papiere fürdern umb 
das Publikum mit zweifelhaften Werten belaften, die nur mühjam weiter ver- 
fäuflih find, in kriſenhaften Zeiten aber gänzlich entwertet werden. Da ber 
Markt auch ohne ſolche genugfam mit Papieren überjhwemmt wird — ber 
Gradmefſſer für diefe ren bildet der hohe fg au Te jo dürfte 
ein Verbot bes Handelns mit nicht zugelaffenen Papieren an der Börfe durchaus 
gerechtfertigt fein. 

Die Entfernung ber Winkelbörje für nicht zugelafiene Papiere von der 
amtlichen Börſe wird indeffen das Publitum nicht hinreichend ſchützen, weil die 
Emmijfionsfirma auch außerhalb der Börje einen großen Kreis von Abnehmern 
für fie zu finden vermag. Doch wird der Abſatz dadurch erjchwert werben, wie 
aud fein Grabmefjer mehr für ihre ‘Preißgeftaltung vorhanden ift, ein Grab: 
meſſer, der bisher durch den nicht amtlichen Verkehr an der Börje dur An— 
gebot und Nachfrage dajelbft hervorgerufen wird. 


6. Emiffionsbonififationen. 


Um jchwer verfäufliche Wertpapiere abzujegen, greifen die Emilfionsfirmen, 
auch wenn die Stüde an ber Börje gehandelt werben, zu dem Aushilfsmittel 
der Emijfionsbonififationen. Sie find vielfach bei dem Abſatze von Aktien wie 
auch von Pfandbriefen an eine fefte Kundſchaft üblich und werden jeitens der 
Großbank den Kommilfionsfirmen, DVermittlern und Wiederverfäufern gewährt 
für die Unterbringung der fraglichen Werte. Oefters wird die Bonifilation von der 
Bedingung abhängig gemacht, daß die verfauften Papiere innerhalb einer be- 
ftimmten Zeit (meiftens die Friſt eine Jahres) nicht wieder auf den Marft 
geworfen werden. Bei der Betrachtung ber Frage, wen die Bonifikation rechtlich 
zugute fommt, find folgende Fälle zu unterſcheiden: 

1. Der Bankier als Wiederverkäufer kann die Papiere als Proprehändler 
vertreiben; 
2. er fann ihren Berfauf als Kommilfionär vermitteln. 

Ferner können die Papiere ohne oder mit einer Sperrfrift bonifiziert 
fein. Im Ießteren Falle kann dem Käufer vom Kommiffionär die Einhaltung 
der Sperre nicht auferlegt werben, oder es wird ihm die Sperrpflicht zur 
Bedingung gemadıt. 

Uebernimmt der Bankier die bonifizierten Papiere in eigenen Befig und 
beträgt die Bonifikation beiſpielsweiſe 5/0, jo erſteht er die Stüde 5/0 unter 
dem Emiſſionskurſe und kann jpäter, wie jeder andere Käufer, beliebig über fie 
verfügen. Hat er die Papiere ohne Sperrpflicht gekauft, jo ift ein Regreß an 
ihn, Hals die Stüde an der Börfe zum Vorſcheine fommen, nicht möglid. Das 
Geihäft ift mit der Uebergabe der Papiere und ihrer Bezahlung zwiſchen beiden 
Kontrahenten erledigt. Iſt der Erwerber aber zur Innehaltung der! Sperrpflicht 
fontraftlic gebunden, jo hat beim Vertragsbruche eine Nüderftattung der Boni: 
fifation an die Emiffionsfirma zu erfolgen. Falls die Bonifilation bis zum 
Ablaufe der Sperrzeit zurücbehalten worden ift, findet fodann ihre Auszahlung 
überhaupt nicht ftatt. Hierüber hat der Kaufvertrag zu enticheiden. Ob und unter 
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welchen Bedingungen der Proprehändler die erworbenen Papiere verkauft, ift 
Sache der Vereinbarung zwiſchen jeinem Kunden und ihm, dem er nicht ver: 
pflichtet ift, über die Art der Erwerbung Auskunft zu geben. Er darf diefem 
die Bonififation verfchweigen, da fie Iediglich ihn betrifft. Weil der Bankier 
mit dem Kunden ein vollftändig neues Geihätt eingeht, ein Kommilfionsauftrag 
nicht vorliegt, jo ift eine Anfechtung des Geichäfts nicht möglich, falls dieſer 
ipäter von der ftattgefundenen Bonififation Kenntnis erlangt. Nur muß ber 
Bankier tatſächlich da8 Geſchäft als Propregeihäft abſchließen. Er barf weder 
der Emiffionzfirma die Berkaufspropifion noch jeinem Kunden die Einkaufs 
provifion berechnen. Geſchieht e8 dennoch, jo liegt in beiden Syällen kein Propre- 
geichäft vor, der Bankier hat als Kommilfionär gehandelt, wodurd die gejamte 
Sadjlage ein veränderte Antlitz erhält. 

Der Charakter des Propregejhäft wird aber nicht berührt, wenn ber Kunde 
die Papiere mit der Pflicht der Innehaltung der Sperrfrift übernimmt. Bei 
den meiften Verfaufsgelegenheiten ift eine derartige Vorſicht jeitens des Bankiers 
nicht einmal erforderlih, da er bie Papiere von vornherein an ſolche Kunden 
vertreibt, denen die Abficht ber Spekulation fernliegt, ein fofortiges Zurüdftrömen 
der Stüde an die Börje daher nicht zu befürchten ift. 

Dod nur in den jeltenften Fällen erwirbt der Bankier die Effekten ala 
Proprehändler. Die Regel bildet hier das Kommiſſionsgeſchäft, bei dem der Genuß 
der Bonififation für den Bankier ftrittig wird. Beweiſt doch jchon die Boni- 
ftation, daß die in frage fommenden Papiere ſchwer abjegbar find, fie weniger 
joliden Unternehmungen entftammen, die oft unter Gewährung einer on 
Vergütung juchen müſſen, ihre manchmal recht zweifelhaften Werte unter das 
jefte Anlagen begehrende Publitum zu bringen. Würde der Käufer etwas von 
der Bonifizierung in Erfahrung bringen, jo würde er in den meijten Fällen 
ftugig werden, von dem Ermwerbe der Stücke abjehen und jolide, Zins tragende 
Effekten vorziehen. Will der Bankier daher die Papiere mit Vorteil abjegen, jo muß 
er die Bonifizierung, deren Ertrag ihm in die Taſche fließt, gänzlich verjchweigen. 
Iſt er Hierzu beim Kommiſſionsgeſchäfte berechtigt, oder fann der Kunde einen 
Anſpruch auf die Bonififation erheben? Nach der allgemeinen Anſchauung nicht; 
denn fie ftelli eine Vergütung dar, die dad Emilfionshaus dem Bankier eben 
für die Dienftleiftung gewährt, die Papiere feſt unterzubringen. Sind aber 
wirtichaftliche und rechtlihe Gründe vorhanden, um dieje landläufige Meinung 
zu rechtfertigen? Der wirtichaftliche Dienft, welcher der Emilfionzfirma oder den 
Hypothefenbanten gewährt wird, liegt in der dauernden Anlage der Papiere, in 
dem Nichtzurüdftrömen an die Börje, damit fich dajelbit das flottierende Material 
nicht verftärkt, der Kurs ſich befeitigt und die Neuausgabe von Stüden erleichtert 
wird. Diejen Dienft leiftet der Bankier jelbft, wenn er die Papiere jeft über: 
nimmt. Ihm gebührt daher die Bonififation, die hierfür entrichtet wird. Bei 
dem Wiederverfaufe der Papiere in feiner Eigenſchaft als Proprehändler leiftet 
er dem Emiſſionshauſe überhaupt feinen Dienft mehr, wohl aber ſich jelbft, wenn 
er fie möglihft dauernd unterzubringen jucht; denn dadurch überhebt er ſich 
der übernommenen Sperrverpflidhtung. Uebernimmt er aber die Papiere lediglich 
in Kommiffion, wie es allgemein gebräuchlich it, jo leiftet er der Bank feinen 
anderen Dienſt, als es jonft bei Kommiffionsgeichäften der Fall ift, weshalb 
ihm auch feine anderen als die jonft üblichen Gebühren zulommen. Der Kunde 
des Kommiſſionärs leiftet nunmehr der Emijfionsfirma den begehrten bejonderen 
Dienft, indem er die Papiere feſt übernimmt, weshalb auch dieſem, ökonomiſch 
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richtig gedacht, die Sondergebühr hierfür, d. 5. die Bonififation zugute Eommen 
muß. Denn feine wirtichaftliche Leiftung ſoll ſich ohne Gegenleiftung vollziehen, 
und wo feine gebührende Leiftung vorhanden ift, joll feine entſprechende Gegen: 
leiftung gewährt werben. 

Wie ftellt fich nun die Sadjlage in rechtlicher Beziehung? Wirtichaft und 
Recht find in ihrer praftiichen Handhabung vielfach feine kongruenten Begriffe, 
und e8 vollzieht ſich vieles von Rechts wegen, was wir wirtſchaftlich als Unrecht 
betrachten müffen. Ob auch in dem vorliegenden Falle, mag folgende Darlegung 
zeigen. Es find hierbei die beiden oben berührten Fälle zu unterjcheiben : 

1. die Bonifizierung vollzieht fih ohne Sperrverpflichtung und 

2. fie vollzieht ſich mit einer ſolchen. 

Mas den erften Fall anbetrifft, jo vermag bei ihm die Bonifilation als 
eine Vergütung für dauernde Plazierung oder Inbeſitznahme der Papiere nicht 
aufgefaßt zu werden. Als was erjcheint fie aber? Der Kommilfionär kann 
den ihm erteilten Auftrag an der Börje zu einem beftimmten Kurje ausführen und 
diefen dem Kommittenten ordnungsgemäß in Rechnung ftellen ; oder er führt ihn bei der 
Emiffionsfirma aus, woſelbſt er die Papiere zu einem Kurſe erhält, der ſich 
beijpielaweije 4°/o unter dem Börſenkurſe bewegt. Iſt er nun verpflichtet, dem 
Kommittenten dieſen niederen Kurs in Rechnung zu ftellen, oder darf er ihm 
im letteren falle den Börſenkurs berechnen? Dies ergibt fich aus dem Weſen 
des Kommilfionsgeichäfts. Nach 8 384 Abi. 1 HGB. hat der Kommilfionär 
die Pflicht, das übernommene Geſchäft mit ber Sorgfalt eines ordentlichen 
Kaufmannes auszuführen und die ntereffen des Kommittenten wahrzunehmen. 
Ein gröblicher Verftoß gegen dieje Pflicht ift e8, die Papiere an der Börſe einzu: 
Kaufen, wenn er fie zu einem etwa um 4°/o niedrigeren Kurſe bei der Emijfionsfirma 
erlangen kann. Nach $ 384 Abi. 2 HGB. ift der Kommilfionär verpflichtet, dem 
Kommittenten über das Geſchäft Rechnung abzulegen und ihm dasjenige heraus: 
zugeben, was er aus der Geichäftsbelorgung erlangt hat. Er ift daher nicht 
berechtigt, die Bonififation zu verheimlichen, oder über den Einkaufskurs faliche 
Angaben zu machen, und das um jo weniger, ald dem Bankier vom Emijfions- 
hauſe der um die Bonififation verkürzte Börjen- oder Emilfionskurs in Rechnnng 
eftellt wird, bdiefer niedrigere Kurs aud in den Büchern der Bank zum Bor: 
heine fommt. Hat der Bankier die Bonififation verheimlicht und der Kommittent 
ihm einen limitierten Auftrag, etwa zum vorigen Börjenkurje, gegeben, jo ift der 
Abſchluß des Geſchäftes mit der Emilfionzfirma ein Kauf zu „vorteilhafteren 
Bedingungen“, der gemäß $ 387 HGB. dem Kommittenten zu ftatten kommt. 
Es ift durch diefen Paragraphen der „Kursjchnitt“ bejeitigt worden, der dadurch 
entitand, daß der Kommilfionär zu einem niedrigeren Satze als dem limitierten 
eintaufte und dann das Selbfteintrittreht gemäß $ 400 HGB. ausübte. Diejer 
Fall liegt bei der Bonififation vor, doch verjhlimmert ſich bei ihr die Sachlage 
für den Kommilfionär. Er wußte bereits bei Erteilung des Auftrages, daß er 
zu günftigeren Bedingungen abjchließen fonnte. Die Sorgjalt eines ordentlichen 
Kaufmannes verpflichtete ihn, diejes dem Kommittenten mitzuteilen. Es liegt bier 
demnad) Betrug vor; denn er macht ſich eritend der Vorjpiegelung einer falichen 
oder der Unterdrüdung einer wahren Tatſache ſchuldig, zweitens wird hierdurch 
im Kommittenten ein Irrtum erregt oder unterhalten, drittens wird er zu einem 
jein Vermögen ſchädigendem Auftrage veranlaßt und vierten bat der Kom: 
mifftonär die Abficht, fic einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verichaffen. 
Dazu verlegt der Kommiffionär gemäß $ 384 HGB. die ihm obliegenden Pflichten 
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und macht fi) ſchadenserſatzpflichtig. Außerdem handelt er bei Berechnung des 
höheren Kurjes abfichtlich zum Nachteile bes Kommittenten, um ſich einen Ver— 
mögensvorteil zu verichaffen, weshalb er unter die Strafbeftimmung des $ 79 
Siffer 2 BG. Fällt. 

Wenn das Reichögericht (I. Zivilfenat, Enticheidung vom 10. Dezember 1904) 
die Bonifikation als Verfaufspropifion betrachtet und demnach der Reſziſſionsklage 
auf Grund des Allgem. Landrechtes Teil I Tit. 13 88 21, 22 Folge gab, jo 
ift dem, abgejehen von dem kleinen @eltung3bereiche des Allgem. Vandrechts, 
nicht unbedingt zuzuftimmen. Der Bankier kann ſowohl vom Werfäufer als 
vom Käufer in dem gleichen Papiere Aufträge entgegennehmen. Nur wenn 
die Ausführung des einen Auftrages die Ausführung des andern gefährdet, ift 
die Uebernahme ber Aufträge beider Parteien nicht geftattet (Reich8-Oberhanbels- 
gericht, Entſcheidung vom 14. September 1872). Solange $ 400 HGB. 
Geltung befitt, kann er jogar in beiden Fällen als Selbftfontrahent eintreten, 
wie eö bei den großen Banken fortgejegt geichieht. Die zahlreichen Aufträge, 
die bei ihnen täglich einlaufen, werden zumeift in fich fompenfiert ohne ent- 
iprechende Aufträge an ber Börje, weshalb die Klage mehr und mehr überhand 
nimmt, baß die mächtigen Gelbinftitute ihre eigenen Börſen barftellen, bie 
ftaatlich genehmigte Börje nur noch eine Scheineriftenz führt und lediglich) dazu 
dient, um einen amtlichen Kurszettel zu jchaffen. Die Kompenjation zahlreicher 
Aufträge auf Grund bes Selbſteintrittsrechts nach ben Vorausjegungen bes 
$ 400 HGB. kann nicht durch die Heranziehung einer wenig geeigneten Be: 
fimmung des Allgem. Landrechts, namentlich nicht für ben größten Zeil 
Deutſchlands, Hinfällig gemacht werben. Auch ift mit der Bezeichnung der 
Bonifikation als Verkaufsprovifion wenig gewonnen. Zwar jagt das Reichsgericht: 
„Soldye Bonifikation ift in Wahrheit Berkaufsprovifion — alſo nicht pars pretii —, 
und ber Bantier, der als Kommilfionär zugleidh Auftrag zum Kaufe annimmt, 
nimmt in Wirklichkeit zwei Aufträge verjchiedener Perſonen an, die ein ent: 
gegen —— Intereſſe haben.“ Allerdings laufen die Intereſſen von Verkäufer 
und Käufer einander ſtets entgegen, aber durch die Uebernahme bes einen 
Auftrages wird der andere nicht in Frage geftellt. Die Verkaufsproviſion ift 
handelsgebräuchlich der Einfaufsprovifion gleih. Der Kommilfionär kann daher 
nur feinen beiben Komittenten gegenüber die gleiche Provifion berechnen, die 
gewöhnlich */a"/o beträgt. Was darüber hinaus von der Emiſſionsfirma 
gewährt wird, fann unmöglih als Provifion angejehen werden; es ift und 
bleibt Bonififation, die bier nicht für den Dienft der Sperre gewährt wird. 
Da dem Kommiffionär nur die übliche Provifion zutommt, ift die Bonifikation 
ein Abſchluß zu vorteilhafteren Bedingungen, der dem Einfaufstommittenten 
zugute fommt. Der Kommilfionär hat fie ihm ohne weiteres herauszugeben, will 
er nicht gegen jeine wejentlichiten Pflichten verſtoßen und ſich dazu ſtrafrechtlich 
verantwortlich machen. 

Wird dagegen die Bonififation ala eine Vergütung an den Bankier aufge: 
faßt, weil er minderwertige Papiere überhaupt zum Abſatze bringt, jo darf er 
unter feinen Umftänden feinem Einkaufstommittenten weder die Bonifikation 
noch jeine Anfiht von der Minderwertigkeit der Papiere verihmweigen. Tut er 
es dennod, jo verftößt er gegen jeine Pflichten ala Kommilfionär ($ 384 HGB.), 
er macht ſich bes Betruges ſchuldig (4 263 StGB.) und er verfällt den Straj: 
beftimmungen bes Börfengejees ($ 79 Ziff. 1u.28G.). Hat der Kommittent 
tatfjächlich Kenntnis von der Bonififation und der Minderwertigfeit der Papiere, 
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jo wird er fich nicht mit ihnen belaften, namentlich dann nicht, wenn ihm nicht 
die ganze Bonififation zugute fommt. Er hat daher da8 Iebhaftefte Intereſſe 
an der Bonifizierung, und der Bankier verlegt unfraglich jeine Pflicht und 
macht ſich einer argliftigen Täuſchung jchuldig, wenn er fie verichweigt. Nach 
diefer Richtung ift dem Reichsgerichte rüdhaltlos zuzuftimmen (Enticheidung vom 
22. Februar 1899, Band 43 ©. 188). 

Der Volkswirtſchaft Schlagen jene Kommiffionäre, die da8 Publikum infolge 
der hohen Bonififation mit zweifelhaften oder faulen Papieren überſchwemmen 
und dieſe gerade bei Eleinen, in Geldverhältniffen unerfahrenen Beuten unterbringen, 
unheilbare Wunden, indem fie den Markt für beſſere Effekten verengern, den 
Sparern in jchwierigeren Zeiten ungeheure Verlufte bereiten und den volkswirt— 
ihaftlih jo überaus wertvollen Spartrieb in der breiten Maſſe des Volkes 
geradezu untergraben. Sie jollten vielmehr ihre Pflicht erfüllen, das Vertrauen 
des Publitums zu rechtfertigen und e8 vor unjoliden oder gar jchmwindelhaften Unter: 
nehmungen zu warnen. m gegenteiligen Falle ift eine empfindliche Straje am 
Plage. Sollte indeffen die Rechtiprehung mit dem Bonififationsunmejen, wie 
es fich allgemein, namentli bei Hypothefenbanfen breit macht, nicht genügend 
aufzuräumen inftande jein, fo ift e8 die Aufgabe der Reichögejeßgebung nad 
diefer Richtung ungeläumt Wandel zu jchaffen und dem Richter die Mittel in 
die Hand zu geben, um die Art an die Wurzel des Uebels legen zu können, das 
das Volkswohl in ungemeffener Weile zu jchädigen vermag. 

ft die Bonififation nur unter der Uebernahme der Sperrpflicht gewährt, jo Liegt 
unzweifelhaft ein Abſchluß unter vorteilhafteren Bedingungen ($ 387 HGB.) vor. 
In dieſem Falle befteht die vorteilhaftere Bedingung in dem um die Bonififation ver: 
fürzten Kurſe, die Gegenleiftung in der Verpflichtung zur Innehaltung ber Sperre. 
Der Eintaufstommittent übernimmt diefe Verpflichtung, ihm gebührt daher die 
Bonififation, jelbft wenn dieſes auch nad) 883 384 und 387 HGB. nicht ſchon 
unzweifelhaft wäre. Der Kommilfionär vermittelt lediglich diejes Geſchäft, er 
darf weder die Bonififation noch feine jonftige Anſchauung über die fraglichen 
Papiere gemäß der Sorgfalt eines ordentlichen Kommilfionär3 dem Kunden ver: 
ihweigen. Ihm gebührt für jeine Tätigkeit nur die ortsübliche oder gejeßliche 
Provifion. Bei Geltung dieje8 Standpunktes kann ſich der Kunde jpäter nicht 
beklagen, falls er durch die unausbleiblihen Erichütterungen des Marktes von 
Berluften betroffen wird. Ihm ift nichts verheimlicht worden, er bat fi 
jehenden Auges in die Gefahr begeben. Unter dieſen Umftänden muß er jeine 
eigene Haut zu Markte tragen. Er kann auf einen bejonderen Schuß feinen 
Anipruc erheben. In diefem Sinne hat aud das Reichsgericht (l. Ziviljenat) 
unterm 24. Februar 1906 entichieden. Der beklagte Bankier wurde verurteilt, 
die fraglichen Aktien zurüdzunehmen, weil er die Gewährung einer Bonifikation 
jeitens der Emiſſionsgeſellſchaft verheimlicht hatte. Er würde ſich bereits ſtrafbar 
gemacht haben, wenn er von ber Bonififation feine Kenntnis gehabt, aber es 
unterlaffen hätte, hierüber Erfundigungen einzuziehen. Eine Bonififation von 
2 müſſe Mißtrauen erweden. — Damit ift erneut anerkannt worden, daR 
es Pflicht des Kommilfionärs ift, jeine Kunden über die Bonifitation aufzuklären. 
— Die von anderer Seite gezeigte Ausflucht, aud) ferner die Bonififation zu ver: 
ſchweigen und für den Fall der jpäteren Inanſpruchnahme durd den Kunden, -die 
Emiffionsfirma vertragsmäßig regreßpflichtig zu machen, muß mit aller Schärfe 
abgewiejen werden. Es wäre recht jehr zu wünfchen, daß in diefer Sade aud 
die ftrafrechtlichen Folgen in größter Entjchiedenheit in Anwendung kämen. 
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Das Publitum muß jedoch mwiffen, dad, wo bomifiziert wird, es ſich 
meiftend um faule, in allen Fällen aber um zweifelhafte Werte handelt, 
denen man am beften aus dem Wege geht. Ber der jpäter folgenden Sanierung 
fraglicher Gejellichaften verliert das Volk ungeheure Summen. 

Während bei der Emilfion eine Ueberbewertung der Papiere jtattfindet, 
greifen die janierenden Großbanken bei ber Hilfeleiftung meiftens zu dem Mittel 
der Unterbewertung. Durch allerlei verwidelte Operationen wird ber Eleinere 
Befiger, der infolge feiner wenigen Stüde jeine Rechte nicht geltend machen kann, 
gezwungen, fich der Papiere zu entäußern. Sie werben, jtarf entwertet, von 
den Großbanfen aufgekauft. welche jodann die Bezugsrechte ausüben. In ihrer 
Hand fleigern fih allmählich die Werte zur alten Höhe, das Publitum wird 
fiher gemadt, nachdem eine ausreichende Friſt verlaufen ift — ein fteigenbes 
Papier wird von ben Bankiers ſtets als ein erwerbenswertes empfohlen, es muß 
ja feinen Wert in fi) tragen —, und es übernimmt von den Großbanfen 
nad) einigen Jahren mit ungeſchwächtem Vertrauen zu hohen Kurſen die gleichen 
Papiere, bie es früher zu ganz entwerteten Kurſen infolge der Sanierungs: 
beftrebungen verkaufen mußte. Wie das Syftem Dernburg bei der Bommerjchen 
Hypothekenbank bewiejen hat, vermag 8 12 des Geſetzes, betreffend bie gemein- 
ſamen Rechte der Befiter von Schuldverichreibungen, troß ſeines Wortlautes: „Auf die 
dem Nennwerte der Schuldverichreibungen entſprechenden Kapitalanſprüche kann burd) 
Beihluß der Berfammlung nicht verzichtet werden“, den Eleineren Befiger nicht zu 
Ihüßen. Die Unterbewertung dieles Syitems ftellt fich geradezu ald eine Umgehung diefer 
zwingenden gejeglichen VBorichrift dar. Bei dem Krache der genannten Hypothefen: 
bank mußten die Piandbrieigläubiger auf 20 °/o ihres Befiges verzichten. Für 
die Hälfte dieſes Verzichts, etwa 15,5 Millionen Mark, wurden ihnen Aktien der Gejell- 
ichaft angeboten, während rund 5'/ Millionen Mark nebft den zumachjenden Zinjen 
zu einem Garantiefonds für die Befiter dieſer Aktien feftgelegt wurden. Die 
große Mafle der Piandbriefgläubiger, welche die Aktien nicht zu erwerben ver- 
mochte, war demnach zugunften der Großbanken gewaltjam in ihrem Beſitze 
verfürzt worden, während bei ordnungsgemäßer Liquidation der Pommerſchen 
Hypothekenbank laut amtlicher Darftellung die Pfandbrieigläubiger ohne ein 
blaue Auge davon geflommen wären. Das Syſtem Dernburg erwies ſich daher 
ala ein Schröpfiyftem der großen Menge zugunften der Hochfinanz, die in ben 
meiften Faͤllen durch eine lebhafte Agiotage zu angemeffener Zeit die unter: 
bewerteten Papiere wieder auf ihren normalen Stand zu bringen verftehen. 


7. Schlußbetrachtungen. 
Die ftarke Wirkung der geichilderten Mikftände auf das gemeine Weien ergibt 
fi) aus dem Umfange der Emiffionstätigfeit. In betreff der ausländiſchen 
Wertpapiere geftalten fi) die Emijfionen in Millionen Mark wie folgt: 





Jahr | 1897 | 1898 | 1809 | 1900 | 1901 | 1902 | 1903 | 1904 | 1905 
An deutihen Börien | | | | | | | 
zugelaffen | 889,6 2534,3 1505,4 | 447,9 | 778,1 2631,7 4589,1 2155,5 5282,9 
Umwandlungen | | | 
bisher entittierter | 
Bapiere | 15,0, 782,1 6468| 8,3, 12,2 1171,3 3984,6 ,1036,4 | 346,0 


439,6 | 765,9 11460,4 | 604,5 119,1 49369 
! i 








Daher Erweiterung 
des Marktes 874,6 








1752,2| 868,6 
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Diefe Emiffionen verteilen fih auf folgende Gattungen von Effekten: 








| 8 | Piandbriefe | = | Eijenbahn- | Indufirie 
“ Mn | * * . 
4: = AR" | Sr & bapiere | Papiere 
2 Eu. 2= N s= = = I 8 — V. 8 
8 Bes 5555| 5 | & 8,5 8 2,5 
An ein SE 9 =93 Es 1-2} 
* —1 * = Qa”z u |@ < 
An deutichen Börjen | | 
zugelajien ı12738,2| 727,0| 732,0) 301,2 | 186,2 2438,5 3443,5 113,0 125,9 
Ummwandlungen | | 
bisher emittierter | | | 
Bapiere 6583,6 | 54,0 2023 871 86 — 11206 188 63 
Erweiterung des | | | 
Marktes | 6154,6 | 673,0 529,7 292,5 | 177,6 12438,5/2322,9| 94,2) 119,6 
| | 


In Summa find demnadh in dem Zeitraume von 1897 bis 1905 aus 
ländiiche Wertpapiere im Nominalwerte von 20814500000 Mark ausgegeben 
worden, unter denen ſich 8002700000 Mark Ummanblungen befanden. Es find 
die nur diejenigen ausländiichen Effekten, welche außer an Auslandsbörjen auch 
an beutjchen Börjen aufgelegt wurden. Die Summe jämtlicyer ausländiſcher 
Wertpapiere, die überhaupt in diefen Zeiträumen begeben mwurbe, ift natürlid 
um ein Vielfaches höher. Durch obige Papiere, an denen Deutichland partizipiert, 
wurde der Marft in einer Höhe von 12811800000 Mark neu in Anjprud 
genommen. Dieje Summe erlangte allerdings nicht allein in Deutichland Unter 
kunft, fie wurde vielmehr gleichfalls an den nambhafteften auswärtigen Plätzen 
aufgelegt. Unter Berüdfihtigung der mächtigen Börjen in London, Paris, New: 
York und ber jonft noch in Frage fommenden ar zweiter Ordnung fann 
mit großer Wahricheinlichkeit die Belaftung des deutlichen Marktes auf rund 
4 Milliarden Mark geihäht werden. Dazu kommen nod die zahlreichen Papiere, 
namentlid) ausländiiche Minenwerte, welche an inländiichen Börjen nicht zuge 
laſſen find, nichtsdeftoweniger aber vom deutſchen Publitum mit Eifer gefauft 
wurden. Hierüber fehlt es an jeglicher glaubhaften Schägung. Eine einigermaßen 
zutreffende Tyeititellung der vom deutſchen Markte aufgenommenen ausländiichen 
Effekten ift daher nicht zu erbringen. Nur der Steuerbehörde würde joldhes möglich 
fein. Von ihr wird indeſſen nur der Steuerertrag, nicht der Nominalwert der 
abgeftempelten Effekten veröffentlicht. Der Reichsſtempel für die Emijfion von 
Wertpapieren betrug 1903 14008614 Mark, 1904 20538419 Markt, 1905 
31234833 Mark, 1906 30773267 Mark. Die jeit dem legten wirtichaftlichen 
Niedergange ſtark gefteigerte Stempelfumme läßt auf eine ungewöhnliche Inan— 
Ipruchnahme des deutichen Geldmarktes jchließen. In diefer Summe find indeffen 
aud alle heimijchen Papiere enthalten, die den reichögejeglichen Vorſchriften über 
den Effeftenftempel unterworfen find. 


Die Begebung inländiicher Werte hielt mit der Emilfion ausländiicher 
mindeſtens gleichen Schritt. Die an den heimiſchen Börjen zugelaffenen deutjchen 
Werte betrugen in Millionen Mark: 
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1901 | 1902 1903 1904 1905 




















Zum Börjenhandel zugelafien 2366 2748 2215 2603 3424 
Ummanbdlungen 25 645 323 173 292 
Markterweiterung | a1 | 2108 | 1892 | 2430 | 3132 


Mit diefer Emiffionstätigkeit ift jedoch die Inanfpruchnahme des deutſchen 
Kapitalmarktes nicht befiegelt. In der wirtſchaftlichen Hochkonjunktur, die in 
der Gegenwart allerdings ſichtlich zu weichen beginnt, ftürzte fi) das Publikum 
geradezu auf die Neuemilfionen volkswirtichaftlicher Werte. Obgleich ber Emil- 
ſionskurs bereit8 auf die denkbar größte Höhe gebracht war und in ihm eigent- 
lich das fünftige Gebeihen der zu Grunde liegenden Unternehmungen vorweg 
esfomptiert erſchien, bewirkte eine überſchäumende Agiotage an den Börjen jofort 
nad) der Ausgabe der neuen Papiere noch ein lebhaftes weiteres Steigen berjelben. 
Oft wurden fie bereitö vor der Ausgabe um mehrere Prozente an der Börje erhöht, 
wobei der Kurs erheblich über den Zeichnungspreis hinaufgeichraubt wurde. Die 
Börje ftand daher im Zeichen ber Blüte bes —— und fortgeſetzt 
konnten neue Begebungen zu ſteigenden Kurſen an den Markt gebracht werden. 
Der Kurswert der zum Handel an ber Börſe zugelaſſenen Werte überſchritt 
daher den Nominalwert um ein Gewaltiges. Das Emiffionsagio hat deshalb in 
Induſtrieaktien eine niemals zuvor erreichte Höhe erlangt. Es ftellte ſich in ben 
Jahren 1901 bis 1905 wie folgt: 1901 41,49%; 1902 16,08%0; 1903 
24,20°/o; 1904 53,60°0; 1905 78,50%. In dieſer Reihe fpiegelt fi aud) 
die Konjunkturbewegung deutlich) wieder. 


Wie erheblich die oben behandelten Emiſſionsmißbräuche ins Gewicht fallen, 
erhellt namentlic; aus der ſtarken Belaftung des Publitums mit den Aktien ber 
Handels, Induſtrie- und Verſicherungsgeſellſchaften. Nach dem „Deutichen Deko: 
eg — fi der Wert der einjchlägigen deutſchen Aktien im Februar 1906 
wie folgt: 










| Bert in 1000ME. 


%%, 


Urt der Gejellihaften Zahl | Nominals Kurs- 
Wert Bert 
| 














Banfen und Zrufts 100 2622730 4088106 155,80 
In duſtriegeſellſchaften 583 3025 135 5770534 19,70 
Transportgeſellſchaften 66 636575 917251 144,09 
Berficherungsgeiellihaften 21 35 706 180 876 506,50 





6320146 | 10956767 | 173,30 

In diefen Zahlen jprechen fich fette Zeiten für die Hochfinanz aus, beren 
Erträge fi noch durch den hohen Diskontoſatz mejentlich vergrößerten. Wie 
ftarf die Emilfionstätigkeit fi im Jahre 1906 geftaltete, mag an einigen 
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berausgegriffenen Beifpielen auf Grund der Geihäftsberichte ber Banken bar: 
etan werden. Das Konfortialtonto der Deutichen Bank beitand am Jahres: 
— aus 48 Beteiligungen an Staats-, Kommunal: und Eijenbahnpapieren, 
197 Beteiligungen an Aktien und Obligationen verjchiedener Gejellihaften und 
16 Beteiligungen an Grundftüdsgefhäften mit einer Gejamtjumme von rund 
45/5 Millionen Mark. Der Beitand an Effekten belief fi) auf 72’/s; Millionen 
Mark bei einem Grundfapitale von 200 Millionen Mark. Darunter befanden 
fih 92 Gattungen Staats: und Kommunalpapiere, 56 Gattungen Pfandbriefe 
und Eijenbahnobligationen, 99 Gattungen Eijenbahn:, Bank: und Ynduftrie 
aftien und 37 Gattungen Obligationen induftrieller Geſellſchaften. Im Ge 
Ihäftsjahre 1906 war genannte Bank an 90 neuen Emilfionen bzw. Umwand— 
lungen beteiligt. Die Dresdener Bank beteiligte fich im gleichen Geichäftsjahre 
bei 99 Emiffionen, darunter befanden fi 30 Aktiengejellichaften. Das Kon: 
jortialbeteiligungsfonto erreichte eine Höhe von rund 50 Millionen Mark bei 
einem Aftienfapitale von 160 Millionen Markt. Der Effektenbeftand hbezifferte 
fi) am 31. Dezember 1906 auf rund 57'/s Millionen Mark in 492 Gattungen 
von Papieren, unter denen ſich 159 Gattungen Staats, Provinziale und 
Kommunalobligationen, 140 Gattungen Hypotheken: Pjanbdbriefe, Eifenbahnz, 
Straßenbahn: und Jnbuftrieobligationen und 193 Gattungen Aktien befanden. 
Die Darmtädter Bank war im Jahre 1906 an 69 Emilfionen beteiligt, deren 
Höhe nicht angegeben if. Dazu kamen dauernde Beteiligungen in Aktien von 
Banken und fommanbditiftiichen Beteiligungen an Banfgeihä en in Höhe von 
30'/s Millionen Mark bei einem Grundfapitale von 154 Millionen Marl. 
Der Effektenbeftand bezifferte fi) am Schluffe des Jahres auf rund 40° Millionen 
Mark börjengängiger Wertpapiere, unter denen ſich 101 Gattungen deutſcher 
Staats, Kommunal: und Eijenbahnanleihen jowie Pfandbriefe, 54 Gattungen 
außerdeuticher Staats- und Kommunalanleihen, Eifenbahnprioritäten und Ob: 
ligationen deutſcher Imduftriegefellihaften, 117 Gattungen Aktien und 46 
Gattungen fonftiger Papiere befanden. Dazu kamen nod 139 Gattungen 
nit börjenmäßig notierter Wertpapiere mit einem Buchwerte von 
6,1 Millionen Mark. — Das Konfortialbeteiligungstonto des A. Schaaffhaufenichen 
Bankvereins bezifferte fi) auf 32%/s Millionen Mark bei einem Grunbdfapitale 
von 125 Millionen Mark. Die Emiffionstätigfeit erftredte fih im Geſchäfts— 
jahre 1906 auf 55 Operationen. 

Bei den übrigen Großbanken zeigen fih ganz ähnliche Erjcheinungen. 
Sie’ harakterifieren fi) im mejentlihen im folgenden: 1. außerordentlich leb— 
hafte Tätigkeit im Emiffionsgeihäfte, nur mehr oder weniger verſchieden je nad) 
der Kapitalmächtigkeit, den jeweiligen Beziehungen und der Geſchicklichleit der 
Leitung der Bank; 2. ftarfer Befig der übernommenen Aktien und Anleihe: 
papiere. Die Emiffionstätigfeit war daher lebhafter als die Aufnahmefähigkeit 
des Marktes und insbejondere als das Anlagebedürfnis bes Publitums. Die 
geiteigerte Emilfionstätigfeit, eine folge des ftarfen Kapitalbedürfnifſes von 
Induſtrie, Handel und Gewerbe, und der große Befit der übernommenen Wert: 
papiere zwingt die Großbanten, die Börjenkurje tunlichſt Hochzubalten und ihnen, 
wenn möglid), eine fteigende Entwidelung zu geben. Solches läht fi) in normalen 
Zeitläuften bei dem mangelhaften Notierungsmelen an der Börje unter geſchickter 
Benußung der beftehenden Einrichtungen mehr oder weniger erreichen.) Wir 


') Conrad, Jahrbücher für Nationalötonomie, Jahrgang 1907, Maiheft S. 601 fi. 


Wermert, Ueber einige Mißbräuche bei Emiifionen. 431 


erbliden daher bei durchweg fteigenben Kurſen fortgeſetzt zahlreiche Geldnotierungen. 
Der Kurszettel machte bis vor furzem den Eindrud einer ungeheuren, nicht zu 
Jättigenden Nachfrage nad) Börjenwerten, namentlich) nad den Aktien induftrieller 
und fonftiger Gejellichaften. Diejer verlodende Anſchein regte unausgeſetzt zu 
Neuemilfionen an. So türmte fih eine Wertpapierpyramide über die andere 
empor infolge ber fünftlich geichaffenen, in Wahrheit nicht vorhandenen Nachfrage. 
Diejes vollzog ſich alles zu einer Zeit, in welcher der Disfont auf 6%, ja auf 
7°/o jtieg und ſich längere Zeit hindurch auf diefem Sage erhielt. Der Zinsfuß 
erreichte unausgejegt eine Höhe, die für das zwanzigfte Jahrhundert eigentlich ala 
dauernd bejeitigt gelten jollte. Dazu jtiegen die auswärtigen Wechſelkurſe zeitweije 
über den Goldpunft und ließen erkennen, daß ſich die Zahlungsbilanz für das 
Deutiche Reich ungünftig ftellte und mehr Forderungen an das Ausland zu 
begleihen waren, ald das Inland Forderungen an dad Ausland beſaß. Trotz 
der hohen Leihgebühr für Geld ftrömte nicht genug Kapital vom Auslande herein, 
um die ftarfe Anſpannung des Geldmarktes zu lindern und auf das Durdjchnitts- 
maß herabzudrüden. Ueberall berrichte lebhafte Nachfrage nad) Geld; dennoch 
zeigte der Kurszettel durch die fortgejegten Notierungen von Geldfurjen, die eine 
Icheinbare Nachfrage nad) Jnduftriewerten vorgaufelten, eine Geldfülle, die gänzlich 
erdichtet war. 

Woher rühren dieſe unüberbrüdbaren ftarken Widerſprüche? Im mejent- 
lihen aus der Beherrihung der Kursfeſtſtellung dur die Hochfinanz einerjeits 
und ber Ausichaltung einer Fräftigen Kontremine infolge der Wirkungen des 
unglüdlihen Börſengeſetzes andererjeits. Die Emilfionsbanfen und Befiger eines 
ſtarken Portefeuilles von unverfauften Effekten beftreben ſich nach Kräften, dem 
Markte ein immermwährendes freundliches Anjehen zu geben. Ein beftändiger 
Gegenftoß der Baiffepartei ift nicht vorhanden, weil das Börfengejeß bie Vor— 
berrichaft der Großbanken zu einer unerjhütterbaren gemacht hat. Selbft die noch 
bejtehende Kuliffe an der Börfe ift von der Hochfinanz ganz und gar abhängig. 
Sit nun der auswärtige Himmel jonnenflar, finden feine allzu empfindlichen Gold: 
entziehungen ftatt und werden an den fremden, namentlich den amerikanischen Börjen 
feine brutalen „Schwänze“ betrieben, jo ift der Machtbereic der Hochfinanz faft 
unumſchraͤnkt. Bei diefem fünftlichen Stelzenbau von Wertpapierpyramiden bedarj 
es nur eines leichten Unmwetters, um ihn zujammenbredhen zu laffen. Die Börjen: 
und Geldmarktäverhältniffe haben diejes im Frühlinge 1907 mit mathematifcher 
Sicherheit Elargeftellt. Die Goldentziehung Amerikas vom Londoner Marfte, 
bie an und für fich bei den vorherigen gewaltigen Emijfionen amerifanijcher 
Eijenbahnwerte an den europäiſchen Hauptbörfenpläßen ganz natürlich war, 
bewirkte innerhalb fürzefter Friit einen faſt Erifenhaften Niedergang faft ſämt— 
ficher Börjenwerte, namentlich) der Montan- und Jnduftriepapiere, obgleich der 
induftrielle Himmel in Deutichland nad) wie vor ziemlich heiter blieb, die ein: 
Ichlägigen Werfe mit guten Ergebnifjen arbeiteten, die Dividenden nicht zurüd: 
gingen und auch noch Bejtellungen für die Folgezeit in ziemlich ausreichender 
Menge vorhanden waren. Das Publitum warf trogdem jeine Papiere auf den 
Markt, und die Hochfinanz vermochte die unnatürlicy hohen, ja zum Zeile 
ſchwindelhaft getriebenen Kurje nicht zu halten. Sie intervenierte erft nad) den 
ftarfen Kursſtürzen, um dann die billig aufgefauften Papiere nad) und nad 
wieder zu fteigern und dem Publikum gegenüber das alte Spiel von neuem zu 
wiederholen, einem Publikum, da3 fih nun einmal durch Feinerlei Erfahrungen 
belehren läßt. Daß dieſes gelingt, zeigen die ſich raſch erholenden Börjenkurfe, 


432 Wermert, Ueber einige Mißbräuche bei Emijfionen. 


die ihre frühere Höhe unfchwer wieder erreichen, falls fich nicht eine induftriele 
Weltkriſe allmählid) vorbereitet, die befanntlih in faft regelmäßiger Tyolge ben 
Erdball überzieht, mit induftriellen Trümmern und zahllofen vernichteten 

ihre Fußftapfen marfierend. — 


Um die geihilderten Mißſtände zu bejeitigen, genügt es nicht, im dem 
alffeitig als verfehlt anerkannten Börfengefege einige kleine Flickarbeiten vor: 
zunehmen, fondern e8 muß ein gründlicher Wandel geihaffen werden, ein 
Wandel, der nicht den Verkehr in unzuläffiger Weile beichränkt und ein moderne 
Berkehrsinftitut auf mittelalterliche Einrichtungen zurüdzufchrauben trachtet, 
ſondern e8 hat ein meitichauender Blick bei der notwendigen Umformung der 
Börfeneinrichtungen nicht nur der Gegenwart zu genügen, ſondern auch ber 
zukünftigen Entwidelung Raum zu ſchaffen, damit e8 nicht, wie unter ber 
Herrihaft des Geſetzes vom 22. Juni 1896, der Gejamtheit zum Schaden und 
nur zu m und Frommen ber Hochfinanz wirkt, jondern das Volk in feiner 
breiten Maffe von ihm die förderung empfängt, die e8 von dem wichtigſten 
Anftitute der modernen Staatsöfonomie erwarten darf. — 
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Moderne Rechtsweistümer. 
Bon Profeſſor Dr. Anton Dyroff in München. 


Phantaſiepolitiſch fcheint auf den erften Blick das Ziel des folgenden 
Aufſatzes, der von einem „Reihsamt für Geſetzesauslegung“ handelt. 
Ich gewähre ihm Aufnahme, weil er in beachtenswertem Gedanfengange ein 
Problem behandelt, da8 auch unabhängig von dem gemachten konkreten Bor: 
ichlag der Erörterung würdig ift. Weiteren, nicht zu umfangreichen, jachdienlichen 
Aeußerungen zu dem Fragenkomplexe werden die „Annalen“ gerne Raum 
gewähren. 

Ich möchte hier zumächft die Trageftellung verallgemeinern: „Brauchen 
wir moderne Redhtöweistümer, nämlidh abftrafte Urteile — ſei 
es eines Berichtes oder einer fonftigen Behörde — über Rechtsfragen mit 
bindender Kraft für künftige Fälle? Im welcher Art und namentlich 
unter welden Kautelen könnten fie eingeführt werden? Ber: 
bleiben unvermeidlihe Nachteile? Werden dieſe dur die Vor: 
teile aufgewogen?“ 

Sodann aber kann ich mir e8 nicht verlagen, menigftend mit einigen 
Worten das Problem in einen größeren Zuſammenhang zu Stellen. 

Unter ben verwandten Einrichtungen find vor allem die responsa 
prudentium de3 römijchen Rechtes zu nennen: Kraft kaiſerlicher Autorität, 
aljo vermöge ſtaatlicher Ermächtigung, gaben beftimmte Juriſten auf Rechts: 
fragen Antwort und eine übereinftimmende, formgerechte Antwort hatte gejeß- 
vertretende Kraft: legis vicem obtinet (Gajus). 

Im Mittelalter jpielte eine große Rolle die Feſtſtellung zweifelhaften 
Rechtes durch abftrakte Urteile (judieia, Weistümer) über vorgelegte Rechts— 
fragen, eine form, die auch da Anwendung fand, wo in Wirklichkeit nicht 
geltendes Recht feitgeftellt, jondern neues geſetzt wurde. 

Die von einer analogen Anwendung der Gewaltenteilungslehre bis heute 
unberührt gebliebene Machtvollkommenheit der Eirchenrechtlich wichtigiten römischen 
Kongregation, der Congregatio cardinalium Coneilii Tridentini interpretum 
umfaßt jeit Jahrhunderten — neben der an fi) nur die Parteien angehenden 
Streitsentiheidung — aud die Erlaffung von Erklärungen (Deklarationen) 
— alſo abitraften, bindenden Ausſprüchen — über tridentiniiches Recht: deeidit 
non solum casus particulares et in concreto, sed.... [et] aperit sensus 
et mentem S. Synodi generaliter et in abstracto (Fagnani)- 

Die freiere Stellung des germanifchen Richters gegenüber dem Geſetze 
bat fi das engliiche Recht nicht ganz rauben laffen. Ich habe hier übrigens 
nicht näher zu handeln von feinen Grundjäßen über die rechtſchaffende Tätigkeit 
des Richters im allgemeinen, die auf dem Kontinente hauptſächlich den Ein- 
flüſſen der Gemaltenteilungslehre zum Opfer fiel (vgl. hierüber namentlich 
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Hatſchek, Engliſches Staatsrecht I ©. 96 ff., 110 ff. 137 ff.). Nicht übergehen 
kann ich aber die jehr bemerkenswerte Zuftändigfeit der Kings Bench Division 
bes High Court of Justice, ihre Zuftändigkeit ala Court of Crown Cases 
reserved. Der Strafrichter kann nämlid nad) ergangenem Urteil einen all 
der Krone, nämlich eben diefer Kings Bench-Abteilung des Oberften Gerichts: 
hofes (Supreme Court, deſſen einer Hauptbeftandteil der High Court ift) zur 
Entiheidung einer zweifelhaften Rechtöfrage unterbreiten. Die Entſcheidung. 
gefällt unter dem Vorſitze des Lord Chief Justice in einem Senate von vier 
weiteren Richtern oder im Plenum der Kings Bench, hat bindende Krajt für 
fünftige Falle, bricht beftehendes Gejegesreht und kann nur durch Geſetz wieder 
aufgehoben werden (Hatſchek a. a. O. II ©. 166 ff.). 

Die verhältnismäßig Eurzlebige Einrichtung der Gejeestommilfion im 
Sinne de3 8 47 der Einleitung zum Preußiſchen Allgemeinen Landrecht Litt 
an dem Dauptjehler, daß fie die laufende Richtertätigkeit zu jehr beichräntte. 
Der $ 47 Hatte nämlich beftimmt: „Findet der Richter den Sinn des Geſetzes 
zweifelhaft, jo muß er, ohne die prozeßführenden Parteien zu nennen, jeine 
Bweifel der Gejegestommilfion anzeigen und auf deren Beurteilung antragen. 
Der anfragende Richter ift zwar jchuldig, den Beſchluß der Gejegesfommiifton 
bei jeinem ——— Erkenntnis in dieſer Sache zugrunde zu legen; den Parteien 
bleiben aber die gewöhnlichen Rechtsmittel unbenommen. Schon 1798 fiel 
diejes Auslegungsanmt. 

Die franzöfiiche Gejeßgebung der Revolutionszeit ermäcdhtigte (1790) ben 
Richter, fih unmittelbar an die Legislative zu menden, wenn nad jeiner 
Meinung das Gejeg eine Rechtsfrage zweifelhaft gelaffen hatte, und verpflichtete 
ihn hiezu bei auffallenden Widerſprüchen in der Rechtipredjung, die eine Lüde 
des Gelches erfennen laſſen. 

Um die Zeit der Bejeitigung jener preußiichen Geſetzeskommiſſion wurde 
(gl. Kab.-Ordre vom 8. und Reſkript vom 21. März 1798, $ 2 bes Anhangs 
zum Allg. Landrecht) der Richter für verpflichtet erklärt, „die vermeinte Dunkelheit 
bes Gejeßes“ dem Juſtizminiſter „zum Behufe der Fünftigen Legislation” ans 
äuzeigen. 

Eine authentiſche Interpretation durch den Gejeßgeber jelbit ift an ſich 
freilich hier nichts beſonders Bemerkenswertes. 

Die og. Präjudiziengejege deuticher Staaten aus dem 18. und 
19. Jahrhundert, wornach oberftrichterlihe Erkenntniſſe in zweifelhaften gleichen 
Fällen von den Gerichten beachtet werden mußten (vgl. die Zujammenftellung 
bei Stobbe, Deutiches Privatrecht I $ 24), find in dieſem Zuſammenhang 
gleichjalld wenigitens zu erwähnen. In Hannover war die vom König 
vollzogene Bekanntmachung des Präjudizes Vorausjegung. 

In all diefen Ericheinungen des Rechtölebens war ein Bedürfnis nad 
einer Nehtsauslegung anerkannt, die mit Härferer Wirkung ober 
mit höherer Autorität als die gewöhnlide Redhtiprehung aus: 
geitattet wäre. Und dies ift auch der Grundgedanke nachſtehender Ausführungen. 

Deſſen Ahnenreihe, die fich bei näherem Zujehen jedenfalls noch bereichern 
läßt, ift gewiß nicht unanjehnlid. 

MWürde ein Auslegungsamt — etwa verjuchsweile für einen engeren 
Wirkungdfreis in einem Bundesftaate — geichaffen, jo müßten jedenfalls zum 
mindelten die gleichen perjönliden Garantien der Unabhängigkeit 
wie bei einem Gerichte zuguniten der Mitglieder des Amtes 
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feftgeftellt werden. Bon ber fachlichen Garantie ift noch zu ſprechen. Laien: 
beteiligung würde faum ind Auge zu faffen jein. 

Der ae würde dad Amt zur autbentijhen Inter— 
pretation von Rechtöftoff, der feiner Gewalt unterliegt, mit ber Maß: 
gabe ermädtigen, baß die Auslegung nur für fünftig ent— 
tehende Rechtsbeziehungen bindende Kraft Habe. Solde Be: 
Ihränktung der Wirkung einer authentiichen interpretation wiberftreitet nicht 
deren Begriff und ift dem MRechtäleben nicht fremd (franzöfiiches und 
badiſches Recht !). 

Das Amt würde alſo einfah auslegende Rehtsverordnungen 
ohne rüdwirkende Kraft auf Grund einer jog. Delegation (Bezugnahme) des Ge- 
ſetzgebers erlafjen, der jelbft zu umſaſſender Auslegungstätigkeit fich weniger eignet. 

. Das innerhalb vernünftiger Schranken nur erwünjchte prätoriihe cor- 
rigere et supplere ius würde dann, praktiſch geiprochen, nicht ausbleiben. 

Eine rein prohibitive Kontrolle der Regierung des Einzelftantes — an 
die Mitteilung des Beichluffes vor deſſen Publikation anknüpfend — wäre wohl 
ohne Bedenken, ja zu empfehlen. Im Reiche müßte dem Bunbesrate Diele 
Kontrolle zuftehen, in Berfaffungsfragen jchon einer Minderheit von 14 Stimmen, 
bei Sonderredhten auch dem berechtigten Staate. Der beanftandete Beichluß 
würde einfach nicht publiziert. Dieſes Manko gegenüber den ſachlichen 
Garantieen rihterliher Unabhängigkeit ift ohne befonderen Schaben, 
da ja bie bindende Gejegesauslegung nicht unentbehrlich ift. Aenderungen 
durch die Regierung müßten dagegen — gleihmwie vorgängige 
Weilungen — ausgeſchloſſen jein. 

Auh an eine parlamentarijhe Kontrolle kann man benfen: 
Die Beihlüffe würden der Volfsvertretung mitgeteilt und könnten erft, wenn 
fie biß zum beitimmten Zeitpunft unbeanftandet geblieben find, publiziert werben. 
Die Zuftändigkeit könnte dann unbedenklich auch auf die Auslegung der Normen 
über Reichstags- und Landtagswahlen erftredit werben. 

Wenn ein einzelftaatlicher Geſetzgeber etwa das feiner Gewalt unterliegende 
Polizeiftrafreht ala Verjuhsfeld für ein Auslegungsamt wählen würde, 
jo würde er zwei Fliegen mit einem Schlage treffen. 

Unter Einfihtigen kann es nicht aeifelhaft fein, daß die ausſchließ— 
lich ſtrafrichterliche endgültige Zuftändigkeit auf dem Gebiete des Polizei— 
ſtrafrechts vom Uebel ift. Wer feitftellen Lafjen will, was in einer ſolchen Frage 
rechtens ift, muß, wie Seydel in jeiner draftiihen Art einmal jagte, mit dem 
Stride um den Hals jein Redt ſuchen, muß fi der Strafe und 
den großen Koften eines mehrinftanziellen Strafverfahrens ausfegen. Hermann 
Seuffert (Ein neue Strafgejegbud, 1902) hat vorgeichlagen, eine Feſt- 
ftellungsflage vor dem Verwaltungsgerichte zuzulaffen, ftatt gleich 
den „Drejchflegel der Strafe“ zu erheben, wenn ber Polizeibehörde gegenüber 
ein Recht zur Vornahme einer unterjagten oder zur Unterlaffung einer an= 
— Handlung behauptet wird (vgl. Roſenberg in den Annalen 1906 

. 830). 

Bis zu einem gewiffen Grabe würde dem bier beflagten Mangel nun 
ein Auslegungsamt für Polizeiftrafreht abbelfen. 

Mit diefen Bemerkungen möchte ich den folgenden Aufſatz der vorurteils: 
freien Prüfung von Praftifern und Theoretifern unterftellen — salvo meliori. 
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Bon Landgerichtsrat Beiler in Kempten. 





Es ift außerordentlich erfreulich, daß die Schrift von Adickes allenthalben 
die Gemüter aufgerüttelt hat. Wenn auch jelbitverftändlih niemand an eine 
Uebertragung der engliſchen Juftizverhältniffe nad) Deutichland denken wird 
— umter Preisgebung defjen, was bei uns befjer ift —, jo enthält die Schrift 
doc jo viel Beherzigenswertes, daß zu hoffen ift, e8 werde dad, was an ben 
engliihen Verhältniffen nahahmenswert ift, angepaßt an unjere deutſchen Der: 
hältnifje, zum Wohle unjerer Rechtiprehung, zum Wohl des deutſchen Bolfes, 
herübergenommen werben. 

Würde durch beffere Ausnügung der tüchtigften Kräfte zur rein richter: 
lihen Tätigkeit — unter völliger Befreiung von jeder mechaniſchen und unter: 
geordneten Arbeitälaft — eine befiere Gewähr für eine gute Rechtſprechung 
geihaffen, und würde damit das Vertrauen zu unſerer Rechtspflege, das ja 
nach vielfaher Behauptung im Schwinden begriffen jein joll, allerdings wieder 
eftärkt, jo find doc) die auf eine Wenderung der Gerichtsorganijation und der 
5 abzielenden Vorſchläge allein nicht ausreichend, um jener angeblich 
ſteigenden Unzufriedenheit mit unſerer Rechtspflege entgegen zu arbeiten. 

Das Uebel ſitzt tiefer und beruht zum großen Teil in dem Recht, das 
der Richter anzuwenden hat, weniger in den Mängeln in der Art der 
Rechtſprechung. 

J. 

Daß ein Rechtsſtreit in drei Inſtanzen in verſchiedenem Sinne entſchieden 
werden kann, iſt leider nicht aus der Welt zu ſchaffen, mögen die Geſetze noch 
jo vortrefflich und die Richter weiſe ſein wie Salomo. Denn die tatſächliche 
und rechtliche Beurteilung verwickelter Rechtsverhältniſſe, und die Auffaſſung 
über das Ineinandergreifen mannigfacher Rechtsſätze wird ſich immer in 
mehreren Köpfen verſchieden darſtellen. Mit jenen naiven Laiengemütern, die 
ſich von einer Wiedereinführung der alten, einfachen, jedermann verſtändlichen 
Geſetze das Heil erwarten, iſt daher gewiß nicht zu rechten. Einſichtigere da— 
gegen werden allerdings begreifen, daß für verwickeltere Rechtsverhältniſſe un— 
möglich ſtets ein einzelner Geſetzesparagraphh vorhanden ſein kann, der die 
Entſcheidung auf die Streitfrage klipp und klar gäbe. Und ſie werden es ein— 
ſehen, daß in ſolchen Fällen in mehreren Inſtanzen verſchiedene Entſcheidungen 
ergehen fünnen — von denen ſchließlich vielleicht feine als ſchlecht bezeichnet 
werden fann. 

Mas aber der Laie und auch der einfichtigere Laie nicht begreifen fann, 
it, daß ihm der Jurift auf eine Frage einfacher Art fo häufig feine beftimmte 
Antwort geben fann. 

Ein paar Beiſpiele! 

Dem Mann ift die Forderung eines gewerblichen Wrbeiter® gegen den 
Arbeitgeber aus dem Arbeitsverhältnis übertragen und er will gegen den Arbeit- 
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geber Klage ftellen. Der Rechtsanwalt, an den er ſich wendet, gibt ihm die 
Auskunft, daß, wenn der Arbeiter flagte, da8 Gemwerbegericht zuftändig wäre; 
da aber er als Zeifionar die Klage ftelle, jo jei 8 jo eine Sade: nad) dem 
einen Kommentar jei das Gewerbegericht, nad) dem andern das ordentliche Gericht 
zujtändig, das eine Gericht habe die Frage jo, das andere anders entichieden — 
wie es Jeiner Klage gehen werde, wiſſe Gott allein, möge er fie nun beim 
Gewerbegericht oder beim ordentlichen Gericht einreihen. Am beiten jei es viel- 
leicht, er probiere e8 zuerjt beim Gemwerbegericht ; denn da koſte e8 nicht jo viel, 
wenn die Klage wegen Unzuftändigkeit abgewiejen werde. 

Oder ein anderer Fall: Bei einer Willenserklärung, die zu ihrer Gültig- 
feit der jchriftlichen Form bedarf, ift die Urkunde von dem Ausfteller in Mafchinen: 
ſchrift unterzeichnet, oder fie ift von einem Vertreter mit dem Namen des Vertretenen 
unterzeichnet. Ob die Unterichrift rechtswirksſam ift, ift beftritten; das Geſetz 
ſelbſt läßt nicht erjehen, ob die Unterjchrift in den beiden Fällen dem Geſetz ent: 
ſpricht. Aber wer e3 willen will, kann es leicht erfahren, er braucht nur jeinen 
Rechtsſtreit durchzuführen, dann wird ihm die zweite oder auch die britte 
Inftanz endgültigen Beſcheid geben. 

Ein weiterer Fall: Ein Mann hat has Unglüd, ala Abkömmling pflicht— 
teilöberechtigt zu fein in einer Weile, daß die $$ 2315, 2316 BGB. auf feinen 
Tall zutreffen. Weh ihm! Will er fich darüber, wie jein Pflicytteil zu berechnen 
ift, Rats erholen und jchlägt er 3. B. Staudinger Kommentar auf, fo werben 
ihm vor der Fülle der Gefichte die Augen übergehen. Der reine Herenjabbath 
von Meinungsverichiedenheiten ! 

Und doch handelt es fi) in all diejen Fällen nicht um die fyrage, wie 
das Recht auf verwidelte Lebensverhältniffe anzuwenden ift, jondern um bie 
Trage: Was ift rechtens? 

Und die Fälle diefer Art find nicht vereinzelt, ihre Zahl ift Legion. Faſt 
auf jeder Seite eines jeden Kommentars und Lehrbuch, in jeder Rechtsdiszipfin 
finden fi ſolche Meinungsverjchiedenheiten der Ausleger, finden ſich widerſprechende 
gerichtliche Enticheidungen aufgeführt. 

Nicht bloß der Laie jchüttelt darüber den Kopf; auch der Yurift, der Anz 
walt, ber Richter, ift ftets in einer jchlimmen und unerquidlichen Lage, wenn 
er eine ſolche Frage enticheiden joll, die man verſchieden beantworten kann und 
nach beiden Richtungen vielleiht mit guten Gründen. 

Glücklicherweiſe betreffen dieje Streitfragen nicht immer bejonders wichtige 
und häufig anzumendende Rechtsſätze; aber immerhin find hunderte von Fragen 
ftreitig, die täglich die Gerichte beichäftigen. 

Häufig find e3 fragen, an die der Gejeßgeber nicht gedacht hat; gar 
nicht felten aber auch hat der Geſetzgeber bewußtermaßen und mit Abficht eine 
Frage unentihieden gelaflen, weil er der Meinung war, die (bi8 dahin jchon 
ftreitig geweſene) Frage ſei noch nicht genügend ausgetragen und ihre Enticheidung 
der Wiſſenſchaft zu überlaffen. 

Es ift zweifellos, daß es für die Weiterentwidlung der Wiſſenſchaft von 
Vorteil ift, wenn ihr ſolche Streitfragen zur Unterfuhung überlaffen werden. 
Aber ob ber Gejegeber, wenn er jo verfuhr, dabei genügend berüdfichtigt hat, 
welche folgen es haben wird, wenn er die Streitfrage offen läßt? In all diefen 
Fällen ift böje Rechtsunficherheit die Folge, und jelbft wenn die Frage zur Ent: 
jcheidung eines höchſten Gerichts gelangt ift, jo kann acht Tage darauf eine 
erıtgegengejeßte Enticheidung besjelben oder eines andern Gericht? ergehen. Und 
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wie viele Jahre und jelbft Jahrzehnte kann e8 dauern, bis eine Streitfrage, die 
im Leben von großer Wichtigkeit ift, einmal durch ein Gericht höchften Ranges 
entichieden wird! Das ift ein jchlimmer Mißſtand. Was fteht höher, die Weiter: 
entwidlung der Wiſſenſchaft, oder die Rechtsficherheit und damit das Bertrauen 
in bie Rechtspflege, deren Grundlagen feſt jein jollen und nidt 
ihwammig? 

Nicht anders fteht e8, wenn ber Geſetzgeber eine Frage „der Rechtiprechung 
en will“. Einfacher ift dies ja, aber gewiß der Allgemeinheit nicht zum 

orteil. 

Glaubt wirklich der Gejeßgeber, e8 ſei noch nicht die nötige Erfahrung 
für Die gejegliche Regelung einer Frage gelammelt, jo mag er gleichwohl bie 
Trage regeln, wie e8 ihm am beiten ſcheint — auch das erfle Gericht, das 
zu ber unentjchieden gelaffenen trage Stellung nehmen muß, bat fein befferes 
Material zur Beurteilung der Frage und muß fie dennoch entjcheiden! Wird 
die Frage geleglich geregelt und ergeben fich bei der Anwendung des Geſetzes 
Mipftände, jo mag das Geſetz geändert werden. Aber bis dahin hatte der Verkehr 
doch eine fefte Grundlage und man brauchte nicht auf fein gutes Glüd ftatt 
auf die Teftigfeit bes Geſetzes zu bauen. 

Es wird niemanb einfallen, die hohe Bedeutung der Wiſſenſchaft für bie 
Entwidlung des Rechts zu leugnen — aber ift die Wiſſenſchaft wirklich lahm 
elegt, wenn ſolche Streitfragen ihrer Entſcheidung entzogen werden? Wenn ber 
Gefehgeber die Trage gelöft Hat? Ich glaube nicht. Der Wiſſenſchaft ift es 
unbenommen, an ber pofitiv gegebenen Regelung der Frage im Geſetz Kritik zu 
üben, fie beipricht die frage de lege ferenda, genau ebenjo, wie fie fie ſonſt 
de lege lata beſprochen hätte. Und wenn die Wiflenihaft zu dem Ergebnis 
gelangt, daß die vom Gejegeber getroffene Regelung der Frage mißlungen war, 
b a das Geje zu ändern fein, und die Wiſſenſchaft feiert den verdienten 

riumph. 

Alſo ich glaube, ber Geſetzgeber darf Tragen, die im Gejeg nad Stoff 
und Inhalt geregelt fein jollten, nicht der Willenihaft und der Rechtſprechung 
überlafjen. 

Häufiger freilich find die fragen, die der Geſetzgeber nicht abfichtlich zu 
regeln übergangen bat, jondern die fi im a? einfach deshalb nicht behandelt 
finden, weil ber Gejeßgeber auch nicht am jede Einzelfrage denken kann. 


Tauchen ſolche Fragen, wie dies meift der Fall ift, bei der Hanbhabung 
bes Gejeßes in ber Praxis oder bei ſeiner theoretiichen Auslegung durch bie 
Wiſſenſchaft auf, fo ift e8 natürlich nicht möglich, jedesmal, um bie zutage 
getretene Bir Irre zu bejeitigen, den Apparat ber Gejeßgebung zur 
Regelung der Zmeifelsfrage in Bewegung zu jegen. Und jo kommt es, ba 
ſolche Fragen Jahrzehnte, in unjern alten Partikularrechten Jahrhunderte lang 
ein fröhliches Dafein führen. Die Wiflenihaft hat Stoff für ihre Unter: 
ſuchungen, die Anwälte und Gerichte dürfen fi) mit der hundertmal, bald jo 
bald anders enticdhiedenen Trage immer aufs neue beichäftigen — und das 
Publitum zahlt die Koften. 

Und das Ergebnis: Die Gejeggebung kann nicht von Frage zu Frage 
tätig werden; und bie fragen der Wiſſenſchaft und der Rechtſprechung 
zur Austragung zu überlaffen, ift vom Uebel. Was aljo tun? 
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I. 

Ich Ichlage zur Abhilfe folgendes vor: 

Man ſchaffe ein Mittelding zwiihen Gejetgebung, Redt: 
ſprechung, Wiſſenſchaft, eine Stelle, die nad) den beftehenden Gejeßen, 
genau wie der Richter im konkreten Fall, ftreitige Rechtsfragen theoretiich zu 
entiheiden hätte — nicht im Sinne einer authentiichen Interpretation, die aud) 
für die vorher eingetretenen Rechtöbeziehungen Geltung hätte, jondern im Sinne 
einer Norm, die, genau ebenjo wie regelmäßig das Gejeg, wirkſam wäre für 
alle nachher — Rechtsverhältnifie. 

Folgende Ausführungen jollen bie Sache weiter erläutern. ch bin mir 
dabei wohl bewußt, daß manche Einzelheiten Widerjpruch finden werden. ch 
halte e8 aber wegen der Neuheit des Vorſchlags für geboten, au die Art 
feiner Durchführung in den wichtigften Einzelheiten zu zeigen. So mandıe 
diejer Einzelheiten find jelbftverftändlich nicht von prinzipieller Bedeutung. 

1. Für das Gebiet des Reichsrechts ift das zur Auslegung ber te zu 
ihaffende Amt ein einheitlihes Amt des Reihes. Der Umfang 
einer Tätigkeit joll das ganze Reichsrecht ſein: Das Zivilrecht wie das 
Strafredht, der Zivilprozeß wie der Strafprozeh, das Militärftrafredht, die Ver— 
faſſungs⸗, Verwaltungs, Finanzgeſetze. 

2. Das Amt iſt mit Rechtsgelehrten zu beſetzen, weil die Aus— 
legung von Geſetzen nur dem Juriſten übertragen werden kann, aber doch mit 
Rechtsgelehrten der verſchiedenſten Art: Nehmen wir drei als Ziviliſten aus— 
gezeichnete Richter, zwei ebenſolche Strafrichter, einen Militärftrafrichter, vier 
Rechtsanwälte, einen Notar, drei Verwaltungsbeamte, zwei Finanzbeamte, zwei 
Theoretifer auf dem Gebiete des Zivilrecht, zwei ſolche aus dem Gebiete bes 
Strafrechts, drei ſolche aus dem Gebiete der Verwaltung und der fyinanz, jo 
gäbe das eine jtattlihe Kommilfion, deren Zujammenjegung für eine weit: 
Ihauende Auslegung ber —* und zugleich für eine dem Umfang nach ausgiebige 
Förderung der angeſtrebten Geſetzesauslegung bürgte. 

3. Die Mitglieder des Auslegungsamts wählen aus ihrer Mitte einen 
engeren Ausſchuß aus einem Vorfigenden und vier —— und dieſer 
Ausſchuß entſcheidet mit Stimmenmehrheit darüber, welche Streitfragen das 
Auslegungsamt entſcheiden ſoll und in welcher Reihenfolge. Zugleich teilt der 
Ausſchuß die zur Entſcheidung beſtimmten Fragen an die einzelnen Mitglieder 
des Amts zur Vorbereitung der Beſchlußfaſſung und zur Ausarbeitung eines 
Gutachtens aus. 

4. Jedes Oberlandesgericht, jede höhere Verwaltungsſtelle, die Anwalts: 
fammern, die Notariatöfammern, die Univerfitätsfafultäten ac. können an das 
Auslegungsamt den Antrag ftellen, beitimmte Streitfragen zur Entſcheidung 
zu bringen. Auf den Antrag hat der Ausihuß darüber zu beichließen, ob die 
Streitfrage von dem Auslegungsamte zu enticheiden jei oder nicht. 

Streitfragen, die die Reichsämter, die Regierungen der Bunbesftaaten, 
die Reichögerichte, die oberften DVerwaltungsgerichte dem Auslegungsamte zur 
Enticheidung vorlegen, müjfen vom Auslegungsamte entjchieden werden. Die 
Entſcheidung joll binnen ſechs Monaten erfolgen. 

5. Das Amt entjheidet mit Stimmenmehrheit ber zur Ab» 
ftimmung verfammelten Mitglieder. Dabei müffen ”/s aller Mitglieder teil 
nehmen. In dem Protokoll über die Beratung ift bei jedem Mitgliede ans 
zugeben, in welchem Sinne es geftimmt hat. 
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6. Die Enticheibungen bes Auslegungsamtes werden als Anhang zum 
Reichsgeſetzblatt veröffentlicht. Der Entſcheidung ift vom Auslegungsamte 
eine Begründung beizugeben. 

7. Die veröffentlichten Enticheidungen find bindende Norm bei ber 
Gefegesauslegung für die vom Zage der Veröffentlihung an entjtehenden 
Rechtsbeziehungen, dagegen nicht bindend für frühere Rechtsverhältnifle; fie 
wirken alſo nicht zurüd. Denn fie find nicht authentifche Interpretation, jondern 
theoretiiche Gejegesauslegung, der nur vom Geſetzgeber bindende Kraft für die 
Zukunft beigelegt if. Die vom Auslegungsamt getroffene Entjheidung ift auch 
nicht Geſetz: Das Geſetz jelbft bleibt unverändert beftehen. Sie ift nur Aus- 
legung des Gejeges und gilt — abgejehen von dem Fall, daß das Geſetz jelbit 
aufgehoben oder vom Geſetzgeber authentiſch interpretiert wird — jolange, bis 
das Auslegungsamt eine andere Auslegung beichließt, und dieſe neue Auslegung 
in der vorgejchriebenen Weiſe veröffentlicht wird. 


8. Eine neue Beſchlußfaſſung des Auslegungsamts über eine bereits 
entichiedene frage ift nur zuläffig, wenn entweder der Ausſchuß des Amtes fie 
anordnet oder wenn ein Mitglied des Amts von feiner früher vertretenen Auf: 
faffung abweicht und neuerliche Beihlußfaffung beantragt. 

9. Dem aus Juriſten der verichiedenften Nechtszweige zufammengefetten 
Amte wird die Entiheidung aller Zweifelfragen auf dem Gebiete des 
Reichsrechts übertragen, aljo ohne eine Scheidung in Abteilungen für Zivilrecht, 
Strafrecht, Verwaltungsrecht, Prozeßrecht ꝛc. Denn abgejehen davon, daß vielfach 
ein Smeinandergreifen ber einzelnen Rechtsgebiete ftattfindet, fanıı es für die 
tig ge nur förderlich fein, wenn die Auslegenden nicht alle einjeitig 
auf dem beichränkten Boden des ſonſt von ihnen bearbeiteten Rechtszweiges 
ftehen. Der BVerjchiedenheit der auszulegenden Gejegesbeitimmungen kann da— 
durch Rechnung getragen werben, daß ber Ausihuß des Amtes mit der Aus- 
arbeitung von Gutachten bezüglich der einzelnen Auslegungsfragen jeweils ſolche 
Mitglieder des Amtes beauftragen wird, denen die Trage vermöge ihrer früheren 
Amtstätigkeit am meiften „Liegt“. 

10. Die von mir vorgefchlagene Behörde ift meines Erachtens als Amt, 
nicht ala Gericht zu bezeichnen. Denn fie hat nicht wie das Geriht im einzelnen 
Streitfall unter den beitimmten ftreitenden Parteien Recht zu Schaffen. Sie fteht 
ihrem Weſen nach der Gejeßgebung näher als der Rechtiprehung. Aus diejem 
Grunde wird ſich aud nicht die Angliederung der zu jchaffenden Behörde an 
eines unſerer höchſten Gerichte empfehlen. 

Aber auch die Angliederung an eine unjerer Verwaltungsbehörden halte 
ich nicht für angezeigt: denn die Tätigkeit des Auslegungsamtes ift doch in 
ihrem Weſen jo verfchieden von der Geihhäftsaufgabe der Berwaltungsbehörden 
und nähert fi) jo weit der richterlichen Tätigkeit, daß es ſich empfiehlt, ein äußerlich 
jelbftändiges Auslegungsamt zu jchaffen. 

Wenn ic) das Auslegungsamt als ein Amt des Reiches geſchildert und ihm 
fachlich den weiteften Wirkungstreis gegeben habe, jo habe ich damit das Ideal 
bezeichnet, dad mir vorjchwebt. Will man meinen Vorſchlag zunächſt für einen 
Heineren Wirkungskreis, etwa ein beſtimmtes Rechtsgebiet oder für einen einzelnen 
Bundesftaat verſuchsweiſe ausführen, jo fteht dem prinzipiell nichts entgegen. 
Für das Landesrecht kämen ohnehin neben dem Reichdauslegungsamt eigene Aus- 
legungsämter in Trage. 
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II. 


Gegen den Borjchlag eines „Reichdamtes für Gefeßesauslegung” find manche 
Einwände zu erwarten. Wielleicht gelingt e8 mir, mit einigen Schlußbemerfungen 
die auftauchenden Bedenken zu zerftreuen. 


1. Man fönnte einwenden, durch die Tätigkeit de3 Auslegungsamts werde die 
Bedeutung unſerer Rechtiprechung herabgeſetzt. freilih würde, wenn das Aus: 
legungsamt geihaffen würde, die Fülle von Gerichtsenticyeidungen, die jegt immer 
und immer wieder über die Hundertmal entichtedene und doch unentichieden gebliebene 
Rechtsfrage ergehen müfjen, nicht mehr zu ergeben haben. Und es wird daher 
Hunderten von Richtern nicht mehr die jchöne Gelegenheit geboten jein, die oft 
nad allen Richtungen durchgedachte Frage einer erneuten Prüfung zu unterziehen. 
Indeſſen wird man dies dod wohl nicht ala einen Nachteil anlehen. Nicht das 
joflte die Aufgabe des Richters fein, durch Auslegung des Gejeges zu finden, was 
das Geſetz verordne, jondern zu prüfen, wie der vorliegende tatſächliche Streititoff 
nad) den — feftftehenden — Redjtsjägen zu enticheiden ift, wie die Rechtsſätze 
auf diefen Streititoff anzuwenden find. Damit bleibt für den Richter gewiß 
noch Arbeit genug, und je mehr der Verkehr fich entwidelt und verwidelt, eine 
Aufgabe von wachſender Schwierigkeit. 


Hreilih, der Wirkungskreis des Reichsgerichts und der andern oberjten 
Gerichte, die bisher alle fi) hohe Verdienfte um die Auslegung unjeres Rechts 
erworben haben, würde durch die Schaffung des Nuslegungsamts eine Einſchränkung 
erleiden. Aber was verichlägt es, wenn die Tätigkeit, die biöher die höchſten 
Gerichte geleitet haben, nunmehr einem andern, ebenjalls mit auserlefenen Kräften 
bejegten Amte übertragen wird? 


2. Auch der Vorwurf, daß dur die Schaffung des Auslegungsamtes ein 
zu häufiger Wechjel in dem geltenden Recht und in feiner Auslegung eintreten 
würde, ift nicht begründet. Bei der vorgejchlagenen Regelung wäre ein Wechſel 
in ber einmal beftimmten Gejegesauslegung nichts häufiges. Und wer ſich daran 
ftoßen würde, daß durch die — allerdings ähnlich der Gejeßgebung wirkende — 
Zätigfeit des Auslegungsamtes eine Fülle wenn auch nicht von neuen Gejeßen, 
jo doch von neuem Gejegmaterial geihaffen würde, der möge bedenken, daß 
durch die Rechtiprehung unſerer Gerichte, des Reichsgerichts, der oberjten Ber: 
waltungsgerichte, des Reihömilitärgerichts, des Bayeriſchen Oberften Landesgerichts, 
der Oberlandeögerichte, der Gemwerbegerichte zc. ꝛc. Jahr für Jahr ein überreiches 
Material zur Gejegesauslegung fid) anhäuft, und er möge weiter bedenken, wie 
viel befjer in jeder Hinſicht es ift, eine Enticheidung des Auslegungsamts über 
eine Trage zu haben, als Dutzende von Gerichtsenticheidungen, die die Frage 
bald jo bald anders, und nicht in bindender Weile lölen. 


3. Es ift nicht zu fürchten, daß die Enticheidungen des Auslegungsamtes 
zu einer Verknöcherung führen würden; denn die Einrichtung des Amts iſt jo 
gedacht, daß fich feine Entſcheidungen ftet3 den Fortſchritten der Willenjchaft, der 
Rechtsentwidlung anzupaffen vermögen. Auch bei Schaffung des Reichsamts 
bliebe der Wiflenihait die hohe Bedeutung, die fie bis jeßt gehabt hat, gewahrt. 
Fördert ihre Arbeit neue Erfenutnis zutage, jo wird das Auslegungsamt fi 
da8 Ergebnis diejer Forſchungen zu nutze machen. Aber inzwiſchen, jolange 
die Wiſſenſchaft zu jeften Ergebniſſen noch nicht gelangt ift, müßte micht die 
Rechtiprehung auf Koften des Publitums hin- und herſchwankehn. 
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4. Schließlich noch eins. Ich Habe bei meinen bisherigen Ausführungen 
mehrfach ſcharf auf den. Gegenfag hingewieſen zwilchen der Frage: welches ift 
der Inhalt und der Sinn des Gejeges? und der Frage: wie ift das Geſetz auf 
den Eonkreten Fall anzumenden? Ich bin mir wohl bewußt, daß die Rechts— 
ftreitigfeiten fi) gar häufig nicht Scharf nad) diefen zwei Kategorien einteilen 
laffen. Schließlich ift die vom Richter zu entſcheidende Frage — ſobald einmal 
der der eg Kae zu legende Sadjverhalt feftgeftellt ift — immer 
die: was beftimmt das Gejeg über diejen Sadverhalt? Und wenn die Antwort 
auf diefe Frage fi) nicht aus dem Wortlaut und bem Haren Sinn des Geſetzes 
jofort und unzweideutig ergibt, fommt die weitere Frage: welden Sinn und 
Inhalt hat das Gejeg? 

Ich glaube, man wird mich troßdem nicht mißverftehen. Rechtsfälle, bei 
denen auf einen verwidelten Sachverhalt das Recht anzuwenden ift, können 
auch fernerhin nur durch Urteilsſpruch entichieden werden, ſolche Fälle kann 
die Tätigkeit des Auslegungsamt3 nicht vor dem Rechtäftreit bewahren. Das 
joll fie audy nicht. Aber in all den vielen Tragen, die man ein für allemal, 
(osgelöft von den bejonderen Umftänden des Falles, enticheiden kann, ſoll das 
Auslegungsamt eine jegensreiche Wirkſamkeit entfalten. Die Fälle und Fragen 
herauszufinden, wo bie Tätigkeit des Auslegungsamtes angezeigt ift, das iſt 
Sache bes juriſtiſchen Taktes, mit dem das Auslegungsamt walten joll. 

Werden jo die fragen ausgewählt, die ohne Gefahr einer Beengung des 
Rechtsverkehr von vornherein und allgemein entichieden werden können, jo 
kann die jo geichaffene Auslegung unbedenklich mit geleßesähnlicher Kraft aus: 
geftattet werden. Den Entſcheidungen unferer höchſten Gerichte 
kann eine ſolche allgemeine Geltung unmöglich verliehen werden; benn fie find, 
mag auch der entichiedene Fall typiicher Art fein, doch immer und grundjäßlid 
nur Entſcheidungen eine® einzelnen beftimmten alles. Ander® wenn das 
Auslegungsamt über zweifelhafte Fragen, wo es geichehen kann, feine Ent: 
ſcheidung getroffen bat: feine Entſcheidung erfolgt theoretiich und ftellt, Losgelöft 
von bejonderen Nebenumftänden, den Sinn und Inhalt der gejeglichen Be: 
een ft — ein für allemal, als fefte Grundlage des Rechts— 
verkehrs. 
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(Fortjegung.) 


Was unter dem Herfommen als rechtsbegründendem Titel zu verftehen ift, 
mag an fich zweifelhaft fein, zumal auch die Begründung bes Geſetzes feine 
weiteren Erläuterungen gibt.) Daß das Herfommen nur dann in frage fommen 
fann, wenn in den betreffenden Ländern feine Staatögewalt beiteht, mit ber 
man fontrahieren fann, wie ein Abgeordneter bei der Beratung bes alten 
deutſchen KGG.”) behauptete, ift ſicher unrichtig; denn die Ausübung ber 
Gerichtöbarkeit beruht ftet3 auf einem ausbrüdlichen oder ſtillſchweigenden Zu- 
geftändnis der Staatögewalt. In der 2. Befung gab der Berichterftatter Dr. Gareis 
zu,) daß im einzelnen Fall der Begriff Schwierigkeiten bieten könne; e8 müffe 
immer nad Qage des einzelnen alles entichieden werden. Im allgemeinen wird 
man von der Ausübung ber Konfulargerichtsbarkeit auf Grund Herkommens 
dann reden können, wenn biejelbe längere Zeit unter anftandslojer Duldung der 
fremden Staatögewalt geübt wurde. Hierauf kann fi dann aud das Polizei: 
verordnungsrecht gründen. 

Die Konfulargerichtöbezirfe werden vom Reichskanzler nad) Vernehmung 
des Ausjchuffes des Bundesrats für Handel und Verkehr beftimmt.*) 

Die Objekte der Polizeiverordnung find ſonach diefelben wie die der 
Gerichtäbarkeit,’) nämlich Deutiche, ſoweit fie nicht in dem Lande, in welchem 
Konfulargerichtsbarkeit geübt wird, nad) allgemeinen völferrechtlichen Grund: 
jägen das Recht der Erterritorialität genießen, und Ausländer, jofern fie 
für ihre Rechtsverhältniffe durch Anordnung des Reichskanzlers oder auf 
Grund einer ſolchen dem beutjchen ie unterftellt, alio Schutzgenoſſen 
find.) Für ben Begriff des „Reichsangehörigen“ enticheidet für Inländer 
das * über die Erwerbung und den Verluſt der Bundes: und Staats- 
angehörigfeit vom 1. Juni 1870, BGB. ©. 355 ff.; dazu EB. 3. BEP. 
Art. 41, für Ausländer, die ſich in den Schußgebieten aufhalten, das Geſetz 
betr. die Rechtsverhältniffe der deutſchen Schußgebiete vom 16. Auguft 1886, 
RGBl. S. 75 39 in der auf Grund des Gelege vom 25. Juli 1900, 
RGBl. S. 809 vom Reichskanzler unter dem 25. Juli 1900, RGBl. ©. 813 ff. 
publizierten Faſſung. Der Begriff des „Schutzgenoſſen“ war geſetzlich nicht jeit- 


») Annalen 1897 ©. 502. 

Sten. Ber. Sefl. 1879 ©. 844. 

9 Sten. Ber. Seſſ. 1879 ©. 1848, 1850. 

* æGG. 84; Annalen 1871 Sp. 516. 

8) Annalen 1882 ©. 439; 1897 ©. 510 ff.; König ©. 271. 

*) KG. 82 Abſ. 1; Annalen 1871 Sp. 189; Laband Bd. 3 ©. 30. 
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gelegt, jo daß die nähere FFeititellung durd) Anordnung des Reichskanzlers betr. 
die Konfulargerichtsbarkeit über Schußgenoffien vom 27. Oftober 1900, RZB. 
©. 574 ff. erfolgte.) Darnach unterftehen für alle Rechtöverhältniffe dem 
deutichen Schutz 1. ehemalige Deutiche jowie Ehefrauen, Witwen und Ab: 
fömmlinge von benfelben; 2. Angehörige befreundeter Staaten,”) nämlid 
Defterreicher nad) Art. 21 des Handelövertragg vom 6. Dez. 1891,?) Schweizer 
nad) den beionderen hierüber getroffenen Vereinbarungen (cf. Runderlaß vom 
24. April 1871, 28. Oftober 1872 und 21. Yuni 1877) und Luxemburger, 
jomweit fie fi nicht vertraggmäßig unter den * der niederländiſchen 
Behörden geſtellt haben; 3. Ausländer, die als Unterbeamte bei einer 
deutjchen Konfularbehörke oder einer deutſchen Geſandtſchaft Anftellung 
hatten oder noch haben, jowie ihre Ehefrauen und ihre in Hausgemeinſchaft 
befindlichen Abkömmlinge. Diefen unter 1—3 genannten Perjonen wird 
der Konſularſchutz jedoch nur unter ben Vorausjegungen gewährt, welche 
in der Sinftruftion vom 1. Mai 1872 hierfür aufgeftellt find. 4. Ferner 
zählen zu den Schußgenofjen marokkaniſche Staatsangehörige jowie ihre Ehe: 
frauen und ihre in Hausgemeinſchaft befindlichen Abkömmlinge unter den in 
der Konvention betr. die Ausübung des Schußrechts in Maroffo vom 3. Juli 
1880, RGEBl. 1881 ©. 103 aufgeftellten Borausfegungen ; 5. zanfibaritiiche Staats: 
angehörige und Angehörige anderer nicht hriftliher Staaten, die in Zanfibar 
durch Konſuln nicht vertreten find, ſowie ihre Ehefrauen und ihre in Haus: 
gemeinichaft befindlichen Abkümmlinge nad) den näheren Beitimmungen des 
Freundſchafts-, Handels: und Schiffahrtsvertrags zwiſchen dem Deutichen Reid) 
und Zanfibar vom 20. Dezember 1885, RGEBl. 1886 ©. 261. Die unter 3—5 
aufgezählten Perſonen erhalten als defacto-Untertanen®) den Schu nur ver: 
günftigungsmeie, ohne ein Recht darauf zu haben. Zu diefen defacto-Untertanen 
gehören nad) der Inftruftion vom 1. Mai 1872 auch Perjonen, welche einem 
der zum eich gehörigen Staaten angehört haben,*) ſowie deren Abkömmlinge 
und Deutiche, welche den Schutz nicht auf Grund von Staatöverträgen in 
Anſpruch nehmen können. Reichdangehörige, welche in den Konjularbezirken 
wohnen, find verpflichtet, unter dem deutſchen Schuß zu ftehen, während An— 
gehörige befreundeter Staaten und defacto-Untertanen nur auf Antrag aufge 
nommen werbden.”) Nah $ 7 Abi. 2 der Anordnung des Reichskanzlers vom 


) König ©. 18. 

König ©. 21. 

) Dazu das Schluhprototoll zu Art. 20 u. 21, durch den Zufagvertrag nicht geändert. 

) Es iſt jelbjtverftändlich, daß die in den meijten Verträgen ſich als Urt. 1 findende 
Klauſel, e8 jolle Friede und Freundſchaft beftehen zwiichen den fontrahierenden Staaten, 
noch nicht das Verhältnis der „befreundeten Staaten“ jchafft; denn abgejehen davon, dab 
es ganz abjurd wäre, den deutichen Konjul als Borgejepten der Ungebörigen irgend eines 
amerikaniſchen oder afiatiihen Staates anzujehen, würden ja dieſe jpeziellen Bereinbarungen 
mit diefen drei Nachbarftaaten feine neue Verabredung treffen. Der Begriff des be 
freundeten Staates ift eben nicht nur völkerrechtlich ſondern aud ſtaatsrechtlich. Vorüber— 
gehend ift e8 allerdings möglich, daß die deutichen Konſuln auch zu anderen ald den oben 
erwähnten Staatdangehörigen in Beziehung treten in dem Fall, daß mit einem Staate, in 
welchem ein deutiher Konjul refidiert, ein anderer Staat die diplomatischen Beziehungen 
abgebrochen hat und mit Genehmigung der a | dem beutihen Konjul die 
eigen 9 feiner Intereffen überträgt. In diefem Fall find jedoch die beutichen 
Konjuln als Manbatare der fremden Regierung zu betrachten, cf. König ©. 23. 

. Sa 1882 ©. 439; König ©. 23. 

)< 3 


3.82 


8 9. Das Bolizeiverordnungsreht der Konjuln. 445 


27. Oktober 1900 ift das Inſtitut der Schußgenoffenichaft für Serbien und 
Rumänien audgeichloffen. 

Ueber den Gegenftand der Polizeiverordnung ift dem Konſul vollftändig 
freie Hand gelaffen.‘) Das die Verwaltung beherrſchende Zweckmäßigkeits— 
prinzip wird auch bier ala Richtſchnur zu dienen haben. Nad den Motiven 
zum alten KGG. iſt das Polizeiverordnungsreht der Konſuln nad dem Vor: 
bild des preußiichen Polizeiverordnungsrechtes geregelt.) Es ift keineswegs nur 
auf die Fälle beichräntt, in denen es fih um die Ausführung der in den 
Konſulargerichtsbezirken geltenden deutichen Geſetze handelt, es umfaht vielmehr 
alle Gegenftände, welche in den Bereich der Polizei fallen ohne Rüdfiht darauf, 
ob diejelben für den Konſulargerichtsbezirk geſetzlich geregelt find oder nicht. 
Selbftverftändlih dürfen die Polizeiverordnungen des Konſuls mit den im 
Konfularbezirk geltenden deutſchen Gejegen nicht in Widerſpruch treten. Bon 
einem joldhen kann aber nicht die Rede jein injomweit, als die inländiichen Gejeße 
vermöge ihres Gegenftandes oder ihrer Iofalen Beziehung nah $ 20 KGG. im 
Konfulargerichtöbezirt unanmwendbar find.’) In dieſen Fällen dient die Polizei: 
verordnung dazu, fühlbar gewordene Lüden der deutichen Gejege in einer den 
Bedürfnifjen des Konjularbezirts entiprechenden Weije auszufüllen. Sie äußert 
demnad ihre Wirkung nit bloß secundum legem fondern aud; praeter 
legem und in gewillem Sinne jelbft contra legem vom Standpunkt bes 
deutſchen Gejeges aus; fie kann Jowohl zu diejem ergänzend hinzutreten uud jo 
deſſen Anwendung modifizieren als auch zum lokalen Strafgejeß treten und ſo deſſen 
Anwendung ftügen und erweitern. Eine Konkurrenz zwiſchen Polizeiverordnung 
und deutſchem Geſetz ift unmöglich, weil im Falle der Anwendung bdesjelben dic 
Polizeiverordnung nur intra und praeter legem wirken fann, im {falle ber 
Nichtanwendung die Verordnung an Stelle des deutichen Geſetzes tritt. 

Das Polizeiverordnungsrecht der Konſuln hat ſonach einen dreifachen 
Zmed:*) 1. dient e8 zur Ergänzung des Strafrechts, wie dies im Inland durch 
Lanbesgejege und Polizeiverordnungen möglich ift, 2. zur Durchführung der in 
den Konſularbezirken geltenden Landesſtrafgeſetze, ſoweit dieſe nicht ſchon nad 
8 49 K6GG. Anwendung finden; denn an ber Durchführung dieſer liegt für 
Deutſchland oft ein erhebliches Intereſſe vor, jo daß die Verlegung des Geſetzes 
durd höhere Strafe verhindert werden muß, als fie die —— e feſtſetzen. 
Dies iſt beſonders bei Maßregeln der Fall, welche von der Landesbehörde zur 
Bekämpfung anſteckender Krankheiten angeordnet werden. In einigen Ländern 
wie Siam und Zanfibar iſt Deutſchland vertragsmäßig zur Durchführung der 
Landesgeſetze verpflichtet. Nah Art. 2 Abſ. 2 und Art. 22 des Vertrags mit 
Siam Joll der Konjul die Beobadhtung der im Vertrag feitgejegten Beltimmungen 
von jeiten der deutjchen Untertanen erwirfen und die von den Lofalbehörden 
erlafjenen Vorſchriften über den Gejchäftsbetrieb der deutſchen Staatsangehörigen 
zur Durchführung bringen. Dur den Vertrag mit Zanfibar find die deutjchen 
Schiffe zur Entridtung der nad) Art. 10 einzuführenden Hafenabgaben und die 
deutſchen Einwohner zur Leiftung der nad Art. 23 zu erhebenden Umlagen 
verpflichtet. In beiden Fällen kann die Polizeiverordnung zur Durchführung 
der Iandesgejeglichen Beftimmungen eingreifen. Ebenjo geben die Beftimmungen 


!) Unnalen 1897 ©. 522; Neumann ©. 124; König ©. 279. 
NRRoſin ©. 85, 176. 

) Begründung zum KGG. 

4) Motive zum alten KGG.; Annalen 1852 ©. 437. 
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des Vertrags mit Korea Anſatzpunkte Hierfür, wenn Art. 4 Ziff. 7 jagt, daß 
die deutichen Reichdangehörigen in Korea den Munizipal- und Polizeiverord: 
nungen unterworfen fein follen, welche für die Erhaltung der Ruhe und öffent: 
lichen Sicherheit von den zuftändigen Behörden der beiden Länder vereinbart 
werben. Diele Verordnungen find, um für deutiche Reichsangehörigen verbindlich 
zu fein, ihnen vom Konjul zu verkünden. In 3. Linie jollen die Polizei- 
verordnungen der Konſuln zur Durchführung internationaler Abkommen dienen, 
wie der Beichlüffe der Internationalen Brüffeler Antiſklavereikonferenz, wonach 
fi) die Signatarmädhte zur Beichränkung des Waffenhandels in der durch das 
Abkommen bezeichneten Zone verpflichtet haben.') 

In einem Spezialfall erwies ſich das Polizeiverordnungsredht der Konſuln 
als beſonders wichtig,”) nämlich zur Regelung des Ausmwanderertransportes auf 
deutichen Schiffen, welche von außerbeutichen Häfen aus Ausländer nad außer: 
deutichen Ländern befördern und die deshalb an fih ben Vorſchriften bes 
Landes unterworfen find, in welchen der Abgangshafen liegt. Es kommen bier 
insbejondere die Verhältniffe in den oftafiatiihen Gewäſſern in Betracht, auf 
welchen eine Beförderung zahlreicher chineſiſcher Arbeiter nad den britijchen, 
niederländifchen und ſpaniſchen Kolonien einerjeits, nach ben weiter entfernten 
überjeeifchen Ländern anbererjeits ftattfindet und wozu mit Vorliebe deutſche 
Dampfſchiffe benügt werden. Durch Polizeiverordnungen der deutſchen Konjuln 
wird dafür Sorge getragen, den biebei möglicherweile auftretenden Mikftänden, 
beſonders ber Weberfäflung oder mangelhaften Ausräftung und Berproviantierung 
der Schiffe vorzubeugen. Da in den Beftimmungshäfen bejondere Vorjchriften 
beftehen, die mit Strenge gehandhabt werden, jo kommt es darauf an, bie 
Polizeiverordnungen ben in ben Beftimmungshäfen geltenden Vorſchriften möglichft 
anzupafien. Dies ift au in den Eonjulariichen Verordnungen in materieller 
Hinfiht geſchehen. Hinfichtlih der Strafdrohung beiteht eine erhebliche Ab— 
weichung, indem die Konjuln an den Strafrafmen des KGB. gebunden find, 
während die Vorſchriften der Beitimmungshäfen, bejonders der engliſchen, durch 
jehr hohe Geld: und längere Gefängnisitrafen geſchützt find. 

Durch das Verordnungsrecht ift den Konjuln in weitem Make eine recht: 
ichaffende geſetzgeberiſche Befugnis zugeitanden, bedingt durch eine weitgehende 
Beurteilung des heimiſchen beutichen Rechts auf jeine Anwendbarkeit im Kon: 
jularbezirt. Diejer Umftand verlangt notwendig eine Beauffihtigung durch die 
vorgejegte Behörde, den Reichskanzler. Ihm jollen darum nad der Dienit- 
anmweifung zu $ 51 KGG. in nicht eiligen ällen bejonder wichtige Vor: 
ichriften vorher zur Genehmigung mitgeteilt werden. Wird in den Polizei: 
verordnungen ausnahmsweiſe auf landesgeſetzliche Vorſchriften Bezug genommen, 
jo ift deren Inhalt vollftändig und zwar in deutſcher Sprache wiederzugeben. 
Erlaffene Verordnungen find dem Reichskanzler jofort in Abjchrift mitzuteilen ; 
diefer ift befugt, aus Zweckmäßigkeitserwägungen diejelben aufzuheben.) Auch 
fann er im Auffichtsweg den Konſul zum Erlaß von Verordnungen anhalten, 
aber nicht jelbft ftatt des Konſuls die Verordnung erlaffen.‘) Die vom 
Konjul erlaffenen polizeilichen Vorſchriften find in Bändern, in idenen ein 


) Art. 8 ff. und bezüglich der Unterdrüdung des Handels mit Spirituojen Art. 40 ff.; 
dazu die Reviſionsbeſchlüſſe vom 8. Juni 1899, RGBl. 1900 ©. 823 ff. 
Begründung des AuswG. 
) RG. 8 51 Abi. 2. 
*) Annalen 1897 ©. 528. 
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beuticher Geſandter beglaubigt ift, diefem in Abſchrift mitzuteilen. Derjelbe hat 
den Inhalt vom politiihen Standpunkt aus zu prüfen und über etwaige Be: 
denfen an den Reichskanzler Bericht zu erftatten. Bezüglich der Aufhebung der 
Polizeiverordnungen beftinnmte $ 17 des preußiichen ®., dab fie auch dem 
in dem betreffenden Lande beglaubigten Gejandten zuftehen jolle; dieſe Be— 
ftimmung wurde jchon durch das ältere deutiche KGG. befeitigt,’) da das Auf: 
fichtsrecht des Reichskanzlers für völlig ausreichend erachtet wurde und ben 
Gejandten Gelegenheit zur Geltendmachung politiicher Bedenken dadurch geboten 
ift, daß den Konſuln die Mitteilung ihrer Verordnungen an die Gejandtidhaft 
vorgeichrieben ift. 

Der Konjul ift natürlich auch befugt, die Verordnungen den veränderten 
Verhaͤltniſſen entiprechend abzuändern oder ganz aufzuheben. Dem Gejandten 
und dem Reichöfanzler ift in diefen Tyällen analoge Mitteilung zu machen. 

Die Verfündung der polizeilichen Vorſchriften ſowie die Bekanntmachung 
ihrer Aufhebung erfolgt *) in ber für konſulariſche Bekanntmachungen — nicht 
für Belanntmadhungen der Lofalbehörden — üblichen Weile. Nach der Dienft: 
anmweilung biezu joll die Verkündung durch Einrüden in eine am Sit 
Konſuls ericheinende Zeitung geichehen. Wo dies nicht angängig ift und eine 
andere Form für konſulariſche Bekanntmachungen nad) Ortsgebrauch nicht 
bejteht, genügt die Anheftung an die Gerichtätafel. 

Die vom Konjul zu verhängenden Strafen: Haft, Gelbftrafe bis zu 
taufend Mark und Einziehung einzelner Gegenftände find ſehr gering im Ber: 
gleich zu denen, welche die Konjuln anderer Länder androhen fönnen.”) Aus 
einer Zujammenftellung, welche dem Entwurf des KGEG. vom Jahre 1879 als 
Anlage beigefügt ift, ergibt fih, daß die franzöfiichen Konſuln in der Levante 
nad einem n. vom 28. Mai 1836 befugt find, bei Zumiderhandlungen 
gegen die von ihnen erlaffenen Borjchriften Öefängnis bi8 zu 5 Tagen und 
Gelditrafe biß zu 50 Fr. einzeln oder neben einander zu verhängen. Ein Edikt 
vom Jahre 1778 gab ihnen früher da8 Recht der haute police und damit 
Die Befugnis, jeden Franzoſen, der dem öffentlihen Wohl durch fein Betragen 
ſchadete, auszuweiſen. Durch ſpätere Gejege aus den Jahren 1858 und 1862 
iſt diejes Recht der Ausweilung aud den franzöfiihen Konfuln in China, 
Siam und Japan verliehen worden. Die belgiihen Gejege regeln die Polizei: 
ftrafgewalt in wörtlihem Anſchluß an die franzöfiihen. Den nieberlänbiichen 
Konſuln ift überhaupt für die Strafdrohung feine Schranke gejeßt, ebenſo ben 
italieniſchen, deren Polizeiftrafgewalt ihre Regelung nad niederländiihem Mufter 
gefunden hat. Die engliihen Koniuln dürfen außer in China und Japan, wo 
das Berordnungsreht dem Gejandten zufteht, Gelditrafen bis zu 100 £ und 
GSefängnisftrafen bis zu einem Monat androben, während die amerikaniſchen 
Konſuln in der Auswahl ihrer Strafen ebenfalls feiner Beichränfung unter: 
Liegen. Eine ſolch biöfretionäre Gewalt fteht den beutichen Konfuln nicht zu 
und läßt ſich auch aus der ihnen zuftehenden Gerichtöbarfeit in feiner Weiſe 
ableiten. Ein rein polizeilihes Ausweilungsrecht fehlt vollitändig.‘) Dafür 
können nad) der Jnftruftion vom 1. Mai 1872 $ 18 Ziff. 7 Schutzgenoſſen, 
welche nicht Reichdangehörige find und ſich durch beicholtenen, mit Vergehen 

1) Altes KGB. $ 24 Abf. 1. 

) GG. $ 51 Abi. 3. 

N König S.12, Oppenheim S.56 fi. 

9 König ©. 12, 276. 
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oder Verbrechen beflecktem Lebenswandel oder durch wiederholte Nichterfüllung 
ihrer Pflichten gegen die Schußbehörde des Schutzes unmwürdig maden, vom 
Konjul der Eigenichaft als Schußgenofjen für verluftig erklärt werden. Gegen 
die Entiheidung des Konſuls fteht den Betroffenen binnen zehn Tagen ber 
Rekurs an die Kaiſerliche Miffion zu. Bis deren Entſcheidung erfolgt ift, ift 
der Schuß zu verjagen. 

Die Erweiterung des Strafrahmens gegenüber dem preußiichen und dem 
älteren deutichen KGG., die nur Gelditrafe bi8 zu 150 Mark zuließen, erichien 
dringend geboten,*) jhon um die Autorität des Konſuls zu erhöhen; denn dieſe 
Erweiterung des Strafrechts gewährt unter Umſtänden das einzige Mittel, um 
die beftehenden Landesgejege insbejondere auf dem Gebiet des Zoll: und Steuer: 
weſens ſowie der Geſundheits- und Sicherheitöpolizei gegenüber den der Gerichts: 
barkeit der Konſuln unterworfenen Perjonen zur Durchführung zu bringen. 
Die Strafe von 150 ME. jtand in vielen Fällen in feinem Verhältnis zu der 
durch Diejelbe bedrohten ftrafbaren Handlung und zu dem durch die Weber: 
tretung des Verbots 3.B. des Schmuggel3 gebotenen Borteile. Dies zeigte 
jich deutlich bei Regelung des Auswanderertransportes in Oſtaſien. Auch bier 
konnte nur eine Strafe von 150 ME. verhängt werden, aljo eine Summe, die 
weder dem Geldwert in Oftaften noch dem aus der UWebertretung der Ber: 
ordnung ſich ergebenden Gewinn entſprach, 3. B. duch Aufnahme von Ueber: 
pafjagieren. Aus 3 42 mit 47 des Auswanderungsgejeges, wonach mit Zu: 
ſtimmung des Bundesrates duch Kailerlihe Verordnung zur Regelung der 
Beförderung von Ausmanderern und Paffagieren auf deutichen Schiffen, welche 
von außerdeutſchen Häfen ausgehen, Vorſchriften über Ausrüftung, Einrichtung 
und Verproviantierung ujm. dem $ 36 entiprehend erlaffen werden fönnen, 
deren Uebertretung mit Gelditrafe von 150 bis 60900 ME. oder mit Gefängnis 
bis zu ſechs Monaten beitraft werden kann, läßt fi) nod feine Erweiterung 
der Strafbefugnis des Konſuls folgern.?) Völlig unzureichend erwies fich die 
Geldftrafe von 150 ME. zur Durchführung der vom Reich durch Staatöverträge 
übernommenen Verpflichtung, die Beitrafung beftimmter gegen die Landesſtrafgeſetze 
verftoßender Handlungen bei Reichsangehörigen und Schußgenoffen nn 

Im Kommillionsberiht zum KGG. von 1879 wurde auch ausdrüdlich 
feitgeftellt, daß die Straftaten, für melde in den Polizeiverordnungen Strafen 
über das Maß des $ 1 Abi. 3 StGB. angedroht find, Vergehen find, jo daß 
gegen die darüber ergehenden Urteile des Konjulargerichts Berufung an das 
Reichsgericht“) möglich ift. Für die Aburteilung von Uebertretungen, die nad 
8 27 GBEG. zur Zuftändigfeit der Schöffengerichte gehören, ift*) das Konfular: 
gericht zuftändig, gegen deifen Enticheidung, jofern nur auf Geldftrafe oder auf 
Gelditrafe und Einziehung erfannt wird, ein Rechtsmittel nicht zuläffig ift.?) 

) Motive zum KGG. 

*) Undeutlid die Begründung zum Auswanderungsgeſetz: „-.. . Die Beitimmung 
des $ 42 in Verbindung mit $ 47 würde e8 ermöglichen, Fälle von Zuwiderhandlungen 
mit höherer Strafe (ald 150 ME. durch Polizeiverordnungen der Konjuln?) zu treffen. 
Außerdem könnte durch Kailerliche Verordnung mit Zuftimmung des Bundesrats eine 
Regelung der betreffenden Beförderung für jolde Häfen vorgenommen werden, für welche 
mangeld® Bejtehens einer Stonjularjurisdiltion Lonjulariihe Polizeiverordnungen nicht 
erlajjen werden können.“ 

» KGG. 863 Abi. 2. 

*) 868. 8 10 Ziff. 1. 

d) GG. 8 63 bi. 1. 
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8 10, Das polizeiliche Zwangsrecht der Konfuln. 


Die Zwangsgewalt der Konjuln erichöpft fi in der Hauptfache in ber 
Anwendung phyfiſchen Zwanges. Die Verwirklihung desjelben geichieht jedoch 
im allgemeinen nicht unmittelbar durch den Konful, jondern mittelbar durch 
Anrufung der Lofalpolizeibehörden. Jene Konfuln, welche Gerichtsbarkeit aus- 
üben, find, da die Schußgenoffen in ihren Ländern das Recht der Erterritorialität 
genießen, unmittelbar zur Ausübung des Zwanges berehtigt. Der Zwang jelbft 
ift reiner Verwaltungszwang; zur Ausübung desjelben bedient fi) der Konſul 
ber ihm zur Verfügung ftehenden Konſulatsbedienſteten. 

Die Ausübung der Polizei ift den Konfuln erft möglich, nachdem fie das 
Erequatur feitens der Regierung des Refidenzftaates erlangt haben. Dadurch 
werden fie den Lofalbehörden gegenüber legitimiert und erlangen die Anerkennung 
der Landesregierung für ihre Funktionen. Die Mitwirkung und Unterftügung 
durch die Lofalpolizeibehörden ift ihnen für die einzelnen Aufgaben durch bie 
Staatöverträge garantiert; aber auch wo dieje nicht gewährleiftet ıft, wird fie nad) 
dem das Bölkerrecht beherrichenden Grundjag der Reziprozität gewöhnlich gewährt. 

Neben diejem direkten Zwang fteht dem Konful ein jehr wirkſamer indirefter 
Zwang zur Seite, indem er jeine notwendige Mitwirkung bei einzelnen polizei: 
lichen Funktionen, bejonders bei — von polizeilichen Erlaubniſſen ſolange 
verjagen kann, bis alle vorgeſchriebenen Vorausſetzungen erfüllt find. 

Steht in vielen Fällen nad) geſetzlicher Vorſchrift die Ausübung polizeilichen 
Zwangs dem Konful nicht ſelbſt zu, jondern wird derfelbe nach Benachrichtigung 
des Auswärtigen Amtes dur inländilche Behörden geübt, jo kann der Konful 
auch in Fällen, in denen er zur Anwendung polizeilichen Zwangs an fic) be: 
rechtigt wäre, aus Zweckmäßigkeitsgründen darauf verzichten und durch Benach— 
rihtigung des Auswärtigen Amtes die Betätigung desjelben anderen Behörden 
überlaflen. 

Die anzumendenden Zwangsmaßregeln find nad) den einzelnen Fällen ver- 
fchieden und lafjen fih darum nur im Zujammenhang mit diejen betrachten. 


2. Abſchnitt. 


Die polizeiliden Funktionen der Konfuln auf ben einzelnen 
Berwaltungsgebieten. 


$11. Die Polizei über Handelsfdiffe. 


Wohl das umfangreichite Gebiet der polizeilichen Tätigkeit der Konjuln 
ift die Polizei über die deutſchen Handelzjchiffe,') welche ihnen durch 88 30—34 
KG. übertragen ift. Auch die Polizei, welche die Konjulate als Seemannsämter 
nah $5 Abi. 1 SO. zu betätigen haben, geht hierauf zurüd. Daß nad; erfolgter 
polizeilicher und gefundheitspolizeilicher Abfertigung der Schiffe die Konſuln ſich 
zur Ausübung ihrer Aufgaben an Bord der Nationalichiffe begeben oder aud) 
einen Stellvertreter dahin jenden können, um die Offiziere und Mannjchaften 
zu vernehmen, die Schiffspapiere einzufehen und Erklärungen entgegenaunehmen, 
ift in einigen Verträgen ?) ausdrüdlich hervorgehoben. Faſt in allen Konfularz, 
1) Laband Bb.3 ©. 17; Oppenheim ©. 59 ff. 
?) Vertrag mit Brafilien Art. 40, Griechenland Urt. 10, den Hamaitihen Injeln 
Art. 21, Italien Art. 14, Japan Art. 15, Rußland Art. 10, Spanien Art. 14, den Ber- 
einigten Staaten Art. 12. 
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Handel: und Schiffahrtsverträgen,‘) welche das Reich) mit anderen Staaten ab: 
— bat, findet fich eine Beſtimmung, welche dahin lautet, daß die 
ationalität der Schiffe beiderſeits nach den jedem Land eigentümlichen Geſetzen 
und Verordnungen auf Grund der an Bord befindlichen, durch die zuſtändigen 
Behörden ausgeſtellten Urkunden und Patente anerkannt werden ſoll. 
Nah $ 30 KG. Haben die Konſuln die Einhaltung der über die Führun 
der Reichsflagge beftehenden Vorichriften zu überwachen.“) Dieje find entbalten 9) 
im Gejeß betr. das Flaggenrecht der Kauffahrteiſchiffe vom 22, Juni 1899, 
RGBl. ©. 319 ff., abgeändert durch Gefek vom 29. Mai 1901, RGBl. ©. 184, 
in der Bekanntmachung betr. Ausführungsbeftimmungen zum $ 25 bes Flaggen 
gejeges vom 10. November 1899, R8Bl. ©. 380, und in der Verordnung 
betr. die Bunbesflagge der Kauffahrteiihifte vom 25. Oftober 1867, BGBl. 
©. 39 ff., in ber Verordnung über die Führung der Reichäflagge vom 8. No: 
venber 1892, RGEBl. S. 1050, den Allerhöchſten Erlaſſen betr. Abzeihen auf 
der Hanbdelöflagge für die als Offiziere des Beurlaubtenftandes ꝛc. der Marine 
angehörigen Schiffsführer vom 1. Juli 1896, NGBL. ©. 181 ff. und 7. Februar 
1903, RGBl. S. 199, in den Ausjührungsbeitimmungen hiezu vom 26. März 
1903, RZB. ©. 143, in der Bekanntmachung betr. das Abzeichen auf der 
Handelsflagge für die als Offiziere des DBeurlaubtenftandes 2. der Marine an: 
gehörigen Schiffsführer vom 16. Auguft 1896, RZB. S.461 und in ben 
Runderlaſſen vom 2. Juli 1876 und 7. Dezember 1881 erläutert. Darnach 
fteht das Recht zur Führung der Reichsflagge nur ſolchen Kauffahrteiſchiffen zu, 
welche im ausjchließlihen Eigentum von Reichsangehörigen ftehen oder im 
Eigentum von —— deren perſönlich haftende Geſellſchafter Reichs— 
angehörige ſind.) Ueber dieſe zur Führung der Reichsflagge berechtigten 
Schiffe ift ein Negifter zu führen und zwar ift jedes Schiff in das Regifter bes 


i) Vertrag mit Argentinien Art. 7, Handels-, Zoll- und Sciffahrtövertrag des 
Reichs mit Bulgarien vom 1. Auguſt 1905, RGEBl. 1906 ©. 1ff. Art. 15, Bertrag mit Eile 
Art. 7, Columbien Art. 17, Aegypten Art. 15 Abſ. 3, des Zollverein mit Frankreich Art. 3, 
des Reichs mit Sriehenland Art. 11, Guatemala Art. 18, den Hawaiiihen Inſeln Art. 3 
Ziff. 5, Honduras Art. 10 $1, Urt. 18, im Handeld-, Zoll- und Schiffahrtsvertrag mit 
Stalien vom 6. Dezember 1891, RGBl. 1892 ©. 97 ff., ergänzt durch den Zufagvertrag vom 
3. Dezember 1904 Art. 11, RGBI. 1905 ©. 413 ff., im Handeld- und Sciffahrtsvertrag mit 
Japan vom 4. April 189, REBL. ©. T15ff. Art. 15 mit Nachtragsvertrag vom 26. Dezember 
1898, RGBl. 1899 S. 137 ff., im Vertrag mit Merito Art. 17, Nikaragua Art. 18, im 


Handels- und BZollvertrag des Reichs mit Defterreihellngarn vom zu. 1894, RGBl. 


29. Januar 
©. 153 ff. mit Zufaßvertrag vom 25. Januar 1905, RGBl. 1906 ©. 143 ff. Art. 11 Abi. 2, 
im Handeld-, Zoll- und Schiffahrtävertrag des Reichs mit Rumänien vom 21. Oltober 
1893, RGBl. 1894 ©. 1 ff. mit Zufapvertrag dom 5er, 1904, RGBl. 1905 &. 353 ff. 
Art. 14, im Handeld- und Schiffahrtövertrag zwiihen dem Reih und Rußland vom 


= —— 1894 mit Zuſatzvertrag vom * Juli 1904, RGBl. 1905 ©. 35 ff. Art. 14, im 


Handeld- und Sciffahrtsvertrag mit Schweden Art. 14, im Handel: und Bollvertrag 
zwiichen dem Reich und Serbien vom * Auguſt 1892, RGBl. 1893 ©. 269 Art. I e, ein= 


gefügt durch Urt. 1 Ubi. 12 des Zuſatzvertrags vom = November 1904 RGBl. 1906 


©. 319 ff., im Bertrag mit der Türfei Art. 14. 

*) Annalen 1871 Sp. 190, 1874 Sp. 55 fi; Laband Bb.3 ©.20; König 
S. 383 ff.; Hänel und Leſſe S. 125 ff.; Neumann ©. 130 ff.; Meves ©. 416 fi; 
Berels, Intern. See. 8.53 f.; Oppenheim ©. 83 ff. 

5, Berels, Deffentl. See. ©. 6 fi. 

* FIG. $ 2, dazu Annalen 1874 Sp. 59; König ©. 366, 385. 
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eimathafens einzutragen.‘) Die Eintragung barf erft erfolgen, nachdem das 
echt des Schiffes zur Führung der Reichsflagge ſowie alle für den Erwerb 
des Schiffes wichtigeren Tatſachen und Rechtsverhältniffe glaubhaft gemacht 
find.?) Ueber die Eintragung wirb eine biefelbe bezeugende Urkunde, das 
Schiffahrtszertifikat,“) ausgeftellt, durch welches das Recht des Schiffes zur 
Führung der NReichsflagge nachgewiefen wird und welches jtet? an Bord mit: 
zuführen iſt.“) Der Eintragung in das Sciffsregifter hat die Schiffsvermeffung ?) 
vorauszugehen, deren Ergebnis im Sciffsregifter und im Schiffszertifitat zu 
vermerken ift.) Maßgebend find hierfür die Vorſchriften der neuen Schiffs— 
vermeflungsordbnung vom 1. März 1895, RGBl. ©. 161 ff. Die Vermeffung 
geichieht im Inland durch die von den Qandesregierungen beftellten Bermeffungs- 
behörden.) Weber jede Vermeſſung wird ein Mekbrief außgefertigt, der eine 
genaue Angabe des Raumgehalts und der zur Feſtſtellung der Identität bes 
Schiffes dienlichen Tatſachen) enthält. Bejondere Vorſchriften beftehen über die 
Bermefjung der Schiffe für bie Fahrt durd ben Suezlanal vom 30. März 1895, 
RZB. 5.96, abgeändert dur die Belanntmahung vom 7. Mai 1906, 
RZB. ©. 564 und für die Shiffsvermeffung in Oftafien vom 25. Juli 1896, 
RZB. ©. 1017. Um den beutihen Schiffen die Unannehmlichkeiten zu er: 
iparen, die mit der wiederholten Vermeſſung bderjelben verbunden find, Hat 
das Reich, da alle Abgaben nad) der Größe ber Schiffe fich beitimmen, mit 
einer großen Anzahl von Staaten Vereinbarungen über die gegenjeitige An: 
erfennung der nad) dem neuen Schiffsvermeffungsverfahren ausgefertigten Schiff- 
meßbriefe getroffen.) Wird für einen Deutichen ein Schiff im Ausland gebaut 
oder erlangt ein im Ausland befindlicyes Schiff dadurch, daß es in das Eigentum 
eines Deutichen übergeht, das Recht zur Führung der Reichöflagge, jo Tann 
das Sciffszertififat durch eine Beicheinigung des Konjuls, das Tylaggenzeugnis, 
erjegt werden.!“) SHiebei hat fich der Konſul des durch $ 5 der Bekanntmachung 
vom 10. November 1899 vorgeichriebenen Formulars zu bedienen. Wor ber 
Erteilung hat der Konjul die nötigen Erfundigungen über die erfüllten Vor— 
ausjegungen zur Erteilung einzuziehen und von der vollzogenen Ausftellung 


) 318.8 6; König ©. 367. 

9 510.88. 

») König ©. 368, 385; Hänel und Lejje S.130; Neumann ©. 201; 
PBerels, Intern. See. ©. 58. 

) FiG. $ 11. 

5, Baband Bd.3 S. 189 fi.; Annalen 1874 Sp.63; Perels, Deffentliches See. 
©. 34 fi.; König ©. 171. 

% SchBO. $ T, Belanntmahung zur Ausführung des $ 25, FIG. 8 2. 

) SHBD. 8 21; Verzeichnis derjelben RZBl. 1873 ©. 36 ff., 1876 ©. 474 ff. 

2) SHBD. 88 3, 27. 

®) Beitimmungen über die gegenjeitige Anerkennung der Schiffämehbriefe in 
Deutichland und Belgien vom 7. Dezember 1896, RZBL. ©. 624, dazu Nachtrag vom 
10. Dezember 1898, RZB. S. 479, Dänemart vom 11. November 18%, RZB. S. 385, 
Franfreih vom 10. Juni 1905, RZBL. ©. 152, Großbritannien vom 28. Juli 1896, 
RZB. ©. 415, Griechenland vom 13. Februar 1897, RZB. ©.61, Italien vom 
28. September 1897, RgBl. ©. 2834, Japan vom 2. Juli 1900, RZB. ©. 414, den 
Niederlanden vom 1. Dezember 1900, RZBL. ©. 619, Norwegen vom 20. November 1896, 
RZBl. S.583, Oeſterreich-Ungarn vom 24. Juni 18%, RZBL. S. 173, dazu a, 
S. 571, Rufland vom 23. März 1902, RgBl. ©. 74, Schweden vom 2. Juli 1596, R3B 
S. 228, Spanien vom 7. November 1905, RZBl. ©. 364, den Vereinigten Staaten dom 
20. Februar 1897, R8Bl. ©. 62. 
©. 





0) 516. 8 12; Annalen 1874 Sp. 61; Hänel und Leſſe S. 132; Kanngieher 
6; Knitſchky ©. 11; König ©. 386; Perels, Deffentlihes See. ©. 12. 
29* 


452 Roßteuſcher, Die Polizei der deutihen Konſuln. 


ſofort dem Regiftergericht des Hafens, der als Heimathafen des Schiffs beitimmt 
ift, Mitteilung zu machen. Das Flaggenzeugnis gilt nur für die Dauer eines 
Jahres von dem Tage der Ausftellung an, darüber hinaus nur für die Dauer 
der durch vis maior verlängerten Reife nad) dem Heimathafen. Um die Führung 
der deutichen Flagge durch jeeuntüchtige Schiffe zu verhindern, find die deutichen 
Konfularbehörden in den britiichen Hafenplägen angewiejen, Zeugniſſe über den 
Erwerb des Nechts zur Führung der Reichöflagge an die daſelbſt in das 
Eigentum von Reichdangehörigen übergehenden Fahrzeuge nur zu erteilen, wenn 
durch das Atteft eines Schiffbefichtigerd des britiihen Board of Trade auf 
Grund einer Unterfuhung des Schiffes deifen Seetüchtigkeit dargetan ift. Diele 
Schiffsbeſichtiger find angemwieien, die Unterfuhungen im Auftrag der Konjular: 
behörden auf Rechnung des Reederd vorzunehmen. Don denjelben kann jedod 
abgejehen werden, wenn das fahrzeug binnen ſechs Monaten vor der Nach— 
ſuchung des Flaggenzeugniſſes bereits von einem Schiffsbefihtiger des Board of 
Trade oder des Germaniſchen Lloyd des Committee of Loyd’s Register, bes 
Bureau Veritas oder ber British Corporation of the Survey and Registry 
of Shipping unterjucht wurde, auf Grund ber Befihtigung ein Zeugnis jeiner 
Seetüchtigkeit oder ein Klaffififationszertififat der höchſten Klaſſe erhalten, in: 
zwiſchen feinen Unfall erlitten bat und ſonſt Binfichtlich jeiner Seetüdhtigfeit zu 
feinem Zweifel Anlaß gibt. Demzufolge haben auch die Konſuln allgemein die 
Erteilung des Flaggenzeugniffes zu verweigern, wenn fie zur Ueberzeugung ge: 
langen, daß durch die Seeuntüchtigfeit des Schiff3 für deſſen Mannſchaft und 
Ladung Gefahr und jo ein Mißbrauch der deutichen Flagge zu befürchten ift.') 
Tritt auß anderen als den angeführten Gründen da8 Bedürfnis zum Nachweis 
des Rechts, die Reichsflagge zu führen, hervor, jo darf der Konjul nur eine 
Beicheinigung des obmwaltenden Sadjverhalts ausftellen, wenn er ji) von ber 
Richtigkeit der vom Kapitän vorgebradhten Behauptungen überzeugt hat. Gebt 
das Schiff unter oder wird e8 als reparaturunfähig fondemniert oder verliert 
es fonft durch Wegfall der gejeglihen Borausjegungen dad Recht zur Führung 
der Reichsflagge, jo ift es im Sciffäregifter zu löſchen und das Schiffszertifikat 
unbraudhbar zu machen.) VBorausfegung für die Eintragung ift die amtliche 
Vermeffung des Schiffs. Schiffe von nicht mehr ala 50 Kubikmeter Brutto: 
raumgehalt find auch ohne Eintragung zur Führung der Reichäflagge befugt.”) 

Durch Kaiferlihe Verordnung kann mit Zuftimmung des Bundesrats 
beftimmt werben, daß die Geltung des Tlaggengefeßes auch auf andere nicht 
zum Erwerb burd die Seefahrt beftimmte ba: erftredit werde.) Durch 
die Verordnung, betr. das Flaggenrecht deuticher Binnenſchiffe, die ausſchließlich 
auf ausländischen Gewäfjern verkehren, vom 1. März 1900, REB. ©. 41 
wurde beftimmt, daß die Vorſchriften des Flaggengeſetzes auf Binnenſchiffe, 
welche ausichließlih auf der unteren Donau oder in Oftafien auf dem Weit: 
fluffe (Si-kiang), dem Yangtzestiang und dem Pai-ho jowie auf deren Zu: und 
Nebenflüffen verkehren, Anwendung finden. Durch die Ausführungsbeitimmungen 
biezu vom 11. April 1900, RZB. ©. 270 wurde einer Anzahl deuticher 
———— im Gebiete dieſer Flüſſe die Führung der Schiffsregifter 
übertragen. 


I) Bekanntmachung im RZBL. 1875 ©. 520, 1891 ©. 176; cf. König ©. 388. 
) FlG. 8 13 Abi. 2. 

°) 18. 8 16. 

9 Fisn $ 26 Abi. 2, 
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Die ADJ. zu 8 30 KG. gibt zur Ausführung diefer Beitimmungen 
jeitend des Konſuls die näheren Anmeifungen.‘) Wenn der Konjul in Er: 
fahrung bringt, daß ein Kauffahrteiichiff als Nationalflagge eine andere als die 
poraejchriebene Tylagge oder bejondere Abzeichen in derjelben führt oder einen 
Wimpel ähnlidy demjenigen der Kriegsmarine, jo hat er fih an Bord bes 
Schiffes zu begeben und ben Kapitän aufzufordern, die vorjchriftswidrige Flagge 
oder ben vorjchriftswidrigen Wimpel herunterzubolen und ihm zu übergeben. 
Ueber den Vorgang hat er ein Protokoll aufzunehmen, das vom Kapitän zu 
unterzeichnen ift, und dieſes nebft einer genauen Beſchreibung der vorjchrifts- 
widrigen Flagge der Regierung des Bunbdesftaates zu überjenden, in beffen 
Gebiet der Heimathafen des Schiffes Liegt. Durch Bereftigung des Konjulats- 
fiegel3 und des Siegels des Kapitäns oder auf ſonſt angemefjene Weile ift die 
Identität der Flagge Teitzuftellen. Iſt der Konſul verhindert, ſich jelbit an 
Bord zu begeben, jo jendet er einen gehörig — Bevollmächtigten. 
Weigert fi) der Kapitän, den Anforderungen des Konſuls Folge zu leiſten, fo 
ift durch Requifition..der Lofalpolizeibehörde die Erfüllung der Anforderung zu 
erzwingen. Lehnt die Lofalbehörde ihre Mitwirkung ab, jo hat ber Konſul dem 
Kapitän zu eröffnen, dab das Schiff in Zukunft nicht mehr als deutſches 
betrachtet werde und weder einen Anjprud auf konſulariſchen Schug noch auf 
die Rechte habe, welche die Staatöverträge den deutichen Schiffen im Ausland 
garantieren. Bei Zumwiderhandlungen gegen die Vorſchriften des Flaggengeſetzes 
bat jedoch der Konſul die Strafen nicht jelbft zu verhängen, jondern nad) 
Anzeige bei ber Regifterbehörde des Heimathafens die den inländiichen kom— 
petenten Gerichten zu überlaſſen. Kommt es zu feiner Kenntnis, daß ein zur 
Führung der Reichöflagge nicht berechtigtes Schiff in einem Hafen jeines Amts- 
bezirf3 dieſe dennoch führt, jo ift er verpflichtet, dur DVermittelung der Lofal- 
polizeibehörde oder des betreffenden fremden Konſuls, deſſen Staat das Schiff 
angehört, die nötigen Schritte zu tun, um einen ſolchen Mißbrauch der deutjchen 
Flagge zu verhindern. Da jeder Staat ein Intereſſe daran hat, gegen unbes 
fugten Gebraud einer fremden Flagge ſeitens einheimilcher Schiffe einjchreiten 
zu können, wird die Vorftellung des Konſuls im allgemeinen nicht ohne Erfolg 
fein. Belondere Beitimmungen über den Flaggenſchutz enthalten nur die Zujaß- 
fonvention des Vertrags mit China in $ 5 und die Spezialbeftimmungen 
hierzu. Fährt darnach ein chineſiſches Schiff unter deuticher Flagge, jo erfolgt 
die Unterfuhung und Beftrafung durch die chinefiihen Behörden. Fährt ein 
deutiches Schiff unter chineſiſcher Flagge, jo joll, falls die von den chineſiſchen 
Behörden geführte Unterjuhung das Ergebnis feftitellt, da8 Schiff dem Konjul 
zur weiteren Behandlung übergeben werden. Daß durch dieje letztere Beitimmung 
der Unterfuchungsbefugnis der Konſuln als der gejegmäßigen Polizeibehörde der 
beutichen Schiffe fein Eintrag getan werden jollte, ift jelbftverftändlih. Sonſt 
ift dieſe Unterftüßung des Konſuls ſeitens ber Lofalpolizeibehörde durch feine 
vertragämäßige Beftimmung garantiert; diejelbe läßt fi) darum nur auf völfer- 
rechtliche Hebung ftüßen. 

Weitere polizeiliche Funktionen ergeben fi) aus ber Meldepflicht”) ber 
deutihen SKauffahrteiichiffe bei den Konſulaten, die erft durch Gejeg vom 


!) Analog 8 3 BD. betr. das Zeichen der Nationalflagge vom 21. Auguft 1900, 
RGBl. ©. 807 für die Kommandanten der ——— 

) Annalen 1874 Sp. 55; 1881 ©. 437; König S. 3891; Neumann ©. 134, 190; 
Perels, Defientl. SeeK. S. 245; Oppenheim S. 83 ff.; Wagner ©. 382 ff. 
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25. März 1880, RGBl. S. 181 reichögejetlich eingeführt wurde, nachdem fie 
vorher ſchon Landesgejeglih in einigen Staaten beitanden hatte. Darnad if 
ber Kapitän verpflichtet, die Ankunft des Schiffes in einem zum Amtsbezirk des 
Konfuls gehörigen Hafen ſowie den Abgang desfelben aus einem jolden dem 
Konſul jhriftlih oder mündlich mitzuteilen ') und ber Konful hat diefe Meldung 
entgegenzunehmen.?) Das Beet unterjcheidet nicht zwilchen Beftimmungs- und 
Zwiſchenhafen und nad) den Motiven des Gejeßes ift unter Hafen auch bie 
Reede zu verftehen, wenn dad Schiff in Ermangelung eines geeigneten Hafens 
am Anfunftsorte oder aus jonftigen Gründen auf einer ſolchen vor Anker geht. 
Die Meldung der Ankunft hat innerhalb der beiden nädhitfolgenden Tage nad) 
dem Ankunftstage, die der Abfahrt vor Abgang des Schiffs zu erfolgen.) Die 
Meldung hat auch dann zu gejchehen, wenn das Schiff an einen Nichtdeutichen 
verchartert ift fowie in den fällen, dab der Hafen des Ankunftsortes nicht am 
Sitz des Konſuls ift, wohl aber zum Amtsbezirk desjelben gehört. Die Meldung 
ift nicht erforderlich, wenn das Schiff aus den im Gejeg*) aufgeführten Gründen 
den Hafen anläuft und bdafelbft nur fürzere Zeit verweilt. Eine unter dem 
28. Juli 1880, RGBl. ©. 183 ergangene Verordnung enthält die näheren 
Angaben,?) auf welche ſich die Meldung des Schiffes zu beziehen hat. Sat ber 
Konjul am Hafenplaß jeinen Wohnſitz, jo it bei der Meldung aud) die Muſter— 
rolle der Schiffsmannſchaft vorzulegen, welche biß zum Abgang des Schiffes im 
Konjulat verwahrt wird.) Erfolgt die Meldung ſchriftlich, jo ift dieſelbe vom 
Kapitän zu unterjchreiben.”) Genügt der Inhalt der Meldung dem Konſul 
nicht, jo hat der Sciffsführer auf ergangene Aufforderung diejelbe nah) Maß— 
gabe der in der Verordnung enthaltenen Beltimmungen baldtunlichſt zu er: 
gänzen.?) Zumiderhandlungen hat der Konful zur Herbeiführung der Beftrafung 
des Kapitäns ungejäumt an ben Reichsfanzler zu berichten. Nach der ADJ. 
zu $ 31 KG. hat der Konful die ihm vorzulegenden Papiere, das Schiffs: 
zertififat und die Mufterroffe, zu prüfen, und wenn er fie richtig befindet, auf 
Verlangen des Kapitäns dies zu beicheinigen. Sind die Papiere nicht in Orb: 
nung, n fann der Konjul zwar die Abreife des Schiffs nicht verhindern, hat 
aber den Kapitän darauf aufmerkſam zu maden, daß diejer feine Vertretung 
und feine Wahrung jeiner Intereſſen jeitens de8 Reichs zu erwarten habe, wenn 
ihm infolge de8 Mangels ordnungsmäßiger Papiere Schwierigkeiten erwachſen. 
Selbſtverſtändlich hat der Konſul fein Recht, Schiffe, welche nicht zur Meldung 
verpflichtet find, hierzu anzuhalten oder die Anzeige auf andere als die in der 
Verordnung vorgeichriebenen Punkte zu erjtreden. Exekutivſtrafen ſtehen ihm 
überdies zur Erzwingung der Meldepflicht nicht zur Verfügung. 

In den älteren Verträgen ift die Meldepflicht des Kapitäns häufig im 
Zufammenhang mit der Regelung der Bollangelegenheiten normiert. Diele 
weitergehenden vertragsmäßigen Yeltjegungen behalten natürlich troß der reich 
gejeglichen Regelung ihre Kraft. So enthalten der Handelövertrag mit China 
Art. 13 und 21, ergänzt durch die 6. Handelsbeftimmung, die 1. Beitimmung 


1), &. vom 25. März; 1880 $ 1. 

N G. 8 31. 

9) G. vom 25. März 1880 $ 1 Abi. 2. 
G. vom 25. März 1880 8 2. 

) BO. vom 28. Juli 1880 $ 1. 

) BO. vom 28. Juli 1880 8 2. 

) VD. vom 28. Juli 1880 $ 4 

N BD. vom 28. Juli 1880 8 5 
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zur Regelung des Handelsverkehrs im Vertrag mit Korea und die 3. und 
5. Handelsbeſtimmung zu $ 32 des Vertrags mit Siam dieje Pfliht. Sämt- 
liche Vorſchriften find dur entiprechende Strafvorichriften gededt. Die Auf- 
nahme diejer Beitimmungen in die Verträge erfolgte aus hanbdelspolitijchen 
Momenten, um eine geregelte Zollbehandlung der deutſchen Schiffe zu ermög- 
lichen. Die Folge Hiervon war, daß die vor Erlaß des Reichögejehes nur 
Iandeögejeglich geregelte und nad) dem KG. nur fakultative Meldung in den 
genannten Ländern obligatoriih und der Kontrolle des Konſuls unterftellt wurbe. 
Nach $ 33 KG. find die Konſuln befugt, die volle Polizeigewalt über 
die deutichen Kauffahrteiſchiffe, aljo über deren Kapitäne und Schiffsmannſchaften, 
auszuüben.) Dadurd wird eine Menge von Kollifionen zwiichen dem Konſul 
und dem Kapitän einerjeits und diefem und den Ortsbehörden andererjeitö ver- 
mieden. Die Ausübung der Polizeigewalt jteht dem Konjul auch bei Anweſenheit 
eined deutſchen Kriegsichiifes zu. Die Beitimmung des Entwurfs, daß ber 
Konſul nur im Abwelenheit eines deutichen Kriegsichiffes zur Ausübung der 
Polizei berechtigt jein jolle, wurde durch die Kommilfion geftrichen, da eine 
ſolche Beſchränkung oder Suspenfion der konſulariſchen Befugniſſe nicht dem 
obrigkeitlihen Charakter des Konjuls entipreche, jondern vielmehr defjen Anjehen 
in jeinem Amtsbezirk gefährde. freilich herricht über die völferrechtliche Trage 
in Bezug auf die Polizei über die Handelsſchiffe feine Uebereinftimmung.?) Das 
engliihe Syftem will alle in fremden Häfen befindlichen Handelsſchiffe aus— 
Ichließlic) der dortigen Schiffspolizei unterwerfen. Daraus fönnte fich für den 
Konſul eine Verpflichtung zu polizeilicher Hilfeleiftung auf Aufforderung jeitens 
der Lofalpolizeibehörden ergeben. Das franzöfiihe Syſtem erfennt zwar im 
allgemeinen an, daß fremde Handelsſchiffe der Polizei des Aufenthaltshafens 
unterworfen find, dagegen hält e8 die Lofalbehörden nicht für befugt zum Ein- 
reifen, wenn an Bord der Schiffe ftrafbare Handlungen begangen werben. 
ach franzöſiſchem Syitem könnten bie Lofalbehörden nur eingreifen, wenn fie 
um Hilieleiftung erjucht werden oder wenn durch die Ereigniffe an Bord der 
fremden Schiffe die öffentliche Ordnung geftört wird. Dieje völkerrechtlich 
beitrittene Frage hat in den deutichen Staatäverträgen ihre hinlängliche Regelung 
gefunden. Diejelben lauten übereinftimmend dahin: „Hinſichtlich der Hafen: 
polizei, de3 Ladens und Auslabens der Schiffe, der Sicherung der Waren und 
Güter fommen die Vorſchriften der Landesgejege zur Anwendung. Den General- 
fonjuln, Konjuln und Vizekonſuln fteht ausichließlih die Aufrechterhaltung ber 
inneren Ordnung an Bord der nationalen Handelsichiffe zu. Die Lokalbehörden 
dürfen nur einjchreiten, wenn die an Bord vorfommenden Unordnungen derart 
find, daß die Ruhe oder öffentliche Ordnung am Lande oder im Hafen dadurd) 
geftört wird oder wenn ein Qandesangehöriger oder eine nicht zur Schiffsmann- 
Ihaft gehörige Perſon beteiligt ift.” 9) Den Konfuln fteht ſomit eine Polizei- 
gewalt gegenüber Sciffsleuten außerhalb des Schiffes nicht zu außer in ben 
Konſulargerichtsbezirken. 


!) Annalen 1871 Sp. 190; 1872 Sp. 1287; 1874 Sp. 71; Laband Bd.s3 ©. 20; 
König ©. 547; Neumann ©. 181, 196. 

») König 5.233, 458; Berels, Int. See. ©. 74 ff.; Oppenheim ©. 60. 

®) Vertrag mit Brafilien Art. 41, Eofta Rica Art. 31, Griehenland Art. 11, Gua— 
temala Art. 26, den Hamwaiifchen Jnjeln Art. 42, Hondurad Urt. 20, Italien Urt. 15, 
Japan Art. 16, den Niederlanden Art. 12, Nifaragua Art. 26, Rußland Urt. 11, Schweden 
Art. 15, Spanien Art. 15, Siam Art. 12, den Vereinigten Staaten Art. 13. 
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Andere polizeiliche Funktionen find den Konfulaten dadurch zugeteilt, daß 
fie im Ausland als Seemannsämter fungieren.) Als folche können fie bie 
Sciffsleute zur Erfüllung ihrer Pflicht auf Antrag des Kapitäns zwangsweiſe 
anhalten, wenn fie nad der Anmufterung ohne genügenden Grund dem Antritt 
oder der Fortſetzung des Dienftes fich entziehen, auch die Hilfe der Ortspolizei- 
behörde dazu in Anſpruch nehmen.?) Die daraus erwachſenen Koften hat der 
Schiffsmann zu erjegen. Ueberhaupt haben die Konſuln die Kapitäne der 
deutſchen Kauffahrteiſchiffe in der diejen zuftehenden Ausübung der Disziplinar: 
gewalt in jeder Weiſe zu unterftügen) und können nötigenfalls die Hilfe ber 
Rofalpolizeibehörde Hierzu in Anſpruch nehmen, die ihnen nad) den oben 
zitierten Vertragsbeſtimmungen garantiert ift. Geeignetenfalls fönnen fie auch 
die ihnen zugänglichen deutſchen Kriegsichiffe um Beiftand angehen, wobei für 
ein etwaiges Einjchreiten derjelben nad) der Kaijerlichen Ordre vom 28. September 
1872 betr. das Verhalten der Kommandanten deutſcher Kriegsſchiffe im Aus: 
land, ergänzt durch die Kaiſerlichen Ordres vom 28. Dezember 1875 und 
7. Januar 1879*) die Kommandanten der Kriegsſchiffe nur die militäriiche 
Verantwortung tragen. Leiften die Lofalbehörden feine Hilfe, jo kann ber 
Konful vermöge der ihm nad) $ 33 KG. zuftehenden Polizeigewalt jelbit alle 
Mittel zur Anwendung bringen, um den Zwed zu erreichen; namentlich ift er‘) 
befugt zur Anwendung jeden förperlichen Zwangs und jelbft zur Feſſelung der 
Mannſchaft in der nach den Umständen gebotenen Weife. Der Konjul hat jedoch 
biebei immer zu prüfen, ob und inwieweit die ihm zu Gebote ftehenden Mittel im 
Verhältnis zum konkreten Fall ftehen und nad jeinem billigen Ermeſſen die 
anzumwendenden Mittel zu beftimmen. In feinem all darf der Konſul den 
Kapitän bei einer etwaigen Ueberjchreitung feiner Disziplinargewalt unterftügen, *) 
insbejondere hat er nad) der ADJ. zu $ 33 KG. die Pflicht, wen der Kapitän 
feine Gewalt mißbrauchen ſollte oder ſich jonft ftrafbarer Handlungen ſchuldig 
macht, alle Maßregeln zu ergreifen, um die Feſtſtellung des Zatbeftandes zu 
fihern und die nadhteiligen Folgen abzuwenden. Wenn e8 nötig ift. darf er 
den Kapitän auf Antrag der Beteiligten abjegen und einen neuen Schiffsführer 
an beffen Stelle einjegen.”) 

Weitere polizeiliche Funktionen find den Konſuln durch das Gejeg vom 
27. Juni 1877 betr. die Unterfuhung von Seeunfällen übertragen morden.?) 
Nah $ 15 des Geſetzes haben die deutichen Seemannsämter im Ausland, die 
Konfulate, jobald fie von einem Seeunfall Kenntnis erhalten, zur vorläufigen 
Veititellung des Tatbeftandes diejenigen Ermittelungen und Beweiserhebungen vor- 
zunehmen, welche feinen Aufſchub dulden. Der Kapitän ift verpflichtet, dem Konſulate, 
bei welchem es zuerſt gejchehen kann, den Unfall anzuzeigen. Unter Seeunfall ift 
dabei nad) jeeamtlicher Praris jede Störung des regelmäßigen Verlaufs der 





) SO. 8 5 Ubi. 1. 

) ED. $ 33. — Unnalen 1874 Sp. 71; Neumann ©.108; König ©. 412; 
Bagner ©. 353; Bappenheim 5. 454. 

) SD. 8 84. — Annalen 1874 Sp. 67, 72; König ©.458; Bappenbeim 
©. 454, 464 fi. 

9 Abgedrudt bei König S. 349 und Zorn ©. 199; cf. Annalen 1882 ©. 449; 
Perels, Intern. See. ©. 355. 

) Analog SO. 8 91 Abi. 2. 

) König ©. 379. 

) 80. 8 35; dazu König ©. 415, 460. 

®) König ©. 379; Perels, Deffentl. See. ©. 210 fi. 


$ 11. Die Bolizei über Handelsiciffe. 457 


Fahrt zu verftehen, durch welche Schiff, ns Paflagiere oder Ladung einen 
Schaden erleiden.) Der Konſul hat die ihm zu erftattenden Anzeigen nad) 
dem Runderlaß vom 23. November 1877 in jedem einzelnen Fall ohne Verzug 
an da3 Auswärtige Amt zur Weiterbeförderung an die zuftändige Behörde ein= 
zureihen. Der Runderlaß vom 20. Auguft 1883, ergänzt dur die Rund: 
erlafje vom 25. Auguft 1883 und 16. März 1886, regelt das Verfahren bei 
diefen Unterfuchungen. Die Erhebungen find insbejondere dann erforderlich, 
wenn infolge des Seeunfall3 eine Abmufterung der ganzen Beſatzung oder der: 
jenigen Perjonen erfolgt, deren Ausjagen für die jeeamtliche Unterfuchung von 
Wichtigkeit jein können oder wenn anzunehmen ift, daß die betreffenden Perjonen 
von dem zuftändigen beutihen Seeamt nicht in Bälde werden vernommen 
werden fünnen; denn es iſt wahrjcheinlih, daß in einem ſolchen Fall ein großer 
Zeil der Schiffsleute, ftatt fi) in die Heimat zurüdzubegeben, vom nächſten 
ausländiihen Hafen aus in Dienft treten wird und jo längere Zeit nicht ver- 
nommen werden fann, jo daß das Seeamt, die berufene Unterſuchungsbehörde, 
dann gewöhnlich auf die VBernehmung folder Schiffäleute zu verzichten gezwungen 
iſt.) Um die Benügung diejer Beweismittel zu ermöglichen, mußte notwendiger: 
weiſe den Konjuln bei Seeunfällen, welche fi in den an ihren Amtsbezirk 
angrenzenden Gemwäflern ereignen, die Beweiserhebung übertragen werden. Die 
Unterfuhung ift im allgemeinen jedoch nicht auf Erhebungen auszudehnen, 
welche der Konſul nicht jelbit bewirken fann, d. h. von einer Requifition der 
Lokalbehörden ift im allgemeinen Abftand zu nehmen. Zum Zwecke der Unterfuchung 
bat der Konjul in erfter Linie unbeeidigt zu vernehmen den Kapitän und jämtliche 
Steuerleute, ſämtliche Majchiniften ſowie alle Perjonen, weldye eine Schuld an 
dem Unfall tragen, jodann jene Perjonen der Bejagung, melde zur Sache Er: 
bebliches aus eigener Erfahrung beurkunden können, dieſe, wenn nicht bejonbere 
Bedenken entgegenftehen, eidlich, wobei jedoch die Borichriften des $ 56 StPO. 
zu beobadjten find; ferner find auch jolche dritte Perfonen zu vernehmen, deren 
Zeugnis nad Lage des Falls in Betraht kommen kann, wenn nötig durch 
Erſuchen der zuftändigen Zofalbehörde und wenn möglich in Anmejenheit eines 
Vertreters des Konſulats. Bei diejen Ermittelungen und Bemeiserhebungen 
find die Konjuln befugt, die vernommenen Zeugen und Sachverftändigen zu 
beeidigen,) auch wenn ihnen im übrigen die in $ 20 KG. vorgeichriebene 
Ermädtigung zur Abhörung von Zeugen und zur Abnahme von Eiden fehlt.*) 
Die Vernehmung ſelbſt erfolgt auf Grund des Sciffstagebuches. it dieſes 
verloren gegangen oder nicht vorihriftsmäßig geführt oder ergeben fid) Zmeifel 
an ber Bollftändigfeit oder Genauigkeit der Eintragungen, jo find die Ber: 
nehmungen bejonders jorgfältig zu führen und es ift die Unrichtigfeit des Tage: 
buches ausdrüdlich feftzuftellen. Zugleich ift in diefem alle, um einer nach— 
träglichen Korrektur des Tagebuches vorzubeugen, von den Eintragungen eine 
Abichrift zu nehmen und das Tagebuch abzujchließen. Hat ein Zujammenftoß 
eines deutſchen Schiffes mit einem ausländiichen ftattgefunden, jo ift mittels 
Erfuchens der zuftändigen Behörde eine Vernehmung der Bejaung des aus: 
ländijchen Schiffs, wern möglich in Anweſenheit eines Vertreters des Konſulats, 
herbeizuführen und bei einem Widerjprud der Angaben auf möglichite Klärung 
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des Sadjverhaltes durch Gegenüberftellung ber miberjprechenden Perſonen hin: 
zuwirfen. Ueber ben Umfang der Beweiserhebung befindet der Konjul nad 
pflitgemäßem Ermeſſen. Er bat insbejondere bei Strandung und Beſchädigung 
des Schiffes jowie in den Fällen, in denen deſſen Seetüdhtigfeit in Frage ſteht, 
den Sciffsförper unter Zuziehung von Sadjverftändigen zu befichtigen und den 
Befund genau zu verzeichnen, deögleichen der Tyeititellung ber elementaren und 
lofalen Verhältniſſe, welche bei dem Unfall beftimmend mitgewirkt haben, jeine 
bejondere Aufmerkjamteit zu widmen. Die einzelnen Punkte, auf melde ſich 
die Ermittelungen zu richten haben, find im Runderlaß unter Ziff. VII erſchöpfend 
aufgeführt. Die Verhandlungen über die aufgenommenen Ermittelungen und 
BDeweiserhebungen find in jedem einzelnen Fall ungejäumt an das Auswärtige 
Amt zu jenden. Außerdem haben die Konjulate allen Anträgen des Seeamtes 
jowie des Oberjeeamtes in Betreff der Unterfuhung von Seeunfällen zu ent: 
iprechen,’) wobei ihnen die Befugnis zur Beeidigung von Zeugen nur dann 
zufteht, wenn ihnen diejelbe vom Reichskanzler allgemein oder für den bejonderen 
Tall erteilt iſt. 

Im engften Zujammenhang hiemit ſtehen die yunftionen, welche das 
Seeunfallverfiherungsgejeg vom 13. Juli 1887, RGEBl. ©. 329 ff., abgeändert 
durch das Gejeg vom 30. Juni 1900, RGBl. ©. 335 und in neuer Rebdaftion 
veröffentlicht laut Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 5. Juli 1900, 
RGBl. ©. 573 im RED. ©. 716 ff., den SKonfulaten als Seemann‘ 
ämtern überträgt.) Jeder Unfall, durdy melden eine auf dem Fahrzeug 
beihäftigte Perjon während der Reiſe getötet wird oder eine Körper— 
verlegung erleidet, die eine völlige oder teilweile Arbeitsunfähigfeit von 
mehr als drei Tagen oder den Tod zur Folge hat, ift in das Sciffsjournal 
einzutragen und in dem leßteren oder in einem bejonderen Anhang zu demjelben kurz 
zu beichreiben. Von jeder Eintragung eines Unfalls hat der Sciffsführer dem 
Seemannsamt, bei welchem es zuerft geichehen fann, eine von ihm beglaubigte 
Abjhrift zu übergeben. Statt deffen kann das Journal oder die Nadyweijung 
dem Seemannsamte zur Entnahme einer Abichrift der Eintragung vorgelegt 
werden; dasjelbe hat binnen 24 Stunden Journal oder Nachweiſung zurüdzu: 
geben und dieje Abichriften und Anzeigen dem Seemannsamt des Heimathafens 
zu überjenden.*) Sowohl der Schiffsführer wie der Konſul hat ſich bei ber 
Anfertigung der Abichrift des vom Meichöverfiherungsamt in der Bekannt: 
madhung vom 23. Dezember 1887 vorgejchriebenen Formular zu bedienen. 
Der Konjul hat natürlich das Recht, die ihm übergebenen Abichriften zu prüfen 
und nötigenfall® Ergänzungen berjelben zu verlangen. Die Beitimmungen bei 
—5 vom 27. Juli 1897 betreffend die Unterſuchung von Seeunfällen finden 
auf die Verpflichtungen der Konſulate, von den zu ihrer Kenntnis gelangenden 
Seeunfällen ungeſäumt Anzeige zu machen ſowie diejenigen Ermittelungen vor— 
zunehmen, welche feinen Aufſſchub dulden, auf alle Unfälle Anwendung, welche 
vorausfichtlic) einen Entihädigungsaniprudy zur Folge haben werden.?) Dieſe 
Anzeigen find außer dem zuftändigen Seeamt auch dem Genoffenihaftsvorftand 
zu überjenden. Jeder Unfall, welcher vorausfichtlid, einen Entihädigungsanjprud 
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zur folge haben wird, it wie im Inland von einem Seemannsamt ober einer 
Ortöpolizeibehörbe, im Ausland von den Konfulaten zu unterſuchen und ſind 
hierbei die im Geſetz!) verlangten Feſtſtellungen zu machen.“) Auf Antrag bes 
Vorſtandes der Genoffenihaft, der Sektion oder der beteiligten Krankenkaſſe hat 
das Seemannsamt die Unterfuhung auch dann vorzunehmen, wenn es bie 
Vorausjegungen für einen Entſchädigungsanſpruch als nicht gegeben erachtet. ?) 
Der Kapitän hat vor dem Konfulate, vor welchem es zuerft geichehen fann, 
unter Zuziehung zweier Offiziere oder anderer glaubhafter Perjonen über die 
feftzuftellenden Tatſachen eine eidesftattliche Erklärung abzugeben.‘) Der Konful 
ift befugt, zur Feſtſtellung bes Sachverhalts aud andere ala die vom Schiffs— 
führer zugezogenen Perjonen eidesſtattlich zu vernehmen ſowie jonftige Unter: 
juhungshandlungen Herbeizuführen.?) Auf die Verpflichtung der Schiffsmann- 
Ihaft zur Mitwirkung bei diefen Erklärungen und Verhandlungen finden bie 
Vorſchriften des $ 42 SD. Anwendung,“) wornach der Schiffsmann verpflichtet 
iſt, ſeine Ausſage eidlich zu beſtärken; nah $ 145 und 15 FGG. in Ber: 
bindung mit $ 390 ZPO. ift es möglich, ihn hierzu mit Geldftrafe bis zu 
300 Mark oder Haft bis zu ſechs Wochen anzuhalten. Zu dieſen Unter: 
fudungshandlungen find, joweit dies möglich ift, der Verletzte oder ein Vertreter 
besjelben, ein Vertreter der Genoſſenſchaft und jonftige Beteiligte zu laden und auf 
Antrag des Betriebsunternehmers, des Schiffsführers oder des Vertreterd der 
Berufsgenofjenihaft Sadjverftändige zuzuziehen. Die Koften für die Zuziehung 
derjelben fallen der Genofjenihaft zur Laft.) Dadurch ſoll womöglich, wie die 
Begründung bervorhebt, allen Beteiligten Gelegenheit geboten werden, ihre 
aa bei den Unterfuchungen zu wahren. 

Natürlich modifizieren ſich diefe Beſtimmungen für die Unterfuchungen im 
Ausland vor den Konjulaten. Die Wahrung der Rechte des Verletzten fällt 
bier im der Regel deſſen Kameraden oder Vorgefeßten zu, welche bei der 
eidesftattlihen Erklärung mitzuwirfen Haben, die Intereſſen bes zur 
Fürſorge während der erſten 26 Wochen nad) Eintritt des Unfalles?) 
verpflichteten Reeders hat der Kapitän als gejelicher Vertreter desjelben ?) 
wahrzunehmen. Der die Verhandlung leitende Konjul hat zu erwägen, ob 
er zur Slarftellung der vorgeichriebenen %) Zatjachen außer den ihm vom 
Schiffsführer beigebrachten Urkundsperſonen noch andere zur eidesſtattlichen 
Erklärung zuziehen oder durch Einnahme eines Augenſcheines, durch Requiſition 
anderer Behörden oder auf ſonſt mögliche Weiſe ſich weitere Aufklärung 
verſchaffen will. Ueber all dieſe Umſtände entſcheidet er nach freiem Er— 
meſſen. Hält er noch weitere Unterſuchungshandlungen für erforderlich, ſo iſt 
er verpflichtet, ſie vorzunehmen. Die Zuziehung von Vertretern der Berufs— 
— ——— wird im Ausland gewöhnlich nicht möglich ſein. Iſt dieſelbe oder 
ie die Zuziehung anderer Beteiligter nicht ausführbar, worüber der Konſul ent— 
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jcheidet, jo hat diefer die Intereſſen der nicht vertretenen Beteiligten wahrzu- 
nehmen. Diefe Unterfuhungen der Konſulate bezweden außer der Erhaltung 
und Sicherung der der Genoijenihaft obliegenden Berpflichtungen vor allem 
auch, daß fein bei einem Unfall Verletter ohne vorläufige Unterftügung bleibt; 
denn ber Konſul wird durch dieje Ermittelungen über den Unfall inftand geießt 
dafür zu forgen, daß nicht etwa Seeleute im Ausland zurüdgelaflen werden, 
ehe der Kapitän die ihm obliegende Sicherheitäleiitung für die Dauer von drei 
Monaten bewerkftelligt hat.) — Beglaubigte Abſchriften der Unterfuchungs- 
verhandlungen find ohne Verzug an den Vorftand der Genoffenihaft,”) die Ur- 
Ichriften derjelben in den Fällen, in welchen gleicdjzeitig die Zuftändigfeit Der 
Seeämter in Frage fteht, nad) dem Runderlah vom 23. Februar 1889 dem 
Auswärtigen Amt zur weiteren Beförderung zu überfenden. Durch die nad 
88 522 ff. HGB. aufzunehmende Verklarung,°) bei welcher die Schiffäleute mit: 
zuwirfen und ihre Ausfagen eidlich zu beitärfen verpflichtet m 9 wird bie 
eibeöftattlihe Erklärung ſowie die Unfallunterſuchung erjeßt,°) wenn bei Auf: 
nahme F Verklarung den für die Unfallunterſuchung geltenden Borjchriften‘) 
genügt iſt 
Mit diefer Polizei über die Handelsſchiffe verbindet ſich auch ein Stüd 
Gewerbepolizei.‘) Nach der Gewerbeordnung für das Deutſche Reich in der 
Fafſſung der Bekanntmachung vom 26. Yuli 1900, RGBl. S. 871 ff.?) findet 
dieje feine Anwendung auf die Verhältniffe der Schiffsmannſchaften auf den 
Seeſchiffen und nad berjelben’) müſſen fi) Seeſchiffer, Seefteuerleute und 
Maſchiniſten auf Seedampfidiffen über den Befig der zur Ausübung ihres 
Berufes erforderlichen Kenntniſſe durch ein Befähigungszeugnis der zuftändigen 
Berwaltungsbehörde ausweiſen. Der Bundesrat hat hierüber die näherer Vor: 
Ichriften zu erlaffen. Aehnliche Beftimmungen enthalten auch $ 2 Abi. 2 und 
$ 4 SD. Die zahlreihen Vorſchriften, welche auf Grund diejer Gejege für den 
Betrieb der Seeſchiffahrt erlaſſen worden find, find fortwährender Entwidlung 
und Weiterbildung unterworfen. In Betracht fommen zurzeit die Bekannt: 
machungen betr. die Vorjchriften über den Befähigungsnachweis und die Prüfung 
der Maichiniften auf Seedampfichiffen der deutſchen Hanbdelöflotte vom 26. Juli 
1891, RGBl. ©. 359, abgeändert dur die Bekanntmachung betr. den Be: 
fähigungsnacweis und die Prüfung der Maſchiniſten auf Seedampfichiffen 
vom 16. Oktober 1902, RGBl. S. 265, die Bekanntmachungen betr. die 
Bejeßung der Kauffahrteiſchiffe mit Kapitänen und —— vom 
16. Juni 1903 RGBl. ©. 247 ff. ſowie jene betr. ben Befähigungsnachweis 
und die Prüfung der Seejchiffer und Seefteuerleute auf deutſchen Kauffahrtei— 
ſchiffen vom 16. Januar 1904 RGBl. ©. 3 ff., welche alle vorher ergannenen 
Beitimmungen über diejen Gegenftand aufhebt, 10) abgeändert durch die Bekannt: 
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mahung vom 14. März 1906, RGBl. ©. 427. Daneben fommt noch aus 
älterer Zeit das Geſetz betr. den Gewerbebetrieb der Maſchiniſten auf See 
dampfichiffen vom 11. Juni 1878, RGBl. S. 109 in Betracht, durch welches 
den Seefteuerleuten die Maſchiniſten auf Seedampfichiffen gleichgeitellt wurden. 
Nach einem Runderlaß vom 18. Auquft 1884 find die Konſuln angewieſen 
darauf zu achten, daß dieſe Vorfchriften eingehalten werden, indem fie bei 
Nichtbeobachtung derjelben ihre Mitwirtung bei der Anmufterung verjagen,”) 
und wenn dieſe doch erfolgt jein jollte, den Kapitän zur Entfernung ber 
betreffenden Seeleute anhalten, auch durch Anzeige beim Seemannsamt des 
Heimathafens einer weiteren Uebertretung vorbeugen.”) In zwei Fällen kann 
jedoch der Konjul durd) feine Erlaubnis Ausnahmen von den ftrengen Regeln 
zulaffen. Da es leicht möglich ift, daß ber Kapitän in ausländiichen Häfen 
nicht das nötige Schiffsperjonal befommen kann, das den Anforderungen ber 
beutichen Borichriften genügt, hat der Bundesrat am 26. Yuni 1886) be- 
ſchloſſen, daß fremde und deutiche Seeleute in ausländiichen Häfen ausnahms- 
weile ohne die vorgängige durch die Bekanntmachungen geforderte Prüfung für 
beitimmte Seereijen als Steuerleute und Maſchiniſten auf deutſchen Schiffen 
tätig jein dürfen, wenn der Kapitän glaubhaft dartut, daß ihm fein nad) den 
deutſchen Vorſchriften geprüfter Steuermann oder Majchinift zur Verfügung 
fteht und wenn ber Anzumufternde duch eine vom Konjul nötigenfalls unter 
Hinzuziehung deutjcher oder fremder Kapitäne*) zu veranftaltende Fachprüfung 
ober in ſonſt überzeugender Weile feine Fähigkeit zu den zu übernehmenben 
Funktionen nachweift. Die Zulaffung erfolgt nur bis zum nächſten Beitimmungs: 
bafen;°) doch ift unter den gegebenen Vorausjegungen nad dem Runderlaß 
vom 6. Auguft 1889 eine Erneuerung der Erlaubnis durch den Konſul bes 
dortigen Hafens möglich. Ueber die Erteilung der Erlaubnis bat der Konful 
dem Schiffsmann einen entiprechenden Vermerk in die Mufterrolle einzutragen. 
Eine weitere Ausnahme beftimmt das Gejeß betr. die Unterſuchung von See- 
unfällen. Iſt nämlich durch Urteil des Seeamtes einem Schiffer, Steuermann 
oder Maſchiniſten die Befugnis zur Ausübung jeines Gewerbes entzogen, jo 
fteht diefem binnen 14 Tagen nad) der im Ausland durch Bermittelung der 
FKonfulate zu bewirkenden Zuftellung die Beichwerde an das Oberjeeamt zu.*) 
Die Einlegung bderjelben kann bei dem das Urteil zuftellenden Konſulat geichehen 
und hat an ſich feine auffchiebende Wirkung.) Auf Antrag kann ihr jedoch 
ber Konſul eine ſolche bis jpäteftens zur Ankunft des Beichwerdeführers in einem 
beutichen Hafen einräumen. Nah dem Runderlaß vom 23. November 1877 
fol der Konſul jedoch von diejer Ermächtigung nur dann Gebraud) machen, 
wenn andernfalls das Schiff in Ermangelung eines geeigneten Erſatzes ohne 
Kapitän, Steuermann oder Maſchiniſten eine Reiſe fortiegen oder die Rückreiſe 
antreten müßte. Ueber die getroffene Verfügung ift dem Sapitän, Steuermann 
oder Maſchiniſten eine Beicheinigung zu feinem Ausweis zu erteilen.”) 
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Der Konſul kann die Kapitäne deutſcher Kauffahrteiſchiffe auch zwangs— 
weiſe dazu anhalten, deutſche Seeleute, welche ſich außerhalb des Reichsgebietes in 
hilfsbedürftigem Zuſtand befinden, nach a Va des Gef. v. 2. Juni 1902 betr. bie 
Berpflichtung deuticher Kauffahrteiſchiffe z. Mitn. heimzuſchaff. Seeleute gegen Ent: 
ihädigung nach den deutichen Häfen zu befördern.') Dasjelbe gilt in Anjehung 
ausländiicher Seeleute, welche unmittelbar nad) einem Dienfte auf einem deutjchen 
Kauffahrteiichiffe außerhalb des Reichägebietes in einem hilfsbedürftigen Zuftand 
fi) befinden und die auf Anweiſung des Konſuls von ben nad) deren Heimat: 
Ländern beftimmten deutſchen Kauffahrteiſchiffen dorthin befördert werden müſſen. 
So äußert ſich die Polizei über die Handelsjchiffe auch als Armenpolizei. 


$ 12. Auswanderungspolizei. 


Ein Gebiet, dem namentlih in neuerer Zeit eine immer größere Auf: 
merfjamfeit zugewandt wird und deffen Ausgeitaltung dem Konjul immer größere 
Aufgaben auferlegt, ift die Auswanderungapolizei. Zwar ftellt ſich das Geſetz 
vom 9. Juni 1897, RGEBl. ©. 463 ff. vollitändig auf den Standpunkt ber Aus: 
wanderungsfreiheit. Aber die Sorge für die Auswanderer zwang zu einer meit- 
gehenden Beauffichtigung des Auswanderungsmwejend. Die Normen für bie poli- 
zeilihen Funktionen der Konſuln enthält da8 erwähnte Auswanderungsgefeh. Zur 
Ausführung desjelben ergingen die Beitimmungen über den Geichäftsbetrieb der 
Auswanberungsunternehmer und Agenten vom 14. März 1898, RGEBl. ©. 39, 
abgeändert durch die Bekanntmachung vom 23. Auguft 1903, RGBl. ©. 274, 
jowie die Bekanntmachung betr. VBorjchriften über Auswandererichiffe vom 14. März 
1898, RGBl. ©. 57, abgeändert dur die Bekanntmachungen vom 18. Februar 
1903, RGBl. ©. 57, 26. Februar 1904, RGEBl. ©. 136 ff., 1. März 1904, 
RGBl. S. 138 und 20. Dezember 1905, RGBl. ©. 779 ff. Zur näheren 
Erläuterung des Gejeges erging unter dem 10. Juni 1898 an bie Konfular: 
behörden eine Inſtruktion,“) welche die näheren Beitimmungen über die Hand— 
babung der gejeglichen Vorſchriften trifft. Nach derjelben find die Konjuln ver- 
pflihtet dahin zu wirken, daß die Beitimmungen des Auswanderungsgejetes 
und der Ausführungsverordnungen tatjächlic) zur Ausführung gelangen. Ins— 
bejondere haben fie darauf zu achten, daß Unternehmer nicht ohne die hierzu 
erforderliche Erlaubnis?) unter Ausübung des Gejchäftsbetriebs in Deutichland 
Auswanderer befördern und daß nicht eine Beförderung nach jenen Bändern 
erfolgt,*) für welche die Erlaubnis nicht erteilt if. Ferner haben fie beſonders 
darauf zu ſehen, daß nicht ‘Perjonen befördert werden, deren Auswanderung 
verboten?) ift, nämlich MWehrpflichtige vom vollendeten 17. bis 25. Jahre vor 
ihrer Entlaffung aus dem Untertanenverband®) oder vor der Erteilung eines die 
Auswanderung geftattenden Zeugniffes der Erſatzkommiſſion, ferner die Perjonen, 
deren Verhaftung oder Feſtnahme durch Gericht oder Polizeibehörden angeordnet 
ift, jowie von Reichsangehörigen, für welche der Beförderungspreis von fremden 


!) Annalen 1874 Sp. 73; König ©. 318, 322; Neumann ©. 154; Meves 
S. 529; Berels, SO. ©. 72 fi. 

*) AUbgedrudt bei König ©. 472 cf. dazu Wagner ©. 446 fi. 

2 AuswG. 8 1. 

AuswG36. 

AuswG. 8 23. 

*) Geſetz über die Erwerbung und den Verluſt der Reichs- und Staatsangehörigkeit 
vom 1. Juni 1870 BGBL. ©. 355 fi. $ 14 fi. 


$ 12. Auswanderungspolizei. 463 


Regierungen oder Kolonijationagejellihaften oder ähnlichen Unternehmungen ganz 
oder teilweiſe bezahlt wird oder Vorjchüffe geleiftet werben. Jeder Unternehmer 
ift verpflichtet,') über die von ihm beförbderten Auswanderer ein Verzeichnis zu 
führen und dieſes jpäteftende am Tage nad) Abgang des Schiffes in außer: 
deutichen Häfen, von melden aus Deutſche oder über Deutichland kommende 
Auswanderer befördert werden, dem Konſul einzureichen.) Dieſe Vorfchrift be- 
zieht fich ſowohl auf die außerdeutſchen Abgangs- wie auf die Zmilchenhäfen, in 
legteren find jedoch nur die Auswanderer anzumelden, die dort an Bord ge- 
nommen worden find. Durch diefe Vorjchriften wird eine fortwährende Kontrolle 
der Auswanderer möglich oder doch mwenigftend erleichtert. Auch der geichäfts- 
mäßigen ftrafbaren Anmwerbung von Auswanderern ) Hat ber Konſul feine 
Aufmerfjamkeit zuzumenden. Kommt eine Tatſache zu feiner Kenntnis, welche 
eine Zuwiderhandlung gegen das Geſetz oder die Ausführungsbeftimmungen dar: 
ftellt, jo hat er nicht ſelbſt einzujchreiten, jondern das geeignete Material zu 
jammeln und über den Fall an das Auswärtige Amt zu berichten. 

Die polizeiliche Auffiht über das Auswanderungsweſen übt der Reichs: 
fanzler im Inland durch die von ihm beftellten Kommiſſare. Dieſe find be- 
fugt, den vor dem Antritt der Reife durch die von den Landesregierungen be= 
ftellten Befichtiger ftattfindenden Unterfuchungen der Auswandererſchiffe auf 
Seetüchtigkeit, Einrichtung, Ausrüftung und Verproviantierung beizumohnen und 
ſolche auch jelbftändig vorzunehmen. Die Führer der Auswandererſchiffe find 
verpflichtet, den Kommiffaren auf Verlangen wahrheitägetreue Berichte über die 
Verhältniffe des Schiffs und der Reife zu erteilen jowie das jeberzeitige Be: 
treten der Schiffsräume und die Einficht in die Schiffspapiere zu geftatten. Im 
Ausland werden die Obliegenheiten der Kommiſſare behufs Vertretung der 
Intereſſen deutjcher Auswanderer von den Behörden des Reich wahrgenommen, 
denen erforderlichenfall3 bejondere Kommiffäte als Hilfsbeamte beizugeben find. 
Zu diejfen Behörden des Reichs zählen in erfter Linie die Konjuln der aus: 
ländiſchen Hafenpläße.?) Dieje Funktionen ftehen ihnen nicht nur in den außer: 
deutichen Abgangshäfen der Schiffe zu, ſondern aud in den Zwiſchenhäfen, 
namentlid) wenn dort weitere Auswanderer an Bord genommen werden, ſowie 
auch in den Ausichiffungshäfen. Die Vorſchriften bes Geſetzes beziehen ſich auf 
die Schiffe aller in Deutichland zugelaffenen Unternehmer. 

Der Entwurf bezeichnete als Kommiffare im Ausland direkt die Konſuln 
des Deutichen Reichs; doc wurde im Gejeß die weitere Faſſung „Behörden des 
Reichs“ gewählt, während die Inſtruktion ausdrücklich den Konjuln die Obliegen- 
heiten der Kommiſſare überträgt. Der Entwurf ging dabei von der Annahme 
aus, daß die deutichen Konfuln in der Qage jein werben, die Aufgaben ber 
Auswanderungskommiſſäre genügend wahrzunehmen, insbejondere auch von den 
Einridytungen des Schiffes fich durch Augenschein zu überzeugen. Wichtiger find 
natürlich die Aufgaben ber Konfuln bei Beförderung von Ausmwanderern auf 
deutjchen Schiffen von einem ausländiichen Hafen aus, wie die namentlich hin- 
fichtlich chineſiſcher Auswanderer auf den oftafiatiichen Gewäſſern der Fall ift.‘) 


!) Beftimmungen über den Geichäftsbetrieb $ 1. 
2) Beitimmungen über den Gejchäftsbetrieb F 2. 
*) AuswG. $ 45 Abi, 2. 

4) AuswG. 8 41. 

) König ©. 474. 

©) Siehe oben $ 9 ©. 36. 
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Wie auch die Gejegebung in den verſchiedenen Ländern bezüglich ihrer An: 
forderungen über Einrichtungen und Ausrüftung der Schiffe den deutſchen An: 
ihauungen entiprehen mag, jo ilt doch in manchen Ländern eine genügende 
Gewähr für die Einhaltung der Vorſchriften nicht ohne weiteres gegeben, wenn 
auch diefe Schiffe an fi) den Beitimmungen bes Landes unterworfen find, in 
welhem ber Abgangshafen Liegt. Es erjchien deshalb zweckmäßig, im Geje bie 
Möglichkeit zu gewähren, ') dem $ 36 entiprechende Vorjchriften über Einrichtung 
und Ausrüftung der Schiffe auch für den Transport von Auswanderern von 
außerdeutichen Häfen aus zu treffen. Auch das Polizeiverordnungsredht der 
Konjuln kann dazu dienen, auftretenden Mißſtänden, insbejondere mangelhafter 
ee und Verproviantierung und einer Ueberfüllung der Schiffe vor: 
zubeugen. 

Da die deutſchen Schiffe an ſich jchon der Polizeigewalt der beutichen 
Konſuln unterliegen, hat auch die polizeiliche Auffiht über das Auswanderungs: 
weſen gegenüber deutſchen Schiffen feine Schwierigkeit. Die vom Reich Eon: 
zeifionierten ausländijchen Unternehmer find aber für die auf das Auswanderungs: 
weſen bezüglichen Vorſchriften dem deutſchen Rechte unterworfen, *) jo daß die 
Ausübung der polizeilichen Funktionen auch diefen Schiffen gegenüber gewöhnlid 
durchführbar ift. Jedoch Hat fich der Konſul zu hüten, fich hierbei Eingriffe 
in die Hoheitsrechte des Nefidenzftaates zu erlauben. Weigert fi) der Kapitän 
oder Unternehmer, die Unterfuhung durch ben Konſul auf einem jolden aus: 
ländifhen Schiff vornehmen zu laſſen oder ſtößt der Konjul auf Schwierigkeiten 
anderer Art, jo hat er tunlichft von weiteren Maßnahmen Abitand zu nehmen 
und die Angelegenheit dem Auswärtigen Amt zur weiteren Verfolgung mitzuteilen. 
Bei den Unterjuhungen der Schiffe ausländiicher Unternehmer, die von außer: 
deutſchen Häfen abgehen, hat der Konjul auf die Dispenjationen Rüdficht zu 
nehmen, welche der Reichskanzler mit Zuftimmung de Bundesrat? nach den 
Vorſchriften über Auswandererſchiffe“) erteilen kann und die den in Betracht 
fommenden Konfularbehörden bejonder8 mitgeteilt werden. Infolgedeſſen kann 
der Konful in die Lage fommen, bei den Unterſuchungen ber Schiffe auch aus 
ländiiche Vorfchriften zu Grunde legen zu müffen. 


Entdedt der Konſul auf deutjhen Schiffen Mängel irgendwelcher Art, io 
fann er auf Abftellung gemäß den Vorſchriften über die Auswandererſchiffe 
dringen und ber Kapitän ift verpflichtet, den Weilungen des Konſuls nachzu: 
fommen. Behufs der Beleitigung von Mängeln auf Schiffen ausländiſcher Unter— 
nehmer hat der Konſul gteichtaflg mit dem Sciffsführer ins Benehmen zu 
treten. Auch kann er fi an die zuftändigen Landesbehörden oder an ben für 
dad Schiff zuftändigen Konful wenden und dieſe auf die Verftöße aufmerkſam 
machen. Erjolgt feine Abhilfe, jo Hat fich der Konſul jedes Eingriffs zu ent: 
halten und über den Sachverhalt an das Auswärtige Amt zu berichten. 

Nach den Beftimmungen des Auswanderungägejeges*) kann der Konjul 
die vorgejehenen Unterfuhungen der Auswandereridiffe jelbitändig vor- 


AuswG. 8 42. 

) YuswG. $ 4b. 

) Vorſchriften 8 77; dazu die Belanntmahung betr. Ausnahmen von den Bor: 
Ichriften über Auswandererſchiffe für die zur Beförderung nad einem großbritanniichen 
Hafen beftimmten Schiffe vom 22. Juni 1898, RZBl. ©. 338, jowie die Abänderung 
derjelben dur die Belanntmadhung vom 20. Dezember 1905, RBB. ©. 389. 

*) Yusw®. $ 41 Abi. 2. 
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nehmen. Seinem Ermefjen it es aber überlaffen, zu den Unterſuchungen un— 
beteiligte Sachverftändige, insbejondere Schiffötechnifer und Aerzte hinzuzuziehen. 
Entftehen dadurch Koften, jo darf eine folche Zuziehung nur ausnahmameije 
und ohne vorgängige Genehmigung und Anweiſung des Auswärtigen Amtes 
nur in beſonders dringenden Fällen nad dem pflichtgemäßen Ermefjen des 
Konjuls erfolgen. Die Unterfuhungen find auf Befichtigung der Einrichtungen 
und Ausrüftung des Schiffes jowie auf die Prüfung der Seetüchtigfeit nicht 
allein beſchränkt. Auch die Proviantvorräte, die nad) den Beftimmungen über 
Auswandererſchiffe vom 14. März 1898!) zu diefen Vorjchriften in Anlage A 
©. 80 RGBl. aufgeführt find, jowie die Arzneibeftände, welche jedes Schiff 
mitzuführen hat?) und welche die Anlage C ©. 82 RGBl. aufzählt — beide 
Anlagen find dur die Belanntmahung vom 20. Dezember 1905, RGBl. 
©. 779 ergänzt worden — können der Befichtigung unterzogen und auf ihren 
Beftand und ihre Qualität nachgeprüft werden. Auf dem Wege der Inſtruktions— 
erteilung können den Konjulaten noch weitere bislang nach dem Geje und ben 
Ausführungsverordnungen den Landesbehörden obliegende Verpflichtungen über: 
wieſen werden, wenn und ſoweit ein Bedürfnis hierzu fich herausftellt. Zmed- 
dienliche dahin gehende Vorſchläge ſind allenfalls dem Auswärtigen Amt zu 
unterbreiten.ꝰ) 


$ 13. Gefundheitspolizei. 


Eine der verantwortungspollften Aufgaben der Konjuln ift die Gejund: 
beitspolizei. Bei der großen Bedeutung, welche heute diefem Verwaltungszweig 
zufommt, hat ſich der Konſul mit der größten Gewiſſenhaftigkeit feinen dies— 
bezüglien Aufgaben zu unterziehen, da eine lare Handhabung berjelben Deutſch— 
land die größte Gefahr, eine gewiſſenloſe Beauffichtigung leicht eine Störung 
und vollftändige Unterbindung des Handels und Verkehrs nad) ganzen Ländern 
zur Folge haben und die größten wirtichaftlihen Schädigungen bringen fönnte. 
Es verfteht fih von ſelbſt, daß die Berichterftattung über die gejundheitlichen 
Berhältniffe des Refidenzitaates einen wichtigen Zeil der im Konſulatsgeſetz 
vorgeſchriebenen Berichterftattung der Konjuln bildet.) Hinſichtlich der Be: 
nadrichtigung über anftedende Krankheiten bejtimmt der Runderlaß des Reichs: 
fanzler8 vom 1. Auguft 1898,°) daß die Konjuln über den Ausbrudy von an: 
ftedenden Krankheiten rechtzeitig und mit tunlichiter Beichleunigung zuverläffige 
Nachrichten an das Auswärtige Amt gelangen laffen follen, da es nad) dem 
Fortfall der Geſundheitspäſſe in den deutſchen Seehäfen von erhöhter Wichtigkeit 
ift, über die Gejundheitszuftände im Ausland unterrichtet zu jein. Dies bezieht 
ſich insbejondere auf die drei Krankheiten, bezüglich welcher in den deutichen 
Häfen Kontrollmaßregeln vorgejehen find, nämlich auf Peit, Cholera und Gelb: 
fieber. Bezüglich der Peft und Cholera haben die Konjuln jofort nad) deren 
Auftreten telegraphiihe Meldung an da8 Auswärtige Amt gelangen zu 
Laffen und jodann fortwährend ſchriftlich ſowie bei plößlicher und auffallender 
Steigerung der Todesfälle telegraphiſch Bericht zu erftatten. Dieje Aufgabe ift 


) Borichriften über Ausm.-Sciffe 8 27. 
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ihnen bedeutend erleichtert durch die Beitimmungen der internationalen Sanitäts 
fonventionen. Nach der Dresdener internationalen Uebereinkunft vom 13. April 
1893, RGEBl. 1894 ©. 343 ff., hat jede Signatarmadjt nad) der Anlage 1 Titel 1 
die Verpflichtung, die diplomatiſchen und konſulariſchen Vertreter jojort vom 
Auftreten der Cholera zu benachrichtigen, ihnen die nötigen Mitteilungen über 
das Vorhandenjein des Choleraherdes, den Zeitpunkt des Entitehens ſowie bie 
Zahl der jeitgeftellten Krankheits- und Todesfälle zur Uebermittelung an ihre 
Regierungen zufommen zu laſſen und ihnen Aufflärungen zu geben, die geeignet 
find, biejelben über bie Entwidlung der Epidemie in laufender Kenntnis zu 
erhalten; auch haben fie die näheren Aufichlüfle über die bereits getroffenen 
Schutmaßregeln zu geben. Durch die Beitimmungen ber Venediger inter: 
nationalen Sanitätfonferenz Kap. II Zitel 1 vom 19. März 1897, RGBl. 
1900 ©. 43 ff., abgeändert durd; die Deklaration vom 24. Januar 1900, 
RGBl. ©. 821, haben die Signatarmächte bdiejelben Verpflichtungen hinſichtlich 
bes Auftretens der Peft übernommen. Die Beſchlüſſe der neuen Parijer Sanitäts 
fonferenz vom 3. Dezember 1903 wiederholen in Titel I Kap. 1 Abichnitt 1 
Art. 1—8 und in Kap. 2 Abjchnitt 1 Art. 10 diefelben Beftimmungen. Die 
Regeln über Berichterftattung gelten nad) dem Runderlaß vom 1. Yuguft 1898 
aud für das Auftreten von Gelbfieber in der Zeit vom 15. Mai bis 15. Sep 
tember. Auch über das Auftreten von Blattern (Poden), Scharladhfieber, 
Diphtherie, Croup, Unterleibsthyphus, Fledfieber, Rüdjallfieber, Ruhr, epidemiſcher 
Genidjtarre und Influenza, jofern dieſe Krankheiten mit bejonderer Heftigfeit 
und großer Verbreitung auftreten, joll der Konjul jchriftliche Anzeige und bei 
bejonderen Umftänden auch telegraphiihe Mitteilung machen. Im allgemeinen 
genügt jedoch bier die Mitteilung über Anfang und Schluß, Enftehungsgründe 
und Verlauf der Epidemien. 

Eine ähnliche Aufgabe der Konſuln jegt das Konjulatögejeg'), nämlich bie 
Pflicht, die Befehlshaber von Schiffen der deutichen Kriegsmarine von dem etwa 
am Refidenzorte herrichenden epidemiſchen und anftedenben Krankheiten unb den 
damit zuſammenhängenden Berhältniffen zu unterrichten, damit in ſolchen Fällen 
ber Schiffsmannſchaft das Verlaſſen des Schiffes verboten wird. Der Bejagung 
deuticher Handelsſchiffe kann der Konſul unter ſolchen Umftänden jelbft zweck— 
bienliche Vorſchriften vermöge der ihm zuftehenden Polizeigewalt machen. 

Eine weitere geſundheitspolizeiliche Funktion iſt die Aufſtellung von Ge— 
ſundheitspäſſen für Schiffe.“) Nach den jetzt in Deutſchland geltenden landes— 
geſetzlichen, ihrem Inhalt nach übereinſtimmenden ſeepolizeilichen Vorſchriften 
find dieſen alle Schiffe gleichmäßig unterworfen in Bezug auf die ſanitäts— 
polizeiliche Kontrolle. Infolgedeſſen hat für deutſche Häfen der Gejundheitspaß 
jeine Bedeutung verloren. Für die Ausftellung derjelben gilt jegt die Inftruftion 
vom 1. Auguft 1898. ’) Wird darnach für die Fahrt nad) einem deutſchen 
Hafen ein Gejumdheitspaß verlangt, jo hat der Konjul den Kapitän darauf 
aufmerkſam zu maden, daß die Beibringung desſelben feinerlei Vorteile für 
die janitätspolizeiliche Kontrolle mit fich bringe. Auf Verlangen des Kapitäns 
ift jedody der Pak auszuftellen. Da nämlid mande Staaten an der Ein: 
rihtung der Geſundheitspäſſe feithalten und die deutichen konſulariſchen Ge— 
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ſundheitspäſſe in einigen Ländern nody manche Erleichterungen gewähren, jo 
baben die Konjuln ſolchen deutichen Schiffen ſtets, nichtdeutihen Schiffen nur 
dann zu erteilen, wenn an dem Hafenplag weder eine zur Ausftellung derartiger 
Gejundheitspäfle befugte lokale Sanitätsbehörde ſich befindet noch ein Vertreter 
des Landes, deſſen Flagge das Schiff führt. Da nad der ADY. zu $ 11 KG. 
die Ausstellung von Päffen den Konfularagenten nicht zufteht, find ſie auch 
nicht zur Ausftellung von Gejundheitspäffen befugt. 
Eine verwandte Funktion ift die Ausstellung von Leichenpäfjen.) Nach 
den Ausführungsbeftimmungen zum Berner Ablommen vom 14. Oktober 1890, 
RGBl. 1892 ©. 793 ff., find in $ 1 Leichen von der Beförderung im inter: 
nationalen Eijenbahnverfehr ausgeichloffen. Ueber die Beförderung im inner: 
deutichen Verkehr trifft die Verfehröordnung vom 26. Oktober 1899, RGBl. 
©. 572 ff. im 6. Abjchnitt 88 42 ff., abgeändert durch die Bekanntmachung 
vom 18. Juni 1902, RGBl. ©. 236, die nötigen Beftimmungen. Die Leiche 
muß in einem binlänglich widerftandsjähigen Metallſarg luftdicht eingejchloffen 
und leßterer von einer hölzernen Umhüllung derart umſchloſſen jein, daß eine 
Berihiebung des Sarges innerhalb der Umhüllung verhindert wird. Die Leiche 
muß von einer Perſon begleitet werden; bei der Aufgabe iſt der vorjchrifts- 
mäßige Leichenpaß beizubringen, deſſen Formular jeitgelegt iſt. Dur eine 
Bufaßvereinbarung zum Berner Abkommen zwiſchen dem Reich, Belgien, Frank— 
reih, Italien, Luremburg, Niederlande, Deiterreih-Ungarn, Rußland und ber 
Schweiz vom 16. Juli 1895, RGBl. ©. 465 find Leichentransporte allgemein 
auch zwiichen diejen Ländern zugelaffen unter den Bedingungen, daß die Be- 
förderung als Eilgut erfolgt, die Transportgebühren bei der Aufgabe der Leiche 
entrichtet werden, die Leiche während der Beförderung von einer hierzu beauf- 
tragten Perſon begleitet ift und im Gebiete eines jeden Staates die bajelbit 
geltenden polizeilichen Vorſchriſten beachtet werden, joweit nicht unter den bes 
teiligten Staaten bejondere Abmachungen vereinbart find. Solche wurden 
getroffen in der Vereinbarung erleichternder Vorjchriften für den mwechjeljeitigen 
Verkehr zwiſchen den Eijenbahnen Deutichlands, der Niederlande, Oeſterreichs und 
Ungarns jowie der Schweiz rüdfichtlih der nad) dem internationalen Ueber: 
einfommen über den Eijenbahnfrachtverfehr vom 14. Dftober 1890 von ber 
Beförderung ausgeichloffenen oder bedingungsmweile zugelafjenen Gegenftänbe, 
befannt gemadt unter dem 19. Januar 1894, RGEBl. ©. 113 ff. Nach diejer 
werden Leichen auch im wechleljeitigen Verkehr unter den genannten Ländern 
unter der Bedingung befördert, daß die Erforderniſſe obiger Zujaßvereinbarung 
erfüllt werden. Außerdem find in Gemäßheit des $ 1, letter Abſatz der Aus: 
führungdbeitimmungen zum Berner Ablommen, RGBl. 1892 ©. 874 ff., Er: 
leichterungen für den Leichentransport getroffen für den mechieljeitigen Verkehr 
zwijchen den Eilenbahnen Deutichlands und Luremburgd unter dem 29. Mai 
1893, RGBl. ©. 189, nad) welchen auch die Anerkennung der von den beider- 
jeits zuftändigen Behörden ausgeitellten Leichenpäfle garantiert ift, zwiſchen den 
Eilenbahnen Deutihlands und der Schweiz vom 2. Dezember 1901, publiziert 
unter dem 8. Januar 1902, RGBl. ©. 4, wonach auf Leichentrandporte die 
Bereinbarungen über die gegenjeitige Anerkennung der Leichenpäfje vom 8. November 
und 16. Dezember 1888 Anwendung finden und zwiſchen den GEijenbahnen 
Deutjchlands einerjeits und Oeſterreichs und Ungarns andererjeits vom 25. Februar 
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1902, publiziert unter dem 15. Mai 1902, RGBl. ©. 137, denen zufolge für 
Leihentransporte die Vereinbarung über bie gegenjeitige Anerkennung der 
Leichenpäfſe vom 12. März 1890 in Kraft bleibt.‘) Für den innerbeutichen 
Verkehr find außerdem die Vorfchriften zu beachten, welche von den Bundes: 
regierungen zur Ausführung der Verkehrsordnung erlaffen find. Die Konjuln 
haben fidy vor der Ausftellung unter allen Umftänden durch ärztliches Zeugnis 
genaue Kenntnis der Todesurſache zu verihaffen; läßt fich dieje nicht aufklären, 
jo ift die Ausfertigung des Pafles abzulehnen (Runderlaß vom 7. März 1901).?) 
Auch iſt der Nachweis vorihriftsmäßiger Einfargung und ber völligen Un: 
Ihädlihmachung der Leiche zu verlangen. Iſt der Tod infolge von Poden, 
Scharlach, Flecktyphus, Diphtherie, Cholera, Gelbfieber oder Peſt erfolgt, jo ift 
die Beförderung der Leiche mittelft der Eifenbahn erft zuläffig, wenn ſeit dem 
Tod mindeftens ein Jahr verfloflen ift. Dieje im Erlaß des preußiſchen Refiort: 
minifter® vom 6. April 1888 (Reichdanzeiger vom 27. April 1888 ©. 113) 
ergangene Beltimmung wurde anläßlich des Auftretens der Peft durch den er- 
wähnten Runbderlaß vom 7. März 1901 den Konfuln zur ftrengften Beobachtung 
eingeihärit. Von der Erteilung eine jeden Leichenpaffes ift unter Angabe ber 
Todesurſache Jofort Anzeige an das Auswärtige Amt zu maden. In jüngfter 
Zeit find durch Vereinbarungen zwiſchen den zuftändigen Reffortminifterien 
unter den deutſchen Bundesregierungen mit ‚Wirkung vom 1. Juli 1906 ab 
Vorihriften über die Beförderung von Leichen zur See erlaffen worden (Baper. 
Seeg und Verordnungsblatt 1906 ©. 165 ff.), die im weſentlichen den für 
den Randtransport geltenden Beltimmungen nachgebildet find. Die Behugnis 
ber Konſuln zur Ausftellung von Leichenpäffen ift in $ 1 Abi. 2 ausdrüdlich 
anerfannt. Für Leihen von Perfonen, welche an Cholera, Fleckfieber, Peft oder 
an ben Poden geftorben find, dürfen ſolche Päffe erit dann ausgeftellt werden, 
wenn mindeftens ein Jahr ſeit dem Todesfall verfloffen it. Dem Geſuch um 
Erteilung eines Leichenpaffes find in Urfchrift oder in beglaubigter Abichrift 
beizufügen die Sterbeurkunde, die ärztliche Beicheinigung über die Todesurſache, 
die bei den oben genannten Krankheiten aud einen Vermerk darüber zu ent: 
halten hat, daß für den Transport feine gelundheitlichen Bedenken beftehen, 
jowie eine Beicheinigung des vom Konſul bezeichneten Sachverſtändigen darüber, 
daß die Einfargung gemäß den vereinbarten Beftimmungen in $ 2 erfolgt ift. 
Auf die ärztliche Beicheinigung über die Todesurſache kann verzichtet werben, 
wenn dieſe dem zuftändigen Konful befannt ift. Bei Leichen von Angehörigen 
der Armee oder der Marine genügen die von ber zuftändigen Militärbehörde 
oder Dienftftelle ausgefertigten Nachweiſe über die durch die oben genannten 
Urkunden nachzuweiſenden Tatſachen. Für ben Leichenpaß ift das durd die 
Vereinbarungen beftimmte Formular zu benügen. Nach einer Bekanntmachung 
im RZBl. 1900 ©. 524 haben 3. Zt. die Befugnis zur Ausftellung von 
Leihenpäffen die Konfularbehörden (Generalfonfulate, Konjulate und Vize— 
tonjulate) in Frankreich, Italien, Oeſterreich- Ungarn, Rußland und der Schweiz, 


1) Infolge diefer gegenfeitigen Anertennung ber Leihenpäfle wird von Zeit zu 
Beit das Berzeihnis der zur Wusftelung von Beihenpäfien zuftändigen Behörden 
publiziert. Siehe das Verzeichnis der zur Ausftellung von Leihenpäflen in den einzelnen 
Bundesſtaaten zuftändigen Behörden und Dienftitellen in RZBL. 1900 S. 524 ff. der in 
DOefterreihellngarn zuftändigen Behörden und Dienftitellen im RZB. 1902 ©. 165 fi. 
ſowie der hierzu zuitändigen jchweizeriichen Behörden im RgBl. 1903 ©. 267 fi. 

König ©. 313. 
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ferner die Generalfonjulate in Amſterdam, Antwerpen, Barzelona, Kairo, 
Ehriftiania, Konftantinopel, Kopenhagen, London und Stodholm jowie bie 
Konjulate in Algier, Alexandrien, Brüffel, Kairo, Mabrid, Rotterdam 
und Zunis. 

Eine große Reihe janitätspolizeilicher Aufgaben fteht den Konſulaten in ihrer 
Eigenichaft ald Seemannsämter nah $ 5 Abi. 1 SD. zu. Wenn nämlich ein 
Schiffsoffizier oder nicht weniger ala drei Schiffäleute bei dem Konjulat Beſchwerde 
darüber erheben, daß das Schiff, für welches fie angemuftert find, nicht jeetüchtig 
jet oder daß die Vorräte, welche das Schiff für den Bedarf der Mannſchaft an 
Speijen und Getränken mit fi führt, ungenügend oder verdorben jeien, jo 
bat der Konjul mit möglichfter Beichleunigung und unter Hinzuziehung von 
erreichbaren Sachverjtändigen und der ortsanmejenden Beſchwerdeführer eine 
Unterjugung des Schiffes und der Vorräte zu veranlaffen und das Ergebnis in 
das Schiffstagebuc einzutragen.!) Erweift ſich die Beichwerde als begründet, jo 
bat er für geeignete Abhilfe Sorge zu tragen. Iſt ein Konjul Mitinhaber oder 
Agent der Rhederei des Schiffes, jo ift er nad) $5 Abi. 3 SO. von der Wahr: 
rehmung der Geſchäſte in Bezug auf dieſes Schiff ausgeichloffen, wenn von dem 
bejchwerbdeführenden Sciffsoffizier oder der Mehrzahl der beichwerbeführenden 
Sciffsleute gegen jeine Mitwirkung Widerjprucd erhoben wird. Das Verfahren 
ift dur die ADJ. zu $ 37 KG. dahin geregelt, daß der Konſul zunächft die 
Legitimation der Beichwerdeführer zu prüfen und über den Antrag ein Protokoll 
aufzunehmen hat. Sodann hat er die Beichwerbeführer einzeln zu vernehmen 
und fie auf die Strafbeitimmungen des $ 108 SO. hinzuweiſen, welche diejenigen 
treffen, die durch ihre wider beſſeres Wiffen oder leichtfinnig erhobene, auf un= 
wahre Behauptungen geftügte Bejchwerde über Seeuntüchtigkeit des Schiffs oder 
Mangelhaftigkeit des Proviants eine ſolche Unterjuhung verlangt haben. Die 
Beihwerdeführer haben ſich ausdrüdlich über die behaupteten Tatſachen zu er: 
Hären und die Beweismittel der Tyeftitellung anzugeben. Der Konjul hat jodann 
eine Prüfung der Tatſachen vorzunehmen und den Kapitän über die einzelnen 
Beihmwerdepunfte zu vernehmen. Findet die Angelegenheit dadurch nicht ihre 
Erledigung, jo bat der Konſul unparteiiihe Sachverjtändige, die womöglich 
deutſche Kapitäne fein follen, mit der Unterfuhung zu betrauen, über diejelbe 
ein von den Sacdverjtändigen zu unterzeichnendes Protokoll aufzunehmen und 
unter Dtitteilung der Entiheidung und der erlaffenen Anordnungen die aufge 
nommene Verhandlung an das Auswärtige Amt zu ſchicken. Zur Erfüllung der 
Anordnungen kann der Konjul vermöge der ihm zuftehenden Polizeigewalt den 
Kapitän nötigenfall® zwangsweiſe anhalten. 

Nah $ 7 Abi. 4 SO. ift der Bundesrat beauftragt, Beltimmungen zu 
treffen, inwieweit nur ſolche Perſonen angemuftert werden dürfen, die nad) ärzt- 
Iicher UnterJuhung zum Sciffödienft geeignet find, und nad $ 56 Abi. 2 SO. 
Die näheren Anordnungen über Ausrüftung und Einrichtung der Kauffahrtei: 
ſchiffe zu erlaffen. Dies geihah in den Bekanntmachungen betr. die Unterjuchung 
von Schiffäleuten auf Tauglichkeit zum Schiffsdienſt vom 1. Juli 1905, RGBl. 
S. 561 ff., betr. die Logis, Waich: und Baderäume jowie die Aborte für die 
Schiffsmannſchaft auf Kauffahrteiichiffen vom 2. Juli 1905, RGBl. ©. 563 fi. 
und betr. die Krankenfürſorge auf Kauffahrteiichiffen vom 3. Juli 1905, RGBl. 


— 





) SD. 858, ADJ. zu $ 36 KO. Ziff. 3 Abi. 3; König S. 454; Hänel und 
Seſſe 6.200; Berel!, SO. S 30: Wagner 5.443 ff.; Pappenheim ©. 522. 
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©. 568 ff. Durch dieje Bekanntmachungen find die janität3polizeilichen Funktionen 
der Konfuln bedeutend erweitert worden. Nach der erſten ift die Schiffsmannjcaft 
auf Kauffahrteifchiffen für Reifen, welche die Grenzen ber Eleinen Fahrt über: 
ichreiten,‘) vor der Anmufterung einer körperlichen Unterſuchung auf ihre Taug- 
lichkeit zum Schiffsdienft zu unterziehen.) Im außerdeutihen Häfen kann ber 
Kapitän, fall die Zuziehung eines Arztes Schwierigkeiten bereitet, die Unter— 
ſuchung ſelbſt tunlichit im Beiſein eines Beamten des Konfulats ausführen.”) 
Der Konſul bat auf die Innehaltung diefer Vorſchriften in der Weile bedadıt 
zu fein, daß er jeine notwendige Mitwirkung bei der Mufterung *) jolange verjagt, 
bis diefen genügt iſt. Er hat ferner das Recht, kraft feiner Polizeigewalt die 
Schiffe auf die Innehaltung der in der zweiten Bekanntmachung gegebenen Vor: 
Ichriften zu unterfuchen. Da jedoch eine zwangsweiſe Anhaltung des Kapitän 
zur Abftellung von Mängeln nur im Rahmen bes 8 58 SO. bei Ser 
untüchtigkeit des Schiffes möglich ift, erjcheint fie bei Uebertretung ber in 
der zweiten Belanntmahung enthaltenen Vorſchriften im allgemeinen aus 
geichloffen. Dagegen bat der Konful in Fällen der Zumiderhandlung, 
die zu feiner Kenntnis gelangen, an das Auswärtige Amt Bericht zu 
eritatten und jo weiterer Uebertretung vorzubeugen. In der dritten Bekannt: 
mahung find die von den Kauffahrteiichiffen mitzuführenden Arzneimittel 
beftimmt. Dieje find nad $ 7 derjelben im Inland zu beziehen und müſſen 
ben Anforderungen des Arzneibuchs für das Deutiche Reich entiprechen, ſofern 
nicht eine andere Zulammenjegung in den beigegebenen Arzneimittelverzeichniffen 
vorgejehen ift. In Notfällen ift auch die Beichaffung von Arzneimitteln im 
Ausland zuläffig. Die anderen nad) der Bekanntmachung vorgeichriebenen Hilis- 
mittel müſſen von der in den beutichen Kranfenhäufern üblichen brauchbaren 
und dauerhaften Beichaffenheit jein. Der Konful ift befugt,’) nad Anhörung des 
Reeders erforderlichenfalls eine Vermehrung der Arzneis und der anderen Hilts- 
mittel nad Art und Menge anzuordnen; unter den in der Bekanntmachung 
aufgeftellten DBorausfegumgen ®) kann ber Konſul auf Antrag auch beftimmte 
Ermäßigungen in der Ausrüftung geftatten. Für Reifen in mittlerer und großer 
Fahrt (cf. die Bekanntmachung betr. die Beſetzung der Kauffahrteilhiffe mit 
Kapitänen und Schiffsoffizieren vom 16. Juni 1903, RGEBl. ©. 247 fi. $$ 5—7) 
find Kauffahrteifchiffe, welche mehr als fünfzig Reifende oder insgefamt mehr 
als hundert Perjonen während einer Seereije von mindeſtens ſechs aufeinander 
folgenden Tagen beherbergen ſollen oder vorausfichtlic) beherbergen werden, mit 
einem zur unentgeltlichen Behandlung der Schiffsbejagung ſowie der Reifenden 
3. Klaſſe und der Zmiichendeder verpflichteten, im Deutichen Reiche approbierten 
Arzte zu beſetzen.) Diefer hat vor dem Antritt der Reife fi) bei dem Konſul 
vorzuftellen und feine Verwendbarkeit darzulegen. Der Konjul ift befugt, Die 
Verwendung eined ungeeigneten Schiffsarztes zu unterfagen. Nach Beendigung 
jeder Reife und zwar vor der Abmufterung hat ſich der Schiffsarzt beim Koniul 





') Belanntmahung vom 16. Juni 1903, RGBl. S. 247 88 5—6. 
2) Belanntmahung vom 1. Juli 1905 $1; ef. dazu Wagner ©. 41; BPappen- 
beim ©. 527. 
2) Belanntmahung vom 1. Juli 1905 8 2. 
N SD. $ 13; König ©.358, 396; Hänel umd Lejje ©.169; Perels, 


S. 7 ff. 
5) Bekanntmachung vom 3. Juli 1905 $5 Ubi. 3 u. 4. 
*) Belanntmahung vom 3. Juli 1905 $ 5 Abſ. 4. 
) Belanntmadhung vom 5. Juli 1905 $ 13. 
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wiederum perjönlich zu melden. Während der Reife hat derjelbe ein Verzeichnis 
ber von ihm behandelten Kranken mit Angabe der Krankheit jowie ein Tagebuch 
über hygieniſch oder jonft ärztlich wichtige Wahrnehmungen und Maßnahmen 
an Bord zu führen und dem Kapitän vorzulegen. Nach Beendigung der Reife 
im Ausland find diefe Schriftitüde ſeitens des Kapitän dem Konſul wenn 
möglich ſo zeitig zuzuftellen, daß fie ihm vor der perjönlichen Meldung des 
Sciffsarztes vorliegen.‘) Der Konſul hat natürlich das Recht, weitere Aufllärungen 
und nötigenfalls Ergänzungen des Tagebuchs zu verlangen. Mindeſtens eimmal 
im Jahr hat der Reeder die Ausrüftung durch einen von der zuftändigen Landes— 
bebörde bezeichneten im Deutichen Reich approbierten Arzt prüfen und dabei feftitellen 
laffen,?) ob fie den beftehenden Vorſchriften genügt. Hierbei joll, jomeit er: 
rderlich ein von der zuftändigen Yandesbehörde zu dieſem Zweck bezeichneter 
Apotheker zugezogen werden. Dies hat jedesmal zu geichehen bei Schiffen, welche 
mit einem Schiffsarzt zu befegen find.”) Ueber den Befund ift eine Beicheinigung 
auszuftellen, in welcher die etwa vorgefundenen Mängel anzugeben find und zu 
bemerfen ift, welches der in der Belanntmahung aufgeftellten Verzeichniffe an 
Arznei- und Hilfsmittel der Prüfung zugrunde gelegt wurde. Dieje Beicheinigungen 
find vom Kapitän aufzubewahren und dem Konjul auf Verlangen vorzulegen. 
Findet die Prüfung an Bord ftatt, jo ift mit ihr eine Befichtigung der Kranken— 
räume jowie eine Einfihtnahme in das Schiffstagebud und das vom Schiffsarzt 
zu führende Krantenverzeihnis und deſſen Tagebuch zu verbinden. Der Kapitän 
bat den Prüfenden jede Erleichterung zu gewähren; über die erfolgte Prüfung 
ift ein Vermerk ins Schiffstagebuch einzutragen. Bleibt das Schiff länger als 
ein Jahr im Ausland, jo hat der Kapitän im Einvernehmen mit dem Konful 
die Prüfung zu geeigneter Zeit unter möglichfter Beachtung diefer Beitimmungen 
vornehmen zu laffen. Die hierüber vom unterjuchenden Arzt auszuftellende Be— 
fcheinigung ift vom Konſul zu vifieren. — Nach den Kommilfionsberatungen zu 
$ 56 SD. kommt es weniger darauf an, daß das Schiff ftets einen eiſernen 
Beitand an Heilmitteln mit fi führt, ala vielmehr darauf, daß die mitge- 
nommenen ftet3 in friſchem Zuftand und in beiter Qualität der Mannſchaft zur 
Berfügung ftehen. Darum find fie au im Inlande zu beziehen.*) Ein geſetz— 
licher Zwang, den eijernen Beitand der Schiffsapothefe in fremden Häfen immer 
wieder aufzufüllen, erichien deshalb der Kommilfion als unzweckmäßig und hat 
weder in der SO. noch in der Bekanntmachung eine Stüte gefunden. Darum 
ift auch ein polizeilicher Zwang jeitens des Konjuls, von Notfällen abgejehen, 
in dieſer Richtung als ausgeichloffen zu betrachten. 

Sanitätspolizeifiche Funktionen obliegen den Konjuln auch gegenüber den 
Auswandererihiffen, indem fie in Erfüllung der Aufgaben der Reichskommiſſare 
befugt find,°) die Schiffe auf die Beobachtung der vom Bundesrat in ben Belannt: 
machungen vom 14. März 1898, RGBl. ©. 59 ff. und vom 20. Dezember 1905, 
RGBl. S. 559 erlaffenen Vorjchriften zu unterjuchen ſowie die Proviant: und 
Arzneibeitände durch Sacjverftändige prüfen zu laſſen, welche in den der erften 
Bekanntmachung beigegebenen, durch die zweite geänderten Anlagen A und C 
aufgezählt find. 


!) Belfanntmahung vom 3. Juli 1905 8 14. 

) Belanntmahung vom 3. Juli 1905 $ 15. 

) Belanntmahung vom 3. Juli 1905 88 5, 13, 
) Belanntmahung vom 3. Juli 1905 8 7. 

5) AuswG8 41 Abi. 4. 
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Die den Konſuln an fich über deutiche Schiffe zuftehenden janitätspolizei- 
lichen Funktionen haben jedoch durch die Parifer internationale Sanitätskonferen; 
vom 3. April 1894, RGEBl. 1898 ©. 973 ff. Einſchränkungen erfahren, indem 
die fanitätspolizeiliche Unterfuhung und Kontrolle gegenüber den an den Mekka— 
pilgerfahrten beteiligten Schiffen nach Art. 6 des von ber Konferenz beichlofjenen 
Reglements ausſchließlich den durch die Konvention beftimmten Behörden obliegt, 
wobei nur die fakultative Anmejenheit des Konſuls in Betracht kommt. Dasſelbe 
ift der Fall nach den Beichlüffen der Venediger Sanitätsfonferenz vom 19. Dtärz 
1897, RGBl. 1900 ©. 43 ff. Titel 2 Art. 6 bezüglich der Schiffe, melde 
mufelmännijche Pilger nad) dem Hedjaz oder dem perſiſchen Golfe hin oder von 
dort zurüdbringen. Die Beichlüffe der 2. internationalen Pariſer Sanitäts 
fonjerenz vom 3. Dezember 1903 reproduzieren in Titel II Kap. 1 Abjchnitt 1 
Art. 4 und Kap. 2 Abſchnitt 2 Art. 108 diefelben Beftimmungen. 


8 14. Zittenpolizei. 


In gewiffem Umfang üben die Konjuln aud, fittenpolizeilihe Funktionen, 
freilich) nur nad) einzelnen Richtungen, auf dem Gebiet des Auswanderungs 
weiend. Die Konfuln haben nad den Beitimmungen des Ausw®.') auf genaue 
Beobachtung ber Beitimmungen zu jehen, weldhe vom Bundesrat über den Schuß 
der Auswanderer in fittlicher Beziehung erlaffen?) und in der Bekanntmachung 
betr. Vorſchriften über Auswanbereriifte vom 14. Mai 1898, RGBl. ©. 57 fi. 
enthalten find.) 

MWejentlich wichtiger find die Aufgaben bes Konſuls auf bem Gebiet des 
Mädchenichußes.‘) Nach den oben erwähnten Vorſchriften ift der Kapitän des 
Auswandererichiffes verpflichtet?) falls fi auf dem Schiffe fFrauensperjonen be 
finden, Hinfichtlic deren der Verdacht entiteht, daß fie zu Unzuchtszwecken ins 
Ausland verbradht werben jollen, dem für den Ausichiffungshafen zuftändigen 
deutichen Konful jo frühzeitig als möglich) Mitteilung von Namen, Staats 
angehörigfeit und Reifeziel diejer Perjonen und ihrer Begleiter zu machen. Durch 
die Bekanntmachung vom 26. Februar 1904, RGBl. S. 136 wurde die obige 
Beitimmung dahin erweitert, daß der Kapitän nad) Beendigung jeder Reife alö- 
bald dem für den überjeeiichen Landungsplatz zuftändigen deutichen Konſul eine 
Meldung oder eine Tyehlanzeige über etwaige auf der Reiſe beobachtete, ben 
Mädchenhandel betreffende Vorkommniſſe oder Verdachtsfälle zu erftatten hat. 
Eine im Anſchluß an das Auswanderungsgejeg ergangene Inſtruktion vom 
10. Juni 1898 hebt ausbrüdlic; hervor, daß dieſe Vorjchriften ein wichtiges 
Mittel zur Bekämpfung des internationalen Mädchenhandels bilden und darum 
aufs forgiältigfte zu beobachten find. Die Maßregeln, welche die Konſuln nad) 
Empfang einer ſolchen Mitteilung zu ergreifen haben, hängen darnach von den 
Verhältniffen des einzelnen Falles ab und richten fi nad) den Beitimmungen, 
welche den Konfularbebörden in den in Betracht fommenden Bändern vom Aus 
wärtigen Amt zugehen. Bor allem haben fie darauf bedacht zu fein, jofort bie 
Trennung ber betreffenden Frauensperſonen von ihren Begleitern herbeizuführen, 
1) Yusw®. 841 Abi. 1. 

) AuswG. 8 36. 

) Bekanntmachung vom 14. Mat 1898 $ 13, 88 16—18. 
*) König ©. 481. 

) Belanntmahung vom 14. Mai 1898 $ 70 Ziff. 10, 
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was bei deutjchen Schiffen vermöge der den Konfuln zuftehenden Polizeigewalt 
wenig Schwierigkeit bereiten wird. Die Vorſchriften gelten aber für alle Schiffe, 
auf welchen von Deutichland aus Auswanderer nad) außerbeutichen Häfen be- 
fördert werden. Bei fremden Schiffen wird der Konjul die Hilfe der Lokal: 
behörden anrufen müflen, um dieſe Trennung herbeizuführen. Auf alle Fälle 
bat er nad) genauer Unterſuchung des Falls durch die zuftändigen Behörden die 
Beitrafung und künftige Verhinderung dieſes Geichäftsbetriebd zu veranlaffen. 
Dadurch, daß nad) Art. 2 Abſ. 2 des Pariſer Abkommens zur Gewährung wirk— 
famen Schußes gegen den Mädchenhandel vom 18. Mai 1905, RGBl. 1905 
©. 695 ff. die Signatarmäcdhte fich verpflichtet ag die Ankunft von Perfonen, 
welche offenbar Beranftalter, Gehilfen oder Opfer eines ſolchen Geichäftstreibens 
zu jein jcheinen, den beteiligten konſulariſchen Agenten melden zu laſſen, ift 
diefen ihre Aufgabe wejentlich erleichtert.") 


$ 15. Gerichtliche Polizei. 


Die gerichtliche Polizei findet regelmäßig ihre Betätigung im Zuſammen— 
bang mit der Konfjulargerichtsbarfeit, von deren genaueren Betradhtung 
jedoh hier abzujehen ift. Aber auch ſonſt haben die Konfuln zahlreiche 
Aufgaben auf diefem Gebiete zu erfüllen, vor allem im Zuſammenhang 
mit dem Nuslieferungsweien. So find nad dem Auslieferungävertrag 
re dem Deutihen Reid und Großbritannien?) vom 14. Mai 1872, 

GB. ©. 229 ff., deſſen Geltung durch den Vertrag vom 5. Mai 1894, 
RGBl. ©. 535 aud auf die deutihen Schußgebiete ausgedehnt wurde, gemäß 
Art. 15 des erfteren, rejp. Art. 5 des letzteren die Anträge auf Ausliclerung 
eines flüchtigen Verbrechers, welcher in einer englifchen Kolonie oder auswärtigen 
Befigung Zuflucht gefunden hat, durch den oberſten Konjularbeamten bes Deutichen 
Reichs in diejen Kolonien oder Befigungen zu ftellen. Desgleichen find nad) 
8 1 der gleichlautenden Auslieferungsverträge zwiſchen den Vereinigten Staaten 
einerjeit3 und Preußen vom 16. Juni 1852, dem aud Heſſen beigetreten ift, 
Bayern vom 12. September 1853 und Baden vom 30. Januar 1857 anderer: 
jeitö neben den Gejandten auch die Beamten, alfo auch die Konjuln ebenjo wie 
nad Art. 8 Abi. 3 des Auslieferungsvertrags zwiichen dem Deutichen Reid) und 
Uruguay vom 12. Februar 1880, RGBl. 1883 ©. 287 ff. zur Stellung von 
Anträgen berechtigt. Im übrigen vollzieht ſich die Auslieferung vollitändig durch 
die Behörden des außliefernden Staates, ohne daß den Konjuln irgendwelche 
Mitwirkung dabei zuſteht. Anders ift e8 jedoch in Ländern, in denen Konſular— 
gerichtsbarfeit geübt wird. Die näheren Anmeifungen für die Ablieferung von 
Verbrechern aus diefen Ländern enthält eine auf Grund von Verhandlungen 
zwiichen dem Auswärtigen Amt und den Juftizminifterien ergangene im Preußiſchen 
Auftizminifterialblatt von 1889 ©. 8 ff. publizierte Inftruftion, die durch den 
Erlaß de3 Auswärtigen Aıntes vom 27. Juni 1901 ergänzt worden iſt.) Liegen 


) Durch dieſes Abkommen find die Lebereintommen zum Schuße verfuppelter weib- 
licher Perionen zwijhen dem Deutihen Reith und Belgien vom 4. September 1890, 
RGBl. 1891 ©. 375 fi. und zwiichen dem Deutichen Reihe und den Niederlanden vom 
15. November 1899, RGBl. 1891 S. 356 ff. überholt. 

2) Annalen 1882 ©. 450; Lammaſch ©. 582; Olshauſen, Auslieferung: 
verträge. 

) König ©. 29% ff.; dazu Lammaſch ©. 604 ff. 
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darnach Anhaltspunkte vor, daß eine im Inland ſtrafrechtlich verfolgte Perſon 
fi) nad einem Lande begeben bat, in welchem Konjulargerichtäbarkeit geübt 
wird, jo hat fich die verfolgende Juftizbehörde unmittelbar mit dem örtlich zu: 
ftändigen Konſul wegen Feſtnahme und Ablieferung des Verbrecher ins Be 
nehmen zu jegen. Dabei tft jedoch ftets zu erwägen, ob die Schwere der Tat 
mit den für den Rücktransport erforderlichen Koften in Verhältnis ſteht. die 
namentlich bei Auslieferungen aus entlegeneren Ländern eine bedeutende Summe 
bilden. Der Antrag bat natürlich nur dann Erfolg, wenn der Verfolgte der 
Gerichtsbarkeit des Konſuls unterfteht, aljo ein Reichsangehöriger oder Schut- 
genofje it. Die Zuichriften, welche von deutſchen Bundesregierungen oder von 
andern deutichen Behörben ala Gerichtsbehörden an die Konjulate ergehen, um 
fie zur Ermittelung und Feſtnahme flüchtiger Verbrecher zu veranlaflen, find 
von dieſen nicht unmittelbar zu beantworten; es ift vielmehr der Bericht über 
das auf die Zujchrift hin Veranlaßte oder über die in der Sache beftehenden 
Bedenken ftets unter Beifügung einer Abjchrift der betreffenden Zujchrift ſogleich 
an das Auswärtige Amt zu jenden.!) Geht das Erſuchsſchreiben von einer 
deutichen Gerichtsbehörde aus, jo iſt das Antwortichreiben zwar an die erjuchende 
Behörde zu richten, in der Regel aber unter fliegendem Siegel mittel Berichts, 
dem eine Abjchrift des Erjuchens beizufügen ift, ebenfall® an das Auswärtige 
Amt zu jenden. Bedarf es in bejonders eiligen Fällen ausnahmameije einer 
unmittelbaren Benadrichtigung der die Auslieferung betreibenden Regierung, 
Gerichtsbehörde oder jonftigen Behörde, jo ift dem Auswärtigen Amt ohne Ber: 
zug eine Abjchrift diefer Benachrichtigung und des damit beantworteten Erſuch— 
ſchreibens einzureihen. Die Feſtnahme des FFlüchtigen durch den Konſul kann 
auch erfolgen, während ſich der Verbredher im Ankunftshafen noch an Bord des 
zur Ueberfahrt benüßten Schiffes befindet ; iſt dieſes fein beutjches, jo kann der 
Konful die Mitwirfung des betreffenden fremden Konſuls oder ber Lokalbehörden 
in Anjprud; nehmen. Die Maßregeln behufs Ablieferung der feitgenommenen 
Perjon nad) dem Reich trifft der Konſul; auch benachrichtigt er die erjuchende 
Behörde durch Vermittlung des Auswärtigen Amtes über den für die Beförderung 
in Ausficht genommenen Weg und über die dabei anzulaufenben Häfen. Werden 
hierbei nur Häfen oder jonftige Gebietsteile fremder Staaten berührt, die in 
Konjulargerichtsbezirken liegen, oder werden hierbei Häfen fremder Staaten nur 
angelaufen, ohne daß eine Ausihiffung der zu befördernden Perſonen ftattfindet, 
jo fann die Ablieferung auf einem deutichen Schiffe, wenn feine jonftigen Hinber: 
nilfe entgegenftehen, ohne bejondere Weifung des Auswärtigen Amts ausgeführt 
werden. In anderen Fällen ift zunächſt deſſen Weilung einzuholen, da beim 
Transport durch fremdes Gebiet wie auch zur Beförderung auf einem fremden 
Schiff erit die Bewilligung des fremden Staates jeitens de3 Auswärtigen Amts 
einzuholen ift. Zu dieſem Zwecke iſt dem letzteren, wenn ſich die Ablieferung 
auf einen Haftbefehl oder ein Strafurteil des Konſulargerichts gründet, eine 
Ausfertigung desſelben möglichſt bald zu übermitteln und zwar in ſoviel 
Eremplaren, als Staaten bei der Durchlieferung berührt werden. Die Behörde, 
welche den Antrag auf Auslieferung geitellt hat, hat ſich alsbald mit ber 
Polizeibehörde des Beitimmungshafens in Verbindung zu fehen, um die Ueber 
ons des Verbrecherd in das von ihr zu bezeichnende Gefängnis zu ver: 
anlajjen. 


) König ©. 297 ff. 
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Allen, auch den nicht mit Gerichtöbarkeit audgeftatteten Konſuln obliegen 
wichtige polizeiliche Funktionen bei der Auslieferung von Sciffsleuten, die zur 
Beſatzung deuticher Schiffe gehören. Sie haben, wenn Mannſchaften von deutichen 
Kriegsſchiffen bejertieren, bei den Orts- und Landesbehörden die zur Wiederergreifung 
derjelben erforberlihen Schritte zu tun.) Nach der ADJ. hierzu bat der 
Kommandant bes betreffenden Schiffs den Konſul unter Mitteilung der Per: 
jonalbeichreibung und der Umftände, unter welchen die Dejertion erfolgte, um 
feine Mitwirkung zur Wiederergreifung des Dejerteurd zu erjuchen. Der Konſul 
beantragt jodann bei den kompetenten Lofalbehörden die nach den Berhältniffen 
erforderlihen Maßnahmen. Wird der Dejerteur ergriffen und verweigert die 
Lofalbehörde deffen Auslieferung, jo berichtet der Konſul an den Reichskanzler. 
Yt die Lofalbehörde zur Auslieferung bereit, jo hat der Konſul die Ber: 
bringung des Deferteurs an Bord des Schiffes zu veranlaffen. Iſt das be— 
treffende Schiff bereit? abgegangen, jo verfährt der Konſul nad) den ihın vom 
Kommandanten erteilten Weifungen. Hat ihm diefer feine erteilt und ift auch 
fein anderes Schiff der deutichen Kriegsmarine im Hafen anmwejend, jo jendet er 
den Dejerteur auf einem möglichſt billigen Wege an die Marinebehörde des— 
jenigen Kriegähafens, zu welchem das betreffende Schiff gehört, oder an bie 
nächte Grenzpolizeibehörbe des Reichs mit dem Erſuchen um Weiterbeförderung 
an die zuftändige Stelle. Die Auslieferung von Dejerteuren der Kriegsmarine 
it in allen Staatsverträgen gemwährleiftet, erfolgt aber gewöhnlich auch ohne 
ſolche Bereinbarung. Hat ſich der Dejerteur auf ein fremdes Kauffahrteiſchiff 
geflüchtet, jo hat der Konſul zu verfuchen, durch Verftändigung mit dem Kapitän 
desjelben die Auslieferung zu erlangen. führt dies nicht zum Ziel, jo fann 
er die Hilfe bed betreffenden fremden Konfuls oder der Bofalbehörden in Anſpruch 
nehmen.”) Sat fich der Dejerteur auf ein deutiches Kauffahrteiichiff geflüchtet, 
jo farın ihn der Konſul kraft der ihm über deutiche Schiffe zuftehenden Polizei- 
gewalt dort jeftnehmen Laffen. 





) G. $ 28; dazu König ©. 341. 
») König ©. 342. 


(FSortjegung folgt.) 


476 


Literaturberid;t. 


Berichterftatter: die Profefloren Dr. v. Eheberg, Dr. Jaeger, Dr. Dyroff. 


Rechtsgeſchichte | Die, — der — De ur 
Koihembahr:2ystowäti, Dr. J. d., ©. condictio Made —— — haft v he 
als Bereigerun .. I tlaſſ — Redt. Sohm, Gareid, v. Ehrenberg, v. Bar, 2. v. 
Kann gr. 8°. 396 ©. Weimar 0 Mn Seuffert, 3. d. Lißzt, Rab, Saband, An 
; Ä ſchütz, Bernatzik, dv. Martig. Tit. 4, 5236 ©. 
Nachdem der Verfaſſer im eriten Bande Reipzig 07 (Teubner) geb. 16.— 
vom Rechtsgrunde der condictio gehandelt | Sür jeden, der nad allgemeiner Bildung 


hat, befaßt er fich im zweiten eingehend mit | 

der prozejiualen Bejtimmung ihres Gegen- Ber je a = .. ag uhr 

ftanded. Er vertritt in getitvoller Kritik der are * ve eg J en DEDEN 8 1 

verjchiedenen Anfichten namentlih den Sap, | ulturfattor, den wir Redt nennen, ein Zuen⸗ 
deſſen Geftaltung aud ein äfthetiiches Wohl— 


daß der Name condictio nicht ſowohl eine i 
beiondere Klage als eine bejondere Prozehart —— — — ge en —— eine ehr 
bezeichne (S. 40, 42, 313 #., 330). regende, reizvolle anderung durch mehr 


‚ oder —— vertraute Gegenden, u ihn nod 
„| mehr angehen als einen beliebigen Anderen! 
Maurer, Konrad, Borlejungen über alt ‚ Und * dürfte nicht hoffen, hierbei vielen 
ee —— * ie ‚ Ortes etwas Neues zu jehen, wenn ihm ein 
: .d. d. Ge . d. Wiſſenſch. 
in Rriftianta. Bd. I. 1. Hälfte: Mltnordifgges | Derufener Spezialführer in jedem Can Dub 
0 er Geleite gibt? (Stammler: Weſen und Zu 
Staatsrecht. Ler. 8°. 450 S. Leipzig 06 (A. funfts be de Rechts u. der RB. S 2 
Deihertihe Verlagsbuchh.) 14,— | tunftdaufgabe des Rechts u. der RS. Sobm: 
Bürgerliches Recht. Gareis: Handeld- und 
Aus dem Nachlaſſe des großen Germaniften | MWedjelreht. v. Ehrenberg: Verficherungs 
gibt die Geſellſchaft der Wiſſenſchaften in | reht. v. Bar: Internationales Privatredt. 
Ehriftiania Maurer's Borlefungen über alt | y, Seuffert: ZPR. v. Liszt: Str. u. 
nordiſche Rechtsgeſchichte Heraus. Vom erſten StpPR. Kahl: Kirchenrecht. Laband StR. 
Bande, der dad altnorwegiihe Staatsrecht AUnjhük u. Bernapik: VerwR. v. Martip: 
und @erichtöwejen behandelt, liegt hier die | Völtkerrecht). 
erite Hälfte vor. Ohne frage leitet jie ein 
rechtsgeſchichtliches Wert allererften Ranges ein. | Fuchs, E., Schreibjuftiz und Richterlönigtum 
ee gr. 8°. 115 ©. N 
Allgemeines. Ceutonia⸗Verlag) 5 
Daß die deutihe Juſtiz unpopulär ſei, 
Adides, Dr., N u. Tätigkeit d. Richters. 8°, bören wir jet alle —* Daß daran uniere 
27 ©. Dresden 07 (von Zahn & Jaenſch) 1.— | Zuftizorganijation die Schuld trage, iſt ger 
Die AURIORE von Adides haben | meine Lehre. Fuchs fucht „die Wurzeln des 
vielen Staub aufgewirbelt. Sie fordern be- Uebels“ tiefer, in Mangelhaftigfeit unjerer 
tanntlich eine Neugeftaltung unſeres Juftize | ganzen Erziehung, der Allgemeinbildung mie 
weſens in Anlehnung an engliihe und | der juriftiihen Fachbildung. Diejen Gedanten 
ſchottiſche Rechtseinrihtungen: Verringerung | entwidelt er in jehr radilalen, bittere Wahr: 
der Nichterjtellen, Erweiterung der Einzel- | heiten enthaltenden, aber auch von arger 
richterfompetenz, Beihränfung der Inftanzen, | Uebertreibung nicht freien Ausführungen. 
Befreiung des Spruchrichter® von vermeid- R 
barem Schreibwerf ujw. Die vorliegende Rumpf, Dr. M. Ger.Aſſ. Geſetz und Richter. 
Schrift, ein in der Gehe-Stiftung zu Dresden Verſuch einer Methodit der Rechtsanwendung. 
am 27. Oftober 1906 gehaltener Vortrag, 8. (199 ©. Berlin 06 (Otto Liebmann) 4.— 
verficht dieje Gedanken und wehrt mancder Ob gerade ein junger Aflefior die zus 
Mipdeutung. | ftändige Stelle für die Wustragung des 
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Streites über die Aufgaben des Richters iſt, 
ſei dahingeſtellt. Unleugbar enthält die hier 
vorgetragene „Methodik der Rechtsanwendung“ 
beachtenswerte Gedanken. 


Bürgerliches Recht. 

Goldmann, E. und L. Lilienthal, Das Bürgerl. 
Geſetzbuch ſyſt. dargeft. II. Bd. Sachenrecht, 
2. Abt. gr. 8°. (©. 161—288) Berlin 07 
(F. Bahlen) 2.50 | 

Das Werk jchreitet nur ſehr langiam fort; 
doch wird durh die Gründlichleit der Dar— 
ftelung dieſer Gang vollauf gereditfertigt. 

Das vorliegende Heft bringt namentlich über 

die ſachenrechtliche Einigung und über die Vor- 

merfung beachtenswerte Ausführungen. 


Hallbauer, M., u. Dr. Th. Fuchs, Das deutiche 
Pfandredt. (B. 184 d. Jur. Handbibliothet). 
8°. 247 ©. Leipzig 07 (Rofbergiche eg 

geb. 3. 





In leicht verftändlicher Spradhe und unter 
Einſchaltung trefflich gewählter Beiſpiele ftellt 
diejer „Leitfaden“ die reichsgeſetzlichen Bor- 
hriften über da8 Piandredt dar. Handels— 
und Konkursrecht find mit Sorgfalt berück— 
fihtigt. Auch dem nicht juriftiih gebildeten 
Intereſſenten, namentli in Handelskreiſen, 
wird das Bud, ein zuverläffiger Führer jein. 


Leonhard, Dr. R., Prof., Studien zur Er- 
läuterung des bürgerlihen Rechtes. Gr. 8°, 
Breslau 07 (M. u. H. Marcus) 

Heft 19: Horn, Dr. R. Die Eigentümer: 
hypothet. (198 5.) 5.60. Heft 20: 
Leonhard, Dr. R, Brof., Irrtum als 
Urſache nichtiger Verträge. 2. Aufl. I. Ber: 
tragsbejtandteile u. Jrrtum. (283 S.) 6.—. 

ft 21: Schulz, Dr. 3., Rüdgriff 

u. Beitergriff. (135 ©.) 3.60. 

Horn liefert eine gründliche, namentlich 
durch Gegenüberftellung des öfterreihiichen 
Rechts interefiante ec über das 
vielumftrittene Problem der Eigentümer: 
hybothek, in ben SHauptpunften mit dem 
Blandihen Kommentar übereinftimmend. 

Leonhard hat jeine geiftvolle, auf ges | 
diegener romaniftiiher Bildung beruhende | 
Irrtumslehre unter Berüdfichtigung des 
BGB. neu bearbeitet. Der erjte Zeil „Ber: | 
tragäbejftanbteile und Irrtum“ liegt vor. Er 
enthält eine Fülle von Anregung und Be: 
lehrung. | 

Schulz handelt vom Rüdariff und vom 
Weitergriff. Unter legterem Namen faht er 
Fälle zujammen, in denen der Gläubiger er— 
Tahweile fib an einen Anipruh des ohne 
Zeiftung befreiten Schuldner gegen einen | 
Dritten halten darf (wie im Falle des $ 281 
BGB... Mande Einzelheiten find bedenklich. 
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Die wichtige Frage des Verhältniſſes zwiſchen 
geieglihem Forderungdübergang und Auf— 
wandserſatzanſpruch (S. 102 ff.) müßte ein- 
gehender behandelt jein. 


Dertmann, Dr. ®., Recht d. bürgerl. Geſetzb. 
U. Bud, Schuldrecht I./IL. Abt.: Allg. Lehren, 
Einz. Schuldverhältnifie. [Sammig. Göſchen 
Bd. 323/324). 12°. 152 u. 174 ©. Leipzig 
07 GGöſchen) geb. je 1.— 

Dur feinen trefflihen Kommentar zum 

Recht der Schuldverhältnifje hat der Verfafier 
bewieien, daß er wie wenig andere zu einer 
roßzügigen Darftellung des Schuldrechts be= 
ähigt iſt. In der Tat werden denn auch die 

vorliegenden beiden Bändchen ihrem Zwecke 

vollauf gerecht. 


Pfordten, Th. v. d. Feldſchadengeſetz, bayer. 
2. verb. Aufl. 12°. 12 S. München 07 (C. H. 
Bech) geb. 1.60 
Eine ſehr tüchtige Handausgabe des Ge— 
etzes, die hier bereits in zweiter verbeſſerter 
uflage vorliegt. 


Striebinger, W., D. Begr. d. Abnahme b. 
Kauf u. Werkvertrag. 8°. 746. Münden 07 
(Th. Udermann) 1.20 


Eine Mar und verftändig geichriebene Erft- 


lingsarbeit. 


Wellſpacher, Dr. M., Prof., D. Vertrauen auf 
äuß. Tatbeſtände im bürg. R. Lex. 8°. 2826. 
Wien 06 (Manz) 6.80 

Die geiftvole und anregende Arbeit be— 
handelt im Zuſammenhange die Schutzvor— 

ihriften zugunften des guten Glaubens. Im 

Mittelpunfte des erften, vorwiegend fritiihen 

und redtspolitiihen Teiles der Darftellung 

fteht da3 deutihe BGB. Ein im mwejentlichen 
hiſtoriſch-dogmatiſcher zweiter Teil behandelt 
das öſterreichiſche Recht in feiner Entwidlung. 


Handelsrecht. 


Ofner, Dr. J. u. Dr. B. Thorſch, D. dit. Gef. 
üb. Geſ. m. b. H. Text mit Erl., Durchf.“VO., 
Deutih. RG. u. Vertrags-Entw. 8°. 221 ©. 
Wien 07 (Hölder) 3.60 

Ein jhäßbarer Handlommentar, der die 

Literatur des vorbildlihen deutichen Geſetzes 

verwertet und auch für die Auslegung des 

legteren verwertbar fein dürfte. 


Runkel⸗Laugsdorff, Dr. G., D. Folgen d. Er» 
werb3 eig. Aktien durch d. Attiengejellichaft. 8°. 
111. Leipzig 07 (Dunder & Humblot) 2.80 


Die wichtige und ſchwierige Frage nad 


den Rechtsfolgen des Erwerbs eigner Altien 


wird hier mit Sorgfalt erörtert. 
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Schröter, M., D. doppelte Buchführg. f. AG. 
a. KommGeſ. auf Altien. gr. 8°. 175 ©. 
Leipzig 07 (Gloedner) geb. 4.25 

Nach einer kurzen fyitematiichen Ausführung 
über da8 Weſen und die Gründung der 

Altiengeiellihaft gibt der Berfafler, Bücher 

revifor Schröter, eine jehr injtruftive praf- 

tifhe Anleitung über die doppelte Buch— 
führung bei Nltiengejellichaften. 


Freiwillige Gerichtöbarteit. 
Formularbuch f. d. frei. Gerichtsbarkeit. Verf. 


auf Beranlaßg. d. Berl. Anmwaltsvereins. | 
1.%.: BGB., Erbredit. gr. 8%. S.607—842. 


Berlin 07 (E. Heymann) 4.50 

Mit diefer, dad Erbredt enthaltenden 
Lieferung liegt auch der zweite Teil des in 
ber Tat mujtergültigen Formularbuchs voll 
endet vor. Ausführliche Regiſter find bei— 
gegeben. Das vollftändige Wert koftet 16 ME. 


Bivilprozeßredt. 

Rohe, Dr. E., D. Syſtem d. deutihen Zivil- 
prozeſſes. Lex. 8°. VIII, 264 ©. Breslau 07 
W. ©. Korn) 4.50 

Der irreführende Titel will befagen, daß 
dieſes als Repetitorium gedachte Buch durch 

Hervorhebung von Schlagwörtern und Kern 

jäpen einen geordneten Weberblid über den 

Hauptinhalt der ZPO. (mit Nebengeießen) 

bieten joll. 


Schuſter von Bonnst, Dr. M. v., Hofr., 
Deiterreih. Zivilprozeßrecht. 4. neub. Aufl. 
8°. 757 ©. Wien 07 (Manz) 71.6 


Das bereits in vierter Auflage vorliegende 
Berk gibt eine nappe, aber zuverläffige ſyſte— 
matiihe Darftellung des Erfenntnid- und 
— — nach öſterreichiſchem Recht. 

eſetzgebung und Rechtſprechung ſind nach 
dem neueſten Stande ——— Auch dem 
deutihen Juriſten ſei das erk beſtens 
empfohlen. 


Urheberrecht. 


Gareis, Dr. ſt., RG. v. 9. I. 07, Urheberrecht 
an Werfen d. bild. Künſte u. d. Photogr. 
Tertaudg. 8%. 185. Gießen 07 (Roth) —.40 

Die Ausgabe enthält den Tert des neuen 

Geſetzes mit kurzen Erläuterungen und einem 

ausführlihen Inhaltsverzeichniſſe. 


Staatöredt. 

Hatſchek, Dr. Jul., Engl. Staatsrecht. II. Bb.: 
Bermwaltg. 8°. 710 ©. Tübingen 06 (J. C. B. 
Mohr) 22.— 

Raſcher ald man — troß des Verſprechens 
in der Vorrede zum I. Bande — zu hoffen 


' Haufierhandel 
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wagte, iſt Hatſcheks trefiliher Darftellung 
der engliihen Berfafjung nun jeine eben- 
bürtige Bearbeitung der Berwaltung und des 
Verwaltungsrechts — wenn man von joldem 
ſprechen will; vgl. ©. 649 ff. — Englands mit 
Einihluß der Berwaltungdorganiiation ges 
folgt. Die für Schottland und Irland gels 
tenden Befonderheiten find mit berüdfichtigt. 
Bei der überragenden Bedeutung, welche der 
Bartetfitte (conventions) auch für die rechtliche 
Geftaltung widtigfter Verhältnifie im bezug 
auf bie Verwaltung (government) inne 
wohnt, fteht an der Spige eine ungemein 
lehrreiche, in ihrer Gegenjäglichleit zu unjeren 
Rechtszuſtänden doppelt interejiante Bor« 
führung der Grundjäge über die Partei— 
regierung und das — auf WParteifitte be 
rubende — Miniſterkabinett. Dabei wird 
nicht unterlafjen, darzutun, wie fih daneben 
alte Grundjäge bureaufratiiher Ber 
waltungsroutine erhalten. (Die legten jamt 
der Barteifitte ftellt der Verfaſſer — nebenbei 
bemerkt — unter dem Namen „Berwaltungs 
routine“ [ichlehtweg) als wichtige Quelle’ des 
Berwaltungsrechted bin.) Es folgt die größte 
Abteilung ded Wertes, behandelnd die Or 
ganijation der Öffentlihden Behörden 
und das von ihnen angewendete Reit, 
auch Selbſtverwaltung und Staatsdienſt mit 
umfaſſend. In der 3. Abteilung wird die uns 
genügende Gerichtäfontrolle der Verwaltung 
| (Berwaltungsgerichtöbarteit) und das Nähere 
' über die Verwaltungsroutine erörtert. Cine 
| Bergleihung engliiher und deutſcher Ver— 
| waltung bildet den Schluß. Alles in allem 
ein Werk, aus dem jelbjt die Engländer viel 
lernen können, für dad ein dringendes Be— 
| bürfni® beftand und auf das die deutſche 
Wiſſenſchaft ftolz jein darf. 


Triepel, Dr. $., Quellenſammlung 3. Deutid. 
Reichsſtaatsrecht. 2. ge Ler. 8°. 396 ©. 
Tübingen 07 (3. €. B. Mohr) 5.⸗ 

Dieſe ſehr zweckmäßig angelegte, verläſſige 

Quellenſammlung iſt durch Rachträge — 

©. 321 bis 354 — und Ergänzung des ſyſte— 

ı matiihen Inbaltsverzeichniljes wie des alpha— 

betiihen Sadıregiiterd aufs Laufende gebracht 

und verdient warme Empfehlung, bejonders 
für akademiſche Zwede. 








Finanzweſen und Volkswirtſchaft. 


Endrucks, Dr. B., D. Beſteuerung d. Wander⸗ 


gewerbes. 8°. 146 ©. Leipz. 07 (Deichert) 2.80 


Die vorliegende Monographie enthält 
mehr als der Titel veripridt. Sie gibt nicht 
nur eine auf jorgfältiger Benüßung der amt= 
lihen Quellen beruhende Darftellung der den 
und die Wanderlager be 
treffenden Steuergejeße der einzelnen deutichen 
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Bundesſtaaten, ſondern ſie erörtert auch die in einem weiten Sinne genommen: ein Ge— 
Frage, inwieweit bei dieſer Geſetzgebung ge- fühl der Abhängigkeit von etwas „Auher- 
werbepolitiiche Abfichten neben den fißfaliihen | menſchlichem“); eine gemütlih als „höher“ 
zum Ausdruck fommen und inwieweit bieje ie | bingenommene Macht ftellt das Bol in den 
wirffam geworden jind. Die Arbeit ift ein u einer Idee, die, praßtiich genommen, 
dantenäwerter Beitrag zur Erlenntnis und | der bloße Ausdrud des Machtwillens der be- 
Beurteilung der Gewerbe: und Steuerpolitif | ftehenden Oligarchie ift“. „Kultur und Autori- 
ber Gegenwart. tät find Feinde“. „Kulturen werden nur groß, 
wenn Staaten zugrunde gehen“. „Feſte, mäch— 
Be, Dr. 8., Hamburg ald Welthafen. | tige Staaten“ find „wahre Hinderniſſe ber 

7 ©. u. 1 arte. Dresden (v. Bahn & | Kulturentwidlung“ ⁊c. deal: China! (S. 82 ff., 
— 1.50 96, 99). Hauptinhalt: Antipolitil. 


In ſeinem in der Geheſtiftung zu Dresden 
eat eigen —— F * J Der Redaktlon find Dis zum 15. Aunt 1907 
e e e Ha a nts 
rigen, * Denen Dan —— = Rast * gr hg Dre » 
ei ie heutige Bedeutung Hamburgs im 
internationalen Güterverkeht. Ein großes en 2 9 öhfeffionel beichränfte mei. 
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Inwieweit if der deutfche Richter berechtigt und 
verpflichtet, Gefehe und Verordnungen auf ihre 
Derfallungsmäßigkeit hin zu prüfen? 


Bon Dr. Julius Kahn in Mainz. 


I. Kapitel. 


Einleitendes und Kritik der älteren literarifchen Behandlung des 
Broblems. 


Ihering meinte einmal,') man fönne die Romaniften feiner Zeit in zwei 
große Gruppen einteilen: in jolche, die bereit8 über Korrealobligationen gejchrieben 
haben und in ſolche, bei denen dies nicht ber Fall ift. In — Weiſe 
fönnte man die namhafteren Publiziſten und Prozeſſualiſten zu Anfang und um 
die Mitte des vorigen Jahrhunderts in ſolche einteilen, die das hier vorliegende 
Problem kritiſch erörtert haben, und in jolche, bei denen dies nicht der Fall ift. 
Dabei würde ſich wohl annähernd die gleiche Größe für beide Gruppen ergeben. 

Der Grund für den Reichtum dieſer Literariihen Produktion dürfte in 
den politischen Zuftänden der beutichen Gliedftaaten in jener Epoche zu finden 
jein. Das Verfaſſungsleben diejer Staaten hatte damals joeben erſt Wurzel 
zu Ichlagen begonnen. Auf jeiten der Herrichenden maren abjolutiftiiche An: 
wandlungen nod nicht überwunden; im Volke aber wurde mit ängftlihem Miß— 
trauen barüber gewacht, daß der Herricher die ihm verfaſſungsmäßig gezogenen 
Grenzen einhalte. Dieſe abjolutiftiihen Neigungen auf der einen, das eben 
eichilderte Mißtrauen auf der anderen Seite aber führte zu parlamentarifchen 

ämpfen über eine frage, die bei minder gefeftigten VBerfaffungszuftänden jtets 
den Zankapfel zwiſchen Herrriher und Volk im Eonftitutionellen Staatsleben 
gebildet hat: über die Frage, ob der Herricher im Einzelfalle eine Norm durch 
den einjeitigen Gerricheraft der Verordnung oder nur mit Zuftimmung ber 
Volksvertretung durch den Herrſcherakt des Geſetzes erlaflen dürfe. 

Don bier aus ift die Brüde zu dem richterlichen Prüfungsrechte leicht 
geichlagen. Da die Norm in ben weitaus meiften und wichtigſten Fällen durch 
den Richterſpruch erft fonkretifiert, in aktuelle Wirkſamkeit gejegt wird, jo ſchien 
es, wollte man ſich vor jedem Uebergriff des Herrichers möglichſt geſchützt wiſſen, 
vor allem notwendig, das Requifit ftändiicher Zuftimmung richterlicher Kognition 
zu unterwerfen, um die Anwendung einer verfafjungswidrig ohne bieje Zuftimmung 
ergangenen Norm auszuſchließen. Dieje richterliche Kontrolle aber mußte, ebenjo 
wie fie dem Volfe als eine vorzügliche Kautel gegen verfaflungsmwidriges Handeln 
des Herrſchers notwendig erjchien, für diefen eine recht Täftige Schranfe bei der 


') Scherz und Ernft in der Jurisprudenz ©. 8. 
Annalen des Deutſchen Reichs. 1907. 31 
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Ausübung feiner Befugniſſe bedeuten. Bedenkt man nod, daß dieſe Schrante 
in feiner der jüngeren Verfaſſungen ausdrücklich aufgeftellt war, und daß bei 
dem verhältnismäßig recht unabhängigen Richterſtande bei der Frage der Ab: 
grenzung von Gejeg und Verordnung zweifellos die Tendenz einer benigna 
interpretatio der einjchlägigen Verfaſſungsbeſtimmungen zugunften der Gejeßes: 
jorm berrichte, jo ſcheint das Widerftreben der Herrſchenden gegen die Anerkennung 
des richterlihen Prüfungsrechtes wohl erklarlich. 

Zu welch ſchwerwiegenden Konflikten ſich die Divergenz der Anfichten in 
diejer Trage zuipigen kann, zeigt der bekannte Verfaffungstampf in Kurheſſen 
unter dem Miniſter Haffenpflug, in dem die Nichtanerfennung der Rechtsgültig: 
feit einer Gerichtsfporteln betreffenden Verordnung durch das Kaſſeler Ober: 
tribunal eine bedeutjame Rolle jpielte.') 

Die mit den eben geichilderten politiihen Kämpfen zeitlih zujammen: 
fallenden Titerariichen Behandlungen unjeres Problems mußten notwendig ein 
politiiches Gepräge tragen zu einer Zeit, in ber man das Staatöredht mehr ala 
Politik, denn als juriftiihe Disziplin betrachtete. So zeigt ſich denn eine ftändige 
Konfundierung juriftiicher und politiſcher Gefichtspunfte. Bald glaubt man‘), 
durch eine Entiheidung der Trage zugunften des richterlihen Prüfungsrechtes 
werde die gejeßgebende und vollziehende Gewalt in der öffentlichen Meinung 
herabgejegt; bald befürchtet man die Erſchütterung der NRechtsordnung;?) bald 
ift es bie Rechtöverwirrung,*) die man deswegen befürchtet, weil verjchiedene 
Gerichte über die Rechtsgültigkeit einer Norm verjchiedener Anficht fein könnten. 


Auf der anderen Seite verfällt man in das Extrem einer einjeitig privat: 
rechtlichen Behandlung des Problems. So gipfelt der Aufjag v. Stodmars?) 
in der Frageſtellung: Iſt das Erfordernis ftändilcher Zuftimmung zu Gejegen 
eine wejentliche Formvorſchrift, deren Nichtbefolgung Nichtigkeit des geſetzgeberiſchen 
Aktes zur Folge hat, oder ift es nur eine unweſentliche — wir würden in der 
heutigen Gejeßesterminologie jagen, eine Sollvorichrift, — deren Verlegung dieſe 
Folge nicht nach fich zieht? Zu welchen Konjequenzen dieſes Operieren mit privat: 
rechtlichen, für das öffentliche Recht ungeeigneten, Begriffen führt, zeigt die von 
dem gleichen Verfaſſer in einem anderen jpäteren Aufſatz nod einmal begründete 
Behauptung,®) nad) preuß. Rechte jeien die ohne die erforderliche Zuftimmung 
der Kammern ergangenen Verordnungen infolge des Ausfchluffes des richterlichen 
Prüfungsrehtes (Art. 106 PrVerfUrk.) mit derjelben Rechtswirkung ausgeftattet 
wie rechtmäßige.”) 

Neben diejen beiden Mängeln einer geeigneten Behandlung des Problems, 
einer zu ftarfen Hinneigung zu politiſchen Erörterungen und einer ojt unan= 

) Bgl. dazu die Angaben von Bischof, Zeitichrift für Zivilrecht und Brozeh n. F- 
Bd. 16 ©. 396 ff. 

2) Biihofl. ce. Bd.17 ©. 456 ff. 

2) Bijhofl. c. Bd. 17 ©. 461. 

) Stubenraud, Gutachten für den 4. deutihen Juriftentag. 

) In der Zeitichrift für Zivilreht und Prozeß n. F. Bd. X < 1%: 

*) Studien zum preuß. Staatdreht in Aegidis Zeitichrift Bd. I S. 179 ff, bei. 
5.184. Der Anfiap bat infofern hiſtoriſches Intereſſe, al8 bier zum erften Male für 
das fonftitutionelle Staatsrecht der Gegenjag zwiſchen Geſetz im formellen und materiellen 
Sinne begründet wirb. 

?) Ueber die hier zutage tretende Verwechslung ber Be von Geſetzen 
und Verordnungen mit der frage, ob deren Rechtsgültigkeit richterliher Kognition unter- 
liegt vgl. weiter unten. 
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gebrachten privatrechtlichen Behandlungsweije des Stoffes war ber richtigen Er: 
taffung des Problems in dritter Linie noch die von mehreren Schriftftellern unter: 
ftellte Annahme, die einihlägigen Beftimmungen des Staatsrechtes des alten 
Deutichen Reiches hätten als gemeines Recht noch fortdauernde Geltung, hinderlich. 
Feſte Normen hatten fi in diefem Rechte nur teilmeile ausgebildet. Was die 
Reichögerichte betrifft, jo beſaßen fie zweifellos ein Prüfungsrecht gegenüber 
faijerlihen Spezialreifripten. Dies!) geht aus einigen Beftimmungen der Wahl: 
fapitulation franz I. hewor. In Betracht fommen hier die Beftimmungen der 
z8 7, 12, 17 des Art. 16 diefer Kapitulation. 

Ss 7 Jagt: : 

Dem Prozeß diejer Reichdgerichte jeinen ftraffen Lauff aud) feinem von dem andren 
eingreifen ober Processus avocieren, viel weniger über die Sententias und die Judicata 
eamerae von unfirem Reichshofrat unter was für Prätertes, jet cogno&ciren lafien, dem 
KRammergeridt durch feine abjonderlihen failerlihden Reicripta die 
Hände binden... .. überhaupt dem Reichshofrat und Reichsklammergericht, feinen Ein— 
halt thun ... . 

$ 12 beſtimmt ähnliches für den Reichshofrat. 

8 17 beitimmt: 

Die am kaiſerlichen Kammergericht aber anhängig gemachten und nod in uner= 
Örterten Rechten jchwebenden Sachen von da ab nicht an den Reichshofrat gefordert, in 


andrer Weiſe rejcribieret...... auch hinkünftig nicht gegen dieſes alles vor— 
genommen, jondern all widriges als null und unkräftig vom Kammergericht gehalten werden. 


Zu dieſen Beitimmungen, die fi) ähnlich bereits in früheren ?) Wahl- 
fapitulationen finden, bemerkt J. 3. Mojer?) treffend: „Befiehlt der Kaiſer 
einem Reichsgericht etwas, jo wider die Wahlfapitulation oder andere Reichs: 
gejege läuft, jo find ſolche Befehle nach der Kapitulation null und nichtig; alio 
auch die Reichögerichte nicht gehalten, jelbige zu befolgen; injofern muß man 
notwendigerweile den Reichsgerichten das Recht einräumen, Reichsgeſetze und 
bejagte Befehle gegeneinander zu halten und dieje nad) jenen zu beurteilen.“ 

Neben diejem Prüfungsrechte der Reichgerichte gegenüber Kaijerlichen 
Spezialteftripten findet fi) ein weiteres Prüfungsrecht der Reichögerichte gegen— 
über den Landeögejegen. Diejes Prüfungsrecht war durch die eigenartige ſtaats— 
rechtliche Natur ber dieje Landesgejeße ichaffenden Zerritorialftaatsgewalten gegeben. 
Da dieje feine einheitliche Staatögewalt, jondern nur eine Summe einzelner, 
zumeijt vom Reiche abgeleiteter Hoheitsrechte darftellte, jo konnte der Qandesherr 
nur die von ihm nachweisbar erworbenen Hoheitsrechte ausüben. 


Glaubte daher ein Untertan, die Territorialftaatsgewalt habe durch Erlaß 
einer Norm von einem ihr in Wirklichkeit nicht zuftehenden Hoheitsrecht 
Gebraud gemadt, jo konnte er vor dem Forum des Reichsrichterd die Ungültig: 
feit dieſer Norm in jeder ihn betreffenden Rechtsjache geltend machen,*) und der 
Reichsrichter hatte dann die Norm auf ihre Nechtsgültigkeit hin zu prüfen. 


») Nicht aber ein Prüfungsreht gegenüber generellen kaiſerlichen Befehlen 
d. 5. Sailerlihen Berordnungen. Denn die Tendenz der Beitimmungen der Wahl- 
fapitulation geht, wie insbeſonders der Ausdrud „abjonderlihe Reitripte* (W. . 8 7) 
zeigt, auf eine Bekämpfung der Kabinetäjuftiz d. b. der Regelung eines Spezialtatbeitands 
durch ein Spezialrejfript hinaus. 

2) Bol. dazu 3. I. Mojer, Bahllapitulation Karl VII. S. 471 ff., ©. 484 ft. 

2) Bon der teutihen Juftizverfajjung Bd. I S. 119. 

*) Bol. die glänzende Darftellung bei DO. Mayer, Deutſches Verwaltungsrecht 
Bd. I ©. 28 ff. 
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Hätte man ſchon mit Rüdficht auf bieje beiden Bejonderheiten der Geridts 
organifation des alten Reichsſtaatsrechts deſſen Normen auf das Recht ber Eingel: 
ftaaten nad Auflöfung bes Reiches als nicht ohne weitere anwendbar erklären 
dürfen, jo hätte man die Kontinuität des alten Rechtszuſtandes ſchon wegen der 
gänzlichen Verſchiedenheit der ftantsrectlichen Natur der alten Stände vor Aui: 
löfung des Reiches und der durch die neuen Verfaffungen geichaffenen verneinen 
müſſen.) Denn bieje alten Stände waren ja feine Organe des Staates, ihte 
Millensäußerung war ja fein Fonftitutives Element ber Bildung des Staats 
willens; lediglic Vertreter eigener fubjektiver Rechte, Träger eines dem Staats 
willen jelbjtändig gegenüber ftehenden Willens waren fie. Fehlte daher ihre 
Zuftimmung in einem Falle, in dem fie erforderlich gewejen wäre, jo fehlte fein 
notwendiges Element in der Bildung des Staatswillens, und es lag daher eine 
ebenjo gültige Aeußerung besjelben vor, wie wenn ihre Zuftimmung erfolgt wäre. 
Nur hatte dieje Aeußerung des Staatswillens jubjektive Rechte verlegt, wie analog 
der unter Verlegung eines auf einem völferrechtlichen Titel beruhenden Rechtes 
erfolgte Gejeßgebungsaft des modernen Staates wohl ein jubjeftives Hecht ver: 
legt, objektiv aber, d. h. den Untertanen gegenüber, vollgültig ift. Freilich 
galt dies nur für Reichsgeſetze; für Geſetze der Zerritorialftaatösgewalten hat, 
wie wir oben zeigten, ein richterliches Prüfungsrecht recht wohl beflanben, wenn 
auh nur vor dem Forum des Reichsrichters. Aber warum jollte der Richter 
ein Reichögejeg auf das Vorliegen ber erforderlichen Zuftimmung ber Reichs: 
ftände hin prüfen, da ja auch bei Fehlen dieſer Zuftimmung das Geſetz voll: 
gültig war? 

Indem man fi) durch dieſen Grundirrtum der Annahme der fortdauernben 
Geltung der Beftimmungen bes alten Reichsſtaatsrechtes, jowie durch die beiden 
anderen oben erwähnten Mängel der Behandlung bes Stoffes: der bedenklichen 
Hinneigung zu politiichen Erörterungen einerjeits, einer oft einjeitig privatrechtlichen 
Betrachtung andrerjeits, die richtige Erfaffung des Problems erjchwerte, gelangte 
man dann auch zu teilweife recht bedenklichen Refultaten. So ſucht Biſchof 
den Ausſchluß des richterlichen Prüfungsrechtes, in erfter Linie für Die Frage 
ob eine Verordnung intra legem ift, auf folgende eigenartige Weile durch Hin: 
weiß auf das Recht der proviforiichen Geſetzgebung darzutun.?) Zunächſt müfle 
als bewielen angenommen werden, daß bem Richter die Prüfung des Vorliegens 
der die Notverordnung reditfertigenden Umftände (ob 3. B. wirflic ein ungemwöhn: 
licher Notftand vorlag, die Kammern nicht verfammelt waren Art. 63 [PrBerfll.]) 
entzogen jei. 

Da nun die Bezeichnung der Notverordnung als folder in beſonders 
dringenden Fällen unterbleiben dürfe, jo müſſe von jeder Verordnung, bie als 
reguläre Verordnung unzuläffig jei, weil ihre Materie in das Gebiet der Geſetz— 
gebung eingreife, gemäß 1. 51 D IX, 2, d. 5. gemäß dem darin enthaltenen 
Sage: Quod siquis absurde a nobis haec constitui putaverit, cogitet 
longe absurdius constitui, prälumiert werben, daß fie als Notverordnung 
gedacht jei. Denn wäre fie nicht als Notverordnung gedacht, jo läge ein Leber: 
griff des Herricherd vor, woran man aber mit Rüdfiht auf die Vorſchrift der 
zitierten lex nicht denfen dürfe. Warum aljo eine Verordnung daraufhin prüfen, 


) Bgl. hierher befonder8 Bland in den Jahrbücern für Dogmatif des heutigen 
römiſchen und deutichen Privatrechtes Bd. IX ©. 300—302. 
»)]1.e. 3.17 ©. 116 fi. 
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ob fie in da8 Gebiet der Gejeggebung eingreife? Würde die Prüfung ergeben, 
daß dies nicht der Fall ift, dann gewiß gut; würde fie aber ergeben, daß es 
wohl der Fall ift, dann wäre die Verordnung als Notverordnung, trogdem fie 
als ſolche nicht bezeichnet ift, zu betrachten und daher anzumenben. 

Das, — ſich dieſe ganze Argumentation ſtützt, einmal, daß dem Richter 
die Prüfung des Vorliegens der die Notverordnung rechtfertigenden geſetzlichen 
Vorausfegungen entzogen jei (S. 124 ff.) und zmeitens, daß in bejonders 
dringenden Tyällen die Notverordnung als ſolche nicht bezeichnet zu werben brauche 
(S. 123), ift einesteild vollfommen unbemwiejen, andernteild zum minbdeften jehr 
zweifelhaft. Daß der Wert der Notverordnung gerade barin beftehe, daß ber 
Richter ihre geleßlichen gg je nicht prüfen dürfe, ift eine ganz haltloje 
Behauptung, und warum in bejonderd dringenden Fällen die ausbrüdliche Be— 
zeichnung Notverordnung oder — was bem gleichfteht — bie Anführung des 
ihre Anwendung regelnden Verfaſſungsartikels unterbleiben könne, iſt nicht einzu— 
ſehen. Denn jo groß wird die Gefährdung der öffentlichen Sicherheit wohl nie 
jein, daß bie Erfüllung dieſer geringfügigen Form die Abwendung diejer Ge- 
fährdung erichwert.") 

Ein anderer Schriftiteller”) geht von dem gewiß nicht zu bezweifelnden Safe 
aus, daß Vorausſetzung der rechtlichen Eriftenz einer Norm deren Gültigkeit jei. 
Eine nicht verfaflungsmäßig zuftande gekommene, aljo nicht gültige Norm, jei 
eine überhaupt nicht eriftente. Prüfe daher der Richter die Gültigkeit, d. h. das 
verfaffungsgemäße Zuftandegefommenfein einer Norm, jo prüfe er damit, ob bie 
Norm eriftiere, und da man nur eriftierende Normen anwenden könne, jo müfje 
dem Richter aus diefem Grunde die Prüfung ber Rechtsgültigkeit jeder Norm 
geftattet fein. Diefe Argumentation tritt, jo richtig und klar fie im übrigen 
jein mag, ebenjo wie mehrere andere, die wir noch jpäter fennen zu 
fernen haben, gerade dem jpringenden Punkte des ganzen Problems: ob e8 nicht 
im Gejeggebungaprozeffe jelbft eine den Richter bindende Konftatierung der 
Berfafjungsmäßigfeit des geſetzgeberiſchen Willensaktes gibt”), nicht näher. 

Mit einer schweren petitio principii jucht der befannte Juriſt und Politiker 
Linde) jeinen das richterlihe Prüfungsreht ablehnenden Standpunft zu be— 
gründen. Seine Argumentation beruht auf folgenden drei Sätzen: 

1. Die allgemeine Verbindungstraft aller Konftitutionen?) wird einzig 


durch Handlungen des Regenten begründet. E 
2. Aljo beiteht, was die allgemeine Verbindungskraft betrifft, zwiſchen 


Geſetzen und Verordnungen fein Unterichied. 
3. Alfo hängt die richterliche Beurteilung der Gültigkeit einer Konftitution 


bloß davon ab, ob fie die Sanktion des Regenten erlangt hat und vorſchrifts— 
mäßig promulgiert ift. 


!) Eine andere Frage ift, ob überhaupt — abgejehen von den bejonders dringenden 
Fällen — die Bezeihnung Notverordnung oder die Anführung des Berfajjungsartitels 
ejeßlich erforderlich ift. Ach möchte dieie Bas für die Staaten, die feinen geieglichen 
us ſchluß des ne Prüfun ee fennen, in Uebereinſtimmung a ber heſſiſchen 
Praris (vgl. Reg.:Bl. 1850 359, 362, 373 uſw.) bejahen. U. U. Danjel: 
Notverordnung nad — Staatsrechte S. 24. 
?) Vollert in der Tübinger Zeitſchrift für die geſamten Staatswiſſenſchaften 
Bd. X ©. 600 in jeiner Polemik gegen Stahl. 
3) Eine frage, die ich allerdings verneine; vgl. —— — 
) Im Archiv für die ziviliſtiſche Praxis Bd. 16 ©. 330 ff. 
) Semeinjamer Begriff für Geſetze und Be, 
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Man fieht, was Linde beweifen will, daß nämlich die allgemeine Ber: 
bindungsfraft der Gelege nicht von der notwendigen ftändiichen Zuftimmung ab: 
bängig ift, madt er — nur pofitiv ausgedrüdt — (die allgemeine Verbindung: 
fraft aller Konftitutionen wird einzig und allein durch Handlungen des Regenten 
begründet) zur Grundlage feiner Beweisführung. Wenn Linde weiter jagt: Wenn 
der Monarch fi) das Recht, Verordnungen ohne Konkurrenz der Stände zu 
erlafjen, vorbehalten hat, jo behielt er ſich auch das Urteil darüber vor, ob die 
Norm fi zu einer jolhen Verordnung eigne oder nicht; er ift bei diefem Urteil 
an den Beifall der Gerichte nicht gebunden (S. 3481. c.); jo bedarf dies wohl 
feiner Kriti.') 

Die bedeutjame Wandlung, die fih in der beutichen Staatsrechtsmifien: 
ihaft mit dem Auftreten Gerbers und Labands vollzogen bat, der Ueber: 
gang von der vorwiegend politiihen zur ftreng logiſch-juriſtiſchen Behandlung, 
bat fi) au) in den Erörterungen über unjer Problem geltend gemadjt. Die 
nachfolgende Kritik der Anfichten neuerer Schriftiteller, die ſich mit der Trage 
beichäftigen, wird zeigen, daß ſich dieſe bei ihren Argumentationen lediglich von 
juriftiichen Geſichtspunkten leiten Laffen, nicht wie die früheren von Fragen der 
Zweckmäßigkeit einer getroffenen Entſcheidung, von ihrer Vereinbarkeit mit dem 
monarchiſchen Prinzip u. dgl. mehr. In den folgenden Kapiteln jollen 
nun zunächſt diefe Anfichten Eritifh beiprocdhen, und ſodann ber Verſuch einer 
eigenen Löjung gemacht werden. Mit einigen einleitenden Worten ift zuvor der 
status controversiae feſtzuſtellen und die Terminologie, die nicht bei allen 
Schriftſtellern die gleiche ift, zu fixieren. 

ragt man fi, ob der Richter die Verfaffungsmäßigkeit von Geſetzen 
und Verordnungen zu prüfen berechtigt ift, jo it es zunächſt der Begriff der 
Verfaſſungsmäßigkeit eines Gejeges oder einer Verordnung, der einer näheren 
Erläuterung bedarf. 

Ein Geſetz ift verfaffungsmäßig, wenn e8 den Regeln des objektiven Ber: 
faſſungsrechtes entjpricht; es ift nicht verfaffungsmäßig, wenn dies nicht der Fall 
it. Das letztere aber ift auf doppelte Art denkbar: 

1. Die von ber Berfaffung für den Gejeßgebungsprozeß vorgeichriebenen 
Formen find nicht eingehalten worden, 3. B. e8 fehlt an einer Hebereinftimmung 
der Beihlüffe von Bundesrat und Reichſstag. Dann liegt — da8 wird heute 
niemand mehr bezweifeln?) — ein Gejeß überhaupt nicht vor. Wo immer das 
Recht für eine Willenserklärung eine beitimmte Form vorjhreibt, kann — wenn 
nicht das Geſetz jelbft ausdrüdlich oder ftillfchweigend (3. B. durch Gebrauch des 
lediglich eine inftruftionelle VBorjchrift andeutenden „joll‘) ein anderes normiert, 
— die Willenzerflärung nur in dieſer Form erfolgen. Einer nicht im Diejer 
Form erklärten Willensäußerung geht der normale rechtliche Effekt ab. 


Nun aber tritt im Gejetgebungsprozeffe mit der Publikation eine ſcharfe 
Diärefis ein. Die Publikation ift fein materieller Teil des Geſetzgebungsaktes 


!) Vgl. zu Lindes Aufſatz die treffende Kritik v. Stodmard, Zeitihrift für 
Bivilreht und Prozeh n. F. Bd. X ©. 75 fi. 

) Sonderbarerweije aber von der älteren Literatur bisweilen verlannt. BgL z. B. 
v Stodmar in der Zeitichrift für Zivilrecht und Prozeß S. 74 (gegen ihn den treffenden 
Einwand Zahariaes im Ardiv f. d. zivilift. Praris Bd. 16 ©. 244 Mote 14). Die 
ganze Verwirrung ſcheint mir auf der Jdentifizierung der frage, ob ein Gejep verfafjungs- 
mäßig ift, mit der Frage, ob jeine Verfafiungsmäßigkeit richterliher Kognition unterliegt, 
zu beruhen. Auch dieje falihe Fdentifizierung findet fi bei Stodmarl. c. ©. 31 
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mehr, jondern jie ift die Form, in der die bejehlende, gejeggebende ober ver: 
ordnende, Staatögewalt dem Untertanen ausjchließlih erkennbar if. Daraus 
ergibt fi) ohne weiteres die nie beitrittene und aus logiſchen Gründen ſchon 
unbeftreitbare Befugnis des Richters, wie überhaupt jedes Untertanen, da8 Vor: 
liegen einer gehörigen Publikation zu prüfen; denn nur dem Befehle der Staats- 
gewalt braucht er zu geboren, ob aber die Staatögewalt einen Befehl erteilt 
hat, fann er lediglich an dem Vorhandenjein einer gehörigen Publikation erjehen. 
Etreitig wird die Trage erjt bezüglich der vor der Publikation Tiegenden 
materiellen Akte des Geſetzgebungsprozeſſes (Feſtſtellung des Gefegesinhalts, Ge: 
ſetzesbefehlj. Da ſie in ihrer Gefamtheit die formen ausmachen, bie die Ver: 
faſſung ala für die Schaffung einer Gejegesnorm notwendig vorjchreibt, jo nennen 
wir — einem mehr alten als glüdlihen Sprachgebraud) folgend — ihre Ueberein- 
ſtimmung mit den VBorjchriften der Berfaffung die formelle Verfaffungsmäßigkeit 
des Gejehes. 

Es ift aber 

2. möglid), daß in einem durchaus korrekten, allen Berfaffungsbeftimmungen 
genügenden Gejebgebungsprozeß ein Gejeß geichaffen wird, bdeflen Inhalt mit 
einer Berfafjungsbeitimmung, aljo mit einem Gejege, das mit höherer jormeller 
Geſetzeskraft ausgeftattet ift, in Widerſpruch fteht; 3. B. wenn Art. 54 der AR. 
Unzuläjfigkeit von Schiffahrtsabgaben auf natürlichen Wafferläufen vorfieht, und 
ein einfaches Reichsgeſetz eine Abgabe vorjchreiben würde, die ſich ala Schiffahrts: 
abgabe auf einem natürlihen Strome qualifiziert. In feiner Form würde bier 
das Gejeß wohl mit den Beitimmungen der Berfaffung übereinftimmen, dagegen 
würde jein Inhalt gegen diejelbe verftoßen; wir jprechen daher von materieller 
Verfaſſungswidrigkeit, reſp. falls dieje nicht vorliegt, von materieller Verfaſſungs— 
mäßigfeit. Ganz analog wird allgemein auch bei ber Verordnung formelle Ge: 
jegmäßigfeit und materielle Gejegmäßigfeit unterichieden. Erſtere liegt dann vor, 
wenn die zur Schaffung einer rechtägültigen Verordnung erforderlichen Formen 
gewahrt find, insbeſonders alſo eine gehörige Ausfertigung und Publikation 
vorliegt;") letztere, wenn der durch die Verordnung normierte Tatbeftand inner: 
halb der durd die Verfaffung (3. B. Art. 7 TIRB.) oder in dem Geſetze (3. 2. 
BGB. 3482 Abi. II) dem Verordnungsrecht gezogenen Grenzen fich bewegt, mit 
anderen Worten die Verordnung intra legem ift. Daß jedody mit lektgenannter 
Borausjegung der Begriff der materiellen VBerfaffungsmäßigkeit der Verordnung 
noch nicht gegeben iſt, werden wir an ſpäterer Stelle (S. 87) zeigen. An dieſer 
Stelle begnügen wir und damit, feitzulegen, daß jede Verordnung materiell ge: 
ſetzmäßig ift, die fi) in den Schranken eine rechtögültigen, fie delegierenden 
Geſetzes hält. 

Einer anderen, jedoch wie wir |päter jehen werben, leicht zur Verwirrung 
führenden Terminologie bedient fi Sendel.?) Was die herrſchende Lehre mit 
materieller Verfaffungsmäßigfeit der Verordnung bezeichnet, drückt er in ber 
Trage aus: Ob der richtige Weg der Rechtjegung beichritten worden ift; unjere 
formelle Verfafiungsmäßigfeit des Gejeßes und der Verordnung, jowie auch das 
was mir mit materieller Verfaſſungsmäßigkeit des Gejeßes bezeichnet haben, faßt 
er in der frage: ob auf dem richtig beichrittenen Weg der Rechtſetzung das 
richtige Verfahren eingehalten worden ift, zuſammen. 

1) Dies ift jedoch nur der Regelfall; es fünnen jedoch noch andere Formalien hin— 


zutreten. 
2) Bayer. Staatdreht Bd. III ©. 551 Anm. 2 (alte Auff.). 
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Der Streit der Meinungen dreht fich in der neueren Literatur hauptjäd: 
lich um die Frage der Prüfung der formellen Verjaffungsmäßigfeit des Geſetzes. 
Faſt allgemein wird für das Reichöftaatsrecht verneint (anders nur E.v. Meier‘) 
Brie,’) Dyroff das Recht des Richters, die materielle Verfaſſungsmäßig— 
feit de8 Gejeges zu prüfen; fait allgemein wird bejaht das Recht der Prüfung 
der formellen (ander nur Qaband*) und DO. Mayer)?) und der materiellen 
Verfaffungsmäßigkeit (hier abweichend wohl nur O. Mayer) der Verordnung. 
Es ift nicht zu verfennen, daß die nahezu einmütige Anerkennung des Rechts 
des Richters, Verordnungen auf ihre materielle Verfaffungsmäßigfeit zu prüfen, 
die politiihe Seite der ganzen Trage des richterlichen Prüfungsrechtes im den 
Hintergrund treten ließ. Denn in erfter Linie in diefer Trage ftoßen zmei 
politiſche Anſchauungen zuſammen; eine gefeftigte fonftitutionelle Staatsanjchauung 
wird biejes Prüfungsreht als Konſequenz des Prinzips des Konftitutionalismus 
fordern; während in der VBerneinung dieſes Prüfungsrechts, wie ſchon Hermann 
Schulze mit Rüdfiht auf Art. 106 Pr®erfll. gejagt hat, ein gut Stüd 
Abjolutismus enthalten ift.®) 


II. Kapitel. 
Stellung des Richters zur formellen Berfafiungsmäßigleit des Geſetzes. 
A. Kritik anderer Lehren. 
a) von Marti. 


Da das Präfidium nad) Art. 17 RB. die Befugnis hat, die Ausführung 
aller von ihm verfündeten und fontrafignierten Anordnungen und Verfügungen 
zu überwadhen — d. h. aljo auch den Beamten gegenüber zu erzwingen‘) — 
jo folgt daraus, daß der Richter zur — der Verfaſſungsmäßigkeit von 
Geſetzen nicht befugt iſt — argumentiert von Martitz.“ Dieſe Argumentation 
würde dann richtig ſein, wenn entweder keine das richterliche Prüfungsrecht 
betreffenden oder es verneinenden reichsrechtlichen Normen beſtänden. Denn dann 
wäre die Weigerung des Richters, ein Geſetz zur Anwendung zu bringen, weil 
er an jeiner Verfaſſungsmäßigkeit zweifelt, eine rechtswidrige, die ein Einjchreiten 
des Kaiſers auf Grund des Art. 17 RB. bedingte. Sofern aber reichsrechtliche 
Normen dem Richter eine Prüfung der Berfaffungsmäßigfeit des Gejeges geitatten, 
märe jeine Weigerung, das Gejeg zur Anwendung zu bringen, feine rechtswidrige, 
und von einem Einjchreiten des Kaiſers auf Grund von Art. 17 könnte natur 
gemäß nicht die Rede jein. Dan fieht aljo, die Richtigkeit der Argumentation 
v. Martiß hat das Nichtbeftehen reichsrechtlicher Normen über das richterliche 


') Ind. Holkendorffs Redtäleriton 3. Aufl. Bd. III ©. 226. 

) m Archiv für öffentlihes Recht Bd. IV ©. 51 ff. 

) In den Annalen 1889 ©. 922 ff. 

*) Staatöreht des Deutichen Reiches 4. Aufl. 2. Bd. S. 98. 

°) Deutiched Verwaltungsrecht Bd. I S. 282 Tert und Anm. 17. 

*) Preuß. Staatsredht 2. Aufl. Bd. II ©. 47; das richterlihe Prüfungsredht bezüglich 
der Berfafjungsmähigfeit der Verordnung iſt in ber belgiſchen Verfafiung, Art. 107, daber 
auch ausdrüdlih anerkannt. 

’) Dem Richter gegenüber freilich, da er, abgejehen von den Richtern am Reichs— 
gerichte, nicht Reichsbeamter ift, nur mittelbar. 

) Betrahtungen über die Berfafjung des norddeutichen Bundes, Leipzig 1868 S. 132. 
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Prüfungsreht zur Borausjegung, was allerdings zu der Zeit, als v. Marti jein 
geiſtvolles Buch ſchrieb, tatſäͤchlich der Fall war. Denn dieſe Normen werden, wie 
wir jpäter ſehen werden, erſt mit der Emanation des Gerichtsverfafſſungsgeſetzes 
geſchaffen. Was aber v. Martitz bei ſeiner Argumentation wohl in erſter 
Linie im Auge hatte, ſcheint mir vollkommen richtig zu ſein: daß nämlich durch 
landesrechtliche Normen dem Richter Fein Prufungsrecht gegenüber Reichsgeſetzen 
— ugeſprochen werden konnte. Denn wenn der Richter nur auf Grund einer ihm 
ie Prüfung geſtattenden landesrechtlichen Norm dem — die Anwendung 
verſagt, ſo wäre, da das Landesrecht dem Richter ein ſolches Recht nicht geben 
kann, ſeine Weigerung das gar anzumenden widerrechtlich, und der Kaijer 
auf Grund des Art. 17 RB. zum Einfchreiten berechtigt und verpflichtet. 


b) Heinze und Arndt. 


Auf Art. 2 RB. haben zwei Schriftfteller, Heinze')und Arndt ?), ihre 
Argumentation aufgebaut. Aus der Beitimmung diejes Artikel ... „übt 
das Reich das Recht der Geſetzgebung nach Maßgabe des Inhaltes 
der Verfaſſung und mit der Wirkung aus, daß“ ... uſw. glaubt Heinze 
folgern zu dürfen, daß bie Berfaffungsmößigfeit der Geſetze richterliher Kognition 
unterliegen müffe. 

Die petitio principii, die dieſer Argumentation, ebenjo wie der folgenden 
Arndts, zugrunde liegt, hat bereit3 Qaband?) aufgededt. In der Tat fann 
doch aus der Beitimmung, daß die Gejeßgebung nad) Maßgabe bes Inhaltes 
der Berfaffung ausgeübt wird, ein richterliches Prüfungsreht doch nur dann 
gefolgert werben, wenn erwieſen ift, daß ber Gejeßgebungsprozeh jelbit feine die 
Berjaffungsmäßigkeit authentiſch feitftellende Beurkundung diejer Berfaffungsmäßig: 
feit enthält. Dieler Trage wirb aber hier ebenjomwenig, wie bei der oben 
behandelten —— — Vollerts, näher getreten. Wie unſchlüſſig es 
übrigens wäre, aus der Beſtimmung, daß die Geſetzgebung nach Maßgabe des 
Inhaltes der Verfaſſung ausgeübt wird, als logiſche Konſequenz das richterliche 
Prüfungsrecht herzuleiten, zeigt die Erwägung, daß dann da, wo ein richterliches 
Prüfungsreht nad) der Verfaffung ausgeichloffen ift (wie in Preußen ), bie 
Geietgebung nicht nach Maßgabe des Inhaltes der Verfaflung ausgeübt würde. 

Aus einem anderen Gabe des Art. 2, daß Reichsgeſetze ihre verbindliche 
Kraft dur ihre Verkündigung von Reichs wegen erhalten, will Arndt (l. c.) 
die DBerneinung eines richterlichen Prüfungsrechtes herleiten; die petitio prineipii, 
die dieſe Argumentation enthält, jpringt fjofort in die Augen. Die Tatſache, 
daB Reichögelehe ihre verbindliche Kraft durch Verkündigung von Reich3 wegen 
erhalten, jagt noch nichts darüber aus, ob — worum ſich ja der ganze Streit 
dreht — es im Weſen ber verbindlichen Kraft des Geſetzes liegt, dab es den 
Richter zur Anwendung ohne Nachprüfung jeiner Rechtsgültigkeit zwingt. Die 
Argumentation Arndts hört fi jo an, ala ob richterliches Prüfungsrecht und 
verbindliche Kraft des Geſetzes unvereinbare Dinge wären; wo das Gejeß ver: 


) Verhältnis des Neichsitrafrechtes zum Landesjtrafreht S 
’) — für den preuß. Staat, 5. Aufl. ©. 349; — ©. 185. 
Le 
) Nah Art. 106 PrVerflirk.; daß der hierin ausgeſprochene Ausihluß des —* 
lichen Prüfungsrechtes auch, troßdem ed nicht ausdrücklich ausgeſprochen ift, für Fer 
ilt, ift zweifellos. Bal. dafür z. B. Arndt, Kommentar 3. — — 5. Aufl. ©. 
ch 8; Stengel, Preuß. Staatöreht bei Marquardien ©. 
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bindlich ift, da darf es der Richter nicht mehr auf feine Verfaſſungsmäßigkeit 
nahprüfen; ergo, wo der Richter nachprüfen darf, ilt das Geſetz nicht verbind: 
ih. Diejenigen Staaten, in denen das richterliche Prüfungsrecht ganz unbezmeikelt 
in der Theorie und Praris ift, wie 3. B. in den Verein. Staaten von Amerika’), 
könnten danach Gejege mit verbindlicher Kraft nicht Ichaffen. 


c) Georg Meper. 


Aus den durch $ 1 des Gerichtäverfaffungsgeleßes in Deutichland poſitives 
Recht gewordenen richterlichen Prädifaten „Unabhängigkeit“ und „nur dem Geieht 
unterworfen” verjuht Georg Meyer?) das richterliche Prüfungsrecht hinſichtlich 
der formellen Verfaſſungsmäßigkeit des Geſetzes herzuleiten. Unabhängig if 
alfo nad) diefer Argumentation der Richter nicht mehr, wenn er ohne Prüfung 
ihrer formellen Berfaffungsmäßigfeit jeder rite publizierten Anordnung de 
Herrichers Folge zu leiften verpflichtet it. Es ſoll Hier unterfucht werden, ob 
aus einem der beiden Begriffe, dem der Unabhängigkeit oder dem bed nur dem 
Geſetze Interworfenjeins, als logiſche Konjequenz ſich das richterliche Prüfungs 
recht ergibt, m. a. W., ob die Unabhängigkeit des Richter dann nicht mehr 
vorliegt, bzw. ob er dann nicht mehr lediglich dem Gejege unterworfen ift, wenn 
er ungeprüft jedes rite publizierte .. zur Anwendung zu bringen bat. 

Wil?) man den Gedanteninhalt, der fid) mit dem Begriffe der richterlichen 
Unabhängigkeit verbindet, erfaffen, jo ift davon auszugehen, daß biejer Begriff, 
wie jo viele des modernen Staatsrehts, — es ſei beifpielaweife nur an den 
Begriff Selbftverwaltung erinnert — ſich ala ein Niederichlag gewiſſer politiſcher 
Forderungen gebildet hat. Dieje politiihen Forderungen, die pojitiv in das 
Schlagwort Unabhängigkeit der Gerichte gefleidet wurden, fanden ihren negativen 
Ausdrud in dem Schlagwort Wegfall der Kabinetsjuftiz. Man forderte Unab: 
bängigfeit der Gerichte als Reaktion gegenüber dem biß zum Jahre 1848 nod 
nicht ganz geſchwundenen Syftem der jog. Kabinetsjuſtiz. Inſoweit daher dieſes 
Syftem nicht in Betracht fam, betrachtete man den Richter als unabhängig, lo 
daß aljo die richterliche Unabhängigkeit da beginnt, wo die Kabinetsjuftiz auf: 
hört.) Weifen wir alſo nad, daß die Tatſache der Kabinetsjuftiz nicht ſchon 
dadurch gegeben ift, daß der Richter ungeprüft jede Anordnung der Staatöge 
walt anzuwenden verpflichtet ift, jo jcheint uns damit erwiejen zu fein, daß ein 
richterliches Prüfungsrecht nicht die notwendige Vorausjegung der Unabhängigteit 
der Gerichte iſt, jo daß aljo die Ableitung diejes Prüfungsrechts aus der richter: 
lichen Unabhängigkeit unſchlüſſig wäre. 


) Bgl. darüber dv. Holit, Das Staatöreht der Verein. Staaten von Amerika in 
Marquardſens Handbuh S. 34/35, und in geichichtliher Beziehung Hatſched, 
Engliſches Staatdreht ©. 138. 

®) Lehrbuch des deutihen Staatrechts, 6. Aufl. beforgt von Anſchütz, S. 630. 

’) Dgl. zum Folgenden die reihen dogmengeſchichtlichen Erörterungen von Biſchof 
l. ce. Bd. 18 ©. 149 ff., mit dem wir bier im weſentlichen übereinftimmen, und Schulze, 
Preuß. Staatsreht Bd. I ©. 88 und zur Geſchichte: Siegel, Zur Entwidlung der 
Unabhängigkeit der Redhtiprehung, in den Annalen 1893 ©. 221 ff. 

+ Die hiftoriihe Entwidlung beigt, daß fich der Begriff der richterlichen Unabhängigkeit 
in dem Nihtvorhandenjein einer Kabinetsjuftiz erfhöpft. Alle übrigen unter dem Geſichts— 
punfte der richterlihen Unabhängigkeit aufgeitellten — teilweije in Deutihland aud 
pofitives Necht gewordenen — Forderungen, wie Trennung von Juftiz und Verwaltung. 
Unabjegbarfeit der Richter, Einflagbarkeit der Richtergehälter, 34 EG. GBG., 588,9 GBG., 
find lediglich Kautelen richterlicher Unabhängigkeit, nicht Konjequenzen diejer jelbit. 


und Verordnungen auf ihre Berfafiungsmäßigfeit hin zu prüfen ? 491 


Mad aber verftand man unter dem Begriffe der KHabinetsjuftiz? Wir 
ziehen zur Erläuterung desjelben eine VBerfaffungsbeftimmung heran, die die 
Kabinetsjuftiz verbietet, jo daß fie uns aljo negativ den Inhalt diejes Begriffes 
ae In Art. 32 der heſſiſchen Verfaſſungs-Urkunde vom 17. Dezember 1820 
heißt es: 

„Das Materielle der Yuftizerteilung und das gerichtliche Verfahren inner: 
halb der Grenzen feiner geſetzlichen Form und Wirkjamkeit find von dem Ein: 
fluffe der Regierung unabhängig.“ 

Was aljo von dem Einfluffe der Regierung unabhängig iſt, ift ein Doppeltes. 
Einmal da3 gerichtliche Verfahren; was darunter zu verjtehen ift, bedarf feiner 
weiteren Erläuterung. Dann aber das, wa3 die Verfaffung mit dem „DMtateriellen 
der Juftizerteilung“ bezeichnet; hierunter ift die eigentliche Richterfunftion, das 
Recht finden und das Recht ſprechen, zu verftehen; das Recht finden ift lediglich 
Denkprozeß: die Subjumtion konkreter Tatjachen unter die abftrafte Norm. Was 
der Richter durch dieſen Denkprozeß ala Recht findet, muß er als Recht aus: 
iprehen. In diefer Phaje der Richtertätigkeit, wo der Richter das ala Recht 
Gefundene, als das ita ius esto ausſprechen joll, kann fi) da, wo der Richter 
von dem Einfluffe der Regierung nicht unabhängig ift, die KHabinetsjuftiz, das 
administrare iustitiam ex cabineto in der Sprache der alten Reichägerichte, 
einjchieben ; fie gebietet dem Richter einen andern Urteilsinhalt als den durch 
jeine Subjumtion konkreter Tatjachen unter die abftrafte Norm gefundenen ala 
Recht auszuſprechen. Damit haben wir die begriffliche Grundlage der Kabinet3- 
juitiz feſtgelegt; fie ift ein Syitem der „Rechtäpflege“, bei dem dem Richter durch 
ein Machtgebot der Regierung die Verkündigung eines von ihr, der Regierung 
jelbit, gefundenen Urteilsinhalts anbefohlen und von ihm erzwungen wird. Und 
darin liegt eben das ganz Gefährliche dieſes Syitems: daß nicht nad) der Norm, 
ſondern nad) dem Gutdünfen ber Regierung, nad) ihrer Enticheidung des Einzel: 
falls, Recht geiprodhen wird. Wo immer aber nad) der Norm und nicht nad) 
der Entſcheidung des fonkreten Falles durch die Regierung geurteilt wird, da 
liegt, mag die Norm auch verfaffungswidrig jein, Kabinetsjuftiz nicht vor; denn 
das Eſſentielle derjelben, die Enticheidung des Einzelfalles ex cabineto, ift da 
nicht gegeben. 

Hiergegen hat bereit3 Zahariae!) eingewenbdet, dak, wenn man dem 
Richter das Prüfungsreht abipräde, er dann unbedingt die in das 
Gewand der Norm gefleidete Enticheidung des Einzelfalles durch die Regierung 
anmenden müſſe. Was die Regierung auf direktem Wege durch die früher jo 
beliebten Rejkripte nicht mehr erreichen könnte, erreiche fie auf indireftem Wege 
dadurd, daß fie der Entſcheidung des Einzelfalles dad Gewand ber Norm gebe. 
Aber darauf kann man doch wohl mit Recht erwidern, dab gegen ein jold 
fraudulojes Verfahren das richterlihe Prüfungsreht auch nicht in allen Fällen 
Abhilfe bietet; denn aud) die gejegmäßige, ja mit Zuftimmung der Stände 
ergangene Norm kann, troßdem jie das Gewand der Norm trägt, doch nur die 
Entſcheidung einer beftimmten konkreten Rechtsſache enthalten.) 

Wir gewinnen das Rejultat: der Richter ijt nicht unabhängig da, wo 
Kabinetöjuftiz befteht; d. h. wo ein Machtgebot der Regierung ihn zwingen fann, 


ı) Im Archiv für die ziviliftiihe Praris Bd. 16 S. 176/177. 

*, Es wäre dad eine Ffonjtitutionelle Kabinetsjuftiz, die beionderd in kleineren 
Staaten recht wohl denkbar ift; ebenſo Vollert 1. c. S. 621 und ähnlich Biihofl. ce. 
Bd. 18 ©. 311. 
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einen andern al3 den durch die Subjumtion fonfreter Tatjachen unter die abitrafte 
Norm gefundenen Ürteilsinhalt als Urteil auszuſprechen. Wo aber der Richter das, 
was er als Produkt diejer Subjumtion gewonnen hat, ala Urteil ausſprechen kann, 
und nur dieſes als Urteil ausſprechen darf, da befteht feine Kabinetsjuftiz und 
daher nad) obigem richterliche Unabhängigkeit. Auch der einer verfaffungswidrigen 
Norm unterworfene Richter ift unter Dieler Borausjegung unabhängig! Ein Er: 
gebnis, das mit tatſächlichen Verhältniffen übereinftimmt. Denn der nad) Art. 106 
PrVerfUrk. auch der verfaffungswidrigen Norm unterworfene preußiiche Richter 
ift nad Art. 86 unabhängig! Aus dem Begriffe der Unabhängigkeit läßt ſich 
aljo, da diefe Unabhängigkeit nicht dadurch ausgeſchloſſen ift, daß der Richter 
der verjaflungsmwidrigen Norm unterworfen ift, ein richterliches Prüfungsrecht 
nicht folgern. 

Ebenjowenig jcheint und der Verſuch, das richterlihe Prüfungsrecht 
daraus herzuleiten, daß der Richter nur dem Gejege unterworfen ift, jchlüffig 
zu jein. Denn aus dieſer Beitimmung darf u. €. lediglich herausgeleien 
werden, daß der Richter nur das Gejeß, d. h. den Staatsakt der Legislative, 
anzuwenden bat. Auch joweit er Verordnungen feiner Entjcheidung zugrunde 
legt, wendet er nur das Gejeß an und zwar das Geſetz, das ihm die An- 
wendung der Verordnung generell oder jpeziell anbefiehlt.) Daher gebt 
allerdings aus der Tatſache, daß der Richter nur dem Gejege unterworfen ift, 
hervor, daß er zu prüfen berechtigt ift, ob die Verordnung, die er anwendet, 
intra legem ift, nicht aber, ob das Geſetz, dad er anwendet, formell und materiell 
verfaffungsmäßig ift. Wenn G. Meyer jagt: „Deswegen weil der Richter nur 
dem Gejeße unterworfen ift, muß er prüfen, ob das, was ſich ala Gejeß aus- 
gibt, auch wirklich Gejeg it“, jo könnte man dasſelbe auf jeden Beamten, ja 
jeden Staatuntertan anwenden. 

Denn da auch diejer nur dem, was wirklich Gejeg oder Verordnung ift, 
Gehorjam zu leiſten verpflichtet ift, dem aber, was infolge irgendeines Mangels 
die Geſetzes- oder Verordnungsqualität vermiffen läßt, —— Gehorſam 
ſchuldet, wie der Richter, ſo müßte jeder Beamte, jeder Staatsuntertan prüfen 
dürfen, ob das, was ſich als Geſetz ausgibt, wirklich Geſetz iſt; ein ſolches Prüfungs- 
recht würde aber von G. Meyer jelbit faum anerfannt werden, da er ja aus 
drücklich betont,?) daß ſich das richterlihe Prüfungsrecht als eine notwendige 
Konjequenz der ſtaatsrechtlichen Stellung des Richters ergibt. Der wahre Grund 
für die ftaatsrechtlihe Sonderftellung des Richters liegt aber darin, daß er 
Träger einer jelbjtändigen Gewalt im Staate ift, nicht im der Tatjache, dab 
er nur dem Gejege unterworfen ift. Aber auch dieſe ſtaatsrechtliche Sonder: 
ftellung des Richters könnte ein Prüfungsrecht desjelben nicht begründen, wenn 
es im Gejeßgebungaprozeffe jelbft eine jedermann, auch den Richter, bindende 
Konitatierung der Gejegmäßigfeit des geſetzgeberiſchen Willensaftes gäbe. Dies 
ST Laband und im Anſchluß an ihn mit erweiterter Begründung 

ellinek. 


) Uebereinſtimmend Arndt, Komm. z. PrVerfllrk. S. 285: („auch ſoweit der Richter 
Polizeiverordnungen anwendet, iſt er nicht der Verordnung als ſolcher, ſondern dem Geſetze 
— das die Behörde zum Erlaſſe der Verordnung ermächtigt.“) 

l. c. ©. 
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Die Polizei der deutſchen Konfuln. 
Bon Dr. Philipp Roßteufher in Würzburg. 


(Schluß ftatt Fortjegung.) 


In ähnlicher Weile erfolgt auch bie Ergreifung von Dejerteuren der 
deutjchen Handelsſchiffe y), deren Zahl alljährlich eine ziemlich hohe iſt, mitunter 
bis zu 10°/o ber geheuerten Mannſchaften. Nah 8 34 KG. und ber ADJ. 
bierzu bat der Konful auf Antrag des Kapitänd bei den Lokal: ober Landes: 
behörden die zur Wiederergreifung des Dejerteurd erforderlichen Schritte zu tun. 
Der Konful bat hier niemals ex officio, ſondern ftet3 nur auf Antrag bes 
Kapitäns einzugreifen. Als entwichen ift der Schiffsmann anzuſehen, welcher 
nad Abſchluß des Heuervertrags dem Antritt oder ber Fortiegung des Dienftes 
wider Wiſſen und Willen des Kapitäns ſich entzieht. Der Schiffsmann, welcher 
nad der Anmufterung ohne einen genügenden Entſchuldigungsgrund bem Antritt 
oder ber Fortſetzung des Dienftes nicht nachkommt, kann auf Antrag des Kapitäns 
vom Seemannsamt d. i. im Ausland das Konjulat”) zwangsweiſe zur Erfüllung 
feiner Pflicht angehalten werben; die daraus entjtehenden Koften hat der Schiffs: 
mann zu erjeßen.®) Beanipruct der Kapitän eines deutſchen Handelsſchiffes 
die Mitwirkung des Konſuls zur Wiederergreifung eines bejertierten Schiffs 
mannes und ergibt fich hierbei aus deſſen eigenen Ausjagen, daß der Schiffe: 
mann einen gejeglihen Grund hatte,“ feine Entlaffung zu fordern, jo hat ber 
Konful die Sadje nicht weiter zu betreiben. Iſt dies micht der all, jo hat 
der Konſul ein Protokoll aufzunehmen, welches außer den Perjonalien des 
Kapitänd und des Schiffsmanns den Beweis enthalten muß, daß der Schiffs: 
mann zur Ton des Schiffs gehöre, jowie die Erklärung des Kapitäns, die 
Koften des Verfahrens tragen zu wollen. Weigert fi ber Kapitän dieſe Er: 
färung abzugeben, fo hat ber Konſul ſich jedes weiteren Eingreifens zu ent: 
halten. Erklärt er fid) dagegen zur Koftentragung bereit, jo wendet ſich ber 
Konſul jhriftli an die zuftändigen Ortsbehörden mit dem Erjuden, die Er: 
mittelung, Ergreifung und Verhaftung bes Dejerteurs zu bewirken. 

Ueber die Auslieferung von entwichenen Sciffsleuten finden fi) in den 
meiften vom Reid) mit auswärtigen Staaten abgeſchloſſenen Verträgen bies- 
bezüglihe Abmachungen. Diejelben gehen übereinftimmend dahin, daß den 


!) Annalen 1874 Sp. 72, Eine Zujammenftellung der auf die Auslieferung von 
entwichenen Sciffäleuten bezüglichen Vereinbarungen findet fih in dem periodiſch er— 
ne — der deutſchen Handelsmarine“. 

5 Abſ. 2. 


$ 
) ne. oben $ 11 ©.57; König S. 412; Hänel und Leſſe S. 190; Perels 
SO. S.18; Wagner ©. 356. 
) SD. 69, 74. 
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betreffenden Generalfonjuln, Konjuln, Vizekonſuln und Konfularagenten alle 
Unterftügung zuteil werden joll, um Diejenigen Seeleute, welhe von Schiffen 
ihres Landes entwichen find, verhaften und an Bord ihres Schiffes oder in die 
Heimat zurüdjenden zu lafjen. Sit feine nähere Unterſcheidung gemacht, jo bezieht 
ſich dieje Beitimmung auf Dejerteure jowohl der Kriegs: wie der Handelsſchiffe. 
Zu dieſem Zmwede jollen ſich die Konſuln jchriftlic an die zuftändige Ortsbehörde 
wenden und durch Vorlegung des Schiffsregiiters, der Mufterrolle oder einer 
beglaubigten Abſchrift diefer Urkunden nachweiſen, daß die reffamierenden Leute 
wirklich zur Schiffsmannſchaft gehört haben. Auf einen in diefer Art begründeten 
Antrag darf die Auslieferung nicht verweigert, vielmehr joll jeder Beiftand zur 
Auffindung, Ergreifung und Berhaftung ſolcher Entwichenen gewährt werben; 
ferner jollen diejelben auf Antrag und auf Koſten der Konjuln in den Orts: 
gejängniflen in Gewahrjam bleiben, bis fie eine Gelegenheit zur Heimjendung 
finden. Wenn fich jedod eine ſolche innerhalb dreier Monate vom Tage ber 
Feſtnahme an nicht bietet (nach manchen Verträgen ift die Friſt fürzer), werden 
die Verhafteten in Freiheit gejeßt und fünnen aus bemjelben Grund nicht wieder 
verhaftet werden. Hat der Dejerteur ein Verbrechen oder Vergehen am Lande 
begangen, jo joll die Auslieferung jolange von der Ortsbehörde hinausgejchoben 
werden, bis das Urteil geſprochen und zur Ausführung gebracht ift. Allgemein 
anerfannt ift in allen Verträgen der völferrechtliche Sat, dat Sciffäleute und 
Perjonen der Schiffsbefagung, welche Angehörige des Landes find, in melden 
die Entweichung ftattgefunden hat, nicht ausgeliefert werden.') 

Da die foftenfreie Mitwirkung der Landesbehörden in der Regel nicht 
verlangt werden kann, muß der Kapitän auf Verlangen des Konſuls einen 
Koſtenvorſchuß leiten, widrigenfalls die Reklamation nicht weiter betrieben wird.?) 

Sit der Dejerteur fein Untertan des Landes, von welchem die Auslieferung 
verlangt wird, aud) Fein Reichsangehöriger und flüchtet er ſich auf das Schiff 
eines dritten Staates, jo hat ber Konſul die Hilfe des betreffenden Konſuls 
nötigenfalls nachzuſuchen.ꝰ) 

Wird der Deſerteur ergriffen und an den Konſul abgeliefert, ſo übergibt 
ihn dieſer dem Kapitän gegen Erſtattung der Koſten. Will dieſer den Deierteur 
nicht wieder in Dienft nehmen, verlangt aber dennoch dejjen Feſthaltung und 
Zurücdjendung in die Heimat auf Koſten der Aheberei, jo hat der Konſul Bren 
Antrage zu genügen. Ebenjo tritt die Rüdjendung des Dejerteurs in die Heimat 





1) Dieje Beitimmungen finden ji im Vertrag der Hanjaftädte mit Belgien Art. 14, 
Preußens mit Belgien Art. 5, des Reichs mit Brajilien Art. 41 Abi. 2 und 42, mit Chile 
Art. 14, des Zollvereind mit China Art. 32, der Hanfaftädte mit Columbien Art. 24, des 
Reichs mit Coſta Rica Art. 32, des Zollvereins mit Frankreich Art. 13, im Vertrag zwijchen 
Medlenburg- Schwerin und Franktreih Urt. 16, der Haniaftädte mit Frankreich Art. 20, des 
Reichs mit Griehenland Art. 11 Abi. 3 und Art. 12, in der Vereinbarung zwiihen dem 
Reich und Großbritannien in Betreff der Dejerteure von Kauffahrteifchiffen vom 5. November 
1879, im Vertrag des Reichs mit Guatemala Art. 26 Abi. 2 und Art. 27, mit den Hawatijchen 
Inſeln Art. 22 u. 23, Honduras Art. 26 u. 27, Italien Art. 15 Abſ. 4 u. 16, Japan Art. 16 
Abi. 2 u. 17, Korea Art. 3 Ziff. 10, Merito Art. 21, mit den Niederlanden Art. 10, Portugei 
Art. 18, im Handelövertrag mit Schweden vom 8. Mai 1906 RGBl. S. 739 ff, Art. 18, im 
Vertrag des Zollvereind, Medlenburg-Schwerind und Strelig mit Siam Art. 12, der 
Hanjajtädte mit Siam Art. 12, des Reich mit Rußland Art. 11 Abſ. 4 u. 12, mit Spanien 
Art. 15 Abſ. 3 u. 16, mit den Vereinigten Staaten Art. 13, Abſ. 2, 3 u. 14, mit Zanfibar 
Art. 14. 

) AUDI. zu $34 KG. Abi. 4. 

») AUDI. zu $34 KG. Abi. 5. 
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auf Koften der Rhederei ein, wenn das Schiff inzwiſchen abgefahren ift, ohne 
daB ber Kapitän feinen Antrag zurüdgenommen hat, beögleichen wenn zwar der 
inzwiichen abgejahrene Kapitän die Reklamation zurüdgezogen hat, der Konſul 
aber den Verhältniſſen nad) gegenüber den requirierten Behörden auf die Aus: 
fteferung nit mehr verzichten fann, jondern den reffamierten Dejerteur von 
diefen übernehmen muß.) 

Don dejertierten Matrofen, welche der Kapitän, obwohl er anweſend ift, 
nicht reflamiert, desgleichen von ſolchen, die ſchon vor längerer Zeit irgendivo 
defertierten und vagabondierend oder im Dienfte eines fremden Handelsſchiffes 
nad; dem Amtsbezirk des Konfuls kommen, hat dieſer niemals ex officio Notiz 
zu nehmen. Werden ſolche von den Lofalpolizeibehörden ergriffen und dem 
Konſul zugeführt, jo hat dieſer zwar diejenigen Notizen aufzunehmen, welche 
für die imländiihen Behörden von Bedeutung fein fünnten und barüber ber 
Regierung besjenigen Staates, welchem das Schiff angehört, Bericht zu erftatten, 
eine ihm etwa angejonnene Uebernahme des Dejerteurd aber abzulehnen, außer 
wenn er Gelegenheit hätte, denjelben unentgeltlih auf einem deutſchen Schiff 
unterzubringen.”) 

Die gerichtöpolizeiliche Tätigkeit der Konſuln ift jedoch auf den Fall der 
Entweichung nicht beichränft. Wird dem Konſul von einer nad) den Vorfchriften 
der SD. ftrafbaren Handlung Anzeige gemacht und jchreitet er nicht jelbft ein, 
weil er ſich hierzu nicht für befugt hält oder aus jonftigen Gründen, jo hat er dem 
Seemanndamte des Heimathafend des betreffenden Schiffes unter Angabe des 
Tages, an weldyem dieſes daſelbſt ankommt, jofort Hiervon Mitteilung zu maden.?) 

Nah $ 127 SD. iſt der Kapitän ermächtigt, denjenigen Schiffsmann, 
welcher ſich der einfachen Dejertion oder qualifizierten Entweichung“) oder des 
Vorgehens des Diebitahls, Betrugs, der Untreue, Unterichlagung, Hehlerei oder 
Urfundenfälihung oder einer mit Zodesftrafe oder mit Zuchthaus bedrohten 
Handlung?) ſchuldig gemacht hat, feftzunehmen.*) In den leßteren Fällen ift 
er hierzu verpflichtet, wenn ein Entweichen des Täterd zu befürchten ift. In den 
Fällen der Entweihung ift von einer Feſtnahme abzujehen, ſofern das Schiff ſich 
auf hoher See befindet. Der Täter ift unter Mitteilung der aufgenommenen 
Berhandlungen vom Kapitän an dasjenige Konjulat abzuliefern, bei welchem es 
zuerft geichehen kann. Diejes ift verpflichtet, mit Rüdficht auf das in $ I StGB. 
ausgeſprochene Prinzip, wonad die Ablieferung eines Deutihen an eine aus: 
ländiſche Regierung zum Zweck der Verfolgung und Beltrafung verboten ift, 
den Angeihuldigten zum Zweck der Uebermittelung an die zuftändige Behörde 
de3 Heimathafens zu übernehmen. Lehnt das Konſulat aus bejonderen Gründen 
die Uebernahine ab, weil der Transport nad) dem SHeimatlande zu dem be: 
treffenden Zeitpunkt unausführbar ericheint oder weil die Uebernahme des Ver: 
brecherd nad) den örtlichen Verhältniffen oder aus jonitigen Umftänden untunlic) 
ift, jo bat es den Kapitän zur weiteren Mitnahme des Schiffsmanns nötigen: 
falls zwangsweiſe anzubalten.‘) Der Kapitän hat die Ablieferung dann bei 


) AUDI. zu 8 34 KG. Abi. e 

?) ADJ. zu 5 34 RG. Ubi 9 

2) ADT. zu 8 33 KO. —* 16; König ©. 410, 466; Berels, Int. SeeR. S. 81 ff 

g SD. 8 93 Abi. a 

®) SO. 8 70 Ziff. 

©) Hänel und —X ©. 232; Perels SD. S. 67; Perels Oeffentl. See. 
5. 102; Meves ©. 504; Wagner S. 32. 

0) König ©. 467. 
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demjenigen Konſulat zu bewirken, bei welchem es anderweit zuerft geichehen 
ann. In dringenden Fällen ift er, wenn er ein Konſulat nicht rechtzeitig an: 
gehen kann, jogar ermächtigt, den Täter einer fremden Behörde zum Zweck ber 
Hebermittelung an die zuftändige deutjche Behörde zu übergeben. Hievon hat 
er jedoch dem Konjulat, bei welchem es zuerft geſchehen kann, Anzeige zu machen, 
damit diejes den Transport des Verbrecher bemerfitelligt. —— für 
das Eingreifen des Konſuls iſt ſtets, daß die Tat begangen wurde, während 
ſich das Schiff auf hoher See befand. Auch ein —S— Schiffsmann iſt 
in dieſem Fall nach den eg des Völkerrechts ben beutichen Gejeten 
ebenſo unterworfen, al8 wenn er die Tat auf beutihem Boden verübt hätte.) 
Die deutfchen Gerichte bleiben auch dann zuftändig, wenn das Schiff jpäter in 
die Territorialgewäfler desjenigen Staates gelangt, dem der nichtdeutiche Täter 
angehört.) Nah 8 10 StPO. ift bei ftrafbaren Handlungen, melde auf 
deutihen Schiffen im Ausland oder auf offener See begangen worden find, 
dasjenige Gericht zuftändig, in deſſen Bezirk der Heimathafen des Schiffes Liegt. 
Heimathafen eines Schiffes ift nad) dem — und dem Geſetz betr. 
die Nationalität der Kauffahrteiichiffe vom 25. Oktober 1867, BGBl. ©. 35, 
derjenige Hafen ?), von welchem aus die Schiffahrt betrieben werden ſoll. Nach 
dem Geſetz betr. das Flaggenrecht der Kauffahrteiihiffe vom 22. Juni 1899,9 
welches an Stelle des letzterwähnten Geſetzes getreten ift, ift diefer Heimathafen 
zugleich der Regifterhafen. Wird die Schiffahrt von einem ausländiihen Hafen 
oder von einem Hafen eines Schußgebietes oder eines Konſulargerichtsbezirks aus 
betrieben oder fehlt e8 an einem beftimmten Heimathafen, jo fteht dem Rheder 
die Wahl des inländiichen Regifterhafens frei.) Bei dem Gerichte, in deſſen 
Bezirk der Negifterhafen liegt, ift ſonach der Gerichtsſtand der Schiffsbejagung 
begründet, gleichgültig, ob dieſe Deutiche oder Ausländer find.) Neben dem 
Gerichte des Heimathafens befteht jedoh nah 8 10 StPO. ein Gerichtsftand 
auch beim Gericht des Ortes, den das Schiff nad) der Tat zuerft erreiht. Mit 
den Behörden eined ber beiden Gerichte hat ſich ſonach der Konſul durch Ber: 
mittelung be3 Auswärtigen Amtes wegen der Empfangnahme des Verbrechers 
ind Benehmen zu jeßen. 

Gehört die verübte ftrafbare Handlung nicht zu den in $ 70 Ziff. 3 SQ. 
aufgezählten, jo find zwei Fälle zu unterſcheiden.) Iſt der Schiffsmann damit 
einverftanden, daß der Kapitän von dem nicht gerechtfertigten Entlaffungsrecht 
Gebrauch macht,“) jo kann der Konjul je nad) der Schwere der Tat die Sadıe 
beruhen lafjen oder auf die Beftrafung durch die heimatlihen Gerichte hinwirken. 
Iſt jedoch zu befürchten, daß der Schiffsmann fich vielleicht der Verfolgung ent: 
ieht, jo kann er den Kapitän zur weiteren Mitnahme besjelben anhalten. Das- 
—* kann der Konſul verlangen, wenn der Schiffsmann mit ſeiner Entlaffung 
einverftanben ift, aber Gefahr befteht, daß derjelbe durch die Entlaffung in eine 
hilflofe Qage gerät; denn die ftrafbare Handlung allein befreit den Kapitän nod 


1) König ©. 331. 

) König ©. 332. 

) HGB. S 480, Geſetz betr. die Nationalität der Kauffahrteiſchiffe $ 5; dazu Hänel 
und Leſſe ©. 128. 

4, 518.8 6. 

s), FlG. H 6; dazu Perels ©. 9; König ©. 385. 

* König ©. 367. 

’, ADJ. zu $ 33 KG. Ubi. 18; dazu König ©. 467. 

SD. $ 70 Ziff. 3. 
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nit von den ihm obliegenden Verpflichtungen der Fürſorge und Rüdbeförderung 
und 3 83 Abi. 1 SO. behält troß der ftrafbaren Handlung jeine Kraft. Iſt die 
Hilflofigkeit des Schiffsmanns nicht zu befürchten, jo bleibt es im allgemeinen dem 
pflihtgemäßen Ermeffen des Konſuls überlaffen, ob er je nach der Schwere der 
Tat die Einleitung des Strafverfahrens für geboten erachtet oder nicht. 


Die Heimihaffung von Straffälligen, welche beutjchen Gerichten über: 
liefert werden jollen, kann ſowohl auf Kriegsichiffen‘) wie auch auf Handels: 
ichiffen erfolgen. Der Kommandant eines Kriegsſchifſes hat jedoch dem Ber: 
langen des Konſuls zur Mitnahme folder Straffälliger nur zu willfahren, 
wenn er vom Reichöfanzler oder einer Bundesregierung }peziell hierzu angemiejen 
ift, außer wenn es fih um den Transport eines Schiffsmanns handelt, welcher 
fih einer ber im $ 70 Ziff. 3 SO. aufgezählten, mit ſchwerer Strafe bedrohten 
Handlung ſchuldig gemacht hat. In bielen Fällen kann auch ohne bejondere 
Anweiſung nad) dem Runderlaß vom 22. Februar 1873 die Hilfe des Schiffs— 
fommandanten in Anjprucd genommen werden.?) Bis zum Erlaß des Reiche: 
gejeges vom 2. Juni 1902 maren die Kapitäne deutſcher Handelsichiffe nicht 
verpflichtet, ftraffällige Schiffsleute nach der Heimat zurüdzubefördern, was ſich 
als ein großer Mißſtand erwies. Für Reichspoftdampfer war dieſe Verpflichtung 
durch mehrere Subventionsverträge begründet (Vertrag mit dem Norddeutſchen 


Lloyd vom ne 1898 Art. 29, RZBl. ©. 453, ergänzt durch den 


Nachtrag vom Bear 1900, RZBl. ©. 545, Vertrag mit der Deutjchen 


Oftafrita-Binie vom 2; Mai 1890 Art 18, R8Bl. S. 122 und Juli 1900 


Art. 28, RGBl. ©. 484 Art. 28. Es erwies ſich indes ald notwendig, die 
Heimihaffung von Straffälligen aud von ſolchen Küftenplägen aus zu ermög- 
lichen, die von feiner größeren deutſchen Dampferlinie angelaufen werden und 
von denen aus der Transport bisher auf Schwierigkeiten ftieß. Diefem Miß— 
jtand trat das Gejeg vom 2. Juni 1902 betr. die Verpflichtung deutjcher Kauf: 
fahrteiſchiffe zur Mitnahme heimzujchaffender Seeleute, RGBl. ©. 212 ff., ent- 
gegen. Nach demſelben ift jedes deutihe Kauffahrteiichiff, welches von einem 
außerdeutihen Hafen nad einem deutichen Hafen, d. h. einem Hafen des Reichs: 
gebiets oder nad) einem ſolchen des Kanals, Großbritanniens, des Sundes oder 
des Kattegats oder nad einem aufßerdeutichen Hafen der Nord: oder Dftjee 
beftimmt ift, verpflichtet, deutiche Seeleute, welche wegen einer nad) den Reichs» 
gejegen jtrafbaren Handlung an die heimiichen Behörden abgeliefert werden 
tollen, behufs ihrer Zurücdbejörderung nad Deutſchland auf jchriftliche Anweifung 
des Seemannsamtes d. i. im Ausland des Konjulatz ?) gegen die geieglice Ent⸗ 
ſchädigung nad ſeinem Beſtimmungshafen mitzunehmen.) Das gleiche gilt, 
wenn das Schiff nach einem andern außerdeutſchen Hafen beſtimmt iſt, von 
welchem aus die Weiterbeförderung nach einem der vorbezeichneten Häfen erfolgen 
kann. Die Reichstagskommiſſion ging bei der Beratung des Geſetzentwurfs von 
der Annahme aus, daß wegen geringfügiger Uebertretungen und Eleiner verwirfter 
oder zu erfennender Treiheitsitrafen eine Eoftjpielige Seimihoffung ihon im 


1) 20. $ 29. 
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Intereſſe der Reichäfinanzen von den Konjulaten nicht würde angeordnet werben, 
daß dagegen auch wegen lebertretungen eine Heimſchaffung wohl angezeigt 
jein könne, wenn diejelbe nur von einem nahegelegenen Hafenplag aus zu er: 
folgen habe. Zur Erfüllung diejer Verpflichtung kann der Kapitän vom Konſul 
zwangsweiſe angehalten werden.) Bieten mehrere Schiffe Gelegenheit zur Mit: 
nahme, jo find die zu befördernden Seeleute nad Verhältnis der Größe der 
Schiffe und der Zahl ihrer Mannihaften vom Konſul auf die einzelnen Fahr: 
zeuge zu verteilen.) Die Mitnahme darf nur aus ben im Geje *) aufgezäblten 
Gründen verweigert werben, nämlich 1. wenn und ſoweit an Bord fein angemefjener 
Pla für den Diitzunehmenden vorhanden ift, d. 5. wenn fein zu deſſen ficherer 
Unterbringung geeigneter Raum zur Verfügung geftellt werden kann, da die Unter: 
bringung in Kajüten vom Konjul nicht beanjprucht werden kann; ferner 2. wenn 
der Mitzunehmende bettlägerig, frank oder mit einer die Gejundheit oder 
Sicherheit ber an Bord befindlichen Perjonen gejährdenden geichlechtlihen oder 
lonftigen Krankheit behaftet ift; 3. wenn und joweit die Zahl der Mit— 
zunehmenden ein Sechſtel der Schiffsmannichaft überfteigt oder wenn mehr ala 
ein Straffälliger mitgenommen werden joll; 4. wenn die Mitnahme nicht 
wenigftens zwei Tage vor dem Zeitpunkte verlangt wird, an welchem das Schiff 
zum Abgehen fertig ift; 5. wenn ber Hafen von einer deutſchen Dampierlinie, 
die zur Mitnahme vertragsmäßig verpflichtet if, auf ber Heimreiſe nad 
Deutihland in regelmäßiger Fahrt angelaufen wird. Weigert fi) ber Kapitän 
zur Uebernahme des Transports, jo fteht die Entſcheidung über die Stihhaltigkeit 
der Gründe dem Konjul zu. Die Bemahung des Straffälligen obliegt dem 
Kapitän, jofern nicht ein beionderer Begleiter beigegeben wird; die Behandlung 
richtet fich nad den vom Konſulat zu erteilenden Weifungen;*) auch können bie 
Konjulate im Verwaltungsweg mit allgemeinen Anordnungen über die den 
Kapitänen im einzelnen Fall zu erteilenden Anweifungen verjehen werden. Da: 
durch daß das Geje die nähere Regelung des Transportes den Anordnungen 
des Konſuls überläßt, wurde, wie der Kommiffionsbericht hervorhebt, eine geſetz— 
fiche Beſtimmung in zwedmäßiger Weile darüber vermieden, ob der Straf: 
fällige als Polizei: oder als Unterfuchhungsgefangener gemäß $ 116 StPO. 
zu behandeln jei. Je nach der Beichaffenheit des zum Transport zu benüßenden 
Schiffes und je nad) den Umftänden des Falles, beſonders je nach der Schwere 
der Tat und nad der Perjönlichkeit des Straffälligen fönnen und müſſen bie 
Weiſungen bes Konſuls verſchieden jein. Bejonderd find Beftimmungen über 
die Strenge der Gefangenihaft zu treffen. Daß Seeleute, gegen welche ber 
Verdacht oder die Tatſache einer ftrafbaren Handlung vorliegt, analog den Be: 
ftimmungen des $ 116 StPO. zu behandeln find, verfteht fi von jelbft. Es 
fann jedod) aud der Fall eintreten, daß eine erkannte Strafe an Bord bes 
Schiffes verbüßt wird, indem nad) $ 482 StPO. auf die zu vollftredende 
Freiheitsſtrafe diejenige Unterfuhungshaft unverfürzt anzurechnen ift, welche der 
Angeflagte erlitten hat, jeit er auf die Einlegung des Rechtsmittel verzichtet 
oder das eingelegte Rechtsmittel zurüdgenommen hat oder jeitdem die Ein- 
legungsfrift abgelaufen ift, ohne daß er eine Erklärung abgegeben bat. Diele 
Tatſache hat der Konful bei Erteilung feiner Anmweifungen zu berüdfichtigen. 


1) G. vom 2. Juni 1902 8 1 bj. 3. 
+, &. vom 2. Juni 1902 8 2. 
2) &. vom 2. Juni 1902 8 3. 
*) &. vom 2. Juni 1902 8 4 Abi. 2. 
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Auch hat er über die Art und den Ort der Ablieferung Beftimmungen zu 
treffen. Dies ift insbeſondere wichtig, wenn unterwegs die Ablieferung und 
einftweilige Verwahrung des Heimzuſchaffenden in einem ausländiſchen Hafen 
erfolgen muß, von dem aus die Weiterbeförderung mit einem andern Schiffe 
geſchieht. Hierbei find dann die mit der fremden Regierung etwa getroffenen 
Vereinbarungen zu berüdfihtigen. Für die Enticheidung des Konſuls, ob ber 
Transport auf einem Kriegsſchiff oder einem Kauffahrteiichiff zu bewerfftelligen 
ift, geben natürlich die dadurch entftehenden Koften den Ausſchlag. Daß im 
allgemeinen ftet3 der billigere Weg zu wählen ift, verſteht fich von jelbft. 

Deutſche Kauffahrteiichiffe in fremden Häfen find, wie bie AUDI. zu $ 33 
RG. ausdrücklich hervorhebt, fein Aſyl für flüchtige Verbrecher und die Kapitäne 
derjelben find nicht berechtigt, verfolgten Verbrechern oder Dejerteuren eine 
Zufluchtsftätte an Bord ihrer Schiffe zu bieten.) it dies trotzdem gejchehen, 
io haben die Polizeibehörden das Recht, die Verhaftung des PVerfolgten an 
Bord der Schiffe vorzunehmen, und die Konjuln find verpflichtet, auf Erjuchen 
der betreffenden Behörde zu dieſem Zweck die nötige Hilfe zu leiften. Haben 
fi fremde Deferteure auf deutihe Kauffahrteiichiffe geflüchtet, jo ift ebenfalls 
dem Konſul desjenigen Landes, von deſſen Schiff der Dejerteur entlaufen ift, 
auf Verlangen und gegen Zuficherung der das gelamte Völkerrecht beherrichenden 
Reziprozität vom deutſchen Konſul die erforderliche Hilfe zur Ergreifung und 
Verhaftung des Dejerteurs zu gewähren. 

Dieje gerichtliche Hilfstätigkeit ift in einigen Ländern mit Rüdficht auf 
die dort den Ausländern zuftehende Erterritorialität noch erweitert. Nach einigen 
Verträgen haben bie Konjuln auf Verlangen der Ortsbehörden aud die Aus: 
fteferung zu bewirken, wenn Angehörige des betreffenden Landes fi) in bie 
Häuſer deuticher Untertanen geflüchtet haben. ?) 


8 16. Paßpolizei. 


Die Pahpolizei ift an ſich ein Zeil der Sicherheitspolizei, zu dem Zwecke 
beftimmt, die Reifenden einer ftändigen Kontrolle zu unterziehen und verdächtigen 
Individuen auf die Spur zu fommen. Je nad) dem Stande der Gejehgebung 
wird fie jchärfer oder gelinder in den einzelnen Ländern gehandhabt. Durch 
Staatöverträge find bie Konjuln befugt, in manden Ländern Päſſe auszuftellen, 
die von den Landesbehörden ala gültig anerfannt werben. Die polizeiliche Zwangs— 
übung liegt hier natürlich nicht bei den die Päffe ausftellenden Konfuln, jondern 
vielmehr bei den diejelben fordernden und anerfennenden Landesbehörden, wie 
fi) dies aus dem Weſen der Paßpolizei ergibt. 

Maßgebend für diejes Gebiet ift $ 25 KG. Die Reichskonſuln find befugt, 
den in ihrem Amtsbezirk fih aufhaltenden Reichsangehörigen Päſſe auszuftellen 
ſowie joldhe zu vifieren, die Päſſe fremder Behörden jedod nur zum Eintritt in 
das Reichsgebiet.) Diefe Beftimmung ift konform den Beltimmungen des Paß— 
eſetzes vom 12. Oftober 1867, BEB. ©. 33. Nach dieſem Gele bedürfen 

eihsangehörige ebenjo wie Ausländer zum Aufenthalt in Deutichland feines 
Reijepapiers,*) vorbehaltlich ihrer Verpflichtung, ſich auf amtliche Aufforderung 
1) Aönig ©. 468. 

N) Solde Beftimmungen enthalten Art. 32 des Bertrags mit China, Art. 3 Ziff. 9 
des Vertrags mit Korea und Art. 6 und 12 der beiden Verträge mit Siam. 

”) Annalen 1371 Sp. 190; 1882 ©.436; König S. 307; Oppenheim ©. 118, 121 ff. 

“) RahG. 881, 2; König S.307 ff. 
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über ihre Perjon genügend auszumeijen.') Aus bejonderen Gründen kann jedoch 
die Pahpflichtigkeit überhaupt oder für einen beitimmten Bezirk oder zu Reifen 
aus oder nad) beftimmten Staaten des Auslandes dur Kaiſerliche Anordnung 
vorübergehend eingeführt werben.?) Paßpflicht befteht z. 3. für die aus Rußland 
fommenden Reiſenden nad) ber Verordnung vom 30. Yuni 1894, RGBl. 
©. 501, wenn aud) die durch die Verordnungen vom 2. Februar und 14. Juni 
1879, RGBl. ©. 9 und ©. 155 geichaffene Verpflichtung, die ruffiichen Päſſe 
von der bdeutichen Botichaft oder einer deutichen Konſularbehörde vifieren zu 
laffen, dur die Verordnung vom 29. Dezember 1880, RGBl. 1881 ©. 1 be: 
ſchränkt und dur die Verordnung vom 30. Juni 1894, RGBl. ©. 501 ganz 
aufgehoben wurde. Nach 8 6 bes 35 ſind zur Erteilung von Päſſen an 
Reichsangehörige zum Eintritt in das Reichsgebiet auch die Reichskonſuln befugt. 

Die ADJ. zu $ 25 KG. gibt die näheren Vorſchriften über die Handhabung 
diejer Befugnis. Da die Päffe nur an Reichsangehörige auögeftellt werben dürfen, 
iſt natürlid vor Erteilung derjelben feitzuftellen, ob der Gejuchiteller wirklich die 
Reichdangehörigkeit noch beiigt, was von diefem in glaubhafter Weije nachzu: 
weiſen iſt. Natürlich dürfen ber Reife feine Hinderniffe entgegenftehen wie 
gerichtliche Unterfuhung, polizeiliche Aufficht oder begründete Einjprache der 
Landesbehörden. Sonft können Päſſe erteilt werden ſowohl zu Reifen nad) 
Deutichland wie zu ſolchen nad den bie konſulariſchen Päffe anerfennenden 
Ländern.) Der Pak ift jedoch lediglich als Legitimationspapier auszuitellen, 
nicht zu anderen Zmweden wie zum Nachweis ber Staatsangehörigkeit. Nach dem 
Gejeg über die Erwerbung und den Berluft der Bundes: und Staatsangehörigfeit 
wird die zehnjährige Friſt, innerhalb welder die Staatsangehörigkeit bei 
dauerndem Aufenthalt außerhalb des Reichsgebiets verloren geht, unterbroden 
durch die Eintragung in die Konjulatsmatrifel,') nad; geltender Verwaltungs: 
prari8 aber auch durch Ausftellung eines Konfulatspafjes.) Die Austellung 
von Päffen zu dieſem Zweck entipricht nicht dem Sinn des Geſetzes. Der 
Nachweis des Beſitzes ber Reichsangehörigkeit kann geführt werden durch Bor: 
legung eines gültigen Nationalpafjes oder eines Heimatjcheines.‘) Unbedingt 
glaubwürdig find nur die Heimaticheine, da dieje nad) dem Bundesratsbeihluß vom 
20. Januar 1881, R8Bl. S. 22 ausdrüdlih für den Gebraud außerhalb des 
Reichsgebiets beftimmt find, jedoh nur mit Gültigkeit auf 5 Jahre, und meil 
nur in dieſen der Beſitz der Staatsangehörigfeit von der ausftellenden Behörde 
ausdrücklich beftätigt wird, während die Beitimmungen über die Gültigfeitsdauer 
der Päfle nad) den einzelnen Qandeögejeggebungen verjchieden find (cf. den Rund: 
erlaß des Auswärtigen Amtes vom 19. November 1886.)°) Die Vorlegung anderer 
Papiere 3. B. eines Seefahrtsbuches“) oder eines Militärpaffes überhebt den 
Konjul noch nicht der Pflicht der Prüfung ; in ſolchen Fällen ift vielmehr unter 


1) PaßG. 83. 

2) PaßG. 89. 

P König 8. 307; Neumann ©. 1% fi. 

) G. vom 1. Juni 1870, BOB. ©. 355, dazu dad EG. 5. BGB. Art. 41 $ 21 Abi. 1: 
König ©. 1465 ff. 

) König ©. 145. 

°, AI. zu $23 KG. Abſ. 3. 

) König ©. 144. Durch Bundesratsbeihluß vom 24. Januar 1907, Bl. S. 19 
wurde ein neues Formular für Heimaticheine feſtgeſetzt. Der Inhaber eines ſolchen Hat 
denjelben, * F ihn einer ausländiſchen Behörde vorlegt, eigenhändig zu unterſchteiben 
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Berüdfihtigung der Umftände zu enticheiden. Wird der Nachweis der Reich: 
angehörigfeit nicht erbracht, jo hat der Konſul den Paßſucher an die Heimat: 
behörbe zu verweilen, die Ausftellung bes Paſſes aber abzulehnen. Defterreichern, 
Schweizern und Quremburgern ') find ala Angehörigen befreundeter Nationen 
Päffe nur zum Zwecke ber Heimreije oder zur Reife nad) dem Refidenzort ihrer 
Landeslonſuln zu erteilen.?) 

Mit beionderer Vorfiht ift zu verfahren bei Perfonen, die militärpflichtig 
find oder e8 in Kürze werden. Weift der Gefuchfteller nach, daß er feiner Dienit- 
pflicht genügt hat oder daß er von ber Ableiftung befreit ift, jo kann ihm der 
Paß unbedenklich ausgeftellt werden. Nach der deutichen Wehrordnung vom 
22. November 1888 in der Neurebaltion vom 22. Juli 1901, RZB. Nr. 32 
(Beilage), abgeändert unter dem 25. März 1904, R8Bl. ©. 85 ff. und dem 
26. April 1905, RZB. ©. 118 ff. gelten für Perjonen des Militärftandes 
folgende Regeln: Bei allen militärpflichtigen Perfonen, welche um einen Paß zu 
einer Reife nad) einem außerdeutichen Land nachſuchen, ift eine Prüfung der 
militäriichen Berhältniffe zu veranlaffen. Auch wenn feine Anftände vorliegen, 
ind Mannſchaften des Beurlaubtenftandes die Päſſe jolange vorzuenthalten, bis 
der Nachweis der militärischen Abmeldung erbradt ift.”) Wehrpflichtigen, welche 
fih noch nit im militärpflichtigen Alter befinden, dürfen Auslandspäffe für eine 
über den Zeitpunkt des Eintritt® in dieſes Alter Hinausliegende Zeit nur 
infoweit erteilt werden, als fie eine Beicheinigung darüber beibringen, daß ihrer 
Abmejenheit für die beabfichtigte Dauer geſetzliche Hinderniffe nicht entgegenftehen.*) 
Auslandspäfle find ebenjo wie jonftige Reijepapiere Wehrpflichtigen nur auf die 
Dauer ber ihnen bewilligten Zurüdjtellung zu gewähren.) Im Frieden können 
Mannihaften der Rejerve, Dlarinerejerve, Landwehr und Seewehr jowie der 
Erjagrejerve und Marineerjagrejerve, welche nad) außereuropäiichen Ländern 
gehen wollen, unter Befreiung von den gewöhnlichen Dienftobliegenheiten, jedod) 
unter der Bedingung der Rüdkehr im falle der Mobilmahung, auf zwei Jahre 
beurlaubt werden. Weift ein jolcher Beurlaubter durch Konjulatsbejcheinigung 
nad, daß er ſich in einem außereuropäifchen Land eine fefte Stellung erworben 
bat, jo kann der Urlaub bis zur Entlaffung aus dem Militärverhältnis und 
unter gleichzeitiger Befreiung von ber Rückkehr im Falle der Mobilmadjung 
verlängert werden. Auf die Küftenländer des Mittelländiichen und Schwarzen 
Meeres findet dieſe Vorjchrift feine Anwendung.) Landfturmpflichtige, melche 
durch Konfulatsbeicheinigung nachweiſen, daß fie in einem außereuropäijchen 
Sand eine ihren Unterhalt fihernde Stellung fi) erworben haben, können für 
die Dauer ihres Aufenthalts außerhalb Europas von der Befolgung des Aufrufs 
entbunden werden.) Bei Erteilung von Auslandapäffen an Perjonen des Be: 
urlaubtenftandes ift darauf zu achten, daß biejelben ihren durd die Wehrordnung 
teftgeftellten Verpflichtungen in vollftem Umfange nachkommen.“) Da bieje den 
Antritt der Reife und die Rüdfehr von derjelben anzumelden haben, jobald bie 


£ !) Handeldvertrag zwiſchen Deutichland und Oeſterreich-Ungarn Art. 21, betreffs der 
Schweizer und Quremburger cf. in 39 ©. 34 erwähnten Zitate. 
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Reife eine vierzehntägige oder längere Abweſenheit zur Folge hat,') jo dürfen 
ihnen Päſſe auf längere Zeit als auf 14 Tage nicht erteilt werden, wenn fie 
fi) nicht über die erfolgte Meldung ausweilen. Aus diefen Beftimmungen ergibt 
fi, wieweit der Konſul zur Ausftellung von Päſſen an jolde Petenten befugt 
ift, die fih in Beziehung zum Militärverband befinden. 

Die Erteilung von Päſſen ift natürlich ausgeſchloſſen nad Ländern, 
welche diejelben nicht anerkennen, jowie in joldhen, welche die Ausftellung nur 
Landesbehörden vorbehalten. Auf jedem Paß, zu dem das in ber ADJ. zu 
$ 25 KG. vorgeichriebenen Formular zu benüßen ift, find Reifeziel und Gültig: 
feitsdauer des Paffes zu vermerfen.”) 

Neben der Ausftellung von Päſſen ift eine weitere paßpolizeilihe Funktion 
der Konſuln die Viſierung von Päflen’), ADJ. zu $ 25 KG. II. Abſchnitt, 
ſowohl der von MNeichöbehörden und von Behörden einzelner Bundes: 
ftaaten wie auch der von fremden Behörden ausgeſtellten. Vorausſetzung 
für die Erteilung des Viſa iſt natürlich, daß der Paß echt d. h. von ber 
zuftändigen Behörde ausgeſtellt und daß er gültig d. 5. noch nicht ab: 
gelaufen ift, daß ferner das Vila nad einem Orte verlangt wird, nad) dem 
der Paß lautet. Päfle fremder Behörden dürfen nur zum Eintritt in das 
Reichögebiet und nur dann vifiert werden, wenn fie von den Lofalpolizei: 
behörden am Site des Konſuls aufgeftellt oder vifiert oder mit dem Viſa eines 
in demſelben Lande refibierenden diplomatischen oder konſulariſchen Vertreters 
derjenigen Macht verjehen find, von deren Behörden der Paß ausgeftellt ift. 
Perfonen, von denen anzunehmen oder befannt ift, daß fie die öffentliche Sicher: 
heit gefährden oder dem Bettel nachgehen, ift das Viſa unter allen Umftänden 
zu verjagen. 

Neben diefen reichärechtlichen Vorſchriften fommen noch völferrechtliche in 
Betradt. Es ift leicht erflärlich, daß ein Land mit gut ausgebildeter Polizei, 
dad an der Einrichtung des Paſſes fefthält, die Ausftellung desjelben den eigenen 
Landesbehörden vorbehält, jo daß den von Konjularbehörden ausgeftellten Päſſen 
die Anerkennung verjagt bleibt. Anders ift es in Ländern mit wenig oder minder 
gut entwickelter Qandespolizei. Begreiflich erjcheint es, daß fi hier der paß— 
polizeilichen Tätigkeit der Konſuln ein weites Gebiet eröffnet, indem die von ihnen 
auögeftellten Paͤſſe für den infändiihen Verkehr die Anerkennung der Bandes: 
behörden finden. Paßpolizeiliche Funktionen ftehen den Konſuln jedoch nur in 
jenen Ländern zu, in denen folche durch Vertrag ihnen garantiert find. Solche 
Beitimmungen finden fi) in ben Verträgen mit China, Korea und Siam. Außer: 
ordentlich detailliert find die Beltimmungen im Vertrag mit China. Nach 
Art. 8 Abi. 2 müſſen diejenigen Deutichen, welche fi in das Innere des 
Landes zu begeben wünjchen, mit Päſſen verjehen fein, die von den diplomatiichen 
oder Konjularbehörden ausgeftellt und von den chineſiſchen Lokalbehörden vifiert 
find. Die Zujagkonvention bejtimmt in Art. 6: „Wenn fich deutihe Staats: 
angehörige, ohne im Beſitz eines vom Konjul ausgeftellten und von der zus 
ftändigen chineſiſchen Behörde abgeftempelten Pafjes zu jein, zu Vergnügungs- 
reifen in das Innere begeben, jo fteht den betreffenden Lofalbehörden das Recht 
zu, fie nad) dem nächſten deutichen Konfulat zu Ausübung der erforderlichen 
Auffiht über Diejelben zurüdführen zu laſſen.“ Nah 8 7 ber Spezial- 
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beitimmungen dürfen dieſe Päffe höchitens auf die Dauer von 13 chineftichen 
Monaten in Gebrauch fein. Dauert die Bergnügungsreije länger ala ein Jahr, 
jo muß dies bei der Ausftellung auf Grund einer vorgängigen Vereinbarung 
zwiſchen dem Konſul und der chinefiihen Behörde a dem Paſſe vermerkt 
werden. Dieje Beitimmungen find durch entſprechende Strafvorſchriften gebedt. 
Aehnlich lauten die Beftimmungen im Vertrag mit Korea Art. 4 Ziff. 6 und 
mit Siam Art. 7 Abſ. 2 und 3. 


8 17. Sonftige polizeiliche Funktionen. 


Einige Staatöverträge weiſen den Konſuln noch einzelne polizeiliche 
Yunftionen zu, die in dem deutſchen Konjulatögejeg feine Erwähnung gefunden 
haben. Zrogdem fehlt den Konſuln nicht die genügende ftaatsrechtliche Grund: 
lage für die Ausübung bderjelben, indem der völferrechtliche Vertrag, welcher 
die Zuftimmung des Bunbesrats und die Genehmigung des Reichstags gefunden 
hat und vom Kaiſer ratifiziert ift, den genügenden Titel für die Ausübung 
dieler Funktionen bildet.) So ftehen den Konſuln in einigen Ländern Oftafiens 
einige Aufgaben zu, welche man unter den Gefichtspunft der Aufenthaltspolizei 
faflen kann, ohne daß bei diefen an eine ſolche im Sinne der inländijchen Ver: 
waltung zu denfen wäre. Sie hat ihren Grund darin, daß in den betreffenden 
Staaten den Ausländern nur beftimmte Gebiete zur Niederlaffung überwieſen 
find und den Konjuln ein Mitwirktungsrecht bei der Beftimmung und Zuweiſung 
des Anfiedelungsgeländes an die ſich daſelbſt niederlaffenden Reichsangehörigen 
eingeräumt ift. Nähere Beitimmungen hierüber enthalten die Verträge mit 
Korea in Art. 4 Ziff. 2 und mit Siam in Art. 8.°) 

Im Vertrag mit China ift den Konfuln ein Stüd Maß- und Gewichts: 
polizei eingeräumt. Art. 28 beftimmt, daß in den Häfen, welche dem deutichen 
Handel geöffnet find, der Zollinfpeftor beim Konfularbeamten eine Sammlung 
der beim Zollamt gebräuchlichen Maße und Gewichte ſowie gejeliche Wagen 
zum Abmwiegen der Waren und des Geldes niederlegen joll, auf die bei der 
Zollregulierung zurüdzugehen if. Damit ift dem Konful ein Kontrollrecht 
eingeräumt, das er zur Abftellung wahrgenommener Mängel ausnüßen fann. 


3. Abſchnitt. 
Die Berwaltungsjudilatur ber Konfuln. 
8 18. Allgemeines. 


Neben dieſen verwaltungspolizeilichen Funktionen ftehen den Konfuln auch 
Entiheidungen über privatrechtlihe Anſprüche und in Strafſachen zu. Diele 
find feineswegs richterliche Entſcheidungen, jondern polizeiliche; fie ftehen darum 
allen, auch den nicht mit Gerichtsbarkeit ausgeftatteten Konjuln zu. Nach der 
StPO. haben die Polizeibehörden das Recht, in einer dem Berfahren beim 
amtsrichterlihen Strafbejehl nachgebildeten Weile in Fällen, in denen fie nad 
den Landesgejegen dazu befugt find, bei Uebertretungen die geſetzlich angedrohte 
Strafe zu verhängen. Die Strafe darf jedod nur in Haft bis zu 14 Tagen 

!) Annalen 1882 ©. 456; cf. oben $ 6. 

) ef. unten 5. Abichnitt. 


504 Roßteuſcher, Die Polizei der deutihen Konſuln. 


oder Geldtrafe und derjenigen Haft, die im Falle der Uneinbringbarfeit der 
Geldftrafe an die Stelle der letzteren tritt, jowie in der etwa verwirkten Ein: 
ziehung beftehen. Dieje Entſcheidungen werben, jofern nicht etwa der Antrag 
auf gerichtliche Enticheidung geftellt oder die Beſchwerde an die höhere Ber: 
waltungsbehörde ergriffen wird, rechtöfräftig und find mit den Mitteln des 
polizeilichen Zwangs zur Ausführung zu bringen.') Deögleichen fönnen bie 
Beamten der Zoll: und Steuerverwaltung in Ausübung der diejer Verwaltung 
innewohnenden polizeilichen Funktionen bei Zumwiderhandlungen gegen die Bor: 
ſchriften über die Erhebung öffentlicher Abgaben und Gefälle Strafbeicheide 
erlaffen und in bdenjelben Geldftrafe ober Einziehung feſtſetzen. Auch Diele 
Strafbeicheide erwachſen in Rechtskraft, ſofern nicht Beſchwerde an die höhere 
Verwaltungsbehörde ergriffen oder der Antrag auf gerichtlihe Enticheidung 
geftellt wird.”) Solche Enticheidungen wegen Verlegung von Strafvorjchriften 
find an ſich Sadye der Gerichte. Soweit fie jedoh durch pofitive geſetzliche 
Vorſchrift den Polizeibehörden übertragen -find, die Enticheidungen alfo im 
reinen DBerwaltungsverfahren erfolgen und mit den Mitteln polizeilichen Ber: 
— zur Ausführung gebracht werden, ſind auch dieſe als polizeiliche 
zu bezeichnen. 


Analoge Funktionen ſtehen auch den Konſuln zu. Auch ſie haben, wo 
ihnen dies durch Vertrag eingeräumt iſt, bei Uebertretung von Zollvorſchriften 
Strafen zu verhängen; auch ſie können, da im Ausland die Konſulate als See— 
mannsämter fungieren, nad) Maßgabe der SO. Strafverfügungen ergehen laſſen 
und diejelben mittels polizeilichen Zwangs zur Ausführung bringen. Aber nicht 
bloß die Verlegung öffentlicherechtlicher Tatbeftände findet auf diefem Weg durch 
den Konſul ihre Regelung, ſondern auch rein privatrechtliche Anſprüche und die 
auf Grund gejeglicher Obligationen beftehenden Anſprüche aus den Verficherungs- 
gejegen erhalten durch den Konful ihre vorläufige Entſcheidung. Die Entſcheidung 
über privatrechtliche Anfprüche muß durchaus fein unter den Parteien herbei: 
geführter Vergleich fein, der auf Anrufen der Parteien vom Konful vermittelt 
wurde und dem fich die Parteien zu unterwerfen verpflichtet haben. Es handelt 
fi) vielmehr um eine auf Anrufung eines Teiles ergebende vorläufige Ent: 
iheidung, die mit Mitteln des polizeilichen Zwangs ihre Durchführung findet. 


Den Ausgangspunkt für diefe Funktionen bietet $ 129 SO., nad) welchem 
der Schiffsmann den Kapitän von einem ausländiſchen Gericht weber ftrafrechtlich 
nod) zivilrechtlich belangen darf, ſofern gegen ihn ein Gerichtöftand im Inland 
begründet if.) Nur im Falle des Zwangsverkaufs des Schiffs fünnen die 
Forderungen aus dem Heuervertrag vom Schiffsmann aud andermweit geltend 
gemacht werden. Wollte man diejes Prinzip durchführen, jo war damit die Not: 
wendigkeit einer der vorläufigen Vollſtreckbarkeit fähigen Verwaltungsenticheidung 
von ſelbſt gegeben und dieje Entſcheidung mußte, um eine alsbaldige Regelung 
der DBerhältniffe herbeizuführen, notwendig den überall leicht zugänglichen 
Konjulaten übertragen werden. Der Schiffsmann fann darum in allen fällen, 
die feinen Aufſchub leiden, die vorläufige Enticheibung bes Seemannsamtes, d. i. 
im Ausland die des Konſulats,“) nachſuchen und der Kapitän barf die Gelegenheit 

) StPO. 8 453; f. oben 8 5. 
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hierzu ohne dringenden Grund nicht verjagen.') Auch dem Kapitän fteht unter 
denjelben Borausjegungen wie dem Schiffsmann die Befugnis zu, die Ent: 
icheidung des Seemannsamtes nachzuſuchen.“) Jeder Zeil hat die Enticheidung 
vorläufig zu befolgen, vorbehaltlich der Befugnis, feine Rechte vor der zuftändigen 
Behörde geltend zu machen.) Die Enticheidung des Konſulats fteht einem für 
vorläufig vollſtreckbar erklärten Urteil glei, ohne der Vollftredungsklaufel zu 
bedürfen.*) Der Schiffsmann, weldyer der vorläufigen Entſcheidung des Seemanns: 
amtes zumiderhandelt, wird mit Gelditrafe bis zu 60 ME. oder Haft bis zu 
14 Tagen beitraft,?) der Kapitän mit Geldftrafe biß zu 150 ME. oder Hajt.*) 


8 19. Vorläufige Enifcheidungen über privatrechtlihe und 
Verfiherungs-Anfprüdhe. 


Bor allem kommt hierfür $ 128 SO. in Betracht, wornad) jedes See— 
mannsamt, d. h. im Ausland jedes Konſulat, verpflichtet ift, die gütliche Aus» 
gleihung der zu jeiner Kenntnis gebrachten zwiſchen dem Kapitän und dem 
Schiffsmann beftehenden Streitigkeiten zu verjuchen.”) Imsbefondere hat das 
Seemannsamt, vor welhem die Abmufterung erfolgt, hinſichtlich ſolcher Streitig: 
feiten einen Güteverſuch zu veranftalten. Eine Pflicht, von Amts wegen joldhe 
Streitigkeiten aufzugreifen, beiteht für den Konjul nicht; Vorausſetzung ift 
vielmehr, daß immer ein Zeil die Angelegenheit zu feiner Kenntnis bringt. Im 
übrigen iſt dieſe gütliche Regelung nicht auf privat= oder verwaltungsrechtliche 
Angelegenheiten beihräntt, fie kann fih auch auf Strafſachen erftreden, beſonders 
wenn bei Antragsdelikten der Verletzte nicht ausbrüdlih Beitrafung, ſondern 
nur eine Beilegung und Regelung der Angelegenheit verlangt (Erlaß des Aus: 
wärtigen Amtes vom 9. November 1900).) Gelingt die gütlihe Ausgleichung 
bei Anſprüchen privatrechtliher Natur nicht, jo hat der Konſul auf Antrag die 
vorläufige Entiheidung zu treffen, die einem vorläufig vollſtreckbaren Urteil 
gleichfteht.) Die SD. gibt eine große Anzahl von Fällen an, in denen auf 
vorläufige Enticheidung angetragen werden kann. Die eine Gruppe ftellt reine 
Entihädigungsaniprüche '°) dar. Läßt der Kapitän bei ungewöhnlich langer Dauer 
der Reile oder wegen eingetretener Unfälle eine Kürzung der Rationen oder eine 
Aenderung Hinfichtlih der Wahl der Speijen und Getränfe eintreten, jo fteht 
dem Sciffsmann für die erlittenen Entbehrungen ein Anſpruch auf Vergütung 
zu, über ben unter Vorbehalt des Rechtswegs das Seemannsamt der Ab: 
mufterung entſcheidet.“) Diejes kann ebenjowohl ein Seemannsamt bes Inlandes 
wie des Auslandes jein. it der Schiffsmann bei der Verteidigung des Schiffs 
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zu Schaden gefommen, jo hat er Anjprud auf eine angemefjene im Streitiall 
vom Seemannsamt vorläufig feitzujegende Belohnung.!) Wird der Schiffmann 
in jeinem Rang berabgejegt und dadurch jeine Heuer vermindert, jo kann er 
gegen die getroffene Anordnung des Kapitäns die Enticheidung des Seemanns: 
amt3 anrufen, welches zuerft angegangen werden fann.”) Umgekehrt tritt nad 
zwingender gejeglicher Vorſchrift in allen Fällen, in denen das Schiff mehr als 
zwei Jahre auswärts weilt, für jeden ſeit zwei Jahren im Dienfte befindlichen 
Schiffsmann mit Beginn des dritten Jahres eine entiprechende Erhöhung der 
Heuer ein.’) MUeberhaupt können alfe Streitigkeiten aus dem Dienſtverhältnis 
namentlid in bezug auf den Heuerbezug und das Kündigungsrecht zur vorläufigen 
Entiheidung des Konſuls gebracht werden, wie er im falle des $ 74 Zifl. 5 
aud darüber zu enticheiden hat, ob der vom Schiffsmann vorgeſchlagene Eriat- 
mann geeignet ift.*) — Eine andere Gruppe von Enticheidungen des Konſuls 
bezieht ſich auf die dem Kapitän obliegende Verpflichtung der Rüdbeförderung 
der abgemufterten und der PBerpflegung der erkrankten Sciffsleute.’) Ein 
Schiffsmann, welcher jeine Krankheit oder Verlegung durch eine ftraibare 
Handlung ſich zugezogen hat oder den Dienft ohne einen der im $ 74 SO. 
aufgezählten Gründe verläßt, verliert jeden Anſpruch auf Heuerbezug, Per: 
pflegung und Rüdbejörderung ob dieje Vorausjegungen vorliegen, enticheidet 
vorläufig das Seemannsamt.‘) Liegt der Hafen der Ausreife außerhalb de 
Reichsgebiets, jo kann der in einem deutſchen Hafen geheuerte Schiffsmann die 
Rücdbeförderung auch nad) dem Hafen verlangen, an welchem er angeheuert ift.‘) 
Doch kann vereinbart werden, daß für den Rückbeförderungsanſpruch an Stelle 
des Hafens der Ausreiſe ein anderer, in&bejondere derjenige tritt, an welchem 
die Heuerung oder Anmufterung ftattgefunden hat. Unterläßt e8 der Kapitän, 
dem Anſpruch des Schiffsmanns auf freie Zurüdbeförderung innerhalb einer 
vom FKonjul geitellten Frift zu genügen oder ift er wegen Abweſenheit nicht in 
der Lage, entiprechende Vorkehrungen zu treffen, jo kann der Konſul, jofern dem 
Rheder feine höheren Koften erwachſen, auf Antrag des Schiffsmanns anordnen, 
daß an Stelle des geſetzlich oder vertragamäßig beftimmten Rüdbeförderungs: 
hafens ein anderer von ihm zu bezeichnender tritt. Endet die Rüdreife nicht in 
dem Hafen der Ausreife, jo hat der Schiffsmann Anſpruch auf freie Zurüd: 
beförderung nad diefem Hafen oder nad) Wahl des Kapitäns auf eine ent: 
ſprechende im Streitfall vom Konjul feitzujegende Vergütung.) Dasſelbe gilt, 
wenn das Schiff verloren geht und infofneheffe der Heuervertrag endet?) oder 
wenn der Schiffsmann erit nad) Antritt der Reife aus andern als den in $ 70 
SD. aufgeführten Gründen vor Ablauf des Heuervertrags entlaffen wird.!°) Ueber 
die Art der Zurüdbeförderung entjcheidet vorläufig das abmufternde Konſulat.“) 

1) SD. 863 Abi. 3, ef. HGB. 8 553a Abi. 3; Pappenheim ©. 538, 552. 

2), SD. 843; Bappenheim ©. 496 fi. 

852 SO. Bappenheim ©. 497. 

9 Pappenheim ©. 584. 
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%) SD. 862; ef. HGB. 553 (G. betr. die Abänderung des HGB. vom 2. Juni 1902 
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) SO. 860; Bappenheim ©. 540 ff. 
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Dem Aniprud auf freie Zurüdbeförderung und auf Fortbezug von Heuer für 
die Dauer der Zurüdbeförderung wird jedoch auch genügt, wenn dem Sciffs- 
mann, welcher arbeitsfähig ift, mit Genehmigung des —*8 ein ſeiner früheren 
Stellung entſprechender und durch angemeſſene Heuer zu vergütender Dienſt auf 
einem deutſchen Kauffahrteiſchiff angewieſen wird, welches nad) dem Rück— 
beſörderungshafen oder einem demſelben nahegelegenen anderen Hafen geht; im 
legteren Fall gebührt dem Schiffsmann eine entiprechende Vergütung für die 
weitere jreie Zurüdbeförderung bis zu dem zuerſt bezeichneten Hafen. Iſt der 
Schiffsmann fein Deutjcher, Jo wird ein Schiff feiner Nationalität einem deutichen 
Schiffe gleichgeachtet.") Läuft die Dienftzeit des Schiffsmanns während ber Reile 
ab, jo fann in Ermangelung einer anderen Vereinbarung der Schiffsmann jeine 
Entlaſſung erft im nächſten Hafen verlangen. Iſt es nach der Entſcheidung des 
Konſulats oder in deſſen Ermangelung nach jener der örtlichen Behörde dem 
Kapitän nicht möglich, in dem Hafen einen Erſatzmann anzuheuern, jo iſt ber 
Schiffsmann verpflichtet, den Dienft gegen Erhöhung der Heuer biß zu einem 
Hafen, in welchem Erjag möglich) ift, längftens aber noc drei Monate fortzu- 
jegen. Zur Erfüllung diejer pridt kann der Schiffsmann nötigenfalls zwangs— 
weile angehalten werden. it ber Schiffsmann in einem deutſchen Hafen geheuert, 
jo muß auf jein erlangen das Dienftverhältnis unter ben bisherigen Be: 
dingungen bis zur —— nach einem deutſchen Hafen, längſtens aber noch 
drei Monate hindurch verlängert werden. ?) Ueberhaupt darf der Schiffsmann im 
Ausland außer im Fall des Flaggenwechſels gegen den Willen des Kapitäns 
den Dienft nur auf Grund einer vorläufigen Enticheidung des Konſuls verlafjen ; ) 
denn es kann ihm unmöglich überlaſſen bleiben, darüber zu beſtimmen, ob einer 
der geſetzlichen Entlafſungsgründe gegeben iſt, z. B. ob nach 8 74 Ziff. 4 der 
Beſtimmungshafen verſeucht iſt. Durch dieſe Entſcheidung des Konſuls wird der 
Schiffsmann auch am beſten gegen jeden Vorwurf der Deſertion geſchützt.“) 
Was den Anſpruch auf Verpflegung und Heilbehandlung anlangt, ſo 
beſtimmt die SD.,’) daß, falls der Schiffsmann nad Antritt des Dienſtes 
oder nad) der Anmufterung erfranft oder eine Verlegung erleidet, der Rheder 
die Koften der Verpflegung und Heilbehandlung trägt. Diele Verpflichtung 
erftredt fi, wenn ber Schiffsmann wegen der Krankheit oder DVerlegung 
die Reife nicht antritt, bi8 zum Ablauf von 26 Wochen jeit der Er: 
krankung oder Verlegung, wenn er die Reife angetreten hat, bis zum Ablauf 
von 26 Wochen nad dem Verlaſſen des Schiffs. Bei Verlegung infolge eines 
Betriebsunfalls werben die Friſten im erften all auf 13 Wochen beichränft, 
im zweiten all jedoch nur, wenn ber Schiffsmann aus einem außerdeutſchen 
Hafen in die Krankenanftalt des deutichen Hafens übergeführt wird. Die Ber: 
pflichtung des Rheders hört dem Verletzten gegenüber el wann und ſoweit 
die Berufsgenofjenihaft die Fürjorge übernimmt. Iſt der Schiffsmann außer: 
balb des Reichsgebiets wegen Krankheit oder —— zurückgeblieben, ſo kann 
er mit ſeiner Einwilligung und der des behandelnden Arztes oder des Konſuls 
nach einem deutſchen Hafen in eine Krankenanſtalt überführt werden. Iſt der 
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Schiffsmann außerftande, Die Zuftimmung zu erteilen oder verweigert er fie 
ohne Grund, jo fann fie nad Anhörung eines Arztes durch dasjenige Konfulat 
erjegt werben, in beflen Bezirk der Schiffsmann fi) zur Zeit befindet. Der 
Schiffsmann, welcher fi der Heilbehandlung ohne berechtigten Grund entzieht 
und hierdurch nad) ärztlihem Gutachten die Heilung erjchwert oder vereitelt, 
verliert den Anſpruch auf Eoftenfreie Verpflegung und Heilbehandfung. Ueber 
die Berechtigung des Grundes jowie über Dauer und Beginn des Verluſtes 
enticheidet vorläufig der Konſul. Falls der Schiffsmann nidyt mit dem Schiffe 
nad dem Hafen ber Ausreiſe zurüdkehrt, fo gebührt ihm freie Zurüdbeförderung 
nad) diefem Hafen oder nad) Wahl des Kapitäns eine entiprechende im Streit- 
fall vom Konſul feftzufegende Vergütung. 

Weſentlich weiter gehende Anſprüche als SO. und HER. gewährt das 
SUVG. allen zur Beſatzung gehörigen Perfonen bei den im Betrieb ſich er: 
eignenden Unfällen einichließlic derjenigen Unfälle, welche während besjelben 
infolge von Elementarereigniffen eintreten.) Die VBerfiherung gilt für die Zeit 
vom Beginn bis zur Beendigung des Dienftverhältniffes einſchließlich der Be 
förderung vom Lande zum Fahrzeug und vom Fahrzeug zum Land; fie erftredt 
fih auch auf Unfälle, welche die verficherten Perfonen auf einem deutſchen 
Seefahrzeug, auf welchem fie beihäftigt find, ohne zur Beſatzung desjelben zu 
gehören,?) bei dem Betrieb erleiden, ſowie auf ſolche Unfälle, welche deutjche See 
leute bei der auf Grund bes HGB. oder der SO. ober des Geſetzes betr. die 
Verpflichtung deuticher Kauffahrteifchiffe zur Mitnahme heimzuſchaffender See: 
leute vom 2. Juni 1902 ihnen gewährten freien Rüdfahrt ober bei der Mit: 
nahme auf deutſchen Seefahrzeugen erleiden. Im Falle des Flaggenwechſels 
gilt als Beendigung des Dienftverhältnifes der Zeitpunkt, in welchem ber Ber: 
fiherte jeine Entlafjung beanfpruchen durfte. Ausgeſchloſſen von der Verficherung 
find Unfälle, welche der Verficherte während einer Zeit erleidet, in welcher er 
fich pflichtwidrig von Bord entfernt hatte oder melde er während eines Urlaubs 
an Land erleidet, wenn er in eigener Angelegenheit das Schiff verlafien bat.’) 
Gegenftand der Verfiherung ift der Erſatz des Schadens, welcher durch Körper: 
verlegung oder Tötung entjteht. Dem uk und jeinen Hinterbliebenen 
fteht ein Anſpruch nicht zu, wenn er ben Unfall vorjäglic herbeigeführt hat. 
Der Anjprud kann ganz oder teilmeife abgelehnt werben, wenn ber Berlegte 
denjelben bei Begehung eines durch firafgerichtliches Urteil feftgeftellten Ber: 
brechens oder vorjä ichen Vergehens fi) zugezogen hat. 4%) Im Falle der Ber: 
letzung werden für die Zeit nach Beendigung ber geſetzlichen Fürſorgepflicht bes 
Rheders oder, joweit eine jolche nicht befteht, vom Beginn der 14. Woche ab 
nad Eintritt des Unfalls ala Schadenserjag freie ärztlihe Behandlung, Arznei 
und ſonſtige Heilmittel jowie die zur Sicherung des Erfolges des Heilverfahrens 
und zur Erleichterung der Folgen ber Verlegung erforderlichen Hilfsmittel, endlich 
für die Dauer der Erwerbaunfähigfeit eine te gewährt. Die Aufgaben, 
welche den Konſuln durch diefes SUVG. zugemwiejen find, find in einer denjelben 
mit dem Runderlaß vom 31. März 1888 zugegangenen Inſtruktion,“) die infolge 
der Geſetzesanderung einige Modifikationen erfahren hat, ausführlich dargeſtellt. 
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Nach Beendigung der dem Konſul nad dem SUVG. reip. dem Geſetze 
betr. die Unterſuchung von Seeunfällen obliegenden Unterjuhung,') die alle 
Aniprüce über Verpflegung und Heilbehandlung zu jeiner Kenntnis bringt, hat 
der Konſul bei Streitigkeiten nah $ 20 SUVG. vor allem darüber zu ent- 
icheiden, ob das Heilverfahren noch fortgelegt werden muß oder ob e8 als ab: 
geſchloſſen zu Betrachten ift, wobei er die eingeholten ärztlichen Gutachten feiner 
Entſcheidung zugrunde zu legen hat, ferner ob die freie Kur und Verpflegung 
in einem — oder an Bord eines Fahrzeugs zu —— iſt. An 
Stelle der freien Kur und Verpflegung in einer Heilanſtalt darf eine ſolche an 
Bord eines Schiffes jedoch nur mit Zuftimmung des Verlegten gewährt werben.?) 
Enbdli bat der Konful darüber zu befinden, ob überhaupt ein Aniprud auf 
Fürſorge nad) dem HGB. und der SO.?) begründet ift neben den Anjprüchen 
des SUVG. oder ob fi) die Anfprücde nur auf das SUVG.“) gründen. Auch 
der Kapitän hat nad dem HEB.°) diejelben Anſprüche auf Verpflegung und 
Heilbehandlung wie der Schiffsmann nad ber SO. und, fofern er Lohn ober 
Gehalt bezieht, au nah dem SUVG.?) Streitigkeiten, weldhe aus den im 
SUVG.) enthaltenen Beftimmungen über Konkurrenz verjchiebener Anjprüche 
auf Berpflegung und Heilbehandlung und über den Transport des Verlegten in 
eine Seilanttalt entjtehen, werden, F weit es fih um Anſprüche von Seeleuten 
handelt, durch das Seemannsamt entſchieden. Zuftändig ift, fofern die Ge: 
währung von Fürjorge in Frage kommt, dasjenige Konfulat, welches zuerft 
angegangen wird. Gegen die Enticheidung des Konſuls findet Berufung an 
das Reichöverfiherungsamt ftatt, die innerhalb eines Monats nad) Zuftellung 
der Entſcheidung einzulegen ift. Alle Enticheidungen bes Konſuls find vorläufig 
vollſtreckbar, jomweit e8 ſich um Streitigkeiten über Fürſorge hanbelt.?) 

Um den Schiffsmann gegen alle Fälle eintretender Hilfsbedürftigkeit ficher 
zu jtellen, ift in die SO.“) das Verbot des Abandonnierens aufgenonmen.!®) 
Darnad darf der Kapitän den Schiffsmann außerhalb des Reichögebietes nicht 
ohne Genehmigung des Konjulat3 zurüdlaffen. Auf die Staatsangehörigkeit 
oder die Einwilligung des Schiffsmanns kommt e8 dabei grundſätzlich nicht an. 
Das Berbot gilt auch dann, wenn der Kapitän zur Entlaffung des Schiffs: 
manns berechtigt ift und eine Verpflichtung bes Rheders, die Koften der Ber: 
pflegung und Heilbehandlung zu tragen, nicht befteht. Iſt für den Fall ber 
Zurüdlaffung eine Hilfsbebürftigfeit des Schiffsmanns zu bejorgen, jo kann der 
Konſul jeine Genehmigung davon abhängig machen, daß der Kapitän gegen 
den Eintritt der Hilfsbedürftigfeit für einen Zeitraum bis zu drei Monaten 
Sicherheit leiftet. Nur wenn ſich fein Konjulat am Plate befindet, auch die 
Genehmigung eines anderen Konjulats ohne Verzögerung der Reife nicht ein= 
geholt werden kann und der Schiffsmann mit der Zurüdlaffung einverftanden 
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ift, darf ihn der Kapitän ohne Genehmigung eines Konſulats zurüdlafien. 
Der Rheder haftet jedoh auch in biefem falle für die aus einer Hilis- 
bedürftigfeit des Schiffsmanns während ber nädjiten drei Monate etwa ent: 
ftehenden Koften. 

Für Entjheidungen bei den auf Grund ber in der SO. enthaltenen Vor: 
ſchriften entftehenden Streitigkeiten hat ber Konful nad der ADJ. zu $ 33 
KG., abgejehen von ben in Betracht kommenden tatſächlichen Verhältnifien, zu: 
nächft die von den Parteien jchriftlich oder mündlich getroffenen Verabredungen,) 
ſoweit dieſelben nicht gegen die Vorſchriften der SO. verſtoßen und geſetzlich ver: 
bindlich find,*) jodann die maßgebenben —— Vorſchriften zugrunde zu legen. 
In den Fällen, in denen es fih um wirkliche Enticheidungen °) handelt, bat er 
den Enticeid jchriftlich unter Angabe der Gründe abzu — und jeder Partei 
eine mit ſeinem Siegel und ſeiner Unterſchrift verſehene a an zuzuftellen, 
iofern nicht darauf ausdrücklich verzichtet ift. Im den Tällen der Erlaubnis: 
erteilung und Genehmigung‘) hat der Konful nur auf — Verlangen 
des einen oder anderen Teiles eine Ausfertigung zu erteilen. Bei den auf 
Grund des SUNG. entſtehenden Streitigkeiten hat er ſtets im Anſchluß an bie 
mündliche Verhandlung, über welche ein Protokoll aufzunehmen ift, feine Ent- 
ſcheidung ſchriftlich unter Ausführung des Zatbeitandes und der Gründe ab- 
zufaflen. Jedem Zeile ift eine mit dem Siegel und ber Unterjchrift des Konſuls 
veriehene Ausfertigung der Entſcheidung zuzuftellen.?) 

Da die Enticheidungen des Konſuls vorläufig vollftrefbar find,‘) vollzieht 
fi die Ausführung bderjelben mit den Mitteln des reinen Berwaltungszmwangs, 
alſo bei Geldanjprüden dur Wegnahme und Ueberweiſung ber Hin ar 
Summe. Vermöge der dem Konſul zuſtehenden Polizeigewalt iſt er imſtande, 
einen Kapitän in allen Fallen, in denen er jeine Genehmigung zur Zurücklaſſung 
verjagt, zur Mitnahme eines Schiffsmanns zwangsweiſe anzuhalten und auch 
ſonſt die Erfüllun ng feiner Enticheibungen zu erzwingen. Weigert ſich der Kapitän, 
jo fann er vom Konſul unter Anwendung aller ihm zur Verfügung ftehenden 
Zwangsmittel wie durch Abpfändung der ihm * uſtehenden Forderungen, Beichlag: 
nahme von Geldmitteln?) zur Beſtreitung der Koſten unmittelbar oder durch Ber: 
mittelung der Lofalbehörde zur Anwendung bringen. Zumiderhandlungen gegen 
die Enticheidungen des Konſuls ziehen überdies die in der SO.') Teftgefehte 
Strafe nad) fi, die der Konſul ebenfalls verhängen kann. 

Die Bedeutung der vorläufigen Entiheidungen befteht darin, daß dringende 
Angelegenheiten wie die Anſprüche über Verpflegung und Heilbehandlung raſch 
erledigt, andere an fich nicht dringliche Angelegenheiten möglichſt bald dem er 
entzogen werden. Die Enticheidungen des Konſuls find jedody nur vorläufig, d. 
ed jteht jedem Beteiligten frei, Klage beim zuftändigen Gericht zu erheben, — 
jedoch im Urteil die auf Grund der vorläufigen Entſcheidung gemachten Leiſtungen 
in Betracht zu ziehen ſind. Die Entſcheidungen über Verſicherungsanſprüche 
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wirken zudem nur bis zur weiteren Entſcheidung der zuftändigen Genofjenichaits- 
organe.') Dieje Befugnis zur Entiheidung von Streitigkeiten zwiſchen Schiffs: 
führer, Schiffsoffizieren, Mannſchaften und anderen unter irgend welcher Be: 
ziehung in die Mufterrolle eingetragenen Perjonen, insbejondere von Streitig— 
feiten, welche fi auf die Heuer und die Erfüllung vertragamäßiger Verbind- 
lichkeiten erftreden, ift in den meiften Konjularverträgen hervorgehoben. ?) 

Die Enticheidungen, welde nad) den Beitimmungen über den Geichäfts- 
betrieb der Auswanderungsunternehmer und Agenten vom 14. März 1898, RGBl. 
©. 39 ff.“) dem Konful zuftehen, gehören nicht als verwaltungägerichtliche in diejen 
Zujammenhang, da ſich diefelben auf die in den Bejörderungdvertrag aufzu: 
nehmende Klaufel gründen, daß Beichwerden über mangelhafte Erfüllung des 
Vertrags, Schadenserſatzanſprüche ufm. bei dem zuftändigen deutſchen Konjul 
oder deſſen Vertreter geltend zu machen find. Dieje Tätigkeit des Konſuls iſt 
ſonach eine jchiedsrichterliche, durch Vertragsbeſtimmungen begründete, feine obrig- 
feitlihe, mit deflen Verwaltungspolizei zufammenhängenbe.*) 

Dagegen ift hierher zu rechnen eine Entiheidung über Entihädigungs: 
anjprüche, melde das Konſulat als Seemannsamt nad) dem HGB.°) zu fällen hat. 
Wird ein Schiff oder deſſen Ladung ganz oder teilweije von einem andern Schiff 
geborgen oder gerettet, jo ift der nad) dem HGB.*) zu beftimmende Berge- und 
Hilfslohn zwiſchen dem Rheder, dem Kapitän und der Bejagung des anderen Schiffes 
in ber Weije zu verteilen, daß zunächſt dem Rheder die Schäden am Schiff und die 
Betriebsmehrkoften zu * ſind, welche durch die Bergung und Rettung entſtanden 
find, und daß von dem Reſt der Rheder eines Dampfſchiffes zwei Drittel, eines 
Segelichiffes die Hälfte, der Schiffer und die übrige Beſatzung eines Dampf— 
—33 je ein Sechötel, eines Segelſchiffes je ein Viertel erhält.) Der auf die 
Beſatzung mit Ausnahme des Schifferd entfallende Betrag wird unter alle Mit: 
glieder derjelben mit bejonderer Berüdfichtigung der ſachlichen und perjönlichen 
Leiftungen eines jeden verteilt. Die Verteilung erfolgt durch den Kapitän nad) 
einem vor Beendigung der Reiſe der Beſatzung bekannt zu gebenden Verteilungs- 
plane, der den einem jeden zukommenden Bruchteil feftiegt. Gegen dieſen Ver: 
teilungsplan ift Einſpruch bei demjenigen Konjulat zuläffig, welches nad) der 
Belanntmahung des Planes zuerft angegangen werben kann. Der Konjul ent: 
ſcheidet nad) Anhörung der Beteiligten endgültig unter Ausſchluß des Rechts— 
wegs über ben Einſpruch und eine etwaige andere maus Hier ilt alio 
nach ausbrüdlicher gejeglicher Vorſchrift die Entſcheidung des Konjuls nicht wie 
die nad) den Vorichriften der SO. und des HGB. ergehenden übrigen Ent: 
icheidungen nur vorläufig, jo daß gegen fie eine Entſcheidung im ordentlichen 
Rechtsweg möglich wäre, jondern definitiv, da nad) den Motiven die Gewährung?) 


) SUB. 8 20. 

’) Bertrag mit Brafilien Art. 41 Abj. 2, Griechenland Art. 11, Guatemala Art. 26, 
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eines weiteren Rechtsmittels, insbejondere der gerichtlichen Klage, ſich bei dem 
häufigen Wechjel des Schiffäperjonals jolange verzögern würde, bis fie gegenüber 
den meiſten Beteiligten nicht mehr ausführbar wäre. Ob aber dieſes Mtotiv 
nicht auch auf andere gemäß der SO. vom Konſul zu erlafjende Entſchei— 
dungen fi) anwenden ließe, kann man kaum bezweifeln; denn es befteht im 
Grunde doch fein Unterjchied zwiichen dem Anſpruch des Schiffsmanns auf den 
Berge: und Hilfslohn und den auf Grund der SO.') feftzujegenden Vergütungen, 
und die Möglichkeit eines Wechſels im Schiffsperfonal ift in allen Fällen die 
gleiche. In einer beglaubigten Abjchrift hat der Konſul jeine Entſcheidung dem 
Rheder mit tunlichfter Beichleunigung mitzuteilen, damit dieſer Gewißheit erhält, 
ob er auf Grund des vom SKapitän aufgeftellten VBerteilungsplanes die Aus: 
werfung vornehmen kann. 
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Wichtiger noch) ala die Entiheidungen über privatrechtliche und Verficherungs- 
anſprüche und dem Wejen der Polizeibehörden entiprechender find die vorläufigen 
Entieidungen in Strafjadhen, die den Konjulaten in diefer Hinficht nach den 
Vorſchriften der SD. in ziemlich weitgehendem Maße zuftehen.”) Die Anordnung 
des Reichskanzlers betr. die Konjulargerichtsbarfeit über Schußgenoffen vom 
27. Oktober 1900, RZBl. ©. 574°) hebt ausbrüdlich hervor, daß in Strafſachen 
dem beutjchen uk unterftellt find auch die Ausländer, welche zur Beſatzung 
eines deutſchen Kauffahrteiſchiffes gehören, für die nad) den Strafbeftimmungen 
der SO. bezeichneten ftrafbaren Handlungen*). Dieſe Beftimmung hat jedoch nur 
Bedeutung für die auf Einiprud; erhobene gerichtliche Klage, da nad) den Be 
ftimmungen der SD. die Zuftändigfeit zur vorläufigen Entſcheidung in Straf: 
jahen für alle Konjuln begründet ift. Natürlich beſchränkt fich die Befugnis 
derjelben, Unterfuchungen vorzunehmen und Strafen zu verhängen, auf die in $ 122 
SD. aufgezählten Fälle;?) aud) die ADJ. zu $33 KG. nimmt hierauf Bezug. 
Nah 8 93 SD. wird ein Schiffsmann, welder nad) Abſchluß des Heuervertrags 
fi) verborgen hält, um fich dem Antritt des Dienftes zu entziehen, mit Geldftrafe 
bis zu 60 ME. belegt. Da der Eintritt der Beftrafung nicht von der An: 
mufterung abhängig gemadt ift, jällt auch die Entweichung vor derjelben unter 
diefe Strafvorichrift, wenn der Schiffsmann beabfichtigt, durch Entweichen dem 
Antritt des Dienftes fich zu entziehen. Wenn der Schiffemann entweicht ober 
fi) verborgen hält, um fich der Fortſetzung des Dienftes zu entziehen, jo tritt 
Gelditrafe bis zu 300 ME. oder Gefängnisſtrafe bis zu drei Dionaten ein. Die 
Verfolgung ift nur auf Antrag möglich, die Zurüdnahme des Antrages zuläffig. 
Hat fih der Schiffsmann im Ausland dem Dienft aus einem der in 8 74 
Ziff. 1, 3, 4, 5 aufgezählten Gründe ohne die erforderliche Erlaubnis des 
Konjulats®) entzogen, jo tritt Gelditrafe bi8 zum Betrag einer Monatsheuer 
ein.’) Diejelbe Strafe trifft den Schiffsmann,*) welcher fich einer gröblichen Ber: 
1) SO. 88 57, 61 Abi. 3, 69. 

» Annalen 1874 ©. 68; Laband Bb.3 8.19; Wagner 361 ff. 
) Unordnung vom 27. Oktober $3 Ziff. 3. 
+ König ©. 273, Pereld, Int. See. ©. 71. 
a4 König 5.460; Hänel und Leſſe S. 218 ff.; Perel8, 50.58.47; Meves 
en. 81. 
ij 60.8 9%. 
) SD. 5%. 
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legung jeiner Dienftpflicht ſchuldig gemacht at, insbejondere durch die im Geſetz 
aufgerührten Zatbeitände. Wie die ADY. zu $ 33 GR. ausdrüdlich hervorhebt, 
kann auch wegen anderer Handlungen die Beitrafung eintreten, wenn der Konjul 
darin nad pflichtgemäßem Ermefjen eine gröbliche Verlegung der Dienftpflicht 
erblidt. Gegen Schiffsoffiziere kann die Strafe bis zum Betrag einer zmei: 
monatlichen Heuer erhöht werben.‘) Die Verfolgung tritt ebenfalls nur auf 
Antrag des Kapitän oder des verlegten Schiffsmanns ein, der bis zur Ab— 
mufterung geitellt und bis zur rechtsfräftigen Entſcheidung zurüdgenommen 
werden fann. Iſt in diefen beiden Fällen die Heuer nicht monateweije bedungen, 
jo hat der Konjul den der Monatsheuer entiprechenden Betrag nad) billigem 
Ermeſſen feftzujegen.?) Vorausſetzung der Beftrafung ift jedoch, daß der Kapitän 
jede gröbliche Verlegung der Dienftpflicht ınit genauer Angabe des Sachverhalts 
in das Schiffstagebuch einträgt. Iſt dieſes verſäumt, jo tritt feine Verfolgun 
ein, wenn nicht der durch ungebührliches Verhalten verlegte Schiffsmann —— 
anträgt.“) Auch bat der Kapitän dem weger von dem Inhalt der Ein— 
tragung unter ausdrüdlicher Hinweilung auf die Strafbrohung Mitteilung zu 
machen, demjelben ferner auf Verlangen eine Abſchrift der Mitteilung auszu— 
bändigen. Unterbleibt die Mitteilung, jo find die Gründe der Unterlafjung im 
Schiffstagebuch anzugeben.) Die SO.) zählt noch eine Anzahl von Fällen 
auf, in denen die Beitrafung des Schiffsmanns mit Geldftrafe bis zu 60 ME. 
oder Haft bis zu 14 Tagen eintritt, darunter in Ziff. 4 den all, daß ber 
Schiffsmann wegen ungebührlihen Verhaltens der Vorgeſetzten oder anderer 
Mitglieder der Schiffsbelagung oder wegen Seeuntüdhtigfeit des Schiffs oder 
Ba ge der Speilen und Getränke eine Beichwerde beim Kapitän 
vorbringt,‘) jowie in Ziff. 5 den, daß der Schiffsmann der vorläufigen Ent— 
Iheidung des Konfuls entgegenhandelt. Ebenſo zählt fie eine Anzahl von Tat— 
beftänden auf,’) in denen der Kapitän mit Geldftrafe bis zu 150 ME. oder Haft 
bis zu der nah $ 18 StGB. zuläffigen Dauer belegt wird, jo insbejonbere, 
wenn er die vorgejchriebenen Eintragungen ins Sciffstagebuh unterläßt,*) 
bei den an Bord begangenen Vergehen und Verbrechen nicht den ihm nad) 
ss 126, 127 SO. obliegenden Verpflichtungen der Feſtnahme und Ablieferung 
des Täter8 genügt,’) dem Schiffsmann ohne genügenden Grund bie Ge: 
legenheit verjagt die Entſcheidung des Konſulats nachzufuchen,!”) den An: 
ordnnungen des Konſuls wegen Vollſtreckung eines Strafbeicheides nicht Tyolge 
leiftet ober deſſen vorläufiger Enticheidung zumiderhandelt‘') oder es unter- 
läßt, die vorgejchriebenen '?) Abdrüde und Schriftftüde im Volkslogis zugänglich) 
zu machen.') Madt ein Schiffsoffizier von der Ausübung der Disziplinar: 





) 6D.8% Ubi. 3. 

7) SD. 897. 

*) ED. 8% Abi. 2 Ziff. 3. 

+, SED. 8%; HEB. 8520 Abi. 2 ff. 


) SD. 8 107 

Nah SD. 8 

) . 8 114. 

9) SD. 8 114 Ziff. 12. 

SD. 8 114 Ziff. 18. 

) SD. $ 114 Ziff. 14. 
iff. 16. 


1, SO. 8 114 
SD. & 133. 
m) SD, & 114 Ziff. 16. 
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gewalt nicht binnen 24 Stunden bie vorgejchriebene') Mitteilung, jo wird er 
mit Geldftrafe biß zu 150 ME. oder Haft beftraft.”) Diefe Befugnis zur Feſt— 
jegung von Strafen fteht den Konfulaten als Seemannsämtern noch in zwei 
weiteren Fällen zu. Nach $ 8 des Geſetzes vom 2. Juni 1902 betr. die Ver- 
pflihtung der Kauffahrteiichiffe zur Mitnahme heimzufhaffender Seeleute wird 
der Kapitän, welcher ſich troß der Anordnung des Konſuls den ihm durch dieſes 
Geſetz“) obliegenden Verpflichtungen entzieht, mit Geldftrafe bis zu 150 Mt. 
oder Haft beftraft.‘) Diejelbe Strafe trifft nad) dem Gejeg betr. die Stellen: 
vermittlung für Sciffsleute?) vom 2. Juni 1902 (RGU. ©. 215) den Kapitän, 
welcher den Anordnungen des Konſuls zuwider Stellenvermittler für Schiffsleute 
ober Gewerbetreibende ber in dieſem Gejege®) bezeichneten Art an Bord läht 
oder an Bord duldet, jowie denjenigen, der e8 unterläßt dafür zu forgen, bat 
ein Abdrud des Geſetzes im Volkslogis zugänglich ift. In beiden Fällen finden 
nad ausdrüdlicher getegricher Vorſchrift die Beftimmungen der SO. über vor: 
läufige Straffeftiegung Anwendung. Die Ueberweiſung all diefer Straffälle zur 
Entieidung an die Konſuln erwies ſich als unumgängliche Notwendigkeit, weil 
ſonſt Kapitäne und Schiffsleute, welche den gejeglichen Vorſchriften entgegen= 
handeln und nicht oder nicht innerhalb der furzen Berjährungszeit der Ueber— 
tretungen von drei Monaten‘) nad) dem Inland zurüdfehren, jeglicher Be— 
ftrafung entgehen würben. 

Nach 8 453 StPO. find die Polizeibehörden befugt, bei Uebertretungen 
durch Strafverfügungen Haft bis zu 14 Tagen oder Geldftrafe oder diejenige 
Haft zu verhängen, welde im Falle der Uneinbringlichfeit der Geldftrafe an 
deren Stelle tritt. Nah $ 29 StGB. ift bei Ummandlung einer wegen einer 
Hebertretung erkannten Geldftrafe der Betrag von einer bis fünfzehn Mark einer 
eintägigen Freiheitsſtrafe gleichzuachten. Analog find den Konſuln die vorläufigen 
Entiheidungen in Strafjachen übertragen; denn nad) den Motiven zur SO. it 
das Konfulat Hier tätig als polizeiliche Verwaltungsinftanz. Im Kommiſſions- 
bericht zur SO. ift ausdrücklich hervorgehoben, die Strafverfügungen ber Konfuln 
trügen immer den Charakter von polizeilichen Strafmandaten. In den meitaus 
überwiegenden Fällen könne lediglich das Sciffstagebud zur Vorlage gebracht 
werden und es werde, wenn der Sciffsmann den Tatbeftand als richtig zugebe, 
eine regelmäßig nur kleine Strafe verfügt, mit der in den weitaus meilten fällen 
der Schiffsmann ſich zufrieden gebe. Diefe Strafe jei nichts anderes als die von 
den Schiffsleuten anerkannte Durchführung der Disziplin an Bord. In allen 
Tällen aber ftehe dem Schiffsmann die Berufung an das ordentliche Gericht zu. 
Daß diefe Strafverfügungen der Konſuln vollftändig den Polizeiftrafverfügungen 
des $ 453 StPO. gleichzuftellen find, ergibt ſich aus der pofitiven Vorjchrift des 
85 Abi. 2 EG. zur StPO. „Wird in den fällen des $ 101°) der Seemanns- 
ordnung gegen den Beſcheid des Seemannsamtes auf gerichtliche Enticheibung 
angetragen, jo finden auf das weitere Verfahren die 883 455—458 StPO. ent: 


1, SD. 8 84. 
) SD. 8 116. 
) &. vom 2. Juni 1902 betr. die Verpflichtungen der Kauffahrteiichiffe zur Mit» 
nahme heimzuichaffender Seeleute 81. 
*) König ©. 323; Perels, SD. ©. 72f.; Wagner 420 ff. 
) &. betr. die Stellenvermittlung für Schiffsleute $ 9. 
°) G. betr. die Stellenvermittlung für Sciffsleute $ 3 Abi. 1. 
’) St®B. 8 67 Abi. 3. 
) SO. 8 122 in der neuen Faflung. 
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ſprechende Anwendung“, d. h. die Vorſchriften über gerichtliches Verfahren, wenn 
gegen Polizeiftrafverfügungen auf gerichtliche Entſcheidung — wird. 
Dasjelbe ergibt fi aus dem Gejeg vom 9. Juni 1895, RGBl. ©. 256 ff. über 
den Beiftand bei Einziehung von Abgaben und Vollſtreckung von Vermögens— 
ftrafen,') wonach zur Vollſtreckung von Beicheiden der Seemannsämter derſelbe 
Beiftand zu leiften ift wie zur Vollftredung ber durch polizeiliche Strafverfügung 
verhängten Strafen. Tyreilich jehlt e8 auch nicht an Abweichungen gegenüber den 
auf Uebertretungen beichräntten polizeilichen Strafverfügungen, indem vor allem 
der Schiffsmann bei einfacher Dejertion mit Gelbftrare bis zu 300 ME. oder 
Gefängniäftrafe bis zu drei Monaten beftraft wird.) Diejen Fall der einfachen 
eigentlichen Dejertion aber der Kompetenz der Konfuln zu überweiſen, zeigte fich 
ala notwendig,”) da burdy Verzögerung der Enticheidung bis zur Rückkehr in 
die Heimat die Verurteilung oft nicht verwirklicht werden kann oder wenigftens 
ihre Wirkung verliert. Da auch in diefem Fall gewöhnlich auf Geldftrafe erfannt 
wird, lag fein Bedenken vor, bier die Zuftändigfeit der Konfuln auszufchließen ; 
denn fonft würde ber leichtere Fall der einfahen Entweichung*) unter Straje 
gezogen, der jchwerere Fall?) aber ftraflos bleiben, wenn man nicht erft den 
Deierteur als Gefangenen vor das Gericht des Inlands bringen will. Etwaigen 
Bedenken gegen bie Erweiterung der konſulariſchen Befugniffe jteht auch ber 
Umftand entgegen, daß der vorläufig verurteilte Schiffamann nur zu Protokoll 
auf gerichtliche Entſcheidung anzutragen braudt, um die Verbüßung der etwa 
erfannten Gefängnisftrafe zu vermeiden. Aber auch die Zumwiderhandlungen gegen 
die 88 95, 96 ftellen Vergehen dar, jofern in den Fällen der $ 95 und 96 
Abi. 1 die Monatöheuer, in den fällen bes $ 96 Abi. 2 die zweimonatliche 
Heuer des Angejhuldigten den Betrag von 150 ME. überfteigt. Eine weitere 
Abweichung beiteht darin, daß in den fällen der 88 114 und 116 SD. zur 
Beitrafung bes Kapitäns bzw. des Offizier Haft bis zu ſechs Wochen verhängt 
werden fann, während auf die an ſich bei ebertretungen nad $ 1 Abi. 3 StGB. 
zeitlich unbeſchränkte Haftftrafe nach 8 473 Abi. 1 StPO. nur bis zu 14 Tagen 
durch polizeiliche Strafverfügungen erkannt werden darf. All diefe Abweichungen 
erflären ſich einerjeit3 aus der Notwendigkeit, die Zumiberhandlungen mit ent: 
iprechender Strafe zu belegen, andererjeit3 aus Zweckmäßigkeitserwägungen, fie 
möglichft bald zur Enticheidung zu bringen und jo die bei Uebertretungen ver: 
hältnismäßige kurze Friſt der Verfolgungsverjährung durch eine längere Dauer 
der Reiſe zu verhindern. 

Für das Verfahren vor ben Konjulaten als Seemannsämtern find maß: 
gebend die Vorſchriften ber $$ 123—125 SO.) fowie der auf Grund bes 
5123 Abi. 4 SO. ergangenen Bundesratsbefanntmadjung vom 13. Mai 1903, 
RGBl. ©. 42 ff. betr. dad Strafverfahren vor den Seemannsämtern, welche 
durch die unter dem 30. Mai 1903 ergangene Dienftanweilung an die Kaiſer— 
fihen Konfulate ihre näheren Erläuterungen gefunden haben. In bem 
jo geregelten Verfahren find Eleınente des landgerichtlihen und bes jummarifchen 
amtögerichtlihen Verfahrens zujammengefloffen, was jedoh an dem Charakter 


) @. vom 9. Juni 1895 $1 Ziff. 3. 

2, SO. 893 Abi. 2. 

” Motive und Kommilfiondbericht zur alten SD. 

% SD. 8% Abi. 1. 

) SD. 893 Abi. 2. 

e) Berels, SD. ©. 61 fi.; Hänel und Leſſe ©. 229; Meves S.499, 
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der konſulariſchen —— als einer polizeilichen Strafverfügung nichts 
ändert; denn für den Charakter einer Entſcheidung iſt nicht das Verfahren 
maßgebend, auf Grund deſſen fie ergeht, jondern in erfter Linie die Art ber 
Behörbe, welche diejelbe erläßt. 

Die Konjulate enticheiden in Strafjadhen‘) ebenjo wie in allen anderen 
jeeamtlichen Angelegenheiten ohne Zuziehung von Beifigern.?) Bei der Neu: 
bearbeitung der SD. zeigte fih nah dem Kommilfionsbericht das Beftreben, 
die Seemannsämter als erfte zur Aufrehterhaltung der SD. zuftändige Inftanz 
allgemein mit richterlihen Garantien zu umgeben, da fie für den Schiffsmann, 
dem der Beruf den Inſtanzenzug erſchwere, nicht nur die erſte, jondern prat: 
tiich auch die legte Inſtanz ſeien. Nach gejelicher Vorſchrift ift dies jedoch nur 
auf die Seemannsämter innerhalb des Reichsgebiets beihränft, in dem fie bei 
Entſcheidungen der im $ 122 SD. bezeichneten Yälle mit einem Borfigenden 
und zwei ſchiffskundigen Beifigern zu bejegen find.) Die Zuziehung von Bei: 
fiern bei den Konſulaten wurde aus Zwedmäßigfeitsrüdfichten abgelehnt. Nach 
allgemeinen Rechtsgrundjägen ift auch der Konſul von der Enticeidung ohne 
weiteres ausgeichloffen, wenn die Borausjegungen vorliegen, weldhe $ 22 StPO. 
für den iudex inhabilis aufftellt. Er bar indes den Streitfall auch dann 
nicht enticheiden, wenn er perjönlich ala Rheder beteiligt it und der Ange 
Ihuldigte oder der zum Strafantrage Berechtigte widerſpricht.) Als wörtlich 
een gelten zunächſt und gleihmäßig das zum Zwede der Abmufterung des 
Angeihuldigten angegangene Konjulat, ferner das Konſulat für einen anderen 
Hafen, den das Schiff vor der Abmufterung des Angeihuldigten anläuft, ſowie 
dad Konſulat für den Hafen, in dem fi der Angeichuldigte aufhält oder ber 
jeinem Aufenthaltsorte zunächit gelegen iſt. Solange von dieſen Stellen nicht 
eingeihritten wird, wird hierdurch die Zuftändigfeit anderer Konjulate in den 
dazu geeigneten — nicht ausgeſchloſſen.“) Tritt die Verfolgung nur auf An: 
trag ein wie in ben Fällen ber 88 93 Abi. 1, 2, $ 96, jo kann der Antrag 
beim zuftändigen Konfulate jchriftlih oder zu Protokoll — werden; 
das Protokoll iſt vom Antragſteller zu unterſchreiben. Der Antrag muß ge— 
mäß $ 61 StGB. innerhalb dreier Monate in den Fällen des 893 Abi. 1, 2 
und in den Fällen des $ 96 bis zur Abmufterung geftellt werben. Ein verjpätet 
angebradhter Antrag ift durch jchriftlichen Beicheid des Konjulats zurüdzumeiien, 
deögleichen ein Strafantrag, der von vornherein als fachlich unbegründet er: 
iheint. Gegen den abmeilenden Beſcheid ift nur Beichwerde an den Reichs⸗ 
kanzler (Auswärtiges Amt) zuläſſig. Die Zurücknahme des Antrags iſt in den 
Fällen der einfachen Entweihung und einfachen, eigentlichen Delertion®) bis — 
Verkündung des auf Strafe lautenden Beſcheides,)) in den Fällen des $ 96 S 
gemäß Abſ. 4 bis zur rechtsfräftigen Enticheidung zuläſſig. Die —— 
der Strafverfolgung iſt im allgemeinen anzunehmen, wenn im Falle der ein— 
fachen Deſertion des $ 93 Abſ. 2 SO. ſowie in den als Vergehen ſtrafbaren 


60.85 
) Dienftonweilung vom 30. Mai 1903 8 1. 
) 60.55 

= ——— 81Apſ. 2. 

) Dienſtanweiſung 32Abſ. 2. 

e SO. 8 983 Abi. 4 in — mit $ 64 StGB. 

) Die Dienftanweijung jagt in $ 3 Ziff. 1 Ubi. 3: „... bis zur Verkündung 
eines auf Strafe lautenden Urteild*. Die Ausdrudsweiie dürfte "ungenau fein, da von 
einem Urteil im Sinne der StPO. nicht die Rede jein kann. 
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Fällen der 88 95, 96 SO. brei Jahre verftrihen find,') ohne daß eine Unter: 
brechung der Verjährung fich feitftellen läßt. Iſt aber die ftrafbare Handlung 
auf hoher See oder ſonſt außerhalb des Neichögebietes begangen worden, jo be: 
ginnt die Verjährung erſt mit dem Tage, an welchem das Schiff, dem ber 
Zäter zur Zeit der Begehung angehörte, zuerft ein Konſulat erreicht.*) 
Die Einleitung des Berfahrens erfolgt durch Beichluß des Seemanndamtes, der 
die Bezeichnung des Beichuldigten, des Schiffes und des Heimathafens, in Er: 
mangelung eine® ſolchen des Regifterhafens, der ftrafbaren Handlung der ver: 
letzten Strafvorichrift, der etwaigen Beweismittel ſowie gegebenenfalls des Antrag- 
ftelferd enthalten joll und zu den Akten bes Konſulats zu bringen ift.?) Der 
Einleitungsbeihluß ift dem Angeichuldiaten zuzuſtellen. Zur möglichften Ber: 
einfahung kann die Zuftellung in allen Fällen durch Aushändigung des zu— 
zuftellenden Schriftftüds gegen einfache Empfangsbeicheinigung erfolgen, jo daß es 
einer förmlichen Zuftellung nur bedarf, wenn ein ſolcher Empfangsichein von der 
Perſon, für welche das Schriftftüd beftimmt ift, wegen Abmwejenheit, Weigerung 
oder aus jonftigen Gründen nicht zu erlangen ift. Bei der fürmlichen Zuftellung 
find drei fälle zu unterfcheiden. Bei Zuftellungen an Perfonen im Ausland, 
aljo in Konfularbezirken, kommt es darauf an, ob die Zuftellung innerhalb oder 
außerhalb des Amtsbezirks bes als Seemannsamt tätigen Konſulats zu bewirken 
ift. In beiden Fällen erfolgt die Zuftellung nad) Maßgabe bes $ 19 KG. 
jedody mit dem Unterichied, daß bei Zuftellungen innerhalb des Amtsbezirks der 
Konſul diejelben unmittelbar bewirkt und das vorgejchriebene jchriftliche Zeugnis 
über die Bewirkung der Zuftellung jelbft ausftellt, bei Zuftellungen außerhalb 
ſeines Amtsbezirks dagegen ein Erjuchsjchreiben an den Konſul richtet, in deſſen 
Bezirk die Zuftellung zu bewirken ift; in diefem Fall hat natürlich) der erjuchte 
Konjul gemäß der ADJ. zu $ 19 KG. ein Zuftellungszeugnis auszuftellen. Sollte 
eine Zuftellung an Perjonen im Reichögebiet bewirkt werben, jo erfolgt fie durch 
den Gerichtövollzieher, wobei zweckmäßigerweiſe die Mitwirkung de8 Gerichts: 
ichreiber8 des zuftändigen Amtsgerichts gemäß $ 162 GVBG. nachzuſuchen ift. 
Bei Zuftellungen an Perjonen in den Schußgebieten endlich ift das Erjuchen 
unmittelbar an den zur Ausübung der Gerichtöbarkeit ermächtigten Beamten zu 
richten, und wenn diejer nicht befannt ift, die WVermittelung des Gouverneurs 
oder Landeshauptmanns in Anſpruch zu nehmen.‘) 

Der Angeihuldigte ift vor das Konfulat ſchriftlich mit der Aufforderung 
zu laden, die zu feiner Verteidigung dienenden Beweismittel mit zur Stelle zu 
bringen oder dem Konjulat jo zeitig anzuzeigen, daß fie zum Termine für die 
mündliche Verhandlung herbeigeichafft werden können. Die Ladung muß ferner 
die Eröffnung enthalten, daß im Falle des Ausbleibens des Angeihuldigten in 
feiner Abweſenheit gegen ihn verhandelt werden kann. Iſt der Angeichuldigte 
vor dem FKonjulate anmejend, jo kann die Ladung durch mündliche Beftellung 
erjegt werben.) Stehen der mündlichen Verhandlung, die in jedem Fall dem 
Erlaß des Strafbejcheids voranzugehen hat und nicht öffentlich ift,*) keine Hinder— 
niffe entgegen, jo kann jofort ohne vorgängigen Einleitungsbeihluß in die Ver: 


) St®8B. $ 67 Ubi. 2, 4 und $ 68, 

) SD. $ 121, Dienftanweifung $ 3, 

2) ®. des Bundesrat3 vom 13. März; 1903 88 1, 3. 
*) 8. vom 13. März 1903 $ 16, Dienjtanıw. $ 4. 

) 8. vom 13. März 1903 $ 4. 

9 SD. $ 123 Abi. 3. 
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handlung eingetreten werden.) Meiſt wird der Konjul dieſe Möglichkeit haben, 
indem die zur Verhandlung notwendigen Perjonen fi bei ihm einfinden und 
das etwa erforderliche Beweismaterial zur Stelle haben. Iſt dies nicht der Tall, 
jo beginnt das Verfahren mit dem Erlaß des Einleitungsbeichluffes, der dem An: 
geihuldigten vor oder mit der Ladung zuguftellen iſt. Beihluß und Ladung 
find zw ug weckmäßig zu verbinden.?) Der Angeihuldigte kann fi) in jeder Lage 

erfahrens des Beiftandes eines Werteidigerd bedienen; die Zulaffung des: 
len it vom Ermeſſen des Konſuls abhängig.’) Jedoch ift nicht anzunehmen, 
dab als Verteidiger nur diejenigen Perjonen zuzulafien find, die nad) $ 17 KG. 
vom Konſul zur Ausübung der Rechtsanwaltichaft beftimmt, dem Reichskanzler 
anzuzeigen und in ortsüblicher Weile befannt zu machen find, zumal ja bie 
Möglichkeit der Verteidigung nicht auf die Verhandlungen vor den mit Geridts- 
barkeit ausgeltatteten Konſuln beichräntt ift; der Konjul kann vielmehr jeden, 
den er zur Verteidigung des Schiffsmanns jür geeignet erachtet, zur Verband: 
lung zulaſſen; er kann die Zulafjung aber auch jtet3 verweigern, wenn Gründe 
zu der Befürchtung beitehen, daß das Auftreten des Verteidigerd zu Unzuträg— 
lichkeiten führen werde. Wird bei Anmejenheit der Beteiligten nicht jofort ver: 
handelt, jo hat der Konjul den Termin möglichft nahe anzujegen und die er: 
forderlichen Beweismittel berbeizuichaffen.*) 

In der mündlichen Verhandlung hat der Konſul den Angeſchuldigten zu: 
nächſt über die ihm zur Laſt gelegte ftrafbare Handlung verantwortlich zu ver: 
nehmen, jodann den Tatbeftand, joweit dies noch erforderlich ift, mit möglichſter 
Beſchleunigung durch Abhörung von Zeugen, Einfiht in das Sciffstagebud 
oder auf ſonſt geeignete Weile jeftzuftellen. Eine Vereidigung der Zeugen findet 
nicht ſtatt.“) Die Zeugen find im allgemeinen einzeln und in Abweſenheit ber 
jpäter zu vernehmenden zu verhören, wobei jedody eine Gegenüberftellung — 
ſprechender Zeugen keineswegs ausgeſchloſſen iſt. Nach Beendigung der Bewei 
aufnahme iſt dem ee das Wort zu jeinen Ausführungen und * 
trägen zu erteilen.“) Nach Abſchluß der Unterſuchung iſt ein mit Gründen ver: 
jehener Beicheid zu erteilen, der zu verkünden und dem Angejhuldigten im Falle 
jeiner Abwejenheit in Ausfertigung zuzuftellen ift.”) 

Sit der Angeſchuldigte troß gehöriger Ladung nicht eridhienen, jo fann 
die mündliche Verhandlung, aud im falle der Dejertion, ?) in Abweſenheit bes 
Angeihuldigten erfolgen. Der Konful ift indes befugt, zur Aufklärung des 
Sadverhaltes das perjönliche Erjcheinen des Angeichuldigten anzuordnen und 
ihn im Wege des polizeilichen Zwangs vorführen zu laffen, wenn er zur Aus: 
übung der Gerichtsbarkeit ermächtigt ift oder die Landesbehörden den erforder: 
lichen Beiftand gewähren. Iſt der Angeſchuldigte bei Verkundung des Beſcheids 
nicht anweſend, jo iſt ihm dieſer zuzuftellen.?) 

Wenn ein vor dem Konjulat zur mündlichen Verhandlung ala Ange: 
ihuldigter oder Zeuge erichienener Kapitän oder Schiffsmann ſich ungebührlid 


) 8. vom 13. März; 1903 8 5, Dienftanw. 8 5 Abſ. 1. 
) Dienftanm. 8 5 Abi. 2. 

2) V. vom 13. März 1903 8 6. 

J V. vom 13. März 1903 8 7. 

9) SO. 81233, 8. * 10; * — SO. ©. 61; Hänel und Leije S. 28. 
9 V. 8 10, — 'g 5 . 8. 

) ſSO. 81 

) SO. 8 Fr al. 2. 

9 SD. 8 123, ®. 8 11, Dienitanw. $ 5 Abi. 4. 
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benimmt und fi dadurch einer Zumwiderhandlung gegen $ 115 SO. ſchuldig 
madıt, jo kann der Konjul die ftrafrechtliche Ahndung in einem kurzen Zwijchen: 
verfahren eintreten lafjen mit Geldftrafe bis zu 10 ME. oder einem Tag 
Haft.!) Die Feſtſetzung der Strafe kann ohne Einleitung eines bejonderen Ver: 
fahrens erfolgen. Der Zumiderhandelnde ift jedoch zuvor auf das Strafbare 
jeined Benehmen Hinzumeilen; auch ift ihm Gelegenheit zur Aeußerung zu 
geben. Dieje Befugnis bes Konjuls ftellt ſich aber nicht als eine ſitzungs— 
polizeiliche Strafbefugnis dar, die mit der in $ 179 GBG. enthaltenen auf 
gleiche Stufe zu ftellen wäre; vielmehr ift die Zumiderhandlung in $ 115 SO. 
ala delictum sui generis fonftruiert; da8 Verfahren unterliegt im übrigen den 
allgemeinen Vorſchriften über jeeamtliches Strafverfahren. 

Ueber die mündliche Verhandlung ift ein Protokoll zu führen, welches bie 
Namen der an der Verhandlung Beteiligten enthalten, den Gang und die Er: 
gebnifje der Verhandlung, insbejondere auch der Vernehmungen im mwejentlichen 
wiedergeben und die Enticheidung im Wortlaut anführen muß. Die Protokoll: 
führung ift, joweit fie nicht durch den Konſul jelbit erfolgt, einem vereidigten 
Protofollführer zu übertragen. Als ſolcher ift, jofern es Nr angezeigt erachtet 
wird, ein Beamter des Konjulats oder eine ſonſt geeignete Perjon zu beitellen. 
Hat der Protofollführer nicht den Dienfteid als Konjulatsbeamter abgelegt, jo 
it er auf die getreuliche Pflichterfüllung ber Obliegenheiten eines Protofoll- 
führer zu vereidigen. Das Protokoll ift vom Konſul, und fofern e8 von 
einem andern geführt wird, aud) von diefem zu unterjchreiben.) Die Vorlejung 
desjelben ift nicht vorgejchrieben, doch wird fich eine ſolche empfehlen; namentlich 
der Beſcheid ift in feinem entjcheidenden Zeil zur Vermeidung jeden Zweifels 
ftet3 zu verlejen.?) 

Die mündliche Verhandlung ſchließt mit dem Erlaß des Beſcheides, der 
mit Gründen zu verjehen, zu verfünden und dem Angeichuldigten im Falle 
feiner Abmwejenheit zuzujtellen it. Dem polizeilichen Charakter der Entſcheidung 
entjprechend vermied es das Gejeg, von einem Urteil zu ſprechen. Die An— 
wendung des Wortes „Beicheid“ geihah nad) dem Kommilfionsbericht mit Ab- 
fiht und unter Ablehnung entgegenitehender Anträge. Der Beſcheid muß auf 
Feſtſetzung einer Strafe, Freiſprechung oder Einftellung des Verfahrens lauten.*) 
Die Einitellung des Verfahrens ift zu beichließen, wenn ſich berausftellt, daß 


8.812, cf. dazu $ 32 des badiihen Bolizetftrafgeiegbuhs: „Die mit Polizei« 
age betrauten Behörden find befugt, diejenigen, weldhe die Ordnung einer Verhandlung 
ei benielben ftören, jei e8 durch rohe3 Betragen oder durd Beleidigung gegen die Be- 
börde jelbit oder gegen die Gegenpartei oder andere PBerjonen, nicht nur zurechtzumeijen, 
fondern diejelben aud, wenn die Erinnerungen nichts fruchten oder die Störung von 
gröberer Art ift, mit einer auf der Stelle zu vollziehenden Haftitrafe zu belegen und 
zwar die Bürgermeifter bis zu 24 Stunden, die Staatöpolizeibehörden bis zu drei Tagen.“ 
Die Strafe ift hier wie in der SD. als Ordnungsſtrafe fonftruiert. Anders die ii 
rechtliche eg im bayerifchen ea zur StPO. vom 18. Auguft 1879 
(BB. 1879 ©. 731 ff.) Urt. 7: „Wer ungeachtet erfo er Barnung durch ungeziemendes 
Benehmen vor einer öffentlihen Stelle oder Behörde dieſelbe in ihrer Dienſtverrichtung 
ftört oder die ihr —— Achtung verlegt, ſoll, ſoweit nicht eine anderweitige geieß- 
lihe Beilimmung in Anwendung zu bringen ift, mit Haft bis zu drei Tagen oder an 
Geld bis zu 15 ME. beitraft werden.” Die Strafe ijt bier nicht als Ordnungsſtrafe, 
ſondern als eigentliche Kriminalftrafe konftruiert und kann deshalb auch nur in ordentlichen 
Strafverfahren verhängt werben. 

9 —* 8 14, Dienftanw. 8 1 Abi. 2. 

3) Dienftanw. 8 5 Abi. 6. 
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e8 an dem erforderlichen Strajantrag fehlt oder wenn der Strafantrag zurüd: 
genommen wird. Der Mindeitbetrag der Gelditraje iſt im Falle der eigentlichen 
Deiertion’) jowie in den ala Vergehen ftrafbaren Fällen der 3395, 96 SO. (ſofern 
in den Fällen des $ 95 und bes $ 96 Abi. 1 die Monatsheuer und im den 
Fällen des $ 96 Abf. 3 die zweimonatlihe Heuer des Angeichuldigten den 
Betrag von 150 ME. überfteigt) drei Mark, in den übrigen Fällen al3 Leber: 
tretungen eine Mark.) Der Höchſtbetrag der Haft iſt, jofern nicht die ED. 
eine bejondere Vorſchrift enthält, ſechs Wochen,?) der Mindeftbetrag ebenſo wie 
der Minbeftbetrag der im Falle des 8 93 Abi. 2 bei eigentlicher Dejertion zu 
verhängenden Gefängnisftrafet) ein Tag. Wird in dem Beſcheid eine Straie 
jeftgejeßt, jo ift zugleich für den Fall, daß die Gelditrafe nicht beigetrieben 
werden kann, die Dauer der an Stelle der Gelbitrafe tretenden Freiheitsſtrafe 
zu beftimmen. Die neue SO. ſpricht abfihtlih von Freiheitsſtrafe und nicht 
wie die bisherige von Haft, weil die im Falle des 5 93 Abi. 2 bei eigentlicher 
Dejertion an Stelle der nicht beizutreibenden Gelditrafe tretende Freiheitäftraie 
Gefängnis fein kann. Eine nicht beizutreibende Geldſtrafe ift in Gefängnis, 
und wenn fie wegen einer Webertretung erkannt wurde, in Haft umzumanbeln. 
ft bei einem Vergehen Geldftrafe allein oder an erfter Stelle ober wahlweiſe 
neben Haft angedroht, jo fann fie in Haft umgewandelt werden, wenn bie er: 
fannte Strafe nicht den Betrag von 600 ME. und die an ihre Stelle tretende 
Treiheitöftrafe nicht die Dauer von ſechs Wochen überfteigt. Der Verurteilte 
fann fi durch Erlegung des Strafbetrags, jomweit diejer durch die erftandene 
Freiheitsſtrafe noch nicht getilgt ift, von der legteren befreien.) Bei der Um: 
mandelung einer wegen eines Vergehens erkannten Gelditrafe ift der Betrag 
von drei bis fünfzehn Mark, bei Ummandelung einer wegen einer Webertretung 
erfannten Gelditftrafe der Betrag von einer bis zu fünfzehn Mark einer eintägigen 
Freiheitsſtrafe gleich zu achten.) Der Mindeftbetrag der an Stelle einer Gelditrate 
tretenden Freiheitsſtrafe ift ein Tag, ihr Höchſtbetrag bei Haft ſechs Wochen. Wenn 
jedoch eine neben ber Geldftrafe wahlmweije angedrohte Freiheitsftrafe ihrer Dauer 
nad) den erwähnten Höchſtbetrag nicht erreicht, darf die an Stelle ber Gelditraie 
tretende Freiheitsſtrafe den angedrohten Höchftbetrag jener Freiheitsſtrafe nicht 
überfteigen. Der Beicheid wirkt in Betreff der Unterbrehung der Verjährung 
ebenijo wie die Strafverfügung nah $ 453 Abi. 4 wie eine richterlihe 
Hanbdfung.”) 

Das Verfahren vor dem Konjulat als Seemannsamt ift gebührenfrei,*) 
dagegen find dem Angeſchuldigten, gegen welche eine Strafe jeitgeleßt wird, die 
baren Auslagen des Verfahrens aufzuerlegen.) Die VBerhängung einer ange 
drohten Strafe wird dadurch nicht ausgeichloffen, daß der Schiffsmann aus 
Anlaß der ihm zur Laft gelegten Tat vom Kapitän bereit disziplinariſch 
beftraft worden iſt; jedoh muß nad dem Grundjaß ne bis in idem die 
Disziplinarftrafe jomohl in dem Strafbeiheid des Seemannsamtes wie im 


1) SD. 8 93 Abi. 2. 
2) StWB. 8 27. 

3) StGB. 8 18 Abi. 1. 

9 StGB. & 16 Abi. 1, 8 18. 
5), StGB. 8 3. 

‘) StGB. 8 9. 
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gerichtlichen Strafurteil bei Abmeffung der Strafe berüdfichtigt werben?) ohne 
Rückſicht darauf, ob fie bereit3 verbüßt ift oder nicht.) Der Beicheib ift mit 
Gründen binnen dreier Tagen nad der Verkündung zu den Akten zu bringen, 
falls er nicht bereits vollftändig in das Protokoll aufgenommen worden ift.?) 
Der Zeitpunkt der Verkündung und der Zuftellung des Beſcheids ift zu den 
Akten zu vermerfen.*) 

Nah $ 124 SO. kann der Beichuldigte gegen den Beſcheid des Konjulats 
innerhalb einer zehntägigen Yrift von der Verkündung bzw. von der Zuftellung 
ab auf gerichtliche Entſcheidung antragen.?) Das Konſulat ift ebenſo wie die 
Bolizeibehörde auch berechtigt,“ den Strafbeicheid wieder zurüdzunehmen. Der 
Antrag auf gerichtliche Entiheidung ift beim Konſulat zu Protokoll oder ſchrift— 
fi anzubringen; er fann auch am Schluß der mündlichen Verhandlung geftellt 
werden und iſt aladann in das über diejelbe geführte Protokoll aufzunehmen. 
Der Konjul hat den Zeitpunkt des Eingangs des Antrags zu vermerken und 
dem Antragfteller auf Verlangen eine Beicheinigung über den Antrag zu erteilen. 
Verläßt das Schiff vor Ablauf der Friſt den Hafen, jo kann der Schiffgmann 
auch bei dem Kapitän zu Protokoll oder jchriftlich innerhalb der Frift Einſpruch 
einlegen. Dem Schiffsmann ift auf Berlangen eine Beicheinigung über den 
erhobenen Einſpruch auszubändigen. Der Kapitän hat, ſobald es geichehen 
fan, den Einſpruch des Schiffsmanns in das Schiffstagebud einzutragen und 
den Antrag an das Konfulat zu überjenden. Die Verjährung ruht von ber 
Einlegung des Einſpruchs bis zum Eingang des Antrags beim Konfulat. Die 
Prüfung der Rechtzeitigfeit de8 Antrags auf gerichtliche Entſcheidung fteht nicht 
dem Konſul, ſondern dem zur weiteren Verhandlung zuftändigen Gericht zu, 
defien Staatsanwalt der Konjul nad) Vermerkung des Zeitpuntts des Antrags 
auf dem Schriftftüd die Akten unmittelbar vorzulegen bat. Oertlich zuftändig 
ift dasjenige Gericht, in deſſen Bezirk ſich der inländijche Heimathafen) oder in 
Ermangelung eines foldhen der Regifterhafen des Schiffs befindet.°) Iſt der 
Konjul im Zweifel, welches Gericht zuftändig ift, jo hat er die Akten dem Aus: 
mwärtigen Amt zur weiteren Beranlaffung zu überjenden. Fehlt e8 an einem 
zuftändigen deutſchen Gericht, jo wird das Gericht vom Reichögericht beftimmt.”) 

Lautet der Beſcheid des Konſulats auf Gelbitrafe, jo ift derſelbe — anders 
ala die Polizeiverfügungen bes $ 453 StPO. — vorläufig vollftredbar.!) Die 
Vollftrekung kann durch den Konful jelbft vollzogen‘ werden noch vor Ablauf 
der zehntägigen Einſpruchsfrift und felbft dann noch, wenn von dem Ange 
ichuldigten auf gerichtliche Enticheidung angetragen iſt. Der Konful hat diejelbe 
regelmäßig auszuführen, da ſonſt die Vollſtreckung erſchwert oder erheblich ver- 
zögert werden fönnte. Sollen dieſe Beicheide der Aufrechterhaltung der Disziplin 
dienen, jo müfjen fie vorläufig vollſtreckbar jein. Die Vollftredung der von 


) ED.8 110. 
) Kommiffionsberiät; König ©. 405, 452; Perel3, SD. ©. 56, 
) Dienitanw. $ 6 Abi. 4. 
) Dienjtanw. 8 13 Abi. 4. 
u Perels, SD. S. 63; König ©. 462; Hänel und Leſſe S. 238; Meves 
S. 499. 
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einem Konſul erlaffenen Strafbeicheide erfolgt gebührenfrei ſoweit angängig inner: 
halb feines Amtsbezirks von ihm jelbit, wobei der Kapitän den auf die Bei: 
treibung der Geldftrafe gerichteten Anordnungen bes Konſuls Folge zu leilten, 
ihm aljo aud) die rüdjtändige Heuer, ſoweit dies zuläſſig ift, auszuzahlen hat. 
Die Weigerung des Kapitäns, den Anordnungen bes Konjuls hierzu Folge zu 
leiften, ift mit Geldftrafe bis 150 ME. oder Haft bedroht,‘) die ebenfall3 vom 
Konſul zu verhängen ift. Die Vorfchriften der ZPO. über die Unpfändbarfeit 
von Saden und Anjprüchen ?) finden hierbei entſprechende Anwendung. 

Die Bollftredung von erkannten Freiheitsſtrafen und die Einziehung barer 
Auslagen dürfen erſt erfolgen, nachdem die zehntägige Friſt abgelaufen ift, ohne 
dab der Angejchuldigte auf richterliche Entjheidung angetragen, bzw. beim Konſul 
Einſpruch eingelegt hat.) Dasfelbe gilt von der an Stelle der nicht bei: 
treibbaren Geldftrafe tretenden Freiheitsſtrafe. Die Vollftrefung berjelben fann 
der Konjul, ſoweit er nicht zur Ausübung der Gerichtäbarfeit befugt iſt, im 
jeinem Amtsbezirk nur dann bewirken, wenn der Kapitän oder die Lolalbehörden 
entjprechenden Beiftand Ieiften. Gefängnisftrafen find, falle der Konjul fein 
eigenes Lokal zur Verfügung hat, an Bord bes Schiffes, oder wenn die Landes: 
geiege e8 geitatten, im Haufe des Konſuls oder an einem jonftigen ficheren 
Orte zu vollitreden.‘) Diejenigen Konſuln, welche Gerichtöbarfeit ausüben, find 
bejugt, auch Gefängnisftrafen bis zu 6 Wochen zu vollftreden,’) unter Umftänden 
beim Vorhandenfein geeigneter Räumlichkeiten mit Genehmigung des Auswärtigen 
Amtes auch ſolche von längerer Dauer,‘) jo daß dann von einer Zurüdjendung 
des Schiffsmanns zur Strafverbüßung abzufehen ift. Iſt eine Freiheitsſtraſe 
rechtöfräftig geworden oder verzichtet der Schiffsmann auf den Einiprud, jo ift 
doch eine Verbüßung bderjelben im Ausland nur ſoweit geftattet, ala Dies nad 
den Gejeten be3 betreffenden Ortes erlaubt ift und bafelbit eine für einen 
Deutihen angemefjene Strafverbüßung ermöglicht werden kann. Kann der 
Strafbeiheid nicht im Amtsbezirk des Konſuls vollftredt werden, jo bat dieſer 
die zuftändigen deutjchen Behörden um die Vollftredung zu erſuchen. Darnach 
find die Erjuchen zu richten im Ausland an die deutichen Konſulate, jomweit fie 
zur Bollftredung in der Lage find, in Schußgebieten an den Gouverneur oder 
Landeshauptmann, im Reichögebiet an die Iandesgejeglih zur Vollſtreckung 
jeeamtlicher Beſcheide beftimmten — Dieſe Verpflichtung für die Landes— 
behörden zur Leiſtung von Rechtshilfe zur Vollſtreckung aller durch ſeeamtlichen 
Beſcheid verhängten Strafen iſt erſt durch die neue SO. geſchaffen worden, 
während ſie vorher nach dem Geſetz vom 9. Juni 1895, RGBl. S. 256 über 
den Beiſtand bei Einziehung von Abgaben und Vollſtreckung von Vermögens: 
ftrafen, deſſen VBorfchriften in den gegebenen Fällen aud jet noch nad $ 125 
Abi. 2 SD. gelten, nur auf die Vollftredung von Geldftrafen beihränkft war. 
Nah 8 1 ai. 3 dieſes Gejeßes find die Behörden der verjchiedenen Bundes: 
ftaaten verpflichtet, einander auf Erſuchen Beiſtand zu leiften zum med der 
Vollſtreckung von Vermögenzftrafen, welche gemäß $ 453 StPO. durch polizeiliche 
Verfügung oder gemäß $ 101°) SO. durch Beicheid des Seemannsamtes feitgejeßt 


) SD. 8 114 Ziff. 15. 
D. 811, 3 
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worden find und nad) der ausdrüdlichen Vorſchrift des $ 10 finden die Vor: 
ichriften des Gejehes entiprechende Anwendung auf die Beiltandsleiftung zum 
Zweck ber Beitreibung von Geldftrafen, welhe gemäß $ 101) SD. durch 
Beicheid der deutſchen Konſulate ald der Seemannsämter im Ausland verhängt 
worden find.?) 

Die eingezogenen Gelditrafen fließen ber Seemannäfaffe oder in Er: 
mangelung einer ſolchen der Ortsarmenkafje des inländilhen Heimathafens des 
Schiffes zu,) welchem ber Täter zur Zeit der Begehung der ftrafbaren Handlung 
angehörte,*) jojern fie nicht im Weg der Bandesgejeggebung zu einem andern 
ähnlichen Zweck beftimmt find. In Ermangelung eines inländiſchen Heimat: 
bafens tritt an deſſen Stelle der inländilche Regifterhafen. Die Ueberweiſung 
an dieje Kafjen geichieht zweckmäßigerweiſe durch Vermittelung des Seemanns- 
amtes diejes Hafens; fehlt es an einem inländilchen Heimats- oder Regiſter— 
bafen, jo ift der Betrag dem Auswärtigen Amt zu überweilen, damit der Reichs: 
fanzler die bezugäberechtigte Kaffe beftimmt.?) 

Nach $ 9 Dienitanm. hat der Konjul die auf das jeeamtliche Straf: 
verfahren fich beziehenden Schriftftüdle mindeftend fünf Jahre nad) endgültiger 
Erledigung der Angelegenheit aufzubewahren. Auch hat er über jämtliche Unter: 
juchungsfälle ein nad) dem vorgejchriebenen Formular angelegtes Verzeichnis zu 
führen. Die Eintragungen beginnen gleichzeitig mit der Einleitung des Ber: 
fahrens und werden nad) Maßgabe des Tyortgangs der Verhandlungen dergeitalt 
fortgejeßt, daß der Inhalt des Verzeichniffes fortwährend mit der jeweiligen 
Lage der Verhandlungen in Uebereinftimmung bleibt. Am Schluffe jedes 
Kalenderjahres ift dem Reichskanzler eine Abichrift der Eintragungen über die 
in diejem Jahre endgültig abgeichloffenen Fälle oder eine entjprechende Fehl— 
anzeige einzureichen. 

Weſentlich anderen Charafierd als diefe durch Strafbeiheide nad) $ 122 
SD. zu verhängenden Strafen find jene, welche das Konſulat ala Seemannsamt 
nad) $ 122 Abi. 3 SUVG. zu verhängen hat und die reine Polizeiftrafen find.®) 
Dienen bie erfteren der Beltrafung von Uebertretungen und Vergehen, jo joll 
durch leßtere der Kapitän zur Erfüllung der ihm obliegenden Verpflichtungen 
gezwungen werden. Rechtsmittel dagegen ift auch nicht die gerichtliche Ent- 
iheibung, jondern die Verwaltungsbejhwerde an die dem Seemannsamt vor: 
geſetzte Auffichtsbehörde. Nach $ 118 SUVG. ift die Berufsgenoffenihaft befugt 
und fann im Auffichtsweg angehalten werden, Vorjchriften über Einrichtungen 
und Anordnungen zur Verhütung von Unfällen oder über zu beichaffende Aus- 
rüftungsgegenftände der Fahrzeuge zu erlaffen und die Zumiderhandelnden 
mit Geldftrafen bis zu taufend Mark oder mit der Einihäßung in eine höhere 
Klafje des Gefahrentarifs, oder falls das Fahrzeug bereits in der höchſten Klaſſe 
fi) befindet oder ein Gefahrentarif nicht aufgeftellt ift, mit Zujchlägen bis zum 
doppelten Betrag ihrer Beiträge zu bedrohen. Für die Herftellung der vorge: 
ichriebenen Einrichtungen ift den Berieböunternehmern eine angemefjene Frift zu 
bewilligen. Die Genofjenihaft ift ferner befugt, für die Anbringung und Er: 
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haltung der Einrichtungen jowie für das Vorhandenjein der vorgejchriebenen 
Ausrüftungsgegenftände neben dem Rheder den Kapitän für verantwortlich zu 
erflären und ihm für jede Nadläffigkeit hierin Geldtrafen bis zu einhundert 
Mark anzudrohen. Dieje Vorſchriften find unter dem 14. Juni 1890 beichlofien 
worden und fanden am 18. Juni 1890 die Genehmigung des Reichöverfiherungs- 
amtes.!) Sie wurden den jämtlihen Sonjulaten mitgeteilt und find in den 
Geihäftsräumen der legteren jowie im Mannjchaftslogis öffentlich aufzuhängen.”) 
Die Konfuln find befugt, bezüglich der Befolgung der Vorſchriften jederzeit 
Unterfuchungen der Fahrzeuge zu veranlaffen und der Kapitän ift verpflichtet, 
dem Konſul ſtets die Schiffsjournale, Mufterrollen, Zertifikate, Meßbriefe 
und jonftigen Sciffspapiere ſowie bie Liften, auß welchen die Zahl ber Ber: 
fiherten jowie der Umfang und die Dauer der zurüdgelegten Reije erfichtlic 
wird, auf Berlangen vorzulegen. Zur Erfüllung diefer Pfliht kann er 
vom Seemannsamt mit Gelditrafe bis zu dreihundert Mark angehalten werben.‘) 
Die Teitiegung der jonad den Kapitän treffenden Gelditrafen erfolgt durch 
denjenigen Konjul, welcher zuerft Kenntnis von der Nachläſſigkeit des KHapitäns 
erhält. Die Straffeftjegung ift in da8 vom Kapitän zu diefem Zweck vorzulegende 
Schiffsjournal einzutragen und fofort vollitrefbar. Eine abermalige Straffelt: 
jegung durch dasjelbe oder dur ein anderes Konjulat ift zuläffig, jofern der 
Kapitän nicht nachweift, daß er inzwildhen die Anordnung nicht hat befolgen 
fönnen.*) Die Strafe kann ſolange jortgejeßt werden, bis der bezwedte Erfolg 
erreicht if. Eine ſofortige Abftellung mwahrgenommener Mipftände kann 
der Konſul aber nur uach Maßgabe des 8 58 SO. bei Seeuntüchtigkeit des 
Schiffes durchſetzen. Im übrigen Hat er abzuwarten, ob ber Kapitän bie 
gerügten Mängel bejeitigt oder abermals eine Beftrafung ſich zuzieht. Gegen 
die Straffeftiegung ſteht ſowohl dem Kapitän wie dem Rheder, Korreipondent: 
rheder oder Bevollmächtigten, mweldhe die durch die Anordnungen geforderten 
Aufwendungen zu machen haben und fih durch die ihnen auferlegten Leiftungen 
beihwert fühlen, die Beichwerde an die dem Seemannsamt vorgejette Auffichts: 
behörde zu, welche jpäteftend innerhalb zweier Wochen nad) Beendigung der 
Reife zu erheben ift. 

Dagegen tragen den Charakter von wirklichen Kriminalftrafen jene, welche 
der deutihe Konjul in Konftantinopel nad) den Beichlüfien der internationalen 
Sanitätsfonferenzen als Mitglied der dortigen Konſulatskommiſſion feitzujegen 
hat. Nah den Beichlüffen ber 1. internationalen Parifer Sanitätsfonvention 
vom 3. April 1894 mit Zujagerflärung vom 30. Oktober 1897, RGBl. 1898 
S. 973 fi. 4. Anlage, hat bei Verlegungen der durch die Konvention feſt— 
gejegten Pflichten durch den Kapitän eines Pilgerichiffes die Gejundheitsbehörde 
des türfiihen Zwiſchen- oder Ankunftshafens, welche die Uebertretung feftftellt, 
ein Protokoll hierüber aufzunehmen, dem der Kapitän jeinerjeits Bemerkungen 
hinzufügen fann. Eine beglaubigte Abjchrift dieſes Protofoll® wird in dem 
betreffenden Hafen ber Konfularbehörde besjenigen Landes zugeftellt, deſſen 
Flagge das Schiff führt. Die Konjularbehörde hat im Wege des reinen Ber: 
waltungszwangsverfahrens dafür zu jorgen, daß die Geldftrafe bei ihr hinterlegt 
wird. Iſt ein Konſul an dem betreffenden Hafenplag nicht vorhanden, jo zieht 
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die Gejundheitäbehörbe jelbit die durch die Konvention jeftgeiegte Strafe ein. 
Die Gejundheitd: oder Konfularbehörde hat über bie gerügte Webertretung und 
die erfolgte Hinterlegung der Geldftrafe einen Vermerk in das nad Anlage 1 
Art. 9 auszuftellende Gejundheitspatent aufzunehmen. Die endgültige Ent: 
ſcheidung erfolgt durch die in Konſtantinopel gebildete Konſulatskommiſſion, 
welcher ein zweites Exemplar der beglaubigten — des Protokolls zu über: 
ſenden iſt, das die die Uebertretung —* Geſundheitsbehörde aufgenommen 
hat. Die Kommiſſion, zu welcher ſtets der Konſul der beteiligten Nation mit 
vollem Stimmrecht zuzuziehen iſt, entſcheidet unter Berückſichtigung der beider: 
ſeitigen Erklärungen des Sanitätsbeamten und des Kapitäns. Die Strafen, 
welche die Kommiſſion zu verhängen hat, ſind in der Konvention ſämtlich 
abſolut beftimmt,') weshalb auch der Konſulats- bzw. Geſundheitsbehörde die 
ſofortige Beitreibung derſelben nach Feſtſtellung der Uebertretung übertragen 
werben konnte. Die Entſcheidung der Konſulatskommiſſion iſt ſtets definitiv. 
Erſt nad) dieſer Entſcheidung fällt die hinterlegte Strafe endgültig dem Oberſten 
Gejundheitsrat in Konftantinopel zu. Dasjelbe gilt nad) Kapitel V der VBenediger 
Sanitätsfonvention vom 19. März 1897, RGBl. 1900 ©. 43 ff. bei Ueber- 
tretungen der durch dieje aufgeftellten Verpflichtungen. Die zweite Pariſer inter: 
nationale Sanitätsfonvention vom 3. Dezember 1903 reproduziert in Zitel III 
Kap. 3 Art. 159 und 160 und in Zitel IV Art. 173 und 174 diejelben 
Beitimmungen. 


4. Abſchnitt. 
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Die Regelung bes Zollweſens ift ausjchlieglich Sache des einzelnen Landes ; 
doch aud hier ift in einem bald enaeren, bald weiteren Umfang den Konſuln 
ein Einfluß eingeräumt. Es ift leicht begreiflich, daß in kulturell hochſtehenden 
Staaten diejer Einfluß des Konfuls ſich nicht geltend machen kann. Der be: 
treffende Staat verpflichtet höchſtens jeine Zollbehörden, ihre Amtshandlungen 
den Konſuln anzuzeigen und fie zur Anmejenheit einzuladen.?) Dieje rein 
paifive Affiftenz ift den Konſuln in vielen Verträgen zugeftanden.”) Daß bie 
Konjuln den Zollbehörden auf Verlangen ben nötigen Beiftand zu gewähren 
haben, um Recherchen nad) verbotenen Waren an Bord beuticher Schiffe vor: 
zunehmen, ift in der ADJ. zu $ 33 KG. ausdrüdlich hervorgehoben. Bedeutend 
weiter geht der Einfluß der Konjuln in Staaten mit wenig entwidelten Ver: 
hältniffen. Leicht erflärlich ift, daß fi die Kulturftaaten in diejen auch einen 
gewiffen Einfluß zu fichern und zu erhalten juchen bei der Beftrafung von 
erg 9, um ihre Angehörigen vor ungeredhter Beftrafung zu ſchützen. 
So hat nad Art. 18 des Vertrags mit China der Konſul Streitigkeiten, welche 
fih über die Berififation von Waren ergeben, mit dem Bollinjpeftor auszu— 
gleichen und nad) der Deklaration zu diefem Vertrag obliegt die Feſtſetzung der 
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Strafe bei faljcher Deklaration der Waren einer gemiſchten Kommiifion, beftehend 
aus einem Delegierten des chinefiichen Zollhauſes und der beutichen Konſular— 
behörde. Desgleichen ift bei Streitigkeiten über den Wert der Waren ber Ent: 
icheid nad) Art. 19 der Verträge mit Siam durch eine gemiſchte Kommiſſion 
herbeizuführen. Nah Art. 2 Ziff. 6 und Art. 6 des Vertrags mit Korea find 
die Streitigkeiten über Zollangelegenheiten vom Konjul allein zu entjcheiden, 
ebenjo nad; Art. 13 des Vertrag mit Zanzibar. Daß die Strafen und 
Konfiskationen den betreffenden Regierungen — verſteht fi) von ſelbſt, iſt 
aber trotzdem in den Verträgen ausdrücklich hervorgehoben.') 

Bei all diefen Entſcheidungen kann der Stralbeicheib nad den Verträgen 
ftet3 nur auf Konfisfation und Geldftrafe lauten. Es handelt ſich Hierbei feines: 
wegs um eine richterliche Aburteilung, wenn auch die deutichen Konſuln in all 
diejen Ländern Gerichtöbarkfeit ausüben, jondern um rein verwaltungäpolizeiliche 
Entiheidungen, wenn ber Konſul zujammen mit einem Mitglied der betreffenden 
Landeszollverwaltung tätig wird. Diele Funktionen erklären fi) auß ber dort 
den Reichsangehörigen zuftehenden Erterritorialität, infolge deren die betreffenden 
Bandesregierungen teilweife auch auf die zollgejegliche Beitrafung verzichtet haben. 
Da die Strafen nur auf Gelditrafe und Konfisfation lauten fönnen, befteht 
fein Bedenken, fie den Strafbeicheiden der VBerwaltungsbehörden nah $ 459 
StPO. an die Seite zu ftellen, zumal die StPO. hinſichtlich der Höhe ber 
Geldftrafen feine Beſchränkungen aufftellt. Soweit ber Konful zujammen 
mit einem Mitglied der Landeszollverwaltung enticheibet, ift der Beſcheid not- 
wendig definitiv. Anders find die fälle zu beurteilen, in denen ber Konſul 
allein entſcheidet. Da die StPO. jelbft für die Verhängung diefer Strafen 
feine Verfahrensvorſchriften aufftellt, diefe vielmehr vorausſetzt, jo wäre in Er: 
mangelung jolder anzunehmen, daß die Strafe nad allgemeiner Regel durch 
Urteil auszuſprechen wäre. Eine abweichende Art der Strafverhängung im Ber: 
waltungsmwege ließe fi nur auf Herkommen und völferredhtlihe Gewohnheit 
gründen, die allerdings bei der Gleihjörmigkeit der erwähnten Verträge unter 
ſich nicht ausgeſchloſſen erſcheint. Würde unter diefen Vorausjegungen der Konſul 
die Strafe durch Strafbeicheid feftiegen, jo wäre theoretiih die Möglichkeit 
nicht ausgejchloffen, gegen den Strafbeiheid bes Konſuls auf gerichtliche 
Entſcheidung anzutragen, der Konjul könnte analog $ 460 StPO. feinen Be- 
icheid wohl auch zurüdnehmen; täte er dies nicht und würde gegen den Beſcheid 
auf gerichtliche Entſcheidung beantragt, jo würbe hierüber das Konjulargericht 
enticheiden. Eine Beichwerde an eine höhere Verwaltungsbehörde gäbe es 
natürlicd in diefem Fall nid. 

Erweiterte polizeiliche Aufgaben brachte die Algecirasfonjerenz den Konjuln 
der Signatarmädte in Marokko. Nach dem Reglement betr. die Ueberwachung 
und Unterdrüdung des Waffenſchmuggels (2. Kapitel) jollen die jcherifiichen Zoll: 
beamten, wenn erhebliche Verdachtsgrunde dafür vorliegen, daß ein Schiff, welches 
in einem dem Handel — Hafen vor Anker liegt, zum Zwecke der Einfuhr 
in Marokko Waffen, Munition oder andere verbotene Waren an Bord hat, die 
Verdachtsgründe der zuſtändigen Konſularbehörde anzeigen, damit dieſe in Gegen— 
wart eines Vertreters der ſcherifiſchen Zollbehörde die von ihr für erforderlich 
erachteten Vernehmungen, Ermittelungen und Durchſuchungen anſtellt.) Im 

Vertrag mit China Art.29, Siam Art.22, Korea Art. 2 Ziff. 6, Sanſibar Art. 13. 
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alle der Einfuhr oder des Verſuchs der Einfuhr verbotener Waren zur See 
außerhalb eines dem Handel geöffneten Hafens kann die maroffaniiche Zollbehörbe 
dad Schiff zum nächſten Hafen bringen laffen, um es ber Konjularbehörde zu 
übergeben; bieje darf e8 mit Beichlag belegen und die Beichlagnahme bis zur 
Zahlung der verhängten Geldftrafe aufrecht erhalten. Jedoch muß die Beichlag- 
nahme des Schiffs in jeder Qage des Verfahrens gegen Hinterlegung des Höchit- 
betrags der angedrohten Gelditrafe bei der Konjularbehörde oder gegen eine von 
der Zollbehörbe angenommene hinreichende Bürgichaft aufgegeben werden, ſofern 
dadurch die Unterfuchung nicht erjchwert wird.) Die maroffanifchen Zollbehörben 
jolfen den diplomatiihen oder Eonjulariihen Vertretern von Zumiderhandlungen 
ihrer Angehörigen gegen biejes Reglement unmittelbar Anzeige erftatten, damit 
die Verfolgung durch die zuftändige Gerichtsbarkeit herbeigeführt wird. Ein 
Vertreter der Zollbehörde hat dem Gange der Verhandlungen in den ſchwebenden 
Saden zu folgen.) Wie $ 1 des Gejehes zur Ausführung der Generalafte 
vom 21. Dezember 1906, RGBl. S. 889 ff. ausdrüdlic; hervorhebt, finden 
die in diejem Reglement enthaltenen Beftimmungen über die Verfolgung und 
Beftrafung von LZumiderhandlungen gegen dasſelbe ſowie über die Ein: 
ziehung von Gegenftänden im Falle ſolcher Zumiderhandlungen auch auf bie 
unter deutjcher Gerichtsbarkeit ftehenden Perjonen Anwendung. Das Reglement 
betr. die marokkaniſchen Zollämter jomwie die Unterdrüdung des Bollbetrugs 
und bes Schleichhandbels (5. Kapitel) beſtimmt, daß jeder Kapitän eines vom 
Ausland oder aus Marokko fommenden Handelsſchiffes binnen 24 Stunden, 
nachdem er in einem Hafen des maroffaniichen Reichs die Praktika erhalten hat, 
im Zollamt eine genaue Abjchrift jeines Manifeftes hinterlegen muß, die von 
ihm unterzeichnet und vom Konſignatar des Schiffs als gleichlautend beicheinigt 
ift. Er muß außerdem auf Verlangen das Original ſeines Manifeftes dem Zoll: 
beamten mitteilen.) Sind dringende Verdachtsgründe für die Ungenauigfeit 
des Manifeftes vorhanden oder verweigert ber Kapitän jeine Einwilligung zur 
Befihtigung und Prüfung durd den Zollbeamten, jo wird ber Tall ber zu— 
ftändigen Konjularbehörde gemeldet, damit dieje die von ihr für erforderlich 
erachteten Vernehmungen, Unterfuhungen und Prüfungen gemeinſchaftlich mit 
einem Bertreter der ſcherifiſchen Zollbehörde anftellt.t) Hat nad) Ablauf von 
24 Stunden der Kapitän jein Mtanifeft nicht Hinterlegt, jo verwirkt er, falls 
die DBerzögerung nicht auf höherer Gewalt beruht, eine Geldftrafe von 150 Pe: 
feta8 für jeden Tag der Verzögerung, jedody darf bie Gelditrafe 600 Peſetas 
im ganzen nicht überfteigen. Hat der Kapitän in betrügerijcher Abficht ein un: 
genaues oder unvollftändiges Manifeſt vorgelegt, jo wird er perjönlich zur Zahlung 
einer dem Werte der Waren, für die fein Manifeft beigebracht ift, entiprechenden 
Summe und zu einer Gelditrafe von 500 bis 1000 Peſetas verurteilt, auch 
fönnen das Schiff und die Waren ala Sicherheit für die Zahlung der Geldftrafe 
pon der zuftändigen Konſularbehörde mit Beichlag belegt werden.) Im Tyalle 
eines Verſuchs oder des eben vollendeten Vergehens einer zu Schiffe anders als 
über einen dem Kandel geöffneten Hafen erfolgenden Einfuhr oder Ausfuhr von 
Haren darf die maroffaniiche Zollbehörde das Schiff zum nädhften Hafen bringen 
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laffen, um es der Konjularbehörde zu übergeben; dieſe darf e8 mit Beichlag 
belegen und die Beſchlagnahme bis zur Zahlung der verwirkten Strafen aufrecht 
erhalten. Die Beichlagnahme des Schiffes muB in jeber Lage bes Verfahrens 
gegen Hinterlegung des Höchſtbetrags der angedrohten Gelditrafe bei der Konjular- 
behörde oder gegen eine von der Zollbehörde angenommene hinreichende Bürg- 
Ichaft aufgehoben werben, jofern dadurch die Unterfuchung nicht erichwert wird.') 
Der alljährlid; von einer eigens hierzu beftimmten Kommilfion feftgeftellte Tarif, 
welcher die Grundlage für die von den maroffanijchen Zollbehörden vorzunehmende 
MWertbemeffung bildet, ift in den Bollämtern und in den Kanzleien der Ge 
ſandtſchaften und Konjulate in Tanger anzuſchlagen.“) Die maroflaniichen Zoll: 
behörben jollen den diplomatiichen und konſulariſchen Vertretern von Zuwider— 
bandlungen ihrer Anhörigen gegen dieſes Reglement Anzeige erftatten, damit die 
Verfolgung durch die zuftändige Gerichtsbarkeit herbeigeführt wird. Ein Ber: 
treter der Zollbehörde hat dem Gang der Verhandlungen in den bei den ver: 
ichtedenen Gerichtöbarfeiten ſchwebenden Saden zu jolgen.”) Jede Einziehung, 
Geldftrafe oder fonftige Strafe muß bei fremden Staatsangehörigen von der 
Konfulargerichtsbarkeit ausgejprochen werden.) Auch diejes Reglement wurde 
durch $ 3 des Ausführungsgejeges für die unter deuticher Gerichtäbarfeit ſtehenden 
Perjonen für anwendbar erklärt. Die zu verhängenden Gelbitrafen find in 
Reichswährung unter Zugrundelegung des Kurjes von 1 Pejeta — 0,75 Mark 
jeftzufegen. (Ausführungsgeſetz $ 1 Abi. 2, $ 3 Abſ. 2). Da die Generalafte 
jtet3 von einer VBerhängung der Strafen durch das Konſulargericht jpricht, ergibt 
ſich hieraus, daß Ddiejelben ſtets durch Urteil auszufprechen find. Infolgedeſſen 
find die mit dem Verfahren verbundenen polizeilichen Aufgaben der Koniuln 
nicht als ſpezifiſch polizeiliche, jondern vielmehr als allgemein friminalpolizeiliche 
zu betradhten. 


5. Abſchnitt. 


z 22. Die Verwaltungspolizei der dentfhen Konfuln in den deutfchen 
Viederlafungen in Tientſin und Hankau. 


Nach den bisherigen Darlegungen obliegt den Konjuln eine große Zahl 
polizeilicher Funktionen, die alle mehr oder minder mit der Polizei über deutiche 
Kauffahrteiichiffe zufammenhängen. In den deutichen Niederlaffungen in Tientfin 
und Hankau obliegt den Konſuln aber eine eigentliche, wenn aud noch in der 
erſten Entwidlung begriffene Verwaltungspolizei. Die Denkſchrift über dieſe 
Niederlaffungen in den Druckſachen des Reichstags’) gibt hierüber folgende An: 
haltspunkte. Die Niederlafjungen find auf Grund zweier Verträge mit der 
hinefiichen Regierung vom 3. und 30. Oktober 1895 eingerichtet worden. Die 
betreffenden Niederlaffungen find nad) wie vor Beſtandteile des chineſiſchen Reichs 
und bleiben unter chinefiiher Gebietähoheit, find aber der Verwaltung und 
Polizei der chinefiihen Lofalbehörden entzogen. Nach Art. 2 Abi. 4 des Ber: 
trags vom 3. Oktober hat die Verwaltung derjelben der deutiche Konſul nad 
Maßgabe der Verträge und der zu entwerjenden Verordnungen zu leiten. Die 
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Zwangsenteignung jollte nad) Art. 4 auf Antrag des Konſuls durch die chineſiſchen 
Behörden bewirkt werden. Die Mittel zur Enteignung und zum Erwerb bes 
Nieberlaffungsgebietes ftellte die Deutih-Oftafiatiihe Bank der Reichäregierung 
auf Grund zweier Verträge, des Vertrags megen Uebernahme ber deutlichen 
Niederlaffung in Tientfin vom 29. Mai 1897 und besjenigen wegen Uebernahme 
der bdeutichen Nieberlaffung in Hankau vom 10. Februar 1898 der Reiche: 
regierung zur Verfügung; dagegen wurde ihr der Grund und Boben zur Weiter: 
veräußerung an die Intereſſenten übertragen. Auch mwurbe fie verpflichtet die 
nötigen Quaianlagen berzuftellen, welche fie finanziell ausnüßen darj, und bie 
nötigen Straßenneße anzulegen, welche jofort unentgeltlich in das Eigentum ber 
Niederlaffungsgemeinde übergehen.‘) Ferner verpflichtete fich die Bank, für jedes 
Niederlaffungsgrundftüäk in die anzulegenden Grundbücher folgende Vermerke 
eintragen zu laffen:*) 1. daß dem Kaiſer von China die in den Niederlaffungs: 
verträgen vorgejehenen Rechte zuftehen, insbejondere der Anſpruch auf einen un— 
ablöslichen, von dem Grundftüceigentümer jährlich) an die Konjulate in Tientfin 
und Hankau abzuführenden Grunbdzins in dem nad) Art. 2 des Vertrags 
vom 3. Oktober 1895 für Hanfau und nad 3 15 des PVertragg vom 
30. Oktober 1895 für Zientfin feſtgeſetzten Betrag;*) 2. daß der Eigentümer 
des Grundftüds verpflichtet ift: a) Mitglied der in Tientſin bzw. Hankau zu 
begründenden deutſchen Niederlaffungsgemeinde nah) Maßgabe der Gemeinde: 
fatuten zu werben, die ihm als ſolches auferlegten Laften zu tragen, auch die 
für die Niederlaffung eingeführten polizeilichen Vorjchriften bei Meidung einer 
Konventionalftrafe, die der höchſten in der betreffenden Verordnung vorgeiehenen 
Geldftrafe entjpricht, zu beobachten; b) fi) dem deutichen Recht und der deutjchen 
Gerichtsbarkeit in allen da8 Grundſtück und die Stellung zur Niederlafjungs- 
gemeinde betreffenden Rechtöverhältniffen zu unterwerfen; c) dafür einzuftehen, 
daß die unter a und b aufgeftellten Verpflichtungen auch von Mietern, Pächtern 
und ſonſtigen Nugungsberechtigten ſowie von deren Unterberechtigten übernommen 
und erfüllt werden; d) ohne ausbrüdliche Genehmigung des Konjuls feine Ver: 
äußerung de Grunditüds an einen Nichtdeutichen vorzunehmen, auch außerhalb 
des Chinejenviertel3 fein Nutungsrecht an einen Ehinejen einzuräumen oder ein= 
räumen zu laſſen; e) feine Veräußerung des Grundftüds vorzunehmen, aud 
fein Nutzungsrecht daran einzuräumen oder einräumen zu laffen, bevor nicht 
der Erwerber oder Nußungsberechtigte dem zuftändigen deutichen Konjul eine 
ichriftliche, bei dem Angehörigen einer Vertragsmacht von deifen Konſul zu ge: 
nehmigende Erklärung eingereicht hat, worin er fi) auch perjönlich den vor— 
ftehenden Verpflichtungen unterwirjt. Eine unter Verlegung der Verpflichtungen 
zu d und e erjolgende Veräußerung des Grundftüds oder Einräumung eines 
Nutzungsrechts ift unwirkſam. Durch diefe Vorjchriften, die in ben beiden Ber: 
trägen mit der Deutſch-Oſtaſiatiſchen Bank feftgelegt und in der Verorbnung 





') Vertrag wegen Uebernahme der deutſchen Niederlafjung in Tientfin $ 3 Abi. 1 
u. 3, in Hanfau 8 4 Abi. 1 u. 3. 

2)].c.84 bzw. 8 5. 

) Ob in andern Ländern, in denen Konjulargerichtöbarkeit geübt wird, Deutiche 
erit dann zur Zahlung von Steuern herangezogen werden, wenn ihnen dieje infolge der 
Erterritorialität duch Verordnungen ber Konjuln auferlegt find und ob dieje Abgaben 
duch die Koniularbehörden den Landesregierungen übermittelt werden, enticheidet das 
Herlommen. Beſondere Beftimmungen über die Auferlegung von Abgaben enthalten ber 
Bertrag mit Sanfibar Art. 23, die Madrider Konvention in Art. 12 u. 13 und die Generals 
afte der Algecirasfonferenz in Art. 59. 
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betr. die Rechte an Grundftüden und die Anlegung von Grundbücern in den 
deutichen Niederlaffungen in Zientfin und Hankau vom 25. Oktober 1900 
RGBl. S. 1000’) wiederholt find, ift der deutiche Charakter der Niederlafjungen 
fichergeitellt. 

Auf Grund ber Verträge vollzog ſich alsbald die Niederlaffung in den 
Anfiedelungdgebieten unter der ftändigen Auffiht und nad den Anordnungen 
der dortigen Berufskonſuln. Die fich dortjelbft nieberlaffenden Reichsangehörigen 
waren dem deutſchen Rechte unterworfen, das nötigenfall® durch Vertrags: 
beftimmungen ergänzt werden fonnte. Fremden gegenüber konnte die deutſche 
Geſetzgebung nicht ohne weiteres zur Anwendung fommen, denn dba die Nieder: 
laffungen chinefilches Staatsgebiet bleiben, jo bleiben für die fi) in den deutjchen 
Niederlaffungen anfiebelnden Fremden die von China mit andern Mächten ab- 
geichloffenen Verträge beftehen. Ein Eingreifen in die Rechte ber Angehörigen 
dieſer Vertragsſtaaten ift daher nicht ohne weiteres im Wege ber deutjchen Ge: 
—** und Verwaltung möglich; es konnten ihnen vielmehr die notwendig 
erſcheinenden Verpflichtungen nur vertragsmäßig auferlegt werden. Es kamen 
ſonach für die in den Niederlaſſungen wohnenden Reichsangehörigen vor allem 
die Beftimmungen des Konjulargerichtsbarfeitsgejeges in Betracht, während die 
dafelbft lebenden fremden auf Grund der von ihrem Heimatöftaat mit China 
abgeichloflenen Verträge im allgemeinen ihrem eigenen Recht und ihren eigenen 
Behörden unterftanden. Nur ſoweit e8 fi) um deren Grundftüde jelbft handelte, 
wurde ihnen beim Uebergang des Grundftüds in ihr Eigentum die Verpflichtung 
auferlegt, fi ber deutlichen — ſowie dem deutſchen Rechte und der 
deutſchen Gerichtsbarkeit zu unterwerfen. 

Die Verwaltung, welche der Aufſicht des Konſuls unterliegt, war eine 
Art Selbſtverwaltung und lag in den Händen der aus den Anſiedlern beſtehenden 
Niederlaſſungsgemeinden, welche durch die einzuführenden Abgaben auch die Koſten 
derſelben trugen. Im übrigen war die Gemeindeverfaſſung hauptſächlich im 
Wege des Vertrags mit den einzelnen Mitgliedern durchzuführen. Als Grundlage 
dienten die von ben Konſuln ausgearbeiteten Gemeindeftatuten. Auch wurden 
auf Grund des $ 51 KGG. Polizeiverordnungen in den Niebderlaffungsgebieten 
eingeführt. Die Konſuln waren angewiejen, vor Erlaß bie deutſchen Intereſſenten 
zuzuziehen und deren Wünjhen und Vorſchlägen möglichft Sorge zu tragen. 
Da die Verwaltung alle Zweige einer Landesverwaltung umfaßte, erftredten fi 
die Polizeiverordnnungen auch auf alle Zweige einer joldyen, insbejondere auf die 
Herftellung und Unterhaltung der Straßen und Uferanlagen, die Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Orbnung und Sicherheit, die Vorkehrungen gegen fyeuer: und 
Diebesgefahr, auf die ürlorge für Beleuhtung und Sanitätöwejen, auf die 
Einführung und Ueberwachung einer Baupolizeiordnung. 

Die jortichreitende Entwidlung diefer Niederlaffungen ließ es angezeigt 
ericheinen, ihnen nach dem Vorbild der übrigen Fremdenniederlafiungen in China 
das Recht eigener Verwaltung zu verleihen. Das Reichögejeg, welches ihnen 
die entiprechenden Befugniſſe namentlich auf dem Gebiete des Steuer: und Polizei: 
rechts übertragen bat, erging am 3. Juni 1905 als Geſetz betr. die Bildung 
deuticher Aommunalverbände in ben Konſulargerichtsbezirken, RGBl. ©. 541, 


8. vom 25. Oktober 1900 $ 7. 
?) Dentichrift über die Niederlafjungen und die Motive zum Gejeg vom 3. Juni 
1905, betr. die Bildung deutiher Kommunalverbände. 
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ohne dab das Geſetz auf bie chineſiſchen Niederlafjungen beichräuft wäre; es 
bezieht fich vielmehr auf alle in den Konfulargerichtäbezirken entftehenden deutſchen 
Niederlaffungen, womit, dem Sprachgebrauch in Oftafien entiprechend, eine Ver: 
einigung von Wohnpläßen gemeint ift, in welcher das beutiche Element vor: 
herricht. Nach diejem Geſetz kann einer ſolchen deutichen Niederlaffuug in einem 
Konfulargerichtäbezirt dad Recht eines Kommunalverbandes durch Beichluß des 
Bundesrat3 verliehen werden. Durch die Verleihung erlangt der Verband die 
Rechtsfähigkeit. Die Verleihung ift unter Angabe des Namens, den der Ber: 
band zu führen bat, zu veröffentlichen.) Diefe Verleihung erfolgt jonad in 
ähnlicher Weife, wie fie deutſchen Vereinen im Ausland?) und deutſchen Kolonial- 
gejellichaften erteilt wird.) Die Rechtsfähigkeit wird den Niederlaffungen auf 
Grund einer vom Reichskanzler nad Anhörung der Beteiligten erlafjenen Ge: 
meindeordnung erteilt. Der Verband unterjteht der Aufficht des Reichskanzlers, 
der fie durch die Konſuln und Gefandten ausübt. Dur Beſchluß des Bundes: 
rat3 kann dem Berband im öffentlichen Intereſſe das Recht des Kommunal: 
verbandes wieder entzogen werden. Durch die Entziehung verliert der Verband 
die Rechtsjähigkeit. Die Entziehung ift durch den Reichdanzeiger zu veröffent: 
lichen.) Die Gemeindeordnung hat die näheren Beitimmungen über die Ver: 
fafiung des Kommunalverbandes zu enthalten und die ihm zuftehenden Befugniffe 
des öffentlichen Recht zu beſtimmen.“) Unter diefen find insbejondere nad) den 
Motiven des Gejeges die zur Erfüllung der fommunalen Aufgaben erforderlichen 
ſteuerrechtlichen und polizeilihen Befugniſſe zu verftehen. Durch dieſelben jollen 
die deutihen Niederlafjungen inftand geſetzt werden, durch Beiteuerung ihrer 
Bewohner fi die nötigen Einnahmen zu verihaffen und durch Einrichtung 
einer Polizeiverwaltung die Ruhe, Ordnung und Sicherheit innerhalb ihrer Ge: 
biete aufrecht zu erhalten. Den Beftimmungen der Gemeindeordnung unterliegen 
außer den deutſchen Reichsangehörigen auch die in den Niederlaffungen fid an: 
fiedelnden Fremden, welche ſich durch Erwerb von Grunditüden mit Genehmigung 
ihrer Regierung dem deutichen Recht und ber deutichen Gerichtsbarkeit in allen 
ihre Grundftüde und ihre Stellung zur Niederlafjungsgemeinde betreffenden 
Rechtsverhältniffen unterwerfen.) Ferner hat die Gemeindeordnung noch Be: 
fimmungen zu treffen über die Rechte und Pflichten der Mitglieder, die Organe 
des Verbands und ihre Befugnifje, über die Vertretung des Verbands nad) 
außen und über die Ausübung der Aufficht durch den Reichskanzler.“) 


Dieje Gemeindeordnung wurde gleichlautend für die beiden Niederlaffungen 
in Zientfin und Hankau vom Reichefanzler am 9. Dezember 1905 erlafjen °) 
und bildet, da durch fie die gejamte Verwaltung und Polizei den Niederlaffungs: 


9 or vom 3. Juni 1905 betr. die Bildung deutfcher Kommunalverbände $ 1 
1 u. 2. 


) BB. 8 28. 

” Schußgebietögejeß in der legten auf Grund der Novelle vom 25. Juli 1901, RGBl. 
©. 809 ff. ergangenen Redattion, 8 11. 

*) Gejeg dom 3. Juni 1905 $ 1 Abi. 3 u. 4, 

®) Gejeg vom 3. Juni 1905 8 2. 

*) ®. betr. die Rechte an Grundjtüden und die Anlegung von Grundblüchern in 
den no Niederlafiungen von Tientfin und Hanfau vom 25. Oktober 1900, RGEBl. 
©. 1000 


7) Befeg vom 3. Juni 1905 $ 2. 
) Publiziert in Nr. 22 und 23 des Deutichen Reichdanzeigerd vom 25. und 
26. Januar 1906. 
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gemeinden übertragen wurde, jeit ihrem Inkrafttreten am 1. April 1906?) bie 
Grundlage für die geſamte Verwaltung dieſer Niederlaffungen. Nah den Be 
ftimmungen berjelben erlangt die deutiche Niederlaffung in Zientfin bzw. Hanlau 
das Recht eines Kommunalverbandes und die Rechtsfähigkeit mit dem Intraft: 
treten biejer Gemeindeordnung. Der Verband führt den Namen Deutiche Nieder: 
laffungsgemeinde in Tientſin bzw. Hankau mit dem Sit in Tientfin bzw. Hanau. 
Die deutſche Niederlaffungsgemeinde hat den Zmwed, die gemeinjamen Angelegen: 
heiten der dortigen deutichen Niederlaffung zu verwalten, insbejondere die zu 
deren Ordnung, Wohlfahrt und Sicherheit erforderlichen Anlagen, Anftalten und 
Einrichtungen herzuftellen und zu unterhalten.) Mitglieder der Niederlaffungs: 
gemeinde find die Eigentümer, Meieter, Pächter und ſonſtigen Nutungsberechtigten 
von Grundftüden in den deutichen Niederlaffungen in Tientſin und Hanfau, bie 
in ben das Grundftüd oder ihre Stellung zur Niederlaſſungsgemeinde betreffenden 
Rechtöverhältnifien der deutichen Gerichtöbarfeit unterworfen find. Die deutjchen 
Konjuln für Zientfin und Hankau führen je ein Verzeichnis der Gemeinde: 
mitglieder, da8 von jedem Beteiligten eingejehen werden kann.“) Die Gemeinde: 
mitglieder find zur Benügung der Anlagen, Anjtalten und Einrichtungen ber 
Gemeinde nad) Maßgabe der Gemeindeordnung berechtigt; fie find verpflichtet, 
die für die Niederlafjungen eingeführten Vorjchriften zu beachten jowie an den 
Abgaben und Laften der Gemeinde nad) Maßgabe der Gemeindeordnung teil: 
zunehmen.*) Die Angelegenheiten der Niederlaffungsgemeinden werden durch die 
Gemeindeverfjammlung und den Gemeinderat geordnet.) Die Gemeindeverjamm: 
lung beſteht aus den Gemeindemitgliedern, die von ihrem Grundbefig in der 
Niederlaffung und den darauf errichteten Gebäuden oder von gemieteten, ge: 
padhteten oder ſonſt benußten Niederlaffungsgrundftüden im ganzen einen jähr: 
lichen Betrag von mindeſtens fünfzig Taels an Gemeindeabgaben entrichten. ‘) 
Ehinefen nehmen an der Gemeindeverjammlung nicht teil. Bon der Teilnahme 
an berjelben find ausgeichloffen diejenigen Perfonen, welche mit der Entrichtung 
von Gemeindeabgaben fid im Rüdftande befinden, über deren Vermögen das 
Konkursverfahren eröffnet ift ſowie diejenigen, welche nicht die bürgerlichen Ehren- 
rechte befigen oder ſich wegen einer ftrafbaren Handlung in Unterfuhung be: 
finden, die den Berluft diejer Rechte zur Folge haben kann.) Auch eine Ber: 
tretung duch den gejeglihen und in beitimmten {Fällen durch einen bevoll: 
mächtigten ftimmberechtigten Vertreter ift möglich.”) Die Zahl der dem einzelnen 
Mitglied in der Gemeindeverfammlung zuftehenden Stimmen beitimmt fi nad 
der Höhe der von ihm entrichteten Gemeindeabgaben ; doc darf fein Mitglied 
mehr als zwölf Stimmen führen. Der Niederlaffungsgemeinde fteht, wenn fie 
Eigentümerin, Mieterin, Pächterin oder jonftige Nußungsberechtigte an Nieder: 





!) Gemeindeordnung $ 41 Ubi. 1. 

) Semeindeordnung 8 1. 

2) Gemeindeordnung $2; nah $2 Ziff. 7 der Anordnung des Reichskanzlers betr. 
die Konjulargerichtöbarkeit über Schußgenofjen vom 27. Dftober 1900, RGBl. ©. 574, find 
die in den angeführten Nechtöverhältnifjen Stehenden dem deutihen Schuge und damit 
der deutſchen Gerichtsbarkeit auch dann unterftellt, wenn fie weder Deutjche find noch zu 
den Schußgenofien gehören. 

* Gemeindeordnung $ 3. 

) Gemeindeordnung $ 4. 

) Gemeindeordnung 8 5. 

) Gemeindeordnung 8 6 

) Gemeindeordnung 8 1. 
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loffungsgrundftäden ift, ein Stimmredt für diefe Grundftüde nicht zu.) Der 
Konſul beruft die Gemeindeverjammlung und führt in ihr den Vorſitz. Orbent: 
lihe Sigungen finden jährlidy einmal im Monat Februar ftatt, außerordentliche 
werden berufen, jo oft bie Geichäfte e8 erfordern. Zur Anberaumung derjelben 
itt der Konjul befugt; er ift dazu verpflichtet, wenn dies von dem Gemeinderat 
oder von mindeſtens fieben ftimmberechtigten Gemeindemitgliedern jchriftlich unter 
Angabe des Zwecks und der Gründe verlangt wird. Die Berufung erfolgt in 
ortsüblicher Weile unter Mitteilung der Tagesordnung. Gegenjtände, die nicht 
auf der Tagesordnung ftehen, dürfen nicht beraten werden. Zwiſchen ber Be: 
rufung und der Sigung muß, abgejehen von dringenden Fällen, mindeitens eine 
Woche frei bleiben, über das Vorliegen der Dringlichkeit entjcheidet der Konful.?) 
Die ordentliche Gemeindeverjammlung ift ohne Rüdfiht auf die Zahl der in ihr 
vertretenen Stimmen beichlußfähig. Eine außerordentliche Gemeindeverjammlung 
it nur beihlußfähig, wenn darin mehr ala die Hälfte der vorhandenen Stimmen 
vertreten it. Wird im Falle der Beihlußunfähigkeit die Berfammlung zum 
zweiten Dale zur Beratung über denjelben Gegenftand berufen, jo ift fie ohne 
Rüdfiht auf die Zahl der vertretenen Stimmen beichlußfähig, worauf bei der 
zweiten Berufung ausbrüdlich hinzuweiſen ift.”) Die Beichlüffe der Gemeinde: 
verjammlung werden nad) Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmengleichheit ent: 
iheidet der Konjul ala Vorfigender, der im übrigen feine Stimme führt. Ein 
Mitglied ift nicht ftimmberechtigt, wenn die Beihlußfaffung die Vornahme eines 
Rechtsgeihäfts mit ihm oder die Einleitung oder Erledigung eines Rechtaftreits 
zwiſchen ihm und der Gemeinde betrifft.) Die Situngen der Gemeinbeverfamm: 
lung find öffentlich, dod) fan auf Antrag durch befonderen Beſchluß die Deffent- 
lichkeit ausgejchlofjen werden. Ueber den Antrag wird in nichtöffentlicher Sitzung 
verhandelt.) Der Konſul als Vorfigender leitet die Verhandlungen, eröffnet 
und jchließt die Sigungen und handhabt die Ordnung in berjelben. Die Ge: 
ihäftsjprache ift die deutiche, doch kann der Vorfigende ausnahmsweiſe Gemeinbe- 
mitgliedern, die der deutichen Sprache nicht mächtig find, den Gebrauch einer 
anderen Sprade gejtatten.®) Ueber den Gang der Verhandlung und die Be: 
ichlüfje der VBerfammlung hat der vom Konful zu ernennende Schriftführer ein 
Protokoll zu führen, das von dem Vorfigenden und dem Schriftführer zu unter: 
zeichnen ift. Eine Abſchrift des Protokolls ift auf der Gemeindefanzlei zur Ein- 
ficht der Gemeindemitglieder auszulegen; auch find die Beichlüffe der Verſamm— 
fung, jobald fie rechtskräftig geworben find, in ortsüblicher Weile in beutjcher 
Sprache jowie in engliicher Meberjegung bekannt zu machen.) Der Gemeinde: 
verſammlung obliegen die Wahl bes Gemeinderats, die Prüfung und Feſtſtellung 
des Gemeindehaushalt3 und der Yahresrechnung, die Beihlußfaffung über bie 
Art und die Höhe der zu erhebenden Gemeindeabgaben, die Genehmigung zur 
Ermerbung, Veräußerung und Belaftung von Grundftüden, zur Aufnahme von 
Anleihen jowie zur Annahme und Auslölagung von Schenkungen, Erbichaften 
und Bermädtnifjen, die Beſchlußfaſſung über die auf länger als ein Jahr er: 


!) Gemeindeorbnung N 8. 
) Gemeindeordnung $ 9. 

) Gemeindeordnung 8 10. 
*) Gemeindeordnung $ 11. 
) Gemeindeordnung $ 12. 
*) Gemeindeordnung $ 13. 
) Gemeindeordnung $ 14. 
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folgende Anftellung von Gemeindebeamten, der Erlaß allgemeiner Anordnungen 
über die Verwaltung und Benugung der Anlagen, Anftalten und Einrichtungen 
der Gemeinde, die Beratung über die das Gebiet der Niederlaffung betreffenden 
Polizeiverordnungen und die Ueberwahung ber Ausführung ihrer Beſchlüſſe. 
Ueber andere als Gemeindeangelegenheiten darf die Gemeindeverfammlung ohne 
Genehmigung des Konſuls nicht verhandeln.”) 

Der Gemeinderat, das engere Verwaltungsorgan der Niederlaffungen, beſteht 
aus fünf Mitgliedern, die ihr Amt als unbejoldetes Ehrenamt verwalten. Wähl: 
bar find die ftimmberedhtigten Gemeindemitglieder jowie deren ordnungsmäßige 
Vertreter. Der Konſul und andere bejoldete Konfulatsbeamte jowie Gemeinde 
beamte fünnen nicht gewählt werden. Drei Mitglieder des Gemeinderats müſſen 
Deutiche ein.) Die Wahl des Gemeinderats erfolgt durch Stimmzettel mit 
einfacher Stimmenmehrheit und zwar in ber Art, daß zunächſt drei deutſche 
Mitglieder und jodann zwei Mitglieder beliebiger Staatsangehörigfeit gemählt 
werden. Bei jeder Wahl find von dem einzelnen Wähler dabei jo viele Per: 
jonen zu bezeichnen ala zu wählen find; bei gleiher Stimmenzahl gilt der Aeltere 
ala gewählt.?) Der beutichen Niederlaffungsgejellihaft in Zientfin bzw. Hankau 
fteht, jolange fie Eigentümerin von mindeftens einem Viertel des bebauungs: 
fähigen Niederlaffungsareals ift, das Recht zu, eines der deutſchen Mitglieder 
des Gemeinderats zu ernennen. Bis dahin werden von der Gemeindeverfammlu 
nur vier Mitglieder des Gemeinderats gewählt.) Der Gemeinderat wird auf 
die Dauer eines Jahres gewählt. Scheiden Mitglieder vor Ablauf ihrer Wahl: 
zeit au8 dem Gemeinderat aus, jo hat diejer, jolange nod) drei von der Gemeinbe- 
verjammlung gewählte Mitglieder vorhanden find, das Recht, fi) nad) eigener 
Wahl zu ergänzen. Weitere Nachwahlen erfolgen durch die Gemeindeverfammlung 
und jind in ortsüblicher Weile bekannt zu machen. In Ermangelung eines 
beihlußfähigen Gemeinderat8 werden deſſen Geichäfte biß zur Neumahl von dem 
Konjul geführt.) Das Amt eines Mitglieds de8 Gemeinderats verliert, wer 
aufhört jtimmberechtigtes Gemeindemitglied ober Vertreter eines jolchen zu fein, 
wer deö Rechts der Teilnahme an der Gemeindeverlammlung verluftig gebt, wer 
geihäftsunfähig oder in feiner Gejchäftsfähigkeit beichränkt wird, jeinen Wohnſit 
in Zientfin bzw. Hankau aufgibt oder fi) längere Zeit al3 vier Monate aus 
Oſtaſien entfernt, endlich wer die Reichdangehörigkeit verliert, jofern nicht aus 
ohne ihn drei deutſche Mitglieder vorhanden find.) Der Gemeinderat wählt 
jeinen Vorſitzenden aus der Zahl jeiner deutichen Mitglieder. Diejer wird im 
Falle der Behinderung durch das ältefte deutſche Mitglied vertreten. Der Bor- 
figende beruft den Gemeinderat, jo oft die Geſchäfte es erfordern; er muß ihn 
berufen, wenn dies von zwei Mitgliedern verlangt wird. Die Situngen dei 
Gemeinderats find nicht öffentlich.) Der Gemeinderat ift beihlußfähig, wenn 
mindeitens drei Mitglieder anmwejend und davon minbeftens zwei Deutiche find; 
die Beichlüffe werden nad) Stimmenmehrheit gefaßt; bei Stimmengleichheit ent: 
icheidet die Stimme des VBorfigenden. Zur Beihlußfaflung ift die Berufung 
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der Mitglieder nicht erforderlich, wenn fie jämtlic ihre Zuftimmung zu dem 
Beichluffe ihriftlich erflärt haben. Im übrigen finden auf die Beratung und 
Beichlußfaffung die für die Gemeindeverfammlung geltenden Vorſchriften ent: 
ſprechende Anmwendung.!) Der Gemeinderat vertritt die Gemeinde gerichtlich und 
außergeridtlih. Die Ausfertigungen der Urkunden werden im Namen ber Ge: 
meinde von dem Vorfienden unterichrieben. Urkunden über Rechtsgeſchäfte, melde 
die Gemeinde gegen Dritte verbinden jollen, ſowie Vollmachtsurkunden müffen außer: 
dem von einem Mitglied des Gemeinderats unterjchrieben und mit dem Gemeinde: 
fiegel verjehen fein und zwar bei Beträgen über taujend Taels und, jojern fie 
die Enterbung, Veräußerung und Belaftung von Grunditüden, die Aufnahme 
von Anleihen jowie die Annahme und Ausihlagung von Schenkungen, Erbſchaften 
und Vermädtniffen betreffen, unter Anführung des in Betradht kommenden 
Gemeindebeihlufjes.”) Dem Gemeinderate obliegen die Vorbereitung und Aus— 
führungen der Beichlüffe der Gemeindeverfammlung, die laufende Verwaltung 
der Gemeinde, die Verwaltung des Gemeindevermögens jowie die Veranlagung 
und Erhebung der Gemeindeabgaben, die Verwaltung und Benußung der Anlagen, 
Anftalten und Einrichtungen der Gemeinde, die Anftellung, Anweiſung und 
Beauffihtigung der Gemeindebeamten, die Aufbewahrung ber Urkunden und 
Akten der Gemeinde, der Erlaß polizeiliher Ausführungsbeftimmungen und die 
Berwaltung der Gemeindepolizei. Der Gemeinderat ift auch befugt, die laufenden 
Geichäfte und die Beauffichtigung einzelner Geſchäftszweige unter feine Mitglieder 
zu verteilen. Die Gejchäftsverteilung ift auf ber Gemeindefanzlei zur Einficht 
der Beteiligten auszulegen. ?) 

Was den Gemeindehaushalt betrifft, jo fieht die Gemeindeordnung ala Ein: 
nahmen der Gemeinden vor die Einkünfte des Gemeindevermögens, die Gemeinde: 
abgaben, die Bußgelder und die ihr durch Kaiferliche Verordnung zugemiejenen 
Straigelder wegen Webertretungen der für die Niederlaffung eingeführten polizei: 
lihen Borjchriften.*) Die Gemeindeabgaben werden nad) einer von der Gemeinde: 
verfammlung zu beichließenden Abgabenordnung erhoben, die der Wenderung 
durch Beichluß der Gemeindeverfjammlung unterliegt. Die in diejer Ordnung 
fejtgejegten Abgaben können auch von Perfonen erhoben werden, die, ohne 
Gemeindemitglieder zu jein, die Anlagen, Anftalten und Einrichtungen der 
Gemeinde benügen.?) Ueber alle Einnahmen und Ausgaben, die fi im voraus 
veranſchlagen laſſen, entwirft der Gemeinderat für das Rechnungsjahr, welches 
glei dem Kalenderjahr ift, einen Voranſchlag. Der Entwurf ift nach vorheriger 
Belanntmahung während einer Woche in der Gemeindefanzlei zur Einficht der 
Gemeindemitglieder auszulegen. Nah Ablauf dieſer Friſt erfolgt die Prüfung 
und Feſtſtellung des Voranſchlags durch die Gemeindeverfjammlung.‘) Der 
Gemeindehaushalt ift nad dem Voranſchlage zu führen. Ausgaben, welche den: 
jelben überjchreiten oder außerhalb besjelben geleiftet werden jollen, bedürfen 
der vorherigen Genehmigung der Gemeindeverjammlung. Im alle bejonderer 
Dringlichkeit genügt der einftimmige Beſchluß bes vollzähligen Gemeinderats. 
Bis zur ordnungsgemäßen Feititellung des neuen Voranſchlags ift der Gemeinde: 
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haushalt nach dem bisherigen Voranjchlage weiter zu führen.‘) Ueber alle Ein- 
nahmen und Ausgaben der Gemeinde wird Rechnung geführt. Die Gemeinde: 
rehnung ift im Monat Januar einem von dem SKonjul aus ber Zahl der 
ftimmberechtigten Gemeindemitglieder zu ernennenden Revilor vorzulegen. Diejer 
bat binnen acht Tagen die Rechnung und die ſich darauf beziehenden Buchungen 
einer Vorprüfung zu unterziehen und fie jodann, mit feinen Erinnerungen ver: 
jehen, dem Gemeinberate zurüdzureihen. Die Rechnung ift demnädft mit den 
Erinnerungen bed Revijord und den etwaigen Gegenbemerkungen de8 Gemeinde: 
rats jpäteltens fünf Tage vor der ordentlichen Sigung der Gemeindeverfammlung 
den jtimmberechtigten Gemeindemitgliedern in je einem Abdrud mitzuteilen und 
darauf der Gemeindeverfammlung zur Prüfung und Feſtſtellung jowie zur Ent: 
faftung zu unterbreiten.”) 

Einer bejonders eingehenden Regelung bedurfte die Gemeindepolizei. Nach 
der Gemeindeordnung ift die Gemeindeverfjammlung befugt, über den Erlah, 
die Abänderung oder Ergänzung ſowie die Aufhebung von Polizeiverordnnungen 
für das Gebiet der Niederlafjung zu beraten und die von ibr beſchlofſenen 
Vorſchläge dem Konſul zur weiteren Veranlafſung zu unterbreiten.) Erlaſſen 
werden diejelben vom Konſul nad) ben allgemeinen Hr den Erlaß von Polizei: 
verordnungen in ben Konjulargerichtöbezirken geltenden Regeln.) Weigert ich 
der Konful, dieſen Vorſchlägen zu entſprechen, jo fteht dem Gemeinderate das 
Recht der Vorftellung bei dem Reichskanzler zu.) Der Gemeinderat ift berechtigt, 
allgemeine Ausführungsbeftimmungen zu den für die Niederlaffung eingeführten 
PVolizeiverordnungen nad) Maßgabe der ihm darin beigelegten Befugniffe zu 
treffen. Dieſe Beftimmungen find in ortsüblicher Weife befannt zu macdhen.‘) 
Die Verwaltung der Polizei gehört zu den Aufgaben des Gemeinderats; ihm 
obliegen demnach insbelondere der Schutz der Perſon und des Eigentums, Die 
Fürſorge gegen anftedende Krankheiten und Viehſeuchen, die Fürſorge gegen 
Feuers- und Waflergefahr ſowie überhaupt gegen gemeingefährliche oder gemein: 
ihädliche Ereigniffe, Handlungen und Unternehmungen, die Sorge für Ordnung, 
Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf den öffentlichen Straßen, Wegen, 
Pläßen, Ufern und Brüden, die Genehmigung für die nad) Maßgabe der 
Polizeiverordnungen genehmigungspflictigen Anlagen und Gewerbebetriebe, die 
Ueberwadhung der Bauten und Gewerbebetriebe, des Marktverkehrs und des 
öffentlichen Yyeilhaltens von Nahrungsmitteln und Gebrauchsgegenſtänden und 
die Auffiht über Gafthäufer, Herbergen und Wirtſchaften.) Als Mittel zur 
Durchführung der von dem Gemeinderat angeordneten polizeilichen Maßnahmen 
ftehen diefem zu Gebote die Anwendung unmittelbaren Zwangs auf ben öffent: 
lihen Straßen, Wegen, Pläßen, Ufern und Brüden, die Anwendung weiterer 
Smangsmaßregeln nad) Maßgabe der von dem Konjul näher feftzujegenden 
Befu ugnifle die Erftattung der Strafanzeige bei dem Konſul jowie die Erhebung 
der Klage wegen der für bie Uebertretung polizeiliher Vorſchriften verwirkten 
Bußen, endlich die vorläufige Feftnahme auf dem Gebiet der Niederlaffung. 
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Gegen andere Perjonen als Ehinefen bürfen, abgejehen von den Fällen bringenditer 
Not, Feſtnahmen und jonftige Zmwangsmaßregeln nur durch Mitglieder des 
Gemeinderats oder durch nichtfarbige Polizeibeamte oder im Auftrag und in 
Gegenwart von ſolchen vorgenommen werden.) Wirb in der Niederlaſſung 
jemand bei Berübung einer ftrafbaren Handlung auf friiher Tat betroffen 
oder verfolgt, jo hat ihn, jofern er nicht einer bemwafineten Macht angehört und 
ſich in entiprechender Uniform befindet, die Gemeindepolizei auch ohne richter: 
lichen Befehl vorläufig jeftzunehmen, wenn er der Flucht verdächtig iſt oder jeine 
Perſönlichkeit nicht Tefigetieit werden kann. Chineſen können aud, abgejehen 
von den angeführten Fällen, vorläufig feitgenommen werben, wenn die Intereſſen 
der Strafrechtöpflege oder der öffentlichen Ordnung es erfordern.?) Die vorläufig 
Teitgenommenen find mit Ausnahme der Chinefen dem Konſul jofort zur 
weiteren Beranlafjung vorzuführen. Feſtgenommene Chineſen find in Polizei: 
gewahrjam zu halten, bis der Konful über fie verfügt hat. Derartige Feſt— 
nahmen find dem Konſul jpäteftens in den Geſchäftsſtunden des nächſten Vor: 
mittags zu melden.?) Vorläufige Feſtnahmen in anderen als den angeführten 
Fällen jowie Auslieferungen an fremde Behörden oder Vorführungen vor ſolche 
dürfen von der Gemeindepolizei nur mit Einwilligung des Konſuls bewirkt 
werden. Etwaige Verſuche, die Feſtnahme eines von ben dinefiichen Behörden 
verfolgten Ehinejen ohne Genehmigung des Konſuls herbeizuführen, find nötigen: 
fall3 mit Gewalt abzumeijen.*) Der Gemeinderat ift verpflichtet, dem Konful 
oder dem ſonſt zuftändigen Konjulatsbeamten in der Niederlafiung bei Ver— 
baftungen, vorläufigen Feſtnahmen, Auslieferungen oder Vorführungen jowie zu 
polizeilihen Zwecken die erforderliche Unterftügung durch die Gemeindepolizei zu 
leiften. Auch ift ber Konſul oder der Konjulatsbeamte befugt, in ſolchen Fällen 
die Unterftügung der Gemeindepolizei unmittelbar in Anſpruch zu nehmen.?) 
Als Auffihts- und Beichwerbeinftanzen erſcheinen die deutichen Konſuln in 
Zientfin und Hanfau und der deutſche Gelandte in Peding. Gegen die Beſchlüſſe 
der Gemeindeverfjammlung kann der Konjul bei dem deutſchen Gejandten in 
Peking Einipruch einlegen. Die Abſendung des Einſpruchs muß innerhalb einer 
Friſt von zehn Tagen, die mit dem auf die Beſchlußfaſſung jolgenden Tage 
beginnt, von dem Konjul bewirkt und dem Gemeinderat fjchriftlic) mitgeteilt 
werden. Der Gejandte hat vor der Enticheidbung über den Einſpruch ben 
Gemeinderat zu hören. Bor Ablauf der zehntägigen Friſt dürfen die Beichlüffe 
der Gemeindeverfammlung nicht ausgeführt werben, es fei denn, daß der Konſul 
dazu ſchriftlich jeine Genehmigung erteilt. Beichlüffe, gegen die der Konſul 
Einſpruch erhoben bat, treten in Kraft, wenn der Einjprud von dem Konjul 
zurüdgenommen oder von dem Gejandten verworfen wird.*) Gegen die Beichlüfle 
des Gemeinderats, die nicht die laufende, auf den Beichlüffen der Gemeindever: 
jammlung beruhende Verwaltung betreffen, kann der Konſul aus Gründen des 
öffentlichen Wohles bei dem Gejandten Einſpruch einlegen. Zu diefen Beichlüfien 
gehören insbejondere die für die Anlagen, Anftalten und Einrichtungen der 
Gemeinde erlafjenen allgemeinen Anordnungen, die Ausführungsbeftimmungen 
') Gemeindeordnung $ 32, 
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zu den Polizeiverordnungen, die Genehmigung von Anlagen und Gemwerbebetrieben 
jomwie die Anstellung von Gemeindebeamten. Beichlüffe diefer Art find dem 
Konſul von dem Gemeinderate jchriftlid) mitzuteilen. Auf das Einjprudäver: 
fahren finden die angegebenen Vorſchriften mit der Maßgabe entiprechende An: 
wendung, daß die Einſpruchsfriſt mit dem auf die Mitteilung des Beſchluſſes 
jolgenden Tage beginnt.) Gegen die Beichlüffe, Beicheide und ſonſtigen An: 
ordnnungen des Gemeinderats, welche die Benügung der Anlagen, Anftalten und 
Einrichtungen der Gemeinde, die Veranlagung und Erhebung der Gemeindeab: 
gaben jowie die laufende Polizeiverwaltung betreffen, kann jeder Beteiligte bei 
dem Konſul Beichwerde einlegen. Der Konful Hat vor der Entſcheidung über 
die Beichwerde die Beteiligten zu hören. Die Entſcheidung des Konſuls it 
endgültig, wenn er die Beſchwerde zurückweiſt. Andernfalls kann der Gemeinde: 
rat und jeder Beteiligte gegen die Enticheidung bei dem Gejandten Einiprud 
einlegen. Der Gejandte hat vor der Entjcheidung über den Einſpruch die Be 
teiligten zu hören. Die Beichwerde ſowie der Einjpruc find, jomweit nicht die 
Gemeindeordnung anders beitimmt, an eine Frift nicht gebunden. Sie haben 
feine aufichiebende Wirkung, es jei denn, daß der Konjul oder der Gejandte 
ein anderes beftimmt. Die Beichwerde gegen die Veranlagung zu den Gemeinde 
abgaben jowie der Einſpruch gegen eine ſolche Beichwerbe find innerhalb einer 
Frift von zwei Monaten einzulegen, die mit dem auf die Mitteilung der Ber: 
anlagung oder die Enticheidung des Konſuls folgenden Tag beginnt.*) Auf 
die Beſcheide des Gemeinderat? wegen Genehmigung von Anlagen und Gewerbe 
betrieben finden die angeführten Beftimmungen über das Beichwerbeverfahren 
mit der Maßgabe Anwendung, daß der Beicheid ſowohl dem Unternehmer wie 
dem Widerjprechenden jchriftlidy mitzuteilen und die Beſchwerde innerhalb einer 
Friſt von zehn Tagen einzulegen ift, die mit dem auf die Mitteilung des Beicheids 
folgenden Tage beginnt. Vor Ablauf der zehntägigen Friſt ſowie vor Erledigung 
des Beichwerbeverfahrens darf die Anlage nicht errichtet und das Gewerbe nicht 
betrieben werden. ?) 

Konjul im Sinn der Gemeindeordnung ift nicht nur der Vorftand ber 
Konfulatsbehörde jondern aud ber für ihn beftellte Vertreter.*) Wenderungen 
diejer Gemeindeordnung können nur in einer Gemeindeverjammlung, in der 
mehr ala die Hälfte der vorhandenen Stimmen vertreten ift und zwar nur 
mit zwei Drittel der Stimmen, bejchloffen werben. Diejelben bedürfen ber Ge 
nehmigung des Reichskanzlers. Soweit es fih um die ber Niederlaſſungs— 
gemeinde zuftehenden Befugniſſe des öffentlichen Rechts handelt, ift außerdem 
die Zuftimmung des Bundesrats erforderlih. Die Anordnung über die erfolgten 
Aenderungen wird vom Reichskanzler erlafjen.?) 

Auf Grund diefer Gemeindeordnung wurde gemäß $ 1 des Geſetzes über 
die Bildung deutiher Kommunalverbände in den Konſulargerichtsbezirken vom 
3. Juni 1905 durch Beichluß des Bundesrat? vom 18. Januar 1906°) der 
deutſchen Niederlaffung in Zientjin und Hankau das Recht des Kommunal: 
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verbandes verliehen. Gemäß $ 24 Abi. 2 KGG., nad) welchem durch Kaifer: 
liche Verordnung beftimmt werden kann, daß bie wegen Zumiderhandlungen 
gegen einzelne Gejege und Verordnungen in den Konſulargerichtsbezirken ver: 
bängten Geldftrafen ftatt der Reichskaſſe einem anderen Berechtigten zufallen, 
und des $ 24 Ziff. 3 der Gemeindeordnung wurde durch Kailerliche Verordnung 
vom 30. Dezember 1906) verfügt, daß die Geldftrafen, die megen Zumider: 
bandlungen gegen die für die deutjchen Niederlafjungen in Zientfin und Hanlau 
eingeführten polizeilichen Vorſchriften verhängt worden,?) vom 30. Dezember 1906°) 
ab diejen Niederlaffungsgemeinden zufallen. 


So entwidelte fi in den deutichen Niederlafiungen in Zientfin und Hankau 
eine Polizeiverwaltung, welche alle Zweige einer Landespolizeiverwaltung umfaßt 
und in welcher die Polizeigewalt der Konjuln einen notwendigen und integrierenden 
Beitandteil bildet. Ob die für dieje geltenden Grundſätze aud) nod auf andere 
Niederlafjungen Anwendung finden werden, wird die Zukunft zeigen. 





?) Verordnung betr. die Ueberweiiung von Gelditrafen an die deutichen Nieders 
Iofiungeg meinten I Zientfin und Hanfau vom 30. Dezember 1906, RGBl. 1907 S. 1. 
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Einleitung. 


81. 

Die Natur der militäriſchen Dienſtpflicht kraft Geſetzes als einer allgemeinen 
Untertanenpflicht hat die notwendige Folge, daß fie in ihrer zeitlichen Wirkung 
beichränkt ift. Der Dienft bei den Fahnen erftredt fih nur auf wenige Jahre. 
Daraus ergibt fih, daß das Syitem der allgemeinen Wehrpflicht den Militär- 
bedürfniffen des modernen Staates nit im vollen Umfange zu genügen vermag. 
Denn die Einrihtung und der Zweck des modernen ftehenden Heeres bringen 
eine Reihe von Aufgaben mit fi), weldye nur durch ein berufsmäßig vorgebildetes 
und fi dem Militärdienft auf Lebenszeit oder doch wenigftens auf längere Zeit 
widmendes Perjonal erfüllt werden fönnen. Diefem Bedürfnis wird dadurch 
genügt, daß neben der geieglichen Dienftpflicht ald der Grundlage des Heer: 
weſens des Reiches die Möglichkeit der freimilligen Uebernahme des Militär: 
dienſtes befteht. 

Im Rahmen des Bebürfniffes nad) berufsmäßig vorgebildeten Perſonen 
fommen als ſolche, welche freiwillig Militärdienft leiften, nur zwei Kategorien 
in Betracht, die Offiziere und die Kapitulanten. 

Tür beide gilt der Satz, dab der Redtögrund ihrer Militärdienftpflicht 
nicht der gejehliche Zwang, jondern das freiwillig begründete Dienftverhältnis ift. 

Es ift hier nicht der Ort, auf die rechtliche Stellung der Kapitulanten 
einzugehen; ich verweiſe in dieſer Richtung auf die Ausführungen Qabands,') 
denen m. €. zuzuftimmen ift. Den Gegenitand der nachfolgenden Unterſuchung 
bildet lediglich das Dienftverhältnis der Offiziere. Den Offizieren ftehen die 
Sanitätsoffiziere ebenjo gleich, wie die Sanitätsunteroffiziere und = Dtannjhaften 
den Unteroffizieren und Mannjchaften bei der Fahne. Das beruht darauf, daß 
der Gejeßgeber die Sanitätsoffiziere, -Unteroffiziere und -Mannſchaften zu ‘Per: 
onen des Soldatenftandes geftempelt und jomit den für dieſe geltenden Regeln 
unterworfen bat. Was im folgenden über das Dienitverhältnis der Offiziere 
gejagt wird, gilt jomit auch für das Dienftverhältnis der Sanitätsoffiziere. 

Das Problem, welches in der gegenwärtigen Arbeit unterjucht werden joll, 
ift Die Rechtönatur des Offiziersdienſtes. Die in der Rechtswiſſenſchaft auf: 
geworfene Streitfrage wird gewöhnlich; dahin formuliert, ob der Offiziersdienft 


!) Laband, Dr. Paul, Das Staatsrecht des Deutihen Reiches. 4. Aufl. Bd. IV 
S. 181 u. ©. 201 ff. 
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Staatsdienſt in juriſtiſchem Sinne ſei oder nicht. Dabei iſt ugrunde gelegt, 
daß das Wort „Staatsdienſt“ nicht in dem Sinne von Tätig it im Intereſſe 
der Erfüllung der Staatsaufgaben gemeint ift, ſondern daß es einen Zuftand,’) 
das Dienftverhältnis, bezeichnen joll. Dieſe Unterſcheidung macht Seybel eben: 
falls.) Nur unterjcheidet er „Staatsdienft” als diejenige perjönliche Tätigkeit, 
welche zur unmittelbaren Verwirklichung ftaatlicher Aufgaben entfaltet wird‘) 
und „Staatsdienftverhältnis“ als dasjenige Vertragsverhältnis zwiſchen dem 
Herrſcher und einem ‘Privaten, deifen Inhalt an Rechten und Pflichten fich nicht 
nad; freiem Belieben, jondern ganz ober teilweife aus öffentlichem Intereſſe nad 
zwingendem, öffentlihem Recht geitaltet. Diele Unterſcheidung trifft, wenn ſie 
ſich auch begrifflich mit ber Kebms nicht ganz dedt, im Grunde doch basielbe, 
was Rehm durch jeine Unterſcheidung vom Staatsdienft in weiterem, volfswirt: 
ihaftlihem Sinne und Staatsbienft in engerem Sinn treffen will, nämlich die 
Unterfheidung de8 Wortes Dienft im Sinne von Tätigkeit und im Sinne von 
Zuftand. Meines Erachtens ift jedoch die Ausdrucksweiſe Seydels die prägnantere, 
den Gebanfeninhalt präziler zum Ausdrud bringende, während die Ausbruds: 
weile Rehms beshalb zu Bedenken Anlaß gibt, weil fie leicht zu Verwechſlungen 
führen kann. Ich glaube daher im folgenden die Ausdrudsweile Seydels zugrunde 
legen zu müffen. Daß der Offiziersdienft Staatsdienft im weiteren Sinne ift, 
b. h. da die dienſtliche Tätigkeit bes Difiziers ber unmittelbaren Verwirklichung 
Haatliher Aufgaben dient, dürfte wohl faum einem Zweifel zu unterziehen fein.) 
Diefe Frage iſt auch nicht beitritten. Beſtritten dagegen ift, ob das Dienft- 
verhältnis ber Offiziere zu der Kategorie der Stantsbienftverhäftniffe gehört oder 
nit. Ausſchließlich biete Streitfrage bildet den Gegenftand der nachfolgenden 
Erörterungen. Die Grundlagen für die Beurteilung dieſer Frage finden fid 
einerfeitö in der Geſchichte des Offizierödienftes, andrerjeitd in bem heute geltenden 
Offiziersdienſtrecht. Damit ift ber Weg, ben die folgenden Unterſuchungen zu 
nehmen haben, vorgezeichnet. 

An diejer Stelle ift noch vorauszuſchicken, daß die GStreitfrage nach ber 
Rechtsnatur des DOffizierödienitverhältniffes Tür daB ganze Deutiche Reich ein: 
heitlih, und ohne daß irgendwelche Unterſchiede nach Bunbdesftaaten zu machen 
wären, behandelt werden fann. Die jchlimmen Erfahrungen, welche man mit 
der Kriegsverfaſſung des alten Deutichen Reiches ®) und des beutichen Bundes 
gemacht hatte, drängten bei der Gründung des meuen Deutſchen Reiches zu 
einer ftrafferen Zentralijation der Wehrlraft ber einzelnen Bundesftaaten. Nicht 
bloß, daß Art. 4 Ziff. 14 der Reichsverfaffung das Militärweien des Reiches 
und die Kriegsmarine der Kompetenz ber Reichsgeſetzgebung unterftellte, und 
dat das Gebiet des Militärrechts auf Grund dieſer Beitimmung eine vollftändige 
reichsgeſetzliche Regelung gefunden hat,“) beſtimmt auch Art. 61 der Reichs— 


1) So Brand in jeinen Unterjuhungen über „Die rechtliche Natur des Dffizierd- 
dienfte8 nad deutihem Staatsreht“. Erlanger Dijjertation 1905. 
) Brand a. a. O. ©. 72; Rehm, Die rechtliche Natur des — nach 
deutſchem Staatsrecht, in den Annalen des Deutichen Reiches 1884 ©. 565 ff. 
N Seybel, Bayr. —— 2. Aufl. Freiburg 1896 Bd. II 8 176. 
4 Seydel a. a. ©. Bd. 2 ©. 182. 
) Bol. auch Brand ©. 2. 
9 FR l. Jähns, m — der Kriegsverfaſſung des Deutſchen Reiches in den 
preuß. ———— 1877 Bd. 
Vgl. Ped ext, z Mütörgefpgebung Militärverordnunggrecht, Militäriicher Ober: 
befehl nahen 1906) S. 16 ff. und die Zuiammenftellung der einihlägigen Reichsgeſetze 
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verfaffung, daß „die gejamte preußiiche Militärgeſetzgebung“ im ganzen Reiche 
„ungeläumt“ einzuführen jei. Der Zwed dieſer Beitimmung, völlige Gleichheit 
des Militärrechts und der Heereseinrihtungen bis zur Erlaffung der erjorber: 
lichen Ben zu Ichaffen, wurde injofern nicht ganz erreicht, ald Art. 61 
nah Ziff. 5 5 bes Vertrags betreffend ben Beitritt Bayerns zur Verfaffung 
des deutjichen Bundes vom 23. November 1870 für Bayern feine Anwendung fand. 
Jedoch übernahm Bayern die Verpflichtung, „volle Uebereinitimmung mit den 
für das Bundesheer beitehenden Normen“ herzuftellen. Die einheitliche Ge— 
ftaltung des weiten Gebiet des militäriichen Verordnungsrechts fichert die Be— 
ftimmung bes Abſ. 5 des Art. 63 der Reichsverfaſſung bzw. für Bayern Ziff. II 
85 DI Abſ. 6 des Bünbnisvertragd vom 23. November 1870. 

Die angeführten Beftimmungen der Reichsverfaſſung, des bayerifchen 
Bünbnisvertrags, ſowie die Militärkonventionen haben heute für ganz Deutſch— 
fand die völlige Gleichheit der für unjere fragen in Betracht kommenden 
rechtlichen Grundlagen des Offiziersdienftes herbeigeführt. ') 


Erfter Abſchnitt. 
8 2. Die gefhichtliche Entwicklung des Offiziersdienftes. 


Wie auf allen Gebieten des Rechts, jo ift auch auf dem Gebiete bes 
Staatsrechts das geltende Recht ein Probuft der geichichtlihen Entwidlung. 
Es ift daher notwendig, dem Gang der geſchichtlichen Entwicklung nachzugehen, 
wenn man zu einem vichtigen Verftändnis der mobernen, rechtlichen Verhältniſſe 
gelangen will. Da die naturgemäße Grundlage für die jeweilige, rechtliche 
Stellung der Offiziere bie allgemeine Kriegöverfaffung ift, läßt fi) eine Dar: 
ftellung ber Geſchichte der Kriegäverfaffung in kurzen Zügen nicht vermeiden. 
Anderſeits werden wir auch die nad) der Natur unjerer Aufgabe erforderlichen 
Parallelen zum Staatsdienft und feiner geſchichtlichen Entwidlung zu ziehen 
haben. Obwohl man von einem Offiziersdienft im modernen Sinne früheftens 
jeit dem Ende bes jechzehnten Jahrhunderts jprechen kann, wird doch eine kurze 
Erörterung der vorangehenden Periode um deswillen erforderlich fein, weil die 
Kriegsverfaflung jener Zeit noch heute gewiſſe Wirkungen äußert. 

Das ganze Mittelalter hindurch war die Grundlage der Kriegäverfaffung 
des Deutichen Reiches das Lehensweſen. Diejes ift das Probuft der Bereini- 
gung von Vajallität und Benefizialwejen.?) Es jett ſich jomit aus einem per: 
fönlichen und einem dinglichen Verhältnis zufammen. Das dingliche Verhältnis, 
die Benefizialität, ift die Bergabung von Landgütern, welche in der Meromwinger: 
zeit als Bergabung von Krongütern dazu diente, die Beliehenen an das Königs: 
haus zu fefleln.) Das perjönliche Verhältnis ift die auß der altgermanijchen 
Gefolgſchaft hervorgewachſene Bajallität. Dieje enthält auf jeiten des vassus eine 
perjönliche Zreueverpflichtung gegenüber dem senior, außerdem die Verpflichtung 





5. 11 fi., welde allerdings in Ziff. 5 dur bie Gejepgebung von 1906 (vgl. die NG, 
vom 31. Mai 1906) überholt ift. 

) Bgl. Hierzu Laband a.a.D. Bd. IV ©. 13 ff. und Seydel a. a. O. Bd. II 
S. 7%. Sorgfältige Einzelunterjuhungen, insbejondere aud über das hier einichlägige 
Iandeöherrlihe Berordnungsredt, finden fih bei Dr. W. 5. Müller, Die Teilung der 
Milttärgemalt, Leipzig 1905 und Alfred Gau, Die Kontingentöherrlichteit, Leipzig 1904. 

5 Bol. Brunner, Grundzüge der dbeutihen Rechtsgeſchichte ©. 66. 

2) Bgl. Brunnera a. O. ©. 64 fl. 
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zu ben eines freien würdigen Dienften. Die hauptfächlichfte Bedeutung der 
Vaſallität lag im Kriegsdienſt,) wie aud die Lehnsverfafſung ureigentlich eine 
Kriegsverfaffung ift. Jedoch blieben die Wirkungen des Lehnsweſen nicht auf bie 
Kriegsverfaffung beichränft. Auch die Zivilämter wurden mehr und mehr an die 
Lehnsleute verliehen, bis jchließlich die Amtsbefugniſſe jelbft den Charakter des 
Lebens annahmen.?) 

Staatsrechtlich bedeutet der Uebergang zum Lehnsweſen ala der Grundlage 
der Kriegs: und Memterverfaffung, daß der Grundfaß der gleichen Unterordnung 
alfer Untertanen unter das Königstum und damit unter die Staatsgemwalt ver: 
lafjen und ein Zeil ber Untertanen zu einer bevorzugten Klaſſe erhoben wurde, 
welche zu dem König und jpäter zu dem Landesherrn in einer beſonderen Be: 
ziehung, einem bejonderen Zreuverhältnis ftand.?) Diejer bevorzugte Stand ftellte 
die Krieger und Beamten. 

Gegen Ende des Mittelalters trat nun ein völliger Umſchwung auf dem 
Gebiete der Kriegsverfaſſung wie der Kriegsführung ein. An die Stelle ber 
Ritterheere traten die Söldnerheere.*) Die rechtliche Grundlage der sea 
innerhalb der einzelnen Territorien des Deutichen Reiches, deſſen Kriegsverfaſſung 
die ganze folgende Zeit hindurch ein trübes Bild der Machtlofigkeit und De 
zentralifation des Reiches bietet?), wurde allmählic; das Werbeiyitem.‘) Die 
Anwerbung der Truppen geihah urjprünglich in der Weile, daß der Qandesherr 
ich eine Privatperjon durch einen rein privatrechtlichen Vertrag, die jogenannte 
„Kapitulation“, verpflichtete, einen beftimmten Truppenkörper, in der Regel ein 
Regiment, anzumerben, auszurüften und auf dem vereinbarten Stand zu erhalten. 
Der Anmwerbende behielt fi das Kommando über den ZTruppenförper vor und 
erhielt vom Landesherrn ein Werbepatent und beftimmte Geldjummen. Der 
„Obriſt“ jeinerjeitS warb nun die erforderlichen Offiziere und Truppen an und nahm 
fie in feinen Dienft. Die niederen Offiziere und die Mannſchaften jtanden im 
Dienftverhältnis zu ihrem Oberft, nicht aber zum Landesherrn. Der Zuſammenhang 
eine3 auf jolcher Baſis ruhenden Heeres war natürlich ein außerordentlich lockerer. 
Allmählid) beftrebten fi die Fürften die Werbung jelbit in die Hand zu nehmen 
und fo ein unmittelbares Verhältnis zwiſchen fi) und den Truppen zu jchaffen.‘) 


i) vgl. Brunner a. a. O. ©. 66. 

) Vgl. Brunner a. a. O. S. 66; auch Brand, Die rechtlihe Natur des Offizierd- 
dienſtes 86 ©. 25 fi. 

2) Bol. Brunner a. a. O. ©. 64; Brand a. a. O. 53 ff. 

9 Bol. Roloff, Moritz von Oranien und die Begründung des modernen Heeres, 
in den preuß. Jahrbüchern Bd. 111 ©. 256. 

9) Vgl. hierzu die Unterfuhungen Jähms, Zur Kriegäverfafiung des Deuticen 
Reiches, in den preuß. Jahrbüchern 1877 Bd. 39. 

*) Der Uebergang vollzieht ji naturgemäß jehr langiam. Urjprünglih trat die 
Berbung neben den Heerbann und das Lehensdaufgebot. (In Brandenburg zum erjtenmal 
in den Kämpfen Friedrichs I. gegen die Quitzows (vgl.v. Schmidt, Der Werdegang des 
preußiichen Heeres S. 8ff.) Unter dem Großen Kurfürſten war die Aushebung jcheinbar 
ihon von jehr geringer Bedeutung (vgl. v. Schrötter, Die brandenburgiſch-preußiſche 
Heeredverfafjung unter dem Großen Kurfürften in Schmoller8 ftaatd- und ſozialwiſſen— 
ſchaftlichen Forſchungen Bd. 9 S. 97 auch 98), wenn auch der bei Schrötter a.a. ©. 
ausgeiprohenen Meinung, die Werbung jei die einzige Urt der Beihaffung der Truppen 
gewejen, nicht ganz beizuftimmen jein dürfte. Zur Zeit des Königs Friedrich Wilhelm I. Hatte 
die Werbung die alte Heereöverfafjung völlig verdrängt (ogl.v. Shmidta.a.d.©. 92Fr., 
Aufgebung der Landıniliz; vgl. auh Lehmann, Werbung, Wehrpfliht und Beurlaubung 
im Deere Friedrich Wilhelms I. in Sybels Hiftorijcher Veiticprift Bd. 67 1891 S. 266). 

) Den Beginn machte allerding3 noch unter großen Kämpfen mit jeinen Oberjten 
der große Kurfürſt (vgl. 3. B. Die Gehorfamsverweigerung Derfflingerd 1672 v. Shrötter 
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Damit wurde jedoch lediglich das Mittelglied der Obriften ausgeſchaltet, im übrigen 
an den Berhältniffen wenig geändert. Engere Beziehungen zwiichen dem Landes: 
bern und ben Truppen entjtanden erſt dadurch, daß man allmählich den Ge— 
danken, die im Lande ruhende Wehrkraft auszunügen, mehr und mehr zu pflegen 
begann, indem man ber inländiihen Werbung erhöhte Aufmerkfamteit zuwandte 
bauptjächlich aber dadurch, daß man ben theoretiſch eigentlich nie aufgegebenen?) 
Gebanten der perjönfichen Kriegsbienftpfliht der Staatsuntertanen ala jolder 
mehr und mehr ausbildete. Dieje Beitrebungen, die Wehrkraft des Landes 
auszunägen, führten ſchließlich zur Rüdkehr zur allgemeinen Wehrpflicht. Be: 
zeichnenderweile jallen die erften Schritte auf diefem Wege) in diejelbe Zeit, in 
der das Söldnertum in Blüte ftand und jeine gewaltigen Mängel bereits 
hervortraten. Die Verſuche, zu einer Art allgemeiner Wehrpflicht zu gelangen, 
wiederholten fi”), wenn fie auch vorübergehend eine geringere und in der Regel 
jubfidiäre Rolle geipielt haben mögen.*) Feſtere Geftalt nahmen fie an, ala 
Friedrich Wilhelm I. das Enrollierungsiyftem einführte und damit die Heeres: 
ergänzung durch die Wehrkraft des Landes jelbft in geje liche Bahnen wies.ꝰ) 
Neben der Heranziehung der Wehrkraft des Landes beitan in jener Seit aber 
noch in ausgedehnteften Make die Werbung fort. Bon der Durchführung einer 
allgemeinen Wehrpflicht kann man angeſichts der zahllojen Eremtionen, welche 
von der Dienftpflicht zugunften aller möglicher Stände und Einzelperjonen ge: 
macht wurden, noch lange nicht jprechen, obwohl man theoretiich eine jolche 
annahm. Erit mit dem Wehrgejeg vom 3. September 1814 gelang es, noch 
immer unter großen Schwierigkeiten, welche zum. Zeil jogar in der Perjönlichkeit 
des Königs lagen (vgl. Lehmann, Boyens Denkwürdigkeiten, in Sybela 
biftorijcher Zeitichrift Bd. 67 1891 ©. 40 ff.) den Grundjag der allgemeinen 
Wehrpflicht in Preußen vollitändig und im großen und ganzen in der Form 
zur Durhführung zu bringen, wie er heute noch die Grundlage der Kriegs: 
verfafjung des neuerftandenen Reiches bildet. 

Die Entwidlung des modernen Offizierdftandes beginnt mit dem Uebergang 
zum Söldnerheer. Erſt mit der Verwendung großer Maflen in den Schladten, 
mit der Ausbreitung der Feuerwaffen, den Schwierigkeiten der Feuertechnik und 
den großen Problemen, welche das Zujammenmwirfen der verichiedenen Waffen 
ftellte®), erwuchs die Notwendigkeit der Vorbildung der Truppen in Friedens: 
zeiten und die jorgfältige Führung auch der Eleineren Einheiten durch Perjonen, 
welche eine ausgedehnte, berufsmäßige Ausbildung genofjen hatten und fich bie 





a.a.D. ©. 136 und bie Darftellung bei Shmidt ©. 65 Ff.). Unter Friedrich I. kann dieje 
Entwidiung bereit3 als abgejchlofjen bezeichnet werden. 

Y pgl. Brunner, ig der beutichen Rechtsgeſchichte S. 62 und 129ff.; 
D. Sacher a.a.D. ©. 8ff. (in$beiondere das ©. 10 erwähnte Patent vom 4. De- 
zember 1656, da® auch bei Lehmann a.a. D. ©. 266 —— findet). 

7 Die Reformverſuche des Kurfürſten Johann Sigismund in der Mark Branden» 
burg 1616 (vgl.v. Shmidt a.a.D.©.39 ff., * auch Schrötter a. a. O. S. 15). Er— 
folgloſe Verſuche, das Landesaufgebot wieder zur Wehrhaftmachung des Landes auszunützen, 
und es kriegsbrauchbar zu geſtalten, bemerken wir um jene Zeit auch im übrigen Deutſch— 
land (ogl. 3 2. 5 des Kurfürſtentums Sachſen v. Schröter a. a. D. ©. 8). 

2 So z. itt v. 4. Dezember 1656 ——— ee Wehrpfliht umd 
RER ing im Heere Friedrih Wilhelms I. a. a. ©. ©. 266). 

*, So unter dem großen Kurfürſten (vgl. Schrötter a. a. D. 

) Bgl. Lehmann a. a. O. S. 20 ff; v. Schmidt a. a. O. S. 96: Georg Meyer, 
Lehrbuch des deutichen Staatsrechts > Aufl. 1905 ©. 721. 

) Bgl. Hierzu Roloff a. a. D. ©. 256 und 262 fi. 
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Führung und Borbildung der Truppen zum Lebenäberufe erwählten. Der 
moderne Offizieröftand geht in jeinen Anfängen nicht über die Zeit Moritz von 
Draniend, des Begründers des modernen Heeres zurüd.”) 

Die rechtliche Grundlage der Dienftverhältniffe der Offiziere war anfänglich 
die gleiche wie die der Mannichaften.) Die niederen Offiziere ftanden im 
Dienft des fie anmerbenden Oberften und ermangelten jo unmittelbarer Be: 
ziehungen zum Landesheren. Dies änderte fich, ala jchon jehr frühzeitig die 
Bandesheren begannen, die Offiziere jelbft in Dienft zu nehmen. ?) Gemäß ber 
privatrechtlichen Stellung der Landesheren jener Zeit waren bie Offiziere, ähnlich 
wie die Zivilbeamten,*) private Diener ihrer Fürſten. In der eriten Zeit, ins 
bejondere jolange die Funktionen ber Offiziere einfache, leicht durch die 
Praxis zu erlernende waren, gingen Die niederen Offiziere vielfadh aus den 
Mannicaften hervor. °) 

Ein neue8 Moment wurde nun in das Offiziersdienftverhältnis dadurch 
bineingetragen, daß ſich allmählich eine bejondere Bevorzugung des alten Lehens- 
adels bei Belegung der Offizieräftellen herausbildete. Zunächſt jehen wir, daß 
die Landesherrn vielfach wenigftens jchon die Kapitulationen vorzugsweiſe mit 
Angehörigen des Adels abſchloſſen; jpäter, ala alle Offiziere unmittelbar vom 
Monarchen angeftellt wurden, juchte man in jeder Weile den Adel zur Offiziers- 
laufbahn heranzuziehen.) Andrerjeits drängte fi) der Abel, je größer das 
Anjehen des Offizierdftandes, und je höher die Anforderungen an bie allgemeine 
und berufliche Bildung der Offiziere wurde, mehr und mehr zur Offizierslauf- 
bahn, und gemwöhnte ſich daran, in ihr einen ftandesgemäßen, ja *— 
ſogar ſein —— Standesvorrecht bildenden Lebensberuf zu erblicken. Die 
Angehörigen des alten Lehensadels brachten nun auf Jahrhunderte langer Tra— 
dition beruhende Anſchauungen von perſönlicher Treue gegen ihren Fürſten und 
beſonders ausgebildete Ehrbegriffe mit und übertrugen dieſe bewußt oder un— 
bewußt auf das neue Verhältnis zum Monarchen. So kam es, daß das 
Offizierskorps, das ſich ſchließlich faſt durchweg aus dem Lehensadel rekrutierte, 
der Träger der „Prinzipien des mittelalterlichen feudalen Rittertums“ ”) wurde. 

Ich glaube, daß dieſes Moment durdy die gefennzeichnete Entwidlung 
völlig neu in das urſprünglich rein privatrechtliche Dienftverhältnis hineingetragen 
wurde. Der Gedanke eines vaſallitiſchen Dienftes in ritterlich-perjönlicher Treue 
war m. €. in der Periode des reinen Söldnertums vollftändig verloren gegangen 
und bat nicht bloß, wie Brand?) meint, durch die privatrechtliche Heeres: 
organijation verbedt im Deere geihlummert, um bloß von dem Fürſten — um 
im Bilde zu bleiben — erwedt zu werden. Der alte Qehensabel war zu einem 
„agrariſch-ſeudalen Befitzadel“ geworden), und die alten Traditionen perjönlicher 

!) Bel. Roloffa. a. ©. ©. 269 fi. 

) So auch Brand a. a. D. ©. 30. 

’) Beginnend mit bem Großen Kurfürſten (vgl. oben Anm. 6 auf ©. 4). 

*) Bol. Brand a. a. D. 6.26 ff. . 

) Vgl. Brand a. a. ©. ©. 30. 

) Man verwendete indbeiondere große Sorgfalt auf die Erziehung der Offiziere, 
und gründete lediglich dem Adel zugängliche DOffiziersihulen (vgl. die Ausführungen bei 
Shmidt a. a. O. ©. 66, 85 [Kadettenafademie Friedrichs I.]. 100 ff., 146 [Schule von 
Stolp Friedrichs IL], 142 [Schule von Kulm)). ierber gehört auch bie egs⸗ und 
Ritterihule des Grafen von Naſſau 1607 (vgl. Roloffa. a. O. ©. 269 fi.). 

N Brand a. a. O. ©. 35. 

a.a.D. S. 36. 

9) Vgl. Brand a.a. O. ©. 37. 
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Gebundenheit an den Herricher fanden ihre praktiſche Betätigung jehr jelten auf 
dem Schlachtfeld. Der Adel war, mwenigftens in der Hauptiache, nicht des 
Kriegs entwöhnt.‘) Dienten doch zahlreiche Adlige in den Söldnerheeren; aber 
dieje waren doch Landsknechte und Landsknechtsführer ganz in dem Sinne ihrer 
Zeit. Daß der Adel, zum größten Teil wenigſtens, gar nicht daran dachte, 
jeine perfönliche Treue gegen den Landesheren durch Kriegsdienſte zu betätigen, 
geht daraus hervor, daß er vielfach unter fremden Landesherren, wenn 
nicht gar im Auslande Dienſte nahm.“ Wer einen Blick auf die zahlreichen 
Biographien befannterer und vielfady dem Adel angehöriger Landafnechtsführer 
wirft, wer bie Heere und Offiziere des breißigjährigen Krieges betrachtet ?), und 
wer verfolgt, mit welchen Schwierigteiten der Große Kurfürft zu kämpfen hatte, 
als er fich bemühte, jein Offizierdforps zu reformieren und in engere Abhängig- 
feit zu bringen,*) wird wohl zugeben, daß bie Offiziere jener Zeiten nichts 
meniger als Träger ber Gedanken ber alten Vajallität waren. Erft dadurch, 
daß es ben fFürften gelang, die Offiziere in ein Abhängigkeitsverhältnis zu ſich 
jelbft zu bringen, und ben Adel in außgebehnteftem Maße zum Kriegsdienft 
heranzuziehen, wurde die Möglichkeit geſchaffen, dem Offiziersforps feinen eigen: 
artigen Charakter zu geben, es zum Träger vajallitiicher Traditionen zu machen. 
Den geihichtlihen Zujammenhang diejes Offiziersforps mit der Lehnsverfaſſung 
ſucht Brand (a.a. O. ©. 45 9 dadurch herzuſtellen, daß er ausführt: Die 
preußijch-brandenburgiichen Herrſcher, insbeſondere Friedrich Wilhelm I. hätten 
den Adel zum Dffiziersdienft gezwungen in der Erwägung, daß der Adel ihnen 
kraft jeiner Bajallenpfliht zu militäriichen Leiftungen verbunden ſei. Er geht 
dabei davon aus, daß der Grundjag der allgemeinen Wehrpflicht in dem Staate 
Friedrich Wilhelms I. zum mindeften nod nicht allgemein anerfannt geweſen jei 
und jo als Rechtsgrund für die Einführung dieſes in feiner Bedeutung von 
Brand offenbar überfhäßten Zwanges nur die Bajallenpflicht betrachtet werden 
fönne. Ganz abgejehen davon, daß in jenen Zeiten des Abjolutismus die Mo— 
narchen vielfach, ohne auf juriftiiche Erwägungen viel Gewicht zu legen, einjad) 
aus praftiichen Rüdfichten handelten, war tatſächlich don vor Friedrich Wilhelm J., 
wie 3. B. ein Edikt des Großen Kurfürſten vom 4. Dezember 1656 bemeift, 
eine Art allgemeiner Wehrpflicht gejeglic anerkannt.) Bon Friedrich Wilhelm I. 
felbft wurde jogar, allerdings nicht ohne Widerſpruch behauptet, er habe als 
erfter in Europa eine Art allgemeiner Wehrpflicht eingeführt.‘) 


—* Wie Brand a. a. O. S. 4 zutreffend gegen Schrötter (vgl. a. a. O. S. 7 ff.) 
ausführt. 

) Mußte doch der Große Kurfürſt ſeinem Adel noch ausdrücklich verbieten, daß er 
in fremde Dienſte trat (vgl. v. Schmidt a. a. O. ©. 65). Das Vorhandenſein eines 
jolden Berbets für fih allein ſpricht ſchon dafür, daß der Adel in großem Umfang im 
Ausland Dienjte nahm. 

®) Bol. 3. B. die Schilderung bei Schrötter a. a. D. ©. 109 aus der Zeit bes 
Großen Kurfürjten. 

) Vgl. Shmidt a. a. O. ©. 57 ff. 

) Bol. Lehmann a. a. D. ©. 266. Ueber die Beitrebungen bes Großen Kur— 
fürjten, das Heer auf nationaler Bafis aufzubauen vgl. v. Shmidt a.a.D. ©. 35, ind 
bejondere ©. 63. 

°, Bgl. Lehmann, Werbung, Wehrpfliht und Beurlaubung bei Sybela.a. ©. 
S. 258, bort wird dieje von den Bertretern der Heeredreform von 1814 aufgeftellte Anficht 
als nit ganz zutreffend bekämpft. Jedenfalld aber läßt fih nicht ableugnen, daß in dem 
Enrollierungsiyjtem der Gedanke der Wehrpflicht als einer Untertanenpflicht Ausdrud findet. 
Bgl. aud oben S. 5 Anm. 5. 

35* 
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Auch jpricht gegen die Annahme Brands, daß Erwägungen lehensredit: 
licher Natur für die Heranziehung des Adels zum Offiziersſtand maßgebend 
gewejen jeien, der Umſtand, daß der Nachfolger Friedrich Wilhelms I., Friedrich 
der Große, der in dem Beltreben, den Adel zum Offiziersdienfte heranzuziehen, 
faft noch weiter ging ala jein Vater — ftieß er doch bürgerliche Offiziers— 
alpiranten mit jeinem Krüdjtof aus den Reihen weg (vgl. Brand a. a. O. 
©. 50) — dies in jeinen Memoiren (vgl. v. Schmitt a.a.D. ©. 141) nidt 
mit lehensrechtlihen Reminiäzenzen, ſondern ausichließlid damit begründet, daß 
der Adel ein bejonderes Ehrgefühl beſitze. Tatſächlich iſt auch das Lebens: 
verhältnis gar nicht geeignet, die rechtliche Grundlage für die Heranziehung des 
Adels zum berufsmäßigen Offizierödienft zu bieten. Die Pflicht zur Heeresfolge 
enthält Lediglich die Pflicht zur Leiftung wirklicher Kriegsdienfte, nicht aber zur 
Ausbildung und Führung der Truppen im Frieden. Das ergibt fi jchon aus 
der Art der Kriegsführung in der Zeit, in welcher das Lehensweien entitand, 
und in welder man den Begriff des ftehenden Heeres nod nicht Fannte. Die 
Umgeftaltung der Pflicht zur Heeresfolge zu einer lebenslänglichen Kriegädienit: 
pflicht aller Lehenspflichtigen, die auch in Zeiten des Friedens zur Dienftleiftung 
verpflichte, ift nie erfolgt und fonnte m. €. ſchon aus wirtihaftlihen Gründen 
nicht erfolgen. Eine „Zirkularverordnung“ vom 1. Februar 1701, welche wohl 
die legte Anwendung lehensrechtliher Grundjäge enthält, nimmt denn auch die 
Dienfte der Lehenspflichtigen nur in der Weile in Aniprud, daß dieſe ala 
„Oberoffiziere” die eine Ergänzung des jtehenden Heeres für den Kriegsfall 
bildende „Landmiliz” zu führen hatten.) Es handelt fich alſo lediglich um eine 
Inanſpruchnahme des Dienftes für den Ernftfall und, den veränderten Zeit: 
verhältniffen angemeffen, für eine kurze Zeit der Vorbereitung.) Man konnte 
alfo gar nicht daran denken, den Adel aus dem Rechtögrund jeiner Lehenapflicht 
zum berufsmäßigen Offizierödienft heranzuziehen. Man muß endlich berüd: 
fihtigen, daß jene Maßregel ſich nicht auf den geiamten Adel erftredte, und 
die zwangsweiſe Heranziehung des Adels zum Offizierödienit doch nur jehr jelten 
und ausnahmaweile geihah. Es ift naturgemäß außerordentlich ſchwer, alle 
einzelnen Momente, welche bei der hier zu jchildernden Entwidlung mitgejpielt 
haben, nachträglich jeftzuftellen und ihre Bedeutung gegeneinander richtig abzumägen. 
Aber das eine dürfte m. €. feftftehen, daß in der Zeit, in welche der eigentliche Aus— 
bau des modernen Offiziersforps in Preußen fällt, in der Zeit Friedrich Wilhelm I. 
die Lehensverfaffung bereit3 vollftändig überwunden war”), und dab das Lebens: 
verhältnis nad jeiner rechtlichen Geftaltung fi) gar nicht dazu geneigt haben 
würde, die rechtliche Baſis für die Heranziehung des Adels zum berufsmäßigen 
Kriegädienft zu bilden. Eine der Vajallität in manden Punkten ähnliche Ge- 
ftaltung erhielt das Offizierödienftverhältnis dadurch, daß fi das Offizierskorps 
faſt ausſchließlich aus den Kreifen des Iandeingejeffenen früheren Lehensadels 
refrutierte, in welchen fich die Traditionen ritterlich-valallitiiher Treue und per: 
Jönlicher Beziehungen zum Landesherrn unabhängig vom Kriegsdienſt erhalten hatten. 

Die Heranziehung des Adels zum Offiziersdienft hatte die naturgemäße 
Folge, dab ſich im Offizieröforps ftrenge Begriffe von Standesehre bildeten, die 


) Eine Einrihtung, welde an die heutigen „Offiziere des Beurlaubtenftandes“ 
erinnert, wenn fie fi auch auf ganz anderer Grundlage aufbaut. 
Bol. v. Schmidt a. a. O. S. 78 ff. 
) Brand jelbit jagt (a. a. D. S. 26), daß die mittelalterlihen Territorialitaaten 
ih von ihrem lehensrechtlien Urfprung aus „auf einem ganz anderen Boden unter 
Verlaſſung der alten Bahnen des Feudalismus“ weiterentwidelt hätten. 
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mit denen des Adels identisch waren. Diele Anichauungen erfuhren eine ſorg— 
fältige Ausbildung, in3bejondere in Preußen. Schon der große Kurfürft begann 
in oe Dffiziersforps ritterliche Standesehre zu pflegen.) Auch in dieſer 
Richtung ift, wie vielfach, Friedrich Wilhelm I. grundlegend für die jpätere Zeit 
geweſen. Er widmete eine Reihe von Edilten der Wahrung der Standesehre 
und dem Duellmejen.?) In der Zeit Friedrich II. tauchte zum erften Male der 
Gedante an die Einrichtung von Offiziersehrengerichten auf,?) der dann von 
Scharnhorſt in die Tat umgejeßt wurde. Zugleih führte Scharnhorft bie 
Wahl durch die zufünftigen Standesgenoffen als Vorbedingung der Beförderung 
von Dffiziersafpiranten ?) ein und geftaltete damit die Verhältniffe jo, wie fie 
heute noch find. 

So haben wir denn als Ergebnis der Bevorzugung bes Adels bei der 
Belegung der Dffiziersftellen eine bejondere Geftaltung des DOffiziersbienft- 
verhältniffes, welche in perfönlichen Beziehungen ber Treue und Ergebenheit zum 
Monarchen und der Ausbildung einer bejonderen Standesehre befteht. 

Zu Beginn der von uns zunächſt ins Auge gefaßten Periode des Söldner: 
weſens war die rechtliche Stellung der Offiziere der der Zivilbeamten ähnlich. 
Jene Zeit kannte noch nicht die Scheidung zwiſchen Privatreht und öffentlichen 
Recht, jo wie fie heute durchgeführt iſt. Der Landesherr war der Eigentümer 
des Staatögebiets wie der Staatsämter‘) und jo de jure civili Dienftherr 
jeiner Beamten, ebenſo wie er zivilrechtlicher Dienftherr jeiner Offiziere war. 
Der große Umſchwung in der Auffaffung von der Staatögewalt, den die natur— 
rechtlichen Ideen in Deutichland zur Folge hatten, blieb auch auf das Dienft- 
verhältnis der Offiziere nicht ohne Einfluß. In der zweiten Hälfte des 
18. Yahrhunderts gelangte die Rouffeaufche Theorie von der Volksſouveränität 
in Deutichland in der modifizierten Form der Lehre von der abftraften Staats- 
periönlichkeit zur Anerkennung. ) Man lernte die ftaatsrechtliche Perjönlichkeit 
des Herrſchers, den Herrſcher als den Inhaber der ftaatlichen Hoheitsrechte von 
der privatrechtlichen Perlönlichkeit unterjcheiden. Diefe Unterfcheidung hatte die 
weitere zwiſchen Staatsdienern und Hofbeamten des Herrſchers im Gefolge. 
Den Einfluß dieſer Ummälzung auf dem Gebiete des Staatsreht3 auf das 
Offizierödienftverhältnis zeigt uns die Faſſung des allgem. preuß. Landrechts. 
Der zehnte Titel des zweiten Zeild des preuß. Landrechts ift überjchrieben 
„Bon den Rechten und Pflichten der Diener de3 Staates“ und in diefem Titel 
find die Offiziere ald „Diener des Staates” ausdrücklich mit dem Zivilbeamten 
zufammen genannt.) Es mag richtig jein, wenn Brand?) darauf hinweiſt, 
daß das preuß. Landrecht noch feine klare Vorftellung von dem juriſtiſchen 

Begriffe „Staatsdienſt“ hat, jo wie fie heute in der Hauptſache dank den 
Unterfuhungen Rehm ') herausgearbeitet ift, und daß es offenbar den „volfs- 


) Bgl.v. Schmidt a. a. D. ©. 67. 
n Bal.v. Schmidt a. a. O. ©. ra ‚ auh Brand a. a. O. S. 46 fi. 
) Bgl. v. Schmidt a. a. O. S.1 
) Bol. v. Sch midt a. a. O. S. 220 
) Bgl. Allh. BO. vom 6. — 1808. 
Bol. Brand a. a. O. ©. 27 ff. 
’) Vgl. Arndt, Staatdreht in Birkmeyers Rechtsenzyflopädie 1901 S. 792 ff.; 
aud Brand 0.0.0. ©. 48. 
*Bgl. elle und Reinde, Allgem. preuß. Landrecht, Berlin 1885 Bd. 4 ©. 91. 
)a.a.D. 5.73. 


10) Die rechtlihe Natur des — nach deutſchem Staatsrecht in den Annalen 
des Deutichen Reichs 1884 und 1885. 
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wirtihaftlihen Begriff” — mie er heute bezeichnet wird? — zugrunde legt. 
Deshalb läßt fi) aber doc nicht verfennen, daß aus ben angeführten Be 
ftimmungen des preuß. Landrechts deutlich hervorgeht, daß der Gedanke von 
der abitraften Staatsperjönlichkeit und die damit verbundenen Unterjcheidungen 
au in der Auffaflung vom Offizierödienftverhältnis fich geltend gemacht haben. 
Es dürfte demnach unzutreffend fein, wenn Brand!) ausführt, es jei ins 
bejondere in Preußen die rechtliche Natur des Offiziersdienftes von der Lehre 
von der Staatöperjönlichfeit unberührt geblieben. Am Ende des 18. Jahr: 
bundert8 werden wir wohl den Offizieren die ſtaatsrechtliche Stellung von 
Staatsdienern zuerkennen müflen. Modifiziert wird dieje ihre Stellung durd 
die oben geſchilderte eigenartige Entwidlung des Offizieröftandes, jo daß am 
Ende des 18. Jahrhunderts auf das Offizierskorps wohl die Anſchauung zu: 
treffen dürfte, die Delbrüd vom modernen Offizieröforps vertritt, nämlid, 
dat die Offiziere zwar Staatödiener waren, daneben aber noch in einer be 
jonderen, perjönlichen Beziehung zum König nad) dem uralten germaniicen 
Begriff der Gefolgihaft und der VBajallität ?) ftanden. Die Delbrüdjche An: 
fiht paßt m. €. vorzüglich auf die Offiziere, insbeſondere die preußifchen Off: 
ziere am Ende des 18. Jahrhunderts. Seitdem ift aber die Entwidlung feine 
wegs ftehen geblieben. Es find eine Neihe von Tatſachen eingetreten, welche von 
nicht zu unterjhägendem Einfluß auf das Offizierödienftverhältnis geweſen find. 
Es find m. €. insbejondere zwei Punkte, die zur Umgeftaltung des Offizierd: 
dienjtverhältnifjes zu einem modernen Staatsdienftverhältnis mitgewirkt haben. 

Wenn wir zunähft prüfen, worauf eigentlich die oben gekennzeichnete 
bejondere Stellung des Offizieröforpg am Ende des 18. Jahrhunderts berubt, 
jo können wir die Antwort aus der oben gegebenen geichichtlihen Begründung 
entnehmen. Der Adel hatte in jener Zeit eine jozial und rechtlich nach jeder 
Richtung bevorzugte Stellung inne, und auf diejer befonderen Stellung des 
Adels beruht nad ihrer gejchichtlichen Herkunft die bejondere Stellung bes ſich 
nahezu ausjchließlicd aus dem Adel vefrutierenden Offizierskorps.“) Es ift nun 
außerordentlich bezeichnend, daß in der gleichen Zeit, in welche bie Stein: 
Harbenbergiche en und damit die Bejeitigung der bevorredhtigten Stellung 
des Adels jällt, auch jenes berühmte Fönigliche „Reglement vom 6. Auguft 1808 
über die Bejegung der Stellen der Portepeefähnriche und über die Wahl zum 
Offizier bei der Infanterie, Kavallerie und Artillerie” erlaffen wird, das ben 
Grundjag ausfpridt: „Einen Anjprud auf Offizieröftellen jollen von nun an 
in Friedengzeiten nur Kenntniffe und Bildung gewähren, in Kriegszeiten aus- 
gezeichnete Tapferkeit und Ueberblid. Aus der ganzen Nation können daher 
alle Individuen, die diefe Eigenjchaften befiten, auf die höchſten Ehrenftellen im 
Militär Anſpruch machen. Aller bisher ftattgehabte Vorzug bes Standes hört 
beim Militär ganz auf, und jeder ohne Rüdfiht auf feine Herkunft hat 

feihe Pflihten und gleiche Rechte.“ *) Mit diefem Neglement war ber be 
— Stellung des Offizierskorps ihre rechtsgeſchichtliche Grundlage entzogen. 
Das Offizierskorps wurde auf eine neue Baſis geſtellt, indem man hinſichtlich 
feiner Ergänzung zu dem Grunbjaß ber Gleichheit aller Staatsuntertanen 

i) a. a. O. S. 49 ff. 

) Delbrüd, Hiſtoriſche und politiſche Aufſätze, Berlin 1887 ©. 334 fi. 

) Brand hat das Verdienſt, gerade auf diefem engen Zuſammenhang in aus 
führliher Begründung Hingewiejen zu haben, ohne daß er allerdings die aus der Auf- 
bebung der rechtlichen Sonderftellung des Adels ſich ergebenden Koniequenzen für das 
Offizierddienftverhältnis zieht (vgl. insbeſondere a.a.D. ©. 52 ff.). 

*) Vgl. Laband, Deutſches Staatär. Bd.4 ©. 182, 
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zurüdfehrte. Selbſtändlich konnte dadurch nicht mit der geichichtlichen Ent: 
wicklung plößlic gebrochen werden. Die alten Traditionen wirkten in dem ein: 
mal beitehenden DOffizieröforps fort, auch „ohne die Verbindung mit dem 
Adel.” ') Aber die juriftiichen Wirkungen dieſer Traditionen find heute nur 
mehr in wenigen Punkten erkennbar, jo insbejondere in den Beltimmungen 
über die bejondere Standesehre der Offiziere und ihre Pflege. Der Gedanke 
eine bejonderen vom Dienfte der Zivilbeamten zu untericheidenden perjönlichen 
Dienftes in vajallitiicher Treue ift nad) meinen Beobadhtungen im modernen 
Dffizieröforps gegenüber dem nationalen Gedanken zurüdgetreten und findet 
heute, wie unten näher darzulegen jein wird, im pofitiven Recht feine Stüße. 
Die dur) das genannte Reglement eingeleitete allmähliche Ueberwindung der 
„Ipezifiich adeligen dee des FFürftendienftes in perfönlicher Treue” (Brand 
a. a. D. ©. 55) durd den nationalen Gedanken, d. h. den Gebanten bes 
Kriegsdienftes für die Nation, für „König, Volk und Vaterland“, erfuhr eine 
nicht zu unterichägende Förderung durch den Uebergang zur allgemeinen Wehr: 
pflicht, der in derjelben Entwidlungsperiode wenige Jahre jpäter erfolgte. Seit 
dem Wehrgejeg vom 3. September 1814 mar das Heer ein ausgeſprochenes 
Volksheer. Damit wurde ber nationale Gedanke au in bie Mannſchaft ein: 
geführt und bezeichnend jagt Delbrüd?): „Dann ftand die Armee nicht mehr bloß 
auf dem einen Bein, dem Offizieröforps, jondern auch auf dem andern, ber 
Mannſchaft.“ So fteht heute das ganze Heer, Mannſchaft wie Offizierskorps, 
auf dem Boden des nationalen Gedankens. „Die deutſche Vaterlandsliebe 
bedarf eines Fürften, auf den fi ihre Anhänglichkeit Eonzentriert,“ hat einer 
der beften Kenner des deutichen Volkscharakters gejagt.) So konzentriert ſich 
auch die Vaterlandsliebe und Treue des Soldaten auf die Perjon des Fürſten. 
Das Treueverhältnis zum Herricher ift heute ein Gemeingut bes ganzen Heeres 
geworden. inwieweit beim DOffiziersforps, insbefondere joweit e8 dem bel 
angehört, heute noch lehensrechtliche Reminiözenzen mitjpielen, läßt ſich natürlich 
nicht feititellen; daß fie noch hie und da vorhanden find, darf vielleiht an— 
genommen werden. Aber der rechtlichen Beurteilung des Offiziersdienſt— 
verhältnifjesg müfjen wir ausſchließlich das pofitive Recht zugrunde legen und 
diejes bietet m. €. feine genügenden Anhaltspunkte dafür, daß der rechtlichen 
Regelung bes Dienftverhältnifjes heute noch vajallitiiche Gedanken zugrunde 
liegen.*) Die Einwirkung der neueften Entwidlung äußert fi alfo nad dem 
Gejagten darin, dab das Dffizierödienftverhältnis jeine früheren Bejonderheiten 
in der Hauptſache verloren hat, daß e8 heute ala ein Staatsdienftverhältnis 
bezeichnet werden fann, deſſen Inhalt allerdings noch gemwiflen, an fic für bie 
Dualififation des Dienftverhältniffes aber nicht bedeutſamen Einwirkungen des 
geichichtlihen Zulammenhanges des modernen Offizieröforps mit dem Lehens- 
mwejen unterliegt. Die Richtigkeit unjerer Anſchauung aus dem geltenden 
Dffiziersdienitrecht nachzumweiien, wird die Aufgabe der folgenden Abjchnitte jein. 


ı) Delbrüda. a O. S. 335. 

2) a. a. O. ©. 3%. 

) Fürſt Otto v. Bismarck in ſeinen „Gedanken und Erinnerungen“ (Bd. 1 ©. 291). 

Brand a. a. O. ©. 55/56 ift der Anjchauung, daß troß des Vordringens des 
nationalen Gedankens das Offizierstorps unverändert —— ſei. Ich glaube, daß ſein 
Irxrtium darin beſteht, daß er die Bedeutung der vaſallitiſchen Grundgedanken, mit denen 
m. €. das Reglement von 1808 gebroden hat, für die rechtliche Geſtaltung des 
modernen Offizierddienftverhältnifjes überihäßt und gerade die modernjte Entwidlung zu 
wenig berüdjichtigt. 

(Fortiegung folgt.) 


Skizzen und Notizen. 


Zur Errichtung des Reichskolonialamts. 
Bon Dr. Friedrich Giefe in Bonn a. Rh. 


Die jeltiame, aber in ber Kolonialgejhichte der europäiſchen Staaten 
nicht vereinzelt daftehende Ericheinung, daß als Zentrale unferer Kolonialver: 
waltung bis vor furzem die Unterabteilung einer ganz andern als kolonialen 
Zwecken dienenden Reichsbehörde, nämlich des Auswärtigen Amtes, fungierte, 
findet ihre Hiftorifhe und politiiche Erklärung darin, daß die Hauptaufgabe der 
beginnenden folonijatoriichen Tätigkeit des Deutichen Reiches in der Abgrenzung 
der neuerworbenen Länder gegenüber fremdem Kolonialbefig und demgemäß in 
dem Abſchluß entiprechender Staatsverträge mit anderen Kolonialmächten be 
ftand; alle dieje Fragen wurden zwedmäßig vom Auswärtigen Amte aus er: 
ledigt. Seitdem aber die äußere Abgrenzung des territorialen Wirkungskreiſes 
der deutſchen Kolonialverwaltung beendet war und das nädjfte Ziel nunmehr 
die innere Erſchließung und Bewirtihaftung der Schußgebiete bildete, erichien 
die weitere Unterftellung der folonialen unter die auswärtigen Angelegenheiten 
nicht allein nicht mehr erforderlich, jondern die Verſelbſtändlichung der Zentral: 
inftanz für die Kolonien jogar wünjchenswert ; zu einer dringenden Forderung 
wurde diefer Wunſch, ala die Kolonialgeihäfte ftetig an Umfang zunahmen und 
gleichzeitig damit das unter der alten Regelung nicht erfüllbare Bedürfnis nad 
einer Entlaftung und verantwortlichen WVertretungsmöglichkeit des Reichskolonial- 
minifters (d. h. des Reichskanzlers in folonialen Angelegenheiten) immer fühlbarer 
wurde. So entihloß ſich denn die Reichsregierung nad anfänglihem Zögern 
zur Loslöjung der Kolonial-Abteilung vom Auswärtigen Amte und zur Errichtung 
eines jelbftändigen Reichskolonialamtes, das den übrigen oberften Reichsbehörden 
im Range gleidhitände. Sie fand jedoch mit ihren Beftrebungen beim Reichs— 
tage wenig Gegenliebe; Ende Mai vorigen Jahres lehnte ber Reichstag das in 
zweiter Leſung bereit3 angenommene neue Reichsamt mit 142 gegen 119 Stimmen 
ab. Da tauchte plöglic in der juriftiichen Literatur die bis dahin noch nicht 
erwogene frage auf: Bedarf denn die Reichöregierung zur Schaffung des von 
ihr als notwendig erkannten Kolonialamts überhaupt der Mitwirkung des 
Reichdtages? Kann fie dieſes Amt nicht ohne feine Genehmigung, ja jogar 
egen jeinen Willen errichten? Wenn eine theoretiiche Erörterung diejes Problems 
* wo das Amt mit Zuſtimmung des neuen Reichstages geſchaffen und ins 
Leben getreten ift, auf den erften Blick ſehr überflüflig erjcheinen mag, jo bietet 
die Unterſuchung doc indireft zur Klarftellung der Rechtsverhältniffe der neuen 
Reichsbehörde und zur Erkenntnis des Unterſchiedes zwijchen der früheren und 
der jetigen Geitaltung Beiträge genug, die ihre Vornahme hinreichend recht: 
fertigen dürften. 

Bornhaf war es, der in der Deutichen Kolonialzeitung 1906 Nr. 15 
(S. 1427.) unter der Ueberjchrift „Die Errichtung des Reichskolonialamts vom 
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kolonialrechtlichen Standpunkte” die Aufmerkjamkeit der Yuriften zuerft auf das 
hier zu behandelnde Problem lenkte. Bornhak erblicdt bereit? in der Kolonial: 
abteilung im Grunde ein Reichsfolonialamt, das nur äußerlich noch mit dem 
Auswärtigen Amte als eine von deffen Abteilungen verbunden und ihm in ber 
auswärtigen und allgemeinen Politik unterftellt ift, aber jonft ein oberftes 
Reichsamt wie jedes andere bildet und für bie Kolonialverwaltung unmittelbar 
unter dem Reichskanzler fteht. Er prüft auf diefer Grundlage die beiden Tragen, 
wieweit einerjeitS die Errichtung eines vom Auswärtigen Amte auch äußerlich 
etrennten Reichskolonialamtes mit einem Staatsjefretär an der Spitze, ander: 
Feitg die Uebertragung der Refjortftellvertretung des Reichskanzlers auf dieſen 
neuen Staatsjefretär der Mitwirkung der gejeßgebenden Faktoren, insbejondere 
des Reichötages, bedürfe. Der Uebertragung der Stellvertretung auf den Kolonial: 
direftor nad) Maßgabe des eig = vom 17. März 1878 liegt nichts im Wege, 
weil diejer für die eigentlichen Kolonialangelegenheiten Vorftand einer oberften, 
unmittelbar unter dem Reichskanzler jtehenden Behörde iſt. Sodann fann aber 
aud die Unterftellung bes Kolonialdireftors für die auswärtige und allgemeine 
Politif unter den Staatsjefretär des Auswärtigen Amtes, wie fie auf kaiſer— 
fiher Verordnung (von 12. Dezember 1894) beruht, jo auch jederzeit wieder 
durch eine jolche gelöft werden. Iſt auf dieje Weile der Kolonialdireftor den Chefs 
der übrigen oberften Reichsämter gleichgeordnet, jo bleibt weiter nichts mehr 
übrig, ala daß der Kaiſer zur Erledigung der Rangfrage jeiner Zuftändigfeit 
emäß die losgelöfte Kolonial:Abteilung als Kolonialamt bezeichnet und dem 
lonialdireftor den Titel eines Staatsjefretärs verleiht. Zu alledem bedarf e8 
feiner Mitwirkung von Bundesrat und Reichstag, vorausgejet natürlich, daß 
die neuen Beamten feine höheren Gehälter beziehen; denn die Dotation neuer 
Aemter kann nur mit Bewilligung des Reichötages geichehen. 

Diefen Ausführungen von Bornhak wideripricht Florack in der Zeitjchrift 
für Rolonialpolitit, Kolonialreht und Kolonialwirtſchaft 1906 Heft 7 (S. 532) 
am Schluß jeiner Darftellung über die Errichtung des Reichskolonialamts. Nach 
Floracks Anfiht kann nur unter Mitwirkung des Reichstages ein Reichakolonial- 
amt geichaffen werden. Für irrig erklärt er zunädjt die Auslegung, welche 
Bornhaf dem Stellvertretungsgeieg gibt. Die Kolonial:Abteilung ift feine 
oberfte Reichsbehörde im Sinne diejes Gejeges, ſondern eine Abteilung der 
oberjten Reichsbehörde „Auswärtiges Amt“. Der Kolonialdirektor ift aljo nicht 
Chef einer oberften Reichsbehörde und kann daher auch nicht mit der verant- 
wortlichen Vertretung des Kanzler? in Kolonialangelegenheiten betraut werden, 
obwohl er ihm in jolcyen direkt unterftellt ift. Sodann kann die Kolontialabteilung 
aber auch nicht durch Kaijerliche Verordnung vom Auswärtigen Amt getrennt 
werben; nicht dem Kaijer, jondern dem Bundesrat ſteht die Organijations- 
gemalt im Reiche zu; dem Kaiſer jehlt hierzu der jpezielle Titel, er kann wohl 
Behörden bejegen, aber nicht jchaffen. Allerdings könnte er dem SKolonial- 
direftor den Titel eines Staatsjefretärd verleihen, aber er würde damit feinen 
den andern Staatzjefretären weſentlich gleihen Beamten, jondern nur einen 
„Zitularftaatsjefretär“ jchaffen. 

Uebereinitimmung herrſcht hiernach zwiſchen beiden Autoren nur injomweit, 
ala fie ihren Erörterungen die Vorausjegung zugrunde legen, daß die Neu- 
organijation der Eolonialen Verwaltungszentrale an den Reichsfiskus feine 
höheren finanziellen Anforderungen ftellt, als bisher für die Kolonial-Abteilung 
im Gtatögejeß vorgejehen war; dieſe Vorausjegung ift für unjere Unterſuchung 
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ganz Jelbftverftändlich, da andernfalls eine Mitwirkung des Reichstages allein 
ſchon megen diejes budgetrechtlichen Momentes notwendig wäre. Im übrigen 
gehen die Meinungen von Bornhak und Florack aber in allen Punkten aus: 
einander. Zunädhft wird die Frage nad der Stellvertretungsmöglichkeit des 
Reichskanzlers durch den SKolonialdireftor von erfterem bejaht, von letzterem 
verneint. Der Enticheidung Bornhaks kann nicht beigepflichtet werden. Sie 
ift, wie Florack richtig ausführt, deshalb unhaltbar, weil die Kolonial-Abteilung 
feine dem Reichöfanzler untergeordnete „oberfte Reichabehörde” im Sinne des J 2 
des Stellvertretungsgejeges vom 17. März 1878 barftellt. Trifft aud das 
eine diefer Erforderniffe, nämlich die unmittelbare Unterordnung unter den Reichs 
fanzler, in der Hauptjache zu, jo fehlt e8 doch an ber zweiten Bedingung; io: 
lange eine Behörde auch nur formell dem Organismus einer andern eingegliedert 
ift, kann fie nicht jelbft als eine oberſte Behörde gelten. Andrerjeits läßt der 
Sinn des Stellvertretungägeleges eine ausdehnende Interpretation feines Zertes 
in feiner Weile zu. — Unrichtig ift ferner die Annahme Bornhaks, die teilmeile 
Unterftellung des Kolonialdireftord unter den Staatsjefretär des Auswärtigen 
Amtes könne, wie fie auf einer faijerlichen Verordnung berube, auch durch eine 
jolche gelöft werden. Einmal beruht die gedachte Unterftellung überhaupt nicht 
auf Kaijerlicher Verordnung, denn diejenige vom 12. Dezember 1894, melde 
Bornhak wohl meint, enthält nichts weiter als eine Deklaration des bereits jeit 
dem 1. April 1890 beftehenden Rechtszuſtandes. Sodann ift zur Organijation 
der Reichsbehörden, wie Florack betont, nicht der Kaiſer, fondern allein der 
Bundesrat zuftändig. 

Hier erhebt fich jedoch ein Bedenken, da8 weder von Bornhak verwertet 
worden nod Florack aufgeftoßen zu fein ſcheint. Mean könnte nämlich darauf 
binmweilen, daß dem Sailer, dem nah $ 1 des Schutzgebietsgeſetzes vom 
25. Juli 1900 die Ausübung der Schubgewalt übertragen ift, infolgedeflen 
aud) das Recht zuftehe, die Organifation jämtlicher Eolonialer Verwaltungs 
behörden einichließlih der Zentralinftanz zu regeln und zu verändern. Zu 
diejer Auffaffung bekennt fi) u. a. Helfferih in feiner Broſchüre, Zur Reform 
der kolonialen Verwaltungs-Organilation“ (1905 ©. 7). Dieſe Argumentation 
muß aber als Irrweg bezeichnet werben und zwar aus folgenden Gründen. 
8 1 des Schußgebietögeleßes Tautet: Die Schutzgewalt in ben deutichen Schub: 
gebieten übt der Raiter im Namen bes Reichs aus. Aus biejer Fafſſung i 
zu folgern, daß bie Schußgewalt in territorialer Beziehung nur innerhalb der 
Grenzen der Schußgebiete wirffam werden darf, daß aljo ber Kaifer das aus 
diefer Gewalt fließende Recht zur Organilation der Eolonialen Behörden nur 
innerhalb der räumlichen Grenzen der Kolonien geltend machen kann. Die im 
Mutterlande beftehende Zentralbehörbe der Kolonialverwaltung ift feine Kolonial: 
behörde in leterem Sinne. Ya fie ift nicht einmal eine reine Kolonialbehörde, 
jondern zugleid; ein Stüd des Reichabehördenorganismus im engeren Sinne. 
Konnte dies bezüglich der Kolonial:Abteilung als Beftandteils des Auswärtigen 
Amtes feinem Zweifel unterliegen, jo muß auch das neue Reichskolonialamt, 
wie jchon der Name jagt, als eine (oberfte) Reichs behörde angelehen werben. 
Reichöbehörben im engeren Sinne aber kann der Kaifer nicht ſchaffen, dazu ift 
nur der Bundesrat zuftändig. 

Wir gelangen damit zu dem Ergebnis, daß zwar der Bundesrat (nicht 
der Kaiſer) kraft jeines Rechtes zur Organijation der Reihsämter auch ohne 
Mitwirkung des Reichstages, ja jelbft gegen feinen Willen eine Art Kolonial: 
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amt hätte ins Leben rufen können, das den übrigen oberften Reichaämtern äußerlich 
ähnlich gewejen wäre; aber das ftaatsrechtlich wichtigfte Ziel, welches man bei 
dem Streben nad) Berjelbftändlichung der Zentralinftanz der Kolonialverwaltung 
im Auge hatte, wäre dann doch unerreicht geblieben: die Möglichkeit einer ver- 
antwortlihen Stellvertretung des Reichskanzlers in Kolonialfahen. Denn bie 
Einführung diefer Möglichkeit ftellt eine Abänderung des Art. 17 der Reichs: 
verfafjung bzw. des als Beftandteil der leßteren zu betrachtenden Stellvertretung3- 
geſetzes vom 17. März 1878 dar. $ 2 diejes Geſetzes, nad welchem die 
Voritände der dem Reichsfanzler untergeordneten oberiten Reichsbehörden zu 
verantwortlichen Spezialitellvertretern des Kanzlers beftellt werden dürfen, ift nämlich 
nicht als eine Art von Blankettbeftimmung für alle fpäter einmal zu jchaffenden 
oberften Reichsbehörden aufzufafien, jondern betraf bei feinem Inkrafttreten nur 
die damals bereit3 beftehenden oberſten Reichsbehörden; wenn aud) die Wortfaffung 
des Paragraphen die gegenteilige Annahme nicht ausgeichloffen erſcheinen läßt, 
jo jpricht dagegen doch allein jchon ber Umftand, daß das Stellvertretungägejek 
dad in Art. 17 RB. enthaltene Prinzip, wonach der Reichskanzler einziger 
Reihsminifter ift, unberührt gelaffen hat, mithin wie alle Ausnahmevorſchriften 
im Zmeifel nur einjchränfend interpretiert werden darf. Jede Beitellung eines 
neuen Staatzjefretärs zum Reffortftellvertreter des Kanzler jet daher eine vor: 
gängige Erweiterung des $ 2 des Stellvertretungagejeges voraus. Freilich tritt 
eine jolche Erweiterung mit Rüdficht auf die hierfür bereits paffende Formulierung 
des Textes des $ 2 äußerlich in diefem nicht hervor. Das verfaffungsändernde 
——— iſt das Etatsgeſetz, welches die finanziellen Mittel für die neue Behörde 
vorfieht. 

Die Errihtung des jelbftändigen NReichskolonialamts mit einem Staats: 
jefretär, der den Reichskanzler verantwortlich zu vertreten imftande jei, Konnte 
aljo nur unter Zuftimmung bes Reichtages erfolgen und war außerdem an die 
weitere — geknüpft, daß im Bundesrate nicht mehr als höchſtens 
13 Stimmen gegen den betreffenden (Etats) Gejegentwurf waren. 

Befanntlid hat die Praris diefen einzig gangbaren Weg zur Schaffung 
der neuen Reichsbehörde auch eingeichlagen. Der Reichdtag hat das Kolonialamt 
in der Form genehmigt, daß er den Etat des Amtes im Etatögeleh bemilligte. 
Inſoweit ftellt das Budgetgeſetz für 1907/08 zugleich das verjaffungsändernde 
Reichsgeieh dar, auf welchem das neue Amt ftaatsrechtlicd) beruht. 


Berfaffungsändernngägejehe und Berfafiungsgejeke. 
Nahichrift der Redaktion). 


Die Annahme einer Verfaffungsänderung in vorftehendem Aufſatze möchte 
ic) nicht unwiderſprochen laſſen. Nach der mwohlbegründeten herrſchenden An: 
ihauung ift ein die Reichöverfaffung änderndes Reichsgeſetz nicht ohne weiteres, 
fondern nur auf Grund etwaigen — ausdrüdlichen oder implieite erfolgenden — 
Ausſpruchs des aa anne hinfichtlich der Erſchwerung jeiner Abänderung (Art. 78 
Abi. 1 RD.) als Beftandteil der Reichsverfaſſung zu betrachten‘) In meiner 
Terminologie ausgedrüdt: Ein Berjaffungsänderungsgejeg ift nur auf Grund 
eines derartigen Ausſpruchs mit der gefteigerten Beftandsgarantie eines, Ber: 
1) Vgl. Laband, Reichsſtaatsrecht II $ 55 a. E. mit Anführungen. Dyroff, 
nm und Gefeß, Annalen ded Deutihen Reichs 1889 ©. 931 in Verbindung 
mit a 
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faffungsgejeges ausgeftattet.’) Ein jolcher gejeßgeberiicher Ausspruch ift übrigens, 
nebenbei bemerkt, implicite in Gejegen enthalten, wodurd ein Sa der Reid#- 
verfaflungsurfunde im jeinem Wortlaut geändert oder authentiid 
erläutert wird. 

Nah dem Gefagten iſt nicht jedes VBerfafjungsänderungägeiet 
auch Berfajjungsgejeg (im formellen Sinne). Ich weiſe hierauf bejonders 
hin, weil neueftens Ra uch alles in feiner fommentierten Ausgabe der Reichäver: 
fafjung die abweichende Meinung — gleich dem Berfafler vorftehenden Aufſatzes — 
— zu müſſen glaubt, ohne indeſſen durch ſeine Ausführungen überzeugen 
zu können. 

Beim Stellvertretungsgeſetz fehlt jene geſetzgeberiſche Verleihung ber ver: 
faſſungsgeſetzlichen Beltandsgarantie. Es kann alſo ſchon durch einfaches 
Geſetz — d. i. ohne Einhaltung des Art. 78 Abſ. 1 RB. — geändert werben. 
Wäre aber, wie nicht, das Stellvertretungsgefeß jelbft ein Verfaſſungsgeſetz, io 
läge gleichwohl eine Verfafjungsänderung in unjerm Falle der Errichtung dei 
Kolonialamtes nit vor. Denn das Stellvertretungsgejeg ift hierdurch nicht 
geändert. Es liegt nicht der geringfte Anhaltspunkt dafür vor, daß dieſes Geiek 
in $ 2 nur von den zur Zeit jeiner Erlaffung bereits beftehenden oberften 
Neichöbehörden ſpreche. Seinem Haren Zwede nad), die Materie dauernd und 
grundiäßlic zu ordnen,“) wäre eine jolche einſchränkende Abficht völlig unver: 
ſtändlich. Sie kann aljo auch nicht auf Grund der angerufenen Auslegungsregel 
über enge (jtrifte) Interpretation von Ausnahmevorſchriften in das Geſetz hinein: 
getragen werden. Selbit eine Ausnahmevorjchrift darf man nicht derart „ein: 
Ihränfend auslegen“, daß man ihren Karen Sinn künſtlich einichnürt. 

Streiht man die Annahme einer Verfaffungsänderung, jo wird den 
Ausführungen Giejes zugeitimmt werden können. 


Dyrofi. 
Literaturberid;t. 
Berichterſtatter: die Profejioren Dr. v. Eheberg, Dr. Jaeger, Dr. Dyroff. 
Rechtsgeſchichte. haben, der wird ermeſſen können, welche Summe 


„| vom Arbeit der Altmeiſter Brunner zu be 

anen 1°C. am Wudg. d. Mittelalters. 8. ältigen hatte, um den I. Band jeiner tal 
12 S. Heidelberg (Winter) 1,80 hen Darftellung dieſes Stoffgebietes, deren 
Eine braudbare Darftellung der Miül- IL. Band 1892 erſchien, der wiſſenſchaftlichen 
hauier Mobiliar- und Errungenidaftsgemein- | Welt aufs neue vorzulegen. Unnötig iſts, zu 


; ' verfichern, daß die Erweiterung und Vertiefung 
Yhaft am Ausgange des Mittelalters. des von vornherein an eriter Stelle ftebenden 


Brunner, Hch., Deutiche Rechtsgeſchichte I. Up. | Wertes in gründlicher, gediegener Weiſe durch 
2. Aufl. Ler. 8%, 629 ©. Leipzig 06 (Dunder & gefübet it, und dab die Verjüngung dei 
Humblot) 14.— 1. Bandes dem Wunjde neue Nahrung gibt, 

Wer jih vor Augen hält, welche Fülle von | 8 möchte in abjehbarer Zeit dem grofartigen 

a und Forihungsergebnifjen, | Baue der Schlußjtein angefügt werden. 

von Quellenpublifationen und jonftigen Litera⸗ 

turerzeugnifien die legten 20 Jahre im Be- | Goerlik, Th., D. Uebertragg. liegenden Gutes. 

reiche der deutihen Rechtsgeſchichte gebracht 8°. 148 S. Heidelberg (Winter) 2.— 


— — 





Bgl. Dyr off a. a. O. S. 909 ff., 928 ff. Affolter, Annalen des Deutſchen 
Reichs 1905 ©. 555 Anm. 2. 


2) Val. auch Smend, Annalen des Deutichen Reichs 1906 ©. 321 fi. 


Literaturbericht. 


Rertvolle Beiträge zur Gejchichte der deutich» | Preußen bietet der 


rechtlichen Grundjtüdsübereignung. 
Rechtsphiloſophie. 


ne ver Dr. F. Syſt. d. Rechts⸗ und ag 
BWirtihaftsphilojophie. Ler. 8°. V. (Schluß) | IT» 


Band. 288 S. Münden 07 (E. H. Bed) 7.50 


Das groß angelegte Wert, dem wir zuleßt | 


in Wr. 12 des legten Jahrgangs der „Kit. 
Mitt.“ eine nähere Beiprehung gewidmet 
haben, hat jeinen Wbihluß mit dem vor— 
liegenden Bande gefunden, welder die Straf: 
rechts philoſophie und die Strafrechts— 
reform behandelt. Das erſte Buch befaßt 
fih mit der Strafjhuld als Betätigung ber 
Perſönlichkeit, das zweite mit dem Verbrechen 
(„Berbreden und Kultur“, „VBerbreden und 
Schuld“, Berbreden und bürgerlide Frei— 
beit“), das dritte mit der Strafe („Wejen und 
Entwidlung der Strafe“, dann „Kulturreform 
der Beſtrafung“). 


Allgemeines. 

Glod, Dr. 4., und ®. Coermann, D. in Eljaß- 
Lothr. geltende Reichs- und Landesrecht in 
überjicht!. Zufammenjtellg. Nachtrag auf d. 
Stand v. 1. I. 07. gr. 8°. 70 ©. Karlsruhe 
(Braun) u. Straßburg (E. F. Schmidt)tart. 1.60 


Die erwünjchte Ergänzung zu dem be- 


währten Hauptwerke, das 1903 erſchienen ift. | 


Reichs⸗Archiv. Sig. d. gei. Reichsrechts i. ſ. 
heut. gült. Geft. v. A. Weißler. I. Bd. 
1. u. 2. 2fg. gr. 8°. V u.208 ©. Leipzig 07 
(E. € M. Pfeifer) pro Bog. —.35 

Diefe neue, auf 7 mäßige Bände be— 
rehnete Sanımlung will den Juriſten das 
für fie in Betracht kommende Reichsrecht in 
bandlicher Form bieten. Bon den Gefepen 
werden nur die Haushalts-, Anleihe und 
ſonſtigen Geldbewilligungsgeiege ausge— 
ſchieden. 
werden die rein verwaltungstechniſchen (Aus— 
führungsbeſtimmungen zu Zoll- und Steuer— 
geſetzen ꝛc.) weggelaſſen. Aufgenommen wird 
dagegen, „was in der Mitte zwiſchen Ver— 
waltung und Juſtiz ſteht“. 


mindeſtens auszugsweiſe abgedruckt. Auf 
Fortgelaſſenes wird noch Datum und Fund— 
ort verzeichnet. Plan und Druckanordnung 
ſind als vortrefflich zu bezeichnen. Beſonders 
dankenswert ſind die Nachweiſungen über ein— 
ſchlägiges Landesrecht, die ſich übrigens auf 
Preußen, Bayern, Sachſen, Württemberg, 
Baden, Heilen und Elſaß-Lothringen be= 
ihränten. Sie find von Fadjleuten aus den 
betreffenden Ländern nacdgeprüft. Für 


Bon den nicht geſehlichen Erlafjen | 


Auslieferungde, 
Nachlaß-, Staatdangehörigfeitd-, Konſular- ıc. | 
Verträge werden ganz, die Handeläverträge | 
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Herausgeber. von dem 
befanntlih auch das „Preußiihe Archiv“ her— 
rührt, ſelbſt die nötige Gewähr. 


Dr Zur Juftizreform. 6 Vortr. 
109 S. Tübingen 07 (Mohr) 2.— 
| Die radifalen Reformvorſchläge von Adides 
haben manden lebhaften Widerſpruch wach— 
gerufen. Zu den beadjtenswerteiten Gegen— 
‚ Äußerungen gehört die vorliegende Steiniche 
‚ Schrift, eine Ueberarbeitung von jech® in der 
ı Kölner Bereinigung für rechts- und jtaate- 
wiſſenſchaftliche Fortbildung gehaltenen Bor- 
trägen. Sie bat nicht bloß den negativen 
ı Wert, daß fie die Undurchführbarkeit gerade 
| der weſentlichſten Vorſchläge von Adides dar- 
| tut. Vielmehr enthält fie, auf gründlichſter 
Kenntnis unjeres Zivilprozefies fußend, aud 
eine Reihe pofitiver Reformgedanten. 


ı Bürgerliches Recht. 


Billmann, Dr. E., Haftung d. jurift. Berionen 
f. d. 3. Schadenserſah verpflichtenden außer: 
fontraftlihen ihrer PBertreter. 8°. 34 ©. 
Münden 06 (J. Schweiger Verlag) 1.20 


Eine braudbare, auh de lege ferenda 
beachtenswerte Unterjuchung. 


Liſzt, Dr. E. v., D. Pflichten d. außerehel. 
Konkumbenten. gr. 8°. 156 ©. Wien (W. 
Braumiller) 3.40 
| Die beachtenswerte, ernfte und nüchterne 
Schrift enthält einen unter Berüdjichtigung 
 unjere® BGB. und des jchmweizeriihen Ent- 
wurfd ausgearbeiteten Beitrag zur Reviſion 
des diterreihiichen ABGB. 


Standingerd, J. d., Kommentar 3. BGB. u. 
d. EG. hrög. dv. Prof. Dr, Loewenfeld, Prof. 
Dr. Riezler, Kgl. Oberlandesg.-Rat May: 
ring F, Brof. Dr. Kuhlenbed, Kgl. bayer. 

| Regierungsrat Kober, Kal. Staatsanwalt 
Dr. Engelmann, Rechtsanwalt Serzfelder, 
Rat am BayObLG. Wagner. 3./4. neubearb. 
Aufl. Lex. 8°. Lfg.1: Bd.IL.1, Einleitung, 
Ulgemeiner Teil $$1—12, erl.v. Lo ewen⸗ 
feld. (80 ©.) Lig. 2: Bd. III 8.1, Saden- 
recht 88 854—873, erl. v. Kober. (80 S.) 
Lg. 3: Bd. IV 2.1, Familienreht SS 1297 
biß 1324, erl. v. Engelmann. (80 ©.) 
Münden (J. Schweiger Verlag) je 1.80 
Es ift ein deutlicher Beweis für die hohe 
Beliebtheit diejes Wertes, daß aldbald nad) 
dem Abſchluſſe der zweiten bereits eine neue 
— nun al® dritte und vierte ericheinende — 
Auflage notwendig geworden. So erfährt 
‚ der Staudingerihe Kommentar zuerit unter 
ı den großen Kommentaren ded BGB. eine 
drittimalige Bearbeitung. Die vorliegenden 

| Hefte zum erften, dritten und vierten Buche 
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zeigen, daß Literatur und Nedtiprehung bis | Geidäft er d. Gr. Bad. Minift. d. Innern 
auf die Gegenwart mit aller Sorgfalt berüd- | f. d. 3. 1897—1%65. Bd. I/I. 4°. 819 u. 
fihtigt find. Das Sachenrecht liegt bereits 620 ©. Karlsruhe nift. d. Innern). 

biß zum $ 988, das Familienrecht bis zum Einen trefflihen Beweis von der Rührig⸗ 
8 1466 vor. Sie weiſen beide erhebliche Ver⸗ keit und den Erfolgen der badiſchen inneren 
befierungen auf. War bas Werk ſchon biöher | Verwaltung liefert dieſer offizielle Geichäfts- 
wegen jeiner Gründlichkeit und Ausführlich | beriht. Er gibt aber aud reiches Material 
feit in Theorie und Praxis hochgeſchätzt, ſo zur Kenntnis der Vorſchriften, Einrichtungen 
wird die Neubearbeitung jein Anfehen zweifel- und tatjächlihen Zuftände auf den ver 


108 noch beträdtlid erhöhen. ſchiedenſten Gebieten: Tätigkeit und Organi— 
fation der Behörden, Verfahren, Beamten: 
Zivilprozeßrecht. —— und —— neue Geſetze 
und Verordnungen, wegung der Ber 
— 3.0 Fu ' völferung, Polizei, Medizinalwejen, Srantenz, 


2 Unfalle und nvalidenverfiherung, Handel, 
Nach einer geihichtlihen Einleitung (S. 1 * 
bis 21) behandelt ber Heriaffer das Bee, eiserne — — 
die Vorausſetzungen und das Verfahren der Bermefiun Sweien Sorfe und SZagdimeie ’ 
Hauptintervention nad) geltendem Reichsrecht. Siicherei, Ber E- — 2a or —* 
ünſchließend werden die Beſonderheiten des Ahle Ye t EBENE 
"Sntepentlonöerfabrens" „him "söctem | Jana, gepennibige Bram, Mehlarg 
bentenftreit ($ 75 ZPO.) dargeitellt. Die Yus- wejen, ommunale Verbände und Bermwaltun * 
führungen befunden überall UÜeberlegung und erichtöbarfeit g 
gereiftes Urteil. 8 5 


Bollenzien, 3. u. W. Jacobeit, Die gerictl. Handwörterbud d. preuß. Verwaltg. Bearb. 
Kalkulation. 2. Aufl. 7.10. (Schluße) Liefg. 1. hrsg d. Dr. dv. Bitter. Ser. 8°. Lig. 13—17. 
gr. 8°. S.481—902. Leipzig (Ropberg) 41.50 | (Schluß) ©. 337—883. — 

Das nun in zweiter Auflage vollendete In 2 ſtattlichen Bänden liegt d + gr 

Wert gibt eine wohlgeordnete Darftellung der vater — — 

für je gerichtlihen Kaltulaturdienft Preußens Siteratur lange bermißte enzuklopädiiche, et} 


zu raſcher Auskunftserteilung bereite Sand» 
maßgebenden Vorſchriften. buch der preußiſchen Verwaltung vollendet 
Staatd- und Verwaltungsrecht. vor und. Wir können auch angeſichts der 
— EN 





legten — unſer früheres Urteil be 
Bazille, W., el ge f. d. Kgr. ftätigen: Das Werk ift in Anlage und Durd- 
— —— m. Erl. 2, Aufl. 12° 552 ©. | führung als vollftändig gelungen zu bezeichnen. 
Stuttgart (Kohlhammer) 3.40 | In Preußen wird es bald —* normalen 
Dieſe kommentierte Ausgabe der Württem⸗ Rüftzeug der Berwaltung und jolder gehören, 
bergiihen Berfafjung in ihrer neuen Geftalt | die jih über VBerwaltungsfragen unterrichten 
hat auch neben der ausführlicheren, haupt. | müflen. Bei der Bedeutung der preußiſchen 
ſächlich auf dem Württ. Staatöreht von Normen und Einrihtungen im allgemeineu 
Gaupp-®dz beruhenden Bearbeitung von | Jowie mit Rüdjiht darauf, dab aud das 
Göz ihren jelbftändigen Wert, da fie zwar | Reichsrecht einbezogen tft. verdient es 
gleichfalls —— ſyſtematiſche — auch außerhalb Preußens volle Beachtung. 
iebig, wiewohl nicht in gleichem Umfange 
— aber auch an Ergebniffen tritiſcher Judikate d. Reichsgerichts, Verwaltgs.Ge⸗ 
und jonftiger eigener Arbeit des Verfaffers richtshofs u. d. oberſt. Gerichtshofes i. Sad. 
und jeines — an der erſten AÄuf-⸗ — — b. a —— 
n) pie 5 ; 80. I. Ti.: 
lage (R. Köſtlin) vieles bietet | * * —S et 3 e; IS: men 
Fleiner, Dr. F., Staatörechtliche Gefege Würt- | kichtsweſen, Stiftungswejen. 677 ©. Bien 
— 8. Textausg. 12°, 552 ©. Tübingen | 1901—1906 (Hölder) 6.20; 1.80; 10.40 
(3. €. B. Mohr) 4.— Auf dem Gebiete des Kultus, des Unter 
Eine mit Inappen Anmerkungen verjehene richts und der Stiftungen gibt es nicht wenige 
Sammlung, die außer der Berflirk. die jonftigen | Fragen, die für die Staaten des Deuticben 
ſtaatsrechtlichen Geſetze enthält unter den Reichs bei der Gemeinjamkeit oder Verwandt⸗ 
Rubriten: König und SKöniglihes Haus, ſchaft der Rechtsnormen oder bei dem Mangel 
Ständeverjammlung, Zentralorgan der Staats⸗ einer pofitiven Regelung gleih oder ähnlich 
regierung und Staatöbeamten im allgemeinen, | liegen, wie für Vefterreih. Die oben be 
Staatdangehörige, Staat und Kirche, Ber | zeichnete Sammlung, die eine handliche ſyſte— 
ziehungen Württemberg zum Reid). matifjhe Nachweiſung der Ergebnifjie über 





Riteraturbericht. 


öfterreichiihe Rechtſprechung auf diejen Ges | 
bieten gibt, verdient daher alle Beachtung 
auch in deutihen Intereſſentenkreiſen. In 
Oeſterreich empfiehlt ſich das Wert ſelbſt. Be-⸗ 
ſonders betont ſei, daß 
Material don Entſcheidungen dem Verfaſſer 
amtlih zur Berfügung geftellt war und von 
ihm verwertet wurde. 


Ranmer, Dr. E. v. und * E —— Lebens⸗ 
one 8”, & Münden 07 
(€. 9. Bed) 

Die Berfafier haben die Aufgabe gelöft, | 
einen kurzen Leitfaden zur Unterweifung in 
der praftiihen Nahrungsmittellontrolle her- | 
zujtellen, der die Äußeren, mit deren Durd- | 


jührung betrauten Behörden in den Stand | 


jegt, die ihn gen eur für Nahrungs 
und Genußmittel wirfjam in ihrer Zätigfeit 
zu unterjtügen. Das Bud eignet fid) zur 
Benützung im ganzen Meichögebiete. Das 
Pilzmerfblatt bes Neichägefundpeitamts iſt 
—— und die treffliche farbige Pilztafel 
beigegeben. Die wichtigſten Geſehe ꝛc. find 
im Anhang abgedruckt. 


Report of the Commissioner of Education 
f. 5. mit 30. Juni 1904 endende Jahr. Bd. IL 
Lex. 8°, 
(Dep. of the Interior). 

Der oben ©.76 ff. angezeigte Annual | 
Report fommt mit bem nun vorliegenden 
U. Bande zum Abſchluſſe. Diefer bringt die 
Fortſetzung des ſchon a. a. O. als jehr lehr- 
reich bezeichneten Abſchnittes: „Education at 
the St. Louis Exposition“, jodann eine Fülle | 
von meiterem jtatiftiihen und jonjtigen 
Material, namentlih aud über Univerfitäten, 
dann Fach- und andere Spezialichulen. 


Bälterredt. 


Meurer, Dr. Ehr., Die neue Genfer Konvention | 
v. 6. VII. 06. gr. 8°. 72 ©. Breslau Ds u. 
Kern) 

Der Würzburger Bölferrechtölehrer, befien 

Schrift über die Genfer Konvention und ihre 

Reform (1906) bei der Genfer Revifions- 

tonſerenz ſehr gute Dienſte geleiſtet hat, be⸗ 

richtet in dem vorliegenden Hefte in ver— 
läjfiger Weiſe über die Ergebniſſe dieſer 

— Der franzöſiſche Text der neuen 

Genfer Konvention und das Schlußprotofoll 

ift mit deuticher Ueberſetzung beigegeben. 


Nippold, D., D. Fortbildg. d. Verf. i. völfer- 
rechtl. Streitigfeiten. a * 671 ©. Seipsig 
07 (Dunder & Humblot 

Mit Rüdficht auf * altuelle —— 
wird hier das Problem der Fortbildung des 
völterrechtlichen Verfahrens, wofür der Grund⸗ 
ſtein durch die erſte Haager Friedenskonferenz 


auch ungedrucktes 
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gelegt wurde, vom Standpunkt der Bölfer- 
rechtswiſſenſchaft aus auf bunter Bafis be- 
ı Handelt. Die Schiedsgerichtsbarkeit ift nad 
dem Berfafjer einer Verallgemeinerung jehr 
wohl fähig. Borbdringlicher ſei e8 aber, das 
Sciedsgeriht für da8 ihm anerlannter- 


 maßen —— Gebiet und ebenſo das 


Vermittlun und Unterſuchungsverfahren 
— 3 zu machen. Dritte Mächte ſollen 
das völkerrechtliche Verfahren in allen Stadien 
des Staatenſtreits in Erinnerung bringen 
können; mit der Zeit ſolle dieſe Einwirkung 
obligatoriſch werden. Die Vorſchläge, die 
namentlich die interparlamentariſchen Kon— 
ferenzen für die zweite Haager Friedens— 
konferenz gemacht haben, böten im ganzen 
eine annehmbare Grundlage für die Fort— 
bildung. Die Periodizität und Kontinuität 
ber Haager Bölferrechtöfonferenzen jolle ge- 
fihert werden. Die poftulierten Fortichritte 
feien au vom Standpunkte der heutigen 
eg Buftände aus realifierbar. Weitere 
usblide ergäben fi, wenn ber je ehige 
pathologiihe Zuftand des gegenjeitigen 
trauen® in ber europätichen a 
Politik einmal — unter dem Drud von Afien 
und Amerifa her — durd ein intenfives Zu— 
fammenarbeiten abgelöft jein werbe. 


Verſicherungsrecht. 


Monatsblätter f. runde Hrsg. 
Mitgl. d. ABA. 8°. I. Jahrg. 9.1. Berlin 
(Behrend & Eo.) Der Jahrgang 1.— 
Dieje halbamtliche Zeitichrift will in * 
tümlicher Weiſe die amtlichen Nachrichten des 
Reichsverſicherungsamtes ergänzen und fo an 
ihrem Teile die Kenntnis des Arbeiter— 
| verfiherungsrehtes (bei. Unfalle und ne 
| vallbenverfüherung) einleiten helfen. Der jehr 
' mäßige Preis ermögliht eine große Ber: 
' breitung unter Organen und Beamten ber 
| Berfiherungsträger, Werzten, Beratern von 
 Berfiherten, Wrbeiterbibliothefen, Vereinen, 
\ Zeitungsredaltionen zc. . 


Trutzer, 8, Min-R, Das nvalidenver- 
—— geiep v. 13. VI. 99. 2. Aufl. 8°. 
892 ©. Ansbach 07 (Brügel& Sohn) geb. 8.— 
Des Verfaſſers „Invaliditäts- und Alters— 
verfiherungsgejeg“, erihienen 1891, wurde 
durd die neue Saflung bes Geſetzes ent=- 
' wertet. Nun tritt dad Werk erfreulichermweife 
in verjüngter Gejtalt wieder auf den Blan. 
An Umfang hat es fih nahezu verdoppelt. 
Für den Handgebrauh wird ed in Bayern 
fünftig an erjter Stelle jtehen. Aber aud 
Ferse Per dürfte es fich nützlich erweijen. 








©. 1178—2480. Bajhington 06 | 





Finanzweſen und Vollswirtichaft. 
| Danzer, Dr. 8, D. Fleiihpreije Mündens a. 
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6. IIL u. 16. VII. 1904. 2er 
32 ©. Tab. Münden (E. Reinhardt) 


Eine recht verdienſtliche Arbeit, 


4.— 


mit guter ftatiftiiher Methode und über- 
rajhender Detailtenntnisg behandelt. Und 
zwar begnügt ſich der Verf. nit nur damit, 
bie Seit preije für die einzelnen Bieharten 
bzw. Fleiſcharten an den beiden Sticdhtagen 
feitzuftellen und zu vergleidhen, jondern er 
tritt im zus auch der Frage näher, wie 
die Preiſe ji bilden. 


Jowanowitih, Dr. M, D. jerbiihe Land» 
wirtihaft. gr. 8°. B ©. Münden (E. Rein- 
hardt) 2. 

Unſer Intereſſe wendet ſich den — 
Staaten Europas in wachſendem Maße zu; 
kommen ſie doch mehr und mehr als Abnehmer 
unſerer Waren und als Quellen unſerer 
Nahrungsmittelverſorgung im Betracht. Die 
vorliegende Unterſuchung, die in überficht 
liher Weile über die Landwirtihaft und 
Viehzucht in Serbien nad der tehniichen und 
wirtichaftlichen Seite, über das landwirtſchaft⸗ 
lihe Kredit: und Genoſſenſchaftsweſen unter— 
richtet, wird deshalb mandem erwünjdt jein. 
Von Intereſſe ift auch der einleitende Ab— 
ichnitt über die agrarrechtlichen Verhältnifie 
Serbiend zur Türfenzeit und nad der Be- 
freiung. 


Maier, G., Soz. 
mod. Arb. —— 

„Aus Natur⸗ u —— 
(Teubner) 


Auf 162 Seiten einen Ueberblid über die 
Geihihte der jozialen Bewegungen und 
Theorien von den Negyptern und Babyloniern 
angefangen bi8 zur Gegenwart zu geben und 
in einer Einleitung die zum Berjtändniß er- 
forderlihen Grundbegriffe zu erörtern, ift ein 
gewagtes Unternehmen. Gründliche Belehrung 
darf man hierbei nicht erwarten; aber zur 
flüchtigen Orientierung, zur Vorbereitung Hr 
weitere Lektüre ift das kleine Wert umfomehr 
geeignet, als am Schlufje jedes Kapitels die 
wichtigſte Literatur vermerkt ift. 


Beweggn. u. Theorien b. 3. 
3, Mufl he (2.8. v. 
Bi Te, Seipaig 


Der Medaktion find Bis zum 10. Juli 1907 
folgende Schriften zugegangen, deren Beiprehung je 


nah Raum und Gelegenbeit vorbebalten wird. 
Abhandlgn, kirchenrechtl, Hrög. v. Stup. | 


80. 107 ©. u. | 


die die 
wichtige und ſchwierige Frage ber Fleiſchpreiſe 
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} 





gr. 8°, Stuttgart 07. (F. Ente), 42.9.: Kor | 


mann, Dr. D. Ver⸗ 
——————— b. Kg 

Bürgerl * 
Berger, E, D le Baldebibent. 


136 ©. Lifja i. ®. 07 (F- Ebbede) 3.— 


firhenredtl. 


8°, 


Literaturberidt. 


Die Weltwirtidaft E. Jahr: u. Leſe— 
buch. IL. 3.1907. 1. Th.: Internat. Ueber: 
ſichten. Zer. 4°. VI, 368 &. 2 Bilder, 2 Tafeln. 
Leipzig 07 (8. G. Teubner) 6.—. 
Handmann, R, D. Ruheſtand d. Reiche: 
beamten u. d. Fürjorge f. ihre Witwen und 
— 8°, 94 ©. Berlin 07 (R. v. Deder) 
ge 

Handmann, R., D. Rubejtand d. preuf. 
Staatdbeamten u. d. Fürſorge f. ihre Dinter- 
— 8. 68 S. Berlin 07 (R.v. Deder) 
geb. 2.—. 

Helbing, Frz. Die Tortur. Geſchichte der 
Folter i. Kriminalverfahren aller Bölter u. 
Beiten. I. ZI.: Vom Altertum bis zur Re 
formation. 2er. 8°. VII, 266 ©. Gr..Lidter- 
felde 07 (Dr. P. Langenscheidt). 

Henderjon, CH. R, D. Arbeiterverficerg. 
i. d. Vereinigten Staaten von Nord» Amerika. 
Lex. 8°. 64, 131 ©. Berlin 07 (Berl. d. Ars 
Belistperiochiag) 6. . 

Königsberger, Dr. Art., D. berufl. Aus 
funftserteilg. u. d. Stellg. d. Austunftsanftalt 
gar. d. Anfragenden. gr. 8°. 100 ©. 

tuttgart 07 (3. B. Megler) 2.—. 

Landesgeſetze, Bayer., i. neueiter Faſfſg. 
8. Münden 07 (Süddeuticher Zeitichriften- 
Verlag). 

Nr. 1: Verfaſſgs.“Urk, 8. Yamilienftatut, 
Bivillifte, — d. een Land» 
tagawahl. 84 ©. 1.20; Bolizei: 
Strafgejeßb. 56 8.1.— 78 Ay Notariat: 
gi 34 ©. —.50; Nr. 20: Eintommenz, 

apitals, Gewerbefteuer. 136 © 2—; 
Nr. 21: Schulbedarfsgei. 21 S. —.30; 
Nr. 27: Baflergeiep 59 ©. 1.—. 

Leiter, Dr. Fr. D. Berteilg. d. Einkommens 
in Defterreih. Nach db. Erg. d. Berjonalein: 
fommenjteuer i. d. 3. 1898—1904. gr. 8°. 
567 S. Wien 07 (W. Braumüller) 10.—. 

Xobe, Dr. A. D. Befämpfg. d. unlaut. Bett: 
bewerbs. gr. 8°, Bd. I: D. unlaut. Wettbem. 
als Rechtsverletzg. XII, 482 5. 10.—. Bb. IH: 
Materialien d. Geſ. — d. unl. 
Wettb. v. 27. V. 96. 459 ©. 6 

Mann, B., Dennod! Einige Borte 2, 
das Reihstagswahlredht u. gleichz. 
preuß. u 8. 328. 22 
07 (9. Walther) — 


Marc us, J., — Erbteilung. 8°. VIL 


134 ©. Berlin 07 (2. Marcus) 2.40. 

ı Meyer, Dr. Mar., Statiftit d. Streifs u. 
Ausiperrungen im Ins u. YAuslande. gr. 8”. 
IV, 253 ©.u. 2 Taf. Leipzig 07 (Dunder & 


Rirhengut u. | Humblot) 5.60. 


Morgenroth, Dr. ®., D. Erportpolitif der 
Kartelle. gr. 8°. VII, 119 ©. Leipzig 07 
(Dunder & Humblot) 2.80. 


herausgegeben von 


BR Bürtager Dr. E. Jaeger H. Könige 


Proiessor an der Uniwersitilt Leiprig 
— J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) In München. 


— 


Halbjährlich 6 Hefte in Quartformat. 
Preis halbjährlich Mk. 10.—. 


Die Nummer 7 (80 Spalten) enthielt: 


Abhandlungen: 

Hölder, Dr. Ed., Geh. Hofrat, Professor in Leipzig, Zwei Verjährungsfragen. 
I. Der Beginn der Verjährung des $ 196 BGB. 

Predari, Reichsgerichtsrat in Leipzig, Zur Frage der Sperre des Grundbuchs 
durch die Konkurseröffnung. 

Hachenburg, Dr., Rechtsanwalt in Mannheim, Aus dem Rechte der Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung. I. Der Ausschluss des Stimmrechts bei der 
G. m. b. H. 

Ullmann, Rechtsanwalt und Notar in Magdeburg, Die Ehefrau als Kommanditistin. 
Ist der Kommanditist Kaufmann? (Schluss folgt.) 

Wach, Dr. Adolf, Geheimer Rat, Professor in Leipzig, Die Erdbebenklausel bei 
Feuerversicherungsverträgen. 


Joseph, Dr. Eugen, Rechtsanwalt in Freiburg i. Br., Die schuldhafte Verursachung 
des Brandes durch Vertreter des Versicherungsnehmers. 


Mitteilungen und Erörterungen: 
— Dr. E., Professor in Leipzig, Reichstag und Konkursreform. A. Die Ver- 
‚R öffentlichung der schwarzen Liste. 
1 Sternberg, Dr. Moriz, Hof- und Gerichtsadvokat in Wien. Zur Frage des eigenen 
‘ Verschuldens des Verletzten im Automobilrecht. 


Landgraf, Dr. Joseph, Wiesbaden, Ueber das Schutzrecht der Hotelbezeichnungen 
(Etablissementsnamen). 


Aus der Rechtsprechung: 
I. Rechtssätze des Reichsgerichts. 
1. Entscheidungen. 


Reichsgericht. 
Bayerisches Oberstes Landesgericht. 


i gr is) 





— — ar 


J. v. Staudinger's 


Kommentar zum Vürgerlichen Geſethuge 
und dem Kinführungsgeſetze 


beraußgegeden bon 


Dr. Theodor Loewenfeld, Dr. Erwin Riezler, Philipp —— 
— und Nechtbanwalt Profeſſor an der Univerfität well. K. Oberlan ar 
in Münden. Freiburg 1.8, in Münden, x 


Dr. Ludwig Suhlenbed, Karl Kober, Dr. Theodor Engelmann, 
Beofeflor am der Univerfität M; Reglerungerat im Baer, - M. Gincikeimnel am £ Ober, 
Zaufanne. Zuftiaminifterium. Landesgericht in ) 


Dr. Selig Herzfelder, 


Rehtsanwalt in Mündden. 


ift im Erſcheinen begriffen. Am 1. Juli 1907 Tagen vor 


1. u. 6. Siefg: Band I, Liefg. 1: Einleitung, Ullgemeiner Teil 88 1 188, 
erläutert von Dr. Th. Boewenfelb und Dr. €, Rie 13 
(25 Bogen.) Mt. 9.80. 

2. u. 4. Siefg.: Band IH, Liefg. 1, 2: Sachenrecht 83 854— 988, 
KR. Rober. (25 Bogen) Mt. 9.30. 


8. u. 5. Biefg.: Band IV, Liefg. 1, 2: Familienrecht SS 1297—1466, er 
von Dr. Th. Engelmann. (25 Bogen.) ME 


Die Bände I, IH, IV werden vorausfihtlih im Herbft 1 
Größere Teile des IL. und V. Bandes erſcheinen gleichfalls * 
Jahre; die Vollendung des ganzen Werkles bis zu dem angelü 

(Ende 1908) iſt ſomit geſichert. 


J. échweitzer verlag (Arthur — J N ' 


nr 5 


rc 





unalen des Deutſchen Heide 


für Gefeßgebung, Verwaltung und Volkswirtfcaft. 


- Rechts- und Anatswiffenfchaftlice Zeifhrift und Materinlienfammlung 


Begründet von 


Dr. Georg Sirth und Dr. Mar von Seydel 


Herausgegeben von 


- Karl Theodor von Eheberg und Dr. Anton Dyroff | 


Münrdyen 1907 
J. Schweiger Verlag (Arthur Sellier) 





Inhalt: 


Selte | 
* direkten Rechtliche Natur des deutſchen b⸗ 
eft ung in Bayern mit masse: Sams entwidelt aus der Geſchichte 
veü füht * Städte. Ron und dem geltenden Rechte. Bon 


9 der 
* Dr. iur. Bild. Lehmann in Münden 
or Ku — L rechtst. Bürger⸗ h. —2 —* ch 
(Schluß —— 


Skizzen und Notizen, 
Die amerilaniſche Induftriezählung im 


a Bee er Bon 9. Fehlinger 


—— 



























Abhandlungen volks- und finanzwirtichaitlicyen, ſowie jtatijtiichen Inhalts wollen 
an Seren Profefior Dr. Karl Theodor von Eheberg, Erlangen, jolhe ſtaats- und 
verwaltungsrechtlichen oder jonftigen rechtswiſſenſchaftlichen Inhalts an Herrn Profefior 
Dr. Anton Dyroff, Münden Raiſerſtraße 2, eingejandt mwerden., 

Die Rüdjeiten der Manuſtriptblätter jollen unbeſchrieben ſein. Das Honorar 
wird nad Ablauf des Halbjahrs gezahlt, in dem der Abdrud erfolgte. Bon Ab: 
handlungen werden, wenn nicht eine bejondere Vereinbarung getroffen ift, 20 Sonder: 
abzüge koſtenlos geliefert. 

Bei Annahme von Beiträgen für die Rubrik „Skizzen und Notizen“ erfolgt 
eine bejondere Erklärung nicht, dagegen wird im alle der Ablehnung für baldige 
Rüdjendung Sorge getragen. 

Durd) Annahme zum Abdrud erwirbt die Verlagsfirma das alleinige un: 
beſchraͤnkte Vervielfältigungsrecht. 


München, Lenbadplat 1. 3. Schweitzer Verlag 


(Arthur Sellier), 
SEES BEZ EEE STEEE 
Die Firma I. Schweiger Sortiment in Münden, Lenbahpla 1, hat die Jahrgänge 1—33 
(1868— 1900) fowie die Separatabdrüde der „Annalen“ übernommen und offeriert, fo lange die 
Norräte reichen, 
Jahrg. 1868—1906, vollftändige Serie mit den vergriffenen und feltenen 
Zahrgängen 1868, 1869 u. 1880 gut gebunden für Mt. 250.— 
1870-1906 gut gebunden für . > 2 a 0 nr nn nen . 200.— 
1881—1906 „ a Ba ae .„ 15— 


Fleinere Serien, einzeine Bände, — Hefte und Separatabdrücke je nach Vorrat zu 
entſprecheuden Preiſen. 







Vor kurzem erſchien: 
Meurer, Dr. Chriftian, Profeſſor der Rechte in Würzburg. 


Die Haager Friedenskounferenz. I. Band: Das Friedens: 
rerht der Haager Konferenz. gr. 8°. (VIII, 391 ©.) 1905. Preis 
Mr. 15.—. 


H. Band: Das Kriegsrecht der Haager Konferenz. 
689 S. 1907. Breis Mi. 26.—. 


Meurer bietet bier eine erfhöpfende quellenmäßige Darjtellung der gejamten 
Verhandlungen dieſer völferrechtlih ungemein wichtigen Konferenz. Belonderes 
Intereſſe darf der II. Band beaniprudhen, der über die praltiih widtigiten Er— 
gebnifie der Konferenz berichtet, auf denen die Il. Konferenz weiterbauen wird. 









gr. 8°. XIII, 


J. Schweißer Verlag (Arthur Sellier) München. 
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Zur Beform der direkten Gemeindebeftenerung in 
Bayern mit befonderer Berückfichtigung der Städte, ') 
Bon Theodor Auber, I. rechtst. Bürgermeifter in Fürth. 


I. Einleitung. 


Die Gemeinden bedürfen zur Dedung ihrer immer wachſenden Ausgaben 
wachſender Einnahmen, deren Art nicht weſentlich von jener der Staatseinnahmen 
verichieden jein kann. Dies ift in der Nehnlichkeit nicht nur der Aufgaben beider 
Körperichaften, jondern auch des Kreiſes der möglichen Zahler begründet. Ein 
richtiger, gefunder Aufbau der Gemeindefinanzen ift auch nicht minder wichtig 
ala jener der Staatäfinanzen; e8 wäre nicht ftaatsmännifch, die Gemeinden 
darben zu laffen oder zu minder guter Yinanzgebahrung — etwa zugunften 
leichterer Abwidlung des Staatshaushaltes — zu drängen. 

Staat und Gemeinde bedürfen vor allem der wirtſchaftlichen Einnahmen. 
Zwar übernehmen beide jelten Geichäfte nur um der Erzielung von Einnahmen 
willen, wenngleid auch dies möglich und zuläffig ift. Allein auch da, wo nicht 
unmittelbar wirtjchaftlihe Zwecke zu wirtſchaftlichen Betrieben führen, ift bie 
Abficht der Gewinnerzielung nicht überall verwerflidd — im Gegenteile innerhalb 
der Grenzen, welche das Sfentfiche Wohl jett, zu billigen und notwendig. Die 
Geſetzgebung jollte eine jolhe Tätigkeit den Gemeinden nicht grundlos einengen, 
auch nicht in Form der Heranziehung zu Staatsfteuern; eine ſolche ift gewiß 
dann zu mißbilligen, wenn der Staat eigene ähnliche Einnahmen der gemeind- 
fihen Steuergemwalt entzieht. ?) 

Die Gegenleiftung des einzelnen für Leiftungen des Staates oder ber Ge— 
meinde erhält nicht jelten öffentlichrechtlichen Charakter und wird zur Gebühr, 
zur Abgabe. Das Recht und die Pflicht der Gebührenerhebung jeitens ber 
Gemeinde und die Grundjäße der Gebührenbemeffung find ebenfo wichtige Fragen 
der Gemeindeverwaltung, wie jene der Verwertung von Ueberſchüſſen aus Be- 
trieben. So jehr eine gute Ordnung diefer fragen von Einfluß ift auf bie 
Steuerverwaltung ber Gemeinde, jo kann doch nur dieſe, nicht da fommunale 
Abgabenweſen überhaupt den Gegenftand der folgenden Erörterungen bilden, zu: 
mal bie bayerilche Staatsregierung die Regelung dieſer Fragen einer ſpäteren 
Zeit vorbehalten hat. 


!) Die folgenden Ausführungen find hervorgerufen burd die „Denkichrift” des 
Kal bayeriigen Staatsminifteriums der Finanzen vom 31. Mai 1906 über die „Reform der 
direften Steuern in Bayern“, Beilage 300 ber Verhandlungen der Kammer der Abge— 
orbneten 1905/06, im folgenden ald „Dentihrift” zitiert. Se wurden ala Referat dem 
bayeriijhen Städtetag in Landshut am 24. Juni diefes Jahres unterbreitet. 
) Preußen unterwirft den Staat, au die Staatseiſenbahnen (Kommunalabgaben= 
eſetz $ 33 Biffer 4) der Gemeindeeintommenfteuer, während die Gemeinden jtaatsfteuerfrei 
leiben. 


Annalen des Deutfchen Reichs. 1907, 36 
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II. Steuerliche Borausbelaftung. 


Neben ben in verjchiedenen Rechtsformen erhobenen Entgelten für indivi— 
duell bemeſſene Leiftungen, zu welchen auch die dem Einzelnen dienende Tätig- 
feit gehört, bilden die Steuern die zwar jubfidiäre aber wichtigfte Einnahmequelle 
der öffentlichen Körperſchaften. Man verfteht darunter „Zahlungen und Liefe- 
rungen, welche zur Dedung des Bedarfs öffentlicher Körperfchaften in einer von 
der ihnen zuftehenden Finanzgewalt einfeitig beftimmten Weiſe und Höhe von 
den berjelben unterworfenen Einzelwirtichaften lediglich auß dem Berpflichtungs- 
grunde der Unterwerfung, aljo insbeſondere ohne jpezielle Gegenleiftung jener 
Gemeinmweien eingeforbert werden“.') 

Allein, wenngleih der Grund ber Steuerpflicht die Unterwerfung unter 
die Staatshoheit ift, jo ift e8 doch für die Grundlagen und das Maß ber fteuer- 
lichen Belaftung nicht gleichgültig, ob die befteuernde Körperſchaft einem Zeil 
ihrer Angehörigen nicht nur die en aus dem Leben der Korporation ent: 
pringenden Vorteile zumendet, jon aud zugunften dieſes Zeile® und zu 
einem wirtichaftlihen Nuten bejondere Aufwendungen madt. Solche Zu 
wendungen erheilchen bejondere Gegenleiftungen. Allerdings jollten dieſe nad 
ben Vorteilen des Einzelnen bemefjen werden, jomit durch Gebühren, nicht durch 
Steuern zur Erhebung kommen. Allein das kann oder will nicht immer ge: 
ſchehen — mitunter mangel® eine® genügenden individuellen Maßftabes oder 
einer ausreichenden rechtlichen Grundlage; man muß dann den Ausweg juchen, 
ftatt den einzelnen nad dem Maße ber für ihn gemachten Aufwendungen zu 
treffen, die ganze Gruppe derjenigen in Steuerform vorauszubelaften, welchen 
die bejondere Aufwendung gilt. Bei Einrichtung diefer Steuer darf aber nicht 
überjehen werden, daß es fi im Grunde doc) ledigli um eine Gegenleiftung 
für eine Leiftung handelt; die Steuer wird der individuellen Gegenleiftung mög- 
licht nahe fommen müffen. 

Zu dieſer grundjäßlicen Seite der fteuerlichen Vorausbelaftung äußert 
fi) unter anderen: 

Schmoller, Grundriß ber allgemeinen Volkswirtſchaftslehre, I. Zeil 
©. 316: „Nody mehr wird die Gemeinde für viele ihrer Tätigkeiten ftatt 
eigener Steuern, welche alle Bürger nad) der Leiftungsfähigfeit heranziehen, jog. 
Beiträge erheben, welche von denjenigen zu zahlen find, die den Vorteil haben, 
und nad) dem Maßflabe, nad; welchem fie ihn haben. Nur bleibt ftets die 
gerechte Bemeffung dieſer Beiträge jehr jchwierig, da doch immer jchematiich 
und nicht nad) individueller Bewertung verfahren werden muß. Die ftärfere 
Ausbildung ber Gebühren und Beiträge hat man mit Recht vielfach neuerdings 
als eine Hauptpflicht der Gemeinde betont; auch die Vorliebe der Gemeinde: 
politifer für Grund:, Gebäude: und Mietöfteuern beruht auf dem Gebanten, 
de Steuern dem Prinzip der Beiträge, der Bezahlung nad) dem Borteile 
ch nähern.“ 

Schall a. a. DO. 5.206 betont, daß nur derjenige öffentliche Bedarf, 
welcher ausſchließlich zur Verwirklichung des gemeinen Beftens ermachie, 
durch Steuern gededt werden dürfe. Er verlangt die Vormwegbelaftung derjenigen, 
welche bejonderen Nuten aus öffentlichen Aufwendungen ziehen, mit Steuer- 


') Schall, Allgemeine Steuerlehre in G. von Schönberg, Handbud der politiichen 
Delonomie, 4. Auflage, Bd. IIL1 ©. 158. Bgl. auch Fuifting, Grundzüge der Steuer- 
lehre ©. 3. 
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präzipuen, jei es durd) Gebühren, Beiträge oder andere gebührenartige Abgaben, 
jei e8 „joweit es ſich um öffentliche Aufwendungen handelt, welche ohne von 
Einzelnen veranlaßt zu fein, einzelnen Qandesteilen, Volks: ober Berufsklafien, 
namentlih den Klaſſen der Grundbefiter, ber Gebäubebefiger, ber Gemerbe- 
treibenden ausichließlid; oder in beionberd hohem Grabe zugute fommen“, durch 
paufcalierte Gebühren in der Form von Steuerzuichlägen und erhöhten 
Umlagen auf hierzu geeignete Steuern. — 

Der wirtihaftlihe Nuten kann beftehen in einer Ausgabenminderung oder 
einer Einnahmenerhöhung. 

1. Zunächſt ift nun zu unterfuchen, ob Aufwendungen der Gemeinde eine 
Entlaftung einer Klaffe von Angehörigen herbeiführen können, in weldhem Um: 
fange, wer für den hieraus entjtehenden Aufwand zu belaften ift und in welcher 
Weiſe dies geichehen kann. 


a) Gruppe der Grumdbefiker. 


Zweifellos bringen ſolche Leiftungen der Gemeinde eine Entlaftung einer 
Gruppe mit fi), welche nad Rechtsvorjchriften an ſich von den Angehörigen 
diejer Gruppe getragen werden müßten. Wenn beifpielaweile ftaatlic) oder ort3- 
geſetzlich beſtimmt ift, daß die in einem Anweſen erzeugten Abfallftoffe, wie 
Kehricht, Aſche, Unrat, Abwäſſer, SFäkalien, von dem * des Anweſens be: 
jeitigt werden müffen oder daß die Fußfteige von den Anliegern bergeitellt und 
unterhalten, die Fahrbahnen von ihnen gereinigt werden, jo ift die Gemeinde 
doch nicht gehindert, diefe Aufgaben ganz oder teilmeife auf fich zu nehmen, etwa 
um fie befler, zuverläffiger, einfacher durchzuführen als die einzelnen es tun oder 
vermögen. Sie fann hierbei das Entgelt individuell geftalten (vertragliche 
Leiftungen oder Gebühren); geichieht dies nicht, jo ift e8 billig, den ganzen Auf: 
wand ober einen angemefjenen Zeil besjelben der entlafteten Gruppe, das find 
die Anmejensbefiger, in Steuerform aufzuerlegen. Dabei fann ein Anmejens- 
befiger mitbelaftet werben, dem Laften nicht abgenommen werden; aus ſolchen 
und anderen Gründen wäre individuelle Vergeltung vorzuziehen; aber wo fie 
nicht oder nicht ausreichend ftattfindet, vermögen wie im ganzen Steuermwejen 
derartige Unebenheiten an der Richtigkeit des Grundſatzes nichts zu ändern. 
Den Leiftungen, die nad) ber Rechtsordnung einer Gruppe obliegen, müfjen jene 
gleich ftehen, welche nad) der Natur der Sache dieſe Gruppe angehen. Dies 
ſchon deshalb, weil die (ortögejegliche) Anordnung von Leiftungen, die dann 
body von ber Gemeinde übernommen werben, ald etwas überflüjfiges ericheinen 
muß. Die Natur der Sache erheiicht beijpielameije, daß derjenige, welcher Uebel 
verurfacht, fie auch bejeitigt. Die Zweckmäßigkeit und darum wieder die Natur 
ber Sache brachte es mit fi, für die Befeitigung unhygieniſcher Zuitände auf 
Grundftüden deren Inhaber, nicht die wechielnden Nutznießer einzelner Zeile zu: 
nächſt verantwortlic zu machen; diefe Übung hatte wirtichaftliche Folgen, indem 
der Befiger in dem Entgelt für die Nutznießung fi ſchadlos zu halten juchte. 
In der Natur der Sade liegt e8, dieſe wirtichaftlie Ordnung nicht ohne 
Grund zu flören und darum den Anmejensbefiger ala den Pflichtigen beizu: 
behalten. Wenn daher die Gemeinde bie Bejeitigung jener Stoffe übernimmt, 
und die zwedlos gewordenen Vorſchriften über die Verpflichtung Dritter aufhebt, 
wenn fie ferner von Gebührenerhebung abfieht oder abjehen muß, jo folgt aus 


der Natur der Sacde, daß ber Gruppe der Grundbefiger, nicht jener der Haus» 
36* 
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bewohner, eine Voraußbelaftung für die ihr zu teil gewordene Entlaftung auf: 
erlegt wird. Aus ber Natur der Sache folgt ferner, daß Leiftungen, welde 
die Gemeinde aus Zwedmäßigfeitögründen, ohne die rechtliche Möglichkeit der 
Forderung eines unmittelbaren Entgeltes je bejeffen zu haben, auf fid) genommen 
bat oder gejeglid) auf fi nehmen mußte, die aber, beftünde der Gemeinde: 
verband nicht, als Aufgabe einer Gruppe anzujehen wären, auch biefer Gruppe 
zur Laft fallen. Hierher ift zu rechnen die Straßenreinigung, die ja nicht jelten 
noch Pfliht der Anmwejensbefiger ift, der Straßenunterhalt, die Verbefferung 
von Berfehröverhältniffen, die Straßenbeleuchtung, vielleicht auch der polizeiliche 
Schuß der Anweſen. Beltünde der Gemeindeverband nicht, oder Hätte er ſich 
um dad Straßenweſen nicht zu befümmern, jo würde aus mwirtichaftlichen 
Gründen, nämlich der Wohnbarmadhung und der Wohnbarerhaltung der Häuſer 
oder der Bebaubarkeit der Grundftüde wegen, ein Verband der Intereſſenten 
fi) genötigt jehen, dieje Aufgaben auf feine Koften zu erfüllen. — 

Die Notwendigkeit ſolcher ſteuerlicher Ausgleihung ift in neuerer Zeit 
unter verſchiedenen Bezeichnungen anerkannt und gejeglich durchgeführt worden. 
So inöbejondere im preußiihen Kommunalabgabengejeg vom 14. Yuli 1893. 
Die Ausführungsanmweilung zu diefem Gelege ftellt in Artikel 39 den 
Grundjag auf, daß Aufwendungen, welche ausſchließlich oder doch ganz über: 
wiegend dem Grundbefig und dem Gewerbebetrieb zum Vorteil gereichen, wie die 
Anlegung und Unterhaltnug von Wegen, Ent: und Bewäſſerungskoſten (die 
Koften der Feldhut, der Yluchtlinienregelungen) lediglich durch Realfteuern auf: 
zubringen find. Andere Aufwendungen, die im allgemeinen Intereſſe gemadt 
werden, aus denen zugleich den Grundbefitern und Gewerbetreibenden bejondere 
Vorteile erwachſen (Unterhaltung der öffentlichen Straßen, Koften der Kanali: 
ſations- und Wafjerleituugsanlagen, des Beleuchtungs: und Feuerlöſchweſens) 
find auf die Realfteuern und die Einfommenfteuer nad billigem Ermefjen zu 
verteilen. 

Wie ſchon aus der eben mitgeteilten Unterſcheidung der preußiichen An: 
weilung hervorgeht, läßt fi) nicht immer der volle Betrag derartiger Ausgaben 
unter den Gefichtspunft der Belaftung für Entlaftung bringen. Bei manden 
Maßnahmen verbinden ſich mit den naturgemäßen Obliegenheiten der Einzelnen 
Intereffen der Allgemeinheit, welche Koften verurjadhen, die der Gruppe nicht 
wohl aufgebürdet werben fünnen. Auch Rüdfichten auf bejondere wirtichaftliche 
BVerhältniffe können Verſchiebungen der Laftenverteilung bedingen. Was nun 
der entiprechende Teil des Aufwandes ift, der durch Sonderbelaftung der Gruppe 
gebedt werden muß, das gerecht zu beitimmen, wird manchmal ſchwer jein. 

Es wäre aber faljch und ungerecht, dieſer Schwierigkeit halber, oder meil 
ja die Allgemeinheit an all den Dingen aud) beteiligt jei, auf die Durchführung 
unſeres Grundjaßes zu verzichten. Die Scheidung des Aufwandes ift in Preußen 
durch die gemeindliche Selbftverwaltung gelungen. Eine Verfeinerung der Regeln 
darf man von ber Zukunft erhoffen. Freilich: damit hier nicht übermäßige 
Kämpfe entftehen, find ſchematiſche Regeln und auffichtlihe Prüfung unentbehrlid. 

Eines ift aus dem Gejagten, was den Grundbefig anlangt, erfichtlich und 
hervorzuheben. Der Umfang der fteuerlichen WBorausbelaftung muß notwendig 
ein verjchiedener jein, je nachdem die Gemeinde in größerem oder fleinerem 
Maße unmittelbar von den Einzelnen Entgelte nimmt und je nachdem die Art 
der Erfüllung mander Aufgaben über das wirtichaftliche Bebürfnis der Gruppe 
hinausgeht. Mit anderen Worten: von Gemeinde zu Gemeinde find Ber: 
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ichiedenheiten gegeben, die einer ftarren, für alle Gemeinden gleichen Regelung 
fich entgegenftellen. 

Die Bemeffungsgrundlage der Sonderbelaftung ift nicht leicht zu ermitteln. 
Bei näherer Prüfung zeigt fi) immer wieder, daß es richtiger wäre, für bie 
verfchiedenen im Intereſſe des Grundbeſitzes gemachten Aufwendungen die Form 
der Gebühren und ber Beiträge’) zu wählen. 

Die Steuer kann den dem einzelnen Grundftüd erwachſenden Nuten 
nicht, oder nur ausnahmsweiſe, zur Grundlage nehmen; fie muß vielmehr wohl 
von der Nubung des Grundftüdes, aljo von dem Nuten, den das Grundftüd 
bringt oder bringen fann, ausgehen. In ber Regel wird aljo der Ertrag bes 
Grundftüds oder die Ertragsfähigfeit die Bemefjungsgrundlage bilden. Diejer 
Nuten ift in feiner Höhe gänzlich davon unabhängig, wie viel von ihm dem Grund» 
ftüdsbefiger verbleibt. Er befteht in voller Höhe auch dann, wenn biejer den 
Nugen ganz anderen überlafjen muß. Mit anderen Worten: die perjönlichen Ver: 
bältniffe des Grundftüdsbefiterd haben mit den für fein Grundftüd gemachten 
Aufwendungen nichts zu tun. Wieviel der jeweilige Befiger reine Rente aus dem 
Objekte zieht, ob er verjchuldet ift oder nicht, fteht mit unferer Frage außer Zu: 
jammenhang.?) Gegenüber heute häufig gehörten Klagen kann dieſer a nicht 
genug betont werden. Vergleiche „Denkſchrift“ ©. 52: „Im Intereſſe des 
Immobiliarbeſitzes beſtehen zahlreiche ftaatliche und gemeindliche, einen erhöhten 
Aufwand erheifchende Einrichtungen, ohne Rüdficht darauf, ob der Befiker Paſſiv— 
Zinfen zu zahlen hat oder nicht.“ Neumann, „Zur Gemeindefteuerreform in 
Deutichland” ©. 52: „Wo Entgelte in frage ftehen, ift auf Schulden nicht zu 
achten“. Derielbe ©. 8: „Wo die Steuer ald Entgelt erſcheint, da jelbftverftänd- 
lich paßt die Eintommenfteuer ganz und gar nit.“ Herfurth, „Kommunal: 
Abgaben” — im „Hanbwörterbudy der Staatswiſſenſchaften“ Bd. V ©. 275 ff. 
„Die Tatſache des gemeindlichen Aufwandes erheiicht, daß auch ber fteuert, der 
feinen Nuten erlangt, aber einen ſolchen mit Hilfe des gemeinblichen Auf: 
wandes unter normalen Berhältniffen erlangen könnte.“ 

Dean bat für die Steuer aus dem Gefichtöpunfte des Entgelts und ber 
Sondervorteile jeit den 60er Jahren bes vorigen Jahrhunderts (Freihandelsſchule, 
Gneift) das Wort der „Befteuerung nad) dem Intereſſe“ geprägt. 

Der Umftand, daß wirklicher und möglicher Nuten zu berüdfichtigen find, 
führt dazu, einen Maßſtab für zuläffig zu erachten, der für beides Anhaltspunfte 
Liefert — jenen de8 gemeinen Wertes. 

Bei Erjagleiftungen für gemeindliche Aufwände ift nur gleichmäßige Heran— 
ziehung, aljo nad dem Maße ber Nutung (bes Wertes), nicht geiteigerte (pro: 
greſſive) zuläjfig. 


b) Gruppe der Gewerbetreibenden. 


Gemeindliche Aufwendungen, weldye der gejamten Gruppe bes Gewerbes 
eine Erjparung von Ausgaben bringen, laſſen ſich nicht ſehr viele finden. Man 
rechnet hierher aus der Natur der Sache die Aufwendungen für das gewerbliche 
Fortbildungsſchulweſen, die Gewerbegerichte, für Verkehrseinrichtungen insbeſon— 





) Breubiihes Kommunalabgabengeiep $ 9. 

”) Damit joll nicht geleugnet werden, daß Notitände zu jteuerlicher Erleichterung 
der Grundbefiger führen können. Aber dann wird eben aus Gründen des Öffentlichen 
Wohles eine Ausnahme von dem an fi richtigen Grundſatz zugelaflen. 
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dere Häfen, dann für bejonders gute (Qurus-)Beleuchtung in Geichäftsftraßen, 
auch wohl für elegantes, aber teueres und vielen Unterhaltungsaufwand erfor: 
derndes Pflafter in ſolchen Straßen, ferner Ausgaben, welche den Nahrungsitand 
der Gemwerbetreibenden verbefjern jollen, 3.8. für Gewinnung einer Garnijon, 
einer höheren Schule und ähnlicher Anftalten, endlich vieleicht noch für befonberen 
polizeilihen Schuß gewerblicher Tätigkeit. Auch von der ftarfen Abnützung der 
Verkehrswege durch Beförderung jchwererer gewerblicher Laften wird gejprochen. 
Solche Aufwendungen find von Gemeinde zu Gemeinde jehr verjchiedenartig. Aber 
auch der Kreis derjenigen, welche naturgemäß das Entgelt zu leiften haben, it 
nicht überall der gleihe. Häfen und Wafferftraßen beiſpielsweiſe haben für den 
Großhandel und die Maffengüter erzeugende und empfangende Induſtrie erheb: 
lihe Bedeutung, nicht aber — oder mindeftens nicht in jo hohem Grade und 
nicht unmittelbar — für Handwerk und Kleinhandel. An gewerblichen Fort— 
bildungsichulen kann umgekehrt je nad) ihrer Ausgeftaltung Handwerk und Klein— 
handel ein weit größeres Intereſſe nehmen als Großhandel und Induſtrie. Qurus: 
beleuchtung und Quruspflafter kann, joweit überhaupt Abwälzung auf Gewerbe: 
betriebe gerechtfertigt ift, nur denjenigen aufgeladen werben, für beren Betrieb 
fie Bedürfnis find. Aufwandserfag und Vorteilöbeitrag hängen Hierbei häufig 
eng zujammen. Gerade auf diejem Gebiete zeigt fic übrigens mitunter, daß die 
gemeindliche Ausgabe auf die betreffende Gruppe aus dem Grund nicht oder nicht 
in voller Höhe oder nicht fogleich überwälzt werden kann, weil die Einrichtung 
dem öffentlichen Intereſſe an der Hebung eines Erwerbszweiges entipringt, den 
man nicht heben, jondern unter Umftänden gejährben würde, wollte man ihm 
die ganze Laſt aufbürben. 

Bon bejonderer Bebeutung ift aber hier die Dedung jenes gemeindlichen 
Aufwands, der unmittelbar aus Rüdfichten des allgemeinen Wohles, nicht ein: 
zelner Erwerbsgruppen hervorgerufen, doch für gewiffe Erwerbögeichäfte die Bedeu: 
tung einer Ausgabeentlaftung hat. 

Bei dem Stande unferer Kultur find nämlich Wohlfahrtseinrichtungen aud 
von unmittelbarer wirtichaftlicher Bedeutung geworben; bei ihrem Fehlen oder 
bei ungenügender Ausbildung lafien fich gemwiffe Unternehmungen nicht oder nur 
ſchwerer durchführen. Werben beijpieläweije Fabriken, welche eine Ps Arbeiter: 
zahl beichäftigen, auf da8 platte Land gelegt, jo ſieht fich häufig der Unternehmer 
genötigt, für Erbauung von Arbeitermohnhäufern, von Straßen, einer Kirche, 
vor allem aber einer Schule, mitunter auch eines Krankenhauſes, zu jorgen. 
Geihähe dies nicht, jo würde er je nach der Art des Betriebes feine oder nicht 
geeignete Arbeiter finden. Dieſer Umftand ift wohl der Hauptgrund, warum 
auch ſolche großinduftrielle Betriebe die Stabt auffuchen, welche in diejer jelbit 
ein Abjaßgebiet für ihre Erzeugniffe nicht, oder nur in geringem Maße, noch 
jonftige mwejentliche unmittelbare Vorteile finden. In der Stadt find fie jener 
Ausgaben überhoben. Da forgt die Gemeinde für die Schulen, für den polizei- 
lihen Schuß, nicht minder für die Erkrankten und Arbeitsunfähigen und beren 
Angehörige. Die gejetliche Aufgabe, welche die Gemeinde erfüllt, wird für ben 
Snduftriellen zur wirtſchaftlichen Entlaſtung. Müßte er für jene Einrichtungen, 
die man heute nicht mehr miffen kann, jelbft jorgen, wern aud nur nach Ber: 
hältnis der Bebürfniffe feines Betriebes, jo würde dies feine Betriebskoſten ver: 
größern; würden die Arbeiter bei Mangel jonftiger Fürforge die Erfüllung dieſer 
Aufgaben als ihre Sache betrachten, jo würden höhere Löhne gewährt werden und 
damit wiederum die Betriebsausgaben des Unternehmers wachſen müffen. 
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Die deutichen Inbuftrieftädte fünnen in dem oft ungeheueren Anwachſen 
ihrer Schullaften und ihrer Ausgaben auf Wohltätigkeit, aber auch für polizei: 
lie Zwecke die Begleitericheinung ſolcher Großbetriebe, denen Betriebsausgaben 
durch die Gemeinde eripart werden, wohl erfennen. Die Beiteuerung des Ein- 
fommens de3 Unternehmers bat mit der Dedung eines entiprechenden Teiles jener 
— Ausgaben nicht? zu tun; fie dient zur Beftreitung des allgemeinen Gemeinde: 

- aufwands; aber auch losgelöſt von dieſem Zwecke reicht fie jehr häufig bei weitem 
nicht aus, die aus dem Fabrikbetrieb entipringende Quote der Ausgaben auszu: 
gleihen; manchmal wird jogar reines Einfommen oder jelbft Reinertrag gar nicht 
erzielt. Die von den unmittelbar Beteiligten, den Arbeitern, erzielbare Steuer 
ift zumeift ganz unzulänglid. 

Man kann eine Fabrik von etwa 1000 Arbeitern, zu welchen noch 2000 
Yamilienangehörige zu zählen find, gemwifjermaßen ala eine Gemeinde für ſich 
betradten. Sind nun 3.8. in der Betriebögemeinde etwa 16 Mark pro Kopf 
dur Steuer zu deden, jo müßte dieſe Sondergemeinde rund 50000 Marf allein 
aufbringen. Dieje Summe wird fojort einleuchtend, wenn man erwägt, baß unter 
den 3000 Perſonen 400— 500 ſchulpflichtige Kinder find, die ohne Einrechnung 
des Aufwandes für die Schulräume einen Schulaufwmand von 25000 —30000 
Mark verurjahen. Die Fabrik müßte einen Reinertrag von 600000 Marf 
jährlid erbringen, um bei 4"/o Steuerfuß und 200°, Gemeinbdefteuer ein jolches 
Steuermaß zu erzielen. Das trifft äußerft felten zu, wohl aber, daß faum ber 
zehnte Zeil diejes Ertrages anfällt. Legt man nun jene Laften den anderen 
Steuerträgern, die ein unmittelbares Intereſſe an jenen Betrieben nicht haben, 3. B. 
den Rentnern auf, jo werden fie vertrieben. Jedenfalls werben die übrigen 
Steuerträger ungerecht belaitet, wen da8 Sonberinterefje des Unternehmers fteuer- 
lich unbeachtet bleibt. 

Man muß daher die Forderung aufitellen, daß die auf Lohnempfänger 
ſich berechnende Quote der gemeindlihen Schul, Armen: und Polizeilaften zu 
einem angemeflenen Zeil von den Lohngebern gededt werde. Solange dieſe 
Forderung nicht allgemein verwirklicht werden kann, muß mindeftens denjenigen, 
melche eine größere Zahl von Arbeitern beichäftigen eine Vorausbelaſtung auf: 
erlegt werden. Die Größe bes Anteil hängt vorzugsmweile von den örtlichen 
Verhältniſſen ab und läßt fich generell nur ſchwer bejtimmen. 

Es handelt fih um einen ähnlichen Vorgang, wie bei Dedung ber Koften 
der Berficherungsgejeggebung, bei welchen verichiedene Beteiligte zulammeniirfen. 
In der Zat find die „Beiträge der Arbeitgeber” aus verwandten Gründen herzu: 
leiten und befigen große Aehnlichkeit mit den Hier geforderten. Die Quote des 
Anteil der Gemeinde, die aus anderen Einkünften zu beden ift, wird aber reich» 
licher jein müffen, ala der Anteil der Gemeinden, des Staates, des Reiches an 
den SKoften der Arbeiterverfiherung. Auch können ähnliche Gründe, wie fie beim 
Grundbeſitz angedeutet wurden, zu einer gänzlichen oder überwiegenden zeitweijen 

Befreiung von Unternehmungen führen, wenn nämlid eine Förderung ſolcher 
Betriebe im gemeindlichen Intereſſe geboten ericheint. 

Die Form jener Beiträge ift mannigjady. Beiträge auf Grund der Lohn: 
Liften, Sonderfteuern nad) der durchichnittlichen Arbeiterzahl, Zuſchläge zu Er: 
trag und Wertiteuern, Verbot der Behandlung der Löhne als Betriebsausgaben 
bei nicht oder nur mäßig progreifiven Ertragäfteuern, Verbindung mehrerer 
olcher Formen u. a. m. laſſen fich denken. 
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Den obigen Gedanken entiprady e8 — wenigftens in Anjehung der gemeind- 
lichen Befteuerung —, wenn im bayerifchen Gewerbfteuergeieg früher bie Zahl der 
im Betriebe beichäftigten Perjonen einen Beftenerungsmaßftab bildete. Freilich 
En dies nicht in einwanbfreier Weile und nicht zum Zwecke ber Voraus: 

aftung. 

Vergleiche zu dem Gefagten Neumann a. a. O. ©. 50: „Bei den größeren 
Koften, welche die Gemerbetreibenden ben Gemeinden verurjadhen, kommen 
namentlich auch jene Laſten in Betracht, die, wie die der Schule, Polizei, Armen: 
pflege zc. vorzugsweiſe jener Arbeiterbevölferung zu danken find, die Folge gemerb- 
lichen Großbetriebes ift. Und es darf aud daran erinnert werden, daß es eben 
dieje fommunale Fürforge für Arbeiter und „Arbeiterrejerve“ ift, der Die Gewerbe: 
treibenden billigere Löhne zu danken haben.” — 

Die preußiiche Gejeggebung geftattet in $ 29 des Kommunalabgaben- 
gejeßes die Bemeſſung der Gewerbefteuern u. a. nad) dem Umfang des Betriebes 
und eine minifterielle Mufterfteuerordnung (vgl. Nöll, das Kommunalabgaben: 
geſetz S. 507) fieht vor, daß in Betrieben, in mweldyen mehr ala 100 Arbeiter 
und Angeftellte, deren Jahresverdienft an Lohn und Gehalt 2000 Mark nicht 
überfteigt, beichäftigt werben, die Gewerbefteuer des Unternehmers fi zujammen: 
jegt aus a) einem Anteil am Ertrag des Betriebes, b) einem Satz für jede in 
dem Betriebe beichäftigte Perjon in der Höhe von... Mark. Zur 
Ermittelung diejes Satzes wird feftgeftellt, wieviel im legten Rechnungsjahr oder 
im Durchſchnitt mehrerer Rechnungsjahre an Schulz, Armen:, Wege und Polizei: 
(ajten auf den Kopf der Bevölkerung trifft und wieviel hiervon auf Die Arbeiter 
fommt. Bon dieſer Summe wird dann bie von biejen Perſonen bezahlte Gemeinde: 
einfommenfteuer abgezogen, ber Reſt, geteilt durch die Zahl der Arbeiter gibt den 
obigen Sag. — Sole Steuerordnungen, wern auch nicht immer in ſtrikter An- 
lehnung an die Mufterorbnung, haben eine Reihe von preußildhen Städten, 
namentlid von Induſtrieſtädten, eingeführt. 

Die Denkſchrift der ſächſiſchen Staatsregierung zum Gejegentmurf, 
das Gemeindeabgabenmwejen betreffend, vom 26. Januar 1904 führt aus: Größere 
Gewerbebetriebe verurjachen Arbeiterzuzug. Hierdurch werden die Gemeindelaften 
gefteigert .. . . » die Schul: und andere Laften der Gemeinde vermehren fich 
dauernd und zwar ohne Rüdfiht auf Ertrag und Steuerfraft, ſowie Fortbeſtand 
des Betriebes jelbft. Im Gegenteile, je geringer feine Steuerfraft wird, deſto 
höher werden die Gemeindelaiten ..... beim Grundbefit treten mehr die 
Vorteile, beim Gewerbebetrieb mehr die der Gemeinde verurjachten Laften in den 
Vordergrund. Auch Gerlad), „Gemeindeſteuerrecht“ S. 28 redet einer gemwerb- 
(ichen Intereſſenbeſteuerung namentlich) der größeren Gemwerbetriebe das Wort 
und führt hierbei neben der Zahl der Perjonen, der gebrauchten Gejpanne, 
dem Anlage: und Betriebökapital auch den Bruttoertrag als Veranlagungsmap- 
ftab auf, fügt jedoch hinzu: „Die Kleinhandwerfer, welche allein oder nur mit 
1—2 Hilfsperfonen arbeiten, zur Kommunalgemwerbefteuer heranzuziehen, 
ericheint nicht billig.“ 


e) Andere Kevölkerungsgruppen 


als Grundbeiig und Gewerbe, welche Aufwendungen der Gemeinden, die ihnen 
Ausgaben eriparen, zu vergelten hätten, fönnen für die Regel nicht wohl gefunden 
werden, joferne man die Gruppen nach wirtſchaftlichen Gefichtöpunften bilder will 
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Insbeſondere wird man nicht jagen fönnen, daß die Kapitalrentner eine 
ſolche Gruppe bilden. — 

2. Oben ift zwijchen der durch gemeinbliche Vorkehrungen bewirkten Ent: 
laftung (Ausgabenerjparung) und ber Einkommens- (Ertrags-)mehrung unter 
ichieden worden. In Wirklichkeit werden beide Arten der Sondervorteile häufig 
zufammentreffen. Gleichwohl eignet fi) grundſätzlich nur die erftere Art zur 
Vorausbelaftung. Jene Vorteile, welche beiſpielsweiſe mit der Entwidlung des 
gemeinbdlichen Lebens zujammenhängen, wie etwa die Steigerung der Grundwerte, 
fönnen injoweit nicht Gegenftand einer Vorausbelaſtung nad) den oben erörterten 
Gefihtspuntten werden. Dagegen rechtfertigen fie eine Sonderbeiteuerung im 
eigentlichen Sinne, von der aber erft im folgenden zu handen ift. 


III. Gemeindliche Beftenerungsprinzipien. 


Die Belteuerungsprinzipien, welche für die Steuern überhaupt anerkannt 
werben, müffen auc für die Gemeinbefteuern Anwendung finden. Es ift hier 
nit am Plaß, eine Theorie diefer Prinzipien aufzuftellen. Wir folgen vielmehr 
den Grundjäßen, die Schall in jeiner „Allgemeinen Steuerlehre” im Anſchluß 
an Adolph Wagner entwidelt (bei von Schönberg II, 1). 


a) Finanzpolitifches Prinzip. 


_ Die gejamte Bejteuerung joll den auf das einfommende Vermögen ber 
Steuerpflitigen zu vermweijenden und ohne ſpezielle Gegenleiftung zu über: 
nehmenden Zeil des öffentlichen Bedarfs im Verlauf der Jahre und auf die 
Dauer auch wirklich deden, normale Schwankungen der übrigen ordentlichen 
Dedungsmittel tunlichſt ausgleichen und der wachſenden Ausdehnung des öffent- 
lihen Bedarfs entiprechend jteigende Erträge zu liefern imftande ſein.“ Daß 
dieje Forderung der „Ausreihendheit” der Steuern gerade für die bayeriichen 
Gemeinden eine jehr wichtige ift, bedarf faum einer eingehenden Erörterung. 

In der „Denkſchrift“ wird auf das Anwachſen des Gemeindebedarfs wieder: 
holt hingewieſen. Mittelbar ift dasjelbe zu erkennen aus dem Anwachſen der 
Gemeindeumlagen, welche von 1876 bis 1903 aniteigen von 71 °/o auf 118 %/ — 
in den unmittelbaren Städten jogar von 71°/o auf 125°/o — (in den mittel- 
baren Gemeinden von 71°/o auf 112%). Diejes Anwachſen erſcheint noch 
gewaltiger, wenn man bedenkt, daß der Anteil der unmittelbaren Städte an 
dem Gejamtfteuerjoll des Staates von 21,5% im Jahre 1876 auf 46,4 °/o 
im Sabre 1903 geftiegen ift. ') 

Der —* an Steuern wird aber noch ſteigen infolge der noch lange 
nicht beendeten Ausgeſtaltung der gemeindlichen Aufgaben und der Uebernahme 
neuer Pflichten, dann aber infolge des reichsgeſetzlich im Jahre 1910 ſich er— 
gebenden Wegfalls indirekter Abgaben, welcher nach einer aus den Ergebniſſen 
des Jahres 1903 aufgemachten Ueberſicht in den unmittelbaren Städten zu 
einer Erhöhung der Umlagen zwilden 8% und 55° führen müßte (in ber 
Regel wird dieſe Erhöhung 15 %/o—25°%/0 betragen), endlich aber infolge ber 
unvermeiblid notwendigen Berbeflerung der Wirtihaftsführung. In letzterer 
Hinſicht kann hier folgendes nicht unterdrüdt werben. 

1) Die pfälzifchen Städte find nicht eingere ; bei ⸗ 
gibt —8* er Km ni — 8 A ch gerechnet; bei Außerachtlaſſung der Pfalz er 
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Wenn aud die Bedeutung privatwirtichaftlicher Einnahmen und der Ein: 
nahmen aus gemeindlichen Betrieben keineswegs unterſchätzt werden darf, jo darf 
doch nicht mehr aus den Bruttoerträgnifien jolher Anftalten zur Dedung der 
Gemeindebedürfniffe verwendet werden, ala ſich mit einer ordentlichen Wirtichaits- 
führung verträgt. Zur letzteren gehören aber nicht nur die ordentliche Tilgung 
der Schulden zu einem angemefjenen Safe, jondern auch die Rüditellung von 
Honda für Erneuerung der Beftandteile eines Werkes, welche notwendig werden 
wird, jei e8 infolge wirtichaftlicher Abnützung, ſei es infolge von notwendigen 
Yenderungen und techniichen Verbefferungen, Mei es anläßlic einer Bergrößerung 
oder Verlegung eines Werkes. Während nun von der großen Mehrzahl der 
außerbayeriichen Städte, in&bejondere von den preußiſchen, dieſen wirtichaftlichen 
Anforderungen genügt wird, ja über dieje Anforderungen hinaus nicht jelten ein 
Zeil der Ueberihüfje zu Neubauten und Erweiterungen bereit geftellt bleibt, um 
die wiederholte Anlehensaufnahme für ſolche Zwecke zu vermeiden, ift in den 
bayerijhen Städten nad) einzelnen Anläufen die Durchführung ähnlicher Grund: 
ſätze nicht gelungen, vielmehr find, um eine Erhöhung der direften Steuern 
d. i. der Umlagen zu vermeiden, die Einnahmen der Werke beinahe bis auf 
den leßten Reft ausgeihöpft worden. Ein ſolches Verfahren wird fi) nicht nur 
in der Zufunit rächen, jondern auch in jpäteren Zeiten die Konkurrenz; der 
bayeriihen Städte mit anderen deutjchen Städten auf allen Gebieten erjchweren. 

Aehnliches gilt von der Höhe der Tilgung der für Unternehmungen auf: 
genommenen Schulden. 

Aber aud in Anjehung der Verweiſung von Bebürfniffen auf Anleihen 
haben die größeren bayerijchen Städte im allgemeinen weniger peinlihe Auswahl 
getroffen, ala andere, insbejondere preußiiche Städte. Der Grundiag, daß jähr: 
lid) oder in fürzeren Zwiſchenräumen wiederkehrende Ausgaben aus laufenden 
Einnahmen beitritten werden müflen, iſt noch nicht genügend durchgedrungen. 
Insbeſondere ift dann, wenn der Zweck der Ausgabe aud der Zukunft zugute 
fommt — mas übrigens ſchließlich bei allen gemeindlihen Ausgaben zutrifft, 
aud bei denjenigen für Gehälter —, die Anlehensaufnahme beliebt. Obenbrein 
werden die Schulden häufig noch zu jehr mäßigen Säßen getilgt und bei Um: 
wandlung des Zinsfuhes nicht jelten die bereits begonnene Tilgung unterbrochen. 
Es ift hier nicht am Plate, zahlenmäßige Belege zu erbringen; die Vergleichung 
von Haushaltsplänen preußiicher und bayeriicher Städte zeigt aber mit Leichtig: 
feit, daß — teilweife auch zufolge der auffichtlichen Verfügungen der preußiichen 
Minifterien, welche in dieſen Fragen mit Recht für alle Städte verbindliche 
Grundjäge aufftellten — anderwärts wirtichaftlicher verfahren wird wie bei uns, 
und zwar auch dann, wenn dies eine ftärfere Belaftung ber Einwohnerſchaft 
zur Folge hat. Zu einer Zeit, in welcher preußiſche Städte längft den Grund: 
ftod ihrer hohe Erträgnifje abwerfenden Werke jchuldenfrei befigen, Anleihen für 
außerordentliche Gemeindebebürfniffe längft abgetragen haben werben, werden 
bayeriſche Städte unter den Laften jeufzen, die ihnen vergangene Generationen 
aufgebürdet haben; fie werden außer ftande fein, Aufgaben zu übernehmen, 
welche anberwärts leicht getragen werden, und Annehmlichkeiten zu bieten, welche 
auf den Zuzug in die Stadt von Einfluß find. 

Die Urſache diejer wenig günftigen finanzpolitiſchen Entwicklung muß 
hauptſaͤchlich in dem unglücklichen Steuerſyſtem gefunden werden, das auf den 
bayeriichen Städten laftet; Abhilfe ift nur zu erhoffen bei einem zweckmäßigen 
und beweglichen Gemeindefteuerfuftern. — 
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Bom finanzpolitiichen Standpunkt aus ift vor allem zu fordern, daß die 
Gemeindefteuern die natürlichen Objekte der Gemeinbebefteuerung vollftändig 
erjaffen. Als die natürlichen Objekte erjcheinen zunächft das im Gemeinbebezirf 
vorhandene Vermögen und der im Gemeindebezirt bewirkte Erwerb. Denn 
wenn auch Steuergrund die Unterworfenheit unter die öffentliche Gewalt ift, jo 
müflen doc Beziehungen zwiſchen gemeindlichen Einrichtungen und den Steuer: 
objeften beftehen, welche eine Befteuerung rechtfertigen, und ſolche beftehen für 
Vermögen und Erwerb. 

Das im Gemeindebezirk vorhandene Vermögen jcheint nun unſchwer auf: 
findbar zu jein; die Schwierigkeiten einer gemeindlichen Befteuerung beö Ber: 
mögens liegen in der Tat nicht in feiner Erfaßbarfeit. Auch der Erwerb ericheint 
nicht ſchwerer erfaßbar als im Staate. Gleichwohl finden wir Unterſchiede. 
Während der Staat — und zwar je größer er ift, um jo leichter — immer 
aber unter gewiſſen Vorbehalten — den Erwerb im „Einkommen“ der im 
Staatögebiete Wohnenden und ſich Aufhaltenden trifft und damit anderen Steuer: 
prinzipien Genüge leiftet, erfaßt die Gemeinde bei ausſchließlicher Einfommen- 
bejteuerung der in ihr jeßhaften Perjonen weder ben ganzen Erwerb noch alle 
Ermwerbenden. Das ergibt fich leicht auß der Betrachtung der einzelnen Er: 
mwerbsarten. 

Die Nußung des in der Gemeinde gelegenen landwirtſchaftlichen 
Grunbdbe fann in dem „Eintommen” des Grundftüdbefigerd jedenfalls nur 
dann erfaßt werben, wenn er in der Gemeinde wohnt. Das ift häufig nicht der 
Fall. Beim landwirtſchaftlichen Einkommen kann man ſich num anjcheinend damit 
begnügen, dad Einkommen des Beſitzers nach der Lage der Grundftüde zu ver: 
teilen und dadurd der Sachgemeinde zu helfen, wobei der Wohnftggemeinde ein 
Anteil aud an diefem Einftommensteil überwielen wird. Doc ſchon bei dem 
einfacher geftalteten Einfommen aus diefer Quelle zeigt fih, daß im „Einfommen“ 
des Inhabers von Ermwerbsquellen nicht der Erwerb jelbft getroffen wird. Denn 
um zu „Eintommen“ zu gelangen, muß man Schuldzinjen und jonftige Laften 
abrednen. Nun ift aber flar, daß aus dem landwirtichaftlichen Betrieb einen 
Ermerb auch der zieht, der in fyorm eines aus dem landwirtichaftlichen Betrieb 
erwirtſchafteten Zinjengenuffes an ihm beteiligt ift. Dieſe Zinjennehmer und 
ähnliche Teilhaber der Nutznießung ftehen aber außer einer fteuerlich greifbaren 
Beziehung zur Gemeinde. m größeren Gemeinwejen des Staates werden 
auch bei Einftommenbefteuerung Diele — in größerem Maße heran— 
gezogen; der Gemeinde entichlüpfen fie. Bon dieſem Zeil de8 Erwerbs einen 
angemefjenen Beitrag zu den allgemeinen Gemeindelaften zu gewinnen, wird nur 
möglid, wenn die Gemeinde landwirtichaftliche Betriebe nad ihrem Ertrage 
beranziehen kann, entweder auf grund von in nicht zu großen Zeitabftänden er: 
neuerten Kataftern, die den durchichnittlichen mittleren Ertrag nad) beftimmten 
Grunbjägen feitftellen oder auf grund von ebenfalls zeitweile zu wiederholenden 
Te über den gemeinen Wert der in der Gemeinde belegenen Grund- 
ftüde — 

Aehnliches gilt von dem Erwerb aus ber Nutzung ſtäd tiſcher Ge 
b ä ude; wiederum muß ber gejamte Erwerb — mit gewiffen Beichränfungen 
zugunften der Wohnfiggemeinde — ber Gemeinde der belegenen Sache zur Be— 
fteserung dienen; e8 muß alſo aud der Nußen, den andere ald der Befiker aus 
der Sade ziehen, ber gemeindlichen Befteuerung unterftellt werben, und darum 
ift wiederum eine Ertragsbefteuerung erforderlich; denn die Hypothekenbanken, 
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welche wirtſchaftlich als Miteigentümer, mitunter faſt als alleinige Eigentümer 
der Häufer erjcheinen, find unmittelbar bei ausſchließlicher Einfommenbeiteuerung 
nicht zu treffen. Auch hier find Katafter zu führen und in kurzen Zwiſchn— 
räumen zu erneuern. 

Erwerb aus entlohnter Arbeit entzieht ſich der gemeindlichen Ein 
fommenbefteuerung dann, wenn der Arbeiter (landwirtichaftlicher oder imduftrieller 
Arbeiter, Beamte, Arzt, Lehrer x.) an einem anderen Orte wohnt als er arbeitet, 
oder wenn infolge Verſchuldung oder ähnlicher Belaftung ein genügendes fteuer: 
pflichtiges Einfommen nicht verbleibt, jondern der Arbeitsertrag Dritten zugute 
fommt, die nicht in ber Gemeinde wohnen. Aus diefem Grunde muß „grund: 
ſätzlich“ eine gemeindliche Ertragsfteuer von der Entlohnung ber von einem 
Dienftherrn bejoldeten Perjonen Sr in der Gemeinde geleiftete Arbeit gefordert 
werden, wobei die Dienftherrn zur Angabe der Löhne, Gehälter ꝛc. geſetzlich zu 
verpflichten find. 

Der Erwerb aus gewerblihen Betrieben teilt ſich im ſolchen aus 
Arbeit und aus gewerblihem Kapital. Das Arbeitseintommen müßte in de 
Gemeinde befteuert werden, in welcher bie Arbeit geleiftet wird, das Einkommen 
aus dem gewerblichen Kapital in der Gemeinde, in welcher dieſes genützt wird. 
Die Ausicheidung diefer beiden Elemente des gewerblichen Erwerbes ift freilih 
eine der ſchwierigſten Fragen ber Steuerlehre. Sicherlid) aber genügt e8 wiederum 
nicht, nur das dur Laften geminderte „Einkommen“ des Gewerbetreibenden zu 
treffen, jondern e8 muß der Ertrag des Betriebes der Gemeinbebeiteuerung unter: 
ftellt werden — wobei den etwa an der Ertragdgewinnung beteiligten mehreren 
Gemeinden ein angemefjener Anteil zuzubilligen ift. 

Der Erwerb aus Geldfapitalien und ähnlichen Rechten Kann bei der 
Beweglichkeit des Geldes, der Zuführung jeiner Nugung dur die mannigiaditen 
Kanäle des wirtichaftlichen Lebens regelmäßig in eine örtliche unmittelbare Be 
ziehung nicht gebracht werben. Ueberdies find Ertragsfteuern aus Kapitalrenten 
auch deshalb von minderer Bedeutung, weil Schuldzinjen und Laften nit ın 
erheblichem Umfange den Ertrag zu mindern pflegen. Die Ermwerböbefteuerun 
vollzieht fi hier auch in Form der Einfommenbefteuerung. 

Die Frage, wie zu verfahren ift, wenn nichtbayeriiche Gemeinden am Er 
trage beteiligt find, ift nicht Aufgabe unſerer Darftellung. — 
| Neben dem Vermögen und dem Erwerbe ift-aber nod ein anderes Ken: 
zeichen zur Rechtfertigung einer gemeindlichen Befteuerung gegeben, nämlich de 
Genuß der gemeindlicen Einrichtungen durh Wohnſitz und längeren Aufent: 
halt. Das leuchtet ohne weiteres ein. Wohnfig und Aufenthalt rechtiertigen 
Beiteuerung auch ohne in der Gemeinde bewirkten Erwerb. Lebterer kann aber 
in dieſem Falle nicht den Maßſtab der Befteuerung bilden; der durch Rückſichten 
anberer Art nicht mehr gehemmte oberfte Steuergrundjag der Gerechtigkeit führt 
zur Befteuerung nad) der „Leiftungsfähigfeit“, demnach, wie jpäter zu zeigen it, 
aus „Einkommen“ und „Vermögen“. 

Sonach verlangt ſchon das finangpolitiiche Prinzip neben Heranziebung 
des Vermögens bei den in der Gemeinde Wohnenden und Ermwerbenden BVe— 
fteuerung aus dem Erwerb (Ertrage) und Eintommen, bei ben nur Wohnenden 
Belteuerung nur aus Eintommen, bei den nur Ermwerbenden Beitenerung mr 
auß Erwerb (Ertrag). 

Was nun die dem Bedarfe fi) anpaffende Beweglichkeit des Steur 
anfalles anlangt, jo wird die Ertragßbeiteuerung, in welchen formen fie ht 
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auch vollziehen mag, eine gewifle Gleihmäßigfeit des Anfalls ergeben und aud 
ein mäßiges® Anwachſen bei Mehrung der Zahl der Erwerbenden jowie vermöge 
günftiger werdender Erwerbsverhältnifje und bei Steigerung ber Erwerbstätigfeit 
geitatten. Aber zum beweglichen Faktor ift die Ertragäfteuer auch für die Ge— 
meinde weniger geeignet. Das beruht auf volfswirtichaftlihen Erwägungen. 
Wenngleich Ertragsfteuern unentbehrlih find, jo wird der Steuerdrud doch 
nach der bei dem Einzelnen nad Abzug jeiner Berbindlichkeiten und der Be- 
friedigung des Notwendigen übrig bleibenden Gütermenge empfunden, d. h. nad) 
dem nicht unentbehrlichen Teile des Einkommens. Ertragöfteuern find daher 
auch als gemeindliche faſt ſtets nur dann erträgli, wenn fie die urjprüngliche 
Baſis tunlichſt beibehalten. Nur wenn die höhere Ertragsquote, welche gegen 
bisher gefordert wird, durch die feineswegs an fich verwerfliche Abwälzung aus- 
geglichen werden kann, und diefe Abwälzung nad) Lage des Falls nicht andere 
größere Uebel zeitigt, oder wenn bie biöherige Quote als eine bei ſachgemäßer 
Betradjtung ungenügende erjcheint und darum aud vor teilmeiler Vermögens— 
entziehung nicht zurücgeichredt werden muß, wird die Erhöhung ber Quote zu 
empfehlen jein. Sonft wird fie ala bitteres Unrecht empfunden, weil fie in ihrem 
Ergebnis zu ungleicy wirt. Sie begegnet, wie wir jehen, ftarfem Widerſtreben 
der ftädtiichen Körperichaften, in weldyen die einzelnen Erwerbszweige vertreten 
zu fein pflegen. 

Als beweglicher Faktor muß vorwiegend die Befteuerung nad der Leiſtungs— 
fähigfeit gelten, was freilich niemals dazu führen darf, die gemeindliche Be: 
fteuerung nur auf die Leiftungsfähigfeit aufzubauen. Bei der perfonellen Ge- 
faltung des Eintommensbegriffes würden ſich große Zeile der in den Gemeinden 
geübten wirtichaftlihen Tätigkeit einer angemeffenen Befteuerung entziehen und 
damit Kreife belaftet werden müſſen, die nicht belaftungsfähig find oder (und) 
jolde, deren Belaftung dann als eine übergroße und damit als Unrecht em: 
pfunden würde. — 

Gemeindlihe Aufwandsfteuern in der Form ber Beiteuerung not: 
wendiger Lebensbedürfniffe find vom finanzpolitiihen Standpunkt aus ſehr ge 
eignet, weil fie ein fichere® Erträgnis verbürgen; ſolche von Gegenftänden bes 
einſchränkbaren Bedarfs haben eine mehr jchwanfende Natur, eignen fich aber 
immerhin von dem gegenwärtig zu erörternden Gefichtspunfte aus als Gemeinde: 
feuer. Auch Verkehrsſteuern find keineswegs abzulehnen, wenngleich fie in 
der Höhe ihrer Erträgniffe unficher find. — 

Bergleiche zu dem obigen Schall a.a.D. ©. 205 ff.; Fuifting, „Fr 
nanzpolitiiche Zeit: und Streitfragen“ ©. 50. 

Bon Reitenftein „Das kommunale Finanzweſen“ bei „von Schön— 
berg“ III2 ©. 116 empfiehlt für die Gemeinden ein zujammengelegtes Steuer: 
igften. Es werde dann ber Moment jeltener eintreten, bei welchem eine Weiter: 
entwidelung der Steuererträge biß zu einem der Sicherftellung der Aufgaben 
genügenden Maße nicht mehr möglich jei; dennoch könne diefer Punkt bei den— 
jenigen — zumal bei vorgeichrittener induftrieller Entwidelung — nicht 
jeltenen Ausnahmefällen erreicht werden, in benen einer größeren Entwidelung 
des Bedarfs eine nur jpärlihe der Einnahmequellen gegenüberftehe. In jolchen 
Fällen jei das ausgleichende Eintreten höherer Verbände erforderlich. 

Neumann „Zur Gemeindefteuerreform in Deutſchland“ ©. 33 ff. Ienkt 
die Aufmerkſamkeit darauf, daß die Gemeinde auch eines feften Stodes der Ein- 
nahmen bebdürfe, ber weniger Schwankungen außgejeßt jei, als dies z. B. von 
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der Einfommenfteuer zu erwarten ift. Daher empfehle es fi, neben der Ein: 
fommenfteuer an ſolche Abgaben zu denken, die wie Grund», Gebäude, Gewerbe: 
fteuern jenen Schwankungen bejonder8 wenig ausgeſetzt jeien. Er weift ferner 
auf die Gefährdung der Gemeinden durch Wegzug Hin, welde ebenfalls zur 
Ausbildung von Realfteuern dränge. 

Bergleihe auch Schanz im „Handwörterbudy“ II ©. 730, unter „Ertrags: 
fteuern”, ferner Gerlach „Gemeindeſteuerrecht“ ©. 25. 

Adid ed, „Studien über die weitere Entwidelung bes Gemeinbefteuer- 
weſens“ macht auf die Bedenken aufmerfjam, die wegen der mit ihr untrennbar 
verbundenen Ertragsſchwankungen die auf Selbftdeflaration beruhenden Ein- 
fommenfteuern erweden müſſen. In größeren Bezirten mögen fi} Gewinne und 
Berlufte der verjchiedenen Bevölferungsflaffen beden, für die einzelnen Gemeinden 
treffe dies in feiner Weiſe zu. — Auch die Denkſchriften verihiebener Staats 
regierungen zur Steuerreform enthalten ähnliche Gedanten. 


b) Prinzip der Gerechtigkeit. 


Daß die Verteilung des Steuerbedarfs auf die Belaſteten eine gerechte jein 
muß, verjteht ſich ebenjo für die Gemeinbebefteuerung wie für die Staatöbefteue: 
rung von ſelbſt. Gerecht ift die Befteuerung, melde die aus dem Weſen ber 
Steuern ſich ergebenden Forderungen verwirkliht. Dem ftellen fich nicht jelten 
Hindernifje entgegen, deren Befeitigung nur bei vollftändiger Klarftellung der 
Bedeutung wirtihaftficher Vorgänge und bei gefteigertem Staatsbewußtſein des 
Einzelnen erhofft werden darf. Bis dahin muß man fi mit möglichſt ge 
rechter Beiteuerung begnügen. Im engeren Sinne verlangt man zur Durd- 
führung diejer Forderung, daß die Befteuerung eine allgemeine und gleid- 
mäßige jei. Die eritere fyorderung gründet darin, daß die Steuern nichts 
anderes find als ein Beitrag zur Erfüllung von gemeinfamen Bebürfniffen aller, 
feine Leitung für fremde Zwecke, jondern für eigene Zwecke eines jeden. Die 
Berwirklihung diefer Forderung im Syftem ber direkten Steuern begegnet aber 
— vorwiegend aus jteuertechniichen Gründen — Schwierigkeiten. Aufwands: 
fteuern vermögen dieje Aufgabe beffer zu erfüllen. Die Gemeinde fann, da ihr 
— menigftend ab 1910 — verboten ift, auf notwendige Lebensbebürfnifie auch 
mäßige Verbrauchsabgaben zu legen, bie aus ber Gerechtigkeit und der Teilnahme 
aller am Gemeindeleben entipringende Forderung ber allgemeinen Teilnahme an 
den Gemeindelaften kaum genügend durchſetzen. Ob fie andere inbdirefte Ab: 
gaben zum Erſatz einführen kann und fol, ift hier nicht näher zu erörtern. 
Wenn jedod Reid) und Staat den Gemeinden die Heranziehung aller erjchmweren, 
jo jollten fie auf anderem Wege einen Ausgleich bieten. 

Die zweite Forderung — gleichmäßige Belteuerung — ift wohl all: 
emein anerkannt. Daß dieſer die perjönlihe „Leiftungsfähigfeit“ des 
Plichtigen zugrunde zu legen ift, d.h. dag Maß jeiner Fähigkeit, zu den 
gemeinjamen Ausgaben aller beizutragen, daß demnach ber Leiftungsfähigere 
nicht proportional, jondern intenfiver heranzuziehen ift als der weniger Being 
fähige, darüber befteht, wie man auch im einzelnen diefe Anſchauung begründen 
und ihre Durchführung benennen mag, ebenjowenig Streit, wie wohl Darüber, 
daß eine vollfommene Durchführung des Gedankens aus einer Reihe von Gründen 
unmöglich ift und wohl bleiben wird. Auch für die Gemeinbebefteuerung muß 
verlangt werden, daß zu demjenigen ungebedten Bedarf, der nicht durch Boraus- 
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befaftungen und nicht durch Ertrags: oder ertragsähnliche Steuern aufgebracht 
wird, die Gemeindeangehörigen nad) ber Leiftungsfähigfeit beitragen. Die 
Leiftungsfähigkeit fanıı aber nicht — oder doch nur bei jchwieriger, mindeſtens 
für den Anfang nicht zu empfehlender Geftaltung — durd eine einzige Steuer 
getroffen werden, wenn auch die „Allgemeine Einfommenfteuer” ihre 
vornehmfte Trägerin ift. Um diejenige erhöhte Leiftungsfähigfeit zu treffen, welche 
in dem durch Vermögen geficherten Einkommen liegt, müffen andere Steuern 
hinzutreten. Als jolche ericheinen Vermögens- oder Ertragsfteuern. Warum 
Bermögensfteuern an ſich vorzuziehen jein würden, wird bei Beiprechung ber 
bayerischen Denkſchrift darzulegen verfucht werben. 

Vergleichen wir das aus dem Prinzip der Gerechtigkeit (b) gefolgerte mit 
dem aus finangpolitiichen Erwägungen (a) ſich ergebenden, jo finden wir, daß 
eine Heranziehung von Vermögen und Ertrag aus letteren, eine joldhe von 
Bermögen oder Ertrag aus erfteren geboten if. Da aber zu viele Steuern 
von Uebel find, jo empfiehlt es fih, neben der Gemeindeeinfommen- 
fteuer vom nämlichen Steuerobjeft entweder nur Ertragäfteuern, bie jo ein— 
— find, daß fie auch ertragsloſes oder nicht genügend ertragbringendes 

ermögen treffen, oder durch Sonderabgaben auf Vermögen ergänzt find, oder 
— und dies ift vorzuziehen — nur Dermögensfteuern zu erheben. 

Laffen wir bier die Einzelheiten beifeite, jo entſteht doch die frage, ob 
auch bei Belaftung von Vermögen und Ertrag der Gerechtigkeit genügt wird, 
und ob ber „Leiftungsfähigfeit“ auch bei jenen Steuerarten Rüdfichten gejchuldet 
werden. Soferne zur Durchführung der „VBorausbelaftung“ dieſe Steuerform 
verwendet wird, ift e8 klar und wurde auch bereits dargelegt, daß die Berüd- 
fichtigung perjönlicher Verhältniffe jogar ein Verftoß gegen die Gerechtigleit wäre. 
Someit aber Ertrag3- und Bermögensfteuern lediglich aus finanzpolitiſchen Gründen 
und zur Erfaffung erhöhter — nicht entbehrt werden können, iſt 
die Beachtung von Umſtänden, die auf die Leiſtungsfähigkeit Einfluß haben, 
nicht ausgeſchloſſen. Bor allem wird nichts anderes ald „Ertrag“ verftanden 
werden dürfen, als was wirklich Ertrag ift. Notwendige Ausgaben auf feine 
Erzielung find abzuziehen — jo beilpieläweile die Ausgaben und notwendigen 
Rüdlagen für Erhaltung der nußbringenden Sache oder jene für Nebenleiftungen, 
Die mit ber Nutzung ber Sache ſich verbinden, wie bei Gebäuden der Waflerzins, 
Kanalbeitrag ꝛc. Auch joll bei Bemeffung der Steuerhöhe zwiſchen Arbeitsertrag 
und Dermögendertrag unterjchieden werden. Endlich kann es nicht gleichgültig 
fein, ob eine Erhöhung des Ertrages einer Sache oder daB Anwachſen ihres 
Wertes durd Arbeit, Aufwendungen oder mehr zufällige Umftände bewirkt worden 
ift. Andererjeits findet die Berüdfichtigung perfönlicher Verhältniſſe eine Schrante 
in dem Zwecke diejer Steuern. 

Betrachten wir nad) diejen Gefichtspunften wiederum die Ertragsquellen 
bezw. VBermögensarten. Bei ber Bandwirtihaft ift eine Scheidung zwiſchen 
dem Nuten ber Arbeit des Beſitzers und der reinen Grundrente und eine ftärfere 
Deranziehung ber leßteren, eine geringere des erſteren möglich und auch teuer: 
techniſch durchführbar. Befteuert man den Ertrag, jo geht man am einfadhften 
von dem wirklichen oder möglichen Pachtzinſe der Grundftüde aus und trifft 
azıherbem die Arbeit des Befiterd durch eine in wenigen Stufen fi aufbauende 
Steuer, die bei Gütern größeren Umfanges bezw. bei hohen Erträgen mäßig 
progreifiv geftaltet werden kann. Bei Vermögensbefteuerung tritt an die Stelle 
der Pachtzinſe der im allgemeinen wohl einer angemefjenen Kapitalifierung der: 
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jelben entſprechende gemeine Wert der Anweſen, der dann mit einer Quote heran: 
gezogen wird, welche die Bodenrente den gemeindlichen Berhältniffen entjprechend 
belaftet. Eine jolhe Wertfteuer läßt auch eine befondere Heranziehung 
der zu landwirtſchaftlichen Betrieben gehörigen Häuſer entbehrlich erjcheinen. Bei 
einer in kurzen Abftänden wiederkehrenden Ermittlung der Werte, bie leichter 
burhführbar ift, al8 man annehmen möchte, würde den Erhöhungen und Min: 
derungen und damit den Umftänden Rechnung getragen, die etwa im einzelnen 
alle der Erzielung des gewöhnlichen Nutzens entgegenftehen oder fie ſchwierigert 
machen; denn dieſe Umftände pflegen fi im Werte auszubrüden. Wenn Um: 
ftände, welche außerhalb des landwirtſchaftlichen Nutzens liegen, eine Erhöhung 
der Werte hervorrufen, 3. B. die Möglichkeit der Einbeziehung des Geländes in 
ein ftäbtifches Bebauungsgebiet, jo könnte unter Umftänden bis zu dem Zeitpunft, 
in welchem bie Beibehaltung der bisherigen Nutungsart unmirtichaftlich wird, 
an Stelle bes gemeinen Wertes der Ertragswert treten. Durd) andere zufällige 
Umftände werden Wertfteigerungen in rein ländlichen Bezirken jeltener Hervor- 
gerufen werden; fie werden daher im allgemeinen vernadhläffigt werden können; 
man darf ſich im allgemeinen damit begnügen, nad) ihrem Eintritt das Grund: 
ſtück ftärfer heranzuziehen. Eine progrejjivde Steigerung der Steuer nad) ber 
Höhe der Erträge bezw. Werte wird fich kaum rechtfertigen lafjen; dieje Aufgabe 
fällt der Einfommenfteuer zu. 

Schuldenabzug würde für jenen Teil der Steuer, welcher die Aufgabe hat, 
bie erhöhte Leiftungsfähigkeit zu treffen, zuläffig und grundjäglich ſogar geboten 
fein, im übrigen in Würdigung ber Yufgabe der Steuer unzuläffig erjcheinen. 
Da der Einfachheit halber die verjchiedenen Aufgaben zulammengefaßt werben, 
pflegt man bei Gemeindefteuern auf Ertrag und Vermögen den Schuldenabzug 
nicht zu geftatten, wogegen die Quote ermäßigt werden fann. — Eine Schonung 
durch Verpflichtungen (4. B. für den Unterhalt von Kindern) oder Unglück (Aus: 
bleiben des Ertrags) bedrüdter Perjonen ift nicht verwehrt. — 

Beim Ertrag der Häufer, die nicht vorwiegend landwirtſchaftlichen Zwecken 
dienen, ift zu unterjcheiden: 

s en die Verzinjung des in dem Gebäude (im mwörtlichen Sinne) ftedenden 
apitals; 

b) bie Unterhaltung bes Haufes einichließlich einer Rücklage für die Abnützung; 

c) der Wert der Arbeit des ig auf Hausverwaltung ; 

d) Nebenleiftungen (Waflerzinje, Kanalijationsbeiträge, Berfiherungen ꝛc.); 

e) die gebotene Rüdjtellung für etwaigen Einnahmeausjall durch Leerſtehen 
von Wohnungen und andere Umftände; 

f) die Bodenrente. 

Die Poften unter b, d und e mindern den Ertrag. 

Bon dem Reft würde der Arbeitsertrag (c) jo, wie oben dargelegt, bie 
Verzinfung des Kapitals (a) nad) ben Regeln der Befteuerung von Kapitalrenten, 
die Bodenrente aber nad) folgenden bejonderen Grundjägen heranzuziehen fein. 
Die ftädtiiche Bodenrente ift, ſoweit fie die landwirtſchaftliche Rente überfteigt, 
nichts anderes ala ein ftändiger Konjunkturengewinn. Zwar wird diefer Gewinn 
nicht gerade — wie manchmal gejagt wird — „Aufwendungen der Gemeinde verbanft“ 
— wenn auch ſolche hierzu beitragen mögen — ſondern dem ftäbtijchen Erwerbäleben, 
das das Wohnen in der Stadt, den Befit von Verkaufsräumen, Qagerräumen, Wert: 
ftätten wirtichaftlich jo wertvoll macht. Der ſtädtiſche Grundbefit hat die Tendenz, 
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feinen Nutzen nicht nach den gemachten Aufwendungen einzurichten, jondern nad) der 
höchſten, vermöge ber ſtädtiſchen Entwicklung jeweils erzielbaren Leiftung desjenigen, 
der Räume begehrt; daher die im allgemeinen fteigende Tendenz der Grundſtücks— 
preile. Zu diejer Tendenz tragen wohl in einzelnen Fällen auch ftaatliche Ein: 
richtungen bei; wenn ein Gericht, eine höhere Schule, ein Bahnhof erbaut wird, 
fteigen in der Nähe ſolcher Bauten die Mieten. Aber im großen und ganzen 
it doch jene Erjcheinung durch die gemeindlidhe Entwidlung veranlaßt; ja 
die ftaatlihen Maßnahmen jelbit find nicht jelten nur eine Folge diejer gemeind— 
lichen Entwidlung. Eine ſtarke Heranziehung jolcher höheren Bodenrente zuguniten 
der Gemeinde ericheint als ein Gebot der Gerechtigkeit. Sie könnte an ſich unbe— 
denflih in progrejjiver Form, etwa je nad) Verhältnis der Fläche zur Höhe der 
Rente, der Zeitdauer ihres Anwachſens, ihrer abjoluten Höhe erfolgen. Allein 
gegen die ganze eben jfizzierte Geftaltung jprechen neben dem Mangel der erforder: 
lichen Unterlagen, der großen Arbeit der Ausicheidung (aljo Gründen der Steuer: 
technik) vollswirtichaftlihe Erwägungen, die fi) durd die bisherige Vernach— 
Läffigung diejer Beſteuerung der Bodenrente ergeben. Würde man plöglicd den 
geſamten, oft jehr beträchtlichen Zeil des Ertrages, der fich ala Bodenrente darftellt, 
mit höheren Steuern belajten, jo wäre das eine ftarfe Vermögensentziehung 
gegenüber den gegenwärtigen Bejigern und aud) eine Gefährdung der Sicherheit 
der beitehenden Kreditverhältniffe. Schonung entftandener Wirtichaftsverhältniffe, 
aljo auch Erwägungen der Gerechtigkeit, laſſen eine ſolche Beiteuerung nicht mehr 
zu; vielmehr dürfte ſich aus Gründen der Steuertechnif wie ber Gerechtigkeit 
empfehlen, den Ertrag der Häufer hauptſächlich durch eine Befteuerung des gemeinen 
Wertes zu treffen. Im gemeinen Wert drüdt ſich aus der verfchiedene Unter: 
baltungaaufwand (je nad) der baulichen Güte und der durch das Gebahren ber 
Bewohner verurjadhten Abnügung), die Höhe der Nebenleiftungen, das Riſiko 
des Leerftehens von Räumen, die Berjchiedenheit der Arbeit des Beſitzers, die 
Bodenrente, das Baufapital. Die Befteuerung nad) dem Ertrag ohne die ein: 
gangs erwähnten Ausjcheidungen ift ungerecht, weil fie jene bebeutjamen Unter— 
Ichiede nicht würdigt; fie belaftet das ftärferer Abnügung und den Zufälligkeiten 
der Mietenanfälle ausgeſetzte Arbeiterwohnhaus weit ftärfer als das City-Gebäude, 
das wenig Unterhalt erfordert, und fichere Renten abwirft. Soll jedoch Ertrags— 
beiteuerung bleiben, jo wäre fie nad) obigen Gefichtspunften für die Zukunft vor: 
zubereiten. Jedenfalls aber jcheint unerläßlich, wenigftens die von jet ab 
eintretenden Steigerungen der Bodenrente zu treffen. Dies geichieht durch 
die Wertzuwachsſteuer, auf deren Geitaltung bei den zahlreichen vorhan— 
Denen Beilpielen und Erörterungen hier nicht näher eingegangen zu werden braucht. 
Innerhalb der Ertragsbefteuerung wäre unjere Forderung wohl am beiten in 
Der Form zu verwirklichen, daß jede Erhöhung der Bodenrente nad beitimmten 
Grundſätzen progreſſiv fteigend erfaßt wird; man würde dann bei Feſtſetzung des 
Ertrages in fürzeren Zwilchenräumen auf die Wertzuwachsabgabe ala Verkehrsſteuer 
verzichten können. Aber aud die Steuer vom gemeinen Wert geitattet bie 
Deranziehung des nicht aus Arbeit und Aufwendungen entftehenden Mehrwertes in 
Der Form von Zujchlägen zur ordentlihen Steuerquote. Notwendig wäre hierbei, 
wie ſchon jet die bürgerlich-rechtliche Belaftung, jo auch die fteuerliche Belaftung 
zınd ihre Grundlagen in Kataftern niederzulegen. 
Das Gejagte ift jelbftverftändlich nicht hr alle Gemeinden gleich wichtig. 
Sn einer Stadt, in welcher der Gebäudeertrag feiner oder einer jehr langjamen 
Erhöhung fid erfreut, die Nebenleiftungen, die Arbeit, der Unterhaltungsaufmand 
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in der Höhe weſentlich verjchiedene Teile des Rohertrages nicht beanspruchen, 
vermag man jehr wohl mit einer Rohertragsjteuer auszufommen, wenngleich 
auch dort eine Steuer vom gemeinen Wert nicht zu verwerjen ift. — 

Eine Befteuerung ftädtiicher Bauftellen nad dem Ertrage ift nicht mohl 
möglich, weil dieje Bauftellen feinen Ertrag abwerfen. Und doch ift dieje Be 
fteuerung eine Forderung der Gerechtigkeit; denn der über ben landwirtichait: 
lihen hinausgehende Wert ift den nämlihen Urſachen verdankt, welche eine 
höhere Belteuerung der Bodenrente erheilhen. Dann aber erhöht der Bet 
jolher Werte die Leiftungsfähigkeit und muß jchon aus diefem Gefichtspuntte 
getroffen werben. Die Abgabe muß notwendig eine Wertfteuer fein, die ebenio 
wie die Zuwachsabgabe mit einer Verfehrsfteuer verbunden, unter gewiſſen 
Vorausſetzungen durd eine ſolche (freilih dann ziemlich hoch zu greifende und 
progreifiv zu geftaltende) Verfehröfteuer erjegt werden kann. — Ueber die Be 
fteuerung landwirtſchaftlich benüßter Bauftellen ift oben bereits andeutungsmeiie 
— worden; bie nähere Erörterung dieſer Frage würde bier zu meit 


hren. — 

Ein bejonderer Fall der Wertserhöhung ift jener, bei welchem dieſe dur 
eine mit einem Grundftüde fich verbindende Berehtigung erzielt wird. Fre 
fi) werden Berechtigungen im eigentlihen Sinne nicht mehr verliehen. Aber 
die mit der Gewerbegejeßgebung nicht in Widerſpruch ftehende Uebung, gewerb— 
liche Konzeffionen, insbejondere zum Betriebe von MWirtihaften, auch von 
Apothefen, nicht ohne erhebliche Gründe den Befit-Nachfolgern zu entziehen, 
bat den Wert ſolcher Grundftüde ganz mejentlich gefteigert. Namentlih in 
Städten mit Statuten im Sinne de8 $ 33 GewO,, fteigt bei Erringung einer 
Konzeifion jofort der Wert des Haufes beträchtlich. Von diefem Vorteile dart 
die Gemeinde einen Zeil für fih beanſpruchen und zwar bei Gelegenheit ber 
Konzejfionserteilung nad) Maßgabe eines örtlichen, nah Erfahrungsjägen ge 
wonnenen Tarifs (Ronzeifionsfleuer). Bergleihe Neumann, Gemeinde 
fteuerreform ©. 54. 

Nicht einfach ift die gerechte Befteuerung des gewerblichen Ertrages 
und Vermögens. Die oben erörterten allgemeinen Gefihtspunfte treffen 
auch bier zu. Notwendig ift die Scheidung zwiſchen dem Werte ber geleifteten 
Arbeit und dem Ertrag (Werte) der Kapitalien. Der gewerblihe Arbeits: 
ertrag ift, wie der in Nußungen aus Grund und Boden fi hülfende, dur 
einen ſtufenweiſe, auch progreifiv anfteigenden, freilich mäßigere Satze als die 
allgemeine Einkommenſteuer einhaltenden Tarif zu treffen. Notwendig iſt alſo 
die Feſtſtellung dieſes Arbeitsertrages. Sie ift hier, wo nicht, wie bei der Ber 
waltung des eigenen Hauſes, eine Nebenarbeit oder wie bei der landwirtſchaft 
fichen Betriebsleitung kleinerer Güter eine mehr körperliche, leichter zu ſchätzende 
Arbeit, jondern die hauptberuflide — nicht jelten rein geiftige Arbeit in Frage 
zu kommen pflegt, jehr jchwierig. Wenn 3. B. ein Bankier, der über 1 Million 
Mark Betrieböfapitalien verfügt, in einem Jahr 100000 M. Ertrag gewinnt. 
welcher Zinsfuß ift hier zu rechnen für das Kapital, welder Anteil für die 
Arbeit? Vielleicht für die letere ein außerordentlich hoher, vielleicht aber, wenn 
die Betriebsfapitalien in Werten angelegt waren, welche, wie dies beijpielämeiie 
bei Terrainwerten der Fall geweſen ift, in ungeahnter und zufälliger Weile an 
MWert gewonnen haben, ein verhältnismäßig geringer. Aus dem Beilpiel if 
ihon erfichtlih, daß aud) beim gewerblichen Ertrage ein dritter Tyaltor mit: 
wirkt, die Konjunktur, der zufällige Gewinn. Nur ift hier die Beziehung 
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zwijchen dem gemeindlichen Ermwerbsleben und dem Gewinn eine lojere als oben. 
Der Geredtigfeit würde allerdings eine höhere Beiteuerung des Konjunktur- 
gewinne entſprechen; eine ſolche ift bier aber bei der Schwierigkeit der Er- 
mittlung doch zurzeit kaum durchführbar. Immerhin wird es geftattet fein, 
wenn nad) der im folgenden empfohlenen Scheidung im Verhältnis zum arbeitenden 
Kapitalöbetrag jehr hohe Arbeiterträge fi zeigen, das Mitwirken glüd: 
licher Umftände anzunehmen und darum hohe Arbeitserträge mit etwas kräftigeren 
progrejfiven Säten zu treffen. Uebrigens fommt es bier, wie beiall diefen 
Tragen mit darauf an, wie ftark Schon die gemeindlihe Einkommen— 
fteuer ſolche Erträge belaftet. 


Um die Scheidung zwiſchen Arbeits: und Sapitaldertrag einigermaßen 
durchzuführen, dürfte in kurzen Zeitabftänden der Wert der gewerblichen Kapitalien 
zu ermitteln und derjenige Zeil des Ertrages, der bie übliche Verzinſung ber 
legteren überfteigt, ala Arbeitzertrag zu erachten jein. Eine re ide 
Heranziehung ber Kapitalserträge (Werte) ſcheint nicht wohl zu rechtfertigen fein. 

Die Heranziehung der Kapitalrenten ergibt fih aus dem Prinzip 
der Gerechtigkeit lediglich) zum Zwecke der richtigeren Erfaffung der Leiſtungs— 
fähigkeit der in der Gemeinde wohnenden oder ſich aufhaltenden Perſonen. 
Am beiten dient hierzu eine mäßig progrejfive Vermögensſteuer. Wird bieje 
freilich) verjagt, jo muß, wenn man fonjequent bleiben will, die höhere Leiftungs- 
fähigkeit des Kapitalrentnerd durch eine Ertragsſteuer erfaßt werden. Geredt 
erjcheint e8, auch dieje Ertragäfteuer, einerjeitS weil bier den Ertrag mindernde 
Rerhältniffe nur in beſcheidenem Umfange in Trage kommen, andererjeits zur 
befjeren Schonung Heiner Rentner mäßig progreifiv zu geftalten, jedoch nur 
nad; Abzug jenes Teiles der Rente, der zur Rüdftellung für Kapitals 
verlufte zu dienen hat — eine allerdings im Rahmen einer reinen Ertrags: 
fteuer nicht leichte Scheidung. Der Geminn infolge Wertiteigerungen von 
Gelbfapitalien fteht in jo lofem Zuſammenhang mit der Wohnfigemeinde, daß 
ein bejonderer Anſpruch der letzteren auf Beteiligung an diefem Gewinn nicht 
erhoben werden kann. Someit es dem Staat gelingt, ſolche Gewinne zu er: 
faſſen, jollte allerdingd der Gemeinde ein Anteil gewährt werden. 

Der Ertrag jog. beruflicher Arbeit kann aus dem Gefichtspunfte der 
Erfafjung des ed Erwerbs gerechterweile nicht freigelaffen werden, wenn 
jonftiger Arbeitsertrag verfteuert wird. Seine Keranziehung muß aber aus 
verjchiedenen Erwägungen (vgl. Neumann, Die perſönlichen Steuern S. 134 ff.) 
in mäßigen, progreſſiv fteigenden Quoten erfolgen; geringe Erträge, melde 
der Eintommenfteuer nicht unterliegen, jollen in einfachen, niedrigen Sätzen ge: 
troffen werben. Ja, es ift nicht vermwerflic, wenn aus höheren Erwägungen, 
falls die dann den Uebrigen erwachſende Belajtung nicht übermäßig wird, das 
ſchonungsbedürſtige Arbeitseintommen, beftehe e8 nun in Nußung, gewerblichen 
Ertrag, oder in Lohn (Gehalt) bis zu gewiffen Sägen ganz freigelaffen wird. 

Auch das Maß der Heranziehung der einzelnen Ertragsquellen muB ein 
gerechtes jein; das heißt aber nicht, daß e3 ein gleiches fein muß. Soweit Die 
Vorausbelaftung einzelner Gruppen (II) durch die nämlichen „Steuern“ bewirkt 
wird, welde zur fteuerlihen Belaftung im engeren Sinne dienen, find die nur 
hieraus entftehenden Unterjchiede ſcheinbare. Nur fcheinbare Unterſchiede 
werben auch begründet durd Erhöhungen zur Erfaſſung zufälliger Gewinne. 
Im übrigen werden bie auf fteuerfähiges Maß zurüdgeführten Erträge aus land— 
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wirtſchaftlichem und gemwerblihem Vermögen, aus ftäbtiichen Häufern und Bau: 
ftellen bzw. die bezüglichen Werte allerdings unter fi in gleihem Maße 
heranzuziehen fein, während das Geldfapital nur aus dem Gefichtspunft des 
fundierten Einfommens, demnady niedriger, Arbeitsertrag, weil bei ihm um: 
gekehrt diejer Gefichtspunft fehlt, ebenfall® niedriger belaftet werben joll. 
erg fönnen durch örtliche Verhältniſſe Abweichungen von diejer Regel be 
gründet jein. 


c) Volkswirtfchaftlihes Prinzip. 


Die Beiteuerung joll die Steuerkraft des Befteuerten nicht überfteigen und 
in die natürlihe Ordnung des wirtichaftlihen Erwerbs und Verbrauches des 
Volkes nicht ftörend eingreifen. Schall a. a. O. ©. 211. „Der Steuer: 
pflichtige ſoll duch die Beiteuerung nicht verarmen; auch joll die Be 
fteuerung von jeder Weberlaftung der Befteuerten, insbejondere auch von 
einfeitiger DBelaftung und Verfümmerung einzelner Seiten des mirtjchaft: 
lichen Lebende fih fern halten.“ ©. 212. Schall empfiehlt die mög: 
fichfte Verteilung der Steuerlaft nicht bloß räumlih und dem Umfang nad 
in der Weile, daß fich die Steuerlaft auf alle Wirtichaftskreife und das gefamte 
Vermögen des Volkes möglichſt gleihmäßig ausdehnt, ſondern auch zeitlich da: 
durch, daß die von den einzelnen zu tragende Gejamtiteuerlaft in möglichft viele 
zeitlich aufeinanderfolgende Zeilzgahlungen aufgelöft wird, entiprechend dem Ver: 
laufe der Reproduktion des Vermögens. — 


Die wirtichaftlihe Wirkung der Steuern im eigentlihen Sinne ift eine 
verjcjiedene. Die allgemeine Einfommenfteuer bewirkt eine Einjchränfung der 
an fi) aus dem Erwerbe oder aus dem Vermögen für den Verbrauch zur Ber: 
fügung ftehenden Gütermengen. Ye höher die Steuer, deſto mehr müſſen bie 
jenigen Lebensbedürfniffe zurüdgeftellt werden, welche nicht abſolut befriedigt 
werden müflen. Sehr hohe Einfommenfteuern müſſen daher ſchädlich auf die 
Kulturentwidlung der Inhaber mittlerer Einfommen wirken, während bei den 
Trägern höherer Einkommen nur die eigentlichen Luxusbedürfniſſe zurüdgedrängt 
werden. Bei niedrigen Einkommen entzieht jchon eine verhältnismäßig geringe 
Eintommenfteuer die Beiriedigung wichtiger Qebensbedürfniffe, wenigftens gefühlter 
Bedürfniffe. Darum muß mit Neumann dringend widerraten werben, die 
untere Grenze fteuerpflichtiger Einfommen zu niedrig anzunehmen, da jonft der 
Vollziehungsbeamte mehr Koften ald Steuern einhebt und großen Schaden an: 
richtet. Bei geringen Einkommen, deren Belteuerung immerhin aus Gründen 
der Gerechtigkeit, unter Umftänden aud zur Wahrung von Wahlrechten, geboten 
ift, mag eine mäßige fire Abgabe (Bertonalabgabe) (3.38. 1—2 M. für das 
Eintommen jelbftändiger Perjonen bis zu 800—1200 M.) zu rechtfertigen jein. 
Findet eine Befteuerung des Arbeitsertrages ftatt, jo fann auf die Heran— 
ziehung ſolcher Kleiner Einkommen ganz verzichtet werden. Der Steuerpflichtige 
wird ſich einer jehr drüdenden Einfommenfteuer zu entziehen juchen; fein 
Egoismus wird häufig größer fein als fein Gerechtigfeits: und Staatsgefühl ; 
eine auf Deflarationszwang fußende Steuer vermag aber gegenüber einem ftill- 
ichweigenden Bündnis der Steuerpflichtigen ſich nicht durchzuſetzen. Eine Ueber: 
ipannung der Einfommenfteuern ift jchon aus diefem Grunde zu vermeiden. 
Zu hohe Eintommenfteuern wirken auch lähmend auf den Erwerbätrieb; wenig: 
ftend heute noch, wo das Bewußtſein, daß man mit der Steuer einer Verpflidh: 
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tung für eigene Zwecke genügt, noch nicht durchgedrungen iſt. Wo die Ein- 

fommenfteuer anfängt, hoch zu werden, da8 freilich läßt ſich nicht in abjoluten 
Zahlen jagen. Mehr und mehr wird das dem Steuerzahler in verjchiedenen 
Formen von Staat und Gemeinde Gebotene mitenticheiden, ob ein Steuerdrud 
empfunden wird. Für die Gemeinden ift nicht gleichgültig, daß einem örtlichen 
Steuerdrud durch Abwanderung in eine weniger anſpruchsvolle Gemeinde begegnet 
werden kann; ob jolches zu fürdhten ift, entjcheidet wiederum mit die Summe 
der Annehmlichkeiten und Vorteile des anderen Ortes. Schon biefe Gefahr der 
Abwanderung rechtfertigt die Forderung, daß in Anjehung der Wirtihaftsführung 
fein unlauterer Wettbewerb geduldet wird — d. 5. daß nicht einzelne Gemeinden 
durch künftlih, — auf Koften der Wirtiaftlichkeit und der Zukunft — niedrig 
gehaltene Steuern die Zuwanderung begünftigen dürfen. 


Die Ertragöfteuern müfjen vermöge ihrer Natur in der Hauptjadhe wie 
Produftionskoften wirken. Eine Erhöhung derjelben erhöht dieje Koften. Daher 
dürfen neue Ertragäfteuern einer einmal gegebenen wirtſchaftlichen Entwidlung 
gegenüber nur mit Schonung der leßteren, aljo ſukzeſſive und langjam auferlegt 
werben (S. 573). Eine allzu große Anipannung der Geihäftsuntoften für öffent- 
liche Zwede vermag, wenn die Wirtſchaft dieje erhöhten Ausgaben nicht abwälzen 
fann, verheerend zu wirfen und auch da, wo fie an fich erträglich ift, in wohl 
erworbenen Befigitand ftörend einzugreifen. Freilich kann der Nachteil, den 
einzelne auch in größerem Maße erfahren, nicht davon abhalten, eine als 
gerecht und notwendig erfannte Ordnung durchzuführen; man muß dann diejen 
Einzelnen zu helfen juchen; — aber im ganzen kann gerade die Ertragäfteuer 
nicht ohne Nachteil für die Volkswirtihaft beliebig gefteigert werden. Daß 
übrigens bie Ertragsfteuer abgewälzt wird, ſpricht nicht gegen fie; eine ſolche 
Abwälzung ift in gewiſſem Umfange, jomweit nämlich der Steuerzahler nur der 
Vermittler ift (vgl. die obigen Darlegungen über die Notwendigkeit der Erfaſſung 
des ganzen Ertrages) wirtihaftlih durchaus gerechtfertigt; würde fie immer 
und ſogleich durchgeführt werden können, jo würde ſchließlich die Ertragsiteuer 
für den Zahler auf eine Einktommenfteuer reduziert werben. 


Im Interefje der Volkswirtichaft ift wünjchenswert, daß eine Erleichterung 
der Steuerzahler eintritt, nicht nur durch die ſchon im Eingang diejer Erörterungen 
erwähnten privatwirtichaftlichen Einnahmen und ähnliche Zuflüffe, jondern auch 
dadurch, dat die Höhe der ftändigen Gefälle gemindert wird durch ftärfere 
DHeranziehung der Pflichtigen bei einzelnen Anläffen, bei welchen entweder Ber: 
mögendmehrungen erfolgen oder ohnehin en. FKapitalsausgaben zu Erwerbs⸗ 
zweden gemadt werden. M. a. W., Rechtsverfehrsiteuern und Kon: 
junfturabgaben, meld, letztere fih ja auch als Verkehrsſteuern darftellen 
fönnen, jollen das Maß der aus fortdauernden Steuern zu bedenden Beträge 
mindern. Hierzu eignen ſich die jogenannten Bejigveränderungsabgaben 
bei Immobiliarwechſel, an welchen die Gemeinde in minderem Grade als den 
Staat teilnehmen zu laſſen fein Grund erfihtlih ift, dann auch Erbſchafts-, 
Schenkungs- und Gewinnanfallfteuern. — 


Das eine kann faum bezweifelt werden: Die volkswirtſchaftliche Wirkung 
fäßt ich nicht ermeffen bei Würdigung nur eines Teiles der Steuern, etwa 
besjenigen, der an den Staat fällt, jondern nur aus der gejamten ſteuer— 
Lihen Belaftung. Darum muß das gejamte Steuerſyſtem jo eingerichtet werden, 
Daß e3 der Wirtichaft des Volkes nicht nacdhteiliger ift, als e8 jein muß. 
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d) Prinzipien der Stenerverwaltung. 


Die Steuern jollen beftimmt, bequem, einfach, billig jein. Schall a.a.d. 
©. 226. 

Daß ein möglichſt enger Anſchluß der Gemeindefteuern in Weranlagung 
und Erhebung aus diefem Geſichtspunkt erwünſcht ift, kann nidyt geleugnet werden; 
eine Beläftigung der Steuerpflichtigen wird vermieden, bejondere Koften für die 
Veranlagung entftehen nicht. Jedoch kann dieje Forderung nicht den Vorrang 
beanjpruchen vor anderen, die auß einer inneren Verſchiedenheit der Staats: und 
Gemeinbdefteuern fich ergeben. Die Forderung hat vielmehr nur relative Bedeutung: 
Die Verwirklihung der für die Gemeinden paffenden und angemefjenen Steuern 
ſoll fich mit dem obigen Sate nicht in Widerſpruch jegen und dieje daher möglidft 
ſich an die Staatöfteuern anſchließen. Kleine Opfer mag man vom Standpuntte 
der übrigen Prinzipien aus zugunften der Einfachheit der Steuerverwaltung 
bringen; eine Vernadjläffigung wichtiger Grundjäße aber, lediglich um bie Er: 
hebung leicht und bequem zu geftalten, wäre zu tadeln. — 


In der Literatur hat bekanntlich die Beibehaltung des Ertragäfteuerjuftem: 
für die Gemeinden neben der Befteuerung nad der Leiftungstähigkeit viele 
Anbänger gefunden. Nicht jelten hat man geforbert, daß die Gemeinde, die 
ihr als Wirtſchaftsſubjekt erwachſenden Ausgaben durch Ertragsfteuern aufbringen, 
die ihr anvertrauten ftaatlichen Aufgaben aber mit Hilfe der Eintommenbefteuerung 
erfüllen jolle. Einer Trennung nah diejer Richtlinie ftehen aber, wie aus 
obigem ſich ergibt, Bedenken entgegen und durchſchlagende Gründe nicht zur Seite. 

Ueber die einzujchlagenden Wege nur zwei Aeußerungen! 

Wagner, „Direlte Steuern” im „Handbuch“ Bd. III ©. 323 glaubt, 
daß während für die Staatsbefteuerung die Vermögenzfteuer vor der Ertrags: 
beiteuerung den Vorzug verdiene, in der Kommunalfteuerverwaltung die Dinge 
nicht ebenjo liegen. „Die in einem nur etwas größeren Staat nicht zu über: 
windenden fteuertechniichen Schwierigkeiten der Veranlagung ber Ertragsfteuen 
find hier geringer.” Es habe aud ſeine guten Gründe, daß im Staat bie 
Bermögensfteuer, in der Gemeinde die Ertragäfteuer als geeigneter angeiehen 
werde in Verbindung mit der Einfommenfteuer zu treten, um jo die Aufgaben 
zu löjen, welche der direkten Befteuerung im Steuerſyſtem obliegen. 


Ueber die Vorzüge gemeindlicher Objektöfteuern, vgl. auch neueftend Gerlad 
„Gemeindefteuerreht“ ©. 26 ff. Er lehnt die Kapital- oder Kapitalrentenfteuer 
al gemeindliche Objektfteuer ab. Ein gutes Gemeindefteueriyftem würde fid 
nad) Gerlach zujammenjegen aus einer perfönlichen Steuer, welche nad) dem 
reinen Einfommen und Vermögen trifft und die perjönlichen Verhältniffe berüd: 
ſichtigt, aus einer Grund- und Gebäudefteuer, welche als Objektfteuer ausgeftaltet 
ift und feine Schuldenzinjfenabzüge geftattet und einer mäßigen Gewerbeiteuer. 
Selbitverftändlih jeien aud) andere Verbindungen möglich und in manden 
Staaten wegen ber Ausgeftaltung des Staatöfteuerfyftens geboten. So könne 
neben eine reine Einfontmenfteuer ein Syftem von partiellen Vermögen! 
fteuern treten, innerhalb beffen die Grundftüde ftärfer, die Kapitalien am 
Ihmwächiten belaftet werden; hier hätte die Gejamtheit der Vermögensfteuer bie 
doppelte Aufgabe, das unfunbdierte Einkommen ftärfer zu belaften und ben Grund: 
befig und Gewerbebetrieb nad) dem Intereſſe vorzubelaften. S. 28/29. 
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IV. Die Stantöflenern insbefondere in Bayern. 


Die gemeindliche Beiteuerung ift nicht unabhängig von der ftaatlichen. 

Fur den Staat empfiehlt fich neben Gebühren, Rechtsverkehräfteuern, Ver: 
braudsabgaben — auf welche hier nicht näher eingegangen werden kann — die 
allgemeine Einfommenfteuer, ergänzt durd eine Vermögensſteuer. 

Die Einführung der Einkommensteuer auch in Bayern iſt wie die „Dent: 
Ihriit” Seite 70 mit Recht betont, jchon aus nationalen Gründen minbeitens 
wünjchenswert. „Die Beiteuerungsverhältniffe in den übrigen Teilen des deutichen 
Reiches laſſen es auch vom nationalen und wirtichaftspolitifchen Standpunkt aus 
zum mindeſtens wünjchenswert erjcheinen, daß der zweitgrößte Bundesſtaat jeine 
Staatöbefteuerung in der Hauptjadhe auf die erprobte gleichartige Grundlage mit 
den übrigen Bundesjtaaten bringt und hierdurch nicht nur den Streifen der 
Pflichtigen, beionders dem Gewerbe, ſondern auch allen jenen Sweden dient, für 
die eine verläjfige Statiftif über Einfommen und Vermögen von bejonderer 
Bedeutung ift.“ 

Die „Denkſchrift“ bleibt aber dieſem Programm nicht ganz treu, wie man 
überhaupt ſich manchmal des Gedankens nicht erwehren fann, ala ob zwei 
Autoren, die in dem Grundgedanfen nicht ganz einig waren, Verſaſſer ber 
„Denkſchrift“ jeien. Während ganz zweifellos die Einfommenfteuer das „Rück— 
grat“ der Staatöfteuern in den meiſten deutichen Bunbesftaaten bildet, joll dies 
für Bayern nicht gelten, immerhin aber bie Einfommenfteuer „die Rolle ber 
Hauptitaatöfteuer” erhalten (S. 90). Die Eintommenfteuer joll ergänzt werden 
nicht durch eine DVermögenäfteuer, wie in Preußen und ben meilten anderen 
Bundesitaaten, jondern duch Ertragdfteuern. 

Die Denkſchrift unterſcheidet dabei zwilchen einem nächſten und einem 
jpäteren Ziele. 

Zunächſt joll die allgemeine Einftommenfteuer eingeführt werden. Gleich— 
zeitig joll die Gemerbfteuer von ihrem bisherigen Charakter als partieller Ein— 
fommeniteuer wieder abgerüdt und in eine Ertragsfteuer umgewandelt, bie 
Kapitalrentenfteuer ebenfalls einer Ertragsfteuer genähert werden ; die Haus: und 
Grunbditeuer jollen vorerft im weſentlichen unverändert bleiben. Dieſe Ertrags— 
fteuern jollen etwa zur Hälfte des bisherigen Steuerjage8 oder darüber auch 
fortan erhoben werben. 

Was in der Zukunft geichieht, iſt dunkel. Das joll abhängen von den 
Erfahrungen, die bei der Einfommenfteuer gemacht werden und den gewonnenen 
ftatiftiihen Unterlagen (S. 91). Möglicherweife fteuert man dann jpäter auf 
die Vermögenäfteuer an Stelle der Ertragsfteuern los (was freilih nad) der 
jcheinbar vernichtenden Beurteilung der Bermögenäfteuer kaum zu rechtiertigen 
fein möchte!), möglicherweife wird die Grundfteuer auf der Grundlage eines 
FKurrentwert=fatafterd, der nad) Parzellen oder nad Wirtichafts:-Einheiten 
gebildet wird, umgeftaltet (S. 91), vielleicht auch die Hausfteuer in eine Wert: 
fteuer verwandelt (S. 97), die Gewerbefteuer durch eine Erwerbfteuer erjegt und 
hierbei einerjeit8 das Anlage- und Betriebsfapital mit „mehr oder minder 
progreflivem“ Tarif, andererſeits der Durchſchnittsertrag zugrunde gelegt (91). 

Es ift immerhin bemerkenswert, das die Denkſchrift wiederholt auf die 
fünftige —— der Ertragsſteuern durch partielle Vermögensſteuern hinweiſt, 
mern auch dieſer zweite Abſchnitt der Reform in ziemlich weite Ferne ge: 
rückt jcheint. 
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Anerfannt muB die Energie werden, mit welcher die „Denkihrift“ in ihrem 
eriten Zeil dem bayeriichen Ertragöfteuerjyftem zu Leibe rüdt. Seine Mängel 
jeien im Wejen des Syſtems begründet (S. 43). Einheitlichkeit und Gleid: 
mäßigfeit der Steuergrundlagen fehlen; die wirtichaftliche Leiftungsfähigkeit des 
Einzelnen werde nicht genügend erfaßt; das wirkliche Einfommen und die 
Sculdenbelaftung könne nicht in der erforderlichen Weiſe berüdfichtigt werden. 
Bei den drei großen perjönlichen Steuern jeien (durch die Reviſion von 1899) 
die Hauptmängel bejeitigt, aber keineswegs jei ein idealer Zuftand eingetreten. 
Ein Reform der Grundfteuer jei im Rahmen des bisherigen Geſetzes ſchwet 
möglid. Sicher jei, daß die einzelnen Grunbfteuerpflichtigen ungleihmäßig 
belaftet werden, die einen nad) ihren tatjächlichen Einfommenverhältnifjen zu bob, 
die anderen zu niedrig. Die Ueberlaftung des Haußbefites durch die Hausſteuer 
wird zugegeben (53 f}.); eine gründliche Reform jei wiederum im Rahmen der 
beitehenden Steuergejeggebung nicht möglich (S. 55 unten). Mit der Steigerung 
der öffentlichen Ausgaben und mit der wachſenden Differenzierung der wirtidait: 
lihen Berhältniffe wachſe die Berechtigung des Verlangen? „von mehr oder 
weniger äußerlid aneinander gereihten und teilmeije nur hiſtoriſch erklärlichen 
Beiteuerungsporichriften zu einem von vornherein tunlichft nad) jeinen Wirkungen 
berechneten, den Beitverhältniffen angepaßten zufammenjchließenden Syftem ber 
gelamten direkten Belteuerung im Staat und den Gemeindeverbänden zu 
fommen” (S. 59/60). 

Der immer fteigende öffentliche Bedarf an direkten Staatöiteuern und 
Umlagen müſſe unter tunlichſt allgemeiner und erkennbar gleihmäßiger 
Heranziehung der Pflichtigen aufgebradyt werden. — Auf die Steigerung der 
Mängel der Ertragsfteuern durch Hinzutreten einer höheren Belaftung durch die 
Gemeinden wird bejonderd hingewieſen S. 39/40. 

Mie fteht es nun aber mit diejen Prinzipien im Einklang, wenn nabezu 
die Hälfte des gejamten Staatsbedarfes auch in Zukunft nad der mangelhaiten 
Ertragsbeiteuerung, die jogar vom Standpunkte der Leiftungsfähigfeit aus geſehen, 
teilweije verjchlechtert werden joll (durch Wegfall des Schuldzinjenabzuges, Ein: 
Ichränfung der Progreifion) aufgebracht werden wird? Statt 7,6 Pig. ſollen 
4 Pig., aljo mehr als die Hälfte, von der Grunditeuerverhältniszahl und ftatt 
3,85 Pfg. wiederum mehr ala die Hälfte, nämlich 2 Pfg. von der Mark, Miet: 
ertrag der Häujer auch fortan erhoben werden. Die Kapitalrentenfteuer joll in 
eine nicht progreifive Ertragsfteuer umgewandelt werden ; die Gemerbefteuer ſoll 
Normal: und Betriebsanlage beibehalten; erftere joll auf die Hälfte ermäßigt, 
die Betriebsanlage nad) dem wirklichen Ertrage mit „mäßigen“ progreifiv jteigen: 
den Süßen erhoben werden. Nur der Ertrag aus gelohnter Arbeit joll von 
einer abermaligen Erjaffung ausgenommen jein, da er er jchon durd die Ein 
fommenfteuer mehr ala doppelt jo ftarf getroffen werde als bisher. — Da nun 
die Gemeinden in ben Zujchlägen auf die allgemeine Einfommenfteuer beſchränkt 
und dafür auf die Erfaffung der vom Staate nicht beanfpruchten Teile der 
bisherigen Ertragdfteuern verwiejen werden jollen, jo würde ſich bei dem Wadh- 
tum des gemeindlichen und des Staatsbedarfes recht balb ergeben, daß bie 
Ertragäfteuern zuzüglich der Gemeindezuichläge in voller derzeitiger Höhe 
erhalten werden und zwar ohne Dlinderung des Drudes, vielmehr unter teil: 
weiler Anipannung desjelben; außerdem würden die Pflichtigen die Einkommen: 
fteuer mit ihren Zuichlägen zu tragen haben. Nur einige Jahre würde der 
Zugang bdiejer neuen Steuer durch Ermäßigung der bisherigen etwas gemildert 
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fein. M. a. W. die Einfommenfteuer und ihre Zujchläge würden, wenn man 
Staatd: und Gemeindefteuern zujammenfaßt, nad) recht Furzer Friſt nur der 
Aufbringung des Mehrbedarfs gegen bisher dienen. Daß dieſe Lölung der 
Sache eine befriedigende jei, kann nicht behauptet werden. 

Die Staatsregierung geht bei ihrem Entwurfe zunächſt von einer prins 
zipiellen Erwägung aus. Zwar fünne man die Steuer nicht ausjchließlich 
nad den ®orteilen der Einzelnen im Gemeinmwejen bemefjen; aber „die größere 
oder geringere Inanſpruchnahme und Nutung der Vorteile des Staates 
zugunften einzelner Steuerquellen (Haus: und Grumdbefig, Gewerbe, etwa auch 
Kapitalbefig) dürfe nicht überjehen werben (S. 60); es müſſe daher aud bie 
„Interefientheorie” beachtet werden. Es könne faum zugegeben werden, daß 
der Staat dem Grund: und Hauäbefig, dem mit Anlage und Betriebsfapital 
ausgeftatteten Gewerbebetrieb und etwa aud dem FKapitalienbefig nit mehr 
leifte al dem bloßen Arbeitseintommen (S. 61)”. Ehe man aber hieraus die 
Notwendigkeit einer Ertragbeiteuerung von jo bedeutender Höhe neben ber 
Herunziehung nach ber Leiltungsfähigkeit folgert, müßte man dod wohl nad) 
mweilen, daß der Staat im Sonbderinterefje gemwiffer Berufsgruppen Ausgaben 
macht, d. i. folche, die nicht ſchon durd die nad) der Leiftungsfähigfeit, bei 
befien Beurteilung und Heranziehung ja der Vermögenäbefig von großer Bes 
deutung ift, erhobenen Steuern vergolten werden! Wenn man bedenkt, daß 
der Staat — mit Recht — fitr feine fpeziellen Leiftungen in Form von Ge: 
bühren Gegenleiftungen erhebt, daß er ferner Rechtsverfehräfteuern von bedeutender 
Höhe dem Grundbeſitz für die in jeinem Intereſſe etwa gemachten bejonderen 
ftaatlihen Aufwendungen auferlegt, wenn man ferner etwa an der Hand bes 
Budgets den Zulammenhang der Staatsausgaben mit den Intereſſen beitimmter 
Berufsgruppen prüft, jo wird man nicht finden fünnen, daß auf den Grundjaß 
von „Leiftung und Gegenleiftung“ fih ein Syitem ber direkten Steuern des 
bayeriihen Staates gerechterweile aufbauen läßt — zumal ein Syſtem, in 
welhem biejer Grundjag tragende Säule wäre. Für eine Berufsgruppe aller 
dings find größere Staatsaufwendungen nicht zu leugnen, nämlich für jene des 
landwirtſchaftlichen Grundbefites. Wenn aljo aus diejem Gefichtspunft die 
Grundfteuer — nad) entiprechender Reviſion — beibehalten werden mollte, jo 
wäre dagegen weniger einzumenden, obgleich nicht zu verfennen ift, daß jene 
Zumendungen für landwirtichaftliche Zwede offenbar nicht aus Leiftungen der 
Landwirtihaft, jondern eher aus Leiftungen der übrigen Erwerbögruppen 
fließen jollen. 

Dean kann der Denkjchrift darin beitreten, daß eine vollitändige 
Scheidung der Steuerprinzipien zwiichen Staat und Gemeinde im Sinne der 
Befteuerung nach ber Leiftungsfähigfeitt und jener nad) dem Intereſſe unbe: 
gründet und unmöglich ift, braucht aber deswegen nicht zuzugeben, daß der 
Staat das Prinzip der Ipmtereffenbefteuerung gerade im Syitem ber bireften 
Steuern zu verwirklichen hat. Wenn vielmehr dieſes Gebiet beffer den Ge— 
meinben überlafjen wird, jo ift dies einerfeits in der Notwendigkeit gemeindlicher 
Borausbelaftung beftimmter Berufsgruppen und in der aus finanzpolitiihen 
Gründen gerade für die Gemeinden unabweisbaren Notwendigkeit gemeindlicher 
Ertrags- oder Wertfteuern begründet, andererſeits aber darin, daß der Staat 
Steuergebiete für fi) beanjprucht, die der Gemeinde an fich ebenjo gehören wie 
dem Staat, aber von diefem ihr ganz oder nahezu ganz verichloffen werben. 
Man benfe an die Verbrauchgabgaben und hierbei insbejondere an die Ge: 
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tränfebefteuerung. Daß gerade für Bayern die Intereſſentheorie zu einem 
von der Regelung in anderen Staaten verjchiedenen ſyſtematiſchen Aufbau führen 
müßte, das ift durch die „Denkſchrift“ (S. 61) in feiner Weile nachgewieſen 
das Gegenteil Liege fich eher behaupten. Allein jelbft wenn man das Intereſſe 
als „mitbeftimmenden Grund für die Art der Verteilung und die Steuer- 
bemefjung“ anerkennen wollte, jo ift nicht notwendig, dies gerade durch Ertrag: 
fteuern im engeren Sinn zu verwirklichen. Auch das Vermögen, die Haupt: 
quelle des Ertrages, würde fich jehr wohl dazu eignen, als Grundlage der auf 
beijonderen Vorteilen aus dem Staatsverband fußenden Belaftung zu dienen; 
eine jolche Belaftung ift aber zugleich geeignet, neben der allgemeinen Einkommen: 
fteuer die durch Vermögen fundierte Leiftungsjähigkeit entiprechend ſteuerlich zu 
faffen und jomit beide Gefichtspunfte zu vereinigen. 

Die „Denkſchrift“ ftüßt fih auf Fuifting, deifen Bud „die Grundlage 
der Steuerlehre“ in der Tat jehr beachtenswert iſt. Allein auch Fuiſting, 
der befanntlich gegen das preußiihe Einkommenſteuerſyſtem Bedenken erhebt, if 
nicht überzeugend. Er wendet ſich mit Recht dagegen, daß für Staat und 
Gemeinde verſchiedene Steuergrundjäße gelten jollen; daraus folgt aber doch 
nicht, daß nicht die möglichen Steuergrundjäge bei der Anwendung auf Staat 
und Gemeinde aus in ber Sache liegenden Gründen und bei Würdigung der 
geſamten Steuerpolitit zu verjchiedenen Ergebnifjen führen können. Uebrigens 
redet Fuifting der von der bayeriſchen Denkichrift gedachten Ertragäbefteuerung 
feinesweg3 das Wort (vgl. $ 167 ff.), jondern baut ein eigenartiges, mit ein 
fommenjteuerartigen Elementen durchſetztes Ertragsſteuerſyſtem auf. 

Bon Eheberg bemerkt im Artifel „Bemeindefinangen“ im „Handwörter⸗ 
buh“ IV ©. 123, daß im Staatöfteuerweien das Prinzip der Beiteuerung nad 
der Leiftungsfähigkeit faft ausſchließlich Herrichaft verdiene. Ueberhaupt erkennt 
die Theorie in jeltener Einmütigfeit die Bejteuerung nad) der Leiftungsfähigteit 
als Hauptgrundlage der Staatäbefteuerung an. Die auf Seite 61 der Dent: 
ſchrift“ angeführte Bemerkung Wagners: „in jolden Fällen (wenn die gejamte 
Entwidlung des Gemeinmwejend und „gewifle Verwendungen aus allgemeinen 
Einnahmen“ einzelnen Volks- und Berufsklaffen und namentlich Befig-Kategorien 
in bejonbers hohem Maße zugute fommen) fann es ein Gebot der Geredtig: 
feit ſein, ſolche Umftände zu berüdfichtigen“ bildet feinen Gegenbeweis; vergleiche 
das oben Gejagte; e8 muß eben nadhgewiejen werben, daß und für welche Kate: 
gorien ſolche Verwendungen ftattfinden, und daß fie nicht bereits anderweitig 
vergolten werben. Wehnliches gilt gegenüber dem Zitat auf ©. 62 oben. Bol. 
auh Neumann, „Die perjönlichen Steuern vom Einkommen“ S. 21 und in® 
bejondere deſſen „Gemeindefteuerreform" S. 266/267. — 

Die bayeriſche „Denkichrift“ gelangt aber noch aus anderen Gründen zur 
Beibehaltung der Ertragäfteuern. Sie betont richtig, daß die allgemeine Ein 
fommenfteuer allein nicht genügt, weil fie die Leiftungsfähigfeit nicht genügend 
trifft. Während nun Preußen ergänzend eine Vermögensfteuer erhebt, die — 
wie bereits bemerft — aud zur allenfallfigen Erfaſſung des Intereſſes“ (etwa 
des bejonderen ftaatlihen Schußes) dienen mag, lehnt die „Denkichrift”, wenigitens 
vorläufig, die Vermögensſteuer ab und gelangt zur Beibehaltung der Ertrags: 
fteuern und zwar ſowohl auß theoretilhen Erwägungen, ald auch, wie 
es jcheint, wegen des befürchteten ungenügenden finanziellen Erfolges der Ein: 
fommen: und Bermögensiteuer. 

Die theoretiſchen Gründe find verjchiedenartig. Die Vermögensfteuern 
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find nach der „Denkſchrift“ gegenüber den Ertragsfteuern eine niedrigere Stufe 
der Entwidlung. Es fei für Bayern nicht ratjam aus der höheren Entwidlungs: 
ftufe eines alle Ertragäquellen umfaffenden, in ſich geichloffenen Ertragöiteuer- 
ſyſtems fi der Vermögensſteuer zuzumenden (S. 71). Dieſer Sat wird an— 
ſcheinend aufgeftellt unter dem Eindrud einer Darlegung von Schanz über den 
Entwidlungsgang der Steueriyfteme. Allein heute handelt es ſich nicht mehr 
um jene primitive Art der Vermögensſteuer, die allerdings zu verwerfen ift; 
und ob „Ertrag“ oder „Vermögen“ bie richtigeren Gradmeſſer find, das iſt 
eben erjt zu beweilen. Auch darf nicht außer Betracht bleiben, daß es ſich nicht 
um eine DVermögensfteuer als einzige oder Hauptiteuer, jondern um eine er: 
gänzende Steuer zu einem beftimmten Zweck Handelt. Jedenfalls aber fünnen 
höchſtens gut durchgebildete Ertragsiteuern einer mohldurdhgebildeten Ber: 
mögenöäfteuer gegenüber in die Schranken treten, nicht aber jchlecht durchgebildete 
Ertragöfteuern, wie wir fie teilmeije in Bayern haben, einer gut durchzubildenden 
Vermögensſteuer gegenüber. 

Die „Denkſchrift“ fiht auf S. 72/75 den in ben verſchiedenen jtaatlichen 
Begründungsichriften wiederkehrenden Sa an, daß eine nad) dem Kapitalwert 
des Vermögens bemefjene Steuer am beiten behufs ftärferer Erfaffung des 
fundierten Einfommens den allgemeinen Maßftab der perjönlichen wirtichaft- 
lichen Leiſtungsfähigkeit berüdfichtige. E3 fehle an einem Wertmeſſer. Der 
gemeine Wert (Verkaufswert) jei jedenfalls für Grundftüde nicht ber befte Maß: 
tab der Leiftungsfähigfeit. Auch beim Handel und Gewerbe jei zweifelhaft, ob 
Anlage: und Betriebsfapitalien den einigermaßen ficheren Maßſtab für die 
Leiftungsfähigfeit liefern. Die Verhältniffe, jo die Häufigkeit des Umſatzes, die 
Berkehrälage, der Brancheneinfluß bringen mit fi, daß berjelbe Kapitalwert 
verſchiedene Grabe der Leiftungsfähigfeit bedeute. Auch bei Kapitalforderungen 
jei zu zmeifeln, daß die Befteuerung nad dem Verkaufswerte befler jei als aus 
dem Ertrage. Verfaufswerte und Erträge ftehen nicht für alle Vermögensteile 
und für alle Berufsarten in engem Zuſammenhang; daher entjtehen Ungleich— 
beiten, die nur bei jehr niedriger Vermögenäfteuer erträglich fein würden. Aller: 
dings jei aud im Ertragsſteuerſyſtem die Gleichheit der Beſteuerung der Steuer: 
quellen ſchwer zu erreichen oder wenigſtens zu ermweilen. 

Dagegen ift auszuführen: Allerdings ift das Vermögen fein fiherer Maß: 
ftab der Rentabilität. Allein darauf kommt es jchließlih nicht an. Das 
fundierte Einfommen ſoll nicht deshalb höher belaftet werden, weil es eine 
höhere Rente bringt (in diefer Hinfiht jorgt die Progrejjion bei der allge: 
meinen Einftommenfteuer), jondern weil das Eintommen ein mehr gefichertes ift, 
und weil deswegen Schwierigkeiten des Erwerbs einerjeits, notwendige Rüdlagen 
und Sicherftellungen anbererjeits wegfallen. Bon dem Geſichtspunkt tunlichiter 
Opfergleichheit aus ift eine höhere Belaftung des fundierten Einfommens ge: 
boten. Gleiches Vermögen gibt nun doch wenigftend im allgemeinen gleichen 
Rüdhalt. Wenn im Erwerbsleben troß der fortiepreitenben Beweglichkeit aller 
Werte Güter troß ungleicher Rentabilität gleiche Werte haben, in muß das 
irgendwie wirtjhaftlich begründet fein — entweder in beionderen Vorteilen von 
Gütern, die trog minderer Renten höher bewertet find, oder in Nachteilen, 
Rifiten von Gütern, die trog hoher Renten niedriger im Werte ftehen. 

Landwirtſchaftliche Grundftüde ſollen nad der „Denkſchrift“ einen höheren 
Wert haben, als ihrer Rentabilität entſpricht. Iſt dies der Fall, jo muß ein 
beionderer Anreiz zur Erwerbung ſolcher Grundftüde gegeben jein; der Beſitzer 
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wird jomit in ber Lage jein, wenn er ben im Vergleich zur Rentabilität zu 
hohen Steuern entgehen will, fi in den Befig anderen Vermögens zu jegen, 
das höher rentierlih ift. Uebrigens ftehen Erklärungen der preußiſchen 
Regierung aus neuefter Zeit, abgegeben bei Gelegenheit der Verhandlungen über 
die Reichserbſchaftsſteuer (1906), einer jolden Annahme entgegen. Es murde 
dort bemerkt, man habe behufs Gewinnung geeigneten Materials für die Ver: 
anlagung der Ergänzungs:(Vermögens-Jfteuer die Kaufpreiſe landwirtſchaft⸗ 
licher Grundftüde jorgjältig geſammelt und gefichtet; es haben ſich bei ber jo 
vorbereiteten Veranlagung im Verhältnis zu anderen Steuern außerordentlich 
wenig Beichwerden ergeben. Die Statiftif für 1902 ergebe für ſämtliche im 
Hauptberuf land: und forſtwirtſchaftlich benügte Grundftüde Preußens mit mehr 
al 60 ME. Grundfteuerreinertrag einen fteuerpflichtigen Wert von 21300 
Millionen Mark (für rund 18200 000 ha); ber Reinertrag auf Grund der 
Eintommenfteuer jei (vor Abzug der Schuldzinjen) 990 Millionen, jo dab der 
angenommene gemeine Wert auf das 21, 6fache fich berechne. Die Methode des 
gemeinen Wertes habe den großen Vorzug, daß ein einheitlicher Maßſtab bei 
alfen Grundftüden ohne Unterjchied der Beitimmung Pla greife, während bie 
Schätzung nad) dem „Ertragswert“ verjage, wenn ber wirkliche Wert des Grund 
ſtücks troß der vielleicht nod fortdauernden landwirtſchaftlichen Benügung durd 
den Ertrag nicht beitimmt werde (Nähe großer Städte). Aber auch bei rem 
landwirtſchaftlichen Befigungen werde ſich die Bewertung ſchwieriger geitalten, 
wenn man ji nicht an das fichere Merkmal tatjächlich bezahlter Kaufpreiie an: 
lehne. Der „Ertrag“ jei ein viel zu wenig Icharf umichriebener Begriff, die 
Feſtſtellung des Grundfteuerreinertrages jei troß aller Mühe in Preußen ganz 
ungleihmäßig ausgefallen und habe zu lebhaften Klagen geführt, jo daß man 
ſchließlich die Grundſteuer aus dem — der Staatsſteuern ausſcheiden mußte. 
So bi Schanz Band XXIII, 2 ©. 207 ff.; Joſewski, Reichserbſchaftsſteuer— 
geſetz S. 105/6. Die Mehrheit Ye Kommilfion, fügt Schanz bei, ließ ſich 
dur dieſe „ſachgemäßen“ Ausführungen nicht belehren. Man hat für die 
Reichserbichaftsiteuer einen Ertragswert in dem 25fachen des Reinertrages fon: 
ftruiert, „den die Grundftüde nad) ihrer bisherigen wirtichaftlichen Beſtimmung 
bei ordnungsmäßiger Wirtihaftsführung nahhaltig gewähren Fönnen.“ Sie 
fommen für die Steuer nur zu dreiviertel dieſes Wertes in Anſatz. 

Miethäuſer haben freilich häufig einen im Vergleich zum Ertrag 
ungleichen gemeinen Wert. Aber gerade hier iſt der Verkaufswert der Regulator 
bes Ertrages. Es it Ihon (S. 576) oben darauf hingewiejen worden, daß im 
Mietertrag eine ganze Anzahl wirtidaftlicher Tyaktoren enthalten find: Neben: 
feiftungen, Unterhaltungsfoften, Abnügung, Riſiken des Leerjtehens, des Nicht: 
eingehens der Mieten x. Somit ift gerade der dieje Umftände berüdfichtigende 
Wert ftädtiiher Miethäujfer eine weit beffere, einfachere und gerechtere Be 
meflungsgrundlage als der Ertrag. Die preußilche Regierung fördert in jeder 
Weiſe die Wahl diejes Maßſtabes an Stelle des Anichluffes an die ftaatliche 
Gebäudefteuer in Gemeinden und Kreiſen. — 

Was Gewerbe: und Handelskapitalien anlangt, jo iſt jehr richtig, 
dab auf die Höhe bes Ertrages verſchiedene Umftände einwirken. Wenn dieſe 
Umſtände mit dem Vermögen in der Tat zuſammenhängen, ſo wird der Wert 
dieſer Vermögen entſprechend höher oder geringer werden. Hängen aber dieſe 
Umſtände nicht mit dem Vermögen zuſammen, ſind ſie vielmehr zufälliger Art 
oder handelt es ſich um geſchickt verwertete Vorteile, ſo beſteht kein Anlaß, inſo— 


” 
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weit an eine zur progreifiven Steuer Binzutretende bejondere SHeranziehung 
ſolcher Leiftungsfähigfeit zu denten, folange man nit Glüf und Verftand 
überhaupt zu bejonderen Steuergrundlagen erhebt. Den gewerblichen Konjunktur: 
gewinn zu erfaflen ift eine fteuerliche Aufgabe, die im Rahmen der gewöhnlichen 
Ertragöfteuer faum zu erfüllen ift; auch die „Denkſchrift“ hegt diefe Mbficht nicht. 

Wenn ſchließlich die „Denkichrift“ bezweifelt, ob die Werte von Gelb: 
fapitalien einen richtigeren Maßſtab erhöhter Leiftungsfähigfeit geben als die 
Renten, jo ift diefer Zweifel unberechtigt. In dem Werte drüdt fi) — Aus: 
nahmen beftätigen die Regel — bie Wertihägung ber Güte der Tyorderung, der 
nachhaltigen Höhe bed Ertrages aus. Papiere, welche 8/0 abwerfen, jtehen, 
fall dieſe 8° ala dauernd gefichert gelten, ohnehin auch im Kurs annähernd 
auf 200°, wenn 4°/o die übliche Verzinſung fiherer Werte ift. Wenn jedod) 
ein Papier 8° bringt und 120°/o Kurswert befitt, jo ift dies ein ficheres 
Zeichen, daß ein Zeil bdiejes hohen Ertrages eine Prämie für geminderte 
Nachhaltigkeit und Sicherheit darftellt, alfo für Abſchreibung des bezahlten Agios, 
ja jelbjt des Nennwertes zu dienen hat. Die in dem fundierten Einkommen 
liegende erhöhte Leiftungsfähigfeit wird gerade in diefem Falle weit richtiger 
nach dem Werte, al3 nad) dem augenblidlichen Ertrag bemefjen. 

Dan darf alio das in der „Denkichrift” gemachte Zugeftändnis der mangel- 
haften Fähigkeit auch eines guten Ertragsſteuerſyſtems zur gleihmäßigen Erfaffung 
der „Leiftungsfähigfeit“ nicht nur annehmen, jondern noch weiter gehen und 
jagen, daß die ergänzende Bermögensfteuer, obwohl aud fie von Mängeln nicht 
frei ift, doc im allgemeinen beſſer fich eignet, jene Aufgabe zu übernehmen. — 

Die Vermögensiteuer erfaßt aber die im Vermögensbeſitz gegebene Leiftungs- 
fähigkeit audy) dann, wenn dieſes Vermögen ertraglos ift. Sie ermöglicht in 
einfacher Weiſe die Heranziehung des in wertvollen Terrains und Parks, Samm- 
lungen x. angelegten Vermögens, aber auch die Gewinnung einer Steuer bei 
Geſchäften jeder Art, die zeitweife mit Verluft gearbeitet haben, bei welchen aber 
doch die fteuerliche Vernachläſſigung vorhandener großer Vermögen ungerecht 
wäre. Nicht jeltenes Beiſpiel: Ein wohl fundiertes Gejhäftshaus, das vorüber: 
gehend feinen Gewinn erzielt. Die „Denkſchrift“ erkennt (S. 75) dieje Funktion 
zwar an, gebt aber mit einigen Worten über fie hinweg, behauptend, daß auch 
eine Ertragafteuer (mit Fiktionen) helfen fünne, was kaum leicht ift, und daß aud) 
die VBermögenäfteuer verjage, weil fie den Schuldenabzug geftatte und es fich meift 
um verſchuldeten Beſitz handle. Die letztere Annahme dürfte willfürlich fein; 
die erftere hängt von der Ausgeftaltung der Vermögensſteuer ab, die durchaus 
nicht notwendig den Abzug der Schulden in voller Höhe zu geftatten braudt. 
Auch die Beihränkung der Vermögenäfteuer auf phyſiſche Perjonen, für die aller: 
dings einiges |pricht, ift nicht notwendig, jo wenig wie bei der Ertragäfteuer; 
die Ausbildung bejonderer Steuern oder fiktive Veranlagung wäre ein mangel: 
hafter Behelf; die Grundwertsfteigerung, von der die „Denkſchrift“ auf ©. 76 
jpricht, fteht mit der Sache überhaupt in ſehr loſem Zufammenhange. Die dar: 
gelegte Funktion der Bermögenäfteuer bleibt vielmehr troß der Einwendungen in 
der „Denkſchrift“ unerjchüttert. 

Borzüge der ergänzenden VBermögenäfteuer, wie, daß bei ihr Berüdfichtigung 
periönlider Verhältniſſe, das ſog. Eriltenzminimum, der Schulden: 
abzug und allenfalla eine progreifive Veranlagung möglich jei, erachtet die 
„Dentihrift“, die übrigens zugibt, daß von diejen Möglichkeiten in verſchiedenem 
Umfang Gebraud; gemacht werden kann, für nicht wejentlich, ja jogar für bedenk— 
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(ih. Sole Einrihtungen könne man treffen, wo bie Einfommenfteuer den 
größten Teil des Steuerbedarfes decke, weniger aber, wo daneben anderen direkten 
Steuern größere Bedeutung verbleibe (S. 77). Gewiſſermaßen, um nicht in bie 
Gefahr zu geraten, etwa bei gebefjerter finanzieller Lage des Staates, auch bei 
den „Ergänzungsfteuern“ (zumal bei jo ausgiebigen, wie in Bayern geplant!) 
denn bezüglichen Anordnungen der Gerechtigkeit beſſer Rechnung tragen zu müflen, 
rüdt die „Denkſchrift“ von diefem nationalen Syftem der ergänzenden Beiteuerung 
ab? Und, um troß ber eigenen herben Kritik am Ertragäfteueriyitem überhaupt 
und am bayerijchen im bejonderen, biejes (und zwar ohne die bei einzelnen Steuer: 
gattungen jeit 1899 durchgeführten Annäherungen an das Perjonalfteuerprinyio) 
beibehalten zu können, greift die „Denkſchrift“ (S. 77) wiederum auf die Not: 
wendigfeit der — ſolche perjönlide Momente vernadjläffigenden — Staat 
befteuerung nad) dem Intereſſe zurüd, welche oben abgelehnt werden mußte, 
übrigens, wie jchon hervorgehoben, feinesfalls die Aufbringung faft der Hälite 
des ganzen Steuerbedarf3 nad) dem Ertragäfteueriyflem geftatten und auch obne 
dieſes Syitem verwirklicht werden könnte. Auch wird zur Verteidigung dieler 
Maßnahmen von den Bebürfniffen der Gemeinden geſprochen, die ſich doc an 
die Staatäbefteuerung anichließen müßten. Jedoch würde den Gemeinden wohl 
beffer gedient, wenn der Staat das Opfer, jeine Steuern jo einzurichten, daß 
fie gemeindezuichlagsfähig werden, nicht brächte, jondern fidh darauf beichränkte, 
gute Grundlagen für die gemeindliche Befteuerung zu ſchaffen. — Im einzelnen 
fann auf die weiteren einichlägigen Darlegungen der „Denkſchrift“ (S. 76/82) 
nicht näher eingegangen werden; es ift das auch nicht notwendig — denn daß 
die Vermögensſteuer jene für die Beiftungsfähigfeit wichtigen Punkte mehr 
berüdfichtigen fann, ala Ertragäfteuern, ift nicht zweifelhaft. 

Will oder fann man aber jene Momente (perjönliche WVerhältnifje) nicht 
berüdfichtigen, jo ift die auch bei der Vermögensſteuer möglich. Und joll die 
Staatsfteuer zugleich eine Grundlage ſchaffen für den Anſchluß der gemeindlichen 
Steuern, jo vermag dies au die Bermögendfteuer, bejonderd, wenn bie 
Bermögenswerte nad den Einfommensquellen getrennt ermittelt werden (Badiſche 
Bermögenspartialfatafter). Daß die VBermögensfteuer eine ftarfe Bemweglid: 
feit (S. 82) nicht verträgt, mag zugegeben werden; aber bas nämlihe mu — 
jogar in erhöhtem Maße — von Ertragäfteuern gelten. Warum zögern die 
bayerijchen Gemeinden, die Umlagen in die Höhe zu —13— — Uebrigens dürite 
nicht richtig ſein, wenn die „Denkſchrift“ annimmt, daß die Steuern am leichteſten 
aus dem „Ertrage” und dem Einkommen bezahlt werden. Sofern man über: 
haupt von leichter Zahlung reden will, ift diefelbe nur möglich aus dem nad 
Befriedigung der notwendigen Bebürfniffe noch verbleibenden Zeile des Ein: 
fommens. Der Ertrag als folder fteht außer jeder Beziehung zur Leichtigkeit 
der Zahlung. Die Aufgabe, beweglich zu fein, fommt in gewöhnlichen Zeiten 
der Einfommenfteuer zu; bei außerordentlihem Bedarf (Krieg) ſollte man 
die gute Grundlage für außerordentliche Leiftungen, welche in der Vermögens: 
fteuer gegeben ift, nicht jo gering anjchlagen, wie e8 die „Denkichrift“ zu tum 
ſcheint (S 82). Bol. Wagner, „Direkte Steuern“ bei von Schönberg Ill, 
1 ©. 449/50. 

Wenn endlich der Vermögensſteuer vorgeworfen wird (S. 83), fie erheiſche 
das Eindringen in alle Verhältniffe des Pflichtigen, eine Offenbarung jeiner 
wirtichaftlichen Lage, jo würde diejer Einwand, deſſen — nad) deutichen Anſchau— 
ungen nicht ausichlaggebende — Berechtigung ja an ſich nicht zu leugnen ift, 
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zur Berwerfung der allgemeinen Einfommenfteuer führen (Frankreich. Dieje 
ift ed, welche das Eindringen in alle Verhältniffe verlangt; befteht fie aber einmal, 
jo macht jhon die unerläßlihe genaue Prüfung der Steuererflärungen, insbes 
fondere auch die Prüfung ber geltend gemachten Abzüge die Erforſchung einer 
Anzahl von wirtichaftlichen VBerhältniffen notwendig, die Behelfe für die Vermögens» 
bewertung geben. Man hat in Preußen fogar auf die Deklarationspflicht für 
die Bermögensfteuer verzichten können und trogbem gerade Hinfichtlich der Ver— 
anlagung dieſer Steuer günftige Erfahrungen gemacht. — Und dann erheiicht 
nicht aud) eine richtige Ertragäfteuer, insbejondere wenn fie, wie für die Zukunft 
ſeitens der Denkſchrift in Ausficht geftellt wird, ſchließlich doch als Wertiteuer 
auögebildet werben joll, nicht wenig der Erklärungen und Erforihungen? Freilich), 
wenn man die zur Beranlagung dienenden Katafter veralten läßt, dann mag 
die Arbeit und Unbequemlichkeit eine geringere fein; aber das wäre wahrlich 
fein glüdflicher Ausweg. — 

So jcheinen die Einwendungen der „Denkſchrift“ nicht ftihhaltig, auch wenn 
man von den Bedürfniffen der Gemeinden ganz abfteht. — Ehe wir uns dem 
praktiſch wohl wichtigeren Bedenken der Staatsregierung, dem befürdhteten zu 
geringen Steuererträgnis, zumenden, jollen einzelne wiſſenſchaftliche Urteile 
angeführt werden. 

Adolf Wagner prüft in feinen „Direkten Steuern“ in von Schön: 
bergs Handbuch III, 1 die Vorzüge und Mängel der Ertragsfteuern jehr genau. 
Auf ©. 321 betont Wagner zwar, daß die Subjeftbefteuerung mehr für die 
moderne Technik und für die Geftaltungen des privatwirtichaftlicen Syitems 
unter dem Recht3prinzip freier individueller Konkurrenz paffe, während die Objeft3- 
befteuerung mehr für die früheren einfacheren Verhältniſſe fich eigne. Aber ohne 
Ertragäfteuern komme man doc „wieder nicht gut aus”, und ohne fie würde 
man aud die Einkommen: (und VBermögens-)fteuer in vielen Fällen nicht ordent- 
fi) einrichten können. Denn vielfadh würde man ohne die Katafter der Ertrag3: 
fteuern zu wenig fichere Anhaltspunkte zur Schägung des Eintommens und zur 
Kontrolle etwaiger Selbftihägung haben. Wagner will alſo die Ertragsfteuern 
vor allem wegen der Kontrolle; e8 würde fih nun fragen, ob man nicht die 
Unterlagen ohne Ertrags: „Steuern“ erlangen, eventuell ob man nicht die fteuer- 
liche Veranlagung zugunften der Gemeinden bewirken kann (Preußen). Wagner 
bemerkt weiter (S. 322), daß die doppelte Beſteuerung (durch Einkommen- und 
Ertragsöbefteuerung) in „vielen Fällen“ wie eine höhere Befteuerung des fun— 
dierten Einkommens wirke. „Diefe Methode ift mitunter einfacher, .. . als 
die Einführung einer bejonderen Wermögensfteuer neben ber Einfommenfteuer.“ 
Alſo: wiederum nicht prinzipielle Gründe, jondern Gründe des Bollzugs, auch 
dieje nicht unbedingt, jondern „mitunter“! Uebrigens jegt Wagner zweifellos 
ein gut durchgebildetes Ertragsſteuerſyſtem voraus, dad uns eben in 
Bayern fehlt. Ausichlaggebend dürfte aber fein die Yeußerung auf ©. 323: 
„Alles in allem möchte indeſſen doc wenigftens für die Staatäbefteuerung 
die DVermögenäfteuer eben ihres Subjektfteuercharafter8 wegen den Vorzug vor 
der Ertragäbefteuerung verdienen. Auch ihre Veranlagung ift techniſch mohl 
leichter.“ Bol. auch ©. 441: „Der Vorzug einer Subjektfteuer vor den Ertrags- 
fteuern als Objektfteuern möchte im ganzen nicht zu leugnen fein, wie theoretiſch, 
fo aud) praktiſch“, und die eingehenden Darlegungen über die Vermögens— 
fteuer im allgemeinen und über wichtige Spezialfragen ©. 442 —448. 

Schall (v. Schönberg II, 1 ©. 220) ift der Anficht, daß neben ber 
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progreifiven Einfommenfteuer zur Ergänzung Realfteuern beizubehalten find und 
zwar jowohl allgemeine wie }pezielle Bermögensfteuern, als auch wirkliche Er— 
tragafteuern, „je nad der tatjächlihen und geſchichtlichen Entwidlung, welche 
derartige Steuern in einem Lande gefunden haben“. (ft in Bayern die tat- 
ſächliche Entwidlung jo, daß fie eine wirklich brauchbare Grundlage für die er: 
gänzende Funktion geichaffen hat?). Die Vorzüge der Bermögenzfteuern erkennt 
Schall an, glaubt aber, daß der verjchiedenen Rentabilität der Vermögenswert 
feine genügende Rechnung trage (Anlagen auf dem platten Lande gegenüber An- 
lagen in den Städten, den Jnduftriezentren 2c.). Die Ertragsſteuern jeien über: 
legen; „ihr in der Nichtberüdfichtigung von Schulden beitehender Fehler ver: 
liere in dem Maße an Bedeutung, in mweldem die Ertragäfteuern aufhören, 
die ausſchließlichen Träger der direkten Gejamtfteuerlaft zu jein“. (Wie aber, 
wenn wie in Bayern die Ertragäfteuern reichlih zur Hälfte allein für den 
Staat forterhoben werden jollen?). Schall betont dann die Bedeutung folder 
Ertragäfteuern für die Gemeinden; er bemerkt ferner, daß die Ertragfteuern 
enticheidende Bedeutung dann erlangen werden, wenn bei höherem durd Er: 
gänzungafteuern zu dedenden Steuerbedarf eine hohe allgemeine Vermögenäfteuer 
zu einer erheblichen UWeberbürdung „aller Vermögensanlagen für intenfivere 
Arbeitsbeftätigung“ einerjeit3, jowie aller „Vermögensanlagen geringerer Ren: 
tabilität” andererjeits führen müßte. — Die frage wird aber die jein, ob bei 
richtiger Werterfaflung des Vermögens wirfli jene großen Unterſchiede der 
Rentabilität beitehen, ob, wenn dies doch der Fall fein follte, dem nicht durd) 
entiprechende Wertungsverhältnijfe abgeholfen werden kann und ob nicht umge 
fehrt die Anſpannung der Produktionskoſten, welche durch hohe Ertragäfteuern 
bewirkt wird, insbejondere dann, wenn Vermögen fehlt, noch bedenklicher it. 
Für Bayern müßte überdie vor allem feitftehen, dat jene VBorausjegung jehr 
hohen Ergänzungsbedarfes vorliegt, und dann erwogen werden, wie die baheriſchen 
Ertragafteuern ausjehen. — von Eheberg empfiehlt in feiner „Finanzwiſſen— 
ſchaft“ S. 256 allerdings „für ein Land, in welchem jeit längerer Zeit das Er: 
tragsſteuerſyſtem ausgebildet ift und die Bevölferung, jowie „die Steuerbehörde“ 
an basjelbe gewöhnt ift, den Weg, die Ertragsiteuern, unter Vornahme der 
nötigen Einzelreformen bejtehen zu laſſen und fie durd eine allgemeine Ein: 
fommenfteuer zu ergänzen. Allein das iſt für v. Eheberg offenbar nur eine 
Trage der Zweckmäßigkeit; dann jet er an mehreren Stellen eine Revifton der 
Grundlagen der Ertragäbefteuerung voraus, nicht minder eine mäßige Höhe 
der Ertragäftenern; endlich aber jcheint v. Eheberg doch die Umbildung in 
Vermögensſteuern im Auge zu haben, denn er bemerkt, auf S. 256 unten: 
„Es würden bei einer jolhen Reform die Ertragfteuern in der Hauptſache zu 
einer einheitlichen allgemeinen Vermögensſteuer mit Spezial:Wertkataftern für 
jedes einzelne Ertragäfteuerglied umgebildet werden.“ Diejer Weg ift allerdings 
gangbar (ſ. o.), wird aber von der bayeriichen Regierung, wie e8 jcheint, erft im 
einer dunklen Zukunft „vielleicht“ erftrebt. — 

von Hedel bemerkt im „Handwörterbuch‘“ VII ©. 427, daß ber 
Kapitalwert des Vermögens zur ftärferen Belaftung des fundierten Ein: 
kommens einen viel richtigeren Maßſtab biete ald andere Formen, melde 
das Miplihe haben, Einfommensteile gemiſchten Urſprungs nad 
einem einheitliden Maßſtab zu beurteilen. Der Kapitalwert aber, 
wenn er zugleih den Tauſchwert darjtellt, begründe die Vorausjegung, da 
gleihen Werten gleiche Leiftungsfähigfeit entipridt. Die Höhe der 
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fteuerlichen Belaftung jei hier unabhängig von der jeweiligen Art der Vermögens: 
anlage und jede Ueberbürdung und Bevorzugung einer beftimmten Befigform 
jei ausgeichloffen. Auch im folgenden tritt von Hedel jehr überzeugend für 
die Vorzüge einer ergänzenden Vermögensſteuer gegenüber Ertragäfteuern ein. 

Neumann, „zur Gemeindefteuerreform in Deutichland“ wirft S. 54 
einen Rüdblit auf jeine Ausführungen und faßt diejelben wie folgt zufammen: 

„Ed ift zu zeigen verſucht, daß den zu größerer Steuerlaft verurteilten 
Gemeinden zu helfen jei 

1. dadurch, daß die unteren Klaffen bezüglich der Staatsſteuer zum Teil 
entlaftet werden, 

2. dadurch, daß die Staatskaſſe in die Lage verjegt werden könnte, etwa 
auf Grund einzuführender Vermögenäfteuer (die an fich in gewiffem Sinne ein 
Gebot der Gerechtigkeit wäre) den Gemeinden jene jog. Grund: d. h. Grund 
und Gebäubefteuern zu überweilen, die eben nur innerhalb der Gemeinde ala 
entwidelungsfähige Steuern zu erhalten find, und ihrer ganzen Natur nad) vor: 
zugsweife jener angehören jollen.“ 

Neumann in jeinen „perjönliden Steuern vom Einfommen“ bemerkt 
©. 13: „das Gebot von Leiftung und Gegenleiftung jpielt den von jeiten bes 
Staates zu vertretenden öffentlichen Intereffen gegenüber feine erhebliche 
Rolle;“ ferner auf Seite 21: „für die Gemeinden jeien die weientlichen Vor: 
teile der Ertragdfteuern unbeftreitbar; für die Staatsfinanzen ſchmelzen biejelben 
jo zufammen, daß fie jaft nur auf die leichtere Einihägung landwirtidaftlicher 
Betriebe und ftädtiicher Gebäude fich beziehen.“ Neumann hält allerdings 
in feinen eingehenden Unterjuhungen die Frage, ob Ertragäfteuern oder Ver: 
mögenöfteuern ergänzend zur Einfommenfteuer binzutreten jollen, für feine ab: 
jolute; er ift aud) einem vermittelndem Standpunkt nicht abgeneigt; aber immer 
erachtet er prinzipiell die Vermögensbefteuerung für den Staat als das richtigere 
und wenn er fi für Württemberg mit einem langjameren Gang einverftanden 
erklärt, jo geichieht das nur im Hinblid auf die geihichtlihe Entwidelung des 
Ertragsſteuerſyſtems dortjelbft, das bekanntlich in der feinsten Weile durchgebildet 
iſt; — für Bayern kann das nicht gejagt werben. 

Biermer, „neue Steuerreformen in Staat und Gemeinde” beurteilt 
E. 34 ben Buchenbergerijhen Plan der Umwandlung der Ertragäfteuern in 
Baden in eine Vermögenöfteuer jehr günftig. — 

Preußiihe Denkſchrift vom 2. November 1892 bei Adides 
(„Stubien” ©. 45 ff.): „In einem aus Ertragäfteuern und Einfommenfteuer 
zujammengejegten Syitem joll den erjteren die Aufgabe zufallen, das Beftkein- 
Zommen, jeiner höheren Steuerfrajt entiprechend, vorzugsweile zur Tragung der 
Staatölaften heranzuziehen. Sollen die Ertragäfteuern dieje Aufgabe erfüllen, 
jo müflen fie mindeftens die Güterquellen vollftändig, einheitlih und 
mit verbältnismäßiger Gleihheit — in einem der höheren fteuerlichen 
Zeiftungsfähigkeit entiprechenden Maße erfaffen.“ (E3 werden nun die möglichen 
Ergänzungen des preußiichen Syſtems beſprochen). „Wollte man über den be: 
ftehenden Grundlagen eine annähernde Gleichbelaftung erzielen, jo würde jeden: 
Tall die Grundfteuer in eine Quotitätsfteuer umgewandelt werden müſſen. 

Hierzu würde nicht nur eine jofortige allgemeine Neuveranlagung der Grund: 
feuer, jondern auch eine periodiiche Revifion in Zeiträumen von etwa 10 Jahren 
erforberlid jein. Solche Maßnahmen würden ſchon am Koftenpunkt jcheitern“ ..... 
&3 heißt dann weiter, daß die notwendigen Umgeitaltungen der Steuern faum 
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möglich jein mwürben. „Aber jelbit auf breitefter Grundlage vorgenommene 
Rejormen würden das Ziel, mittelft der Ertragsfteuern eine wirklich gerechte 
und gleihmäßige fteuerliche Belaftung des Bejigeinfommens zu bewirken, innur 
ſehr beſchränktem Umfange erreihen lajfen.“ (Sollte nicht Aehn— 
fiches auc für Bayern gelten?) — — — 


Dean wird nad dem Studium der bayeriihen „Denkſchrift“ faum in der 
Annahme fehl gehen, daß weniger prinzipielle Erwägungen als Rüdfichten auf 
die Aufbringung des Staatsbedarfes zur Verwerfung ber Vermögensfteuer und 
zur vorläufigen ergänzenden Beibehaltung der von der Denkichrift ſelbſt jo ſehr 
verurteilten Ertragsfteuern führten. Daß die Staatsregierung vorfichtig ſchreitet, 
darf man ald notwendig anerkennen. Man kann aud als jehlerhaft erkannte 
Einrihtungen der Vergangenheit nicht bejeitigen, jo lange der Erjag nicht da 
it. Aber man darf dieje Einrichtungen nicht länger beibehalten, als bis zu 
diejem Zeitpunkte und man muß jorgen, daß dieſer möglichſt bald erjcheine. 
Nah der „Denkſchrift jcheint die Staatöregierung vor allem die „Sicherheit“ 
des Steueranfalls ind Auge zu faſſen, ohne ſich für die Bejeitigung alter uner: 
träglich gewordener Mängel feitzulegen. 

Die „Denkſchrift“ berechnet ©. 94 ff. — mit allem Vorbehalte — das 
Erträgnis einer allgemeinen Einfommenfteuer in Bayern unter Anwendung des 
badiihen Tarif? auf 21,5 bi8 28 Millionen Mark. Während die Grund: 
fteuer nad dem Etat für die XXVIII. fFinanzperiode 10380000 Mark auf: 
bringen. joll, wird der einfommenfteuerliche Anfall aus dem land: und forftwirt: 
ihaftlichen Betrieb nur auf 2,5—4 Millionen Mark geihägt. Ein jehr ſtarker 
Minderanjall dürfte in der Tat ſich ergeben. Trotz ber ſeit der Katafterauf: 
ftellung in jo vielen Fällen eingetretenen wirtſchaftlichen Verbeſſerungen und 
troß der aus der Zollpolitif des Reiches entjtandenen günftigeren wirtichaftlichen 
Verhältnifje wird man mit einen land: und forftwirtichaftlichen Reinertrag von 
von mehr ala 2—300 Millionen Mark nicht rechnen dürfen und wohl aud 
nıcht mit einer höheren Steuerquote als durchſchnittlich 11/—2°o. Die Ein: 
kommenſteuer als joldye wird eine entjchiedene Laftenverichiebung zugunften der 
landwirtihaftlichen Betriebe und des ſtädtiſchen Hausbeſitzes und zuungunften 
der Induſtrie und des Handels ergeben müflen. Immerhin wird der Anfall 
mehr der Obergrenze der obigen Annahme als der Untergrenze entiprechen. 

Die Miethausfteuer bringt nad) dem derzeitigen Etat 8100000 M. 
Nach der Denkfihrift wird die einfommenfteuerlihe Nutzung aus Gebäuden nicht 
mehr als 3—4 Millionen Mark Steuern eintragen. Dabei wird von einer 
Revifion der Mietöwerte erwartet, daß die Mieterträgniffe gegenüber den zirka 
30 Jahre geltenden SKataftern durchichnittlih um 12°/o geftiegen find; man 
nimmt ferner an, daß von dem Bruttoertrag 30/0 abgehen und daß das Netto: 
erträgnis mit 2/0 durchichnittlich zur Steuer gelange. Vielleicht ift die Erhöhung 
einerjeits, der Abzug andererjeit3 etwas zu niedrig bemeflen, was ſich unter: 
einander außgleihen mag. Nicht genügend dürfte aber gewürdigt jein, daß bei 
der großen Zahl von Gebäuden, welche weit mehr als den Durchſchnitt von 
4— 5000 M. rein einbringen, und da gegenüber dieſem Saß die Progreifion nad 
oben weit ftärfer ift, alö die Degreifion nad) unten, die durchichnittliche Steuer: 
quote etwas höher ala 2”/o jein wird, jo daß ein Mindeſtanfall von 4 Millionen 
Mark und ein Höchſtanfall von 5 Millionen Mark angenommen werden fann. 

Die Bemefiung des Steuererträgniffes der bisher nah dem Einfommen: 
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fteuergeleg verjteuerten Einkünfte mit 6—7 Millionen Markt gegenüber bisher 
3800000 M. dürfte richtig jein. 

Daß das gewerblide Einkommen ftatt 11600000 M. nur 7—9 
Millionen erbringen wird, dürfte ſchwerlich zutrefien. Die Gewerbfteuer ift jeit 
1899 ftark einer Perſonalſteuer genähert; insbeſondere ift Schuldzinjenabzug in 
der Hauptiache geitattet; durch die ftärfere Progreifion dürfte die wegfallende 
Normalanlage ausgeglichen werden. Ueberdies wird das Beranlagungsverfahren 
wohl die wirklichen Erträge nod etwas ſchärfer zu erfaflen in der Lage jein. 
Man wird einen Anfall von 11—12 Millionen annehmen dürfen. 

Eine erhebliche Minderung des bisherigen Steuererträgniffes aus Kapital: 
renten von 6600000 M. iſt allerdings wahricheinlich, weil die Rentner min: 
deren Ertrages gegenüber den jetigen Süßen erheblid) entlaftet werden (dafür 
ergänzende Bermögensiteuer!),, Ob die Schägung der Regierung mit 3—4 Mil: 
fionen nicht übervorſichtig iſt, kann nicht geprüft werden. — 

Somit dürfte ſich — ebenfall® mit allem Vorbehalt — ein Anfall von 
27—32 Millionen annehmen laflen; wird hierbei noch berüdfichtigt, daß die 
Zuſammenfaſſung aller Einzelerträge höhere Steuerfiufen (Progreifion!) herbei: 
führt, was ja auch die Denkichrift (S. 95) ala erheblich erachtet, jo dürfte ein 
Steueranfall von nit unter 30 Millionen erwartet werden, der aber wohl 
erheblich höher fein kann. 

Die „Denkſchrift“ jucht noc eine andere Grundlage; fie jrägt, was in 
Bayern erzielt werden fünnte, wenn die wirtichaftlichen Verhältnifie Badens auch 
bei und angenommen werden dürfen und die gleichen Steuerjäße mie bort 
auch bei uns eingeführt werden, und ermittelt hierbei einen Anfall von 
nahezu 37 Millionen Mark, glaubt aber ohne nähere Begründung, daß 
ein derartiges Ereignis fich nicht erwarten laffe. Legt man die Ergebniffe Preußens 
zugrunde, das 1906 202 Millionen M. Eintommensteuerjoll) aufmeift, io 
würde fi an ber Hand der preußiſchen Säße ein Anfall von 35 Millionen 
Mark ergeben. Nun bat Preußen allerdings zweifellos reichere Landesteile als 
Bayern, aber audy ärmere. Während in Preußen auf den Kopf der Bevölkerung 
ein Einfommen von 290,67 M. ermittelt ift, beträgt dasjelbe für Württem— 
berg 451,8 M., Baden 387 M., Helfen 440 M. Allerdings iſt in Dielen 
Ländern dad Eriftenzminimum niedriger gegriffen al3 in Preußen. Würde für 
Bayern ein Eintommen von 300 ME. zugrunde gelegt, ebenſo der mittlere für 
Preußen ermittelte Steuerfuß von 1,949/0, jo würde die Einkommenſteuer 
— en 128 Millionen — nahezu 38 Millionen Mark erbringen. Für einen 
höheren Ertrag als nad) der Regierungsannahme jprechen die Erfahrungen anderer 
Staaten, jpeziell Preußens, bei welchem die urjprünglichen Anjäge weit über: 
jchritten wurden; allerdings muß bei Vergleihung mit den jeßigen Anfällen 
zur Vorfiht mahnen, daß erſt allmählid, wenn die Einkommensteuer ſich voll 
eingelebt hat und die Veranlagungsbehörden geihult find, die volle Erfaifung 
der Einfommen gelingen möchte. Uebrigens würde eine etwas andere Behand: 
fung der Aktiengejellihaften, denen in Preußen ein 3"/s"/oiger Abzug vom 
Aktienkapital erlaubt ift, dann eine etwas raichere Erreichung der hödhiten Steuer: 
ftufe (die in Preußen mit 4"/o erſt bei 100000 M. Einkommen beginnt), eine 
Steigerung der Progrejfion etwa bis 5°/o (wie in Sadlen und Württemberg) 
Die Ergebniffe noch verbeffern können. Jedenfalls dürfte der mutmaßliche Anfall 


) 1907: 216,8 Millionen Mart! 
38* 
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aus der allgemeinen Einfommenfteuer nicht jo niedrig bemefjen fein, daß um 
jeinetwillen hohe Ertragsfteuern beibehalten werden müßten. Die Bermögens: 
fteuer bürfte aller Wahricheinlichkeit nad, wenn fie nach preußiihen Muſter 
eingeführt wird, aljo bei 1M. Steuer von 2000 M. Vermögen (unter Außer: 
achtlaſſung des gefamten Gebrauchs-Vermögens) etwa "5 be3 Ertrages der Ein: 
fommenfteuer, aljo 6—7 Millionen Mark erbringen. Führt man Selbftdeffaration 
ein, bemißt man ferner das fteuerfreie Vermögen etwas niedriger, bezieht man einzelne 
in Preußen fteuerjreie hohe Werte ein, jo läßt ſich der Anfall noch etwas fteigern. 

Beitehen aber Bedenken, ob der Ertrag der —— Vermoögensſteuer 
zureicht, ſo kann man ſehr wohl eine höhere Quote als 2ꝰ/00 wählen und even: 
tuell aud) nad; dem badiſchen Mufter, das überhaupt ſehr beachtenswert ift, 
den Schuldzinjenabzug — mwenigftens vorerft — nur bis zur Hälfte bes Vermögens: 
betrage3 zulafjen oder in anderer Weile einjchränfen. Das, was an der Intereſſen— 
theorie etwa für die Staatsbefteuerung richtig ift, würde eine ſolche Maßnahme 
verteidigen. 

Menn man in Baden e8 für richtig hält, bis 1,3°/oo des Vermögens als 
Steuer zu erheben‘), und zwar mit nur teilmeile geftattetem Schuldenabzug, ber 
übrigens für die ſich anſchließende Gemeinbdebefteuerung ganz mwegjällt, aber mit 
progrejfiven Säßen, und dagegen die doch in Baden beifer ausgebildeten Ertrags- 
fteuern aufzugeben, jo fünnte man aud) in Bayern einen ähnlichen Weg — je 
nad) dem Ausfall der Veranlagung und mit dem Borbehalte jpäterer Ber: 
befferungen — beichreiten und damit den Grundſätzen ſich nähern, die in den 
alfermeiften deutichen Staaten beachtet werden. Die von der „Denkichrift“ ange: 
führten nationalen Geſichtspunkte müfjen ebenfalld auf biejen Weg leiten. 
Auf die Einzelheiten der Geftaltung, die taufende find, ift bier nicht einzugehen. 
Eine vielleicht notwendige höhere Quote als die preußiiche wäre fein Unglüd 
und erflärlih. Bayern hat ja nicht die Betriebseinkünfte Preußens. Der Steuer: 
zahler nimmt zwar vor allem die höhere Belaftung, unter welchem Namen immer 
fie ihm auferlegt wird, wahr; bei Beibehaltung der alten Ertragsfteuern wird 
aber die größere Belaftung doch als größere Ungerechtigkeit empfunden werden, 
die durch Ueberwälzung nur in der weitaus geringeren Zahl der Fälle ausgeglichen 
werden kann. Schließlich wird auch Bayern zu bem gelangen, worin andere Staaten 
vorauögingen. Beſſer aber ein guter Streich ald zwei halbe ſchlechte! — 

Wenn Württemberg vorerft einen anderen Weg gegangen ift, jo ift das 
bei der vorzügliden Ausbildung jeines Ertragsſteuerſyſtems begreiflih. Würde 
Bayern auf dem Grundgedanken der „Denkſchrift“ beharren, jo würde e8 feine 
Staatsbefteuerung nur Scheinbar verbeffern, indem die eine Hälfte des Steuerbedarfs 
in einer angemefjeneren Weiſe aufgebracht wird. Dafür würde die andere Hälfte 
infolge der notwendigen Verſchiebung der Laſten den Steuerzahlern in einer Syorm 
aufgebürdet, die einem erheblichen Zeile von ihnen die Reform als ein wahres 
Dangergeſchenk ericheinen ließe. Obendrein würde die Grundlage für die gemeinb- 
liche Beiteuerung, derentwegen doc) die Steuerreform jo vordringlich geworden ift, 
nicht verbeffert, jondern eher verſchlechtert. Will man mit dem Syſtem 
der Ertragsfteuern wirklich nicht brechen, jo ift eine Umgeftaltung der Ertrags- 
fteuern, vor allem eine Reform der Katafter die unumgänglice Vorausſetzung. 
Da wird es aber denn doch geratener fein, gleich reinen Tiſch zu machen. 


!) Preußen erhebt 0,526”, Sachſen 0,5%, Heilen und Braunſchweig je U,75°/os. 
Schluß folgt.) 
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Inwieweit if der deutfche Richter beredjtigt und 
verpflichtet, Gefche und Verordnungen auf ihre 
Derfallungsmähigkeit hin zu prüfen? 


Von Dr. Iulins Kahn in Mainz. 


Schluß.) 
d) Die Theorie Labands und Jellineks. 


Nach der von Laband mit eingehender Begründung verteidigten Theorie 
der Ausfertigung im Sinne von Art. 17 RV. bedeutet diejelbe ein Recht des 
Kaiſers, die BVerfafjungsmäßigkeit de8 von ihm zu publizierenden Gejekes zu 
prüfen. Aus dieſer Theorie hat Qaband — und ebenjo Jellinek — mit 
voller Schärfe die Konſequenz der Verneinung des richterlihen Prüfungsrechts 
gezogen.) Laband rat fid) dabei auf zwei Hauptargumente : 

1. Es habe dieje Ausfertigung als Beurkundung bes verfaffungsmäßigen 
Zuftandegelommenjeind des Gejeßes wie jede Beurkundung, die Natur eines 
Urteils. (Bd. II ©. 41.) 

2. Es jei nicht einzujehen, welchen Wert die Ausfertigung jonft haben 
fönnte, als den einer den Richter, wie überhaupt jeden Staatsuntertan bindenden 
Konftatierung der Verfaſſungsmäßigkeit des Geſetzes. (Bd. II ©. 44). 

Dan fieht, die Theorie Labands bafiert vollfommen auf jeiner Theorie 
der Ausfertigung; und es war daher für diejenigen, die feine Ausfertigungs: 
theorie zurückwieſen, das Gegebene, jeine Lehre von dem richterlichen Prüfungs: 
rechte damit abzumeiien, daß fie fi auf ihre Verneinung jeiner Ausfertigungs: 
theorie beriefen.”) Uns jcheint diefer Weg, trotzdem aud) uns die Ausfertigungs— 
theorie Labands vornehmlich aus den von SeHybdel?’) angeführten Gründen 
nicht haltbar zu ſein jcheint, nicht gangbar. Denn damit hätte man nur 
bewieien, daß das, was Laband ald Ausfertigung bezeichnet: die Prüfung der 
Verfafjungsmäßigfeit des zu publizierenden Gejeges, den Ausihuß des richterlichen 
Prüfungsrechtes nicht zur Folge haben könnte, einfach weil die Prämiſſe fehlt, 
weil es eine jolche Ausfertigung verfaffungsgemäß nicht gibt. Aber man hätte nicht 
bemwiejen, daß nicht etwa die Sanftion, d. i. nad) Anficht der Gegner Labands 


1) Ihnen ſchließen ih an: Zorn, Staatsredt, 2. Aufl. Bd. I ©. 148; Anſchütz 
in der Koblerihen Enzyflopädie Bd. II ©. 608 und neuerdings für das engliiche 
Recht, wie ihon Jellinet im Gegenjaß zu Gneiſt, Hatihed, Engliſches Staatsrecht 
Bd. IS. 139. Nach legterem Schriftjteller wäre für den engliichen Richter die Verfaſſungs— 
möäßigfeit des Geſetzes durch den authentiichen Vermerk des clerk unanjehtbar fonitatiert. 
Die Angabe Labands, dab auch das Neichdgericht jeine Meinung teile (Qaband II 
S. 46 Anm. 1), ift nidt richtig. Das Meichögericht jpriht jih an der von Laband 
zitierten Stelle nur über die Frage der Prüfung der materiellen Berfafiungsmäßigkeit des 
Geſetzes aus. Im übrigen hat In eine feſte Judikatur des Reichsgerichts nicht gebildet, 
vgl. Hubrid, Reichsgericht S. 34. 

2) So Georg Meyer]. c. ©. 632/633 und Gierfe in Schmollers Jahrbuch für 
Gejergebung und Vollswirtihaft Bd. VII ©. 90/91. 

) Kommentar zur Reichsverfaſſung, 2. Aufl. S. 173. 
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der geſetzgeberiſche Aft, dem die von Laband der Ausfertigung zugemiejene Prüfung 
ber — des Geſetzes zukommt, in einer den Richter bindenden 
Weiſe die Verfaſſungsmäßigkeit des Geſetzes konſtatiert. Und in der Tat 
behauptet dies — nicht allein für das bayeriſche, ſondern auch für das Reid 
ftaatsreht — einer der ſchärfſten Gegner der Ausfertigungstheorie Labands 
Mar Seydel.') Unfre Argumentation, die fi jomohl gegen Laband als 
gegen Seydel richtet, ftüßt ſich alſo nicht darauf, daß es eine Ausfertigung 
im Sinne Qaband3, ein Recht des Kailerd das verfaſſungsgemäße Zuftande: 
gefommenjein des Gejehes zu prüfen und eventualiter da8 Geſetz nicht zu 
publizieren, nicht gibt, jondern darauf, daß die Prüfung der Verfaffungsmäßigteit 
des zu publizierenden (Qaband) oder zu janktionierenden Geſetzes (Seydel) feine 
den Richter bindende Konftatierung diejer Verfaffungsmäßigfeit ift. 

Mas das erfte Argument der Laband-Jellinekſchen Theorie, bie 
Ürteildnatur der Ausfertigung betrifft, jo ift diefe gewiß nicht zu leugnen, wenn 
man unter Urteil die logiſche Tätigkeit der Subjumierung eines fonfreten Zat: 
beitands unter eine abitrafte Norm verfteht. In diefem Sinne würde ber 
Kaijer, indem er die Ausfertigung (im Sinne Labands) vornimmt, bie 
fonfreten einjchlägigen Reichstags: und Bundesratsbeichlüffe unter die einichlägigen 
Verfaſſungsartikel (4, 5, 28 ujw.) jubjumieren, und wenn fich bei dieſer Subjumtion 
feine Diskrepanz zwilchen dem konkreten Zatbeftand des vorliegenden Gejeßgebungs: 
aktes und den abitraften Zatbeitänden der Berfaffungsbeitimmungen ergibt, 
fonftatieren, daß der erftere verfaffungsgemäß ift, alfo ein Urteil über deflen 
Verfaſſungsmäßigkeit abgeben. 

Uber die Tatſache, daß jo die Ausfertigung Urteilsnatur hat, fann für 
unjer Problem naturgemäß nur dann in Betracht fommen, wenn diejes Urteil 
die ne bis in idem=Wirfung befitt, d. h. Rechtskraft ſchafft. Laband jelbit 
Ipriht zwar dieje Rechtäfraftsnatur des in der Ausfertigung liegenden Urteils 
nicht ausdrüdlicd aus; aber einmal die Berufung Labands?) auf Jellinek, 
der ”) diefe ne bis in idem= Wirkung ausdrüdlich betont, dann aber auch ber 
Umftand, daß ohne diefe Vorausjegung mit der Tatſache, daß die Ausfertigung 
Urteil ift, für unfre Frage noch gar nichts gejagt ift, laffen darauf jchließen, 
daß Laband dieje Borausjegung lediglich wegen ihrer Selbftveritändlichkeit 
nicht erwähnt hat. Aber gerade das ift e8, was uns als unzuläſſig ericheint, 
lediglich aus der rechtlichen Natur der Ausfertigung als eines Urteils ihre Rechts: 
fraftwirfung gegenüber einer richterlichen Kognition berzuleiten. Es ift nicht 
unintereffant feitzuftellen, daß der Schriftfteller, auf den fih Laband und 
Jellinek bei ihrer Behauptung, die in ber Ausfertigung enthaltene Beurkundung 
jei wie jede Beurkundung Urteil, berufen,‘) nämlih Bernagif, an einer 
anderen Stelle jeines Buches eine Rechtsfraftwirfung der Beurkundung ausdrüd: 
lich leugnet. ?) Und mit Recht! Denn die Rechtskraftwirkung ift feine dem 
Mejen eines jeden Urteil® als Subjumtion konkreter Tatſachen unter eine 
abitrafte Norm immanente, jondern nur eine aus ber bejondberen Natur der 
bejonderen Art eines Urteils, nämlich des prozeffualen, fließende Eigenſchaft des 


21 Bayeriicheb en... 3b. III ©. 551. 








9) en ei Verordnun S. 402. 

NRLaband Le. S. 45, Seltinet, Gejeg und Verordnung ©. 402. 

®) ©. 133—135, beionderd ©. 133: „Beurtundungen find beweiäfräftig ; der Unter: 
ſchied derjelben (sc. der Beurktundungen) von der materiellen Rechtöfraft liegt darin, daß 
ihnen ein Gegenbeweis gegenüber gejtellt werden kann.“ 
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leteren. Darüber find alle einig — mögen fie Anhänger der abjoluten ’) oder 
der relativen Wirkung der Rechtskraft jein —, daß die Vorausjegung der Rechts: 
fraft ein Rechtsſtreit ift, daß die Rechtäkraftwirfung nur der im Rechtöftreit 
gejällten Entieidung zukommt.“) Beſſer als jede weitere theoretijche Ausein— 
anderjegung wird vielleicht eine aus dem Privatrecht herangezogene Analogie 
zeigen, wie ungerechtfertigt e8 wäre, dem in der Ausfertigung enthaltenen Urteil 
lediglich, weil die Ausfertigung Beurkundung ift, Rechtskraft zuzuſchreiben. Wenn 
der Richter der freiwilligen Gerichtsbarkeit gemäß BGB. 2353 einen Erbichein 
ausitellt, beurfundet er damit die Erbenqualität desjenigen, für den dieſer Schein 
ausgeſtellt ift; in diefem Sinne ift die Ausftellung des Scheines ein Urteil über 
deſſen Erbenqualität. Aber 9 dieſer Beurkundung, trotz dieſes Urteils, kann 
der Prozeßrichter, der z. B. auf Grund einer Klage aus BGB. 2019 über die 
Trage, ob diefe Erbenqualität befteht, zu entjcheiden bat, fie verneinen.”) Die 
Beurkundung, aljo aud) das Urteil, das in der Ausftellung des Scheines liegt, 
bat aljo feine Rechtsfraftwirfung gehabt. Man wende nicht ein, daß eine ſolche 
privatrechtliche Analogie für die Betrachtung öffentlichrechtlicher Akte ungeeignet 
ſei. Handelt es ſich doch hier um die Eigenihaften eines allgemeinen, ſowohl dem 
privaten wie dem öffentlichen Recht angehörenden Rechtsinftituts, der Beurkundung. 

Wir refümieren aljo: 

Die, — nad Laband in der Ausfertigung — nad) Seybdel, dem wir 
uns anſchließen,“ in der Sanktion — enthaltene Beurkundung der Berjafjungs: 
mäßigfeit bes Gejeßes ijt wohl ein Urteil, aber ohne die ne bis in idem Wirkung. 
Folglich ift der Richter dadurch, daß der Kaiſer in der Ausfertigung ein Urteil 
über die Verjaffungsmäßigfeit des gejeggeberiichen Aftes abgibt, nicht gehindert, 
dieje Verfaffungsmäßigfeit nochmals feiner Kognition zu unterwerfen. Damit 
ſcheint uns das erfte Hauptargument Labands und Jellineks zurüdgemielen 
zu jein. 

Auch das zweite Hauptargument Labands gegen das richterliche Prüfungs: 
recht gegenüber der formellen Verfaſſungsmäßigkeit des Gelege, daß mit An: 
nahme desjelben ein Wert der Ausfertigung nicht mehr einzufehen ſei, ſcheint 
nicht durchſchlagend. Ein joldher Wert beftände, — jelbit wenn man den Begriff 
der Ausfertigung, wie ihn Laband faßt, adoptiert — neben dem richterlichen 
Prüfungsreht reht wohl. Einmal muß, was ja ſchon jo häufig betont worden 
it, daran feftgehalten werden, daß die Ausübung des richterlichen Prüfungs: 
rechte8 eventualiter nur zur Nihtanwendung der Norm in dem gerade an: 
bängigen Rechtsſtreit, nicht aber zu deren Außerkraftiegung führen kann. Be: 
ftände daher eine Prüfung der Verfaffungsmäßigkeit weder im Stadium der 
Santtion (Seydel), noh im Stadium der Ausfertigung durch den Sailer 
gemäß Art. 17 RB. (Laband), jo würde man, ein richterliches Prüfungsrecht 
vorausgejeßt, wohl vor der Anwendung einer verfaffungswidrigen Norm in jedem 








) Für diefe vgl. 3.B. Mendelfohn=-Bartholdy, Grenzen der Rechtskraft S. 308. 

2) Bgl. 4.8. Bernapit (l.c. S. 130): „Träger der materiellen Rechtskraft iſt alle 
mal nur ein Alt der Rechtſprechung“. Otto Mayer (l.e. Bd. I 8.196): „Sie (sc. die 
Rechtskraft) beiteht in einer Gebundenheit des darin erzeugten Altes dur ein Recht der 
Bartei” (und von Barteien kann nur im Nechtsjtreit die Mede jein), „über welches er 
Er ferner ©. 176: „Die Rechtskraft ift der Ausdrud eines jubjeltiv-öffentlichen Rechtes 
der Partei”. 

») Ngl. Dernburg, Bürgerlihes Neht Band V ©. 448 Anm. 2. 

*) Ohne aber, wie er, diejer Beurkundung bindende Wirkung gegenüber dem Richter 
zuzuweiſen. 
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einzelnen Rechisftreit geſchützt fein, die verfaffungsmwidrige Norm jelbft aber würde 
rubig weiter zu Recht beitehen. Ein gewiß nicht wünjchenswerter Zuftand. 

Aber abgejehen davon find die beiden Rechtögarantien doch ſchon ihrer 
Natur nad grundverichieden; in der Ausfertigung wäre eine Gewähr de 
objektiven, — oder beffer mit Jellinef") des vorwiegend objektiven, — in dem 
richterlichen Prüfungsrecht vorwiegend des jubjeftiven Rechtes zu jehen. Ferner, 
die durch die Prüfung bei der Ausfertigung gegebene Garantie wäre präventiver, 
die durch das richterliche Prüfungsrecht gegebene repreifiver Natur. Sollte man 
wirklich die Berechtigung einer reprejfiven Rechtsgarantie deswegen leugnen dürfen, 
weil bereit3 eine präventive gegeben ift; müßte dann, wenn man die repreifive 
anerkennt, die präventive wirklich wertlos erjcheinen ? 

Soweit die aus feiner Ausfertigungstheorie fließende Argumentation Ya: 
bands. Wenn Laband meiter behauptet,?) das dem Richter vindizierte Prüfungs: 
recht müßte man fonjequenterweije jedem anderen Staatsbeamten zuiprechen, io 
icheint dabei die jtaatsrechtliche Sonderftellung bes Richters innerhalb des Staats: 
organismus und die bejondere Natur der Rechtſprechungsfunktion überjehen zu 
jein. Das leßtere hat bereits Gierfe?) in feinem Aufſatze: „Qabands Staat 
recht und die deutſche Rechtswiſſenſchaft“ zum Angelpunft einer glänzenden Kritik 
gemacht. Mit Recht zeigt er, wie die formaliftiiche Auffaffung der Redhtiprecyungs- 
funktion bei Laband ihn zur Gleichitellung des Richter und anderer Beamten 
gegenüber Gejegen und Verordnungen geführt habe. Wer, wie Qaband, in 
der Rechtiprehung, wenigſtens in der zivilprozeffualen, da8 essentiale in dem 
in dem Urteile enthaltenen obrigfeitlihen Befehle, dem Urteilsbefehl des alten 
germaniichen Prozeßverfahrens, erblidt, das aber, was Rechtens ift, den Urteils— 
inhalt des germaniſchen Rechts, für die ftaatsrechtliche Betrachtung der zivile 
prozefjualen Rechtſprechungsfunktion als irrelevant erklärt, der wird notwendig 
dazu gebracht, die Bejonderheit der ftaatsrechtlichen Stellung des Richters, deſſen 
harakteriftiiche Funktion er in der Erteilung des obrigfeitlichen Befehls, wie bei 
jedem Beamten, nicht aber in der Auffindung des Rechts fieht, außer acht zu laſſen. 

Laband meint am Schluffe feiner Erörterungen, jelbft bei Annahme des 
richterlichen Prüfungsredjts würde ſich in der Hauptjadhe die Prüfung doch nur 
darauf erjtreden, ob ein dem publizierten Gelege entiprechender Beſchluß des 
Reichstags vorliege; wollte man aber das Vorliegen eines ſolchen verneinen, jo 
müßte man annehmen, dab fi Kaiſer und Reichskanzler zu einer „dreiften 
Lüge” verbunden hätten. Wir jehen für die Notwendigkeit dieſer Annahme 
feinen Grund ein; vielmehr glauben wir, daß das richterlihe Prüfungsrecht 
hauptſächlich in den Fällen praftiich wird, in denen es fich nad) einem treffenden 
Ausdrud Yellinefs nit um dolus und culpa, jondern um error handelt. 
Gerade in den letzten Jahren hat ein politiiches Ereignis das gezeigt. Die 
Rechtögültigkeit des Reichögejeges vom 8. März 1904 (RXGBl. ©. 139), betr. 
Aufhebung des $ 2 des Gejehes vom 4. Yuli 1872 (Sejuitengejeg), wurde be: 
fanntlic deswegen angezweifelt, weil e8 einen Verſtoß gegen das nad Ansicht 
vieler Publiziften, bejonder® Labands, beftehende Prinzip der Disfontinuität 
der Reichstagsjeifionen enthalte. Hier wurde aljo in der Publikation eine Zu- 
flimmung des Reichätags erwähnt, die, wenigftens nad) Anficht dieſer Publiziiten, 


!) Staatdlehre ©. 728. 
?) So ſchon früher v. Marti |. c. S. 132. 
1. ec. ©. 92; vgl. auch ©. 78. 
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ftaatsrechtlich nicht vorlag.') Und doch würde man wohl hier faum jagen dürfen, 
daß fich Kaiſer und Kanzler zu einer „breiften Lüge“ verbunden hätten. 


B. Verfucd einer eigenen Löfung. 


Wir haben bereit oben angedeutet, daß uns der Schlüffel zur Löfung 
des Problems in einer Analyje der ſtaatsrechtlichen Stellung bes Richters im 
modernen Staate zu liegen jcheint.”) Dieje Analyje aber muß unjeres Erachtens 
ausgehen von dem der Organijation desjelben zugrunde liegenden Prinzip ber 
Gemaltenteilung. 

Bis in die neuefte Zeit hinein hat die überwiegende Mehrzahl der deutichen 
Staatsrechtslehrer das Beftehen dieſes Prinzips im pofitiven Staatsrecht des 
Reiches und der deutichen Staaten geleugnet; erft neuerdings mehren ſich die 
Stimmen, die deſſen Exiſtenz bejahen.”) Wir begnügen uns zunächft damit, zu 
fonftatieren, daß dieſes Gewaltenteilungsprinzip in Preußen pofitives Recht ift.*) 
Ob es aud im Reichsſtaatsrechte durchgeführt ift, jcheint, wenn man lediglich 
den Wortlaut der Berfaflung heranzieht, nicht ohne weiteres Mar. Denn ein: 
mal ift bier von Gemwalten, wie in der preußiihen Berfaffung‘), überhaupt 
nicht die Rede, und dann fehlt auch eine dem Art. 45 Prerflirf. entiprechende 
Beſtimmung vollftändig; ſchließlich ift von der Stellung der richterlihen Gewalt 
in der Verjaffung jelbft überhaupt nicht die Rebe. Indes kann es troß dieſer, 
— teilweije durch den Charakter des Reiches als eine Bundesitaates bedingten — 
Abweichungen des Reichsrechtes von der PrVerflirk. bei Gegenüberftellung bes 
Art. 5RV. und $1 GPEG. mit Art. 45, 62 PrVerfuürk. nicht zweifelhaft bleiben, 
daß ſich aud die Organifation des deutſchen Reiches, wie die des preußiichen 
Staates aufbaut auf dem Prinzip der Gemaltenteilung. 

5 — ein unwirkſam gewordener Beſchluß iſt ſtaatsrechtlich überhaupt kein 
eſchluß. 

) Unſer Ausgangspunkt iſt alſo ein ähnlicher wie der G. Meyers. Denn auch 
er will aus der ſtaatsrechtlichen Stellung des Richters als Konſequenz das richterliche 
Prüfungsredt herleiten S. 632). Trotzdem wir auch im Reſultate prinzipiell mit G Meyer 
übereinjtimmen, ift unſere Argumentation doc eine von der feinen völlig verichiedene. 
Während fih nad feiner Lehre die ftaatdrechtliche Stellung des Richters in den Präbdifaten 
„unabhängig“ und „nur dem Gelege unterworfen“ qualifiziert, Prädikaten, die unſeres 
Erachtens nicht notwendig ein richterliche® Prüfungsreht bedingen (vgl. oben ©. 490 ff.), 
ergibt jih nad unierer Auffaſſung die Bejahung des Prüfungsrechtes nur ald Konjequenz 
der Auffaſſung der ftaatsrehtlihen Stellung des Richters ald Trägers einer jelbitändigen 
Gewalt im Staate im Sinne der Gewaltenteilungslehre. Da &. Meyer dieſes Gemwalten- 
teilungsprinzip, — das übrigens unſeres Erachtens allein die audh von G. Meyer ge 
billigte Berneinung des Prüfungsrechtes bezüglich der materiellen Verfaſſungsmäßigkeit 
des Bejeges bedingt und rechtfertigt — zurüdweiit (5. 28/29), jo ift trog ähnlichen Aus— 

angspunktes und prinzipiell gleihen Rejultat3 zwiichen einer und unierer Lehre ein 
estate Unterihied. Dagegen beiteht eine Gemeinjamleit zwiichen uns und G. Meyer 
darin, daß wir die Entiheidung aus einer Betrachtung der jtaatsrechtlichen Stellung des 
Richters gewinnen, während die Theorie Kaband=-YJellinel-Seydel die Entiheidung 
aus einer Phaſe des Geſetzgebungsprozeſſes gewinnt. Zu meld jchiwerwiegenden praftijchen 
Unterihieden dieſe Berichiedenheit zwiihen G. Meyer und uns einerjeit3 und Laband— 
Zellinel-Seydel andrerjeits führt, zeigt Kapitel VI (vgl. bei. ©. 616). 

) In8beiondere OD. Mayer, Arndt, Anihüg; vgl. die Zitate bei &. Meyer 
S. 29 Anm. 14. s 

) Bgl. ftatt alles anderen den näheren Nachweis bei G. Anihüß, Die gegenwärtigen 
Theorien über den Begriff der geießgebenden Gewalt und den Umfang des königlichen 
Verordnungsrechtes in Preußen, 2. Aufl. ©. 11. 

5) Art. 45, 62, 86. 
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Inwiefern aber ergibt ſich aus der durch dieſes Gemwaltenteilungsprinzip 
gegebenen ftaatsrechtlihen Stellung des Richters das von uns ihm vindizierte 
Prüfungsreht hinſichtlich der formellen Verfaſſungsmäßigkeit des Gejeges? Wir 
gewinnen die Beantwortung diejer Trage durch eine Unterſuchung des Werhält: 
nifje8 der richterlichen Gewalt zu der gejeßgebenden. 

Zunächſt ift als Hiftoriihe Reminiszenz feitzuftellen, daß bereits die 
Literatur um die Mitte des vorigen Jahrhunderts den Zufammenhang zwiſchen 
dem richterlihen Prüfungsrehte und dem Gemaltenteilungsprinzip erfannt hat; 
io 3. B. Biſchof,) der allerdings das richterliche Prüfungsrecht, weil es eine 
Konjequenz des von ihm perhorreszierten Prinzips der Gemwaltenteilung ift, verneint. 
Den Zujammenhang erfennt auch der durch jeinen unfre Materie betreffenden 
Streit mit feinem Landsmann Faider befannte belgiiche Jurift Berhbagen.‘) 
Indeffen hat dieje ältere Lehre den richtigen Grundgedanken nicht richtig aus 
geführt; fie lehrt die völlige Unabhängigkeit der richterlichen von der —— 
Gewalt und folgert daraus, daß die erſtere von der letzteren nur „Aufträge“ 
innerhalb ihres verfaſſungsmäßigen Wirkungskreiſes anzunehmen habe; woraus 
ih dann das Prüfungsreht des Richters auch Hinfichtlich der materiellen Per: 
faſſungsmäßigkeit des Gejeges ergibt. Will man jedod das Verhältnis der 
Träger der gejeßgebenden Gewalt zum Träger der richterlihen und damit das 
Verhältnis der Gewalten jelbit zueinander in richtiger Weile veritehen, jo iſt es 
notwendig, zwilchen den Trägern der Gewalt, d. h. den Subjekten, die die Ge 
walt ausüben ala PBerjonen, und den Trägern der Gewalt in den ver: 
faljungsmäßigen Formen ihres Zuſammenwirkens?)zu untericheiben. 
Bon den Trägern der gejeggebenden Gewalt als Perionen, muß der Richter nad; 
dem Gewaltenteilungsprinzip völlig unabhängig fein. Denn zu den politiichen 
Tendenzen die dem Gewaltenteilungsprinzip, wie es feine doftrinäre Ausprägung 
bei Montesquieu, feine praftiihe Verwirklichung in ber Verfaſſung ber 
Conitituante von 1791 fand, zugrunde lagen, gehörte e8 dod) in erfter Linie, das 
in Frankreich aud in den Zeiten des auögehenden Königstums nicht ganz ge: 
ihwundene Syſtem der Kabinetsjuſtiz auszufchließen; zu welchem Zwecke bie 
Unabhängigkeit des Richter gegenüber illegalen Einwirkungen anderer Staats: 
organe zu ftatuieren war. Aber ebenjojehr, wie es den dem Gemaltenteilungs- 
prinzip zugrunde liegenden politiihen Tendenzen entſprach, den Richter von den 
Trägern der gejeßgebenden Gewalt als Perjonen unabhängig zu ftellen, 
ebenjojehr entſprach e8 auch diefen Tendenzen die in den verfajjungs: 
mäßigen Formen zufammenmwirfenden Zräger der gejeßgebendben Gemalt 
über die Erefutive und die richterliche Gewalt zu ftellen.*) Denn jollte der 
Volkswille das alles ftaatliche Leben Beherrichende jein — und dieje Tendenz 


1) Biſchof 1. c. Bd. 17 ©, 276. 

?) Bgl. Zitat bei v. Mohl, Staatsrecht, Völkerrecht und Bolitit Bd.1S. 74. Im 
übrigen erübrigt es fi, hier auf den interefianten Schriftenwechſel zwiihen VBerbagen 
und Faider einzugeben, da derſelbe bereit3 eine eingehende, erichöpfende Behandlung 
und Kritik in den Aufjägen von Biſchof und bei v. Mohl, Staatdreht, Völkerrecht 
und Bolitit Bd. I ©. 1 ff. gefunden hat. 

) Das ift das, was Rehm , Allgemeine Staatölehre S. 286, mit Gewalt im objektiven 
Sinne ren Bon diejer läht auch er die richterlihe Gewalt abhängig jein. 

*) Uebereinjtinmend ©. MayerI ©. 58, „Demgemäß verihwindet auch jehr bald 
aus der Rechtslehre der faliche Schein einer einfahen Dreiteilung der Gewalten. Neben 
dem Gejepe erfennt man eine wahre Gewalt, die ihrerjeitS unter dem Geſetze ftebt. Dieie 
ipaltet fich ihrerjeitö wieder in zwei Zweige; fie wird tätig einerſeits ald Juftiz, anbdrerjeits 
ald Verwaltung”. 
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hatte doc, fiher die das Gemwaltenteilungsprinzip verwirklichende Assemblee 
nationale von 1789 — jo mußte die von der Volfövertretung in erfter Linie 
getragene ftaatliche Funktion, — und da8 war bie Legislative, — die herrjchende jein. 

Eo zeigt denn in der Tat die das Gemwaltenteilungsprinzip verwirflichende 
Berjafjung der Eonftituante von 1791, deren Beftimmungen über die Organi: 
fation der Staatögemalten von beftimmenden Einfluße auf die belgiiche damit 
aber aud auf die preußiiche Verfaffung und durch dieſe wiederum auf das 
Reicheftaatsrecht waren, daß die Lehre der Unabhängigkeit der Juſtiz von ber 
Legislative lediglich eine falſche theoretiiche Formel war, in Wahrheit, wie der 
Ausihluß des richterlihen Prüfungsrechtes Hinfichtlih der materiellen Ver: 
faflungsmäßigfeit des Gejeßes zeigt,") die richterlihe Gewalt den in den durch 
die Berjaflung gebotenen Formen zuſammenwirkenden Trägern der gejeggebenden 
Gemalt völlig abhängig gegenübergeitellt wurde. 

Iſt aber der Richter lediglich den Befehlen der in den verfaffungsmäßigen 
Formen zuſammenwirkenden Träger der gejeggebenden Gewalt unterworfen, jo 
folgt daraus, daß er jede Norm darauf zu prüfen hat, ob fie durch das in den ver- 
faflungsmäßigen Formen vollzogene Zuſammenwirken der Träger der gejeh- 
gebenden Gewalt entftanden iſt; da aber dieje formen in ihrer ZTotalität die 
formelle Verfaſſungsmäßigkeit des Gejeges ausmachen, jo heißt dies nichts anderes, 
ala daß ber Richter das Recht hat, — auf ihre formelle Verfaſſungsmäßigkeit 
hin zu prüfen. 

Der vorſtehenden Argumentation ſcheinen uns nur zwei Einwände entgegen— 
gehalten werden zu können: 

Erftens: Daß die Ausfertigung reip. Sanktion dem Richter gegenüber 
die Verfaſſungsmäßigkeit des Geſetzgebungsaktes unanfehtber konftatiert (Theorie 
Laband⸗Jellineks, reſp. Seydels). Diejen Einwand haben wir bereits oben zurüd- 
zuweilen verſucht. Zweitens: Dat dem Richter wie jedem Staatäuntertan der 
Befehl der gejeßgebenden Gewalt an ber Publikation fichtbar fein müfle. Da 
aber die Publikation ein Akt der Erefutive ift, jo kann fie für den der Erefutive 
völlig unabhängig gegenüberftehenden Richter feinerlei bindende Kraft haben. 
Was für jeden anderen Staatsbürger die Prüfung einer gehörigen Publikation 
ift, ift für den Richter die Prüfung der Verfaſſungsmäßigkeit der einzelnen Akte 
ber Geleßgebung. 

In dem voritehenden liegt bereit3 die Beantwortung der Trage, in welchem 
Umfange der Richter die formelle Berfaffungsmäßigfeit des Gejeges zu prüfen 
bat. Wir haben gezeigt, daß die Nachprüfung der Berfaffungsmäßigkeit des 
Gejeßgebungsprozefjes eine Prüfung in der Richtung ift, ob überhaupt das, mas 
fi ala Befehl der gejeßgebenden Gewalt ausgibt, in Wirklichkeit von diejer her— 
rührt. Der Richter hat daher im Prinzipe alle von der Verfaffung aufgeftellten 
Erforderniffe eines gültigen Gejeßes zu prüfen. Denn fehlt nur eines von ihnen, 
jo liegt überhaupt fein Befehl der geſetzgebenden Gewalt vor. 

Damit würde ſich ſchon die Frage nad) den ſog. interna corporum erledigen. 
Dan verfteht darunter die Beftandteile des Geſetzgebungsprozeſſes die ſich im Schoße der 


') Hierauf beruft fih mit Recht Duguit, La séparation des pouvoirs et l’assemblöe 
nationale 1893 p. W ff., 116 (Lois inconstitutionelles — p. 90 — find wie der ganze 
Zuſammenhang zeigt, materiell verfafjungswidrige Gelege), Scharf hat Duguit nachge— 
wiejen, daß die Berfaffung von 1791 die Abhängigkeit der richterlihen Gewalt von der 
geieggebenden — troß der in der Assemblee nationale herrſchenden theoretiihen Formel 
der Unabhängigteit der drei Gewalten — jtatuiert. 
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dabei beteiligten Körperſchaften abipielen. Dan!) hat unter Heranziehung der hifte- 
riſchen Entwicklung in England auch von einer Seite die das richterliche Prüfungsreht 
im übrigen bejaht, behauptet, dieje interna jeien der richterlichen Kognition ent: 
zogen. Jellinek hat auf fie jeine oben behandelte Lehre von der Urteilsnatur 
der in der Ausfertigung enthaltenen Beurkundung angewendet; er behaupte, 
da der Beſchluß der Körperihaft, der das Vorhandenſein eines Requifits ihrer 
verfaffungsmäßigen Beichlußfaffung, 3.8. der erforderlihen Majorität (RDBA. 28) 
fonftatiert, ebenjo wie das in der Ausfertigung enthaltene Urteil, Rechtsktaft 
wirkung hat. Daß uns bieje Lehre Jellineks nicht haltbar zu fein jcheint, 
haben wir bereit? oben (S. 597) bargelegt, jo daß wir uns an dieſer Stel: 
mit einer Verweiſung darauf begnügen fönnen. Im übrigen jcheint e8 uns, daß 
bei der Behandlung der Frage die zwei Arten ber interna corporum, nämlid) die 
jenigen, die als ein Ausfluß der Stellung der Körperſchaft ala geſetzgebendes Organ 
Sätze des gemeingültigen Berfaffungsrechtes find und diejenigen, die ein Ausflus 
ihres Selbftverwaltungsrechtes find, geichieden werden müflen. Ueber letere dürft 
dem Richter eine Kognition nicht zuftehen; er hat nicht über die Legitimation 
der Mitglieder,?) nicht darüber, ob die vom Gejege?) erforderte Mindeitzahl von 
Antragftellern (vgl. 3. B. mwürttembergiiches VBerfaffungsgeieg von 1884 Art. 6 
vorhanden gemwejen it, zu erfennen. Im übrigen, d. h. jomweit es ſich um 
gemeingültige Sübe bes Verfafjungsrechtes —*8 ſteht der Körperſchaft 
Selbftverwaltung nur zu, wenn dafür ein ſpezieller Rechtstitel, — Berfaffung, 
en oder Eonftitutionelles Gewohnheitsreht — vorliegt. So könnte 3. B. der 
er daß die Körperichaft darüber zu beichließen und rechtskräftig zu errticheiden hat, 
ie erforderliche Majorität (RB. Art. 28) vorhanden ift, für das Neichäreht 
ed auf ein Eomftitutionelle® Gewohnheitsrecht geſtützt werben.*) 

Eine andere, — in ber älteren Literatur vielfach erörterte — Trage if 
die, ob dem Richter die Prüfung der Nechtögültigfeit des Wahlgeſetzes, ar 
Grund deſſen die Körperichaft gewählt ift, zufteht, wenn er da8 von der Körper: 
ſchaft geichaffene Geje anwenden will. °) Dieſe Frage ift unſeres Erachtens zu 
bejahen.®) Denn ift das Wahlgejeg ein ungültiges, — iſt es 3. B. auf illegale 
Weile an die Stelle des früheren gejegt, — jo ift die auf Grund desjelben ge 
wählte Körperjchaft rechtlich als nicht vorhanden zu betrachten, ihre geieggeberiiden 
Akte find null und nichtig. Man kann nicht jagen, daß fid) die Körperihait 


i) zen Gutachten für den 4. deutſchen Juriftentag S. 11. Der Bebauptun; 
Labands — |. ©. 42 — daß damit Gneiſt feiner im übrigen mit uns überein: 
ftimmenden Theorie die Spike —— hat, iſt u. E. volllommen beizuſtimmen. Bi 
Gneiſt auch Gierke J. e. ©. 

Nicht allein wegen der —— Beſtimmung des Art. 27 RB, ſonder 
ſchon aus allgemeinen jtaatsrechtlihen Geſichtspunkten, weil ihre rechtskräftige Feititelumg 
Ausflu des Selbitverwaltungsreht der Körperichaft ift (a. U. Brielc.S.59 Ya 
diejer Frage ift natürlich die, ob die Rechtsgültigkeit des Wahlgejeges, auf Grund defien 
die Körperihaft gewählt ift, richterliher Kognition unterliegt, vgl. weiter unten, micht ;a 
identifizieren. 

s Wo nur die Geihäftsordnnung der Körperihaft — wie im Reihe (Geihäftdordmung 
des Reichstags 5 22) Vorichriften diefer Art enthält, veriteht fih der Ausſchluß eine 
richterlichen Kognition darüber von jelbjt, weil Verlegung von — lediglid in der Geichäit® 
ordnung enthaltenen — Normen, die Nechtögültigkeit des Geſetzgebungsaltes mist 
beeinträchtigt. 

) Bgl. Briel.c. ©. 59. 

) Die Frage wurde einmal praftiih in Reuß j. 2.; * dazu Vollert in de 
en ‚Zeil tür die gejamten Staatswiſſenſchaften Bd. X ©. 338 ff 

. 6. Meper |. c. S. 634. 
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auf Grund der Beitimmung, die ihr das Recht gibt, die Legitimation ihrer 
Mitglieder zu prüfen (4. B. RB. Art. 27) jelbft Iegalifieren kann. Denn 
dieje Beſtimmung gibt dieſes Recht naturgemäß nur der verfafjungsgemäß ge: 
wählten Körperihaft. Der Reichstag, der auf Grund eines Wahlgeſetzes gewählt 
wäre, das mit Zuhilfenahme der bekannten, dur v. Jagemann!) jüngft wieder 
neubelebten Theorie an die Stelle des bisherigen Wahlrechtes gejegt wäre, wäre 
ſtaatsrechtlich überhaupt fein Reichstag, feine Beichlüffe wären feine Reichstags— 
beichlüfje im Sinne von Art. 5 RB.; und er könnte fi naturgemäß auch nicht 
auf Grund des Art. 27 RB. jelbft Iegalifieren.*) 


III. Kapitel. 
Die Frage der Prüfung der materiellen Gültigkeit des Gefetes.’) 


Die Beurteilung der Frage, ob dem Richter eine Prüfung binfichtlid) der 
materiellen Berjafjungsmäßigfeit des Geſetzes zuftehe, ift durch das im 
II. Kapitel bei der Begründung unſrer eigenen Anficht Ausgeführte bereits 
gegeben. Wir haben gejehen, daß der Richter der gejeßgebenden Gemalt gegen: 
über unbejchränkten Gehorſam jchuldet. Hat daher die gejeßgebende Gewalt 
einen Bejehl erteilt, jo ift der Richter wie jeder Untertan gehalten, ihn als un: 
abänderliches Ita ius esto zu betradyten. Er hat infolge feiner unbeſchränkten 
ee von der gejeßgebenden Gewalt nicht nachzuprüfen, ob dieſe zum 
Erlaſſe des Geſetzes berechtigt war. Im modernen Staate freilich gibt e8 nur 
eine Schranke für fie: das mit höherer jormeller Gejegesfraft ausgeftattete Ver— 
faſſungsgeſetz. Es kann nicht wie im Staatsrechte der ZTerritorialitaaten und 
des alten Deutihen Reiches gefragt werden, ob nicht im Einzelfall infolge Ver: 
legung eines wohlerworbenen Rechtes das Gejeg der Ungültigfeit verfallen wäre. 
Denn dem jouveränen Willen des modernen Gejeggebers gegenüber gibt e8 feine 
mwoblerworbenen Rechte. 

Die Bejahung eines materiellen Prüfungsrehtes des Richters kann nur 
da gerechtfertigt ericheinen, wo e3 neben der geießgebenden Gemalt eine biejer 
übergeordnete verfafjungsgebende Gewalt gibt.‘) Denn da bindet der Befehl der 
gejeßgebenden Gewalt den Richter nur injoweit, ald er nicht in die Domäne 
der verjaflungsgebenden eingreift. Wo es eine verfafjungsgebende Gemalt gibt, 
wie in den Bereinigten Staaten von Amerika, wird auch tatſächlich dem Richter 
ein materielle8 Prüfungsrecht zugeiprochen. 
= ’) Die deutſche Reihsverfafjung: Vorträge Heidelberg 1904 ©. 30/31. 

’) Fragen, wie dieje, find bei unjeren gefeftigten Verfaſſungszuſtänden ja meijt 
rehte „Doltorfragen“. Indes jcheint e8 uns, ald ob die Lehre von den Verfaſſungs— 
garantien jolange auf die Behandlung folder Doktorfragen nicht verzichten kann, ald noch 
Theorien wie die oben erwähnten — übrigens bereit3 früher aufgejtellt (ef. Zorn, 
Reich und Reichsverfaſſung 1895 ©.3 ff.) — gelehrt werden. 

’) Dad Reichsgericht vertritt, jedoh ohne Begründung, in diejer Frage die— 
felbe Anſicht wie wir (vgl. Entſch. in 35. Bd. 9 ©. 234). Dagegen bejaht das richter- 
liche Prüfungsreht hinſichtlich der materiellen Gültigkeit des Gejepes das vormalige Ober« 
an in Lübed (vgl. Seuffert8 Archiv für Entiheidungen der oberjten Gerichte 

. Tr. ’ 

*) Daß ift dasſelbe was Jellinek meint, wenn er (Gef. u. Ber. S. 399), den 
Gegeniag zwiihen den Vereinigten Staaten von Amerifa und dem Reiche Hinfichtlich 
de3 materiellen Prüfungsrechtes daraus folgert, daß es ſich bei Verfafjungsänderungen in 
den Bereinigten Staaten um jubjeltive im Reihe um objektive Kompetenzen handelt. 
Denn, wo eben bei der Berfaflungsgejepgebung „iubjeltive Kompetenzen“ in Betracht 
kommen, bejteht eine von der gejepgebenden verichiedene verfafiungsgebende Gewalt. 


606 Kahn, Inwieweit ift der deutſche Richter berechtigt und verpflichtet, Geſetze 


Don einer verfaffungsgebenben Gewalt neben der gejeggebenden kann aber 
im Deutichen Reiche nicht die Rede jein.’) 

Bon diefer prinzipiellen Ablehnung des Prüfungsrechtes des Richters hin: 
fihtlich der materiellen Verfafſungsmäßigkeit des Gejetes find unjeres Eradtens 
drei Ausnahmen anzuerkennen. 

I. Bei einer Diskrepanz zwiſchen Landes: und Reichsgeſetzen hat der Richter 
das Landesgeſetz darauf zu —— ob es nicht mit dem Inhalte eines Reichsgeſetzes 
in Widerſpruch ſteht und eventualiter von feiner Anwendung abzuſehen. Dieſes 
Prüfungsrecht ift in der Theorie unbeftritten; es folgt aber nicht ſchon allein 
aus der Beitimmung des Art. 2 RB.) dab Reichsgeſetze den Landesgejegen 
vorgehen; denn wollte man jo argumentieren, jo fönnte man analog aus dem 
zwar nicht in der Verfaſſung ausdrüdlich ausgejprochenen, aber ex natura rei 
fi) ergebenden Satze „Verfaſſungsgeſetze gehen einfachen vor“ folgern, daß ber 
Richter zu prüfen hat, ob nicht das einfache Gejeß, das er anwenden will, inhaltlich 
gegen die Verfaſſung verftößt; d. h. man fäme zu einer prinzipiellen Bejahung 
des materiellen Prüfungsrechtes. 

Der wahre Grund für das bier erzeptionell anzuerfennende materielle 
Prüfungsreht aber ift der Umstand, daß in jedem deutichen Gliedftaate zwei 
Legislaturen wirkſam find: die Landeslegislatur und die dieſer übergeordnete, 
von ihr nicht nur objektiv, jondern auch jubjektiv, verichiedene (vgl. Anm. 1) 
Reichslegislatur; der Richter aber braucht, wie jeder Staatsuntertan, den Befehl 
der Landeslegislatur nur injomweit zu befolgen, als die NReichslegislatur ihm nicht 
ein anderes befiehlt. Die in dem Erlafje des Landesgejeßes zu präfumierende 
Konitatierung der Landeslegislatur, daß ihr Gebot nicht gegen ein Gebot der 
Reichölegislatur verftößt, kann er aber deswegen nicht für fi) bindend er: 
achten, weil bei der Reichslegislatur andere Subjefte als bei der Qandeslegis- 
latur beteiligt find.?) 

2. Der zweite Fall, in dem wir dem Richter ausnahmsweiſe ein materielles 
Prüfungsreht zuſprechen, it dann gegeben, wenn die materielle Verfaſſungs— 
widrigfeit des Geſetzes eine ganz offenfichtliche ift. Der Grund, warım wir bier 
die Regel durchbrechen, iſt ein ganz einfacher. 

Bei der prinzipiellen Berneinung des materiellen Prüfungsrechtes gingen 
wir davon aus, daß der Richter der gejeßgebenden Gewalt unbeichräntten Gehoriam 
ihuldet, daher an die Enticheidung derielben, daß die als einfaches Geſetz er: 
gangene Norm nicht inhaltlich gegen die Verfaſſung verftößt, gebunden ift. Eine 
jolhe Enticheidung des Gejeßgebers ift aber in der Regel darin zu jehen, daß 
er die Norm als einfache ergehen ließ; hätte er fie, jo muß präfumiert 
werden, für verfafjungsändernd gehalten, jo hätte er bei ihrer Schaffung 
die erichwerenden Formen der verfaflungsändernden Gejeßgebung eingehalten. 
Diele Präjumtion zejfiert aber in den Fällen, in denen e8 fih um offenficht: 
liche Verſtöße gegen das Verfafjungsgejeg handelt. In diejen Füllen muß im 
Gegenteil angenommen werden, daß auch der Gejegeber bei Würdigung dieier 
Frage die Norm für gegen die Verfaffung verftoßend gehalten haben würde 
und daß die erjchwerenden Formen der verfaffungsändernden Gejehgebung lediglich 


!) Vebereinitimmend ©. Meper 1. c. ©. 6%. 

2) So 9. Schulze, Deutiches Staatsrecht S. 566. 

2) Alſo auch bier ergibt jih das Prüfungsredht, um mit dem treffenden Ausdrud 
Jellineks zu reden, daraus, daß es fih nicht bloß um objektive, jondern um jubjeftive 
Kompetenzen handelt. 
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aus Verſehen nicht eingehalten worden find. Der Richter verlegt daher jeine 
Gehorſamspflicht gegen den Gejeßgeber nicht, wenn er in diejen Fällen der Norın 
die Anwendung verlagt.') 

Hierdurch erledigt ji das, was E. Meier ?) den Gegnern des materiellen 
Prüfungsrechtes entgegenhält. Soll der Richter, fragt er, auf die in einem 
gewöhnlichen Gejege vorgeichriebene Tobesitrafe erkennen dürfen, wenn die Ber: 
fafjung die Todesſtrafe verbietet ? Darauf ift zu antworten: nein; im allgemeinen °) 
wird er es nicht dürfen; aber nicht deswegen, weil er ganz allgemein das Recht 
bat, Geſetze auf ihre materielle Verfaſſungsmäßigkeit hin zu prüfen, ſondern weil 
bier infolge der Offenfichtlichkeit der Diskrepanz von einfachem und Verfaſſungs— 
geieg aus den obenerwähnten Gründen eine Ausnahme Platz greift. 

3. In einer weiteren Kategorie von fällen find wir geneigt, dem Richter 
gleichſalls aus dem im der vorigen Kategorie angenommenen Grunde, ber 
Präfumtion eines Berjehend auf jeiten des Gejegebers, die Nichtanwendung 
der verfaſſungswidrigen Norm zu geftatten: dann nämlich, wenn bei einer direkten, 
d. h. mit Veränderung des Verfaflungstertes jelbft erfolgten Verfaſſungsänderung 
die erſchwerenden Formen der verjafiungsändernden Gejeßgebung außer act 
gelafien find. Sole direkte Verfaflungsänderungen find ja die Regel; ja fie 
find von einer fleinen Gruppe von Schriftftellern ala die allein zuläjfigen bes 
zeichnet worden. Wäre dies, was de lege ferenda wünſchenswert wäre, 
der all, jo könnte die Frage des materiellen Prüfungsrechtes von uns ohne 
die Zulafiung der vorhin genannten Ausnahme (Offenfichtlichkeit der Verfaſſungs— 
widrigfeit) verneint werden. Denn dieje Zulafjung beweiſt ja auf der dann 
nicht mehr gerechtiertigten Präfumtion des Vorliegens eines Verſehens auf jeiten 
bes Geſetzgebers. 

In einer weiteren Kategorie von Fällen will Hänel*) dem Richter ein 
materielles Prüfungsreht zuiprechen und zwar in dem falle der Konkurrenz 
von Reichsgeſetz und Landesgeſetz. Dieſes materielle Prüfungsreht ergäbe ſich 
aus Art.2 RB.; da es hier heißt: „Das Rei .... ujm. nad Maßgabe des 
Inhaltes der Verfaſſung und mit der Wirkung aus, daß Neichögejege den 
Landeögelegen vorgehen“, jo jei zur verfaffungsmäßigen Bedingung der dero— 
gatoriihen Kraft des Reichsgeſetzes deſſen Verfaſſungsmäßigkeit gemadt. Der 
Richter, der prüfe, ob ein Landesgeſetz durch das fragliche Reichsgeſetz derogiert 
— J Streng genommen kann man hier von einer Prüfung kaum ſprechen. Denn wo 
die Verfaſſungswidrigkeit ſofort in die Augen ſpringt, handelt es ſich nur um die Nicht— 
anwendung einer offenſichtlich verfaſſungswidrigen Norm, nicht erſt um die Prüfung, ob 
eine Berjatfungdmibrigteit vorliegt. 

) In v. Holgendorffs NRedtäleriton, 3. Aufl. Bd. 3 ©. 226. 

) Wohl aber muh er das Gejeg anwenden, wenn während des Geſetzgebungs— 
prozejies die Frage, ob dasſelbe verfafjungsändernd it, aufgeworfen und mit einfacher 
Majorität verneint worden ift (Anm. 1 S.609). Diejer Fall dürfte jedoch bei dem Beiſpiele 
E. Meiers ald ein casus non dabilis faum in Betracht fommen, jo daß nur der all 
übrig bleibt, in dem die Nichtanwendung der verfafjungsändernden Formen ſich als ein 
Beriehen des Geſetzgebers darjtellt, da8 nach obigem die Nichtanwendung der Norm durch 
den Richter rechtfertigt. 

‘) Studien zum deutichen Staatäreht I S. 262 ff. Nur über diefen Ausnahmefall 
ipriht jih Hänel aus; nicht aber über die Frage de3 materiellen Prüfungsrechtes über- 
haupt. Der Grund ift, dab Hänel jeine Betradhtungen nur unter dem Gefichtöpunfte 
der Rechtsgarantien der Blieditaaten gegenüber Uebergrifien der Reichsgewalt anitellt. Die 
Angaben von Born |1.c. ©. 418 Anm. 32 und Brie l. c. ©. 61 Anm. 201, die in 
Hänel einen Verteidiger des materiellen Prüfungsrechtes überhaupt jehen, find ent- 
ſprechend zu berichtigen. 
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jei, müfle daher deſſen Verfaffungsmäßigkeit, da diejelbe Vorausjegung der Der 
gation ift, prüfen. Von unjerem Standpunkte der Verneinung des materelx 
Prüfungsrechtes aus ift diefer Argumentation folgendes entgegen zu halten: 

Die derogatoriiche Kraft des Reichsgeſetzes (gegenüber Qandesgeiegen ii 
nur ein Zeil von defjen jormeller Gejegesfrait. Wenn aber und injomei 
Richter das Geſetz als verfaflungsgemäß und zu Recht beitehend zu behandeh 
bat, muß er auch, deſſen formelle Gejegeskraft anerkennen. Da aber nad x 
von und vertretenen Meinung der Richter jedes formell verfafjungsmäßige Ge 
ala rechtsgültig Br lafjen muß, muß er aud) deffen formelle Gelegestraft, a 
auch einen Zeil derjelben, ſeine derogatorijche Kraft gegenüber Landesgeſetzen, om 
Rückſicht auf feine materielle Berfafjungsmäßigkeit, anerkennen. Dieje Auftafım 
it aud dem MWortlaute des Art. 2 RB. gegenüber haltbar. Aus diejem ax 
nur bervor, daß — mas unbeftreitbar ift —, nur dem formell und matmıl 
verfaffungsmäßigen Geſetze derogatoriiche Kraft gegenüber Landesgejegen zufowm 
Die Tragen aber, ob ein Geſetz berogiert ift und die, ob ein Richter & 
derogiert zu betradjten bat, find grundverjchieden. 

Gerade den umgekehrten Standpunft wie wir vertritt Dyroff') mit w 
gehender Begründung. Er ſpricht dem Richter ein Prüfungsrecht bezüglih 
formellen Berfaflungsmäßigfeit mit Berufung auf Seydel ab (S. 855), e 
materielle aber mit Abweichung von Seydel zu. Die Polemik Dyroits gee 
Seydel knüpft an deſſen Sa?) an: Die Trage, ob bei Schaffung eins ver 
faffungsändernden Gejeßes die erjchwerten Formen der verfaſſungsändernder 
Gejeggebung eingehalten worden jeien, jei die Trage, ob auf dem ridtig be 
ſchrittenen Wege der Rechtfegung das richtige Verfahren eingehalten worden je 
nicht aber die Frage, ob der richtige Weg der Rechtsjegung bejchritten mworde 
jei (und nur dieſe Frage unterliegt nad) Seydel richterlicher Kognition). Im 
zeigt es fih nun, daß die Formulierung Seydels nicht glüdlicy gemählt it 
Denn je nachdem, ob man in der verfaflungsändernden Gejeßgebung eine br 
ſondere Art der Rechtjegung fieht, oder nur eine andere Verfahrensart berielte 
Gattung Rechtſetzung wie in der einfachen Gejeßgebung,*) wird man zu der Yormr 
lierung Dyroffs oder Seydels fommen. Da aber ein ftrifter Nachweis t 
die Richtigkeit der einen oder der anderen Anſchauung unjeres Erachtens nt 
zu erbringen ift, jo jcheint uns die Theorie Seybels: „Die Frage, ob ie 
richtige Weg der Rechtiegung beichritten worden ift, unterliegt richterlicher Kognitee:: 
die frage, ob auf dem richtig beichrittenen Wege der Redtieung das ride: 
Verfahren eingehalten worden ift, unterliegt ihr nicht“ bei der Frage u 
materiellen Verfaſſungsmäßigkeit des Gejeges*) zu verjagen. 

Dyroff argumentiert weiter (S. 922 1. c.): Bei Nichtanerkennung de 
Zuläffigkeit des richterlihen Prüfungsrechtes hinfichtlich der materiellen Verfafſurg 
mäßigfeit des Gejeßes füme man zu der SKonjequenz: Jedes einfache Geis 


ı) In den Annalen des Deutihen Reichs 1889 ©. 922. [Ih werde auih 
Fragen in den Annalen zurüdtommen. Dyroff.] 

) Bayerifches Staatöreht Bd. III S. 551 Anm. 2, 

9 Beide Anihauungen jcheinen an ſich gleichberechtigt zu fein; doch mödte == 
der erjteren Alternative da den Vorzug geben, wo es jih nicht bloß um „objeftm 
fondern um „jubjeltive Kompetenzen“ (vgl. S. 605 Arm. 4) handelt, der legteren, mc * 
fi nur um objeftive handelt. 

*) Nicht aber bei der Frage, ob die Verordnung von dem Richter auf ihre de 
fafjungsmäßigfeit nachgeprüft werden darf. Hierfür jheint die Sormulierung Seubeli 
durchaus treffend zu jein. 
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hätte aud) gegenüber der Verfaffung Aenderungskraft; man könne dann überhaupt 
nicht mehr von einer gefteigerten „Beftandsgarantie” der Geſetze oder von einer höheren 
Aenderungskraft ber verfaffungsänbernden Gejege im Vergleiche zu einfachen ſprechen. 

Nun gibt es, das geftehen wir zu, einen Ausnahmefall, in dem ſich 
diefe Konſequenz der Berneinung des richterlichen Prüfungsrechtes wirklich ergibt. 
Und zwar ben all, daß während bes Geſetzgebungsprozeſſes die Frage, ob der 
betreffende gejeggeberijche Akt verfaffungsändernd jei, aufgeworfen und mit einfacher 
Majorität verneint worden iſt.) Wenn aber Dyroff diefe Konjequenz ganz 
allgemein ala Folge der Verneinung des richterlihen Prüfungsrechtes zieht, jo 
beruht das auf der in der Behandlung unjeres Problems jeit v. Stockmars 
Abhandlung immer wieder hervortretenden Identifizierung von Geſetzeswirkſamkeit 
und Ausſchluß des richterlichen Prüfungsrechtes. Man wird, wenn man Dyroffs 
Worte lieft, unmwillfürlih an v. Stodmars Anſchauung, in Preußen hätten 
infolge Ausichluffes des richterlihen Prüfungsrechtes verfafjungswidrige Geſetze 
und Verordnungen biejelbe Kraft wie verfaffungsmäßige, erinnert. 

Alfo, weil der Richter nicht prüfen darf, ob bie erlaffene Norm ihrem 
Inhalte nach verfaffungsmäßig iſt, deswegen joll fie, wenn fie wirklich verfaffungs- 
widrig ift, dennoch die normale formelle und materielle Gejegesfraft haben ? 
Wenn fie aljo nad dem Grundjage: Lex posterior derogat legi priori eine 
frühere Norm verdrängen würde, joll dieje frühere Norm auch dann außer Kraft 
gt bleiben, wenn die verfaffungsmwidrige Norm ſpäter megen ihrer 
Berfaffungswidrigfeit zurüdgezogen wird? Tyerner, wenn fie — die ver- 
faffungswidrige Norm — ſubjektive Rechte, 3. B. eine höhere Beamten- 
bejoldung begründet, ſollen die davon Betroffenen die höhere Beloldung 
auh dann in Anſpruch nehmen bürfen, wenn die Norm ſpäter zurüd: 

ezogen wird? Und beides müßte doch der Tall jein, wenn Die ver: 
—— Norm die normale formelle und materielle Geſetzeskraft hätte. 
Was aber Dyroff jagt, ift haarſcharf identiſch mit der Anſchauung v. Stock— 
mars. Denn damit, daß dem Richter die Befugnis entzogen iſt, nachzuprüfen, 
ob eine Norm gegen die Verfaſſung verſtößt, iſt noch nicht geſagt, daß die Norm, 
wenn fie rt ee ift, die normale formelle und materielle Geſetzeskraft 
bat, die entgegenftehende Beltimmung der Verfaffung wirklich derogiert oder 
alteriert. Für leßteres ein Beilpiel! Nehme man den Fall an, die Reichögejet- 
gebung würde in einfacher Geſetzesform ein kompetenzerweiterndes Geſetz (d. h. 
ein Gejeg, welches inhaltlich nicht unter die in Art. 4 der Reichsgeſetzgebung 








») Denn die Borfrage, ob eine Berfafiungsänderung vorliegt, wird und muß natur- 
gemäß, weil fonft eine gewifjenloje Minorität jeden ihr mihliebigeu Gejegentwurf dadurd) 
zu Fall bringen könnte, daß fie ihn für verfafjungsändernd erklärt, mit einfaher Majori- 
tät enticieden werden. Die Verneinung der verfaljungsändernden Qualität hat hier aber 
konftitutive Bedeutung, jo dab das einfache Geſetz, deſſen Inhalt mit der Verſaſſung im 
Widerſpruch fteht, das alfo verfaſſungswidrig ift, als verfafjungsmähiges Gejeg wirkt 
(ohne freilich, um in der treffenden Zerminologie Dyroffs zu reden, eine gejteigerte 
Beitandsgarantie zu haben) nicht bloß, wie in fonftigen Fällen, nur von dem Richter 
als ſolches zu behandeln ift. Daß in diejem Ergebnifje Gefahren für die dur ein 
erhöhte Majorität3erfordernis gefihert jein jollenden Berfajjungseinrihtungen, im 
Bundesftaate bejonderd für die iura singulorum, liegen, ift nicht zu verfennen, und 
es ift bedauerlih, dab ein gegen dieje Gefahren jo geeignetes Korreltiv wie das 
richterliche Prüfungsreht im politiven deutihen Recht feine Stüße findet. De lege ferenda 
freilih erjheint uns gegenüber diejen Möglichteiten die auch aus anderen Gründen 
wünſchenswerte Einrihtung eines unabhängigen Staatögerichtshofe® eine noch wirt- 
famere Redtsgarantie zu jein. 
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überwiejenen Angelegenheiten fällt), erlaffen; dieſes Gele würde dann mit 
dem Inhalte einer Landesnorm fkollidieren. Gewiß hätte dann der Richter 
nah ber von uns vertretenen Meinung’) das Landesgeſetz als derogiert 
zu behandeln; wenn aber jpäter das Reichsgeſetz wegen jeiner Ber: 
fafjungswidrigfeit zurüdgezogen wird, jo bleibt nicht da8 Landesgeſetz derogiert, 
e8 bedarf nicht eines neuen Aktes der Qandeögejeßgebung, um es wieder ins 
Leben zu rufen, vielmehr war es ſtets, auch jolange Die mit ihm kollidierende 
Reichsnorm noch nicht zurüdgezogen war, in Geltungsfraft; nur konnte e8 infolge 
der Scheineriftenz der Reichsnorm von dem Richter nicht angewendet werden. 

Hat bier das in der Form als einfaches Gejeß ergangene, jeinem Inhalte 
nach verfaffungsändernde Gele (nämlich Art. 4 RB.) wirflih „gegenüber der 
Beitimmung der Verfaſſung (Art. 4) Aenderungskraft gehabt, deswegen weil 
ber Richter e8 ala verfafjungsgemäß behandeln mußte?" 

Dyroff fährt in feiner Argumentation fort.”) Der Richter fteht nicht 
allein unter dem Gejeße, jondern auch — und zwar in erjter Linie —, unter 
der Verfaſſung. Widerftreitende Gejege zu gleicher Zeit anzumenden, ift unmöglid. 
Er muß daher dem Gejege den Vorzug geben, das die höhere formelle Gejeßes: 
fraft hat, alfo dem Verfaſſungsgeſetz, das verbietet, daß Aenderungen im Wege 
ber einfachen Geſetzgebung geichehen. Diejer Saß ift, jo richtig er an ſich fein 
mag, für dad Problem nicht entjcheidend. Denn es ift dabei gerade das, worum 
es ſich dreht, als ſelbſtverſtändlich vorausgejeßt: daß es nämlich dem Richter 
geftattet wäre, zu prüfen, ob die von Dyroff jupponierte Diskrepanz zwiſchen 
dem Berfaffungsgejege und dem fraglichen einfachen Gejege befteht. Es it die 
alte petitio prineipii, bie, jeitdem diejes Problem behandelt worden ijt, immer 
wieder fehrt. Ebenjowenig wie daraus, daß der Richter nur dem Geſetze unter: 
worjen ift, folgt, daß der Richter prüfen darf, ob das, was ſich ihm als Geſetz 
darbietet, aud wirklich Geſetz ift, ebenjowenig folgt aus der unbeftreitbaren 
Wahrheit, daß der Richter in erfter Linie der Verfaſſung und dann erft dem 
Gejege unterfteht, ohne weiteres, daß er prüfen darf, ob das von ihm anzu: 
wenbende Gejeg inhaltlic gegen die Verfaſſung verftößt. 

Nehmen wir wieder den Fall an, durch einfaches Reichsgeieg würden Ab- 
gaben auf einem Fluſſe vorgeichrieben, die nad) Anficht des Richters unter die 
Kategorie der verjafjungsrechtlic verbotenen Abgaben auf natürlichen Wafler: 
ftraßen fielen. Der Gejeßgeber hat ſich diefe Abgaben als nicht unter dieſe 
Kategorie fallend gedacht, weil er in der fünftlichen Zieferlegung des Flußbettes 
eine „bejondere Anftalt” im Sinne von Art. 54 RB. gejehen hat, die ja be: 
fanntlid) die Erhebung einer Abgabe in der in der Verfaffung angegebenen Höhe 
rechtfertigt. Der Richter aber fieht in der fünftlihen Veränderung des Fluß— 
bettes feine beiondere Anftalt. Soll nun der Richter gegenüber ber Entjcheidung 
des Gejeßgebers, daß ein Verftoß gegen Art. 54 nicht vorliegt, feine abweichende 
Meinung zur Durchführung bringen dürfen? Und nicht nur der Richter, wie 
Dyroff jelbit konſequent jagt, jeder andere Beamte, jeder Untertan? Wir 
wollen, da wir aus der Erörterung jede politiihe Erwägung aufhalten, dem 
gegenüber nicht mit dem beliebten Schredmittel der älteren Literatur, ein ſolches 
Prüfungsrecht bedeute die Anarchie, operieren. Uber daß das Rejultat Dyrofis, 
das den Richter über den Gejetgeber ftellt,”) mit der Stellung der geießgebenden 

!) Anders freilih nah Hänel. Bgl. oben S. 607. 

2) ]. c. ©. 924/93. 

°) Denn, wenn der Richter das jeiner Meinung nad verfajlungswidrige Gejek 
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Gewalt im Staate unverträglich ift, jcheint uns feinem Zmeifel zu unterliegen. 
Aber Dyrofjs Standpunkt ſcheint auch angefichts des Umftands, daß er Gegner 
bes formellen Prüfungsrechtes ift, nicht Zonjequent zu jein. Wenn er argu⸗ 
mentiert: Der Richter unterſteht der Verfaſſung in erſter Linie; mit ihr im 
Widerſpruch ſtehende einfache Geſetze hat er nicht anzuwenden; folglich hat er 
das Recht, das Nichtvorhandenſein eines ſolchen Widerſpruchs nachzuprüfen, fo 
müßte er auch konſequenterweiſe die völlig analoge Argumentation, mit der ein— 
zelne das formelle Prüfungsrecht verteidigen, gelten laſſen: Der Richter iſt nur 
Gejegen unterworfen; folglid) muß er prüfen dürfen, ob das, was Gejet zu jein 
vorgibt, auch wirklich Geſetz iſt, d. h. durch die für die Gejeggebung notwendigen 
Akte geſchaffen ift. 


IV. Kapitel. 
Berhältnis des Nichterd zur Verordnung.!) 


Wir haben bereit oben feftgelegt, daß bei der Verordnung analog wie 
bei dem — formelle und materielle Gejegmäßig.eit zu unterſcheiden iſt. Den 
Begriff der formellen Gejegmäßigfeit der Verordnung haben wir bereits oben 
firiert. Mit materieller Gejegmäßigfeit einer Verordnung haben wir die Tat: 
jadhe, daß die Verordnung fih in den ihr duch ein rechtögültiges fie bele- 
gierendes ?) Geſetz gezogenen Schranken hält, bezeichnet. Eine materiell rechts— 
gültige Verordnung muß aljo zwei Vorausjegungen genügen: 

I. muß fie inhaltlich fi) in den durch das delegierende Gejet ihr gezogenen 
Schranken Halten. 

II. muß dieſes delegierende Gejeß ſelbſt rechtsgültig fein. 

Die letztere Vorausjegung wird, joviel ich ehe, nirgends ausdrücklich her: 
vorgehoben; vielmehr wird jede Verordnung, die fih in ben Schranken eines 
fie delegierenden Gejeßes hielt, für materiell rechtögültig gehalten. Daß aber, 
damit die Verordnung materiell rechtsgültig ift, auch die zweite Vorausſetzung 
erfüllt jein muß, zeigt folgendes praktiſche Beiſpiel. Man nehme an, ein ein: 
faces Reichögejeg würde den Bundesrat zum Erlaffe einer Verordnung, durch 
die Schiffahrtsabgaben auf natürlichen Wafjerläufen vorgejchrieben würden, er: 
mächtigen. Es verfteht fi) von jelbit, daß die auf Grund dieſes Geſetzes er- 
gehende Verordnung, auch wenn fie fi) in den durch das belegierende Geſetz 


fonfequent nicht anwendet, muß der Gejeggeber entweder auf jeine Anwendung verzichten 
ober, fi der Meinung des Richterd beugend, die Norm in der Form des Berfajlungss 
geſetzes neu ſchaffen. 

1) Es handelt ſich bier nur um Verordnungen der oberſten Staatsorgane, aljo im 
Reihe um bundesrätliche und kaiſerliche Verordnungen, ſowie um Verordnungen des 
Reichskanzlers, in den monarchiſchen Bundesſtaaten um Verordnungen des Landesherrn, 
in den freien Reichsſtädten um Verordnungen der Senate. Verordnungen niederer Organe 
find von der Betrachtung ausgeſchloſſen. Die in dieſem Kapitel zu behandelnden Fragen 
bedürfen feiner weitläufigen Erörterung, da hier in der Hauptſache fait allgemeine Ueber: 
einftimmung der Schriftiteller herricht. 

2) An diefem Ausdrud halten wir für das Reichsſtaatsrecht troz der von Dyroff 
1.c. S. 877 gegen denjelben geäußerten Bedenken feit. Denn die an fih unjeres Erachtens 
berechtigten Ausftellungen Dyroffs richten fih ja, wie Dyroff jelbit jagt, nur gegen 
den Gebrauch des Ausdrucks Delegation im Staatsrechte derjenigen Staaten, die das 
Gewaltenteilungsprinzip nicht kennen. Wo dieſes aber, wie — nad) unjerer Auffaſſung — 
im Reichsſtaatsrecht durchgeführt ift, jtehen dem Gebrauch dieſes Ausdrudes Bedenken 
nicht entgegen. 
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ihr gezogenen Schranken hält, dennoch wegen ihres Verſtoßes gegen Art. 54 RB. 
materiell geſetzwidrig ift.') 

inwieweit ift nun der Richter berechtigt, die materielle Gejegmäßigfeit der 
Verordnung feiner Prüfung zu unterwerfen? Bier ift wieder zu unterjcheiden: 

I. Inwieweit darf der Richter das Vorliegen der Vorausjegung der 
materiellen Rechtögültigfeit der Verordnung unter 1 (j. oben) nachprüfen, 
d. h. inwieweit darf er prüfen, ob die Verordnung fi in den Schranfen des 
delegierenden Geſetzes hält? 

Die Beantwortung diejer Frage ergibt ſich bereits aus dem, was wir über 
die Stellung des Richters zum Gejege ausgeführt haben. Wir haben dargelegt, 
daß der Richter als Träger einer jelbftändigen Gewalt im Staate lediglidy den 
Befehlen der ihm übergeordneten gejeßgebenden Gewalt unterworfen it. Die 
gejeßgebende Gewalt aber kann diejes Befehlsrecht entweder ſelbſt ausüben, oder 
jeine Ausübung — fei es allgemein für einen Kreis ftaatlicher Geichäfte, oder 
für einen fpeziellen Fall — einer anderen Perſon oder Körperichaft übertragen. 
Die auf Grund dieſer Delegation ergebenden Bejehle der betreffenden Perſon 
ober Körperſchaft binden dann aud den Richter, aber nur injoweit als fie fid 
in den durch das delegierende Gejet ihnen gezogenen Schranken halten; da nun 
der Richter lediglich dem Befehle der gejeßgebenden Gewalt unterworfen ift, To 
ift es ohne weiteres ar, daß er die Uebereinftimmung des Inhaltes der Ber: 
ordnung mit dem Bejehle des Gejeßgeberd, d. 5. der Delegation, prüfen darf 
und muß. Don ben neueren Schriftitellern verneint diejes Prüfungsrecht nur 
D. Mayer;?) und zwar mit Hinweis auf die bindende Kraft des obrigfeit- 
lichen Aktes. Dieje bindende Kraft aber rejultiere aus der rechtlichen Natur der 
Ausfertigung. O. Mayer weilt ihr denjelben rechtlichen Charakter wie Laband 
zu, fieht jedod, über Laband Hinausgehend, in der Ausfertigung der Ver: 
ordnung eine rechtskräftige Feſtſtellung nicht nur ihrer formellen, jondern aud) 


) Anders ift e8, wenn die Verordnung inhaltlich nicht, wie in dem obigen Beijpiel, 
einem Berfafjungsrehtiag, jondern einem einfadhen Gejege widerjpridt. Hier find zwei 
Fülle zu untericheiden: 

a) das delegierende Geſetz verbietet ausdrücklich, daß die zu erlafiende Verordnung 
einem Gejege widerpricht, 3. B. Art. 78 IL der heſſ. Kreid- und Provinzialordnung von 
1874. Dann ift die einem Gejege widerjprehende Verordnung jhon deswegen, weil lie 
fich nicht in den durch Art. 78 II ihr gezogenen Schranken hält, aljo weil die Voraus— 
fegung unter I nit erfüllt ift, materiell gejegwidrig. 

b) Das delegierende Gejep enthält fein ſolches Verbot, 3. B. 8 482 I BGB. Wider 
jpriht nun der Inhalt einer auf Grund einer jolhen Delegation erlajjenen Verordnung 
einem anderen Gejege, jo tft bei der frage, ob dieſes leptere Gejeß oder die Berordnung 
den Vorrang hat, davon audzugehen, daß die Verordnung — natürlih nur, jofern hie 
fih in den Schranfen des delegierenden Geſetzes hält — anderen Bejegen gegenüber die: 
jelbe Kraft hat wie dieſes delegierende Geſetz ſelbſt. Denn fie füllt ja das in dem dele— 
gierenden Geſetze gelafiene Blankett aus. Die Sadlage ift aljo jo zu beurteilen, als ob 
das delegierende Gejeg jelbft mit dem anderen Geſetz in Widerſpruch fände. Und bier 
entiheidet dann der Sa: Lex posterior derogat legi priori. Iſt das delegierende Geieh 
jünger als das der Verordnung widerjprechende, jo iſt lepteres durch eritered derogiert, 
daher nur das delegierende Geſetz und damit auch die erging Yang gt Sit das 
der Berordnung widerſprechende Gejep jünger als das delegierende Geſetz, jo iſt das leptere 
derogiert, d. h. die Verordnung ftüßt ſich auf ein nicht mehr zu Recht beitehendes Geſetz 
und ift daher ſelbſt materiell — Die Richtigkeit all dieſer Sätze ergibt ſich daraus. 
daß nur das delegierende (von Dyroff „bezugnehmendes Geſetz“ genannte) Geſetz, nicht 
auch die Verordnung (in der Dyroffihen Terminologie „die in bezug genommene 
Willenserklärung“) Rechtskraft hat (jo Dyroffl. c. ©. 878). 

2) L. ec. Bd.1 S. 282, Text und Anm. 17; auch die Judikatur des Reichsgerichts 
iteht in diefer Frage auf unjerem Standpuntte; vgl. Entih. in 3S. Bd. 24 ©. 3. 
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ihrer materiellen Berfaffungsmäßigkeit. Daß diefe Lehre vom Standpunkte der Aus: 
fertigungstheorie Labands fonjequenter ift, als deffen Lehre von der Prüfung 
der Rechtögültigkeit ber Verordnung, ſcheint O. Mayer überzeugend nachgewieſen 
zu haben. Es iſt in der Tat nicht einzufehen, warum man, wenn man jhon der 
Ausfertigung die Kraft beimißt, die formelle Rechtsgültigfeit des betreffenden 
ftaatlihen Willensaktes * oder Verordnung) authentiſch zu konſtatieren, 
ihr nicht auch die Kraft beimefjen PS die materielle Rechtsgültigfeit in derjelben 
Weile zu Eonftatieren. Die Lehre DO. Mayers zeigt aber, wohin, Eonjequent 
durchgeführt, Labands Lehre von ber rechtöfräftigen Wirkung der in der Aus: 
fertigung liegenden Konftatierung der Verfaffungsmäßigfeit führt. Im übrigen 
fönnen wir auf einen Verfuch der Widerlegung O. Mayers verzichten, da wir 
einfach auf da8 gegen Labands Ausfertigungstheorie Gerichtete verweilen können. 
Gegen die Lehre DO. Mayer jpricht unjere® Erachtens auch $ 1 GBG., aus 
dem wir eine Bejahung des richterlichen Prüfungsrechtes bezüglich der materiellen 
— — der Verordnung ableiten.') 

Die Trage, ob der Richter berechtigt ift, das Vorliegen der Vorausjegung 
der materiellen Rechtsgültigkeit der Verordnung unter Il (oben ©. 611) nachzu— 
prüfen, ift diejelbe, wie die Frage, inwieweit der Richter Geſetze auf ihre Rechts: 

gültigkeit nadprüfen darf. Denn, warum die Stellung bes Richter zu einem 

eine Verordnung delegierendem Geſetze eine andere jein follte wie jeine Stellung 
Gejegen gegenüber im allgemeinen, wäre nicht einzujfehen. Die Beantwortung 
diefer Tragen ergibt fidh daher aus dem in Kapitel II und III Ausgeführten. 
Es darf daher der Richter nur die formelle Berfaffungsmäßigkeit des belegierenden 
Gejetes, nicht aber deſſen materielle prüfen. Er mußte aljo im obigen Beilpiel 
(S. 611) die auf Grund eines einfachen Reichsgeſetzes erlaffene bundesrätliche Ber: 
ordnung über Schiffahrtsabgaben auf natürlichen Waflerftrömen zur Anwendung 
bringen. Dagegen Hätte er in den ©. 612 Anm. 1 angegebenen Tyällen 
ein Prüfungsreht; im alle a, weil es fich hier ja um die Prüfung, ob bie 
Verordnung fih in den Schranken des delegierenden Gejehes hält, Handelt, zu 
welher Prüfung der Richter nad dem oben Ausgeführten berechtigt 
ift; im ben Fällen unter b, weil der Richter naturgemäß jedes Gele darauf 
prüfen darf, ob es nicht durch ein jpäteres Geſetz derogiert ilt. 

Die Trage, ob der Richter berechtigt ift, die formelle Rechtögültigfeit der 
Verordnung zu prüfen, ift von micht großer praftiicher Bedeutung. Denn da 
das die Verordnung jchaffende und das fie publizierende Organ in der Regel 
dasjelbe ift, jo erichöpft fich der ganze Akt des Erlaſſes der Verordnung nahezu 
in deren Publikation; dieje aber zu prüfen wird dem Richter von niemandem 
beftritten. 

Indes ift dies nur die Regel; e8 gibt immerhin Ausnahmefälle, in 
benen die Trage der formellen Rectsgültigkeit der Verordnung recht wohl von 
praftijcher Bedeutung jein kann. Es ift das überall da der Tall, wo die Ver: 
ordnung zu ihrer Rechtsgültigleit der Zuftimmung (3.8. 482 II. BGB.) oder 
der Anhörung”) (vgl. 42° GewO.) eines von dem bie Verordnung publizierenden 
Drgan verichiedenen anderen Organs bedarf. In der Trage nad) dem Rechte des 
Richters, bie die formelle Rechtsgültigkeit der Berordnnung zu prüfen, hat nun Qaband?) 


9 1) Bol. oben ©. 480. Webereinftimmend: Arndt, Berordnungsreht ©. 288. 
) Vgl. zu der Frage, inwieweit die nicht erfolgte Anhörung die Rechtsgültigkeit 
der Berordmung beeinträchtigen kann, Rofin in der DI8. 1905 ©. 135. 
l 98. 
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in Eonjequenter Weile aus feiner Ausfertigungstheorie die Verneinung dieſes 
Rechtes abgeleitet; nicht jo Jellinek. Trotzdem er Labands Ausfertigungs: 
theorie adoptiert und aus ihr auch die Verneinung des richterlihen Prüfungs: 
rechtes bezüglich) der jormellen Berfafjungsmäßigkeit des Geſetzes ableitet, bejaht 
er das Recht des Richters, die formelle Gejegmäßigkeit der Verordnung zu 
prüfen,') mit der Motivierung, daß diejelbe die Vorausjegung der materiellen 
Rechtsgültigleit — die zu prüfen er ja den Richter für berechtigt hält —, sei. 
Dieje Behauptung dürfte an ſich richtig fein. Denn materielle Rechtsgültigkeit 
der Verordnung ift ihre Uebereinftimmung mit der verfafjungsrechtlichen oder 
gejeglihen Delegation. Durch die Delegation wird implicite aud die Form 
der Verordnung vorgeichrieben ;?) die Prüfung daher, ob dieje Form gewahrt iſt, 
ift eine Prüfung in der Richtung, ob die fyorm der Verordnung der durch die Delegation 
vorgejchriebenen Form entjpricht, daher gleichfalls eine Prüfung, ob die Berordnnung 
intra legem iſt.) Eine Inkonſequenz Jellineks fcheint uns jedoch darin zu 
liegen, daß er die materielle Rechtsgültigkeit der Verordnung richterlicher 
Kognition unterwirft; nad jeiner mit der Labands homogenen Ausfertigungs: 
doftrin müßte er, ebenjo wie e3 Eonjequenterweile auch Laband müßte, bier die 
richterlihe Kognition ausſchließen.“) 


V. Rapitel. 


Recht und Pflicht des Nichters zur Prüfung der Nechtögültigleit von 
Gejeten und Verordnungen und deren Vorausſetzung. 


Mir haben bisher nur von dem Rechte des Richters, Gejee und Verordnungen 
auf ihre Rechtsgültigkeit hin zu prüfen geſprochen; entipricht dieſem Rechte des 
Richters als Korrelat auch ſeine Pflicht? Die Frage ift anicheinend noch nicht erörtert, 
wohl wegen der Selbftverftändlichkeit ihrer Bejahung. Wir haben oben feftge: 
legt, daß das Prüfungsrecht des Richters die Konfequenz feiner ftaatsrechtlichen 
Stellung ift, derzufolge er lediglich Befehle der gejegebenden Gewalt anmenden 
darf. Da er aljo feine anderen ala von der gejeßgebenden Gewalt herrührende 
Befehle anwenden darf, jo muß er fi, das ergibt fih ala Konſequenz daraus, 
überzeugen, ob das, was ſich ala Befehl der gejeßgebenden Gewalt ausgibt, aud) 
in Wirklichkeit von ihr herrührt; m. a. W. er hat nicht allein das Recht, ſondern 
auch die Pflicht der Prüfung. 

Schmwieriger ift die zweite in dieſem Kapitel zu behandelnde Trage zu 
beantworten, welche Vorausjegung vorhanden fein muß, damit der Richter 





') Geſ. u. Ber. S. 394 Anm. 13 u. ©. 409. 

) Wenn 3. B. Urt. 50 RB. dem Kaiſer ein Verordnungsrecht delegiert, jo enthält 
diefe Delegation implieite aud die Vorfchrift, dab die Verordnung in der durd Art. 17 
NB. gegebenen Weije erfolgt. 

®, Daher ergibt fih, daß eigentlich die ſcharfe begrifflihe Scheidung der formellen 
und materiellen Gejepmäßigfeit für die Verordnung nidt berechtigt ift; indes jcheint es 
uns wünſchenswert, fit bei der Unterfuhbung des Prüfungsrechtes bezüglih der Ber— 
ordnung eines analogen Sprahgebrauces wie bezüglich des Bejekes zu bedienen. 

) Der Kritit Bries (I. c. ©. 52 Anm. 168) gegenüber Jellinets Lebre der 
Bejahung des Prüfungsrechtes bezüglich der formellen Gejegmäßigfeit der Verordnung. 
tönnen wir ung nicht anſchließen. Brie findet die Begründung Jellineks ungenügend. 
weil die formelle Rechtsgültigfeit vor der Prüfung der materiellen in anderer Weiſe ala 
durch den Richter feſtgeſtellt Fein fann. In weld; andrer Weije aber als dur die Aus— 
fertigung ift nicht erfichtlih und diefer fchreibt dod Brie ebenjowenig wie wir Rechte: 
kraft gegenüber einer nochmaligen riterlihen Prüfung zu. 
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zur Vornahme der Prüfung berechtigt und verpflichtet ift. Hier hat Brie eine 
Theorie aufgeftellt, die eine große Abſchwächung bes von ihm lebhaft verteidigten 
Prüfungsrechtes bedeutet. Im Anſchluß an die jonft von ihm befämpfte Theorie 
Labands lehrt er nämlid:’) 

Durch die Erwähnung der Zuftimmung ber Kammern im Eingange ber 
publizierten Gejegesurfunde wird eine Vermutung der Wahrheit und Legalität 
(sc. des Geſetzesaktes) begründet (S. 53). Die bloße Beftreitung diejer Ber: 
mutung ſeitens einer Prozefpartei genügt aber nicht, um den Richter zur 
Prüfung zu berechtigen und zu verpflichten. Vielmehr müſſen enticheidende 
gegenteilige Momente glaubhaft gemacht werden (S. 56 Anm. 182). 

Während wir ben erftenSaß mit der herrichenden Meinung”) ohne weiteres als 
berechtigt anerkennen, jcheint uns bie von Brie im zweiten Eate daraus 
gezogene Konſequenz nicht Ihlüffig zu fein; wir glauben nicht allein, daß bereits 
eine Beftreitung von feiten einer Partei ben Richter zur Prüfung berechtige 
und verpflichte, fondern, daß der Richter fogar ex officio, jobald er irgend ein 
Bedenken gegen die Rechtsgültigkeit der Norm hat, zu prüfen berechtigt und 
verpflichtet ift. Daß dieſer Sat ohne das Vorhandenſein der durch die Aus: 
fertigung erzeugten Präjumtion richtig wäre, kann wohl nicht beftritten werben. 
Streitig kann nur fein, ob die Präfumtion eine Modifikation diejes Satzes in ber 
von Brie geforderten Richtung bedingt. 

Um dies zu entjcheiden, muß von der prozeffualen Funktion der Präjumtion 
ausgegangen werben. Dieje aber befteht in dem Einfluffe der Präjumtion auf 
die Bemweiswürbigung bes Richters. Der Richter muß bie in der Präjumtion 
enthaltene Tatjahe oder das in ihr enthaltene Rechtsverhältnis jolange als 
beftehend annehmen, ala nicht das Nichtbeftehen erwiejen ift. 

Es würde aljo die dur die Ausfertigung (reſp. Sanktion) geichaffene 
Präjumtion der Begalität des Geſetzesaktes Tediglich bedeuten, daß der Richter den 
Akt jolange ala Iegal zu behandeln hat, als nicht feine Verfaflungswibdrigfeit 
erriejen ift. Damit hat aber die Frage, welche Tatjachen ben Richter veranlafjen 
können und müffen, die Legalität zu prüfen, nichts zu tun; erft wenn die Prüfung 
vorgenommen ift, tritt die Funktion dieſer Präjumtion ein; wird dann durch 
da8 bei der Prüfung ſich ergebende Material die Berfaffungsmidrigkeit nicht 
ermwiejen, jo gilt infolge des Eingreifens der Präfumtion der Akt ala legal; eine 
darüber hinausgehende Bedeutung der Präfumtion zuzuschreiben, liegt in dem 
Weſen diejes Rechtsinftituts nicht begründet und könnte fih daher nur aus der 
bejonderen Natur einer beftimmten Präjumtion rechtfertigen, was aber bei der 
vorliegenden Präjumtion nicht der Fall iſt. 


Kapitel VI. 
Reichäreht und Landesrecht. 


Wir haben bisher nur eine Kategorie von Fällen kennen gelernt, in denen 
die aus dem Reichsftaatsrecht fich ergebenden Säbe für das richterliche Prüfungs: 
recht zweifellos auch auf die Prüfung der Landesgejege und =verordnungen An: 
wendung finden müffen, jelbft da, wo, wie 3. B. in Preußen, das Landesrecht 
eine das richterliche Prüfungsrecht ausfchließende Beftimmung enthält. Dies ift 


— 





)1.c. ©. 56. 
2) Siehe Laband II S. 42 Anm. 1 und die dort Angeführten. 
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der Fall bei ber Prüfung ber Landesgeſetze und =verordnungen daraufhin, ob 
fie nicht durch Reichsgeſetz oder Reichsverordnung derogiert find. Daß in dielem 
alle die dem Prüfungsrechte des Nichterd entgegenftehende landesgeſetzliche Be: 
ftimmung feine Beachtung findet,') ift jo jelbftverftändlich, daß e8 eines Beweiſes 
dafür gar nicht bedarf. Im übrigen aber wird, ſoviel wir jehen, ganz allgemein 
gelehrt, daß für die Frage des richterlichen Prüfungsrechtes bezüglich der Landes 
gejege und Lanbdesverordnungen die aus dem Landesftantsrecht ſich ergebenden 
Sätze unangefodhten in Kraft geblieben wären. Nach wie vor wäre alfo für bie 
Prüfung der Rechtsgültigfeit preußiicher Gelege und Verordnungen Art. 106 
PrVerfUrk. in Kraft; und zwar nicht allein für den preußiichen Richter jondern 
aud) für den Reichörevifionsrichter, ba dieſer Die Entjcheibung des Vorderrichters ja nur 
auf das Vorliegen eines Rechtsirrtums zu prüfen hat, einen Rechtsirrtum der 
preußiiche Richter aber niemals dadurch begehen fann, daß er eine preußifche Norm 
ungeprüft anwendet, da ihm diefe ungeprüfte Anwendung die Verfaſſung ja gebietet. 
Aber nicht immer müßte der Reichrevifionsrichter eine preußiihe Norm unge 
prüft zur Anwendung bringen. Nehmen wir an, e8 hätte ein ſächſiſches Geridt, 
was ja wohl denkbar iſt, über einen aus einer preußiichen Verordnung geltend 
gemachten zivilrechtlichen Anſpruch zu enticheiden. 

Der ſächſiſche Richter wird ſich dann gegebenenfall® nicht ſcheuen, die 
Gültigkeit der Verordnung zu prüfen, da er ja nad) ſächſiſchem Rechte mangels 
einer ausdbrüdlichen entgegenftehenden Bedingung ein ſolches Prüfungsrecht hat, 
und der Art. 106 PrRerill. der lediglich eine Untertanenpflicdht des preußiſchen 
Richters, königliche Verordnungen ungeprüft anzumenden ftatuiert, den ſächſiſchen 
Richter natürlich nicht binden kann. Dann könnte in biefem Falle aber audı 
das Neichägericht, das direft ebenſowenig wie der Jächfiiche Richter durch Art. 106 
PrVerfll. gebunden ift, die Rechtsgültigkeit der preußiſchen Verordnung redit 
wohl feiner Kognition unterwerfen. Wir erhalten aljo das Refultat: Dasjelbe 
Reichögericht, das die preußiiche Verordnung, wenn der Vorderrichter ein preußiicer 
Richter war, ungeprüft anwenden muß, darf diejelbe Verordnung prüfen, eventuell 
als ungejeglich erklären, wenn der Vorderrichter ein Jächfifcher Richter war. Dieſes 
unbefriedigende Refultat jcheint uns aber in Wirklichkeit nicht zu beitehen, wenn 
man nur den das richterliche Prüfungsrecht betreffenden Normen die juriftiide 
Qualifizierung zuteil werden läßt, die ihnen unſeres Erachtens in Wirklichkeit 
zukommt: d. h. wenn man fie als Beftandteile des Gerichtsverfaffungsrechtes 
auffaßt, nicht wie die jet anjcheinend ganz allgemein herrichende Lehre alt 
Eigenſchaft des Geſetzes oder der Verordnung. Wenn dieje Lehre jagt: Es be 
ftimmt ſich nad preußiihem Rechte, ob und inwieweit preußiiche Gejege und 
Verordnungen bezüglich ihrer Rechtsgültigkeit richterlicher Prüfung unterliegen, 
für bayeriiche Gelege nad bayeriihem, für Reichögejege nach Reichsitaatsredt, 
jo ift ihre Auffafjung offenbar die, daß die die Norm ſchaffende Gejeggebung 
auch darüber zu enticheiden Hat, ob ihre Verfaſſungsmäßigkeit richterliche 
Kognition unterliegt. Dieje Auffaffung ift freilich bei denjenigen Schriftftellern 
die, wie Laband, Jellinek, Seydel u.a. aus einem Vorgange bei dem 
Gejetgebungsprozeß die Enticheidung ableiten, eine unvermeidliche logiſche Kon— 
jequenz. Denn, wenn, wie nad) Labands Theorie, Reichsgeſetze deswegen eine 
Prüfung ihrer Berfaffungsmäßigfeit nicht unterliegen, weil diejelbe durch die für 
Reichägejee notwendige Ausfertigung rechtskräftig Eonftatiert ift, jo kann die 

') Bgl. dafür 3. B.v. Stengel, Preuß. Staatöreht S. 176; Arndt, Kommenter 
5. 349 Unm. 10. 
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aus einer Phaje des Reichsgeſetzgebungsprozeſſes abgeleitete Enticheidung nicht 
au für die Prüfung der Gejege der Bundesitaaten gelten, von denen vielleicht 
der eine oder andere dieſes Inſtitut der Ausfertigung in feinem Gejeggebungs- 
verfahren gar nicht kennt. Diefe Auffaffung nun, daß die die Norm Ichaffende 
Gejegebung auch darüber zu enticheiden hat, ob ihre Verfaffungsmäßigkeit richter- 
licher Kognition unterliegt, ift für die Regelfälle natürlich richtig. Da aber, 
wo, wie im Deutichen Reiche, der Ausnahmefall vorliegt, daß die Normen ber 
Gerichtäverfaffung durch eine andere un ala die des Staates, in defjen 
Namen der Richter Recht jpricht, geichaften werden, find die von diefer Geſetz— 
gebung ausgehenden Normen bezüglich des richterlihen Prüfungsrechtes allein 
maßgebend, aud in dem fyalle, in dem der Richter eine Norm des Staates, in 
deſſen Namen er Recht Ipricht, anmenbet.') 

Denn die Trage, ob und inwieweit der Richter die Rechtsgültigkeit einer 
Berordnung zu prüfen das Recht und die Pflicht hat, wird beantwortet durch 
die Normen, die die ftaatsrechtliche Stellung des Richters innerhalb des Staats: 
organismus feftlegen; das aber find die Normen des Gerichtöverfaffungsrechtes. 
Dieje Auffaffung wurde bereit? im Jahre 1864 auf dem 4. deutichen Juriften- 
tage ?) von Carl Georg v. Wächter vertreten; dieſer bezeichnete die Frage ala 
eine prozefjuale, was vollfommen identiſch ift mit unjerer Bezeichnung ala einer 
Frage der Gerichtöverfaflung. 

Steht man aber auf dem Standpunkte, daß die das richterlihe Prüfungs: 
recht betreffenden Normen ein Beitanbdteil des Gerichtöverfaffungsrechtes find, 
fo ift die Konfequenz, daß man alle das richterliche Prüfungsrecht betreffenden 
Normen des Landesrechtes als derogiert betrachten muß. Dieſe derogatorifche 
Kraft der reichsrechtlichen Normen ift natürlich nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß 
dieje Normen nicht ausdrüdlich ausgeiprochen find, jondern ſich aus allgemeinen 
ftaatsrechtlichen Gefichtspunften ergeben. Ebenjogut wie Art. 86 PrVerfll. durd) 
die ausdrüdliche Beitimmung des $ 1 GBG. derogiert ift, ebenjo ift Art. 106 
PBrBerfll., inſoweit er für den Richter in Betracht fommt, durch den in das 
GVBG. zwar nicht ausdrüdlich aufgenommenen, aber aus allgemein ftaatsrecht: 
lichen Geſichtspunkten fich ergebenden Saß: der beutiche Richter hat das Recht 
und die Pflicht, Gelee auf ihre formelle, Verordnungen auf ihre formelle 
und materielle Verfaffungsmäßigfeit zu prüfen, derogiert. 

Nahdem wir diejes Rejultat feftgelegt haben, können wir eine Bemerkung 
nachholen, die ſyſtematiſch richtiger vielleicht an den Anfang unjerer Erörterung 
hätte geftellt werden müflen, wegen ihres engen Zuſammenhangs mit der 
Frage des Berhältniffes der reichBrechtlihen und landesrechtlichen Normen über 
das richterliche Prüfungsrecht aber beffer an dieje Stelle zu ftehen ommt. Wir haben 
un bisher nod nicht darüber ausgelaffen, was wir unter dem deutjchen Richter 
im Sinne unferes Themas verftehen. Wir holen es jebt in dem lapibaren 
Saße nad: Jeden Richter, auf den das Reichögerichtäverfaffungsgefeg zur An: 
wendung fommt, d. 5. jeden Richter der ordentlichen Gerichtsbarkeit im 
Deutihen Reiche. 


) Mit demjelben Rechte, mit dem man behauptet, die aus dem Reichsſtaatsrecht 
ſich ergebenden Normen bezüglic, des richterlichen PBrüfungsrechtes fänden nur Anwendung 
anf Reichögejege, könnte man behaupten, der Richter jei nur dann dem Gejege unterworfen 
($ 1 &36.), wenn er Reichögefepe anwendet. 

?) Bgl. Verhandlungen des 4. deutſchen Juriftentages ©. 56. 
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Rechtliche Uatur des dentfchen Offisiersdienftes, ent- 
wirkelt ans der Geſchichte und dem geltenden Rechte. 


Von Dr. iur. Wilhelm Lehmann in München. 


(Fortſetzung.) 
Zweiter Abſchnitt. 
Das geltende Offiziersdienſtrecht. 
8 3. Allgemeines. 


Aus der am Schluffe des vorigen Abjchnittes bezeidyneten Aufgabe der 
folgenden Ausführungen ergibt ſich zunächit die Notwendigkeit einer Darftellung 
des geltenden Dffizierödienftrechts, um jo mehr, als auf dieſem Gebiete eine 
Reihe von Kontroverjen beftehen, zu denen Stellung genommen werden muß, 
ehe zur eigentlichen Aufgabe übergegangen werden kann. Vielfach ftehen die 
Streitfragen aber in jo engem Zujammenhang mit der Frage nach der Rechts 
natur de3 Difizierödienites, daß es ſich notwendig erweilt, um Wiederholungen 
zu vermeiden, einzelnes bier ſchon vorweg zu nehmen, was eigentlich der Er: 
örterung des nächſten Abjchnittes hätte vorbehalten jein jollen. Eine erichöpfende 
Darftellung des geltenden Offizierödienftrechts ift im folgenden nicht beabfichtiat. 
Der leitende Gefichtspunft für die Grenzen unjerer Darftellung ergibt fich viel 
mehr aus der Natur unferer Aufgabe, nachzuweiſen, daß der Offiziersdient 
Staatödienit ift. Nur infoweit aljo, ald das Offiziersdienftrecht hierfür von Be 
deutung ift, ſoll e8 zur Darftellung gelangen. 


84. Die Begründung des Offiziersdienkverhältniffes. 


Was zunähit die Begründungsart anbelangt, jo herriht in der Willen 
ſchaft noch Streit darüber, ob das Dienftverhältnis durch Vertrag oder ein: 
jeitigen Akt des Kriegäheren begründet werde. Nach meinem Dafürhalten it 
die Annahme einer Begründung durd Vertrag die richtige. Der Dienft dei 
Dffiziers ift ein Vebensberuf, er erfordert eine umfaffende und forgfältige berufliche 
Vorbildung. Der Staat kann nad) dem gegenwärtigen Stand ber Geiet- 
gebung ſolchen berufsmäßigen lebenslänglichen Militärdienft von feinen Unter 
tanen als Untertanenpflicht nicht fordern. Es befteht wohl fein Zmeifel, das 
der Geſetzgeber eine ſolche Verpflichtung aufftellen könnte‘) Jedenfalls ift fe 
aber bis jett nicht gegeben. Solange aber die Beihaffung des erforderlichen 


» Bol. Seydela. a. D.$ 176 —9— 2 S. 183. 
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Perfjonals im Wege gejeglichen Zwanges nicht möglich ift, ift der freie Wille 
des einzelnen maßgebend. Zur Begründung des Offiziersdienſtverhältniſſes ift 
der hierauf gerichtete Wille desjenigen, der Offizier werden will, und der damit 
übereinflimmende Wille des Dienftherrn notwendig. 

„Ein Rechtsgeſchäft aber, zwiſchen zwei Rechtöperfönfichteiten zu bem Zwecke 
und mit der Wirkung geichlofien, daß einfeitig ober beiderjeitig echte und 
Pflichten entitehen, hat man, jolange es eine Rechtswiſſenſchaft gibt, Vertrag 
genannt.“') Nachdem von ber heutigen Rechtswiſſenſchaft faſt durchgängig an— 
erkannt iſt, daß der Vertrag nicht bloß ein Begriff des Privatrechts, —— 
des allgemeinen Rechts iſt,“) nachdem ferner Laband durch die Unterſcheidung 
zwiſchen ber Begründung des Dienſtverhältniſſes und dem Amtsauftrag)) das 
m. €. weſentlichſte Bedenken der Gegner, daß ſtaatliche Hoheitsrechte nicht durch 
Vertrag übertragen werden könnten, bejeitigt hat, dürfte e8 feinem ernftlichen 
Bedenken mehr unterliegen, die Begründung des Offizierödienftverhältniffes in das 
Gebiet des öffentlich:rechtlichen Dienftvertrages zu verweilen. Eine eingehendere 
Erörterung dieſer Streitfrage, weldhe für uns mit der Trage nad) ber Be: 
gründungsart des Staatsdienftes überhaupt zufammentrifit, ift hier um deswillen 
nicht erſorderlich, weil die einichlägigen Punkte bereits ausgedehnten Unterſuchungen 
unterzogen worden find. Als die herrichende und wohl auch richtige Lehre kann 
man heute wohl in&bejondere nad) ben verbienftvollen Ausführungen Labands‘) 
und Rehms?) die Vertragstheorie bezeichnen.‘) 

Das Dffizierödienftverhältnis wird begründet durch die Ernennung zum 
Offizier, welche privatrechtlic; ausgedrüdt, die Annahme des Offerts durd) den 
Herrſcher darftellt.‘) Die Ernennung ift an verfchiedene Vorausſetzungen geknüpft. 


Nach den beftehenden Vorichriften?) kann es wohl feinem Zweifel unter: 
liegen, daß bie Ernennung zum Offizier ein bereits beftehendes militärilches 
Dienftverhältnis vorausſetzt.) Ob man jedod) das Dientverhältnis ber Offiziers⸗ 
ajpiranten ala ein Analogon zu dem Dienftverhältnis der in der Borbereitungs: 
praxis befindlichen Zivilftaatsdienftafpiranten bezeichnen kann,“) ericheint mir 
zweif felhaft angefichts des Umſtandes, daß die Offiziersafpiranten je nad) ihrer 


) Seydel, Bayer. Staatdreht Bd. 2 ©. 183. Als Analogie wird vielfadh die 
Naturalifation von Ausländern ala ge (i- Rehm a. a. DO. Annalen 85 ©. 121). 
Die VBertragdnatur derſelben ift allerdings beftritten (vgl. Rauchalles, Das Geſetz über 
die Erwerbung und den Berlujt der Bundes und Staatdangehörigfeit vom 1. Juni 1870 
56 Anm. 1 und die dort zitierte Literatur), doch dürfte wohl F Ausführungen Rehms 
a. a. O. beizuſtimmen ſein; vgl. auch Laband aa. O. Bd. 16. 153 und Seydel, 
Bayer. Staatsrecht Bd. 1 S. 275 Note 13. 

Bol. Rehm a. a. DO. Annalen 1885 ©. 116 fi. 

) aa O. Bd. 16. 418 ff. indbeiondere ©. 421. 

—2— a. a. O. 8 45. 

) Annalen 1885 ©. 113 ff. 

) Anhänger diefer Theorie At außer Rehm a.a. O. und Laband a. a. O. 
Seydel, Bayr. Staatsrecht Bd. 2S. 183 ff. und Grundzüge einer allgemeinen Staats— 
lehre (Freiburg er S. 59 ff. Gegner 3. B. Zorn, Deutiches Staatsrecht (2. Aufl. 
Berlin 1895) Bd. 1 ©. 304 ff.; auh Arndt bezüglich der Offiziere (Deutſches Staats— 
recht, Se 101 ©. 546). 

) Bgl. Brand a. a. O. S.7 

N Bgl. insbeſondere BD. v. li. März 1880 über die Ergänzung der Offiziere 
des Friedensftandes. 

1 Vgl. Meyer, Lehrbuch des eig Berwaltungsrechts (9. Aufl, Leipzig 1894) 
Zeil 2 S. os: Brand a. a. O. ©. 78 f. 

1) Wie dies Brand tut (a. a, ni ©. 79). 
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Stellung auf der militärifchen Rangleiter den Mannſchaften oder Unteroffizieren 
rechtlich völlig gleichſtehen. Die militäriihen Dienftverhältniffe laffen cin jo 
Ioderes Verhältnis, wie e8 bezüglich ber im Worbereitungsdienft ftehenden Zivil: 
ftaatsdienftajpiranten beiteht, nicht zu. Es dürfte fich vielmehr um ein bereits ſeſt 
begründetes, dem Dienftverhältnis der Kapitulanten gleichgeartetes Staatädienit: 
verhältnis handeln. Dur die Ernennung zum Offizier wird alddann das 
— unten zu erörternde Beſonderheiten aufweiſende Offiziersdienſtverhältnis 
egründet. 

Eine weitere, für uns jedoch nebenſächliche Vorausſetzung der Ernennung 
bildet die berufswiſſenſchaftliche Qualifikation, welche durch Beſtehen der Dffiziers- 
prüfung erworben wird.) 

Einer näheren Betrachtung muß dagegen eine dritte Vorausjegung der 
Emennung gewürdigt werden, welche ebenjalld in der angezogenen Verordnung 
vom 11. März 1880 geregeli if. Die Fähnriche, welde die Prüfung mit 
Erfolg abgeleiftet haben, werden dem Könige zur Beförderung zu Offizieren 
vorgeihlagen, „nachdem das Difiziersforps des betreffenden Truppenteiles in 
einem eigenen, dem Vorſchlage beizufügenden Protokoll erklärt hat, daß es den 
Borzufchlagenden für würdig erachtet, in feine Mitte zu treten“.?) Der Be: 
urteilung der wählenden Offiziere unterliegen nıcht etwa die dienftlichen Fähig— 
feiten des Ajpiranten, jondern die Trage, ob derjelbe nad; Charakter, Herkunit, 
Erziehung uſw. die nötigen Garantien dafür biete, daß er ſich der Ehre und 
den Berhältniffen des Offiziersftandes entiprechend führen werde.) Die Offiziers- 
wahl iſt nad) dem Wortlaut des $ 9 der Veordnung vom 11. März 1880, 
wie in8bejondere des $ 47 der HD. die Vorausjeßung für den Vorfchlag zur 
Bejörderung, d. h. der Vorſchlag erfolgt nicht, wenn die Würdigung des 
Ajpiranten zu einem negativen Rejultat führt. Der Umftand, daß man fogar 
für den Kriegsfall an der Wahl ala einer Vorausfegung zum Beförderungs- 
vorjchlag feftgehalten hat, während man die berufliche Vorausjegung, das Be— 
ftehen des Offizierseramens, unter gewiffen Bedingungen fallen ließ,*) gibt m. €. 
der Wahl eine erhöhte Bedeutung. Yuriftiich kann man die Wahlhandlung nur 
als den Ausfluß eines Standesrechtes der Offiziere auffaffen. Daß der Dffiziers- 
ftand ein befonderer „Ehrenftand” ift, ift im Zufammenhang mit der Betrachtung 
der Vorſchriften über die Ehrengerichte der Offiziere näher zu erörtern. 


85. Der Inhalt des Offiziersdienkverhältniffes. 


„jedes Nechtsverhältnis befteht aus einjeitigen oder gegenjeitigen Be 
rehtigungen; dieſe Berechtigungen oder MWillensbefugniffe machen den Inhalt 
eines Rechtöverhältniffes aus.”?) Im DOffiziersdienftverhältnis ftehen ſich der 
Herrſcher und ber Offizier gegenüber. Demnach bedeutet eine Darftellung bes 
Inhaltes des Dffiziersdienftverhältniffes nichts anderes, als die Feſtſtellung, 
welche Willensbefugnifje dem Herrſcher zuftehen, die beftimmend auf den Willens: 

’) Bgl. die Allerh. BO. v. 11. März 1880 über die Ergänzung der Offiziere des 
Friedensſtandes. 

) 539 der angez. BO v. 11. März 1880. 

® Zur Begründung verweile ih auf 8 47 der HD. über die Wahl der Rejerve- 
offiziere: ° Gewählt dürfen nur werden Offizierdajpiranten, welche bei ebrenbafter Ges 
finnung eine dem Dffizierditande entiprehende Lebensftellung haben.“ 

) Vgl. 8 19 der RO. v. 11. März 1880 

5, Rehm a. a. D. Annalen 1885 ©. 82. 
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inhalt des Offizier8 einwirken, und ob und event. welche Willensbefugnifje für 
den Diener aus dem Dienftverhältnis erwachſen. 


I. Zunächſt haben wir uns aljo mit den Pflichten der Offiziere zu befaffen. 


Die Offiziere haben die Pflicht zur Verwaltung des ihnen übertragenen 
Amtes (Kommandos), bie Pflicht zum Gehorſam und zur Treue und die Pflicht 
zu achtungswürdigem Verhalten.!) 


Die Pflicht zur Führung des übertragenen Kommandos iſt, wie die ent: 
iprechende Pflicht der Zivilbeamten, eine Pflicht zur Arbeitsleiftung, welch letztere 
quantitativ durch den mwechjelnden, mit dem Kommando verbundenen Gejchäfts- 
umfang beftimmt wird.?) Gefichert wird ihre Erfüllung durch die SS 64 ff. 
des RMStGB. Außerdem ift hier einjchlägig die Verordnung über die Er: 
teilung des Urlaubs vom 23. Oktober 1879 (für die Militärärzte die Ver: 
ordnung vom 7. Februar 1873 88 30, 31).°) 


Die Offiziere unterliegen hinſichtlich der Gehorjamspflicht benfelben Be: 
flimmungen wie die Mannſchaften. Ihre Gehorſamspflicht ift die allgemein 
militäriihe. Wie bereitö betont, ift der Zweck des freiwillig übernommenen 
Militärdienftes die Ergänzung der den militäriſchen Bebürfniffen de8 modernen 
Staates nicht genügenden gejeglichen Militärdienftpfliht. Das ftehende Heer 
bringt eine Reihe von Geſchäften mit fi), welche ein beruflich ausgebildetes und 
dauernd oder doch wenigſtens auf längere Zeit dem Militärdienft ſich widmendes 
Perjonal erfordern. Dieſe Geichäfte find im Anihluß an die Organijation des 
Heeres in beitimmte Geihäftsfreife abgegrenzt, und Zweck des Militärdienft: 
verhältniffes ift demnach, Perjonen zur Belegung und Führung dieſer militärijchen 
Dienftitellen zu gewinnen. Aus diefem Zweck des DOffiziersdienftes im Zuſammen— 
bang mit dem eigenartigen Weſen des Militärdienftes ergibt ſich die innere 
Begründung des Umftandes, daB die Gehorjamspfliht der Offiziere beſchaffen 
ift, wie diejenige der Mannjchaften. Um die Ridytigfeit dieſes Sates aus dem 
geltenden Recht zu beweilen, brauchen wir bloß feftzuitellen, daß die Verlegungen 
der Gehorjamapflicht jeitens der Offiziere benjelben Strafbeitimmungen unterliegen, 
mie diejenigen jeitens der Mannſchaften, ) da bie Anhaltspunkte für die Kon— 
ftruftion der Gehorſamspflicht in der Hauptiadhe auf die ihre Verlegungen be- 
drohenden Strafbeſtimmungen beſchränkt ſind. So gelten zunächſt die jetzigen 
Kriegsartilel,⸗ ) melde ja vorzugsweiſe die Lehre der militäriſchen Pflichten und 
eine allgemeine Aufzählung der mit Strafe bedrohten Handlungen enthalten, für 
alle Perjonen des Soldatenftandes‘) im Gegenjag zu den alten preußifchen 
Kriegsartikeln, die nur für die Unteroffizieve und Mannſchaften Geltung beiaßen. 
Ferner machen die Strafbeftimmungen feinen für unfere Frage erheblichen Unter: 
Kühe Br Offizieren und Mannſchaften. 


') Bl. Laband a. a. DO. Bd. 4 ©. 187. 

2) Bol. Laband a. a. D. Bd. 1 ©. 428. Eine genauere Erörterung erübrigt 
fih bier, da m. E. die von Laband a. a. O. für die entiprechende Pflicht der Zivil- 
—— a ehobenen ee Sg — 

ee a. a. 4 ©. 188. 

R zzt Laband a. a. 5 Bd. 4 ©. 187. 

) Bom 22. September 1902 abgedrudt im Kompendium über Militärrecht (ITT. 
Nachtrag). 

®) Bgl. Keller, ame: zu den Kriegsartikeln, Berlin 1977 ©. 2; und 
v. Shmidta.a., 8.6.3 24 f. 
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Don dem Reichamilitärftrafgefegbuh und der Disziplinarftrafordnnung ’) 
werden Offiziere und Mannſchaften Hinfichtlich der Berlegungen des Gehorſams 
grunbjäßlich gleich behandelt. Gewiſſe auf das Rangverhältnis ſich gründende 
Verichiedenheiten find rechtlich belanglos.?) UWeberhaupt läßt fi) aus feinem 
Teil des Militärrechts, weder aus dem gemeinfam für Offiziere, Unteroffiziere 
und Gemeine, noch aus dem nur für einzelne diefer Kategorien geltenden Geſetzen 
und Verordnungen aud nur die leilefte Andeutung dafür entnehmen, daß die 
militäriſche Gehorfamapflicht nad) dem Rechtsgrunde verjchieden geartet jei. Es 
erübrigt fi) demgemäß eine bejondere Darftellung der Gehorſamspflicht vom 
Standpunkt des Offiziersdienftverhältniffes aus, °) 

Die Gehorſamspflicht als die Pflicht, allen dienſtlichen Befehlen unbe: 
dingte Folge zu leiften, findet ihre Ergänzung in der Zreuepfliht. Diefe ift 
juriftiich naturgemäß viel jchwerer zu umſchreiben, als die Gehorſamspflicht. 
Pofitive Umjchreibungen der militärischen Zreuepflicht finden wir in den Kriegs— 
artifeln und im Fahneneid. Die in den angezogenen Stellen enthaltenen Definitionen 
decken fi im allgemeinen mit dem von der Wiffenihaft ausgebildeten Begriffe 
der Treuepflicht, welche definiert wird als die Pflicht, „alles zu unterlaffen, mas 
nad der eigenen Anficht der andern Perfon zum Schaden gereicht, und alles 
zu tun, ſoweit dies ſubjektiv möglich ift, was nad) der eigenen Einficht der 
andern Perfon zum Nuten gereicht."?) 

Zunähft ift nun auf die Streitfrage einzugehen, ob die Treuepflicht eine 
Rechtäpflicht oder nur eine moralifche Pflicht if. Während Laband dieſelbe 
unter den Rechtspflichten erwähnt, und damit feinen Standpunkt fennzeichnet, 
vertritt Rehm bie Auffaffung, daB die ZTreuepflicht Feine MRechtspflicht, jondern 
nur eine moraliſche Pflicht jei. Die Zreuepfliht ift allerdings zunächſt eine 
moraliihe Pfliht. Sie kann aber von der Rechtsordnung jehr wohl zur Rechts: 
pflicht erhoben werben, indem dieje Rechtsfolgen an die Verlegung der Pflicht 
fnüpft. So finden wir 3. B. im bürgerlihen Recht die Pflicht, im Rechts: 
verkehr nad) Treu und Glauben und den guten Sitten entiprechend zu handeln, 
die Anwendung der Sorgfalt eine ordentlihen Kaufmanns, die do zunächft 
dem moraliſchen Gebiet angehören, dadurch zu Rechtspflichten erhoben, daß man 
Rechtsfolgen an ihre Verlegung knüpfte. Auch auf den ftraftechtlihen Begriff 
der Untreue ($ 266 RStGB.) und die Treuepfliht der Dienftboten (vgl. 


) Das MStGB. Kor auf die Offiziere, die „Perſonen des Soldatenftandes“ find 
(vgl. Anlage zu $ 5 MStGB.), durchweg Anwendung. $ 2 der Disziplinarftrafordnung 
jagt einfah: „Der Disziplinarftrafgewalt find unterworfen: 1. alle zum Deere gehörenden 
Militärperjonen.* 

*) Bgl. hierzu $ 3 der Disziplinarftrafordnung für das Heer vom 31. Oftober 1872 
(Kompendium über Milttärreht. Herausgegeben vom Kgl. preuß. Kriegsminifterium, 
Berlin 1900 ©. 225). 

) Ich verweiſe auf die Darftellung der Gehorjamspflicht bei Qabanda.a. DO. Bd. 4 
$ 106 IV, 1a (©. 147 fi). 

*) Urt. 6 der Sriegsartitel für da8 Heer vom 22. September 1902 lautet: „Die 
Pflicht der Treue gebietet dem Soldaten bei allen Borfällen im Krieg und Frieden mit 
Aufbietung aller jeiner Kräfte, jelbft mit Aufopferung des Lebens, jede Gefahr von jeiner 
Majeftät dem Kater, dem Landesherren und dem Baterlande abzuwenden.” Im Fahnen— 
eid ſchwört der Soldat (auch der Offizier) „dem Landesherrn treu zu dienen, deſſen Won! 
nad Kräften zu fördern, im Krieg wie im Frieden, zu Wafler und zu Lande, bei Taa 
und bei Nacht, auf Märihen und Wachen, bei Belagerungen und in Stürmen umd 
Schladten, überhaupt bei allen Gelegenheiten fich als tapferer und treuer Soldat zu erweijen_* 

°) Bgl. hierzu Ehrenberg, Kommendation und Huldigung, Weimar 1877 ©. 111 #5 
und Rehm a. a. DO. Annalen 1885 ©. 86. 
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Art. 19 bayer. AG. 3. BGB.) können hier als Beilpiele dafür verwieſen 
werden, daß beftimmten NRechtöverhältniffen eine rechtlich anerkannte Treuepflicht 
entipringt. Rechtsfolgen vermag aber nur eine von der Rechtsordnung aner: 
fannte Pflicht, eine Nechtöpflicht, zu erzeugen. Die Verlegung der Untertanen: 
treue ift in beitimmten Fällen unter Strafe geftellt, im Abſchn. 1 des Teil 2 
des RStGB. Tür die ‘Perjonen des Soldatenftandes gehen die Strafbeſtim— 
mungen angefihts der Potenzierung ber Zreuepfliht naturgemäß noch weiter. 
Hierher gehören die SI 56—61 (Hochverrat, Landeöverrat und SKriegäverrat), 
die 88 62—63 (Gefährdung der Kriegsmacht im Felde, vgl. Art. 7 ber Kriegs: 
artikel), die SI 84—88 (Feigheit) des RMStGB. Der Umſtand, daß es nahezu 
unmöglich ift, dieſe Pflicht rechtlich ſcharf zu umgrenzen,‘) darf nicht irre: 
führen. Das Geſetz hat eben beftimmte Tatbeftände bejonders prägnanter Natur, 
deren rechtliche TFallung leichter möglich; war, herausgenommen und mit Strafe 
bedroht. M. €. ift & nun unrichtig zu jagen, ber zur Treue Verpflichtete ge: 
borche, weil das Geje etwas gebiete oder verbiete, weil er Gehorſam jchuldig 
jei. Es muß vielmehr gejagt werden, das Geſetz gebietet oder verbietet eben 
deshalb beftimmte Handlungen, weil ihre Vornahme oder Unterlafjung eine 
Verlegung der Treuepflicht darftellt, und damit erhebt e8 die Zreuepflicht zu 
einer Rechtspflicht. Kurz zu beleuchten iſt noch der Einwand Rehbms,?) der 
auch auf Offiziere zutrifft, daß, wenn die Zreuepflicht eine Rechtspflicht wäre, 
den aktiven Staatsdienern die Beteiligung an ber Volksvertretung unterjagt 
jein müßte. Ganz abgejehen davon, daß aus diejem Geſichtspunkt eine Volks— 
vertretung überhaupt undenfbar wäre, weil alle Untertanen dem Staatöober- 
haupt zu Treue verpflichtet find, ift der Zreuepfliht ja gerade das Handeln 
nach eigenem gewiffenhaften Ermeſſen“) zum beiten des andern wejentlih. Dem: 
nad) wäre es denkbar, daß Oppofition in der Volfövertretung geradezu zur Pflicht 
würde. Nach unferer Anſchauung ift demnach die Treuepflicht eine Rechtspflicht. 

Bei der Allgemeinheit der Treuepflicht iſt es naturgemäß unmöglid, in 
ausgedehnterem Umfange BVerlegungen in jo beſtimmt umgrenzte Tatbeftände 
zu faffen, daß man an fie Strafandrohungen fnüpfen könnte‘) Man griff 
deshalb zu einem Mittel moraliſchen Charakterd und nahm in den Tyahneneid, 
ber in der Hauptjache eine eidliche Bekräftigung der Gehorſamspflicht ift (mas 
wohl zu beadjten ift), au den Treueſchwur auf. Dieſer ftellt m. €. jedod) 
lediglich eine Bekräftigung der an fi jchon exiſtenten Pflicht dar. Ich trete 
mit dieſer Auffaffung im Gegenja zu Brand,’) welcher dem Fahneneid kon: 
ftitutive Wirkung einräumt. Bedenklich muß hier von vornherein erjcheinen, 
daß ber Tyahneneid, der doc wohl ala einheitliche Handlung aufgefaßt werden 
muß, hinfichtlich jeiner rechtlichen Wirkung in zwei Teile auseinandergerifjen 
wird. Denn daß ber Fahneneid für die Gehorjamapflicht Eonftitutiv jei, be— 
hauptet aud) Brand nicht.) Woraus vermag man aber zu entnehmen, daß 


) Vgl. die Geichichte des 8 56 des AMSIGB. bei Koppmann, Kommentar zum 
RMStGB. (Nördlingen 1885) Anm. 2 zu $ 56, welche Mar für die Hier vertretene An— 
ichauung ſpricht. 

3) Bol. Rehm a. a. O. Annalen 1885 ©. 86. 

2) Bgl. Rehbma.a. D. und indbefondere Ehrenberga.a.D. 

4) Dad MSGB. beſchränkt ſich tatjählih auf die wenigen oben angeführten 
Beitimmungen. 

) Bal. a. a. DO. $ 13 inäbejfondere S. 95—97; auch zu Rehm (vol. a. a. O. 
Annalen 1885 ©. 86). 

°) Er betont vielmehr a. a. O. S. 97 ausdrüdlih, dab der Fahneneid „nur in 
diejer Hinſicht“, d. h. als Treueid Lonjtitutive Wirkung babe. 
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der Fahneneid ala Gehorfamseid nur die Wirkung einer moraliſchen Belräj: 
tigung habe? Doch wohl daraus, daß eben die Gehorjamapflicht jchon vor 
Leiftung des Tyahneneides deshalb beftehen muß, weil die Strafbeitimmungen, 
welche zur Ahndung von Berlegungen biejer Pflicht dienen, auch ohne daß ein 
Fahneneid geleiftet wurde, Anmwendung finden. Ganz diejelben Gefichtspuntte 
treffen aber auch auf die Treuepflicht zu. Der Soldat unterfteht mit dem Tage 
feines Dienfteintrittes ſämtlichen Militärgefegen, alſo auch denjenigen Straf: 
beftimmungen, welche eine Verlegung der Zreuepflicht beftrafen.") Gerade dieler 
Umftand jcheint mir überzeugend bafür zu fprechen, daß die Treuepflicht, welde 
unferer Anſicht nach eine Rechtspflicht ift, nicht auf dem Fahneneid berubt, 
fondern mit ber Perfektion des Dienftverhältniffes bzw. mit dem Eintritt in den 
Verband der Perjonen des Soldatenftandes zur Eriftenz gelangt. 

Mir haben im Verfolg der geſchichtlichen Entwidlung gejehen, daß am 
Ende des 18. Jahrhunderts die Offiziere in einem bejonderen Zreueverhältnis 
zum Herrſcher ftanden, und daß diefe Eigenart des Offiziersdienftverhältnifies 
im Laufe der folgenden Entwidlung verloren ging. Tatſächlich fehlen im heutigen 
pofitiven Recht Anhaltspunkte dafür, daß die Treuepflicht der Offiziere anders 
geitaltet wäre, al3 die der Mannſchaften. Es gilt hier ähnliches, wie es oben 
von der Gehorjamspflicht ausgeführt wurde. Soweit die Treuepflicht überhaupt 
in Rechtsnormen gefaßt worden ift, gelten dieſe durchweg für Offiziere und 
Mannſchaften gleihmäßig.e Daß auch aus Jonftigen Beſtimmungen ſich feine 
Beweismomente für eine Sonbderftellung der Offiziere binfichtlih des Treue— 
verhältnifjes und der Treuepflicht ergeben, ift am anderer Stelle im einzelnen 
darzulegen. Das dürfte im Zufammenhang mit den von uns oben dargelegten 

eſchichtlichen Gründen wohl den Schluß rechtfertigen, daß das Treueverhältnis 
ai ein Gemeingut des ganzen Heeres ift, und daß es für alle Perjonen des 
Soldatenftandes gleihmäßig geregelt ift. 

Eine Nachwirkung des geihhichtlichen Zujammenhangs des Dffiziersforps 
mit dem Lehnsweſen finden wir in der eigenartigen Geftaltung der Pflicht zu 
achtungswürdigem Verhalten. Aus ihr ergibt fih nämlich m. E., daß ber 
DOffiziersftand einen befonderen Ehrenftand bildet, und gerade in diejem letzteren 
Umftand wird eine Nachwirkung der früheren, bevorredhtigten Stellung des 
Offizierskorps zu erbliden fein. Es ift zunächſt nötig, der Pflicht zu adhtungs- 
wirdigem Verhalten ſelbſt unjere Aufmerkſamkeit zuzumwenden. Was unter ihr 
zu verftehen ijt, wird in der Allerhöchften Kabinettsordre vom 2. Mai 1874 
„enthaltend die Ausführungsbeftimmungen zur revidierten Verordnung über bie 
Ehrengerichte” erläutert.) „Die Erfüllung dieſer Pflicht ſchließt die gewiſſen— 
bafte und vollftändige Erfüllung aller anderen Pflichten des Offiziers in fıd. 
Wahre Ehre kann ohne Treue bis in den Tod, ohne unerjchütterlichen Mut, 
jefte Entichloffenheit, jelbftverleugnenden Gehorſam, lautere Wahrhaftigkeit, ftrenge 
Verſchwiegenheit, wie ohne aufopfernde Erfüllung jelbft der Heinften Pflichten 
nicht beftehen. Sie verlangt, dab aud in dem äußeren Leben des Dffiziers 
fi) die Würde ausdrücke, weldhe aus dem Bewußtſein hervorgeht, dem Stande 
anzugehören, dem die Verteidigung von Thron und Vaterland anvertraut ift.“ 
In diefen Worten ift die Bedeutung und der Umfang der Pfliht zu ehren- 





1) Brand verfennt dies nicht, jucht aber darüber ae mit der Fiktion, 
daf der Fahneneid als geleiftet anzujehen fei (vgl. a. a. O. ©. %). 
Bal. v. Shmidta. a. D. ©. 318 ff. Die Einführungsorder findet ſich ab- 
gedrudt im Kompendium über Militärreht S. 271 fi. 
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haftem Berhalten treffend gekennzeichnet, ſtrengſte Pflichterfüllung, achtungs— 
würdige und adhtunggebietende Führung in und außer Dienft. Die Beurteilung der 
Trage, ob die Pflicht zu achtungswürdigem Verhalten durch einen Offizier ver: 
legt worben ift, find die ftrengen Anſchauungen über die Ehre „nach den hierüber 
bei den Standesgenofjen herrſchenden Begriffen“ zugrunde zu legen.’) Dieje 
Beurteilung obliegt den Ehrengerichten der Offiziere. Diele haben lediglich einen 
Wahrſpruch Hinfichtlich der Standesehre zu fällen.) Wenn aud den Ehren: 
gerihten ber Dffiziere eine Strafgewalt nicht zugeftanden ift, jo ftellen fie dod) 
eine Standeögerihtöbarfeit dar. Die Standeögenofien haben das Recht, die 
Führung jedes Offiziers einer Prüfung in der Richtung zu unterwerfen, ob fie 
mit den Standesanihauungen über Ehre in Einklang fteht und gegebenen Falles 
ben Bezihtigten einer Verlegung oder Gefährdung der Standesehre jhuldig zu 
ſprechen. In den Ehrengerichten haben aljo die Offiziere über Die Schuldfrage 
zu entſcheiden und das Recht, mit dieſer Entſcheidung einen entſprechenden An⸗ 
trag über die Rechtsſolge zu verbinden.’) Wie wir oben geſehen haben, be— 
ſchränkt fid) die Wahrung der Standesehre nicht allein auf bie Anftitution der 
Ehrengerichte, jondern in dem der Beförderung vorangehenden Wahlatt muß 
jchon eine der Wahrung der Standesehre dienende Handlung erblidt werden. 
Die Offiziere haben auch das Recht, jchon vor ber Aufnahme eines neuen Mit- 
glieds im Intereſſe der Standesehre über deſſen Charakter ujw. gehört zu werden. 
Diefe beiden nititutionen find naturgemäß auf das Offizierskorps desjenigen 
Zruppenförpers beſchränkt, dem ber ber Beurteilung Unterliegende angehört. 
Darüber hinaus ift aber — deutſchen Offizier ein Intereſſe an der Wahrung 
der Standesehre in $ 22 d. a. BO. eingeräumt. Bei der Statuierung der 
Prliht zu ahtungswürdigem Verhalten für die Offiziere mögen ähnlihe Er— 
wägungen mitgeiprochen haben, wie fie dem $ 10 des Gejeßes, betr. die Rechts— 
verhältnifje der Reichsbeamten. zugrunde Liegen.‘) Naturgemäß hat der Dienft- 
herr ein ntereffe an der Führung feiner Offiziere, zumal dieje fi) durd die 
Uniform dauernd als Angehörige ihres Standes kennzeichnen und jomit der 
Kritif der Allgemeinheit noch mehr ausgelegt find, ala die Zivilbeamten. Auch 
verlangen die Aufgaben bes Dffizierö, der berufen ift, im Kriege jeine Unter: 
gebenen in die Gefahren einer Schlacht zu führen und im alle innerer Un- 
ruhen die beftehende Ordnung zu jtügen, daß er eine ahtungsvolle Anerkennung 
nicht bloß jeiner dienftlihen Fähigkeiten, jondern feiner ganzen Perjönlichkeit 
befite. Aus Dielen Gründen rechtiertigt fich eine Beitrafung der Verlegungen 
diejer Pflicht durch den Dienitheren. Keinesfalls aber können aus jolden Er— 
mwägungen die Rechte der Standesgenojjen hinſichtlich der Standesehre, wie fie 
im vorftehenden gekennzeichnet worden find, abgeleitet werden. Diele Rechte 


+) Bgl. 8 2 der BO. über bie Ehrengerichte der Offiziere vom 2. Mai 1874. Die 
Berorbnung, ift abgedrudt im Kompendium S. 275 18 Ergänzungsorbder fommen 
in Betradt die BD. vom 1. Januar 1897 (a.a.D. ©. 308 ff), für die Offiziere der ar 
truppe BD. vom 15. Juni 1897 (a. a. O. ©. 315). Für die Sanitätsoffiziere im preu 
Heere und in der Schugtruppe die BD. vom 9. April und 7. November 1901 (a. a. O. 
Nachtrag IV b u. c). Für die Marineoffiziere BO. vom 20. März 1899 (Marinever- 
— —— Anlage zu Nr. 10) und Ergängungs: BD. vom 30. September 1899 
(a.0.0%8 

2) ag Zorn, Deutſches Staatöreht Bd. 2 ©. 611 und $ 51 d. a. BD. vom 
2. Mai 1874 

9 Dal. $ 51 d. a. BO. 

* Bgl. Laband a. a. O. 8 47 II Bd. 1 ©. 436 ff. 
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icheinen mir vielmehr direft darauf hinzuweiſen, daß der Dffiziersftand einen 
beionderen „Ehrenſtand“ bildet. 

Nach den beftehenden Borichriften, insbeiondere nad dem Wortlaut der 
ſchon oben angezogenen Einführungsorbder ') fann m. E. an der Richtigkeit dieies 
Sates fein Zweifel beitehen. 

Die beſondere Ehrenftellung des heutigen Offiziersftandes berubt m. €. 
unzweifelhaft auf dem geſchichtlichen Zufammenhang des modernen Offizierskorps 
mit dem Lehnsweſen. Sie hat ihren geſchichtlichen Grund in der früheren ſozial 
und rechtlich) bevorzugten Stellung des Adels, welche fih auf das ſich faft aus: 
Ihlieglih aus dem Adel refrutierende Offizierskorps übertrug, und wohl aud 
in der früheren bejonderen Stellung bes Offiziersforps zum Herrſcher. Im 
Laufe der neueften Entwidlung find alle die genannten Bejonderheiten gefallen, 
und nur die Ehrenftellung des Offiziersftandes blieb übrig. Warum man ge 
rade dieſe allein bewußt dur die Vorſchriften über die Ehrengericdyte der 
Offiziere erhielt, jagt uns die jchon angeführte vortreffliche Einführungsorder 
vom 2. Mai 1874. Man wollte „die bewährten Ueberlieferungen ritterlichen 
Sinnes“ ?) im Offiziersftande fördern und pflegen. Daß damit nicht etwa Leber: 
lieferungen eines vaſallitiſchen Zreueverhältniffes zum Herrſcher, jondern ſolche 
des Sinnes für Ehre, Tapferkeit und perjönliden Mut, wie er da8 beutiche 
Rittertum des Mittelalterd auszeichnete und nad Friedrich dem Großen 
den Grund für die Bevorzugung bes Adels bei der Bejegung ber Offiziersftellen 
eweſen ift,*) gemeint find, dürfte nach dem en in dem bie ange: 
führten Worte gebraucht find, außer Zweifel ftehen. Die Pflege derartiger Ge— 
finnungen im Offizieröforps bedarf feiner weiteren Begründung. Aber man 
dachte offenbar nicht daran, mit den angezogenen Beftimmungen über die Stanbes- 
ehre die früheren Beziehungen ritterlich=perfönlicher Treue aufrecht zu erhalten. 

Durd die gekennzeichnete Ehrenftellung unterfcheidet ſich ber Offizier aller: 
dings vom Zivilbeamten.*) Jedoch dürfte dieſem Unterſchiede feine ausſchlag— 
gebende Bedeutung in der Richtung beizumeffen jein, daß die Offiziere Deshalb 
nit Staatsdiener in techniihem Sinne wie die Zivilbeamten jeien. Die Re 
gelung des Inhalts der Staatsdienftverhältniffe ift jchon innerhalb des Zivil- 
ftaatsdienftes eine außerordentlid) mannigfaltige und der juriftilche Begriff des 
Staat3dienftverhältnifjes, wie er unten darzulegen fein wird, ift die Abftraftion 
der jämtlichen gemeinichaftlichen Dterfmale. Zu diejen Merkmalen gehört aber 
nicht, daß der Staatsdienerftand ein bejonderer Ehrenſtand fei, oder daß er dies 
nicht jei. Das ift Sache ber von ber Geſchichte und ben Bejonderheiten des 
Dienftes bedingten Regelung bes einzelnen Dienftverhältniffes, welche jehr wohl 
innerhalb der durd die anerkannten Merkmale des Staatödienftverhältniifes ge- 
ftedten Grenzen erfolgen kann. Hat doch die Theorie bis in bie neuefte Zeit 
auch den Zivilbeamtenjtand für einen bejonderen Ehrenftand gehalten und damit 
die Pflicht zu achtungswürdigem Verhalten begründet. °) 


ı) Dom 2. Mai 1874 (Kompendium ©. 271 ff.). 

?) Bol. Rompendium ©. 273. 

) Bol. v. Shmidta.a.d. ©. 141. 

) Wenigſtens nimmt Laband a.a.D. Bd. I ©. 487 Unm. 1 an, dab die Zivil» 
beamten feinen bejonderen Ehrenftand bilden; ebenio Seydel, Bayer. Staatsreht Bd. 2 
©. 225. Jedoch iſt diefe Meinung nicht unbejtritten. 

9) Vgl. Anm. 1 auf S©.437 Bd. 1 Laband a. a. D., der dieje Anſchauung m €. 
bezüglich der Zivilbeamten mit Recht befämpft. Der Begründung Labands ſchließt ſich 
auh Rehm a. a. O. Annalen 85 ©. 101 ff. an. 
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I. Die Pflichten des Dienerd, welche natürlich auf feiten des Dienftherrn 
entiprechende Berechtigungen darftellen, haben als Gegenwirfungen beftimmte 
Rechte des Dienerd. Wie die Rechte der Zivilbeamten laſſen ſich auch diejenigen 
ber Dffiziere in Ehrenrehte und Vermögensrechte untericheiden. Die erfteren, 

3. B. die Rechte auf die Führung des dienſtlichen Titels, auf Tragen der 
len. welch letzteres zugleich Pflicht ift, beitimmte aus dem Rang ſich er: 
gebende Ehrenrechte) find rechtlich nicht beſonders bedeutjam, jo daß fich hier 
eine ausführliche Erörterung erübrigt. Einer kurzen Erörterung bedarf an diejer 
Stelle nur das Ehrenrecht des „Hofzutritts“ Brand (a. a. DO. S. 95) be 
zeichnet diejes Recht als „beionders wichtig“ für die rechtliche Qualififation des 
Dienftverhältnifies. Ich kann mich diefer Anihauung nicht anjchließen. Zweifel: 
[08 ift dieſes Recht auf die frühere bejondere Stellung des DOffizieröforps zum 
Herricher, auf die Bevorzugung des Adels im Offizieröftand und den ſich jpäter 
entwidelndben Gedanken vom Schwertadel zurüdzuführen. Es hat aber m. €. 
heute feine höhere Bedeutung mehr als die einer vereinzelten geichichtlichen Nach— 
wirkung, wie wir eine ſolche oben in dem Umſtand, daß ber Offiziersjtand einen 
bejonderen Ehrenftand im Staate bildet, erfannt haben. Dagegen bedürfen bie 
Vermögensrechte der Offiziere einer genaueren Darftellung. Die vermögend- 
rechtlichen Anſprüche der Offiziere zerfallen, wie die der Zivilbeamten, in zwei 
Gruppen, die Anjprüche auf Erjag der aus dem eigenen Vermögen im Intereſſe 
des Staates aufgewendeten Vermögenswerte und die Anſprüche auf Entlohnung 
für die geleifteten Dienſte.“ Ueber die Rechtsnatur der vermögensrechtlichen 
Anſprüche der Staatsdiener herriht Streit. Rehm?) vertritt die Anjhauung, 
daß fie privatrechtlicher Natur jeien, und leitet daraus die ftaatsrechtlich-privat- 
rechtlich gemilchte Natur des Staatödienftes ab. Im Gegenſatz hierzu iſt 
Seybel*) der Anficht, daß diefe Anſprüche, wie das ganze Dienjtverhältnis, 
Öffentlich-rechtlicher Natur jeien. Es ift hier nicht der Ort, zu diejer Streit: 
frage Stellung zu nehmen. 

„Nach der Hiftoriichen Entwidlung des Heerweſens und nad) hergebradhten 
Rehtsgrundjägen“°) ift der Anſpruch der Offiziere auf Gehalt und jonftige 
Dienfteinkünfte im Rechtsweg nicht verfolgbar,‘) im Gegenja zu den Gehalts- 
anſprüchen der Zivilbeamten, deren Klagbarkeit heute ausnahmslos anerkannt 
ift. Die Anſchauung, daß den vermögensrechtlichen Anſprüchen der Offiziere 
die Klagbarkeit mangelt, ift in der Theorie und Praris nahezu einftimmig an: 
erfannt. Wer auf dem Standpunkt fteht, daß die Möglichkeit der zwangsweiſen 
Durchführung im Rechtswege dem Weſen der Forderungsrechte eigen jei, wird 
dazu fommen müffen, einen Rechtsanſpruch ber Offiziere auf Gehalt zu ver: 
neinen. Wer bagegen dieſen Standpunkt nicht teilt, wird aus allgemeinen Er: 





z. B. bejondere Arten von Ehrenbezeugungen (vgl. die Vorſchrift über die Er- 

— * Ehrenbezeugungen). Eine genauere Darſtellung der Rangverhältniſſe, die 
übrigens mehr mit dem Öebiet der militärtichen Subordination zujammenhängt, erübrigt 
fich an diejer Stelle m. E. deshalb, weil die Regelung derjelben aus rein militär-techniſchen 
Geſichtspunkten erfolgt ift und für unfere Frage jih Anhaltspunkte auf dieſem Gebiet 
nicht —— Ich verweiſe auf die BI. über die Rangverhältniſſe (vgl. bayer. RMVOBl. 
1875 Nr. 70). 

7 Bal. Run a.D. 841 Annalen 1885 ©. 104 ff. auh Brand a. a. O. ©. 85. 

a. a. O. 108. 

* Bayer. Staatsrecht Bd. 2 S S. . und 237 #.; vgl. auch allgem. Staatälehre ©. 52. 

9) Laband a. a. O. Bd. 4 ©. 191. 

© Bgl. Laband a. a. O. 
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wägungen wohl dazu fommen müſſen, anzunehmen, daB aus dem Dffiziers- 
bienftverhältnis ein Rechtsanſpruch auf Gehalt erwächſt, dem lediglich die Ver: 
wirflihungsmöglichfeit im Rechtswege mangelt, eine Art naturalis obligatio. 
„Der Menſch muß leben, darum Hat er zahlreiche Bedürfniſſe. Das befte, weit 
allgemeinfte Mittel zu ihrer Befriedigung ift Geld. Inſolgedeſſen bat der 
Menſch Interefie am Geld, das ſich in einer auf Erwerb von Geld oder geld: 
werten Sachen gerichteten Tätigkeit äußert. Er findet nun, daß er jein Streben 
nad Mitteln für jeine Ernährung auch dadurch befriedigen kann, daß er jeine 
Arbeitskraft dem Herrſcher zur Verfügung ftellt, wogegen ihm diejer den Lebens: 
unterhalt gewährt.“”) In der Regel ift heute ber Staatödienft in jeinen ver: 
Ichtedenften Zweigen eine Erwerböquelle geworden. Der Staatödiener ftellt jene 
ganze Arbeitöfraft dem Staate zur Verfügung und ift in der Regel nicht in 
der Lage, fih durd eine andere Erwerbstätigkeit zu ermähren.”) Die Ueber: 
nahme der Verpflichtung zur Gewährung ftandesgemäßer Subfiftenzmittel ift in 
den fällen, in welchen der Staatödienft Erwerbstätigkeit ift, m. €. ein Beftand- 
teil des Vertragsverhältnifjes, der jo jelbftverftändlich ift, dab er jelbit dann, 
wenn eine ausdrüdliche gejegliche Statuierung fehlen würde, anzunehmen wäre. 
Und dod kann die Entlohnung der Dienfte nicht als ein wejentliches Begriff 
merkmal de3 Staat3dienftverhältniffes allgemein bezeichnet werden. Denn es 
gibt auch unbejoldete Staatsämter.”) Daß der berufsmäßige Offiziersdienft 
ausgeiprochene Erwerbstätigkeit ift, bedarf feiner Erörterung. Man wird deshalb 
wohl die Begründung eines Rechtsanſpruches der Offiziere auf Gehalt als Be 
ftandteil des Dienftvertrages annehmen können, zumal auch die Gehaltsaniprüce 
der Offiziere, die in den einjchlägigen Verordnungen ausdrüdlich ala ſolche be: 
zeichnet find, eine genaue Regelung erfahren haben. Als feitftehend aber dar; 
wohl bezeichnet werden, daß dieſem Anſpruch die Klagbarkeit fehlt. Dieje Tat: 
jache verwendet Brand m. €. zu Unrecht, gegen die Anficht, daß der Offiziers: 
dienjt Staatsdienft ſei.“ Er ſtützt fich insbejondere darauf, daß heute für die 
Zivilbeamten der Gehaltsanſpruch kraft pofitiver Rechtsbeftimmung durchweg im 
Rechtsweg verfolgbar ift, und führt aus: Allgemeine ftantsrechtliche Erwägungen 
müßten, wenn der Offizierödienit Staatsdienft wäre, dazu führen, auch bie Klag— 
barfeit des Gehaltsanſpruchs für Offiziere anzunehmen. Die von manden Staats: 
rechtälehrern verjuchte hiſtoriſche Erklärung jei ungenügend, und die tatjächliche 
Erklärung, daß die Klagbarkeit mit der militärischen Disziplin in Widerfprud 
ftehe, jei unrichtig. Demgegenüber tft zunächſt zu betonen, daß, wie oben be- 
merkt, der Gehaltsanſpruch dem Staatödienftverhältnis nicht wejentlich ift.’) 
Sogar wenn man ein ſolches Recht den Offizieren überhaupt abſprechen wollte, 
fönnte man troßdem den Offizierödienft für Staatsdienft halten. 

Brand jucht allerdings den Nadjweis zu führen, daß der Gehaltsaniprud 
und deſſen Klagbarkeit ein weſentliches Merkmal des Staatsbienftes ſei,“) indem 
er davon auögeht, daß die „Beamtengejege”“ den Gehaltsaniprudh für „ein 





1, Vgl. Rehm a. a. D. Unnalen 1885 ©. 105. 

2 In der Regel machen die Staatödienergejege die Llebernahme einer bejoldeten 
Nebenbeihäftigung von der Genehmigung der vorgelegten Behörde abhängig; vgl. z. 9. 
$ 16 Reichsbeamtengeſetz. 

2) Bgl. Laband a. a. O. Bd. 1 ©. 406. 

*%a.a.0dD. 6.89 fi. 

) Val. Laband a. a. O. Bd. 1 ©. 406; Seydel, Bayer. Staatöreht IT S. 237 
®) Bgl. Brand a. a. D. S. 86. 
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weſentliches Merkmal des Staatsdienſtes“ erklären. Brand überfieht dabei 
m. €. den von ihm jelbit als richtig anerkannten Sab, daß der Gejeggebung 
Binfichtlid des Staatsdienftbegriffes eine einheitliche Terminologie mangelt, und 
daß immer nur im Rahmen des Einzelgejeges geprüft werden muß, ob der vom 
Geſetz gebrauchte Ausdruck „Beamter“ oder „Staatsdiener“ nur die Zivil: 
beamten oder die Staatsdiener im techniichen Sinne als ſolche treffen joll. Ge: 
rade die von Brand für feine Anficht angeführten ag 3. DB. das 
bayeriiche Staatsbieneredift (9. Verfaffungsbeilage) enthalten das bejondere Be: 
rufsrecht der Zivilbeamten, beziehen fi aljo nur auf den Kreis der Zivilbeamten. 
Dagegen findet ſich nirgends in der Gejeßgebung der allgemeine Sat, daß 
Staatödiener nur derjenige fei, der Gehalt beziehe. Daß die Beamtengejege die 
Klagbarkeit als ein mwejentliches Moment des Gehaltsanſpruchs erflären,‘) glaube 
ich nicht. Gerade der Umftand, daß fie heute durch ausdrückliche Beitimmung 
den Rechtsweg eröffnet haben, ſcheint mir in Verbindung mit der gleich nachher 
zu ſchildernden geſchichtlichen Entwicklung dagegen zu ſprechen. Die Nichtklag— 
barkeit des Offiziersgehalts läßt ſich alſo aus allgemein ſtaatsrechtlichen Er: 
wägungen m. E. nicht gegen die hier vertretene Anſicht verwerten. Dagegen 
ſcheinen mir die von Brand verworfenen Begründungen vollſtändig zu genügen. 
Man darf wohl, inäbefondere in Preußen, davon ausgehen, daß urſprünglich 
die Gehaltsanſprüche der Staatäbiener durchweg nicht im Rechtsweg verfolgt 
werden fonnten.?) Tür die Zivilbeamten wurde nad) und nach unter mancherlei 
Schwankungen der Grundjaß der Klagbarkeit allgemein anerkannt. Für die 
Offiziere hielt man dagegen am Gegenteil feft, und zwar deshalb, weil die 
Möglichkeit der Rechtsverfolgung mit der militärischen Disziplin, mit den durch 
eine jahrhundertelange geihihtlihe Entwidlung und dem Weſen nad mit dem 
Militärdienft verbundenen Pflichten der Unterordnung und der Treue im Wider: 
ſpruch ſteht. Wenn Brand hiergegen einmwendet, daß fich die Klage ja gegen 
den Fiskus richte, und deshalb das Subordinationsverhältnis in feiner Weile 
beeinträchtigen werde,) jo überfieht er m. €., daß, wenn man jchon den Boden 
des Rechts verläßt, man ihm völlig verlaſſen muß. Wenn auf ber einen Seite 
gejagt wird, eine Klage gefährdet die Disziplin, jo darf man nicht die feine 
juriftiiche Unterfheidung zwiſchen ber an ſich dem Laien ſchwer verftändlichen, 
abſtrakten Staat3perjönlichkeit und dem perjönlichen Repräjentanten derjelben 
anführen. Der Laie wird in der Regel hier einen Unterſchied nicht machen, 
und von den Anſchauungen eines ſolchen ift für die Frage auszugehen, ob ein 
Klagerecht die Disziplin zu gefährden geeignet ift. *) Abgejehen davon aber ilt 
der Herrider in feiner Eigenihaft ala Herricher ſowohl Inhaber der Militär: 
Hoheit, wie Inhaber der Finanzhoheit des Staates und demgemäß, allerdings 
unter ben jelbftauferlegten mit dem Budgetredht der Volfövertretung verbundenen 
Beichränkungen, über das Staatövermögen verfügungsberechtigt. Die indbejondere 
en bie in ber militäriichen Disziplin geſuchte Erklärung gerichteten Aus— 
en * ührungen % Brands erweiſen fi) demgemäß ala unzutreffend. 
J opt Brand a. a. O. ©. 86. 
Bol. Laband a. a. O. Anm. 1 auf ©. 191 Bd. 4; in Bayern iſt bie Klag— 
barfeit ‚aller Inge Fe längjt —— (vgl. 8 29 der 9. Verfafl ungsbeilage). 
2 a. a. D. 
9) Ich weiſe darauf bin, dab dad Recht auf 1 Bablung von Penſion flagbar ijt (vgl. 
88 39/40 des MilPeni®. vom 31. Mai 1906, RGEBl. ©. 565); offenbar hat man hier den 
Rechtsweg eröffnet, weil die Möglichleit der Gefärdung der Disziplin bei verabjdiedeten 
Dffizieren nicht mehr vorliegt. 
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8 6. Die Keförderung der Offiziere. 


„Die Bejörderung der Offiziere hängt von der freien Willensentichliegung 
des Kontingentäherrn ab.“!) Es beftehen allerdings eine Reihe von Vorſchriften. 
welche das Verfahren bei Beförberungen regeln. Jedoch find dieſe durch den 
Umftand, daß der Kriegsherr nicht in der Lage iſt, fich jelbit über die Be: 
jörderungswürbdigfeit aller jeiner Offiziere dauernd zu informieren, geboten und 
ftellen lediglich Berwaltungsvorjchriften für die Sahbehandlung durch die Truppen: 
bejehlöhaber und die übrigen mit der Bearbeitung der Avancementsangelegen: 
heiten betrauten Behörden dar. Aus jolhen Verwaltungsvorſchriften vermag 
ſelbſtverſtändlich der Offizier feinerlei Recht auf Beförderung für ſich abzuleiten. 
Die Offiziere haben ebenjowenig wie die Zivilbeamten irgendwelden Rechts: 
anſpruch auf Beförderung.?) 


$ 7. Die Beendigung des Offiziersdienftverhältnifles. 


Was nun endlicd die Beendigung des Offizierödienftverhältniffes anlangt, 
jo ift bier folgendes zu jagen. Da die Dienftpflicht als ſolche von dem infolge 
derjelben übertragenen Amte begrifflich ”) zu unterjcheiben ift, ift eine Beendigung 
der Dienftleiftung möglid, ohne daß das Dienftverhältnis ſelbſt beendigt wird. 
Dean muß deshalb untericheiden zwijchen einer Beendigung bes aktiven Dienstes 
ohne Beendigung des Dientverhältniffes und der Beendigung des Dienftver: 
hältnifjes jelbit. In der erften Richtung ift die Form ber Entlaffung bie 
Stellung zur Dispofition. Unrichtig ift e8 m. E., wenn man‘) hierher auch 
die — zu den Offizieren des Beurlaubtenſtandes rechnet; dieſe beendet 
das Dienſtverhältnis. Denn an die Stelle der freiwillig übernommenen Dienſt— 
pfliht tritt nunmehr wieder die gejeßlihe; der zum Beurlaubtenftand über: 
tretende aktive Offizier fteht dem aus dem Einjährigenftande bervorgegangenen 
Dffizier des Beurlaubtenftandes rechtlich völlig gleich. Die freiwillig übernommene 
Dienitpfliht und damit das Dienftverhältnis hören auf zu eriftieren, und die 
gejetzliche Dienftpflicht äußert wieder ihre Wirkungen. Weiter wird eine Beendigung 
des Dienftverhältniffes jelbft herbeigeführt durch die Verabſchiedung. Diele kann 
erfolgen durch Entlafjungspatent mit oder ohne Anſpruch auf Penfion und 
Ehrenrechte oder durch die Entlaffung als Strafe in Geftalt der Entfernung 
aus dem Heere oder der Dienftentlaffung im engeren Sinne?) 

Die Beendigung des Dienftverhältniffes ohne Anſpruch auf Penfion und 
Ehrenrechte, ſoweit fie in der Form der Entjernung aus dem Heere oder der 
Dienftentlaffung in engerem Sinne d. 5. als Strafe erfolgt, interejfiert uns bier 
nicht weiter, da fie nur als geſetzliche Folge beftimmter ftrafrechtlicher oder 
ehrengerichtlicher Urteile eintritt.‘) 

Einer etwas eingehenderen Darftellung bedarf dagegen die Penfionierung 
der Offiziere und die Beendigung des Dienftverhältniffes ohne Penfion und 
Ehrenrechte. ſoweit fie nicht als Strafe erfolgt. 


') Raband a. a. O. 107 I, * Ar 4 ©. 19. 
) Bol. Laband a. a. O. Bd. 4 ©. 19%. 
®) Bol. Laband a. a. O. 8 107 I, 1, Bd. 4 ©. 180. 
* Vgl. Laband a. a. O. $ 107 I, 5, Bd. 4 ©. 1%. 
9) Bgl. genaueres bei Laband a.a,D. 8107 II, 5 und 6, Bd. 4 ©. 1% ff. und 
Borna.a.D. 840 1,5, Bd. 2 ©. 614 ff. 
9) Genaueres vgl. Sabanda.a.D.B.4E. 199 fi. 
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Die Penfionierung der Offiziere hat eine genaue, reichsgeſetzliche Regelung 
gefunden im Reichdmilitärpenfionsgejeg vom 27. Juni 1871.') An beffen Stelle 
find erft in allerjüngfter Zeit die beiden Geſetze „über die Penfionierung der 
Offiziere einſchließlich Sanitätsoffiziere des Reichsheeres, der faijerl. Marine und 
ber faijerl. Schußtruppen” und „über die Verforgung der Perjonen ber Unter: 
klaſſen des Reichäheeres, der Eailerl. Marine und der kaiſerl. Schußtruppen“ 
beide vom 31. Mai 1906 (RGB. ©. 565 u. ©. 593) getreten. Für uns 
fommt nur das erftere in Betradht. Diejes — regelt die Vorausſetzungen,?) 
unter denen der Offizier einen Rechtsanſpruch auf Penfion erwirbt, der jogar, 
wenn das Vorbandenjein der geieglichen Vorausjegungen ber Penfionierung von 
der oberiten Militärverwaltungsbehörde des Kontingents Eonftatiert wird,”) im 
Rechtsweg verfolgbar iſt.) Die Regelung der Penfionierung der Offiziere ift 
derjenigen der Zivilbeamten völlig gleichartig. Der Offizier muß jelbit einen 
etwa entitandenen Anſpruch auf Penfion geltend machen und die Vorausſetzung 
desſelben erweiſen (vgt 88 2 u. 4 des OffPG.). 

Ein jormelles Recht des Offizier aber auf Penfionierung konnte jomenig 
anerfannt werden, wie beim Zivilbeamten.?) Die Enticheidung über das Vor: 
handenjein der geſetzlich feftgelegten Borausjegungen ®) erfolgt Hier wie dort nicht 
durch gerichtliche Enticheidung, da fein Klagereht auf Quieszierung anerkannt 
ift, jondern durch Verwaltungsverfügung.’) Wenn auch die Verwaltungsbehörden 
nad freiem Ermefjen enticheiden, jo ift ihre Enticheidung doch durch das Gejet 
gebunden, „bei konkreter Verwirklichung der Vorausfegungen einer Quieszierung 
diejelbe zu gewähren“. 

Ein jormelles Recht des Offiziers auf Quieszierung nad) Zurüdlegung 
einer beitimmten Dienftzeit oder eines bejtimmten Lebensalters, wie es z. ©. 
auf Grund des 3 22 B des StDE. den bayerifchen Zivilftaatsdienern zufteht, it 
der Militärgefeßgebung ebenjo fremd, wie dem Reichsbeamtenrecht.“) Die Ver: 
abſchiedung wider den Willen des Diener ift beim Offizier ebenjo möglich wie 
beim Zivilftaatsbeamten. In beiden Fällen erwächſt jedoch aus ihr, natürlich 
vorausgeſetzt, daß fie nicht infolge ftrafrechtliher Beſtimmungen erfolgt, der im 
Rechtöweg verfolgbare Aniprucd auf Penfion. Gegen Willfür jeitens ber Vor: 
gejegten 4 man den Offizier ebenſo wie den Zivilbeamten durch eine genaue 
Regelung des Verfahrens bei zwangsweiſen Verabſchiedungen zu fichern.”) 

Wir ſehen alſo, daß die normale Beendigung des Dienſtverhältniſſes bei 
Offizieren und Zivilbeamten völlig gleichartig geregelt iſt. Einen Unterſchied 
vermögen wir in der Richtung zu konſtatieren, dab der Offizier nicht wie der 
Zivilbeamte durch einjeitige Aufgabe jeiner Dienftestelle und feiner Kompetenzen 
dem Dienftverhältnis ein Ende bereiten fann. Bei näherer Betrachtung ermeilt 


) RGBl. 1871 ©. 275. 

2) Bgl. 88 1 u. 2 d. Bei. 

) Bgl. 88 19 u. 39 d. Gef. 

” $ 39 u. 40 d. Geſ. 

) Bol. Rehm a. a. O. Annalen 1885 860 A I, 1 ©. 205 ff., defien Ausführungen 

m. E. vollitändig zugeftimmt werden muß. 

— —W 3. B. für den Zivilſtaatsdienſt Bayer. StDE. $22D. u. RBG. vom 31. März 
) Zum ®Bergleich verweije ih auf 8 54 ReichsbeamtGeſ. und $ 19 MilPenſGeſ. 
) Bol. Rehm a.a.D. Annalen 85 S. 207 Ziff. 2 u. Anm. 4. Wenigſtens kann 

aus $ 4 Ubi. 4 des OffPenſGeſ. nit auf ein fol formelles Recht geichlofien werden. 
) Bgl. Laband a. a. D. Bd. 4 ©. 198. 
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fi) jedoch dieſer Unterſchied ala unerheblich und — auf militär⸗techniſchen 
Erwägungen beruhend. Wie die Zuſammenſtellung Rehms?)) beweiſt, iſt auch 
das Recht der Zivilſtaatsdiener, einſeitig aus dem Staatsdienſt zu treten, nicht 
unbedingt, ſondern aus dem ſtaatlichen Intereſſe an dem gleichmäßig geordneten 
Gang der Geſchäftsführung, an der ununterbrochenen Arbeit zur Erfüllung der 
Aufgaben ber ſtaatlichen Inſtitute ſehr weſentlich eingeſchränkt. Aus eu pi 
Gefichtspunfte mußte man aber beim Offizier dazu kommen, ein ſolches Recht 
nicht anzuerkennen. Denn e8 bedarf wohl faum ber Begründung, daß die Er- 
füllung ber Aufgaben des Heeres z. B. im Kriegsfall durch die Anerkennung 
eines Rechts der Offiziere auf freie Beendigung des Dienftverhältniffes im 
höchſten Maße gefährdet werben könnte. Die ftraffe Zentralilation, die erhöhte 
Unterordnung und ftrenge Disziplin, weldhe durch die Eigenart bes Kriegsftaatz- 
dienftes in viel höherem Maße ala durch den Zivilftaatsdienft bedingt find, find bier, 
wie vielfah, die Gründe für die minder freie Stellung bes Offizier gegenüber 
derjenigen der Zivilbeamten. 





i) a. a. D. Annalen 1885 ©. 2034 Ziff. 1b. 
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Skisen und Notizen. 


Die amerikaniſche Indnjtriezählung vom Jahre 1905. 
Bon G. Fehlinger in München. 


Das Zenjusamt zu Waihington Hat vor furzem einen Bericht über die 
im Jahre 1905 in den Bereinigten Staaten vorgenommene Jnduftriezählung 
veröffentlicht"), woraus hier die wichtigften Ergebniffe angeführt werden jollen. 
Die Zählung erftredte fid) auf das Hauptland der PBereinigten Staaten und 
das Zerritorium Alaska; fie war auf die Unternehmungen beichränft, melde 
für den Warenmarft im allgemeinen produzieren und „Fabriksunternefmungen“ 
(Factory Establishments) genannt werden, wogegen die Nahbarichaftsinduftrie 
und das Handwerk, die ausſchließlich für die Dedung bes örtlihen Bedarfes 
oder de8 Bedarfes individueller Konjumenten (Befteller) arbeiten, übergangen 
wurden. Dieje Beichränfung ift in dem Gejeg vom 6. März 1902 vorgejehen, 
dad die Vornahme der Zählung anordnete; fie wird damit begründet, daß 
beide Produftionsgruppen eine verjchiedene volfswirtichaftliche Bedeutung haben 
und daß die Einbeziehung der Nahbarihaftsinduftrie und der Heinen Runden: 
betriebe nicht nur erhebliche Mehrkoſten verurjache, jondern auch für die richtige 
Beurteilung des Standes und ber Entwidlung der eigentlichen Induſtrie ftörend 
jei. Die induftriellen Unternehmungen der Behörben, der Erziehungs:, Wohl: 
tätigfeits: und Strafanftalten blieben ebenfalls ausgeſchloſſen, ohne Rüdficht 
auf ihre Art und ihren Umfang. Die Refultate der Induftriezählung von 1900, 
die auch die Nahbarjchaftsinduftrie und das Handwerk mitinbegriffen hatte, 
mwurden einer Revifion unterzogen, um Vergleiche zu ermöglichen und die in der 
Zwiſchenzeit eingetretenen Veränderungen feftitellen zu können. 

Die amerikanischen Imbduftriezählungen unterfcheiden fi von ben Be: 
triebszählungen im Deutichen Reiche noch in mancher anderer Hinſicht, ins— 
bejondere durch die Erhebung probuftionsftatiftiicher Angaben. Es unterliegt 
feinem Zweifel, daß hierbei die Erteilung unrichtiger Auskünfte nicht ganz ver: 
mieden werden fann, obwohl den mit der Erhebung betrauten Organen des 
Zenjusamtes durch die Gejeßgebung weitgehende Befugniſſe eingeräumt find. 
Bis zu welchem Grade die Produktionsſtatiſtik Anſpruch auf Genauigkeit hat, 
läßt fih faum feftitellen. Infolge der Ausicheidung der meiſten Eleinen Unter: 
nehmungen, deren Inhaber häufig nur ſchätzungsweiſe Angaben machen konnten, 
mag * dieſem Gebiete eine Beſſerung erzielt worden ſein. 

Ein Vergleich der revidierten Zählungsergebniſſe aus dem Jahre 1900 
mit jenen von 1905 läßt einen bemerkenswerten Fortſchritt der Induſtrie er— 
erfennen. Die Unternehmungen?) vermehrten fi von 207562 1900 auf 
216 262 1905 (+ 4,2 °/o), das inveftierte Kapital ftieg aber von 8 978,8 Millionen 


!;, Census of Manufactures 15: United States. Washington, 1906, Government 
Printing Office. (Census Bull. 57.) 

2) In der amerifaniihen Induftrieftatiftit ift die Unternehmung als Einheit an— 
gerrommen. Unter dem Ausdrude „Establishment‘, der in dem Berichte gebraudt wird, 
ist ein Betrieb oder aud eine Mehrzahl von Betrieben zu verjtehen, wenn jie dad Eigen- 
tum einer Perſon oder Gejellihait, wenn fie in demielben Orte oder derielben Graf: 
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bejegt waren die Eijen- und Stahl- ſowie die Holzinduftrie. Die im Jahre 1905 
ermittelte Zahl der Unternehmungen, der Angeftellten und Lohnarbeiter in jeder 
der vierzehn Induſtriegruppen und die jet 1900 eingetretenen Veränderungen 
werden in der nachſtehenden Tabelle angeführt. 


























Unternehmungen Angeftellte Kohnarbeiter 
| Bahl im Zu⸗ )od. Zapf im | Zunahme I im | Zunaßme 
ee Ko Meg ers a s * — * * 
1905 | "1900 1905 | 1900 | 1906 | 1900 

Nahrungämittelinduftr. | 45790 | +4631 | 53294 | 8090 | 354054 52749 
Tertilindufttie . - . | 17042 — 605 | 61907 | 18349 1156305, 134182 
Eijen- u. Stahlinduftr. | 14239 | + 365 | 82112 | 32014 | 867298 119312 
Sonftige Metallind. .| 6310 | + 508 | 19471 | 6379 | 211706 39743 
Holzindufttie . . = - | 32726 | — 2455 | 46555 | 13145 | 135 945 | 632% 
Kederinduftrie . » .| 495 | — 368 | 17233 | 2842 | 5368 13706 
Papier⸗ u. Drudind. . | 30787 | -+4182 | 80009 | 31889 | 3505| 52885 
Erzeug. von Getränten 63831 + 641 | 12647 | 2788 | 68340 13220 
Erzeug. dem. Produlte | 9680 | + 868 | 45071 | 10 654 | 210165 27938 
Ton, Glas: u.Steinind. | 10775 | — 752 | 18768 | 5978 , 285365 53612 
Tabatindufttie . - . | 168238 | +1869 | 9236 | 1400 | 159480: 26882 

Erz. d. Fahrz. f. d. Lands | | | 
transport . = =. 7285 | —1454 , 24632 | 8294 | 384577 70237 
Scifiban . . . - .| 1087 — 10) 2480 | 1075 | 50754. 4007 

| 
l 


Berichiedene Anduftrien | 12377 4 93 | 47406 12657 | 390 831 | 83 535 


In ſechs Induftriegruppen ging die Zahl der Unternehmungen zurüd, 
was ein Ergebnis der Zufammenfaffung früher jelbftändig geweſener Betriebe 
zu Großunternehmungen — „inbduftriellen Korporationen“ — if. Die Zahl 
der Beihäftigten vermehrte fich durchweg, und zwar meiſt in jehr beträchtlichen 
Maße. In der Erzeugung von Fahrzeugen für den Landtransport waren im 
legten Zählungsjahre weniger Arbeiterinnen tätig ala 1900; in den übrigen 
Anduftriegruppen fand eine Zunahme der weiblichen Perſonen im Alter von 
16 Jahren und darüber ftatt. — Der Umfang der Kinderarbeit ging in neun 
Induftriegruppen abjolut zurüd; diefe find die Nahrungsmittelinduftrie, Die 
Metallinduftrie, die Papier: und Drudinduftrie, die Erzeugung von Getränken, 
die chemiſche Induſtrie, die Ton, Glas: und Steininduftrie, die Erzeugung von 
Fahrzeugen für den Landtransport und der Schiffbau. 

Bon dem Werte ber verwendeten Materialien im Betrage von 
8 503,9 Millionen Dollar entfielen 3 141,1 Millionen Dollars (37,0 "o) 
auf Rohmaterialien (1900 2 306,7 Millionen Dollars oder 85,1 °/o), 4 917,6 
Millionen Dollars (57,8 ° 0) auf Halbfabritate (1900 3 890,7 Millionen Dollars 
oder 59,1 °0) und 445,2 Millionen Dollars (5,2 %/o) auf Heiz: und Beleucd- 
tungsmaterial, Koften ber Hebertragung motorifher Kraft, Frachtſpeſen ulm. 
(1900 380,2 Millionen Dollard oder 5,8 °0). Die Rohmaterialien waren 
vorwiegend Iandmwirtichaftliche Produkte, und zwar repräfentierten dieſe 79,4 °/o, 


Fehlinger, Die amerikaniſche Induſtriezählung vom Jahre 1905. 637 
die Produkte der Forſtwirtſchaft 5,2 %o, die Bergwerfsprodufte 15,0 %/o und bie 
Produkte der Gewäſſer 0,4 %/o des Wertes aller Rohmaterialien. 

Miotoriiche Antriebskraft wurde in 134 520 Unternehmungen (62 °/o) ver: 
wendet; ba nur wenige der diesmal übergangenen Unternehmungen der Nach— 
barihaftsinduftrie und des Handwerks motoriſche Antriebskraft benußen, jo ift e8 
möglich, die Zahlen von 1905 mit jenen aus dem Nahre 1900 zu vergleichen. 
Die Summe ber Pferbekräfte jeder Art von Kraftmaſchinen betrug: 





| Bunahme 











| Pferdekräfte 

| — in 

| 1905 | 1900 | Progenten 
Dampfmaidinen . » 2 2 2 2 2 0. 10 664 560 | 8140533 | 31,0 
Gadmotore . . : : 2 2. —F | 289 514 134 742 114,9 
Baflerräder und Waflermotore . . . . . 1647969 ı 1454229 | 13,3 
Bielirsmniale » 2 2 0 00 ala | 1188 208 310 661 266,4 
Andere Motore ER ee “| 91784 49 985 | 83,6 
llebertragene (gemietete) Kraft . . .» .- . | 632 905 | 316 475 | 98,1 
Zufammen 2 2 en 14464 940 | 1040965 | 39,0 


New-PYork, Penniylvanien und Maflachufetts find die drei leitenden 
Induftrieftaaten mit zujammen 83333 Unternehmungen (39,9 %/o aller 
1905 gezählten Unternehmungen), in welchen im Jahresdurchſchnitt 251 438 
Angeftellte (48,4 °/o) und 2488064 Lohnarbeiter (45,5 °/o) tätig waren; der 
Mert der inbuftriellen Jahresproduftion der vier Staaten bezifferte ſich auf 
6 978,3 Millionen Dollars (47,1 °/o). Auf die Staaten öſtlich des Miffiffippi- 
und nördlich des Obioftromes entfielen 65,5 °/o der Unternehmungen, 74,1 °/o 
der Lohnarbeiter und 73,0 %/o des gejamten Produftwertes. Obzwar die In— 
duftrie im Norboften der Union am meiteiten entwidelt ift, jo hat fie ſich doch 
im Laufe der legten anderthalb Jahrzehnte auch in den übrigen Teilen bes 
Landes, jogar in den Südftaaten, in bemerfenswerter Weile ausgebreitet. 


Literaturbericht. 


Berichterſtatter: die Profefioren v. Eheberg, Allfeld und Dyroff. 


Allgemeines. Waſſergeſetz vom 23. März 1907 und das 


Landesgeſetze, Bayer., i. neueiter Faſſg. 8°. 
Münden 07 (Sübddeutfcher Zeitichriftenver- 
lag) Lieferung 1 u. 2 in 11 Heften (aud 
einzeln käuflich) Die Lieferung 4 — 

Dieje neue Geſetzſammlung bringt in 
bandlier Form die geltenden bayeriichen 
Belege mit Anmerkungen, die bauptjächlid; 
Bermweijungen enthalten. Es wird zweifellos 
durh dieſe Münchner Ausgabe einem be= 
ftehenden Bebürfnifie abgeholfen. Auch das 


Gebührengejeg in der Faſſung vom 28. April 
1907 find bereit aufgenommen, legteres mit 
Beiſetzung der Artifelnummern aud; nad den 
Faflungen von 1892, 1890 und 1879, nicht 
nur, wie im offiziellen Texte, von 1899 und 
| mit Unfübrung der zahlreihen Vollzugs— 
vorſchriften. 


Strafrecht. 
Frauk, Dr. R., D. Strafgeſetzbuch nebſt Einf. 
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Geſ. 5.—7. neub. Aufl. 1. Lig. gr. 80. | Urbeber- und Verlagsrecht. 


&. 1—176. Tübingen 07 (Mohr) 
für Lehrzwecke 


7.50 


Der —— in 


gleicher Weiſe wie für die Praxis trefflich 


verwendbare Kommentar beginnt mit dieſer 
Lieferung in neuer Auflage zu ericheinen. 


Unter Beibehaltung der jtreng wiſſenſchaft-⸗ 


lihen Anlage des Ganzen, mit der fi der 
Borzug von Ueberfichtlichleit verbindet, bat 
im einzelnen vieles gegenüber der legten 
Auflage eine lmgeitaltung erfahren, die 
durchweg eine Vertiefung nad der wiſſen— 
ichaftlihen Seite bedeutet. Nur beiſpielsweiſe 
jeien erwähnt die Ausführungen über Kaufal- 
zufammenhang (S. 18 ff.), über den Verſuch 
(5.68 fj.), über die Teilnahme (S. 80 ff.), 
über die Unrechtsausſchließungsgründ 
(S. 103 ff.), über Vorſatz. Abſicht, Fahr— 
läffigfeit (S. 126 ff.) uff. 


Thomjen, Dr. A., D. deutiche Strafrecht. Be— 
jonderer Teil. 2er. 8. ©. XII—XVI 
211—579. Berlin 07 (Struppe & Windler). 


Dem früher jhon in den ‚L. M.“ bes 





' 
N 
' 
) 


| 


| 


jprochenen „Allgemeinen Teil“ jeiner „Bor: 


leiungen* ließ nunmehr al&bald der Ber: 
fafier den „Bejonderen Teil” ige: 
gegen ber in den meilten Lehrbüchern ver— 
tretenen Muffafjung, daß die in den ſtraf⸗ 
rechtlichen Rebengejegen behandelten Delitte 
im Syitem an den entiprechenden Stellen eins 
zufügen jeien, hält Verfaſſer die Trennung 
der im Strafgeſetzbuch und in diefen Neben- 
gejepen mit Strafe bedrohten Handlungen in 
zwei Gruppen aufreht und zwar de&halb, 
weil er die erjtere Methode für Lehrzwecke 
nicht als wünſchenswert erachtet. Die 
des Strafgeſetzbuchs find in 7 Bücher ein— 
eteilt mit den Ueberſchriften: Staatöverbreden, 
erbreden gegen das öffentliche Vertrauen, 
8. in bezug auf Religion, Perjonenjtand und 
Sitte, B. gegen Private, Gemeingefährlide 
Berbreden und Vergehen, Berbr. und Berg. 
im Amte, Uebertretungen. Was die Behand 
lung im einzelnen betrifft, jo verfolgt fie 
augenjheinlih nit nur den Zweck, 
Grundlage für eingehendere Ausführungen in 
den Borlefungen zu dienen, jondern dem 
Studierenden etwas Abgeſchloſſenes zu bieten. 
Meiitens ift zunädft der Tatbeſtand nad 
dem Geſetze kurz gefennzeichnet, e8 folgt dann 


unter der Ueberſchrift Kommentariſches“ eine | 


Erklärung einzelner Begriffsmerfmale, woran 
fih Bemertungen über die Strafe und — 
entiprehend der vom Berfafler vertretenen 
Berbrehensbelämpfungstheorie — Angaben 
über „jonftige Mahregeln“ reihen. Bon der 
ftrafrehtlihen Literatur find in der Haupt— 
jahe nur die wichtigeren Lehrbücher und 
Kommentare benupt. 


elitte | 


als | 


Ent: | 


I 


i 








Müller, Dr. E., D. deutiche Urheber: und Ber- 
lagäredht. 2. Bd.: RG. betr. d. Urh.-Redt 
an Werten d. bild. Künſte u. d. BPhotograpbie; 
D. intern. Urheberredtäbez. d. DR. betr. 
d. Schup d. Werte d. bildenden Ktünſte u. 
der Photographie. 8°. VIII, 332©. Münden 
07 (3. Schweiger Verlag) geb. 6.50 

Das —— Wert ſtellt ſich als ein 
ausführlicher Kommentar des neuen künſt— 
leriſchen Urheberrechts-Geſetzes dar. Der 

Verfaſſer hat in den Erläuterungen die 

Materialien des Geſetzes, die einſchlägige 

Literatur aber auch die eigenen reichen Er— 

fahrungen benutzt, aus denen er ſchon bei der 

Beratung im Reichsſstag als für das Zur 

ftandefommen bed Geſetzes hervorragend 

tätiges Mitglied diejer Körperihaft geichöpft 
bat. So wird denn aud diejer Kommentar 
gleih dem zum Literaturgejege als ein treff⸗ 
lies Hilfßmittel zum Verftändnifie des für 
die Auslegung vielfah große Schwierigkeiten 
bietenden Geſetzes alljeitig anerfannt werden. 

Auch die internationalen Verträge find teil 

weije mit, wenn auch kürzeren, Erläuterungen 

verjehen. 


Maten, H., D. Indigenatreht im Wiener 
Frieden. 8%. 153 S. Kopenhagen (Gad' 

Der Berfafier, Univ.-Prof. in Kopenhagen, 
hatte ſchon in feinem Buche über die nord» 
jchleswigihe DOptantenfrage (Kopenhagen 
1904) die däniihe Anihauung vertreten, 


‚ wonad die —— ber Elbberzogtümer, 


die däniſche Untertanſchaft optiert haben, 
gleihwohl kraft des Vorbehalts im 5. Abi. 
des Urt. 19 des Wiener Friedens fortdauernd 
das von der Uintertanenihaft nach däniihem 
Rechte zu jcheidende Eingebornenredt (Staats 
bürgerredht) haben und daher nicht auäge 
wiejen werden lönnen, während dies die 
preußiihe Praxis für zrigis hält. Gegen 
Mapen hat jih OLGR. Dr. Brandt in der 
Fejtgabe zum XXVIII. ©. Jur.-Tag (1904) 
ewendet. Hierauf ift in der borliegenden 
Hrift entgegnet. Die Streitfrage ift durch 
den Optantenvertrag zwiſchen dem Reich und 
Dänemart vom 11. Jan. 1907 nicht gegen- 
ſtandslos geworden. 


Mettgenberg, Dr. W., D. Attentatöflanjel i. 
D. Ausliefergärecht. gr. 8°. 126 S. Tübingen 
07 (Mohr) 3.— 

Die Attentat3flaujel ift befanntlih eine 

Ausnahme von dem Safe, daß wegen poli- 
tiiher Verbrechen nicht ausgeliefert wird. 
Ausgeliefert joll aljo werden bei gemwifien 
Attentaten gegen das Oberhaupt einer fremden 
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Regierung oder gegen ein Glied einer landes— | Obft, Dr. Gg., Geld-, Bank⸗ und Börfen- 


herrlichen Familie. Die Modifitationen fönnen 
bier unerwähnt bleiben. Der Berfajjer jtellt 
nun die Rezeption der (aus Belgien jtammen- 
den) Attentatsklauſel 
lieferungsrecht dar, gruppiert die einjchlägigen 
Verträge, beipriht das Verhältnis der dar- 
unter fallenden Berbrehen zu den politiichen 


Delikten und untertudt dann den jelbjtändigen 


Inhalt der Klauſel. 
Kirchenrecht. 


Wretſchto, Or. A.v., D. Traktat d. Laurentius 


de Somercote üb. d. Vornahme von Biſchofs— 
wablen. 8°. (56 S.) Weimar 07 (Böhlau) 2.40 
Der gelehrte Herauögeber bietet bier den 
eriten vollftändigen Drud der „ältejten jelb- 


ftändigen Arbeit über firhlihe Wahlen, die | 
ers | 


den herkömmlichen Formularen einen 
läuternden Tert und Glofjen beigibt*, mit 
einleitenden Unterjuhungen über die Hand— 
Ichriften, den Berfajler, den Inhalt ze. Bol. 
des Heraudgeberd „Electio communis“ in 


der DZfKirchR. 11 ©. 321 ff., wo der Traftat | 


ſchon verwertet ijt. 


Finanzweſen und Volkswirtſchaft. 


Der Alkoholismus. S. Wirkgn. u. ſ. Bekämpfg. 


8°. 109 ©. Leipzig 07 (Teubner) geb. 1.25 
Aus dem Inhalt diejes fleinen, der Be- 
fämpfung des Alkoholismus gemidmeten 
Wertes heben wir folgende Abichnitte hervor: 
Alkohol und Seelenleben, von Prof. Dr. 
Aihaffenburg- Köln; Altohol und Straf- 
eijeg, von Oberarzt Dr. Juliusburger- 
teglig; Einrihtungen und Beranjtaltungen 
im Kampfe gegen den Alkoholismus, von 
Dr. med. Laquer»BWiesbaden; Die Wir— 
tungen des Alkohols auf die inneren Organe, 
von Dr. med. Liebe: Waldhof-Elgerdhauien ; 
Altohol ald Nahrungsmittel, von Prof. Dr. 
med. et phil. Neumann» Heidelberg; Ge— 
ichichte der Älteren deutſchen Mäßigkeits- und 
Entbaltjamfeitöbewegung, von Paſtor Dr. 
Stubbesßiel. 


Meyer, Dr. Max, Statiftit d. Streits u. Aus— 
fperrungen im In» und Auslande. gr. 8°. 
IV, 253 ©. u. 2 Taf. Leipzig 07 (Dunder 
& Humblot) 5.6 

Eine jorgfältige und belehrende Wrbeit, 
die nit nur eine Statijtif der Streils und 

Ausiperrungen in Deutihland, Deiterreich, 

Frankreich, Belgien, Jtalien, England und den 

Bereinigten Staaten gibt, jondern auch über die 

ftatiftiiden Methoden unterrichtet und eine 

wertvolle Bergleihung der in den einzelnen 

Ländern gefundenen Tatjadyen unternimmt. 

Sehr inftruftiv find die dem Buche beis 

gegebenen graphiichen Daritellungen. 


im deutihen Aus— 


wejen. 4. Aufl. gr. 8°. XII, 316 5. Leipzig 
07 (RR. E. Pöſchel) geb. 
Das vorliegende Buch hat einen jtarfen 
buchhändleriſchen Erfolg; es verdient diefen 
aber aud. Wie wir bereits bei einer früheren 
Anzeige hervorgehoben haben, eignet es fich 
wegen jeiner klaren Daritellung und jeines 
uverläffigen Inhalts vortrefflih zum Selbſt— 
udium. Es ſei namentlih auch den 
Studierenden wärmitens empfohlen. 


Ramus, P., William Godwin, d. Theoretifer 
d. fommun. Anardhism. 8°. 86 ©. Leipzig 
07 (F. Dietrich) 1.50 

Die Meine Schrift Pierre Ramus', die 

Dr. ®. Borgius mit einem Geleitwort ver— 

jehen bat, unterrichtet über das Leben des 





60 | um, Reptilien; 


eriten Theoretifer® des Anarhismus, W. God: 
wins, und jein Verhältnis zu feinen Vor— 
läufern und Beitgenojien, gibt Auszüge aus 
ſeinen Schriften, eine Stizze der jozials 
politiſchen Literatur des anardiftiihen Sozia- 
lismus jeiner Zeit und ein Verzeichnis feiner 
Jämtlihen Schriften. Leider iſt der Drud jo 
augenmörderiich, da die an jich interefiante 
Leftüre zur Qual wird. 





Sammelwerfe. Enzyllopädien. 


Meyers Großes Konverſationslexikon. 6. Aufl. 
Ler. 8°. 16. Band. (952 S) Leipzig (Bib- 
liogr. Inſtitut) geb. 10.— 
| Der vorliegende Band beginnt mit dem 
| Urtitei ‚Plaketten“ und reiht bis „Rinteln“. 
Er ift, wie jeine Vorgänger, mit Abbildungen, 
' Tafeln, Karten ꝛc. reich ausgeſtattet. Bon 
' jeinem Inhalt ſei folgendes beſonders her— 
vorgehoben: aus dem Gebiete des Rechts, 
der Politit und der Vollkswirtſchaft die Artikel 
| über Rechtswiſſenſchaft, politiihe Verbrechen, 
Polizeiaufficht, Preßgeieggebung, Proftitution, 
Preis, Produftion, Rente, Prämiengeichäfte, 
Privatbeamtenverfiherung; aus dem Gebiete 
der Länder und Bölfertunde die Wrtifel 
„Bolen“ und, PBortugal* ‚dann der jehr umfang= 
reihe Artikel a der auch den Gang 
der ®olitit in diefem Staate bi8 auf bie 
jüngſte —— vorführt; aus dem Ge— 
biete der Naturwiſſenſchaft die Artikel über 
Planeten, Polarforſchung, Polariſation, Radi— 
dann biographiſche Artikel 
über Raffael, Rembrandt, Ranke, Reuter, 
Raabe u. a. Dem Artikel „eichstag? iſt eine 
vielfarbige Karte der Heihstagswahlen vom 
Januar— Februar 1907 zur Orientierung über 
die Bertretung der einzelnen Parteien im 
Reiche und eine Lifte der Wahlfreife und der 
Abgeordneten beigegeben. 





Baria. 
Mad, R. v., D. Machtbereich d. bulgar Erar- 


640 


so, 


hate i. d. Türkei. 107 ©. u. 1 arte. | 
Leipzig 07 —* * Härtel) 
Der innige Zuſammenhang zwiſchen den 
Fragen der Nationalität und ber Kirchenver— 
fafjung jowie die Wechielwirkungen, in denen 
dieje zur allgemeinen Politik ſtehen, treten in 
dieſer Schrift in eine intereſſante Beleuchtung. | 
rc bieten ung die 
artien den intereffanten Typus der, wenn 
auch nicht vollftändig durchgeführten, Trennung 
der chriftlihen Kirche vom türkiſchen Staat. 


Die Wiederherftellung einer dem griechiichen | 


Batriarchat gegenüber jelbjtändigen bulgari- 
ſchen Kirhe datiert vom Fahre 1870. Das 
war auch politiih ein hochbedeutiames Er» 
eignid. Statiſtiſches und ethnographiſche 
Zajeln find beigefügt. Das Erardat hat 
feinen Sip übrigens in Konftantinopel. Sein 
Kampf mit den Gegnern iſt S.84 ff. ſehr 
lehrreich erörtert. 





Der Nedattion find bis zum 10. Auguft 1907 | 


folgende Schriften zugegangen, deren Beipredhung ie | 


nad Raum und Gelegenbeit vorbedalten wird, 


Arbeitäzeit, Die, in den TFabrifbetrieben 
Deiterreichd. a vd. Arb.-Stat.-Amt im 
—— er. 4°. XCVI, 459 ©. u. 

2 Taf. Wien 07 (Hölber.) 

Arndt, Dr. Ad. Allg. Berggeieg f. d. FRE 

Staaten i. d. Fafig. d. Nov. v. 18. VI. 0 


(E. € M. Pfeffer) geb. 5.—. 

Brettreih, F.2., D. Bei. betr. d. Abmarkg. 
d. Srundftüde v. 30, VI 0. Die 2. Aufl. 
bearb. v. Dr. €. Frhr.v. Scheurl. 2. Aufl. 
8°. VII, 208 S. Münden 07 (E. 9. Bed) 
geb. 2.50. 

Buchert, Sammlung in der Braris oft an— 
ewandter Berwaltungs-ßej. 2. Aufl. I. An— 
* Bay. * »&ej. v. 28. IV. 07, Kinder⸗ 
jäupgeieh © 30. II. 03, Bay. Waſſergeſ. 
v. 23. III. 07. gr. 

(3. Schweißer en. 1.- 

Gaupp, 4 D 
D.R. erl.v. F. Stein.8.u. 9.4 

III. Halbbd. 1. TI. S. 1—336. Tübingen 07 
(3. C. 8. Mohr) 6.—. 

®leim, ®., D. Gef. üb, Kleinbahnen u. 


ı Schön, 





8°. 120 ©. Münden 07 | 
iotprogehorbnung 1. 2 | 
ter. 8°. 


Privatanſchlußbahnen v. 28. VII. 92. 4. neus | 


bearb. u. verm. Aufl. gr. 8°. VII, 61 S. 


Berlin 07 (F. VBahlen) 9.—. 
Haußmann, Fr, D. Irrtum im alten u. 
im neuen Recht. 4°. 62 ©. 
(WB. Kohlhammer) 1.50. 
Hellmann, Dr. %., Lehrbuch d. deutichen 
Konkursrechts. ar, 8°. XX, 707 ©. Berlin 07 
(D. * 15. ⸗ 

Heß, v —9 Anteil d. Erſten Kammer a. d. 
sin 

I, 164 ©. Stuttgart 

hammer) 2. —. 
Jahrbuch d. Deutihen Recht? hrsg. von 





organijatoriichen | 








| burg 07 (Trübner) kart. 1.50. 


‚Schod, Dr. 
; Kindern d. RA welchen d 
mit Komm. 5. Aufl. 8°. VI, 308 ©. Leipzig 07 | 


—— — 


Riteraturbericht. 
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tommentar zum Bürgerlihen Gelekbude 
und dem Einführungsgeiege 
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Dr. Theodor Loewenfeld, Dr. Erwin Riezler, Philipp Mayring tr, 
Univ »Profeffor und Redtsanwalt Brofeffor an der IUniverfität weil. K. Oberlaubesgeriätärat 
in Münden. Frelburg 1. ®, in Münden. 


















Dr. Ludwig Kuhlenbed, Karl Kober, Dr. Theodor Engelmann, 
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Dr. Felix Herzfelder, Joſeph Wagner, 
Rechtsanwalt in Münden. Rat am ſt. Oberften Landesgericht 
J In Münden, 





ift im Erſcheinen begriffen. Am 1. Juli 1907 lagen vor 





1. u. 6. Liefg: Band I, Liefg. 1: Einleitung, Allgemeiner Teil 88 1—123, 
erläutert von Dr. Th. Loewenfeld und Dr. €. Riezler 
(25 Bogen.) ME. 9,30, 


2. u. 4. Liefg.: Band III, Liefg. 1, 2: Sachenrecht $3 854—988, erläutert von 
K. Kober. (25 Bogen, ME. 9.30. 


3. u. 5. Liefg.: Band IV, Liefg. 1, 2: Familienrecht SS 1297—1466, erläutert 
von Dr. Th. Engelmann. (25 Bogen) Mi. 9.30. 
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Sabre; die Vollendung des ganzen Wertes bis zu dem angefündigten Termine 
(Ende 1908) iſt jomit gejichert. 
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vergleich zur Abwendung des Konkurses, 
Düringer, Dr. A., Reichsgerichtsrat, Anwaltstag am 11. und 12, $ 
in Mannheim. 


Aus der Rechtsprechung: 
26 HKechtssätze des Reichsgerichts. 


18 Entscheidungen des Reichsgerichts, Bayerischen Obe 
von Oberlandesgerichten und Landgerichten. 
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Herausgegeben von 


Dr. Karl Theodor von Eheberg und Dr. Anton Dyroff 








Siheifemmipeeht, Sm Fe eher 
—— a an Eıtne 

tate der Bayern und Präfie 
benten a. ®. bes K. B. Oberiten 
Zanbesgerichts 


ur Relerm der direlten Gemeinde: 
enerung in B mit befonder 
——— — an Side on 


Münden 1907 
J. Schweiger Verlag (Arthur Sellier) 
Inhalt: 
Seite 
9 eubner, ee 
in Leipzig (Schluß folgt) . - 
Der niszw 
———— —X hieſi m 
64 | Burgdorf i. H. 2 00. 
| Rechtliche Ratur des dentſchen Offiziers- 
dienfted, eutwidelt aus der Geihichte 
und dem geltenden Rechte. Bon 
Dr.ior. Bild. Lehmann in Münden 
679 (Schluß) » 2 22 


-peodor Ruper, * rechtst. lie 
‚ifter in Fürth (Schluß) . . 


ert und Fabrik. Bon Dr. P. L. 


Literaturbericht 


Seite 


703 





" am 10. September 1907. 


ber | chaftlichen an £ * 
Dr. Anton — 2, — — 8* en | 
Die Rüdjeiten der Manufkriptblätter follen unbeſchrieben fein. Das 
wird nad) Ablauf des Halbjahrs gezahlt, in dem der Abdrud 
bandlungen werben, wenn nicht eine bejondere Vereinbarung getroffen ift, 20 — 
abzüge koſtenlos geliefert. 


Bei Annahme von Beiträgen für die Rubrik „Skizzen und Notizen“ 
eine beiondere Erklärung nicht, dagegen wird im Falle der Ablehnung für baldige 
Rüdjendung Sorge getragen. 

Durch Annahme zum Abdruck erwirbt die Verlagsfirma das alleinige um 
beſchraͤnkte VBervielfältigungsredht. 


München, Cenbachplatz 1. 3. Schweitzer Verlag 


(Arthur Sellier). 


Verlag v von Gustav Fischer in Jena. 


Soeben erschien: 


Soziologi €. Auguste Co 


Aus dem französischen Original ins Deutsche übertragen von Valentine Dorn 
und eingeleitet von 
Professor Dr. Heinrich Waentig in Halle a. $. 


I. Bana: Der dogmatische Teil der Sozialphilosophie, 
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Der Familienwechſel nad; bayer, Fideikommißrechte. 


Bon Dr. Gottfried Ritter von Schmitt, lebensl. Reicherate der Krone Bayern 
und Präfidenten a. D. des K. B. Oberjten Landesgerichts. 


I. Einleitung. 
$ 1. Der Anlaß zur Behandlung der Frage, 


„Ein Fideilommiß kann nit nur zum Vorteil einer Familie, jondern 
auch nad Abgang der erften Familie oder des Mannsftammes derjelben zum 
Borteil einer anderen Familie errichtet werden.“ 

Dieje Vorjchrift des $ 84 der 7. Beilage zur Bayeriihen Berfafjungs- 
urkunde ift nahezu jechzig Jahre lang allgemein in dem Sinne verftanden worden, 
daß ein MWechjel der Familie auf demjelben Fideikommiſſe wiederholt jtatt- 
finden fünne. Demzufolge find zahlreiche Fideikommiſſe errichtet und beitätigt 
worden, in benen ber Stifter auf den Fall des Ausfterbens der zuerſt berufenen 
Familie eine zweite, auf den Tall des Ausfterbens auch der zweiten nad) diejer 
eine dritte Familie berufen, alio einen wiederholten Familienwechſel angeordnet hat. 

Abweichend von diejer langjährigen Rechtsübung hat ber Bayerifche Oberfte 
Gerichtshof in einem Beſchluſſe vom 13. Juni 1876 ausgeſprochen, daß ber 
Familienwechſel nur einmal zuläjfig jei, und in einem weiteren Beichluffe vom 
21. Juli 1891 hat das Oberfte Landesgericht diefe Rechtsauffaſſung feitgehalten. ') 
Die Oberlandesgerichte ala Fideitommißgerichte haben ſich nur zum Teil der 
Anſchauung des Oberſten Landesgerichts angeſchloſſen. Ein weiteres Schwanfen 
der Rechtſprechung ift nicht unmöglich, ſelbſt nicht in den Angelegenheiten, über 
die jchon entjchieben ift, weil e8 fich zumeift um Akte der freiwilligen Gerichts— 
barkeit handelt, die der ſachlichen Rechtskraft nicht fähig find. Eine Plenar: 
entjcheidung des Oberften Landesgerichts kann über die Frage nach dem jet gel: 
tenden Rechte nicht mehr herbeigeführt werben. 

Dieſes Schwanken der Rechtſprechung ift von meittragender Bebeutung.*) 
Es ftellt die Fortdauer der beteiligten Fideilommiffe in Frage und ſetzt Die 
ı) Sammlung der Entiheidungen des Oberſten Gericht3hof3 und des Oberften 
Landesgericht3 in Gegenftänden des Zivilrechts und des Zivilprozeſſes Bd. 6 S. 232 ff., 
Bd. 13 ©. 472. Diefe Entiheidbungen ergingen auf dem Boden der freiwilligen 
Gerichtäbarkeit. In neuerer Zeit hat ſich ihnen ein Urteil des Landgerichts Regens— 
burg angeihlofien, das nad 5 15 des Edikts über die Familienfideitommifje im Prozeß— 
weg erlajien ift. Leider gibt die eitichrift für Rechtspflege in Bayern (Bd. 2 ©. 397), 
in der das Urteil beſprochen tft, jeinen Wortlaut nicht wieder. In der Literatur haben 
fih ohne eigene Begründung der leften Meinung des Oberjten Landesgerichts angeſchloſſen: 
Becher, Bayer. Landeszivilreht Bd. 1 ©. 961 Anm. 17; Roth-Becher, Bayer. Zivil 
recht 2. Aufl. I, 3 ©. 76; Hoffmann, Dad Recht ded Adels und die Fideikommiſſe in 
Bayern ©. 164 Anm. 84; Leudart von Weißdorf, Berfafjungsurtunde des Königs 
reichs Bayern ©. 273 Anm. 1 zu $ 84. 

) Man — —— ſich an einem Beiſpiele die Folgen der älteren und neueren 
Praxis: Ein Bater, der fieben Söhne hat und erjt in jeinen legten Lebensjahren größeres 
Bermögen erwirbt, ein Fideilommiß aljo zu feinen Lebzeiten nicht errichten kann, errichtet 
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Rechte und Hoffnungen der beteiligten Familien und Perfonen ins Ungemiffe. 
Die Unficherheit ift um jo jchädlicher, ala fie die Rechtöverhältniffe großer ge: 
ſchloſſener Gutsfomplere, bedeutender wirtihaftlicher Einheiten betrifft, die zum 
Gedeihen Dauer und Sicherheit bejonders nötig haben. Sie wiegt um jo jchwerer, 
als aud das öffentliche Recht von ihr nicht unberührt bleibt. Denn das Geſetz 
madıt unter Umjtänden die Ausübung gewiſſer politiicher Rechte, die Teilnahme 
an der Volfävertretung in ber erften Hammer des Landtags, von dem recht: 
mäßigen Befit eines Fideikommiſſes abhängig. ") 

Die Beleitigung der Unficherheit iſt deshalb nötig. Sie fünnte ganz 
fiher und gründlich nur durch authentische Interpretation des Gejeges, aljo durch 
ein Verfaſſungsgeſetz erfolgen. Nac den jegigen politiichen Verhältniſſen beiteht 
indefjen feine Ausficht, daß ein ſolches Verfaffungsgejeß zuitande kommt. ?) . 

Unter ſolchen Umftänden bleibt zur Abhilfe fein anderer Weg übrig als der der 
Wiſſenſchaft. Es muß verjucht werden, die Trage auf wiſſenſchaftlichem Wege 
jo zu flären, daß eine befriedigende und jtetige Rechtiprehung erwartet werden 
fann. Diejem Zmwede joll die nachfolgende Unterfuhung dienen. Sie muß ſich, 
um zu einem erichöpfenden und überzeugenden Ergebniffe zu gelangen, tiefer ın 
die Geichichte und Dogmatik des Fideikommißrechts und der damit verwandten 
Rechtsgebiete verjenken, ala e8 bisher geichehen iſt. 


es durch legtwillige Verfügung. Er beruft als eriten Befißer den ältejten Sohn. Damit 
it das Fideifommiß für die Familie des älteften Sohnes, d. h. für dieien und feine männ- 
lichen Abkömmlinge errichtet (58 77 ff. des Fideifommißedikts). Der Stifter ordnet weiter 
an, dab nad dem Abgange der Familie des älteſten Sohnes die des zweiten Sohnes, 
nad dem Abgang auch diejer die de3 dritten Sohnes in den Fideikommißbeſitz einrüden 
jol und weiter in der Reihenfolge die Familien aller Söhne bis zum legten. Dieje Ans 
ordnung iſt nad der älteren Praris ihrem ganzen Umfange nad wirkſam; es tritt nah 
ihr möglicherweije ein ſechsmaliger Familienwechſel auf dem Fideilommig ein. Nach der 
neueren Braris it die Anordnung nur joweit wirkſam, ald nah dem Abgange der Familie 
des ältejten Sohnes die des zweitältejten berufen ift. Ein weiterer Familienwechſel it 
nicht ſtatthaft. Mit dem Ausiterben der in den Belig eingerüdt gewejenen Familie des 
zweiten Sobnes erliiht das Fideikommiß, das Fideilommißgut wird frei vererblihes und 
veräußerlihes Vermögen (Allod). 

) Nah den Rorichriften der Bayeriihen Verfaſſungsurkunde (Titel 6 SS 2 und 3ı 
fann der König adeligen Gutsbeſitzern die erbliche Reichsratswürde verleihen, welhe ein 
mit dem Fideikommißverbande belegted größeres Grundvermögen befigen, für das eine 
agnatijchelinealiihe Erbfolge nach dem Rechte der Erftgeburt eingeführt if. Die Würde 
des erblichen Reichsrats geht jedesmal mit den Gütern, auf die das Fideilonmih gegründet 
it, nur aufden nad diejer Erbfolge eintretenden Bejiger über Hieran 
fmüpft fich die Frage, ob ein jolder Lebergang aud in den Fällen des Familienwechſels 
nad $ 84 de3 Fideikommißedikts von 1818 von dem legten Beliker der abgegangenen 
Familie auf den eriten der nachfolgenden ftattfindet, und ob, wenn der Stifter einen wieder: 
holten Familienwechſel anordnen kann, im Falle des Abganges mehrerer Familien der 
wiederholte Wedel auch in die Reichsratswürde ftattfindet. 

Die Beantwortung dieſer Frage liegt außerhalb des Rahmens der gegenwärtigen 
Abhandlung, welche ſich lediglich auf privatrechtlihem Gebiete bewegen will. Aber aller- 
dings könnten diejenigen, welche Familienwechſel auf demielben Fideifommijjie nur ein 
einzige® Mal für zuläſſig halten, geneigt jein, aus der Berneinung des Ueberganges der 
Neihsratdwürde in dieiem Falle ein Argument für ſich abzuleiten. Died wäre jedon 
ihon darum nicht ſchlüſſig, weil es nicht nur für die zweite und folgende, jondern auch 
jhon für die erftmalige Nachberufung gelten müßte. 

) Diejelbe politiiche Lage beitand ſchon in dem Zeitpunkte der Wenderung des 
Fideitommihedift3 durch dad Ausführungsgeieg zum BEB. Der Berfafler fonnte deshalb 
ala Neferent über den Entwurf dieſes Wusführungsgejeged den an ihn gelommenen 
Wünſchen, einen Untrag auf authentiihe Interpretation des $ 84 einzubringen, nidt 
Folge leilten. Daß die politifhe Lage für einen folhen Antrag in abjehbarer Zeit günftiger 
fein wird, ift nicht wahricheinlid). 
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$ 2. Grundlagen. 


- Die 7. Beilage zur Verfaffungsurfunde regelt nicht nur das Familien— 
fideifommiß, jondern gibt auch die Norm für die Zuläffigkeit und Beichränkung 
der fideifommiflariichen Subftitution. Won dieſen beiden Rechtseinrichtungen it 
die erftere — das Familienfideikommiß — landesrechtlich geblieben, die letztere 
aber — die fideikommiſſariſche Subſtitution — unterliegt heute ausſchließlich deu 
Normen de BEB., ift alfo reichsrechtlich geworden (8 2100 f. des BEB.). 
Beide Einrichtungen berühren ſich in mehr als einer Beziehung: Sie halten ein 
Vermögen auf längere oder fürzere Zeit gebunden, d. h. unveräußerlich, haben 
fideikommiſſariſche Vermoögensnachfolge zum Inhalte, Nachfolge in Stiftergut zum 
Ziel. Im übrigen haben ſie eine große Zahl prinzipiell-gegenſätzlicher Merkmale 
in Ban ‚sortbildung und Wejenseigentümlichkeiten. 

Das Fideikommiß entitammt deutſchrechtlichem Boden und iſt im Anſchluß 
an gemwille andere beutjche Einrichtungen erſt im 16. Jahrhundert entjtanden. 
Es beruht jeinem Welen nad) auf dem Gedanken der Zulammenhaltung des 
Familienvermögens für die Familie, einem germaniichen Rechtsgedanfen, der in 
Ihroffem Gegenjage fteht zu dem römischrechtlichen Grundjage der Individual— 
vermögenäherrichaft. Die Familie bildet nad) diefem germaniichen Rechtögedanfen 
eine Art Kollektivjubjekt, vertreten durd) das Familienhaupt als ihren in Be: 
ziehung auf Subftanzveräußerung beichräntten Repräfentanten. Diejes Inſtitut 
des Fideikommiſſes ift aus dem gemeinen deutichen Privatrecht in die meiiten 
deutichen Partikularredhte übergegangen und dort fortgebildet worden. Es hat 
aud in Fremdrechten Aufnahme und Tyortbildung gefunden und dieſe haben 
wiederum zurückwirkend auf das deutſche, insbeiondere das bayeriiche, Fideikommiß— 
recht, Einfluß gewonnen. Ueberall aber ift es die Ngnatenfamilie, für die das 
Inſtitut beiteht. 

In weientlichen Punkten hat das Fideikommißinſtitut insbejondere bei jeiner 
Fortbildung im bayeriichen Rechte Aenderungen erlitten. 

Das bayeriiche Landrecht von 1756 hat das fideicommissum cognaticum 
zugelafien; die bayeriſchen Edikte von 1808 und 1811 ftellen der Hauptſache 
nach die Beſchränkung auf die Nanatenfamilie her, laſſen aber die Nachberufung 
der Tochter des agnatenlofen Legtbefigers wieder zu. Dagegen gehen fie in einer 
anderen Ridytung viel weiter als das Landredt. Sie haben das nflitut, das 
allerdings auch ſchon früher hauptiählih vom Adel benüßt worden war, zu 
einem reinen Ynftitute für den Adel gemadt. Sie haben ferner die Fideikommiß— 
erbfolge (unter Bevorzugung der Erftgeburt) auf die Deszendenten des Eritbefikers 
beſchränkt, jedoch innerhalb der Familie der Deszendenten im Anſchluß an den 
altgermaniichen Grundſatz „nulla testamenta“ wie früher die Gejeßeserbfolge 
vorgeſchrieben. 

An dieſem Inſtitut in der Geſtalt, die es zur Zeit im rechtsrheiniſchen 
Bayern hat, den ——— Familieneinheit und des Familienwechſels zu 
prüfen, iſt der Gegenſtand folgenden Abhandlung. 

Von dem Fideikommißinſtitute ſtreng geſondert zu halten iſt die Nach— 
erbſchaft und das Nachvermächtnis. 

Unter Nacherbſchaft und Nachvermächtnis iſt das bekannte römiſche Inſtitut 
der fideikommiſſariſchen Sukzeſſion (Univerſal- und Singularfideikommiß) in der 
Geſtalt zu verftehen, die es durch das Verlaſſen des Satzes „semel heres, 
semper heres“ im baheriſchen Rechte und jetzt im Reichsrecht erhielt. Trotz 
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mancher Aehnlichkeit von dem Familienfideikommiſſe grundveridhieden, beruht es 
auf dem römiichen Gedanken der Individualvermögensherrſchaft; es bezielt nicht, 
wie das Familienfideikommiß, die Erhaltung des Vermögens für und durch die 
Familie, fondern den Vorteil von Einzelperjönlichkeiten und entbehrt der Be: 
ſchränkungen nad) Stand und Geſchlecht und der bejonderen Anforderungen an 
Art und Größe des Vermögens, die bem Familienfideilommißinftitut eigentümlich 
geworden find; unbekannt ift endlich der Nacherbſchaft der Ausschluß der Simultan- 
Sufzeifion, die Bindung des Stifterwillend an die ftaatliche Genehmigung, der 
Zwang zur Einhaltung der Geſetzeserbfolge innerhalb der Familie.) Bei folder 
Gegenjäglichkeit der Inftitute wird man fi hüten müfjen, von dem einen auf 
das andere Schlüffe zu ziehen. 

Außer dem Bereiche der Darftellung liegt auch die Erjagberufung im Gegen: 
fage zur Nachberufung. Zwar ift die Eriagberufung beim Familienfideikommiß 
ebenjo anwendbar wie bei der Nacherbſchaft und bei beiden bekanntermaßen 
unbeſchränkt oft zuläffig, aber für die Klärung der Frage des Familienwechſels 
bietet fie feinen Stoff. Denn fie jegt an die Stelle einer ſchon vor ihrem 
Eintritt in den Befig mweggefallenen Perjon eine andere, von einem Befigwechiel 
ift bei ihr feine Rede. 

Tür das Inſtitut, von dem hier die Rede ift, wählt da8 Bayeriſche Land— 
recht von 1756 den Ausdrud „Familienfideikommiß“ oder „Geſchlechtsfideikommiß“ 
und ftellt ihm die „fideicommissa vulgaria“ (Nacherbſchaft und Nachvermächtnis 
gegenüber (Zeil III, Kap. 9 $ 1, Kap. 108 1). Die bayeriichen Edikte von 1808 
und 1811 bezeichnen das Inftitut als Majorat. Das Edift von 1818 aber 
fehrt zur landrechtlichen Bezeihnung „Familienfideikommiß“ zurüd?) und be 
zeichnet die dazu im Gegenjag gejtellte Nacherbichaft als „gewöhnliche fiber: 
fommifjariiche Subftitution“ ($S 1 und 109). Das BGB. behält den Aus: 
drud Familienfideikommiß bei und gebraudyt ftatt der Ausdrüde „gewöhnliche 
fideikommiſſariſche Subftitution” und „fideicommissa vulgaria“ die deutichen 
Worte Nacherbſchaft und Nachvermächtnis ($ 2100, 2191). Dieje Ausdruds- 
mweije joll auch hier im folgenden eingehalten werden. 


$ 3. Handelt es ſich um irreguläres Recht ? 
Kernpunkt der zu löfenden Frage. 


Nach der Anficht des Oberften Landesgerichts ift es für die Beantwortung 
der Trage, ob der Familienwechſel des 3 84 des Edikts von 1818 nur einmal 
oder wiederholt zugelaffen jein joll, nicht ohne Einfluß, ob die Vorſchrift 
des 5 84 zum regelmäßigen oder zum irregulären Nechte gehört. Wir find 
daher genötigt, uns mit diefem Gegenjage näher zu befaſſen. 

Zugrunde zu legen ijt diejenige Auffaffung von regelmäßig und irregulär, 
welche fi) im Gemeinen Rechte, im Bayeriihen Landrechte, im Preußiichen 
Landrechte und im Oeſterreichiſchen Bürgerlichen Gejegbuche finde. Denn dies 
ſind die Rechte, die von der Erlaffung des Fideikommißedikts an biß zum In— 


') Allerdings fannte aud das römiihe Recht ein fog. fideicommissum familiae 
Über diejes bezwedte nur die Erhaltung des Gegenjtandes durch die Familie, nicht für 
die Familie. Auch ift der Begriff Familie hier in anderem, uneigentlihen Sinne gebraudt. 

) Vgl. die 88 8, 10, 14, 20—23, 26—30, 34, 37, 42 R insbef. $ 834 um. Im 
8 W ift. um den Gegenjah zu $ 89, wo korreft „fideifommifjariihe Subftitution* jteht 
zu bezeichnen, gejagt: „Fideikommiß mit fortdauerndem fideitommifjariihen Berbande.”* 
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frafttreten de3 BGB. zur Ergänzung und Auslegung bes Edilts in Bayern in 
Geltung waren und deren Vorichriften über reguläre und irreguläres Recht 
der beionderen Natur der Sache nad) als Hauptvorausiegungen des Fideikommiß— 
ebifts derart mit dem Fideikommißrechte verwachſen find, daß fie als Beſtand— 
teile des Fideikommißrechts nad Art. 59 de EG. 3. BGB. fortdauernd Geltung 
zu beanfprudyen haben. 

Auf gemeinrechtlihem Gebiet erklären: 

ala regelmäßiges Recht (jus commune) Savigny!) das auf dem reinen 
Rechtsgebiet entiprungene, — Puchta?) das gleiche Recht für alle (Gattungss 
vorſchriften) — Windicheid’) die den im Recht anerkannten Prinzipien ent 
ſprechenden Borfchriiten ; 

als anomales, irreguläres oder Ausnahmerecht (jus singulare) Savigny 
da3 auf einem fremdartigen Gebiet entiprungene, — Puchta das Ausnahme: 
recht für gewiſſe einzelne Fälle, — Windicheid das den Prinzipien wider: 
iprechende Recht. 

Aehnlich nad) der einen oder anderen Richtung für das Preußiſche Recht 
Förſter, für das Defterreihiiche Recht Unger, für das Baheriſche Landredit 
Kreittmayr. 

Unſere Meinung iſt folgende: 

Weder Savignys noch Windſcheids Erklärung kann befriedigen. Was iſt 
reines Rechtsgebiet? Was vom Rechte anerkanntes Prinzip? Iſt nicht die 
vom Geſetze beſtimmte Ausnahme ebenſo Rechtsſatz und ebenſo Grundſatz wie die 
von ihm beſtimmte Regel? Der Unterſchied u anderswo liegen. 

Jeder Begriff hat Inhalt und Umfang. Sein Inhalt befteht in der 
Summe ber Merkmale, die fein Weſen beitimmen. Seinen Umfang bilden die 
Fälle, an denen fich diefe Merkmale zeigen. Die Fälle find konkreter, die In— 
haltsmerfmale abitrakter Natur. Die Fälle find in ihren Weſensmerkmalen 
gleich, ſonſt individuell verſchieden. Daran fnüpft die Logik zwei Grundjäße: 

1. Ie enger der Inhalt des Begriffs, defto weiter fein Umfang; 

2. Jeder all, bei dem ſich die Inhaltsmertmale des Begriffs finden, 
gehört zum Begriffsumfang (Regel, reguläres Recht), — e8 ſei denn, daß troß: 
dem für einzelne (Fälle ein anderes vorgeichrieben ift (rregularität, Ausnahme) 

Daß diefe Grundſätze der Logik aud) auf dem Gebiete des Rechts gelten 
müſſen, verfteht fih von ſelbſt. Denn die Logik herricht auf allen Gebieten ohne 
weiteres. 

Das römische Recht enthält denn auch ausdrücklich die Vorſchrift: Ubi 
eadem Jlegis ratio, ibi eadem legis dispositio. D. h. der Begriffäinhalt, die 
„ratio“, des Rechtsſatzes dedt fi) mit dem Normbereid), dem Anmwendungägebiete, 
jomweit es auch jein möge (Regel), — wenn nicht einzelne Fälle bavon beftimmt 
ausgenommen find (Ausnahmen). Die Römer waren zu diefem Ausſpruche 
veranlaßt, weil fie als Welensbeftandteile jeder Geſetzesnorm den Willen des 
Geſetzgebers und feinen Ausdrud verlangten. Unterſcheiden fie doch gerade in 
Beziehung auf den Umfang der Rechtsvorihriften (Zahl der Fälle) abftrakte 
und individuelle Normen (ll. 1—6, 8, 10 Dig. 1, 3). Jenes find allgemeine 
d. 5. ſolche Normen, die einen Begriff ohne jeinen konkreten Träger bezeichnen, 
diejes Normen, welche zugleich den konkreten Träger mitbezeichnen. 


) Spitem Bd.1&.61, *) Pandelten, 12. Aufl. 821. ) Pandelten, 8. Aufl. $ 29. 
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An die abjtrafte Norm knüpft fich der Vorteil, daß fie die Bezeichnung 
der Einzelheiten erjpart (Gattungsvorihrift). Aber es haften ihr auch Nachteile 
an: fie kann mehr jagen als fie jollte, und wird dann eingeſchränkt durd be: 
ſonders hinzugefügte Ausnahmen; fie fann weniger jagen als fie ſollte, und wird 
dann ausgedehnt durch Hinzufügung weiterer natürlicheähnlicher Fälle (Analogie), 
jog. weitere Auslegung (ll. 12, 27 Dig. 1, 3.) — beides durch Geſetzesnorm. 
Don Auslegung im eigentlichen Sinne ift hier wie dort feine Rede, denn die 
eigentliche Auslegung ſetzt dem wirklichen Gedanfen der Hauptnorm weder etnas 
hinzu, noch nimmt fie davon etwas hinweg, fie erhellt nur das Gemollkk. 


Wenn 1. 14 Dig. 1, 3 jagt, daß Ausnahmen nicht durd) Analogie erweitert 
werden dürfen, jo wird damit nur Selbitverftändliches ausgedrüdt. Denn unter 
ausgenommenen Fällen find nur ſolche verftanden, welche den nicht ausgenommenen 
gleich find und troßdem ausgenommen wurden, aljo nicht bloß ähnliche Filk. 
Dem Gejeßgeber wäre übrigens nicht verboten, gewiſſe einzelne, in der Tat 
ähnliche fälle von ſeiner Norm, nad) der bloß ähnliche Fälle wie gleich 
behandelt werden follen, auszunehmen. 

Der Sat: ubi eadem legis ratio, ibi eadem legis dispositio iſt feinem 
Inhalte nad) Gemeingut aller Gejeggebungen. 

Demzufolge müſſen auch auf den $ 84 des bayeriichen Fibeilommikeditt 
von 1818, durch den der Familienwechſel auf demjelben Fideikommiſſe geitattet 
wird, diefe Grundjäge Anwendung finden. 

Den Inhalt des Begriffes Familienwechſel, d. 5. feine konſtituierenden 
Weſensmerkmale bilden: der auf Grund Nachberufung durch den Fideilommiß 
jtilter erfolgende Eintritt einer Adelsfamilie in den Beſitz eines ſolchen Gute, 
das bisher von einer anderen Adelsfamilie bejeffen war, für den Fall de 
Abganges diejer Familie zur Fortſetzung des Fideikommißverbandes. 

Hier ftehen wir am Kernpunkte der Frage. Den Umfang des Begrifs 
Familienwechſel bilden alle Fälle, welche die eben genannten Weſensmerkmale 
an ſich tragen (gleiche fälle), joferne nicht einzelne ſolche Fälle durch beionder 
Beltimmung davon ausgenommen find. Das Oberjte Landesgericht behaupkel 
das Beltehen einer jolden Ausnahmevorſchrift im $ 84 des Edifts dahin, das 
die Zulaffung des Familienwechſels fih auf einen Fall beſchränkt, wi 
berneinen fie übereinftimmend mit der jtetigen Rechtsanwendung der erften 
58 Jahre der Geltung des 8 84. j 

Näher Fnüpft ſich Diele Streitfrage über den Umfang bes Begrifi 
Familienwechſel an die Bedeutung der Worte „nad Abgang der erjten Familie“ 
und „einer anderen Familie“ in $ 84. Dieje jollen nad) Anficht des Oberften 
Landesgerihts jene beiondere Ausnahmebeftimmung enthalten, we& 
außer einem erften einzigen alle von Familienwechſel alle übrigen Fälle auf 
ihließt, troßdem fi bei ihnen die vollgleiden Weſensmerkmalt 
des erjten Familienwechſels wiederholen. Wir find der Anhdt: 
Die Worte „nad Abgang“ enthalten ein Weſens- oder Inhaltsmerkmal de 
Begriffs Familienwechſel. Die Tatſache des Abgangs ift eine pofitive Voraus 
jegung des Familienwechſels. Sie kann auch bei der zweiten und dritte 
Familie eintreten und muß dann, wenn es der Stifter beitimmt hat, eben 
den Familienwechſel bewirken wie beim erjtenmal, falls nicht der Geſetzgebe 
died durch eine Ausnahmebeitimmung ausdrücklich ausgeihloffen Hat. Lehter! 
aber ift nicht der Tall. 
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84. Die Erforfchung des Inhalts des 8 84 des Edikts als Auslegungsfrage. 
a) Die Auslegung im allgemeinen. 


1. Die folgenden Zeilen werden fi) der Hauptſache nad) mit der Aus— 
legung bes $ 84 bes Fideikommißedikts zu beichäftigen haben. Auslegung ift 
die Erforihung des Sinnes einer Vorſchrift, die im Ausdrud oder im Gedanken 
unvolltommen und beftreitbar it, und deshalb eine einſache Subjumption ber 
Tatſachen unter das Geſetz nicht zuläßt. Sie ift unentbehrlich auf allen Ge: 
bieten, auf denen die Sprache das Willen vermittelt, doppelt aber auf dem Redhta- 
gebiete. Auf dem Rechtsgebiete hat die Auslegung beiondere Pflege gefunden. 
Einmal weil die Geſetzgebung ſich zumeift mit Verhältniffen befaßt, die in der 
Zukunft liegen, jodann weil die zu regelnden Verhältniffe jo zahlreih und viel- 
geitaltig find, daß fie von dem menſchlich unvollkommenen Geifte der Gejeßgeber 
nicht umjpannt, von dem Wortlaute der Gelege aber, wenn er nicht bis zur 
Unverſtändlichkeit allgemein ift, unmöglich alle getroffen werden fünnen. Endlich 
aber deshalb, weil der Richter, auch wenn das Gejeß ihm feinen unmittelbaren 
Aufſchluß gibt, doch die Entſcheidung nicht verweigern darf, jondern gezwungen 
ift, zu urteilen. 

So zweifellos das Bedürfnis nad) Auslegung gerade auf dem Rechiägebiet 
iſt und jo häufig ihr Vorkommen, jo wenig Einigfeit bejteht doch über ihr Weſen 
im einzelnen. &3 ift darum nötig, in diefer der Auslegung bes $ 84 des Fidei— 
—— gewidmeten Schrift auf das Wejen der Auslegung näher ein: 
zugeben. 

Die Auslegung kann vom Richter, von der Wiſſenſchaft ala Gehilfin des 
Richters, aber auch vom Geſetze jelbit fommen. Man ſpricht dann von Aus: 
[egungsgejeg im Gegenjage zu Geſetzesauslegung (I. 11 Dig. 1, 3). 

2. Unternimmt e8 die rehtihaffende Gewalt ſelbſt, Lüden oder Mängeln 
von Gejetesitellen näher zu treten, jo kann dies durch authentische Interpretation 
oder durch gemwohnheitsrechtlihe Norm (Ujualinterpretation) geichehen. Eine 
authentiſche Interpretation zu $ 84 des Fideikommißedikts fehlt bis jett. Auf 
eine 58jährige allgemeine und ftetige Gerichtspraris fünnte die Annahme eines 
Gewohnheitsrechts wohl geitügt werden. Sie erging im Sinne der Wiederhol- 
barfeit des Familienwechſels. Es joll aber darauf hier fein Gewicht gelegt 
werben, mweil erwartet werden darf, daß bie übrigen Gründe für die Annahme 
der MWiederholbarkeit des Familienwechſels ausreichen. 

Der Urheber des Auslegungsgeſetzes ift als Inhaber der gefeßgebenden 
Gewalt unbeichräntt. Selbft wenn das Auslegungsgeſetz fih auf eine 
beftimmte Stelle bezieht, ift es abſtrakter Natur, denn es trifft alle darunter 
gehörigen Fälle. 

Das Auslegungsgeieg kann jo ergehen, dab es überhaupt die richterlich: 
technifche Auslegung ausſchließt, aljo dem Richter nur Subjumption übrig läßt, 
oder jo, daß e8 nur unter beftimmten DBorausjegungen normiert und dem 
Richter wenigitens die Feſtſtellung diefer vorbehält. Wir möchten hier von 
Auslegungsregeln im engeren Sinne reden. 

Das Auslegungsgejeg kann fi auf den Ausdrud und auf den Gedanken 
der zweifelhaften Norm beziehen. Bezieht es fich auf den Gedanken, jo fann 
es weiter gehen, als die engere richterliche Auslegung und dies nicht bloß in 
Beziehung auf den Inhalt, jondern aud auf den Umfang des Gedankens, 
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db. h. die Zahl der von ihm erfaßten Fälle (Analogie. Dieje wäre ohne Aus: 
legungsgeſetz dem Richter verjagt. 

Das Auslegungsgejeg und deshalb aud die in deſſen Anwendung be 
griffene richterlihe Tätigkeit (analogifierende Tätigkeit) kann fih auf Regel: 
normen und auf Ausnahmenormen beziehen. In dieſem Sinne ift die Be: 
merfung Windiceids, man werde aud die Analogie gegenüber irregulärem 
Rechte ſoweit zulaſſen müſſen, als der eigentlidye Gebanfe der Beitimmung 
(sc. des Auslegungsgeſetzes) reicht, richtig. 

Natürlich” kann das Auslegungsgeſetz ſelbſt wieder der richterlichen Aus— 
legung bedürfen, weil e8 eben G Geſetz iſt. 

aß endlich, auch wenn eine authentiſche Interpretation ſpeziell zu $ 84 
des Edikts von 1818 fehlt, ein generelles Auslegungsgeſetz, das dieſen Para— 
graphen mitumfaßt, vorhanden ſein kann, iſt ſelbſtverſtändlich. Allerdings kann 
dieſes nicht im BGB. geſucht werden, da das BGB. nicht auf Familienfidei— 
kommiſſe anwendbar iſt. Aber in den hierfür vorbehaltenen Landesrechten beſteht 
ein ſolches generelles Auslegungsgeſetz, wenn auch das Oberſte Landesgericht 
davon nicht Akt genommen hat. 

3. Richterlich-wiſſenſchaftliche, ſog. doktrinelle Auslegung oder Auslegung 
im eigentliden Sinne kann, wenn aud) nicht den Mangel, doch die Unvoll— 
fommenbeit von Ausdrud und Gedanken verbeilern. Sie beſchränkt fih im 
Ziel auf die Feſtſtellung des wirklichen Gedantens der zweifelhaften Stelle. 
Dadurch untericeidet fie fi) von dem, was man Analogie nennt, der Er: 
weiterung des Gedankens der Stelle. 


Auslegung im weiteren Sinne erftredt fih auf Unvolltommenbeiten bes 
Inhalts und des Umfangs. (Reftriktion oder Ertenfion der von der betreffen: 
den Norm umfaßten Fälle.) Analogie bezieht fi auf den Umfang, aber fie 
erſetzt daS hier Fehlende; fie jegt überdies ein Auslegungsgejeg voraus, ſei es 
ein ausdrückliches (Gefegesanalogie), oder von der Geſetzgebung mitgedachtes 
(Rechlsanalogie), welches der Richter anwendet wie jedes andere Gejeh. 


Die innerhalb der gedachten Grenze freie doftrinelle Auslegung korrigiert 
die Inkongruenz des Ausdruds und verdeutlicht den Gedanken durch Aufdeckung 
der barin liegenden Folgerungen (ratiocinium). 


Abgejehen von den bereit? hervorgehobenen Unterſchieden zwiſchen Aus: 
legung im eigentliden Sinne und Anwendung eines Auslegungsgejeges mögen 
bier noch folgende Bemerkungen geſtattet jein. Die richterlihe Rechtsanwendung 
hat es ſtets nur mit dem einzelnen Yalle zu tun, das Auslegungsgejeg trifft 
alle möglichen Fälle in Frage. Diejes jchreibt vor, wie zu enticheiden, ber 
Richter enticheidet, allerdings gebunden durch das Geſetz. 

Aus dem Gelagten ergibt ſich Ichon, daß Auslegung im engeren wie im 
weiteren Sinne zwar ausdehnt, der Charakter dieſer Extenfion aber keineswegs 
derjelbe ift. Die Analogie dehnt aus den Sinn der Weſensmerkmale ber 
betreffenden Norm, erweitert dieje, indem fie neue hinzufügt; die ausbehnende 
interpretation im eigentlichen Sinne klärt nur den jchon in dieſen Weſens— 
merfmalen liegenden Gedanken auf. Dieſe lieft heraus, jene gibt hinein. 

Die richterlihe Auslegung ift nit auf die grammatiiche Interpre— 
tation beichränft, fie kann ſich auch der logiichen Interpretation bedienen ; 
beruhen doch die Sprachregeln jelbft auf Logik, und Schlußfolgerungen 
aus der ratio legis bilden an fi eine logiihe Tätigkeit. Dies gilt 
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für reftriftive wie für ertenfive Interpretation. Hier und da wird bie 
Meinung vertreten, grammatiihe Auslegung beziehe fi) auf den Wortlaut, 
logiihe auf den Sinn des Geſetzes. Beide beziehen fit) auf den Sinn bes 
Gejeges, denn das Wort enthält zugleich den Ausdruck und den Gedanken. 
Die Auslegung Ichöpft aus beiden Quellen. Und jowohl reftriftive wie exrtenfive 
Interpretation können dem Ausdrud entnommen werden (örtlicher, zeitlicher 
Sprachgebrauch, Sprachgebrauch in diefem oder jenem Geſetze). Nur in dieſem 
Sinne wird man jagen können, reftriftive und ertenfive Interpretation ſeien 
jtet3 logiſcher Natur. 


b) Die Auslegung de3 Begriffs Familienwedjel. 


Die Auslegungstätigkeit zur Ermittelung de8 Umfangs des Begriffs 
Familienwechſel beiteht in der yeitftellung und Würdigung der Tatſachen, die 
einen Schluß darauf zulaffen, ob der Familienwechſel nur einmal oder wieder: 
holt geftattet jein ſoll. Diefe Tatſachen müſſen joweit möglich alle und 
in der Gejamtheit ihrer Beziehungen und Begleiterſcheinungen gewürdigt 
werden. Stellung und Verhältnis der einzelnen Gejeßesvorjchriften zueinander, 
abjolute und relative Bedeutung, Mehrdeutigkeit, wechjelnde Bedeutung nad) Ort, 
Zeit und Sprachgebrauch fommen in Betradt. 

Außer der Eritiihen Stelle ($ 84) des Edikts von 1818 ift deffen ganzer 
übriger Inhalt mit allen Begleitericheinungen heranzuziehen, mit jeiner Syſte— 
matif,') feinem Zufammenhange mit den allgemeinen Rechtsvorſchriften.“) Aber 
aud auf die Vorarbeiten zum Edikte muß zurüdgegriffen werben. °) 


!) Syſtematiſch ift der Stoff des Edikts in zwei Mafien geteilt. Die eine enthält 

die Vorjchriften über die Negelung des Fideifommikverbandes (SS 1—108). Die andere 

ibt Vorichriften über Nacerbihaft und Nahvermädtnis ($ 109); zu Dielen gehören 

Phlich aud die SS 89, 85, 28 Sap 2, wenn fie auch in einer gewiſſen Verbindung mit 
dem Familienfideikommiſſe ſtehen. 

Bon den 88 1—108° befaſſen ſich die 88 1—101 einſchließlich mit der Neuordnung 
des Fideilommißinftituts als jolhen. Die 88 102—108 enthalten nur Einführungsbeitim- 
mungen über die Rüdwirtung und Nichtrückwirkung ded neuen Gejepes auf bejtehende 
Fideikommiſſe und haben mit unferer Frage nichts zu tun. 

Die 8$ 1—101 zerlegen den zu behandelnden Stoff in drei Abteilungen: 

Vorſchriften über die Errihtung des Familienfideikommiſſes ı$$ 17—41) und über die 
rechtlihen Wirkungen des errichteten überhaupt (SS 42— 76) und in Anjehung der Erb 
rolge insbejondere (8$ 77-91); 

orichriften über die Auflöfung des Familienfideitommifjes und ihre rechtlichen Folgen 

(S8 92—101), für den Fall der Auflöjung durch Abgang der beruienen Familie 
insbejondere in den 88 93 Nr. 5 und 99 (Wegfall der Gebundenheit des Gutes, Allodi- 
fitation desſelben in der Perſon des letzten, d. h. besjenigen Befipers, der julzeifions- 
berechtigte Erbjolger nicht Hinterläßt); 

allen diefen voran allgemeine oder gemeinjchaftlihe Vorjchriften (8 1—16) für alle 
jene nadfolgenden Beftimmungen. 

2) Das Evitt knüpft vielfah an das allgemeine Recht ausdrüdlih an, wie in jeinen 
Borichriften über Willenserflärungen, Obligationen, Eigentum, Erbidaft, Berwandticaft, 
Nachkommen, Pflichtteil, aber auch ftillihweigend, z. B. für die Erjapberufung. Das Edift 
unterjceidet fi darin nicht von anderen Spezialgejegen, es ijt Teil der Gejamtgejepgebung. 

2) Bon bejonderem Werte find für die Auslegung des Fideikommißeditts über die 
Frage des Familienwechſels die Nachrichten über die rehtögeihichtliche Entwidelung, welde die 
Grundjäge von Familieneinheit und Familienwecjel in der dem Fideilommihedifte vorher: 

ehenden Zeit in Bayern wie anderwärtd durchgemacht haben, und die Borarbeiten zum 
Eoitte, diefe um jo mehr als fie in den amtlihen Aeußerungen der Organe des damals 
noch abjoluten Herrſchers und unbeſchränkten Geſetzgebers bejtehen. 
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$ 5. Plan der Darftellung. 


Der $ 84 des Edikts von 1818 knüpft die Zuläffigkeit der Anordnung 
des Familienwechſels auf demjelben Fideikommiſſe an den Abgang ber zunädhft 
berufenen Familie. Natürlich kann auch die weiter berufene Familie wieder in 
Abgang fommen. Damit wäre der für den eriten Familienwechſel vorausge 
fette Zatbeitand aud beim zweiten und ebenio bei jedem folgenden Familienab— 
gange gegeben, aljo wiederholter Familienwechſel möglich. 


Ob aber der Gejeßgeber an den wiederholten Zatbeitand aud die Madit 
des Stifter zu wiederholter Nachberufung je einer anderen Familie knüpfen 
wollte, das ift die frage. Er konnte es, aber er mußte nicht. Er konnte das 
eine oder das andere hier oder an drittem Orte erklären; er konnte fich aud 
neutral verhalten. Das Oberfte Landesgericht Hat noch in feinem Erfenntniffe 
vom 13. Juni 1876 (Bd. 6 ©. 232/3) der leßteren Anficht beigepflichtet. Denn 
es |pricht davon, daß eine engere und eine weitere Auslegung möglich; fei. Im 
dem Erfenntniffe vom 21. Juli 1891 (Bd. 13 ©. 474) aber läßt es die Mög: 
lichkeit nicht mehr offen, fondern jagt: „Hätte das Geſetz eine weitere Reihenfolge 
geitatten wollen, jo würde der Wortlaut diejes zu erfennen gegeben haben, 
m.a. W. es genügte nicht, zu Ichweigen, wenn man den wiederholten Familien: 
wechjel geitatten wollte. Immerhin geht auch aus diefen Worten wenigſtens joviel 
hervor, daß der Gerichtshof nicht Schon in dem Worte „erften“ des $ 84 Abi. 1 
des Edikts den Ausihluß der Wiederholbarkeit des Wechſels fand. 


Melde Stellung der Gejeggeber zu ben beiden Möglichkeiten wirklich ge 
nommen hat, das zu erforichen iſt unfere Aufgabe. Hat er die Wiederholbarteit 
des Mechielö weder bejaht noch verneint, jo fann darüber, was dann Rechtens, 
nur ein Auslegungsgeſetz Aufihluß geben, aljo eine gejetliche Regel über reitrif: 
tive oder extenſive Interpretation im meiteren Sinne. Ein ſolches Auslegung: 
geiet beiteht in allen hier anmwendbaren Landesrechten, nämlid die Rechtöregel, 
daß „nur ähnliche“ Fälle „wie gleiche“ zu behandeln find. 


Wir find freilich der Meinung nicht, daß es fich in den Fällen des wieder: 
holten Familienwechſels nur um ähnliche Fälle handelt; wir betrachten dieſe alle 
als im Weſen einander voll gleiche Fälle. Sind fie aber glei, ſo muß aud 
der jpätere Wechſel dem erften gleich behandelt werden, wenn nicht feſtgeſtellt 
werden fann, daß der Gejeßgeber den jpäteren Wechſel ander behandelt, alio 
ausgeichloffen haben wollte. Dieje Tyeititellung des Willens des Geſetzgebers aber 
fann nur im Wege der doftrinellen oder eigentlichen Interpretation erfolgen. 


Die $J 12 bis 21 bilden den bogmatiichen Zeil der Abhandlung. Diejem 
wird in den $3 6 bis 11 ein redhtögeichichtlicher Teil vorausgeichidt, der auch 
rechtövergleichende Blide auf die vorausgehende Gejeßgebung außerhalb Bayerns 
enthalten jol. Denn wie die meilten Gejeggebungen der zivilifierten Staaten bat 
aud) die bayeriiche Gejekgebung und insbejondere die bayeriiche Fideikommißge— 
jeßgebung ſich nidyt darauf beichränkt, die Erfahrungen des eigenen Gebietes zu 
berüdiichtigen. Die Majoratsedikte von 1808 und 1811 enthalten eine getreue 
Nachbildung de damaligen franzöfiihen Rechtes. Das Edikt von 1818 hält, 
wenn es fidy auch wieder mehr dem alten Landrechte nähert, dody an der Grund: 
lage jenes franzöftichen Rechtes fett. Wer darum den Sinn des Edikts erforjchen 
— darf es ſich nicht verdrießen laſſen, auch jenen Gedankengängen nach— 
zugehen. 
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U. Die Geihichtlihe Entwidiung der Familieneinheit und des 
Familienwechſels im Fideilommißrechte. 


8 6. Allgemeines, 


Unter Familieneinheit ift im nachfolgenden bie Einrichtung zu verftehen, 
nad der ein fideilommifjariidh gebundenes, d. h. unveräußerliches Vermögen 
innerhalb berjelben, nad Namen, Stamm, Wappen, Helm und Schild iben- 
tiichen, einzigen, dazu berufenen Agnatenfamilie vererbt wird, nad) Abgang diefer 
aber von der fideikommiſſariſchen Gebundenheit frei und nad) allgemeinem Rechte 
weiter vererbt wird. Unter Familienwechſel ift dagegen jene Einrichtung zu 
verftehen, nad) der zu einem und bemjelben Familienfideikommiſſe für den Fall 
des Abgangs der zunächſt dazu berufenen Familie vom Stifter eine andere 
Familie zur Fortſetzung des Tyideifommißverbandes nachberufen werden kann, 
jo daß ein Erlöjchen des Fideikommißverbandes bis auf weiteres hintangehalten ift. 


Während unter Yamilie im allgemeinen die durch Ehe und Abftammung 
von gemeinſchaftlichen Vorfahren miteinander verbundenen Perſonen verftanden 
werden, und zwar alle Linien — Deszendentenlinien, Aszendentenlinien und 
Seitenlinien, find unter Agnatenfamilien im Baheriſchen Landrechte wie im 
Gemeinen Rechte nur die ehelihen männlichen Blutsverwandten verjtanden, — 
in den bayerischen Edikten von 1808, 1811 und 1813 die männlichen ehelichen 
Deszendenten erbadeliger Familien. 


Die Entwidlung des Familienfideikommiſſes in dieſer Frage war in den 
verichiedenen Zeiten und den verjchiedenen Territorien nicht die gleiche. Sie foll 
im nachfolgenden dargelegt werden. 


8 7. Die Familieneinheit im Gemeinen Rechte und im 
Bayeriſchen Landrechte von 1756. 


Im gemeinen Fideikommißrechte herricht der Grundjaß der Familieneinheit. 
Nur vereinzelt findet fich die Anficht vertreten, daß Seitenverwandte nachberufen 
werben fönnen, jo bei Weiske. 


Das Bayeriiche Landrecht gibt einfady die gemeinrechtliche Norm wieder. 
. Zwar jagt e8 in Zeil III Kap. 9 $ 2 Nr. 3: 
Hat jegtgedachter Fideilommiſſarius noch einen anderen Subjtitutus, an melden 


man weitere Nejtitution tun joll, fo wird er aud in Anſehung diejes jubjtituierten 
Fideilommifjarius pro haerede fiduciario gehalten. 


Aber das Landrecht handelt hier nicht von Familien- oder Geſchlechtsfidei— 
fommiß, jondern von Nacherbſchaft und Nachvermächtnis. Denn es betont im 
8 1 dieſes Kapitel ausdrüdlid: 

Im gegenwärtigen fommen allein Vulgaria et Universalia, das ift jolche Fidei— 
fommifte vor, bei denen nicht zur Konjervation oder Aufnahme einer gewifien 
Familie, jondern aus anderen des Fideikommittenten Abfichten Jemanden rejtituiert 
werben foll. 

Bei ſolchen Nacherbſchaften war allerdings eine weitere Subjtitution wie 

nad Gemeinem Redte ftatthait. 
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Beim eigentlichen Familienfideikommiß aber hält das Landrecht an dem 
ftrengen Familienbegriff in allen jeinen SKonjequenzen feſt.) Das Landredt 
proflamiert das Prinzip der Familieneinheit nachdrücklich mit den Worten: zur 
Erhaltung eines gewiſſen Geſchlechtes (Teil III Kap. 10 $1). Das konnte 
um jo leichter geichehen, weil das Landrecht als gejegliche Fideikommißerbfolgeordnung 
die allgemeine Inteftaterbjolgeordnung bis in die entjernteften Linien und Grade 
gelten läßt (Teil III Kap. 10 $ 8 Nr. 8), womit allerdings die Gefahr baldigen 
Erlöfchens des Fideikommiſſes ferngerüdt war. 


$ 8. Der Familienwecfel im franzöffchen Rechte, 


Der Gedanke des Familienwechſels am Fideikommiſſe fand zuerft Aufnahme in 
das franzöfiiche Gejeß über die Majorate. Dies geſchah bei der Wiederherftellung des 
von der großen Revolution bejeitigten Adelſtandes durch das Kaiſertum im Art. 806 
Abi. 3 des Code civil, der Kaijerl. Verordnung vom 30. März 1806, dem 
Senatsdeihluffe vom 14. Auguft 1806 und dem Kaiſerl. Ausführungsdetrete 
vom 1. März 1808 (Bulletin des lois 1808, I. Sem. S. 181 ff.). Nach dieien 
Vorſchriften wurde von dem Verbote der Subftitution eine Ausnahme gemadt 
für die Gründung von Majoraten, die durd) das Staatsoberhaupt jelbit erfolgte, 
um einzelne Familien, denen adelige Titel oder Würden (Herzog, Graf, re: 
herr, Ritter) verliehen wurden, zur Aufrechthaltung des Glanzes diejer Titel und 
Würden mit dauerndem Beſitz in unveräußerlihen Liegenjhaften, Staatsrenten 
oder Bankaktien audzuftatten, die aber aud) zu gleihem Zwecke mit Genehm: 
gung des Staatsoberhaupts im Wege der Stiitung erfolgen konnte. Die Ma: 
jorate wurden zugunften der männlichen Deszendentenlinie nad dem Rechte der 
Erftgeburt gegründet. Der Gefahr des Ausiterbens trat das Dekret vom 1. Mär 
1808 in dreifacher Weije entgegen. 


1. Die Artikel 36, 38 des Defrets?) beſtimmen: 


„Die Wirde,’) die Wir nad Unferem Gefallen mit jedem Majorate verknüpien 
werden, joll ausjhließlih an die Perſon defien gebunden fein, zu deſſen Guniten 
die Majoratsbildung ftatthat und ſoll von ihm nad der Erjtgeburtsordnung im 
legitimen natürlihen oder adoptiven Mannesftamme weitergehen. Indeſſen kann 
feiner Unferer mit einer Würde belleideten Untertanen ein männliches Kind adoptieren 
oder einen bor der Wiürdeübertragung an ihn adoptierten Kinde dieje Würde ur 
erben, e8 jei denn, dak e8 don Uns genehmigt und in einem dazu erteilten Paten! 
ausgeſprochen jei.“ 


2. Der Artikel 75 Abi. 1 des Dekrets beftimmt: 


„Wenn die männliche ehelihe Nachkommenſchaft eines Würbdenträgers, der die Dr 
tationsgüter jelbjt geitifter bat, ausjtirbt, erliicht die Würde; die Majoratägüter 
werden frei und gehen in die Erbfolge des legten Würdenträgers.“ 

— Wir behalten Uns jedoch vor, nach Umſtänden auf Bitte des Würdenträgeri 
die Würde und das Dlajorat auf einen jeiner Schwiegerjöhne .... . 

oder, wenn er feine Kinder hat, auf einen jeiner Seitenverwandten zu übertragen” 


Daß hiernad) der Familienwechſel ſowohl durch Adoption wie durd ®r 
rufung don Schwiegerjühnen und Seitenverwandten wiederholt herbeigefüht 


1) 3. B. der eheleiblihen Abftammung ; daher Verwerfung der Adoption (Teil IT 
Kap. 10 8 10 Nr. 3) mit den Worten: „adoptati, joferne fie nicht zugleich von der 
fideicommissum berufenen Familie und in ordine proximi find“, wozu in den Anmerkunger 
ald Grund angegeben ift: „Weil die Adoption zwar agnationis Jura, non tamen jun 
sanguinis et familine tribuit.“ 

) Bgl. Code civil Art. 343 ff. 

) Oder „der Titel”. 
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werden konnte, kann bei der Unbejchränttheit des Staatsoberhaupts in dieſem 
Punkte nicht zweifelhaft jein. 


8 9. Der Familienwechfel in den bayerifhen Majoratsedikten von 
1808 und 1811. 


Das franzöfiiche Majoratsrecht fand jofort Nahbildung im bayeriichen Majo- 
ratsedikte vom 28. Juli 1808, in dem Vollzugserlafje vom 5. Dezember 1808 und 
jpäterhin in dem Mlajoratsedikte vom 22. Dezember 1811. Kein Wunder, — war ja 
doch ſchon für Bayern, wie für andere deutſche Staaten, in Ausficht genommen, 
ben Code Napoleon mit wenig Aenderungen ald Bürgerliches Geſetzbuch zu über: 
nehmen. Der Anlaß, der Frankreich zur Gejeßgebung über die Majorate führte, 
beitand allerdings jür Bayern nit. Hier galt ed nicht, den Erbabeläftand 
wiederherzuftellen, da er ja in Deutichland nie bejeitigt war. —— ahmte 
man das franzöſiſche Mufter getreu nah. Man beſchränkte wie dieſes die Ma— 
jorate auf den Adel, beſchränkte wie dieſes die Nachfolge auf die agnatiſch-linealiſche 
Deszendentenerbjolge und auf Individualſukzeſſion mit dem Vorzuge ber Erftgeburt, 
führte auch die dem franzöfiihen Rechte eigenen Beichränkungen nad) dem Ber: 
mögensgegenftand ein — alles im Gegenjage zum alten Landrechte, das ſolche 
Beichräntungen nicht kannte. Ebenjo ahmte man aber aud die franzöſiſch— 
rechtlichen Erweiterungen und Hilfsmittel gegen das Ausfterben der Majorate 
nad) (Geftattung von Familienwechſel). Ja man ging joweit, daß man ſich Jogar 
ber eigenen juriftiichetechniichen Bezeichnungen im Edikte von 1808 zugunften 
der franzöftichen entäußerte. 

Gönner jagt jpäter (in feinem VBortrage vom 28. April 1817), daß die 
Beichräntung des Inſtituts auf den Adel nicht ſowohl eine Bevorzugung bed 
Adels bezwedte, als der praftiichen Erwägung folgte, daß die Ausdehnung des 
Familienfideikommiſſes auf bürgerlide Familien ſtaatswirtſchaftliche Nachteile 
mit ſich bringe, was ſchon die Römer zur Beſchränkung auf den vierten Grad 
bewog, daß ferner bürgerlihe Familien nicht jo wie der Adel auf eine fort: 
dauernde politiiche Exiſtenz Rüdficht zu nehmen haben, daß endlich der bürger— 
Iihe Vater oder Oheim zwar Vorjorge treffen möge, jein Vermögen den Enkeln 
zu erhalten, aber nicht vorausjehen könne, in welche Verhältniffe Urenkel fommen 
— und ob nicht die Unverletzbarkeit der Subſtanz ihnen ſehr ſchädlich ſein 
werde. 

Den Familienwechſel geſtatten die Edikte von 1808 (88 36, 64) und 
von 1811 (88 24, 116) nach jranzöfiihen Muſter gegen das juriſtiſch-korrekte 
Landrecht. Beide jchließen den Bruch mit dem Agnatenprinzip aus und laffen 
gleich dem franzöfiichen Rechte Frauen zur Nachfolge nicht zu. Aber während 
das Edikt von 1808 ſich noch Streng an den Grundſatz der Deszendentennadj: 
folge hält, folgt ion das Edift von 1811 dem Kanöhihen Rechte: 


Franzöſ. Defretv.1. März 1808 Bayeriſches Edikt v. 1811 $ 24. 
Art. 75. | Wir wollen übrigens geitatten, da 


Nous nous röservons cependant, sui- der erjte Majoratöbegründer für den Fall, 
vant les eirconstances et sur la demande wenn feine eigene fulzefjionsfähige Des— 
du titulaire de transporter le titre et le zendenz erlöfgen würde, die Geitenver 
majorat sur la töte, s'il n’a pas des en- , wandten feined Namens und Stammes 
fants, de l'un de ses heritiers collater- | oder diejenigen aus demielben, die er dies— 
aux. | Falls zu fwbftituieren Willens ift, glei 


' falls zur Majoratderbfolge berufen möge. 
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Im Edikte von 1811 ift zwar der Ausdruf „Subftitution“ gebraucht, aber 
e3 iſt offenfichtlich damit Familienmwechlel gemeint. Die Seitenvermandten jollen 
nicht ala Einzelperfonen, fondern als Familienhäupter nadhberufen werden können. 
Aus dem Gebraude der Mehrzahl im $ 24 des Edikts von 1811 für die 
Nachberufung der Seitenverwandten : 

„Die Seitenverwandten oder diejenigen aus benjelben, die er zu jubitituieren 

Willens ijt* 
fann unbedenklich darauf geichloffen werden, daß das Edikt den Familienwechſel 
nicht nur einmal, jondern wiederholt zulafien wollte. Wie hätte man aud zu 
einer Zeit auf den Gedanken der Beſchränkung des Wechſels auf einen Tyall 
fommen fönnen, zu der die erſt 1818 eingeführte Zahlbeichränfung bei der 
Nacherbichaft und dem Nachvermächtniſſe noch unbekannt war? 


$ 10. Der Familienwechfel im Edikte von 1818, 


I. Dem erften Majoratsedikte von 1808 folgte jchnell das von 1811 
biejem wieder alsbald das Fideikommißedikt vom 26. Mai 1818. 


Grund, Anlaß und Zweck diejer Ericheinung erklärt Gönner in jeinen 
Vorträgen. 


Das bisher rein privatrechtliche Institut jollte eine Grundlage für die 
Beſetzung der Reichsratskammer abgeben, mit deren Bildung e8 nun Ernft wurde. 
So mußte das Inſtitut umgebildet werden, um eine öffentlid; rechtliche Seite 
erhalten zu können. Dan ging daran um fo leichter, weil die Edikte von 1808 
und 1811 den an fie gefnüpften Erwartungen durchaus nicht entſprochen hatten. 
Die Beihränktungen bei den Majoraten hatten dazu geführt, daß der Adel feine 
Luft zeigte, ſolche zu errichten. Die vom Gelee geforderte hohe Normalrente 
ihloß Manchen aus. Das Inftitut drohte zu einer Zeit, in der ihm neue 
Aufgaben geitellt werden wollten, an Zeilnahmslofigkeit zugrunde zu geben. 
Dem jollte durdy das neue Edikt abgeholfen werden. 

Il. Das Edikt von 1818 hält die Beſchränkung der Fideikommiſſe auf den 
Adel und die ausfchließliche Deszendentenerbfolge mit Individualſukzeſſion und 
Eritgeburtsvorzug gleich den früheren Edikten feſt (8 1, 77, 78, 79, 87). Es 
modifiziert das von ben älteren Edikten reingehaltene Agnatenprinzip und die 
Normalrente einigermaßen (SS 90, 2 fi). Es verwirft den Familienwechſel 
durd; das Mittel der Adoption ganz, erweitert aber die Stifterbefugniffe bin: 
fichtlich des eigentlichen direkten Familienwechſels über die Seitenlinie des Erft: 
befiger8 hinaus auf die Aazendentenlinie ja jogar auf Familien anderen Namens, 
Stammes, Wappens, Helms und Schildes ($ 84). 

Die Ermäßigung der Normaltente und die Zulaffung der Frauen ift nicht 
von einjchneidender Bedeutung. Denn die Normalrente ift nicht jehr erheblich 
ermäßigt, die Zulaffung der rauen nicht im Sinne des landrechtlichen fidei- 
commissum cognatieum erfolgt. Denn das fideicommissum cognaticum 
(Landreht Teil III Kap. 10 $ 10 Nr. 5) beruht nit auf Nachberufung, der 
$ 90 des Edifts von 1818 aber beſchränkt die Nachberufung von {rauen auf 
Töchter des agnatenlojen Lebtbefiterd und lenkt jachlidy wieder in das Agnaten- 
prinzip ein mit den Worten: 


‚Und daß die Sukzeifion immer nah den — der Erſtgeburt auch unter den 
weiblichen Deszendenten, an welche ſie gelangt iſt, ſolange fortgeht, bis ſich unter 
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jenen Deszendenten ein männlicher Ablömmling befindet, welher alddann jeine 
Schmeftern, jelbft die älteren, von der Sutzeſſion ausjdlicht.“ 

Bon einjchneidenderer Bedeutung dagegen war die Zulaffung des Familien= 
wechjels derart, daß jogar eine fremde Familie nadhberufen werden konnte; fie 
war es inäbejondere dann, wenn, wie erjt noch zu erweilen, ber Familienwechſel 
der Zahl nad unbeichränft zugelaffen war. 

III. Das Edikt von 1818. ift, ſoweit es die Familienfideikommiſſe betrifft, 
troß mancher Fährlichkeiten der Hauptjache nach bis auf den heutigen Tag unver: 
ändert geblieben und hat jonady das ihm zugrunde liegende franzöfiihe Majorats- 
inftitut jet Icon durch mehr als zwei Menſchenalter überlebt. 

Die Frankfurter Reichsverſammlung hatte zwar die Staaten des Deutichen 
Bundes zur Beleitigung des Fideikommißinſtituts aufgefordert, eine Mehrzahl 
diefer Staaten iſt auch der Aufforderung gefolgt, Bayern aber hat fie unberüd: 
fihtigt gelajfen. Im Gegenteil legte bald darauf die bayerische Regierung den 
Kammern (1850, 1851, 1854) Gejegentwürfe vor, die das Fideikommiß— 
inftitut aud) auf den bürgerlichen und bäuerlihen Stand ausdehnen jollten. Zu: 
ftande fam nur das Gejeß über die landwirtſchaftlichen Erbgüter vom 22. Februar 
1855; beftimmt der Güterzeriplitterung entgegen zu wirken, fand es keinerlei 
Anklang bei der Bevölkerung. Die dreimal vorgelegten Fideikommißgeſetz— 
entwürje dagegen fonnten fih nicht durchringen, da ſie die erforderlid; Zwei— 
drittelmehrheit in der Abgeordnetenfammer nicht erlangten. Immerhin ift für 
unſeren Zwed von Intereſſe, welde Behandlung bei der Aufftellung und Beratung 
diefer Entwürfe die Frage der Zulaffung des Familienwechſels gefunden hat. 

Der Art. 13 des Geſetzentwurfs von 1850 beftimmte: 


Das Recht und die Ordnung der Nachfolge im Familienfideikommiſſe können von 
dem Stifter nad eigenem Ermeflen, jedoch nicht in der Art vorgeichrieben werden, 
daß mehrere Perſonen gleichzeitig zur Nachfolge berufen werden. 

In Ermangelung beionderer Anordnung tritt die Vererbung derart ein, da die 
meiblihe Nachkommenſchaft von der fideilommillariihen Nachfolge ausgeſchloſſen 
bleibt und von den männlichen Nahlommen immer nur der Erjtgeborene in der 
älteren Linie zur Nachfolge gelangt, jo dab der Bruder des letzten Beſitzers deſſen 
Söhnen, Enteln und weiteren Deszendenten weichen muß. 

Eine zweite Familie fann nidht für den Fall, daß die erfte er— 
liicht, zur Wadhfolge in das Fideikommiß jubititniert werden, 
unbejihadet bed Rechts des letzten Bejigerd, ein neues Fidei— 
tommiß aud der Gütermaſſe zu errichten. 


Die Motive bemerken zum Abſatz 3: 

Anordnungen, durch welche für den Fall des Ausſterbens der zumächit zum 
Fideitommiſſe berufenen Familie eine zweite und allenfalls für dieje 
unter gleiher Borausjegung eine dritte und jo weiter jubitituiert 
werben wollte, greifen zu weit in eine ferne Zukunft hinaus, ald daß nidt in 
ihnen wegen des höchſt wahricheinlihen Wechſels aller Verhältniſſe, welche der Stifter 
bei feiner Anordnung vor Augen hatte, ein reichliher Keim von Streitigkeiten 
liegen jollte. 

Davon, daß jchon $ 84 des Edikts höchſtens nur einen einzigen Fall 
von Familienſubſtitution zugelaffen hätte, jagen die Motive nichts. Sie konnten 
das auch nicht, ohne in Widerſpruch mit der damaligen Auffaffung der Gerichte, 
der Staatöregierung und der Reichsratskammer zu geraten. Anderenfalls hätte 
man ſich ſicherlich diefen weiteren, jo nahe liegenden Grund für den Gejehes: 
Vorſchlag nicht entgehen laflen, wenn man an jein Vorhandenfein — 
hätte. ie die Dinge liegen, ift anzunehmen, daß man mit den Worten: 
„eine zweite Familie und allenjall3 für dieſe unter gleicher Vorausiegung eine 
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dritte und jo weiter” zum Ausdrude bringen wollte, daß ein jolcher wieder: 
bolter Familienwechſel zwar nah $ 84 des Edikts zuläſſig geweſen ſei, nun 
aber nicht mehr zugelaflen werben jolle. „Jedenfalls verftand der Referent, der 
Ausihuß und das Plenum der Reichsratsfammer die Bemerkung der Motiv 
in diefem Sinne und — ftrid den Artikel 13 des Entwurfs. Man mol 
damit die bisher zugelaflene wiederholbare Familienftubftitution aufrecht erhalten. 

Die Entwürfe von 1851 und 1854 ließen ben im Jahre 1850 ge 
ftrichenen Abſatz 3 des Artikel 13 weg, während die Begründung im diem 
Punkte unverändert gelaffen wurde. Die Reichsratskammer andererfeits bie 
auf ihrer Anficht ftehen, indem man ausdrücklich den Abſtrich des Abſatz 3 de 
Art. 13 ala eine Konzeflion erklärte und das ber Novella 159 entnommene 
Motiv der Verdunkelung durch Zeitablauf nicht gelten Tieß.*) 

Im Geſetze für die landwirtihaftlichen Erbgüter wurde allerdings eine 
fadjlich gleiche Beichränfung des Stifters auch von der Reichsratsfammer ange 
nommen. Hier war aber die Beſchränkung in anderer Art zum Ausdrude ge: 
bracht und für ein gerade in dieſem Punkte anderögeartetes Inſtitut beftimmt. 


8 11. Familieneinheit und Familienwecfel in der Rechlsauwendung 


Bei der Anwendung des 8 84 des Edilts von 1818 in Beziehung auf 
die Frage, ob nur ein einmaliger oder aud) ein wiederholter Wechſel der Familien 
auf demjelben Fideikommiſſe joll angeordnet werden dürfen, find in erfter Lime 
die Fideifommißgerichte erfter und zweiter Inſtanz beteiligt. Mittelbar ift dabei 
nicht ganz unbeteiligt das Staatöminifterium, ſoferne es fih um die Berufung 
erblicher Reichsräte auf Grund von Fideikommißbeſitz handelt, und die Reich 
ratöfammer, jofern es ſich um die Legitimation der Berufenen in den Fällen 
einer Nachberufung handelt. 

Die Rechtsanwendung der Gerihte war in den zwei ‘Perioden vor und 
jeit 1876 verſchieden. 

In der Periode vor 1876 und jelbit noch im Anfange des Jahres 1876 
enthalten die Amtsblätter (Intelligenzblätter, Regierungsblätter, Gejeg: und 
Verordnungsblätter) viele Ausichreibungen über gerichtlich genehmigte und in 
die Fideikommißmatrikeln eingetragene Fälle der Anordnung wiederholten 
Familienwechſels. So insbejondere 





Jahrgang 1823 ©. 17 ff., Jahrgang 1860 S. 97 f., 237 f., 
— 1826 ©. 819 ff., — 1862 ©. 1927 f., 
: 1827 ©. 183 f., 220 f., B 1863 S. 1329 f., 
2 1828 S. 140 f., 515 f., 5 1865 ©. 1299 f., 
a 1834 ©. 14 f., ® 1866 ©. 185 f., 
: 1840 ©. 873 f., “ 1867 ©. 1225 f., 
. 1845 ©. 305, i 1870 ©. 329 f., 1011 
„1848 ©. 1019. „ 1871 ©. 1049, 
” 1857 ©. 434 f., = 1873 ©. 193 f,, 
„1858 ©. 209 fi., 577 f. „ 1895 8. 137f, 


| 1876 8.9 ;. 


i) Man wird faum fehlgeben, wenn man glaubt, dak Abſ. 3 des Art. 13 dei Ext 

wurfs von 1850 gerade zu dem Zwede angefügt war, um ber den Fideilommilien me 

eneigten Mehrheit der Abgeordnetenfammer und dem & 170 der Reichöverfafiung ner 

1849 entgegen zufommen, wie denn auch andererjeit3 die Befeitigung der Beſchränkung de 

Fideitommiffe auf den Adel ein joldes Entgegentommen im Sinne der Beſeitigung ver 
Brivilegten enthielt. 
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Zweifel über die Richtigkeit dieſer Entjcheidungen find niemals und nirgends 
auch nur angedeutet. 


War die Praris irrig, jo ift umerflärlich das konſequente Schweigen der 
Staatsregierung, der Hüterin des Verfaſſungsgeſetzes, das Schweigen der nächſt— 
beteiligten Reichsratskammer und der Abgeordnetenfammer, die doch zu aller 
Zeit der Vermehrung der Fideikommiſſe entgegen war, vor allem das Schweigen 
des Staatöratsausihufles, in dem das Edikt von 1818 verfaßt worden war 
und das Schweigen deö Referenten Gönner, ber erft 1827 ftarb. 


Don Fällen, in denen die gerichtliche Genehmigung der Anordnung wieder: 
holten Familienwechſels verweigert worden wäre, findet fi) vor 1876 feine Spur. 
Bei der Gleichmäßigkeit der amtlichen Bekanntmachungen aller Fideikommiß— 
gerichte in der Zeit vor 1876 und dem Umftande, daß die neueren ablehnenden 
Entſcheidungen ſolche nicht anführen, ift joviel wie ficher, daß ſolche überhaupt 
nicht ergangen find. 


Dom Jahre 1876 an wurde in den befannten oberftrichterlichen Ent: 
jcheidungen die jeitherige einhellige und ftetige Praxis der Fideikommißgerichte 
verlaffen. Dieje Enticheidungen haben jedoch in ber ipäteren Praris der Fidei— 
fommißgerichte keineswegs allgemeine Nachahmung gefunden. Noch im Sinne 
der älteren Praxis ergingen eine Reihe fideilommißgerichtlicher Enticheidungen, 
befanntgemadt im Geſetz- und Verordnungsblatte: 


Jahrgang ame 2 117 f., — 1899 ©. 269 f., 
1892 ©. 91 f., 1900 ©. 550 f. 
E 1897 S. 377 f, 


Auch ftimmten die Begründungen der die Wiederholung des Tyamilien- 
wechſels ablehnenden oberftrichterlihen Entſcheidungen im einzelnen miteinander 
nicht voll überein. 


Endlich ift im Jahre 1906 auf dem Gebiete der ftreitigen Gerichtäbarfeit 
von bem Landgerichte Regensburg ein Urteil erlafjen worden, das ſich den oberft= 
richterlihen Enticheidungen von 1876 und 1891 anſchließt und ſich mit der 
älteren Praris näher bejaßt. 


Das Landgericht Regensburg ift der Meinung, jämtliche Fälle, in denen 
vor 1876 weitere Berufungen zum ſelben Fideikommiſſe genehmigt wurden, jeien 
— einſchließlich jenes des Fideikommiſſes Seinsheim-⸗Sünching von 1867 — 
Fälle von bloßer Erſatzberufung — substitutio in primum casum —, nicht 
Fäͤlle von wirklicher wiederholter Nachberufung — substitutio in secundum 
casum — geweſen. Als jolhe jeien fie demgemäß ganz zutreffend und ohne 
Verſtoß gegen $ 84 des Edikts von 1818 genehmigt worden. Denn $ 84 habe 
wohl die Nachberufung, nicht aber die Erjagberufung auf einen Fall beſchränkt. 


Die jämtlihen Regierungsblätter aus den Jahren 1823 bis 1876 ergeben 
jedoch Har, daß es fih in allen Fällen — einjchließlic des Falles Seinsheim- 
Sünding von 1867 — um nichts anderes als um wiederholte Familiennachbe— 
rufungen nad Abgang je einer vorbejigenden Familie, nicht blo um Erſatz- 
berufungen für den Fall einer vorberufenen aber nicht zum Befige gelangten 
Familie handelt, aljo um echte Fälle des $ 84 des Edikts. Damit aber ſcheint 
ja aud) das Landgericht Regensburg einverftanden, dab der $ 84 — tee 
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nicht Erfagberufung, jondern Nahberufung im Auge Hat.) Die oben ange 
führten Bekanntmachungen aus den Jahren 1823—1876 und 1887—1%2 
aber wiederholen jogar den Wortlaut des 3 84 des Edilts. Am Harften gerade 
ift das Statut der Fideikommißſtiftung Seinsheim-Sünding vom Jahre 1867 
mit den Worten: 

„Hals der Stifter (sc. und Erftbefiger) feinen Sohn hinterlafjen oder etwa hinter: 
lafiene Söhne vor erreichter Volljährigkeit jterben würden, ſoll das Fideikommiß ale 
nicht geftiftet betrachtet werden. Im Falle des Ausſterbens der männlichen Nachkommen 
des SKonftituenten (und Erfibefigerd) gebt das Fideikommiß über af 
Marimilian von Seinsheim und dejien männliche Deszendenz, nad diejem aber auf 
Auguft von Seinsheim und dejjen männliche Deszenden;. 


Wie man hierin eine bloße Erjagberufung jehen kann, ift unerfindlid. 


III. Ber S 84 des Fideikommißedilts von 1818. 
$ 12. Vorbemerkungen. 


Der Oberfte Gerichtshof zieht in feinem Erfenntniffe von 1876 die Schlub: 
folgerung, der Gejeßgeber von 1818 würde, wenn er die Beichränfung der 
Familienjubftitution auf einen Fall von Familienabgang nicht gewollt hätte, 
dies gejagt haben, verjucht aber gleichwohl nod) aus dem Wortlaute des $ 84 
den Beweis zu führen, daß der Gejeßgeber wirflih nur einen Fall von 
Familiennahberufung zugelaffen habe. Es hielt alio jene erſte Schlußfolgerung 
jelbft nicht für zureichend. In der Tat ift jene Schlußfolgerung ebenjo unftid- 
haltig wie dieje Beweisführung. 

Zum Sprucde fteht die Frage, ob wiederholter Familienwechſel auf dem: 
jelben Fideikommiſſe zuläffig iſt. 

Bei dem Familienwechſel auf demſelben Fideikommiſſe handelt es fich nicht 
darum, mit dem bisherigen Fideikommißvermögen einen neuen Fideikommiß— 
verband an Stelle des biöherigen, durch Ausfterben erlojhenen Verbandes zu 
ſchaffen, ſondern darum, die fideilommiffariiche Erbfolge des bejtehenden Fiden 
fommifies durch das Haupt einer anderen ald ber bisher das Fideikommiß 
befigenden Familie und feine männlichen Nachkommen fortzufegen. Die neue 
Familie jol in ihrem jeweiligen Haupte, insbejondere dem eriten, wie ein 
Geſchlechtsfolger der früher befigenden Familie behandelt werden. Dieje ort: 
fegung enthält eine Erweiterung der Erbfolgeordnung auf demſelben Fideitommit 
und iſt aus dieſem Grunde aud im 5. Titel des Edikts geregelt. 

Der Streit dreht fi) darum, ob Familienwechſel auf demjelben Fiden 
fommifje nur einmal oder wiederholt zuläffig it. Hauptfig der Streitfrau 
iſt der 8 84 des Edikts. Alle übrigen Bezugftellen, jo die 88 13, 28, 85, 86, 
89, 90, 99, 109 des Edikts ftehen in zweiter Reihe. 

Der pofitive Inhalt des $ 84 des Editts wird im Nachfolgenden eingehen) 
unterfucht werden. Aber nicht nur der pofitive Inhalt. Der $ 84 hat nämlit 

') Ein Zweifel daran ift im Hinblid auf die Worte „nah Abgang der eriten F— 
milie“ und die Worte: „aber die übrigen Rechte ruhen, bis an fie die Nachfolge gefade 
iſt“ im 8 84 nicht möglih. Vgl. auch $ 90. Ebenio jpredhen die $$ 109 Abi. 2, 59, * 
bei der fideifommiflariihen Subftitution nur von substitutio in secundum casum, die ” 
verbieten. Das ganze Edikt enthält von Erjagberufung feine Silbe. Ihre Zulafiung fair 
aus dem allgemeinen Rechtsgrundiage, da jede Nahberufung eine Erjagberufung im m 


ichlieht, aber nicht umgefehrt. Ganz gleich die Edifte von 1808 und 1811 und das fre- 
zöſiſche Recht. 
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außer feinem ausdrücklich beurfundeten Inhalte noch einen weiteren, das berebte 
Schweigen über einen Umftand, welchen das Edikt an anderen Stellen ($$ 109 
Abj. 2, 89, 85, 28) mit auffallender Entichiedenheit betont. Es jpricht da 
nicht bloß vom Verbote wiederholter Subftitution bei Nacherbſchaft und Nach— 
vermäcdtnis, jondern überdies von den Rechtsfolgen, welde ein: 
treten, wenn der Stifter die ihm hierin gezogenen Schranken 
überjchreitet, während er hierüber im $ 84 gänzlich ſchweigt. Auch dieſer 
Punkt wird heller beleuchtet werben. 


$ 13. Die Regel: Ein Fideikommiß kann nit nur zum Vorteil einer 
Familie, fondern ud ..... zum Vorteil einer anderen Familie errichtet 
werden, 


Aus der vorftehenden Hauptbeftimmung des $ 84 wird zunächſt klarzu— 
ftellen jein, ob der Gejeßgeber direkt oder indireft erfennen lafjen wollte, daß 
Tyamilieneinheit die Regel bilden joll wie im alten Landrecht. Selbit das ent- 
bielte nod) feinen abjoluten Ausihluß von Fällen des Familienwechſels, aber 
dieje wären dann eben Ausnahmen von der Regel. 

Das Edit von 1818 ift in jeinem Verhältniffe zum früheren Rechte nicht 
eiwa ein forreftoriiches Geſetz, ſondern ein jelbftändiger und voller Neubau, der 
nur jeinen Stoff den älteren Geſetzen entnimmt.') 

Zu den Grundfragen gehört aber die Trage, ob Tyamilieneinheit oder 
Familienwechſel. Zu diefer Frage mußte aljo das neue Gejeg Elare Stellung 
nehmen. Es fonnte das jchon in jeiner allgemeinften Beftimmung im $ 1, der 
den Begriff von Familienfideikommiß umjchreibt. Hier ift jedoch die Regelung 
nicht erfolgt. Denn der im $ 1 gebraudte Ausdrud: „der Familie“ ift nicht 
notwendig identiich mit den Worten: „einer und berjelben Familie” oder den 
im Landreht Zeil III Kapitel 10 8 1 gebrauchten Worten: „einer gewiſſen 
Familie“, die von den Anmerkungen verdeutlicht werden als: „einer und der: 
jelben Familie nad Stamm, Namen, Wappen, Helm und Schild.” Das Oberite 
Landesgeriht nimmt an, wenn nicht in jeinem erjten, jo jpreche das Edikt doch in 
jeinem letten Paragraphen (109) das Prinzip der Familieneinheit im Familien: 
fideifommiß aus, einem Paragraphen, der weder familien betrifft, noch das Fidei— 
fommiß im Sinne von Syamilienfideilommiß, jondern die Nacherbſchaft und das 
Nachvermächtnis. Die Wahrheit liegt aber faſt buchftäblich in der Mitte, näm: 
lich in $ 84 des Edifts, der von der Erbfolgeordnung im Familienfideikommiſſe 
handelt und deshalb die Frage von Familieneinheit oder Familienwechſel berühren 
muß. Er behandelt, wie ſchon erwähnt, drei Punkte: den Familienwechſel, die 
dabei Beteiligten und endlich deren NRechtöverhältnis untereinander. 

Inſofern $ 84 Abi. 1 vom Familienwechſel ſpricht — und das ift feine 
Hauptbeftimmung — fommen zunädft feine Eingangsworte: 

„Ein Fideilommiß?) kann nit nur zum Vorteil einer familie zc.“ 
in Betradt. 





') Bergl. Sönner im Bortrage zum Edilte von 1818. 

2; Dad Wort: „Fideikommiß“ in $ 84 Ab. 1 ift von gleicher Bedeutung wie das 
Wort „Familienfideilommih* in 8 1 des Edikts. Das Wort Familie ift außer im $ 84 
mweggeblieben in den $$ 5, 10, 28, 34, 50, 59, 65, 67, 95, 97, 100, 105 ff., obſchon 
überall „FZamilienfideitommiß“ gemeint ift. 
42% 
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Die Worte „ein Fıdeitommiß“ können doch nur bedeuten: „ein und das— 
jelbe Fideikommiß“ und „jedes Fideikommiß“ kann nicht nur zum Vorteil 
einer Familie errichtet werden. Die Errichtung erfolgt in diefem Falle 
bei Identität des Objekts durch einen Doppelaft von primärem und eventuellem 
Inhalte. Sobald die Vorausjegungen des letzteren eingetreten find, beiteht das 
eventuell errichtete Fideikommiß zugunſten der „anderen Familie“ voll jelbftändig 
und nad den gleichen Normen wie das erfte. Das Gejeß wählt für jeine Vor: 
Ichrift eine negative und eben deshalb in bezug auf die Zahl der Tyamilien- 
wechjel unbejtimmte Faſſung. Das Wort „einer“ in der Verbindung: „nicht 
nur zum Vorteile einer Familie“ ift unbeitreitbar Zahlwort. „Nicht nur eine 
Familie“ aber heißt pofitiv: mehrere Familien, unbeftimmt wie viele. Ob und 
wie deö weiteren dieje Unbeitimmtheit eingeſchränkt wird, ift eine Frage für fi. 

Der Sag: „Ein Fideikommiß kann nit nur zum Vorteil einer Familie, 
londern auch zum Vorteil einer anderen Familie errichtet werden“ enthält hand: 
greiflic) die dem 8 1 fehlende Entjcheidung über bie Trage, ob Familieneinheit 
die Grundlage der Fideifommißordnung fein oder Familienwechſel zugelaffen jein 
jol. Er verneint die Notwendigkeit der Familieneinheit und ftellt damit — vor: 
behaltlih möglicher Ausnahmen — die entgegengejegte Regel der Zuläjfigkeit des 
Familienwechſels auf; der Begriff „Familienwechſel' umfaßt logiſch alle Fälle, 
melde jeine inhaltlihen Merkmale (Abgang einer vorbefigenden Familie und 
Stifternahberufung für diefen Fall) an fi tragen. Die Worte „nicht nur 
einer Familie“ eröffnen eine Reihenfolge (ein Nacheinander), ſchließen alſo jeden: 
falls eine zweite Familie ein, aber in ihrer Unbeftimmtheit weitere Familien 
nicht aus. Der Charakter der Ergänzung des $ 1 durch den $ 84 tritt aud 
dur die Wahl der draftiihen Worte: „nicht nur, jondern auch“ in dem Sinne 
klar hervor, daß er die alte Familieneinheit verneint. Oder wäre die Fon: 
ftruftion „nicht nur, fondern auch“ bejonders pafjend gewejen, wenn das „jondern 
auch“ nur einen einzigen Fall von Wechjel als Gegenhalt des „nicht nur einer 
Familie“ einzuleiten hätte? Müßte man jolchenfall nicht jagen: „nascitur 
ridiculus mus‘? 

Bon jehr viel größerem Belange find die Worte: „einer anderen familie“. 
Sie könnten Zahlbedeutung haben. Das Wort „anderen“ den Sinn von 
„zweiten“, da3 Wort „einer“ den Sinn von „einer einzigen“. Sie müjien 
aber diefe Bedeutung nicht haben. Das Wort „andern“ kann adjektiviſches 
Pronomen ſein, eine Eigenihaft, die Bezeichnung des Ergebnifjes der Bergleichung 
verjchiedener Dinge enthalten; das „einer“ kann einfady der unbejtimmte Artikel 
En Welche von beiden Bedeutungen ihnen hier wirklich innewohnt, das ift 
die Trage. 

Das Oberite Landesgericht hat fih für die Annahme entichieden, daß das 
Wort „andere“ wie das Wort „eine“ bier Zahlbedeutung haben. Wir verneinen 
die Richtigkeit diejer Annahme. 

Schon jprachgejeglich ift die nächjte Bedeutung bes Wortes „andere“ bie 
adjektiviſche. Sie ift die gewöhnliche, natürliche, allgemeine, der Gebrauh des 
Wortes „anderer“ im Zahlenfinn ift mindergewöhnlich, bildlich, indiret. Für 
den gewöhnlichen Sinn ſpricht die Vermutung.) 


!) Val. BGB. 88 2100, 2190, 2109, 2162. Dieſe enthalten eine Zeitbeihräntung 
aber feine Zahlbeichränfung. Dad BGB. verneint gerade die Zahlbeihränktung mit dem 
Worte (anderer), mit dem fe das Edit ($ 84) nad) der Meinung des Oberiten Landes 
gerichts bejahen ſoll. 
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Unähnlich der lateiniſchen Sprache, die für „anderer“ im Zahlwortfinne 
den Ausbrud alter, für „anderer“ im abjeftiviichen Sinne den Ausdrud alius 
bat, entbehrt die deutiche Sprache befonderer Ausdrüde für die beiden Bedeu: 
tungen. Man hilft fi) damit, daß man beim Zahlwortfinne von „dem einen, 
dem anderen”, bei abdjektivifcher Bedeutung von „einem anderen“ ſpricht.) 

Aehnlich verhält fih die Sache ſprachgeſetzlich beim Worte „ein“. Auch 
bier ift der nädhitliegende Sinn der des unbeitimmten Artikels; er iſt der allge 
meine, gewöhnliche gegenüber dem Zahlenfinn ala dem bejonderen. Um zu dem 
legteren zu gelangen, muß man nachdenken, vergleihen, den Zuſammenhang 
beranziehen, Scylußfolgerungen machen.) Dabei ift ed nicht gleichgültig, ob die 
Worte „einer“ und „anderer“ einem Hauptwort oder einem Beiworte zugefügt 
find — 3. B. einer anderen (adeligen) Familie —, das jelbjt wieder engere oder 
weitere Bedeutung haben kann — Agnatenfamilie, Familie überhaupt —. 

Allerdings macht das Oberfte Landesgericht auf den Umstand aufmerkjam, 
dab die Worte „einer anderen Familie“, in Singularkonftruftion ftehen, und 
leitet hieraus die Zahlbedeutung des Wortes „einer“ ab. Ueberjehen ift aber 
dabei, daß der ganze Abſatz 1 des $ 84 in der Singularfonftruftion fteht, dat 
die Gejeßesiprache dieje regelmäßig als Gattungsbezeichnung gebraudht, und day 
das Gejeg, wenn es die Wendung „jondern .. auch anderen Familien“ gewählt 
hätte, dem Zweifel Raum gegeben haben würde, ob das Fideikommiß nicht aud) 
gleichzeitig mehreren Familien zuftehen fünne (Kondominatfideilommig). Wie 
fäme endlich der Gejegeber, der jonit da8 Wort „andere” konſequent (88 8, 
15, 16, 35, 38, 46, 48, 65, 66, 86, 87, 95, 106, 107) in adjektiviicher 
Bedeutung gebraudht, zu der Eigentümlichkeit, e8 gerade in $ 84 auf die nahe: 
liegende Gefahr des Mikverftändnifffes hin in Zahlwortbedeutung zu verwenden ? 


Zwei Gründe endlich find es, die jchlechterdings jeden Zweifel daran aus: 
ichließen, daß die Worte „einer anderen (Familie)“ nur die Bedeutung des 
abdjektiviihen Pronomens mit vorgejegtem unbejtimmten Artikel haben können. 

Zunächſt der Zuſammenhang des $ 84 des Fideikommißedikts von 1818 mit dem 
S 24 des Majoratsedikts von 1811. Beide Paragraphen unterjcheiben fich gerade darin 
und nur darin, daß 524 des Majoratsedikts die Wahldernadhzuberufenden 
Familie noh auf Seitenverwandte bervorbejigenden Familie be: 
Ihränfte, der $ 84 des Fideilommißedifts aber ſie nicht nur auf 
die Wizendenten diejerermweiterte, jondernjelbftfürganz fremde 
Familien freigab?’). Dazu kommt, daß das Edikt von 1818, wo es von 


1) Bgl. Grimm, Deutihes Wörterbuch, dann Hermann Paul, Wörterbud zum 
Worte „anderer“. E3 bedeutet nad dem beftimmten Artikel was das lateintihe Wort 
„alter‘‘ ausdrüdt, ohne Artikel hat es die Bedeutung von „alius“. „Anderer“ im Sinne 
von alter bedeutet eine Zweiheit, aber eine Ordnungszahl (nicht Grundzahl): e8 hat aud 
die Bedeutung von „jeder folgenden“. „Anderer“ im Sinne von alius drüdt gern neue 
Buftände aus, 5.8. eine andere Familie., Bemerkenswert ift deshalb im $ 84 Abi. 1 
der Gegenſatz von „der erften“ und einer anderen Familie. 

) Wollte man die Zahlwortbedeutung don „einer“ bejonder® hervorheben, jo 
ftand der Sperrdrud und der große Anfangsbuchſtabe zu Gebote, Hilfsmittel, die auch 
fhon zur Zeit der Erlafiung des Edikts in der Geſetzestechnik nicht unbelannt waren. — 
Die Anmerkungen zum bayeriihen Landrechte jagen, daß der Gattungscharakter des Wortes 
„einer“ „per totum jus regmat“, 

*, Eine Mittelmeinung, die namentlih in der Fideilommißſache Sumppenberg- 
Pöttmes, aber aud anderweit vorfommt, geht dahin, daß der $ 84 unter „einer anderen“ 
Familie allerding® nur nod eine einzige Familie verftehe und daher wiederholten 
Familienwechſel ausſchließe, daß er aber zu den „anderen Familien“ nur ſolche rechne, 
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erfter und anderer Familie jpricht, nicht von der erften und ber anderen 
Tyamilie redet, jondern von der erften und einer anderen Familie. 

Das Oberfte Landesgericht fühlt denn auch jelbft. daß feine Auffaffung von 
der Zahlwortbedeutung der Worte „einer anderen“ nicht genügend begründet ift. 
Darum fieht es fich veranlaßt, vor beiden das Wörtchen „noch“ einzujchieben, 
obwohl dieſes Wort dem Gejege fremd ift. Zur Ausgleihung dieſes Zujages 
ift mit derjelben Tyreiheit der Behandlung bei der Wiedergabe des $ 109 Abi. 2 des 
Edikts von 1818 das dort zwilchen den Worten „eine fideilommiflariihe Sub: 
ftitution“ ftehende Wort „ſolche“ unterdrüdt. — 


8 14. Die Ausnahmen von der Regel der Duläffigkeit des Familienwechſels. 
a) Die Ausnahme zuguniten ber bejigenden familie. 


Pildet die Befugnis des Stifters, Familienwechſel auf demjelben Fidei— 
fommiß anzuordnen, die Regel, jo find Ausnahmen denkbar. Sie find ins- 
bejondere denkbar zum Schuße der Befiter, fie find auch denkbar ala abiolute 
Schranken der Stifterautonomie zum Schuge gegen willfürlihe Verlängerung 
der natürlichen Lebensdauer des Fideikommiſſes auf ungemeſſene Zeit. 

Mit den Worten „nad Abgang der eriten Yamilie“') ſchafft das Geſetz 
in $ 84 Abj. 1 eine Ausnahme von der Regel der TFreiheit des Familienwechſels, 
beichränft es den Stifter in feiner Stifterwillfür. Der Stifter darf den Familien: 
wechiel nur für den Fall des Abgang der vorbefigenden Familie anordnen 
und nur auf den Zeitpunkt diejes Abgangs. Dies iſt unftreitig, der Grund 
nabeliegend: Iſt die Erhaltung des Glanzes der Familie Zweck des ganzen 
Inftituts, jo kann man nicht dem einzelnen Stifter geftatten, anzuordnen, daß 
die im Beſitze befindliche Familie während der Dauer ihres Beitehens das Fidei— 
fommiß an eine andere Familie herausgebe.. Dies gilt jelbftverftändlich für 
jeden Familienwechjel, für den erjten wie für die folgenden (wenn folgende zuläfftg 
find). Das Gejeß jchüßt die einmal im Beſitze befindliche Familie bis zu ihrer 
Erlöihung im Befite.*) 


die anderen Namen, Stamm, Wappen, Schild und Helm hätten, m. a.®. der eriten Familie 
vollfremde Familien, während die Seitenlinie und die Aizendentenlinie der vorbefigenden 
Familie immerhin noch zu diejer gehörten, folglich, wenn nadberufen, nidt als „andere 
Familien“ zu zählen jeien (allgemeiner Begriff von Familie). Für dieje Auffaſſung, die 
vom Oberjten Yandesgerichte (Sammlung Bd. 6 ©. 234, Bd. 13 ©. 474) zurüdgemieien 
wird, läht fi mandes jagen. Sie vermeidet die jhlimmiten Härten des Grundiages der 
Familieneinheit unter der Beihräntung auf einen Familienwechſelfall. Sie fommt dem 
S 24 des MajoratsediftS von 1811 nahe, den fie vervollitändigt, entipridt der allgemeinen 
Tendenz des Edikts von 1818, die Stifterautonomie zu erweitern und befriedigt in höherem 
Grade das natürliche Billigkeitsgefühl. 

In der gegenwärtigen Abhandlung ift gleihwohl der Gedanke dieſer Mittels 
meinung nicht weiter verfolgt. Denn es jcheint nötig, ganze Arbeit zu maden und die 
unbeichräntte Zulafiung des Familienwechſels zu erweilen und es jcheint auch möglich, für 
die Familienwechſelfreiheit jo ftarfe Gründe beizubringen, dab es des halben Weges der 
Mittelmeinung nicht mehr bedarf. 

') Die Worte „der erjten Familie“ kommen im $& 84 zweimal vor. Im zweiten 
Abſatze find ihnen die Worte: „die lehte Familie“, im erften Abjage die Worte: „einer 
anderen Familie“ gegenübergeitellt. Es liegt jehr nahe, zu denten, daß damit die beim 
Familienwecjel beteiligten Familien technifch bezeichnet werden wollen und zwar mit 
„erite Familie“ die vorberufene, befigende, fiduziarisch-beichwerte, unter „andere Familie“ 
die nahberufene, anmwartende, fideifommiljariih oder juspenfiv-bedingt eingeiekte. 

) Ganz im gleihen Sinne und in ähnlicher Weije wird aud das jeweilige Familien- 
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b) Undere Ausnahmen? 


1. Enthalten die Worte „nad Abgang ber erften Familie“ außer ber 
Beihränkung der Stiftergewalt zum Schutze der vorbefigenden Familie notwendiger: 
weile auch eine Beſchränkung der Zahl der Familienwechſelfälle? Die Frage 
ift nicht nur zu verneinen, jondern es ift zu jagen, daß es höchſt unwahrjcheinlich 
it, daß der Geſetzgeber auch noch eine ſolche zweite Beſchränkung in dieſe Worte 
gekleidet haben jolltee Denn einmal bringt man vom gejeßgeberiichen Stand: 
punkt aus überhaupt nicht in denjelben Worten zmei Befhränkungen zum Aus: 
drude, die ihrer Art und ihrem Zwecke nad ganz verjchieden find. Einem 
Manne der Gejeßgebung von der Art Gönners kann man einen joldhen Fehler 
ichlehterdings nicht zutrauen. Sodann wäre e8 ein unverzeihlicher Fehler, wenn 
die zweite Beichränfung innerhalb ber erften nod dazu fo undeutlic zum 
Ausdrude gebracht worden wäre, daß man an ihrer Eriftenz zweifeln fann. Die 
Beihränfung des Familienwechſels auf den Fall des Abgangs der erftbefigenden 
Familie trägt den Charakter der Ausnahme. Nach dem Sate, daß durch die 
Ausnahme im übrigen die Regel beftärft wird, hätte man anzunehmen, daß 
außer der Beichränkung zugunften der befienden Familie im übrigen, ſoweit 
nicht das Geſetz deutlich und ausdrüdlic anders beitimmt, die Regel der Zu: 
läſſigkeit des Familienwechſels hochgehalten werden joll. Dies jollte Gönner 
überleben haben? Er jollte e8 unterlaffen haben, fih in einem folchen Falle 
deutlich auszudrüden? Wer Gönner und feine Werfe fennt, wird das für un- 
möglid halten müſſen. Bei unbefangener Beurteilung bleibt nur die Annahme 
übrig, daß die Worte „nach Abgang der eriten Familie“ feinerlei andere Be- 
Ihränfung in ſich bergen, als diejenige, welche fie far und deutlich zum Aus: 
drude bringen, nämlich die Beichränfung zugunften ber erftberufenen Familie, 
daß der Stifter fie, wenn er fie einmal berufen hat, bis zu ihrem Erlöjchen im 
ade m laſſen muß und erſt für den Fall ihres Erlöjchens eine andere Familie 
berufen fann. 

Dies und nichts anderes war die Abficht des Geſetzgebers bei $ 84 des Edikts. 

2. Der Gejeßgeber von 1818 konnte aud) nicht wohl eine andere Abficht 
haben. Um dies zu erweilen, müfjen wir nochmals etwas eingehender auf die 
geihichtliche Entwicklung zurüdgreifen. Der Gejeßgeber von 1818 bezwedte mit 
jeinem Fideikommißedikte nicht mehr bloß, die Erhaltung des Glanzes der einzelnen 
Adelsfamilien zu ermöglichen. Ihm fam es weſentlich darauf an, den Adels— 
ftand zur Stiftung von Fideikommiſſen anzubalten, um die adeligen Fideikom— 
mißbefiger zur politiſchen Arbeit im Staate mit heranziehen zu können (Zitel VI 
SS 2, 3 der Verfaſſungsurkunde). Das Fideikommiß-Inſtitut follte alſo nicht 
mehr eine rein privatrechtliche Einrichtung fein. Die Verwirklihung diejes Zwecks 
war infolge der Erlaffung der Berfaffungsurfunde eine ftaatliche Notwendigkeit 
geworden. Ihr ftand die bejtehende allgemeine Unluft, Fideilommiffe zu gründen, 
entgegen'). 

Da die Zulaffung der Adoption und die Zulaffung der Nachberufung ber 
Seitenverwandten des Stifters feine guten Ergebniffe gehabt hatte und deshalb 
nicht übernommen werden jollte, da man andererjeits an der grundjäßlichen Be— 
Haupt geihüpt. Nicht da8 Objelt, nur der Genuß kann ihm entzogen werden und auch dieler 
zıicht über 20 Jahre und jelbjt bei jchlehter Verwaltung kann dem befitenden Familien 
Haupte nur die Adminiftration, nicht der Genuß entzogen werden ($$ 45, 71, 72 des Ebilts). 

) Gönner in jeinem Bortrage von 1817 88 7,8 fi. 
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ichränfung der Erbfolge auf die Deizendenten des Erftbefigers, die den Fider 
kommiſſen mit frübzeitigem Erlöjchen drohte, jeithalten wollte, jo war es unver: 
meidlich, dem Stifter mehr Gemalt zu Anordnungen für die dauernde Aufticht 
erhaltung des Fideikommiſſes in die Hand zu geben, als bisher. Dieſe Erwei— 
terung der Stiftergewalt durfte, wenn fie ihren doppelten Zweck — Anreiz yur 
Stiftung don Fideikommiſſen und Verhütung frübzeitigen Erlöſchens — gründlid 
erfüllen jollte, nicht unbedeutend fein, fie mußte beträchtlich ſein. m diem 
Sinne wäre es zwedwidrig, ja geradezu unverftändig gemejen, gerade im Jahre 
1818 die Zulaffung des Familienwechſels auf demjelben Fideikommiß auf einen 
einzigen Tall zu beichränfen. Das konnte der Geſetzgeber jener Zeit nicht tun, 
wenn er nicht der Durchführung der Verfaſſungsurkunde ſelbſt ernite Schwierig: 
feiten bereiten wollte, das hat er darum nicht getan. Die Erweiterung dr 
Stiftermadt hat denn auch — im Vereine mit anderen Erleichterungen für die 
Fideikommiſſe!) — ihre Zwede erreiht. Die Unluft, Fideikommiſſe zu errihten, 
ſchwand in der Tyolge. 


3. Aber auch abgejehen von geſetzgebungs-techniſchen Gründen, von dr 
geſchichtlichen Entwidelung und von der Lage bei ber Erlaſſung des Edilt 
fönnte die Abfiht der Beichränkung der Zulaffung des Familienwechſels ar 
nur einen Fall dem Gejegeber jolange nicht zugeichrieben werden, als da 
Wortlaut nicht dazu zwingt, weil gegen dieſe Beſchräͤnkung allzuviele allgemein 
Erwägungen jpreden. Nur einzelne davon follen bier ausgeführt werden. Den 
Fideikommißſtifter fteht die (Familie, die er zuerft beruft, naturgemäh nähe 
als diejenige, welche er nachberuft. Seinem Willen kann e8 darum nicht ent 
ſprechen, daß die erjtberufene Familie durch die Nachberufung beichwert, de 
nachberufene aber frei jein joll und daß der nadhberufenen, nicht der erftberufenen 
Familie Schließlich die vom Fideikommißverbande freimerdenden Güter als Aa 
zukommen follen. Der Gejetgeber, der den Familienwechſel auf einen ml 
beichränfte, würde den Stifter dazu zwingen. Warum jollte er dies? 


Die Beſchränkung des Familienwechſels auf einen einzigen all fünnt 
durch den Hinweis auf die volfswirtichaftliche Forderung gerechtjertigt werden 
wollen, daß die Freiheit des allgemeinen Immobiliarverkehrs durch gebunden 
Güter jo wenig als möglich beeinträchtigt, die Gebundenheit aljo möglihit aber 
fürzt werden joll.?) Den volkswirtſchaftlichen Grundjag in allen Ehren. Peit 
er aber in den Rahmen und zur Tendenz des Fideikommißedikts von 1818, m 
es nun einmal vorhanden ift und von den Berichten ala beitehendes Recht ange 
wendet werden muß? Und wenn er im Fideikommißedikt hätte vermirkiit 


!) Die Einmiihung der Staatöbehörden wurde nach öfterreihiichem Muiter ermänz 
(Gönner, Vortrag von 1818 Nr. XI ©. 12), die amtlihe Behandlung erleichtert (Anl 
gerichte als Fideitommißgerichte), die Beichräntung auf liegende Güter gemildert, M 
Normalrente herabgeiett. Bezeichnend für die Tendenz des Editts find insbeſondere folganx 
Säge aus Gönners Vortrag von 1818: 

„Die Borichriiten über die Majorate als ein nicht bloß privatredtlide 
jondern aud ſtaatsrechtliches Inſtitut dürften, mit Ausnahme der vorgeidlagenm 

Mittel, ihre Errichtung zu erleichtern, unverändert beibehalten werden. Danede— 

jei den adeligen Familien für die Zukunft die Errichtung next! 

Fideifommisje ohme alle Beſchränkung zu erlauben“. (Nr. VI S 28 des Bortraust! 

„Da die Tendenz des gegemmwärtigen Edifts ift, die Yamilienfideitommine M 

Nreld...,.. zu begünitigen*. (©. 5 des Vortragd). 

2) Solde Erwägungen bat erit das oberjtrichterliche Erfenntni® von 1891; @ 
von 1876 liegen fie noch fern. 
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werden jollen, wäre e8 nicht widerfinnig gewejen, dem Stifter die fernere Nach— 
berufung zu verbieten, dem legten Fideikommißbeſitzer aber die Neuftiftung unbe— 
ichränft zu geitatten? Hieße dies nicht, eine Lüde Schließen und dafür das 
Tor weit öffnen ?') 


$ 15. Das Redisverhältnis zwiſchen der vorbefigenden und der nachberufenen 
Familie, 


Der Abſatz 2 bes 8 84 bes Fideikommißedikts lautet: 

„In dieſem Fall hat die legte Familie, folange die erite noch nicht erloichen ift, 
zwar alle aus dem Miteigentum (8 43) fließenden, die Erhaltung der Subitanz 
bezielenden Rechte, aber die übrigen Rechte ruhen, bi8 an fie die Nachfolge 
gefallen iſt.“ 

Das Oberjte Landesgeriht meint, daß beim Gebraudye des Wortes 
„lete” der Gedanke nahe liege, mehrere nachberufene Familien anzunehmen. 
Da aber jhon im Abi. 1 des 8 84 von einer eriten umd einer anderen Familie 
die Rede jei und Abi. 2 hieran anfnüpfe, jo könne unter der lebten Familie 
nur jene andere des Abj. 1 verjtanden fein”). 

Es ift auch ohne weiteres zuzugeben, daß in den beiden Abläßen des 
$ 84 die „letzte Familie” und die „andere Familie“, identiic find. Sowohl die 
„leßte” wie die „andere“ ift die anwartende Tyamilie, die „erfte” ift die befigende. 

Daraus folgt, dab, wenn das Gejet die Nachberufung auf einen einzigen 
Tall beichränft, die einzige nachberufene Familie die „legte“ wie die „andere“ 
Familie if. Es folgt aber ebenſo aud, daß wenn das Gele wiederholten 
Familienwechſel zuläßt und der Stifter mehrere fyamilien nacheinander berufen 
bat, jede anwartende Familie — mögen es ihrer nod) jo viele jein — die „letzte“ 
und die „andere“ Familie gegenüber der bejigenden it. 

Tür die fyrage aber, ob wiederholter Familienwechſel zuläffig iſt, folgt 
daraus gar nichts. Sie ift lediglich auß dem Abſ. 1 des $ 84 zu löjen. Die 
Aufgabe des zweiten Abjates war nicht, zu beitimmen, wie viele Familienwechſel 
jtatthajt ſein ſollen, jondern bie Wirkung einer jeden ftatthaften Nachberufung 
zu regeln. Es ift nicht erfichtlih, daß der Abj. 2 über dieſe feine Auf: 
gabe hinausgegangen wäre. Auch gibt er in feinem feiner Worte, ins: 
beiondere nicht in dem Worte „Iette”, Aufichluß über den Sinn des Abj. 1 in 
der Frage der Zahl der Familienwechſel. Das Wort „letzte“ hat hier offenbar feine 
abjolute, fondern nur eine relative Bedeutung“) und beftätigt abermal, daß 
auch dad Wort „erſte“ im $ 84 feine abjolute, ſondern nur eine relative 
Bedeutung haben kann. 

Es ift auch nicht an dent, ala ob der Abj. 2 des $ 84 unmittelbar die 
Trage über das Verhältnis der z. B. zehnten nachberufenen Familie gegenüber 
allen vorausgegangenen befigenden („eriten“) Familien ausdrücklich entſcheiden 
mwollte. Er enticherdet direkt nur das Nechtöverhältnis zwiſchen den zwei ein= 


!) Das Motiv der römischen Subititutionenbeichräntung (Movelle 159), daß die 
Rechtsverhältniſſe nicht durch Zeitablauf allzuſehr verdunfelt werden dürfen, konnte — von 
anderem abgejehen — für das Edikt von 1818 mit jeinem Immatrikulationszwange feine 
Bedeutung haben. 

2) Sammlung Bd. VI S. 232/3. Noch fchlagender wäre es geweſen, wenn darauf 
bingemwiejen worden wäre, dab der Ubi. 2 ja mit den Worten „in diejem Falle“ beginnt, 

2) Im Edilte fommen die Worte „letter Befiger“ in den 88 87, 89, 90, 91, 95, 99 
und zwar immer nur in relativer Bedeutung vor, die Worte „lebte Familie“ finden ſich 
nur im $84. Barum follten nicht auch fie in relativer Bedeutung gebraucht jein ? 
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ander unmittelbar gegenüber geſtellten Familien und überläßt die andere rag 
der Rechtsanmwendung. Aber er gibt doch eine Andeutung durch den Hinweis 
auf den 8 43 des Ebdifts. Wie die nichtbefigenden einzelnen Gejchlechtöfolger 
Anwärter find, jo auc die einzelnen nachberufenen Familien. 

Zur Trage der Zuläjfigkeit wiederholten Familienwechſels aber ergibt hd 
aus dem Voritehenden ber Satz: 

Wenn $ 84 Ab. 1 feinem Sinn und Wortlaut nad) die MWiederholun 
des Familienwechſels zuläßt — und das glauben wir bewielen zu haben — I 
enthält $ 84 Abſ. 2 nicht nur nichts dem Wideriprechendes, jondern jein Inhalt 
fügt fi) der VBorichrift im $ 84 Abi. 1 ohne Zwang harmoniſch an. 


$ 16. Der negative Gehalt des 8 84 des Edikts. 


In den 88 109, 89, 85 bes Edikts werden nicht TFamilienfideilommt; 
Tragen, jondern Fragen der gewöhnlichen fibeilommiffariichen Subftitution (kr 
Berufung zur Nacherbichaft, zum Nachvermächtniſſe) behandelt; darüber beft« 
weder Streit noch Zweifel. Sclüffe aus dem Inhalte diefer Paragraphen auf de 
Regelung des Familienfideikommiſſes erheiichen deshalb die allergrößte Vorkti 

Troßdem darf nicht unterlaffen werden, einen jolden Schluß auch bier jı 
ziehen. Es handelt jich dabei nidyt um den bejonderen Inhalt diejer Paragraph. 
jondern um das allgemeine Verfahren bei ihrer Faſſung, hier um die Hy 
fügung der Straf: und Nichtigfeitsflaufel für den Fall der Zumiderhandlun 
gegen das Gejehesverbot. Dem $ 109 ift folgende Klauſel eingefügt: 

„Die fideitommiflariihe Subftitution hört mit dem erjten Subitituten anf, mem 

auch die Dispofition das Gegenteil enthalten jollte.* 

Dieje Klauſel ift auf die durch 88 85 und 89 des Edikts geordnete 
beionderen Fälle fideilommiffariicher Subftitution durch Bezugnahme auf dx 
allgemeinen Vorſchriften erftredt. 

Marum fehlt diefe Klaufel im 884 des Edikts, wenn darin wirklich em 
ebenio mweitgreifende Beichränfung der Familienfubititution enthalten ijt mie tm 
$ 109 eine Beſchränkung der gewöhnlichen Subititution? Warum zeigt Is 
der gleidye Mangel im $ 90 des Edikts? Bon einem Ueberſehen wird man hier det 
nicht reden fünnen, zumal die Vorjchriiten in ununterbroddener Reihe neben 
einanderitehen, $ 84 neben $ 85, $ 90 neben $ 89. Aber auch der Gedazlı 
an eine reine Willfür des Geſetzgebers ijt umvertretbar. Hielt der Geietgche 
die Beifügung der Nichtigkeitsklaufel in den Fällen der SS 109, 85, 59 fa 
notwendig oder doch angezeigt, jo mußte er fie für ebenfo notwendig und ar 
gezeigt halten beim 5 84, wenn er auch in diejem eine Beihränfung auf em 
einzigen Nachberufungsiall wollte. 

Man wird darum in der Annahme nicht fehl gehen, daß der Geiegare 
dem 5 84 eine Nichtigkeitsflaufel nicht beigefügt hat, weil ein Werbot, dei 
durd; fie hätte geitärkt werden jollen, darin nicht enthalten war.*) 


) Der preußiiche vorläufige Fideilommißgefegentwurf trifft, wohl um die in leze 
Beit in Bayern aufgetauchten Zweifel zu bejeitigen, die Beſtimmung: 

„Der Stifter kann anordnen, daß das Familienfideilommiß nah dem Bears! 
aller Anwärter aus der Familie des eriten YFideilommißbefigers auf ein Mitc 
einer andern Familie und deſſen Ablömmlinge übergehen fol... In gleicher Be: 
fann der Stifter noch weitere Familien zur Nachfolge in das Fideikommiß beraie‘ 

Der bayerische Geſetzgeber von 1818 hat geglaubt, nicht mißverftanden zu werden, me 
er weniger ausführlih war und bat in den erjten jehzig Jahren der Geltung des Fin 
fommißedifts recht behalten. 
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IV. Der übrige Inhalt des Edifts. 
$ 17. Vorbemerkungen. 


Hielten aus $ 84 des Edikts jelbft die Gründe für und gegen bie Zu— 
läjfigfeit der Wiederholung des Familienwechſels einander die Wage, jo läge 
die Entſcheidung zunächſt bei dem übrigen Inhalte des Edikts. 

Davon gehen aud die Gründe der oberftrichterlichen Erfenntniffe von 
1876 und 1891 aus. Sie verjuchen zu zeigen, daß der Geleßgeber nicht nur 
im $ 834 des Edikts, jondern auch in deifen übrigem Inhalte die Abſicht zu 
erfennen gegeben habe, die alte landrechtliche Regel der Notwendigkeit der 
Tamilieneinheit wieder aufzunehmen und nur für einen einzigen, erften und legten 
Tall, für den einzigen erften Fall eines Familienabgangs ausnahmsweiſe den 
Wechſel zu geitatten. Dies joll ſich direft aus den SS 13, 86, 90 (99), 109, 
85, 89, 28 Sat 2 des Edifts, indireft aud) daraus ergeben, daß das Familien: 
fideifommiß nad) den 88 1, 78, 79 des Ebdikts und nad) dem $ 4 Nr. 2 des 
fünften Titel der VBerfaffungsurfunde ein Erbadelsſonderrecht bilde, alfo zum 
regelwidrigen Rechte gehöre und daß diejes Recht ausdehnende Interpretation über: 
haupt nicht geitatte. 

Obwohl unjeres Erachtens im $ 84 des Edikts die Gründe für und gegen 
die Annahme der Zuläſſigkeit wiederholten Familienwechſels ſich keineswegs die 
Mage halten, jondern die Gründe für die Zuläffigkeit entjcheidend überwiegen, 
ſoll doch nad) dem Vorbilde der oberftrichterlichen Erkenntniffe auch auf den 
übrigen Inhalt des Edikts tiefer eingegangen und dabei gezeigt werden, daß 
auch bier ſich enticheidende Gründe für die Zuläffigfeit finden. 


8 18. Familienwechſel und Familieneinheit in den SS 109, 89, 85, 28 des 
Edikts von 1818. 


1. Obihon der $ 109 des Edikts von 1818 jeinem Wortlaute nad) 
unmittelbar nur Vorſchriften für die Fälle der gewöhnlichen fideikommiſſariſchen 
Subititution (Nacherbſchaft, Nachvermächtnis) enthält, nimmt doch das Oberfte 
Landesgeriht an, daß er aud auf Tyamilienfideilommifjfe anwendbar jei und 
bei diejen zu der Grundregel der Tyamilieneinheit nıit der alleinigen Ausnahme 
einer eriten und einzigen Nacberufung führe. Das gleihe nimmt er an von 
den Fällen der 88 85, 89, 28 bes Edikts. 

Demgegenüber ift es notwendig, diefe Vorjchriften und ihren Werdegang 
im einzelnen genauer zu verfolgen. 

a) Die Fälle des $ 109 find jene des römiſchen Univerfal- und Singular: 
fiDdeilommifjes. Die erfteren, im römiſchen Rechte als Fälle von fideikommiſſariſcher 
Einzelnadhfolge fonjtruiert, weil der Sat semel heres, semper heres nur 
Dieies zuließ, find im modernen Rechte, das jenen Sat verlaflen hat, als Nach— 
erbidatt behandelt. So im Baheriſchen Landrechte Zeil III Kapitel 9, im 

GB. 8 2100. Das römiihe Fideikommiß war urjprünglic in der Zahl der 
Subititutionen (Berufung mehrerer Subitituten zum Beige nacheinander) ganz 
zarıbeichräntt. Durd die Novella 159 wurde allerdings das römiſche fidei- 
commissum perpetuo familiae relictum in jeiner Dauer auf vier Generationen 
Beyrchränkt. Aber dieſes römische Familienfideikommiß war ein Inſtitut ganz 
eigener Art, das feine VBerwandtihaft mit dem jpäteren deutichen Familienfidei— 


668 vd. Shmitt, Der Familienwechſel nah bayeriihem Fideikommißrechte. 


fommißinftitute zeigt. Mit Rüdficht darauf ift die Anwendbarkeit der Novella 
159 auf bdeutiche Familienfideitommiffe von der Praris ftetS zurüdgemieien 
worden. Im 8109 Abi. 2 des Fideikommißedikts ift für bie fideikommifſariſchen 
Subftitutionen die Zahlbeihränfung wieder aufgenommen.‘) Die Zragmeite 
dieſer Vorjchrift in der Vergangenheit wird alsbald zur Erörterung gelangen. 
Für die Jetztzeit ift fie außer Kraft gejett. 

b) Der $ 85 des Edifts von 1818 gibt dem Konftituenten des Familien— 
fideikommiſſes die zweifellos im bayeriihen Landrechte nad deſſen Tendenz über 
die Stifterautonomie vorhanden geweſene, in den Majoratsedikten aber bejeitigte 
Befugnis wieder, mit dem Familienfideikommiſſe die gewöhnliche fideikommifſariſche 
Subftitution zu verbinden. Der agnatenloje letzte Beſitzer des Fideilommiſſes, 
dein das Fideikommißgut ala Allod zufällt und der deshalb durch Rechtsgeſchäft 
unter Lebenden wie von Todes wegen darüber frei verfügen kann, joll durd 
Stifteranordnung in diefer freiheit beichräntt und zur Reftitution — Binter: 
laffung — an eine dritte Perſon verhalten werden können. In Beziehung auf 
die durch dieſe Vorſchriſt Bedachten handelt es ſich biernad um eine gewöhn— 
liche fideilommiffariihe Subititution (Nacherbſchaft, Nachvermächtnis), alfo um 
einen Rechtsvorgang des allgemeinen bürgerlihen Rechts, in Beziehung auf den 
Beichwerten aber, der jein Recht zum Gute aus der Fideikommißfolge ableitet, um 
eine Einrichtung des Familienfideikommißrechts. Mit Rückſicht auf Ieteren 
Umftand gehört der $ 85 zu den im EG. 3. BGB. dem Landesredhte vor: 
behaltenen Beitimmungen. Er ift bei der Sichtung des Landesrehts im Aus: 
führungsgejege zum BGB. beibehalten worden, weil er dem Yideilommißftifter 
ermöglicht, das Fideikommißvermögen jchließlih nach dem Erlöjchen aller be: 
dachten Familien gemeinnüßigen Zweden (der Wohltätigfeit, des Unterrichts x.) 
zuzumenbden. ?) 

c) Der 8 89 des Edikts ftcht im engften Zuſammenhange mit dem $ 90. 
Nach letzterem joll, abweichend von den Majoratsedikten, der Stifter befugt jein, 
für den Fall des Fehlens agnatiiher Nachkommen beim letzten Fideikommiß— 
befiger deſſen weiblihe Nachkommenſchaft zur Fideikommißfolge in das nach mie 
vor dem Fideikommißverband unterliegende Fideikommißvermögen zu berufen. 
Sollte jedoch der Stifter diefe Fortſetzung des Fideikommiſſes in ber weiblichen 


) In den Blättern für Nechtsanwendung Bd. 34 6.292 findet ſich die Anſicht 
vertreten, dai ſchon das Majoratdedift von 1808 (1811) außer den Familienfideikommiſſen 
des Erbadeld alle übrigen Fideilommifje, alſo auch die Vorſchriften in Teil III Kap. 9 
des bayeriichen Landrechts — Naderbicaft und Nachvermächtnis — befeitigt habe. Ich 
fan das nicht glauben. Wahr ift wohl, dak der bayerijche Entwurf eines BEB. von 
1808 in jeinen Artikeln 929 bis 983, 1109 bis 1135 — eine getreue Wachbildung bes 
Code Napolöon — die Subftitutionen (Naderbidaften, Nahvermädtnifie) zwar nicht aufs 
heben aber doc; jehr mweientlich beichränten wollte. Beim Wollen ift e8 jedoch geblieben, 
denn der Entwurf wurde nie Geſetz. Das Majoratsedikt aber hatte ed nur mit Familien— 
fideikommiſſen“ zu tun (vgl. die VO. vom 5. Dezember 1808) und mit jenen Gebilden, 
die mit den Familienfideikommiſſen in einer gewillen Verbindung ftanden, wie die im 
8 85 des Edilts von 1818 wiederhergeftellten Subjititutionen. Died beweijen die SS 1, 
2, 6 des Majoratdedittd von 1811. Eine Aufhebung aller beftehenden Bulgarfidei- 
fommifle wäre im Sabre 1808 ohne Erjag nicht wohl denkbar geweſen. Das zeigt fi 
auch darin, dab der $ 109 des Edikts von 1818 in Anfehung der — Fang 
lediglih auf das allgemeine bürgerliche Recht, alfo insbejondere au auf Zeil III Kap. 9 
deö bayeriihen Landrechts, vermweiit. 

2) Gönner bemerkt dazu (in jeinem Vortrage von 1818 S. 4), daß auf dieje Weiie 
der Stifter über Jahrhunderte hinweg noch verfügen fünne, bis wohin er beftimmte 
einzelne PBerjonen nicht mehr fennen werde. 
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Linie nicht anordnen, jondern von einer Anordnung in diefer Beziehung abjehen, 
io ſoll gleihwohl die weibliche Nachkommenſchaft des Fideikommißbeſitzers als 
nachberufen gelten, aber auf dem Wege ber gewöhnlichen fideikommiſſariſchen 
Subftitution in allodialer Eigenihaft und nad) den Regeln der in den allgemeinen 
bürgerlichen Gejegen beitimmten Erbfolgeorduung. Die Beitimmung jett alſo 
den vorherigen Beitand und das Erlöjchen eines Familienfideikommiſſes voraus 
und beſchwert den Letztbeſitzer des Fideikommiſſes als ſolchen in ganz ähnlicher 
Weiſe wie die Beitimmung des $ 85. Auch fie gehört deshalb zum vorbehaltenen 
— und iſt — ungleich der Beſtimmung des $ 109 — aufrecht erhalten 
worden. 

d) Der $ 28 enthält in feinem Sat 2 eine Beitimmung über Konverfion, 
die ihrem Inhalte nad) dem allgemeinen Rechte angehört und deshalb gleich dem 
$ 109 bes Edikts im Ausführungsgejege zum BGB. geftrichen werden mußte. 


2. Das oberftrichterliche Erkenntnis vom 13. Juni 1876 geht joweit, in ben 
Worten des 8 109 Abi. 2 des Edikts von 1818: 

„Eine ſolche fideikommiſſariſche Subftitution erftredt fih nicht weiter als auf 
einen Subjtituten und hört mit demjelben Kraft Gejepes auf, aud wenn die Dis- 
pofition da8 Gegenteil enthalten jollte* 

eine au für fyamilienfideilommiffe beitimmte Regel zu finden, von der in 
dem weitvorausgehenden 8 84 eine Ausnahme gemacht ſei. Dies jei die Folge 
davon, daß der $ 109 Abi. 2 „im allgemeinen jpreche“.) Dem widerſpricht 
der klare Wortlaut des Geſetzes. Der zweite Abjag des 8 109 bezieht fi) aus— 
ichließlih auf den vorhergehenden erften Abjag und dieſer hinwieder ausſchließ— 
lich auf Nacherbſchaften und Nachvermächtniſſe, aber nicht auf Familienfidei— 
fommiffe. Der $ 109 Abj. 2 bezieht ſich nicht einmal ohne weiteres auf alle 
Arten fideikommiſſariſcher Subftitutionen, jondern nur auf die im Abſ. 1 
genannten allgemeinen fideikommiſſariſchen Subftitutionen. Zu dieſen gehören 
3. B. nicht die bejonderen Arten, von welchen in den SS 85, 89 des Edikts 
die Rebe ift. Denn das Gele findet es für notwendig, den $ 109 auf fie 
erft durch Verweiſung auf die allgemeinen Vorjchrijten für anwendbar zu er- 
flären. Bezog ſich aber der $ 109 nicht einmal auf alle Arten der gewöhn- 
lichen fideikommiſſariſchen Subftitution, wie fommt man dazu, ihn jogar auf die 
Tramilienfideifommiffe mitzubeziehen? Daß das Geſetz im Gegenteil die An: 
mwendung des 8 109 auf Familienfideikommiſſe ausgeichloffen haben will, jagt e8 
deutlich in dem Eingangsworte ſolche (fideikommiſſariſche Subftitution), dem in 
dem Erfenntniffe von 1876 die gebührende Beachtung nicht zuteil geworden it. 


!) Sammlung Bd. 6 &. 233. Bemerkenswert ift, daß dieſe angeblich allgemeine, ge= 
rade aud für die Familienfideilommifje geltende Regel fih im Titel 7 „Beiondere Bes 
ftiimmungen“ findet und dab die für die Familienfideitommihfolge grundlegenden Ber 
ftimmungen der 88 1, 78, 84 des Edikts ungefähr genau das Gegenteil dejien, was im 
8 109 fteht, für Familienfideikommiſſe als Negel aufitellen. Jm Entwurfe des Edikts nahm 
der $ 109 die Stelle unmittelbar nah $ 1 ala 8 2 ein, jo daß jein Gegeniag zu 5 1 
fcharf ind Auge fiel. Später verwied man ihn dann an den Schluß. Wie falih es ift, 
den $ 109 Nbi. 2 auf die Familienfideifommifje zu beziehen, führt Gönner in feinem 
Bortrage von 1818 unter Ziff. Jaus. Er jagt ausdrüdlich, der ganze Unterichied zwiichen 
gewöhnlichen Subftitutionen und Familienfideikommiſſen würde aufhören, wenn man beide 
für die Frage der Wiederholbarfeit der Nahberufung im wejentlihen gleih behandeln 
würde. Der nationalötonomijche Grundiag von der Notwendigkeit der Freiheit des In— 
mobiliarverfehrs pafje wohl auf fideikommiſſariſche Subjtitutionen, aber nicht auf Fidei— 
fommifje. Die längftmöglige Dauer der Fideitommifje jei Bedürfnis für den Adel, für 
den bürgerlihen Stand das Gegenteil. 
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3. Das Erkenntnis vom 21. Yuli 1891 betrachtet Familienfideikommiſſe 
und jog. fideikommiſſariſche Subftitutionen ($$ 109, 89, 85, 28 bes Edikts 
von 1818) ala Unterarten des Gattungabegrifi3 „fideikommiſſariſche Suk— 
zeilion“ Er nimmt an, die ganze Gattung dieſer fideilommifjariihen Suk— 
zeifionen, aljo aud) das Familienfideikommiß, ſei dem Grundjage der Einheit des 
Subjekts (beim Familienfideikommiß „der Familie“) unterworfen. Das jei der 
Grundgedanfe des Inftituts, die ratio legis, und in dieſem Sinne jeien aud 
die 88 109 und 84 des Edikts zu verjtehen. Bei ihnen trete nur der allgemeine 
Grundgedanke in die Eriheinung. Belanglos jei demgegenüber, daß der Wort: 
laut des $ 109 das Familienfideikommiß nicht mit umfaffe und der Wortlaut 
bes $ 84 die Regel der Familieneinheit nicht unmittelbar ausjpreche.*) 


Diefer neue Auslegungsverſuch überfieht nicht bloß, wie das Erfenntnis 
von 1876, daß der ganze $ 109 überhaupt nur von Nacherbſchaft und Nach— 
vermäcdhtnis handelt, dagegen nicht vom Familienfideikommiß, jondern er läßt 
auch unbeachtet, daß der Abi. 2 eine Ausnahme von der im Abj. 1 gegebenen 
allgemeinen Regel der Freiheit zu jubitituieren bildet und daß man doch unmöglid 
aus einem ſolchen Ausnahmeſatze zu einer Regel für die anders gelagerten Fälle 
der gewöhnlichen fideikommiſſariſchen Subftitutionen für das bejondere Gebiet 
der Familienfideikommiſſe die Grundregel entnehmen kann, durch welche das 
Prinzip des Familienwechſels durch dasjenige der Familieneinheit erſetzt wird. 
Die Verweilung auf den im Hintergrunde des $ 109 angeblich fi bergenden 
allgemeinen Rechtsgedanten der Einheit des nadjberufenen Subjetts führt in ein 
jo dunkles Gebiet, daß daraus unmöglich zur Anwendung beftimmte Rechtsſätze 
bezogen werden fünnen. Beſchränkt man aber den Blid auf den $ 109 des 
Edikts, jo muß man wohl als erwiejen annehmen, und jelbft das Erkenntnis 
von 1891 gibt das zu?), daß darin eine allgemeine Norm nicht enthalten: ift, 
durch melde aud die Anordnung wiederholten Familienwechſels auf demjelben 
TFamilienfideitommifle verboten wäre. 


Endlich muß wiederholt betont werben, daß jeit dem 1. Januar 1900 die 
Berufung aufden $109 des Edikts, jelbft wenn fie begründet gewejen wäre, ihre Wirk: 
jamfeit verloren haben würde. Denn der $ 109 ift feitdem nicht nur, weil dem 
allgemeinen Rechte angehörig, fachlich verdrängt und erjet durch die Vorfchriften 
bes BGB. über Naherbihaft und Nachvermädtnis (Art. 55 des EG. 3. BGB.), 


2 Die Begründung (Sammlung Bd. 13 ©. 474) ſagt: 
„Wenn auch an dieſer Stelle ($ 109) über den in er vorhergehenden Baragrapben 
ausichliehlich behandelten Gegenjtand — das adelige Yamilienfideitommik nämlich — 
binausgehend Beitimmungen getroffen werden, nah welchen jeder bayerijche Untertan 
fideitommifjarifche Beitimmungen über jein Vermögen treffen kann, dabei jedoch be⸗ 
ſtimmt iſt, daß eine fideitommiſſariſche Subſtitution ſich nicht weiter als auf einen 
Subjtituten erjtredt und mit demjelben kraft des Geſetzes aufhört, jollte auch die 
Dispofition das Gegenteil enthalten, jo muß aus diejer hervorgehobenen Boricrift 

. .„ auf die Willensmeinung des Geſetzgebers geichlofien werden, die zeitliche Dauer 
der Fideikommiſſe überhaupt zu begrenzen, welcher a bezügli der adeligen 
Fideitommifje eben durd die Bejtimmung der 88 85 Ausdrud gegeben werden 
jollte. Mit Heranziehung der Vorſchrift des 8 16, rer jede entgegengejegte Dis: 
pofition ausdrücklich als unwirkiam erklärt, muß ferner angenommen werden, daß der 
Geſetzgeber bei Erlaß der Normen in den 88 84, 85 diesfalld jede denſelben mwider- 
jprehende Dispofition des Stifterd als ausgeichlofi en und rechtsunwirkſam betrachtet 
wiſſen wollte“. 

2) Mit den Worten: „zunäcdit allerdings nur für die allgemeinen Fideikommiſſe 

gegebene Vorſchrift“ (Sammlung Bd. 13 ©. 474). 
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ſondern er ift auch durch den Art. 135 des Bayer. AG. 3. BGB. aufgehoben. 
In dem Kommentar zum AG. 3. BEB. von Henle-Schneider ift in den An 
merfungen auögeführt, der 5 109 jei in das Edikt aufgenommen worden, 
obgleich er nicht ins Edikt, jondern ind allgemeine ‘Privatrecht gehöre und es 
jei bie geichehen, um die Umgehung der Beſchränkung des Familienfideikommiſſes 
zu verhüten. Erfteres ift rihtig. Zur Aufnahme des $ 109 in das Fidei— 
fommißedikt führten jedody andere Gründe. Das Fideikommißrecht jete gemifle 
einheitliche Säge über die fideikommiſſariſche Subftitution voraus. Die 88 28, 
85, 89 des Edikts machten fie geradezu notwendig. Da nun im Jahre 1818 
in Bayern r. d. Rh. ſolche einheitliche Sätze nicht beftanden, jondern nur die 
verjchiedenartig geftalteten Beftimmungen der vielen Partifularredhte, jo blieb 
nur übrig, bei der Erlaffung des Fideikommißedikts das Nötigite im Edikte 
jelbft zu ordnen. 


$ 19. Die 88 13, 86 und 90, 99 des Edikts. 


1. Die oberftrichterlihen Erfenntniffe von 1876 und 1891') jagen: 

„Allerdings find nach $ 13 des Edilts die Rechte und Verbindlichleiten des 
Fideilommißbefigerd und der Mitglieder der Familie in Anjehung des Fideilommifjes 
bauptjählih nach dem erflärten Willen des Stifter$ zu beurteilen, jedoch nur inſoweit, 
als dejien Anordnungen dem Edıkte nicht zumiderlaufen. Damit iſt dieſen Geſetzes— 
vorichriften ein peremptoriiher Charakter aufgedrüdt und darf ſohin denfelben nicht 
durch die Dispofition des Stifter8 zumidergehandelt werden. Jene geſetzlichen Be— 
ftimmungen bilden vielmehr den unüberichreitbaren Rahmen, innerhalb deſſen fich 
der Stifter mit Verfügungen bewegen muß ;“ 

ferner: 

„wie denn aud nad 813 des Fideikommiß-Edikts der erklärte Wille des Stifterd 
nur injoweit maßgebend jein joll, als deſſen Anordnungen dem Edikte nicht zuwider: 
laufen. Anderenfalld würde zweifeldohne der Gejeggeber durch einen entiprehenden 
Zujaß der Zuläffigkeit anderer Regelung durd den Stifter Ausdrud gegeben haben, 
wie jolhes in $ 86 Abſ. 2 geichehen iſt.“ 

Hiergegen ift zu bemerfen: 

Der $ 13 gehört nad jeiner Stellung im Edifte?) zu den allgemeinen 
Vorſchriften des Geſetzes. Er gibt die Regel, daß die Rechte und Verbind— 
Lichkeiten in Anjehung des Fideikommiſſes fih nad dem erklärten Willen des 
Stifters rihten. Die beigefügten Worte „jomweit deſſen Anordnungen nicht dem 
Edikte zumiderlaufen“ enthalten die Ausnahmen von der Regel. Solange 
alio nicht bemwiejen ift, daß der $ 84 den miederholten Familienwechſel ver: 
bietet, bleibt e& bei der Regel des $ 13, daß der Stifterwille frei ift.?) 


Der fünfte Titel des Edikts jeßt die Erbfolge in Familienfideikommiſſe 
feft und ftellt in $ 77 den Grundjag an die Spike, daß die Erbfolge fi in 
der Anordnung des Konftituenten gründet, d. h. er wiederholt die Regel des 
$ 13 für das beiondere Gebiet der Fideikommißfolge. Die Ausnahmen, die in 
dem Titel gemacht werden, beziehen fih auf das Agnatenprinzip ($ 90), bie 


1) Sanımlung Bd. 6 ©. 235, Bd. 13 ©. 474/65. 

ı, Im Titel I: „Bon Familienfideilommifjen überhaupt”. 

®) Dabingeftellt joll hier bleiben, ob nicht, was am nächſten liegt, der $ 13 nur 
von jenen Redten und Verbindlichleiten ipricht, die der vorhergehende $ 12 im Auge 
bat, nämlih von den Rechten und Berbindlichkeiten zwiſchen dem Fideilommißbeſitzer und 
den einzelnen Familienmitgliedern. 


672 v. Schmitt, Der Familienwechiel nach bayeriihem Fideikommißrechte. 


Deszendentenerbiolge ($ 77), die Individualnachfolge im Gegenjage zur 
Simultannadjfolge und das Erftgeburtsvorrecht ($ 87). Hier ift aber nur die 
Yamitienjubftitution in Frage ($ 84). Ob der Familienwechſel jelbit Regel 
oder nur Ausnahme von der Regel ift, enticheidet ausſchließlich 5 84. Der 
$ 13 Abi. 1 bejtimmt nur, was von Ausnahmen gilt, nicht, was Ausnahme 
iſt, was Regel, und der $ 13 Abi. 2 bezeichnete als Ausnahme von der Regel 
nur den fall des $ 97. 
Noch verjehlter ift die Berufung auf den $ 86 bes Edikts. 


Die Anordnung von jog. Sefundogenituren ift im $ 11 des Edikts ge: 
ftattet. Solange eine nachgeborene Linie nicht vorhanden ift, bleibt das Sefundo: 
geniturfideifommiß im Befige der eritgeborenen Linie, aber es geht an die, 
wie jpät immer, nachgeborene Linie über, wenn das Gegenteil nicht vom Stifter 
angeordnet it. Wer ſieht nicht, daß hier eine Auslegungsregel zu dem Errid;: 
tungsgeichäfte gegeben iſt? Der Wille des Stifters enticheidet. Schwieg dieſer, 
jo wird vermutet, daß der Stifter das wollte, wa8 der Eingang des Abi. 2 
jagt. Das Gejeß gibt hier feine abjolute Beftimmung wie über die Deszendenten: 
erbiolge, die Individualerbfolge, das Erjtgeburtsvorredt. 


2. Der $ 89 des Ebikts betrifft Fälle fideikommiſſariſcher Subftitution,') 
der $ 90 Fälle von FFamilienjubititution, eine Grundverichiedenheit, auf die auch 
das Oberſte Lanbesgeriht (Sammlung Bd. 6 ©. 233) aufmerkſam macht. 

Gewiß enthält der $ 90 eine Modifikation des Agnatenprinzips, übrigens 
eine weniger weitgehende als im Landrecht Zeil III Kap. 10 $ 10 Nr. 5. 
Gönner meint’), man werde feinen Grund finden, die adelige weibliche Deszen- 
den; beim Abgange des Mannsftammes auszujchließen. Aber der Weg der 
Durchführung war dod) jener des $ 84, d. i. der Tyamilienjubititution. Der 
Stifter, nit das Geſetz, beruft die Deszendentin. Ihre Berufung als 
Stammmutter ift Nadhberufung und führt zu einem Familienwechſel. Denn als 
Stammmutter ift die Frau in eine „andere Familie“ übergetreten, in eine Familie 
mit anderem Namen, Wappen, Schild und Helm oder body wenigitens in eine 
andere der Abitammung nad. Diejer echte Familienwechſel kann ſich bei dem— 
jelben Fideikommiſſe unbeſchränkt oft wiederholen; daher die häufig in ben 
Stiftungäbriefen vorfommende Bedingung, daß dem neuen Namen der Nachbe— 
rufenen der uriprünglice Name des Fideikommiſſes beizufügen if. Wäre nun 
der Familienwechſel nad) $ 84 auf einen all von Familienabgang beichräntt, 
jo müßte dies auc der Unterfall des $ 90 fein. Oder wäre ber an fih ir 
reguläre, als Ausnahme vom Agnatenprinzip zugelaflene Fall des $ 90 weniger 
beichränft gedacht als der Hauptfall bes $ 842°) Es findet fich aber 
im $ 90 feine Spur der Beſchränkung auf einen Fall; im Gegenteil ift die 
Miederholbarfeit der Familienjubftitution nad $IO in deifen Wortlaut geradezu 


i) Der $ 89 hat nicht etwa die Bedeutung, die fideilommifiariihe Subititution der 
Tochter des agnatenlojen Leptbefiperd zu erlauben; dieje Erlaubni® hat er ſchon nad 
88 85, 109. er $ 89 enthält vielmehr nur eine geieglihe Präjumtion für den Fall, 
dab der Stifter fih nit voll flar im Sinne des $ 90 erklärt hätte („mit fortdauerndem 
fideikommiſſariſchem Berbande*). 

) In feinem Bortrage von 1818 ©. 2, 

2) Dann wäre die Ausnahme mehr begünstigt als die Regel. Die Subjtitution 
der Tochter des Erſtbeſitzers könnte jich wiederholen, die Subjtitution des drittgeborenen 
Sohnes des nihtbejigenden Stifter® als Nachfolger jeiner beiden Brüder wäre dagegen 
ausgeichlojien. 
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vorausgeſetzt). Im keinem der in den Regierungsblättern jeit 1823 befannt ge= 
machten Fälle findet fich eine Abweichung, in einzelnen iſt — jelbit nach dem 
Jahre 1876 — die Wiederholung ausdrüdlich vorgejehen?). 

Nach 85 93, 99 des Edikts hat der letzte Beſitzer eines Fideikommiſſes 
für den Fall, daß er agnatenlos ftirbt, das Recht, über die Fideikommißgüter 
von Todes wegen zu verfügen, jedoch nur dann, wenn niemand „in das Fidei— 
kommiß jubftituiert if.” Hält man wegen der Worte „in das Fideikommiß“ 
durch den $ 99 auch die Fälle der SZ 84 und 90 für getroffen und nicht bloß 
die Fälle ber SI 85 und 89, fo folgt auch Hieraus, daß der $ 84 ebenjowenig 
eine Zahlbeſchränkung enthält wie der $ 90. Denn ſonſt hätten bie beiden 
Fälle nicht ſtillſchweigend gleich behandelt werden fünnen. Auch Gönner ge: 
braudt in feinem Vortrage von 1818 die ganz allgemeine Wendung: 

n. . . hört das Fideilommiß mit dem Tode des legten Berechtigten aus dem 
er auf, wenn feine ausdrückliche Dispofition (sc. des Stifters) vor— 
anden iſt.“ 

So allgemein brüdt man fich gewiß nicht aus, wenn bie zweite befigende 
Familie zugleid unter allen Umftänden die lebte fein joll. 


$ 20. Das Fideikommiß als Sonderinkitut für den Adel gegenüber dem 
allgemeinen Rede. 


a) Allgemeines. 


Gegenüber dem Beweiſe, daß das alte Tandrechtliche Prinzip der Familieneinheit 
weder im $ 84 bes Edikts noch in jeinem übrigen Inhalte wieder aufgenommen ift 
und daß demzufolge die Familienwechſelfreiheit die Regel bildet, wird auf die Eigen- 
ichaft des Fideikommißrechts als Sonderrecht des Adels verwieſen. 

Das Erkenntnis vom 13. Juni 1876?) führt aus, 

in dem Fideilommißeditte jeien für dad dem Adel nah Titel 5 4 Nr. 2 der 
Berfafjungsurtunde gewährte Vorrecht. Familienfideitommifie auf Grundvermögen 
zu erridten, umfafiende Borjchriiten enthalten. Dieje jeien zunächſt maßgebend 
und liefen eine modifizierende Berfünung des Stijter® nur da zu, wo das Geſetz 
fie geitattet. Es jei nicht in den Willen des Disponenten geitellt, dem Fidei— 
fommifje einen beliebigen Inhalt zu geben und von den Beitimmungen des Ebdifts 
in einer durch dasjelbe nicht geftatteten Weije abzumeichen. 

Das Erkenntnis will alfo zunächſt von anderen Gründen für die Ent: 
icheidung der Trage, ob Familieneinheit oder Familienwechſel die Regel ift, ganz 
abjehen und den 3 84 des Edikts ſchon deshalb auch im bezug auf die Zahl 
der zulälfigen Familienwechſel eng auslegen, weil das Fideikommißrecht das 
Sonderreht einer einzelnen Perjonenklaffe bilde. Es betrachtet das Fideikommiß 
nur von feiner privatrechtlichen Seite und erachtet e8 von dieſer Seite aus ala 
außerhalb des allgemeinen Rechts jtehend. 

Bei der Prüfung der Stihhaltigkeit diefer Gründe ergeben fich die zwei 
Fragen: 


1)3: „und die Sukzeſſion immer nad den Regeln der Erſtgeburt auch unter ihren 
weiblichen Deszendenten injolange fortgebt ꝛc.“ 
2) 3. B. Geſetz⸗ und Verordnungsblatt 1877 ©. 573, 1889 ©. 489, 
) Sammlung Bd. 6 ©. 234/65. Das Erkenntni® vom 21. Juli 1891 kommt darauf 
nicht zurüd. 
Annalen des Deutſchen Reichs. 1907, 43 
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1. Iſt das Fideikommiß von feiner privatrechtlichen Seite betradjtet, ein 
Sinftitut, das als Sonderrecht einer beitimmten Perjonenklaffe ſchlechthin, 
aljo auch in der frage der Zahl der zuläffigen Familienwechſel wegen einer 
Ausnahmeftellung zum allgemeinen Rechte eng ausgelegt werden muß? (b). 

2. Hat das Fideikommiß und das Fideikommißedikt diefe Sonderftellung be: 
halten, troßdem es zum Bejtandteile des Verfaſſungsrechts, alſo des all: 
gemeinften Landesrechts geworden ift? (c). 


b) Das Fideikommiß als privatredhtlihes Sonderinititut. 


Das Fideikommiß ilt zwar dem Erbadel ausſchließlich vorbehalten, aber 
nur von der paifiven Seite. Die Worte des Erfenntniffes von 1876 über „das 
dem Adel gewährte Vorrecht, Familienfideikommiſſe auf Grundvermögen zu 
errichten”, find nicht genau.!) Errichten kann Fideikommiſſe jeber, der ver: 
fügungsfrei ift und das dazu erforderliche Vermögen hat. Nur in der Wahl der 
zum Fideikommiſſe zu berufenden Familien ift der Stifter auf den Erbadel be 
Ichräntt. Von jeiten des Stifter8 betrachtet ift aljo das Fideikommißrecht gewiß 
fein Privilegienredt. 

Aber auch von der Seite derjenigen betrachtet, zu deren Guuſten Fidei— 
fommiffe gegründet werden fünnen, gehört das Inſtitut zum abftraften Rechte. 
Die Wahl des Stifters ift nicht auf beftimmt bezeichnete Familien innerhalb 
des Erbadels beſchränkt, jondern auf deffen ganzen Kreis erftredt. Mithin kann nicht 
von jubjeftivem Rechte oder von ‘Privilegienrecht geiprochen werden. Dies bedarf bei 
der nicht wenig verbreiteten Unficherheit über den Privilegienbegriff näherer Aus: 
führung. 

Man ift in der Bezeichnung der verjchiedenen Arten von Recht: allge: 
meinem Net, Recht engerer Kreiſe, Recht einzelner Perjonen, jubjeltivem und 
objettiven Rechte nicht immer ſcharf und einheitlich verfahren. Man jpricht von 
jus commune und jus generale. Man braudt die Worte jus singulare 
bald vom Rechte beftimmter Perſonen, aljo vom jubjettiven Rechte, ?) bald vom 
objettiven, abitrakten Rechte beftimmter Kreiſe. Man Hat ſich damit zu helfen 
gejucht, zwiſchen Privilegien im eigentlihen Sinne (Rechte beitimmter Perjonen, 
jura singulorum) und Privilegien im weiteren Sinne (abitraftem Recht engerer 
Kreife) zu helfen. Förſter in jeinem Preußiſchen Bandrechte ?) meint, die Römer 
hätten von ihren jtaatsrechtlihen Grundjägen aus das einzelnen Kreifen zu: 
gebilligte Recht ala Ausnahme von der Regel (contra rationem juris) betrachtet, 
fügt aber bei: 

„Im heutigen Gemeinen Rechte wird jedoch das Sonderrecht, Recht engerer Kreiie, 
vom Privilegium getrennt und das Allgemeine Landredit jchlieht ſich dieſer Auffaſſung 
an. Eonderredht iſt und jedes, einem einzelnen bejtimmten Sreije der bürgerlichen 
Sejellichaft jeiner Natur nad zuftehende Recht, welches zwar mit dem Gemeinen Recht 
den Eharalter der Allgemeinheit des Inhalts teilt, jedoh im Gegenjage von ihm 
nur einen beichränften Umfang der Geltung bat. Privilegien dagegen nennen mir 
ausichliehlich die jogenannten constitutiones personales des Römiihen Rechts, die an 


einzelne Individuen (auch juriftiihe Perſonen), oder die für Rechtsverhältniſſe an 
Saden, 3. B. Örundftüde einer befonderen Kategorie vom Geſetzgeber verliebenen 


Verflirk. Tit.5 $ 4 Nr. 2 und Fideilommißedilt $ 1. 
*) auch unter der Bezeichnung jura singulorum. 
® 3. Aufl. Bd. IS 14 ©. 68 R 
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Befreiungen vom gemeinen Rechte. Privilegien fallen daher unter den Begriff des 
mwohlerworbenen Rechts, der Berehtigung, während das Sonderrecht innerhalb feines 
Kreiſes Recht im objektiven Sinne tjt.“ 

Das Zutreffende dieſer Bemerkungen kann nicht verfannt werden‘). Sie 
laffen e8 geraten erjcheinen, in den Schlußfolgerungen aus den Morten 
Sonderrecht, Privilegien und ähnlichen Bezeichnungen ſehr vorfichtig zu fein und 
für die Entiheidung der frage, ob bie im gemeinen Rechte mit den Worten 
„quod contra rationem juris receptum est, non est producendum ad conse- 
quentias“ zum Ausbrude gelangte allgemeine Regel, die ald Regel ber juriftiichen 
Logik auch dem heutigen Rechte eigen ift, die enge Auslegung des im Edikte von 
1818 dem Erbadel bemilligten Sonderredhts erheiicht, auf eine ſachliche, feftere Grund: 
lage zurüdzugehen. Dieſe Grundlage, auf der die Enticheidung berubt, iſt das Gejet 
von Regel und Ausnahme, da8 jchon in $ 3 dieler Abhandlung auseinander: 
gejegt it. Hat das Sonderrecht der einzelnen Perfonenklaflen, ſeien es Berufs: 
ftände wie Bauern, Handwerker, Kaufleute, Beamte, Kleriker oder hiſtoriſche 
Stände wie der Erbabdel, den Charakter der Ausnahme gegenüber dem allgemeinen 
Rechte und hat jedes davon Ausnahmecarakter für ſich gegenüber den anderen 
Sonderrehten? it die Frage zu bejahen, jo ift die bejondere, engere Auslegung 
am Plage; iſt fie zu verneinen, jo beftehen für die Auslegung Feine bejonderen 
Schranken. Sie ift zu verneinen. Der Gegenjaß zwiſchen Regel und Ausnahme ift 
ein anderer ald der zwilchen allgemeinem Recht und Sonderrecht der einzelnen 
Klaſſen. Wie fi diefe Klaffen jelbft nicht im Verhältniffe von Ausnahme und 
Regel gegenüberjtehen, jo auch nicht ihr Recht. Alle Staatsangehörigen bilden 
in ihrer Gejamtheit das Volk, die einzelnen Klaſſen Volfsteile. Alle Klaffen 
find Glieder des Ganzen, ihr Recht iſt Gliederrecht, das als jolches mit dem 
Rechte der übrigen Glieder des Ganzen in einer gewiſſen Gemeinſchaft jteht. 
Jedes Sonderrecht iſt innerhalb jeines Kreifes jelbitändig. Sie ftehen neben 
einander, nicht gegen einander. ”) 

Der Gedanke, dab das Fideikommißrecht im ganzen, weil e8 Sonder: 
recht des Erbadels ift, ftreng zu interpretieren ift, ijt hiernach völlig zu verwerfen. 
Die Unterfuchung, ob jeine einzelnen Sätze Ausnahmerecht oder Regelrecht ent: 
halten, it auf dieſe einzelnen Säße zu beichränfen, die Entſcheidung nad) dem 
Inhalte der einzelnen Sätze zu treffen. 


c) Das Fideikommißedikt von 1818 als Ausführungsgejeß zur 
Bayerijhen Verfaſſungsurkunde. 


Daß dem Fideikommißrecht als ſolchem nicht Privilegiennatur innewohnt, 
geht beionders deutlich hervor aus jeiner öffentlich:rechtlichen Seite. Das Fidei— 
kommißrecht ift in Bayern verfnüpjt mit dem Rechte des Adels. Diejes wird 
zum öffentlichen Rechte gezählt und ijt aud, deshalb vom BGB. nicht ergriffen 
worden. Das Fideikommißrecht aber wurde, weil e8 wenigitens in einzelnen 
Staaten, wie in Bayern, mit dem Rechte des Erbadels verknüpft ift und des— 
halb jelbit eine öffentlichrechtlidye Seite gewonnen hat, vom Einführungsgejeße 





+; Die Richtigkeit der hiftoriihen Begründung ſoll ununterjucht bleiben. 
2) Bol. Bayer. Landredt Teil I Kap. 2 $ 16, Unger, Oeſterr. Privatrecht 
S 7, 8, Sapigny, Syitem Bd. I ©. 63, 64, deſſen richtiger Gedante ift, daß (abjtrafte) 
onderrechte gewiſſer Klafien überhaupt nicht unter den Begriff von Ausnahmen gegen= 
über dem allgemeinen Recht als der Regel fallen können. 
43* 
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zum BGB. dem Landesrechte zugewieſen. Eine weitere öffentlich-rechtliche Seite 
hat das Fideikommißrecht durch den Sat der Berfaffung erhalten, dab nur 
Fideikommißbeſitzer zu erblihen Reichsräten ernannt werden können. Damit 
it das Fideikommißrecht zu einem Beltandteile des allgemeinften Rechts im 
Zande, des Verjaffungsrechts, geworden. Von biefem Standpunkt aus fann man 
unmöglid von einem Sonderrecht oder gar einem Privilegium Iprechen '). 
Das Fideikommißrecht ift eben gleih dem Adelsrechte nichts als ein be 
ionderer Teil des allgemeinen Landesrechts. So im öffentlichen Rechte, jo aber 


aud im Privatrechte; denn e8 kann in dieſem feine andere Stellung einnehmen 
als in jenem. 


V. Die Frage der Analogie. 
8 21. 


Im Borausgehenden ift die Meinung widerlegt, dab ſich aus dem Ebdikte 
von 1818 die Unzuläffigkeit der Anordnung wiederholten Familienwechſels auf 
demjelben Fideilommiß ergäbe. 

Was in diefer Richtung gefagt ift, bedarf feiner weiteren Ergänzung. 

Es ift ferner verjucht, zu bemweilen, daß ber $ 84 bes Edikts nah Wort: 
laut und Entftehungsgejhichte im Zufammenhange mit dem übrigen Zeile dei 
Edikts und den Grundjägen des allgemeinen Rechts die Anordnung wiederholten 
Familienwechſels ausdrüdlich geftattet. 

Auch diefen Beweis wird wohl die Mehrzahl der Lejer für erbracht Halten. 
Für die übrigen ift nod die Annahme näher ind Auge zu faflen, daß das 
Edikt die Frage, ob wiederholter Familienwechſel zuläffig jei, weder unmittelbar 
noch mittelbar geordnet, jondern ſich der Ordnung diejer Frage, fei es aus melden 
Gründen immer, entzogen habe, daß aljo eine Lücke im Geſetze beftehe. Näber 
gefaßt geht diefe Annahme dahin, daß das Geſetz im $ 84 des Ebifts nichts 
anderes habe jagen wollen, als daß für den Fall des Abgang einer Familıe 
eine andere nadhberufen werden könne, daß es aber von feinem Standpunft aus 
eine Beftimmung darüber weder getroffen habe noch habe treffen wollen, ob ein 
folder Familienwechſel auch für den Fall des Abgangs der zweiten Familie 
und für weitere Fälle ſolcher Art angeordnet werden dürfe oder nicht. 

Da der Richter ſich der Entiheidung nicht in der gleichen Weile entziehen 
fann wie der Gejeßgeber, jo ift es Aufgabe der wiſſenſchaftlichen Behandlung, 
zu unterjuchen, wie die Lücke auszufüllen ift. Die jchon früher behandelte Frage 
der Auslegung des Geſetzes im eigentlihen Sinne jcheidet hier aus. Denn der 
‚Fall der Lücke ift nur gegeben, wenn die Löſung auch auf dem Wege der Aus 
legung nicht gefunden werden fann. 

Für die Frage, wie Lüden des Geſetzes auszufüllen find, ift beim Schweigen 
des Edifts auf das allgemeine Recht zurüdzugehen. 

Der 5 1 des Entwurfs I. Lelung zum BGB. enthält die Säße: 

„Auf Berhältniffe, für welche das Gejep keine Vorjchrift enthält, finden die für 

rehtsähnlihe Verhältniſſe gegebenen Vorſchriften entiprechende Anwendung. In Er 


mangelung folder Borichriften find die aus dem Geifte der Rechtsordnung fich erge 
benden Borichriften maßgebend“. 


1) Man mühte denn aud) das aftive Wahlrecht als Privilegium oder doh Sonder 
recht der 25 jährigen jteuerzahlenden bayeriihen Staatdangehörigen bezeihnen wollen 


u a 
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Bei der zweiten Lejung des Entwurfs wurden beide Säße geitrichen. Dan 
nahm an, die gewählte Faflung jei unzutreffend, eine zutreffende jchwer zu finden, 
ber Grundſatz aber jelbjtverftändlich.") Bei der Streichung ift e8 geblieben. Das 
BGB. gibt feine Regeln über die Schließung der Lüden des Geſetzes durch 
Analogie. Nach dem Geifte unferer Gelamtrechtsordnung und dem des BGB. 
ift indeſſen — da3 bezeugt uns jein Gejamtinhalt und feine Entſtehungsgeſchichte — 
als fiher anzunehmen, dab die Schließung der Lücken durch den Hichter nad) 
den Grundjägen der Analogie erfolgen ſoll, wie dieſe Grundjäße in den großen 
Gejeggebungswerken auögeftaltet worden find, die dem BGB. zugrunde liegen. 

Es ift darum veranlaßt, der Frage der Analogie nad) dem Gemeinen Rechte 
und nad dem Preußiichen Landrechte näher zu treten. Die Trage der Analogie 
muß aber für unſere Sonderzwede noch aus einem anderen Grunde nad) diejen 
beiden Rechten und nad) dem Bayerischen Landrechte geprüft werden. Das Edikt 
ift auf dem Boden der drei Rechte gemadjjen und verweilt auf fie, wenn es 
auf das allgemeine Recht verweiſt. Man wird darum recht tun, wenn man das 
Selbftverftändliche, das im BGB. nicht zum Ausdrucke gebracht ift, bei ihnen ſucht. 

Der Begriff der Analogie ift allen diefen Rechten gemeinfam. Es ift die 
Gleihbehandlung von Fällen, die den im Gejege geregelten nicht in allen wejent: 
lichen Merkmalen vollftändig glei, jondern ihnen, weil das eine oder andere 
der Wejensmerfmale jehlt, nur ähnlich find. Die Gleichbehandlung diejer Fälle 
mit den Fällen der Rechtsnorm erfolgt nicht auf Grund zwingender logijcher 
Konſequenz, Jondern auf Grund des pofitiven Rechtsjages, der die analoge Be: 
handlung im allgemeinen erlaubt und vorjchreibt. Der Grund dazu ift der 
Drang der Notwendigkeit, die Lücke des Geſetzes im einzelnen Falle zu jchließen. 

Die Zulaffung der Analogie im Gemeinen Rechte gründet fih u. a. auf 
1. 12, 27 Dig. 1. 3. Das Geſetz ſpricht hier von „‚personae et res, quae 
quandoque similes erunt‘‘ im Gegenjaße zu den Fällen, die in ihren Weſens— 
merfmalen mit ben im Geſetzesbefehl (dispositio legis) bezielten Fällen gleich 
find. Bon diefen nur ähnlichen Fällen wird beitimmt, daß fie wie gleiche 
Fälle behandelt werden jollen, weil und wenn bie sententia (der Zweck) des 
Geſetzes dies als nicht ausgeichloffen „manifeste‘‘ erkennen läßt. 


Das Baperifche Landrecht gibt in Zeil I Kap. 1 $ 10°) die Doppelregel: 

„Bei der Doftrinalauslegung wird das Geſetz von einem hierin benannten Spezial« 
fall auch auf andere unbenannte Fälle aus der nämlichen oder jtärferen Nation . 
ausgedehnt, — hingegen aber auch eine in allzu generalen Terminis lautende Ordnung in 
bejonderen Fällen eingeichränft wenn offenbar und augenfcheinlid tft, daß ratio 
legis volllommen und gänzlich hierin zefliert“. 

Auf den erften Blick ſcheint dieſe Beitimmung nur die Auslegung im 
eigentlichen Sinne, nicht die Analogie zu betreffen. Aus den in Kreittmayrs 
Anmerkungen zum Landrechte zur Erläuterung der Stelle angeführten Beijpielen 
ergibt ſich aber, daß auch die Fälle der Analogie mitgemeint find.”) Abgeſehen 
hiervon würden bei der Hilfsftellung des Gemeinen Rechts zum Bayerijchen 
Landrechte die Sätze des Gemeinen Rechts über die Analogie auch im Gebiete 
des Bayeriſchen Landrechts anzumenden geweſen fein. 





i) Brot. II. Lei. 1S.2, Was ift denn nun aber das Selbitverftändlicdhe, dad man 
nicht ausdrüden kann? 

2) Vgl. auch Teil I Rap. 2 $ 16 septimo. 

’) Es wird u.a. davon gejproden, daß das Verbot der Ausfuhr von Getreide und 
Holz auf Mehl und Kohlen Anwendung zu finden habe. 
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Im Preußiichen Landrecht!) ift beftimmt : 

„Findet der Richter fein Geſetz, welches zur Entiheidung des jtreitiger Falles dienen 
fönnte, jo muß er nad den in dem Landrechte angenoınmenen allgemeinen Grund: 
fägen und nah den wegen ähnlicher Fälle vorhandenen Verordnungen feiner 
beiten Einfiht gemäß erfennen.“ 


Auch Hier aljo die einfache Wiedergabe der römilchrechtlichen Gedanken 
über die Analogie.*) 


Hiernad kann als feitgeitellt gelten, daß das Gemeine Recht wie das 
Bayeriſche Landrecht und das Preußiiche Landrecht,“) die Hilfsrechte des Fidei— 
kommißedikts, von dem allgemeinen Grundjage ausgingen, daß behufs Schließung 
von Lüden des Gejeßes zur Enticheidung der Fälle, für welche die Geſetzesnorm 
fehlt, auf die Norm zurüczugreifen ift, welche für die ihnen ähnlichen Fälle 
befteht. Es wird aud) feinem Widerfpruche begegnen können, daß die Einführung 
de3 BGB. an der fortdauernden Geltung diejes Grundjaßes nichts geändert hat. 


Andererjeits wird nicht in Abrede geitellt werben können, daß der Fall 
des Familienwechſels beim Abgange der auf das Fideikommiß nachberufenen 
zweiten Familie, dem des Wechield beim Abgange ber eriten Familie, wenn 
nicht nach dem Willen des Geſetzes glei, doc nad der Natur der Dinge jo 
ähnlich iſt, daß es fich rechtfertigt, auf ihn die Vorſchrift des 5 34 des Edilt 
analog anzuwenden. 


Die Unterfuhung führt alio zu dem Sclufie: 


Dem Fideifommißftifter ift dur den $ 84 des Fidei— 
fommißedift3 und die mit ihm zujammenhbängenden Bor: 
Ihriften nit unterjagt, einen wiederholten Jamilienwediel 
auf demjelben Fideikommiß anzuordnen. Er hat vielmehr di: 
Befugnis zu einer jolben Anordnung gerade durd den $84 dei 
Edikts. Hätte man niht anzunehmen, daß das Edikt die! 
Befugnis ausdrücklich gibt, jo ftände fie dem Stifter doch ar! 
Grund analoger Anwendnung des 3 84 des Edikts zu. 


!) Einleitung $ 49, Anfang. 
2) Bgl. im übrigen Förfter, Preukiiches Privatregt Bd. IS 13 ©. 67, 68. 
2) Auch das Defterreihiihe BGB. jagt übrigens in jeinem $ 7: 

‚Läßt fih ein Rechtsfall weder aus den Worten nod) aus dem natürlichen Sin— 
eines Geſetzes enticheiden, jo muß auf ähnliche, in den Geſetzen beftimmt enntichieden: 
Fälle und auf die Gründe anderer damit verwandter Geſetze Rüdfiht genomme 
werden. Bleibt der Rechtsfall nod zweifelhaft, jo muß jolder mit Hinficht aui vr 
jorgfältig geiauımelten und reiflid erwogenen Umftände nad den natürlichen Rec— 
grundläßen entichieden werden“. 


Bgl. Unger, Defterr. BrivR. $7 IL, $$ 8, 10, 13, 14. 
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Zur Beform der direkten Gemeindebeftenerung in 
Bayern mit befonderer Berürkfichtigung der Städte, 


Bon Theodor Auber, I. rechtst. Bürgermeifter in Fürth. 


(Schlup.) 


V. Die Geftaltung der Gemeindeftenern, vorzugsweife in anderen deutjchen 
Staaten. 


1. Zur Beit genießen die Gemeinden in Bayern nur geringe fyreiheit in 
der Feſtſetzung der Gemeindefteuern. Sie ftellen alljährlich ihre Ausgaben feft, 
bringen von denjelben die Einnahmen aller Art in Abzug; der ungededte Be— 
trag wird auf die jämtlihen jog. direkten Staatsjteuern nad gleihen Sätzen 
verteilt (Reines Zuſchlagſyſtem). Ob in ber Gemeinde wietfehartlice Verhaͤlt⸗ 
niſſe beſtehen, die eine andere Austeilung wünſchenswerter und gerechter machen, 
ob irgend eine Erwerbögruppe höher, bezw. im voraus belaftet werden jollte, 
ob Vermögen und Einkommen vorhanden find, die ſich der Steuer entziehen, 
das bleibt außer Betradyt. Auch find die Gemeinden nicht berechtigt, bejondere 
Steuern einzuführen. Ehe nun von den Abfichten der bayeriichen Regierung 
und von den zu ftellenden Forderungen hinſichtlich der Fünftigen Geftaltung ge— 
Iproden wird, mögen die Berhältniffe in einigen anderen Staaten in Kürze 
erörtert werden. 

2. Das jeit 12 Jahren geltende preußiihe Kommunalabgabengeſetz 
wird troß mander Schwäden in jeinen Grundzügen ala eine hervorragende 
Leitung allgemein anerkannt. Der preußiiche Staat erhebt bekanntlich für jeine 
Zwecke die allgemeine Einfommen: und die Ergänzungs: (Vermögens) Steuer, 
an jog. Rechtsverkehrsſteuern insbejondere aud) eine Umſatzſteuer vom unbeweglichen 
Befige in der Höhe von 1"/o des Wertes. Die Gemeinden deden ihren Be: 
darf neben Einnahmen au Vermögen und Betrieben durch Gebühren, Beiträge, 
indirekte, Quftbarkeitö-, Hundeſteuern (der Staat erhebt Hundeſteuern nicht!) und 
vor allem durch direfte Steuern. Auf die allgemeinen Beitimmungen kann bier 
nicht eingegangen werden. 

Es werden nun erhoben: 

a) Steuern vom Grundbeſitz (einjchlieglich der Gebäude) und zwar 
primär auf Grund bejonderer Steuerordnungen — wobei als Maß— 
ftäbe vom Gejeße beiſpielsweiſe angeführt find: Reinertrag, Nutungss 
wert, Pacht- und Mietswert; gemeiner Wert; mehrere diejer Mapitäbe 
gleichzeitig — eventuell in Prozenten der vom Staate veranlagten, 
aber für fich nicht beanſpruchten Grund: und Gebäubdeiteuern. 

b) Steuern vom Gewerbebetrieb und zwar wiederum primär auf 
Grund befonderer Steuerordnungen, wobei beilpielsweije als Maßſtäbe 
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angeführt find: Ertrag, Wert des Anlage: und Betriebsfapitals, jonftige 
Merktmale über den Umfang des Betriebs; gleichzeitig mehrere diejer 
Maßſtäbe — eventuell in Prozenten der vom Staat veranlagten 
Gemwerbefteuer. 

Bei a und b find unter gewiffen Vorausjegungen verjchiedene Ab- 
ftufungen der Steuerjäße und Prozente zuläjfig. Sodann 


c) Gemeindeeinfommenfteuer, (ber fi) aud der Staat bezüglich 
feines Einfommens aus „Eijenbahn:, Bergbau und jonftigen gemwerb: 
lichen Unternehmungen” unterwirft) und zwar in der Regel nur in ber 
Form von Zujchlägen zur Staateintommenfteuer. — Zuichläge zur Er: 
gänzungsfteuer find unzuläfjfig. — Die interlofale Heranziehung ift ein: 
gehend geordnet. 

Die Zuſchlagsprozente zu den nad) a und b veranlagten Staatäfteuern 
(jelbftändige Steuern werden umgerechnet!) müfjen in der Regel mindeftens jo 
body jein, als die Zujchlagsprozente zur Stuatseintommenfteuer; fie dürfen aber 
um die Hälfte höher jein. Werden mehr als 150° Zuſchläge nad) a und b 
erhoben und gleichzeitig mehr ala 150°/o der Staatseinfommenfteuer, jo können 
von dem Mehrbetrage für jedes "/o nad) a und b zwei Prozent Einkommen: 
fteuerzuichläge erhoben werden; mehr ala 200° Znicjläge nah a und b jollen 
überhaupt nicht erhoben werden — dagegen ift die Zujchlagshöhe zur Einkommen: 
fteuer unbeihränft. Abweihungen von diefen Grundjäßen find aber 
mit Genehmigung zuläjjig; ber Genehmigung bedarf aud ein Zujchlag 
von mehr als 100°/o zur Staatseintommenfteuer. Uebrigens find dieſe Ber: 
teilungsbeftimmungen Gegenftand mander Anfechtungen. 

Zur Würdigung obiger Zahlen ift beizufügen, daß die Gebäudefteuer aus 

4"/o der Nutung bei Mietshäujern, die Gewerbefteuer mit rund 1°/o des Er: 
trages, abzüglid) der Betriebskoften und notwendigen Abichreibungen, nicht aber 
der Schuldzinjen veranlagt iſt. 

Den Gemeinden ift aljo weiter Spielraum eingeräumt worden. 

Es heißt in den Denkichriften der Staatsregierung von 1892 und 1894: 


„Die Mängel der Realfteuern im ftaatlichen Steuerfyftem fallen in der 
einzelnen Gemeinde im wejentlichen weg oder können dort leichter vermieden 
werden. Die ungleihe Veranlagung der Grunditeuer tritt innerhalb der 
Gemeinde nicht hervor. Al Staatöfteuern find die Grundfteuer und im weſent— 
lichen auch die Gebäudefteuer nicht geeignet, den veränderten wirtichaftlichen Ver: 
bältniffen fic) anzupaffen. In der Gemeinde ift es leichter ausführbar, bei der 
Veranlagung der Realfteuern den Beränderungen der Wertd: und Ertrags: 
verhältniffe zu folgen und jo dieje Steuern als lebendige Glieder des Gemeinde: 
organismus zu geftalten.” 

Ferner „die Freigabe diefer Steuerquellen von jeiten des Staates erhält 
erit dadurch ihre volle Bedeutung für die Gemeinden, daß diejelben an die bis- 
berige Steuerform nicht gebunden, jondern in der Lage find, ihr Steuerigitem 
nad) den bejonderen Berhältniffen der Gemeinde auszugeftalten. Nach vieler 
Richtung Hin eröffnet fich ein neues und fruchtbares Feld für die Betätigung 
der Selbitverwaltung” ... „zu dieſem Behufe bedarf e8 eines tieferen Ein- 
dringend in die Einzelheiten des Gemeindehaushalts, in die Eigentümlichkeiten 
der zu eröffnenden Steuerquellen, in die lofalen Verhältniſſe des Grundbeſitzes 
und Gewerbebetriebs, wo die jteuerliche Leiftungsfähigfeit nad) weiteren Gefichts- 
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punkten — ber wirtichaftlichen Lage des Grundbefites, die Konkurrenzfähigkeit 
der Gewerbebetriebe im Inlande und im Berfehr mit dem Ausland — zu be: 
rüdjichtigen bleibt. Es bedarf einer objektiven und unparteiiihen Wahrnehmung 
und Ausgleihung der Intereſſen.“ . ... Ferner „Steuerreformen, melde für 
Großſtädte geeignet find, paflen nicht für Heine und noch weniger für Land» 
gemeinden. Die höhere oder geringere fommunale Entwidelung, der durchſchnitt— 
liche Bildungsgrad, die feftgemwurzelten Anſchauungen der Gemeindeangehörigen, 
bie Gewöhnung an beftehende Zuftände, das Ueberwiegen diejes oder jened Er: 
werbs- oder nbduftriezweiges dürfen bei Ordnung des Kommunalſteuerweſens 
nicht unberüdfichtigt bleiben. Der einzelnen Gemeinde muß innerhalb eines 
weiten, vom Gejeß zu ziehenden Rahmens freie Bewegung geitattet werden. 
Mikbräuden und Tyehlgriffen ift im Auffichtswege zu begegnen.“ .... 

Bol. aud die Denkſchrift des Magiftrats der Stadt Fran: 
furt am Main aus dem Jahre 1904, bei Shanz, Band XXH, 1 ©. 398: 
„Gegenüber der Lage der Stadtgemeinden in anderen Staaten muß ala ein 
großes Verdienft des Kommunalabgabengejeges angejehen werben, daß es bie 
Grunbdbefigbefteuerung in erfter Linie, wenn auch unter Vorbehalt ftaatlicher Ge— 
nehmigung, in die Hand der Gemeinden jelbft gelegt hat. Bei der außerordent: 
li) großen Verjchiebenheit in den Verhältniffen der einzelnen Gemeinden in 
bezug auf Bobdenpreife und deren Steigerungen, ferner in bezug auf den Bu: 
jammenhang von Bodenpreifen und Wohnungsweien, kann in der Tat eine ges 
beihliche Ordnung nur geichaffen werden, wenn die bejonderen Verhältniſſe der 
einzelnen Gemeinden jorgjam erwogen und beachtet werden.” 

Wenn man beqmeitelt, ob Preußen die für die ftaatliche und gemeindliche 
Befteuerung geichaffene Grundlage noch jet als gute anjehe, jo ift dagegen die 
Begründung der preußiichen Novelle zum Eintommenfteuergefeg anzuführen 
(Nr. 9 der Drudjahen des 9. d. A. 1905/06). Die preußiiche Regierung wäre 
jedenfalls die nächfte dazu gemweien, an dieſen Grundlagen etwas zu ändern. 
Auch die in der bayerifchen „Denkſchrift“ erwähnten Klagen der Grund und 
Hausbeſitzer, welche übrigens hauptſächlich die von ber bayeriſchen Regierung ja 
jelbft gewünſchte ftärfere Heranziehung gegenüber den Zuſchlägen zur Einfommen: 
fteuer zum Gegenftand hatten, find verftummt, nachdem fie von der Regierung 
und vom Landtag zurüdgemwiefen wurden. — Jedenfalls ift e8 den preußiichen 
Städten unter der Herrihaft des Kommunalabgabengejeßes gelungen, ihren 
Haushalt vorzüglich einzurichten und ſehr hohe Steuerbeträge ohne allzu große 
Klagen über Steuerdrud den Gemeindeangehörigen aufzuerlegen. 

Ueber die Einführung befonderer Grund: und Gebäubefteuern it 
zuleßt im Reichsanzeiger Nr. 284 vom 1. Dezember 1906 berichtet. Die 
Anmendung der dargebotenen Freiheit hat verhältnismäßig lange Zeit in Anſpruch 
genommen; aber jchließlich haben die größeren Städte fi der Erfenntnis nicht 
verſchließen lönnen, daß fich bei einem die Wertfteigerung der Grundftüde berüd- 
fichtigenden Befteuerungsiyftem, wie e8 3. B. in der Grundwertfteuer gegeben ift, 
erheblich höhere Beträge auf gerechterem Wege erzielen laſſen. Bon den 54 
preußifchen Städten, die mehr ala 50000 Einwohner zählen, erheben nur mehr 
16 die Grund: und Gebäubefteuer in Prozenten der ftaatlich veranlagten Beträge, 
während 34 eine eigene Gemeinbefteuer eingeführt haben — darunter 31 nad) 
dem gemeinen Wert (der Grundftüde und Gebäude!) — und 4 ein gemijchtes 
Steuerſyſtem befiten. Von den Gemeinden, welche die Steuer nad) dem gemeinen 
Wert für die bebauten und unbebauten Grundftüde eingeführt haben, nehmen 
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Münfter und Bonn 1,9°oo, Düffeldorf, Schöneberg, Wiesbaden, Koblenz 2°/o, 
Köln, Duisburg, Charlottenburg 2,28—2,4°/oo, Gladbach, Oberhaufen 2,5% 
Gelſenkirchen, Krefeld, Görlig, Dortmund, Mühlheim a. Rh., Rirdorf, Aachen 
2,55 bis 2,95"/oo; 3%/oo beträgt die Grundwertiteuer in Breslau, Magdeburg, 
Elberfeld, Barmen, Erfurt; 3,2—3,8°/oo legen Effen und Mühlheim a. d. Rukr, 
Königsberg, Spandau, Remſcheid auf, über 4°/oo Stettin, Kiel, Flensburg — 
während Berlin, Halle, Altona noch den Ertrag zugrunde legen und von dieſem 
5,07, 5,8, 16°/o (!) erheben. Frankfurt a. M. nimmt 2°/oo des Wertes als 
log. Landfteuer von unbebauten Grundftüden, 4"/o des Rohertrages nebſt einem 
Zuſchlag von */s%/o bis 4°/o (progreffiv je nad) der Höhe des Mietertrages) 
von Gebäuden; die Landiteuer wird allmählich erhöht. — Eigene Gewerbe: 
fteuern (zum Zeil an der Hand der von den Minifterien empfohlenen Mufter: 
fteuerordnungen) erheben nad einer Mitteilung der „Sozialen Praris“ vom 
25. Oktober 1906 von 250 Städten mit mehr als 10000 Einwohnern nur 24. 
Von den übrigen 228 zogen 209 die 4 Gemwerbfteuerklaffen mit gleichen Zu: 
Ichlägen heran. Die Belteuerung ſchwankte zwiſchen 100° (Charlottenburg, 
Altona, Münfter ufm.) und 365° (Königshütte). Im ganzen wurde in 89 
Städten ein Sat von 200°/0 und mehr erhoben. Unter den Städten mit 
bejonderen Gewerbeiteuern find namentlih nduftrieftädte, wie Eſſen zu 
bemerfen, welche die ungeheuren Laſten der induftriellen Arbeiterihait durch eine 
entiprechende Belaftung der Großbetriebe auszugleichen juchen. Uebrigens wird 
die Gemwerbefteuer in ihrer durch das Geſetz von 1891 neu feftgeitellten Form 
jelbft von Fuilting als jehr brauchbar anerkannt. 

Welch intereffante Geftaltung die ftädtiihe Wertzuwachsſteuer beion: 
der3 in Frankfurt a/M. und Köln!) gefunden bat, darüber ift in der „Dent: 
Ihrift“ näheres enthalten. Für die bayerijchen Städte ift aber von bejonderer 
Wichtigkeit, daß auch Verkehrsſteuern in Preußen in jehr beträchtlicher 
Höhe durdy ftädtiihe Steuerordnungen zur Einführung gelangten. Der Staat 
begnügt fich, wie bereit erwähnt, mit 1°/o der Kaufpreife. Während in Bayern 
nur Y2P/o den Gemeinden vergönnt ift, erheben in Preußen jehr viele Städte 
1°/o und darüber”); Frankfurt a/M., defjen bahnbrechende Leiftungen auf dem 
Gebiete der Regelung des Steuerweſens bekannt find, beitimmt 2°/o ala ftädtiiches 
„Währjchaftsgeld“, jchlägt aber, wenn feit dem letzten Eigentumswechſel 10 
Jahre bei bebauten, 20 Jahre bei unbebauten Grundftüden verftrichen find, 
noch 1—2°/o des Erwerbspreiſes (je nach der Dauer der Zwiſchenzeit) bei be 
bebauten und 1—6°/o bei unbebauten Grundftüden zu. 

Beijpiele der Belaftung der Bevölferung mit Gemeindeeinfommen: und 
gemeindlichen „Real“-Steuern (unter Außeradhtlaffung der Verfehröfteuern, Luit: 
barfeitsabgabe, Hundefteuer x.) und ein Bild bes Anteil der Nealfteuern am 
Geſamtaufkommen der direkten Gemeindefteuern gibt die auf ©. 683 folgende 
Ueberſicht. (Der Etat 1905 bzw. 1906 liegt zugrunde). 

Nicht unerwähnt darf bleiben, daß in dem am 23. April 1906 erlaffenen 
preußifchen Kreis: und Provinzinalabgabengefeß ?) für die Kreife die Erlaffung 


1) Nun auch in Eſſen, Gelſenkirchen, Dortmund, Weiſſenſee 

2) 3.9. Düſſeldorf 2%/ ohne jede Beeinträchtigung des Umſatzes. 

86 3. 2: Der...ift befugt, . . Steuern zu legen .. . auf die Erlangung der 
Erlaubnis zum ſtändigen Betriebe der Gaſtwirtſchaft, Schankwirtſchaft, oder des Hlein- 
bandel3 mit Branntiwein oder Spiritus. 
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von Steuerordnungen ermöglicht ift, welche den Wert der Konzejjionen für 
Wirtſchaften aller Art in recht erheblicher Weile beranziehen. Won Ddiejer 
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neuen Steuer (vgl. oben ©. 578) wird ſtark Gebrauch gemadht und zwar auch 
von den Gemeinden auf Grund des Kommunalabgabengefeßes. 


3. Im Königreich Sachſen herrſcht zurzeit nod eine faſt ungebundene 
Autonomie der Gemeinden in ber TFeitiegung der Gemeindefteuern. Die Bor: 
züge und Nachteile dieſes Syſtems hat Neumann in feiner mehriah an: 
geführten Schrift beleuchtet. Auch eine amtliche Denkichrift hat fi mit Recht 
gegen die Beibehaltung diefer Freiheit ausgeſprochen, welche in der Hauptſache 
Dazu geführt hat, daß man die allergrößten Zeile des Bedarjs durch Zuſchläge 
zur in Sadjen jeit längerer Zeit als in Preußen beftehenden allgemeinen Ein- 
fornmenfteuer aufgebracht hat, teilmeife unter Verſchlechterung der geſetzlichen 
Beftimmungen über Progreifion, und daß eine Vorbelaſtung des Grundbefites 
irn jehr mäßigem Umfange, eine ſolche des Gewerbes aber gar nicht ſtatt— 
gefunden hat. 


Die Reform, melde in Sadjien regierungsfeitig geplant, aber noch nicht 
zırm Abſchluß gelangt ift, will diefe Autonomie nicht grundſätzlich befeitigen, aber 
re beredtigten Einjhränfungen unterwerfen. Das Biel der Reform ift nicht, 
te Einfommenjteuer den Gemeinden ganz oder beinahe ganz zu entziehen; fie 
verxrde vielmehr die Hauptiteuer bleiben müſſen. Die Realfteuern fünnen in 
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Sachſen nad) der geſchichtlichen Entwidlung nicht wie in Württemberg das Rüdgrat 
bes Gemeindeabgabenmwejend bilden. Wohl aber jei einerjeit3 die Gemeinde: 
Eintommenfteuer im ftaatlichen Intereffe, aber aud) im Intereſſe der Gemeinden 
und der Pflichtigen eng an die Staat3einfommenfteuer anzufchließen, andererieits 
duch eine von der Gerechtigkeit nad) dem Grundjak des Intereſſes gebotene 
Borausbelaftung von Grundbefig und Gewerbe zu entlajten. Beltimmt wird, 
daß dur Steuern vom Grundbefig in jeder Gemeinde mindeltens '/ı des 
durch direkte Steuern aufzubringenden Bedarfs zu deden it; der Maßſtab 
der Veranlagung kann von der Gemeinde frei gewählt werben; als Beiipiele 
dienen die bei Preußen angeführten. Eventuell find Zuſchläge zur ftaatlichen 
Grundfteuer zu erheben. Die Gemeinden mit über 10 000 Einwohnern brauchen 
aber zur Beibehaltung der Zuſchläge eine Genehmigung des Miniftertums; 
dieje größeren Gemeinden Jollen aljo eigene Grundjteuerordnnungen aufitellen. — 
Bon dem gewerblichen Ertrag muß ebenjalla eine Steuer erhoben werden. 
Die Gewerbe werden unterichieden 

1. in ſolche, bei welchen der aus dem Gewerbebetrieb in der Gemeinde fließende 

Reinertrag 5000 M. oder mehr beträgt; 

2. bei welchen der jährliche Mietwert der zum Betrieb benügten Räume 2000 M. 
oder mehr beträgt; 

3. bei welchen die Zahl der im Gewerbebetrieb beichäftigten gewerblichen Hilis: 
perjonen 20 oder mehr beträgt. 

Es werben nun bei 1) für die Neinerträgniffe nad Klaſſen fefte Steuer: 
jäße porgejehen (3. B.: 5000— 10000 M.: 25 M.; 40001 M. bis 50 000 M.: 
440 M.; 80—90 000 M.: 1200 M., (bei noch höheren Erträgen von 10 000 M. 
zu 10000 M. um je 1'/a°/o mehr); dann werden bei 2) nad) dem Mietwert 
ebenfalls Elaffenweife beitimmte Anjäge gemacht (2000—3000 M.: 10 M.; 
8001—10000 M.; 200 M.); in den höchſten werden 4 /o des Mietwertes er: 
boben; endlich beträgt nad) 3) die Steuer 2 M. für jede Hilfsperfon. 

Die Steuerzuläße jollen nebeneinander entrichtet werden, jomweit in einem 
Betriebe die Vorausjegungen gleichzeitig vorliegen. Die Gemeinden haben wieder: 
um die Ermädjtigung, durch Steuerordnungen andere Grundlagen zu bejchließen ; 
do ſoll das Ergebnis nicht hinter demjenigen zurüdbleiben, da8 nad) der ge: 
jeglichen Regel erzielt werden fann. 

Don jonftigen Steuern verdient Erwähnung die obligatoriihe Betriebs: 
fteuer für den Betrieb von Gaft: und Schankwirtſchaften, Kleinhandel mit 
Branntwein ꝛc. die neben der Gewerbefteuer zu erheben iſt. Sie ift abgeftuft nad 
dein Mietwert der Räume und beginnt mit 10 M. (bis zu 1000 M.), beträgt 
beiipielweife bei einem Mietwert von 4001—5000 M.: 80 M. und bei einem 
jolhen von mehr ala 26000 M.: 800 M. Die Gemeinde kann ftatt der ge- 
jeglichen Betriebsfteuer eine jelbftändige einführen. 

Obligatoriihe Gemeindeabgaben jollen ferner die Befigwechielabgabe jein, 
für welche ein Mindeſtſatz eingeführt wird; ferner die Wertzuwachsſteuer, hin— 
fichtlih) deren Geftaltung auf die bayeriihe „Denkſchrift“ S. 122 ff. verwielen 
werden kann. Dem ganzen Entwurf find jehr eingehende Motive beigegeben, 
auf welche hier nicht näher eingegangen werden fann. — 

4. Württemberg hat, nachdem es in den 80er Jahren des verflofienen 
Jahrhunderts das Ertragsfteuerigitem „in langer, gründlider und mühevoller 
Arbeit” ausgebildet hatte (v. Hedel) behufs Verteilung der direkten Steuern 
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nach einem gerechten Maßſtab und zur Verbeſſerung der Gemeindefinanzen die 
allgemeine Einfommenfteuer zur Grundlage der Staatöbefteuerung gemadt. An 
ihre Seiten treten aber 2 Gruppen von Ergänzungsfteuern: a) die Kapitalfteuer 
einerjeit3, b) Grund», Gebäude:, Gewerbefteuer andererſeits. a) Die Kapital: 
fteuer zieht phyfiihe und nicht phyſiſche Perfonen heran und fieht eine Anzahl 
Steuerbefreiungen vor. Steuerbar find Zinfen und ähnliche Erträgniffe. 
Schuldzinfenabzug findet nicht ftatt. Der Steuerfag wird durch Finanzgeſe 
beitimmt. Progreifion ift nicht vorgeſehen. b) Die Realfteuern werden Ar 
bejonderen Kataftern veranlagt, die für jede Markung aufgeftellt werden. Der 
Grundfteuerfatafter ift gegründet auf den Reinertrag für den Hektar; ber Ge: 
bäudefatafter ermittelt durch Schägung den Wert und nimmt 3 °/o diejes Wertes 
ala fteuerbaren Reinertrag an; der Gemwerbefteuerfatafter ermittelt den gewerb: 
lihen Ertrag, wobei der angenommene Ertrag der gewerblichen Arbeit nad) 
beftimmten Regeln ftarf ermäßigt, jener de3 gewerblichen Kapitals aber aus 
dem vorhandenen Anlage und Betriebsfapital geichloffen wird. Der auf dieſe 
Weiſe ermittelte Ertrag ift aljo die Summe zweier Teile und mit dem wirf: 
fihen Ertrag nicht identiih. (Dal. die Kritit Neumann „Die perjönlichen 
Steuern vom Einfommen“ ©. 26 ff.). Die in den Kataftern niedergelegten Er: 
träge find nun in Anjehung der Steuerbarfeit als einander gleichwertig er: 
flärt worden. Auf die Modifikationen dieſer Katafter gelegentlich der Steuer: 
reform kann bier nicht näher eingegangen werden. Die Belaftung ber „Katafter- 
fteuern“ für den Staat wird wiederum durch Finanzgeſetz beftimmt (2 %o). 
Die Katafter werden fortgeführt. Die Gemeinden (Gejeg vom 8. Auguft 1903) 
müffen nun in Württemberg, wenn fie Steuern erheben, jedenfall ſowohl 
Steuern von dem fataftrierten Ertrag aus Grundftüden, Gebäuden und Ge: 
werben, ala auch vom SKapitale erheben. Die erfleren Realiteuern müſſen ftets 
in gleicher Höhe (alfo in 1, 2,3... . Prozenten des fataftermäßigen Ertrages) 
erhoben werden; die Kapitalfteuer darf nicht mehr ala die Hälfte des Steuer: 
jaßes der Realfteuern und jedenfall3 nicht über 1°/o betragen. Einkommenſteuer 
darf erhoben werden, wenn von dem Ertrag der Grundftüde, Gebäube, 
Gewerbe mehr ala 2 °/o herangezogen werden; fie muß erhoben werden, wenn 
ber letztere Prozentjag mehr als 6 beträgt; der Zuſchlag darf aber 50 "/o ber 
Staatöfteuerfäge nicht überſchreiten. Innerhalb diefer Schranken find die Ge: 
meinden frei. — Man fieht, daß infolge der Bindung von Eintommenfteuer: 
und Kapitalfteuerzufchlägen das bewegliche Element die Ertragäfteuer von Grund: 
ftüden, Gebäuden, Gewerben bildet. 

Große Gemeinden können das Grundfteuerfapital der Baupläge durch 
einen Zuſchlag erhöhen; fie müſſen auf gewerbliche Unternehmungen, welche 
fi mit dem „Großbetrieb des Kleinhandels mit Waren verichiedener Gattung 
in der Art der Warenhäufer, Großbazare, Abzahlungsgeichäfte, Verſteigerungs— 
und Berjandtgeihäfte befaflen“, eine bejondere Gemwerbefteuer nad) dem Jahres— 
umſatz in Form eines Zujchlags zum Gewerbefteuerfapital legen; der Zufchlag 
darf 50 °/o des ordentlichen Steuerfapitals nicht überfteigen. 

Die Gemeinden dürfen von allen im Gemeindebezirt wohnenden und 
jelbftändig auf eigene Rechnung lebenden Perſonen eine Perfonalabgabe und 
zwar von 2 M. für jeden Mann, von 1 M. für jede Frau erheben. — Ber- 
braudsabgaben find zuläffig auf Bier, Gas und Elektrizität. — Wird der Er- 
trag der Grunditüde, Gebäude, Gewerbe mit mehr als 4 °/o herangezogen, jo 
fann in Form bes Zuſchlages zur ftaatlihen Grundftüdsumjaßfteuer eine ge— 
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meindliche Steuer mit ein Prozent des Kaufpreiſes erhoben werben. — Die 
Gemeinden müjjen eine Hundeabgabe in der Höhe von 8—20 M. erheben. — 

In der Regierungsbegründung wird u. a. bemerkt, daß das Biel jei, die 
Ertragsjteuern den Gemeinden ausjchließlih zu überlaffen. In dieſem Falle 
jet e8 möglich, einen der Hauptinängel, weldye man dem Ertragsfteueriyiten zum 
Vorwurfe made, die Starrheit der Katafter wie die mangelnde Akkommodations— 
fähigkeit am die wechjelnden Verhältniſſe zu befeitigen; die örtlichen Katafter 
für fi) allein jeien ungleich leichter zu reftifizieren als Landeskataſter. Allen 
der Staat fönne nod nicht volljtändig auf die Ertragsiteuern verzichten. — 

Die Verweiſung der Städte vorzugsweiſe auf Realjteuern entipricht der 
hiſtoriſchen Entwidlung. Nach dem ftatiftiichen Jahrbuch deutſcher Städte hat 
Stuttgart im Jahre 1902/3 feinen Steuerbedarf zu 23,80 %/o aus Grund- und 
Gebäudefteuern, 38,19 "/o aus Gemwerbe:, Betriebs: und Wandergewerbefteuern, 
12,30 °/o aus perjönlichen Steuern, 1,08 %/o aus Aufwandafteuern, 6,89 °/o aus 
Verfehräfteuern, 17,74 "/o aus Verbrauchsabgaben gededt. Der Etat der Stadt 
Stuttgart für 1906 ſieht nun vor, daß 50 "/o der ftaatlihen Einfommenfteuer 
erhoben werden und hieraus ein Bruttoerträgnis von 2340 000 M. ſich ergibt; 
da die Gemeindefapitalfteuer (1°/o des Ertrages) 600000 M., die jog. Wohn: 
fteuer (obige Perjonelabgabe) 120000 M. ergeben joll, jo find die Perſonal— 
fteuern mit 3550000 M. in der Lage, von dem gejamten Steuerbedart 
zu rund 9500000 M. 36,3 %/o zu erbringen, während die Realiteuern 
4520000 M. — 7'/2”/o des Katafterertrages — 47,6”/o liefern. Es iſt alio 
troß der ftarfen Anſpannung der Realfteuern eine Erleichterung auf Koſten der 
Berjonalfteuern eingetreten. Verbrauchsſteuern erhebt Stuttgart nur mehr auf 
Gas und Bier und dedt hierdurch (867000 M.) rund 9°/o jeines Bedarfes ; 
die Grundftüdsumjaßfteuer erbringt 440 000 M., die Hundeabgabe 116 000 M. 

Hinfihtlih Badens kann auf die eingehende Darftellung im Anhang 
der bayeriſchen Denkichrift Bezug genommen werden. Die badiihen Städte find 
auf Zuſchläge zu den Staatöfteuern angewieſen. Die folge it (Wagner, 
Finanzwiſſenſchaft IV ©. 305) ein „fteigender Drud“, zumal bei der in Baden 
undermeidlicd; gewejenen Erhöhung der Umlagen, und eine gefteigerte Wirkung 
der Mängel der Grundlagen. Die Umlagen werden auf das Steuerfapital der 
vier Ertragsfteuern und auf die Einfommenfteueranichläge gleichheitlich verteilt, 
wobei aber die Kapitalrentenjteuer:Klapitalien nur zu ”/ıo, die Einfommenfteuer- 
anjchläge mit dem dreifachen ihres Betrags in Berechnung kommen!). 

Die Stadt Mannheim dedte 1902/3 25,29 %/o ihres Steuerbedaris aus 
Grund: und Gebäudefteuer, 35,21 °/o aus Gemerbefteuer, 31,65 %/o aus periön- 
lihen Steuern (Einfommenfteuer, Kapitaljteuer), 0,67°/o aus Aufwandsiteuern, 
7,18°/o aus Berbraudysabgaben. 

Wie Schon erwähnt, werden die badiſchen Ertragsjteuern, welche die allge 
meine Ertragäfteuern ergänzten, aufgehoben. 

Die Buhenbergerjche Denkſchrift bezeichnet die Katafter als veraltet, 
ihr Inhalt entiprehe nicht mehr den Anforderungen, die das moderne Wirt: 
Ichaftsleben an die Grundlagen der direkten Befteuerung ftelle; fie jeien unfähig, 


" Somit ift die Eintommenfteuer nur bejchränft beranziehbar. Denn die Ein» 
fommenfteueranichläge find, wie der Name jagt, Anjcläge des Einkommens, die übrigen aber 
des dem Ertrage zugrunde liegenden Kapitald. Bei 25 Pfg. Steuer auf 100 M. Haus— 
fteuerfapital wird der mutmaßliche 4’/oige Ertrag mit 6'/4%/o getroffen, bei 75 Big. Steuer 
auf 100 M. Eintommenfteneranfhlag werden 75°/o der Staatjteuern gewonnen. 
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den Fortſchritten der wirtichaftlichen Zuftände zu folgen. E3 fehle dem bisherigen 
Syſtem an einem audgeglichenen Aufbau; auch hafte ihnen die Unbeweglichkeit 
an. An ihre Stelle tritt eine Dermögensfteuer. Die jteuerbaren Vermögens: 
werte werden durch ein bejonderes Veranlagungsverfahren ermittelt und in 
4 Einzelnfataftern verzeichnet. Die Grundlage der Vermögenswerte joll bilden der 
Verkehrö- oder laufende Wert. Die Grundftüde werden in Klaſſen eingeteilt 
und durch Schäßung der laufende Wert vom Hektar beitimmt; der laufende 
Wert der Gebäude wird durch Schäßung nad) den in der Ortsgemarkung während 
der letzten 5 Jahre erzielten Bann ermittelt. Die gewerblichen Anlage: 
und Betriebsfapitalien werden mit Hilje von Selbitangaben der Pflichtigen ges 
ihäßt. Beim jonftigen Kapitalvermögen gilt als Vermögensfteuerwert der Ver: 
kaufswert und bei furähabenden Wertpapieren der Kurswert. Für die Gemeindes 
befteuerung find in analoger Weile die Vermögensſteueranſchläge an Stelle der 
bisherigen Steuer-Kapitalien zu benützen. Schuldzinjenabzug findet bei der 
gemeindlichen Befteuerung nicht Statt. 

Durdy ein Geiek vom 31. Juli 1904 iſt in den größeren Gemeinden eine 
Verkehräfteuer auf Grundftücdsverfehr in der Höhe von "/a”/o des für die ftaat- 
liche Verkehrsſteuer maßgebenden Wertes eingeführt worden. Audy wurde eine 
gemeindlihe Warenhausiteuer eingeführt, welche bis zum Jahresumſatz von 
400 000 M. 2°/oo des Umſatzes beträgt, bei höherem Umſatz ftufenmweile bis zu 
7°/oo des Umſatzes anwächſt, aber 10°/o des gewerblichen Ertrages nicht über: 
fteigen darf. 

6. Helfen hat im Jahre 1899 die allgemeine Einkommensteuer weiter 
ausgebildet und mit einer ergänzenden Vermögensſteuer nad) preußiichem Vorbild 
verbunden. Für die gemeindliche Befteuerung blieben die bisherigen Grundlagen 
(Ertragäbefteuerung) noch beitehen. Daran joll aber nad) einem Gejetentwurf 
(1904), der die Zuftimmung der II. Kammer gefunden hat, während ihn die 
I. Kammer der Regierung zur Umarbeitung zurüdgegeben hat, geändert werden. 

Allerdings könne, jagt die Denkſchrift, der Schuldzinjenabzug nicht zuge: 
ftanden werden. Es wäre unbillig, daß der vollitändig verſchuldete Grundbefiger 
oder Gewerbetreibende, deſſen Schuldzinjen fein Einkommen vollftändig aufzehren, 
neben dem geringen Betrag zu den Gemeindeumlagen, der auf jein Einfommen 
entfällt, feine jonftigen öffentlichen Abgaben zahle, obgleidy er vielleicht die Ein- 
richtungen der Gemeinde ftärfer in Anſpruch nehme, ihr höhere Koften verurjache 
als der nicht verjchuldete Nachbar mit Heinem Grundbefiß und Heinem Gewerbe: 
betrieb. Die Grumdfteuer jet nad dem Geſetz von 1824 feftgejeßt worden. Da— 
mal3 wurde der mittlere Reinertrag als Steuerfapital für den Flächeninhalt der 
Kulturart und Klaſſe in Anjat gebracht; die damalige Aufftellung ſtimme nicht 
mehr. Schon 1872 fer feitgejtellt worden, daß da8 3—13fache des Steuerfapitals 
als Reinertrag von Grundbefig angenommen werde. Bei der Gebäubdefteuer 
bejtehen weniger ſchlimme Berhältniffe; aber auch hier ſei eine Starrheit einge- 
treten... . Es empfehle fi), die Befteuerung nad) dem Ertrage ganz zu 
verlafjen, und auch für die Gemeinden zur Belteuerung nad) dem Vermögens: 
wert überzugehen, allerdingd ohne Schuldzinjenabzug- 

Vorteile: Kurze Veranlagungsperiode, feine „mittleren“ Werte, feine Rüd: 
fiht auf Ertrag, demnach aud) für Werte geeignet, die in Baupläßen fteden ; 
Anihluß an das Staatsſteuerſyſtem; (beichränkte) Berüdfihtigung der Leiſtungs— 
fähigkeit; demnady Bruttovermögenäfteuer von Grundbefit. Auch für das Ge— 
werbe jei Anfnüpfung an da8 im Gewerbe arbeitende Anlage: und Betriebs: 
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fapital richtig, da8 wenigftend im allgemeinen den richtigen Maßſtab für den 
Umfang des Betriebes und damit auch für die Laften gebe, welche er der Be: 
triebsgemeinde auferlege, ferner auch bie Befteuerung auf den gleichen Boden 
ftelle, wie er für den Grundbeſitz vorgefchlagen jet und aud für die Veranlagung 
feine größeren Schwierigfeiten biete. Hierzu trete dann eine Belteuerung des 
Kapitalbruttovermögens, — wenn auch nicht verfannt werde, daß eine jolde 
zugunften der Gemeinde nicht bedenfenfrei ſei. Den Gemeinden joll eine ab: 
weichende Regelung durch Steuerordnungen offen bleiben. Eine ftarre Yyirierung 
des Verhältniffes zwiſchen Einkommen- und Realfteuern wird vermieden, wenn 
auch gegen Ueberlajtung einzelner Gattungen Borjorge getroffen wird. 

In einem bejonderen Entwurfe (1904) wird den Gemeinden die Erhebung 
einer Wertzuwachsſteuer, einer Billettfteuer auf ZIheatervorftellungen und einer 
Zanzfteuer freigeftellt. Im der Begründung wird auf die Nachteile hingemieien, 
welche für die Gemeinden aus der Beitimmung des $ 13 des Zolltarifgeſetzes 
vom 25. Dezember 1902 entftehen. Man müſſe den Gemeinden redt: 
zeitig Erjaß geben. 


VI. Die gemeindlihe Selbftverwaltung. 


Man ftellt wohl die Forderung auf, daß die Gemeinde ihre Angehörigen 
ganz nad) ihrem eigenen Ermeſſen ſolle befteuern dürfen. Dies mag aus Be 
trachtungen über die hiſtoriſche Entwidlung, vielleiht aud) aus Theorien über 
Entjtehung von Gemeinde und Staat, aus der Bedeutung der Gemeinde im 
Staat abgeleitet werden. Aber haltbar iſt die Forderung, wenn fie ohne Ein: 
ſchränkung erhoben wird, nit. Denn das Steuermwejen iſt mit dem Wirtichafts 
leben aufs engfte verknüpft und kann von den Vorgängen und Bedingungen 
desjelben nicht losgelöft werden. Die Gemeinde bildet feine Welt mit eigenen 
wirtichaftlichen Gejegen; ihre Angehörigen haben zwar in der Gemeinde ihren 
nächſten öffentlichrechtlihen Mittelpunkt, aber ihre wirtichaftliche Tätigkeit reicht 
mittelbar und unmittelbar über die Gemeinde weit hinaus. Auch muß ber 
höhere Verband des Staates Aufgaben übernehmen, die gemeinichaftliche der 
Angehörigen nicht nur der einen jondern vieler Gemeinden find; er fanın daher 
nicht zugeben, daß die Mittel zur Befriedigung dieſer gemeinjamen oder vollends 
der rein ftaatlichen Aufgaben von dem Unterverbande in einer Weile in Anſpruch 
genommen werden, daß dem höheren das Zugreifen erjchwert if. Aber auch 
höhere Gefichtspunfte wirtihaftspolitiicher Art jprechen gegen die einjeitige Auf- 
ftellung der Beiteuerungsregeln und gegen ein buntes Gemilh der Grundregeln 
in den Gemeinden. 

Die Grundprinzipien der Gemeindebefteuerung unterliegen daher notwendig 
der Regelung dur den Staat. Allerdings muß der Staat bei Regelung jeiner 
eigenen GSteuergrundjäße auf die Bebürfniffe jener Unterverbände gebührende 
Rückſicht nehmen, auf welche er jo große Zeile der öffentlichen Aufgaben ab 
gewälzt hat und die er immer von neuem belaftet, die überdies einen Höheren 
Steuerbedarf haben, als er jelbft. Der Staat als Gejekgeber darf nicht 
die natürlihen Hilfsquellen der Gemeinden diejen durdh jein: 
Gejeßgebung in jeinem Ynterejje verfhließen oder verkürzen. 
Er möge auch würdigen, daß eine gute Wirtichaftsführung der Gemeinden, dir 
der Staat bei nit jachgemäßer Regelung der Gemeindebeiteuerung gefährdet 
eine notwendige Vorausjeßung einer gedeihlichen Entwidlung des Staates ii. 
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Wie weit ift nun das Eingreifen des Staates berechtigt? Was zunächſt 
die Beiteuerungsgebiete anlangt, jo hat die obige Erörterung jchon ergeben, daß 
eine vollftändige „reinliche“ Scheidung weder möglich ift, noch aus der Natur 
der Sache hervorgeht. Die Gemeinden haben neben wirtichaftlihen Aufgaben 
aud staatliche Aufgaben verjchiedenfter Art; jchon hierwegen können die gemeind- 
lichen Steuerquellen von jenen des Staates nicht grundſätzlich verichieden jein. 
Wir haben aber auf der anderen Seite wahrgenommen, daß je nad) der Aus: 
dehnung der Gemeindeaufgaben, der Verſchiedenheit der beruflichen Tätigfeit 
der Gemeindeangehörigen, den aus biejer Tätigkeit unmittelbar entipringenden 
gemeindlichen Laften, der rajcheren ‚oder langjameren gemeindlihen Entwidlung, 
der gleihmäßigen oder ungleichartigen Steigerung der Werte und nad anderen 
Unterſchieden eine unterſchiedliche Erfaffung diefer Steuerquellen geboten ift, daß 
aljo Freiheit und Selbjtverwaltung aud auf diefem Gebiete nicht entbehrt 
werden fann. 

Der ftaatlihen Regelung müfjen vorbehalten bleiben die Grundjäge über 
die Veranlagung der Steuern und die gegen die Veranlagung einzulegenden 
Rechtsmittel. Daß bei gleichartiger Beſteuerung bderjelben Quellen tunlichſt die 
ftaatlihen Beranlagungsgrundlagen aud für die gemeindliche Beſteuerung ver— 
wertet werden müſſen, daß nicht abweichende Steuerliften bei den nämlichen 
Objekten und Subjeften für Gemeinde und Staat geihaffen werden können, 
liegt ſchon aus fteuertechnijchen Gründen auf der Hand. Umgekehrt wird aud) 
in ben ftaatlichen Veranlagungskommiſſionen die örtlihe Sachkenntnis durch Ein: 
berufung bürgerlicher Mitglieder zu verwerten fein, was ja faſt überall geichieht. 
Der Staatlichen Regelung muß ferner im allgemeinen vorbehalten bleiben, wer 
befteuert werden muß, wer von der Steuer frei zu bleiben hat, nach welden 
Grundjägen die interlofale Befteuerung ſich richtet, welche Güter zu treffen und 
nach welchen Hauptgefichtspunften fie heranzuziehen find. 

Was zunächſt die „Eintommenbefteuerung”“ anlangt, jo wird die gemeind: 
liche Eintommenfteuer fich ftreng an die ftaatliche zu halten haben, nur daß 
gewiffe natürliche und phyſiſche Perſonen, die ftaatöfteuerfrei find, nicht jchlecht: 
hin gemeindefteuerfrei zu fein brauchen und daß gewiſſe Abweichungen der 
Steuerjäge der unteren Stufen zugelaffen werden jollen. Aber aud für die 
fogenannten „Realiteuern“ müſſen geſetzliche Vorjchriften beitehen, die eine ges 
meindliche Beiteuerung für den Fall erſchöpfend regeln, daß bejondere Ge: 
meindefteuern nicht eingeführt find. So wird überall vorgejehen, daß die Grund: 
und Gebäudefteuer und die Gemwerbefteuer — feien fie Ertragd: oder Wert: 
fteuern — fubfidiär nad) Staatlichen Kataftern oder nad) ftaatliher Veranlagung 
erhoben werben, wobei den Gemeinden noch beftimmter Spielraum 3. B. hin: 
fihtlich etwaiger ftärferer Heranziehung höherer Erträge eingeräumt werden kann. 
Dagegen jollte den Gemeinden freiftehen, die Realfteuern innerhalb der an— 
gebeuteten Grenzen nad) eigenem Ermeſſen zu ordnen, insbejondere die Be— 
mefiungsgrundlagen der Steuern nad) dem bejonderen Bedürfniffe zu geftalten. 
Wir haben oben bei Erörterung der deutſchen Gejeßgebungen bereits zeigen 
tönnen, in welchem Umfange und in melden Formen dieje autonome Regelung 
zugeitanden werden kann. Bei den fonftigen Steuerarten ift jowohl hinſichtlich 
der Zuläffigkeit wie der Geftaltung tunlichfte Freiheit zu gewähren. Die ftaat- 
liche jubfidiäre Negelung wird hier, weil ein Zwang wohl nicht geübt werden 
fol, ſolche Steuern einzuführen, unterbleiben können; dagegen empfiehlt es ſich 
auch bier, die Gewinnung genehmigungsfähiger Steuerordnungen durch Mufter, 
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welche die Staatöregierung ausarbeitet, zu erleichtern. Allgemeine Begrenzungen 
find möglich, aber nicht unerläßlih. Hierher gehören namentlich Verkehrs: und 
Wertzuwachsſteuern — letztere können übrigens jchon in den Rahmen der ordent: 
lichen Realfteuern einbezogen werden — dann Aufwandsſteuern, ferner ſolche 
Sonderabgaben, die aus nicht rein fteuerlihen Motiven erhoben werden (Waren: 
hausiteuer zc.). 


Eine ftarre Regelung, wie der Gemeindebedarf ſich auf die einzelnen 
Steuerarten verteilen joll, ıft nicht rätlih. Die bayeriichen Erfahrungen find 
in diefer Hinficht wenig günftig. Die geringe Fähigkeit der Ertragsfteuern, ae 
fteigert zu werden, ift oben hervorgehoben worden. Auch Wertiteuern find, 
wenn nicht Schuldenabzug geitattet ift und perjönliche Verhältniſſe Berückfich— 
tigung finden, nicht leichthin fteigerungsfähig. Daher jollte die abjolute Bindung 
der bayeriichen Gemeinden nicht beftehen bleiben. Aber auc) die geſetzliche Be: 
ftimmung von Mindeitquoten des Bedarfs, die durch Steuern beftimmter Art 
oder aus beitimmten Quellen gebedt werden jollen, ift nicht unbedenklich, wie 
aud) die preußiiche oben angeführte Regelung nicht einwandfrei if. Einer gut 
eingerichteten gemeindlichen Selbftverwaltung darf aud) dieje Frage überlaffen 
werden, da die örtlichen Verhältniffe und Ueberlieferungen zu verichiedenartig 
find. Freilich muß einfeitige oder gar willfürliche Verteilung durch die Befug— 
niffe der Staatsauffiht eingedämmt werden. Daher werden geſetzliche Be: 
ftimmungen, nad welchen eine gewiſſe Grenzlinien nicht beachtende Verteilung 
des Steuerbedarfs der jtaatlichen Genehmigung bedarf, unentbehrlih und aud 
jolhe Normen notwendig jein, welche dieje Verteilung für den Fall regeln, dab 
die Gemeinde eigene Beltimmungen nicht treffen will oder — wegen Uneinigfeit 
der Kollegien — nicht treffen kann. 


Vielfach wird zugunften der abjoluten Gebundenbeit der Gemeinden 
angeführt, daß dadurd ntereflentämpfe in der Gemeinde vermieden werden. 
Es ilt richtig, daß jchon eine verichiedene Heranziehung einzelner Güterarten, 
insbeſondere aber eine ſelbſtändige Ausgeftaltung eines Steueriyitems, die zwar 
an gewiſſe Schranfen gebunden, aber doch in wichtigen Beziehungen frei ift, zu 
großen Meinungsverjchiedenheiten und auch zu Gegenlägen zwiſchen den An: 
gehörigen der einzelnen Erwerbszweige führen fann. Aber e8 hieße dody an 
der Möglichkeit einer gejunden Gemeindeverwaltung durch die Organe der Selbit: 
verwaltung verzweifeln, wollte man diejen gerade in diefem Punkt die Fähigkeit 
aberfennen, die verichiedenen Intereſſen abzumägen und geleitet durch die Forde— 
rungen ded allgemeinen Wohles gerechte Enticheidungen zu treffen. Erörterungen 
und Kämpfe in Steuerfragen find jogar nützlich — weil gerade fie die Bedeutung 
der gemeindlichen Aufgaben, ihre wirtihaftlichen Wirkungen zu betrachten zwingen 
und hierbei nüßliche Richtpuntte für die Verwaltung zeitigen werden. Aus— 
geichloffen freilicd find Mipgriffe und einfeitige Belaftungen nidht; die Staats: 
auffiht muß daher walten und die Vorlage der Steuerordnungen an die Staats- 
aufiichtftellen ift unentbehrlich. Schon dieſe Notwendigkeit wird mandyen 
Gelüften einflußreiher Intereffengruppen begegnen. Andererſeits jollten die 
Staatöbehörden die Unbequemlichkeit diefer Auffiht im Hinblid darauf hin— 
nehmen, daß doch durch eine freie Geftaltung jehr viel Gutes geichaffen werden 
kann. Wenn die unbegrenzte Freiheit Schaden bringen fan und — zumal in 
Zeiten noch nicht voll erwachter Einfiht und Verantwortlichkeitsaefühls (mie 
etwa in Bayern vor 1869) — gewiß nicht zu empfehlen ift, jo dari man dod 
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nicht in radifaler Weiſe die Unfreiheit preifen, weil fie bequemer if. Wie jo 
oft, liegt das Gute in der Mitte. — 


Schmoller „Grundrik” ©. 316: „E3 find die Kommunen heute auf 
dem Kontinent überwiegend auf Zuſchläge zu den direkten Gemeindefteuern an: 
gewiejen, was die Gemeinden in vieler Beziehung lähmt und hindert.“ 


Siehe au von Eheberg, „Finanzwiſſenſchaft“ ©. 497/98 und von 
Reitenftein (Trüdinger) bei von Schoenberg Bd. II, 2 ©. 107 fi. 


Wagner, „Finanzwiffenihaft“ 3. Auflage $ 52: „Schon für einen Teil 
der überwiejenen umd mehr noch für die freiwilligen Aufgaben der Gemeinde er: 
ſcheint ein eigenes Steuerſyſtem der Selbjtverwaltung ala finanzielle Konjequenz 
des Weſens der Iegteren. Freilich kann von einer völligen Autonomie nicht die 
Rede jein. Das mwideripricht dem modernen Staatögedanfen..... aber nur ein 
bejonderes Steueriyftem kann fi) den wirtichaftlichen Verhältniffen der ein: 
zelnen Landesteile und den |peziellen Aufgaben, welche gerade die Selbitverwaltungs- 
förper ftatt des Staates zu erfüllen haben, richtig anpaſſen. . . . .. Im Spftem 
der Zujchläge wird gegen diefe Anforderungen verftoßen. Eine Selbftverwaltung, 
welche auf diejem Syitem finanziell bafiert ift, wird daher ihren Zweck in einer 
wichtigen Beziehung menigftend nicht genügend erreihen. Wollends aber ein 
grumdjäßlicher Ausichluß von bejonderen Steuern aus dem Steuerjyftem, zumal 
der Gemeinden, ift zu verwerfen, ala dem Zweck der ganzen Einrichtung der 
Selbitverwaltung widerſprechend. Denn hier verlangen die aparten Bofalverhält: 
niſſe immer mehr Berüdfihtigung — wie e8 3. B. in ber Gemeinde am 
Leichteften ſteuertechniſch möglich und zugleid am dringenditen eine Forderung 
der Steuerpolitif wird, bejondere Steuern denjenigen aufzuerlegen, welche von 
Bub Öffentlichen Einrichtungen aller Art wenigſtens indirekt den meiften Nuten 

en. 


Für die Wahl der eigenen Iofalen Steuern wird ſich der Staat nur ein 
Zuftimmungsreht und gewiſſe Steuern wird er ſich paffend allein vorzubehalten 
haben. Dieje Schranken der Autonomie find notwendig, aber in Verbindung 
mit Vorſchriften über die Höhe der Lofalfteuern auch genügend..... Ein ums 
faſſendes örtliches Befteuerungsreht auf dem Gebiete ber jelbftändigen wie der 
Zufchlagsbefteuerung bedarf die Gemeinde am meiften, ſowohl um ihren ſich ftet3 
mehrenden öffentlihen Aufgaben nadhzufommen, al3 um die öffentlichen Laften 
möglichſt zwedmäßig zu verteilen... .. e 


Als ein nicht abzumeijender Beleg aus der Praris muß die Freiheit 
der preußiichen Städte dienen. Nur vorfichtig haben fie von den von ihnen 
gewährten Rechten Gebrauch gemacht; aber heute nad) 12jähriger Geltung bes 
Kommunalabgabengejeges laſſen ſich die wohltätigen Wirkungen diejes in weiſen — 
wenn aud) manchmal vielleicht noch zu engen — Grenzen gegebenen Selbit: 
beftimmungsrechtes gut verfolgen. Man hat von erihütternden Intereſſenkämpfen 
nicht3 gehört, im Gegenteil: die Mitbeftimmung in einer für alle jo wichtigen 
Aufgabe hat das Intereſſe am Gemeindeleben gehoben; wir jehen eine große 
Zahl blühender und aud in ihrer Wirtichaftsweite tüchtiger Gemeinwelen. Die 
Staatsauffiht hat ſich in Preußen nicht geicheut, einzugreifen und doch kann 
man gerade auf biefem Gebiete von einem Bevormundungsſyſtem kaum 


ſprechen. 
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VII. Die „Denkſchrift“ und die gemeindliche Beftenerung. 


Die Denkichrift gedenkt den Gemeinden das Selbftbeitimmungsrecht über 
ihre Steuerverhältnifje nicht zu gewähren. Allerdings wird dies mit Elaren 
Worten nicht ausgeiprodhen, aber aus zahlreichen Bemerkungen wird dieſe Ab: 
fiht deutlich. Nur Hinfichtlih der Sonderfteuern (Warenhaus, Wanderlager:, 
Wertzuwachsſteuer) jcheint größere Freiheit in Ausficht zu ftehen. Auf Seite 107 
ift ausgeſprochen, daß die Steuerzuichläge „jedenfalls“ „im eriten Abſchnitt der 
Reform“ beibehalten werben follen. Auf Seite 108 wird erwogen, ob den größeren 
Gemeinden innerhalb gewiſſer Grenzen überlafien werden könne, das Verhältnis, 
nad weldhen die einzelnen Steuerarten zu Umlagen heranzuziehen find, ftatuta: 
riich zu regeln. Das Zuſchlagsſyſtem wird auf Seite 104 der Willfür gegen: 
übergeftellt. Einzelne Stellen deuten darauf hin, daß Trennung der Befteue 
rungsgebiete für Staat und Gemeinde und autonomiſche Regelung als fich gegen: 
jeitig bedingend angejehen werden. — Es erübrigt fi), hier nochmals eingehender 
darauf Hinzumeifen, daß diefe Anſchauungen nicht befriedigen können. Autono— 
miſche Feſtſetzung als jubjidiäre Form der Regelung verträgt ſich innerhalb 
der notwendigen Begrenzung jowohl mit der Trennung der Beiteuerungägebiete 
wie mit der Erfaflung der nämlichen Steuerquellen. Mit der eigenen Regelung 
lediglich der Steuerquoten ift das berechtigte Verlangen der Gemeinden nidt 
erfüllt. Willkur bat zum Gegenjag die Ordnung, nicht aber die Feſſelung. 
Die bayeriihen Gemeinden haben feinen Anlaß gegeben, ihrer Geftaltungstraft 
zu mißtrauen. 


Mas nun die materielle Seite der gemeindlichen Belteuerungsredhte anlangt, 
jo ift die Abficht ber Kgl. Staatsregierung noch nidyt völlig Har zu erfennen. 
Auf Seite 107 wird ausgeiprochen, daß die Einfommenfteuer „nicht ohne weiteres“ 
die Hauptfteuer in den Gemeinden werden dürfe. Es jei zunädft ein gemiffer 
Prozentjag der Ertragsfteuern bzw. Ertragsfteuerzufchläge gleihlam als Boraus: 
leiftung zu erheben und nur für den weiteren Bedarf joll auch die Einkommen— 
fteuer „ganz oder teilweile” mit herangezogen werden (S. 107). An einer 
anderen Stelle (S. 103) wird darauf Hingemielen, daß bie bedeutende Mehr: 
belaftung des Dienft: und Arbeitsertrages, die bei der Staatöbefteuerung gegen: 
über der bisherigen eintrete, nicht durch Umlagenzahlung noch weiter ungleihmäßig 
erhöht werden dürfe, vielmehr im Syſtem im ganzen wieder ausgegliden 
werden müſſe. Daraus und aus den Ausführungen auf S. 107 vorlegter Abſatz 
muß entnommen werden, daß die Staatsregierung das Arbeitseintommen der 
Beftenerung durch die Gemeinden in irgend einer Form ganz oder faft ganz 
entziehen will. Hiergegen mühte aber entſchieden Stellung genommen werden. 
Es befteht nicht der mindeite Grund, den Gemeinden diejenige fteuerliche Heran— 
ziehung der Arbeiter, Beamten, Rechtsanwälte, Künftler zc., die nach dem 
Syiteme der Gemeindebefteuerung angemefjen ift, deshalb zu entziehen, weil 
der Staat in allerdings jehr ergiebiger Weile diefe Gruppen ftärfer ala bisher 
beranzieht, jo ftark, daß, wenn wirklich ein voller Ausgleih auf Koſten der 
Gemeinde geihaffen werden wollte, die Gemeinden jo gut wie nichts befommen 
würden. Eine ſolche Maßnahme ift in feiner Weile zu rechtfertigen und 
würde den Lebensintereffen der Gemeinden durchaus widerjprehen. — Dann 
icheint es, als ob die Staatöregierung an ein dem württembergiihen ähnliches 
Berfahren benfe, etwa an bie abjolute Einichränfung der Zuſchlagsſätze auf bie 
Staatseinfommenfteuer bis zu gewiffer Höhe (in Württemberg 50%). Es iſt 
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oben gezeigt worden, daß die biöherige württembergiſche Entwidlung einer 
ſolchen Einſchränkung günftig war, daß aber in Preußen troß der Ueberweiſung 
der Realfteuern auch heute noch die gemeindlichen Perjonalfteuern erheblich über: 
wiegen. (Siehe Tabelle auf ©. 683.) Die bayerifche Entwidlung bietet feine 
Unterlage für eine jolde Beſchränkung; aud dürfte das preußifche Syftem ben 
Grundlagen des gemeindlichen Lebens, in welchem troß aller wirtichaftlichen 
Intereſſen einzelner Berufsgruppen doch die allgemeinen öffentlichen Intereſſen 
einen jehr breiten Raum einnehmen, mehr entipredhen und daher aus grund: 
jäglichen Erwägungen den Vorzug verdienen. 

Daß Zuſchläge etwa über 100°%0 zur Staats-Einfommenfteuer einer 
Prüfung unterliegen müffen und daß ſolche Zuichläge nur zugelaffen werden 
jollen, wenn die übrigen Steuerquellen entiprechend herangezogen find, das kann 
gerne zugeftanden werden. 

Im Jahre 1903 war in den bayeriichen unmittelbaren Städten der 
Anteil der Grundfteuer am gejamten Steueranfall rund 1"/o, der Hausſteuer 
31,4 °/o, der Gewerbfteuer 36,9 %/o, der Kapitalrentenfteuer 20 %/o, der Ein: 
fommenjteuer 10,8 °/o. Zwar lajlen fi — auch ſchätzungsweiſe — dieje Um: 
lagen nad) ihrem Charakter — ob Perjonale oder Realfteuern — nur ſchwer 
ausicheiden. Immerhin dürfte man nicht jehr weit fehl greifen, wenn man 
annimmt, daß bei Teilung des Ertrages der Häufer in zwei Zeile, nämlich in 
das „Einkommen“ des Befigerd aus Hausbefig und in den Reft, und bei ge: 
dachter Deranziehung des eriten Teiles nad) den Grundiäßen der Einkommen 
bejteuerung, etwa eine Hälfte des jebigen Steuerbetrages als Einkommen: 
fteuer, die andere ald Ertragäfteuer zu entrichten wäre. Bei ber Slapitalrenten- 
fteuer mag man etwa "/a auf die Ertragäfteuer, °/s auf eine entiprechend ab- 
geitufte Perjonalfteuer rechnen; bei der Gewerbefteuer, die ja jchon heute nahezu 
eine partielle Eintommenfteuer ift, nicht mehr ala "/ıo auf die Ertragäfteuer, 
®/1o auf die Perjonalfteuer. Hiernach jchöpfen die Gemeinden heute ihre Steuern 
etwa zu aus ber Befteuerung des Rohertrages, zu ꝰ4 aus Befteuerung bes 
„Eintommens” — jreilih in abjolut unhaltbaren Formen. 

Es würde eine allzugroße Laftenverichiebung eintreten, wenn die Erträge, 
in denen ja allerdings „Eintommen“ mitenthalten ift, aber in einem für den 
Einzelnen jo vericiedenen Maße, den ganz überwiegenden Teil der Gemeinde: 
laften zu tragen hätten. Allerdings wird der Regierung darin beizutreten jein, 
daß eine Anjpannung der Einfommenfteuer über ein gewiſſes Maß hinaus 
nur dann eintreten darf, wenn die Ertragöfteuern einen angemefjenen Anteil 
aufbringen, aber nur jo, daß, wie in Preußen, bei großem Bedarf die Ein: 
fommenfteuer bas beweglihe Element bildet. E3 wird hierbei Auf: 
gabe der Regierung jein, dafür zu forgen, daß das reine Arbeitseinfommen 
indbejondere jenes von mäßiger Höhe nur mit gewiſſer Schonung, aber gleid: 
mäßig von Staat und Gemeinde herangezogen werde. 

Die Staatsregierung beabfihtigt, die Haus: und Grundfteuer mindejtens 
vorerft in dem biöherigen Zuftande im wejentlichen zu belafjen. Die Gemeinden 
jollen die vom Staate nicht beanſpruchte Quote ganz oder teilweile an fid) 
ziehen. Die „Denkſchrift“ jagt nun gelegentlih auf ©. 84 jelbft, man habe in 
Heſſen nad anfänglicher Ueberweifung der Ertragsfteuern an die Gemeinden 
erfannt, daß die Gemeinden mit den veralteten Ertragäfteuern auch nichts 
anfangen könnten x. Gilt genau das Gleiche nicht für Bayern, das jogar 
noch eine ftaatliche Hauptfteuer (wenn fie auch Nebenfteuer getauft wird) auf 
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dieje veralteten Grundlagen aufbauen will? Soll die Haus: und Grunditeuer 
jo bleiben wie bisher, jo wird die nahezu gleiche Unmöglichkeit wie bisher fort- 
beftehen, dem wachſenden Gemeindebedarf ſteuerlich gerecht zu werden. Sollte 
die Staatsregierung in der Tat auf diefem Standpunft beharren, was jehr zu 
beklagen wäre, dann müßte erft recht in Anlehnung an die außerbayerijchen 
Vorbilder den Gemeinden wenigitens die Möglichkeit gewährt werden, jtatt der 
Steuerzuichläge auf die unbrauchbaren Staatöfteuern beffere eigene Steuern von 
jenen Erträgen (Werten) durch ftaatlicd genehmigte Steuerordnungen einzuführen 
und die Quote der Erfafjung der einzelnen Steuergattungen verichieden hoch 
zu bemefien. 

Die Gewerbiteuer gedenft die Staatsregierung einigermaßen umzugeitalten, 
um ihr mehr, als dies jeit der Revifion von 1899 der Fall iſt, den Eharafter 
einer Ertragsfteuer zu geben; dabei joll auch die Progrejfion gemindert werden. 
Das im gewerblichen Ertrag ſteckende Arbeitseinfommen joll, wie es jcheint 
— jeßt oder erjt künftig? — nicht oder fast nicht herangezogen werden (S. 101, 
102). Dieje Grundlage ift für die gemeindliche Beitenerung ?) teilmeije geeignet, 
aber nur wenn das gewerbliche Einfommen und insbejondere jenes aus gewerb: 
licher Arbeit aud) von der Gemeinde durch entiprechende Zujchläge zur Staats: 
einfommenfteuer genügend erfaßt werben fann. Je mehr ſolche Zuſchläge beichränft 
werden, deſto weniger wird bie von der Regierung beabjichtigte Regelung für 
die Gemeindebefteuerung geeignet. Die anicheinend beabfichtigte gänzliche Aus- 
ſcheidung des das Arbeitseintommen darftellenden Ertragsteiles ift für die Ge 
meinden, welche darauf angemwiejen find, auch den Ertrag der in ihren Bezirken 
geleifteten Arbeit, zum minbeftens höhere derartige Erträge (3. B. aus der Arbeit 
eined Induftriellen, eines Großfaufmanns) zu erfaffen, nicht annehmbar. Auch 
bietet der lediglic) aus dem Gemwerbefapital geichöpfte Ertragsteil feine genügende 
Unterlage, um die dem Gewerbe unter Umftänden aufzuerlegende Vorausbelaftung, 
welche fich nicht ausſchließlich auf Vermögenswert oder Kapitaldertrag aufbauen 
fann, zu ermöglichen. Auch hier müßte den Gemeinden das Recht eigener 
Steuerordnungen gewährt werden. — 


Die Kapitalrentenfteuer ſoll durch eine Ertragdfteuer ohne progreifive Säge 
erjeit werden. Eine mäßige Progreifion bei Würdigung der zu Rückſtellungen 
dienenden Rententeile wäre wohl zu verteidigen. Jedenfalls kann man dem 
Gedanken für die gemeindliche Beiteuerung wieder nur zuftimmen, wenn bie 
Gemeinde an der progrejfiven Einfommenfteuer genügend beteiligt wird. Wäre 
dies nicht der Fall, jo würden die Hapitalrentner entweder überhaupt ungenügend 
herangezogen werden — was bei aller Rüdfichtnahme auf die Eigenart dieſes 
Einfommens doch nicht in der Abficht der Staatsregierung liegen fanı — oder 
es würden bei hohen Zuſchlägen zur flaatlihen SKapitaljteuer die mittleren 
Rentner über Gebühr belaftet werden. — 

Es kann auch hier nicht unterlaffen werden, darauf hinzuweiſen, wie 
beionders bei dem Gedanken des Anichluffes der Gemeinbeiteuern an die Staatö: 
fteuern partielle Vermögensfteuern gerade in Bayern ſich empfehlen, da dieſes 
genötigt ift, feine Ertragsfteuern entweder gründlich umzugeſtalten oder vorerft 
— auf wie lange? — ein Steuerjyftem Hinzunehmen, das nur in der Syſtem— 


!) Much Hier ſoll die Gemeinde den vom Staate nicht mehr beanipruchten Teil 
erfafien. 
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Uebergang zu partiellen Vermögensſteuern als in der Zukunft möglich — wahr: 
ſcheinlich? — an, jcheut fi) aber offenbar, die Laft ber Einführung folder 
Steuern Schon jegt zu übernehmen. Warum da8 Zaubern? Wenn einer jolden 
Lölung die Zukunft gehört, da neben grundjäglichen Erwägungen die Praris 
für jie jpricht, da zahlreiche deutiche Staaten fie annehmen, insbejondere aud) 
die jüddeutichen Staaten (die württembergiiche Gebäubefteuer ift ſchon jet nur 
eine Vermögensfteuer), jo ift doc ber eine große Schritt beffer auf einmal zu 
tun, ftatt in zwei Ablägen, zumal man nicht weiß, ob man die zweite Hälfte 
zu tun nicht verhindert wird. Wird von den höheren Einnahmen, die aus 
2’/oigen Steuern aus dem Rohertrage vom Grundbeſitz und aus ergiebiger 
Erfafjung des gelamten gewerblichen Rohertrages fi) gewinnen laffen, jemals 
auf die wohl miedrigeren Einfünfte aus Bermögensquoten herabgeſtiegen 
werden fünnen ? 

Partielle Vermögensfteuern find auch für die Gemeinden, wenn bei ihnen 
der Schuldenabzug ausgeſchloſſen wird, jehr gut geeignet und bedürfen nur 
etwa — je nad) der Geltaltung der ftaatäfteuerlichen Normen — gewiſſer Er: 
gänzungen behufs Heranziehung höherer Arbeitserträge, wofür Vorbilder beftehen. 
Sie geftatten in höherem Grade, als die eigentlichen Ertragsfteuern Berüd- 
fihtigung ſolcher perſönlicher Verhältniffe, deren Vernachläſſigung felbft bei 
Ertragsfteuern der Gerechtigkeit wideriprechen würde. Einzelne Sonderfteuern 
fönnen ihnen ebenjo wie den Ertragsiteuern zur Seite treten. — 

Die ftaatliche Veranlagung der neuen Einkommen- und der Vermögens 
jteuer könnte jo zeitig erfolgen, daß das Steuerjoll vor Beginn der Steuer: 
erhebung ſich überbliden ließe. Gewiſſe einnalige gejeglihe Vollmachten 
— beijpieläweile die Geftattung des Schuldabzuges ganz oder nur zum Zeil, 
die Quote der Heranziehung ded Vermögens — würden die Staatäregierung 
in den Stand jeßen, je nad dem Ausfalle der Veranlagung die Steuer in der 
dem Bedarf entiprechenden Höhe zu gewinnen. — 

Die „Denkſchrift“ (S. 97) fieht bei der von ihr geplanten Geftaltung der 
Staatsfteuern Mehrerträgnifie voraus. Sollte der grundjäglice Standpunkt 
der „Denkſchrift“ wirklich Gejeg werden, jo wäre zu fordern, daß je nad) den 
Ergebnijlen der Veranlagung die Anteildquote des Staates an den Ertragsiteuern 
gemindert und diefe in um jo höherem Maße den Gemeinden zugänglidy ge: 
madt wird. 

Die „Denkſchrift“ überläßt den Gemeinden gewiſſe Befteuerungsgebiete — 
nad) einer Stelle (S. 103) allerdings zum Erjag niedrigerer Einkommenſteuer 
auf Arbeitseinfommen (!). Ueber 

a) Die Warenhausfteuer, 

b) Die Wanderlagerfteuer ift den eingehenden Darlegungen der Denk— 
ſchrift nichts anders hinzuzufügen, al3 daß nur wenige Gemeinden nur verhältnis- 
mäßig geringen Nußen von diejen Steuern haben werden. 

ec) Die Grundmwertabgabe für unbebaute Grundftüde ſoll vorerft 
we der für den Staat eingeführt, noch den Gemeinden überwiejen werden (S. 117), 
roeil der Weg, der beichritten werden wird, noch nicht feſtſtehe. Unter gewiſſen 
3 orausjegungen beitehe jedoch feine Erinnerung, ſchon jeßt den Gemeinden und 
zwar ihnen allein die Abgabe zu überlajjen. U. €. ©; wie immer auch die 
Steuerreform im einzelnen ſich geftalten möge, den Gemeinden eine Bejteuerung 
Des Grundwerte unbebauter Grundftüde nicht vorenthalten werden. Werden 
»ie in der Denkichrift enthaltenen Vorſchläge im übrigen Gele, jo ift jchon zur 
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Heranziehung der erhöhten Leiſtungsfähigkeit, die fih im Befig von Grund: 
ftüden ausdrüdt, welche einen über den landwirtſchaftlichen ſtark erhöhten Wert 
beſitzen, eine Beſteuerung entweder in der Form einer Wertſteuer oder (meniger 
gut) in Form einer Steuer von einem fiktiven Ertrage geboten. Die Ertrags— 
fähigkeit folder Grundftüde, die auszunügen oft zum Nachteile der gemeindlichen 
Intereſſen von Grundbefigern unterlaffen wird, erheiiht eine gemeindliche 
Abgabe. Dies gilt auh dann, wenn in Zukunft die erhöhte Leiftungsfähigteit 
zugunften des Staates dur) Vermögensfteuern getroffen werden joll. Ein folder 
Vorſatz oder die Rüdfihtnahme auf ihn kann faum dazu führen, den Gemeinden 
eine für fie gebotene Beiteuerung vorzuenthalten. Die preußiihe Geleggebung 
und Praris zeigen vielmehr, daß beides jehr wohl vereinigt werden fann und 
in den Gejegesentwürfen anderer Staaten findet fi) gleichfalls dem Rechnung 
getragen. Das neue preußiiche Kreisabgabengejeg (1906) enthält jogar einen 
eigenen Paragraphen’) zugunften der Beſteuerung des gemeinen Wertes ber 
Grundftüde auch durch die Kreife. Und das — obwohl der Staat im Vermögen 
auch Grundftücdswerte befteuert! — 


Wird den Gemeinden die Geftaltung eines Teiles ihrer Steuern innerhalb 
beftimmter Grenzen freigeftellt, jo bedarf es bejonderer gejeglicher Beftimmungen 
für eine Grundwertabgabe überhaupt nit. Das preußijche Kommunalabgaben: 
geſetz, das jonft jehr ausführlich redet, fan hierdurch die Materie in einer 
halben Zeile abtun; die neue minifterielle Mufterfteuerordnung geht von dem in 
Preußen, wie oben dargelegt, jo häufig durchgeführten Grundgedanken aus, da 
der ganze Grundbefiß, bebauter wie unbebauter, nad) dem gemeinen Wert 
herangezogen wird, jo daß nur eine Grundfteuerordnung notwendig wird. Diele 
Löfung ift zurzeit in der Tat die befte und einfachite, unter der Vorausſetzung, 
daß Rechtsverkehrs- und Wertzumachsfteuern nebenher gehen. Bon Intereſſe if 
die Beitimmung in $ 4 und 5 diefer preußiichen Mufterfteuerordnung über die 
Veranlagung: „Die Feſtſtellung des gemeinen Wertes erfolgt für jedes Steuer: 
jahr dur den Steuerausſchuß“ (Magiftrat, Gemeindevorftand). „Zum Zmede 
der Veranlagung ift jeder Eigentümer eines fteuerpflichtigen Grundftüdes ver: 
pflichtet, auf die an ihn gerichtete Ichriftlihe Aufforderung des Steuerausichufies 
(Magiftrats uff.) über beftimmte, für die Beiteuerung erhebliche Tatſachen 
innerhalb der ihm bezeichneten Frift Auskunft zu erteilen. Der Steuerausihus 
(Magiſtrat 2c.) ift bei der Veranlagung an die Angaben des Steuerpflichtigen 
nicht gebunden. Wird die Auskunft beanftandet, jo find dem Steuerpflichtiaen 
vor der Veranlagung die Gründe der Beanftandung mit dem Anheimitellen 
mitzuteilen, binnen einer angemefjenen Friſt eine weitere Erflärung abzugeben”. 
— Die jährliche Veranlagung hat ſich überall ziemlich leicht durchgeführt. 
Die Zahl der Einſprüche ift gegenüber der großen Zahl der Objekte in ber 
Regel keineswegs jehr hoch. Ihre Enticheidung erfolgt in Preußen durch Be 
iheid der veranlagenden Behörde, welder im Verwaltungsrechtswege angefochten 
werden kann. In Düfjeldorf find 1902 291 Einfprüche gegen die Veranlagung 
erhoben worden; gegen die auf diejelben ergehenden Beicheide der Veranlagung 
behörde wurde in nur 14 Fällen das Verwaltungsftreitverfahren beichritten. 
— Daß eine Schonung ernfthaft landwirtſchaftlich benüßter Grundftüde möglich 


1,8 8: „Der FKreidtag kann mittels Erlafjes einer Steuerordnung beichliegen, dei 
die... Srunds und Gebäudeiteuer durch eine a dem Maßſtabe des Wertes zu ver 
anlagende Steuer vom Grundbejig erjept wird. 5 
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ft, ift oben bereit3 angedeutet worden. — Vergleiche zu diejer Frage noch zur 
Nieden (1900), „die zwedmäßigere Ausgeftaltung der Grund: und Gebäube- 
fteuer”: Qindemann (1906), „Steuern und Gebühren“ &.36 ff.; Gerlad), 
„Bemeindeiteuerreht“ 1905 ©. 29 ff. 

d) Die Wertzuwachsſteuer iſt inder Denkſchrift jehr eingehend behanbelt. 
Die Einführung und nähere Ausgeftaltung joll danfenswerterweije den Gemeinden 
freigeftellt werden. 

e) Die Hunbefteuer joll den Gemeinden überwiejen werden. Dies iſt 
auch jonft überall geihehen. Zu fordern ift aber, daß die Gemeinden berechtigt 
werden, den bisherigen Höchſtſatz von 15 ME. zu erhöhen, wie dies wiederum in 
zahlreichen preußiichen Städten geichehen ift. 

f) Die Verkehrsſteuer auf Veränderungen des unbeweglichen Befites 
den Gemeinden in höherem Maße als durch das Gejeg von 1898 zugänglich 
zu machen, wird leider nicht in Ausficht geitellt. Solange nicht Grundwertab: 
gaben und Wertzuwachsſteuern ben Gemeinden eröffnet find, muß die Erhebung 
einer reichlichen Befigveränderungsabgabe als für die Gemeinden abjolut geboten 
bezeichnet werden, weil fie nur in ihr einen teilweilen Erjag finden für ihnen 
gehörige aber vorenthaltene Befteuerungsgebiete. Der Staat wird feine Gründe 
dartun fönnen, aus weldem für ihn größere Berechtigung zu einer ſolchen 
Steuer ſich ergibt ala für die Gemeinde. 

Bon der Gejamtabgabe erhebt zur Zeit die Gemeinde "/s, der Staat */s, 
während in Preußen im allgemeinen Staat und Gemeinde je die Hälfte, letztere 
nicht jelten mehr als die Hälfte (3. B. Frankfurt a/M.) erhalten (S. 682). 


VIII. Ergebniffe. 


Aus der Steuerlehre und ber deutichen Praris läßt fich für die bayerifche 
Reform folgendes ableiten: 

1. Der gegenwärtige Stand der bayeriichen Gemeindefteuergejeßgebung ift 
ein unbefriedigender, ihre Reform eine dringliche. Denn: 

a) Die geltenden Gejege geftatten nicht eine entipredhende Voraus: 
belaftung derjenigen Berufsgruppen, welche durch gemeindliche Einrichtungen 
und Unternehmungen wirtſchaftlich entlaftet werden. Trotz ihrer grundjäßlich jo 
jehr verjchiedenen Beziehungen zum gemeindlichen Leben müſſen beiſpielsweiſe die 
Erträge aus Häujern und jene aus Kapitalrenten annähernd in gleichen Maße 
zu den Gemeindelaften herangezogen werden. Da ferner bei der Gewerbiteuer 
der Schuldzinjenabzug aud in Anjehung der gemeindlichen Umlagen gejtattet 
ift, jo kann fich der gewerbliche Ertrag jogar ganz oder teilweile der gemeind- 
lichen Befteuerung entziehen, gejchweige denn, daß eine Borausbelaftung gemwerb- 
licher Betriebe möglich wäre. 

Steuerliche Vorausleiftungen einzelner Berufsgruppen find aber um jo not: 
mwendiger, als auch die Erhebung der Gebühren und örtlichen Abgaben jo mangel- 
haft geregelt ijt, daß die Gemeinde bei Uebernahme von Aufgaben, welche biäher 
den Einzelnen oblagen, gezwungen jein kann, die entitehenden Laften unter Ent: 
laftung der bisherigen Pflichtigen den gejamten Steuerzahlern aufzubürden. 
Auch in der Beitimmung des Maßſtabes der Gebühren find die Gemeinden 
nicht genügend frei. 

b) Die ſteuerliche Erfafjung des wirklichen in der Gemeinde bemirften Er: 
mwerb3 ift nicht möglid). 
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Die Grundlagen für die Beiteuerung der Erträge aus Grund- und Haus: 
befig ftehen außer Beziehung zur Wirklichkeit. 

Der bei einzelnen Steuergattungen jchlechthin geitattete Schuldzinjenabzug 
entzieht den zur Dedung dieſer Verbindlichkeiten dienenden Zeil des Erwerbs 
dem gemeindlichen Zugriff (ſ. o.). 

„Eintommen“ und Sapitalrenten können bei Borbandenjein mehrerer 
Wohnſitze der Ermwerbögemeinde fteuerlich gänzlich verloren gehen. 

c) Der Wohnfiggemeinde ift der gebührende Anteil an der Steuerfrait 
des ihre Einrichtungen Genießenden durch die Regelung der örtlichen Veran— 
lagung zur Grund:, Haus: und Gemwerbiteuer, ferner durch das Wahlrecht bes 
mehrere Wohnfige aufweijenden Pflichtigen geiperrt. 

Eine Ausicheidung des Steuerbedarfs zur Dedung nad) Leiſtungsfähigkeit 
und nad) Erwerb (Ertrag) ift unmöglid). 

e) Eine Berüdfihtigung örtlicher, insbejondere Erwerbs-Verhältniſſe durch 
Abftufungen der Steuerzufchläge ift nicht erlaubt. 

Durd alle diefe und andere Mängel ift bei jehr vielen Pflichtigen das 
lebhafte Gefühl unbilligen Steuerdruds und ungleiher Behandlung hervor: 
gerufen worden, welches den Widerftand der zur Umlagenfeftiegung berujenen 
Körperichaften gegen Umlagenerhöhungen begreiflid; mat. Solde Zurüddaltung 
bringt den Gemeindehaushalt in die Gefahr minder guter Verwaltung, ind 
beiondere durch zeitliche Verſchiebung der Dedung wichtiger Bedürfniſſe. 

Da in anderen Bunbdesftaaten die erwähnten Mängel und Schranken nicht 
in gleihem Maße beftehen, jo muß auf die Dauer die kulturelle und wirtichaft: 
liche Bedeutung der bayeriichen Gemeinden Hinter jener anderer Bundesftaaten 
zurüdbleiben. 

Der dem geltenden Steuerrecht zuzuerfennende Vorzug der Einfachheit ber 
Steuerfeſtſetzung und Verwaltung gleicht die Mängel bei weitem nicht aus, 
welche ihm zufolge mangelnder Gerechtigkeit und mangelnder Fähigkeit, dem 
wachſenden Bedarf ſich anzupaſſen, und aud) zufolge ungenügender Rüdfichtnahme 
auf die wirticaftlihen VBerhältniffe anhaften. 

2. Die Neuordnung des bayeriichen Steuerweſens kann nicht für die 
fämtlichen Steuer empfangenden öffentlichen Gewalten (Staat, Kreis-, Diftrikts-, 
Ortögemeinde) unabhängig von einander durchgeführt werden. Insbeonder⸗ 
darf nicht der Staat, ſich wenig oder nichts um die Bedürfniſſe der übrigen 
Steuerempfänger kümmernd, für ſich willkürlich wählen, und hierzu die Gemalt 
der Geſetzgebung verwerten. Vielmehr müſſen die dem Weſen der Steuern und 
den Beziehungen der Steuerzahler zu den Steuerempfängern entſpringenden 
Gelege aufgeſucht werden; mit andern Worten: es iſt ein Syſtem der ftaatlichen 
und gemeindlichen Beiteuerungsrechte aufzuftellen und hiernach zu handeln. 

3. Bayern iſt ein genügend großes und wirtſchaftlich hinreichend tüchtiges 
Staatswejen, um den durch direkte Steuern zu dedenden Staatsbedarf auf die 
geiitungsfähigfeit der im Staatögebiete vorhandenen oder beſitzenden Per: 
ſonen aufzubauen. Hierzu dienen 

a) die Beiteuerung des „Einkommens“ unter möglichſt ausgiebiger Berüd: 
fihtigung geringer Einfommen und perjönlicher Verhältniffe nad) dem Grundiage 
tunlichſter Opfergleichheit, 

b) die Beſteuerung des Vermögens mit gänzlihem ober teilmeile ge 
ftattetem Schuldenabzug. 
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Die Beibehaltung der Ertragäbeiteuerung für den Staat ift fein Gebot 
der Notwendigkeit. Würde fie aus großer Vorfiht — mahrfcheinlich zum 
Schaden der ganzen Abrwidlung der Reform — gleichwohl beibehalten, jo wäre 
eine vorherige ausgiebige Reform der geltenden Ertragsfteuergejege unerläßlich, 
wenn die Steuerreform überhaupt einen Wert haben jol. 

Auf keinen Fall dürfen die Ertragsiteuern höher veranlagt werden, ala 
zur Ergänzung der allgemeinen Einfommenfteuer behufs Erreichung bes bi8- 
berigen Steuerauffommens erforderlich ift. Hierbei jollten die Steuerjäße der 
Eintommenfteuer denjenigen der benachbarten Staaten angepakt werden. Auf 
feinen Fall dürfen die Ertragsfteuern zur Steigerung der Staatseinnahmen 
dienen; dieſe Aufgabe fann vielmehr im Rahmen der ordentlichen direften Steuern 
nur der allgemeinen Einfommenfteuer (und Vermögensſteuer) zufallen. 

4. a) In den Gemeinden muß die Belteuerung jo geordnet werden, 
dat zunächſt die Borausbelaftung der durch die Gemeinde entlafteten Wirtſchafts— 
aruppen möglich ift. Bei ber Verichtedenheit der örtlichen Verhältniſſe jollte 
hierbei den Gemeinden Spielraum gegeben, aber doch beftimmt werden, daß unter 
einen gejeglic zu bejtimmenben Zeil der von der Gemeinde übernommenen Aus: 
gaben nicht ohne Genehmigung berabgegangen werden darf. Hierbei mag die 
Borausbelaftung in der Form ordentlidher Steuern (Ertrags:, Vermögens: 
jteuern) oder von genehmigten, durch Steuerordnungen feftgelegten Sonder: 
fteuern erfolgen. 

b) Der übrige Bedarf ift fo aufzubringen, daß möglichft aller in der Ge: 
meinde bewirkte Erwerb (alle in der Gemeinde vorhandenen Ermwerböquellen) 
herangezogen werden und daß hierbei möglichft die Prinzipien der Gerechtigkeit 
beachtet werden. Demnach ift ein Zeil diefes Bedarfs durch Beiteuerung des 
Einkommens und ergänzend des Vermögens, der andere Zeil durd) Beftenerung 
des Ertrages oder Wertes zu beden. 

Eine doppelte Befteuerung ded reinen Arbeitseinfommens nad beiden 
Formen ift jedoch nad) Zunlichfeit zu vermeiden, mindeſtens bei Arbeitseinfommen 
von mäßiger Höhe. Wird dies beachtet, jo ift für die Erwerböbefteuerung die 
Form der Vermögensfteuer unbedenklich zuläjfig, welche dann gleichzeitig der 
jtärferen Erfafjung des fundierten Einfommens dient. Höhere Arbeitserträge 
müſſen aber in irgend einer Form auch für die Erwerböbefteuerung erfaßbar 
gemacht werden. Niedrige Arbeitserträge find auch der Einfommenbeiteuerung 
in möglichſt einfachen Formen (etwa einer nicht oder nur mäßig abgeftuften 
Abgabe von jedem Ermwerbsfähigen) zu unterwerfen ; hierbei jollte, um die ftaat- 
liche Einfommenfteuer mit einer höheren Untergrenze beginnen laſſen zu fönnen, 
Der gemeindlihen Abgabe der Eharakter einer Staats: und Gemeindefteuer bei- 
gelegt werben. 

Bei Kapitalien, deren Renten jebt der Kapitalrentenfteuer unterliegen 
(Selblapitalien), ift eine „Erwerbs“-Gemeinde nicht feftitellbar. Demnach ift 
dieſer Ertrag auch für die Gemeinde nur in Form ber Einfommenfteuer und 
einer mäßigen, der erhöhten Leiftungsfähigkeit entipringenden Vermögensſteuer 
fteuerpflichtig. 

Welcher Teil des Gemeindebedarfs durch Einfommenbefteuerung und welcher 
duxch Erwerböbefteuerung zu treffen ift, läßt ſich nicht generell vegeln. Ye mehr 
Der in einer Gemeinde bewirkte Erwerb den in der Gemeinde wohnenden Per: 
foren verbleibt, beito mehr kann die Ertrags:(Bermögens:)Befteuerung bes 
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ſchränkt werben; je mehr diejer in der Gemeinde bewirkte Erwerb (auch in Form 
von Schuldzinjen) Perjonen zufließt, die nicht in der Gemeinde wohnen, deito 
mehr muß die Ertragßbefteuerung Raum gewinnen. 

Die Verteilung des Bedarfs auf Einkommen und Ertrag (Vermögen) ift 
daher eine örtlich verjchiedene und den Gemeinden freizuftellen unter Vorbehalt 
auffichtlicher Prüfung bei Ueberjchreitung gemwifler Grenzen. Für den Fall die 
Gemeinde eine Regelung nicht vornimmt, ift eine jubfidiäre Regel aufzuitellen, 
etwa, daß je die Hälfte des Bedarfs auf die beiden Arten zu verweilen ift. 
innerhalb der Ertrags-(Vermögens-Beſteuerung find die verichiedenen Quellen 
regelmäßig gleihmäßig heranzuziehen — mit Ausnahme der Kapitalrenten (des 
Kapitalvermögens), für welde ein nur ausnahmsweiſe mit Genehmigung über: 
ichreitbares Maximum gejeglich feitzulegen ift. In befonderen Fällen kann aud 
eine nicht gleihmäßige Regelung auffichtlic; genehmigt werden. 

Der Verſchiedenheit der örtlichen Verhältniffe joll aud die den Gemeinden 
einzuräumende Freiheit Rechnung tragen, innerhalb beitimmter Grenzen Steuer: 
ordnungen mit ftaatlicher Genehmigung zu erlaflen. 

c) Somit würden den Gemeinden Zuſchläge zur Staatseinfommenfteuer 
bis zu gewiſſer Höhe unbeſchränkt, darüber hinaus mit ftaatliher Genehmigung 
geftattet jein müflen. Die fubjeltive Steuerpflicht bedarf hierbei einer von der 
ftaatlichen etwas abweichenden Regelung. Die Ermwerböbefteuerung (und die 
jtärfere Heranziehung des fundierten Einfommens) würde ftattfinden im Anſchluß 
an die ftaatlihe Vermögensfteuer, deren Katafter nad) Vermögensarten und ie: 
weit tunlich nad; Gemeinden (zum Zeile durch die Gemeinden) zu bilden find. 
Schuldenabzug würde bei den gemeindlichen Vermögensſteuern nicht ftattfinden. 

Eventuell wäre die gemeindlicde Ertragäbefteuerung der Grundftüde, 
Häufer, Gewerbe, Kapitalien durch Geſetz zu regeln. 

Un die Stelle der Zuichläge zu den ftaatlihen Vermögensfteuern oder der 
Erhebung ſtaatlich feſtgeſetzter Ertragsfteuern können bejondere Gemeindefteuern 
auf Grund von Ortsftatuten treten. 

d) Eine Befteuerung des Wertes unbebauter Grunditüde, des Wert: 
zumachies, des Werts von Konzeſſionen, oder erhöhter Erträge ift bei Beachtung 
vorjtehender Grundjäße bereit? möglih. Sollten aber die zu erlafienden Geſetze 
eine ſolche nicht ſchon zulaffen und auch die Ergänzung dur Steuerordnungen 
im allgemeinen nicht geftattet fein, jo müßte durch bejondere Normen den Ge 
meinden dieje Beſteuerung zugänglicd; gemacht werben. 

Auch muß den Gemeinden — zum mindeften jolange nicht der unverdiente 
Ertragszuwachs der Käufer und der Wertzuwachs der Grundftüde durch eine 
genügende gemeindliche Abgabe getroffen wird — die Erhebung einer genügenden 
Beſitzwechſelabgabe geitattet fein. 

e) Liegen Wohnfig und Ermwerbaftätte einer Berfon in verſchiedenen Gemeinden, 
jo wird die Ertraga:(Vermögens-)Steuer ganz der Erwerbögemeinde zufließen, 
die Einkommensteuer, bei ihrem doppelten gemeinfteuerrechtlihen Charakter teil: 
weile der (den) Wohnfiggemeindeln), teilweife der (den) Erwerbögemeindeln.. 
Lettere haben aber nur auf jenen Teil des Einfommens Anſpruch, der aus dem 
in der Gemeinde geübten Erwerb fließt (Haus, Gewerbe, Arbeit). Ueberwiegen 
in einer Gemeinde die Ertragöfteuern, jo wird der Anteil der Erwerbsgemeinde 
an dem „Einkommen“ ein fleinerer, überwiegt die Eintommenfteuer, jo wird 
derjelbe ein höherer jein müſſen. Gewiſſe gelegliche Regeln (Verhältniszablen ?) 
werden nicht entbehrt werden können. 
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Bei mehreren Wohnſitzgemeinden wird derjenigen der Vorzug gebühren, 
welche der Hauptwohnſitz iſt; im übrigen wird die Dauer des regelmäßigen 
Aufenthaltes entſcheiden müſſen. 

Bei mehreren Erwerbsgemeinden wird, wenn ein anderer beſſerer Maß— 
ſtab ſehlt, die Höhe des Erwerbs der im Betriebe beſchäftigten Perſonen ein— 
ſchließlich des Unternehmers maßgebend ſein müſſen (nicht die Zahl der 
beſchaͤftigten Perſonen; die durch dieſe ausgehende Belaſtung iſt auf anderem 
Wege (a) auszugleichen). 


Anhang. 


In bezug auf das vorftchend abgedrudte Referat (I-VII)') Hat ber Bayerifche 
Städtetag am 24. Juni 1907 folgenden Beichhuh geſaßt. 

Un die Kal. Staatsregierung find folgende Anträge zu ſtellen: 

I. Eine gute Ordnung des Gemeindefteuerweiens ift ebenio wichtig und dringlich 
wie eine gute Ordnung des Staatsftenerweiens. 

Der Staatald Geſetzgeber darf nicht den Gemeinden die naturgemäßen Steuer- 
quellen in feinem Intereſſe verihließen oder verkürzen; er darf darum nicht die dem Staate 
und der Bemeinde dienjtbaren Steuerfräfte zunächſt für fich beaniprudhen und die Gemeinden 
auf den Heft verweiien. 

Bielmehr muß die Regelung von dem Grundgedanken ausgehen, daß eine gefunde 
Gemeindewirtichaft für den Staat nit minder wichtig ift wie eine gejunde Staatswirtſchaft. 

Die Zumweifung audgiebiger Einnahmequellen an die bayerifhen Gemeinden 
und die befriedigende Negelung des gemeindlihen Finanzweſens überhaupt ericheint 
auch um deöwillen ala eine dringende Notwendigkeit, um den bayeriſchen Ge— 
meinden den erfolgreihen Wettbewerb mit auferbayeriichen Gemeinden zu ermöglichen. 

II. Für die direte Staats befteuerung ift die allgemeine Einfommenfteuer in Ver— 
bindung mit einer allgemeinen oder einer die verjchiedenen Vermögensteile gejondert 
erfafienden Bermögendfteuer einzuführen. 

Sollten bedauerlihermweijse ftatt defien ergänzend Ertragsſteuern im engeren 
Sinne beibehalten werden, jo find zunädit die Grund: und die Hausjteuer der notwendigen 
Revifion zu unterftellen, welche ermöglicht, den jeweiligen wirklichen Ertrag ſteuerlich In 
erfafien; auch ift die Gewerbſteuer jo umzugeftalten, daß der in der Einfommenjteuer bes 
reits getroffene Arbeitsertrag vom Staate nit oder nur in möglichit geringem Maße 
herangezogen wird; endlich ift die Kapitalrentenjteuer jo umzubilden, daß jie nur der 
ftärferen Erfaſſung des fundierten Einfommens dient. Jedenfalls find jolhe Ertrags- 
fteuern vom Staate nur in jehr niedrigen Süßen in Uniprud zu nehmen. 

IT. Für die gemeindlide direfte Befteuerung ift anzuordnen: 

a) Ein Mindejtteil derjenigen — nicht ſchon durch Gebühren und Beiträge gededten 
— Aufwendungen der Gemeinde, weldhe dem Grunde und Hausbejig oder dem 
Gewerbe Aufwendungen eriparen, ift durch Vorausbelaſtung diefer Gruppen und 
zwar entweder in Form von Ertragsſteuern oder von Bermögensiteuern oder von 
geeigneten Sonderiteuern zu beden. 

b) Der übrige ungededte Bedarf ift aufzubringen durch Zuſchläge zur allgemeinen 
Einfommenfteuer einerfeit® und durch Befteuerung des Grunde, Haus-, Gewerbes 
und Kapitalvermögens bzw. feiner Erträge (Realſteuern) andererjeits. 

c) Die Realbefteuerung (b) findet ftatt entweder im Anihluß an ftaatlihe Vermögens 
fteuern, jedoh unter Verbot des Abzuges von Schulden, oder im Anſchluß an 
ſtaatliche Ertragsſteuern, insbejondere an jolde, die der Staat ohne eigene Hebung 
ben Gemeinden bereit ftellt. 

d) Ermöglihen die unter c vorgejehenen Steuern die Erfafjung des ſog. Bauitellen« 
werted unbebauter Grundftüde nicht, jo it den Gemeinden die Heranziehung 
dieſer Werte dur Steuerordnungen zu geitatten, 





1) Die unter VIII zujammengefaßten „Ergebnifje* bilden feinen Teil des Referates. 
In dieſem treten an ihre Stelle die im „Anhang“ mitgeteilten Anträge. 


702 Kuper, Zur Reform der direften Gemeindebejteuerung in Bayern zc. 


e) Die Nealbejteuerung findet außerdem ftatt: 
durch gemeindlihe Abgaben auf den Immobiliarverkehr, wobei Zuichläge von 
nicht mehr ald 190 des Wertes der Genehmigung nicht bedürfen ; 
durch gemeindlihe Steuern auf den Wertzuwachs der Grundftüde (des unver: 
dienten höheren Ertrage® derfelben); 
durd Steuern auf den Wert der Konzeifionen von Wirtihaften und dergleiden. 

f) Statt des Anichlufies an jtaatlihe Reale und Vermögensſteuern ift minbdeitens 
den größeren Gemeinden frei zu geben, bejondere Steuern in Form ftaatlic 
———* Steuerordnungen innerhalb nicht zu eng geſteckter Grenzen einzuführen 

g) Auf eine gerechte Berteilung der mehreren Gemeinden ſteuerlich dienftbaren Steuer 
fraft iſt Bedacht zu nehmen. 

h) Der Maßjtab, nah welchem der unter b aufgeführte ungebdedte gemeindliche Auf— 
wand durch Zuſchläge zur Eintommenfteuer einerjeit3 und Realjteuern andererieit 
zu verteilen iſt, ift innerhalb geieglicher Schranken den Gemeinden frei zu geben 

Als jubjidiäre Regel iſt aufzuitellen, daß der ungededte Bedarf je zur Hälfte durd 

Einfommenjteuerzuihläge und Nealfteuern aufgebraht wird. 

i) Bur gemeindlihen Erfafjung von Arbeitseintommen, das durch die Einkommen: 
fteuer infolge des micht zu niedrigzu bemeilenden jog. Eriftenzminimums oder der 
Berüdfihtigung perjönlicher Verhältniſſe nicht getroffen wird, ift eine Perſonalab— 
u. von jährlid 1—2 M. von jedem in der Gemeinde beruflich tätigen jelbftändigen 

anne und von jährlid 1 M. von jeder in der Gemeinde beruflich tätigen jelb- 
ftändigen Frau zu erheben. Das Ergebnis diejer Abgabe ijt auf das Erträgnis 
der Einfommenfteuer (h) anzurechnen. 

Bum Bmwede der Sicherung von Wahlrechten joll diefe Abgabe die Natur einer 

(den Gemeinden überwiejenen) Staatsjteuer, zugleich aber einer Gemeindeabgabe 

gejeglich erhalten. 

IV. Sollten die obigen gejeplihen Mafregeln fih nit alsbald verwirklichen 
lafien, jo ift — jedenfalld jo zeitig, dah dem drohenden Ausfall an indirekten Gefällen 
begegnet werden fann, einjtweilen durch gejeßliche Beftimmungen den Gemeinden 

a) die Befreiung ihres Eigentums und ihrer Betriebe von Staatäjteuern und bie 
Heranziehung der Staat3betriebe zu Gemeindeabgaben zu gewähren; 

b) die Erhebung einer Abgabe auf den Jmmobiliarverfehr von mindeſtens 1° des 
Wertes zu geitatten; 

e) die Einführung einer Steuer auf den Wert der Konzejjionen von Wirtſchaften 
u. dergl. zu erlauben; 

d) die Ubgabe auf das Halten von Hunden ganz zu überweijen und ihnen die Er: 
höhung dieier Abgabe durch Ortsſtatut frei zu ftellen; 

e) ferner die Auferlegung verjchieden hoher Aufgläge zu den Staatsjteuern und der 
Erlah eigener Steuerordnungen zu ermöglichen; 

f) endlid jind die der Erhebung von Abgaben aus gemeindlihen Unternehmungen 
zur Zeit entgegenjtehenden Hinderniſſe zu bejeitigen. 


Handwerk und Zabrik, 


Von Dr. P. 2. Heubner, Handelsfammerjefretär in Leipzig. 


Die Frage „Handwerk und Fabrik“ ift in ihren Ausgangs: und Biel: 
punkten, ihrem Inhalt und ihrer Bedeutung Gemeingut der verjchiedenften Teil: 
diöziplinen der Rechts: und Staatswifjenihaft, Wirtichafts: und Rechtögeichichte, 
Vollswirtſchafts- und Bermwaltungslehre, Gewerbe: und Sozialpolitif, Ver: 
waltungs⸗, Straf: und Bivilredht haben an dem Boden, auf dem fie erwachjen 
ift, an ihrem Verlauf und ihrer Lölung einen Anteil, indem fie Wejen und 
Entftehung des Handwerks und der Fabrik als Syſteme gewerblichen Betriebes, 
die Stellung beider im wirtichaftlichen und ftaatliden Organismus und die auf 
fie gerichteten Verwaltungsakte und Rechtsſätze zu den Gegenjtänden ihrer 
Disziplin zählen. Eine nad allen diefen Seiten ausgreifende Behandlung der 
ganzen Trage würde hier indeffen zu weit führen und erübrigt ſich zum Zeil 
auch angeficht® der reichhaltigen wiſſenſchaftlichen Literatur über manche der 
dazu gehörigen Einzelfragen, namentlich auf volfswirtichaftlihem und wirtſchafts— 
politiſchem Gebiet. Aufgabe des gegenwärtigen Aufjages iſt es vielmehr, die 
weniger geklärte ſtaatswiſſenſchaftlich-rechtliche Seite der Angelegenheit zur Er: 
Örterung zu ftellen. Sie bietet injofern ein bejondere® und zugleich aktuelles 
Intereſſe, alö die Begriffe „Dandiwerk” und „Fabrik“ und auf ihnen beruhende 
Säte des privaten und öffentlichen Rechts vor Gerichten, Verwaltungsbehörden 
und DVerwaltungsgerichten vielfach zu Streitigkeiten geführt und einer ſolchen 
Verjchiedenheit der Enticheidungen Raum gegeben haben, daß eine Regelung im 
Geſetz- oder Verordnungswege geboten erſcheint und gegenwärtig erwogen und 
angebahnt wird. Die Bedeutung und Auslegung der beiden Begriffe wollen 
wir daher ald die Angelpunfte der ganzen Streitfrage in die Mitte unlerer 
Betradhtung rüden, um von diefem zentralen Geſichtspunkte aus die Bedeutung 
jener teils unmittelbar, teil3 mittelbar auf ihnen jußenden Recdtsbeftimmungen 
für die Beteiligten, ihre Vertretungsförper und die Rechts: und Verwaltungs: 
pflege des Staates jowie die Lölung der Schwierigkeiten ins Auge zu faſſen. 

Jene Beitimmungen find 

a) die an den Handwerksbegriff anfnüpfenden Artifel des ge Handels⸗ 
geſetzbuchs (Art. 273 Ab}. 3; 10 Abſ. 1; 272 Abſ. 1 Ziff. 1 und 5); 

b) die an den Sanbwerfsbegeif anfnüpfenden Paragraphen des neuen 
Apr ($ 1 Abi. 2 Ziff. 2 und 9; $ 4 Abſ. 1 und im Zulammen- 
hang damit 88 2 und 5); 

ce) der an den Fabrikbegriff anknüpfende 3 2 des Haftpflichtgejeßes; 

d) die an den Fabrikbegriff anfnüpfenden Arbeiterjchugbeitimmungen der 
Gewerbeordnung (SS 134 ff. und 147 ff.); 

e) die teild an den Handwerks-, teil3 an den TFabrikbegriff anfnüpfenden 
Beftimmungen der jog. Handwerfernovelle von 1897 (88 100 f}.); 

f) die an die Vorichriften des Handelsgeſetzbuchs und zum Zeil an die 
der Gewerbeordnung anfnüpfenden Beltimmungen des partifularen Handels, 
Handwerks- und Gemwerbefammerredhtes. 
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Befondere Schwierigkeiten und eine weitere Kreife ziehende Streitirage 
find erft aus den unter e) und f) angeführten Beltimmungen mit der Organi— 
jation des Handwerks und ber durch fie herbeigeführten Verjchiedenheit der über 
die Trage „Handwerk“ oder „Fabrik“ enticheidenden Stellen entitanden, während 
bis dahin auf Grund der unter a) bis d) bezeichneten Vorſchriften wohl gleid- 
falls mancherlei Streitfälle über den Handwerks: und Fabrikbegriff aufgetaucht 
waren, eine allgemeinere Kritik aber nicht herauögefordert, jondern in der Ein: 
heitlichkeit des Inſtanzenzuges und der Rechtiprehung des Reichägerichts ihre 
Löfung gefunden hatten. Die der Hanbwerfernovelle im Zujammenhang mit 
der teils älteren, teil jüngeren Handeld: und Gewerbefammer:Organifation ent: 
Iprungenen Streitigkeiten und die zu ihrer Beleitigung gemachten Vorſchläge 
berühren aber die unter a) bis d) angezogenen Vorſchriften in ihrer Bedeutung 
für die Handels- und Handwerkskammergeſetzgebung ſowohl wie in ihrer Be 
deutung überhaupt, Hinfichtlih der ganzen Stellung des Handwerks und der 
Fabriken im Handels: und im Gewerberecht, jo daß eine allgemeine Betrachtung 
diefer Vorſchriften ſowie ihrer jeitherigen Auslegung der Betrachtung der unter 
e) und f) genannten und der aus den leßteren hervorgegangenen Streitigkeiten 
vorausgeichieft werden muß. 


I. Sandwerls: und Fabrikbegriff in Handelsrecht und Fabrikgeſetzgebung 


Vergegenwärtigen wir uns zunächft, welche Rolle der Handwerks: und der 
Tabrifbegriff in den Beitimmungen unter a) bis d) fpielen, bevor wir bazu 
Ichreiten, ihre Auslegung zu erörtern. 


a) Das alte Handelsgeſetzbuch gebraudt den Handwerksbegriff in 

Art. 273 Ubi. 3: „Die Weiterveräußerungen, welhe von Handwerkern vor 
enommen werden, find, inſoweit diejelben nur in Ausübung ihre8 Handwerks— 
etriebes geſchehen, ald Handelsgeſchäfte nit zu betrachten.” 


Dagegen unterwirft e8 in Art. 271 Ziff. 1 die Anichaffungen, welche von 
Handwerkern an Waren oder andern bemweglihen Saden (Material, Ge: 
räten u. dgl.) zur Weiterveräußerung nad einer Ber oder Verarbeitung oder 
auch in Natur vorgenommen werden, ohne bejondere Nennung der Handwerlket 
gleich denjenigen aller übrigen Perjonen ala abjolute Grundhandelögeichäfte und 
in Art. 273 Abi. 1 ihre fonftigen zum Betriebe des Gewerbes gehörigen Ge: 
ihäfte, mit der in Abj. 3 ausgeſprochenen Ausnahme, ala Nebenhandelsgeihäfte 
feinem Geltungsbereih. Abgejehen von diefer Einſchränkung Hinfichtlich der 
MWeiterveräußerungen erfährt die aus Art. 271 u. 273 für die Mehrheit ber 
Handwerker folgende Geltung des gefamten im alten Handelögejegbuch nieder: 
gelegten kaufmänniſchen Sonderrecht3 eine Einengung nur durch den die Hand: 
werfer von dem Firmenrechte, der Buchführungspfliht und dem Prokurarecht 
ausnehmenden 

Art. 10 Abſ. 1: „Die Beitimmungen, welche dieſes Geſetzbuch über die Firmen, die 
Dandeldbücher und die Prokura enthält, finden auf Höfer, Trödler, Haufierer und ber: 
gleihen Handelsleute von BEER Gewerbebetriebe, ferner auf Wirte, gewöhnliche Fuhr— 


leute, gewöhnliche Schiffer, und Berjonen, deren Gewerbe nicht über den Umfang des 
Handwerfäbetriebes hinausgeht, feine Anwendung.“ 


Außer dieſen beiden, pofitive Erfüllung de Handwerksbegriffs voraus: 


jegenden Einſchränkungen Enüpft eine dritte Beſtimmung inhaltlid negativ an 
ihn an, indem fie in 
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Art. 272 Abi. 1 Ziff. 1: „Die Uebernahme der Bearbeitung oder Verarbeitung 
bewegliher Saden für andere, wenn der Gewerbebetrieb des Uebernehmerd über den 
Umfang des Handwerks hinausgeht“ und ebenda Ziff.5: „Die Geſchäfte der Drudereien, 
fofern nicht ihr Betrieb nur ein handwerfdmäßiger it“ 
als relative Grundhandelägejchäfte, bei gewerbömäßigem Betrieb, dem Hanbela- 
recht unterftellt. 

Eine praftiihe Bedeutung bat hiernach der Handwerksbegriff im alten 
Handelsgeſetzbuch 

1. für die Anwendbarkeit der Beſtimmungen des vierten Buches über die 
Handelsgeihäjte, vor allem auch den Kauf, bei Veräußerungsgeichäften ; 

2. für die Anwendbarkeit und Wirkung der Beitimmungen bes erjten 
Buches über Firmen, Handelsbüher und Profura nad) ihrer privatredhtlichen 
wie ihrer öffentlich:rechtlihen Seite, insbefondere auch bei Vernachläſſigung der 
Buchführungspflicht im Falle des Konkurſes ($$ 209, 210 deralten, 239, 240 
der neuen Braten: 

3. für die Anwendung des ganzen Handelsrechtes überhaupt bei Be: und 
Berarbeitungsgewerben und Drudereien. 


b) Das neue Handelsgeſetzbuch jchränkt das Gebiet des Handels— 
rechts als jolhen und damit auch feine Bedeutung für die Handwerker erheblich 
ein, indem es einen großen Zeil der früheren ſonderrechtlichen Beitimmungen 
über die Handelögeihäfte, den Kauf u. a. m. ausicheidet und in das allgemeine 
bürgerliche Recht übergehen läßt. Die Anwendung des verbleibenden kauf: 
männilchen Sonderrechts erfährt dem früheren Recht gegenüber einerjeits eine 
Ausdehnung, andrerjeits eine Einjchränfung. Eine Ausdehnung infofern, ala 
ed in $ 1 Ab. 2 Ziff. 1 jeden Anihaffung und MWeiterveräußerung beweglicher 
Saden mit oder ohne Be: und Verarbeitung umfaſſenden Gewerbebetrieb ein- 
Ichließlich der früher außgenommenen Beräußerungsgejchäfte der Handwerker zum 
Handelägewerbe madıt. Eine Einſchränkung been. als e8 in 83 4 und 351 
außer den Vorſchriften über Firmen, Handelsbücher und Profura nod einige 
im Bergleid) zum bürgerlihen Recht jchärfere Sonder:Vorjchriften über Ber: 
tragsftrafe, Bürgihaft, Schuldverjprechen und Schuldanerkenntnis (88 348, 349, 
350) auf die Handwerker nicht anwendbar erklärt: 

8 4: „Die VBorichriften über die Firmen, die Handelsbücher und die Prokura 


finden auf Handwerker jowie auf Perjonen, deren Gewerbebetrieb nicht über den 
Umfang bed Sleingewerbes hinausgeht, feine Anwendung“. 

$ 351: „Die Vorſchriften der 88 348 bis 350 finden auf die im 8 4 bezeichneten 
Gewerbetreibenden feine Anwendung“. 

Im wejentlichen unveränbert geblieben tft die handelsrechtliche Stellung der Be: 
und Berarbeitungögewerbe und der Drudereien. Es gelten ald Handelsgewerbe nad) 

8 1 Ubi. 2 Ziff. 2: „Die Uebernahme der Bearbeitung oder Verarbeitung von 
Waren für andere, fofern der Betrieb über den Umfang des Handwerks hinausgeht“; 

8 1 Ubi. 2 Ziff. 9: „Die Geichäfte der Drudereien, jofern ihr Betrieb über den 
Umfang des Handwerks hinausgeht“. 

Neu ift dagegen der mit den 55 1 und 4 in einem noch wenig geklärten 
Zujammenhang ftehende 

$ 2: „Ein gewerbliche Unternehmen, das nad Art und Umfang einen in faufs 
männiſcher Weiſe eingerichteten Geichäftsbetrieb erfordert, gilt, auch wenn die Voraus— 
fegungen bed S1 Abi 2 nicht vorliegen, ald Handelögewerbe im Sinne dieſes Geſetzbuchs, 
fofern die Firma des linternehmers in das Handelsregiſter ing Fahr worden iit. Der 
Unternehmer iſt verpflichtet, die Eintragung nad den für die Eintragung faufmännifcher 
Firmen geltenden Vorſchriften herbeizuführen“ ; 

Annalen des Deutſchen Reichs. 1907, 45 
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beögleichen der die SS 1 bis 4 berührende 

85: „Sit eine Firma im Handeldregifter eingetragen, jo fanır gegenüber dem— 
jenigen, weldyer fi auf die Eintragung beruft, nicht geltend gemacht werden, dab das 
unter der firma betriebene Gewerbe fein Handelögewerbe jei oder daß es zu den im $4 
Abi. 1 bezeichneten Betrieben gehöre“. 

Hiernad) ift der Handwerköbegriff im neuen Handelsgejegbud von praftiicher 
Bedeutung 

1. wie ſchon im alten Handelsgejegbud für die Anwendung und Wirkung 
der Vorſchriften über Firma, Handelsbücher und Prokura; 

2. wie ſchon im alten Handelsgeſetzbuch für die Anwendbarkeit des Handels— 
recht3 bei Be: und Verarbeitungsgemwerben und Drucdereien ; 

3. für die Anwendbarkeit der 88 348, 349, 350; 

4. für die Beurteilung und Anwendung der 88 2 und 5. 


c) Das jog. Haftpflihtgejeg vom 7. Juni 1871 Enüpft an den 
Tabrikbegriff an, indem es zugunften der im Betrieb eines Bergwerks, eines 
Steinbruchs, einer Gräberei „oder einer Fabrik“ getöteten und verlegten Perjonen 
unter gewiſſen Vorausſetzungen einen zivilrechtlichen Anſpruch gibt. Nachdem 
jedoch das Unfallverficherungsgejeg vom 6. Juli 1884 den Kreis dieſer Betriebe 
auf alle gefährlichen Gewerbe ausgedehnt und die Unfallentihädigung zur Sache 
des öffentlichen Rechts erklärt hat, tritt die praftiiche Bedeutung des Fabrikbe— 
griffs auf dem dem Haftpflichtgeje verbliebenen Gebiete heute zurüd. 

d) In den Arbeiterjhugbeitimmungen der Gewerbeordnung 
ipielt dagegen. ber Fabrikbegriff noch heute eine wichtige Rolle. Seine Erfüllung 
it teils die einzige, teild eine der VBorausjeßungen der Anwendung der SS 134 
bis 139 a des Titels VII Abſchnitt IV über die Verhältniffe der Fabrikarbeiter 
jowie der dazu gehörigen Strafbeitimmungen in den 88 147 bis 151 de 
Titels X. Eine Aufführung der einzelnen Beitimmungen kann unterbleiben, da 
es fich hier nicht jomohl um Einzelheiten ihre materiellen Inhalts als viel: 
mehr um die allen gemeinſame VBorausjegung ihrer Anwendung, den Begriff ber 
Fabrik Handelt, jei e& num, daß feine Erfüllung wie bei 83 134 Abi. 1 und 
3, 134 h und 135 bis 139 a für fi allein genügt oder wie bei $$ 134 Abi. 2 
und 134a bis g no eine regelmäßige Beichäftigung von mindeftens zwanzig 
Arbeitern Hinzu kommen muß. 

Ueber den Inhalt der Begriffe „Handwerk“ und „Fabrik“ im alten 
und neuen Handelögejegbuch, Haftpflichtgejeg und Titel VII der Gewerbeordnung 
it dem Wortlaut wie aud den Materialien diefer Geſetze nur wenig zu ent: 
nehmen. Mit Sicherheit ergibt fich aber aus den Motiven, Kommilfionsberichten 
und Reichdtagsverhandlungen zum neuen Handelsgejegbud die Unhaltbarkeit der 
oft aufgetauchten und von einzelnen Kommentatoren, früher menigftens unter: 
ftügten Anficht, für die Abgrenzung des Handmwerfäbegriffs des Handelsrechtes 
jei — entiprechend der Ausdrudsmeije „Umfang des Handwerks", „Umfang des 
Handmwerfäbetriebes“ in Art. 10, 273 bzw. $1 und im Unterjchied zu der alle 
wiſſenſchaftlichen Kriterien des Handwerks und der Fabrik zulaffenden Abgrenzung 
des gewerberedhtlihen Fabrikbegriffs — das ausichlaggebenbe Gewicht allein auf 
die Größe bes Betriebes zu legen. Die Gejegesmaterialien zeigen vielmehr, 
wenn aud weniger in ausdrücklichen Worten, jo doch in ihrem ganzen logiſchen 
Zu Jammenhang, daß fich der dem Begriff „Handwerk“ und ebenjo der dem Begriff 
„Kleinbetrieb“ oder „Kleingewerbe“ zufommende Inhalt nicht allein nach dem 
äußerlichen Umfang im Sinne der Größe und Ausdehnung des Betriebs, jondern 
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nad) dem Umfang in Verbindung mit der Art des Betriebs beitimmt, auch da, 
wo im Gejeßeötert nur furz vom „Umfang des Handwerkes“ oder „Umfang des 
Kleingewerbes“ die Rede iſt. Uebrigens finden fi dafür in den Materialien 
auch manche ausdrüdlichen Belege. Sie find mit genauer Quellenangabe nebft 
anderen Materialien zur Frage Handwerk und Fabrik in einer von der Handels— 
fammer Leipzig verbreiteten Denkſchrift) ausführlich zufammengeftellt, jo daß zur 
Vermeidung umfänglicher Ausführungen wohl auf jene Denkſchrift (S. 17 ff.) 
verwielen werden darf. Die dort abgedrudten Unterlagen, auf die aud im 
folgenden gelegentlih Bezug genommen werden kann, laſſen 3. B. erkennen, 
daß ſich der Begriff Handwerk der 88 1 und 4 laut dem Bericht der VIII. Kom- 
milfton des Reichstags „nicht lediglich nad) der Größe des Betriebs“ beftimmt, 
daß ſich nad) derjelben Quelle „auch der im Großen betriebene Handwerfsbetrieb 
nicht für die vollen Rechte und Pflichten des Kaufmanns“ eignet, daß vielmehr 
„ein Gemwerbtreibender, welcher unter $ 1 Abi. 2 fällt“, nach der amtlichen Be- 
gründung „vermöge der Vorſchrift des $ 4 Abi. I in das Handelsregiſter 
erit dann einzutragen” ift, „wenn jein Betrieb über den Umfang bes Kleinge— 
werbes hinausgeht, aljo wenn bei ihm zugleid) die — —— des $ 2 vor— 
liegen“. Unter diejen Borausjegungen verſteht aber die Denkichriit der Regierung 
zum Gefeßentwurf nicht nur das äußere Merkmal der faufmännifchen Einrich— 
tung, jondern zugleid die darin nur ihren Ausdrud findende, „dur Art und 
Umfang des Unternehmens bedingte Betrieböweile“. Eine Beurteilung bes 
Handwerkäbegrifis und jeiner Grenzen lediglid) nad) dem äußeren Umfang oder 
nach der äußeren kaufmänniſchen Einrichtung ericheint danach ebenjo ausgeichloffen 
wie eine Kollifion zwichen den drei Paragraphen 1, 2 und 4, vielmehr ift 
auch bei „Umfang des Handwerks” nicht nur der äußere Umfang, jondern Art 
und Umfang im Sinne des $ 2 gemeint und die in $ 1 Abj.2 Ziff. 2 und 9, 
8 2 und $ 4 Ab. 1 gezogene Grenzlinie ala eine einheitliche, für alle brei 
Paragraphen geltende und übereinftimmende aufzufaflen. 

Nur eine ſolche alle drei Paragraphen in Uebereinſtimmung haltende, die 
Eintragbarkfeit der Handwerker ind Hanbelöregifter aljo verneinende Auslegung 
vermag die Zweifel und Widerſprüche zu löſen, die fi Jonft aus dem Wortlaut 
bes Gejeßes ergeben. Denn läßt man die von mandyen Seiten ins Feld geführte, 
aus Gele und Motiven nicht ableitbare Kategorie noch unter den Handwerks— 
begriff des $ 4 fallender, aber die Vorausſetzungen des $ 2 erfüllender „Groß: 
handwerker“ zu, jo find diefe nad) $4 ala Handwerker von ber Vollkaufmanns— 
eigenihaft und Eintragbarkfeit ausgeichloffen, nad) $ 2 dagegen einzutragen und 
Bolllaufleute, und ähnliche Konflikte entitehen zwilchen den SS 4 und 1 Abi. 2 
Ziff. 2 und 9, jobald man den Ausdrufd „Umfang des Handwerks" nicht als 
ben ganzen Begriff des Handwerks erihöpfend erachtet, jondern nur auf die 
Größe des Betriebes bezieht. Entweder ift ein Betrieb noch tatſächlich Hand— 
werfäbetrieb, dann erheijcht fein Umfang, wenn es der Betrieb eines „Groß- 
handwerkers“ ift, vielleicht eine geordnete buchmäßige Aufzeichnung und Ueberficht, 
damit aber noch feinen in wirklich; kaufmänniſcher Weiſe organifierten Geichäfts: 
betrieb, bleibt alfjo von Volltaufmannseigenihaft und Eintrag ausgeſchloſſen — 
oder er zeigt und bedingt nad; Art und Umfang eine fich tatjächlic ala Faufs 


1) „Abgrenzung der Handeld- und ber Handwerks- (Gewerbe-) Kammer-Organifation 
oder Fabrit und Handwerk“. Denkichrift, für die Beratungen des Deutihen Handelstags 
herausgegeben von der Handelskammer Leipzig. Leipzig 1907. Gr. 4°. 123. 


45* 
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männiſch charakterifterende Einrichtung und Betriebsweiſe, dann wird er dadurd 
regifterpflichtig, ift aber fein Handwerfsbetrieb mehr im Sinne der 55 4 und 1. 

Wehe Merkmale im einzelnen für die Umgrenzung der Begriffe 
Handwerk und Fabrik in der Handels und der Tyabrifgejeßgebung in Frage 
fommen, ift den Gejeen jelbit und den Dkaterialien nicht zu entnehmen, durch 
die auf beiden Rechtögebieten ergangene höchſtinſtanzliche Rechtiprehung des 
Reichsgerichts aber als Richtſchnur aufgeitellt. Bon den oben bezeichneten 
Gruppen von Fällen, in denen der Handwerksbegriff im früheren und jeßigen 
Handelsrecht eine privat- oder öffentlich-rechtlihe Bedeutung befitt, findet man 
in den „Enticheidungen“ des Reichsgerichts in Zivil: und in Strafſachen, von 
einem die Auslegung des Begriff3 nicht näher erörternden Urteil des I. Zivil: 
jenat8 vom 29. Februar 1888 zu Art. 273 Abi. 2 abgejehen, nur die den 
Strafbeftimmungen der Konkursordnung entipringende vertreten; e8 Handelt fi 
dabei jedoch um diefelben Säße und denjelben Begriff des Handelsrechts wie 
bei Streitigkeiten auf deſſen eigenem Boden, die als Gegenftand der Recht: 
iprehung des Reichsgerichts in diefem Punkte innerhalb der „Enticheidungen“ 
bisher nur noch nicht vorfommen. Aus den Titeln VII und X der Gewerbe 
ordnung haben dagegen die verſchiedenſten Paragraphen zu reichgerichtlichen 
Entiheidungen über den gewerberechtlichen Fabrikbegriff geführt, wozu als eine 
weitere, ebenfalls den Fabrikbegriff betreffende Gruppe noch einige auf dem 
Boden des Haftpflichtgejeges erfolgte Enticheidungen hinzukommen. Alle dieie 
Entſcheidungen, im ganzen 36,') bilden in der Aufftellung und Wertung der 
zu beachtenden Kriterien und Grundjäße für alle drei Rechtsgebiete, das alte 
und neue — die Gewerbeordnung und das Hafftypflichtgeſetz, ein 
chronologiſch und wechleljeitig zulammenhängendes, einheitliches Ganzes. Wieder: 
holt wird in ihnen betont, daß der Begriff Fabrik „für fi und objektiv“ und 
nicht etwa mit Rüdfiht auf den vermeintlichen bejonderen Zwed des betreffenden 
Geſetzes feftzuftellen jei und in Entiheidungen über den Fabrikbegriff der Ge 
werbeordbnung an ſolche über den Handwerkabegriff des Handelsgeſetzbuchs an: 
gefnüpft und umgekehrt. Belege dafür bieten 3. B. das Urteil des I. Straf: 
ſenats vom 18. Oktober 1886 betr. GewO. 88 136, 146 Entih. Bd. 14 
Nr. 109 und dasjenige des III. Strafjenat? vom 11. Juni 1903 betr. GewO. 
88 138, 149, 154 Entſch. Bd. 36 Nr. 94, das auf die „Eonftante Recht: 
iprehung des Reichsgerichts in den Entid. in Straf. Bd. 1 ©.379* (Nr. 177, 
betr. HGB. Art. 10), „Bd. 8 ©. 124" (Mr. 37, betr. GewO. 88 134 fi.), 
„Bd. 14 ©. 423° (Nr. 109, betr. GewO. 88 136, 146), „Bd. 25 ©. 3” 
(Nr. 2, betr. HGB. Art. 4, 10, 28) und „Bd. 36 ©. 37* (Nr. 15, betr. 
GewO. 88 134a, 137, 138, 147) Bezug nimmt. 

Die in den Entſcheidungen aufgeitellten Merkmale und Grundjäße beziehen 
fi) hauptjächlih auf die Abgrenzung zwilchen Handwerk und Fabrik oder um: 
gekehrt, zum Zeil aber aud auf die Abgrenzung zwiſchen Handwerk und Handel 
und diejenige zwiſchen Fabrik und anderem, nicht handwerksmäßigem Ge: 
werbebetrieb. 

Für den Begriff „Fabrik“ im Gegenja zum „Handwerk“ hat das 
Reichögericht ala mejentlihe Merkmale anerkannt: 1. die Art und Weile ber 
Herftellung der Arbeitsprodufte; 2. den Umfang der Herftellung und des Ge: 
ichäftsbetriebes, jomwie der Anlage und Einrichtung; ferner, im Anſchluß an 

») Vgl. ihre Aufführung und die fyitematiihe Zufammenftellung ihres Inhalts in 
der Denfichrift der Handeläfammer Leipzig ©. 24 ff. 
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dieje allgemeinen Hauptmerkmale als Einzelmerfmale: 3. die Größe und Bes 
ihaffenheit der Betriebsräume; 4. die Art der benußten gewerblichen Hilfs: 
mittel (Majchinen oder Werkzeuge); 5. die Zahl der Arbeiter; 6. die Arbeits: 
teilung unter den Arbeitern; 7. die Tätigkeit und Stellung des Unternehmers. 
Dagegen find ala weniger jchwerwiegend und zum Zeil ala belanglo8 hingeftellt 
worden: 8. die mehr mechaniſche oder mehr kunſtmäßige Beichäftigung des 
Perjonals; 9. Die Ausbildung von Lehrlingen; 10. die Anfertigung der Er: 
zeugniſſe auf Beſtellung oder auf Vorrat für den Konſumenten oder für den 
Handel; 11. ber Umfang des Abſatzes. Nach den vom Reichsgericht auf: 
geftellten Grundjäßen ift dabei nicht auf die unter 1 bi8 7 und 8 bis 11 
aufgeführten einzelnen Kriterien für fi) und das Vorhandenjein oder Fehlen 
de3 einen oder andern enticheidendes Gewicht zu legen, ſondern ihr gegenjeitiges 
Verhältnis und Zujammentreffen im Rahmen der jeweiligen konkreten Gejamt: 
geftaltung des Betriebes ins Auge zu faſſen. Als eine ſolche Mehrzahl von 
Traktoren, die „für erheblih zu halten und in ihrer Gejamtverbindung aus— 
reihend” find, ein Etabliffement dem Fabrikbegriff zu unterftellen, erachtet das 
Reichsgericht beilpielaweile in dem Falle einer Druckerei den bedeutenden Umfang 
des Geſchäftsbetriebs, die Maflenproduftion mit Hilfe einer Reihe von Dampf: 
ſchnellpreſſen, gleichviel ob auf Vorrat oder auf Beltellung und die große Zahl 
der beichäftigten Perjonen, in dem Falle eines Herren: und Damentonfektions: 
geihäftes den Umfang des Betriebs in Beziehung auf Räumlichkeiten und 
Arbeiterzahl, die Arbeitsteilung, die Art der Geſchäftsleitung durch Meiſter und 
Direktricen und die Stellung des Angeklagten ala Gejhäftsheren. Weiter erklärt 
es in einem dritten :yalle, die Anwendung elementarer Betrieböfraft mache da, 
„wo fie mit den jonjtigen Kriterien, insbejondere einer größeren Ausdehnung 
der Anlage und einer größeren Anzahl von Arbeitern zujammentrifft, die An: 
mwendbarfeit de8 Begriffes der Fabrik zweifellos,“ erjcheine aber „bei Vorhanden: 
jein ri genügender Anhaltspunkte nicht als notwendige Vorausfegung.” 

(Urt d. J. S. v. 15. Febr. 1883, Fri: Bd. 8 Nr.37; d. I. S. v. 30. De. 
* MR) Bd. 36 Nr. 15; d. J. S. v. 18. Ott. "1886, Entih. Bd. 14 

r. 109. 

Ueber die Abgrenzung zwiſchen Handwerk und Handel oder, genauer, 
buhführungspflichtigem Handel hat jih das Neichägeriht für das alte und 
neue Handelögejegbuch übereinftimmend dahin ausgeiprochen, daß ein den Hand: 
werfäbegriff ausichließender kaufmännischer Betrieb nicht ſchon dann gegeben ift, 
wenn neben der Be: und Verarbeitung von jelbft angeichafften oder vom Be: 
fteller ftammenden Stoffen ein Handel mit fertig bezogenen Waren ftattfindet, 
ſondern erft dann, wenn ein ſolcher Handel das innerhalb der Grenzen des hand: 
werfsmäßigen Betriebes Uebliche überjchreitet. Als Kriterien für die Bejahung 
oder Verneinung einer ſolchen Ueberjchreitung haben zu gelten: 1. Der Gegen: 
ftand des Handels, die Verwandtichaft oder ſachliche Beziehung jeiner Artikel zu 
den Gegenftänden eigner Erzeugung, Be: oder Verarbeitung; 2. feine Art und 
Einrihtung, jein Betrieb im bejonderen, eventuell in welcherlei Geihäftsräumen, 
allein oder mit Hanblungsgehilfen; 3. jein Umfang im Verhältnis zu dem 
übrigen Geichäftsbetrieb und jeine Bedeutung ala eine mehr nebenjächliche, nur 
ber befjeren Förderung des Herſtellungs-, Bes oder Verarbeitungsgewerbes dienende, 
wirtſchaftlich zurüctretende Tätigkeit oder als die in ber Zotalität des Geſchäftes 
überwiegende, für deffen Charafterifierung maßgebende Haupttätigfeit und Haupt— 
einnahmequelle des Unternehmers. Wie bei den oben unter 1 bis 11 angeführten 
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joll auch hier feiner der bezeichneten Gefichtspunfte für fich allein enticeiden, 
fondern ihre Berüdfihtigung unter Würdigung der geſamten tatjächlichen Ber: 
hältniffe des Einzelfalles erfolgen. Solange ſich hiernad) der Handel nicht als 
ein jelbjtändiger oder überwiegender Zweig des Betriebes darftellt, bildet ein 
folder aus Handwerk und Handel gemijdhter Betrieb ein einheitliches, zufammen: 
ehöriged, no) in den Rahmen des Handwerksbegriffs fallendes Ganzes. Das: 
—* gilt in umgekehrter Richtung von einem untergeordnete Handwerkstätigkeit 
begreifenden Handel. „So wenig (wie ein Handwerker die Eigenichaft eines 
jolhen dadurch verliert, daß er zufolge allgemeinen oder örtlichen Herkommens 
mit Fabrikaten, welche in jein Fach einichlagen, einen nebenſächlichen Handel 
treibt)“, jo wenig, heißt e8 in dem Falle eines Großſchlächters, „kann da, wo 
der Schwerpunft des Gejchäftes nicht in der handwerfsmäßigen Bearbeitung, 
jondern in dem fpefulativen Weiterverfaufe der zu dieſem Zwecke angeidafften 
Gegenstände gegeben ift, ein Handwerfsbetrieb bloß um desmillen angenommen 
werden, weil dem Weiterverfaufe ein gewiſſes Maß von Zubereitung vorausgeht” 
(Urt. d. II. ©. v. 14. Juni 1898, Entſch. Bd. 31 Nr. 60). 


Zur Abgrenzung des Begriffs Fabrik von anderem nihthandwerks 
mäßigem Gewerbebetrieb hat das Reichögericht feftgeftellt, daß nicht nur das 
Handwerk, jondern auch anderer, nicht ala Handwerk anzuiprechender Gewerbe 
betrieb den begrifflihen Gegenjaß zum Fabrikbetrieb bilden könne. Mit der 
Ausdehnung des Majchinenwejend auf immer weitere Arbeitägebiete jei der 
Begriff „Fabrik“ über feinen urjprünglicen Inhalt, die im großen betriebene 
Umwandlung und Berarbeitung von Rohſtoffen, da8 eigentliche „Fabrizieren', 
hinausgewachſen. Es jei irrig, zu vermeinen, jeder fabrikative Großbetrieb je 
nur eine höhere Potenz des Handwerföbetriebes, jondern es gebe mannigiade 
dem gejeglichen Begriff Fabrik einzureihende fabrifative Großbetriebe, die jih nicht 
aus dem Handwerk heraus entwidelt hätten und in der Form des im eigener 
Werkſtätte betriebenen Handwerks techniſch gar nicht möglidy ſeien. (Vol. Urt. 
d. IV. S. v. 2. Oft. 1891, Entſch. Bd. 22 Nr. 88; d. III. ©. v. 12. Nov. 189, 
Entſch. Bd. 26 Nr. 76). Wie für die Dampfwäſcherei und hemijche Kleiderreinigung, 
um die es fih im jenen Enticheidungen handelt, gilt dies auch von manden 
landwirtichaftlichen Nebengewerben. Die Anwendung oder Nichtanwendbarkeit 
des Fabrikbegriffs auch auf fie wird in der Rechtipredjung der Strafienate, ın 
mehrfacher Hinficht, behandelt, joll hier aber nicht mit erörtert werden. 


Ebenjowenig wie nad) dem Geſagten jeder nicht den Fabrikbegriff erfüllende 
Gewerbebetrieb Handwerk zu jein braucht, jondern der Fabrik auch ein mict: 
handwerlsmäßiger gewerblicher oder landwirtichaftlicher Betrieb gegenüberfteben 
kann, braud)t andererfeit3 jeder nicht als Handwerksbetrieb anzujehende Gewerbe 
betrieb ein fabrifmäßiger zu jein, vielmehr kann zum Handwerk auch ein nit: 
fabrifmäßiger Gemerbebetrieb in begrifflidem Gegenſatz ftehen. Dieſer Gegen: 
ſatz zwiſchen Handwerk und nichtfabritmäßigem Gewerbebetrieb ift im Unter: 
ichied zu dem ſoeben betrachteten zwiſchen Fabrik und nichthandwerksmäßigem 
Betrieb in den auf Grund des Handelsgeſetzbuchs und der Fabrikgeſetzgebung 
ergangenen Entiheidungen nicht behandelt, wohl aber in einer auf Grund von 
$ 100 der Gewerbeordnung erfolgten, auf die indeffen erft im folgenden, die 
— betreffenden Abſchnitt unſerer Betrachtung einzugehen 
ſein wird. 
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II. Handwerks- und Fabrikbegriff in der Handwerkernovelle. 


In der ſog. Handwerfernovelle vom 26. Juli 1897 ericheinen 
der Handwerks: und der Tyabrikbegriff in verfchiedenen Beftimmungen, der 
Handmwerfäbegriff in ‘ 

$ 100 betr. die Bildung der Zwangsinnungen; 

z 100f Abi. 2, betr. den Innungszwang in landwirtichaftlichen oder 
gewerblichen Betrieben gegen Entgelt beichäftigter, der Negel nad) 
Geſellen oder Lehrlinge haltender Handwerfer ; 

103 betr. die Errihtung der Handwerkskammern; 

3 103a betr. die Wahlen zu ihnen; 

103 b betr. die Wählbarfeit zu ihnen ; 

103 e betr. die Aufgaben der Handwerkskammern; 

103 1 betr. die Aufbringung ihrer Koften ; 

103 q betr. die Mebertragung der Rechte und Pflichten der Handwerks: 
fammern auf jchon beftehende Vertretungskörper ; 

129 betr. die Lehrlingsverhältniffe im Handwerf ; 

3 133 betr. den Meijtertitel für Handwerker ; 
der Fabrikbegriff in 

$ 100 f Ab. 1 Ziff. 1, betr. die Ausnahme der das Gewerbe fabrifmäßig 

betreibenden vom Innungszwang; 

z 100g Abi. 1 Ziff. 2, betr. ihre Berechtigung zu freiwilligem Beitritt; 

3 94 c Ab. 6, betr., in Verbindung mit $$ 100 ce und 103 n, die 

Nichtausdehnung der Ueberwachungsbefugniſſe der Innungen und 
Handwerkskammern und ihrer Beauftragten auf Räume, welche Be: 
ftandteile landwirtichaftlicher oder fabritmäßiger Betriebe find. 

Außer für dieſe Beftimmungen, in deren Wortlaut fie auftreten, haben 
beide Begriffe und ihre Umgrenzung mittelbar noch für ‚zahlreiche andere an bie 
SS 100 und 103 ſich anichließende Beitimmungen über Organijation, Beitrags- 
erhebung und Yuftändigfeit der Zwangsinnungen und Handwerkskammern praf- 
tiihe Bedeutung. 

Inhalt und Merkmale der beiden Begriffe find in ben Gejeßes: 
materialien nicht näher beftimmt, aus den Materialien zu dem Organijations: 
geieg von 1897 jelbjt wie denjenigen zu jeinen VBorläuferinnen, den Novellen 
vom 18. Juli 1881, 8. Dezember 1884, 23. April 1886 und 6. Juli 1887, 
jowie den Reichstagsverhandlungen über die zahlreihen in ben Zwiſchenzeiten 
zur Handmwerferfrage ergangenen Initiativanträge und nterpellationen geht 
aber deutlich hervor, daß der Gejehgeber das Handwerk dem induftriellen Groß: 
betrieb, die TFabrit dem gewerblichen Kleinbetrieb begrifflich gegenübergeftellt 
wiſſen will, wobei indes nicht nur der äußere Umfang, jondern die ganze Art 
des Betriebes und die vom Reichögericht in dieſer Hinficht aufgeftellten Merk— 
male zu berüdfichtigen ſeien.) Insbeſondere wird in den Dtaterialien zur 
Handwerfernovelle jelbit angefichts der Unmöglichkeit einer gejeglichen Definition 
des Fabrik- und des Handmwerfäbetriebes wiederholt ausdrüdlih auf die Recht— 
ſprechung des Reichögerichts hingemiejen, nad) der bie in Betracht fommenden 
Merkmale im großen und ganzen ziemlich feftftänden und enticheidend nur die 
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!) Bol. die in der Denkſchr. der HR. Leipzig S.1 ff. aus Motiven, Berichten und 
Berbandlungen zujammengejtellten Belegitellen. 


712 Heubner, Handwerk und Fabrit. 


Verhältniffe des Einzelfalles fein. (Vgl. Sten. Ber. 1895/97, VII. Anlagen: 
Band Nr. 819 ©. 4256, 4257.) Die vom Reichsgericht aufgeltellten, oben 
betrachteten Merkmale und Grundjäße für die Abgrenzung beider Begriffe haben 
daher auch auf dem Boden der Handwerfernovelle ald die vom Gejegeber jelbit 
empfohlene Richtſchnur zu gelten, ganz abgejehen davon, daß eine einheitliche 
Auslegung bderjelben Begriffe in den Titeln VI und VII der Gewerbeordnung 
an ſich ſchon geboten erjcheinen würde. 

Üebrigens ift auf dem Boden bes Titels VI jelbft jeitdem eine Ent: 
ſcheidung des Reichsgerichts erfolgt, die fih für die Abgrenzung zwijchen dem 
Handwerks- und dem Tyabrikbegriff der 88 100, 100 f und 100g den für bie 
beiden Begriffe auf Grund des VII. Titels der Gewerbeordnung und des 
Handelsrechtes aufgeitellten reichagerichtlichen Kriterien und Grundjägen durchaus 
anjichließt. Beſitzt diefe Enticheidung, deren zufälligen Anlaß eine Streitigfeit 
über Zugehörigkeit F Innungs- oder zur Ortskrankenkaſſe gegeben hat, ein 
beſonderes Intereſſe ſchon an ſich durch die Bekundung einheitlicher Auffaffung 
der Begriffe beider Titel im Gegenjag zu den nod) zu betradhtenden, mit einer 
Verjchiedenheit ihrer Auslegung einjegenden Bejtrebungen und Entſcheidungen 
mancher Handwerkerkreiſe und Behörden, ſo erhöht ſich dieſes Intereſſe noch in 
zweifacher Hinſicht. Einmal dadurch, daß in ihr zwei Kriterien, die nach den 
übrigen, auf Fabrikgeſetzgebung und Handelsrecht fußenden Reichsgerichts— 
entſcheidungen als weniger erheblich oder belanglos zu gelten haben, von jenen 
Kreiſen und Behörden aber für den Fabrik: und Handwerksbegriff der Hand: 
werfernovelle als in erfter Linie wichtige und ausichlaggebende Hauptgelichts- 
punfte in Anſpruch genommen werden: eine in ihrem Werte durch fachliche 
Ausbildung bejtimmte Arbeitsleiftung der Gehilfen und die Ausführung der 
Urbeiten auf Beitellung, au für das Gebiet der Handmwerfernovelle 
als unweſentlich Hingeftellt find. Zweitens erhöht fi) das beiondere Intereſſe 
der Entſcheidung dadurd, dab fie neben der Abgrenzung des Handwerks nad 
der Seite des Tyabrikbetriebs zugleih auch die in feiner der übrigen Ent- 
Iheidungen näher erörterte Abgrenzung bes Handwerks von jonftigem, nidt: 
fabritmäßigem Gewerbebetrieb Earftellt. Der dabei in Rede ftehende 
Betrieb — Verkauf von Defen auf Beftellung nad ausgeftellten Mufteröfen 
und angefertigten Zeichnungen, Bezug der Kacheln und Dtetallteile von deren 
Herftellern und Zujammenjegung der Beftandteile an den Stellen, wo die Defen 
dauernd ihren Platz finden jollen — weit nad) den Urteilögründen der Ent: 
Iheidung in dem großen Umfang des Unternehmens, dem zahlreihen Perjonal, 
der Beichränfung des Unternehmers auf die obere Leitung und Dispofition und 
der Verſchiedenheit feiner geſellſchaftlichen Stellung von der der Arbeiter zwar 
Züge eines Fabrikbetriebs auf, wird gleichwohl aber nicht ala den Fabrikbegriff 
erfüllend erachtet, da eine gemeinjame Arbeitäftätte nicht vorhanden jei, für den 
Begriff einer Fabrik jedoch als weſentlich betrachtet werden müſſe oder wenigſtens 
nicht vollſtändig fehlen dürfe. „Hieraus folgt jedoch nicht,“ fährt die Ent: 
Iheidung fort, „daß der Betrieb nunmehr als ein Handwerk anzujehen wäre. 
Dagegen Iprechen alle diejenigen Eigenjchaften besjelben, welche eine Yabrif als 
vorliegend ericheinen laffen würden, wenn nicht jenes Erjordernis mangelte.“ 
Meder nad) der Auffaffung des Verkehrälebens, noch nad den Vorjchriften der 
Gewerbeordnung braude ein auf Heritellung körperlicher Güter geridhteter Ge- 
werbebetrieb jchlechterdings ald Handwerk betrachtet zu werden, wenn er nicht 
unter den Begriff der Fabrik falle. Der $ 100 enthalte nichts, wodurd ber 
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Begriff des Handwerks der Verkehrsauffaſſung gegenüber eine Erweiterung nad 
der Richtung hin erhielte, daß nur bei Erfüllung des Begriffs der Fabrik der 
des Handwerks ausgeichloffen wäre. Auch aus dem $ 100f folge eine Er: 
weiterung nicht, vielmehr erkläre fi die Faſſung diejes Paragraphen aus 
feinem Zujammenhang mit dem $ 100g. (Urt. d. VII. Bivilienats v. 12. April 
1904, Entid. Bd. 57 Nr. 84.) 


III. Sandelölammer: und Handwerlsorganijation. 


Auf dem Boden der Handmwerfernovelle jelbit oder ala Folgen ihres Er— 
laffes find nun hauptſächlich die Schwierigkeiten und Streitigkeiten erwachſen, 
deren Löſung die Beteiligten und die Deffentlichkeit jeit den legten Jahren und 
namentlid; augenblidlicd beihäftigt. Sie berühren äußerlid in erjter Linie die 
Abgrenzung der öffentlich-rehtlihen Organilation des Handwerks in den 
Innungen und Handwerkskammern auf der einen, des Fabrikweſens und der 
übrigen fommerziellen und induftriellen Handelsgewerbe in den Handelskammern 
auf der anderen Seite, greifen aber in ihrer praftiihen Tragweite, wie jchon 
angedeutet wurde, über dieje Abgrenzungsfrage als jolche weit hinaus. Bes 
traten wir indes zunächſt ihre Natur, ihren Urſprung ſowie ihre Bedeutung 
für die Handeläfammer: und die Handwerks-Organiſation und zuvörderſt die 
gejeglichen Grundlagen und Zuftändigfeitsverhältniffe dieſer Organijation jelbit. 

Die Handelsfammern reihen in ihrer Entjtehung zumeift auf die 
eriten oder mittleren Jahrzehnte des 19. Jahrhunderts zurüd und haben aud) 
nad) der Gründung des Deutichen Reiches ihre partifularrechtliche Grundlage 
behalten. Nach dem jegigen, teils auf älteren, teil® auf neueren Qandesgejegen, 
teils auf landesherrlihen oder minifteriellen Verordnungen beruhenden Rechts: 
ftand!) ift die Zugehörigkeit zu ihnen faſt überall vom Eintrag ins Handels: 
regifter abhängig. In manden Bunbesjtaaten wird außerdem eine bejtimmte 
Veranlagung zur Gewerbe: oder Einkommensteuer zur Vorausjegung gemacht, 
in andern hingegen ein folder Nachweis nicht verlangt. In der Bezeichnung 
der Perjonen, auf die ſich die Vorausſetzung des Regiitereintrags bezieht, bejteht 
in den verjchiedenen Ländern injofern ein Unterichied, als die Beitimmungen für 
Preußen, Medlenburg, Oldenburg, Anhalt, Elfaß-Lothringen, Braunichweig und 
Reuß ä. L. „diejenigen Kaufleute, die ins Handelöregifter eingetragen find”, ala zu 
den Handelskammern gehörig bezeichnen, während die Vorſchriften für Bayern, 
Württemberg, Baden, Helfen, Sahjen-Weimar:Eijenah, Sachſen-Meiningen, 
Sadjen:Altenburg, Sachſen-Koburg und Gotha, Schwarzburg-Rudolftadt, Schwarz: 
burg-Sonderähaufen und Reuß j. 2. die Zugehörigkeit zu den Handelskammern bzw. 
Handels- und Gewerbefammern für diejenigen „Perjonen” oder diejenigen „Kauf: 
leute und Gewerbetreibenden“ begründen, die im Handelsregiſter eingetragen 
find, oder eine andere, ähnlich allgemein gehaltene Faſſung zeigen. Es it dies 
ein Unterjchied, der troß jeiner anjcheinenden Unerheblichkeit bedeutjam ijt oder 
werden fann, wie wir noch jehen werden. Im Königreich Sachſen find wahl: 
berechtigt und beitragspflichtig zu den Handelskammern „diejenigen natürlichen 
oder jurijtiichen ‘Berjonen, welche ein Handelögewerbe im Sinne von $$ 1 und 2 


) Wegen der hier außer Betracht zu lafjenden Einzelheiten vgl. die quellenmäßige 
Darjtellung der geihichtlihen und geltenden Handelskammer-Rechte jämtliher Bundes— 
jtaaten bei Wendtland, Jahrbuch der Deutihen Handeldfammern und jonitigen Handels— 
vertretungen. Jahrg. 1905. Gr. 8°, 589. 
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des Handelsgeſetzbuchs betreiben umd als Inhaber oder Zeilhaber einer Firma 
im Handelsregiſter eingetragen find,“ wahlberechtigt und beitragäpflichtig zu den 
mit den Funktionen der Handwerfsfammern betrauten Gemwerbefammern u. a. „die 
Mitglieder einer Handwerferinnung jowie jonftige Handwerker und zwar aud) 
dann, wenn die betreffenden Gemwerbetreibenden ala Inhaber oder Teilhaber einer 
Firma im Handeläregijter eingetragen find“. Dabei fteht „denjenigen Gewerbe: 
treibenden, die gleichzeitig ein Kandelögewerbe im Sinne von $3 1 und 2 des 
Handelsgeſetzbuchs und ein Handwerk betreiben“, das Recht der Enticheidbung 
darüber zu, ob fie zur Handelsfammer oder zur Gewerbefammer wahlberehtigt 
jein wollen (jog. Optionsrecht), mit der Maßgabe, daß bei Unterbleiben einer 
Erflärung der betr. Gewerbetreibende bis zur nächſten Wahl der Gewerbefammer 
angehört. In den drei Hanjaftädten endlich liegen die Verhältniffe grundiäglic 
ander3 als in allen übrigen Bundesjtaaten, indem ihre Handelstammern nicht 
den Charakter der Zwangsorganijation tragen, jondern, ähnlich den aus früheren 
faufmänniihen Zünften, Gilden und Innungen herborgegangenen Korporationen 
der Kaufmannihaft zu Köln, Memel, Zilfit, Danzig, Elbing, Stettin und 
Berlin, auf freiwilligem Anſchluß der beitrittsberechligten Kaufleute und Gewerbe: 
treibenden beruhen. Die Koften der Tätigkeit der Handelskammern werben in 
den verjchiedenen Ländern und Bezirken, jomweit fie nicht vom Staate oder aus 
andern Mitteln getragen werben, jeitend ber Handelafammern von den Zu: 
gehörigen direkt oder durd; die Vermittlung der Gemeinden in der Form von 
Steuerzuſchlägen erhoben. 

Die Zuitändigfeit der Handelsfammern umfaßt nad den einichlagenden, 
hierin im weſentlichen übereinftimmenden Gejegen und Verordnungen der ver: 
ſchiedenen Bundesitaaten die Unterftügung der Behörden in der Förderung des 
Handels und Gewerbes durch Berichte, Anträge und Gutachten, die Wahr: 
nehmung der Bejamtintereffen der Handel: und Gemwerbetreibenden ihres Bezirks, 
die Ausübung einer Reihe bejonderer, ihnen reich oder landesgejeglicy oder 
duch Verordnungen übertragener, auf dem Gebiete der Rechtspflege und Ber: 
waltung für Handel und Gewerbe liegender Einzelfunktionen, ferner die Befug— 
nis zur Begründung, Unterhaltung und Unterftügung von Anftalten, Anlagen 
und Einrichtungen, die die fyörderung von Handel- und Gewerbe jowie die 
techniſche und geichäftliche Ausbildung, die Erziehung und den fittlihen Schuß 
der darin beichäftigten Gehilfen und Lehrlinge bezweden. Hiernach ift aljo den 
Handelskammern insbejondere aud) die Fürſorge für den faufmännijchen und 
gewerblichen Nachwuchs in den ihnen unterftellten Handels: und Gemwerbefreiien 
partifularrehtlih in ähnlicher, wenn auch freierer Weiſe übertragen, wie bie 
Reichögewerbeordnung den Innungen und Handwerkstammern die Regelung und 
Ueberwachung des Ausbildungs: und Lehrlingsweiens im Handwerk zumeiit. 
Eine Ausnahme bilden nur die Handelskammern von Lübeck und Bremen, deren 
Aufgabe ſich auf die Förderung der Handels: und Sciffahrtsintereffen ihrer 
Angehörigen beſchränkt, während die Förderung der gewerblichen und techniſchen 
Intereſſen auch der zur Handelsfammer gehörigen Kreije dort den Gewerbefammern 
zufteht. Dagegen jtellt ſich die Handelskammer zu Hamburg auch die Förderung ber 
gewerblichen und techniichen Intereſſen ihrer Zugehörigen zur Aufgabe, jo dat ihr 
MWirkungsfeld injofern dem der übrigen deutichen Handelskammern entipricht. 

Die Entiheidung über die Zugehörigkeit zu den Handeläfammern und ben 
Handwerks: oder Fabrikbegriff, jomeit eine Entichliegung über ihn dabei zu 
fallen ift, liegt außer bei den Handelsfammern jelbft faſt überall bei den ihnen 
übergeordneten Regierungs: oder Zentralbehörden, doch fteht in einzelnen Bundes: 
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ftaaten neben oder an Stelle des Beſchwerdeweges die Klage bei den Verwaltungs» 
gerichten offen, jo in Preußen, Sadjen, Baden und Anhalt. In Preußen 
fommen bie Klage beim Bezirksausſchuß und gegen deſſen Endurteil das Rechts: 
mittel der Revifion an da8 Oberverwaltungägericht nad) Maßgabe des Geſetzes 
vom 30. Juli 1883 über die allgemeine Landesverwaltung in Betracht, wobei 
die Revifion nur darauf geftüßt werben kann, daß die angefochtene Enticheidung 
auf der Nichtanwendung oder auf unrichtiger Anwendung des geltenden Rechtes 
berube oder das Verfahren an weſentlichen Mängeln leide. In Sadjen kann 
die erftinftanzliche Entſcheidung der Handelö: oder der Gewerbefammer über die 
Zugehörigkeit eines Gewerbetreibenden zu ihre nicht nur von diejem, fondern aud) 
von der andern Kammer durch Rekurs bei der Kreishauptmannſchaft und auch 
die in dieſen Fällen ergeheude Enticheidung der Kreishauptmannſchaft durch die 
Anfechtungsklage beim Oberverwaltungsgericht angefochten werden, wobei befjen 
Nachprüfung nad) 8 76 des Gejehes vom 19. Juli 1900 über die Verwaltungs— 
rechtöpflege auch die tatjächlihen Feſtſtellungen der Vorinftanz unterliegen, ſoweit 
fie auf die rechtliche Beurteilung der Sache von Einfluß find. 

Die Handwerksorganijation tritt neben die partifularrechtliche der 
Handelsfammern als eine reichägejeglihe. Sie gründet ſich auf die hinſichtlich 
des Handwerks: und Fabrikbegriffs ſchon betrachtete jog. Handwerfernovelle und 
umfaßt die freien und die Zwangsinnungen und die Handwerkskammern. Die 
freien Innungen jcheiden hier aus. Die Zwangsinnungen begreifen als Zwangs— 
mitglieder die in $ LOO f im Zuſammenhang mit $ 100 bezeichneten Handwerker, 
während die das betreffende Gewerbe fabrikmäßig betreibenden nah $ 100 f 
Ab). 1 Sat 2 Ziff. 1 unbedingt und die in Ziff. 2 und Abi. 2 genannten 
Handwerker (jelbftändige ohne Gejellen und Lehrlinge und in Landwirtichaftlichen 
oder gewerblichen Betrieben gegen Entgelt beichäftigte mit Geſellen und Lehr: 
lingen) unter Umftänden von der Zwangsmitgliedihaft ausgeſchloſſen find. Alle 
drei Kategorien können aber, die das Gewerbe fabrifmäßig betreibenden mit 
Zuftimmung der Innungsverfammlung, die beiden anderen ohne weiteres, nad) 
$ 100g für ihre Perſon freiwillig beitreten und jedes Jahr aud) wieder aus— 
treten. Diejen freiwilligen Mitgliedern kann laut $ 100s ftatutarijch eine be- 
fondere Stellung auch hinfichtlich der Beiträge eingeräumt werden. Im übrigen 
werden die Koſten der Innung von den einzelnen Betrieben unter Berüdfichtigung 
ihrer Leiftungsfähigfeit aufgebracht oder durch Zufchläge zur Gewerbe: oder Ein- 
fommenfteuer erhoben. Betreibt jemand neben dem die Ynnungszugehörigkeit 
begründenden Handwerk noch ein anderes Handwerk oder ein Handelsgeſchäft, 
jo ift er nur nad) dem Verhältnis der Einnahme aus dem zu der Innung ges 
hörenden Handwerfsbetrieb oder dem Verhältnis der auf diejen treffenden Steuer 
heranzuziehen ($ 100 s Abi. 3). 

Als Oberbau der Zwangsinnungen, der freien Handwerferinnungen und 
der bie fyörderung des Handwerks veriolgenden Gewerbe: und jonitigen Vereine, 
die mindeftens zur Hälfte aus Handwerkern beftehen, ericheinen nach SS 103 ff. 
bie Handwerkskammern. Wie bei den Zwangdinnungen ift bei ihnen der Hands 
werföbegriff für Zugehörigkeit und Beitragapflicht enticheidend. Die Koften ihrer 
Zätigfeit werden nad) $ 1031, joweit fie nicht aus Staatszuſchüſſen oder ander- 
weitig Dedung finden, von den Gemeinden getragen, fünnen von diejen aber auf 
die einzelnen Handmwerfäbetriebe oder, joweit fie von Beranftaltungen nad) $ 103 e 
Abi. 3 zur Förderung der gewerblichen, techniichen und fittlihen Ausbildung 
der Meifter, Gejellen und Lehrlinge für einzelne Gewerbszweige herrühren, 
auf die diejen angehörenden Betriebe umgelegt werden. Statt den Gemeinden 
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kann die Aufbringung der Koſten auch weiteren Kommunalverbänden auferlest 
werden, dieje können dann aber nur die Koften folcher bejonderen Veranftaltungen 
nah $ 103e Abſ. 3 auf die den betreffenden Gewerbszweigen angehörenden 
Handwerksbetriebe umlegen, während ihnen eine allgemeine Verteilung aller flotten 
nicht erlaubt ift. Bei der Umlegung der Koften kann beftimmt werben, dah 
Perſonen ohne Gejellen und Lehrlinge von der Beitragspflicht frei bleiben. Eine 
Umlegung der Koften auf die einzelnen Betriebe findet auf Grund bes $ 101 
in Preußen und den meiften anderen Bundesitaaten ftatt, während in anderen von 
den beteiligten Handwerkern Beiträge gar nicht erhoben, ſondern die Koiten von 
Gemeinden oder Kommunalverbänden endgültig getragen werden. Schliehlit 
ift noch binnuaufügen, daß an die Stelle der Handwerkslammern in Bunbdesitauten, 
die ſchon Vertretungsförper für das Handwerk beſaßen, nad 8 103 q dieſe treten 
fonnten, wenn ihnen die Rechte und Pflichten der Handwerkskammern übertraan 
wurden. Worausjegung war dabei eine gelonderte Abftimmung der mit der 
Vertretung des Handwerks betrauten Mitglieder und deren Wahl durd Hank 
werfer. Bon diejer Beitimmung hat das Königreid Sachſen in jeinem Handel 
und Gemwerbefammergejeg vom Jahre 1900 Gebraud; gemadt, indem & be 
Funktionen der Handwerkskammer den Gewerbefammern zugemiejen hat, dern 
Grundzüge im Zujammenhang mit denjenigen der ſächſiſchen Handelskammen 
bereit8 mit dargeftellt worden find. 

Die Zuftändigkeit der Zwangsinnungen und Handwerkskammern begreit 
allgemein ausgedrüdt, die Wahrnehmung und Förderung der Intereſſen de 
Handwerf® und, bei den Handwerksfammern, Aufgaben für das Gebiet di 
Handwerks, die denen der Hanbelstammern für die ihnen unterftellten Ark 
analog find. Einen Hauptfaktor bilden dabei in der ganzen Handwerkernovk: 
die Rechte und Pflichten der Innungen und Handwerkskammern im bezug w 
die Lehrlingsverhältniffe im Handwerk. Nirgends ift aber davon die Rede, dar 
ſich dieſe Rechte und Pflichten über das Gebiet des Handwerks hinaus wu 
fabrikmäßige Betriebe oder Beitandteile jolcher, alſo in den Zuftändigfeitsberes 
der Handelöfammern eritredten, vielmehr wird dies durch den Inhalt und de 
Entitehung des Geſetzes klar verneint. 

Außerordentlich mannigfaltig und verwidelt ift die in der Gemwerbeordnun 
vorgeiehene, in der näheren Ausführung aber dem Landesrecht überlaſſene %r 
ftimmung der Behörden für die Enticheidung der auf dem Boden ber Han 
werfernovelle entitehenden Streitigkeiten jowie der dabei geltenden Inftanzenzie 
Eine genaue Daritellung der einjchlagenden Verhältniffe würde hier einen un 
hältnismäßigen Raum wegnehmen ; für die Zwecke unjerer Betrachtung genit 
es aber ſchon, hervorzuheben, dab es faft durchweg reine Verwaltungsbehörde 
und für die fragen der Zugehörigkeit zur Zwangsinnung, zur Handwertstams 
und der Zuftändigfeit beider nicht biejelben, fondern verſchiedene Stellen fr 
Nur in gewiſſen Fällen, jo in Preußen bei Streitigfeiten zwiſchen Gem“ 
und Gewerbetreibenden über die Deranziehung zu Handwerksfammerbeiträ 
alö Gemeindelaften, it ein verwaltungsgerichtliches Verfahren freigegeben‘, d 
gleichen im Königreich Sachſen allgemein gegen die Heranziehung zur Gewer 
kammer in derjelben Weife wie gegen diejenige zur Hanbelsfammer. 


1) Bol. von Frankenberg, „Die Erhebung der Handwerldfammerbeiträr 
Annalen des Deutihen Reichs 1903 S. 3%. 


(Schluß folgt.) 
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Der Zeugniszwang gegen die Preſſe. 
Von Amtsrichter Dr. Thieſing in Burgdorf i. 9. 


Der Antrag Bafjermann auf Vorlegung eines Gejegentwurfs zwecks Be— 
jeitigung des Zeugniszwangs gegen die Prefje ift zwar bei der Beratung bes 
legten ReichsjuftizetatS zur Annahme gelangt, allein der Staatsjefretär hat 
niht nur — was nicht unbillig erjcheint — erflärt, daß angefichts der bevor: 
jtehenden Neuregelung des gejamten Strafprozefies eine Vorwegnahme diejer 
Materie nicht beabfichtigt werde, ſondern auch, daß die verbündeten Regierungen 
auf feinen Tall joweit wie die Mehrheit des Reichſtags gehen würden. 
M. a. W.: Die Reichäregierung wird ihren jeit mehr als drei Jahrzehnten in 
diejer Frage vertretenen Standpunkt auch ferner aufreht erhalten.') 

Nachdem bereits das badiſche Preßgeieg vom 2. April 1868 entipredhend 
dem von ihm zum Zeil wenigſtens angenommenen Syitem der ſukzeſſiven und 
ausichlieglihen Verantwortlichkeit für Preßdelikte, wonach mit der Beſtrafung 
eines Beteiligten die Tat gejühnt war, den Zeugniszwang gegen bie Preſſe 
eingeichräntt hatte, fand jeine Bejeitigung bei der Beratung des Reichspreßgeſetzes 
und der Strafprozeßordnung in ben jahren 1874 und 1876 warme Fürſprecher 
und zunächſt auch die Mehrheit des Haufe. Exit nachdem ſich die Regierung 
fategoriic dagegen erklärt hatte, verwandelte fie fich in eine Minderheit. Dies 
wiederholte fi in den Jahren 1895 und 1899/1900, als bei Beratung der 
Strafprozeßnovelle betr. die Einführung der Berufung gegen Straffammerurteile 
die Reichstagskommiſſion die Befreiung von der Zeugnispflicht wenigſtens für 
den Fall beichloffen hatte, daß der verantwortliche Redakteur als Täter nad) 
$ 20 des Preßgeſetzes hafte. (Dies ift nämlich; immer der Fall, wenn nicht 
bejondere Umſtände vorliegen, die die Annahme feiner Täterſchaft ausſchließen). 
In der von der Regierung einberufenen Strafprozeßreformkommiſſion, die von 
1903—-1905 tagte, wurde dann jener Reichstagsbeſchluß durch einen faſt gleich: 
lautenden Antrag wieder aufgenommen, aber abgelehnt. Auch abgejehen von 
dieſen gejeßgeberiichen Anläufen iſt die Erörterung der Trage in Parlament und 
Prefje niemal3 ganz verftummt. Sie gehört ſozuſagen zum eifernen Beftande 
der zur öffentlichen Diskuffion ftehenden Gegenftände, wenn fie auch zeitweije 
von bedeutjameren oder aftuelleren politiihen Problemen in den Hintergrund 
gedrängt wird. Zweifellos wird fie daher auch bei der Beratung der nunmehr 
für die übernächſte Seſſion in Ausficht geftellten neuen Strafprogekordnung zu 
lebhaften Kämpfen Anlaß geben. 

Der Kernpunft der ganzen Angelegenheit läßt fih m. E. auf einen jehr 
einfachen Geſichtspunkt zurüdführen. Es handelt fih um nichts anderes, als 
um die geleßgeberiiche Lölung eines Konfliktes zwijchen zwei einander entgegen- 
ftehenden Intereſſen: nämlicy dem an der Ermittlung des Täters einer ftraf- 
baren Handlung und dem an der unbehinderten Erfüllung der Aufgaben der 
Preffe. Beide find für die Allgemeinheit von größter Bedeutung. Es fragt ſich 

Nach den von der „Köln. Ztg.“ fürzlih veröffentlichten Mitteilungen über die 
Gejtaltung des Entwurfs der neuen Strafprozehordnung ſcheint e8 doc fo, ald ob ben 
Forderungen der Prefje in etwas entgegengelommen werden foll. 
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nur, welches das überwiegende ift. Für den oberflächlichen Beobachter könnte 
es fcheinen, als ob die Antwort zugunften der erjteren Alternative ausfallen 
müßte. Denn unzweifelhaft ift die Durhführung des Strafverfahrens gegen 
den Verleger der Rechtsordnung eine der notwendigiten Pflichten des Staates. 
Enthält nun auch die Befreiung der Preßangeftellten vom Zeugniszwang an ſich 
nur den Berluft eine Beweismittels, jo hat das doch in den hier in Betracht 
fommenden Fällen praktiſch die Wirkung eines Verzichtes auf die Verfolgung 
des Schuldigen, da er ohne das Zeugnis jener Perſonen jchwerlidy ermittelt und 
überführt werden kann. Das kollidierende Intereffe muß deshalb ſchon von erheb: 
lichem Gewicht jein, um eine jolche Unterbindung der Rechtöpflege zu rechtfertigen. 

Nicht jelten — und vor allem von jeiten der Prefje ſelbſt — ſtellt man 
den Geſichtspunkt der Berufsehre des Redakteurs, die ihm Verſchwiegenheit be 
züglich des Autors oder Gewährsmannes zur Pflicht mache, in den Bordergrund 
und erblidt darin, dab der Staat mit Zwangsmaßregeln den Bruch diejes Be: 
rufsgeheimniffes durchſetzen wolle, etwas Unfittliches und Verwerfliches. Damit 
will man offenbar einen Zufammenhang mit einigen der von der Strafprozeb: 
ordnung bereit3 anerkannten Fälle des Zeugnisverweigerungsrechts gewinnen. 
Dies fteht bekanntlich gewiffen Perionen, die eine Vertrauensitellung einnehmen, 
eben mit Rüdficht auf diefe Stellung zu. Geiftliche, Verteidiger, Rechtsanmälte 
und Aerzte dürfen in Anſehung defjen, was ihnen bei Ausübung ihres Berufes 
anvertraut ift, ihre Ausjage verweigern, damit jedermann jein Bedürfnis nad 
geiftlicher, rechtlicher und ärztlicher Beratung und Hilfe unbejorgt befriedigen 
fann. Die Aehnlichkeit diejer Fälle mit dem Verhältnis zwiichen Gewährsmann 
(Einjender, Verfafjer) und Redakteur Liegt darin, daß auch diejes auf Vertrauen 
bafiert. Der anonyme Mitarbeiter geht davon aus, daß jein Name ungenannt 
bleibt, und nur in diefer Vorausjegung ftellt er dem Redakteur fein Material 
zur Verfügung. Ob dieſes Verlangen mannhaft ift und höheren ethilchen An: 
forderungen entipricht, ift hier ebenjo gleichgültig, wie in jenen Fällen, wo 
übrigens ein offenes Hervortreten des Ratiuchenden mit feinem Geheimnis oit 
ebenjall8 viel fittliher wäre. Daß der Redakteur das ihm gejchenkte Vertrauen 
zu rechtfertigen hat, kann daher nicht zweifellos jein. Und aus zahllojen Aeuße— 
rungen einzelner Mitglieder der Preſſe ſowohl, wie der zu ihrer Vertretung 
berufenen Vereinigungen, geht auf das deutlichfte hervor, daß das Standesbe: 
wußtſein die Bewahrung des Nedaktionsgeheimniffes unter allen Umſtänden verlangt, 
eine Weberzeugung, die längft vielfach die Tyeuerprobe gegenüber der gerichtlich 
verhängten Zwangshaft beitanden hat. 

Gleichwohl würde da8 Vertrauensverhältnis allein nicht ausreihen, um die 
Gewährung des in der Erimierung von der allgemeinen Beugnispflicht Tiegenden 
Privilegiums zu begründen. Zwar würbe der Umftand nichts ausmachen, daß die Ber: 
Ichwiegenheitspflicht der Redakteure nurvon der Anſchauung der beteiligten Kreiſe ge- 
ſchaffen ift, während fie für Geiftliche, Aerzte und Anwälte auf öffentlicheredht: 
licher Grundlage beruht, und daß ihre Verlegung bei den beiden Lebtgenannten 
jogar ftrajbar ift ($ 300 StGB.). Denn ob der Staat oder die Volksanſchauung 
die Vertrauenäftellung einräumt, ift für die Trage, ob fie eines ſolchen Schutzes 
bedarf, daß fie auch im Strafverfahren unangetajtet bleiben muß, an ſich gleich 
gültig. Es gibt ftrafrechtlich geſchützte Vertrauensverhältniſſe, die gleichwohl zur 
Zeugnisverweigerung im Strafprozeß nicht berechtigen. So werben z. B. die 
Gehilfen von Aerzten und Anwälten, ſowie die Hebammen und Apotheker beitrait, 
wenn fie unbefugt die ihnen fraft ihres Standes oder Gewerbes anvertrauten 
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Privatgeheimniffe offenbaren, ohne daß fie darum Befreiung von der Zeugnis: 
pflicht genöflen. Auch würde die fich Iediglih auf das Vertrauensverhältnis 
jtüßende Forderung nur das PVermweigerungsrecht des Redakteurs und allenfalls 
des Verlegers, nicht aber das des Druderd und jeines Hilfsperfonala begründen 
fönnen, da von einem Wertrauensverhältnis zwiſchen diefen Perjonen und dem 
Autor feine Rede jein fann. Dabei ift aber ein wirkſamer Schuß des Redaktions- 
geheimniffes nur dann gemährleiftet, wenn die jämtlichen bei der Veröffentlichung 
de3 Preßerzeugnifjes tätigen Perjonen im Gegenſatz zu den Angeitellten der 
Aerzte und Rechtsanwälte das Zeugnisverweigerungsrecht erhalten. Denn ber 
techniiche Betrieb des Preßgewerbes bringt es mit fich, daß das Perſonal jehr 
leiht zum Mitwiffer wird. 

Fiele aljo nichts anderes ala das PVertrauensverhältnis in die Wagichale, 
jo würde dies nicht gewichtig genug fein. Der Konflikt der Pflichten des Redakteurs 
ift nicht jchwerer, ala jo mancher andere in unjeren fomplizierten Lebensverhält⸗ 
niſſen. Er würde rein privater Natur ſein, und es müßte jedem einzelnen 
überlaffen bleiben, ob er für die Unverbrüchlichkeit des Berufsgeheimniſſes aus 
eigener Meberzeugung oder wenigſtens unter dem Drud der Anſchauungen feiner 
Standesgenofjen mit der Einfegung jeiner perjönlichen Freiheit eintreten will. 
Die Lölung dieſes Konfliftes wäre mithin eine Sache privater Ethik. Hiermit 
wäre aber der Kernpunkt des Problems völlig verfchoben. Nicht die Perjon des 
Redakteurs, nicht der Schuß eines Vertrauensverhältniffes ftehen in Frage, jondern 
das Intereſſe der Allgemeinheit daran, daß die wichtigſte Funktion der Prefje 
ordnungsmäßig ausgeübt werden kann. Dieſe Funktion ift die bes öffentlichen 
Gewiſſens. Die Preffe jol von kritiſcher Warte aus den Gang ber Dinge 
beobachten, fie joll anjpornen oder warnen, ſoll Mißftände aufdeden und auf 
ihre Befeitigung hinarbeiten, fie joll als Sprachrohr der öffentlichen Meinung 
reinigend, befruchtend und aufflärend wirken. Dies hohe Ziel, hinter dem die 
MWirklichkeit allerdings jehr häufig weit zurücd bleibt, kann fie aber nur erreichen, 
wenn ihr auch nihtberufsmäßige Mitarbeiter zur Seite ftehen, die jelbit 
drudfertige Beiträge oder nur tatſächliches Material liefern. Daß diefe Mit: 
arbeiter häufig anonym bleiben wollen, ift Tatſache. Neben der Scheu vor dem 
Lärm des Marktes, der Preisgabe feines Namens an die Deffentlichkeit und 
dergleichen bloßen Unannehmlichkeiten find es oftmals jehr viel realere Gründe, 
die dem Autor ein Bekanntwerden bedenklich ericheinen laſſen. Gejellichaftlicher 
und geihäftlicher Boykott, Verluft der Stellung, Untergrabung ber ganzen 
Eriftenz fünnen die Folge fein. Dies auf fich zu nehmen iſt gewiß eine ideale 
Forderung, aber fie kann vom Durchſchnittsmenſchen nicht erfüllt werden. Sit 
aljo die Anonymität auch gegenüber gerichtlichen Unterjuchungen nicht ficher, jo 
ſchweigt der Autor und behält fein Dkaterial für fih. Die Schäden aber, an 
deren Bejeitigung die Geſamtheit vielleicht ein erhebliches Intereſſe hat, wuchern 
fort. Das Bertrauen auf die Standhaftigfeit des Redakteurs oder gar der 
übrigen Beteiligten gegenüber der Zwangshaft kann dem Mitarbeiter niemals 
ein ſolches Gefühl der Sicherheit einflöhen, wie das geſetzlich garantierte Ver: 
meigerungsredht. 

Hiernach muß bei richtigem Augenmaß des Gejeßgebers für die Bedeutung 
ber fich gegenüberftehenden Intereſſen der Konflikt grundſätzlich durch Zurück— 
ftellung der Zeugnispflicht gelöft werden. Diele auf dem Abwägen der Wichtigkeit 
der Eollidierenden Intereſſen beruhende Löſung, wie eine joldhe ja bei vielen 
Gejegen notwendig ift, wird bier durd) die eigentümliche Geftaltung der preß— 
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rechtlichen Verantwortlichkeit noch jehr erleichtert. Wie ſchon erwähnt, ift in ber 
Perſon des verantwortlichen Redakteurs regelmäßig ein für das Delikt haftbarer 
Täter gegeben. Denn nad) $ 20 Abi. 2 des Preßgejeges ift er ala Täter zu 
beitrafen, wenn nicht durch befondere Umftände die Annahme jeiner Täterichaft 
ausgeichloffen wird. Zwar liegt Hierin, wie ein Beichluß der vereinigten 
Strafienate des Reichsgerichts vom 6. Juni 1891 (RG. Bd. 22 ©. 65) 
ausgeiprodhen hat, nur eine DBeweisvermutung, die der Redakteur durch alle 
Momente bejeitigen kann, die eine vorjäßliche, mit Kenntnis und Verftändnis 
bes Inhalts verurfachte Veröffentlihung zu widerlegen geeignet find. Allein eine 
Ausnahme von den gewöhnlichen Regeln, wonach dem Täter jeine Schuld 
bewiejen werden muß, ıft in diefer Umfehrung der Beweislaſt doch zu finden. 
Dazu kommt noch, daß beim Ausichluß der Verantwortlichfeit de Redakteurs 
als Täter nunmehr feine Haftung wegen Fahrläjfigfeit nah $ 21 PreßG. 
eintritt, von der er fih außer durch Preisgabe des Einjenders ebenfalls in 
Umfehrung der Beweislaft nur durch den Nachweis befreien kann, daß er die 
pflihtgemäße Sorgfalt angewendet hat oder daß ihre Anwendung unmöglich 
war. Das gleiche gilt vom Verleger, Druder und Berhreiter. 

Ganz ungelühnt bleibt hiernach ein durch die Preſſe begangenes Delikt jo 
leicht nit. Dem eingangs erwähnten Beſchluß der Reihstagstommijfion, bei 
Haltung des verantwortlihen Redakteur? nah $ 20 PreßG. das Zeugnis: 
verweigerungsrecht zu gewähren, wurde regierungsjeitig mit dem Einwande 
begegnet, daß die jtaatliche Ordnung ein dringendes Intereffe an der Ahndung 
des wirklich Schuldigen Habe und daß der als verantwortlich zeichnende Re: 
dafteur diefem Intereſſe häufig jchon deshalb nicht genüge, weil er oftmal3 mur 
vorgeihobene Perſon, jog. Sißredafteur jei. Aehnliche Erwägungen führten 
aud in der Reformkommiſſion zur Ablehnung des inhaltlich gleidhlautenden 
Antrags der Minderheit. An diefen Ausführungen ift jedenfalls joviel richtig, 
daß beide, der Redakteur und der Autor, eine ftrafbare Handlung begangen 
haben und daß mit der Beitrafung des einen dem verlegten Recht nicht völlig 
genug getan it. Man stelle ſich 3. B. auf den Standpunkt des durch eine 
verläumbderiiche Beleidigung Verlegten, dem an der Ermittlung des Einjenders 
alles liegt, während es ihm ziemlid gleichgültig ift, ob der Redakteur beftraft 
wird, der vielleicht gutgläubig war und deshalb aud nur wegen einfacher Be- 
leidigung verurteilt werden kann. Auch können Verbrechen von großer Tragweite 
in Betradht kommen, bei denen allerdings das öffentliche Rechtsgefühl die 
Beitrafung des eigentlichen Täters fordert. 

In der Reformlommilfion hatte man in gewiſſer Weile diefen Erwägungen 
durch einen Eventualantrag Rechnung tragen wollen, der die Zeugnispflicht dann 
eintreten Laffen wollte, wenn der Anhalt des Druderzeugnifjes den Tatbeitand 
eines Verbrechens im techniichen Sinne (nicht nur eines Vergehens oder einer 
Uebertretung) enthalte. Dieje Regelung kann jedod ala eine glüdliche nicht 
bezeichnet werden. Will man bei grundjäßlicher Aufhebung des Zeugniszwanges 
eine Ausnahme gelten laffen, jo fann fie ihre Rechtfertigung nur in dem Gefichts- 
punfte finden, daß es hier wiederum ein noch höheres Intereſſe als das ber 
ungeftörten Meinungsäußerung in der Prefle zu jchügen gibt. Dies ift aber 
nur der Fall, wenn die Sicherheit des Staates und der öffentlichen Ordnung 
gefährdet wird, wie 3. B. beim Hoch- und Landeöverrat. Die hier in Betracht 
fommenden Delikte find aber keineswegs jämtlic Verbrechen (vgl. etwa $ 2 des 
Gel. gegen den Verrat militäriicher Geheimniffe, $3 110, 111 StGB.). Jene 
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Beftimmung würde aljo einerjeit3 zu eng, andererjeit3 zu weit fein. Vielmehr 
müßten die Delikte, bei denen das Verweigerungsrecht ausgeichaltet werben jollte, 
einzeln aufgezählt werden, damit jeder Willfür vorgebeugt würde. Eine kautſchuk— 
artige Formulierung, die es etwa „auf da8 Vorliegen höherer ftautlicher Intereffen“ 
abjtellte, wäre jelbftverftändlich zu vermwerfen. 

Die Reformkommiſſion hat übrigens der Frage auf eine andere Art zu 
Leibe zu gehen verſucht. Während nämlich nad) geltendem Recht ein Zeuge die 
Auskunft auf ſolche Fragen verweigern fann, deren Beantwortung ihm bie 
Gefahr ftrafrechtliher Verfolgung zuziehen würde, bat fie eine weitere Ausge— 
ftaltung dieſes Gedanfens dahin befürwortet, daß jeder Zeuge fein Zeugnis ganz 
zu verweigern befugt fein jolle, „wenn nad den Umſtänden des alles Gefahr 
für ihn bejteht, wegen der ftrafbaren Handlung, die den Gegenftand der Unter: 
ſuchung bildet, jelbit ala Täter oder Teilnehmer verfolgt zu werben“. Ausge— 
ſprochenermaßen hatte biejer Beihluß jeinen Urſprung in dem Beftreben, die 
Mitglieder der Preffe davor zu ſchützen, daß fie zunäcdft als Zeugen und dann 
als Beichuldigte behandelt werden fünnten. Man hielt e8 aber für notwendig, 
dieje Möglichkeit, die nach jekigem Recht — ausgeſchloſſen iſt, nicht nur 
für die Preſſe, ſondern allgemein zu beſeitigen ürde dieſer Vorſchlag Geſetz, 
ſo würde allerdings der Redakteur das Verweigerungsrecht faſt ſtets haben, da 
für ihn die Gefahr wegen der zur Unterſuchung ſtehenden Straftat ſelbſt als 
Täter verfolgt zu werden, nur dann nicht gegeben iſt, wenn die Beweisvermutung 
aus $ 20 Abſ. 2 PreßG. bereits widerlegt wäre. Nicht jo die übrigen Preß— 
angeftellten! Denn ihnen droht die Gefahr der Strafverfolgung wegen bes 
fraglichen Delikts nur ausnahmsweiſe, wobei zu bemerfen ift, daß entgegen einer 
Enticheidung des Reichsgerichts vom 4. November 1896 (Bd. 29 ©. 143) das 
Tahrläfiigkeitsdelift aus $ 21 nicht als diejelbe Tat, wie die den Gegenftand 
de3 Verfahrens gegen den Täter (Verfaffer, Einjender) bildende, aufgefaßt werben 
fann. Mithin reicht die vorgeichlagene Beitimmung nicht aus. 

Schließlich jei no in Anfnüpfung an den Antrag Bafjermann auf ein 
Bedenken bingewiejen. Nah ihm joll die Aufhebung des Zeugniszwanges auch 
für das Disziplinarverfahreu gejeglich feitgelegt werden. Die Reformkommiſſion 
hat jeiner Zeit abgelehnt, zu dieſer Frage Stellung zu nehmen, weil fie nicht 
zu ihrer Aufgabe der Vorbereitung einer neuen Strafprozeßordnung gehöre. 
Die Regelung de3 Disziplinarverfahrens ift aber auch nur, injomweit es fi um 
Reichabeamte handelt, Sache der Reichsgeſetzgebung. Im übrigen unterliegt es 
der Lanbdesgejehgebung, da Art. 4 Ziff. 13 der Reichsverfaſſung lediglich die 
Drdnung des gerichtlichen Verfahrens der Zuftändigfeit des Reiches über: 
weiſt. Die Bundesjtaaten haben denn auch bei Regelung ihres Disziplinarrechts 
die erforderlichen Verfahrensvorſchriften aufgeitellt. Somit ift nur die einzel 
ftaatliche Gejeßgebung zur Vejeitigung des Zeugniszwangs fompetent. Sie wird 
hierfür aber ſchwerlich zu haben jein. Auch liegt im Disziplinarverfahren die 
Sache meiftens ganz anderd. Denn dort bildet den Gegenitand der Strafver: 
folgung nicht der Inhalt des Preßerzeugnifles, jondern das bereit3 vorher vollendete 
Disziplinarvergehen, insbejondere die Verlegung des Amtsgeheimniſſes. Es fteht 
daher gar fein durch die Preife begangenes Delikt, jondern eine gewöhnliche Ber: 
fehlung des Beamten in Trage, die jchon vor der Veröffentlichung begangen 
mar und von ihr ganz unabhängig iſt. 
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Berhtliche Matur des deutschen Offisiersdienftes, ent- 
wickelt aus der Gefchichte und dem geltenden Rechte. 


Von Dr. iur. Wilhelm Lehmann in München. 


Echluß.) 
Dritter Abſchnitt. 
Die rechtliche Natur des Offiziersdienſtverhältniſſes. 
$ 8. Die moderne Theorie und Praxis. 


Ehe wir und ber dogmatifchen Unterfuhung der Rechtsnatur des Offizier* 
dienftverhältniffes zumenden, wollen wir kurz die moderne Theorie und Prans 
über dieſe Frage betradhten. 

Die Theorie fteht nahezu einjtimmig auf dem Standpunkt, dab de 
Offiziersdienſt Staatödienft in juriftiihem Sinne jei. 

Die Herrichende Lehre findet den prägnanteiten Ausdrufd bei Qabandı 
in folgenden Säßen: 

„Der Eintritt in den berufsmäßigen Meilitärdienft iſt Eintritt in de 
berufsmäßigen Staatsdienft. Der Offizier ift in juriftiichem Sinne ein Stadt: 
beamter.“ „Nicht in den Grundjägen über die Wehrpflicht, jondern in de 
Grundjäßen des Beamtenrechts find demnad die allgemeinen Rechtönormen « 
juchen, welche für das Dienitverhältnis der Offiziere maßgebend find, und wız 
auch einzelne zahlreihe und erhebliche Dlodififationen in der Anwendung v 
Durdführung ber Rechtsjäge beftehen, jo gibt es doch feinen einzigen allgemein 
Rechtöbegriff, der nicht gleichmäßig für Offiziere, Unteroffiziere, Miilitärärzte un 
Militärbeamte, wie für die Staatsbeamten des Zivildienftes Anwendung jände 
„Die Offiziere haben ganz die gleichen Pflichten wie andere Beamte.“) T« 
Meinung Labands haben ſich die meiſten Staatsrechtslehrer angejchlofien, | 
Zorn’) Schulze) v. Kirhenheim,) Haenel‘) und andere, wenn uw 
mit mandherlei Modifikationen’) bie nicht von erheblicher Bedeutung find. 





1) Bol. a. a. ©. 8 107 I, Bd. 4 ©. 179 ff. 

m) Bol. Laband a. a. D. Bd. 4 ©. 187. 

2) Deutiches Stantsreht Bd. 2 S. 607. 

9 Deutihes Staatöreht 1886 Bd. 2 ©. 298, 

*) Deutſches Staatsrecht, Stuttgart 1887 ©. 214, 369, 

) Deutiches Staatsrecht, Leipzig 1892 Bd. 1 8 80 ©. 474 ff. 
Br — Dieſe find erſichtlich aus der ausführlihen Zufammenftellung bei Brandc: 

. 58 fl. 
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Der bekannte bayeriiche Staatsrehtslehrer Seydel fteht ebenfalls auf dem 
Boden der herrichenden Meinung; er führt aus: „Der öffentliche Staatsdienft 
Icheidet fich feiner gefeglichen Regelung nad) vor allem in die zwei großen Gruppen 
der Staatödienfte, die im Bereiche der Heeresverwaltung und jener, bie in den 
übrigen Teilen der Staatötätigfeit geleijtet werden.“ „Das Recht des Heeres: 
ſtaatsdienſtes ift nach den Bedürfniſſen der Heeresverfaffung in völlig gefonderter 
Weile geftaltet und fann nur im Zufammenhange mit Ießterer zum Verftändnis 
gebracht werben."') „Neben dem Heeresdienſt, welcher kraft geiegliher Ver: 
pflichtung geleiftet wird, befteht in umfaflender Weife ein Heeresdienft, welder 
auf vertragämäßiger Verpflichtung des öffentlichen Rechts beruht, und alle ent: 
ech, Merkmale des gleichartigen bürgerlichen Staatsdienftverhältnifies 
aufweiſt.“ 

Die Anſicht Delbrücks haben wir bereits oben erwähnt. Er glaubt, 
daß die Offiziere zwar Staatsdiener ſeien, daneben aber noch in einer beſonderen 
perſönlichen Beziehung zum Herrſcher „nach dem uralt germaniſchen Begriff der 
Gefolgſchaft und Vaſallität“ ftünden.?) 

Arndt dagegen will die Offiziere grundſätzlich von den Beamten getrennt 
wiſſen. Er jagt:*) „Die Offiziere find nicht Beamte, jondern Soldaten, Per: 
fonen des Soldatenſtandes.“ Auch Arndt gebraucht Hier offenbar wieder den 
Ausdrud „Beamte“ im Sinne von Zivilbeamte; zu der Trage, ob nicht Per: 
onen des Soldatenftandes Staatödiener im juriltiihen Sinne fein fönnen, 
nimmt Arndt nicht Stellung. An fi ift mit der Gegenüberjtellung von Be: 
amten und Perſonen des Soldatenjtandes für den Begriff wenig gewonnen, 
angefichts der willfürlichen Beſtimmung der legteren durch den Geſetzgeber und 
insbejondere deshalb, weil ja aud die kraft gejeglicher Pflicht Dienenden in 
diefen Kreis gehören. 

In neuefter Zeit ift Brand in Gegenſatz zur berrichenden Lehre getreten. 
Er fieht als den Grundgedanken des heutigen Offizierödienftverhältnifies „die 
Hingabe an den König in perjönlicher Treue” an und jagt demgemäß:°) „Der 
Dffiziersdienit ift der Lehensdienft des modernen Staates, und zur Kennzeichnung 
des ihm eigenen perlönlichen Charakterd geben wir ihm den Namen Königs— 
dienft.” Den feine Anficht begründenden Ausführungen Brands find wir teil: 
meile jchon früher näher getreien; wir werden aud im folgenden noch Ver: 
anlaffung nehmen, darauf zurüdzufommen. 

Die Gejeggebung läßt eine völlig Klare und zmweifelsfreie Stellungnahme 
vermiljen. Die meilten fogen. „Staatsdienergejege” gelten nicht für bie Offiziere. 
Sp unterliegt e8 3. B. feinem Zweifel, daß die Offiziere nicht unter bas 
bayeriiche Staatödienerebitt fallen. Auch das Reichsbeamtengejeg gilt nur teil 
meife kraft pofitiver Vorſchrift“) für Offiziere. In einer Entſcheidung des 
bayeriichen oberſten Gerichtshofes vom 7. Februar 1878 ift weiter 3. B. ent» 
ſchieden, daß die Offiziere nicht Beamte im dem Sinne jeien, wie er jebt für 
Art. 7 Abi. 2 des bayr. Verw.-Gerichtshofsgeſetzes in Betracht ommt.’) Eine 


— 


1) Bayr. Staatsrecht Bd. 2 S. 190. 

2) Bayr. Staatäreht Bd. 3 &. 725. 

!ı a. a. D. S. 334/35. 

) Deutſches Staatsrecht ©. 551. 

) a. a. O. ©. 115. 

98 157 RB®. 

?, Bol. bayr. &. u. VBl. 1878 Anhang S. 17; aud Seydel a. a. O. Bd. 1 ©. 604. 
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Lektüre diefer Entiheidung läßt jedoch ſofort erfennen, daß fie feine prinzipielle 
Bedeutung hat. Der Ausdrud „Beamte“ wird in allen diefen Gejegen gleich— 
bedeutend mit „Zivilbeamte” gebraudt. 


Brand leitet aus diejem Sprachgebrauch der Gejege die Präjumtion ab, 
daß die Gejeßgebung unter Staatsdienft nur den Zivilitaatsdienft verſtehe. 
Gegenüber dem in der Willenihaft heute allgemein anerkannten Begriff vom 
„Staatsdienft“ enthält dies jedoch eine ungerechtfertigte Begrenzung diejes Begriffs 
nah Art und Charakter der Tätigkeit, welch lettere, wie allgemein anerkannt 
it, nicht als Begriffsmerkmale aufgeftelt werden können. Der Grund, daß 
man im gewöhnlichen Sprachgebrauch unter dem Ausdrud „Staatsdiener“ oder 
„Beamte“ in der Regel nur Zivilbeamte verfteht, Liegt m. E. nur in ber be 
jonderen Ausbildung, melde das Berufsrecht des Heeresdienites, bedingt durch 
die bejondere Art der Dienftleiitung, erfahren hat.) Der Spradgebraud; der 
Gelege geht meiſtens auch dahin, daß da, wo nicht bejonderes Berufsrecht des 
Heeres oder Zivildienſtes behandelt wird, der Ausdruf „Staatsdienft“ die 
Offiziere mitumfaßt. So ift heute die Frage, ob die Beitallung zum Dffiziers 
dienit eine Beitallung zum Staatsdienit jei im Sinne des $ 9 des Bunde 
und Staatdangehörigfeitsgejeges, durch eine Reihe von Enticheidungen oberiter 
Gerichtshöfe in bejahendem Sinne erledigt.) Im $ 22 des Staatsangehörig: 
feitögejeßes ferner wird das Wort „Staatödienit“ in einem Zufammenbange 
gebraucht, der deutlich erjehen läßt, daß der Heeresdienit unter dem Ausdrud 
mitbegriffen iſt.) Beftritten ift, ob Art. 21 der Reichsverfaſſung auf Offiziere 
Anwendung findet.) Wenn man ſich auf den Standpunkt jtellt, daß bie 
Offiziere Staatsdiener in juriftiihem Sinne feien, jo wird man die Frage trof 
gewifler Bedenken aus dem Gefichtöpunft der militäriſchen Disziplin bejaben 
müſſen. Auch trifft die ratio legis diefer Beitimmung, das allgemeine Wahl— 
recht in der Richtung ficherzuftellen, daß der durch dasjelbe zum Mitglied des 
Reichstages Berufene durch die ihm dienſtlich vorgejeßte Behörde nicht gehindert 
werden darf, die ihm übertragene Funktion auszuüben, aud auf die Offiziere zu, 
nachdem dieje nun einmal das pajfive Wahlrecht befiten. Das bayeriihe Wahl: 
gejeg vom 9. April 1906°) beitimmt in Art. 35 ähnlich wie das frühere Wahl: 
geieg von 1848/81 °) in Art. 30, daß den Offizieren der Urlaub zum Zwede 
der Zeilnahme an den Verhandlungen des Landtags nicht verſagt werden dürfte, 
wenn nicht „außerordentliche Verhältniffe ihrer Entfernung vom Dienſte ent- 
gegenſtehen“. Nach den beiden genannten Artikeln bat e8 auf den erften Blid 
den Anſchein, als follten die Offiziere in Gegenjag zu den „Staatsbeamten“ 
geftellt werden. Allein eine genauere Betradhtung lehrt, daß dieſe Gefeges 
beitimmungen eine völlig ſyſtemloſe Aufzählung enthalten und deshalb für under 
Streitfrage unverwertbar find. Die oben angeführte Schlußbeitimmung der 


1) Vgl. Seydela. a. D. Bd. 1 ©. 282 Anm. 79. 

2) Bgl. Raudalled a. a. D. Anm. 4 Abſ. 5 zu $ 9 und die dort zujanmımen- 
geftellte Literatur; vgl. auch Laband a. a. D. Bd. 2 ©. 158 Anm. 3, 

2) Bol. Seydela. a. D. Bd. 1 ©. 282 Anm. 79. 

*) Bgl. Laband (a. a. D. Bd. 4 ©. 188) und Seydel (Kommentar zur Ber: 
Urt. des Deutihen Reihd Anm. 2 zu Art. 21) bejahen diefe Frage; Arndta. a. L. 
©. 552 verneint fie. 

°) Abgedrudt bei Piloty-Sutner, „Die Verfafjungsurkunde des Königreiss 
Bayern” (Minden 1907) ©. 355 ff. 

°) Abgedrudt in der Reh mſchen „UQuellenfammlung zum Staat: und Verwaltungs 
recht des Königreihs Bayern“ ©. 121 ff. 
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genannten Artikel ift im Hinblid auf den Kriegsfall jelbfiverftändlich und be— 
rubt, da fie ja au für die Zivilbeamten der Militärverwaltung, die unbe- 
firittenermaßen Staatöbeamte find, gilt, offenfichtlich lediglich auf der Beſonder— 
heit des Kriegsſtaatsdienſtes. Wenn man nad) dem Gejagten überhaupt aus 
der Terminologie der Gejeßgebung auf eine einheitliche Grundanſchauung ſchließen 
will, jo läge es m. €. näher, anzunehmen, daß nad) der Gejeßgebung der 
Dffiziersdienft als Staatsdienft aufzufaſſen ift, als geftügt auf den Sprachgebrauch 
der das bejondere Berufärecht des Zivilftaatsdienftes enthaltenden jog. Staats: 
dienergelege zu folgern, daß die Gejeggebung unter „Staatsdienſt“ nur ben 
Zivilftaatsdienft verftünde. Ueber eine bejondere Prüfung jeweils „im Rahmen 
des anzumendenden Einzelgejeges“ ') wird man nie hinwegkommen. Der all 
gemeine Gefichtspunft für dieſe Prüfung ift jedoh m. €. ber, daß man im 
Einzelfall zu fragen hat: Enthält diefes Geſetz ein bejonderes Berufsrecht, oder 
will e8 den Staatädienft ala jolchen treffen ? 

Die Praris jteht im Anſchluß an die Theorie überwiegend auf dem 
Standpunkt, daß das Dffizierödienftverhältnis die beftimmenden Merkmale des 
Staatödienftbegriffs aufweije.?) 


$ 9. Das Wefen des Staatsdienftverhältniffes. 


Um zu der Streitfrage, ob der Offizierödienft „Staatsdienft” in juriftiich- 
techniſchem Sinne ift, Stellung nehmen zu können, müſſen wir zunächſt die Be: 
griffsmerfmale des Staatsdienftverhältnifies jeftitellen. 

Die Beihaffung der im Staatöleben erforderlichen menjchlichen Arbeits: 
fräfte ift auf verjchiedenen Wegen möglich. Im Bereiche des öffentlichen Rechts 
unterjcheidet man zwei Möglichkeiten, einerjeits die geſetzliche Pflicht zur öffent: 
lichen Dienftleiftung, andrerjeits vertraggmäßig begründete Dienftverhältniffe. 

Als Staatödiener im techniichen Sinne werden von der herrichenden Lehre, 
welcher wir uns anjchliegen, nur diejenigen bezeichnet, welche in einem bejonderen 
Dienftverhältnis zum Staate ftehen.) Das wejentliche Kennzeichen des „Staat: 
beamten“ ift aljo das Dienftverhältnis. Dieſes Etaatsdienftverhältnis ift Gegen: 
ftand unſerer Unterſuchung. 

Zunächſt iſt die Frage zu beantworten, auf Grund welchen Kennzeichens 
es dem öffentlichen Recht zuzuweiſen iſt. 

Seydel führt darüber etwa folgendes aus:“ Der Unterſchied zwiſchen 
den privatrechtlichen und öffentlich rechtlichen Dienftverhältniffen, welche der 
Staat abſchließe, liege darin, daß bei den erfteren das öffentliche Intereſſe ledig: 
ich Beweggrund des Rechtsgeſchäftes jei, dat es aber am Rechtsgeſchäft jelbit 
rechtlich nicht zur Erjcheinung gelange, während das Kennzeichen der leßteren 


) Dal. REſt. Bd. 29 ©. 15. 

) Bol. RGESt. Bd. 23 ©. 17 und Bd. 29 ©. 15; ferner den bei Brand a. a. O. 
S. 62 zitierten Erlaß des württembergiihen Minifter vom 7. 10. 84, die in der Entſch. 
d. RG. i. Strafj. Bd. 23 ©. 17 angezogenen Erlafje der jähliihen Minifterien und die 
bei Arndt aa. a. O. S. 551 Anm. 9 zitierte Entſch. des preuß. Gerichtöhofes zur Entid. 
der Kompetenz-Konflikte (vgl. auh Brand a. a. O. ©. 62); ferner die bei Raudalles 
a. a. D. Anm. 4 zu $ 9, aus der Samml. d. €. bayer. BGH. und Neger zujammen- 
ftellten Entiheidungen. 

YAM. Seydel a. a. DO. Bd. 28176; auch Haenel, vgl. Deutſch. Staatd- 
redht Bd. 1 8 80. 

*) Bol. Seydel, Bayer. Staatsreht Bd. 2 ©. 185. 
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eben darin liege, daß das öffentliche Recht rechtlich enticheibend für das Nest 
geihäft jei. Damit iſt das Kennzeichen des Staatsdienftvertrages darin gefunden, 
daß unbejchadet der Freiheit beider Zeile, den Vertrag einzugehen, oder nidt 
das 2.” Recht aus öffentlichem Intereſſe beftimmend in den Vertragsinbalt 
eingreift. 

Dieje Begriffsbeitimmung muß jedod als unbefriedigend erſcheinen; & 
liegt nun nahe im dem geſetzlich geregelten Vertragsinhalt nad einem dund: 
greifenden Merkmal der Staatsdienitverhältniffe zu ſuchen.) Ein derartiges 
Unternehmen ijt mit großen Schwierigkeiten verbunden. Einerſeits vermag dr 
Urt der Dienſtleiſtung fein Kennzeichen abzugeben, da biejelben Dienfte jomokl 
im Wege des öffentlichrechtlichen wie des privatrechtlichen Dienitvertrages be 
ihafft werben fönnen.?) Andererjeits ift auch der Inhalt der öffentlichen Dient: 
verhältniffe derartig vielgeitaltig, daß es ſchwer erjcheint, demjelben ein baut 
nendes — zu entnehmen.?) 

d doch iſt es der Wiſſenſchaft gelungen, ein gemeinfames Kenuyita 
aller Staatsbienftverhältniffe feſtzuſtellen. Man hat erkannt, daß das Staat 
dienftverhältnis ein Gemwaltverhältnis ift,‘) daß es nicht ein Verhältnis ke 
Nebenordnung, jondern der Ueber: und Unterordnung it. Das Weſen dieii 
Verhältniffes wird gewonnen aus der Gegenüberjtellung des Gemaltverhältnifis 
zum SForderungsverhältnis, dem Verhältnis der Nebenordnnung. 

Der Unterichied befteht darin, daß ber Wille des Gewalthabers aus eigen 
Macht den Willen des Dienerd beitimmt,’) während bei dem TForderungsreii 
die Beitimmbarkfeit durch einen fremden Willen auf den Willen des Werpflichtete 
zurüdzubeziehen iſt.“) Dieſer Gegenjag äußert fi) praftiih darin, dab de 
Herrſcher einjeitig, ſoweit jeine Herrichergewalt reicht, den Inhalt und Umſen 
des Dienftverhältnifjies zu ändern in der Lage ift, während eine derartige Ir 
änderung bei Fyorderungsverhältniffen naturgemäß von dem begründenden Wile 
der verpflichteten Perjönlichkeit abhängt. 

In der Begrenzung des Inhalts und Umfangs der Gewalt des Dient 
herrn durch Gejeß, zeigt ſich, daß dieje eine rechtlich geordnete, alſo eine Herrſche 
gemalt ift. Zugleich) ergibt ſich aber aus der Tatſache diejer Regelung dur: 
das objektive Recht in Verbindung mit dem Zweck des Staatsdienftverhältnii 
die Beſchränkung der Gewalt, „indem fein Befehl gegen Gejeß oder Staatäym: 
zu Gehorſam verpflichtet” .”) 

Das Staatsdienftverhältnis ift nur nad) jeiner verpflichtenden Seite © 
Gewaltverhältnis. Soweit dem Diener Rechte, jei e8 Ehren: oder Vermögen 
rechte zuftehen, aljo nach der berechtigenden Seite, ift e8 ein Yyorderungsverhältnis 
Die Rechtsnatur diejes Forderungsverhältniffes ift beitritten. Rehm bezeit 
es als ftaatsrechtlichprivatrechtlid) gemijchtes Verhältnis und entnimmt du 





1) Val. Seybel, Baper. en m 2 ©. 186. 

2) Bl. Seydela. a. D. Bb. 

®) Vgl. Seydela. a. D. Bb. H 8 187. 

9 Vgl Rehm a. a. D. Annalen 1885 ©. 153 fi.; auh Laband a. a. ©. 9 
©. 405, dab ijt die nahezu einjtimmige Anficht der Stantsretölehrer; Seydel (ev 
Staatsredht Bd. 2 ©. 187 ff.) hält dafür, daß nicht en dieſes Kennzeichen gegeben 
wird aber m. €. zutreffend von u. (a. a. O. ©. 107) befämpft. 

3), Bol. Rehm a. a. O. ©. 154. 

) Bol. Rehm a. aD. ©. 11. 

) Rehm a. a, D. Annalen 1885 ©. 153. 

9 Vgl. Rehm a. a. D. ©. 158. 
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die privatrechtliche Seite den Vermögensrechten, indem er ausführt, daß ber 
innere Grund diejer in dem Privatintereffe des Diener zu juchen ſei.) Seydel 
findet”) eine derartige Zerreißung eines Vertragsverhältniffes in zwei Rechts: 
iphären bedenklich. 

Das Subjekt des Staatödienerverhältniffes ift auf der gebietenden Seite 
der Herricher naturgemäß in feiner Eigenichaft als Subjekt des öffentlichen 
Rechts ala Inhaber der Staatsgewalt.) Er ift der alleinige Inhaber des Rechts, 
Staatsdiener anzuftellen, er ift es auch, den die aus dem Staatödienft entitehenden 
Rechte und Pflichten treffen. 


Eine weitere Streitfrage ift die nach der Begründung bes Dienftverhält: 
niffes. Ich habe dieſe Streitfrage bereits anläßlich der Betrachtung der Be— 
gründung des Difiziersverhältniffes geftreift. Es mag daher hier genügen, meine 
Stellungnahme dahin zu kennzeichnen, daß ich glaube, mich der Vertragstheorie 
anichliegen zu müfjen.*) 

Demnach wären im Anſchluß an Rehm?) die fennzeichnenden Merkmale 
des Staatödienjtverhältniffes folgendermaßen zu formulieren: 


1. Der Zwed des Staatödienftverhältnifes ift die Führung eines Staatsamts. 

2. Das Staatsdienitverhältnis wird durch Vertrag begründet. 

3. Das Staatsdienitverhältnis ift ein ftaatörechtliche® Gewaltverhältnis 
mit einem forderungsverhältnis als Annerum. 


Das letztere bezeichnet Rehm, mie jchon bemerkt, als ſtaatsrechtlich— 
privatrehtlid gemilchter Natur, während Seydel diefe Annahme für irrig 
hält. Ich laſſe diefe Streitfrage um deswillen offen, weil fie, wie fid) unten 
ergeben wird, für uns bedeutungslos ift. 


$ 10. Vergleich zwifchen dem Offiziersdienftverhältnis und dem 
Staatsdienftverhältnis, 


Nachdem nun die fennzeichnenden Merkmale des Staatädienftes feitgeitellt 
find, ift zunächſt im Wege der VBergleihung zu prüfen, ob wir denfelben Merk— 
malen beim Ojfiziersdienftverhältnis begegnen. Wie die weitere Unterfuchung 
ergeben wird, ilt dies der Fall. Wenn aber das Dffiziersverhältnis die fenn- 
zeichnenden Merkmale des Staatsdienites aufmeiit, dann iſt e8 ein Staats 
dienftverhältnis, 

Zunächſt iſt noch kurz jeitzuftellen, daß das DOffiziersdienitverhältnis dem 
öffentlichen Recht angehört. Oben wurde als das Kennzeichen ber dem öffent: 
lichen Rechte angehörigen Dienftverhältniffe feſtgeſtellt, daß das öffentliche Recht 
aus öffentlichem Intereſſe zwingend in den Vertragsinhalt eingreife.) Daß bies 
beim Dffiziersdienftverhältnis, auch ſoweit e8 durch Verordnung geregelt ift,”) 
zutrifft, kann nicht bezweifelt werden. Da den Offizieren auch Vermögensrechte 


1) a. a. O. ©. 108. 
) Bayer. Staatsrecht Bd. 2S. 186 und 237 ff.; vgl. auch Allgem. Staatslehre ©. 52. 
Rehbma.a. O. ©. 11l. 

*) Ich verweiſe übrigen® auf die vorzüglihe Begründung Rehms (aa. D., 
Annalen 1885 ©. 113 ff.), der m. €, zuzuftimmen iſt. 

®) a.a.D. Annalen 1885 ©. 158. 

°) Bgl. Seydel, Bayr. Staatdreht Bd. 2 ©. 185. 

?) Bgl. 3. B. die formellgejeglidye Ermächtigung des $ 7 RMG. 
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auftehen, jo muß man, wenn man mit Rehm dieſe als privatrechtliche bezeichnet, 
eine öffentlichrechtlich - privatrechtlich gemijchte Natur annehmen. 


Als erftes Kennzeichen des Staatsdienftverhältniffes haben wir oben im 
Anschluß an Rehm bezeichnet, daß Zweck des Staatsdienftes die Führung eines 
Staatsamts jei. Unter Staatsamt verjteht man „einen beftimmten umjchriebenen 
Kreis ftaatliherGejhäfte, zu deren VBollziehung im Namen des Herricers 
eine phyfiiche Perjon kraft perſönlichen, öffentlihen Auftrags desielben 
rechtlich verpflichtet ift”.') Nachdem wir oben bereits ala Zmed des Dffiziers- 
bienftes die Führung der im Rahmen des Heeres abgegrenzten Geſchäftskreiſe 
feitgeftellt haben, jo bleibt lediglich noch zu unterfuchen, ob dieje leteren in dem 
vorbezeichneten Sinne „Staatsämter” find. Das Heer ijt eine Staatsanftalt, 
und die im Bereiche des Heeres erforderlichen Geſchäfte ftellen ſich ala Tätigkeit 
zur Berwirklihung von Staatsaufgaben, in diejem Falle der Aufgabe der Wahrung 
der ſtaatlichen und Einzelintereſſen nad) außen und innen, demnach als Staats— 
dient in weiterem Sinne dar. Aus dem Begriff des Staatödienftes im weiterem 
Sinne, wird aber das eine Element des Begriffs „Staatsamt“ durch die Be- 
grenzung der Geichäfte auf einen bejtimmten Kreis gewonnen.?) Andrerieits 
liegt aber aud) der perjönliche Auftrag des Staatsoberhauptes und die auf ihn 
berubende Verpflichtung zur Führung diejer Gejchäfte vor. Das Staatsoberhaupt 
erteilt diefen Auftrag dem Offizier als Kriegsherr. Kriegsherr aber ift der 
Herricher als joldher, d. 5. als Inhaber der Staatögewalt. Denn „Kriegäherr” 
bezeichnet eben den Herrſcher als Inhaber der militäriichen Hoheitsrechte. Nach 
dem beide Beariffsmomente gegeben find, iſt aud die Offizierödienitftelle „Staats- 


amt”, und Zweck des Offiziersdienftes ift demgemäß die Führung von 
Staatsämtern. 


Der Staatsdienft wird durch Vertrag begründet.) Das ift das zweite 
bier zu betrachtende Begriffsmerkmal des Staatsbdienftes. Dieje rechtsgeichäftliche 
Begründung beiteht in einem Vertrag zwiſchen dem Herrſcher ala joldyem, d. bh. 
in jeiner Eigenihaft ala Inhaber der Staatsgewalt und einem Privaten. Be: 
züglich der Offiziere haben wir uns oben auf den Boden der Vertragstheorie 
geſtellt. Es kann nun wohl feinem Zweifel unterliegen, daß der Herrſcher aud 
das militärische Dienftverhältnis ala Herricher begründet. Er handelt nicht etwa 
ala Privatmann, jondern als ‚Kriegäherr. Die Rechtsnatur diejes Vertrages if 
beftritten. Rehm) nimmt eine öffentlichrechtlich = privatrechtlic gemilchte Natur 
an, während Seydel und mit ihm die meiften Staatsredhtälehrer auf dem 
Standpunkt ftehen, daß er ganz dem öffentlichen Rechte angehüre.. Welchen 
Standpunkt man auch einnimmt, d. h. ob man die Vermögensrechte für öffent: 
lichrehtliche oder privatrechtliche hält, man wird eben fonjequent die Grundan: 
ihauung hierüber auf dad Offizierödienftverhältnis anwenden müffen, da aut 
den Offizieren Vermögensrechte zuftehen. Jedenfalls läßt fich kein weiensartiger 
Unterſchied zwilchen der Natur des Begründungsaktes des „Staatsdienftes” und 
des Offizierödienitverhältnifjes finden. 


1) Bgl. Rehm a.a.D. Annalen 1885 ©. 80 Anm. 4. 
) Die bayr. Verfaffungsurtunde ipricht in $ 5 des Titeld 5 in einem Atem vor 


„Bivil- und Militärämtern. Sie faht aljo offenbar die Militärämter auch als Staat# 
ämter auf. 


» ©. weiter oben. 
*)a.a.D.$ 45, Annalen 1885 S. 122 ff. 
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Im Gegenjaß zu ber hier vertretenen Meinung entnimmt Brand!) daraus, 
daß die Ernennung des Dffizierd in den meiften deutichen Staaten?) der Gegen: 
zeichnung des Minifters nicht bedarf, eine grundlegende Verſchiedenheit des 
Dffiziersdienftes zum Staatsdienit. Er führt aus: Die minifterielle Gegenzeichnung 
jei nur erforderlich bei denjenigen Willensakten des Königs, welche eine „Staatliche 
oder mit dem Staate verbundene Angelegenheit“ ”) betreffen. So bebürfe auch 
die Anftellung eines Hofdieners nicht der Gegenzeihnung. Aus dem Erfordernis 
der Gegenzeihnung rechtfertige fich demnadh ein Schluß auf die faatärechtliche 
Stellung des betreffenden Dienerd. So laſſe fich z. B. für Bayern der Grund- 
jag aufftellen, daß pragmatilcher Staatsdiener nur derjenige fei, bei deſſen Er- 
nennung der Minifter durch Gegenzeihnung mitgewirkt habe. Daraus entnimmt 
Brand offenbar, daß das Eriordernis der Gegenzeichnung der Anitellungsent- 
Ihließung „eines der weſentlichſten Merkmale des Staatsdienftes”*) fei, und daß 
deshalb, weil es beim Dffiziersdienft fehle, der letztere nicht Staatsdienft jet, 
vielmehr der König ein Dienftverhältnis der Offiziere zu feiner eigenen Perjon®) 
begründe. Zunächſt möchte idy erwähnen, daß mir die Exempflififation auf 
Bayern gerade hier nicht glüdlich erjcheint. Denn in Bayern beiteht für die 
Ernennung der Offiziere das Erfordernis der Gegenzeichnung, jo daß dieſe für 
Bayern gerade als eine „Staatliche oder mit dem Staate verbundene” Angelegenheit 
gekennzeichnet if. Vor allen Dingen muß m. E. berüdfichtigt werden, daß 
der Begriff „Staatsdienft” von der Rechtswiſſenſchaft aus der Mannigfaltigkeit 
der Erſcheinungen auf dem Gebiete des öffentlichen Dienstes in der Weiſe abitrahiert 
wurde, daß die allen öffentlichrechtlichen Dienftverhältniffen zwiſchem dem Herricher 
und einem Privaten gemeinfamen Merkmale feftgeftellt wurden. Dieje find die 
von und oben im Anſchluß an Rehm feitgeftellten. Man muß fich davor hüten, 
in den Staatsdienftbegriff Merkmale hineinzutragen, welche zwar einzelnen, nicht 
aber alten öffentlichen Dienftverhältniffen eigen find. Dievon Brand angeregte 
Verſchiedenheit kann für unjere Zwecke m. E. in die frage formuliert werden: 
it das Erfordernis der Uebernahme der Verantwortlichkeit für die Anftellungs- 
entichließung gegenüber der Volksvertretung durch den Minifter ein mejentliches 
Begriffsmerfmal des Staatsdienftverhältnifies in dem Sinn, daß der Mangel 
dieſes Erfordernifles ein Dienftverhältnis aus der Kategorie der Staatäbienftver- 
bältnifje ausichließt? in derartiges Begriffsmaterial ergibt fi) m. €. nicht 
aus der Natur des Staatsdienftes und ift auch in der Wiffenichaft bisher noch 
nicht aufgeftellt worben. 

Die Uebernahme der Verantwortung für Regierungsakte des Herrſchers gegen= 
über der Volfsvertretung, welche durch die Gegenzeichnung geichieht, ift erft ein 
Produkt der neueften gejchichtlihen Entwicklung. Im abjoluten Staat ift dies 
nach der Natur der Sache ausgeſchloſſen geweſen. Der Uebergang zum Konfti- 
tutionalismus vollzog fih nun in Deutichland nicht durch die Revolution von 
unten, jondern dadurch, daß die Monarchen fih in der Ausübung der ihnen 
nad) wie vor aus eigener Macht zuftehenden Herrſcherbefugniſſe jelbft beichräntten, 
indem fie ihren Völkern Berfaffungen gaben. Dieſe Beichränfung in der Aus- 


aa. O. ©. 79 fi. 

) Mit Ausnahme Bayerns. 

») Brand ftügt ſich hierbei auf das bayr. Gef. die Verantwortlichleit der Minifter 
betr. v. 4. 6. 1848 Art. 4. 

%) a. a. O. ©. 81. 

6) a. a. O. ©. 82. 
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übung der Herrſcherrechte durch die Volksvertretung geht demgemäß nur fo weit, 
als die Verfaſſung ausdrüdlich beftimmt. Ausgenommen von der Einwirkung 
der Volfsvertretung und damit naturgemäß auch von der minifteriellen Berant: 
wortlichkeit ift das gefamte Gebiet de3 militäriichen Oberbefehls. Die Frage, 
ob die Anftellung eines DOffizierd der Einwirkung der Volfsvertretung unterliege 
und demgemäß die Uebernahme der Verantwortlichfeit durch den Miniſter im 
Mege der Gegenzeichnung erforderlich ſei, ift von der Borfrage abhängig, ob 
man die Ernennung als einen Akt der Militärverwaltung oder bes Oberbeichls 
auffaßt.*) 

Der Bereich der Akte der Kommandogewalt läßt ſich begrifflich von dem 
der Militärverwaltung nicht ſcharf abgrenzen?) So kann man m. €. aud) die 
Anstellung des ——— ſowohl als eine Anordnung der Militärverwalkung mie 
als einen Akt der Kommandogewalt aufjalfen. Das erftere, weil durch fie der 
Etat und damit das Budgetrecht der Volfävertretung berührt wird;”) das zmeite 
aus dem oben erwähnten Gefichtspuntt.) Man muß die Trage entweder nad 
der pofitiven Geſetzgebung oder, wo eine ſolche fehlt, nad) der Uebung der Prariö 
enticheiden.?) In Preußen aljo wird nad) der von der höchſten Stelle aus 
gehenden nterpretation des Allerhöchften Exlaffes vom 18. Jannar 1816*) die 
Ernennung der Offiziere in das Gebiet des Oberbefehld zu verweilen ſein. 


Man kann in diefem Rechtszuſtand ein Stück aus früherer Zeit übrig: 
gebliebenen Abjolutismus erbliden, das feine Rechtfertigung in der Notwendig: 
feit der ftraffiten Zentralifierung des Heeres und der militäriichen Disziplm 
findet. Darüber hinaus aber aus dem Mangel des Erfordernifjes der miniſi— 
rielfen Gegenzeihnung auf eine bejondere Geltaltung des Offizierödienitverhält: 
nifjes, die nach unferer Anſchauung durch die neueſte geichichtliche Entwidlung 
— iſt, zu ſchließen, heißt m. E. dieſer Frage eine viel zu hohe Bedeutung 

eimeſſen. 


Nun bleibt noch das dritte Kennzeichen zu prüfen übrig. Als ſolches 
wurde oben feitgeftellt, daß das Staatsbienftverhältnis ein Gemwaltverhältnis ja 
mit einem fForderungsverhältnis ala Annerum. Wir haben oben im Anichlub 
an Rehm den Begriff des Gemaltverhältniffes aus der Gegenüberftellung zum 
Forderungsverhältnis gewonnen. Das erftere begründet Rechte „über eine 
Perſon, das leßtere Rechte „gegen“ eine Perjon. Der herrichende Wille im Ge 
waltverhältnis beftimmt den Willen bes Untergeordneten aus eigener Mait, 
während beim Forderungsverhältnis der Wille des Berechtigten auf den Willen 


1) Laband (a. a. D. Bd. 4 S. 57) faht fie ald einen Aft der Kommandogemalt 
auf mit der Begründung, daß der einen Offizier ernennende Landesherr diejem die feiner 
Stellung entiprehende Kommandogewalt übertrage und dadurch jelbit die Kommande 
gewalt ausübe, 

) Veriuche einer Abgrenzung der Gebiete Kommandogemwalt und Regierung® 

ewalt jinden fih bei Mueller, „Die Teilung der Militärgewalt” ©. 64 fi. und bei 
Re dert, „Militärgeieggebung“ S. 39 fi. Eine Behandlung diejer Frage liegt außerhalb 
bes Rahmens diejer Arbeit. 

2 Bgl. hierzu Brand a. a. DO. ©. 82, der aber überfieht, daß die Ernennung 
zum Leutnant nicht notwendig auch die Bezahlung der etatsmäßig mit diejer Eharge ver: 
bundenen Bezüge zur Folge haben muß (überzählige Leutnants) und daher nicht not: 
wendig den Etat alteriert. 

* Val. hierzu noh Laband a. a. D. Bd. 4 ©. 36. 

5) Bel. Laband a. a. O. Bd. 4 S. 35. 

°, Abgedruckt bei Peckert a. a. O. ©. 47. 
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des Merpflichteten zurüdzubeziehen ift. Rehm führt als Beiipiele aus dem 
Privatrecht das Gemwaltreht des Waters über das Kind und ihm gegenüber das 
Forderungsrecht des Gläubiger gegen den Schuldner an.!) Das erite Kenn: 
zeichen des Gewaltverhältniffes beiteht alfo in einer bejonderen Gemalt des 
Herrichenden, welche beim Staatsdienjtverhältnis als Dienftgewalt zum Ausdrud 
fommt. Das zweite Merkmal gewinnen wir wiederum aus der Vergleichung 
mit dem Yorderungsverhältnie. Die Erzwingung der Verwirklichung des Forde— 
rungsrechtes geichieht im Weg ber Klage, während die Erzwingung ber Erfüllung 
der Pflichten des Gemwaltunterworfenen durch unmittelbaren Zwang, durch die 
aus der Dienftgewalt entipringende Dienititrafgemwalt erfolgt.?) 


Wenn wir dad Offizierödienitverhältnis darauf unterfuchen wollen, ob e8 
ein Gemaltverhältnis in demjelben Sinne jei wie das Staatödienftverhältnis, 
müffen wir bei demjelben eine Dienitgewalt und eine Dienitftrafgewalt feſtſtellen 
können. Daß der Offizier mit dem Augenblid, in weldem das Dienftverhältnis 
perfeft ift, unter einem Gewaltredht fteht, wird eine Betrachtung feiner Ge— 
horjamspfliht Iehren. Der Offizier jchuldet unbedingten Gehorſam allen 
Befehlen jeiner Vorgejegten, „welche den Dienft oder jein Verhalten außer 
Dienſt betreffen, ſoweit diejes mit jeiner militärifhen Stellung im Zujammen: 
hang steht oder darauf Einfluß übt“.) 


Die Gehorſamspflicht hat — aus militärtechniſchen Gründen eine 
eigenartige und intereſſante Regelung erfahren. Das Militärrecht kennt eine 
doppelte Vorgeſetzteneigenſchaft', die „direkte“ und die „allgemeine“.‘) Die 
erjtere ift auf die Uebertragung eines beitimmten Kommandos oder ber Vor: 
ſtandſchaft einer militäriihen Stelle gegründet. Der in der „direften Vor— 
geſetzteneigenſchaft“ enthaltenen Befehlsgewalt gegenüber ſind die „formations— 
mäßig oder durch Spezialbefehl Unterftellten“ ?) zu Gehorſam verpflichtet. Die 
„direkte Vorgeſetzteneigenſchaft“ befigt alfo 3. B. der Regimentsftommandeur 
gegenüber den ihm formationsmäßig unterfteiften Offizieren jeines Regiments. 
Ueber den Bereich der Dienftesitelle hinaus aber erhält die jogen. „direkte 
Vorgejegteneigenihaft“ eine intereffante, aber zweifellos nur auf militärtechnifchen 
Erwägungen beruhende Ergänzung in der „allgemein militäriichen Vorgeſetzten— 
eigenihaft“. E83 bedarf faum einer Erörterung, daß die Beichränfung der 
Beichlögewalt auf den Bereich ber Dienftitelle im Rahmen des Heerweſens 


) a. a. D. Annalen 1885 ©. 146. 

*) A. M. Seydela. a D. Bd. 2 ©. 188, der inäbejondere die Annahme einer 
bejonderen Dienjtgewalt zurüdweiit und jagt, der Staatsdiener gehorche, weil er wolle, 
nicht weil er müſſe. Wenn man aber die Pflicht zu gehorhen auf den Willen des Dieners 
ſelbſt zurüdbeziehen will, dann iſt es nicht zu erklären, wie der Bejepgeber einjeitig, 
obne jih um den Willen des Staatödieners zu kümmern, den inhalt des Dienjtverbält- 
niſſes an Rechten und Pflichten durd Abänderung der geieglichen und verordnungsmähigen, 
Grundlagen abändern kann. 

®) Bol. Koppmann a. a. O. ©. 321. 

*) Bgl. $ 5 der BO. über die Rangverhältniiie. 

°) Bol. $11 der a. BO., der bejagt: „Die direfte Borgejegteneigenichaft begründet 
nicht bloß alle Rechte und Pilichten ber allgemein militärijhen, fondern verleiht auch die 
Befugnis, die Einhaltung der innerdienftlihen Borichriften zu überwahen und gibt das 
Ausübungsreht der Disziplinargewalt innerhalb des zugewiejenen Dienjtbereihd und 
der hierfür feitgeiegten Grenzen. Dieielbe (die direkte — — wird bedingt 
durch die Uebertragung eines beſtimmten Kommandos uſw.“ Ausdrud „direlte 
Borgejegteneigenichaft” bedeutet demnach nichts anderes ald eine zufammenfaffende Bee 
zeihnung für die Dienftgewalt und Dienititrafgemwalt. 
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außerordentlich bebenklih wär. Man braudt, um ein Beilpiel von vielen 
herauszugreifen, bloß daran zu denken, daß im Gefecht die Verbände der ver: 
ſchiedenſten Truppenteile vermifcht werden, daß 3. B. ein Kompagniechef Leute 
aus verichiedenen Regimentern in feine Kompagnie befommen kann. Nichts 
wäre bedenflicher, ald wenn diejer Kompagniechef nun den fremden Leuten 
gegenüber feine Bejehlägewalt hätte, jo wie 3.3. der Vorſtand eines Bezirks- 
amtes dem einem anderen Bezirksamt untergeordneten Beamten feine dienftlichen 
Befehle erteilen kann. Die hieraus ji) mit Notwendigkeit ergebende Ergänzung 
der direkten Vorgelegteneigenichaft wird durch die allgemein militärifche gebildet. 
Innerhalb des Bereiches der eriteren kommt die zweite überhaupt nicht zur 
Geltung, da fie in der eriteren enthalten ift. Dagegen gewährt die „allgemein 
Borgejegteneigenichaft” allen nicht formationsmäßig unteritellten, aber rang: 
niederen Perſonen des Soldatenitandes gegenüber eine Befehlsgewalt. Daß he 
lediglich auf militärtechniihen Erwägungen beruht, dürfte aus dem Gejagten 
hervorgehen. Daß fie lediglich den Charakter einer Ergänzung trägt, ift m. €. 
an dem Umitand erkennbar, daß fie nicht das Recht der Ueberwachung der 
innerdienftlihen Vorſchriften und feine Disziplinarftrafgewalt gewährt.') Die 
allgemeine Borgejegteneigenihaft beruht auf dem militäriihen Rangverbältnis 
in der Weile, daß die Offiziere allgemein Borgejegte der Unteroffiziere und 
Mannſchaften, und innerhalb des Offizieröforps jeweild die Angehörigen einer 
Hauptrangflafle allgemein Vorgeſetzte der Angehörigen aller niederen Haupt: 
rangklaffen ?) find. Eine weitere Ergänzungsvorichrift ift an dieſer Stelle zu 
erwähnen. Nach $ 3b der Belchwerdeordnung vom 30. März 1895 ift als 
Borgeleßter zu erachten jeder Offizier oder Sanitätsoffizier, welcher fich ver 
pflichtet fühlt, gegen einen jüngeren Kameraden bienftlich einzufchreiten.. Durd 
dieje Vorjchrift wird auch innerhalb der Hauptrangklaffen dem Ranghöberen ’) 
die Möglichkeit gegeben, fidy in gewifjen Tyällen zum Rangniederen in das Xer: 
hältnis eines Vorgejegten zu ſetzen. Der Jüngere ift in dieſem Falle u 
Gehorſam verpflichtet. 

Aus der Daritellung diejer befonderen Regelung des Vorgejeßtenverbält: 
niffes ergibt ſich von jebit, daß dieſe Vorſchriften nur befonderes Offiziersberniz- 
recht find und ausſchließlich auf militärtechnijchen Erwägungen, nicht aber au 
grundlegenden juriftiihen Verſchiedenheiten beruhen. 

Nach diejer Abſchweifung ehren wir zu unjerer Aufgabe zurüd, aus ber 
militäriichen Gehorjamspflicht eine bejondere Dienftgewalt nachzuweiſen. ®ır 
haben oben geſehen, daß die Gehorjamspflicht der Offiziere eine jehr weitgehende 
it. Sie ift gegenüber derjenigen der Zivilbeamten ftarf potenziert. Daß aber 
der Wille des Offizier mit dem Wugenblid der Perfektion des Dienftvertrages 
innerhalb der gejeglichen Grenzen der Befehlsgewalt ausgeichaltet ift, d. h. das 
das Recht zu befehlen feinen Grund nicht in dem Willen des untergebener 
Offiziers hat, jondern in fich ſelbſt trägt, erhellt wohl am beutlichiten aus der 
Umftand, daß dem Kriegäheren eine einjeitige und vom Willen des Offizier 

) Wenn alio z. B. ein Kompagniehef infolge der Vermiſchung der Truppen 
verbände fremde Leute in feine Kompagnie befommt, hat er diejen gegenüber feim 
Disziplinarftrafgewalt. 

?) Die Hauptrangllafien find z.B. erfihtlid aus der Anlage zu $5 des MStos 

) Der höhere Rang ift an bie höhere Charge oder innerhalb der gleihen CThetee 
an das Dienjtalter (Patent bzw. Ernennungsdatum) geknüpft. Vgl. Verordnung übe 
die Rangverhältniiie. 
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völlig unabhängig geitellte Aenderung der gejeglichen und verordnungsmäßigen 
Vorſchriften über Art und Dauer der Dienitpflicht möglich it. Der Offizier 
fteht demnad unter einer Gewalt. Die Gewalt it rechtlich umichrieben, dem— 
nach ein „Gewaltrecht“.') Daß dieje Gewalt eine bejondere Dienftgewalt ift, ergibt ſich 
m. €. aus folgenden Erwägungen. Der feiner gejeglihen Dienitpflicht genügende 
Untertan fteht zugegebenermaßen unter einem Gewaltrecht. Diejes Gewaltrecht 
iſt num allerdings feine bejondere Dienftgewalt, jondern ein Zeil der allgemeinen 
Gewalt de3 Staates über jeine Untertanen. Der Soldat kraft geieglicher Wehr: 
pflicht dient zur Erfüllung einer Untertanenpflicht, er dient ala Untertan.?) Der 
Oifisier fteht ebenfall8 unter einem Gewaltrecht. Aber dies fann nicht das Ge: 
waltrecht des Herricher über jeine Untertanen jein; denn die geſetzliche Unter: 
tanenpfliht zum Militärdienit ift jo lange in ihrer Wirkung juspendiert, als 
eine freiwillig übernommene Mlilitärdienftpflicht befteht. Das Gewaltrecht, dem 
ber Difizier unterfteht, hat den Rechtsgrund jeines Beftehens nicht im Gejeg. Viel⸗ 
mehr beruht es auf dem Dienftverhältnis. Die Dienftpflicht der Difiziere ift 
demnad nicht eine Aeußerung des Untertanenverhältniffes, ſondern eine jpezifiiche 
Militärdienftpfliht. Daraus ergibt ſich aber, daß die Gewalt, welche diejer 
Pflicht gegenüberfteht, eine bejondere Dienftgemwalt jein muß. 


Ein Ausfluß diefer Dienftgewalt ift die Disziplinarftrafgewalt. Diele ift 
das Mittel, die Erfüllung der dienftlihen Pflichten, insbejondere natürlich der 
Gehorſamspflicht, „mit unmiderftehliher Gewalt mit jofortigem Erfolg”?) zu 
fihern. Sie ift das Recht des Dienftheren, die Pflichterfülung dem Diener 
gegenüber mit einjeitigem Zwange durch Verhängung von Strafen durchzuſetzen.“) 
Ein derartiges Recht des Dienitheren enthält allerdings in diefer Hinficht eine 
Verneinung der Nechtöperfönlichkeit des Dienerd.) Aber auf der Tatſache, daß 
der Wille des Offizierd, ſoweit die militärifche Unterordnung geht, gegenüber 
dem Willen des Dienftheren rechtlich nichts gilt, beruht ja die Dienitgewalt, 
deren Ausflug die hier erörterte Dienititrafgewalt ift. So wie die militäriiche 
Disziplinarftrafgewalt tatjächlich beichaffen ift, kann fie m. E. nur erklärt werden 
al3 eine auf dem militärischen Gewaltreht beruhende Dienftitrafgemalt. Die 
allgemeinen Grundjäge, auf welchen die Disziplinarftrafgewalt aufgebaut it, 
ftehen im Widerſpruch zu den Grundprinzipien der Rechtſprechung. Die Ver: 
hängung von Strafe ift nit an die Erfüllung beftimmter, mit Strafe bedrohter 
Zatbeftände gebunden. Es handelt fic bei ihrer Anwendung nicht um die Feſt— 
ftellung eines — — °) ſondern um einſeitigen, unmittelbaren Zwang. 
Die Frage, ob ſie zur Anwendung gelangen ſoll, iſt vom Geſichtspunkt des 
Intereſſes des Dienſtes aus zu prüfen, und iſt dem Ermeſſen des mit ihrer 
Ausübung betrauten Vorgeſetzten anheimgegeben. Daraus, daß die Disziplinar— 
ſtrafgewalt ein Mittel zur Ausübung unmittelbaren Zwanges im Intereſſe des 
Dienftes ift, erklärt fi) au, daß die Beſchwerde gegen eine Disziplinarftrafe 
feine aufichiebende Wirkung bat, ja unter Umständen jogar erjt nad) Bollzug 


1) BoL Rehm a. a. O., Annalen 85 ©. 152. Die geießlihen Grenzen der 
mititärifen. Befehlsgewalt werden unten en zu beleuchten jein. 
gl. Seydel a. a. O. Bd. 2 S.1 
un Laband a. a. O. B.4 ©. 
Bgl. ea a. D. Bd. 2 ©. 272. 
8) Vgl. Seydela. a. D. 3.2 ©. 272, 
®) Bgl. Seydel a. a. D. Bd. 2 ©. 273. 
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der Strafe!) eingelegt werden fann. Die Ausübung der Disziplinaritraigewalt 
ift nicht Ausübung richterlicher Funktionen, jondern Ausübung der Befehlögemalt. 
Sie fteht den Vorgejekten zu als ſolchen. Sie ift an die jogen. „Borgeießten- 
eigenichaft“ d. h. an die Uebertragung einer gewiſſen Dienftitelle gebunden.‘) 

Dem fteht nicht entgegen, daß gegen die Verhängung von Disziplinar- 
ftrafen der Beſchwerdeweg geitattet ift. Das Beſchwerderecht ijt Lediglich ein 
Mittel, um die willfürliche, ungerechte Handhabung der Dienititrafgewalt durch 
die Organe bed Dienſtherrn einzuichränten und ftellt nur den Weg zum Dienit- 
herrn jelbft dar. Die Entjcheidung des Dienftheren jelbft ift die endgültige, fie 
ift feine richterliche, jondern eine gewaltherrliche. 

Im Anſchluß an die Darftellung der Disziplinargemalt jei kurz erwähnt, 
daß neben diejer auch die richterliche Gewalt des Staates im Militärftrafverjahren 
zur Geltung fommt. Die Pflichtverlegung erzeugt, wenn fie in der Form eine 
der Tatbeftände des Reichsmilitärſtrafgeſetzbuches erfolgt, als Gejegesverlegung 
einen ftaatlicyen Strafanſpruch, der im Militärftrafgerichtöverfahren zur ordent: 
lihen Durchführung nad) den Grundjägen der Rechtiprehung gelangt.”) Ab: 
weichend von der Form des bürgerlichen Strafverfahrens ift die Geichäftäverteilung, 
d. h. die Verteilung der Strafverfolgung und anderer Befugnifje geregelt. Hier 
macht fi die Rückſicht auf die Disziplin geltend. Die Forderungen ber mil: 
tärijchen Disziplin, deren enger Zuſammenhang mit der militäriſchen Strafredts 
pflege in der Natur ber Sache liegt,*) mußten mit den Grundſätzen einer unab— 
bängigen Rechtſprechung nad) Möglichkeit vereint werben. Diele Beftrebumgen 
haben da azu geführt, die Gerichtsgewalt in die Hand der höheren Kommandeur: 
zu legen,“) bie jachliche und rechtliche Enticheidung aber über den Strafaniprus 
erfennenden, vom Gerichtsherrn rechtlich unabhängig geitellten Gerichten“) zu 
übertragen. Damit ift die Anerkennung nur einer in der Perjon des oberiten 
Kriegäheren gipfelnden Autorität und andererfeit® doch die rechtliche Garantie 
für eine unabhängige Reditiprehung geihaffen. Es ift jedoh m. E. unrichtig 
wenn man die Befugniffe des Gerichtsheren als Ausflug der Kommandogemalt 
bezeichnet.) Ich glaube, dab der Yurift hier ſcharf zwiichen der Kommandoge 
walt und der richterlihen Gewalt jcheiden muß, daß die Befugniſſe des Gericht: 
herrn einen Ausflug der — darſtellen, und daß die Vereinigung dieſer 
beiden Hoheitsrechte in einer Perſon, die offenbar zu Verwirrungen Anlaß gegeben 
bat, nur aus disziplinären Gründen erfolgt ift. 


Wir haben oben die Kennzeichen des Gemwaltverhältniffes, das Beſteben 
einer Dienftgewalt und einer Dienititrafgewalt, beim Offiziersdienitverhältnis 
jeftgeftellt und find demgemäß in der Lage, das Offiziersdienftverhältnis a 13 
Gemaltverhältnis ganz in demſelben Sinne bezeichnen zu fünnen wie das Staat: 
dienſtverhaͤltnis. 


y B 1. $ 52 der DiszStO. dv. 31. 10. 1872 (Kompendium ©. 244). In Uebereim 
ftimmung lermit $ 30 der DiszStO. für die faiferl. Marine. 

2) Vgl. hierzu die obigen Erörterungen über die direkte Vorgeſetzteneigenſchaft um’ 
88 5 u. 6 der DiszStO. (Kompendium ©. 227) und $ 7 5. DiszStO. für die failet 
Marine (Keller, Erläuterungen zu den Kriegsartikeln S. 110). 

Bol. Weiffen bad, A Erörterungen, Berlin 1902 ©. 3, 

*) Bol. Weiifenbah a. a. O. S. 4 

5) Bol. Weiffen bach a. 5 ” ©. 6 ff. 

) Weiffenbad a. a. O. 


14 ff. 
) Wie dies Beiifenbag 0.0.0. S. 6 und 7 im Anſchluß an die Wet. ;u 
MStGO. tut. 
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Endlich haben wir mit Rehm anerfannt,. daß das Staatsdienftverhältnis 
ein TForderungsverhältnis als Annerum Habe. Die Rechte der Diener teilen 
fi) in Ehrenrechte und Vermögensrechte. Dasjelbe gilt von den Offizieren. Wie 
oben dargeftellt wurde, jtehen auch ihnen Rechte zu, ſowohl Ehrenredjte wie 
Bermögensrechte. Daß die Nichtklagbarkeit des Offiziersgehalts einen Unter: 
ichied nicht begründet, wurde jchon oben darzulegen verfuht. Was die Rechts— 
natur des Forderungsverhältniſſes anlangt, jo herricht darüber, wie ſchon betont, 
Streit. Rehm’) leitet aus den Vermögensrechten der Staatsdiener die privat- 
rechtliche Seite des yorderungsverhältniffes ab. Stimmt man feinen Ausführungen 
zu, jo muß man genau dielelben Erwägungen hinſichtlich des Gehaltsanſpruchs 
der Offiziere anftellen. Dan muß dann aud) hier das Privatinterefie des Dieners 
als den inneren Grund dieſer Rechte bezeichnen?) und dieſe dem Gebiete des 
Privatrechts zuweiſen. Stimmt man anderſeits den grundlegenden Ausführungen 
Seydels?) zu, jo gilt das, was dort über die Vermögensrechte der Zivilitants- 
diener gejagt ift, au für die Vermögensrechte der Offiziere. Dieſe Streitfrage 
ift demnach für und unerheblid, da die jeweils grundlegende Auffaffung auch 
auf das DOffiziersdienftverhältnis übertragen werden muß.*) 

Anderer Meinung ift Hinfichtlich des Gemaltverhältniffes Brand.) Er 
ift der Anſchauung, daß der grundlegende Unterſchied zwiſchen dem jtaatädiener- 
lihen und dem Offiziersdienftverhältnis in diefer Richtung darin beftehe, daß 
das erfte ein beichränftes und das zweite ein unbejchränftes Gewaltsverhältnis 
jet. Wir haben oben auf demjelben Boden wie Brand im Anjchluß an Rehm 
feftgeftellt, daß das Weſen des Gewaltverhältnifjes darin beitehe, daß es ein 
Verhältnis der Ueber: und Unterordnung jei, und daß der Wille des Ueberge— 
ordneten unabhängig von dem Willen des Gewaltunterworfenen, ja jogar gegen 
deſſen Willen aus eigener Macht herrſche. Das heikt nichts anderes, als daß 
der Wille des Gewaltunterworfenen in den Grenzen des Gemwaltverhältnifjes gegen- 
über dem herrichenden Willen rechtlich nicht zur Geltung gelangt. Seydel 
geht jogar jo meit, zu jagen, daß das Gemaltverhältnis auf der Verneinung 
der Rechtöperjönlichkeit beruhe.“) Ein unbeichränttes Gemwaltverhältnis würde 
demnach bedeuten, daß bie eliäe Bedeutung des Willens des Untergeordneten 
ohne alle Grenzen ausgeſchaltet wäre, das wäre einjad Sklaverei. Ein ſolches 
Verhältnis ift m. €. im modernen Staat, deffen Verfaſſung die perjönliche 
Freiheit garantiert, unmöglid. Tatſächlich ift aber auch das Gewaltverhältnis 
der Offiziere nicht unbeichräntt, ſondern ſogar aus denjelben Gefichtspunften wie 
das Zivilſtaatsdienſtverhältnis geleglich begrenzt, nur daß dieſe Grenze unter dem 
Einfluß des bejonderen Wejens des Kriegädienftes und ber ſtraffen Disziplin 
viel weiter gezogen ift, daß die Gewalt des Uebergeordneten in viel weiterem 
Umfange die Perjönlichkeit de8 Gemaltunterworfenen beherriht. Auch die milis 
täriſche Befehlsgewalt ift nicht ohne alle gefegliche Grenzen.*) Die militäriiche 
Bejehlögewalt it zunächſt auf das Gebiet des militärischen Dienjtes und des 


1) a.a.D. Annalen 1885 ©. 104 ff. 

’) Bgl. Rehm a. a. O. S. 106. 

2) Bayr. Staatöreht Bd. 2 ©. 186 u. 237 ff. 

) Entgegen Rebm find übrigens auch vd. Penn a" a.a.D. F47 II ©. 213; 
Arndt a. a. O $59 ©. 641; Laband a.a.D.$ 44 Bd. 1 ©. 414 der Anjhauung, 
daB ein rein —— Vertrag vorliege. 

9) Bal. a. a. O. 8 14 ©. 104 ff. 
9) Bgl. a. a. O. Bo.2 ©. 187. 
*) Siehe auch Bauer in den Annalen 1902 ©. 886 ff. (Anm. d. Red.) 
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dienftlichen Intereſſes beichränkt. Eine diefe Grenzen überichreitende Anwendung 
derjelben unterliegt den Strafbeitimmungen über den Mißbrauch der Dienitge 
walt im Abjchn. 7 des MStGB., die, wenn aud nur eine negative, aber 
eben doch eine gejeglihe Beſchränkung der Dienftgewalt darftellen. Auf der 
Seite des Gewaltunterworfenen beiteht allerdings in diefer Richtung folgender 
Unterihied: Der Zivilbeamte ift in der Regel zu prüfen berechtigt und jogar 
verpflichtet (ift er doch gewöhnlich für bie — ſeiner Handlungen 
ſelbſt verantwortlichj, ob ein ihm erteilter Dienſtbefehl ſich in den vom Geſetz 
gezogenen Linien bewegt. Er iſt ſolchen Anordnungen, welche keine amtlichen 
Geſchäfte zum Inhalt haben, oder durch welche zwar Amtsgeſchäfte angeordnet 
werden, dieſe aber aus Rechtsgründen ihm nicht aufgetragen werden dürfen, nicht 
zu Gehorſam verpflichtet. Dagegen hat der Soldat nicht das Recht zu prüfen, 
ob die Grenze eingehalten it.) Was ala bdienitlicher Befehl zu erachten ſei, 
beitimmt der Vorgeſetzte, der befiehlt. Jedoch beruht diejer Unterjchied offenbar 
auf militärtechniichen Erwägungen. Denn es ift im Intereſſe der Schlagiertigfeit 
deö Heeres, der geradezu den Erfolg bedingenden Einheitlichkeit der kriegeriſchen 
Aktion und aus den Gründen der Disziplin undenkbar, daß der Dffizier ein 
Prüfungsredht befigt, ob der einzelne Befehl innerhalb der geſetzlichen Schranfen 
erteilt jei, und er ihm demgemäß Gehoriam jchulde oder nit. Das find voll 
auf genügende Gründe für diejen Unterjchied, der übrigens m. E. auch beshalb 
nicht von prinzipieller Bedeutung ift, weil, jelbit wenn man die angeführten Gründe 
nicht anerkennen wollte, doch aus diefem Unterſchied höchſtens auf abjolutiftiice 
Nahmirkungen im DOffizierödienftverhältnis, die übrigens auch in anderer Richtung 
noch bemerkbar find, geichloffen werden könnte, keinesfalls aber die Annahme 
berechtigt wäre, daß fich hier ein auf perlönlicher, aljo ganz anderer Grundlage 
als das Staatödienftverhältnis beruhendes, vajallitiiches Verhältnis äußere. 
Uebrigens ift troß des weitgehenden militäriihen Gehorjams ein Prüfungsreht 
der Offiziere gegenüber Befehlen nicht völlig ausgeſchloſſen. 

Der Untergebene ift nämlidy weder berechtigt nod verpflichtet, einem Be 
fehle zu gehorchen, welcher „eine Handlung betrifft, die ein bürgerliches oder 
militäriiches Verbrechen bezwedt“.) Da der Offizier in einem ſolchen Falle immer 
ftrafbar ift, wenn nicht ein „Befehl in Dienftiahen“, fondern nur ein ſog. 
„Dienitbefehl*?) oder ein Befehl in Privatangelegenheiten vorliegt, jo muß fid 
das Prüfungsreht notwendigerweile auch darauf erftreden, ob ein Dienftbeiehl, 
ein Befehl in Dienſtſachen oder ein Befehl in Privatangelegenheiten vorliegt, 
und wird damit bereits jehr kompliziert. 

Brand Iegt bei jeiner Beweisführung ein beionderes Gewicht darauf, 
daß es dem Herrſcher einjeitig möglich ift, das Dienftverhältnis zu beendigen, 
ohne daß hierzu eine äußere Veranlaffung beiteht. Eine zwangsweiſe Pen- 
fionierung iſt bei Bivilbeamten ebenjogut möglich, wie bei Offizieren. Wenn 
Brand darauf hinweiſt, daß der Herricher im Anſchluß an ein ehrengerichtliches 
Urteil die Entlaffung des Offizier mit jchlihtem Abichied oder die Entfernung 
aus dem Dffiziersftande verfügen kann, jo ift dies lediglich eine Folge der be 
jonderen Ausbildung der Pflicht zu achtungswürdigem Verhalten, welch lehtere 


— Vgl. Koppmann a. a. O. Anm. 1 Abſ. 4 zu 847. 

?) Bgl. Haenela.a.D. ©. 474. Aus dem ortlaut des $ 47 3. 2 MSt@B. 
dürfte mit Sicherheit auf ein PBrüfungsrecht zu ichließen fein; vgl. Koppmannaa.l. 
Unm. 1 und 2 zu & 47. 

2) Bgl. zu diefer Unteriheidung Koppmann a. a. D. Anm. 3 zu & 47. 
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wir bereit oben einer näheren Würdigung unterzogen haben. Dem Dffizier 
fteht ferner ein Recht auf Zurrubejegung nicht zu. Das ift aber, wie wir oben 
gejehen haben, auch beim Zivilftaatsdiener nicht immer der Tyall.') 

Der Unterjchied beichränkt fi hiermit darauf, daß der Offizier jederzeit 
ohne bejonderen Grund, fogar ohne Anſpruch auf Penfion und Ehrenredhte ver: 
abichiedet werben kann. 

Eine gejegliche Beitimmung, welche dieſes Recht des Herrſchers ftatuieren 
würde, befteht nicht. Doc wird e8 allgemein angenommen ge wohl mit Redt. 
Irgend welche praftiiche Bedeutung hat diejes Recht nicht. Es iſt eben m. €. 
darauf zurüdzuführen, daß der Offizier unter der Kommandogewalt des Herrſchers 
fteht, während der Zivilbeamte der Regierungsgewalt des Herrichers unterteilt 
it. Wie wir oben gejehen haben, ift die Kommmandogemalt in ihrer Geftaltung 
vom Einfluß des Konftitutionalismus frei geblieben und damit der Einwirkung 
der Volfövertretung heute noch entzogen. Die Gründe hierfür haben wir jchon 
oben erörtert. Das Dffiziersdienftverhältnis ift eben aus diefen Gründen der 
unter dem Einfluß des Berfaffungsftaates erfolgenden Weiterentwidlung des 
Zivilftaatödienerverhältniffes in manchen Punkten nicht gefolgt und weift daher 
heute noch manche Züge des Staatsdienerverhältniffes aus der Zeit des Abjolutis- 
mus auf. An biejer Stelle jei nody auf ein Argument Brands bingewielen. 
Brand führt (a. a. DO. ©. 109 ff.) im Anschluß an feine Ausführungen über 
den Umftand, daß der Offizier fein Recht habe, jein Dienftverhältnis einſeitig 
zu beendigen, aus, daß der 3. D. geitellte Offizier dem Befehle zur Hebernahme 
eines Kommandos unverzüglich Folge leiften müffe, und daß der mit Penfton 
und Ehrenrechten in den Ruheſtand verjegte Offizier in außerordentlichen Fällen 
zum Dienft wieder herangezogen werden fünne. Darin müßten Reſte der Unauf: 
löslichkeit der alten Bajallität erblickt werden, die darauf hinweiſen, dab das 
Dienftverhältnis der Offiziere heute noch auf valallitiicher Grundlage aufgebaut 
jei. Das erftere, daß die zur Dispofition geftellten Offiziere noch der Dienftpflicht 
unterliegen, ift jelbftverftänblich, da eben das Dienftverhältnis nod) beiteht. Das 
ift bei den Zivilftaatsdbienern genau jo. 

Bei dem zweiten Moment aber hat Brand offenbar überjehen, daß auch 
bei den Dffizieren das einmal erworbene Recht auf Penfion im Rechtsweg ver 
jolgbar iſt.) Das fteht nah Brands eigener Beweisführung in $ 12 (a.a. O. 
S. 85 ff.) zmeifellod der Annahme eines noch beitehenden ausichließlich perjön- 
lichen Treueverhältnis entgegen. 

Die Dienftpfliht der in den Ruheſtand verjetten Offiziere it nur auf 
außerorbentliche Fälle beichräntt. Man muß für fie die rein praftiiche Erklärung 
in den durch einen Krieg geichaffenen bejonderen Verhältnifien, 3. B. in der 
Notwendigkeit fuchen, im Kriegsfall für die Feldarmee möglichſt viel Offiziere 
zur Verfügung zu haben. Man ift alfo gezwungen, fi die Möglichkeit offen 
zu halten, die noch garniſonsdienſttauglichen penfionierten Offiziere zum Dienft 
wieder heranzuziehen, um nicht jelddienfttaugliche Offiziere in der Heimat zu 
irgend welchen Garnijonsdienften verwenden zu müſſen. Das ift m. €. die ein: 
fache und natürliche Erklärung dieſer noch über die Beendigung bes Dienftver: 
hältniſſes hinausreichenden Dienftpflicht. 


— 





) Wenigftens kennt das — feine ſolche Beſtimmung (vgl. Rehm 
a. a. D., Annalen 1885 ©. 207 Biff. 2). 
2) Bol. oben 8 7. 
Annalen des Deutfhen Reichs. 1907. 47 
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Aus dem bisher Ausgeführten geht hervor, daß das Gewaltverhältnis der 
Offiziere dem Weſen nad) von demjenigen der Zivilbeamten nicht verichieden it. 
Der Unterichied ift nur ein folcher nad) dem Grade. Die Gehoriamspflicht der 
Dffiziere ift eine potenzierte und das Gemwaltsverhältnis hat dementiprechend einen 
weiteren Umfang. Dieje Steigerung des Gewaltverhältnifjes ift aber ausſchließlich 
auf die beiondere Art des Militärdienftes und die durch dieje bedingten Nad: 
wirkungen abjolutiftiicher Prinzipien zurüdzuführen. 

Auf einen und wohl den wichtigſten Punkt der Brandſchen Darftellung 
muß noch zurüdgegriffen werden. Brand faßt das DOffizierädienftverhältnis 
ala ein modernes Lehensverhältnis auf, indem er ausführt: „Die jchrantenlote, 
in der Perſon des Herrſchers gipfelnde Autorität, der blinde Gehoriam des 
Untergebenen haben ein auf bejondere Treue und (Ergebenheit gegründete: 
perfönliches Berhältnis des Gemwaltunterworfenen zum Gewalthaber zur not: 
wendigen VBorausjegung. Das DOffiziersdienftverhältnis ruht alſo auf ethiicer 
Grundlage . . .”.) Ich kann mich diefer Anſchauung nicht anſchließen und 
glaube, daß darin eine wejentliche Unterihägung der Bedeutung der Gehoriamz 
pflicht für den Militärdienit und das Offiziersdienftverhältnis erblickt werden 
muß. Die Treuepfliht des Offiziers, die für die Offiziere naturgemäß in 
demjelben Maße gegenüber den Zivilbeamten potenziert ift wie die Gehoriam& 
pflicht, bildet eine Ergänzung der Gehorſamspflicht, nicht aber die Grundlage 
des ganzen Dienftverhältniffes. Diele beiden Pflichten jtehen fi m. E. koordiniert 
gegenüber und beitimmen miteinander, gerade wie beim Zivilbeamtendienit, den 
Charakter des Dienftverhältnifjes, als eines Gewaltverhältnifies, verbunden mit 
dem perjönlichen Band der Treue. Die Gehorſamspflicht beitimmt das „mas“, 
die Zreuepflicht da8 „wie“ der Tätigkeit. 

Mit der Auffafjung des Offizierödienftverhältniffes als eines reınen Treue 
verhältnifjes, ald eines nur eine perjönliche Bindung enthaltenden Berhältnifie, 
muß aber auch zugleich die Unterjcheidung zwiichen der unmittelbaren perfönlicen 
Beziehung des Offiziers und der mittelbaren ſachlichen Bindung des Zipilftant: 
dienerd zum Herrſcher fallen.) Wir erhalten damit auch hinfichtlicy des Offizier: 
die fachliche Beziehung des Dienftes,?) die, wie beim Zivilftaatsdiener, mit dem 
perjönlihen Band der Treue verbunden it. M. €. ſchätzt Brand die Br 
deutung der perjönlichen, durch Treueeid begründeten Beziehung des Zivnilftaats 
dieners zu niedrig ein, wenn er ihr lediglid) die Wirkung einer für die Recht— 
natur des Dienitverhältniffes bedeutungslofen Ordnungsvorjchrift zuweiſt. Die 
ZTreuepflicht jelbft muß ihrem Weſen nad wiederum für alle Treuepflichtigen. 
die Soldaten, Zivilftaatediener und Untertanen die gleiche fein. Nur der Umfanz 
ihres Betätigungsfeldes ift ein verichiedener. Während nämlicy die Untertanen: 
treue nur nad) ihrer negativen Seite von Belang ift, hat die Treuepflicht des 
Staatödienerd das Gebiet des Dienites ala Feld zur pofitiven Betätigung.*) 

Na.a.d. ©. 118. 

2) Brand a. a. O. ©. 113. 

2) So faßt wohl Brand die ſachliche Beziehung auf als eine nur dienſtliche — 
ziehung. Denn die Auffafiung, dab der Herrider analog dem Boritand einer Körser 
ichaft nur der körperliche, ich möchte fagen ftellvertretende Dienjtherr wäre, während * 
Wirklichleit Subjekt des Dienftverbältnifies die juriftifhe Perion „Staat“ ſei, dürfte meh. 
eine Berfennung der rechtlihen Stellung des deutihen Monarden entbalten, welter 
Inhaber der ftaatlihen Hoheitsrehte kraft eigenen Rechts it. Als folder it « 
unmittelbar Subjelt aller ſich aus dem Staatödienftverhältnis® ergebenden Rechte ur’ 
Plihten; val. Rehm a. a. DO, Annalen 1885 ©. 111. 

) Bgl. Laband a. a. D. Bd. 4 5. 150 f. 
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$ 11. Schlußbemerkungen, 


Der Vergleich zwiſchen dem DOffizierödienftverhältnis und dem Staatsdienit: 
begriff hat und zu der Erkenntnis geführt, daß das Offizierädienftverhältnis alle 
fennzeichnenden Merkmale des Staatödienftbegriffes aufweiſt. Man wird aljo 
den Dffiziersdienft als Staatödienft in juriſtiſch-techniſchem Sinne bezeichnen 
müffen. Der Offiziersdienft ift jedoch Heeresſtaatsdienſt und hat deshalb eine 
in manden Punkten vom Bivilftaatsdienerverhältnis abweichende Regelung erfahren. 
Dieſe Bejonderheiten, auf die wir oben im einzelnen eingegangen find, find vor 
allem bedingt durch die Eigenart des Waffendienftes. Die mweitgehendfte Unter: 
ordnung, die ftraffite Disziplin, welche Moltke einmal „die Seele der Armee“ 
genannt hat, die Notwendigkeit einer ſtarken Zentralijation der Armee in einer 
Hand, die unerläßliche Einheitlichkeit nach jeder Richtung, welche ſich aus der 
Natur der Aufgaben de3 Heeres ergeben, find die widhtigften Gründe für die 
bejondere Geftaltung. Die Inftitution des Heeres verlangt aber aus denjelben 
Gefichtöpunften nad) einem allein herrichenden, perjönlichen Willen. So erklärt 
es ſich, daß das Dienftverhältnis der Offiziere, wie überhaupt das Militärrecht 
in manden Punkten noch abjolutiftiiche Züge aufweilt, daß es fich nicht in dem: 
jelben Maße, wie das Dienftverhältnis der Zivilitaatsdiener, unter dem Einfluffe 
des Verfaffungsftaates meiter entwidelt hat. Endlich äußert fich in der Ge: 
ftaltung de3 modernen Offiziersdienftverhältniffes noch fein geichichtlicher Zufammen 
bang mit dem alten Lehensadel und ber Valallität. Die ausſchließlich vajallitiiche 
Grundlage, auf der es im 18. Jahrhundert Stand, hat das Dffiziersdienftver- 
hältnis zwar heute verlafjen, um fi) auf den Boden des nationalen Gedankens 
zu ftellen. Aber in einzelnen, wenigen Punkten haben wir die geichichtlichen 
Nahwirkungen ber alten Bajallität auf das moderne Offiziersdienftverhältnis 
noch zu fonftatieren vermocht. 

Die auf den angeführten Gründen beruhende bejondere Geitaltung des 
Offiziersdienftes gegenüber dem Zivilftaatsdienft hat jedoch, wie wir oben im 
einzelnen darzulegen verjuchten, feine jo prinzipielle Bedeutung, daß fie das 
DOffizierödienftverhältnid im Gegenfag zum Staatsdienftverhältnis von Grund 
aus anders aufgebaut erjcheinen ließe. Vielmehr ftellt fie im Rahmen des 
Staatsdienftbegriffes nur das bejondere Berufsreht des DOffizierödienites dar, 
wie 3. B. auch die Richter ein beionderes Berufsrecht befigen. 

Das Ergebnis unjerer Betrachtungen ift aljo, daß der Offiziersdienit Staats: 
dienft in technifchem Sinne if. Daraus entiteht eine weitere Frage, deren 
Beantwortung in Kürze hier noch verfucht fein foll: Iſt der Offiziersdienft 
Einzelftaatsdienft oder Reichsdienft? Maßgebend für die Beantwortung diejer 
Frage ift der Standpunkt, den man in der großen Streitfrage um die Rechts: 
natur des deutſchen Vandheeres einnimmt. Die Vertreter der Theorie von der 
ftaatsrechtlichen Einheit des deutſchen Landheeres müſſen konſequenterweiſe die 
Dffiziere für Reichsdiener und die von ihnen verwalteten Yemter (Kommandos) 
al3 Reichsämter erklären. Umgekehrt müfjen die Vertreter der Kontingents— 
theorie die Offiziere für Diener der Einzelftaaten halten‘). In neuerer Zeit ift 
eine vermittelnde Theorie aufgeftellt worden, welche das Landheer ausgehend von 
der Teilung der Militärgewalt, als „ein bundesftaatliches Heer“ bezeichnet. ?) 





1) Dieje — ift auch vertreten bei Laband Bd. 4 ©. 59. 
2) Mueller, Die Teilung der Militärgewalt S. 81. Gegen die Bezeichnung babe 
ih Bedenfen, weil fie mir den jpeziellen Sinn, den ihr Mueller gibt, nicht auszudrüden 
47* 
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Ueberzeugend hat der Vertreter diefer Theorie die Teilung der Militärgemwalt 
zwiichen Reich und Einzelftaaten nachgewiejen und damit m. €. auch den Weg 
gezeigt, der zur Löſung unferer Frage beichritten werden muß. Wir haben jeit- 
zuftellen, wer Inhaber der einzelnen für das Offiziersdienjtverhältnis in Betracht 
fonımenden Zweige der Militärhoheit if. Die Grundlagen Hierzu haben mir 
in den Beltimmungen über die deutſche Heeresverfaflung, aljo in der Reichäver: 
faſſung, den Verſailler Verträgen und den Militärkonventionen zu juchen. 

Vorausſchicken möchte ich zunädit, daß es nad) den Beitimmungen über 
unfere Kriegsmarine!) wohl keinem Bedenken unterliegen kann, die Marineoffiziere 
als Reichödiener?) zu bezeichnen. 

Das Normalrecht der Reichsverfaffung für das Landheer ift in allen 
Bundesftaaten teild durch die Verjailler Verträge (jo in Bayern) teils durch 
bejondere Militärfonventionen in jo verjchiedener Weile modifiziert, daB eine ein 
heitliche Behandlung nicht möglich ift. 

Bor allen Dingen nimmt Bayern eine von allen anderen Bundesftaaten 
verichiedene Stellung ein.) Das bayerische Heer fteht unter der Militärhobeit 
des Königs von Bayern und befigt jeine jelbjtändige Verwaltung. Nur m 
Kriege geht der Oberbejehl auf den Kaifer über.) An der Sonderftellung des 
bayeriichen Kontingent? muß m. E. die Theorie der Einheit des Reihe 
heeres jcheitern; denn das bayerische Kontingent gehört eben aud zum Reich: 
heer und die Feſtſtellung der Nechtsnatur des Reichäheeres kann nicht ohne 
Berüdfihtigung des bayeriichen Rejervatrechts auf diefem Gebiet erfolgen. Es kann 
m. €. feinem Zweifel unterliegen, daß der Dienftherr der bayeriihen Offiziere 
der König von Bayern ift, daß dieje mithin bayeriiche Staatsdiener find. Das 
einzige ernftlihe Bedenken gegen diele Auffaffung könnte aus dem Umſtande 
hergeleitet werden, daß der Oberbefehl mit der Mobilmahung auf den Kaiier 
übergeht. Jedoch ift der Krieg der Ausnahmezuftand, und es ift m. E. umrichtig 
zu jagen, daß der „der eigentliche Dienftherr” der Offiziere jei, welcher den 
Oberbefehl im Kriegsfall habe.) Wielmehr ift wohl richtig, daß der kaiſetliche 
Oberbejehl im Ernitfall eine aus praftiihen Gründen allerdings unerlählict 
Ausnahme von dem Normalzuftand, daß die Militärhoheit in ihrem ganzen 
Umfang dem König von Bayern zufteht, bildet und deshalb der rechtlichen Be 
trachtung nicht als ausichlaggebend zugrunde gelegt werden darf. Die bayeriichen 
Dffiziere find aljo bayeriihe Staatödiener ; immerhin aber ftehen fie in der be 
eichneten Richtung unter dem Einfluß der Zugehörigkeit Bayerns zum Deutichen 

eiche.*) 

Auch bei den übrigen Bundesftaaten werden wir den Einfluß der Reich— 
heereöverjaffung auf die hier in Rede ftehende Stellung der Offiziere zu fonftatieren 


icheint. Jedenfalls ift fie mißverftändlih. Der berechtigte Kern der ſehr ſorgfältigen und 
Iharfiinnigen Ausführungen Mueller8 iſt der, daß in der Verfaſſung des deutſchen Land 
heeres der Charakter des Deutichen Reiches als Bundesitaat jein interefjlantes Spiegelbift 
findet. Die Schwierigkeit liegt darin, den Einfluß der beiden Elemente der Heeresverfafiun; 
auf die Rechtänatur des Heeres richtig abzumägen. 

) Vgl. Laband Bd. 4 ©. 118 F. 

) Ich wähle abfichtlih nicht den Ausdrud „Reihsbenmte”, da diejer durch das 
Reichsbeamtengeſetz einen beitimmten Inhalt erhalten Hat. 

2) Bgl. hierüber die Darftellung bei Bau, Die Kontingentsherrlichkeit ©. 44 F. 

*, III. $ 5 IL. des Biündnisvertragd vom 23. November 1870. 

5) Vgl. Gau ©. 49. 

°) Das kaiſerliche Inſpektionsrecht, das ebenfalls eine ſolche Rüdwirkung darktelt, 
it jedoh m. E. für unfere Frage nicht von Bedeutung. 
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in der Lage fein, nur in — verſtärktem Maße. Im einzelnen ſoll hier 
in — ang ausgeführt werden. 

Recht, Offiziere zu ernennen, jteht gemäß Art. 66 I der RB. den 
Bunbesfkrken und Senaten zu.')) Im Gegenjag zu Mueller (S. 63) muß 
m. €. darin mit Laband (Bd. 4 ©. 57) und Gau (S. 18 ff.) die Anerkennung 
einer Kommandogewalt der Bandesheren erblidt werden. Durch die Ernennung 
begründet der Kontingentsherr zum mindeften ein Dienftverhältnis formeller 
Natur zwiſchen fi und jeinen Offizieren. ?) 

Daß diejes formelle Dienftverhältnis aber auch einen materiellen Inhalt 
bat, ergibt fih m. E. aus folgendem. Es fteht unbeftritten feſt, daß den 
Landesherren das Recht der Verjegung, alſo der Uebertragung eines Kommandos, 
der Beförderung und Entlaffung zufteht. Auch das Recht zur polizeilichen Ver: 
wendung ber eigenen Truppen, weldes mit Gau (©. 22 fi.) ala ein Ausfluß 
der Kommandogewalt zu betrachten ift, joll hier erwähnt werden. ch verweile 
noch darauf, daß der Fahneneid den Landesherren geleiftet und diefen Treue, dem 
Kaiſer aber Gehorjam geihworen wird. Auch fteht den Landesherren teilmeije 
mwenigftens ein WVerwaltungsverordnungsrecht zu.) Dieſen Nechten der Landes: 
herren ftehen nun mieder eine Reihe wichtiger Rechte des Kaiſers und bes 
Bundesrat3 gegenüber, jo vor allem der failerliche Oberbefehl. In interefjanter 
Weile hat Mueller in der mehrjad erwähnten Brojchüre über die Teilung der 
Militärgewalt die bis in Kleine Details gehende Abgrenzung und das neinander: 
greifen dieſer Rechte geichildert. Noch mehr kompliziert fi unfere Frage Hinfichtlich 
der Staaten, welche mit Preußen Militärkonventionen zwecks Uebertragung ihrer 
militäriichen Hoheitsrechte”) auf Preußen abgeſchloſſen haben. 

Die Schwierigkeit liegt nun ſowohl für die Streitfrage nad der Rechts— 
natur des deutjchen Heeres, wie für unfere Frage darin, den Einfluß der Teilung 
der Mtilitärgewalt d. 5. die den Bundesftaaten und die dem Reich zuftehenden 
Hoheitsrechte richtig gegeneinander abzumägen. Da nun die eigenartige Geital: 
tung der deutichen Heeresverfaffung ausſchließlich auf hiſtoriſchen Urſachen beruht, *) 
jo ift der Mapftab für dieje Abwägung aus der Entjtehungsgeichichte der Heeres: 
verfaffung zu entnehmen. Die Einzelftaaten haben — urſprünglich — vertrags: 
mäßig zu einem Zeile auf die ihnen zuftehenden Militärhoheitsrechte zugunften 
der Zentralgewalt verzichtet. Es iſt intereffant zu beobachten, wie förmlich ftufen: 
weije die Zahl und Bedeutung der abgetretenen Hoheitärechte ſich mindert, in 
demjelben Make wie die Größe und Bedeutung des Bundesjtaats fteigt. Gerade 
die Gejichichte der Heeresverfaſſung jcheint mir darauf hinzumeifen, daß auch auf 
diefem Gebiete der fonft angemwendete Sat gilt, daß die Vermutung gegen die 
Kompetenz des Reiches Ipricht d. h. daB die Kompetenz des Reiches pofitiv, die 

) Ueber die durd die Militärfonventionen begründeten Bejonderheiten j. u. 

’) Diefed Recht unterliegt wieder Einſchränkungen nah Art. 64; die dort in Abi. 
II und III beftimmten kaiferliben Rechte find wieder durch die württembergiiche und 


ſächſiſche Konvention abgeändert. (Auf die Streitfrage der Geltung diejer Konventionen 
Te beiteht hier feine Veranlafjung. Bgl. darüber Mueller S. 11ff. und Gau 


” Sau ©. 21. 
* Auf alle Einzelheiten kann bier nicht eingegangen werden. Ich muß mid) be— 
gr aut Laband Bd. 4 $ 99 und die jchon angezog. Schriften von Bau und 
ueller zu verweiien. 
9) Es handelt ſich wohl um eine jolche, teilweiſe allerdings widerrufliche Ueber— 
tragung der gt ubE nicht bloß der Ausübung derjelben. 
) Laband Bd. 4 
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der Einzelftaaten nur negativ begrenzt iſt. Praktiich wird diefer Satz auf dem 
jehr jorgfältig bis ins einzelne geregelten Gebiete der Heeresverfaffung wohl kaum 
in Betradht kommen. 

Man hat jchon von einem Uebergangsſtadium geiprochen und gemeint, das 
Heer laffe fih nicht in einen gegebenen Begriff zwängen.) Es iſt zweilellos 
viel Berechtigtes in diefer Auffaffung. Allein unter Abwägung aller biftoriihen 
und rechtlihen Grundlagen der deutichen Heeresverfaſſung wird man wohl jagen 
müffen, daß das Bandheer ein Kontingentäheer ift, wobei allerdings die Militär 
boheit der Kontingentöherren im einzelnen verſchieden zugunften der Zentral: 
gewalt beichränft iſt. 

Die Folgerung hieraus für unjere Frage ift, daß die Offiziere als Staat: 
diener der einzelnen Bundesftaaten zu erachten find.) Dieje ihre Stellung ſicht 
jedoch in gewiffen Punkten, jo insbejondere in der Gehorſamspflicht gegen den 
Kaiſer, unter der im einzelnen verjchieden abgeftuften Einwirkung der Zugehörig: 
feit ihrer Kontingente zum Reichsherr. Inſoweit die Bundesfüriten ihre Mittär 
hoheit auf den König von Preußen übertragen und ſich mit einer matenel 
ziemlich bedeutungslofen Ehrenftellung begnügt haben, dürften die Offiziere alö 
preußische Staatödiener zu erachten fein, wie fie denn auch tatſächlich als „Kal. 


preußiiche” Offiziere bezeichnet werden. 


) So Brand S.12. Auh Mueller fteht auf dem Standpunkt einer Zwiſchen⸗ 
bildung zwiſchen Kontingents- und Einheitöheer. 


2) Hierbei jollen Einzelheiten, wie 3. 


B. die Frage nah der Stellung der Hrieg* 


minijter (vgl. Gau ©. 37 ff.) oder der vom Kaiſer in den Reichsdienſt fommandierten 


Offiziere Kaband Bd. 4 ©. 60) außer Be 


tracht bleiben. 


Literaturberidht. 


Berichterjtatter: die Profeſſoren D 
Staatdredt. 


Antoni, Dr. G., D. Geſetz betr. d. Unterhaltg. 
d. Öff. Bollsſchulen v, 28, VII. 06. 8°%. 176, 
Köln (Bachem) 3.40 

Der Berfafjer (Oberbürgermeifter) erläutert 
dad neue preubiihe Schulunterhaltungsgeiep 
in ziemlich eingehender Weile für den prafs 
tiihen Gebraudh und fügt die Terte von acht 
weiteren, das Volksſchulweſen betreffenden Ge- 
jegen an. 


Loening, K., Grundz. d. Verfafig. d. D. R. 


2. Aufl. 12%, 140 ©. Xeipzig (Göjchen) 
geb. 1.— 
Diefe aus Borträgen hervorgegangene 


verdienftlihe populäre Darftellung hat fich 
als eriftenzberechtigt erwielen. Die 2. Auf: 
lage berüdjihtigt die inzwiichen eingetretenen 
Nenderungen. 


r. d. Eheberg und Dr. Dyroff. 


Yusgabe, die fich dem Rahmen der &uttn 
tagſchen Sammlung preußiicher Geſetze einfüs 


Peters, M., Schiffahrtsabg. auf natürl. Baic 
jtraßen. E. Erwiderg. auf DO. Mayer. gr.® 
49 ©. Leipzig (Dunder & Humblot) 12 

Der literariihe Hauptverfechter des preui- 
ihen Standpunftes in der befannten Sme 
frage über Art. 54 RB. wendet jich bier = 

Schärfe gegen die nicht minder fcharfen Ax+ 

führungen Otto Mayers in jeiner Sir 

über Sciffahrtdabgaben, zu der defien 
handlung in den Annalen des Deutice 

Reich 1907 ©. 1 ff. eine wertvolle Ergänynm, 

bildet. Geheimrat Peters wird feine Ges= 

(vgl. auch Laband in der „Mbmebrtur 

gebung“, Mannheim 1907) jo wenig wie :! 

ber davon zu überzeugen vermögen, dat 

‚ jenem Verfaſſungsartikel das ort ti 

fondere* nur ein „Füllwort zur Uxz 





Mards, Dr. A., Geſ. betr. d. Unterhaltg. d. öff. iheidung und jtärteren Alzentitierung > 
Voltsichulen v. 28. VII. 06. 12°. 194 ©. Berlin | AnftaltSbegriffes“ ſei u. dergl. m. 


(Suttentag) i 
Eine Inapp kommentierte, dem nädjiten | 
Bedürfnis weiterer Kreiſe Rechnung tragende ' 


Monardie. In 5. Aufl. bearbeitet 


Literaturberict. 


Ph. Zorn. IL.Bd. Lex. 8%. X u.804 ©. 
Leipzig 06 (Brodhaus) geb. 20.— 

Zroß tiefgehender Abweihungen in prin= 
zipiellen Auffafjungen — die er natürlich 
nit unterdrüdt — hat es befanntlih Zorn 
unternommen, das in der preußiichen Praxis 
Jahrzehnte Hindurh jo ſehr eingebürgerte 
Staatdreht von Rönne für die Gegen- 
wart unter ausgiebiger Berüdfichtigung des 
inzwiſchen in Geleggebung und Literatur an— 
gewadienen riefigen Material neu zu be- 


leben. Demvor 8 Fahren erichienenen I. Bande 


ift nun der vorlegte Band gefolgt, der ſich 
mit dem Staatöbürgerreht (Fortſ.) und dem 
Behördenorganismus befaßt, übrigens aud 
dankenswerte Nachträge zum I. Bande bringt. 
Das Werk, die Frucht erniter und erfolg- 
reicher wiſſenſchaftlicher Eigenarbeit, iſt eine 
wejentlihe Bereiherung unſerer ſtaatsrecht⸗ 





lichen Literatur und verdient auch außerhalb | 


Preußens volle Beachtung. 

Schwenger, E., D. ftaatöbürgerl. Sonderitellg. 
d. deutih. Militärftandes. gr. 8°. 137 ©. 
Zübingen (Mohr) 4. — 

In gemeinverſtändlicher, überſichtlicher 
Weiſe werden uns hier für das ganze Gebiet 
des öffentlichen und privaten Rechtes in 
dogmatiſcher Verarbeitung die Grundſätze 
vorgeführt, welche die deutſche Geſetzgebung 
für die Militärperſonen im Hinblick auf ihre 
beſonderen Verhältniſſe aufgeſtellt hat. 

(Bolitiſche Rechte, bürgerliche Rechte, Sonder— 

ftellung im materiellen wie formellen bürger: 

lihen und Strafredte, im ſonſtigen öffent- 
lihen Rechte, Anſprüche aus dem perfönlichen 

Militärdienft auf Unterhalt oder Verjorgung). 


Kirchenrecht. 


Abhandlungen, firhenredtl., hrsg. von Stuß. 
9. 34/36: Barth, Dr. F. &., Hilbdebert von 
Lavardin u. das kirchl. Stellenbejegungsr. 
&. 489 ©. Stuttgart (F. Ente) 16.—. 

Der hervorragende Kirhenfürft Hildebert 
(Biſchof von Le Mans, Erzbiihof von Tours, 
geboren etwa 1056 zu Lavardin) wird hier 
in jeiner fanoniftiihen Bedeutung eingehend 

ewürdigt, während eine weitere Arbeit des 
erfafjerd fih mit jeiner Stellung in der 

Literaturgeſchichte befaſſen fol. Im Mittel 

punkte des kanoniſtiſchen Intereſſes ſtanden 

in jener wichtigen Epoche der Kirchenrechts— 
geſchichte (11. u. 12. Jahrhundert) die Fragen, 
die ſich auf die Beſetzung der kirchlichen Aemter 
bezogen. Und dieſe Fragen bilden denn auch 
den Grundſtock der auf die Lebensgeſchichte 
und die Werte Hildebert3 gegründeten Dar— 
ftellung im vorliegenden Buche. 
noch an kirchlichem Rechte von Hildebert be= 


rührt wird, ift nebenher teild im Texte teils 


in den Anmertungen im wejentlichen berüd- 
ſichtigt. So geht dem Rechtshiſtoriker nad 


Was jonft 
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mander Richtung Hin durch diejes Wert wills 
fommene Belehrung zu. 


Desal. 9. 37/38: Ebers, Dr. ©. J. De 
bolutionsredt, vornehml. n. fath. Kirchen— 
recht. 8°. 448 ©. Stuttgart (F. Ente) 1760. 


Die Schrift füllt eine Rüde in der Literatur 
aus. Sie ift die bisher fehlende hiftoriich- 
dogmatiihe Monographie über das Devo— 
Iutionsrecht. Bejondere Bereicherung erfahren 
unjere Kenntnifje bezüglich der geichichtlichen 
Örundlagen des Redtsinftituts, die in ſtetem 
Hinblid auf die Geſchichte des kirchlichen 
Aemterbeſetzungsrechtes überhaupt aufgezeigt 
werden. Nach der Blütezeit des Devolutions— 
rechtes (1179—1312) wird die weitere Ent- 
widlung namentlich durh den Einfluß der 
päpftliden Nejervationen und ber landes— 
berrlihen Rechte in bezug auf Verleihung 
firchlicher Nemter beherricht. Der geichichtlichen 
und gemeinrehtlih-dogmatiihen Daritellung 
folgt die Unterjuhung der heutigen Geltung 
bes Devolutionsrechtes insbeſondere innerhalb 
des Deutichen Reihed. Im Anhange werden 
die dem Mechtdinftitute im evangeliichen 
Kirchenrechte entiprehenden Grundſätze vers 
gleihend beiproden. 


Finanzweſen und Volkswirtidaft. 


Büdhler, Dr. M., Joh. Heinr. von Thünen u. 
feine nationalökonomiſchen Hauptlehren. gr.8°, 
VL, 159 ©. Bern 07 (A. Frande) 3.20 

Es ift jehr erfreulich, daß das Intereſſe 
fih in der legten Zeit wieder mehr dem be— 
deutenden Nationalöfonomen und originellen 

Denker 9. v. Thünen zumwendet. Die vor— 


liegende Arbeit ſchildert nad einer furzen 


Einleitung Thünens Leben und Schriften, 
feine Transportlojtene und die Intenſitäts— 
theorie, da8 Problem vom naturgemäken 
Arbeitslohn und Zinsfuß, Thünens Methode, 
feine Stellung zu einigen fragen der prafs 
tiihen Nationalötonomie (Urbeiterfrage, Zoll- 


politit, Steuertheorie), das Berhältnis Thünens 


| 





' Würdigung der Bedeutun 


zur Maiftihen Nationalölonomie und zur 
Malthusihen Bevölferungstheorie und gibt 
im legten Abjchnitt eine zujammenfafjende 
Thünene Es 
iſt nicht ganz leicht, fi in Thünens Methode 
und Ausdrucksweiſe einzuarbeiten und Mar 
und knapp jeine Anfihten auszulöjen und 
darzuftellen. Wir anerkennen gerne, dab dies 
dem Berfaffer wohl gelungen ift und daß er 
damit den vielen, die Thünen mehr dem 
Namen nah ald aus jeinen Schriften kennen, 
trefflihe Gelegenheit bietet, auch die legteren 
verftehen zu lernen und ſich im dieſe eins» 
zuarbeiten. Wir hoffen, daß viele unierer 
Leſer von diejer Gelegenheit Gebraud maden 
werden. 


' — 
744 Literaturbericht. 


Annalen, wirtihaftspolitiiche, hrsg.v. F. Glaſer. bradt. Die Karten find jehr initruktin und 
I. Jahrg. 1906. 8°. 462 ©. Stuttgart | ihr Herausgeber, das Folonialwirtihaftfig: 





(3. ®. Cotta). Komitee, bürgt für deren Zuverläſſiglen 
Die Abficht des Herausgebers der „Wirt: 
fchaftspolitiihen Annalen“ ift darauf gerichtet, | Der Redaktion find dis zum 10, September ihr 


in chronologijher Folge eine Ueberficht über | folgende Schriften zugegangen, deren Beiontun ı 
alle irgend bemertenswerten Wortommmnifje | "2® Raum und Gelegenbeit vorbevalten wirt. 
des abgelaufenen SKalenderjahre® auf dem | Belgard, Dr. M., Parzellierung u. imen 
Gebiete des Wirtichaftsleben® zu geben. Kolonijation i. d. 6 öftl. Prov. Preuiens 
Erklärlicherweije ift dabei das Deutſche Reich | 1875—1906. Ler. 8°. XV, 5416. u. NUnl 
und defien Einzeljtaaten bejonders ausführ⸗ Leipzig 07 (Duncker & Humblot) I. 
lich behandelt: aber auch Defterreihelingarn, Dernburg, Dr. Hch., D. bürgerl. Rt). 
Franfreih, Großbritannien, Italien, die) D.R. u. Preußens. 3. Aufl. IV. Bo. Fam 
Schweiz, Rubland, die Vereinigten Staaten | lienrebt. gr. 8°. XV, 553 ©. Hall 
find genügend berüdfichtigt. Bon den anderen | (Buch. d. Waiſenh.) 12.—. 
Staaten und Erdteilen werden wenigitens die | Dydhoff, Dr. Ed., TFortdauerndes, fer 
widtigiten Daten gegeben. Die AUbficht des | jeptes u. Gejamtdelift u. d. Borichriiten üb 
Herausgebers verdient allen Beifall und aud d. Beginn d. Verjährungs- u. Vertragäirt 
der Durchführung derjelben dürfen wir uniere | gr. 8%. VIII, 47 &. Augsburg 07 Münden, 
Anerkennung in Unbetraht der großen | %. Schweiger Sortiment) 1.50. 
Schwierigkeiten, die zu überwinden waren, | Hitzig, Dr. 9. F., Altgriechiſche Staatier 
und des auf die Sammlung und gedrängte | träge üb. Nechtshilfe. 8°. 70 S. Zünd li 
Wiedergabe des ungebeueren Material® ver- | (Orell-Füßli) 2.60. 
wendeten Fleißes nicht verfagen. Bejonders | Keidel, %., Gei. üb. d. Angel. d. freim.& 
anzuerkennen iſt, daß der Verfafier fi der | richt#bark. v. 17. V. 98 m. bei. Berüdi. ı 
größten Objektivität befleißigt. Wir wünihen | bayer. Ausf.:Beft. 2. vollit. umgearb. Ai 
dem Werte viele Abnehmer und dem Berfafier | Lg. 3 (Schluß). gr. 8°. S. 16 
die Geduld und Ausdauer, feine mühſame VII S. Münden 07 (3. Schweiper Verle 
Arbeit, die die Kräfte eines Einzelnen faft | 4.80; vollit. geb. 9.60. j 
überfteigt, noch häufig zu wiederholen. Meili, Dr. F, Moderne Staatävertrügt & 
' d. internat. Kontursrecht. 8°. 123 ©. Jind 
Grotewold, Ghr., Unfer Kolonialwejen u. feine | 07 (Art. Inſt. Orel-Fühli) 3.50. 
wirtichaftl. Bedeutung. 12°. 248 S. Stutte Pflegbart, U, Grundzüge e. Bunde 
gart 07 (E. H. Moritz). jeßgeb. üb. d. Ausnützg. u. Verwertg. d. Eur 


, R r R fräfte. gr. 8°. I. TL: D. Ausnüpg.d Eve 
Eprigadeu. W. Moiſel, Birtihaftsatlas unjerer teäfte. in — Bra Si ker 


Kolonien. Hrög. v. kolonial-wirtid. Komitee. | S toeder, Dr.$.N., Vorträge üb. bürzr 
Fol. 4%. 6 Nen. Stuttgart 07 (E. 9. ——— a.» Bla „ei 
Morip) 2.— | fälle Bd. I”. gr. 8°. VIII, 247 5. Hoi 
Je mehr das Intereſſe an unjeren Kolonien i. M. 07 (Boldmann Nachf.) 6.—. 
und das Berftändnis für jie zunimmt, um jo | Studien 3. Erltrg. d. bürg. Rechts, bi 
erwünſchter find Darftellungen, welche in ge | dv. R. Leonhard. gr. 8°. Breslau (MR. x! 
drängter aber doch erihöpfender Wetie, nüchtern | Marcus). 
und objektiv, ein größeres Bublifum mit deren 23. 9.: Leonhard, Dr. R, D.yi 
Natur: und Bevdlterungsverhältnilien, den als Urſache nichtiger Verträge 24= ı 
politiſchen Einrichtungen und wirtſchaftlichen II. T.: Irrtumsfälle i. d. töm In 
Zuſtänden, den Hoffnungen, die man an fie quellen. 191 ©. (07) 4.—. 24.9.: Ser | 
zu müpfen berechtigt ift, und den Mängeln, Dr. M, D. Fruchterwerb auj Grm! 
deren Bejeitigung erjtrebt werden muß, bee Geſtattungsgeſchäfts n. WEB. 88 %6, » 
fannt madhen. Eine derartige Daritellung | VIIL,52©. (07)1.60. — 25. H.: Morllu 
gibt das Meine Buh von Grotewold üher Dr. €. v., Andread Aleiat. Ein Brit 
unjer SKolonialwejen. Eine größere Anzahl | Entjtehungsgeih. d. mod. AJurispm= | 
guter Abbildungen, die dem Buche beigegeben ı __VIIL 145 ©. (07) 4.—. \ 
ift, erhöht defien Wert und macht die Leftüre | Weil, Dr. ®., Begriff u. Bedeutun; Y 
genußreicher. Das Buch ſei unferen Lejern Mebenjahen und Zutaten i. bürgerl 8% 
wärmftend empfohlen. Der hierzu in dem- gr. 8°. 52 ©. Münden 07 (I. Sit! 
jelben Verlage eridienene Wirtſchaftsatlas Verlag) 1.60. a 
bildet eine trefflihe Ergänzung. In ver Wellmann, Dr. €, Abſtammung =} 
jchiedenfarbigen Zeichen werden die Kulturen | u. Heereserjaß i. ihren geſetzl. Julume® 
und Bodenihäpe, in roten und jchwarzen hängen. gr. 8°. VII, 122 ©. u.3ie 
Linien die Verlehrswege zur Darjtellung ges | 3 Taf. Leipzig 07 (Dunder & Humbicl = 








Derlag der Arbeiter-Berjorgung 


A. Zrofchel in Grunewald: Berlin. 


Generalregifter 
zur Arbeiterverjorgung. 


In zwei Teilen. 


Bearbeitet von 


Dr. 3. Troſchel. 


1. Zeil: Band I—XI (Jahrgang 1884—1895). 


2. Zeil: Band XITI—XVIH (Sabrgang 1896 
bi3 1901). 


Preis je 6 Mt., geb. 8 Mt. 





NTERNATIONALES INSTITUT 
FÜR SOZIALBIBLIOGRAPHIE E. V. 


INSTITUT INTERNATIONAL INSTITUT INTERNATIONALE 
DE BißLIograpHiE SociaLE OF SOCIAL BIBLIOGRAPHY 





Zweck des ausschliesslich gemeinnützig - wissenschaftlich tätigen Institutes: 


dem Forscher und Studierenden durch die von einer Zentralstelle aus erfolgende Sammlung, 
Sichtung und Veröffentlichung aller Titel der Neuerscheinungen (Bücher und Aufsätze der 
rund 600 Fachzeitschriften) das zeitraubende und mübsame Materialsammeln zu erleichtern, 
den Staatsmann, Parlamentarier, Publizist und jeden Interessenten des politischen, sozialen 
und wirtschaftlichen Lebens in die Lage zu versetzen, sich schnell und gründlich zu in- 
formieren über alles, was veröffentlicht wird, einschl. der Parlamentsreden auf sozialem Gebiete. 


Arbeitsbereich: 
Soziologie; theoretische und praktische Nationalökonomie ; Politik: Sozialgeschichte, insonderheit Wirt- 
schaftsgeschichte ; Sozialpolitik; Finanzwissenschaft und Finanzpolitik ; Statistik; Bevölkerungslehre ; ferner 
schaften: Philosophie, Rechtswissenschaft, Handslawissenschaften, Technik, Geographie, 


als Hilfswissen 

Ethnologie. Anthropologie etc. 

m Veröffentlichunen: — 

1. Monatlich in Verbindung mit einem internationalen Stabe von Korrespondenten eine Bibliographie des 
im letzten Monat Erschienenen, jährlich ca. 15000 Titel, z. T. mit Inhaltsangaben, 13 Sprachgebiete, 
(deutsche Uebersetzungen) systematisch geordnet. 

2. Jährlich ein bibliographisches Jahrbuch, 480 Seiten stark mit umfangreichen Registern. 

3. Führer durch die internationale Zeitschriften-Literatur. 

4. Soziales Adressen-Archiv. 

5. Monographien bestimmter Literaturgruppen. 


Mitgliedschaft: Gratisbezug der Veröffentlichungen, Jahresbeitrag 25.— Mark. 
m Drucksachen versendet gratis DZ 

















Das Hauptbureau Berlin W. 50, Spichernstrass 
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5 Cheodet 


Dieterich’sche Verlagsbuchba 


Das — | 
über die Suangsveriein il =. 
und die — 3p 


vom 24. März 1897 (Fafſung vom 20. Mai 1898). 


Snitematiich dargeftellt unter Berücdfichtigung der Sächfifchen und de 
Preußifchen Ausführungsporfchriften | R. 
von . * = 


Serdinand Kretzſchmar, 


Oberlandesgerichtsrat. 










ee} 


Mart 10.— gebunden Mark 12.—. — J—— * 


- 


Kretzſchmars Buch follte bei feinen Dollftredungsgericht umd —— 
Babi 





Sfnudinger's Kommentar zun BGB, 9.14. 


Erſchienen find bis zum 10. September 1907: * 
— 
1. 1. 6. Liefg.: Bd. I, Lg. 1/2: Einleitung, Allgemeiner Teil z 


— 


Loewenfeld und Dr. E. Riezler. (25 Bogen) ME 980 7 KL 


F 2,4. u.7. Liefg.: Bd. II, fg. 18: Sachenreht SS 854-1164, von [2 
zZ (45 Bogen.) Mi. 16.80. 


J 3.,5.u. 8. Liefg.: Bd. IV, Lig. 12: Familienrecht 889 1297—1588, von Dr. Th € 
mann. (45 Bogen) Mi. 16.80. ’ 


















Die Bände I, IT (Allg. Teil) umd III werden im September und DE obe 
Bd. IV Ende 1907 vollitändig. Ein Teil von Bd. V eriheint aleichia * 
dieſem Jahre; die Vollendung des ganzen Werles darf bis —— 
werben. Geſ.Preis ca. ME. 140.—. 
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J. Schweiger Berlag (Arthur Sel 


\ Drud: Dr. Franz Paul Datterer & Ele, @.m.B.i 
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12 Seite bilden einen Band, 








Annalen des Deutſchen Reichs 


für Gefebgebung, Verwaltung und Volkswirtfchaft. 


Redts- und ſtaatswiſſenſchaftliche Beitfehrift und Materialienfammlung 
Begründet von 


Dr. Georg Hirth und Dr. Mar von Seydel 


Herausgegeben von 


Dr. Karl Theodor von Eheberg und Dr. Anton Dyroff 





Münden 1907 
3. Schweiger Berlag (Arthur Sellier) 





Inhalt: * 


Se ite Seite 
Die finanzielle Belaftung der Geſell⸗ eubner, SHandelslammerjefretär 
ie: ——— beſchr — Saftnen in Mi Leipzig (Schluß) . . x h . . 764 
einzelnen deutſchen Bundeöftanten. 
‚Greulid, Berlin . . . 745 Die Pal ran ke Zahlung a = * 
on r € e 
Gortfepung folgt) 63 ünchen.. . 788 
Handwerk nnd Fabrik. — Dr. P. L. | Literaturberiht : - 2 22.0. 805 








Abgeſchloſſen am 10. Oftober 17. 


[U ei En 2 Bl 


Abhandlungen volks- und finanzwirtigaftlichen, ſowie ftatiftiichen Inhalts wollen 
an Seren Profefior Dr. Karl Theodor von Eheberg, Erlangen, ſolche ftaats- und 
verwaltungsrechtlichen oder jonftigen rechtswiſſenſchaftlichen Inhalts an Herrn Profeffor 
Dr. Anton Dyroff, Minden Raiferftraße 2, eingejandt werden., 

Die Rüdjeiten der Manufkriptblätter jollen unbejchrieben jein. Das Honorar 
wird nad Ablauf des Halbjahrs gezahlt, in dem der Abdrud erfolgte. Bon Ab: 
bandlungen werden, wenn nicht eine bejondere Vereinbarung getroffen ift, 20 Sonder: 
abzüge foftenlos geliefert. 

Bei Annahme von Beiträgen für die Rubrik „Skizzen und Notizen“ erfolgt 
eine beſondere Erklärung nicht, dagegen wird im alle der Ablehnung für baldige 
Rüdjendung Sorge getragen. 

Durch Annahme zum Abdrud erwirbt die Verlagsfirma das alleinige um: 
beichräntte Vervielfaltigungsrecht. 


Münden, Zenbadplat 1. 3. Schweitzer Verlag 


(Arthur Sellier), 





Die Firma J. Schweiter Sortiment in Münden, Lenbachplatz 1, hat die Jahrgänge 1—33 
(1868— 1900) ſowie die Separatabdrüde der „Annalen“ übernommen und offeriert, jo lange bie 
Borräte reichen, 

Jahrg. 1868—1906, volitändige Serie mit den vergriffenen und jeltenen Jahr⸗ 
gängen 1868, 1869 u. 1880 gut gebunden für Mt. 250.— 

1870—1906 gut gebunden ee > . 200.— 
1881—1906 „, Be a a a „ 185.— 

Kleinere Serien, einzelne Bande, einzelne Sefte und Eeparatabdrüde je nach Borrat za 
entiprechenden Preiſen. 





Bor kurzem erihien: 


Meunrer, Dr. Ghriftian, Profeſſor der Rechte in Würzburg. 


Die Hanger Friedenskonferenz. 1. Band: Das Friedens: 
a t der Haager Konferenz. gr. 8°. (VIII, 391 ©.) 1905. Preis 
15.—. 


I. Band: Das Kriegsrecht der Kaager Konferenz. gr. 8°. XIH, 
689 ©. 1907. Preis Mi. 26.— 


Meurer bietet hier eine erſchöpfende quellenmäßige Darftellung der geſamten 
Verhandlungen dieſer völferrehtlih ungemein wichtigen Sonferenz. Beſonderes 
Intereſſe darf der II. Band beanſpruchen, der über die praftiich wichtigſten Er 
gebnifje der Konferenz berichtet, auf denen die II. Konferenz weiterbauen wird. 


| J. Schweiger Verlag (Arthur Sellier) München. 
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Die finanzielle Selafung der Gefellfchaften mit be- 
ſchränkter Haftung in den einzelnen deutſchen Bundes- 
ſtaaten. 

Bon C. Greulich, Berlin. 





Nah der Novelle zum preußiſchen Einkommenſteuergeſetz iſt die Staats— 
einfommenfteuerpflicht auf die Gelellichaften mit bejchränfter Haftung ausgedehnt 
worben. Zur Vermeidung der Doppelbefteuerung ift im $ 71 Ziff. 1 Abſ. 1 
beitimmt: 

„Bon GSteuerpflihtigen (8 1), welche Geiellichafter einer in Preußen teuer: 
pflihtigen Geſellſchaft mit bejchräntter Haftung (8 1 Nr. 6) find, wird derjenige Teil 
der auf fie veranlagten Einfommenfteuer nicht erhoben, welcher auf Gewinnanteile 
von Gejellihaften mit beſchränkter Haftung entfällt.“ 

Damit ift das Abzugsrecht nur den in Preußen fteuerpflichtigen Gejell: 
ihaftern zugeitanden worden, während e8 ihnen verjagt bleiben joll, wenn fie in 
einem anderen Bunbesftaate wohnen. Einer Doppelbefteuerung werden aljo 
ausgejegt jein nicht nur die im Reichsausland mwohnenden Reichsausländer, 
jondern auch — eine bedenkliche Durchbrechung des Grundjages der Vermeidung 
jeder Doppelbefteuerung — die Angehörigen anderer deutſchen Bundesſtaaten 
und Diejenigen preußiſchen Untertanen, die innerhalb des Reichögebietes, aber 
cußerhalb Preußens ihren Wohnfig haben. Mit Rüdficht hierauf wird e8 an— 
gebracht ericheinen, einen orientierenden Ueberblid über die in den einzelnen 
deutihen Bundesstaaten beitehenden Steuerbelaftungen der Gejellihaiten mit be- 
ſchränkter Haftung und deren Geſellſchafter zu geben. 


Anhalt. 


I. In Anhalt befteht nicht nur eine Einfommenfteuerpfliht der einzelnen 
G. m. b. H.Geſellſchafter bezüglich ihres Anteils am Geihäftsgewinn der Ge- 
jellichaft, jondern auch eine Heranziehung der Gejellihaften m. b. H. ala ſolche; 
es herrſcht aljo eine ausgejprochene Doppelbeiteuerung. Weder der preußiiche 
Finanzminiſter noch die Berliner Handelafammer jcheinen |. Zt. bei der Beratung 
der preußiihen Einftommenfteuernovelle Mitte 1906 davon Kenntnis gehabt zu 
haben; denn fie gingen beide von der Nichtbeiteuerung des Einkommens der 
anbaltiihen G. m. b. 9. auf Grund der alten Steuergejeggebung aus. Der 
Tarif, nah dem die Einfommenbefteuerung der G. m. b. 9. und der G. m. b. 
H.:Gejellihafter erfolgt, iſt durch Gejeg vom 20. Juni 1904 jeftgejeßt worden, 
welches eine weſentlich höhere Belaftung brachte als das die allgemeine Ein- 
fommenfteuer einführende Geſetz vom 18. April 1886 und das die ©. m. b. ©. 

Annalen des Deutſchen Reichs. 1907. 48 


746 Greulid, Die finanzielle Belaftung der &. m. b. 9. 


noch fteuerfrei laffende Gele vom 31. März 1896.) Die Säbe der Steuer: 
einheiten (1896/1897 find ın Anhalt bereits 15 Einheiten — worden) 
beginnen in der erften Klafje bei Einfommen von ME. 600—750 mit Mi. 0.15 
und erreichen in ber achtundzwanzigſten Klaſſe bei Einfommen von DE. 10000 
bis ME. 11000 ME. 11.—. Bon da ab fteigen fie in Stufen von ME. 1000 in 
jeder Stufe bei Einfommen von 11000-330000 um je DE. 1.50 und bei 
den Eintommen von mehr ald ME. 33000 bis ausjchließlih ME. 81000 um 
je Mt. 2.—. Bei den höheren Eintommen gilt ala Steuereinheit ME. 3.— bis aus: 
ſchließlich Mk. 100000.—. Für Einfommen von ME. 100000 und darüber 
werben 2 vom Tauſend berechnet. Ueber die Steuerpflicht der juriftiichen Per: 
jonen jagt das Gele vom Jahre 1904 in 8 4: 

„Steuerpflichtig find ferner (vorbehaltlich der in $ 7 beftimmten Befreiungen und 
mit Ausſchluß der dem Beſteuerungsrecht eines anderen deutihen Bundesitaates unter: 
liegenden Eintommensteile) : 

„I. Die juriftiihen Perſonen des öffentlihen Rechtes, jowie die mit dem Rechte 
des Bermögenderwerbed ausgeitatteten Stiftungen, Anſtalten und Berionenvereinz, 
welche ihren Sig in Anhalt haben, hinfichtlih des Ertrages ihre im Grundbeiis, in 
einem Gewerbebetriebe oder in anderer Weije werbend angelegten Vermögens, abzüglid 
der Zinjen der von ihnen aufgenommenen Anleihen; 

2. Altiengejellihaften, Kommanditgejellidaften auf Aktien. Gejellihaften mit 
beſchränkter Haftung, Gewerkichaften, eingetragene Genojjenidhaften, welde in Anhalt 
ihren Sig haben.“ 

Als Einkommen aus Kapitalvermögen ohne Unterjchied, ob dasſelbe 
im Inlande oder im Auslande ſich befindet, gelten insbejondere Dividenden und 
Zinjen, Ausbeuten und jonftige Geminnanteile von inländiſchen oder ausländiſchen 
Attiengejellihaften, Kommanditgejellichaften auf Aktien, Gewerfichaften, einge: 
tragenen Genoſſenſchaften, Gejellihaften mit beichränfter Haftung oder von einer 
ſtillen Gejellichaft, jomweit ſolche Bezüge nicht bei Landwirtihaft:, Handel- und 
Gemwerbetreibenden behufs Ausmittlung des fteuerpflihtigen Einfommens aus 
Grundvermögen, Pachtungen, Handel oder Gewerbe ald Teile des Geihäftsertrages 
in Rechnung zu bringen find. Durch dieſe Beitimmung werden alfo die einzelnen 
G. m. b. H.Geſellſchafter, gleichviel ob fie phyſiſche oder juriltiiche Perjonen find, 
für einfommenfteuerpflihtig erklärt. Als fteuerpflichtiges Eintommen aus 
Handel und Gewerbe gelten dagegen die Ueberſchüſſe (8 21, Zahl 5), die die 
im obigen $ 4 Zahl 2 aufgeführten juriftiihen Perſonen als Aftienzinjen oder 
Dividenden — gleichviel unter welcher Benennung — unter die Mitglieder ver: 
teilen oder zur Bildung oder Verſtärkung von Rejervefonds, zur Schuldentilgung 
oder zu einer Kapitalanlage behufs Erweiterung des Geichäftes verwenden. Ja 
diefem Falle handelt es ſich alſo um die Steuerpflicht der ©. m. b. 9. als ſolche) 

Neben der Haffifizierten Eintommenjteuer unterliegt in Anhalt das Rein: 
eintommen an SKapitalzinjen, Renten, Apanagen, Dividenden von Aktien oder 
Kuren, Naturalgefällen, Auszügen und ähnlihen Einkünften noch einer bejonderen 





) Die Geſetze über die Anhaltiihen Staates, Kreis- und Gemeindeiteuern fowie 
über die Kirhenjteuer und die Handeldfammerbeiträge, zufammengejtellt nach dem Stande 
vom Herbſt 1904 von A. Ulrich. Siebente Auflage. Cöthen (Anhalt). Paul Schettler! 
Erben G. m. b. H., Verlagshandlung und Hofbuchdruderei, 1905. 

) G. Schan z, Die Steuerreform im Herzogtum Anhalt 1905 im Finanzardhiv XXI 
©. 213. Die volle Beiteuerung der Alfiengejellihaften und der Geſellſchaften mit be 
ihränfter Haftung in Anhalt neben der der Aktionäre und der Gejellichafter begründen 
die Regierung damit, dal; bei Abwälzung auf die Kommunen die Gemeindeeinfommen: 
fteuern ſehr erhöht werden müßten, und bei diejen liefen ja aud Preußen, Braunſchweig 
und andere Staaten einen Abzug von 31/a°/o des Altienfapital® nicht zu. 
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FKapitalrentenfteuer als Staatöfteuer. Von der Beſteuerung ausgeichloffen ift 
das Einkommen an Zinien des im Handels- oder Gewerbebetriebe angelegten 
Kapitald jowie das Einkommen der in dem zit. $ 4 Zahl 2 des Einkommen 
jteuergejeges bezeichneten Perjonen — darunter auh die &. m. 6.9. —, 
welches nad) 3 21 diejes Gejeges ala Einkommen aus Handel und Gewerbe zu 
betrachten it. Ferner ift von der Kapitalrentenfteuer befreit da3 Einfommen 
einer Gejellihaft mit bejchränfter Haftung aus der Beteiligung an dem Ges 
werbebetriebe eines Dritten. 

Um einer Doppelbeiteuerung der einzelnen Gejellihafter, bie jchon zur 
Einkommenſteuer herangezogen werden, vorzubeugen, trifft der $ 3 des Renten- 
fteuergejeges die Beitimmung: 

„Befreit von der Kapitalrentenfteuer ijt: 

Das Einfommen aus der Beteiligung an einer Gejellihaft mit bejchräntter 
Haftung, welde ihren Sik im Herzogtum hat.“ 

Damit fommen weder die ©. m. b. H. als ſolche noch die einzelnen G. m. 
b. H.:Gejelliafter für die Kapitalrentenfteuer in Betradt. 

Dagegen unterliegen die Gejellihaften mit beichränkter Haftung der ftaat: 
lihen Gewerbefteuer, joweit ihr jährliher Ertrag die Summe von ME. 10000 
oder mehr erreiht. 5 10 des Gejeges betreffend die Einführung einer Gewerbe: 
jteuer vom 22. Mai 1897 verbreitet ſich darüber wie folgt: 

„Der Bewerbebetrieb der juriftiihen Perjonen und der mit dem Rechte des Ver— 
mögenserwerbes ausgeftatteten Unftalten und Berjonenvereine wird wie derjenige 
phyſiſcher Perſonen beiteuert. 

Für die Erfüllung der nach dieſem Geſetz den Steuerpflichtigen obliegenden Ver— 
pflichtungen baften bei Aktiengeſellſchaften und ſonſtigen durch einen Vorſtand ver— 
tretenen Geſellſchaften, Genoſſenſchaften und jo weiter und bei juriſtiſchen Perſonen 
der Borjigende und jedes Mitglied des geſchäftsführenden Vorſtandes, bei Kommandit— 
gejellihaften und Kommanditgejellichaften auf Aktien die periönlich haftenden Bejellichafter. 

Die Erfüllung der Verpflichtung jeitens eines der dafür Haftenden befreit die 
übrigen von ihrer Verbindlichkeit. 

Die Gewerbefteuer beginnt bei einem jährlichen Ertrage von 10000 ME. 
und beträgt bis 11000 ME. ausſchließlich eins vom Hundert. Bon da ab jteigt 
fie für jede 10000 ME. um 0,1 vom Hundert bis zur Erreichung des Steuer: 
laßes von zwei vom Hundert bei einem Ertrage von 200000 ME. Zum ge 
werblihen Einfommen gehört nicht das gejamte Binseinfommen eines Steuer: 
pflichtigen, welcher Handel und Gewerbe betreibt, jondern nur injoweit, ald das 
Kapital in dem eigenen Gewerbebetriebe de8 Steuerpflichtigen arbeitet. Da 
die SKapitalbeteiligung an dem Gewerbebetriebe eines Dritten ala G. m. b. 9.: 
Geſellſchafter, Aktionär einen eigenen Gewerbebetrieb nicht darjtellt, jo jcheidet 
fie für die Gemwerbeiteuer aus. Die Gejellihaften mit beichränfter Haftung 
müſſen nad) $ 18 des Gewerbefteuergejeßes bei Verluft des Einſpruchs- und Re— 
klamationsrechts für das betreffende Steuerjahr außer der Deklaration ihre Ge— 
ichäftsberichte und Jahresabichlüffe, ſowie darauf bezügliche Beſchlüſſe der General: 
verjammlungen einreihhen. Aus den Jahresabiclüffen muß die Art und Höhe 
der Abjchreibungen erſichtlich jein. 

Zur ftaatlihen jeiten Grunditeuer ($ 61 des Gejeges vom 31. März 1896) 
werden die Gejellihajten mit beſchränkter Haftung gleichfalls herangezogen, wenn 
fie Grundeigentum befigen. 

U. In die Kreis: und Kommunalbeiteuerung find die Gejellichaften mit 
beichräntter Haftung nicht einbezogen. Hier liegen aljo die Verhältniffe ungefähr 
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jo wie in Preußen. Die beiden maßgebenden Gejete (Gejet betreffend eine weitere 
Abänderung der Kreisordnung vom 12. April 1890 und Gejeg betreffend Ab- 
änderungen der Gemeinde:, Stadt: und DPorfordnung vom 12. April 1890) 
ſprechen nur von einer Einfommenfteuerpflicht der Aktiengeſellſchaften, Kommanbit: 
gejellichaften auf Aktien, Gewerfichaften und eingetragenen Genoflenichaften und 
haben aud) nad Einführung der Form der ©. m. 6.9. im Jahre 1892 feine 
Abänderung auf Koften ber G. m. b. 9. erfahren. Steuerpflichtig find nur die 
einzelnen ©. m. b. 9.:Gejellihafter, joweit fie Kreis- und Gemeindeangehörige 
find. Als Kreisfteuern werden zur Erhebung gebracht eine Einfommenfteuer 
nad den Vorſchriften der ala Staatöfteuer eingeführten Haffifizierten Einkommen: 
fteuer und eine Grunditeuer von den land- und forftwirtichaftlich genußten Grund— 
ftüden innerhalb des Kreiſes. Als Gemeindelaften kommen in Betracht eine 
Eintommenfteuer nad) den Vorſchriften der ala Staatöfteuer eingeführten flafli- 
fizierten Einfommenfteuer, eine Häuferfteuer und eine Grundfteuer von den land: 
und forſtwirtſchaftlich genutzten Grundftüden innerhalb des Gemeindebezirkes. 
III. Nach $ 3 des Handelöfammergefeges vom 5. April 1898 find alle 
ein Handelögewerbe treibenden und im Handelsregiſter eingetragenen Geſellſchaften 
(aljo aud die ©. m. b. 9.) zur Teilnahme an den Hanbelsfammermahlen be: 
rechtigt, aber auch verpflichtet zu den Koften der Handeläfammer beizutragen, 
jofern der ihnen aus inländiſchem Gewerbebetriebe zufliegende Ertrag jährlich 
mindeſtens 3000 ME. beträgt. Als handelstammerbeitragspflichtig gilt der Er: 
trag des Gemerbebetriebes, der der ſtaatlichen Gemerbefteuer unterliegt. Für 
diejenigen ©. m. b. 9., die feine Gemwerbefteuer zahlen, deren jährlicher Ertrag 
alſo das Minimum von 10000 ME. nicht erreicht, wird der beitragspflichtige 
Ertrag ihres Gewerbebetriebes durd die zur Gewerbefteuer veranlagende ftaatliche 
Einihägungstommiffion feftgeftellt. 
IV. Laut PBofition 19 des Stempeltarifs des anhaltijchen Gejeßes über 
die Urkunden-Stempelfteuer koften Geſellſchaftsverträge, wenn fie betreffen: 
die Errichtung von Aktiengejellichaften oder Kommanditgeſellſchaften auf Aftien, 
jowie die Erhöhung des Aktien oder Grundfapitald ſolcher Gejellichaften, 
Y/so vom Hundert de3 Aktien: oder Grunbfapitals oder der Erhöhung dieies 
Kapitals, 
* Errichtung von Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, falls das Stammkapital 
. 100000 ME. oder weniger beträgt, "/so vom Hundert des Stammkapitals, 
7 mehr ald 100 000 ME., aber nicht mehr ala 300 000 ME. beträgt, "/ıo vom 
Hundert bes Stammtapitals, 
3. mehr ald 300000 ME., aber nicht mehr ala 500 000 ME. beträgt, '/z vom 
Hundert de8 Stammlapitals, 
4. mehr als 500000 ME. beträgt, 1 vom Hundert des Stammeapitals, 
< — des Stammkapitals der G. m. b. H., falls dasſelbe nach ber 
rhöhun 
1. nicht mehr als 100000 ME. beträgt, "/so vom Hundert des Betrages, um 
den das Stammtapital erhöht ift, 
2. mehr als 100000 ME., aber nicht mehr ala 300 000 ME. beträgt, '/ıo vom 
Hundert der Kapitalserhöhung, 
3. mehr als 300 000 ME., aber nicht mehr ala 500000 ME. beträgt, vom 
Hundert der Kapitalderhöhung, 
4. mehr als 500000 ME. beträgt, 1 vom Hundert ber Kapitalserhöhung. 
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Nah dem anhaltiſchen Gerichtsfoftengejeße vom 20. April 1899 werden 
an Gebühren erhoben für die Eintragungen in das Handelsregifter bei Rommanbdit: 
in auf Aktien, Aktiengejellichaften und Gejellichaiten m. b. 9. 

a) für die Eintragung der Gejellihaft jowie für die Eintragung eines 
Beihluffes über die Erhöhung oder Herabjegung des Gejellichaftsfapitals bei 
Gegenftänden im Werte von 


RE BON 2. 00, 2 Mt. 18.— 
mehr ald Mt. 20000 bis Mt, 22000 einidl. . ». . . „ 19— 
„ 2 W „ „ AW ,„ ee a 
— „ 2400 „ „ 23600 „ „ 21— 
. 26000 28000 , 22.- 
. 28000, 30000, 28.4 
"2000 „ „ 300 „ „ A.- 
u „ 3500 „ „ 40000 „ . B8.— 
" #200 „ „ 4500 „ „» 236.— 
- „4000 „ „ 50000 „ 9 
„u. bw „ „ 5500 „ „ 38.— 
„» n.: 500 „ „ 000 „ „ 29.— 
"60000 „ „ 6500 „ 30.- 
u 65000 70000 31.- 
. 70000, 75000 32.- 
. 7000,80000 „ 33.- 
"„_ 80000 . 8500 „ 34 ⸗- 
. 85000 „ RW „ .„ 35.— 
:- RW „ . RM „ eig Di 
= 95000 „ „ 100000 37 — 


Bon ME. 100 000 an Dee die fecneren Werttfaffen um je ME. 10000 
und die Gebühren um je ME. 

Die Gebühren werden n dm Betrage des Geſellſchaftskapitals, bei Er: 
höhungen oder Herabjegungen desielben nad) dem Betrage der Erhöhung oder 
Herabjegung berechnet. it das Gejellihaftsfapital nicht doll eingezahlt, jo it 
der Gejellihaft auf Verlangen zu geitatten, zunächſt nur denjenigen Gebühren- 
betrag zu zahlen, welcher dem eingezahlten Kapital entipridht, und den Reft 
nad) Maßgabe der erfolgenden Einzahlungen nadträglic zu entrichten ; 

b) für alle jonftigen Eintragungen bei einem Werte des Anlage und 
Betriebsfapitals von ME. 100000 und darüber ME. 100.—, 

bei einem Werte des Anlage: und Betriebsfapitald von Mt. 150000 bis 
ausſchließlich Mk. 1000000 ME. 50.— 

bei einem Werte bed Anlage: und Betriebskapitals von ME. 30000 bis 
ausſchließlich ME. 150000 ME. 20.—, 

bei einem Werte des rg und Betriebsfapitald von ME. 20000 bis 
ausichließlid ME. 30000 ME. 

c) für die Eintragung ah — die gleichen Sätze, für das Erlöjhen 
— — bei den drei erſten Wertklaſſen die Hälfte der Sätze, im übrigen 


Baden. 


T. Baden gehört zu denjenigen Staaten, welche die Doppelbeſteuerung des 
Einfommens einigermaßen zu mildern juchen. Das badiihe Einfommeniteuer: 
gejeß'), in der durch die Novelle vom 9. Auguft 1900 abgeänderten Faſſung, 





') Neues badijches Bürgerbuh von Fr. Wieland, Heidelberg 1904. Boigtel, 
Die Direlten Staatd- und Gemeindefteuern im Großherzogtum Baden, Jena 1903. 
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verbreitet fich über die Einfommenfteuerpflicht der Geſellſchaften mit beichränkter 
Haftung in Art. 5B wie folgt: 

„Steuerpflichtig ſind: 

Atiengejellihaften. Kommanditgeiellichaften auf Altien, Gewerkichaften, Gejell- 
ichaften mit beichränkter Haftung, jowie Konfumvereine — mit Ausnahme derjenigen, 
welche vorwiegend den gemeinjichaftlihen Einkauf von Wirtichaftöbedürfnifien des 
landwirtihaftliben Betriebs für die Vereinsmitglieder bezweden — mit demjenigen 
Teile ihres fteuerbaren Einfommens, welcher ihrem Geſchäftsbetrieb und ihrem Grand- 
beſitze (einihlieglih von Gebäuden) im Großherzogtum entipriht. Als fteuerbares 
Einfommen gelten die Ueberihüfie, welde als Zinien und Dividenden unter die 
Mitglieder verteilt oder denſelben gutgeichrieben werden, joweit fie in jedem Jahre 
3 Prozent des einbezahlten Aktienkapitals — bei Gewerkichaften 3 Prozent der Summe 
der von den Gewerken geleiiteten Beiträge, bei Gejelljchaften mit beichränfter Haftung 
3 Prozent des eingezahlten Stammlapitald und bei Konjumvereinen 3 Prozent der 
Geihäftsguthaben der Mitglieder — überfteigen. Dem jo ermittelten Betrage find 
die zur Bildung von Reſerve- oder Erneuerungsfonds, zur Mmortijation von Schulden 
und des Grundlapitald oder zur Verbeflerung und Gejchäftserweiterung berausgabten 
binzuzurechnen.” 

Während in Anhalt die Steuerpflicht der einzelnen ®. m. b. H.:Geiell: 
Ihafter nicht ausdrücklich hervorgehoben ift, it in Baden, um jeden Zweifel 
binfichtlic; ihrer Befteuerung auszufchließen, in der Verordnung des Mtinifteriums 
ber Finanzen vom 6. Februar 1901, den Vollzug des Einkommenſteuergeſetzes 
betreffend, beftimmt, daß die Mitglieder einer Gejellihaft mit beihränkter Haftung 
unbeſchadet der jelbftändigen Steuerpflicht der Gejellihaft ihre Bezüge an Zinien 
und Dividenden aus den Anteilen am Vermögen ber Gejellihaft auch ihrerieits 
zu verfteuern haben. 


Der Berechnung des jteuerbaren Einfommens der G. m. 6. 9. müffen die 
jährlihen Bilanzen, Gewinn: und Berluftrehnungen und die darauf bezüglichen 
Beichlüffe der Generalverfammlungen zugrunde gelegt werden. Trotz der Ge 
währung eine® Abzuges von 30), bes einbezahlten Stammfapitald von den 
Ueberſchüſſen trägt fie einen ziemlich ſcharfen Charakter, weil auch die zur Bildung 
von Rejerve- oder Erneuerungsfonds und die Abjchreibungen als fteuerbares 
Einkommen gelten, allerdings mit der Einjchränfung, daß es fih um auker: 
ordentlihe handelt, d. 5. um Abichreibungen, welche über das Maß der tat: 
ſächlichen Entwertung der Gegenftände hinausgehen, jomweit die Mittel hierzu 
aus den Ueberſchüſſen gejchöpft werden. Der Gejeßgeber wollte mit diefer Be 
ftimmung jedenfall einer das fteuerbare Einfommen herabmindernden Theſau— 
rierungspolitif der Gejellichaften vorbeugen. Wenn auch diefem Gedanten eine 
gewifje Berechtigung nicht abgeiprochen werden kann, jo darf doch auf der anderen 
Seite nicht vergeffen werden, daß die Steuereinihäßungsorgane wegen der dehn— 
baren Natur dieſer Beitimmung die Geſellſchaften einer ſtarken Belaftung unter: 
werfen können. Gute, vorfidhtig geleitete Gejellichaften, die ihr Inventar und 
Betriebsmaterial vielleiht mit 1 ME. zu Buche ftehen haben, aber feine hohen 
Dividenden verteilen, jondern zweds beſſerer Fundierung auf die Bildung ftarter 
Rejervefonds bedacht find, werden ſich daher durch den Gefeßgeber zum Schaden 
der gejamten Volkswirtſchaft nicht gefördert jehen. Die gleiche Dehnbarkeit beiikt 
die Beitimmung, daß nicht zum fteuerbaren Einfommen zu rechnen find Zu: 
wendungen zu Erneuerungs: oder Delfrederefonds, jomweit dieſe dazu dienen, de 
ordentlichen Abjchreibungen an Gegenftänden und zmweifelhaiten Forderungen, di 
mit dem Anſchaffungs- beziehungsmweile Nennwert in die Bilanz eingeftellt find, 
rechneriſch darzuftellen. Ferner gelten ala nidyt jteuerbares Eintommen Berteilungen 
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an Mitglieder, Kapitalrüdzahlungen und Abtragungen, die nicht den Leber: 
ihüffen, jondern ben Rejervefonds oder anderen Aktivbeftänden entnommen find. 
Handelt es fih um Geſellſchaften, die auch außerhalb des Großherzogtums ihr 
Geihäft betreiben, jo unterliegen fie der Einfommenfteuer nur mit dem Teile 
ihres fteuerbaren Einfommens, welcher ihrem Gejchäftsbetrieb und ihrem Grund— 
befige (einjchließlih von Gebäuden) im Großherzogtum entipricht. Diejer Ein: 
fommensteil bemißt ſich nach dem Verhältnis des auf das inländiihe Geichäft 
entfallenden zum gejamten bilanzmäßigen Reingewinn; läßt ſich der auf den 
Geihäftsbetrieb im Großherzogtum entfallende Zeil des bilanzmäßigen Rein= 
gewinns nicht ermitteln, jo fann das in Baden fteuerbare Einfommen nad dem 
Verhältnis des für den inlänbiichen Geichäftsbetrieb angelegten (ftehenden und 
umlaufenden) Kapital zu dem für den gefamten Betrieb angelegten Kapital oder 
nad) anderen aus den tatjächlihen Betriebsverhältniffen der Unternehmung fi 
ergebenden Merkmalen, welche für die Gemwinnerzielung vornehmlich beitimmend 
find, feftgeftellt werben. 

Zwecks Feſtſetzung des Steueranjages wird das ſteuerbare Einkommen 
durch die Organe der Steuerverwaltung in einen Steueranſchlag umgewandelt. 
Hierin liegt eine gewiſſe Milderung der Beſteuerung, weil der Steueranſchlag 
bei kleineren und mittleren Einkommen ſich niedriger ſtellt als das tatſächliche 
Einkommen. Der Steueranſchlag beträgt bei ME. 900.— Einkommen: ME. 200.— 
und fteigt bis ME. 2000.— Einkommen in Stufen von ME. 100.— immer um 

k. 50.—. Bon Mi. 2100.— Eintommen bis ME. 3000.— fteigt der Steuer: 
anjaß in Stufen zu ME. 100.— um ME. 75.—. Bon ME. 3100.— an erhöht 
fid) der Anja pari passu mit dem Einfommen um Mk. 100.— und beträgt bei 
ME. 9900.— ME. 8400.—. Ein Eintommen von ME. 10 000 wird mit ME. 9000.—. 
angelegt und beziffert fi) um je ME. 500.— Eintommen mehr auf je ME. 500.—. 
Bei ME. 25000.— Eintommen erreicht der Steueranjag die gleiche Höhe. 

Nach diefen Anjchlägen nun wird die Einfommenfteuer berechnet. Dieſe 
beträgt von je Mf. 100.— Steueranſchlag 

ME. m bei Steueranſchlägen im Betrage von Mt. — bis en Mt. 


” ” " " ” ” " 000 ” * 
BR u . „ 2 ." 30.000 „ 4000 „ 
„34 . W » „ 40000 „ 50000 „ 
„ 360 „ : — J 50000 „ 75000 „ 
„ 305 " „m "„ "75000 „ 100000 „ 
„3% „ " . " „ „ 100000 „ 150000 „ 
" 4.05 ” ” — " * 150 000 7 200 000 „ 
.„ 420 Pr „200000 und mehr. 


Der Rapitalrentenfteuer?) unterlie en die G.m. b. 9. als ſolche nidht. 
Das Geſetz, die Kapitalrentenfteuer betreffend in der durch Bekanntmachung des 
SFinanzminifteriums vom 6. März 1886 und durch die Novelle vom 9. Auguft 1900 
Teftgefegten Faflung beftimmt in Artikel 1: 

„Der Ertrag aus Kapitalvermögen, ſowie Renten und jonftige derartige Bezüge, 
jomweit dieje Erträgniffe nicht unmittelbar aus Grundbefig (einichließlih von Ge— 
bäuden) oder aus dem Betriebe einer gewerblihen Unternehmung herrühren, oder 
ein Entgelt für lieige oder frühere) Arbeit, Dienitleiftungen und Berufstätigkeit 
bilden, unterliegt der Kapitalrentenjteuer. 

Dagegen ift in der Verordnung vom 6. Mai 1901, den Vollzug des 
Sapitalrentenfteuergejeßes betreffend, ausdrüdlich gejagt, daß zu den fteuerbaren 


!) An die Stelle der jeitherigen Kapitalrenten=, Grund», Häufer- und Gewerbejteuer 
tritt für 1908 eine neue Bermögensiteuer. 
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Bezügen die Erträgniffe gehören, welche den Mitgliedern von Geſellſchaften mit 
beichränfter Haftung aus ihren Vermögenseinlagen zufliegen. 

Das Gejeß, die Gewerbefteuer betreffend in der YFyallung der Bekanntmachung 
vom 26. April 1886 unterwirft bereitö die Gejellichaften jelbft für ihren Ge— 
werbebetrieb der Gewerbefteuer. Der Artikel 1 beftimmt: 

„Der Gemwerbefteuer unterliegt das Betriebäfapital der im Großherzogtum be— 
triebenen gemwerblihen Unternehmungen,“ 

Tür die Veranlagung zur Gewerbefteuer ift maßgebend ber mittlere Wert 
der nad) mittlerem Jahresftande angenommenen Betriebsfapitalien. Das fteuer: 
bare Betriebsfapital ift jedenfalls nicht niedriger zu bemeilen, als es fich nad 
der letzten Inventur und Bilanz beredjnet, vorausgejeßt, daß nicht inzwiichen 
eine mwejentliche Einſchränkung des Geichäftsbetriebs erfolgt ift. An Gewerbefteuer 
wird erhoben 15 Pig. auf je 100 ME. des Steuerfapitals. 

I. Die Gemeindefteuern werden in der Form von Zuſchlägen zu den 
direften Staatsjteuern erhoben. Die G. m. b. H. werden mit ihren Einkommen: 
fteueranjchlägen ohne Rüdjiht auf den Sit ber Gejellihait da zur Gemeinde: 
beiteuerung beigezogen, wo fie zur — ſtaatlich zu veranlagen find. 

Ill. Sandelöfammerbeiträge müflen die Gejellichaften m. b. 9. auf Grund 
bes Gejeges vom 11. Dezember 1878, abgeändert durch Gejeg vom 12. Sep- 
tember 1898, zahlen. 

IV. Nach $ 45 Ziff. III des badiſchen Koftengefeges in Angelegenheiten 
ber freiwilligen Gerichtsbarkeit wird für die Eintragung der Aktiengejellichaiten, 
Kommanbditgejellihaften auf Aktien und Geſellſchaften mit beihränfter 
Haftung zum Handelsregifter jowie für die Eintragung eines Beihluffes über 
Erhöhung des Gejellihaftskapitals die gleiche Gebühr erhoben. Dieje wird nad 
dem Betrag des Gejellichaftsfapitals, die Erhöhung nad) dem Betrag der Er: 
höhung berechnet. 

Die Gebühren jelbft betragen bei ME. 8200.— bis Mi. 10 000.— Kapital 
(die niedrigeren Kapitalien laſſen wir hier außer Betraht) Mi. 24.—. Die 
Wertklaſſen von ME. 10000 bis ME. 30000.— einfchließlih fteigen um je 
Me. 2000.— und die Gebühren um je Mi. 3.60; die Wertklaffen über 
Mi. 30000.— um je ME. 10 000.— und die Gebühren um je ME. 12.— weiter. 
Bei Herabjetung des Geſellſchaftskapitals fommt nur die Hälfte der Ge- 
bühren in Anſatz. 

Eine Stempeljteuer fennt Baden nur in der Form der Verfehräfteuer 
laut Gejeg vom 6. Mai 1899 betreffend die Beſteuerung des Grundſtücks— 
verkehr. Der Verkehrsſteuer unterliegt der Erwerb des Eigentums an im 
Großherzogtum gelegenen Grundftüden durch entgeltliches Rechtsgeſchäft. Sie 
beträgt 2°/s Prozent des gemeinen Werts (Derfaufswerts) des Gegenitandes 
des Erwerbs. Bezüglich) der Verpflichtung zur Entritung der Verkehrsſteuer 
find Aktiengejellichaften und G. m. b. H. einerjeit8 und deren Mitglieder ander- 
ſeits ald voneinander verichiedene Nechtsperjönlichkeiten zu behandeln. Beim 
Erwerbe von Grunditüden durch eine Aftiengejellihaft oder G. m. b. H. hat 
die Gejellichait die Steuer aus dem vollen gemeinen Werte der Grunditüde zu 
entrichten, ohne Rüdficht darauf, ob fie anläßlich) ihrer Begründung oder 
während ihres Beitandes von einem Dritten oder einem Teilhaber ber Geſell— 
ihaft, jei es durch Einbringen in das Gemeinſchaflsvermögen oder durch ein 
jonjtiges mit dem Zeilhaber abgeichloffenes entgeltliches Rechtsgeichäft, erworben 
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worden find. Gejellichaften, die ausichließlich gemeinnügigen Zwecken bienen, 
bleiben fteuerfrei. 


Bayern. 


I. In Bayern find die Gejellfchaften mit beſchränkter Haftung nicht ein: 
fommenfteuerpflihtig, mweil die Einfommenfteuer feinen allgemeinen Charakter 
trägt, fondern nur von dem zu entrichten ift, der ein Eintommen bezieht, das 
nicht bereit3 mit Grund», Haus-, Gewerbe: oder Kapitalrentenfteuer') angelegt 
it. Auf Grund diefer Beftimmung des Art. 1 des Geſetzes, die Einkommen: 
fteuer betreffend vom 9. Juni 1899, unterliegen die G. m. b. 9., die, wie wir 
weiter unten jehen werden, gemerbefteuerpflichtig find, der Einfommenfteuer nicht. 
Das gleiche gilt Hinfihtlic der Mitglieder der ©. m. 6.9. Nach dem Wort: 
laut des zit. Artikels joll dba 8 Einkommen ſteuerfrei bleiben, das bereits mit anderer 
Steuer angelegt ift; dieſe Vorausjegung trifft aber bei dem Gejellichafter einer 
G. m. 5.9. zu, da fein Eintommen aus der G. m. b. 9. bereit3 bei der ©. m. 
b. 9. mit Gewerbefteuer angelegt ijt. Ein Ausfhluß der Eintommenfteuerpflicht 
der ©. m. b. H.-Gelellihafter wäre nur in dem Falle nicht zu Konftruieren, 
wenn dad Geſetz gejagt hätte: wer ein Einkommen bezieht, mit dem er nicht 
bereitö anderweit angelegt ift. 

Der Sapitalventenfteuer unterliegen die Gefellichaften mit befchränfter 
Haftung gleichfalls nicht. Nac Art. 4 Nr. 9 des Gejeges vom 9. Juni 1899, 
die Kapitalrentenfteuer betreffend, ift von der Kapitalrentenfteuer befreit: 

„der Rentenertrag des Gewerbeinhaberd aus dem in feinem Gewerbe angelegten 
Betriebsfapital oder zum Awede des gewerbömäßigen Umjages erworbenen umlaufenden 
Papieren oder Wecjeln.“?) 

Eine Rentenfteuerpflicht tritt erft dann ein, wenn die Geſellſchaft ein 
eigenes rentetragendes Kapitalvermögen hat, welches gejondert zinstragend an— 
gelegt und nicht im Geichäftsbetrieb verwendet wird. An Stapitalrenteniteuer 
wird erhoben: 

1’ Prozent bei einer Jahredrente von 70 bis 100 Me. 
2 100 400 


Dil Mr # F 400 „ 700 „ 

5 Re P 700 „ 1000 „ 
31/a Fr e „ 100 „ 30000 „ 
3° ” " „ 30000 „ 100000 „ 
4 . e “ über 100 000 


Im Gegenjag zu ben Aktionären und Mitgliedern von Genoſſenſchaften 
genießen die Teilhaber von G. m. b. 9. freiheit von der Rentenſteuer. In 
Art. 1b des Rentenſteuergeſetzes heiht es: 





ia 2 hanz, Das bayerische Ertragsſteuerſyſtem und feine Entwidelung. FinArch. 17 
5. 618—625. 

) Holdheim, Monatsjchrift für Handelsrecht und Bankweſen, Jhrg. 1903, Seite 7, 
fonjteuiert eine Befreiung ber ®. m. 5.9. von der Rentenjteuer zu Unredt aus Art. 4 
Ziff. 8 des Rentenſteuergeſetzes: 

Ausgenommen von der Kapitalrentenfteuer find: Unftalten, Geſellſchaften oder 
Genoiienihaften, welche fremdes Kapital in Erwerbsgeihäften verwalten, injoweit die 
hieraus fliegende Rente an die Teilnehmer verabfolgt und daher von dieſen ver 
ſteuert wird. 

Demnach jheint er angenommen zu haben, daß die ©. nı. b. H.Geſellſchafter renten« 
ftenerpflichtig find. 
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„Die Kapitalrentenjteuer ift zu entrichten : von den Zinien, Renten und Dividenden 
aus Aktien oder Beihäftsanteilen von Unternehmungen jeder Art, welche für Rechnung 
von Altiengejellihaiten oder für Rehnung von Erwerbs- oder Wirtichaftögenoiien- 
ichaften betrieben werden, ohne Nüdficht darauf, ob das betreffende Unternehmen in 
Bayern oder anderdwo einer anderweitigen Steuer unterliegt.” 

Obwohl das deutſche ©. m. b. H.Geſetz älter ift als die Neufafjung des 
bayeriſchen Rentenfteuergejees, ift hier der Dividenden ber Gejellichaften m. b. 9. 
niht Erwähnung getan; fie find alſo abſichtlich kapitalrentenſteuerfrei gelafien 
worden. Die Belegung der Aktionär: und Genoffenichafterdividende mit Steuer 
bildet, wie Nehm in der Monatsjchrift für Handelsrecht und Bankweſen, XI. 
Jahrg. 1903 Seite 76 ganz richtig jagt, gegenüber dem Prinzip, das aus Art. 1 
des Einf.St.G. zu entnehmen ift, eine Ausnahme Eine ſolche Auffaffung 
wird nicht durchweg von den bayeriichen Juriften geteilt und es find auch Fälle 
zu verzeichnen, wo bayerijche Steuerbehörden von den ©. ın. b. H.:Gejellichaftern 
die Kapitalrentenfteuer verlangt und erhoben haben. 

Die Gewerbefteuerpflict der Geſellſchaften mit beichränkter Haftung ergibt 
fih aus Art 1 des Geſetzes, die Gewerbefteuer betreffend, vom 9. Juni 1899: 

„Der Gewerbefteuer unterliegen die im Lande betriebenen Gewerbe und gewerb#- 
mäßig ausgeübten Erwerbsarten.“ 

Es iſt aljo gleichgültig, ob da8 Gewerbe von einer phyſiſchen ober 
juriftiichen Perjönlichkeit betrieben wird. Dagegen läßt ſich eine Gewerbefteuer: 
pfliht der ©. m. b. 9. ala ſolche nicht aus Art. 18 Abſ. 2 Herleiten, wie es 
Holdheim a. a. D. tut. Der Artikel lautet: 

„Werden Gewerbeunternehmungen in Gejellihaft mehrerer Perjonen betrieben, 
fo ift die Steuer für die Gejellihaft zu berechnen und von dem geieglichen Ber- 
treter derjelben zu erheben. Die Gejellihafter haften jolidariih für die richtige 
Bezahlung der Steuer.“ 

Deim Betrieb von Gemwerben in Gejellichaft mehrerer Perjonen joll alio 
nicht die Geſellſchaft der Gewerbefteuer unterworfen, jondern die Steuer 
aus praftiichen Gründen zwecks Vereinfachung des Verfahrens für die Gejellichaft 
zu berechnen fein.') 

Nach Art. 24 des Gemerbefteuergejetes ift die Steuerpfliht in ber Ge- 
meinde begründet, in welcher da8 Gewerbe betrieben wird. Erfolgt der Betrieb 
eines Gewerbes in mehreren Gemeinden oder in mehreren Rentamtsbezirken, 
dann ift die Veranlagung in der Gemeinde vorzunehmen, in der die Geichäfts- 
leitung ihren Sit hat. Gejellichafter, welche an der Geihäftsführung tätigen 
Anteil nehmen, werden bei der Berechnung der Betriebsanlage, joferne letztere 
nad) der Zahl der Gehilfen vorgenommen wird — mit Ausnahme eines dieſer 
Geſellſchafter —, gleih anderen Geichäftsgehilfen in Anſatz gebracht. Weitere 
Sonderbeftimmungen beftehen nicht. Die Steuer ftuft ſich jedoch nach der be- 
betriebenen Branche ab, fie ift aber in einer Höhe vorgejehen, dab fie eben 
ala Gewerbe: und Eintommenfteuer zugleich gelten kann. 

Eine Abänderung der zurzeit geltenden Steuergejege iſt beabfichtigt; 
diesbezügliche Vorlagen find dem Landtage ſchon unterbreitet worden. 

II. Die Kreislaſten und direkten Kommunalfteuern werden in Buichlägen 
zu den Staatsjteuern erhoben. Art. 72 der bayerijchen Gemeindeordnung für 
die Landesteile diesjeits des Rheins (Gele vom 25. April 1869) erklärt alle 
diejenigen für umlagepflichtig, welche in der Gemeinde mit einer direften Steuer 
angelegt find, auch wenn fie nicht im Gemeindebezirfe wohnen. 


!) Der Berfafier pflichtet hierin Rehm a. a. O. bei. 
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IH. Da die Geihäjtsführer der Gejellihaften mit bejchränkter Haftung 
bei den Handelskammerwahlen wahlberechtigt find, fo müflen auch die ©. m. b. 9. 
auf Grund des $ 12 und 4 Abſ. 1 der Verordnung vom 25. Oftober 1889 
Dandeläfammerbeiträge leiften. 
IV, Auf Grund des Geießes über dad Gebührenweſen vom 
11. November 1899 wurden!) bei Eintragung von Aktiengefellichaften erhoben: 
a) 30 ME. für die erfte Eintragung der Firma, 
b) 20 ME. für die jpätere Eintragung einer Aenderung in dem Gefell: 
Ichaftsvertrage, 
c) 10 ME. für jede jonftige auf die Rechtsverhältniffe der Firma bezügliche 
Eintragung oder Löſchung, 
bei Eintragung von ©. m. b. 9.: 
a) 20 ME. für die erfte Eintragung der Firma, 
b) 10 ME. für die jpätere Eintragung einer Aenderung in dem Geſellſchafts— 


vertrage, 
c) 5 Mk. für jede jonftige auf die Rechtsverhältniffe der Firma bezügliche 
Eintragung oder Löſchung. 


Braunſchweig. 


J. Die Einkommenbeſteuerung der Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung 
in Braunſchweig beruht auf den Geſetzen vom 16. April 1896 und 11.März 1899.9 
Die Steuer ift eine allgemeine und ergreift ſowohl nad) $ 2 Nr. 4 dieſer Geſetze 
die ©. m. b. 9. ala ſolche wie auch nad) $ 12 Abſ. 2 b die einzelnen Gejell: 
ſchafter Hinfichtlid) der Geminnanteile, die fie aus einer G. m. b. H. beziehen. 
Der Einheitsfah der Einfommenfteuer beträgt bei einem Einfommen von 


mehr als bis einichließlich Mt. 
ME. ME. 
900 1000 3.— 


und fteigt in Stufen von 100 ME. immer um 1 ME. bis zu 2500 ME. Ein- 
fommen, von da an in Stufen von 100 ME. um 2 ME. bis zu 3000 ME. 
Eintommen. Die Stufen betragen aladann immer 200 ME. und der Einheits— 
ja 3 ME. Bei einihl. 5200 ME. Einkommen beträgt die Steuer 60 ME. 
und erhöht fi bis zu 6000 ME. um je 4 ME. in Stufen von 200 Mt. 
Von mehr als 6000 ME. bis 6300 ME. find SO DE. Steuern zu leiften und 
jo fort in Abitänden von 300 ME. immer 5 ME. mehr. Der Einheitsjat fteigt 
bei einem Einfommen 


von mehr als bis einſchließlich in Stufen von um je 

Mt. Me. Mt. Mt. 
7200 12 000 300 5. ⸗ 

12 000 12 500 500 5.— 

12 500 30 000 500 8. ⸗ 

30 000 50 000 H00 10.— 

50 000 80 000 1000 20.— 

80 000 100 000 1000 25. ⸗ 


) Dieſes Geſetz hat Aenderungen erfahren durch das Geſetz vom 20. Auguſt 1906. 
Die jett geltenden Beſtimmungen über die Gebühren bei Eintragungen in das 
Hanbelsregifter find in der Faſſung der Bekanntmachung vom 28. April 1907 am 
Schluſſe diejer Abhandlung abgedrudt. 

7)». Raujhenplat, Die Steuerreform im Herzogtum Braunschweig. Finanze 
Ardhiv 16 S. 713—838, 
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Bei Eintommen von mehr ala 100 000 ME. fteigt der Steuer-Einheits- 
ja in Stufen von je 2000 ME. um je 40 ME. 

Die durch die oben genannten Gejege eingeführte Doppelbefteuerung jucht 
ber $ 16 des Einfommenfteuergejeges zu mildern, indem er vorjchreibt, daß als 
fteuerpflichtiges Einfommen der ®. m. b. H. zu gelten haben die Ueberſchüſſe, 
welde als Dividenden, gleichviel unter weldyer Benennung, verteilt werden und 
zwar unter Hinzurechnung der 

„zur Tilgung der Schulden oder des Grundlapitald, zur Berbefjerung oder 
Geichäftserweiterung, forwie zur Bildung von Reſervefonds verwendeten Beträge, 
jedod bei Gejellihaften mit beihränlter Haftung nad Abzug von 
342 bed eingetragenen Stammlapitals.” 

Als Milderung kann ferner gelten, daß nad $ 9 Ziffer £ von dem 
fteuerpflichtigen Einkommen abgezogen werden können die von dem Grundeigen: 
tum, dem Bergbau und dem Gewerbebetrieb zu entrichtenden direkten Staats: 
fteuern jowie jonftige indirekte Abgaben, die als Geihäftsunfoften figurieren. 
Außer der Steuererklärung müffen die G. m. b. 9. nad) $ 24 des Einfommen: 
fteuergejeges die Bilanzen, Gewinn: und Verluſtrechnungen mit den hierauf be: 
züglihen Beichlüffen der Geſellſchaften jährlich dem Vorfigenden der Veranlagung: 
fommijfion einreichen. 

Die Eintommenjteuer ergreift das Einfommen ber ©. m. b. 9. aus dem 
in Braunjchweig helegenen Grundbeiig und aus den dort befindlichen Gemerbe: 
und Handelsanlagen oder jonjtigen gewerblichen Betriebsitätten. Der Sit der 
Geſellſchaft fommt nah 3 3 des Einfommenfteuergejeges nicht in Frage. 

Die dur Gejeg vom 11. März 1899 — — Ergänzungsſteuer iſt 
der preußiſchen Steuer nachgebildet. Von der Ergänzungsſteuer werden die 
Geſellſchaften m. b. H. nicht getroffen. Für ſubjektiv ſteuerpflichtig erklärt ſind 
nur die phyſiſchen Perſonen, ſoweit ihr ſteuerbares Vermögen den Betrag von 
6000 Mk. überſteigt. Der Beſteuerung unterliegt das geſamte bewegliche und 
unbewegliche Vermögen nach Abzug der Schulden. Als ſteuerbares Vermögen 
gilt insbeſondere das ſonſtige Kapitalvermögen. Dieſes umfaßt auch verzins— 
liche und unverzinsliche, verbriefte und unverbrieſte Kapitalforderungen jeder 
Art einſchließlich des Wertes von Aktien oder Anteilſcheinen, Kommanditanteilen, 
Kuren, Geihäftsguthaben bei Genofjenihaften, Geichäftsanteilen und anderen 
Bejellihaftseinlagen. Der Steuertarif enthält die auf die Hälfte reduzierten 
Steuerfäge Preußens. Der Einheitsjag der Ergänzungsfteuer beträgt bei einem 
fteuerbaren Vermögen von 


mehr als bis einſchließlich jährlich 
Mt. Mt. Mt 
6 000 8 000 1.50 
8 000 10 000 2,— 
10 000 12 000 250 
12 000 14 000 3.- 
14 000 16 000 3.50 
16 000 18 000 4.— 


Die Stufen fteigen weiter um 2000 ME. und die Steuer um 50 Pig. 
Bei mehr ald 24000 ME. Vermögen betragen die Stufen 4000 ME. und der 
Steuerjat erhöht fich bei jeder Stufe um 1 Mk. Bei mehr als 70000 Mi. 
Vermögen bis einjchließlic 200 000 ME. fteigt der Einheitsjaß für jede angefangenen 
10000 ME. um je 2.50 ME. Ber Vermögen von mehr als 200000 ME. 
bis einjchließlih 220 000 ME. beträgt die Steuer 50 ME. und jteigt bei höherem 
Vermögen für jede angefangenen 20000 DE. um je 5 ME. 
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Die Veranlagung erfolgt gleichzeitig mit der Veranlagung der Ein: 
fommenfteuer. 

Die Gemwerbefteuer hat durch das Geſetz vom 27. März 1893 ben 
Charakter einer Ertragäfteuer behalten. Es unterliegen ihr die Gewerbe im 
engeren Sinne. Die Befteuerung erfolgt nad äußeren Merkmalen; der Tarif 
enthält 24 Klaffen, für deren jede ein Jahresſteuerſatz feſtgeſetzt ift. 

I. Das Gemeindeabgabengejeg vom 11. März 1899 verleiht den Ge- 
meinden die Befugnis, zur Dedung ihrer Ausgaben und Bedürfnifje, Gebühren 
und Beiträge, indirefte und direfte Steuern zu erheben. Erhoben werden 
fönnen die bdireften Gemeindefteuern nur vom Grundbefig und Gewerbebetrieb 
(Realfteuern) jowie vom Eintommen der Steuerpflihtigen (Einfommenfteuer). 
Für die G. m. 6.9. kommen beide Steuergattungen in Betradht. Die Ge: 
meindeeinfommenfteuer erfaßt das ftaatlih veranlagte Einkommen, jedod 
ohne Abzug von 3"/a'/, des eingetragenen Stammfapitals ($ 27 
Nr. 3 des Gemeindeabgabengejeßes). Die Gemeinden find berechtigt, ein Ein— 
fommen unter 900 ME. zur Steuer heranzuziehen. Ein Einkommen von 
nicht mehr als 300 ME. bleibt fteuerfrei. Gemeindefteuern von Einkommen 
dürfen nur auf Grund der Veranlagung zur Staatseinfommenfteuer und in 
der Regel nur in der Form von Zuſchlägen erhoben werden. Die Zujchläge 
müfjen gleichmäßig jein. Die ®. m. b. H.:Gejellichafter find gleichfalls hinſichtlich 
ihres Einkommens aus einer G. m. b. 9. der Gemeindeeintommenfteuer unter: 
worfen. Die Aufbringung der Kreisabgaben erfolgt innerhalb der Gemeinden 
unter SHeranziehung aller Gemeindefteuerpflihtigen nah Maßgabe der Be: 
ftimmungen des Gemeindeabgabengejeged. (Geſetz vom 10. Dezember 1900 betr. 
Abänderung der Kreißordnnung vom 5. Juni 1871). 

III. Nad) dem Gejeg vom 19. März 1890, die Errichtung einer Handels— 
fammer für das Herzogtum Braunfchweig betreffend, find mwahlberechtigt und 
beitragspflichtig diejenigen Handelsgeſellſchaften, welche zu einer Gewerbeſteuer 
von mindeftend 36 ME. veranlagt find oder deren jährlich abgejegte Produfte 
einen Wert von mindeitens 36000 Mk. erreichen. Die Koften werden als 
prozentuale Zujchläge zur Gemwerbefteuer umgglegt. 

IV. Nach dem Geſetz vom 23. Mai 1903, die Stempeljteuer betreffend, 
koſten Gejellichaftsverträge, wenn fie betreffen: 

die Errichtung von Aftiengejellihaiten oder Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, 
ſowie die Erhöhung des Aktien oder Grundfapitals ſolcher Gejellichaften, 

Y/so vom Hundert des Aktien: oder Grundkapitals oder der Erhöhung 

diejes Kapitals, 

die Errichtung von Gejellihaften m. b. 9., falls das Stammtapital: 

1. 100000 Mt. oder weniger beträgt, "/so vom Hundert des Stammtapitals; 

2. mehr ala 100000 Mk., aber nicht mehr als 300000 Mi. beträgt, 
außerdem "/ıo vom Hundert des Betrages, um welchen das Stammtapital 

100000 ME. überfteigt; 

3. mehr ala 300000 Mf., aber nicht mehr als 500000 ME. beträgt, 
außerdem ?/s vom Hundert des Betrages, um welden das Stammtapital 

300 000 ME. überfteigt ; 

4. mehr als 500000 Mi. beträgt, außerdem 1 vom Hundert des Betrages, 
um welchen das Stammtapital 500 000 ME. überfteigt ; ' 
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die Erhöhung des Stammtfapitals von ©. ın. b. H., falls dasjelbe nach der 

Erhöhung 

1. nicht mehr ala 100000 ME. beträgt, "/so vom Hundert des Betrages, 
um den das Stammlapital erhöht ift; 

2. mehr ala 100000 Mk., aber nit mehr ald 300000 ME. beträgt, 
außerdem '/ıo vom Hundert der Kapitalerhöhung ; 

3. mehr als 300000 Mk., aber nicht mehr als 500000 ME. beträgt, 
außerdem !/s vom Hundert der Kapitalerhöhung ; 

4. mehr als 500000 ME. beträgt, außerdem 1 vom Hundert ber Kapital: 
erhöhung. 

Wird das Kapital nicht ſofort voll eingezahlt, jo ift der Wertitempel von 
ber jebesmaligen Teilzahlung zu entrichten. Beim Einbringen von nicht im 
Geld bejtehendem Vermögen in eine Gejellihaft, injomeit zu dem eingebrachten 
Bermögen unhewegliche, im Inlande belegene Sachen gehören, verfällt ein 
Stempel von s vom Hundert des Entgelts oder des Wertes des eingebrachten 
Vermögens, injoweit das eingebrachte Vermögen aus anderen Vermögenägegen: 
ftänden befteht, ein folder von "/ıo vom Hundert des Entgelts oder des Wertes 
bes eingebrachten Vermögens. 

An Gerichtskoften für die Eintragungen in das Handelsregifter, einjchliek- 
lih der Benachrichtigung der Beteiligten, werden erhoben: 

1. für die erſte Eintragung einer Aftiengejellichaft oder Kommanbditgeiell: 
ſchaft auf Aktien oder einer Gejellichaft m. b. H., für die Umwandlung einer 
Aktiengejellihaft in eine G. m. b. 9. nad) dem Betrage des Gejellichaftäver: 
mögens bi8 


100 000 ME. einſchließlich . ... 5.— ME 
über 100000 ME. bis 300 000 ME. reinſchließlich .. 10. - , 

300000 Mt. . 20.— „ 
2) für jede fonftige Eintragung. ausſchließlich der doſchungen 1.50 „ 
3) für jede Lölhung . - 0.50 _ 


Tür die Zurückweiſung einer unvollftändigen oder unzuläffigen 
eg wird die Hälfte der vorftehenden Säfte, jedody nicht unter 1.— , 
erhoben. 

Die in $ 74 Abi. 2 des en die ©. m. b. 9. betreffend, vorgejehene 
Ermädtigung der Gläubiger zur Einfiht der Bücher und Schriften koſtet 1 ME. 


Bremen. 


Im bremiſchen Staatögebiete verjteuern die Handelögeiellihaften mit be: 
Ichräntter Haftung als ſolche ihr Einkommen; eine nochmalige Befteuerung der: 
jenigen Gelder, weldje die Mitglieder der betreffenden Gefellichaiten ald Gewinn 
ausgefehrt erhalten, findet nicht ſtatt, ſodaß eine Doppelbefteuerung vermieden 
wird. Es ift allerdings in ber bremiſchen Bürgerſchaft vor Jahren jchon ein: 
mal angeregt worden, die jeitens der einzelnen Gejellichafter bezogenen Geminne 
ebenfall zu verjteuern, ein dahingehender Antrag wurde aber abgelehnt. Neben 
der Einkommensteuer zahlen die G. m. b. H. nod eine Armen-, Firmen:, 
Grund, Gebäude: und Beleuchtungsſteuer. Das Geſetz, die Einfommenfteuer 

. betreffend, vom 20. April 1905 beitimmt im 8 2: 
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„Der Einfommenfteuer find unterworfen: 

a) diejenigen, welche im Bremiſchen Staate wohnen oder ihren dienftlihen Wohnjig 
haben; dieje Bejtimmung erjtredt fich auch auf hiefige Stiftungen, — Perſonen, 
Geſellſchaften (einſchließlich Erwerbsgeſellſchaften) und liegende Erbſchaften. 

$ 5. Das ſteuerpflichtige Einkommen beſteht aus der Geſamtſumme der Ein— 
nahmen des Steuerpflichtigen, welche in Geld beſtehen oder Geldeswert haben, ein— 
ſchließlich des Mietswerts der eigenen Wohnung und etwaiger Naturallieferungen 
oder auf Geſetz, er, oder Berfügung von Todes wegen beruhender Nußungen 
und dbergleihen, nah Abzug 

d) derjenigen Einnahmen, für welde ein Dritter die Einfommenfteuer zu ent- 
richten hat.“ 

Wir erwähnten vorhin, daß eine Doppelbeiteuerung nicht ftattfindet. Dieje 
Behauptung ift dahin einzuichränfen, daß es ſich um bremiſche Mitglieder einer 
bremiihen ©. m. b. 9. handeln muß. Bremiſche Staatsangehörige, die an der 
G. m. b. 9. eines anderen Staates beteiligt find, werden doppelt befteuert, 
wenn die betreffende G. m. b. H. von dem anderen Staate zur Einkommen— 
fteuer herangezogen wird. Anlage B betreffend die Anmweilung für die Abſchätzung 
des jteuerpflichtigen Einfommens beftimmt: 

„Zum fteuerpflihtigen Einkommen find zu rechnen: 

2. Die Gewinnanteile (Dividenden): 


a) von Altien einer Aktiengefellihaft oder einer Kommanditgejellihaft auf Aktien 
jowie aus der Beteiligung an einer Gejellihaft mit bejchränfter Haftung, wenn die 
bezeichneten Gejellihaften ihre an die Aktionäre oder die Gejellihafter zu verteilenden 
Einnahmen weder ganz noch teilweife in Bremen zu verfteuern haben; 


e) aus den Genußſcheinen einer Erwerbsgeſellſchaſt.“ 


Das gleihe gilt von denjenigen Gejellihaften m. b. H., melde im 
bremiſchen Staatsgebiete Grundbefig haben oder eine Zweigniederlaffung oder 
eine ſonſtige gewerbliche Niederlaffung unterhalten oder durdy in Bremen wohn— 
bajte ftändige Bevollmächtigte Geichäfte betreiben, jedoch nur hinfichtlicy des aus 
diejen Quellen herrührenden Einfommens. ($ 2 c des Eintommenjteuergejeßes.) 

Es beiteht Deflarationspfliht. Ein fteuerfreies Eriftenzminimum ift bis 
600 ME. Einkommen zugelaffen. Die Zahl der zu erhebenden Einheitsjäße 
wird jährlich durch Geſetz feſtgeſtellt. Im Rechnungsjahr 1907 wird die Steuer 
in der Stadt Bremen mit ſechseinhalb, im übrigen Staatögebiete mit jechs Ein- 
heitsjägen erhoben. Bei 900 ME. bis einjchl. 1000 ME. Eintommen beträgt der 
—— ME. und ſteigt in Stufen von 100 Mk. um je 0.25 Mi. bis 
zu 1600 ME. Einfommen. Darüber erhöht fi der Einheitsjag in gleichen 
Stufen um 0.50 ME. bis zu einjchl. 4600 ME., ſtellt fich aladann um 0.75 ME. 
mehr bis zu einſchl. 5100 ME. und erreicht bei mehr ala 6000 ME. Einfommen 
immer 1.25 ME. mehr, nachdem er in den Zwilchenftufen 1 ME. mehr betragen 
hatte. Bei einichl. 6600 ME. beträgt der Sat 37.50 ME., fteigt nunmehr 
um 1.50 ME. und erreicht bei einſchl. 12000 Mk. 118.50 Mk. Ueber 
12 000 ME. bis einichl. 32000 ME. wird der Sat mit 1°, berechnet und 
fteigt in Stufen von 2000 ME. immer um 0,01 °, bi8 zu 50 000 Mt. Bis 
zu 60 000 ME. einjchl. beträgt er 1,10 /,, erhöht fi) in Stufen von 10 000 ME. 
um 0,01 °/, bis zu einichl. 100 000 ME. und behält diejelbe Progreffion in 
Stufen von 20 000 ME. 

Die Gebäudeiteuer wird nad) dem Kapitalwert und die Grundjteuer nad) 
dem Reinertrag angelegt. 

Don Nebenfteuern erwähnen wir nod) die Armenfteuer und die Firmenſteuer. 
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Das Geſetz betreffend die Armenfteuer in der Stadt Bremen vom 
31. Dezember 1879 beftimmt in $ 1: 


„Der Bedarf der Stadt-Bremijhen Armenpflege wird dur Zuſchläge zu der 
Einfommenfteuer gedeckt. 


$ 2. Auf den Zuſchlag finden die Vorſchriften des Einkommenſteuergeſetzes ent⸗ 
iprehende Anwendung.” 
Das Gejet betreffend Aenderung des Gejetes über die fyirmenfteuer vom 
23. Juli 1899 verpflichtet die im Seh des Bremer Staated ein: 
getragenen Kaufleute und Handelögejellihaften zur Entrichtung einer Firmenfteuer. 
I. Nach dem $ 18 des bremilchen Gerichtäfoftengejeges vom 30. 
Dezember 1899 fommt bei Kommanditgefellichaften auf Aktien, Aktiengejell: 
Ihaften und Gejellihaften mit beſchränkter Haftung für Die erſte Eintragung 
der Firma in das bremiſche Handelsregifter der Gebührenjag des $ 16 in An: 
rechnung, jedod für Kommanditgeſellſchaften auf Aktien und Aftiengejellichaften 
nicht weniger als 25 Mk., für ©. m. b. 9. nicht weniger ala 15 Mk. Die 
Gebühren werden nad) dem Betrage des Gefellichaftsfapitald berechnet. Der 
Gebührenjag des $ 16 beträgt, jomweit nichts anderes beftimmt ijt, bei Gegen: 
ftänden im Werte von 


KON BIER. 4... ee 19.— Mt. 

mehr als 20000 Mt. bis 22 000 Mt. einſchl .. .20.⸗2 
Re "„ » 400 „ r .21.— . 
„MW „ u %00 „ — a 22. — 
.. 26000 „ 800 „ 23.— „ 
„» 300 „ „ 3000 „ a 4— , 
„»  » 30000 „ „ 3500 „ u %.— . 
PR „ 3500 „ „ 40000 „ A B3— „ 
„ 4000 „ „ 50000 „ — 30 — , 


Die ferneren Wertklaſſen ſteigen um je 10 000 Mt. und bie Gebühren 
um je 1 ME. 

Für die Eintragung einer Bmeigniederlaffung werden, wenn fich die 
Hauptniederlaffung im Deutichen Reiche befindet, die Gebühren zur Hälfte, font 
zum vollen Betrage erhoben. 

Für jede weitere Eintragung, melde auf eine in das bremilche Handels: 
regifter bereitö eingetragene Firma Bezug hat, mit Einſchluß der die Erteilung 
oder Zurüdnahme von Profuren betreffenden Eintragungen, jowie der Löſchung 
einer eingetragenen ‘yirma, werden erhoben: 

bei einer ©. m. b. 9... . 10 Mt. 

bei einer Kommanbditgeiellichaft a. 1. u. einer Attiengefellſchaft — 

Betrifft die fernere Eintragung einen Beſchluß über die Erhöhung des 
Geſellſchaftskapitals, jo find für die Eintragung dieſes Beſchluſſes drei Zehnterle 
der im $ 16 bejtimmten Gebühr nad dem Betrage der Erhöhung des Geiell- 
ſchaftskapitals zu erheben. 

Für die Erteilung eines Auszuges aus dem Handeläregifter oder einer 
Beicheinigung auf Grund des Handelsregiſters werden erhoben: 

in betrefj einer ©. m. b. 9. .. . 5.— Mk. 

in betreff einer Aktiengejellichaft 5 au EB 6 

Auf Grund des Gejehes betreffend die Stempelabgaben vom 25. Dezember 
1896 wird die Stempelabgabe nad dem Umfange des für die Urkunden ver: 
wendeten Papier? (Pergament und dgl.) erhoben. Als Normalmaß gilt ein 
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Bogen von 33 cm Höhe und 21 cm Breite. Die Stempelabgabe beträgt 
für Papier: 
a) vom Umfange des Normalbogens -. -» » 2» 2 2....050 Mt. 
b) von größerem Umfang . . 4: u - ; 
c) vom Umfange bis zur Hälfte bes Normalbogens ... 0.830, 
d) von größerem Umfange als zu c, jedoch unter dem — 
des Normalbogens Sr 0.40 „ 
Dem Urkundenftempel unterliegen Hanbdelsgejellicafts- und * Erwerbs⸗ 
geſellſchaftsverträge. 


Elſaß-Lothringen. 


I. Seit den 90 er Jahren ging man in Elſaß-Lothringen daran, mit dem 
alten Syſtem der franzöfiichen Ertragsbefteuerung aufzuräumen und eine Ans 
näberung der reichsländiſchen Befteuerung an die Rechtslage im übrigen Deutich- 
land herbeizuführen. Man begann mit einer Reform der Grundfteuer und 
ſchuf drei Jahre jpäter 1895 die Gebäubefteuer. Bon beiden Steuern werden 
die ©. m. b. 9. wie alle anderen Grund und Gebäubejteuerpflichtigen getroffen. 
Den Abſchluß der Reform der Gemerbebefteuerung bilden die Gejege vom 
8. Juni 1896 und vom 13. Juli 1901. Die Steuerpfliht der G. m. b. 9. 
beruht auf $ 10 des erftgenannten Geſetzes: 

„Der Gewerbebetrieb der juriftiihen Perfonen und Bereine wird wie derjenige 
phyſiſcher Perſonen veranlagt. 

Für die Erfüllung der nach dieſem Geſetze den Steuerpflichtigen obliegenden 
Berpflichtungen haften die Aktiengeſellſchaften und ſonſtigen durch einen Vorſtand 
vertretenen Geſellſchaften, Genoſſenſchaften und dergleichen und bei juriſtiſchen Per— 
ſonen der Vorſihende und jedes Mitglied des geſchäftsführenden Vorſtandes, bei 
— — und Kommanditgeſellſchaften auf Aktien die perſönlich haftenden 

eſe T. 

- Die Erfüllung der Berpflihtung jeiten® Eines der dafür Haftenden befreit die 
lebrigen von ihrer Verbindlichkeit.“ 

Zur alljährlichen Einreichung der Geichäftsberichte und Jahresabſchlüſſe 
fowie der darauf bezüglichen Beichlüffe der Generalverjammlungen an den 
Direktor der direkten Steuern find nur diejenigen ®. m. b. 9. verpflichtet, welche 
öffentlich Rechnung legen müſſen; es kommen bier nur die Bankgeſchäfte in 
Betracht. 

Die Beſteuerung erfolgt auf Grund des Reinertrages der Gewerbebetriebe. 
Die Ertragsfähigkeit derſelben bemißt ſich nad) derjenigen Ziffer, welche unter 
normalen Verhältniſſen und bei normalem Betriebe nach Abzug der auf den 
Betrieb zu verwendenden Koſten erfahrungsmäßig als durchſchnittlich verbleibender 
Jahresertrag angenommen werden kann. Als Koſten des Betriebes dürfen nicht 
in Anrechnung kommen die Rücklagen aus den laufenden Geſchäftserträgniſſen 
in die Reſervefonds und die von den Geſellſchaften den Geſellſchaftern gezahlten 
Gemwinnanteile. Die Steuer beträgt 1,90 vom Hundert der Ertragsfähigfeit. 
Der Tarif enthält für jede Steuerftufe einen Mittelbetrag der Ertragsfähigfeit, 
der berechnet wird durch Halbierung der Summe, die die niedrigfte und hödhite 
Reinertragsziffer diefer Stufe ergibt. Ein beftimmter Prozentjag des Mittel: 
ertrages wird als jteuerbarer Reinertrag angenommen und der Steuerjaß von 
1,90°/, auf ihn angewendet. Gemwerbe mit einer Ertragsfähigfeit unter 700 ME. 
bleiben jteuerfrei. 

Annalen des Deutſchen Reicha. 1907. 4) 
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Es unterliegen vom Mittels 


Stufe mit einer Ertragsfähigkeit Mittelbetrag der Ertragsfähigkeit detrage der Ertragsfäh'ge 
keit - —— 19 
m 


u 
von Mt. 700 bis 1000 800 Mt 30 Prozent. 
-„ „1000 „ 1500 1250 „ 50 . 
 » 1500 „ 2000 155) „ 55 ’ 
"OO „ 2500 2250 „ 60 . 
"„ »..%00 „ 8000 2750 „ 65 = 
a 2 3000 „ 4000 3500 „ 70 m 
„4000 „ 5000 4500 „ 75 ” 
» r 5000 „ 6000 5500 „ 75 B 
"6000 „ 7000 6500 „ 75 E 
"WO „ 8000 7600 , 75 a 
"„» "8000 „ 10000 9000 „ 75 — 
.. 10000 „ 12500 11250 „ 80 x 
„  . 12500 „ 15000 13750 „ 90 = 
„  r 15000 „ 17500 16250 . 90 = 
„»  - 17500 „ 20000 18750 „ 90 Br 
"er 2000 „ %000 22500 „ 100 ii 


Der Prozentjag 100 bleibt nunmehr berjelbe. 


Dei inländiihen G. m. b. H., melde in anderen Bundesftaaten einen 
ftehendben Betrieb durch Errichtung einer Zweigniederlaffung oder in fonjtiger 
Weiſe unterhalten, bleibt derjenige Betrag der ermittelten Ertragstähigfeit, welcher 
auf den in anderen Bunbdesftaaten unterhaltenen Betrieb entfällt, für die Be 
fteuerung außer Anſatz, jedoch nad; Abzug eines auf die in Eljaß-Lothringen 
befindliche Gejchäftsleitung zu rechnenden angemefjenen Anteil der Ertrags: 
fähigkeit. Bei G. m. 6. 9., welche ihren Sig in einem anderen Bunbdesftaate 
baben, aber in Eljaß:Lothringen Nebenbetriebe unterhalten, wird ein entiprechender 
Abzug für die Leitung des Gejamtbetriebes an ber für diefe Nebenbetriebe jeit- 
geitellten Ertragsfähigfeitsziffer zugelaſſen. 

Ihren Abſchluß fand die Reformaktion in Elfaß-Lothringen mit dem Gejet 
vom 13. Juli 1901 betreffend die Einführung einer Kapitalfteuer.‘) Die 
Kapitalventenfteuer trifft die G. m. b. H. als ſolche weniger, dagegen unterliegen 
ihr voll die einzelnen G. m. b. 9.:Gejelliafter. Die Kapitalfteuer trifft 
den Ertrag aus Kapital und Renten; es iſt gleichgültig, ob die Erträge und 
Dividenden herrühren aus Anteilen an Gejellihaften mit beſchränkter Haftung 
G 2 Nr. 2 des Gejehes) oder aus zinstragenden Kapitalien der ®. m. b. 9. 
ala jolhe ($ 3 Nr. 2). Die Befteuerung der ©. m. b. 9. erleidet aber injofern 
eine große Einjchränkung, als nah $ 5 Nr. 1 und 2 fteuerfrei jein jollen die 
Erträge der Gewerbetreibenden aus den in ihrem Gewerbe angelegten und zum 
Betrieb erforderlichen Kapitalien oder zum Zwecke des gewerbsmäßigen Umjages 
erworbenen umlaufenden Wertpapieren und Wechſeln jowie auß dem von den 
Steuerpflichtigen verwalteten fremden Kapitale, joweit dieſe Erträge an die Be: 
zug&berechtigten verabfolgt und daher von diejen zu verfteuern find. Die Kapital: 
rentenfteuer fommt mithin praftiih für die G. m. b. 9. ala jolde nur dann 
in Betracht, wenn fie Einfommen aus nicht im Gewerbe angelegtem Kapital 
beziehen. Wir finden bier eine gewiſſe Aehnlichkeit mit den Steuerverhältnifien 
in Bayern. 

ie Veranlagung geichieht auf Grund einer Deklaration. Die Steuer: 
pflichtigen werden in Steuerftufen untergebradt. Für jede Steuerftufe ift ein 


) Schanz, Der Abſchluß der Steuerreform in Elſaß-⸗Lothringen. Finanzardhiv XIX 
Seite 144. 
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Mittelbetrag des Ertrages feftgejegt; von dieſen Mittelbeträgen wird ein be: 
fimmter Prozentfag als fteuerpflichtiger Ertrag angefehen. Der Prozentjag 
beginnt bei einem Mittelbetrag von 150 ME. mit 40°/,, fteigt bei einem 
Mittelbetrage von 500 Mi. auf 50°/,, bei einem foldhen von 2250 ME. auf 
80°, und erreicht bei 4500 ME. und den höheren Mittelbeträgen 100%,. Von 
den Mittelbeträgen unterliegen 3'/s vom Hundert der Steuer. 

II. Bezirks: und Gemeinbefteuern werden als Zufchläge zu den bireften 
Staatäfteuern erhoben. 

III. Auf Grund des Gejeßes betreffend die Erhebung von Abgaben behufs 
Dedung der Ausgaben der Handeläfammer vom 29. März 1892 Ieiften bie 
®. m. b. 9. Hanbelstammerbeiträge. 

IV. Nach dem Gerichtöfoftengefeg vom 6. Dezember 1899 beträgt bie 
Gebühr für die mit ber Führung des Handelsregiſters verbundenen Gejchäfte: 

1. für die erftmalige Eintragung: 

a) bei Aktiengefellihaften -. - > >» 2» 2 2 100 Me. 

DIEB MN ee ee 

Ueberfteigt das Stammefapital eine Million Mark, jo wird für jede an— 
gefangene weitere Million ein Zuſatz in Höhe der bezeichneten Gebühr erhoben. 

2. Für die Eintragung von Kapitalserhöhungen berechnet fi) die Gebühr 
nad) dem Betrage der Kapitalserhöhung. 

3. Für die Eintragung von Profuraerteilungen die Hälfte der für Die 
erfte Eintragung vorgejchriebenen, jedoch ohne Zuſatz Mr diejenigen Geſellſchaften, 
deren Kapital eine Million überfteigt. 

Neben den Gebühren findet eine Erhebung von Stempelabgaben (Gefet 
vom 21. Juni 1897) nur in im Gerichtsfoftengeje ausdrücklich angeordneten 
Fällen ftatt. 


(Fortiegung folgt.) 
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Handwerk und Fabrik. 


Bon Dr. P. 2. Heubner, Handelstammerjekretär in Leipzig. 


Schluß.) 
IV. Wbgrenzungsftreitigleiten und Entſcheidungen. 


Das Gejamtbild der Handelstammer: und Handwerksorganilation ift nad 
dem vorangegangenen Abjchnitt im mejentlichen folgendes: Auf der einen Seite 
die Handelöfammern, für die Zugehörigkeit zu ihnen den reichsgeſetzlich geord- 
neten hanbelögerichtlichen yirmeneintrag, aljo Nichthandwerker-Eigenjhaft im 
Sinne des Handelsrechts vorausjegend, im übrigen aber in Organifation mie 
Zuftändigkeit und Inftanzenzug völlig auf partikularrechtlicher Grundlage ftehend. 
Auf der andern Seite die Zwangdinnungen und Handwerkskammern, für die 
Zugehörigkeit zu ihnen Handwerkereigenſchaft im Sinne der Reichsgewerbeordnung 
vorausjegend und auch im übrigen in Organijation, Zuftändigkeit und Inſtanzen— 
zug auf Reichsreht fußend, in manchen Punkten des näheren Ausbaues, vor 
alleın des Inftanzenwejens, aber auf Partikularrecht beruhend. Aus diefem durch 
die gemeinjame Benußung des in Fiona pen Beitimmungen gegebenen Hand- 
werfäbegriffes als Grenzlinie anjcheinend }o reinlich geichiedenen Nebeneinander 
haben fich indeflen eine Fülle der verjchiedenartigiten Streitigkeiten und Streitfragen 
ergeben. Es ift der Fall geweſen jchon als natürliche Folge abweichender Auffaffung 
und Handhabung des einichlagenden Reichs: und Landesrechtes durch die Beteiligten 
ſowohl wie durch die auf beiden Seiten landesrechtlich zur Enticheidung berufenen, 
verjchiedenen Stellen, großenteils aber erit als Ausflug gewiffer Beftrebungen 
und Neigungen, Organijation und Zuftändigfeit der Zmangsinnungen und Hand: 
werfäfammern über da8 ihnen vom Gejeßgeber A Gebiet hinaus zu 
erweitern. Zu erinnern ift hier namentlic an die Beichlüffe der deutichen und 
provinzialen Handwerks: und Gewerbefammer: und Innungstage, die wiederholt 
eine Einbeziehung auch fabritmäßiger und jonftiger kaufmänniſch-großgewerblicher 
Betriebe in den Rahmen und die Zuftändigfeit der Handwerkäorganijationen 
fordern und die Verwirklichung diejer Forderung teils im Wege entiprehender 
Gejeges-Auslegung, teil8 im Wege ordnungsmäßiger Gejeges-Aenderung juchen. 
In welchem Maße ſolche Ratichläge und Beitrebungen nicht nur bei den einzelnen 
Handwerkern, Zmangsinnungen und Handwerkskammern, jondern auch bei mandhen 
niederen wie höheren Verwaltungs: und manchen Landeszentralbehörden Frucht: 
baren Boden und Entgegentommen gefunden haben, lehren die zahllofen auf: 
getauchten Streitigkeiten und viele der ergangenen Enticheidungen. Inwieweit 
ihnen der Gejeßgeber Rechnung tragen wird oder joll, mag zunächſt nod 
dahinftehen. 
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Die entitandenen Streitigfeiten') betreffen teils die volle Zugehörigkeit 
der Betriebe jelbjt oder Zeile von ihnen zu den Zwangsinnungen und Sand» 
werkskammern einerjeits, den Handelskammern andererjeits, teild nur die Unter: 
ftellung der Betriebe oder Betriebsteile unter die Zuftändigkeit und Aufficht der 
Innungen und Handwerkskammern auf dem Gebiete des Lehrlingsmejens, teils 
endlih aud andere Tragen wie Innungs- oder Ortskrankenkaſſenzugehörigkeit, 
Innungsſchiedsgerichts- oder Gemwerbegerichtözuftändigkeit u. a. m., die bier 
nur angedeutet fein mögen. Someit e8 ſich um die Zugehörigkeit und Beitrag3- 
pflicht zu den Handels: und den Handwerkskammern handelt, findet die Mangel: 
bajtigfeit des zu den Streitigkeiten führenden oder durch fie und ihre Ent: 
Icheidungen herbeigeführten Zuftandes in Preußen und den anderen Bunbdes- 
ftaaten, wo die Handelsfammern und die Handwerkskammern auf ihren beider: 
feitigen verjchiedenen Rechtsgrundlagen völlig unabhängig nebeneinander ftehen, 
in einer gleichzeitigen Seranziehung zu beiden Organijationen und der damit 
gegebenen Doppelbefteuerung ihren Ausbrud. Dagegen ift eine joldhe doppelte 
DHeranziehung und Befteuerung bei der einheitlichen, landesrechtlichen, gleichzeitige 
Zugehörigkeit zur Handels: und zur Gewerbefammer ausſchließenden Organijation 
im Königreih Sachſen nicht möglich, hiermit aber Anlaß und Gegenjtand bes 
Streites nicht bejeitigt, jondern dahin verſchoben, daß der Verluſt eines Be— 
triedes an die andere Organijation oder die zu ihm führende Einräumung des 
Optionsrechtes im Mittelpunkt fteht. Eine Doppelheranziefung und Doppel: 
beiteuerung fann aber auch in Sadjen, wie in Preußen und anderwärts, zu 
den Dandelsfammern auf ber einen und den Zwangsinnungen auf der 
andern Eeite Platz greifen, da über die Zugehörigkeit zu diejen andere Stellen 
ala über die zu den Gewerbe: oder Handwerkskammern letztinſtanzlich entſcheiden 
und die Zulaffung eines verwaltungsgerichtlichen Verfahrens dabei nicht gegeben 
oder zweifelhaft ift. 

Aehnlich Liegen die Dinge binfichtli der Fragen der Zuftändigfeit fürs 
Lehrlingsweſen, bei denen nicht um Beitragäleiftungen, jondern um ein Leber: 
greifen einzelner Beiugniffe der Innungen und Handwerkskammern auf die von 
der Hanbeläfammerorganijation umjpannten Kreiſe geftritten wird und bei 
denen in gleichem oder nod) höherem Grade ala wie bei jenen Zugehörigfeits- 
und Beitragsfragen Verſchiedenheit und Unzulänglichkeit der Inſtanzen und 
Rechtsmittel obmwalten. In allen drei Gruppen von Fällen — Zugehörigkeit 
zur Handels: und Handwerks: oder Gewerbefammer, Innungszwang und Zus 
ftändigfeit der Handwerksorganijation im Lehrlingsweſen — handelt es fi in 
materiell-rehtliher Hinficht, wenn ich mid) furz obwohl ungenau jo außsdrüden 
barf, um die Auslegung des Handwerfsbegriffs und jeine Abgrenzung vom fabrik— 
mäßigen und jonftigen gewerblichen oder kaufmänniſchen Betrieb. Ueberblicken 
mir zunächſt Streitigkeiten und Enticheidungen unter dieſem Gefichtspunfte, um 
die Inſtanzen- und Rechtsmittelfrage dann nad) einer ſolchen Umſchau für ſich 
zu erörtern. 


) Ausführliche Zujammenftellungen einzelner Streitfälle und Entiheidungen finden 
fi in einer Dentihrift der Handelsfammer Stolp in Pom., „Die Streitigkeiten 
über die Zugehörigkeit zu der Handeldfammer und der Handwerlätammer“ Stolp i. Bom. 

904. 8°. 80 ©., jowie in der ſchon angezogenen der Handeldfammer Leipzig 
(S. 58 ff.); vgl. ferner Kudud, „Die Augeinanderjegung zwiihen den Handeldfammern 
und der Handwerksorganiſation“, Annalen des Deutihen Reichs 1904 S.585 fi. und 
Sievers, „Fabrit und Handwert, Handelöfammern und Handwerläfammern*, Jahrbuch 
für Geießgebung, Verwaltung und Bollswirtihaft (Schmoller.. N. 5. XXX, ©. 255 ff. 
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Die Fälle der drei Gruppen, in denen Betriebe oder Betriebäteile nad 
beiden Seiten hin in Anjpruc genommen werden, lafjen fidy mad; ber konkreten 
Geltaltung der Betriebe folgendermaßen einteilen: 


1. Rein gewerbliche, nad) der einen Auffaffung fabrifmäßige, nad da 
andern handwerfsmäßige, jedenfalls aber ausſchließlich auf Herftellung, Be oder 
Verarbeitung beweglicher Sachen gerichtete Betriebe einheitlichen Gefüges. Unter 
ihnen erjcheinen Ziegeleien, Ofenfabriken, Grabdentmälerfabrifen, Metallwaren: 
fabrifen, Fabriken für Eijenkonftruftionen, Geldichrankfabrifen, Maichineniabtiten, 
Lampenfabriken, Wagenfabrifen, Spinnereien, Quchfabrifen , Lederfabrife, 
Lederwarenfabrifen, Schneidemühlen, Möbelfabrifen, Bürftenfabrifen, Mail: 
müblen, Brauereien, Eſſig- und Moftrichfabrifen, Fleiſch- und Wurftware: 
fabrifen, Konfektionsbetriebe, Färbereien, Buchdrudereien, Steindrudereien, Sir: 
drudanftalten. 


2. Beiderſeits als fabrikmäßige anerfannte Betriebe in Berbindung mi 
bandwerfsmäßiger Tätigkeit zu Ausbeſſerungs- und Erneuerungsarbeiten oda 
zur Herftellung von Verpadungen, 3. B. Brauereien, Eſſigfabriken, Seiler 
fabrifen, Pappenfabrifen mit Böttchern zur Ausbefferung oder Herſtellung von 
Taftagen, Dampfziegeleien, Mafchinenfabriten und andere Fabriken, die p 
Arbeiten in ihrem ordnungsmäßigen Betrieb ein paar Schmiede oder Etl; 
macher, Tiſchler oder Schloſſer beihäftigen. 


3. Großhandlungen und größere Kleinhandelsbetriebe in Verbindung mt 
ähnlicher untergeordnieter Handwerkstätigkeit, 3. B. Getreide- und Spiritusbent 
lungen mit Böttchern zur Inftandhaltung der Fälle, Maſchinen- und br 
radhandlungen mit Scloffern, Manufakturwaren:, Pelzwaren-, Schuhmarer: 
bandlungen mit Schneidern, Kürfchnern, Schuitern, Papierwaren:, Kuram: 
und Möbelhandlungen mit Buchhbindern, Klempnern oder Sattlern zu blohe 
Reparaturarbeiten. 


4. Angeblih aus fabritmäßigem und handwerksmäßigem Betrieb m! 
relativer Selbitändigfeit beider bejtehende Betriebe, 3. B. Dampfmühlen mi 
Brotbäderei, Schneidemühlen mit Tijchlerei, Webereien mit MWäjche: und Kleider 
fonjeftion, graphiiche Betriebe mit Buchbinderei u. a. m. 


5. Aus handwerfsmäßigem oder angeblich handwerfsmäßigem Heritelluns 
Be: oder Verarbeitungsgewerbe und Handel mit fertig bezogenen Yyabnlıa 
beitehende Betriebe, bei denen entweder die Tatſache jolcher Zulamme: 
jegung oder die relative Selbitändigfeit beider Zeile bzw. das den Gelant 
harafter des Unternehmens beitimmende Ueberwiegen des einen oder ander 
den Streitpunkt bildet. Beilpiele: Maßichneiderei oder Konfektion neben met 
oder weniger ausgedehnten Handel mit Stoffen, Wäſche, Hüten, Schirmen, Dei 
oder Militäreffekten, Pelzkonfettion neben Rauchwarenhandel, Buchdrudere or 
Buchbinderei neben Buch: oder Papierwarenhandel, Tiichlerei neben Möbelbank 
Sattlerei neben Lederwarenhandel, Müllerei neben Getreides und Wuttermiz 
handel, Gerberei neben Lederhandel, Seifenfiederei neben Handel mit Ida 
Fetten, Lichtern, Weihnachtsartikeln und ähnliche Fälle mehr. 


6. Offenbare Handwerfsbetriebe mit nebenjfächlihem, im Vergleich = 
Handwerk zurüdtretendem Handel (entgegengejeßtes Verhältnis wie in den m 
3 bezeichneten Fällen), beifpielsweile Frijeur: und Barbierftuben mit Parfüm 
und Zoilettenartifelvertrieb, Bäckereien und Konditoreien mit Mehl-, Chotlt 
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und Zuderwarenverkauf, Schreiner:, Sattler, Drechſler- und andere Handwerks— 
betriebe mit gleichzeitigem Vertrieb fremder Erzeugniffe als Anhängiel. 

7. Die nächte Logiich folgende Kategorie würden als Gegenftüd der unter 
2 zulammengefaßten Streitfälle Handwerksbetriebe mit einer Fabrik als in- 
begriffenem Nebenbeitandteil oder Anhängjel bilden, doch ift m. W. die Auf: 
jtellung und Verwertung einer ſolchen Kategorie, die fi aus dem zwiſchen oder 
neben die Rechtöbegriffe „Handwerk“ und „Fabrik“ eingeichobenen Begriff 
„Großhandwerk“ —— ableiten laſſen würde, bisher auch ſeitens der Freunde 
dieſes Begriffs, ausdrücklich wenigſtens, noch nicht erfolgt, ſondern anſcheinend 
zugunſten eines unterſchied- und reſtloſen Aufgehens etwaiger fabrikmäßiger 
Beſtandteile eines Großhandwerks-Unternehmens in dem Handwerk ſelbſt = Groß: 
handwerk unterblieben. 


Eine praktiſch jehr wichtige und mit Streitfällen Außerft reich bejegte, nur 
zum Zeil unter 1 bis 6 einteilbare und beshalb zunächſt befler für fich zu 
nehmende Gruppe bilden dagegen 


8. die baugemwerblihen und Inftallationsbetriebe. Hierher zählen Bau: 
unternehmungs:Beichäfte, Zimmerei: und Baukonſtruktions-Betriebe, teild mit, 
teild ohne Baumaterialienherftellung oder BaumaterialienHandel, Betriebe für 
eleftriiche, Gas-, Wafler:, Heizungs:, Beleuchtungs: und Lüftungsanlagen, für 
Pumpenanlagen und Brunnenbau, Babdeeinrichtungen und Trodenanlagen, teils 
mit, teils ohne eigenen Fabrikationsbetrieb oder Me bftändigen Bezug und Ber: 
trieb der betreffenden Vorrichtungen oder Zubehörteile. Dabei erjcheinen alle 
diefe Arten bau: und inftallationagemwerblicher Unternehmen je nad) ihrer Zu: 
jammenjegung und den formen ihres Betriebes teils mit, teils ohme eigene 
oder ftändige Anlage und Betriebsftätte für Herftellung, Zulammenfügung oder 
Aufbewahrung der Materialien, Konftruktions: oder Inſtallationsteile. Diejem 
Umſtand fommt nad) dem früher Dargelegten rechtlich injofern bejondere Be: 
deutung zu, als beim Mangel einer eigenen Anlage und feiten Betriebsftätte 
die Anwendbarkeit des Fabrikbegriffs verjagt, jo daß an Stelle der Abgrenzung 
des Handwerföbegriff nad) der Seite fabrifativen Betriebes dann eine jolche 
nad) der Seite jonftigen kaufmänniſch-großgewerblichen Betriebes im allgemeinen 
vorzunehmen ift. Eine der Gruppe 8 in der mannigfaltigen Zulammenjegung 
der Betriebe ähnelnde Sammelgruppe ftellen endlich 

9. die übrigen gemiſchten und zujammengejegten Betriebe dar, die aus 
einer Mehrheit als fabrik- oder handwerksmäßig, fommerziell oder nicht: 
handwerfsmäßigsinduftriell anzufprechender Betrieböteile beftehen und injofern 
mehreren der Gruppen 1 bis 6 und 8 zugleich angehören. Belege dafür bieten 
die die verfchiedenften Zweige der graphiſchen Gewerbe und Hilfsgewerbe in 
fabrifmäßiger, organischer Zujammenfafjung, nad) anderer Anfiht als hand— 
werksmäßige Betriebe, und oft zugleich Buchbinderei, Zeitungsverlag oder Bud): 
handel begreifenden Großdrudereien, ebenjo aber fombinierte Betriebe zahlreicher 
anderer Gewerbszweige, in einem der Streitfälle 3.8. eine „Schraubenfabrif 
mit Nähmaſchinen- und Tyahrradhandlung, Inftallationsgeihäft für eleftriiche 
Anlagen, Vernidelungsanftalt, Bau neuer Fahrräder und Reparaturanftalt für 
Nähmaſchinen und Fahrräder“. Schließlich verbleiben 

10. noch ſolche Zatbeitände, wo mehrere jelbitändige, teils handwerks-, 
teils nichthandwerksmäßige Betriebe ohne engeren jahlihen Zuſammenhang als 
vielleicht nur Gemeinjamfeit des Abjagkreijes oder überhaupt nur durch perjön- 


768 Heubner, Handwerk und Fabrit. 


lichen Zufall in der Hand eines Unternehmers vereinigt ericheinen, jo in einem 
alle Viehhandel und Maſchinenausleihgeſchäft mit Reparaturſchloſſerei, in 
einem andern Brauerei, Bierverlag und Schankwirtichaft, einem dritten Schneide: 
mühle und Materialmarenhandel. 

Die in Fällen diejer Spielarten ergangenen Entjheidungen zeigen 
die denkbar größte Verjchiedenheit, nicht nur in den verichiedenen Bundesftaaten, 
fondern auch innerhalb derjelben Länder und Verwaltungsbezirke. Insbeſondere 
ſprechen aus ihnen die verichiedenften Auffaffungen hinſichtlich der Abgrenzung 
bes handwerks⸗ vom fabritmäßigen wie vom Jonftigen gewerblihen und Handels 
betrieb, hinfichtlic der Anwendung der dafür vom Gejeßgeber empfohlenen 
Merkmale und Grundjäße der reichsgerichtlichen Rechtſprechung, Hinfichtlich des 
Berhältnifjes zwiichen den Begriffen Handwerk und Fabrik in Zitel VI und VI 
ber Gewerbeordnung und dem handelsrechtlihen Handwerksbegriff jomwie der 
Bedeutung des Regiftereintrags, ebenjo endlich Hinfichtlich der Behandlung, die 
den gemilchten und zujammengejegten Betrieben zuteil werden jol. Die vom 
Reichsgericht aufgeftellten Merkmale und Grundjäge werden bald zum Aus: 
gangspunft und zur Richtſchnur genommen, bald als überhaupt nicht anwendbar 
erflärt, bald in der freieften Weiſe in der Richtung einjeitiger Wertung beliebig 
berauögegriffener, vom Reichsgericht noch dazu als unweſentlich eradhteter Einzel: 
friterien umgedeutet. Während 3.8. das Kal. Sächſiſche Oberverwaltungsgericht 
in einem Urteil vom 14. Mai 1902 die Kreishauptmannihaft Leipzig zur 
Beachtung der Merkmale anhält, „in denen nad) der Rechtſprechung des Reich— 
gerichts die charakteriftiichen Unterſchiede zwiſchen Fabrik: und Handwerfäbetrieb 
efunden werben müffen“ und in einem zweiten Urteil vom 13. Juni 1903 Hinzu: 
—* „andernfalls würde die Beurteilung jeden feſten Rechtsboden verlieren und an 
die Stelle objektiver Kennzeichen rein ſubjektive, auf mehr oder weniger willkürlichen 
Annahmen beruhende Entſcheidungen treten“, erklärt das Großherzogl. Bezirks: 
amt zu Freiburg i. Br. in einer allerdings nicht in Rechtskraft übergegangenen, 
ſondern vom badiſchen Miniſterium des Innern wegen Nichthörung der Handels: 
fammer aufgehobenen Entidyeidung vom 6. Februar 1903: „Nicht das Por: 
handenjein äußerlicher Merkmale (gemeint find die vom Neichägericht aufgeftellten) 
oder die äußerliche Anwendung joldyer allerdings mit dem Weſen des Fabrikbegriffs 
zujammenbängender Merkmale darf das Ausichlaggebende fein, jondern vor allem 
die Trage, ob in dem fich vollziehenden Hebergang der Produktionsmethode aus 
„Handwerk“ in „Handarbeit mit der Maſchine“ bei dem einzelnen Betriebe fich dieie 
Umwandlung vollzogen hat." Die von Dampfmajchinen bis zu 80 Pferdefräften 
angetriebenen Arbeitsmajchinen — es Handelt ſich in der Enticheidung um mehrere 
Betriebe Holz verarbeitender Induſtriezweige — werden dabei, ähnlich wie in einer 
älteren Enticheidung der Kreishauptmannſchaft Leipzig Dampf:Schnellprefien bei 
einer Großdruderei, nur als vervollkommnetes Handwerkszeug angejehen, ebenio 
werden die bis zu 50 und 90 Köpfe betragende Arbeiterzahl, die auf die Ober: 
leitung beſchränkte Tätigkeit der Unternehmer, die Arbeitsteilung und der Umfang 
der Anlagen und der Produftion als „einflußlos für den handwerksmäßigen 
Charakter des Gejamtbetriebes“ erachtet. Begründet wird diejer mit der Heritellung 
von „Spezialartifeln” ftatt Maffenware, dem Fehlen von Lehrlingen und ber 
Unbilligfeit einer Nichtheranziehung folder in der Annahme gelernter Arbeiter 
die Vorteile der Handwerfsorganifation genießender Betriebe zu den Laften dieier 
Organiſation. Dieſes letztere, als Gebot der Billigkeit eingeführte Moment 
eriheint auch der Kal. Regierung von Oberbayern in einer um bdiejelbe Zeit 
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ergangenen, vom Kal. Bayeriſchen Staatöminifterium des Innern oberauffichtlich 
gebilligten Enticheidung über graphiſche Großbetriebe „für ſich ſchon ausichlag: 
gebend“, wobei im übrigen noch das Arbeiten auf Beftellung und das Fehlen 
einer Maffenproduftion —* den Handel ſowie einer genügenden Arbeitszerlegung 
zur Verneinung des Fabrikbegriffs als Stütze gebraucht wird. Ganz in dem— 
ſelben Sinne legt ſerner eine, eine große Druckerei zum Handwerksbetrieb 
erflärende Entſcheidung des ſchwarzburgiſchen Miniſteriums zu Sondershauſen 
das entſcheidende Gewicht auf den „Zuſammenhang mit dem Handwerk“, die 
Nichtherſtellung von „Handels- und Spezialartikeln für den Maſſenabſatz“ und 
das Weberwiegen der „Schaffenstätigfeit der gelernten Arbeiter”. 

Schon diefe Stichproben aus den vorliegenden Entſcheidungen laſſen erfennen, 
wie wenig bie legtinftanzlichen Werwaltungsbehörden der Rechtſprechung des 
Reichögerihts in der Abgrenzung zwiichen Handwerk und Fabrik mitunter gefolgt 
find. Aehnlichem Mangel an Uebereinftimmung und Einheitlichfeit begegnet man 
zum Zeil auch in der Rechtiprecjung der Berwaltungs:Gerichte, in der Abgrenzung 
zwilchen Handwerk und jonftigem nichthandwerksmäßigen Betrieb jowie in den 
anderen Punkten. Das Kol. Sächſiſche Oberverwaltungsgeriht verneint in 
einer Entiheidung vom 20. Mai 1904 und zwei ſolchen vom 11. Januar 1905 
über Bauunternehmungs-Geichäfte die Anwendbarkeit des Begriffs fabrikmäßigen 
Betriebes im Sinne ber Gewerbeordnung auf dad Baugewerbe wegen Fehlens 
einer Fabrik-Anlage, läßt aber die in den Anfechtungsflagen angeſchnittene Frage 
einer für Baugewerbe und dgl. geltenden Abgrenzung zwiſchen Handwerf und 
nicht eigentlich fabrifmäßigem, jondern nichthandwertsmäßigem, kaufmänniſch— 
großgewerblichem Betrieb überhaupt, wie fie die NReichögerichtsenticheidung vom 
12. April 1904 anerkannt hat, unberührt. Es leitet vielmehr aus der Nicht: 
fabrifmäßigfeit ber drei Betriebe ohne weiteres ihre Handwerksmäßigkeit ab, 
indem e3 den einen ber Gemwerbefammer zumweift und die beiden andern ber 
Handelskammern nur auf Grund ihres von ihm anerkannten, auf Verbindung 
mit Baumaterialien=Handel gegründeten und zugunften der Handelsfammer 
ausgeübten Optionsrechtes zuſpricht. Im Unterjchied hierzu verneint das Kal. 
Preußiihe Oberverwaltungagericht in einer Enticheidung vom 8. Dezember 1904 
die Handwerkseigenſchaft eines Großbetriebes des Zimmerer: und Maurergewerbes 
für den fall, daß der Inhaber „als Bauunternehiner auftritt, das heißt auch 
jeinerjeits feinen Auftraggebern gegenüber andere Arbeiten unternimmt, welche 
er durd andere Handwerker ausführen läßt“. Sei letzteres der Tall, „wobei 
jelbftverftändlich Kleine Hilfsleiftungen für die Zimmer: und Wtauerarbeiten 
durch andere Handwerker nicht in Betracht“ kämen, jo fünne „von einem Hand» 
werfsbetriebe des Klägers feine Rede fein“. Dies treffe namentlich zu, wenn 
er etwa feinen Betrieb jo führe, daß er „ganze Häufer mit Erdarbeiten, Dad): 
bederarbeiten uſw. auszuführen“ jeinen Auftraggebern gegenüber übernehme. 

Wie in der Abgrenzung des Handwerköbegriffs an ſich zeigt ſich Ver: 
Ichiedenheit der Auffaffungen ferner in der praftiichen Beachtung und rehtlichen 
Wertung des DVerhältniffes zwiſchen Handwerkernovelle einerjeits und Titel VII 
der Gewerbeordnung und Handels: und Regiſterrecht andrerfeits. 
So erklärt der Regierungspräfident in Arnsberg auf Einjprud) gegen eine gegen: 
teilige Entſcheidung der untern Verwaltungsbehörde die Heranziehung einer 
nebenher handwerksmäßige Schlofferarbeiten ausführenden Wetterlampenfabrif 
oder eines Teiles ihres Betriebes zur Handwerksorganijation für unzuläjfig, 
weil bie betreffenden Arbeiter in erjter Linie in dem Tyabrifationsbetrieb tätig 
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jeien und infolgebeffen ſowie mangel3 einer Trennung der Arbeit3räume für den 
fabritmäßigen und handwerfsmäßigen Betrieb der gelfamte Gewerbetrieb, Fabrikation 
und Schlofferei, den Vorſchriften des IV. Abichnittes des VII. Titels der Ge 
werbeordnung unterftehe. Einen ganz anderen Standpunkt ala den notwendigen 
Einklang zwiſchen Zitel VI und VII nimmt in Entiheidungen auf Grund der 
88 100 f und 100 h der Gewerbeordnung die Kreishauptmannſchaft Leipzig ein. 
Sie erklärt, ala TFabrikbetriebe im Sinne des Titels VII erklärte, Betriebe im 
Sinne des Titel VI für Handwerksbetriebe und hält ſich auch jpäterhin nicht 
oder wenig an eine anläßlich eines ſolchen Falles an die Kreishauptmannicaiten 
ergangene, eine ausbrüdliche Anmeifung oder Borjchrift allerdings nicht ent: 
haltende Verordnung des Kal. Sächſiſchen Minifteriums des Innern, in der eine 
ſolche grundjägliche Abweihung in der rechtlichen Beurteilung der nämlichen 
tatjächlihen Verhältniffe jeitens der Verwaltungsbehörde und des Gerichts in 
hohem Make als unerwünſcht und notwendigerweile geeignet bezeichnet wird, 
in den beteiligten Kreiſen Befremden zu erregen. Weder der Wortlaut nad 
die Entitehungsgeichichte des $ 100 f bietet nad) der Verordnung den geringiten 
Anhalt für die Annahme, daß der Begriff des fabrifmäßigen Gewerbebetriebe 
im Zitel VI der Gewerbeordnung anders ala im Sinne von Titel VII auf 
faflen jei; es fünne nicht in der Abficht des Gejeßgebers gelegen haben, dem 
Tabrikbegriffe in der Kandwerfernovelle eine andere Bedeutung beizulegen, als 
ihm im übrigen in der Gewerbeordnung zufomme. 

Hinfichtlih der Bedeutung des handelsrechtlichen Handwerksbegriffs und 
des Regiftereintrags für die Handwerks: und die Handelstammerorganilation 
find namentlich mehrere Enticheidungen des Kal. Preußiichen und des Kgl 
Sächſiſchen Oberverwaltungsgerichts wichtig. Das Kal. Preußiiche Oberverwaltungs: 
gericht legt die Beitimmung des $ 3 des preußiichen Handelskammergeſetzes 
wonad unter der Vorausjegung der Veranlagung zur Gewerbefteuer „diejenigen 
Kaufleute“ zur Handelskammer mwahlberehtigt und beitragspflichtig find, die 
„in einem der für den Bezirk der Handelskammer geführten Handelsregifter ein: 
getragen ſtehen“, nicht dahin aus, daß der Regiftereintrag wie für das privat: 
rechtliche Gebiet de8 Handelsrechts auch für die Handelsfammerzugehörigleit als 
eine gleichzeitige, ohne weiteres rechtswirfiame Bekundung der Kaufmanns 
eigenihaft zu gelten habe, jondern verlangt für die Beurteilung der Handels 
fammerzugehörigfeit des Betreffenden in Enticheidungen vom 9. Juni 1902 und 
8. Dezember 1904 neben der Feſtſtellung der Tatjache feiner Eintragung „no& 
die unabhängig davon zu prüfende Eigenichaft, daß er Kaufmann jei*. Bon 
den Fällen des $ 1 Abi. 2 Ziff. 2 und I und $ 2 des Handelsgeſetzbuchs abgeieben 
würde nun zwar für eine ſolche Prüfung der Handwerfsbegrift keinerlei Roll: 
ipielen, da jämtliche unter $ 1 Ab}. 2 Ziff. 1 fallende Handwerker, die bei weitem 
überwiegende Mehrheit, Handwerker und Kaufleute im Sinne des Handelsredit: 
zugleich find. In den beiden Enticheidungen handelt es fih aber gerade um 
Fälle nad) $ 2, der einem Gegenjaß von Handwerker: und Kaufmannseigeniha” 
Raum gibt, während im allgemeinen jonjt nur ein jolcher zwiſchen Handwerlker 
eigenihaft und Vollkaufmannseigenſchaft rechtlich erheblich it. Außerbem ift jr 
beachten, daß ſich die arumdjäßliche Forderung eines ſolchen Nachweiſes vwiellewt 
wicht nur auf die Fälle der SS 2 und 1 Abi. 2 Ziff. 2 und 9 beziehen, jonden 
als Forderung eines Nachweiles der BVolllaufmannseigenihait auf die Er 
jamtheit der handwerksmäßige Betriebsweile zulaffenden Gewerbe überhaupt « 
ftreden joll und in diefem Sinne von den Verwaltungsbehörden und dem Ober 
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verwaltungsgericht ſelbſt ausgelegt oder ausgedehnt wird, wie dies mancherſeits 
übrigens bereits geſchehen iſt. 


Die Erfüllung des Kaufmannsbegriffes erachtet das Kgl. Preußiſche Ober— 
verwaltungsgericht — bei baugewerblichen Unternehmen — nicht für gegeben, 
wenn neben dem privatrechtlich die Kaufmannseigenſchaft nad) $ 2 ohne weiteres 
berbeiführenden Regiftereintrag deſſen tatjächliche Vorausſetzungen, alfo eine auch 
nad) der öffentlicherehtlichen, 3. B. der ftrafrechtlichen Seite hin zu Recht beitehende 
Eintragung und Kaufmannseigenichaft vorliegen, jondern nur dann, wenn ber 
Betreffende nicht ala Handwerker unter $ 4 fällt, da der dort ausgeſprochene, 
die Anwendung des Tirmenrechtes auf Handwerker ausjchließende Grundjat die 
Beſtimmung des $ 2 beherrſche. Eine joldhe Ueberordnung des $ 4 über den 
$ 2 gewährt die Möglichkeit, die begriffliche Scheidung zwiſchen nichtfirmen- 
fähigem Handwerk und Bollfaufmannseigenihaft bzw. Kaufmannseigenſchaft 
überhaupt begründendem Nichthandwerk nad) SS 4 und 1Abſ. 2 Ziff.1, 2 und 9 
auf der einen und diejenige zwiſchen nichtfirmenfähigem Nichthandwerk und 
Volltaufmannseigenihaft begründendem Gewerbebetrieb nad) $ 2 auf der andern 
Seite ohne Konflitt zwifchen $ 2 und 88 4 nebft 1 nad verichiedenen Gefichts— 
punkten vorzunehmen, zugleicd führt fie aber notwendig zu dem Schluß, daß 
da3 Firmenrecht den von ihm nad) den Abgrenzungsfriterien des beherrichenden 
S 4 auögejchloffenen Handwerkern, nad) den andersgewählten Kriterien de3 dem 
S 4 untergeordneten $ 2 nicht wieder eingeräumt werden fann. Das Oberver: 
waltungsgericht hat ſich nicht veranlaßt gejehen, diefe Schlußfolgerung auszufprechen, 
ſondern fid) damit begnügt, die Heberordnung des $4 über den $2 und die Ber: 
Ichiedenheit der Abgrenzungsfriterien für beide zu erflären. „Maßgebend dafür, 
ob der Betrieb eines Handwerks oder ein Handelsgewerbe vorliegt“, find danach 
„nur die Art und Weile des inneren Betriebs, die gejamten Betrieböverhältniffe, 
nicht aber der Umſtand, daß das gewerbliche Unternehmen nad) Art und Umfang 
einen in kaufmännischer Weife eingerichteten Geichäftsbetrieb erfordert“. „Das 
kann auch bei einem Großhandwerker zutreffen”, Heißt es weiter, „jo daß er 
deshalb nicht aufhört, Handwerker zu jein, und damit von der Einbeziehung 
zur Handelskammer ausgeichloffen ift“. Ob ein ſolcher „Großhandwerfer”, der 
nach der Entſcheidung noch Handwerker bleibt, dann troß Erfüllung der Voraus: 
fegungen des $ 2 nicht ala nach $ 4 zu Unrecht eingetragen zu gelten hat, ift 
in der Entiheidung nicht ausdrüdlich gejagt und im ihrer Gedanfenfolge aud) 
belanglos, da eine Bejahung der Hauptfrage tatlächlicher Handwerkereigenſchaft 
nach $ 4 die ftrittige Kaufmannseigenihaft, unbeichadet ihres rechtlichen Be: 
ftandes oder Fortbeitandes für Handels: und Regifterrecht, für die Anwendnung 
des Handelsfammergejeges verneint, mit ihrer in der vorliegenden Entſcheidung 
ausgeſprochenen Verneinung aber um jo mehr ein formaler Anlaß zur Miterörterung 
diejes jo wichtigen Punktes entfällt. 

In den Entiheidungen des Kgl. Sächſiſchen Oberverwaltungsgerichts wird 
der handelsgerichtlichen Eintragung und ihren Vorausſetzungen nur in ſolchen 
Fällen eine beſondere Erörterung zu teil, wo es ſich um ſog. zuſammenge— 
ſetzte oder gemiſchte Betriebe handelt. Im übrigen kommt dem Re— 
giſtereintrag nach dem ſächſiſchen Handels- und Gewerbekammergeſetz wohl eine 
Bedeutung als einer Vorbedingung der Handelskammerzugehörigkeit, nicht aber 
als Moment der Abgrenzung der Gewerbekammer gegenüber zu, da zu dieſer 
Handwerker „auch dann“ gehören, wenn fie „als Inhaber oder Teilhaber 
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einer firma im Handelsregiſter eingetragen find“. Dagegen wird bem Regifter: 
eintrag in Entjcheidungen vom 12, November 1904, 11. und 12. Januar 1905 
bei der Erörterung ber Frage, ob der Betreffende — in zwei Fällen Bauunter: 
nehmen mit Baumaterialienhandel, im dritten Kürjchnerei mit Pelzwarenbanbel, 
— „gleichzeitig ein Handelögewerbe im Sinne von 88 1 und 2 des Handels: 
eſetzbuchs und ein Handwerk“ betreibt, mithin nach $ 9 das Optionsrecht befitt, 
ie eine bejondere Bedeutung zuerkannt, wenn der Eintrag des neben dem 
Handwerk betriebenen Hanbdelögewerbes, in den Fällen der Entiheidungen Handel, 
no unter dem alten Hanbdelögejegbud erfolgt iſt. Ein ſolcher Eintrag bringe 
vom formalrechtlihen Standpunkte aus zum äußern Ausdrud, dab der betreffende 
Handel den Gegenftand eines bejonderen handelsrechtlihen Unternehmens neben 
dem nady dem früheren Recht überhaupt nicht eintragsfähigen Handwerk bilde. 
Damit jei dann eine als Vorausjegung des Optionsrechtes anzujehende „gewifie 
jelbftändige wirtichaftlihe Bedeutung” des neben dem Handwerk betriebenen 
Handels erwiejen. Ob die Vorausjegungen des Tyirmeneintrags jeinerzeit erfüllt 
gewejen jeien und diefer noch zu Recht beftehe, unterliege lediglich dem Befinden 
der ordentlichen Gerichte, nicht aber einer Nachprüfung des Oberverwaltung 
gerichtes. 

Im übrigen wird in einer früheren Entſcheidung bdesjelben vom 14. Mai 
1902 über eine Druderei mit Verlagsgeſchäft eine ſolche „gewiſſe jelbfländige 
wirtichaftliche Bedeutung” der Teilbetriebe dahin näher beftimmt, „daß der Betrieb 
des hanbdelögewerblichen Unternehmens nicht die notwendige und unentbehrlice 
Borbedingung” für des Handmwerfsbetriebs „eigenen Beltand bildet“. Es komme 
darauf an, ob dieſe Vorausjegung zutreffe, „oder ob die Buchdruderei nur ein 
techniſches Hilfsmittel zum Betriebe der Verlagsbuchhandlung“ bilde und ihre 
Zweckbeſtimmung ſich hierin erjhöpfe. Nicht erforderlich ift nach einer weiteren 
Entiheidung vom 29. Oktober 1904, daß das Einfommen aus dem Handels: 
gewerbe allein die für die Handeldfammerzugehörigfeit beftimmte Untergrenze 
von 3100 ME. überfteigt, e8 komme vielmehr darauf an, ob diejes einen wirt: 
Ihaftlich jelbitändigen Zeil des Gejamtbetriebs darftelle. Zur Enticheidung bier: 
über ift in einem Falle jtatt der angegebenen runden Ziffern die Beibringung 
eines genauen, von Bücherrevijoren aufzuftellenden Ausweiſes über Umjag und 
Reingewinn aus dem Kandel gefordert, von dem Betreffenden aber wegen ber 
damit verbundenen unverhältnismäßigen Beläftigung und Umftändlichkeit abge: 
lehnt worden, zumal fi eine derartige ſcharſe Trennung, namentlich für die 
länger zurüdliegende Zeit, bei dem häufigen neinandergreifen beider Betriebs: 
abteilungen — Maßichneiderei und Handel mit Stoffen und Herrenartifeln — 
auch nad) den Büchern nicht mehr in genügender, zuverläffiger Weije vornehmen 
laſſe. Das Oberverwaltungsgeriht hat darauf am 4. März 1905 entichieden, 
daß jede Möglichkeit der Prüfung fehle, ob und inwieweit ber Handel eine jelb- 
ftändige wirtichaftliche Bedeutung befige und den Betrieb wegen Nichterbrinaung 
des Nachweiſes der für die Handeldfammer ausgeübten Optionsberechtigung der 
Gemerbefammer zugeiproden. 

Teils unter ähnlichen Geſichtspunkten relativer Selbitändigfeit oder ein: 
heitliher Zujammenhörigkeit gemijchter und zulammengeiegter Betriebe je nad 
dem Einzelfall, teils unter dem Geſichtswinkel einer aus den geltenden geſetzlichen 
Beitimmungen abgeleiteten Unteilbarfeit jolcher find endlich eine Reihe von Ent: 
ſcheidungen der verichiedeniten preußiichen und anderen Verwaltungsbehörden er: 
gangen, auf die hier nur allgemein hingewielen werden fanı. Im Mittelpunkt 
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fteht dabei für Preußen unb andere Bundesſtaaten die bald in einem, bald im 
anderen Sinne beantwortete Trage, ob und inmiefern zur Vermeidung einer 
Doppelbefteuerung der ganzen Betriebe oder ihrer für handwerlsmäßig erklärten 
Betriebsteile auch auf feiten der Handelsfammern, in Preußen auf Grund von 
$ 26 Abi. 1 Sat 3 bes Handelskammergeſetzes, eine ähnliche Zerlegung der Ber 
triebe und Abſetzbarkeit von Beiträgen geboten und zuläjfig ericheint, wie fie 
die $$ 100 s Ab}. 3 und 103 1 der Gewerbeordnung für die Zwangsinnungen und 
Handwerkskammern vorjehen oder erlauben. 


V. Wege der Abhilfe und Tragweite ihrer Beſchreitung. 


Um ſolcher Verſchiedenheit der Enticheibungen abzuhelfen und Streitig- 
feiten umd Unzuträglicfeiten ber im letzten Abſchnitt gekennzeichneten Art zu 
fteuern, hat man im Laufe der Zeit die verjchiedenften Wege empfohlen und 
verjchiedentlich auch beichritten.. Die von Handeld- wie Handwerkskammern und 
Behörden ausgegangenen Vorſchläge und Maßnahmen find heute durch den Verlauf 
ſolcher Streitigkeiten in den verjchiedenen Inftanzen und Landesteilen und mancher⸗ 
waͤrts ergangene, auf Einjchräntung und Milderung der Mikftände gerichtete 
Verordnungen zum Zeil überholt, zum großen Zeil aber aud heute noch und 
gerade im gegenwärtigen Zeitpunkt von praftiicher Bedeutung. Sie find es in- 
ſoweit namentlich, als fie eine Klärung der ganzen Sadjlage angebahnt und in 
gemeinfamen Beſchlüſſen von Handwerfsvertretungen wie ſolchen von Handels: 
fammern und neueren Erklärungen und Schritten von Regierungen einen den 
Ueberblid erleichternden, die Kernpunkte der Sache verbeutlichenden Nieder: 
ichlag gefunden haben. 

Die Vorſchläge und Wünſche der Vertretungsförper de8 Handwerks 
bewegen fi, joweit fie in Einzelerflärungen oder in Beichlüffen der Handwerfs- 
und Gewerbefammer: oder Innungstage zum Ausdrude gelangt find, überwiegend 
in ber Richtung einer Ausdehnung des Handwerksbegriffes oder der Handwerks: 
organifiation auf ihnen jet entzogene oder beftrittene „Großhandwerfer” oder 
auch ausgeſprochene Fabrikbetriebe. Dabei wird neben den ſchon erwähnten, auf 
eine Gejeges-Auslegung in diefem Sinne gerichteten Beftrebungen neuerdings 
und bis auf die jüngfte Zeit vor allem auch der Weg einer ihnen Rechnung 
tragenden Wenderung der Gejeßgebung befürwortet. Die zu erlafjenden gejeß- 
lichen Beftimmungen follen 3. B. im Gegenfag zur Rechtſprechung des Reichs— 
gerichtö die Anwendung des Tyabrifbegriffs auf ſolche Betriebe bejchränfen, in 
denen unter meiteftgehender Verwendung von Maſchinen durch Teilarbeit erzeugte 
Maſſenartikel auf Vorrat hergeftellt werden, dem Handwerksbegriff hingegen ohne 
Rückſicht auf andere Kriterien diejenigen unterftellen, die zur Herftellung der 
Erzeugniffe hauptſächlich handwerksmäßig und mit mehrjähriger Lehrzeit aus: 
gebildete Arbeitskräfte erfordern und auf Beftellung Dritter Arbeiten gegen Ent: 
gelt ausführen. Oder e3 wird gefordert, daß jeder, der handwerfsmäßig aus: 
gebildete Arbeiter beichäftige, in die Zmwangsinnungs: und Handwerkskammer— 
organijation einbezogen werde oder au nur, daß alle Betriebe, die handwerks— 
mäßige Artikel herftellen, nad) der Zahl der von ihnen beichäftigten, handwerks— 
mäßig ausgebildeten Gejellen zur Unterhaltung von Wohlfahrtseinrichtungen der 
Innungen und Handwerkskammern, wie 3. B. Arbeitsnachweilen und Herbergen, 
Geſellen- und Lehrlings:Ausihüffen, Fachſchulen uſw. beitragspflichtig erklärt 
werden. In Uebereinftimmung mit diejen und ähnlichen Wünſchen und Bor: 
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Ihlägen wird für die „Großhandwerker“ die die handelörechtliche Sonderftellung 
der Handwerker als Minderkaufleute privatrechtlich aufhebende Eintragung ins 
Handelsregiſter ald wünjchenswert und zuläjfig erklärt und bei gemilchten und 
zulammengejegten Betrieben eine Trennung des faufmännijchen und des hand— 
werfsmäßigen Teiles jür die Beſteuerungszwecke der Handelsfammer: und Hand: 
werfsorganifationen empfohlen. Endlid hat man auch eine weitere Ausgeftaltung 
und Bereinheitlichung des Inftanzenzuges als Notwendigkeit anerkannt und „zur 
höchſten Enticheidung der Streitigkeiten über die Zugehörigkeit zum Handwert 
oder zur Fabrik bzw. zur geieglichen Regelung der Begriffe Fabrik und Hand 
werk“ die Schaffung einer „Reichsbehörde“ verlangt.') 


AL Ausfluß älterer und jüngerer Vorſchläge aus dem Kreiſe ber Hanbels: 
fammern bat eine Erklärung zu gelten, für deren Abgabe fich eine vom 
Deutichen Handelstag für die Frage ber Abgrenzung eingejegte, ala Mitglieder 
eine Reihe nord-, mittel- und jüddeuticher Handelskammern umfafjende Sonder: 
fommilfion jüngft ausgejprodhen hat. Sie verwirft im Unterſchied zu den er: 
wähnten Handwerkervorſchlägen und in Abweichung von einer von der jelben 
Kommilfion vor mehreren Fakten beſchloſſenen Erklärung jeden Verſuch einer 
gejeglichen Definition der Begriffe Handwerk und Fabrik und ebenio ein 
authentiſche Interpretation im Sinne einer gejeglihen Feſtſtellung der für beite 
Begriffe weientlihen Merkmale, angefichts ihrer Schwierigkeit ſowie der Ungewi 
beit ihres Ergebniffes und ihres Nußens, als unzweckmäßig. Binfichtlih de 
materiell-rechtlihen Inhalts der einjchlagenden gejeglihen Beſtimmungen ii 
daran feitzuhalten, daß ſowohl der Handwerks: wie der Fabrikbegriff in den 
verjchiedenen Zeilen der Gewerbeordnung und im Handelsgeſetzbuch nad, Geſeten 
wortlaut, Gejegesentitehung und Reichsgerichts-Rechtſprechung ein durchaus ein 
beitlicher ift, in beiden Geſetzen übereinftimmt und Handwerker von der Ein: 
tragung ins Handelöregifter nad) den Beltimmungen des Handelsgeſetzbuch 
ausgeihloffen find. Auf eine von diefem Geſichtspunkte beherrichte klare Grenp 
ziehung zwiſchen dem der Handwerfsorganilation und dem der Handelskammet 
unterftehenden Gewerbe wird insbejondere auch für das Gebiet bes Lehrling: 
weſens und für die fachliche Ausbildung des gewerblichen Nachwuchſes Gemidt 
gelegt; jeder Verſuch, die Zuftändigfeit der Handelskammern in dieſer Richtung 
einzujchränfen oder die ihnen unterftehenden Betriebe den Handwerksotganen 
dienjtbar zu machen, jei entichieden zurüdzumeiien. Bei Vereinigung handwerk: 
mäßiger und nichthandwerksmäßiger Betriebsteile in einem Betriebe wird 
empfohlen, in allen denjenigen fällen, wo einer ber Betriebsteile von über: 
wiegender Bedeutung ift, den Gejamtbetrieb ber Handwerksorganiſation oder dr 
Handelskammer zu unterftellen und nur wenn jene Vorausjegung nicht zutmm, 
ihn unter entiprechender Teilung beiden Organifationen zuzumweifen, wie aud von 
mehreren in der Hand eines Unternehmers vereinigten jelbftändigen handwerk: 
mäßigen und nichthandwerksmäßigen Betrieben erftere der Handwerksorganiſatien 
(eßtere der Handelöfammer zuzuteilen feien. In bezug auf das Verfahren endlit 
zur Entieidung darüber, ob und inwieweit ein Betrieb der Handelskammer 
oder als handwerfsmäßig der Handwerksorganiſation unterfteht, wird du 
Forderung aufgeftellt, daß dieſe Entſcheidung für alle Fälle (Wahlrecht, Mit: 
gliedihaft, Beitragspflicht, Beauffichtigung uw.) denjelben Stellen übertragen 


1) Bol. „Handel und Gewerbe" Jahrg. X. 1902/03, S. 54, 207; XI. 1080, 
©. 757; XI. 1904/05 ©. 459, 583. 
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wird. Es empfehle fich, die ordentlichen oder die Verwaltungsgerichte — wo 
jolde nicht vorhanden find, follegiale Behörden nad) $ 21 der Gemerbe- 
ordnung — mit der Enticheidung zu betrauen und gegen die Entſcheidung den 
Handelskammern und den Handwerkskammern bie jelben Rechtsmittel wie den 
Beteiligten jelbft einzuräumen’). 

Teils vor, teil® nad biejer Erklärung find verjchiedene Mapnahmen 
der Verwaltung und ae erfolgt oder in Ausficht geitellt 
worden, die den aus der Handmwerfernovelle im Zujammenhang mit der übrigen 
Gewerbeordnung, dem Handelsgeſetzbuch und den Handelskammergeſetzen ent- 
ftandenen Mißſtänden abhelfen follen. So ift von dem preußifchen Herrn Minifter 
für Handel und Gewerbe bereit in einem Erlaß vom 16. Januar 1902 mit 
Nachtrag vom 12. Auguft 1902 angeordnet und ungeachtet der Angriffe 
von Handwerkerſeite in die preußiihe Ausführungsanmeilung zur Gewerbe: 
ordnung vom 1. Mai 1904 ala Vorjchrift aufgenommen worden, daß ein Ge: 
werbebetrieb, auf den die Vorſchriften des IV. Abjchnittes bes VII. Titels der 
Gewerbeordnung unbeftrittenermaßen um beswillen Anwendung finden, weil er 
nad) feinen Betrieböverhältniffen zu den Fabriken zu rechnen ift, auch im Hin— 
blid auf die Handwerlsfammer: und Zmangsinnungs:Organifation nicht ala 
handwerlsmäßig angejehen werden fann. In ähnlicher Weife beftimmt eine 
Verfügung des Kaiſerl. Minifterums für Elſaß-Lothringen vom 31. Dezember 
1902, daß Gewerbebetriebe, für deren Arbeiter die Vorjchriften im IV. Abſchnitt 
des VII. Titels der Gewerbeordnung gelten, weil fie nad ihren Betrieböver: 
hältnifjen zu den Fabriken zu rechnen find, bezüglich ihres gefamten Umfanges, 
einschließlich der etwa in demſelben beichäftigten Handwerker, von der Handwerks-— 
und Handmwerfsfammer-Organifation auszunehmen find. Es heißt in ihr: „Der 
Handwerkskammer fteht eine Aufficht über die Lehrlingsausbildung in Dielen 
tyabrifbetrieben nicht zu. Somit haben die von der Handwerkskammer erlaflenen 
Vorſchriſten zur Regelung des Lehrlingsweſens, über die Qehrzeitdauer und über 
die zuläffige Zahl von Lehrlingen in Handmwerfsbetrieben auf dieje Großbetriebe 
feine Anwendung zu finden. Die Beauftragten der Handwerfsfummer find 
angemiejen, fi) einer Beauffihtigung der fraglichen Großbetriebe zu enthalten. 
Auch find ſolche fabritmäßige Betriebe zur Aufbringung der Koften der Hand» 
werfsfammer nicht heranzuziehen“. 

Im Gegenjag zu diefem das geltende Recht wahrenden Standpunkt der 
preußiichen und reich3ländiichen ſowie auch der Kgl. Sähfiihen und Großh. 
Badiſchen Minifterien, die ebenfalls, wenn auch nicht in der Form ausdrück— 
licher Verwaltungsvorſchriſten, für die Einheitlichkeit der Begriffe Handwerk und 
Fabrik für das ganze Gebiet der Gewerbeordnung eingetreten find, fteht die am 
13. April d8. Irs. von dem Herrn Staatsjefretär des Innern nad) vorausge— 
gangenem Einvernehmen mit dem preußiichen Seren Handelsminifter im Reichs: 
tag verfündete Abficht einer Gejegesänderung. „Um ben zahllofen Zweifeln“ 
über Die Zugehörigkeit von Gewerbebetrieben zum Handwerk oder zu den Fabriken, 
zunächft wegen Anwendung der Arbeiterjhußbeftimmungen der Gewerbeordnung, 
„entgegenzutreten“, habe man fi „bis jeßt dahin geeinigt“, daß e8 „der ein= 
fachſte Weg” jei, „die ftreitige Trage, ob ein Gewerbebetrieb oder ein Hand— 





1) „Handel und Gewerbe* Jahrg. X. 1902/03 ©. 267; XIV. 1906/07 S. 429; vgl. 
ferner ebenda ©.517 die feitdem vom „Ausſchuß des Deutihen Handelstags“ am 
16. Mai ds. 38. abgegebene Erklärung. 
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werfsbetrieb vorliegt, nach der Zahl der in den einzelnen Betrieben beicäitigten 
Gehilfen zu enticheiden“, wobei außerdem nod die Verwendung oder Richtver: 
wendung motoriicher Kraft maßgebend jein würde. Man werde zu einer be 
friedigenden Regelung der frage nur kommen, wenn man fi ſchließlich an 
äußere Merkmale halte, die jeder individuellen Erwägung entzogen jeien. 

Erheblich ſchwieriger erjcheint dem Herrn Staatsjekretär die Enticeidung 
der Frage der Beitragdleiftung zu den Handelsfammern und den Zmangsorgani: 
jationen des Handwerks. Es jeien bereits Grundzüge einer eine einheitliche 
Schlußinſtanz vorjehenden Gejeßesvorlage auögearbeitet, ein Bedürfnis einer ſolchen 
gejeglichen Regelung beftehe aber nad) einer bei den Bundesregierungen gehaltenen 
Umfrage nicht überall in gleihem Maße, da in manchen Bundesitaaten Bei: 
träge zu den Handwerkskammern nicht erhoben würden und im anderen Ihen 
jetzt die nmämlihen Behörden endgültig” über bie Zugehörigkeit zu den 
beiden Organijationsgruppen entichieden. Auch für Preußen könne trok ie 
Zuftändigkeit verfchiedener Behörden ein bringendes Bedürfnis nad) einer geek: 
lihen Regelung vom Herrn Handelsminiſter zurzeit nicht anerkannt werden, 
dagegen habe diejer im Verwaltungswege Anordnungen vorgejehen, um de 
Unzuträglichkeiten abzubelfen. Sie beftehen in einem Erlaß vom 30. März IM 
an die Auffichtöbehörden der Handwersfammern und einem fjoldyen vom jelbe 
Tage an die Handelöfammern. Der an die Auffichtsbehörden der Handierk- 
fammern gerichtete lautet: 


„Um den vielfahen Klagen über die Doppelbeiteuerung gewerblicher Betriebe dur 
die Handeldfammern einerjeit® und die Organilationen des Handwerks anderieits ns 
Möglichkeit abzuhelfen, beftimme ich hiermit. daß Betriebe, die durch rechtäfräftige Em 
iheidung der Verwaltungsgerichte ald Fabriken für handelstammerpflichtig erklärt warden 
find und bei denen jeit Erlaß des Urteils Veränderungen in den Betriebsverhältnine 
nicht jtattgefunden haben, von der Heranziehung zu den Organifationen des Handmeri 
in dem hiergegen gerichteten Beſchwerdeverfahren freizuftellen find. Damit den Yun 
wertöfammern jedoch Gelegenheit gegeben wird, bei dem Berwaltungsftreitverfahren =t 
zumirfen und aud Rectömittel gegen die dabei ergebenden Entiheidungen einzulegen 
ift in allen Fällen der vorbezeichneten Art, in denen die Handelskammerpflicht mit m 
Behauptung angefochten wird, daß der ftreitige Betrieb der Handwerkäfammer unteräck, 
auf eine Beiladung der Handwerfäfammer dur die Berwaltungsgerichte gemäß $ TU de 
Landesverwaltungsgeſetzes hinzuwirlken. 

So lange über die Zugehörigkeit eines Betriebes zur Handelskammer ein der 
waltungsftreitverfahren ſchwebt, wird es fih empfehlen, die Entideidung über eine geg@ 
die Heranziehung desjelben Betriebes zu den Organijationen des Handwerks etwa tr 
hobene Bejchwerde einftweilen auszuſetzen. 

Abdrud eines in der gleichen Angelegenheit von mir an die Handelälammern gr 
richteten Erlafjes füge id zur Kenntnisnahme bei.“ 


Der an die Handelskammern gerichtete lautet: 


„Um den Unzuträglichkeiten entgegenzuwirten, welche aus der Heranziehung gemn> 
liher Betriebe zu den Kojten jowohl der Handels- ald aud der Handwertätammern m 
ftehen, habe ih an die Aufjichtöbehörden der Handwerkskammern den anliegenden Eis 
gerichtet, defien Beftimmungen in gewiſſem Umfang eine gleihmäßige Handhabung * 
ger nen Vorſchriften auf dem Gebiete der Heranziehung jolcher Betriebe zu einer 3 
eſtehenden Anterejienvertretungen gemwäbhrleijten. J 
ch mache die Handeldfammer darauf aufmerkſam, daß die Judikatut dei LIT 
verwaltungsgericht3, welche hiernah in Zulunft für die Heranziehung zu den Hand 
fanımerbeiträgen von wejentliher Bedeutung fein wird, in den Erfenntnifien der 7 
Jahre Grundjäße aufgeitellt hat, weldhe eine Doppelbeiteuerung in allen denjenigen H-" 
als ausgeſchloſſen eriheinen lafjen, in denen bisher Handwerfsbetriebe auf run) I" 
Eintragung in das Dandeläregifter ald handelskammerpflichtig angeſehen worden — 
Das Oberverwaltungsgeriht hat in dem im Minijterialblatte der Handels: und Sem 
verwaltung 1906 ©. 292 abgedrudten Erlenntnis ausgeführt, daß ein Großbandace 
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auch wenn fein linternehmen nah Urt und Umfang einen in faufmännifcher Weije ein« 
gerichteten Geſchäftsbetrieb erfordere, nicht aufhöre, Handwerker zu jein, und daß er in 
diefem Falle die nah $ 3 des Handelskammergeſetzes zur Beitragspflicht für die Handels: 
tammer erforderliche Eigenihaft ald Kaufmann nicht befige. Diele Grundſätze des Ober— 
verwaltungägerichtd werden aud die Handeldfammern bei der Feſtſtellung der Beiträge 
emäß $ 27 und bei der Beſchlußfaſſung über erhobene Einſprüche gemäß 5 29 zu berüd- 
htigen haben. Indem ich hierzu die Handelskammer veranlafie, erjcheint es mir ferner 
erwünjcht, daß die Handeldfammer bei der Heranziehung folder Betriebe, in denen Handel 
und Handwerk verbunden find, in jedem Einzelfall eine jorgfältige Prüfung der Beitrags» 
pjlicht eintreten läht. Es wird bier zu unterjcheiden fein, ob Kandel und Handwerf fo 
ineinander übergeben, daß eine Sonderung der Betriebe nicht vorgenommen werden fann, 
oder ob beide, wenn aud in derjelben Betriebsjtätte, jo doc jelbitändig neben einander 
betrieben werden. 

Im eriteren Falle wird vielfach der Handel lediglich zur Unterftügung ded Hands 
wert (Entid. d. RG. in Strafi. Bd. 21 ©. 211) dienen, ohne jeinerjeit3 der Handels— 
tammerpflicht zu unterliegen. Werden indes Handel und Handwerk als jelbftändige Betriebe 
nebeneinander ausgeübt, jo ijt eine Doppelbefteuerung ſchon jet ausgeſchloſſen, da die 
Handwertdorganijationen nur den Handwerks-, betrieb“, die — eg nur 
den SHandeld-„betrieb* heranziehen dürfen ($ 1005 Abi. 3 Gewd., 8 26 Abi. 1 Sap 3 
Handeläfammergei.). 

Neben einer Ausmerzung bes Fabrikbegriffs aus Zitel VII der Gewerbe: 
ordnung und einer Abgrenzung zwiſchen Handelsfammer: und Handwerksorgani— 
fation im Sinne der beiden Erlafje fommt aber nad) der Erklärung des Herrn 
Staatsjefretärd vom 13. April noch in Betracht, dab „die in Rede ftehenden 
Fragen faum zu regeln fein“ würden, ohne daß man überjehe, „wieweit gleidy- 
zeitig etwa die Wünjche der Handwerker beiriedigt werden können, die dahin 
gehen, die Fabrifbetriebe, die handwerfsmäßig ausgebildete Arbeitäfräfte be- 
ihäftigen, anteilig zu den Koften heranzuziehen, die die Handwerkskammern für 
das Gejellen: und Lehrlingswejen aufgewendet haben.“ In dieſer Beziehung 
jeien ſtatiſtiſche Erhebungen eingeleitet, deren Abſchluß noch ausftehe.‘) 

Darf nun der in den beiden Erlafjen beichrittene Weg für Preußen und 
andere Bundesftaaten, die ihm folgen jollten, vorläufig oder dauernd als eine 
befriedigende Löjung der Abgrenzungsichwierigfeiten zwiihen Handelskammern 
und Handwerksorganiſation gelten und mie find die in Ausficht geftellten 
Abänderungen der Titel VI und VII der Reichögewerbeordnung im Zuſammen— 
bang damit jowie für die Frage Handwerk und Fabrik im allgemeinen zu be: 
urteilen? Dieſe Fragen werden für die Abgrenzungsangelegenheit, je nachdem 
ob man nur ihre formale Seite oder ihre rechts: und ſtaatswiſſenſchaftliche 
Bedeutung überhaupt ind Auge faßt, verjchieden zu beantworten jein und können, 
ſoweit fie auf das große Streitgebiet der Organifation und Förderung des Hand— 
werks im allgemeinen Hinüberjpielen, hier nicht unterſucht und gelöft, jondern 
höchftens geftreift werden. 

Eine Entfernung des jegigen Fabrikbegriffs aus Titel VI 
der Gewerbeordnung ericheint, nad) der formalen Seite, gewiß in höherem 
Grabe geeignet, Zweifeln über die Anwendung der Arbeiterihugbeitimmungen 
entgegen zu treten al3 die ergangenen preußijchen und reich8ländiichen Minifterial- 
verordnnungen, die nicht eine Bejeitigung der dem Tyabrifbegriff auf dem Boden 
des Titels VII entjpringenden Streittälle ſelbſt, ſondern nur die Einbeitlichkeit 
feiner Auslegung auf dem Boden des Titels VII einerjeitd und des Titels VI 
anderjeit3 anftreben. Dieſen med dürften jene Verordnungen aber bei ordnungs- 
mäßiger Nachachtung wohl auch zu erfüllen geeignet jein, jo daß Zweifel über 





1) „Handel und Gewerbe” Jahrg. XIV. ©. 435, 454. 
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die Zuläffigkeit gleichzeitiger Anwendung der Fabrikvorſchriften bes Titels VII 
und der Handmwerfervorjchriften des Titels VI auf ein und Dielelben Beiriche 
durch fie oder noch zu erlafjende ähnliche, eine gleichzeitige Behandlung der Be 
teiligten als Fabriken und Handwerksbetriebe ausichließende Verordnungen al 
behoben oder abftellbar gelten können. Statt die ala Unbilligfeit empfundene 
gleichzeitige Anwendung der Fabrik- und der Handwerfervorichriften, um die & 
ch bei den aufgetretenen Zweifeln und Bejchwerden im Grunde handelt, in 
unzweideutiger und wirkſamer Weije auszujchliegen, räumt fie aber die verheiken: 
Novelle zum Zitel VII gerade erft ein. Sie bricht mit der ganzen, durh 
$ 154 allerdings bereit? ducchbrochenen, auf dem Fabrikbegriff fußenden Grund 
lage der Beitimmungen über die VBerhältniffe der Fabrikarbeiter, indem fie dieien 
Beitimmungen unabhängig von der Erfüllung des dann allein der Handwerker: 
novelle verbleibenden Tyabrikbegriffs jeden Betrieb unterwirft, der gemille rin 
äußerliche Merkmale aufweift. Mögen damit auch die formalen Vorausſetzungen 
für die Entjtehung von Streitigkeiten und Zweifeln verichwinden, jo ericeint & 
dod) fraglich und zum mindeften eingehender Tyeftitellung und Erwägung bedürttig, 
ob eine ſolche den enticheidenden Behörden und beteiligten Kreiſen zugedadt: 
Bereinfahung der Rechtsfrage die tatſächliche Benachteiligung oder Beläftigung 
aufwiegt, die viele jet nicht unter Titel VII fallende Gewerbtreibende in ihrer 
Unterftellung unter diefen dann vielleicht erbliden würden. mn Betracht fünen 
dabei jowohl jolche, die, an der Grenze zwilchen Fabrik und Handwerk Ttehend, 
von ben gegenwärtig obmwaltenden Zweifeln und Streitigkeiten berührt werden 
ala auch ſolche, die bisher infolge unbeitrittener Handwerkereigenſchaft jolden 
Zweifeln und Streitigkeiten überhaupt nicht ausgeſetzt geweſen find. Anderſeit 
würden viele Gewerbetreibende, die als dem Titel unterftellte Fabrilanten 
nad dem geltenden Recht und jenen Minifterialverordnungen von den Hans 
werfervorjchriften ausgenommen jein jollen, diejen dann unter Umftänden gleic 
zeitig unterworfen und jedenfalls Zweifeln und Streitigkeiten über ihre Anwen: 
barkeit in gleichem oder noch höherem Maße als jeither ausgeſetzt bleiben. 
Während die beabfichtigte Novelle zu Zitel VII injoweit als eine redt 
zweilchneidige Maßnahme angejehen werben muß, iſt die aus dem preukiiden 
Erlafjen vom 30. März ds. Irs. ſprechende Abjicht Harer Grenzbereinigung 
zwijhen Hanbelsfammern und Handmwerksorganijation an 6 
nur zu begrüßen. Die beiden Erlaffe gewährleiften jedenfalls eine formale Ab: 
ftellung ber in der jegt möglichen Doppelbefteuerung begründeten Unzuträgld- 
feiten, indem fie die bisher verfchiedenen Stellen zuftehende Entjcheidung übe 
die Beitragspflicht nach beiden Seiten hin praktiſch einheitlich im die Hände der 
Vermwaltungsgerichte und des Oberverwaltungsgerichtes als Schlußinitanz legen 
und, unter Behebung der hierüber aufgetretenen rechtlichen Zweifel, zugleich em: 
jachgemäße Behandlung der gemijchten und zujammengejegten Betriebe zu ſichern 
ſuchen. Sie folgen in dem zulegt genannten Punkte der Rechtiprehung di 
Reichsgerichts ſowie den vom ſächſiſchen Oberverwaltungsgericht beobadıieten 
Grundjägen, wenn fie eine Zerlegbarfeit der gemiſchten und zujammengelegten 
Betriebe von ähnlichen Vorausſetzungen relativer Selbftändigfeit der Zeilbetrei 
abhängig machen, wie fie das Reichägeriht für das Vorhandenfein eines nd 
mehr als Anhängjel des Handwerks anzufehenden Handels und das jähhi 
Oberverwaltungsgeriht für die Einräumung des Optionsrechtes fordern. Tr 
angeordnete Regelung bietet hiernady für Preußen in gewiſſer Hinficht das. 
was den Beteiligten und ihren Vertretungsförpern in Sachſen durch das Handels 
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und Gewerbefammergejeg von 1900 und jeine verwaltungsgerichtliche Auslegung zu— 
teil geworden ift, nämlich Einheitlichkeit des Inſtanzenzuges und eine aus dem 
Gefihtspunft der einheitlichen Zufammengehörigfeit oder relativen Selbftändigfeit 
der konkreten ZTeilbetriebe abgeleitete Norm für die Behandlung der gemijchten 
und zujammengejeßten Betriebe. Sie gibt dagegen in anderer Hinficht wiederum 
teild weniger, teils mehr. Weniger bietet fie in Beziehung auf die Inanſpruch— 
nahme der VBerwaltungsgerichte und des Oberverwaltungsgerichts ala Inſtanzen 
für die Handwerfsfammerzugehörigkeit. Während bei der Entſcheidung über die 
Handelsfammerzugehörigkeit den Handwerkstammern eine Mitwirkung beim Ver 
waltungaftreitverfahren in Geftalt ihrer Beiladung durd die Verwaltungsgerichte 
zugedadht wird, fehlt den Handelskammern die Gelegenheit zu einer ähnlichen 
Mitwirkung bei der Enticeidung der Verwaltungsbehörden über die Handwerks: 
fammerzugehörigfeit. Ein Handelstammer-Zugehöriger muß demnad, um feine 
einer verwaltungsbehördlichen Enticheidung entipringende Handwerkskammerzuge— 
börigkeit und Doppelbefteuerung im Sinne der Minifterialerlaffe zu befeitigen, 
zunächſt im verwaltungsgerichtlichen Wege die von ihm nicht gemollte Ausicheidun 

jeines Betriebs aus der Handelsfammerorganijation betreiben; denn erft * 
Grund einer rechtskräftigen verwaltungsgerichtlichen Entſcheidung, die die Handels— 
fammerpflichtigfeit ausſpricht, iſt ſeine Freiftellung von der Heranziehung zur 
Handwerkskammer im Beſchwerdeverfahren zu erzielen. Mehr als die ſächſiſchen 
Geſetzesbeſtimmungen bringen hingegen die preußiſchen Erlaſſe den beteiligten 
Kreiſen und Korporationen inſofern, als ſich die mit ihnen verfolgte, allgemein 
von den „Organiſationen des Handwerkes“ ſprechende Regelung zugleich auch 
auf die Frage der Zwangsinnungszugehörigkeit erſtreckt, in der eine 
unmittelbare oder mittelbare verwaltungsgerichtliche Zuſtändigkeit in Sachſen fehlt 
oder zweifelhaft iſt. 

Vermiſſen laſſen dagegen die beiden, allerdings nicht als endgültige Löſung 
bezeichneten Erlafje gleih dem jächltichen und anderen Handels- und Hand: 
merfsfammer:Gejegen und Verordnungen eine Klarſtellung gerade derjenigen 
beiden Punkte, denen, unter einem weiteren rechts- und ſtaatswiſſenſchaftlichen 
Geſichtswinkel betrachtet, eine ungleich größere Bedeutung und Tragweite zufommt 
als einer gewiß ſehr wünjchensmwerten und in Preußen bejonders bringlichen, 
die Trage der Abgrenzung zwiichen Handelskammer- und Handwerksorganiſation 
jedoch nicht erjhöpfenden formalen Löſung der Zugehörigkeit3: und Beitragsfrage. 
Dieje beiden Punkte find die aus der Gewerbeordnung nicht ableitbare, von 
Intereſſenten und VBerwaltungsbehörden aber verjchiedentlich beanſpruchte und 
anerfannte Ausdehnung der Zuftändigfeit der Handwerksorganiſationen im Lehr: 
lings- und Prüfungsmeien auf die den Handelskammern als Fabriken endgültig 
unterjtellten Betriebe ſowie zweitens die Zuläfligfeit und Bedeutung der Handels: 
gerichtlichen Eintragung von Handwerkern oder „Großhandwerkern“. 


Die Trage der Ausdehnung der Zuftändigfeit der Handwerks— 
organijationen im Lehrlings: und Prüfungswejen auf die Fabriken 
würde ihre rechtliche und wirtichaftliche Bedeutung auch nicht verlieren, wenn 
den Handelskammern oder einzelnen Yabrifationszweigen oder Fabrikbetrieben 
eine finanzielle Beihilfe zu den Handwerksorganijationen oder ihren Einrichtungen 
fürs Geſellen- und Lehrlingsmwejen auferlegt werden jollte, denn jelbft dann würden 
nach dem geltenden Recht Bis zum Erlaß einer ausdrüdlichen gegenteiligen 
Gejetzesbeftimmung und nad) der in Handelsfammer- und Fabrikantenkreiſen 
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berrichenden Anficht irgendwelche meiteren Einmiſchungen und Webergrifie der 
Handwerksorganiſationen ins Fabrikweſen nicht ftattfinden dürfen. Cine An- 
weilung an die Auffichtsbehörden der Handwerksorganijationen wäre daher auf 
in dieſem Punkte, unbejchadet der in Erwägung gezogenen Ergänzung zur 
Dandwerfernovelle, nicht überflülfig und ficher wünſchenswert. Was nun aber 
die Heranziehung der Fabriken zu einer Beihilfe der gedachten Art anlangt, 
jo ift diefe Frage von einer jo hohen und vieljeitigen, mehr auf dem volfwir: 
ihaftlihen und politiſchen als dem rechtlich-ſtaatswiſſenſchaftlichen Felde liegenden 
Bedeutung, daß uns ihre gleichzeitige Erörterung über Rahmen und Ziel unirer 
Betrahtung Hinausführen würde. Bemerken möchte ic nur, daß fie eine Füll 
noch wenig geflärter Vorfragen in ſich ichließt, deren jede einzelne zu ihrer Be 
antwortung erjt wieder eine genaue Feititellung und gründliche Prüfung tat: 
ſächlicher Verhältniſſe vorausjett. 

Gegenſtand ſolcher Vorfragen find nad) den vom Herrn Staatsſekretat ii 
Innern erwähnten, auf die Fabrikbetriebe mit 50 und mehr Arbeitern der 
Regierungsbezirke Danzig, Bromberg, Breslau, Mterieburg, Hannover, Dührl: 
dorf und Nahen ausgedehnten ſtatiſtiſchen Erhebungen des preußiichen Herm 
Minifters für Handel und Gewerbe zunächſt der Umfang der Verwendung a) in 
Fabriken, b) in Handwerksbetrieben ausgebildeter, mit handwerksmäßigen dih. 
eine bejondere fachliche Ausbildung verlangenden) Berrichtungen beicäftigter, 
„gelernter“ jowie c) mit jonftigen Verrichtungen beichäftiater, „ungelernter‘ 
Arbeiter, die Verteilung jeder der Klaffen a und b nad Alter und Zeitpuntt 
des Beginns ihrer Lehrzeit, das Vorkommen einer bei Handmwerfämeiitern gr 
nofjenen Lehrlingsausbildung in der Klafje c, die Häufigkeit abgelegter Geieler 
prüfung in der Klaſſe b, die Ausbildung jugendlicher Arbeiter zu gelernte 
Arbeitern in den in die Erhebung einbezogenen Betrieben ſowie endlich de 
Umfang dauernden UebertrittS in Handwerksbetrieben ausgebildeter Lehrling u 
Tabrikbetriebe überhaupt, aljo im Verhältnis zu den im Handwerk verbleibenken, 
worüber die Beibringung ziffernmäßigen Materials von jeiten der Handivert 
fammern erfolgen ſoll). Als weitere, mehr qualitative als quantitative er 
ftellungen erheiichende Gefichtd: und Vergleichspunkte geiellen ſich hinzu Qualität, 
d. h. Grad, Richtung, Beichaffenheit und Werwertbarkeit der durch Fabrik, Hans 
werf und beiondere oder gemeinjchaftlihe Fachſchulen für beide vermittelten 
Ausbildung, VBorhandenfein, Zweckmäßigkeit und Entwidlungsfähigfeit privater 
forporativer oder ſtaatlicher Anjäge und Einrichtungen zu ſyſtemaliſchet Herar 
bildung gelernter Arbeiter, Tyeinarbeiter, Vorarbeiter, Fabrikmeiſter ulm. Yu ermäun 
wären ferner die Schaffung gewiſſer den Arbeitnehmern ihr Fortkommen, de 
Arbeitgebern die Auswahl und Anftellung von Arbeitern erleichternder Auswen 
über Tatſache, Dauer oder Grad der Ausbildung, Beihäftigung und Bewährs 
als gelernter Arbeiter jowie jchließlih die Erteilung oder Bekräftigung folder 
Ausweiſe durdy Organe der in $ 129 Abj. 4 der Gewerbeordnung vorgeiehene 
Art, nicht in Rückkehr zu Zunftichranten durch Beſähigungsnachweiſe, ſonden 
in einem durch die großgewerbliche Entwidlung gebotenen, in den Anfänge 
bei Staats: wie Privatbetrieben vielfach ſchon fichtbaren Fortſchritt zu technt 
modernen, gemwerbefreiheitlihen Ausbildungs: Methoden und -Ausweiſen. 3 


i) Wortlaut und Anlage des in der Sade an die jieben Regierungspräidein 
gerichteten Erſuchens des Minifterd® vom 15. März 1906 find im Miniiterial-Blett e 
Handels- und Gewerbevermwaltung, 6. Jahrg. 1906, ©. 142 abgedrudt 
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prüfen und erörtern wären meiter Die gegenjeitige Gleichitellung oder Differenzie- 
rung folder Ausweiſe und Zeugniffe mit den Gejellen- und Meifterprüfungs- 
zeugniffen der Handmerfsorganilationen, die Berechtigung oder Verpflichtung der 
beiderjeitig beftellten Organe zur Prüfung auc außerhalb des Handwerks bzw. 
ber Fabriken ausgebildeter Arbeiter und Umfang und Möglichkeit des jeitherigen 
und fünftigen Uebertritts von Fabriken ausgebildeter Arbeiter ind Handwerk.) 
AB durchaus nicht ausgeſchloſſen braucht in manchen der genannten Punkte ein 
Handinhandgehen der Handels: und Handwerkskammern zu gelten, 3. B. 
in Geftalt einer gemeinfamen Beteiligung an der Begründung, Leitung und 
Unterhaltung einzelner der in Betradht fommenden Anftalten und Einrichtungen, 
doch werden auch hierüber nod) weitausgreifende Vorerörterungen erforderlich fein. 


Inwieweit jolche Gefichtspunkte bei den Probeerhebungen der preußiichen 
Regierung oder der weiteren Verfolgung der Trage mit Beachtung gefunden 
haben, werden die zu erwartenden VBeröffentlihungen zeigen. Jedenfalls beiteht 
in Handelskammer- und Fabrikantenkreiſen vielfad) eine entichiedene, in offiziellen 
und offiziöfen Auslaffungen an die Oeffentlichkeit getretene Neigung und Abficht, 
der ganzen Frage der fachlich.gewerblichen Ausbildung der Arbeiter die größte 
Aufmerkſamkeit zuzumwenden, wie ihr von vielen Großinduftriellen bereit3 das leb— 
hafteſte Intereffe enigegengebraht wird und ſich diejes in manchen Betrieben 
auch jhon, in Geftalt wahrhaft muftergültiger Einrichtungen, in die Praris um— 
geiegt findet. Jeder Verſuch der Handwerfsorganijationen, den Handelstammern 
das ihnen für die Fabriken in gleihem Umfange wie den Innungen und Hand: 
mwerfsfammern für das Handwerk zugemwiejene Recht der Pflege und Förderung 
ber Ausbildung des gewerblichen Nachwuchſes zu bejchneiden oder ftreitig zu 
maden, würde daher wohl entjchiedener Zurüdweilung begegnen. Die Selahr 
eines ſolchen weiteren Borftoßes liegt aber durchaus nicht außerhalb aller Wahr: 
icheinlichkeit, wenn erft einmal mit einer finanziellen Heranziehung von Fabrik— 
betrieben zu den Einrichtungen für das Lehrlings- und Prüfungsweien im 
Handwerk der Anfang gemadt ift. 


Kehren wir aber zu den Erklärungen des Herrn Staatsjekretärs des Innern 
und den beiden preußiichen Erlaffen zurüd, um unjer Augenmerk auf den letzten 
unjrer Betrachtung verbleibenden Hauptpunft der Abgrenzungsfrage, die Zulälfig- 
feit und Bedeutung der handelsgerichtlichen Eintragung von Hand: 
werfern zu richten. 


Stellt man die $S 2 und 4 des Handelsgeſetzbuchs jelbjtändig nebeneinander, 
jo verjchwindet eine gleichzeitige Bejahung und Verneinung der Eintragbarfeit 
der angeblicdy unter $ 2 fallenden „Großhandwerfer“ nad $ 2 einerjeits und 
$ 4 anderjeit3 nur dann, wenn man für beide Paragraphen eine einheitliche 
Grenzlinie, mithin die Ausſchließung der Großhandwerfer vom $ 2, aljo die 
Nichteintragbarkeit aller Handwerker anerkennt. Stellt man hingegen mit dem 
preußiſchen Oberverwaltungsgericht den 3 4 über den $ 2, jo folgt daraus, wie 
ebenfalls Schon dargelegt, abermals die Verneinung der Eintragbarfeit auch der 
Großhandwerker, da dieſe dann jchon durch den übergeordneten $ 4 vom Firmenrecht 
ausgenommen bleiben und es durch den untergeordneten $ 2 nicht wieder ge= 
winnen fönnen. Stellt man endlid den $ 2 zur Begründung einer Eintrag: 


) Wegen der in er zurzeit beftehenden Streitfragen und Schwierig» 
feiten vgl. Sievers a.a. vf. 


782 Heubner, Handwerk und Fabrit. 


barkeit der Großhandwerfer über den $ 4, jo wird dadurch der untergeordnete 
5 4 für einen Zeil der nad) dem Gejegeswortlaut unter ihn fallenden Gejamt: 
heit der Handwerker außer Kraft gejeßt; eine ſolche willfürliche Aufhebung einer 
ausdrüdlichen Geſetzesbeſtimmung für einen Teil ihres zweilellojen Geltungsbe- 
reichs iſt aber mit nichts zu rechtfertigen, jo daß aud bei Einichlagung dieies 
Meges feine andere Wahl bleibt, ald den nad) $ 2 eingetragenen Großhand— 
werfer mit der Eintragung die Handwerfereigenihaft im Sinne de $ 4 ver: 
lieren zu laſſen, womit die Eintragbarfeit der Handwerker als ſolche ebenfalls 
wieder verneint ift. So wird denn aud 3. B. in Enticheidungen des Bayertichen 
Oberften Landeögerichtes vom 11. Dezember 1903 und des preußiſchen 
Kammergerichts zu Berlin vom 9. November 1903 entweder die Ausichliegung 
der Handwerker von den Vorjchriften über Firmen uſw. aud) dann ausgeiproden, 
wenn das Handwerk im Sinne von $ 2 im Großen betrieben werde oder aber 
erklärt, daß Perſonen, deren Unternehmen nad) Art und Umfang einen in fauf: 
männiſcher Weiſe eingerichteten Gejchäftsbetrieb erfordere, nad) dem geltenden 
Rechte weder Kleingewerbetreibende nod) Handwerker im Sinne des $ 4, fondern 
Bollfaufleute jeien, gleichviel ob fie ein Handelsgewerbe nah $ 1 oder ein 
gewerbliches Internehmen andrer Art betreiben. Das Reichögeriht hat m. W. 
über die grundjäßliche Tyrage der Eintragbarkeit von Handwerkern noch feine 
Entſcheidung getroffen, auch von ihm ift aber, gleichviel auf welchem der drei 
Wege, wohl nur eine birefte oder indirefte Verneinung der Trage zu 
erwarten. 


Aus der aus Gejegeswortlaut und Geiegesentftehung allein ableitbaren, 
von den beiden genannten Gerichten anerfannten Gegenjäßlichkeit und Unverein: 
barfeit des handelsrechtlichen Handwerksbegriffs und des Regiftereintragd und 
der aus Gejeßesmaterialien und Reichögerichtsrechtiprehung hervorgehenden, 
durch grundjäßliche Anerkennung der letteren jeitens der Verwaltungsgerichte und 
mancher Berwaltungsbehörden mit anerkannten Einheitlichfeit und Ueberein- 
ftimmung bes handels- und des gewerberedjtlihen Handwerksbegriffs jolgt, dat 
die Erfüllung oder Nichterfüllung des Handwerksbegriffs und damit das Fehlen 
oder Beitehen der Vorausſetzungen der Eintragbarfeit der Abgrenzung zwiſchen 
Handelskammer- und Handwerksorganifation jehr wohl zu dienen vermögen. Ob 
die Erfüllung der Vorausjegungen der Eintragbarkeit und bamit die Berneinung 
des Handwerksbegriffs ſchon mit der äußeren Tatſache des Regijtereintrags als 
gegeben erjcheinen oder jelbftändig nachzuprüfen jein ſoll und weldie Formen 
und Wege fich hierzu ſowie zur Sicherung einheitliher Rechtsauslegung auf 
privatrechtlihem , ſtrafrechtlichem und gewerberechtlichem Gebiet ald mögliche 
oder beite darbieten, find dabei Fragen für fid. 


Gegen die konſequente Ausjchliegung der Handwerker vom Firmenrecht 
und die Benugung der Bollkaufmannseigenihaft als Kriterium der Abgrenzung 
zwilchen Handelafammern und Handwerkdorganilation wird in rechtlicher und 
wirtichaftlicher Hinficht mancherjeit3 eingewendet, die Eintragung der jog. „Groß: 
handwerker“ trage den Bebürfnijjen des Rechts- und Geihäitsver: 
fehrs Rechnung und werde von ben Regiftergerichten unter freierer Auslegung 
der 88 1, 2 und 4 des HGB. nad ſolchen praftiichen Gefichtspunften vielfach 
auch zugeftanden oder jelbjt gefordert. Die Aufrollung und Durchfechtung der 
trage werde daher, joweit fie zur Löſchung dergeitalt zu Vollkaufmannseigen⸗ 
ſchaft gelangter Handwerker führe, dieſe wie ihre Geſchäftskontrahenten in ihren 
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rechtlichen und wirtſchaftlichen Beziehungen beeinträchtigen, ſoweit fie hingegen 
zur Beftätigung des Eintrags und jeiner Geltendnahung der Handwerksorgani— 
jation gegenüber führe, diejer einen Zeil ihrer Angehörigen entziehen. Ein Bes 
dürfnis des Rechts: und Gejchäftäverfehrs, den „Großhandwerfern” das Firmen: 
und Profurareht und aud im übrigen privatrechtlich wirkſame Vollkaufmanns— 
eigenichaft zu verleihen, vermag ich nicht zu erkennen. M. €. genügen für fie, 
jomweit fie der ganzen Betriebsweile ihres Gejchäftes nad tatſächlich noch Hand: 
werfer im Sinne des Geſetzes und jeiner reihägerichtlihen Auslegung und nicht 
Fabrikanten oder Großunternehmer wie etwa der vom preußiichen Oberverwal- 
tungsgericht zum Nichthandwerker erflärte Bauunternehmer find, die Beitimmungen 
des BEB., ganz abgejehen davon, daß die überwiegende Mehrheit aller Groß: 
und Kleinhandwerter nad dem HGB. $ I Abſ. 2 Ziff. 1 die von der Boll: 
faufmannseigenihaft außer dem firmen: und Gejellichaftsreht nur in ganz 
wenigen Punkten verjchiedene Minderfaufmannseigenihaft ja ohnehin befiken. 
Sch möchte aber noch weiter gehen und gerade umgekehrt ein Bedürfnis des 
Rechts- und Geichäftsverfehrs nach unbedingter Verſagung des Regiitereintrags 
für Handwerker behaupten, jolange und injomeit als der eingetragene Handwerfer, 
wie es heute nach Gejeg und Motiven rechtens ift, durch den Eintrag wohl das 
Firmen- und Prokurarecht jowie in den übrigen Punkten bes privaten fauf- 
männifchen oder vollfaufmänniichen Sonderrechts Rechte und Berpflichtungen 
erhält, auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts aber, in eriter Linie des Straf- 
rechts, feine Handwerkereigenihaft und Entbindung von der Buchführungspflicht 
unbeichadet ihrer zivilrechtlichen Verneinung eine offene fyrage bleibt. Oder ent= 
ipricht es vielleicht den Bedürfniffen des Rechts: und Gejchäftsverfehrd und der 
Klarheit und Sicherheit rechtlicher und wirtichaftlicher Beziehungen, wenn ſich 
die Kontrahenten in fälſchlichem Vertrauen auf die faufmänniihe Erfahrung 
und Geſchäftskundigkeit ſowie eine kaufmänniſch geordnete und geleitete Buch— 
und Korrejpondenzführung, Bilanzziehung und Inventuraufftellung eines ihnen 
als firmenberedhtigter Vollkaufmann entgegentretenden Gemerbetreibenden diejem 
gegenüber kaufmänniſcher Verkehrsformen bedienen und ihm den rechtswirkſamen 
Gebrauch jolder einräumen? Und wenn fie dann im Konkursfalle nachträglich 
erfahren, es jei ja nur ein „Großhandwerker“ gemwejen, der zwar beim Regifter- 
und Sivilrichter nicht mehr ala Handwerker gegolten habe, dem Strafrichter 
aber als ein jolcher erjcheine und für die Nichterfüllung der Sorgfaltapflicht eines 
ordentlichen Kaufmanns in bezug auf Buchführung und Bilanzziehung oder 
jelbit für die Verheimlichung, Vernichtung oder abſichtlich unordentlihe Führung 
der Bücher nicht mit jeiner Perjon einzuftehen brauche ? 

Nah der rechtlichen mie nad der wirtichaftlichen Seite handelt e8 fich 
jedoch nicht allein um private Gejhäftsbeziehungen und den Rechts: oder Intereſſen— 
ſchutz von Gläubigern durch die Strafbeitimmungen der KO., jondern um die 
Stellung des Einzelnen in feinem Stande und den zur Prüfung und Förde— 
rung feiner rechtlichen wie wirtichaftlichen Gemeinintereffen vom Staate berufenen 
Gelbitverwaltungsförpern. Das die ungelchmälerten Rechte und Pflichten 
des HGB. umfaffende, im handelägerichtlihen Regiftereintrag einer fauf: 
männiſchen Firma nad) außen hin Ausdrud findende Sonderredht der Großge- 
werbetreibenden bildet für die ihm unterftellten Kaufleute und Induftriellen ein 
in der Gemeinjamfeit oder Verwandtihaft der jozialen Stellung und wirtichaft- 
lichen Intereſſen wurzelndes Standesrecht, wie das auf Pflege des Gemeingeiftes, 
Stärkung der Standesehre und Förderung der gemeinjamen gewerblichen Intereſſen 
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gerichtete Innungs- und Handwerkerrecht für die Angehörigen des Handwerks. 
Es tft daher auch fein Zufall und fein ohne Schaden durd einen andern erſetz— 
barer Modus, wenn den partifularrechtlihen Handelskammern der einzelnen 
deutichen Bundesftaaten, längft vor dem Aufwachien der reichsrechtlichen Hand— 
werforganifation au8 dem Handwerk und für das Handwerk, der von dem 
gemeinjamen Handelsrecht als einheitliches deutſches Rechtsinftitut bargebotene 
Regiftereintrag zur Grundlage gegeben worden if. Warum dieſe natürliche 
Baſis nad) jahrzehntelanger unbeftrittener Geltung und Bewährung jett dauernd 
geftört oder fallen gelaffen werden joll, bloß weil ihre laut Gejeg und Motiven 
gewahrte materielle Uebereinfiimmbarfeit mit der Grundlage des neuen Band: 
werf3organilationsgejeges von verichiedenen Seiten in Zweifel gezogen wird, ift 
nicht einzujehen, um jo weniger, als dieſe Zmeifel nur einer willfürlichen, durch 
den alljeitigen Widerſpruch ihrer Konfequenzen fich jelbft richtenden Auslegung 
des neuen $ 2 entipringen. Ebenjomwenig braucht man fie der Organijation 
des Handwerks ohne weiteres zum Opfer zu bringen, bloß weil ihre prozefjual: 
oder jormal-rechtliche Vereinbarkeit mit jener und ihren Rechtswegen und Rechts— 
mitteln unter den augenblidlihen Verhältniffen nicht oder nod nicht gegeben 
ericheint oder ihre Verwirklihung eine Schaffung gewiffer neuer oder weitere 
Ausgeftaltung beftehender Redhtseinrichtungen vorausfegt, über deren Form und 
Dringlichkeitsgrad Meinungsverjchiedenheit herricht. 


Laſſen fi) aber joldhe Einrichtungen ohne verfaſſungsrechtlich, geſetzgeberiſch 
oder verwaltungsmäßig bedenkliche Eingriffe in die beftehende Ordnung ber 
Dinge in ſachlich und formal befriedigender Weile treffen, und in welcher Rid- 
tung hätten fie fich zu bewegen? Dieje frage ift meines Dafürhaltens entjchieden 
zu bejahen, kompliziert fi) aber in ihrer Beantwortung durch die Mehrheit ber 
möglichen Löſungen. 


Die am weiteſten ausgreifende wäre die Uebertragung ber von der Reichs— 
regierung für den Titel VII der Gewerbeordnung erwogenen Erjegung des jeßigen, 
vielleicht organisch zu nennenden Handwerks: und Fabrikbegriffs durch einen 
mechaniſchen, mit einem Spielraum für Veränderungen nad) Perjonalumfang 
und Motorbenugung umgrenzten, aud) auf den Titel VIder Gewerbeordnung und die 
88 Lund 4 des Handelsgeſetzbuchs. Zugleich wäre dabei eine Ueberordnung 
de $ 4 über den $ 2 auszuſprechen und für die auf unbewegliche Sachen 
gerichteten Herſtellungs- und Bearbeitungsgewerbe die Anwendung des $ 2 von 
ähnlichen mechanischen Kriterien abhängig zu machen, wie fie im $4 und 
im $ 1 Abſ. 2 Ziff. 2 und 9 als Surrogat des jetzigen Handwerksbegriffs 
gelten würden. Die Zugehörigkeit zur Handelskammer oder zu den Hand— 
werfsorganilationen hätte ſich dann, joweit e8 auf die Scheidung zwiſchen Hand- 
werf und Nichthandwerk anfonımt, nad) denjelben einfahen Merkmalen zu 
beitimmen, könnte alſo, mit gewiſſen Kautelen zur Prüfung des Fortbeſtehens 
oder Wegfalls der Erfüllung jener mechaniſchen Kriterien, wohl ohne weiteres 
an den Regiitereintrag angefnüpft werden. Es mag bahinftehen, ob gegen eine 
ſolche Regelung nicht ähnliche oder noch größere und andere Zweckmäßigkeits— 
und Billigfeitsgründe jprechen, als wie fie der geplanten Novelle zu Titel VII 
der Gewerbeordnung gegenüber zu erwägen jein werben, jedenfall würde fie 
fi) aber dem Rahmen eines derartigen Gejehgebungsaktes harmoniſch eingliedern 
und binfichtlih der Ausgeftaltung und praftiihen Durchführung unſchwer 
einfügen laſſen. 
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Bei Beibehaltung des jetigen Handwerks: und Fabrikbegriffs im Handels: 
geſetzbuch, Zitel VI der Gewerbeordnung und Titel VII derjelben oder, im Falle 
der beabfichtigten Abänderung des leßteren, für die beiden zuerit genannten 
Rechtögebiete eröffnen ſich drei Wege, auf denen fid) ohne Verzicht auf den 
Regiftereintrag als Kriterium, alſo unter allgemeiner Herbeiführung einheitlicher 
handels- und gewerberechtlicher Rechtsauslegung, eine Löſung der Abgrenzungs- 
frage verfolgen laſſen würde. 


Der von ben gegenwärtigen Verhältniffen am weiteſten abjührende der 
drei Wege ift die von manden Seiten geforderte gejegliche Uebertragung der 
Entieidung über Zugehörigkeit zur Handelskammer- oder Handwerfsorganilation 
auf die über die handelägerichtliche Eintragung enticheidenden ordentliden 
Gerihte. Dies find die Amtsgerichte als erfte, die Kammern für Handels— 
ſachen bei den Landgerichten ala zweite (Beichwerde-), und die Oberlandesgerichte 
als dritte, über die weitere Bejchwerde entjcheidende Inftanz. Dabei kommt 
weiter noch die Beitimmung des $ 28 des Reichögejeges über die Angelegenheiten 
der jreimilligen Gerichtöbarfeit in Betracht, nad) der die Oberlandesgerichte die 
weitere Beſchwerde unter Begründung ihrer Rechtsauffaffung dem Reichsgericht 
zur Enticheidung vorzulegen haben, wenn fie von bereits ergangenen Entſcheidungen 
eines anderen Oberlandesgerichts oder des Reichsgerichts bei der Auslegung der 
einichlagenden reichägejeglichen Vorſchriften abweichen wollen. Zugleich müßte 
der Inſtanzenzug für alle Fälle, Handelstammer: und Handwerkskammerzugehörigkeit 
wie Innungszwang und Zuftändigfeit im Lehrlingswejen, ftatt der jeßigen Ver— 
ichiedenheit der Gliederung gleihmäßig dreiftufig geitaltet werden und nicht etwa 
in den Fällen der zulegt genannten beiden Arten bei den Landgerichten abge: 
ichnitten bleiben. Auch wäre weiter wohl notwendig, gegen die ergehenden Ent: 
icheidungen, bei zujammengelegten und gemilchten Betrieben auch hinfichtlich der 
Selbftändigfeit und durch fie bedingten jelbjtändigen Eintragbarfeit der Teilbe— 
triebe, den Beteiligten und ihren Vertretungsförpern, Handels- und Handwerks— 
fammern wie Innungen, diejelben, den Handwerfsorganilationen den Regiſter— 
gerichten gegenüber jeßt nicht zuftehenden Rechtsmittel einzuräumen. Dem Bor: 
zug großer Einfachheit und übereinftimmender Geltung einer ſolchen Regelung 
in ganz Deutichland fteht indefjen eine gewiſſe nicht zu leugnende Bedenklichkeit 
und Schwierigkeit eines jo tiefen Eingriffs in die auf Reichs: und Landesgejeh- 
gebung beruhende Verwaltungsorganijation der einzelnen Bundesitaaten gegenüber, 
deren Berwaltungsbehörden und VBerwaltungsgerichte zwar in allen andern gewerbe— 
rechtlichen Verwaltungsſachen als diejen Abgrenzungsfragen die Entſcheidung be— 
halten, immerhin aber in ihrer überfommenen Zujtändigfeit eine Einſchränkung 
erfahren würden. 


Eine jolhe Einſchränkung verhütet oder vermindert der zweite Weg. Bei 
ihm verbleibt die Enticheidung, wiederum unter gleihmäßigem Ausbau des 
Inſtanzenzuges auch für Innungszugehörigfeit und Lehrlingszuftändigfeitsiragen, den 
nad Reichs- und Partikularreht zuftändigen Verwaltungsbehörden und Ber: 
waltungögerichten, dieje werden aber, die Berwaltungsbehörden im Verordnung: 
wege analog dem in den preußiichen Erlafjen vom 30. März d8. Irs. gegebenen 
Beiipiel, die Verwaltungsgerichte oder erforderlichen Falles auch beide im Gejetes- 
mege, in den Punkten der Bejahung oder Verneinung des Handwerksbegriffs 
wie der Selbitändigteit von Teilbetrieben jog. gemilchter und zuſammengeſetzter 
Betriebe an die jchon ergangenen oder nod) ergebenden Entiheidungen der 
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Regiftergerihte gebunden, wobei diejen gegenüber ben Beteiligten, Hanbels- 
fammern und Handwerksorganijationen, wiederum die gleihen Rechtsmittel einzu: 
räumen wären. Dieier Weg bat den großen Borzug, nur verhältnismäßig 
geringe und fat nur partifulare Aenderungen im Verordnungs- und Geſetzeswege 
zu erfordern, die hinfichtlich ihres Inhalts im einzelnen wie ihrer Herbeiführung 
überhaupt den verjchiedenen Bundesftaaten überlaffen bleiben fönnen. Er ent: 
behrt indejlen andererſeits auch nicht der Mängel, die in einer jolhen wenn auch 
nur teilmeile entftehenden Abhängigkeit der Verwaltungsbehörden und namentlich 
ber Verwaltungsgerichte von den regiftergerichtlihen Inſtanzen ſowie im ber 
Natur eines ſolchen, dem rajchen Austrag der Streitigkeiten faum förderlichen 
Berhältniffes der Verwaltungsinftanzen zu den ordentlichen Gerichten erblidt 
werden könnten. 


Diefe Mängel verjhwinden bei der Wahl eines dritten Weges, der aller: 
dings wieder eine eingreifendere Maßnahme der Reichögejeggebung vorausſetzt, 
dabei jedoh an jchon gegebene reichsrechtliche Einrihtungen im Sinne ihres 
bloßen weiteren Ausbaues anfnüpft. Er eritrebt die Sicherung barmonijcher 
Handhabung des Handeld: und des Gemwerberechtes weder durch eine Lebertragung 
der in Rede ftehenden Enticheidungen auf die ordentlichen Gerichte jelbft noch durch 
eine Verpflichtung der VBerwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte zu unbe 
dingter Anerkennung der Rechtsfindung der — ſondern durch Her: 
ſtellung der Einheit in einer gemeinſamen Spitze, in der die Ver— 
waltungsinſtanzen einerſeits und die regiſtergerichtlichen anderſeits in letzter Linie 
zuſammenzulaufen hätten. Für die handelsgerichtliche Eintragung ber Betriebe 
oder jelbitändigen Teilbetriebe kann es dann bei dem beftehenden Inſtanzenweſen 
ohne jede Erweiterung der Kompetenzen nad) der Seite bes Gewerberechtes oder 
Einräumung bejonderer Rechtsmittel an die Handwerksorganijationen beenden, 
ebenjo bleiben die Organijation und Kompetenzen ber partifularen Berwaltungs- 
behörden und Berwaltungsgerichte, wo ſolche beftehen, unberührt. Erforderlich 
ift in bezug auf fie nur die im partifularen Verordnungswege erreichbare Ein: 
heitlichteit und Gleihmäßigfeit des Inftanzenzuges für Handelsfammerz, Zwangs⸗ 
innungs- und Handwerkskammerzugehörigkeit ſowie Zuftändigfeit im Lehrlinge 
weſen. Eine Berührung beider Behördenjyiteme, ber ordentlichen Gerichte auf 
der einen, der Verwaltungsbehörden und Berwaltungsgerichte auf der anderen 
Seite, tritt erft auf der oberften Stufe, zwiichen dem Oberlandesgericht und dem 
Oberverwaltungsgeriht oder der in Ermangelung eines foldhen endgültig ent: 
icheidenden Stelle und nur dann ein, wenn die beiderjeitigen Entiheidungen in 
bezug auf die Handwerksmäßigkeit eines Betriebes oder Zeilbetriebes oder die 
Selbitändigfeit eines Jolhen bei gemilhten und zufammengejegten Betrieben von: 
einander oder einer Enticheidung des Reichsgerichts grundjäglic abweichen wollen. 
In dieſen Fällen müßte dann die Entiheidung in ähnlicher Weile in die Hände 
des Neichögerichts gelegt werden, wie e8 der 3 28 des genannten Gejeges zur 
Verhütung ungleichartiger oder von ber Rechtiprechung des Reichsgerichts abweichender 
Entiheidungen der Oberlandesgerichte vorfieht. Vielleicht Tieße fi die Ein: 
rihtung unter demſelben Geſichtspunkte dahin ausdehnen, daß aud in Fällen 
abweichender Gejeßesauslegung ſeitens verichiedener Oberverwaltungägerichte oder 
jeiten® eines Oberverwaltungsgericht3 und Oberlandesgerichts verjchiedener Länder 
eine gleiche Anrufung des Reichägerichts zu erfolgen hätte. Auf dem bezeichneten 
Mege würde angeſichts der verſchiedenen Rolle, die die tatſächlichen Feititelungen 
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bzw. ihre rechtliche Beurteilung bei den Oberlandesgerichten und den verichiedenen 
Oberverwaltungsgerichten jpielen, zwar nicht unbedingt eine Einheitlichkeit der 
beiderjeitigen Rechtſprechung in bezug auf den einzelnen Streitfall, wohl aber 
in bezug auf die beiderjeit3 zu beobadıtenden Grundjäße verbürgt jein, während 
jeßt im dieſer Beziehung Unterichiede von jehr weittragender allgemeiner Be: 
deutung möglich find, wie die Enticheidungen des Reichsgerichts und des 
preußiichen Oberverwaltungsgericht3 auf der einen, des jächftichen Oberverwaltungs- 
gericht8 auf der anderen Seite über die Abgrenzung zwiſchen Handwerk und 
baugewerblihem, einer Betriebsanlage ermangelndem Großunternehmen bezeugen. 
Auf dem Boden einheitlicher, durch die Zuflucht zum Reichsgericht gewährleifteter 
Grundiäße werden die Oberverwaltungägerichte und Oberlandesgerichte dann in 
den meijten Fällen jchon unter fich zu übereinftimmenden Enticeidungen gelangen, 
jodaß von der bereit3 verſchwindend kleinen Zahl typiſcher Fälle, die jeither bis 
zum Oberverwaltungsgericht und Oberlandesgericht überhaupt durchgefochten 
worden find oder fünftig durchgefochten werden, nur ganz wenige zu einer reich®- 
gerichtlichen Entjheidung über abweichend beurteilte Rechtsfragen Anlaß geben 
werden, eine Belaftung des Reichägerichts durch fie der Beichreitung des an— 
gedeuteten Weges aljo ſchwerlich entgegenftehen dürfte. 
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Die bargeldlofe Zahlung und die deutfchen Behörden. 
Von Dr. Siegfried Buff, Münden, 


Einleitung. 


Außerordentlich zahlreich und teilmeije recht beachtenswert find die Bor: 
ichläge, die 3. Zt. zur Hebung ber bargeldlojen Zahlung in Deutichland und zur Ber: 
befferung des vorläufigen Schedgejegentwurfes vom 13. Juli 1907?) gemacht werben. 
Wenn man heute all den Fragen, melde auf die bargeldloje Zahlung Bezug 
haben, weit größeres Intereſſe entgegenbringt als bisher, jo iſt dies den ver: 
jchiedenen mitwirfenden Faktoren, vor allem dem langandauernden hohen Geld: 
ftande zu verdanfen. Es ift daher Pflicht der Beteiligten, dieje günftige Ge 
legenheit auszunügen und den Sched: und Ueberweilungsverfehr in Deutſchland 
auf jene Stufe zu bringen, die unjerer jonftigen Entwidlung auf allen übrigen 
Gebieten des Wirtichaftslebens entipriht. Vor allem verdient daher bi: 
Forderung, daß jeitens unſerer Behörden mehr als bisher geihehen müſſe, um 
das unnötige Anjammeln von Bargeld in den öffentlichen Kaſſen zu befeitigen | 
ernfthafte Berüdfichtigung. Diele Forderung ift indes feineswegs neu. Berti | 
in früheren Jahren hat jih Adolph Wagner mit unjerem Thema beiat | 
und ift für eine größere Pflege der bargeldlojen Zahlung bei den bdeuticen 
Behörden eingetreten.”) In der neueren Zeit hat fih u. a. beſonders W. os: 
Münden dafür ausgeſprochen) und zwar ſchon zu einer Zeit, da die rar 
ber bargeldlvjen Zahlung überhaupt noch recht jtiefmütterlich behandelt wurde.‘ | 
Wenn man in Ermägung zieht, melde ungeheueren Summen durch d= 
behördlichen Kafjen gehen, jo muß man allerdings ganz bejonder8 im gegem | 
wärtigen Zeitpunkt die Frage aufwerfen: In welcher Weije haben unjere deutide: 

ı) Es wäre daher jehr zu wünſchen, dab mande diesbezüglihe Anrequna 2 
definitiven Schedgeſetzentwurf berückſichtigt würde. Denn ein gutes Scheckgeſetz ter 
entſchieden die Beliebtheit des Schecks ſteigern. 

) Vgl. feine „Finanzwiſſenſchaft“ 3. Aufl. Leipzig und Heidelberg 1883 ı:) 
Bd. 1 ©. 2361 ff. und 284. 

) Auf dem erjten allgemeinen Deutihen Banfiertag von 1902. Ganz neuerdings = ı 
jeinen Aufſatz im Banfarhiv vom 5. September 1907: „Der Fiskus und der Schediverkter/ 
©. 305 ff., jowie die Ausführungen von Ludwig Delbrüd, „VBorihläge zur Hebz 
des Scedvertehrs* im „Tag“ (Nr. 213 vom 283. April 1907) Auch Treiber 
Thielmann joll in feiner früheren Eigenihaft als Reihsihapiekretär ſich lebhait 
die bargeldloje Zahlung bei den Behörden interejjiert haben; jeine Bemühungen =< 
indefien damals leider nod ohne Erfolg. 

*) Erjt während der Drudlegung dieſes Aufſatzes fam uns die bereits i. I a 
erihienene Abhandlung von Dtto Hövdermann-Bonn: „Zur Reform des & 
Kaſſen- und Rehnungsweiens (einichließlih der Berhältnifje der Nehnung®- und Ar 
Beamten)“ zu Geſicht. Wie ihon aus dem Titel zu erjehen fein dürfte, ftellt db 
Schrift weit umfangreichere Aufgaben, als wir mit unjerem Aufjage besweden. Ulebr- 
wird darin auch unjer Thema, mwenngleih etwas allgemeiner, behandelt (S. 47 fi. 
außerordentlich intereſſante Schrift, von einem Fachmanne verfaßt, verdient nad d 
Richtung Hin ernithafte Beachtung. 
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Behörden (das Wort „Behörde“ wird im folgenden im meiteften Sinne des 
Wortes gebraucht) zur Hebung ber bargeldlojen Zahlung beizutragen und die 
bisher unternommenen Verſuche, dem Publikum dauerndes Intereſſe am Sched: 
und Ueberweiſungsverkehr einzuflößen, zu unterftügen? Eine richtige Antwort 
auf dieje Tragen läßt fi aber nur dann geben, wenn man vorher den Nach— 
weiß über den derzeitigen Stand der bargeldlojen Zahlung bei den deutjchen 
Behörden zu erbringen verſucht. Diejer Nachweis ift uns aud gelungen, da 
eine von und vor mehreren Monaten bei ben wichtigſten deutjchen Behörden 
veranftaltete Umfrage?) in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle jehr ausführ- 
lid) beantwortet wurde. Die Ergebnufje diejer u haben wir bereit8 an 
anderer Stelle veröffentliht. Da fie von größerem allgemeinen Intereſſe fein 
dürften, jo ſollen fie auch hier, mit einigen kleinen Ergänzungen verjehen, wieder 
erörtert werben. Gleichzeitig möchten wir unjeren früheren Ausführungen einige 
Vorſchläge zur Hebung der bargeldlojen Zahlung bei den beutichen Behörden, 
bejonders joweit der Zahlungsverkehr mit Privaten in Betracht kommt, hinzufügen. 
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Die Vorausjeßung für die Pflege der bargeldlojen Zahlung ift nicht nur 
für die Privaten, jondern auch für die Behörden das Halten eines Bankkontos. 
Se mehr dies geichieht, d. h. je mehr die ftaatliche oder kommunale Kaſſen— 
führung Banken übertragen wird, um jo mehr fann bei den Behörden Bargeld 
geipart werden.“) SHervorragendes ift bisher in dieſer Hinficht beſonders in 
England und u. a. aud in einigen Schweizer Kantonen erreicht worden.) Iſt 
man zwar in Deutichland zunächſt nod nicht ſoweit jortgejchritten wie z.B. in 
England, jo können wir doch fonftatieren, daß auch bei uns die Uebertragung 
ber behördlichen Kafjenführung an Banken zufehends Fortſchritte macht. So 


1) Unfer Fragebogen wurde mit Ausnahme von vier Heinen mittelbeutichen 
Staaten, bei denen der Schedvertehr jedenfalld feine große Rolle jpielen dürfte, von 
fämtlihen Einzelftaaten, einihl. dem Reichsſchatzamte, ſowie von ca. 40 Kommunen (dars 
unter die bedeutenditen Großſtädte) beantwortet. Wir möchten noch kurz bemerten, daß 
die Beantwortung zu einer Zeit erfolgte, wo das Anterefie für die bargeldlofe Zahlun 
noch nicht jo allgemein war als gerade jetzt. Es ijt daher nicht ausgeſchloſſen, daß fie 
auch die Verhältnifie inzwifchen bei den Behörden noch mehr gebefiert haben. 

2) „Durch dieje Einrichtungen wird der eigentlihe Kaſſendienſt vereinfaht und 
woölfeiler, die Anjammlung müßiger Geldbejtände geringer, Stodungen im Geldvertehr, 
die Affizierung des Geldmarkts durch größere Zahlungen an die Staatäfafje oder von ihr 
mehr vermieden, der wirkliche Geldumlauf in Münze, daher der Bedarf der Volkswirt— 
ſchaft dafür, ebenſo der Banktnotenumlauf Heiner ujw.“ Ad. Wagnera.a.dD. ©. 2%61. 

2) Im Kanton Zürich werden zu *s aller jtaatlihen Zahlungsverpflihtungen mittels 
Anmweilungen auf die Büriher Kantonalbant bewertitelligt, bei der fie dann eingelöft 
werden. Auf diefe Weile braudt die Staatäfafje nah) den Mitteilungen des Staatsbuch— 
halters feine großen Barbejtände (nur wenige Taujend Franken) zu halten. Die ftaat« 
lien Zweigfafien, wie jolhe von den Bezirkdjtatthalterämtern, Gerichtäfanzleien, Kreis— 
tommandos (für Militärpflichterjag), Anjtaltöverwaltungen ujw. geführt werden, dürfen 
in der Regel nicht mehr ald Frs. 1000 Kafiabeitand haben. Die Kafjenführung ift indes 
im Kanton Zürich keineswegs vollftändig der Kantonalbanf übertragen worden. Zwar 
bat man fich mit der Frage der vollitändigen llebertragung der Kaflenführung an dieje® 
Inititut ſchon befaht, man iſt aber doch wieder von diefem Gedanken abgekommen, da die 
Durdführung auf gewiſſe Schwierigkeiten ftoßen würde. Indeſſen hat man doc io viel 
als möglih den Safjaverfehr der Bank zugewiefen. — Weniger ausgedehnt ald beim 
Kanton Zürich ift der bargeldloje Zahlungsverkehr bei der Stadt Züri, wie und vom 
Boritand der Finanzverwaltung der Stadt Zürich mitgeteilt wurde. 
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führt die Reichsbank die Kaffengeichäfte für die Reichshauptfaffe und in über: 
wiegendem Maße auch für die preußiiche und badiſche Generalſtaatskafſe ſowie 
für das Großherzogtum Heſſen x. aus. Auch die meiften übrigen deutſchen 
Staaten befiten ein Reichsbankgirokonto; indes dient e8 für dieſe vornehmlich 
nur dazu, die Matrikularbeiträge, Zölle und Reichsfteuern mit der Reichshaupt— 
kaſſe zu verrechnen.) Sodann werden wichtige Kaffengeihäfte für die ftaatlichen 
Behörden in Bayern jeitens der Kgl. Bayer. Bank, in Württemberg jeitens der 
MWürttembergiihen Notenbant, in Sadjen jeitens der Sächſiſchen Banf,*) ın 
Oldenburg jeiten® ber Oldenburgijchen Landesbank ?) uſw. ausgeführt.*) Aehnlich 
wie bei den deutichen Banken liegen die Verhältniffe bei den deutihen Kom: 
munen. Eine große Anzahl von ihnen läßt wichtige Kaflengeihäfte außer von 
der Reichsbank auch noch von anderen Banken bejorgen.’) Es dürfte einleuchten, 
daß unjere Behörden nur dann die bargeldloje Zahlung fultivieren können, wenn 
fie fich bei ihren Kaflengeihäften der Vermittlung von Banken oder Bantfiers 
bedienen. Denn das Ausichreiben oder die Hinnahme eines Schecks zc. jet das 
Halten eines Bankkontos voraus. In den Fällen jedoch, in denen nur ein Zeil 
der Kaflenführung an Banken übertragen wird, kann aud die bargeldioie 
Zahlung nit nur nicht volllommen, jondern mitunter jogar mit mehr Mühen 


') Die Giroumſähe der Neichd- und Staatskaſſen bei der Reichsbank betrugen: 
i. J. 1906 nad dem Reichsbankberichte 51.2 Milionen Marl. 

*) Die Bayertihe Notenbank arbeitet mit Staatskaſſen deswegen nicht, weil in 
Bayern prinzipiell alle öffentlichen ®elder von der Regierung der Kal. Bayer. Bant und 
deren Filialen zugeleitet werden. In Baden ſteht von den Stantstafien nur die Landes 
baupttafie u. a. auch im Giroverkehr mit der Badiſchen Bant. 

2) Nach dem Jahresbericht der Dldenburgiihen Landesbank für 1906 (S. 6) ber 
—* bei dieſer Bank die Regierungsgelder und Guthaben Öffentlicher Kaſſen Ende 106 
8.96 Millionen Mt. 

) Das Finanzminifterium im Großherzogtum Medlenburg- Schwerin hat (laut Mit: 
teilung) mit der Medlenburgiihen Hypotheten- und Wechſelbank in Schwerin einen Konto: 
forrentvertrag dahin abgeichlojien, daß die Bank in Schwerin und durch ihre Agenturen 
in den Städten und fFleden des Landes den Geldverkehr zwiihen den Landeshauptlafien 
und den Kaſſen der Unterbehörden im Lande vermittelt in der Weile, daß die Zuihüiie 
u den Speziallafien der Bank von den Landeshauptlafjen überwieien und von deren 

genturen an die Speziallafjen zur Auszahlung gebradt werden, während umgefehrt 
die Ueberſchüſſe der Spezialtafjen an die Banlagenturen eingezablt und den Sandesbaupt- 
kafjen durch die Wechſelbank gutgeichrieben werden. Es handelt ſich hierbei alio in der 
Hauptjahe nur um eine Bereinfahung und Beichleunigung des Geldverfehrd der Groß— 
berzoglihen Haupttaſſen mit den Spezialfafjen der Berwaltungsbehörden und der Ge: 
richte Ein Giroverkehr der Spezialfafien untereinander findet nicht ftatt; ebenio fein 
Schedvertehr zwiichen den Großherzoglihen Kaſſen einerjeit3 und dem zahlungspflichtigen 
oder empfangsberedhtigten Publifum amdererjeitd. Die Bank hat dem Finanzminiſterium 
zur Sicherheit für dieſen Berfehr eine namhafte Sicherheit bejtellt und muß außerdem 
die bei ihr vorhandenen Gelder verzinien. 

®) So 3. B. die Stadt Berlin u. a. vom Berliner Kafjenverein, die Stabt Frant— 
furt aM. u.a. von der Frankfurter Bank, die Stadt Elberfeld u. a. von der Bergiih: Mär: 
Kihen Bant, die Stadt Dortmund u.a. von der Eſſener Kredit-Anjtalt uſw. ie Stadt 
Halle a. S. hat einem Privatbanfier wichtige Kafjengeihäfte übertragen. Die bayeriihen 
Kommunen ftehen in der Hauptiache mit der Kgl. Bayer. Bank im Kontoforrentvertebr. 
(Bgl. dazu die Minifterialbefanntmahung vom 17. Mai 1886, abgedrudt bei Weber: 
Neue Geſetze und Berordnungen-Sammlung Bd. 18 S. 1ff). Die Stadt Königsberg 
jteht nad) ihrer Mitteilung in beſonders regem Geſchäftsverkehr mit der Reichsbank, jo das 
fie bei ihr jeit 1902 ein unverzinsliches Mindeftguthaben von Mi. 30000 ſtehen lafien 
muß. Die deutiben Kommunen ftehen übrigens auch jonjt no in Beziehung zu Banten 
und Bankiers und zwar vor allem infolge ihrer Anleiheemiffionen zc., ſowie infolge des 
Binjendienites, den fie denjelben an verichiedenen Plägen (Eouponseinlöjungsjtellen) über: 
tragen haben. 


1. Die Behörden als Zahlungspflichtige. 791 


verbunden jein, da dann die öffentlihen Kaffen einerjeit8 beinahe ebenjo große 
Barbeftände halten müſſen wie bisher, andererſeits auch feinerlei Erſparniſſe an 
Perjonal, Bureaus und Geldaufbewahrungseintichtungen erzielen können und 
troßdem größere Schreibarbeit, welche mit der bargeldlojen Zahlung zweifellos 
verfnüpft ift, haben.') 

Nach diefen Vorbemerkungen wollen wir uns unjerem eigentlihen Thema 
zuwenden und die widhtigften Fälle betrachten, in denen die Behörden als 
Zahlungspflichtige ſich der bargeldlofen Zahlung bedienen und als Empfangs: 
berechtigte die bargeldloje Zahlung zulaffen, allerdings nur foweit fie aus der 
Beantwortung unjeres Fragebogens erfihtlich waren. Behördliche Zahlungen nad) 
dem Ausland und Zahlungen vom Ausland an inländiiche Behörden follen 
dabei außer Betracht bleiben.) Ebenio joll e8 nicht unfere Abficht fein, auf 
den neueiten Stand des Kaſſen- und Rechnungsweſens der Einzelftaaten zc. näher 
einzugehen.‘) Dies wäre vielmehr eine dankenswerte Aufgabe verjchiedener Spezial- 
arbeiten.*) 
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Mas zunähft die Zahlungsleiftungen der öffentlichen Kaffen anlangt, jo 
find dieſe jehr mannigjaltig. Vor allem dürfte das Heer von Beamten ver: 
jchiedener Kategorien im Reich, in den Einzelftaaten, Kommunen ufw., da8 ent: 
weder monatlich oder quartaläweije (prae- oder postnumerando) die Gehälter 
zu empfangen bat, in Betracht zu ziehen jein. Sodann find die Summen, die 
eine untergeordnete Kafje an eine übergeordnete und umgekehrt, ſowohl inner: 
halb eines Reſſorts ala aud an die Kaffe eines anderen Refforts zum Zmede 
der Berftärfung oder der Verrechnung ꝛc. abzuführen hat, jowie die Zahlung 
verſchiedener öffentliher Kaffen aneinander, 3. B. der ftaatlihen an die 
fommunalen und umgefehrt?) außerordentlid umfangreih. Außerdem haben das 
Reich, die Einzelftaaten, die Kreije, Diftrikte 2c., die Kommunen ufw. ala Käufer 
von Sadgütern eine Menge von Zahlungen bejonderd an private Unternehmer 
(Aktiengejellihaften oder auch Einzelunternehmer) 3. B. für Geſchütze und 
ſonſtige Fabrikate ꝛc., ferner für die Lieferung von Material z. B. für Bauten, 


Y Nehmen wir an, eine öffentliche Kaſſe hat bisher Mt. 500000 Bargeld ein— 
genommen oder ausgegeben. Infolge der Einführung der bargeldlojen Zahlung jeien 
die Bareins oder Sg mr ge auf DE. 300000 zurüdgegangen. Ein auf Bargeld- 
zahlungen eingeübtes Perjonal wird dann viel rajcher mit DE. 500000 Bargeld operieren, 
ald wenn es für die Differenz von Mf. 200000 Scheds oder Anmeijungen ausſtellen 
bzw. in Empfang nehmen muß. Anders wäre ed, wenn die Gejamtjumme von Mt. 500 000 
im Wege ber bargeldlojen Zahlung beglihen würde. 

9 Bgl. dazu Lotz, Der Fiskus und der Scheckverkehr a. a. O. ©. 307. 

°) Für Bayern kommt — beſonders das zwar ſchon etwas veraltete, aber 
immerhin noch wertvolle Handbuch der gej. Finanzverwaltung im Königreihe Bayern von 
Jakob Hod, welches als dritte Auflage des gleichnamigen Handbud von Stokar von 
Neuforn herau —— wurde, in Betracht (4 9 Bände 1882 ff., bej. Bd. 1). 

*) Dieje Spezialarbeiten dürften indes die bereit3 zitierte Schrift von Otto Höver— 
mann Nu unberüdfichtigt lafien. 

B. jür gemeinjam erhobene und hernach ausgeſchiedene Steuerbeträge. Denn 

— ei die Kommune auch Steuern für den Staat, wie 3. B. in Preußen und 

Sadjen, oder der Staat erhebt verjchiedene Steuern auch für die Kommunen, wie dies für 

einige größere bayeriiche Städte, jowie in einigen anderen deutſchen Einzelitaaten geichieht. 

Sehlungen des Staat? an Kommunen und u — können z. B. auch erfolgen beim 
nkauf von Grundſtücken aus dem Beſitz einer Kommune und umgekehrt uſw. 
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furz für die mannigfachſten Zwecke zu leiften. Außerdem find noch beſonders 
die Summen zu erwähnen, die dad Reich, die Einzelftaaten, die Kommunen x. 
für die Verzinjung und (beionderd die Kommunen) für die Rüdzahlung ihrer 
Anleihen auszuzahlen haben. 


a) Die bargeldloje Zahlung bei Gehaltszahlungen. 


Wenn man zunädft die Gehaltszahlungen in Betracht zieht, jo kann 
man jagen, daß bier die bargeldloje Zahlung nod) wenig vorgeichritten iſt. 
Beinahe in ganz Deutjchland werden die Gehälter der Beamten nod) direft an 
ben öffentlihen Kaffen in bar ausbezahlt. Die Summen, die daher für dieſe 
Zwede bereitgehalten werden müflen, find enorm. Vom preußiſchen Finanz 
minifter wurde allerdings in letter Zeit die Verfügung getroffen, wonad die 
unmittelbar zu zahlenden Gehaltsbezüge derjenigen Beamten, melde ein Konto 
bei einem an den Reichsbank-Giroverkehr angeſchloſſenen Bankhauſe befiten, auf 
Wunſch ganz oder zum Teil deren Bankkonto im Girowege zugeführt werden 
können.) Diejes Beijpiel wurde neuerdings u. a. auch von der Stadtgemeinde 
Münden nachgeahmt. Immerhin können wir bier nur von einem Fleinen An: 
fang in der bargeldlojen Gehaltszahlung ſprechen. Denn unjere Beamten 
haben in ber Mehrheit überhaupt noch fein Bankkonto. Gewiß wird es ſich 
nicht für jeden Beamten verlohnen ein Konto zu halten, beſonders wenn jein 
Gehalt Hein it und ihm monatlid) ausbezahlt wird. Eher verlohnt es ſich 
ſchon bei Quartalszahlungen. Aber aud wo bieje eingeführt ift, wo bie Ber: 
mögendverhältniffe von Haus aus und infolge höheren Gehalts günftig Find, 
treffen wir nur jelten Beamte, welche die Vorteile eines Bankkontos zu würdigen 
verftehen. Die Ueberweilung der Beamtengehälter auf deren Bankkonto ift daber 
zunächft, wenn man vielleiht von Hamburg abfieht,’) kaum nennenswert. 
Weitaus günftiger liegen die Verhältniffe in diefer Hinfiht im Kanton Zürid. 
Hier werden die Gehälter der Beamten nad) einer und vom Staatsbuchhalter 
des Züricher Kantons zugegangenen Mitteilung in Scheds, oder beſſer gefagt, in 
Anmweifungen auf die ftaatliche Zürcher Kantonalbanf, bezahlt.) Sollen bei uns in 
Deutſchland Erfolge erzielt werden, jo ift vor allem eine Aufklärung der Beamten 
über den Nuten, den das Halten eines Bankkontos bietet, notwendig. Auch 
die Beamten müſſen darüber belehrt werden, daß für fie durch den Sched: und 





!) Der Gang ift dann folgender: Die Ueberweilung im Girowege wird von den 
die Gehälter auszahlenden Kalien gewöhnlid am legten Tage vor dem Quartalserjten 
bewirkt, jo daß der Beamte bereit3? am Quartalderiten über den Gehalt bei der Bank ver» 
fügen kann. 

z Die Giroüberweilung ift auf die Quittungsleiftung ded Beamten ohne Einflus, 
jo daß die Quittung wie bei der bisherigen Gehaltözahlung von den Beamten auszju- 
ftellen und der zur Gehaltszahlung ermächtigten Kaſſe zu übergeben iſt. Die Kaſſe iſt 
nur auf Grund einer von der ihr vorgejegten zuftändigen Stelle erlajjenen Anordnung 
ermächtigt, den Gehalt des Beamten ganz oder zum Teil im Girowege auf das Bantl: 
fonto zu übertragen und hat demnädjt nad Eingang der Gehaltäquittung biernad 
zu verfahren. 

Falls der an der Einrichtung beteiligte Beamte den Auszahlungsmodus wechſelt, 
das Bankkonto auflöjt oder die zu überweijende Summe verändert, jo bat er dies der 
mit der Auszahlung des Gehalts beauftragten Kaſſe jpätefiens am 15. des dem Quartals 
erjten vorangehenden Monats jchriftlich mitzuteilen. 

) Vgl. Thorwart, Die Technik des Hamburger Ueberweiſungsverkehrs. Bericht 
im — der Handelskammer zu Frankfurt a. M. erſtattet im Juni 1907. ©. 18. 

2) Vgl. auch Log a. a. ©. ©. 308. 
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Giroverfehr die Gefahren des Diebitahls, Transportes und Verzählens vermindert 
werden, daß fie durch das Kontohalten ev. einen Kleinen Zinsgewinn erzielen 
und an größere Pünktlichkeit, Ordnung und Sparjamfeit gewöhnt werden. 

Anbererjeits muß ihnen aber auch die Möglichkeit gegeben werden, ihr Geld 
fiher und doch zinsbringend anlegen zu können. Es ift eine keineswegs un— 
wichtige Aufgabe der Tyinanzminifterien ꝛc. dieſe Angelegenheit für die Bes 
teiligten in zufriedenftellender Weife zu ordnen.‘) Uebrigens wurden bereit3 von 
Bankinftituten Anregungen gegeben, die Beachtung verdienen. Eo unterbreitete 
die Bank der Oftpreußiihen Landſchaft in Königsberg Ende vorigen Jahres in 
einem Rundjchreiben verichiedenen Provinzialbehörden ſowie der Stadtgemeinde 
Königsberg einen Vorſchlag, in dem fie fich verpflichtete, auf Gehaltskonten 3 °/, 
bei täglicher Abhebbarfeit auf Schedfonto zu gewähren.) Das Inftitut er: 
flärte fi) auch bereit, regelmäßig wiederkehrende Zahlungen, wie Mieten, 
Steuern und dergl. m. auf einmalige allgemeine Anweiſung bis zum erfolgten 
Widerruf zur beftimmten Beit zur Ausführung zu bringen. Nach der Mit: 
teilung des Jnftituts Haben faft jämtlihe angefragten Behörden diefem Vor: 
ichlage großes Entgegentommen bemwiejen und eine nicht unerhebliche Zahl von 
Militär, Reiche, Staats: und Provinzial-Beamten hat davon Gebraud ge: 
madt. Würde das Kontohalten der Beamten allgemein,’) jo könnten unge 
heuere Summen, die auf diefe Weife den Banken zugeführt werden, dem Er: 
werbäleben und jomit der deutichen Volkswirtſchaft dienftbar gemacht werben. 
Das Halten von Barbeftänden bei den öffentlichen Kaffen könnte mithin wejent: 
lich reduziert werden. Aber auch das Publitum würde mehr an den Sched: 
und Giroverfehr gewöhnt werden, da dann die Beamten ihre größeren 
Rechnungen wohl nur mehr mittels Scedd oder im Wege ber Bankfüber: 
weiſung begleichen würden. Gar mancher Lieferant des Beamten, dem heute 
nod) da8 Halten eines Bankkontos unbekannt ift, wie der Bäder, Fleiſcher, 
Schneider ujw., würbe jo ebenfalls genötigt werden, ſich ein Konto zu halten; 
er würde dann wiederum jeinen Lieferanten in ähnlicher Weife (jei e8 mittels 
Scheds oder im Wege ber Giroübermweifung) bezahlen; dadurch würde aber 
auch das bei und noch überwiegende häßliche Borgiyiten *) entſchieden eingebämmt 
werden. Bielleicht könnten unſere Poftanftalten nad) Einführung des geplanten 
Poſtſcheck- und Giroverfehr3?) mit der Führung der Beamtentonten be: 
traut werden.‘) 


) Bol. übrigens aud Ludwig Delbrüda. a. O. 

) Bei Vereinbarung längerer Kündigungsfriften würde das Jnititut jogar noch 
einen entiprehend höheren Zinsſatz bewilligen. 

») Huch Benfionsempfänger ıc. fommen in Betradt. 

*) Interefiante Aufihlüfie hierüber gibt für NRheinland-Weitjalen die Abhandlung 
von Dermann, Barzahlung und Kreditverkehr in Handel und Gewerbe. Stuttgart 
und Berlin 1906. 

) Welche große Bedeutung der Poſtſcheck für behördliche Zwede überhaupt erlangen 
fann, jehen wir bejonder8 in Dejterreih. Vgl. vor allem ganz neuerdings die diesber 
züglihen Ausführungen bei Manfred Kirihberg, Der Poftihed. Leipzig (Tübingen) 
1906, bei. ©. 48 ff. Nach einer und joeben von ber Direktion des Ef. f. Boftiparfajien« 
amts in Wien zugegangenen Mitteilung bat die Benüpung des Vofticheds dur die 
ftaatlihen Kaſſen und Aemter in Defterreih in der allerneueiten Zeit noch eine wejent- 
liche Erweiterung infofern erfahren, als einerjeit8 durch die Verordnung vom 25. Oftober 
1906 (abgedrudt im Defterr. Reichdgeiehblatt von 1906 Nr. 226), „betreffend die Ver— 
wendung von Poſtſpartaſſen-Erlagſcheinen zu Zahlungen an ftaatlihe Berzeptionsämter“, 
der Einzahlungsverkehr auf eine breitere Baſis geitellt und andererjeit3 durch die Ver— 
ordnung dom 10. Dezember 1906 (vgl. RGBl. von 1906 Nr. 245), „betreffend den Vollzug 
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b) Die bargeldloje Zahlung ber Behörden aneinander. 


Was ſodann die Zahlungsleiftungen der öffentlichen Kaffen aneinander 
betrifft, jo können wir £onitatieren, daß die Zahlungen, welche die niederen an 
die übergeordneten Kaſſen und umgefehrt, jowohl innerhalb eines Reſſorts als 
aud an die Kaffe eines anderen Refforts zu leilten haben, heute ſchon über: 
wiegend im Wege der Giroüberweilung erfolgen. Auch bei Zahlungen an ver: 
ichiedenartige öffentliche Behörden bedient man ſich bereit vorzugsweiſe der Leber: 
weilung und des Schecks und zwar nicht nur nad auswärts, jondern aud am 
Plage. Es verdient bier hervorgehoben zu werden, daß ſich gerade der Pla$- 
giroverfehr für behördliche Zwecke beſonders eignet. Denn die in frage 
fommenden Summen find nicht nur außerordentlidy beträchtlich, die Kommunen 
— und in noch höherem Maße der Staat — find lange nicht in dem 
Grade auf die fofortige Ausnüßung und Anlage aller verfügbaren Beſtände 
angewiejen, wie die privaten Ermwerbäunternehmungen. Mit anderen Worten, 
fie können außer ihrem Mindeitguthaben auch noch andere Summen, die fe 
für Webermweifungszwede benötigen, bei der Bank einige Zeit unverzinslich liegen 
lafjen. Dies erleichtert aber die Girozahlung am Plage und reduziert hier die 
bei den Privaten auc im Giroverfehr mitunter nötig werdenden Barein= oder 
Auszahlungen auf ein Minimum. Zudem haben die ftaatlihen Kafien ar 
mwöhnlih ihr Konto bei ein und berielben Bank, ebenjo die Kommunen ı.; 
legtere haben jedoch nicht immer biejelbe Bankverbindung wie der Staat, in 
dem fie gelegen find (eine Ausnahme bilden jedoch 3.8. die bayer. Kommunen), 
weshalb hier die Schedzahlung unter Umftänden notwendig werden Tann. 


Die bargeldlojen Zahlungen der Behörden an einander find, troß dei 
beträchtlichen Fortſchrittes,) der hier bejonders jeit einigen Jahren zu verzeichnen 
ift, immer nod) fteigerungsjähig. U. €. fünnte eine Steigerung dadurch herbei: 
geführt werden, daß verichiedenen öffentlichen Kaffen mit größerem Zahlung: 
verfehr ein eigenes Bankkonto eröffnet wird. 2) Welde ftaatlihen und fommu: 
nalen Kaſſen x. in Deutſchland dabei noch in Betracht kommen könnten, 
fönnen wir natürlich nicht näher angeben. Zroßdem möchten wir das Augen: 
merf der Finanzminiſterien der Einzeljtaaten, jowie der Vorjtände der Kommunal: 
kaſſen 2c. auf dieſe wichtige Frage lenken. 


c) Die bargeldloſe Zahlung an Private. 


Außer in den bisher genannten Fällen haben die öffentlichen Kaſſen aut 
eine Menge von Zahlungen an Private zu leiten. Die Zwede, für melde 





von Auszahlungen für Rechnung der niederöfterreihiihen Finanzbehörden durch Yı 
Boitiparkafe”, jowie die Verordnung vom 10. Juli 1907 (vgl. RGBI. von 1907 Wr. 11. 
„betreffend die Auszahlung vun Ruhe- und Berjorgungsgenüflen durch Gutichrift auf dei 
Scedtonto des Bezugsberechtigten beim Poſtſparkaſſenamt“ der Auszahlungsverkehr an 
gedehnt worden ift.' 

6) (Zu S.793.) Im Defterreih wäre immerhin die Zahl der Beamten, die jih met 
ein Konto bei der Poitiparfafje eröffnen laſſen könnten, außerordentlich fteigerungsfähi: 
a, a“ ftatiftiihen Angaben im Rechenſchaftsbericht des tt t. Boitiparlafienamts für 1®r 
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) "Ausgenommen find bier die meiften mitteldeutichen Staaten. 

?) Dadurch würde ſich auch die Frage, ob ein jchleunigeres Abliefern der Kafle- 
beftände einzelner Aemter an Banken für Rechnung der Zentraltafie möglich i#, fr 
manche Kaſſe von jelbit erledigen. 
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dieſe erfolgen, find recht vielgeftaltig.. Wie aus den eingegangenen Antworten 
hervorgeht, ift hier die bargeldlofe Zahlun noch lange nicht ſo fortgeſchritten 
als zu wünjchen wäre. Zunächſt ſteht der Ausdehnung der bargeldloſen Zahlung 
an Private Art. 92 EG. 3. BEB. im Wege. Danad) brauchen die öffentlichen 
Kaſſen Gelder, die fie jchuldig find, dem Gläubiger nicht zuzufenden, jondern 
fönnen deren Abholung verlangen. Wir wollen bier nicht näher auf die Trage 
eingehen, ob die Kaflenführung eine geordnetere wird,!) wenn die Privaten ihr 
Geld an der öffentlichen Kaffe jelbft abholen müſſen. Dagegen bürfte dieje 
Beitimmung bejonders für Geihäftsleute zc. da, wo nod von ihr vollitändig 
Gebrauch gemadt wird, als eine recht drücdende Laft empfunden werden. Es 
it Har, daß die meilten deutichen Staaten und Kommunen ꝛc. von der ihnen 
nad Art. 92 zuftehenden Befugnis Gebrauch maden. 2) So leiftet die Mehrzahl 
ber mitteldeutichen Staaten, jowie eine Reihe von Städten wie Hannover, 
Mannheim, Oldenburg, teilmeife auch Darmitadt ujw. Zahlungen überwiegend 
nur direkt an ihren Kaſſen. Erfreulicherweije nüßen verjchiedene andere 
Staaten das ihnen zuftehende Recht feineswegs in allen Fällen aus. Und es 
dürfte einleuchten, daß für diejenigen Staaten und Kommunen, weldye der bar: 
geldlojen Zahlung, bejonders der Banfüberweifung immer mehr Eingang ver: 
Ihaffen wollen, die aus dem Art. 92 rejultierenden Befugniſſe an Bedeutung 
verlieren. So wird bei Zahlungen an Private jeitens einiger größerer Staaten 
(wie Preußen, Bayern, Sachſen) und einiger bedeutender Städte (wie Dortmund, 
Frankfurt a. M., Halle a. S., neuerdingd auch Berlin, Gotha ujw.) vornehmlich 
bei größeren Zahlungen an Empfangsberedtigte, die ein Bankkonto befigen, 
grundjäglid mittel3 Schecks oder im Wege der Ueberweiſung gezahlt. Beſonders 
weit fortgeſchritten find in dieſer Hinficht auch die Hanſaſtädte (vor allem 
Hamburg), die ſich, nad) ihren Angaben,”) bei jeder fi) bietenden Gelegenheit 
der bargeldlofen Zahlung bedienen. Sodann gibt e8 eine weitere Anzahl von 
Städten, die allerdings aud) im Wege der Banfüberweilung oder mitteld Schecks 
zahlen, jedod nur dann, wenn dies vom Empfangsberechtigten ausdrüdlich ver: 
langt wird, wie Elberfeld, Köln, Königsberg, München, Würzburg, ſowie viele 
andere Kommunen. Dieſes Entgegentommen geht zu weit gegenüber Empfangs⸗ 
berechtigten, die ein Bankkonto beſitzen. In den genannten, ſowie in einer 
Reihe von anderen Städten“) erfolgt die bargeldloſe Zahlung an Private häufig 
indes nur dann, wenn e8 ſich um größere Beträge handelt. Bei Fleineren 
Summen wird noch vielfah Barzahlung geleiftet, was injofern begreiflich ift, 
als diefe Kommunen eben noch mit viel zu großen Barbejtänden arbeiten. 
Indeſſen waren ſich doch verfchiedene von ihnen der eigentlihen Bedeutung des 
Sched3 bisher nod nicht recht bewußt. Denn der Sched eignet ſich ganz be= 
ſonders für mittlere und Kleinere Zahlungen. So anerfennenswert übrigens bie 
Abſicht dieſer fortichrittlicheren Behörden auch ift, fi) bei Zahlungen an die 
Empfangsberechtigten möglichft des Schecks oder der Giroüberweiſung zu bes 





) Wie in den Motiven zum BGB. zur Reditfertigung des eg en Urt. 92 ange- 
führt wird. Näheres bei Pland, BGB. nebit Einführungsgei. 3. Aufl. Berlin 1905. Bd. 6 
©. 207 


2) Dal. dazu die bezüglihen Stellen in den einzelnen Landesprivatrechten; bejonders 
in den Ergänzungsbänden zu Dernburgs großem Werk über dad BGB 
9) Die Angaben über Ban verdanfen wir der Norddeutſchen Bant in Hamburg. 
Bgl. au Thorwart a.a.D. ©. 18 
) Wie in Augsburg, Mannheim zc. 
51* 
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dienen,') jo konnte fie doch nur in ben jeltenften Fällen ausgeführt werden, da 
eben die Mehrzahl der Empfangsberechtigten bisher fein Bankkonto hatte und 
diejenigen, welche doc ein ſolches bejaßen, nur in den jelteniten Fällen ihe 
Bankverbindung auf ihren Briefen oder Rechnungen angaben, was jedoch für 
die zahlende Behörde jehr wichtig und angenehm wäre. Hierauf kann nidt 
oft genug hingewiejen werden. Wenn fi) auch in der allerneueiten Zeit die 
BVerhältniffe in Bezug auf die Pflege der bargeldlojen Zahlung jeitens unient 
Publikums vielleiht etwas gebeilert haben dürften, jo muß body jeitens der 
Behörden in erjter Linie mit gutem Beijpiele vorangegangen und aufklären 


auf das Publikum eingewirft werden. In welcher Weiſe das gejchehen könnt, 
werden wir noch jehen. 


2. Die Behörden als Empfangsberechtigte. 


Wir haben jet im zweiten Zeil unjerer Ausführungen etwas näher au 
die Frage einzugehen, ob und in welchem Umfange die öffentlichen Kahen ul 
Empfangsberechtigte 3. Zt. die bargeldloje Zahlung zulaſſen. Zunädit fin 
auch bier wieder die Eingänge aus anderen öffentlichen Kaſſen in Betraht y 
ziehen, welche Trage wir indes bereits erörterten. {Ferner gehören hierher de 
Beiträge, Gebühren, Einnahmen aus Erwerbsunternehmungen ſowie die us 
Anleiheemijfionen zufliegenden Gelder. Am wichtigſten, weil die im Belradt 
fommenden Summen am bedeutenditen find, find jedoch die für Steuern un 
Zölle eingehenden Gelber. 


a) Die bargeldloje Zahlung bei der Zahlung von direkte 
Steuern. 


Was zunächſt die direften Steuern anlangt, jo ift es jelbitverftäniiz 
für uns nicht ohne Bedeutung, ob Staat oder Kommunen die Steuern gemeimen 
erheben. Denn e8 gibt Staaten, die der bargeldlojen Zahlung größeres Jr 
terefje entgegenbringen als die in bdenjelben gelegenen Kommunen und um 
tehrt.) Sind aber die Kommunen mit der gemeinfamen Erhebung der Steuer 
betraut, wie in Preußen und Sadjien, jo kann man wiederum finden, I 
nicht alle Kommunen besjelben Landes der bargeldlojen Zahlung das gles 
Intereſſe entgegenbringen, während ein Staat, jobald er einmal die bargeldix 
Zahlung kultiviert, dies in weit umfangreiherem Make tun kann als m 








ı) Die Kgl. Bayer. Bank Hat jogar eine bejondere Art von Scheds „rote Sa 
mit braunem Rande“ (auch rotbraune Schedd genannt) eingeführt, welche den baneriide 
Behörden Zahlungen an Empfangsberechtigte, welche bei anderen Banten als vı & 
Bayer. Bank ein Konto haben, ermöglihen, obne mit ihnen direft in Berührm: ? 
treten, 3. B. bei Zahlungen einer Militärkafje an einen Lieferanten, der ein Reicte 
girofonto (dagegen fein Konto bei der Kgl. Bayer. Bank) beſitzt, oder bei Jahlumm 
eines Rentamts ıc. an eine beliebige Berjon, die beiſpielsweiſe nur ein Konto bei der Fam 
Hypotheken- und Wecjelbant hat ujw. Näheres über dieje Sched3 findet jih in m 
————— Der gegenwärtige Stand und die Zukunft des Scheckverkehrs in Deus 
a.a.D. S.33 ff. Anm. 2. . 

2) In Dejterreich bringen 3. B. die ftaatlihen Kaſſen dem Boftiched weit gi" 
Beritändnis entgegen ald die Kaſſen der öffentlichen Körper und Selbitverwaltungii 
(Kommunen). Nach dem Rechenſchaftsbericht des f. k. Poſtſparkaſſenamtes für dat @ 
1906 (S. 32) betrug die Zahl derjenigen Gemeinden (und fonjtigen Selbitvermalu 
förper), welhe dem Poſtſchedverkehr beitraten, im genannten Jahre nur 642. Bi 
Kirihberga aD. S. 48. 
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Kommune Für Bayern, wo der Staat auch für einige Städte zc. verjchiedene 
Steuern erhebt, gewährt der Erlaß des Finanzminifters vom 18. September 1905 
ben Zahlungspflichtigen ziemlich weitgehendes Entgegentommen.!) Für Württemberg 
fonımt neuerdings die Verfügung des Tyinanzminifterd vom 25. Januar 1904 
in Betracht, nad) welchem die Kameralämter, ſowie das Hauptiteueramt Stuttgart 
entweder an den Giroverfehr der Reichsbank oder der Württembergiichen Noten: 
banf oder an beide angejhloffen mwurden.”) Wenn von der Erleichterung, die 
beionder8 der bayeriiche Erlaß gewährt, bis vor kurzem viel zu wenig Gebraud) 
gemacht murde, jo lag die Urſache einerjeit3 in der — mangelhaften 
Kenntnis von der Bedeutung und dem Nutzen der bargeldloſen Zahlung ſeitens 
des bayeriichen Publiftums überhaupt, anderſeits darin, daß der Erlaß bisher 
viel zu wenig bekannt war.”) Weitaus mehr wird feitens der Steuerpflichtigen 
von der bargeldlojen Zahlung in Hamburg und in Frankfurt a. M. Gebrauch 
gemadt. In Hamburg bezahlen nad) Angabe der Norbdeutichen Bank fait 
ausnahmslos alle Konteninhaber ihre Steuern und Abgaben durch Abjchreibung.*) 
Dieje Zahlungen find ſehr beträchtlich, weshalb für diefe Zmede bejondere 
Uebermeifungszettel auf die Reichsbank, welche das Konto des Hamburgiichen 
Staates führt, eingeführt wurden. In Frankfurt a M. wird bei der Ein- 
zahlung der Steuern von den Steuerpflichtigen reger Gebrauch ſowohl von der 
Hingabe von Schecks mie von ber Bankgutichrit gemacht. Zahlreiche Steuer: 
pflichtige erteilen den Banken, bei denen fie ihr Konto haben, Jahresauftrag 
zur Zahlung ihrer Steuern dergeftalt, daß ohne Mitwirkung der Steuerpflichtigen 
die Steuern in vierteljährlichen Raten zwiſchen den Banken und ben Steuer: 
zahlern teil durch Gutjchrift, teild durch Giroüberweiſung beglichen werden.°) 
In Dortmund zahlt ebenfalls ein großer Teil der Aktiengefellichaften, Brauereien 
uſw., jowie größere firmen die Steuern und jonftigen Gefälle durch Giro: 
überweifung.) Auch in Elberfeld, Kiel, Königsberg und anderen Städten 
laſſen die Pflichtigen ihre Steuern ꝛc. vielfach durch die Bank übermeijen.’) 





) Abgedrudt im FFinanzminijterialblatt für da8 Königreih Bayern vom 25. Sept. 
1905 ©. 3023. Darnach fünnen Zahlungspflichtige, welche bei der Kgl. Bantanftalt ihres 
Wohnſitzes ein Konto bejigen, Staatsgefälle jeder Art und jeden Betrages bis zur Höhe 
ihres Guthabend im Wege der lleberweiiung auf das Konto ded Rentamtes dem lepteren 
zuführen. Bahlungspflichtige, weile mit der Kgl. Bankanftalt ihres Wohnſitzes nicht im 
Kontoforrentvertehr ſtehen, fünnen ihre Schuldigfeiten auf das Konto des Rentamts bei 
der Kal. Bank einzahlen, jedoch nur wenn es fih um größere Beträge handelt. Zahlungs 
pflichtige, weldhe Steuern ꝛe. im Girowege zu begleihen wünſchen, haben biervon das 
betr. Rentamt zu veritändigen, welches ihnen jodann alljährlih vor Beginn der Eins 
zahlung ihre Jahresichuldigfeit an Steuern, Kreisumlagen, Bodenzinien, etwaigen Ger 
meinde- und Kirhenumlagen 2c. fchriftlich mitteilen wird. Selbitverftändlic haben die Kgl. 
Bantanftalten die Verpflihtung, alle geihäftlihen Vorgänge im Berfehre mit ihren Kunden 
jedermann gegenüber geheim zu halten uſw. 

Dal. den Staatdanzeiger für Württemberg Nr. 22 vom 28. Januar 1904. Dieje 
Maßregel bedeutet eine weitere Erleichterung des Zahlungsverkehrs der genannten Rajien 
fomwohl mit anderen Staatäfafjen als namentlih mit dem Publikum Letzteres kann 
demnach künftig den Giroverfehr der Reichsbank und der Württembergiihen Notenbant 

egenüber den an dielen angeichlofienen SKameralämtern und dem SHauptiteueramte 

Stuttgart bei allen an diefe zu leiltenden Zahlungen ohne Ausnahme benüpen. 

) Bgl. dazu den Aufſatz: Scheck- und Giroverfehr in Bayern in Nr. 340 der 
Münchener Neueiten Nachrichten vom 23. Yuli 1907, 

*) Bgl. auh Thorwart a. a. O. 

) Mitteilungen des Frankfurter Rechneiamtes. 

) Mitteilung des Magiſtrats der Stadt Dortmund. 

) Bei Einführung des Poftiched- und Giroverkehrs in Deutihland könnten auch 
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Auf Grund unjeres vorliegenden Materials können wir fonftatieren, daB dem 
Steuerpflichtigen jeitend der Behörden im allgemeinen feine Schwierigfeiten 
in den Weg gelegt werden, wenn er ſich der bargeldlojen Zahlung bedienen 
will, ausgenommen bei einigen mitteldeutihen Staaten, wo der Pflichtige jeine 
Steuern noch direft bei der betr. Hebeitelle in bar einzahlen muß. Wenn 
troßdem im allgemeinen die Fälle überwiegen, in denen der “Pflichtige 
feine Steuern nod in bar und zwar direkt bei ber betr. Hebeitelle einzahlt 
oder durch einen Beauftragten einzahlen läßt, jo fann man hieraus den Be: 
börden feinen Vorwurf machen. Es wäre aber eine überaus wichtige Aufgabe 
ber Behörden, das Publifum bei jeder ſich bietenden Gelegenheit auf die Vor— 
teile der bargeldlojen Zahlung Hinzumeijen. Dies geſchieht zwar, wie des öjtern 
erwähnt wurde, neuerdings immer mehr; doc jcheinen uns die bisher ge 
troffenen diesbezüglihen Maßnahmen feineswegs ausreichend zu fein. U. €. 
hätten fi) die Behörden der Mitarbeit der Preſſe (aller Schattierungen) zu 
verfichern ) und mehrere Jahre hindurch, bis die bargeldloje Zahlung dem 
deutjchen Volke ganz in Fleiſch und Blut übergegangen ift, dajelbit hinweiſen 
zu laſſen, daß die Steuern x. (in allen angängigen Fällen) im Wege der 
bargeldlojen Zahlung beglichen werden können. Vielfach erfolgt heute die 
Annahme von Scheds ſeitens mander Behörde nicht infolge der Vorſchrift der 
Oberbehörde, jondern nur freiwillig, jo jeitens verjchiedener bayeriſcher Rentämter. 
Es liegt daher die Vermutung nahe, daß derartige Behörden, falls die Zahl 
der eingereichten Scheds in beträcdytlicher Zunahme begriffen jein wird, die den 
Steuerzahlern gewährte Erleihterung wieder aufheben. Dies würde aber gerade 
die im gegenwärtigen Augenblid in ganz Deutſchland einjegende und aufs leb— 
hafteſte zu begrüßende Scheckpropaganda ziemlich wertlos machen. Das dar! 
nicht fein. Im Gegenteil müfjen die Behörden hier mit gutem Beijpiele voran: 
gehen, jelbit wenn ihnen im Anfang aud) eine größere Mehrarbeit erwächſt.“) Sie 
die Steuerzahlungen zc. mittel® Pojtihed entrichtet werden. In Oeſterreich geichieht dies 
beſonders neuerdings, wie bereit erwähnt, in umfangreihem Maße. Vgl. auch Kirſch— 
berga.a. O. ©. 49. 

!) Dies iſt ja leicht möglich, da unjer Thema mit der Politik wohl nichts zu tun bat. 

2; Erfolgt die Zahlung der Steuer mitteld Schecks, jo kann der Steuerbeamte zu: 
nädhft nur Quittung für den empfangenen Sched erteilen. Erjt wenn der Sched in 
Ordnung gebt, fann definitive Quittung erteilt werden. In welcher BWeije die Regulie 
rung der Steuerzahlungen fi mittel® Sched® vollzieht, wird vom Rat der Stadt Chemnip 
folgendermaßen geſchildert: „Wer von der Einrihtung des Scheckverlehrs Gebrauch machen 
will, hat einen auf den fraglihen Steuerbetrag lautenden Sched (Anweijung, Quittung) 
mit dem Öteuerzettel an das Steueramt einzureichen. Hier wird der Sched in ein be 
ſonderes dazu eingerichtete Einnahmebuc eingetragen und über den Empjang von Sched 
und Zettel Interimdquittung erteilt. Damit eine mißbräuchliche Verwendung des Schecks 
ausgeichlofien ift, wird derjelbe al&bald nach Eingang mit einem roten Stempelaufdrud: 
„Nur zur Verrechnung“ verſehen. — Täglih nad Kaſſenſchluß werden die eingegangenen 
Schecks mittels Lieferſcheins der biefigen Stadtbant zur Einziehung überiandt. Am 
nädjiten Tage teilt die Stadtbanf dem Steueramte mit, ob die — Schecks ꝛc. 
eingelöſt und die Beträge dafür dem Steueramte gutgeſchrieben worden ſind. Nach Ein— 
ang der Mitteilung über Gutſchrift wird der betr. Eintrag im Scheck-Einnahmebuch ent— 
prehend ergänzt und die Zahlung gilt als bewirkt. Nun erjt wird der bezahlte Betrag 
im Steuerlatafter ald „bezahlt“. gelötcht und der Steuerzettel mit Quittung verjehen dem 
Steuerpflihtigen unter Verſchluß zugeiandt. Rückforderung der Interimdquittung erfolgt 
nidt. — Die Zahlung mitteld Schecks ꝛc. ift jedoch nur innerhalb von drei Wochen jeit 
Fälligkeit des Steuerbetrags zuläſſig, um Differenzen infolge entitandener Mahntoften ꝛc. 
zu vermeiden.” Gewiß pe wir aus dieſen Ausführungen, daß mit der Schedzjablung 
für die Behörden mande Scattenfeiten verfnüpft find, wie langjamere Abfertigung des 
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müflen fi vor Augen halten, daß die bargeldloje Zahlung von immenjer Be: 
deutung für die deutiche Volkswirtſchaft, (insbejondere infolge von Eriparung an 
Untlaufsmitteln), wie überhaupt für unjer geſamtes Volkswohl ift. Die oberften 
Inſtanzen hätten daher die ſtrikte Anweiſung zu erteilen, daß an den behördlichen 
Scaltern in allen angängigen Fällen Schecks x. in jedem Betrage auf 
Banken und beifere Bantieröfirmen angenommen werden müßten.!) Wir glauben, 
daß eine leichtverftändliche, Elare und furze Erläuterung der Vorteile der bar: 
geldlojen Zahlung im Verkehr mit den Behörden, welche den Pflichtigen bei 
ihren Steuerzahlungen an den behördlichen Schaltern in Geftalt eines Zirkulars zc.?) 
ausgehändigt oder mit dem Steuerzettel in ihre Wohnung zugeſchickt würde, hier 
nüßliche Dienfte zu leiften imjtande wäre. Denn eine bloße Bekanntmachung, die 
in den öffentlichen Kaffenlofalen angejchlagen wird, dürfte wohl faum genügen, da 
fie wohl nur in den jeltenften Fällen gelefen wird. In Hamburg wird das 
Publikum in der Weije aufgeklärt, daß der Steuerzettel die Mitteilung trägt, 
der ſchuldige Betrag könne durch Giroüberweilung an die dortige Reichsbankhaupt— 
ftelle zugunsten des Einfommenfteuerfontos (oder des entjprechenden anderen Steuer: 
fontos, Grundſteuer, Kirchenfteuer ufw.) der Finanzdeputation beglichen werden.*) 
Wir jehen, daß die Aufklärung des Publiftums feitens der Behörden über die 
Vorzüge der bargeldlojen Zahlung in der mannigfaltigften Weile erfolgen kann. 
Pflicht der Behörden ift e8, die neue Bewegung mit allen Mitteln zu unter 
ftügen und die Kaſſabeamten zc. zu inftruieren, daß fie das Publitum bei jeder 
ſich bietenden Gelegenheit auf die Vorzüge des Kontohaltens bei einer Bank 
aufmerfjam zu maden haben. Denn wenn auch neuerdings jeitens unſerer 
Banken und Bankiers, der Preffe und jonftiger wirtſchaftlicher Vereinigungen 
jehr viel zur Aufklärung der breiten Mafjen über die Vorzüge der bargeldlojen 
Zahlung beigetragen wird (duch Birkulare, Merkbüchlein, Aufläße und Vor— 
träge), jo hat doch eine diesbezügliche ergänzende Tätigkeit der Behörden nod) 
hinzuzutreten. Der Erfolg wird dann ficher aud für die Behörden im Laufe 
der Zeit nicht ausbleiben.‘) Zudem würden die Behörden dadurch auch dem 
projeftierten Poftichet auf diefe Weile die Wege ebnen fönnen. 


Publitums infolge des umftändliheren Buchungsverfabrend, Prüfung des Schedd, Er— 
teilung von Interimsquittung ufw. Hier dürften fich indes manche Berbefjerungen und 
Bereinfahungen erzielen lajjen. Durch den Schedverfehr wie überhaupt durch die bar— 
geldloie Zahlung fann aber der Barverfehr weſentlich herabgemindert und die Sicherheit 
der Kajienbeftände derart erhöht werden, daß die Borzüge die Nachteile doch weitaus 
überwiegen, was auch vom Nat der Stadt Chemniß gerne zugegeben wird. Daß aud 
das Ausjchreiben eines behördlichen Sched3 bei Zahlungen ſeitens der Behörden größere 
Schreibarbeit veruriacht, jei hier nur furz erwähnt. Denn ein folder Scheck muh der 
Kontrolle halber von mindeitend 2—3 Beamten unterichrieben werden. 

!) Seitend mander Kommunen geichieht jet ſchon manches in dieſer Hinficht, 
3. B. in Düſſeldorf, Chemnig ujmw. 

) Als Muſter könnte 3. B. das fürzlih von der Kal. Seehandlung (Preußiſchen 
Staatsbanf) ausgegebene Yirkular dienen, welches die Vorzüge der bargeldlojen Zahlung 
in überaus gemeinverjtändliher Weije jchildert. Allerdings mühte das oben geforderte 
Zirkular etwas anders beihaffen jein und beſonders die Vorzüge der bargeldlojen Zahlung 
im Verkehr mit den ftaatlihen Kaſſen ſchildern. 

2) Thorwart a. a. D. ©, 18. 

) Bon jeiten einiger Behörden wurde uns mitgeteilt, man fünne den Steuerboten, 
welche die Gelder bei Verzug des Schuldners in jeiner Wohnung oder in jeinem Ger 
ichäftslofale abholen und in Schecks empfangen, eine formelle Prüfung der Sched3, die bes 
ſonders bei Erlaß des Schedgejeges unerläßlich wird, nicht zumuten. Diejen Einwand halten 
wir ®eineswegs für jtihhaltig. Uebrigens dürfte es für den Steuerboten feineswegs jo 
ſchwierig fein, die notwendigen formellen Erfordernifje des Schechs kennen zu lernen. 
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b) Die bargeldloje Zahlung bei der Zahlung von Zöllen und 
indireften Steuern. 


Wir haben uns jet zu fragen, in welcher Weile Zahlungen auf ill 
und indirekte Steuern bewerkitelligt werden. Wir können ganz allgemein jagen, 
daß in allen Fällen, in denen Steuer: oder Zollfredite gewährt werden, über: 
haupt in allen Fällen, in denen dem Staat oder der Kommune Garantien für 
den geitundeten Zoll: oder Steuerbetrag geleitet werben, die Möglichkeit gegeben 
ift, im Wege der Banfüberweilung zu zahlen. Da von der Vergünftigung bei 
Zoll: und Steuerfredits von jeiten der meilten größeren Firmen Gebraud ge 
macht wird und da dieje Firmen dafür gewöhnlich Sicherheiten (Wertpapiere x.) 
zu hinterlegen haben (mithin fapitalfräftig fein müſſen), jo jollte man meinen, 
daß die Ablöjung der fälligen Zolle und Steuerfredite ſtets im Wege der 
bargeldlojen Zahlung erfolgt. Dies ift jedoch keineswegs immer der Fall und 
erflärt ſich auch hier wieder einerjeit® aus dem mangelnden Verſtändnis der 
Pflichtigen, anderjeitS aus dem teilmeife noch zu geringen Entgegentommen der 
Behörden. Immerhin muß anerfannt werden, daß in joldhen {Fällen von 
verichiedenen Behörden auch Sched3 angenommen werden. Da aber die In: 
nahme nur unter Vorbehalt des richtigen Eingangs erfolgen kann?) und da die 
Prüfung der Ordnungsmäßigfeit ſolcher Scheds immerhin eine Zeit erjorden, 
jo dürfte einleuchten, daß die Einreihung von Schedd in derartigen Fällen 
immer etwas früher als am Tage der Steuerfälligkeit ac. vor fich geben mus, 
Wenn aljo die Behörden Scheds in der geichilderten Weile ohne Riſiko an: 
nehmen fönnen, jo jollte man doch meinen, daß fie die Annahme nicht von dx 
Qualität des Bezogenen, jondern von der Solvenz des Ausſtellers abhängig 
maden, auf den es doch in allererfter Linie antommt.?) In Preußen wirken 
jedoch in ſolchen Fällen nur Scheds auf die Preußiſche Eentral-Genoffenidait: 
Kaffe und die Kgl. Seehandlung, nachdem deren Ordnungsmäßigkeit feitgettelt 
wurde, in Zahlung genommen, Scheds auf die Reichsbank“) (jog. weiße Scheds, 
die zur Abhebung der Guthaben dienen) und auf andere Banken werden dagegen 
nicht angenommen. it e8 auch erflärlich, dat der Preupiiche Staat den Scheti 
auf die genannten beiden Staatsbanfen bei der Einlöjung gewiſſe Vergünft: 
gungen gewährt, um deren Depofitenverfehr*) ꝛc. zu heben, jo bleibt es dei 





) Die jofortige Annahme von Schecks an Zahlungsftatt wäre möglich, wenn mar 
bei uns die zertifizierten Sched3, welche bejonders in Amerifa im Gebraud; find, einführen 
würde. Bei dieſen Scheds beitätigt die das Konto des Ausftellers führende Bantankı 
die Ordnungsmäßigfeit des Sched3 und verbürgt damit den richtigen Eingang des Schet 
betragsd. Bgl. übrigens unjeren Aufiag: „Die Behandlung des zertifizierten Scheds ım 
fünftigen deutihen Scheckgeſetz“ im Bantardiv vom 1. Oktober 1907 S.9 fi, jomie w 
dajelbit verzeichnete Literatur. 

) Unter Vorbehalt des richtigen Eingangs kann eine Behörde mit Bankverbindır; 
Schedd auf alle Bantinftitute am Blake ſchon deshalb leicht annehmen, als ja die Ber 
das Inkaſſo (bzw. die Berrehnung in der Abrehnungsitelle) vornimmt. 

®) Dagegen ift in Preußen die Ueberweiſung im Girowege auf das Meichäber 
girofonto der einzelnen Amtsſtellen geitattet. Bgl. übrigens dazu die (jehr ausführlik 
allgem. Berfügung des Kgl. Preußiihen Finanz Deinifteriums, betr. den Eintritt v 
Kaſſen der Verwaltung der indireften Steuern in den Reichsbank-Giroberkehhr vom X. im. 
1897, abgedrudt im Gentral-Blatt der Abgaben-Gejepgebung und Verwaltung in den kc 
Preuß. Staaten vom 22. Mai 1897 ©. 179 ff. 

*) Laut Verfügung des Preußiſchen Finanzminiſters müflen nämlich Scheds « 
dieie beiden Banken durch alle mit Kaljeneinrichtung verjehenen Reichsbankſtellen, un? = 
dieje nicht beitehen, durd die Kgl. Regierungs- und Kreißlafien eingelöft und von 7 
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verwunderlid), warum die Annahme von Sched3 auf andere Banfen einfach ver: 
weigert wird. Diele engherzige Beftimmung jollte daher möglichft bald bejeitigt 
mwerden.‘) In einem alle ift jedoch heute die Sched: und Girozahlung nicht 
möglich, das ilt dann, wenn es ſich um die Zahlung nicht freditierter Zölle 
handelt. Dan kann ein großer freund der bargeldlojen Zahlung jein und 
wird fich doch nicht verhehlen dürfen, daß in dem angegebenen Falle die Bar: 
zahlung der bargeldlojen Zahlung — mwenigftens zunächſt noch — vorzuziehen 
jein dürfte. Denn der Zollpflichtige, der feinen Zollkredit genießt, erhält jeine 
Mare nur gegen jofortige Barzahlung ausgehändigt. Die Ware dient jomit 
bier der Zollbehörde für den zu zahlenden Zoll ala Sicherheit, die fie verliert, 
lobald fie die Ware aushändigt. Würde nun der Pflichtige mittel Sched zahlen, 
jo weiß die Behörde zunächſt noch nicht, ob der Scheckbetrag auch wirklich ein= 
geht oder nit. Um dies zu erfahren, müßte fi) 3. B. die Zollbehörde erft 
bei der bezogenen Bank ac. erfundigen, was immerhin einige Zeit beanſprucht. 
Da aber der Pflichtige gewöhnlich jeine Ware jofort benötigt, jo wäre das an— 
gegebene Verfahren für ihn viel zu zeitraubend. Zudem fennt er in der Regel 
nicht genau den jchuldigen Betrag, jo daß für ihn die Zahlung mittels Sched 
fo ziemlich zwecklos jein dürfte, zumal man nod in Betracht ziehen muß, daß 
der Kaufmann mohl nur jelten die verzollbare Ware jelbit abholt, vielmehr 
gewöhnlich einen jüngeren Augeitellten mit der Abholung betraut; diejem wird 
er aber wohl nicht jo ohne weiteres jein Scheckbuch zum Ausichreiben eines 
Schecks an Ort und Stelle oder einen unausgefüllten, nur mit Unterfchrift ver— 
fehenen Sched anvertrauen. Wollte ein ſolcher Pflichtiger den Zoll im Girowege 
begleihen, jo müßte er die Summe (die er ja zunächſt noch nicht kennt) vor 
Empfangnahme der Ware überweijen, was ebenfalls für ihn zu umftändlich wäre. 
Die Fälle, in denen vom Zoll: oder Steuerfredit fein Gebraud gemacht wird, 
jpielen indes feine jonderliche Rolle, da die überwiegende Mehrheit der Pflich— 
tigen, wie erwähnt, ganz bejonder8 wenn fie ein Bankkonto haben (aljo jchon 
etwas wohlhabender find), die Steuer: oder Zollkredite in Anſpruch nehmen. 
Bei deren Ablöjung könnte allerdings von der bargeldlojfen Zahlung noch in 
größerem Umfange als bisher Gebraudy gemacht und jeitens der Behörden in 
der von nnd angegebenen Weile aufflärend gemwirft werden. 


3. Die bargeldloje Zahlung bei einigen öffentlihen Anſtalten. 


1. Bei den Verkehrsanſtalten. 


Aehnlich wie in den bisher genannten Fällen liegen die Verhältniffe bei 
den meijten öffentlichen Anftalten in Bezug auf die Ausdehnung der bargeldlojen 
Zahlung, bejonders bei den Kaſſen ber Verkehrsanftalten. Die wichtigften Eilenbahn: 
und Poftkaffen find entweder an den Giroverfehr der Reichsbank oder einer 
anderen Bank angejchloffen. Eine beträchtliche Steigerung der bargeldlojen Um: 


Amtöftellen der Berwaltung auf Zölle und indirefte Steuern in Zahlung genommen 
werden. Auh Kommunen können von diejer Erleichterung 3. B. bei Zahlung von Staats 
fteuern und Renten Gebrauch machen. Dieje Anordnungen wurden in der allerneujten 
Beit jogar noch etwas erweitert. 

1) Bom 1. April 1908 an joll u. a. auch das Kaſſenweſen der Berwaltung ber 
indireften Steuern in Preußen vereinfacht werden. (Vgl. dazu den Leitartitel im Berliner 
Tageblatt: „Die Berwaltung der indireften Steuern‘ im Morgenblatte vom 21. Auguft 
1907.) Es ift zu hoffen, dab dann aud die obige Anregung Berüdfihtigung findet. 
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läge ift hier immer nocd möglich, beſonders jomweit die Zahlungen an Privat: 
und von Privaten in Betradyt kommen.) Auch hier wäre größeres Entgegen: 
fommen in manden Fällen recht zu wünjchen. Mit Einführung des Poftiched: 
und Giroverfehrs können daher bejonders bei den verjchiedenen Poſtverwaltungen 
noch beträchtliche Fortſchritte erzielt werden. 


2. Bei den öffentlichen Sparfajjen. 


Bei den öffentlihen Sparkaffen dagegen ift die bargeldlofe Zahlung im 
allgemeinen noch recht wenig entwidelt. Nur bei zwei Sparfaffen jpielt di 
bargeldloje Zahlung eine größere Rolle, d. i. bei der Lippiichen Landesipartaft 
und der Sparfafje in Bremen. Erftere ift die einzige öffentliche deutjche Spar: 
fafje, die Scheds auf ſich ausfchreiben läßt, Iektere die einzige, welche Mitglie 
einer Abrechnungsftelle it. Das Intereffe der Sparkaffe in Bremen für di 
bargeldloje Zahlung erjtredt fich indes nur ſoweit als die Anlage der Spar: 
gelder in Betracht fommt.?) Auch bei den übrigen deutichen Sparkaſſen komm 
es mitunter vor, daß fie bei der Ausleihung von Geldern gegen hypothekarich 
Sicherheiten x. Scheds auf ihre Bank in Zahlung geben oder den Betrag mı 
Girofonto überweilen. Dieje Fälle find aber keineswegs häufig, troßdem die 
meilten öffentlichen Sparkaffenein Bankkonto befigen, wojelbft fie einen Zeil ihrn 
überjhüjfigen Gelder bis zur endgültigen Verwendung anlegen. Außerdem befiter 
zahlreiche Sparkaſſen ein Girofonto bei der Reichsbank, welches jedoch nad) den 
uns gewordenen Mitteilungen lange nicht in dem Make in Anfpruch genomme: 
wird, ald zu wünſchen wäre. An den Scaltern ift ber Verkehr noch auker: 
ordentlich Ichwerfällig und ausſchließlich Barverfehr. In welcher Weile tamı 
bier Wandlung geihaffen werden? Dieje Frage heiicht um jo gründlichere & 
wägung, als der Zahlungsverkehr bei unjeren Sparkaſſen (Ein: und Auszahlunen) 
eine außerordentlich bedeutende Nolle ſpielt. Betrugen dody nach dem Stati- 
ſtiſchen Jahrbuch für das Deutjche Reich) vom Jahre 1907 (S. 232) die Spur: 
guthaben der Einleger für das Jahr 1904 11,9 Milliarden Mark, welch 
Summen inzwilhen wieder beträchtlich gejtiegen fein dürften. Man mwird um 
von unjeren Sparkaſſen im allgemeinen nicht erwarten können, daB fie de 
paſſiven Scedverfehr pflegen d. h. Schecks auf ſich ausftellen laffen, und ymer 
jolange nicht, als fie ſich meigern, Gelder gegen tägliche Kündbarkeit anzr- 
nehmen.?) Dagegen fünnten fie den aktiven Schedverfehr in ganz anderer 
Maße Eultivieren als bisher und zwar nicht nur injoweit die Anlage der Epe: 
gelder in Betracht fommt, jondern auch foweit es fih um deren Auszablux 
an den Kontoinhaber handelt. Denn die Fälle find keineswegs jelten, in der 
der Sparer einen großen Teil jeiner Einlagen zurüdzieht, um ihn jofort mie 
gegen höhere Verzinjung entweder direkt bei einer Bank anzulegen oder dieie 7” 
dem Ankauf von Effekten zc. zu betrauen. In diejen Fällen wandert gegenwärtig rx 
das Bargeld nußlos hin und ber. Aber aud) jonft wäre die Hingabe von Schr“ 





', Näheres hierüber findet fi in unjerer Schrift a.a.D. ©. 4M ff. 

2) Infolge der Anlage des Kapitals in Wechſeln und des Einziehen® der au: 
Wechſeln fällig werdenden Beträge, jowie durch das gelegentliche Anleihen von Geldheirir 
auf furze Zeit u. dgl. hat die Sparkaſſe in Bremen nad ihrer Mitteilung jait ti 
Geihäfte mit den dortigen Banken und Bankiers zu erledigen, deren Regulierum; * 
am rajcheiten in der Abrechnungsſtelle vollzieht. j 


) Denn die Borausjegung für einen richtigen Schedverfehr bildet die Mögie | 
der jederzeitigen Abhebbarfeit der Guthaben. 
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auf die Bank der Sparfaffe oder die Ueberweiſung der auszuzahlenden Spar: 
gelder auf das Bankkonto x. des Sparfunden jeitens unjerer Sparkaſſen leicht 
zu bewerfitelligen. Ebenſo könnten die Einzahlungen der Spargelder jeitens 
der Kunden häufig leicht per Scheck oder im Giromege erfolgen. Bis vor kurzem verhielt 
fi jedod das Publitum ganz beſonders auch bei den Sparfafjen ablehnend zur 
bargeldlojen Zahlung. Aber auch jeitens der Sparkaffenbeamten geihah in diejer 
Hinſicht bis jetzt außerordentlich wenig Tür die Aufklärung des Publikums. 
Gerade im gegenwärtigen Zeitpunkte, in dem fich ein völliger Umſchwung zu: 
gunften der bargeldlojen Zahlung in Deutjchland vollzieht, müßte feitens der 
Sparfafjenbeamten in ganz anderer Weile aufflärend auf das Sparpublikum 
eingewirft werden, ala dies zurzeit geſchieht. Denn es wäre außerordentlich 
wichtig, gerade unjer Sparpublifum, das vorwiegend aus mittleren und Eleineren 
Leuten befteht, für die bargeldloje Zahlung heranzuziehen. Auch hier wäre es 
vorteilhaft, fi der Mithilfe der Preffe zu verfichern') und Zirkulare auszugeben, 
auf denen die Vorzüge der bargeldlofen Zahlung im Verkehr mit der Spar: 
kaſſe anjchaulich geichildert werden. Ebenſo müßten die Sparfajlenvorftände ihre 
Beamten anweiſen, das Publitum bei jeder fich bietenden Gelegenheit aufzu: 
Hären und ihm die Vorteile der Aus: und Einzahlung der Spargelder in 
Scheds oder im Wege der Banküberweijung auseinanderzufegen. Der Erfolg 
wird ficher, wenn auch erjt nad) mehreren Jahren, eintreten und das Halten 
von Barmitteln direkt bei den Sparfafjen könnte ebenfalls allmählich beträchtlich 
reduziert werden. 


4. Sonftige Bemerkungen. 


Aus unjeren bisherigen Darlegungen dürfte unſchwer zu erjehen fein, in 
welcher Weife unjere Behörden den Umſchwung zugunften der bargeldlofen 
Zahlung in Deutichland bei unferem Publiftum zu fördern hätten. Aber auch 
jeitend der Banken, welche die behördlichen Konten führen, hat alles zu ge: 
ihehen, um ben Geldverfehr des Publitums mit den behördlichen Kaflen zu 
erleichtern. Dieje könnten auch von Nichtkunden Zahlungen für behördliche 
Zwecke — ganz kleine Beträge natürlich ausgenommen — in jeder beliebigen Höhe 
annehmen. So nimmt die Reichöbant zwar aud) von Nichtkunden Gelder in jeder 
Höhe an, jedody nur, wenn es fi) um Reichszwecke handelt. In Preußen und 
Baden müfjen die Einzahlungen von Nichtkunden mindeitens ME. 10000 be: 
tragen. Weitaus größeres Entgegenfommen zeigt nad) dieſer Seite hin die 
Sähfiihe Bank. Nach den Mitteilungen des Kal. Sächſiſchen Finanzminifteriums 
vermittelt dieje Zahlungen und Ueberweilungen zwiſchen Staatsfafjen und dritten 
Perjonen auf kürzeſtem Wege ohne bejondere Vergütung und zwar aud) injomeit, 
als Aufgeber und Empfänger bei ihr fein Girofonto unterhalten. Aber aud) 
ſonſt bieten die Sächfiihe Bank, die Kol. Bayer. Bank ꝛc. den Schuldnern 
der öffentlihen Kaſſen größere Erleichterungen im Zahlungsverkehr als die 
Reichsbank. So ftellt 3. B. die Reichsbank bei Ueberweiſungen, die der Schuldner 
für Rechnung einer Behörde (welche fein Girokonto befigt), auf das Konto der 


') Diefer Verſuch wurde neuerdings jeitend der Stadtgemeinde Münden gemadıt, 
welche wiederholt auf ihre Bankverbindungen und deren Benützungsmöglichkeit bei 
Bahlungen in der Münchener Preſſe hinwies. Ein eigentliher Erfolg dürfte indes nur 
ar —— ſein, wenn dieſer Hinweis immer wieder — nach verſchiedenen Zeiträumen — 
erfolgt. 
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diefer Behörde übergeordneten Kaffe, (die an den Reichbankgiroverfehr ange 
ſchloſſen ift) vornehmen läßt — abgejehen vom Eintrage im Girogegenbuche — 
in der Regel dem Ueberweijenden feine beiondere Beltätigung über bie für 
Rechnung einer Einzelfaffe bewirkte Uebermweijung aus. Die Sächſiſche Bant, 
die Kol. Bayer. Bank u. a. geben dagegen in derartigen Fällen in der Regel 
Empfangsbefenntniffe, die jodann vom Schuldner der Kaffe, an die er zu leiften 
bat, an Geldesftatt übergeben werben fünnen. Sodann jei hier noch bemerft, 
daß die öffentlihen Kaflen die Girveinrichtungen der Reichsbank zu Lohn:, 
Gehalts:, Penfions:, Militärunterftügungs: und ähnlichen Zahlungen bisher (in 
der Regel) nicht benußen durften. Wir jehen aljo, daß mande Banken den 
Behörden ebenjall3 noch verichiedene Erleichterungen im Zahlungsverkehr mit 
dem Publikum gewähren können. Jeder Tyortichritt diefer Ynftitute auf dieſem 
Gebiete iſt daher aufs Iebhaftefte zu begrüßen. 


Schluß. 


Faſſen wir die Ergebniſſe unſerer Betrachtungen noch einmal ganz kurz 
zuſammen, ſo können wir ſagen: Die bargeldloſe Zahlung hat bei den deutſchen 
Behörden erfreulicherweiſe in den letzten Jahren beträchtlich zugenommen. 
Jedoch iſt ſie immerhin noch weiterer weſentlicher Steigerung fähig, beſonders 
ſoweit der Zahlungsverkehr mit Privaten in Betracht kommt. m welcher 
Weiſe hier die Behörden u. E. zur Aufklärung des Publikums beizutragen 
haͤtten, ſuchten wir eingehender auseinanderzuſetzen. Dieſe Taätigkeit hätte er: 
gänzend zu den von privater Seite bisher unternommenen Verſuchen zur Hebung ber 
bargeldlojen Zahlung in Deutichland hinzuzutreten.) Allerdings find unjere Vor- 
ſchlaͤge nur ein Kleines Mittel in den Augen jener, welche womöglich die gejamte 
Kaſſenführung der Behörden den Banken übertragen wollen.?) Der Durd- 
führung diejes an fich recht berechtigten Wuniches dürften ſich indes zunächſt 
noch unüberwindliche Hinderniffe in den Weg ſtellen. Wollen wir uns daber 
einjtweilen mit dem Erreihbaren begnügen und uns vor Augen halten, daß 
jeder Yortichritt im behördlichen Kaffenweien uns der Verwirklichung dieſes 
Ideals immer näher bringt. 


i) Auch die Handeldfammern könnten in diefer Hinficht auf die Behörden einwirken. 
Befondere Anertennung und Nahahmung verdienen die die&beziiglihen Beitrebungen der 
Korporation des Welteiten der Kaufmannſchaft, jowie der Handeldfammer in Berlin und 
der Potsdamer Handeldfammer. Dieje haben, von der Anficht geleitet, dab die Gemeinde 
bebörden auf das mit ihnen in Zahlungsverkehr ſtehende Bublifum einen jtarten Einfluß 
dahin ausüben könnten, daß dasjelbe fi bei Zahlung von Steuern und Abgaben jomie 
bei Bezahlung von Lieferungen an den Weberweifungd: und Schedverfehr gewöhne, am 
20. und 29. Juni diefes Jahres Konferenzen mit den Gemeindebehörden von Groß— 
Berlin abgehalten, die den Zwed hatten, die geeignetiten Formen für den Zahlungsver— 
tehr zwiichen Gemeindebehörden und dem Publikum zu finden. (Bgl. dazu die neueite 
Dentichrift der Korporation des Welteiten der Kaufmannſchaft in Berlin: Schedvertebr 
und Schedgejeg S. 3). Reſultate lafien fich indeſſen zunächſt nod nicht mitteilen, da die 
Beratungen, wie uns die Welteiten auf unſere diesbezüglibe Anfrage in ihrer Antwort 
vom 27. September diejed Jahres mitteilten, noh im Gange find. 

*) Ueber andere wichtige Reformvorichläge betr. das Etats-, Kaſſen- und Rechnungs 
wejen vgl. bei. die Schrift von Hövermann a.a.D. und den Aufſatz von Lotz a. a. O. 
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Berichterjtatter : die Profefioren Dr. v. Eheberg und Dr. Dyroff. 


Kolonial- und Völkerrecht. 
— Dr. H. v., Deutſches Kolonialrecht. 
150 S. Leipzig (Göſchen) geb. —.80 | 


> durch jeine kolonialrechtlihen Arbeiten | 
ſchon vorteilhaft befannte Verfaſſer hat eine 


im guten Sinne populäre, ſelbſtändig-wiſſen- 


ihaftlihe und doch gemeinverjtändlide Dar— 
jtelung unſeres Kolonialrechts geliefert, die 
ald in hHandlihem Formate erihienen und 
einzeln zu geringem Preiſe käuflich ſich zu 
der heute bejonders erwünſchten Verbreitung 
in weiten reifen eignet. Ein Werkchen dieſer 
Art fehlte. 


Staatsreht. Verwaltung. Berwaltungsredt. 
Balns, Pasc., D. Barlamentarigmus u. j. Zu: 
kunft. 8°. 36 ©. Berlin (H. Walther) —.80 

Das Heil für uniern PBarlamentaridınus 
liegt nad dem Berfajler — und er fteht ja 
in dieſer jeiner Anfiht heute nicht allein — 
in einer gejunden — — zur In⸗ 
tereſſenvertretung d. h. zur Vertretung des 
nach ſozialen und wirtſchaftlichen Intereſſen 
egliederten Volkes“. Es ſollen alſo dieſe 
————— auch organiſatoriſch bei der Bildung 


des Parlaments hervorireten. Zur Vorbereitung | 
—— Mitglieder der Selbſt⸗ 
der Intereſſenkörperſchaften 


follen zunädjt 
verwaltung un 
zu der eriten Hammer planmäßig zugez ge 
und die  berufögenojienihaftlihen ers 
einigungen einheitlih und organijch ausge— 
baut jowie auf alle fozialen und wirtichaft- 
lihen Intereſſen erjtredt werden. 


Preuß, H., D. Entwidlung d. deutichen Städte: 
weiend. J. Bd. gr. 8°. 379 ©. Leipzig Y . 
Teubner) 


Eine tüchti ge in lebendigem Zone = 
baltene Entwicklungsgeſchichte des deutichen 
Städtewejend, die, ohne die eigene Arbeit 
vermifjen zu lafien, die Ergebnifie der For: 
jungen unferer Hiftorifer und Juriften aus— 
iebig nußbar und zufammenfafjend weiteren 
Streifen leichter zugänglich madt. Die mittel- 
ftaatlihen Berhältnifie hätten etwas weniger 
fummariih behandelt werden dürfen. 
fafier ift der Berliner Jurift Preuß, nicht 
der Hiftorifer gleihen Namens. Der zweite 
Band joll „die Entwidlung der ſtädtiſchen 


Kommunalverwaltung und Rommunalpolitit | 


auf dem wichtigften Gebieten ihrer Funktionen 


Vers 


darjtellen und die daraus ſich ergebenden 
Probleme für die weitere Entwidlung der 
ftädtiichen Organijation erörtern“. 


 Schoenborn, W., D. Oberauffihtöreht des 
Staated im mod. deutichen Strafr. 8°. 63 ©. 
Heidelberg (E. Winter) 


Dieje dantenswerte Studie aus der Jel- 
lin ekſchen Schule unterjucht die Frage, in— 
wiefern im modernen Staate noch das Ober: 
auflichtsreht eine Rolle ſpielt, jondert den 
Begriff der ftaatlihen Beauffihtigung von 
' verwandten Begriffen und fommt zu dem 
| Ergebniffe, das alte polizeiftantlihe Oberauf- 
‚ fihtsreht des Staates ald Recht nad Bes 

lieben alles zu beauffichtigen, fei mit dem Be— 
griffe des Rechtsſtaates nicht vereinbar, da— 
gegen ftehe dem modernen Staate nod 
begriffsnotwendig ein Recht der Oberauflicht 
im Sinne der Organaufficht zu, nämlid eine 
Beauffihtigung ded vom Verfaſſer weit ges 
‚ zogenen (3. B. auch auf die Kirche erjtredten) 
Kreiſes jeiner Organträger. Das Gebiet diefer 
Auffiht wird näher umgrenzt und e8 werden 
die Auffichtsmittel beſprochen. 


' Boffen, Dr. 2, D. oberverwaltungsgerictl. 
Schuß d. Indufirie u. d. Gewerbes jowie der 
eg ge 28: poliz. Ein= u. 
Uebergriffe. gr. 8°. Hannover (Hel- 
wing) 3.20 

Die Schrift will die Hauptrehtägrundiäße, 
die auf den oben bezeichneten Gebieten in 
der — vom Berfafjer mit Recht Hoch einge» 
ſchätzten — Nedtiprehung des preußiichen 

Oberverwaltungsgerichtes hervorgehoben ſind, 
unter beſonderer Würdigung der dem Schutz— 
gedanken günjtigen ſowie unter Kritik der ihm 
ungünftigen Ertenntnijje in Kürze beiprechen. 
Als Schutzobjekte find in Betracht gezogen: 

Perſönliche Freiheit, Wohnung, Eigentum, 
freie Meinungsäußerung, Vereind- und Ver— 

| jammlungdredt; dann konzeſſionierte gewerbs 
liche Anlagen, perjönliche Konzeifion, Theater: 

unternehbmungen 2c. Bon dilettantiichen Aus— 
führungen und einer gewiſſen Einjeitigfeit ift 
die Arbeit nicht frei. 








Finanzmweien u. Volkswirtſchaft. 


Biſchoſf, Dr. D., Kulturaufgaben des Ber 
ficherungsweien®. Vorlejungen. Xer. 8°. IV, 
136 ©. Berlin 07 (Mittler & Sohn). 
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Wie ſchon der Titel befagt, will der Ber- 
fafier nicht nur die rein wirtichaftlichen, jondern 
auch und insbeiondere die kulturellen Aufgaben 
bes Verfiherungswejens in der vorliegenden, 
aus 3 Borträgen in der Bereinigung für 
ftaatsSwirtichaftliche Fortbildung in Berlin her— 
borgegangenen Abhandlung erörtern, Unter 
biefer „KRulturaufgabe” des Verfiherungs: 
weſens versteht der Verfaſſer insbejondere 
auch die Förderung einer „gefunden, tüchtigen 
Perſönlichkeitsentwicklung“, eine Stärkung, 
nit Abihwähung des perjönlihen Berant- 
wortlichleitögefühls u. dergl. Diejem Grund« 
gedanken entjprechend jteht der Berf. audy dem 
jtaatlihen Berfiherungsweien, der Staatdaufs 
fiht und der geieglihen Regelung der Ber: 
ſicherungsverträge jehr ifeptiih gegenüber. 
Die Mängel des privaten Verſicherungsweſens 
werden vom Verf. nicht verichwiegen, aber doch 
nicht in ihrer vollen Tragweite gemwürdigt. 
Auh in zahlreihen Einzelheiten, z. B. der 
Frage des verfiherungsmwifjenicaftlichen Uns 
terrichtöwejens, müflen wir uns zu anderen 
Anfichten befennen. Trog ſolcher Ausftellungen 
empfehlen wir die Schrift gerne der Beachtung 
unierer Leſer, einmal, weil fie das Verſiche— 
rungsweſen aud von einer anderen Seite ala 
der allgemein üblichen der wirtichaftlihen Er: 
fagleiftung betrachtet, und zum anderen, weil 
ed uns recht nützlich ericheint, daß gegenüber 
dem immer mehr um fich greifenden Drängen 
nad Staatöverfiherung auch der ethiiche Wert 
der freien, individuellen Verfiherung nad 
drüdlich betont wird. 


Heidemann, Dr. B., Zur Entwidlung d. deutic. 
Sparkaſſenweſens mit bei. Berüdfihtigg. d. 
RBoitiparlafienirage. Gr. 8° (111 ©., 8 Tab.) 
Halle 07 (E. A. Kaemmerer & Co) 2.— 

Eine verdienftliche Arbeit, die es ſich zur 

Aufgabe macht, die Notwendigkeit der Er— 

rihtung von Poſtſparkaſſen in Deutichland 

nadzumeiien. 
rihtungen und Erfolge der Poſtſparkaſſen in 


den europäiichen Ländern, die jolche bereits 
feit längerer Zeit bejiken, gibt aber aud) einen | 
kurzen Üeberblid über die Entwicklung des 
Spartafjenweiend in Deutſchland und zeigt 
die Mängel, die diefem bei und noch anhaften. | 


Wellmann, Dr. Er., Abitammung, Beruf und 
Heereserjaß in ihren geſetzl Zufammenhängen. 
Gr. 8°. 122 ©.,25 Tab., 2 Taf. Leipzig 07 
(Dunder & Humblot). 

Auf Grund eines mit Umficht und Sorg— 


falt zujammengeitellten Fragebogens und per— 


ſönlicher Erfundigungen in Berliner Induitrien 
unterjucht der Berfafler ohne Boreingenommen= 
beit und Einjeitigkeit die Frage, welchen Ein- 
fluß Abjtammung und Beruf auf die Militär- 
tauglichleit der Bevölterung ausüben. Die 


Der Berfafier jchildert die Ein 


Literaturberidt. 


Methode, die er zur Gewinnung jeiner Er 
gebniſſe anwendet, halten wir für objeftiv und 
zuverläſſig und feine Theſe, daß es bei Unter: 
ſuchung der frage nit nur auf die abiolut 
Tauglichkeitsziffer, jondern auch auf die relative 
' Tauglichkeit anfommt, für durchaus zutreffend 
Der einzige Einwand, der gegen die Arbeit er: 
boben werden könnte, beiteht darin, daß fie ih 
‚auf eine verhältnismäßig geringe Zahl von 
Berjönlichkeiten bezieht und daß die Verbält 
niſſe Berlind nicht ohne weiteres für ander 
Induitrieftädte und «Gebiete maßgebend find. 
ı Jedenfalld aber gebührt dem Beriafier der 
‘ Berdienft, eine brauchbare Methode der Unter: 
ſuchung angewandt zu haben. 


Politit. 

Be 

| Dungern, Dr. DO. Frhr. v., Reichsſorgen u 
BVelfenträume. gr. 8°. 80 ©. Münden 

' (Biper) 


Gereimte® und Ungereimtes über die 
braunichweigiiche Frage, innere Reichäpolitil, 
Reihäverfahung, ihr praktiſches Funktionieren 

und ihre Reform! deal: ern der 
inneren Regierungsgemwalt auf nad wirtihaft: 
lihen und jozialen Kreiien gebildete lokale 
Gruppen mit demokratiſcher Organiſatien 
(Selbjiverwaltungs&partifularismus) in einem 
freien, loderen Geiamtverband. 





Der Reduktion find bis zum 10, Oktobet 10T 

' folgende Schriften zugegangen, deren Beipredung 
nad) Raum und Gelegenbeit vorbevalten bleibt. 

Abhandlgn. aus d. Staatd- u. Bölterredt 
m Einſchl. d. Kolonialreht3 brag. v. Brit 
u. Fleiſchmann Xer. 8°. reslau M 
(M. u. H. Marcu8). 14.9: Walter, Dr. €, 
D. Staatöhaupt in d. Republiten. X, 234 ©. 
6.40. 

' — firdenredtl., hrög. v. Stuß gr. 8°. Stutt- 
gart 07 (F. Ente). 43. u.4.9: Schäfer, 
8.9., D. Kanonifjenitifter im deutichen Nittel» 
alter. XXIV, 303 &. 11.— 

— ſtrafrechtl, begr. v. Bennede, hrsg. D. 
Lilienthal. gr. 8°. Breslau (Schletreride 
Buch.) Subst Pr. f. ca. 4—6 Hefte 8—; 
9. 19: Hofheinz, K. R., Verletzg. u. Be 
fährbung. VIII, 79 ©. 1907. 2.20. — 9. ®0: 
Kriegdämann, Dr. N. H., Mittäterihaft 
u. Raufbandel jeit Feuerbach. XV, 259 © 
1907. 6.—. 9.81: Bimmermann, Dr ft. 
D. Grundbegriffe d. franz.«beig. Prekita': 
recht. VIII, 100 ©. 197. 2.60. 

Annuaire de la legislation du travail 

| publi€ p. l’Office d. Travail de Belgique. 

Lex. 8°. 10°? annee. (1906.) XX, 6% & 

Tables d&cennales des vol. I—X. IV, 164 5. 

Brüfjel 07 (3. Lebégue & Co.). 

| Arbeitszeit, Die, in den Fabrikbetrieben 
Deiterreich®. Lex. 4°. XCVL 459 S., 2 Tafeln. 
Bien 07 (U. Hölder). 
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Kommentar zum Vürgerlichen Geſttzhuch ch 
und dem Kinführungsgeſetze 


berausgegeben bon 


Dr. Theodor Loewenjeld, Dr. Erwin Niezler, 
— und Rechtsanwalt Profeſſor an der Univerfität well. ®, 
n Münden. Freidurg t. B. in — 


Dr. Ludwig ſtuhlenbech, ſtarl Kober, Dr. Theodor ann, | 
Weofeffor an ber Mmiverfität N. Oberlandesgerichtärat R. Staatsanwalt am Ober | 
Saufanne. in München. tandesgerigt in Münden. 


Dr. Felig Herztelder, Joſeph Wagner, 
Landesgericht 


Rechtsanwalt in Münden. Rat am K. Oberften 
in 


ift im Erſcheinen begriffen. Am 15. Oftober 1907 Tagen dor * 
1 
Band I: Einleitung, Allgemeiner Teil erläutert von Dr. Tb. Soewenfeld 2 ha 
Dr. €. Riezler. XVII, 687 ©. brojd. ME. 17.50; in © 
geb. ME.20.—. (Lig. 1, 6, 9 des Gej.- Wertes). : vi * 


Band II: Recht der Schuldverhältniſſe, allg. Teil 88 241—389, erläutert von D Dr. 
Kuplenbed.,(20 Bogen.) ME. 7.50 (Big. 10 bes —* 
Band III: Sacheurecht SS 854—1164, erläutert von K. Rober, (x % 
Mt. 16.80 (Big. 2, 4, 7 des Gej-Wertes). 22 = 


Band IV: Familienrecht SS 1297—1588, erläutert von Dr. Th. * 
(45 Bogen.) ME. 16.80 (Big. 2, 5, 8 des Get 


Vd. III wird im Oftober 1907, Bd. II Mitte 1908, Bb. IV 9 — 
vollftändig. Ein größerer Zeil des V. Bandes erſcheint noch in & em Ja 
Vollendung des ganzen Werfes bis zu dem angekündigten Termine (( Er 
ift fomit gefichert. Preis bes Gejamtwerfes ca. ME. 150.—. 
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Abhandlungen volks- und finanzwirtichaftlichen, ſowie jtatiftifchen Inhalts wollen 
an Herrn Profeffor Dr. Karl Theodor von Eheberg, Erlangen, ſolche ſtaats- und 
verwaltungsrechtlichen oder ſonſtigen rechtswiſſenſchaftlichen Inhalts an Herrn Profeflor 
Dr. Anton Dyroff, Münden Raiferitraße 2, eingefandt werden., 

Die Rüdjeiten der Manuſkriptblätter jollen unbefchrieben fein. Das Honorar 
wird nah Ablauf des Halbjahr gezahlt, in dem der Abdrud erfolgte. Bon Ab: 
bandlungen werden, wenn nicht eine bejondere Vereinbarung getroffen ift, 20 Sonder: 
abzüge Eoftenlos geliefert. 

Bei Annahme von Beiträgen für die Rubrik „Skizzen und Notizen“ erfolgt 
eine bejondere Erklärung nicht, dagegen wird im Falle ber Ablehnung für baldige 
Rückſendung Sorge getragen. 

Durch Annahme zum Abdrud erwirbt die Verlagsfirma da alleinige um: 
beichränfte Vervielfältigungsredt. 


Münden, Lenbachplatz 1. 3. Schweitzer Verlag 


(Arthur Sellier). 





Die Firma J. Schweißer Sortiment in Münden, Lenbachplat 1, hat die Jahrgänge 1—33 
(1868— 1900) ſowie die Separatabdrüde der „Annalen“ übernommen und offeriert, fo lange bie 
Vorräte reichen, 

Jahrg. 1868-1906, vollitändige Serie mit den dergriffenen und jeltenen Jahr: 
gängen 1868, 1869 u. 1830 gut gebunden für Mt. 250.— 

1870-1906 gut gebunden — Be — . 200.— 
J El Eee SE „ 15— 


flleinere Serien, einzelme Bände, einzelne Hefte und Separatabdrüde je nad Borrat u 
entiprechenden Breijen. 


Bor kurzem erfhien: 





Meurer, Dr. Chriftian, Profeſſor der Rechte in Würzburg. 


Die Haager Friedensfonferenz. 1. Band: Das Friedens 
recht der Haager Konferenz. gr. 8°. (VII, 391 ©.) 1905. Preis 


k. 15.— 


HU. Band: Das —— der — Konferenz. gr. 8°. XII, 
689 S. 1907. Preis ME. 26.— 


Meurer bietet hier eine erſchöpfende quellenmäßige Darjtellung der gefamten 
Verhandlungen diefer völferrehtlih ungemein wichtigen Konferenz. Beſonderes 
Interefje darf der II. Band beanſpruchen, der über die praftifch wichtigſten Er— 
gebnifje der Konferenz berichtet, auf denen die II. Konferenz mweiterbauen wird. 
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Die wiederum eingetretene Ueberlaſtung des Reichs- 
gerichts mit Benifionen in Zivilfachen. 
Bon Dr. M. Scherer, Rechtsanwalt beim Reichsgericht in Leipzig. 





8 1. Einleitung, Neihstagsverhandlung. 


Die Novelle vom Juni 1905 betreffend Erhöhung der Reviſionsſumme 
bat ihren Zweck nicht erreicht. 

Dr. Yund, Reichtagsabgeordneter und Rechtsanwalt beim Reichögericht, 
führte in der 34. Sitzung des Reichstags Sonnabend den 20. April 1907 laut 
dem ftenographiihen Bericht Seite 963 —964 folgendes aus: „In Bivilfachen 
bat die Erhöhung der Revifionsfumme auf 2500 Marf, die hier und im Volke 
jo lebhaft umjtritten worden ift, zweifellos zunächft zu einer gewilfen Entlaftung 
geführt. Aber die Zahl der Sachen wächſt bereit wieber, und der Augenblid 
ift abzujehen, wo die Belaftung der Ziviljenate wieder die gleiche fein wird wie 
vorher. Sind doch jchon jegt Termine für Ende diejes Jahres anberaumt worben. 
Leider hat man die Gejeggebung über die Erhöhung der Revifionsfumme noch 
belaftet mit dem jogenannten Begründungszwang, und ich glaube nidt, daß 
man damit ein Meiſterſtück der Geſetzgebung geleiftet hat. Denn der Be: 
gründungszwang ift geeignet, die Vorteile der Erhöhung der Revifionsjumme 
wieder aufzuheben, indem er das Reichsgericht zwingt, nad) Ablauf der Ber 
gründungsfrift ſchon einmal zu prüfen, ob die Revifion richtig eingelegt und 
begründet und ob die Revifionsjumme glaubhaft ift, alſo den Prozeß ſchon 
einmal ungründlich zu prüfen, um ihn dann bei der Enticheidung der Sadıe 
ſelbſt nochmal gründlich zu bearbeiten. Daraus ergibt ſich von einer anderen 
Seite eine Belaftung des Reichsgerichts, und e8 war nicht mwohlgetan, die jchöne 
Feinheit diejes Rechtsmittel dadurd zu zerftören, daß man den Begründungs- 
zwang und die Beihränfung auf jchriftlich erhobene prozefjuale Angriffe — in 
materiellerehtlicher Beziehung ift das Reichögericht frei — eingeführt hat. Auch 
ift der Begründungszwang injofern unrichtig geitaltet, als die Friſt zu kurz und 
der Anwalt oft gar nicht in der Lage ift, innerhalb der ihm zur Verfügung 
ftehenden Zeit die Frage: ſoll das Urteil angegriffen. und wie joll die Revıfion 
begründet werden? erichöpfend zu löjen. Der Anwalt muß infolgedeffen Re: 
vifionen aufrecht erhalten, die er, wenn er mehr Zeit hätte, dem Reichsgericht 
erjparen könnte, und er wird unter dem Drude des Regreſſes genötigt 
fein, innerhalb der Begründungsfrift prozefjuale Angriffe zu erheben, die er 
fonft aud ablehnen würde. Auch dadurch ift dem Reichsgericht eine gewiſſe 
Laſt auferlegt. Ich möchte aber auf dieje Materie, die jehr jpeziell ift, bei der 
Geſchäftslage des Hauſes nicht näher eingehen; ich wiederhole nur meine Leber: 
zeugung, daß das Gejehgebungswerf im wejentlichen feinen Zweck verfehlt hat. 
Wie man einmal zu einer weiteren Entlaftung des Reichögericht? kommen joll, 
wenn ſich wieder eine Ueberlaſtung herauaftellt, muß der Zukunft vorbehalten 
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bleiben. Ein für allemal wollen wir ablehnen die Einführung der chambre de 
requäte, der Borprüfung hinter verichloffenen Türen. Wir mollen ferner dabei 
bleiben, daß unjerer Rechtseinheit nicht gedient wird durch Hebungen am Phantom, 
ſondern durch die möglichft gute Enticheidung der einzelnen konkreten Fälle, deren 
das Leben täglicd eine unerihöpfliche Fülle Hervorbringt. In leßter Linie wird 
man nicht umbin können, abermals die Revifionsfumme zu erhöhen oder einen 
neuen Senat zu ſchaffen, was, nachdem die Rechtſprechung der Senate nad 
Materien geteilt ift, nicht mehr jo gefährlich ift, wie früher ſchien. Andere ſich 
hierbei aufdrängende ‘Fragen unterdrüde ich.“ 

In diefer Zeitichrift Jahrgang 1904 Seite 241—247 hat der Verfaffer 
die gleiche Tyrage bereit8 behandelt, und auf Seite 245 Zeile 6—24 einen Bor: 
ſchlag gemad)t, weldyer großenteild wörtlich und inhaltlih vollftändig in bie 
Novelle übergegangen ift, wie eine Vergleihung jener Zeilen mit 88 544 a, 555 
ZPO. (neue Faſſung 1905) ergibt. Dies ift der mejentlide Grund, warum 
der Verfaſſer von neuem die Frage in Angriff nimmt. Im Anſchluß an jene 
Abhandlung, auf welche ftatt wörtliher Wiederholung Bezug genommen wird, 
werden folgende ergänzende Ausführungen und Vorſchläge angefügt: 


z 2. Welcher Mißſtand exiftiert am Reichsgericht? 


Der frühere Mißſtand iſt wieder eingetreten, daß nämlich an den meiſien 
Senaten die Termine in weiter Ferne angeſetzt werden; jo ſetzt heute (16. Dtai) 
der 6. Zivilſenat Termine bereits an auf den Februar 1908 und auch der 7. Zivil: 
ſenat ſetzt ſeine Termine bereits im Januar 1908 an. Es iſt offenbar ein 
Mißſtand, wenn Termine auf fo lange Zeit hinaus angeſetzt werden müffen. 
Anzuitreben ift, daß eine Revifion innerhalb drei Monaten vom Zag der Ein: 
legung an erledigt wird. 


z 3. Durd welde Mittel kann diefer Mibftand bejeitigt werden ? 


Es find hierfür zahlreiche Mittel in Vorſchlag gebracht worden, melde 
fih in drei Gruppen teilen laſſen. 


I. Gruppe: Vermehrung der Senate. Verkäckung der einzelnen Senate. 


1. Es ift nicht notwendig, daß das Reichägericht in einer Zufammenfegung 
von 7 Mitgliedern enticheidet, e8 genügen aud 5 Richter. In England bericht 
die Einrichtung, daß die Entſcheidung nur von dem Präfidenten gefällt wird 
und die Beifiger, nur beratende Stimme haben. Geh. Yuftizrat Fels hat dreiss 
Syſtem für vorzüglicy eradhtet, weil man dann ſtets eine einzelne Perion hab 
an die man ſich bei einem unrichtigen Urteil halten fünne. Gegen ein Kollegium 
ſei überhaupt mit feiner Klage durchzudringen. Ic führe dies nur als Hiftoriice 
Bemerkung an. 

2. a) Jeder Zivilfenat erhält einen Vizepräfidenten. 

b) Wenn fich die Geichäfte drängen, wird eine Ertrafikung eingeſchoben 
Der Vorſchlag 2 ift nur die Anwendung des früher am 1. Senat herrichense 
Eyitems, das ſich praftiich bewährt hat. Diejes Syftem ftellt an den Bräfidenten 
ungewöhnlide Anforderungen, deshalb wird ein Bizepräfident vorgejchiagen. 
Der Vorſchlag fol nur eine Verbefferung ded früher am 1. Senat berrichenden 
Syſtems jein. 
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Gegen ben Bizepräfibenten wird geltend gemacht, daß hierdurch die Einheit 
ber Rechtſprechung des Senats leide. Diejer Einwand ift aber unhaltbor, denn 
am 4. Ziviljenat eriftierte in der Zeit von 1879—1905 unter den Präfidenten 
v. Simjon, v. Dehlidjläger und Gutbrod, wenn auch nicht formell, jo doch in 
Wirklichkeit ein Vizepräſident; diefer Senat wird nämlich von dem ‘Präfidenten 
bes Reichögerichts geleitet; jene Präfidenten waren aber infolge anderer Dienit- 
tätigfeit jehr oft verhindert, dem Senat bei der mündlichen Verhandlung zu 
präfidieren. Unter v. Simjon und v. Oehlſchläger war Meiſcheider der Bize— 
präfident des 4. Zivilfenats. An feinem Senat iſt aber die Rechtiprehung ein: 
heitlicher geblieben wie am 4., weil Präfident und Vizepräfident nicht zu gleicher 
Zeit ausicheiden. Der Einwand gegen den Bizepräfidenten it aljo unhaltbar. 
Der Vorſchlag 2 verdient unter ben Vorſchlägen der Gruppe den Vorzug; dern 
er ermöglicht es, den Schwankungen, welche bezüglich der zu bearbeitenden Saden 
etwa eintreten, gerecht zu werden. Derjelbe ift aber nur dann durchführbar, 
wenn bie Neichögerichtsräte nicht überlaitet find. Diefe frage kann der Ver: 
faffer aus eigener Erfahrung nicht beantworten. Der nunmehr ın den Ruhe— 
ftand getretene Senatspräfident Dr. Bolze hat die Anficht ausgeſprochen, daß 
die Reichögerihtsräte nicht an der Grenze ihrer Arbeitskraft angelangt jeien. 
Jeder Senat hält in der Woche 2 Sigungen, durchichnittlih find + Saden 
angelegt. Es fünnen aljo wohl aud 3 Sıyungen gehalten werden, falls dies 
die Geihhäftslage erfordert. 


1. Gruppe: Verminderung der Sachen. 


1. Erhöhung der Revifionsfumme. Dieſes Mittel ift zwar einfach, aber 
ed widerjpricht vor allen Dingen dem nationalen Prinzip, welches die Einheit 
der Recdtiprehung duch ein Reichsinſtitut fordert. Ein einheitliches Reichs— 
gericht ift ein Mittel, welches das Bewußtſein des Deutichen ftärft. Im übrigen 
wird in dieſer Hinſicht auf meine frühere Abhandlung vermiejen. 

2. Rechtsmittelitrafen. Das rheiniich-franzöfiiche Kafjationsverfahren hat 
hiervon Gebrauch gemacht, allein diejes Verfahren ericheint odiod und würde 
auch wenig zur Herabminderung der Revilionen beitragen. Denn die Gerichts— 
koften find an fich ſehr hoch. In Frankreich find die Gerichtsfoiten jehr gering, 
aber e3 find am Kaſſationshof Honorare üblich und zwar jehr erhebliche. Herr 
Geh. Rat Dorn behauptete, in Paris erhalte der Rechtsanwalt für die Der: 
tretung einer KHaffationsiahe ein Honorar von mindeftens 1000 Franken. Bei 
uns find Honorare überhaupt nicht üblich, fondern fomınen nur ganz ausnahms: 
weile vor. — Das beregte Abichrefungsmittel dürfte alſo feinen Beifall verdienen. 

3. Ein weiterer Vorſchlag aeht dahin, der Revifion den Suspenfiv Effekt 
zu entziehen, wie es bei dem Kaſſationsrekurs der Fall ift. Hierbei ift zu bes 
achten, dab der Kaſſationsrekurs mit ſehr weiten Friften ausgeftattet ift, im 
Gegenjag zu unlerer ZPO. Ueberdies fommt der 3 717 Abi. 2 ZPO. in 
Betracht. Wer wagt es, angelichts diejes $ 717 ein nicht rechtskräftiges Urteil 
zu vollftreden ? 

4. Die biß jetzt revifiblen Landesrechte : a) Preußiiche Einzelgefege, b) Gemeines 
Recht, Preußiſches Landrecht und Rheiniiches Recht, werden jür irrevifibel erklärt. 

Diefer Vorſchlag iſt betr. a nicht durchzuführen, weil der große Bundes— 
ftaat Preußen für feine Einzelgefege eine einheitliche Rechtiprehung notwendig 
bat. Diejenigen Revifionen, bei welden GR., PrL. oder Rheiniſches Recht zur 
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Anwendung kommt, find faft vollitändig verſchwunden. Inſofern veripricht aljo 
der Vorſchlag b feine Entlaftung. 

5. Alle Berufungsfachen, jowohl in Patentangelegenbeiten, wie in Konſular⸗ 
jachen werben einem Oberlandesgericht zugewieſen; in diejen Saden ift gegen 
die Entiheidung des Oberlandesgerichts Revifion zuläjfig, aber mit folgender 
Beſchränkung: 

„Gegen die in der Berufungsinſtanz erlaſſenen Urteile in Patent- und 
Konſularſachen kann die Reviſion wegen Verletzung einer Rechtsnorm über das 
Verfahren nur auf Verlegung der Vorſchrift des 5 565 Abi. 2 ZPO. geſtützt 
werden.” — Diefe Beichränkung ift dem $ 380 StPO. nadıgebildet und wird 
das Rechtsmittel der Revifion in den beiden Materien enorm einihränten, wie 
es die Erfahrung in Straffahen zeigt, jodaß ganz erheblich Zeit gewonnen wird. 
Diefer Vorſchlag bebeutet gegenüber dem bisherigen Rechtszuftand feine Ber: 
ſchlechterung, denn bie Parteien behalten das Rechtsmittel der Berufung und 
erhalten neu die Revifion, aljo zwei rechtögelehrte Inſtanzen gegenüber dem 
Patentamt. 

Es fragt ſich weiter (mas übrigens ein nebenjächlicher Punkt ift), welchem 
Oberlandesgericht dieſe Berufungen zuzumeifen find. Wenn man dem Gedantfen: 
gang des Fürſten Bismard folgt, wie der Berfaler, jo hätte dies an das 
Oberlandeögeriht München zu erfolgen. Fürſt Bismard mollte jeinerzeit 
das Reichsgericht München zuweilen, falls Bayern in den Norddeutichen Bund 
eingetreten wäre. 

Für die Konfularfadhen käme zunächſt Hamburg in Betradt. Allein 
Hamburg hat fi durch die Gründung des Deutichen Reiches ſchon einen großen 
Vorteil errungen. Außerdem ift durch die Eilenbahn die Entfernung zwiſchen 
Hamburg und Münden gemwiffermaßen aufgehoben. Dieje Entfernung jpielt 
feine Rolle mehr.‘ 

Der hier beregte Vorſchlag wird zwar feine erhebliche Minderung ber 
Zahl der Revifionen betreffend die Konjular: und Patentjadhen herbeiführen, 
aber er wird die Abkürzung der Bearbeitung und mündlihen Berhandlungen 
herbeiführen. Heute nehmen die Verhandlungen von Patentjadhen faft regel- 
mäßig einen halben Tag oder nod länger in Anſpruch. Der hier gemachte 
Vorihlag wird die Wirkung haben, daß fie fich in kurzer Zeit erledigen, wie 
auch die anderen Saden.?) 


1) Es dürfte ſich aber weiter fragen, ob es nicht praktiſch ift, die Entiheidung aller 
Beihwerden betr. die Grundbudhordnung, das Reichsgeſetz Über die Freiwillige Gerichts: 
barkeit und das Zwangsverfteigerungägejeß einem bejtimmten Oberlandesgericht zuzumeiien, 
an welhem 2 oder 3 Senate gebildet werden. Wenn ein Senat von dem anderen ab- 
gehen will, jo ift die Sache dem Reichsgericht vorzulegen. 

2) Rechtsſachen, welde in der Berufungsinftanz dem Landgericht zugewieſen find. — 
Auch in diefen dürfte die Revifion für zuläffig zu erflären jein, aber nur mit derielben Be— 
ihräntung, wie oben für Patent und Konfulariahen vorgeichlagen ift. Bei Alimentations- 
und Viehgewährihaftsiahen kommen oft jehr erheblihe Beträge in Frage. Die Recht— 
ſprechung der Landgerichte iſt eine verjchiedene, ſodaß alfo eine einheitlihe Rechtſprechung 
ein dringendes Bedürfnis iſt Auch nad dem franzöfiihen Prozekverfahren ift gegen die 
Urteile der Landgerichte ald Berufungsinftanz Kafjation zuläffig. 

Bollftändig zu verwerfen ift der Borfchlag der fog. kleinen Repifionsinftangen: 
wenn nämlich die Zuftändigkeit der Amtsgerichte erhöht wird, ſoll im Rahmen der Er— 
böhung die Revifion an die Oberlandesgerichte eingeführt werden. Ducd ein ſolches Ver: 
fahren wird feine erhebliche Entlaitung des Oberlandesgerichts erzielt, denn ed muß an 
jedem Oberlandesgericht al&dann ein Revifionsjenat gebildet werden. Abgejehen hiervon 
widerfpricht ein jolches Verfahren dem nationalen Einheitsgedanfen, welder in einer ein- 
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II. Gruppe: Abkürzung der Verhandlung der einzelnen Saden, 


1. Das Verfahren bei geichloffenen Türen. Durch das Verfahren mittels 
ber ſog. Beichlußfammer wird feine erheblihe Zeit erjpart werden, wenn bie 
Saden in der Beihlußlammer gründlich vorgetragen werden. Ob ein Rechts— 
anmwalt oder ein Berichterftatter die Sache gründlich vorträgt, ift bezüglich der 
Zeit, welche hierfür nötig ift, gleichgültig. Bor allem ift anzunehmen, baß an 
eine gründliche Vornahme ber Sache in der Beſchlußkammer gedacht ift, da eine 
Entiheidung mit Gründen gegeben werden joll, und nicht etwa an ein Verfahren, 
ähnlich wie bei der Ratskammer des rheiniſch-franzöſiſchen Strafprozefjes das 
ich jelbft 1879 als Sekretär an dem Unterfuhungsamt in Mainz aus eigener 
Erfahrung fennen gelernt habe. — Endlich haben wir dieſes Beſchlußverfahren 
bereits bei der Bewilligung des Armenrechts für die Revifionsinftanz. 

Hier hat ſich aber das Verfahren bei gejchloffenen Türen nicht ablolut 
bewährt. Im Gegenteil, aud im letzten Jahr ift in einer Sache, in welcher 
das Armenrecht wegen Ausfichtslofigkeit verfagt war, aufgehoben worden (Sache 
IV 445, 106). Es ift ein großer Unterſchied, ob eine Beſchwerde nur ſchriftlich 
vorgetragen wird oder mündlidh. Das mündliche Wort zündet gewiffermaßen, 
um ein Bild zu gebrauden. 

Es ift daher jehr begreiflich, wenn Herr Dr. Jund in feiner Reichstagsrede 
(i. Ra fih jo energiih gegen die Verhandlung Hinter verjchloffenen Türen 
verwahrt. 

2. Es ift auch der Vorſchlag gemacht worden, die Auslegungsfragen, 3. B. 
die Auslegung von Urkunden für irrevifibel zu erflären. Am 2. Ziviljenat hat 
unter der Präfidentihaft von Exzellenz Bingner dieſe Anſicht praktiſch ge 
berriht und zwar in demſelben Maß, wie nad) dem rheinijch-franzöfifchen 
Kaſſationsrekurs. Dieſes Verfahren hatte die Wirkung, daß die Revifionen im 
rheiniihen Rechtsgebiet von 500 auf 200 gejunten find, ſodaß ber 2. Senat 
damal3 immer neue Materien übernehmen Zonnte und übernommen hat. Es 
ift nicht zu verfennen, daß diefer Vorichlag eine große Entlaftung des Reichs— 
gerichts herbeiführen würde, weil er die Kompetenz des Reichsgerichts einſchränkt. 
Der Vorſchlag hat von jeher wenig Anhänger gefunden. Uebrigens kommen auch 
in Frankreich Aufhebungen wegen jog. Denaturierung von Urkunden vor. 

Es kann ferner die Frage erhoben werben, ob gegen die Abjchneidung 
von Beweiſen durd den Berufungsrichter die Revifion auszuschließen if. Im 
rheinijchen Rechtsgebiet beftand vor 1879 dieſe Anficht zu Recht gemäß Art. 253 
der franzöfiihen ZPO. Bol. meine Abhandlung in diefer Zeitichrift 1904 
©. 246 Il, Dort hat aber die Trage wenig Bedeutung, weil in Frankreich 
überhaupt der Urfundenbemweis die Regel und ber Zeugenbemeis die Ausnahme bildet. 

3. Begründungszwang nicht nur bezüglich der prozefjualen, ſondern nur 
bezüglich der materiellen Beichwerden mit der Maßgabe, dat das Gericht auf 
die Prüfung der erhobenen Beichmwerden beichräntt ift. 

Der Revifionsbegründungszwang ift durch die Novelle vom 9. Juni 1905 
eingeführt nur bezüglich der prozeſſualen Beichwerden. Inſoweit war die Novelle 
dem Vorſchlag des Verfaſſers in dieſer Zeitichrift 1904 ©. 245 gefolgt. Der 
Verfaſſer hatte ih damals von diejem Verfahren die Entlaftung der Revifions- 


heitlihen Reviſionsinſtanz einen prägnanten Ausdruck findet und gerade dies iſt die 
Urſache, daß in Frantreih das Verfahren am Kaſſationshof in feiner Weije geändert wird. 
Außerdem bergen die jog. Meinen Revifionsinitanzgen die Möglichkeit in fich, daß fie jich 
bei entiprehenden Konftellationen zu großen Revifionsinftanzen auswadjen. 
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inftanz um die Hälfte veriprochen. Diefer Erfolg ift nicht eingetreten. Die 
Novelle hat nämlic eine Auslegung in dem Sinne erfahren, daß die Annahme 
des Verfaſſers fehlichlagen mußte. So mird 3. B. die Erlaflung eins 
Zwiichenurteild im Sinne des $ 304 ZPO. zugleih als eine Verlegung de 
materiellen Rechts erachtet mittels folgender Begründung: Falls der Richter 
bas materielle Recht richtig angewandt hätte, jo hätte er ein Xeilurteil in 
dieſer Weiſe nicht erlaffen können (feite Praxis des 6. und 4. Ziviljenats |. ;. 
B. Urteil des Reichsgerichts IV 459/06). Selbft der mangelnde Tatbeſtand 
wird vielfach zugleich als eine Verlegung des materiellen Rechts betrachtet, denn 
der Rıdıter könne bei mangelnden Gründen nicht entſcheiden, ob das matenel: 
Recht richtig angewandt ſei. Trotz des Aufſatzes des Herrn Reichsgerichtärati 
(jet Senatspräfident) Jeß im Recht 1907, 4 wird dieſe Anficht noch vertreten, 
obſchon dieſelbe noch nicht zur Entiheidung gelangt it. In dieſem Sinne 
war der Vorichlag des Derjalfers nicht gemeint. 

Der Berfafler geht heute weiter und macht folgenden Vorſchlag: „De 
Revifionskläger hat die Erklärung abzugeben, inwieweit er das Urteil anfecht 
und deſſen Aufhebung beantrage (Reviftonsanträge) und die Anträge zu be 
gründen. — Aus der Begründung muß hervorgehen, ob das Urteil wegen Ber: 
legung einer Rechtsnorm über das Verfahren oder wegen Verlegung einer 
anderen Rechtsnorm angefochten wird. In beiden Fällen müfjen die den Mangel 
enthaltenden Zatjahen angegeben werben. — Das Gericht iſt auf die Prüfung 
der erhobenen Beſchwerden beſchränkt. — Jedoch jchadet es nicht, wenn im der 
Revifionsbegründung zwar ein richtiger Angriff erhoben, aber eine falſche Ge 
jegesftelle als verlegt bezeichnet wird.‘ 

Diejer legtere Zujag ift notwendig; denn unter der Herrſchaft der 
Nichtigkeitsbejchwerde des preußiihen Rechts und des rheiniſch-franzöfiſchen 
Kaflationsrefurjes find folgende Entiheidungen vorgefommen: „An ſich ift der 
Angriff begründet; aber alö verlegt ijt bezeichnet der Art. 1382 C. c. Tide 
Geleßesitelle it zwar zu Unreht angewandt, fie fann fi) aber nicht darüber 
beſchweren; jondern die Geſetzesſtelle, welche hätte angewandt werden jollen. 
hätte als verlegt bezeichnet werden müflen; das Rechtsmittel ift daher zu ver: 
werfen.” — Was ber Verfajjer hier anjtrebt, ijt nichts Neues. Der angeſtrebu 
Rechtszuſtand hat vor Einführung der ZBO. (1879) 1. in Preußen und 2 
im rheiniſchen Rechtsgebiet (ca. sh von Deutichland) beftanden. In Preußen 
war damals die Nichtigkeitsbejhwerde in Geltung, und im rheiniichen Recht— 
gebiet das jranzöfiiche KHaflationsverfahren. Unter der Herrſchaft beider Geſete 
mußten die prozejjualen und materiellen Rechtsverlegungen entwidelt fein, un! 
nur dieſe durften geprüft werden. Was damald der deutihe Redytsanmalı 
leiften fonnte, muß er auch heute nody leisten können. Es wird nur nebente 
darauf hingewieſen, daß in Frankreich und in allen Ländern des franzöfticer 
Rechts der gleiche Rechtszuſtand beiteht. Allerdings ift das Verfahren für der 
Rechtsanwalt nicht angenehm, e8 werden aud hier Fehler vorflommen, abe 
dieje Fehler find verhältnismäßig verſchwindend gegenüber der Anzahl der Ur: 
teile der Oberlandesgerichte, welche bei einer erneuten Erhöhung der Revihons 
jumme der Revifion entzogen würden. 

Der Reichstags-Abgeordnete Dr. Jund, Rechtsanwalt bei dem Reihe 
gericht, Hat in feiner Reichstagsrede (ſ. $ 1) ausgeführt: Der Begründung: 
zwang erleihtere die Arbeit nit. — Dies ift jchon jegt nicht garız richte 
Tatjählıh find die Sıyungen in den einzelnen Senaten vieljah kürzer gemorde 
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mie früher. Bor der Novelle dauerten biejelben fait regelmäßig von morgens 
9 bis mittag 5 Uhr. — Es mag Herrn Dr. Yund aud zugegeben —— 
daß unter dem Drucke des Begründungszwangs der Rechtsanwalt manche A 
griffe erhebt, die er ohne Begründungszwang nicht erheben würde; allein es 
verurſacht in der Regel feine große Mühe, einen entwidelten (formulierten) 
Angriff abzumweilen, wenn er unbegründet ift. Dagegen verurjadht es eine 
groge Mühe, einen nicht entwidelten (nicht formulierten) Revifionsangriff, auch 
mwenn er noch jo unbegründet ift, zu erledigen. Es ift ein Unterſchied, ob eine 
Rüge des Inhaltes genügt: Verlegt ift $ 823 BGB. oder ob die Rüge dahin 
gefaßt jein muß: Verletzt iſt 823 BGB., weil das OLG. x. aus den und 
en Tatſachen den Rechtsbegriff bes Verichuldeng gefolgert hat. Im eriteren 
Fall muß der Richter das ganze Urteil und die ganzen Akten auf eine Ver: 
legung des $ 823 prüfen, im legteren Fall nur hinſichtlich der beregten Tat: 
fadyen, außerdem wird aud die mündliche Verhandlung auf den betreffenden 
Zeil des Urteils beichränft. 

Die Regrebpflicht der Rechtsanwälte befteht allerdings, falls fie einen be- 
gründeten Angriff nicht erheben, formell zu Recht; aber materiell find im 
ganzen rheinischen Rechtsgebiet und aud in Preußen vor 1879 ſolche Regreß— 
klagen erfolgreich nirgends durchgeführt worden, und zwar weil fein Verſchulden 
nachgewieſen werben fann „propter lubricum judicium artis“. Daber heißt es in 
Zachariae, Franzöſiſches Zivilreht Bd.2 5 444 Anm. 5: „An ichwerfien ift gegen 
einen Sadmalter, Arzt oder Wundarzt mit einer Schadensklage durchzudringen.“ 

Es zeigt fi hier, daß im menſchlichen Leben die idealen Einrichtungen 
(eine jolhe war die Revifion vor der Novelle von 1905) nicht durchzuführen 
find. Alle unjere menſchlichen Einrichtungen find und bleiben unvolltommen. 
Es bleibt daher nur übrig, das geringere Uebel zu wählen. Dies geichieht 
bier. In der Regel wifjen die Rechtsanwälte den richtigen Angriff zu finden. 

Wenn der hier gemachte Vorſchlag durchdringt, dann wird eine dauernde 
große Entlaftung des Reichsgerichts herbeigeführt werden, weil alsdann bie 
mündlihe Verhandlung auf die erhobene Beichwerde gemäß 88 526, 566 ZRO. 
beihränft werden muß. Der Rechtsanwalt ift nicht mehr in der Lage, materielle 
Rehtsangriffe nachzuſchieben. — Die mündliche Verhandlung wird gegenüber 
dem jeßigen Zuftand erheblich kürzer werden. Während bei dem bisherigen 
Verfahren in der Regel nur 4 Saden in der Zeit von 9—1 Uhr verhandelt 
werben fönnen, werben aladann 8—10 Sachen verhandelt werben können. 


z 4 Schlußrefultat. 


Der Berfaffer tritt, wie aus ben vorhergehenden Ausführungen hervorgeht, 
1. für eine Umgeftaltung des Verfahrens im Sinne der früheren Nichtigkeit: 
beichwerde des preußiichen Rechts (vor 1879) und des rheiniſch-franzöſiſchen 
Kaflationsrefurjes ein. 

2. Der Berjaffer tritt weiter bafür ein, die Berufungsjahen an ein 
Dberlandeögeriht zu verweilen. Hierdurch werden dieſe zeitraubenden Ber: 
handlungen am Reichögeriht auf das entiprehende Maß reduziert, indem die 
betr. ae fünftig nur als Revifionsjachen an das Reichögericht gelangen. 

3. Auch die Ernennung eines Vizepräfidenten für jeden einzelnen Senat, 
nötigenfalls mit Einjchiebung von Ertrafigungen, ift ein geeignetes Mittel, Die 
Arbeitslaft zu bewältigen. 


816 


Gegen die prenfifchen Schiffahrtsabgaben. 
(Geſetzesſtizze mit Begründung [8 III] und Berfehrsüberfiht.) 
Bon Regierungs-Rat a. D. F. Heigel in Straßburg. 


$ LI BZufolge 819 des preußiſchen Waflerftraßengejeges vom 1. April 
1905 „find von nbetriebjegung des Rhein-Weſer-Kanals an Gebühren zum 
Ausgleih für die Koften der Verbeſſerung und Unterhaltung ber 
natürlihen Binnenſchiffahrtsſtraßen zu erheben, ſoweit diefe durch ftaatliche Auf: 
wenbdungen eine über das natürliche Maß hinausgehende VWerbejjerung 
oder Bertiefung erfahren haben“. Hierzu bedarf e8 aber, abgejehen von ber 
Mitwirkung derjenigen Staaten, mit welchen die Rhein: oder die Elbſchiffahrts— 
afte ($ III) vereinbart wurde, aud) nad; Annahme des Reichs-Juſtizamtes vor: 
— „Erläuterung“ oder“) Berichtigung der Reichsverfafſung 


Anſcheinend find zwar die bayeriſche?) und die württembergiſche“) 
Regierung nicht abgeneigt, ihren Landtagen die Annahme des Anerbietens *) 
Preußens zu empfehlen, aus dem Ertrage ber vorausfihtlid von 1912 ab 
u erhebenden preußiichen Nheinabgaben jährlich 3"/2 °/, der Koften der erften 

ei (Spalte 6 der „Ueberfiht“) und (Spalte 8) ben rechnung 
mäßigen Aufwand für Unterhaltung und Betrieb aud den am Ausbaue der 
Main: und der Neckar-Schiffahrtsſtraße beteiligten Staaten (der „Ueberſicht“ 
beigefügte Erläuterung 10 und 11) zu vergüten, jo daß lettere hierfür aus 
eigenen Mitteln nur jährlich etwa 1 °/, zuzufchteßen und, wie bißher, den Bedarf 
der Strombaubehörben zu tragen hätten. Die preußiſcherſeits vorgeichlagene 
Erhebung gleihmäßiger Abgaben auf dem ganzen Laufe bes Rheins ohne 
Zuſchlag für ®) Seeihife und ohne”) Ermäßigung für’‘) entferntere 
Zonen würde unverhältnismäßig das Ruhrrevier begünftigen, den Mittel: 
und namentlid den Oberrhein aber unbillig belaften. 

z 1. Die Zuftimmung bes) Reichsſstags („Das Recht“ 1907 ©. 542; 
„Btichr. f. deutfches u. franz. Zivile.“ 38 S. 251) dürfte daher eher nur für 
den unmaßgeblich nadhftehenden Geſetzesvorſchlag zu erlangen fein: 

$ 1. Abgaben dürfen auf natürlichen Sciffahrtsftraßen erhoben werben 
um Ausgleih a) der Koften der Unterhaltung und des Betriebs ber 

—— Strede ($$ 6, 7), ſowie b) der Aufwendungen, wodurch auf ber 
betreffenden Strede (88 6, 7) die Schiffahrt verbeffert wird oder ($ 8) jeit 
1834*) verbeffert wurbe. 

82. Aufwendungen ($1b) find nur joweit anrehnungsfähbig, 
als hierdurch wenigftens für den größeren Teil des Jahres zufolge ber ‘‘) 
Nahmeifungen, melde jeweild von der oberiten Baubehörde des Landes ver- 
Öffentlicht werden, erheblich entweder a) die Strömung vermindert, oder 
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b) bie Fahrrinne verbreitert ober c) die Fahrrinne um durchſchnittlich“) 
mindeitend 20 cm vertieft worden ift. 

$ 3. Für folde Aufwendungen (88 1b, 2) darf eine Abgabe nur bis 
zu demjenigen Betrage erhoben werden, welcher der hierdurch im Sciffahrte- 
betriebe ermöglichten Erjparnis und dem Mehrverdienite infolge ber 
hierdurch gejteigerten Ladefähigkeit des Schiffs (Heberfict Spalte 4) gleich— 
fommt. Vorweg in Abzug fommen aber durch größeren?) KRohlenverbraud der 
Schlepper, Verlängerung der Fahrzeit oder jonftwie eingetretene Mehrkoſten. 

$ 4. Im Umfange des $ 3 dürfen zum Ausgleih für Aufwendungen, 
wodurch der Niedermwaflerftand auf mehr als 3 m vertieft wird, Abgaben nur 
von? Schiffen erhoben werden, welche?) tiefer ala 2,8 m eintauchen. 

8 5. Von?) Flößen, Schiffen und Schiffladungen, welde die Waffer: 
ftraße auch ohne die Aufwendungen ($ 1b) benügen können, dürfen zum 
Ausgleich hierfür Abgaben nicht erhoben werden. Frei von Abgaben aller 
Art ($ la u. b) bleiben auf dem Rheine von Kehl ab Flöffe und nur bis 
290 Zonnen beladungsfähige Schiffe. 


86. Streden im Sinne bes $ 1 ff. find 
I. der Rhein®) 1. ober der Straßenbrüde Kehl, 2. von dort bis 
Sondernheim, 3. bi3 Mainz (Mündung des Mains), 3. unter Mainz; 
1I. der Nedar"') 1. unter Heilbronn, 2. ober Heilbronn; 
II. der Main?) 1. unter Hanau, 2. bis Aichaffenburg, 3. bis 
Mertheim, 4. ober Wertheim: 
IV. die Lahn?) 1. unter Gießen, 2. ober Gießen; 
V. die!) Mofel 1. ober Met, 2. bis Konz, 3. "bis Koblenz; 
VI. die“) Saar 1. unter Brebady, 2. ober Brebad) ; 
VI. die Donau 1. von der öfterreihiichen Grenze bis Deggendorf, 
2. bis“) Kelheim, 3. bis Ulm; 

VII. die Weſer 1. unter Bremen, 2. ober Bremen; 

IX. die") Elbe 1. unter Hamburg, 2. bi8 Magdeburg, 3. biß zur 
ſächſ. Grenze; 

X. im übrigen jeder mit beiden Ufern im Gebiete eines und desfelben 
Staates liegende Fluß oder Zeil eines Fluſſes. 

8 7. Mit Genehmigung des Bundesrats fünnen bie Regierungen ber 
beteiligten Staaten mehrere jelbitändige Streden ($ 6) oder Zeile joldher zu 
einem Stredenverbande vereinigen. Der Verband fteht einer „Strede” gleich. 

5 8. Zum Ausgleich für Aufwendungen, welche vor 1906 für bloße '*) 
Flußforreftionen und Regulierungen (ohne Schleufen, noch Stauftufen) 
erfolgten, erhobene Abgaben dürfen nur für noch nicht ($ 2) anrechnungsfähige 
Aufwendungen auf derjelben oder einer anderen Strecke des weiteren Strom— 
gebiet3, mit Genehmigung des Bundesrats auch auf einer außerdeutſchen Strede 
oder jür bereits anrechnungsfähige Aufwendungen verwendet werden. 

5 9. Der Höchftbetrag der Abgaben auf Tonne und Kilometer jür bie 
einzelnen Warentlafien und Streden wird von den Regierungen der an ber 
Strede beteiligten Staaten nah Anhörung eines Beirats, deilen Zuſammen— 
jegung und Geihäjtsordnung fie regeln, mit Genehmigung des'’) Bunbes- 
rats feitgeftellt. 

$ 10. Jede Abgabenermäßigung gegenüber dem jeweil® von den 
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Regierungen auägeichriebenen Tarife und jede Nücdkvergütung (auch bei der *) 
Ausfuhr nad dem Auslande) bedarf der Genehmigung des Bundesrats. 


$ 11. Die Anforderung von Abgaben kann durch Klage beim Land: 
gericht angefochten werden; die Klage hat aber feine auficyiebende Wirkung, 

$ 12. Beitraft wird in Geld bis 600 M. und im Falle der Unein: 
bringlichkeit der Geldbuße mit Haft bis 6 Wochen, 

1 wer niht wahrheitsgemäß unb den jeweils erlaflenen Por: 
fhriften entiprechend a) am Einfadeorte oder beim Eintritte ins Reichsgebiet, 
b) am Nusladeorte oder beim Verlaſſen des Reichsgebiets, ſowie c) bei den 
Kontrollitationen Art und Menge ber auf der Wafleritraße beförberten oder zu 
befördeınden Güter anmeldet, 

2. wer vor Erlegung *?) der Abgaben mit dem Ausladen beginnt oder 
das Reichsgebiet verläßt. 

8 13. Der Bundesrat erläßt die Vorſchriften zur Ausführung dt 
Geſetzes. 

$ III. Hiernach träte im Intereſſe der Geſamtheit eine ($ 6) auch de 
Mündungen der Ströme mitumfaffende reichägelegliche Regelung de 
Abgaben — im Verhältniffe ($ 3) zu den der Groß: oder der Mittelihifaht 
auf den Einzelitreden gebotenen Vorteilen — an die Stelle des Landei: 
rechtes. Statt duch Zufchläge, welche alle?) Steuerpflichtigen träfen, würden 
der laufende und der einmalige Bedarf der Schiffahrtsſtraßen nur dur 
die beteiligten Betriebe — unter grundjäßlicher Freilaſſung ($ 5) def 
Kleinſchiffahrt — aufgebracht; die Abgaben '?) würden nad) dem Werte der 
Büter und der mit ihrer Verfrachtung verbundenen Gefahr abgeftuft, unbeſchade 
des Schutzes der '”) inländijhen Erzeugung gegenüber der Einfuhr aus dm 
Auslande. 

Erft nah’! Jahrzehnten kann die Wafferbauverwaltung (3 2) da 
Schiffahrtserfolg von Tylußregulierungen genauer feftitellen; auch zuilt 
de3 BGB. 3 198 wären aljo Abgaben ſelbſt für weiter zurüdliegende er 
wendungen noch nicht verjährt. Nur duch Anrechnung letzterer ermöglidt 14 
die förderung der Sciffahrtöverbefferung auf den verfehrsärmeren oberen 
Streden und der allmähliche Ausbau des Waſſerſtraßennetzes unter Heranziehun 
der Ueberſchüſſe der verfehräreicheren unteren Streden. Was dem Unterart 
des Maines'?) und des Nedars'!) bereit3 zugefichert ift, müßte aud den 
Oberrhein, '?) den übrigen jchiffbaren Zuflüffen des Rheins, der Werra, dea 
Hunte, der Elde und der fächltichen Saale (allenfalls mit Abzweigung bi 
Leipzig), ſchließlich ſelbſt den geplanten Schiffahrtsftraßen von Hannover je 
Elbe, ferner vom Maine und vom Nedar zur!) Donau, durch bie Stadt 
verträge, die erft auf Grund des Reichsgeſetzes endgültig abgeichloffen wer“ 
fönnen, in abjehbarer Zeit erreichbar gemacht werden. Durch die ſich ı® 
ſchließenden“) Abmadhungen mit Oeſterreich-Ungarn,“) Quremburg, Belga 
Holland und befonders der’) Schweiz könnten wohl Sciffahrtsftragen von d 
Donau zur Oder und!) Elbe (Moldau), von Krefeld '*) nad) Antwerpen, W 
Wafferbilfig über Quremburg nah Longroy, auch vom Bodenjee wenigſtens na 
Bafel fichergeftellt werden, jo daß jelbit während eines Seekriegs der Gütern 
taujch, namentlich die?*) Vebensmittel:Einfuhr, aufrecht erhalten bliebe. Ber 
in diefem Sinne Preußen fih damit begnügt, aus den innerhalb jeines GeirE 
zu erhebenden „Gebühren“ Dedung nur für die Verbefferung und den laufen‘ 
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Berkehrs-Weberfigjt. 


sugen: m’ — Zaufend Dark; = Taufend Tonnen; m“ = Million Marl; tk“ 


1 — ade 594 db. preuß. —* 


. f. Binnenſchiffahrt 1905 ©. 68. 


Hauſes 04/6, 
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— Million Tonnentilometer; 


Rommifiionsberidt zur Wafferfttapen-Borlage 8.1 B3Bin 68 — 
bg. 5öt — Berb, d. preuß. Abg.⸗Hauſes 05/06 S. 55 











Der Rheinabgabenverband (im Sinne des preufifchen!®) ' Vorſchlags) 
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Dberrheiniihe Gegenvorfdläge: I) Doppelte Abgaben für ) Seeſchiffe, ſobald A bis Köln auf 

m bleibend vertieft, wozu außer den 21 Mil. M. (Spalte 3) vorerjt mindejtend noch 20 671300 M., 

brlich ale 3’/5%% hieraus Spalte 6) weitere 723500, aljo im ganzen 2102500 M (Spalte 9) zu 

tiwenden wären; dreifache für '" d. Lahn J, ſechsfache für *) Moſel u. Saar N u. O, dagegen, folange 
ht auch bis Straßburg") das Fahrwaſſer bleibend auf 2,5 m vertieft fein wird: 

Il: feine Abnaben E u. F, höch ſtenot) 


ID) auf dem Rhein ober Mainz") E, Fu.G höchſtens ein WBiertel, oder |? für ©, doppelte aber für s, E,L, 
| fobald auf 25 m vertieft: 
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+) Nah ben Berehnungen Q. 8 und T träfen — ftatt ber 697 000 M. oben B 23 — auf den Main nur 665 600 M. 
{ an den Rorinabgaben (Spalte 3 A—Di, 82 km K : 875 km D — 1445 (K 221: 665,6. Doch lit der Anteil dee Main 
er Zahn an fragliden Rhelnabgaben deshalb ein größerer, weil ihr Hauptverfebr bei weiten nicht ble gauzen 82 biw. 142 km 
Auft, fondern ich auf Die nur je 33 km langen Streden Buftavaberg Frankfurt und OberlahnfteinsDieg beſchränkt. 


° Der Abrundung balber mußte der Jabreszufhun N 5 und 8 um 36000 (von 735 auf 69%) und der O 5 unb 8 
5400 (von 284 000 auf 268 600) M, gemindert werden, unter Aum. 12. 
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Unterhalt der natürlichen Wafferftraßen zu erlangen, dann darf die Nachwelt 
dem $ 19 des preußilchen Geſetzes vom 1. April 1905 nicht die Anerkennung 
veriagen, dab die Anregung von Schiffahrtsabgaben jelbft über die 
Reichsgrenzen hinaus ſegensreich wirkte, wiewohl fie urſprünglich gewiß 
nur von agrariſchen“) Beſtrebungen ausging. 

» In den 50 Mil. Mt. (A 2, Komm.-Ber. 242) find inbegriffen die Koſten für Ber: 
tiefung des Niederrheind auf 3 m, jelbjt in der Zeit vom Oftober bi8 März, nicht aber 
auc die fiir Regulierung der Waal (bei Thiel, Holland), wo nicht jelten fogar die 
Binnenidiffahrt ſtoct Wie bis Stettin und Königsberg, tft bis Amfterdam, Antwerpen 
und Rotterdam das Fahrwaſſer auf 7 m vertieft Binnenfciffe laden nur auf 2,40 m 
(Ztſchr. Binnenih. 1905 ©. 74 Anm, 1%) und höchſtens 2400 Tonnen (Komm.:Ber. 59 
des preuß. Abg⸗H. 1905 ©. 173). Den Häfen oberhalb Kölns genügen ald Fahrmwafler: 
tiefe vollauf 3 m (Dr. Emmingbaus in Frankf. Ztg vom 24. April 1907). Vorteil von der 
Vertiefung des Rheins bis auf 4 m. Niederwafler hätte außer den Betrol-, Kolonial- 
waren: und @etreidegeihäften in Köln, Mülheim, Düfjeldorf, Neuß, Krefeld, Weiel und 
Emmerih nur das Ruhr-Revier durch billigeren Erzbezug aus Schweden (unten 
Anm. 12) und Spanien, Kohlen und Eijenabjag nah Belgien und Holland (A 20, 21 
ber „Ueberficht*). Die Koiten einer 3 m überichreitenden Bertiefung der Fahrrinne in 
Preußen und Holland müßten alfo ausichlieflih von den Seeſchiffen durh nötigenfalls 
4 mal höhere Abgaben aufgebraht werden (Wejepentwurf $ 4; @egenvorichlag I u. II: 
A 22b u. 2c) Es ſcheint nicht ausgeihlofien. dab Holland, ohne für jeine Waſſer— 
ftraßen Abgaben einzuführen, dem deutſchen Rheinabgabenverband (unten Anm. 14) 
die Bertiefung der Waal überläht. Wenn alfo für die im Auslande gelegenen 128 km 
big Wotterdam, 160 bis Amiterdam und 228 bis Antwerpen feinerlei Schiffahrts— 
abgaben in Anſatz fommen, jo darf umjo eher der doppelte Say für die 184 km ber 
deutihen Anfangsitrede A erhoben werden. 

) Zur durchichnittlichen Bertiefung des Fahrwaſſers um 23 cm (Brief des Geb. 
Oberbaurats Fr. Kange vom 31. Auguſt 1905) mußten auf den 375 km von der holländıichen 
Grenze (Xobith) bis Biebrih Felſen zwiichen St. Goar und Bingen geiprengt, Stroms 
fpaltungen im Niederrhein und bejonderd (Anm. 16. zwiichen Geifenheim und Eltville 
beieitigt, auch ſonſt Brundichwellen, Buhnen und Längswerke errichtet werden. Wenn 
vorweg 50 ’o „für den hierdurch entitandenen Grundbeſitz“, für Uferihup, landwirtichafts 
lihe und namentlih geiundbeitlihe Zwede („Der Rheinitrom“ 1839, Ernit und Korn, 
Berlin ©. 233; Komm-Ber 173, 286; Abg «D. 1905/06 ©. 5511, 5521) in Abzug fommen, 
jo waren hierzu a) von 1834— 1870 volle 67’/s, b) Seitdem aber mindejtend 22°4, im 
ganzen alſo W Millionen Markt (D 2) nötig. Landesüblihe Zinfen find jeit Juni 1907 
wieder 4°, während das preuß. Wafleritraßengejeg vom 1. April 1905 88 2 ff. noch mit 
3!20/0 (Weberfiht Spalte 6 und Gegenvoriclag I) zu rechnen ſchien. Diele 4% aus 
90 Millionen Mark betragen 3 600 000 DE; hierzu fommen für Baggerung und fonitige 
laufende Unterhaltung auf das Kilometer durdichnittlich 3H00 Mi. (Spalte 7) jährlich, 
alio (D 8) 1,312500 ME., wobei die 30 km befjiiche Uferhälfte Bingen-Biebrih (Mom- 
bat) — abweihend vom Komm.-Ber. 286 Spalte 5 — vol! mitgezäblt find; alſo fönnten 
4912500 ME. Abgaben auf diefen 375 km nad reichsgeſetzlicher Ermächtigung (@ei: 
Entwurf $ 8) erhoben werden, ferner nah erfolgreiher Verwendung der vorerit 
vorgeicbenen 21 Mill. Mark (Ueberfiht A 3) ald 4% hieraus weitere BIUOOU Mi. oder 
(die Ueberiicht* kommt bei 3'/. %o Binien in D 22 auf nur 5 605 000 ME.) im ganzen 
5 752500 Dit, jodann nah erfolgreicher Verwendung weiterer 29812500 Mt, wenn 
etwa um nochmals im ganzen 20 em (Ger-Entw. $ 2e) jeit 1906 das Fahrwaſſer vertieft 
worden wäre, als 4° hieraus nochmals 119250U Mi. oder (Ueberiiht D 22b, Gegen- 
vorihlag I) im ganzen 6 945 000 Mi. Statt der 50 000 000 Mi. obige Anm. 3) hätten 
alio dann HU 812500 Mi. einmalig verwendet werden müſſen. 

®) Oberhalb Mainz wurden zur VBerbefierung der Schiffahrt, wenn, wie bei 
Anmerkung 4, vorweg 50° für jonftige mitverfolgte Zwede in Abzug fommen, mindeitens 
3 Millionen Mark (Ueberſicht E u. F 2) verwendet, zwiihen Sondernheim und Straßburg 
(G} aus den laufenden Unterhaltäfrediten Spalte 7 u. 8) etwa 500000 ME. feit 1893 
für Baggerung, wodurd jedod itet? mur für wenige Wochen ein Erfolg erreicht 
wurde. Für Baggerung abwärts Sondernheim follen aus den Srediten für den 
I. Berjuch der OberrheinsRegulierung (Anm 6) einmalig 52800 ME. verwendet werben 
(LU. — Landesausihuhverh. Eljahst. 1902 Bd. II ©. 312). 
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9) „Biel“ der Rhein-Requlierung (Ann. d. D. Reichs 1905 ©. 494) Sondern— 
beim-Straßburg ift zufolge Art. II des Staatövertragd vom 23 November 1901 
„Ausbildung eines geregelten Fahrwaſſers, welches bei einen Waflerftande von 2 m am 
Straßburger Hegel noch eine Tiefe von 2m auf den jeihteften Stellen Bieter”. 
Ohne (Art. XI) „die Bervollftfändigumg einzelner Werke, welche der Stroms 
verhältnifie wegen nicht in vollem Umfange ausgeführt werden konnten“, jowie ohne 
„die zur Ausbildung der angeitrebten Fahrwaſſertieſe noch erforderlihen Daher 
nahmen“ (LU. 1902 Bd. II S. 813) find die Beriuhe der erften 14 Jahıe (LM. 1902 
Bd. II S. 319) auf 13464 080 Mt. berechnet worden. Inzwiſchen ftiegen erheblid die 
Steinpreife und die Arbeitälöhne (LA. 1907 Drudiahe 108 ©. 6. 12:5 ob 29 Mill Mark 
zur Vertiefung des Oberrheins auf den — Stand am Straßburger Pegel, 
wodurch übrigens noch lange nicht dieſelbe Fahrwaſſertiefe wie bi Mannheim (Kticr. 
f. gei. Waſſerwirtſchaft 1907 S 18; Ziſchr. Binnenih. 1905 ©. 74) erreicht würde, ein— 
Ichließlih obiger „Bervollitändigungen* und Nahbaggerungen ausreichen 
und ob überhaupt mittel® der Regulierung eine bleibende Vertiefung des Fahrwaſſers 
troß der wandelnden Schiebmafjen zu erreichen iſt, läßt fich mit einiger VBersälligkeit 
jedenfalld nicht vor *ı Ablauf des III. Baujahres (Bertragsart. IIl*) beurteilen ; Ztichr. Binnen— 
ichiffahrt 1905 S. 70, 75 Anm. 18; Btichr. f. geiamte Wafjerwirtichaft 1907 S 18) Zur 
Fertigitellung des Werkes verpflichtete fich fein Ujeritaat; vielmehr bleibt fterS Art. III 
des Nachtrags vom 2%. November 1901, bad. GBOBl. 1906 ©. 84) „der Vollzug 
der Uebereinkunft bedingt durch die nah der Staatsverfaſſung erforderliche Ber 
willigung der bereit zu ftellenden Mittel“. 

. Die Regulierung des Mittel- und des Niederrheins bietet erfahrung 
gemiäk keinerlei Schwierigteiten; die des EC berrheins entzieht fi) aber in Ermangelung 
von Präzedenzfällen (Ztichr. Binnenich. 69 Anm. 19) jeder Beranichlagung. Die Unter 
haltung eines Kanals würde, wie auf Main und Nedar (J, K 7), für das Nilometer 
jährlih faum 2000 Dit. koften und einen ununterbiohen gleihmähigen Waſierſand 
fihern; die „Unterhaltung“ der Oberrbeinreguiierung wurde dagegen vom + Wafferbaus 
direftior Willgerodt (RA. 12 Bd IT ©. 293, 318) auf jährlich mindeitens 5100 Wit. für 
das Kilometer „geihäpt“ (für die 58,2 reich8länd «bad. Kilometer auf 2 mal 11000 Mt), 
fie könnte aber wegen der Bervollftändigungsd- und Nadarbeiten (oben 61 
beionderd nah jhädigenden Hochwaſſern auch das ZU fahhe koiten. 

9%, Preußen bot den Südſtaaten die Einbeziehung ded Oberrheins jelbit bis 
Bajel (unten Anm. 14) in den Abgabenverband an; fie fünnte für Mitteliciffabrt 
wie auf Mojel und Saar, für rund 660 Tonnen, NO4 der lleberjiht) nur mittels des 

eitentanals StrakburgMülbaujen-Hüningen oder Kehl-Lahr-Iſtein ertragbringenz 
der erfolgen; denn bei dem jtarten Kohlenverbrauche (wegen des zunehmenden Gefälles) 
würde höditens für Stüdgut und leichtentzündliche Stoffe (leberſicht 17) die Rhein fracht 
billiger al® die Bahnfradt (RU. Drudi. 108 für 1907 ©. 16); nad) der Ernte fintt der 
Rbeinitand, jo daß die Betreidefradht Ueberſicht 18) kaum noch in Betracht fäme. 
Gleihwohl verlangt die Schweiz noch für Radichlepper von 23 m Breite den Bau einer 
Schleuſe, die 3 bis 5 Mill. DIE. kofter (X. 1907 Drudi 108 ©. 18, 37), bei jedem Auf— 
ftau für ein Eleftrizitätswert (Kembs-Fitein, Niffer-Rheinweiler uim.). 

?) Hefien legt Wert auf Verlängerung der Lahnkanaliſation (Komm-Ber 225 f., 
228, 231, 254, 257, 341ı bis Gießen. 

‚, Für die Mainkanalijation verwendeten (Anm. 14) bis Offenbadh Preußen und 
Helien 9 Mill. ME. und find (ohne die Häfen Hanau und Aſchaffenburg) noch zu vers 
wenden: bon Preußen 3880 000 Mt bis Hanau und von Bayern 9 2U0 600 ME. (preuß. 
Abg ⸗Haus 1905 ©. 4512; Staatövertrag dom 21. April 1906). Für den Grunderwerb 

um Umfchlaghafen Aſchaffenburg, der mit Bahnanichluß 14’ Mill. ME. koftet, iſt die 
r Rate bereits von den bayer. Kammern bewilligt (Stenogr. Verh. d. bayer. Abg =D. 1905/06 
B.IV S Billf.. 

in Für die Neckarkanaliſation berechnete Württemberg auf der Heilbronner 
Konferenz (Juni 1907) jährlih 1 056 000 ME, ftatt 936000 Mk. der Ueberiicht 1,9; wenn 
fih die Moiel und die Saar bei 3fah ſtärkerem Berkehr (leberjicht Spalte 14) mit 
Mittelichiffahrt für rund 600 Tonnen begnügt, troßdem dort 6 mal höhere Abgaben in 
Ausſicht ftehen, fo müflen fich dem Abgabenverband gegenüber hiermit au die Neckar— 
Beteiligten beicheiden, jelbft wenn auf dem Nedar (Gegenvorſchlag II) noch einmal jo hohe 
Abgaben, ald auf dem Mittelrhein erhoben werden jollten. Vorbehalten bliebe die Fort— 
zablung des AZuichufles des Abgabenverbandes nah planmäßiger Tilgung der für die 
Unterjtreden (KL 3) aufzunehmenden Anleihen behufs der Verlängerung der Kanalijation 
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bes Nedars bis Cannftatt (Mbzweigung zur Rems und Donau bei Dillingen?) und ber 
des Main (zunächſt wenigitend bis Marktbreit; Abzweigung über Nürnberg zur Donau 
bei Steppberg, unten Anm. 14; aber, „Dentichrift über Berbeflerung der Schiffbarteit 
der bayer. Donau“ 1905). 

1, Die Annahme, dad Reich Sland würde außer feiner Mojelitrede auch noch 
!s der Koften ber preuß. Strede übernehmen (Komm.Ber. 226, 266, 341; vgl. „Annalen 
d. D. Reichs“ 1907 ©. 339), trifft durhaus nicht zu (RU. 1907 Drudi. 108 ©. 237.) 
Die Ertrag a der Mojeltanalifation hängt ab a) von der Verminderung 
der Erzeinfuhr (oben Anm. 3) aus Shmweden (Ann. d.D.R. 1907 ©. 324, Komm.-Ber. 
227) und b) namentlich von der Kolszufuhr aus dem Ruhrrevier, deren Fortdauer der 
preußiſche Minifter der dff. Arbeiten vom 19. November 1906 (LA. 1907 Drudi. 108 
©. 25) wegen der Funde von Rofäfohlen in Lothringen (Ann d. D. R. 1W7 S 325, 
336) bezweifelt. Nur ein Teil der Kotszufuhr könnte fi der Waflerftraße bedienen, da 
Kols ein mehrmalige® Umladen nicht vertragen. Die Mojel- und die Saarlanalifation 
hängt aljo hauptſächlich auch noch von der wenigitens 3'/ oigen Berzinjung jener rund 
30 Millionen Markt ab, wofür bisher das Reichsland, Quremburg und die Bergwerks— wie 
Hodhofenbefiger nicht fich verpflichteten. Für den Fall aljo, daß trog 6 mal höherer Ab- 

aben, als je auf dem Mittel und Niederrhein für Binnenidiffe eingeführt werden 
önnen (,durchſchnittl. 0,25 Big. für Tonne und Kilometer, jelbit von Kos und Erzen”, 
Btichr. f. gel. Waſſerwirtſch. 1907 S. 113) nicht einmal 3". der bezügliden Baukoſten 
verzinft würden, machen die Vertreter von Lothringen und den angrenzenden preußiſchen 
Gegenden ihre Mitwirkung zur reichögejeglihen Ermädtigung (f. Geſetzesvorſchlag) ins 
befondere aud; davon abhängig, dab der Rheinabgabenverband, wie für den Unterlauf 
bed Maind und des Nedard (obige Anm. 10, 11), für den Oberrhein (Anm 6,7) und 
wohl aud die Lahn (Anm. 9), ebenjo für Mofel und Saar bie 3’. oige Verziniung 
ded nicht anderweit gededten Bauaufwandes (Anm. 2, übernimmt. infolge jtärferen 
Verkehrs (Ueberſicht 14) dürften aber Mojel und Saar auf einen Zuihuß aus dem Ber- 
bande für Unterhalt und Betrieb (Ueberfiht 7, 8) verzichten können. 

1, In Spalte 3 find borweg abgerehnet VBorausleiftungen der Gruben, 
der Fabrikbefiger, jonitiger Beterligter, der Städte und höheren Kommunalverbände, aud 
der Kapitaldanichlag der bei den Schleufen (Ztichr. Binn. 1905 ©. 71, 79) zu gewinnenden 
Kräfte; auh Baden wird wie Heſſen (bei Wimpfen) ſolche unentgeltlih dem Unter: 
nehmer der Nedarlfanalijation überlafien müflen. Im Interefie der Gleich berechtigung 
der einzelnen Streden wurde für den Nieders, den Oberrhein, Main, Nedar und Mofel 
vorläufig der gleiche Yulaub in Anjap gebradt; die hoffentlih auf den betreffenden 
Streden eintretenden ehbreinnahmen würden jelbjtredend auch höhere Ber- 
wenbungen zur folge haben. 

14) Den Uferftaaten würden von den jeitberigen Berwendungen (Spalte 2a) 
awar auch die für Kanalifierung (K. Mainz-Offenbach) durch 3. "oige Verzinſung 
Spalte 6) vergütet, die für bloße Regulierung aber, weil zumeijt in frübere 

abhrzehnte (Komm.-Ber 176, 242, preuß. Abg-H. 1906 ©. 5511, 5518) zurüdreichend, 
nur le Anm. 4, unten Anm. 18) zur Rectfertigung einer Abgabenerböbung ange- 
rechnet, welde nicht der Staatsfafje zu beliebiger, freier Verfügung zurüdfließt, vielmehr 
ihrem vollen Betrage nah (Genehmigung des Bundesrats? ſ. Gej-Entw. $ 8) nur 
anderen in= oder jelbjt reih3ausländiihen Streden besielben Stromgebieted (oder 
„weiteren Verbandes“, Ueberſicht P) ausichliehlic zur Verbeſſerung der Schiffahrt zugute 
fommt. Hierbei ift niht nur an den Unterlauf in den Niederlanden (obige Anm. 3), 
fondern aud an den Rhein - Oberlauf (oben Anm. 8) jelbft über Bajel hinauf gedadıt. 
Einem anderen Ranale, ald einem Seite nkanale (Anm 6—12), aljo einer Schiffahrt# 
ftraße vom Rhein zur Donau (Anm 11) oder zur Maas (Niers) würde dagegen nur 
zufolge eines Reichsgeſetzes vom Stromverbande ein Zuihuß gewährt werdet dürfen. 

») Für die Rheinftrede Mainz- Mannheim würden im Sinne bed preuß. 
Vorihlagd nad dem Einheitstarife des ganzen Stromgebiet? jährlih 69% 000 Mt. 
Abgaben (lleberfiht E 22) erhoben, aber faum je mehr als 167500 Mt. (E 9) verwendet, 
alſo jährlih 527500 Mt. erübrigt werden, was nicht dem nterefie der Pfalz, Badens 
und Heſſens entipridt. Auf diejer erften Strede außerhalb des preuß. Staatögebietes 
müſſen deshalb die Abgaben jedenfalld (Gegenvorichlag I) auf ein Biertel (173 750 ME, 
E 22b) ermäßigt werden, wobei immer noch 6250 ME. (E 10b) erübrigt würden; 
vielleicht ziehen die betreffenden Uferftaaten vor, dort und auf der Strede F (bi& Sondern- 
beim) überhaupt feine Abgaben zu erheben, vielmehr, wie bisher, aus dem Ertrage der 
allenfall® zu erhöhenden unmittelbaren Staatsfteuern, den Stromelinterhalt zu beitreiten 
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(Gegenvorfhtag II; unten Anm. 23, 8 IT. Preußen wird von Reichs wegen faum 
verwehrt werden, den auf jeiner Rheinftrede (D 10) allenfalld erzielten Abgaben- 
überſchuß von jährlih 3557 500 Mi. dem Oberrhein und den Zuflüffen (F mit O Spalte 11) 
—— die Häfen Ludwigshafen und Mannheim verlieren aber ohnehin infolge der 

chiffahrtsverbeſſerung auf den Rheinzuflüſſen und einer bleibenden Vertiefung 
(Anm. 7) des Oberrheins, falls es je hierzu ernſtlich kommt, vom Zwiſchenhandel 
ſoviel, daß dem Mittelrhein ein Opfer zur Förderung des Wettbewerbes nicht zugemutet 
werden faun. 

ie) Eher müſſen für die Strecke Köln-Mainz die Abgaben auf die Hälfte oder 
jedenfalld auf *« (Gegenvorſchlag IL, C 22c) ker Par werden; denn troß aller Fort⸗ 
jegung der Rheinregulierung (obige Anm. 4) Getienheim-Eitville können faum je mehr 
als * der Abgaben des Einheitstariiß für die 191 km Köln-Mainz Verwendung finden. 

") Ohne ſehr erhebliche Ausgleihszufhüfle des Reihe, wofür ſchwerlich je 
Dedungsmittel verfügbar find, eriheint ein Einheitötarif für alle Stromgebiete des 
Deutihen Reiches, worauf 1905 (Komm.+Ber. 176, 242) angejpielt wurde, undenkbar. 
Aber jelbft für ein ganzes Stromgebiet ſamt Zuflüffen ift ein Einheitstarif 
nur erreihbar, wenn alle beteiligten Staaten, wie e8 bei der Weſer der Fall zu jein 
icheint, zuftimmen und gleihmäkig an den Borteilen teilnehmen. Hinſichtlich der 
Elbe und des Rheins iſt leptered nicht der Fall; wie Sadien betreffs der Elbe, würden 
unter allen Umſtänden, felbt nad dem Gegenvorichlag IL, Mannheim und Ludwig 
bajen, wenn nur die dortige Ein- und Abfuhr (Meberfiht Spalte 12—13 und 
12b—13b) ober der Hafen verkehr ald entſcheidendes Merfmal angenommen wird, den 
größeren Teil der Einheitdabgaben tragen müfjen. 

Alfo mag es Preußen unbenommen bleiben, für jeine Rheinftreden, jelbit ohne 
Unterſchied zwilhen See- und Binnenihiffahrt (obige Anm. 3 und 4; Abg.-H. 1906. 
©. 5526, Komm.-Ber. 176, 241) eine einzige Strombautafje zu ſchaffen; allein zugleich für 
Lahn, Mojel u. Saar wird es denn doch den Einheitötarif ded Rheines nie einführen 
(obige Anm. 9, 12). res beitände vollswirtſchaftlich ein ausreihender Grund 
Baden, Hejien und Bayern die Erhebung von Abgaben fürihre eigenen Streden nad) dem 
preuß. Tarife aufzudrängen. (E, F 22 e). 

Preußen mag ed genügen, die übrigen Uferftaaten dazu (Geſ.Entw. $ 11) zu 
verpflichten, daß fie für preußiihe Rechnung die Abgaben, welche auf die preuß. oder 
Berbandsjtreden treffen, beim Ausladen der Güter (Komm.-Ber. 175) nötigenfalls 
———— erheben laſſen. Died wird jedoch Preußen nur dann erreihen, wenn es 

en ganzen Ueberſchuß jeiner Nheinftrede dem Oberrheine und den Rheinzuflüfien( Leber» 
fiht G—P 11c, @egenvorihlag Il, obige Anm. 14) behufs bleibender gleihmäßiger 
Vertiefung des Fahrwaſſers zumenbet. 

) Alſo muß der preukiicherjeitd in WAusfiht genommene Wbgabenverband 
anfänglih zwar faum die Hälfte der Abgaben (Ueberficht 22), jobald aber die Stromver⸗ 
befierungen (Spalte 6) aud nur zur Hälfte durdgeführt fein werden, Abgaben von durch—⸗ 
ihnittlim 0,09 Pig. auf Tonne und Kilometer (Spalte 22) erheben (Komm.-Ber. 171 ‚241; 
preuß. Abg.H. 1906 ©. 5511, 5522). Die Höchitiäge der einzelnen Streden würden zweck⸗ 
mäßiger durh ein Reichs geſetz feitgelegt! Auf den Kanälen beftehen zumeift bloß 
3 ZTarifllafien (Komm.-Ber. 49, im Reichslande jogar zurzeit erft eine. Neihtentzünd- 
liche Stoffe zahlen regelmäßig aud auf den Bahnen die höch ſten Sätze (Meberfiht 17); 
aldann oder in zweiter Reihe kämen jofort Getreide nnd Hülſenfrüchte KKomm.⸗Ber. 173, 
242, 264), namentlih de3 Auslandes (Komm.Ber. 162, 29, 99, preuß. Abg«H. 1906 
S. 5515). Die Abgabeauf®etreidebetrüge durdichnittlih 0,31 Pfg., wenn inländiiches 
aud nur 0,04 Pig. entrichtet, aber dreimal mehr ausländiihed mit 0,4 Pig. (aſo zw 
fammen 1,20 Pig.) eingeht + — 0,31). 

*) Auch auf den Konferenzen zu Nürnberg und (Juni 1907) Heilbronn wurden 
rechtsverbindliche Beihlüffe noch nicht gefaht, die Tarifllaffen und -Säthze zwar bes 
fproden, aber nod nicht endgültig feitgelegt. Die Tonnenzahl der Ueberfiht (Spalte 17 
bi 22) beruht auf den Durdichnitten der Jahre 1904 und 1905 **) der „Statiftit der Güter— 
bewequng aufdeutihen Eijenbahnen“ und des „Zahresberichtes der Zentraltommiijion 
für Rheinjhiffahrt*, Ziſchr. Binnenihiff.1905 ©. 68 ff., Tilled „KRanalilierung der Saar” 
(1904). Abgaben werden jedenfalls, wie auf dem Maine (Komm.Ber. 176,243, preuß. Abg-H. 
1906 ©. 5511) nur von Fahrzeugen erhoben, für welche erft durch die Berwendungen 
(Ueberjiht 2—6) die Strede fahrbar wird, aljo weder für Flöhe, noch Kähne unter 200 
Tonnen. Da bauptjählih nur die Klein ſchiffahrt Steine, Sand, Lehm und Erde be— 
fördert, jo famen hier nur Borzellanerde u. behauene Baufteine in Anjap. 
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1, Es ericheint nicht ausgeſchloſſen, eher wahrſcheinlich, daß namentlich auf bem **) 
Main, wo 1905 ſchon 2! Mill. (ohne Flößeı verkehrten und dem Nedar mehr Tonnen 
nad Sertigfteltung ber Kanalifierung beiörbert werden, al& im der lleberfiht angenommen 
wurde. Anderſeits fünnte aber auch eine Steigerung der Bau- und der Unterhaltskoſten 
(Spalten 8, T und 8; obige Unm. T) eintreten, ferner Nachläſſe bei der Ausjuhr von Kohlen, 
Eijen und Getreide bejonder® nad) der Schweiz behufs des Wettbewerbs mit ausländiihen 
Häfen und Bahnen. Wenn auch inländiihes Hol; Salz und Flahs uſw. in bie 
niederjte Tariftlafje eingereigt find, jo dürfte doch der Ausfall dur höhere Tarifierung 
der Stüdgüter fih auögleihen. Im großen und ganzen eignet fi daher troß aller 
Unvolltommenheiten und Abrundungen die „Ueberfiht*, ſolange nicht die Regierungen 
amtliche Material veröffentlihen (auf Grund der zurzeit noch nicht befaunten Verkehré— 
—— für 1906), zu Gegenvorſchlägen und als Grundlage einer vorbereitenden Ge— 
ſehesſtizze. 

— *) Grubenholz (aus den Vogeſen, vom Schwarzwald uim.), Salz (vom Nedar und 
aus Baden ui), Erze (bei. von der Mojel, Ueberfiht N 21), Eifen und Kohlen verkehren 
regelmäßig nicht bis oder von der Bart ara auf der ganzen Strede A C, jondern 
nur bi8 oder vom Ruhrrevier, alio 72 km (= 375-303 oder 442—340) weniger. 
Hierauf beruht in den Zeilen Q, S u. T der Unterſchied zwiſchen den Spalten 17, 18 
einerieit3 und 19—21 anderfeits. 

28) Bufolge des Gegenvorichlags II braudte Baden dem Rheinabgabenverbande 
für feine eigenen Rheinftreden nicht beizutreten, wenn die Berbeflerung der Schiffahrt 
zwiihen Sondernheim und Straßburg (obige Anm. 15, 6und T)nur auf bayeriihem 
und reichsländiſchen Gebiete erfolgte. 

2, Prof. Otto Mayer in Ann. bed D. Neihs 1907 Heft 1; „Kritiiche Be: 
merlungen“ ulm. (J. €. B. Mohr, Tübingen 1907); Btihr F. gelamte Staats: 
wijjenihaften LXII ©. 13, 220; preuß Berwaltungs®blatt XXVII ©. 283; 
Brof.Laband*) und Gothein in der jeitens der Handelöfammer Mannheim berau: 
gegebenen „Abmwehrtundgebung gegen Wiedereinführung von Schijfabrtsabgaben” 
vom 16. Februar 1907 (79 Seiten; der Bürgermeiiter von Straßburg entbielt fid 
©. 68 der Abitimmung!). Die Wochenihrift „Der Rhein“ zu Duisburg 1907 ©. 197 
empfiehlt PBiloty „Das Recht der Schiffahrtsabgaben (bei Laupp in Tübingen, 
Juli 1907). Inzwiſchen erörterten Prof. Birmingbaus, Syndik. der Handelskammer 
Köln, die Aheinihiffahbrtdabgaben in Bd. XXXIV Heft 3 der „Jahrbücher für 
Nationalötonomie und Statiſtik“ jowie Dr. U. Arndt (bei Häring in Berlin), „in melden 
Fällen und bis zu welcher Höhe Schiifahrtsabgaben zulälfig find“; vgl preuß. 
Abg.-H. vom 18. April 1907 u. Prof. Zaband*) im „Arhiv f. öff. R.” XXL 4 

er Seite f. g. Waflerwirtihaft 1907, ©. 120; Le Mehin (zu Mes) vom 20. Juni 
1907 S. 141; Wodenicrift „Das Rheinſchiff“ zu Mannheim 1907 Nr. 14, Landauer 
Unzeiger 1907 Nr. 175 und 239. 

2%) Verh. d. deutichen Reichſtags vom 30. April 1907. 

) Der Main mißt mit den noch nicht abgefürzten frümmungen vor Aſchaffen- 
burb 87 km, die preuß. Rheinjtrede 375 nur mit den 15 km idiffbaren Altrheinen oder 
Übzmweigungen (Ueberfiht K, D). 


"Nachtrag zu 20 u. 21. Rheinverkehr 1906: Kilotonnen Zufuhr zu Berg 
19351 und zu Tal 4710, Abfuhr 6691 u. 7768 (mit Flößen); Mainverkehr: Zufuhr 1998, 
Abfuhr 915 (mit Flößen); Redarvertehr: Zufuhr 112 (mittels Kette), Abfuhr 165 (Segel 
ihiffe). Inbegriffen in der Rheinzufuhr 1906: Getreide 3040, Koblen 5811, Betrol 
315, verarbeitetes Eiſen 125; in Rheinabfuhr: Getreide 196, Kohlen 10524, 
Betrol 27 mit der Bahn. Kohlen verjandt aus dem Rubrrevier 1906: nah Bayern 
r. d. Rh. 719, Baden mit Ludwigshafen 79, Elſaß 33, Lothringen 1974, 
— —— 140, Schweiz 299 und Württemberg 176, ſtets inbegriffen Koke 
und Brifetts. 
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Die finanzielle Belaftung der Gefellfchaften mit be- 
fchränkter Haftung in den einzelnen deutſchen Bundes - 
ſtaaten. 

Von C. Greulich in Berlin. 





(Fortſetzung.) 


Hamburg. 


I. Durch Gele vom 2. Februar 1903 iſt die allgemeine Einkommen— 
fteuer, der das Gejamteinfommen aller phyfiſchen Perjonen und aus finang- 
politiihen Gründen die einheimijchen Aktien und Kommanditgeſellſchaften auf 
Aktien jowie die eingetragenen Genoſſenſchaften unterlagen, auch für die Gejell- 
ſchaften mit beichräntter Haftung eingeführt worden.) 8 1 Abj. 5 des genannten 
Geſetzes beftimmt : 

„Eintommenfteuerpflichtig find: 

5. Ultiengejellihaften, Kommanbditgejellihaften auf Altien, Geſellſchaften mit be— 
ſchränkter Haftung, eingetragene Benofienichaften und rechtöfäbige Vereine, beren 
Zweck auf einen wirtihaftliden Geichäftsbetrieb gerichtet ift, joferne dieſe Perſonen— 
vereinigungen ihren Sig in Hamburg haben.“ 

Die Steuerpflicht erftredt fih auch auf ſolche Geſellſchaften, welche ihren 
Sit außerhalb Hamburgs Haben, aber Eigentümer hamburgiſcher Grundftücde 
find oder in Hamburg eine — * oder eine ſonſtige gewerbliche 
Niederlaſſung unterhalten oder durch daſelbſt wohnende ſtändige Bevollmächtigte 
Geſchäfte betreiben. 

Das Steuerobjekt bilden die Ueberihüffe der Einnahmen über die Aus— 
gaben, ſoweit dieje Ueberſchüſſe ala Aktienzinjen oder Dividenden, gleichviel unter 
welcher Benennung, unter die Mitglieder verteilt werden. Hinzuzurechnen find 
die zur Tilgung der Schulden oder zur Herabjegung des Grund: oder Stamm 
fapital8, zur Verbeſſerung oder Geſchäftserweiterung, ſowie zur Bildung von 
Rejerveionds verwendeten Beträge, ferner der durch Ausgabe neuer Aktien oder 
anderer Geichäftsanteile erzielte Agiogewinn. Nicht fteuerpflichtig find Gewinn- 
anteile, die auf Genußicheine verteilt werden, und Tantiemen; bie legteren unter: 
liegen aber, wie wir weiter unten jehen werden, einer reichögejeglichen Steuer. 

Aa am Wohnfig fteuerpflichtiges Kapitaleintommen find außerdem zu 
verfteuern: die Zinſen, Renten und geldwerten Borteile aus Kapitalforberungen 
jeder Art, insbejondere aus öffentlichen und privaten Schuldverjchreibungen, aus 
Hypotheken, Grundihulden und Rentenſchulden, aus Pfandbriefen und allen 
anderen Wertpapieren, die Dividenden und jonitigen Gemwinnanteile aus Aktien 


) Hamburgiſche Gejege und Berordnungen. Syſtematiſch geordnete Zufammen= 
ftellung mit Anmerkungen von Dr. Albert Wulff. I. Aufl. Hamburg. Otto Meißner 
Berlag 1905. 
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einer Aktiengejellichaft oder einer Kommanditgejellihaft auf Aktien, aus Kuren 
einer Berggewerkſchaft oder anderen Bergwerkögejellihaft, aus einer Beteiligung 
an einer Gejellihaft mit beſchränkter Haftung jowie aus der Kapitaleinlage 
eines ftillen Geſellſchafters. Es macht feinen Unterjchied, ob die zinstragenden 
oder in anderer Weile nugbringenden Kapitalien innerhalb oder außerhalb Ham: 
burg3 belegen find, oder ob da8 Unternehmen, an weldem der Steuerpflichtige 
mit — — beteiligt iſt, innerhalb oder außerhalb Hamburgs be 
trieben wird. 


Die Veranlagung zur Steuer erfolgt auf Grund einer Deklaration der 
Steuerpflihtigen. Der Steuertarif enthält die Einheitsjäge und jährlid wird 
durch einen Beihluß des Senats und der Bürgerjhaft beftimmt, wieviel Ein- 
heitsjäge in der Etatöperiode zur Erhebung gelangen ſollen. Steuerfrei bleibt 
ein Einkommen bis 900 ME. Nah 5 4 des Einkommenfteuergejeges beträgt 
ber Einheitsja der Steuer bei — Jahreseinkommen 


von 900 Mi. bis 1000 Mt. 1.00 Mt, 
für jedes Hundert mehr 


von über 1000 Mt. bi8 2000 Mt. 0.20 Mt. 

“ . 200 „ „ MM „ 040 ,„ 
" „ 3000 „ 4000 „ 055 „ 
> „ #000 „ „ 5000 „ 0.65 „ 
» „ 5000 „ „ 6000 „ 0.80 „ 
pr „ 6000 . 7000 „ 0% „ 
R „WO „ „8000 „ 1.00 „ 
” „ 800 „ „ 10000 „ 105 „ 
a „ 10000 „ „ 1500 „ 110 „ 
. „ 1500 „ „ 20000 „ 115 „ 
” „ 20.000 30 000 1.20 


jodaß der Einheitsjag bei einem Einfommen von 30 000 ME. Eins vom Humbdert 
beträgt. Der Einheitsjag fteigt dann in 20 Einfommenftufen um je 0,01 vom 
Hundert bis auf 1,20 vom Hundert und zwar: 

in 10 Stufen von je 2000 ME. auf 1,10 Prozent bei einem Einkommen 
von 50000 Mt. ; 

in 5 Stufen von je 10000 ME. auf 1,15 Prozent bei einem Einkommen 
von 100000 ME.; 


in 5 Stufen” von je 20000 Mf. auf 1,20 Prozent bei einem Einkommen 
von 200 000 ME. 


Da im Durchſchnitt 6 Einheitsjäge erhoben zu werben pflegen, jo fteli 
die Steuer eine beträchtliche Belaftung der ©. m. b. H. und ber einzelnen Ge 
jellichafter dar, um jo mehr, als beide — voll betroffen werden und ein 
Steuerabzug von der Art, wie wir ihn weiter oben kennen gelernt haben, nicht 
zugelaſſen iſt. 

U. Kommunalſteuern decken ſich in Hamburg mit den Staatsſteuern. 

III. Nach dem hamburgiſchen Geſetze betreffend die Stempelabgabe vom 
11. Dezember 1903 koſten Geſellſchaftsverträge, wenn fie betreffen: 

die Errichtung von Gejellichaften m. b. H., falls das Stammtapital beträgt: 
1. 100000 ME. oder weniger '/s vom Tauſend des Stammtapitals, 
2. mehr als 100000 Mk., aber nidyt mehr ala 300000 ME., 1 vom 

Zaujend des Stammlapitals, 

3. mehr ala 300000 Mk., aber nicht mehr als 500000 ME., 5 vom 

Zaujend des Stammkapitals, 
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4. mehr ala 500000 ME., 10 vom Tauſend bes Stammkapitals; 

die Erhöhung des Stammkapital von ®. m. b. H., falls dasfelbe nach ber 

Erhöhung beträgt: 

1. nicht mehr ala 100000 ME. '/s vom Zaufend des Betrages, um ben 
das Stammkaopital erhöht ift, 

2. mehr als 100000 Mk., aber nicht mehr ala 300000 Mt., 1 vom 

Tauſend des Betrages, um den das Stammtapital erhöht ift, 

3. mehr als 300000 Mk., aber nicht mehr al8 500000 ME., 5 vom 

Tauſend des Betrages, um den das Stammkapital erhöht ift, 

4. mehr ala 500000 ME., 10 vom Zaufend bed Betrages, um ben das 

Stammfapital erhöht ift. 

Wenn jedod die Zwecke der Gejellihaft nicht auf den Gewinn ber Zeil- 
nehmer berechnet find, 2.50 ME. 

Beſchlüſſe über Erhöhung des Grund: oder Stammtapitals Machſchüſſe) 
find wie Verträge hierüber zu verſteuern. Wird das Kapital nicht ſofort voll 
— ſo iſt der Wertſtempel jedesmal von der Teilzahlung zu entrichten. 

t $ 65 bes hamburgiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 29. Dezember 
1899 — an Gebühren erhoben für die Eintragung einer ®. m. b. H. bei 
einem Grund: oder Stammlapital bis zu einer Million Mark 40 ME, 

über eine Million bis zehn Millionen Mark für jede angefangene Million 
10 Mt. mehr, 

über zehn Millionen Mark für jede angefangene Million 100 ‘ME. mehr. 

Dieſelben Säge werden für die Eintragung eines Beichluffes über eine 
Kapitalserhöhung in Höhe der Mehrkoften erhoben, welche entitandben jein würden, 
wenn die frühere Eintragung das erhöhte Kapital zum Gegenftande gehabt Hätte. 

Es werden ferner erhoben: 

für die Eintragung 2 Aenderung in den Perjonen der Geihäftsführer 
einer Gejellichaft m. b. 9. 5 Mk., 

für jede jonftige Eintragung, welche ſich auf eine bereit8 eingetragene Ge- 
ſellſchaft bezieht 20 ME., 

für die auf eine Hrokura bezüglichen Eintragungen in allen Fällen 5 ME. 

IV. Beſondere Hanbeläfammerbeiträge werden nicht erhoben. 


Heſſen. 

I. Die heſſiſche Einkommenſteuer nad dem Geſetze vom 12. Auguſt 1899) 
ift eine allgemeine Einfommenfteuer und ergreift die gefamten Jahreseinkünfte 
ber —2 und nichtphyſiſchen Perſonen. Zu dieſen letzteren zählen auch die 
G. b. H. Als ſteuerbares Einkommen der ſteuerpflichtigen Geſellſchaften 
— bie Ueberſchüſſe der Einnahmen über die Ausgaben, ſoweit fie als 
Dividenden, Gemwinnanteile oder unter einer fonftigen Bezeichnung unter bie 
Mitglieder verteilt oder aus dem Yahresgewinn zur Bildung von Reſervefonds, 
zur Sculdentilgung, zur Amortijation des Grundfapital3 oder zu Verbeſſe— 


!) Geiepfammlung für das Großherzogtum Heſſen 1819—1905. warn 
von Reh, Dr. Heyer und ®ro8. III Bd. 1899—1904. Bd. IV. 1905. Bd. V 1906. 
Mainz 1905. Berlag von J. Diemer. Schanz, Finanzardiv. XVII. Jahrg. 1. Bd. ® 361. 
Dr. Otto Müller, Die Einfommenfteuergeieggebung in den verichtebenen Ländern (Jena, 
®. Fiſcher, 1902) S. 17 ſcheint das Geſetz von 1899 noch nicht gefannt zu haben, benn 
er legt jeinen Angaben das nicht mehr geltende Gejep vom 25. Juni 1895 zugrunde. 
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rungen oder Geichäftserweiterungen verwendet werben. Diejenigen Gefellichaiten, 
welhe im Großherzogtum nicht ihren Sitz haben, verfteuern das Einkommen, 
welches aus im Großherzogtum belegenen Grundbefig oder einem im Großherzog: 
tum betriebenen Gewerbe herrührt, ſoweit diejes Einfommen mindeftens 500 Mt. 
beträgt. Dagegen unterliegen nicht der Steuer bei den Geſellſchaften bie Ge: 
winnanteile, welde Mitglieder ber Borftände und der Auffichtsräte jolcher 
Geſellſchaften als Tantiemen beziehen; die Befteuerung findet Hier bei ben 
Empfangsberechtigten perjönlich ftatt. Hinfichtlich der Gewinnanteile, welche die 
Mitglieder der Vorftände und der Auffichtsräte als mit Kapital beteiligte Mit- 
glieder der Geiellihaften erhalten, greift die Befteuerung bei der Gejellichaft ala 
ſolche Platz. (Art. 2 Abſ. 2, 3 und 4 des Gejeßes und $ 25 der Anweiſung 
zur Ausführung des Goejeges, die allgemeine Einfommenjteuer betr., vom 
12. Auguft 1899.) Die Beranlagungsbehörden legen bei der Berechnung des 
fteuerpflichtigen Eintommens in der Regel die ordnnungsmäßig aufgeftellten 
Bilanzen zugrunde; fie find jedoch befugt, fie auf ihre tatſächliche Richtigkeit 
bin zu prüfen. 

Die Veranlagung der Einkommensteuer wird in zwei Abteilungen vor: 
genommen. In der erften Abteilung werden diejenigen Steuerpflichtigen ver: 
anlagt, die ein Einfommen von 2600 ME. und mehr beziehen, in der zweiten 
die, deren Einfommen unter 2600 ME. beträgt. Auf Grund einer Deklaration 
bes GSteuerpflichtigen findet die Einreihung jeines fteuerpflichtigen Eintommens 
in der erften Abteilung in eine beftimmte Stufe des Steuertarifs, ber einbett: 
lie Steuerjäge enthält, ftatt. Die Eintommenfteuer beträgt: 

bei einem Eintommen von eine bis = Mt. 50.— Mi. Steuer 


* * * * 57 ” - 
* * „ * 3200 * 3600 * 66.— * 
* * * * 3600 * 4000 * 78.— - - 
” * — 4000 ” 4500 ” %n.— ” ” 
* ⸗ * 4500 ” 5000 * 106.— ” ” 
* * 5000 5500 ” 126.— ” - 
* * * 5500 ” 6000 * 144.— * 
— 54 — „ 6000 „ 6500 „160.— . : 
FRE 5 „ 65600 „ 7000 „176.— „ z 
=. — -» 700 „ 750 „1%0.— . ” 
* * * 7500 * 8000 * 210,— * 4— 
* * 8000 8500 ” 230.— ” ” 
es — -» 3500 „ 9000,250 — „ — 
Per = -» 000 „ 500 „270.— „, 5 
Aue: — „ %00 „10000 „20.— „ m 
u . „10000 „11000 „315.— „ e 
—— „11000 „12000 „350.— „. r 


Bei höheren Eintommen bis 34 000 ME. fteigt die Steuer in Stufen von 
1000 zu 1000 ME. um je 35 ME; bei Einkommen bis 41 000 Mk. um je 
40 ME., bei Einfommen bis 80 000 Mk. um je 45 ME., bei allen höheren 
Eintommen um je 50 ME. 

Für die zweite Abteilung gelten im ganzen die gleichen Grundſätze ber 
Feſtſtellung der Steuerpfliht wie in der erften Abteilung; eine Deklarations 
pflicht beiteht hier nicht. Die Einkommenfteuer beträgt in der zweiten Abteilung 
bei einem Einfommen von 

500 bis 600 ME. . . 2 2 2. 3.0 Mt. 


⏑ſ— 1⏑0⏑ 6.00 „ 
„MW „rn 2000 90 „ 
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900 bis 10 ML. . 2.2.2 .. 11.00 Mt. 
1100 7 a nn 1450 „ 
100: A000. 0 1850 , 
15008. 10 2 ee 
1 SO a ee 238.— . 
2000 > 20 > ren 3350 . 


EIG: >: BERND: u 2 re 39.— 

Eine bejonders glüdliche Löſung der heißumſtrittenen Doppelbeitenerungs: 
frage finden wir in Art. 19 Ziff 5 bes Einkommenſteuergeſetzes, der da be— 
ftimmt, daß bei der Einfommensberehnung der gleichfalls der Einfommenfteuer 
unterliegenden Gejellihafter in Abzug gebradjt werden die Gemwinnanteile jeder 
Art aus der Beteiligung an einer fteuerpflichtigen inländiichen Geſellſchaft m. b. 9., 
jedod nur in dem gleichen Verhältnis, nach welchem deren Ueberſchüſſe bereits 
der Einfommenfteuer unterworfen find. Heffen kennt aljo feine Doppelbefteuerung 
der ©. m. b. 9. und ihrer Mitglieder und ebenſowenig eine erhöhte Befteuerung 
des Einkommens der G. m. b. H. wie Preußen. 

Sozujagen als Erjag dafür, als Ergänzungsfteuer zur allgemeinen Ein- 
fommenfteuer erhebt aber Heſſen nad dem Gele vom 12. Auguft 1899 eine 
Vermögensſteuer, welche an die Stelle der bisherigen Grund, Gewerbe: und 
Kapitalrentenfteuer tritt und nad Art. 3 und 4 dieſes Geſetzes das geſamte 
fteuerbare Vermögen der phyſiſchen Perjonen ergreift. Die Gejellichaften als 
ſolche werden von der ftaatlihen Vermögensſteuer nicht getroffen, da fte juriſtiſche 
Perionen find; dagegen wird in Art. 8 Ziff. 2 als fteuerbares Vermögen ber 
phyſiſchen Perſonen der Wert von Geichäftsanteilen der Gejellichaften m. b. 9. 
erflärt. Eine Deklarationspflicht befteht nicht ; die Steuerpflichtigen werden glei 
zeitig mit der Veranlagung zur Einfommenfteuer zur Vermögensſteuer ein= 
geihäßt. Die Steuer ergreift nicht das Vermögen unter 3000 Mk.; fie beträgt 
bei einem Vermögen von 
3000 bi8 4000 Mt. 1.65 ME. jährlich 

30 000 


400 . A für jede angefangenen 1000 Mt. um 0.55 Mt. mehr 
30000 „ 32000 „ 16.50 „ 

32000 „ 60000 , — ẽ 2000 110 
6000 „ 63000, 3.— „ 

63000 „ 0000 „ —F u 1 1 ı ,1656 
90000 „ 00 „ 49.50 „ 

94000 „150000 „ Pre er 40 „ „. 220 „ . 
150 000 „ 156000 „ 3250 „ 

156 000 „ 300000 „ — 6000 „30. .» 
300 000 „310000 „165 — 
mebr ald 300000 , ü 10 000 550 


Wie bei der Einfommenfteuer beftimmt da8 jeweilige Finanzgeſetz, ob dieſe 
Einheitsjäße erhoben oder prozentual erhöht oder ermäßigt werden jollen. 


I. Die Kreie: und Gemeindeumlagen') beftehen in Zuſchlägen zu ben 
direkten Etaatöfteuern ; fie werden erhoben vom Grundbefig, vom Gemwerbebetriebe,”) 
von ber Kapitalrente und vom Einkommen der Steuerpflichtigen. Nichtheſſiſche 


) Das Gemeindeumlagengejeg datiert vom Jahre 1901. In den legten Jahren 
ift von ber Regierung wohl ein neuer grumdlegender Entwurf vorgelegt worden, konnte 
aber bis heute noch nicht verabichiedet werden, weil wejentlihe Meinungsverſchieden heiten 
zwiichen den beiden Ständefammern vorhanden waren. 

) Bid zum Sabre 1899 beitand in Heflen eine ftaatlihe Gewerbeſteuer; im ge— 
nannten Jahre fiel fie weg. Seitbem wird nur noch eine gemeindliche Gewerbeſteuer 
erhoben. 
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Gejellichaften m. b. H., welche im Großherzogtum Grundbeſitz haben oder ein 
Gewerbe betreiben, find mit dem aus dieſem Grundbeſitz oder aus dieſem Ge 
werbebetrieb herrührenden Einkommen in denjenigen Gemeinden der Einkommen: 
fteuer unterworfen, in welchen der Grundbeſitz liegt oder dos Gewerbe betrieben 
wird. Dagegen wird ohne Rüdfiht darauf, ob der Sit der Gelellichaften ſich 
im Großherzogtum oder außerhalb befindet, ihr Einfommen aus Grundbeis, 
welcher außerhalb des Großherzogtums liegt oder aus Gemwerben, welche außer: 
halb bes Großherzogtums betrieben werden, überhaupt zur Gemeinbeeinfommen: 
fteuer im Großherzogtum nicht herangezogen. Die Zuſchläge erfolgen zu den 
Grundzahlen für den Ausichlag der Grundfteuer, ber Gemerbefteuer und ber 
Kapitalrentenfteuer. Diefe Grundzahlen werden auf 15 Prozent der firierten 
a vom Grundbefig, vom Gewerbebetrieb und von der Kapitalrente 
eitgejett 

II. Nach Art. 23 des Gejeßes, die Handelskammern betr. vom 
6. Auguft 1902, werben die zur Erhaltung ber Handelstammern erforderlichen 
Summen, joweit fie nit durch den Staatszufhuß gededt find, auf die Wahl— 
berechtigten des Bezirks (Art. 3) nah Maßgabe der ihnen zur Laft ftehenden 
firterten Reinerträge vom Gewerbebetrieb (Gemerbeiteuerfapitalien) ausgeichlagen. 
Wahlberechtigt find, ſoweit fie zu einer ber vier erften Klaſſen der Gewerbe: 
fteuer veranlagt find, alle Gejellihaften und juriftiichen Perjonen, welche in 
einem für den Kammerbezirk geführten Handelöregifter als Inhaber einer kauf: 
männifhen Firma im Sinne der 88 1, 2 und 3 bes Handelsgeſetzbuchs ein 
getragen find. 

IV. Nach dem heffiichen Gejeß über den Urkundenftempel vom 12. Auguft 
1899 koſten Geſellſchaftsverträge, wenn fie betreffen: 

1. die Errihtung von Aktiengeſellſchaften, Kommanbitgejellihaften auf 
Aktien oder Gejellihaften mit beichränkter Haftung jowie die Erhöhung des 
Grund- oder Stammkapitals ſolcher Gejellichaften 0.20 ME. von jedem ange 
fangenen 100 ME. des Grund: oder Stammtapitals; falls eine Erhöhung de 
Grund: oder Stammkapitals ftattfindet, ift der Stempel nur nad dem Betrage 
zu berechnen, um welchen das Kapital erhöht wird. it der Zweck ber vor: 
bezeichneten Geſellſchaften nicht auf den Gewinn der Teilnehmer gerichtet, jo 
fommt nur die Hälfte des regelmäßigen Saßes zur Anwendung. Wird das 
Grund: oder Stammkapital oder der erhöhte Betrag desjelben nicht ſogleich voll 
eingezahlt, jo ift der Stempel aus ber jebesmaligen Teilzahlung zu entrichten. 
Merden in eine der bezeichneten Geſellſchaften bei Errichtung berjelben oder in 
eine bereits beftehende Gejellihaft diejer Art Bermögensgegenitände eingebradt, 
deren entgeltliche Veräußerung einem höheren als dem vorjtehend für Geiell: 
ichaitsverträge beitimmten Stempel unterliegt, jo wird für diejes Einbringen der 
höhere Stempel berechnet ; 

2. die entgeltlihe Ueberlaffung der Rechte an dem Gejellichaftsvermögen 
feitens eines Gefellichafters oder deſſen Erben an einen anderen Gelellichafter, 
die Gejellichaft oder einen Dritten oder die Abfindung eines Gejellichafters bei 
Auflöfung der Geiellihaft 0.10 ME. von jedem angefangenen 100 Mk. des 
Wertes der Gegenleiitung ; 

3. die erftmalige Feſtſtellung der Sakung (Statut) von Gejellichaften 
aller Art in der Form von Verträgen oder Beichlüffen, joferne nicht nach den 
vorstehenden Beitimmungen ein höherer Stempel zu entrichten ift 20 Mk.; 


in den einzelnen deutichen Bundesftaaten. Heflen, Sippe-Detmold. 833 


Aenderungen der Satzung (Statut) der vorbezeichneten juriftiihen Berfonen unter 
ber gleichen Borausjegung 10 ME, 

Für bie Beurkundung von Beichlüffen der General: und Mitgliederver— 
jammlungen von Aktien und jonftigen Gejellihaiten beträgt, joferne nicht nad) 
anderen Beitimmungen ein höherer Stempel zu entrichten ift, die Stempelabgabe 
10 bis 200 Mt. 

Außerdem find nad dem Gefeg, die Gerichtsfoften betr., vom 30. Des 

zember 1904 für die Eintragungen in das Handelsregiſter an Gebühren zu 
een nn Kommanditgejellihaften auf Aktien und Gejell: 
nm 
a) für die erfte Eintragung der Firma 50 bis 500 ME.; 
b) für die jpätere Eintragung einer Wenderung bes Gejellichaftövertrages 40 
bi8 160 Mt. ; 
c) für eine fonftige ipätere auf bie Rectöverhältniffe der Firma fich beziehenbe 
Eintragung 20 bis 
d) für die Löſchung der Firma 0 bis 40 ME. 


Lippe:Detmold. 


I. In feinem Eintommenfteuergejeg vom 28. Auguft 1894 zieht Lippe 
Detmold die Geſellſchaften m. b. H. nicht zur ftaatlichen Einfommenfteuer heran. 
8 1 Nr. 2 zählt als zur Zahlung der Einfommenfteuer verpflichtete Gejell- 
Ichaften auf: 

Aktiengeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, welche in Lippe 
einen Sit haben, jowie diejenigen eingetragenen Genofjenihaften, deren Betrieb 
in gewerbsmäßiger Weile jomohl binfihtlih der Anſchaffung als auch des Ab: 
jates der Waren über den Kreis ihrer Dkitglieder hinausgeht. 

Dagegen find bie einzelnen Mitglieder einer ©. m. b. H. nad) $ 10 Abi. 2 
Nr. 2 fteuerpflihtig. Die betreffende Beitimmung lautet: 

„Der von einer nicht nah $ 1 Nr. 2 fteuerpflichtigen Erwerbsgeſellſchaft erzielte 
Geſchäftsgewinn ift den einzelnen Teilhabern nah Maßgabe ihres Anteils 
anzurechnen.“ 

Als fteuerpflichtig gilt das Einfommen aus Kapitalvermögen, aus Grund: 
vermögen, Pachtungen und Mieten, aus Handel, Gewerbe, Bergbau und endlich 
aus aller gewinnbringenden Beihäftigung. Der Steuertarif fpricht von fo: 
genannten „einfahen Hebungen“. Die Steuer beträgt bei einem Einkommen 

von — als bis er > hi in Fee Hebung 


300 400 0.12 
400 500 0.24 
500 600 0.36 
600 700 0.50 


Sie fteigt bei höherem Einkommen 
von mehr ala bis einſchließlich in Stufen von in einfadher Hebung um je 
Mt. Me. Mt. Mt. 


700 2100 100 0.25 
2100 6900 200 0.50 
über 6900 300 1.00 


Es find alfo 3. B. in ber 53ſten Stufe bei einem Einkommen von 
10000 Mi. an Steuer zu zahlen 27 ME.; bei einem joldyen von 20000 Mt. 
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beträgt der Steueriag 60 ME., bei einem jolden von 30000 Mt. 93 Mt. 
Deklarationspflicht beſteht für die Steuerpflichtigen mit einem Einfommen von 
mehr al3 1800 Mk. Das Tyinanzgejeg jet jeweild den dur die Einkommen— 
fteuer aufzubringenden Betrag feſt. In der Regel finden 12 Hebungen ftatt. 
Als Abzugspoiten find u. a. zugelaffen die direften und indirekten Abgaben vom 
Grundeigentum, Gewerbebetrieb und Bergbau (ftaatliche Realfteuern), die auch 
die Geſellſchaften m. b. 9. leiften müflen. 
II. Die Gemeindeumlagen richten fi nad den direkten Staatäfteuern. 
DI. Nad) der Lippiichen Gebührenordnung für die Handlungen ber frei: 
willigen Gerichtöbarfeit vom 8. Januar 1898!) 8 29 werden an Gebühren erhoben 
a) für die Eintragung einer Kommanditgejellichaft auf Aktien, 
einer Aktiengejellichaft oder Gejellihaft mit beichräntter 
Haftung . . 10 bis 200 Mt. 
b) für bie Eintragung. eines den Geſellſchaſtsvertrag einer 
Kommanditgeſellſchaft auf Aktien, einer Aktiengeſellſchaft 
oder Gejellihaft m. b. H. abändernden oder die Fort— 
jegung der Gejellihaft zum Gegenjtande habenden Ber: 
trages oder Beſchluſſes . . 1 20 
c) für die Eintragung ber Auflöfung einer Kommanbdit- 
geiellichait auf Aktien, einer Aktiengeſellſchaft oder Geſell— 
ſchaft m. b. H., der Liquidatoren, des Austretens eines 


Liquidators oder des Erlöſchens der Vollmacht eines jolhden 10 „ 50 „ 
für die Eintragung der Mitglieder des Vorftandes und des 
Auffichtsrat3 oder der Aenderuug der Mitglieder des Vor: 
ftandes oder des Aufſichtsrats . — —J 8; 
Eine Lippiſche Stempelordnung eriftiert nicht. 

Lübeck. 


I. Lübeck“ gehört zu denjenigen Staaten, welche eine ſcharfe Doppel: 
befteuerung durchführen. In feinem durch Nachtrag vom 17. Februar 1896 
abgeänderten Geje vom 27. Mai 1889 betreffend die Eintommenfteuer erklärt 
es ausdrüdlich die Gejellihaften m. b. 9. für fteuerpflichtig und befteuert noch 
einmal die gezahlten Gewinnanteile in der Hand ber Empfänger. Es geftattet 
weder einen Abzug für gezahlte Dividenden bei den Geſellſchaften noch wie 3. B. 
das Königreich Sachſen die Heranziehung ber einzelnen Gejellichafter nur mit 
einem Zeil (Hälfte) ihres Gemwinnanteils. 

$ 2 des Geſetzes betreffend die Einfommenfteuer vom 27. Mai 1889 in 
der durch Nachtrag vom 17. Februar 1896 geänderten Faſſung beftimmt: 

Der Einfommenfteuer find unterworfen: 

„1. die Angehörigen des Lübeckiſchen Staates, 
7. Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeiellihaften auf Attien, Gejellihaften m. b. 9., 


Bergegewerfihaften und eingetragene Genojjenidhaften, welde im lübediihen Staats 
gebiete ihren Sitz haben, 

8. Altiengejellihaften, Kommanditgejelliaften auf Aktien, Gejellihaften m. b. 9. 
Bergegemwerlihaften und eingetragene Genojienichaften, welche außerhalb des Lübeciſchen 
Staatdgebieted ihren Siß haben, für das Einfommen aus hiefigem Grundbefig, jomwie 
aus hier betriebenen Bergbau und fonjtigen Gewerben.“ 


— Geſeh— Sammlung für das ar ee 1898 Nr, 2. 
2) Schanz, Finanzardiv 7 ©. 6 
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Tür die Berechnung des fteuerbaren Einkommens gilt: 

„Zum fteuerpflihtigen Eintommen find zu rechnen: 

1... . Dividenden und Zinſen, Ausbeuten und fonftige Gewinnantelle von Altien= 
ejellihaften, Kommanditgeiellihaiten auf Attien, Gejellibaften m. b. H., Berggewert- 
haften, gleichviel ob die Zinien, Dividenden und Ausbeuten oder jonjtigen Gewinn» 
anteile bar eingezogen oder — ſind; 

11. für die im $ 2 unter 7 und 8 bezeichneten Geſellſchaften gilt als ſteuer— 
pflihtiges Eintommen .. . 

der Ueberihuß der Einnahmen über die Ausgaben. Derjelbe ift nachzuweiſen 

durh Einreihung der den Generalverfjammlungen vorzulegenden Abrechnungen und 
Bilanzen. Zu den Ausgaben dürfen insbejondere die an Altionäre und Anteils— 
eigner, wenn aud unter der Bezeihnung von Zinſen geleifteten Zahlungen, die Ein- 
lagen in den Sapitalrefervefonds und die zur Amortifation der Schulden oder de# 
Grundkapitals, ſowie die zu Beflerungen und Gejchäftserweiterungen verwendeten 
Beträge nicht gerechnet werden.“ 
Steuerfrei find Eınlommen bis 600 Mi. Die Steuerjäße fteigen bis 8 %/,. 
An Einktommenfteuer find zu entrichten für ein Einfommen von 
über 600 bis 70 Mi. . . . 22.2. 4.— Me. jährlich 
— a ee ht a ..— „ J 
Die Steuer ſteigt alsdann immer in Stufen von 100 ME. um je 2 ‘ME. 
bis zu einem Einfommen von 1200 ME, um 3 ME. bis zu einem jolchen von 
1600 ME., um 4 Mt. bis zu einem foldhen von 2000 ME., um 5 ME. bis 
zu 2900 Mk., um 6 ‘ME. bis zu 6000 ME. Tür diejes Einkommen find aljo 
jährlid im ganzen 272 ME. Steuern zu leiften. Es werben gezahlt 


über 6 000 bis 8200 Mt. > jede angefangene 100 Mt. über 6000 Mt. Eintommen 7 Mt. 
teuer mehr; 
„ 8200 „17000 „ für jede angefangene 100 Mt. über 8200 Mt. Einlommen 8 Mt. 
Eteuer mehr; 
„17000 „40000 „ für jede angefangene 100 Mt. über 17 000 Mt. Eintommen 9 Mt. 
Steuer mehr; 
„40 000 „ werden gezahlt 86 jährlid. 


I. Die Kommunalfteuern deden ſich in Lübeck mit den Staatafteuern. 


III. Nach der Lübeckiſchen Stempelordnung in der neuen Faſſung vom 
30. Dezember 1900 find an Stempelabgaben zu entrichten für Protokolle über 
die Erridtung der Gejellihaftsverträge von Aftiengefellichaiten, Kommanbdit- 
gejellihaften auf Aktien und Gejellihaften mit beichräntter Haftung, die im 
Lübeckiſchen Staatögebiete ihren Ei haben, jobald die Prototolle zum Zwecke der 
Eintragung in da8 Handelsregifter benußt werden, wenn das Grundfapital über 
10 000 ME. beträgt, von dem gejamten Grundkapital jür je 1000 ME. 0,50 ME. 

Dasjelbe gilt von den Protofollen der Generalverfammlungen, bzw. bes 
Vorftandes oder des Auffichtärats der genannten Geſellſchaften, wenn und inſo— 
weit fie eine Erhöhung des Grundfapitals enthalten. 

Als Grundkapital im Sinne diejes Gejeges ift das im Gejellichaitävertrage 
genannte oder jpäter beichlofjene, aljo nicht nur das eingezahlte oder gezeichnete, 
jondern auch dasjenige Kapital anzujehen, weldes für künftige Emiſſionen vor: 
behalten ift. 

Auf Grund des Lübediichen Gerichtäfoftengejeges vom 22. Dezember 1899 
werben für die Eintragungen in dad Handelsregiſter erhoben: 

1. die volle Gebühr für die Eintragung einer Firma, einer Veränderung 
ber firma jowie der Erhöhung des Gejellihaitsfapitals einer Aktiengejellichaft, 
einer Kommanditgejellihajt auf Aktien oder einer G. m. b. 9. und der Umwand— 
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lung einer Rommanbditgejellihaft auf Aktien oder einer ©. m. b. 9. in em 
Aktiengejellichaft ; 

2. drei Zehnteile der vollen Gebühr für die Eintragung einer Prokure, 
ber Geihäftsführer einer G. m. b. 9. oder der Liquidatoren einer Handels 
geſellſchaft; 

3. zwei Zehnteile der vollen Gebühr für die Löſchung einer Profura, für 
die Eintragung des Ausſcheidens von Geihäftsführern einer G. m. b. 9. ode 
von Liquidatoren einer Handelsgeſellſchaft; 

4. fünf Zehnteile der vollen Gebühr für alle übrigen Eintragungen. 

Bei Eintragungen in das Handelsregifter beitimmt ſich der Wert dei 
Begenftandes nad) dem Geſchäftskapital, das durch die Eintragung betroffen wirt. 

Die volle Gebühr beträgt bei Gegenitänden im Werte 


12. von mehr als 20 000 bis 25 000 Mt. einidl. . .» . . 3 Mt. 
18: :.; » + 300 „ 35000 „ 2 ... 12, 
14, „ „ + 35000 „ 5000 „ 5 en ee AN 
1b. „ -» + 500 „ 70000 „ B 60 „ 
16. „ "  r 0000 „100000 „ R 0 , 
17. , „ „100000 „15000 „ 2 0 , 
18. „ „  » 150000 „200000 . « u BO n 
19. „ „» 200000 „250000 „ jr 10 . 


Die jerneren Wertsklaffen fteigen um je 50 000 ME. und die Gebühtn 
um je 10 Mk. 


Medlenburg. 


I. Beide Medlenburg haben ihr Ertragsfteueriyitem durch das Konten: 
butionsedift vom 11. Mai 1897 in ber Faffung der Bekanntmachung von 
10. Mai 1898 fortgebildet und erweitert.) Das Syftem kennt fieben direkt 
Steuern: 

. eine landwirtichaftliche Steuer, 

. eine Mietöfteuer von dermieteten MWohnhäufern, 

. eine Gemerbeiteuer, 

. eine Bejoldungsfteuer von Behalten, Penfionen, Pfrünben. 

. eine Ermerböfteuer von dem Erwerbe auß ber Ausübung einer Kunſt de 

Wiffenihaft, ſowie aus höheren Privatdienftverhältnifien, 

. eine Lohnsteuer von dem Verdienſte aus geringerer Lohnarbeit, 
. eine Zinjenfteuer von der Einnahme aus Zinſen, Renten, Dividenden un 

Apanagen, 

. eine Hundefteuer. 

Betroffen werden die Gefellihaften m. b. H. von der Gemerbefteur, \ 
der $ 13 des FKontributionseditts Jnländer und Ausländer, fomohl Einer 
als Körperihaiten und Bejellihaften, welde ein Gewerbe betreiben, für far 
pflihtig erklärt. Zmweigniederlaffungen, von denen auß unmittelbar Geiti? 
abgeichloffen werden, entrichten die Steuer an dem Orte, wo fie beftehen. Is 
wärtige Gejellihaften, welde im Großherzogtum eine Zweigniederlaffung un“ 
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) Regierungsblatt für das Großherzogtum Mecklenburg-⸗Schwerin. Jahrgang * 

Nr. 18. Dr. M. v. Heckel, D Fortichritte der diretten Beſteuerumng im den derte 

Leipzig 1904. Verlag E. 2. Hirſchfeld. Shan; Finanzarchiv 15 & ® 
s 476. 
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halten, werden an demjenigen Orte zur Gemwerbefteuer herangezogen, wo ſich 
ihre Zweigniederlaffung befindet. Die Steuerjäge betragen für den Handel und 
dyabritbetrieb jowie den Betrieb von Salinen, Hütten, Bergwerfen ꝛc. 


1. Klaſſe (Minimalfah) » > 20 0 15 Mt. 
2 „ Einltommen von mehr ald 1000 Mi. bi8 1500 ME. einihl. 20 Mt. 
3. * * * * * 1600 - * 1800 * * 27 * 
4. * * * ” 1800 * * 2100 * * 35 ” 
d. * * ” ” * 2 100 * * 2500 ” * 45 ” 
6. ” * * * * 2 500 ” ” 3 000 - ” 65 * 
1. * * * * * 3 000 * * 3500 * * 65 * 
8.— — „ » 3500 „ „ 4500 „ = 80 , 
9, * — ” ” * 4500 * * 6 000 * ” 105 * 
10, „ J .. 6000 „ 750 „ L 1565 „. 
11. * * * * * 7 500 * * 9000 * 165 * 
13.. r 2 . »: 913900 „ „ 1060 „. 9 1% „ 
13. ” ” ” * * 10 500 ” * 12 000 ” * 225 " 
ll. „ z r "+. 200 „ „ 100 „ u 270 „ 
1. . ” i "„ »- 1300 „ „ 1800 „ R 330 „ 
16. » — 18000 24000, 420 „ 
I7.-: .. R . „4000 „ „ 3000 „ R 540 „ 
18. „ — — „3000 „. „. 346000, e 60 , 
19. „ “ * ., 600 „ „ 48000 „ a 340 „ 
20. „ = . „  - 38300 „ „ 6000 „ 5 1080 „ 
SL, x e » . 6000 „ „ 75000 „ r 1350 „ 
Be: 2. z e "„" » 7500 „ „ 9000 „ z 1650 „ 
ns. . > F "9000 „ „120000 „ r 210 „ 
24. , — Mt - 12000 „, 150 000 „ 2700 


Bei einem Einkommen von mehr als 150000 ME. fteiat der Steuerſatz 
bei jeden begonnenen 30000 Mark um 600 ME. Bei den handmerfähnlichen 
Betrieben, beim Mühlen:, Bäderei-, Gaftwirtbetrieb find die Steuerſätze niedriger, 
beim Banfenbetrieb höher. 

Die Zinfenfteuer ergreift nad $ 45 bes Ebiktes: 

„Ale Einkünfte natürlicher und juriftiiher Berjonen von ausftehenden Kapitalien, 
Staat8papieren, Altien, Dividenden, Kommandit:, Bergwertd- und Saline-Anteilen, 
Boden-Verhältniſſen, Renten aller Art, Apanagen, Witthümern, Altenteilen aus bäuer- 
lichen Zeit- und Erbpadtöftellen und aus Bübdnereien, Geld» und Naturalgefällen. 

Den juriftiihen Berionen werden gleichgejtellt Vereine, Genoflenihaften und An⸗ 
ftalten, welche unter ihrem Namen Rechte erwerben, Berpflidtungen übernehmen und 
als jolhe klagen und verklagt werden können. 

Die Berpflihtung zur Zahlung der Zinienfteuer von Einkünften aus Ultien 
und Dividenden ujw. wird durch die von den betreffenden Gewerbebetrieben zu ent⸗ 
rihtende Gewerbefteuer nicht berührt.” 

Die Steuer beträgt von der Gefamtiumme der bderjelben unterliegenden 
Einnahmen bei einem Betrage von mehr ala 75 ME. bis einjchlieglich 150 ME, 
75 ®Pig., fte fteigt immer ın Stufen von 75 Mt. um 75 Pig, 1 ME, 
1.25 ME. 1.50 Mt, 1.75 Mt., 2 Mt., 2.25 Mk., 2.50 Mk. 2.75 ME, 
3 ME. und ftellt fi) bei einer Einnahme von über 6000 Mt. bis 6075 DE. 
einfchließlih auf 180 ME Für je weitere angefangene 75 ME. Einnahmen 
bis zum Betrage von 15000 Mt. erhöht fie fi} um 2.25 ME. Bei einer 
Einnahme von mehr ald 15000 Mi. bis 25000 ME. einjchließlich beträgt die 
Steuer 3'4, von mehr ald 25000 Mt. bis 50000 Mi. einfchließlich 3’/a, 
von über 50000 ME. bis 100000 ME. einſchließlich 3°/s, von mehr als 
100 000 Mi. 4 Prozent, in jedem Falle von dem Gejamtbetrage der Einnahme. 

Die Gejelligaften m. b. 9. unterliegen in der Regel nur dann ber 
Zinſenſteuer, wenn fie dividendentragende Papiere anderer Gelellihaften im 
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Portefeuille haben; die Gewinnanteile der einzelnen Geſellſchafter werden dagegen 
voll bei ihnen von der Zinſenſteuer erfaßt. 


II. Gemeindeiteuerpflichtig find die Geiellihaften m. b. 9. in einzelnen 
Städten, wo die Gemeindejteuern in Zujchlägen zu den bireften Staatsfteuern 
erhoben werden. 


DI. Laut Verordnung vom 2. September 1902, betreffend Einrichtung 
einer Medlenburgiihen Handelstammer find die G. m. b. ©. berechtigt, an 
den Wahlen zu der für beide Medlenburg errichteten Handelskammer teilju: 
nehmen und verpflichtet, zu den Koſten der Handelslammer beizutragen. 


IV. Laut Verordnung vom 19. Mai 1905, betreffend Abänderung der 
Gerichtsfoftenordnung vom 18. September 1899 wird bei Kommanditgeiell: 
Ihaften auf Aktien, Aktiengejellihaften und Gelellihaiten m. b. H. für bie 
Eintragung der Gejellihaft, ſowie für die Eintragung eine Beſchluſſes über 
die Erhöhung oder Herabjegung des Geſchäftskapitals die volle Gebühr erhoben. 
Sie beträgt bei einem Anlage: und Betriebsfapital von 


20000 bi8 23000 Mt. einihließlih 6.— Mt. 
23000 „ 30000 T.— 


75000 „ 90000 2 — 
90000 „100000 „ = 30.— 

Bon 100000 ME. an fteigen bie ferneren Wertklaffen um je 10000 Mt. 
und die Gebühren um je drei Marf. Die Gebühren werden nad dem Betrage 
des Gejellichaftsfapitals, bei Erhöhungen oder Herabſetzungen nad dem Betrage 
der Erhöhung oder Herabjegung berechnet. Iſt das Gejellihaftskapital nicht 
voll eingezahlt, jo ift der Gejellihaft auf Verlangen zu geftatten, zunächſt mur 
denjenigen Gebührenbetrag zu zahlen, welcher dem eingezahlten Kapital ent: 
Ipriht und den Reft nad) Maßgabe der erfolgenden Einzahlungen nachträglich 
zu entrichten. 

Laut Verordnung vom 22. Dezember 1899, betreffend die Stempelfteuer, 
unterliegen der Stempelabgabe Gejellihaftsverträge (Tarif Nr. 28), namentlich 
diejenigen, welche die Errichtung von offenen und ftillen Handelsgeſellſchaften, 
von Aktiengejellihaften, von Kommanditgejellihaften auf Aktien und von Ge 
ſellſchaften mit beichräntter Haftung betreffen, wenn die Gejellihaft ihren Sitz 
im Inlande haben joll, in Höhe von Ein vom Zaujend 

a) des in dem Vertrage feitgeitellten Grund: und Stammkapitals jowie 

b) des Wertes der neben dem Grund: oder Stammtapital der Gejellichaft 
ohne bejondere Entihädigung zum Eigentum oder zur Nutung übermwielenen 
Gegenstände, inöbejondere von Grundftüden oder Rechten an jolden und von 
Forderungen. 

Bon dem Betrage unter b find mitübernommene Schulden abzurechnen. 

Bei ſpäterer Tyeftftellung von Erhöhungen der Einlagen finden die vor: 
ftehenden Beftimmungen auf die Erhöhung entiprehende Anwendung. 

Der Mindeftbetrag des Stempels ift in jedem Falle 1 ME. 

Im Inlande abgeſchloſſene Verträge über Gefelliaften, welche ihren Sik 
im Auslande haben, koſten 1 Mk. 


30000 , 45000 . J — 
15000 60000 0. du 
60000 - 75000 , " ig 
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Oldenburg. 


I. In Oldenburg ') find die Gejellichaften m. b. 9. hinfichtlich der Steuer: 
pfliht durch das Gejek vom 17. März 1903 betreffend Abänderung des Ein- 
fommenfteuergeleges vom 6. April 1864/11. März 1891 den Aftiengejellichaften 
gleichgeftellt worden. Das neuefte Einfommenfteuergejeg vom 12. Mai 1906 
hat an der Befteuerung der G. m. b. 9. feitgehalten. Nah Art. I. Ziff. 4 
find der Einkommensteuer unterworfen inländiihe Aktiengejellihaften, Kom: 
manditgejellihaften auf Aktien, Gejellichaiten m. b. H. und eingetragene Ge: 
jellihaften. Auswärtige Gejellichaiten, welche im Herzogtum Grundeigentum, 
Gewerbe: oder Handeldanlagen oder jonftige gewerbliche Betriebsftätten befigen, 
find gleichfalls ſteuerpflichtig. Ausländiiche Gejellihaften, welche auswärts be— 
legene Grundftüde oder auswärts belegene Handels: oder Gemwerbeanlagen 
haben, jollen wegen bes ihnen daraus fließenden Einkommens fteuerfrei bleiben. 
Es werden vier Arten de fteuerpflichtigen Einkommens unterſchieden: Ein- 
fommen aus Grundvermögen, aus Kapitalvermögen, aus Handel und Gewerbe 
und aus ſonſtiger gemwinnbringender Beihäftigung. Als fteuerpflichtiges Ein= 
fommen gilt dad Reineinfommen, welches nad Kürzung der geſetzlich geitatteten 
Abzüge vom Roheintommen verbleibt. Als Abzuaspoiten find u. a. zugelafien 
bie Schuldzinjen, die zu entrichtenden direkten Staatsfteuern mit Ausnahme der 
Eintommenfteuer ſowie die direkten Kommunalabgaben und die Handelstammer: 
beiträge. Dagegen dürfen nicht in Abzug gebradht werden die Verwendungen 
zur BVerbefferung und Vermehrung des Vermögens, zu Geichäftserweiterungen, 
zu Kapitalanlagen oder zur Abtragung von Kapitalihulden. Zu dem Ein— 
fommen aus Kapitalvermögen gehören die Erträge, die die G. m. b. 9. al 
Dividenden an die Teilhaber ausfehren. Wie wir aber jhon oben hinfichtlich 
bes Einfommens inländiiher ©. m. b. 9. aus ausmwärtigem Grundbefig und 
auswärts belegenen Gewerbeanlagen einen bemerkenswerten Fall zur Vermeidung 
der Doppelbefteuerung Eonftatiert haben, jo finden wir auch in Art. 15 Ziff. 2 
bes Geſetzes dieſem Prinzip Rechnung getragen. Bon dem Einkommen aus 
den Geſellſchaften m. b. H. find den einzelnen fteuerpflichtigen Teilnehmern 
3 Prozent des eingezahlten Betrages der Geſchäftsanteile ab: 
zujegen, wenn ber betreffende Steuerpflichtige in den einzelnen Jahren recht= 
zeitig die in Betracht kommenden Gewinnanteile nad) den verjchiedenen Er: 
mwerbögejellichaften getrennt anmeldet und zwar unter Angabe des Nennwertes 
jeiner Gejchäftsanteile und der Höhe der verteilten Prozente. Die Gejelliaften 
als jolche verfteuern diejenigen Betriebsüberichüffe, welche ala Zinſen oder Ge: 
mwinnanteile, gleichviel unter welcher Benennung, an die Mitglieder verteilt 
werden ſowie die aus den Betriebsüberihüffen zur Tilgung der Schulden oder 
des Grundfapitals, zur Verbeſſerung der geihäftlichen Einrichtungen, zur Ge— 
jchäftserweiterung und zur Bildung von Rejervefonds jedweder Art verwendeten 
Beträge. Auch außerordentliche Abjchreibungen find fteuerbar. Das fteuer- 
pflichtige Eintommen der Gejellichaften wird nad) dem Durchſchnitt der drei 
bzw. zwei vorangegangenen Sabre feitgeftellt. Wenn das Unternehmen nod) 
nicht jo lange befteht, ift das Ergebnis des einen vorangegangenen Jahres maß« 


1) Sinanzardiv: 8 S. 244 fi, 24 ©. 232 ff. Sammlung der im Herzogtum 
Oldenburg — Geſetze, Verordnungen und Bekanntmachungen aus den Jahren 
1813 bis 1903. Von Dr. Bun und Tenge. 1905. ©.424 ff. Die Oldenburgiſche 


Finanzreform von J. Meyer im Finanzardiv IV S. 202 ff. 
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gebend. Als Grundlage für die Ermittlungen des Reineinfommens dienen ins 
befondere die von den Geſellſchaften dem Vorſitzenden des Schägungsausichufles 
einzureichenden Bilanzen des legten Geſchäſtsjahres. 
Die Steuer beträgt na dem Einfommen zur Stufe 
1 von 400 Mt. bis ausſchließlich 450 Mt. 1 Mt. Jahresfteuer 


2 „ IM „ » » 5600. 2, Ar 
5.2.9000. ;r re 550. 3. . 
4 " 550 [2 * * 600 " 4 ” ” 
BE. 0. . “ 60 5.5. A 
6660— 700 6. 
is ⏑—— 750 1. “ 
5 0 . 00. 8, . 
9 ” 800 * * ” 860 ” 9 " - 
1 0 " 850 [7 * ” 900 ” 1 0 * * 
11 900 „ 1000 „ 11 . 


Die Stufen fteigen aladann um 100, 150, 200, 300, 400 und bie 
Steuerfäße um 2, 3, 4, 5, 7, 8, 10, 12 Mt. Bei 10000 Mt. Einkommen 
beträgt die ahresfteuer 244 Mt. Die Stufen erhöhen fih nunmehr um 
500 ME. und die Steuer um 18, 19, 20, 22, 24, 25, 26, 28, 29, 30, 32 x. 
bi8 auf 40 Mt. Zur Stufe 101 wird ein Eintommen von 37000 ME. bis 
einſchließlich 37 500 ME. mit 1850 Mk. Jahresfteuer veranlagt, für jede 500 Mt. 
Eintommen mehr zu einer nädft höheren Stufe mit einer ferneren Jahresfteuer 
von je 25 Mt. 

Als Ergänzungsfteuer zur Einkommensfteuer wird auf Grund des Ber: 
mögenöfteuergejeges vom 12. Mai 1906 eine Vermögensfteuer erhoben. Steuer: 
pflichtig find nur die natürlichen Perjonen. Der Befteuerung unterliegt das gejamte 
bewegliche und unbewegliche Vermögen nad; Abzug der Schulden und Laften. 
Zum fteuerbaren Vermögen gehören Grundbefiß, Detriebsfapital und ſonſtiges 
Vermögen. Das legtere umfaßt auch verzinslicye und unverzinsliche, verbriefte 
und unverbriefte Kapitalforderungen jeder Art einichließlih des Wertes von 
Aktien, Anteilicheinen und anderen Bejellichaftseinlagen. Die Veranlagung zur 
Vermögenäfteuer erfolgt mit der Veranlagung zur Eintommenfteuer. 

1. Die zu den Stufen 1 bis 4 der Einkommensteuer veranlagten Perjonen 
bleiben frei. 


2. in den Stufen 5 bis 10 beträgt die Vermögensfteuerr . . . io ya 
jedoch nicht mehr als 6/10 der Jahreseintommenfteuer ; 

3. in den Stufen 11 bis 16 rar De ea 
jebod nicht mehr ala = ber Jahreseintommenfteuer ;. 

4. in den Stufen 17 bis 2 u Ye 
jedod nicht mehr ala °ı0 — Jahreseinkommenſteuer; 

5. in den Stufen 23 bis 24 (von 2400 Mk bis mueſchiehlic 
2600 Mk.; 2600 bis 2800 ME. ausſchließlich). .. 1 Ya 
jedoch nicht mehr als die Höhe ber Jabreseintommenfleuer; 

6. in den Stufen 25 bi 6 . ; E*,; 
jedoch nicht mehr als * der Iabreseintommenfieuer; 

7. in ben Stufen 27 bis 2 ar RR 
jedod nicht mehr als *. der Jahreseinkommenſteuer; 

8. in den ferneren Stufen . IL; 

9. bei einem fteuerbaren Bermögen von mindeſtens 100 000 ME. 


ohne Rüdjiht auf die Höhe der Yahreseintommenfteuer ftets 1 Ya 
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II. Nach dem Geſetz für das Herzogtum vom 23. März; 1891, betreffend 
die Heranziehung der inländiichen Aktiengejellichaften, Forenſen uſw. zu ben 
Gemeinde: und Schullaften in der Faſſung des Geſetzes vom 29. März 1904 
find den auf das Einfommen gelegten direkten Gemeindefteuern unterworfen: 

Art. 1 Abſ. 1. „Die inländiihen Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften 
auf Aktien, Gejellihaften m b. H. und diejenigen inländiichen eingetragenen Genofien- 
ſchaften, welche nicht die ihrem Zwed entiprehende Tätigkeit ftatutenmäßig und tat— 
jählih auf den Kreiß ihrer Mitglieder beichränten * 

Für die Anjegung zu den Gemeindefteuern ift der Steuerjag der ftaat- 
fihen Eınfommenfteuerrolle maßgebend. Die Erhebung erfolgt in Zujchlägen 
zu den direften Staatöfteuern. 

III. Nach Art. 4 des Gejetes für das Herzogtum vom 19. Februar 1900 
betreffend die Errichtung einer Handelskammer, find berechtigt an ber Wahl 
teilzunehmen und verpflichtet zu den Koften der Handelöfammer beizutragen die— 
jenigen ein Handelsgewerbe treibenden Gejellichaiten, die in einem der Handels— 
regifter de8 Handelskammerbezirks eingetragen ftehen, vorausgejett, daß fie zur 
ftaatlihen Einfommenfteuer aus ihrem Gewerbebetrieb mit einem jährlichen 
Mindefteintommen von 500 ME. veranlangt find. Die Berechtigung zur Wahl 
und die Pflicht zur Beitragsleiftung haben die Gejellihaiten auch, wenn fie für 
das Beitragsjahr nicht zur Staatlihen Einktommenfteuer aus ihrem Gewerbes 
betrieb veranlagt find. Dieſer Fall wird in der Regel bei den neu einges 
tragenen Geſellſchaften ala gegeben zu betrachten jein. 

IV. Stempelgebühren erhebt Oldenburg auf Grund bes Gelehes vom 
12. Mat 1906. Nach $ 8 beträgt die Stempelfteuer für Gejellichaftsver- 
träge bei Gegenftänden im Werte von mehr ala 150 Mi. bis 1000 ME. 
einſchließlich 50 Pig. Die ferneren Wertitufen fteigen um je 1000 ME. und 
die Steuer um je 1 Mi. 

An Gebühren für die Eintragungen in das Handelsregiſter (Geieg vom 
30. Dezember 1899 betreffend die Gerichtöfoften, abgeändert durch Gejeß vom 
24. April 1906) fommen zur Erhebung bei Kommanditgejellichaften auf Aktien, 
Altiengeſellſchaften und Gefellihaften m. b. H.: 

a) für die Eintragung der Gejellihaft ſowie für die Eintragung eines 
Beichlufjes über die Erhöhung oder Herabiegung des Geſellſchaftskapitals das 
Doppelte der vollen Gebühr, mindeftens aber 10 ME., 

b) für die Eintragung einer Profura die volle Gebühr, für die Ein: 
tragung des Erlöjhens der Profura fünf Zehnteile der vollen Gebühr, in 
beiden Fällen aber nicht über 40 Mk., 

e) für alle jonftigen Eintragungen die volle Gebühr, aber nicht unter 
5 ME. und nidyt über 40 ME. 

Die Gebühren werden nadı dem Betrage bes Geſellſchaftskapitals, bei 
Erhöhungen oder Herabſetzungen desjelben nad dem Betrage der Erhöhung 
oder Herabjeßung berechnet. Iſt das Geſellſchaftskapital nicht voll eingezahlt, 
jo it der Gelellichaft auf Verlangen zu geitatten, zunächſt nur denjenigen Ges 
ge zu bezahlen, welcher dem eingezahlten Betrage entjpricht, und den 
Reit nad) Maßgabe der erfolgenden Einzahlungen nachträglich zu entrichten. 

Die oben erwähnte volle Gebühr beträgt bei Gegenftänden im Werte 

von 20 000 Mt. 14.25 Mt. 
„ mehr ald 20000 „ bis 22000 Mt. einihl. 15.— , 
. 20 „ -»- A000 „ .„ 15, 
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von mehr ald 24 000 Mi. bi8 26000 Mi. einihl. 16.50 Mi. 
28 000 ö 


et 0m" mn” 
J  . » 3000 „ „ 3500 „ „1950 „ 

.  » 3500 „ „ 40000 a: 

Die ferneren Wertklaſſen fteigen um je 10 000 ME. und die Gebühren 
um 1,50 ME. 


Preußen. 


I. Im preußiihen Eintommenfteuergejeg vom 24. Juni 1891 haben die 
Geſellſchaften mit beichränfter vo feine Berücfichtigung gefunden, weil dei 
Reichsgeſetz, welches fie ſchuf, erſt am 20. April 1892 erlafjen worden it. 
Durd die Novelle vom 19. Juni 1906') ift das Geſetz in einigen Punkten 
abgeändert worden; die bedeutjamfte Abänderung war die troß lebhafter Brom: 
ganda namentlich ſeitens des Verbandes der Geſellſchaften mit beſchraͤnkter 
Haftung und der Berliner Handelskammer erfolgte Ausdehnung der Steuer: 
pfliht auf die Gejellihaften m. b. H., joweit nicht ihre Gejellichafter ausichliehlid 
öffentliche Korporationen in Preußen find oder ihre Einkünfte fagungsgemät 
ausſchließlich zu gemeinndgigen, wiſſenſchaftlichen oder fünftleriichen Zwecken ver: 
wendet werden. Das fteuerpflichtige Eintommen der ©. m. b. H. wird nidt 
nad den Grundiägen für die Berechnung des Einfommens der anderen fteuer: 
pflichtigen nichtphyſiſchen Perſonen berechnet, fondern es gilt nad $ 16 der 
Novelle als Einkommen der Gejellihaft m. b. H. der erzielte Geſchäftsgewinn 
als fteuerpflichtig, der nach denjenigen Grundfäßen zu berechnen ift, melde für 
die Tyeititellung des Einkommens aus Handel und Gewerbe phyfiicher Perionen 
maßgebend find. Der zitierte Paragraph jpricht von einer finngemäßen An 
wendung des $ 13 des Einfommenfteuergejeßes Danach iſt der Gewinn ımter 
Beachtung der Vorichriften im $ 7 und $ 8 des Geſetzes nach den Grundjägen 
zu berechnen, wie joldhe für die Inventur und Bilanz durd) das Handelsgoeh 
buch vorgeſchrieben find und ſonſt dem Gebrauch eines ordentlichen Kaufmanns 
entſprechen. Insbeſondere gilt dies einerjeit® von dem Zuwachs des Anlage 
fapitals und andererjeitS von den regelmäßigen jährliden Abſchreibungen, weld 
einer angemefjenen Berückſichtigung der Wertverminderung entiprechen. Abzug* 
fähig von dem Rohertrage der Einktommensquellen (Kapitalvermögen, Grund 
vermögen, Kandel und Gewerbe, gewinnbringende Beihältigung) find du 
Aufwendungen zur Erwerbung, Sicherung und Erhaltung des Ertrages (Werbung- 
fojten). Als Werbungstoiten fommen aud in Frage ſolche indirekten Abgaben. 
welche zu den Geichäftsunfoften zu rechnen find, die von dem Grundeigentum, 
dem Gewerbebetrieb und dem Bergbau zu entrichtenden direften Kommundl 
fteuern bis zur Höhe der ftaatlidy veranlagten Grund:, Gebäude- und Gemer: 
fteuer, die regelmäßigen jährlichen Abjegungen für Abnugung der Gebäuk 
Maſchinen jowie des jonjtigen toten Inventars, die Beiträge zu den Beruſ 
fammern. Bon dem Gejamteintommen find in Abzug zu bringen: 


1. die von dem Steuerpflichtigen zu zahlenden Schuldenzinjen ; 
2. Renten und dauernde Laften; 
3. die von den Steuerpflichtigen zu entrichtenden Beiträge zu Kranken- ın) 


) Das Eintommenfteuergejep mit Anmerkungen von U. Fernomw. VL % 
Guttentag, Berlin 1907. 
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ſonſtigen Kaffen, ſoweit fie zufammen den Betrag von jährlich 600 ME. 

nicht überfteigen;; 

4. Berfiherungsprämien, ſoweit fie den Betrag von 600 ME. jährlich nicht 
überjteigen ; 

5. die auf Grund rechtlicher Verpflichtung von Steuerpflichtigen zur all 
mählichen Tilgung eines auf feinem Grundbefite haftenden Schuldfapitals 
zu entrichtenden Beiträge, infomweit diefelben 1 Prozent des Kapitals und 
den Betrag von 600 ME. jährlich; nicht überfteigen. Dagegen dürfen 
nicht abgezogen werden Verwendungen zur Verbeſſerung und Vermehrung 
des Vermögens, zu Geichäftserweiterungen, Kapitalanlagen oder Kapital: 
abtragungen. 

Die Veranlagung der Gejellichaften m. b. H. erfolgt nad) dem durchſchnitt— 
lihen Ergebnifje der drei der Veranlagung unmittelbar vorangegangenen Ge: 
fhäftsjahre und bei einem kürzeren Beftehen des Unternehmens nad) dem Durch— 
jchnitt des fürzeren Zeitraumes, für welchen Geihäftsabichlüffe vorliegen. Eine 
Schägung nad) dem mutmaßlichen Ertrage ift ausgeſchloſſen. Zur Einreihung 
der Geichäftsberichte und Yahresabichlüffe jowie darauf bezüglicher Beichlüffe der 
Generalverfammlungen find nur folde Gejellichaften m. b. H. verpflichtet, bei 
denen der Gegenftand des Unternehmens in dem Betriebe von Bankgeſchäften 
befteht ($ 25 d. Gel.) Bei nichtpreußiihen Gejellihaften, die gemäß $ 2 des 
Eintommenfteuergejeges wegen ihres Einkommens aus preußiihem Grundbefit 
und aus preußiichen Gewerbe: oder Handelsanlagen oder jonjtigen gewerblichen 
Betriebsftätten der Einkommenfteuer unterliegen, oder bei preußilchen Gejell- 
ihaften, die Einfommensquellen (Grundbefig, Gemwerbebetriebe) in einem anderen 
deutichen Bundesftaat oder in einem deutſchen Schußgebiet oder in Defterreich 
befigen, gilt nur derjenige Zeil des Geſchäftsgewinns als fteuerpflichtig, welcher 
auf den Geichäftsbetrieb in Preußen und auf das Einfommen aus preußiſchem 
Grundbefig entfällt. Dieje Ausnahme gilt indes nur für das Einfommen aus 
Grunbdbefi und Gewerbebetrieb. Das Einkommen, das 3. B. die Gewinnanteile 
aus einer ®. m. b. H. abwerfen, gilt als fteuerpflichtiges Eintommen aus Kapital: 
vermögen, auch wenn das betreffende Unternehmen in einem anderen bdeutichen 
Bundesftaate feinen Sig hat, ſoweit ſolche Bezüge nicht als Teile des Geſchäfts— 
ertrages in Rechnung zu bringen find. 

Die Befteuerung des Einfommens der Gejellihaften m. b. 9. erfolgt nad 
einem höheren, in $ 18 des Gejeßes für die ©. m. b. H. bejonders aufgeftellten 
Steuertarif. Die Steuer beträgt bei einem Einkommen 


von mehr als Mt. bis einjchließlih ME. Mart 
900 1050 7 
1050 1200 10 
1200 1350 14 
1350 1500 18 
1500 1650 24 
1650 1800 30 
1800 2100 36 
2100 2400 42 
2400 2700 48 
2700 8000 56 
3000 3300 66 
3300 3600 76 
3600 3900 86 
3900 4200 96 
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von mehr ala Mt. bis einſchließlich Mt. Mart 
4200 4500 112 
4500 5000 132 
5000 5500 148 
5500 6000 164 
6000 6500 180 
6500 7 200 
7000 7500 220 
7500 8000 240 
8000 8500 260 
8500 9000 280 
9000 9500 300 
9500 10500 340 
Sie ſteigt bei höheren Einkommen 
von mehr als Mt. bis einſchließlich ME. in Stufen von Mt. um je Mt. 
10 500 46 500 1000 40 
46 500 48 000 1500 60 
48 000 100 000 2000 100 


Bei Einfommen von mehr ala 100000 ME. bis einjchließlid; 104 000 Mt. 
beträgt die Steuer 46U0 ME. und fteigt bei höheren Einfommen in Stufen 
von je 4000 ME. um je 180 ME. 

Der bejondere Tarif, der im Vergleich zu dem für das Einfommen ber 
phyſiſchen und der anderen nichtphyſiſchen Perfonen (Aftiengejellichaften, Kommanbit: 
gejellichaiten auf Aktien) geltenden Tarif erhöhte Säße aufweiſt, ift für die ©. 
m. b. 9. aus dem Grunde gewählt worden, weil nad) $ 71 des Gejeßes von 
Steuerpflichtigen, welche Gejellihafter einer in Preußen fteuerpflihtigen ©. m. 
b find, derjenige Teil der auf fie veranlagten Einfommenfteuer nicht erhoben 
wird, welcher auf Gemwinnanteile von Gelellihaften mit beſchränkter Haftung 
entfällt. Trotz der Milderung, die in dieſer Freilaſſung der einzelnen Gejell: 
ihafter liegt, ftellt die Steuer immerhin noch eine recht erhebliche Belaftung 
dar, da die Steuerfäße bei den größeren Jahresgewinnen etwa 4 Prozent des 
jährlichen Ertrages erreihen. Dazu kommt, daß von ben Gemeinden ein Zu: 
ſchlag zur Einfommenfteuer erhoben wird, der 3. B. in Berlin augenblidlid 
dem Betrage der Staatseintommenfteuer gleich ift, aber bei ungünftigen fommunalen 
—— ſich bis auf 250°, ber ſtaatlich veranlagten Summe erhöhen 
fann. Es muß aljo damit gerechnet werden, daß Staats- und Kommunal: 
eintommenfteuer zulammen 14°/, bes Jahreseinkommens verjchlingen. 

In Betradht kommt noch für die ®. m. b. H.:Gefellichafter die Ergänzungs- 
fteuer!) (Gefeg vom 14. Juli 1893), welche gleichzeitig mit der Einfommenfteuer 
und nad) deren Grundjäßen erhoben wird. Das Steuertubjekt bilden alle phyſiſchen 
Perjonen, dad Steuerobjeft das gejamte bewegliche und unbewegliche Vermögen, 
insbejondere das Kapitalvermögen, das aus allen verzinslichen Kapitalforberungen, 
Kapital: und Gejellihaftsanteilen herrührt. Die Steuer hatte die Aufgabe, den 
Ausfall der Staatskaffe, der durch die Heberweilung der Ertragsfteuern an die 
Gemeinden entftanden war, zu deden. Die Jahresfteuer beträgt bei einem fteuer- 
baren DBermögen von 6000 bis 8000 Mi. 3 Mi. Sie fteigt alddann in 
Stufen von 2000 ME. um 1 ME. bis zu 24000 DE. Bon 24000 ME. bis 
zu 28000 ME. beträgt die Steuer 12 Mi. Die Stufen erhöhen fi) aladann 
immer um 4000 ME. und der um 2 ME. Bei Vermögen über 70000 ME. 


') Ergänzungsfteuergefeg. Bon U. Fernoer. III. Aufl. J. Guttentag, Berlags- 
buchhandlung, Berlin. 
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bis einſchließlich 200 000 Mk. fteigt fie für jedes angefangene 10 000 ME. um 5 Mi. 
Bei Vermögen von mehr ala 200 000 ME. bis 220000 Mk. beträgt die Steuer 
100 ME. und fteigt bei höheren Vermögen in Stufen von 20 000 zu 220 000 DE. 
um je 10 ME. für jedes angefangene 20 000 ME. 


U. Wir haben bereit oben kurz angedeutet, daß die Gemeinden eine 
Einfommenfteuer in der Form von Zujchlägen zu der Staatseintommenfteuer er- 
heben. Die Geſellſchaften m. b. 9. als ſolche werden davon nur in dem Falle 
betroffen, daß die Gemeinden die von den auswärts wohnenden phyſiſchen oder 
juriſtiſchen Mitgliedern einer Gejellihaft m. b. H. zu entrichtenden Gemeinde: 
Einkommenſteuer von der Geſellſchaft direkt einziehen. Sonft werden zur Ges 
meindeeinfommenfteuer nicht die Gejellichaiten, jondern nur die einzelnen Geſell— 
Ihafter herangezogen ($ 33) Nr. 2 und 3 und $ 67 des Kommunalabgaben— 
gejeges!) vom 14. Yuli 1893). 

Die betreffenden Beftimmungen lauten: 

8 33. Der Gemeindeeintommenfteuer find unterworfen: 

1. Diejenigen Berjonen, welche in der @emeinde einen Wohniik ($ 1 des Ein- 
fommenitexeraejeged® vom 24. Juni 1891) haben, hinſichtlich ihres gejamten innerhalb 
und außerhalb des preußiihen Staatögebiete® gewonnenen Einkommens, injomweit 
baßjelbe nicht von ber Beiteuerung freizulafien ift; 

2. diejenigen Perſonen, welde in der Gemeinde, ohne in derjelben einen Wohnfig 
baben . . . al& Bejellihafter an dem Unternehmen einer Geſellſchaft m. b. 9. beteiligt 
Ans, binfichtlich des ihnen aus diefen Quellen in der Gemeinde zufjließenden Eins 
ommens;‘) 

3. Attiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, Berggewerkſchaften, 
eingetragene Genoſſenſchaften, deren Geſchäftsbetrieb über den Kreis ihrer Mitglieder 
hinausgeht (insbeſondere Konjumvereine mit offenem Laden) und juriſtiſche Perſonen 
(insbefondere auch Gemeinden und weitere Kommunalverbände), welche in der Ges 
meinde . . . ald Geiellihafter an dem Unternehmen einer Gejellichaft m. b. 9. be— 
teiligt find, binfichtlih des ihnen aus diefen Quellen in der Gemeinde zufliehenden 
Einfommend. Hat eine Veranlagung zur Staatdeinfommeniteuer ftattgehunden, io er« 
faßt die Semeindeinfommenfteuer das bierbei veranlagte Einkommen, vorbehaltlich der 
Beitimmung im $ 16 Abiap 3 a. a. O. 

8 67. Die Gemeinden können die von den Mitgliedern einer Geſellſchaft m. b. 9. 
gemäß 8 33 Nr. 2 und 3 zu entrichtende Gemeindeeinfommenfteuer von der Wejell« 
ichaft einziehen. 

Die Steuergeſetzgebung fteht demnach auf dem Gebiete der Kommunal: 
einfommenfteuer auf einem ganz anderen Standpunfte als auf dem Gebiete der 
Staatseinfommenfteuer. Während dort die Gejellihaften m. b. 9. nicht ala 
juriftiiche Perfonen und nicht als Steuerfubjette angefehen werben (lrteil bes 
DOberverwaltungsgerihts vom 27. Juni 1896, XXX, 1), gelten fie hier nicht nur 
als rechtlich, jondern auch als wirtichaftlich jelbftändige Subjefte. Auf die Unzus 
träglichfeiten, die ſich aus diejen verjchiedenen Auffaffungen ergeben, haben wir 
bereits in der G. m. b. H.Beitihrift, Jahrg. 1906, Juninummer, und aud) 
anderwärts hingewieſen. Das Gemeindeabgabengejeg geht von dem Gedanten 
aus, daß nicht die Geſellſchaften, ſondern die einzelnen Geſellſchafter die Gemerbe: 
treibenden find und daß das von ben Gejellichaften erzielte Einfommen eben}o 


) Kommunalbabgabengejeg. Bon Dr. %. Adickes. IV. Aufl. Berlin. J. Guttentag, 
Berlag. Handbuch der Gejepgebung in Preußen und dem Deutihen Reiche. Der 
preußiihe Staat. III. Kommunalverbände. Bon Hue de Graid, Berlin, Berlag von J. 
Springer 1905. 

2) Mit der Verlegung des Wohnſitzes Hört alſo bei der Einfommenjteuer bie 
Steuerquelle nit auf, für die Gemeinde zu eriftieren, wie DO. Gerlach, &emeindefteuer- 
recht (Dresden 1905. Zahn und Jaenſch) S. 25 annimmt. 
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wie vor kurzem bei ber Kreisbeiteuerung, Gele vom 1. April 1902 — ala 
Eintommen aus Handel und Gewerbe, nicht aus Kapital zu betrachten ift.') 
Infolgedeſſen unterliegt diejes Einfommen nicht nur mit der Dividende, jondern 
mit dem tatjächlichen Gewinn (einjchließlih der Rüdlagen) der Gemeinde 
befteuerung (Enticheid. des Oberverwaltungsgerichts vom 4. Mai und 4. Juni 1898, 
XXI 50 und 36). 


Außer einer Einfommenfteuer erheben die Gemeinden die durch Gejeg vom 
14. Juli 1893 für den Staat außer Hebung gejegten und ihnen übermiejenen 
Ertragsfteuern (Grund:, Gebäude: und Gemerbeiteuer.’) Die legte Steuer, die 
für das G. m. b. H.:Gebiet als die wichtigfte in Betracht fommt, knüpft ſich an 
die Tatſache, daß objektiv ein gewerblicher Betrieb eriftiert. Vollſtändig irre 
levant ift hierbei, ob ald Betriebsinhaber eine natürliche oder juriltiiche Perion, 
wie die G. m. 6. H., fungiert. Das Geſetz bildet vier Klaſſen nad dem Ertrag 
oder Geichäftskapital. In Klaſſe I, zu der diejenigen Betriebe gehören, deren 
Sahresertrag 50 000 ME. oder mehr, oder deren Betriebsfapital mindeftens 
1 Million Mark beträgt, wird die Steuer mit 1°/, des jährlichen Ertrages 
veranlagt. Die übrigen Klaſſen zahlen im allgemeinen weniger. Die 
Kommunen erheben aber die Gewerbefteuer weit über die ftaatlih ver 
anlagten Säte hinaus. In Berlin werden 150°, der vom Gtaate 
veranlagten Summe herangezogen. Die yinanznöte der Kommunen haben in 
letter Zeit jogar eine Abart der Gemerbefteuer, die jogenannte Filialfteuer, ge 
zeitigt. In recht allgemeiner und unbeftimmter Faſſung, wie fie gewiſſen 
fautjhudartigen Beitimmungen des Kommunalabgabengeleges (3. B. SS 54 fi.) 
eigen ift, geftattet der $ 29 den Gemeinden die Einführung „bejonderer“ Ge 
werbeiteuern. Aus diefer Ermächtigung heraus iſt nun, vorerſt in einer Reihe 
von rheiniihen Städten die neue Filialſteuer geboren worden. Sicherlich wird 
dieje neue Steuer Schule machen, weil fie für furzfichtige Eteuerpolitifer den 
verlodenden Vorzug befigt, daß fie nicht die Gewerbetreibenden der eigenen, 
jondern immer nur die einer fremden Kommune trifft. Nach der Steuerordnung 
von Remſcheid, die in dieſer Beziehung ala Vorbild dient, werden Gemerbe- 
treibende, welche im Gemeindebezirk, ohne in demijelben einen Wohnfig zu haben, 
offene Verkaufs: oder Annahmeftellen unterhalten, unter finngemäßer Anwendung 
der für die ftaatliche Gewerbeiteuerveranlagung geltenden Grundjäge zu einer 
bejonderen Gewerbefteuer in der Weile veranlagt, daß berechnet werden '/s Prozent 
des Ertrages und je nad) der Gejamtzahl der beichäftigten Perſonen verichieden: 
Site. Bon welchen weittragenden wirtichaftlihen und jozialen Folgen eime 
Steuer vom Typus der Remicheider begleitet jein muß, liegt auf der Danb, 
namentlih wenn man berüdfichtigt, daß es fih um Kommunen handelt, de 
ihon 230 Prozent Zufchläge erheben.”) Der Minifter des Innern bat Fich im: 
folgedefjen veranlaßt geiehen, in einer Verfügung vom 26. Mär; 1907 eim 
Richtichnur für die Erhebung von Filialfteuern zu geben und ala Hödhftprozentict 
2 Prozent des von der Gemeinde jelbtändig zu veranlagenden Ertrages de 
Filialen zu empfehlen. 





') Gewerbefteuergeieß. Bon U. Fernom. IV. Aufl. Verlag 3. Guttentag, Verf 

*) Holdheim a. a. D. betradtet den Gewinn der in der Gemeinde bomilizierter 
Gejellihafter aus ihrer Bejellichaftsbeteiligung als Kapitaleinfommen und den Gewinn er 
außerhalb der Gemeinde wohnenden Mitglieder (Forenſen) ald gewerblide® Eintommem | 

®) Siehe den Aufjag von Dr. Brunhuber- Köln in den „Jungliberalen Bläser‘ 
im Februar 1907. 
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III. In gleicher Weije wie die Gemeinbebefteuerung geftaltete ſich bis 
vor kurzem die Keranziehung der Mitglieder einer G. m. b. 9. zu den Kreis 
fteuern. Das Geje betreffend die Deranziehung zu den Sreisabgaben vom 
1. April 1902 enthält folgende Beſtimmungen: 

„Diejenigen phyſiſchen Berjonen, welche ohne in dem Kreis einen Wohnfig zu haben, 
beziebungsweile ohne in demjelben zu dem perjönlihen Staatsſteuern veranlagt zu 
jein, in demielben Grundeigentum befißen, oder ein ftehende® Gewerbe, oder außer— 
balb einer Gewerfichaft Bergbau betreiben (Forenien), mit Einichluß der nicht im 
Kreile wohnenden Gejellihaften einer offenen Handelsgeiellihaft, einer Kommandit- 
geiellihaft oder einer Gejellihaft m. b. H., jind verpflichtet, zu denjenigen Kreis— 
abgaben beizutragen, welche auf den Grundbeſitz, das Gewerbe, den Bergbau oder 
des aus diejen Quellen fließenden Einfommens gelegt werden. Ein gleiches gilt von 
den juriftiihen Berfonen, von den Kommanditgeiellihaften auf Aktien und Aktien— 
geielichaften, ſowie Berggewerkſchaften, welche im Sreije ®rundeigentum befigen, 
oder ein jtehendes Gewerbe oder Bergbau betreiben, oder als Gejelligajter an dem 
Unternehmen einer Gefellichaft m. b. H. beteiligt find.” 

Die Gemeinden und Gutsbezirke fünnen die von den Mitgliedern einer Gejell- 
ihaft m. b. H. zu entrichtende Kreisabgabe von der Gejellihaft einziehen. Dieſe 
Beitimmungen gelten auch finngemäß zur Heranziehung der Forenien und juriftiichen 
Perſonen zu den Amtsabgaben in den Hohenzollernihen Ländern. 


Dieſer Rechtözuftand hat in neuefter Zeit eine bedeutſame Aenderung er: 
fahren. Für die Sreisbeiteuerung ift jet dur) das neue Provinzial: und 
Kreisabgabengejeg vom 23. April 1906 die Kontingentierung (8 7) eingeführt. 
Zur Aufbringung der direkten Kreisfteuer find nunmehr die Gemeinden — aljo 
nicht mehr die in der Gemeinde mohnenden Perjonen und Gemwerbe und 
dgl. — verpflichtet, und dieſe haben die auf fie entfallenden Beträge gleich den 
übrigen Gemeindeausgaben aufzubringen ($ 12). 

IV. Gemäß SS 3 und 26 des Gejeges über die Handelsfammern vom 
24. Februar 1870/19. Auguft 1897 find die Geſellſchaften m. b. H. verpflichtet, 
Handelskammerbeiträge zu leiften. 

V. Nah Nr. 25 des Tarifs zum Stempelfteuergejeg!) vom 31. Juli 1895 
often Gejellichaftsverträge, wenn fie betreffen : 

die Errichtung von Aktiengeſellſchaften oder Kommanditgejellihaften auf Aktien, 
jomwie die Erhöhung des Aktien: oder Grundfapitals ſolcher Gejellichaften, 

!/so vom Hundert des Aktien oder Grundkapital oder der Erhöhung 

dieſes Kapitals, 
bie Errihtung von Geſellſchaften m. b. H., falls das Stammtapital 

1. 100000 ME. oder weniger beträgt, '/so vom Hundert des Stammkapitals, 


2. mehr ala 100000 ME, aber nicht mehr ala 300000 ME. beträgt, 
!ıo vom Hundert de8 Stammfapitals, 


3. mehr als 300000 ME., aber nicht mehr als 500 000 ME. beträgt, 
!/s vom Hundert des Stammkapitals, 


4. mehr ald 500000 beträgt, 1 vom Hundert de8 Stammkapitals. 


die Erhöhung des Stammkapital der Gejellihaft m. b. H., falls dasſelbe nad) 
ber Erhöhung 


1. nicht mehr ala 100000 ME. beträgt, "/so vom Hundert des Betrages, 
um den dad Stammkapital erhöht ift, 


1) Breufitäes Stempeliteuergejeg mit ben geſamten Ausführungsbeftimmungen. 
Bon P. Loed. V. Aufl. Berlin. Verlag J. Guttentag. 
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2. mehr als 100000 ME., aber nicht mehr ala 300000 Mi. beträgt, 

!/ıo vom Hundert der Kapitalerhöhung, 

3. mehr als 300000 ME, aber nicht mehr ala 500000 ME. beträgt, 

Y/s vom Hundert der Kapitalserhöhung, 

4. mehr ala 500000 ‘ME. beträgt, 1 vom Hundert der Kapitalserhöhung. 

Während demnach nad diejen Beitimmungen die Aktiengeiellihaften und 
die Kommanditgejellihajten auf Aktien ohne Rückſicht auf die Höhe des Kapitals 
überhaupt nur einen Stempel von '/so vom Hundert des Kapitals ſowohl bei 
der Gründung wie bei der Kapitalserhöhung zu entrichten haben, müflen die 
6. m. b. 9., fobald ihr Kapital bei der Gründung oder einer jpäteren Er: 
böhung den Betrag von 100000 ME. überjteigt, einen um das Vielfache 
höheren Stempel zahlen, der bei größerem Kapital den Betrag eines vollen 
Prozents erreiht. Eine ©. m. b. 9. mit dem Kapital von einer Million 
Mark hat 10000 ME. Errichtungsftempel zu erlegen. Die ©. m. b. 9. find 
aljo viel ſchlechter geitellt ala die Aktiengejelligaiten. Ein Ausgleih wird nur 
dadurch geichaffen, daß bei der Gründung einer Aftiengeiellichaft für die Aus: 
gabe von Aktienurfunden ein bejonderer Stempel von 2°/, an das Reich ver: 
fällt. Bei Nichtausgabe von Aktienurkunden (Familiengründungen) wurde 
natürlih bis vor kurzem der Reichsſtempel geipart und die Gründung einer 
ſolchen Aktiengeſellſchaft ftellte fih unter Umſtänden alſo bedeutend billiger ala 
die einer ©. m. b. H. Nach dem neuen Reichsgeſetz über die ungeborenen 
Aktien werden zwar die Stempeliteuern für Aktien auch dann erhoben, wenn 
feine Aktientitel ausgegeben find, die vorläufige Folge ift aber nur die gemeien, 
daß eine Anzahl Aktiengejellihaften ihr Kapital vor Ablauf der Verfteuerungs: 
frift reduziert haben. Bei „qualifizierten“ Gründungen, bei denen die Einlage 
nicht in bar, jondern in Grunditüden, Fabrikanlagen uſw. geleiftet werden, 
ftellen fi) die Stempeljäge nody höher. Sie betragen für die Einbringung von 
Immobilien in die ©. m. b. 9. 1°, des Wertes unter Zurechnung der 
Hypotheken. Die Einbringung ftellt fih nur dann billiger, wenn der Nach— 
weis der Treuhänderichaft erbracht wird.) In diefem falle ift der Stempel 
nur für den einmaligen Eigentumsübergang zu entrichten. 

Für die Eintragung in das Handeläregifter kommen an Gerichtskoften ($ 72 
bes Gerichtöfoftengefeges?) vom 25. Juni 1895 in der Faſſung der Bekannt: 
madhung vom 6. Oftober 1899) zur Erhebung: bei Kommanditgeſellſchaften auf 
Aktien, Aktiengejellihaften und Gejellihaften m. b. 9. 

a) für die Eintragung ber Gejellihait ſowie für die Eintragung eines Be: 
ihluffes über Erhöhung oder Herabiegung des Geſellſchaftskapitals die in 

z 33 beftimmte Gebühr mit der Mahgabe, daß von 100000 Mt. an 

die ferneren Wertlaffen um je 16 000 DE. und die Gebühren um je 

3 ME. fteigen. Nach $ 33 beträgt die volle Gebühr bei Gegenftänden 

im Werte von 

20000 Mt, 
von mehr ald 20000 
” „ ” 22000 
"  . 24000 
r *  » 26000 


a 

bis 22000 ausſchließlich 20 „ 

„24000 Ro 21 „ 
„26000 u 2 „ 
28000 — 23 


uyı 2 


Bgl. Juftizminifterialblatt 1900 S 501. Statut der Stadt Berlin 82 Abi. *. 
”) Preußiſches Gerichtätoftengeieg. Tertausgabe mit Anmerkungen. Bon Dr. B. 
Sim&on. IV. Aufl. Verlag von J Guttentag. Berlin 1904. 
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von mehr ald 28000 Mt. bis 30000 ausſchließlich 24 Mt. 
30 000 35 000 


* * * * * 26 * 
F „+. 500 „ „ 40000 = 28 „ 
a -» »- 400 „ „ 50000 » 0 . 
* * ⸗ 50 000 * ” 60 000 * 32 * 
J.. 60000 „ „ 70000 34 
„ » 1000 „ „ 80000 e 36 „ 
» »  » 8000 „ „ 9000 J 88 „ 


= -» 90000 ° » 
Die Gebühren werden nach dem Betrage bes Geſellſchaftskapitals, bei 
Erhöhungen oder Herabjeßungen besjelben nad dem Betrage der 
Erhöhung oder Herabiegung berechnet. Iſt das Geſellſchaftskapital nicht 
voll eingezahlt, jo ift der Gelellihaft auf Verlangen zu geftatten, zu: 
nächſt nur denjenigen Gebührenbetrag zu zahlen, welcher dem eingezahlten 
Kapital entipricht, und den Reſt nach Maßgabe der erfolgten Einzahlung 
nachträglich zu entrichten. 
b) für alle jonftigen Eintragungen, je nachdem ber Gewerbebetrieb in bie 
wi dritte oder vierte Gemwerbefteuerklafle gehört, 100, 50, 20 
oder 10 ME. 


Reuß ältere Linie. 


I. Das Fürftentum hat die 1870 geichaffene allgemeine Einfommenfteuer 
durch Geieg vom 4. Januar 1833") neu geordnet, ohne die Gejellichaften m. b. 9., 
bie damals ſchon ala Rechtsform bejtanden, in den Bereich der Belteuerung zu 
ziehen. Die Steuer trifft aber das gefamte jährliche Einfommen der Mitglieder 
der ©. m.6. 9. Der einihlägige $ 2 Nr. 5 lautet: 

Zur Entrihtung der Eintommenfteuer find ..... verpflichtet: 

5. juriftifche Berionen, ingleihen alle Vereine, Attiengefellihaften, Kommandit— 
geiellihaften auf Aktien und Berggemwerlichaften, jowie Erwerbd: und Wirtſchaflsge— 
nojjenichaften (Koniumvereine), welche im Fürjtentum ihren Sit haben. 

$ 13 Abjap 3 Nr. 2 jagt: 

„Der von einer nit nah $S2 sub 5 jteuerpflichtigen Erwerbsgeſellſchaft erzielte 

Geſchäftsgewinn ift den einzelnen Teilhabern nah Maßgabe ihrer Anteile anzurechnen”. 

Das Geſetz unterjcheidet vier Hauptgruppen des Einfommens; Einkommen 
aus Öffentlichen Bejoldungen, Penfionen, aus Kapitalvermögen, aus Handel, Ge— 
werbe und Bergbau, aus gemwinnbringender Beichäftigung. Eine bejondere Be: 
rechnungsart des Einkommens der Erwerbögejellichaften ift nicht vorgejehen. Als 
Abzugskoſten gelten u. a. der Produktions: und Geitehungsfoften beim Handel 
und Gewerbebetrieb; Schuldzinfen dürfen vom Einfommen aus Slapitalvermögen 
nit in Abzug gebracht werden. Das Finanzgeſetz beitimmt die jährlich zu 
erhebende Zahl der Steuereinheiten, ſog. „Terminen“. Die Steuerjäße beginnen 
bei einem Einfommen von 15 bis 30 Mark mit 3 Pfg.; erreichen bei ſolchem von 
900 bis 1000 ME. 1.20 Mk. bei joldyem von 3000 bis 3300 DEE. 9 ME., bei ſolchem 
von 11250 bis 12000 ME. 44 ME. und erhöhen ſich bei größeren Einfommen 
von 1000 zu 1000 DE. um je 5 ME. Es beiteht Deflarationszwang für die 
— —— aus Kapitalvermögen und für 1500 ME. überſteigende Geſamt— 
einfommen. 


I. Die Gemeindefteuern werben in Zuſchlägen zu ben direkten Staat: 
fteuern erhoben. 


) Finanzarchiv 10 S. 841—859. 
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II. Das Gejeg vom 18. Februar 1874, die Errichtung einer Hanbels- 
fammer betreffend, mit Ergänzung vom 21. Dezember 1903, beitimmt, daß 
zur Handelskammer des Fürſtentums alle diejenigen Kaufleute beitragspflichtig 
find, welche eine im Handelsregiſter eingetragene Firma befiten. Demnad 
müfjen auch die ©. m. b. 9. Handelskammerbeiträge leiſten. 

IV. Auf Grund des Gerichtöfoftengefeges vom 17. November 1899 wird 
für die Eintragung einer Kommanditgejellihaft auf Aktien, Aktiengejellicait 
oder Geſellſchaft mit beichränkter Haftung, jowie für die Eintragung eines Be 
ichluffes über Erhöhung oder Herabjegung des Gejellihaftsfapitals da8 Doppelte 
der vollen Gebühr des $ 33 erhoben, jedodh mit der Mahgabe, dab von 
100060 ME. an die zu erhebende Gebühr im Ganzen um je 3 ME. für je 
— ——— 10000 ME. ſteigt. Die volle Gebühr beträgt bei Gegenftände im 

erte von 


20000 Mt. einshliehlih - - > 22. 21 Mt. 
bis 22000 , ‚ Deren 2 
„ 2400 ji 2 - 
» 2%000 _ N ER RER 4 _ 
.» 28000 , AR AR 2. 
- 30000 A Er: % . 
. 35000 ee 28 _ 
- 40000 . SE ER ee 30 

50.000 Me 2 . 


Die ferneren Wertklaffen fteigen um je 10000 ME. und die Gebühren 
um je 1 Mk. d. h. in unferem Falle um das Doppelte, aljo um 2 Mt. 

Die Gebühren werden nad) dem Betrage des Gejellichaftsfapitals, bei Er: 
höhungen oder Herabjegungen desfelben nad) dem Betrage ber Erhöhung ober 
Herabſetzung berechnet. 

Sit das Gejellichaftsfapital nicht voll eingezahlt, jo ift der Geſellſchaft 
auf Verlangen zu geftatten, zunächſt nur denjenigen Gebührenbetrag zu zahlen, 
welcher dem eingezahlten Kapital entjpricht, und den Reit nad) Maßgabe der 
erfolgenden Einzahlungen nadträglich zu entrichten. 

Für den Eintrag einer Abänderung bes Gejellichaftsvertrages werden fünf 
Zehnteile der beftimmten Gebühr erhoben, jedoch nicht über 100 ME., für jeden 
lonftigen Eintrag 10 bis 30 Marf. 

Einen landesgeieglihen Stempel kennt das Fürftentum nicht. 


Reuß jüngere Linie. 


I Das Fürftentum Reuß jüngere Linie hat feine Einfommenfteuer, welche 
auf dem Geſetz vom 16. Juni 1890 beruhte, durd) Geſetz) vom 4. Juni 1898 
fortgebildet. Das Geſetz beitimmt in $ 2 Nr. 3: 

„Der Beiteuerung find unterworfen: Juriftiihe Berjonen, Vereine und Ge 
noſſenſchaften wegen ihre® Einfommens aus Kapitalvermögen, aus dem Betriebe ge 
winnbringender Geſchäfte und aus hierländiichem Grundbefige. 

Ueber die Befteuerung der juriftiihen Perfonen läßt ji der $ 14 Nr. 2 
näher aus: 

„Bei Ultiengejellihaften, Kommanbditgejellihaften auf Ultien, Erwerb und 
Wirtſchaftsgenoſſenſchaften find für die Beiteuerung die Ueberihüfie maßgebend, weiche 
als Altienzinfen oder Dividenden (gleihviel unter weldher Benennung) an die Mit- 
glieder verteilt oder zur Bildung von Nefervefonds oder zur Schuldentilgung ver- 


Finanzarchiv: 16 ©. 298—327. 
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wendet werben. Dabei iit, wenn die Geiellihaft im Fürftentum ihren Sig hat, bie 
Beiteuerung etwaiger in anderen Staaten befindlider Kommanditen zu berüdjichtigen, 
wenn fie aber im Fürftentum nur Bweigniederlafjungen oder Agenturen unterhält, 
bloß ein verhältnismäßiger Unteil der Ueberſchüſſe zur hierländiſchen Steuer heran 
zuziehen. 

Da ber oben mitgeteilte $ 2 in Nr. 3 von ber Beſteuerung der juriſtiſchen 
Perſonen ſchlechthin jpriht, jo wäre aus diefer Beitimmung aud) die Steuerpflicht 
ber ©. m. b. 9. zu entnehmen. Die herrichende Meinung hat fi in der Tat 
auf diefen Standpunkt geftellt.‘) Auf diefem Wege gelangt man zur Annahme 
einer Doppelbeiteuerung. Die Gejellihaften m. b. H. verfteuern danad) ihren 
gelamten Geichäftsgewinn, auch joweit er nicht unter die Mitglieder verteilt, 
jondern zu Rüdftellungen zc. verwandt wird, und Die einzelnen Teilhaber als 
Einfommen aus Kapitalvermögen nad $ 12 die Binjen aller Forderungen, welche 
ihnen gegen öffentliche Gejellihaften oder Atienunternehmungen und jo weiter 
zuftehen. Während die Steuerpflicht der ©. m. b. H :Gejellichafter unbeitritten 
aus dem Wortlaut des $ 12 zu entnehmen ift, kann unjeres® Erachtens eine 
jolche der Gejellichaften m. b. H. nicht ohne weiteres aus $ 14 Nr. 2 gefolgert 
werben, weil der $ 14 nur von Aktiengejellichaften, Kommanbditgejellichaften 
auf Aktien und Genoſſenſchaften ſpricht und die ©. m. b. H., die in diejer Auf: 
zählung nicht hätte fehlen dürfen, vollftändig übergeht. Diejes Schweigen wirft 
um jo auffälliger, weil das Einfommenfteuergeieg für Reuß jüngere Linie erft 
ſechs Jahre nad) Erlaß des G. m. b. H.-Gejeged ergangen ift und weil ber 
analoge Paragraph des im vorigen Abichnitt behandelten, gleichfalls nah Ent: 
ftehung der ©. m. b. 9. erlaffenen Eintommenfteuergeieges für Reuß ältere Linie 
in gleicher Weije die ©. m. b. 9. übergeht. Wie bei Reuß ältere Linie, jo könnten 
wir auch bei Reuß jüngere Linie darin ein abfichtliches Schweigen des Geſetz— 
gebers db. h. eine beabfichtigte Freilafjung der G. m. b. 9. von der Einkommen 
fteuer erbliden. In der Praxis hat die herrſchende Meinung Recht behalten; 
Neuß jüngere Linie erhebt jomohl von den G. m. b. 9. wie von den Gelell- 
ſchaftern die Steuer. 


Das Geſetz untericheidet drei Hauptgruppen des Einkommens: Einkommen 
aus Grundvermögen, aus Kapitalvermögen und Einfommen aus dem Ertrage 
eines Gewerbes oder gewinnbringender Beſchäftigung. Die Schulden dürfen von 
Einkommen aus Kapitalvermögen und die Geſchäftsunkoſten vom Einkommen 
aus Gewerbe und Handel abgezogen werden. Die Steuer wird ſtufenweiſe in 
zwei Abteilungen veranlagt. In der 1. Abteilung werden die Einkommen von 
300 bis 3000 Mk. eingeſchätzt. Die terminlichen Steuerſätze betragen bei einem 
Einkommen von 300 ME. 5 Pfg., erhöhen ſich in Stufen bis 1000 ME. auf 
1,20 Mk., bis fie in der 14. Stufe bei Eintommen von 2700 bi8 3000 ME. 
5,50 ME. erreichen. Die Zerminjäge ber 2. Abteilung beginnen mit 7 ME. 
bei Eintommen von 3000 bis 3500 Mk. erhöhen fi) auf 31 ME. bei Einfommen 
von 12000 bis 13 000 ME., alsdann in Stufen von je 1000 ME. bei ſolchen 
von 13 000 bi8 39 000 ME. um je 3 ME. und in Stufen von je 3000 ME. bei 
Eintommen von 108000 bis 111000 DM. um je 10 ME. Ber Einfommen 
von 39 000 bis 108 000 ME. fteigen die Stufen um 2000 Mk. und die Sätze 
um 6, 7, 8 und 10 ME. Deklarationspflicht befteht bei dem 1000 ME. über: 
fteigenden Einkommen. 





i) Siehe Holdheima. a. D. ©. 13. 
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U. Die Kommunalabgaben beftehen in Zuſchlägen zur ftaatlihen Steuer. 
Einzelne Städte erheben auf Grund bejonderer Statuten Abgaben vom Grund: 
eigentum und vom Einfommen. Tas Ortöftatut von Gera!) unterwirft alle 
Perjonen, die im Gemeindebezirk einen Nußungserwerb haben, jowie Bereine, 
Erwerbsgeſellſchaften, Eijenbahnen und juriftiiche Perjonen, die im Gemeinde 
bezirf irgend ein Einkommen beziehen, der Kommunaljteuer. Es verjteuern dem: 
nad) die G. m. b. 9. als joldhe wie die Anteilgeigner ihr Einkommen. 

III. Handeläfammerbeiträge leiften die Gejellihaften m. b. H. auf Grund 
bes Gejeges vom 7. Auguft 1899 betreffend die Handelskammern. 

IV. Auf Grund des Gerichtöfoftengeleges vom 10. Auguft 1899 wird für 
die Eintragung einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien, Aktiengeſellſchaft oder 
Gejellihaft m. b. H., ſowie für die Eintragung eines Beichluffes über Erhöhung 
oder Herabſetzung des Gelellichaftsfapıtald das Doppelte der in $ 34 be 
fimmten Gebühr erhoben, jedody mit der Mahgabe, da von 100 000 Mt. an 
die ferneren Wertöflaffen um je 1000 ME. und die Gebühr nur um je 3 Mt. 
er Die im $ 34 feftgejegte volle Gebühr beträgt bei Gegenftänden im 

tie don 


21. 2000 WM. . . 2... BE Se ae Re ae 21 Mt. 
22. mehr ald 20000 ,„ bis einſchließlich 22000 Mi. . . ... 2 „ 
B. 2000 2 BED: . ' 2,0 a 
24. „ „2100 „ „. 5 26000 . . 4 „ 
25. . 38500 „ „ 5 30 - : 2.2... „. 
2. „. - 3W „ „ Pr DDR > 07-0: a 2 „ 
27. „ . RW „ „ z 000.. 28 „ 
3. . -„ 500 „ . e 40 000. :6% 30 „ 
29. „ „ 20W) „. 5 BOMDD:. 5’ 5:8 07% 2 „ 
0. „ „5000 „. ü CO „2 22. 34 „ 
3. „ - 6000 „ . Ri 1 ee 36 „ 
BR: 2a OR > Re ODE u. 4% 8; 
3. . . 82000 „. J 90 000...... . 4v0—, 
4 . ..9000 53 - 100000 42 


Die Gebühren werden nad) dem Betrage des Gefellihaitsfapitals, bei 
Erhöhungen oder Herabjegungen desielben nad) dem Betrage der Erhöhung oder 
Herabiegung berechnet. Iſt das Geſellſchaftskapital nicht voll eingezahlt, fo if 
ber Gejellichaft auf Berlangen zu geitatten, zunächſt nur denjenigen Gebühren: 
betrag zu zahlen, welcher dem eingezahlten Kapital entipricht, und den Neft nad 
Maßgabe der erfolgenden Einzahlungen nachträglich zu entrichten. Für alle 
fonftigen Eintragungen, insbejondere die Eintragung einer Profura, die Ein: 
tragung von Veränderungen aller Art und die Löſchung von Eintragungen wird 
bie Hälfte der feſtgeſetzten Gebühren, jedoch nicht mehr ala 100 ME., erhoben. 

Außerdem werden nad) $ 97 des Gerichtskoſtengeſetzes bei gerichtlichen Ent: 
ſcheidungen gewiſſe Gebühren erhoben: für die Entihließung wegen Ermädtigung 
zur Berufung einer Generalverjanmlung oder zur Ankündigung des Gegenitandes 
einer ſolchen mindeſtens 10 und höchſtens 50 Mk., für die Ernennung von 
Revijoren, Ernennung oder Abberufung von Liquidatoren, Beitellung von Per: 
tretern zur Führung eines Rechtsſtreits mindeſtens 10 und höchſtens 20 Mt. 
für die Entihliegung wegen Mitteilung einer Bilanz oder jonjtiger Aufflärungen 
jowie die Vorlegung von Büchern mindeftens 5 und höchſtens 30 Mk., für die 


ı) Die Stadt Gera un, die daſelbſt beftehenden ftaatlihen und Gemeinde Ein— 
rihtungen. Bon R. Fiſcher,“ Gera 1904. 
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Beftimmung einer Perfon, welcher Bücher in Berwahrung zu geben find, Be— 
flimmnng des Ortes, an welchem Handelsbücher niederzulegen find und bie 
Ermädtigung zur Einfiht von Büchern und Schriſten mindeſtens 3 und 
höchſtens 10 ME. 

Ein Stempelfteuergejeg exiſtiert nicht im Yürftentum. 


Sadjen. 


I. Einfommenfteuer Sachſens ift eine allgemeine Einkommenſteuer und 
trifft das gefamte Einkommen der phyſiſchen und nichtphyfiichen Perfonen. Zu 
den leßteren gehören auch die Gejellichaften m. b. H. Das Eintommenfteuer- 

ejeg vom 24. Juli 1900) mit Novelle vom 1. Juli 1902 hat ihnen mit 

üdfiht auf ihren eigentümlichen rechtlichen Charakter den anderen Erwerbs: 
gejellihaften, wie 3. B. den Altiengeſellſchaften, gegenüber eine fteuerliche 
Sonderftellung zugebilligt, injofern e8 die Dividenden von Geichältsanteilen 
bei den Anteildeignern nur zur Hälfte ihres Betrages bei der Beiteuerung in 
Anja bringen läßt. U. Hoffmann, die direkten Staatöfteuern im Königreich 
Sadjien, erblidt in diefer Behandlung der G. m. b. H. eine ungeredhtjertigte 
Begünftigung gegenüber den Aftiengejellichaften, bei denen eine Doppelbe— 
fteuerung ftattfindet, und weift darauf hin, daß die G. m. b. H. wirtſchaftlich 
ben Aktiengeſellſchaften völlig gleichzuftellen find. Diefen Standpunkt können 
wir nit teilen. Anläßlich der Propaganda gegen die Beftenerung der ©. m. 
b. 9. in Preußen ift immer wieder, namentlich auch von der Berliner Hanbels- 
fammer, betont worden, daß die Aftiengejellichaft gegenüber der G. m. b. 9. 
eine wirtihaftlic; durchaus anders geartete bevorzugte Stellung genießt. Steuer: 
bar find nad dem Gejeg von 1900 bei den Erwerbsgeſellſchaften nur die an 
die Mitglieder verteilten Ueberjhüffe, während früher auch noch die zur Bildung 
von Rejervefonds oder zur Echuldentilgung ulm. verwendeten Weberichüfle der 
Befteuerung unterlagen. Die einichlägigen Paragraphen des Einfommenfteuer: 
gejetes lauten: 

3 4. Beitragspflihtig find ferner: die juriftiihen Perjonen und die mit 
dem Recht des Vermögenserwerbs auögejtatteten Perjonenvereine und Ber: 
mögensmeſſen, und zwar: 

a) bie Perfonenvereine, die Ueberſchüſſe als Aktienzinjen oder Dividenden, 
gleichviel unter welcher Benennung, unter die Mitglieder verteilen, binfichtlich 
der im Durchſchnitte der legten drei Kalenderjahre oder, wenn noch nicht jo 
lange Berteilungen ftattgefunden haben, im Durchſchnitte ber legten zwei 
Kalenderjahre oder im legten Kalenderjahre erteilten Ueberſchüſſe. 

Es werden vier Hauptgruppen des Einkommens unterſchieden: Einkünfte 
aus Grund und Hausbefig, die Kapitalzinjen, Renten, Apanagen, Dividenden 
von Aktien oder Kuren oder Geichäftsanteilen bei Gejellihaften m. b. 9. 
(8 17 b), Einnahmen aus Lohn und Gehalt und endlid) das Erträgnis aus 
Handel und Gewerbe. 

$ 19 Nr. 4 bejtimmt: Someit Dividenden von Geichäftsanteilen einer 
Geſellſchaft m. b. 9., die in Sachſen ihren Sit hat, nad) $ 4 unter a bei ber 


) Die direften Staatäjteuern im Königreihd Sadien. Bon Dr. A. Hoffmann. 
Leipzig. Verlag von Zäh & Scude. 1906. v. Noſtitz, Die Grundzüge der Etaatöfteuern 
im Königreih Sahfen. Jena. 1903. Schanz, die fähfiihe Eteuerreform vom Jahre 
1902. Finanzardiv 20, S. 234—255. Wachler, Sähfiihes Einfommenfteuergefeg. 
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Geſellſchaft zur Beiteuerung zu ziehen find, fommen biejelben bei den Ge 
Ihäftsanteilgeignern nur zur Hälfte ihres Betrages in Anſchlag. 

Bom Gejamteintommen dürfen in Abzug gebracht werden u. a. die zur 
Erlangung, Erhaltung und Sicherung der Einnahmen verwandten Ausga ben 
(Produftionskoften), die Schuldzinfen, die ftaatlihen Grunditeuerbeiträge, in: 
direfte Abgaben, ſoweit fie zu den Geichäftsunfojten zu rechnen find. Vom 
Abzug ausgeichloffen find DVerbefferungen und Vermehrungen der Kapitalan: 
lagen, jonftige Steuern. Steuerpflichtige mit einem Einfommen von über 
1600 ME. haben zweds Veranlagung zur Steuer eine Deklaration abzugeben. 
Der Steuertarif ift ein Klaffentarif. Die Steuerjäge betragen für die Jahre 
1904—1907 in den Einkoinmenftufen 

Steuer in Mt. in Prozenten 


400 bis 500 ME, 0,25 
600 


1 
500 , $ 2 0,10 
600 „ 700, 3 0,50 
700 . 800 4 0,57 
800, 900 , 7 0,87 
950 „ 1100 , 10 1,05 
1100 „ 1250 , 13 1,18 
150 , 140 , 16 1,28 
1400, 1600 , 20 1.43 
1600 , 1900 , 26 1,62 
1900 , 2200 , 36 1,89 
2200 . 2500 . 46 2,09 
2500 . 2800 , 56 2,24 
2800 , 3100 67 2,39 
3100 , 3400 . 78 2,51 
3400, 3700 90 2,65 
3700 , 4000 , 106 2,88 
4000 „ 4300 , 120 3,— 
4300 „ 4800 . 140 3.% 
4800 „ 5300 . 160 8,33 
5300 „ 5800 , 180 3,39 
5800 , 6300 , 290 3,45 
6300 , 6800 221 8,51 
6800 „ 7300 , 242 3,56 
7300 , 7800 263 3,60 
7800 „ 8300 , 287 3,65 
8300 „ 8800 807 3,69 
8800 , 900 330 3,75 
9400 , 10000 354 3,76 
10000 , 11000 380 3,80 


Die Stufen fteigen von da ab bis zu Einkommen von 100000 ME. von 
1000 zu 1000 ME. und bei höherem Eintommen von 2000 zu 2000 Mt. 
Die Steuerfäge erhöhen fih bis 20000 Mt. Einkommen um je 40 Mt., 
von 20000 bi8 34000 ME. Einfommen um je 45 Mk., von 34000 bis 
73000 ME. um je 50 ME., von 73000 bis 100000 ME. um je 60 Mt. für 
die Steuerflaffe und betragen bei allen höheren Eintommen 5%, besjenigen 
Einkommens, mit dem die vorausgehende Klaſſe endet. 

Das Einkommen aus nichtjächjtiihem Grundbefik ſowie aus nicht in 
Sachſen betriebenem Gewerbe oder geübter Erwerbstätigkeit ift fteuerfrei. Da- 
gegen unterliegen nichtphyſiſche Perſonen, die ihren Sig außerhalb Sachſens 
haben, hinfichtlich des aus ſächſiſchem Grundbefige oder aus einem in Gadjien 
betriebenen Gewerbe fließenden Einkommens der Steuerpflicht. 
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Zur Bermögens-(Ergänzungs-)fteuer werden von den juriftiichen Perſonen 
nur die Altiengefelihaften und Kommanditgeſellſchaften auf Aktien herange⸗ 
zogen. 8 3 des ſächſiſchen Vermögensſteuergeſetzes vom 2. Juli 1902 in der 
Fafſung der Novelle vom 21. April 1906.) Von der Steuer werden bie 
6. m. b. H.: Anteilseigner getroffen. Die bezügliche Beitimmung lautet: 
H 17. Als ergänzungsfteuerpflichtiges Vermögen gelten inäbelondere: 

3. das Jonitige Kapitalvermögen, inſoweit es nicht unter Ziff. 2 fällt, und zwar; 
a) verzinsliche und unverzinsliche Kapitalforberungen jeder Art einichließlich 
des Wertes von Aktien oder Anteilicheinen, Kuren, Geichäjtsguthaben bei 

Genoſſenſchaften, Geichäftsanteilen und anderen Gejellihaftseinlagen. 

Die Steuer beträgt 

in Slafje 1 bei einem Vermögen von über 12000 bis 14000 Mt. 6 Mt. 

14000 „ 1600 „ T 
16000 „ 18000 „ 8 „ 

ee ——7 „ „1800 „ 2000 „ 9, 
und ebenio in allen weiteren Raffen Ya vom Tauſend desjenigen Vermögens, 
mit welchem die vorausgehende Klaſſe endet. Die Slaffen fteigen von Klaffe 
4 ab bis zu 100000 ME. um je 2000 ME., von da ab biß zu 200 000 ME. 
um je 4000 ME., von da ab um je 1000 Me. 

Die Ergänzungsfteuer ergreift alles nicht von der Grundfteuer betroffene 
Vermögen. 

II. Die Rommunalfteuern?) richten ſich nach den direkten Steuern; doch 
herrſcht auf dem Gebiete des Gemeindeſteuerweſens eine ſehr weit gehende Autonomie 
der Gemeinden, welche auf Grund beſonderer Gemeinderegulative Zuſchlags— 
und ſelbſtändige Steuern erheben. Zum bei weitem größten Teile decken die 
Gemeinden ihren Bedarf durch Einkommenſteuern wie in Preußen. In den 
meiſten Gemeinden überſchreitet die Belaſtung durch die Gemeindeeinkommenſteuer 
diejenige der Staatseinkommenſteuer. Nicht weniger wie 64,2°/, der Gemeinden 
haben eine die ftaatlihe um über 100 bis 300°, überfteigende Einkommen⸗ 
ſteuerbelaſtung. 

III. Handelskammerbeiträge zahlen die Geſellſchaften m. b. H. nad) dem 
Gejege vom 4. Auguft 1900 betreffend die Handels: und Gewerbefammern. 

IV. Nad dem Geje über die Gerichtsloſten vom 21. Juni 1900 werden 
an Gebühren erhoben 

a) bei einer Aktiengeſellſchaft oder einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien für 


® w ” * " " ” 


” ” 3 ” “ 4 ” ” 


1. Anlegung des Regifterblattes . 50 bis 500 ME. 
2. Eintragung einer Mama) des Gelll 

Ihaftsvertrage . . 20 „ 20 „ 
3. jede fonftige Eimtragung -. - -. » . . 10 „ 30 

b) bei einer Gejellihaft m. b. 9. 

1. Anlegung des Regifterblattes . 30 „ 300 „ 
2. Eintragung einer ————— des Geſel 

ſchaftsvertrages . . 20 „ 200 
3. jede jonftige Eintragung —1030 





) Schanz, Finanzardiv. 24. Abt. 1. S.269—297. 
a) Ma Gemeindejteuerreform in Deutichland mit bejonberer Beziehung auf jächfiiche 
Berhältnifje von Fr. 3. Neumann. Tübingen 189. 
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Die Gebühren umfaſſen die Veröffentlihung der Eintragungen, die ge 
richtlihe Verhandlung über Teltitellung des Gejellihaftsvertrages und einer 
Aenderung bdesjelben. 


In Sachſen befteht ein Urkundenftempel‘) (Gejeg vom 13. November 1876). 
Gejellichaftsverträge find ftempeljrei, wenn darin nicht andere vom Gejellihaits 
vertrage verſchiedene Rechtsgeſchäfte mit enthalten find, die der Stempelabgabe 
unterliegen. Ein derartiger Fall liegt vor, wenn dem Gelellichafter, welchet 
eine Sadeinlage macht unter Anrechnung jeiner Einlage bis zur vollen Höhe 
des feſtgeſetzten Wertes eine weitere Vergütung durch Barzahlung, Uebernahm 
von Schulden oder auf andere Weile gewährt wird. Diele Rechtsgeſchäft gilt 
als Kaufvertrag, welches der Beſteuerung injoweit unterworfen ift, ala es über 
den Rahmen des Gejellihaftsvertrages hinausgeht. Nah 8 34 des Stempel: 
geießes beträgt ber Etempel "/ıo Prozent des Geldwerts. 


Sadhjen- Altenburg. 


I. Sadjjen-Altenburg gehört zu denjenigen Heineren Staaten, melde die 
Eintommenfteuer mit einer präzipuallaftartigen Grundfteuer verbinden. Die 
Eintommenfteuer beruht auf dem Geſetz“) vom 24. April 1896, zu melden zwei 
Novellen vom 23. Dezember 1899 und vom 26. Dezember 1901 ergangen fin. 
Einfommenfteuerpflictig find nad) 3 2 des Gejeges die phyſiſchen Perjonen und 
von den nichtphyſiſchen Perſonen aud) 

5. Altiengeiellibaften, Kommanditgeiellihaften auf Attien, Gejellichaften mit be 
ſchränkter Haftung, Berggewerkichaften und eingetragene Genoflenichaften, melde im 
Herzogtum einen Eip haben, legtere, foferne deren Geichäftsbetrieb über den Kreid 
ihrer Mitglieder hinausgeht, ſowie Konjumvereine, die offenes Ladengeſchäft betreiben, 
gleichviel ob fie dasjelbe auf die Mitglieder ihres Vereines beſchränken oder nidt. 

Ueber die Berehnung des fteuerpflichtigen Einkommens aus Handel und 
Gewerbe trifft $ 13 folgende Beitimmung: 

„Das Einfommen aus Handel und Gewerbe einſchließlich des Bergbaues und 
des Einfommen® der im $ 2 unter 4, 5, 6 bezeichneten Steuerpflidtigen, injomeit 
legtered aus Handel und Gewerbe herrührt, befteht in dem in Gemäßheit der al» 
—— Grundſätze ($$ 6—10) ermittelten Geſchäftsgewinne. Mit dieſer Maßgade 
ft der Reingewinn aus Handel und Gewerbe nah den Grundſätzen zu berecnen. 
wie folche für die Inventur und Bilanz durch das allgemeine deutiche Handelsgeſeß 
buch vorgeichrieben jind und ſonſt dem Gebrauche eines ordentlihen Kaufmanns ent: 
iprehen. Insbeſondere gilt dies einerjeit3 an dem Zuwachs des Anlagefapitald und 
andererjeit8 von den regelmäßigen jährlihen Abichreibungen, die einer angemeilenen 
Berüdjichtigung der Wertverminderung entiprehen. Der Gewinn ift nach dem Durd- 
ſchnitt der legten drei Geihäftsjahre zu berechnen. 


Im übrigen gilt für die Berechnung und Schäßung des Einfommens aus 
Gewerbe und Handel folgendes: Die Zinjen des im Handels: und Gewerbe 
betriebe angelegten eigenen Kapitals des Steuerpflichtigen find als Zeile dei 
Geihäftsgewinnes zu betrachten. 

Als Einfommen aus Kapitalvermögen gilt nad $ 11 insbejondere: 

b) Dividenden und Zinſen, Ausbeuten und jonitige Gewinnanteile von 
Geſellſchaften m. b. 9. 


2) Gejep über ben Urkundenitempel. Erläutert von Rid. Wahl. V. Aufl. 
Leipzig 1900. 
?) Gejepjammlung für das Herzogtum Altenburg. 
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Soweit Dividenden von Geichäftsanteilen einer Gejelihaft m. b. H., bie 
im Herzogtum ihren Sit hat, nach $ 2 Ziffer 5 bei der Gejellihaft zu beiteuern 
find, gelten biejelben bei den Geichäftsanteilgeignern nur zur Hälfte ihres Be— 
trages als ftenerpflichtiges Einkommen. 

Aus den angeführten Beftimmungen ergibt ſich ſonach, daß die ©. m. 
b. 9. nicht nur binfichtlich der verteilten Ueberihüffe fteuerpflichtig find, Jondern 
mit ihrem geſamten Geichäftsgewinn zur Einktommenfteuer herangezogen werden, 
während die Anteilseigner mit der Hälfte ihres Gemwinnanteils der Steuer unter- 
liegen. Eine gemilderte Doppelbefteuerung ! 

Außer ben beiden ſchon erwähnten Hauptgruppen bes Einfommens fommt 
für die Veranlagung noch in Betracht das Eintommen aus Grundvermögen und 
das Eintommen aus jeglicher gewinnbringenden Beihältigung. Das Einfommen 
aus nicht Altenburgiihem Grundbefig und Gemwerbetrieb wird nicht veranlagt. 

Als Abzugstoften gelten u. a. die Produktionskoſten und die direkten und 
indireften Abgaben, die zu ben Geichäftsunkoften gerechnet werden, ſowie bie 
regelmäßigen Abjchreibungen; dagegen bürfen nicht abgezogen werden die Ver: 
befjerungen und Erweiterungen der Kapitalanlagen. 

Die Yahresfteuer beträgt bei Einfommen von 60 bis 300 ME. 1.30 Mk., 
bei joldyen von 3000 bis 3300 DIE. 84 Mk., bei joldhen von 9600 bis 10 200 ME. 
324 Mk., bei joldyen von 30 000 bis 31 500 Mk. 1200 ME., bei ſolchen von 
45 000 6i848 000 ME. 1800 ME. Bei höheren Einkommen fteigt die Steuer 
in Stufen von je 3000 ME. um je 120 Mi. Die Einfommenfteuer der beiden 
unterften Stufen (bis 450 ME.) Einftommen wird u. a. nur erhoben vom 
inländilchen Grundbefig und Gewerbetrieb und von den nichtphyſiſchen Perjonen. 
Für die Einfommen der phyſiſchen Perjonen bis 450 ME. bleibt die Ein- 
fommenfteuer außer Hebung. 

Neben der Eintommenfteuer und außer der Grundfteuer wirb als Staats- 
fteuer noch erhoben eine Ergänzungöfteuer auf Grund bes Geſetzes vom 
20. Juni 1902, Ihre Erhebung findet ftatt: 

1. als Gewerbefteuer von dem Ertrag de8 im Gewerbe einjchließlich des 

Handelsgewerbes angelegten Anlage: und Betrieböfapitals, 

2. ala Kapitalrentenfteuer von dem Ertrage alles fonftigen Kapitalvermögens. 

Das cit. Gejeß beftimmt: 

Bur Entridtung der Ergänzungsftener mit den fich im Uebrigen aus diejem 
Geiep ergebenden Einſchränkungen find alle fteuerpflichtig, weldhe nad dem ins» 
tommenjteuergejeß vom 24. April 1896 mit Einfommen und Kapitalvermögen .. 
oder mit Eintommen aus Dandel und Gewerbe zur Eintommenfteuer zu veranlagen 
find, und zwar: 

1. Die in $ 2 unter 4 und 5 des Eintommenfteuergejepes, fowie in Artikel 1 
Nr. 1 des Geſetes vom 26. Dezember 1901 aufgeführten Steuerpflihtigen (juriftiiche 
Berjonen, Altiengeielichaften ujw. jowie Gejellihaften m. b. 9.) jowie überhaupt alle 
Steuerjubjelte, welche laut Veranlagung zur Etaatdeinfommenfteuer 700 Mt. jährliche 
Kapitalzinien und mindeſtens ein Geiamteinftommen von 1800 Mt. —— oder mit 
einem Einkommen von mehr als 2000 Mt. zur Einkommenſteuer veranlagt ſind, wenn 
dieſes Einlommen aus Einkünften aus Handel und Gewerbe oder Kapitalrenten herrührt. 


(Schluß folgt.) 
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Fürſtenrechtliche Fragen. 
(Zum Urteil des Reichsgerichts im Falle „Weldburg“.) 
Don Profeffor Dr. Walther Schücking in Marburg. 


Die Anſprüche des Grafen Welsburg gegen dad Großherzogliche Haus 
in Oldenburg, bie eine ganze Literatur hervorgerufen hatten, find bekanntlich 
durch das Urteil des Reichsgerichts vom 23. Dftober 1906 auch in britter 
Inftanz zurückgewieſen. Das bezüglice Urteil liegt nunmehr gebrudt vor.‘) 
Sein Inhalt gibt mir zu verjchiedenen Bemerkungen Veranlaffung. 


I. Bekanntlich war die Entſcheidung des Rechtsſtreits mit in erfter Linie 
davon abhängig, ob ein die ftrengiten Ebenbürtigfeitserforderniffe aufftellendes 
Hausgeie von 1872 gültig jei oder nicht. Das Oberlandesgeriht Oldenburg 
hatte e8 in jeinem Urteil abgelehnt, zu diefer Frage Stellung zu nehmen, weil 
fie auf Grund der oldenburgiichen Verfaſſung dem richterlihen Prüfungsrecht 
entzogen jei. Denn e8 heißt in Art. 141 $ 2 des revidierten Staatsgrundgeieges: 
„Die Prüfung der Rechtsbeſtändigkeit gehörig verkfündeter Gelege und Berord: 
nungen jteht nicht den Behörden, jondern nur dem Landtage zu.“ Gilt das 
aber auch für Hausgeſetze? Das Urteil des Oberlandesgerichts führt darüber 
zunächſt folgendes aus: 


Schücing (Die Nichtigkeit der Thronanſprüche des Grafen Welsburg, 
Marburg 1905 S. 97, 100) meint, unter Gejegen im Sinne biejer Borjchrift jeien 
— er Staatögejepe zu verjtehen; eine Begründung für dieſe jeine Anſicht 

bt er nidt. 
’ Dagegen ſpricht zunächſt der Wortlaut der Berfafjung: denn aud ein Hau 
ejeß ilt Geſetz. Deshalb iſt es jehr wohl möglich, dab man, zumal in derjelben Ber- 
aſſung vorher im Abjchnitt I Art. 29 von einem „Hausgejeg“ die Rede ift, es ab- 
fihtlih nicht für nötig befunden Hat, über dieje Art von Geſetzen eine bejondere Be 
ftimmung zu trefien. Daß man es nicht getan hat, jpricht jedenfalls eher dafür, daß 
man es nicht für erforderlich gehalten. Dann aber würden auch die Hausgeſetze der 
richterlichen Nahprüfung binfichtlich der Rechtsbeſtändigkeitsfrage ebenfalls entzogen fein. 

Es bleibt aber die Möglichkeit, daß man ſowohl bei Aufitellung des Entwurfs 
des Urt 141, dejien Wortlaut urfprünglih — aber in bier unwejentlihen Punkten — 
ein anderer war — Entw. Art. 138 — als auch bei Beratung bdesjelben an Haus 
geiege überhaupt nicht gedadht hat. In den Verhandlungen jelbft (vgl. die ſteno⸗ 
rapbiihen Berichte über die Verhandlungen des V. Landtags S. 497 ff.) iſt von 
en im ipeziellen nie die Rede und in jeinem Schlußwort hat der Beridt- 
eritatter Abg. Seldmann II anidheinend aud an fie nicht gedadt, wenn er die ver 
jhiedenen möglichen Fälle aufzählt, in denen es fih darum handeln könne, ob in 
vorichriftsmäßiger Weile publizierte Geſetze rechtsbeftändig jeien. Abgeſehen von ben 
Fällen des Art. 160 könne ein folder al „eigentlih nur vorfommen, wo ein 
Zweifel darüber entftehe, ob bei dem publizierten Geſetze die verfafiungsmäßige Mit- 
wirtung des Landtags genügend beobachtet worden jei.” 


D Siehe Büchers Zeitichrift für die gef. Staatswifienihaft Bd. 63 (1907) Heit 2 
©. 2%—315. Dajelbjt auch das Urteil der zweiten Inſtanz. Die Publikation ift ge 
zeichnet von WRiejebieter. 
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Man mug fih dann in den Gedankengang des Geſetzes Engeln und zu 
erforfhen juchen, was in feinem Sinne, insbefondere bei dem Zwede der Beitimmung, 
als richtige Geſetzesauslegung anzufehen jein wird. Bor allen Dingen ericheint «8 
da als erheblih, ja als ausjhlaggebend, daß die Gründe, die zur Schaffung bes 
Art. 141 $ 1 der Verfafjung geführt haben, ſämtlich dafür jprechen, dab aud Haus—⸗ 
geiebe in bezug auf ihre Rechtöbeftändigfeit vom Richter nicht nachzuprüfen find. 

er Landtagdausihun erflärte zu den e — Beſtimmungen des Verfaſſungs— 
entwurfs (Ausſchußberichte des V. Landtags S. 174): Die Art und Weiſe, wie die 
vorliegende Frage durch das Gericht entſchieden iſt, könne der Ausſchuß nur billigen, 
da den einzelnen ebenſowenig als den Behörden das Recht zugeſtanden werden 
fönne, die Berbindlichkeit der gehörig publizierten Geſetze auch in der Beziehung zu 
prüfen, ob diejelben verfafjungsmäßigermweije zuftande gelommen jeien, eine Prüfung, 
dejien erihöpfende Erledigung nicht immer möglich fein und jedenfall in ihrer 
Konjequenz zu weit führen würde. Jedenfalls würden die möglicherweije verichieden 
ausfallenden Reiultate der Brüfung von jeiten verihiedener Behörden zu der größten 
Rechtöunficherbeit führen. Dieſe Brüfung tönne vielmehr nur dem Sandtage zus 
ftehen .... Nur dürfte ftatt „Rechtögültigteit” beſſer „Rechtsbeſtändigkeit“ zu jagen 
fein, da es fich jtet? nur darum handeln könne, ob das gehörig verkündete Geſetz 
fortbeitehen jolle, die u | aber niemald bis zur Erlafjung desſelben zurüd- 
ae werden fünne, ohne den Zuſtand ber größten Rechtsunſicherheit herbei— 
zuführen. 

Bei den Berhandlungen bierüber betonte 3. B. ber Abgeordnete Rüder (ftenos 
zum: Bericht des V. Landtags ©. 498), die Notwendigkeit der Befolgung einer 

erordnung entipringe wejentli aus ber förmlichen Erlafjung derjelben im Geſetz⸗ 
blatt. Die Wirkungen, die daraus entitänden, könnten nicht dadurch aufgehalten 
werben, daß ein einzelner fi) an das Gericht wende; daraus fünnte die größte Ver— 
wirrung entftehen, denn, um nur das eine hervorzuheben, es jei ja eine joldhe nach— 
folgende Einfcreitung der Gerichte nicht an eine beftimmte Zeit gebunden. Der 
Wbgeordnete v. Finckh (a. a. D. ©.499) betonte, dab, weil die Meinungen immer 
verichieden jeien, beionderd unter den Juriften, jo würden fie auch darüber vers 
fchieden jein: iſt das Geſetz rechtäbejtändig oder nit? Das aber wäre noch viel 
fchlimmer, als eine bloße Rechtsunficherheit; denn dieſe bleibe in einem Beinen 
Kreife, jene aber, weil fie in das Staatsrecht himübergreife, ſei viel tiefer ein« 
fchneidend. Außerdem aber habe der Yandtag nicht nötig, fi durch den einzelnen 
Richter jhüken zu lafien. Der Reg-Kommifjär Runde (a. a. O. ©. 501) ertlärte, es 
fei in der Theorie allerdings jehr bejtritten, ob der Richter nur die gültige äußere 
Form der Berfündung oder aud die übrige Rechtsbeſtändigkeit eines Geſetzes oder 
einer Verordnung zu prüfen haben jolle, in der Praxis ſei man faft allgemein 
darüber einveritanden, daß letzteres nur zu Pan Anlaß gebe und des— 
halb werde durch die vorgeichlagene Gejegesbeitimmung einem praftiihen Bedürfniſſe 
abgeholfen. Der Berichterjtatter Abg. Seldmann II erklärte in jeinem Schlußwort 
(a. a. O. ©. 501.503), e8 werde ein unleibliher Zujtand der Rechtsunſicherheit ent- 
fteben, wenn jemand, ig en ein Geſetz gehörig publiziert jei, immer noch nidt 
wiſſe, ob er ſich darauf berufen dürfe. inen jolhen Zuftand bürfe man nicht 
dulden; ein feſter Rechtszuſtand im Staate jei aber nur dann zu erreihen, wenn 
daB, was als Gejeg in gehöriger Form publiziert jei, jo lange als Gejeg im ganzen 
Staate gelte, bis es auf geieglihem Wege wieder aufgehoben jei. 

Nun ift aber dad Hausgeiep von 1872 ebenfalls in derjelben Weile — mit 
beionderen ————— — publiziert, wie andere Geſetze auch, und zwar im 
XXI. Bande des Gejegblatted S. 381 ff. Ebenjo wie bei Siaatsgeſehen jteht aud 
bei ihm, wie noch unten weiter gezeigt werden wird, dad Recht der materiellen 
Nachprüfung dem Landtage zu, wie aus Art. 29 8 2 des revidierten Stantdgrund- 

eieges Mar erhellt. Welhe Gründe follten da noch vorliegen, e8 in bezug auf bie 
Brass der NRectöbeftändigfeit ander zu behandeln wie ein Staatögejek ? 

Dagegen kann aud nicht eingewandt werden, Staatögejege bedürften der Zu—⸗ 
ftimmung des Landtags, Haudgejege dagegen nur inioweit, als fie ſtaatsrechtliche 
Normen enthielten. Denn einmal bat nad) dem angeführten Art. 29 8 2 der Landtag 
das Recht und damit auch die Pflicht, darüber zu wahen, dab im Hausgeſetze feine 
Beftimmungen getroffen werben, die feiner Zuftimmung bedürfen, andererfeits werden 
ja aud die in dem bier fraglichen Bunfte den Gejegen gleich behandelten Verord⸗ 
nungen ebenfalld vom Großherzog allein, ohne Mitwirfung des Landtags, erlajien. 
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Dem gegenüber hatte ich vor dem Spruch ber dritten Inſtanz nod einmal 
darauf hingewieſen, daß dieſe Analogie irrig jei und der Aıt. 141 $ 2 der olden: 
burgiihen Berfafiung an ſich der richterlihen Nachprüfung eines in der Geiet- 
ſammlung verfündeten Hausgeſetzes nicht widerfireite. Meine bezüglichen Aus: 
führungen in der „Deutichen Yuriftenzeitung“ (XI. Jahrgang 1906 Nr. 20 
©. 1141 ff.) lauteten folgendermaßen: 

„Schon die Nebeneinanberjtellung von Geſetzen und Berordnungen in jenem 
Artikel beweijt, daß die Veriafiung bier unter Geiegen nicht alle Redtönormen ver— 
ftebt, fondern das Wort „Geſetz“ im formellen Einne nimmt. In dieſem Einne 
find aber nur ſolche Normen Gejeß, die unter der regelmäßigen formellen Mitwirkung 
des Landtags zuftande fommen. Im Gegeniat zum OLG. Oldenburg muß man alio 
an dem richterlichen Prüfungsredht gegenüber Hausgeſetzen aud dann fejtbalten, 
wenn fie wie das oldenburgiiche Hausgeſetz von 1872 in der Geſetzſammlung publiziert 
worden find. Das fraglide Problem künnte auch für das preufiihe Staatärcht 
einmal praftiich werden (wegen des gleichlautenden Art. 106 der preufiihen Ber: 
fafliung), aber wenn man von dem grundſätzlichen Prüfungsrecht des Richters aus— 
gebt, wird man m. €. die Ausnahmevorſchrift des Art. 141 $2 der olden- 
burgiihen und des Art. 106 der preußiihen Berfafiung niht von Staatsgeſetzen 
analog auf Hausgeſetze übertragen dürfen.” 


Demnach war ich an jener Stelle auf Grund von bejonderen Umftänden 
der Meinung des Oberlandeögericht8 beigetreten, daB im vorliegenden Falle ein 
Prüfungsredt der Richter bezüglih ber Gültigkeit des fraglichen Hausgeſetzes 
nicht beftehe. Denn das Oberlandesgericht hatte bieje jeine Meinung noch auf 
folgende m. €. durchaus durchſchlagende Erwägung fügen können: 

„Endlih ift noch hervorzuheben, dab das Hausgeſetz ausdrüdliih in der 
Form einer Großherzoglichen Berordnung („VBerordnung, betr. das 
Hausgeſetz“) an der angegebenen Stelle publiziert worden if. Das Hausgeſetz er- 
ſcheint aljo äußerlich in der Form einer Verordnung. Nah Art. 141 8 2 des repidierten 
Staatögrundgejeße8 unterliegt aber die Prüfung der Rechtsbeſtändigkeit gehörig ver- 
fündeter Verordnungen ebenfalld nur dem Landtage.” 

Wie hat fih nun zu dieſem Problem das Reichögericht geftellt? Es 
urteilt folgendermaßen: 

„Art. 141 des Staatsgrundgeſetzes bat nah Wortlaut, Zufammenbang und 
Motiven nur die im Staatögrundgejeß gekennzeichneten „Geieße* und „Verordnungen“ 
und nur die im Staatsgrundgeſetz vorgeichriebenen Berfündungsformen im Auge. 
Das Hausgeieg vom 1. September 1872 ift aber weder Geſetz noch Berordnnung im 
Sinne des Art. 141 des Staatsgrundgeſetzes und es ift, unter welhem Titel aud 
immer jeine Belanntmadhung im Gejeßblatt erfolgte, nicht in einer ſtaatsgrund— 
gejeglihen Bertündungsform, ſondern nah feinem Art. 74 durch Mitteilung an 
fämtliche voljährige Mitglieder des Großherzoglihen Hauſes von jeiten des Groß 
herzogs verkündet.“ 


Sit diefe Deduktion aber richtig? Das Neichgeriht bringt mit jeinen 
Ausführungen zwei Gründe gegen ben Ausichluß des richterlihen Prüfungs 
rechtes. Einmal jagt es, der bezügliche Artıkel habe nur „die im Staat# 
grundgejeg gekennzeichneten Gelege und Verordnungen im Auge.” Was joll 
das heißen? Artikel 141 fordert doch nad feinem Wortlaut nichts „ala eine 
gehörig verkündete Verordnung“, d. 5. irgendmweldhe Normen, die in der ver: 
faffungsmäßigen Form ala Verordnung im Gejegblatt publiziert find. Diele 
aber liegen hier vor. In wohlüberlegter Weife hat man aus Zmedmäßigfeits 
gründen das Hausgeſetz als Verordnung publiziert und nun kann dieſe Ber: 
ordnung doc ebenjogut den Schuß des landesherrlichen Verordnungsrechtes bean: 
Ipruchen, wie jede andere. Wenn das Reichsgericht meint, die fraglichen Normen 
feien feine Verordnung im Sinne des Staatögrundgejeßes, jo ſcheint es dabei an 
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die beichränfenden Normen der Verfaffung über die landesherrliche Verordnungs- 
gewalt zu denken und als Verordnung nur dad anjehen zu mollen, was ſich 
innerhalb der verfallungsmäßigen Verordnungsgewalt des Landesherrn hält. 
Das wäre aber ein Denkfehler, den man dem Reichägericht nicht zutrauen darf. 
Denn die Tendenz des Art. 141 zielt ja eben dahin ab, die Prüfung der 
Berfaffungsmäßigkeit der Verordnungen dem Richter zu entziehen. Angefichts 
diejer Tendenz aber muß man doch jagen, wenn der Art. 141 überhaupt einen 
Sinn haben joll, dann entzieht er dem Richter die Prüfung aller derjenigen 
Normen, die fi) äußerlich als „Verordnung“ kennzeichnen und in der für jolche 
vorgeichriebenen Form an gehöriger Stelle publiziert jind. 

Nun glaubt freilih das Reichsgeriht und das ift fein zweiter Grund, 
bie fraglihen Normen des Hausgeſetzes ſeien auch nicht in ber vom Staatö- 
grundgeieß vorgeſchriebenen Form verfündet worden, jondern wie Art. 74 des frag: 
lichen Hausgejeges jage, jei die Verfündigung geihehen durch Mitteilung an 
fämtliche volljährige Mitglieder des Großherzoglihen Hauſes von jeiten bes 
Großherzogs. M.E. ift es aber durchaus unzuläflig. dab das Reichsgericht bei 
Beantwortung der Trage, ob bei der Publikation des Hausgeſetzes im Gejeh- 
blatt die verfaflungsmäßige Form für Verordnungen gewahrt ift, auf den 
Inhalt der bezüglicen Normen eingeht. Damit wird in dieſe frage ein 
materielle Element getragen, das ihr in Wahrheit nad) der Tendenz der be= 
züglichen Verfaſſungsvorſchrift ganz entzogen jein joll. Lebtere nimmt dem 
Richter das Prüfungsrecht, wenn irgendwelche Normen, mögen fie auch außer: 
halb des materiellen Verordnungsrechtes des Landesherrn fallen, von diejem 
mit der erforderlichen Gegenzeichnung als Berordnung im Gejegblatt befannt- 
gemacht worden find. Allen diejen Bedingungen it aber im vorliegenden Falle, 
wie oben gelagt, in mwohlüberlegter Weije genügt worden. Deshalb muß der 
Richter das Hausgeſetz als Für fich verbindlich anjehen und hat die Be 
ftimmungen desjelben über die Ebenbürtigfeit ohne weiteres anzuwenden. Aber 
jelbit wenn man dem Richter das Recht geben wollte, bei der Prüfung der 
Trage, ob das Hausgeleg wegen jeiner Verkündung als Verordnung unter die 
gegen das richterliche Prüfungsrecht geihügten Verordnungen falle, aud den 
Art. 74 des fraglichen Geſetzes zu berüdjichtigen, jo ift das Reichsgericht doch 
bei der Berüdfichtigung des Art. 74 zu einem m.®. gänzlich irrigen Schluß 
gelangt. Der Schluß, weil die betreffenden Normen nad) ihrem eigenen Inhalt 
durch Mitteilung von jeiten des Großherzogd an jämtlihe volljährige Mit: 
glieder des Großherzoglichen Haufes verkündet find, können fie nicht als Staats: 
verordnung verfündet worden fein, ift einfach) ein Fehlihluß. Die Verkündigung 
richtet fi) doch an ganz verjchiedene Perſonenkreiſe und Hat eine ganz ver: 
fchiedene Bedeutung. Warum in aller Welt ſoll das Staatsoberhaupt, joll die 
Krone nicht wie einen internationalen Vertrag, oder mie ein Konkordat in 
Form einer Bulle auch ein Hausgejeg zu einem Staatögefeg im materiellen 
Sinne machen fünnen? Hat die Krone nun die tatjähliche Möglichkeit, Geſetze 
im materiellen Sinne im Verordnungswege zu Ichaffen (und auf ſolche wenigftens 
vorläufige tatſächliche Möglichkeit läuft die Verfaſſung überall dort hinaus, 
wo dem Richter die Prüfung gehörig verfündeter Königlicher oder Großherzog: 
licher Verordnungen entzogen it), dann kann doc jedes Hausgeſetz durch nach— 
träglihe Verkündung ald Berordnung zu einem ohne weiteres für den Richter 
verbindlichen Rechtsjak umgeichaffen werden. Man kann e8 pſychologiſch ja ver: 
ftehen, wenn der Richter jein Prüfungsrecht möglichft weit auszudehnen jucht 
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oder, richtiger gelagt, alle Einfchränfungen besjelben möglichſt eng auslegen will, 
troßdem beftand im vorliegenden Fall m.E. auf feinen Fall für das Reichsgericht 
die rechtliche Möglichkeit, das Hausgejeg auf feine Gültigkeit nachzuprüfen. 

II. Bei diefer Prüfung ift auch das Neichögericht zu dem m.E. durchaus 
zutreffenden Rejultate gelangt, daß die Gültigkeit dieſes Hausgeſetzes feinem 
Zweifel unterliegen könne. Es geht davon aus, daß die Verfaffungsnormen über 
die Berhältniffe des Großherzoglichen Haufes, namentlicd der Art. 17 über bie 
ZThronfolge von dem Erfordernis der Ebenbürtigleit gar nicht? jagen, dagegen 
der Schluß dieſes Abjchnittes der Verfaffung in $ 1 des Art. 29 ausdrüdlih 
beftimme: „Im übrigen werden bie Verhältniffe des Großherzoglichen Haufes 
vom Großherzog hausgefeglich beftimmt.“ Damit ift allerdings eine Kompetenz 
der Hausgeſetzgebung im Punkte der Ebenbürtigfeit begründet. Diele, auch durch 
die Entftehungsgeichichte der bezüglichen Normen begründete Schlußfolgerung jucht 
das Reichögeriht dann noch durch die Erwägung zu verftärfen, daß zwiſchen bem 
Großherzog und dem Landtag bei der Vereinbarung der Verfaffung gar nicht 
darüber verhandelt jei, ob und melde Ebenbürtigfeitgnormen bisher beſtanden 
hätten. „Insbeſondere hatte weder der uriprüngliche Entwurf des Art. 17 (der 
das Erfordernis der Ebenbürtigfeit aufftellte), noch die Negierungserflärung vom 
29. Dezember 1848 über das bisherige Ebenbürtigkeitsreht Aufklärung gegeben. 
Der das Staatögrundgefeg vereinbarende Landtag konnte unmöglich wollen, daß 
das bisherige Ebenburtsredht Verfaſſungsrecht fein jollte, obihon ihm von dem— 
jelben feine Kenntnis gegeben war.“ Dieje Schlußfolgerungen erjcheinen mir 
recht bedenklich. Wenn bier zunädft gegen Rehms Lehre von dem Erfordernis 
der Ebenbürtigfeit als einem in Art. 17 „veritedttem Verfaſſungsrecht“ geltend ge 
macht wird, es jet nicht darüber verhandelt, ob bisher Ebenbürtigfeitänormen 
beftanden hätten, jo ift dieſe Zatjache zwar unbeftreitbar, aber wohl faum von 
großer, rechtlicher Bedeutung. Darüber brauchte auch gar nicht verhandelt zu 
werden, weil es fraglo8 den Landtagsboten befannt war, daß e8 irgendwelche 
Ebenbürtigkeitserforderniffe in ihrem Herrſcherhauſe wie in allen anderen deutichen 
regierenden Familien gab. Wollte alfo die urfprüngliche Faſſung des Art. 17 
über die Thronfolge das Erfordernis der Ebenbürtigkeit feftlegen, jo konnte ber 
Landtag kaum darüber im Zweifel fein, daß bier ein geltendes Rechte: 
inftitut in ber Berfaffung Berüdfichtigung finden ſollte. Denn der Gedante 
ericheint abjurd, daß die Regierung die Bewegung des Jahres 1848, die zur 
Vereinbarung ber Verfaffung führte, ſollte benügt haben, um mit ihrer Hilfe 
dieſes Inſtitut erft für das regierende Haus einzuführen. Nun jcheint das 
Reichögericht weiter anzunehmen, auch fall nad) dem urſprünglichen Entmurf 
des Art. 17 das Erfordernis der Ebenbürtigfeit für bie Thronfolge aufgeftellt 
worden jei, hätte immer noch die Autonomie bes fürftlichen Haufes auf diefem 
Gebiete mweiterbeftehen müfjen, weil über ben rechtlichen Inhalt der bezüglichen 
bisherigen Ebenbürtigfeitsnormen zwiſchen Krone und Landtag nicht verhandelt 
ſei. Indeſſen auch diefe Annahme, der Landtag hätte feine Normen zum 
Verfaſſungsrecht machen wollen, mit deren Inhalt er unbekannt, erjcheint mir 
nicht ſchluſſig. Wenn ſchon einmal das Inftitut der Ebenbürtigfeit in das 
Verfaſſungsrecht hinübergenommen wäre, jo ſpräche m.E. die Wahricheinlichkeit 
dafür, daß man mit dem aljo feitgelegten Erfordernis einen beftimmten Begriff 
hätte feitlegen und darüber nicht mweiterhin das jeweilige Hauärecht hätte 
enticheiden laffen wollen. Diejer beitimmte Begriff wäre eben der des zur Zeit 
der Vereinbarung im regierenden Dauje geltenden Ebenbürtigfeitsrechtes geweſen, 
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ein erlei, ob man dieſes Ebenbürtigfeitsredht im einzelnen fannte oder nicht. Fü 
die je Annolme ſpricht die Erwägung, daß eigentlich in dem Worte „Eben? 
bür tigfeit” dech auch ſchon die regelmäßige Norm dieſes Inftituts, nämlich 
glei der Geburtefiand enthalten, jo daß der Landtag, wenn er dieſes Erfordernis 
in die Verſoſſung aufnahm, feineswegs in abjolutem Dunkel über jeine 
Zra gweite ſchwebte. Andererſeits würde der Landtag, wenn er troß der Auf: 
nah me des Erjordernifies der Ebenbürtigkeit die Beſtimmung derjelben dem 
jewe iligen Hausrecht hätte überlaffen wollen, die Krone praftiih in die Mög: 
licht eit verjegt haben, die Berjafjung einfeitig abzuändern, indem fie dann durch 
hau ögejeglidhe Anerkennung auch der Ebenbürtigfeit bürgerlicher Frauen, dieſes 
Erfordernis der Thronfolgefähigkeit einfach auglöfchen könnte. — So irrelevant 
wie bie beirefiende Tebuktion des Reichsgerichts für den konkreten Fall ift, weil 
man eben tatiöhlih in Oldenburg ſchließlich auf die Ebenbürtigkeit ala ver- 
faſſu ngämäßige Tronfolgevorausfegung mit ber Tendenz verzichtet hat, die be- 
treffende Materie ganz dem Hausrecht zu überlaflen, jo bebeutiam fönnten 
dod die hier beiprochenen Anſchauungen des Reichögerichts für fpätere Fälle 
werben. Es gibt nämlicdy eine ganze Oruppe deutſcher Verfaflungen, die Eben- 
bürtigfeit zur Thronfolge fordern, ohne zu jagen, was bamit gemeint ift.') 
Und bier befteht eine wichtige Kontroverje darüber, ob nun über bie Eben: 
bürtigfeit da8 Hausreht aus ber Zeit des Erlaſſes der Verfaſſung oder das 
jeweilige Hausrecht enticheiben ſoll. In letzterem Sinne haben fi) Löning und 
Rehm ausgeſprochen, während ich glaube, durch meine Darlegungen anläßlich 
des Falles Welsburg dem entgegengefegten Standpunkt von Bollmann und 
Anihüß gerechtfertigt zu haben.?) 

IN. Höchſt erfreulich ift die Tatſache, daß das Reichsgericht auch aus— 
drüdlic au der Frage der Prozeßvorausfegungen Stellung genommen, obgleich 
bier die Revifion feinen Angriff erhoben hatte. „Die Zulälfigkeit des Rechts: 
weged für den Klageantıng auf Feftitellung, daß Kläger Mitglied des Groß: 
berzoglihen Hauſes ift“, heißt e8 in der Enticheidung, „unterliegt feinem Be— 
benten. Die Familienmitgliedſchaft ift immer ein Vrivatrechtsverhältnis, auch 
wenn es fih um eine jouveräne familie handelt.” Damit haben wir ein 
wichtiges Präjudiz des höchſtens Gerichtshofes für eine frage, die wiſſenſchaftlich 
fontroverd. Namentlich Triepel hat beitritten, daß über bie Zugehörigteit zu 
einem landesherrlichen Haufe die bürgerlichen Gerichte enticheiben künnten.”) Das 
Problem ift zuleßt von Dreyer‘) eingehend und forgfältig erörtert worden, bet 
fi) mit Triepel und Rehm?) auseinanderjegt. Letzterer will zwar auch die Zu: 
ftändigfeit der bürgerlichen Gerichte anerkennen, fieht aber grundſätzlich in der 
Zugehörigkeit zu einer regierenden familie einen öffentlichrechtlichen Status und 
gelangt zur Kompetenz der bürgerlihen Gerichte nur auf dem Umweg, daß die 
Zuftändigfeitsgejeggebung vom 27. Januar 1877 die Sache den damaligen 


) Es handelt ſich Hier um die Berfafjungen, von Bayern, Sadjen, Württemberg, 
Hefien, Braunihweig und Koburg-Gotha. 

2) Schüding, Die Nichtigkeit der Thronaniprüce des Grafen Weldburg ©. 58 ff. 
Dajelbit die bezüglihen Zitate, dazu der Nachweis, da für Hejjen wegen des Schluß— 
abſatzes des Art. 5 der Berfaflung im Gegeniag zu den anderen Staaten diefer Gruppe 
nod ein Alt der Hausgeſetzgebung über die Ebenbürtigfeit möglid) iſt. 

) Triepel, Der Streit um die Thronfolge im Fürftentum Lippe, Leipzig 1903 ©. 93, 94. 

4) Dreyer, Die Tragweite des Schiedsſpruchs im Lippiichen Thronfolgejtreit, Mar— 
burg 1904 ©. 18 ff. 

5) Rehm, Modernes Fürftenreht S. 125 und ©. 126, ©. 314. 
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Rechtsanſchauungen entiprechend noch als privatrechtlich angeſehen habe und 
dieſe Auffaſſung den Richter heute noch binde. Dreyer ſtellt demgegenüber die 
m. E. zutreffende und aud vom Neichägericht gebilligte Lehre auf, daß bie 
Mitgliedihaft im Tandesherrlichen Hauje ein privatrechtlicher Status ſei. Und 
zwar fonftruiert er jo: Das landesherrliche Haus ſei zwar in jeiner Stellung zu 
Krone und Staat ein Verband bes öffentlihen Rechtes, wie auch Triepel und 
Rehm annehmen, ftelle ſich aber in dem Verhältnis jeiner Mitglieder zu: 
einander mehr als eine jamilienrechtlihe und jomit privatrechtliche Gemeinichaft 
dar. Dreyerd Auffaflung vom landesherrlihen Haufe ift allo die: nach außen 
öffentlichrechtli, nad) innen privatrechtlih. Dieſe Konftruftion erſcheint mir 
nicht ganz einwandfrei. Prima facie jcheint mir da doc Zriepel Recht zu 
haben mit dem von Dreyer befämpften Sag: „It der Verband als jolcher 
Öffentlichrechtlich qualifiziert, jo ift e8 auch die Mitgliedihaft in ihm.“ Die 
Sade Härt fich aber durch die Beijpiele, die Dreyer bringt. Er führt die großen 
Kolonialgejellihaften der Vergangenheit an, die Reiche gegründet und beberricht 
haben und die Aktiengeiellichaften, die Eijenbahnen betreiben. Ya find denn 
wirklich jolhe auf dem Gebiete des öffentlichen Rechtes anerkannte Gejellichaften, 
wie fie auch in ben beutichen Kolonien bis vor wenig Jahren Hoheitsrechte be 
tätigt haben, nur nad) innen hin privatrechtlih? Haben nicht vielmehr Diele 
Geſellſchaften auch nad) außen einfach jene Doppelnatur, die uns bei öffentlid- 
rechtlichen Verbänden wie 3.8. den Stommunen jeder Ordnung etwas ganz geläufiges 
it? Wenn die Kolonialgejellichaft die Rechtöpflege ausüben darf, handelt fie 
als öffentlichrecjtlicher Verband, wenn fie ihre Produkte abjett, ala juriftiiche 
Perjon des Privatrechts. Handelt fie aber im leteren Fall nicht nach augen? Wir 
jehen, die Konftruftion von Dreyer ift infofern verbefjerungsbedürftig, als mir 
auch dem Iandesherrlichen Haufe wie andern öffentlichrechtfichen Verbänden von 
vornherein eine Doppelftellung im Recht zumeilen müſſen. Diefe Stellung ift 
öffentlichrechtlih, wo es fit) um Krone und Staat, privatrechtlich, wo es fi 
3. B. nur um den familienredjtlihen Zulammenhang der Mitglieder handelt. 
Deshalb kann letzterer auch von den bürgerlihen Gerichten geltend gemacht 
werden. So bebeutiam die Stellung des landesherrlihen Haufes im öffent- 
lichen Recht ift, auch das landesherrliche Haus bleibt gleichzeitig eine privat: 
rechtliche Familie. Ein Rechtöftreit über die Zugehörigkeit zu einer jolchen 
ift aber ein bürgerliher. So hatte das Reichögeriht auch für den niederen 
Adel und die Mediatifierten jchon wiederholt entſchieden.) Möchte mit der gegen 
wärtigen Entſcheidung für die regierenden Familien aud die theoretiihe Grund: 
lage anerkannt werden, die ich ihr zu geben verjucht habe. 





») Vgl. die Entiheidungen des NG. Bd. 2 ©. 147, Bd. 5 ©. 174, Bd. 18 ©. 185, 
Bd. 29 ©. 126. 
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Der gegenwärtige Stand der Boadenzinsfrage 
in Bayern. 
Bon Dr. Alerander Schrüffer in Münden, 


Einft war der Bodenzins in feinen verjchiedenen Entitehungsformen eine 
Laſt, die den einzelnen Bauer in feinen ganzen wirtichaftlihen Verhältniffen 
niederdrüdte und an freier Entfaltung hemmte, heutzutage ift ber Bodenzins 
für den Betreffenden eine läftige Verpflihtung, von der man nicht jagen kann, 
daß fie feine ganze wirtichaftliche Eriftenz gefährdet, eine Verpflichtung, die ihm 
unangenehm und unbequem ift, hauptjächlich deshalb, weil er ihren Grund nicht 
fennt und verfteht, und die er deswegen gern befeitigt wiffen möchte. Woher 
fommt es nun aber, daß troßdem die Bodenzinsfrage eine joldhe Bedeutung bes 
fit, daß fie in meiten Kreiſen und nicht nur in den der zunächft Beteiligten 
der Gegenitand einer geipannten Aufmerkſamkeit ift? Das politiiche und wirt— 
ſchaftliche Schwergewicht der Bodenzinsfrage hat fich verjhoben: Wo früher der 
einzelne berechtigte Private ftand, fteht heute die Gejamtheit, der Staat; die 
Anjprühe an ihn und jeine Mildtätigfeit gehen naturgemäß viel weiter, als 
es bei einem Privatmann der Fall jein könnte; was früher ald Gnade gewährt 
und anerfannt wurde, wird heute ala Recht gefordert, andrerſeits fommen heut: 
zutage Nachläſſe, die früher ala wertvolles Geſchenk betrachtet worden wären, 
bei der vorgeichrittenen Geldwirtihaft faum mehr in Betracht. Die Boden 
zinje find aber auch zu einem parlamentariichen Kampfobjekt geworden. Eine 
ſchwerwiegende frage, gleichviel weldyer Art, wird aber kaum erleichtert und ge: 
fördert durd) eine vieljährige parlamentarijche Behandlung, durd ſich entgegen- 
ftehende Gejege und alle möglichen Verſuche, in Anwendung Eleiner und großer 
Mittel fie einer Löjung zuzuführen. Unter diejer Art der Behandlung leidet 
nun die Bodenzinsfrage, die ja wegen ihrer wirtſchaftlichen und politiichen Be— 
deutung anerfanntermaßen zu den ſchwierigſten ihrer Art gehört. 

Durch das grundlegende Gejeß vom 4. Juni 1848 war nur halbe Arbeit 
gemadt worden. Um die neugemwährte politiiche Freiheit nicht anzutaften, war 
jeder Schein vermieden worden, als ob auf die Beteiligten audy nur der geringite 
Zwang geübt werden jolle, Mangel an Aufklärung und an eigenem Verjtändnis 
der ntereffenten taten das Ihre, um die wohltätigen Beitimmungen des Geſetzes 
nicht zur Ausführung fommen zu laffen. Mehrfah wurden nun Flidgeieße 
notwendig, die Agitation jegte ein, welche die rechtlichen Geſichtspunkte verichob, 
ben Bedürfniffen und Stimmungen bed Augenblid® wurde nachgegeben und dar: 
über der Hauptgedanke einer Bejeitigung der Bodenzinje aus den Augen 
verloren. Die Schwierigkeiten der Lölung find von Jahr zu Jahr gewachſen 
und noch ift fein Ende der Bodenzinsfalamität abzujehen. Daß dieje Frage 
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aber einer endgültigen und zwar baldigen Löſung bedarf, ift wünjchenswert und 
notwendig in Anbetradht der großen finanziellen Opfer, die der Staat zu bringen 
bat, in Anbetraht der großen Unruhe und Verwirrung, die in den Kreiſen 
der Pflichtigen herricht, und daß fie in den nächſten Jahren kommen wird 
und fommen muß, ift nad) der herrichenden allgemeinen Stimmung wohl zu 
erwarten. 

Zum befferen Verſtändnis der hiftoriihen Entwidlung des Themas dürfte 
e8 angezeigt fein, einen furzen Rüdblid auf die bisherige Geſetzgebung voraus- 
zuſchicken. Diefer Rüdblid kann gemäß der Anordnung des Stoffes nur ganz 
furz fein, und braucht aud nur ganz kurz zu fein, da ja die Details des 
einzelnen Geſetzes ausjcheiden können und nur die prinzipiellen Gefichtäpuntte, 
die Grundgedanten beöfelben zum Ausdrud fommen jollen. 


Schwer laftete die feudale Wirtichaftsordnung und der Drud der Reaktion 
zu Beginn des vorigen Jahrhunderts auf den Bauern, die Ueberrefte vergangener 
Epochen erftidten jede freiere Lebensregung im Keime, hielten jeden Aufſchwung 
zu befjerer Betriebsweife und geordneter, zeitgemäßer Wirtſchaftsführung darniebder. 
Schon vor Ende bed 18. Jahrhundert waren verjchiedene Gejege im Intereſſe 
der Bauernbefreiung erlaffen worden, fie waren aber an dem Uebelwollen der 
Ausführungsorgane und an der Verſtändnisloſigkeit und Unaufgeflärtheit der 
Beteiligten geicheitert. Nun fam das Jahr 1848. Alles war in Gährung, bie 
alte und die neue Zeit mit ihren Forderungen und Zielen lagen im heftigen 
Kampfe miteinander. Jet verlangte auch der Bauer fein Recht. Yür ihn be 
deutete die Löfung des grundherrlichen Verhältniffes und die Regelung bzw. Be 
jeitigung der darauf beruhenden Laften den Schwerpunft der ganzen politiichen 
Kämpfe. Auch feine Wünſche jollten nunmehr Erfüllung finden. Die Regierung, 
an deren Spige jeßt der tatfräftige und fortſchrittlich gefinnte Freiherr von 
Thon:Dittmer Itand, fam den dabinzielenden Beitrebungen nah und bradıte 
einen Entwurf an den Landtag, der in außerordentlich kurzer Beit jeine Er: 
ledigung fand. 


Das Geſetz, das am 4. Juni 1848 veröffentlicht wurbe, verwirklicht den 
Gedanken der Grunbentlaftung in der Weiſe, daß e3 vor allem die Mehrzahl 
der auf rein feudaler Grundlage beruhenden Laften aufhebt, und zwar ohne Ent: 
Ihädigung, jo die Naturalfrohnden, die rein perfönlichen Abgaben, das Befthaupt 
und andere. Dieje waren aud) vor allem ein Kulturhemmnis. Alle übrigen 
unftändigen Gefälle, gleichviel welcher Herkunft, unterlagen dem Fixierungszwang, 
d. h. fie waren in eine jährlich zu leiftende, unveränderlihe Abgabe umzumandeln. 
Dieje Abgabe wiederum konnte in Bodenzind umgewandelt werden: Der 
Pflichtige beitellt ein zu 4°/o verzinsliches, von feiner Seite fündbares Kapital 
auf das 18fache feiner jährlichen Leiftung, wodurch gleichzeitig eine Reduktion 
um 28° des Betrages eintrat. Der Pflichtige konnte aber auch feine Belaftung 
dur) Zahlung des 18fachen Betrags des bisherigen jährlichen Grundgefälls 
jederzeit ablöjen. Zur Vermittelung der Ablöjung gründete der Staat eine Ab- 
löjungsfafje, an die der bisher Berechtigte (und zwar nur dieſer) feine Anſprüche 
gegen Empfang des 20 fachen Betrags in 4/oigen Grundiculdrenten über: 
weilen fonnte. Auch in Annuitäten konnte der Pflichtige feine Laft ablöien, 
wodurch er in 34 Jahren, oder bei Inanſpruchnahme einer Ermäßigung in 
43 Jahren vollftändig frei geworden wäre. Die Bedingungen waren für beide 
Zeile, Berechtigte wie Verpflichtete, jehr günftig, leider wurde aber verjäumt, 
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durch einen geeigneten Zwang bie gute Idee des Geſetzes wirkſam zu unterftügen, 
bie allgemeine Tilgung oder wenigſtens Ueberweiſung an die Ablöfungsfafle ins 
Auge zu faflen. 

Bald jah man ein, daß das * von 1848 empfindliche Lücken und 
Mängel aufweije, die Abhilfe dringend erforderten. Auf die vielen Bitten und 
Wünſche, die an Regierung und Landtag geflommen waren, wurde dur das 
Gele vom 28. April 1872 nody einmal die Ueberweiſung ber Bodenzinſe an 
bie Ablöſungskaſſe, die durch die Präflufivfrift des Finanzgeſetzes vom 1. Juli 
1856 nur bis 1861 geftattet war, wieder aufgenommen unter Feſtſetzung des 
31. Dezember 1875 als Endtermin. Gleichzeitig wurde in diejem Geſetz — und 
das ift fein Vorzug gegenüber dem vorigen — ber erfte Echritt zur Bejeitigung 
bes einen Zeild ber Bobdenzinje gemacht, indem für die an die Ablöfungsfafie 
übermwiefenen Bobdenzinje, kurz Ablöfungsbodenzinje genannt, durch Zuſchlag von 
1/s des Betrags die Tilgung auf Koften der Pflichtigen bis zum Jahre 1934 
eingeleitet wurbe. für die Bodenzinje zur Staatskaſſe — Staatsbodenzinfe — 
wurde eine derartige Möglichkeit nicht geichaffen, es blieb hier bei der einfachen 
Hortleiftung der Zahlungen ohne Endtermin. Dies muß ala ſchwerer Fehler be: 
tradhtet werden. Man ging hierbei von ber Anjchauung aus, daß es ben 
Pflichtigen, von denen viele zu beiden Kaffen zu zahlen hatten, zu Schwer fallen 
würde, au für die Etaatsbodenzinje die erhöhten Beträge zum Bmed der 
Tilgung aufzubringen. Ein Ablöfungszwang durch Barzahlung wurde nod 
ausgeſprochen für Kleinere Beträge, nämlich für Bodenzinje bis zu 6 Fr. und 
bei Grundftüdsteilungen bis zu 30 Kr. 


Längere Zeit herrichte Ruhe, bis der neugegrünbdete Bauernbund die Trage 
wieder in Fluß brachte. Nocd 1893 war ein Antrag Dr. Ratinger auf Ein— 
führung ber Annuitätentilgung aller Bodenzinje durch die Pflichtigen unter 
allgemeinem Wiederſpruch gefallen. Man führte nun die mißliche Lage des 
Bauernftandes zum großen Zeil auf die Bodenzinſe zurüd, eine außerordentlich 
ftarfe Agitation wurde entfaltet und die forderungen auf Beleitigung ber Boden— 
zinje alö eines unerträglihen Mißftandes wurden immer lebhaiter. Im Jahre 
1895, bei der Beratung des Etats ber Grundgefälle, famen die Bobdenzinje 
wieder zur Erörterung, und die Ueberzeugung von der Notwendigkeit einer ent— 
ſchiedenen Regelung ariff allenthalben Pla. Man war ſich darüber einig, daß 
ber Staat fräjtige Mithilfe leıften müffe, obwohl ſchon bisher feine Leitungen 
nicht gering geweſen waren, hatten ja doch die Opier des Staates an Ber: 
waltungsfoften und Zuſchüſſen für Verziniung und Tilgung der Bodenzinje nad) 
einer Angabe des fyinanzminifter8® im Landtag von 1848 bis '1895 rund 
46 Millionen Mark betragen. 


Es jollte vor allem die Tilgung der Bobenzinfe in Angriff genommen 
werden, da eine endlofe Weiterleiftung als unleidlich und unzeitgemäß erſchien. 
Da die Verhältnifie der pflichtinen Bauern gerade zu jener Zeit als jehr uns 
günftig erfchienen und man ihnen erhöhte Leiftungen zum Zweck der Befeitigung 
der Bodenzinfe nicht zumuten zu können glaubte, trat der Etaat für fie ein. 
Die Eignatur des Grundentlaftungsgeiekes vom 2. Februar 1898 ift: Ueber: 
nahme der Tilgung der Bodenzinſe beider Kategorien auf den Etaat und 
re der Pflichtigen durch Nachläſſe an ihrer jährliden Leiftung. Für 
die Ablölungsbodenzinfe wird bie bisherige Tilgung beibehalten mit dem Abmaße, 
daß nunmehr den Pflichtigen ihrer jährlichen Leiftung nachgelaffen und im 
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Intereſſe der Tilgung auf die Staatsfaife übernommen wird, zum Ausgleich 
dafür wird jedoch) die Tilgungszeit um 8 Jahre verlängert; ein weiteres Neuntel 
wird ihnen generell nachgelaffen. Auch die Staatöbodenzinspfiihtigen erhalten 
einen allgemeinen Nachlaß von "/s/, = "ls der jährlichen Leiltung, und zwar 
aus dem Grunde, weil der Staat die Konvertierung jeiner Schuld von 4 auf 
3"/2°/, vorgenommen hatte und es als eine offenbare Ungeredhtigfeit betrachtet 
worden wäre, wein er ſich von feinen Schuldnern weiterhin 4°/, bezahlen ließe. 
Ein Hauptmerkmal diejes Geſetzes ift jedoch die Einleitung der Zilgung der 
Staatöbodenzinje auf Staatskoſten durd) Gründung des jog. „Amortifationsfonds“, 
eines Fonds, der aus den Ueberihüffen und Zuſchüſſen des Staates geipeiit wird 
und mit Anlammlung der Zinjen und Zinjeszinien bis zur Höhe des Gelamt: 
betrags der Staatsbodenzinfe anwachſen joll. Von diefem Moment an find bie 
Pflichtigen frei von ihrer Laſt und die Zinfen aus dem Fonds treten an bie 
Gtelle des bisher eingegangenen Staatöbodenzinje. Die erjte Dotierung des 
Fonds fand mit 8 Millionen Mark ftatt. Eine Zmangstilgung durh Barab- 
löjung wird in 2 Fällen ausgeſprochen, nämlid; wenn ein gewerbsmäßiger Güter: 
händler ein Grundjtüd zertrümmert, müſſen jämtliche darauf laftenden Boden 
zinfe von ihm abgelöft werben, und ferner, wenn ein Grundftüdf dauernd dem 
landmwirtihaftlichen Betrieb entzogen wird, kann das Rentamt die Ablöjung der 
Bodenzinje verlangen. 

Zu angemefjenen Nadläffen in unverjchuldeten Unglüdsjällen bedbürftiger 
Pflihtiger oder bei unverhältnismäßig hoher Belaftung des Grunditüds mit 
Bodenzinien wurde der Regierung ein Betrag von 500000 Mi. zur Verfügung 
geſtellt. Giünftige Bedingungen wurden jür den Fall der freimilligen Ablöjung 
in Ausficht geitellt. 


Dieſes Gejeh hatte nun zwar große Befriedigung in den Kreiſen der 
Beteiligten hervorgerufen — man hatte gejehen, daß die maßgebenden Faktoren 
ernitlid) beitrebt waren, den Bedürfniſſen der Pflichtigen entgegen zu fommen 
und für ihre Klagen Abhilfe zu treffen, aber dieje Berriedigung war doc nicht 
allgemein, es blieb immer nod genug zu wünſchen übrig. Die Zilgung der 
Staatöbodenzinje auf Staatskoften war nun einmal angebahnt worden, die eriten 
Schritte waren getan, fie mußten naturgemäß weitere Mıpnahmen nah fich 
ziehen. Die Regierung hatte ihre Mitwirkung im meiteiten Maße in Ausficht 
geitellt und war nun veranlaßt, ihre Verjprehungen einzulöjen. Someit die 
Mittel zur Verfügung ftanden, follten fie in den Dienft der Bodenzinstilgung 
geitellt werden, und jo jah das Gejeg vom 12. Dezember 1899 eine Veritärkung 
des Amortijttionsfonds um die Summe von 9 Millionen vor; es enthielt ferner 
die Bereititellung einer Summe von 500000 ME. zum Zweck der Ablöjung auf 
einen geringeren Kapitalbetrag. 


Die Verhältniffe gaben denen, die in Anbetracht der günftigen Finanzlage 
für eine möglichit hohe Dotierung des Amortifationsfonds eingetreten waren, 
Recht, denn jchon das folgende Gele vom 18. Dezember 1901 konnte für Grund: 
entlajtungszwede nur mehr den Betrag von 3 Millionen Mark zur Verfügung 
ftellen. Gleichzeitig mit der Aenderung in den Staatsfinanzen machte fih ein 
prinzipieller Umichwung in der ganzen Bewegung bemerkbar. Nachdem die 
Ausfichten auf Veritärfung des Amortifationsfonds gefallen waren, fteigerte ſich 
die Ablöjungsluft, auch hatten die günitigen Bedingungen, die da8 Gejeß dem 
Ablöjenden gewährte, nunmehr eine erhöhte Bedeutung und Anziehungstraft 
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gewonnen. Es mußten daher zum Zwecke der Bodenzinsfapitalergänzung bei der 
Ablöjung größere Mittel flüffig gemacht werden, das Gele gewährt 2 Millionen 
hierfür, während der Fond nur eine Stärkung von 1 Million erhält. 

Mit der meiteren Verſchlechterung der Staatäfinanzen war die für bie 
Grundentlaftung unangenehme Folge verbunden, daß hierfür weniger Mittel 
verfügbar waren. Das Geje vom 10. Auguft 1904 ftellt daher für Ablöjungs- 
zwede aud nur 1 Million bereit, für den Fond 500000 Mf. Es war jogar 
beantragt worden — und das ift ein Beweis für die Werbefraft des Ablöjungs- 
gedankens — die ganze Summe für Ablöſungszwecke zu verwenden; im Intereſſe 
der Pflichtigen, die nicht in der Lage find, abzulöjen, wurde jedoch diefe, wenn 
aud geringe Mehrung des Amortifationsfonds vorgenommen, um nicht den Ans 
ſchein zu ermweden, als ob auf den Fond überhaupt fein Wert mehr gelegt würbe. 


Beim Zufammentritt des Landtages im Herbfte 1905 Eonnten für Boden— 
zinszwede lediglich Refte aus früheren Krediten und die nachträglichen Einnahmen 
auf den Beftand der Vorjahre in der Höhe von insgefamt 2 Millionen Mark 
zur Berfügung geftellt werden und zwar wurde diefe Summe entiprechend den 
überaus ftarfen Anforderungen für die freiwillige Ablöfung beftimmt. Da aber 
hierdurch bei weitem nicht alle Anſprüche befriedigt werben fonnten, jo wurde 
dem Gefällsablöfungsichillingsfond eine Summe von 6 Millionen entnommen, 
die zur fojortigen Dedung der Reſtergänzungen für die vorliegenden Gejuche 
dienen ſollte. Hierüber wird unten noch ausführlicher zu fprechen jein. 


Schon der Gang der Gejergebung zeigt, daß e3 lange Zeit brauchte, bis 
an ben Gedanken der Bobenzinstilgung herangetreten wurde, er zeigt ferner, 
wie die Echwierigfeiten einer endgültigen Lölung zunehmen durch den Mangel 
an entiprechenden Mitteln, ſowohl hinſichtlich der ftaatlihen Tilgung als auch 
ber freiwilligen Ablöfung mit Unterftügung des Staates. Die richtige Antwort 
auf die Frage nad) dem Gejamtbedarf, der notwendig wäre, um bier eine 
definitive Regelung herbeizuführen, erjcheint mangel3 einer genauen Ueberficht 
über alle Bodenzinsverhältniffe nahezu als unmöglich; ed fehlt an einer Statiftik, 
die uns darüber Aufſchluß geben könnte, wie die VBodenzinslaften über das ganze 
Land und auf die einzelnen Pflichtigen verteilt find, wie deren wirtichaftliche 
Berhältniffe find zc. Auffallenderweije wurde bei den Verhandlungen in der 
Kammer nie eine Anregung in diefer Hinficht gegeben, auch jah fic) die Regierung 
nicht veranlaßt, jemald eine eingehende Darlegung ber Verhältniffe zu geben. 
Dies wäre vor allem aber gerade deöwegen notwendig gewelen, weil ja ſtets die 
Aniprühe auf Nachlaß und Abminderung der Bodenzinje begründet wurden 
mit dem Hinweis auf die jchledhte Lage der Pflichtigen, auf ihre übermäßige 
Belaftung mit Bodenzinjen neben den öffentlicheredhtlichen Abgaben. Daß aller: 
dings die ftatiftiiche Aufnahme nur deshalb nicht erfolgte, weil das gleich 
bedeutend jei mit einer genauen Faſſionierung ber geiftlihen Pfründen und 
Stiftungen, wie jeitens des Bauernbunds behauptet wurde, darf wohl als 
Agitationswig betrachtet werden. 


Nah) dem Etat der Grundgefälle beträgt die Solleinnahme an Boden: 
zinjen zur Staatskaſſe für ein Jahr der gegenwärtigen Finanzperiode (1908/09) 
5248300 Mk., an Bodenzinjen zur Ablöjungsfaffe 4 755 210 ME. ; der voraus: 
fichtliche Reitbeftand an Handlohnsäquivalenten d. h. an unftändigen Leiftungen, 
die an die Stelle der Abgaben für das Obereigentum und der Befigveränderungs- 
abgaben getreten find, ift insgelfamt auf 4100 ME. veranichlagt. Hierbei ift zu 
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bemerken, daß nur die fränkiſchen Provinzen und Schwaben bieje Art von Grund: 
geiällen nody haben, während fie anderwärts bereit3 zum Anfall gelangt find. 


Die Summe der Bodenzinje iſt alſo noch immer jehr bedeutend, und ein 
gänzlicher Erlaß derjelben, wie von radifaler Seite gewünjcht wird, würde, ganz 
abgejehen davon, daß e8 an einer rechtlichen Grundlage für eine jolde Maßnahme 
vollflommen mangelt, zu große Opfer des Staates erfordern, die ſchon unter 
normalen Verhältniffen d. 5. bei günftiger Finanzlage eine ſchwere Belaftung 
des Budgets bedeuten, Opfer, die in der gegenwärtigen Zeit unmöglich zu bringen 
find. Aud der Hinweis auf eine etwaige jchlimme Lage der Landmwirtidait 
fönnte eine derartige Maßnahme nicht rechtfertigen, denn daß die Bodenzinie 
dieſe jchlimmen Verhältniſſe ausjchliegli oder zum größten Zeil verurjadyen, 
jo daß mit der Bejeitigung der Urſache auch die Wirkung wegiallen würde, kann 
wohl nicht behauptet werden. Auch vertreten die Bodenzinspflichtigen ja nicht die 
ganze Landwirtihaft, denn nur ein — wenn aud) großer — Teil der Bauern 
ift bodenzinspflichtig. Andrerjeits liegt in einer ſolchen einjeitigen Bevorzugung 
eines Teils der Bevölkerung eine jchwere Benachteiligung aller übrigen Berufs: 
Haffen, der Gejamtheit der Steuerzahler, und ſchließlich auch derjenigen Pflichtigen, 
die früher auf eigene Koften ihre Laft abgelöjt haben. Es würde ja mit dem 
Nachlaß der Staatsbodenzinje allein nicht jein Bewenden haben, nad) dem Geſetz 
von 1893 muß dad Ende des Staatsbodenzinjes und der Ablöfungsbodenzinie 
zujammenfallen, das würde aljo für die Staatsfafje einen erhöhten Aufwand 
bedeuten, die erforderlichen Mittel auch noch für die Ablöjungsbodenzinte bereit: 
zuftellen. Diejer Gedanke ift ganz ausjichtslos und wurde meines Wiffens in 
den legten Jahren auch wenig mehr in den Vordergrund geitellt. 

Die Entwicklung der Bodenzinsfrage auf der Grundlage des jet geltenden 
Rechts ift nun folgende: 

Die Bodenzinje zur Ablöſungskaſſe befinden ſich jeit dem Gejeg von 1872 
in einer teten Tilgung, die bis 1898 auf Koften des Pflichtigen, jeitdem auf 
Koften des Staates, erfolgte. Wenn feine weitere gejegliche Aenderung eintritt, 
erlöihen die Ablöjungsbodenzinje im Jahre 1942. 

Bezüglich der Bodenzinje zur Staatskaſſe, für die in den früheren Geſetzen 
eine Tilgung nicht vorgejehen war, iſt jeit 1898 die Tilgung auf Staatskoſten 
durch den Amortilationsfond eingeleitet. Es ift dies ein ganz anormaler Aus: 
weg, ein Verfahren, das den Vorzug der Originalität befigt und wohl in allen 
Ländern, die jemal® mit der Beleitigung von privatrechtlihen Schulden ber 
Untertanen zu tun hatten, einzig daſteht: Der Staat part aus jeinen Weber: 
Ihüffen den Betrag zulammen, den die Pflichtigen an Bodenzinjen ihm jcyulden, 
und jobald nun der Fond an Höhe den Bodenzinskapitalien gleich ift, wird die 
Schuld erlafjen, jo daß der Staat feinen Ausfall an den jährlihen Einnahmen 
hat. Nun wurde ja jeinerzeit in den beiden eriten Jahren der Fond ausgiebig 
dotiert, zuerft 8, dann 9 Millionen, weiterhin aber nur mit 1 bzw. */s Million. 
Sein gegenwärtiges Vermögen (nad) dem Stand am Schluffe bes Jahres 1906) 
beträgt mit den angewadjjenen Binjen und Zinjeszinien 23091710 Mt. Das 
Abiterben der Bodenzinje hängt ganz von jeinem Wahstum ab. Wenn der 
Fond feine weitere Zuwendung erhält, tritt das endgültige Erlöjchen der Boden: 
zinje erft 1964 ein. Die abiteigende Reihe der dem Fond zugefloffenen Liebes: 
gaben erweiſt deutlich, wie einerjeit3 feine Bedeutung mehr und mehr verfällt, 
andrerjeitd, wie groß der Rüdgang der für wichtiger Staatszwede überflüffigen 
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Mittel ift, auf deren Größe feine Eriftenzfähigfeit beruht. In den legten Jahren 
fonnte von einer weiteren Stärkung feine Rede fein, und dies ift auch in ben 
fommenden Jahren nach ben beftimmten Erklärungen der Regierung nicht möglid). 

Hinfichtlic der Zahl, Größe und näheren Berhältniffe der Bodenzinie, 
die noch an Private und Stiftungen geleiftet werden müſſen, fehlt jeder Anhalta- 
punft. Eine genaue Kenntnis von ihnen wird man erjt befommen, wenn eine 
zwangsweiſe Ueberweilung ſämtlicher dieſer Kategorie angehöriger Bodenzinſe 
geſetzlich beſtimmt wird. 

Die Regierung hatte ſich in den letzten Jahren mehr als je bemüht, den 
Anregungen, die an fie ergangen waren, nachzukommen, und unter eifriger Mit— 
wirkung des Landtages dieje Materie aus der Verworrenheit zur Klarheit zu 
führen, Wege zu finden, die zur endgültigen und befriedigenden Löfung der 
Trage leiten Eonnten. Unklarer und jchwieriger war die Angelegenheit noch 
dadurch geworden, daß von verichiedenen Seiten Anſprüche erhoben und Bes 
bauptungen aufgeftellt worden waren, die jeder Berechtigung entbehrten. So 
wurden vielfah Momente mit bereingezogen, denen ſchon von vornherein jede 
Eigenihaft, eine pofitive Förderung zu bedeuten, abgejprochen werden muß, die 
aber noch dazu eine Erſchwerung und Verlangſamung der Verhandlungen be= 
wirkten und nad außen Verwirrung und falſche Vorjtellungen erzeugten. Ein 
derartiges Moment war das Forſchen nad) dem Urſprung der Bobdenzinje und 
die Behauptung ihrer unrechtmäßigen Entftehung, womit man vielfach die 
weitgehenden Forderungen auf Tilgung und Nachlaß zu motivieren pflegte. 
Trotzdem bei der Beratung der früheren Geſetze, ſowohl 1848 wie 1872, die 
Trage nad) dem Urjprung der Grundgefälle, nad) Recht und Unrecht ihres 
Beitandes vollitändig auögeichaltet wurde und man ſich allgemein ftreng auf den 
beftehenden Rechtsboden geftellt und ihn zum Ausgangspunkt aller Berhandlungen 
gemacht hatte, wich man in der neueren Zeit von diejem einzig richtigen Ver— 
halten ab. Bor allem war e3 hier die lebhafte Agitation der neunziger Jahre, die 
biejes Schlagwort aufgebradht hatte und als Zündftoff benüßte, die durch die 
immer und immer wiederholte Behauptung von der Unrechtmäßigfeit aller Boden- 
zinje die Vorftellungen und Nechtsbegriffe in einer Weile verwirrt Hatte, daß 
die Pflichtigen fi) zu ungemeffenen und ungerechten forderungen verftiegen. 
In Zufammenhang damit fteht die Behauptung von der Steuereigenichaft ber 
Bodenzinje, die lebhafte Klagen über dieje angebliche „Doppelbefteuerung“ hervor— 
rief. In neuefter Zeit wurde vielfach das Verhältnis der Staatöbodenzinje zu 
den Ablöfungsbodenzinjen zum Gegenftand von Beichwerden gemadt und über 
die angeblich ungerechte Zurücdjegung der leßteren geklagt, ohne daß man das 
ganz verjchiedene Weſen und die verichiedenen rechtlichen Grundlagen der beiden 
Kategorien berüdfichtigte. Daß durd) derartige Auslaffungen, wie erwähnt, bie 
ganze frage ein verichobenes Ausjehen befommt und die Schwierigkeiten ihrer 
Behandlung erhöht werben, läßt ſich leicht denken. Es ift dies aber jelbftver- 
ftändlich nicht der einzige Grund. 

Woran liegt e8 nun, daß alle dieje Gejege und Regelungsverſuche ohne 
wirfjames Rejultat blieben, daß die Bodenzinsfalamität, man fann jagen, von 
Jahr zu Jahr an Schwierigkeit und Unüberfichtlichkeit zunimmt ? 

Hier fommen meines Erachtens hauptſächlich zwei Urſachen in Betracht: 

1. Es fehlt an einem ſyſtematiſchen, zielbewußten Vorgehen, 

2. Es fehlt an einer nahbdrüdlichen Betonung der Notwendigkeit der 
Mitwirkung jeitens der Pflichtigen an der Löjung der Aufgabe. 


872 Schrüffer, Der gegenwärtige Stand der Bodenzinsfrage in Bayern. 


Schon ein Vergleich der einzelnen Gejeße läßt erkennen, daß man zu 
verjchiedenen Zeiten verjchiedene Wege einichlug, daß man, wenn die Berhältnifie 
ſich änderten, die alten Mittel fallen ließ oder zurüdlegte und zu neuen arıff, 
um ben veränderten Bedürfniffen gerecht zu werden. So bedeutet die geietlicye 
Behandlung diejer Frage ein beitändiges Lavieren, ein Suchen nad) dem richtigen 
Meg, und diefer Mangel einer planmäßigen Regelung bedeutet nicht nur eme 
Erſchwerung der Ueberſicht über die ganze Trage, jondern vor allem eine Berzettelung 
der Mittel, die der Staat aufmenden mußte. In den beteiligten Kreiſen madıt 
fi) in den legten Jahren wieder eine fteigende Unruhe und Verwirrung bewmerf: 
bar, man weiß nicht, ob nicht das fommende Gele zerjtört, was das vorher: 
gehende aufgebaut, die Ausficht, bald an das eriehnte Ziel, daS Ende der Boden: 
zinfe zu fommen, wird immer geringer. Sobald von der Gejetgebung ein Weg 
zur Abhilfe gezeigt war, wurde er entweder von ben Beteiligten nicht einge 
ſchlagen, und e8 mußte ein neuer, mehr den allgemeinen Wünſchen entiprechender 
gelucht werden, oder, wie e& bei der freiwilligen Ablöfung in den legten Jahren der 
Fall war, e8 drängte alles in überraichender, unvorhergejehener Weile in der 
angegebenen Richtung, daß die bereitgeitellten Mittel nicht mehr ausreichten und 
der frühere Mangel durch fragmentariſche Gelege ausgeglichen werden mußte. 
Eo war durch das Geſetz von 1848 den Pflichtigen die freiwillige Ablöfung 
unter günftigen Bedingungen freigeltellt worden, e& wurde fein Gebraudy davon 
gemadt; es war hier die Annuitätentilgung geltattet, die es dem Pflichtigen 
ermöglicht hätte, ohne Mebrleiftung in abjehbarer Zeit jeine Schuld völlig aus 
der Welt zu jchaffen — es wurde fein Gebraud) davon gemacht. Durd) das 
Geſetz von 1872 mwurbe die Form der Annuitätentilgung wenigitend für die 
— zwangsweiſe eingeführt, und dieſe Maßregel war geeignet, 
mit einer geringen Mebrbelaftung des Pflichtigen bis zum Jahre 1934 dieſe 
Kategorie zu bejeitigen; leider war das nur ein Zeilerfolg, da die Beftimmung 
nicht aud auf die Staatöbobdenzinje erftredt wurde. Große Opier des Staates 
erforderte auch da8 Gejet von 1898, bad eine gegenwärtige Befleritellung der 
Pflihtigen durch Nachläſſe verjchiedener Art vorjah, und die ganze Tilgung auf 
die Staatskaſſe übernahm. 

Alle dieje Opfer und fruchtloſen Regelungsverfuche wären eripart geblieben, 
wenn man ſchon in den früheren eg etwas mehr den Zwang betont hätte, 
anjtatt jede Entichließung dem freien Willen der Beteiligten anheim zu geben. 
In allen übrigen deutichen Staaten war durch Anwendung des Zwanges bei 
der Ablöſung die Grundentlaftung einer raſchen und entſchiedenen Regelung zu: 
geführt worden. Das bayeriiche Gejet von 1848 hatte es peinlich vermieden, 
binfihtlih der Bodenzinje als joldher einen Zwang in irgend einer Beziehung 
zu ftatuieren, erft durch die folgenden Gejege wurde für ganz geringe Beträge 
bzw. in beſonders gelagerten Tyällen die Zwangsablöſung durdy) Barzahlung be 
ftimmt. Die Notwendigkeit der Mitwirkung der Pflichtigen am Ablöjungswerf 
wurde zu wenig hervorgehoben, der Staat zeigte ſich nur zu jchnell bereit, mit 
feinen Mitteln für die Erfüllung der Gejegesbeftimmungen einzutreten. Wenn 
man dem erſten Grundentlaftungsgejeg immer zum Vorwurf machte, dab es 
alles auf das verjtändnisvolle Selbitinterefje und freiwillige Mitwirken der 
Pflichtigen habe ankommen laſſen, jo muß es inkoſequent ericheinen, wenn man 
einigen in der neueren Zeit geplanten Zwangsmaßregeln beitigen Widerftand 
entgegenjegte. Allerdings befteht gegen früher injofern ein Unterſchied, als die 
wirtichaftliche Lage im allgemeinen fi) bedeutend und ungünftig geändert und 
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erft in allerjüngfter Zeit wieder einen Aufihwung genommen hat, während 
zu jener Zeit die Bauern ohne Entihädigung von vielen und drüdenden Laften befreit 
worden waren, jodaß fie eine etwaige Mehrleiftung im Intereſſe der Befreiun 
ihres Grundbefiges leicht hätten tragen fönnen. Richtig ift ja aud) jerner, da 
auch ganz geringfügige Maßregeln in der Richtung auf zwangsweiſe Bejeitigung 
von Bodenzinjen für bedürftige Pflichtige eine große Härte bedeuten fünnen, 
allein in jolhem Fall kann der Staat jederzeit und mit vollem Recht ihnen 
feine Hilfe angedeihen lafjen, wie er ja auch zur Zeit in Unglüdsfällen und 
” NEE anderen Gelegenheiten weitgehende Nachläfle zu gewähren in 
er Lage iſt 

Durch die ausichließlihe oder doc vormwiegende Staatshilfe mußte in ben 
Pflihtigen der Keim zu falichen Hoffnungen erwedt werden, und mehr und 
mehr gewinnt es den Anichein, als ob durch den Amortijationsfond die An- 
gelegenheit auf ein falſches Geleis gebracht worden wäre. Wenn man einmal da8 
Projekt aufitellte und den Grund dazu legte, daß der Staat bie jämtlichen 
Verpflichtungen jeiner Schuldner mit Hilfe feiner Ueberihüffe im Laufe der 
Sabre tilgen will und wenn man diejen Plan gleidy mit jo bedeutenden Mitteln 
ins Werk jegte, jo mußte ganz naturgemäß bei den Pflichtigen die Anſchauung 
entitehen, als ob auf ihre Mitwirkung überhaupt verzichtet werde. So abjonder: 
ih) die ganze Maßregel auch mar, die Regierung hatte die redliche Abficht ge 
äußert, fie durchzuführen, jcheiterte aber an dem Mangel an Mitteln. 

Wenn man fi nad dem Grunde fragt, der die Regierung zu einer 
ſolchen außerordentlihen Maßnahme veranlaßte, jo läßt ſich diejelbe wohl nur 
aus dem Bejtreben erklären, der auf dem Lande herrſchenden maßlojen Agitation 
die Spite abzubrechen und die innere Ruhe wieder herzuftellen. Der günftige 
Stand der finanzen erleichterte den Plan. Die Regierung hätte ja lieber eine 
Regelung der Frage durch vermehrte freiwillige Ablöjungen gewünſcht, und fie 
hatte gehofft, daß die äußerſt günftigen Bedingungen eine große Zahl von 
Pflichtigen dazu veranlaffen würde. Sie hatte fi jedod darin getäujcht, bie 
Ablöjungsluft war gering, denn gerade die außerordentlihen Dotierungen des 
Fonds erwedten den Anicyein, als ob der Staat in der Qage wäre, jein gegebenes 
Beriprehen halten und durd wiederholte Zuwendungen in kurzer Zeit die 
Bodenzinje tilgen zu können, ohne daß die Beteiligten zur Mithilfe verpflichtet 
worden wären. 

Nachdem nun durd das Sinken der Zuſchüſſe dieje Möglichkeit in weite 
Ferne gerüdt war, und jomit der Fond einen großen Zeil jeiner Bedeutung 
und Zugkraft verloren hatte, mußte ein neuer Weg eingeichagen werden, und 
diejer bot ſich in der freimilligen Ablöfung von jeiten der Pflichtigen. Das 
Weſen der freiwilligen Ablöjunng befteht darin, daß der Pflichtige, anitatt jeinen 
Bodenzins jährlich weiter zu bezahlen, das Bodenzinskapital an den Gläubiger, 
aljo entweder Staats- oder Ablöjungsfaffe, in bar abzahlt. Er hat aber nicht den 
ganzen Kapitalbetrag zu leiften, ſondern nur etwa die Hälfte, weil einesteils 
eine entiprechende Summe je nad dem Verhältnis des Amortijationsfonds zum 
Gejamtbodenzinskapital dem Pflichtigen bei der Ablöjung als jein Anteil am 
Amortiſationsſond nachgelaſſen wird, andernteild weil je nach den Berhältnifien 
des Betreffenden der Ablöjungsbetrag feſtgeſetzt wird und jomit noch weitere 
Nachläfſe auf Koften des Staates erfolgen. Auc hier wurden vielfach Mißgriffe 
begangen, indem man einen zu verjchiedenen Maßſtab anlegte.e Zunächſt war 
man bei der geringen Ablöjungsluft überhaupt froh, wenn ein Pflichtiger ſich 
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berbeiließ, freimillia abzulöfen, anftatt fi) ganz und gar auf die Staatähilie 
durch den Amortijationsfond zu verlaffen. an gewährte ihm gerne niedrige 
Säge — ſchon der 8—10fahe Betrag genügte dem Staat vielfach — und 
verband damit bie ftilfe Hoffnung, daß dadurch eine erhöhte Nachahmung 
erfolgen würde. In Fällen, wo die Bannrecdhtseigenihaft vermutet wurde, ge: 
währte man jogar die Ablöjung zu noch niedrigeren Sägen. Dies mar möglid, 
folange die Ablöfungsgejuche nicht in größerer Anzahl geitellt wurden, jolange 
fie nur eine Ausnahmeerſcheinung bildeten. Eine Aenderung dagegen ergab fid, 
als man nunmehr zu der Einfiht fam, daß die jo angenehme Hoffnung 
auf daB baldige Erlöſchen der Bodenzinje dur den Amortijationsfond eine 
ſchillernde Seifenblafe war, bie vor der rauhen Macht der Wirklichkeit in nichts 
zerfloß. Da ber Fond vorausfichtlid oder beinahe ficher Feine weiteren Zu: 
wenbdungen mehr erhält und auf dieſe Weile die Befeitigung der nicht abgelöften 
Bodenzinſe vor 1964 nicht zu erwarten ift, jo erfcheint den meiften dieſe Zeit 
denn doch etwa zu lang, um barauf warten zu können, man will endlich 
ein greifbares Biel vor Augen jehen und deshalb begann nun dieſer Weg 
populär zu werden, gefördert durch gejteigerte Aufklärung von den verjchiedeniten 
Seiten, welche bie wirflid) bedeutenden Vorzüge der freiwilligen Ablöjung den 
Pflihtigen ins rechte Licht ſetzte. 

Während bei den früheren Gejeßen der Mangel an Aufklärung bie außer: 
ordentlic, günftigen Ablöfungsbeftimmungen illujoriih gemacht hatte, und nod 
1898 von Seiten der Pflichtigen größerer Wert auf eine Erleichterung in der 
Gegenwart ala auf eine endgültige Tilgung gelegt wurde, die baldige Bejeitigung 
der Bobenzinje durch den Amortifationsfond gefichert, aljo eine Mitwirkung der 
Pflichtigen entbehrlich erjchien, veränderte fi nunmehr die Sachlage Durch 
die Prämien, die Finanzminiſter von Riedel in das Gejeg von 1898 gebradt 
batte, wurde die freiwillige Ablöfung bedeutend erleichtert und e8 murbe auf 
Grund diefer Beftimmung in ben Jahren 1899—1901 ungefähr 860 000 Mt. 
an Bobdenzinsfapitalien bei beiden Kaſſen abgelöft. Man betrachtete da8 damals 
ihon als einen großen Fortſchritt. Wie ſehr aber hier ein Aufſchwung ftatt: 
gefunden hat, ergibt fi) aus folgenden Ziffern: Im März 1906 lagen nad) 
den Angaben ber Regierung 25835 unerledigte Ablöfungsgejuche vor, die eine 
Geſamtbodenzinsſchuldigkeit von 805587 ME. und einen Kapitalbetrag von 
20485 598 ME. ergeben. Unter diejen Geluchen waren 378 von Gemeinden 
eingereicht. Allerdings war hier die Ablöfung zu ganz niedrigen Rapitalbeträgen 
von feiten der Pflichtigen angeboten, die angebotene Summe würde nicht ein- 
mal die Hälfte des wirklichen Wertes betragen, nämlich 9261472 Mt. Daß 
die Behörden in weitaus den meiften fällen auf eine jo ftarfe Unterbietung 
nicht eingehen konnten, ift ar, immerhin find diefe Zahlen ein erfreulides 
Zeichen für die gegen früher geftiegene Ablöjungsluft auf Seite der Pflichtigen, 
hervorgegangen aus vermehrter Aufklärung und wirtichaftlihem Aufſchwung. 
Allein wenn man bedenkt, daß wir zur Beit noch über 500000 Bobdenzins- 
pflichtige haben, deren Gejamtlaft einen Betrag von rund 280 Millionen Dark 
ausmacht, jo erjcheint diefe Summe noch ald ganz unbedeutend, und es ift für 
die Aufklärung noch viel zu tun, um bie Meberzeugung von ben Vorteilen der 
freiwilligen Ablöfung in den meiteften Schichten ber Beteiligten zu verbreiten. 

Es wird ſoviel von den Schwierigkeiten geſprochen, die fich der freimilligen 
Ablöfung in den Weg ftellen, und von den Opfern, die der Staat auf ſich 
nehmen muß, daß e8 nicht unintereffant ericheinen dürfte, mit einigen Worten 
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auf ei Wechſelbe ziehungen zwiſchen Staat und der freiwilligen Ablöfung 
einzugehen. 

Der Pflichtige zahlt, wie wir gehört haben, nicht ben ganzen jchuldigen 
Kapitalbetrag, jondern nur etwas weniger al8 die Hälfte, den anderen Teil 
übernimmt der Staat. Zunächſt werden dem freiwillig Ablöjenden 13°/, des 
Kapitalbetrages erlaffen und auß dem Amortijationsfond an die Staatäfaffe 
bzw. bei den Ablöfungsbodenzinjen auß der Staatsfaffe an die Ablöjungstaffe 
überführt. Diele 13"/, find der Anteil des Pflichtigen an dem Amortifations: 
fond, der ihm nun zu Gute gerechnet wird. Um den Betrag der nachgelaffenen 
Summen veringert ſich jeweils der Amortilationsfond, jo daß aljo die Ablöjungen 
auf die Tilgungszeit der Staatsbodenzinje gar feinen Einfluß ausüben, weil 
ftet3 diefer Nachlaßbetrag dem jeweiligen, alljährlid befannt zu gebenden Ver— 
bältnis des Fonds zur Geſamtſumme aller noch beftehenden Bodenzinskapitalien 
entipriht. Sodann jpielt eine weſentliche Rolle die Höhe des Satzes, zu weldhem 
das Minifterium, die definitiv entjcheidende Stelle, die Ablöſung geftattet. 
Früher wurden niedere Sätze verlangt, um die Luft zur Ablölung zu weden, 
und wir haben ſchon gehört, daß man fich vielfahh mit dem 8—10fadhen be 
gnügte. Im weiteren Verlauf war die Regel der 14fache Betrag, das entipricht 
aljo 49°/o des Bodenzinskapitals. Den Reit von 38% muß fodann ber Staat 
ergänzen, und hierfür müſſen jeweild die Mittel bereit geitellt werben. Die 
Bebürfniffe und finanzielle Leiftungsfähigkeit des Staates geben natürlich bei 
der Bereititellung diefer Mittel den Ausſchlag. Nachdem ſeitens des Landtags 
und der Regierung jo lebhafte Aufforderungen an die Pflichtigen ergangen 
waren, und ihnen nun Folge geleiftet wurde, war es notwendig und gemiffer: 
maßen Ehrenſache der Regierung, die Ablölung zu ermöglichen. Nun waren 
aber dieje Gejuche vielfach zu niedrig geftellt. So waren von den 20'/s Millionen 
Bodenzinsfapitalien, die zur Ablöjung angeboten waren, 14'/s Millionen nur 
mit dem 10, 11 und 12fachen Betrag angeboten, 4'/s Millionen mit dem 
13—14 fachen Betrag ; zahlreiche Angebote gingen aber noch erheblid) unter 
diefe Zahlen und wollten zum 8, 7, 6 ja jogar 2fachen Betrag ablöjen. Ye 
niedriger der Ablöfungsjag d. 5. das Vielfache der jährlichen Bodenzinsleiitung 
ift, defto größere Opfer muß der Staat bringen. Daß auch bier für bie Ab: 
fung bejtimmte Gefichtspuntte maßgebend jein müſſen, welche zu weitgehende 
Opfer des Staates ausjchließen, ift einleuchtend. So ſprach daher auch Finanz— 
minifter von Pfaff bei der Erörterung diefer Angelegenheit die beitimmte 
Abficht aus, den 16 fachen Betrag nur mehr für die gemeindeweile Ablöjung 
als Regel zuzulaffen, im übrigen aber höher zu gehen, und in fällen, wo ein 
Nachlaß nicht berechtigt ericheine, jogar den vollen Betrag zu verlangen. Im 
diefer Maßregel liegt allerdings eine gewiſſe Benachteiligung der jetzt Ablöjenden 
gegenüber denen, die früher d. h. unmittelbar nach dem Erlaß des Gejeßes von 
1898 zu niedrigeren Säßen ablöfen fonnten und die für ihre ökonomiſche Ein- 
ficht einen Vorzug erhielten. Das läßt fi) unter den gegenwärtigen Berhältniffen 
nicht ändern, wenn anders nicht der Staat dur zu große Milde Schaden 
erleiden joll; die Regierung fieht fich zu dieſer Maßregel auch veranlakt, weil 
fie die nötigen Mittel nicht zur Verfügung hat. Die Erhöhung der Säfte wirkt 
vorausfichtlih auch auf die Ablöfungsluft ein, da vielleicht manche Pflichtige, 
die nur zu einem niebrigerem Betrage ablöjen können oder wollen, fein 
löſungsgeſuch ftellen bzw. wenn bereits eingereicht, dasſelbe zurüdzieben 
werben. 
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In der laufenden Finanzperiode konnten budgetmäßig 2'/s Millionen für 
die Zwecke der Ablöjung bereit geftellt werben. Hiermit hätte aber nur ein 
geringer Teil der vorliegenden Ablöſungsgeſuche Befriedigung finden können, 
etwa 18000 Geſuche wären unerfüllt geblieben. Man mußte fi) daher nad 
weiteren Mitteln umſehen, und diefe boten ſich durch Aufnahme eines inneren 
Anlehens nad) Borichlag eines Antrags Eifenmann bzw. Dr. Heim. Die bereits 
durch Gejeg von 1898 bzw. Novelle von 1899 für Ablöjungszwede jeitgelegte 
Summe von 500000 ME. joll nurmehr zum Eleineren Zeil für Nachläſſe ver: 
wendet werben, der andere Zeil, 300000 ME., joll nicht mehr zu jährlichen 
Ablöjungen Verwendung finden, jondern joll zur 5 progentigen Verzinſung und 
Tilgung einer Anleihe von 6 Millionen Mark dienen, die dem Gejällsablöjungs: 
Ihillingsfond entnommen und ihm innerhalb 35 Jahren wieder zurüderftattet 
wird. Bezüglich der Staatsbodenzinje handelt es fih nur um eine rechneriſche 
Manipulation, da ja die eingehenden Ablöfungsichillinge der Staatsbodenzinſe 
dem gleichen Fond zufließen. Anders dagegen bei den Ablöjungsbodenzinien, 
bier ift bares Geld notwendig, um die Grundrentenobligationen einzulöfen. Dan 
nahm für das Anlehen deshalb eine 35 jährige Tilgungszeit an, um es nidt 
länger als bis 1942, mit weldem Jahre die Ablöjungsbodenzinje erlöjchen, 
verzinjen zu müſſen, entgegen den Regeln einer gejunden Finanzpoliti. Mit 
dieſer Maßnahme werden allerdings die bemilligten 300000 Mk. für einen 
beftimmten Zweck jeitgelegt, ihrer zukünftigen Verwendung entzogen und ben 
Bedürfniffen der Gegenwart dienjtbar gemadht. 

Es handelt fi hier um eine der jchwierigiten fragen der Gegenmart, 
mit deren Löſung Bayern allein unter den deutſchen Staaten noch beichäftigt ift. 
Es ift allerdings richtig, daß dieſelbe vielleiht nicht mit einem Schlage gelöft 
werden kann, aber immerhin wäre der Erwägung Raum zu geben, ob es nidt 
im Intereſſe der Pflihtigen wie der Allgemeinheit gelegen wäre, wenn bier 
eine radifale Behandlung vorgenommen würde an Stelle der vielen Augenblids- 
gejege, die dazu verurteilt find, gewiffermaßen ala Halbfabrifate ihr Dajein zu 
friften. Durch die verjchiedenen Kleinen Mittel, die allerdings die „Forderungen 
bes Tages“ erfüllten, wurde für kurze Zeit jeweils Ruhe geſchaffen, aber eine 
dauernde Befriedigung war dadurd nicht zu erreichen, und das Streben der 
Pflichtigen nad größeren Vorteilen auf Koften der Gejamtheit bildet ſtets eine 
latente Gefahr, der entgegenzumirken eine wejentliche Aufgabe der maßgebenden 
Traktoren jein muß. 

Es fragt ſich nun, wie hier eine Lölung gefunden werden ſoll. Angefichts 
der großen Schwierigkeiten und ber ungenauen Kenntnis der Verhältniffe der 
Pflihtigen laͤßt fi) natürlich Fein durchgreifender Plan entwideln, es fann 
höchſtens unter den verjchiedenen Wegen eine Mufterung vorgenommen werben, 
* eg ausfindig zu machen, welcher der geeignetite für uniere Zwecke 
ein dürfte. 

Was zunächſt die Annuitätentilgung anlangt, jo it deren Neueinführung 
für die Staatsbodenzinje gänzlich) ausgeihloffen, da das allgemeine Streben 
darnad) geht, die Bodenzinje baldmöglichſt aus der Welt zu ſchaffen, dieje Art 
der Tilgung würde aber eine längere Dauer beanjprudyen. Es wird, falls eine 
frühere Bejeitigung der Stantöbodenzinje ftattfindet al® im Jahre 1942, jogar 
in die jegt ftetig vor fid) gehende Tilgung der Ablöjungsbodenzinje eingegriffen, 
da nah ber gejeglichen Beitimmung das Ende beider Kategorien gleichzeitig 
erfolgen muß. 


Schrüffer, Der gegenwärtige Stand der Bodenzinsfrage in Bayern. 877 


Auf den Amortifationsfond in feiner urjprünglichen Anlage ift binfichtlich 
einer baldigen Löſung der Bodenzinsfrage feine Hoffnung mehr zu jeßen. Er 
ift auf feine Zinſen angewieſen und kann vor 1964 eine Tilgung der Boben- 
zinje nicht bewirken. Weitere Zuichüffe, die eine Verkürzung der Tilgungsfriſt 
herbeiführen könnten find nad Lage der Finanzen ausgeichloffen und würden 
aud nur jo gering fein können, daß es fih nur um 1 ober 2 Jahre handeln 
fünnte. Sein Zweck: Die Tilgung der Staatöbodenzinje auf Staatskoften zu 
ermöglichen und den Ausfall an Staateinnahmen nad) der Beleitigung der 
Bodenzinie zu decken, wird mehr und mehr erjegt durch die freimillige Ablöfung. 
Sein gegenwärtiger Zweck beiteht darin, für diejenigen die nicht ablöjen können 
oder wollen, die Tilgung, allerdings nach längerer Zeit, zu ermöglichen. Je raſcher 
aber hier eine Löſung erfolgt, deſto befler ift es. Don dieſem Gefichtspunft 
ausgehend dürfte die Barablöfung durd die Pflichtigen den Schwerpunft ber 
zufünftigen Geftaltung der Bodenzinsfrage bilden. Man hat behauptet, die reis 
willige Ablöfung jei der einzig gangbare Weg, ihr gehöre die Zukunft. Das 
ift ja in gewiſſem Sinne richtig, aber ob fie den allgemeinen Wunſch nad) einer 
baldigen Regelung erfüllt, ift zweifelhaft. Solange es Pflichtige gibt, die 
nicht in der Lage find, auh nur dad 5—6 fache ihrer Bodenzinsichuldigteit 
zum Zweck der Ablöfung aufzubringen, oder Pflichtige, die aus Prinzip, aus 
DOppojitionsgeiit gegen Regierung und Geſetze ihre Bodenzinje nicht ablöjen 
wollen, jolange wird die baldige Abichaffung Jämtliher Bodenzinje ein frommer 
Wunſch bleiben, und unter der Vorausſetzung, daß an den bisherigen grund: 
legenden Geſetzen feitgehalten wird, würde nichts anderes übrig bleiben, als die 
Hinichleppung der Bodenzinsfalamität bis 1964 geduldig rejp. ungeduldig zu 
ertragen. Daß dies unleidliche Verhältniffe mit fich bringen würde, ift ohne 
Weiteres EHar, und zur Vermeidung diefer Eventualität läpt fi im Intereſſe 
einer raſchen und einheitlichen Regelung der langwierigen Frage nur eine 
Aenderung des Prinzips im gegenwärtigen Verfahren als ausſichtsvoll denken: 
Der Uebergang von der freiwilligen Abldſung zur Zwangsablöſung. Die Pflichtigen 
werden ein ſolches Verfahren perhorreszieren, aber dieſes allein bietet meines 
Erachtens die Möglichkeit, unter Wahrung der Intereſſen der Allgemeinheit 
bald zu einer definitiven Löſung zu gelangen. Es kann nicht verhehlt werben, 
daß auch auf diefem Wege fich bedeutende Schwierigkeiten ergeben werden, Diele 
werden jedoch bei jeder Art der Regelung ſich einftellen. Bor allem bürite 
hier zur Bermeidung von Härten nicht eine jchablonenhafte Behandlung aller 
Pflichtigen ftattfinden, e8 müßten zugunften der bedürftigen Pflichtigen weitgehende 
Nachläſſe gewährt werden, andererjeitö müßten die Butfituierten veranlaßt werden, 
ihre ganze Schuldigfeit ohne Nachlaß, der hier unangebradht wäre, zu bezahlen. 
Ein großes Wirfungsfeld bietet fi hier den Gemeinden, die jchon in neuerer 
Zeit erfreuliche Anſätze gemacht haben, mit Hilfe der landwirtſchaftlichen Organi- 
fationen die Gemeindemitglieder zu gemeinfamer Ablöjung zu vereinigen. Durd) 
eine neuere —— vom 11. Juli 1904 haben nunmehr die Gemeinden 
auch eine vollkommene Sicherſtellung für ihre Auslagen erlangt, indem die 
für die Ablöſung verwendeten Beträge als öffentliche Laſten des Grundſtücks 
unter perſönlicher Haftung des Inhabers zu gelten haben, ohne daß, wie früher 
notwendig, Hypothek errichtet zu werben braucht. Es dürften nur die Gemeinde— 
angehörigen mit relativ gleichen Berhältniffen dem gleichen, aber ermäßigten 
Ablöfungsfag unterliegen, während die Pflichtigen mit Ausnahmeitellung, alfo 
die Bedürftigen und die Reichen, einer Sonderbebandlung unterliegen würben. 
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Allerdings müßte auch bei der Zwangsablöſung der Staat nody erhebliche 
Opfer bringen, das ließe fich nicht vermeiden, wenn nicht von jet an ausſchließlich 
der volle Kapitalbetrag verlangt würde, was jedoch eine ofjenbare Unbilligkeit 
bedeuten würde. 

Die Art und Weile, wie der Staat die Mittel aufbringen will, die jeiner- 
feit8 notwendig find zur Erfüllung feiner Mithilfepflicht, kann verichieden jein. 
Dean hat zu diefem Zweck jogar die Einführung der Klaffeniotterie beantragt 
und ihre Erträgniffe in den Dienft der Bodenzinsablöjung jtellen wollen, es 
fand fich jedoch nicht die erforderlihe Majorität dafür. 

Es muß zunächſt abgewartet werden, welche Wirkungen die von der Regierung 
eingeführten Erhöhungen der Ablöjungsjäge bei den Pflichtigen gehabt haben, 
ob dadurch mirflih der Ablöjungsluft Eintrag geichehen ift, wie befürchtet 
wurde, oder ob für die Zukunft erhöhte Anforderungen an den Staat durd 
Mehrablöjungen herantreten. Der wahrſcheinliche Weg der Mittelbeichaffung 
wird vorausfihtlih und am bequemften berielbe oder analog wie der im legten 
Geſetz begangene fein, daß ein inneres Anlehen aufgenommen wird beim Ge: 
jällsablöfungsichillingsfond, der fi ja durch die eingehenden Ablöfungsichillinge 
neu ergänzt. Die Berzinjung diejes Anlehens kann dann bewirkt werden durch 
den Reit, welcher von der bereit? bemilligten Summe von 500000 ME. nod 
übrig ift, jodann durch die Inangriffnahme des durch die Novelle von 1899 für 
Zwede der freiwilligen Ablöfung weiter bemilligten, aber noch nicht gebrauchten 
Kredit von 500000 Mi. Auch die Zinfen des Amortilationsfonds könnten 
dann herangezogen werden, ebenjo wird, wenn dieſe Mittel nicht ausreichen jollten, 
je nad) der Finanzlage eine einmalige oder wiederkehrende Summe in das Budget 
einbezogen werden können, um die Ablöjung zu bewirken. Alle derartigen Map: 
nahmen bleiben jedoch Flickwerk, jolange man ſich damit begnügt, den Bedürf- 
niffen des Augenblids zu entiprechen, und darüber eine großzügige Behandlung 
der Sache außer Augen läbt. Die Gewißheit muß bei der künftigen Regelung 
vorhanden jein, daß nicht wieder mit unzulänglichen Mitteln und halben Maß— 
regeln vorgegangen wird, jondern daß eine endgültige Loſung der jchmwierigen 
Frage herbeigeführt wird, damit endlich aud) für Bayern der Tag kommt, an 
dem bieje ungeitgemäßen Ueberrefte einer längft entichwundenen Wirtihaftsordnung 
bejeitigt werden. 
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Die Gewerbenovelle vom 7. Januar 1907. 
Bon Dr. Hilfe, Kreisgerichtsrat in Berlin. 


Am 22. Oktober 1867 murde dur den Beichluß des Neichätages bes 
nordbeutichen Bundes, eine Gewerbeordnung auf der Grundlage der Gewerbe: 
freiheit und der Freizügigkeit zu erlaffen, der Grundftein zu dem heutgeltenden, 
auf dielen beiden Grundrechten errichteten, Gemwerberechte gelegt, aber am 7. Januar 
1907 durd das an dieſem Tage era Gele zur Abänderung der Gewerbe: 
ordnung für die verjchiedenen Zweige Baugewerbed dieſer leitende Grund: 
fa durchbrochen und wieder in die alten, damals verlafjenen Bahnen eingelenft. 
Wie die Begründung der Vorlage (S. 6) und die Verhandlungen im Reichs— 
tage (Sten. Ber. 3784) zum Ausdrude braten, war Beranlafjung zu den 
einihränfenden Vorſchriften die Tatjache, daß unter dem Schuße der Gewerbe: 
freiheit gerade auf dem Gebiete des Bauweſens ſich höchft bedenkliche und gemein— 
ſchädliche Mißſtände ausgebildet haben, melden einen Riegel vorzujchieben den 
gejeggebenden Körperſchaſten dringend nötig erſchien. Neben gehörig techniſch 
vorgebildeten, praktiſch geübten, wirtſchaftlich ſtarken und moralisch zuverläfligen 
Baumeiftern hatten unvorgebildete, ungeübte, vermögenälofe, unzuverläflige Baus 
ſpekulanten, welche zum Zeil jogar ſich aus Perjonen erjegten, die in ihrem 
früheren Berufe Schiffbruch erlitten hatten, fi der Ausführung von Bauten 
zugewandt und zwar in ber offenfundigen Abficht, möglichft billig herzuftellen, 
aber möglichft teuer ihre Erzeugniffe zu verwerten. Bei ihnen war die Ausficht 
auf einen reihen Gewinn die Xriebfraft ihres Handelns und biergegen trat in 
den Hintergrund, ob da3 verwendete Material tauglich, die Konjtruftion aus— 
reihend, die Standfeitigkeit gefichert, den Regeln der Baukunft und der Geſund— 
heitslehre Rechnung getragen jei. Auf ihr Verhalten waren überwiegend die übergroßen 
Berlufte urſächlich zurüdzuführen, welche Bauhandwerker erlitten und welche dieje 
legteren zu ihrem Drängen nad Erlaß eines Gejeßes zur Sicherung der Baus 
handwerker gegen Werklohnverluftebeftimmte. Daßderen Klagen nicht ungerechtjertigte 
jeien, diejer Erkenntnis konnten weder die Reichsregierung noch die parlamenta= 
riihen Körperihaiten fi) verichließen. Und gerade auf den Beſchlüſſen des 
Reichätages jowie des preußiichen Herrenhauſes und Abgeorbnetenhaujes beruht 
das Borgehen der Reicharegierung auf diefem Gebiete. Sie wurden hierbei von 
ber Erwägung geleitet, das gleichzeitig durch öffentlicherechtliche und durch bürgerlich: 
rechtliche Vorſchriften dem Uebel zu jteuern jei. Die öffentlich-rechtlichen enthalten 
das Gele vom 7. Januar 1907, welches jeit dem 1. April ds. Irs. jeine 
rechtlihen Wirkungen äußert. Die bürgerlich-rechtlichen —— 
wurden als Ergänzung des BEB. gedacht, in der Vorlage zuſammengeſfaßt, 
welche unmittelbar vor feiner Auflöjung dem Reichstage zugegangen war, aber 
nicht zur Berabichiedung kommen konnte. 


880 Skizzen und Notizen. 


Die veränderte Produftionsweile aud auf dem Gebiete des Bauweſens 
ließ e8 nit angängig erjcheinen, den Wünichen der forporativen Verbände ım 
Baugewerbe entjprechend, den jelbitändigen Betrieb aller oder einzelner Zmeige 
des Baugemwerbes von einem geführten Befähigungsnachweile abhängig zu machen. 
Denn während bis zum Erlafje der Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 die 
Regel galt, nur nad) Bedarf zu bauen und die Ausführung jedes Gebäubdeteiles 
auch nur den in diefem Bauzmweige ausgebildeten und geprüften Werkmeiſtern 
anzuvertrauen, wurden jeit da ab auf Spekulation Gebäude zu dem Zmed: 
errichtet, damit Handel zu treiben, gleichviel, ob das vorliegende Bedürfnis 
bloß befriedigt oder überichritten wurde. Zur Herftellung bediente man ſich 
auch nicht mehr der Meifter der einzelnen Bauzmweige, jondern wählte an deren 
Stelle einen Unternehmer, der gegen einen Entreprijepreis die Gejamtarbet 
übernahm, ihm überlaffend, ob er jelbft dur von ihm angenommene Kräfte 
alle erjorberlihen Arbeiten bejorgen laſſen oder die einzelnen Beftanbteile 
Meiftern des bezüglichen Handwerks übertragen wolle. Mit diefer im Laut 
der Zeiten ausgebildeten Verfehröfitte verträgt fi) nicht der Befähigung 
nachweis. Und deshalb wurde der Ausweg gewählt, die Baubetriebe im die 
Reihe der anmeldepflichtigen des $ 35 GewO. einzufügen. Imfolgedeffen wurde 
ala Abi. 5 in $ 35 Gemd. eingejchoben: „der Betrieb des Gewerbes ala Bar: 
unternehmer und Bauleiter, ſowie der Betrieb einzelner Zweige des Baugewerbe 
ift zu unterfagen, wenn Tatſachen vorliegen, welche die Unzuverläjfigkeit de 
Gewerbetreibenden in bezug auf diejen Gewerbebetrieb dartun“. Die Unzuver: 
läjfigfeit fann (Mot. ©. 6, Sten. Ber. ©. 3784) in perjönlicytechnifchen neben 
perjönlichemoralijchen Eigenichaften, oder in einer diefer ihren Grund haben. 
Die Vorausjegung perlönlich-techniicher Unzuverläſſigkeit ift zufolge S 35 a Gemü. 
denen gegenüber jedod nicht zu vermuten, welche die Prüfung für den mittleren 
oder höheren bautechniichen Staatädienft oder die Reifeprüfung einer ftaatlicher 
oder ftaatlid) anerfannten Baugewerkſchule oder die Meifterprüfung des $ 135 
Gewmd. abgelegt haben oder Diplomingenieure find. Perjönlid-moraliih um 
verläjfig ift (Sten. Ber. ©. 3784) bereits, wer Verpflichtungen in dem Bewußt 
fein einging, zu deren Erfüllung unvermögend oder unmwillig zu fein. Deshalt 
genügt es bereit? zur Unterſagung des Betriebes, wenn der Unternehmer in 
Bermögensverfall geraten ift und erſt recht, wenn er ſchon den Offenbarungseid 
geleiftet hat. 

Wegen bes Einfügen der Vorichrift in den $ 35 GewO. kommen für 
deren Durchführung alle diejenigen Rechtsregeln und Rechtsgrundfäge zur Ar 
wendung, welche hinfichtlich der hier aufgeführten fonftigen Betriebe bisher erlafier 
wurden oder ſich audgebildet haben. In eriter Linie findet hierauf alio Ar 
wendung die Ziff. 60 der Ausführungsanmweifung vom 1. Mai 1904, monat 
die Ortspolizeibehörde verpflichtet ift, die Ausübung des Gewerbes der bezüglich 
Gewerbetreibenden jorgjältig zu überwachen und ihre Zuverläjfigfeit regelmäsis 
wiederkehrenden Prüfungen zu unterziehen, jowie bei der erlangten Kenntnis men 
Tatjahen, die eine Unterjagung des Gewerbebetriebes notwendig erjcheiner 
laflen, den Gemwerbetreibenden zur Einftellung des Gewerbebetriebes aufzuforder 
und, wenn er dem nicht Folge leitet, im Vermwaltungsftreitverfahren die Flex 
auf Unterfagung zu erheben. Die rechtskräftig gewordene Unterfagung Kat zw 
Folge, daß der davon getroffene Gewerbetreibende ſich der Beitrafung au 
$ 148 Ziff. 4 GewO. ausſetzt, wenn er bderjelben zumwiberhandelt; ferner, dei 
er nad Einftellung jeines Betriebes auch nicht von deſſen Betriebsnadhiolger = 
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hervorragender Stellung beihäftigt werden darf, widrigenfalls dieſem letzteren 
deſſen Fortbetrieb gleichfalls verboten werden fann; endlih, daß das in dem 
einen Bundesſtaate erlaffene Verbot für das ganze Reichsgebiet jeine 
Wirkungen äußert. 

Von diejer generellen Unterfagung ift jedoch die jpezielle im $ 53a GewO. 
geregelte weſentlich unterſchieden. Der Tatſache Rechnung tragend, daß jemand 
jehr wohl den erforderlihen Grab perſönlich-techniſcher und perjönlich-moralifcher 
Zuverläjligkeit zur Ausführung oder Leitung von Bauten gewöhnlicher Art 
befigen, und dennoch für Baumerfe, zu deren Ausführung ein höherer Grad 
praktiſcher Erfahrung oder techniſcher Vorbildung erforderlich iſt, wegen unzu— 
reichender Kenntnis der Regeln der Baukunſt, der Konſtruktion und der Statik, 
ſowie zu geringer praktiſcher Uebung und Umſicht nicht geeignet erſcheinen kann, 
ſoll im Einzelfalle ihm die Ausführung oder Leitung des Baues unterſagt 
werden dürfen. Die Vorausſetzung deſſen wird in der Tatſache feſtgeſtellt 
werden können, daß wegen ungenügender Beaufſichtigung der Arbeiten und der 
Arbeiter in früheren Fällen ber Eintritt folgenſchwerer Bauunfälle bzw. Betriebs- 
unjälle urſächlich auf fein Verſchulden zurüdzuführen war, weshalb er jhuldig 
erfannt wurde, die ihm obliegende Berufsaufmerkjamfeit verlegt (83 222, 230 
SGB.) gegen die anerfannten Regeln der Baukunſſ in gefahrbringender Weiſe 
veritoßen ($ 330 StGB.), die gebotenen Schußvorridhtungen und Sicherungs— 
einrichtungen gegen Gefährdung der Arbeiter oder Dritter nicht getroffen 
($ 120 a GewO)), die Unfallverhütungsvorjchriften außer Acht gelaffen ($ 112 
GewllBG.) zu haben. Hält die Behörde den Ausſchluß des beftellten Bauführers 
oder Bauleiter jür gerechtfertigt, jo erläßt fie an ihn eine diesbezügliche Ver— 
fügung. Diejelbe äußert ſogleich ihre rechtlichen Wirkungen. Zwar fanıı nad) 
dem neueingefügten Abj. 2 in $ 54 GewO. der davon Getroffene hiergegen 
innerhalb zweier Wochen Einjpruch erheben, doch hat das Rechtsmittel feine 
aufichiebende Wirkung. Innerhalb dreier Wochen ift der Einſpruchsbeſcheid 
zu erlaflen, welchem die Anhörung von Sadjverftändigen vorangehen muß, welche 
zur Abgabe von Gutachten diefer Art nad) Bedarf im Voraus von der höheren 
Verwaltungsbehörde ernannt find. Dieſer Beicheid iſt im Wermwaltungsftreit- 
verfahren bzw. im Refuröverfahren ber 88 20, 21 GewO. weiter anfechtbar. 
Die hier vorgejehene Unterfagung beſchränkt ſich auf den vorliegenden Einzelfall, 
iſt mithin völlig einflußlos auf die fonftige Ausübung der in das Baufad) 
fallenden Tätigkeit. Und dennoch äußert fie folgenichwere, bürgerlichrechtliche 
Wirkungen, inden daraufhin der Bauherr den abgeichloffenen Werfvertrag auf 
Grund $ 649 BGB. mit dem Baumwerfmeifter bzw. Dienjtvertrag auf Grund 
8 626 BGB. mit dem bauleitenden Architekten, welcher nad) der Rechtsüber- 
zeugung des Reichögerichts in dem Urt. vom 18. Mai 1906 (RGZ. 63, 313) 
Dienftverpflichteter ift, ohne Einhalten einer Kündigungöfriit löfen kann, aud) 
ohne befürchten zu müffen, denjelben im Umfange des $ 649 BGB. bzw. 8 628 
BGB. dafür entihädigen zu müfjen. 
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Berichterftatter: die Profefioren Dr. Ph. Allfeld, Dr. E Jaeger und Dr. A. Dyroff- 


Rechtsgeſchichte. 


Kuapp. Dr. 9., D. — er — 
Reformation 1447. gr. 8 Mann: 
beim 07 (3. Benäheimer) 3.— 

Auf Grund gediegeniter biftoriiher Kennt⸗ 
nifie erläutert Hermann Knapp in dieſer 

Schrift die interefiante Würzburger Bent 
gerichts-Reformation von 1447. Eine orien- 
tierende Einleitung von Joſef Kohler 
geht voran. 


Geießgebung. 
Schoch, Dr. D., D. körperl. Mißhandlg. von 
Kindern d. Berionen, weldhen die Fürſorge— 
pflicht f. diejelben obliegt. Lex. 8°. 142 ©. 
Zürich 07 Gchultheß & Eo.) 3.20 
In diefer Abhandlung, einer Preisichrift 
der ftaatämwiflenihaftlichen Fakultät Zürich, 
weift der Berfafler nad), daß die ftaatlichen 
und privaten Einrichtungen zum Kinderihuß 
unzulänglih find und ſchlägt mwohlüberlegte 
Verbeſſerungen vor. 


Bürgerlihed Recht. 


Bordert, H., Das Erbredt u. d. Nachlaß— 
behandlung nah den vom 1. I. 1900 an 
geltenden Reichs- und — 2. um⸗ 
earb. Aufl. gr. 8°. VII, 374 © Breslau 
7 (3. U. Kern) 8.— 

Die Neuauflage weiſt erhebliche Aende— 
rungen auf, die namentlich dem Beſtreben 
entſprungen ſind, das Werk mit der in der 

Rechtſprechung vorherrſchenden Anſicht in 

Einklang zu bringen. Auch das Uebergangs— 

recht iſt eingehender behandelt. Der vorliegende 


I. Band enthält nah einer Einleitung die 


allgemeinen Yebren des Erbredtd und die 
geieglihe Erbfolge. 


Dernburg, Dr. Hh., Das bürgerl. Recht des 
Deutih Reichs u. Breuhens. 8. Aufl. IV. Bd.: 
Deutiches Familienrecht. gr. 8°. XV, 553 ©. 
Halle 07 Guchh. d. Wailenhaujes) 12.— 

In der vorliegenden dritten Auflage hat 
die Darftellung des Textes feine erhebliche 

Abänderung erfahren. Wohl aber find die 

Noten, die der neueſten Redhtiprehung und 

Literatur Rechnung tragen, ſtark angewadhien. 

Einer Empfehlung bedarf das anerfannt vor— 

züglihe Wert nicht mehr. 


iſchbach, Dr O., D. Sammelvermögen. gr. 8°. 
ur ©. Straßburg 07 (Zrübner) 4.50 


Im „Sammelvermögen“ erblidt der Ber: 
faffer ein Sondervermögen, das nach wie vor 
quotenmäßig den Spendern gebört, aber der 
Berwaltung und Verfügung des Sammlers 
unterliegt. Gleichwohl joll es keinen pfänd- 
baren und dem Konkurs unterworfenen Ans 
teil des einzelnen Spender® an den ge 
lammelten Beiträgen geben. Andrerſeits 
bilden fie nicht einen Beitandteil der Zu— 
griffsmafle des Sammlerd. Dieſe Konitruf: 
tion unterliegt ichweren Bedenken. Nicht 
minder die Kritik des Verfaſſers an der vor: 
berrihenden Auffaſſung des Sammelver: 
mögen® als fiduziariiher Ueberlajjung. Er 
meint, beute fünne von fiduziariihen Ge 
jhäften im Rechtsſinn nicht mehr geiproden 
werden. Und $ 223 II BGB. ? 





Sönigäberger, Dr. A., D. berufl. Austunits- 
erteilg. u. Stellg. d. eg erg 

egenüber d. Aniragenden. gr. 8°. 100 € 
Seuttgart 07 (3. B. Wegler) 2 

Eine volkswirtſchaftlich wie juriftiich inter: 
efiante Unterſuchung über die Entwidlung der 
berufdmäßigen Auslunitserteilung und über 
das Rechtöverhältnis zwiihen Auskunftanitalt 
und Anfragendem. 


Lutzau, 9. v., D. Lehre von der Sllagenver: 
jährung nad Live, Ejt- u. Kurländ. Brivatı. 
Bd. I/II. Lex. 8°. XVII u. 975 S. Leipzig 
07 (R. Wöpte) 23.— 

Dad großangelegte Wert behandelt ex 
professo liv⸗, ehe und kurländiſches Red, 
verdient aber um jeiner eingehenden Unter— 
juhungen, um ber geſchichtlichen und rechte 

‚ vergleihenden Wusführungen willen allge: 

meine Beachtung 


rw H., D. Sei. f. Elſaß-Lothringen v. 
19. VI. 06 üb. d. Unigädliteitszeugnis 
Eis Materialien. 8°. VIII, 63 S. Straf- 
burg 07 (Trübner) kart. 150 

Der rühmlich bekannte Verfaſſer gibt in 
biefer Ausgabe einen ausführlihen und zu: 
verläjfigen Kommentar zum Gefege vom 
19. Juni 1906. 


Spieles, Dr. A. ®. Wirkungen nichtiger 
ben. Der. 8°. 262 ©. Münden (E. 9. Bei 
12.— 

In der Einleitung handelt der Berfaiier 
von der Mangelhaftigleit der Rechtsgeſchäfte 
im allgemeinen und von „mangelbaiten Ehen“ 
insbejondere. Daran ſchließt fih ein ge 
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ſchichtlicher NRüdblid. Im Hauptabſchnitte 
wird das Recht des BGB. eingehend und 
ſorgfältig erörtert. Den Schluß bildet eine 
Darſtellung des Uebergangsrechtes. Die 
prozeßrechtlichen Fragen hätten eine weiter⸗ 
gehende Beachtung verdient. 


Freiwillige Gerichts barleit. 
Franuz, Dr., Das deutſche Notariat nach Reichs⸗ 


recht. Lex. 8°. XII, 400 © Leipzig 07 
(Dieterich) 10.— 


— Die formbedürftigen Geichäfte des Reichs⸗ 
privatrechts. Lex.8ꝰ. VII, 48 ©. (ebenda) 1.20 


Nach einer kurzen Einleitung handelt der 
Verfaſſer in drei Hauptteilen von den Amts—⸗ 
verridtungen der Notare, von ihrer Öffentliche 
rehtlihen Etellung und von ihrem privat- 
rechtlichen Berhältnifje zur Partei und zwar 
auf Grund der geltenden Reichsgeſetze. In 
27 jähriger Tätigkeit als Notariatds-Dezernent 
bei der Oberitaatdanwaltihait des OLG. 
Eolmar hat der Berfafier eine reihe Erfahrung 
geiammelt, die jeinem Werke in allen Teilen 

qute kommt. Die Darftellung ijt er: 
höpiend und Mar. Sie berüdjichtigt eine 
reihe Literatur und Nedtiprehung. Die 
Abſchnitte über öffentlihe Beurtundung, Bes 
glaubigung und Schriftform find in Sonder- 
ausgabe unter dem Titel „Die formbedürftigen 
Geichäfte des Reichsprivatrechts“ erichienen. 


Bredari, K., Die Grundbudhordnung v. 24. 
IH. 1897. Lex. 8°. 858 S. Berlin 07 (E. Hey» 
main) 17.— ; geb. 2U.— 

Der Kommentar gehört zu den willen 
ſchaftlich wertvolliten Eriheinungen der neuen 

Rectsliteratur. Er zeichnet fih nicht nur 


durch tiefes Berftändnis für die Bedürfniſſe 
ber Prarid, jondern auch durch jeltene Be- 
Dem | 
materiellen Piegenichaftsrecht ift weitgehende 
Rechnung getragen, namentlich in der mufter- | 


griffsihärfe und Genauigkeit aus. 


—— Darſtellung der allgemeinen en 
uchrechtlichen Verhältniſſe S. 106—252. 


Zivilprozeß⸗ und Konkursrecht. 


Meili, Dr. F. Moderne Staatsverträge üb. 
d. internat. Konkursrecht. 8°. 123 ©. Zürich 
07 (Art. Inftitut, Orell Füßli) 3.50 

Der um die Ausbildung des internationalen 


Rechts fo jehr verdiente Züricher Nechtölehrer | 


beicheert ung in diefer Schrift wertvolle Beiträge 
zum internationalen Konkursrecht. Nach 
einer trefflihen Einleitung gibt er 
träge. Daran reiht fich eine Darjtellung der 
bisherigen Berjuhe zur Begründung von 
Staatöverträgen auf erweiterter Baſis und 
endlih eine Unterfuhung über die zwechk— 


eine 
Meberfiht über bie bejtehenden Staatäver- | 
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mäßigfte Urt des Vorgehens zur Löfung der 
Aufgabe. 


- €. u. O. Bölz, €. krit. Studie üb. d. 
—— Erhöhung d. ſachl. Zuſtändigk. d. 
mtögerichte u. d. beabfichtigten Aenderungen 
d. amtöger. Verfahrens. gr. 8°. 36 S. Stutts 
gart 07 (WB. Kohlhammer) l.— 
Die Berfafjer wenden fih in eindring- 
lihen, beadhtenswerten Ausführungen gegen 
die Vorſchläge ded Entwurfs über Umge— 
ftaltung des amtögerichtlihen Verfahrens und 
Erweiterung der ſachlichen Buftändigfeit der 
Amtsgerichte. 


Schildmacher, Br., Der Zweitihuldner nad) 
d. deutihen Ger-Koſtengeſetze. 8°, 64 ©. 
Breslau 07 (3. U. Kern) 1.50 
Auf Grund reicher Erfahrung behandelt 
der Berfafler die Haftbarkeit deſſen, der nad 
Inanſpruchnahme des erjten Schuldners zur 
Zahlung eines Gerichtstoftenbetragd heran 
gezogen wird. 


Strafreht und Strafprozehredt. 


| Arhiv für SHriminal: Anthropologie und 
Kriminaliſtil. Hrsg. von Dr. Hand Groß, 
Prof. in Graz. 1906. 26. Band. Leipzig 
(F. C. W. Bogel). 


Der reiche Inhalt des vorliegenden Bandes 
bezieht ſich auf die ——— Fragen der 
beiden großen Gebiete, deren Behandlung das 
Archiv ſich zur Aufgabe macht, ja er führt 
ſogar zum Teil über die Grenzen dieſer Ge— 
biete hinaus zu Problemen der Kriminal— 
politif, der Rechtsvergleichung und der Strai— 
rechtsreform. So rg ſich eine Ab» 
handlung von Tejar mit Birkmeyers Schrift 
„Was läht dv. Liszt vom Strafrecht übrig ?* 
Elia v. Liszt berichtet über Children Courts 
in the United States; Delaquis bringt 
eine erweiterte Beiprehung der Schrift von 
Alfred Grob „Für bedingten Straferlaß“. 
Bon den zahlreichen Arbeiten aus dem eigent- 
lihen Gebiete der Zeitichrift jeien erwähnt: 
Freud, Tatbeftandsdiagnoftit und Pſycho— 
analyje; Nerlih, Der Yuftmörder Dittrich; 
Rotering, Vernihtung der Verbrechens— 
ſpuren als Begünftigung; Hellwig, Dieb» 
' ftahl aus Überglauben; Groß, Sriminal« 
pindologie und GStrafpolitit; Herz, Rüde 
fällige8 Berbredhertum in Oeſterreich; Schn ei- 
dert, Neue Gaunertrids; Zejar, Die 
Rehabilitation Berurteilter und die Kriminal— 
piychologie c. Des bdahingegangenen Alt— 
meifter® der Strafrechtswiſſenſchaft, Albert 
Friedrich Berner, gedenft Rohfing in einem 
warmen Nachruf. 


' Bernfteim, Dr. Ofſ., D. Beitrafung des Selbft« 
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mords u. ihr Ende. gr. 8°. 60 ©. Breslau | barkeit in d. RStPO. gr. 8. 916. Bredla 


07 (Scletterihe Bh.) 1.90 
Das Auftommen der Ueberzeugung von | 
der Strafbarteit des Selbſtmordes ift nad | 
Unfiht des Verfaſſers dem Einfluß des 
fanonifhen und der Rezeption des faljch ver— 
en. römischen Rechts zuzuſchreiben Wie 
eriafjer weiterhin zeigt, beftrafen die Bams | 
bergenfi8 und die Carolina den Selbjtmord 
nicht, während in der ſich anreihenden Bars 
tifulargejepgebung die Materie jehr ver« 
ſchieden geregelt iſt. Einig ift die franzöfiiche | 
und die italieniihe Aufflärungsliteratur in 
ber Ablehnung der Beitrafung; nicht jo die 
deutiche, die zum Teil die Beftrafung verlangt, 
bi3 nach dem Vorbilde des Keifripis Friedrich 
des Großen von 1751 in der deutichen Ges 


| 


jeßgebung die Selbitmorditrafe verſchwindet. 


Binding, Dr. K., Grundriß d. Deutſch. Strafr. 
Allg. Teil. 7. verb. u. verm. Aufl. gr. 8°. 
321 ©. Leipzig (Engelmann) geb. T.— 

Dem Charakter des „Grundriſſes“ ent= 
iprechend, find befanntlidy in dem vorliegenden 





Werke nur einzelne Partien ausgeführt, 


während es im übrigen nur einen Ueberblick 


über das Spyitem des Berfafferd und reiche | 
Literaturangaben bietet. Was aber in dem | 
Bude ausgeführt ift, gehört zweifellos zu 
dem Wertvolliten, das ſich in der ſtrafrecht— 
lihen Literatur findet. In der neuejten Auf: 
lage iſt das Wert nicht unerheblich erweitert. 
Mandes ift völlig umgeftaltet; jo ift u. a. 
die Lehre von der Teilnahme ganz; neu bes 
arbeitet. Ueberall zeigt ſich Die 
befiernde Hand des Berfaflerd. Bon be- 
fonderer Bedeutung ift diesmal die „Vor: 
rede”, in der Binding an den neueren 
Beitrebungen auf dem Gebiete der jog. „Ver: 
brechensbekämpfung“ ſcharfe Kritif übt und 
jein Feithalten an dem bisherigen Stand- 
puntte rechtfertigt. 


Dannemann, Dr. A., Bereinigg. für gerichtl. 
Piychologie u. Piydiatrie i. Großh. Heilen. 
Bericht üb. d. 4. Hauptverj. Bd. V 9.65. 
„Suriit.spiychiatr. Örenzfragen“. gr 8°. 668. | 
Halle (Marhold) 1.20 

Diejer Bericht umfaßt: „Erörterung über 
die Einrihtung von Gefängnislehrkurſen“ von 

Prof. Dr, Mittermaier in Giehen und 

Strafanftaltsdirettor &. Element in Bup« | 

bad); ferner „Die Tätigkeit des medizinischen, 

im bejonderen des pindiatriihen Sachver— 

fländigen vor Gericht“ von Brof. Dr. Mitter- 

maier, OberftaatdanwaltTheobald, Land: 
er Büding und Prof. Dr. 
ommer in Gieken. 





Maas, Dr. S., Der Grundſatz d. Unmittel- 


jorgiam | 


Staatd- und Verwaltungsrecht. Verwaltung. 


(Schletter) 2% 

Die Schrift bezwedt hauptſächlich eine 
Klarſtellung des Begriffd der Unmittelbarteit 
im VBerbältniffe zu dem der Mündlichkeit. 
unterjcheidet im Anjhluß an Beling Unmittel⸗ 
barkeit des Verkehrs und Unmittelbarteit der 
Tatſachenerſchließung und zeigt, wie uniere 
Strafprozehordnung im eriteren Sinne die 
Unmittelbarfeit als berrihenden Grundſatz 
enthält, während die Unmittelbarkeit im 
legteren Sinne jeiner Anficht nad) zwar Klug: 
heits⸗, nicht aber Rechtsregel iſt. 


Nußbaum, Dr. Arth. D. Polnaer Ritualmords 
prözeß. M. Vorw. v. Dr. v. Liszt. 2, Aufl. 
gr. 8". 272 ©. Berlin (U. W. Hayns Erb). 


Berfafjer gibt auf aftenmäßiger Grund: 
lage eine ausfühılide Darjtellung des Pro— 
efles gegen Leopold Hilsner, der in ben 
Kehren 1899 und 1900 an den Schwurge 
richten zu KRuttenberg und Piſek in Böhmen 
fpielte und damit endigte, daß Hilsner des 
Mordes an Agnes Hruza und Marıa Klima 
ihuldig geiprocien und zum Tode verurteilt 
wurde. leberzeugt davon, dab Hiläner als 
Jude das Opfer antilemitiicher, den Aber 
glauben des Volkes ſchürender Umtriebe und 


' einer mangelhaften Prozehführung geworden 


ift, zieht Verfaſſer interefiante Parallelen mit 
anderen Ritualmordprozejien und verfolgt in 
Erörterungen, die jür die Kriminalpfychologie 


' allgemein von Wert find, die Wirkungen der 
Maſſenſuggeſtion. 





Clauß, Dr. W., D. Staatsbeamte als Abge⸗ 
ordneter i. d. Verf.-Entwidig. d. deutſch 
— gr. 80. 209 ©. Karlsruhe (Braun) 
.80 
Die inhaltreiche, jehr leſenswerte Abhand⸗ 
lung unterſucht zunächſt mit Ausblicen 
auf die ausländiſchen Verhältniſſe die Frage 
der Bereinbarkeit von Staatdamt und parlamen- 
tariicher Tätigkeitim allgemeinen u. gibt dann in 
ihrem Hauptteile eine ausführliche, gründlide 
Darftellung der Stellung des Staatsbeamten- 
tums zur Bollövertretung in der deutſchen 
Verfaſſungsgeſchichte. Die wejentlihen Züge 
der deutihen Entwidlung werden S. 1:0 fi 
zulammengejaht, ein Ueberblid über die ein 
Ihlägigen geieglihen Normen ift S. 176 fi. ge 
boten und interefiante Schlußerörterungen find 
der Kritit des geltenden Rechte gewidmet. 


Dungern, Dr. D. Frhr. v. Grenzen d. Fürſten⸗ 
rechts. Gloſſen 3. Öff. R. I. gr. Se. 167 &. 
Münden (Piper) 

Die Schrift, die ald Frucht von Studien 
zur Syſtematik des Rechts eingeführt wird, 
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will die Grundlagen und die prinzipiellen 
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Das dem Verein für Sozialpolitik zu ver— 


Grenzen des deutſchen Fürſtenrechts unter- dankende Sammelwerk, worüber wir unſeren 
ſuchen und dabei zur Reviſion der einſchlägigen Leſern ſchon wiederholt berichtet haben, hat 


Grundbegriffe (Adel, hoher Adel ꝛc.) beitragen. 
Die Ergebnifie weichen teilweile weſentlich 
von der herrichenden Lehre ab. Verfaſſer be: 
ftreitet die Erıftenz eines gemeinen Fürſten— 
rechts in bezug auf Ebenbürtigfeitäfragen. 


| 


durch obige Teile wiederum eine wichtige Be— 
reiherung erfahren: Hamburg (Seelig) unter 
Berüdfihtigung des Hamburger Wahlgejeges 


von 1906 und die eriten Wahlen nah ihm! 


Sede Familie, die teil am Fürftenrecht bat, | 
könne ohne Rüdfiht auf hoben Adel oder | 
Gebühr von 1650 Mt.) Dann aber namentlich 


Adel überhaupt autonom beitimmen, welche 
Heiraten fie als ebenbürtig anertenne. Diefe 
Befugnis jei der ganze und einzige Inhalt des 
geltenden Ebenbürtigkeitsrechtes. Schon be- 
feitigte Erflufivität fönne nicht neu eingeführt 
werden. Beſchränkt jei das Recht der Familie, 
Ehen ihrer Söhne abweichend vom bürgerlichen 
Recht zu beurteilen, ſowohl hinſichtlich feiner 
Borausjegungen als auch hinfichtlic der Folgen 
einer jolhen Beitimmung. 


Berjuhn, ®., Unier Poſtweſen. 12%. 176 ©. 

Stuttgart (E. H. Morig) geb. 1.50 

Ein jehr empfehlenswertes Büchlein, das 
unter reichlicher Darbietung launig einge: 
kleideter praftiicher Beiipiele gut in die Kennt⸗ 
nis der Normen des Poftgeieges, der Poſt— 
ordnung, des neuen Weltpojtvertrags ıc. eins 
führt. Auch Geihichtlibed und Verfaſſungs— 


Mit Bremen (Bollmann) als Folie. (Staatd- 
bürgerreht ohne Zenius und ohne bejondere 
Vorausſetzungen! Nur Staatsbürgereid und 


Deiterreih! Der allgemeine Teil bringt 
drei jehr lehrreiche Abhandlungen über das 
öfterreihiihe Heimatreht (Spiegel), die 
Geſchichte der djterr. Gemeindegefeygebung 
im 19 Jahrh. und die Entitehung des Reichs» 
gemeindegei. von 1862 (Redlich), jomwie über 
die Grundzüge des geltenden öſter— 
reichiſchen Gemeinderechts (derj.) 
Im beſonderen Teile ſind dann Wien 


'(Bogler), Prag (Horäcef und Gluth), 


Graz (Anonymus), Karlsbad (Kafta) 


und Pilſen (Bogel) behandelt. 


rechtliches mit Einfluß der Beamtenverhält: | 


nifje bei der Reichspoſt) jeblt nicht. 


Saxl, Dr. M., Materialien u. Gejep. 2. verm. 
Aufl. Zer. 80. 150 S. Berlin (R. X. Prager) 
5 


Die Neuauflage diejer Schrift zum Fall 
Welsburg. deren 1. Aufl. feinerzeit angezeigt 
wurde, ijt namentlich durd vollitändigen Ab- 
drud der Urteile zu jenem bekannten olden- 
burgiſchen Rechtsſtreite und die Kritik des 
reihsgeritlihen Erkenntniſſes bereichert. 


Schneider, Dr. K., D. preuß. Geſ. betr. d. Bes 
fämpig übertragb. Krankh. 80. 230 ©. Bres- 
lau 1%. U Kern) geb. 5.— 

Für den praftiihen Gebraud iſt dieje 

Handausgabe bejonders deshalb jehr brauchbar, 

weil die Beitimmungen des preußiichen Ge— 

fees, des Reichs BEER und der 

Ausführungsbeitimmungen im Drude jo neben- 

einander gejtellt find, daß die ſämtlichen zu— 

fammengehörigen Vorſchriften leicht überblidt 
werden können. Außerdem bieten die An— 
merfungen reides Erläuterungsmaterial. 


Berfafiung und Berwaltungsorganijation d. 
Städte. 4. Bd. 5. Heft: Die Hanjaftädte. 
ar. 80. 45 ©. 6. Bd.: Deiterreih. gr. 8°. 
142 u. 252 ©. Leipzig 07 (Dunder & Hum- 
blot) 8.80 








Völkerrecht. 


Overbed, Dr. A. Frhr. v., Niederlaſſungs— 
Freiheit u. Ausweiſungs-Recht. Dargeſt. 
a. d. Grundl. d. deutſch-ſchweiz. Vertr. v. 
* V.18%.gr.8°. 143 ©. Karlsruhe (Braun) 


In diefer gediegenen Abhandlung werden 
die Borausjegungen der internationalen 
Niederlafjungsfreigeit und des diejer gegen 
überjtehenden fjtaatlihen Ausweiſungsrechtes 
unterjuht und jyitematiich dargeitellt, woran 
fih) eine fürzere Erörterung darüber ichliekt, 
wie fih die Berhältnijie des Ausländers zum 
Aufenthaltsjtaate in einzelnen, wichtigen Bes 
iehungen geftalten. Sowohl bezüglid) legteren 
Bunttes als auch bezüglich ded Hauptgegen— 
ſtandes, der freien Niederlafjung, wird nament— 
lich die Frage ind Auge gefaßt, innerhalb weldher 
Grenzen fich in dieſen Richtungen das Prinzip 
der formellen Reziprozität verwirkliht. Mes 
thodiſch zu billigen ift es, daß der Verfaſſer 
eine typijche pojitive Bölferrechtäquelle, 
den deutjchejchweizeriichen Niederlaſſungsver— 
trag, zur Örundlage nimmt. Er gewinnt jo 
eine Mare und bejtimmmte fyitematijche Dar: 
jtellung, fann zugleich die bisher fehlende 
praftiich wertvolle genaue Exegeſe diejes wich 
tigen Vertrages bieten und fördert überdies 
die einichlägigen allgemeinen Lehren des 
öffentlichen Fremdenrechtes, für die jener Ver— 
trag in hohem Mafe paradigmatiihe Bes 
deutung hat. 


Roland, W. v., Völlkerrechtsquellen. Zum 


atad. Gebr. 8°. (167 ©.). Freiburg i. B. 
(Troemer) 
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Die Meine Sammlung bietet verftändnis- 
voll ausgewählte VBölferrechtöquellen, die unter 
—— ſachliche Rubriken eingereiht ſind: 
Politiſche —— Perſonenrecht, Sachenrecht, 
Schiffahrt undFiſcherei, ſſonſtige wirtichaftliche 
Intereſſen, geiſtige u. ſoziale Intereſſen, Rechts⸗ 
intereſſen, Schiedsgerichtsverträge, Kriegsrecht 
und Neutralitätsrecht. Ein Anbang enthält 
den Bündnisvertrag zwiſchen En land und 
Sapan (1905), den Frieden von Wortömouth 
(1905) und die neue Genfer Konvention (1906). 


geitichrift für Völkerrecht und Bundesitaatd: 
recht, herausgegeben von Dr. Joſ. Kohler. 
Breslau (3. U. Kern) Jahrgang 20.— 
Diele neue Zeitichrift mit ihrem univerjells 
internationalen Arbeitfelde und Mitarbeiter- 
ftabe ift bereits in den 2. Jahrgang eingetreten. 
Der 1. Band mußte mit jeinem vielfeitigen 
Inhalte an Abhandlungen und fonjtigen Bei- 
trägen, an Rechtsſprüchen und Rechtsquellen, 
an Literarturberichten und fortlaufenden No— 
tizen über Wiſſenswertes aus den Gebieten 
des Völker⸗ und Staatsrechtes in der dankes— 
werten „Ehronit“ gewiß jeden befriedigen, der 
ihm jeine Aufmerkſamkeit zugewendet, Schon 


heute fann man jagen, daß daslinternehmenjeine | 


Eriftengberehtigung glänzend erwieien bat. 


Kirchenrecht. 


Baumgartner, Dr. E., Geſch. und Recht d. 
Archidiakonats d. oberrh. Bistümer mit 
Einſchl. v. Mainz und Würzburg. gr. 8°. 
224 ©. Stuttgart (F. Ente) 8.20 

Die lehrreide Schrift (Kirchenr. Abh., 

39. Heft) zeigt für die bez. Bistümer wie und 

aus melden Gründen die Arcidiafone jeit 

ben Rarolingern und mehr nod feit den 

Dttonen an Bedeutung und Macht gewonnen, 

wa8 der Inhalt der jurisdietio archidiaconalis 

in ihrer Blütezeit war und wie dann jchlieh- 
lih die Biſchöfe erfolgreich diefe Gewalt ihrer 

Rivalen unterdrüdten. Die Unterſuchung läßt 

erjehen, daß die Entwidlung feine gleihmäßige 

war, weiſt aber doc gemilie Richtlinien der 

Entwidlung aufund bereichert unjere Kenntnis 

des für die Kirchenrechtsgeſchichte ſo bedeutungs⸗ 

vollen Inſtitutes. 


Heeriwegen, ®., J. D. Paktum des hl. Fruk⸗ 


tuojus von Braga. gar. 8, 95 ©. Gtutt« 
gart (F. Ente). 340 
Dieſes 40. Heft der Kirchenr. Wbh liefert uns 
einen interefianten Beitrag zur Beichichte des 
Ordensweſens in Spanien, der beionders hin— 
fichtlich der geichidten Verbindung eigenartiger 
germaniſcher (hier weſtgotiſcher) Rechtögedanten 
mit Grundiägen des alten orientaliichen 
Möndhtums durch Fruktuoſus (7. Jahrh.), dann 
binfihtlih der jpäteren Umbildung feiner 
Kloftergründungsformel (pactum zwiſchen Abt 
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| und den übrigen Mönden) zu einer Abtrmahl- 
urtunde und ihrer Funktion ald Broiehurtunde 
rechtsgeſchichtlich bemerkenswert iſt. Auch 
werden Analogien zwiſchen jener Formel und 
dem weſtgotiſchen Untertaneneid nachgewieſen. 
Problematiſch iſt die nebenhergehende Behaup⸗ 
tung, die benediktiniſche Proſeß jei dem römi⸗ 
ihen Fahneneide nadıgebildet. 


Bolitit. 
Halle, Dr. E. v. Handeldmarine u. Kriegs 





marine. 8. 69 ©. Dresden (v. Zahn & 
Jaenſch) 150 
Ein gebaltreiher Vortrag (Geheftiftung!) 
über eine Reihe von politiihen, wirtſchaft⸗ 
lien, rechtlichen und techniſchen Fragen, die 
fih auf dem Gebiete der Wecjelbeziebungen 
wilden Handeld- und Kriegsſchiffen für die 
ergangenbeit und Gegenwart aufmerfen 
lafien, mit Vorführung des nötigen Tatſachen⸗ 
materiald und Nusbliden in die Zukunft. 


Stier:Somlo, Dr. J., Politit. (4. Bd. von 
„Wiſſenſchaſt u. Bildg.”). Be. 166 ©. —* 
(Quelle u. Meyer) eb. 1. 


Eine kurze, gemeinverftändliche pr doch 
fachmänniſche Arbeit auf dem Gebiete der 
allgemeinen Staatslehre, Staatsrechtslehre und 
Politit, aus Vorträgen hervorgegangen, friſch 
| geichrieben, inhaltreih und zur Verbreitnng 

in weiteren Kreiſen geeignet. 


Sammelwerfe. 


Berhandlungen d. 28. Deutichen Juriſtentages. 
III Bd. 1./2. Abt. gr. 8°. XLVIII. 659 ©. 
Berlin 07 (Guttentag). 

Diefe Hefte enthalten (abgeſehen vom Mit- 
gliederverzeichnifie) die ftenograpbiihen Be 
richte zu Mbteilungsfigungen und Plenar— 
figungen des Kieler Juriftentags (1906). 


Jahrbuch des Deutichen Rechts, hrsg. von 
Dr. H Neumann. 5. Jahrg. bis Anfang 1907. 
ger. 8. VIO, 1143 ©. Berlin 07 G. 
Bablen) 19.— 


Der abgeihlofiene fünfte Jahrgang, die 
Beit bis Anfang 1907 umfaflend, bat noch 
ein reichere8 Material verarbeitet als jeine 
Vorgänger. Auch das Banfgeieg und das 
Geſeß über die privaten — *— 
nehmungen find in den Kreis der Bericht 
erftattung gezogen worden. Die Durhführung 
der Aufgabe im einzelnen verdient rüdhalt- 
loſen Beifall. 


Der Reduktion find bis zum 10. November 17 
folgende Schriften zugegangen, deren Beſprechung ie 
nad) Raum und Gelegenbeit vorbevalten bleibt. 


AUbbandlungen, Freiburger, aus dem Ge 
biete des Öff. Rechts, hrsg. v. W. v. Roland, 
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9. Rofin, R. Schmidt. gr. 8%. Karlsruhe 
(Braunihe Hofbuhdr.) 9. XII: Gmelin, 
Dr. 58., Ueber den Umfang d. fönigl. Ver: 
ordnungsrechts u. das Recht 2. —— 
d. Belagerungszuſtandes in Italien 

211 S 1907 4.—. 

— Gtaatd- und völkerrechtliche. Hrsg. un 
Dr. Sg. Jellinetu.Dr.Gg. Meyer. gr.»°. 
— (Dunder & Humblot). Bd. VIH 3: 
Güntzberg, B., Die Geſellſchafts- und 
Staatolehre der vͤhyfiotralen XV, 144 S. 
1907. 4 

Allfeld, Dr. Bh., Komm. 


— 


3. Sei betr. das 


Urheberreht an Werten der bildenden Künſte 
und der Photographie v. 9. I. 07. Mebit e. | 


Anhang enth die Verträge d Deutih Reichs 
m. ausländ. Staaten. 8°. XII, 5186. Mün— 
den 08 (E. H. Bed) geb. 6—. 

Beder, Dr. Jul., D. deutihe Mandeitertum. 
Eine Etudie. gr. 8%. Karlsruhe 07 (Braun« 
ihe Hofbuchdr) 3.—. 

Bernhöft, Dr. Frz., Das neue bürgerliche 
Net in_gemeinveritändl. Daritellung 8°, 


Bd. IV: Familienrecht (303 5) Bd. V: Erb | 


recht (356 ©.) Stuttgart 07 (E. H Morip) 
Bd. IV geb 2.50; Bd. V geb. 3.—. 
Brind, Sg. Die Bezahlung ® Hypotheken⸗ 
forderung u. der Grundſchuld, ſowie die 
Hypothek u. die Grundſchuld am eigenen 
Grundirüd. gr. 8°. XI, 222 ©. Berlin 07 
(F. Vahlen) 5.—; 5.80. 

Diepenhorft, 
Bedeutung der Ausfuhrunterftügungen der 


Kartelle. gr. 8°. 54 S. Leipzig 08 (A. Dei: 
chert) 1.20. 

Die Weltwirtidhaft. Ein Jahr- u, Leſe— 
buch. Hrsg. v.E. v. Halle 1.%., 1907, 
I. Zt. 4°. VIII, 254 ©. Leipzig 07 (B. ©. 
Teubner) 4.—. 

Forihungen, ſtaats- und jozialwifien- 
ichaftlihe. Hrög. dv. G. Schmoller u. M. 


Sering.gr. 8", Leipzig (Dunder& Humblot). 
9. 129: Creanga, Dr G. D, Grundbe— 
figverteilung und Bauernfrage in Rumänien. 
Zi. VIH, 207 ©, 9 Tab. 197. 5.40. 
9.125: dutd. D. 
Auffafig. 18. Jahrh. vornehmlich bei 
—— XV, 160. 1907. 440. 
Frank, 
begriffs. Aus Feftichrift f. d. Giehener Zus 
riftenfafultät.) “er. ** 29 ©. Gießen 07 
(A. Töpelmann) — 
nie: Hch., — 8. 269 ©. 
Gotha 07 (F. E. Perthes) 4.— 
Grenziragen, jur.-pipciatr., hrsg. don 
Finger, Hode u. Bresler. Hallea. ©. 
(E. Marthold) Abonnem Preis. 1 Bd, (89.) 
8.—. VL®B. 9.1: Weinberg, Dr. &,, 


Ueber den Einfluß der Seicledtsfunftionen | 


auf die weibliche Kriminalität. 34 ©.) Ein» 
zelpr. 1.—. 


Dr. Fritz, Die handelspolit. | 


Soziale u individualift | 


R., Ueber den. Aufbau d. Schuld- | 
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| ®utmann, Dr. Frißz, D. Handelsgeſetzbuch 

| (ohne Seerecht) erl. durch d. Rechtſprechg. 8°. 
(X, 510 ©.) Leipzig 07 (Mobbergide Ver— 

lagsbuchh.) geb 4.80. 

KH Dr. ®., Die Bodenreform. gr. 8°. 
VIL 141 ©. Keipzig 07 (Dunder & Hum⸗ 

blot) 3.— 

Hamann, Dr. R. D. Weſen ber — 
Aurehnungsfähigfeit. 8, 42 ©. Köln 07 
(Du Mont-Schauberg) 1.—. 

Handbudh der Kranlenanftalten in 
Preußen 1906. Hrsg. v. d. Medizinalab- 
teilung des Minifterium® der geiftlichen, 
Unterrihtd« und Medizinal-Angelegenheiten. 
= v1, en S. Berlin 07 (Zul. Springer) 

—; ge 

Hautle, Dr. U. Der Gläubigerihug im 
Attienrechte. gr. 8" 16, Berlin 07 (Putt⸗ 
fammer & Müplbredt) 5.—. 

Heckel, Dr. M. v., Lehrbuch der re 
wiſſenſchaft. J. Bd. gr.8°. XIX, 506 ©. 
Leipzig 07 (E. 2. Hirichfeld) 10.—; geb. 11.50 
Hoppenſtedt, U, Der Be | 
von 197. gr. 8°. IV, 61 Berlin 08 
(E. Heymann) 1.—. 

Jahrbuch, GStatift. f. d. Deutihe Neid. 
Hräg. v. Kaiſ. Stat. Amt. 28. Jahrg. 1907. 

r. 8°. XXVL 379, 686. 5 Taf. Berlin 07 
PButtfammer & Mühibredt) 2.— 

— GStatift., Deutiher Städte. Hrsg. v Neefe. 
14 J. Lex. 80. XII, 456 S. Breslau 07 
(W. G. Korn) 14.60. 

Iſaac, Mart., Das Recht des Automobils. 
2. Aufl. 8°. XVIII, 351 ©. Berlin 07 (F. 
Bablen) geb. 6.—. 

Yung, Er., „Bofitives" Recht. (Aus der Feſt— 
ichrift f. d. Gießener Juriftenfatultät) Lex 8°, 
50 S. Gießen 07 (A. Töpelmann) 1.60. 

'Rampp, B. v, und Dr. H. Delius, Die 

Rechtſprechg. d. Reichd- und des Kammer— 

= Gebieten des öffentl. Rechts. 
Bd. ar. ge XI, 1103 ©. Berlin 07 (€. 

Heymanns Verlag) 22.—; geb 23.—. 

Kohler, Dr. Jof., Grundrik des Zivile 

| prozeſſes m. Einihluß des Konkursrechts. 

gr. 8°. XII, 182 ©. Stuttgart 07 (F Ente) 
geb. 4.—. 

Liszt, Ftz. v., Das Problem d. Kriminalität 

der Juden. (Aus d Feitichrift f. Gießener 


) 





Jur.: Fakultät.) Ver. 8°. 11 S. Giehen 07 
(A. Töpelmann) —.50. 
Luetgebrune, Dr. Walt., Die Siherungss 


übereignung. gr. 8°. VIII, 57&. Göttingen 
v6 (Fr. Kronbauer) 1.50. 

May, Hohn, Die Urbeiterverfiherung in 
Schweden. Lex. 8°. H. Ila der „Arbeiterver- 
fiherung im Auslande“, 1. Nachtrag 3 9. IT]. 
68 ©. Berlin-Gr.- —— 07 (Berlag der 
Arbeiterveriorgung) 

Meiner, Dr. &. Bobenfpetutation u. . 
der Stadterweiterung in Plauen i. V. gr. 8 
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XVI, 1836. u. 1 arte. Leipzig 07 (Dunder 
& Humblot) 3.—. 

Merzbader, S., Geſ. betr. d. Geſellſchaft 
m. beichr. Haftg. 3. verb. Aufl. 12%. XII, 


221 S. Münden 07 (E. 9 Bed) geb. 2.50 


Neubaus, Gg, Deutide Wirtſchaftsge— 


fHichte im 19, Jahrh. [Nr. 12 der „Samme | 


lung Köjel*,. 8°. VIII, 182 S. Kempten 07 
(Köſel) 1.—. 

Philippovich, Dr. €. v. Grundriß ber 
polit. Defonomie. IL Bd.: Volkswirtſchafts⸗ 
politit. 11.1. 1.—3. Aufl. Lex. 8°. XL,393 S 
Tübingen 07 (J.C.B. Mohr) 9.—; geb. 10.— 

Rehm, Dr. H, Allgemeine Staatslehre. 12%, 
150 ©. Leipzig 07 (X. Göſchen) geb. —.80. 
— Die überftaatlihe Rechtsſtellung der deut— 


ſchen Dynaften. Xer. 8. 36 ©. Gießen 07 


(A. Töpelmann) 1—. 

Reichsgeſetze, Deutice, in Eingelabdruden 
hrsg. von Dr. RGareis Mr. 326—328, 
Die Kaufmannsgerichte. 8°. IV, 345. Nr.329 
bis 333, Krankenverſicherungsgeſetz. Nr. 334 
bis 338, D. Militärpenfionsgejege v. 30. V. 
06 u. dv. 17, V. 07. Nr. 339— 341, Reichd- 


beamtenredit. 8°. III, iv; VII, 65; VL37 ©. | 


Stehen (E. Roth) —.60; 1.-; 1—; —.60. 
Sammlung von Reichägejepen und Ber: 
ordnnungen ſtaats- und verwaltungsrechtlichen 


Inhalts. 2. Aufl. 12°. VII, 534©. Münden 


07 (E. H. Bed) geb. 3.—. 

— tleinerer Reichsgeſetze und Berordnungen 
privatrechtliden Inhalts 2, Aufl. 12%. VIII, 
277 ©. Münden 07 (€. 9. Bed) geb. 1.80. 

Staat u. Wirtidhaft, hrsg. von Dr. ©. 
Harmd. gr. 8°. Tübingen (Yaupp). 2: 
ECzapäty, Dr. ©., Ernjt Abbe ald Arbeit- 
geber. IV, 40 ©. 1907. —.80. 

Staudi ee 


Aufl, Ver. 9. 2fg.: Bd. I Lg. 3 Schluß) 


Allgemeiner Teil, erl. v. Riezler (S. 401 | 
bis 687, XVOI ©.) 8.20; 10. %ig.: Bd. II 
Lig. 1, Recht der Schuldverhältnifie, SS 241 | 


bis 389, erl. von Kuhlenbech (S. 1—:20 
750; 11. &g: 8b. III Lig. 4 (Schluß): 


Sadenredt, eri. v. Kober (5. 721—974 
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Die LZ. widmet sich ausschliesslich dem Handels-, Konkurs- und Versicherungs- 
recht. Diese ineinander übergreifenden Rechtsgebiete gewinnen im Rechtsleben 
immer grössere Bedeutung; die wirtschaftliche Entwicklung schafft hier ständig 
neue und schwierige Fälle, deren eingehende Behandlung und sachgemässe Ent- 
scheidung — de lege lata et de lege ferenda — nur von einer Spezial-Zeitschrift 
erwartet werden kann. Als solche hat sich die LZ., dank der tatkräftigen Mit- 
arbeit einer Reihe der bedeutendsten Zivilisten, in ihrem ersten Jahrgange nach 
jeder Seite hin bewährt. Möglichst kurze, die entscheidenden Momente scharf 
herausarbeitende „Abhandlungen“ und „Mitteilungen“ namhafter Autoren er- 
örtern alle wichtigeren auf dem Gebiete der LZ. auftretenden wissenschaft- 
lichen und praktischen Fragen. Prägnant gefasste „Rechtssätze“, von den 
Herausgebern selbst bearbeitet, unterrichten rasch über neue grundlegende 
Urteile des Reichsgerichts;; überaus zahlreiche, oft kritisch beleuchtete, ausführlich 
gehaltene „Entscheidungen“ geben Gelegenheit, sich eingehend und zuverlässig 
mit der einschlägigen Judikatur des RG., der ÖOberlandesgerichte und Land- 
gerichte vertraut zu machen. 


Bei Wissenschaft und Praxis 


hat die LZ. deshalb lebhaften Beifall gefunden. Für beide ist sie nicht nur ein 
nützliches, sondern auch notwendiges Hilfsmittel. 
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11,000 Abbildungen. 


Verlag des Bibliographischen Instiluis in Leipzig. 





— 1400 Bildertafeln und Kartenbeilagen. — 


Notiz: Auf den Proſpekt, den der Berlag von C. L. Hirſchfeld in Leipzig über 
des Lehrbuch der Finanzwiffenfhaft von Heckel dieſem Hefte beile 
machen wir beſonders aufmerfiam. 


TIEBERFTT —— 


Abhandlungen volks- und finanzwirtſchaftlichen, ſowie ſtatiſtiſchen Inhalts wollen 
an Herrn Profeſſor Dr. Karl Theodor von Eheberg, Erlangen, ſolche ſtaats— und 
verwaltungsrechtlichen oder ſonſtigen rechtswiſſenſchaftlichen Inhalts an Herrn Profeflor 
Dr. Anton Dyroff, Minden Railerftraße 2, eingejandt werben. 

Die Rüdjeiten der Manuffriptblätter jollen unbefchrieben jein. Das Honorar 
wird nad Ablauf des Halbjahrs gezahlt, in dem der Abdrud erfolgte. Von Ab: 
handlungen werden, wenn nicht eine bejondere Vereinbarung getroffen ift, 20 Sonder: 
abzüge koſtenlos geliefert. 

Bei Annahme von Beiträgen für die Aubrif „Skizzen und Notizen“ erfolgt 
eine bejondere Erklärung nicht, dagegen wird im falle der Ablehnung für baldige 
Rüdjendung Sorge getragen. 

Durch Annahme zum Abdruf erwirbt die Verlagsfirma das alleinige un: 
beichräntte Vervielfältigungsrecht. 


München, Lenbadplak 1. J. Schweitzer Verlag 


(Arthur Sellier). 





Die Firma J. Schweiter Sortiment in München, Lenbachplat 1, hat die Jahrgänge 1—33 
(1868—1900) jowie die Separatabdrüde der „Annalen“ übernommen und offeriert, jo lange die 
Vorräte reichen, 

Jahrg. 1868— 1906, vollitändige Serie mit den vergriffenen und feltenen Jahr— 
gängen 1868, 1869 u. 1880 gut gebunden für Mi. 250.— 

„ 3870-1906 gut gebunden für » 2 2 2 2 02a .» 200.— 

„ 1881-1906 „ FR Ge WE RER DR „ 15— 

Kleinere Serien, einzelne Bände, einzelne Hefte und Separatabbrüde je nad Vorrat zu 
entiprechenden Preifen. 









Bor kurzem erichien: 






Meurer, Dr. Chriftian, Profeſſor der Rechte in Würzburg. 


Die Haager Friedenskonferenz. 1. Band: Das Friedens: 
ar der Haager Konferenz. gr. 8°. (VII, 391 ©.) 1905. Preis 


— 





I. Band: Das — der — Konferenz. ar. 8°. XII, 
689 S. 1907. Preis Mi. 26.— 











Meurer bietet hier eine erihöpfende quellenmähige Darftellung der gefamten 
Verhandlungen diejer völferrechtlih ungemein wichtigen Konferenz. Beionderes 
Intereſſe darf der II. Band beanipruchen, der über die praktiſch wichtigſten Er« 
gebnifje der Konferenz berichtet, auf denen die II. Konferenz weiterbauen wird. 







3. Schweiger Verlag (Arthur Sellier) München, 
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Bur württembergifchen Gemeinde- und Besichsordnung 
vom 238. Iuli 1906.” 


Bon Dr. 6. Schmid, Regierungs-Affefjor in Stuttgart. 





Allgemeines. 


Der Seit Jahrzehnten empfundenen und von ber Regierung durch die 
wiederholte Einbringung von Gejegesentwürfen anerkannten Reformbedürſtigkeit 
der württ. ———— über die Verfaſſung und Verwaltung der 
Gemeinden iſt duch das Geſetz vom 21. Mai 1891, betreffend die Ver— 
waltung der Gemeinden, Stiftungen und Amtslörperichaften, bezüglich einer 
Reihe von Beitimmungen Rechnung getragen worden. Eine zuſammenfaſſende 
Kodififation der Verwaltung und Berfaffung der Gemeinden aber, jowie die 
materielle Neuregelung einzelner Zeile des früheren Rechtes blieb damals mit 
Rüdfiht auf die erwartete reichögejegliche Regelung des Privatrechts und deren 
Einfluß auf die für die Organijation der Gemeindeverwaltung jehr bedeutjame 
Bejorgung der Geihäfte der freiwilligen Gerichtsbarkeit ausgeſetzt. 

Nachdem nun mit dem 1. Januar 1900 das BGB. mit den ergangenen 
Neben: und Ausführungsgejegen in Wirkſamkeit getreten und den Gemeinde: 
organen die Bejorgung der freiwilligen Gerichtsbarkeit abgenommen ift, glaubte 
man bie Zeit für gefommen, um an die Revifion der Gejeßgebung über bie 
Berfaflung und Verwaltung der Gemeinden heranzutreten. 


Früheres Recht und Entwidlung desjelben. 


Abgeſehen von einigen Beftimmungen der Berfaffungsurfunde wurbe der 
Grundftod der Gejeggebung über die Verfaffung und Verwaltung der Gemeinden 
früher in Württemberg durch da8 Verwaltungsedikt für die Ge: 
meinden, Oberämter und Stiftungen vom 1. März 1822 gebildet. 
Das Verwaltungsedikt hat die drei erjten organiichen Edikte vom 31. Dezember 
1818, die Gemeindeverfaffung, die Oberamtsverfaffung und die Verwaltung der 
Stiftungen betreffend, mit denjenigen Aenderungen wiedergegeben, welche durch 
ben Landtagsabichied vom 30. Juni 1821 zugeftanden worden find. Bis zu 
den Edikten war wie bei dem Staat jo auch in den Gemeinden die Rechtspflege 
und die Verwaltung vereinigt. Urſprünglich lag die Verwaltung lediglih in 
ben Händen des Gerichts. Später fam zu dem Gericht nody der Rat und 
beide zujammen wurden ala Magiftrat bezeichnet. Die Hauptaufgabe fam aber 
ftet3 dem Gericht zu; der Rat hatte nur eine ſekundäre Bedeutung, die nicht 
einmal derjenigen des jpäteren Bürgerausichuffes gleichkam. Nach der Kommun: 


*) Literatur: Shmid, Württ. Gemeinde und Bezirksordnung 1906 (Verlag 
deB, Stuttgart). — Gejepesbegründung, Kommiſſionsberichte und landſtändiſche Ber: 
andlungen. 
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ordnung vom 1. Juni 1758 hatte ber Rat nur an den Kirchen- und Schul: 
pifitationen, an der Enticheidung über die Benügung der Kommunſchafweide 
und — mit Ausnahme der Oberamtsftädte — an ber Feſtſetzung und Umlage 
des Kommunſchadens und an der nftruierung ber Amtsverfammlungs 
deputierten teilzunehmen und zwei Deputierte als Urfundsperfonen zur Abhör 
der Gemeinderechnung abzuordnen. 


An der Spite des Gerichts und des Magiftrats ftand in den Oberamts- 
ftädten der Ratsbeamte — Oberamtmann — in den übrigen Gemeinden der 
etwa vorhandene Amtmann und andernfalld der Schultheiß. Der Einfluß der 
Bürgerihaft auf die Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten war in hohem 
Grade beſchränkt. Jeder Bürger hatte bei den jährlihen Ruggerichten die 
Gelegenheit und das Recht, Beichwerden über die Gemeindbeverwaltung und Vor: 
Icläge zu ihrer Verbeflerung dem Oberamtmann vorzulegen. Außerdem mußten 
die Gemeinderechnungen in den Dörfern vor der ganzen Gemeinde verleien, 
dabei erhobene Einwendungen aufgeichrieben und entweder ſogleich erledigt oder 
dem Oberamtmann zur weiteren Unterfuhung vorgelegt werden. Nach Geſetz 
und Herkommen jollten jodann von der Bürgerihaft gewählte Gemeinde 
deputierte die Gemeinde gegenüber dem Magijtrat vertreten. Diejes Inſtitut, 
aus welchem fpäter ber Bürgerausfhuß hervorgegangen ift, wurde jedoch erit 
durch die Verordnung vom 7. Juni 1817 allgemein organifiert und lebensjähig 
gemacht. Vorher war es vielfah gar nicht in Tätigfeit getreten. Wo dies 
aber der Fall war, wurden die Deputierten meiftens nicht durch die Bürger, 
fondern durch das Gericht oder den Magiftrat gemählt und jpielten eine ganz 
untergeordnete Rolle. 

Bei ſolchen Umständen ift es erflärlih, wenn am Schluß des 18. Jahr: 
hunderts die Anficht vertreten wurde, es ſei eines der größten Gebrechen ber 
württ. Verfaſſung, daß die Städte feine wahre Munizipalverfaffung haben. 
Die heutige Auffaffung wird in ihrem Urteil wohl noch weiter gehen, und dem 
damaligen Rechtszuſtand den Charakter der Selbftverwaltung der Gemeinden 
vollftändig abſprechen. 

Demgegenüber ftellten fi) die drei erften Edikte und dann das Ber: 
waltungsedikt als ein Reformwerk von höditer Bedeutung dar. Wenn dasjelbe 
auch nicht joweit ging als die Stein’iche Reform in Preußen, jo trug es doch 
den mejentlichiten fyorderungen des Selbitverwaltungsrecht? der Gemeinden in 
mweitgehendem Maße Rechnung. 

Die Verwaltung ber Gemeinde wurbe einem von der Bürgerichaft zu 
wählenden Gemeinde: (Stabt:)Rat übertragen, an beffen Spite ein von 
der Regierung aus drei don der Bürgerichaft vorgeichlagenen Kandidaten er: 
nannter Ortsvorfteher — Schultheiß, Stadtſchultheiß — trat. Mit dem 
Amt eine8 Gemeinderat3 war der Genuß eines Gehalts nicht mehr verbunden, 
wohl dagegen der Bezug der gefeglichen und rechtmäßig hergebracdhten Gebühren 
für einzelne Berrichtungen. Dem Gemeinderat, deflen Mitglieder nah Verfluß 
von zwei Jahren ſeit ihrer eriten Wahl ſich einer abermaligen Wahl unterziehen 
mußten und im falle der Wiederwahl dann Iebenslänglich beitellt waren, wurde 
der Bürgerausihuß als eine alle Jahre Hälftig durch geheime Wahl zu 
erneuernde Vertretung der Bürgerſchaſt gegenübergeftellt, deifen Zuftimmung 
zu einer Reihe von michtigen Beſchlüſſen des Gemeinderats erforderlich war, 
wenn diejelben in Vollzug gejegt werden wollten. Die Auffiht der Regierung 
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über die Gemeindeverwaltung wurde beftimmt normiert und jedes aktive Ein: 

greifen der Auffichtsbehörden in die unmittelbare Gemeindeverwaltung befeitigt. 
Die Handhabung der Ortspolizei im Umfange des Orte und feiner 

Markung wurde ausdrücklich als ein Recht der Gemeinden anerkannt. 


Die Gemeinden wurden nad ihrer Größe in drei Klaſſen eingeteilt, allein 
dieſe Unterjheidung hatte jadhlihe Bedeutung nur Hinfihtlih der Strafgewalt 
des Ortsporfteherd und Gemeinderats, der Zuftändigkeit zur Ernennung des 
DOrtsvorjteherd und der Genehinigung von Lıegenichaftäveräußerungen der Ge: 
meinden, ferner für den Betrag der Bürgeraufnahmegebühren, für die Zu: 
ftändigfeit der Gemeindegerichte und bie Baht der Wailenrichter. In allen 
übrigen Punkten der Gemeinde: und Polizeiverwaltung gelten für die Heinften 
und größten Gemeinden ohne Unterſchied diejelben Beitimmungen. 


Eine Ergänzung fand das Verwaltungsedift durch das Gejek über das 
Gemeinde: Bürger: und Beifigrecht vom 15. April 1828, welches jpäter durch 
da3 revidierte Gejeg über das Gemeinde, Bürger: und Beifigrecht vom 4. De- 
zember 1833 erjegt worden it. 

Wie auf vielen anderen Gebieten brachten die Jahre 1848 und 1849 
aud auf dem Gebiete der Gemeindeverfaflung eine Reformbewegung. Zunächſt 
wurde durch das Gejeß vom 18. Juni 1849, betreffend die Ausdehnung bes 
Amts: und Gemeindeverbandes auf jämtlidhe Teile des Staatögebietes die be: 
ftandene Möglichkeit der Nichtzugehörigkeit von Teilen des Staatögebietes zu be= 
ftimmten Gemeinden bejeitigt und hiermit die Beitragspflicht des gefamten Staats— 
gebietö zu den Gemeindelaften eingeführt. 

Ein damald gejaßter Plan, die Gemeindeordnung neu zu regeln, kam 
nicht zur Ausführung. Man begnügte fic) vielmehr damit, der Gemeindeordnung 
einige fortichrittliche Mbänderungen und Ergänzungen zu geben. Dies geſchah 
durch das Gejeh vom 6. Juli 1849. Bon den Aendberungen find als be- 
deutendfte u. a. zu nennen: 

Die Wahl der Gemeinderatsmitglieder, welche bis dahin mündlich vor: 
zunehmen war, wurde in eine geheime Wahl mit Stimmzetteln umgewandelt ; 
auch wurde da3 Wahlverfahren des Näheren geregelt. 

Die Lebenslänglichkeit der Gemeinderatsmitglieder wurbe bejeitigt und bie 
Amtsdauer derjelben auf ſechs Jahre feſtgeſetzt mit Drittelaerneuerung je nad) 
zwei Jahren. 
re Die Beitätigung der Wahl der Gemeinderatsmitglieder durch das Oberamt 

el weg. 

Es murde nicht nur das Gejeg vom 12. April 1843, betr. die Polizei: 
verwaltung in Stuttgart und Tübingen, wieder aufgehoben, jondern jogar den 
Gemeinden allgemein verboten, die ihnen zuftehenden Rechte und Pflichten der 
Polizeiverwaltung im Wege des Vertrages an eine Regierungsbehörde in wider: 
rufliher oder unmiderruflicher Weile zu übertragen. 

Eine jhon im Jahre 1839 verjuchte Regelung der Verhältniffe der zus 
jammengejegten Gemeinden fam durch das Gejeg vom 17. September 1853, be= 
treffend die Verhältniffe der zujammengeleßten Gemeinden, zuftande. 

MWiederholte Neuerungsverfude auf dem Gebiete der Gemeindeverwaltung 
blieben erfolglos. 

Die Bewirtihaftung und Beauffihtigung der Waldungen der Gemeinden, 
Stiftungen und fonftigen öffentlichen Körperihaften ift durch das Gejeh vom 
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16. Auguft 1875 geregelt worden; neu geregelt buch das Gele vom 
19. Februar 1902, 

Das Gejeh vom 23, Yuli 1877 über Befteuerungsrechte ber Amtskörper⸗ 
haften und Gemeinden regelte die Anwendung des Staatsfteuergeiehes 
vom 28. April 1873 auf die Amtskörperſchafts- und Gemeindebefteuerung und 
erteilte zugleic) die Ermächtigung, die Einführung beftimmter Verbrauchsfteuern 
al8 Gemeindeabgaben unter gewiſſen Borausfegungen im Verordnungsweg zu 
geftatten. Zur Zeit gilt hierüber das Gejeh vom 8. Auguft 1903. 

Durch das Geſetz vom 16. Juni 1885, betreffend die Gemeindeangehörigfeit 
hat ber perjönliche Gemeindeverband eine umfafjende Neuregelung erfahren. Ab: 
meichend von dem durch die Novelle vom 6. Yuli 1849 zur Geltung gebrachten 
Grundjag kommen feither die Gemeindewahl: und Wählbarkeitsrehte nur nod 
den Gemeindebürgern zu. 

Auf wiederholte Bitten der Kammer ber Abgeordneten wurde 1887 ein 
Entwurf einer Gemeindeordnung und Bezirksordnung ausgearbeitet; derſelbe 
wurde jedoch wegen Wechſels in ber Perjon bes Minifters bes Innern nich 
mehr weiter verfolgt. 

Das dann in ber Folge zuftande gelommene Gejeg von 21. Mai 1891, 
betreffend bie Verwaltung der Gemeinden, Stiftungen und Amtsförperichaften, 
wollte feine Kodifitation des gefamten kommunalen Verwaltungsrechtes geben, 
jondern nur in ber Form der Novelle eine Reform derjenigen Punkte des 
geltenden Rechtes, welche einer jolchen bebürftig erſchienen. Durch dieſes Geiek 
wurde bie Wahl des Ortövorftehers durch die Gemeinde an Stelle des bloßen 
Vorſchlags eingeführt und das Ernennungsrecht der Regierung auf ein Be 
ftätigungsrecht eingejchränft, das Amt des Ratsichreibers für die Regel organiid 
mit demjenigen des Ortsvorſtehers vereinigt, die Amtsdbauer und Aufgabe bes 
Bürgerausichuffes geändert, für ben Fall der Meinungsverjchiedenheit zwiſchen 
Gemeinderat und Bürgerausichuß neues Recht geſchaffen, die Aufficht der Regierung 
über die Gemeindeverwaltung eingeſchränkt, durch einige befondere Beftimmungen 
für die Verwaltung ber größeren Stadtgemeinden der Anfang mit einer Städte 
ordnung gemacht, die Bildung von Gemeinbeverbänden ermöglicht, jodann die 
Verwaltung der Stiftungen und die Handhabung ber Disziplin über die Körper: 
ſchaftsbeamten vollftändig neu geregelt und jchließlich auf dem Gebiete der Be 
zirfsverwaltung die Amtsverfammlung und der Geihäftsgang bei derſelben 
umgeftaltet. 

Ein Geſetz vom 25. Juni 1894 regelte die Amtsenthebung dienftunjähiger 
Körperihaftsbeamten und ein meitere® Geieg vom gleichen Tag die Penfions- 
rechte der Körperichaftsbeamten und ihrer Hinterbliebenen. 

MWiederholte Verſuche der Abänderung der beftehenden Gejeßgebung wurden 
im Sabre 1895 und 1897 erfolglos gemadht. 


Neues Recht. 


In der Folge legte die Regierung nun ber Stänbeverfjammlung neue Ent: 
würfe, betreffend die Gemeinde: und Bezirfsordnung vor. Dies geſchah am 31. Juli 
1902. Nach langen und eingehenden Beratungen in den beiden Kammern wurben 
diefe Entwürfe am 28. Juli 1906 Gefeg. In dem Geſetz über die Gemeinde 
ordnung ift das Verfaffungs: und Verwaltungsrecht der Gemeinde im allgemeinen 
erjhöpfend geregelt. Nur die Beftimmungen über den perfönlichen Gemeinde: 


Früheres Recht und Entwidlung desfelben. Neues Red. 893 


verband, geregelt im Gele vom 16. Juni 1885, blieben von dem neuen Geſetz 
im wejentlihen unberührt. Aehnlich verhält e8 fih mit dem an Stelle 
bes Geſetzes vom 16. Auguft 1875 getretenen Körperichaftsforftgefeg vom 
19. Februar 1902, 

Die Befteuerungsrechte der Gemeinden find neu durch bas Gele vom 
8. Auguft 1903, betreffend die Beſteuerungsrechte der Gemeinden und Amts: 
lkörperſchaften geregelt. 

Im Gegenjag zum Verwaltungsedikt beichränkt fi) das Gele über die 
Gemeindeordnung auf die Gemeinden und bie bei denjelben vorhandenen bürger: 
lihen Stiftungen, während die Bezirfsverwaltung in dem Gejeh vom 
gleihen Tag über die Bezirfsordnung bejonders geregelt iſt. 

Auf der Grundlage der Selbftverwaltung der Gemeinden wurde 
die Gemeindeverfaffung weiter außgebildet, melde bereits im früheren Der: 
waltungsedift prinzipiell anerfannt und im weiteren Umfang in der Folge dur 
bie Novellen vom 6. Juli 1849 und 21. Mai 1891 ausgebaut wurde. Seine 
Schranfe Hat jebod das Selbftverwaltungsrecht der Gemeinden in bem neuen 
Geſetz an ben erforderlichen Bürgichaften für die Ausgleichung der berechtigten 
Intereſſen ſämtlicher Gemeindegenoffen, für die Berüdfihtigung der Intereſſen 
der kommenden Generationen und für das Gemeinwohl der Gejamtheit des 
Staates erhalten. Wie innerhalb diefer Grenzen die Selbftverwaltung ber Ge: 
meinden im einzelnen zu geftalten ift, hängt von dem Maße der politijchen 
Reife eines Volkes, von jeiner wirtihaftlihen und jozialen Entwidlung und 
von den die Regelung jeines ftaatlichen Lebens im allgemeinen beherrichenden 
Grundjägen ab. Es wurde daher den Gemeinden das Recht erteilt, innerhalb 
ber durch die Geſetze feftgejegten Schranken alle ihnen gejeglich überlafjenen An— 
gelegenheiten jelbftändig zu verwalten. Das Selbftverwaltungsrecht genießt ver: 
waltungsrichterlihen Schuß. 

Unter Eelbftverwaltung verfteht das Gejeg einmal, daß das ber 
Gemeinde zugewieſene Gebiet der Verwaltung durch eigene, von der Gemeinde 
ſelbſt beftellte Organe der Gemeinde geführt wird und daß zweitens bieje Ver: 
mwaltung durch eigene Organe injoweit eine jelbftändige, namentlich der Ein: 
wirkung ftaatlicher Auffichtsbehörden entzogene fein ſoll, als nicht durch gejegliche 
Beftimmung ben ftaatlichen Organen ein Mitwirkungs: oder Auffichtsrecht ein: 
geräumt ift. 

As eigene Angelegenheiten der Gemeinden find alle diejenigen ver: 
ftanden, welche in das jpezielle Lebensgebiet der Gemeinden fallen, welche aljo 
insbefondere dem Zweck der Gemeinde dienen, auf wirtſchaftlichem, jozialem und 
geiftigem Gebiet das Wohl der Gemeindeangehörigen zu fördern. 

Ebenfo ift den Gemeinden auch das Selbftgejeggebungsrecdht gegeben, 
welche fie auf dem Gebiete der Gemeindeverfaffung und verwaltung betätigen können. 
Die auf Grund diefer Befugnis von den Gemeinden erlaffenen Sagungen bedürfen der 
Bollziehbarkeit des Bezirksrates bzw. in großen und mittleren Städten, d. h. Städten 
mit mehr ala 50000 bzw. mit mehr ala 10 000 Einwohnern, der Kreißregierung. 
Nur in wenigen, ganz bejonderd beftimmten Fällen und nur ausnahmsmeile 
bebürfen dieje Satzungen der Genehmigung der Regierungsbehörden. Gerade 
an diefem Punkte drohte noch in den letzten Tagen vor Zuftandefommen des 
Geſetzes das ganze mühjam gewonnene Werk zu jcheitern und nur um endlich 
den lang erjehnten Wunfche des Volkes nad) einer neuen Regelung der Gemeinde: 
geleggebung zu erfüllen, hat die Regierung und mit ihr die Kammer der Standes- 
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herren das jallen lafjen, was fie vom Anfang an mit großer Zähigkeit aus 
prinzipiellen und ftaatärechtlihen Gründen behauptete, nämlich das Recht der 
Genehmigung der Sagungen der Gemeinde durch die Regierungsbehörden. Man 
begnügte ſich vielmehr mit der Vollziehbarkeitserflärung durch den aus Laien: 
mitgliedern und einem Staatöbeamten zujammengejegten Bezirförat, für bie großen 
und mittleren Städte durch die rein ftaatliche Regierungsbehörde, Kreisregierung. 

Die Bollziehbarfeit der Satungen kann und muß unterjagt werben, wenn 
fie mit dem Gejeg in Widerſpruch ftehen oder die Rechte Dritter verlegen 
oder das öffentliche Wohl gefährden. Das alles gilt für Errichtung, Abänderung 
und Aufhebung der Gemeindejagungen. 

Die durch die Novelle von 1891 eingeführte Untericheidung zwiſchen ben 
größeren Stadtgemeinden und den übrigen Gemeinden wurde im neuen Geſetz 
weiter ausgebildet. 

Was die Einteilung ber Gemeinden anlangt, fo find diejelben in 
drei Gruppen eingeteilt: 

A. große Städte, d. h. Gemeinden mit mehr ala 50 000 Einwohnern; 

B. mittlere Städte, d. h. Gemeinden mit mehr ala 10000 bis 50 000 
Einwohnern; 

C. Heine Städte und Landgemeinden, eingeteilt wieder in drei Klaſſen. 

Einer Landgemeinde fann durch Kal. Entichliegung die Eigenſchaft einer 
Stadt verliehen werden. Mit der Einreihung unter die Gemeinden von mehr 
als 10000 Einwohnern erlangt fie die Eigenihaft einer Stadt von jelbft. 

Im ganzen und großen gelten für jämtliche Gemeinden diejelben Be: 
fimmungen. Für die großen und mittleren Städte gelten einige wenige 
bejondere Abweichungen. Diefe Abweichungen beziehen fi) auf das Wahl: 
verfahren bei den Wahlen für die Gemeindevertretung, zum Ortsvorſteher, 
Gemeinderat und Bürgerausihuß; ferner auf die Zulaffung von befoldeten 
Gemeinderäten; auf die Zulaffung der Bildung von Abteilungen (Rommilfionen) 
aus dem Gemeinderat und Bürgerausihuß; auf Beſtimmungen über die Zu: 
ftändigfeit de8 Bürgerausſchuſſes bei gewiſſen Tragen. 

Außerdem gelten für bie großen Städte noch einige Bejonberheiten. 

Bei dieſer Angelegenheit darf wohl aus ber Entjtehungsgeichichte der 
württembergijhen Gemeindeordnung auf eine einzig in der Geſchichte der Geſetz 
gebung daftehende Eigentümlichkeit hingewieſen werben, welche geeignet jein dürfte, 
darzutun, daß man wohl bald jchon den Wunſch nad einer Novelle zum neuen 
Gejeg ausdrüden hören wird. Ob allerdings bier die Regierung einem etwaigen 
Ruf nad) baldiger abermaliger Neuerung der Gemeindeverfafjung Gehör jchenten 
wird, dürfte nad) dem im Nachitehenden Ausgeführten jehr zweifelhaft jein: 

Wie aus der obigen Darftellung der Entwidlung der Gejeßgebung über 
die Verfaſſung und Verwaltung der Gemeinden hervorgeht, führte in Württem: 
berg bis zu den Edikten vom 31. Dezember 1818 die Gemeinbeverwaltungs- 
behörde den Namen „Magiftrat“, ohne daß jedoch bie Gemeinden die 
Magiſtratsverfaſſung bejaßen. Eher fann man jagen, daß nad) Beleitigung 
des Magiftrats bis zu der Novelle vom 6. Juli 1849 eine Art von Magiftratö- 
verfafjung beitand und daß auch die frühere Gemeindeverfaffung nod) eine ge 
wife Aehnlichkeit mit der Magijtratsverfaffung bat. Der Name „Magijtrat” iſt 
nicht maßgebend. 
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Diejenige Art der Gemeindeverfaffung, welche man heute unter 
„Magiftratsverfafjung“ verfteht, hat ihren Urjprung in der Stein’ichen 
Reforın der kommunalen Organijation in Preußen vom Jahre' 1808 und hat 
in ber folge ihre typilche Weiterbildung in den preußiichen Städteorbnungen 
gefunden, welche auch für die Städteordnungen anderer deutichen Staaten vor- 
bildlich geworden find. Die bißherige württ. Gemeindeverfaffung hat injofern 
eine gemifle Aehnlichkeit mit der Magiftratsverfaflung, ala die Gemeindeverwaltung 
einem Kollegium, dem Gemeinderat, jchon bisher übertragen war und neben 
demſelben eine beſondere Vertretung — der Gemeindeangehörigen, der Bürger: 
ausihuß, beftand. Der Unterſchied lag aber darin, daß einmal die Ge: 
meinberatsmitglieber gleichfalls auf verhältnismäßig kurze Amtsdauer (6 Jahre) 
unmittelbar von ber Bürgerichaft gewählt wurden, jodann daß dem Bürger: 
ausſchuß ein wichtiges Recht der Vertretung der Bürgerjchaft gegenüber dem 
Verwaltungsorgan, dem Gemeinderat, das Recht ber Snitiative fehlte und er in- 
folgedefjen nur eine untergeorbnete Rolle jpielte. 


Die Notwendigkeit einer den bejonderen ftäbtilchen WBerhältniffen und Be 
dürfniffen Rechnung tragenden bejonderen Gemeindeverfajlung für die größeren 
Städte ift jeit langer Zeit allgemein. und namentlic) jowohl von den Städten 
jelbft ald von ber württ. Ständeverfjammlung anerfannt worden. Die Re: 
gierung wurde durch ausdrüdlichen Beihluß der Kammer der Abgeordneten 
vom Dezember 1899 aufgefordert, eine die Berhältniffe der größeren Stäbte 
beſonders berüdfichtigende Gemeindeverfaffungsordnung, eventuell eine bejonbere 
Städteordbnung einzubringen. Als der dabei einzufchlagende Weg war, jomeit 
vorher pofitive Vorichläge geftellt waren, jeit 1873 bis im die neuefte Zeit 
überall der Anſchluß an die preußiiche Mlagiftratsverjafjung empfohlen worden 
und die Gemeindefollegien der Stadt Stuttgart haben in dieſer Hinficht im 
Jahre 1891 eine ausdrüdliche Petition an die Regierung und an die Kammer 
der Abgeordneten geſtellt. Damals hatte ſich die Regierung nicht grundjäglich 
ablehnend gegen die Einführung der Mtagijtratsverfaffung verhalten, hat aber 
den Zeitpunkt Hierfür noch nicht für gekommen gehalten. 

Die Regierung mußte infolgebefjen nad) dem Dargeftellten bei Aufitellung 
und Einbringung des Entwurjed über die neue Gemeindeordnung zu dem guten 
Glauben berechtigt jein, es entipredyen die Grundzüge de Entwurjes auch noch 
im Jahre 1902 den Anſchauungen und Wünjchen ber Gemeindefollegien der 
größeren Städte, insbejondere der Stadt Stuttgart. Sie hat daher, geleitet 
von dem Gedanken, daß der Schwerpunkt der Verwaltung prinzipiell in das— 
jenige Organ zu verlegen jei, das aus direkten, allgemeinen und gleihen Wahlen 
der Bürgerjchaft hervorgeht, aljo in die Stadtverorbnetenverfammlung, ihren 
Entwurf in jeinem Aufbau den Grundjägen ber preußiſchen Dtagiftratsver- 
fafjung nachgebildet, namentlich) bezüglich) des prinzipiellen Verhältniſſes der 
beiden Kollegien zueinander. 


Dabei ift aber zu bemerken, daß die Magiftratsverfaflung in Preußen 
fi) nad) dem übereinftimmenden Urteil der Städte, welche dieſe Verfafjung be 
figen, bewährt hat. Freilich war der Anſchluß der württ. Magijtratsverjaflung 
im Entwurf an die preußtiche fein volljtändiger, jondern e8 wurde auf dem 
Boden der mwürtt. Redjtsentwidlung und Anjhauungen eine Anzahl von Ab: 
weihungen von dem preußiichen Gejeg im Sinne einer liberalen Auögeftaltung 
der württ. ſtädtiſchen Verfaſſung gemacht. 
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Bon ben Abweichungen find Hervorzuheben: 

In Preußen wird ber Oberbürgermeifter von der Gtabtverorbneten: 
verfammlung auf 12 Jahre oder auf gg we und zwar mit abjoluter Mehr— 
heit und eventueller Stichwahl gemählt. Nad dem Entwurf der württ. Ge 
meindeorbnung follte er direft von der Bürgerſchaft auf zehn Jahre mit relativer 
Mehrheit gewählt werden und eine Wahl auf Lebenszeit ausgejchloffen jein. 
Die Stadtverordneten werden in Preußen nad) dem Dreiflaffenwahliyitem mit 
öffentlicher Abftimmung gewählt, nad dem württ. Entwurf follten fie im all: 
gemeinen Wahlrecht und zwar nad dem Proportionalwahliyftem gewählt werben. 
Die Mitglieder des Stadtrat werden jodann in Preußen von der Stadt: 
verordnetenverfammlung aus ber Gejamtheit der Bürgerihaft gewählt, in 
Württemberg follten fie nur aus Mitgliedern ber Stadtverordnetenverfammlung 
gewählt werden, damit niemand Stadtrat follte werden fönnen, der nicht durd 
das allgemeine direfte Wahlrecht als befähigt dazu erflärt war. In Preußen 
werben die bejoldeten Magiftratsmitglieder der Beftätigung bes Königs bzw. 
bes Regierungspräfidenten unterworfen; das jollte in Württemberg wegfallen. 

Eine liberalere, auf dem allgemeinen Wahlrecht aufgebaute ftädtiiche Ber: 
faflung ift wohl in feinem Lande. zu finden, ald die nah dem mwürtt. Entwurf. 

Während nun diefer Entwurf von der Kommilfion der Kammer ber Ab: 
geordneten im mwejentlichen afzeptiert ward, fiel er im Plenum derjelben, nachdem 
die maßgebenden Städte, namentlich Stuttgart und Ulm noch im leßten Augen: 
blick Widerfpruc erhoben hatten und zwar mit ber Begründung, weder ber 
Entwurf no die Kommilfionsbeichlüffe der Kammer ber Abgeorbneten jeien 
dazu geeignet, die alljeitig angeftrebten Berbefferungen der Bermwaltungsein: 
rihtungen zu bilden, dba weder das Verhältnis der beiden vorgeichlagenen Ber: 
waltungsförper, Stadtverordnetenverfammlung und Stadtrat zueinander, nod 
dasjenige der beiden Kollegien zur Beamtenjchaft eine leichtere und eine beſſere 
Bewältigung der Gemeindeaufgaben gemährleifte. 

Den genannten beiden Städten jchloffen fi) auch die Ortsvorſteher von 
ſechs mittleren Städten, Eplingen, Gmünd, Göggingen, Heidenheim, Ludwigs: 
burg und Reutlingen an und beantragten das „Einfollegialjyftem nach badiſchem 
Vorgang“. Die Einwendungen beruhen zum Zeil auf einer mißverftändlichen 
Auffaffung, zum Zeil auf einer Verfennung der praftiihen Wirkungen der Re- 
gierungsvorlage. ebenfalls entftammten die obigen Einwendungen übertriebenen 
Befürchtungen Hinfihtlid der Einbuße an Macht auf dem Rathaus. Das 
badiſche Recht wurde irrtümlich als das Einkollegialſyſtem bezeichnet, mit dem 
übrigens Baden jelbft nicht zufrieden ift. Die erfte Kammer, welche prinzipiell 
die Regierungsvorlage gutgeheißen hat, wollte jedodh, um dem Zuftandefomınen 
des Gejeges feine Hinderniffe zu bereiten, den Beichlüffen des anderen Hauſes 
nicht entgegentreten. 

So war aljo bie längft erjehnte Städteordnung gefallen und den großen 
Städten mit oben ſchon erwähnten Abweichungen das gleiche Verfaſſungs— 
und Verwaltungsrecht gegeben, wie ben Kleinen Städten und Landgemeinden. 


Organe der Gemeinde. 


Das mit ber Vertretung der Gemeinde betraute Organ 
ift der Gemeinderat und zwar in jämtlichen Gemeinden (großen, mittleren und 
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Heineren Städten ſowie Landgemeinden). Vorſitzender des Gemeinderats ift ber 
Ortövorfteher, Stadtſchultheiß oder Schultheiß genannt. Außer dem Vorſitzenden 
befteht ber Gemeinderat aus 4—16 Mitgliedern, in mittleren Städten 12—24, 
in großen Städten von mehr ala 50000—100000 Einwohnern 18—30, von 
mehr ala 100000 Einwohnern 24—42. Beſtimmt feftgefegt wird bie Zahl 
durch Gemeindefagung (f. 0.) Die Mitglieder des GemeinderatS werden durch 
allgemeines, unmittelbares, geheimes und gleiches Wahlrecht von den 25 Jahre 
alten männlichen Bürgern, welche in der Gemeinde wohnen, bajelbft Steuern aus 
einem der Befteuerung ber Gemeinde unterworfenen Vermögen oder Einkommen 
ober wenigftend Wohnfteuer entrichten, gewählt. Wie früher erfolgt die Wahl 
auf 6 Jahre. Je nad) zwei Jahren jcheidet ein Dritteil auß und wird durch 
eine neue Wahl erjet, wobei die Austretenden wieder gewählt werden fünnen. 

Was das aktive und paffive Wahlrecht anlangt, jo ift dasſelbe in der 
Hauptſache im Gemeindeangehörigfeitsgefeg von 1885 geregelt, welches nur 
wenige Aenderungen durch die Gemeindeordnung erfahren hat. Dabei ift zu 
erwähnen, daß die Bürgergemeinde ald Grundlage beibehalten wurde, während 
das Zentrum und die Sozialdemokratie das Prinzip der Einwohnerge: 
meinde durchgeführt wiffen wollte. 

Die Wahlen erfolgen im wejentlichen nad) Analogie der Reichstagsmwahlen. 
Beſondere Vorſchriften find über die Vorausfegungen der Ungültigfeit der Wahl 
nod gegeben. 

Darunter find zu nennen: Gejegwidrige (im wmeiteften Sinne des Wortes 
verstanden) Wahlbeeinfluffung von jeiten des Gemwählten oder von jeiten eines 
Dritten. Während allerdings bei Wahlbeeinfluffung jeitens des Kandidaten 
deſſen Wahl jchlechthin ungültig ift, ift bei einer Einwirkung Dritter der Grunb- 
fat ausgeſprochen, daß nicht die Wahl ala foldhe, jondern die Stimmen, be— 
züglich deren eine unerlaubte Beeinfluffung ftattfand, ungültig fein jollten, derart, 
daß dann das Wahlergebnis unter Beijeitelaffung diejer ungültigen Stimmen 
zu erheben ift. Eine Wahlbeeinfluffung ift dagegen injofern und nur infofern 
zuläffig, al8 die Heberzeugung ber Wähler beeinflußt wird, als fie durch Geltend: 
madung von Gründen durch Ueberredung von der Richtigkeit oder Unrichtigfeit 
gewiſſer Behauptungen und Annahmen, die für die Wahl von Bedeutung find, 
überzeugt werden mollen. 

Dom Eintritt in den Gemeinderat find u. a. die Unterbeamten der Ge- 
meinden ausgeſchloſſen. 

Den Wirkungsfreis des Gemeinderat3 anlangend, jo ſteht demjelben 
bie Gemeinbeverwaltung im allgemeinen zu. Bei Kompetenztonflikten zwijchen 
ihm und anderen Gemeinbebehörben entfcheibet die Auffichtsbehörde. Bei der 
Berwaltung kann er ſich Beamter bedienen, welche er zu wählen hat. Der Ge- 
meinderat betätigt ſich auf dem Gebiet der Rehtsverwaltung, auf dem 
Gebiet ber inneren Staatd und Polizeiverwaltung und auf bem 
Gebiet der Steuerverwaltung. 

Aus feiner Mitte kann der Gemeinderat Abteilungen bilden, melde 
an feiner Stelle handeln. Dies ift zuläffig in allen Gemeinden, ausgenommen 
ber Gemeinden 3. Klaffe, d. h. Gemeinden mit nicht mehr als 1000 Einwohnern. 
Ferner muß „dies durch Gemeindefagung vorgeichrieben fein. Ehenjo können 

08 chuſſe“ gebildet werden, welche nur die Beichlüffe des Gemeinderats 
vorbereiten 
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Die Verſammlung de8 Gemeinderates kann nur auf Einberufung des 
Borfigenden, Ortövorftehers erfolgen. Dabei bleibt e8 der Auffichtsbehörde un- 
benommen, erjorderlichenfalls ihrerfeitS die Berufung des Gemeinderats durch 
den Ortövorfteher anzuordnen. Die Berufung des Gemeinderates muß ferner 
erfolgen, wenn mindeſtens der dritte Zeil jeiner Mitglieder unter Angabe bes 
Zwedes der Verhandlung darauf anträgt. In einer Berfammlung, welche nicht 
gejegmäßig einberufen war, können gültige Beichlüffe nicht gefaßt werden. Per: 
ſönlich Beteiligte fönnen an der Beratung und Beichlußfaffung des Gemeinderats 
nicht teilnehmen. Zur Beſchlußfaſſung ift die Anweſenheit von mehr als ber 
Hälfte jämtliher Mitglieder einſchließlich des Vorfigenden erforberlih. Die Ab: 
ftimmung im Gemeinderat geihieht mündlich, wenn nicht für einzelne Fälle 
geheime Abjtimmung beichloflen wird. Geheime Abftimmung hat bei Wahlen 
von Beamten zu erfolgen. 

Die Verhandlungen find öffentlich. 

In Sonderheit gilt für größere und mittlere Städte, daß der Gemeinde: 
rat aus bejoldeten und unbejoldeten Mitgliedern befteht. Die Zahl der erjteren 
darf zuzüglich des Ortsvorftehers nicht mehr ald der vierte Teil der unbejoldeten 
Mitglieder betragen. Gewählt werben fie indireft. 

Wählbar find alle 25 Jahre alten Deutjchen, welche die Fähigkeit zum 
Richterdienft oder zum höheren Verwaltungs: oder Finanzdienit oder bautechnijchen 
oder gerichtsärztlichen Dienft haben. Befreiung von dem Erfordernis ber Er: 
ftehung einer höheren Dienftprüfung kann vom Minifterium erteilt werden. 

Die Wahl der unbejoldeten Mitglieder erfolgt nad) dem Grundjag der 
verhältnismäßigen Vertretung der Wähler. Die Proporzwahl geht ähnlich wie 
nad) dem Landtagsmwahlgeje von 1906 vor ſich; im Gegenjaß zu letterem ift 
bier die Wahl von Wilden zuläjfig. 

Die zu bejegenden Stellen werden unter die Wahlvorjchläge im Verhältnis 
der ihnen zugeiallenen Stimmenzahlen in folgender Weile verteilt: 

Die den einzelnen Vorſchlägen zugefallenen Stimmenzahlen werden der 
Reihe nad) durd) eins, zwei, drei, vier ujw. geteilt und von den dabei gefundenen 
Zahlen jo viele Höchſtzahlen ausgefondert und der Größe nad) geordnet, als 
Mitglieder zu wählen find. 

Jeder Wahlvorichlag enthält jo vielmal eine Stelle, ala Höchſtzahlen auf 
ihn entfallen. 

Wenn bei der Ordnung ber erforderlichen Höchftzahlen die an letter Stelle 
ftehende Zahl auf mehrere Wahlvorjchläge zugleich entfällt, jo enticheidet das 
208 darüber, welche von den gleichberechtigten Vorſchlägen die nod) freien Stellen 
erhalten jollen. 

Bei diefer Verteilung find bie verbundenen Wahlvorſchläge in der Art 
als ein Wahlvorſchlag zu betrachten, daß zunächſt die Gelamtzahl aller Stimmen, 
welche die auf den verbundenen Wahlvorichlägen enthaltenen Bewerber auf fi 
vereinigt haben, maßgebend ift. 

Iſt To die Zahl der auf die verbundenen Vorſchläge entfallenden Site 
jeftgeftellt, jo erfolgt in gleicher Weile die weitere Verteilung diejer Stellen auf 
die einzelnen Wahlvorſchläge nad) Maßgabe der auf fie gefallenen Stimmenzahl. 

Während von der Regierung der Bürgerausihuß, wie früher, nicht 
mehr gewollt war, Hat die Ständeverjammlung daran feitgehalten. Die Zahl 
der Mitglieder ift ebenjo groß, wie diejenige des Gemeinderats einjchließlich des 
Ortsvorſtehers. Die Wahl der Mitglieder erfolgt nad) denjelben Grundjäßen 
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wie die Wahl der Mitglieder des Gemeinderats. Seine Belugniffe beftehen in 
der Hauptſache in der Kontrolle de8 Gemeinderats. — Zu wichtigeren Be: 
ſchlüſſen des Gemeinderat? hat der Bürgerausihuß zur Gültigkeit jeine Zu: 
ftimmung zu erteilen. Im Gegenjag zum jrüheren Recht wurde dem Bürger: 
ausſchuß das nitiativrecht gegeben ; troßdem wird er aber nicht Berwaltungsorgan. 


Der Orts vorſteher wird auf zehn Jahre durch allgemeine, direkte und 
geheime Wahl von den Gemeindebürgern gewählt. Wählbar ift jeder Deutiche, 
welcher ba8 25. Lebensjahr vollendet hat, fofern in feiner Perjon weder der 
Ausihliegungsgrund des 3 31 des StrGB., noch eine ber ae wi zu: 
trifft, wonach ein Bürger zeitweife von dem Wahlrecht und von der Wählbarkeit 
ausgeſchloſſen iſt. Die Wahl bedarf der Beftätigung durch die Kreisregierung, 
in den großen Stäbten der Beftätigung durch den König. Bei Erteilung der 
Beftätigung fommt vor allem in fyrage, ob der Gewählte der richtige Mann 
nad Charakter, Fähigkeit, Lebenserfahrung, fittlicher Integrität und nad jeiner 
Perjönlichkeit überhaupt it. Wegen den politijchen und religiöfen Anſchauungen 
des Kandidaten joll und wird die Beitätigung nicht verfagt werden. Anders ift 
e8 dagegen, wenn ein Kandidat in irgend einer Weile jeine politiichen Anfichten 
in der Deffentlichkeit ſchon betätigt hat, namentlic) wenn er an Agitationen fich 
beteiligt hat, jo daß von ihm zu erwarten ift, daß er diejen feinen politijchen 
Anfihten in jeinem Amt Geltung zu verjchaffen juchen wird; 3. B. ein Sozial 
demofrat, der ein Gegner der bürgerlichen Gelellichaft und der Staatäordnung 
ift, mwährend doc einem Ortsvorsteher obliegt, die öffentliche Ordnung, Ruhe 
und Sicherheit zu erhalten. 

Die Tyrage, ob eine Wahl frei oder nicht frei zuftande gefommen tft, hat 
mit ber Frage der Beltätigung und mit den Eigenihaften des Gemählten 
nichts zu tun. 

Hat ein eritmals Gewählter mindeftens */s aller abgegebenen Stimmen 
auf ſich vereinigt, jo darf die Beftätigung nur verjagt werden, wenn ſich der 
Disziplinarhof für Körperichaftsbeamte in der vollen Belegung von fieben Mit: 
gliedern dahin ausgeſprochen hat, daß Gründe gegen ihn vorliegen, welche jeine 
Entjernung vom Amt im Disziplinarwege oder jeine Amtsenthebung rechtfertigen 
mürden. Hat ein MWiedergewählter mehr als die Hälfte aller abgegebenen 
Stimmen, aber nicht zwei Dritteile erhalten, jo darf die Beitätigung nur verjagt 
werden, wenn das Minifterium des Innern unter Berufung auf Tatſachen die 
Annahme für begründet erklärt hat, daß die Gemeindeverwaltung oder die dem 
Ortsvorſteher gejeglich übertragenen Geſchäfte unter jeiner Amtsführung notleiden 
mürden. Unter Gemeindevermwaltung ift bier auch die Polizeiverwaltung veritanden. 
Sn den übrigen Fällen kann das Beſtätigungsrecht der Regierung ein unbe: 
Ichränftes fein. 

Der Titel des Ortsporftehers ift in den Städten „Stadtſchultheiß“ und 
in den Landgemeinden „Schultheiß”. 

Das Recht der Krone, einzelnen Stadtichultheißen den Titel „Oberbürger- 
meifter“ zu verleihen, bleibt bejtehen. 

Die Funktionen ded Ortsvorjtehers zerfallen ihrer inneren Natur nad) 
in drei Klaſſen: Den Vorſitz im Gemeinderat, die dem Ortövorfieher ala Einzel- 
beamter zulommende Leitung der Gemeindeverwaltung und die Tätigkeit als 
örtliches Organ der allgemeinen Staats: und Bezirfsverwaltung. Er ift fraft 
Geſetzes im einzelnen: 
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1. Ortsvorfteher, Inhaber de8 Schultheißenamts; Vorſitzender des Ge: 
meinberats, (Mit-)VBorfigender der Ortsarmenbehörde, der Ortsichulbehörde und 
des Kirchengemeinberats bzw. Kirchenftiftungsrats; Mitglied des Bormunbdichafts- 
und Nachlaßgerichts und der Inventurbehörde, wenn er nicht verzichtet; Sühne- 
beamter, Bollftredungsbeamter; Bollftredungsbeamter bei öffentlich-rechtlichen 
Forderungen ; 

2. Ratsfchreiber, wenn nicht durch Gemeindefigung die Anftellung eines 
bejonderen Ratsjchreiber8 angeordnet ift; 

3. Standesbeainter, wenn nicht der Gemeinderat bie Beitellung eines be- 
ſonderen Standesbeamten beichließt oder die höhere Verwaltungsbehörde einen 
ſolchen beitellt; 

4. Beamter der Ortöbehörde für die Arbeiterverficherung, wenn nicht der 
Gemeinderat die Aufftellung eines bejonderen Beamten beichließt oder das Ober: 
amt einen jolchen beftellt; 

5. Gerichtsvollzieher, wenn er nicht die Uebernahme oder Fortführung des 
Dienftes mit Zuftimmung der Gemeindekollegien ablehnt. 

6. Er kann zum DVerwaltungsaftuar gewählt werben. Ferner ift durch 
die Gejege und die zur Vollziehung derjelben ergangenen Verfügungen beftimmt, 
baß er weiter tätig ift: als Familienregifterführer; Hilfsbeamter der Staats- 
anmwaltichaft; ferner ift er Strafregifterführer, wirkt mit beim Militärerjaggeihäft 
und bei ftatiftiichen Aufnahmen. 

Dazu ift noch zu bemerken, daß die Befugnis der Staats: und Bezirks- 
verwaltungsbehörden, zur Vollziehung der örtlichen Geichäfte jener Verwaltung 
die Mitwirkung des Ortsvorfteherd injoweit in Anſpruch zu nehmen, als nicht 
bejondere Behörden hierfür beftimmt find, unberührt bleibt. Die zur Erlaffung 
unmittelbarer Weifungen nicht berechtigten Staatsbehörden find zwar auch nicht 
gehindert, zur Erfüllung ihrer Aufgaben, ſoweit möglich, die Unterftüägung des 
Ortsoorftehers in Anſpruch zu nehmen, und es ift ihnen auch der unmittelbare 
Verkehr mit letzterem keineswegs verwehrt; dagegen haben fich diejelben in allen 
Tällen, in welden die Erlaflung einer nötigenfalls zwangsweiſe zu vollziehenden 
eg, in. Trage fommt, hierwegen an bie vorgejegten Regiminalbehörden 
zu wenden. 

Er hat das Recht und auch bie Pflicht zur Vorbereitung der Verband: 
lungen buch Sammlung des für die Beichlußfaffung des Kollegium erforder- 
lichen Dtaterials, zum Vortrag besjelben im Kollegium und zur Stellung formu— 
lierter Anträge über die Art der Erledigung, ſowie zur Fürſorge für den Vollzug 
ber gefaßten Beichlüffe mittels formeller Ausfertigung bderjelben, Eröffnung an die 
Beteiligten oder Vorlegung an die höhere Behörde, Erlaffung der zu dieſem 
Zweck notwendigen Verfügungen uff. Selbftverftändlih ift der Ortsvorfteher 
nicht gehindert, fich in den beiden Ießteren Beziehungen durch andere Gemeinde- 
beamte, jomeit möglich, unterftügen zu laffen; nur trägt er in biefem Yall für 
die Arbeiten der letzteren ſelbſt unmittelbar die perfönliche Verantwortung und 
bat diejelben zutreffendenfalls durch feine Unterjchrift zu bdeden. 

Der Ortsvorfteher ift nicht etwa unterſtes Staatsorgan. 

Er bezieht einen feſten Gehalt aus der Gemeindelaffe und die geieß- 
mäßigen Gebühren. 

Neben dem Amt des Ortsvorftehers ift das einzige obligatoriihe Amt 
dasjenige des Gemeinbepflegers. Leßterer hat das Kaſſen- und Rechnungs— 
wejen der Gemeinde zu führen und den Gemeinderat bei der Verwaltung bes 
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Gemeinbdevermögend zu unterftügen. Zu feinen Obliegenheiten gehört auch die 
Verwaltung der Anftalten, Einrichtungen und Einkünfte der Gemeinde, ſoweit 
der Gemeinderat eventuell auch noch der Bürgerausihuß entiprechende Anz 
ordnung trifft, ſowie der Einzug der Umlagen und Steuern der Gemeinde. 
Der Gemeindepfleger Tann nicht Ortsvorfteher und nit Ratsichreiber 
zugleich fein. 

Das Amt des letzteren ift fakultativ. Gejeglich ift ber Ortsvorfteher zu= 
gleich Ratsjchreiber, ſoweit nicht befondere Ratsichreiber angeftellt werden. Die 
Hauptaufgabe des letzteren ift die Protofollführung in den Gemeinberatsfitungen 
und in ben gemeinjchaftlihen Sitzungen beider Kollegien. 

Wenn einmal ein Ratsfchreiber irgendwo beflellt iſt, kann ber Orts: 
vorfteher die Protofolführung nicht ohne weiteres beforgen, außer ala beffen 
Stellvertreter, wozu er erft vom Gemeinderat ernannt werden mühte. Dem 
Ortsvorſteher fteht in diefem Fall nicht zu, dieſes oder jenes Geſchäft bes Rats— 
ſchreibers nad Belieben für fich in Anspruch zu nehmen, es jei denn ala Stell: 
vertreter besjelben und ſofern er vom Gemeinderat zum Stellvertreter beftellt ift. 

Zur Unterftügung ber Gemeindebehörden können weitere Aſſiſtenten 
vom Gemeinderat beftellt werben. 

Ueber deren Rechtöverhältniffe find bejondere Beftimmungen getroffen; 
ebenjo find über die Handhabung der Disziplin gegen die Gemeinbelollegien 
(Gemeinderat und Bürgerausihuß), Beamte und Unterbeamte der Gemeinden, 
bejondere Borjchriften gegeben. 


Gemeindeverwaltung. 


Bon der Gemeindeverwaltung ift beionder8 hervorzuheben, daß darunter 
aud die Polizeiverwaltung inbegriffen ift. 

Der Begriff der „Polizei“ bat im Laufe ber Zeit eine fortichreitende 
Einengung erfahren. 

Während urjprünglic; Polizei die Gejamtheit der ftaatlichen Angelegen- 
beiten (res politicae) im Gegenſatz zu ben kirchlichen (res ecclesiasticae) be 
deutete, wurde nad allmählicher Abjonderung der Juſtiz-, Militär: und fyinanz- 
verwaltung die innere Verwaltung ala ‘Polizei bezeichnet. 

Die polizeiliche Tätigkeit der inneren Verwaltung ift eine obrigfeitliche 
und deshalb ihrem Weſen nad; eine ftaatliche Aufgabe. 

Unter „Ortspolizei“ verfteht man die vom Staat den Gemeinden zur 
Verwaltung übertragene örtliche Polizei. 

Eine Abgrenzung ber örtlichen und ftaatlihen Zuftändigfeit innerhalb ber 
einzelnen polizeilichen Gebiete, joweit fie nicht ganz oder in der Hauptjadhe den 
Gemeinden überlaffen werben können, wie die Feld- und die Straßenpolizei, ift 
nicht gut möglid. 

Die Koſten ber örtlichen Polizeiverwaltung haben die Gemeinden zu tragen. 

Die Verwaltung der Ortspolizei erfolgt durch den Ortsvorſteher. 

Die Zuftändigkeit de8 Gemeinderats ift nur infoweit gegeben, als ihm 
diejelbe durch ausdrüdliche Beitimmungen ber ar oder Verfügungen zus 
gewieſen ift, in allen übrigen Fällen greift im Zweifel die ausichließliche Zu: 
ftändigfeit des Ortsvorftehers Platz. 
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Die Strafbefugnis des Ortövorfteherd erftredt fi im Marimum bis zu 
30 ME. eventuell 6 Tagen Haft. In großen und mittleren Städten können 
zur Verwaltung der Polizei ein oder mehrere bejondere Beamte angeftellt werben. 

Die Anstellung derielben bedarf der Beftätigung durch die Kreisregierung. 
In großen Städten (über 50 000 Einwohnern) müfjen biejelben die Fähigkeit 
zum Richteramt oder höheren Berwaltungsdienft befigen. In den mittleren 
Gemeinden dagegen genügt für die jelbitändigen Polizeibeamten die Erftehung 
einer niederen Dienftprüfung im Departement ber Juſtiz oder bes Innern. 
Hier ift ebenjo wie bei bejoldeten Gemeinderäten die Möglichkeit gegeben, Leute 
vom Schreibfady in maßgebende Stellungen vorrüden zu laffen, in denen neben 
techniiher Bildung noch gute allgemeine Bildung zu verlangen it. Es if 
damit eben dem Charakter des mwürtt. Volkes gedient und feiner Eigenart Ge: 
nüge geleiftet, im weiteren Umfang den Schreiberftaat auögebildet zu jehen. 

Durd) die der Regierung bei Anjtellung eines jelbftändigen Polizeibeamten 
gegebene Befugnis der Beftätigung kann allerdings die Anftellung einer un: 
geeigneten, namentlih einer nicht genügend vorgebildeten Perjon verhindert 
werden. Inwieweit die Regierung an ihrem Recht in ſachgemäßer und er: 
forderlicher Weile Gebrauch madjen wird, bleibt abzuwarten. Für die Ber: 
waltung des Gemeindevermögend durch den Gemeinderat find bejondere 
Beltimmungen getroffen. Dasjelbe ift derart zu verwalten, daß es einerfeits 
in feinem Beſtand nicht gefährdet wird und andererſeits, jomweit Dies feine 
Natur geftattet, einen möglich hohen Ertrag abwirft. Letzterer ift zunächſt zur 
Beftreitung des Gemeindeaufmwandes beftimmt. Insbeſondere find Vorſchriften 
aegeben: für die Grundftodsverwaltung, für laufende Verwaltung und für die 
Reftverwaltung. 

Im Anihluß hieran ift das Gemeinderehnungsmwejen geregelt. 
In den großen und mittleren Städten wird die Jahresrechnung, welche vom 
Gemeinderechner aufgeftellt wird, von einem von der Gemeinde aufzuftellenden 
Rechnungdverftändigen (Gemeinderevilor) geprüft. Die Durchſicht und Beſchluß— 
faffung über die Anerkennung der Rechnung und bie Entlaftung des Rechners 
(Rechnungsabhör) erfolgt durch die Gemerndefollegien (Gemeinderat und Bürger: 
ausſchuß). Hierauf wird die Rechnung mit ſämtlichen Belegen x. ber Kreis: 
regierung zur Durchſicht und Nachprüfung vorgelegt. In Eleineren Städten und 
Landgemeinden ift die Rechnung nad) Durchſicht durch die Gemeindefollegien 
dem Oberamt zur Prüfung vorzulegen. Durch letzteres erfolgt auch die 
Rechnungsabhör, Entlaftung des Rechners. 

Die Vornahme einer fürmlichen Rechnungsabhör an Ort und Stelle if 
nicht unbedingt vorgeichrieben, jondern in das Ermeflen der Auffichtsbehörde 
(Oberamt) geitellt. 

Wenn in Eleineren Städten und Landgemeinden der Ortsvorfteher die zu: 
nähft ihm obliegende Entwerfung des Voranichlags und die Fertigung der 
Staatöjteuer- und Gemeindeumlage nicht zu bejorgen vermag, werden dieſe Ge- 
ihäfte, falls nicht mit ihrer Bejorgung vom Gemeinderat ein anderer bejähigter 
Gemeindebeamter betraut wird, durch einen beionderen Rechnungsverftändigen 
— Berwaltungsaftuar — verjeben. Dasjelbe gilt für den Gemeindepfleger in 
bezug auf die ihm obliegenden Rechnungsgeſchäfte. 

Eine wichtige und fortichrittliche Aenderung gegenüber dem alten Recht if 
die Neuregelung der Berhältniffe der Verwaltungsaktuare. In Ueberein- 
ftimmung mit dem Entwurf von 1897 hat auch das neue Gejeg das Imftitut 
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der Berwaltungsaktuare neu organifiert, um einerjeits mit Rüdficht auf die 
Bejeitigung der Lebenslänglichkeit des Ortsvorfteheramts den Gemeinden zu er: 
möglichen, weniger ala bis jetzt bei der Wahl ber Ortsvorſteher auf fach— 
männifjch gebildete Männer fehen zu müffen, und andererjeitö die Stellung der 
Berwaltungsaktuare in einer Weile zu geitalten, dab fie in der vorſchrifts— 
mäßigen Bejorgung ihrer die Ausübung einer gewillen Kontrolle in ſich 
ſchließenden Geichäftsaufgabe gehemmt find und in ihrer ökonomiſchen Eriftenz 
ficherer geftellt werben, als früher. 

Das neue Gejeg hat eine fefte und einheitliche gejeliche Ordnung des 
BVerwaltungsaktuariats geichaffen, indem es die Bıldung von mehr oder weniger 
geichloffenen Bermaltungsaktuariatsbezirfen, die Beftellung der Verwaltungs: 
aftuare durch die Amtöverfammlung, die Gewährung eines feſten Gehaltes und 
die Einräumung der Dienftftellung wirklicher SKörperichaftsbeamter mit der 
Verpflichtung des Beitritts zur Penſionskaſſe für Körperſchaftsbeamte vor: 
geichrieben hat (f. unten Bez.:Ordnung). Was die Befähigung der Verwaltungs: 
aftuare anlangt, jo wird der Nachweis der niederen Verwaltungsdienſt— 
prüjung verlangt. 


Iufammengejehte Gemeinden. 


In einem bejonderen Abjchnitt hat das neue Gele die Verhältniſſe 
ber zujammengejeßten Gemeinden geregelt. In der Hauptſache vor: 
behaltlidy einiger Aenderungen ſchließt fi) das neue Gejeß in diejem jeinem 
Abſchnitt an das frühere Recht, näherhin an die Beitimmungen des Gejeges 
vom 17. September 1853, betreffend die Verhältniffe der zufammengejegten Ge— 
meinden an. Analog dem früheren Recht ift der Begriff einer Teilgemeinde 
auch jegt beitimmt. Zeilgemeinden mit eigener juriftiichen Perſönlichkeit können 
jegt wie früher zweifacher Art fein: 

Die normale Teilgemeinde mit eigener, einen Sonderbezirk bildender 
Markung, melde zugleih ala Subjekt von Rechten und Verbindlichkeiten Ber: 
mögen in eigener Verwaltung bejigt oder Trägerin gewiſſer öffentlich-rechtlicher 
Berpflihtungen (Wirkungslaften) iſt, und die als ganz erzeptionelle Geitaltung 
nur jeiten vorfommende und als Neubildung auögeichloifene ZTeilgemeinde ohne 
Markung, aber mit eigenem Vermögen, welche aus praftiichen Gründen zur Be: 
Ihaffung eines Trägers für die vorhandenen Vermögensrechte und Verbindlich: 
feiten der Charakter einer Zeilgemeinde zuerkannt ift, obwohl fie wegen bes 
Mangels eines eigenen Bezirkes als jelbitändige Gemeinde nicht beftehen könnte. 
Abweichend von dem jeitherigen Recht ift dagegen der Begriff der aus mehreren 
Drten zulammengejegten Gejamtgemeinde beitimmt. Während nämlich das 
frühere Geſetz aud) nur räumlich getrennte Wohnbezirke (Parzellen) ald Gejamt: 
gemeinde zujammenfaßte, beſchränkt das neue Gejeg den Begriff auf eine Jolche 
aus mehreren Ortichaften bejtehende Gemeinde, welche, abgejehen von jeltenen 
Ausnahmen, einjchlielicd; der Teilgemeinde des Hauptortes zwei oder mehr Teil: 
gemeinden mit eigener Rechtsfähigkeit umfaßt. Prinzipiell ift das zweifellos 
richtig, da nur in letterem Falle der Gejamtgemeinde in der einzelnen Ortichaft 
eine zweite Korporation mit abgejonderten Wirfungsfreis und eigener Verwaltungs: 
organijation gegenüberfteht, bei bloß räumlich getrennten Einzelgruppen von 
MWohnftätten aber eine weitere Körperichaft fehlt, welche eine jelbitändige Wirk: 
ſamkeit entfalten und eine bejondere öffentliche Verwaltung erfordern würde, 
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jo daß eine geichloffene Gemeinde und eine aus mehreren räumlich getrennten 
Wohnbezirken zujammengejeßte Gemeinde rechtlich an und für fi) einander gleich 
zu erachten und zu behandeln find. Praktiſch gelten übrigens nach dem neuen 
Gejeg, wie früher, aud für die aus einzelnen Parzellen ohne eigene Rechts: 
fähigfeit gebildete Gemeinde wegen der bei ihr obwaltenden tatjädhlichen Be: 
jonderheiten in gewiſſen Punkten |pezielle Beitimmungen : jo bezüglich der Berüd: 
fihtigung der Einzelorte bei Verteilung der Stellen von Mitgliedern des Ge 
meinderat3 und des Bürgerausichuffes in betreff der Aufftellung eines Anwalts. 
Beſonders zuſammengefaßt find die Vorjchriften über die Verhältniffe der Ge: 
jamtgemeinden und bejonderd Diejenigen über die der Zeilgemeinden. Dabei 
ergibt fich der Unterjchied, daß auf die nur eine bejondere Klaſſe von jelbftändigen 
Gemeinden barjtellenden Gejamtgemeinden ohne weiteres, jomweit nicht Ab: 
weichungen angeordnet find, Die Hr die Gemeinden überhaupt gegebenen Be: 
flimmungen Anwendung finden, wogegen die von den jelbitändigen Gemeinden 
grundſätzlich differierenden Zeilgemeinden den für die jelbftändigen Gemeinden 
erteilten Vorſchriften nur injoweit unterliegen, als dies ausdrüdlich beftimmt iſt 
oder aus der Natur der Sache ſich ergibt. 


Gemeindeverbände. 


Schon in der Novelle von 1891 wurde den Gemeinden die Möglichkeit 
verſchafft, ih zur Erreihung folder Aufgaben der öffentlichen Verwaltung, für 
welche die Kräfte der einzelnen Gemeinden nicht ausreichen, mit anderen Ge 
meinden behufs gemeinſchaftlicher Tätigkeit zu verbinden. Das Bedürfnis 
einer jolden Vereinigung war insbejondere bei der Ausführung gemeinjchaftlicher 
MWaflerleitungen zutage getreten und hatte zur Bildung fogenannter Wafler: 
verjorgungägruppen geführt, welchen jchon früher die gejegliche Anerkennung als 
öffentlihe Körperjhaften zu teil geworben ift. Die Beitimmung der Zwecke des 
Verbandes, jeined äußeren Umfangs und feiner inneren Einrichtung ift in ber 
Hauptjache der freien Vereinbarung der Beteiligten überlaffen. Schon aus dem 
Mejen des Verbandes als einer jelbitändigen juriftiichen Perjon ergibt fich, daß 
der Verbandszweck ein dauernder fein muß, da zur Erreihung bloß vorüber: 
gehender Zwecke, 3. B. zur gemeinihaftlihen Ausführung eines Straßenbaus, 
die Eingehung eines bloß obligatoriihen Bertragsverhältniffes zwiſchen den be 
teiligten Gemeinden genügt. Die Eingehung derartiger obligatorifcher Verträge 
ift wie bisher, jo auch künftig nicht ausgeſchloſſen. 


Staatsauffiht. 


Die Staatsaufſicht uver die Verwaltung jämtlicher Gemeinden wurde 
bisher unter Oberaufficht der Kreisregierung und des Minifteriums des Innern 
durch dag Oberamt ausgeübt. Das neue Gejeg weicht nun hiervon darin ab, 
daß e8 bie nächſte Ausübung der Staatdauffiht über die Gemeindeverwaltung 
nicht mehr allgemein dem Oberamt, jondern abgejehen von den bejonberen fällen, 
in denen künftig der Bezirksrat eingreifen joll, und mit Ausnahme der ſtets 
dem Oberamt vorzubehaltenden Auffiht über die Polizeiverwaltung, für die 
großen und mittleren Städte der Kreisregierung überträgt. 

Die Ausübung der Auffiht der Staatsbehörden über die Gemeinde: 
verwaltung bejchräntt fich vorbehältlicd der Befugnis der Auffichtsbehörde, zu 
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manden wichtigeren Beihlüffen der Gemeindekollegien (Gemeinderat oder Bürger: 
Ausſchuß) ihre Genehmigung zu erteilen, und der für die Polizeiverwaltung 
getroffenen Beftimmungen darauf, daß die gejeglich den Gemeinden obliegenben 
Befugniffe nicht überjchritten, die gejeglich den Gemeinden obliegenden öffentlichen 
Berbindlichkeiten erfüllt und die gejeglichen Vorſchriften über die Geichäftsführung 
bei ber Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten beobachtet werben. 


Die Auffichtsbehörden haben zu diefem Behufe das Recht, fich von ber 
Tätigkeit der Gemeinbebehörden ſowohl durch Akteneinficht als durch Vornahme 
von Amts: und Kaflenvifitationen Ueberzeugung zu verſchaffen und jede weitere 
zu dieſem Zweck erforderliche Auskunft von den Gemeindebehörden zu verlangen. 


Bemerkenswert ift, daß neu aufgenommen wurde die Befugnis ber Zwangs— 
etatifierung. 


Bezirköordnung. 


Die neue Kodififation des Gemeindeverwaltungsrechts, wie fie in ber 
Gemeindeordnung enthalten ift, hat zweckmäßigerweiſe eine gleiche Kodifikation 
bes Bezirföverwaltungsrechtes nad) ſich gezogen, nicht bloß, weil beide Rechts— 
gebiete bisher in der Geſetzgebung in der Regel gemeinichaftlich mweitergebildet 
und in dem früheren Verwaltungsedift bereit3 vor nahezu einem Jahrhundert 
in einem Gejeß vereinigt worden waren, jondern vor allem deshalb, weil für 
die Gemeinden und die Amtskörperſchaften in vielen Punkten eine Gleichheit 
der Nechtöverhältniffe befteht, welche eine übereinftimmende Rechtsordnung 
fordert. Hierzu kommt, daß die Gemeindeordnung wegen der ihr zufommenden 
Neuregelung der Staat3aufficht über die Gemeinden, die einen wichtigen Zeil 
der Aufgaben der Bezirfsverwaltung bildet und wegen des Inſtanzenzugs viel: 
fach in die Bezirfsverwaltung eingreift. Ein weiterer Anlaß zur Aenderung 
bes Bezirksverwaltungsrechts lag ferner auch infofern vor, als dieſes im mwejent- 
lichen noch auf dem Verwaltungsedikt beruhende Recht für die Ausübung, der 
einen großen Zeil ber verwaltenden Tätigkeit des Staates umfaſſenden Ber: 
waltungsbejugnifje bes Oberamts lediglich der Einzelenticheidung des Oberamts- 
vorftands oder jeines Stellvertreterd vorjah, während in dem weit überwiegenden 
Teile des Deutichen Reiches eine unter Mitwirtung von Bezirksangehörigen 
ftattfindende kollegiale Erledigung eingeführt ift. 


Im Einklang mit diefen Erwägungen bejchränkt ſich das neue Geſetz, das 
das frühere Recht tunlichft beibehält und in feinem größeren Zeil nur eine, in 
Einzelheiten die beffernde Hand anlegende Zujammenfaffung des früheren in 
mehreren Gejegen zerftreuten Rechts darftellt, in feinen Menderungen von grund: 
jätlicher Bedeutung und größerer Tragweite auf wenige Einrichtungen. Es 
madt ſich in diejer Richtung zur Aufgabe: 


1. Bürgerlihe Elemente im Bezirksrat zu einer umfafjenden Beteiligung 
an den Geichäften der ftaatlichen Bezirfsverwaltung heranzuziehen ; 


2. das Prinzip der Selbftverwaltung der Amtskörperſchaft durch genaue 
Begrenzung ber ftaatlichen Auffihtsbefugniffe und durch Zulaffung ftatutariicher 
Regelung derjenigen Angelegenheiten der Amtskörperjchaften, bezüglich deren eine 
einheitliche Regelung durch ftaatliche Intereffen nicht geboten erſchien, feitzuftellen 
und zu erweitern; 
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3. die Bereinigung mehrerer Bezirfe zu gemeinichaftlicher Erfüllung 
dauernder Aufgaben der Amtökörperjchaften und förperjchaftlihen Verbänden zu 
ermöglichen. Außerdem bezweckt e8: 

4. das Bezirföverwaltungsrecht, ſoweit dies durch bie Gleichheit und Aehn- 
lichkeit der Rechtäverhältniffe und Einrichtungen veranlaßt ift, den Beftimmungen 
der Gemeindeordnung anzupafjen. 


Bon der Berwaltuug der Oberamtöbezirte. 


In jedem Oberamtsbezirk befteht unter der Bezeichnung Oberamt eine 
ſtaatliche Berwaltungsftelle, welche in Unterordnung unter das Minifterium des 
Innern und die demielben unterftellten Kollegialbehörden entweder allein oder, 
joweit dies durch Gejeg oder Verordnung vorgejehen ift, unter der Mitwirkung 
des Bezirksrats die jämtlichen Gejhäfte der inneren Staatöverwaltung bejorgt, 
für welche nicht die Zuftändigfeit der Gemeindebehörben, wie diejenige anderer 
ftaatliher Behörden begründet ift. 

Der Borftand des Oberamts hat die Geichäfte zu leiten und tft für 
ihre gejeg- und ordnungsmäßige Bejorgung verantwortlid. Ihm wird die er 
forderliche Anzahl weiterer Beamten beigegeben. Der Vorſtand ift der Ober: 
amtmann, welder den Titel und Rang eines Regierungsrats, wie auch die 
Stellung eines jolden haben kann. Gejelicher Stellvertreter des Oberamts- 
vorjtandes ift der jedem Oberamt zugeteilte zweite Beamte, Amtmann. Zur 
Unterftügung des Oberamts bei Handhabung ber Gejundheitspolizei ift der 
Oberamtsarzt und zur Unterjtügung desjelben bei Handhabung der Veterinär: 
polizei der Oberamtötierarzt berufen. In bau= und jeuerpolizeilihen Angelegen: 
heiten wird das Oberamt durch den Oberamtsbautecjnifer, den Oberjeuer: 
Ihauer und den Bezirksfeuerlöſchinſpektor beraten. 


Amtslörperſchaft. 


Die Oberamtsbezirke beſtehen aus 16—53 Gemeinden. Die Vereinigung 
dieſer Gemeinden und ber Bezirksangehörigen zu einem höheren Kommunal: 
verband, einer Bezirksgemeinde, ftellt die Amtstörperichaft dar, welche das Mtittel- 
glied zwiichen den Gemeinden und dem Staatäverband bildet und diejenigen 
Öffentlichen Intereffen und Bedürfniffe zu befriedigen hat, welche dem ganzen 
Bezirk gemeinfam find, ohne jedod ala ntereffen und Bedürfniffe des ganzen 
Staates anerkannt zu fein. Außerdem ift den Amtskörperichaften eine Reihe 
von Geſchäften und Laſten für allgemein ftaatliche Zwecke auferlegt. Während 
die legteren durch die ftaatliche Gejeßgebung im einzelnen beitimmt und be 
grenzt find, ift der Kreis ber in der Eigenverwaltung der Amtskörperſchaft 
beichlofjenen Aufgaben nur zum Hleinften Zeil durd die Gejeßgebung des 
Staates normiert, in der Hauptſache haben die Organe der Amtstörperichaft 
e8 in der Hand, die Grenzen ihrer Wirkſamkeit auf diefem Gebiet nad ihrem 
Ermefjen enger oder weiter zu ziehen. Die Grenze zwijchen den Aufgaben der 
Eigenverwaltung und denen ber übertragenen Verwaltung ift übrigens eine 
flüflige, und es Enüpfen fih an fie feine rechtlichen Unterichiede; vielmehr er: 
ſcheint alles, was die Gejeßgebung der Amtstörperihaft zur Belorgung durch 
die eigenen Organe und auf eigene Koſten zumeift — im Gegenjag zu den 
dem Bezirksrat ald Behörde der ftaatlihen Bezirfsverwaltung überwiejenen 
Aufgaben —, gleihmäßig ala eine Angelegenheit und Aufgabe der Amtskörperſchaft, 
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welche der Einwirkung der Staatsauffichtsbehörden nur in ben Grenzen, welche 
oben hinfichtlich der Auffiht über die Gemeindeverwaltung beftimmt und er- 
wähnt find, unterworfen ift. 

Der Amtskörperſchaft ift eine juriftiiche Perjon des öffentlichen Rechtes 
und bes Privatrechtes. 

Zur näheren Regelung der den Gegenjtand der Bezirksordnnung bildenden 
Berhältniffe ihrer Verjaffung und Verwaltung können die Amtslkörperſchaften 
allgemeine Anordnungen mit Gejeßeskrajt treffen. 

Hinfihtlih der Erlafjung zc. ſolcher Anordnungen (Sagungen) gilt das⸗ 
an * oben hinſichtlich der Gemeindeſatzungen in der Gemeindeordnung 
geſagt iſt. 

Eine Ausnahme hiervon iſt bei den Bezirksſatzungen, welche die Ver— 
haͤltniſſe der auf Rechnung einer Amtskörperſchaft geführten Sparkaſſen regeln, 
und ebenſo bei den Bezirksjagungen, melde die Verhältniffe eines Bezirks: 
verbandes regeln, injofern gemacht, als diefe Arten von Satzungen ber Ge: 
—— des Miniſteriums des Innern unterliegen. 

* Beide hier genannten Inſtitute beſitzen die Eigenſchaft einer juriſtiſchen 
erjon. 

Die Aufgabe der Oberamtsiparkafjen ift in erjter Linie, den weniger be 
mittelten Volksklaſſen die fichere Anfammlung und zinstragende Anlegung kleiner 
Kapitalien zu ermöglichen. 

Ganz neu ind Gejeg aufgenommen find die Vorſchriften über die Bildung 
von jogenannten „Bezirfsverbänden“, welche behufs befierer Erfüllung beftimmter 
dauernder Aufgaben der Amtskörperſchaft mittel Zuſammenſchluſſes mehrerer 
Bezirke durch freiwillige vom Minifterrum des Innern geſchloſſene Uebereinkunft 
gebildet werden können. Insbeſondere ift die Bildung von Bezirköverbänden 
ftatthaft zur Begründung oder Unterhaltung gemeinichaftlihen Anftalten ober 
Einrichtungen für die Armen: oder Krankenpfleger für gewerbliche ober land» 
wirtſchaftliche Ausbildung der Angehörigen der verbundenen Bezirke, ober für 
die förderung der Bandeskultur, jodann zur gemeinjchaftlichen Herftellung oder 
Unterhaltung von Straßen, Verfehrsunternehmungen, Flußkorrektionswerken u. dergl. 
Ein Zwang zur Bildung folder Verbände dur die Auffichtsbehörden ift 
ausgeſchloſſen. 

Die allgemein geſetzliche Pflicht für die Amtskörperſchaften 
ift die förderung der gemeinichaftlihen Intereſſen bes Bezirks, ſoweit fie nicht 
zu den allgemeinen Landesverbindlichkeiten gehören. 

Zu diefem Zweck können insbejondere gemeinnügige Anftalten und Ein: 
richtungen, 3. B. Fortbildungsichulen, landwirtſchaftliche oder gewerbliche Unter: 
richtskurſe, Armenbeichäftigungsanftalten, Krankenhäufer, Viehverfiherungstaffen 
u. dergl. gegründet und betrieben oder durch Beiträge unterftügt, Einrichtungen 
oder Deo Kofbasen für das Geſundheitsweſen getroffen ober ng die 
Anftellung von Aerzten für den Bezirk oder einzelne Teile desjelben, von Wund— 
ärzten, Wafferbautechnifern, Baumauffehern und dergleichen beichloffen werben. 

Auch können, wenn dies den Sntereffen des Bezirks entipricht, einzelne 
nad Vorſchrift der Gejehe den Gemeinden obliegende öffentlich-rechtliche Ver— 
pflichtungen den jämtlichen Gemeinden des Bezirks ganz oder teilweiſe abgenommen 
und auf bie Amtsförperihaft übernommen werden. Es kann dies jedoch nur 
dann geichehen, wenn fich in der Amtöverfammlung eine Mehrheit von zmei 
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Dritteilen der abgegebenen Stimmen für die betreffende Ausdehnung des Wirfungs- 
freijes der Amtskörperſchaft ausſpricht. 

Die Uebernahme von Leiftungen auf den Bezirk, die nur ein Zeil ber 
Gemeinden auf fi genommen hat, ift dagegen nicht zuläffig; für ſolche Fälle 
fol die Möglichkeit der Bildung von Gemeindeverbänden eintreten. Die Koften 
der Schule und Armenpflege dürfen nicht auf den Bezirk übernommen werden, 
joweit fie Gemeindejadhe find. Ausgenommen biervon find bie Koften, die den 
Gemeinden durch die Fürſorge für Geiftesfranfe, für Geiftesihwahe oder an 
Epilepfie oder ähnlichen Krankheiten leidende Perjonen, für verwahrlofte Kinder, 
ſowie für Taubftumme und Blinde erwadjien. 

Organe der Amtökörperichaft find die Amtsverfammlung unb der 
Bezirksrat. 

Die Amtsverſammlung beſteht aus dem Oberamtsvorſtand ala Vorſitzenden 
und aus zwanzig bis dreißig Abgeordneten der zu dem Oberamtsbezirk gehörigen 
Gemeinden. Die Zahl der Abgeordneten wird durch die Bezirksſatzung feſtgeſtellt. 
Jede einzelne Gemeinde beſchickt die Amtsverſammlung nach dem Verhältnis, 
in welchem fie zu dem Bedarf der Amtsförperichaft beiträgt. Diejenigen Ge— 
meinden, die nicht mit Stimmredht teilnehmen dürfen, dürfen mit beratender 
Stimme an ben PBerhandlungen der Amtsverfammlung teilnehmen. Die Ab- 
geordneten der Gemeinde werden von den vereinigten Gemeindefollegien mittels 
geheimer Abftimmung gewählt. Die Wahl erfolgt auf die Dauer von drei 
Kalenderjahren und ift jeweils im Dezember vorzunehmen. Sceidet der Ge- 
wählte vor Ablauf ber Wahlperiode aus, jo ift auf die noch übrige Dauer der 
letzteren eine Erjagwahl vorzunehmen. Die Amtsverfammlung verwaltet alle 
Angelegenheiten der Amtskorperſchaft, deren Erledigung nicht nach geietlicher 
Vorſchrift dem Bezirksrat oder den Körperichaftsbeamten zugemieien iſt. Die 
wichtigften Aufgaben bderjelben find im einzelnen: 

a) Für die Erhaltung des eigenen vorjchriftsmäßigen Beltandes und für 
den geordneten Gang ihrer Geichäfte zu ſorgen, die Mitglieder des Bezirksrats 
und zutreffendenfall3 diejenigen der Kommiſſionen und Ausſchüſſe zu wählen; 

b) Beftimmungen über die VBerfaffung und die Art der Verwaltung der 
Amtskörperihaft durch Bezirksſtatut feſtzuſetzen; 

c) den Kreis der freien Verwaltung der Amtsförperfchaft zu beitimmen ; 

d) allgemeine, die Benügung von Anftalten oder Einrichtungen der Amts— 
förperfchaft regelnde Anordnungen aufzuftellen, joweit es ſich dabei nicht um 
bezirfäpolizeiliche Vorſchriften handelt ; 

e) über die Errichtung von Dienftitellen auf dem Gebiet der Amtskörper— 
ſchaftsverwaltung, welche nicht auf Grund gejeglicher Vorſchrift beftehen, zu be- 
ichließen; die Gehalte, Dienftfautionen und Dienftanweilungen der Körperichaits- 
beamten unter Beachtung der hierüber erlafjenen bezirksftatutariichen Beitimmungen 
feitzufegen und die Körperfchaftsbeamten anzuftellen, jojern nicht dieje Anftellung 
durch Bezirköftatut dem Bezirksrat übertragen ift; 

f) die ihr geſetzlich obliegenden Wahlen für allgemeine ftaatlihe Zwecke 
zu vollziehen ; 

g) den Yahresetat und etwaige außeretatsmäßige Ausgaben der Amts- 
förperichaft, ſowie die Art und Meile der Beihaffung ber nötigen Mittel, 
namentlich die Höhe der erforderlichen Umlagen feſtzuſetzen; über die Aufnahme 
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von Schulden ſowie über Angriffe bes Grundftüdsvermögens der Amtskörperſchaft 
und über die Erhöhung desjelben durch bleibende Zumeifung von Vermögens: 
teilen, welche keinen je Ar Beitandteil oder Zuwachs des Grundſtückes bilden, 
Beihluß zu faffen und über die Anerkennung der abgehörten Jahresrechnung 
ber Amtskörperichaft uud die Entlaftung des Rechners Entichließung zu treffen; 

h) Bitten, Anträge und Borftellungen, welche die Intereſſen des Bezirks 
oder der Bezirksangehörigen berühren, an die ftaatlihen Behörden zu bringen. 

Die Amtsverjammlung wird durch den Oberamtsvorftand jedes Jahr 
rechtzeitig vor Beginn des Rechnungsjahres zur Feſtſetzung des jährlichen Haus: 
haltsplans berufen. Im übrigen erfolgt die Berufung, jo oft e8 die Geichäfte 
erfordern oder die Berufung von einem Drittel der Mitglieder der Amts- 
verjammlung oder von dem Bezirksrat unter Angabe des Grundes beantragt wird. 

Die Berufung, welche, wofern es ſich nicht um bie Erledigung dringender 
Angelegenheiten handelt, mindejtens eine Woche vor dem Situngstag erfolgen 
fol, ift unter Beifügung der vom Bezirkörat beitimmten Tagesordnung den 
zur Teilnahme an der Beratung Berechtigten zuzujenden. Außerdem ift die 
Berufung öffentlich befannt zu machen. 

Daß die Amtsverfammlung am Sit des Oberamts ftattfindet, wird die 
Regel zu bilden haben, ift aber nicht unbedingt notwendig; vielmehr joll, wenn 
ein anderer Ort des Bezirks von der Mehrzahl der Gemeinden aus leichter und 
billiger zu erreichen ift, ala die Oberamtäftabt, jener andere Ort als Ber: 
jammlungsort beftimmt werden fönnen. 

Die Amtöverfammlung fann nur in verjammelter Sigung beraten und 
beichließen. Zur Beſchlußfähigkeit ift die Anmwejenheit von mehr als der Hälfte 
der ftimmberechtigten Mitglieder neben derjenigen des Oberamtsvoritandes er: 
forderlih. Die Verhandlungen find öffentliche. 


Ansihüffe und Kommiffionen. 


Zur Vorbereitung einzelner Gejchäftsgegenftände der Amtsverfammlung 
fönnen von derjelben aus ihrer Mitte Ausichüffe beftellt werden. Den Vorſitz 
in denjelben führt der Oberamtsvorftand, im Fall feiner Verhinderung ein als 
ftellvertretender Borfigender vom Ausihuß aus jeiner Mitte gewähltes Mitglied. 

Yım allgemeinen und an fich ift der Bezirksrat berufen, die Verhandlungen 
und Beichlüffe der Amtsverfammlung vorzubereiten. Ausnahmsweiſe aber fann 
e3 geboten jein, bei Erfüllung bejonders großer Aufgaben, 3. B. Errichtung 
eines Krankenhaujes, Erbauung eine eigenen Gebäudes, einen bejonderen Aus— 
ſchuß zu beftellen, der allerdings tatſächlich in einer Erweiterung des Bezirks— 
rated beftehen wird. Die Ausihüffe können aljo an Stelle des Bezirksrates 
treten oder denjelben unterftügen. Im rechtlichen Unterjchied zu „Ausſchüſſen“ 
ftehen die „Kommiffionen“, welche von der Amtöverfammlung berufen werben 
fönnen. Den Borfig in derjelben hat in der Regel der Oberamtsvorftand. 

Ihnen kann die unmittelbare Verwaltung und Beauffihtigung einzelner 
Anftalten und Einrichtungen ber Amtskörperſchaft, ſowie die Bejorgung eines 
beitimmten Kreijes von Geſchäften und einzelner Aufträge übertragen werben. 


Bezirkärat. 


Der mit der Beiorgung aller laufenden Geſchäfte der Amtskörperichaft 
nad jrüherem Recht betraute Amtsverfammlungsausihuß beftand unter dem 
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Vorfitz des Oberamtmannes aus vier bis ſechs von der Amtsverſammlung je 
auf die Dauer von drei Jahren aus ihrer Mitte gewählten Mitgliedern. An 
die Stelle dieſes Ausſchuſſes tritt im neuen Gejeß zunächſt als Organ der 
Amtskörperſchaft behufs Verwaltung der Angelegenheiten der Iegteren, jodann 
aber au ala mitwirfendes Organ bei der jtaatlichen Bezirksverwaltung der 
Bezirksrat. Die Zahl der Mitglieder des Ieteren befteht aus ſechs je auf die 
Dauer von drei Jahren gewählten ordentlichen, nebft vier ftellvertretenden Mit: 
gliedern. Drei ordentlihe Mitglieder und zwei Stellvertreter find aus den 
Mitgliedern der Amtöverfammlung, die übrigen auß den jonftigen Bezirks 
angehörigen zu wählen. Die Beamten ber Amtskörperihaft find vom Eintritt 
in den Bezirksrat ausgeſchloſſen. 

Der. Bezirksrat ift jeiner Natur nah ein Organ des wirtichaftlichen 
Eelbftverwaltungstörpers, der Amtsförperichaft. Als jolches hat er lediglich die 
Verhandlungen der Amtsverfammlung vorzubereiten und auszuführen, und bie 
Amtsverjammlung in der Verwaltung der Angelegenheiten der Amtskörperichaft 
in den geſetzlich vorgejchriebenen Fällen zu unterftügen. Auf der anderen Seite 
aber ift der Bezirkörat zur Mitwirkung an der eigentlihen ftaatlicyen Ber: 
waltung mit dem Oberamt berufen. In diejer Stellung ift er nicht Selbft- 
verwaltungsorgan, ſondern verkörpert den auch in anderen Zweigen ber gejamten 
Staatöverwaltung zum Ausdrud gefommenen Gedanken ber unmittelbaren Mit: 
wirkung der Bevölkerung an den Geichäften des Staats. Aus diejer zweifachen 
Stellung des Bezirfsrates ergibt fi) grundjählic aud eine Verſchiedenartigkeit 
der Organilation. 

In den Geſchäften der ftaatlihen Verwaltung ift ber Bezirförat teils zur 
Entiheidung, teils zur Mitwirkung bei beftimmten oberamtliden Anordnungen 
oder Verfügungen, teil® zur Beratung des Oberamtes berufen. Namentlich auf 
dem Gebiet der Gemwerbepolizei hat der Bezirksrat der bureaufratiich gebildeten 
Behörde des Oberamtes vieles abgenommen und an Gtelle des letzteren 
zu erledigen. 

Der Bezirkörat verjammelt fi an beftimmten, von ihm jelbit zum voraus 
ae Sitzungstagen und außerdem auf bejondere oberamtliche Berufung, 
jo oft e8 der Stand der Geichäfte erfordert. Er iſt beichlußfähig, wenn außer 
dem — mindeſtens vier Mitglieder anweſend ſind. Ordentlicher Be— 
richterſtatter iſt der Oberamtsvorſtand, oder der von ihm beigezogene zweite 
oberamtliche Beamte (Amtmann.) Die Vorbereitung kommt dem Oberamt zu, 
in Angelegenheiten der amtsförperichaftlihen Berwaltung fann aud einem ge 
wählten Mitglied des Bezirksrats die Vorbereitung und die Berichterftattung 
übertragen werden. Auch in flaatlichen Angelegenheiten ift dies der Fall. 


Eine mündliche Verhandlung mit ben Beteiligten, erforderlihenfalls auf 
Grund einer Beweitaufnahme in der mündlichen Verhandlung, nicht bloß auf 
Grund des vorbereiteten Aktenmateriald wird in den mwenigften Fällen notwendig 
jein. Ein jolches Verfahren wird notwendig, ſoweit der Bezirförat zur erften 
Inſtanz im Sinne der 88 20 und 21 der Gemd. erklärt ift (d. 5. reichsgeſetzlich 
vorgeichrieben ift). Aber auch in anderen fällen wird die obligatorifche Anordnung 
einer mündlichen Verhandlung vor dem Bezirksrat fi für die Gewinnung eines 
erihöpfenden Bildes des Tatbeftandes förderlich erweilen, 3.8. bei der Erteilung 
von Wirtichaftsfonzeifionen, von Sonzeffionen zum Betrieb des Geichäfts eines 
Piandleihers, Pfandvermittlers, Gefindevermieterd und Stellenvermittlers, bei 
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werbe. 

Matt an ſich Parteien gegenüberftehen, joll ein kontradiktoriſches Verfahren 
attfinden. 

Das Geſetz ermädtigt ben Bezirksrat, in den ihm geeignet erjcheinenden 
Tällen eine Vernefmung von Parteien, Zeugen zc. einzuleiten, und zwar aud 
in folden Fällen, in denen eine mündliche Verhandlung geiegli richt vor 
——— iſt. Soweit dies geſchieht, findet auf die Vernehmungen das für 

ie mündliche Verhandlung vorgeſchriebene Verfahren keine unmittelbare 
Anwendung. 

Inſoweit eine mündliche Verhandlung nicht flattfindet oder die Beteiligten 
zu einer ſolchen trog Ladung nicht erjcheinen, erfolgt die Enticheidung des Ber 
irfsrat3 auf Grund des vom Vorfigenden oder vom Berichterftatter vorgetragenen 

fteninhalts. 

Wird von dem Bezirförat ein Beſchluß gefaßt, welcher deſſen Befugniffe 
überjchreitet oder jonft gejegwidrig ift, jo hat der Oberamtsvorftand die Aus: 
führung besjelben zu beanftanden und, wenn ber Bezirksrat auf jeinem Beichluß 
beharrt, die Entſcheidung ber Auffichtsbehörde einzuholen. Dieje Befugnis bes 
DOberamtmannes ift übrigens jedem einzelnen Mitglied des Bezirksrats gegeben, 
db. 5. da8 einzelne Mitglied kann nicht die Ausführung eines Beſchluſſes ver: 
hindern, aber e8 hat das Recht, die Enticheidbung der Autichtäbehörbe einzuholen, 
wenn es ſich um geſetzwidrige Beichlüffe Handelt. Die durch die Mitwirkung 
des Bezirksrats in ftaatlichen Angelegenheiten entftehenden Koften werben von 
ber Staatskaſſe getragen. 

Hinſichtlich der Rechtsverhältniffe der Mitglieder der Bezirkskollegien, ſowie 
ber Beamten und Unterbeamten der Amtsförperichaft gelten die analogen Be— 
ftimmungen der Gemeindeordnung; ebenjo verhält es ſich mit den Beftimmungen 
über die Bermögensverwaltung. 

In bezug auf bie Führung der Aufficht über die Dermögensverwaltung 
gelten biejelben Beitimmungen, wie in der Gemeindeordnung. Die Aufficht 
über die ftaatliche Bezirksverwaltung wird unter Oberaufficht de8 Minifteriums 
von den Kollegialbehörden des Departements des Innern und, ſoweit die Ober- 
ämter im Geſchäftskreis der Behörden anderer Departements und in Unterordnung 
unter diejelben zu handeln haben, von ben Kollegialbehörben und Minifterien 
diejer anderen Departements geführt. Auf dem Gebiet der oberamtlichen Polizei= 
verwaltung können die Auffichtsbehörben in dringenden Fällen die zur Wahrung 
ber öffentlichen Sicherheit oder des allgemeinen Wohles erforderlichen Ver: 
fügungen unmittelbar an Stelle des Oberamts oder des Bezirksrats treffen. 
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Schluß.) 


Die Ergänzungsſteuer beträgt jährlich bei einem Jahresbetrage des Amir 
oder gewerblichen Anlagekapitals von: 
bei einem Gejamteintommen 


von über 18000 Mt. von über 6000 Mt. bis zu NT 
4.— Mt. t. 22 M 


— 


über 200 bis 300 Mt. 
300 400 


” ” * 6. ⸗ * 450 3.— D 
:- 0 „ 50 „ 8.— „, 6— „ 4 
: I : 600 10.— „, 750 „ 5- 
,„» 60 „ 70 „ 12.— „, 9.-- „, 6. 
„ 700 „ 80 „ 14.— „ 10.50 „ 1.- 
:- 00 „ MW , 16.— „ 12.00 „ 8.— 
900 2 1000 18— ı 1350 * 
" 1000 7 1200 7 0 Tage 10.- 
J 1200) 1400 Mo ” ie * 12.- 
.„ 140 „ 1600 „ B— , 1— „ 4- , 
„ 1600 „ 1800 „ 32.— „ 24.— „ 16.— 
J 1800 ” 2000 a: 1 ! 18.- 
» 2000 „ 2200 „ 40.— , .— . D- 
»„ 2200 „ 2400 „ 4. , 3.— „ 2- 
” 2400 — 2600 „ 48.— ” 36.— — A- 
» 2600 „ 2800 „ 52.— „, 39.— „ %— 
»„ 2800 „ 8000 „ 56 — „, 2.— _ 3.- 
-„ 3000 „ 833800 „ 60.— , 46.— „ R.— 
,„ 3300 „ 3600 „ 66.— „, 49.— „ B3— + 
. 3600 - 3900 2— _ Bi ” 3.- 
„ 3900 „ 4200 „ 78.— „, 58.50 „ 39.— 
„ 4200 „ 4500 „ 84 — „, 63.— , 44 
„ 4500 „ 4800 „ n— , 67.50 „. 5— 
„ 4800 „ 5100 „ 96 — „ 72 — . 3. 
„ 5100 „ 5400 „ 102.— „ 76.50 „ 5L— 
„ 5400 . 5700 —— Bi 2 H- 
„ 5700 „ 6000 „ 114,— „ 85.50 „ 51.— 
” 6000 . 7000 ” a er - 

7000 8000 Mo 06. " - 


In Stufen von je 1000 Mt. fteigt alsdann der Steuerſatz um je 20 Mt., 15 Rt, NE. 
Die Ergänzungäfteuer trifft die Geſellſchaften m. b. H. nur in der der 

ber Gewerbeiteuer, nicht in der der Kapitalrentenfteuer, da nach der Ausfühnm 
verordbnung vom 30. September 1902 zur Ausführung bes Gelee © 
20. Juni 1902 die Erhebung einer Ergänzungsfteuer Beirefrenb, fämtliche Er 
bei den ®. m. b. 9. alö dem Gewerbebetrieb mittelbar ober unmi dene 
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betrachtet werden. Die ©. m. b. H.Geſellſchafter unterliegen der Ergänzungs— 
fteuer in ihrer Eigenihaft als Kapitalrentenfteuer. 

I. Die Gemeindeumlagen richten fi nad der direkten Gtaatsfteuer. 
Nach dem Gejeg vom 14. März 1904 betreffend die Gemeindeleiftungen find 
die Gemeindefteuern von Grundbefig, von Einkommen und von Gewerbebetrieben 
auf Grund der Beitimmungen über die ftaatliche Grund:, Einkommen: und 
Gewerbefteuer (Ergänzungsfteuer) zu erheben und zwar in ber Regel in dem für 
diefe ftaatlichen Steuern beftehenden Verhältnis; für die Gewerbebetriebe kann 
jedoch eine bejondere Gemwerbefteuer feftgejet werden. Die Erhebung von Kapital: 
rentenfteuer als Gemeindefteuer ijt unzulaͤſſig. Einfommen aus Grundbeiiß ift 
fteuerpflichtig nur in der Gemeinde, in welcher der Grundbejit belegen, Ein: 
fommen aus Handel, Gewerbe oder Bergbau nur in der Gemeinde, in welcher 
fih der Sitz, eine Zweigniederlaffung, eine Betriebs:, Werk: oder Verkaufsftätte 
oder eine zum jelbftändigen Abſchluß von Rechtsgeſchäften ermächtigte Agentur 
befindet. Bei der Heranziehung der Steuerpflichtigen zur Einfommenfteuer in 
ihren Wohnfiggemeinden ift derjenige Teil des Gejamteinfommens außer Betracht 
zu laffen, welder in den Belegenheits- bzw. Betriebsgemeinden jteuerpflichtig ift. 
Zu diefem Behufe wird das Gejamteintommen des Steuerpflichtigen eingeſchätzt 
und der fo ermittelte Steuerbetrag dem Verhältnis des außer Berechnung zu 
lafjenden Einkommens zu dem Gejamteinfommen entiprechend herabgejegt. 


II. Nah der Sadjen-Altenburgiichen Koftenordnung für die Gerichte 
vom 24. Dezember 1899 werben für die Eintragungen in das Handelsregifter 
an Gebühren erhoben, 

bei Kommanbditgejellichaften auf Aktien, Aktiengelellihaften und Gejell- 
ſchaften m. b. 9. 

a) für die Eintragung der Gefellihait jowie für die Eintragung eines 
Beichluffes über Erhöhung oder Herabjegung des Gejellichaftsfapitals bei Gegen: 
ftänden im Werte 

von SD000. MEE-.. - 2 sa. 19 Mt. 
„ mehr ala 20 000 bi3 22000 Mt. einſchl. 


22 ” ” ” 
26 000 


” 


⁊*2 3 U ae Na a 2 
De 
58 
38 8 
za St ta a a 222 
za I a 2 a 2 x 
a 
85 ® 
va az 2 2 2 3 
sa 3 tz 2 2 a 23 


zasy aaa y 3 3 3 2 
zz 2] 1 I 2 zz 2 2 98 2% 


90000 „ „ 100.000 ; 
Bon 100 000 ME. ab fteigen die ferneren Wertklaffen u 
und bie Gebühren um je 3 ME. 


Die Gebühren werden nad) dem Betrage bed Gefellichaftsfapitals, bei 
Erhöhungen und Herabjegungen besjelben nad dem Betrage der Erhöhung oder 
Herabjegung berechnet. Iſt das Gefellichaftsfapital wicht voll eingezahlt, jo ift 
der Geſellſchaft auf Verlangen zu geftatten, zunächſt nur denjenigen Gebühren: 
betrag zu zahlen, welcher dem eingezahlten Kapital entſpricht und ben Reft 
nah Maßgabe der erfolgenden Einzahlungen nadhträglic zu entrichten. 


Gozazzarzaea aa 


je 10.000 Mt. 
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b) für jede jpätere Eintragung oder Lölhung von Eintragungen bei einem 
Geſellſchaftskapital von 


20 000 M. x Mt. 

bis 000 „2 2 2 2. dd = 
„ 50 ee a 50 „ 
über 000 „— : 2. 2 2 0. 100 „. 


Laut ai betreffend die Stempelfteuer vom 24. Dezember 1899 
Nr. 13 des Tarifs beträgt die Stempelfteuer bei Gejellichaftsverträgen, wenn 
fie betreffen 
a) die Errichtung von Aktiengefellihaften oder Kommanditgeſellſchaften auf 
Aktien, ſowie die Erhöhung des Aktien- oder Grundkapital folder Gejellichaften 
!/ıo°/, bes Aktien» oder Grundkapitals oder der Erhöhung dieſes Kapitals; 
b) bie Errichtung von Gejellichaften mit beichränkter Haftung, falls bas 


Stammtlapital 
100 000 ME. oder weniger beträgt . . . » 2... Us 90 
mehr ald 100000 „ aber nicht mehr alö 300 000 Mt. — .io ꝰ0 
" „300000 „ „+ 500000 „ z . 1% 
500000 5 Be en 1% 


des Stammfapitals ; 
die Erhöhung des Stammfapital® von ®. m. b. 9., falls dasſelbe nad 
der Erhöhung 


nicht mehr als 100000 Mt. beträgt . . 2. 2... Yo dio 
mehr ala 100 000 ME, aber nicht mehr ala 300 000 ME. beträgt . . "10 jo 
" " " * " 000 " Per lg /o 


500 000 „ beträg RE: 1° 

des Betrages, um den das Stammtapital erhöht ift. 

Wenn jedoch die Zwede der vorbezeichneten Gejellichaften nr — den 
Gewinn der Teilnehmer gerichtet find, . 

Beichlüffe über die Erhöhung des Altien⸗, Grund⸗ oder — 
Nahihüffe) find wie Verträge hierüber zu beſteuern. 

Wird das Kapital nicht ſofort voll eingezahlt, fo ift der Wertftempel von 
der jedesmaligen Teilzahlung zu entrichten. 

IV. Auf Grund bes Öelehes vom 7. Mai 1900 zahlen die Gejellichaften 
m. b. H. Handelsfammerbeiträge. 


Sachſen-Coburg. 

I. Im Herzogtum Sachſen-Coburg wurde im Jahre 1901 der Verſuch 
gemacht, an Stelle der veralteten Klaſſen- und Einkommenſteuer eine einheitliche 
Einkommenſteuer und eine Vermögensſteuer einzuführen. ) Beibe Entwürfe find 
bis jegt nicht zur Annahme gelangt. Das noch in Geltung befindliche Geſetz 
die Einkommen- und SKlaffeniteuer betreffend vom 16. Juni 1874 trägt einen 
ausgeprägten Klaſſenſteuercharakter. Es beftimmt in Artikel 2: 

Ferner unterliegen der Eintommenfteuer Vereine, Kommandit- und Aktien: 
geiellichaften, welche ihren Sit im Herzogtum haben oder eine Zweigniederlaffung 
in demjelben unterhalten. 

z 11 Abſatz 9 Tautet: 


„Als fteuerpflihtiges Einkommen der Vereine, Kommanbite- und Attiengeſell⸗ 
ihaften ift diejenige Summe anzuſehen, welche im Vorjahre ald Zind und Dividende 
zur Verteilung gebracht worden ift. 


) Shan 8 Se ERAMENTEIDEM im Herzogtum Sachſen-Gotha im Jahre 1902. 
————— 21 
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Während ſonach die Aktiengejellichaften ihre zurüdgeftellten Gewinne nicht 
verfteuern, aber ihre im Vorjahre als Gemwinnanteile verteilten Ueberſchüſſe der 
Steuer unterliegen, bleiben die G. m. b. H. hinſichtlich ihres gejamten Ge: 
Ichäftsgewinns fteuerfrei. Um aus vorftehenden Beitimmungen eine Steuerpflicht 
der Ietteren abzuleiten, müßten fie unter den Begriff der Vereine gebracht 
werden; bei der Faſſung des Geſetzes, das neben den Vereinen ausdrüdlich bie 
Altiengeſellſchaflen anführt, kommt eine derartige Folgerung als unhaltbar gar 
nicht in Betradt. 

Dagegen unterliegen die G. m. b. H.-Anteilseigner mit ihrem Geminn- 
anteil der Einfommenfteuer. 

Der Eintommenfteuer find die höheren Eintommen, ber Klaffenfteuer die 
niedrigen Einfommen unterworfen. Die Grenze bildet ein Einkommen von 
2400 ME. Der Steuerfuß ift bei der Einfommenfteuer terminlich */a%. Im 
Rechnungsjahre dürfen nicht über 16 Termine (aljo nicht über 4°/o) erhoben 
werden. Während früher die Erhebung tatſächlich in diejer Höhe ftattgefunden 
bat, geidieht fie neuerdings in 12 Terminen, aljo mit 3°. Ein Sat von 
3 bis 4/o jhon für Einfommen von 2400 Mf. an muß als äußerft hoch be: 
trachtet werden. Für die Erhebung der Klaffenfteuer ftellt das Geſetz 18 Tarif: 
ftufen auf: mit Terminfäßen von 10 Pfa. in erfter, 15 Pfg. in zweiter uſw. 
bis 1’: ME. in zehnter, 2 Mk. in zwölfter, 3’ ME. in fünfzehnter, 5 DE. in 
achtzehnter Stufe mit der gleichen Beitimmung, daß nicht mehr als 16 Termine 
in einem Jahre zu erheben find. Da ein fteuerfreies Eriftenzminimum nicht 
zugelaffen ift, jo muß für das Heinfte Einfommen ſchon eine Steuer von 1.60 DE. 
entrichtet werden. 


Außerdem wird in Koburg noch eine Grundfteuer erhoben; eine Gewerbe: 
fteuer eriftiert dagegen nicht. 
Il. Die Kommunalfteuern beftehen in Zufchlägen zu den direkten Staatöfteuern. 


II. Die Handeläfammerbeiträge find bisher nicht bei den Geſellſchaften 
m. b. 9. als joldhen, ſondern bei den einzelnen Gejellichaftern in der Weiſe 
erhoben worden, daß 5"/o der von ihnen gezahlten Staatseinfommeniteuer ihnen 
auferlegt worden find. In der Meife hat man $ 4 bed Geſetzes betreffend bie 
Errihtung einer Handelsfammer für das Herzogtum Koburg vom 30. No— 
vember 1895 und $ 21 der Verordnung vom 2. Dezember 1895 widerſpruchslos 
jeither gehandhabt. Die angezogenen Beftimmungen lauten: 

$ 4. Die Koften für Erridtung und Erhaltung der Handeldfammer werden 
von jämtlihen Wahlberechtigten getragen und im Wege prozentualer Zujchläge zur 
effeftiven oder fingierten Staat3eintommen= oder Alafjeniteuer zur Erhebung gebradit. 
Mehr ald 10°) der Staatsfteuer dürfen nicht erhoben werden. 

$ 21. Die nad dem Boranichlag erforderlihen Koſten werden, ſoweit diejelben 
nit aus anderweiten Einnahmen zu deden find, auf ſämtliche Wahlberechtigte ala 
prozentuale Zujchläge zu der Einkommen- und Klafjenfteuer, zu welcher fie veranlagt 
find, umgelegt. 

Die nicht zur Staatsfteuer aus Handel und Gewerbe eingeihägten Staats- 
und fommunalen Unternehmungen, wahlberechtigten Geſellſchaften, Genoffenihaften 
ulw. ($ 3) werden von der Handelsfammer alljährlich zu einem fingierten Ein- 
kommen eingejhägt und in diefem Verhältnis zu den Softenbeiträgen heran= 
gezogen ....... Die Handelskammer wirft alsdann für jeden Einzelnen 
den zu erhebenden prozentualen Zuſchlag zur Staatsſteuer aus. 


IV. Ueber die Gerichtskoſten vgl. Sachſen-Gotha. 


916 Greulih, Die finanzielle Belaftung der ®. m. b. 9. 


Sadjen:Gotha. 


I. Das Herzogtum Gotha hat fein veraltetes Steuerfyitem durch zmei 
neue Gejege verbejlert und mobdernifiert. Sie betreffen die Einführung einer 
allgemeinen Einkommenfteuer!) und einer Ergänzungsfteuer;?) beide find unter 
dem 12. März 1902 ergangen. 


Der allgemeinen Einfommenfteuer unterliegen alle phyſiſchen Perſonen 
und von den nichtphyſiſchen Perjonen aud die Ermwerbögejellihaften und ein- 
getragenen Genofjenichaften. Zwecks Vermeidung einer Doppelbefteuerung — bie 
Steuer trifft jomohl die Gejelliaften ala ſolche wie die einzelnen Gejellichafter 
— findet bei den fteuerpflichtigen Gejellichaften von dem fteuerbaren Eintommen 
ein Abzug von 3°4°/o de8 Stammlapitals ſtatt. Steuerfrei bleiben die Ein: 
fommen bis 300 ME. und die Einkünfte aus ausmwärtigem Grundbefig und 
Gewerbebetrieb. Das Einkommen jegt fih zujammen aus Einfommen, aus 
Grundvermögen, aus Bejoldungen, aus Kapitalvermögen und aus Handel, Ge 
werbe, Bergbau, gewinnbringender Beſchäftigung. Als Abzugspoften gelten u. a. 
die auf dem jteuerpflichtigen Einkommen ruhenden Schulden, die Gemeinde: 
und ſonſtigen Abgaben, die zu den Geihäftsunfoften gerechnet werden, die Pro: 
— Die Verbeſſerungen von Kapitalanlagen dürfen nicht in Abzug 
ommen. 


Die einſchlägigen Beſtimmungen des Geſetzes lauten: 

Artikel 2. Einkommenſteuerpflichtig find: 

1. Die Staatsangehörigen des Herzogtums Sachſen-Koburg-Gotha, mit Aus— 
nahme derjenigen, welche, ohne im Herzogtum Gotha einen Wohnſitz zu haben, im 
Herzogtum Koburg, in einem anderen deutſchen Bundesſtaate oder in einem deutſchen 
Schutzgebiet wohnen oder ſich aufhalten. 

Artilel 3. Einkommenſteuerpflichtig find ferner: 

1. Altiengejellihaften, Kommanditgejelliaften auf Aktien, Gejellihaften m. b. 
9. und Berggemwerkihaften, die im Herzogtum Gotha ihren Sig haben, 

2. eingetragene Genofjenihaften, deren Geſchäftsbetrieb über den Kreis ihrer 
Mitglieder hinausgeht. 


Das Einkommen, das die in diefem Artikel genannten Steuerpflichtigen 
aus irgend welchen außerhalb des Deutſchen Reiches befindlichen Unternehmungen 
ober Geſchäftsbetrieben beziehen, wird für den all, daß es im Auslande einer 
gleichartigen Beiteuerung nachweisbar unterliegt, nur mit dem zehnten Zeil zur 
biefigen Befteuerung herangezogen. 


Artikel 17 Abi. 2 jpricht vom fteuerpflichtigen Einkommen : 


Als jteuerpflichtige® Einkommen der nad) Artikel 3 unter 1 und 2 Steuer 
pflihtigen gelten bie Ueberſchüſſe, die als Altienzinfen oder Dividenden, gleichviel 
unter welher Benennung, unter die Mitglieder in dem der Steuerveranlagung vorher⸗ 
gehenden Geſchäftsjahr verteilt oder, jofern eine Verteilung nicht ftattgefunden bat, 
erzielt worden find, und zwar unter Hinzurehnung der zur Tilgung der Schulden 
ober des Grundkapital, zur Verbeflerung oder Geichäftserweiterung, jowie zur Bil: 
dung don Reſervefonds — ſoweit ſolche nicht bei den Verfiherungsgeiellihaften zur 
Rüdlage für die Berfiherungsjummen beftimmt find — verwendeten Beträge, jedoch 
nad Abzug von 3° von Hundert des eingezahlten Altienkapitald. An Stelle des 
legteren tritt bei Gejellichaften m. b. 9. das Stammlapital, bei Berggewerkſchaften 





!) Gejegesfammlung für das Herzogtum Gotha Nr. 3 von 1902. 

) Gejegesjammlung für das Herzogtum Gotha Nr. 4 von 102. Schanz, Die 
Steuerreform im Herzogtum Sadien-Gotha i. %. 1902, Finanzardiv 21; S. 707—773; 
Dr. Erich Treſcher, Die Entwidlung des Steuerwejend im Herzogtum Sachſen-Gotha 
(Abhandlungen des ftaatöwifjenichaftlichen Seminars zu Jena, 2. Band, 3. Heft). Jena 1906. 
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das aus dem Erwerböpreife und den Koften ber Anlage, Einrihtung und Erweiterung 
des Bergwerks ſich zuſammenſetzende Brundfapital, bei eingetragenen Genoſſenſchaften 
die Summe ber eingezahlten Geſchäftsanteile der Mitglieder. 

Die Steuerjäge betragen bei Einfommen von 300—400 Mi. 1 ME, 
bei jolhen von 3000—3100 Mi. 96 Mi., bei jolden von 6000—6200 Mt. 
212 Mt., bei ſolchen von-11700—12000 Mi. 444 ME. Die Steigung er: 
folgt aladann in Stufen. Bei Einfommen von 60—3200 ME. auß in: 
ländijhem Grundbefig und Gewerbebetrieb ftellt fi) die Steuer 3°/o höher als 
die tarifmähige Einfommenfteuer. 

Dellarationszwang beiteht für Einfommen über 1500 ME. 

Mit der Eintommenfteuer ift im Herzogtum nod) eine Grundfteuer verbunden. 


Mährend die Einfommenjteuer die ©. m. b. H. nur in einer durch den 
Abzug von 3°/s %/o des Stammkapitals gemilderten Weije trifft, jührt die oben 
erwähnte Ergänzungs: oder VBermögenäfteuer zu einer vollftändigen Doppel: 
bejteuerung, die weder bei ben G. m. b. 9. nod bei ihren Mitgliedern in 
irgendeiner Weile gemildert erjcheint. Zur Ergänzungsiteuer werden heran: 
gezogen die phyfiichen und — im Gegenſatz zur preußifchen Ergänzungsfteuer — 
die nichtphyſiſchen Perfonen!) mit ihrem gejamten beweglichen und unbe: 
meglichen Vermögen nad Abzug der Schulden. Die Vermögen unter 5000 ME. 
bleiben außer Betradht. Der Steuerjak beträgt "s vom Tauſend. 


Die wichtigſten Beftimmungen des Ergänzungöfteuergeleges lauten: 
$ 2. Der Ergängungsjteuer unterliegen die im Art. 2 und 3 des Einkommen 
fteuergejeged vom 12. Mai 1902 bezeichneten Steuerpflihtigen nad) dem Gejamtwert 
ihres jteuerbaren Vermögens. 
8 4. Der Beſteuerung unterliegt das geſamte bewegliche und unbewegliche 
Vermögen nach Abzug der Schulden. 
7. Daß ſonſtige Kapitalvermögen umfaßt: 
erzinsliche und unverzinsliche, verbriefte und unverbriefte Kapitalforderungen 
jeder Art, einſchließlich des Wertes von Aktien oder Anteilſcheinen, Kommandits 
anteilen, Kuren, Geſchäftsguthaben bei Genoſſenſchaften, Geſchäftsanteilen und anderen 
Geſellſchaftseinlagen. 

U. Die direkten Gemeindelaſten richten ſich nach den direkten Staatsſteuern 
unbeſchadet der in einzelnen Städten beſtehenden Ortsſtatuten. Das Ortsſtatut 
von Gotha vom 21. Juni 1902 läßt die G. m. b. H frei von ber ſtädtiſchen 
Einfommenfteuer; die Steuer ergreift nur die Gewinnanteile der Gejellidaiter. 
Nach dem Gejeg vom 31. März 1904 betreffend Nachtrag zum Gejeg vom 
22. Yuni 1889 über die Erweiterung der Befugnis zur Erhebung von Ge: 
meindefteuern ($ 2) findet bei Ermittelung des fteuerpflichtigen Einfommens ein 
prozentualer Abzug bei Aftiengejellichaiten von dem eingezahlten Aftienfapitale, 
bei Gejellichaften m. b. H. von dem Stammtapitale, bei Berggemerkichaften von 
ihrem aus dem Ermwerbapreije, den Koften der Anlage, Eintihtung und Er: 
meiterung fi zujammenjegenden Grunbfapitale, bei eingetragenen Genofjen: 
ſchaften von den eingezahlten Geichäftsanteilen nicht ftatt. 

III. Laut Gejeg betreffend die Errichtung einer Handelskammer für das 
Herzogtum Gotha vom 13. Juli 1896 find die G. m. b. H. bereditigt, an 
den Wahlen teilzunehmen und verpflichtet, zu den Koſten beizutragen, wenn fie 
zur Staatsfteuer auf Einfommen von mindeitens 3000 ME. veranlagt find ($ 3). 





Y v. Hedel, Die Forticritte der direften Befteuerung in den deutichen Staaten, 
Leipzig, 1904 ſpricht Seite 255, 256 von einer Freilaſſung des Aktienkapitals bei den 
Attiengejellihaften und der Genofjenihaftsanteile bei den Genofjenihaften. Mit Unrecht. 
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IV. Nach dem Gerichtsfoftengejeg für die Herzogtümer Sadjen-Coburg- 
Gotha vom 28. Mai 1894 $ 50 often Eintragungen in das Hanbeläregifter, 
wenn die Eintragung betrifft 

eine offene Handesgejellichaft oder eine Rommanditgeſellſchaft, oder eine Ge- 
ſellſchaft mit beichräntter Haftung: 

a) für die erfte Eintragung . 6 bis 20 Mk., 

b) für jede jpätere, auf bie Rechtsverhältniffe der Ge: 

jellichaft bezüglihe Eintragung oder Löſchung 3 bis 10 ME, 
eine Sommanbditgejellihaft auf Aktien oder eine Aktien- 


geſellſchaft: 
a) für die erſte Eintragung . . 30 bis 200 Mk., 
b) für jede jpätere Eintragung einer Aenderung im 
Geſellſchaftsvertrage . 15 bis 100 Mk. 


c) für jede fonftige auf die Retserhältie ber Ge: 
jellichaft bezügliche Eintragung oder Löſchung 5 bi8 20 Mt. 

Fur die Protofollführung in der Generalverfammlung einer Kommanbit- 
gejellichaft auf Aktien, oder einer ———— ſowie in der Verſammlung 
der Geſellſchafter einer Geſellſchaft m. b. H. durch einen dazu abgeordneten 
Gerichtsbeamten, wenn die Verhandlung innerhalb zweier Stunden beendet iſt, 
— 15 Mk., bei längerer Dauer für jede angefangene Stunde noch 3 Mt. 
erhoben. 

As merkwürdig Hinfichtlid der Faſſung dieſes Gejeges wollen wir nicht 
unerwähnt laſſen, daß es die Eintragungen in das Handelsregiſter, die doch 
ſowohl Einzelfirmen, offene Handelsgeſellſchaften, Aktiengeſellſchaften ulm. mie 
aud) die ©. m. b. 9. betreffen, in der Rubrik „Handelsfahen und Angelegenheiten 
der Gelelliaften m. b. 9.“ bringt, als ob die Angelegenheiten der ©. m. b. &. 
feine Handelsjahen wären. Warum das Gele bie ©. m. b. 9. hier 
heraushebt, ift uns unerfindlich. 

Der Tarif des Stempelfteuergefees vom 27. Juni 1889 führt Gejellichaits- 
verträge nicht auf. 


Sadhjen-Meiningen. 


I. Das Herzogtum gehört zu denjenigen Staaten, die eine ftaatliche Ein- 
fommenbefteuerung der Gejellihaften m. b. H. noch nicht kennen. Das die 
allgemeine Einkommenſteuer einführende Gejeg') ift vor dem Inslebentreten der 
G. m. b. 9. ergangen; e3 datiert vom 18. März 1890. Bon der Steuer 
werden nur die Gewinnteile der einzelnen Gejellichafter ergriffen. Die in Betracht 
fommende Beitimmung des Gejeges (Artikel 15) jagt darüber: 

„Das Einfommen aus Kapitalvermögen beiteht aus: Zinjen, Renten und jonftigen 
Geldwerten, Vorteile aus den dem Steuerpflichtigen zuitehenden Kapitalforderungen 
jeder Art, einichließlich der Dividendenbezüge aus Ültien und ähnlichen Kapitalanlagen. 

. Gehen Zinjen oder Renten nicht vegelmäßig unverkürzt ein, oder unterliegen fie, 
wie "bei Dividenden aus Altienunternehmungen, jährlihen Schwankungen, jo ijt der 
für da8 vorhergehende Jahr gezahlte Betrag in Anjag zu bringen. 

Als jteuerpflichtiges Einkommen, welches durch die Summe aller in Geld 
oder Geldeswert beitehenden Einnahmen des einzelnen Steuerpflichtigen gebildet 
wird, fommen außer dem Kapitalvermögen noch in Betraht Grundvermögen, 


') Finanzarchiv Bd. 7 Abt. 2 ©. 124, 12 ©. 650 ff. 
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Gehalt, Handel und Gewerbe. Bei Bemeffung des Eintommens bleiben außer 
Anja u. a. die auf Erlangung, Sicherung und Erhaltung des Einkommens 
verwendeten Ausgaben, die zu zahlenden Schuldzinjen, die an ben Staat zu 
entrichtende Grund» und Gebäudefteuer. Als Abzugspoften gelten dagegen nicht 
Verwendungen, welche als Kapitalanlage zur Verbeſſerung und Erweiterung bes 
Betriebes anzujehen find, Staatsabgaben außer ber Grund» und Gebäubeiteuer, 
Gemeindeabgaben ujw. Mit dem Einkommen aus im Herzogtum belegenem 
Grundbefi und aus daſelbſt betriebenem Handel oder Gewerbe unterliegen ber 
Einkommenfteuer alle Perjonen, welchen ſolche Einkünfte zufließen, ohne Rüdficht 
auf Staatsangebörigkeit und Wohnfig. Außer Berechnung bleibt das Einkommen 
aus Grundbefit, welcher in einem anderen deutſchen Staate liegt, oder aus 
Handel und Gewerbe, welche in einem anderen beutichen Staate betrieben werben. 
Die Einkommenfteuer beträgt 
bei einem Jahres» für je 100 Mt. 


einflommen von bes Jahreseinkommens 
700?) bis 800 ME. ausſchließlich 10 Mt. 
80 , 90 „ - 13 , 
00 „ 1000 „ Pr 18; 
1000 „ 1100 „ je 14 „ 
1100 „ 1200 „ * 15 „ 
120 „ 130 „ R 18 
1300 „ 1400 „ — LI.u 
140 „ 1500 „ — 18 
1500 „ 1600 „ e 19 „ 
1600 „ 1700 „ — 20 „ 
170 ,„ 180 „ » 21 ,. 
1800 „ 1900 „ ö 22 „ 
1900 „ 2000 „ a 8. 
2000 „ 210 „ & 24 „ 
2100 „ 2200 „ » 25 „ 
220 „ 240 „ Pr 26 „ 
240 „ 2600 „ = 27 _ 
2600 „ 2800 „ R 28 „ 
280 „ 3000 „ ä 29 , 
300 „ 6000 „ . 3.0 „ 
6000 „ 9000 „ pr AI. 
9000 „ 12000 „ — 82 „ 
12000 „ 15000 „ R 33 „ 
15000 „ 18000 „ 5 84 „ 
18000 „ 21000 „ u 835 „ 
21000 „ 42000 „ E 36 , 
24000 „ 27000 „ H 373 
2700 300600. — 38 „ 
30000 „ 33000 „ n 89, 
33 000 und barüber 4.0 


Unbedingter Deflarationszwang befteht nur hinſichtlich der Kapitalzinfen 
von jährlih 40 Mi. und mehr; im übrigen befteht eine Deklarationspflicht 
nur, wenn eine Aufforderung zur Gteuererflärung jeitens des Vorfitenden ber 
Einihägungstommilfion ergangen ift. 

II. Die Gemeindeumlagen werben im Herzogtum nad) Verhältnis bes 
Jahresanfalls der Einfommen:, Grund: und Gebäudefteuer erhoben und ftellen 
fi) auf den Kopf der Bevölkerung durchſchnittlich höher als die direkten Staats- 


) Laut Gejeg vom 19, Februar 1900. Das Einfommenfteuergejeg von 1890 Hatte 
aud bie Einlommen von 600 bis 700 Mi, befteuert. 
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fteuern. Die Steuerlaft, die aus den Staatsſteuern und Rommunalabgaben 
im Herzogtum erwächſt, dürfte fih auf 6—10°/o des Einkommens und noch 
mehr jährlich ftellen, da die G. m. b. H.:Gejellichafter, wie wir oben gejehen 
haben, wegen ihrer Gewinnbeteiligung an der Gejellihaft zur ftaatlihen Ein— 
fommenfteuer herangezogen werben und nad) Art. 71 der Gemeindeordnung 
vom 16. März 1897 die Gemeindeumlagen ala Zuſchläge zur ftaatlihen Grunbdz, 
Gebäude: und Einkommenfteuer zu erheben find, jo find zunädft die Mitglieder 
der ©. m. b. 9. abgabepflihtig zu den Gemeindeumlagen. Außerdem führt 
aber Art. 73 der Gemeindeordnung ausdrüdlicy aud die Gejellichaften m. b. 9. 
als abgabepflichtig auf, jo daß eine doppelte Befteuerung eintritt, die weder bei den 
®. m. b. 9. als ſolche nod bei ihren einzelnen Zeilnehmern in irgendeiner 
Weiſe gemildert ericheint. : 

III. Handelöfammerbeiträge zahlen nur bie ®. m. b. H., welde zum Be- 
zirfe der Handelskammer im Kreile Saalfeld gehören. Das Ausjchreiben des 
Herzoglichen Staatsminifteriums, Abteilung des Innern, vom 14. November 1906 
betreffend die Handels- und Gewerbefammer im Kreife Saalfeld nennt als 
ftimmberedhtigt und wählbar die Vertreter der im Kammerbezirk gelegenen 
Aktiengeſellſchaften, Sparkaffen, Spar: und Vorjyußvereine und jonftigen reichs— 
gejeglihen Genoffenihaften und Gejellihaften, die ein Einfommen von 
mindeltend 1600 ME. verfteuern oder mindeftens 128 ME. Bergwerfsabgabe 
entrichten, oder wenn Dies nicht der Fall ift, deren jährliher Reingewinn einen 
der gedachten Beſteuerung entiprechenden Betrag erreicht. Die letere Beftimmung 
trifft auf die ©. m. b. 9. zu, da fie der ftaatlichen Einftommenfteuer nicht 
unterliegen. Die Beiträge werden auf jämtliche Wahlberechtigte umgelegt. Da: 
gegen jprechen die Ausjchreiben vom 18. Oftober 1905 betreffend die Handels— 
und Gewerbefammer im SKreife Meiningen, vom 2. Oktober 1899 betreffend die 
Handels- und Gewerbefammer im Kreife Hildburghaufen, vom 28. Februar 1905 
betreffend die Handel: und Gemwerbefammer im Kreiſe Sonneberg nur von 
Aktiengeſellſchaften und Genoſſenſchaften. 

IV. Nach dem Gerichtskoſtengeſetz vom 16. Februar 1905 werden folgende 
Gebühren für die Eintragungen in das Handelsregiſter erhoben 

bei Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien und Geſellſchaften 
mit beichräntter Haftung: 

a) für die erfte Eintragung der Gejellichaft, ſowie für die Eintragung eines 
Beichluffes über Erhöhung oder Herabjegung des Gefellichaftsfapitals bei Gegen- 
ftänden im Werte von 


BODOE RREN. 2 ei ee ae are 33 Mt. 
von mehr ald 20000 bis 22000 Mt. einihliefih . -. » - .- 40 „ 
a „  . 2000 „ 24000 „ Prien pe 42 „ 
Re " » 400 „ 26000 „ — ee rer ME: 
z .. 26000, 28000 46, 
„ 228000 30000 „ m ae 48 „ 
5 "„  » 30000 „ 35000 „ ee er 52 „ 
5 "„ „ 3500 „ 40000 „ a. he San ie 6 „ 
”»_ - » 4000 „ 50000 „ Pr HR 60 „ 
= -„» + 50000 „ 60000 „ FO Te 64 „ 
J „ - 6000 „ 70000 „ PR 68 „ 
fi "„ » 70000 „ 80000 „ Ban 28; 
„ „ + 38000 „ 90000 „ — re 76 „ 
R 90 00 „ Be Zaren ee 80 „ 
D ” 


E 000 „ 100 
von weiteren je 10000 ME, fteigend je um - 2 2 2 2 2. 2 
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b) für alle fonftigen Eintragungen 20 bis 200 ME. 

Für die Berechnung der unter a) beftimmten Gebühr ift der Betrag des 
Geſellſchaftskapitals, bei Erhöhungen und Herabjegungen der Betrag ber Er- 
höhung oder Herabjegung maßgebend. 

Tür die gerichtliche Beurkundung der Verhandlung in der Verſammlung 
einer Genofienichaft, Gejellichaft oder eines Vereins, jowie für die Beurkundung 
ber Beichlüffe des Auffichtsrats oder eines anderen Organs ber Bereinigung 
werden die gleichen Gebühren erhoben. 

Verfolgt die Vereinigung einen wohltätigen Zmwed, jo kann das Gericht 
die Gebühr bis auf die Hälfte herabſetzen. 


Sadhjen-Weimar. 


I. Durh das Einkommenfteuergejeg für das Großherzogtum Sadjien- 
MWeimar-Eijenady vom 2. Juli 1897) hat diefer Bunbdesftaat die Gejellichaften 
mit beichränfter Haftung ausdrücklich in den Kreis ber fteuerpflichtigen nicht: 
phnfiichen Perjonen einbezogen. 

E3 werden vier Hauptgruppen des Einkommens unterfchieden: Eintommen 
aus Kapitalvermögen, aus Grundvermögen, aus Gemerbe, Handel, Bergbau 
und aus Arbeit und gewinnbringender Beihäftigung. Bon dem Gefamteintommen 
fönnen die Schuldzinjen, joweit fie auf weimarifchen befteuerten Einnahmequellen 
ruben, abgezogen werden. Es fommen ferner ala Abzugspoften bei den Ein: 
fommen aus Grundvermögen, Gewerbe, Handel ujw. die Reallaften und Grund: 
fteuern, die Produftionskoften, die indiretten Abgaben, die unter Geichäftskoften 
verbucht werden, die Abſchreibungen an Betriebeinrichtungen u. a. m. in Betradjt ; 
ala abzugsfähig gelten nicht die Kapitalvermehrungen, Staats- und Gemeinde 
fteuern. Steuerfrei bleibt das Einkommen aus nichtweimariſchem Grundbefit 
unb Gemerbebetrieb. $ 55 des Einfommenfteuergejeges beitimmt, was ala 
fteuerpflichtiges Einfommen der G. m. 6. 9. zu gelten hat: 

„Bei der Schätzung des — — aus Handel und ſelbſtändigem Gewerbe— 
betrieb der... . Geſellſchaften m.b.9. .. . .. find auch die Ueberſchüſſe als jteuer- 
pflichtiges Einkommen zu rechnen, welche als Zinſen oder Gewinnanteile, gleichviel 
unter welcher Benennung, unter die Mitglieder verteilt oder zur Bildung von Re⸗ 
ſervefonds, zur Erweiterung der Anlagen oder zur Schuldentilgung verwendet werden.“ 

Außerdem werden die an die Mitglieder verteilten Gemwinnanteile noch 
einmal bei diefen von der Einfommenfteuer erfaßt. 


$ 11 jagt darüber: 
„Anzumelden (zu fatieren) find: 

2. Das Einfommen aus Kapitalvermögen, den Zinjen, Dividenden, Ausbeuten 
und jonftigen Gewinnanteilen, joweit dieje Einkünfte nicht ald Teil des Geſchäfts— 
ertrages aus Handel und handelsmäßigem Gewerbebetriebe zu betrachten find.“ 

Die Veranlagung erfolgt teils auf Grund einer Deklaration, teild auf 
Grund einer Schäßung der Einkünfte. Deflarationapfliht herricht für das Ein- 
fommen aus Kapitalvermögen; Schätungäpflicht beiteht für das Einkommen 
aus Grundvermögen, Handel und Gewerbe. Steuerpflichtige, die ein Einfommen 
von über 3000 ME. beziehen, müſſen ihr ſchätzungspflichtiges Einkommen beffarieren. 


») Paulßen, Die legte Eintommenfteuerreform im Großherzogtum Gadjien- 
Weimar (1897), Finanzarhiv 15 ©. 345—381; Wagner, Finanzwiffenihaft 4 ©. 524 
bis 538; DOrtloff, Neuere Entwidlung der Eintommenfteuer-Gejeggebung in Sachſen— 
Weimar (1897); Jahrb. f. Nationalötonomie u. Stat. IIL F. Bd. 16 &. 198 und 351. 
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Die Gefellichaften m. b. H. haben nad) Artikel 75 der Ausführungäverordnung zum 
Einfommenfteuergejeg vom 19. Juli 1898 ihre Geichäjtsberichte und Jahres- 
abichlüfje, fowie die darauf bezüglichen Beichlüffe der Generalverfammlungen 
jährlid) der Steuer-Lokalkommiſſion einzureichen. 

Die Steuerjäge hat das Geſetz vom 2. Juli 1897 nicht geregelt; fie 
werden durch ein bejonderes „Steuergejeß” (Finanzgeſetz) feſtgeſtellt und find 
einem bejtändigen MWechjel unterworfen. Die Schwanfung beträgt 0,8 bis 4°o, 

Mit der Einfommenfteuer ift eine Grundjteuer verbunden, die auch den 
Ertrag aus dem Gebäubdeeigentum trifft. 

1I. Dieſelbe Doppelbefteuerung wie auf dem Gebiete der Staatäfteuern 
herrſcht in Weimar auf dem Gebiete der Gemeinde-Abgaben. Die Gemeinden 
erheben zur Dedung ihrer Bebürfniffe auf Grund der Artikel 127 und 128 
ber Gemeindeordnung für das Großherzogtum Sachſen-Weimar vom 17. April 1895 
Zuſchläge zu den Staatäfteuern, von denen jowohl die einzelnen Gejellichafter 
wegen ihres Gewinnanteils wie auch die Gejellichaften m. b. 9. ala ſolche be 
troffen werben. 

III. Sandelstammerbeiträge leilten die ©. m. b. 9. auf Grund bes 5 2 
Abſatz 2 Ziffer 2 des Er. betreffend die Errichtung einer Handelsfammer 
im Großherzogtum Sachſen-Weimar vom 25. September 1900. 

IV. Nach dem Gerichtskoftengejeß für das Großherzogtum Sadjen vom 
9. Dezember 1899 werden für die Eintragungen in das Handelsregiiter folgende 
Gebühren erhoben bei Aftiengejellihajten, Kommanbitgejellichaften auf Aktien 
und Geſellſchaften m. b. 9.: 

a) für die erfte Eintragung der Gefellichaft das Zweifache, für die Ein- 
tragung eines Beichluffes über Erhöhung oder Herabjegung des Gejellichaits: 
tapitals da8 Einfache der in dem Tarife A beitimmten Gebühr. Nach diejem 
Zarif betragen die Gebühren bei Gegenftänden im Werte von 


23. BOB TE. 5. 5.5 He ne are oe 19 Mt, 
24. mehr ald 20000 bis 22000 ME. einſchließlich — Tg 
25. % 2000 „ 4000 „ * ee: : 
26. „u. 2400 „ 26000 „ — mem De 
MT. 286000 „ 28000 . e FE - 
28. 2838000 „ 30000 „ — ——— — 
29. „ 30000, 35000 „ = 26 „ 
80. „ » 35000 „ 40000 „ F 23 „ 
31. „ 50.000 —— ⏑ 

von weiteren 10000 Mt. fteigend je um 2’; 


b) für alle jonftigen Eintragungen 20 bis 200 ME. 

Für die Berechnung der unter a) beftimmten Gebühr ift der Betrag bes 
Geiellihaitsfapitals, bei Erhöhungen und Herabjegungen der Betrag der Er 
höhung oder Mana maßgebend. 

Ein Stempelgejeg ift im Großherzogtum nicht ergangen. 


Schaumburg-Lippe. 


1. Nach dem Einftommenfteuergejeg') vom 3. Mai 1901 find in Schaum: 
burg⸗Lippe jowohl die Gejellichaften m. b. 9., als auch bie einzelnen Gejell: 


i) RE Een Zandesverordnnung, Ihrg. 1901 Nr. 10, Finanzarhiv 19 
©. 243-269 v. Campe; Die direlten Steuern im Fürftentum Schaumburg-Lippe, 
ebenda 19 ©. 626—635. 
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Ichafter ftenerpflichtig. Die Doppelbefteuerung erſcheint nur dadurch gemildert, 
daß bei dem fteuerpflichtigen Einkommen der Geſellſchaften m. b. 9. ein Abzug 
von 312°, des Stammkapitals ftattfindet. Die in Frage kommenden Bes 
flimmungen des Gejeges lauten: 

5 1. Eintommenjteuerpflictig find: 

- Die Schaumburg-Lippeihen Staatdangehörigen, 

4. juriſtiſche Perſonen, Aktiengeſellſchaften, Kommanditgefellihaften auf Aktien, 
Gejellihaften m. b. 9. und Per re re welche in Schaumburgslippe einen 
Wohnſitz haben. 

8 12. Als Einkommen aus Kapitalvermögen gelten: Binfen, Renten und gelb» 
werte Vorteile aus Rapitalforderungen jeder Art, jomeit folche Bezüge nicht bei Lands 
wirtichaft, Handels und Gemwerbetreibenden behufs Ausmittelung des fteuerpflihtigen 
Eintommens aus Grundvermögen, Padhtungen, Handel oder Gewerbe als Teil des 
Geſchäftsertrages in Rehnung zu bringen find. 

Mit diejer Maßgabe gelten als Eintommen aus Kapitalvermögen indbejondere: 

b) Dividenden und Zinjen, Ausbeuten und jonjtige Gewinnanteile von Ultiens 
ejellichaften, Kommanditgejellihaften auf Aktien, Gejellihaften m. b. H. Gewerk⸗— 
Paten, Erwerb3- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften und von einer ftillen Gejelichaft. 

8 16. Als ftenerpflichtige® Eintommen der eig: Sir ar ge Komntandit: 
—— auf Aktien, Geſellſchaften m. b. H. und Genoſſenſchaften gelten die 

eberſchüſſe, welche als Aktien, Zinſen oder Dividenden, gleichviel unter welcher Be— 

nennung, unter den Mitgliedern verteilt werden und zwar unter Hinzurechnung der 
zur Tilgung der Schulden oder des Grundfapital®, zur Berbeflerung oder Geſchäfts— 
erweiterung, fowie zur Bildung von Reſervefonds, ——— ſolche nicht bei den Ver— 
fiherungsgeielichaften zur Rüdlage für die Berfiherungsjumme bejtimmt find, ver« 
wendeten Beträge, jedoh nad Abzug von 3"/a °/o des eingezahlten Aktientapitals. 
An Stelle des legteren tritt bei Gejellihaften m. b. H. das Stammtlapital, bei ein- 
getragenen Genofjenichaften die Summe der eingezahlten Gejchäftsanteile der Mitglieder. 

Der Kommunalbefteuerung ijt das ermittelte Einfommen ohne Abzug von 
3’/a%o zugrunde zu legen.“ 

Ein fteuerfreies Eriftengminimum befteht für die Einkommen bis 300 Mk., 
die nah Stufen gegliederten Steuerjäge beginnen bei Einkommen von 
300—450 Mt. mit 1.80 Mi. Steuer, erhöhen fih bei Einfommen von 
1050—1200 ME. auf 13.80 ME., bei joldhen von 3000—3300 DE. auf 72 ME. 
und pafjen fih im übrigen bei Einfommen von 8500—9000 und bei 
den höheren dem preußiichen Vorbilde vom 24. Juni 1891 (die Novelle von 
19. Juni 1906 hat für Preußen eine Erhöhung der Sätze gebradit) an. Es 
werden daher in der genannten Klaſſe 252 ME. entrichtet, bei Einfommen von 
9000— 9500 Mt. 276 Mk., bei joldhen von 9500—10500 Mi. 300 ME. 
Die Säte fteigen bei höherem Einkommen von 

10500 bis 30500 ME. in Stufen von 1000 Mt. um je 30 Mt. 
30500 „ 3200 „— „ 130. „ » 0 „ 
8200 „ WN0 „— un "7 MIO „ 80 
78000 „ 10000 „ u». MO „ „ „10 „ 


Bei Eintommen von 100000—105000 beträgt die Einkommenſteuer 
4000 ME. und fteigt bei höherem Einkommen in Stufen von 5000 ME. um 
je 200 Mt. Deklarationspflicht beiteht für die Einfommen von 2400 ME. 
und darüber. 

Die Grund: und Gebäudefteuer hat Schaumburg-Lippe durch Gejeg vom 
20. Januar 1885 und die Gewerbefteuer durch Gejeg vom 28. April 1897 
einer Reform unterworfen. 

II. Die Kommunalabgaben werden nad) dem Gejeß vom 6. Februar 1871 
in Zufchlägen zu den direkten Staatöfteuern erhoben, unbejchadet der Beitim- 


mungen bejonderer Ortsjtatuten. Die in Zuſchlägen erhobene Kommunal: 
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fteuer ergreift das Einkommen ber Gejellidaften m. b. 9. und das ber einzelnen 
Gejellichafter aus ihrer Gemwinnbeteiligung, das erftere ohne Abzug von 3'/2 °/, 
des Stammkapitals. 

III. Ein Handelskammergeſetz exiſtiert nicht. 

IV. Nach dem Stempelfteuergefeg vom 21. Dezember 1899 beträgt der 
Stempel bei Gejellidhaftsverträgen, wenn fie betreffen: 


a) Die Errichtung von Aktiengejellichaften oder Kommanbitgefellichaftent 
auf Aktien, jowie die Erhöhung des Aktien oder Grunbfapitald ſolcher Gejell- 
ihaften "/so vom Hundert des Aftien- oder Grundfapitals, oder der Erhöhung 
biejes Kapitals; 

b) die Errichtung von Gejellichaften m. b. H., falle das Stammlapital 

1. 100000 ME. ober weniger beträgt, "/so vom Hundert des Stammtapitals, 

2. mehr ala 100000 ME., aber nicht mehr ala 300000 ME. beträgt, 

!/ıo vom Hundert bes Stammtapitals, 

3. mehr als 300000 ME., aber nicht mehr als 500000 ME. beträgt, 

1 vom Hundert bes Stammtapitals, 

4. mehr ald 500000 ME. beträgt, 1 vom Hundert des Stammfapitals ; 
die Erhöhung de Stammkapitals von Gejellihaften m. b. H., falls dasjelbe 
nad der Erhöhung 

1. nicht mehr ala 100000 Mt. — !/so vom Hundert des Betrages, 

um den dad Stammfapital erhöht ift, 

2. mehr ala 100000 ME., aber nit mehr ala 300000 Mi. beträgt, 

!/ıo vom Hundert des Betrages, um ben da3 Stammtapital erhöht ift, 

3. mehr ala 300000 ME., aber nicht mehr ala 500000 ME. beträgt, 

Us vom Hundert bes Betrages, um den das Stammfapital erhöht if, 

4. mehr ala 500000 ME. beträgt, 1 vom Hundert des Betrages, um den 

das Stammtapital erhöht ift; 

wenn jedoch die Zwecke ber ee Geſellſchaften nicht auf den 
Gewinn der Teilnehmer gerichtet find, 1.50 M 

Beichlüffe über die Erhöhung des A Grund: oder Stammfapitals 
(Nachſchüſſe) find wie Verträge hierüber zu verfteuern. 

Wird das Kapital nicht jofort voll eingezahlt, jo ift der Wertftempel von 
der jedesmaligen Teilzahlung zu entrichten. 

c) Das Einbringen von nicht in Geld beftehendem Vermögen in eine Ge: 
jellichaft der oben bezeichneten Art bei Errichtung derjelben, oder in eine bereits 
betehende Geſellſchaft dieſer Art, inſoweit zu dem eingebradhten Vermögen un: 
bewegliche im Inlande belegene Sadyen oder diejen gleichgeachtete Rechte ge: 
hören... 1 vom Hundert des Entgelts einjchließlid der auf der Einlage 
ruhenden, auf die Gejellichaft übergehenden Paſſiva und des Wertes aller jonftigen 
ausbedungenen Leiftungen und vorbehaltenen Nutungen oder, wenn das Ent: 
gelt aus dem Vertrage nicht hervorgeht, des Wertes des eingebrachten Vermögens ; 

inſoweit zu dem eingebrachten Vermögen unbewegliche außerhalb Landes 
belegene Sachen oder diejen gleihbeadhtete Rechte angehören... . 1.50 Mk.; 

infoweit das eingebradhte Vermögen aus beweglichen Bermögenägegenftänden 
beiteht . !/s von Hundert des Entgelts einjchließlich bes Wertes der ausbe- 
Dungenen Leiſiungen und vorbehaltenen Nutzungen oder, wenn das Entgelt nicht 
aus dem Vertrage hervorgeht, des Wertes des eingebrachten Vermögens; 
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injoweit das eingebradhte Bermögen aus Forderungsrechten befteht . . 1.50 
vom Hundert, de Wertes der Forderungen. 

Auf den Wertftempel kommt ber nad ben VBorfchriften unter a) und b) 
zu berechnende Wertitempel in Anrechnung, wenn das Einbringen des Ber: 
mögens in bie Gefellihaft zugleich mit deren Errichtung oder mit der Erhöhung 
des Gejellichaftsvermögens beurfundet wird. Befreit ift das Einbringen von 
Nachlapgegenftänden in eine ausjhließlih von den Teilnehmern an einer Erb» 
Ichaft gebildete Gejellihaft mit beſchränkter Haftung. 

Baut Gerichtöfoftengejeß vom 15. Dezember 1899 fommen für Eintragungen 
in das Handelöregifter bei Kommanditgejellihaften auf Aktien, Aktiengejellichaften 
und Gejellichaften m. b. 9. folgende Gebühren zur Erhebung : 

a) für die Eintragung ber Gejellichaft, jowie für die Eintragung eines 
Beſchluſſes über die Erhöhung oder Herabjegung des Geſellſchaftskapitals die 
im $ 32 beftimmte volle Gebühr. Sie beträgt bei Gegenftänden im Werte von 


20000 en 19 Mt. 
24. mehr ald 20000 bi8 22000 Mt. einihliehlih . . . . 0 „ 
2. 5» 2200 „ 24000 „ : ee ap 
2%. .» 24000 „ 26000 „ — Kan ae 2 
2. » 3000 . 2383000 . ni ER a 
28. » . 23000 . 30000 E EHRE — 
28. 300600 835000 . E Ra: —— 
3. .„ , 35000 , 40000 , u 
31. „ 40000 „ 50000 u — ——— 
32. „ . 50000 606600 n u —— 
3. .„ 60600 70600 — NE 7 Sp 
#4. ,» 706000 80000 z RE 
35. . 80000 . 90000 8 cn 
36. ,» „90000 „ 100000 40 


Die ferneren Wertklaffen fteigen von 100000 ME. an um je 10000 ME. 
und die Gebühren um je 3 Mk. Die Gebühren werden nad) dem Betrage des 
Gelellichaftsfapitals, bei Erhöhungen oder Herabjegungen desſelben nad dem 
Betrage der Erhöhung oder Herabjegung berechnet. Iſt das Geſellſchaftskapital 
nicht voll eingezahlt, jo ift der Gejellihaft auf Verlangen zu geftatten, zunächſt 
nur denjenigen Gebübrenbetrag zu zahlen, welcher dem eingezahlten Kapital 
entjpriht und den Reit nah Maßgabe der erfolgenden Einzahlungen nad: 
traͤglich zu entrichten ; 

b) für alle jonftigen Eintragungen, je nad) dem ber Gewerbebetrieb einer 
der drei Steuerflaffen angehört, 50, 20 oder 10 Mt. 


Shwarzburg:Rudolftadt. 


I. Schwarzburg:Rubdolftadt') zieht nach feinem neueſten Einfommenfteuer: 
gejeg vom 31. Mai 1902, jowohl die Gejellihaften m. b. H., wie aud) die 
einzelnen Gejellihafter zur Einftommenfteuer heran. Es berricht eine unbe: 
ſchränkte Doppelbefteuerung, die weder durch die Zulafjung eines fteuerfreien Ab- 
zuge vom Stammkapital nod durch die Freilaſſung der Rüdftellungen der 
Gejellihaft gemildert wird. 8 2 Ziff. 4 erklärt für einfommenfteuerpflichtig 
folgende juriftiihe Perjonen, die einen Sit im Fürftentum haben: 

N) Finanzarchiv 20 S. 324—362. Das Vewerbefteuergejeg am 7. März 1893. 


Ebenda 11 ©. 213— 241; Rlinghbammer, Das Staatöreht des Fürftentums ame 
burg-Rudolftadt im Handbuch des öffentlihen Rechts, 3. Bd. 2. Halbband 2. Abt. S. 150. 
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a) Aktiengefellihaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, 

b) Berggewerkſchaften, Gejellihaften m. b. H., eingetragene Genoſſenſchaften. 

Als Einkommensquellen kommen in Betradt: Kapitalvermögen, Grund: 
vermögen, Handel und Gewerbe, geminnbringenbe Beihäftigung. Das Einkommen 
aus ben in anderen Bunbesftaaten ober in einem beutichen Schubgebiete ge: 
fegenen Grundftüden, aus den dajelbft betriebenen Bewerben bleibt von der 
Befteuerung ausgejchloffen. Das Eintommen aus bierländiihem Grundbefik, 
jofern bdefien Jahresertrag die Höhe von 20 ME. überfteigt, und aus hier 
ländifchen Gewerbe: und Handelsanlagen wird ohne Rüdfiht auf die Staats 
angehörigfeit und den Wohnfig der Steuerjubjefte beiteuert. Als Abzugspoften 
elten u. a. die Schuldenzinjen, die ftaatlihen Grund:, Gebäube- und Gewerbe 
—— Betriebsunkoſten und ſolche indirekten Abgaben, welche zu den Geſchäfts— 
unkoſten zu rechnen find; nicht abgezogen werben Verwendungen zu Geſchäfts— 
und Betriebserweiterungen, Kapitalanlagen oder FKapitalabtragungen, Staats 
einfommenfteuer und Gemeindeabgaben. Die Beitimmungen, welche das fteuer: 
pflihtige Einkommen der Gejellichaften m. b. H. und der einzelnen Gejellichafter 
normieren, lauten: 

3 19. Als Einfommen aus Kapitalvermögen gelten: Zinien, Renten und geld» 
werte Vorteile aus Sapitalforderungen jeder Urt, joweit jolhe Bezüge nicht bei 
Sandwirtihaft, Handele und Gemwerbetreibenden behufs Ausmittelung des fteuer- 
pflihtigen Eintommend und Grundvermögen, Bahtungen, Handel oder Gewerbe 
(88 20, 21) ald Zeile des Geſchäftsertrages in Rechnung zu ziehen find, 

Mit diefer Maßgabe gelten als Einkommen indbejondere: 

b) Dividenden und Zinſen, Ausbeuten und jonjtige Gewinnanteile von Altien- 
geiellichaften, Kommanditgejellihaften auf Aktien, Berggewerkichaften, Gejellichaften 
m. b. 9., Erwerb: und Wirtjchaftsgenofienichaften und don einer jtillen Gejellichaft 
($$ 335 ff. Handelsgeſetzbuch). 

Die Berehnung des Einkoumens erfolgt für jede einzelne Kapitalanlage dieier 
Art nah dem Stande derjelben zur Zeit der Veranlagung. 

$ 21. Das Eintommen aus Handel und Gewerbe umfakt den Gewinn aus 
jelbftändigen gewerblichen oder Handelöunternehmungen jeder Art, mögen biejelben 
in großem oder geringerem Umfange, fabrit- oder hHandwerfsmäßig betrieben werden, 
dabei gelten folgende Grundſätze: 

Als fteuerpflichtiges, gewerbliches Einfommen der im $ 2 unter 4a bis ec 
bezeichneten Steuerpflihtigen (Aftiengeiellihaften uw.) gelten: 

a) Die Ueberichüfie, welche als Aktienzinjen oder Dividenden, gleichviel umer 
welcher Benennung, an die Mitglieder (Mftionäre, periönlich haftende Gejellichafter, 
Kommanditiiten, Gewerken, Genoſſen) und an ben Aufjichtsrat oder Verwaltungsrat 
verteilt werden, ohne Unterſchied, ob die Dividenden bar ausgezahlt oder dem Ge- 
ſchäftsguthaben zugeichrieben worden find, 

b) die aus den lleberihüfien zur Tilgung der Schulden oder des Grundfapitals, 
ur Berbefjerung oder Bejchäftserweiterung, jowie zur Bildung von Reſerve⸗ und 
Srneuerungsfonds verwendeten Beträge. 

Als Nejervefonds gilt jede aus den Ueberjhüfien gebildete Anſammlung, die 
im Einzelfalle eine Vermehrung des Vermögens darftellt. Einer jolhen jtehen die 
jenigen Beträge gleich, welche aus den Ueberſchüſſen zu auferordentlihen, über das 
Maß der regelmäßigen Abjegungen binausgehenden Abjchreibungen verwendet werden.“ 


Es befteht ein fteuerfreies Eriftenzminimum bis zum Betrage von 350 ME. 
Der Steuertarif enthält Monats: und Jahresanfäge. Die Jahresfteuer ftellt 
fih bei Einkommen von 350 ME. auf 0.60 ME., bei foldhen von 350—400 Mt. 
auf 1.20 ME., bei folhen von 1000—1200 ME. auf 18 ME., bei joldhen von 
3000—3300 ME. auf 72 ME., bei joldhen von 10000— 11000 auf 324 Mt., 
bei jolden von 18000—- 20000 ME. auf 648 ME. und fteigt in Klaſſen von 
je 2000 ME. um je 72 ME. Deklarationspflicht befteht für alle nichtphyſiſchen 
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Perionen und für phyſiſche Perfonen nur injoweit, als fie ein Einfommen von 
über 1400 ME. beziehen. 

Außer der Eintommenfteuer erhebt das Fürftentum noch eine Grund- und 
Gebäudefteuer und nah dem Geſetz vom 7. März 1893 eine Gemerbefteuer 
nad preußifhem Muſter. Das Gewerbefteuergejeg belegt alle im Fürſtentum 
betriebenen ftehenden Gewerbe mit ber Steuer und trifft injofern auch den 
Gewerbebetrieb der Gejellichaften m. b. 9. 

Die Befteuerung erfolgt in drei Gewerbefteuerklaffen. Zu Klaffe I ge 
hören diejenigen Betriebe, deren jährlicher Ertrag 20000 ME. oder mehr, oder 
bei denen der Wert des Anlage und Betriebsfapitald 150000 ME. oder mehr 
beträgt. Die Gemerbejteuerklaffe II umfaßt die Betriebe mit einem jährlichen 
Ertrage von 4000 bis ausſchließlich 20000 ME., oder mit einem Anlage: und 
Betriebsfapitale im Werte von 30000 bis außichließlihh 150000 ME. Im 
ber Gemerbefteuerffaffe III werben beiteuert die Betriebe mit einem jährlichen 
Ertrage von 1000 bis ausſchließlich 4000 ME. oder mit einem Anlage und 
Betriebsfapitale von 2000 bis ausſchließlich 30000 ME. Das Anlage: und 
Betriebäkapital umfaßt ſämtliche den betreffenden Gewerbetriebe dauernd ge- 
widmeten Werte. Die Steuerläge der Gewerbebetriebe der Klaſſe I betragen: 

200 ME. bei einem Ertrage von 20000 bis ausſchließlich 25000 ME. 
517 1 pr „25000 „ 30000 „ 
ujw. um je 50 ME. fteigend für jede 5000 Mi, Mebrertrag. 

Die der Klaffe II und III angehörigen Steuerpflichtigen jedes Veran— 
lagungsbezirks werden zu einer Steuergejellichaft vereinigt, die für das Ver— 
anlagungsjahr die Summe der für jeden Betrieb in Anja kommenden Mittel: 
fäte aufzubringen hat. Die Mittelfäge betragen 

in Klaſſe J 80 Mk., 
“ 7 I 16 — — 


Die bei der Steuerverteilung zuläſſigen niedrigſten und höchſten Steuerſätze 
etragen 
in Klaſſe J 32 Mk. bis 192 Mk., 


" ” ” " 36 " . 

Die Steuerfäge werden bis zu 40 ME. um je 4 ME, von da ab bis 
96 ME. um je 8 Mk. und weiter bi8 192 ME. um je 12 ME. fteigend abgeftuft. 

Alle Betriebskoſten und die Abichreibungen, melde einer angemeljenen 
Berüdjihtigung der MWertsverminderung entiprechen, kommen bei Ausmittelung 
des Ertrages in Abzug, dagegen nicht die Zinfen für das Anlage: und Betriebs- 
fapital. Bei inländiihen Gewerben, welche außerhalb des Fürſtentums einen 
ftehenden Betrieb durh Errichtung einer Zmeigniederlaflung unterhalten, bleibt 
derjenige Betrag des Ertrages bzw. des Anlage: und Betriebsfapitals, welcher 
auf den in anderen Bundesitaaten ıumterhaltenen Betrieb entfällt, für die Be 
ftenerung außer Anja jedoch nadı Abzug des auf bie im Fürſtentume befind- 
liche Geihäftsleitung zu rechnenden Anteil von einem Zehnteil des Ertrages. 


II. Die Verteilung der Gemeindeabgaben findet nad) Verhältnis der zu 
entrichtenden direkten Steuern ftatt. 


III. Handelsfammerbeiträge zahlen die Gefellihaften m. b. 9. auf Grund 
des Gejehes betreffend Errichtung einer Handelskammer vom 30. Juni 1898, 
wenn ihr Eintommer aus Handel: und gewerblichen Betrieben 2000 ME. erreicht. 
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IV. Auf Grund des Geſetzes vom 3. Auguft 1906 betreffend die Ab- 
änderung bes Gerichtäfoftengejeges für das Fürftentum Schwarzburg-Rudolftadt 
vom 21. Dezember 1899 werben für die Eintragungen in das Handelsregiſter 
folgende Gebühren erhoben bei Aktiengejellihaften, Kommanditgeſellſchaften auf 
Aktien und Gejellihaften m. b. H.: 

a) für die erfte Eintragung der Gejellihaft jowie für die Eintragung 
eines Beichluffes über Erhöhung oder Herabjegung des Gejellichaftsfapitals die 
in dem Tarif B beftimmte Gebühr. Dieje beträgt bei Gegenftänden im Werte von 


23. BDA DER 7 22.0 Sa a —— 21.— Mt. 
24. von mehr als 20000 bis einjhliehlih 22000 Mt. . . . . - 22.80 . 
2. „ . . RW „ e: SE - > 4: 2.4 0% 2460 „ 
26. m» nn 2400 „ — Lo 2640 „ 
27. " ” ” 26 000 " 7 28 000 7" Wr er WE: SER TE 28.20 * 
28. „ ” 28 000 " * 80 000 Pre Ser TEE Tr Be 30.— ” 
29. „ un 30000 „ Bi 3500 „ : .-.-.". - Mu— _ 
30. „ * * 35 000 ” " 40 000 wi + er, A, AR rt 38.— * 
31. ‚ 40000 BEE 80 45 — . 


Die ferneren Wertklaſſen ſteigen um je 10000 Mk. und die Gebühren 
um je 6 Mk. 

b) für alle ſonſtigen Eintragungen 20 bis 200 ME. 

Tür die Berechnung ber unter a) beftimmten Gebühr ift der Betrag des 
Gejellichaftskapitals, bei Erhöhungen und Herabjegungen der Betrag ber Er: 
böhung oder Herablegung maßgebend. 


Schwarzburg:Sonderdhaujen. 


I. Dur) das Gele vom 1. Februar 1894) Hat das Fürſtentum an 
Stelle der Klafjenfteuer eine allgemeine Einfommenfteuer eingeführt, die ſowohl 
phyfiſche wie nichtphufiiche Perfonen mit Ausnahme der Geſellſchaften m. b. 9. 
traf. Das jüngfte Einfommenfteuergejeg vom 11. Dezember 1897?) erflärt in 
8 3 aud „die im Fürſtentum einen Sit habenden Geſellſchaften m. b. 9.“ für 
ſteuerpflichtig. Als fteuerpflichtiges gewerbliches Einftommen gelten nad $ 17 
Abſatz 3 die Einnahme-Ueberihüffe, die als Zinjen oder Dividenden unter bie 
Mitglieder im Vorjahre verteilt worden find, unter Hinzurechnung der zu Rejerve: 
und Erneuerungsfonds, zur Amortijation der Schulden und des Grunbdfapitals 
und zur Geichäftserweiterung verausgabten Beträge. Ausgeſchloſſen bleiben die— 
jenigen Beträge, welche zur Bildung des gejeglich vorgejchriebenen Reſervefonds 
zurüdgeftellt werden müſſen. Bei Gejellihaften, die auch Einnahmequellen 
außerhalb bes Fürſtentums befiten, gilt als fteuerpflichtiges Einkommen derjenige 
Zeil der vorbezeichneten Einnahme-Ueberſchüſſe, welcher auf den Geichäftsbetrieb 
im Fürftentum entfällt. Gemäß Artikel 18 der Ausführungsverordnung zum 
Einkommenfteuergejeg vom 11. Dezember 1897 wird das gelamte Einkommen 
ber Gejellichaften m. b. H. nad) dieſen Vorfchriften ermittelt. Die einzelnen Geſell⸗ 
ichafter verfteuern ihre Gemwinnanteile ald Einnahmen aus Kapitalvermögen. 
Es herrſcht demnach eine volle Doppelbefteuerung. Der verteilte Gewinn wird 


!) Finanzarhiv 12 S. 55—325. 

?) Handausgabe des Eintommenfteuergejepes für das Fürftentum Schwarzburg- 
Sondershaufen nebit Ausführungsbeftiimmungen und Gemeindeabgabengejeg. Amtliche 
Ausgabe. Berlag von Fr. A. Eupel. Weber M. v. Hedel, Die Forticritte der direkten 
Beiteuerung, Seipäiß 1904, noch da8 Finanzardiv, noch der preußiihe Finanzminifter, 
Drudiahen des Abgeordnnetenhaufes 1906, kennen diejeß neuefte Einfommenfteuergejep. 
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ſowohl bei den Gejellihaften wie bei ben Gejellichaftern verfteuert und ber un 
verteilte zu Rüdftellungen verwandte Gewinn bei ben Geſellſchaften. 

Es gelten die üblichen Abzugapoften und ein Eriftenzminimum für Ein: 
fommen bi3 zu 300 Mk. Die Erhebung der Steuer findet in Klaſſen ftatt. 
Die Sätze ftellen fich bei Einfommen von 300 bis 400 ME. auf 1 ME., bei 
jolden von 1050 bis 1200 DE. auf 10 Mk., bei ſolchen von 3000 bis 3300 ME. 
auf 82 ME., bei folhen von 4800 bis 5100 ME. auf 144 Mi. Bei höheren 
Einkommen bis 7500 ME. erhöhen fi die Säte in Stufen von je 300 ME. 
um je 9 Mk., bei ſolchen von 7500 bis 20000 ME. in Stufen von je 500 ME. 
um 15 ME. und bei Einfommen von über 20000 ME. fteigen fie in Stufen 
von je 1000 Mk. um je 30 Mt. 

Deklarationspflicht ift bei Eintommen von 1200 ME. an vorgefchrieben. 

I. Kommunaliteuern werben auf Grund des Gemeindeabgabengejeges vom 
= Auguft 1897 erhoben. Die uns intereffierenden Beftimmungem desjelben 
auten: 

„8 17. Der dur andere Einnahmen ungededte Gemeindebedarf ift durch Grund- 
und Gebäudeiteuer und Steuern vom perjönlihen Einkommen zu beftreiten. 

$ 19. Der Gemeinde-Eintommenjteuer find unterworfen: 

1. alle Bürger und diejenigen Berfonen, welche in ber Gemeinde einen Wohnſitz 
oder den Mittelpunkt ihres Ermwerbölebens haben, ... . 

3. die nach $ 3 de3 Einkommenſteuergeſetzes einfommenfteuerpflihtigen Gejell- 
ſchaften, Vereine und Stiftungen, welche in der Gemeinde, Grundbeſitz, Gemwerbe= oder 
Handeldanlagen oder jonitige gewerbliche Betriebsftellen (einſchließlich der Bergwerfe) 
haben, Handelögemwerbe oder Bergbau betreiben, Hinfichtlih des ihnen und der Ge- 
meinde aus dieſen Quellen zufließenden Eintommens.“ 

II. Auf Grund bes Gejeges betreffend Errichtung einer Handelsfammer 
vom 30. Juli 1899 find die Gejellichaften m. b. H. verpflichtet, zu den Koſten 
ber Handelskammer beizutragen, wenn ihr Einfommen aus Handel und Gewerbe 
einichließlich des yabrikbetriebes und des Bergbaues mindeftens 2000 ME. beträgt. 

IV. Das Gerichtäfoftengejeg vom 24. Januar 1888 in der dur Gele 
vom 24. Dezember 1899 abgeänderten Faſſung jchreibt für die Eintragung 
einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien, einer Aktiengejellihaft oder einer Gejell- 
ſchaft m. b. 9. in das Handeläregifter die Erhebung einer Gebühr von 30 bis 
100 DE. vor und für alle fonftigen die genannten Gejellichaften betreffenden 
Eintragungen ſetzt e8 die Höhe der Gebühren auf 10 bis 30 ME. feit. Für 
alle von Amts wegen erfolgenden Eintragungen und Löjchungen find Gebühren 
nit zu erheben. 

Ein Gejeg über die Erhebung eines Stempel3 eriftiert im Fürftentum nicht. 


Walded. 


I. Das Klaffenfteuergefeg vom 6. März 1893 in feiner neueften Faſſung 
vom 18. Januar 1898!) zieht die Geſellſchaften m. b. H. nicht zur Steuer heran ; 
es jpriht nur von der Steuerpflicht der Aktiengejellihaften, Kommanbitgejell: 
Ihaften auf Aktien, Berggewerkichaften, eingetragenen Genofjenihaften. Die 
einzelnen Gejellichafter verfteuern dagegen ihr Einfommen aus der Beteiligung 
an ber Geſellſchaft. 

Bei Eintommen von 900 ME. aufwärts nimmt die Steuer den Charakter 
einer Haffifizierten Einfommenfteuer an. Ein Steuerpflichtiger wird bei einem 





) Sinanzardiv 15 S. 930—940. 
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mutmaßlichen Einftommen bi8 900 ME. einſchließlich in bie erfte Haupiklaſſe 
mit einer Steuer bis 75 Pig. monatlich bis 
5 ME einfchließlih in die 6. Stufe mit Mt. monatlich 
1. 


00 ” " 00" ” ” " 
1350 " " „on 8. 130 * 
1500 „ A Pr. er 9, | : 
1650 " " „nn 10. " ” 2.— ” ” 
1300 „ e ee „ 225 „ ie 
1950 2 24 20, 5 
2100 " ” „oe 13. " " 2.75 " nr 
2250 „ — — „ „ 3:— u — 
2400 , „ul „nn 350 „ ” 
2550 ee 2 
2700 „ R er: . +5 „450 „ — 
2850 nom 18. „ 5.⸗ * 


3000 „ 5 A: 3 3 560 
einzuſchätzen ſein, wenn nicht beſondere Verhältniſſe ſeine Einſchätzung zu einem 
höheren oder niedereren Steuerſatze bedingen. 
Sn der vierten Hauptklaffe zahlt der Steuerpflichtige außer 5 ME. 50 Pfg. 
monatlid von jeinem die Summe von 3000 ME. überfteigenden Einkommen 
jährlich 3°/o, alfo monatlich von jeden 300 DE. weitere 75 Pig. 


Auf bejonderes Verlangen des Vorfigenden der Umlegungsbehörde ift der 
Steuerpflichtige zur Angabe jeiner Einktommensverhältniffe verpflichtet. 


Der Gewerbefteuer unterliegt die G. m. b. 9. auf Grund des Gemerbe 
fteuergejees vom 28. März 1893. Beiteuert wird das Eintommen aus den 
in den Fürſtentümern Waldef und Pyrmont betriebenen ftehenden Gemerben. 
Gewerbliche Unternehmungen, welche außerhalb der TFürftentümer ihren Sit 
haben, aber innerhalb derjelben durch Errichtung einer Zweigniederlaſſung einen 
ftehenden Betrieb unterhalten, find nad) Maßgabe des Einkommens aus dielen 
Betrieben der Gemerbefteuer in Waldeck-Pyrmont unterworfen. 


Die Steuerpflicht beginnt mit einem Jahreseinkommen von 15000 ME 
aus dem Gewerbebetrieb. Die Beiteuerung erfolgt in drei Gewerbeiteuerflafien. 
In Klaſſe I find diejenigen gewerblichen Einfommen zu befteuern, welche jährlid 
10000 ME. oder mehr betragen. Die Klaſſe I umfaßt die Einkommen aus 
Gewerbe von 4000 bis ausichließlihh 10000 ME. Zur Klaffe III gehören die 
Eintommen aus Gewerbe von 1500 bis ausichließlich 4000 ME. Die Steuer 
beträgt 

in Klafie . 1 vom Hundert des jährlichen Einkommens aus Gewerbebetrieb. 


3 ” « " ” ” * n ” ” 


" ” II Ys ” er ” " 


I. Nac der Gemeindeordnung vom 16. Auguft 1855 findet die Erhebung 
ber Gemeindeumlagen in der Regel in Zufchlägen zu den direkten Staatsjteuern ftatt. 

II. Ein un die Handeläfammern refp. über die Hanbdelätammer: 
beiträge exiftiert in Waldeck nicht. 

IV. Durch Gefeg vom 11. Dezember 1899 ift das preußiiche Gericht® 
foftengejeg in Walde eingeführt worden, jo daß für die Eintragung der Gelel: 
ſchaften m. 6.9. die gleichen Gebühren in Anja fommen, wie fie ber oben 
unter Preußen angeführte Tarif feſtſetzt. 

Stempelabgaben werden nicht erhoben. 
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Württemberg.) 


Nah langen parlamentariihen Kämpfen und nad) dem Scheitern einer 
bereitö im Jahre 1899 verjuchten Reform der direkten Bejiteuerung kam in 
Württemberg endlich im Jahre 1908 die neue Steuerreform zuftande. Mit feinem 
Eintommenfteuergejeß vom 8. Auguft 1903 hat Württemberg als einer der legten 
von den deutichen Mittelftaaten das Syſtem der Ertragdbeiteuerung verlajjen 
und ift zur Perjonalbejteuerung übergegangen. Die Einkommensteuer ift eine 
allgemeine und trifft das gelamte Einkommen der phyſiſchen wie der nicht: 
phyſiſchen Perſonen. Die Gejellihaften m. b. H. find ausdrücklich als feuer: 
pflihtig genannt; ihr fteuerbares Einfommen hat ſogar eine recht weite Um— 
grenzung erfahren, injofern nicht bloß dazu gehören jollen die zur Verteilung 
gelangten geichäftlichen Ueberſchüſſe, ſondern auch die Ueberſchüſſe, welche zur 
Tilgung der Kapitaljhulden oder des Grunbfapitals, zur Verbeſſerung oder Er: 
mweiterung des Geihäfts, zur Bildung von Refervefonds, zur Zahlung der für 
die Gemeinden und Amtskörperſchaften erhobenen Ertrag: und Einkommen— 
fteuern, zur Dedung eines in früheren Jahren entitandenen Berluftes und zum 
Vortrag auf neue Rechnung verwandt werden. Dagegen gelten nicht als fteuer- 
bare Weberihüffe die Gewinnanteile, welche Gejellihafter von Geſellſchaften 
m. b. 9. für ihre Tätigkeit als Geihäftsjührer beziehen, und joldhe Verteilungen 
an Mitglieder, welche nicht den Ueberſchüſſen, fondern den Reſerven oder anderen 
Aktiobeftänden entnommen find. Eine Vermeidung der Steuer, die die zur 
Bildung eines Refervefonds herangezogenen Ueberſchüſſe ergreift, ericheint durch 
die Beitimmung auögejchloifen, daß als Rejervefonds jede aus den Ueberſchüſſen 
gebildete Anſammlung gilt, die im Einzelfalle eine Vermehrung des Vermögens 
darftellt. Einer ſolchen ftehen diejenigen Beträge gleich, weldye aus den Leber: 
ichüfien zu außerorbentlihen Abichreibungen dienen. (Vgl. Min.Verf. $ 9 B 
Ziff. 2 und Anweiſ. d. Steuerfollegiums, Abteil. f. dir. Steuern betr. bie 
Ausführ. d. Einfommenfteuergej. 14. Juni 1904, $ 11 Ziff. 9. Für bie 
fteuertechniiche Berechnungsweie bes fteuerpflichtigen Einkommens der juriftilchen, 
wie der natürlichen Perſonen, hat der Gejebgeber noch eine Reihe von Einzel: 
vorſchriften aufgeftellt, die in jeder Beziehung dem württembergiichen Ein: 
fommenfteuergejeg”) modernen Charakter verleihen und zur Nahahmung emp— 
fohlen werden fünnen. Neben den Gelellichaften ala ſolchen verfteuern die 
einzelnen Zeilhaber ihre Gemwinnanteile ala Einfommen aus SKapitalien und 
Renten. Zur Milderung der dadurch herbeigeführten Doppelbelleuerung kann 
bei den Gefellihaften an dem fteuerbaren Einfommen der Gejamtbetrag der an 
Die Geſellſchaftsmitglieder verteilten oder gutgejchriebenen Gewinnanteile bis zum 


!) Das Steuerreht im Königreich Württemberg von W. Schumm, Stuttgart, 
Verlag W. Kohlhammer 1905. Das württembergiihe Einfommeniteuergeieg vom 8. 
Auguf 1903; Dr. 8. Göz, Tübingen, 1903. Geieg über die Einfommenjteuer für das 
Königreib Württemberg von Tb. Piftorius, Ravensburg 1903; Leopold Hegel: 
maier, Die direften Steuern in Württemberg, Stuttgart, Verlag W. Kohlhammer, 1906 ; 
Piltorius, Die württembergiihe Steuerreform, Finanzarhiv 21 ©. 1—114. Ebenda 
der Tert der neuen Steuergejege S. 115— 234. Eihmann, Die württembergiibe Steuer- 
reform, insbejondere das Einfommenfteuergejeg vom 8. Augujt 1903, Annalen des Deuts 
ſchen Neiches, 1904, 1. Heft. 

) Das erjte Ergebnid des neuen Eintommenfteuergejeßed in Württemberg zeigt 
uns ein Neineinfommen von 1041 Mill. Marf, wovon auf phyſiſche Perjonen nahezu 
993 Mil. Mart = 9,8% und auf ftenerpflichtige Berjonenvereinigungen 48 Mil. Mark 
oder 4,16% entfallen. 
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Höchſtbetrag von 3°/o des eingezahlten Geſellſchaftskapitals in Abzug gebracht 
werben. Die für uns in Betradht kommenden gejeglichen Borichriften lauten: 
„Art. 2 Eintommenjteuerpflihtig find ferner, wenn fie in Württemberg ihren 

Sig haben: 

4. Die Ultiengejelihaften und Kommanbditgejellihaften auf Altien; die Berg: 
gewerfichaften, die Gejellihaften m. b. H., jowie die Erwerbd- und Wirtſchefu— 
genofienichaften, leßtere auch wenn fie nicht eingetragene Genoſſenſchaften jind. 

Art. 16. Als fteuerbares Einfommen der in Urt. 2 I Ziff. 4 genannten Ge 
jelliaften gelten unbeſchadet der Vorſchrift in Art. 8 Ziff. 1 die geichäftlichen Leber 
ſchüſſe, welde als Altienzinjen, Dividenden oder Gewinnanteile, gleichviel mit welder 
Benennung, an die Mitglieder verteilt oder denjelben gutgeichrieben werden, unter 
Hinzurehnung der zur Tilgung der Kapitalihulden oder des Grundlapital®, zur 
Berbefjerung oder Erweiterung des Geihäfts, zur Bildung von Rejervefonds, joweit 
folde nicht bei den Berfiherungsgejellihaften zur Rüdlage für die Verſicherungs— 
fummen beftimmt find, verwendeten Beträge, ſowie unter Hinzurehnung des Be 
trages der don ben Gemeinden und Amtskörperſchaften erhobenen Ertrag und 
Einfommenfteuern (Urt. 9 II Ziff. 4). 

Im Falle des Art. 3 Abi. 2 gilt als fteuerpflihtiges Einkommen derjenige 
Zeil der Ueberſchüſſe, welcher auf den Geichäftöbetrieb in Württemberg beziebung® 
weije auf das Einfommen aus württembergiihem Grund» und Gebäubdebeiig enthält. 

Bei den Altiengejellichaften, den Kommanbditgejellihaften auf Aktien, den Berg: 
gewerkſchaften und bei ben @ejellihaften m. b. 9. fann an dem hiernad ſich be 
rechnenden fteuerbaren Einfommen der Gejamtbetrag der an die Gejellihaftsmitglieder 
zur Verteilung fommenden oder denjelben gutgeichriebenen Altienzinien, Dividenden 
oder Gewinnanteile bis zum Höchſtbetrag von 3°/o des eingezahlten Altien- oder 
Stammtapitald beziehungsweije bei Gewerkſchaften 3%, der Summe der an ben Ge 
werfen geleiteten Beiträge, oder im Falle des Art. 3 abi. 2 ein verbältnismäßiger Teil 
besjelben in Abzug gebracht werden.“ 


Der Art. 6 unterjcheidet vier Quellen des fteuerpflichtigen Einkommens: 
Einkünfte aus Grunditüden, Gefällen, Gebäuden, einjchließlic;) des Mietwertes 
ber Wohnung, jowie aus dem Betriebe der Land- und Forſtwirtſchaft, die Ein- 
nahmen aus Gewerbe, Handel, Bergbau und gewerbsmäßig betriebenen Spelu: 
lationsgeichäjten, die Erträgniffe aus Kapitalien und Renten und jchließlid, das 
Einfommen aus gewinnbringender Beihäftigung. Die Ueberihüffe der Ein 
nahmen aus den genannten Einfommensquellen über die gejeglich zuläffigen Aus 
gaben und Abzüge gelten als die geichäftlichen Ueberſchüfſe der Gejellichaften m. 
b. 9. Bei den Geſellſchaften, welche ihren Sig nit in Württemberg haben, 
aber Einkünfte aus dem in Württemberg gelegenen Grund: und Gebäubebeit 
und aus daſelbſt betriebenen Gewerben beziehen, wird als fteuerpflichtiges Ein: 
kommen derjenige Zeil der fteuerbaren geichäftlichen Ueberſchüſſe in Aniprud ge 
nommen, welcher auf den Gejchäftäbetrieb in Württemberg beziehungsmeile auf 
das Einkommen aus württembergijhem Grund: und Gebäubebefig entfällt. Zu 
diefem Zweck wird ber aus dem mwürttembergiihen Grund: und Gebäubebeit 
oder Gewerbebetrieb erzielte Gewinn ermittelt und nad dem Verhältnis dieſes 
Gemwinnanteild zu dem gejamten Reingewinn bes Unternehmens ber in Württem: 
berg fteuerpflichtige Teil des Ueberſchuſſes beftimmt. Nach denſelben Grundiägen 
findet die Ermittelung des in Württemberg nicht fteuerpflichtigen Teils der Leber: 
Ihüffe derjenigen Unternehmungen ftatt, die ihren Sig in Württemberg haben, 
aber aus außerhald Württembergs gelegenem Grund: oder Gebäubebefit ſowie 
aus dort betriebenen Gemwerben Einkommen erzielen. 


Vom Gejamteintommen dürfen in Abzug gebracht werden bie zur Er 


werbung, Erhaltung und Sicherung des Einkommens verwandten Ausgaben, 
die regelmäßigen jährlihen Abichreibungen für Abnutzung des ftehenden und 


in den einzelnen deutſchen Bundesftaaten. Württemberg. 933 


umlaufenden Kapital, die Ertragäfteuern aus Grundeigentum, Gebäuden, 
ftehendem Gewerbebetrieb und Kapitalrenten, die vom Staate erhoben werben, 
die Schuldzinjen und dauernden Laften uſw. Ueber nicht abzugsfähige Poften 
haben wir bereit8 am Anfange diejes Abſchnittes geiprochen. 

Der Steuertarif zerfällt in einen Klaffentarif und in einen prozentualen 
Zarif, der erftere gilt Ir die Einfommensgrößen bis 30000 ME., ber Ießtere 
fommt für die Eintommen von 30000 ME. an zur Anwendung. Der Einheitzjag 
der Einkommenfteuer beträgt bei einem Jahreseinkommen von 500 ME. ein: 
ſchließlich bis zu 650 ME. 2 ME. und fteigt in Stufen von 150 ME. bis zu 
einem Einfommen von 5000 ME. auf 128 Mk. Die Stufen erhöhen fich 
aladann auf 200 ME. bis zu 7000 ME. Einkommen; der Steuerjag ftellt fich 
für diejes Einfommen auf 215 ME. Bon dba an bis zu 10000 Mi. Ein: 
fommen bemißt der Tarif die Stufen auf 300 Mf. und ben Steuerſatz auf 
359 Mk.; bis zu 15000 ME. Eintommen geht es aufwärts in Stufen von 
500 Mt. und der Steuerja erreicht die Höhe von 549 Mk. In den Klaffen 
von 15000 bis 30000 ME. betragen die Stufen einheitlich 1000 ME. und 
die Steuerjäße wachſen allmählih von 581, 621, 662, 703, 744 uſw. auf 
1175 ME. Für die Einkommen von 30000 ME. an wird ber Einheitsjat 
der Steuer in Progentjägen jeftgeftellt. Er beträgt für je 100 ME. der Stufe 
bei einem ahreseinfommen von 

76. 30000 Mt. einichliehlih bis zu ee Mi. 4.— Mt. 


77. 35000 „ 4.05 „ 
78. 40000 „ B „ rn 4500 „ 410 „ 
79. 45000 „ — „ „ 5000 „ 415 „ 
80. 50000 „ » „ „ 500 „ 420 „ 
81. 55 000 A „ „ 6000 „ 435 „ 


Bon 60000 ME. an fteigen die Stufen gleihmäßig um 10000 ME. und die 
Prozentjäge erreichen bei den Einfommen von 200000 ME. und bei den höheren 
das Marimum von 5 °/o. 

Das Finanzgeſetz beitimmt für jede Etatöperiode, wieviele Prozente ber 
Einheitsjäge als Steuerfag erhoben werden unter Wahrung der Gleichheit des 
Prozentjages für alle Einheitsjäge des Tarif. Eine Erhebung der Steuer in 
einem höheren Einheitsjage bleibt der ordentlichen Beiepaebung vorbehalten. 

Die Veranlagung zur Einfommenfteuer erfolgt auf Grund einer Deklaration, 
die alle Steuerpflichtige mit einem 2600 ME. überfteigenden Einkommen ab- 
zugeben verpflichtet find. Die Steuererklärung muß Angaben enthalten über den 
Geljamtbetrag des fteuerbaren Jahreseinkommens nad den verjchiedenen Arten 
von Einfommensquellen, über die beanjpruchten Abzugspoften, über den Verluſt, 
welcher bei Berechnung des Einkommens aus einer einzelnen Art von Einfommens- 
quellen fich ergeben hat, über das Einfommen von dem außerhalb de8 Gemeinde: 
bezirks belegenen Grund: und Gebäubebefiß oder Gewerbebetrieb ſowie über den 
Beginn des Geichäftsjahres, welches der Steuerpflichtige der Berechnung jeines 
Eintommens zugrunde legt. Die Gefellihaften m. b. 9. haben in ihrer Steuer- 
erffärung beſonders anzugeben die Summe ber an die Mitglieder verteilten oder 
ihnen gutgeichriebenen Gewinnanteile und die Verwendungen zur Tilgung von 
Kapitalichulden oder des Grundfapitals, zur Verbefferung oder Erweiterung des 
Geihäfts und zur Bildung von Rejervefonds ſowie den Betrag der für die Ge- 
meinden und Amtsförperichaften erhobenen Ertrags- und Eintommenfteuern. 
Mit den Steuererflärungen müffen die Geichäftsberihte und Jahresabſchlüſſe 
jorie die darauf bezüglichen Beichlüffe der Generalverfammlungen vorgelegt werden. 
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Neben der allgemeinen Eintommenfteuer kennt Württemberg nod eine 
Reibe von Ergänzungsfteuern, eine SKapitaliteuer einerſeits und eine Grunb:, 
Gebäude: und Gewerbefteuer andererjeits. Die Kapitaliteuer, geichaffen durch 
das Geſetz vom 8. Auguſt 1903, hat nicht den Charakter der preußiichen er: 
gänzenden Vermögensſteuer, jondern beruht auf dem Ertragäfteuerprinzip. Sie 
weicht aud darin von dem preußiichen Vorbild ab, daß fie nicht bloß bie 
phyfiichen, ſondern auch die nichtphyſiſchen Perſonen, ſoweit fie in Württemberg 
ihren Sitz haben, trifft und zwar in demjelben Umfange, in dem dieſe von 
der Einkommenfteuer herangezogen werben. Art. 3 des Geſetzes erklärt für 
fteuerpflichtig 

I. die juriftiichen Perjonen jeder Art, insbejondere: 

„4. Die Ultiengeiellihaften und Kommanditgeiellihaften auf Aktien, die Berg: 
ewertichaften, die Gejellichaften m. b. H, fowie die Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſen⸗ 
haften, legtere, auch wenn fie nicht eingetragene Genoſſenſchaften find.“ 

Als objektiv jteuerpflichtig gelten jämtliche Erträgniffe aus Kapitalen und 
Renten, ohne Rüdjicht, ob diejelben aus Württemberg oder aus Bezugsquellen 
außerhalb Württembergd herrühren. Werfteuert wird der volle Jahresertrag nad 
dem Bejtande bei Beginn des Steuerjahres ohne Abzug von Sculdzinien oder 
Baiten. Abgezogen werden darf von den aus Bezugsquellen außerhalb Württem: 
bergs herrührenden Erträgnifjen die etwa zum Anja lommende auswärtige Steuer. 
Zum Ertrage aus Kapitalen und Renten gehören Zinſen oder jonftige Erträgmile 
aus verzinslich angelegten Kapitalen jeder Art, Dividenden, Zinſen oder jonitige 
Gewinnanteile von Aktiengejellihaften, Kommanditgejellihaften auf Aktien, Ge 
jellichaiten m. b. H., Bergaewerkichaften und von einer ftillen Gejellihaft, Renten 
jeder Art und die auf dem Königlichen Kammergut haftenden Bezüge der Mit: 
glieder des Königlichen Haujes. Die Stapitalfteuer trifft alſo insbeſondere die 
Mitglieder der Gejellihaften m. b. 9.; die Geſellſchaften ala jolche werden von 
ihr weniger tangiert, weil nad) Art. 5 des Geſetzes die Zinſen und jontigen 
Erträgnifie auß den zum land= oder forftwirtichaftlichen oder gewerblichen Be 
trieböfapital gehörigen Tyorderungen und Wertpapieren der Kapitalfteuer nicht 
unterworfen find, jondern als Erträgniffe des Grunbdeigentums und des Ge 
werbebetriebs gelten. Aber auch die einzelnen Teilhaber einer G. m. b. H. trifft 
die Kapitaliteuer nicht durdmweg. Die Befteuerung macht vor denjenigen Ge 
winnanteilen Halt, welche den Teilhabern einer ®. ın. 6. 9. für ihre Taätigkeit 
als Geihäftsführer gewährt werden. 

Das Finanzgeſetz beftimmt für jede Etatsperiode den Yahresfteuerbetrag, 
welder von je 100 ME. des fteuerbaren Ertrag zu entrichten ift (Steuerjah). 
Der Steuerſatz bildet einen beftimmten Prozentjaß des durch das Bezirksiteuer: 
amt feſtgeſtellten Steueranjages. 

Don den oben genannten Ertragafteuern interejfiert uns noch die Ge 
mwerbefteuer, welche auf dem Gejeß vom 8. Auguft 1903 beruft. Sie trifft den 
Reinertrag der im Lande betriebenen ftehenden Gewerbe aller Art, alfo aud 
ben der Gelellichaften m. b. 9. Den Maßitab für die Anlegung der Steuer 
bildet der nach Prozenten zu jchäßende Ertrag aus dem in dem Gewerbe ver: 
wendeten Betriebsfapital. Als fteuerbarer Ertrag gilt der eingeichäßte volle 
Yahresertrag. Bei der Einihäßung eines Gewerbes wird die Zahl und Gattung 
der in dem Gewerbe verwendeten Gehilfen und die Größe des in demielben 
angelegten Betriebsfapital8 in Berückſichtigung gezogen. Bei Unternehmungen 
mit außergewöhnlich großem Geichäftsbetrieb kommt ala weiteres Merkmal für 
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Die Einihäßung die Größe der jährlichen Roheinnahme in Betraht. Die zum 
Beitandteil des Betrieböfapitals gehörenden Wertpapiere und ſonſtigen Forderungen 
des Gewerbetreibenden unterliegen mit ihrem vollen Durdichnittsertrag der Ge 
werbefteuer. Die Grundlagen für die Befteuerung bilden beiondere für die Ge- 
werbe angelegte Katafter. Jede Markung ftellt einen bejonderen Steuerbijtrikt 
dar, für melden die Kataiter der einzelnen Gegenftände ber Beiteuerung ber» 
zuftellen find. Das Finanzgeſetz beftimmt für jede Etatsperiode den Betrag 
der zu entrichtenden Gewerbeiteuer. Die Steuer wird von den Pflichtigen in 
jeder Gemeinde eingezogen. Die Gemeinde liefert ihre Steuerjhuld an die 
Amtspflege ab und biete an die Staatskaſſe. Dem durch das Finanzgeſetz be— 
ftimmten Steuerjag wird bei ber Gewerbefteuer da8 Gewerbefatajter der Ge: 

werbetreibenden mit Abzügen von 20—60°,, bie ſich nad} der Höhe des Steuer: 
fapitalö richten, zu Grunde gelegt. 


H. In demjelben Umfange wie zu den Staatsfteuern werden die Gelell- 
Ichaften m. b. 9. zu den Gemeindefteuern herangezogen. Die Gemeinden er: 
heben auf Grund des Geſetzes vom 8. Auguft 1903 fieben Arten von Steuern, 
von denen für und in Betracht fommen die Umlage auf Grundeigentum, Ges 
bäude und Gewerbe, die Kapitalfteuer und die Einkommenſteuer. Den Kern 
bes Beiteuerungsrecht3 der Gemeinden bildet bie erftgenannte Steuer, die übrigen 
Steuern befigen nur einen ergänzenden Charakter. Die Gewerbeſteuerpflicht 
gegenüber den Gemeinden bedt ſich im mejentlichen mit der gegenüber dem 
Staat. Die Umlage erfolgt auf Grundlage der Katafterfummen. Das Geje 
geftattet die für die ftaatliche Befteuerung angeordneten Abzüge am Gemwerbe- 
fatafter nur in denjenigen Gemeinden, welde eine Gemeindeeinfommenjteuer 
erheben und nur im häljtigen Betrage. Bei Warenhäufern und ähnlichen Be— 
trieben tritt eine ftärfere fteuerliche Belaftung durch die Gemeinden ein in ber 
Form einer bejonderen Gemwerbefteuer (Warenhausfteuer), die in Zuſchlägen zum 
Gewerbetatafter erhoben wird. 

Während die Gejellichaften m. b. H. von der kommunalen Gemwerbejteuer 
voll betroffen werben, hat die Gemeindefapitalfteuer für fie feine praftiiche Be— 
deutung, da fie in Zujchlägen zur ftaatlichen Kapitalfteuer zur Erhebung gelangt 
und fie im allgemeinen zur ftaatlihen Kapitalſteuer nicht pflichtig find. Auf 
die Erhebung einer Kapitalfteuer dürfen die Gemeinden nicht verzichten, wenn 
fie zu einer Gemeinbeumlage auf Grundeigentum, Gebäude und Gewerbe genötigt 
find; die Erhebung der Kapitalfteuer muß gleichzeitig mit der Erhebung einer 
Gemeindeumlage erfolgen. Die vorgejchriebene Höhe ber arg rent 
beträgt in Prozenten des fteuerbaren Kapitalertrags die Hälfte bes Prozentjages 
in weldhem das Grund:, Gebäude: und Gemwerbefatafter zur Gemeindeum age 
herangezogen wird. Als Marimum gilt ein Prozent des fteuerbaren Kapitals 
ertrags. Hinſichtlich der Steuerpfliht und der Steuererhebung kommen im 
weientlichen die gleichen Grumdjäße zur Anwendung wie bei ber ftaatlichen 
Kapitalfteuer. Die G. m. b. H.:Zeilhaber genügen ihrer Steuerpflicht in ber 
Wohnfiggemeinde, die ©. m. b. H., die unter den juriftiihen Perjonen formell 
ala fteuerpflichtig angejprochen werden, erfüllen ihre Steuerpfliht am Sit der 
Verwaltung. Die Vorausjegung hierzu wird aber nur jelten und nur dann 
vorliegen, wenn fie Erträgnifle aus nicht im Gewerbe angelegtem Kapital beziehen. 

Die Gemeindeeinfommenfteuer erfaßt wie die ftaatlihe Einfommenfteuer 
das gejamte Einfommen der Pflichtigen. Ihre Höhe richtet fich nad) der Höhe 
der Gemeindeumlage. Beträgt die Gemeindeumlage nicht über zwei Prozent 
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der Gejamtfatafterjumme, jo darf eine Gemeindeeinfommenfteuer nicht zur Er- 
hebung gelangen. MUeberfteigt die Gemeindeumlage zwei Prozent, aber nicht ſechs 
Prozent, jo ſpricht das Geleh ben Gemeinden die Berechtigung zur Erhebung 
einer Gemeindeeintommenfteuer zu. Beträgt die Gemeindeumlage mehr als ſechs 
Prozent, jo wandelt fi) die Berechtigung in eine Verpflihtung um. Die 
Heranziehung zur Gemeindeeinfommenfteuer erfolgt in der Form von Zuichlägen 
zu der ftaatlihen Einkommenfteuer. Die Beftimmung greift nicht Pla, wenn 
es fih um Aktiengejellihaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, Berggewert: 
ihaften und um Gejellichaften m. b. 9. hanbelt. Bei diefen juriftiichen Perſonen 
ift das ermittelte Einfommen ohne den in Art. 16 Abi. 3 bes Ein: 
fommenfteuergejeßes zugelajjenen Abzug der Gemeindebefteue 
rung zugrunde zu legen. Die Gemeindeeintommenfteuer wird in Prozenten 
der Einheitsjäge der jtaatlihen Einkommenſteuer feſtgeſetzt. Sie darf das Zehn: 
fache des Prozentjages, in mweldhem das Grund:, Gebäude- und Gemerbetataiter 
über zwei Prozent hinaus zur Gemeindeumlage herangezogen wird, erreichen, 
jedod fünfzig Prozent der Einheitsjäge nicht überfteigen. Die Beitimmungen 
über die Steuerpflicht und Erhebung deden fich im ganzen mit den Beftimmungen 
des Einfommenfteuergejeged. Die ©. m. b. H.:Gejellihafter verfteuern ihr Ein: 
fommen in ihrer Wohnfiggemeinde, die Gefellichaften m. b. 9. in der Gemeinde, 
wo fich der Sit der Verwaltung befindet. Beſitzen Mitglieder einer G. m. b. H. 
oder ©. m. b. 9. als ſolche in einer anderen Gemeinde als in der des Wohn: 
oder Berwaltungsfiges Grundftüde, Gebäude und Gewerbe, jo ift der Belegenheits- 
gemeinde das Recht zugeſprochen, falls fie eine Gemeindeneinfommenfteuer erhebt, 
einen Zeil des aus dem Geſamteinkommen berechneten Einheitsjage® der ftaat- 
lichen Einkommenſteuer des Steuerpflichtigen behufs Heranziehung zu ihrer Ge: 
meindeeinfommenjteuer zu verlangen. 


III. Zu den Amtskörperſchaftsſteuern werben bie G. m. 6.9. und ihre 
Mitglieder direft nicht herangezogen. Die Amtskörperichaften find auf die Er: 
bebung einer Umlage von den ihnen angehörenden Gemeinden beichräntt. Als 
Verteilungsmaßftab dienen das Grund:, Gebäude: und Gemwerbefatafter ſowie 
das Kapitalfatafter und die Einheitsjäe der ftaatlichen Eintommenfteuer. Hierbei 
wird dem Gefihtspunft Rechnung getragen, daß der Ertrag aus Grundeigentum, 
Gebäuden und Gemerben ftärfer heranzuziehen ift als das unfunbdierte Ein: 
fommen. Der auf die einzelnen Gemeinden entfallende Anteil der Amtskörper: 
ihaftsumlage wird wie ihr jonftiger Bedarf aufgebradit. 

IV. Nach dem * vom 30. Juli 1899 betreffend die Handelskammern 
ſind die Geſellſchaften m. b. H. verpflichtet, zu den Koſten der Handelskammern 
beizutragen. 

V. Auf Grund des Geſetzes vom 4. Juli 1899 kommen für die Ein— 
tragungen in das Handelsregiſter bei Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften 
auf Aktien, Geſellſchaften m. b. H. und bei juriſtiſchen Perſonen, welche Inhaber 
von Handelsgewerben find, folgende Gebühren in Anſatz: 

a) für die erfte Eintragung der Firma . . 50 Mt; 

b) für die jpätere Eintragung einer Aenderung in dem Ge 
jellichaftsvertrage oder in den Satungen ber juriftiihen Perfon. . 40 „ 

c) für jonftige jpätere auf bie ——————— der — 

— Eintragungen . . i 20 , 
d) für die Löſchung bes Geſamteintrags ee 
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Das allgemeine Sportelgejeg vom 28. Dezember 1899 jet als Sporteln 
feft für Gejellichaftsveriräge (Statute) über die Errichtung einer Aktiengejellichaft, 
Kommanditgeſellſchaft auf Aktien oder einer Gejellihaft m. b. H., desgleichen 
Verträge und Beichlüffe über die Erhöhung de8 Grund: oder Stammkapitals 
folder Geſellſchaften, 

a) wenn der durch den Gejellichaftsvertrag beftimmte Zweck ausſchließlich 
ein gemeinnüßiger ift und der Gejellihaftsvertrag die an die Aktionäre oder 
Gejellichafter zu verteilenden Gemwinnanteile auf höchſtens vier Prozent der 
Kapitalanteile (eingezahlten Aktienbeträge) beichräntt, auch den Aktionären oder 
Gejellihaftern für den Fall der Auflöfung der Gejellichaft nicht mehr ala den 
Nennwert ihrer Kapitalanteile (eingezahlten Aktienbeträge) zuficyert, den etwaigen 
Reit aber für gemeinnüßige Zwecke beftimmt 1 bis 50 ME.; 

b) wenn die Vorausfegungen unter lit. a nicht zutreffen, aus dem Grund: 
ober Stammeapital oder dem Betrag der Erhöhung eine dem jeweiligen Prozentſatz 
der gejeglichen rege er gleichkommende Abgabe. Die Grundftüds: 
umjaßfteuer beträgt nad) dem Gele vom 28. Dezember 1899 vorbehaltlich des 
verfaffungsmäßigen Abgabenverwilligungsrechts der Stände 1 ME. 20 Pig. von 
100 ME. des fteuerpflichtigen Werts. Wird das Grund: oder Stammkapital 
oder der erhöhte Betrag desjelben nicht jogleich voll einbezahlt, jo ift die Sportel 
aus ber jedesmaligen Teilzahlung zu entrichten. Wenn auf das Grund: oder 
Stammlapital VBermögenseinlagen gemadjt werden, welche in Grundftüden und 
denjelben gleichgeftellten Rechten beftehen und deshalb der Grundſtücksumſatzſteuer 
unterliegen (Art. 12 Ziff. 2 des Gejeges vom 28. Dezember 1899), jo ift der 
für ſolche umjagfteuerpflichtigen Einlagen in dem Gejellihaftsvertrag feſtgeſetzte 
MWertbetrag bei der Bemeffung der Sportel nad Ziff. 1b injoweit auß dem 
Grund: oder Stammkapital auszujcheiden, als aus demjelben die Umſatzſteuer 
zu entrichten ift. 


Ergebnijje. 


Das Bild, das wir aus dem bdargeftellten Rechtszuftand ber Befteuerung 
ber Gejellichaften m. b. 9. und der Erwerbsgeſellſchaften überhaupt in den einzelnen 
deutichen Bundesftaaten gewonnen haben, ift ganz und gar nicht geeignet, uns 
die Ueberzeugung beizubringen, daß eine gewiſſe nationale Einheitlichfeit der 
Befteuerung herrſcht.) Namentlich auf dem Gebiete der Einfommenbefteuerung, 
die ja doch das wichtigſte Subftrat der ftaatlichen Befteuerung bildet, bemerfen 
wir eine Buntichedigkeit, die uns an die Zeiten der deutichen Kleinſtaaterei 
erinnert. Das Reid) joll aber nicht bloß eine nationale Einheit in politifcher 
Hinfiht bilden, es ſoll aud den Gedanken einer wirtichaftlihen Einheit mehr 
und mehr zu verwirklichen ſuchen. Die verjchiedenartige Befteuerung der gleichen 
durch das Reichögejeg vom 20. April 1892 geſchaffenen Wirtichaftsförper in 
den einzelnen deutichen Bundesftaaten muß notwendigerweije nachteilige Folgen 
für ihre Dajeinsbedingungen zeitigen, muß die Gründung von Geſellſchaften 
und Errihtung von Bmeigniederlaffungen in den die Steuerſchraube weniger 
anziehenden Staaten zum Schaden der Nahbarftaaten begünftigen — eine un: 
gejunde wirtichaftliche Entwidlung — und die häufig beklagte Doppelbefteuerung 
und dadurch herbeigeführte Belaftung notwendiger durch das Verkehrsbedürfnis 


2) In Uebereinftimmung mit Wagner, Fin. IV &.806 fi. Im Widerſpruch mit 
v. Hedel, Die Fortichritte der direlten Beſteuerung S. 280. 
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geihaffener affociativer Unternehmungen vermehren. Das geltende Reichsgeſetz 
wegen Bejeitigung der Doppelbeiteuerung vom 13. Mai 1870 bietet feine durch⸗ 
greifende Abhilfe, e8 bleibt ein Zorjo, ein Stüdwerf, denn es bejeitigt die 
Doppelbefteuerung nit. Auch die von einem und demſelben Staate gegen 
ein und basjelbe Unternehmen geübte Doppelbeiteuerung durch Heranziehung 
der Gelellihait als ſolche und gleichzeitige Heranziehung der Gejellichafts- 
mitglieder entipriht nit dem Grundjage der Billigkeit. Wir haben in 
unjerer Darftellung eine Reihe von Staaten kennen gelernt, die eine derartige 
Doppelbeiteuerung durchführen. Da aber für eine ſolche fteuertechniijhe Maß— 
regel in den meiften Fällen nicht bloß die reine Willkür, jondern auch die 
ichlechten finanziellen Verhältniffe der betreffenden Staaten beitimmend waren, 
jo dürfte fich eine Aenderung nur dort als durchführbar erweilen, wo es ih 
um willfürlihe Maßnahmen handelt. Immerhin wäre auch für die Staaten, 
in deren Budget die Steuern der Erwerbsgeſellſchaften eine erhebliche Rolle 
ipielen, ein Ausweg injofern denkbar, daß fie, wenn eine Beiteuerung in allen 
Bundesftaaten nad gleichen Grundjäßen eingeführt wird, einen etwaigen Ausfall 
in ihren Budgets durch Erhöhung der Steuertarife bei dem Einfommen ber 
Erwerbögefellihaften zu bdeden in der Lage bleiben. Ein derartiges Verfahren 
würde wenigftens den Vorteil bieten, daß die Grundlagen der Beiteuerung ein 
einheitlichere8 Gepräge zeigen, als wie es jetzt der Fall ift. Der heute bejtehende 
Rechtszuſtand der Beſteuerung ift des Deutichen Reiches geradezu unwürdig. Im 
einigen, allerdings in der Minderzahl befindlihen Staaten jehen wir die Ge 
jellichaften m. b. 9. überhaupt nicht in der Reihe der einfommenfteuerpflichtigen 
Perjonen, andere Staaten haben den Verſuch unternommen, die Doppelbeiteuerung, 
die durch die Heranziehung der Gejellihaften und durch die Heranziehung der 
Gelellihaftsmitglieder ftattfindet, auf die verichiedenfte Art und Weiſe zu mildern, 
und wieder andere haben vor der ſchärfſten Doppelbefteuerung nicht Halt gemacht. 
Einheitliche Züge in der Befteuerung vermiſſen wir überall, jogar in den Staaten, 
die ihr Steuerrecht mit Rüdfiht auf das Auffommen der Gejellihaften m. b. H. 
auf neue Grundlagen geitellt oder einer Abänderung unterworfen haben. Nichts 
erinnert daran, daß die deutichen Bundesſtaaten ein einheitliches Wirtichaftsgebiet 
bilden. Es liegt im ntereffe jedes einzelnen Bunbdesftaates, wenn denſelben 
MWirtichaftskörpern im ganzen Deutichen Reiche die gleihen Dajeinsbedingungen 
eboten werden. Die Entwidlung, die die Gefellichaften m. 6. 9. nad) einem 
chen Vorgange nehmen würden, fäme allen Bundesftaaten in gleihem Maße 
zu gute. Wir denken an eine reichsrechtliche Unifizierung mwenigftens der Grund: 
lagen ber Eintommenbefteuerung der Gejellihaiten m. b. 9. wie der Erwerbs 
geiellihaften überhaupt. Wer follte wohl jonft dazu mehr berufen jein ala das 
Reich, das die Rechtsform der G. m. 6. H. geichaften hat! Das Reich muß der 
partifulariftiichen Zeriplitterung im Steuerrecht ein Ende machen und eine Stärkung 
des Einheitsgedanfens herbeiführen, ohne der Steuerhoheit der Einzelitaaten nabe 
zu treten. Eine Berechtigung hierzu Fönnten wir aus Art. 4 der Reichsverfafſung 
ableiten. Die wictigfte Maßnahme für die Herbeiführung einer einheitlichen 
Beiteuerung erbliden wir in der von feiten des Reiches zu enticheidenden Trage, 
ob die Gefellichaften m. b. H. von den Bunbdesftaaten befteuert oder nicht befteuert 
werden jollen. Nach dem Stande der heutigen Gejeßgebung wird die fteuerliche 
Veranlagung der Gejellichaften m. 6. H. als gegeben zu betrachten jein. Das 
Argument für die Befteuerung bildet die jelbitändige Handlungsfähigfeit der 
Geſellſchaft und eine praktiſche finangpolitiiche Erwägung: Erfaſſung eines Ein: 
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fommens, ehe e8 durch Verteilung zeriplittert wird und fich vielleicht ber Steuer- 
gewalt entzogen hat. Das Rei wird aljo die frage dahin zu enticheiden 
haben, daß die G. m. b. 9. in den einzelnen Staaten der Einfommenfteuerpflicht 
unterliegen jollen und daB zur Vermeidung einer Doppelbefteuerung bei ber 
Eintommensberechnung der Gejellichaftsmitglieder ein fteuerfreier Abzug bon ben 
Einzelftaaten gewährt wird, deſſen Höchſt- und Mindeſtgrenze der Beftimmung 
des Reiches vorbehalten bleibt. Eine ſolche Handhabung der Befteuerung ſcheint 
uns annehmbarer zu jein, ala die Befteuerung ber G. m. b. 9. nad einem 
höheren Zarif und Freilaffung der Gejellihaftsmitglieder nad) dem Beifpiel 
Preußens, weil die Einzelftaaten den Steuerabzug innerhalb der geftedten Grenzen 
je nach Lage ihrer Finanzen erhöhen und ermäßigen fünnen. 

Im Borftehenden haben wir und für eine reichrechtliche Unifilation unter 
Beibehaltung der landesgeſetzlichen Eintommenbefteuerung der ©. m. b. 9. aus: 
geiprodhen. Wir jehen außerdem noch einen gangbaren Weg zur reichörechtlichen 
Unifizierung des Steuerrechts und halten ihn für ausfichtsvoller und praftijcher, 
wie den foeben erörterten. Weber kurz oder lang werden die wachſenden An— 
forderungen des Reiches an die Bunbesftaaten eine weitere Erhöhung der 
Matritularbeiträge unabmweislic; machen. Dieſe Ausfiht ruft namentlich in den 
fleineren Staaten die Beſorgnis um ihr finanzielles Beftehen wach und läßt fie 
nur in der Schaffung eines Reichsſteuerſyſtems eine Abhilfe erbliden. Bon 
ihrer Seite ift ein Widerftand gegen die Schaffung einer Reichseintommenfteuer 
der ©. m. b. 9. nicht zu erwarten. Aus der Faſſung des Art. 4 der Reiche- 
verfaflung Ziff. 2 gebt hervor, daß das Reid für jene Zwecke auch die Er- 
bebung direkter Steuern vorjchreiben kann. Eine Reichdeintommenbefteuerung 
der ©. m. b. 9. neben der landesgeieglichen kommt wegen der damit inaus 
gurierten Doppelbefteuerung nicht in Trage. Die erfte jchaltet die zweite aus. 
Wir propagieren eine Reichseintommenbefteuerung der G. m. b. 9. in Ber: 
bindung mit einer ſolchen der Erwerbsgeſellſchaften überhaupt, unter Ausſchluß 
der landesrechtlichen und eine landesrechtliche Befteuerung der Gejellichaftsmitglieder 
mit einem feftzulegenden Steuerabzug oder eine dem Belieben des Einzelftaates 
überlafjene vollftändige Freilaſſung der Gejellichaftsteilhaber. Diejer Weg bietet 
zwei Vorteile. Das Reid) wird in die Lage gelegt, auf eine weitere Erhöhung 
der Matrikularbeiträge zugunften der Einzelftaaten zu verzichten und kann unter 
Umftänden jogar einen Zeil der Einfommenfteuern an die Bundesftaaten herauss 
zahlen. Andererjeits bleibt den Einzeljtaaten das Recht gewahrt, nach Maß: 
gabe ihres Tyinanzbedarf8 unter Gewährung bes normierten Steuerabzugs da3 
Einfommen ber Gejellihaftsmitglieder zu verfteuern. Die Doppelbefteuerung 
ericheint dadurdy vermieden, ſowohl Hinfichtlid der vollen Beſteuerung der 
®. m. b. 9. wie ber vollen einen Steuerabzug nicht zulafjenden Beſteuerung 
ber einzelnen Mitglieder der Geſellſchaft. Die Doppelbeitenerung mirb aber 
aud aus der Welt geichafft, jomeit fie von zwei Staaten gegen eine G. m. b. 9. 
geübt wird, die in ihrem Wohnfigitaat ihr Einfommen und in bem anderen 
Staat, wo einzelne ihrer Einfommensquellen liegen, das aus diejen fließende 
Einkommen verjteuert. Damit haben wir die allgemeinen Grundlagen einer im 
ganzen Deutſchen Reiche gleichmäßigen Befteuerung der Gejellihaiten m. b. 9. 
ſtizziert. Aufgabe einer künftigen Steuergejeggebung mag es fein, die Einzel- 
heiten herauszuſchälen und Hinfichtlic) der Beſteuerung der Geſellſchaftsmitglieder 
durch die Bundesftaaten die Form von Zujchlägen zur Reichseinfommenfteuer 
der ©. m. b. 9. oder eine auf jelbjtändiger Baſis beruhende Form zu wählen. 
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Weiter darf unjere Erachtens die Unifizierung nicht ausgedehnt werden, ins 
befondere werden bei der Einfommenbefteuerung der Gejellihaftsteilhaber auch 
fernerhin die Steuertarife der Einzelftaaten, deren ftarfes Abweihen Wagner 
a. a. DO. rügt, maßgebend bleiben müllen, denn dieſe Abweihung ift, wie 
v. Hedel a. a. O. ſich richtig ausdrüdt, „eine unvermeidliche, auß den jpeziellen 
ſtaatsrechtlichen und finanzpolitiſchen Umftänden mit Notwendigkeit ſich ergebende 
Tatſache.“ Wir ftehen mit unferen Beftrebungen nicht allein; der in Berlin 
domizilierende Verband der deutichen Gejellihaften m. b. 9. erflärt in jeinem 
Geihäftsbericht für das Jahr 1906:') Wir werden diefe Steuerfrage aber nicht 
als erledigt anfehen, ſondern verfuchen, eine einheitlihe Behandlung ber 
G. m. b. 9. in fteuerlicher Beziehung im ganzen Deutichen Reiche nad) gerechten 
Grundjäßen in Anregung zu bringen. 

Bei der beichreibenden Darftellung ber finanziellen Belaftung ber 
®. m. 5b. H. in den deutſchen Bunbesftaaten ließen wir uns von dem Beitreben 
leiten, ein möglichſt vollitändiges Bild der Befteuerung der G. m. b. 9. zu 
geben. Wir haben es daher hr erforderlich gehalten, neben den ftaatlichen 
direften Steuern auch einen Ueberblid über die Gemeindefteuern, Handelsfammer: 
beiträge, Gerichtskoſten, Stempelabgaben, jomweit fie die ©. m. b. 9. treffen, zu 
bieten und unjere Betrachtungen jo auf eine breitere Grundlage zu ftellen. 
Die Einzelheit wird ſtets am beiten durch das Gejamtbild illuftriert. Die Er: 
wähnung der Aktiengejellihaiten neben den G. m. b. H. ſollte gleichzeitig die 
verichiedenartige Behandlung der beiden Gejellihaftsformen in fteuerlicher Hin- 
fiht dokumentieren und die Nichtberüdfichtigung der Tantiemenfteuer, die Aktien: 
gejellichaften wie G. m. b. 9. trifft, können wir damit motivieren, daß fie ala 
eine Neichöfteuer nicht in ben Rahmen unjerer Abhandlung fällt. Mögen 
unjere Betrachtungen und Anregungen ein fruchtbares Feld finden und den 
Intereſſenten und den zahlreih in Deutichland beitehenden G. m. b. 9. das 
Material an die Hand geben, auf dem fie in Zukunft weiterbauen und das 
Ziel erreichen: eine einheitliche fteuerlihe Behandlung der G. m. b. 9. im 
ganzen Deutichen Reiche. 


Nahtrag zu ©. 755 Anm. 1: 


Auf Grund des Geſetzes vom 20. Auguft 1906 bie Uenderung des Geſetzes über 
das Gebührenwejen betr. werden bei Eintragung von Wftiengejelichaften, Kommanbdit- 
gejellihaften und G. m.b. 9. erhoben: 

a) 30 Mt., wenn das Gejelicaftäfapital nicht mehr als 50 000 Mt. beträgt; 
b) 40 Mt., wenn es über 50 000 bis 100 000 ME., beträgt; 
c) beträgt e8 mehr ald 100 000 Mt., jo erhöht ſich die Gebühr von 40 Mt. für je 

10 000 Mt. um je 1 Mt., beträgt jedoch mindeſtens das Zweifache der für die Ein- 

tragung der Firma don Einzelfaufleuten feitgejepten Beträge. 


Bei Eintragungen eines Beihlufjes über Erhöhung des Geſellſchaftskapitals werden 
die gleihen Gebühren nad dem Betrage, um den das — erhöht wird, erhoben. Fit 
das Kapital nicht voll eingezahlt, jo kann der Gejellihaft geftattet werden die Gebühr 
nah Maßgabe des eingezahlten Kapitald zu entrichten. Für alle fonftigen Eintragungen 
und Löſchungen gelten die Säpe für Erfteintragung ber Firma bei Einzelfaufleuten, die 
fih zwiihen 2 DE. und 75 ME. bewegen. 


) Mbgedrudt in der &. m. b. H. Zeitichrift Nr. 22 (II. Jahrgang) vom 10. April 1907. 
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Skisen und Notizen. 


Studien zum amerilaniichen Geldweſen. 
Bon Dr. Alfred Goldſchmidt in Berlin. 


I, 


Nachdem die Vereinigten Staaten im Jahre 1789 eine eigene VBerfaffung 
erhalten hatten, wurde auch eine Regelung des Münzweſens vorgenommen und 
zwar durch das Gejeg vom Jahre 1792. Hierdurch wurde die Doppelmwährung 
eingeführt und zwar daB MWertverhältnis zwiſchen Gold: und Silbermünzen auf 
1:15 jeftgefeßt. Die Gold: und Silberprägungen in den Vereinigten Staaten 
betrugen nun in der Zeit von 1794—1820 in Dollars 


Silber Gold Silber Gold 
179495 370685 71 485 1808 684 300 284 665 
1796 77119 77 960 1809 707 376 169 375 
1797 14 550 128 190 1810 638 773 501 435 
1798 330 291 205 610 1811 608340 497 905 
1799 423 515 213 285 1812 814030 290 435 
1800 224 296 317760 18313 62092 476 140 
1801 74758 422570 1814 561687 77270 
1802 58343 423310 1815 17 308 317% 
1803 87118 258 377 1816 28 576 — 
1804 100 340 258 643 1817 607 783 — 
1805 149389 170367 1818 1070455 242 940 
1806 471319 324 505 1899 1 140 000 258 615 
1807 597 449 437 495 1820 501681 1319030 


Bergleiht man damit die Murktrelation von Gold und Silber in ber: 
felben Zeit 


1794 15,37 1808 16,08 
1795 15,55 1809 15,96 
1796 15,65 1810 15,77 
1797 15,41 1811 15,53 
1798 15,59 1812 16,11 
1799 15,74 1813 16,25 
1800 15,68 1814 15,04 
1801 15,46 1815 15,26 
1802 15,26 1816 15,28 
1803 I5,41 1817 15,11 
1804 15,41 1818 15,35 
1805 15,79 1819 15,33 
1806 15,52 1820 15,62 
1807 15,43 1821 15,95 


o zeigt fih, daß die Boldprägungen etwa von 1805 an ganz erheblich hinter 
‚en Silberprägungen zurüdbleiben, daß aber gleichzeitig und zwar ganz bejonders 
rı den Jahren 1808, 1810, 1812 und 1813 der Unterſchied der Marktrelation 
wiſchen Gold und Silber und der Währung der Vereinigten Staaten die Gold: 
usfuhr zu einem lohnenden Geihäft machte. In Frankreich betrug 3. B. die 
Felation zur damaligen Zeit 1 : 15’. 
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Sin der Tat ift nun auch von einer ganzen Reihe von Schriftftellern dieier 
eben berührte Zulammenhang behauptet worden. Haſenkamp beftreitet ihn indeſſer 
in feinem kürzlich erjchienenen Buche'), jedoch wie ic) glaube, nicht mit ganz ſtich 
baltigen Gründen. 


Es ift ja unzweifelhaft richtig, daß noch andere Gründe für den Rüdganz 
der Goldprägung maßgebend find, indefjen iſt es meines Erachtens doch verfehlt, 
diefen Gründen außjchlaggebende Bedeutung beizulegen und die Relation zwiſchen 
Gold und Silber als völlig belanglos hinzuftellen. 


Haſenkamp wendet vor allem bas Riſiko und die Koften bei der damaligen 
mangelhaften Berfehrsentwidlung ein. Daß beides zur damaligen Zeit gröker 
war als heutzutage, ift zweifellos wahr, allein der fidh bietende Gewinn mar je 
auch ein recht beträchtlicher, und es hat wohl zu jeder Zeit Menſchen gegeben. 
die im falle einer fich bietenden Gemwinnausficht, beides, Riſiko und Koiten 
nicht geicheut haben. 

Als weientlich fieht aber Hafentamp an, daß Gold vor ben zwanziger 
Jahren in den Bereinigten Staaten jo gut wie gar nicht gewonnen wurde un) 
die Goldausprägungen nur durch das Einftrömen von fremden, Hauptiählis 
Ipanifchen und franzöfiihen Münzen infolge der günftigen Handelsbilanz möglıs 
waren. Der Handel wurde aber in den Jahren 1807/08 durch das Embary 
und ferner dur den Krieg mit England empfindlich geihädigt. Und hierauf 
jei der zeitweiſe gänzliche Stillftand der Goldausprägungen und nicht auf Ge: 
ausjuhren zurüdzuführen. 


Daß bie Friegeriihen Verwidlungen der Vereinigten Staaten eine wirt: 
ſchaſtliche Depreſſion herbeigeführt haben und demzufolge auch auf die Prägunımn 
von Einfluß gewejen find, ift richtig und wird auch in der Tat durch de 
Zurüdgehen der Silberprägungen in diejer Zeit bewiejen. Vergleicht man indeie 
die Ziffern der Handelsbilanz der Vereinigten Staaten in der angegebenen Jet 


Einfuhr Ausfuhr 
1800 91 232 768 70 971 780 
1801 111 363 511 94 115 95 
1802 76 333 333 72 483 160 
18038 64 666 666 55 800 033 
1804 85 000 000 77 699 074 
1805 120 600 000 9 566 021 
1806 129 410 000 101 536 963 
1807 138 500 000 108 343 150 
1808 56 990 000 22 430 960 
1809 59 400 000 52 203 233 
18310 85 400 000 66 757 970 
1811 53 400 000 61 316 833 
1812 77 080 000 33 527 2836 
1813 22 005 000 27 8556 997 
1814 12 965 000 6 927 441 
1815 113 041 274 52 5657 753 
1816 147 103 000 81 920 452 
1817 99 250 000 87 671 569 
1818 121 750 000 93 281 183 
1819 87 125 000 70 142 521 
1820 74 450 000 69 691 669 


1) Die Geldverfafjung und das Notenbankweien in den Vereinigten Staaten, vor 
Adolf Hajentamp. Jena 1907. 
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jo zeigt ſich allerdings ein Zurüdgehen der Ausfuhrziffern in der fraglichen Zeit, 
doch gerade in den Jahren 1808—1813, die für die Ausfuhr eigentlich bedeutſam 
find, bemerken wir ein Zurüdgehen oder Steigen der Prägungszahlen durchaus 
nicht immer im Einklang mit fteigender oder jallender Ausfuhr, wie überhaupt 
der Handel im Vergleich zu der gelamten bargeftellten Zeit meines Erachtens 
niht jeher erheblih gelitten hat. Steigt doch im Jahre 1809 bie 
Ausfuhr, während die Goldprägung erheblich zurüdgeht, und umgekehrt die Gold: 
prägung im Jahre 1813 jehr bedeutend bei erheblichem Fallen der Ausfuhr: 
ziffern. tyerner ift gerade in den Jahren 1815—17, wo wir den niedrigiten 
Stand und jogar Stillitand der Goldausfuhr bemerken, troßdem ein erhebliches 
Anwachſen der Warenausfuhr zu Eonftatieren. Andrerjeit8 nimmt gerade in 
diejer Zeit die Marktrelation den unrentabelften Stand ein, jo daß * Faktor 
wohl und nicht die Handelsverhältniſſe als ausſchlagender Grund für Gold— 
ausfuhren zu betrachten iſt. 

Schließlich führt Haſenlamp noch eine Reihe von Zeugniſſen an, welche 
beweiſen ſollen, daß keine Goldausfuhren ſtattgefunden haben. Ich halte dieſe 
Zeugniſſe indeſſen auch nicht für beweiskräftig und will ſie daher im folgenden 
analyſieren. 

Die Ausführungen von Crawford, von 1816—1825 Schatzſekretär der 
Vereinigten Staaten „The principles, upon which the coinage of the Uni- 
ted States has been etablished, are substantially correct“ find inbezug 
auf unjere Frage völlig nichtsfagend und daher auch nicht beweiskräftig. 

Ingham, von 1829—1831 Schatzſekretär, jagt in jeinem Bericht an den 
Senat vom 4. Mai 1830 allerdings folgendes „Prior to the year 1821 gold 
and silver generally bore the same relation in the market of the United 
States which they did in the mint regulation. . . . The fact that gold 
did not circulate in the United States at a time when, it commandet no 
premium, is sufficient to prove that other causes than an erroneous 
mint regulation have excluded .... it from circulation. Damit wird 
jejagt, daß Gold in der uns intereffierenden Zeit nicht zirkuliert habe, daß es 
ndefjen auch zu früherer Zeit, ala die Mtarktrelation die Ausfuhr noch nicht 
ohnend machte, auch nit im Umlauf gewejen je. Der Mangel der Zirku: 
ation, auf den übrigens Hajenfamp auch hinweift, will indeſſen meines Erachtens 
ür die frage der Ausfuhr auch nichts beiagen. Denn wenn die im Mer: 
ältnis zur Bevölkerung zu unbedeutenden Goldausprägungen und die Unficher- 
eiten und Gefahren der damaligen Zeit da8 Gold in den Händen feiner Be- 
‚ger fefthielten und dem Umlauf entzog, jo find das meines Erachtens Feine 
ichhaltigen Gründe, welche bei einer lohnenden Gewinnausſicht von einer Aus: 
ıhroperation zurüdhalten konnten. 

Wenn ſchließlich Campbell P. White, Yängere Zeit Vorfigender des House 
ommittee on coin, in jeinem Bericht über die Währungsfrage vom 17. März 
B32 jagt: „There were certainly no indications that gold was rated 
0 low in our standard of 1:15 carlier than 1821 when the Englisch 
>mand commenced“, jo ftimmt diefe Yeußerung allerdings mit den .von 
ajenfamp nicht wörtlich wiedergegebenen Anfichten Sachverſtändiger überein, 
onach feine Goldausfuhren von Amerifa nah) Europa ftattgefunden haben. 
rıdefjen ift dem entgegenzuhalten, daß die Kontrolle gerade derartiger Trans» 
tionen jehr ſchwierig, wenn nicht unmöglich if, und daß fiher zu damaliger 
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Zeit ſich viele derartige Geſchäfte vollzogen haben, melde den Augen der 
forjchenden Behörde verborgen geblieben find. Wir bleiben demnady bei ber 
Anfıht ftehen, daß Goldausfuhren jedenfalls ftattgefunden haben, wenn aud) 
manche andere Umftände zum Rüdgang der Goldprägungen beigetragen haben 
und bieje Goldausfuhren jelbft in feinem ſehr erheblichen Umfang ftattge: 
funden haben. 


Durch die Gejehe von 1834 und 1837 wurde nun das Wertverhältnis 
zwiſchen Gold und Silber auf 1:16 feſtgeſetzt. Betrachtet man demgegenüber 
die Gold: und Silberprägungen in den Vereinigten Staaten von 1834 — 1852 


Gold Silber Bold Silber 
1834 3945 270 3 415 002 1844 5 427 670 2 235 550 
1835 2186175 3443003 1845 3756447 1873200 
1836 4135700 3606 100 1846 4034178 2558580 
1837 1148305 2 096 010 1847 20 202 325 2 374 450 
1838 1809 765 2 333 243 1818 3 755 512 2 040 050 
1839 1376 848 2209 778 1849 9.007 762 2114 %0 
1840 1675482 1726 703 1850 31981738 1866 100 
1841 1091858 1132750 1851 62614493 774 397 
1842 1829407 2 332 750 1852 56 846 187 999 410 
1843 8108798 3 834 750 
jo ift ein erhebliches Ueberwiegen ber Goldprägungen erfichtlich, wern auch, wie 
Haſenkamp richtig bemerkt, die Krifis von 1837 dieje Wirkung beeinträchtigte. 
Haſenkamp ift num geneigt, der gejeglichen Relation von Gold zu Silber von 
1:16 den Einfluß der Goldeinfuhr in die Vereinigten Staaten zuzufchreiben. 
Auch hier ift meines Erachtens jeine Annahme unzutreffend. Vor allem Liegt 
doch die Ar Relation nicht jo erheblid über dem Marktwerte, daß ſich 
eine Goldeinfuhr aus diefem Grunde gelohnt hätte. Eine Ueberfiht über bie 
Marktrelation von Gold und Silber zur damaligen Zeit gibt folgende Tabelle: 
18314 15,73 1844 15,85 
1835 15,80 1845 15,92 
1836 15,72 1846 15,90 
1837 15,88 1847 15,80 
1838 15,85 1848 15,85 
1839 15,62 1849 15,78 
1840 15,62 1850 15,70 
1841 15,70 1851 15,46 
1842 15,87 1852 15,59 


Jedenfalls waren die Zransportkoften und das Rifito zu damaliger Zeit 
noch nicht erheblich Eleiner geworden, und man fieht nicht ein, wie ein geringerer 
Berdienft hier zu den bejagten Arbitrageoperationen veranlafien jollte, während 
das früher bei erheblicheren Spannungen zwiſchen den beiden Werten nicht der 
Tall jein ſollte. 


Die ftarfe Goldeinfuhr in die Vereinigten Staaten in jener Zeit ift viel: 
mehr auf die erhebliche Steigerung der ruffiichen Goldprobuftion zurüdzuführen, 
welche folgende Ziffern aufweiſt: 

1826— 1830 24182 kg 
1831— 1835 33 297 „ 
1836— 1840 37 602 „ 
1841—1845 88193 „ 
1846—1850 132592 „ 
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Die geſamte Boldproduftion Europas, Amerikas und GSibiriens betrug 
demgegenüber: 
1801—-1810 496 000 000 Mt. 
1811—1820 319000000 „ 
1821—1830 397000000 „ 
1831—1840 566000000 „ 
1841—1847 721000000 „ 
Auch Hier ift aljo eine außerordentliche erhebliche Steigerung erſichtlich. 
Haſenkamp Hat diefen ‘Punkt auch angedeutet, ohne ihm indeſſen das meiner 
Meinung nad zulommende enticheidende Gewicht beizulegen. 


L. 


Die Bereinigten Staaten hatten im 19. Jahrhundert einen gewaltigen 
Umlauf an Papiergeld, den jogenannten Greenbacks und Treasury Notes. 
Um die Einlöjung diejes Geldes durch Gold zu ermöglichen, wurde im Jahre 1890 
eine vom Schagamt getrennte beiondere Goldrejerve im Betrage von 150 000 000 
Dollars geihaffen. Sobald die Einlöfung ftattgefunden hat, ift die in ber 
Reſerve entitandene Lüde wieder auszufüllen, was zunächſt aus dem Staatsihaß 
buch Umtauſch der Noten gegen Gold zu geichehen hat. Iſt diefes Mittel 
nit möglich, d. h. braucht das Schagamt für die notwendigen Ausgaben fein 
Geld jelbit, jo wird, jobald der Goldbeftand der Reſerve unter 100 Millionen 
fintt, eine Anleihe aufgenommen. Der Erlös diefer Anleihe fließt zunächſt in 
das Schakamt, aus dem dann durch Umtauſch der Noten die Goldrejerve wieder 
auf die vorgeichriebene Höhe gebraht wird. Die Noten, die auf dieje Weiſe 
an das Schatzamt gelangt find, dürfen zu jedem geſetzlichen Zweck Berwendung 
finden, nit aber „um Fehlbeträge in den laufenden Einkünften zu decken“ 
(except that they shall not be used to meet defiencies in the current revenues). 
Diejes Gejeg ift unter dem Namen ber jogenannten defieney clause befannt 
und über jeinen Sinn und jeinen Wert hat fi ein Streit entiponnen. 

Der Sinn diejes Geſetzes iſt meined Erachtens offenbar der, daß, im Fall 
im Schaßamt in den laufenden Einnahmen eine Lücke entitanden ift und es 
aus dieſem Grunde die Goldrejerve nicht ausfüllen kann, die im Wege ber 
Anleihe aufgebradten und in das Schagamt gefloffenen Noten nicht zur Dedung 
der jehlenden Einkünfte benußt werden jollten, weil man dadurd eine Schwächung 
des Schagamtes befürchtete. In diefem Tall, und das ift meiner Meinung 
nah die eigentliche Abſicht des Gejekes, muß zur Tilgung des Fehlbetrages 
gleichfalls zur Aufnahme einer Anleihe geichritten werben. 

Haſenkamp iſt num der Anficht, da dieje Abficht des Gejeges mit Leichtigkeit 
dadurd umgangen werden könne, daß der Schafjefretär zwar die Greenbacks 
nicht zur Dedung verwendet, die mit dem Erlös der Anleihe gewonnen find, 
ſondern andere, noch im Staatsihat befindliche. Haſenlamp jagt darüber: 
„Unterläßt der Schaiefretär aber diefen Schritt (die Aufnahme einer Anleihe), 
jo muß er ſich darauf bejchränfen, nur gerade die bejonderen Greenbacks zurüd: 
zubehalten, die mit dem Erträgnis der Anleihe eingelöft worden find; dagegen 
läßt es ſich in dieſem Tall nicht vermeiden, andere Greenbacks aus bem vor: 
handenen Kaflenbeftande auszuzahlen. Dies fommt in der Wirkung natürlich) 
gerade auf das hinaus, was vermieden jollte, nämlich die verhängnisvolle Er: 
ſcheinung der endless chain“.') Es iſt Har, daß in diefer Auffaffung Hajen- 
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kamps eine offenkundige Mißdeutung des Geſetzes liegt. Denn eine Dedung 
der Ausgaben ift natürlich in diefem Fall ebenfogut durch die aus der Anleihe 
gewonnenen Noten geſchehen, wenn fie auch nicht reell zur Auszahlung gelangt find. 
Der Zabel Hajenfamps gegen das Geſetz ift alſo unzutreffend und wenn 
er bemerkt, daß Einnahmen und Aus gaben, ein Defizit aljo, vorher jchwer ab: 
zufhäßen find, jo ift das richtig, Br eine Abihägung immerhin möglich. 


II. 


Den Notenbanten ber Union liegt befanntlid die Verpflichtung ob, ihre 
ausgegebenen Noten durch Bonds der Bereinigten Staaten gededt zu halten. 
Der Mindeftbetrag der zu Hinterlegenden Bonds ift durch Gejeg vom 12. Juli 1882 
dahin begrenzt, daß die Hinterlegung bei Banken mit einem Kapital von 
150 000 Dollars und weniger '/a des Kapitals betragen muß, während bei 
Banken nicht mehr ala 150 000 Dollars Kapital Y/s des Kapitals mindeftens 
feitgelegt werden muß. Die Hödjftgrenze der Notenausgabe darf 90 °/o bes 
eingezahlten Kapitals der Bant, ebenſo wie 90 %/o des Nennwerts ber hinterlegten 
Bonds nicht überfteigen. 


Es ift nun Har, daß ber Vorteil der Notenausgabe von dem Kurs ber 
hinterlegten Bonds abhängig ift und zwar, daß je niedriger der Kurs ift, deſto 
lohnender ſich die Notenausgabe geftalte. Denn die Bonds find gewöhnlich 
nur mit einem erheblichen Aufgeld fäuflich geweſen, und es it natürlid, daß 
je geringer dieſes Agio ift, der Vorteil, der durch direktes Ausleihen der ala 
Aufgeld bezahlten Summen erzielt werden fann, fteigt. Infolgedeſſen wird die 
Menge der auögegebenen Noten bei niedrigem Kursftand größer fein als bei 
hohem, und Haſenkamp bat diejes Verhältnis dur zahlenmäßige Angaben in 
erafter Weile auch außer allen Zweifel geſetzt. 


Haſenkamp meint indefjen, daß die Ausgabe der Notenmenge nicht nur 
von dem Kurs ber hinterlegten Bonds in zeitlicher Beziehung, jondern aud 
von der Höhe der Zinsſätze in ben verichiebenen Zeilen der Vereinigten Staaten 
in örtlicher Beziehung abhängig if. Nun ift aber demgegenüber zu beachten, 
daß ber Kurs der Bonds zu verjchiedenen Zeiten um ca. 20 °/o geſchwankt hat, 
während die örtliche Differenz der Zinsſätze meines Erachtens eine jo geringfügige 
ift, daß ihr ein Einfluß auf die Verichiedenheit der Notenausgabe nicht zu: 
geiprochen werben kann und ein fich bier etwa ergebender PBarallelisınus aus 
anderen Gründen erklärt werden muß. 


Haſenkamp fucht nämlic durch folgende Tabelle zu zeigen, daß dort, mo 
ber Geldjag am höchſten ift, das Mindeftmaß der zur Ausgabe gelangenden 
Noten am menigften überjchritten wird, d. i. in den meftlichen und jüblichen 
Staaten, während umgefehrt dort, wo ber Zinsfuß am niedrigften, auch die 
Bondausgabe über das gejegliche Minimum am höchſten ift. 


Am 7. September 1899 in jeder Gruppe vorhandene Nationalbanken: 


Staatengruppe Anzahl Grundlapital 
Neu-England 568 142 670 770 Dollars 
Deitlihe Staaten 971 190 254 470 
Sidihe „ 548 6412700 , 
Mittlere . 1049 159 519 730 PR 
Weſtliche 343 29 864 100 . 
Pazifiihe „ 121 19337000 , 
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Die hinterlegten Bonds überichritten das Der Geldjag betrug am 30. Juni 1899 
geieglihe Minimum um folgende Beträge durhichnittlich in jeder Staatengruppe bei 
in Dollars in °/o des Kapitals Nationalbanten in % anderen Banten 

34 909 125 24,4 4,7 6,3 

52 527 340 27,6 4,7 5,2 

10 982 855 17,1 7,4 8,3 

28 105 538 18,2 5,8 6,8 

3 311 345 11,1 8,9 10,1 

2389 600 12,3 7,8 7,3 


Diefe auf den eriten Blick allerdings beftechend ericheinenden Zulammen: 
hänge find indeffen in Wirklichkeit meines Erachtens nad) gar nicht vorhanden. 

Es iſt nämlich nicht das Verhältnis der Ueberſchreitung des hinterlegten 
Bondöbetrages über das geieglihe Minimum zum Kapital der Banken zu 
berechnen, jondern das Verhältnis de Gefamtumlaufs der Noten zum Kapital. 
Halenfamp hat eben nicht berüdfichtigt, daß das Minimum bei Banken über 
150000 Dollars nicht jfalenmähig wächſt, Jondern ſtets ein und dasjelbe nämlich 
50 000 Dollars bleibt, und nur bei Banfen unter 150 000 quotenmäßig als 
%/s des Betrages jeitgelegt ift. Infolgedeſſen ift natürlic) bei den Banken mit 
ſehr hohen Kapitalien die Weberjchreitung des Minimumd eine jehr hohe, was 
fi) ala ein erheblicher Prozentjag des Kapitals darftellt, während e3 doch ganz 
naturgemäß iſt, daß Banken mit hohem Kapital auch mehr Noten ausgeben. 
Unter Berüdfihtigung der eben erwähnten Umftände ergibt ſich vielmehr als 
richtige Rechnungstabelle in runden Ziffern. 


Staatengruppe Durhichnittl. Kapital Minimum der Notenaudgabe 


Neu-England 250 000 Dollars 50 000 Dollars 
Deitlihe Staaten 195 000 R 50 000 u 
Südliche = 120 000 A 30 000 a 
Mittlere R 150 000 B 50 000 * 
Weſtliche . 9000 „ 250 „ 
Pazifiihe „ 15000 , 5000  „ 
Durchſchnittl. Gejamtnotenumlauf Prozentjag zum Kapital 
110000 Dollars 440% 
100 000 pr 53 0/0 
4500 „ 3500 
80 000 u 580% 
32 000 F 360% 
65 000 430% 


Die von Haſenkamp behauptete Abhängigkeit it alſo meine® Erachtens 
keineswegs zu fonftatieren. Zeigen dod) gerade die mittleren Staaten mit einem 
ichon relativ hohen Zinsfag doch den prozentuell höchſten Gejamtnotenumlauf 
und ftehen die Pazifiichen Staaten mit einem hohen Zinsfuß in diejer Beziehung 
aud mit den Neu-England:Staaten auf gleicher Linie. 

Daß hierbei gewille Differenzen bemerfensmwert find und die Höhe bes 
Zinsfußes immerhin hie und da von einigem Einfluß it, mag gern zugegeben 
werden, doc) ift es entichieden zu weit gegangen, legterem Punkt ausjchlaggebende 
Bedeutung zuzujchreiben, und es jpielen hier noch vielfah Momente hinein, die, 
zum Teil zufälliger Natur, ſich überhaupt der Kontrolle und Feſtſtellung entziehen. 
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Müllbejeitigung.. Badeweſen, gewerbliche 

Kinder und Schul-Gejundbeitäpflege, Irten⸗ 

weien, Fürſorge für Kranke, Seuden- 

| befämp pfung, Broftitution, Leichenweſen, Heil 
weſen, Gejundheitäbehörden. 


Buchert, Karl, Sammlung in der PBraris oft 
a ewandter "Berwaltungsgeie e in Bayern, 
nbang. gr. 8°. (120 5.) Münden 1%7 
8 Schweiger Berlag) 1.— 
Diefer Anhang zu dem mit Recht meit 
verbreiteten Werte bringt das bahyeriſche 
Gebührengejeg in ber Faſſung von 1907, das 
— von 1903 und das 
bayeriſche Waſſergeſetz von 1907. 








Keirchenrecht. 

Schön, Dr. P., D. evangeliſche m... i 
Preußen. II. Bd. Abt. 1. Ler. VII, 
314 ©. Berlin 06 (E. Heymann) 750 





» | Dieje erite Abteilung des Schluß bandes 


von Schön trefflidem, gut eingeführten 
Werle behandelt das Patronat, das geiftliche 
Amt, die einzelnen Glieder der Kirche und 
von dem die Funktionen der Kirche betrefienden 
legten (9.) Buche die Kapitel über Rechts— 
fegung, Auffiht und Disziplin, dann Sorge 
für die kirchlichen Aemter. Der noch aus— 
ſtehende zweite Halbband ſoll die geiſtlichen, 
ſozialen und wirtſchaftlichen Funktionen der 
Rice darſtellen. Wir fommen auf das ®ert 
nad) feinem Abſchluſſe zurüd. 


Finanzweſen und Volkswirtſchaft. 


Borght, Dr. R. van * gr u. Handel 
| politit. 2. Aufl, Lex. 8°. XIL 548 ©. Yeıpzia 

07 (C. 8. Fear rg 17.50; geb, 19.50 
| Daß ein wifjfenihaftlihes Wert von ſach— 
liher Gründlichkeit und ziemlich itartem 
| theoretiihen Einſchlag troß des relativ boben 





— u 


Literaturberidt. 


Preifes in acht Jahren eine Neuauflage er: 
leben darf, ift ein Beweis dafür, dab es 
eine Lüde der Literatur in glüdlicher Weije 
ausfült. Es kann deshalb nicht überraſchen, 
daß der Berfafier in der Hauptiadhe die in 
der erften Auflage vertretene Auffaſſung auch 
in der zweiten fefthält. Daß der erſte Teil 


des Buche, der etwas an Breite litt, Heine | 
Kürzungen erfahren hat, ift umjomehr zu 


begrüßen, als dafür die Darftellung der 
äußeren Handelöpolitif, die in der 1. Auflage 
ziemlich fnapp gebalten war, nun wejentlid 
erweitert werden konnte. Wir halten das 
Lehrbuch, auch wenn wir dem Verfaſſer nicht 
überall zuftimmen können, für durchaus 
jachlih, gründlih und zuverläjjig und em— 
pfehlen es gerne der Beachtung und Benützung 
unſerer Leſer. 


Henderſon, Ch. R., D. Arbeiterverſicherung in 
den Bereinigten Staaten von Nordamerika. 
Lex. 8. 64 u. 131 ©. Berlin 07 (Verlag 
der Arbeiterverjorgung) 6.— 


Mit diefem Hefte beginnt der IV. Band | 
des großen Sammelwerted von Dr. Bader | 


über die Arbeiterverfiherung ; die Darftellung 


verläßt nunmehr den Boden der alten Welt | 
und greift auf außereuropäiſche Gebiete über. | 


Zunädjt find es die der Arbeiterverfiherung 
gewidmeten Einrihtungen der Bereinigten 
Staaten, welche der Sekretär der Arbeiter— 
verfiherungstommiifton für den Staat Jllinois, 
Herr Dr. EH.R. Henderjon, in dem vor- 
liegenden Hefte uns in Harer und eingehender 
Weile jchildert. Die 
fplitterung der der Wrheiterverfiherung ge— 
widmeten Beranftaltungen, an der örtliche 
Hilfstaſſen, Gewerbevereine, Brüderichaften, 
Brivatgeiellichaften, 


deutlih entgegen. Eigene Abjchnitte be— 
ichäftigen jih mit dem Haftpflichtgeieß und 
der Arbeiterfhupgeiepgebung. Dem Hefte ijt 
ein umfangreihes Vorwort des Herausgebers 
vorausgeihidt, in dem die Wirkungen der 
deutihen Arbeiterverfiherung für die Arbeiter 
und die Volkswirtſchaft in trefflicher Weiſe 
gewürdigt werden. 


Hennide, Dr. U, Die Entwidlung ber 
Spaniihen Währung v. 1868—1906. ar. 8°, 
VI, 129 ©. Stuttgart 07 (3. ©. Cotta 
Nachf.) 3.— 


Eine fehr dantendwerte Arbeit, bie in | 


jachgemäßer Gliederung die Entwidlung ber 
Spaniihen Währung jeit 1868, aljo von 
dem Zeitpunkte der Einführung der Doppel: 
währung an, und deren heutigen ABuftand 
ichildert. Es wird damit eine 
Literatur ausgefüllt und zugleih auch einem 
prattiihen Bedürfnis gedient. Denn bie 


außerordentliche Zer⸗ 


Eiienbahngeiellichaften, | 
Städte und Staaten beteiligt find, tritt uns | 


üde unierer | 
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zunehmenden Sandelsbeziehungen zwiſchen 
Deutihland und Spanien lafien eine ein 
gebendere Kenntnis der jpaniihen Valuta 
als dringend wünſchenswert erſcheinen. 


Pfaff, H. v., u. U. v. Reiſenegger, Das bayer. 
Geſeß üb. d. Gebührenweſen. Auf Grund 
d. Faſſung vom 28. IV. 1907 in 6. Aufl. 
bearb. v. 9. Shmidt. 8. VII, 743 ©. 
Münden 07 (E. H. Bed) geb. 7.— 


Das bayer. Gebührenmwejen hat in neuefter 
Zeit mehrfache Abänderungen erfahren. Durch 
Verordnung vom 28. April 1907 ift der Tert 
des Gebührengejeped, wie er fih infolge 
diefer Abänderungen ergab, neu feitgeitellt 
und veröffentlicht worden. Sehr raſch ift der 
amtlihen Tertierung die vorliegende kommen—⸗ 
tierte Ausgabe gefolgt, die der 8. Oberreg.«R. 
im Finanzminijterium, Herr 9. Schmidt, 
in vortrefflider Weiſe bejorgt hat. Diefe Be- 
arbeitung bält glücklich die Mitte zwiſchen 
einem eigentlihen Kommentar und einer 
bloßen Tertausgabe ein. Sie enthält in ge— 
drängter Kürze und in Haren Sägen die für 
die praltiihe Handhabung bed Geſetzes uns 
entbehrlihen Erläuterungen. Der Anhang 
ı enthält außer dem Reichs-Gerichtskoſtengeſetz 
und einer auszugsweiſen Wiedergabe der 
| bis zur erfolgten Anlegung des Grundbuches 
‚ nod geltenden Beftimmungen des Geſetzes 
| über das Sebührenweien vom Jahre 1892, 
‚ die wichtigiten der zum Bollzuge des Reichs— 
' Gerichtöfoftengeleped und des Geſetzes über 
das Gebührenwejen ergangenen Vollzugs— 
vorſchriften, ſowie die Beftimmungen für die 
Notariate und Gerichtsvollzieher. 





Jahrbuch, Statift., f. d. Deutiche Reich. Hrsg. 
v. Kaiſ. Statift. Amt. 28. Jahrg. 1907. gr 
XXVI, 379, 63 ©., 5 Taf. Berlin 07 (Butt: 
lammer & Mühlbrecht) 2.— 

Das Beitreben des Kai. ftatift. Amtes, 
das Yahrbud immer braucdbarer und viel- 
feitiger zu geitalten, tritt auch in dem vors 
liegenden Jahrgange entgegen. Durch Kürzung 
der Angaben über weiter zurüdliegende Jahre 
ift Raum für eine Anzahl neuer Weberfichten 

ewonnen worden, ohne die Handlichleit des 

—* zu beeinträchtigen. Unter den 

neuen Abſchnitten heben wir hervor den über 

die Haushaltungen im Deutſchen Reich am 

1. XII. 1905, über Sraftfabhrzeuge, die Kauf— 

manndgerichte, die Verbände der Privat- 

angejtellten. Auch die internationalen Ueber» 
fihten find um ſchätzenswerte Mitteilungen, 
jo über Unjerjeefabel und Kabelverbindungen, 

GSeeverfehr wichtigerer Häfen, Weberjeeiiche 

Auswanderung aus europätjhen Ländern, 

' bereichert worden. 
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Jahrbuch, Statift., Deutiher Städte. Hrsg. v. 
Meefe. 14. Jahrg. Ler. 8°. XI, 456 ©. 
Breslau 07 (WB. G. Korn 14.60 


| 


Wir haben diejes trefilihe Jahrbuch jhon | 


wiederholt empfehlend unjeren Leſern vorge— 
ftellt. Es mag deshalb genügen zu er- 
mwähnen, daß die bisherigen Abjchnitte fort: 
geiept und erweitert und drei neue Ab— 
Ihnitte (über Eitybildung in den deutichen 
Großſtädten, amtliches Anzeigeweſen und 
Gemeindezeitungen und über Herbergen und 
Aſyle) hinzugefügt worden find. Die ſtatiſti— 
ſchen Angaben reihen bi8 zum Jahre 1904, 
in einzelnen Fällen au biß 1905. 


Baria. 


136 ©. | 


Literaturbericht. 


Nr. 42: Gruber, Dr. Ebr., Deutſches 
Wirtichaftsleben. 2. Aufl. von Dr. 9. Rein- 
lein 133 S. — Wr. 161: Peterſen, Dr. 
Joh., Die öffentliche Fürſorge für die hilfs⸗ 
bedürft. Jugend. 131 ©. Nr. 162: 
Derjelbe, Die öffentliche Fürſorge f. d. 
fittl. gefährdete und die gewerbl. tätige 
Jugend. 136 ©. Nr. 169: Thiep, 
Dr. K., Deutihe Schiffahrt und Schiffahrts⸗ 
politit der Gegenwart. 144 S. — Wr. 174: 
Zangenbed, ®., Englands Beltmartt. 
117 ©. — Nr. 183: Bruns, J., Die Tele 
grapbie in ihrer Entwidlung und Bedeutung. 
135 Ar. Derjelbe, Das 
Poſtweſen. 134 ©. — Nr. 128: Kobler, 
Dr. 3., Moderne Redtöprobleme. 105 S. 


1907. 
Schneidewin, Dr. M., E. antife Snftruftion | Bart, W. R. Anfon, Die Grundzüge des 
echts 


an e. verwaltungschef gr. 8°, 


Berlin 07 (E. Eurtius) 


Es ift wohl für Berwaltungsbeamte, für 
folhe, die e8 werden wollen, und für viele 
andere nicht ohne Reiz und Nuten, ſich ein» 
mal an ber Hand einer warm, lebensvoll 
und literariich vollendet geſchriebenen „In— 
ftruftion“ für den Chef der bedeutiamen 
römiſchen Provinz Afien in die Verwaltung 
des Weltreiches bineinzudenten. Died er 
mögligt nun in bequemijter Weije die vor— 
liegende Schrift, die in einer Einleitung 
(35 ©.) zunädjt über die römijche Provinziale | 


verwaltung allgemein orientiert und ver 


eine gute, ſich leicht lefende Ueberjegung des 
Briefes Ticero8 an feinen Bruder Quintus | 
(I, 1) bietet, der Proprätor von Wien war. 
Für den, der fih auch mit dem Urtexle ber 





engliichen Bertragdrehts und de 
der Gtellvertretung. Ueberiegt v. Dr. ®. 
Prochownick Ler. 8°. XV, 4326. Berlin 
08 (F. Bahlen) 12.—. 
Beiträge, urkundliche, zur Geichichte dei 
bürgerl. Rechtsganges, brög. v. J. Kohler. 
gr. 8°, Berlin (E. Weber). 
l.: Kobler, Dr. J., Das _Berfahren des 
a Rottweil. (122 ©) U.: ®ut, 
Das ehemalige faijerl. Landgericht 
auf der — Heide und in der Pirs. 
(13 ©.) 1 
—— & und 2. Mainbard, Hands 
bud der Liegenſchaftsvollſtrecung für das 
Großh. Baden. gr.8°. XII, 416 ©. Tübingen 
08 (3 €. B. Mohr) 8.—; geb. I.—. 
Biermann, Joh. ‚Bürgerliches Red. L B2.: 
Allg. Lehren und Berjonenredht. gr. 8°. VIIL 


tafien will, iſt dieſer nebſt Dispofition fowie | 538 ©. Berlin 08 (H. ®. Müller) 10.—. 


erflärenden und fritiihden Anmerkungen 


beigefügt. 





Der Redaftton find bis zum 10. Dezember 1907 
folgende Schriften zugegangen, deren Beiprehung je 
a Raum und Belsgendeit vorbetalten bleibt. 
Abhandlungen, firhenrehtlicde, hrsg. v. 
Dr. H. Stuß. gr. 8°. Stuttgart (F. Ente) 

45. u. 46. 9.: Kallen, Dr. G. Die ober- 
ſchwäbiſchen Piründen des Bistums Kon— 

ſtanz u. ihre Bejepung (1275—1508). XVI, 

308 ©. u. 1 Rarte. 1907. 11.—. 

47. 9.: Cotlarciuc, N, Stifterredt u. 


Kirhenpatronat im Fürſtent. Moldau u. in | 


der Bulowina. XVIIL, 203 ©. 1907. 7.80. 
— volkswirtſchaftl, der bad. a ar 
gr. 8°. Karlsruhe (Braun). IX, Bd., 5. Er⸗ 

änzungsheft: Stephinger, Dr., Bur 
Methode der Boltsiwirtichaftslehre. EV; 185. 
1907. Jm Abonnement 2.40; einzeln 3.—. 
Aus Natur und Geifteswelt. 8°. Leip— 
sig 07 = G. Teubner). jedes Bändchen 
1.—; geb. 1.25. 


| 





— Dr. ®. €, Die Beltanihauung des Mar- 
zismus. gr. 8°, 


83 ©. Leipzig 08 (Roth 
& Scunte) 1.60. 


| Brojius, H., Die Objorge für entlafiene 
Straigefangene im gr. Bayern. 8°. VILL 
195 ©. Münden 08 (E. H. Bed) 3.—. 
Elart, Dr. 3. B., Essentials of Economie 
Theory. 8°. XIV, 506 ©. New-Yort 1907 
(Macmillan Company) geb. 4.10. 

Dehn, B, Bon deutſcher Kolonial- und 
Weltpolitik. 8°. IV, 339 &. Berlin 07 (Alg. 
Verein 1 Deutiche Literatur) 5.—. 
‚Egger, Dr. A. D. Redtsihug des Kindes 
im Entw. db. ichweiz. Hivilgeiegbuds. =". 
50 ©. Zürich 085 (Schultheß & Co.) 
Eifenmann, E., Das Urheberrecht an Ton: 


tunftwerfen. gr. 8°. 52 ©. Berlin 07 Dr. 
W. Rotbigild). 
Fedderien, %, Das Schwurgericht. M*. 


VII, 244 ©. Berlin 07 (DO. Liebmann) 5.—, 
eb. 6.— 
areis, R., Vom Begriff der Gerechtigkeit. 
Ler. 8°. 4 426, Gießen 07 (A. Töpelmann) 1.20. 


Alphabetiiches Gefamt-Regifter 
die Jahrgänge 1868 bis 1907 der „Annalen“. 


Borbemerlung. Das folgende Regifter joll die Benutzung der ganzen 
Reihe erleichtern. Gegenüber den durchweg jachverftändigen Lejern der „Annalen“ 
bedarf es nicht eines Regiſters, das im pedantiicher Umſtändlichkeit Tauſende 
von Stihmwörtern aufzählt; es wird ihnen ein Leichtes jein, das gefuchte Bejondere 
unter Angabe de8 Allgemeinen aufzufinden. Die fett gedrudten Zahlen 68 bis 
99, 1900 bis 1907 bedeuten die vierzig Jahresbände 1868 bis 1907; bie 
mageren die Eeitenzahl des Bandes. 


Wirbittenzubeadhten, daßimLQaufederverihiedenen Jahr— 
gänge oft derjelbe Gegenstand wiederholte Bearbeitung gefunden 
bat. Beim Nadichlagen wird es ſich daher empfehlen, die legten bezüglichen 
BVeröffentlihungen zuerft nachzuſehen, und erft, wenn dieſe die gewünſchte Aus: 
funft nicht oder unvollftändig enthalten, auf ältere Jahrgänge zurüdzugehen. 

Eine erwünichte Ergänzung hat das alphabetiiche Gejamtregifter durch das 
ſyſtematiſche Gejamtregifter gefunden, das im Jahre 1903 für die Jahrgänge 
1868— 1902 ausgegeben wurde und auf Wunfh jedem Interejienten 
foftenlos vom Verlage geliefert wird. 

Der ungewöhnliche Reichtum der Annalen des Deutichen Reichs an 
rechts- und ſtaatswiſſenſchaftlichem Stoffe ließ es als vorteilhaft erjcheinen, eine 
ſyſtematiſche Heberficht herzuftellen, die e8 nicht nur ermöglicht, ſich in der Menge 
des Gebotenen raſch zurechtzufinden, fondern aud einen Einblid in die Wie: 
jeitigfeit de3 reichen und weitverzweigten Inhalts geftatte. Insbeſondere war 
es wünjchenswert, die interejlanten und wichtigen älteren Bände mit den wertvollen 
Aufihlüffen, die fie über das Werden und Wachſen der beutichen Reichsgeſetz 
gebung und die innere Ausgeftaltung des Deutichen Reiches geben, wieder in 
helleres Licht zu jegen. Aber auch die neueren Bände, die ein größeres und 
weiteres Gebiet der jchriftitelleriichen Behandlung unterworfen haben, verdienen 
befondere Beachtung. Ein ſyſtematiſches Regiſter erichien übrigens auch aus 
praftiihen Gründen unentbehrlid, um die Benügung der Annalen bei rechts 
wifjenihaftlichen Arbeiten und in den juriftiichen Prüfungen zu erleichtern. 


Die Herausgeber. 


Alphabetifhes Geſamt-Regiſter. 


nen. Die öffentlichrechtliche Berjäh- 
nad) a arte desDeuti —— 
Ki (Hoffmann) 
—— t, Schiffahrtsabgaben, Pi, 
ex 
Übrehnungsmweien ber joll- und Steuer: 
verwaltung 68, 13 und 72, 1489. 78, 
487. 74, 97. 98, 386. ©. auch Kafiens 
weien, ß Bölle. 
Abzahlungsgeſchäfte, Regelung der— 
ſelben (Kudw. Fuld) 94, 668. 
Aderbau-Straffolonien und —— e 
für entlaſſene Sträflinge Flarl) 83 81 F 
Acquits-caution 77, 

Adel. Die Rechtsverhältniſſe des (niedern) 
Adels in Bayern (Lebrecht) 1906, 415. 
Adreſſe des nordd. Heihdtagd an den 

König von Preußen in Verſailles 70, 765. 
Antwort des Königs daſ. 767. — — 
an den Kaiſer 317, 74, 145 
Aemter, |. Behörden. 
Aerzte, in Preußen 76, 637. Abnahme 
2 81, 152. Werzte in Deutichland 
900, 476. Ueber die rechtliche Stellung 
2 ärztlichen Standeövertretungen gegen 
über den Standesgenojien, den Kranten- 
fafjen und den — m... 
den (Schanze) 1901, 182. : 
Stellung ber — in der deutichen —* 
beiterverſicherung (von Frankenberg) 1902, 


321. — Aerzte in Deutſchland 1902, 652. | 
— 6. a. Medizinalperjonen, Gewerbes | 


ordnung und Freizügigleit. 


Aeußere Berbältniife, ſ. Gefandt- | 


ſchaften, Konſulatweſen, Seerecht ꝛc. 
Afrika, internationale Verhältniſſe 85,829. 
— ©. auch Schußgebiete. 
Agrarpartei, Programm 76, 103. 
Agrarverhältniſſe, deutiche. Ein fran— 
zöficed Bud über diejelben (Kaufmann) 
98, 306. — ©. a. Grundbefig, Lands 
wirtichaft xc. 


Altiengejellihaften. —— | 
381. 72, 127. — | 


über diejelben 71, 216. 


Mißbräuche des ; Altienwejens, , Dentichrift | 


der Handeläfammer zu Chemnig 73, 605. 


erbandlung im Reichstag 1878 74 


306. — Materialien m Reform des Uttien- 
weſens 74, 359, (Unterjuhungstommij- 


Annalen des Deutſchen Reis, 1907. 


— — — — — — — — — — 





ſion, —— — Ab. Wag⸗ 
ner, a zialpolttit, Juriftentag, 
—— — Erörterungen von W. Endes 
mann 74, 388. 75, 1196. Gtatiftit ber 
preußticen A. 76, 640. 892 — Attien- 
gründungswejen 77, 194. 240. — Um— 
m der Aftien in Reihawährung 
77, — Statiſtik der Kurje und Di— 
2 Iran preußiiher Altiengejellihaiten 
1858—75 77, 1075 ff. — Dentichrift der 
preußifchen 9 Regierung 78, 4 — Gut: 
achten der —— zu Stuttgart 
78, L— Zur Reform des Altienrehts 
(Endemann) 81, 417, — Betrieb kon: 
sefionspflichtiger Gewerbe durh U. 82, 
620. — Meaterialien on Reform des 
Aktiengeſellſchaftsrechts — Gut— 
achten der Handelsfammer zu a 
84, 121. — Meußerungen bes rheinl.= 
weftfäl. Intereflenvereind 84, 139; der 
Leipziger Handeldfammer daſ. 2: der 
Müncener Handelskammer daf. 347: der 
Breslauer Handelskammer daf. 253; Be- 
richt für den 12, Deutichen Handelstag 
daj. 265. — Sanierung notleidender Aktien⸗ 
gelelihaft ften (Kohler) 1902, 633, — Die 
—— des Auffihtsratswefens 
in Deutihland (Graf von Broddorff) 
‚125. — Die Ultien- und ähn— 
rem Gejellihaiten ald Rechts- und als 
Steuerjubjefte (Neumann) 1905, 321, 418, 
602. — Bergl. a. Bodentrebit, Emifjionen, 
Konkurs, Krifis ꝛc. 


Aktienkurſe und — Preisbildung 


(Gärtner) 86, 1. 285. 


Altienftempeli. — 
Alkoholismus und Lebensdauer 1901, 


b54. — ©. a. Bier, Branntwein, Wein (dort 
Altobolverbraud;) ꝛc. 


Altersverjiherung, j. Invalidenver- 


fiherung. 


Altersverſorgun a ea 


Lothringen (Grab) 


WUmerila, Vereinigte & Staaten von, Staats⸗ 


angehörigfeitßvertrag vom 22, Februar 
1868, nebjt Erläuterungen und dem Aus— 
lieferungsvertrag von 1852,68, 359, — 
Die Ueberwanderung in der nordameri- 
faniihen Union (von Landgraff) 72, 508. 
— Koniularvertrag 74, 225. — Zur ır Kritit 
des Staatsangehörigteitävertrags (von 
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Martig) 75, 792. 1113. (9. Wejendond) 
77, 204. — Die wirtihaftlihen Zuftände 
in den Vereinigten Staaten 77, 1052. 
1123. — Wirtſchaftliche Konkurrenz mit 
Deutihland 80, 965. — Die Unionsver=- 
fafjung (M. Haenel) 78, 796. — Die Wir⸗ 
fungen des Schußzolfpftems in den Ber: 
einigten Staaten 79, 805. — Hanbels- 
und Schiffahrtövertrag 9, 439. 464, — 
Die monatlihen Handeld- und Finan 
ausweife der Vereinigten Staaten als 
wirtichaftsjtatiftiiches Quellenwerk 1904, 
876. — Die mern Induftrie ählung 
im Jahre 1905 1907, Srnpi ien 
zum nie: Buck 1907, 941, 
— ©. a. Auswanderung, Kriſis, Tabat, 
Berwaltungsorganijation. 
Anleiben, |. 
loſten ꝛc. 
Annalen, deren Aufgabe, Vorwort zum 
Jahrgang 1872. — Ein Borwort aus 
Defterreih (2. v. Stein) 76, L — Wiſſen— 
ichaftlihe Weiterbildung des öffentlihen 
Rechts durd Monographien i. d. Annalen 
76, 213. — Vorwort (Seybel) 81, 1 — 
Vorwort zum ru, 1901 1901, 1 
Anſiedlungsweſen, ſ. Preußen. 
Antragsdelitte 76, 88, 
Anwaltswejen 75, 1205. 
Apothetenweien, reichsrechtliche Ord⸗ 


Schuldenweſen, SKriegd- | 


nung 74, 1809. Gejeßentwürfe und Den f: | 


fchrift vom Jahre 1877 77, 926, 
Arbeit, vollswirtidaftlicher Begriff 72, 
809, 74, 11 Roesler 75, 36. 
Häusliche Arbeit ( (Wert berjelben, Hirth) 
25. 912, Preis und Ertrag der Arbeit 
(Hirth) 75, 1296. — Preis der Arbeit im 
Stantödienfte 78, 439. — Belaftung der 
Arbeit in den ı zivilifierten Staaten 80, 
©. a. Gewerbeordnung. 
Urbeiterbudgetß, Eitäfitihe (Debn) 79, 
m Schleſiſche 80, 551. Baperiic 80,843. 
81, 540. — ©. a. Löhne. 
AUrbeiterfrage, Materialien 73, 1471. 
1494. 74, 33. 119. Beichäftigung von 
Arbeiterinnen und jugendlichen — 
im Großherzogtum Heſſen 77. 253 
Arbeiter, jugendliche 2c. 8L, 6. — Stife 
tungen für das Arbeiterwoh! im Reichs⸗ 
lande (Ch. Grad) 82, 714-768 — 
Gewinnbeteiligung 8, 753, — Bur 
Theorie und Praris des Arbeiterihupes 
(Dehn) 86, 493. — Urbeiterfammern. Ges 
jepentwürfe für Dejterreih 87, 1A — 


Der internationale Schuß der Arbeiter | 


(Adler) 88, 46h. Konferenz von 1890 91, 
235 — Das gewerbliche Arbeitsverhältnis 
(E. Bornhal) 90, 647. — Jahresarbeits- 
verdienjt land» und forjtwirtichaftlicher 
Arbeiter in Deutichland 98, 720.— Woh— 
nungsverhältnifie gewerblicher Wrbeiter 
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in Braunſchweig (Zimmermann) 98, za 
925; Geminnbeteiligung in einer Mas 
ihinenfabrit 98, 888. — Die Arbeits 
verhältniffe in ı der Kleider: und Wäſche⸗ 
fonfeltion und die geieglihe Regelung 
der Konfeltionsarbeit (Frankenſtein) 
L — Die foziale Lage der Heimarbeiter 
(Ruland) 98, 608, — Die Eröffnung des 
öſterreich. Arbeiterbeirats vom 25. Sep 
tember 1898 99, 483. — Bentralverein 
für Arbeitsnachweis in Berlin 1895 1900, 
19. — Lage der Koblenbergarbeiter in 
Defterreih 1900, 479. — Die Arbeiter 
jefretariate im  Deutigen Reiche im Jahre 
1901 1 — Die Regelung des 
gewerbsmäi . "Arbeitsnahweiies in den 
rn deutihen Bundesitaaten (Schanz) 
— Die Arbeitsvermittlung in 
— im Jahre 1903 1904, 631. — Die 
rbeitervereine in Dejterreih 1905, 374. 
— Gewinnbeteiligung der Arbeiter in 
Deutihland (Heißner) 1907, 50, 128, 180. 
— Das neue franzgöfiiche Geſetz über den 
wöchentlihen Ruhetag der Arbeiter und 
die Schwierigkeiten bei jeiner Ausführung 
(Delcourt) 1907, 115. — ©. a. Hilfe 
kafien, Invalidenverfiherung, KRoalitionde 
freiheit, Kontraftbrud, NEN. 
rung, Unfallverfiherung 
Arbeiterbilfstalfen 28, 1529, 7#, 
1195. Gejegentwurf 75, 878, 
Urbeiterlolonien in in Preußen 836, 508. 


ae beutihes (E. Bornhal) 
9, 501. — S. a. Fabrik —, Gewerbe— 
ordnung. 


Arbeiter» und Arbeitsftatiftif, ® . 
752 (Regulativ der Kommiflion für). MB, 
95, 80. 99, 209; die Fabrif- 
arbeiterz ählunger en vom mL Oftober 1892 
und 1898 in Baden 95, 243. — Die Ar- 
beitsſtatiſtik in Defterreich 1906, 3% 
AUrbeiterverjiherung 80, 492 Die 
Urjaden der Urbeiterinvalidität 95, 407. 
— Die Berfiherung der landwirtichaftl. 
Arbeiter (vd. Frankenberg) 1900, 393. 
Die Bedeutung des Beihäftigungsortes 
in der deutjchen Arbeiterverjiherung (von 
Frankenberg) 1902, 743. Zur Ange 
hörigenfürforgenad) Arbeirerverliperung®- 
recht (von Frankenberg) 1906, 24. 182. 
— ÖSterbegeld für eine Totgeburt 1906, 
74. — ©. a. Aerzte, Invalidenverfiherung, 
Kranfenverjiherung, Unfallverfiherung , 
ir a Verſiche rungs⸗ 
weſen 
Arbeiterwohnungen in Elſaß-Loth⸗ 


——— 82, 732; in —— , 
— Die Förderung des ues 
F — — * dem Lande 


(Gerlach) 1908, 849. — Deiterreichiicher 
Gejepentwurf über Wrbeiterwohnungen 


u — 
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1902, 239. — ©. a. Urbeiterfrage, Woh- 
nungäfrage. 
Arbeitgeber, ländliche, Theien der Ber: 
liner Konferenz derjelben, 78, 1536. 
Arbeitsbücher 74, 427. 119%. 
Arbeitslohn 74, 32. 75, 1296.— ©. a. 
ee: (ofigkeit, die Belämpfu 
rbeit8lojigkeit,die Belämpfung dur 
die Arbeitervereine (Simon) 1908, 
Arbeitsteilung im Hauſe 75, 928. 
Urbeitsvertrag 78, 1541. 75. 40. — 
Der Ehemann ald Angejftellter jeiner Frau 
1904, 172, — S. a. Koalitionsfreiheit, Kon⸗ 


traftbrud. 

Arbeitszeit 78, 1474. 74, 33. 480. — 
Die ungeteilte Arbeitäzeit in beutichen 
faufmänniichen Betrieben nad den ⸗ 
hebungen der Reichskommiſſion für Ar— 
beiterſtatiſtit 1902, 871. 

Archivweſen, j. Reihsardiv. 

un Dandelävertrag 98, 174. 

459, 


Urmeetorpsbezirfe 78, 91, 1556. 74, 
500. 72. 486. 82, 159. 89, 1020. 92, 746. 

Armenpflege, Organijation (Seyffarbt- 
Erefeld) 82, 704. — Statiftit 87, 302. — 
Ausgaben 1885 in Frankreich und Deutſch⸗ 
land 90, 495. Urmenfürjorge für Aus— 
länder,in&bejondere inDeutichland(Reipen- 
ftein) 95, 1. — Wusgeftaltung der ges 
meindlichen Urmenpflegein Bayern (Rehm) 
1908, 421. 


Armenrechtliche Familieneinheit 83,449, 


Armenweſen, ſ. Unterftügungswohnfig. | 
572, 


Armut und Arbeit 88, 

Artillerie, Neuformation 73, 32. ©. a. 
Militärverwaltung. 

Urzneien, unentgeltlihe Ueberlaſſung, 
76, 83. 

Aufenthaltsgeſetz, j. Freizügigkeit. 

Ausfuhr, j. Erporthandel, Zölle. 

Ausgaben des Reichs 78, 490. Bol. a. 
Finanzweſen 2c. 

Austunftswejen. Das kaufmänniſche 
Auskunftsweſen. Seine Entwidlung und 
feine Beziehungen zu — und 
Behörden. 

Ausland, Vertretung des Reichs, ſ. Aus— 
wärtige Verhältniſſe, Konſulatweſen, Ge— 
ſandtſchaften. 

1173. 


Auslieferungsverträge 75, 


(Rohe) 1901, 61T. 670. 760. 





Die Auslieferungsverträge des Neiches | 
| 


(Reig) 95, 397 
Auswärtiged Amt 70, 164. 71, 300, 


2115. Etat 80, 20. — ©. a. Verträge, Ge | 


fandtihaften, Konjulate ꝛc. 
Auswärtige VBerhältnijie, verfaj- 
jungsmäßige Regelung und Leitung, 71, 
87. ©. a. Bejandtichaften, Konjulatwejen, 
Vertragsrecht zc. 
Auswanderung 70, 55. — Die deutiche 


95 


a 


Auswanderung (Nekmann) 78, 1455. 75, 
109, 76, , 651. — Berichte der 
Neihslommifiare 75, 1107. 76, 214. 77 


96, 795. 97, 806. 98, 624. 99, 
1900, 795. — Ueberficht 77, 805. 81, 245. 
246. 350. — Einwanderung in Amerika 
1874 75, 1549. — Wuswanderung nad 
Amerita 82, 239. 85, 299, — Gejeg vom 
9. Juni 1897, Materialien 97, 587, 777. 
— Die Einwanderung nad den Ber- 
einigten Staaten von Amerika im Fislal- 
jahre 1901/02 1908, 480. — ©. a. Reichs⸗ 
angehörigfeit. 

Ausmweifung, j. Freizügigkeit, Gothaer 
Bertrag, Oeſterreich, Unterjtügungswohn 


fiß. 

Averſa für Zölle und Steuern 69, 223. 
71, 593. 72, 1622. 78, 509. 80, 531. 644. 
178, 98, 205, 396, — ©. a. Zollausſchlüſſe. 





B. 


ns n. — — an ze 70, 
; zur Berfaflung des Deutſchen Reichs 
70,11. 71, 87 AL 


‚ — In Gültigleit 
gebliebene Beftimmun 


en des Bertrags 
vom 15. November 1870 71, 359. — Ein 
führung nordd. Bundesgefege 71, 389, — 
Berehnung der Matrikularbeiträge 71, 702, 
72, 1624. — Bettel und Landjtreicherei 
1885 87, 305. — Verhältnis zum Zoll— 
verein und Rei 98, 164. 194, 417. — 
Jahresbericht des Minifteriums d. Innern 
97, 776. — Aus der politiihen Korreipon= 
denz bes(1867/76) Bräfidenten des badiichen 
Miniftertums des ae Rudolf von 
Freydorf (v. Poſchinger) 1905,544. — Bol. 
a. Eintommenjteuer, Wahlgejege, Wajier- 
recht, Zollverein ac. 
Bahnpolizeireglement 78, 338. 
Bantwejen. Denklidrift von Dr. A. Meyer 
(März 1870), 70, . — Motive zu dem 
Gejep über die Ausgabe von Banknoten 
vom 27. März 1870 70, 107. — Bro» 
memoria der Direktoren der Braunſchweiger 
Bank ıc., betreffend gemeinjame Noten» 
ausgabe der Privatbanfen 70, 119. — 
Das Geld, jein Weſen und jeine wirt- 
ihaftlihen Funktionen. Ein Beitrag zur 
Löjung ber Bank-, Münz- und Währungs 
frage von F. Perrot 70, 299. — Die Ber: 
waltung der Preußiſchen Bank 70, 216, — 
Erflärung des Minijterd Delbrüd über 
die Bettelbanfen in Württemberg und 
Baden 70, 75T, — Reichskompetenz über 
dad Bantwejen 7L, 192. — Die Bant- 
frage. (Mugspurg) 71, 1045. 
61* 
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Die PBerlängerung der Bantnoteniperre 
72, 18 — Rechtsgutachten in ber 
Papiergeld» und — (Ende- 
mann) 78, 361. — Materialien zur Bank⸗ 
frage 78, 615: Dentichrift der Bankkom⸗ 
miffion des Handelstags (1870) 78, 617; 
vom fünften deutſchen Handelstag (1872) 
78, 685; vom bdeutichen Landwirtſchafts⸗ 
rat (Denfichrift Richters) 78, 695; Stati- 
ſtiſches über die deutſchen Zettelbanten 
78, 721 (hiezu graphiiche Darftellung am 
Schlufie des Jahrganges 1373); —— 
vertehr der Preuß. Bank 1862—71 78, 728 
der Wechielvertehr im Deutchen Reiche 1873 
78, 136, — se. u ber 
Banktnoteniperre 7%, Ueberficht 
der geſetzlichen ꝛc. ee über die 
dent en Bettelbanten (amtlich) daj. 633. — 
Sankt der Notenemiflion 1871—73 (W. 
Herberg) daf. 709. — Berwaltungsbericht 
——* Bank 1872/73 74, Im. _ 
Erfter Entwurf eines Reichöbantgefepes 
(Jult 1874) daf. 1611. — Löfung der Bank⸗ 
frage vom rechtlichen Standpunkt (Hirth) 
daf. 1631 und 1816. — Notenzirkulation 
der deutichen Banten Mitte 1874, 75, 151.— 
Materialien zum Reichsbankgeſetz: Bericht 
der Reihdtagstommtifion (Bamberger) 75, 
835. Anlage Mb. Das Gejek jetbft, 
daj.999. Das preußiſche Bejep vom 27. Mär 
1875, daf. 1019. Bertrag mit der 
ypotheten⸗ und Wehjelbant, daſ. 1021. 
emerfungen zum Reichsbankgeſetz (E. 
Sonnemann) 75, 1027. on über Ab⸗ 
tretung der Preuß. Bank an das Reid, 
daf. 1563. Statut der Reichsbank, daj. 1585. 
Statuten der Bayer. Notenbant dai.1581.— 
Das Banfgeie (Meberfiht dv. Endemann) 
75, 1187. ns dem Bermwaltungsbe- 
richt der Breuf,. Bank pro 1874 75, 1385. 
— Berordnung betr. bie Anftellung der 
Neihsbanfbeamten 76, 385; Benftonen 
und Kautionen der legteren en daf. 387, Die 
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858/75 77, 1075. — mn der deut- 
* Notenbanten 83, 646. 86, 54 — 
Organiſation ber bedeutenderen Bettel- 
banten Europas (Jacoby) 88, 368 — 
Ueberficht der Beitimmungen über Zettel: 
banten und Banknoten in Deutichland 
90, 1. — Statiftifhe Unterfuhungen über 
die Entwidlung und Ausbreitung des 
Giroverfehr8 der Deutihen Reichäbant 
(Blum) 96, 165. — Der Streit um bie 
Verjtaatlihung der Reichsbank (Log) 9, 
161. — Entwurf eined Gejepes, betr. Ab- 
änderung des Banfgejekes vom 14. März 
1875 (1899) 99, 445. — Ueber die An- 
nahme von Banknoten an öffentlichen 
Kafien (E. K. Mayer) 1900, 243. — Gold 
eriparende Zahlungsmethoden in dem 
heutigen Bankverkehr Deutihlands. Unter 
ber onderer Berüdjichtigung des Hamburger 
Giro, Ched- und Abrechnungsverkehrs 
Dunter) 1901, 167, 251. 364. 447. — 
tudien über die Diskontpolitik der Zentral- 
notenbanten unter näherer Berüdfihtigung 
ber Bank von England, Bank von Frant: 
reih und Reihsbant (Richter) 1901, 417. 
509, 598. — Bankbrüche und Bant- 
tontrollen (Rojendorff) 1902, 182 — 
Die Notenbanten in Württemberg 1876— 
1900 (Breslauer) 1908, 241. 361 
Bank von England - 1908, 240. — Die 
Banken der Pfalz und ihre rer 
zur Pfälzer Induftrie (Herz) 1904, 
113, — Die Organtjation der Bank = 
Franfreid) Vene) 1904, 361 — Die 
ee Seehandlung (Rubbaum) 1905, 
31. 130, — Bantrate und Privatdisfonts 
1905, 471. — Deutihlands ausländiiche 
Banfen (Herz) 1906, 48 — Die Technit 
der Bantdepotgeichäfte, ihre vollswirtſchaft⸗ 
lihe Bedeutung und thre lihe Re 
gelung in Deutihland, bei. Reichöbant 
(Korn) 1906, 481. 561, — Japans Geld- 
und — (Eheberg) 1907, 33. — 


drei großen tontinentalenBanlten (v.Qucam) | ©. Geld, Münzirage, Papiergeld, 
6 — — Die Preußiſche Bank in den Sahtungsnerichen 
Barzahlung, |. en 
ſchlüſſe der deutichen Bantinjtitute pro | Bauffremont Pr 6, 139. 1022. 
1875 76, 386. — Einheit in Münze und | Baugrundftüde Die Aue von 


Bantweien (Wehrenpfennig) 77, 
Jahresbericht über Banfıvefen u und Geld- 
verkehr im Reiche fir 1876 (E. Slevogt) 
77,105, — Berwaltungäberichte ber Reichs» 
bant für 1876—189% 77, 736. 78, 673. 
29, 677. 80, 434. 81, "354. 82, 829, 


88, 709. 89, 770. 90, 917, 91, 442, 92, 
450. 93, B6L. 94, 663, 95, 81T. 97, 169. 
122. 98, 99, 1900, 601, — 


759. 857. 
Die Neichabant 1876— 1900 1901, 74. — 


Ueberficht der Gelege und Verordnungen | 


8. — Dividenden der Banten 


1, 


Jahren 1874 und Ih 76, M3. — Abr 
| 


— — in der deutſchen Gejep- 
bung (von jegler) 1906, 41, ©. a 

oe bbauredt), Bohnungk 
age ıc. 


Baummolleninduftrie. Gejchäftliches 


und Statiftifche® über deren Lage im Zoll- 
verein vor, während und nad der Kriſis 
Hirth) 70, 83 — Die B. in Elſaß— 
otbringen 71, 999. — Deutihe B. 1863 
bis 187 75, ‚1391. — Die beutiche Baum: 
wollipinnerei 78, 651. — Motive zum 
neuen BZolltarif 79, 691. — Amerilaniſche 
Baummwollen-Produftion 82, 616. — Die 
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deutſche — — (1898, 1901) | 
ae — S. a. Tertilinduftrie, Zolls 
tari 

m polizeirecht, das deutſche (Leuthold) 


verhältniſſe der Reichsbeamten 73, 345- 
74 254. Erdrterungen von ®. Ende 
mann daj. 400. 75, 1201. — Beamteneid 
76, 84. — Das Reichd-Beamtenre .. 
dihum) 76, 265, fpezielle Heberfiht 76, 

Bayern. Ausnahmebeftimmungen des Ber- 


traged vom 23. November 1870 70, 746. 
771. 71, 362. 366. wi — Beitritt zum 
Deutihen Reih 71, —— 
nordd. Bundesgefepe = Bayern 7 
Verhandlungen im Reichstage Ka 
Zabellarijche Ueberficht 389. — Die bayer. 
Geiepgebung über Gewerbsweſen, Heimat, 
Verehelichung und Armenpfl . Kr er 
— Berehnung der Matrikular 

1871 71, 698. — Erklärung * — 
Regierung vom 14. Oftober Isrı (Unfeßl- 
barfeit betr.) 72, 1—52. — Deutſche Reichs⸗ 
poit und bayerifche Boitverwaltung 72 
597. 82, 617. — WMilitärverwaltung 78, 
38 — - Einführung der Gewerbeordnung 
78, 159. — Sriegsdienitgejeg 74, 136. — 
Genojlenicha Sgeleß dai. 382, — Reform 
der direften Steuern (8. Surtart) 78, 74, 1681. 
— Bierbejteuerung 76, — dand els⸗ 
und Genchienfgutregtfter 76, 389. — 
Neihsreht und Landesreht in Bayern 
(2. U. Müller) 76, 840, — Vertehrs⸗ 
anftalten 1877 79, 1 1077. — Die ſtaatlich 








en Verfiherungsanftalten (Daa ad | 


an Landeskultur-⸗Rentenanſtalt 84, 

— Berwaltungsrechtspflege (Seydel) 
Sn 213. — —— weiſe Veräußerung 
(andiwirtichaftlicher nweien 85, 842, — 
Heimatreht (Seydel) 86, 719, — Staats⸗ 
bahnen 88, 803, — Redtsiagun und 
Geſetz zunächſt nad) bayeriihem Staats— 
recht (Dyroff) 89, 817. — Verhältnis zum 
Zollverein und zum Reich 93, 164. tra 
194. 417, — Juriftiihes Prüfungsweſen 
93, 910. — Verfaſſung und Reform der 
direften Steuern 98, 79, — Die Schaffung 
eines Reihsmilitärgericht® und die bayer. 
Reſervatrechte Seydel) 98, 151 — Die 
— des bayeriſchen Heeres und 
das Reichsmilitärgericht (Graßmann) 98, 
1721, — Die Reviſion der Grund» und 
in Bayern (Eheberg) 1902, 


263. 342, — Beitrag zur Geichichte 


des bayer. Staatsſchuldenweſens (Seiffert) 
904, 416. — Entwidlung der bayerifchen 
Grundbeftenerung im 19. Jahrhundert 
(Greger) 1905, 310. — ©. a. Adel, Armen⸗ 
pflege, Baden (vd. Freydorf), Bankweien 


(auch pfälziiches), Beamte, Budgetrecht, 
Kirchenvermögen, Landwirtſchaft, Regent: 


ſchaft, Reſervatrechte, Unterſtützungswohn⸗ 
fig, Verfaſſung, Vollszählung, Wahlgejepe, 
Waſſerrecht, Zollverein ꝛc. 

Beamte, Reichsbeamte 71, 304. — Beiol- 
dungäverbeflerungen 78, 80, — Rechts⸗ 


391. — Rlaffififation der Reihsbeamten 
76, 361. 374 — Urlaub der Reichs⸗ 
beamten 76,376. — Verzeichnis der Reichs⸗ 
behörden 76 76, 378. — Labands Auffafiung 
des Beamtenrechts (Meyer) 76, b67. — 
Ueberficht der über die Reichdbeamten er- 
laffenen Gejege und Berordnungen 77, 
841. 81, 439. — Witwen: und Waiſen⸗ 
fürjorge ge (Thudihum) 81, 551. — Grund» 
fäße fir bie Bejepung der — und 
Unterbeamtenſtellen bei ben Reichs- und 
Staatöbehörden mit Militäranwärtern 82, 
556.— Die Vorentiheidung bez. der gerichtl. 
Berfolgung öffentl. Beamter aus Amts— 
— — nad Reichsrecht und bayer. 
andesrecht (Lippmann) 85, 421. — Reichs⸗ 
ejeß vom 15, März 1886, betr. die Fürs 
A für Beamte und Perſonen des Sol: 
— —— — e von Betriebsunfüällen 
pfliht des Staates für 
— ——— Handlungen und — 
laſſungen der Beamten (Piloty) 88, 245. 
— Die Disziplinargewalt des Staates 
über jeine Beamten Labes) 89, 213. — 
Beamtenbejoldungen in Preußen und 
Bayern 77, 520; in Bayern 78, 484. 92, 
93. 98, 889 (Gehaltöre ulativ) ; viwe 
und _ Baifenfürforge ————— 9, 
140. — Der Beamtenbegriff des Bürgerl. 
Geſetzbuches (Herm. Rehm) 1900, 369. — 
Die Haftung des Staates für den durch 
feine Organe und Beamten Dritten zu— 
gefügten Schaden (Stengel) 1901, 481. 
561L. — Die Amtshaftpflicht gegenüber 
Dritten nah deutihem und bayeriihem 
bürgerlichen or (vd, Scelhorn) 1906, 
439. 525, 606, 662. — ©. a. Behörden, 
Disziplinarbehörden, Benfionen, Zollver- 
waltung ꝛc. 


— -Regulativ 69, 997. 78, 


60. — Bgl. a. Zoügejep, Bölle. 


Behörden. Die Kompetenzen und Per: 


fonalien der oberen Behörden des Nordd. 
Bundes und der einzelnen Bundesjtaaten 
70, 147. 67L, — Die Reihsämter und 
die Reihsbeamten 71, 275. — Bezeidh- 
nung „Kaiſerlich“ ꝛc 76, 35L — Ber: 
zeichnis der Reichäbehörden 76, 378. — 
Ueberficht aller Geſetze und Berordnun en 
über Neichsbehörden 77, 838. — Die 
— — », 38 — S. a. 
unter amte“, ſowie die einzelnen Be— 
hörden und Beamten. 


Belag a est 6, — Ge⸗ 


ſetz bom 4 Juni 1851 68 
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Be + er ig 28 170. 174, 


Bergmwejfen, Bergwerksproduftion. Im 
Deutichen Reiche 75, 637, 1728. 78, 664. 
— Bergarbeiterlöhne 1889 und 1890 in 
Preußen 90, 574. 98, 718. — Bergbau 
der Welt 91, 415. — — Die drei preußiſchen 
Berggejepnovellen (Arndt) 1905, 365. — 
Die Erwerbung der Hibernia-Gejellichaft 
dur den preußiichen Staat und deſſen 
weitere er ang im Bun —— 
Kohlenbergbau (Liefmann) 1905, 401. 
Der Bochumer Berein für Bergbau und 
Gußſtahlfabritation als Beitrag zur Ent- 
wicklung der deutſchen Montanindujtrie 
(Zaymann) 1905, 696. 741; vgl. 1906, 890 


(Riebediche Dontanwerfe).- — ©.a. Fabril: | 


| 


infpeftoren, Kartellwejen, Steinkohlenför- 


derung. 

Berlin. Handel und Induſtrie im Jahre 
1868 69, 342; desgl. im Jahre 1869 70, 
437; desgl. im im Jabre 1870 71, 833; des 1 
im Jahre 1871 72, 971, — Berlins 
werbefleiß 78, 110. — Finanzen . Bars 


> Berlin i im Jahre 1858 bzw. 1887/88 


—— enoſſenſchaften, —A 
ergebnilie für 1885—1895 87 

272. 89, 897. 90, 206. 91, 534. 98, 700. 

12 94, 443. 95, 785. 96, 307. 97. 147. 


98, 929. 99, 296. 1900, 517. 1902, 314. | 


Berufssäßlung, vom 5. Juni 1882 84, 
48, Bom 


(Preußen), 633 (Reich). — Berufliche und 
joziale Gliederung des deutihen Volkes 
nad der Zählung 1895 (Bimmermann) 
1900, 195. — Gewerbe und Handel im 
Deutichen Reich nad) der Betriebszählung 
1895 (Zimmermann) 1900, 483. — Bor: 
läufige Ergebnifie der öfterreichtichen Be⸗ 
rufszählung 1900 1904, 286. — ©. a. 
Gewerbe-, Handelsjtatiftik. 

Beihlagnahme, j. Löhne, Boftverwal- 
tung ꝛc. 

Beiis, gel gr: we bed» 
ielben 72, 526. 73, 849. Geſchichtl. Ent: 
widlung des Beſihes (Moesler) 75, 27T. — 
Intongruenz des zivil- und itrafrechtlichen 
Beſitzes (Rotering) 1905, 295. 

ne der Reichstafie 72, 1481. 


415. 
Berriehsunfätte Reichsgeſetz v. März 
1886 
Bettel J ——— Baden 87, 305. 
Bevölkerung. Faltiihe und Zollabred= 
. Sbevölferun nad) der Zählung von 
867 68, 179. 238, — Staatdan ehörige | 8 
—— 6 68 1101. — Ueberſicht der 
Bevölferung des Bollvereind (amtliche 
Aufitellung vom Bentralbureau des Zoll» 
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verein!) 69, 855, — Statiftil der Bes | 
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wegung der Bevöllerung 70, 51 — Be 
wegung ber Bevölkerung im preußiichen 
Staate 1885 86, MI. — Die Bevöl— 
— in — Bundesverfaſſung 70, 
445. — Die Bevölkerung von Elſaß— 
Rothringen 71, 989. — Boltswirtihafte 
.- Bedeutung ber Bevölterung (Roesler) 
5, 281. — Natürlihe Zunahme der preuf. 
Ben völferung von 1872—1875 76, 526. — 
Bufammenjtellung der produftiven De 
völferung in Europa 76, 783. — Ban- 
derungen der gewerbtreibenden Bevölle⸗ 
rung — 76, 891 — Die Art des 
— sr a der Bevölkerung Breu- 
ens 1885 87, 803. — Bevölkerung bes 
Bollgebiet3 98, 195. 205. — Die groß 
ſtädtiſche Bevölferung ald Teil der ge 
famten in Europa und Nordafrika 55, 
815. — Abnahme der Sterblichkeit der 
weiblichen — M Bayern er 
480. — Fläche und Bevölterun 
400. — ©. a. Bolfszählungen, Ri 
AERO IEROERRUNG bed Reichstags 


— 

Bier, Bierproduktion und Bierhandel 
Bayerns 1891—1W0 1902, 556. — © 
a. Alkoholismus, Wein. 

Bierbefteuerung, j. Braumalz. 

Bild, Recht am eigenen 1904, 169. 

Binnenidiffahrt. Ein deut beutiches Bei. 
9», 19%. — Die privatredtlihen Ber- 
hältniffe der B. und der Flöſſerei 
(Keidel) 97, 289. 360. — ©. a. Schiffahrt. 

Birma, Meiftbegünti ungövertrag 93,459. 

Bismard, Fürſt, Grundzüge einer ala. 
Staatslehre nad) ben politiihen Reden und 
Schriftitüden des Fürſten Bismard (Rofin) 
98, 81. — ©. Kuſſerow, NReichstanzler. 

Blodade. Korrejpondenz der Regierung 
in Bart mit dem MWinijter von 
Eolumbia 85, 812, 

Bodentredit und Bodenkreditanftalten 
mit bejonderer Rüdfiht auf Hybpotheken⸗ 
banten F v. Stengel) 78, 841. — Die 
Landſchaften und bie — Hypothelen⸗ 
akltienbanken (Wegener) 9 Der 
Gejegentwurf über die einer 
beifiihen Pfandbriefbant nah der Be- 
— — (Seidel) 1901, 350. 
— Der Gejepestert jelbit 1902, 69 6 — 
Die Ausgabe von Hypothefenpfandbriefen 
und die SHppothelenregifter nah dem 
a (Seidel) 1902, 


Bodenjee, Hoheitsrechte über denjelben 
(vd. Martig) 85 85, 278; Vertehr 93, 232, 245. 
Bodenzins . Sandwirticaft. 


-- 


Börj . voltswirtichaftl. Bedeutung 7. 
383, — Die ra der Börien-En- 
quste-fommiifion 94, 470. — Entwurf 
eines Börjengejepes 95, 363; Reichstags⸗⸗ 


Alphabetiſches Gejamt-Regifter. 


fommiffionsberiht 96, 657. — Börfen- 
ordng. f. Berlin 97, 348. — Begriff und 
Erridtung einer Dörje nad dem Reichs⸗ 
börjengejege vom 22. Juni 1876 (Tiſcher) 
99, L— Der Börjenverkehr und jeine 
gelepliche Regelung (Schweyer) 1902, 81. 
— Ueber einige Mißbräuche bei —J 
ſionen (®ermert) 1907, ©. 
Terminhandel. 


Branntwein, 
vereinsvertragd 68, 8, 20. 
Steuergefeße vd. I. 1868 68, ZO1. 705. 
723. — Statiſtik der Branntweinfteuer 
71, 588. — Die Beitimmungen über die 
Branntweinfteuer (von v. Aufieh) 75, 890. 
76, 7%. 9, 307 — Etatiftit 74, 20. 
75, 905. 76, 99. 804. 806. — Bertrieb 
und Ausſchank in Preußen 78, 366. — 
Reform der Spirituöbefteuerung (Berrot) 
78, . — Die Branntweinfteuer in 
Württemberg (Reuß) 85, 620. — Reiche 
einnahmen von 1870—1883/84 86, 283. 

Das Branntweinmonopol (Gejepent- 

wurf vom Februar 1886 und ftatiftiiche 

Materialien) 86, 421 Neform der 

Branntweinftever 87, 30. — Reichsgeſetz 

vom 4 Juni 1887 87, 644. 725; Token, 

Darftellung von Haushalter 90, 761, — 

Branntweinbrennerei und -Beiteuerun 

9, 247. — NReichgeieg vom 16. ? n 

1595 96, 377. — Das Berhältnis zwiſchen 

Luremburg und dem Deutichen Reiche 

binfihtlid des Branntweinverkehrs 

(Schmaujer) 1902, 622. — ©. a. Allkoholis⸗ 

— Finanzweſen, Verbrauchsſteuern, 
ein. 


Braumalz. Beſtimmungen des Zollver- 
einsvertrags 68. 2u. 44 — Steuer- 
geieg vom 4 Juli 1868 68, 691; desgl. 
vom 8, Juli 68, 69. — — Statiftit der 
Braumalziteuer 71, 585. — Reform der 
es 2, 609; Gejepentwurf 

— Die Beftimmungen über die 
— (vd. Aufſeß) 75, 389, 76, 794. 
* 2%. Statiſtik I 922. 75. 203, 

6, 38. 807 97, 218 — Zur Reform 
ne Bierbefteuerung (Boccius) 76, 52. — 
Zur Gejhichte der württemb. Bierfteuer 
(Daudert) 97, 85. — Ueber eine allgem. 
Reichsbierfteuer (Boccius) 97, 109. 65L 
— Statiſtik der Bierbefteuerung i in Bayern 
1901 1902, 792. — Bgl. a. Finanzweſen, 
Malzauficlag, Verbrauchsſteuern ıc. 

Braunihweig. Refjortverhältnifie der 
Behörden 70, 671 — Berhältnis zum 

ollverein 93, 166. 194. 413 Das 

Schlafgän erwejen (Zimmermann) 94, 117. 

— — nicht vollſinniger Kinder 

(Zimmermann) 95, Tridinen- 

gejepgebung (Zimmermann) 97, Gi. — 


Beitimmungen bes Boll- 
4. — 
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S. a. Kontraltbrud, Wahlzwang, Waren 
bausfteuer. 

Bremen. Organifation der Handelsftatiftik 
70, 407. — Reflortverhältnifie der Be- 
hörden 70, 699, — Verhältnis zum Boll- 
verein und Reich (Aufſeß) 93, 166. 182. 
187. 194. 401. Bollorganijation 
93, 359. — Statiſtik (Mufjeß) 98, 379. 
— ©. a. Auswanderung, anbeigftatiftif, 
Preiſe, Zollausſchlüſſe ac. 

Buchführung, häusliche (Hirth) 75, 981. 

Budgetrecht, des Reiches (P. Laband) 
78, 524. Gejep. — Budget, 
Staatsvertrag (Ph. Zorn) 89, 344. — 
eg Gejeb und Sue Arndt) 
91, — Das Budgetredht des bayeri- 
lg Landtages. Zugleih ein Beitrag 
zum Budgetrecht der Volksvertretung nad) 
den älteren deutichen Berfaflungen über: 
haupt (Rehm) 1901, 641. a8 recht⸗ 
liche Buftandetommen bes bayer. Militär- 
etatd (Rehm) 1901, 792. — ©. a. Finanz⸗ 
weſen, Militärbudget. 

Bulgarien, Handeldvertrag 98, 438. 

Bund, norddeuticer, ſ. Verfaffung, Reiche: 
tag uf. 

Bundesafte, deutiche, 7L, 4 Der ehe— 
malige Deutiche Bund nad der Wiener 
Schlußakte daj. 5 eg bes Deutichen 
Bundes i. J. 1866 71, 19. 

Bundesangehörigleit, j. Reichsan— 
gehörigkeit. 

——— j. Behörden. 

Bundesgebiet 71, bL. 325. 

Bundesgeridt, F Gerichtshof. 

Bundesgeſetze, norddeutſche, Termine 
der Einführung derielben 71, 359. 371. 
Tabellariſche Ueberfidht daj. 389. 72, per 
©. a. Juſtizgeſetzgebung, g Sinanzmefen 

Bunbdbeöglieder 71, 
ſervatrechte. 

Bundespräſidium, ſ. 
faſſung, Thronreden. 

Bundesrat, verfaſſungsmäßige Stellun 
desſelben ii 221 Seine Taͤtigkeit bat 
224. Weberfiht der Entihließungen des⸗ 
jelben auf Beichlüffe des Reichſstags aus 
der Seſſion von 1872 78, 863; desgl. 
aus der Geifion von 1873 74, 727. — 
Stellung des rg Fe zum B. 82, 
%. — ©. a. Berfajjun erordnungsrecht, 
Meer Eljah- nm 2C. 

Bundesihulden:Kommijjion, ſ— 
Sculdenmweien. 

Bundesjtaat und Gtaatenbund 71, 7. 
50. Die neueften Geftaltungen des Bun— 
— — (Seydel) 76. 64. — 
Labands Auffaſſung des Bundesſtaats 
(G. Meyer) 76, 657. — Zur Kritik der 
Begriffäbeitimmung des Bundesſtaats 
(Hänel) 77, TE. — Neue Beiträge zur 


Kaifer, Ber: 
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Lehre vom Bundesitaat (Zorn) 84, 453. 3 —— im Bundes⸗ 


— S. a. Bundesrat, Vertragbreu Ver⸗ tat 70, 759. 71, 
faſſung ꝛc. Disziplinarbehörden 76,308. 367. Ge⸗ 
Bundesftaaten, ſ. Berfafiung, Berord- ihäftsordnung dai. 369. 377. — Laband, 
nungsrecht ꝛc. aufieflung der zum (Meper) 
Bundesdfteuern, ein ſchweizeriſches Urteil ’ Geihäftsordnung für bie 
über, 75, 785. —— —— s0, 489. — ©... 
nn... ſ. Berfaflung Beamte. 
Bunbdbesverfammlung, f. Bundesalte. | Dispofition, Offiziere zur, 71, 1006. 
en erlihe8 Gejepgbud, Bürger | Dominikaniſche Republik, Dandels- 
es Redt, j. Zivilredt. verträge 93, 158. 439. 460, 
Doppelbefteuerung, sein der, 
6. 71, 76, 177. — Reichsgeſetß vom 
13. Mai 1870 (R. —— 87, 772. 
Camera A = 828. Dotation der Kreile und Provinzen in 
— J a Preußen, j. Kreisordnnung 78, 1392, 1444. 
Chemitalte n. Site auf af diefelben, ſowie 25, 16355. In Sadijen 75, 1291. 
auf Farbwaren 9, 632, Bgl. a. Zolltarif. Dotationen der Feldherren n 74, 158, 
Chemiſche Induftrie 72, 394. DreisKönigs-Bündnis dv. Jahre 1849 


Ehile, Handelöverträge 98, 174. 438. 460. 71 12. 

Ehina, Handelsverträge 93, 174. 186,459, | Durchſchnittspreiſe, j. Preiie. 
— 6. a. Boltszählung. 

—— ———— zur Erfor⸗ 
ſchung der Urſachen derſelben ꝛc. (Denk | 
are der Reihd-Eholeratommiifion) 78, 
1611. —— elle Anord- 
nungen 1892 781. 

Eolumbien, Handelsvertrag 93, — 

Eofta Rica, Handelsverträge 98, 

438. 460. 


©. 


| Edelmetalle, j. Münzmeien. 
Egypten, Handeldvertrag 98, 438, 465, 
. a. Konfulatwejen. 
EHeiheidungen in Sadien 77, 262. 
| Eheſchließun Be N der dolizei⸗ 





lichen Beſchrä ungen 68, 71, 166. 
D. — —— Verfügun vondo >; 1868 
68, 27T. — Ausnagm mebeitimmungen des 
Dänemarl, nr 81, 404. Boll» 


Bertrags mit Bayern 71, 366. — Das 
bayeriihe Geje über "Heimat, Berebe: 
— und —— 71, 469. 487. 9, 


verhältniffe 98, 439. 466. 
Darlehenslafien 72, 1397. — Die länd» 


lien Darlehenstafienvereine 1875 88, 248. 2 (Sendel). — Geihichtlihes (von 
©. a. Genoſſenſchaftsweſen. Sriedberg) 18. 74 — Gtatiftil 75, 173 


Dehargierung, I. Kontrolle. 

Defekte der Reihöbeamten 76, 332. 

Denkmalſchutz. Hell. Gel. den Denkmals 
fhuß betr. 1902, 700 Ehrenämter. Der Mangel an allgemeinen 

Desinfeltionsverfahren, ſ. Veteri- Borfchriften über die Fähigkeit zur Be 


| 
. 6, ZU, 78, \ 108, 79, 109. 378, — Ete 
närpolizet. | Meidung von Ehrenämtern und die Streit- 
I 


Iätiehungen zwiſchen ee 82, 
gl. Zivilehe. 


Diäten, für den Deichhtog, 71. 74, 159. 166. | frage über den Einfluß des Konkurſes auf 
249, — Diätenverbot der Reichsverfaſſung die Eigenihaft ald Abgeordneter (Baute) 
(Joel) 86, 613, — Urteil des preußifchen 1901, 401. 

Öberlandesgericht® Königsberg d 14. April | Ehre ngeridte (f. Offiziere) 74, 1803. 
Eihämter, ſ. Maf- u. Gewihtsordnung. 


1886, 86, 
Dienſteid der Reihöbeamten 76, 846. 84. | Eid der Beamten 76, 84. 346. 
Dienftentbebung der Reihsbeamten 76, Einigungsämter 74, 434. 

329, Eigentum (wirtid. Begriff), ſ. Belig; 
Dienftvergeben, ſ. Disziplinarbehörden, eiches, f. Bermögen: 

Beamte. Einjährigfreiw I Lebranftalt mit 
Dienitbotenfrage (Hirtb) 75, 17. Zeugnisberechtigung 7 
Dienjtinftruftion für die Ronfuln 71, | Einfuhr, f. Handeläftatiftit, Zölle. 

59%. 72, 1263. Für Zollämter 86, Eintommen, Begriff ua 72, 536. 
Differenzgefhäfte, Weſen und Be 74, 97 1793. (Roesler) 75. 271. Ber 

deutung der D. in rechtlicher und wirt- teilung des Einfommens und Einfluß auf 

haft infiht (Wermert) 1908, 401. die Preisbildung (Hirtb) 75. 1270, 1283 

8. 598, ©. a. Terminhandel. Die vier Grundtypen der Eint.-Berteilung 


E 
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75, 1805. (Hierzu Tafel nad) S. 1312.) — 
Eintommendunterichiede in Preußen und 
Sadjien 76, 239, Eintommensverhältnifie 
in Preußen, Berlin, Altona, Wandsbeck, 
Geejtemünde, Bremerhaven, Bremen und 
—— ‚, 566. — Die großen Ein- 
fommen in Deutichland und ihre Zunahme 
(Heiß) 98, 1, Te rg in 
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in den Stabtfreifen Preußens 189 — 1900 
1901. 33. — Gtatiftif der Einfommen= 
—— in einzelnen Ländern 1902, 

— Die Abſchreibungen und ihre Bus 
am feit als ee > nad) dem 
preußiichen und dem heſſiſ infommen= 
fteuergejepe(Blum)1908, 32. — Desgl. dann 
Entwertung von Bermögensobjelten duch 


Preußen 1 1892—99 1901, 74. 158. — Die 
Mittellaffen in Deutichland 1061. 5653 
— Beiträge zur ſozialen Entiwidlung im 
Königreih Sadien in den legten Jahren 
(Hunde) 1906, 142. 204, 289. 
Eintommenfteuer 78, | 846, 74,2%. — 


Ulter u. Gebrauch) (Kanghans) 1908, 923. 
— ©. a. bei den Glas ze, Staaten. 
Einnahmen des Reichs 73, 46. — ©. 


Finanzweſen, Zölle ıc. 
Eiſen und Stahl. - a Produktion 


Materialien zu einer  Reichd-Einfommen- 
fteuer: Die Einfommenfteuer in Hamburg 
74, 101. 75, 335. Preußiſche Steuerver- 
waltung 1870/72 daj. 897, Die ———— 
Klafien- und Einkommenſteuer daf. 927, 
944. 1029. Aus den Gutachten des Ver— 
eins für Sozialpolitif da}. 979. Vom land- 
wirtihaftlihen Kongreß daj. 985. Die 
Reichdeintommenfteuer und ihre Gegner 
daj. 97T. Borihläge zum Progreſſions— 
modus daj. 1015; zur Selbfteinihägung 
1022. — Die Steuerreform i im ET 
Sachſen (Genjel) 74, 1373. 75. 151 
Die Reform der direkten Steuern (Burfart) 
daf. 1681. — Meatritularbeiträge oder 
Reichs-Einfommenfteuer ? (Hirt) 75, 115. 
— Der bdeutiche Steuerreformperein 75, 
483, — Slafjenjteuer in Berlin pro 1875 
75, 485. — Ein jchmweizerijches Urteil iiber 
Bundesfteuern daj. 785. — Die Hödjt- 
bejteuerten in Berlin 75, 7931 — Eins 
— ERBEESO RENTE für das Königreich 
Sachſen 75, — Die beitehenden Ein= 
Fa enge (ogl. en v. K. 
Burlart) 76,21. 682 77, 219. 79,1. 80, 
914. 30. — — Einfommendunterihiede bon 
Stadt und Land in Preußen und Sadjien 
76,239, — Dentidrift und Petition betr. 
den badijchen Gejepentwurf über Erwerb— 
ſteuer (Hecht) 76, 400; Ermwiderung zur 
Rechtfertigung der Regierungsvorlage ib. 
69 ; Replit der Handelskammer zu Mann⸗ 
heim (Hecht) daſ. — Die Stellung 
der Vermögens- und Verkehrsſteuern im 
Steuerſyſteme (v. Bilinsfi) 76, 7192. — 
Beranla * in Preußen für 1876 77, 
1014 7 — it die direfte Steuer 
ein überwundener Standpunkt ? 79, 153 
— gg in Hamburg 1875/76 
79, — une der mager 
in esa 1877 79, 1066; 1878/79 80, 
833. — — Eintommensverhältnifie be3 preußi⸗ 
ihen Volles 1877—81 82, 484. — 
Geſetz v. M Juni 1891 209, 98, 
Ergebnifie der Veranlagung 9, m.— 
Statiſtik der badiſchen Einfommenfteuer 
901, 312 — Die höheren Einfommen 


ss ss — — — 


im Zollverein 69, 0, 369. 74, 84. 
Deutiche Eifeninduftrie * Jahre 1874/75, 
1547. 1661.1695. 1728. — Befjemer-Stahl- 
fabrifation 76, 86. 78, 26 Eiienindujtrie 
und Submijfionen 77, 237. 1119. — Lage 
der Eifeninduftrie (Handeldfammer Köln) 
77, 1054. — Dividenden der arg a 
werte ıc. 77, 1076. 1078. — Preuß. Eiſen⸗ 
induftrie im Dezbr. 1875 (Engel) 77, 1099. 
— Ein: und Ausfuhr 1877 78, 46 — 
Eiſeninduſtrie und Eijenenquöte Phi⸗ 
lippſon) 79, 649. — Votum der Minder— 
beit in der, Bolltariftommiifion 79, 654 
— Motive zum neuen Zolltarif 79, 713, 
— Deutihlands er und -Durde 
fuhr (Laspeyres) 80, 255. — Eijenin- 
duftrie, Zage 91, 945. — Eifen- u. Stahl⸗ 
erzeugung der Welt 1902, 73. — Eifen- 
verbrauh im Deutihen Reich in * 
Jahren 1861—1901 1903, 479. — Ya 
a. Bergwerfsproduftion, Zoltarif, Ne e. 


Eifenaher Uebereinkunft 9 


(Seybel). 


Eifenbahnen. Reichsgeſetzgebung über 
128, 


das Eiſenbahnweſen 71, 72, 

74, 302, 1087. — Deutiche Eifenbahn- 
itatitif für das Betriebsjahr 1867, 69, 
947, — Deutihlands Eifenbahnen 78, 
875. — Eifenbahnbeichlüffe des Handels: 
tags 78, 387 Gründung des Reichs— 
Ir er 74, 302. 76, 358. — Eiſen⸗ 
bahn-Unterfuhungsfommiffion(preußtiche) 
74, 359. — Reich8-Eijenbahngeiegentwurf 
ib. 89L — Die Kontrolle des Reichs über 
das Eijenbahntarifweien (F. Perrot) 74, 
1087, — Betriebsreglement für die Eifen« 
bahnen Deutihlands 78, 340. 74, 1147. 
25. 119. — Bericht des Reiche-Eifen- 
bahnamts 74, 1525. — Die Eijenbahn- 
tarifreform (1874) ib. 1527. 1689. — 
Kritiihe Beiträge zum Verftändnis des 
rei Trommer) 75, 105. 
569, 1059. 76, 121.— Gutachtlihe Nusfagen 
des Präfidenten Maybad) vor der Lasker⸗ 
ihen Unterfuhungstommiffion 75, 408, 
— Dentihrift des Reich-Eifenbahnamts 
über die Tarifreform vom 3. Dezember 
1874 75, 551 1701. — Deuticher Eijen- 
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babhn.Reformverein 75, 235. — Eifenbahn- 
Bolizeireglement 75, 1175. — Borläufiger 
Entwurf eine8 Reichs-Eiſenbahngeſetes 
(April 1875) nebit amtlihen Bemerkungen 
75, 1225. — Betriebsergebnifie der Eifen- 
bahnen Deutihlands 1875 76, 244, ber 
preußiihen Bahnen 1874 76, 244. — 
Kautionen der eljaßslothringiichen Reichs⸗ 
eiienbahnbeamten 76, 352, — Statiitif 
der preufiihen Eifenbahnen für das Bes 
triebsjahr 1875, 76, 425. — Ausdehnung 
und Anlagekoſten des deutihen Eiſen— 
babnnepes zu Anfang 1876 76, 445. — 
Bericht des Reihs-Eiienbahnamtes 1975 
76, 460. (Anlage: Gutachten der Tarif: 
Enquötesfommilfion vom 13. Dezember 
1375 20.) — Gejeßentwurf, betr. die Er- 
werbung der preußiihen Eijenbahnen 
durch das Deutiche Reih. Nebit Motiven 
76, 470. — Für und wider die Erwerbung 
der Eijenbahnen durch das Neid 76, 
487, — Die Gejepgebung über das Eijen- 
bahnmwejen in Preußen und im Deutichen 
Reiche 76, 529 (Bufammenjtellung von 
Quellen und Materialien). Die Frage 
des Eijenbahntarifiyitems. Aus dem Be- 
richt der Tarifreform-Enquöte-Kommiifion 
von 1875 76, 596. — Der Etat ber 
preußiichen Eiienbahnvermwaltung für 1876 
74, 622, — Vergleich der preußiichen und 
a. Eitenbahnen in den Jahren 
1872— 1874 76, 656. — Objeltive Ber 
merkungen eines Ausländers zur dbeutichen 
Eiienbahn-Reichsfrage (Al. v. Dorn) 76, 
738. — Ein engliiches Urteil über (für) 
Staatseifenbabnen 76, 776. — Materi- 
alien zur Reichs-Eiſenbahnfrage 76, 
98 — Gutahten der Münchener Hans 
deld- und Gewerbefammer 77, 109, — 


Bericht über Eiſenbahn- und Verkehrs- 


weien (Wehrenpfennig) 77, 292, — Ges 
ihäftstätigfeit de Reichs-Eiſenbahnamts 


Alphabetiſches Gejamt-Regiiter, 


Der zollpflihtige Eiſenbahnverkleht 80, 
618, 86, 20. 61 — Zwangsvoll- 
ftredung gegen Eiienbahnen SL, 411 
— Der franzöfiihe Eifenbahnausihuß SL, 
566. — Deutihlands Eiienbahnen 1868 
bis 1831 83, 642 — Ueber einige Er- 
leihterungen in der Perionenbeförderung 
auf den Eifenbahnen (Wermert' 88, 624. 
— Die Staatsbahnen in Bayern 88, 303, — 
Entwurf eine® Vertrags über Erridtung 
eined® Deutihen Eifenbahnvereind 9, 
285.— Die Eifenbahnen Deutihlands, Eng- 
lands und frantreichs 1888/89. bez. 1886 
— 1888 91, 166. 94. 159. — Die Reform 
der Berjonentarife 91, 490, — Der inter- 
nationale Eijenbahnfradtverfehr P1, 554 
— Die Eifenbahnen der Erde 91, 587 
9, 399. — Das internationale Ueber: 
eintommen über den Eiſenbahnftacht 
verkehr (Eger) 92, 303. 691, 753. — 
Statiftit der preuß. Staatdeiienbahnen 98, 
798, — Dentidrift, betr.: Umgeitaltung 
der preuß. Eifenbahnbehörden 94, 610. 
— Die geihidtlihe Entwidlung des 
Eifenbahn = Transportreht8 in Preußen 
(Eger) 9, 333, — Die Eifenbahnen 
Deutichlands, Englands und Frankreichs 
1891/93 96, 414. — Die Eiienbabnpolitif 
ranfreih® (vd. Kaufmann) 97. 250. — 
Die Tarifgrundfäge der neuen Eijenbabn: 
verfehrsordnung vom 26. Oftober 15% 
(Eger) 1901, 241. — Die Eijenbabnen 
der Erde 1895--1899 1901, 48 — 
Menderungen des deutihen Eiſenbahn— 
transportredht3 durch d. Handeldgeiegbudr. 
10. Mai 1897 und Eiſenbahnverkehrs— 
ordnung v. 26. Oftober 1399 (Eger) 1903, 
902. — Fahrt ohne ridtige Fahrkarte 
nad) der Eijenbahnverlehrsordnung vom 
26. DOftober 1899 1906, 384. — 5. a. 
Elſaß-Lothringen, Haftpfliht, Poſt, Zoll 
gejeg, Zölle. 





bis Ende 1876 77, 683. — Die preußi- 
ihen Staatderjenbahnen im Jahre 1875 
77, 696. — Ueberſicht der Reichögeiepe ıc. 
77, 312 — Tarifvorjdriften für den | 
Hütertransport 77, 874. — Entideidung 


Eijenzölle, ſ. Eijen. 
Etuador,$andelävertrag 98, 159. 439, 460, 
Elbzoll, j. Stromidiffahrt. 
Elementarjhulen, j. Boltsjchulmweien. 


des Lübeder Oberappellgerichts bez. der 
Berlin- Dresdener Eifenbahn 77, 993. — 
Fahrgeſchwindigkeit der Eijenbahnzüge u. 
Dampfſchiffe auf verichiedenen Routen der 

de 77, 1044. — Betriebsergebnijie, 
Kurje und Dividenden der preuß. Eiſen— 
bahnen 1855—75 77, 1073. 1077. — Das 
Werk der Tarifreform 77, 1106. — Die 
Submijiionen auf Eiſenbahnſchienen 77, 
1119. — Neues Syjtem der Sekundär— 
bahnen bejonder® normal- und ſchmal— 
ipuriger Eijenbahnen mit Dampfbetrieb 
auf Straßen und Chaujjeen 78, 101. — 
Eijenbahnitatiftif für 1876 78, 14 — 


ee a n, Die Wiedervereini- 


ung mit dem Deutihen Reiche. (Ber: 
Bandlungen im NReichötage) 71, 845 - 958. 
Beitellung des Sn ri rg 23 
richts zum oberiten Gerichtähofe 

Beihaffung von Betriebsmitteln für die 
Eifenbahnen in Elſaß und Lothringen 
8 — Statiſtiſches über Elſaß und 
Lothringen: natürlide Beſchaffenheit, 
Waſſerſtraßen, franzöfijhe Berwaltung, 
Kreid- und Ortsbevölterung, Induſtrie 
(Brämer) 71, 369. — Die Gejepgebung 
vom 9. Juni 1871 bi8 Mitte Februar 
1872 72, 553—598. — Erfter Bericht des 
Neichstanzlerd über Gejekgebung und 


Alphabetiſches Gejamt-Regifter, 


Verwaltung für 1871/72 72, 861 (Re 
geung der Beziehungen zu Frankreich 

3.) — Gründung der Univerfität Straß 
urg 72, 959. — Verlängerung der Dil: 
taturperiode (Gejeg vom 20. Juni 1872) 
72, 1291. — Die Reichs-Eiſenbahnen 
(reich®=, finangredhtlich) 78, 414. — Stel- 
lung von Eilah-@otbringen im Reichs⸗ 
finanzrecht (Zaband) 78, 562, — Gejepe 
und Verordnungen aus dem Berwaltungss 
jahr 1872—1873 78, 2339. — Bmeite 
Jahresüberficht über die Geſetzgebung und 
Verwaltung für 1872/73 78, 967. — Ber- 
bandlungen im Reichstage über Elſaß— 
Lothringiihe Angelegenheiten in den 
Seilionen 1871—1873 74, 
ig der Reichöverfafiung 74, 294. 
— Die ftaatörechtliche Gültigkeit der 1870 
bis 1871 von der franzöſiſchen Regierung 
erlafienen Geſetze (dv. Richthofen) 74, 521 
— Dritte Jahresüberfiht über wir 


gebung und Verwaltung für 1873 74, 
113; Gejege und Berordnungen bierzu 


daj. 810. — Laband über die Sonder: 
ſtellung E.«L.s im Reiche (Meyer) 76, 


155. 292. — | 


677. -- Deffentlihes Recht und Berwals | 


tungsgerichtöbarfeit in E.-2. (v. Stengel) 
76, 808. 897, — Entwidlung der Gejep- 
gebung bis 1876 (Wehrenpfennig) 77 
272. — Madtbefugnis des Oberpräji: 
denten nad $ 10 des Berwaltungsgejebes 
(v. Stengel) 78, 113. — Xaband über 
das Belen der reichsländiſchen Gejeh- 


gebung 78, 377 — Die direften Steuern | 


in Elſaß-Lothringen (von Ch. Grad) 79, 
114. — Gejeß betr. die Verfajjung und 
Verwaltung Elſaß-Lothringens v. 4. Juli 
1879 79, 1028. — Die Stiftungen für 
das Arbeiterwohl im Neichdlande 82, ZI. 
— Die Grundfteuerausgleihbung und das 
Katafterweien (Ch. Grad) 85, 47L Ein 
Beitrag zur Katajter- und Grundbuds- 
frage (Th. Mayer) 87, 606. — Elſ.Loth. 





Zolle und Steuerwejen 93, 194. 311. 416, | 


418. — Bewegung der Bevölkerung 9, 
887. — Staatögewalt und Gefepgebung 
in Eljah-Lothringen (Ernft Mayer) 96, 
249. — Reichögejege und Landesgeſetze in 
Elſaß⸗Lothringen (Rojenberg) 99, 382 — 
Die ſtaatsrechtliche Stellun 
eilenbahnen (Rofjenberg) 19 
blid der Steuerreform in Elſaß-Lothringen 
(Aron) 1902, 561. — Aufhebung der 
auferordentlihen Gewalten des Statt» 
balter8 (Diltaturparagraph) 1902, 628. 
-- — — in Elſaß-Loth— 
ringen (Aron) 1908, 515. — ©. a. Ar— 
beiterbudgets, Kirchenpolitif, Löhne, Schule, 
Zerritorium, Unterftügungswohnfig, Ver— 
waltungsgerichte. 

Elſaß-Lothringiſche Geſetzgebung 


der Reichs⸗ 
‚L— Ueber: | 
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und nalen 1871—1876. (Be 
richte des Reichskanzlers, Geſetze und Ber: 
ordnnungen.) Geiep, betr. die Verkündung 
der Gejege und Verordnungen 72, 553, 

L Organiiation der Verwaltung im all» 
emeinen. Berichte des Reichsklanzlers 72, 
874 78, 967. 74, 773. Bereidigung ber 
Staatsbeamten 72, 554. Einrihtung der 
Berwaltung (Gejeß v. 30. Dez. 1871) 72, 
555. ZTagegelder der Zivilbeamten 72, 
590. Berlängerung der Diftaturperiode 
72, 1291. Verfahren vor den Bezirkäräten 
73, 939, vor dem faijerl. Rat daj. 94ö, 
Befähigung für den höheren Vermw.-Dienft 
78, HL Umzugskoſten der Zivilbeamten 
73, 91. Amtl. Geihäftsipradhe 78, 7 
Kreisdireftoren 74, 774, 811, Rechtöver- 
bältnifie der Beamten und Lehrer 74, 
813. Benfionen der Witwen und Waiſen 
daf. 816. Kautionen der Beamten 74, 819. 
ee betr. ven Landesausſchuß 


I. Redtspflege und Se 
Berichte des Reichſslanzlers: 72, 869. 78, 
975. 74, 781 GOberfter Gerichtöhof 71, 
99, 72, 565. Abänderung der Gerichts: 
verfafiung 72, 566. 570. Etat der Juitiz: 
verwaltung für 1871/72 72, 572, Ein- 
führung des Reichsſtrafgeſeßbuchs 72, 573. 
Kompetenz der Kriegsgerichte 72, 575. 
Vorbereitung zum höheren Juſtizdienſt 
2, 59L Bedtelorbnung und Handels⸗ 
geſetzbuch 72, 1318. Erfordernifje der Ge— 
richtöjchreiber und Gerichtövollgieher 78, 
95. Neijegebühren der Friedensrichter 
daj. 957, Verfügungen zur toten Hand ıc. 
74, 810. Aufhebung der Sriegsgerichte 
74, 781, 826, Notariatsordnung 7%, 828, 
Zmwangdvertauf von Liegenihaften 74. 
834. Uußergerichtliche Teilungen und gr 
richtlihe Verkäufe von Liegenichaften 74, 
843, Vormundicaftsverwaltung 74, 847, 
Eheicheidung 74, 849, Berihollenheits- 
erflärung 74, 850. 

III. Militär-Angelegenheiten. Berichte 
des Neichlanzlerd: 72, 867. 78, 973, 74, 
779, Quartierleiftung 72, 576. Einführung 
reichögejegl. Beitimmungen 72, 576. 1329. 
Kojten der Garnilonen 72, 596, Militär- 
erjaginftrultion 72, 868. SKriegägerichte 
74, 826. 

IV. Finanzwejen, Zölle, Steuern. Ber 
richte: 72, 886. 73, 992, 74, 801. Etat 
für 1872 72, 564, Einführung d. deutichen 
Zolle und Steuergeiepgebung 72, 578, des 
Urt. 33 der R.-Verf. 72, 579. Bollverfehr 
72, 580, Wechielitempeljteuer 72, 580. 
Doppelbeiteuerung 72, 581. Etat der Zoll: 
verwaltung 72, 581. Landeshaushalt für 
1872 72, 1299. 1317; für 1874 74, 858, 
Bumwiderhandlungen gegen Zollgefepe ꝛc. 
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72, 1330. Depofitenverwaltung 78, 99. 
Beinfteuer 78, 960. 966. Enregiitrement 
za, 


V. Innere Verwaltung, Bolizei, Kom— 
— ——— Berichte des Reichs⸗ 
zn 72, 874, 74, 

Kriegergrabftätten 7 = 59%, Einridtung 
der Gendarmerie 72,1 1826. Bezirks⸗ —* 
und Gemeindevertretungen 73, 962. 93, 
74, 713, Statiftit 74, 785, 787. 7. Befängnis- 
weien 74, 790. 

VI. Unterrihtöweien und Kultus »Be- 


richte des Reichskanzlers: 72, 882. 78, BZ | 


74, 79. Gründung der Univerfität Straß- 
burg 72, 959. Gejeß betr. das Unterrichtö- 
weien 78, 958. Ausführung bdesjelben 74 
862. Rechtöverhältnifie der Lehrer 74, 74. 
813; deren ®itwen und Waifen daj. 816, 
Witwen » Benfionen der Univerjität 74 
Bb6, Kirhenverwaltung 72, 882. 78, 991, 
74, 800. Stiftungen des 3 proteftantifchen 
Seminars 74, 

vn. Bolfswirtichaftliche Berwaltung. 
(Forſtweſen, Bergwerfe, Eiſenbahnen, Baus 
ten, Zandwirtichaft). Berichte des Reichs— 
fanzlers: 72, 379. 78, 967. 74, 773, Ein- 

rihtung der Forjtverwaltung 72, 582, Etat 
derjelben daf. 584. Einrichtung und Bus 








Bean a dr 72 Ba Ay | 


mweien 72, 

Eilenbahnoefen 71, 968. 72, ba ba. 76, 114 
74 76, 32, 256. 3 377. Straßen, 
Wafferbauten und Kanäle 78, 983. 74, 


790. Pe erben. 72, 584. 78, 1004, | 


74, Hohbaumweien 72 72, 56L 587. 
78, — 74, 792. Landwirtichaft 73, 985. 
74, 193. Poſt- und Telegraphenweien 72, 
687. Maß-, Geld» und Bantweien 72, 588. 
78, 984. Watentweien 78, 985. 74, 193. 


m we‘ der „Yeyiedunge en zu 
2 2 


Franfrei 
Option 72, 


— 


1993. 28, 


— 74 


Emiſſionen. Bon 1870-276 78, 437 
S. a. Börie. 


England. Ueber die Entjtehung und Praxis 
der Vollövertretung (Augapurg) 98, 499. 
— Das Wiylreht des engliſchen a. 
ments. (Hatichet) 1906, — 
Bankweſen, Großbritannien, — 
ſchaft, Verwaltungsorganiſation. 

Enregiſtrementsweſen, ſ. 
Lothringen. 

Enteignungsrecht im Großherzogtum 
Heſſen (2. Fuld) 85, 58. — Das öffent— 
lihe Recht bei der Enteignung (Neumann) 

©. a. Baugrundftüde. 

Entiaffungszeugni ije, Geſeßentwurf 


Elſaß⸗ 


IX. Befeitigung "der Kriegsihäden 72, 
74 778, 








Alphabetiſches Gejamt-Regiiter. 


a f. Zivilrecht (aud wirt: 


chaftlich) 

Erbrecht (Preisaufgabe) 74, 748. Volks: 
wirtichaftlihde Bemerkungen zur Reform 
des E. (von D. v. Scheel) 77, 93T. — Die 
bäuerlihe Erb olge (von Helferidh) 83, 702. 
— (Entwurf eines Gejepes für die bäner- 
lihe Erbfolge von K. Beyrer v. Heimftätt 
84, 482. — Reform des bäuerl. Erbrechts 
in: Baden (H. Schulze) 34, 454 

Erbihaftsftewer (Birth) 75 75, 1309. Ueber: 
tragung derjelben auf dad Reich (preuk. 
Untrag) 77, 1036. Ueberficht der deutichen 
— 79, 355. Tabelle hinter 
©. 90 — Erbicaften in Frankreich PR 
2360. — _ Erbfchaftöiteuer in Heſſen 86, 

745. — Eine Erbichafts- und Schentungs- 

fteuer im Deutihen Neih (Otto Bacher) 

87, 39. — Die Reihserbichaftäfteuer 

(Hoffmann) 1906, 81. — ©. a. Finanz 


recht. 

Erfurter Barlament 71, 14. 

Erlafje, ſ. VBerordnungsredt. 

Ermland, Biihof von, ſ. Kremenkg. 

Ernteftatiftif, ſ. Getreide. 

a AL (Militär-) 75, 1447. > 

Erwer nofienfhaften, ſ. 
noſſenſchaftsweſen u. —————— 
ſchaften. 

Erziehungsweſen, Geſetzgebung über 
die Ausbil ung nicht vollſinniger, ſchwach⸗ 
oder blödſinniger Kinder im Herzogtum 
Braunſchweig (Zimmermann) 95, 64 

Etatsgeſetze, j. Yinanzweien, Budget: 
recht 2c. 

Etatsüberfhreitungen 78, 337 

Erportbandel, beutiher 86, 708. 

Erpropriation, j. Enteignung. 

Erterritorialität der deutihen Landes: 
herren (Thudichum) 85, 320. 


Fabritatfteuer 98, 271. 277. 326. 

Fabrik. Fabrit und Handwerk (Heubner) 
1907, 703, 764. — ©. a. Urbeiterfrage, 
foziale Frage, Frauenarbeit, Kinderarbeit, 
er. Gewerbeordnung, Unfallverfiche- 


a ehritgelenaebung.Z 72, 91. 73, 1471. 


Die verwaltungs 
— Bedeutun — —— Fabrikordnung 
(Herm. Rehm) 94, — S. a. Gewerbe 
ordnung, Unfallverfiherung ꝛc. 
Fabrikinſpektoren, preußiihe 76, 997. 
Die deutſchen rer re (Ueberiicht 
von P. Dehn) 81, 153. 441. — Geſeßz⸗ 
gebung (Seybel) 81, 714. — Die Zukunft 
der deutſchen Fabrifinfpeftion (B. Debn) 
82, 527. Die deutſche nn 
im Fahre 1890 (KR. Frankenſtein) 92, 


Alphabetiſches Geſamt⸗Regiſter. 


— Aus den Jahresberichten der deutſchen 
Gewerbeaufſichtsbeamten und Bergbehör- 
den für dad Jahr 1901 1908, 78. — Die 
ungariihe Gemwerbeinjpeltion 1905, 633. 
— ©. a. Gewerbeordnung. 
;abrit: und Barenzeihen 74, 305. 
älſchung von Lebensmitteln 78,1 106. 
‚amilienbudget umd häusliche Bud: 


führung (Hirth) 75, 907, 


| 
amilienfideilommijje, j. Fideikom— 


miſſe. 
auſtpfandrecht für EHRE (Hecht) 
80, 304. (Endemann) 81, 410 
Tree ee Reformen 
auf dem &ebiete desjelben (Haag) 88, 161. 
eftungen, Neichdeigentum an denfelben 
73, 438. — — —— 74 
— Garniſonen 74 Beſchraͤn⸗ 
tung des Grundeigentums 78, 342. 74, 
. Fejtungdbaufonds 77, , 387. 982, 
— lieber die Berechnung der er Erjapfumme 


nad) $ 35 des Gejekes vom 21. Dezember | 


1871 (Regelöberger) 80, 241. 
— — deutſche 72, 1579. 
euerbejtattung, deren Verbreitung 
bei. in Deutichland (Roth) 1904, 218, 

:uerderjiherung 78, 786. 77, 1117. 
— Dentichrift * Rise ber Verftaat: 
ihung der Mobiliar-fyeuerverficherung in 
Bayern 86, 781. — Die Entwidlung des 
Immobiliar⸗Feuerverſicherungsweſens in 
Breußen (Simon) 88, 62. — Vorzüge und 
Radhteile der Organijation des Feuerver—⸗ 
icherungsweſens auf öffentliher und auf 
yrivatrechtlicher Grundlage (Simon) 88, 
31 — Verband deuticher Privatjeuer- 
verficherungsgeiellihaften 98, 464. — Die 
ffentlichen gr marine re in 
Ireußen 1900, 816, — Feuerverficherun 

u Breußen bei Privatgeiellichaften = 
zegenſeitigkeit 1900,818. — Die Geſchäfts— 
rgebnifje der deutſchen Feuerverſicherungs⸗ 
(ftiengejellihaften 1899 1900, 316. — 
‚ur Frage der obligatoriihen Mobiliar: 
vandverjiherung und deren Berjtaat- 
chung mit beionderer Berüdfihtigung des 
in arg Hefien (v. Köbte) 1904, 

— ©. a. Verſicherungsweſen x. 
. e \ tommi des heſſiſchen Kurhauſes 77, 








44. 1040. Die in den deutjchen Staaten | 
»jtehenden geieglichen Veitlmmungen über | 


amilienfideitommifje (W. Lewis) 19, Abd. 

Die Fideikommißbeſitze in Preußen 
02, 80. — Der Familienwechiel nad 
ıyer. Fideilommihrechte (Schmidt) 1907, 
kL 


‚anzredt, Finanzmwejen. Das 
nanzwejen des Norddeutihen Bundes 
olljtändige Kodifizierung aller geſetz— 
ben Beftimmungen und der Etatö pro 
68 und 1869 ıc.) 69, 161. Anhang: 
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Die EN: der Bundesftaaten 
69, 303. — Dentichrift des Kgl. preuß. 
Finanzminifter® vom 15. Mai 1869 69, 
403. — Preußens Staatöfinanzen 1849 
bis 1867 69, 595. — Inſtruktion für 
den Bundes = Kechnungshof 70, 157. — 
Beriht des Vorſtandes der ı national» 
liberalen Partei 70, 60L — Die ver: 
faſſ A Reg * der Reidhs- 
finanzen 71 eihshaushalts- 
etat für 1871, nebjt Einleitung 71, 689. — 
Das Finanzredt des Deuticen Reichs 
(P. Laband) 73, 405. — Steuerlompetenz 
des Reichs 74,3 30. — Berhandlungen des 
Reichstags über Sinanzporlagen1871—73. 
74, 167. 206. 274. — Breubend Finanz⸗ 
lage 1873 74, 349. 1105. — Einnahmen 
des Reihe 1 1873, 74, 887. Steuerver- 
waltung in Preußen 18 1870—1872 (Bericht 
des Finanzminiſters) 74, 897. — Bur 
Brovinzials, Kreis⸗ und Kommunal nanz⸗ 
ſtatiſtik in Preußen 75, 1261. — Reichs: 
haushalt vom Jahre 1875 77, 409, 422. 
— Mbihluß der Reichshauptkaſſe für 
1876/77 77, 1114. — Spezialetats des 
Reichshaushalts für 1879/80 80, L 104, 
161. — Die Zölle und Steuern, jowie 
die auswärtigen are en des 
. (v. Aufſeß) 98, ©. 161 (Regifter 
©. 469), — Einfluß — Reichskanzlers 
auf die Finanzverwaltung 82, 4h. — 
Laband's Finanzrecht — Das 
Reichsgeſetz wegen Bejeitigung der Dop⸗ 
— 3 vom 13. Mai 1870 (RR. 
Blodhmann) 87 — Die öffentliden 
Ausgaben der —— europäiſchen Län⸗ 
der 94, 241. — Die Reichsireuergejep- 
entwürfe von 1893 94, 292. 325. 539, 
565, — Reichshaushalt für 1894/95 24. 
737. — Zum — für das 
Reich (Joel) 95, 81. Die geſchicht⸗ 
liche Entwickelung des Kommunalabgabe— 
weſens in Preußen (Schön) 95, — 
Entwürfe zur Reichsfinaneſormn von 1895 
9, 44.— Bericht über die Finanzver— 
waltung Preußens vom 1 Juli 1890 bis 
L April 1897 98, 809. 1900, 234. — 
Zum fünftigen Gejeg „über die Ver— 
waltung der Einnahmen” unh Ausgaben 
bed Deutihen Reichs“ (Gejeg betr. den 
Neihshaushalt oder Reichswirtſchaftsge— 
jeß) (Thrän) 1908, 1. 81. — Betraditungen 
zur Reichäfinangreform (Rejtner) 1903, 
881. — Die indirelten Steuern und der 
Steuerbegriff (Berner) 1905, 859. 881. — 
Die Reihdfinanzreform (Kapenitein) 1906, 
161 — Die Ausgaben des Deutichen 
Reichs für internationale Zwecke 1907, 
309. — Die Beiteuerung des Konjunttur— 
gewinnes 1907, 386. — ©. a. bei den 
einzelnen Staaten, dann: Eintommens, 
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Gebäude, Gewerbes, Grundfteuer, Kabi— 
nettöordres,Kafienweien, Kontrolle, Kriegs⸗ 
entihädigung, Kriegskoſten, Matritular- 
beiträge, Rechnungshof, Rejervatrechte, 
Schuldenweien, Verfaffung, Zölle ıc. 

Fistus des Neiha 73, 408. 74, 402. 75, 
1493. 77, 886. 

Fleiihlonjum und Fleiſchpreiſe 96, 
674. 


Flöfferei, Abgaben von der, Aufhebungen 
in Preußen 68, 283: im Nordd. Bunde 
71, 183, 380. 77, 813. — ©. a. Binnen- 
— — Stromſchiffahrt. 
lotte, ſ. Marine. 

© lukiätifanen deutiche 75, 332. 

Flüſſe, zollpflichtiger Verkehr 98, 226. 

Foritftatiftit, deutiche, 74, 1677. - — Wald: 
brände 1906, 312. — ©. a. Statiftit. 

Sortbildungsiänlen 73, 837. 1504. 
1543, 74, 29. 119. - Verordnung des 
preuß. Rultusminiiter 74, 1674. 

Frattionen des Keichstags 72, 282, 332, 
74, 143. . a. Zentrum ꝛc. 

Frankenheim, — Zuſtän de 78. M 

Frankfurta.Maſ. Nationalverfammlung, 
Friede mit Frantreich, Fürftentongreß ıc. 

Frankreich. Notiz über den Handels— 
vertrag 68, 226. 73, 326. — Statiſtitk der 
er und d Berbrauchöfteuern 68, 68, 156 bis 

DOrganijation der Bode u und Hans 
Deiskanitit 0, 410. 76,88. — Die Ber- 
ailler Präliminarien und der Frankfurter 
riede 71, 507. — Rede des Fürften 
Bismard über den Frankfurter Frieden 
daj. 876. — Wirtichaftlihe Beziehungen 
zu frankreich 71, 835. 72, 976. — Kon— 
vention vom 12. Oktober 1871 72, 163. 
Denkſchrift dazu daſ. 169, Separatlonven- 
tion daj. 175, Rede des des Fürften Bismard 
176. Die Bufapfonvention vom 11. Dezbr. 
1871, 72,437. — Beziehun n zu Elſaß⸗ 
Lothringen ngen 72, 863, Die Spezial» 
fonvention vom 20, — 1872 72, 1467. 
— Die Drei-Milliarden- Anleihe daj. 1476. 
— Die Uebereintunft vom 15. März a 
73, 893, — Ordnung der —— 
clſaß Lothringens zu Frankreich 74 
— Einfluß des Kriegs auf die Bewegung 
der Bevölferung 75, 626. — Franzöſiſches 
Geſetz zum Schuß der Finderarbeit 76, 
Zul — — franzöſiſche Refruteneinftellung 
76, — Die Parifer Omnibusgejell- | 
2 76, 234. — Die Steuern %.8 im 


Jahre 1875 76, 249 — Finanzielle Lage | 


Franfreichs 77.233, — Tabafmonopol 78, 
260. — Erbſchaften und Staatdeinnahmen 
78, 262, — Handelsverlehr Deutichlands 
mit Frantreih 79, 38. 80, 576. — 
Dandelsvertrag 98, 172. 438. — 
Eiienbahn-Musihuß SL, 566. — Stempel- 
fteuern 81, 799. — Bewegung der Bes 


d 
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Ge 
Gebäudeſteuer in Preußen 


Sriedensverträge. 


| 
| 
J—— Konvention 7L 11 


Alphabetiſches Geſamt⸗Regiſter. 


völferung 2 614. — Die Fremden in 
Frankreich 88, 316. — Finanzen von 
Paris und Berlin im Jahre 1888 bzw. 
1887/88 88, 708. 901. — Sanbelsflotte 
Ende 1887 9 90, 416. — Franzöfiiche Han- 
delöfammern im Ausland 9, 158 
Die Deutihen in Franfreih 9, 405. — 
Das iranzöfiihe Fremdenrecht (Dito 
Mayer) 96, ir Eifenbabnpolitit 97, 
9, — Landwirtidaftliche Bro- 
duftion 97, NL — Bur Geſchichte von 
Turgots Munizipalitätenentwurf u 
1903, & a. Arbeiterfrage, 
weien, Sapitalrentenjteuer, — 
ſchädigung, Verwaltungsorganiſation 
rauenarbeit in den Fabriken 
73, 1471. 74, 1545. (8. Hirt) 75, 42 — 
©. a. Familienbudget. 
reibäfen 9, 18. 27 
bur Zollausiclüffe x. 
free j. Bolltarif, Zölle ꝛc. 
a. dler, das Programm der deut- 
ihen 72, 89. 78, 240, 
veindgigteit. Gejek vom 1. Nov. 1867 
nebjt Erläuterungen und Ausführungs- 
verordnungen 68, 467. 71, 408. — Die 
Sandesverweifung im Gebiete des Nordb. 
Bundes 68, 923. — Berfügung betr. den 
Ausdrud „ „Unterlommen“ 68, 28 
Freizügigkeit der Uerzte 68, 995. — Aus 
führungen von 2. v. Rönne 71, 161; von 
M. Seydel 76, 159. 90. 90, 1: 173 (au $3 
des Freiz Gel); bon €. Mayer (zu $ 3) 
90, 562. — Einführung in Süddeutich- 
land 71, 374 — Erläuterungen von D. 
Stolp 71, 408. — Bayerijche Gejeggebung 
71, 469. 491. — Ueberfiht 77. — 
S a. Reichsangehörigkeit, joziale Frage, 
Unterftügungswohnfip. 


— 8. a. Dam 


WEACBEEITERRGEN (militäriiche) 74, 
1081. 


1037. 75, 

Bom Jahre 1366 
71 21. 34. Bom Jahre 1871 71 WI 
876. 72, 163. 447. 1467. ©. a. Frankreich 
riendlySocietiesin England 76, 229. 


Fuhrkoſten, ſ. Tagaelder. 
Fürſten, 


deutſche, territorialität der⸗ 
elben (Thudichum) 85, 320. — ©. a. 
hronfolgefragen, Negenticaft. 


FürftentongrekzurfgranffurtaM 71,16 


Garantie zu Laften des Bundes, j. Schul⸗ 


denweſen. 


äude, Zahl der Gebäude in Preußen 
91 414. — ©. a. ne — 
Gebäudeſteuer in Bayern 74, 1688. 1008. 
161. 263, 342, 


Alphabetiſches Geſamt⸗Regiſter. 


Gebiet des Zollvereins 69, 885. 98 
— Gebietöhoheit (Banft) 98, Ti 

Gebührenordnung, |. Rechtsanwalts⸗ 
ordnung ꝛec. 

Gebühren- und Steuerweſen, das 
a Anterefje dabei (Neumann) 86, 


ER i. er — Sta⸗ 

tiitit 75, 1725. 76, 220 109. — Ges 
burt3- und Grerötihteinguerhältnife in 
den fünf deutihen Großftädten im Jahre 
1893 95, 408. 

Gejangene, Beihäftig. in Preußen 76,999. 
— Die Ausführungsbehörden des Ge— 
fangenen=Unfallfürjorgegeiepes® (Wörner) 
1904, 870. 

Gehorjamspfliht, die rehtlihen Gren- 
zen der Gehorjamspfliht und die Ver— 
antwortlichteit für auf Befehl begangene 
Handlungen (B. Bauer) 1902, 886, 

Geijtige Getränfe, j. Branntwein. 


Geiſthiche, Vorbildung derjelben 74, 118. 

Geiſtliches Amt, Mißbrauch besjelben 
(Ranzelparagraph) 72, 988, 

Geld, Geldwirtiaft ( (Roesler) 75, 265. 
288 ff. (Hirth) 75, 918, 1266; Studien 
3. amerifanijchen Geldweien 1907, Y4l, — 
©. a. Bantwejen, Münzfrage, Papiergeld, 
Bahlungsverfahren 

Gemeindeangehörigfeit, Erwerb (H. 
Rehm) 92, 137. 

Gemeindeiteuern, j. Kommunalſteuern. 

Gemeindeordnung, württembergijce. 
vom 28, Juli 1906 (Schmid) 1907, 859, 

Gemeindeverwaltung, ſ. Schulden 
wejen, Selbjtverw. 

Generalzollfonferenzen des Boll: 
vereins, Aufzählung derjelben 98, 167. 

Benofienihaftsmweien, das, in ‚ Deutich 
land, Franfreih und England (Schulze: 
Deligich) 72, M7Z — Gejek vom 4. Juli 
1868 68, 825; re 130. Statiſtik für | 
1859—1867 68, 843, für 1873 (Bröbft) 
75, 321, für 1892 9 9, 39 — Reichs⸗ 

ejeggebung 74, 12 | 382. 77, BTL — 
In Bayern 76 76, — Revifion des 
er Perg 88, 74. 348, 89, 
711. — Gejeg vom 1. Mai 1889 (erläutert 
von M. Joel) 90, 417. — Entwidlung 
d. G. unter dem neuen Genoſſenſchafts— 
geieg 92, 9, 238. — Die land- 
einigen Genofjenihaften im Deut 
en Reihe und ihr der rpeitiger Beitand 
99, 950. — Die auf Selbithilfe beruhen- 
den Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſen⸗ 
ſchaften im Jahre 1901 1902, 869. 1908, 
158. Mitteilungen zur deutichen 
— für 1900 (Beterfilie) | 
190 


93, 19%. 


| 


Geijtlide Amtshandlun en 76,78 








667, 779, — ©. a. Hand= | 


wert. 
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Genußmittel,. Nahrungsmittel, Weinꝛc. 
Gerichtsbarkeit, inländiſche, über fremde 
Staaten. Bayer. Erkenntnis 85, 325. 
Gerichtshof, oberiter des Reichs. Die 
Errihtung des Bundes» DOberhandels: 
gerichts 69, 1057. 71, 297. 377; Fort« 
entwiclung. 72, 150; ; Berional 70 70, 161; 
— Etat für 1871 7L 122. — Tätigfeit 
besjelben (Kritik) 78, 8 352. — Disziplinars 
befugnifie desjelben en 7, 407. — Regulativ 
für den Geichäfts ang deßfelben 74, 74, 1537. 
— Das jhweizeriiche Bundesgeriht (Land⸗ 
graff) 76,104. — ©. a. — — 

Gerihtlihes Berfahren 72, 141 78, 
348, 354, Ueberficht der bis 1877 hierüber 
— Reichsgeſetze und Verordnungen 

7, 828, — Der Ausgelieferte vor dem 
Gerichte (E. Mitller) 87, 565. — Bol. a. 
zus. Schieda- un und Handelögerichte, 

Schöffen und Schmwurgerichte, Bivil« 
prozeß ꝛc. 

Gerichtsverfafſung des Reichs 718 
72, 150, . 75, 420. 1538. — 
in Preußen 70, 249. — Bemerkungen 
zum Entwurf der Gerichtäverfafjung (Go— 
rius) 75, 97, — Ullgemeine Begründung 
zum 1874er Entwurf 75, 169, — Schöffen» 
und Scmwurgerichte ib, 239. — Bemer⸗ 
fungen über das Reihögericht von ®. 
Endemann 75, 1208. — Reichsjuftizamt 
75, 1216. — Verlauf der Berbhandl. 77, 
BAR. 79, 502. 81, 394. — Uebergang von 
Geſchaften auf das Neichögericht 81, 397. 
— Die Stellung des auffic htführenden 
Richters 1908, 231. — ©. a. Juſtiz⸗ 
gejepgebung, Handelögerichte, —— 
tungsgerichte, ven Im Un ꝛc. 

— im ei 70, 167. 
272, 1 73, 492. 74, 

— derſeiben 646 — 
eutſches Geſandiſchaftsrech (Zorn) 82, 
©. a. auswärtige Verhältnifie. 

Geihäftstrijen, ſ. Krifis. 

Geihäftsordnung, j. Reichstag. 

Geſchichte des deutichen Bundes, des Nord» 
deutichen Bundes und des Deutichen Reiches 
71, 1—4. ©. a. Reichstag, Verfafjung, 
Bollverein ac. 

®ejellen, j. Arbeiter. 

Gejellihaften. Die finanzielle Belajtung 
der Geſellſchaften mit beichränfter Haftung 
in den ... deutihen Bundesitaaten 
— 907, 745, 827, 12. 

Gej — Sanktion der Geſetze (Laband) 
— Zu den a ge Bi 
ar een (Born) 

344. (Arndt) PL, 22. — —E—— 
und Geſetz zunääft m rn ——— 
Staatsrecht (Dyroff) 
richtigung eines —5 98, “0. 

Die Sanktion der Reinsgejepe 
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(Rofjenberg) 1900, 577, — Ueber ben 
fonftitutionellen Geſetzesbegriff (Preuß) 
1903, 522. — Zur Aufhebun — 82 
des Jejuitengejeped und zur e ber 
Santtionsfähigfeit eines vom fe chstag 
utgeheißenen Geſetzentwurfs (Müller) 
904, 301. 479. — Die reichsgerichtliche 
Juditatur über den Geſetzes- und Ver— 
ordnungsbegriff nach ee — 
recht (Hubrich) 1904, 770. 801. — 
Der Geſetzesbegriff in der er 
des Herren Profeſſors Dr. Hubrid (Arndt 
1905, 445. — Beiträge zum preußiichen 
Unterrihtsrect (Hubrih) 190,, 16. 81 
(Geiegesplublifationen 20.) — Moderne 
Nechtsweistiimer (Dyroff) 1907, 433, — 
Ein Reichsamt für Gejepesauslegung 
(Zeiler) 1907, 436. — Inwieweit ift der 
deutiche Richter berechtigt und verpflichtet, 
Geſetze und Berordnungen auf ihre Ver— 
faflungen hin zu prüfen ? (Kahn) 1907, 

481. 597, — ©. a. ee Berord- 


Gewerbegerichte 


Alphabetiſches Geſamt⸗Regiſter. 


— Ernteertrag 1890 in Preußen und 
Banern 91, 906. 1892 in Defterreich 
93, 244, — Getreidezoll und Jdentitäts- 
nadhweis (W. Tröltſch) 92, 709. — Dent: 
ichrift, betr. da8 Ergebnis der Berhand- 
lungen des preußiſchen Staatärat® über 
— — zur Hebung des Getreide— 
preiſes 95, 446. — Ernteergebniſſe in 
Deutichland 1891—97 98, 160. — Die 
Getreidezölle jeit Begründung des deut⸗ 
ſchen Zollvereins 1901, 941. — Das Ge 
treide im Weltvertehr 1901, 2. — Bal. 
a. Preiſe, Zolltarif ze. 

Eine Anregung 73, 
1546. Gewerbliche Schiedsgerichte 74, 430. 
434. 119. Gejepentwurf u. Kommiffions: 
bericht daj. 1219. 1317. — Die g. Schieds- 
gerichte in Preußen 77, 96. — Gewerbe: 
gerichte in Deutihland (Fuld) 98, 481 
— Die Zuftändigkeit der Gewerbegerichte 
(v. $rantenberg) 97, 329. — ©. a. Arbeiter: 
frage, Kaufmannsgerichte. 


Gewerbelammern, Organijation und 
Berzeihnis gast a 78, 925. 88, 
©. a. . Handeläfammern, 


nungsrect, Verfaſſun 
Gejepgeber, Bari, ( (Endemann) 75, 
1206. Kaband) 7 114. 84,294. — 
Gejeggebung. et der Gejege und Handwerk. 
Verordnungen zur Ausführung des Art. 4 | Gewerbeordnung, -redt. Das Wotge- 


der Neichsverfajjung 72, 485. — Bericht 
die Geſetzgebung 1867—70 (Laäfer) 
553; 1871—76 (Wehrenpfennig) 77, 


+) 
87 — Ueberſicht aller Geſetze und Ber: | 
—— von 1867—1877 (Harburger) 
— ©. a. Bundesgeſetze, Jujtize | 
"DE | 


—— Preußen, Reichs 
eichstag, Verfaſſung, Zivilrecht, 
parlament ꝛc. 

Ans den Geſetzblättern: Inhalt des 
Reichs-Geſetzblattes. Aus dem Zentral- 
blatt für das Deutihe Reit (ab 1904). 
Aus dem Gejegblatte für Eljah-Lothringen. 
Aus den Gejepblättern der Bundesjtaaten 
mit mindejtens 1 Million Einwohnern. Zus 
jammenftellungen 1902—1906 fort« 
laufend ‚mitgeteilt u. zwar 1902, 


117. 799, 878. 919. — 1906, 19. 156. 230. 


318. 397, 478. 559, 638, 718. 798, 875. 908, 
Gejundheit3amt, Aufgaben und Ziele 
desjelben 78, 466, Etat 80, 12, 

er Setreidezölle 78, 839. 80, 


619, 86,5 — Ernährungsbilang des 


Deutichen Reichs für 1878/79 79, 462, — 
Erntemengen und Anbaufläden 1878 79, 
552, — Motive zum neuen Bolltarif 79, 79, 
219. — Internationale Statijtit 79, 1073. 


— Bodenbenugung in Preußen, 79, 1075. | 


— — —- 


oll⸗ 





werbegejeß v. 8. Juli 1868 nebſt Erläute: 
rungen und Ausführungsverordnnungen 
68, 849, — Die Gewerbeordnung vom 
21. Juni 1869 (nebjt Erläuterungen und 
alphabetiſchem Sadıregiiter) 69, 441. — An: 
weilung 3 zur Ausführu derjelben in der 
preuß. Monardie 69, 6. — Borichriften 
über die Prüfung der Aerzte, Zahnärzte 
und Apotheker 69, 319. — Desgl. der 
Seeſchiffer, Seejteuerleute auf deutichen 
Kauffahrteiihiffen 69, 339. — Anweijung 
der preuß. Minifter für Dandel ꝛc. zur 
Ausführung des Tit. III der Gewerbe» 
— (Gewerbebetrieb im Umberziehen) 
68, 987, — Belauntmahung betr. ärzt- 
rd und Ba ee rigrung Prüfungen 
68, 994 Tätigfeit der Reichögewalt 
für die Ordnung des Gewerbebetriebes 
71, 194. — Das bayerijche Gewerbegeieg 
71, 469, — Einführung der deutſchen 
Gewerbeordnung in Bayern 73, 759, — 
Materialien zur Reform der : Gewerbe: 
ordnung 73, 1471 7%, 425. 119%. — 
Entwurf eine Geſetzes, betr. Abänderung 
einiger Beitimmungen der Gewerbeord— 
nung 74 1219. Berhandlungen des Reiche» 
tags darüber daj. 1238. Kommiſſionsbericht 
darüber daſ. 1317. — Fragen zur Enguete 
über das Gewerbeweſen 75, 0. — Ber: 
handlungen 1874 75, 1199. — Mufigieren 
im Umberziehen 76, 80. — Die Gejep- 
gebung 1871—76 (Wehrenpfennig) 77, 
287. (Endemann) 77, 643. — lebe berficht 
der Geſetze ꝛc. bis 1877 77, 805. — Gejep: 


Alphabetiſches Gejamt-Regiiter. 


entwurf der jozialdemofrariichen Fraktion 
77, 385. — Referate von Schmoller und 
Dannenberg vom Berein für Sozialpolitif 
78, 129, — Novelle zur — — 
vom 17. Juli 1878 78, 968. 79, 

Hamburger Dentichrift. 79, 570, — Bur 
Reform der Innungen 81, 1 ie 600. Wort» 
laut der Gew.-Ord. nad) dem Stande von 


1880 81, 724. — Gemwerbepolizeirecht des | 
929. 952. — 


Reich , (Seydeh) 78, 5239. 92% ‚ 
Neue Bearbeitung ( 81, 569; als 
phabet. Regifter 81, 719. Gewerbe» 
anlagen (Seydel) 81, 624. — Der Betrieb 
fonzeljionspflicht. Gewerbe durch jurifi. 
Perſonen (Seydeli 82, 620, — Normal» 
Innungsitatut 82, 644. — Bericht der 
Reihstagstommiffion iiber die Novelle von 
1891 91, 253, — Die Schaffung ärztl. 
Ehrengerichte und deren reichärechtliche Zu— 
lälfigfeit (Seydel) 97, 393. — Die Ge 
richtöbarfeit der Innungen und der In— 
nungsſchiedsgerichte (H. v. Frankenberg) 
99, 58 — Bur Auslegung des 8 25 der 
Gemwerbeorbnun (vd. Landmann) 1903, 641. 
— Rechtsunwirkſamkeit einer Vereinbarung 
fündigungslojer Arbeitsentlafjung wegen 
Anſchluſſes an eine Arbeiterorganijation 
908, 545. — Die Unterjagung fernerer 
Benugung gewerblicheräinlagen nach Reichs- 
— 8 51 (Rehm) 1904, 71. — 
a8 Verhältnis der Gärtner zum F 
werberecht (Albrecht) 1904, 490. — 
Löſung der Frage „Fabrit“ oder Son 
wert” ? (Wertmeijter) 1906, 355. — Lehr⸗ 
verhältnis zwiichen Bater und Sohn (deri.) 
902. — Gewerbefreiheit und Gemwerbe- 
jwang in der Redtiprehung des Reichs— 
gerichtS (Günther) 1907, 342. — Die 
Sewerbenovelle vom 7Z Januar 1907 
1907, 879. — ©. a. Arbeiterfrage, Arbeiter- 
recht, Fabrik-, Gemwerbeftatijtil, Handwerk, 
tontraftbrud, Schauftellungen, Straßen 
nuſit, joziale Frage ꝛc. 
werbeſchulen (Hirth) 77, 793. 
werbefjtatiftit, 
jantjation derjelben 70, 58. — Die deut: 








— — — — — — — 


Grundzüge zur Or 


chen Gewerbe ınd ihre ftatiftiiche Dar: 


tellung 72, 363. Syſtematiſche Ueberſicht 
er &ewerbe 391. — Die Bedeutung der 
dewerbeitatiftit (Engel) 76,101. Ergebnijie 
er re n Preußen v. 1 De. 
875 77, ie Teilung der Arbeit 
n preuß. Staate (Engel) 77, 1120. — 
ſemerkungen über die preuß. Gewerbe⸗ 
um (Samter) 78, 209. (Aufiek) 98, 

9. — Verhältnis der jelbjtändigen 
ehe ii. zu den Arbeitnehmern 
a Kleingewerbe in Preußen 86, 950. — 
ewerbe und Handel im Deutichen Reich 
ıch der gewerbl. Betriebszählung 1895 
jimmermann) 1900, 433. — ©. a. Ar— 


Annalen des Deutſchen Reichs. 1907. 
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beiterftatiftif, Berufszählung, Handels 
ſtatiſtik 2c. 

Gewerbejteuer 74, 905. 999. 1690. 75. 
129, 76, 400. 6%. 77, 41 — Preuß. 
Warenhausfteuer 1900, 884. — Die 
Barenhausjteuer in ihrer allgemeinen 
Entwidiun, in Deutſchland unter be= 
ſonderer ne ber Braun— 
ihweigiihen und der Badiſchen Regelung 
(Zimmermann) 1905,54. 81, ©. a. Steuern. 

Gewichte, ſ. Maf- und Bewichtsordnung. 

Gewinnbeteiligung j. Arbeiterfrage. 

Gleichheit, twirtihaftliche (Hirth) 75, 1276. 

Goldwährung, j. Münz age. 

Gothaer Bertrag vom 15. Juli 1851 
nebft jpäteren PBerabredungen 68, 478, 
— ————— Bayern 71, 366. 472. Sy 
ſtematiſche Darftellung (Seydel) 90, 178. 
Gothaer Vertrag und zn Bejeh- 
buch (Neumeyer) 1902, ©. 
Unterftügungsmwohnfiß. 

Gottbardbahn. Derficheift an den Bun= 
desrat und Reichstag 70, 457. Reiche» 
finangrechtliche8 darüber 78, 443. 

Grenzbewahung WM, 225. 2352. 360. 

Grie a nd, Handelöverträge 93, 186. 


Großbritannien. Statiftit der Zölle 
und Verbrauchsſteuern 68, 155—218. 79, 
571 Organifation der Handelsſtatiſtik 70, 
407. — Stempeliteuern 81, 803. — Hans 
delöverträge 93,174 454. - S.a. England. 

Grofinduitrie, fiehe Induſtrie. 

Großjährigkeit, Reichägeiep 75, 1185. 

Großſtädte im 19. abrhundert 9 98, 808, 
des Deutihen Reid 98. 638. 

Grundbeſi die drei Fragen desſelben 


und feiner Zukunft, v. L. v. Stein (beſpr. 
v. Stengel) 82, 70. — Verteilung in Preußen 
91,498. — Abgabe von Hofübertragungen 
in in einer rechtörheiniihen Landſchaft des 
—— Jahrhunderts 91, 499. — Ber: 
ſchul in Preußen 92, 9L — Die 
Verjhuli ung des Grund: : und Gebäudes 
beiige3 in den vorwiegend ländlichen Be- 
en des Königreichs Sachſen 1884—90, 
9, 167. — ©. a. Landwirtſchaft, Statiftif, 
Volkszählung ꝛc. 
Grundeigentum, j. Feſtungen. 
Grundrechte, Aufnahme in die Bundes 
verfafjung 70, 750. 71, 50. 329, 74, 146. 
er in ®reußen 74, 897. 79, 
81, 95; in Bayern 79, 1682. 1902, 
161. 263.30. — Grundftenerausgleihung 
und Katajterwejen in Elſaß-Lothringen 
(Eh. Grad) 85, 471. — Zur Satajter- 
und Grundbudäfr ein Eljaß-Lothringen 
(Th. Mayer) 87, — ©. a. Bayern x. 
Gründungsmwejen, ſ. Altiengeſellſchaften, 
Kriſis ꝛc. 
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Guatemala, Zoll- und Hanbelöverträge 

93, 439. 460. 

Guinea, ſ. Schußgebiete. 

Güterumlauf (Roesler) 75, 263. ©. a. 
Arbeit, Produktion, Preisbildung, Bert. 

Gymnajfien, Reifegeugniffe 74, 74, 1671. 76, 
165. — Statiftit 96, 248. 


a 98, 207. 
afenregulative, Normativbeftimmuns 


gen für die, 72, 1507. 98, 
vafenftict 7E, 150. SL, 413. Statiftit 
97, 405. — Haftung der er Eiienbahnen bei 


Verlegung und Tötung von Berionen nad 
dem HMeichögefeg vom 7. — 1871 
(Hammer) 1906, 638, 761, 845. — ©. a. 
Zivilrecht. 

Haftung, des Staates, der Beamten ꝛc. ꝛc. 
j. Beamte, Haftpflicht. 

Hagelverjiherung. Baheriſcher Ent- 
wurf 88, 587. — Deutſche Hagelverfiche- 
rungsanjtalten 1900, 

Ha — elwetterund Hagelſchäden in Preußen 

883/84 85,843 1894 96, 328. — Hagel⸗ 

er in Bayern 9L, 906. 

Hamburg. Handelö- un und Verkehrsſtatiſtik 
68, 1075. — Anſchluß an den Zollverein 
68, 1112, — Organijation der Handeld» 
ftatiftit 70, 407, — Die ie an. Ein» 
fommenfteuer 74, 101. 75, 235, 
80, 589. SL, 336. 90, 914. 9, 
— Gewerbeſleiß 78, 110. — Hauptiteuer« 
amt 80, 663. 7148 8 86, 177, — Peru 
Freihafenitellung und — = 
Bued) (Aufieh) 98, 
193. 414, — Ultenjtüde betr. den 4 
anſchluß 81, 489. 516. — Zollorganiſation 
(Aufieh) 9, 359. 359. 401. Statiftit 
(Aufieß) IB, 379. — Das ehemalige dam 
burger Amtsgericht (Dr. ©. Hedicder) 99, 
264. — Hamburgs Handelslage nach dem 
eriten Pariſer Frieden (Seelig) 1902, 688. 
— Bol. a. Auswanderung, Bankweien, 


Dunsslämsrine, Handelsftatiftif, Preife, | 


Volkszählung, Bollausichlüfi ex. 

Handel. Induſtrie und Verkehr im Jahre 
1870 71, 549. 833 im Jahre 1871 72, 
Y7L — — Der deutihe Handel in feiner 
Entwidlung und Organijation (Schön- 
born) 86, 
Hanbelsitatiftif, Bölle ꝛc. 

Dandelsamt ded Reichs 86, 716. 
Handelsbilanz, deutfche (Rafie) 5, 605. 
— Tabellen über 1872/73, 6835. — 

Bemerkungen über die _D. ———— 
(Ad. Soetbeer) 75, 731. ©. Handelsſtatiſtik. 
Handelsgerichte. Beſchluß des Handels— 
tags 1868, 68, 977, — Die Errichtung 

eines oberjten Bundessßerichtähofes Kür 
Handelsjahen 69, 1057. — Die Organi— 





— — — — — — — — — — 





683, — ©. a. Berlin, Hamburg, | 
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fation —— —— - 1874er 
Entwurf) 75, 199, — Bgl. aud Gerichts. 
hof, Handelsrecht, 1. „Organen u 

Handelskammern iſation = 
Verzeichnis derjelben 78, 

Beitimmungen über die — = 
Gewerbefammern in den deuti hen Bundes- 
ftaaten 883, 201. 714. 84, — Er 
ig Beuticher 9. im ı Yuslande 89, 
— Franzöfiihe H. im Ausland 33, 

TR — Die Handeldtammern im Deut: 
ſchen Reich 95, 245, in Preußen 95, 433. 
— Bur Geſchichte und — der preuß. 
— — * L — Die 
useinanderjegung 3 ihen den Handels⸗ 
fammern und der Handwerksorganiſation 
Kudud) 1904 — Ger deuticde 
andelöfammerjefretär (Roßbach) 1906, 

a. Handel, Handeldtag. 

Dande Peer ne des Reiches, Einheitlich⸗ 
feit derjelben 71, 179. — Dienitinftruftion 
für die Konjuln 71, 607. — Gejeg, betr. 
die Nationalität der Kauffahrteiihiffe 7L, 
657, — Die Nectöverhältnifie der deut— 
ihen Handelsmarine (J. Reip) 74, 55. — 
Regiitrierung der Kau ahrteiidiffe 74, 306, 
381. — Die deutiche Handelsflotte 1874 
75, 1709. — Beitand im Jahre 1875 76, 
216. — Unteil der deutſchen an der all 
gemeinen Handelömarine 91, SU. — Un: 
mufterun 4 von Vollmatroſen und Schiffs⸗ 
jungen 844. — Die europäiſche Hans 
delämarine i. 3. 1900 1902, — Die 
größten Reedereien der Welt 1902, 160. 
— Entwidelung der Handelsflotten in den 
——— Seebandel treibenden Län dern 
und Änteil der einheimiſchen Flotten an 
dem Geſamt-⸗Schiffsverlehr ihres Landes 
850- 1900) 1902, 555. — Hamburgs 
Schiffahrt im Jahre 1901 1 Sb — 
Die deutiche —— im rag Sei 
Jahres 15 1905, 477. — ©. a. Kon: 
ſulatweſen, Schiffsunfälle ꝛc. 

— — NY künftige, — 
päijche erner Handel, Han dels⸗ 
verträge, Zölle, Bolltarif, Zollverein, Han» 
delsſtatiſtit 2c. 

Dandelsredt. Die Einführung der all 
gem einen deutihen Wecjelordnung, der 

ürnberger Novellen und des allgemeinen 
deutſchen andelgeiepbuce ald Bundes- 
gejege 69, 1047. — Einführung in Süd» 
deutichland 71, 375, Entwidlung des 
Handelärechts bi bis Ende 1871, 72, 125. — 

ukunft desjelben (Endemann) 74, 417; 
Juſtizausſchuß) dai. 1370. — Ein, Durch⸗ 
und Ausfuhrverbote und deren rechtliche 
Natur (Arndt) 95, 181. — Entwurf eines 
Gejepes zur Betämpfung des unlauteren 
Wettbewerbs 95, 427. — Die Konturrenz« 
klauſel der Handlungsgehilfen 1905, 788, 
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— ©. a. Utiengefellihaften, Hanbels- 
gerichte, Schanfgewerbe, Verfaſſung ac. 


PET RR r in Bayern 76, 894. — 


S. a. Handelägerichte. 
Hanbelßftati ‘ if. Zur Literatur derjelben 
68, 239, — Von Hamburg 68, 1075. — 
Beiträge zu einer deutihen Handelsftatiftif 
(Birth) 69, 67, — Bon Berlin 69, 423. 
0, 437. — Örundzüge zur Organifation 
hd Hanbelsftatiftil des Zollvereins 70, 
65. — Methoden der Zoll- und Handels: 
ftatiftif in England, Franfreih, Holland, 
amburg, Bremen und im Zollverein 
(Hirth) 70, 407. — Thejen zur Reform 
der Handelßitatiftit des Zollvereins 70,433, 
— Bertbetrag der Wareneinfuhr in Ham⸗ 
burg und Bremen 1851—69 70, 
Deutihe Handelsftatiftit pro 1872/73 75, 
685. 731. — Deutiche Handelsbilanz (Soet- 
beer) 75, 731 — Spezialhandel Frank— 
reich® mit Deutichland daj. 43. — Bremens 
Bareneinfuhr 1874 75, 1388. — Die 
— Kommifſion des valeurs 76, 
Wert der Warenausfuhr Deutic- 
lands an Ganzfabritaten 1868— 
343, — Handelöverkehr zwiichen u 
land und Frankreich im Jahre 1875 77, 
531, — Ein: und Ausfuhr von Halb- 
und Sanzfabrifaten 1875/76 77, 1051. — 
Ueber die ftatiftiihe Gebühr bei ber 
Baren-Ein= und «Ausfuhr 78, 526. 98, 
375. — Yusweije für Januar und Februar 
1878 78, 666. — Angebliche Zunahmen 
> en liihen Exporte nah Deutichland 
Deutihlands Waren-Ein- und 
— 1854—77 78, 902. 934. — Eine | 
und Ausfuhr der wichtigeren Artitel 1877 
und 1878 79, 421; Nadtrag 679. — 
Deutihe Handelsbilanz für 1817 79,657. 
— Bert der Ein» und Ausfuhr 1876/78 
79, 904. — Handelöverfehr mit Frank: 
reich 79, 383. — Deutiche Handelsbilanz 
für 1879 81, 249. Ein= und Ausfuhr in 
den Jahren 1 1872—1879 81, 276. — Eins 
und Ausfuhr wichtiger Ürtitel i. %. 1880 
81, 284. Reform der Handelsftatiftit vom 
1: 1. Januar 1880 81, 279. — Einfuhr und 
Ausfuhr im Jahre 1881 82, Bid. — 
Einfuhr und Ausfuhr im "Jahre 1882 
88, 107. — Bremend Handeld- und 
Sciffahrtöverlehr 1882 83, 390. — Deuts 
ſche Ein- und Ausfuhr | 1883 (Haupts 
ergebnifie) 84, 447. 
da). 523. Der audmwärti Yanbel Eng: 
lands und Deutſchlands Kern — Eins 
und Ausfuhr im Jahre 1884, 85, 772, 
775; für 1885, 86, B8L; für 1886 87, 
681; für 1887 88, 41b; für 1888 89, 
1; für 1890 91, 859. — Spezialhandel 
des öfterreichiich-ungarijchen Bollgebietes 
1883—1885 über die Grenzen gegen 


Handelsſyſtem des 


(Spezialüberficht) | 


Deutihland 87, 562. — Ein- und Aus 
fuhr für die Jahre 1880— 1886 nad) Waner- 
gruppen 87, 1007. — Verbrauchsberech— 
nungen des e8 Deuiſchen Reiches 88, 961. — 
Der ee andel des Deuticen 
ee 1893 (Wiefinger) 95, 149, — 
ie Handels: und Gewerbefammern, ſo⸗ 
wie die kaufmänniſchen Korporationen des 
Deutſchen Reiches 95, 245. — Die Dar— 
—— der dandeistanſ in Oeſterreich⸗ 
ngarn (Wieſinger) 96, 26. — Die deut⸗ 
ſche Handelsſtatiſtik (Biefinger) 96, 417. — 
andel Deutjichlands mit den notleidenden 
taaten 97,243, — Die Grundlagen der 
Handelgitatiftit einiger fremden Staaten 
(Dtto Richter) 1900, 538, — Die Steige 
rung der deutichen Seeinterefien von 1896 
biß 1898 1900, 655. — Außenhandel 
Deutihlands im Jahre 1900 1901, 160. 
— BVelthandelsartifel 1901, 6IL — Die 
Ein: und Ausfuhriwerte bes Spezialyandels 
bes deutſchen Zollgebieteß mit den einzel= 
nen Ländern im Jahre 1901, 1902, 556. 
— pin er ng der wictigften Länder am 
Außenhan er Schweiz im Jahre 1901, 
1902, 710. — Der Handel Hamburgs mit 
den deutichen Sauggel — im Jahre 1901 
1902, 868. Außenhandel der 
Känder der Erde, 1903, 880. — Handels- 
ftatiftit des Deutichen Reiches 1904, 636. 
1906, 319. — ae Außenhandel 1907, 
227. ©. a. Handeldmarine, Vreife, 
Statiftit, Berberehmung Zölle ꝛc. 
eiches, ſ. Bölle, 
Zolltarif, Zollverein, —— ꝛe. 


Handelstag, deutſcher. Statut und Bes 


jchlüffe desjelben im Oftober 1868 68, 

— Statut vom Jahre 1874 78,89. — _ 
Geihäftordnung 78, 91 — Wirkſamkeit 
bis 1877 78, 3. — (Bgl. die Denkſchriften 
bes Handeldtages bei den betr. Materien.) 


Handeld= und Bollverträge, j. unter 


den betr. Staaten, mit denen diefe Ber: 
träge abgeſchloſſen wurden. — U l. bie 
Ueberficht 68, 230. 70, 732. 72, 98, 
435, 94, UL—6.a Vertragsredt, 
— ꝛc. 


ne internationale 79, 
b62, 8 


Die Handelöverträge 

= europäiihen Staaten (R. Schreiber) 
0, 745. — Die vertragsmäßigen Handels» 
— en der europäiſchen Staaten 
¶J. Ka PN 94, 486. — Hanbdeldverträge 
und Handelspofitit (Wiefi oe. 1901, 701. 
1772. 848. ‚ 82. ©. a. die 


betr. Länder und — 


le gehbilfen, Lage der 91, 1. 


enfionsverfierung. 

— moderne Arten 77, 787, deſſen 
elung, Handwerterfammern, Fachge⸗ 
a er ıc. 74, 119, 9, BOL — 
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Geſetzentwurf, betr. die Errichtung von 

Handwerlskammern 96, Verbält- 

nifje im baper. Handivert 96, 816 — 
abhresbericht der Handwerlskammer für 
berbayern 1902, 3903. — Die Erbebung 

der Handwerfälammerbeiträge 1908, 391. 

— Förderung des — age bar 

— Berjährung der Innungs- bzw. Bari 

werfäfammerbeiträge 19 — Die 

Grundzüge der — * des Hand» 

werks nad dem Reichdgejeg vom 26. Juli 

1897 und die Bedeutung des Genoſſen— 

ichaftswejens für das Handwerk (Seibel) 

1904, abrit und Handwerk 

(Heubner) 1907, 763. — ©. a. Handels: 
fammern. 

Hannover. Die haupriädlichiten Staats— 
einkünfte des ehem. Königreichs 9. 69, 
619. Verhältnis zum Bollverein 98, 166. 
171. — ©. a. Preußen. 

Haushalts-Etat, ſ. rap 

Hausbaltungen im Reiche 

er Sein) —8 100, 

163. Arbeiter: 


budgets, Buchführung. 2C. 
Haujierhandel 81, 665. 98, 760, ©.a. 
Gewerbeordnung. 
9 F induſtrie im Deutſchen Reiche(Stieda) 


84, 1 
Hausſteuer, ſ. Gebäubdefteuer. 
* wai, Handelsverträge 983,183, 438. 461 
eere, deutiche, Kriegsjtärte 1 1870/71,72,928, 
Heeresformation, j.‚Militärverwaltung. 
Heeresjtatiftil 93, 767. 


_.®. 78, 607. 
j. Unterftügungs- 


eimatredt ) 
Heimatweſen wohnſitz 


Herz, Interpellation betr. das Unfehlbar- 
teitädogma ıc. 72, 3, 

Heſſen. Vertrag n mit dem nordd. Bunde, 
die Beitenerung ded Branntweind und 
u betreffend, vom 9. April 1868 68, 


anijation und „.gerfonalien | 


— Dr 
F oberen Behörden 70 0, Bei⸗ 
tritt zum deutſchen Ha ” 768, zur 
Bundesverfafjung 70, ZIL 7L i 
Aufrechterhaltene Beitimmungen des Ber: 
tragd vom 15. November 1870 71, 359. 
Einführung norddeuticher Bunbesgefepe 


daj. 389. — Militärtonvention — en | 


72,57, — Steuerreform 77, — Erb» 


ſchaftsſteuer 86, 745. — —— Geſetz 


vom 15, Mai i 1885 über die Wahlen zur 
Bertretung und Berwaltung der be 

meinden, Kreiſe und Provinzen (Zeller) 
87, 82 — Baffergei = vom 30. Juli 1887 
(Zeiler) 88, 635. — Verhältnis zum Zoll- | 
verein und nd Reich 93, 164. 194. 416, — ©. 
a. Bodentredit, Enteignungsredht, Feuer: 
verfiherung, Minifterverantwortlichteit, 
Sparkaſſen, Bollszählung, Zollverein ıc. 


Gejamt-Regiiter. 


' Heffifhes Kurhaus, |. Fideilommiß. 

Heuervertrag 7%, 

Ge 72 aahr Fuldaer, vom 11. Wpril 
1872 72 

Holkendorff: Stiftung 8, 8 

Holzinduftrie 72, 398. Holz Ein- und 
Ausfuhr 76, 298, 

Hopfen (Produttion u. Berbraud) 75, 1732. 

Hülfstajjen (Arbeiter) 78, 1529. 74, 322, 
Geſetzentwurf des Reichstanzleramts — 
873. — Statiſtik (Preußen! 75, 1722. 77, 
544, 643. — Der forporative e Hilfsfaffen- 
wang 82, 602. — Wrbeiterhilfstafjen in 
—* Lothringen 82, 723, 

Hüttenwerfe, j Eifen. 

Hygiene, j. Cholera. 

Hypothefenbanten, j. Bodentrebit. 


I 
Japan. Handelöverträge 93, 164. 461. — 
©. a. Bankweſen, Handelsitatiftif zc. 
Jeſuiten, Petitionen im Reichstage ge" 
1121. 74, 230, Das Gneiftihe Referat 72, 
1121. Das Verbot des Ordens dai. 1171. 
Bur Ausführung dal. 1233. 71, 230.— ©. 
a. ei. — 3. Faser ra d. g2».: Jeſuitengeſ. 
Eine alte Streitſrage aus dem deutſchen 
Verfaſſungsrechte (Müller) 1904, 301. 
Jmpfgeieb 7 * 1173. 81, 435. 
Indigenat, S. Freizügigkeit, Rechtshilfe, 
Reichd- und Staatsangehörigteit ꝛc. 
Induſtrie. Die Lebensbedingungen der 
deutſchen Induſtrie ſonſt und jetzt Hirth) 
77, TIL — Die deutſche Induſtrie und 
die Neichöregierung 77, 1032. — Umfang 
der nn Deutichen Reihe 82, 
— Die Organijation der Induftrie 
in in Deutfeland (Fuld) 1902, 232 — ©. 
a. Mmerifa, Wrbeiterfrage, Baummwoll- 
induftrie, Elfaß-Lothringen, Fabriken, Ge- 
werbe, Handel, Handelsitatiftil, Haus- 
nn Kartellwejen, Löhne, Defter- 
re 
nfanterie, ſ. Be 
ı $nhaberpapiere 72, 138 78, 342 
nnungen, gewerbliche. Gewerbeordnun 
Intereljenbertretung, wirtaftlice 5, 
— 5. a. Gewerbe, Handeläfammern, 
ehe Induftrie, Landwirtichaft. 
nterpretation, j. Motive. 
nvalidenfond& bes nn 4 Fr 
75, 88. 77, 316. 388. 391. 979. — ©. a 
Benfionen. 
Invalidenftiftung, deutihe, 71 1035. 
©. a. Benfionen. 
Invalidenverjiherung, die Alters— 
und a rn Arbeiter 88, 
21. 673. 89, Reler). 
— Die Verfiherun gene — Haustinder 
(H. Rofin) 90, 91 Umfang der Ber- 
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fiherun 
ſchrift 
validen- und Reliktenverſorgung für das 
Arbeiterperſonal der bayer. Staatsbahn— 
verwaltung 88, 42. — nvaliden= und 
Altersrenten (1891—1901) 1902, 151. — 
Nachweiſung der Gejchäfts« und nd Rechnungs: | 
ergebnijie der auf Grund des Invaliditäts- 
und Altersverſicherungs-Geſetzes errich⸗ 
teten Er u era für 1892 94, | 
710; für 1893 für 1895 97, | 
920: fir 1896 98, 889; rt 1897 99, — 

| 

| 


Spflicht (Fuld) 91, 392. — Dent- 
ber Errihtung ber Alters- In | 





506; für 1898 1900, 136: r 1900 1902, 
313 — Entwurf eines 3 Invafidenverfide 
u es (Januar 1899) 99, 546. 
Die Aufbringung der Mittel der der deutichen | 
Invalidenverfiherung (vd. Loeper) 1908, 
696, 742 V gt a A des 
Bühnenperſonals (Fuld) 1 
Die zugelaſſenen beſonderen Rafi — 
richtungen im Rahmen der reichsgeſetzlichen 
Inpalidenverſicherung (Stieber) 1905, 
513 587. ©. a. Arbeiterfrage, Ber: 
fiherungswejen. 


Srrenanftalten in Preußen 78, 443. — 
Preuß. Minift.-Anmweijung d.20. Sept. 1895 
über Aufnahme u. Entlafjung, Einridtung, 
Leitung und Beauffihtigung 96, 160. 


Italien, Stempelfteuern S1, 808. — Länge 
der Grenzen Staliens 88, 464 — Handels⸗, 
Boll: u. Schiffahrtävertrag 92, 852. -Han⸗ 
delöverträge93, 174. 182. 186. 188.438. 444. 

Jungholz, diterr. Gemeinde 93,194. 417. 

Jura singulorum, j. Rejervatredte. 

Juſtizkommiſſion des Reichsſstags 75,1202. 


Juftizgejeggebung. Die J. des Nord» | 
beutihen Bundes (Endemann) 69, L— | 
Ueberſicht der Tätigfeit der Juftisgefep- 
ebung im Nordd. Bunde im Jahre 1869 
[E Endemann) 70, 5. — Die Gerichtsorgani— 
ſation des Neichd 71, 85. — Ueberſicht 
der Reichs-Juſtizgeſetzgebung 71 212. — | 
Berichte über die Entwidlung der Juſtiz⸗ 
geiet ebung und Rechtöpflege (Endemann) 








nde 1871 72, 113; für 1872 23, 
331; für 1873 74, 379; für 1874 7 

1171; für 1875/76 77, 631; für 1877 17 
1878 "79, 501; für 1879 und 1880 SI, 


— Die großen Gejeßentwürfe von 
ee. 1874 (Endemann) 75, 1201. — 


Die Rechtseinheit (Wehrenpfenuig) 77, 274. 
— Anſprache des nationalliberalen gentral- 
fomitees 77, 444. — Nüchterne Betrach— 
tungen über die 18 Buntte bes Kom— 
promifies (J. Böll) 77, 40. — Beridt 
von ®. Endemann 77, 647. — Die Aufs 
gaben des Neichsjuftizamts 77, 680. — | 
S. a. Finanzrecht, Rechtshilfe, Strafredt, | 
Beugenpflicht, Zivilprozeß, Zivilrecht ꝛc. 





' Kabinettdordreß, 
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juftifizierende (M. 
Joel) 88, 805, 940. Der gnadenweiie 
Erla von Steuern und Stempeln (M. 
%oel) 91, 417. — Das ag 3 in 
Finanzfaden (M. Joel) 92, 283. — Kron⸗ 
rechte und Steuererlaßredht in Preußen 
(Eurtius) 98, 670. 


KRadettenanftalten 74, 218, 264. 


Kaffee. Ueberfiht der Preiſe, des Vers 
brauchs und des Zolles von Kaffee 1847 
bis 69 70, 351; für 1847/77 79, 804. 
Terminhandel in Daunburg, (Deufiärit 
der Handeläfammer) 89 Vgl. a. 
Zölle, Zolltarif ꝛc. 


Kaiſer, Deuticher, 70, 764. Anſprache an 


da& deutiche Bolt 70, 770, Berfafiungss 
mäßige Rechte und Pflichten 71, 87 104 
235; 72, 484; 7 78, 374 Seine 
Stellung in Elijah: Sothringen 71, 71,847. 920. 
Bol. a. Bundesitaat, Neichstanzler, 
Neicgstag, Berfaflung, Berordnungeredtc 
Kamerun, ſ. Schupgebiete. 
Ranaljciffaprt, Peutiche, 75, 332; 80 
646; 86, 44. — Die wirtichaftlihe Bes 
deutung der Moiel- und Saarkanaliſierung 
(Diepenhorſt) 1907, 321, 
Kanzelparagraph, i. — — 
Kapital (Begriff) bei Roesler 7 
©. a. Wert, Einfommen, Vermög en. 
ee Hase 0 1703. 
— Die Mittel zur Erzielung vollftändiger 
Kapitalrentenbefteuerung im neueſten 
franzöfiihen Steuergeiegentwurf und 
anderen Steuergejegen (Ziegler) 1907, 241. 





' Kartellwejen, Vorbeſprechung über das 


Kartellmeien vom 14. November 1902 
1908, 129. — Die amtlihen Erhebungen 
über das deutiche Kartellwejen (v. Land» 
mann) 1904, 81. 248. — Sartelle und 
Berrufgertlärungen 1905, 77 

Kaſſenſcheine, i. Papiergeld, Wedel. 

Kaſſenweſen. dieichstaffe und Landes: 
fafien 72, 1481; 98, 155. 188, 410. — 
©. a. de ya — 

Kathederſozialismus? 

Katholiſche Kirche, ſ. — Je⸗ 
ſuiten, Orden uſw. 

Kauffähigkeit, ſ. Einkommen. 

Kauffahrkteiſchiffe, ſ. Handelsmarine, 
Konſulatweſen. 

Kaufmannsgerichte, die Zuſtändigkeit 
> re: (vd. Frankenberg) 

Kaufmannsftand, die Sozialreforn und 
der, (G. Adler) BL, L — Geſetzentwurf, 
betr. die Pflichten de der Kaufleute bei Au 
bewahrung fremder Wertpapiere 96, 
©. a. Auskunftsweſen. 


: Kautionen 78, 440. Gejeß vom 2, Juni 
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1869 76, 341. 
mungen baj. 344, 


375. 

Kinderarbeit in Fabriken 78, 1471; 74, 
1545; 80, 969, Franzöftihes Gejep 76. 
231. ©. a. Arbeiter, Gewerbeordnung ꝛc. 

Kirche, Verhältnis des Staats zur, ſ. 
Jeſuiten, firhenpolitiihe Gejepgebung, 
Kirhenvermögen, Namszanowsty, Schul- 
aufficht, Strafgefep, Unfehlbarkeit zc. 

Kirhentolleltenwejen in Preußen 


Kirhenftaat. Handeld- und Sciffahrts- 
vertrag mit dem K. 68, 675. 

Kirhenverfajjung, evangeliiche(Wehren- 
pfennig) 77, 304, 

Kirhenpolitiihe Gejeggebung, Kirchen: 
politit. Preuß. Maigejepe 74, 117, 187. 
228, 1151. 1576. 1578; 75, 1174; 77,297. 
— Defterreihiiche Kirchengejepe 7#, 1584. 
— Zorns „Ardenftaatsrechtliche Geſetze“ 
72, — Kirchen- und Schulpolitit im 
Reichslande 1871— 1906 (Geigel) 1902, 27, 

Kirhenvermögen. Die Entwidelung 
des bayeriſchen Staatskirchenrechts bezüg- 
lich des Ortskirchenvermögens bis zum 
Konkordat von 1817. Geſchichtliche Ma— 
terialien zum Entwurfe einer bayeriſchen 
Kirhengemeindeordnung. (Dyroff) 1905, 
641, S. a. Schulauffict, Zivilehe ꝛc. 

Klage, öffentliche, im Vermaltungsrechte 
(Leuthold) 84, 378, 

Klajjenjteuer, j. Eintommenfteuer. 

Klauenſeuche, ſ. Beterinärpolizei. 

Knappſchaftsvereine in Preußen 76, 


989; 82, 610, 


Sonftige bez. Beftim- 
347, 350, 352, 357. 


Koalitiondfreiheit 68, 861. 872; 69 
475. 507. — Das Koalitiongredt der 


Arbeiter. Ein Beitrag zur Geihichte un— 

jerer Sozialpolitit (Goldſchmidt) 1901, 

322. 431. 536, — ©. a. Nrbeiterfrage, 
Kontraktbruch ꝛc. 

Koblenz, Kommmunaliteuern 76, I. 

Koburg:Gotha. Nefjortverhältniffe der 
Behörden 70, 678. 

Kohlen: Industrie, deren Lage 91, 945, 
Borräte in Europa und Nordamerika 9, 
480, — Lage der Kohlenbergarbeiter in 
Defterreih 1900, 479. — Kohlenhandel 
1900, 566. — Die Unzuläffigteit eines 
Kohlenausfuhrverbots (Fuld) 1901, 3, 

Kolonialftaatsredt, j. Schutgebiete. 

Kommunalpolitif und Sommunal- 
jtatiftit (vd. Mayr) 1904, 352, 

Kommunalfteuern. Im Reg.-Bez. 
Koblenz 76, 91. — Thefen und Refolus 
tionen vom Berein für Sozialpolitif 78, 
248, — GStatijtit der Gemeindeabgaben in 
Preußen 78, 265, — Die finanzielle Be- 
drängnig der preuß. Kommunalverbände 
82, 608. — Die Finanzlage der preuß. 


| 
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Gemeinden 84, 320. 564. 644. — Zur 
Reform der diriften Gemeindebeſteuerung 
in Bayern mit bejonderer Berüdfihtigung 
der Städte (Kutzer) 1907, A6l, 679. 

Kommunidmus 75, 3. 1280. 

Kompetenz des Reiches und die Ermwei- 
Fr bang 71, 62; 74, 193. 240. 
310. — S. a. Verfaffung, Iuftiz- 

eſetzgebung, Rejervatredte, Schulmeien, 
inanzweſen ıc. 

Banteriegen, ftaatsbürgerlide Gleich 
beretigung 71, 169. Einfluß der Ron 
feifion bei den Wahlen 72, 338. 359. 1018. 
Konf. in Preußen 75, 634. 

Kongoftaat, Meijtbegünftigungsvertrag 

Kongregation, f. Orden. 

Konkurs, Konktursordnung 68, 8; 72, 
149; 75, 1220; 81, 405. — Konkurs ber 
Attiengeſellſchaft (Bolditein) 1901, 721. — 
Die Ausjonderung anvertrauter Werte 
(Treubandverhältnifie) (Weinberger) 1902, 

Der Konkurs des ui A 8 
verein® auf Gegenjeitigteit (Thaler) 1 
805. — Burücdbehaltung der Handakten 
im Konturje 1908, 150. — Die Art der 
Ausübung des Anfechtungsrechts nach der 
Konkurdordnung und dem Anfechtung 
geiete 1908, 224. 

Konjulatmweien. Verzeichnis der nordd 
Konſuln im Jahre 1870 70, 170, — Ein: 
beitliches Reich3-lonfulatweien 7L, 183, — 
Abänderung des Gejepes vom 8. November 
1867 71, 376, — Ullgemeine Dienitinftruf: 
tion für die Konfuln des Deutiben Reichs 
(vom 6. Juni 1871) enthaltend alle bez. 
gefeglihen und Bermwaltungsvoricriften 
71, 59%. — Etat für das Konſulatweſen 
69, 171; 71, 719, — Verzeichnis der Kon- 
fulate (Januar 1872) 72, 457. Alph 
betiſches Ortsregifter dazu 72, 481. 
Inſtruktion vom 1 Mai 1872, betr. den 
Schug im Türfiihen Reihe, China und 
Japan 72, 1263. — Geſetz, betr. die Ge— 
bühren und Koften bei den Slonfulaten 
72, 1268; 74, 2831. — Die Konſularver⸗ 
träge des Deutihen Reichs von J. Reig, 
72, 1281. Organijation der Bundeskon— 
fulate 74, 70. — Konſulargerichtsbarkeit 
in Hegnpten 75, 1176; 77, 636, — Ueber: 
fit jämtliher Gejepe x. 77, 809, — 
Konſulatsetat SO, 26. — Konfularverträge 
70, 827; 86, 271. — Das Geje vom 
10. Juli 1879 über Konſulargerichtsbar— 
feit 81, 400. — Das deutihe Konjulars 
recht (Ph. Zorn) 82, 409—483. — Das 
Reichsgeſetz über die Konfulargerichtsbar- 
feit vom 10. Juli 1879 (Kommentar von 


Goes) 97, 493. — Die Polizei der deut: 
ichen Konfuln (Roßteuſcher) 1907, 353, 
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443, 49. S. a. Gelandtichaften, 
Handeldmarine ıc. 

Konfumtion (Roedler) 75, 283. (Hirth) 
daf. m — 5 Sadien 1906, 150. — 
©. aud We 

ee Lothringen 82, 
745. — ©. a. Genoſſenſchaftsweſen, Wirt: 
ſchaftsgenoſſenſchaften zc. 

1... 80, 348. 

Kontraftbrud der Arbeiter 73, 1494. 
1514. 1528. 1541. 1547; 74, 328 (} (Reichs 
tagsverh.), 410 (Endemann), 427 (Guts 
achten ber Leipziger Handeläfammer), 1219, 
1233. 1340 (Gejeßentwurf, Reichstags— 
verb. und Rommiljionsberiht)., — Die 
neuere Spezialgefebgebung 3% en den Ver⸗ 
tragsbruch in landwirtichaft 5 Arbeits 
use unter bejonderer Berüdfich- 
n ung der für dad Herzogtum Braun— 

Yes a. Re gelang! immermann) 


rbeitsvertrags⸗ 
er — eiheit. 

Kontrolle des Bundesfinanzweſens 69, 
283; 71, 146. 689; 78, 552; 74, 9. — 
Die Kontrolle des de3 Haushaltes des Deut: 
Reihe. (Thrän) 1902, 

©. a. Zollbehörden, Rechnungshof ıc. 

Korea, Handelöverträge 98, 186. 438. 462, 

Krantenpflege,f. Unterſtützungswohnſitz. 

Krantenverjiherung der Wrbeiter. 
Gejeß-Entwurf vom April 1882 83, 223, 
Reicyögejeg vom 15. Juni_1883 84, 128. 
— Statutenentwürfe für Orts— und Be⸗ 
triebstrantentaſſen 84, 750. Statiſtik über 
den egenwärtigen Beltand 85, 418 — 
Die Kranken» und — — der 
Arbeiter nach der Reichsgeſetzgebung 
(Proebft) 88, 317.— Die Arbeiter⸗Kranken⸗ 
verfi iherung nah deutichem rer 
(init. Daritellung von R.Lewed) 90, 101, 
— Die Berfiherungspflicht der Hausfinder 
(H.Rofin) 90, 910. — Zur Reform der 
Krantenverficherun 1903, 312. — ©. a. 
Aerzte, BS— ꝛc. 

Kredit (Volksw. Weſen und Bedeutung, 
Roesler) 75, 371. Sreditanftalten und 
Bereine daſ. 379. Kredit für Zölle und 
Steuern 80, 649. 775; 86, 48, 203. 209, 
©. a. Bahlungsverfahren. 

Kredite, ſ. Zoll- und Steuerfredite. 

Kreditlager, 98, 233. 236. 

Kreisordnung, preußiſche. Gejeg vom 
13. Dez. 1871 nebſt Injtruftionen und 
erläuternder Weberfiht 78, 1271—1456. 
©. a. Brovinzialordnung. 

Kremenp, Bilhof von Ermland, 72, 1246. 

Kriegdentihädigung, die franzöfiiche, 
ihre Verwendung und Verteilung 72, 72,1417; 
73, ; 74, 217. Denk: 
ichrift vom Februar 1874 74, 749. — 
Einfluß der 5 Milliarden auf die deutiche 
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Voltswirtſchaft —9* 75, 606. (Girth) 
; 77. Die Milliarden und ihre 
Berwendung (Wehrenpfennig)77, 260.265. 
— Amtliche Ueberſicht des Standes pro 
1877/78 77, 761; amtliche Ueberficht vom 
März 1879 79, 1034 Nachweiſung der 
Ausgaben bis 1878 79, 1042. & a. 
Kriegskoſten. 
Kriegskoſten. Denkſchrift über die Aus— 


ne der den Geldbetrag für die — 
(pro 1870/71) betr. Geſe 
1371. 


abellariiche Ueberficht der 2 

foften daſ. 139. — ©. a. * 
Schuldenweſen, Kriegsentſchädigun 

re en, 74, 406. 1050; 75, 

.d. Kriegsentfhädi ung. 
Kriegsminifterium, f. Kriegswe 2 
Kriegsihap des Meiches 73, 415. 459; 

74, 169; 77, 2386. 

Kriegdmejen —— Ord⸗ 
nung desſelben im Reiche 71, 99, 351. 
Ergänzende Beftimmungen der Berträge 
mit den Sübdftaaten 71, 369; 72, 57. 1557. 
Die Präſenzſtärke und die Militäraus— 
gaben 72, 426. — Die deutihen Mili— 
tärgeieße (Ueberfiht) 72, 498. — Das 
Pauſchquantum für 1872— 74 73,2 — 
= Nachläſſe an den Militärausgaben 

8, 11. — Etatöftärfe und Formation 
= Neichdheeres für das Jahr 1873 78, 
21, — Die proviforiiche Neuformation 
der Artillerie 78, 322 — Der Hauptetat 
fir 1873 73, 36. — Das Ertraordinartum 
von 1851— —1873 78 49, — Militärauss 
En neben dem Baujcdaletat 78, 69, — 

ldverpflegung im Frieden 3, 
* oldungsverbeſſerungen für Offiziere 73, 73 

16 ; für Beamte 73, 80. — Geldverpflegung 
für je ein Infanteries, Kavallerie und 
Artillerie-Regiment 73, 84. — Naturals 
verpflegung im Frieden 73, BL — 
Eigene Einnahmen d. Militärverwaltung 
73, 90.— Friedens dislokation des deutjchen 
Ser eres mit Angabe der Bataillons-Stand⸗ 
quartiere ꝛc. 73, 91 9. — Neichdeigen- 
tum in der Milttärverwaltun 78, 

— (Entwurf eines Reichsmilitärgeſetzes 
vom Mai 1873 78, 1549. — Berhand- 
lungen des Reichätages über den Militär- 
etat in den Jahren 1871—1873 74, 173, 
264. — Die Organijation des preufifchen 
Kriegsdminifteriums 74, Bevöl- 
ferung der Armeekorpäbezirfe 74, 500. — 
- preußiichen Offiziers⸗ brengerichte daſ. 

1803. — Entwurf eines Reichsmilitär— 
zeetze 73, 1449. — Das Kriegsweſen 
ed Deutſchen Reichs (M. Seydel) Inhalt 


a 1393. — FEIERN des Militär« 
geiahgeihäftes 11/72 74 1513. — 
onsweien 76, 347. — a War? der 


ei Widerruf anzuitellenden Beamten daſ. 
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353, — Entwidlung der Gejepgebung 
1871— 76 (Wehrenpfennig) 77, FEIN a 
Ueberfiht jämtl. Bejege u. u... 
77, 833. Etat für Die u. 
ReichSheeres 1879/1880 80, 47. 104. 161. 
— Schulbildung der Refruten 80, 238, 
— Das Kriegsweſen in Labands R Reichs⸗ 
ſtaatsrecht (Meyer) 80, 337. = 
Marihrouten für SKriegsverhältniiie 82, 
668, — Das Militärjeptennat 87, 123. 
Die Ausdehnung der VWehrpflicht 88, 
236. — lleber die Verpflichtung der aftiven 
Offiziere, zur Unterhaltung ber gemeinen 
(Sozietäts-)Schulen ihres ohnſitzes 
Hausväterbeiträge zu leiſten (Curtius) 

91, 7. — Die Militärverhältniſſe der 
Studierenden in Preußen 95, 490. — Die 
preuß. Kabinettöordre vom z Juni 1853 
über eidliche Verſprechen evangel. Offiziere 
binfichtlich der religiöjen Erziehung ihrer 
Kinder 96, 42. — Zur Entwidlung der 

„Etats f. d. Verwaltung des beutichen 
Reichöheeres“ (W. Thrän) 
891, — Naturalverpflegun 
(Thrän) 1904, 851. — 
des Bräfidenten des badiſchen Ministeriums 
des Auswärtigen Rudolf von Freydorf 
über die militärifhen Einigungsverjuche 
der jüddeutihen Staaten (vd. Poſchinger) 
1905, L — Rechtliche Natur des deutichen 
Offiziersdienftes, entwidelt aus der Ges 
jbichte und dem —— Rechte ee 
mann) 1907, 541. 618. 722, . a. 
Budgetredht, ‚Returalleifungen, ‚Benfionen. 

Kriminalftatiftit ſ. Berbredertum. 

Krijis. Vollswirtihaftlihe in Deutichland. 
Ein franz. Urteil 76, 95. — Amerikaniſche 
Geichäftsfriien 76, 235, — Unjere volks— 


ufzeihnungen 


wirtichaftlide Krifis — 17, 187 
Su 77, — Franzöſiſche 


Stimmen über 
77, 346. — Die Einwirtung ber legten 
BWirtihaftöfrifisaufdieinduft ellen Altien⸗ 
en a in Deutihland (Taeger) 
— ©. a. Induftrie, 
ee ꝛc. 
Kulturkampf (Wehrenpfennig) 77, 297. 
Ku Iturpolizeiund Rechtögleichheit ($ (Birth) 
‚ 125. 823. . auh Bolksbildun 
Kulturz uftände (Erankenche) 76, 
Kunſthandwerk, j. Handwerk. 
Kuſſerow. Aus der politiſchen Korre— 


7 — 


ſpondenz des Geh. LegRats und jpäteren 
Geſandten von Kuſſerow (Poſchinger) 
1906, 877. 


2. 


Labands rg (beiprocdhen 
von Meyer) 76, 656; 78, 369; 


— 


— ı 


1900, 409. | 
im Frieden | 


bie ae in Deutichland | 
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Ladungspverzeihnifje 70,419. — Bal. 
a. Zollgeſetz, ifenbahnen ı. ꝛc. 

Lager Gollamtliche) B. 233, 

Land, Stadt und, 74,17: 716, 239 ; 78. 23 

Landeskaſſen, ſ. Kafjenweien. 

Landesverordnungen zu Reichsgeſetzen 
(Seydel) 74, 1143; 76, IL 

Sandesvermweifung, j. Freizügigkeit, 
Gothaer Vertrag. 

Landjtreiherei in Baden 87, 305. 

Landſturmgeſetz 75, 6A. 

Landtage ber Bundesitaaten, Beratungen 
über die Bundesverfafjung 7L, 29. 41 
ae ne . mit dem Reichstage 

S. a. Budgetrecht. 

Land wehr, j. Wehrpflicht. 

Landwirtſchaft, Produktion der Welt 93, 
943. — Die andwirtihaftstammern in 
Preußen 9, 75. — Unterfuhung der 
wirtihaftlihen Berhältnifje in 24 Ge: 
meinden von Bayern 96, 547. — Stand 
der Landwirtſchaft in "Württemberg », 
551. — Landwirtichaftliche Berichuldung 
in Baden 96, 565. — Reinerträge in der 
Landwirticaft %, 569% — Verhältnis 
des Gebäudekapitals zum Grundkapital 98, 
315, — Die Landwirtihaft im Deutichen 
Neih nad dem Ergebnid der Betriebä- 
zählung vom 14. Sum 1895 90. 
489. — Die Bodenbenugungsdarten in 
Preußen 1902, 318. 320. — Das Geſetz 
des abnehmenden Bodenertrages bis John 
St. Mill. (Blad) 1904, 146, 117, — Die 
englijche Landwirtſchaft (Rueic) 1906, 58. 
— Der gegenwärtige Stand der Boden- 
zinsfrage (Grundentlaftung) in Bayern 
(Schrüffer) 1907, 865. ©. a. Wrbeit- 
5* Land-Getreide, Zölle, Unfallver« 
i 


cherung ıc. 
Mer. 71, 52, 709: 80, 
622, 792; 86, 15. Behörden 70, 266. 


Lebensmittel, j. Nahrungsmittel. 

Lebens verſicherung, j. Verſicherungs— 
weſen. 

Legitimationsprüfung, parlamen-— 
tariſche oder richterliche (M. Seydel) 89, 

273, ©. a. Bahlprüfungen. 

Lehranſtalten, j. Schulen, Einjährig- 
freiwillige. 

Lebrlingsfrage 77, 790; 78, 3; SL, 
115. — ©. a. Gewerbeordnung, Arbeiter 
frage, Entlafjungszeugnifie. 

Liberalismus, Einfluß auf die Gejeh: 
gebung 77, 259. 

Liberia, Zoll- und Handelsvertrag 9, 
439, 462, 

Lippe, NReflortverhältnifie der Behörden 
70, 698. Berfafjungszuftände 74, 320. — 
©. a. Thronfolgefragen. 

‚ Literaturbericht, jeit 1907 fortlaufend 
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aufgenommen: 1907, 76. 1h6. 237, 315. 
397, 476 56. 687. 7142, 800. 882, 248 

Löhne. Die Beſchlagnahme der Löhne 
(Erläuterungen zum Geieg vom 21. Juni 
1869) 69, 1069. — Taglohnſätze für länd⸗ 
liche Arbeiter in Deutichland 75, 629. 
Löhne in Württemberg daf. 633. — Löhne 
in Elſaß-Lothringen (Grad) 77, 722. — 
Löhne für weibl Handarbeiter im lands 
wirtichaftlihen Gewerbe des Deutſchen 
Reichs (v. d. Golß) 77, 868, — Die Ger 
findelöhne im landwirtihaftl. Gewerbe 
des Deutichen Reichs (v. d. Golß) daj. 897. 
— Arbeitölöhne in den Fabriken (Eh. Grad) 
77, 112; 82, 61 — Ueber Xobnitatiftit 
(Fehlinger) 1907, 61. — ©. a. Arbeit, 
Arbeitgeber uſw. 

Lothringen, j. Elſaß. 

Xotteriejtempel, j. Stempeliteuer. 


1 
! 


Xübed. Anſchluß an den Bollverein 68, | 


1117. — Rejjortverhältnifje der Behörden 
70, 696. — Berhältnis z. Zollverein 98, 
194. 309, 414, 

Zumpenzoll, 80, 628. 

Zuremburg. Eiienbahnen 74, 226. 291 
— Außlieferungsvertrag 77.636, — Ueber: 
einkunft betr. Armenrecht 81, 402. — Ver— 
hältnis zum Zollverein 98, 166. 169. 
193. 415. 423. — ©. a. Branntwein. 

Luxus, Begriff (Roeder) 75, 280, 

Luxusſteuer (Bilinsti) 76, 719, 


Maiijhraumfteuer 98, 307. 

Malthuſiſches Geſeß (Hirth) 75, 1281. 

Malzaufihlag 98, 416. Malzjurrogate 
93. 298. 303. — ©. a. Braumalz 

Marine. Entwidelungsplan vom Jahre 
1867 69, 194, Haushaltsetat der 
Marineverwaltung 69, 194; 71, 693, 721. 
— Bericht ded Bundestanzlerd über den 
Stand der Kriegsmarine im Beginn des 
Jahres 1870 70, 127, — Refiortverhält- 
nijje und Berjonalien der Zentral-Marines 
verwaltung 70, 188. — Berfafjungsmähige 
Beitimmungen 72, 125. — Die deutſche 
Marine-Alademie 72, 925 Neuer 
Slottengründungsplan 74, 272. — Ein 
jährigs?greiwillige der Matrojendivifion 76, 
8. — Kautionsweſen 76, 349. — Ueber: 
licht der auf Widerruf anzuftellenden Bes 
amten 76, 3b4. — Ueberſicht der Geſetz⸗ 
gebung 77, 833, — Das Reihämarine- 
amt 95, 243. — lottengejeß 98, 336. 
693, — Die Entwidlung des Etats für 
die Verwaltung der Kaiſerl. Deutichen 
Marine (Thrän) 1901, 12, 103. 198, 284. 
— Bol. auch Handelsmarine, Finanzredt, 
Berfafiung ze. 

Martenigup. Beihlus des Handelstags 
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1868 68, 979. — Das Reichdgeieh (Endes 
mann) 75, 1192. — Die bei Unmeldung 
von Zeichen zu beobadtenden Förmlich— 
feiten 77, 527. — Das Gejeg über die 
BWarenbezeihnungen (2. Yuld) 95, 418. 
©. a, Muſterſchutz, Dänemark ıc. 

Marktverkehr 78, 603; 82, 677; 86, 7. 

Marokko, Handeldvertrag 98, 139. 439. 
462. — Wilt der frangöjiiche Urtert oder 
die deutiche Ueberſetzung der Algeciras— 
Alte? 1907, 154. 

BIER j. Kriegsverhältnifie 82, 


Maidhineninduftrie 72, 392. 

Maß- und Gewidtdordnung vom 
17. Aug. 1868 68, 1007. — Rebultions: 
tabelen zur Einführung derjelben von 
Herper und Duske, Anhang zu Jahrgang 
1870 der „Annalen“. — Die neuen Maße 
und Gewichte 72, 185. Stonferen; von 
Eihungäbeamten 74, 1813. — Ueberſicht 
aller Gelee und Berordbnungen 77, BIT. 
— Die Tätigkeit der deutichen Eichämter 
1870/75 77, 1111. Desgl. im Jahr 1883 
85, 504. — Tätigkeit der Eichämter in 
Bayern 87, 232, — Wbänderungen der 
Maß- und Gewichtsordnung (aud neue 
Eihordnung von 1884) 85, 545—619. 
824. — Die Naheihung und der Ents 
wurf einer neuen Mah- und Gewichts 
ordnung 1905, 236. 


Maßweſen (wirtſchaftl. Bedeutung) 75,286. 


| Matriltularbeiträge. 


— — — — — — — — — 


Etat 69, 258, 
— Berichte des Ausſchuſſes des Bundes— 
rats für Rechnungsweſen von 1868 über 
die Yuläffigfeit der et. berjeiben 

69, 274, — Statiftit 72, 690; — 

für 1871 72, 698; — Berechnung für 187 
72, 1621. — Die Matritularbeiträge vom 
finanzredtlihen Standpunkt (Yaband) 73, 
519. — Gtatijtit für 1868—1875 74, 
1010. — Erjegung durch Reichseintommen= 
jteuer (Hirtb) 75, 115. — Berechnung für 
1875 77, 409; für 1878/79 78, 696; für 
1879/80 79, 891; für 1880/81 80, 497; 
für 1883/84 88, 563; für 1387/58 87, 624; 
für 1888/89 88, 306; fir 1889/90 89, 2m. 

Maturitätszeugnijje der Gymnaſien 
74, 1671. 

Medlenburg. Zollellebereintommen mit 
Franfreich 68, 233. Anſchluß an den Zoll» 
verein 68, 1117. Verhältnis zum Zoll» 
verein und Neid 93, 194. 416. — Organir 
jation und Perjonal der oberen Behörden 
70,291. — Militärtonvention mit Preußen 
72, 1569. — ©. a. Auswanderung, Volks—⸗ 
vertretungen ꝛc. 

Medizinalperjonen im preub. Staate 
76, 6 ©. a. Merzte. 

Medizinalpolizei, Ueberjiht 77, 804 
Kurpfuicherei 81,435. Heilgewerbe 82, GBL 
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Meßkonten 98, 244 

Metallinduftrie 72,392. — S.a.Eifen:c. 

Merito, Spree 983, 174, 186. 438, 

Staaten 90, 2 

Militäranmwärter 76, 76. 82, bb6. ©. a. 
Beamte. 

Militärbudget (Seydel) 75, 1502. — 
©. a. Budgetrecht, Kriegsweſen. 

— ſ. Kriegsweſen. 
Penſionen, Indaliden, Verfaſſung (XL 
Abſchnitth. 

Militärhoheit und Bundesfeldherrnamt 
nad deutihem Staatsredjt (Karl Gümbel) 
99, 131 — ©. a. Kriegsweſen. 

Militärtonventionen (Preußens mit 
deutichen Bundesftaaten) 71, 99. 72, 1667. 
— Zwiſchen Preußen und Braunfchwei 
86, 346. — ©. ferner unter den betreft 
Bundesitaaten. 

—————— ons recht (GSeydel) 75, 53, 


507. 
Militärpflichtige, Körperbeſchaffenheit 
8 8 perbeſchaffenh 


— 
Militärjeptennat, ſ. Kriegsweſen. 
Militärſonderrechte (Seydel) 75, 1488. 
Militärfirafgejegbud 78,337;74,220. 
Militärvermögen 75, 149. 
Militärverwaltung, j. Kriegsweſen ıc. 
Milzbrand, ſ. Beterinärpoligel 
Minijterantlagenadıgeltendem deutſchen 
Recht und ihre Unrätlichkeit in Reich: 
ſachen (F. Thudichum) 85, 637. 
MinifterienderBundesftaaten, j. Behörden 
jowie unter Preußen, Sachſen uſw. 
Minifterverantwortlidkeit 71, 280, 
74, 242, — in Hefien (Efielborn) 1906, 
548. — ©. a. Minifteranllage, Reichs— 
fanzler. 
Mittelberg,öfterr. Gemeinde, Zollanſchluß 
137. 194. 196. 204. 


Monopol, ſ. Tabak, Zölle ꝛc. 
Motive zu Gejegentwürfen, Bedeutung 
derielben (Endemann) 75, 1205. 
Münzmefen. Münzvertrag vom 24 Yan. 
1857 68, 129. — Bejchlüjje des deutichen 
Handeldtags vom Oftober 1868 68, 974. 
— Währung und Münze, von Hohn 
Prince-Smitb 69, 143. — Dentidrift, 
betr. deutihe Müngzeinigung vom Aus— 
ichufie des deutichen Handelstags (Bericht 
eritatter Dr, Soetbeer) 69, 729. Er: 
wägungen und Fragen zur Münzenquete 
(PBromemoria des nordd. Bundesrats) 70, 
451. — Die wirtichaftlihen Geſetze des 
Uebergangs zur Goldwährung (Augspurg) 
71, 57. — Zur Münzreform, Gutachten 
der Handelsfammer zu Köln 71, 824 — 
Gejep betr. die Ausprägung von Reichs— 
oldmünzen, vom 4 Dez. 1871 (volle 
tändige Wiedergabe der Reichstagsver— 
hbandlungen) 71, 647—887. Ders 


— 


Alphabetiſches Geſamt⸗Regiſter. 


längerung der Banknotenſperre (Rede 
Bambergers) 71, 1333. — Gutachten der 
Kölner LE Unten (Juni 1872) dai. 
1351. — Münzhoheit des Staates 73, 
363. — Berhandlungen des Reichstags 
über die Münzfrage 1871—73 74, 180. 
297. 384. — Münzgejep vom 2. Juli 1873 
(erläutert von einem Witgliede des Reichs— 
tags) 74, 545. — Dentichriften über Aus 
bIb: 76, 180; 77.0368: 70, 006,938; 
18; 76, 180; 353; 79, ; 
80, 508; 82, 134. — Gelep betr. &b- 
änderung des Urt. 15 des Münzgeſetzes 
76, 203. — ®ertrelation der Edelmetalle 
(wirtihaftsgejchichtlihe Slizze von Eoet- 
beer) 75, 297, — Müngreform und Wedhiel- 
turſe (E Nafie) 75, — Umrehnun 
der Aktien in Reihsmartwährung 75, 
76, 202. — Gilberabfluß nah Dftafien 
daſ. 1708. — Sinten des Silberpreiies 76, 
527. — Einheit im Münzmweien (Webhren- 
pfennig) 77, 277 — Ueberfiht aller Ge— 
jeße 77, 817. — Das deutihe Münzinftem 
in Gefahr? (Soetbeer) 80, 76. — Deutiche 
Denkſchrift zur Pariſer Münztonferenz 81, 
474. — Zur Währungsfrage (vd. Dechend) 
82, 401. — Unfechtung der deutichen Gold⸗ 
währung 85, 628, — Wußfichten der bi» 
metalliftiiyen Bejtrebungen für das Ber- 
febröleben (Jacoby) 88, 47. — Gold» und 
Silbergewinnung 1891 und 1892 95, 410. 
— Die Edelmetallproduftion der Erde 
1904, 73. — ©. a. Bantwejen, Geld, 


Par Ani ꝛc. — 
uſterſchutzgeſetz, das deutſche. (J. 
Landgraf) 2 IR — Beridt von ®. 


Endemann 77, 640, 
R. 


Nachläſſfe an den Militäraudgaben 69, 
191; 71, 706; 78, IT. 
Nahrungsmittel, rer. 78, 106. 
(Bresgen) Dentichrift des d. Landwirt⸗ 
ſchaftsrats 77, 1079. Geſetz von 1879 81, 
433, Gejeg nebft Erläuterungen ıc. 82, 781. 
Namszanowski, Armeeprobit 72, 1113. 
Nationalitätsprinzip, das, in der 
Staatenbildung (Gneit) 72, 929. 
Nationalverfammlung, Frankfurter, 





Naturalijation, ſ. Reihsangebörigfeit. 

Naturalleiftungenim Frieden (Seydel) 
75, 1081. 1200. — Die Naturalverpflegung 
des deutichen Soldaten im Frieden (Thrän) 
1904, 381. — Die Borjpannleiftungen 
für die bewaffnete Macht des Deutichen 
Reichs (Thrän) 1906, 206. 637. 

Niederlage:-Regulativ 69, 99%; 9, 
2933. Bol. a. Zollgejep, Zölle. 

Niederlande, Zoll und ee 
98, 438. 452, Stempelſteuern 81, 


Alphabetiſches Gefamt-Regifter. 


Norddeutiher Bund, f. Reichstag, Ver- 
faflung ꝛc. 

Nord-Oſtſee-Kanal 74, 273. 

Normal-Eihungstommifjion 80,11. 

Norwegen, Bollverhältnifie 98, 439, 466. 

Notariatdordnung 157 

Notbedarf, Begriff (Hirth) 75, 1293. 


O. 
Oberhandelsgericht, ſ. Gerichtshof. 
Oberkirchenrat, evangeliſcher, in Preußen 

70, 213. 

Oberrechnungskammer, preußiſche 70, 
218, — ©. auch Finanzrecht, Kontrolle. 
Rechnungshof ıc. 

Oeffentliches Intereſſe, das (Neu— 
mann) 86, 357. 

Deffentlihes Recht, dad Net ber 
Nüdforderung im Gebiete des deutjchen 
öffentlichen Rechts (Bläffing) 96, 46. BL, 
279, — ©. i. übrigen Staat, Berwaltungs- 
recht uſw. 

Dffiziere, j. Kriegsweſen. 

Dldenburg (Zollverein) 98, 168. 171, 
194. 416. . au Thronfolgefragen. 

Olympia, Ausgrabungen zu, Reichsjub- 
vention bierzu 80, 35. 

DOmnibusgeiellichaft, Barijer, 76,234. 

O N i — in Elſaß-Lothringen 72, 1293; 





Drden und Kongregationen der katholiſchen 
Kirche in Deutihland 75, 1381. — ©. a. 
Sefuiten ꝛc. 

Deiterreih- Ungarn. frühere Verträge 
68, 235. Handeld- und Zollvertrag dom 
9. März; 1868 68,545; 71, 546; 78, 322. 
— Ablommen wegen Uebernahme Aus— 
zumweilender 76, 85. — Die öſterreichiſche 
Bank (Lucam) 76, 862. — Denlkſchrift über 
Abſchluß eines neuen Handelävertrags 78, 
422. — Handeldvertrag vom 16. Dezember 
1878 79, 385, 609. — Uebereintunft wegen 
Urfundenbeglaubigung 81.404. — Handels 
vertrag von 1881 81, 517. — Bur Frage 
der Zolleinigung zwiſchen dem Deutichen 
Reiche und Defterreihellngarn 86, 508 ; 87, 
81. — NArbeiterfammern 87, 115. — Ein 
und Ausfuhr 1883—85 87 

92, 796; 





9, 


Dandeld- und Bollverträge 
171. 173, 182, 186, 188. 438. 440. 
Der öfterr. Geſetz-Entwurf betr. die direften 
Perjonalfteuern (Strup) 93, 108, — Poft- 
iparfafien 97, 168. — Ultohol. Setränfe 
und Trunfenheitögejepgebung 97, 773, — 
Arbeitdeinftellungen und Ausiperrungen 
1895 98, 154. — Xrbeiterwohnungen 
1902, 239. — Berufszählung 1900 1904, 


934. — Induftrie und Gewerbe in Defter: 
reih am et des 20. Jahrhunderts | 


(Fehlinger) 1905, 66. — ©. a. Arbeiter: 
frage, Fabrikinſpeltoren, Wohnungsfrage. 





P. 

Papiergeld. Tabellariſche Ueberſicht der 
Staatspapiergeld-Emiſſionen 70, 117. 
Die Konfolidation des deutihen Staats— 
papiergeldes (Hirth) 71, 1103. — Rechts⸗ 

utadhten von W. Endemann 78, 361. — 
erhandlungen des Reichdtags 1873 74, 
200. — Ausgabe von Reihspapiergeld 
(Hirth) 78, 715. — Reichskaſſenſcheine, 
Münzreform und Reichdbant (Bamberger) 
74, 1601. — Weſen des Papiergelds 
(Roesler) 75, 374. — Reichstaſſenſchein⸗ 
geſetz (Endemann) 75, 1186. — Ent— 
widelung der Biandbriefihuld in Preußen 
88, ©. a, Bankweſen, Münzfrage. 
apft. Die deutſche Geſandtſchaft beim 
Papſt (Kandidatur des Kardinals Hohen- 
lohe) 72, 1105. — Bapft Pius IX. und 
dad Deutiche Reich (der Koloß und das 
Steindien) 72, 1227. — Kaiſer Wilhelm 
und der Papſt (Briefwechſel) 74, 135. 
Paraguay, Handelövertrag 98, 174. 189. 


Paris. Die Nahrungdforgen des Pariſers 


— 

Partei, deutſch-freiſinnige 86 350. — ©. 
a. Wahlen. 

Paßweſen. Gele vom 12. Oftober 1867 
68, 903, — Ueberſicht der Stempel- und 
Ausfertigungsgebühren 68, 905. — Reich®- 
gejeggebung 71,210. — Mufterpäfje 86, 180, 

Batentwejen. Uebereinkunft wegen Er- 
teilung von Erfindungspatenten und 
Privilegien vom 21. September 1842 68, 
139. — Antrag des Bundeskanzlers be- 
treff3 die Reform der Patentgejeßgebung 
69, 33, Dentichrift von W. Siemens 69, 
41. — Reich&patentgeie 73, 357. Patent- 
tare im Deutichen Reiche 75, 625. — Ente 
wurf eines Batentgejepes 77, 325, — 
Dentichrift des Patentſchutzwereins 77, 505, 
— Reich8-Patentgejep vem 25. Mai 1877 
nebjt Berordn. 77, 914. 921, 924. 1011. 
Erfahrungen mit dem Gejeg 79, dl, — 
Etat des Patentamtes 8), 14. — Bericht 
des Patentamtes für 1878 80, 479, — 
Ueberfihten über bie Entiwicdlung des 
deutihen Patentwejend 1877 bis 1889 
91, 240. — Die patentredhtlihen Be: 
ſſimmungen des deutjch = Öfterreichiichen 
Uebereintommens vom 6, Dezember 1891 
(Schanze) 94, 245. — Dentihrift über das 
Patentgeieg vom 7. April 1891 und das 
Geſetz, betr. den Schu von Gebrauchs 
muftern vom 1. Juni 1891 94. 618, — 
Denkſchrift über die Geſchäftstätigkeit des 
Patentamts 1893/95 96, 867, — Der An 
ſpruch des Erfinderd auf Patent (R. Piloty), 
97, Erfindung und Entdedung 

(Schanze) 97, 653. 
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Pauſchſummen-Etat, j. — 
Militärverwaltung, Zollverein uſw. 
Penſionen. Das Reichs - Militär - Pen- 
ſionsgeſe J vom 27. Juni 1871 und bie 
Kailer » Wilhelms - Jnvalidenjtiftung 71, 
1001. — Erlaß des Kriegsminiſters dom 
27. Juni 1871, 72, BL — Bamanie 
liches über Penfionen 78, 4L — Das 
Militärpenfionsrecht 75, 107, — 
BWiedergewährung der Benjion 76, 83. — 
Das Penſionsrecht der Reihsbeamten 76, 
292, 387. — Benfionsweien in Bayern 
78, 78, 484 — Geſetz betr. Verforgung der 
Kriegsinvaliden und der Kriegshinter— 
bliebenen dom 31. Mai 1901 1901, 556, 
— ©. a. Beamte. Invalidenfonds ujw. 
PBeniiondverjiherung der Privat. 
angeftellten (Urens) 1908, 801. 
werlien, Handelsverträge 74, 1, 830; 
80, 816; 86, 255; 98, 174. 182. 438. EL 
Berfonalunion 71, 60. 
Berionen. Hölder, ', Natürliche und juri« 
ftiihe Perfonen (Jaeger) 1906, 464. 
PBerjonenftand, Vorſchriften zur Feſt— 
jtellung desjelben in den einzelnen Bun— 
desitaaten 73, 1251. Entwurf von 1873 
74, 437 1551. — — und Trauungen 
in in Preußen 77, — Bal. . — 
—— — 665; 
Betroleumjteuer, re 
ee, J. Bodenkredit. 
Pfandbriefe, — Srage des Fauſtpfand⸗ 
rechts (Hecht) 8 
ehe. ar. in Breußen 77, 
247, 


PBhotographien, Urheberrecht ur 640, 
er Geſetzgebung des Reiches 
©. a. Gewerbeordnung, Ronjulat- 

weien, eg Where x. 
Busen Handelövertrag 93, 189. 439. 


Poſtdampfſchiffverbindung, deutſche, 
— Oſtaſien und Auſtralien (Bertrag) 


— 78, 807, — Zur Frage 
der Einführung derjelben (Dehn) 83, 649. 
Entwurf eines Geſetzes vom Januar 1885 

85, 1. Begründung desſelben daf. 25. 
Staatsrecitliche Bemerkungen von Seydel 
85, 48. — Deiterr. B. im J. 1895 97, 
168, — ©. a. Sparkaſſen. 

Poſtüberſchüſſe, Anteile der Bundes— 
ftaaten daran 69, 241; 71, 706; 72, 1627. 
— ©. a. Finanzweien. 

Poſt- und Telegrapbenwejen, ver 
fafjun Smäßige Ordnung desjelben 7L, 

iu. Gef ebung 72, Reichseigen⸗ 
——— 2 Verwaltungstompetenz des 
ee 78, 492, — Verihmelzung der 


Telegraphie mit der Poſt 75, 1130; 76, 


205, — Amtsblatt 76, 104 — — Abgrenzung 


F 


Alphabetiſches Gejamt-Regiiter. 


des Geſchäftskreiſes des General-Poſt— 
meiſters ıc. 76, 205. — Bezirks⸗Poſt⸗ und 
Telegrapbenbehörden 76, 210. — Sauti- 
onen der Boft- und Zelegraphenbeauten 
76, 344, 350, 368. — Ueberjiht aller \ne= 
jege und Verordnungen bis 1877 77, Si. 
— Revidierte Reichs-Poſtordnung von 
1879/83 83, 491. Berichtigung 83, 765. 
— Deutiches a und Telegraphenweſen 
jeit 2U Jahren 91, 955. — Das deutiche 
Reichs⸗Poſt⸗ und d Telegraphenweien 1892 
94,239. — Die Entwidlung des Reichs— 
pojt: und Telegraphenweſens 1896— 1901 
2, Was ift unter dem im 
deutſchen Poſtgeſetz enthaltenen Begriffe 
„Wert“ im vollswirtidaftliden Sinne zu 
verftehen ? (A. Schmidt) 1904, 687, — 
. a. Bojtverwaltung, Telegraphenmweien. 


Po re g. Etat derielben 69, 
224; 71, 693. — Statiftit der Boitveriwal- 


tung pro 1868 69, 311; dgl. pro 1896 
70,493. — Reſſ ortverhältniffe der Bun des⸗ 
poſtbehörden 70, 161; 71, 286. — Gehalts: 
aufbejlerungen und Reorganijation des 
— * 71, 725. — Auszug aus 
bem Reglement für die Annahme und An- 
jtellung von Zivil- und Militäranmwärtern 
21, 733. — $rundjäße für die Ueberleitung 
der vorhandenen Beamten in die neue 
Organifation 71, 738. — Heritellung eines 
Dienftgebäudes für dad Generalvoftamt 
daj. 741. — Die gemeinjamen Zentral: 
Poſtverwaltungskoſten 71, 746. — Dent: 
betr. den allgemeinen Poſtkongreß 
— Deutiche ——— und * 
HP Pojtverwaltung 72 — Das 
— vg vom 28, ober 1871 73, 
339; 74, 154. Wortlaut bdesjelben 78, 
1003, en... dazu daſ. 1237. — 
Reorganijation des taiſerlichen General: 
pojtamts 73, 591. — Beitimmungen über 
den Verkehr. mit der Reichspoſt 73, 1003. 
— Poſtreglement nebjt Ausführungs- 
beitimmungen 78, 1017 — Beitimmungen 
über den Kofttarif 73, 1127. — Zollamt⸗ 
lihe Behandlung im ı Koftvertehr 73, 1147. 
— $eldvermittelungsvertehr daſ. 1163. — 
Portofreiheitsweſen 73, 1217. — Beihlag- 
nahme bon Boftjendungen 78, 1248. — 
Sarantieleiftungen 78, 1250. — — Wedjiels 
verfehr mit Bayern, Württemberg, Deiter- 
reih und Quremburg 73, 1255. — Ber: 
ſetzung von Boftielretären 74, 155. — Sit 
die Poſt im Sinne des Handelögejepbuces 
als Kaufmann zu betrachten ? daj. 1530. 
— Dane Poſtvertrag vom 9 Ok. 
Bericht des Bundesrats- 
ren dazu daj. 464. — Erlai einer 
neuen ®Pojtordnung 75, 621, _ 
Neue Pojttarijbeftimmungen daf. 622 
Ueberficht der auf Widerruf anzuftellenden 





— — Bd 
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Beamten 76, 355, — Berner Poſtkonferenz 
1876 76, 780. — Ergebnifie der Reichs— 
Poitverwaltung während der Jahre 1872 
bis 1875 77, 120. 1069; im Jahre 1876 
78, 36, — - Boftgeieß bom 20. Dez. 1875 
76, 583, 587; 77, 642. — Aufnahme von 
Bechfelproteften durch durch Roftbeamte 78, 42, 
— Bortofreibeit in Zoll: und Reihsdienft- 
fahen 80, 674, — 3ollabfertigung von 
Boftgütenn 80, 662, 750; 86, 65. 178. 

eltpojtverein; Uebereintunft betr. Poſt⸗ 
pafete 81, 477. — Die deutihen Poſt— 
wertzeichen (Sendel) 82, 61T. — Brief: 
eg der Erde im Jahre 1881 (W. 
Schulze) 83, 393. — Beltpojtverein 86, 
7163, — MWohlfahrtseinrihtungen ber 


deutichen Poſt- und Telegraphenverwals | 


tung im Jahre 1890 91, 248, 
Prämienverlofüngen 2, 138, 


Bräjenaitärte des Neichöheeres 72, 426, 
8, 21 1552. — ©. a. Kriegsweien, Milis Mili⸗ 
—ES 
Präzipuen, B. 171 — Wegfall deri. 
v1, 54. 


“l, 

PBreisausihreibung der Lamey-Preis— 
itiftung 1902, 709. — Breisausichreiben 
der Dr.Rudolf Schleiden: Stiftung 1907, 76. 

Breife. Preisbildung (Rocsler) 75, 392 
Uriahen der Teuerung (Birth) 75, 218, 
Das jouveräne Geich der Preisbildung 
(Hirtb) 75, 1265. — Das Geſetz des Preijes 
12, 533. - — Barendurhidhnittspreiie in 
Hamburg (18471868) 69, 85 und 435; 
für 1869 70, 399; für 1870 2u; 537: für für 
1871— 1875 77, 165; für mehrjährige Zeit: 
räume von 1847—75 77, 178; für 1876 
und 1377 78, 8L 37; für 1877—1879 
SO, 81. 856; für 1880 82, 127; für 1881 
82, 676; in in Bremen (18511868) 69, 


79 und 645. — Preife und Löhne in 


Württemberg 7, 631. — Breife für den 


deutihen auswärtigen Handel 1872/73 | 


75, 689. 695, — Durdicnittspreiie wich⸗ 
tiger Waren im Großhandel 1879/80 81, 
195; 1881 82, 517; 1882 88, 739. — 

amburger Barendurcichnittäpreiie 1847 
— 1882 ut 1832/53 84, 560; 1833,84 
85, 628; 1534/85 86, 877; 188: 5/86 87, 
720. — Lehre von der Preisbildung auf 
Grund der Altienkurje (Gärtner) 86, 285 
— Betreide-Breiögejtaltung im 19. 9. Jahr: 
hundert 1908, 476. — ©. a. Kartellweien, 
Wertberehnung. 

Brejie Grundlagen eines Reichsgeſetzes 
über die Preſſe, Referat von K. —8 
mann 72, 85; —— * Vereins „Ber: 
liner Breffe” 72, 12 18, L — Ver: 
bandlungen im —— 74, 160. 197, 
alt, — Reihdpreßgeieh (Endemann) 75, 
1179. — Deffentlihe Aufforderung zum 














Ungehoriam 76, 34. — Das Reichspreß⸗ 
eieg (Wehrenpfennig) 77, 178 — Die 
mmmunität der parlament. Berichteritats 
tung Gubrich) 97, L— Aufhebung des 
„fiegenden Gerichtsftands“ 1902, 627. — 
Die he Daftpfliht der Preſſe 
(Rotering) 1904, 707. 


Breußen Reſſ ortverhältniffe, Berfonalien 


der Mintjterien und Provinzialbehörben 
70, 191. — Bericht des Poritandes der 
national=liberalen Partei iiber die Legis— 
laturperiode 18685—70 des preußifchen 
Ubgeordnetenhaujes 70, 563, — Aus dem 
Berwaltungsbericht des Minifterd für 
Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
für 1867-69 70, 650. — Die Eigenart 
des preuß. Staais (R. Gneiſt) 74, 508, 
— Steuerlaſt 77. 244. — Beamtenbeſol— 
dungen 77, 520. 78, 439. — Zur Wohl⸗ 
habendeits- und 6 Steuerftatiftif Preuß. 
Städte 78, 442, — Ermerb und Berluft 
ber Staatsangehörigteit 82, 611. — Ber: 
hältnis zum Hollverein 98, 164, 194. 416. 
— Eijenbahn tatijtit 93, 78, — war 
verfteigerungen in Breußen 1881—87 
706, — Was koſtet der Öffentliche Unter- 
riht in Preußen? 88, 802, — @utäbe- 
en in Boien 90, 663. — Steuerreform 
1, 309. 98, 475. OL 94, 63. 81 161, 
Steuerreform (Strug) 94. 207. 405, — 
Bevölkerung: Altersitufen 78, 658; innere 
Wanderungen 82, 607; Art des Zufammen- 
lebens 1885 87, 8 803; | Stammeszugehö 
feit 93, 559. — Statijtiihes Bureau 3 
191. — Er gebnifje der Gewerbe- und Ber 
Fieöffienerberanlaging für 1893/94 in 
Preußen 94, 400. — Die Amortijation 
der preußiihen Staats- und Eiſenbahn— 
fhuld 98, 311 — Verteilung des ergän— 
zungsiteuerpflictigen Vermögens 98, 313. 
— Preußiſches Gejep, betr. den Staatd- 
haushalt vom 11. Mai 1898 99, 197, — 
Preußiſches Geſeßz, betr. Warenhausſteuer 
vom 18. Juli 1900 1900, 884 — Die 
Tätigkeit der Anfiedelungsltommiffion in 
ben Brovinzen Beitpreußen und Boien 
von 1886—1900 1901, 318, — Die Tätig: 
feit der Bauabteilung des preuß. Mini: 
jteriums der öffentlichen Arbeiten im legten 
Jahrzehnt 1901, 335. — Die Krone in 
Preußen und der Reditsitant (Stier-Somlo) 
1908, 528. — Reform der preufiichen Ges 
werbefteuer 1908, 553. — Beiträge zum 
preußiſchen Unterrihtäreht (Hubrich) 
1907, 16, 831. — ©. a. Banle, Berg⸗ 
weſen, Ehrenämter, Einfommen, Eins 
fommenjteuer, Fideilommilje, Finanzweſen, 
Gewerbeordnung, Sewerbeiteuer, Grund— 
fteuer, Kabinetöordres, Kirchenpolitiſche 
Geſetzgebung, Kommunalfteuern, Lands 
wirtichaft, Provinzial: und Kreisordnung, 
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ehörigkeit, Schule, Spartafien, 
Städte, Subhaftationsordnung, Univerfi« 
täten, Unterftügungswohnfig, Verwal⸗ 
tunge&reform, Volksſchulen, Volkszählung, 

Bablgeiehe, Waflerreht, Zwangsver⸗ 
— ꝛc. 

Privatangeſtellte, Einpeitlihes Privat⸗ 
beamtenrecht (Potthoff) 1906, 401. — S. a. 
Penſionsverſicherung. 

Privatrecht, Scheidung vom öffentlichen 
Recht (Neumann) 86, 357, — ©. Rechts⸗ 
gebiete, Zivilrecht ac. 


Reichsan 


Produktion (Begriff) 75, 8. 26. 1226. | 
| Regentidhaft, 


©. a. ee Wert ıc. 
Produktivität Goesler) 75, 259, 
Promulgation (Raband) 78, 372, 
N Ka A ee in , Preußen 70, 

219. 249, — ©. a. flreißordnung. 
——— AT preußiiche, 
Prozehordnung, ſ. Zivilprogeh, Straf: 

prozeß. 
Prüfungswejien, — in Preußen 

91, 412; in Bayern 9, 9 


O. 


Duartaldertrafte 98, 388. 

Duartierleiftungen im Frieden 74, 
1037. 75, 1081. 1201. — ©. a. Naturals 
feiftungen. 


R. 
Reaktion, die wirtſchaftliche (Wehren- 
pfennig) 77, 
Realunion 71 60. 
Reblauseinfupr SL, 484. — Inter—⸗ 
nationale Reblausfonvention 82, 625. 


88, 544 
Rechnungshof 70, 157; 74, 214. 257 
— Inſtruktion 75, 1253. — ©. a. Finanz- 
weſen, Kontrolle ıc. 
Rechnungsweſen, j. Kafjenweien. 
Rehtsanwaltsordnun 79, 508. Ge 
büdrenordnung 79, 1016; 81, 394. 
Re 6 ti A bung, einheitlide beutjche 


Ne er t3 er iete, privatrechtliche, in Deutjch- 


land 
Rechtögleicheit. Ueber Kulturpol 
und Nectsgleihheit (Hirth) 73, 725. 


ae der Rechtsgleichheit Endemann) 
Re ch t&hilfe. Bundesindigenat und Rechts— 


pieae (Ausſchußbericht des Bundesrat) 
69, — Die Gewährung der Rechts-— 


hilfe i im Nordd. Bunde 69, 1031; 71, 378; 
12, 158 — Nechtähilfe f für Reichsanges 


hörige (Senbei) 76, 76, 170. — Neberfi Be | 


— 


E——— 


Reederei, 
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Rechtspflege. Zur Entwicklung der Un- 


abhängigfeit der Redtiprehung (Siegel) 
98, 221. — S. a. Gericht-, Gejeg, Juitiz- 
gefeßgebun 
u zur 
Eee 7 
74, 8. Aufgaben — im im Reihe 26. 
* — Marquardſens Handbuch des öffent⸗ 
lichen Rechts und die moderne Staats— 
lehre (E. Mayer) 87, 550. — ©. a. Bolks⸗ 
wirtichaftslehre. 


j. Handelmarine, Konfulat- 


Regentihaft und Ber: 
tretung des Staatdoberhauptes (M. Zeu- 
nert) 1900, 2837. — Helliihes Geies 
1902, 478. — Beendigung der — 
ſchaft in Bayern * Lebzeiten des Köni 
(Dyroff) 1904, 4UL, eitereö zur 
gertigaitezage 0 J — (Dyroff) 1904 

Berfafjung. 

Regierung, fonititutionelle und parla- 
mentariiche (Seydel) 87, 287. 

Reich, deutiches, Organismus desjelben 
(2. v. Stein) 76, 5. — Soziale und öflo- 
nomijche Bewegung in ir gg Be 
leuchtung (Bielinger) 98, — ©... 
Reichstag, Verfaſſung, Er ujw. 

 Stontsangehörigfeitsg Zum Reichs- und 

Staatsan ehörigkeitsgeſetz (Kandgraff) 70, 
eichs⸗ und Staatsangehörigkeit 
ne) 71, 151, — Wbänderung des Ge: 
jepes 71, 381. Wortlaut des Geleges daſ 

653. — Das Recht der Staatdangebörig- 

feit im en Berlehr (vd. Martig) 

75, 793. 1113. — Die deutiche Reichs— 

und Staatdan Fa ea (Seybel) 76, 135; 

81, 67 Koſten der Naturali: 

—— Tem (Zandgrafi) 76, 729. 

Das deutiche Raturalifationsverfahren 

(Seydel) 76, 733. — Der Fall Bauffre 

mont (Xandgraff) 76, 1022. — Ueber den 

deutich-ameritan. Vertrag dom 22, yebruar 

1868 (Wejendond) 77, 204 Zur Frage 

der Entlafjung von 1 Rejerpiften ec. aus 

dem Reich3verbande 81, 67. — Statifti« 
fches 81, 482; 82, 611 — Erwerb und 

Berluft d der t Reiche: und N 

a. in Ki ra . 

deögl. 1 desgl. 1885 

Sohn — Die deutiche Neichangehörig: 
keit vom nationalen und internationalen 
Standpunkt (Bodo Lehmann) 99, 776. — 
©. a. Staatsangehörigfeit. 

Reichsarchiv. Wiederherjtellung eines 
R.'3 und Reformen im Archivweſen (Frhr. 
v. Hagfe) 68, 451. 


wejen ꝛc. 


ee | Reihsarmenredt, ſ. Unterftügungs: 


wohnſitz. 
Reichsbank, ſ. Bankweſen. 


— — 


3 
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NR eihdbeamte, ſ. Beamte, Behörden, 
Reichskanzler ıc. 

MR eihsbevollmädtigte für Zölle und 
Steuern 983, 423. 

Meihsbürgertum 74 20. — Bgl. a. 


Reihdangehörigleit ꝛc. 
1447; 78, 412, 


Reihseigentum 72, 
; 74, 256. 403. 
MR eihseintommenfteuer, j. Einkom⸗ 
menjteuer. 
Meihseijenbahbnamt, j. Eiſenbahnen. 
Reichsgericht, j. Gerichtsverfaſſung. 
Meihsgeiegblatt, 71, 48. 
Reichsgeſetze, ſ. Gejeßgebung. 
Rost ewalt, ur — bei 
önne 71, 4b. 62 ©. a. Ber: 
faſſung. 


Reihshauspalt, Reichshaushalts— 
etat, ſ. Finanzweſen, Kontrolle, Matri⸗ 
fularbeiträge. 

Reichsheer, ſ. Kriegsweſen, Militärder- 
waltung ꝛc. 

Reichsjſuſtizamt 75, 1216; 77, 385. Die 
Aufgaben desielben (Rebe des Präſ. Fried— 
berg) 77, 680. 

Reichskammergericht (H. v. Reiben 
ftein) 94, 42, 

Reichskanzlei, Etat derjelben Pr 3. 

Reichskanzler. Verfajiungsmäßige Stel- 
lung und Berantwortlichteit 71, Ste Sub⸗ 
ſtitutionsbefugnis des Reihöfan lers (M. 
Joöt) 78, — Rede des Fürften Bis— 
mard 78, 503, — a 
vom 17 März 1878 (M. Joel) 78, 761. 
Das neue Wirtihaftsprogramm des ;Fürften 
Bismard 79, 219. — Heden des Fürften 
Bismard: über die Revifion der Reichs— 
verfafjung 70, 324. 326; über die Kriegs- 
tojten-Anleihe daj. 686; über den Frieden 
mit Frankreich dai. 816; über den — 
von Elſaß-Lothringen baf. 851, 928, 
über die Konvention mit ae 
176. — aan bes Fürften 
Bismard 80, 626; 81, 338. — Stellung 

des Reichötanzlere nad) deutſchem Staats⸗ 
rechte (P. Henſel) 82, 1-60. — Materia⸗ 
lien zum Nachstange trecht ꝛc. 86, 321. — 
Die Stellvertretung des Reichskanzlers 
Smend) 1906, 321. — ©. a. auswärtige 

erbältniffe, Bundesrat, Elſaß⸗Lothrin — 

Kaiſer, Miniſteranklagen, Reichstag, 
faſſung, Verordnungsrecht ꝛc. 

Reichskanzleramt. Etat 69, 165; 71, 
707. — Refjortverhältnifje 70, 156; 71, 
285, — Drganifation und Etat 77, 335. 


838; 80, 4 
Reihataife, j. Kaſſenweſen. 
Reichskaſſenſcheine, ſ. Papiergeld. 
Bat Sue für Zölle und Steuern 


Reihsmilitärgericht 98, 1bL 721 





983 


BEN TRTLERTRFIEN Entwurf desſelben 
— } 

Reihsoberhandbeldgeriht 78, 81 
©. a. Gerichtöhof. 

Reihspoftdampferlinien 98, 8h. 

Reichstag. (S. a. Verfaffung) Der kon⸗ 
ſtituierende nordd. Reichstag 7.28. Recht⸗ 
liche Natur des Reichstags — 243. — 
Mitglieder im Jahre 186 68, © 433. Ge⸗ 
ihäft3ordnung vom 6. Juni 1868 68, 213. 
— ug des deutſchen Reichs⸗ 
tags 71 bronreden 68, 1061. 
1066, 1068 ; 69, 1095; 70, L 817. 117; 
93, 171. — Etat des Reichdtages 69, 170. 
— vericht des Vorſtandes der national» 
liberalen Partei (Laster) iiber die Legis— 
laturperiode 1867/70 70, 563. — Ueber- 
fiht der Gejeßgebung des Nordd. Bundes 
und des Bollvereins 1867 70, 721. 
Die re e8 neuen Reiches 70, 735. 
— Nichtgemeinichaftlichteit bei dem Des 
ratungen der einzelnen Gegenitände 70, 
135. — Eröffnung (Thronrede und Adreffe) 
und Schluß des erjten deutichen Reichs— 
tags 71, 313. 1041. — Thronreden von 
1871 und 1872 72, 51. 1629. — Die Mit- 
— des deutſen Reichstags (biograph. 

otizen) 72, 191; Fraktionsverzeichnis 

daj. 282. — Gtatiftit der Wahlen zum 
=. deutihen Reichstag (I. Knorr) 72, 
287. — Thronrede von 1873 78, 1641. — 
NRüdblid auf die L Segislaturperiode bes 
beutihen Reichstags 1871,73 74, 130. 
— Reichsſtagsgebäͤude — Bor: 
läufiger Beriht über — die 1. Seifion 
IV. Legislaturperiode (Frühjahr 1874) 74, 
1134. Thronrede daf. 1129. — Verhaftung 
bon er liedern während = 
Sigungsperiode 7 — Bericht über 
4 Ba in 76 (Wehren⸗ 


— Geihäftsordnun 
Mer —— 


77,490. — Ueber: 
fiht der Geſetze und erordnungen über 
den Reichstag 77, 843, Ergebnis der 
Reichstagdwahlen | 1878 79, — Etat 
des Reichsſstags 80, 18. — Die Wahlen 
— —— bis 1878 80, 338. — 

er deutiche Reichstag (eecröwifienfcaft 
fihe Parjtellung, Seydel) 80, 352. 
gs des Reichslkanzlers zum Reiche 
82, 15. — Gtatiftil der Reichsſstags— 
—— 1881 82, 542, — Straffreiheit 
a gg er Reichstagsberichte(Fuld) 
2bl. — En ber 
— ———— (Fuld) 88, 
Reichstagswahl und ———— 
(Jonge) 88, 669, — Beiträge zur Bahl, 
prüfungsitatiftit (Brengel) 92, 4 — Aur 
Wahlſtatiſtik (Sie fried) 98, 483, — Ges 
heime Reichſstagsſizung vom —J Wär 1900 
betr. Lex Heinze (Müller-Meiningen)1900, 
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567. — Beichlußfähigkeit, Legislatur- 
periode, Redefreiheit, — 
Müller⸗Meiningen) 1902 Kün⸗ 
digung der — — Bu- 
ftimmung des Reichstags 
Statiſtiſche een en zu in — 
tagswahlen 1908, — Bur Statiftif 
der ehe nn ag von 1898 und 1903 
1904, 240. Formelle Rechte des Deutichen 
Reichstogs (Wagner) 1906, 34. 128, 
— Zur Immunität der Reichstagsabge— 
ordneten (Milller-Meiningen) 1906, 641 
(vgl. Zul Aſylrecht). — Die adıttägige 
Friſt für Einipraden gegen die Reichs— 
tagsmwäblerliiten (Dofner) 1907, 296. 

Reihsverfaifung, ſ. Derfaflun 

Reihsverordnungsredt, j. 1. Berorde 


nungsredt. 
3 ne 
Reimeverfinerungsamt, Gere 
berichte 91, 521; 618; 


504: 05,099; 96, 266: D5, 489: 80, B0 
907; 1900, 819. — Sie rechtſprechende 
Zätigteit des Neichdverfiherungsamtes 


(Fuld) 94, 536, 
Religionsbelenntnis in Preußen 75, 
634 


Religionsunterricit, preuß. Recht 98, 
934 


Rentenfonvertierung (Zahn) 96,222. 
Reſervatrechte in der Reichsverfaſſung 
72,423. — Authentiſche Erklärungen jüdd. 
Miniiter 72, 1585. — Begriff der Sonber= 
rechte nad) dh deutichem Reichsrecht (Yaband) 
74, 1487. — Die Sonderredhte der deuts 
jhen Staaten und die Reichsverfaſſung 





oening) 25. 537. — ©. a. Bayern, 
ende Be Verfaflung, Verordnungs— 
recht ꝛc. 
N eitverwaltung 73, 545. — ©. a. Finanz: 
recht. 
Netablijiementätoften 72,1371. 1392, 
1466; 73, 70; 74, 261. 


Nettungsanftalten 88, 4L 

Reuß (Fürftentümer). Reſſortverhältniſſe 
der Behörden 70, 621 — Verhältnis zum 
Bollverein und Reich 93, 166. 194. 416 

Nheinbund, Geichichte  ZL 2, 

Rheinſchiffahrt 90, 825: MB 226. — 
Die Oberrheinſchiffahrt. Geſchichte, Tals 
wegverbejlerung, völlerrechtliche Beſtim— 
mungen und weltwirtſchaftliche Notwendig— 
feit (Schmidt) 1905, 481 261— Studien 
in Rheiniciffahrtsafte (D. Wager) m 

1 (Sciffahrtdabgaben betr.). a. 
Schiffahrtdabgaben ıc. 

Rinderpeſt, Geſetzgebung darüber 71, 210; 
77, enfichrift über deren Bor: 
ftommen 1872 biß 1877, 78, 512. 629, — 
Belanntmahung, Sebührnifje und Koften- 


— nn m 


ö— — — — — — — 
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—— betr. 79, 602. S. a. Veterinär—⸗ 

polize 

———— Schonzeit 77, 636, 

Rom, Casa Zuccari 80, 41. 

Rob, ſ. Beterinärpolizei. 

Nübenzuder, ſ. Zuder. 

Rumänien, Zol- und — 
93, 186. 189. 438. 458: 94, 757, 

Rußland. Ueber einen Handelsvertrag 
mit Rußland 69, 1081. — Hinterlafien- 
ichaftsregulierung 75, 1175. — Erbredits- 
verhältnifje Reichsangehöriger nad ber 
Konvention von 1874 (fFrommelt) 78, 35 

ollverhältnifie 98, 466, — Wertrag 

uhland 94, 853 


mit 


Sachſen (Königreih), Behördenorgani 
fation und Berlonalien 70, 58 — Mil 
tärvertrag mit Preußen 71, 106. — Steuer: 
reform (J. Genjel) 74, 1373; 75, 1519; 

‚B. — Dotation der Bezirfäverbände 
75, 1391. — Eintommeniteuer 9#, 402. — 
Die Reform der ſächſiſchen Steuern (Stub- 
mann) 1902, 793. — Der Stantshaushalt 
des Königreichs Sachſen (Däbrig) 1904, 
641, & a. Aerzte, Eintommen, Son: 
fumtion, Sparkaſſen 

Sahjen:-Meiningen. ©. Thronfolge 


fragen. 
S 1— a dor, Handelävertrag 98, 18%. 439. 


Salz. Uebereintunft wegen Erhebung einer 
Abgabe von Salz vom 8. Mai 1867 68, 
119, — Bunbdesgeieg vom 12 Dftober 
1867 68, 141. — Die Denaturierung des 
Salzes 68, 1097. — GStatiftit 71, 575: 
74. 916; 75, 902; 76,93. 802; 97, 248. 
— Beitimmungen über die Satziteuer 
(v. Aufieß) 93, 175. 287, 382, 392 

Samoa, Zoll» und Handelsverträge M, 
186. 464. 


Schantgemwerbe, Be ** nah der Ge 
werbeordnung (Seybel) 85, Al; 88, 95. 

Schabanmeijungen 78, 4 — S. a 
Anleihen, Schuidenweſen x. 

Schauftellungen 76, 72. 

= bed, i. Bantıweien, pr ee x. 
Schiedsgerichte. Das jchiedsrichterlice 
Verfahren nad) dem Entwurf der Zivil⸗ 
— 75, 153. — ©. a. Arbeiter⸗ 
——— 

Schiffer, pn Dandelsmarine, Konſulat⸗ 
weſen ꝛc. 

Bee Aufhebung in 
Preußen 68, 238. ©. a. Flöflerei, Rbein: 
ſchiffahrt. — Iſt die Theorie der Zuwachs⸗ 
tonne auf der Eijenbahn ein zuverläjiiges 
Beweismittel für die Einführung der Schiff- 
fahrtsabgaben ? 1907, 71. — Gegen die 
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preußiihen Sciffahrt3abgaben (Geigel) | 
1907, 816. 


Schiffahrt. Organijation der Schiffahrts · 
ſtatiſtik 70, 70 Er der deutichen See⸗ 
ichiffe Anf. 1883 84, 62. Dampftefjel und 
Dampfmajchinen der Schiffe in Preußen 
1879 und 1889 90, 99. Die Steigerun 
der —— Seeinereſſen von1896-—1898. 
1900 — Der Scifisverkehr durch 
den an fanal 1904, 238. — Der Beitand 
der deutichen Rauffahrteiflotte 1904, 399. 
— Dampferjubventionen in Deutichland, 
Franfreih und England 1906, 77. — 
Die Vertehrsverhältniſſe der m. 
Binnenihiffahrt 1907, 233, ©. 
Binnen, Kanalihiffahrt, Boftdampfiäifi- 
verbindung. 
Sciffahrtsverträge 9, 485. 
Schiffsbau. Beitimmungen über die Ge- 
währung einer Bollvergütung für die ver- 
wendeten Materialien 71, 1530; 78, 186. 
Schiffömeldungen SL, 437 
Schiffsunfälle an der” deutihen Küſte 
1867—73 76, 218. — Gejellihaft zur 
Rettung Schifibrü iger 78, 111 Verhütung 
ded AZufammenjtoßens auf See SL, 437. 
Schleswig-Holjtein. Anlaß zum Kon» 
flikt zwiſchen Preußen und Defterreich 71, 
17. — Dffiziere der ehemaligen Scles 
wig.Holfteiniihen Armee 78, 441, 
Skhleujengelder 93, 207 
Schlußnotenjtempel, j. Stempeljteuer. 
Schöffengeri 2 te, Zuftändigfeit nad) dem 
74er Entwurf 75, 239. 
Schulbildung, in Preußen 75, 634. 
Schulbildung der 1875—79 im deutichen 
Heer eingeftellten Rekruten 80, 2385. — 
Ein Blid auf den Stand des Unterrichts 
im Deutſchen Reihe 1900, 63. 
Schuldenwejen. Des Reiches 69, 287; 
71, 147, Schulden der Bundesitaaten 69, 
309. Preußiſche Staatsihulden 69, 607; 
— Bundesihuldenskommijfion 70, 160. 
— Die erjten drei Berichte der Bundes 
ihulden-Rommijjion für 1868, 1869 und 
1870 71, 665. — Kriegstojtenanleibe vom 
Jahre 1: 1871 71, 680. — Bericht der Reichs— 
ihulden-Kommiilion für 1871 - 1359, 
für 1875/76 und 1876/77 77, 973, 
— Die Reihsihulden (aband) 3 435, 








460, — Entwidelung der Pfandbriefihuld 


in Preußen 88, 96 — Die Anleihen 


bayeriicher Städte und Märkte 1902, 364. | 


— Zur Geſchichte des Schuldenwejens 
europäijcher Staaten (Seifjert) 1906, 792, 
Schuld haft, Gejek über deren Aufhebung 
vom 29, Mai 15368 68, 806: 72, 13h 
Frage der Wiedereinführung s1, . 402, 
Schule, ſ. Fortbildungsichule, Öymnafien, 
Schulbildung, Unterrichtsredt, Univerſi— 
täten, Volksſchule ꝛc. — Schulaufiichtd- 


Annalen des Deutſchen Neichd. 1907. 
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geieß, preußiiches 72, 1029; 74, 4. — 
Schulgejepgebung 73, 824; 74, 2 — 
Schulzwang, Theorie desjelben 74, 14. 
— flirden» und Schulpolitif im Reichs— 
lande 1871—1906 (Geigel) 1907, 27. 

serien: deutiche. Denkichrift von 
1886 — Geſetz, betr. die Rechts— 
verhältntiie der deutihen Scupßgebiete, 
vom 17, April 1886 (Joel) 87, 191. 
Deutihes Kolonialſtaatsrecht ® Stengel) 
87, 309. 805. Berichtigung 88, 244. — 
Reichögeiep vom 15. März 1888 88, 343 
— Die deutihen Schußgebiete, ihte recht⸗ 
liche Stellung, —— und Verwaltung 
(v. Stengel) 89, 1: 95, 493 - 782. — Ans 
leihen für die Schußgebiete (Joel) PL, 
986. — Geihäftsordnung des Kolonial⸗ 
rats 92, 751. — Sammlung der Geſetze ꝛc. 
93, 800. — Bur Errichtung des Reichs— 
tolonialamts 1907, 552. -- ©. a. Kuſſe— 
row, Territorium. 

Schußzoll, ji. Zolltarif. 

Schuß: und Trugbündnifje, Preußens 
mit den Sübdftaaten 71, 33. 

Schwarzburg-Spndershauien. Reis 
fortverhältnifje der Behörden 70, 687, 

— Zoll⸗ und Handelsvertrag 73, 


Söweiz, Inte Bolle und Handelsverträge 92, 

881; 98, 183. 186. 188. 438, 
Die Bundesverfafjung der Eidgenoffen- 
ſchaft (Gareis) 75, 489. — Bundesjteuern 
dai. 785. — Das Bundesgeriht (Land- 
graff) 76, 106. — Rekrutenprüfungen 96, 
2 — - Bol. a. Handelsſtatiſtik, Volt3- 
zählung. 

Sämurgerißte(ißtser Entwurt 73.200 
— Die Schwurgerichte (Unger) 1903, 535. 

Seebehörden, Geeunfälle (Berels) 76, 
1001. — Verzeichnis der deutichen See 
häfen 1900, 654. 

Seeleute, j. Marine, Handeldmarine 
Konſulatweſen ꝛc. 

Seemannsordnung 78, 343; 74, 68. 
224, 380. 


Seeredt, j. Strandungdordnung ꝛc. 

Seeverfehr, j. Hafenregulative, Schifi- 
fahrt ꝛc. 

Seide, rohe, Erzeugung jeit 1837 98, 942, 
— Krefeld, Seideninduftrie 1896 97, 
GL — Die Seideninduftrie der Welt 
1902, 75 

ee j. Unfälle. 

Br 5 Bas. Begriff 73, 1444; 
74, 28; 88, 283; — — in Preußen 
(Wehrenpfennig) FRE — Heſſiſches 
Geſetz vom 15. Mai * 87,893 —S. 
a. Gemeindeverwaltung, Souveränität. 

Serbien, Zoll und Dandelsverträge 98, 
186, 438. 458; 94, 747. 

Servis, j. Militärverwaltung. 

63 
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Seuchengeſetzgebung, ſ. Medizinal- 
und Veterinärpolizei. 
Se bel, Marv., F, Nachruf (Dyroff) 1901, 
321 


Siam, Handelöverträge 983, 174. 465. 

Silberwährung, |. Mün zfrage. 

Sonderrechte, 4— Rriegämelen, Reiervat- 
rechte ꝛc. 

Sonntagdarbeit 78, 1471;91,236. 53. 

Sonntagsrupe Störung derjelben 78, 76. 

Souveränität und Selbftverwaltung 
(Rofin) 83, 265. — ©. a. Staat. 

Sozialdemofratie 13, 812; 74, 33; 
75,23. 1715. 1716; 76, : 226; 77,885. 
Seje zur Abwehr jogtaldemofratiicher 
Ausichreitungen: Entwurf vom Mai 1878 
78, 157 ; Breuhticher Entwurf vom Auguit 
1878 78, 921; Vorlagen an den Reichs⸗ 
tag 78, 989; Bericht der Reichstags— 
kommiſſion 79, 27; aus den Verhand— 
lungen im NReihstage 79, 161, 225; 
Kommentar (K. Bareis) 79, 285; Nach: 
trag&gejeß von 1880 80,600; Eharafteriftif 
des Geſeßes (Endemann) 79, 543; BL 
437: — Weberficht der verbotenen Vereine 
und Schriften 80, 295. 324. — Sozialdem. 
Barteiprogramm 91, 561; 98, 477. 

Soziale Dee: 13, 795. 1471. 1536 ; 
4, 9. Bi 322: — © a. Boltswirticafts- 
lebre, Arbeiterfrage, Freihändler, Volks: 
bildung ꝛ⁊c. 

Sozialgeſetzgebung, j. Wrbeiterfrage, 
Arbeiterverjiherung, —— Gewerbe⸗ 
ordnung, Verſicherungsweſen ꝛc. 

Sozialrecht. Deſzendenztheorie und So— 
zialrecht Mehm) 1906, 703. 

Spanien. Zoll- und Handelsverträge 68, 
669; 98, 136. 188. 438, 456, 

Spartafjen in Preußen 76, 59; 77, 248. 
541. 1115; 80, 157; 94. 398; in Württem- 
berg 76, 1057. — "Einführung der Poſt⸗ 
ſparkaſſen in Deutichland 78, 807, 
Spartajienweien und Boltsbanteni in Eljahr 
Lothringen (Ch. Grad) 63, 426, — Die 
preuhiihen Sparlafjen im Rechnungsjahre 
1885 bezw. 1885/86 87, 303; 1894 bezw. 
1894/95 96, 247; im Jahre 1899 1901, 
hbh. — ————— in Braunſchweig 
(Zimmermann) 96, 235. — Sparlajien 
in der Schweiz 9, 246. — Der heſſiſche 
Gejepentwurf über die öffentlihen Spar— 
taſſen (Seidel) 1901, 161; der Gejeped- 
tert ſelbſt 1902, 786. — Der Deutſche 
Verein für Jugendſparkaſſen 1905, YIL. 
— Sparkaſſen in Sadien 1906, 149. 
— Schul»: und Jugendipartajien, —— 
die Heimſparkaſſen 1907, 389. — a. 
Poſtſparkaſſen. 

Spielbanken, Geſetz vom L Juli 1868 
nebſt Erläuterungen 68, 819, 
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Spieltartenftempel 98, 183. 18h. 345, 
409. 


Spiritud, f. Branntwein, Wein. 

Staat, Begriff (Hirth) 74.5 — Das Ro- 
tionalitätsprinzip in der Staatenbildung 
(Gneift) 72, 2 —_ Der Werdegang des 
Staatögedantens bei den Beftgermanen 
(Dahn) 91, 501. Spealitaaten der 
Renaifiance (Dr. &g. Adler) 99, 409. — 
Regentihaft und Vertretung des Staats 
oberhauptes (M. Yeunert) 1900, 287. — 
Die wilienichaftlihe Bedeutung der allae- 
meinen Staatdlehre und Jellinefs Red: 
des modernen Staates (F. Teznner) 1902. 
638. — Staat, Souveränität und Bundes⸗ 
ftaat (Rojenberg) 1905, 276, 339. 
Staat u. Kirche, i Jefuiten, firhenpolitiic« 
Geſetzgebung, Kirhenvermögen, Nam: 
zanowskti. hulaufficht, linfeblbarteit x 
— 6. a.Bundesftaat, Regentichaft, Selbit- 
verwaltung, Souveränität. 

Staatsangehörigkeit, das Recht der 
jelben im internationalen Bertebr (Martis) 
75, 763. 1113. Ueberficht der Gejege x. 
77, 808. — Der Erwerb von Staats un) 
Gemeindeangehörigfeit nad römiichem un) 
deutſchem Staatöreht (Rebm) 92, 137 
— Eiufluß familienrebtliher Berhältniiie 
auf die Erwerbung und den Berluit der 
Reichs- und Staatdangehörigkeit (Nadel⸗ 
boffer) 1906, 291. 342, — ©. a. Reichs⸗ 
angehörigkeit, Vollszählung. 

Staatsbürgerredt, j.Reihsangehörigfeit. 

Staatsdienſt, rechtliche Natur —— 
nah deutſchem Staatsrecht (Rehm) 34 
665. 645; 85, 65. — Staatäbeamte in 
Breußen 77,250. — Bejoldung in Bayern 
92, 93; 9, 889. 

Staatspapiergelb, ji. Banfweien, Mün;: 
frage, Bapiergeld. 

Staatsrecht, allgemeines (SeydenN 98, 

481. 641.746; 99,249 ;1900, 177.351. 
— Staat und Redt | (Affolter) 1903. öl 
113. 161. 811. 

Staat3ihuldentommiijion, ſ. Schul— 
denweſen. 

Staatsvertrag (Zorn) 89, 274 — Zwei 
badiſche Staatsverträge, ein Beitrag zur 
Lehre vom internationalen Vertragsrecht 
(Münden: 1907, 161. 266, — ©. a. Ber- 
tragsrecht. 

Stadt und Land 74, 17; 76, 389; 78, 73. 

Städte. Die DOrgantjation der ſtädtiſchen 
Verwaltung in Preußen (P. Schön) PL, 
707. — $ 16 der preußiichen Städteord— 
nung und die Hausbefißer unjerer Grof- 
jtädte (&. Dryander) 1908, 430. — ©. a. 
—— Preußen ꝛc. 

Stahl, ſ. Ei 

Standarte, taiferliche, 76, 351 

Stände,j. Bahlgejege, Vollsvertretungen. 
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Standesbeamte \ j. Berjonenitand, 
Standedregifter/ Bivilehe. 
Stationstontrolleure 9, 420. 
Statiftit. Bericht an den Belttunbesen 
über die Reform der Statijtif des Zoll: 
bereind vom 28. Mai 1869 69, 641. — 
Kommiſſion zur weiteren Ausbildung der 
Statiftit des Zollvereind und ihre Ar: 
beiten 70, 21. — Ueber Gründung und 
Einrichtung einer Reichsbehörde für deutiche 
Statiftit 72, 62. 1547. — Drganiiation 
der Statiftit der Zolle und Steuerver- 
waltung und des Warenvertehrs (v. Auf— 
ieh) 983, 367, — Organifation der Statiſtik 
in Ftalien und den Niederlanden 79, 807, 
— Gtatijtiihe Gebühr 98, 375. — Die 
Baldungen in Baden 91, 907. — Statift. 
Jahrbuch 1899 1900, 75. 815. — Produ: 
tionsjtatiftit 1900, 737. — Statiſtiſches 
Jahrbuch 1902 1902, 906. Desgl. 1903 
1904, 79. — ©. a. Arbeiterftatiftif, Berufse 
zähfung, Bevölkerung, Eijenbahnen, Fi— 
nanzwejen, Genoſſenſchaftsweſen, Gewerbe, 
Handelgitatiftit, Münzfrage, Sparkaſſen, 
Telegraphen- und Poſtverwaltung, Ver— 
brauchsſteuern, Verbrechertum, Vieh— 
— Boltszählung, Wahlen uſw. 
Statift an Amt des Reiches 72, 69. 
1547; 98, 420. — ©. Statiftik. 
BraaTacs Burn Berlin, Biblio- 
thef 75, 933. Seminar 80, 831. Zeit: 
j 93, 797 
Stein, L. v. Die Zukunft der Staatd- und 
Rechtswiiienichaft in Deutihland, beipr. 
von K. v. Stengel, 76, 251. 


Steintohlenjürderungin Preußen 69, 
75 77, 1055. Bgl. a. unter 
ki (Bericht des Handelsminiſters ꝛc.). 
Deutſcher Steintohlenbergbau 1881/90 
92, 498. 

Stempeleinnahmen in Preußen 76, 222, 
Stempelfteuer, Ulebertragung a. d. Reich 
77, 1036. Ueberſicht der Stempelfteuer in 

den deutihen Bundesftaaten 79, 


Reichögefeg und Verordnungen SL, 168, | 


83, 198. — Ueberſicht ausländiicher Be: 


ftimmun en 81, 799, — bänderung des 
Sejepes 85, ‚Ih. — n betr. Erhebung 
d. R. 85, 349, 409, — 


Horn dr Stenpelgfegehung im Reiche 


1904, 
Sterbregifter, ſ. Zivilehe. Statiſtik 76, 
; 109, 


* 


Steuern, ſ. unter den einzelnen Steuern | 


und Staaten, Atiengejellihaften, Finanz— 

weien, Komunals, Verbrauchsſteuern ꝛc. 
Steuerpolitif, Grundjäge ESchäffle), 

beipr. v. Geffden, 82, 681, 
Steuerreform im Reiche, Dentichrift des 


Reichskanzlers vom 17. März 1881 81,338. | 
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| Strafgejegbud. Aus dem Entwurf 69, 
657. — Zur Kritik des ee rd 580. 
— Einführung in Bayern 
Kanzelparagraph ($ 1308), Ge des 
eiftlihen Amtes 71, 983; 74, 181. — 
di gig wre dom 26, 5, Spebr. 1876 
Bgl. auch —— ebung. 
—— und Fürſorge —* ent⸗ 
laſſene Sträflinge (Flärl) 88, L Z3 
Strafprozgekordnung, “Vorbereitung 
dazu 72, 148; 78, 348; 74, 421. 1638. 
— Einleitung zum 74er Entwurf 75, 261. 
Bemerkungen zum Entwurf von 
W. Endemann 75, 1218. — Verlauf ber 
Verhandlungen 77, 77, 646. — Strafverfahren 
in Bollfahen 80, , 679. 685. 696, 712. 730. 
— Strafregiſter und mwechieljeitige Mit- 
teilun *3 Urteile im Deutſchen Reiche 
82, 635. — Abänderung des 5 7 190 
627, Kommifjion — Reform des 
Strafprozefies 1908, ——5 
Widerſpruch zweier deicu⸗ 1 
551. — often des Verfahrens im im Strafe 
progeh ($ 497 StB.D.) 1908, 318. 
Strafprozehreform und Rechtsmittel 1908, 
471. — ©. a. Juſtizgeſetzgebung. 
Strafredt, Entwidlung 72, 121; 78, 
337; 75, 1172; 77, 682; 9, — 
Weberficht der bis 1877 ' erlaffenen Reichs⸗ 
Geſetze und Verordnungen 77, 825. — 
Langjährige — oder" Deporta- 
tion ? 1908, 152, Die Begnadigung 
jugendlicher m... nad öſterreichi— 
ihem Rechte 1908, 2283. — Vorſchläge 
zur Erzielung er Einheit der Straf: 
rehtiprehung 19083, 313 — Unterſchla— 
gung von durch re, überfandtem 
Geld 1908, — ©.a. Belig, Eifen- 
bahnen, in 
Strafregiiter (Nahmeijung der zur Füh— 
m derjelben beftimmten Behörden) 88 88, 


Strandungsordnung 75, 1177; 80, 


— — — — — — — 


8 
—— Gründung der Univerfität 
Straßenmuſik, 76, 80. 

Strifes 74, 33, — Wrbeitseinftellun ar 
im Gewerbebetrieb in Deiterreih 189 
96, 538. — Die beutiche heeiftatifi 
(€1. Heiß) 1900 271. — Tendenzen in der 
internationalen Stritebewegung (Halevy) 
1908, 321. — ©. a. Arbeiterfrage. 

Stromſchiffahrt, Beſchlüſſe des Handels 

tags vom Oftober 1868 68, 975. — Elb— 

zoll 69, 430; Wblöjung (Etat der Ent- 

Ihädigungen) 71, 709 — Güterverkehr 

auf den Waſſerſtraßen Elſaß-Lothringens 

1880 bis 97 1900, 77 

— EN 
15. März 1869 69, 635. 
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Südafritaniihe Republit, Handels 486, — Zelegrapfenweien im Deutichen 
vertrag m 188, 465. Reiche 82, — Deutiche — 
Syrup, 1. Buder. ordnnun a Si: 76, 761; vom uni 
z. 1891 91, eiörTele rapbengeieh 
91, 539; 98, — * 
Tabak. Materialien zur Tabakſteuerfrage verlehr in Europa 1901, »2 — BDie 
Geſetzgebung bis 3. Jahre 1868 u. Statiftif) Kolifion bon Telegrappenanlagen mit 
68, Beiteuerungsdgejep vom 26. Mai anderen wirtichaftlihen Zweden dienenden 


er auf den Verkehrswegen (Aron) 
te 311. — ©.a. Poft- u. Telegraphen- 


nn 78, 254. — ©. a. Telegraphen: 


1868 und Entwurf dajelbit 683. Statiftif 

1867 68, 1093; 1868—1870 71, 578. — 

—* Tabakſteuerreform Etatiſtiſches und 
ejteuerungdmodus) 78, ; Th, 


Statijtit 74, 919; 75, 901. 1712; 16, BOL. weſen ac. 
— Der Tabak im deutſchen dollgebiet Terminhandel. Zur Würdigung der 


vollöwirtichaftlihen Bedeutung des Ter- 
minhandels in Produlten (Wermert) 1902, 
518. 579. — ©. a. Differenzgeichäfte. 
Territorium, Schupßgebiet und Reichs— 
land (Rojenber ) 1908, 481. 653. 
Teuerung, |. reißbildung. 
Tertilindujtrie 72 396. — * ber» 
felben 1872—77 78, EL — ©. Baum: 
wolljpinnerei ıc. 
— Zur lippeſchen Thron 


— Statiſtik für 1876/77) 78, 

t frage der Beiteuerung Ges Se 
bates " (Shleiden) 78, 233. 273, — Das 
Zabatmonopol und die .. 
Tabaliteuer (Felier) 78, 300. 449, — 
TZabatmonopol in Franfreic 78, ae 
658. 671, — Zur Frage der Einführung 
des a Zabafftempels in 
Deutichland 78, 621, — Wie fteht ſich der 
Konjument beim Zabafmonopol 78, 672, 


— — Tin neues Tabafjleuerprojeft 78, 749, folgefrage (Bornhaf) 1904, 56. Die 
ragebogen zur Tabalenquete 78, 18, 834. ee Thronfolge (Rehm) 
ur. us frage — —— 1904, eat — — — en des 
miſſion — Geſetzentwurf vom Sergogtich ſächſiſchen — iger 
April 1879 79, 627. — Die Beiteuerung (Bornhat) 1904, 411. 489. — Die redt- 


lide Tragweite des lippeihen Schieds- 
fprucdhe® vom 22. Juni 1897 (Kekule v. 
Stradonig) 1904, 670. Hiezu Dreyer u. 
Anſchütz . — Die Zöronfolgefühigtei 
des Grafen von Weldburg in burg 
(Rehm) 1905, 441. 560. — Nochmals ber 
Fall Weloburg (Schacking) 1905, 903, 
_ ng Fragen (Schüding) 
1907, 858. — ©. a. Regentichaft. 
Thüringtider Boll: ar Handels: 
aetein 80, 33. 44, 241; 98, 358. 413. 


dem 
901, 


von 1879/80 Geſetz, a 
Dienſtvorſchriften, eo... 8 
689, 875. — Strafgejepliche eftimmungen 
SI, 436, — Materialien — Monopol⸗ 
frage 82, 177. 371 489; 108, — 
Ergeomiß des — — * 
Denkſchrift über Aenderungen 
des a 2 — — —— nt 
in Deutihland (Gra 
5, 170; 1 1900, 00, Bl. 139; 1 "oO sr bb 


tiwurf eines A 
—— 95, 458. — 


— — ——— m 


Die Bejteuerung 
des Tabals Sehr. von Aufſeß) 93, 276. 
— Gtatijtit des öjterr. Tabatmono ols 
96, 412. — Tabakbau im deutſchen 300» 
gebiete 1895/96 97, 247. — Die Tabak: 
induftrie in den Vereinigten Staaten von 
Nord-Amerita 2 bie Tabaffabritatfteuer 


Todesertlärung Berihollener n 
—— Geſehbuche (Lehmann) 


rer T Eeieinkrpofizt. 
Tranfitlager 9, 333. 
Transportweien. Denkichrift des Dan- 


waltun eh 1876 78, 39. — Entwidelung 
des Re hötelegraphenweiens 79, 157, — 


207, 230. 238. 410. 416. 


(Gg. v. Mayr) 1904, 865. delötags 69, 51. 
— der Reichsbeamten 16, 381. | Treubandverhältniiie,f. Bodenfrebit, 
8354. ©. a. Diäten. \ Konkurs, Pfandbriefe. 
Tara, ———— J7. die, 72, 1641; | Tridinen 97, 66. 
74, 90; 76, ; Türkei, SHandelöverträge 98, 174 189 
Tarifreform, ſ. ———— 438, 453. 
TZelegraphenwejen, Etat 69, 243. — | 
Statiftit pro 1868 69, 719. — Bentrals | u. 
verwaltung (Rerjonalien)?0, 164.— Rang | 
der Telegraphendireftoren 16, BL — a 68, Pre 21. 38. 
Worttarif 77, 1088. — Ergebnis der Ber- 43; 71, ; 74, ‚898; ss, Ian 


Telegraphenjtationen und Apparate 81, 


derjelben (Petition 6 — dus Se 
fammern) 85, 362, 
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Umzugskoſten, j. Taggelder. Unterhaltspflidt, gecientine, deren 
Unfallverfiherung in Preußen 76, 994. Verihä 618. 


zn nebjt Motiven von Baare- 
Bodum 81, 69. — Reichd-Unfallverfiche- 
rung, erfter Entwurf 81, 97. 139; zweiter 
—— — Grundzüge vom Januar 
1884 84, 1 ; Wefe vom 6. Juli 1884 
84, 688. — — eines Geſetzes für 
die Unfallverſicherung der land⸗ und forſt⸗ 
wirtſchaftlichen Betriebe 85, 712. — Geſetz 
über Ausdehnung der Unfallverficerung 
vom 28. Mai 1885 85, 751 — Verord— 
nung betr. da8 Berfahren des R.- Ber: 
fiherungsamtes 85, 819. Reichägejeß vom 
15. März 1886 (Fürſorge für Beamte und 
Perſonen des Soldatenftandes) 87,1. — 


Reichdgefeg vom 5. Mai 1886, betr. die | 
Unfall-e und Rrantenverficherung der in | 
e 


land» und forftwirtichaftlihen Betrieben 
big Perfonen (Zeller) 87, 400. 
469, — Reichsgeſetz vom 11 Zul 1887, 
betr. die Unfallverfiherung der bei Bauten 
bejhäftigten Perſonen (Zeller) 88, —— 
Die Kranken- und Unfallv herum 





Arbeiter =. der Neichögejehge = | 


(Broebft) 88, 317. — Der internationale 
Schuß der Arbeiter (Mdler) 88, 465. — 
Reichsgeſetz vom 12. Juli 1887 über die 
Unfallverfiherung 5 Seeleute ꝛc. (Zeller) 
89, 381. — Zur Reform der Unfallver— 
— (Biloty) 92, 290. tatiftit 
der Unfälle in der Sandiwirtichaft (Ludw. 
Fuld) 94, 58. — Entwurf eines Geſetzes 
betr. Erweiterung der Unfallverfiherung 
925. 192. 285. — Die Aufbringung ber 
Mittel im Reihd-Unfallverfiherungsrecht 
(H. Poeverlein) 1900, L — Die Unzus 
länglichleit der Unfallrenten land» und 
forftwirtichaftliher Arbeiter infolge uns 
genügender Berüdfihtigung ihrer —— 
löhne (Haff) 1905, 204. — Die Unfall⸗ 
verfiherung ber — — 
GBehnſen) 1906, 363. Ed nk 
Unfaflverfiherung (von Köbte) 1 

— ©. a. Berufsgenofienichaften, Gefan ene. 
Unfälle ıc. in Preußen 1874 75, 1724; 

1879 81, 342, 


Unfehlbarteit, Dogma der päpftlichen, 
Erklärung der bayertichen 0 bom 
14, Oftober 1871 72, 5. — Stellung ber 
preußifchen Regierung zur fatholiichen Be— 
wegung 72, 1011. Reden des Fürſten 
Bismard ꝛc. 1015. — Wer hat den Krieg 
begonnen ? \ Zeugnis der deutichen 
Biihöfe) 72, 1233 





"9 un“, 
ee izie erbefferung ihrer Lage 


Unterridtsanftalten für Arbeiter im 
Reichslande 82, 715. 
Untersiht®reht und weſen, j. Arbeiter« 
age, Kulturpolizei, Schule, Univerfitäten, 
Volksſchulen ꝛc. 
Unterkägungswohntis 31, 169, Bu: 
fammenftellung bes Reichsgeſetzes vonı 
6. Juni 1807 mit dem preußiſchen Armen- 
bfiegeneieh vom 8. März 1871 (Stolp) 
71, 3%. — Inſtruktion des preußiichen 
Pintfiors des Innern vom 10. April 1871 
71, 443. — Das ———— zum und 
Urmenpflegegeieß 469. 480. 49. — 
er Say Ma —S— er im Aus⸗ 
land 7 Etat ded Bundesamts 
für das „Heimatwejen 71, 113, — Prä⸗ 
jubdifate 76, 81. 86. — Das NReichdarmen= 
recht (Sendel) 77, 545, — Abänderung 
des Geſetzes über den U. 77, 1042. — 
Das bayeriiche Heimatredht (Sende 719; 
91, 72. — Armenftatiftit für — — 7 6, 
741, — Gtatiftit der Armenpfle — in 
Koburg-Gotha im Jahre 1885 87, 
Gothaer Vertrag und Eijenadher Ueber: 
eintunft (Sey be) 90 9, 178. — Können 
bayeriſche Staatsangehörige oder Eljah- 
Lothringer, welche den Unterſtützungs— 
mwohnfig erworben haben, wegen dauern= 
der Hilfäbedürftigfeit aus dem Geltungs—⸗ 
bereiche des Unterſtützungswohnſitzes aus- 
gewieſen werden ? (Otto) 1901, 355. — 
— — nichtbayer. Deuticher 
in Bayern (Süßheim) 1902, 538. — ©. 
a. Armenpflege, Gothaer bg ic. 
Urheberredht, Geſetz . — — = 


En Eigentums 71, 
132; 77,688. — Fe Argon der Ser ie ee J 
77, 809. Geſetz betr. das Urheberrecht 
an Werten der Literatur und der Ton: 
funft. Vom 19, Juni 1901. 1901, TIL. 
— Der & 18 des lirhebergejepes (Nadj- 
drud von a os. 147. und feine Re= 
form (Hanauer) 

Uruguay, Auslieferungsvertrag 81, 404. 
— SHandelävertrag 93, 182, 


Berbraud. Bernungen des. 88, 961. 
— ©. a. Konjumtion, Wein :c. 
Verbrauchsſteuern. Statiſtik bis zum 


Ungarnſ. Defierreich⸗ une: i Jahre 1866 68, 155—218. — Gejep- 
Uniondparlament zu Erfurt 71, 14. | Ye 38 von 1868 68, 689. Gtatiftif für 
Universitäten, Beſuch durch —— 867 68, 227 Statiftit für das erfte 
8 — Beiträg e zum preuß. Unter: Semefter 1868 68, 9Z — Bunbesein 
richtörecht (Hubric) 1907, 16, 81 (liniv.= nahmen aus denfelben 69, 216, — Geſetz⸗ 
Statuten, Reftor eo gebung des Reiches 71, & 30. — Statiſtik 
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für 1868 biß 1870 71, 543. 69. — Die 
Zölle und Verbrauchsſteuern ꝛc. des Deut- 
ihen Reichs, von Sehen. bon Aufſeß 73 
117; 80, ; 86, 1; 98, er⸗ 
waltungsfompetenz des Reichs (Zaband) 
73, 471. — Entwidelung der Geſetzgebung 
1837 (o. Auffeb) 74, 81; 75. 881 — Eins 
fluß der Steuern auf den Familienhaus— 
halt (Birth) 75, W — Gtatiftil für 
1870/74 74, 914. 887; 75, 897. — Gejeß- 
ebung 1871 bis 1876 (Wehrenpfennig) 

17, 282. — leberfiht 77, 820, — Bur 
Tharatteriftit der Verbraucäfteuern 78, 
927. — Die Laft der indirelten Steuern 


VBerlehr,vollöwirtichaftliche Bedeutung des; 
jelben Roesler) 1b, 385. — Die Steige: 
rung der beutichen Seeinterefien von 18% 
bis 1898 1900, 655. — ©. Handel, Trans. 
portwejen, Roitverwaltung, Eijenbabnen, 
Telegraphen, Stromſchiffa te. — Die 
Anliegerbeiträge bei ee —— nad 
bayeriihem Rechte (H. Rehm) 95, 

Verlagsrecht. Verleger und a; nad 
dem Verlagsrechtsentwurf(E. Mayer)1901, 
94. — Geſetz über das Verlagsreht. Bom 
19. Zuni 1901 1901, 633. 

Bermögen. Des Reichs 73, 412. 422; 74, 

965. 408; 75 1493. — Das Vermögen. 





Koch) 1901, 881. — ©. a. Branntwein ee eitlegung einiger ®irtichafts- 
ier, Zölle ıc. Örundbegrifie (Berolzheimer.) 1904, 437 
VDerbrehertum. Preußen, Statiftil 79, 516. 592, — Die Entitehung eines Riejen- 


74. — Ueber die weiblide Kriminalität 

in Deutigland in den Jahren 1898 bis 

1902 1905, 391. — ©. a. Straflolonien. 
Beredlungsverfehr 80, 673; 86, 80. 
Berehelihung, ſ. Eheichliekung. 
Vereinigte Staaten, j. Umerila. 
Bereinsgeiengebung 2, 131; 78, 346; 

rteile de pre reuß. 


vermögens (Stillich) 1906, 890. 
Verordnungsrecht 74, 1148; 76, 1.— 
Reichsverordnungsrecht t, (Sendei) 76 11. 
(Zaband, Meyer) 78 — Bu ben 
Streitfragen über Ehe und gen 
(Born) 8, 85, 301; 89, 349. — Steht dem 
undesrate ein jelbftändiges B.Recht zu ? 
(Arndt) 85, ZOL — Das preußiſche Berord- 
nun Srcht in jeiner ra auf das 
Reichsrecht (Arndt) 86, 311. a. Geſ 
VBerjaillerBerträge 7L, 37 359; 7 


‘4, 

z——n über politiſche Bereine 75, 
— Das deutſche Bereind- und Ver: 

won 96, 817. 


Berfafjung. Gründungsgeichichte des 1585; 1906, 882 
Nordd. Bundes 71, 2. Merfafiung des | Verjepung der Reichsbeamten 76, 237, 
er me mit it Anmerkungen (Megel) | Berjiherungswejen. Beſchlüſſe des 


68, 1017. — Gründung des Deutichen 
Pe (zur Geſchichte und Interpre— 
tation der Verträge mit den Südſtaaten) 
70, 735, — Berfafiung des Deutichen 


Handelstag 1868 68,979. — Die Lebens 
verficherung in Deutichland (Statiftiiches) 

1011. — ‚Gejeggebung über Ber 
fiherungäredt 7 77, 19; 72, 129. — Ueber: 


Reiches (Zufammenftellung mit der nord» 
beutihen Bundesverfafiung) daj. 771. — 
DasBerfafiungsrecht bes Deutichen Reiches, 
biftoriihedogmatiich dargeitellt (v. Rönne) 
71, 1; 72, 421. Revid. Reidhöverfafjung 
bom 16. April 1871 nebſt den — enden 
Vertragsbeſtimmungen 71, 321. Rn 
nifie des Reichs ꝛc. in 1 Bezug auf das 
Kriegsweſen (Seydel) 75, 1393. — Koniti« 
tutionelle und parlamentariiche Regierung 
(Seybel) 87, 237. — Straffreiheit wahr: 
heitögefreuer Reichstagsberichte (Fuld) 87, 
251. — Verfafjungsänderung während der 
Negentihaft (Kohler) 88, L— Deutiche 
Verfafiungen und Berfaffungsentiwürfe 
(Frhr. dv. Völderndorff) 90, 241. — Zur 
Lehre von der Berfafjung (Affolter) 1905, 
BL — © a. Baden (v. Freydorf), 
Bayern, Bundesgejeße, Bundesitaat, Eljah- 
Lothringen, Finanzweſen, Gejep, Juftiz« 
gelepgehung, Kabinettsordres, Kaiſer, 
riegsweſen, Regentichaft, Reichstanzler, 
Reichsſtag, Reſervatrecht, Thronfolges 
fragen x. 
Verjährung. Einjährige Frift 77, 228, 
— ©. a. Abgaben ıc. 
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fiht der Verſicherungsgewerbe 72, 403; 
73,358, — Bur Reichs⸗ erfiherungs ejep- 
gebung (von Sendtner) 73, 733. — ejen 
> Arten der Berfi herum (Roeäler) 75, 
— Dad Lebensverſicher *— sgeidäft 
1878 80, 74. — Neichögeiesliche egelung 
des Berfiherungsweiens 80, 138. — 
ftaatlich geleiteten deriherungSanfialien 
in Bayern (Haag) 84, 65. — Die Ber: 
fiherung der landwirtichaftl. Arbeiter (9. 
von Frankenberg) 1900, 39. — Die 
Frage der Berficheru 8, egen — 
ſchwemmungsſchäden 
Gleichheit der Kontrahenten und die * 
rechtigleit im Verſicherungsvertrage (Aus 
guſt) 1902, 672, 770. — Die Fortſchritte 
der deutichen Lebensverfiherungsanitalten 
im Sahre 1901, 1908, 556. — Neue Bor: 
ichläge auf dem Gebiete der Brivatver- 
fiherung 1904, 75. — Der Entwurf eines 
Geſetzes über ben Fe ng there 
— 1904 — Der vorzeitige 
agent bei der eebengvericerung (Arens) 
‚ 166. — Der Verfiherungsvertrag 
eig "der beutichen, jchweizeriichen und 
franzöfiihen Geſetzesvorlage (Kublenbed) 
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1905, 721. — ©. a. Arbeiter⸗, Feuer⸗, In: 
validenverfiherung, Konkurs, Sranten-, 
Unfallverfiherung ꝛc. 

Verträge, ſ. d. einzelnen Staaten, mit 
welchen diefelben abgeichlofien wurden. 
ent die Ueberſicht 68, 280; 70, 731; 72, 

; 78, 311; 80, 812; 86, 250. ©.a. 
er in Berhältniffe, Sriebenöverträge, 
Handelöverträge, Staatövertrag, Boll 
verein ıc. 

Vertragsrecht des DeutſchenReichs(Gorius) 
74, 759; 75, 531. — (Laband u. Meyer) 
78, 378. — Der Abihluß völkerrechtlicher 
Verträge durch das Deutihe Reih und 
dejien Einzeljtaaten (Broebit) 82, 241, 

Berwaltungdgerichte. Uebertragung 
der Vermwaltungsredhtiprehung an die 
ordentl. Gerichte (Frhr. v. Stengel) 75, 
1313. — Preuß. Gejeg vom 2. Juli 1875 
75, 1619. — Berwaltungdgeri —— 
in. Elſaß-Lothringen (Stengel) 76, 808, 
89T, — Bejepgebung in Preußen (Behren- 
pfennig) 77, 306. — ee 
pflege in "Bayern (Seydel) 85, 203. — 
Die Reform der Kan Br 
feit in Elfaß-Lothringen (Rojenberg) 1906, 
811, — ©. a. Berwaltungdorganijation, 
Verwaltungsrecht zc. 

Verwaltungskompetenz des Reiches, 
von P. Laband 73, 458. 8. v. Stein 76, &. 
— Meyer über Raband 78, 369, — ©. a. 
Verordnungsrecht. 

Verwaltungsorganiſation. — Die 
in EljahsLothringen 72, 5b4. — Die 
Organiſation der inneren en Verwaltung auf 
rechtövergleihender Grundlage (Deutich- 
land, Frankreich, England, un Vereinigte 
a el 901, 801; 1902, 55. 


Bene Reform 72, 538; 


75, 1307. — Deffentt. Anterefii e und 
öffentl. — Verwaltungsrechte (Leut— 
hold) 84, Berwaltungsrechtäpflege 


in Bayern (Seydel) 85, 213. — Das Ver: 
waltungäftreitverfahren nad preuß. Redte 
(E. Bornhat) 99, 329. Die Beiladung 
im preußiihen Verwaltungsprozeßrechte 
(Weife) 1904, 454. 


Vermwaltungsreform in Preußen (llebers | 


blid) 75, 329. — Denkichrift der Regierung 
75, 657, — Dotation der Kommunalver- 
bände (Kreife und Provinzen) in Preußen 


74, 1392. 1444; 75, 1635. — ©. a. Kreid- 


und Brovinzialordnung. 


Beterinärbolizei. Juſtruktion zum Ges | 


jeße vom 23, Juni 1880 SL, 205. Die 
Beterinärpoligeiseiepgebung nah den 


reihögejeplihen  Beitimmungen (®h. | 
öring) 81, 809. — Beterinärpolizeilihe | 


Gejepgebung 81, 432. — ©, a. Rinderpeit. 





Viehausfuhr, deutihe, nah England 
und Franfreid 90, 236. 

Viehhandel, Gewährleiftung im 78, 359. 

Viehſeuchen, ſ. Veterinärpolizei. 

Viehtransporte 77, 635. 

Viehzählung. Ergebnifie der deutichen 
Viehzählung am 1. Dezember 1892, 95, 
411. — Um 1, Dezember 1897 98, 888. 
— Um 1 Dezember 1900, 1901, 394. 

Bivifeltion SL, 435. 

Voltsbanken, ſ. Sparkafjenwejen, Ge— 
noſſenſchaften ꝛc. 

Volksbildung, Kulturpolizei und Rechts— 
gleichheit (Hirth) B. 7%. 823. Das 
Deutſche Reich und d die Schule 74, 2. 

Volksſchulen, ftaatsrechtliche Stellung 
derjelben 78, 828. — Reform der preuß. 
Voltsihule ı vom 15. Öftober 1872 78, 
897. — Betition, betr. reichSrechtliche 
Ordnung des Vollsihulweiens 74, 889. 
— ——— der —— Vvosoſchul. 
lehrer 76, 37 — Das Volksſchulweſen 
in Bean 77. 77, 98, als 82, 407. — Bas 
koftet der öffentliche Unterricht in Preußen ? 
88, 802, an in Preußen 
1908, 236, — ©. a. Sculauffihtögeieh, 
Schulzwang ıc. 

Bollävertretungen in den Bundes- 
ftaaten 74, 1%. 319. — Wahlgeſetze 
"Bundesftaaten (2. 4. v. Miiller) 
81, 3. — Immunität der parlament. Be- 
ir Ar (Hubrid) 9, 1. — —— 
Anfang, Unterbrechung und Schluß der 
Legislaturperioden oder: comment le 
pouvoir exécutif arröte le pouvoir legis- 
latif (Arndt) 1908, 721. 


Volkswirtſchaftslehre. Ueber die 
Geſetzmäßigkeit der volkswirtſchaftlichen 
Erſcheinungen (Roesler) 75, L 259. 
371. — Die Voltewirtjgaftsiehre ala 
Wiffenihaft (Hirth) 75, 1310. — Der 
Entwurf eines Bürgerlichen Geſetzbuches 
für das Deutſche Reich. Auf volkswirt— 
ae [. e beiproden (Jacoby) 
8 1 der Volls⸗ 
—— "für die Reditswiiienicaft 
(Weber) 1904, 423. — ©. a. Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft, joziale Frage, Wert ıc. 

Volkswirtſchaftsrat, preußiicher 80, 
91. Ernennungen hierzu 81, 

Voltszählung. Ergebnifje der ®. von 
1864 88. 189; 1867, 68, 501. 779; 1871 
12, 92 — 78, 1271; 1875 75, ; 76, 
BB8; 77, 471; 78, 49, 178, 491; "1880 
82, 146; 1885 9, 1004 ; 1890 0 9, 626; 

9”, 32, — die ftantangehörige "Be: 
Br jämtliher Staaten des norbd. 
Bundes (Engel) 68, 1101. — Die jee- 
männifche Bevölferung Preußens 68, 1005. 
— lleberfiht der Bevölkerung des Zoll 





992 


vereind (Aufftellung vom Bentralbureau 
des BZollvereins) 69, 855. — Bollabred- 
nungs⸗Bevölkerung für 1868—70 71, 544. 
tganifation der Bold ählung für 
1871 70, 24. Bundesverfafjung und 
Voltszählung (Gutachten der norbd. Mit: 
— der Kommiſſion zur weiteren Aus— 
ildung ber Statiſtik des Zollvereins) 70, 
445. — Anhäufung und Bewegung der 
Bevölkerung in Preußen 78, 268 
Alterdftufen der preuß. Bevölkerung ;8, 
658. — Bedeutung für die Bollabrehnung 
80, 645, 757. — Gtäbtebevölferungen in 
Rreußen 81,92. — Bevöllerungsbewegung 
in Deutichland und Frankreich 82, 614. 
— Boltsvermehrung 1879/88 in Preußen 
90, 38. — Männlidye und weibliche Be- 
völferung Preußens 18%, 91, 586. — 
Großſtädte des Deutichen Reichs 98, 638. 
im 19. Jahrh. 98, 808. — Volkszählung 
1900 im Hamburgiihen Staate 1901, 159 
— im Deutihen Reit 1901, 237 — in 
ber Schweiz 1901,480. — Flächen, Wohn- | 
häuſer, Einwohner des Deutihen Reichs 
(1. Sept. 1900) 1902, 76. — Geſchlecht, 
Alter und Familienftand der Bevöllerun 
ig am 1. Dezember 1900 1908 
— Die Bevölkerung Chinas 1902) 
18 — Bol. auch Berufszählung, Bevöl: 
ferung, Statiftil, Zollverein ꝛc. 
Borlagen an den Reichstag 74, 162. 251. 
Vorparlament in Frankfurt a. M. 71,9 


W. 


Wahlberechtigung 72, 323. 
lea Statiftit 72, 287. ©. a. Reichsta 
Badıge| ehe deuticher Bundesjtaaten & 
üller) 81,3. — Preußiſches Reichs 
TE dom 15. Oftober 1866 68, 





3. — Bahlgejeg vom 31. Mai 1869 | 


71,245. — Broportionalwapl für die Land⸗ 
tagswahlen beutiher Mittelftaaten (Sieg- 
fried) 1905, 677. — Val. aud) Ehrenämter. 


Wahlkreiſe zum Reihstag 72, 291. 218. 


— 72, 347; 80, 386; 
92,1. — S. a. Legulmationsprufung 


— Proudhons Theorie des all— 
gemeinen (Miülberger) 91, 169. — Pro— 
portionalwahl und Minoritätenvertretung 
95, 168. — Die — Wahlurne 
(Siegfried) 1906, 

Wahlzwang = — für unent⸗ 
ſchuldigte Wahlenthaltung ſpeziell unter 
Berüch ihtigung der bezüglihen Neurege- 
lung im Wahlgejeg für den Braunſchwei— 
giſchen Landta —— 1901, 81. 

Währung, ſ. Münzweſen 

Waiienfürforge, j. Beante. 

Banderlager 77, 1064; 78, 707. 
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Wappen, kaiferlihes 76, 351. 

Baren (Ein- und Ausfuhr xc.), j- unter 
Handelsſtatiſtik, Preiſe, Zölle, —— x. 

Barenauftionen 77, 1064; 78, 738, 

WBarenhaußfteuer ſ. Sewerbefteuer. 

Barenverzeihnid, amtliches 75, 883; 
76, 82; 98, 223. 378. 

Barenzeiden, ſ. Martenihup. 

Waſſerrecht, deutihes Brüdner) 77,1 
— Hefliiches Waflergefeg vom 30. Juli 
1887 (Zeller) 88, 635. — Urt. 4. Bit. 9 
der Reichöverfafiun (Frhr. v. Völdern⸗ 
dorff) 90, 825. — Entwurf eines preußi- 
ſchen Waflergeießes (Zeller) 94, 587. — 
Beibilfen Al: Hohmafierjhäden vom 
Sommer 

Wechſel en — Roedler) 75, 
881. ©. a. Bankweien, Bapiergeld. 

maatsiatgebin Einholung durch Boft- 
auftrag 77, 231. 

Begielfähigteit, EG Te 81,418, 

Wechſelkurſe (Najle) 7 

Wechſelordnung, I. —— 

Wechſelproteſte, Aufnahme derſelben 
durch Poſtbeamte 78, 42. 

Wechſelſtempel. Denkſchrift des Handels 
tags 69, 63. — Die Wechſelſtempelſteuer 
im Nordd. Bunde und ihre Erhebung 69, 
1011. — Mobifilation des Geſetzes vom 
10. Juni 1869 71, 377. — Statiſtik pro 
1870 71, 592. — Verwaltungstompeten; 
des Reichs (Laband) 78, 467. 497. — 
Statiſtik der Bedsielftempelfteuer 73, 736; 

4, 725. Präjudilate 6, 81. Lage 
ber —— 183. 185. 338. 

Begabg 

Wehrgeld (Steuer) 74, os 

Wehrpflicht, allgemeine 71, 109; 75, 
1431. — Ausdehnung der Wehrpflicht Ss, 
286. leber die Wehrpfliht nad Erwerb 
u. Berluft der Reihsangehörigkeit (Siegel) 
98, 781. 

Wein. Geſetz betr. den Verkehr mit Bein, 
weinhaltigen und weinähnlichen Getränken 
vom 24. Dai 1901 1901, 475. — Wein, 
Bier- und Branntwein- Probultion und 
:Berbrauh in den wichtigſten Ländern 
ber Erde 1902, 238. — Der Konjum von 
Bein, Bier und Spirituojen in den haupt⸗ 
jählichften Ländern 1902, 911. — Pro— 
duktion und Konjum in Bein, Bier und 
Spirituß der führenden Nationen der 
Erde 1905, 474. — Der jäsrlihe Ber: 
braud altobotiicer Getränfe im Deutſchen 
Reich, 1906, 158. 

Bu 80, 666; 86, 71. 


VWeinfteuer in —— 73 9. 
Projeft einer Reichsſteuer 7 
Einfuhr und Bollertrag von Bein im 
beutichen Zollgebiet und Eljaß-Lothringen 


u — — — 


Alphabetiiches Geſamt⸗Regiſter. 


1843/77 79, 802. 808. ©. a. Zölle, Boll 
tarif ac. 

Weltausjtellung in Wien 1873 (Pro— 
gramm 2c.) 72, 910. 

Weltpoftverein, j. Boftverwaltung. 

Wert (Begriff) 75, 10. — Der Bert in 
jeiner volfswirtichaftlichen und ——— 
lichen Bedeutung (Ad. Samter) 88, 457. 
— ©. a. Poſtweſen, Preisbildung. 

BWertberehnung ber Ein» und Ausfuhr 
des Zollvereind 69, 67. 438. — Weber 
Bertermittelungen in der Handelsſtatiſtik 
70,429. — Bgl.a. Handelsſtatiſtik, Preiſe ꝛc. 

Wertpapiere, f. Preiſe, Aktienkurſe ac. 

Wertverteilung (Roesler) 75, 268. 

u die (vd. Franken⸗ 
berg) 1906, 7: 

Wettbewerb, unlauterer (Fuld) 96, 918. 

Wiener Shlußat te 71, 4. 

Wirtſchaftliche Interefienvertre 
tung, ſ. Interefjenvertr. 

BWirtjhaftsgenojjenjhaften, ſ. Ge— 
noſſenſchaftsweſen. 

Wirtſchaftsſyſteme, geſchichtl. Roesler) 
75, 15. ©. a. Zollverein. 

Bitwenfürjorge, j. Beamte. 

Wohnungdfrage Die grobftädtiiche 
Wohnungsnot und die Fabrifenverlegun- 

en, insbejondere die Londoner, Berliner, 
Leipziger 1908, 710. — Wohnungäver- 
bältnijie in öfterreichifchen Wittelfräbten 
904, 236. — Arbeitsort und Wohnort 
der Bevölkerung in den Grohftädten und 
einigen Induftriebezirten Breußens 1904, 
797. — Bohnungdverhältnifie in öfter» 
reichiſchen Großſtädten 1905, 313. — ©. a. 
Arbeiterwohnungen, Zivilrecht (Erbbau- 
recht). 

a N RATE 74, 267; 76, 
359. 361; 86, 213. 

Wuchergeſetze, — derſelben und 
der Schuldhaft 68, 799. — Wuchergeſetz 
von 1830 81, 423. — Die Beſtrafung des 
Wuchers auf dem Lande (Fuld) 88, 654. 

BW ürttember 8 
ſchen Bund 70, 769, an die Reichsver— 
fafjung 70, 171; qL, 37. 41. Militär- 
konvention 71, 120. — BE een 
Beitimmungen des Bertragd vom 25. N 
1870 71, 359. — —— erg 
Bundeögefepe 71, 389. — Berehnun ber 
Matriku tbeiträge für 1871 71, 701. 
Militäretat 73, 46. — Bierbeftenerun 
65; 97, 85. — Branntmweinfteuer ng 70, 
8, 620. — Berhältnis zum Zollverein 
und Reich 98, 164. 174. 19. 417. — 
Proportionalwahlen zur Abgeordneten- 
fammer 97, 326. — Die württembergijche 
Steuerreform, insbejondere das Eins 


Anſchluß an den deut | 








fommenfteuergejeg vom 8. Auguſt 1903 | 
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(Eihmann) 1904, 64, 900. — Württem- 
bergijche Gejepgebun fragen 1905, 801. 
— Bur — * Gemeinde und 
Bezirfdordnung' vom 28. Juli 1906 
(Schmid) 1907, 889. — ©. a. Bankweſen, 
Wahlgeſetze, Waſſerrecht, Zollverein ꝛc. 


3. 
Zahlungsverfahren, Reform 76, 1031. 
— Die bargeldloje Zahlun * die 
deutſchen Behörden (Buff) 1907, 788. — 
©. a. 77, 228, Bankweſen, Geld ıc. 
— Handelsvertrag 93, 188. 439. 


Bentalbureau des Zollvereing 72, 1556; 
, 367. 385 
Bentralgemalt, ı provijorische von 98, 
10, 


Bentrum, nie 72, 1. 283. 
335. 1018; 44. 

Ben an ten, ſ. Bankweſen. 
eugenpflicht 82, 776. — Zeugnisver— 
—ãA— der Reihstagsmitglieder (Fuld) 

—— a bie Mal 
fing) 1907, 
tag ( 
Bintprodbuftion 189 98, 797. 


Sins. Geſetz, betr. die a 
Binjen vom 14. Nov. 1868 68, ; 72, 
134. — Zinsfuß 76, 882; 91, I, — 
Kurſe der Staatsanleihen, die Bankdis— 
fonten und — — in den 1 
26 bi8 30 Jahren 1 
Bawerks Zinstheorie und nr —— 
zur Produktivitätstheorie (Schade) 1906, 

, 263. — ©. a. Bankweſen. 

Bivtlehe, obligatorijche 7&, 188. 237. 311. 
408. Entwurf und Kommijlionsbericht von 
1873 74, 437. Preuß. Geſetz von 1874 
74, 1551. Reichsgeſetz vom 6. Februar 
1875 75, 641. 1181. 1553. — Ummwands 
lung von Geld» in Freiheitsitrafen 76, 
84. — Standesamtöbezirke in Bayern 76, 
65. — Ausführungen von Seydel 76, 
172. ©. a. Eheſchließung. 

Bivilprozeh. Aus dem Entwurf einer 
nordd. — —— 69, 649. Vor⸗ 
arbeiten für diejelbe 72, 143; 783, 348. 
Aus dem 1872er Entwurf 78, 467. — 
Aus dem 1874er Entwurf: Das jchied8- 
richterliche Verfahren 75, 153. 1219. — 
Verlauf der enge (Endemann) 
77. 646. Zur Frage der Prozehver- 
——— 1903, 315. 474. — Zur Bes 
handlung ber Baplungsbefehle 1908, 473. 

— Kleine Sorgen ber Praxis 1908, 637. 

— Iſt eine Erhöhung der Reviſionsſumme 
billigen ? (Scherer) 1904, 241. 667.— 

Bar Brage der Eideszufdiebung an bie 
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Kindsmutter im Alimentationsprozefie (88 
445, 451, 475 EVD.) 1904, 556. — Beit- 
weije Unzuläffigfeit des Rechtswegs bei 
Berfolgung von Anſprüchen gegen den 
Fiskus nah Urt. 2 Bayer. AG, 5. 3PO 
und KO. Knab) 1905, 372. 554. — Die 
wiederum eingetretene Ueberlaftung bes 
Reichsgerichts mit Revifionen in er 
jahen (Scherer) 1907, 809. — 
Juſtizgeſetzgebung. 
Zivilrecht, a besjelben 71, 
125; 78, 339; 74, 193. 310. Verband: 
lungen im bayer. — 74, 330 (Mi⸗ 
niſter Fäuſtle), 339 (Reichsrat v. Neumayr). 
— W. Endemann daſ. 412, — Eine Feit- 
rede Laskers daj. 743. — Bericht bes 
Juftizausihufjes über Plan und Methode 
bei Ausarbeitung eines Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs 74, 1329. Die Mitglieder der Zivil— 
rg engen daj.1680.— Weiteres 
ber den Entwurf des Geſetzbuchs (Endes 
mann) 77, 1222; 77, 678. — Stand der 
Urbeiten für das —— im Som⸗ 
mer 1876 (P. v. Roth) 76, 940. — Amts 
liher Bericht über bie Arbeiten der Kom⸗ 
miljion bis 1876 77, 423. — Ueberſicht 
der bis 1877 erlafjenen zwilreguichen 
Geſetze und Verordnungen 77, 822. 
Der Entwurf eines Bürgerlichen Gejep- 
buches für das Deutjche Reih. Auf volls⸗ 
wirtichaftliher Grundlage in Einzelerörte- 
rungen bejproden (Jacoby) g- 581; 89, 
293. 637; 90, 34. 834; 91, 81. — "Der 
Entwurf des Bür erlihen — und 
das Megan echt (Bornhal) 91, 212. 
r Haftung des Tierhalters ($ 833 
BG J 1903, 155. — Räumlichkeiten als 
Orte des Verlierens und Findens 1903, 
310. — Beugnis über fortgejepte Büter« 
emeinjchaft 1908, 317. — Zubehör eines 
Kandguts (88 97, 98 Nr. 2 BGB.) 1908, 
475. — Die Verjährung der Fradtzu- 
agrmarg 1903, 547. — Kann 
5654 BGB bei Zaufcgeicäften Anwen: 
10. finden ? ‚550. - Fundredt 
229. — "Bet, Ehentungsverpeehen, 
Berkvertrag und Yuslobung 1904, 
— Bur Würdigung des —— * 
(Dertmann) 1904, 561. — Tierhalter, Tier⸗ 
ſchaden (Fiſcher) 1905, 688. — Kritik des 
Geſe it betr. Abänderung des 8833 
Haftpflicht der Tierhalter (Scherer) 
1006. 473. — ©. a. Befi ef. Gothaer Ber- 
trag, Yuftizgefeßgebung, onfursordnnung, 
Todeserllärung ıc. 


Alphabetiſches Gejamt-Regifter. 


Einheitlichleit desjelben 71, 171; 98, 1% 
Aufieh) — —— jämtlicher Bejehe x. 
77, 807. — ©. a. Bolltarif ze. 


Boll= und Steuerfredite, Abbürdung 


derielben 72, 1481; 74, 170. — Beitim- 
mungen über diejelben 98, 206. 338. 
©. Kredite. 


Be e, Statiftif für die Zeit bis 1868 


165— 222. Statijtit für 1867 68, 729 
— Gtatiftif für das erſte Semejter 1868 
68, 998, — BWaren-Ein- und -Ausfubr 
1567 69, 115. — Bunde3einnahmen aus 
den Zöllen 69, 216. — Drganijation der 
Statijtif der Zölle 70, 71. — Statiftil 
der Bolleinnahmen ıc. 1862—1869 70, 
pr — Die Reihs-Zollgeieggebung 1, 
72, 389. — Statijtif der Zölle und 
Bann und ⸗usfuhr 1868— 70 71, 
543. — Die Zölle und Berbraudsiteuern x. 
des — Reichs, von Frhrn. dv. Aufſeß 
161. — Verwaltungskompetenz des 
Reiches (Laband) 73, 471. 498. — Statiitif 
4, 911; 75, 897. 1389. 1701; 76, 79. 
— Bert: oder Gewichtzölle? (Seyfardt: 
Krefeld) 77, 135. — Die Gejeggebung 
über Zölle und Steuern 1871—1876 
(Wehrenpfennig) 77, 282. — Ueber Schutz⸗ 
er Girth) 77, 896. — Handelspolitiihe 
rklärung von 203 Neihstagsmitgliedern 
79, 460. — Das handeläpolitiiche Bro- 
Bun des Reichslanzlers (Schreiben an 
en Bundesrat) 79, 219. — Eingabe dei 
rd an den Bundesrat 79, 

358. 571, — Rede des Herrn dv. Riede in 
ber württembergiichen I. Kammer 79, 370. 
— Die widtigiten Finanzzölle in Deutid: 
land und Großbritannien 79, 571. — 
Einnahmen 1879/80 80, 591. — Weber 
die Vorausjegungen eines Ausfuhrzolles 
auf Kalijalze (E. Kohler) 1902, 69. — 
Zölle und Aufwandfteueru bzw. Mono 
oleinnahmen in d. Schweiz, im Deutichen 
eich, in Frankreich, Jtalien und Deiter- 
reich⸗Ungarn 1902. 152, — Die Erträg: 
nifie des Einfuhrzolled in den wichtigiten 
Ländern 1902, 865. — ©. a. Finanzweien, 
Handelspolitit, Hanbelsitatiftif, Handels: 
ae Kaſſenweſen, Statiftit, Zollaus: 
ihlüfje, Zollgejeg, Zolltarif, Zollverein x. 


Bollbehörden in Deutihland. Weflort- 


verhältnifje, Ueberjicht der Aemter ıc. 68, 
405. — Die Vereinsbeamten des deutichen 
Bollvereind (Anfang April 1870) 70, 139. 
— Organiſation der Zoll- und Steuer- 


—— — und Reihsfontrolle (vd. Aufſeß 

Bivilftandsregifter, j. Perſonenſtand. 93 

Bollausjhlüjie, 98, 196 (Aufſeß). Bes 
riht der Kommiljion zur Erörterung ber 
Stage betr. die Averſa 80, 531, 


Zolls und Handelsjyftem des Reiches, 


Bolltartell vom 11. Mai 1833 68, 13. 


Bollgebiet 74, 79. 49; 75, 881. — 
Begrenzung und Bevölkerung der Zoll: 
birektiv irte 77, 478; 89, 1010. 


Alphabetiſches 


Bollgeieg vom 23. Januar 1838 68, 51, 
— Bereinsgoll ejeg vom 1. Full 1869 69, 
511. — Zur Ausführung des Zollgeſetzes 
69, 995; 98, 211. 

Bollordnung dom Jahre 1838 68, 61. 
Denkſchrift des Handelstags betr. Reform 
des Zollverfahrens 68, 249. Geſetz wegen 
Abänderung einzelner Beitimmungen der 
Zollordnung und ber Zollittafgefeggebung 
v.18. Mai 186868, 679.— Bgl.a. Zollgejep. 

Bollparlament. (S. a. Zollverein.) Mit- 
glieder 1868 68, 433. — Thronreden ber 
eriten Sejlion 68, 1070, der zweiten Sefjion 
69, 1100, der dritten Seifion 70, 713. — 
Bericht des Vorjtandes der nationallibe- 
ralen Partei über die Legislaturperiode 
1867 bis 1870 70, 563. — Ueberſicht der 
Gejepgebung des Nordd. Bundes und des 


Gejamt-Regiiter. 


Bollvereind in den Jahren1867—7070,721. | 
BZollftrafgeieg, Grundjäße, betr. das | 


vom Jahre 1836 68, 115. — Straffälle 
1892/93 98, 940, — gl. a. Zollgeſetz. 
Bolltarif vom 1. Juli 1865 68, 9. 
Dentichrift des deutichen Handelstags über 
Reform des Zolltarifs 68, 249. Geſe 
vom 25. Mai 1868 68, 649. Zolltari 
vom 1. Juni 1868 ab gültig 68, 651. — 
Material zur Petroleumſteuerfrage 69, 
391. — Der Zolltarif zu Anfang des 
Jahres 1870 70, 92. — Reform des Ber- 
eins=Zolltarif8 vom Mai 187C 70, 325. 
— Der Zolltarif vom 1. Juli 1870 an 
70, 379. — Beitimmungen über die Tara 
72, 1541. — Tarifreform von 1873 74, 


83. 232. — Nedattion des Zolltarif3 vom 


1. Ottober 1873 (in der Martwährung 
717, 144. — Freihandel oder Schupzoll 

Dentichrift des Vorjteheramts der Königs— 
berger Kaufmannſchaft 75, 1549. Zur 
Verteidigung gemäßigter Schußzölle (3. 
Schulze) 75, 1681. Sur Dentichrift des 
Vereins der Eijeninduftriellen daſ. 169. 
— Ueberſicht der hauptſächlichſten Schußs 
zölle des Hollvereind 77, 200. — Die 
Klaujel der „meijtbegünjtigten Nation” 
17, 534. Die acquits-A-caution 77, 
535. — Bolltarifentwurf vom 4. April 1879 
mit Motiven 79, 617. 681 (ipezielle Ueber: 
ficht im Inhaltöverzeichnis des Jahrganges 
1879). Tarifgeieß vom 15. Juli 1879 79, 
993. — Lage der Gejehgebung 1880 80, 
623. 627. 653. — Ubänderungen des Boll: 
tarifgeieges in den Jahren 1880—82 82, 
674. Abänderungen des Zolltarifgejehes 
vom 15. Juli 1879: Gejege von 1583 bis 
1885 85, 505. — NRedaltion bed Zoll— 
tarif8 (Mai 1885) 85, 521. — Erörtes 
rungen von Aufieh 98, 176. 214. — Zur 
Frageder Zolleinigung zwiichen dem Deut- 
ihen Reihe und Oeſterreich-Ungarn 87, 
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81. — Bolltarif — Reichsverfaſſung — 
Geihäftsordnung des beutichen Reichs— 
tags (E. Müller) 190%, 718. — Bolltarife= 
* vom 25. Dez. 1902 1908, 142. Anlage 
Bien (Zolltarif) 1908, 194. 265 ©. 
a. Handeläverträge, Zölle, Zollverein ıc. 


Bollverein, BZolldverträge. Mittel- 
bare Bollvereinäglieder. ertrag vom 
8. Juli 1867, die Fortdauer des Zoll: 
und Handelövereind betreffend. Bericht 
für den nordd. Bundesrat 68, 1. 15. — 
Literatur über den Zollverein 68, 232. — 
Der territoriale Abſchluß des Zollvereins 
68, 1109; 71, 171. — Die Bollvereind- 
geieggebung als Beitandteil des Reichs— 
verfajiungsrechtö 71, 357. — Zollvereins⸗ 
bevollmädtigte 73, 306. — Aus der En- 
quete über die Handelsverträge 77, 39. 
Gutachten der Handeldfammer zu Köln 
daj. 1049. — Ueberficht der deutihen Han— 
belöverträge 79, 384. 562, — Einige Be- 
trachtungen über einen mitteleuropäiihen 
Bollverein 88, 943. — Handels- und Zoll» 
verträge mit Dejterreihsllngarn, Schweiz, 
Italien 92, 796. — Geſchichte des Zoll. 
vereind (v. Aufſeß) 98, 167. — Umfang, 
Größe und Einwohnerzahl des Zoll- und 
Handelsgebiet3 des Deutihen Reichs 93, 
194. — Boll, Handeld- und Schiffahrts— 
verträge ded Deutichen Reichs mit fremden 
Staaten 98, 435. — Handels-, Do und 
Sciffahrtövertrag mit Rumänien und 
Serbien 94, 747. — Bertrag mit Ruß— 
land 94, 853. — Bol. a. Getreidezölle, 
Handelspolitit, Handelsftatijtit, Handels— 
verträge, Statiftit, Verfaſſung, Zollgejep, 
Bolparlament, Zolltarif ac. 


Zollverwaltung, deutihe, Organijation 
(Aufieh) 93, 338. 

Zuder. Uebereintunft wegen Bejteuerung 
des Nübenzuderd® vom 16. Mai 1865 68, 
123. Bejteuerung im Zollverein, in Groß» 
britannien und Frankreich 68, 155. Dent- 
ichrift der Handelskammer zu Damburg 
über Reform der AZuderbejteuerung 68, 
303. — Beſchluß des Handeldtagd 68, 
983. — Denkichrift zur Reform der Zuder- 
u und — ——— ebung von E. 

angen 69, 361. — Die Zuckerbeſteuerung 
im Zollverein nach dem Geſetz vom 26. Junt 
1869 69, 905. — NRübenzuderjteuerjtatiftif 
für die Jahre 1868— 70 71, 573, — Stati- 
jtit 75, 899. 1551; 76, 248. — Denkſchrift 
über die Reform der Juder- Steuer von 
Witte-Roſtock 83, 142. — Amtliche Be— 
rihtigung zur Rübenzuder » Statijtit 84, 
445. — Berigt der Enquete-Kommiſſion 
vom März 1886 86, 517. — Gej. vom 
1. Zuni 1886 und Materialien 86, 826. 
857. 864. 867. — Nachweiſung der vom 
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1. ge 1886 bis 31. März; 1887 inner- 
halb des deutichen Zollgebietes mit dem 
Anſpruch auf Zoll- und Steuervergütung 
abgefertigten Zudermengen 87, 306. 

Reform der Zuderjteuer (Reichögeiep vom 
9. Juli 1887) 87, ur Reichögeieg vom 
31. Mai 1891 91, — Die Bejteue- 
rung be& Rübensuders (Frhr. dv. Aufſeß) 


93, 262. — Gef. vom 27. Mai 1896 und | 
— BZuderftatiftit | 


Materialien 96, 577. 





Alphabetiiches Gejamt-Regiiter. 


1900, 814. — ——— in den 
hauptſächlichſten Produktionsländern Eu— 
ropas 1902, 160. — Rübenzuderinduitrie 
1908, 160. — Zuderjabrifation 1905, 399. 


Zwangsverſicherung, ſ. Berfiherung x. 
Bwangsverfteigerung von Grundftüden 


in Preußen im Jahre 1902 1908, 480. 


Zwangsvollſtreckung gegen Üiien- 


bahnen 81, 411. 





—— 3.14. nenbenrbeitete Auflage — 


J. v. Staudinger’ 


Kommentar zum Vürgerlichen Gelekbude 
und dem Einführungsgejege: 


berausgegeben von 


Dr. Theodor Loewenfeld, Dr. Erwin Riezler, Philipp Mayring t, 
Univ.Profeffor und Rechtanwalt Wrofeffor an ber Univerfität well. K. Oberlandesgerichtsrat 


In Münden. Freiburg i. B. in Münden, 
Dr. Ludwig Kuhlenbed, ſtarl Kober, Dr. Theodor Engelmann, 
Brofeffor an ber Unlverſttät 8. Oberlandesperihtsrat R. Staatsanwalt am Ober 
Lauſanne. in Münden. fandesgeriht In Vlünden. 
Dr, Felix Herzfelder, Joſeph Wagner, 
NRedtsanmwalt in Münden. ‚Rat am ſt. Oberften Landesgericht 


in Münden. 


ift im Ericheinen begriffen. Am 15. Degember 1907 lagen vor 









Band I: Einleitung, Allgemeiner Zeil erläutert von Dr. Th. Loewenfeld und 
Dr. €. Riezler. XVII, 687 S. Broid. Di. 17.50; in Halbfr. 
geb. Mt.20.—. (Lig. 1, 6, 9 des Geſ.-Werkes). 

Band II: Recht der Schuldverhältniffe, allg. Zeil SS 241—389, erläutert von Dr. 2. 
Kuhlenbed. (20 Bogen.) DE. 7.50 (Lig. 10 bes Gej.- Wertes). 

Band III: Sachenrecht, erläutert von &.Rober. (XII, 974 ©.) Broich. Mt. 24.—, 
geb. Mt. 26.50 (Lig. 2, 4, T u. 11 des Gej.-Werfes). 


Band IV: Familienrecht 38 1297—1588, erläutert von Dr. Th. Engelmann. 
(45 Bogen.) Mt. 16.80 (Big. 2, 5, 8 des Gef. Merfes.) 


3b. II wird Mitte 1908, Bd. IV Unfang 1908 vollitändig. Ein größerer 
Teil des V. Bandes erjcheint noch in dieſem Jahre; die Vollendung bed ganzen 
Werkes bis zu dem angefündigten Termine (Ende 1908) ift fomit gefidhert. Preis 
bes Gejamtwerfes ca. DE. 150.—. 





3. Srhweiger Berlag (Arthur Gellier) Münden. 
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11,000 Abbildungen. 


— 1400 Bildertafeln und Kartenbeilagen. ⸗ 
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Leipziger Zeitschrift 
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für Handels-, Konkurs» und Versicherungsrecht | 


herausgegeben von 
Dr. A. Düringer Dr. E, Jaeger H. Könige 
Messbsgerichtarst froissser un der Unbrersitti Leiprig Rebebagerichtu m 





Die LZ. widmet sich ausschliesslich dem Handels-, Konkurs- und Versicherungs- 
recht. Diese ineinander übergreifenden Rechtsgebiete gewinnen im Rechtsleben 
immer grössere Bedeutung; die wirtschaftliche Entwicklung schafft hier ständig 
neue und schwierige Fälle, deren eingehende Behandlung und sachgemässe Ent- 
scheidung — de lege lata et de lege ferenda — nur von einer Spezial-Zeitschrift 
erwartet werden kann. Als solche hat sich die LZ., dank der tatkräftigen Mit- 
arbeit einer Reihe der bedeutendsten Zivilisten, in ihrem ersten Jahrgange nach 
jeder Seite hin bewährt. Möglichst kurze, die entscheidenden Momente scharf 
herausarbeitende „Abhandlungen“ und „Mitteilungen“ namhafter Autoren er- 
örtern alle wichtigeren auf dem Gebiete der LZ, auftretenden wissenschaft- 
lichen und praktischen Fragen. Prägmant gefasste „Rechtssätze“, von den 
Herausgebern selbst bearbeitet, unterrichten rasch über neue grundlegende 
Urteile des Reichsgerichts; überaus zahlreiche, oft kritisch beleuchtete, ausführlich 
gehaltene „Entscheidungen“ geben Gelegenheit, sich eingehend und zuverlässig 
mit der einschlägigen Judikatur des RG., der Oberlandesgerichte und Land- 
gerichte vertraut zu machen. 


Bei Wissenschaft und Praxis 


hat die LZ. deshalb lebhaften Beifall gefunden. Für beide ist sie nicht nur ein 
nützliches, sondern auch notwendiges Hilfsmittel. 





Probenummern kostenlos! — 








Notiz: Auf den Projpelt, dem der Berlag ber ärztlichen Bis 
Gmelin) in München über feine Verlagswerke diejem Hefte beilegt, maden 
wir beſonders aufmerkſam 


— 148,000 Artikel und Verweisungen. = 





Gegenwärtig erscheint 
in sechster, neubearbeiteter u. vermehrter Auflage: 





Probehefte u. Prospekte gratis durch jede Buchhandlung, 
Verlag des Bibliographischen Insiituls in Leipzig. 
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Drud von Dr. F. P. Datterer & Ele, @. m. 6. 9. Brelfing, FH 
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